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Vorwort zur fießbenten Auflage 


I. Der buchhändleriſche Erfolg diefer Ausgabe des „Bürgerlichen 
Geſetzbuchs“ beweilt,*) daß das Bedürfnis nad) einer Erläuterung des 
Gefeßes, die ih „möglidhite Gemeinverftändlidfeit“ als 
Ziel jeßt, ein greßes ift, und daß dieſe Ausgabe, wenn fie au) das Ziel 
nicht erreicht, Durd) Die Art und Weile der Stoffbehbandlung und 


- die Mittel der Außeren Form jenem Bedürfnis entgegenfommt. 


Kamentlih hat ih, wie die Beurteilungen des Buchs ergeben, der 
„unterjhiedlidhe Drud“ als geeignet erwielen, ein rihtiges 
Leſen und einen ſchnellen Überblid über den Inhalt der Ge- 
fegesbeftimmungen zu erleichtern. 

Nachdem die Gerichte nunmehr ſechs Jahre am Werke gemweien find, 
den Inhalt des Gejeges in praftiiher Anwendung mit der von der 
Wiſſenſchaft reichlich gebotenen Hilfe zu erfallen, habe ih die Erläu- 
terungen neu bearbeitet Die Abſchnitte „Bormundicaft“ 
(88 1773—1921), betreffend „Tejtamente“ (SS 2229-2273) und „Erb: 


*) Bon der Buchausgabe find biöher 42000 Eremplare abgejebt, nachdem eine vor⸗ 
ber erichienene Beitungsausgabe eine Berbreitung von ungefähr 200000 Eremplaren ge» 
funden bat. Die Berlagsbuchhandlung. 
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Vorwort 


ſchein“ (SS 2353-2370), bei denen praktiſche Erfahrungen hauptſächlich 
in der Tätigkeit der Amtsgerichte zu gewinnen waren, ſowie die Artikel 
55—197 des Einführungsgejeges hat auf meine Bitte Herr Amts- 
richter Arnold Freymuth in Bandsburg bearbeitet. Seine Bei: 
träge habe ich unter Wahrung der Einheitlichkeit des Ganzen eingefügt. 

Troß aller Enthaltjamfeit hat jid) ein Anwachſen des Umfangs des 
Buchs und injolgedejjen eine Erhöhung jeines Preijes nicht vermeiden 
laſſen. ch habe mich bemüht, die Erläuterungen den Bedürfniffen der 
Areije, in denen nad den Wahrnehmungen des Verlegers das Bud 
hauptſächlich Aufnahme gefunden hat, immer mehr anzupafjen. Dem: 
gemäß find die für das praftijdhe Leben bejonders wichtigen 
Ubjichnitte, 3. B. das Hypothefenredt, das eheliche Güter- 
recht, die Haftung des Erben für die Nakhlakverbind- 
lihfeiten, das Teſtamentsrecht uw. ausführlider behandelt, 
und die bereits früher angewandten Mittel der Veranſchaulichung durch 
Formulare und Zeihnungen (3. B. Seite 1010, 958, 945 ff., 
85992, 856, 882, 610, 1043 Tf., 1052, 1055 ujw.) find vermehrt. Auch 
habe ich verfucht, die für das Verjtändnis des Gejeßes am meijten in Bes 
tracht fommenden Grundlebren, 3. B. über die jogen. „abjtraf- 
ten Rechtsgeſchäfte“, insbejondere den „dinglichen Ber: 
trag“, über „ungerehtjertigte Bereiherung“, über die 
Bedeutung des „guten Glaubens“ im rechtsgeſchäftlichen Verkehr 
in einer den allgemeinen Zwecken diejes Buchs möglichſt entiprechenden 
Meile darzuftellen. 

II. Um troß des Anwacjens der Erläuterungen dem mit der For— 
derung aller Rechtslehrer zujammentreffenden Wunſche derjenigen ge- 
recht zu werden, die da jagen: Bevor ih „Erläuterungen“ Iefe, 
muß und will ih den „Gejegestert“ im Zujammenbange 
leſen! — um dem Tadel derjenigen zu entgehen, die beim Aufichlagen 
von Kommentaren ärgerlich ausrufen: Wor „Erläuterungen“ 
findet man fein „Geje&“! — endlich aud), um der idealen Anforde: 
tung zu genügen, ſchon in der üAußeren Darbietungsjorm die 
„Majejtät des Gejeges“ möglichjt frei zu halten von den „Zutaten der 
Auslegung“, habe ich dem Buche folgende äußere Anordnung gegeben: 

auf den Seiten redhts: der Gejetestert, 

auf den Seiten lints: die Erläuterungen, 

von Geite 805 an in „Anhängen“: namentlid; die vorn 
nicht unterzubringenden, ausfühbrlideren Dar 
ftellungen, Beijpiele, Formulare. 

Mo die „Erläuterungen“ die Geiten links nicht füllen, 
find die frei gebliebenen Räume benußt, um Auszüge aus den Ausfüh⸗ 
rungsgeiegen der Kün] groben Staaten (Preußen — Bayern — Sachſen 
— Württemberg — Baden) und aus dem Handelsgeſegbuche ſowie die 
Kaiferliche Verordnung betr. Die Hauptmängel und Gewährfrilten beim 
Biehhandel abzudruden, womit id) den Beligern diejes Buchs eine will- 
tommene Zugabe zu bieten hoffe. Da die abgedrudten Vorſchriften der 
‚Ausführungsgejeße* und des „Handelsgejegbuds 
zum größten Teile nit in einem inneren Zulammenhang unter ein⸗ 
ander ſtehen, ſondern Ergänzungen des „Bürgerlihen Geſetzbuchs“ bilden, 
hien mir ihr tüdmweijer bdruck unbedentlih. Zur leichten Auf 
indung der einzelnen Vorſchriften Der Ausführungsgejeße und des 
Sandelsgejekbudie dient der „SSeiten⸗Rachweis“ Geite 1093. 
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Mortvort 


Die infolge der angewandten äußeren Anordnung öfters ent» 
ftehende Inbequemlichkeit, daß die „Erläuterungen“ nicht unmittelbar 
bei jedem Paragraphen des Gejetes jid befinden, wird hoffentlich gegen- 
über der größeren Bequemlichleit bei Benußung des „Gejeßes:- 
tertes“ nicht allzu unangenehm empfunden werden. Stehen doch aud) 
bei den in der bisher üblichen form erjhhienenen Kommentaren die Er: 
läuterungen zu einem erheblihen Teile nicht auf derjelben Seite 
wie der Gejeßestert, zu dem ſie gehören, jondern jeßen ſich oft jeitenlang 
dahinter fort und find in „Vorbemerkungen“, „Erfurjen“ ujw. enthalten. 
Für die Bequemlidfeitim Zuredtfinden habe ih mit den 
Hilfsmitteln des Druds ujw. zu jorgen mid) bemüht. 

II. In haltlich madt das Bud aud in dieſer neuen Bearbei- 
tung nicht den Anjprud, eine Leitung wiſſenſchaftlicher Rechtsforſchung 
zu jein. Id habe mir lediglich als Aufgabe geitellt, denen zu dienen, 
die da willen wollen, was in Deutihland „anerfannten Nedtens“ 
iſt, ſoweit bei der Neuheit des Geſetzbuchs hiervon die Rede ſein fann. 
Mein Beitreben war daher, die „gemeine Meinung“ zu geben 
und, joweit eine ſolche nody nicht bejteht, die „herrijdende Mei- 
nung“ Soweit id aud) eine jolde nicht ermitteln fonnte, habe ich unter 
Benußung der Rechtiprehung und Rechtslehre meine Meinung dargelegt. 

Nach dem in der Faſſung des Titels angegebenen Zwede diejer 
Yusgabe und mit Rüdfiht auf das Publikum, an das fie fi) danad) 
wendet, erihien es mir — von wenigen Ausnahmen abgejehen — nicht 
angemefien, das Bud mit Zitaten zu belajten. Ich möchte daher an 
dieler Stelle über Die benußten Hilfsmittel Rechen— 
ihaft ablegen. Ih habe aus der Dentſchrift, den Motiven 
und Aommifjionsprotofollen, aus den Entjcheidungen des 
Reichsgerichts jowie der Dberlandesgerichte, wie fie in den amtliden und 
jonjtigen Sammlungen oder in Zeitichriften (namentlid: Grudot, Ju— 
riſtiſche Wochenſchrift, Deutjhe Juriftenzeitung, Das 
Recht) mitgeteilt find, ferner aus den angefehenen, die Praxis beherr⸗ 
Ihdenden Rommentaren, Lehr- und Handbüdern [owie 
aus jonftigen willenjchaftlichen Urbeiten entnommen, was mir für die 
Zwede dieſes Buchs geeignet erfhien.*) Namentlich die Beijpiele 
habe ich ſoviel als möglich den Entiheidungen des Reichsgerichts und 
a NEBEN entlehnt oder nad) Maßgabe diejer Enticheidungen 

ebildet. 
e Auf die Ergänzung des Sahregijters iſt bejondere Aufmert- 
famteit verwendet. 

Die neue Rehtfhreibung iſt auh im Gefehesterte 
befolgt. 


Danzig, Februar 1906. 


Der Herausgeber. 


*) Insbeſondere find benußt: die Kommentare von Bland, Neumann, 
Biermann (Sadyenreht), die Jahrbücher von Neumann, Warneyer, Soergel, 
die ſyſtematiſchen Darftellungen von Dernburg, Goldmann und Lilienthal, 
Reste, Coſack, Endemann, die Schrift von Ed über den Allgemeinen Teil, das 
Lehrbuh von Heilfton, ferner Hahenburg A e), Strohal (Erbrecht), 

eiſer (Teſtamente), Becher (Ausführungsge 62 Sabicht (Ubergangsrecht), 
ohn (Das neue deutſche bürgerliche Recht in Sprüchen). 
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Einleitung 


I. Vom Neujahrstage 1900 bat das „Bürgerlihe Geſetzbuch“ 
Gejehestraft. 25 Jahre nad der Erridtung des neuen Deutihen Reichs im 
Jahre 1896 wurde es von den gejebgebenden Gewalten beſchloſſen und am 
18. Uuguft 1896 vom Deutihen Kaifer vollzogen, trägt aljfodas Datum 
diefes Tages. In feierlihem Staatsatt, in den Eingangsworten der am 
6. Mai 1898 beim Schluffe Ver neunten Legislaturperiode des Deutihen Reichs⸗ 
tags vom Kaiſer verlefenen Thronrede ift die Bedeutung dieſes geſchicht⸗ 
lichen Ereignilles wie folgt gewürdigt: 

„Die erſte Legislaturperiode des Reihstags, welche den vollen fünf- 
jährigen Zeitraum umfaßt Hat, Liegt hinter Ihnen. Diefelbe ift fruchtbar 
geweien an geſetzgeberiſchen Erfolgen, die zur Macht und Wohlfahrt des 
Baterlandes dauernd beitragen werden. Ihrer beharrliden, unausgeſetzt 
auf das hohe Ziel gerichteten Arbeit ift es gelungen, das große Wert 
des gemeinjamen bürgerlidhen Rechtes vor dem Ende der 
Legislaturperiode zum Abſchluſſe zu bringen. Damit iſt durch vereinte 
Tätigkeit der verbündeten Regierungen und des Reichstags dem deut: 
iden Bolte ein foftbarer Bejig gewonnen, der ibm im 
Laufe einer taujfendjährigen Geſchichte noch niemals 
vergönnt war. Das neue gemeinjame Recht wird ein 
neuesjtarftes Band um die deutſchen Stämmeſchlingen.“ 


II. Das BGB. gilt im ganzen Deutſchen Reiche. Es gilt ferner in den 
beutihen Konſulargerichtsbezirken für die der Konſulargerichtsbarkeit unters 
worfenen PBerfonen mit gewifjen Einſchränkungen, wozu bemerkt 
kei, daß die „KRonfulargerichtsbarleit“ in denjenigen Ländern ausgeübt wird, 
in denen ihre Ausübung durch Herkommen oder durch Staatsverträge geftattet 
it, , 2. in China, Marokko, Perfien, Rumänien, Serbien, Türkei uſw., vgl. 
Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit vom 7. April 1900 88 1, 19, 20 ff., 31 ff. 
Pas BGB. gilt endlih in den deutihen Schuhkgebieten nad) Maßgabe des 
„Schutzgebietsgeſetzes“ in der Faſſung vom 10. September 1900, vgl. namentlich 
88 3, 4. Abgeſehen hiervon kommt das BGB. zur Anwendung nad) Maßgabe 
der Grundfähe des internationalen Privatrechts; vgl. E. 7—31. 


III. Das BGB. ift die Frucht einer Arbeit von 20 Jahren. Drei Kom: 
miffionen haben ihm ihre Tätigkeit gewidmet: Eine VBortommijfion, 
berufen, Die Grundlagen und den Umfang des Geſetzbuchs feitzuftellen. Eine 
eritie Hauptfommiffion, -beitehend aus hervorragenden Kennern des 
Rechts in den verjiedenen Rechtsgebieten Deutihlands, mit dem Auftrage, 
aus bem gewaltigen Redtsitoffe, der ſich im Laufe der Jahrhunderte in Deutſch⸗ 
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land aufgetürmt hatte, den Entwurf eines Gejetbuds herauszu: 
bauen. 13 Jahre hat diefe Kommijfion gearbeitet. Als ſich herausitellte, daß 
der erjte Entwurf nicht im Sinne der öffentliden Meinung ausgefallen war, 
wurde eine zweite Hauptfommijfion berufen, um die Arbeit der 
eriten zu revidieren; ihr verdanfen wir im wejentlihen das Gejekgebungswerf, 
wie es heute vorliegt. Während die erite Hauptfommiffion nur aus redhts- 
gelehrten Mitgliedern bejtand, gehörten ber zweiten auch Vertrauensmänner 
an aus großen Parteien des Neidhstags und Tachlundige Vertreter der Land⸗ 
und Koritwirtichaft, des Bergbaues, des Gemwerbefleifes und des Handels. 
Das Ergebnis ihrer in 428 Sitzungen gehaltenen Beratungen wurde fort: 
laufend veröffentlicht, dadurch von neuem Die Kritik herausgefordert und, was 
fie bot, mit Aufmerkſamkeit hingenommen und verwertet. Der jo hergeſtellte 
Gejegentwurf gelangte an den Reichstag, wurde von diefem nohmals 
einer Aommijjion überwielen, nad weiteren Wbänderungen und Ergän- 
zungen jchlieklih vom Reihstag und Bundesrat angenommen und 
vom Railer vollzogen. 


IV. Den Inhalt des BGB. bildet das Privatreht. Weiteres hierüber 
und über die den Zandesgejegen vorbehaltenen Gebiete des Privatrechts“ ift 
in den Bemerkungen Ceite 17, 732, 742 Note 2, 752 Note 1 und 3 gejagt. 
Einen Überblid über den Inhalt gibt das Inhaltsverzeihnis Seite 6 ff. 

V. Die Bedeutung des BGB. für unjer Bolt liegt darin, daß es ein 
einheitlihes Nedt gelhaffen hat, und dab es, wie man wohl jagen 
darf, nad) allgemeimer Anſicht — dak über Einzelheiten Meinungsverjdieden- 
heiten bejtehen, ijt jelbjtverjtändlid — im ganzen den Bedürfnijjen 
unjerer Zeitnahb Möglichkeit gerecht wird. Es liegt außerhalb 
der Aufgabe dieſes Buchs, die allgemeinen Grundjäße, die in den 
Borichriften des BGB. fi Geltung verjchafft haben, den „Geift des Ge- 
ſetz huchs“, nadzumeijen und näher zu ſchildern. Wer fich dafür intereffiert, 
lei namentlih auf die befannten „Hache nburgſchen Vorträge" (Mann 
heim. 1900. Zweite Auflage) Hingewielen. Dort werben in höchſt anregender 
Meile vie ipealen und die praftijden Grunmdfäke dargelegt, Die 
das Geſetzbuch beherrſchen: Die Berüdfihtigung von Treu und Glauben 
und ber Umftände des Einzelfalles, das billige Ermeſſen, 
das Streben, das Staatsgefeg mit dem Sittengejet und den An— 
tandspflidten in Übereinftimmung zu bringen, der Grundjaß der Für 
jorge fürdie ſchwächere Partei, die fogen. „Joziale Tendenz“ 
des Eeſetzes, insbeſondere das Ermäßigungstedt des Ridters, die 
Berhbütung der Nusbeutung, die Verteilung eines ent: 
tandenen Schadens, der Shuß Des guten Glaubens im Ge: 
ichäftsverfehr, das Streben nah Rechtsgewißheit und vieles mehr. Um 
vorjtehende kurze Aufzählung andeutungsweile zu belegen, ſei hingewieſen 
3.8. auf die 88 198, 138, 151 Sat 1, 157, 162, 226, 42, 251 Abi. 2, 253, 254, 
259 Abſ. 3, 315, 317, 319, 320 am Ende, 324 Abi, 1 am Ende, 343, 459 Abſ. 1 
am Ende, 468 am Ende, 542 Abſ. 2, 544, 560 am Ende, 615 am Ende, 616 
bis 619, 622—624, 626—630, 635 Abſ. 2 Sat 2, 634 Abſ. 3, 649 am Ende, 655, 
671 Abi. 2, 814, 815, 325, 826, 829, 547, 892, 932 ff., 1298—1300, 1353, 1354. 
1357. 
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Erklärung häufig vorfommender Ausdrücke Einleitung 


VI. Zur Ertlärung einer Anzahl von Ausdrüden, die im „Geſetz“ und in 
ben „Erläuterungen“ bejonders häufig vorfommen, jei zur Vermeidung von 
Wiederholungen jolgendes vorausgeldyidt: 

1. Abſtralte Rechtsgeſchüfte (dinglicher Vertrag, Einigung): Seite 858, 
855 ff, 919 ff. — „Wenn (joweit, jofern) nicht ein anderes beitimmt ijt“ oder 
ähnliche Fallung: vgl. nachſtehend unter 2 — Unfehhtbarleit: Seite 836 — 
Anſpruch: S 194 Abi. 1 — Beweislajt: vol. nadhjitehend unter VIl — Einigung 
(dinglicher Bertrag): Seite 951, 952, 555860 — Einrede, Einwendung: val. 
nadjitehend unter 5 — Einwilligung: 88 182 ff. — Erbfall: $ 1922 — Erwerb 
von Todeswegen: 8 1369 — Hahrläffig: SS 276, 277 — Genehmigung: SS 182 ff. 
— Geſamt⸗Nachfolge, Sonder-Nadjjolge: Seite 1024 oben, Note 1 zu $ 398 - 
Guter Glaube: $ 932 Abſ. 2 und Seite 939 unten, 940, 961—963, aud) $ 892 
und Seite 55 fi. — lennen mußte: S 122 Abi. 2 — „Muh“ und „Soll“:Bors 
ſchriften: vgl. nachitehend unter 4 — Nichtigkeit: Seite 536 — Öffentlicher 
Glaube des Grundbudjs: 5 592 und Seite 55, MO — Rechtshängigkeit: 5 201 
und Note 83 — „Soll“: und „Muß“⸗Vorſchriften: vgl. nachſtehend unter 4 — 
Sonder: Nachfolge, Gejamt:Nadhjfolge: Vote 1 zu S 398 und Seite 1024 oben — 
unverzüglih: $ 121 Abſ. 1 — Unmirtjamteit: Seite 836 Berjügung: 
Seite 820, 821 — Berfügung von Todeswegen: Seite 1024 — Bermutung: 
dgl. nachſtehend unter VII — Beridulden: umiaht die Begrifie „Vorſatz“ 
und „Fahrläffigfeit“, 88 276, 277 — Borfak: 8 276 — „Vorſchriften zu Guniten 
derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten“: Seite 939 
unten, 940 — Zug um Zug: SS 274 Abi. 1, 322, 348 — Zuftimmung: 88 182 ji. 
— im Zweifel: vgl. nachſtehend unter 3, — Landgut ujw.: Seite 817. 

Am übrigen: vgl. das Sadregilter. 

2. Der häufig vortommende Sat: „wenn nicht ein anderes beitimmt ift“ 
(oder ähnliche Kaflung), 3. B. SS 24, 181, 246, 276, 608 ujw., will zur Wer: 
meidung von Zweifeln flar jtellen, daß die betreffende Geſetzesvorſchrift 
von den Beteiligten durch „Nechtsgeſchäft“ ausgeichlojien oder geändert werden 
taun. Solche Vorſchriften nennt man „Dispofitive” im Gegenjake zu den 
„zwingenden“, Die unbedingt gelten und durch Parteibeitimmung nicht ausge: 
ichloffen oder geändert werden fünnen. Ob, wenn ein Zuſa tz der eingangs 
bezeichneten Art fehlt, die betreffende Gejetesporihrift „durch Rechts- 
geſchäft ausgeichloffen oder geändert werden fann“, ijt im einzelnen Falle 
aus dem Wehen der Vorſchrift und ihrem Zujammenhange zu ermitteln. Im 
„Recht der Shuldverhältnisfe können die meiſten Vorſchriften 
durch Parteibeitimmung abgeändert werden (vgl. Seite 860 unten). vgl. 
jedoch 3. B. 88 619, 624. Die Redewendung: „joweit nicht ein anderes be- 
ſtimmt ift“ will übrigens nit bLoB auf die Zuläfjigkeit anderer „Bartei- 
‚beftimmung“, jondern aud darauf hinweiten, daB die betreffende Vorſchrift 
nicht gilt, foweit das „Geſetz“ — an anderer Stelle — etwas 
anderes beitimmt. 

3. Der jehr häufige Ausdrud „im Zweifel“ (3. 8. SS 30, 125, 154, 314, 
672, 1301, 1625, 2049, 2066) bedeutet, daß die betreffende Geſetzesvorſchrift 
lediglich die Bedeutung einer Auslegungsregel hat, d. 5. daß jie nit zur 
Anwendung kommt, falls „aus den Umftänden“ ein ab: 
weihender „WillederBeteiligten“ zu entnehmen ift. 
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4. Beſonders zu beachten ift der Unterſchied, der durch den Gebrauch der 
Worte „muß“ und „joll“ bezeichnet wird, 3. B. 88 57 Abſ. 1 und 2, 121, 126, 
294, 925, 1403 Abſ. 2, 2245 Abi. 2. Sowohl die „Minh“: als die „Soll“⸗Vor⸗ 
Ichriften bezeichnen das Geforderte als rechtlich Notwendigfeit, aber 
die „Wirkungen“ ihrer Nihtbeahtung find ver|hieden. Die 
Nitbeagtung eines „Mu“ Hat die Unwirtjamteit des Geihehenen 
zur folge; bei der Nichtbeachtung eines „Soll“ ift dies nicht der Fall, das 
Geichehene ift rehtlih gültig, nur it der gegen das „Soll“ Handelnde 
wegen des Verſtoßes unter Umftänden verantwortlid, 3. 8. der Bor: 
mundſchaftsrichter im Falle des 8 1792 Abſ. 2 (vgl. Note 57 dort). Man 
nennt die „Soll"sBorihriften deshalb „bloß inftruftionelle oder Ordnungs⸗ 
vorihriften“. 

5. Unter „Einrede" (SS 390, 768, 1137, 1157, 1211 ujw.) verfteht das 
BGB. — im Gegenjage zur ZPO., deren Spradigebraud in diefem Punkt ein 
anderer ift (vgl. bierüber weiter unten) —: die Geltendmadhung 
von Tatjahen, Die für den an ſich zur „Erfüllung eines 
Anipruds“ (auf ein „Tun“ oder „Unterlaffen“, 8 19 Abi. 1) Ber- 
pflihteten das felbftändige „Gegenrecht“ erzeugen, „die Erfüllung 
jenes Anſpruchs zu verweigern“. 

Das BGB. unteriheidet: a) Einreden, Dur weldhe die Geltendmachung 
bes Anſpruchs „Dauernd“ ausgeſchloſſen wird, fogen. zerftörende, vernichtende, 
peremtorifche Einreden, vgl. $ 813 Abi. 1 und Seite 926 unter d, 88 886, 1169, 
1254; — b) Einreden, die den Berpflichteten „vorlibergehend“ zur Verweigerung 
der Leiltung bereihtigen, jogen. aufihiebende, dDilatorifche Einteden. vgl. 8 202. 

Beilpiele zu a („zerftörende” Einreden): Die Einrede der Berjäh- 
rung, $ 222, vgl. Seite 846 unter VII, — die Einrede der beſchränkten 
Haftung des Erben für die Nahlaßverbindlichleiten, 88 1973, 1975, 
19891992, — die Einrede der rehtsträftigentihiedenen Sade, 
— ferner 3, 8. 88 490 Abf. 3, 519, 821, 853, 1166, 2088, 2145, 2187, 2318, 2319, 
2322, 2328. 

Beilpiele zu b („aufichiebende” Einreden): Die Eintede der Stun⸗ 

dung, — des Zurüdbehaltungstredhts $$ 273, 274, 1000, vgl. aud) 
Seite 865 zu $ 274, — desnidhterfüllten Bertrags 88 320 ff., vgl. 
Note 2 zu S 320, — der mangelnden Siderheitsleiftung 
88 509, 811, 867, 1051, — der Borausflage 88 771—773, — die Ein⸗ 
rede der Bermögensverfhledhterung der anderen Partei gemäß 
8 321, vgl. Seite 870, — die aufihiebenden Einredendes Erben 
aus $$ 2014, 2015, 2059. 

Durh eine zeritörende Einrede wird grundjäglid — wie dies 
bereits oben ausgelprocdhen iſt — nur die „Geltendmadung“ des mit dieſer 
Einrede behafteten Anſpruchs dauernd ausgeihloflen; der „Anſpruch jelbit” 
wird nicht zerftört. Hieraus folgt zweierlei: Wenn derjenige, dem 
eine „zeritörende Einrede“ zuiteht (3. B. die Einrede der Verjährung, die 
Einrededes Erben, daß ſich kine Haftung für die Schulden feines Erb: 
laflers aufden Nachlaß beſchränke, die Einrede der rechtskräftig 
entfhiedenen Sade), auf dieſe Einrede „verzichtet“, jo fann der Bes. 
rerhtigte feinen mit der „Einrede“ behaftet gewejenen „Anſpruch“ unbeihräuft 
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geltend maden, was er nidt könnte, wenn Die „zerjtörende Einrede“ den 
„Anſpruch“ jelbit zerſtörte Ausnahmsweiſe fann allerdings der 
Verpflichtete auf Grund einer ihm zujtehenden, zunädjt nur Die „Geltenb- 
makhung“ des Anſpruchs ausjhliekenden (zeritörenden) Einrede 
das mit der „Eintede“ behaftete Recht jelbjtaum „Erlöfdhen“ brin- 
gen, nämlid in den Fällen der SS 856, 1169, 1254. Die zweite Folge 
jenes Grundiaßes ijt, daß Die „Geltendmachung“ des mit einer „zeritörenden 
Einrede” behafteten Aniprudis nur dann „ausgeichlofien“ it, wenn der Ber: 
pflichtete Die Einrede „erhebt“ (vgl. 3. B. Seite 847 oben betr, die Einrede der 
Rerjährung), während, wenn ber „Anjiprud“ jelbit durch das blohe 
Rorliegen der die „Einrede“ begründenden Tatjaden „zeritört“ 
märe, der Richter die Klage von Amtswegen abmweijen müßte, jobald Dieje 
Tatfaden ihm bei der Verhandlung vom Kläger felbjt mitgeteilt werben. 

Für die aufichiebenden Einreden gilt natürlich auch, dak fie die ihnen 
zutlommende „aufihiebende Mirfung“ nur äußern, wenn derjenige, dem 
die Einreden zuiteben, fie „geltend macht“ und nidt auf fie ver— 
zihtet hat; vgl. 3. B. Anhang 6 zu $ 322, Seite 871. 

Zu unterjheiden vom Begriff „Einrede“ im Sinne des BGB. d. 5. der 
„materiellrtedhtlidhen Einrede“ im bisher erörterten Sinne — und 
nur dieſe ilt gemeint, wo das BG%B. den Ausdruck „Einrede“ gebraucht — it, 
wie bereits oben bemerft wurde, der Begriff „Einrede“ im Sinne ber 3PO. 
ogl. $ 278 dajelbit. Unter „Einrede“ im Sinne der ZPD. veriteht man: a) die im 
voritehenden beſprochene materiellreihtliche „Einrede“ des BGB. aber außerdem 
auch b) die Berufung auf alle anderen (nicht unter den Begriff der mate- 
riellredtlidhen „Einrede" Des BGB, fallenden) Tatjaden, die dem 
vom Kläger erhobenen Anſpruch entgegenftehen, 5. B. die Einrede, daß der 
eingeflagte Aniprud durh Erfüllung, 3. B. Zahlung, Hingabe 
an Erfüllungsfjtatt (SS 362 ff), durh Hinterlegung (& 3785), 
durh Aufrechnung ($ 389), durch Erlaß (8 397) „erlojhen“ jei, 
ferner die Einrede ver nahtraglidhen, von feiner Partei zu vertretenden 
Unmöglidfeit der Leitung ($ 3233), die Einrede des erfolgten 
Rüdtritts (88 346 ff), die Einrede des erfolgten Eintritts einer 
vereinbarten auflöjenden Bedingung, eines vereinbarten End: 
termins (8 158, 163), die Einrede des Vergleichs, Verzichts, der 
Anfehtung wegen Irrtums, arglütiger Täufhung ulm. Endlich fallen 
unter den Begriff Einrede im Sinne der ZPO. c) die fogen. progekhindernden 
Einreden, 3. B. der Unzuläffigleit des Rechtswegs, der Unzujtändigfeit des 
Gerichts ujw. (SS 274, 275 3PO.). Alle voritehend unter a—c aufgeführten 
„Einreden“ im Sinne der ZBO. faht das BGB. unter dem Ausdrud „Ein: 
wendung“ zulammen, 3. B. 88 334, 404, 417, 774, 1148, 1435. 


VII. Beweislajt: Üiber die Frage, wem die „Beweislajt“ obliegt, enthält 
das BEB. nurwenigeausdrüdlidhe Vorſchriften, 3. B. 88 282, 345, 358, 
363, 442, 542 Ab]. 3, 636 Abi. 2, 2336 Abi. 3. Im übrigen gibt das Geſetz meiit 
dur feine „Faſſung“ zugleih die Entiheidung, wen die „Beweis— 
lajt“ trifft. Wenn einer Geſetzesvorſchrift die Worte Hinzugefügt find: 
„ausgenommen — ausgeſchloſſen — diesgiltnidt — Diele 
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Einleitung Bewreidlaft — Vermutung 


Borjhrift findet feine Anwendung, wenn — es jeidenn, 
daß — Jofernnidt — Joweit nidt — wenn nicht“ — oder wenn 
ohne bejonderes Wort die „Ausnahme“ in einem bejonderen Saße 
ber Regel hinzugefügt wird (vgl. 3. B. SS 4 Abi. 2, 9 Abi. 2, 145, 1583, 173, 181, 
206 Abſ. 2, 273 Abi. 2, 460, 477, 687 Mbj. 1, 777, 793 Abſ. 2, 831, 832, 876, 911, 
935 Abſ. 2, 1156, 1319, 1345 Abſ. 2, 1416 Abſ. 2, 1521, 1537, 1795 Nr. 1, 1974, 
2013 Abj. 1, 2169), jo wird durch dieſe Faſſungen“ ausgedrüdt daß, wer 
ih auf die „Ausnahme“ beruft, jie „beweilen“ muß, wie derjeniae, der 
ih auf die „Regel“ beruft, beweijen muß, daß der „Tatbejtand der 
Regel“ vorliegt. Doch fommt es bei den Wendungen „ſoſern nicht — joweit 
nit — wenn nicht“ auf die Stellung bes Wortes ‚nidht“ an. Wenn 
nämlich das Wort „nicht“ von den Worten „jofern — ſoweit — wenn“ durch 
„mehrere andere Worte getremnt ilt, muß diejenige Partei, die ſich auf 
die geſetzliche Regel beruft, beweijen, daß der in der Vorſchrift erwähnte 
„Richt: Fall“ nicht vorliege; aljo 3. B. im Falle des 8 151 muß derjenige, 
ver behauptet, daß der Vertrag ohne die „Erklärung“ der Unnahme 
des Wertrags-Antrags zujtande gefommen jei, beweijen, daß eine ſolche 
Erflärung nad) der Vertehrsfitte „nicht“ zu erwarten geweſen jei (vgl. An 
bang 14 und 15 zu $ 151, Seite 838). 

Im übrigen it in den Erläuterungen der einzelnen Geſetzesvorſchriften, 
wo es erforderlich erjhien, die frage der „Beweislajt“ bejonders erörtert, 
vgl. 3. B. Anhang 9 zu $ 433, Seite 855: Bemeislajt betr. ven Einwand der 
„‚Stundung, Zielgewährung“, Beweislajt betr. die „Berein- 
barung“ eines Raujpreijes, wenn der Verkäufer mittels Klage 
unter Berufung auf Sadwerjtändige einen „angemejlenen“ Kauf: 
preis fordert. vgl. ferner Seite 877 den Anhang zu $ 363 betr. die Er: 
füllung eines Shuldverhältnijjes, ferner Seite 932 unter E 
betr. Bemweislaft bei unerlaubten Handlungen ujmw. 

In einer Anzahl von Fällen verlangt das Gele feinen Beweis 
von demjenigen, der eine Tatſache behauptet, jondern ftellt eine gejegliche „BVBers 
mutung“ auf, daß die Tatſache vorliege, 3. B. 88 16, 15, 19, 20, 484, 891, 921, 
938, 1006, 1253, 1362, 1540, 1591, 2009, 2255, 2365. Hierzu ſchreibt $ 292 3PO. 
vor: „Stellt das Geſetz für das Vorhandenjein einer Tatſache eine Vermutung 
auf, jo ilt der Beweis des Gegenteils zuläffig, Jjofern nicht das Geſetz ein 
anderes vorihreibt. Diejer Beweis fann auch durh Eideszujdie: 
bung nad Maßgabe der SS 445 fi. 3PO. geführt werben.” 
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Bürgerlidies Seletzhuch. 


Vom 18. Auguſt 1596. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König 
von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung des Bundes- 
rats und des Reichstags, was folgt: 





über die Geſchichte und Bedeutung des „Bürgerlihen Gejet- 
buchs“ vgl. die — 

Das BGB. hat Gejehes raft jeit 1. Tanuar 1900. E. 1. Es enthält 
das „bürgerliche Recht“. Diejer Begriff ijt für den Juriſten fein jtreng abge 
grenzter. Für das allgemeine Berjtändnis genügt zu jagen: Das BGB. 
enthält das Privatreht (E. 55), d. 3 diejenigen Redtsregeln, die beitimmt 
find, die Verhältnijfe, in denen die Menſchen als Privatperſonen unter ein- 
ander ftehen, zu oronen: Das VBermögensredt, Kamilienredt, 
Erbredt. gl. das Inhaltsverzeichnis. 

Das BGB. enthält jedod nit das gejamte in Deutjchland geltende 
„Privatredht“; denn nad) E. 32 bleiben die nor dem Erlah des BGB. ergan: 
genen Vorſchriften der Reihsgejete in Kraft, aljo aud) bie —5* ergan⸗ 
— privatrechtlichen, joweit ſich nicht aus dem BGB. oder dem 

inführungsgeſetze dazu die Aufhebung ergibt. Von privatrechtlichen 
Reichsge een neben bem BGB. Jeien namentlich hervorgehoben: Das 
Handelsgejegbudh, die Wechſelordnung, Die Oriede betr, die jogenannten 
„Immaterialrechte“ (Urheberrecht, Patentrecht ujw.) und viele andere. Hierin 
liegt jedoch fein Abbrud der Redytseinheit; denn alle dieſe Gejete gelten wie 
das BGB. für das Deutihe Reid. 

Es gibt aber eine große Anzahl von Gebieten des „Privatrechts“, Die 
weder im BEB. noh in anderen Reichsgejefen geregelt find, jondern 
auf Denen nad wie vor dem BE#B. Die verihiedenen Landesrechte der einzel: 
nen deutſchen Staaten gelten. Es find dies namentlich joldye Gebiete, deren 
enger —A— mit Den verſchiedenartigen örtlichen und wirtſchäft— 
* Verhältniſſen der verſchiedenen deutſchen Rechtsgebiete einer einheit— 
lichen Regelung zurzeit noch widerſtrebt. Hiervon handeln die Artikel 
55—152 des „Einführungsgeſetzes“, die man die ‚„Verluſtliſte der deutſchen 
erg genannt it Uber Großes iſt erreicht, und Weiteres wird 
folgen. So jind bereits jeit Erlaß des BGB. einige den Yandesrecdhten vor— 
behalten gemwejene Redtsgebiete, 5. B. das Verlagsredt (E. 76), ein Teil des 
Berfiherungstedts (E. 75) durh Reichs gejete geregelt. 

über den Inhalt des das BGB, begleitenden Einführungsgejehes ijt 
in der Borbemerftung zu leßterem das Nötige gejagt. Vgl. Onbalts- 
verzjeidhnis. , 
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Erläuterungen 


51 1) Rechtsfühigleit iſt die Fähigkeit, Träger von Rechten und Pflichten“ 
auf dem Gebiete des ts“ zu ſein. — Der Grundſatz der „Gleich⸗ 
heit aller Menſchen“ auf dem Gebiete des Privatrechts“ ohne Unterſcheidung 
nad) —— ——. öng, Stand, Keligionsbetenntnis, Ehre uſw. iſt 
im Geſetzbuche ſtillſchweigend anerfannt. Insbeſondere ſtehen nach BGB. 
Frauen (verheiratete wie unverheiratete) in eh auf die Geſchäftsfähigkeit 

55 104 ff.) den Männern völlig gleid. Das übere hierüber Anhang 1 zu 
3 1297 und Unbang 1. V. zu $ 1363. Die vor dem BGB. noch in einen 
elle Deutjchlands geltend gewejene Vermögensunfähigfeit der Klojter- 
eiltliden (was jie an Vermögen hatten, fiel an das Klofter ift abge: 
haft. — Yusnahbmen von dem Grundfaße der „Redhtsgleichheit“ find 
3. B.: Erwerbsbeſchränkungen der Ausländer un Mitglieder religiöfer Orden 
E. 87, 88, — bejondere Vorſchriften jür Mitglieder des Militär- und Beamten: 
ltandes 88 411, 570, 1315, — Reſte der Standesunterjdyiede E. 58, 59. 
Wer rechtsfühig it, iſt auch parteifähig, d. h. fähig im Zivilprozeſſe 
„Kläger“ oder „Bellagter" zu fein. $ 50 3P0. 
Zu unterjdeiden von der Redtsfüähigleit ift die Geſchäftsfähigkeit. 
Note 3. Tage und „beſchränkt Geichä stäbige” 88 104, 106, 
114) haben einen „geletliden Bertreter“ (Vater, Mutter, VBormund, 
Pileger). Wer „unbeihräntt geihäjtsjähig“ ift (in der Negel jeder Voll: 
jährige), ift im Zwilprozeß unbeidjräntt prozeßfähig, d. 9. abi, „vor Gericht 
zu jtehen“, progellual wirkſame Denprungen — insbeſondere Eide 
u leiſten. 88 51, 52 3P0. in 6 Jahre altes Kind ift zwar „partei—⸗ 
ji ig“, d. 5. es fann klagen und verflagt werden, es ijt aber nit „progeh- 
äbig“, d. h. es kann den Prozeß nicht ſelbſt führen, jondern nur durch feinen 
geleglichen Bertreter. 
2) vgl. Anhang 2 zu 8 1 (Vollendung der Geburt — Fürſorge für die 
ungeborene eibesfrudt). | 

sS2 *)d.h. mit Beginn (um Mitternadt) des 22. Geburtstages; Note 4 
zu $ 187. Der am 13. November 1890, abends 6 Uhr, Geborene wird aljo voll: 
jährig in der Mitternadyt vom 12. zum 13. November 1911. — „Rechtsfähig“ it 

eder Menſch mit Vollendung der Geburt ($ 1), die volle Geſchäftsfähigkeit Fr 
dem Gebiete des Privatredhts erlangt er aber erft mit der er Na 

Bollendung des fiebenten Lebensjahres ertennt ihn das Geſetz als „beichräntt 
geichäftsfähig“ an. (58 104, 106 x — Die Voljährigleit beendet aud die 

„elterlihe Gewalt“ 8,1020); es gibt aljo feine „volljährigen Hauskinder“ 

mehr. — iiber die „Beihäftsfähigteit“ (Boitjäprigfeit) der Musländer E. 7 

4 7 


33 E. 147. Das Verfahren des Vormundſchaftsgerichts regelt RFG. 
5) Diefe Wirkung tritt mit der Redhtstraft des Gerichtsbeſchluſſes 

ein, d. ‚ nad Ablauf von zwei Wochen nad) der Befanntmadhung an den geje&- 
lien Vertreter des Kindes und an das Kind felbit, fofern der Beſchluß 


niht mit der fofortigen Beſchwerde angefochten it. 56, 60% 38— 
vgl. jedoch 8 19% daſelbſt, z. B. für Bayern und Sachſen, wo die Voll⸗ 
jährigkeitserklärung durch das Juſtizminiſterium erfolgt. 

s) d. i. der Vater oder die Mutter. Das Nähere über „elterliche 
Gewalt“ 1626— 1698. 

g 1647, 1666, 1676-1678, 1686. 
85 8) Die Anterejlen von Gei wiltern, Eltern ujw., die gi den eigentlichen 
Grund Kr Anträge auf Volljährigfeitserflärung Bilden, jollen nicht maß- 
gebend jein, wohl aber jedes Interelie, auch ftttlide, des Minderjährigen, 
3.8. wenn ihm durch die Volljährigkeitserflärung die Gelegenheit geboten wird 
ein von ihm geſchwängertes Mädchen alsbald zu heiraten ($ 1303), es dadur 
u — zu bringen und zu: bewirken, daß das Kind als „eheliches“ ge— 
oren werde. 


84 
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Erſtes Buch. 
Allacemeiner Geil, 





Erſter Abfchnitt. 
Perſonen. 





Erſter Titel. Matürlihe Perfonen. 


$1. Die Redisfähigteit') des Menichen beginnt mit der Voll: 
endung der Geburt,?) 

$S2, Die Bolljährigleit tritt mit der Vollendung des einundzwans 
jigiten Qebensjahrs ein.?) 

S 3. Ein Minderjähriger, der das achtzehnte Lebensjahr vollendet 
bat, kann durch Beihluß des Vormundichaftsgerichts *) für volljährig 
erflärt werden. 

Durd die Volljährigfeitserflärung erlangt der Minderjährige die 
rechtliche Stellung eines Bolljährigen.’) 

8 4. Die Volljährigleitserflärung ift nur zuläffig, wenn der 
Minderjährige jeine Einwilligung erteilt. 

Steht der Minderjährige unter elterlier Gewalt, jo ift auch die 
Einwilligung des Gewalthabers®) erforderlih, es jei denn, daß dieſem 
weder Die Sorge für die Perjon noch die Sorge für das Vermögen des 
Kindes zuſteht') Yür eine minderjährige Witwe ift die Einwilligung 
des Gewalthabers nicht erforderlich. 

5. Die VBolljährigkleitserflärung ſoll nur erfolgen, wenn fie das 
Beite des Minderjährigen befördert.?) 

8 6, Entmündigt kann werden:?) 

1. wer infolge von Geiltesfranfheit !%) oder von Geiſtesſchwäche !') 
feine Angelegenheiten nicht zu bejorgen vermag; 

2. wer durch Verfhwendung ſich oder jeine Familie der Gefahr 
des Notftandes ausfeßt; 

3. wer infolge von Teunffudt '2) jeine Angelegenheiten nicht zu 
bejorgen vermag oder ſich oder jeine Familie der Gefahr des 
Notitandes ausjegt oder die Sicherheit anderer gefährdet. 

Die Entmündigung ijt wiederaufzuheben, wenn der Grund der Ent- 
mündigung wegfällt. 

87. Wer fih an einem Orte ftändig nieberläßt, begründet an 
diefem Orte jeinen Wohnfig.'?) 

Der Wohnfig Tann gleihzeitig an mehreren Örten 
beitehen. 

Der Wohnfig wird aufgehoben, wenn die Niederlajlung mit dem 
Millen aufgehoben wird, fie aufzugeben. 
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Erläuterungen 


86 8. 8 0. Anhang 9 zu 8 6 (Allgemeines über Enimündigung und das 
erfahren 
10) Eine nähere Kennzeichnung der Geiftesfranfen (Wahnfinn, Blöd- 
finn ulm.) at unterblieben. 
a Hi: deſſen geijtige Kräfte unvollfommen ent- 
Er tiſtesſchwäche) — nicht bloß der Geiltesfranfe. —, bedarf des 


er urch die an die Entmündi ung fi fnüpfende Beihräntung der Ge: 
* keit wird dem Trinker die mißbräuchliche Verwendung ſeines 
Vermögens und Krebits Pe unmögl ih gemadt. Er wird ferner in der 
Yusübun über feine nber zu tehenden „elterlihen Gewalt“ be- 
ſchränkt Sie re ‚1686 ff.) ih ihm ſelbſt ein Vormund beitellt (88 1896 ff.). 
der insbeſondere erechtigt I ulm tet ift, geeignetenfalls aud gegen den 

Willen des Trinters, für defien Aufnahme und Felthaltung in einer Qeil: 
anitalt zu forgen. Er fann fein es Teſtament errichten (8 2229). — 

18 [. Anhang 13 zu 8 7 (Allgemeines über Wohnfig — Geridtsitand). 
104, 106, 114. 

ater, Mutter, Vormund, Flegen 
Das Ind Die e Berionen des Ddatenitandes und die Milttärbeamten, 
die zum Deut Heere und zur Kaiſerlichen Marine gehören. Das 
Nähere Militärſt —— vom 20. Juni 1872 8 A und Anlage, Gel. 
betr. die Verpflichtung zum Kriegsdienſte vom 9. November 1867 88 2, 13 und 
Be Bee vom 2. Mai 1874 8 38. 

8. ein Leutnant unter 21 Jahren. 
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8 10 156 wonad der Ehemann Wohnort und ohnung beitimmt, die 
Ehefrau aber nicht verpflichtet iſt, der Enti bung de Mannes gel ji 
leiſten, wenn fi die Entſ er je ER rauch —* Rechtes . t. 

10) d. h. im Falle des U 

811 20) was es — Na ti Seit oder vorher mit Zuftimmung 
des seienligen Vertre müs 8 8 tun fann. Ein ehelides 
Kind behält aljo den Wohnfi tete auch nad) deſſen Tode, felbft wenn 


die Mutter die „elterliche — "über das Kind hat und ihren Mohnfig ver: 
legt. In diefem Fall wird allerdings in der Regel anzunehmen fein, daß auch 
das Find mit Zuſtimmung ſeiner geſetzlichen Vertreterin feinen MWohnfig 


verlegt | 
58 1719 ff. 1741 ff. 
2 vgl. Een zu 8 12 (Allgemeines über. Namenrecht, Adels- 
präbifate). vgl. au egiſter unter „Name“. 
23) ‚Unterla ung“ bei Vermeidung von Geld- oder Haftitrafe und 
„ Siherheisleittung fü ür an vr Be 8 890 3PO. 
+) E 58—162. — echtsfähigkeit“ * Menſchen 5 1) endigt 
Fit dem Tode, "Die zatlae des Todes muß, wenn es ſich um ihre Nedts- 
wirfungen handelt (ns Auftölung ber der Ehe, Erbrechte), „.reltgelteitt werden. 
Wo ein Beweis ee terbeur ee, N deren Inhalt natür- 
lich Gegenbeweis zuläffig iſt) It, aber nad abrungen des Lebens 
der Eintritt des Todes einer tion als ficher — ————— anzu⸗ 
nehmen, iſt nub das Gejet die Möglichkeit geben, die Perſon für tot zu erklären. 
Verfahren bei der Todeserfldrung, insbejondere wer zur Stellung 
des A nr 5 berechtigt iſt (der. gejeßliche — des Verſchollenen, z. B. 
nuten, Abmcienpeitspllger, und jeder, der an der Todeserllärung ein redit- 
88 Intere e hat der Erbe, ein Gläubiger) regeln die 88 60 ff. 
Die „ſachlichen Borausfegungen“, unter denen eine Todesertlärunn 
30, fann, find hier in den $ 13—17 und in E. 9 beitimmt. Die Todes: 
erklärung geichieht Dur richter iches Urteil, das nach den Vorſchriften der 
Zivilprozetordnung der. Anfechtung im e der Klage durch jeden, der 
ein rechtliches Intereſſe an der Aufhebung der obeserklärung hat, unterliegt. 
Erite srauslegung der Todeserklärung it „Verihollenheit“, d. 5. das Fehlen 
glaubhafter Runde über Aufenthalt und Leben eines Men chen und die Un: 
möglidjteit, mit den zu Gebote jtehenden Mitteln jolde Kunde zu erlangen. 


— 20 — 





Natürliche Perſonen 5 8— 


SS, Wer geihäftsunfähig oder in der Geihäjtsfähigkeit beichräntt 
iſt,) Tann ohne den Willen jeines geſetzlichen Vertreters *) einen 
Wohnfig weder begründen noch aufheben. 

s9, Eine Militärperjon !°) hat ihren Wohnfig am Garnijonorte. 
Uls Wohnſi einer Militärperſon, deren Truppenteil im Inlande keinen 
Garniſonort hat, gilt der letzte inländiſche Garniſonort des Truppenteils. 

Dieje Vorſchriften finden feine Anwendung auf Militärperſonen, 
die nur zur Erfüllung der Wehrpflicht dienen oder die nidt 
jelbjtändig') einen Wohnlig begründen fönnen. 

S1O, Die Ehefrau teilt den Wohnfig des Ehemanns. Sie teilt 
den Mopniik nidjt, wenn der Mann jeinen Wohnſitz im Ausland an 
einem Orte begründet, an den die Frau ihm nicht folgt und zu folgen 
nicht verpflichtet ift.'*) 

Solange der Mann feinen Wohnfig hat oder die frau jeinen 
Mohnfig nicht teilt,““) fann die Frau jelbjtändig einen Wohnſitz haben. 

Ss 11. Ein eheliches Kind teilt den Wohnſitz des Vaters, ein unehe: 
liches Kind den Wohnjig der Mutter, ein an Kindesjtatt angenommenes 
Kind den Mohnfit Des Annehmenden. Das Rind behält den 
Wohnjiß, bis es ihn redtsgültig aufhebt.?“) 

Eine erſt nad) dem Eintritte der Volljährigkeit des Kindes er- 
iolgende Legitimation oder Annahme an KRindesitatt ?') hat feinen Ein: 
fluß auf den Wohnjit des Kindes. 

s 12. Wird das Recht zum Gebraud eines Namens dem Bered): 
tigten von einem anderen bejtritten oder wird das Intereſſe des 
Berechtigten dadurh verleßt, daß ein anderer unbefugt den 
gleihen Namen gebraudt, jo fann der Berechtigte von dem anderen Be- 
jeitigqung der Beeinträdtigung verlangen.””) Sind weitere Beeinträd)- 
tigqungen zu bejorgen, jo fann er auf Unterlafjung klagen.“) 

8 13. Wer verjhollen ift, fann nad) Makgabe der 88 14 bis 17 
im Wege des Aufgebotsverfahrens für tot erflärt werden.?*) 

$S 14. Die Todeserflärung it zuläfjig, wenn jeitgehn Jahren 
teine Nachricht von dem Leben des Verichollenen eingegangen it. 
Sie darf nit vor dem Schlufje des Jahres erfolgen, in welchem der Ver: 
ihollene das einunddreißigite Lebensjahr vollendet haben 
wiürde.”) 

Ein Verichollener, der das-.jiebzigite Lebensjahr vollendet 
haben würde, fann für tot erklärt werden, wenn ſeit fünf Jahren 
feineNa N richt von jeinem Leben eingegangen ilt.°") 

Der Zeitraum ‚von zehn oder fünf Jahren beginnt mit dem 
Schlufie des legten Jahres, in welchem der Verjchollene den vorhandenen 
— zufolge noch gelebt hat. 

15. Wer als Angehöriger einer bewaffneten Macht an einem 
Keüs: teilgenommen bat, während des Arieges vermikt worden und 
jeitdem verſchollen iſt, fanın für tot erflärt werden, wenn jeit Dem Frie— 
densichluffe Drei Jahre verſtrichen find.) Hat ein Friedensſchluß 
nicht jtattgejunden, jo beginnt der dreijährige Zeitraum mit dem Schluſſe 
des Jahres, in weldem der Krieg beendigt worden ijt. 
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8 14 


8 17 


8 18 


8 20 





Erläuterungen 


Die Wirkung der Todeserllärung iſt im allgemeinen die, daß der für 
tot Erklärte als in dem Zeitpuntte veriorben gilt, den das 
Urteil als Todestag sh telt ($ 18), und daß ſeine Rechte und Pflichten 
egen andere, wie die Pflichten und Rechte anderer gegen ihn demgemäß be: 
Bandelt werden. Belondere Beitimmungen über die Wirlung ber Todes: 
erflärung und Ay die Fälle, daß der für tot Erflärte noch Lebt, enthalten die 
& 1348 ff. (MWiederverheiratung), 1420, 1425, 1494, 1544, 1547 (ehelidhes 
üterredht), 1679, 1684 er Gewalt), 1847, 1884, 1885, 1921 (Bormund- 
haft), 1974 (Rechte der Nadylakgläubiger), 2252 (Teftament eines für tot 
Erklärten), 2031, 2370 (Wirlungen der unridhtigen Todes- 
erflärung auf dem Gebiete des Erbredts, Anſpruch des wieder: 
erjhienenen, zu Unrecht für tot erflärten Verichollenen auf Herausgabe ſeines 
Bermögens, re der Rechtsgeſchäfte des Erben des zu Unrecht für tot 
Erflärten in der Zeit vor dem Wiederauftaudhen des Verjchollenen). 

25) Di „apräntung gilt nur in dem Falle, daß die Todeserflärun 
wegen 2 Ihollenheit erfolgt, nicht in den Fällen der 15 ff. 
Das 31. Jahr tft deshalb beftimmt, weil es nicht angemeljen erſchien, die Zeit 
vor der Volljährigkeit auf den 10jährigen Zeitraum der Verſchollenheit einzu⸗ 
vehnen. Über Die Berehnung der Friſten hier und in den folgenden 
Paragraphen 187, 188. 

26) Die Lodesertläirung eines am 13. November 1836 geborenen Ausge- 
wanderten, von deſſen Leben im Juli 1900 die letzte Nachricht eingegangen ift 
(als er 63 Jahre alt war), fann nad) dem 12. November 1906 erfolgen. 

ſch Me ne Vorſchrift gilt auf, wenn jemand in fremden Kriegsdienften 
verſchollen ift. - 

27) Hierher gehört au die tt, die ein Geefahrzeug auf einem den 
Zugang zur See —E Era wäller Be. 

28) Menn jemand über Bord ftürzt, ohne daß Schiff untergeht, oder 
es fällt jemand mit einem Boote um, ohne daß diejes zugtunde rn fo ijt, wenn 
der wirkliche Tod nicht mit der zur Anmeldung beim Sterberegilter des Stan- 
desamts erforderlichen Sicherheit Nor rc teilt werden fünnen, nur die ge⸗ 
wöhnliche Todeserflärung gemäß 8 14 zu ie 

20) Mer nad) dem Untergange, 3.8. in benachbarten Hafenitadt, noch 
geieben worden iſt, fann nicht nad) 8 16, ſondern nur nad 8 14 für tot erklärt 
we 


rden. 
80) 3. B. bei Fiſcherbooten und Treu Fahr n. 
3 ährt ein een aus China Danzig und ilt es im Kanal oder 
in der Oſtſee erihienen, jo beträgt die von der letten Wahrnehmung an zu 
ift nicht mehr 3, ſondern im erfteren alle (Kanal) 2 Jahre, im 


eh 
B Lei Cihbe — * 

32) 3.8. bei Erdbeben, Uberſchwemmungen, Grubenunglück und ähnlichen 
elementaren Ereigniſſen, bei Unfällen der Bergſteiger, Luftſchiffer, bei 
Theaterbränden uſw. 

83) Der Beweis des Gegenteils, alſo: daß der Verſchollene noch Tebt, 
ſowie der Tatſache des früheren oder ſpäteren Todes, iſt jederzeit zutäſis. 

und gemäß Abſatz 1 diefes 8 vom Richter im Urteil als „Todestag 
eſtzuſtellen. 
Ted 35) Die durch Die Todeserflärung nad) $ 18 begründete Todespermutung 
ſchließt zugleich die „Vermutung“ in fi, dak der „Verihollene“ bis zu dem im 
Urteile fejtgeitellten Zeitpunfte gelebt bat. Der $ 19 Itellt eine jelbitändige 
allgemeine Lebensvermutung für die Fälle auf, in denen eine Todeserflärung 
noch nicht erfolgen fann oder noch nicht erfolgt iſt. Der Beweis des Gegen- 
teils ift un gegen _dieje Lebensvermutung zulälfig (Note 33). 

se) nn 3.8. Bater und Sohn bei einem Schiffbruch umgelommen find, 
jo hat, wenn nic ermittelt wird, daß einer den anderen überlebt Hat, nad) 
$ 20 in Verbindung mit $ 1923 Abſ. 1 feiner den anderen beerbt, der Bater 
wird dann jo beerbt, wie wenn der Sohn nidyt mehr gelebt hätte, und ber 
Sohn, wie wenn der Vater nicht mehr gelebt hätte. Gegenbeweis gegen Diele 
gejeßliche „Vermutung“ iſt zuläſſig (Note 33). 


— 22 — 





Natürliche Berfonen z3 16—20 


Als Angehöriger einer bewaffneten Madt. gilt auch derjenige, 
welcher jih in einem Amts=- oder Dienjtverhältnis oder zum 
Zwede jreiwilliger Hilfeleiftung bei der bewaffneten Macht 
befindet. 

$ 16. Wer fi) bei einer Seefahrt °’) auf einem während der Yahrt 
untergegnngenen Fahrzeuge °°) befunden hat und jeit dem Untergange 
des Fahrzeugs verjhollen iſt,“) fann für tot erflärt werden, wenn jeit 
dem Untergang ein Jahr veritridhen ilt. 

Der Untergang des Fahrzeugs wird vermutet, wenn es an dem Orte 
feiner Beitimmung nicht eingetroffen oder in Ermangelung eines feiten 
Keijeziels ®°) nicht zurüdgefehrt ijt und wenn 

bei Fahrten innerhalb der Ditfee ein Jahr, 
bei Fahrten innerhalb anderer europäijdher Meere, mit 
Einſchluß ſämtlicher Teile des Mittelländiihen, Schwarzen und 
Azowſchen Meeres, zwei Sahre, 
bei Fahrten, die über außereuropäijde Meere führen, drei 
Sahre 
feit dem Antritte der Reije verjtriden find. Sind Nachrichten über das 
Fahrzeug eingegangen, jo ift der Ablauf des Zeitraums erforderlich, der 
verjtrichen jein müßte, wenn das Fahrzeug von dem Orte abgegangen 
wäre, an dem es fid den Nachrichten zufolge zulegt befunden hat.°') 

817, Wer unter anderen als den in den 88 15, 16 bezeichneten 
Umſtänden in eine Lebensgefahr geraten und feitdem verſchollen it, kann 
für tot erflärt werden, wenn jeit Dem Ereigniſſe, dur) weldes die 
Lebensgefahr entitanden ift, Drei Jahre verftrichen find.?2) 

F 18, Die Todeserflärung begründet die Vermutung,®) dab ber 
Verſchollene in dem Zeitpunfte gejtorben fei, welcher in dem die Todes: 
erflärung ausſprechenden Urteile feitgeftellt ift. 

Als Zeitpuntt des Todes ilt, jofern nicht die Ermittelungen ein 
anderes ergeben, anzunehmen: ®*) 

in den Fällen des $ 14 der Zeitpuntt, in welchem die Todeserflärung 
zulälfig geworden ilt; | 

in den Fällen des $ 15 der Zeitpunkt des Friedensſchluſſes oder der 
Schluß des Jahres, in welhem der Krieg beendigt worden ilt; 

in den Fällen des 8 16 der Zeitpunkt, in welchem das Fahrzeug unter- 
gegangen ift oder von weldhem an der Untergang vermutet wird; 

in den Fällen des $ 17 der Zeitpunkt, in weldem das Ereignis ftatt- 
gefunden hat. 

Sit die Todeszeit nur dem Tage nad feitgejtellt, jo gilt das Ende 
des Tages als Zeitpunkt des Todes. 

S 19. Solange nit die Todeserflärung erfolgt ijt, wird das 
Fortleben des Verſchollenen bis zu dem Zeitpunkte vermutet, der nach 
8 18 Abſ. 2 in Ermangelung eines anderen Ergebniſſes der Ermitte— 
ungen als Zeitpunkt des Todes anzunehmen ift; die Vorſchrift des 8 18 
Abi. 3 findet entſprechende Anwendung. 35) 

820. Sind Mehrere in einer gemeinfamen Gefahr umgelommen, 
fo wird vermutet, daß fie gleichzeitig gejtorben feien.?°) 


ee 


EEE 


Erläuterungen 


z 21 1) vgl. Anhang 1 zu $ 21 (Allgemeines über juriftilde PBerfonen — Ber: 
eine — Gejellihaften — Stiftungen). — 
3 nämlid: die in den 88 21—23 gekennzeichneten 3 Arten reits» 
jähiger („juriitiiche Perſönlichteit“ befigender) Vereine. — Die Stage welches 
der wed eines Vereins lei, ift nad) den „Statuten“ und der wirf ſchen „De: 
tätigung“ zu beurteilen; vgl. Note 3. — Bezüglich ber nicht redhtsfähigen Ver⸗ 
* — lediglich 54 eine Beſtimmung. — Über ausländiſche Vereine 
27 Die „allgemeinen“ Vorſchriften der Br 21—53 gelten für alle 3 Arten, 
der in den SS 21—23 bezeichneten „rechtsfühigen“ Vereine. Die 88 55 ff. 
gelten neben jenen „allgemeinen“ Vorſchriften für die in 8 21 bezeichneten 
eingetragenen Bereine. — iiber die Srape, nad welchen Vorſchriften die be- 
reits vor 1. Januar 1900 gegründeten Vereine zu beurteilen jeien, vgl. Ans 
hang 2 zu $ 21. — Der Namenfhuß des $ 12 gilt aud) für Vereine. 
°) Aljo: die Vereine mit „idealen Tendenzen“; vgl. Anhang 1 zu 8 21, 
unter VIb, — liber die einen „wirtichaftlichen [Säftsbetzieb“ bezwedenden 
Vereine vgl. dDafelbit VIa und c. — Über Religions und geiftlicdhe Geſell⸗ 
ihaften E. 84. — Die Ziehung der Grenze zwiſchen Vereinen mit „wirtichaft- 
lihen“ und jolden mit „idealen“ Zweden wird oft nicht Leit fein, da auch 
Vereine letterer Art ihren Mitgliedern Häufig „wirtihaftli orteile“ ge⸗ 
währen, z. B. ein Kunjtverein dur) Verloſung von Gemälden, ein Alpen- 
verein durch Verminderung der Reiſekoſten illigere Preife in gemwillen 
Hotels ujw.) Für die Enticheidung wird maßgebend fein, ob der wirtſchaft⸗ 
lie Jwed (Erwerb und Gewinn) das Hauptziel des Vereins bildet oder 
lediglid ein Nebenzwed ift und im weſentlichen nur Da dient, Die zur Ver: 
folgung des ibealen Dauptgmede eriozherhen Mitte beſchafſen zu helfen. 


4) d. h. „juri er —— 

5) gemä ; 55 ff. — Die ntigeibung, ob ein Verein „nicht einen 

wirtichaftlidien Eeſchäftsbetrieb“ bezwedt, allo für das Sala „eine 
tragungsfähig“ ift und mithin „Keihtsfähigfeit“ erlangen kann, fteht "dem 
Amtsgericht und den im Reditsmittelzuge (fertige Beſchwerde) vorgefegten 
Geridten (Zandgeridt u. |, w.) zu. Goba — entſchieden iſt, daß 
ein die Eintragung in das Vereinsregiſter nachſuchender ein einen „wirt 
ſchaftlichen Zweck“ verfolgt, mithin nit eintragungsfäbhig ift, 
bleibt dem Verein, wenn er gleichwohl „Rechtsfähigkeit“ erlangen will, der 
Weg offen, entweder eine der durch bejondere Reichs⸗ oder Landesgeſetze 
geordneten Vereins⸗(Geſellſchafts- Formen zu wählen, z. B. die Form der 
Aktiengeſellſchaft, der Eingetragenen Genoſſenſchaft, der Geſellſchaft mit be- 
ſchränkter Haftung u. ſ. w. (vgl. at 1 3u 8 21 unter VIa), oder gemä 
S 22 im „Berwaltungswege“ die „ſtaatliche Verleihung“ der Rechtsfähigkei 
nachzuſuchen, die allerdings vom freien Ermejfen der Berwaltungsbe- 
hörden abhängt. 

8 22 °) 88 24, 33 Abſ. 2. — Die Zuftändigkeit iſt in den einzelnen 
Staaten verjhieden geregelt. In Breußen und Sadjen: der Miniiter 
des Innern, in Bayern und Württemberg: der König, in Baden: 
das Staatsminifterium. 





23 ’) 3.8. für Deutiche Kolonialgelellihaften 8 11 Schußgebietsgeje vom 
10, September 1900. 
a) E. 10, 
24 ») entjpricdt dem „Wohnfig“ der natürlihen Berjonen (8 7). 
825 10) Kür die „Werfallung“ des Vereins maßgebend find nur die 26 ff. 
und Die ‚Vereinsfasun “ unter Ausſchluß landesredtlicher Vorſchriften; für 


Vereine, deren Nectsfahigteit auf „Itaatliher Verleihung“ beruht (8 22), 
gilt jeveh E, 82, Die Vorſchriften der 88 26 ff. find zwingender Natur, ſo⸗ 
weit micht in ihnen und in 88 40, 41 andermweite Beitiinmungen durd die 
„Satung“ zugelafien jind. 

26 11) Als nur in der Worftellung beitehender, jelbitändiger Träger von 
echten und Bilidhten bedarf der Verein (die juriftiide Perjon) notwendig 
eines „Willensorgans“, eines „Bertreters im Willen“ = „Borltand“. — Neben 


Bercine 8 21—29 
Sweiter Titel. Juriſtiſche Perfonen.') 
X. Bereine.') 
1. Allgemeine Borfhriftens) 


8 21. Ein Verein, deſſen Zwed nicht auf einen wirtſchaftlichen 
Geihäftsbetrieb gerichtet ijt,’) erlangt NRedtsfähigkeit*) durch Ein- 
tragung in das Vereinsregüter des zujtändigen YAmtsgeridts.’) 

822. Ein Verein, dejjen Zwed auf einen wirtichaftlihen Ge- 
ihäftsbetrieb gerichtet ijt, erlangt in Ermangelung bejonderer reichs— 
gejeklicher Vorſchriſten Redhtsfähigteit durch ftaatlidhe Berleihung. Die 
Verleihung jteht dem Bundesitaate zu, in deſſen Gebiete der Verein 
jeinen Sitz hat.“) 

$23. Einem Vereine, der feinen Sitz nicht in einem Bundesitaate 
hat, ann in Ermangelung bejonderer reichsgejegliher Vorſchriften) 
Kechtsfähigleit durch Beihluß des Bundesrats verliehen werden.‘) 

S 24. Als Sig eines Vereins gilt,’) wenn nicht ein anderes be- 
tim it, der Ort, an weldem die Verwaltung geführt wird. 

Ss 25. Die Berfafjung eines rechtsfühigen Vereins wird, jomweit 
fie nit auf den nahfolgenden Vorſchriften beruft, dur) bie 
Vereinsſatzung beitimmt.'‘) 

S26. Der Verein muß einen Borftand haben.) Der Boritand 
tann aus mehreren Perjonen beitehen. 

Der Borjtand vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlid); 
er hat die Stellung eines gejeglidhen Vertreters.) Der Umfang jeiner 
Bertretungsmaht kann durch die Satung mit Wirkung gegen Dritte 
beichränft werden.'?) 

8 27. Die Beitellung des Vorſtandes erfolgt durch Beſchluß Der 
Mitgliederverfammlung. 

Die Beitellung it jederzeit widerruflih, unbejdhadet des An- 
ſpruchs auf die vertragsmähige Bergütung.*) Die Miderruflichkeit 
fann durch die Satung auf den Fall beichränft werden, dak ein wid): . 
tiger Grund für den Widerruf vorliegt; ein folder Grund ift insbe- 
iondere grobe Pilidhtverlegung oder Unfähigkeit zur ordnungsmäßigen 
Geichäftsführung. 

Auf die Geihäftsführung des Borftandes finden die für den 
Auftrag geltenden Worjchriften der SS 664 bis 670 entiprechende An- 
mwendung.'”) 

S28. Beiteht der Vorſtand aus mehreren Perjonen, jo erfolgt Die 
Beſchlußfaſſung nad den für die Beſchlüſſe der Mitalieder des Vereins 
geltenden Vorſchriften ver 88 32, 34. 

It eine Willenserfläürungdem®ereinegegenüber 
abzugeben, jo genügt die Abgabe gegenüber einem Mitgliede 
bes Borjtandes.'') 

< 29, Soweit Die erforderlichen Mitglieder des Borjtandes 
ſehlen ſind ſie in dringenden Fällen für die Zeit bis zur Hebung des 
Mangels auf Antrag eines Beteiligten von dem Amtsgerichte zu be— 
tiellen, in deſſen Bezirke der Verein feinen Sit hat.'') 


Erläuterungen 


dem „Borjtand” können bejondere Bertreter zu gewiſſen Geſchäften beitellt 


werden (8 30). 
12) —5 r Vertreter“ im Sinne ber DBO. un aut neuerer 
er — über „Bertretung, Bollmadht — 
| mit einem — — — hi et, wird 


Gr atjo rfun bi igen ns ob der —A zum se ber betreffenden 
häfte beredhtigt ijt. — SS 69, 70 bezüglid, der Bingetzunenen Ver: 
eine“ ——— ung der Bertretungsbejet nfung in das Wereinsrtegilter). 
8 27 14) D, der Vorjtand fann eit Kines Amt Amtes enthoben werden, 
unbeichadet feiner —5 auf Gehalt, Ken on u 
15) Insbejondere bezü süglich der Berantwortligteit Des Mor: 
tandes gegenüberdem Berein. „Nah innen YAuftra nad außen 
ertretung” (C). — $ 27 Abſ. 1 und 3 können durch bie Sabung ge— 
ändert werden (8 40). 
28 ) „Einem Vorſteher erklärt, Allen erklärt“ (C)y. — Dritte 
Perjonen werden aljo durch W Willenserklärung gegenüber einem Boritands- 
mitgliede — zur Verpflichtung des Bereins iſt dagegen die Erklä— 
rung des Borjtandes in ber ——— Beſetzung und Form er— 
forderlich —8 Abſ. 1 kann durch Die atzung geändert werden (8 40). 
17) Dieſe Beſtimmung * den Fall im Auge, daß ein Vorſtandsmit— 
—* durch Ahweſenheit, Krankheit u. ſ. w., oder weil es ſich um ſeine „eigene 
ngelegenheit handelt, en iſt. Der Antrag kann ſowohl von Vereins— 
mitgliedern uls Dritten ( 3. B ein Zuftellung einer an eine Friſt gebunde— 
nen —— = nung, Kündi geitellt werben. 
ogen. techniſch * ireftoren, Kaſſierer. 
20) e in 


) 30 bezeichneten. 

21) oder ——— ohne Rückſicht darauf, ob die Handlun 
oder —— — — auf einem „Berjhulden“ beruht, lofern fie nur na 
dem Gejch zum benserjate — Zum Schade nserja e verpflicdhtende 

Handlungen“ u Vorſtandes u. j. w. ſind B. aud) —— des 
Falentrechis, des Muſterſchutzes, des LE Zum Scabenserjaß ver: 
pflichtende „Unterlafiungen“ find 5. B. die Nichtanbringung von Schutzvor⸗ 
richtungen an Maſchinen, die — — — der polizeilich vorgeſchriebenen 
beten der ag und Flure im Vereinshauſe, der Bejeitigung von 
Cis und Scjnee Sandjtreuens) auf Dem —— voor einem dem 
Dereine — ehe 

22) vgl. Anhang 22 zu $ 31 über die Echadenserjahpflicht der Vereine 
> weiftifchen Perjonen) aus DOLL LARDER und Unterlafjungen: a) ihrer Ver— 
fteter, b) ihrer ſonſtigen Angejtellten. 

532 2») Es ilt alſo die — 5 Mehrheit der Eaſchienenen erforder: 

lid; das Erjdeinen einer Mindeftzahl ilt zur Gültigfeit eines Beſchluſſes 

nidt nötig, wenn die Satung nidt ein anderes beitimmt. Rt — Wulf: 
e 


531 


töjungsbejdhluß 5 41. — Wenn durch Mitgliederbejcdlug ein Mitglied 
aus dem Verein ausgeichlojlen wird, jo fann der Ausgeſchloſſene auf Auf: 
hebung dieſes ig nur flagen n —— Verfahrens 

richt, weil er ſachlich unbere line J ars edoch, in denen nicht 
BGB, jondern Yandesredht maßg Enebend a —8 iſches Landrecht 
für die vor. Januar 1900 entjtandenen — Kriegervereine uſw. 
— * 2 au 8: 21), fann aud) eine Jah liche Nadhprüfung durch das Gericht 


tattfinden, 
24) 55 126, 127 
833 2°) Hiernach tarın jedes Bereinsmitglied eine Änderung des 
3wedes des Vereins durch feinen ——— in der Verſammlung, ja ſchon 


durch ſtillſchweigendes gernbleiben von ber Verjammlung hindern. 
‚Willſt Du nur den alten Zwed, bleib’ jtill von der Situng weg“ (C). 
Der N unterſcheidet bloße änderung ver „Sakung“ und Underung bes 
‚Zwedes‘ .— 833 kann duch die Satzung geändert werden (S 40). 
über die Stimmenzahl bei Auflöſungsbeſchlüſſen ($ 41). 


Bereine s 30-37 


S30,. Durch die Satung fann bejtimmt werden, daß neben dem 
Borjtande für gewiſſe Gejchäfte bejondere Vertreter zu beitellen ſind.“*) 
Die Bertretungsmadt ’) eines joldyen Bertreters eritredt ſich im Zweifel 
auf alle Redtsgeidhäfte, die der ihm zugewiejene Gejchäftsfreis gewöhn— 
lich mit ſich bringt. 

8 31. Der Verein iſt für den Schaden verantwortlich, den der 
Borland, ein MitglieddesWorjtandes odereinanderer 
verfajjungsmäßig berufener Vertreter”) durd eine 
in Ausführung der ihm zujtehbenden Verrichtungen begangene, 
zum Schadenserſatze verpflidhtende Handlung ) einem Dritten zu- 
fügt.*) 

832. Die Angelegenheiten des Vereins werden, ſoweit ſie nicht 
von dem MWorjtand oder einem anderen Bereinsorgane zu bejorgen 
find, durch Beſchlußfaſſung in einer Berjammlung der Mitglieder ge- 
ordnet. Zur Gültigkeit des Beſchluſſes ift erforderlich, daß der Gegen: 
ſtand bei der Berufung bezeichnet wird. Bei der Beſchlußfaſſung ent: 
icheidet die Mehrheit der erſchienenen Mitglieder.??) 

Auch ohne Berfammlung der Mitglieder ijt ein Beſchluß gültig, 
wenn alle Mitglieder ihre Zuftimmung zu dem Beſchluſſe jchriftlid) 
erflären.®*) 

33. Zu einem Beſchluſſe, der eine Änderung der Satung ent- 
hält, ift eine Mehrheit von drei VBierteilen der erjdie- 
nenen Mitglieder erforderlid. Zur Anderung des Jwedes des Ber: 
eins it die Zuftimmung aller Mitglieder erforderlich; *°) Die 
Zuftimmung der niht erjhienenen Mitglieder muß ſchrift— 
lich erfolgen.:®) 

Beruht die Reditsfähigfeit des Bereins auf Verleihung, jo 
it zu jeder Anderung der Satzung ſtaatliche Genehmi- 
gung oder, falls die Verleihung durch den Bundesrat erfolgt it, dic 
Genehmigung des Bundestats erforderlidh.?”) 

34. Ein Mitglied ijt nicht jtimmberedtigt, wenn die Beſchluß— 
fafjung die Vornahme eines Redytsgejchäfts mit ihm oder die Einleitung 
oder Erledigung eines Redtsitreits zwiſchen ihm und dem Wereine 
betrifft.“) 

345. Sonderrechte eines Mitglieds können nicht ohne deſſen 
Zuftimmung durch Beihluß der Mitglievderverfammlung beeinträdhtigt 
werden.“) 

836. Die Mitgliederverſammlung iſt in den durch die Satzung 
beſtimmten Fällen ſowie dann zu beruſen, wenn das Intereſſe des 
Vereins es erfordert.” #) 

537. Die Mitgliederverjammlung ijt zu berufen, wenn der durd) 
die Satung beitimmte Teil oder in Ermangelung einer Beftimmung 
der jehnte Zeil der Mitglieder die Berufung jchriftlich unter Angabe 
des Zwedes und der Gründe verlangt. 

Mird dem Verlangen nicht entjprodhen, jo fann das Amtsgerid;t, 
in deſſen Bezirfe der Werein jeinen Sit hat, die Mitglieder, welche 


— 1 


Erläuterungen 


209) 88 126, 127. 

27) 88 22, 23. — Die Zuftändigfeit für die „Staatliche Genehmigung“ 
iſt in den einzelnen Staaten belieben geregelt. Note 6. er. 

5) Ein Vereinsmitglied 
Beratungen teilnehmen, darf aber nidht mit abftimmen. 

35 =) Während $ 34 hindern will, dak ein Mitglied durch Teilnahme an 
Abftimmungen „in eigener Sade“ ſich Vorteile vom Verein verſchaffe, will 
8 35 Mitglieder, denen „Sonderrechte“ gegen den Verein zuitehen, gegen Ver: 
——— und Benachteiligung durch die übrigen Mitglieder ſchühen. „Son- 

rrechtẽe im 3. B. Die Iagungsmäbigen Rechte der Gründer eines Privat- 
theaters vorzugte Plätze in einer Loge des Theaters. 

8 36 20 Aal im Falle tes $ 37, — 8 58 Nr. 4, 

& 37 30) RFG. 8 160. 

838 »ı) 8.38 kann durch die Satzung geändert werden ($ 40). — „Mitglied- 
ſchaft haftet an der Perſon. Mitgliedserbe ift nicht jelber Mitglied, Stroß- 
männer find ausgejdhlojjen“ (C). 

39 2) Nah Mahgabe der Satung S 58. — Über Ausſchließung 

eines Mitglieds Note 23. 

0 ") 8 25 und Note 10. 

1 >) S 73. 

2 >) d. bh. hört auf „juriftiihe Perſon“ zu jein. $ 213 KO. 

20) ee ee eeee braucht nicht vorzuliegen. 
7) 5 270. 
38) SS 421 ff. 

43 ) Das Verfahren regelt 8 44. 

10) Neben S 43 bleiben die öffentlih-rechtliden —— ae on) 
Vorſchriften ver Landes-(Vereins-⸗)Ge über die Auflöſung der Vereine 
unberührt. vol. Anhang 1 zu $ 21 unter V Ubi. 4. Die auf Grund dieſer 
öffentlich rechtlichen Vor geilen erjolgende „Auflöſung“ eines Vereins hat 
jelbjtverjtändlih den Werluit der „KRedtsfähigteit“ (Iuriitiiggen Perſönlich⸗ 
teit) zur Folge, was in $ 74 Abſ. 3 noch beſonderen Ausdruck gefunden bat. 
Umgetchrt hat jebodh die Ent iehung der „Rechtsfähigkeit“ gemäß 8 43 
nihtohne weiteres dic „Auflöjung“ bes Bereins zur folge, der Verein 
kann vielmehr als „nicht redtsfähiger Verein“ (Geſellſchäft — 54) fortbe⸗ 
* ſolange er nicht nach dem öffentlichen reinsrecht „aufgelöſt“ 
wird. 

11) Wenn ein Verein, der als Wr einen „wirtſchaftlichen“ Geſchäfts— 
betrieb bezweckender nah $ 21 „Rechtsfähigteit“ erlangt hat, in ſatzungs⸗ 
widriger Weile von vornherein oder jpäter einen wirtſchaftlichen 
Zwed“ verfolgt, jo tanıı ihm die „Rechtsfähigfeit“ entzogen werden; denn nur 
dadurch fann verhindert werden, baß die im Intereſſe der Sicherheit des Ge⸗ 
ſchäftsverlehrs vom Geſetz gebotenen Fotmen für Erwerbspereine 
Aktiengeſellſchaäaften, Erwerbs- und — chaften, Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung) umgangen werden. i ven Beratungen war man 
übrigens einig, daß 5 43 Abſ. Anihtjihondann zur Anwendung fomme 
wenn der Verein im JZujammenbange mit jeinen „idealen Tendenzen“, Die nad 
wie vor els Haupiawed erideinen, nebenher jeine Tätigfeit auf einen 
wirtſchaftlichen Betrieb ausdehne, jondern erit dann, wenn der wirtjhaft- 
lihe Betrieb zur Hauptiade wird, ſodaß der Werein, wenn er jeinen 
Awed von Anfang an 
miegend "wirtihaftfihen" Natur nad; 8 21 nicht hätte in das Bereins- 
regifter eingetragen werden dürfen. vgl. Note 3. 

2) Zu dem Begriffe „Verein mit religiöjem Zwed“ vgl. E. 84. -— 
„Bolit Ach heißt: unmittelbar den Staat (die Provinzen, Kreile, ©e- 
meinden ujm.), jeine Gejeßgebung und Bermwaltung, die itaats- 
bürgerlidben Redte ber Bürger, die internationalen Bezte— 
hungen der Staaten zu einander DEE) } B. „Wahlvereine‘, ſei es ir 
en oder fommunale Wahlen, find Vereine mit politiihem Zwecke. 

asjelbe ijt jeder Verein, dejjen Zweck darin beiteht, die Gejeggebung oder 


heatervereins) auf 


84 
341 


— 28 — 


ann alſo „in eigener Sache“ zwar an den 


in folder Weiſe beitimmt hätte, wegen jeiner vor= - 


LE 


Vereine 38-441 


das Verlangen gejtellt haben, zur Berufung der Verjammlung er: 
mädjtigen und über die Führung des Borliges in der Verſammlung 
Bejtimmung treffen.) Auf die Ermädtigung muß bei der Berufung 
der Werjammlung Bezug genommen werden. 

838. Die Mitgliedihaft ijt nicht übertragbar und nicht vererb- 
lich. Die Ausübung der Mitgliedichaftsrechte fann nit einem anderen 
überlafjen werden.’') 

S39. Die Mitglieder find zum Austritt aus dem Bereine be: 
rechtigt.??) 

Durch die Sakung fann beitimmt werden, daß der Austritt nur 
am Schluſſe eines Gejhäftsjahrs oder erſt nah dem Wblauf einer 
Kündigungsfriſt zuläflig ijt; die Kündigungsfrift fann höchſtens zwei 
Sahre betragen. 

S40. Die Rorjhriften des $ 27 Abi. 1, 3, des $ 28 Abſ. 1 und 
der $$ 32, 33, 38 finden injomweit feine Anwendung, als die Sakung 
ein anderes bejtimmt.:?) 

8 41. Der Bereir fann durch Beſchluß der Mitgliederverfammlung 
aufgelöft werden. Zu dem Beidhluß it eine Mehrheit von drei 
Bierteilen der erjhienenen Mitglieder erforderlich, wenn nicht die 
Saft ung ein anderes bejtimmt.’*) 

S 42. Der Berein verliert die Rechtsfähigkeit durch die Eröffnung 
Des Konturjes.. ) 

Der Borftand hat im Falle der Überfjhuldung‘) die Er- 
öffnung des Aonfurjes zu beantragen. Wird die Stellung Des 
Antrags verzögert, jo find die Worftandsmitglieder, denen ein 
Rerihulden?”) zur Lait fällt, den Gläubigern für den daraus ent- 
jtehenden Schaden verantwortlid; fie haften als Geſamtſchuldner.“) 

S43. Dem Bereine lann die Rechtsfähigkeit entzogen werden,““) 
wenn er durd) einen gejegwidrigen Beihluß der Mitgliederver- 
jammlüng oder durch gejegwidriges Verhalten des Borjtandes 
das Gemeinmwohl gefährdet.) 

Einem Bereine, deffen Zwed nad der Satzung nidht auf 
einenwirtjihaftliden Gejhäftsbetrieb gerichtet ift, kann 
die Rechtsfähigkeit entzogen werden, wenn er einen joldhen Zwed ver: 
jolgt.*') 

Einem Tereine, der nah der Satzung einen politijdhen, 
fozialpoflitifden oder religiöjen Jwed nidt hat,“) 
fann die Redtsfähigfeit entzogen werden, wenn er einen ſolchen Zweck 
verfolgt.“) 

Einem Vereine, deſſen Rechtsfähigkeit auf Berleihung beruht, 
farın die Rechtsfähigkeit entzogen werden, wenn er einen anderen 
als den in der Satzung beitimmten Zwed verfolgt.‘*) 

S44. Die Zuftändigfeit und das Verfahren bejtimmen fid) in den 
Fällen des $ 43 nad) den für ftreitige Berwaltungasjaden 
geltenden Borfäriften der Landesgejete."”) Mo ein Verwaltungs: 
jtreitverfahren nicht bejteht, finden die Vorſchriften Der SS 20, 21 der 
Gewerbeordnung Anwendung; die Enticheidung erfolgt in erjter 
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Erläuterungen 


/ 

Berwaltung des Staates in gewiljer Richtung zu beeinfluffen, 3. ®. die Erlaub- 
nis der Feuerbeſtattung, ein Verbot der Vivpiſektion de erzielen. — „Sozials= 
olitiydh“ iſt, wie ſchon die Wortbildung ergi t, eine Unterart des 
griffs „politijch“, närli eine Anderung (Berbefjerung) der Gefell- 
Idafts- und irtihaftsordnung auf dem Wege der Geſetz⸗ 
gebung oder Berwaltung erjtrebend, 3. B. ein Verein, der die Einrid) 
tung amtlicher Arbeitsnaciweike, von gewerblichen Säiebsgerichten, von 
Schutzvorſchriften für Arbeiter, Die Zulafjung der Frauen u n ſtaatlichen 
Prüfungen behufs pebung ihrer Erwerbsfähigteit betreibt. AN en find 3. 3. 
Zereine für Bolfs töliothe en, für gebun von Kunit und Willenihaft, für 
Unterridtsjwede, zur ung der Sittlichkeit, obgleih die Angelegenheiten, 
mit benen fie ſich befallen Berportagend „öffentliche Angelegenheiten“ jind 
feine Vereine mit „po itilchen“ oder „ſoʒialpolitiſchen Zwecken. Der Begrijf 
‚öffentlide Angelegenheiten“ ift aljo der weitere, die politi- 
Ichen und ſozialpolitiſchen mit umfaflende. 
43) Die hier zugelaffene Entziehung der Rechtsfähigkeit ift die natlirliche 
Ergänzung des in 8 61 (er Berwaltungsbehörde een infpru@sreihte 
genen die „Benründung“ der Rechtsfähigkeit. Namentlih in Bezug auf ne 
mit polisiigen, Jogiatpolitiinen, religisfjen Zweden gilt das 
Tote 40 Gefagte. Die VBerwaltungsbehörden haben es nah 8 43 Er 3 und 
N 61 Ubf 2 in der Hand, Vereinen, die Zwede der nenn Art verfolgeit, 
ie privatr — 26 RKechisfaͤhigleit —— Perfönlichkeit) vor: 
zuenthalten (8.61), oder fie ihnen, wenn fie ſolche Zwede der Sakung 
umider verfolgen, zu entziehen. Das hindert aber nicht die aile ung 
zw. den Fortbeſtand des Vereins als „nicht redtsfähiger Verein“ (Gejell- 
ſchaft), iolange er nit nad) dem öffe tionen Vereinsrecht (Landesrecht) 
des betreffenden Staates unerlaubt iſt oder verboten werden kann. 
Mit anderen Worten: Das BGB. gewährt den Verwaltungsbehörden nur die 
Befugnis, Vereinen mit politilden, ſozialpolitiſchen oder religiöien Zweden 
den Maqtzuwachs“, der in der privatrechtlichen „RKechtsfähig- 
keit“ (juriſtiſchen Perjönlichkeit, telblländigen Dermögenstähigteit, liegt, 
die darin liegende Erleichterung und Bequemlichkeit für Die Ordnung Der 
Vermögensverhältnijle des Vereins vorzuenthalten bezw. zu entziehen: das 
BGB. enticheidet aber nicht über die F uläffigtent und en her 
tand von Vereinen mit „politijhen, jogialpolitilhen_ oder 
religiöſen Zweden“; bierüber entiheidet lediglih das öffentlide 

Bereinsredt (Landesrecht). , 
14) Weil fonft die Beitimmung des $ 33 Abſ. 2 umgangen werden 


nte. 

15) Nah der Preußiſchen Ausführ.-VBerordnung zum BGB. vom 

16. November 1899 Art. 2 enticheidet in den Yällen des $ 43 über die Eni- 
siehung der „Rechtsfähigkeit“ eines Vereins im Berwaltungsitreit- 
verfahren der Bezirtsausfhuß Für die Erhebung der Klage 
ift der Lundrat, in Stadtfreilen die Ortspoligeibehörde zultändig. — Über das 
rfahren in ð ayern Art. 4 des Bayeriſchen Ausführ⸗Geſ. zum BGB. vom 

9. Juni 1899, — in Sachſen $ 4 Verorbnung zur Ausführung des BGB. 
vom 6. Juli 1899, — in Württemberg Xrt. 135 des Ausführ.-Gel. zum 
GB. vom 38. Juli 1899, — in Baden 8 11 Verordnung vom 11. Nov. 1899. 
6) Nach den Hier in Bezug genommenen Vorſchriften der Gewerbe- 
ordnung find in ben deutſchen Staaten, die ein Gtreitverfahren den Vers 
waltungsjadden noch nicht eingeführt haben, die nad) 8 43 erforderliden Ent⸗ 


ſcheidungen in eriter Inſtanz durch Die eh der Verwaltungs-Einridhtung des 


Staates zuftändige „höhere Berwaltungsbehörde“ gu treffen. Gegen dieſe Ent- 
icheidungen ift binnen einer Friſt von 14 Tagen Rekurs an die nädjlt: 
vorgelegte Behörde suläffe. Die Entiheidung muß in erjter und zweiter 
Snitanz dur eine Eollegiale Behörde erfolgen, und zwar in öffent: 
net Sdsung, [eiern nidt aus den im en EBe be= 
eichneten Gründen (Gefährdung der öffentlihen Ordnung, der Staatsliher- 
it, der Sittlichkeit) die Offentlichkeit ausgeſchloſſen wird. 


t — 30 —. 








Bereite gs 45-49 


Inſtanz Durch die höhere Berwaltungsbehörde, in deren Bezirke der Ver— 
ein jeinen Sig hat.**) 

Berubt die Rechtsfähigkeit auf Verleihung durd) den Bundesrat,“) 
jo erfolgt die Entziehung durch Beichluß des Bundestats. 

s45. Mit der Auflöſung des Vereins oder der Entziehung der 
Rechtsfähigkeit fällt das Vermögen an die in der Saätzung beſtimmten 
Perſonen. 

Durch die Satzung fann vorgeſchrieben werden, daß die Anfallbe— 
rechtigten durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung oder eines anderen 
Verteinsorgans beſtimmt werden. Iſt der Zweck des Vereins nicht auf 
einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb geridtet, jo fann 
die Mitgliederverfammlung aud ohne eine jolde Vorſchrift das Ver: 
mögen einer öffentlidhen Stiftung oder Anjtalt zumweijen. 

Sehltesan einer Beftimmungder Anfallberedtig: 
ten, jo jällt das Wermögen, wenn der Verein nad) der Sakung aus: 
ſchließlich den Intereſſen feiner Mitglieder diente, an die zur Zeit 
der Wuflöjung oder der Entziehung der Rechtsfähigkeit vorhandenen 
Mitglieder zu gleihen Teilen, anderenjalls an den Fiskus des 
Bundesitaats, in deſſen Gebiete der Verein jeinen Sit hatte,**) 

S 46. Fällt das VBereinsvermögen an den Fiskus, jo finden bie 
Rorichrijten über eine dem Fiskus als gejeglihem Erben anfallende Erb- 
haft entipredende Anwendung.) Der Fiskus hat das Vermögen tun— 
lichjt in einer den Zweden des Vereins entipredienden Meile zu ver- 
wenden. 

Ss 47. Füllt das Bereinsvermögen nicht an den Fiskus, jo muß 
eine Siquidation itattfinden. 

S48, Die Liquidation erfolgt dur den Vorjtand. Zu Liquida- 
toren können aud) andere Perjonen bejtellt werden; für die Bejtellung 
find die für die Beitellung des Vorjtandes geltenden Vorjchriften maß— 
gebend.’°) 

Die Liquidatoren haben die rechtliche Stellung des Vorftandes,’') 
ſoweit fi) nit aus dem Zwede der Liquidation ein anderes ergibt. 

Sind mehrere Liquidatoren vorhanden, fo ijt für ihre Beichlüffe 
fibereinftimmung aller erforderlih, fofern nicht ein anderes be: . 
itimmt iſt. 

8 49, Die Liquidatoren haben die laufenden Geſchäfte zu beendi- 
gen, die Korderungen einzuziehen, das übrige Vermögen in Geld um: 
zujegen, die Gläubiger zu befriedigen und den Überjhuß den Anfall: 
berechtigten auszuantworten. Zur Beendigung Ichwebender Ge: 
ichäfte fünnen die Liquidatoren aud) ne ue Geſchäfte eingehen. Die Ein: 
ziehung der Forderungen jowie die Umjegung des übrigen Vermögens 
in Geld darf unterbleiben, ſoweit diefe Maßregeln nicht zur Befriedi- 
gung der Gläubiger oder zur Verteilung des Überjhufles unter die An- 
fallberechtigten erforderlich find. 

Der Berein gilt bis zur Beendigung Dei Liqui- 
dationalsfortbefjtehend, ſoweit der Zwed der Liquidation. 
es erfordert. 


—— 
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Erläuterungen 


31% 
45 
er 1936, 1942 Abſ. 2, 1966, 2011. 
50 27, 29, 76. 
51 * je Abi. 3, 28 (jedoch $ 48 Ab. 3), 31, 42 Abi. 2. 
1 
63 — 232 
Bi 421 
vgl. An I 13u8& 21 — III und VId, ferner Anhang 2 zu 
g 21, * 5 zu 8 21, Note 40 zu — 854 fihert die freie Ver- 


einsbildung auf dem Gebiete des s Urinatichts Es fünnen danad) 
Vereine zu jedem beliebigen, nicht gejeßlih verbotenen oder gegen die u 
Sitten —— Zweck gebildet werden (88 —— 134, 188, 309). Auf 
54 find alle die Vereine — — die nicht — na 2 
$ 21 bis 23 oder durch Annahme einer ber 
unter Vla erwähnten NRedtsformen (uttengeetjdat —— —9*— 
Geſellſchaft mit ER hränkter Haftung u. |. w.) erlan gen fönnen oder 
wollen, insbejondere die Vereine mit politiſchen Tostalpolitif en 
oder teligiöjen Zweden, denen die „Nedtsfähigfeit" infolge Ein: 
fe na der Verwaltungsbehörse (8 vorenthalten oder denen 
te nad $ 43 ae it. er für die vermögenstedtlidhen Bezie— 
Dan n (eltern it redhtsfähigen“ Vereine — Mangel der jet ſt⸗ 
tän igen —— N eit (fie fünnen als Vereine allo namentlid 
feine runditüde erwerben), wird allerdings Een dur) die in Anhang 1 
zu $ 21 unter VId erwähnten wichtigen 55 50, 735 ZPO. Dieje Vorſchriften 
reichen bin, um die „nicht redhtsfähigen“ reine für Die laufenden Bedürf- 
nille des Tereinslebens (Miete eines Vereinslofals, Anſchaffung einer Der: 
einsbibliothef ujw.) Freditfähig zu maden. 

id Diefe Beitimmung iſt zum Rh — — 5 gegeben, weil bei 
den nich t a tsfänl n" ®ereinen Borhandenjein und Die 5 „Bereinsper- 
mögens“ für Drit 2 laer erfennbar ijt und das tätſächlich etwa vorhandene 
Vereinscrermögen durh Schiebungen leiht dem Zugriff der Gläubiger ent: 
zogen werden kann. — Die Haftung „des im Namen des Vereins Han: 
telnden“ (Borjtand, jonjtige Angeſtellte, Bevollmächtigter zu der einzelnen 
Handlung) tritt unbedingt ein, auch wenn der Dritte Dane: DO * wiſſen mußte, 
daß er es mit einem für einen „nit redtsfähigen‘ ein Handelnden zu 
tun babe. — Für „zum — —— verpflichtende —— en" (vgl. 
Jiote 21) des Borltandes ionftiger Angeitellten uſw. eines t redis- 
fähigen“ Bereins gilt nit $ 31, jondern $ 831 (vgl. aud) x 278). 

7) 58 421 fi. 

ss) vgl. Anhang 1 zu $ 21 unter V letter Abjat, VIb und $ 21 nebſt 
Noten. — Kür „eingetragene Vereine“ gelten die „allgemeinen“ Bor: 
Sa der 8$ 24 bis 53 und außerdem Die beionderen Vorſchriften der 

I 

über das Verfahren in Bereinsjadhen 53 159, 160, 162 RFG. deiien 

eigenen Vorſchriften (88 1 bis 34), insbejondere über das Kehtsmittel 
Der werde", ebenfalls in Betradt fommen, und dazu die „Beitimmungen 
des — über das Vereinsregiſter uſp.“ vom 3. November 1598, ferner 
bie landesredhtliden Ausführungsvorſchriften, 5. B. für ® teußen: 
allgemeine Berjügung des Jujtizminijters vom 6. — 1899. 

so 8 24. 

—9— — Sachregiſter unter „Soll: Boricdrijten". 


er vgl. Sarhregifter unter „Muß -Vorjhriften‘, Im übrigen 88 
41. 


54) wie Note 61. 
) Mas jonjt in die Satzung drin ver ift Sache der freien Beſchluß— 


25, 40, 


faſſung An Beobadhtung ber Vorſchriften Der 38 25 Dis 41, die Unmwendung 
finden, joweit nicht die Satzung zuläffiger Weile etwas anderes jeitlett. 


— 0 





Fingetragene Vereine ss 50-58 


550. Die Auflöjung des Vereins oder die Entziehung der Rechts⸗ 
fähigkeit iſt durch die Liquidatoren öffentlich befannt zu machen. In 
der Belanntmadyung find die Gläubiger zur Anmeldung ihrer Anſprüche 
aufjujordern. Die Belanntmadhung erfolgt durch das in der Satzung 
für Beröffentlihungen bejtimmte Blatt, in Ermangelung eines ſolchen 
dur) dasjenige Blatt, weldes für Belanntmachungen des Amts: 
gerichts bejtimmt ift, in deſſen Bezirfe der Berein jeinen Gib 
hatte, Die Befanntmadhung gilt mit dem Wblaufe des zweiten Tages 
nach der Einrüdung oder der erjten Einrüdung als bewirkt. 

Betannte Gläubiger find durch bejondere Mittei- 
lun g zur Unmeldung aufzufordern. 

S 51. Das Bermögen darf den Anfallberechtigten nicht vor Dem 
Ablauf eines Tahres nad) der Befanntmadhung der Auflöjung des Ber: 
eins oder der Entziehung der Rechtsfähigkeit ausgeantwortet werden. 

Ss 52, Meldet fi ein befannter Gläubiger nicht, jo ijt der geichul- 
dete Betrag, wenn die Berehtigung zur Hinterlegung vorhanden ijt,’*) 
für den Gläubiger zu hinterlegen. 

Iſt die Berichtigung einer Berbindlichkeit zur Zeit nicht ausführ- 
bar oder ijt eine Verbindlichkeit ftreitig, jo Darf das Vermögen den An- 
jallberedhtigten nur ausgeantwortet werden, wenn dem Gläubiger Sicher: 
Heit geleijtet ift.°°) 

58. Liquidatoren, welche die ihnen nad) dem 8 42 Abſ. 2 und 
den SS 50 bis 52 obliegenden Verpflichtungen verlegen oder vor der 
Beirtedigung der Gläubiger Vermögen den Anfullberechtigten ausant: 
worten, find, wenr ihnen ein Verſchulden zur Laft fällt, den Gläubigern 
für den Daraus entitehenden Schaden verantwortlich, fie haften als Ge: 
jamtiduldner.’*) 

8 54. Auf Vereine, die nicht rechtsfähig find, finden die Vorſchrif⸗ 
ten über die Geſellſchaft Anwendung.) Aus einem Rechtsgeſchäfte, 
das im Namen eimes folden Vereins einem Dritten gegenüber 
vorgenommen wird, Haftet der Handelnde perjönlid;®) 
Handeln mehrere, fo haften fie als Gejamtihuldner.’”) 


2. Eingetragene Vereine.) 


8 55. Die Eintragung eines Vereins der im 8 21 bezeichneten 
Art in das Vereinsregiſter hat bei dem Amtsgerichte zu gejchehen,°®) in 
deilen Bezirke der Verein feinen Sit hat.°°) 

56. Die Eintragung ſoll e) nur erfolgen, wenn die Zahl der 
Mitglieder mindeitens fieben beträgt.‘:) 

8 57. Die Satzung muß °°) den Zwed, den Namen und den 
Sit des Vereins enthalten und ergeben, daß der Verein einge: 
tragen werdenjoll. 

Der Name ſoll ih von den Namen der an demjelben Orte oder 
in derfelben Gemeinde beftehenden eingeitagenen Vereine deutlich unter: 
ſcheiden. 

S 58. Die Satzung ſolle) Beſtimmungen enthalten:) 

1. über den Eintritt und Austritt der Mitglieder; 


u > 3 
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Erläuterungen 

Das © unterjheidet: Die „Anmeldung“ zur Eintragun 
59), — die Zulaſſung“ der — — * 
f. 1), womit nur 


| um Ausdrud gelangt, die Anmel- 
kung 
ugelaſſen 1] ın t — n 2 
rege bie Bermart ngsbehörde” ($ 61 Abi. 1 ben Bi; 


— nſpruch“ der 
Verwaltungsbehörde gegen die Eintragung (8 61 Abſ. 2), — die dr tung“ 
des Einipruchs jeitens des Wereinsvor —— ($ 62), — bie Eintragung“ 
des Vereins in das Vereinsregiſter (S 63). 
fiber die Form der Anmeldung 88 77, 129. 


7) Außerdem iſt die Anmeldung, natürlich zurüdzuweilen, wenn bie 
Bildung des Vereins gegen ein geiekliches Verbot oder gegen bie guten 
Sitten verſtößt Ä 134, 138) oder wenn ſich ergibt, daß der Berein einen 
wirtichaftlichen eichäitsbetrieb bezwedt; denn nur die in $ 21 bezeidneten 
Vereine fünnen eingetragen werben (5 55). 


8) d, h. binnen einer Notjrift von zwei Wochen nad Zuftellun 
ber Zurleiweifung, 577, 568 bis 570 he (Eine „weitere Be] werden 
it nur — wenn die ——— auf die Beſchwerde“ einen neuen ſelbſt⸗ 
tändigen hwerdegrund enthält, 


”, Melde Verwaltungsbehörde zuftändig ilt, beitimmt das 
Landesrecht. Zuftändig find: in P A der Landrat, in Stadtkreiſen 
die Wolizeibehörde (Verordnung vom 16. November 1899 Art. 3). Bür 
Bayern Art. 4 Ausführ.-Gei. zum BGB., für Sachſen 83 der Berorbnung 
vom 6. Tuli 1899, für Württemberg Art. 135 des Ausführ.Geſ. zum 
BGB. für Baden $ 11 Verorbnung vom 11. November 1899. 


» vgl. —— 1 zu 8 21 unter V, VIb und die Noten zu 8-43. Das 
Einſpruchsrechk tt den Einzelſtaaten die Befugnis, das zurzeit noch ber 
Pandesgeje&kgebung — öffentliche (polizeilihe). Ver— 
einsrecht zur Geltung zu bringen urh Borenthaltung bes , t⸗ 
uwachſes“ der e — E Perſönlichleit). — Elnſpruch 
—— (C). — Erbebt Rerwaltungsbehörde den Einiprud nicht 
innen jehs Wochen nad der ihr gemaditen Mitteilung der Anmeldung, jo 
wird der Verein eingetragen ($ 63) und ift damit „rechtsfähig“ ($ 21). 


2) & 44 und Noten, — Nach $ 62 kann der Verein den „Einſpruch der 
Terwaltungsbehörde anfehten, aber, wie dur ausdrüdlihen Beihluß 
ber Kommilfion zur Worberatung des Geſetzbuches — iſt, nicht 
wegen * lider Unangemefjenheit (aus politiiden, Billigteits- 
und ähnl Fi Gründen), fondern nur deshalb, weil die in $ 61 bj. 2 
AA, —— en und rechtlichen Worausjegungen bes 

iniprudis der waltungsbehörde nicht vorliegen. Wenn aljo die nach 

62 Abi. 2 zur Entiheidung über die Anfechtung des Einſpruchs berujene 
sehörde zu dem Ergebnis fommt, daß der Verein nad) dem öffentlichen Ver— 
einsrecht unerlaubt ijt oder auch nur verboten werden tann (jelbjt wenn die 
—— von dieſer Befugnis keinen Gebrauch macht), oder daß der Verein 
einen politiihen, ſozialpolſtiſchen, religiöſen Zwed verfolgt, ſo muß ſie die 
Anfechtung des Ein nd für unbegründet erflären; der von der Verwaltungs 
behörde erhobene Einiprud bleibt mithin wirkſam und Die Eintragung des 
Vereins in das Vereinsregijter, jolglid die Erlangung der „Recdtsjähigteit‘ 
(juriftiihen Perjönlichteit) durch Eintragung in das reinstegüter iſt aus 
eſchloſſen. Andererſeits ni nad, $ 62 Nbf. 2 zur Entjcheidung berujene 
ehörde den Einfprud) der Werwaltungsbehörde au heben, wenn ſie zu dem 
Ergebnis kommt, ber Bereinszwed fei fein politiſcher, jozialpolitilher oder 
religiöfer, jowie daß der Verein nad) dem öffentlichen Wereinsreht nicht uns 
erlaubt ſei oder verboten werben könne. Sobald die den Einipruch der Ver— 
waltungsbehörde aufbebende Enticheidung rechtskräftig ilt, hat das ar ne 
ben Verein in das reinstegifter einzutragen, womit verjelbe die „Rechts— 
ſähigleit“ erlangt. 


-_ 34 — 








Eingetragene Vereine s 59-66 


2. darüber, ob und welde Beiträge von den Mitgliedern zu 

leijten find; 

über die Bildung des Vorſtandes; 

über die Worausjegungen, unter denen die Mitglieder- 

verjammlung zu berufen ijt, über die Form der Be- 

tufung und über die Beurfundung der Beſchlüſſe. 

ö > 59. Der Borftand hat den Verein zur Eintragung anzumel: 
en."*? 

Der Anmeldung find beizufügen: 

1. die Safung in Urſchrift und Abſchrift; 

2. eine Abjchrift der Urkunden über die Beitellung des Vorſtandes. 

Die Satung joll von mindeitens fieben Mitgliedern unterzeichnet 
jein und die Angabe des Tages der Erridtung enthalten. 

S 60. Die Anmeldung ilt, wenn den Erforderniffen der 88 56 bis 

59 nicht genügt ijt, von dem Amtsgeriht unter Angabe der Gründe 
jurüdzumeijen.?’) 

Gegen einen zurüdweilenden Beihluß findet die fjofortige Be: 
Ihwerde nad) den Vorjchriften der Zivilprozekordnung ſtatt.“) 

8 61, Wird die Anmeldung zugelajien, jo hat das Amtsgericht fie 
der zuftändigen Verwaltungsbehörde mitzuteilen.‘°) 

Die Berwaltungsbehörde fann gegen die Eintragung Einſpruch 
erheben, wenn der Verein nad dem öffentlihen VBereinsredt 
unerlaubtiftoder verboten werden fann oder wenn ereinen 
politijhen, jozgialpolitijhen oder religiöjen Zwed 
verfolgt.”") 

S62 Erhebt die Berwaltungsbehörde Einſpruch, jo hat das 
Amtsgericht den Einjpruh dem Borftande mitzuteilen. 

Der Einjprud fann im Wege des Werwaltungsitreitver- 
jahrens oder, wo ein joldhes nicht bejteht, im Wege des Rekurſes nad) 
Maßgabe der SS 20, 21 der Gewerbeordnung angejodhten 
mwerden.'!) 

S 63. Die Eintragung darf, jofern nicht die Verwaltungsbehörde 
dem Öntisgerichte mitteilt, daß Einjprudy nicht erhoben werde, erjt er: 
folgen, wenn jeit der Mitteilung der Anmeldung an die Verwaltungs 
behörde jehs Wochen verjtrichen jind und Einipruc nicht erhoben oder 
wenn ber erhobene Einjprud; endgültig aufgehoben iſt. 

$64. Bei der Eintragung find der Name und der Sit des Ver- 
eins, "der Tag der Erridtung der Satzung jowie die Mit- 
glieder des Borftandes im Vereinstegifter anzugeben. Beſtim— 
mungen, die den Umfang der Bertretungsmadt des Voritandes 
beihränften oder die Beſchlußfaſſung des Vorjtandes ab- 
weichend von der Vorſchrift des $ 28 Ubi. 1 regeln, find gleichfalls 
einzutragen. 

865. Mit der Eintragung erhält der Name des Vereins den Zus 
jat „eingetragener Berein“. 

$ 66. Das Amtsgericht hat die Eintragung durch das für jeine 
Feltanntmahungen bejtimmte Blatt zu veröffentlichen. 
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Erläuterungen 


$ 67 * über die Form SS 77, 129. 
8 68 ” 67. 
* 79. — ‚Was nicht im Vereinsregiſter, das iſt nicht in der Melt.“ 
— Aber: „Was Du gewußt, das mußt Du gelten laſſen — Untenntnis 


Ihüßt gegen das Vereinsregiſter“ (eine Ausnahme von der Regel, daf 
niemand Unfenntnis bes Inhalts öffentliher Büder, 5. B. Grundbüder, vor- 
ſchützen 9 „Fahrläſſige Unkenntnis (8 276) iſt feine Unfenntnis“ (C). 
6) Nicht auch gegenüber BPrivatperjonen. Bei letzteren entſcheidet 
die wirtlide Rechtslage und ob die Dritten (Privatperfonen) davon 
Kenntnis haben (8 68). 


5 69 


s 70 N, Note 75. 
s 71 18) Note 72. 
73 8 Note 68. 
74 80 41 und Note 40, 


sı) 88 ef. 73 und Noten, insbejondere Note 40. 


42, 
ss) mit Rückſicht auf 8 75. 
s4) Note 72. 





Vorschriften der Ausführungsgesetze zum BGB. 


betreffend 


Erwerbsbeschränkungen für juristische Personen. 


Preussen: 


Art. 6. 51. Schenkungen oder Zuwendungen von Todeswegen an juristische 
Personen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit ihrem vollen Betrage nach der Genehmigung 
des Königs oder der durch Königliche Verordnung bestimmten Behörde, wenn sie 
Gegenstände im Werte von mehr als fünftausend Mark betreffen. Wiederkehrende 
Leistungen werden mit vier vom Hundert zu Kapital gerechnet. 

h 2. Die Genehmigung kann auf einen Teil der Schenkung oder der Zuwendung 
von Todeswegen beschränkt werden. 

83 Mit Geldstrafe bis zu neunhundert Mark wird bestraft: 

il. wer fiir eine juristische Person, die in Preussen ihren Sitz hat, als deren Vorsteher 
einge Schenkung oder eine Zuwendung von Todeswegen in Empfang nimmt und 
nieht binnen vier Wochen die erforderliche — * nachsucht; 

2. wer einer juristischen Person, die nicht in Preussen ihren Sitz hat, eine Schenkung 
oder —— — von Todeswegen verabfolgt, bevor die erforderliche Genehmigung 
orteilt is 

—* Die Vorschriften der 55 ı bis 3 Amp nicht für Familienstiftungen. 

rt. 7%. &1. Juristische Personen, die in Preussen ihren Sitz haben, bedürfen 
zum Erwerbe von Grundstücken im Werto von mehr als fünftausend Mark der Geneh- 
ımigung der staatlichen Aufsichtsbehörde. 

Dies gilt nicht ftir Familienstiftungen, für juristische Personen, deren Rechts- 
fühigkeit auf einem neben dem Bürgerlichen Gesetzbuche bestehenden Reichsgosetze 
beruht, sowie für solche juristische Personen des öffentlichen Rechtes, welche nach den 
für sie geltenden Gesetzen olıne die im Abs, 1 bezeichnete Genehmigung Grundeigen- 
tum erwerben können. 

Sparkassen, die durch staatliche Verleihung Bechtsfühigkeit erlangt haben, 
können ein von ihnen beliehenes Grundstück im Zwangsversteigerungsverfahren ohne 
die Genehmigung erwerben. 

&®2. „Juristische Personen, die in einem anderen Bundesstaat ihren Sitz haben, 
bedürfen zum Erwerbe von Grundstücken im Werte von mehr als fünftausend Mark 
en er —— des Königs oder der durch Königliche Verordnung bestimmten 

ehörde, 

Döor gleichen Genehmigung bedürfen ausländische juristische Personen zum Er 
werbe von Grundstücken ohne Rücksicht auf den Wert. 

$4 Die in den $5 1, 2 vorgeschriebene Genehmigung ist nicht erforderlich zu 
einem Erwerbe, der auf Grund einer nach Massgabe des Artikel 6 genehmigten 
Schenkung oder Zuwendung von Todeswegen erfolgt. 


Enyern: 


Art. 9%. Schenkungen oder Zuwendungen von Todeswegen an geistliche Gesell: 
schaften bedtirfen zu ihrer Wirksamkeit dem vollen Betrage nach der landvsherrlichen 
Genelimigung, wenn sie Gegenstände im Werte von mehr als gehntausend Mark betreifen 

Der Berechnung dos Wortes wiederkehrender Leistungen wird ein Zinssatz von 
vior vom Hundert zu Grunde gelegt. 
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Eingetragene Vereine 8 6774 


‚Die Urſchrift der Satung ift mit der Belcheinigung der Eintragung 
zu verjehen und zurüdzugeben. Die Abjchrift wird von dem Amtsgerichte 
beglaubigt und mit den übrigen Shhriftjtüden aufbewahrt. 

S 67. Jede Underung des Vorjtandes jowie die erneute Beltellung 
eines Vorftandsmitglieds ijt von dem Vorſtande zur Eintragung anzu: 
melden?) Der Anmeldung ift eine Abſchrift der Urkunde über die 
Anderung oder die erneute Beitellung beizufügen. 

Die Eintragung gerichtlich beitellter Borftandsmitglieder ’?) er- 
folgt von Amtswegen. 

868. Wird zwifhen den bisherigen Mitgliedern des Bor: 
ftandes "*) und einem Drittenein Rechtsgeſchäft vorgenommen, 
\o fann die Anderung des Vorſtandes dem Dritten nur entgegengejeht 
werden, wenn fie zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts im Ver: 
einsregijter eingetragen oder dem Dritten belannt ift. Iſt die Inde- 
tungeingetragen, ſobraucht der Dritteſie nicht gegen 
ſich gelten zu laſſen, wenn er fie nicht kennt, feine Un— 
benntnis auch nicht auf Fahrläſſigkeit beruht.') 

869. Der Nachweis, daß der Vorſtand aus den im Regiſter ein- 
getragenen Perſonen beiteht, wird Behörden gegenüber 7°) durch ein 
Zeugnis des Amtsgerichts über die Eintragung geführt. 

870. Die Vorfhriften des 8 68 gelten au ”) für Beftimmungen, 
die Den Umfang der Vertretungsmacdht des Voritundes beichränten oder 
die Beſchlußfaſſung des Voritandes abweichend von der Vorſchrift des 
8 28 Abf. 1 regeln. 

& 71. Ünderungen der Sakung bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit 
der Eintragung in das Vereinstegiiter. Die Anderung ift von dem 
Borftande zur Eintragung anzumelden.”®) Der Anmeldung iſt der die 
änderung enthaltende Beihluß in Urſchrift und Abſchrift beizufügen. 

Die Vorſchriften der 88 60 bis 64 und des $ 66 Abſ. 2 finden ent- 
iprechende Anwendung. | 

$ 72. Der Vorjtand hat dem Amtsgericht auf deſſen Verlangen 
jederzeit ein Verzeichnis der Vereinsmitglieder einzureichen. 

F 73. Sintt die Zahl der Vereinsmitglieder unter drei herab, jo 
bat das Amtsgericht auf Antrag des Voritandes und, wenn der Antrag 
nicht binnen drei Monaten geitellt wird, von Amtswegen nad) Anhörung 
des Vorſtandes dem Vereine die Rechtsfähigkeit zu entziehen. Der Be- 
Ihluß ift dem Vereine zuguftellen. Gegen den Beſchluß findet die jofortige 
Beihwerde nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung jtatt.’®) 

Der Verein verliert die Rechtsfähigkeit mit der Rechtskraft des 
Beſchluſſes. 

F 74. Die Auflöſung des Vereins) ſowie die Entziehung der 
Rechtsfühigkeit °*) ift in das Vereinsregifter einzutragen. Sm Falle der 
Eröffnung des Konkurſess) unterbleibt die Eintragung.°?) 

Wird der Verein durch Beihluß der Mitgliederverfammlung oder 
durd den Ablauf der für die Dauer des Vereins beitimmten Zeit auf: 
gelöft, jo hat der Vorſtand die Auflöjung zur Eintragung anzumelden.‘*) 
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5 76 


8 77 
s 79 


5 50 


Erläuterungen 


55) Note 72. 
56) 88 48, 20, 
sr) 8 129. 
ss) ohne Rüdfiht darauf, ob er ein Interejle dartut. Über die Be: 
— des nhalts des Vereinsregiſters Dritten 
gegenüber 88 68-70 und Noten. 

s) vgl. Anhang 1 zu 5 21 unter IV, V bj. 1 und 2. ee erner 
E, 85-987, 9, 138, ferner die Ausführungsgejete der verichiedenen 
Staaten zum BGB. (für Breußen: Art. 1-7 AG. insbejondere über 
Bean iiitungen, über Erwerbsbeihräntungen ufw.). 
iber „Stiftungen des 1 entlihen Rechts“ 8 89. — Hervorgehoben fei, 
daß ein durch öffentlide Sammlungen für einen vorüber- 
aehbenden Zwed zujammengebradites mögen, 3. B. zur Linderung 
eines Notjtandes, zur Unterftügung der Hinterbliebenen der bei einem N 
untergang, Grubenunglüd ujw. umgeflommenen Perſonen nit eine „Stif- 
tung“ Hi. eine ſolche fegt einen dauernden Zwed voraus. Dem durd) 
öffentlie Sammlungen J Vermögen kann unter Um— 
gr ein Bfleger behu 5 Verwaltung und Verwendung beitellt werden; 

1914. 

9) Die IbE die Erteilung der Genehmigung zujtändige Behörde 
bejtimmen die Dandesrehte In Preußen I nee Art. 4 der Ber: 
ordnung vom 16. November 1899 die Genehmigung Königs erforderlid); 
Das Gefuc darum ift beim Regierungspräfidenten einzureiden. Für die Ge- 
nehmigung einer Samilienftiftung it in Preußen nad Pr.AG. das 
Amtsgericht zuftändig. 

1) Die Stiftung von Todeswegen kann durch Teitament oder Erbover- 
trag angeordnet werden; 8 83. 





Art. %. Zum Erwerbe von Gegenständen des unbeweglichen Vermögens, deren 
Wert den Betrag von zehntausend Mark übersteigt, bedürfen geistliche Gesellschaften 
auch ausser dem Falle des Artikel 7 der landesherrlichen Genehmigung. 

Zum unbeweglichen Vermögen im Sinne dieser Vorschrift gehören auch Rechte 
8 — * Grundstücke mit Ausnahme der Hypotheken, Grundschulden und Renten- 
schulden. 

Art. ®. Die Vorschriften der Artikel 7, 8 erstrecken sich nicht auf die Eng- 
lischen Fräulein in Bayern. 

Art. 10. Die Vorschriften der Artikel 7, 8 finden auf ausländische juristische 
Personen, die religiöse oder wohltätige Zwecke oder Zwecke des Unterrichts oder der 
Erziehung verfolgen, mit der Massgabe Anwendung, dass die Genehmigung bei einem 
lun Betrag von fünftausend Mark übersteigenden Werte im Falle des Erwerbes des 
Eigentums an einom Grundsttick ohne Rücksicht auf den Wert erforderlich ist. 
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Stiftungen 5 751 


Der Anmeldung ijt im erjteren Kalle eine Abſchrift des Auflöſungsbe— 
ſchluſſes beizufügen. | 

Wird dem Berein auf Grund des $ 43 die Rechtsjähigfeit entzogen 
oder wird der Verein auf Grund des öffentlichen Vereinsrechts aufgeloit, 
jo erfolgt die Eintragung auf Anzeige der zultändigen Behörde. | 

s75. Die Eröffnung des Konkurjes it von Amtswegen einzu: 
itagen. Das gleiche gilt von der Aufhebung des Eröffnungsbeſchluſſes. 

876. Die Liquidatoren find in das Bereinsregijter einzutragen. 
Das gleihe gilt von Beitimmungen, welde die Beſchlußfaſſung der 
Yiquitatoren abweichend von der Vorſchrift des 8 48 Abſ. 3 regeln. 

Die Unmeldung hat durch den Borjtand, bei jpäteren Änderungen 
durd die Liquidatoren zu erfolgen.) Der Anmeldung der durd Be: 
ſchluß der Mitgliederverfammlung beitellten Liquidatoren ijt eine Ab: 
ſchrift des Bejchlufles, der Anmeldung einer Beitimmung über die Be- 
hlußfaflung der Yiquidatoren eine Abjchrift der die Bejtimmung enthal- 
tenden Urkunde beizufügen. 

Die Eintragung gerichtlich beitellter Kiquidatoren *0) geſchieht von 
Amtswegen. 

s 77. Die Anmeldungen zum Bereinsregijter find von den Mit: 
gliedern des Vorſtandes jowie von den Liquidatoren mitteljt öffentlich 
beglaubigter Erflärung zu bewirfen.‘’) 

878. Das Amtsgeriht fann die Mitglieder des Vorſtandes zur 
Befolgung ter Vorſchriften des $ 67 Abſ. 1, des $ 71 Abſ. 1, des $ 72, 
bes & 74 Abſ. 2 und des $ 76 durd) Ordnungsſtrafen anhalten. Die 
einzelne Strafe darf den Betrag von dDreihundert Mark nicht überjteigen. 

in gleicher Weiſe können die Liquidatoren zur Befolgung der Bor: 
isriften des $ 76 angehalten werben. 

$79. Die Einfiht des Bereinsregilters jowie der von dem Ber- 
eine bei dem Amtsgericht eingereihten Schriftjtüde ijt jedem gejtattet.“*) 
Von den Eintragungen fann eine Abſchrift gefordert werden; die Abſchrift 
it auf Verlangen zu beglaubigen. 


IL. Stiftungen.®) 


8SO,. Zur Entitehung einer rechtsfähigen Stiftung ijt außer dem 
Stiftungsgeihäfte die Genehmigung des Bundesitaats °°) erforderlich, 
in deilen Gebiete die Stiftung ihren Siß haben foll. Soll die Gtiftung 
ihren Sit nicht in einem Bundesitaate Haben, jo ift Die Genehmigung des 
Bundesrats erforderlih. Als Sig der Stiftung gilt, wenn nicht ein 
anderes bejtimmt ift, ver Ort, an welchem die Verwaltung geführt wird. 

8 81. Das Stiftungsgeihäft unter Lebenden bedart der ſchrifi⸗ 
lihen Form.) 

Bis zur Erteilung der Genehmigung iſt der Stifter zum Wider: 
ruſe berechtigt. Iſt Die Genehmigung bei der zuftändigen Behörde 
nachgeſucht, ſo fann der Widerruf nur diejer gegenüber erklärt werden. 
der Erbe des Stifters ift zum Widerrufe nicht berechtigt, wenn der 
Stifter das Geſuch bei der zuitändigen Behörde eingereicht oder im 
Halle der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung des Gtiftungs- 


Erläuterungen 


89 2) pgl. Anhang 1 zu 8 21 unter II Ab. 2. — Juriſtiſche Perſonen des 
öjfentlihen Rechts jind die in $ 89 Abſ. 1 und den Noten dazu bezeichneten. 

Für fie gelten nicht die 88 21—79 und 88 80-88, fondern nur die in 8 89 

gegebenen — ————— Der Se eber des BGB. ilt davon ausgegangen, 

daß es Tediglich die Aufgabe des „ö  entlinen Rechts“ (nicht des dem 

„Privatrecht“ gewidmeten Sn ei, die Verfaſſung der feinem Bereiche an: 

gehörigen juriltiiden Perjonen jo zu geitalten, daß fie Bi find, durch 

ge rgane, joweit erforbertic, an dem privatredtlicden V 

zunehmen. 

») Reichs-Fiskus, — Preußiſcher, Bayeriſcher uſp. (Kandes⸗) 

Fistus. Die * gewöhnli Spra vauche benutzten Worte „Militär: 

fiskus, Juſtizfiskus, Steuerfiskus“ uſw. bedeuten nur die — nde Ab⸗ 

teilung der fiskaliſchen Verwaltung, nicht aber eine Auflöſu des 

Fiskus in iedene Turinifbe Perſonen. Der en 

und jeder Landesfiskus ie vielmehr einheitliche juriftiide Perſonen 

+ nur auf JZwedmäßigfeitsgründen beruht. die jcheinbare Ausnahme 

in $ 395. 

24) 4. B. Provinzen, Kreife, Stadt: und. Landgemeinden, Kirchen 
gemeinden, ſonſtige Religionsgefellihaften, denen durch Geſetz (E.. 84) 
„juriftiiche Perſönlichkeit“ verliehen iſt, Landarmenverbände, Landwirtſchafts⸗ 
fammern, Handwerfstammern ujw. | 

vs) 3, B. Univerfitäten, Reichsbank, die Verficherungsanitalten der In—⸗ 
palibenverfherang ujw. 

»#) vgl. Noten zu 8 31, auch 8 839. — Vorausſetzungen der Haftung 
des Fiskus und der anderen oben genannten „juriltildyen osen des öffent: 
lien Rechts“ gemäß dem „entſprechend‘“ anzumwendenden 8 31 find: 

a) dak der Beamte uw. den Schaden „in Ausübung“ (nit bloß ge- 
[egentlid der Ausübung) ber ihm Ze smäßig (als 
Millensorgan des Fiskus, Gemeinde uſw.) zultehenden Ber: 
tretungsmadt (nidt: als bloße Hilfsperjon 88 278,831) 
verurjadht hat; vgl. Anhang 22 zu 8 31. Es haftet al 0. 8. der 
Fiskus für den Schaden, der dadurch entiteht, daß die Vorſtands⸗ 
amten eines Landgeridts die ihnen als „Vertreter“ des Fiskus 
in der Verwaltung des juftisfistaliihen Landgerihtsgebüudes oblie- 
ende Sorgfalt vernadläffigen und dadurch einen Unfall eines im 
erichtsgebäude erjhienenen Zeugen verurſachen. Bloße „Hilisper- 
ſonen“ find d B. Stationsvorfteher, Bahnmeijter, Wagenführer einer 
ſtädtiſchen Straßenbahn, Hausmeilter ujw.; für deren Handlungen 
(Unterlajjungen) haften Fiskus, Gemeinde uw. nit nad) 85 89, 
31, möglicherweile aber nad anderen Vorſchriften (88 278, 831 
Eilenbabnbaftpflidtgejeg uſw.); 
daß der Beamte die Denslung (Unterlafjung) begangen hat in Aus- 
übung jeiner privatrehtlihen Vertretungsmadt. Die Frage, 
ob Fiskus ujw. aud für den von ihren Beamten uw. in Ausübung 
ber ihnen anvertrauten „öffentliden Gewalt“ zugefügten 
Schaden haften, unterliegt, als dem „öffentliden Recht“ angehorig, 
den Zandesgejegen (E. 77), ſoweit nicht Neihsgejee in 
einzelnen Fällen die Haftpflit angeordnet haben, 3. B. $ 12 
GBO. (abgedrudt in Anhang 1 zu 823 unter J.d) die Sahne des 
Staates ulm. für die Grundbuhbeamten Wenn allo 3. 8. 
ein Polizei: oder Zollbeamter durch u le Be- 
ihlaanmahme von Sadıen, wenn ein Polizeibeamter dur falſche 
Unordbnungen betreffend den Strakenverfehr (bei Paraden, 
Strakenbauten ujw.) Schaden verurfadte, jo Haften nad BGB. 
der Staat, die Gemeinde uw. nicht für Dielen in Ausübung der 
„ülfentlidien Gewalt“ verurſachten Schaden, fondern nur der be 
treifende Beamte, Der Staat ujw. haften in jolden Fällen jedoch 
dann, wenn Das betreffende — beſtimmt. In Preu— 
Ben beſteht z. B. in den Gebieten des Allgemeinen Landrechts eine 


ee 
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Juriſtiſche Berfonen des öffentlichen Rechtes 8 82-89 


geihäfts das Gericht oder den Notar bei oder nad) der Beurkundung mit 
der Einreidjung betraut hat. 

882. Wird die Stiftung genehmigt, jo iſt der Stifter verpflidhtet, 
das in dem Stiftungsgeichäfte zugefiherte Vermögen auf die Stiftung 
zu übertragen. Rechte, zu deren Übertragung der Abtretungsvertrag 
genügt, gehen mit der Genehmigung auf die Stiftung über, fofern nicht 
aus dem Stiftungsgejchäfte fi) ein anderer Wille des Stifters ergibt. 

SS3. Beiteht das Stiftungsgefhäft in einer Verfügung von 
Zodeswegen, jo hat das Nadjlakgericht die Genehmigung einzuholen, 
jojern fie nit von dem Erben oder dem Teitamentsvollitredfer nachge: 
ſucht wird. 

Ss 84. Wird die Stiftung erjt nad) dem Tode des Stifters geneh- 
migt, jo gilt fie für die Zuwendungen bes GStifters als ſchon vor deſſen 
Tode entſtanden. 

885. Die Berfafjung einer Stiftung wird, joweit fie nicht auf 
Reichs- oder Landesgejeg beruht, durh das Stiftungsgeidäft 
beitimmt, 

SS6. Die Vorſchriften des $ 26, des 8 27 Abſ. 3 und der 88 28 
bis 31, 42 finden auf Stiftungen entjpredhende Anwendung, die Bor: 
ihriften des 8 27 Abſ. 3 und des $ 28 Abſ. 1 jedoch nur injoweit, als 
ih nicht aus der Xerfafjung, insbejondere daraus, daß die Verwaltung 
der Stiftung von einer öffentlichen Behörde geführt wird, ein anderes 
ergibt, Die Vorjhriften des $ 28 Abi. 2 und des $ 29 finden auf Stij- 
tungen, deren Verwaltung von einer öffentlichen Behörde geführt wird, 
feine Anwendung. 

87. It die Erfüllung des GStiftungszweds unmöglidh ge 
worden oder gefährdet fie das Gemeinmwohl, jo fann die zu: 
ſtändige Behörde der Stiftung eine andere Zwedbeitimmung geben oder 
fie aufheben. 

Bei der Ummandlung des Zweckes iſt die Abficht des Stifters tun: 
lichſt zu berüdfichtigen, insbejondere dafür Gorge zu tragen, daß die 
Erträge des Gtiftungsvermögens dem Perjonenkreije, dem fie zu jtatten 
iommen jollten, im Sinne des Stifters tunlichſt erhalten bleiben. Die 
Behörde fann die Verfaſſung der Stiftung ändern, joweit die Ummwanbd: 
lung des Zwedes es erfordert. 

Por der Ummandlung des Zwedes und der Änderung der Ber: 
iaffung ſoll der Vorſtand der Stiftung gehört werden. 

388. Mit dem Erlöjhen der Stiftung fällt das Vermögen an 
die in der Verfaſſung bejtimmten Perjonen. Die Borjchriften der 88 46 
bis 53 finden entjprediende Anwendung. 


III. Jurxriſtiſche Berjonen des öffentlihen Rechtes.“) 


889. Die Vorſchrift des $ 31 findet auf den Fiskus ") jowie auf 
die Körperichaiten,°') Stiftungen und Anſtalten“) des öffentlichen 
Rechtes entiprechende Anwendung.) 


m. 


91 


92 
v3 


s 94 


° 95 


Erläuterungen 


Haftpflidt des Staates, der Gemeinden, Provinzen, Kreiſe, Amts: 
verbände für den non Beamten in Ausübung Der ihnen anvertrauten 
ARSTER, Gewalt aus fügten Schaden zurzeit noch nidt, 
wohl aber in Bayern (AG. Art. 60, 61), Württemberg (AG. 
Art. 202—204), Baden (WG, Art. 5); in Sachſen ift die Haftung 
des Staates bereits im früheren Recht beitimmt 

»7) vgl. Anhang 97 zu 8 89 (Konlurs — FZwangsvollitredung gegen 
Fiskus und die anderen juriftilden Perjonen des öffentlichen Redits). 

ı) ogl. Anhang 1 zu 8 90 (Allgemeines über den riff Sache — Sach⸗ 
inbegeifl — Rechtsg 44 — Einteilung der —— ſondere beweg- 
liche und unbewegliche — Landgut — landwirtſchaftliches Grundjtüd). 

1a) vgl. Anhang 1 zu $ 90 unter J. 

2) 3. B. Geld, börlengängige Wertpapiere, Getreide, Bier, Kohlen, 
Papier di Gegenjfag: „nicht vertretbare” Sachen, i B. ein Panzerſchiff, 
ein Aunftwerf, ein verfauftes Pferd (demn der Ver Be darf nit ohne 
weiteres ein anderes liefern). Der riff „vertretbare Sachen” wird ver— 
wertet 3. B. 607, 700, 706, 783. Er ift ferner entſcheidend nad) der 3PO. 
für die Zulälligfeit des M erh ge geh rg, der Yusitellung 
og. vollitredbarer Urlunden ($ 794 Nr. 5 ZPO.) Wenn die Parteien wollen, 
ind „vertretbare“ Sachen im einzelnen Falle „nicht vertretbar“ (3 B. ein 
Beutel Zehnmarljtüde mit dem Bildnis „Kaiſer riedrids“). Auf „vertret- 
bare Sachen“ finden die Vorſchriften über „nur der Gattung nad beitimmte 
Sachen“ Anwendung, 3. B. 88 243, 279, 480, 491, 2155, 2182, womit je nicht 
nelagt jein foll, da die Begriffe „vertretbar“ und „Gattungsjache" ſich ſtets 
peden. Ein Yutographenfammler, der beim Händler irgend ein YAutograph 
von Bismard verlangt, bejtellt eine Gattungs=, feine vertretbare Sadıe. 

R vgl. Anhang 3 zu & 92. 
+) vgl. Anhang 1 zu 5 90 unter I (Sadinbegriff). 

24 unterſcheiden von „Beſtandteil einer Sache“ iſt Jubehör“ 
einer (5 97, 98). Bei den Bejtandteilen unterigeidet man: 
a) wejentlidhe (88 98, 9), b) unwejentlide, deren Begriff ſich aus 
dem Gegenjage zu 8 93 ergibt. 

3 /l. Anhang 6 zu $ 93. 
7) Sie fünnen alfo nidyt Gegenſtand beſonderer Redite fein. 8 9. 

3) ferner 3. B. Zäune, Baum und — Are Laternen. Das 
Rohr: ujw. Leitungsnetz einer Gasanſtalt, eines Elektrizitätswerkes iſt Er 
inſoweit „wejentli tandteil“ des Anjtalts- uſw. Grundjtüds, als es ji 
über die Grenzen des Grundftüds hinaus, 5. B. über das ganze Stadtgebiet, 
eritredt. vgl. jedoch die Uusnahmen 95 Abſ. 1. Man braudt alſo beim 
Erwerb eines Grundſtücks nur das Eigentumsrecht des Veräußerers an Dem 
(rund und Boden durch Einficht des Grundbudhs zu prüfen und iſt dann ber 
Regel er die pen Dritter aus früheren Sonderredjiten an 





einzelnen Bejtandteilen runditüds geſchützt. 88 98, 946 ff. 
5 °) vgl. Anhang 9 zu 8 94 (ler a auf dem Halme — Holz auf dem 
stamme). 


10) 3. B. Baumaterialien, Fenſter, Türen, Schlöffer (bloße Worlege- 
ſchöſſer (nd Zubehör“ Eh eniterläden, Wandſchränke, Hausgloden, in 
einem „berrihaftlihen“ Haufe aud die Badeeinrichtung, in einem Keflelhauje 
die Dampftejjel, ferner die in einem Gebäude, das zu einem beitimmten Fabrik— 
betriebe bejonders eingerichtet ilt (3. B. zur Holzbearbeitung), Teit 
eingefügten WMaidinen, vgl. Dagegen &8 98! — „Wer ein Haus fauft, 
bat manden Balten und Wagel umlonit“ (C). 

11) 3.8. die aus —— er Volksfeſtes, einer tea, erg 
Gebäude, Tribünen ufw., die Bauhütten bei Neubauten, die zum Verkauf be: 
jtimmten Bäume einer Baumjcdule ujw.; ferner: die vom Mieter oder Pächter 
eines Grunditüds zu feinem perſönlichen — | Sg uorüber- 

ehbend!) mit dem Grundjtüde verbundenen Saden. Diele fönnen „Gegen: 
tand bejonderer Rechte fein“, Wer ein Grundjtüd fauft und aufgelaljen 


Enchen s 90-97 


Das gleiche gilt, joweit bei Körperjdaften, Stiftungen und An— 
italten des öffentlichen Rechtes der Konkurs zuläjlig it, von der Vorſchrift 
des 8 42 Abſ. 2.07) 


Zweiter Abjchnitt. 


Barhen.') 


890. Sadıen im Sinne des Gejeßes find nur Törperlidhe Gegen: 

ftände, 1a) 

$ 91. Bertretbare Sahen im Sinne des Gejetes find bewegliche 
Sadıen, bie im Berfehre nad) Zahl, Maß oder Gewicht beftimmt zu werden 
pflegen.) 

S92, Berbraudbare Sachen im Sinne des Geſetzes find beweg: 
lihe Sadyen, deren beftimmungsmäßiger Gebraud in dem Ber: 
braud) oder in der Veräußerung beiteht.?) 

Als verbraudbar gelten auch bewegliche Sachen, Die zu einem 
Warenlager oder zu einem jonjtigen Sahinbegriffe ge 
bören,t) Deffen beftimmungsmäßkiger Gebrauh in der Ber- 
üußerung der einzelnen Sachen beiteht. 

$93. Beltandteile einer Sache,“) die von einander nicht getrennt 
werden fönnen, ohne daß der eine oder der andere zerjtört oder in feinem 
Wejen verändert wird (weſentliche Beitandteile), lönnen nicht Gegen: 
ſtand bejonderer Rechte jein.‘) 

$94. Zu den wejentlihen Beitandteilen eines Grunditüds ge- 
hören Die mit dem Grund und Boden fejt verbundenen Saden,’) 
insbejondere Gebäude,®) fowie die Erzeugniſſe des Grunditüds, 
\olange fie mit dem Boden zujammenhängen. Samen wird mit dem 
Ausjäen, eine Pflanze wird mit dem Einpflanzen wefentlicher Be- 
tandteil des Grundjtüds.”) 

Zu den wejentlidien Beitandteilen eines Gebäudes gehören die zur 
Heritellung des Gebäudes eingefügten Saden.!°) 

595. Zu den Beltandteilen eines Grundjtüds gehören ſolche 
Sachen nicht, die nur zu einem vorübergehenden Zwede mit dem Grund 
und Boden verbunden find.) Das gleiche gilt von einem Gebäude 
oder anderen Werte, das in Ausübung eines Rechtes an einem 
fremden Grunditüde von dem Berechtigten mit dem Grundjtüde ver: 
bunden worden ijt.!?) 

Saden, die nur zu einem vorübergehenden Zwed in ein 
Gebäude eingefügt find, gehören nicht zu den Beitandteilen des Ge: 
bäudes.!3) 

896. Rechte, die mit dem Eigentum an einem Grunditüde ver- 
bunden find, gelten als Beftandteile des Grundftüds.:*) 

897. Zubehör 5) find bewegliche Saden,!°) die, ohne Be— 
tandteile der Hauptfahe zu fein, dem wirtjhaftliden 
3wede der Hauptjadhe ?’) zu dienen bejtimmt find und zu ihr in 


re 





Erläuterungen 


erhält, erwirbt aljo durd) die Eintragung im Grundbud nicht das Eigentum 
an den nur u vorübergehbendem Zwecke mit dem Grundjtüde verbun- 
benen Sadıen, jelbjt wenn er in dem guten Glauben it, fie jeien zu 
Dauerndem Zwede mit dem Grundjtüde verbunden. Wenn er aber die zu 
vorübergehendem Jwede mit dem Grundjtüde verbundenen Sadyen 
aud übergeben erhält und dabei im guten Glauben il jo erwirbt 
er das Eigentum an dieſen Sadıen ı at 932, denn ba fie m 95 
nidt ‚Beltandteile“ des Grunditüds jind, jind fie beweglide Saden 
für die 8 932 gilt. 

12) Solche in Ausübung eines Redtes an einem fremden Grundjtüde, 
d. 5. in Ausübung eines dinglichen Rechtes (vgl, Sadıregiiter), 3. B. 
eines Nießbrauches oder Erbbauredjts, einer Grunddienitbarfeit, vom Be 
tigten auf fremdem Grundjtüd errichteten Gebäude oder anderen Werte, 3. B. 
Gas-, Waljerleitungs-, Telephon-Anlagen, find jelbft dann nicht ei in nD= 
teil des Grundituds, wenn fie zu Dauerndem Zweck errichtet ſind. — 
Tas Recht des Mieters oder P arte eines Grunditüds ijt fein (Ding: 
lies) Necht „an einem fremden Grundftüde”, jondern nur ein perfjön: 
cher Nutzungsrecht (Korderungsredt). Für das, was der Mieter oder 
= ter mit dem Grunodjtüde „verbindet, ijt meiſt entſcheidend $ 95 Abi. 1 
Sag 1. Val. Note 11. 

13) 3. B. Gaskronen, Gasmefjer, die Öfen im Rheinland (vgl. Note 19). 
Es fommt dabei auf die Verlehrsauffaflung an- dem betreffenden Orte an, 
Mas in Polkwitz als „vorübergehender“ Zweck bei der Einfü ung in ein Ge: 
bäude gilt, fann in Berlin „dauernder” Zwed ſein. In Ber in fann in 
einem (herrihaftlichen) Dane eine Telephonanlage zu Dauerndem Zweck ein: 
efügt jein, in einem andern, Kleinen Borjtabthauje nur zu vorübergehenden 
See des gegenwärtigen Bewohners. 

96 14) aber nidht als „wejentlidher" ($ 9); 3. B. Grunddienjtbar: 
keiten (8 1018), Borfaufsrehte ($ 1094 Abſ. 2), Reallaft = Berechtigungen 
(5 1105 Abſ. 2), mit einem Grunodftüde verbundene — See en, 
Apothetenberedhtigungen, Recht auf Benutung des Kirchenſtuhls für den 
Rittergutsbefiger, Dieje Rechte werden von den Verfügungen über das Grund- 
\tüd, 3. B. ber — einer Hypothek an dem Grundſtücke, mit ergriffen, 
jalls niht ein anderes vereinbart ift Bei „wejentliden 
Bejtandteilen” ijt ſolche abweiddende Vereinbarung unwirfjam. 8 98. 

s 97 15) Ju unterjcheiden von „Beltandteil“ Note 5 und 88 93-9. 

15) Alſo fann ein Grundjtüd nicht „Zubehör” eines andern Grunditüds 
ſein. Grunditüde können nur zu „Beitandteilen“ eines andern Grunditüds 
gemadt werden durdy Zuſchreibung im Grundbude ($ 890). 

17) Alſo nur eine (Haupt:) Sade d. h. ein körperlicher Gegenitand 
($ 80) fann Zubehör haben; ein Recht (ausgenommen die nah) $ 96 zu „Be: 
tandteilen“ eines Grundftüds d.h. einer nr gewordenen) fann fein Zubehör 
haben. Schuldiheine und Hypothetenbriefe find nicht Zubehör der Forderung; 
für fie gilt $ 952, 

15) pgl. Anhang 18 zu 8 97. 

10) vgl. Unhang 19 zu $ 97. 

20) 3, B, ber ° htühtel eines en den der Eigentümer dafür hat 
fertigen taffen 2 „„ubehör" des Haujes und bleibt es aud), wenn er ihn auf 
eine Reiſe nah Afrika mitnimmt., 

| 21) vgl. Anhang 21 zu 8 97 (Redtsjolgen der „Zubehör"-Eigenidaft). 

‘98 2) pgl. Anhang 22 zu 8 98. 

23) Bei einem Gafthaufe ift als Zubehör die Einriditung der ‚Fremden: 
zimmer, nicht auch die der Privatwohnung des Wirtes anzuſehen, bei einem 
ganz oder teilweile zum Neitaurationsbetrieb eingerichteten Gebäude Das 
Keitaurationsinventar. Die Biernorräte einer Brauerei find nicht deren Zu: 
behör, wohl aber die Fäſſer. 

271) Landgut“, vgl. Anhang 1 zu SM am (Ende. 
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einem diejer Beltimmung entiprehenden räumlichen Berhält: 
nijfe*s) ftehen. Cine Sade ift nicht Zubehör, wenn fie im Ber: 
kehre nidht als Zubehör angejehen wird.!?) 

DievorübergehendeBenutung einer Sade für den wirt- 
Ihaftlihen Zwed einer anderen begründet nicht die Zubehöreigen- 
Ihaft. Die vorübergehende Trennung eines Zubehörftüds 
von der Hauptſache hebt die Zubehör eigenſchaft niht auf.) 21) 

$98, Dem wirtfhaftliden Zwede der Hauptjade 
ind zu dienen beitimmt: 2) 


1. bei einem Gebäude, das für einen gewerblichen Betrieb dauernd 
eingerichtet ift, insbefondere bei einer Mühle, einer 
Schmiede, einem Brauhaus, einer Yabrif, die zu 
dem Betriebe beftimmten Maſchinen und ſonſtigen Gerät- 
Ihaften;?) 

2. bei einem Landgute **) das zum Wirtjchaftsbetriebe bejtimmte 
Gerät und Vieh, die landwirtſchaftlichen Erzeug- 
niffe ,2) ſoweit fie zur Fortführung der Wirtſchaft bis zu 
der Zeit erforderlich find, zu welcher gleiche oder ähnliche Er- 
zeugnille vorausfichtlidh gewonnen werden, jowie der vorhan- 
dene auf dem Gute gewonnene Dünger.) 

S99. Früchte einer Sade find die Erzeugnilfe der Sache 7) und 
die fonftige Ausbeute, welche aus der Sache ihrer Beitimmung gemäß 
gewonnen wird.?°) 

Früchte eines Rechtes find die Erträge, weldhe das Recht feiner Be: 
fimmung gemäß gewährt,2°) insbejondere bei einem Rechte auf Ge: 
winnung von Bodenbeitandteilen 3°) die gewonnenen Beftandteile. 

Früchte find and die Erträge, welche eine Sache oder ein Recht ver: 
möge eines Redtsverhältnilfes gewährt.?!) 32) , 

S100. Nugungen find die Früchte einer Sache oder eines Rechtes 
jowte die Vorteile, welche der Gebrauch der Sache oder des Rechtes 
gewährt.??) 

8 101. it jemand bereditigt, die Früchte einer Sache oder eines 
Rechtes bis zu einer beftimmten Zeit oder von einer beitimmten Zeit an 
zu beziehen, jo gebübren ihm, fofern nicht ein anderes beftimmt ift: ’*) 


1. die im 8 99 Abf. 1 bezeichneten Erzeugnille und Beltandteile, 
auch wenn er fie als Früchte eines Rechtes zu beziehen Hat, in- 
loweit, als fie während der Dauer der Beredhtigung von der 
Sache ?°) getrennt werden; ?®) 

2. andere Yrüchte 27) injomweit, als fie während der Dauer der Be— 
rechtigung fällig werden; beitehen jedoch die Früchte in der Ver: 
gütung für die Überlajjung des Gebrauchs oder des Frucht⸗ 
genuffes,?®) in Zinjen, Gewinnanteilen ®°) oder anderen regel: 
mäßig wiederlehrenden Erträgen, jo gebührt dem Berechtigten 
ein der Dauer feiner Berechtigung entſprechender Teil.*°) 


8102. Wer zur Herausgabe von Früchten verpflichtet iſt,“) kann . 
Erjag der auf die Gewinnung der Früchte verwendeten Koften injomeit 


— 45 — 
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vom Bode t ten; ſolange it de 
— —M ſind, ſind 9 " mefenttiche —— Ten sr 


alſo nicht: — natürlicher oder künſtlicher) Dünger; diejer 
BR E 


dann Zubeh ie Vorausſetzungen des $ 97 vor iegen. 
3. B. die sol, wen u Feldfrüchte, auch der Windbruch eines Waldes, 
— eertunen —* 


EIN 3.8. — Br Steinbruds, Kohlen eines Bergwerks, das Waller 
einer — 
| . bie Zinfen einer Darlehnsforderung, der Ertrag eines Nieß— 


Eis z. B. Do Recht, Steine, Ries, Lehm ujw. auf einem fremden Grund: 





ſtücke zu 
PN Diet in Abſ. 1 und 2 bezeichneten nennt man ————— die 
in Abhſ. 3 erwähnten — umbitiit # —* ZivilFrũ der Mier- 
und et ben = n —————— 
rt die Rechtsver niffe — Früchte“ vgl. Sachregiſter 
Zrich⸗ je — ee 
100 33 zu * 
101 u 
. —V — — — ——— ie, "Fer; tjunge m 
se), Es fommt aljo auf da Sa tsjahr“ und — wer die 
— gejäet dat, sk an. 5 nd iſt allein: Die tatſächlich erfol Igie 
ejlge üchte, gleichviel ob die Trennung zur Zeit oder zur Uns 
—J Die Trennun ng — zeit fann S nserja an prüche aur 
Wer im Augenbli nung ber — ucht berechtigt 
> ee Ben, in $ 101! bezeichneten Seit A 5 alte Redhtsipri ⸗ 
ra . —* ſät, der ae muß ſich Die Umfehrung gefallen laſſen: „Wer 
mer mäht‘ 
" It ‚ die in $ 99 Abi. 2 und 3 bezeichneten. 


J. —— und Pachtzinſen. 
ragen fü d 1. Degembe rfauft d 
ein Hausgrun wir am ember verfauft und auf- 
efaffen, a daß über die „Teilung“ der Mietzinſen etwas ausgemacht wird; 

pet ge bühren dem Käufer 4, dem erfäufer % der Mietzinjen Des IV. Quar— 

tals, ee viel ob fie prae- oder postnumerando zahlbar find. 
g 102 B. 88 446, 487 Abi. 4, 1656, 2022. 
ER Belondere Vorſchriften —2 4. B. 8 592 (Pacht), 998. 

| hi 


3. B. im Berhaältnis sche n dem abgehenden und an iehenden 
Grunditüdsfäufer At; 446), —— (8 1047), bei der Rutznießung des 
 Ehemannes ($1 


J Si —5 oder ar (3. S 995, 1047). 
#6) 3. — Abgaben, ta 8 zinfe en, 
ꝛa —— — Kirchenbau⸗ 


s 104 Sal. —— 1. au Hehten 104 ae — — Stillſchweigen 


— Einfe Mas Ode ung‘). 
— e ſchränkte Geſchäfts— 
ahigten — — —— — iſt wiſchen Männern und 


Frauen fein Unter eher ann 0 2 die bort bezeidmeten 
stellen, — J re ilt der —— ſoweit er nicht nad) 
—— Den ee — Im al Sneinen 1 — a dere 
er 1, * um ne — Der voll Geihähsfünigen iſt 

der dr Die Aura teit der Eideszulhtebung am 
ge räntt an —— 106 ee über 16 Sabre, 114) 


Br 1. 
4) * — 187. — Perſonen unter fieben Jahren nennt die Rechts— 
ſprache „Rinde 


4b — 








Geſchäftsfähigkeit 8 103108 


verlangen, als ſie einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft entſprechen und 
den Wert der Früchte nicht überſteigen.“) 

8103. Wer verpflichtet iſt, die Laſten einer Sache oder eines 
Rechte⸗ bis zu einer beſtimmten Zeit oder von einer beſtimmten Jeit 
an zu tragen,“) hat, ſofern nicht ein anderes beſtimmt iſt,“) die regel— 
mäßig wiederkehrenden Lajten *°) nad) dem Verhältniſſe der Dauer ſeiner 
Verpflichtung, andere Laiten *°) injoweit zu tragen, als jie während der 
Dauer jeiner Verpflichtung zu — ſind. 


Dritter Abſchnitt. 


Rechtsgeſchäfte.) 
Erſter Titel. Gefdäftsfähigkeit.'*) 


8104. Geidäftsunfähig ift: *) 

1. wer nihtdas Jiebente Lebensjahr vollendet hat; ?) 

2. wer fid) in einem die freie Willensbeftimmung aus: 
Ihliekenden Zuſtande franfhafter Störung der 
Geijtestätigfeit befindet, |jofern nicht der Zujtand 
jeiner Natur nad) ein vorübergehender ilt; ‘) 

3. wer wegen Geiftesfranfheit entmündigt ift.‘) 

n S * Die Willenserklärung eines Geſchäftsunfühigen iſt 
nichtig.“ 

Nichtig iſt auch eine MWillenserflärung,’) die im Zuſtande der Be— 
wußtlofigleit oder vorübergehender Störung der Geiſtestätigkeit abgege— 
ben wird. 

$ 106. Ein Minderjähriger, der das jiebente Lebensjahr vollendet 
bat, ijt nach Maßgabe der SS 107 bis 113 in der Gejhäftsfähigteit be: 
ihräntt.‘) 

8107. Der Minderjährige’) bedarf zu einer Willenserklärung, 
bunt die er nit lediglich einen rehtliden Vorteil er 
langt,'”) der Einwilligung '') jeines geſetzlichen Bertreters.'?) 

8108. Schließt der Minderjährige einen Bertrag'’) ohme die 
erforderliche Einwilligung '*) des gejeglichen Vertreters, jo hängt die 
Wirkjamteit des Vertrags von der Genehmigung '') des Vertreters ab. 

YKordert der andere Teil den Vertreter zur Erklärung 
über die Genehmigung auf, jo fann die Erklärung nur ihm 
gegenü ber erfolgen; eine por der Nufforderung dem Minder— 
jährigen gegenüber erflärte Genehmigung oder Verweigerung 
der Genehmigung wird unwirtjam. Die Genehmigung kann nur 
bis zum Ablaufe von zwei Wochen nad) dem Empfange der Auf: 
jorderung erflärt werden; wird fie nicht erflärt, fo gilt fie als ver: 
weigert.!‘) 

Sit der Minderjährige unbeſchränkt geichäftsfähig geworden,!”) 
jo tritt feine Genehmigung an die Gtelle der Genehmigung des 
Vertreters. 
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Erläuterungen 


105 Abi. 
) der wegen Geiltesfrantheit „Entmündigte” ( iſt en 
it Ars die wegen, Gefestranp nicht aufgehoben ee aljo Ey 

ten Zwi henräumen“ und ſelbſt dann, Far er inzwilchen wieder a 

u gefund ge eworden jein jollte. Die Sicherheit des Geſchäftsverkehrs et 

ie MWiedererlangung der Sud ee d. h. — Aufhebung 
ei Entmündigung, ejtgejtellt wird. ber den Zeitpunkt, 
mit dem die Entmündigung-in Nkiehfomdeit tritt 661 ao, — E. 155 (ilber- 
gangsvorſchrift). 

). „Kinder und Narren wollen Nidts“ (C). — Sg „nidhtige 
Nedtsge] chäfte“ 88 139 ff. — Ein armes Kind unter 7 Jahren, das im Winter 
auf der Straße von einem Mildtätigen ein Kleidungsitüd geſchentt erhält und 
annimmt, erwirbt ik das Eige ntum daran, ſondern erſt durch Hinzutritt 
der Annahme eines rtreters 2 (Raters Bormunds), SS 131 Abi. T 151 
(Erklärung der Annahme gegenüber dem Schenter iſt nicht nötig). 

’) eines an 19 und „Geſchäftsfühigen 
5) 8 131 Abi. 2. Maker ang 12 zu 8 10 (am Pu). — Fähigkeit zur 
ihliekung 88 1303, oh, zur Tejtamentserridtung $ 22 

) nah Vollendung des 7. und vor der Volljährigkeit; — der unter 
7 Jahre alte iſt geihäftsunfähig | 8 104}, 
uf 22 Gocherige Zufkn 83. Gegenfah: Geneh 9 
1) — vorherige Zuſtimmu 1 egenjag: Genehmigung = na 
—— (in der Regel a ——— 184. vgl. 88 108, 109, 
insbejondere Anhang 15 und 16 zu 8 

“) vgl. — 12 zu & 107. 

vgl. Anhang 1 zu $ 104 unter I. 4, — über „einjeitige“ Rechtsge— 
v° säfte 51 

Bee np Zufammenfallendes über bi 

ote 11. — v nhang 15 zu 8 108 (Zuſammenfaſſendes über Die 
Rechtslage nad) 8 107-109) 7 

1) vgl. Anhang 16 ng 

17) volljährig, fu oki ertlürt. 

15) Der Minderjährige ſelbſt kann nicht — denn er würde da— 
durch ein Recht aufgeben. Hierüber und daß auch das Widerrufsrecht bes 
anderen —— im praktiſchen Leben die Ausnahme bildet vgl. 
Anbang 15 zu 8 108 unter b 

1») wie dem Vertreter gegenüber. 

20) Diejer Fall wird im Berfehrsleben die Regel bilden. 

21) wofür fer Minderjährige Re 5 828, 828 Abſ. 2 Ijhadens= 
erſatzpflichtig werden fann. nbang 12 zu 8 107. — Log Dir 
Der Minor NE — vor, fein Alter willige ein, jo joll der Widerruf 
Dir frei geitattet jein” ( 

22] _ Dal des —— (der Zuſtimmung des iex Fehlen Du 
gewußt, tem Minor den Kontratt Du halten mußt“ (C). 

„Mit Dem alenge. tu’, was Dir — (C). — Zu den den 
Minderjährigen überlajjenen Mitteln“ gehören außer dem Zajchengeld 
(Studentenwedjel, Yeutnantszuihuß) auch der einem (bereits jelbit Geld 
verdienenden) Minderjährigen vom Bertreter belajjene Wrbeitsverbienft, 
erner Tiger, als Dffier die jur Anſchaffung einer Ausrüſtung als Einjührig: 
nen als Offizier gegebene Summe. 88 1644, 1824,.—$ 110 trifft übrigens 
nur zu, wenn ber Minderjährige die vertragsmäßige Leiſtung mit den ihm 
überlafjenen Mitteln ganz erjullt hat, Wenn ein minderjähriger Student 
ich für 75 Mark einen Tennisanzug kauft, Darauf von feinem Wechſel 30 Mark 
onzahlt und den Reſt jchuldig bleibt, " it der Wertrag bei ausbleibender 
Genehmigung des Waters, Wormunds ulm. unwirkſam. 

24) z. B. Kündigung einer Wohnung, eines Darlehens, Mahnung, Un: 
— in. vgl. Anbang 1 zu 8 104 unter I. 4 und Anhang 1 vor S 116, 
auch Note 20 zu $ 174. — Für Tejtamente gilt S 2220. 


—— 





Geichäftsfähigkfeit s 109-113 


S109, Bis zur Genehmigung des Vertrags iſt der andere Teil 
zum Widerrufe berechtigt.) Der Miderruf fann auch dem Minder— 
jahr.gen gegenüber erflart werden.!') 

Hat derandere Teildie Minderjährigfeitgefannt,) 
jo fann er nur widerrufen, wenn ber Minderjährige der Wahrheit zu: 
wider die Einwilligung des Vertreters behauptet hat;*) er kann aud 
in diefem falle nicht widerrufen, wenn ihm das Fehlen der Einwilligung 
bei dem Abſchluſſe Des Vertrags befannt war.””) 

8110. Ein von. dem Minderjährigen ohne Zujtimmung des 
geleklihen Rertreters gejchloljener Vertrag gilt als von Anfang an wirt: 
am, wenn der Minderjährige die vertragsmähige Leitung mit Mitteln 
bewirkt, Die ihm zu Diejem Zwede oder zu freier Verfü: 
gung von dem Vertreter oder mit deſſen Zuftimmung von einem 
Dritten überlafien worden find.°®) 

sı11. Ein einjeitiges Hechtsgejhäft,‘) das der Minderjährige 
ohne die erforderliche Einwilligung des gejeglichen Vertreters vornimmt, 
it unwirfjam,.’) Nimmt der Minderjährige mit diefer Einwilli: 
gung ein joldhes Redtsgeihäft einem anderen gegenüber vor, jo ilt 
das Rechtsgeſchäft unwirfjam, wenn der Minderjährige die Ein: 
willigung nit in ſchriftlicher Form vorlegt und der andere das 
Rechtsgeſchäft aus Diejem Grunde unverzüglid zurüd- 
weiſt.“) Die Zurüdweilung it ausgejdlojjen, wenn der ®er: 
treter den anderen von der Einwilligung in Kenntnis gejeßt hatte.“) 

s112. Ermädtigt der gejeglihe Bertreter mit Geneh— 
migung des Vormundidaftsgeridts“) den Minder: 
jährigen zum jelbjtändigen Betrieb eines Erwerbsgeihäfts,:’) jo ijt der 
Minderjährige für ſolche Rechtsgeſchäfte unbeſchränkt geſchäftsfühig,““) 
welche der Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt. AUsgenommen [ind 
Rechtsgeſchüfte, zu denen der Vertreter der Genehmigung des Vormund— 
Ihaftsgerichts bedarf.) 

Die Ermädtigung kann von dem Vertreter nur mit Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts zurüdgenommen werden. 

8113. Ermädtigt der gejegliche Vertreter den Minderjährigen, 
in Dienſt oder in Arbeit zu treten,““) jo iſt der Minderjährige für ſolche 
Rechtsgeſchäfte unbeichräntt geihäftsfähig,??) welche die Eingehung oder 
Aufhebung eines Dienſt- oder Arbeitsperhältnifjes der geitatteten Art 
oder die Erfüllung der fih aus einem ſolchen Verhältnis ergebenden 
Verpflichtungen betreffen?) Ausgenommen find Verträge, zu 
denen der Bertreter der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
bedarf.?°) 

Die Ermädtigung kann von dem Vertreter zurückgenommen 
oder eingeſchränkt werden.) 

Sit der gejeßliche Vertreter ein Bormund,?”) fo kann die Er: 
mädtigung, wenn fie von ihm verweigert wird, auf Antrag des Minder: 
jährigen durch das VBormundichaftsgericht erjeßt werden. Das Wormund- 
Ihaftsgericht hat die Ermächtigung zu erfegen, wenn fie im Interejje des 
Mündels Tiegt. 
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s 113 
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s 117 


Erläuterungen 


25) Die (nachträgliche) „Genehmigung“ des geſetzlichen Vertreters nad 
das ohne jeine nad 58% erf —— (vorhe —5 „Einwilligu 
Note 11) —— vorgenommene —— — Rechts —A ni 
mirtja fann aber. unter Umjtänden als neue, wirkjame Vornahme ve 
Neitsgejhäfts ſelbſt durch den Vertreter gelten. — Anders bei Berträ gen. 


a — ein Minderjähriger mit De vorher erteilter „Einwilligung“ 

ee uch mündliche RENT 
Er aters, Wormunds ujm. ein Darleh * eine Wohnung kündigt, u om 

e Gegenpartei jofortige Borlegung ber Einwilligung in ſchr— iftl i 
Form fordern und, wenn Das nicht geichieht, Die Kündigung „unverzüg ki 
(£ 121) zurüdweilen. 

28) Nicht bloß der Vormund, jondern Ze der Water (die Mutter) be- 
Ben im Gegenjage zu $ 113 der „vormundihaftsrichterlihen Genehmigung“. 
Eine Erjetung der vom gejeglichen Vertreter —— Ermächti ung 
durch das Vormundihaftsgeriht iſt nicht zuläflig. ers $ 113 Abſ 

„Selbjtändiges Erwerbsgejhäft“ ift jede regelmäßige, | I 
ftändigen Erwerb gerichtete Tätigkeit in Handel, Jnduftrie, Handwer nd- 
wirtihaft, Aunft, Wiſſenſchaft ujw., im ——— B. zum Erwerb in einem 
„Dienitverhältnis“, 4. ®. als auslehrer, — Gewerbegehilfe uſw., 
wovon S$ 113 han beit. 

2 alfo auch jelbjtändig progebläbig, 8 52 3P0. 

88 1643, 1686, 1814— 1835, 

22) wozu x nit der Genehmigung be- 
darf. Anders $& 112. 

»#) Note 30. — $ 113 ijt eine I das tägliche Leben bejonders wichtige 
Vorſchrift. Es fallen darunter Gejellen, Gehilfen - und jonftis werbl 
Kr "Handlungsgehilien, Gelinde ulm. (E, 95). über „Vienitverträge“ 

s) 3. B. Annahme, Erlaß des Dienftlohns, Vergleich darüber. Ob ein 
Dinderjä tiger aud) eine „VBertragsitrafe“ ($: 339 ff.) nad) $ 113 gültig ver- 
einbaren fann, iſt jtreitig. 

u. Tote 31. 
s ar und zwar ohne Genehmigung des VBormundicdaftsgeridts. Anders 
112 2, 
) oder gieger (8 ur Wenn Dagegen Bater over Mutter 
(als eich lie Bertreter) die Genehmigung verweigern, jo bleibt es dabei; 
tas dormunbfaftsger‘ fann nidt eingreifen. 
38) 3% einmal dienen darf, Darf (im Zweifel) immer dienen“ (C). 

0) $ 6 — Der Enimündigun sbeihluß tritt mit der Zuftellung an 
den Entmündigten, in Wirkſamkeit (SS 661, 683 3P0.). 

SS 106—113. Ein Teftament kann er nit * ten ($ 2229). 
— E, 166 (Übergangsvorſchrift). — Die wegen „körperlicher Gebrechen“ unter 
„Pilegihait. Geitellten find unbejhränft geſchäftsfähig. 8 1910. 

„Bar die Entmündigung gu Unrecht geſchehen, jo bleiben die Ge— 
ichäfte beftehen" (C). Das fordert Die Yigg bier — — & 115 betrifft 
bie Aufhebung ber Entmindigung ſowohl wegen tesfrantheit ($ 1043) 
wie in den Füllen des & 114 

42) Sr 1906, 1908. 

1) Anhang 1 zu 8 116 (Empfangsbebürftige — nit empfangsbe⸗ 
dürftige ° ggg 

2) vgl. Anhang 2 zu 8 116 (WUllgemeines über die in 88 116—124 be: 
hanbelten "Willensmön el). 
) Der $ handelt von der Jogen. reservatio mentalis, über „Nid- 


tigteit“ 
is — 4 zu $ 117 (über Scheingeihäfte). 


2 enn 3. 8. die Parteien unter Dem Scheine eines Aaufvertrages 
einen Schenfungsvertrag verdeden wollen, jo ilt der Kaufvertag nichtig, 
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Tillenderflarnung 8 114-120 


Die für einen einzelnen all erteilte Ermädtigung gilt im 
gweijelalsallgemeine Ermädtigung zur Eingehung von Ber: 
hältniſſen derjelben Art.?®) 

8 114. Wer wegen Geiftesihwäde, wegen Verſchwendung oder 
wegen Trunkſucht entmündigt ) oder wer nad) 8 1906 unter vorläufige 
Bormundichaft geitellt ift, fteht in Anfehung der Geichäftsfähigkeit einem 
Minderjährigen gleich, der das Jiebente Lebensjahr vollendet hat.*°) 

8115. Wird ein die Entmündigung ausiprechender Beſchluß in: 
folge einer. Anfechtungstlage aufgehoben, fo kann die Wirffamfeit der 
von oder gegenüber dem Entmündigten vorgenommenen Rechtsgeſchäfte 
nit auf Grund des Beſchluſſes in Frage gejtellt werden. Auf die Wirk: 
ſamkeit der von oder gegenüber dem gejeglichen Vertreter vorgenom: - 
menen Redtsgejchäfte hat die Auffebung feinen Einfluß.) 

Dieſe Vorſchriften finden entiprechende Anwendung, wenn im alle 
einer norläufigen Vormundichaft der Antrag auf Entmündigung zurüd- 
genommen oder redhtsfräftig abgewiejen oder der die Entmündigung 
ausiprehende Beſchluß infolge einer Anfechtungsklage aufgehoben 
wird.*?) 


Hweiter Titel. Willenserklärung. ')?) 


8 116. Eine Willenserklärung iſt nicht deshalb nichtig, weil ſich 
der Erflärende insgeheim vorbehält, das Erflärte nicht zu wollen. Die 
Erklärung ift nichtig, wenn Jie einem anderen gegenüber abzugeben ift 
und diejer den Vorbehalt fennt.?) 

Ss 117. Wird eine Willenserklärung, die einem anderen gegenüber 
abzugeben ift, mit deilen Einverſtändniſſe nur zum Schein abgegeben, 
jo ift fie nichtig.*) 

MWird dur ein Scheingefhäft ein anderes Rechtsgeſchäft 
verdedt, jo finden die für das verdedte Rechtsgeihäft geltenden Vor: 
Ihriften Anwendung.?) 

8118. Eine nit ernſtlich gemeinte Willenserflärung, die in der 
Erwartung abgegeben wird, der Mangel der Ernitlichfeit werde nicht 
verfannt werden, iſt nichtig.°) 

5119. Wer bei der Abgabe einer Willenserflärung über deren 
Inhalt im. Irrtume war oder eine Erklärung Diejes Inhalts 
überhaupt nit abgeben wollte, fann die Erklärung anfech— 
ten, wenn anzunehmen ift, daß er fie bei Kenntnisder Sad: 
lage und beiverftändiger Würdigungdeshallesnidt 
abgegeben haben würde. 

Als Irrtum über den Inhalt der Erklärung gilt aud der 
Irrtum über jolde Eigenſchaften der Perſon oder der Sadje, die im Ber: 
tehr als weſentlich angejehen werden.') 

8120. Eine Willenserflärung, welche durch die zur Übermittelung 
verwendete Perſon oder Anſtalt unrichtig übermittelt worden iſt,“) fann 
unter der gleihen Vorausſetzung angefohten werden wie nad) 8 119 
eine irrtümlich abgegebene Willenserklärung.’) 
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Erläuterungen 


ber Schenkungsvertrag dagegen unter den Parteien gültig, falls deſſen 

Erforderniſſe erfüllt ſind (gerichtliche oder notarielle Form). 

8 118 6) 3. 8. Willenserflärungen im Scherz, aus Prählerei. Gs gilt 8 122 
(Schadenserſatzpflicht). 

8119 vgl. Unhang 7 zu 8 119 (zur Lehre vom Stun): 

8 120 5) Durch Irrtum oder Böswilligfeit des Boten, Ablchreibers, des Tele: 
taphenbeamten, dur ae Beihaffenheitt des Telephons (ver: 
tümmelte Wiedergabe). Cs iſt aljo norausgelegt, daß die Erklärung jenen 

onen richtig übergeben war, daß fie richtig in das Telephon hineinge⸗ 
ſprochen wurde. War fie bereits bei Übergabe unrichtig, jo findet 8 119 
(Irrtum des Erflärenden) Anwendung. — Über ‚Antee tung“ 88 142 fi. 
®) Die er und das Verkehrsbedürfnis erfordern auch hier, wie 

in den Fällen der 88 118 und 119, die Shadenserfagpflidt des Ur- 
bebers ”s Fyichtis übermittelten Erklärung, falls er ſein Anfechtungsrecht 
ausü 

8 121 ı0) Was „ſchuldhaft“ iſt, ergibt 8 276. 

11) Dadurch wird dem Irrenden verwehrt, unter Zurückhaltung ſeiner 

Entſcheidung auf Wed des Gegners zu jpelulieren. — Der Gegner, der Die 

Anfechtung als „verjpätet“ zurüdweilen will, muß beweiſen, wann der 

Anfechtende von dem Anfehtungsgrunde Kenntnis erlangt Bat; dann muß 

der Anfechtende weile dab er „ohne Ihuldhaftes Zögern“ die Anferhtungs- 

erflärung abgegeben de. 
12) Um wirkſam zu fein, muß fie dem Gegner auch wirflih zugehen 
130, 143). Wenn der Brief verloren gebt, ijt die darin ertlärte „Anz 
tung“ wirkungslos. Wenn aber die Anfehtungserklärun innerhalb 30 
hren wiederholt wird, und der Gegenpartei zugeht, jo iſt die 
tederhbolung wirtſam, falls nur der Anfehtende beweiſen 
fann, daß er die erjte (verloren gegangene) Anfehtungserflärung „un: 

verzüglihabgefandt“ Hat ($ 121 Abf. 2). 

13) 88 187, 188. Es ift dies eine fogen. Yusfhlußfrift, feine 


„Berjährungsfri —* vgl. Anhang 1 zu 8 194 unter X. 
8 122 14)». H. Sit die Willenserflärung mit Erfolg angefodhten und 
intel ; F ade tung alsvon Anfangannidtig anzufehen ($$ 139 ff., 
.), fo uw. 
15) fogen. „empfangsbedürftige" Willenserllärung. vgl. An- 
Bang 1 au $ 116. 


6) gleihviel, ob dem Erklärenden ein Verſchulden zur Lait 
fiel oder nicht, und elbft dann, wenn 3. B. in Fällen des 8 120 „höhere Ge: 
malt“ die Urlache der unriditigen Übermittelung war. 

17) das fogen. „negative Intereſſe“. Beilpiel: Note 6 zu 8 1298. 

ı8) aljo nicht über das „pofitive Erfüflungsinterelle“ hinaus. Beilpiel: 
Note 6 zu a 1298. 
19) Fahrläſſigkeit 8 276. . 
8 123 20) pgl. Anhang 20 zu 8 123. (Nrglütige Täufhung — Widerrechtliche 


Drohung). 
D 3. 3. A läßt fein Grundftüd dem B durch den Grundftüdsmäller C 
. zum Kauf anbieten. C, der den ihm von A verjprodenen Mäklerlohn ver: 
dienen möchte, Tügt dem B vor. das Haus fei malliv gebaut, während es in 
Wahrheit aus (dur; den Banbpuß verbedtem) üadmert beiteht. B fauft 
daraufhin das Grunditüd. Nachträglich entdedt er den Betrug, kann aber 
leihwohl den Kauf nik wegen „Betruges“ anfechten, wenn er dem Ber: 
MA A nicht beweilen fann, A habe die Täuſchung „gefannt“ oder „kennen 
mülfen“. B hat. dann nur einen Schadenserjataniprud gegen den Betrüger C. 
Falls jedoch B die Vorausfeßungen des $ 119 zu beweiſen Ba RL, er 
den Kauf wegen Soaere anfechten, 3. B. wenn er dartun kann, daß Maffivität 
im vorliegenden alle (Haus in der Stadt im Gegenjag zu einem Landhauſe) 
eine „im Berfehr als wejentlid) angefehene Eigenſchaft“ des Haufes jei, und 
daß er „bei Kenntnis“ der Fachwerkseigenſchaft und „bei FOR MWürbi- 
gung des Falles“ (er will eine Fabrik in dem Haufe errichten) Das Grundftüd 
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Biltenserflärung 


Inieh ung muß in den fällen der 88 119, 120 ohne 
gern (unverzüglih) erfolgen,'') nachdem der Anfed)- 






$ 121-126 
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tungsb dem Anfechtungsgrunde Kenntnis erlangt hat, Die 
einem den gegenüber erfolgte Anfechtung gilt als recht⸗ 
zeitig e die Anfechtungserflärung unverzüglid abge: 
jende 2) 





















Die Hr it ausgeichlofien, wenn jeit der Abgabe der 
Willenserf zeikig Jahre veritrichen ſind.“) 

122 Millensertlärung nad) $ 118 nichtig oder auf 
Grund der $ ngefochten,'*) jo hat der Erflüärende, wenn 
die Erflärung deren gegenüber abzugeben war,“) Diejem, 
anderenfalls jedem Dritten den Schaden zu erjegen,'') den der andere 
oder der Dritte Daddy erleidet, da er auf die Gültigkeit der Erklärung 
vertraut,') jedoh nicht über den Betrag des Intereſſes hinaus, 
weldyes der ande © wer der Dritte an der Gültigfeit der Er- 
Hörung hat.) —— 

Die Schadenserjahpflicht tritt nicht ein, wenn der Beidhädigte den 
Grund der NihtigeH Aber ber Anfechtbarkeit kaunte oder infolge von 
Sahrläfjigteit uni inte (lennen mußte).!°) 

123. ber ; er Küge se einer Millenserflärung durch argliftige 
Zäufhung oder wide: | ich burd) Drohung beitimmt worden ift, kann 
die Erklärung anfechte er 

Hat ein Dritter bir Zäuje ung verübt,2!) jo ift eine Erklärung, die 
einem anderen gegenüber abzugeben war,?) nur dann anfedhtbar,??) 
wenn diejer die Täuf tannte oder kennen mußte.) Soweit ein 
anderer als derjenige, welhem gegenüber die Erklärung abzugeben war, 
aus der Erklärung unmittelbar ein Recht erworben hat,°) ift die Er: 
klärung ihm gegenüber a, fechtbat, wenn er die Täuſchung kannte oder 
kennen mußte. 

8124. Die Anfechtung einer nad) 8 128 anfehtbaren Willens: 
erflärung fann nur binnen Bi ahre 

Die Friſt beginnt im Falle der argliftigen Täuſchung mit dem 
Zeitpunkt, in welchem der nie hu gsberechtigte Die Täuſchung entdedt, 
im %alle der Drohung mit bem Zi puntt, in welchem die Zmangslage 
aufhört.) Auf den La if ber Art finden die für die Verjährung 
geltenden Borfchriften des 2 20 Ani, A und der 88 206, 207 entiprechende 
Anwendung. 

Die Anfehtung it EEE wenn jeit der Abgabe der 
Willenserklärung dreikig Jahre verjtrichen jind.?”) 28) 

8125. Ein Rechtsgeſchäft, welches der durch Geſetz vorgefchriebenen 
Form 2°) ermangelt, ift nichtig.°°) ‘Der Mangel der durch Rechtsgeſchäft 
beitimmien Zorm bat im Zweifel gleichfalls Nichtigkeit zur Folge.?) 

8126. Iit Durch Gejeg ſchriftliche Form vorgeichrieben,?2) jo muß 
die Urkunde von dem Ausiteller eigenhändig durch Namensunter- 
ſchrift 3) oder mittelit gerihtlih oder muenel beglaubigten Hand⸗ 
jeihens :*) unterzeichnet werden.’?) 
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Sea — ‚Bene! ſes halbe 
ER 0) '29 ) gel, Antene 32—38 zu & 126 ———— She 









126 
i 127 u 8 125 unter II, 
r bie — tlamteit eines Tal ms & 130 ff. vgl. SS 146, 
151. — Unterzeihnung der Aufgabeſchrift ift nötig. 
*ı) fiber die Wirtjamtleit eines Briefes Sf. vgl. 88 146, 151. 
— Unterſchrift ift nicht nöti enügt — (anders bei „geleß- 
lich“ —————— Schriftiorm, 9 nhang Dzu & 126). 

Haben die Parteien einen keine irfenden Vertrag nur 
mündtih geichloilen, ohne die demnächſtig Aft zu vereinbaren, jo 
fann feine Partei ent Rn} fordern. 

“2 vgl. —184, 189, 198, Be, jetmer E, 141, 142, jowie Die 
Sandes-Yue ipeuggeneleke dazu: für Greußen: Belek über die freiwillige 
Geridhtsbarfeit vom 21. September 1594 — Du im RFG. vorgejhriebene 
Form der — oder notariellen Beurtundung wird bei Verträgen 
Ps auch 3. ® ftamenten) e d | e Al Dr I SPD. entſprechende 

urkundung gerichtlichen P 58* r eiq 
re und *%) Pie "Pb —* 44 — 8 

43) ogl, 

s 130 ) Nur auf jolde 3 h. auf — — tige" Willens: 
erflärungen (Unhang 1 zu $ 116), und zwar auf die in Abweſenheit 
deſſen, an den fie gerichtet find, a nen, bezieht ſich $ 130, Willenser: 
Berge mittels Sernfpredeis gelten als jolhe unter Anweſenden, 
Willenserklärungen unier Mwmwelkwden find jofort wirfjam, falls 

Sk "attächlice (3. B. Zaubheit) Der Yeselie (3. B. 8 131) Hindernijje enr- 


negenitehen 
„Bugehens“ d. 5. des Ge 





o% Makgebend it allein Die Teiionhe * 

langens in den Machtbereich des odaR er unter gewöhnlichen Ber: 
hältnijjen Davon Kenntnis nehmen nm Anerheblid iſt, ob überhaupt, 
und wann Adreſſat von ben > Inhalte. jer ihm augegangenen Erflärung 
Kenntnisnimmt,;. B. Wil & Berasiit iſt, im Fieber liegt, im Gefängnis 
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Millenderflärung Ss 127-132 


| age muß die Unterzeiänung der Barteien auf 
erfolgen.) Werden über den Vertrag mehrere 
den aufsenommen, jo genügt es, wenn jede 
Tudere Partei bejtimmte Urkunde unterzeichnet.°”) 

e Korm wird durch die gerichtlihe oder notarielle 





Die Werfäriften des $ 126 gelten im Zweifel aud für 
echtsq dit beitimmte — Form.) Zur Wahrung 
iot jedoch geit nicht ein anderer Wille anzunehmen it, 
emitielung '’) und bei einem Bertiage Briefwechjlel;‘) 
he Korm gewählt, jotann nahträglid eine dem 

S 126 —— undung verlangt werden.“) 

3128. Iſt Durd) Geſetz gerichtliche oder notarielle Beurkundung 
eines Bertrags * ver ieben,'') jo aenügt es, wenn zunächſt der 
Antrag und jobant die Annahme des Antrags von einem Ge- 
ticht oder einem Notar heurfundet wird.) 

8129. Iſt Dur Ge.ch für eine Erklärung öffentliche Beglaus 
bigung vorgefchrieben,‘) iv muß die Erklärung ſchriftlich abgefaht 
und Die Unterjhrift des Erflärenden von der zuftändigen 
Behörde oder einem zuftändigen. Beamten oder Notar be- 
glaubigt werden‘) Wird die Erklärung von dem Ausſteller mittelft 
Handzeihens unterzeichnet, jo ift die im 8 126 Abſ. 1 vorgefchrie- 
bene Beglaubigung des Handzeichenss) erforderlich und genügend. 

‚Die öffentlihe Beglaubigung wird durch die gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung der Erklärung erjekt. 

8130. Eine Willenserflärung, Die einem anderen gegenüber 
abzugeben iſt,“) wird, wenn fie im deſſen Abweſenheit abgegeben wird, 

in dem Zeitpunkte wirffem, in welchem fie ihm augebt.°°) Gie wird 
nicht wirfjam, wenn dem anderen vorher oder gleichzeitig ein Wider- 
tus zugeht.°') 

Auf die Wirkſamkeit der Willenserklärung iſt es ohne Einfluß, 
wenn der Erklärende nach der —— 52) ſtirbt oder geſchäfts— 
unfähig wird. | 

Diele Vorſchriften finden iu dann Anwendung, wenn die 
Willenserklärung einer Behürde gegenüber abzugeben ijt.°®) 

8131. Wird die Willenserflärung einem Geihäftsunfähigen °*) 
gegenüber abgegeben, jo wird ſie nicht wirkſam, bevor fie. dem geleß- 
lien Vertreter zugebt.‘°) 

Das gleihe gilt, wenn die M:ienserflärung einer in der Ge: 
Mäfisfähigleit beſchränkten Berion " gegenüber abgegeben wird. 
Bringt die Erflärung jedoh der ın ver Geſchäftsfähigkeit beſchränkten 
Berfon Tediglicd einen rechtlichen Borteil’”) oder hat der 
gejeglihe Vertreter feine Ginwilligung°*) erteilt, jo wird 
die Erklärung in dem Zeitpunfte wirkſam, in welchem fie ihr zugeht.) 

8132, Eine Willenserllärung gilt auh dann als zugegangen, 
wenn fie dur Bermiktelung e eines — zugeſtellt worden 
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jißt, den Brief nicht öffnet, oder weil ein Dritter ven ven Mt 
enen Brief unterdrüdt, 3. B. aus dem Tür-Briefkaſten ji 
reſſat die Annahme des Briefes ohne Hinreidyer 
weigert, jo Kb der Brief ihm doch „zugegangen“. 
frantierter“ Briefe iſt man in der Regel nicht verpflichte 
eines jolchen — jo wird er als „nicht zugega 
— Die Form des „Einſchreidebriefes“, an ſich eine er 
pehens bietend, ift für den Abjender des Briefes, der n 
rllärung eine Yrift wahren will, unter Umitänt 
Abwelenheit des A aten oder einer jonit nad | 
berechtigten Perfon folde Briefe nicht abgegeben 
elegt) werden. Wenn jedoch der Adreſſat arg 
ugehen eines on verhinvert, jo wird er 
Einwande des „verlpäteten“ Zugehens nicht g 
Glauben 88 162, 815). Auch bei bloher 
egen Treu und Glau en, wenn er aus ‚lei 
Sugehens) zum Nachteile der anderen Paz 
Ihe inwand der Verſpätung iſt aljo zu 
icherheit empfiehlt fih von & 132 Gebrame 
51) 3. B. durch ein den Brief überhe 
52) und bevor fie dem anderen zün 
58 aa 1 zu & 116. 777° 


55 Tot 50 und Anhang 12 zu $ 10 
56) 88 106, 114. “2 
57) vgl. Anhang 10 zu S 107. u‘ Ä 
Be . u 11, Anhang 12 zu $ 107 Um yang 16 zu S 108. 

ote 50. A 
0) Dur $ 132 ift ein unbedingt jiherer, für al Fälle gangbarer Weg 
der en von Willenserflärun en“ gegeben, B. für Kündigungen 
ujw., wenn die begenpartei abweſend ip 1 


1 empfangs: 
Türbrieflaſten 
echtzeitige 
echung mit dem 

egen Treu und 
Handelt Adreſſat 
Jſdes verjpäteten 
herbeileiten will; 
An Füällen der Un— 


gramm. 


t, wenn Sueifel.über die Perjönlichteit 
beftehen, wenn man nit weik, wer oder mo bie Erben des Vermieters ſind, 
tenen gekündigt werden Toll („öffentfiche Zuftelung“ gemäß 8 132 Ab]. 2). 

2 N godiele vol. Note 60 

.— piele vgl. Note 60. | 

o3) 88 203 ff. 3 Die Willenserllärung gilt danad) als an dem 
Tage dem andern zug angen, an dem ſeit der Iekten Einrüdung in Die 
—— Blätter ein Monat or ift. nale durd die Willens- 
erklärung eine Bu (Ründigungsfult) gewahrt oder die Verjährung 
oder eine Friſt unterbrochen werben foll,treten die Wirkungen 
ee bereits mit den Überreihung des Gejuds bei 

richt ein. — 

64) Uber die Auslegung von nen ugl. auch noch 8 157; ferner 
8 346 PR Unter Raufleutes ge Injehbung der Bedeutung und 
Wirkung von Handlungen und Anterkuln Ki auf die im Handelsver- 
re geltenden Gewohnheiten un Ze s Rüdficht zu nehmen.“ Einige 
bejondere Auslegungstegeln für Tellemeite (S 133 gilt aud für fie) 
55 le vgl. ferner 8 242. hir Sriltjhweigen vgl. Anhang 

zu i TR 

5) Das Rechtsgeſchäft „alg — mak aeaen das „geſetzliche Verbot“ 
Da nicht bloß ein dabei vowelommener Tebenumjtand (3. B. der Verlauf 
von Waren in einem Laden Während, der Sonntagsruhe iſt wegen dieles 
Nebenumftandes — Verlekung Der Sonttdgsruhe — verboten, aber nicht 
nidtig). — Verbote von Rechtsge aften enthalten h 8. das Gtraf- 


gejegbud), die Gewerbeordnung ulm. Ferner das BGB. an zahlreichen Gtellen, 
indem es beitimmt, daß ein Rechtsgeſchäft, ug üt, 4. B. 88 248, 310, „nicht 
vorgenommen werden kann“ 3. ®. 8 276 Abi. 2, 399 ujw. — Über „gejeglich 
verbotene“ Verträge vgl. auch noch sy 309, 344. 

8) vgl. Anhang 1 zu $ 104 unter 1. 7 (Begriff der „VBerfügung“). 


\ 








illenderflarumng 5 133-140 


1”) Die Zujtellung erfolgt nad; den Vorſchriften der Zivilprozeß— 
sronung."?) 

Befindet ji der Erflärende über die Berjon desjenigen, welchem 
gegenüber die Erklärung abzugeben ilt, in einer nicht auf Yahrläjfig- 
feit 2) beruhenden Untenntnis oder it der Aufenthalt dieſer Perjon 
unbelannt, jo fann die Zujtellung nad) den für die Hffentlihe Zuftellung 
einer Zadung geltenden Vorſchriften der Zivilprozeßordnung erfolgen. °*) 
Zuftändig für die Bewilligung ift im erjteren Falle das Amtsgericht, in 
dejjen Bezirte der Erflüärende feinen Wohnfig oder in Ermangelung 
eines in ländiſchen Wohnſitzes feinen Aufenthalt Hat, im letzteren alle 
das Amtsgeridt, in deſſen Bezirke die Perſon, welcher zuzuſtellen iſt, den 
letzten Wohnfitz oder in Ermangelung eines inländiſchen Wohnſitzes den 
letzten Aufenthalt hatte. 

8133. Bei der Auslegung einer Willenserklärung iſt der wirkliche 
Wille zu erforfhen und nicht an dem buchſtäblichen Sinne des Ausdruds 
zu baften.**) 

$ 134. Ein Rechtsgeſchäft, das gegen ein geſetzliches Verbot ver- 
ſtößt, ift nichtig, wenn fi) nicht aus dem Gejeß ein anderes ergibt.°°) 

8135. Verſtößt die Verfügung °°) über einen Gegenitand gegen 
ein gejehliches VBeräuberungsverbot, das nur den Schuß beitimmter Per⸗ 
ionen bezwedt, jo iſt fie nur dieſen Perſonen gegenüber unwirkſam. I 
Ter rechtsgeſchäftlichen Verfügung jteht eine Verfügung gleich, die im 
Wege der Zwangspollitredung oder der Arreſtvollziehung erfolgt.°®) 

Die Vorſchriften zuguniten derjenigen, welche Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten, finden entiprechende Anwendung. 60) 

8 136. Ein Veräußerungsverbot, das von einem Gericht oder von 
einer anderen Behörde innerhalb ihrer Zujtändigfeit erlafjen wird, ſteht 
einem gejeglihen PVeräukerungsverbote der im 8 135 bezeichneten 
Art gleich.’°) 

8137. Die Befugnis zur Berfügung über ein veräußerlides 
Recht Tann nicht durch Rechtsgeſchäft ausgeſchloſſen oder beſchränlt 
werden. Die Wirkſamkeit einer Verpflichtung, über ein ſolches Recht 
nicht zu verfügen, wird durch dieſe Vorſchrift nicht berührt.“1) 

8138. Ein Neätsgeihäft, das gegen die guten Sitten verjtößt, 
ift nichtig.”?) 

Richtig iſt insbejondere ein Nedhtsgejchäft, durch das jemand unter 
Ausbeutung der Notlage, des Leichtfinns oder der Unerfahrenheit eines 
anderen fi) oder einem Dritten für eine Leiftung Vermögensvorteile 
veriprechen oder gewähren läßt, welche den Wert der Leiſtung dergeitalt 
überjteigen, DaB den Umjtänden nad) die Vermögensporteile in auf: 
fälligem Mißverhältniffe zu der Leiftung jtehen.”®) 

S139. Iſt ein Teil eines Rechtsgeſchäfts michtig,”‘) fo iſt das 
ganze Rechtsgeſchäft nichtig, wenn nit anzunehmen ijt, daB es aud) ohne 
den nichtigen Teil vorgenommen fein mwürde.”>) 

8140. Entiprit ein nichtiges Rechtsgeſchäft den Erfordernifien 
eines anderen Rechtsgeſchäfts, jo gilt das legtere, wenn anzunehmen ift, 
daß deilen Geltung bei Kenntnis der Nichtigkeit gewollt jein wiürde,®) 
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Erläuterungen 


7) 3. B. durch 88 6, 7 AD. ijt dem Gemeinidhuldner die „Verfügung“ 
über jein zur Ronkursmalle gehöriges Vermögen entzogen. Veräußert er 
trogdem einen Gegenjtand, jo ijt die Veräußerung nicht „nichtig“, Jondern 
nur den — igern gegenüber unwirktſam (vgl. Anhang 74 zu 5 139); 
nur Diele bezw. ontursverwalter fünnen die Unwirkſamkeit geltend 
machen. Der Semeinfhuliner und ber, dem er den Gegenitand veräußert hat, 
jowie Dritte fönnen die Unwirtjamteit nicht geltend machen. 

ss, Menn alfo eine Zwangsvollitredungsmaßregel, eine Arreſtvoll⸗ 
— in einen Gegenſtand Rh vejlen Veräußerung „zum Scdute be: 
v72 360) Rerjonen“ verboten ijt önnen diefe Widerſpruch erheben (SS 771, 

9 vgl. insbeſondere 88 892, 893 (öffentlicher Glaube des Grundbuchs), 
ne agb. In Glaube beim Erwerbe weglicher Sadıen) und überhaupt 
nhang 1 zu 8 854 unter V. 4. 


vgl. Anhang 7U zu 
"ı) vgl. Anhang 71 NEE 137. 
vgl. Anhang 72 138, 
“ Das iſt das Verbot des Wuchers. E. 47. Die 8 138 Abſ. 2 bezeich— 
nete Zeitung braudt nicht „Geld Leiſtung en. Geld-Wucder), fie fann aud) 


in anderen Sadyen beitehen (Sad): TRuder), a blok in ewährung von 
Kredit oder Stundung fehen —— 
* vgl. Anhang 74 zu & 139 Igemeines über bie Begriffe Nidhtig- 
nfechtbarleit — Unmwirt emteit) 
5) „Teilweije gewollt, auch teilweije gültig“ (C). 3. B. bei einer gegen 
617, 618 verftoßenden, aljo nah 8 619 nichtigen A vebe, wird doch im 
rigen ber Dienjtvertrag als gültig zu erachten jein. — 8 344 
’0) 4.8. ber —— eines minderjährigen el iſt 
riesig, ann aber als ruhe ament“ gültig jein (58 2275 Ab]. 1 2). 
— Em JENS: let“ } = ——— —— — 
ſchein“ aufrecht erh a2 werden. — $ 1 2. 
2 vgl. Anhang 74 zu 8 139 Erf a, 
vgl. Anhang 78 zu & 142 her ber Anjehtung). 
In ber el formfrei. vgl. jebod) 3. B. 88 1341, 1945, 1955, * 
alſo: Besen sbebürftige Willenserklärung (vgl. Anh ha 
S 116 Pr 8 130—132 32). — Die, Beoichvolimag! (5 81 30. — 
— auch zur Abgabe und Entg me ber Anfechtungserfii — ſei 
es in der mündlichen Verhandlung, fie es in vorbereitendem Schriftſatze. — 
Die „Anfehtung von Nedts andlungen eines S ne tes 
leitens feiner Gläubiger gemäß Konfursordnung und Gej. vom 
>1. Zuli 1879 bezw, 17. Mai 1898 (vgl. Anhang 78 zu 8 142 am Ende) kann 
nicht dur bloße „Erklärung“, jondern nur in einem Prozeßverfahren 
(Rlage, — ujw,) a 


feit — 


Note 15. 

$ 141 und Anhang 74 au 8 139. In 8 144 Ab zeigt ji ber 
Untenidie zwil n „nichtigen“ und — ten“ — I Be- 
tätigung „nichtiger“ Geſchäfte — Ian wirtjam zu jein, der für das Recht 
eichaft — — ſchriftlichen, notariellen) Form, die 
Nätigung „anfechtbarer“ — fann formlos erfolgen, alio auch Dur 
hlülfige Handlungen, 3 [lung des anfehtbaren Redtsgelchäfts 
troß Kenntnis der Ariehiöcrteit 

2)—#) vgl. Anhang 1—3 zu Tank (Allgemeines — Beilpiele). 

‘) d. h. die „Annahme“ muß dem Antragenden zugeben; erit in dem 
Nugenblide, in dem die „Annahme“ dem „Antragenden zugeht, fommt ber 
Vertrag zuftande ($S 130—132). Die „Annahme“ ift alfo wie der „Antrag“ 
eine empfangs edürftige Willenserklärung (Anhang 1 zu $ 116); 
vol. —* die Rusnahmen in 5 151, 152, wo zwar auch eine „Annahme“, 

r nidıt die „Erflärung“ der nnahme erfordert wird. Wirkungen einer 
„verjpäteten Annahme“ (88 149, 150). „Trifft Dein Ja verjpätet ein, gilt 
es grad jo viel wie Nein“ (C). 


Bi 





Vertrag 8 141—147 


8141. Wird ein nichtiges Rechtsgeſchüft von demjenigen, welcher 
es norgenommen hat, bejtätigt, jo ift die Beftätigung als erneute Bor: 
nahme zu beurteilen.?”) 

MWird ein nichtiger Vertrag von den Parteien beftätigt, jo find dieſe 
im Zweifel verpflichtet, einander zu gewähren, was lie haben würden, 
wenn der Vertrag von Anfang an gültig gewejen wäre. 

8142. Wird ein anfehtbares Rechtsgeſchäft angefochten, jo iſt 
es als von Anfang an nichtig anzuſehen. 78) 

Wer die Anfehtbarteit fannte oder fennen mußte, wird, 
wenn die Anfechtung erfolgt, jo behandelt, wie wenn er die Nichtig- 
feit des Redtsgeihäfts gekannt Hätte oder Hätte kennen müſſen. 

8 1483. Die Unfehtung erfolgt durch Erklärung ’°) gegenüber dem 
Unfechtungsgegner.°°) | 

Anfehhtungsgegner ift bei einem Vertrage der andere Teil, im 
Kalle des 8 123 Abſ. 2 Gab 2 berjenige, welcher aus dem Vertrag un:. 
mittelbar ein Recht erworben hat. 

Bei, einem einfeitigen Rechtsgeſchäfte, das einem 
anderen gegenüber vorzunehmen war,®*) ift der andere der Anfechtungs⸗ 
gegner. Das gleiche gilt bei einem Rechtsgeſchäfte, Das einem anderen 
oder einer Behörde gegenüber vorzunehmen war, auch dann, wenn das 
Rechtsgeſchäft der Behörde gegenüber vorgenommen worden ilt. 

Bei einem einjeitigen Rechtsgeſchäft anderer Art it Anfechtungs- 
gegner jeder, der auf Grund des Rechtsgeſchäfts unmittelbar einen redt- 
lihen Borteil erlangt hat. Die Anfehtung kann jedod, wenn die 
Willenserklärung einer Behörde gegenüber abzugeben war, durch Cr: 
klärung gegenüber der Behörde erfolgen; die Behörde ſoll die Anfechtung 
demjenigen mitteilen, welcher durch das Rechtsgeſchäft unmittelbar be- 
troffen worden ift. 

8 144. Die Anfechtung ijt ausgeſchloſſen, wenn das anfechtbare 
Rechtsgeſchäft von dem Anfehtungsberedhtigten bejtätigt wird. 

Die Beitätigung bedarf nicht der für das Rechtsgeſchäft beftimmten 
%orm.®?) 


Dritter Titel. Vertrag.) 


145. Wer einem anderen die Schließung eines Bertrags anträgt, 
ift an den Untrag gebunden,?) es jei denn, daß er die Gebundenheit aus- 
geſchloſſen hat.?) 

8 146. Der Antrag erlifht, wenn er dem Antragenden gegenüber 
abgelehnt oder wenn er nicht diefem gegenüber nad) den SS 147 
bis 149 rechtzeitig angenommen wird.) 

8147. Der einem Anweſenden gemadte Antrag kann nur ſo— 
fort*e) angenommen werden. Dies gilt aud) von einem mitteljt 
Fernſprechers von Perjon zu Berjon gemachten Antrage.’) 

Der einem Abwejenden gemadte Antrag kann nur bis zu dem 
Zeitpunft angenommen werden, in weldem der Antragende 
den Eingang der Antwortunterregelmäßigen Umjtänden 
erwartendarf.) 


— 59 — 





Erläuterungen 


8 147 42) BAT h. ohne des (ſei es a ke) 
Zögern, während der häufi im BGB. gebraudte Ausdrud unnerzüg: 
Lid“ ein Dre geauen Pa es ee een Nu Mer ift ( 21). 

5) erniprech-Verlehr „von Perſon zu Perſon“ —8 deren be⸗ 
vollmächtigten Vertretern (aber nicht: Athen einer Perfon und einem 
nicht bevollmädtigten milienmit liede, Handlungsgebilfen, 
Dienitboten der anderen Perſon) ſteht dem Berlehr unter Anwe ſenden 
wei. Der Fernſprech⸗ ieh mit dem nit bevollmädtigten 

tenitboten uw. der a rtei fteht dem Verkehr unter Abweſenden 
gleich; ‚denn in biefer Verkehr ht nicht „von Berfon zu Berjon“. 
— Als „ve Imäßig“ fann der atrogfeler, porausfe 
Die or 3* en Je 1 i 9 e (nicht durch ungewöhnliche Hemmunge Schnee⸗ er 
pe ung, unterbrodene en ehe) Dienfileftung der * er⸗ 
rsmittel und die Wahl der nad) Lage des Falles geeigneten und 
güntiligen Ertlärungsweife (3. 8. unter Unftnden telegraphilche 
ntwort) durch den Annehmenden Was „regelmäßig“ lei, iſt unter Berück⸗ 
[it ung Des tehrsgebraudges ulm. zu „niegelmöt — Der ntragende 
tt allo an den einem Abweſenden gemadten Antrag gebunden 
auf die Dauer: a) der Beförderung feines Antrags, b) einer angemellenen 
Erledigungszeit für den (Empfänger der "Beförderung der AUn- 
nahm —— die auf einen te ig n Antrag in der Regel tele⸗ 
graphiſch wird —* müſſen. vgl. Beiſpiel in Anhang 2 gi 8 145. 


148 dem Ant Ib der t 
nun * Pe Fiiſt angehen 
8 149 : ogl. 1. ginerfeits 88 146148, an rerfeits 8 150. 


11 


11a) Es genügt die eſendung der Anzeige; ob fie beim Adreſ⸗ 


v 
10 Be 19 zu 8 122. 8 276. 


faten antommt, ift unerheblich 
12) Der —5 — gi dann als „nicht erloſchen“ (8 146), und der Vertrag 
fommt folglich aud die ver pä tete Anna ee zum Abſchluß. 8 149 
0 bezwedt ws chutz von reu und Inuben im Ber 
81 r uxſprüngliche Antrag iſt gemäß $ 146 Ho den. 3. 8. A ſchreibt 
an B: len eh mir meinen Sanen geitern vorgezeigten Samp flug für 
8000 M. ablaufen? B antwortet: rid will reis in ri artals⸗ 


Weblungen von 2000 M. berichtigen. Dies it eine Ablehnung des Antrages 
5 A verbunden — einem neuen Antrage (Rauige ot mit Abihlngsich- 
lungen n) des würde fein, wenn zwar unbedingt „ja“, 
erſt go ‚che nad ———— des gen des A, alſo ver|päatet, neantr 
wortet hätte 
8 151 14 und D a % X 14 und 15 zu 8 151 Ausnahme von 8 146). 
chtlich oder notariell beurfundete „Annahme“ auf 
nſo —8 a „Vertrags-Antrag“ iſt alfo nicht „empfangs- 
era “Note 4 
153 m 104. Wenn der „Antragende“ nad) Abſendung des Vertrags⸗ 
Antrags ſtirbt oder z. B. wahnſinnig wird, 8 kann der Antrags-Empfänger 
immer nocy bie „Annahme“ gegenüber den Erben a sin nefeb lien Ber: 
treter des Antragenden erklären, und der Vertrag iſt ge len ls die An⸗ 
nahme voriöriftsmäßig, insbelondere tetzetig erfolgt En 88 146 ff.); „es 
jetdenn, daß uw. wie $ 153 am E 
— Antrag, einen "Dienfertrag" zu fchließen, wird in der 
Regel 28 den Tod oder die eintretende „eihäftsunfühigteit des „Antragen- 
den“ als „erlojchen“ zu erachten fein (8 613). 
8 154 elbſt wenn es objektiv ganz nebenſächliche Punkte find. 
20) Die ſogen. „Punkiationen“ oder „Traktate“ find Hr unverbindlid. 
Die Verkehrsſprache braucht das Wort Bunttation aber aud) no in einem 
anderen Sinne, nämlich „Aufzeichnung“ des ganzen Vertragsinhalts (nicht 
bloß einzelner Buntte) „ins Unreine“ mit der Bereinbarung, Die 


Vertrag 8 148-156 


8 148, Hat der Antragende für die Annahme des Antrags eine 
Friſt beſtimmt, fo fann die Annahme nur innerhalb der Friſt erfolgen.”) 

8149. Iſt eine dem Antragenden verjpätet °) zugegangene Uns 
nahmeerllärung dergeitalt obgejendet worden, daß fie bei regel- 
mäßiger Beförderung?) ihm rehtzeitig zugegangen ſein 
würde, und mußte der Untragende dies erfennen ,!) 
jo bat er die Berfpätung dem Annehmenden unverzüglid'") 
nad) dem Empfange der Erklärung anzuzeigen ,!°) fofern es nicht 
ſchon vorher gefchehen if. Verzögert er die Abjendung der An— 
zeige, jo gilt die Annahme als nit verfpätet.'?) 
8 150. Die verjpätete Annahme eines Antrags gilt als neuer 
Antrag. | 

Eine Annahme unter Erweiterungen, Einſchränkungen oder 
fonftigen Anderungen gilt als Mblehnung verbunden mit einem neuen 
Aintrage.::) 

8151. Der Vertrag fommt dur die Annahme des Antrags 
zuftande, ohne dab die Annahme dem Antragenden gegenüber erflärt zu 
werden braucht, wenn eine ſolche Erklärung nad der Verkehrsſitte 
nicht zu erwarten ijt oder der Antragende auf fie verzichtet hat.'*) 
Der Zeitpunkt, in welchem der Antrag erliſcht, beitimmt fih nad) 
dem aus dem Antrag oder den Umjtänden zu entnehmenden Willen des 
Antragenden.'?) 

8152. Wird ein Vertrag gerichtlich oder notariell beurkundet, 
ohne daß beide Teile gleichzeitig anwejend find, jo fommt der Vertrag 
mit der nad 8 128 erfolgten Beurkundung der Annahme zuftande,!°) 
wenn nit ein anderes beitimmt ift. Die Vorſchrift des $ 151 Sah 2 
findet Anwendung. 

8153. Das Zuftandefommen des Vertrags wird nicht dadurch ge- 
hindert, daß der Untragende vor der Amahme ftirbt oder geſchäfts⸗ 
unfähig wird,'”) es fei denn, daß ein anderer Wille des Antragenden 
anzunehmen 1ft."°) 

8 154. Solange nit die Parteien fih über alle Punkte eines 

Vertrags geeinigt haben, über die nad) der Erklärung aud) nur einer 
Bartei eine Vereinbarung getroffen werden joll,) ift im Zweifel 
der Bertrag nit geihlofien. Die Verftändigung über einzelne Punkte 
ift auch dann nicht bindend, wenn eine Aufzeichnung jtattgefunden hat.?°) 

Iſt eine Beurkundung des beabfichtigten **) Vertrags verabredet 
worden, jo ift im Zweifel der Vertrag nicht geſchloſſen, bis die 
Beurkundung erfolgt ift.2?) 

8155. Haben fi die Parteien bei einem VBertrage, den 
Tie als geſchloſſen anfehen, über einen Punkt, über den eine 
Vereinbarung getroffen werden follte, in Wirllichleit nicht geeinigt, jo 
gilt das Tereinbarte, jofern anzunehmen ilt, daß der Vertrag auch 
ohne eine Beitimmung über dieſen Punkt geſchloſſen jein würde.) 

8 156. Bei einer Berfteigerung kommt der Vertrag erſt durch den 
Zuſchlag zuſtande. Cin Gebot erliiht, wenn ein llbergebot abgegeben 
oder die Verfteigerung ohne Erteilung des Zufchlags geſchloſſen wird.”*) 
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"Erläuterungen 


jurijtilhegenaue „Faſſung“ des Vertrags jolle demnädft durch einen Notar 
erfolgen. Cine ſolche Wunktation it ein wirtjamer Vertrag unter der 
jelbjtverftändlihen Worausfegung, daß der Vertrag nicht kraft Geſetzes der 
egen oder notariellen Beurkundung bedarf, oder daß es die erkennbare 
Ubſicht der Parteien war, der Vertrag ſolle überhaupt erſt durch die vor— 
behaltene notarielle Beurkundung Wirkſamkeit erlangen 125 Satz 2). 
212) Diefe Verabredung gE bejonders ag bei Wohnungs-Mietver: 
trägen. Wenn die Parteien 3. B. nach Abſchluß eines mündlichen Vertrags 
verabreden, ihn a Ed aufzu oder notariell beurfunden zu laflen, 
jo ijt dies für die Gültigkeit des mündliden, an ſich feiner Sorm be: 
dürfenden Vertrags unerhbeblih und als neuer Vertrag zu beurteilen. 
»2) & 125 Po 2, Anhang 29 zu $ 125 unter II, $ 127. 
3) Zu unteriheiden von der „fehlenden Einigung“ beider Parteien 
ijt der Irrtum einer Partei“ über den Inhalt ihrer Willenserklärung. 
24) pgl. Anhang 24 zu 8 156. 
25), " 133, 226, 242. Bei der „Auslegung“ iſt Vorfiht zu üben. 
„Billigkeit“ für die eine Partei kann unberedtigte Härte für die andere fein. 
— Die „Auslegung“ umfaßt aud die Ergänzung etwaiger Lücken im Ber- 


trage. | 

ı)—3) vgl. Anhang 1—3 zu 8 158. 

*) vgl. Anhang 4 zu 8 159. 

a, und °) vgl. Anhang 5 und 6 zu ge 

7) Über verfügt — Verfügung vgl. Anhang 1 zu 8 104 unter I. 7. 

s) 3.8. der Pianofortefabritant A verfauft und übergibt an den Leut: 
nant B ein Bianino unter der aufjhiebenden Bedingung, dag das Eigen: 
tum an B erjt übergeben joll, wenn der in zehnmonatliden Teilzahlungen 
von 50 M. zu entridtende Kaufpreis von 500 M. vollitändig gezahlt iſt; es 
hat aljo eine en unbe — ——7— (‚Berfügung“ 
über die Sade) jtattgefunden. Nad) Verlauf von zwei Monaten wird B auf 
3 Monate ablommanbdiert; er gibt für diefe Zeit das Pianino dem Verkäufer 
A in Verwahrung und entrichtet die monatlidhen Teilzahlungen pünttlich 
weiter. A verlauft und übergibt hierauf (weitere „Berfügung“ über 
die Sadje) das von ihm biok zur wahrung übernommene Pianino an C 
um Eigentum. Demnädjı kehrt B zurüd und fordert fein Pianino von C. 
Solange die Bedingung nicht eingetreten d. h. der Kaufpreis von 500 
M. nicht vol bezahlt ift, Braucht C das Pianino auf feinen Fall an B Heraus: 
zugeben. Cobald aber B die 500 M. voll bezahlt Hat, die Bedingung alſo 
eingetreten ift, fommt es darauf an, ob dem C, als er das Pianino von 
A erwarb, die bereits vorher erfolgte bedingte Übertragung des Eigentums 
an dem Pianino auf Bbekannt war oder nicht. War ſie ihm befannt, 
\o muß er das Pianino an B herausgeben (8 161 Abf. 1); war fie ihm nit 
befannt, fo ilt er durdh feinen „guten Glauben“ geihüßt (8 161- 
bj. 3 in Verbin ung mit 8 932). 

9) Wenn im Beilpeel der Note 8 D wegen einer Forderung gegen A 
das in deilen „Berwahrung“ befindlide Pianino im der Zwangsvoll: 
itredung oder des Arrejtes pfänden läßt, jo ijt Die Rechtslage die gleidye wie 
in Note 5 dargeltellt; d. 5. \obald B die 500 M. voll bezahlt hat, muß D das 
Pianino freigeben, falls er von der bedingten Cigentumsübertragung 
leitens A an B Kenntnis hatte Yalls er feine Kenntnis hatte, ilt er 
durch jeinen „guten Glauben“ geihüßt, kann das Pianino veriteigern laſſen 
und fih aus dem Erlöſe wegen feiner Forderung gegen A befriedigen. 

10) Note 69 zu $ 135 und Note 8 am Ende zu 8 161. 





Bedingung — Zeitbeftinmung gs 157-163 


S 157. Verträge find jo auszulegen, wie Treu und Glauben mit 
Küdficht auf die Berlehrsfitte es erfordern.”‘) 


Dierter Titel. Bedingung. Beitdeftimmung.‘) 


E18. Wird ein Rechtsgeſchäft unter einer auffhiebenden Bedin⸗ 
gung vorgenommen, jo tritt die von der Bedingung abhängig gemachte 
Wirkung mit dem Eintritte der Bedingung ein.?) 

Wird ein Rechtsgeſchäft unter einer anflöfenden Bedingung vor- 
genommen, jo endigt mit dem Eintritte der Bedingung die Wirkung des 
Rechtsgeſchäfts ; mit dieſem Zeitpunkte tritt der frühere Rechtszuſtand 
wieder ein.?) 

8 159. Sollen nad) dem Inhalte des Nehtsgeihäfts die an den 
Eintritt der Bedingung gefnüpften Folgen auf einen früheren Zeit- 
puntt zurüdbezogen werden, jo find im alle des Eintritts der Bedingung 
die Beteiligten verpflichtet, einander zu gewähren, was fie haben würden, 
wenn Die Folgen in dem früheren Zeitpunkt eingetreten wären.*) 

8160. Wer unter einer aufihiebenden Bedingung berechtigt ift, 
fann im alle des Cintritts der Bedingung Schadenserfak von dem 
anderen Teile verlangen, wenn diefer während der Schwebezeit das von 
der Bedingung abhängige Recht durch ſein Verſchulden vereitelt oder 
beeinträdhtigt.‘) 

Den gleihen Anſpruch Hat unter denjelben Borausfegungen bei, 
einem unter einer auflöfenden Bedingung vorgenommenen Rechtsge⸗ 
ſchäfte derjenige, zu deſſen Gunjten der frühere Rechtszuſtand wieder- 
eintritt.°) 

FIGI. Hat jemand unter einer aufichiebenden Bedingung über 
einen Gegenitand verfügt,”) fo ift jede weitere Verfügung, die er wähs 
rend der Schwebezeit über den Gegenftand trifft, im Kalle des Eintritts 
der Bedingung infoweit unwirffam, als fie Die von der Bedingung ab- 
bängige Wirkung vereiteln oder beeinträchtigen würde.) Einer ſolchen 
Verfügung fteht eine Verfügung gleich, die während der Schwebezeit im 
MWege der Zwangspvollftredung oder der Arreftvollzie:- 
bung oder durh den Konkursverwalter erfolgt.) 

Dasjelbe gilt bei einer auflöjenden Bedingung von den Berfü- 
gungen desjenigen, deſſen Recht mit dem Eintritte der Bedingung . 
endigt. 

Die Vorſchriften zugunften derjenigen, weldhe Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung.'°) 

$ 162. Wird der Eintritt der Bedingung von der Partei, zu deren 
Nachteil er gereichen würde, wider Treu und Glauben verhindert, jo gilt 
die Bedingung als eingetreten. 

Wird der Eintritt der Bedingung von der Partei, zu deren Vorteil 
er gereicht, wider Treu und Glauben herbeigeführt, jo gilt der Eintritt 
als nicht erfolgt. 

8163. Iit für die Wirkung eines Rechtsgeſchäfts bei deſſen Vor— 
nahme ein Anfangs oder ein Endtermin beitimmt worden, jo finden 
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Erläuterungen 


8 163 11) pol. Anhang 1 zu 8 158 unter b—f. 8 163 handelt von der „Zeit: 
ne und ſchreibt vor, daß die geſtſegung eines Anfangster— 
mins (3. B. id vermiele am 4. Dezember dem A meine Wohnung vom 
nüdı ten G Sanur ab) = „aufl iebenber“ Bedingung, die Feſtſetzung eines 


termins ( ich leihe m B am 4. Dezember mein Bud) bis 24. 
Deremben) = "ausföfender“ Bedingutg behandelt werden foll. — Über die 
Berechnung ber Friſten und Termine 88 186 ff. — Über die 
Klagbarteit befrifteter Forderungen vor Eintritt des Termins 
88 257—259 3P0. 
8 164 1) und 2) vgl. Anhang 1 und 2 zu 8 164. 
„ven Namen des tret’nen brauchſt Du nicht grad zu nennen; es 
ah Beitzetun N aud) ohnedies ertennen.“ „Cs gibt ih fund Bertretungs- 
le ausdrüdli oder in der Stille“ (C). Des, Handeln im eigenen 
Namen aber für fremde Rechnung (7. B. das Kommilfionsgeihäft . 
Pune 383, HORB. bie fogen. indirefte teflvertrefung) li feine „Vertre: 

ung“, ebenjowenig die bloße Übermittelun 5 120) einer fremden 
Willengertlärung durh einen Boten, deilen ar en“ rechtlich nit in 
Betracht fommt. — Wenn der Vertreter nicht innerhalb jeiner VBertre- 
tungsmadt bleibt (fie überjhreitet), 150 der er den von ihm 
Bertretenen ni Gt, es fommen dann ® 177-180 (über „Vertretung ohne 
Vertretungsmadht‘ ) aur Anwendung. r ih alſo mit einem „Vertreter“ 
an muß deſſen Bertretungsmadyt (Beitallung, Bollmadtsurtunde uſw.) 


prüf en, 
Mer mid) vertreten will, doch dies nich publiziert, hat nolens volens 
it ig" ſelber Eontrabiert“ (C); 5 8. ein Bormund beitellt für fein 
ündel einen Anzug, ohne dem © chneider qu Neben daß er Porpund iſt; vor 
der Bezahlung m wird das Mündel ande. 6 braucht fih der Schneider 
ce an das Mündel weilen zu Inffen londern kann ln? vom Vormund 
orde in 
ft der Wille dem Vertreter erklärt, fo ift er vem Vertrete: 
nen Rn (C). 8 164 Abi. 3 ar die ſogen „empfangsbedürftigen 
,Villensertiaruggen vgl. Anhang 1 zu 
Ein —— wodı ühiger (8 109) fann nint als „Bertreter“ 
 ehtsmtetlem andeln, wo ber ein nur „in der Geſchäftsfähig— 
keit Beſchr Fi tter“ (8 61 m ein Winderjähriger Cie auf bie 
gebilfe); denn die Beldrän ung der —— igkeit bezie a nur au 
„eigenen“ Angelegenheiten ver betreffenden Perſonen. inderjährig- 
feit ujw. des Vertreters hat jedoch Beben für feine 9 aftp flight (8 179 


am or 
8 166 8 116—119, 123 (Schein — Itum — Betrug uſw.). 
122 am Ende 932 Ab. 2 
v) ngl. Anhang zu 166 Beilpiele). 
x egenſatz: Vertretungsmadt auf Grund „Geſetzes“ (Vater, Vor: 


mund uſw 
11 Pa 9 zu $ 166, auch z. 8. $ 30 
8 167 12} gl. a nbang 12 zu 8 187. machte und „Auftrag“, das ijt 
zweierlei (C). 

3) Der. Bertretene wird aljo durch den Vertreter verpflichtet, wenn er 
ihm aud) nur mündlich Vollmacht erteilt hat oder auch nur durch, ch Lüjfige 
pan dlungen“, vgl. Anhang 1 zu $ 104 (im vingang); z. B. 8 370 (Uber- 

ringer einer Quittung), ferner $ 55 H6%8. („Be r in einem Laden oder in 
einem offenen Warenlager angejtellt ilt, nit als ermädtigt zu Verkäufen und 
mpfongnahmen Die in einem derartigen Laden oder renlager gewöhnlich 
gel — Es genügt al 9. B. zum Pen Des der gerihtliden 
Oder N otarielten 5 orm bedürfenden Grunditüdsveräußerungs:- 
vertrags, zur Ertelung der put Schriftform bedürfenden Bürgihafts- 
ertlärun g für einen anderen mündlide a — Ausnahmen, 
in denen eine öffentlih beglaubigte S 129) Vollmacht nötig ift, 
3. B. 8 1945 (zur Ausihlagung einer Erbihaft), SS 29-32 GrBO. (für die zu 
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Vertretung — Vollmacht s 1641-169: 


im erjteren alle die für die aufjhiebende, im leßteren Falle die für die 
auflöfende Bedingung geltenden Vorſchriften der SS 158, 160, 161 ent- 
ſprechende Anwendung.'') 


Fünfter Titel. Bertrefung. Bollmadt.') 


8 164. Eine Willenserflärung, die jemand innerhalb der ihm 
äuftehenden Bertretungsmadht :2) im Namen des Bertretenen abgibt, 
wirft unmittelbar für und gegen den Bertreienen. Es madt feinen 
Unterjchied, ob die Erflärung ausdrücklich im Namen des Vertre: 
tenen erfolgt oder ob die Umjtände ergeben, daß fie in deſſen Namen 
erfolgen joll.?) 

Tritt der Wille, in fremdem Namen zu Handeln, nidt 
erfennbar hervor, jo fommt der Mangel des Willens, im 
eigenen Namen zu handeln, niht in Betraht.) 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden entſprechende Anwendung, wenn 
eine gegenübereinemanderenabzugebende Willens— 
ertlärung defjen Vertreter gegenüber erfolgt.’) 

8165. Die Wirkjamteit einer von oder gegenüber einem 
Bertreter abgegebenen Willenserklärung wird nicht dadurch beeinträd;: 
tigt, daß der Vertreter in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ijt.°) 

8166. Soweit die rechtlichen Yolgen einer Willenserklärung 
durch Willensmängel ’) oder durh die Kenntnis oder das Kennen 
mällen °) gewiller Umftände beeinflußt werden, fommt nicht die Perjon 
des Vertretenen, jondern die des Vertreters in Betradht.?) 

Hat im Kalle einer durch Rechtsgeſchäft erteilten Ver: 
tretungsmacht (Bollmadt) :°) der Vertreter nach beftimmten Weifun: 
sen des Bollmadjtgebers gehandelt, jo kann ſich diejer in Anjehung 
ſolcher Umftände, die er jelbit fannte, n icht auf die Untenntnis des 
Bertreters berufen. Dasjelbe gilt von Umiftänden, die der Boll- 
madjtgeber fennen mußte, jofern das Kennenmüjlen der Kenntnis 
gleidjiteht.‘') 

167. Die Erteilung der Vollmacht erfolgt durch Erklärung 
gegenüber dem zu Benollmädhtigenden oder dem Dritten, dem gegen- 
über die Vertretung jtattfinden joll.!) 

Die Erklärung bedarf nicht der Form, welche für das Rechts: 
geihäft beſtimmt ift, auf das fi die Vollmacht bezieht.'?) 

8 168. Das Erlöfhen der Vollmacht beitimmt fid) nach dem ihrer 
Erteilung zugrunde Fiegenden Redtsverhältnifje.:) Die Bollmadıt 
iſt auch bei dem Fortbeſtehen des Rechtsverhältniſſes 
widerruflich, ſofern ſich nicht aus dieſem ein anderes ergibt.“) Auf 
die Erklärung des Widerrufs findet die Vorſchrift des 8 167 Abſ. 1 ent- 
Iprechende Anwendung. 

$ 169. Soweit nad) den SS 674, 729 die erlofhene Vollmacht eines 
Beauftragten oder eines geigäftsführenden Geſellſchafters als fortbe- 
ftehend gilt, wirkt fie nicht zuguniten eines Dritten, der bei der Vornahme 
eines Rechtsgeſchäfts das Erlöſchen fennt oder fennen muß. 
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Erläuterungen 


Eintragungen in das Grundbuch erforderlichen Erklärungen), $ 71 3V6. 
denn Bieten für einen anderen). — für Die Prozekvollmadt iſt 
Ariftlie Form, auf Verlangen des Gegners gerichtliche oder notarielle Be— 
glaubigung nötig. 

$ 168 134) Danach iſt aud die frage zu entſcheiden, ob die Vollmacht durd) 
den Tod des Bollmadhtgebers erlijcht. die erlijhtinderXegelnidt, 

3. 8. SS 672, 675 (die Hauptfälle von Nedtsverhältniljen, die einer Boil- 

madtserteilung zu Grunde en): Der Dritte ift durch $ 172 Abſ.2 ge- 
Ihüßt, vgl. jedoch 8 173. — Die von einem Kontursverwalter erteilte Voll: 
macht erlilcht mit der Beendigung des Konfurfes. 
14) Wenn der „Auftrag“, das „Dienjtverhältnis“, der „Gejellichaftsver- 
trag“ ujw. aufhören (ngl. Anhang 12 zu 8 167), erlijcht in der Kegel aud) die 
aut Grund dieſer Rechtsverhältniſſe erteilte „Vollmacht“. Es 
ift dies aber nicht — der Fall. Der Auftrag, Dienſtvertrag ujw. kann 
fortbeſtehen, die auf Grund ihrer erteilte Bollmadht aber wider— 
rufen werden. 93. B. ein Großgrundbeliker hat einen Generaldirektor auf 
10 Jahre mit 20000 Mark Gehalt angeftellt (Dienjtvertrag). Er fann die 
dem Generaldireftor erteilten Bollmadten jederzeit widerrufen; das Gehalt 
aber muß er weiter zahlen, jofern er nicht einen geſetzlichen Grund aut Löſung 
des „Dienſtrertrags“ hat. Die „Widerruflichteit“ entſpricht der Natur der 
Vollmacht in den gewöhnliden tällen, in denen die Bollmadyt ledig: 
lih im Rnteretle A EI erteilt it. Dagegen Der: 
langt das praftilde Bedürfnis für Fälle, wo die Benollmädtigung im 
Intereſſe des Benpollmädtigten oder Dritter erfolgt, aud) die 
Julaſfung unwiderruflicher Vollmachten, z. B. wenn ber Eigen: 
timer eines Grunditüds einen Hnpothetengläubige ' ermädtigt, Die 
Miet: oder Parhtzinjen zu erheben und auf die Hppothefenzinjen zu ver- 
redinen. Das jett 8 168 fejt Durd die Worte: „Jofern ſich nidt aus dieſem 
Rechtsverhältnis ein anderes SL 

70 15) Nicht aber im Verhältniſſe zwilden Vollmachtgeber und Benoll- 


s1 
mädtigten; og S 173. | | 
171 10 . 8. Zeitungsinjerat. — Zu $ 171; vgl. $ 173. 2 
172 ı7) Die Urihrift der privatichriftlihen Vollmadıt, die — der 


gerichtlichen oder notariellen Vollmacht muß vorgelegt werden. Eine (ſei es 
aud) gerichtlich oder notariell) beglaubigte Abſchrift ijt fein gemügender Aus— 
weis jür ben Benollmädtigten. 

17a) vgl. jedoch $ 173. Die Vorſchrift gilt im Verhältnis zu Dritten, 

die fih mit dem ollmäditigten in rechtsgeſchäftlichen Verkehr 
einlaffen, Behörden, 3. B. der Grundbudrichter, können trog Vor— 
jeigung der Vollmachtsurkunde prüfen, ob die Vollmacht noch beiteht. 

$ 174 cal, Anhang 1 zu & 104 unter 14 und Qinhang 1 zu 8 116. 

18 


20) Bei „Verträgen“ ijt eine Worjhrift wie die des 5 174 für „ein- 
—— echtsgeſchüfte Kun nötig, weil die andere Partei ſich ſelbſt * 
ann, indem fie bis zur Vorlegung der Wollmadt den Vertragsſchluß ver— 
weigert. Derjenige aber, dem gegenüber ein Bevollmädtigter ein „ein: 
—32— Rechtsgeſchüft vornimmt, z. B. eine Kündigung, wäre ohne 5 174 
chutzlos (vgl. all) — Beijpiel su 8 174: Der Bizewirt A eines Haujes 
füindiat einem Mieter die Wohnung. Dieje Kündigung it unwirljam, wenn 
der Mieter fie unverzügli zurüdweilt mit der ausdrüdliden Er— 
Härung: „weil Sie mir nidt die Ihnen vom Hauseigentümer erteilte Boll- 
macht vorgelegt haben;“ es fei denn, daß der Hauseigentümer (was ji 
dringend empfiehlt) bereits vorher den Mietern Kenntnis gegeben hat, er 
abe den A mit der Befugnis, Kündigungen zu erklären, Mietzinjen in 

mpfang zu nehmen ujw., als Vizewirt — Wenn dem nächſt der 
Vizewirt IT Vollmacht (unter ausdrüdlider oder ſtillſchweigender 
Miederhbolung der Kündigung) dem Mieter vorlegt, jo iſt die 
Kündigung wirkſam, falls dann nit etwa jhon der Kündigungstermin vor: 
bei iſt. Hätte der Mieter die ihm ohne Borlegung der Vollmadt erklärte 
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Vertretung — Vollmacht 8 170-1007 


8170. Wird die Vollmacht durch Erflärung gegenüber einem 
Dritten erteilt, jo bleibt fie diefem gegenüber in Kraft,’°) bis ihm das 
Erlõſchen von dem Vollmachtgeber angezeigt wird. 

Ss 171. Hat jemand durch befondere Mitteilung an einen Dritten 
oder durch öffentlihe Belanntmachung !°) Tundgegeben, daß er einen 
anderen beuollmädhtigt habe, fo ift diefer auf Grund der Kundgebung 
im erjteren Falle dem Dritten gegenüber, im lekteren Falle jedem 
Dritten gegenüber zur Vertretung befugt. 

Die Vertretungsmadt bleibt beitehen, bis die Kundgebung 
in derjelben Weife, wie fie erfolgt ift, widerrufen wird. 

8 172. Der bejonderen Mitteilung einer Benollmädtigung dur 
den Vollmachtgeber jteht es glei, wenn diefer dem Vertreter eine Boll: 
madjtsurtunde 17) ausgehändigt hat und der Vertreter fie dem Dritten 
vorlegt. 

Die BVertretungsmadt bleibt beſtehen, bis die Vollmadits- 
Bere Bollmadıtgeber zurüdgegeben oder für traftlos erflärt 
wi 17a 

8173. Die Vorſchriften des $ 170, des 8 171 Abi. 2 und des 8 172 
Ab. 2 finden feine Anwendung, wenn der Dritte das Erlöichen der Ver⸗ 
tretungsmadt bei der Vornahme des Rechtsgeſchäfts teunt oder 
iennen muß. 

8 174. Ein einfeitiges Rechtsgeſchäft,!s) das ein Bevollmächtigter 
einem anderen gegenüber vornimmt, ift unwirfjam, wenn der Be: 
vollmädtigte eine Bollmadhtsurfunde niht vorlegt und 
der andere das Reditsgeihäft aus dieſem Grunde unverzüg- 
lichn) zurüdweift. Die Zurüdweilung ift ausgeihloffen, 
wenn ber Bollmadjtgeber den anderen von der Benollmädtigung in 
Kenntnis gefegt Hatte.) 

8175. Rah dem Erlöſchen der Vollmacht hat der Bevollmächtigte 
die Vollmachtsurkunde dem Vollmachtgeber zurückzugeben; ein Zurüd: 
behaltungsrecht jteht ihm nicht zu.”*) 

176. Der Vollmachtgeber Tann die Vollmachtsurkunde durch 
eine sffentlihe Befanntmadhung für kraftlos erklären; die Kraftlos- 
erflärung muß nad) den für die öffentliche Zuftellung einer Ladung 
geltenden Vorſchriften der Zivilprogeßordnung veröffentlicht werden.??) 
Mit dem Ablauf eines Monats nad) der legten Einrüdung in die öffent- 
lien Blätter wird die Kraftloserflärung wirkjam. 

Zujtändig für die Bewilligung der Veröffentlichung ift ſowohl das 
Amtsgericht, in deilen Bezirke der Vollmachtgeber feinen allgemeinen 
Gerichtsſtand hat, als das Amtsgericht, welches für die Klage auf Rüd- 
gabe der Urkunde, abgejehen von dem Werte des Gtreitgegenitandes, 
zultändig fein würde, 23) 

Die Kraftloserflärung iſt unwirkſam, wenn der Vollmachtgeber die 
Vollmacht nicht widerrufen kann. 

F 177. Schlieht jemand ohne Vertretungsmacht im Namen eines 
anderen?) einen Bertrag, jo hängt die Wirkſamkeit des Vertrags für 
und gegen den. Vertretenen von deſſen Genehmigung”) ab. 
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s 175 


5 176 
s 177 


5 179 


s 150 


Erläuterungen. 


Kündigung lediglich deshalb zurüdgewielen, weil fie „verjpätet“ oder nad 
dem auf mehrere Jahre geſchloſſenen Mietvertrage überhaupt „noch nicht zu: 
läſſig“ ſei ohne das Verlangen nad Borlegung — ana zu 
äußern, jo wäre die Kündigung feitens des bevollmädtigten Bize- 
wirts aud ohne VBorlegung der Bollmadt wirtjam, wenn ſich her- 
ren daß die Kündigung nicht verjpätet und nad) dem Bertrage zu: 
äſſig mar. 

21) Zurüdbehaltung der „Vollmacht“ wegen etwaiger Gegen: 
anipr ige für Honorar, Auslagen ufw. ift alfo nit Sutaltı (8 273); 
ber Rechtsanwalt nur die Handaltten (ohne die Vollmacht) zurüdbehalten. 
Wenn ſich der Vollmadhtgeber gegen Mikbraud) der Vollmacht durh unbe - 
tehtigte Herausgabeverweigerung bis zum Austrage des 
Prozeſſes darüber ſchützen will, jo fteht ihm die Kraftloserflärung 
($ 176) au, oder, falls er die Worausjegungen der 88 935 ff., 940 ff. ZPO. 
erfüllen fann, der Antrag auf Erlak einer gerichtlichen einstweiligen 
Verfü gung, dur die dem Bevollmädtigten die 
madjt aufgegeben, der Gebraud der Vollmadt bei Stra 

22) 204 Abi. 2 ZBO. 


interlegung der Voll- 
unterjagt wird ujw. 


23 ff. 3 i 
24) 8 177 handelt von dem falle, daß jemand „als Vertreter" für einen 
anderen einen Vertrag ſchließt, fei es, „ohne Bertretungsmadht“ zu Deitgen, 
oder, was dem gleich Steht, i er die vorhandene Vertretun Air ‚über: 
ihreitet“ („nit innerhalb ihrer“ handelt 8 164). Der Hauptfall, daß 
gran „im Namen eines anderen ohne Vertretungsmacht“ Handelt, it die 
eihäftsführung ohne Auftrag (8 677 ff.); 3. B. wenn id) für einen auf der 
Reile befindlichen, dur) einen Unfall an der Heimtehr plößlich verhinderten 
freund ohne Auftrag die are Alle zahle (um ihn vor Ermilfion zu 
hüten), oder bei Ausbruch eines Brandes in feinem Haufe während feiner 
weſenheit jchnell Leute dinge, um feine Sachen in einen Speicher zu trans- 
ortieren und mit dem Speidgerinhaber einen: Verwahrungsvertrag ſchließe. 
as Redtsverhältnis zwilden dem „Vertreter ohne ⸗ 
tretungsmacht“ und dem fo „Bertretenen“ (3 B. die Pflicht zum Erſatz 
von Aufwendungen) regeln &8 677 ff. In den 177—180 dagegen ilt das 
Redtsverhältnis zwiſchen dem „Vertreter ohne VBertretungsmadht“ ſowie dem 
„Bertretenen“ einerjeits und dem „Dritten“ andererfeits geregelt, 
und zwar in 88 177—179 für „Berträge, in $ 180 für „einjeitige 
Reditsgeihäfte‘ 0 I. Note 18). — Bol. 108, 109. 


182 Tf., 184. 
20) Diefe ſtrenge Haftpflicht entipriht der Billigkeit; denn wer ohne 
Bertretungsmadt handelt na das weiß, während der andere es nicht weiß, 


$ 179 Abj. 2, 3), tut dies entweder mit dem Bewußtjein, daß die Genehmigung 
nicht erfolgen werde, aljo ih ,‚ oder in der Annahme, der Genehmigung 
Tier au Ka alfo auf feine abe „Falſche Vertreter müllen erfüllen oder 
erſetzen“ 

27) 3. 8. die Vollmacht iſt „nichtig“, weil fie der Vollmachtgeber auf 
Beranlaffıfig eines Beteiligten im Zuftande finnlofer Truntenheit (8 105 
Ab). 2) unterfchrieben hat, ohne daß der Benollmädtigte, dem fie are: über: 
jandt it, Dies weiß; oder der Berolimäditigte irrt über den Umfang der 
Rollmadht und überiipeitet fie unwiſſentlich. 

»s) & 122 Ab). 1. 

=») & 122 Abſ. 2. 

0) 88 106, 114; vgl. Note 6. 

sı) Note 18. Kür „Verträge“ gelten 88 177—179. 

2) Diefe Regel gilt ausnahbmelos für ſolche Rechtsgeſchäfte, 
bie „niht gegenüber einem anderen“ vorzunehmen find („rise emp: 
jangsbebürftige" vgl. Anhang 1 zu g 116) 3. 3. die Erbihaftsentjagung 
(5 1945). „ mpfangsbedürftige" Willenserflarungen (vgl. Anhang 1 zu 
S 116) d. h. Rechtsgeſchäfte Die gegenüber einem anderen vorzunehmen 
ind, 3. B. Kündigung, kann der Vertreter tro Mangels einer Ber: 


BE 


Einwilligung — Genehmigung 8 178-1823 


Kordertder andere Teil den Bertretenen zur Erflärung 
uber die Genehmigung auf, jo fann die Erklärung nur ihm gegen: 
über erfolgen; eine vor der Aufforderung dem Vertreter 
gegenüber erklärte Genehmigung oder Verweigerung der Geneh- 
migung wird unwirfjam. Die Genehmigung fann nur bis zum 
Ablaufe von zwei Wochen nah dem Empfange der Aufforderung 
erklärt werden; wird fie nicht erklärt, jo gilt fie als verweigert. 

178. Bis zur Genehmigung des Vertrags it der andere Teil 
zum Widerrufe berechtigt, es jei denn, daB er den Mangel der Ber: 
tretungsmadt bei dem Abſchluſſe des Vertrags gefannt hat. Der Wider: 
ruf kann aud) dem Vertreter gegenüber erflärt werden. 

8179. Wer als Bertreter einen Vertrag geſchloſſen Hat, ijt, ſo⸗ 
fern er nicht feine Vertretungsmacht nahweilt, dem anderen Teile 
nad) dejien Wahl zur Erfüllung oder zum Schadenserjage verpflichtet, 
wenn der Bertretene die Genehmigung des Vertrags ver: 
weigert.) 

Hat der Bertreter den Mangel der Bertretungsmadt 
nicht gefannt,?) fo it er nur zum Erſatze desjenigen Schadens 
verpflichtet, welchen der andere Teil, dadurch erleidet, daß er auf die 
Bertretungsmadht vertraut, jedoch nicht über den Betrag des Inter: 
eiles Hinaus, welches der andere Teil an der Wirkſamkeit des Ber: 
trags hat.?®) | : 

Der Vertreter haftet nicht, wenn der andere Teil den Mangel 
der Bertretungsmadt fannte oder fennen mußte?) Der Vertreter 
haftet auch dann nicht, wenn er in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt war, 
es ſei denn, daß er mit Zuftimmung jeines geſetzlichen Vertreters ge- 
handelt hat. 20) 

F ISO. Bei einem einfeitigen Rechtsgeſchäft “) iſt Bertretung ohne 
Bertretungsmadht unzuläffig.”) Hat jedoh derjenige, weldhem 
gegenüber ein joldes Redtsgeichäft vorzunehmen war, die von dem 
Vertreter behauptete Vertretungsmadt bei der Vornahme des Redits- 
geihäfts niht beanstandet oder ift er damit einverftanden 
gewefen, daß der Vertreter ohne Bertretungsmadht handele, jo finden 
die Vorſchriften über Verträge entipredhende Anwendung.°®) Das 
gleiche gilt, wenn. ein einjeitiges Rechtsgeſchäft gegen über einem 
Vertreter ohne Vertretungsmacht mit deſſen Einverſti ä ndniſſe 
vorgenommen wird.’t) 

8 181. Ein Vertreter Tann, ſoweit nicht ein anderes ihm geſtattet 
it, im Namen des Bertretenen mit fi im eigenen Namen oder als Ver: 
treter eines Dritten ein Rechtsgeſchäft nicht vornehmen, es jei denn, daß 
das Nedtsgeihäft ausihlichlih in der Erfüllung einer Verbindlichkeit 
bejteht.:5) 


Sechſter Titel. Einwilligung. Genehmigung. 


F 182. Hängt die Wirkjamteit eines Vertrags oder eines ein- 
jeitigen Reditsgeihäfts, Das einem anderen gegenüber vorzunehmen ijt,') 
von der Zuftimmung ?) eines Dritten ab,’) jo kann die Erteilung 


—— 


Erläuterungen 


tretungsmadt wirffam vornehmen, wenn die Vorausjegungen des zweiten 
Satzes $ 180 vorliegen, 3. B. wenn der Bizewirt eines Haufes, der nur 
Vollmacht zur Einziehung Mietzinſen, niht aber aud zum Abſchluß 
und zur Kündigung von Mietverträgen Hat, einem Mieter die Wohnung 
fündigt, jo fann der Mieter die Kündigung zurüdweilen. Tut er dies nicht 
($ 180 Satz 2), jo kann der Hauseigentümer die Kündigung nastıüglie 
genebmtgen, woburd fie wirkſam wird gemäß den 8 180 Sat 2 in Bezu 
genommenen Vorſchriften über „Verträge“ & 177 Abi. 1. Au kann gemib 
denjelben VBorfehriften der Mieter den Hauseigentümer „zur Erflärung auf: 
fordern“, und es gilt dann —* Abſ. 2. Auch kann der Mieter bis zur Er- 
teilung der Genehmigung keitens des Hauswirts die etwa bereits erklärte 
Annahme der Kündigung widerrufen, [ofern er nit wußte, 
dak der Vertreter ohne Bertretungsmadt Handelte (gemäß der nah 8 180 
Gab 2 anaumenbenben Vorſchrift des 8 178). — vgl. Note 20. 

88 — 

84 Denn der Mieter dem zur „Annahme“ von Kündigungen nit 
bevollmäditigten Vizewixt kündigt, fo iſt Dies an fi wirkungslos. Nahm 
aber der Vizewirt die Kündigung an („Cinverjtändnis“), jo kann der Haus- 
wirt dies nadträgli „genehmigen“, wodurd die Kündigung wirffam wird. 


8181 35) vgl. Anhang 35 zu 8 181. - 
8 18% 1) Alſo nur auf „empfangsbedürftige", nicht aud auf „nit 
empfangsbedürftige" een beziehen fi 88 182 ff. vgl. Anhang 


1 au 8 116. 
2) Die „Zuftimmung“ ift entweder vorherige (= „Einwilligung“ 
5 183) oder nachträgliche (= „Genehmigung“ 8 184). Hieſe Fachaus⸗ 
rücke gelten jedoch nicht durchweg. Die „Zuſtimmung“ des Bormund- 
ſchaftsgerichts heißt immer „Genehmigung“, gleichviel ob fie 
vorher oder n anber erklärt wird, ebenfo die Zuftimmung des Gegen: 
vormundes, z. 3. 58 1809, 1812, 1821. 
3) 3. B. die Verträge und einfeitigen Redtsgeihäfte der Minder- 
übrigen und fonftigen beihräntt Geſchäftsfähigen (88 106 ff., w der 
ttreter ohne Vertretungs t (88 177, 180) und andere Fälle 3. B. 88 185, 
415, 876, 1375, 1395 ff., 2206. 
+) Die „Zuftimmung“ kann aljo mündl:ıd) oder durch 441u66 e 
Handlungen“ rechtswirkſam erfolgen. Sie bedarf aber ewilfen 
wichtigen Gejhäften des Kamilien- und Erbrechts (3. 8. 88 1706, 
1730, 1748), ſowie bei Geſchäften Tür das Grundbud der in den be 
treffenden Geſetzesvorſchriften bejtimmten Form (zu Eintragungen in das 
Grundbuh der öffentliden Beglaubigung 88 8 ff. GrBO.). vgl. 
Note 13 zu 8 167. 


) — vorherige Zuftimmung (8 183). 
8 183 6) 3.8.8 876. 
8 184 ?) Uber den Begriff „Verfügung“ vgl. Anhang 1 zu $ 104 unter 


erfolgten Zwangsvoll ngen, Arreitvollgiehungen ſowie die Verfügungen 
des walters im Konkurſe über fein Vermögen. 

8 185 8, Note 7. 

9) und zwar in „eigenem Namen“; verfügt er in „fremdem Namen“, 
h gelten SS 177 I rtretung „obne Vertretungsmadt“). — Über die 

olgen der „Verfügungen eines Ki tberechtigten“ 8 816. 

10) 3. B. A bewilligt die Eintragung einer Hypothek für B an einem 
Grundjtüd, das ihm zurzeit noch _garnidyt gehört; EA: 6 Wochen erwirbt A 
das Grundftüd und wird als Cigentümer im Grundb eingetragen; in 
diefem Augenblide wird die Eintragungsbemwilligung wirfjam. 

11) ngl. Note 83 zu 8 2013. 

8 186 2) Friſt“ ift jeder abgegrenzte Zeitraum, — „Termin“ ift ein be: 
ftimmter Tag. — Die 88 187—193 enthalten, wie $ 186 ausipridt, „Aus- 
legungspor|dhriften“; daraus folgt, daß ſie nit zur Anwendung 
fommen, wenn das Geſetz, die gerichtliche Verfügung, das Rechtsgeſchäft ausprüd- 
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I. 7. — Einer ——— des Genehmigenden ſtehen gleich die genihn 
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Sriften. Termine 8 183-187 


jowie die Berweigerung der Zuftimmung fowohl dem einen als 

dem anderen Teile gegenüber erklärt werden. 

ger Die Zuſtimmung bedarf nicht der für das Rechtsgeſchäft beſtimmten 
m.‘) 

Mird ein einfeitiges Rechtsgeſchäft, deſſen Wirtſam⸗ 
feit von der Zuſtimmung eines Dritten abhängt, mit Einwil— 
ligung?’) des Dritten norgenommen, fo finden die Vorſchriften 
des 8 111 Satz 2, 3 entiprehende Anwendung. 

8183. Die vorherige Zuitimmung (Einwilligung) ift bis zur 
Bornahme des Rechtsgeſchäfts widerruflich, ſoweit nicht aus dem ihrer 
Erteilung zugrunde Tiegenden Rechtsverhältniſſe fich ein anderes er: 
gibt.) Der Widerruf kann ſowohl dem einen als dem anderen Teile 
gegenüber erflärt werben. 

8184. Die nahträglihe Zuftimmung (Genehmigung) wirkt auf 
den Zeitpuntt der Vornahme des Rechtsgeſchäfts auräd, foweit nicht ein 
anderes bejtimmt fit.‘ 

Durch die Rückwirkung werden Verfügungen‘) nicht un: 
wirtjam, die nor der Genehmigung über den Gegenjtand des Rechts⸗ 
geihäfts von dem Genehmigenden getroffen worden oder im Wege der 
Zwangspvollftredung oder der Arreftvollziehbung: oder 
durh den Ronturspermwalter erfolgt find. 

8185. Eine Berfügung,:) die ein Nichtbereihtigter über einen 
Gegenitand. trifft,*) ift wirffam, wenn fie mit Cinwilligung des 
Berechtigten erfolgt. | 

Die Verfügung wird wirkſam, wenn der Beredtigte fie ge- 
nehbmigt oder wenn der Verfügende den Gegenjtand er- 
wirbt!) oder wenn er von dem Beredtigten beerbt wird und 
diefer für die Nachlaßverbindlichkeiten unbeihränftt haftet.) 
Sn den beiden letzteren Yällen wird, wenn über den Gegenftand mehrere 
mit einander nit in Einklang jtehende Verfügungen getroffen worden 
find, nur die frühere Verfügung wirfjam. 


Dierter Abjchnitt. 


Iriſten. Termine. 


en Für die in Gejegen, gerichtlichen Verfügungen und Nedits- 
gefhäften enthaltenen Friſt- und Terminsbeitinmungen gelten die Yuss 
legungsvorfähriften der SS 187 bis 193.1) 

8187. Iit für den Unfang einer Zrift. ein Ereignis oder ein in 
den Lauf eines Tages fallender Zeitpuntt maßgebend, jo wird bei der 
Berehnung der Friſt der Tag niht mitgereähnet, in welden 
das Ereignis oder der Zeitpunkt fällt.?) 

Sit der Beginneines Tages der für den Anfang einer Friſt 
maßgebende Zeitpunftt, jo wird dieſer Tag bei der Berechnung der 
Friſt mitgerehnet?) Das gleiche gilt von dem Tage der Ge- 
burt bei der Berehnung des Lebensalters.‘) 
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8 187 


5 188 


5 189 


8 191 


8 193 


Erläuterungen 


li oder nad) ihrem Sinn etwas anderes beitimmen. — Aus den Worten 
„in Gefeten“ folgt, daß die 88 187 FF. für alle Geſetze, insbejondere auch 
für das Handelsgefetbud), die Zivil: und Strafprogekorbnung, das Strafgeſetz⸗ 
bud, das Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit ujw. gelten, ſoweit 


nicht aus diefen ih ein anderes ergibt; vgl. 3. B. Note 2 am Ende. 


2) 3. B. die Friſtbeſtimmung: „10 Tage nad) Empfang diejes Kündi⸗ 
gungs| teibens, nad) Zuftellung einer geritlichen Verfügung‘ bedeutet, wenn 
r Empfang des Schreibens, die Zuftellung am 5. Dezember erfolgt, daß ber 
5. Dezember nicht mitgerechnet wird, die 10tägige Friſt alfo mit Ablauf 
des 15. Dezember enbigt (8 188). Eine Wusnahme von dem Grundiaß des 
4b]. 1 8 187 ern bj. 2 8 187. — Bei dieſer Gelegenheit jei darauf hinge: 
wieſen — was oft überfehen wird —, daß nad 8 61 Strafgelegbudhs bei Be- 
rehnung der dreimonatigen Strafantrags-Friſt der Tag, an dem ber 
Antragsbereditigte von der Handlung und der Perſon des Täters Kenntnis 
erlangt hat, „mitgerechnet“ wird; wer alſo R B. am 25. Juli erfährt, daB er 
von B beleidigt ſei, muß den Strafantrag, die Privatklage jo einteiden, daß 
e ſpäteſtens am 24. Ditober bei der Staatsanwaltichaft, die Privatklage heim 
mtsgeriht eingeben. 

8) 3. B. id vermiete im Dezember 1906 jemandem eine Wohnung vom 
1. ende 1907 ab auf 3 Jahre; Hier wird der 1. Januar mitgerechnet, die 
Friſt endet mithin am 31. Dezember 1909. 

*) 3. B. der am 13. November 1892 Geborene hat fein 21. Lebensjahr 
oollendet, ift mithin volljährig um Mitternadt vom 12. zum 13. No: 
vember 1913. 

2 ausgenommen in den in 8 183 beſtimmten Fällen, wenn der 
letzte Tag ein Sonntag oder allgemeiner Feiertag iſt. 

. 6) 3. ©. jemand erhält Sonnabend, den 10. Sumi, eine richterliche Ber: 
fügung, binnen 3 Wochen eine Erklärung abzugeben I: muß er die Erflärun 
\pateitens Sonnabend, den 1. Juli, abgeben (8 187 Ei f. 1). Beträgt die Friſt 
6 Monate, jo muß die Erklärung [päteftens am 10. Dezember abgegeben werben. 
Yusnahmen 8 19. 

7) Im alle des $ 187 Abf. 2, 3. B. wenn ein Mietvertrag geſchloſſen 
ift vom 13. Juni (Dienstag) an auf 5 Soden. 5 Monate, 1 Jahr, endigt der 

rtrag mit Ablauf des Montag, 17. Juli, bezw. mit Ablauf des 12. November, 
des 12. Juni nädjiten Jahres. Ausnahmen 8 19. 

) Eine am 31. Oftober beginn Friſt von A Monaten endigt am 
28. (29. gebrunr nächſten Jahres. 

o) Der halbe Monat Februar hat alſo auch 15 Tage; Mitte Februar 
iſt der 15. (8 192). — Wie die im täglichen eben beſonders häufige Friſt von 
„at Tagen“ zu berednen, jagt das BGB. nidt. Was pe meint fei, ob 
— dem gewöhnliden Spradgebraud entiprehend — eine Woche oder volle 
8 Tage, ilt durch Auslegung tm einzelnen Falle feſtzuſtellen. Das Handels- 
ge — beſtimmt $ 359 Abſ. 2: „Sit eine Friſt von acht Tagen ver- 
einbart, fo find Hierunter im Zweife [volle8 vage zu veritehen.“ 

10) 3. B. die Zufiderung eines dreimonatigen, aber „nit auf einmal” 
u nehmenden Urlaubs an einen Schaufpieler, — die Anitellung eines Ge: 
naftsreilenden mit der Klaufel, daß er Eh mindeltens 9 Monate im yore 
auf der Reife befinden folle.. Im alle des 8 191 gibt es alfo fein Schaltjahr 
oon 366 Tagen. 

12) | Kündigung einer Wohnung, eines Darlehens. 

ı8) Diefe Vorſchrift gilt nur für die „Berpflidtung“, eine 
Millenserflärung abzugeben oder eine Leiſtung zu be- 
wirten, nicht aud für andere Hülle. Es Tann allo . die An⸗ 
nahme eines „eingeiriebenen“ Briefes, der, wie Empfänger on im voraus 
weiß, eine ihm unerwünichte Erklärung, b B. eine Kündigung eines anderen, 
enthält, an Sonn= oder Feiertagen ni abgelehnt werden, ebenjowenig 
die Annahme eines Gelbbriefs, einer oltammeilung. Wohl aber wird der 
Gläubiger, wenn die Annahme einer Leiltung ihm Arbeit verurfadht (3. B. 
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Verjährung . 8 188--195 


$188. Eine nad) Tagen beitimmte Friſt endigt mit dem 
Ablaufe des letzten Tages der Frift.°) 

Eine Früt, die nad Wochen, nah Monat en oder nad) einem 
mehrere Monate umfaffenden Zeitraume — Jahr, halbes Jahr, 
Bierteljaht — beitimmt ift, endigt im Falle des 8 187 Abf. 1 mit dem 
Ablaufe desjenigen Tages der letzten Woche oder des letzten Monats, 
welcher durch jeine Benennung oder feine Zah! dem Tage ent: 
ſpricht, in den das Ereignis oder der Zeitpunkt fällt,‘) im Falle des 
8 187 Abſ. 2 mit dem Ablaufe desjenigen Tages der lebten Woche. oder 
des letzten Monats, welder dem Tage vorhergeht, der durch feine 
Benennung oder feine Zahl dem Anfangstage der Friſt entipridt.”) 

Fehlt bei einer nah Monaten beitimmten Friſt in dem 
letzten Donate der für ihren Ablauf maßgebende Tag, jo endigt die 
Friſt mit dem Ablaufe des legten Tages diefes Monats.?) 

F ISDO. Unter einem Balben Sahre wird eine Friſt von jechs 
Monaten, unter einem Vierteljahre eine Friſt von drei Monaten, unter 
einem halben Monat eine Friſt von fünfzehn Tagen verjtanden.°) 

Sit eine Friſt auf einen oder mehrere ganze Monate und einen 
halben Monat gejtellt, jo find die fünfzehn Tage zulegt zu zählen. 

8190. Im Falle der Verlängerung einer Zrift wird Die neue 
Friſt von dem Ablaufe der vorigen Friſt an berechnet. 

S191. Iſt ein Zeitraum nach) Monaten oder nad) Jahren in dem 
Sinne bejtimmt, daß er nicht zufammenhängend zu verlaufen braudt,!°) 
jo wird der Monat zu dreißig, das Jahr zu dreihundertfünfundſechzig 
Tagen gerechnet. 

192. Unter Anfang des Monats wird der erſte, unter Mitte 
des Monats der fünfzehnte, unter Ende des Monats der letzte Tag des 
Monats verſtanden. 

F 193. Iſt an einem beſtimmten Tage oder innerhalb einer Friſt 
eine Willenserflärung *:) abzugeben oder eine Leiltung zu bewirfen und 
fällt der beftimmte Tag oder der lebte Tag der Friſt auf einen Sonntag 
oder einen am Erflärungs- oder Leiftungsorte *) ſtaatlich anerfannten 
allgemeinen Feiertag, jo tritt an Die ‚Stelle des Sonntags oder des 
Feiertags der nädjltfolgende Werltag.'?) 


— — — — — 


Füunfter Abſchnitt. 


®erjährung.') 


8194. Das Recht, von einem anderen ein Tun oder ein Unter: 
laſſen zu verlangen (Anſpruch), unterliegt der Berjährung.':) 

Der Aniprud aus einem familienrechtlihen Verhältnis unterliegt 
der Verjährung nicht, joweit er auf die Heritellung des dem Verhältnis 
entjprechenden Zujtandes für die Zufunft gerichtet ijt.?) 

8195. Die regelmäßige Verjährungsfrilt beträgt dreißig Jahre.?) 
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Erläuterungen 


wer Kartoffeln ob ne Sad gefauft hat, jhidt 100 Säde, in denen ihm die Kar- 


toffeln gejandt wurden, am erjten Djterfeiertage dem Lieferanten zurüd), dic 
An nee verweigern dürfen; aber nit gemäß $ 193, jondern gemäß 
8 242, wonad) die Zeijtung jo zu bewirken ift, wie die Verke — 
es fordert. — Die Berjährung 88 194 ff. kann auch an einem Sonn- oder 
Feiertage beginnen oder ablaufen. 

Was allgemeine Beiertage ar beitimmen die Landesgejeke.. Im 
Beeuhen find es: Neujahr, Karfreitag (Eeſ. v. 2. September 1599), die 
eiden bag ira e, Himmelfahrt, die beiden Pfingit-Feiertage, Buhtag, 
die beiden — ußerdem gelten für einzelne Provinzen 
I die Rheinprovinz, Schleswig-Holjtein we bejondere Beltimmungen. — 
ie — bes & 193 iſt feine zw nee londern nur eine Yuslegungs- 
vorjhrift, wie ſich aus $ 186 ergibt. nn * die Parteien ausdrücklich 

nach Sinn und —— ihrer Abmachungen ein anderes ver: 
einbart haben, jo müſſen Willenserflärungen und Leiftungen auch an Sonn: 
und Feiertagen Eh en (3. B. beim Kirgeihäft $ 361 wird dies oft ge: 
wollt jein). Biele Xeiftungen 3. B. der Konditoreien, der Schneider und 
——A — der Gärtner, der Wagenvermieter find oft gerade auf Sonn— 
und eiertage geitellt. 

1) vgl. Anhang 1 zu 5 194 (Allgemeines über Anſpruchsverjährung — 
Hemmung — Unterbredung — Wirkung — Unterſchied von Ausſchlußfriſten). 

Für diejenigen Rechtsangelegenheiten, für die nad) E. 55 die Landes⸗ 
gel je in Araft bleiben, gelten natürlid aud die Tandesrehtliden 

orihriften über Verjährung und über Erlöjhen (Ausſchlußfriſten). vgl. die 
Geite 76 ff. (unterm Strid) abgedrudten Vorjchriften der Ausführungs: 
gejehe eh reußen und Bayern. Im übrigen vgl. Anhang 1 zu $ 194 
unter XII. 

1a) vgl. Anhang 1 zu $ 194 unter II und III, 

n Nicht verjährbare Anſprüche aus dem familienrehtlihen Berhältnis 
ind 3. ®. die aus SS 1353, 1356, 1360, 1601, 1617, 1708 (og. hierzu 8 ——— 
Unterhalt ujw. für die Zukunft gerichtet find. Unterhaltsanjprüde für 

ie Vergangenheit, joweit fie überhaupt beitehen (5 1613, 1711), find ver: 
N bi über Verjährung von Unterhalts- uſw. djtänden SS 197, 201. 
218 > 

s) vgl. Anhang 1 zu & 194 unter IV, 

) r u a it, ergeben 88 1-3, 5, 6 HGB. (abgedrudt in 
Anhang 2 zu & 433). — Auf Forderungen aus Raen. Bauentreprijeverträgen 
indet $ 196! nur dann Anwendung, wenn ber Gläubiger „Kaufmann“ im 

inne des HG#. if. Wenn ein Handwerler (Maurer), der jonjt mit jeinen 
Leuten alle Arbeiten jelbjt Er gelegentlid einen ganzen Bau (aud) 
Zimmer:, Tijchler-, Glajer-, S {offer-, Dialer: uſw, Arbeiten und Materialien 
u liefern) übernimmt, jo H er hierbei nidt „als Handwerker“ tätig, jeine 
Kcherung verjährt daher erjt in 30 Jahren ($ 195). 

s) Die Anſprüche von „KRünjtlern“, 3. B. eines Porträtmalers (Gegen- 
lag: Aunjtgewerbe), verjähren in 30 Jahren (8 195). 

:) die jogen. VBrovifionsforderungen. 

7) Iſt die Leiltung für den Gewerbebetrieb erfolgt, jo tritt 4jährige 
Verjährung ein (5 196 letter Abſatz). 

s) Iſt die Lieferung nicht für den Haushalt erfolgt, jo tritt jährige 
Verjährung ein (S 196 letzter Abſatz). 

°) Iſt die Lieferung zum Weiterveririebe erfolgt, jo tritt Ajührige Ber: 
jährung ein (8 196 letzter Abſatz). 

10) EACH wonad Miet: und Pachtzinſen für Wohnungen und andere 
unbeweglide Sadyen und Mietzinjen für nicht gewerbsmähig vermieteie beweg— 
lihe Sachen in 4 Jahren verjähren. 

11) z. 8 Makler, Gejindevermieter, jogen. Boltsanwälte ujw., nidht 
approbierte fid mit der Heilkunde beihaftigende Perſonen, 3. B. Zahn: 
techniter (vgl. Nr. 14) ujw. 


Berjährung 8 196 


£ 196. In zwei Jahren verjähren die Anjprüde: 


}. 


10. 


11. 


der Kaufleute!) Sabrilanten, Handwerker 
und derjenigen, welde ein Runjtgemwerbe betreiben,’) für 
Lieferung von Waren, Ausführung von Arbeiten und Be- 
lorgung fremder Geſchäfte,“) mit Einjhluß der Auslagen, es 
jei denn, dab die Leitung für den Gewerbebetrieb des Schuld: 
ners erfolgt; ') 

derjenigen, welhe Land» oder Forſtwirtſchaft be- 
treiben, für Lieferung von land- oder forjtwirtihaftlihen Er- 
zeugnifien, fofern die Lieferung zur Verwendung im Haushalte 
bes Schuldners erfolgt; °) 

der Eijenbahn-Unternehbmungen, Frachtfuhr— 
leute, Schiffer, Lohnkutſcher und Boten wegen 
des Fahrgeldes, der Kracht, des Yuhr- und Betenlshns mit 
Einſchluß der Auslagen; 

der Gaftwirte und derjenigen, welche Speijen oder Ge- 
tränfe gewerbsmäßig verabteihen, für Gewährung 
von Wohnung und Beköſtigung ſowie für andere den Gäjten 
zur Befriedigung ihrer Bebürfniffe gewährte Leiftungen, mit 
Cinihluß der Auslagen; 


. derjenigen, welde 2Zotterieloje vertreiben, aus dem Ver— 


triebe der oje, es jeidenn, daß die Lofe zum Weiter: 
vertriebe geliefert werden; ?) 


. derjenigen, welhe beweglide Sachen gewerbs- 


mäßig vermieten, wegen des Mietzinjes; ?") 
derjenigen, melde, ohne zu den in Nr. 1 bezeichneten Ber: 
jonen zu gehören, die Bejorgung fremder Geſchäfte 
oder die Leiſtung von Dienften gewerbsmäßig 
betreiben,') wegen der ihnen aus dem Gemerbebetriebe 
gebührenden Vergütungen, mit Einfluß der Auslagen; 
derjenigen, welche im Privatdienjte jtehen,') 
wegen des Gehalts, Lohnes oder anderer Dienjtbezüge, mit Ein- 
Ihluß der Auslagen, jowie der Dienjtberedtigten 
wegen der auf ſolche Anſprüche gewährten Vorſchüſſe; 

ver gewerbliden Arbeiter — Geſellen, Gebilfen, 
Lehrlinge, Habrifarbeiter —, der Tagelübner und Hand— 
arbeiter wegen des Lohnes und anderer an Stelle oder als 
Teil des Lohnes vereinbarter Leiftungen, mit Einfluß der 
Auslagen, fowie der Arbeitgeber wegen der auf ſolche 
Anſprüche gewährten Vorihülle; 

ber Lehrherren und Lehrmeifter wegen bes Lehr: 
geldes und anderer im Lehrvertrage vereinbarter Leiftungen 
fowie wegen der für die Lehrlinge bejtrittenen Auslagen; 
der Öffentlihen Anftalten, welde dem Unter: 
rihte, der Erziehung, VBerpflegung oder Hei: 
fung dienen, fowie der Inhaber von Brivatanftalten 
ſolcher Art für Gewährung von Unterridt, Verpflegung 


A 


197 


198 


199 


Erläuterungen 

12) 3, B. Haus- und Wirtſchaftsbeamte, Erzieherinnen, Hauslehrer, Ge⸗ 
jellichafterinnen, Dienitboten ujw. 

13) jomweit bie mp2 uch öffentlich⸗rechtlicher Natur find, 3. B. in vielen 
Orten das Schulgeld, gilt nidt BGB., fondern Landesgeiek. vgl. Unhang 1 
zu $ 194 unter XII und die oben Note 1 erwähnten Landesgeſetze. 

14) ogl. Note 11. 

15) wegen der jogen. Volksanwälte vgl. Note 11. 

16) ogl. Note 13. Unter Nr. 15 fallen aud) die Anſprüche der Feldmeſſer, 
Auktionskommiſſare, bei den Amtsgerichten zugelaſſenen „Prozeßagenten“. 

7) Vorausſetzung dieſer Anſprüche iſt, daß der Zeuge oder Sad 
verltändige binnen 3 Monaten nad Beendigung ihrer Zuziehung oder 
Abgabe des Gutachtens bei dem ao Geriht Gebühren „verlangt“ 
haben (8 16 — RRSCHLUNG für Zeugen und Sachverſtändige in der Faſſung 
vom 17. Mai 1895). Es iſt Dies eine „ a S I. Anhang 1 3u 
$ 194 unter X), nad deren Ablauf ihr Anipruh „erloſchen“ il. Der 
innerhalb der 3 Monate geltend gemachte Anſpruch „ver- 
jährt“ in? yohten gemäß 8 1967. 

18) vgl. Noten 7, 8, 9. 

Finf 10) ſowohl der vertragsmäßigen wie der geſetzlichen (Verzugs- uſw.) 
inſen. 

die ſogen. Amortiſationsquoten. 

= vgl. auch $ 213 Abi. 2 und wegen der Verjährung von Abgaben 
ote 19. 


22) Bei bedingten over betagten OTTDETUNGEN alfo erft mit 
Eintritt der Bedingung, des Termines (88 158, 163). Bon ber un 
daß die Verjährung mit ver „Entftehung“ des Anſpruchs beginnt, Per GB. 
ahfreiche Yusnabmen, 3. B. 88 490, 558 Abſ. 2 und namentlih 8 201. — 

ie Verjährung fann auch an Sonn- und Feiertagen beginnen und 
vollendet werben. 

) 3. B. A gibt dem B am 2. Januar 1910 ein unverzinslides Darlehn 
von 400 Mark ohne Wereinbarung einer Rüdzahlungszeit. 8 609 verordnet 
für die Rüdjorderung des Darlehens eine Ründigungsfrilt von 3 Monaten. 
Ta die Kündigung jofort nad) der Hingabe des Darlehens zuläflig ift, alſo am 
>. Januar 1910, jo beginnt die Verjährung a Beobachtung des 8 187 
Abi. 1) mit dem Wblauf des 2. April 1910 (alfo mit Beginn des 3. April 
1910), und fie endet (im Falle des $ 195) mit dem Ablauf des 2. April 1940. 





Preussisches Ausführungsgesetz zum BGB. 
(vgl. Note 1 zu 8 194) 


Art, 8. 81. In vier Jabren verjähren: 


I. die Ansprüche der Kirchen, der Geistlichen und der sonstigen Kirchen- 
beamten wegen der Gebühren für kirchliche Handlungen; 

. die Ansprüche nuf Zahlung der von einer Verwaltungsbehörde, einem Ver- 
waltungsgericht oder einer Auseinandersetzungsbehörde nicht oder zu 
wenig eingezogenen Kosten; 

3. dis Ansprüche der Ortsbehörden wegen der Gebtihren für Handlungen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit oder für ihre Tätigkeit als gerichtliche 
Hilfsbeamte; 

4, die Ansprüche auf Rliekerstattung von Kosten, die von einer öffentlichen 
Behörde mit Unrecht erboben sind; 

‚die Ansprüche auf Rückstände von WVerkehrsabgaben, die infolge einer 
besonderen Berechtigung an Privatpersonen zu entrichten sind. 

ss Auf die Verjährung finden die Vorschriften des Btirgerlichen Gesetzbuchs 
und des Artikel 169 Als, 1 «les Einftihrungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche mit 
folgenden Massgaben Anwendung: 

1. Die Verjährung beginnt, unbeschadet der Vorschrift des $ 201 Satz 2 des Bürgerlichen 
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Gosetebuchs, für die im $ 1 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Ansprüche mit dem Schlusse 
dos Jahres, in welchem die Gebühren oder Kosten füllig werden, für die im $ ı 
Nr. 4,5 bezeichneten Ansprüche mit dem Schlusse des Jahres, in welchem der 


Anspruch entsteht, 


(Fortsetzung folgt Seite 80) 
— 





Verjährung 8 197-200 


oder Heilung und für die damit zufammenhängenden Auf: 
wendungen; *°) 

12. derjenigen, weldhe Berjfonen zur Berpflegung 
oderzur&rzgiehbungaufnehmen, für Leiftungen und 
Aufwendungen der in Nr. 11 bezeichneten Art; 

13. der öffentlidhen Lehrer und der Privatlehrer 
wegen ihrer Honorare, die Anſprüche der öffentliden 
Lehrer jedoch nicht, wenn fie auf Grund beſonderer Einrich—⸗ 
tungen geftundet find; 

14. der Ärzte ,*) insbejondere auh der Wundärzte, Geburts: 
helfer, Zahnärzte und Tierärzte, fowie der Hebammen für 
ihre Dienftleiftungen, mit Einjhluß der Auslagen; 

15. der Rechtsanwälte,) Notare und Gerichtsvoll— 
zie her jowie aller BPerjonen, die zur Beſorgung 
gewijler Geſchäfte öffentlich beftellt oder zu- 
gelafjjen find, wegen ihrer Gebühren und Auslagen, | 0: 
weit nit diefe zur Staatstaffe fließen; '°) 

16. der Barteien wegen der ihren Rebhtsanwälten ge 
leifteten Vorſchüſſe; 

17. der Zeugen und Sadhverftändigen wegen ihrer Ge: 
bühren und Auslagen.!”) 


Soweit die im Abſ. 1 Nr. 1, 2, 5 bezeichneten Anſprüche nicht der 
Verjährung von zwei Jahren unterliegen, verjähren fie. in vier 
Jahren.8) 

8197. In vier Jahren verjähren die Anſprüche auf Rückſtünde 
von Zinfen,?°) mit Einjchluß der als Zuſchlag zu den Zinjen zum Zwecke 
allmähliher Tilgung des Kapitals zu entrichtenden Beträge,2°) die An- 
ſprüche auf Rüchſtände von Miet: und Pachtzinſen, joweit fie nicht unter 
die Vorſchrift des 8 196 Abi. 1 Nr. 6 fallen, und die Anſprüche auf Rück⸗ 
Hände von Renten, Auszugsleiftungen, Bejoldungen, 
Wartegeldern, NRuhbegehalten, Unterhaltsbei- 
trägen und allen anderen regelmäßig wiederlehrenden Leiltungen.?‘) 


S19S. Die Verjührung beginnt mit der Entjtehung des An 


fprudjs.22) Geht der Anſpruch auf ein Unterlafjen, fo beginnt die Ver- 
jäbrung mit der Zumwiderhandlung. 


8199, Kann der Berechtigte die Leiftung erſt verlangen, wenn 
er dem Verpflichteten gefündigt hat, jo beginnt die Verjährung mit dem 
Zeitpuntte, von welchem an die Klindigung zuläffig iſt. Hat der Ber- 
pffichtete Die Leiftung erft zu bewirken, wenn feit der Kündigung eine 
beftimmte Frift verftrichen ift, jo wird der Beginn der Verjährung um 
die Dauer der Friſt hinausgeichoben.??) 

200. Hängt die Entftehung eines Anfpruds davon ab, dak 
der Beredhtigte von einem ihm zuitehenden Anfechtungsrechte Gebraud 
madt, jo beginnt die Berjährung mit dem Zeitpunfte, von weldhem an 
die Anfechtung zuläffig if. Dies gilt jedoch nicht, wenn die Anfechtung 
ih auf ein familienrehtliches Verhältnis bezieht. 
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Erläuterungen 


8 201 r Eine am 10. Juni 1905 entitandene Warenforderung eines Rauf- 
manns ilt im alle des $ 196? mit dem Ablaufe des 31. Dezember 1907, eine 
am 1. Fuli 1905 fällig ne 9 patholen Zinsforderung iſt mit dem Adlaufe 
des 31. „Dezember 1909 verjährt 21 

.B. A kauft für Keinen Kriontgebrauf am 13. November 1905 gehn 

Riten” garten für 120 Mark mit der Dereinbarung eines jehsmonatigen 

Ziels, al islaueo am 15. Mai 1906. Hier endet die. Verjährung (8 196!) 
Rdn dem b des 31. Dezember 1908. 

§202 nhang 1 zu 8 194 unter VI. Wenn z. B. ein Handlungs: 

gehilfe F einen, Prinzipal vereinbart, das Gehalt jolle mit 4% verzinslich 
‚tehen bleiben“, wenn ein Dienjtbote mit der rrichaft vereinbart, der ver⸗ 
diente Lohn fofle „in Berwahrung“ der Herriha bleiben, fo it, dies entweder 
eine b ab ecke hemmende „Stundun r ein „neuer“ (Darlehens», 

wahrungs-) Vertrag, bezüglich) de en a) t die vierjährige (8 197), fondern 


vi breit g hr pe sprung Io A 
(dürhebchettungsrent), 88 320 ff. (Einrede 
des nicht erf ie Terran Ns), 8 8 509, 811, 867, 1051 und an anderen Stellen 


(mangelnde Ziöjerbeitsiei tung), i „ar, 773 (Borausflage ala 
203 7 3. B. ein Schiffbrüchiger T (gerettet auf eine einjame Se) under 
Oi 6 onate an —* orgung —— — in mat verhin⸗ 
it. — über d wen — — öhe ne Gemat 
m Diele Beitimmungen habe n den 4 eine Störung des Pietäts⸗ 
Fang ſſes — den genannten onen zu verhindern, indem fie den 


wang zur Al bun Er Be Ion zur Abwehr der tjährung nötig wäre, 
leitigen. Ki 1915 ai le 

820 205 pi ‚äigang 1 zu — unter VI. 88 425 Abſ. 2, 429 Abſ. 3. 

8 206 


Io Mi i „Bein oder „Lauf“, jondern nur die „Volle ir dun En 
der Berläbrung | ed ini het, indem die Berjährungstrit Ei 
verlänger rigen haben „Geihä Ksunfähige” u ent 
Gel ——— ufw.) feine Vorredte 
volljährig wir 
834. ein Vormund beitellt wird. 

") 84 iele zu 8 206: Ein Kaufmann ſtirbt am 20. Dezember 1904 
und Bin äh, einen minderjährigen Sohn, dem erit am 28. Dezember 1904 
ein Bormund bejtellt wird. Wenn ber Kaufmann gelebt hätte, würden feine 
in $ 1961 begei neten, im Ne 12 entjtandenen Forderun Kr mit 4b lauf 
des 31. Dezember 1904 verjä Hr kein. ee n ihüßt den Sohn $ 206; 
Terlährung I läuft exit 7— onate na tellung des Vormundes, alle 
erjt mit Ablauf des 28. Juni 1905 ab. Hätte Id die Beitellung eines Vor⸗ 
mundes Aigut und der Sohn w ürde Iinzwiſchen am 20. März 1905 voll⸗ 
jäßrig een fein, jo würde die Verjährung mit Ablauf des 20. September 


a7) 81 2 Note 30, 8 113 Note 33. — 8 52 3P0. 
207 se) z. B —— — Teſtamentsvollſtrecker. 
208 30) vgl. Anhang 1 zu 8 194 unter VI. Es bedarf weder eines Aner- 
fennungsvertrags noch auch nur einer „rehtsgeigäftlihen, Willenserflärun 
j6 Kerpilichteten; vielmehr gen —V jede ausdrückhiche oder dur 
ige Handlung en“ (vg ang 1 zu 8 104 im Eingange) dem 
49 h e. {8 ten gegen H ber erfolgen Kundgebung des Sep ideen, 
aus Der tiß u berseugung. des Berpflichteten vom Befteben des 
Anſpruchs erhellt. — Eine lärung des Berpfliteten gegenüber einem 
Dritten,_er fei dem A 100 Mt ſchuldig, unterbrid t die Ver jährung 
nicht — Selb tnerftändlich unterbricht die Anertennung? uſw. aud, wen 
fie von einem Vertreter des Verpflichteten gegenüber einem Vertreter des 5 Ber 
rechtigten erfolgt. 


Verjährung | 8 201-208 


8 201. Die Verjährung der in den 88 196, 197 bezeichneten An⸗ 
ſprüche beginnt mit dem Schluſſe des Jahres, in welchem der nach den 
SS 198 bis 200 maßgebende Zeitpunkt eintritt.) Kann die Leiſtung 
erit nad) dem Ablauf einer über diefen Zeitpunkt Hinausteihenden Frift 
verlangt werden, jo beginnt die Verjährung mit dem Schluſſe des 
Jahres, in welchem die yrift abläuft.) 

$ 202, Die Verjährung ift gehenmt, 2°) folange ‚die Leiftung ge- 
ftundet oder der Verpflichtete aus einem anderen Grunde vorübergehend 
zur Verweigerung der Leiftung berechtigt if. 

Dieſe Vorſchrift findet feine Anwendung auf die Einrede 
des Zurüdbehaltungstechts, des nicht erfüllten Vertrags, der mangelnden 
Sihherheitsleiftung, der Vorausklage jowie auf Die nah 8 770 dem Bürgen 
und nad) den 88 2014, 2015 dem Erben zuſtehenden Einreden.?”) 

8208. Die Verjährung ift gehemmt, jolange der Berechtigte Durch 


Stilfftand der Rechtspflege innerhalb der letzten jehs Monate der Ver: - 


jährungsfrift an der Rechtsverfolgung verhindert ift. 

Das gleiche gilt, wenn eine ſolche Verhinderung in anderer Weile 
durch Höhere Gewalt herbeigeführt wird.?s) 

$204. Die Verjährung von Anjprüden zwiſchen Ehegatten iſt 
gehemmt, ſolange die Ehe beſteht. Das gleiche gilt von Anſprüchen 
zwiſchen Eltern und Kindern während der Minderjährigkeit der Kinder 
und von Anjprüden zwilhen dem Bormund und dem Mündel während 
der Dauer des Vormundihaftsverhältnifies.?) 

8205. Der Zeitraum, während deſſen die Verjährung gehemmt 
ift, wird in die VBerjährungsfrift nicht eingerecänet.?°) 

206. it eine geihäftsunfähige ?:) oder in der Geſchäftsfähigkeit 
beichräntte °®) Perjon ohne gejegligen Vertreter, jo wird die gegen fie 
laufende Verjährung nicht vor dem Ablaufe von jehs Monaten nad) dem 
Zeitpunkte vollendet,2) in welchem die Perſon unbeichräntt geſchäfts⸗ 
fähig wird ?*) oder ber Mangel ber Vertretung aufhört.”°) Iſt Die Ber- 
jährungsfrift kürzer als ſechs Monate, fo tritt der für die Verjährung 
beftimmte Zeitraum an die Gtefle der ſechs Monate.) 

Dieſe Vorfhriften finden feine Anwendung, joweit eine 
in der Gefhäftsfähigkeit beſchränkte Perſon prozeß fä big 1jt.?”) 

8207. Die Verjährung eines Anſpruchs, der zu einem Nachlaffe 
gehört oder fi gegen einen Nadlak rishtet, wird nicht vor dem Ablauf 
von jehs Monaten nad) dem Zeitpunfte vollendet, in welchem die Erb- 
Ihaft von dem Erben angenommen oder der Konkurs über den 


Nachlaß eröffnet wird oder von weldem an der Anfpruh voneinem - 


Vertreter oder gegen einen Bertreter) geltend gemadt 
werden kann. Sit die Verjährungsfrijt kürzer als ſechs Monate, jo tritt 
der für die Verjährung beitimmte Zeitraum an die Gtelle der ſechs 
Donate, 

8208. Die Verjährung wird unterbroden, wenn der Verpflichtete 
dem Berechtigten gegenüber den Anſpruch durh Abſchlag⸗ 
zahlung, Zinszahlung, Sicherheitsleiftung oder in anderer Weile ans 
ertennt.'*) 





Erläuterungen 


8 209 40) Yhergerißttide Mahnung (Sendung einer Rehnung) ujw. jeitens 
bes Berechtigten unterbrechen die Verjährung nit. Die „Crhebung“ der 
Klage geſchi ih in der Regel dur Zuftellung, die der „Widerklage“ dure Vor⸗ 
trag in der mündlichen Verhandlung. 88 253, 281, 499, 500, 510 Abf. 2 3BD. — 
Die Klage wegen eines Teils des An pruchs unterbridt nur binfihtli 
tiefes Teils, die Klage wegen Zinjen unterbrigt nicht Hinfihtlich der 
Haupt forderung ;‚ aber die Zahlung ber in en unterbridt. 
41) dies gilt auch für „Aniprüce aus fen; denn Art. 80 Wechſel⸗ 
ordnung iſt HP, Art. 5 Einf.Geſ. zum 568, aufgehoben. 


* SS 72 #. BO. 
4) 3. B. P ändung von Geld- uſw. Forderungen des Schuldners. 
8 210 45) 3. 2. wegen der Gehalts: und Benfionsaniprüde der 
RNeihsbeamten und der Akilitärperionen ift die tage erit zuläf 8, nach⸗ 
dem die oberſte Reichsbehörde bezw ilitärbehörde end jeden In 
greuben hängt die Zuläffigleit von Shadenserjagflagen gen 


eamte unter gewillen Vorausfeßungen von der Entideidung des Ober: 
verwaltun —— vgl. Note zu 8 839. 
40 
211 3. B. durch eigen Vergleich. 
—5— auch durch Prozeßhandlungen des Schuldners ſelbſt (dadurch, 
daß er den Gegner ladet) wird die Verjährung gegen ihn unterbrochen. 
8 212 * "Es äuft aljo die erite Verjährung, wie wenn fie niemals unter- 


brochen worden wäre. 
3. B. wegen Anzuſtändigkeit des Gerichts, wegen Unzuläſſigkeit der 
gewählten — — (des Urkunden⸗ Wechfelprozelles). 

13 sı) 88 1 3PO. wona 2) der 14 „Beim goenn en einen 
Zahlungsbefehl wegen eines Anſpruchs ber an 1 „bei Sanbgeriht einge: 
y t werden muß, feitens des. Suloners » —* erhoben iſt, die 

e binnen 6 Monaten beim zu tändigen Landgeridht erheben muß, und 
— b) der Gläubiger in allen Fällen (Landgerichts: oder Amtsgerichts- 
jaden), wenn „Widerſpruch ek erhoben“ ift, ven Bollftreldungs- 
befeHt binnen 6 Monaten nachſuchen muß, — widrigenfalls zu a 
und b die dur Zuf ellung des da [ungsbei Is bewirtte Rechtshängig— 
Leit erliſcht. vgl. N 





(Fortsetzung von Seite 26) 


2. Soweit dieim 5 I Nr. 1,2 bezeichnoten Gebtihren und Kosten der Beitreibung im Ver- 
waltungszwangsverfahren unterlie ogon, wird die Verjährung auch durch eine an den 
Zahlungspfliobtigen erlassene Aufforderung zur Zahlung und durch die Bewilligung 
einer von ihm nachgesuchten Stundung unterbrochen. Wird die Verjährung unter- 
brochen, so beginnt eine neue Verjährung nicht vor dem Schlusse des Jahres, in 
welchem der für die Beendigung der Unterbrechung massgebonde Zeitpunkt eintritt, 
und im Falle der Bewilligung einer Stundung nicht vor dem Schlusse des Jahres, 
in welchem die bewilligte Frist abläuft. 

Art. 9. Die Vorschriften des Gesetzes über die Verjährungsfristen bei 
öffentlichen abgaben vom 18. Juni 1840 (Gesetz-Samml. S. 140) werden, soweit aie 
sich auf öffentliche, zu den Staatskassen fliessende Verkehrsabgaben der im 52 
des Gesetzes bezeichneten Art beziehen, unbeschadet abweichender reichsgesetzlicher 
Vorschriften, auf den ganzen Umfang der Monarchie ausgedehnt. 

Die ım Abs. 1 bezeichneten Vorschriften finden auf sonstige öffentliche 
Gebühren entsprechende Anwendung, sofern nicht abweichende besondere Be- 
stimmungen bostehen. 


Bayerisches Ausführungsgesetz zum BGB. 
(vgl. Note 1 zu $ 194) 

Art, 12%. Für Leistungen, die auf Grund eines Bechtsverhältnisses des 
öffentlichen Rechtes von einem Grundstücke zu entrichten sind, haftet das Grund- 
stück. Die Haftung für füllige Leistungen erlischt mit dem Ablaufe von zwei Jahren 
nach dem Eintritte des Zeitpunkte von dem an die Leistung gefordert werden kann, 
wenn nicht vorher die Besc lagnahme des Grundstücks erfolgt ist. 


(Fortsetzung folgt Seite 82) 
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Verjährung 8209-214 


8209. Die Verjährung wird unterbroden, wenn der Berechtigte 
auf Befriedigung oder auf Feititellung des Anjpruds, auf Erteilung der 
Bollitredungstlaufel oder auf Erlaſſung des Vollftredungsurteils Klage 
erbebt.*°) 

Der Erhebung der Klage ſtehen glei: 

1. die Zuftelung eines Zahlungsbefehls im Mahnverfahren;‘) 

2. die Anmeldung des Anſpruchs im Konkurſe; 

3. en Geltendmachung der Aufrechnung des Anſpruchs im Bro: 

zeſſe;) 

4. die Streitverkündung in dem Prozeſſe, von deſſen Ausgange 

der Anſpruch abhängt;) 

5. die Vornahme einer Vollſtreckungshandlung und, ſoweit Die 
Zwangsvollitredung den Gerichten **) oder anderen Behörden 
zugewiejen ift, Die Stellung des Antrags auf Zwangsvoll: 
Hredung. 

8 210, Hängt die Zuläffigleit des Rechtswegs von der Borent- 
ſcheidung einer Behörde ab 25) oder hat die Beſtimmung des zuftändigen 
Gerichts Durch ein höheres Gericht zu erfolgen,*) jo wird die Verjährung 
durch die Einreichung des Geſuchs an die Behörde oder das höhere We: 
riet in gleiher Weife wie durch Klagerhebung unterbroden, wenn die 
Klage binnen drei Monaten nad) der Erledigung des Geſuchs erhoben 
wird. Auf dieje Friſt finden die Vorſchriften der 88 203, 206, 207 ent: 
Iprechende Anwendung. 

8 211. Die Unterbrehung durch Kiagerhebung dauert fort, bis 
der Prozeß rechtskräftig entihieden oder anderweit erledigt ijt.*”) 

Gerät der Brozeh infolge einer Vereinbarung oder dadurch, daß er 
nicht betrieben wird, in Stillſtand, jo endigt Die Unterbrechung mit der 
legten Prozeßhandlung der Parteien oder des Gerihts. Die nach der 
Beendigung der Unterbrehung beginnende neue Verjährung wird da- 
dur, Daß eine der Parteien *°) den Prozeß weiter betreibt, in gleicher 
Meife wie durch Klagerhebung unterbroden. 

8212. Die Unterbrehung durch Klagerhebung gilt als nicht er⸗ 
jolgt,*) wenn die Alage zurüdgenommen oder durch ein nit 
in der Sade fe Ibdft enticheidendes Urteil 5%) redtsträftig abge— 
wiejen wird. 

Erhebt der Berechtigte binnen jehs Monaten von neuem Klage, 
jo gilt die Verjährung als Durch die Erhebung der erjten Klage unter: 
brochen. Auf diefe Früt finden die Vorſchriften der 88 203, 206, 207 
entiprechende Anwendung. 

8 213. Die Unterbrechung durch Zujtellung eines Zahlungsbefehls 
im Dlahnverfahren gilt als nicht erfolgt, wenn die Wirkungen der Rechts⸗ 
Hängigfeit erlöjchen.‘*) 

5214. Die Unterbrechung durch Anmeldung im Konkurſe Dauert 
fort, bis der Konkurs beendigt ift. 

Die Unterbrehung gilt als nicht erfolgt, wenn die Anmeldung 
zurüdgenommen wird. 
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Erläuterungen 


vgl. Rote 47. 
53) vgl. Note 49. 

54) 3. B. Freigabe der —— Sachen. 

65 *— urch Urteil, Vollſtreckungsbefehl, — 

56 iſpiel: nterhaltsbeüträge, Zinjen uſw. verjähren 
nad) 8 197 in 4 Jahren. A klagt gegen B aut Unterhalt und B wird am 
i. April 1907 verurteilt, dem A zu gablen: für die Bergangenheit 200 
Dark, für die Zutunft 20 Mark monatlid. Nach $ 218 verjähren die An- 
ſprüche des A auf die 200 Dark in 30 Jahren, auf die 20 Mark monatlich in 
4 Tahren nn der — an Fälligkeit. 
57) i. . ZPO. 88 302 (Urteil über die Klage unter Vorbehalt der Ent: 
ſcheidung über eine geltend gemachte Aufrechnung), 599 (im Urkunden- und 
IE 025 ff. 30 

6”, Gewerbe⸗, Raufmannsgeridte. 

60) E. 152. 





Art. 124. Die aus BRechtsverhältnissen des öffentlichen Rechtes entstandenen 
Ansprtiche des Staates, einer Gemeinde oder eines anderen Kommunal- 
verhandes auf eine Geldzahlung erlöschen, so weit nicht ein anderes vorgeschrieben 
ist, mit dem Ablaufe von drei Jahren, wenn die Tatsachen festgestellt sind, auf welchen 
der Anspruch beruht. Die Frist beginnt mit dem Schlusse des Kalenderjahres, in 
welchem der Zeitpunkt eintritt, von dem an die Leistung auf Grund der fes estellten 
Tatsachen gefordert werden kann. Die Vorschriften über die Hemmung und die Unter- 
—A der Verjährung finden entsprechende Anwendung. 

er Lauf der Frist wird auch durch die im Beitreibungsverfahren an den 
Pflichtigen gerichtete Aufforderung zur Zahlung unterbrochen. 

esteht für den Anspruch ein Pfandrecht oder eine Hypothek, so wird durch 
dlas Erlöschen dos Anspruchs die Geltendmachung des Rechtes, Befriedigung aus dem 
verlıafteten Gegenstande zu suchen, nicht gehindert. 

Art. 125. Die aus Rechtsverhältnissen des öffentlichen Rechtes entstandenen 
Ansprüche gegen den Staat, eine Gemeinde oder einen anderen Kommaunal- 
verband auf eine Geldzahlung erlöschen, soweit nicht ein anderes vorgeschrieben 
ist, mit dem Ablaufe von drei Jahren. Die Frist beginnt mit dem Schlusse des Kalender- 
jahres, in welchem der Zeitpunkt eintritt, von dem an die Leistung gefordert werden 
kann. Die Vorschriften über die Hemmung und die Unterbrechung der Verjährung 
inılan entsprechende Anwendung. 

Das Erlöschen ist ausgeschlossen, wenn der Empfangsberechtigte sich vor dem 
Ablaufe der Frist bei der Kasse, welche die Zahlung zu leisten hat, zum Empfange 
meolilet. 

Diese Vorschriften gelten insbesondere auch für die Ansprliche auf BRück- 
erstattung mit Unrecht erhobener Abgaben oder Kosten eines Verfahrens. 

Art. 126. Die Vorschriften des Artikel 124 finden auf die Ansprüche der 
Kirchen, der Geistlichen und der sonstigen Kirchenbediensteten wegen der 
Gehlihren für kirchliche Handlungen, auf die Ansprüche einer Genossenschaft des 
üffentlichen Rechtes auf Leistungen, die den Mitgliedern aus dem Genossenschafts- 
vorband obliegen, sowie auf die Ansprüche auf Brückenzölle, Pflasterzölle und 
ähnliche Abgaben, die infolge eines besonderen BRechtsverhältnisses an eine 
Privatperson zu entrichten sind, entsprechende Anwendung. An die Stelle der Fest- 
stellung der Tatsachen, auf welchen der Anspruch beruht, tritt die Fälligkeit des 
Anspruchs. 

Auf die Ansprüche auf Rückerstattung mit Unrecht erhobener 
Leistungen der im Abs. 1 bezeichneten Art finden die Vorschriften des Artikel 125 
Abs. 1 entsprechende Anwendung. 





Verjährung 8 215-220 


MWird bei der Beendigung des Konfurjes für eine Forderung, die 
infolge eines bei der Prüfung erhobenen Widerſpruchs in Prozeß be: . 
fangen ift, ein Betrag zurüdbehalten, jo dauert die Unterbrechung aud) 
nad) der Beendigung des Konkurſes fort; das Ende der Unterbrechung 
bejtimmt ſich nad) den Vorſchriften des 8 211. 

8215. Die Unterbrechung durch Geltendmachung der Aufrehnung 
im Prozek oder durch Streitverfündung dauert fort, bis der Prozeß 
rechtskräftig entichieden oder andermweit erledigt ilt;?) die Vorſchriften 
des 8 211 Abſ. 2 finden Anwendung. 

Die Unterbrehung gilt als nicht erfolgt, wenn nicht binnen ſechs 
Monaten nad) der Beendigung des Progelles Klage auf Befriedigung 
oder Feſtſtellung des Anipruchs erhoben wird. Auf dieje Friſt finden 
die Vorſchriften der 88 203, 206, 207 entjprechende Anwendung. 

8216. Die Unterbrehung durch Vornahme einer Vollſtredungs⸗ 
Bandlung gilt als nicht erfolgt,’°) wenn die Bollftredungsmaßregel auf 
Antrag des Beredhtigten °*) oder wegen Mangels der geſetzlichen Bor: 
ausfegungen aufgehoben wird. 

Die Unterbredung dur Stellung des Antrags auf Zwangsvoll- 
jſtredung gilt als nicht erfolgt, wenn dem Antrage nicht jtattgegeben oder 
der Antrag ‚vor der Vornahme der Bollitredungshandlung zurüdge- 
nommen oder die erwirkte VBollftredungsmaßregel nad) Abf. 1 aufge: 
hoben wird. 

217. Wird die Verjährung unterbroden, ſo kommt die bis zur 
Unterbrechung verſtrichene Zeit nicht in Betracht; eine neue Verjährung 
kann erit nad) der Beendigung der Unterbrechung beginnen. 

8218. Ein rechtskräftig Teitgeftellter Uniprud 5°) verjährt in 
dreißig Jahren, auch wenn er an ſich einer fürzeren Berjährung 
unterliegt. Das gleiche gilt von dem Anſpruch aus einem vollitredbaren 
Vergleich oder einer nollitredbaren Urkunde jowie von einem Anſpruche, 
weldher durch die im Konkurs erfolgte Feſtſtellung vollitredbar ge- 
worden ilt. 

Soweit fih die Feftitellung auf regelmäßig wiederkehrende, erit 
Hinftig fällig werdende Leiftungen bezieht, bewendet es bei der kürzeren 
Berjährungsfrift.’*) 

5219. Als rehtsträftige Entiheidung im Sinne des 8 211 Abf. 1 
und des 8 218 Abſ. 1 gilt au) ein unter Vorbehalt ergangenes rechts⸗ 
kräftiges Urteil.’”) 

8220. Iſt der Anſpruch vor einem Schiedsgericht 5°) oder einem 
beijonderen Gerichte,“)) vor einem Verwaltungsgericht oder einer Ber: 
waltungsbehörde geltend zu maden, jo finden die Vorſchriften der 88 
209 bis 213, 215, 216, 218, 219 entjprechende Anwendung.°‘) 

Sind in dem Schiedsvertrage Die Schiedsrichter nicht ernannt oder 
it die Ernennung eines Schiedsrihters aus einem anderen Grunde er: 
forderlich oder fann das Schiedsgeridht erjt nad) der Erfüllung einer 
jonjtigen Vorausjegung angerufen werden, jo wird die Verjährung ſchon 
Dadurd unterbrochen, daß der Berechtigte das zur Erledigung der Sache 
jeinerjeits Erforderlide vornimmt. 
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Erläuterungen 


2) 5.8, ein Eigentums», ein Pfand- ujw. Anſpruch. — Der Grunditüds- 
eıgentümer A ijt dem Hupothelengläubiger B am 1. Oktober 1905 fällig ge: 
wordene Hypothekenzinſen ſchuldig geblieben. 1907 veräußert A das Grund: 
rüd an C und diefer veräußert es 1908 an D. Am 1. Auguſt 1910 fordert. B 
die Zinfen von D. Dieter kann a 221, 223 Abi. 3, 902 Abſ. 1 Sat 2, 
197 die Einrede der Verjährung mit Erfolg erheben. 

02) Die Verjährung begründet aljo eine Einrede, durch weldhe die Geltend⸗ 
mahung des Anipruds dauernd ausgeſchloſſen wird (Zeritörende Cinrede) 
ogl. Anbang 1 zu 8 194 unter VII und VII. 

64) S 813 Abi. 1 am Ende, 781, 782, 232 ff. 

*) Der Gläubiger einer Darlehns{orberung für die mit einem Grund 
ſtück Hypothef ober mit einer beweglichen Sadıe Pfand beftellt ift, fann 
eljo, wenn die perſönliche (obligatoriihe) Darlehnsforderung verjährt 
ijt und der Schuldner die Einrede der Verjährung erhebt, immer Berreht dem 

rundftüd, aus ber Den piun eben beweglichen Sache Befriedigun 
ſuchen (n icht auch aus dem ü rigen Vermögen des Schuldners), diejes jedo 
nur wegen des Kapitals und der laufenden Zinien, nicht aud wegen 
ver Zinsrüdftände (8 223 Abi. 3). 

#3) ber die hier ausdrüdlih anerkannten, ſonſt im BGB. nidt er- 
mwähnten, im Verkehrsleben häufigen jogen. Sicherungs⸗ (fidu — Ge⸗ 
ſchüfte — Sicherungs-Kauf“, „Sicherungs-⸗-Ubereignung“, Sicherungs⸗Abtre⸗ 
tung“ — vgl. Anhang 1 zu 8 1204 unter IV. 

0 — Zinſen, — Koſten, — 

07) Ausnahmen: 88 477 Abſ. 1 am Ende, 638 Abi. 2 uſw. 

1) $ 226 enthält das fogen. itanesBerbot. Gegenüber dem <E ‚er 
von feinem Rechte Gebraud madt, verlegt niemanten“, ſteht das B B. auf 
dem Stäandpunkte, dab es aud innerhalb des Rechts nody Schranfen gibt. 
Nicht das formelle a ift immer entjcheidend, eine wahrhaft fittlicdhe 
Rechtsordnung darf nit geitatten, daß jemand von feinem Rechte Gebraud 
madt, [edialicd um einen andern zu (Öifanieren, au benachteiligen — 903). 
8 Verlegung des 8 226 kann Schadenserſatzpflicht begründen (88 823 
Abſ. 2 und 526). 

Die 88 227 bis 231 beitimmen, inwieweit „an ſich widerredt- 
Lidye“ Handlungen eriaubt find, wenn fie zum Zwede: a) der Selbſt⸗Ver⸗ 
teidigung (Notwehr gegen Menihen) $ 227, b) des Gelbitihußes gegen 
Tiere und andere Sadhen GB 228), oder c) der —— —— 
rorgenommen werden. Dieſe Vorſchriften ſind auf dem iete des bürger⸗ 
lichen Rechts von beſonderer Bedeutung für die Shadenserjagpflidt 
wegen „unerlaubter“ Handlungen ($$ 823 ff.). vgl. aud) 88 858 Fr 1029. 

2) vgl, Note 1 Abi. 1. Ein rg ebiet Des 8 226 ijt das 
„Nadhbarrecht“ (Entziehung von Luft und Lidt durd einen Bau, „lediglich“ 
um dem Nachbar zu Iheden). 8 226 gilt au hir die vor 1. Januar 1900 
entjiandenen Redtsverhältnijle. — Jeder „Schaden“, nicht bloß Vermögens⸗ 
haben, iſt in $ 226 gemeint. Im übrigen iſt 8 226 mit forgfältiger Prüfung 
des Einzelfalles anzuwenden, damit nidyt ein allgemeines, ganz unbeltimmtes 
Icgen. igeitsgei l und damit richterlide Willkür die Entiheidung be- 
timme, Auulte ückſicht auf die — der einen Partei kann leicht zu 
unbilliger Rückſichtsloſigkeit gegen die andere Partei führen. | 

’) Die in $ 227 enthaltene Begriffsbeitiinmung der Notwehr tit diejelbe 
wie die im earaigelegeum (8 e gegebene. Notwehr ijt alſo nit nur ftraf- 
los, ſie iterlaubt und befreit von der Pflicht zum Erſatz des — 
ante der Notwehr angeridteten Schadens. — Belonders geregelt find die 
Vorausjegungen und die Grenzen der Notwehr in bezug auf den Sch 855 
bis 860, 565, 992, 1029, 1690 Abſ. 2, 2025, namentlid) $ 859. — „Borfägliche” 
ober „jebrläflige. oa ung der in $ 227 gezogenen Grenzen der 
Notwehr in ‘ vraung, Furcht oder Schreden iſt zwar 4 = Los, madt aber 

hadenserfagpflidtig, ebenjo iſt ſchadenserſatzpf ichtig, wer „aus 
ahbrläjjigem Irrtum“ annimmt, die Vorausfegungen der Notwehr leien 
vorhanden, und in diefem Irrtum einem andern Schaden zufügt. Über „Fahr⸗ 


— ——— 


| 


Yusübung der Rechte — Selbftverteidigung — Selbfthilfe $ 221-228 


$ 221. Gelangt eine Sade, in Anjehung deren ein dinglicher 
Anjprud beiteht,°’) durch Rechtsnachfolge in den Beſitz eines Dritten, 
jo fommt die während des Beſitzes des Redytsporgängers verftrichene 
Berjüährungszeit dem Rechtsnachfolger zu jtatten. 

8222. Nach der Vollendung der Berjährung it der Berpflichtete 
bererhligt, die Leijtung zu vermeigern.‘:) 

Das zur Befriedigung eines verjührten Anſpruchs Geleijtete fann 
nicht zurüdgeforbert werden, auch wenn die Leitung in Untenntnis der 
Verjährung bewirkt worden ijt. Das gleiche gilt von einem vertrags: 
mäßigen Anerkenntniſſe jowie einer Sicherheitsleiftung des Verpflich— 
ieten.°®) 

5 223. Die Berjährung eines Anſpruchs, für den eine Hnpothel 
oder ein Pfandrecht beiteht, hindert den Berechtigten nicht, jeine Befrie— 
bigung aus dem verhajteten Gegenjtande zu ſuchen.“) 

Iſt zur Sicherung eines Unſpruchs ein Recht übertragen worden,“) 
jo fann die Rüdübertragung nidht auf Grund der Verjäh— 
rung des Anſpruchs gefordert werden. 

Dieſe Vorfchriften finden feine Anwendung bei der Verjährung 
von Anſprüchen auf Rüdjtände von Zinjen oder anderen wiederkehrenden 
— 

8224. Mit dem Hauptanjpruche verjährt der Anſpruch auf die 
von * abhängenden Nebenleiſtungen,““) auch wenn die für dieſen An— 
ſpruch geltende beſondere Verjährung noch nicht vollendet iſt. 

$ 225. Die Verjährung lann durch Rechtsgeſchüft weder ausge- 
khloffen noch erjchwert werden.) Erleichterung der Verjährung, ins- 
bejondere Abkürzung der Verjährungsfriſt, it zulällig. 


Sechiter Abjchnitt. 


Ausübung der Rechte. Selbſtverteidigung. Belbfihilfe.') 


$226, Die Ausübung eines Rechtes it unzuläflig, wenn fie nur 
den Zwed haben fann, einem anderen Schaden zujufügen.?) 

R 227, Eine durch Notwehr gebotene Handlung ijt nicht wider: 

"Notmehr ijt diejenige Verteidigung, welche erforderlich it, 
um einen gegenwärtigen rehtswidrigen Angriff von jid 
oder einem anderen abzumenden.?) 

5228, Wer eine fremde Sadje *) bejhädigt oder zeritört, um eine 
durch fie drohende Gefahr von ſich oder einem anderen abzuwenden, 
handelt nicht widerredhtlicdh,‘) wenn die Beſchädigung oder die Zerſtörung 
jur Abwendung der Gefahr erforderlich it und der Schaden 
nihbtaußer®ßerhältnis zu der Gefahr ſteht. Hat der Handelnde 
die Gefahr verſchuldet, jo üt er zum Schadenserjaß ver- 


pflichtet.) 


$ 228 


Sue 


IR SRH 


Erläuterungen 


läſſigkeit“ $ 276. — Aus dem Sate, daß Notwehr erlaubt ift, folgt, daß Not: 
wehr gegen eine Notwehrhandlung eines andern unerlaubt 
ijt und ſchadenserſatzpflichtig macht. — Yus der Saffung des 8 227 Abſ. 2 ergibt 
ich, daß Notwehr zuläffig ifı zum Schuge jedes Rehtsgutes (Leib, Leben, 
reiheit, Ehre, Vermögen), und zwar nit bloß zum Schuße der eigenen 

Rechtsgüter Des Angegri enen Pondern auch derjenigen eines anderen. 

+) Ziere und lebloſe Saden (2 8 wer eine den Abſturz drohende und 
dadurch die Worübergehenden gefährdende Marmorfigur auf einem Treppen: 
seländer herunternimmt und dabei beichädigt). 

°) und *) vgl. Anhang 5 und 6 zu 8 228, 

") vgl. Unhang 7 zu 8 229 Ibithilfe: Allgemeines und Beilpiele). 

0) h aljo nicht jtrafbar und braudt nit Schadenserjag zu leiſten. 

vo, & 121. 

ı) in $ 220 bezeichneten. 

1) Diefer Abſchnitt Handelt von der Art, wie a zu leiſten 
it, wenn die Berpflidtung dazu durch „Geſetz“ (3. 8. 88 273 Abſ. 3, 562, 1051) 
oder „Rechtsgeſchäft“ 8 . die ſogen. Pachtkaution) begründet iſt und beiondere 
Beltimmungen über Art und Höhe nicht getroffen find, aud) deren Yeltitellung 
nicht lediglich dem Ermeſſen des Gerichts überlafjen ift & 843 Abſ. 2, 

. (pP 


; 1668, $ 1844). — vgl. E. 90, 91; ferner 88 108 ff. rozeſſualiſche 
— 8118 Strpb. (öiherkeiteleiftung behufe Verihenung m 
Interfudungsbaft). 
2 a Das Hinterlegungsweien iſt den Landesgeſetzen vorbehalten. 
;, . 
3) 8 233—935 
*) IE 
—5) 85 237, 1204 ff. 
0) \ 238, 1273 ff., 1279 ff. ° 
7) 239, 765 ff. Bürgſchaft tft jedoch nit zulällig 3. B. 8 273 Abſ. 3, 
8 1218 Abi. 1. 





Preussisches Ausführungsgesetz zum BGB. 
betreffend 


Anlegung :von Mündelgeld. 
(vgl. Noten 10 und 13 zu $$ 234, 238) 


Art. 73. 51. Eine Hypothek, eine @rundschuld oder eine Rentenschuld 
an einem in Preussen belegenen Grundstück ist für die Anlegung von Mündelgeld 
als sicher anzuschen, wenn sie innerhalb des Fünfzehnfachen oder, sofern ihr kein 
anderes der Eintragung bedürfendes Recht im Range vorgeht oder gleichsteht, inner- 
halb dos Zwanzigfaclıen des staatlich ermittelten Grundsteuerreinertrags oder bei einem 
ländlichen Grundstilck innerhalb der ersten zwei Drittel, bei einem städtischen Grund- 
stück innerhalb der ersten Hälfte des Wertes zu stehen kommt. 

Der Wert ist bei ländlichen Grundstücken durch Taxe einer Preussischen öffent- 
lichen Krerlitanstalt, die durch Vereinigung von Grundbesitzern gebildet ist und durch 
staatliche Verleihung Rechtsfähigkeit erlangt hat, oder durch Taxe einer Preussischen 
provinzial- (kommunal-) atändischen öffentlichen Grundkreditanstalt oder durch gericht- 
liche Taxe, bei stürtischen Grundstticken in gleicher Weise oder durch Taxe einer 
öffentlichen Feuerversicherungsanstalt festzustellen. 

& #2, Statt des Zwanzigfachen des Grundsteuerreinertrags ist bei Grundstlicken, 
die von einer Kreilitanstalt der im $ 1 Abs. 2 bezeichneten Art satzungsgemäss ohne 
besondere Ermittelungen bis zu einem grösseren Vielfachen beliehen werden können, 
das grössero Vielinche, sofern es jedoch den dreissigfachen Betrag tbersteigt, dieser 
Betrag massgebond, 

r Fir einzelne Bezirke kann durch Königliche Verordnung statt des Zwanzigfachen 
des Grundsteuerreinertrags ein das Vierzigfache nicht tbersteigendes grösseres Viel- 
(aches bestimmt werden. 

Art, #4. Zur Anlegung von Miündelgeld sind ausser den im $ 180% des. 
Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten Forderungen und Wertpapieren geeignet: 

1. die Rentenbriefe der zur Vermittlung der Ablösung von Renten in Preussen be- 
stehemlen Rentenbanken; 

9 (lie Schuldrerschreibungen, welche von einer Deutschen kommunalen Körper- 
schaft oder von der reditanstalt einer solchen Körperschaft oder mit. 
Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde von einer Kirchengemeinde oder 
einem kirehliehen Verband ausgestellt und entweder von seiten der Inhaber 
kündbar sind oder einer regelmässigen Tilgung unterliegen; 


u 








Sicherheits leiſtung 8 229-2323 


8229. Wer zum Zwede der Selbthilfe?) eine Sache wegnimmt, 
zeritört oder beihädigt oder wer zum Zwede der Gelbithilfe einen 
Verpflichteten, welder der Flucht vertädtig ift, feftnimmt oder 
den Widerftand des Berpflichteten gegen eine Handlung, die dieſer zu 
dulden verpflichtet iſt, bejeitigt, handelt nicht widerrechtlich⸗) wenn 
obrigleitliche Hilfe nicht rechtzeitig zu erlangen ift und ohne fofortiges 
Eingreifen die Gefahr beiteht, daß die Verwirklichung des Anſpruchs vers 
eitelt oder wejentlich erjhwert werde. 

8230. Die Selbfthilfe darf nicht weiter gehen, als zur Abwendung 
der Gefahr erforderlich iſt. 

Im alle der Wegnabme von Sadhen iſt, fofern nidt 
Zwargsvollitredung erwirkt wird, der dingliche Arreſt zu beantragen. 

Im Falle der Feſtnahme des Verpflidteten ift, jofern 
er nit wieder in Freiheit geſetzt wird, der perſönliche Sicherheitsarreit 
bei dem Amtsgerichte zu beantragen, in deilen Bezirfe die Feſtnahme 
erfolgt iſt; der Verpflichtete it unverzüglich?) dem Gerichte vor: 
juführen. 

Wird der Arreitantrag verzögert oder abgelehnt, jo hat die Rüd- 
gabe der weggenommenen Saden und die Freilaſſung des Feſtgenom— 
menen unverzüglich zu erfolgen. 

8231. Wer eine der im 8 229 bezeichneten Handlungen in der 
isrigen Annahme vornimmt, daß die für den Ausihluß der Widerredt- 
fihleit erforderlichen °°) Borausfegungen vorhanden jeien, ift - dem 
anderen Teile um Shadenserjage verpflidtet, auh wenn der 
Irrtum nicht auf Yahrlälligkeit beruht. 


Siebenter Abjchnitt. 


Simherheilsleiffung.') 


5232. Wer Sicherheit zu Teilten hat, Tann dies bewirken 
dvurh Hinterlegung?) von Geld oder Wertpapieren,?) 
Durch Verpfändung von Forderungen, die in das Reichs— 
Ihuldbud oder in das Staatsihuldbud eines 
Bundesitaats eingetragen [ind,*) 
Durch Berpfändung beweglider Saden,) 
durch Beitellung von Hypotheken an inländilhen Grund: 
ſtücken, 
durch Verpfändung von Forderungen, für die eine 
Hypothek an einem inländiſchen Grundſtücke beſteht, oder 
durch Verpfündung von Grundſchulden oder Renten: 
Ihulden an inländiſchen Grunditüden.®) 
Kann die Sidherheit niht in dieſer Weiſe geleijtet werden, 
fo ift die Stellung eines tauglihen Bürgen zuläffig.”) 


— 87 — 


Erläuterungen 
8 233 R 5. B. in Preußen fit Hinterlegtes Geld (nit auf: Wert: 


papiere) in das Eigentum des Fiskus über. 
v) 88 1257, 1273 ff. insbejondere 1278 ff. 
8 234 10) & 1807 Abf. 1 Nr. 2-4 und E. 212 (Landesgeieke. Für Breußen 
vgl. Seite 86 unterm Strid). | 
8 236 12) Reichsgeſ. vom 31. Mai 1891 betr. das Reichs ſchuldbuch. Über 
ae sn Zt 2 und die dort in 5 Landesgeſetze (fü 
12 . 2 und die dort in bezug genommenen La eſetze (für 
Breußen vol. Syte 86 unterm Gtrid). 
13 
8 239 1 765 ff, 771, 773. 
8 240 


15) d. h. wenn fie den 88 234, 236239 nicht mehr entipridt. 





8. die mit staatlieher Genehmigung ausgegebenen Pfandbriefe und gleichartigen 
Schuläverschreibungen einer Kreditanstalt der im Artikel 73 $ 1 Abs. 2 
bezeichneten Art; 

4. die auf den Inhaber lautenden Schuldverschreibungen, welche von einer Preussi- 
schen Hypotheken-Aktien-Bank auf Grund von Darlehen an Preussi- 
sche Körperschaften des öffentlichen Bechtes oder von Darlehen, für 
welche eine, solche Körperschaft die Gewährleistung übernommen hat, aus- 

egeben sind. 

ii Art. 75. $ 1. Eine in Preussen bestehende öffentliche Sparkasse kann 
durch den Regierungspräsidenten im Einvernehmen mit dem Landgerichtepräsidenten 
zur Anlegung ven Mündelgeld für geeignet erklärt werden. Die Erklärung kann 
zurtickgenommen werden. 

ie Erklärung und die Rücknahme sind durch das Amtablatt bekannt zu machen. 

$ 3. Ist vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs ein 

Sparkassenbuch ausser Kurs gesetzt, so ist zur Erhebung des Geldes die Ge- 
ne envormundes oder des Vormundschaftsgerichts erforderlich. 


migung des Geg . 
Art. 76. Im Falle des $ 1808 des Bürgerlichen Gesetzbuchs kann 


die Anlegung von Miündelgeld bei der Preussischen Zentralgenossenschaftskasse oder 
einer sonstigen Preussischen öffentlichen Bankanstalt (Landesbank, landschaftlichen, 
ritterschaftlichen Darlehnskasse usw.) und, wenn die von einer Preussischen Privat- 
bank ausgestellten ‘Wertpapiere durch den Bundesrat zur Anlegung von Mündelgeld 
für geeignet erklärt sind oder eine Preussische Privatbank nach Massgabe des Artikel 85 
für die Hinterlegung von Wertpapieren ala Hinterlegungsstelle bestimmt ist, bei einer 
solchen Privatbank erfolgen. 

Die Anlegung bei den ordentlichen Hinterlegungsstellen (Hinterlegungsordnung 
vom 14. März 1879, Gesetz-Samml. 8. 249, findet nicht statt. 





Sicherheitsleiftung 8 233-240 


8233. Mit der Hinterlegung erwirbt der Berechtigte ein Pfand» 
recht an dem hinterlegten Gelde oder an den hinterlegten Wertpapieren 
und, wenn das Geld .oder die Wertpapiere nad landesgejeglicher Bor: 
Ihrift in das Eigentum °) des Fiskus oder der als Hinterlegungsitelle 
beitimmten Anjtalt übergehen, ein Pfandredt an der Forderung auf 
Rüderftattung.?) 

8234. Wertpapiere find zur Sicherheitsleiſtung nur geeignet, 
wenn fie auf den Inhaber lauten, einen Aurswert haben und 
einer Gattung angehören, in der Mündelgeld angelegt werden 
darf.) Den Inhaberpapieren ſtehen Orderpapiere glei, die mit 
Blankoindoſſament verjehen find. 

Mit den Wertpapieren find die Zins-, Renten:, Gewinnanteil- 
und Erneuerungsiheine zu Hinterlegen. 

Mit Wertpapieren fann Sicherheit nur in Höhe von drei Vier⸗ 
teilen des Kurswerts geleijtet werden. 

8235. Wer durch Hinterlegung von Geld oder von Wertpapieren 
Sicherheit geleiftet Hat, ift berechtigt, das hinterlegte Gelb gegen ge- 
eignete Mertpapiere, die hinterlegten Wertpapiere gegen andere ge: 
eignete Wertpapiere oder gegen Geld umzutauſchen. 

8236. Mit einer Buchforderung gegen das Neid ober gegen einen 
Bundesitaat ) kann Sicherheit nur in Höhe von drei Bierteilen des 
Kurswerts der Wertpapiere geleiltet werden, deren Aushändigung der 
Gläubiger gegen Löſchung feiner Forderung verlangen kann. 

8237. Mit einer bewegliden Sade kann Sicherheit nur in Höhe 
von zwei Dritteilen Des Schägungswerts geleiltet werden. Sachen, deren 
Berderb zu bejorgen oder deren Aufbewahrung mit bejonderen Schwie- 
tigfeiten verbunden ift, fönnen zurüdgewielen werden. 

8238. Cine Hupoihelenforderung, eine Grundſchuld oder eine 
Rentenſchuld ift zur Sicherheitsleiftung nur geeignet, wenn fie den Bor: 
ausfeßungen entſpricht, unter denen am Orte der Sicherheitsleiſtung 
Mündelgeld in Hypothekenforderungen, Grundſchulden oder Renten⸗ 
ſchulden angelegt werden darf. 12) 

Eine Forderung, für die eine Siherungshypothet®) be: 
ſteht, ift zur Sicherheitsleiftung nihtgeeignet. 

8239. Ein Bürge ift tauglid, wenn er ein der Höhe der zu 
leitenden Sicherheit angemefjenes Vermögen beſitzt und feinen allge: 
meinen Geritsitand im Inlande hat. 

Die Bürgichaftserflärung muß den Berziht auf die Einrede der 
Vorausklage enthalten.!*) 

8240. Wird die geleitete Sicherheit ohne Verſchulden des Be: 
rechtigten ungureihend,!°) fo ift fie zu ergänzen oder anderweitige Sicher⸗ 
heit zu leilten. 


_—- 89 — 





ir 


s 216 
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Erläuterungen 


+) vgl. Anhang 1 zu 8 241, insbejondere: 
I. Brieıe über die Begriffe Recht der Schuldverhältniffe — 
achenrecht, 
II, Inhalt der „Forderungsrechte“ — Inhalt der „dinglichen Rechte“, 
Ill, Schuldverträge — Dingliche Verträge, 
IV, Abſtrakte Rechtsgeſchäfte, 
V. Einteilung des „Redts der Schuldverhältniſſe“ 
VI. tee der geſetzlichen Beftimmungen durch Parteiver⸗ 
einbarung, 
VII. Werhältnts zum früheren Rechte LOIDeE BON GEDORIEINIEN), 

ta) vgl. Anbang 1 zu $ 241 unter I zu B. II. V—VII. 

=) &8 133, 138, 157, 267, 315—319. 

#3) Das „nur“ ift das Entjcheidende; 3. B. eine Tonne Weizen, 10 Kilo 
Ha „Hafer des Gutes P.“ ift aud) noch „Gattungsſache“. — gl. Note 2 
zu & 91. 

4) Bejondere Vorjegriften 88 279, 300, — für Gattungstau 480, 491, 
— Gatiungsvermädtnis 88 2155, 2182, 2183, — ferner 8 360 .. „Wird 
eine nur der Gattung bejtimmte Ware geihuldet, jo tft Handelsgut mitt: 
lerer Art und Güte zu leiften.“ 

) Bei der Vorſchrift des N 243 ijt der gewöhnliche Yall vorausgeſetzt, 
daß die Nuswahl dem Shuldner (nit Fraft bejonderer Vereinbarung 
dem Gläubiger) zufteht. Hat der Schuldner aus der Gattung eine beitimmte 
Sade ausgewählt und fie dem Gläubiger angeboten, oder der 
Bot, Eijenbadn ufw übergeben, jo hat er das „feinerfeits Erforder- 
liche getan”; er [huldet dann nicht mehr eine „Gattu sface“, fondern die aus- 
gemählte beftimmte Gade (fogen. „Konzentration“ des Shuldverhält- 
nilles). Dies ijt widtig für den „Ubergang der Gefahr“ der Sade (88 275 
bis 278, 279, 300,.447, 644, 651. 
| °) Alſo in Gold oder in (bis auf weiteres dem Golbe gteingelteltten) 
Talern. Niemand ar verpflichtet, Neihsfilbermünzen (Gegenlag: Taler) im 
Tetrage von mehr als 20 ME. und Nidel oder Kupfer im Betrage von mehr 
als 1 ME, in Zahlung zu nehmen. Reichskaſſenſcheine (5, 20, 50 ME.) oder 
Banlnoten braudt niemand zu nehmen. vgl. Art. 9 Münzgeleb. 

h Vor Sauntiall de Zinfen“ find „Geld“-Zinfen. Es ift aber 

5) Der uptfa t „Zinien“ ‚Geld“-Zinfen. Cs t au 
ein „Zins"-BVerjpreden, wenn ein Bade ih von einem anderen 10 Sr 
Eier borat und fi verpflichtet, 11 Schod zurüdzugeben 2 1. 88 607 ff.). — 
Die „Dividenden“ von Altiengejelllhaften find, obgleich ſie aud in „PBro- 
zenten“ beitimmt zu werden pflegen, nit „Zinjen“ im Redtsfinne, ſondern 
„Gewinnanteile‘; auch die jogen. „Amottilationsquoten“, die in „Prozenten“ 
beitimmt zu werden pflegen bei — find nicht „Zin⸗ 
ſen“, ſondern „Rüdzahlungen” auf das Kapital; fie „verjähren“ jedoch wie 
Zinſen ($ IST „Miet: und Badıtzins“ fallen felbjtverftändlich nicht unter 
den hier in Rebe ftehenden Begrif „Zinſen“. — Über Verjährung von Zinſen 


S$& 197, 224. — Die Höhe der vertragsmähigen Zinjen zu beſtimmen, iſt Sache 
ber „freien Vereinbarung“ der Parteien, er: nit Die orihriften gegen 
den Murder ($ 138 und Gej. vom 24. Mai 1880 und 19. Juni 1893 vgl. E. 39, 
47) und etwaige bejondere Vorſchriften, 3. B. betreffend gewerblide Pfand: 
leiber end Pfandleihanſtalten (E. 94), entgegen jtehen. Cine 
Uusnahme von der Zinjenfreiheit ferner 8 247. — Gejegliche Zinjen find: 
Verzugszinſen (3 288—290), Prozekzinten (8 291); vgl. ferner die in den 
SS 256, 347, 452, 641 Ab]. 2, 668, 698, 820, 849, 1133, 1834 und in anderen Gejegen 
beitimmten Fälle der Zinspflidht. — Über Zinjen nad; Handelsredht SS 352 ff. 
HR, Dana ift insbejondere die Höhe der „geſetzlichen“ Zinjen mit 
Einihluß der taugsainen bei „beiderjeitigen SHandelsgeihäften“ 


5%, Derlelbe Zinsjag gilt, wenn im HG%B. bei BEL IdEN Handels: 
geſchäften bie Werpflitung zur Zinszahlung ohne Beltimmun rt Höhe aus: 
geiprocen ilt, 2, 3 S 354 Abf. 2; abgelehen hauen ilt bei „einjeitigen“ 
Handelsaeihäften aud 8 246 BEB. — Wechſelſchulden f 


4Er0N 


nd mit 6% zu ver: 


nn en DE —— [wu 


18 241-2347 


Zweites Bud. | 
Recht der Schuldverbältnifie.” 


Erſter Abfchnitt. 
Inhalt der Sıhuldverhältnilfe. 








Erfter Titel. Werpflißtung zur Teiſtung. 


ERAL. Kraft des Schuldverhältniſſes ift der Gläubiger berechtigt, 
von dem Schuldner eine Leiltung zu fordern. Die Leiftung kann aud 
in einem Unterlafien beitehen.!e) 

8242. Der Schuldner ift verpflichtet, Die Leiftung jo zu bewirken, 
wie Treu und Glauben mit Rüdfiht auf Die Verfehrsfitte es erfordern.?) 

8 243. Wer eine nur °) der Gattung nad) beitimmte Sache jchuldet, 
hat eine Sade von mittlerer Art und Güte zu leiſten.) 

Hat der Schuldner das zur Leiſtung einer ſolchen Sade feinerjeits 
Erforderliche getan, fo beſchränkt ſich das Schulvverhältnis auf 
dieſe Sade:) 

8244. It eine in ausländifher Währung ausgebrüdte Geld: 
Ihuld im Inlande zu zahlen, jo kann die Zahlung in Reihswährung °) 
erfolgen, es fei denn, daß Zahlung in ausländiiher Währung ausdrüd- 
lich bedungen ift. 

Die Umrehnung erfolgt nad dem Kursmwerte, der zur Zeit der 
Zahlung für den Zahlungsort”) maßgebend ilt. 

8245. Iſt eine Geldihuld in einer beitimmten Münzjorte zu 
zahlen, Die fi zur Zeit der Zahlung nicht mehr im Umlaufe befindet, 
lo ift die Zahlung fo zu leiften, wie wenn die Münzjorte nicht bejtimmt 
wäre. 0 | 
246.5 eine Schuld nad Geſetz oder Rechtsgeſchäft zu vers 
jinien, jo find vier vom Hundert für das Jahr zu entrichten, jofern nicht ” 
ein anderes beitimmt ift.°) , 

8247. Iſt ein höherer Zinsjak als ſechs vom Hundert für das Jahr „..i.. 
vereinbart, jo kann der Schuldner nad) dem Ablaufe von jehs Mo— 
naten das Kapital unter Einhaltung einer Kündigungsfriit von jehs X 
Monaten Tündigen?) Das Kündigungsteht fann nit durd) Vertrag _ 
ausgefhlojjen oder beichränft werden. 

Diefe Vorſchriften gelten nicht für Schuldverſchreibungen auf den 


Inbaber.!°) 


N 
x um 


— 91 — 


Erläuterungen 


ginfen, Deihfelorbnung 5, 51): — Soweit in Landesgefegen, die neben 

Kraft Di keibe en, die tzinfung einer Schuld mit mehr als 4% 
ver elhrieben it it in Preuß Ben (AO. Art, 10, 3. B. $ 36 Enteignungs- 
geleg vom 11. uni 1874, 8 16 BPfandleih-Gel. vom 17. ärz 1881) Ber: 
et zu Br ein, ebenfo in Bayern (Übergangsgel. Art. 3), in Sachſen 


?) "S 187, 188. Denn „Wucher“ vorliegt (8 138), iſt das Geſchäft über- 
haupt „mi — . 89, 4 


ervon ift au unterjdeiden: Die nahträglid d. h. nah Ein- 
tritt ber Fälligkeit der Zinſen getroffene Vereinbarung, daß die nunmehr 
rüchſtändi en“ Zinſen wieder —— Jen. ine folde , mmerein- 
harung“ if t allgemein zuläffig. — vgl. — über „Binfeszins“ 
ER Die Ans ahmen {np — da Intereſſe der Schuld 
1 iefe Ausnahmen find n en das Intereffe der uldner. 
De or Anhang 13 3 2u0 (Al meines über Schadenserfjak). 
efittet ift nicht —S 
KLohnt Heritellung die Aoften nich, it Gelb zu nehmen Deine 
Pflichte ey. Wer 3. 8. die in einem 50 Pfenni taufte Vaſe eines 
anderen in 30 Stücke zerbricht, Tann, da NA —* —S Kitten) mehr als 
50 Bf. koſten würde, adenserla durch Zahlung von 50 Piennigen und 
etwaiger. fendungsfoften für Anſchaffung einer anderen Vaſe leiten. 

l. Anhang 1 zu 8 241 unter II. — Aus $ a Tolat, 1 daß das jogen. 
Affektionsin ntereſſe, Der ert der bejonderen —— dem zu leiſten⸗ 
den — * nicht berdfichtt —— darf. „Durd b das Geje der, be- 

5 er 


jtimmte Fälle“, in denen Gel idigung auch & fr den nicht 27 
mögen betreffenden ir en gewährt, © d, find: $ 
— bei Beleldigungen Fr 


1715 Abſ. 1 Saß 2. vgl. ferner StrGEB. —* 
—— und die aan gr Bor Hritten über den „Schuß 
es ge tigen Eigentums“. rvorzu Kr daß im 8 253 nur 
vr Pr auf Gelb, ntj ung 9 pro en vn * t aber 
der nach 8 249 gegebene — 5— a jeder gefellung des früheren 
Zuſtandes, falls und ſoweit eine Herſtellung möglich iſt. 
254 gilt für alle gälle von © abenserlagpflict, 
fie auf Vertrag oder auf Defekt (unerlau Anblungen 88 823 if, 
Sa ee a) beruhen. — Berihulden des Beihädigten bebeutet eine 
ord en op „sa nelälfieg, ( 276) Hanzlung oder nenn been 
(bäb en. Wenn alſo der Beihädigte ein Kind unter 7 ren it, 
ommt gemäß 8 828 Abſ. 1 der $ 254 nicht zur Anwendung. ven, Ä = 
dDigten zwiſchen 7 und 18 Jahren, fowie bei —ã — 
Anwendung des 8 254 davon ab, ob fie die nach 8 828 Abſ. 2 —— — Ein⸗ 
icht" ben en. — 8 254 findet auch Anwendung, nicht bloß wenn der un⸗ 
mittelbar Beſchädigte, — F der körperlich —* te, ſondern auch wenn 
be in den Fällen der 88 844, 845 der mittelbar ee fraft eigenen 
ts Schadenserſatz for tt. Der Anſpruch des „Unterhalts: oder Dienit- 
Geretigien‘ nad 83 844, 845 iſt alſo — oder gemin⸗ 
dert, wenn entweder dem ßeigtegen oder ſelbſt ein 
eigenes Verihulden zur Laft fällt (3 B. der Water, der von feinem 
Eohne Unterhalt bezieht, unterläßt es ſchuldhaft, einen geeigneten 
Arzt zur SHilfeleiftung bei durch Die ul eines anderen ver- 
letzten Sohne ——— und der a Sohn irbt infolgedeflen, während er durch 
eıne gewöhnliche ration hätte gerettet werden fönnen). Wenn ein 
Dienituerp lichteter im Salle Des 8 618 es unterläßt, den Dienitherrn Darauf 
aufmerljam zu mache B,die von ihm zu benugenden Vorrichtungen oder 
—— tet u, io geiftt ihn im Ban er dadurch Schaden erleidet, 
mitmirtendes Wenn ein Gaſt in einem Schanklofal in päter 
Stunde de, nachdem Hr die Treppen: u KR Beleuchtung ausgelöſcht iſt, im 
Dunkel die Dr Kieler aufludht, ohne Lit zu fordern, und Schaden 
leidet, jo it das fein „mitwirtendes Verſchulden“, das es rechtfertigt, ihm 
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8248. Eine im voraus getroffene Vereinbarung, daß fällige 
Zinfen wieder Zinjen tragen jollen, iſt nichtig.) 

Spartajien, Kredbitanftalten und Anbaber von 
Bankgeſchäften tönnen im voraus vereinbaren, daß nicht erhobene 
Zinſen von Einlagen als neue verzinsliche Einlagen gelten jollen. 
Kreditanftalten, die berechtigt find, für den Betrag der von ihnen ge 
währten Darlehen verzinsliche Schuldverfchreibungen auf den Inhaber 
auszugeben, fönnen fi bei ſolchen Darlehen bie Verzinſung rückſtändiger 
Zinſen im voraus verſprechen laſſen.?) 

249. Wer zum Schadenserſatze verpflichtet ift,s) hat den Zuftand 
-herzuftellen, der beitehen würde, wenn der zum Erſatze verpflichtende 
Umſtand nicht eingetreten wäre. ft wegen Verlegung einer Perſon 
oder wegen Beihädigung einer Sache Schadenserjat zu Teiften, ſo fann 
der Gläubiger ſtatt der Herftellung den dazu erforderlichen Geldbetrag 
verlangen. 

8250. Der Gläubiger kann dem Grfabpflichtigen zur Herjtellung 
eine angemeflene Friſt mit der Erklärung beitimmen, daß er die Hers 
itellung nad) dem Ablaufe der Srift ablehne. Na dem Ablaufe der Friſt 
fann der Gläubiger den Erjat in Geld verlangen, wenn nicht. die Her- 
ſiellung ee erfolgt; der Anfpruh auf die Herftellung it 
ausgeſchloſſen. 

251. Soweit die Herſtellung nicht möglich oder zur Entſchädi⸗ 
gung Des Gläubigers nit genügend ift,!*) hat der Erjaspflichtige den 
Gläubiger in Geld zu entichädigen. 

Der Erfatpflihtige kann den Gläubiger in Geld entichädigen, 
wenn Die Herftellung nur mit unverhältnismähigen Aufwendungen 
möglidh ijt.!°) 

5252. Der zu erjegende Schaden umfaßt auch den entgangenen 
Gewinn. Als entgangen gilt der Gewinn, welder nad dem gewöhn- 
lien Laufe der Dinge oder nad den beſonderen Umſtänden, insbe- 
ſondere nach den getroffenen Anſtalten und Vorkehrungen, mit Wahr: 
iheinlichleit erwartet werden fonnte, 


8253. Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensſchaden ift, 
kann Entihädigung in Geld nur in den durch das Geje beitimmten 
Fällen gefordert werden.'*) 

8 Hat bei der Entſtehung des Schadens ein Verſchulden ı7) 
des Beihhädigten mitgewirkt, fo hängt die Berpflihtung zum Er: 
lage jowie der Umfang des zu leiltenden Erfakes von den Um: 
tänden, insbejondere davon ab, inwieweit der Schaden vor- 
wiegend von dem einen oder dem anderen Teile verurſacht 
worden ijt.!°) 

Dies gilt aud) dann, wenn fih das Verſchulden des Beihädigten 
Darauf beſchränkt, daß er unterlaffen hat, den Schuldner auf die 
Gefahr eines ungewöhnlih Hohen Schadens aufmerkſam 
gu maden ,') die der Schuldner weder fannte noch kennen mußte, 
oder daß er unterlaffjen hat, ven Shadenabzumwenden oder 
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von jeiner (im übrigen etwa begründeten) Schadensforderung einen Teil ab- 
zuſprechen. Im Betreten einer nicht beleuchteten Treppe, deren Mangelhaftig— 
leit der darauf Schaden Erleidende kennt, fann ein Ton jedes Cr esanlpruds 
verluitig madendes „alleiniges Verſchulden“ gefunden werden. — im alle 
vs 5 254 den Beihäbdiger ein Verſchulden trifft, oder ob diefer ohne 
Verihulden für den Schaden haftet (3. B. 88 833, 835, 904 ufw.), ijt 
aleichgültig. 

13) Maßgebend für die Abgrenzung der Erſatzpflicht bei mitwirtendem 
Berjhulden des „Beſchädigten“ ift aljo nicht Die Schwere des Verſchuldens“ 
auf der einen oder anderen Geite, jondern die Feititellung, weilen Verhalten 
die überwiegende „Urſache“ des dens geweien ilt. In der Regel wird 
allerdings die Frage, wer den Schaden vorwiegend „verurſacht“ Hat, mit der 
‚Frage, wer ihn „verichuldet“ Hat, zujammenfallen. Cs ilt dies aber nicht not- 
wendig der Fall. Die in der Kegel vorliegenden verſchiedenen Schadensurfadhen 
ind gegen einander — Ganz — ige werden auszuſcheiden fein. 
Wenn auf feiten des „Beihadigten“ zwar an id erhebliche, aber doch weniger 
erheblide Schadens urfadhen als auf Seiten des „Beſchädigers“ vorliegen, 
wird dies in der Weile zum Ausdrud zu bringen fein, dat der Beichädiger den 
größeren Brudteil des Schadens dem Beldäbigten zu erjegen t, 
letzterer im übrigen mit feiner Schadenserſatzforderung abzuweiſen iſt. — Das 
Reichsgericht hat qusgeſprochen: „Nicht zwiſchen einem „Verſchulden“ des 
Verletzten einerſeits und einem „Verſchulden“ des Eiſenbahnunternehmers 
oder eines ſeiner Angeſtellten andererſeits iſt die in 8 254 vorgeſchriebene 
Abwägung vorzunehmen, ſondern 8 1 Haftpflichtgeſetz iſt in ſeiner praktiſchen 
Bedeutung u 9 254, 846 BGB. von vornherein injofern eingeſchränkt, als 
ſchon die Urlädhlileit der „allgemeinen Gefährlichkeit“ des 
Eijenbabnbetriebes einerjeits und ein eigenes „Beriäulden des 
Verlegten“ andererjeits gegeneinander abgewogen werden müllen, ſodaß 
insbejondere bei nur jehr geringem Verſchulden tes Verlegten dieſem bezw. 
jeinen Hinterbliebenen wenigitens ein Teil des Schadenserſatzes zuzuſprechen 
jein würde, — wenn garkein Verſchulden auf der anderen 
Seite (beim Eiſenbahnunternehmer) im Spiele war.“ 

1#) Der Droſchkenkutſcher, der ſchuldhafter Weile die feſt vereinbarte 
Zeit zur — eines Fahrgaſtes verſäumt, der Abſender einer Geldſumme, 
der ſchuldhafter iſe die — Abſendung verſäumt, braucht den durch 
die Verſpätung dem Fahrgaſt, dem Empfänger des Geldes entſtehenden „unge⸗ 
wöhnlich Hohen“ Schaden nur dann zu erſetzen, wenn er vorher auf die Gefahr 
eines jo hohen Schadens aufmerkſam gemadt ilt. 

20) Der Beihädigte ift alfo unter allen Umjtänden und bei Vermeidung 
mindeftens teilweilen Verluſtes feiner Schadenserjagforderung verpflichtet, 
das nad) Qage der Mögliche und Erforderlide zur Ubwendung oder 
Minderung des Schadens zu tun, 5. B. der Eigentümer eines durd) die 
‚unten einer Rofomotive in Brand gefegten Waldes muß zur Erhaltung 
eines Schadenserfaganiprudjs gegen ie Bahnverwaltung nad) Möglichkeit 
löſchen und retten. — Der körperlich nee der ſich weigert, ji) in einem 
hirurgiiden Lazarett behandeln zu laſſen ich einer gewöhnliden Operation 
ober einer Kur in einem medikome nice Inftitut zu unterziehen, und 
dadurd die Herjtellung feiner Erwerbsfähigteit verhindert, fann durd dieſe 
Weigerung feinen Schadenserjaganiprud; gegen denjenigen, der ihm die Kör— 
perverlegung zugefügt hat, verlieren oder wenigitens mindern. — Der Eigen: 
tiümer A einer von ihm dem B vermieteten und bei diefem auf Antrag des C 
megen einer Yorderung des C gegen B im Wege der Zwangsvoll— 
tredung gepfändeten und demnächſt verjteigerten Sade fann zwar immer 
von © Die Se —— des Verjteigerungs - Er löjes aus dem Rechtsgrunde 
ver „ungeredtfertigten Bereicherung“ fordern (S 816 Abſ. 1 und Note 17); 
der meitergehenden „Shadenserjat“-sorderung des A fann aber C, 
ielbit wenn diejem ein „Berjhulden“ nacdgewielen werden könnte (fahr: 
ölftge" Pfändung einer micht feinem Schuldner B, jondern einem Dritten A 
achörigen Sade), den Einwand des „mitwirfenden Verſchuldens“ entgegen: 





[4 
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zu mindern.?) Die Vorſchrift des 8 278 findet entiprehende An- 
wendung. 

8255. Wer für den Verluft einer Sache oder eines Rechtes 
Schadenserſatz zu leiften hat, ift zum Erfage nur gegen Abtretung der 
Anſprüche verpflichtet, die dem Erfatberechtigten auf Grund des Eigen: 
tums an der Sache oder auf Grund des Rechtes gegen Dritte zu— 
jtehen.??) 

8256. Wer zum Erſatze von Aufwendungen verpflichtet ijt,””) 
hat den aufgewendeten Betrag oder, wenn andere Gegenjtände als Geld 
aufgewendet worden find, den als Erja ihres Wertes zu zahlenden Be- 
trag von der Zeit der Aufwendung an zu verzinfen. Sind Aufwen- | 
dungen auf einen Gegenftand gemadjt worden, der dem Erfaßpflichtigen 
herauszugeben ift, jo find Zinſen für die Zeit, für welde dem Erſatz 
berechtigten die Nutungen oder die Früchte des Gegenftandes ohne Ver: 
gütung verbleiben, nicht zu entrichten. 

3257. Mer beredtigt iſt, Erfag für Aufwendungen zu verlangen, 
die er für einen beftimmten Zweck madt, fan, wenn er für diefen Zweck 
eine Verbindlichkeit eingeht, Befreiung von der Berbindlichleit ver- 
langen. Iſt die Verbindlichkeit noch nicht fällig, jo fan ihm der Erfjaß- 
pflichtige, ftatt ihn zu befreien, Sicherheit leiſten. 

5258. Wer bereditigt ift, von einer Sade, die er einem anderen 
herauszugeben. hat, eine Einrihtung wegzunehmen,?°) hat im alle der 
Megnahme die Sache auf jeine Koiten in den vorigen Stand zu jeßen. 
Erlangt der andere den Belt der Sache, jo ilt er verpflichtet, Die Weg⸗ 
nahme der Einrichtung zu geitatten; er fann die Geitattung verweigern, 
bis ihm für den mit der Wegnahme verbundenen Schaden Sicherheit 
geleiltet wird.?*) 

8259. Wer verpflichtet ijt, Über eine mit Einnahmen oder Aus⸗ 
gaben verbundene Verwaltung Rechenſchaft abzulegen,?’) hat dem Be- 
rehtigten eine die genurdnete Zujammenitellung der Ein- 
nahmen oder der Ausgaben enthaltende Rechnung mitzuteilen und, 
ſoweit Belege erteilt zu werden pflegen, Belege vorzulegen.?°) 

Beiteht Grund zu der Annahme, daß die in der Rechnung ent- 
Baltenen Angaben über die Einnahmen nicht mit der erforderlichen 
Sorgfalt gemacht worden find, jo hat der Verpflichtete auf Verlangen 
den Offenbarungseid dahin zu leiten: 27) 

dab er nad) beitem Willen die Einnahmen 28) fo vollftändig angegeben 
habe, als er dazu imſtande ſei. 

In Ungelegenheiten von geringer Bedeutung”) beiteht 
eine Verpflichtung zur Leijtung des Offenbarungseids nicht. 

8260. Wer verpflichtet ijt, einen Inbegriff von Gegenfländen 
herauszugeben oder über den Beitand eines ſolchen Inbegriffs Auskunft 
zu erteilen, Hat dem Berechtigten ein Berzeihnis des Beitandes vor- 
zulegen.?®) 

Beiteht Grund zu der Annahme, daß das Verzeichnis nicht mit der 
erforderlihen Sorgfalt aufgeitellt worden iſt, jo hat der Verpflichtete 
auf Verlangen den Offenbarungseid dahin zu leiten: 
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Erläuterungen 


feten, bejtehend in der Unterlaffung rechtzeitiger Anträge auf Einitellung der 
Zwangsvollitredung in die ihm gehörigen Sade 


n. 
1) 3. B. die Feuerverſicherungsgeſellſchaft kann von dem Berfidherten 


im Falle eines Brand Die Leiſtung des Schadenseri; bes davon abhängig 
machen, daß ihr der cherte die ihm gegen den Branditifter zujtehenden 
Schadenserſatzanſprüche abtritt. 

22) pngl. Sadregifter unter „Aufwendungen“. 

3 vgl. — unter ‚Wegnahme“. 3. B. der Mieter einer Woh- 
nung, ver elektriſ lodenzüge, — uſw. hat anlegen laſſen, kann 
die — — wegnehmen, vgl. 8 547. 

24 

25) 3. 8. der Beauftragte, Bormund, Teltamentsvollitreder. vgl. Sad): 
regilter unter „Rechenſchaftsablegung“. 

20) Mer die Erfüllung der ihm nad) 8 259 obliegenden Verpflichtungen 
au Unreht verweigert, wird auf „Klage“ zur Rechnungslegung ufw. ver: 
urteilt. Aommt er aud) dem rechtskräftigen Urteile nit nad, fo fann er 
dazu durch Gelditrafe bis 1500 DIE. oder af bis 6 Monaten angehalten werden 
(SS 888, 913 3 >); Hat er eine , u de“ ſich darftellende „Kechnung mit 
Belegen" mitgeteilt, jo fann der Glä iger nit mit der allgemeinen Be: 
hauptung, die Rechnung fei „unvollitändig”, weitere Zwangsmaßregeln (Geld: 
jtrafe, Haft), ſondern nur die Leiltung des „Offenbarungseides“ gemäß 8 259 

bj. 2 beantragen. 

27) Daß ein folder „Grund“ vorliegt, muß derjenige beweijen, der den 
Offenbarungseid fordert. 

23») Nur die „Einnahmen“ brauden beſchworen zu werden, 
denn wenn der zur Rechnungslegung Berpflidhtete die „Ausgaben“ nidt 
belegen oder fonft den fann, Jo it das lediglich |ein Schade, weil fie ihm 
dann eben nicht gutgeldrieben werden. 

29) worüber richterliches Ermeſſen entſcheidet. 

30) Uber „Inbegriff“ vgl. Anhang 1 zu 8 90 unter I. In 8 260 iſt 
jedoch unter Inbegriff nicht blog eine ſogen. „Sahgelamtheit“, die unter einem 
emeinfamen Namen zufammengefaßt zu werden pflegt (3. B. Herde, Bibliothet, 

utsinventar) zu serfichen, jondern jede Mehbrheitvon Vermögens: 
gegenftänden, bei der der Bereihtigte nad) dem obwaltenden Verpflich⸗ 
tungsarunde nit in der Lage ilt, die einzelnen Gegenitände zu begeidh- 
nen, Anmwendungsfälle des 8 260 find z. B. die Verpflichtung des Ehemannes, 
des Wormundes zur Herausgabe des mögens der Cheirau, des Mündels 
(85 1421, 1890), — 88 314, 987, 1990 Abi. 1 Satz 2, 2130 uſw. vgl. ferner 
adhregilter unter „Austunft“ (Hauptfall $ 2028). 

»1) auf Grund eines dazu verurteilenden rechts räftigen Urteils. 

#2) als Handlung der „Treiwilligen Gerichtsbarkeit“; vgl. 88 889 3PO. 
und 88 79, 163 RFG. 

2) jogen. Wahlſchuld (Alternativobligation); 5. B. der Bilderhändler A 
verfauft dem B eines von zwei in feinem Laden befindlichen Bödlinichen 
Gemälden für 30 000 ME. Hier Hat im Zweifel A die Il, weldjes Gemälde 
er liefern will. Zu unterjdeiden von der Wahlihuld it Die Gattungsihuld 
(Huswahl aus der Gattung), Note 5 zu 8 243, ferner der Fall, daß nureine 
—* geſchuldet wird, der Schuldner aber ſich von dieſer einen 
Schuld en eine andere Leiltung befreien fann, 5. B. 8 251 Abi. 2 (Geld 
ſtatt Heritellung), oder der Gläubiger beredtigt ik eine andere Leiltung 
zu fordern, 3. 3. $ 340. Zu unterjheiden von der „Wahlſchuld“ ift ferner 
die „Beitimmung der Leitung durch eine Bartei oder einen Dritten“ 
(S$ 315319). — Die Vereinbarung: „Der gemietete Bagger ift vom Mieter 
entweder in Danzig oder in Berlin”, — „entweder im SHerbit diefes oder im 
Herbit nächſten ihres“ zurüdauliefern, enthält eine „Wahlihuld“ (in bezug 
auf Erfüllungsort und Erfüllungszeit) im Sinne des 8 282. 

34) Über die „Erklärung“ der Wahl („empjfangsbedürftige 
Willenserklärung“) und die Wirkſamkeit der Erklärung vol. Anhang 1 
zu $ 116 und 88 130-132. Die Erklärung kann auch durch „Ichlüffige Hands 
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daß er nach beitem Willen den Beitand fo vollftändig angegeben habe, 
als er dazu imijtande jet. 

Die Vorſchrift des 8 259 Abi. 3 findet Anwendung. 

8261. Der Offenbarungseid ijt, jofern er nicht vor dem Prozeß⸗ 
gerichte zu leiſten ift,??) nor dem Amtsgerichte des Ortes zu Teilten,’?) 
an welchem die Verpflichtung zur Rechnungslegung oder zur Borlegung 
des Verzeichnifles zu erfüllen iſt. Hat der Berpflichtete feinen Wohnfig . 
oder jeinen Aufenthalt im Inlande, jo fann er den Eid vor dem Amts⸗ 
gerihte des Wohnfites oder des Aufenthaltsorts leiten. 

Das Gericht kann eine den Umftänden entiprehende Anderung der 
Eidesnorm beidhließen. 

Die Koften der Abnahme des Eides hat derjenige zu tragen, . 
welcher die Leiltung des Eides verlangt. 

5 262. Werden mehrere Leiltungen in der Weife geſchuldet, daß 
nur die eine oder die andere zu bewirken ijt, jo jteht das Wahlrecht im 
3mweifeldem Schuldner zu.) 


8 263. Die Wahl erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen 
Teile.’*) 

Die gewählte Leiftung gilt als die von Anfang an allein ge- 
Ihuldete. 


8 264. Nimmt der wahlberechtigte Schuldner die Wahl nicht vor 
dem Beginne der Zwangsvollitredung vor, jo fann der Gläubiger 
die Zwangspollfttedung nad feiner Wahl auf die eine oder auf die 
andere Leiltung richten; der Schuldner kann ſich jedoch, jolange nicht der 
Gläubiger die gewählte Leitung ganz oder zum Teil empfangen hat, 
durch eine der übrigen Leiltungen von feiner Verbindlichkeit befreien. 

It Der wahlberechtigte Gläubiger im Berzuge,:) fo Tann der 
Schuldner ihn unter Beitimmung einer angemefjenen Frift zur Vor: 
nahme der Wahl auffordern. Mit dem Ablaufe der Friſt geht das Wahl- 
zeht auf den Shuldner über, wenn nit der Gläubiger rechtzeitig 
die Wahl vornimmt. 

265. Iſt eine der Seiftungen von Anfang an unmöglid oder 
wird fie ſpäter unmöglid, fo beſchränkt fi das Schuldverhältnis auf die 
übrigen Leiftungen. Die Beſchränkung tritt nicht ein, wenn die Leiltung 
infolge eines Umjtandes unmöglich wird, den der nicht wahlberedhtigte 
Teil zu vertreten hat.?°) 

8266. Der Schuldner ift zu Teifleiftungen nit berehtigt.?”) 

8267. Hat der Schuldner nit in Perjon zu leiſten, jo kann auch 
ein Dritter die Leiltung bewirken, Die Einwilligung des Schuldners 
ift nicht erforderlich). 

Der Gläubiger fann die Leiltung ablehnen, wenn der Schuldner 
widerjpridt.’?) 

268. Betreibt der Gläubiger die Zwangsvollftredung in einen 
Dem uldner gehörenden Gegenitand, jo ijt jeder, der Gefahr Läuft, 
dur die Zwangspollftredung ein Recht an dem Gegenjtande zu ver: 
lieren, berehtigt, den Gläubiger zu befriedigen.) Das gleiche Recht 
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— & B. durd) Le ih ungeines der een Gegenstände erfolgen. 
Die erfolgte Erflärung iſt unmwiderruflid, nn der Schuldner nit wählt 
und —38 muß der Gläubiger im Beiſpiele der Note 33 klagen: auf Leiſtung 
„eines der beiden Böcklinſchen Bilder“. Der Schuldner kann dann noch bis 
um Beginne der Zwangspolljtredung gegen ihn „wählen“; das Wahl: 
recht gel ti u. Ar es 264 verloren. 
gs 264 35) Der Gläubiger ift nad 8 262 nur wahlberedtigt, 
wenn es abet en oder aus den Umijtänden Elar erhellt. 
z 265 so) 88 275— ‚325 
8 266 87 Gläubiger it it aerpitiätet, Abſchlagszahlungen anzu: 
nehmen. Nach Wechſe ao ‘ A der Inhaber des jels eine Teilzahlung 
annehmen. Art. 38 
g$ 267 38) Der Sch ne in Zweifel“ in len zu leiſten: " B. bei 
Dienjtverträgen a 613), — 9 664), bit auch beim Werkvertrage 
(vgl. Anhang 2 zu 8 631 umier C am Falls es bei der Leiftung nit 
auf bie erjönlidtleit des uldners — kann nach 8 267 jeder 
teiligte Dritte an Stelle des Schuldners, ſelbſt o ohne deilen Einwilligung, 
leiten und dadurd das ae zum Crlö ringen ($ 362). 
Alſo in dem häufigiten alle der „Geldſchuld“ muß der Gläubiger die ihm von 
einem beliebigen Dritten für den Schuldner — — 
bei Vermeidung der Folgen des Annahme-Verzuges ie nn jedod 
der Schuldner der Leiltung durch einen Dritten wider it braudt an Fr 
biger die ung nit anzunehmen; er fann es aber, wenn er will. — 
Rehtsperhältnis zwiſchen dem (für den Schuldner leiltenden) Dritten es en 
Schuldner jelbit, ir t, entſcheidet a nad) den Umjtänden des alles. Die 
von einem Drit n Chezahlte orderung Des A gegen B geht nidt 
ohne N auf C über. Es kann „Schenkung“ vorliegen, 4. B. der 
Onkel bezahlt Ne rs bes Neffen, — „Geſchäftsführung ohne uftrag“ 
88 677 ae z reund bezahlt den älligen Mietzins des plötzlich 
verreiſten 1) es. In Den beiden Fällen geht die bezahlte Yorderung 
nidt auf den — a oder Freund über; der zahlende freund kann 
jedod vom Freunde Er 8 688, mindejtens "aber aus dem echtsgrunde 
der „ungerechtfertigten rn (85 8 812 ff.) fordern. Falls der Bürge 
für den Haupt Fre ner a, geht ie Forderung auf ihn über ($ 774). vgl. 


6* 8 268 U 43, 

$ 268 30 I. e eng 39 zu 8 268 (Ablöjungsrecht). 

40 N 372 Tf., 387 ff. 

+1) Note 38. "8 401. 

42 vgl. Note 92 zu $ 1150, Note 22 zu 
gs 269 3)—45) vgl. Anhang 4345 zu 8 269 ( lin sort). 
s 270 * 46) —40) vgl. Anhang 46 —49 zu 8 270 (Übermi — von eldzah— 

unge 

8271 M Für die Frage: Wann tft zu leiſten? ſind entſcheidend: in erfter 


Linie: der ausdrücklich erflätte oder aus den Umjtänden zu entnehmende „Wille“ 
der Beteiligten (88 133, 157, a — in zweiter: etwaige nn 
heit ie e Bor oriften, 8. B. betreffen Mietzins 8 551, Darlehen und 
Such nsztnfen SS 608, 609, Pacht 8 584, Dienſtvertrag 8 614, Werkvertrag 
— in dritter: die Umſiande (85 133, 157, Beil — in vierter: 
971, — nn r die frage, zu welder Tagesze it am Lei tungstage zu leiften 
Hr ijt maßgebend 8 242. Bei Danbelsgel äften fann nah 8 358 
H6B. die Leiftung nur während der „gewöhnliden Geſchäftszeit“ be— 
wirkt und gefordert werden. — vgl. aud 88 186—193 (Friſten, Termine, 
Leiltung an Sonns oder Feiertagen). 
Für die nad) dem Willen der Beteiligten oder den Umftänden 
zu ermittelnde —— eit“ find, wie bemerkt, die Vorſchriften der 88 133, 
157, 242 zu beadjten * Auslegungsregeln finden en Anmendung, 
wenn die Zeit, r Leiftung in unbejtimmten Ausdrücken bezeicänet 
ilt, 3. 8. „eheltens, jobald als möglid, in kurzem, bei guter Gelegenheit, nad) 
und nad, in einigen Woden, jobald es meine Berhaltnilie geftatten“” ujw. 
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teht dem Beſitzer einer Sache zu, wenn er Gefahr läuft, durch die 
Zwangsoollittedung den Befig zu verlieren. 

Die Befriedigung kann auch durch Hinterlegung oder durch Auf: 
technung erfolgen.*°) 

Soweit der Dritte den Gläubiger befriedigt, geht die Forderung 
auf ihn Über.) Der Übergang kann nicht zum Nachteile des Gläubigers 
geltend gemacht werden.*?) 


8269. Iſt ein Ort für die Leiftung *) weder beftimmt nod 
aus den Umjtänden, insbejondere aus der Natur des Schuldverhält- 
nijles, zu entnehmen, jo hat die Leiltung an dem Orte zu erfolgen, an 
welchem der Schuldner zur Zeit der Entitehung des Schuldverhältnilles 
feinen Wohnſitz hatte.“) 

Sit die Verbindlichkeit im Gewerbebetriebe Des 
Schuldners entitanden, fo tritt, wenn der Schuldner feine gewerb- 
liche Niederlafjung an einem anderen Orte Hatte, der Ort der Nieder: 
laſſung an die Stelle des Wohnfiges. 

Yus dem Umijtand allein, daß der Schuldner die Koften der 
Berjendung übernommen hat, ift nicht zu entnehmen, daß der Ort, 
nad) weldem die Verjendung zu erfolgen Hat, der Leiſtungsort 
fein joll.*°) 

8270. Geld Hat der Schuldner im Zweifel auf feine Gefahr 
und jeine Kojten dem Gläubiger an deſſen Wohnfig *°) zu übermitteln.‘) 

St die Korderung im Gewerbebetriebe des Gläu— 
bigers entitanden, fo tritt, wenn der Gläubiger feine gewerbliche 
Kiederlaffung an einem anderen Orte hat, der Ort der Niederlaffung 
an die Stelle des MWohnfikes. 

Erhöhen [ich infolge einer nad der Entitehung des Schuld- 
verhältnilies eintretenden Anderung des MWohnfikes oder der ge: 
werblichen Niederlaſſung des Gläubigers ) die Koſten oder die 
Gefahr der Übermittelung, ſo Hat ver Gläubiger im erfteren Falle 
die Mehrkoſten, im letzteren Falle die Gefahr zu tragen. 

Die Vorſchriften über den Leiſtungsort bleiben unberührt.‘) 


8271. Iſt eine Zeit file Die Leiftung °°) weder beitimmt nod 

aus den Umftänden zu entnehmen, jo Tann der Gläubiger die 
Leiſtung jofort verlangen,’') der Schuldner fie |ofort bewirken. 

St eine Zeitbeftimmt, jo it im Zweifel anzunehmen, daß 
der Gläubiger die Leiftung nicht vor diejer Zeit verlangen, der 
Schuldner aber fie vorher bewirken fann.’2) 

S 272. Bezahlt der Schuldner .eine unverzinslide Schuld 
poor der Fälligkeit, jo ift er zu einem Abzuge wegen der Zwiſchenzinſen 
wicht berechtigt.‘?) 

5278. Hat der Schuldner aus demjelben rechtlichen Verhältnis, 
auf dem ſeine Berpflichtung beruht, einen fälligen Anſpruch gegen den 
Gläubiger, jo fann er, fofern nicht aus dem Schuldverhältniſſe ſich ein 
anderes ergibt, die gejhuldete Leijftung verweigern, bis die 
ihm gebührende Leiftung bewirft wird (Zurüdbehaltungsredht).’') 
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Erläuterungen 


„Umftände“, nad) denen die Leiltungszeit zu ermitteln, find 5. B., wenn Schuld: 
ner jur Vollendung der Leiltung einer gewillen Zeit bedarf, wenn der Gläu- 
biger zur Annahme einer gewiljen Vorbereitung bedarf. 

sı) vgl. $ 284 Ab]. 2. : 

52) 3. B. kei einem unverzinsliden, auf ein Jahr gegebenen 
Darlehen fann ver Shuldner jederzeit gusüßgebIen, der Gläubiger 
erſt nach einem Jahre zurückfordern. Wenn aber das Darlehen zu 5% ver: 
— iſt, braudt der Gläubiger nicht gegen ſeinen Willen früher Zah— 
ung anzunehmen, da ihm eine glei gute Anlage des Geldes jhwer fein wird 
und auf Grund Diejes Umftandes anzunehmen iſt, die Zeitbeftimmung fei aud) 
au jeinem Borteil se — vgl. 8 299. 

“ SS 813 Ab). 2, 1133, 1217 

54 


vge Anhang 54 zu $ 273 ae toflen Ceuta 
„Heraus zuerjt die Uhr, die Du geftohlen, Erſatz für's neue Ubrglas 
magit Du jpäter holen“ (C). 

5 3 Ars 232 fi. vol. jedoch für „gegenfeitige Verträge“ 8 320 Abi. 1 
Satz 


57) vgl. Anhang 57 zu 8 274 (Geltendmachung des Zurüdbehaltungs- 
rerhts im Brozejie). 


55) vgl. Anhang 58 us 275 (Nachträgliche Unmöglidgteit der Schuld: 
leiſtung — Nadträglihes Unvermögen des Schuldners. Gegenjaß: 
SS 306-308). 


s”) vgl. Note 58. 

— #0) Unter Umſtänden haftet er fogar für bloßen „Zufall“ (3. 2. 
8 287, 701, 848). — Die Regel (8 276) geht dahin: jeder Menik bat 

orſatz und Hahrläfligteit, Leitere ohne Unterfheidung von Graben, 
alſo aud geringjte Fahrläjfigteit, zu vertreten. Vorſatz und arrlar 
werben — unter dem Begriff Berihulden. „Vorſätzlich“ 
handelt, wer „wiſſentlich und willentlich einen beſtimmten Erfolg berbeiführt. 
Der Begriff der Fahrl äfjigteit‘ iſt in $ 276 DE. ool. Note 61). 
„Brobe Kanrtätfi — iſt eine beſonders ſchwere rnachläſſigung 
der „im Verkehr erforderlichen Sorgfalt“. — Die Regel des 8 276 gilt, „jofern 
nicht ein anderes (duch Geſeß oder Rechtsgeſchäft) beitimmt iſt.“ Dur 
„Rechtsgelchäft“ (Vertrag, Tejtament ujw,) kann beitimmt werden, da 
jemand für „gahrläjjigfeit“überhaupt nicht haften fol, oder nur 
für grobe — Die Haftung für „VBorja“ fann aber „nicht im 
voraus“ erlajlen werden, weil Das gegen die guten Sitten verjtoßen würde; 
wohl aber und felbitverftändlich fann nahtraglicd jemandem die Haftun 
für die folgen jeiner vorjätlichen Handlungsweife erlajien werden. Dur 
„Bejet" ilt die Dt ung — der „Regel“ des $ 276 beſchränkt, 
und zwar allgemein für jeden Schuldner, wenn der Gläubiger ım Ber: 
june it (3 300), ferner 3. B. zugunſten des Schenkers (8 521), des Ver: 
eihers (8 599); dieje haften nur für — grobe Fahrläſſigkeit. — Eine 
andere, auf Billigkeitsrückſichten beruhende Beſchränkung, daß nicht für die im 
Berfehr nad) allgemeinen Grundläßen a... Sorgfalt ($ 276), jondern 
nur für die vom einzelnen nad feiner perfönliden Natur. in 
eigenen Angelegenheiten gewöhnlid_angemendete — zu haften ſei, 
iſt z. B. für die Haftpflicht des aller ($ 708), der hegatten ($ 1359), 


des Werwahrers im alle des 8 ‚ Der Eltern gegenüber dem Kinde 
erforderlide” (! 


(SS 1664, 1686) beitimmt. vgl. & 277. 
1) d. h. die im gejunden, regelmäßigen Vertehr „ 

Sorgfalt, nit: die „übliche Sorgfalt. Dan kann ſich nicht damit entſchul⸗ 
digen, daß andere es „ebenjo machen“; „Mißbräuche“ im Verkehr können 
nicht berückſichtigt werden, Eigenes Nachdenken, eigene Fürſorge für das, was 
„erforderlid“ ift, wird verlangt. Es iſt aljo, je nad) dem vorliegenden 
Sad): und Rechtsverhältnis, die Gorgfalt eines ordentliden Raufmanns, eines 
ordentlichen Frachtführers (88 346, 429 HOB.), eines ordentlichen Dachdeders, 
Uhrmaders, Arztes, Rechtsanwalts uſw. zu vertreten. Eine unridtige, in ge— 
wöhnliden Fällen als „fahrläſſig“ anzufehende Handlung fann 3. B. im Augen: 
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Mer zur Herausgabe eines Gegenitandes verpflichtet iſt, hat das 
gleihe Recht, wenn ihm ein fälliger Anipruch wegen Verwendungen auf 
den Gegenftand oder wegen eines ihm durch diejen verurſachten Schadens - 
äufteht, es jei denn, daB er den Gegenitand durch eine vorſätzlich 
begangene unerlaubte Handlung erlangt hat.°°) 

Der Gläubiger kann die Ausübung des Zurüdbehaltungstedts 
durch Siherheitsleiftung abwenden. Die Giderheitsleiltung 
durch Bürgen iſt ausgeſchloſſen.“e) 

8274. Gegenüber der Klage des Gläubigers hat die Geltend- 
machung des Zurüdbehaltungsrechts nur die Wirkung, daß der Schuldner 
zur Leiltung gegen Empfang der ihm gebührenden Leiftung (Erfüllung 
Zug um Zug) zu verurteilen ült. 

Auf Grund einer ſolchen Verurteilung fann der Gläubiger feinen 
Anipruh ohne Bewirkung der ihm obliegenden Leiftung im Wege 
der Zwangspvollftredung verfolgen, wenn der Shuldner 
im Berzuge der Annahme ijt.”) 

5275. Der Schuldner wird von ber Verpflichtung zur Leiftung 
irei, ſoweit die Leiftung infolge eines nad) der Entitehung des Schuld⸗ 
verhältnifjes eintretenden Umſtandes, den er nit zu vertreten hat, 
unmöglich wird.5®) 

Einer nad der Entſtehung des Schuldverhältnilies eintretenden 
Unmöglichkeit ſteht das nadhträglicdy eintretende Unvermögen des Schulb- 
ners zur Leiftung gleich.°®) 

8276. Der Schuldner hat, jofern nicht ein anderes beitimmt it, 
Borjag und Kahrläffigleit zu vertreten.) Kahrläffig handelt, wer die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht läßt.) Die Vorſchriften 
. ber 88 827, 828 finden Anwendung. 

Die Haftung wegen Borjages fann dem Schuldner nicht im 
voraus erlafjen werden.) 

8277. Wer nur für diejenige Sorgfalt einzujtehen hat, welche 
er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt, ijt von der Haftung 
wegen grober Fahrläſfigkeit niht befreit.) 

8278. Der Schuldner Hat ein Verſchulden feines gejegliden Ber; 
treters °*) und der Perjonen, deren er fih zur Erfüllung feiner Berbind: 
Iichleit bedient,°) in gleihem Umfange zu vertreten wie eigenes 
Berihulden. Die Vorſchrift des 8 276 Abi. 2 findet feine Anwendung. 

8279. Iſt der gefchuldete Gegenſtand nur der Gattung nad 
beitimmt, fo hat der Schuldner, folange die Leiltung aus der Gattung 
möglid) ift, fein Unvermögen zur Leiftung aud) dann zu vertreten, wenn 
ihm ein Berfhulden nicht zur Lait fällt.“e) 

82830. Soweit die Leiftung infolge eines von dem Schuldner zu 
vertretenden Umitandes unmsglid wird, hat der Schuldner dem Gläu- 
biger den Durch die Nihterfüllung entitehenden Schaden zu 
erjegen.‘”) 

Sm Falle teilweifer Unmöglichkeit Tann der Gläubiger unter Ab- 
lehnung des noch möglichen Teiles der Leiftung Schadenserfag wegen 
Nichterfüllung der ganzen Berbindlidhkeit verlangen, wenn die teil- 
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Erläuterungen 


blid einer Gefahr als entihuldbar und „nit fahrläffig” angeſehen werden. 
Von Bedeutung iſt der AR res in den häufigen Fällen, wo 
von einem fennen mliflen (8 (5 12 2) die Rede ift, und bei —*— tellung Des 
quten Glaubens im alle des 8 93 
2) weil dies gegen die ae Sitten wäre (vgl. Note 60). 
277 5) vgl, Note 60 am Ende. 
278 * ») 3. B. Bater (Mutter), Vormund, Pfleger, Vorſtand einer juriſtiſchen 
Perſon. 


*) vgl. Anhang 65 zu 8 2m (Beitpitist des Schuldners für feinesilfs- 
perjonen: Gehilten Dien u oten uſw 

279 *) & 243 und An 58 zu 275 „Anvermögen“). — „Zerſtörte Dir 
der Blitz aud) den Getreibe len wirſt nicht leijtungsfrei, kannt andere 
Frucht ja faufen“ (C). nn die Beihafjung einer Gattungsiade, 3. B. der 
$ 
Ware einer beitimmten Fabrikmarke, mit ſo „außergewöhnlichen“ Schwierig- 
feiten verbunden ijt, daß dieſe Schwierigfeiten nad der Verkehrsauffaſſung 
der Unmöglichkeit gleihgeadhtet werden, jo fann „Unmöglidteit“, aus der 
Gattu ng zu leiften, angenommen werden, — 8 300 Al. 2. 


280 ”) vgl. Anhang 67 zu 8 280 (Was ift Schadenserjag wegen nut: 
erfültung ?, insbejondere bei gegenjeitigen Berträgen, $$ 325, 326”) 
281 °) Für gegenjeitige Verträge (vgl. Note 67) gilt $ 323 Abſ. 2. 


- Das in 8 281 dem Gläubiger gewährte Recht greift Plag, wenn der 
Schuldner gemä 275 (279) von der Leiltungspflidt durch, nmöglichteit" 
befreit it. Auf Grund $ 281 kann der Gläubiger 5 8. Herausgabe der 
dem Schuldner zuftehenden unse geder für ben uw 
gangenen — fordern. Tut er dies und kann er gem 5 280 
vom Schuldner — ae tt jo mindert fih die Schadenserſatz⸗ 
Summe um den Betrag der Berliierungsgelder. 

282 J Der Schuldner mu alſo feine „Shuldlofigfeit“ beweilen. 

253 ") vgl. Anhang 70 zu 8 283 (Beilpiel zu $ 283). 

1) nach dem Urteile. 
1a) Dieler a wird felten vorflommen; denn wenn der Schuldner ver: 
urteilt it und nidt leiſtet, befindet er ih „in Verzug“, und dann gilt 
8 287. 

254 :) Die nun it ne Sie kann alſo aud durd „ſchlüſſige 
Sandlungen" a 3. B. durch wiederholte Zuſendung einer 
Rechnung, erfolge ie er ke uns 3. die mit der Ware mitge- 
ichidte, wird in der u el nicht als „Ma — ſondern als Beſtätigung der 
Preisvereinbarung, als Mitteilung Des garnicht beiprodgenen Preiſes 
(SS 315 ff.) anzuleben ae doch fommt es auf die Umſtände des einzelnen 
alles an. — ahnung“ ift eine „einjeitige empfangs- 
bedürftige ——— es gilt daher das — 1 zu 
S 116, 55 130-132, aud) 5s 111, en 180 Gejagte. Die erfolgte Mahnung 
muß ber Gläubiger eweijen; dagegen braudt der Gläubiger, der 
bie Folgen des Berzuges des Schul Ders gegen dieſen geltend madit, nit 
zu beweilen, daB der Schuldner „nicht geleiltet“ habe, vielmehr muß ber 
Schuldner, der fid gegen die Klage wegen Verzuges verteidigen will, be 
weijen, Daß er En hodere geleiftet“ habe. — Der Gläubiger einer 
ihm abgetretenen yorderung muß fi gemäß 8 410 au „Mahnung“ 
durch Vorlegung einer „Abtretungsurfunde“, der Gläubiger einer 
Brief: Snpotget oder Brief- Grundihuld muß ia 1) % 1,58 1160 Ab). 2, 
1192 durch Worlegung des Hypotheken- (Grundſchuld riefs ausweilen. 
Die Mahn SL RE „zeiltung“ eines gefauften Gru —3 geſchieht zweck⸗ 
mäßig in Der Weiſe, daß der Käufer den Verkäufer nad) Eintritt der Leiſtungs⸗ 
wit aufiordert, an einem beitimmten Tage zu einer beitimmten Stunde vor 
dem Gr undbuchamte zur Auflafjung zu erkteiien oder ENSUDEDEN, an weldem 
Tage und zu welder Stunde er bereit jei, vor dem Grundbuchamte die Auf: 
lajlung zu erflären. Es werden hierfür die bei den Grundbuhämtern ein für 
\lle Dale bejtimmten Tage und Geſchäftsſtunden zu wählen fein. 
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weile Erfüllung für ihn fein Sntereffe hat. Die für das ver- 
tragsmäßige NRüdtrittsredht geltenden Borfchriften der 
88 346 bis 356 finden entjprechende Anwendung. 

$ 281. Erlangt der Schuldner infolge des Umftandes, welcher die 
Leiſtung unmöglich macht, für den geſchuldeten Gegenſtand einen Erſatz 
oder einen Erſatzanſpruch, ſo kann der Gläubiger Herausgabe des als 
Erſatz Empfangenen oder Abtretung des Erſatzanſpruchs verlangen. 

Hat der Gläubiger Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nidt- 
erfüllung, jo mindert fih, wenn er von dem im Abj. 1 beitimmten 
Rechte Gebrauch macht, die ihm zu leitende Entihädigung um den Wert 
des erlangten Erſatzes oder Erjakaniprudjs.°®) 

8 282. It ftreitig, ob die Unmöglichfeit der Leiftung bie 
Folge eines von dem Schuldner zu vertretenden Umftandes 
ift, jo trifft die Beweislaft den Schuldner.‘°) 

82833. It der Schuldner rechtskräftig verurteilt, ſo kann der 
Gläubiger ihm zur Bewirkung der Leiſtung eine angemeſſene Friſt mit 
der Erklärung beitimmen, daß er die Annahme der Leiltung nad 
dem Ablaufe der Friſt ablehnte. Nah dem Ablaufe der Friſt kann 
der Gläubiger Schadenserjag wegen Nichterfüllung verlangen, ſoweit 
nit die Leiftung rechtzeitig bewirkt wird; der Anſpruch auf Er- 
füllung it ausgeſchloſſen.'e) Die Berpflidtung zum 
Shadenserfaße tritt nicht ein, wenn die Leijtung infolge eines 
Umjtandes unmöglich) wird,”') den der Schuldner nit zu ver- 
treten hat.’'e) 

Wird die Leiftung bis zum Ablaufe der Friſt nur teilweije 
nicht bewirkt, jo jteht dem Gläubiger aud) das im 8 280 Abj. 2 be- 
jtimmte Recht zu. 

8 284. Leiltet der Schuldner auf eine Mahnung ’?) des Gläubigers 
nicht, die nad dem Eintritte der Yälligleit ’°) erfolgt, jo fommt er durch 
die Mahnung in Verzug.““) Der Mahnung fteht die Erhebung der 
Klage auf die Leitung ſowie die Zuftellung eines Zahlungsbefehls im 
Mahnverfahren gleich. 

Sit für die Leiftung eine Zeit nad) dem Kalender ’:) beitimmt, jo 
fommt der Echuldner ohne Mahnung in Verzug, wenn er nicht zu der 
beftimmten Zeit leiſtet. Das gleiche gilt, wenn der Zeiltung eine Kün⸗ 
digung vorauszugehen hat und die Zeit für die Leiftung in der Weiſe 
beitimmt ijt, daß fie fih von der Kündigung ab nad) dem Kalender be- 
rechnen läkt.”°) 

5285. Der Schuldner fommt nicht in Berzug, ſolange die Leiftung 
infolge eines Umftandes unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat’) 

82836. Der Schuldner hat dem Gläubiger den durch den Verzug 
entjtehenden Schaden zu erjegen.’®) 

Hat die Leiftung infolge des Verzugs für den Gläubiger fein Inter: 
efle, jo kann diefer unter Ablehnung der Leiftung Shadens- 
erfat wegen Nidhterfüllung verlangen. Die für das ver- 
tragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden Vorſchriften der 
88 346 bis 356 finden entiprechende Anwendung. 
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‘:) 8 271. Mahnung vor der Sälligfeit it unwirkſam. Eine Mahnung 
wegen 1000 Mk. obgleich man nur 900 Mk. zu fordern hat, enthält jedenfalls 
eine wirfjame Mahnung wegen der 900 Mt. 


74) Eine Mahnung ift zur Begründung des „Verzugs“ des Schuldners 
nicht nöfig, wenn der Schuldner ſchon vor der Fälligkeit beitimmt ertlärt hat, 
er werde (wolle) nicht erfüllen. Im alle des 8 298 muß der Gläubiger, 
um den Schuldner in —— u fjegen, zugleich mit der Mahnung die dem 
Schuldner gebührende Gegenleiſtung anbieten. 

75) zahlbar am 1. Oktober, — in 3 Monaten von heute, uſw. 88 186 
bis 193. „KRalendertag mahnt“ (C). 


70) 3. 8. wenn beitimmt ijt: „zahlbar nad dreimonatiger Kündigung“ 
und die Kündigung am 13. uni erfolgt ift, jo iſt Schuldner ohne weitere 
Mahnung im Berzuge, wenn er am 14. September nicht gezahlt . 

8 285 77) was Shafdner beweijen muß. Zu „vertreten“ Hat Schulb- 
ner die Nicht-Leiſtung insbejondere in den Fällen der SS 276, 278, 279. — 
ie don bie) fommt nur verſchuldet in Berzug, beim Gläubiger 
iſt Nr die bloße) Nicht-Annahme genug“ (2). 293 ff. — Der Hypo: 
thekenſchuldner fommt 3. B. mit der insgeh ung nidt in Verzug, wenn der 
Gläubiger verzogen ift, ohne feine neue Adreſſe mitzuteilen. — vgl. Note 84. 
8 286 8) vgl. Anhang 78 zu S 286 (Wirkungen des Berzugs des Schuldners). 
8 287 8 ſelbſt wenn vor Eintritt des Verzugs der Schuldner nur er 
grobe Yahrläfligfeit oder nur gemäß 8 277 haftet; vgl. Note 60. 
0) pgl. das Beilpiel in Note 58 von dem verbrannten Rubens-Bilde. 
8 288 21) ohne dak der Gläubiger beweifen muß, daß ihm ein Schaden 
Itanden iſt. — Bei „beiderſeitigen Handelsgeſchäften“ betragen die Verzugs⸗ 
zinſen 55. — vgl. 88 246, 248. 

82) z. B. wenn in dem betr. Vertrage 6% Zinfen feſtgeſetzt find. 

8 291 83) 3. B. dur Zuftellung der Klage, des Zahlungs Is, Vortrag 

eines Widerflageantrags im Berhandlungstermin. 

84) 3.8. wer am 18. Mai eine Darlehnsihuld zurüdzuzahlen hat, gerät 

nit in Verzug, wenn er am 16. Mai in ein fhweres, mehrere Wochen an: 

tendes Fieber verfällt, das ihn an der Belorgung feiner Geſchäfte völlig 

indert ($ 285), vorausgejeßt, daß er nicht Inon vorher einen Vertreter zur 

Norgung ſeiner Geſchäfte beitellt hatte. nn aber der Gläubiger am 

19. Hai ihm einen Zahlungsbefehl, eine Klage wegen des Darlehns zuitellen 

läßt, m er (auh ohne Verzug) vom 19. Mai an Prozeßzinſen gemäß 
8 291 zahlen. 

85) Für die Verzinfung einer Kaufgelpiäutb gilt außerdem 
8 452 A darf die verlaufte Sahe und das Kaufgeld zu gleicher Zeit 
nutzen, falls nicht ein anderes vereinbart IF die entiprehende Vorſchrift gilt 
bei Wertve rträgen für die vom iteller zu leiſtende Vergütung 
(8 641 Abi. 2). 

80) Es können alfo, wenn Zinjen (3. B. Hypothefenzinfen) eingeflagt 
werden, von diejen feine Zinſen, auh nicht von Zuftellung der 
Klage an, gefordert werden. zit aber der Schuldner im VBerzuge, fo 
gilt 3 289 Sat 2, d. h. der Gläubiger fann, wenn er beweifen fann, daß 
ihm durch das Ausbleiben der Zinſen ein Schaden entitanden iſt (3. 8. er hat, 
um jeine Berbindlichleiten zu tilgen, anderwärts Geld zu hohen Zinſen auf- 
nehmen müſſen), Schadenserjaß fordern. 


8 292 MM vgl. Note 83. 
88) 8 989, 
80) 3.8. 8 848, 
90 100, 987. 
91 994 ff. 
8 293 1) Es genügt aljo die bloße Tatſache der Nicht-Annahme, gleichviel 


ob fie vom Gläubiger verjhuldet oder unverfhuldet iſt. vgl. da 
gegen beim „Verzug des Schuldners“ $ 285. — Den Käufer einer Sadıe, 
der ſie „nit abnimmt“, können jowohl die Folgen des Gläubiger: Ber: 
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Verzug des Gläubigers 8 287--293 


$ 287. Der Schuldner hat während des Verzugs jede Fahrläſſigkeit 
zu vertreten.) Cr ijt au für die während des Verzugs durch Zufall 
eintretende Unmöglichkeit der Leiftung verantwortlich, es jei denn, daß 
der Schaden aud bei rehtzeitiger Leijtung eingetreten fein 
wilrde.°’) 

S 288. Eine Geldihuld ift während des Verzugs mit vier vom 
Hundert für das Jahr zu verzinjen.®) Aann der Gläubiger aus einem 
anderen Redtsgrunde °?) Höhere Zinfen verlangen, fo find dieſe 
fortzuentrichten. 

Die Geltendmahung eines weiteren Schadens iſt nit ausge- 
ſchloſſen. 

F280. Von Jinſen ſind Verzugszinſen nicht zu entrichten. Das 
Recht des Gläubigers auf Erſatz des durch den Verzug entſtehenden 
Schadens bleibt unberührt. 

8290, Iſt der Schuldner zum Erſatze des Wertes eines 
Gegenitandes verpflihtet, der während des Verzug unterge- 
gangen ilt oder aus einem während des Verzugs eingetretenen Grunde 
nicht herausgegeben werden kann, jo fann der Gläubiger Zinjen des zu 
erjegenden Beirags von dem Zeitpuntt an verlangen, welder der 
Beitimmung des Wertes zugrunde gelegt wird. Das gleiche gilt, wenn 
der Schuldner zum Erfate der Minderung des Wertes eines 
während des Verzug verſchlechterten Gegenitandes ver- 
pflichtet iſt. 

8291. Eine Geldſchuld hat der Schuldner von dem Eintritte der 
Rechtshängigkeit °) an zu verzinien, auch wenn er nit im Verzug 
it; ) wird die Schuld erſt jpäter fällig, jo it fie von der Fälligkeit an 
zu verzinjen.®) Die Vorjhriften des 8 288 Abi. 1 und des 8 289 Ga 1 
finden entiprechende Anwendung.?e) 

8292. Hat der Schuldner einen beitimmten Gegenitand heraus⸗ 
zugeben, ſo beitimmt fih von dem Eintritte der Rechtshängigkeit °7) an 
der Anſpruch des Gläubigers auf Schadenserfag wegen Verſchlechte— 
tung, Unterganges oder einer aus einem anderen Grunde 
eintretenden Unmöglichkeit der Herausgabe nad den Vorſchriften, 
welche für das Verhältnis zwilhen dem Eigentümer und dem Be- 
fißer von dem Eintritte der Rechtshängigfeit des Eigentumsanſpruchs 
an gelten,®®) joweit nit aus dem Schuldverhältnis °°) oder dem Ber: 
zuge des Schuldners fi) zugunften des Gläubigers ein anderes ergibt. 


Das gleiche gilt von dem Anjprude des Gläubigers auf Heraus: 
gabe oder Vergütung von Nugungen °°) und von dem Anſpruche des 
Schuldners auf Erjag von VBerwendungen.’‘) 


weiter Titel. Berzug des Gländigers. 


82903. Der Gläubiger fommt in Verzug, wenn er die ihm ange: 
botene Leiltung nicht annimmt.) 
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Erläuterungen 


sugs (88 300 ff., 372 ff. insbejondere 378, 383, 385) als — beim Vorliegen 
der Vorausjeßungen der 8 284, 285 — des Schul dner⸗-Verzugs (88 286 1: 
326) treffen, denn der „Käufer“ ijt nicht nur „berechtigt“, Die gelaufte Ga 
„anzunehmen“ (Gläubiger), jondern er ift nad 8 433 Ab. 2 auch „ver: 
pflichtet“, die Zune Ba (Shuldner). vgl. Anhang 10 zu 8 438. 
— Dasfelbe gilt beim Werfvertrage für den Beſteller 8 640. 

8294 2) Alſo: in der rihtigen Art (88 242 ff.), am richtigen Orte (SS 269, 
270), zur rihtigen Zeit ($ 271). 

8 295 s) vgl. jedoch 8 297. 

4) 3. 8. wenn unter mehreren geichuldeten Leiftungen der Gläu: 
higer zu wählen hat (88 262 ff.). 
.) 8 269. 

8 296 o) „Abholen jetteit Du (Gläubiger) das Pferd am eiſer Mai; Du 
tateſt's nicht; drum bin vom Angebot ich (Schuldner) frei“ (C). 

)d. bh Zug um Zug. Iſt der Schuldner zur Bor leitung verpflichtet, 

jo gilt 8 298 nidt. 
2 vgl. 88 273, 274, 320, 322, — Beilpiel! Der Grundftüdseigentümer 
(Dupot ekenſchuldner) bietet dem Hypothelengläubiger am Tage der Källig: 
eit das Kapital zur Rüdzahlung an und verlangt gemäh $ 1144 (vgl. auch 
368, 369) als egenleiftung Zug um Zug“ tölgungsfäh! e Quittung und 
erausgabe des Supothetenbrieis. nn der Gläubiger dieſe Urkunden dem 
—— nigt anbietet, treffen ihn die Folgen des „Gläubigerverzugs“ 

vgl. Note 11). 

8 299 0) 8 271 Ab}. 2. 

10) Iſt die Keiftungsgeit beftimmt, jo muß Gläubiger im betreffenden 
Seitpun te entweder felbit oder durch einen gehörig beitellten Vertreter bereit 
ein. 

8 300 11) Die 88 j° bejtimmen die allgemeinen Wirkungen bes 
„GläubigersBerzugs“. m übrigen bleibt das Schuldverbältnis unver- 
ändert. Der Mieter alfo, der am 1. April dem Vermieter den Mietzins 
bringt, aber abgewiefen wird, 3. B. weil der Bermieter gerade anderweit be- 
ae ift, wird dadurch nidt von der ihm nad) $ 270 obliegenden Ber: 
piti tung befreit, den Mietzins dem Vermieter zu „bringen“ bezw. 

urch die Poſt zu fchiden. Er fann dem nunmehr den Mietzins verlangenden 
Bermieter nit lagen, diefer möge fi den Zins holen; er muß ihn ein 
weites, Drittes ujw. Mal bringen er, ige). aber nun nicht mehr auf 
Pine Koiten ($ za), jon ın gegen Er der Mehraufwen- 
dungen Hr 304. il der Mieter ſolche Weiterungen vermeiden, jo 
fann er die gefhuldete Summe gemäß 8 372 ff. Hinterlegen und fi ge: 
mäß 8 378 von feiner Schuld befreien. — Überhaupt fann der Shuld- 
ner bei Verzug des Gläubigers ji) von ſeiner Schuld gemäß 303, 372, 378, 
383, 385 befreien: durch Aufgabe des Befikes eines geihuldeten Grund: 
ftüds, — dur Hinterlegung gejchuldeter Geldſummen, Wertpapiere, Urkunden, 
Koſtbarkeiten, — Durd) Bin nicht binterlegungsfähiger beweglicher 
Sachen, bei Saden mit Börſen- oder Marltpreis dur freihändigen Verlauf, 
und in beiden Fällen Hinterlegung des Erlöjes. Belondere Wirkungen Des 
„Släubiger-Berzuge“ find 3. B. noch beitimmt in den 88 264 Abi. 2, 274 Abi. 2, 
322 Abſ. 2, 324 Abi. 2, 615, 642, 644 und beim Handelstauf in den 88 373 ff. 
HGB. (mitgeteilt in Anhang 2 zu $ 433). 

12 243. 

8 302 “) . 8. 88 667, 987. . 

14 a erjtredt ih nicht auf folde, die er vorſätzlich oder fahrläflig zu 
ziehen unterläßt. 

8 303 15) 88 854, 856 und wird dadurch von dee! Verpflidtung frei. Iſt 
der Schuldner zur Herausgabe einer „beweglichen“ Sache verpflidtet, jo kann 
er ih nicht durch „Belig-Aufgabe“ befreien, iondern muß ke wenn er frei 
werden will, hinterlegen (fomeit dies zuläflig) oder verjteigern laſſen und 
den Erlös hinterlegen, vgl. 88 372, 378, 383, 385 und oben Note 11. Zu unter: 
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Verzug des Gläubigers 8 294-303 


294. Die Leiftung muß dem Gläubiger Jo, wie jte zu bewirfen 
iſt,)) tatfählih angeboten werden. 

8295. Ein wörtlides Angebot des Schuldners genügt) wenn 
der Gläubiger ihm erflärt hat, daß er die Leiltung nicht annehmen 
werde, oder wenn zur Bewirtung der Leiltung eine Handlung des 
Gläubigers erforderlid ift,‘) insbejondere wenn der Gläubiger 
die geichuldete Sache abzuholen hat.) Dem Angebote der Leiftung ſteht 
die Aufforderung an den Gläubiger gleich, die erforderlihe Handlung 
vorzunehmen. 

8296. Iſt für die von dem Gläubiger vorzunehmende Hand- 
Jung eine Zeit nah dem Kalender beitimmt, jo bedarf es des An⸗ 
gebots nur, wenn der Gläubiger die Handlung redhtzeitig vor: 
nimmt.°) Das gleiche gilt, wenn der Handlung eine Kündigung 
vorauszugehen hat und die Zeit für die Handlung in der Weife be- 
ftimmt ijt, daß fie fih von der Kündigung ab nah dem Kalender 
berechnen läßt. 

8297. Der Gläubiger fommt nicht in Verzug, wenn der Schuldner 
zur Zeit des Angebots oder im alle des 8 296 zu der für die Handlung 
des Gläubigers beitimmten Zeit außer ftande iſt, die Leiltung zu be- 
wirken. 

298. Iſt der Schuldner nur gegen eine Leiſtung 
des Gläubigers') zu leiſten verpflichtet, ſo kommt der Gläubiger 
in Verzug, wenn er zwar die angebotene Leiſtung anzunehmen bereit 
ift, Die vegfangte Gegenleiſtung aber nicht anbietet.°) 

8299. I it die Leiſtungszeit nicht beftimmt oder iſt der 
Schuldner beredtigt, vor der beftimmten Zeit zu leilten,’?) ſo 
tommt der Gläubiger nicht Dadurch in Berzug, daß er vorübergehend an 
der Annahme der angebotenen Leiltung verhindert ift, es ſei denn, daß 
der Schuldner ihm die Leiftung eine angemejjene Zeit vorher ange: 
kündigt hat.!’) 

S300, Der Schuldner hat während des Berzugs des Gläubigers 
nur Borfag und grobe Kahrläffigfeit zu vertreten.!!) 


Mird eine nur der Gattung nad beitimmte Sade gejchuldet,'?) : 
jo geht die Gefahr mit dem Zeitpunft auf den Gläubiger über, in 


weldem er dadurd in Verzug fommt, daß er die angebotene GSade 
nidtannimmt. 

8201. Bon einer verzinslichen Geldſchuld hat der Schuldner 
während des Berzugs des Gläubigers Zinjen nidht zu 
entrichten. | 

$ 302. Hat der Schuldner die Nutzungen eines Gegenitandes her- 
auszugeben oder zu erjeßen,'3) jo beichräntt fi feine Verpflichtung 
während des Verzugs des Gläubigers auf die Nußgungen, 
welche er zieht.!*) 

8303. Iſt der Schuldner zur Herausgabe eines Grunditüds ver- 
rjlichtet, jo fann er nach dem Eintritte des Verzugs des Gläubigers den 
Bei aufgeben.) Das Aufgeben muß dem Gläubiger vorheran: 
gedroht werden, es fei denn, daß die Androhung untunlid) ijt.'°) 
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Erläuterungen 


ſcheiden von der „Befi“-Aufgabe ift die Aufgabe des „Eigentums“ an einem 
Grunditüd (8,93). 

16) 3, B. der Gläubiger befindet fi auf langer Geereile. 

17 og. Note 11, au 55273, 274. „Wer den Gaul nidt abnimmt zur 
Zeit, hält Stall- und Futtergeld bereit“ (C). 

ı) vgl. die allgemeinen Borjäriften über et chäft e“ 
SS 104—185, insbeſondere über „Bertrag“ SS 145 if. ferner ng 1 zu 
8 241 unter II und V, 

:) Gegenjaß: 3. B. durch unerlaubte Handlung 88 823 ff., durch 
ungeredtjertigte Bereicherung 88 812 ff. 

») Ein „Vertrag“ ijt nicht erforderlich, d. h. es genügt das ein- 
jeitige Weriprechen: bei ber Stiftung (88 80, 81), bei der Auslobun 
(SS 657 ff.), bei den Schuldverfhreibungen auf den Snhaber (88 793 ff.), be 
der Anweilung (SS 783 ff.). vgl. aud) 328 ff. Abgeſehen von Dielen x 
\eßlich bejtimmten Fällen begründet ein bloß „einfeitiges“ Verſprechen, 3. 8. 
ein Gelübde, im alle der Rettung aus Lebensgefahr der Armenkaſſe 500 Dt. 
au geben, fein Schuldverhältnis. 

+) Ultra posse nemo obligatur. 3. B. es verkauft jemand eine be- 
ſtimmte Sadıe, die bereits Is Zeit des en es durch 
Brand zerſtört, ein Tier, das bereits frepiert war, ujw. ur von 
diejem falle der bereits zur Zeit des Bertragsichlufles vorliegenden Uns 
möglichleit der Leiltung handelt $ 306. — Über die dem Bertragsihluffe nad: 
folgende Unmöglichteit 35 275, 323 ff. — Bloß „perjönlides Unvermögen“ 
it im alle des $ 306 nicht = Unmöglichkeit (anders $ 275 Abi. 2). Wer 
ih zu etwas verpfliditet, was ur möglid) ift und wozu nur er perjönli 
„unvermögend“ ijt, verpflichtet E gültig und haftet gegebenen Yalls au 
Schabenserjat (vgl. Noten zu 275). Ein Hauptbeilpiel I A verfau 
(aus Speftulation) an B ein zur Zeit des Kaufabichlujles dem C ge- 
höriges Grunditüd für 50000 Mt., ein dem D gehöriges Bild von Bödlin fir 
60000 DIE in der Abjiht und Hoffnung, das Grundſtückzvon C für 
weniger als 50000 Mt. das Bild von D für weniger als 60000 MI. zu er- 
werben. Falls © den Berfauf des Grunditüds, D den Berfauf des Bildes ver- 
weigert, liegt für A nicht der Fall der „Unmöglidteit“, ſondern bloß der des 
„Unvermögens“ vor, d. h. er ijt und bleibt gülti verpfli tet und muß dem B 
„Schadenserjag wegen Nichterfüllung“ leilten (Anhang 67 zu 8 280). Das- 
jelbe gilt, wenn 3. B. ein mu! im April eine Wohnung vom 1. Oltober 
ab vermietet, Die zwar nod) über den 1. Oktober hinaus vermietet ijt, die er 
über bis 1. Oftober „frei zu befommen“ hofft. — vgl. aud) SS 308, 309, 134, 
138, 139, — Eine widtige Nusnahbme von $ 306 enthält 8 437. nn 
3. B. A eine — gegen C von 500 ME. oder ein ſonſtiges Necht (Patent⸗ 
recht uw.) an B verfauft, und wenn fi herausitellt, daß Diele Forderung, 
diejes Patentrecht ſchon zur Zeit des Verlaufs nicht beitanden, ſo ——— 
ein auf eine „unmögliche“ Leiſtung im Sinne des 8 306 gerichteter Vertrag 
vor, dieſer aber iſt nicht migtig® ($ 306), londern der Berfäufer A 
haftet dem Käufer Baus dem Kaufvertrage gemäß 88 437, 440. 


R ) Ein Fall jogen. culpa in contrahendo (Verſchulden beim Bertrags- 
chluß). | 
9) 122 am Ende. 

13 122 Note 16—18, 

s) & 265. 

°) zur Zeit des Bertragsjhlujfes (vgl. Note 4). 

10) SS 134, 138, 139 und Roten. 

11) & 139 und Noten. — Nichtig ift alfo 3. 8. die manchmal zwiſchen 


Eheleuten getroffene Vereinbarung, „alles, was der Ehemann während der 
Ehe erwirbt, joll der frau gehören“. 
2) 88 125, 128. über die „Schulden haftung“ des „WBermögens- 
ubernehbmers“ $ 419. ‚„Bermögen“ bedeutet aljo in 8 311 nur „Altiva“., 
Für Mltenteils:, Leibgedinges ujw. Berträge des in 8 311 angegebenen 
Inhalts gelten Die Yandesgejege. E. 9. vgl. Note 1 zu 8 759. 
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Begründung — Inhalt des Vertrags 8 304-311 


8 304. Der Schuldner fann im Falle des Verzugs des Gläu— 
bigers Erjag der Mehraufwendungen verlangen, die er für das erfolg: 
Ioje Angebot jowie für die Aufbewahrung und Erhaltung des geichul: 
deten Gegenjtandes machen mußte.!”) 





Zweiter Abjchnitt. 
Schuldverhälfniffe aus Vertrãgen.) 
Erfter Titel. Begründung. Inhalt des Bertrags. 


an Zur Begründung eines Schuldverhältnifies durch Redts- 
geſchäft?) jowie zur Anderung des Inhalts eines Schuldverhältnilies 
it ein Bertrag zwilhen den Beteiligten erforderlich, joweit nit Das 
Geſetz ein anderes vorſchreibt.) 

* 306. Ein auf eine unmsögliche Leiſtung gerichteter Vertrag iſt 
nichtig.“ 

8307. Wer bei’) der Schließung eines Vertrags, der auf eine 
unmöglide Leitung gerichtet ijt, die Unmöglichkeit der Leiftung kennt 
oder fennen muß,°) ift zum Erſatze des Schadens verpflichtet, Den der 
andere Teil dadurch erleidet, daß er auf die Gültigkeit des Vertrags 
vertraut, jedoh nicht über den Betrag des Intereſſes hinaus, welches 
der andere Teil an der Gültigfeit des Vertrags hat.) Die Erfat- 
pflicht tritt nicht ein, wenn der andere Teil die Unmöglichkeit fennt 
oder fennen muß. 

Diefe Vorſchriften finden entjprehende Anwendung, wenn die 
Leiftung nur teilweife unmöglich und der Vertrag in Anfehung 
des möglichen Teiles gültig ift oder wenn eine von mehreren wahl: 
weife?°) verfprodhenen Leijtungen unmöglich üt. 

$ 308. Die Unmöglichkeit der Leijtung) jteht der Gültigfeit des 
Vertrags nicht entgegen, wenn die Unmöglichkeit gehoben werben Tann 
und der Vertrag für den Fall geſchloſſen ilt, daß Die Leiftung mög- 
lich wird. | 

Mird eine unmögliche Leiſtung unter einer anderen aufichiebenden 
Bedingung oder unter Beltimmung eines Anfangstermins verjproden, 
jo ift der Vertrag gültig, wenn die Unmöglidhleit vor dem Eintritte 
Der Gedingung oder des Termins gehoben wird. 

8309. Verſtößt ein Vertrag gegen ein geſetzliches Verbot, jo 
finden die Vorſchriften der 88 307, 308 entiprehende Anwendung.!?) 

S 310. Ein Vertrag, durch den ſich der eine Teil verpflichtet, fein 
Zänftiges Bermögen oder einen Brudteil feines künftigen Vermögens 
zu übertragen oder mit einem Nießbraude zu Selaften, it 
nichtig.) 

s 311. Ein Vertrag, durch den fid) ‚der eine Teil verpflichtet, fein 
gegenwärtiges Bermögen oder einen Brudteil feines gegenwärtigen 
Vermögens zu üBertragen oder mit einem Nießbraude zu be- 
laſten, bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurfundung.'?) 
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Erläuterungen 


8 312 18) Es ilt alfo nihtig der Vertrag, durch den ein Sohn die fünftige 
Erbſchaft nach ſeinem noch lebenden Vater an einen Fremden verkauft; 
gi tig ift dagegen der geridtlicdhe oder notarielle Vertrag, durch den ein 

ohn an feinen Bruder die künftige Erbihaft nad) dem noch lebenden 
Bater verlauft, 3. B. weil er auswandern will. Hr 128, 134, 139. — Der 
in $ 312 Abj. 2 zugelaljene Vertrag iſt ein „Erbſchaftsvertrag“, fein „Erb- 
vertrag“ im Sinne der 88 1941, 2274 ff. 

8 313 19) 3.8 Rauf, Tauſch, Shenfung eines Grunditüds, Ein: 
räumung eines Borlaufsredts an einem Grundftüd, Wuseinander- 
legung über eine Erbſchaft, zu der ein Grunditüd gehört; dagegen 
nit: bloße“ Vollmacht an einen anderen zum Berlauf eines Grund- 
ſtũcks, ſoſern ich nicht der gollmadıtpeber zugleich dem Bereumachtigten gegen⸗ 
über „verpflichtet“, das Grundftüdseigentum an die vom Bevollmächtigten 
beftimmte Perlon zu übertragen (ein folder Vertrag bedarf der in 8 313 vor: 
geihriebenen form). Die Abtretung der Rechte des Käufers aus einem 
Pr oder notariell geſchloſſenen Grunditüds-KRaufvertrage bedarf nicht 
er Foxm des $ 313. Cine fogen. „Bunkttation“ en betreffend 
einen Grundftüdstauf bedarf zu ihrer Gültigleit der Form des $ 313. vgl. 


8 154. 

15) Sämtliche das „Veräußerungsgel Fu betrelfenben Berein- 
barungen der Parteien, nicht blog die elekli wejentlichen (Preisabrede 
ulw.), jondern auch nicht wejentlidhe (Zufiherung einer beitimmten Eigen 

ft, eines beitimmten CErtrags, einer beitimmten Größe), aud bloße 

ebenabreden fowie nabträglide Bereinbarungen, 
jofern fie die Bitigt der einen Partei zur Übertragung des Grunditüds- 
eigentums und die Gegenleiltung der anderen Partei dafür betreffen, bebürfen 
der in $ 313 vor nee Form. — Der Vertrag, durch den ein gerichtlich 
oder notariefl hehe offener Grundftüds:VWeräußerungsvertrag auf- 
erlend or wird, bedarf feiner Form. — $ 313 gilt nur für Verträge be- 
treffend die Übertragung des „Cigentums” an einem Grundftüde Zur 
Beltellung einer Hypothel, Srundiaurn Grunddienitbarteit 
ujw. kann man ih Tor mL os verpflidten. Die „® eitellung“felb ft bedarf 
natürlich der für die Grundbuchgeſchäfte vorgeihriebenen Form. vgl. 
enbang 46 zu 8 129. Beilpiel: A verpflidtet Ih m Und Lich, an feinem Grund: 
ſtücke dem B eine Hupothet von 10 000 DIE. zu beitellen. Weigert er ich, jo wird er 
auf die Klage des B dazu verurteilt, und auf Grund einer Ausfertigung des 
Urteils mit dem Zeugnis der — kann B dann die Eintragung der 
Hypothek für ſich beantragen (83 894 1. 33330 — UÜber gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung, Wie ie na andesgejegen zur Beurkundung 
zuftändigen anderen Behörden und Beamien 8 128 und E. 141, 142. 

16) & 925. — Aus einem bloß „privatichriftlichen” oder gar nur „münd- 
lien“ Kauf, Tauſch- ujw. Vertrage über ein Grundftüd entjtehen alſo 
feinerlei Rechte und yjligten Der Käufer fann ins ſone 
a auf Abſchluß eines gerichtlichen oder notariellen Vertrags, nit auf „Auf: 
Iaflung“ ujw. tlagen. Der Vertrag iſt einem ganzen Inhalte nad n igti . 

125, 139 t alſo A von B ein Grundftüd bloß privatichriftlich gelauft 
und 5000 ME. angezahlt, jo bleibt dem A, wenn B die Auflalfung verweigert, 
nichts weiter übrig, als auf Rüdzablung der 5000 Mi. gemäß 88 812 ff. wegen 
„ungeredhtfertigter Bereiherung“ zu klagen. Erfolgt aber die „Auf- 
la ung“ des Grunditüds und die „Cintra B ung“ des neuen Eigen: 
tümers im Grundbud auf Grund eines bloß „mündlichen“ oder „privatichrift- 
fihen“ Vertrages, jo werden dadurd die bloß mündlidhen oder pri- 
vatfhriftliden PBereinbarungen ihrem ganzen Inhalte nad 
gültig. Heilung des Formmangels durch Auflaſſung. ndere Mängel 
als Form mängel, 3. B. ein beim Bertrage vorgelommener redhtserheblidyer 
Irrtum 5 119), werden durch die Auflaſſung natürlih nicht geheilt. vgl. 
jedoch Anhang 1 au 8 241 unter IV. — Wenn bei einem nur privatſchriftlichen 
oder mündlichen Grundftüds- ‚Taujchvertrage“ bloß das eine Grundftüd aufs 
gelaſſen ift, jo genügt dies nidt, um den ganzen Taufchvertrag gültig zu 
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Begründung — Inhalt ded Vertragd 8 312-319 


$ 312. Ein Bertrag über den Nachlaß eines noch Iebenden Dritten 
iſt nichtig. Das gleiche gilt von einem Vertrag über den Pflichtteil 
oder ein Bermähtnis aus dem Nachlaß eines noch lebenden Dritten. 

Diefe Vorjegriften finden feine Anwendung auf einen Vertrag, der 
unter künftigen geſetzlichen Erben über den gejeglichen Erbteil oder den 
Pflichtteil eines von ihnen gejhloffen wird. Ein folder Vertrag bedarf 
der gerichtlichen oder notariellen Beurfundung.'?) 

313. Ein Vertrag, durch den fi) der eine Teil verpflichtet, das 
Eigentum an einem Grunditüde zu übertragen,'*) bedarf der geridt- 
lichen oder notariellen Beurkundung.) Ein ohne Beobachtung diefer 
Form geichloffener Vertrag wird feinem ganzen Inhalte nach gültig, 
wenn die Auflaſſung und die Eintragung in das Grundbuch, erfolgen.?*) 

8 314. Verpflichtet fih jemand zur Beräußerung oder Be- 
faftung einer Sache, jo erftredt fich die Verpflihtung im Zweifel 
aud) auf das Zubehör der Sade.:') 

8 815. Soll die Leiftung durch einen der Vertragſchließenden bes 
kimmt werden, fo itt im Zweifel anzunehmen, dab die Beltimmung 
nad billigem Ermeſſen zu treffen ift. 

Die Beltimmung erfolgt dur Erklärung gegenüber dem anderen 
Teile.!s) 

Soll die Beitimmung nad) billigem Ermeſſen erfolgen, jo ijt die 
getroffene Beftimmung für den anderen Teil nur verbindlid, wenn [te 
der Billigfeit entſpricht. Entſpricht fie nicht Der Billigkeit, jo wird die 
Beitimmung durd) Urteil getroffen; das gleiche gilt, wenn die Be- 
ſtimmung verzögert wird. 

8 316. It der Umfang der für eine Leiftung verfprochenen Gegen- 
leiftung nicht beitimmt, jo fteht die Beftimmung im Zweifel demjenigen 
Teile zu, weldher die Gegenleiftung zu fordern hat. 19) 

8 317. it die Beitimmung der Leiltung einem Dritten überlaffen, 
jo it im Zweifel anzunehmen, daß fie nad billigem Ermefjen zu 
treffen ift. 

Soll die Beitimmung durch mehrere Dritte erfolgen, jo ift im 
Zweifel Üübereinjtimmung aller erforderlich; joll eine Summe beitimmt 
werden, jo ilt, wenn verſchiedene Summen bejitimmt werden, im Zweifel 
die Durchſchnittsſumme maßgebend. 

$ 318. Die einem Dritten überlafiene Beſtimmung der Leiftung 
erfolgt dur Erklärung gegenüber einem der Bertragichließenden.?°) 

Die Anfechtung der getroffenen Beitimmung wegen Irrtums, 
Drohung oder argliftiger Täuſchung fteht nur den Vertragichließenden 
zu; Anfechtungsgegnet ift der andere Teil. Die Anfehtung muß unver: 
züglic erfolgen, nachdem der Anfehtungsberedtigte von dem An- 
fehtungsgrunde Kenntnis erlangt Hat. Sie iſt ausgefchloffen, wenn 
dreißig Jahre verftrihen find, nachdem die Beltimmung getroffen 
worden iſt. 

319. Soll der Dritte die Leiftung nad billigem Ermeſſen be 
hiimmen, fo ift die getroffene Beſtimmung für die Vertragjchließenden 
nicht verbindlich, wenn fie offenbar unbillig if. Die Beitimmung er 
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8 314 
8 315 


8 316 


8 321 


8 322 


3 323 


Erläuterungen 


maden; exit die Auflaſſung beider Grundftüde heilt den Formmangel. Die 

Partei, die Die Anaurg erteilt hat, kann alſo bei Weigerung der anderen 

Paten nun auch ihrerſeits aufzulaſſen, gegen den Weigernden nicht auf Auf- 

aſſung, jondern nur auf Sa der „ungeredhtfertigten Bereicherung“ 
a un 


( üdanf a A vs aufgelaſſenen dſtücks ujw.) gemäß 88 812 ff. klagen. 
18) vgl. Anhan 1 zu $ 116 und 88 130-132. Wenn A im Schubladen 


des B ein Paar Stiefel kauft, ohne über den Preis zu |prehen, und B dem A 
dann die Stiefel mit einer Rechnung über 20 ME. fchidt, jo ift dadurch der 
Preis gemäß $ 315 unwiderruflih von B beitimmt. Anhang 19 zu $ 316. 
ber a a Anhang 19 zu 8 316 (Wichtige Beilpiele. Gebührenrehnungen 
er Arste). 
20) vgl. Note 18, 

2) vgl. Anhang 1 zu 8 320 (Allgemeines über gegenfeitige Verträge, z. B. 
Kauf, Tauſch, Miete, Baht, verzinslides Darlehen, Dienitvertrag, Werkvertrag, 
Mätklerrertrag ll 

2) Er fann alſo: a) Leiſtung „Zug um Zug“ fordern, b) bis zur 
Begenleiflung die ihm obliegende Leiftung zurüdbehalten (3. 8. aud beim 
jogen. „SSutzeſſir-Lieferungsgeſchäfte“ die weiteren Sielerungen zurück⸗ 

lten bis zur Zahlung des Preiſes für die früheren Lieferungen). — vgl. 
ö 273, 274. — 8 320 handelt von der Einrede des nicht erfüllten Vertrags 
202 Abi. 2), — auſſchiebende Einrede im Eegenſatze zu „zeritörenden‘; 

Dal. Sagzegiiter unter „Einrede“. — Über die Einrede des „nit gehörig“ er: 
füllten Bertrags, wenn 3. B. der vom Bauunternehmer auf ve lung des 
vereinbarten Preiſes für ein hergeſtelltes Bauwerk verklagte Bauherr den 
Bau abgenommen („als Erfüllung angenommen“) hat, aber gegen feine 
Zahlun sperpitihtung einwendet, der Bau babe „Mängel“, vgl: 8 363. 

) Nah dem Geſetze find zur Vorleiſtung verpflidtet 3. B. der 
Vermieter 5 551), der Verpächter (8 581 Ab]. 2), der zu Dienitleiftungen Ber: 
pflichtete ($ 614), der Unternehmer eines Wertes (8 641), der Darleiher beim 
verzinsliden Darlehen ($ 608). Dft aber wird, abweichend vom Gefeße, ver: 
einbart (was zuläffig ift), 3. ®. daß der Mieter, der Dienftberedhtigte vo - 
leijten (den Mietzins, das Gehalt praenumerando zahlen) foll. 

+) vgl. Anhang 4 zu 8 320 (Beilpiele zu 8 320 Abi. 2). 

5) vgl. Anhang 5 zu 8 321. 


—$) vgl. Anhang 6—8 zu $ 322 (betreffend die Klage und Zwangsvoll⸗ 
fredung auf „Reiftung“). 
°) vgl. Anhang 9 zu 8 323 (Allgemeines über die 88 323825, 327: Dem 


Verzagſch uſſe nachfolgende Unmöglichkeit der Leiſtung im Gegenſatze zu 


10) 88 2750279, 282. 

11 323 handelt vom fogen. Gefahrslühergange bei „ge gen jeiti- 
gen“ Verträgen. Nach 8 323 Er bei den auf „Berä wi erung gerichteten 
„gegenfeitigen“ Verträgen bie Gefahr des von feiner Barteive rſchul⸗ 
deten Unterganges (bezw. der Verſchlechterung) der Sache nicht ſchon 
mit dem Vertragsſchluſſe, ſondern erſt mit der Erfüllung (Übergabe) 
auf den Erwerber (Käufer) über. vgl. die bejonderen Beitimmungen der 
ee 447 (Kauf), 552 (Miete), 588 (Vacht), 616 eg), 644 

revertrag). Beilpiel: Wenn ein für 600 ME. verlauftes Pferd vor der 
bergabe durch Zufall (im Gegenfage zu einem von der einen oder anderen 
Bartei gemäß ER 276—278 „gu vertretenden Umſtande“) Trepiert, ſo 
trifft der Verluſt den Berfäufer der Käufer braudt den Kauf: 
preisnidt zu zahlen, der Kauf iſt Binfällig. vgl. Note 24 zu $ 326. 
12) vgl. Anhang 12 S 8 823 (Beilpiel). 
13) „Verſprachſt 12 oe Du und gegen davon 3, nad) Maßſtab ihres 
Mertes der Preis vermindert jei“ (C). Vgl. Noten zu 88 472, 473. 
14) pngl. Note zu $ 281. 
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Gegenjeitiger Vertrag & 320-323 


folgt in diefem Falle duch Urteil; das gleiche gilt, wenn der Dritte 
die Beftimmung nicht treffen kann oder will oder wenn er fie verzögert. 

Soll der Dritte die Beltimmung nah freiem Belieben treffen, jo 
il der Vertrag unwirkſam, wenn der Dritte die Beitimmung nicht treffen 
lann oder will oder wenn er fie verzögert. 


Hweiter Titel. Gegenſeitiger Bertrag.) 

S 3230. Wer aus einem gegenfeitigen Bertrage verpflichtet ift, kann 
die ihm obliegende Leiftung bis zur Bewirlung der Gegenleiltung ver: 
weigern,?) es jei denn, Daß er vorzuleiſten verpflidtet ift.?) Hat 
die Leitung an mehrere zu erfolgen, fo fann dem einzelnen der ihn 
gebührende Teil bis zur Bewirtung der ganzen Gegenleiftung verweigert 
werden. Die Vorſchrift des 8 273 Abf. 3 findet feine Anwendung. 

- Sit von der einen Seite teilmweife geleiftet worden, jo fann 
die Gegenleiftunginjfoweitnidhtpverweigert werden, als 
die Verweigerung nad den Umftänden, insbejondere wegen ver- 
hältnismäßiger Geringfügtgfeit des rüdftändigen Teiles, gegen 
Treu und Glauben veritoßen würdet) 

321. Wer aus einem gegenjeitigen Bertrage vorzu— 
leijten verpflichtet ift, fan, wenn nad) dem Abſchluſſe des Vertrags in 
den Bermögensverhältniffen des anderen Teiles eine wejentlihe Ber: 
ſchlechterung eintritt, Durch) Die der Aniprud auf Die Gegenleiltung 
gefährdet wird, die ihm obliegende Leiftung verweigern, 
bis die Gegenleiftung bewirkt oder Sidherheit für fie 
geleiftet wird.’) 

F 322. Crhebt aus einem gegenfeitigen Vertrage ber eine 
Teil Klage auf die ihm geichuldete Leiſtung, jo hat die Geltend: 
machung des Dem anderen Teile zuftehenden Rechtes, die Leiltung bis 
zur Bewirkung der Gegenleiftung zu verweigern, nur die Wirkung, dab 
der andere Teil zur Erfüllung Zug um Zug zu verurteilen ijt.°) 

Hat der flagende Teilvorzuleiften, fo kann er, wenn der 
andere Teil im VBerzuge der Annahme ift, auf Leiftung 
nad Empfang der Gegenleiltung Tlagen.”) 

Auf die Zwangsvollitredung findet die Vorſchrift des $ 274 Abi. 2 
Anwendung.?) 

5323.) Wird die aus einem gegenfeitigen Bertrage dem 
einen Teile obliegende Leiftung infolge eines Umſtandes unmöglich, 
den weder ex noch der andere Teil zu vertreten hat,!°) jo verliert er 
den Anfpruh auf die Gegenleiftung;') bei teilmeijer 
Unmöglidkeit ?) mindert fid die Gegenleijtung nad) Maßgabe dei 
88 472, 473."°) 

Verlangt der andere Teil nah) 8 281 Herausgabe des für den 
gefhufdeten Gegenftand erlangten Erjages oder Abtretung des Erſatz⸗ 
anfpruds, jo bleibt er zur Gegenleijtung verpflidtet,; 
diefe mindert fi jedoch nad) Makgabe der SS 472, 473 injoweit, als 
der Wert des Erfabes oder des Erjakanipruds Hinter dem Werte der 
geihuldeten Leiltung zurüdbleibt.'*) 
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Erläuterungen 


1) 88 812, 818. Wenn alſo im Beilpiel der Note 11 der Käufer den 
Kaufpreis von 600 DE. bezahlt hat und das Pferd dann noch vor der Über: 
gabe an ihn beim Verkäufer durch Zufall trepiert, fann er die 600 ME. zurüd- 
fordern, 

16) vogl. Note 9. 

17) 88 275-279, 282. 

15) —21) pgl. Anhang 18—21 zu 8 324 (Beilpiele zu 8 324). 

2) vgl. Note 9. 

23) 88 275279, 282. 

24) Den Anſpruch auf „Shadenserjat wegen ne 
gewährt bereits $ 280 (vgl. Anhang 67 zu $ 280). $ 325 gewährt nun bei 
„aegenjeitigen“ Verträgen (vgl. Note 1 zu 3 320) neben dem ee 
auf „Schadenserjag wegen Nichterfüllung“ — und zwar a aa e 
weder — oder“) — das Recht des „Rüdtritts vom Vertrage“ (vgl. 8 327). 
Beilpiel: A fauft von B am 15. Yebruar ein Pferd für 600 Mt. Die Über: 
gabe joll gegen Zahlung der 600 ME. am 22. Februar jtattfinden. Bereits am 
20, Februar verfauft A das Pferd für an gezahlte 800 ME. weiter an C 
mit der Zereinbaring, daß das Pierd bis 22. Februar im Stalle des B 
itehen bleiben und dort am 22. Februar von C und A gemeinſchaftlich abge: 
holt werden folle.. Am 21. Februar frepiert das en bei B infolge eines von 
B zu vertretenden Verſchuldens. Nach ? 323 (vgl. Note 11) wird im Verhält: 
niffe zwiſchen A und C die Gefahr des (weder von A noch von C zu vertreten: 
den) Naterganges des Pferdes vom Verkäufer A getragen. A muß alfo dem 
C die 800 Mt. zurüdzahlen. Dem B gegenüber hat A nad) 8 325 die Wahl 
zwiſchen „Rüdtritt“ nom Kaufvertrag oder „Schadenserfa wegen Nicht: 
erfüllung“. Im vorliegenden Beilpiele wird A natürlich Schadenserjag von 
B fordern, der mindeltens 800 — 600 = 200 ME. beträgt. 

»») d. 5. er ann die Gegenleiftung verweigern bezw. bei 
„weilmweiler Unmöglidleit mindern“ (88 472, 473), und die Gegen 
Rene falls er fie bereits bewirkt hat, zurüdfordern; außerdem gilt 
Ss 323% Al 2. 

20) vgl. Anhang 26 zu 8 325 (Beilpiele zur Erläuterung des $ 325). 

268) Ausnahme 8 454 und für Preußen AG. Art. 15 $ 7 (Leib: 
gedinae). 

27) pgl. Anhang 27 zu 8 326 (Zulammenfaflendes über den für das 
Vertehrsleben bejonders widhtigen $ 326 betreffend die Wirkungen des Ber: 
zugs des Schuldners bei gegemleitigen Verträgen). 

5) pgl. Unhang 28 zu 8 326 (betreffend Friftbeftimmung und wann 
lie unterbleiben darf). 

») 8 327. | 

20) „Die Maste nach dem Mummenjdang, nad Eheihluß den Myr: 
tenfranz a man obne Nachfriſt ge C). Daß die „Erfüllung“ 
tein Snterefje mehr habe, muß der Gläubiger, der ohne Friſt— 
letung Shadenserfjaß fordern oder zurüdtreten will, beweijen. 
vgl. Anhang 27 zu $ 326 unter II und III. 


sı) Mer nee SS 325, 326 „vom Vertrage zurüdtritt“, kann alſo Die 
in 88 346-856 beitimmten Rechte geltend maden. Er fann aber nidt etwa 
neben dem NRüdtritt auch noch den Aniprud) auf Schadenserjag wegen Nicht⸗ 
erfüllung des Vertrags (5. B. Erſatz der verauslagten Stempeltolten zu dem 
geſchloſſenen Grunditudslaufvertrage) oder die $ 281 bezeichneten Anſprüche 
geltend maden; denn diele Anſprü (Schadenserſatz en Nichterfüllung 
und $ 281) können logiſcherweiſe nur auf Grund des 10% beitehbenden 
Vertrags geltend gemacht werden; wenn jedod) eine Partei mit Recht vom 
Vertrage „„urüdgetreten“ ilt, jo beftehbt eben der Vertrag 
nidht mehr, es fann alſo von einem durch feine „Nidhterfüllung“ ent— 
ſtehenden „Edaten“ nicht die Rede fein. vgl. Note 1 Abi. 2 zu 8 346. 
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Soweit die nad) diefen Vorſchriften niht gef huldete Gegen- 
feiftung bewirkt ift, fann das Geleijtete nad) den Vorſchriften über 
die Herausgabe einer ungerecdhtfertigten Bereiherung zurüdge- 
fordert werden.'°) 

324.) Wird die aus einem gegenjeitigen Bertrage dem 
einen Teile obliegende Leiftung infolge eines Umitandes, den der 
andere Teil zu vertreten hat,?’) unmöglich, jo behält er den Aniprud 
auf die Gegenleiftung.) Er muß fi jedoch dasjenige an- 
rech nen laſſen, was er infolge der Befreiung von der Leiltung 
erfpart) oder durch anderweitige Verwendung feiner 
Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt.?°) 

Das gleiche gilt, wenn die dem einen Teile obliegende Leiſtung 
infolge eines von ibm nit zu vertretenden Umitandes zu 
einer Zeit unmöglid wird, zu weldher der andere Teil im Ver— 
zuge der Annahme ift.”) ° 

8 325.”) Wird die aus einem gegenſeitigen Vertrage dem 
einen Teile obliegende Leiltung infolge eines Umjtandes, den er zu 
vertreten hat,““) unmöglid, jo fann der andere Teil Shadens- 
erfaß wegen Nidhterfüllung verlangen oder von dem Ber: 
trage zurüdtreten.) Bei teilweijer Unmöglidfeit ift er, 
wenn die teilweile Erfüllung des Vertrags für ihn fein Intereſſe 
bat, beredhtigt, Shadenserjfa wegen Nichterfüllung der ganzen 
Terbindlichkeit nad) Maßgabe des 8 280 Abi. 2 zu verlangen oder von 
dem ganzen Vertrage zur ückzutreten. Statt des Anſpruchs auf 
Shadenserjag und des Rüdtrittsreähts fann er au die 
jür den Fall des 8 328 beftimmten Rechte geltend machen.?°) 20) 

Das gleiche gilt in dem alle des 8 283, wenn nicht die Leiltung 
bis zum Ablaufe der Friſt bewirkt wird oder wenn fie zu diefer Zeit 
teilweiſe nicht bewirkt ift.2°®) 

$ 326. It bei einem gegenjeitigen Bertrage der eine Teil 
mit ver ihm obliegenden Leiftung im Berzuge,?”) jo fann ihm der andere 
Teil zur Bewirtung der Leiftung-eine angemefjene Friſt mit der Er- 
tlärung beitimmen,2) daß er die Annahme der Leiftung nad 
dem Ablaufe der Friftablehne. Nah dem Ablaufe der Friſt iſt er 
berechtigt, Schadenserjag wegen Nichterfüllung zu verlangen oder von 
dem Bertrage zurädzutreten,) wenn nicht die Leiſtung redt- 
zeitig erfolgt ift; der Anſpruch auf Erfüllung ift ausge: 
ihloffen. Wird die Leiltung bis zum Ablaufe der Friſt teilmweije 
nicht bewirkt, jo findet die Vorfhrift des 8 325 Abſ. 1 Saß 2 ent: 
ſprechende Anwendung. 

Hat die Erfüllung des Vertrags infolge des Verzugs für den 
anderen Teil fein Intereſſe, jo ſtehen ihm die im Abſ. 1 bezeichneten 
Rechte zu, ohne daß es der Beitimmung einer Friſt bedarf.?° 

$327.Auf das in ben 88 325, 326 bejtimmte Rücttrittsrecht 
finden. die für das vertragsmäßige NRüdtrittsrecht geltenden Vor— 
Ihriften der SS 346 bis 356 entiprehende Anwendung.) Erfolgt der 
Rüdtritt wegen eines Umijtandes, den dverandere Teilnihtzuver: 
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5 332 


5 333 


ar 
Erläuterungen 
s2) 88 812 ff., 818. 


ı) und 2) vgl. Unhang 1 und 2 zu 8 328 (Allgemeines über Verträge . 
zugunften Dritter). , 
3) 3.8. A in Nürnberg weilt den B in Münden an, dem dort ftudie- 


renden Sohne des A monatlid 100 ME. zu zahlen, und B nimmt diele An: 
weilung an; in diefem Falle wird, wenn nicht ein anderes erfihtlih ift, der 
Sohn „kein unmittelbares“ Forderungsrecht an A haben. — Der Adreſſat 
einer beldfendung“ t „feinen fjelbjtändigen“ Anſpruch gegen die Poſt A 
Aushändigung des Geldes; feine Gläubiger können daher dieſen Anipru 
auch nicht pfänden; erft wenn das Geld dem Wdrellaten ausgehändigt üt, kann 
es gepfändet werden. 

r. Beilpiel: Wenn der Bater für jein Kind bei deilen Geburt ein 

Sparkaſſenbu enthalt, jo ijt nicht ohne weiteres anzunehmen, daß das Gut: 
haben „iofort“ dem Kinde zuftehen ſoll. — Die Eltern überlajlen ihrer ſich 
verheiratenden Tochter das Gut, und letztere verpflichtet fi, ihrer erit zwei⸗ 
jährigen Schweiter B bei der Volljährigkeit 6000 ME. als vorbeihiedenes 
Elternerbe zu zahlen; hier wird es häufig der Wille der „VBertragichliegenden“ 
lein, diefe Beſtimmung wieder „ändern“ zu können, „ohne ufttmmung der 
B, bezw. deren an Vertreters, einholen zu müllen, obgleid) die B ge: 
mäß 8 330 den Anſpruch auf die 6000 ME. im Zweifel „fofort unmittelbar“ 
erworben hat. 
5) ‚Erfüllung übernahme iſt feine S dh) u ld übernahme“ (2: 8. B. 
A verfauft jein Grundftüd an B für 10000 ME. und B verpflichtet ſich, den 
Kaufpreis wie folgt zu tilgen: durd Übernahme von Hypothelen 7000 Mt., 
durch Barzahlung 2000 Mt., durch Zahlung einer Schuld des A an C 1000 Mt. 
Hter Hat C „fein unmittelbares“ Klagerecht gegen B euf Zahlung von 
1000 Mk., wenn nicht ausdrücklich gelagt ift, daß B die Schuld des A an C 
‚übernehme“ im Sinne der 2 414, 415. — Übergang der selnäits: 
Ihulden bei Erwerb eines Handelsgejhäfts SS 25 fi. H6B. 

2 Leibrentenverträge 88 759 Ti. — Der Lebensverfiherungsvertrag iſt 
F 58 ‚ion geordnet; dies iſt einem belonderen Berfiherungsgejege vor: 

alten, E. 75. ‘ 

7) 3.8. auch an „künftige“ Kinder ($ 331 Abi. 2). Wenn eine Lebens: 
verfiherung „zugunften der Erben“ (ohne Bezeihnung beitimmter Ber: 
jonen) genommen ilt, jo gehört die Verſicherungsſumme „im Zweifel“ (falls 
nicht die Umftände die Abit des Anfalls an beitimmte Perlonen ergeben) 
zum Nadlafie, muß aljo zur Tilgung der Nachlaßſchulden verwendet 
werden. Wenn der Verliherungsnehmer dies verhindern will, jo empfiehlt es 
ih, in der Polize den Dritten (trau, Kinder ujw.) möglichſt genau mit 

amen zu bezeichnen. Die Gläubiger, zu deren Befriedigung der Nachlaß nicht 
hinreicht, können alsdann höchſtens der RD. oder dem Anfechtungsgefeße 
im Wege der „Anfechtungstlage“ die Rüdzahlung der ggablten „Prämien“ 
aus der Verfiherungsiumme zum Nachlaſſe fordern. Die Berfiherungsiumme 
einer „auf den Inhaber“ geltellten Polize gehört zum Nachlaſſe, falls ſich die 
Polize im one vorfindet. 
8 


D 311. E. %. 
ed 3. B. bei LXebensverfiherungen zuguniten Dritter. Der Berfiche: 
rungsnehmer ijt aljo „im Zweifel“ bis zu feinem Tode befugt, über die Ver: 
fiherungsforderung zu verfügen, 3. B. Nie zu verpfänden mit Rechtswirkung 
gegen den in der Polize benannten Dritten (Chefrau ujw.). 
11) In dem praktiſch widtigiten Beijpiele der Lebensverfiherung zu: 
guniten eines Dritten kann aljo der Verſicherungsnehmer beim Vorliegen der 
orausfeßung des $ 332 „durch Teftament oder Erbvertrag“ beitimmen, 3. B. 
daß die zugunften der Tochter genommene Lebensverjiherung zu mit der 
weiten, Frau gelten joll. Cine Erklärung an die Verfiherungsgelel Haft iſt 
nn nicht nötig. 
12) Ob und inwieweit dann Der BE noch zu der verjprochenen 
Reiltung an den Beriprehensempfänger jelbit (ſtatt an den Dritten) ver: 
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Veriprechen der Leiftung an einen Dritten 8 328-335 


treten hat, jo haftet diefer nur nad den Vorſchriften über die Her- 
ausgabe einer ungerehtfertigten Bereiherung.’) 


Dritter Titel. Werfpreden der Teiſtung an einen Dritten‘) | 


8328. Durch Berträg Tann eine Leiftung an einen 
Dritten mit der Wirkung bedungen werden, daß der Dritte uns 
mittelbar das Recht erwirbt, die Leiftung zu fordern.?) 

In Ermangelung einer bejonderen Beftimmung 
ift aus den Umftänden, insbejondere aus dem Zwede des Vertrags, zu 
entnehmen, ob der Dritte das Recht erwerben,?) ob das Recht des 
Dritten ſofort oder nur unter gewiljen Borausjegungen ent- 
itehen und ob den Bertragihließenden die Befugnis vorbe- 
halten fein foll, das Recht des Dritten ohne dejlen Zuftimmung auf- 
zubeben oder zuändern*) 

5 329, Verpflichtet ji in einem Vertrage ber eine Teil zur Bes 
jriedigung eines Gläubigers des anderen Teiles, ohne die Schuld zu über: 
nehmen, jo it im Zweifel nicht anzunehmen, daß der Gläubiger 
unmittelbar das Recht erwerben joll, die Befriedigung von ihm 
zu fordern.°) 

8330. Wird in einem Lebensverfiherungs- oder einem Leib: 
rentenvertrage°) Die Zahlung der Verſicherungsſumme oder der Leib— 
rente an einen Dritten bedungen,?) jo ift im Zweifel anzunehmen, 
daß der Dritte unmittelbar das Recht erwerben foll, die Leiftung 
zu fordern. Das gleiche gilt, wenn bei einer unentgeltlihen Zumendung 
dem Bedachten eine Leiftung an einen Dritten auferlegt °) oder bei einer 
Bermögens: oder Butsübernahme°) von dem Ülbernehmer eine Leiftung 
an einen Dritten zum Zwede der Abfindung verſprochen wird. 

8331. Soll die Leiftung an den Dritten nad) dem Tode desje- 
nigen erfolgen, weldhem fie verſprochen wird,1°) jo erwirbt der Dritte das 
Recht auf die Leiftung im Zweifel mit dem Tode des Verſprechens⸗ 
empfängers. 

Stirbt der Verjprehensempfänger vor der Geburt des 
Dritten, jo kann das Verſprechen, an den Dritten zu leiften, nur dann 
noch aufgehoben oder geändert werden, wenn die Befugnis Dazu vorbe- 
halten worden it. 

8332. Hat ſich der Verjprechensempfänger die Befugnis vorbe- 
Halten, ohne Zujtimmung des Veriprechenden an die Stelle des in dem 
Bertrage bezeichneten Dritten einen anderen zu jegen, jo fann dies im 
Zweifel aud in einer Verfügung von Todeswegen geihehen.'!) 

5333. Weilt der Dritte das aus dem Vertrag erworbene Recht 
dem Verſprechenden gegenüber zurüd, jo gilt das Recht als nidt er: 
worben.'?) 

8 334. Einwendungen aus dem Bertrage ftehen dem Ber- 
LE auch gegenüber dem Dritten zu. 

Der Beriprehensempfänger kann, jofern nicht ein anderer 
Mille * ————— anzunehmen iſt, die Leiſtung an den 
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Erläuterungen 


pflichtet fei, ijt nad) dem a des Vertrages zu beurteilen; es kommen aud) 
die 88 275, 323 in Betradt 

13) unmittelbar und jelbftändig. 

1) „Handgeld madjt feinen Kauf, beweijt ihn nur“ (C). 

:) Als „Reugeld“ (au unterjiheiden von der „Bertragsitrafe“ 
88 339 ff.), gegen deſſen „Verfallenlaſſen“ man von einem — Ver⸗ 
frag ohne weiteres zurüdtreten fann gilt die ‚„Draufgabe“ alſo nur, wenn 
dies ausdrüdlid vereinbart oder ſonſt aus den Umſtänden als von den Ber: 
tragichließenden „gewollt“ erſichtlich iſt (8 359). Für das Handgeld (Miets- 
taler) beim Gefindevertrage gelten nad E. 95 die Landes ice \ ſinde⸗ 
ordnungen). In Preußen tt fortan auch der bloß „mündlich“ geſchloſſene 
Gejindevertrag gültig, jelbit wenn „Handgeld“ nicht gegeben iſt und der Ge: 
lindelohn Bei als 150 DIE. beträgt. 

f| Die Draufgabe gilt alfo 
tragsleil 
9 325. 
’) Die Vertrags⸗(Konventional⸗)Strafe m: eine doppelte Bedeutung. 
Sie ilt: a) „ein Jmwangsmittel zur Sicherung des Gläubigers“ gegen böfen 
Millen und Nadläffigteit des uldners, b) ein Mittel, dem Gläubiger Die 
Forderung jeines Intereſſes bei Nichterfüllung“ ($ 340) oder „bei nicht ge- 
höriger Erfüllung” (I3 341) der dem Schuldner obliegenden Verpflichtungen 
(4. 8, nicht „zur redhten Zeit, nit am rechten Orte, nit in der ſchuldigen 
Zahl, Menge, Güte ujw."“) zu erleichtern, indem fie dem ger den oft 
Ihwierigen Beweiser|part, daß ihm ein Schaden entitan Ip: und 
auf wie had fi jein Schaden belaufe, namentlid dann, wenn es fih um 
einen Schaden handelt, der „nit VBermögensihaden“ iſt. Vgl. Hierzu An- 
bang 1 zu $ 241 unter Il und $ 253. Beilpiele: Ein ale son = per: 


„im Zweifel“ niht als Zugabe zur Ber: 
tung, jondern als Vor] huß darauf. 
5 275 325 


pilichtet ih im Mietvertrage zur Zahlung einer Vertragsitrafe von 20 Mt. 
an ben Wirt für jeden Fall, daß nad) 10 Uhr in der Wohnung Klavier ge: 
ipielt wird. Ein — ———— verpflichtet ſich einem Bräutigam 
gegenüber, deſſen Wohnung bis zu der auf den 1. März feſtgeſetzten Hochzeit 
der Verabredung gemäß vollſtändig einzurichten, bei Vermeidung einer Ver— 
tragsitrafe von 3000 WIE. In dieſen Beiſpielen iſt der Schaden nicht (oder 
wenigjtens nur zum Eleiniten Teile) „Vermögens“⸗Schaden, jondern ander: 
weitig verlegte Intereſſen. 

°) 88 284 ff. Der Schuldner kann fid) aljo von Zahlung der Vertrags: 
Itrafe durd) die von ihm zu beweijende „Einrede“ befreien, daß er die 
„Niht-Erfüllung“ bezw. die „nicht gehörige Erfüllung“ nit zu ver: 
treten babe ($$ 276-278). 

') Ein Hauptbeilpiel der Verpflihtung zu einem „Unterlajien“ bei 
Vertragsitrafe ind die jogen. Konturrenzverbote, vgl. SS 74 ff. HGB. und 
Ss 1341 bemerbeorönung, 

°) vgl. Unbang 5 zu $ 399. Bon der „niht gehörigen“ Grfüllung 
handelt S 341. 

»), Dem Schuldner dagegen ſteht nicht das Recht zu, ſich von der 
Erfüllung des Vertrags durch Zahlung der Strafe Sr „Reugeld“) zu be= 
Baal lofern dies nidt als vereinbart anzufehen iſt ($ 359, Note 33 zu 
5 2062). 

10) 88 280, 283, 286, 325, 326 ufw. 

12) ngl. Note 5 zu S 339 und $ 363. Bon der „Nicht: Erfüllung” 
handelt 8 340, 

114) d, h. „als Erfüllung“, vgl. $ 363. 
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Sranfgabe — Vertragsftrafe 8 336-342 


Dritten auch dann fordern, wenn diejem !°J das Recht auf die Leijtung 
zuſteht. 
Vierter Titel. Draufgabe. Vertragsſtrafe. 


8336. Wird bei der Eingehung eines Vertrags etwas als 
Draufgabe gegeben, jo gilt dies als Zeichen des Abſchluſſes Des Ber: 
trags.') | 

Die Draufgabe gilt im Zweifel nicht als Neugeld.?) 

8337. Die Draufgabe ift im Zweifel auf die von dem 
Geber geſchuldete Leiftung anzurechnen oder, wenn dies nicht geichehen 
fann, bei der Erfüllung des Vertrags zurüdzugeben. 

Wird der Bertrag wieder aufgehoben, jo it die Drauf- 
gabe surüdzugeben.) 

8338. Wird die non dem Geber gejhuldete Leiftung infolge 
eines Umijtandes, den er zuvertreten hat, unmöglicd oder ver- 
ſchul det der Geber die Wiederaufhebung des Vertrags, jo 
ift der Empfänger berechtigt, die Draufgabe zu behalten. Berlangt der 
Empfänger Shadenserjat wegen Nidterfüllung, jo ift Die Drauf- 
gabe im Zweifel anzurechnen oder, wenn dies nicht geliehen kann, 
bei der Leiftung des Schadenserſatzes zur ückzugeben.“) 

8339, Veripriht der Schuldner dem Gläubiger für den Fall, 
dab er feine Verbindlichkeit nicht oder nicht in gehöriger Weile erfüllt, 
die Zahlung einer Geldfumme als Strafe’) jo iſt die Strafe verwirkt, 
wenn er in Berzug fommt.‘) Beſteht die geſchuldete Leiſtung in 
einem Unterlafien, jo tritt die Verwirfung mit der Jumiderhandlung 
ein.?) 

8340. Hat der Schuldner die Strafe für den Fall veriprocden, 
daß er ſeine Verbindlichkeit nicht erfillt,s) jo fann der Gläubiger die 
verwirtte Strafe ftatt der Erfüllung verlangen?) Erklärt der Gläu- 
diger dem Schuldner, daß er die Strafe verlange, jo ijt der Anspruch auf 
Erfüllung ausgeſchloſſen. 

Steht dem Gläubiger ein Anſpruch auf Schadenserfag wegen Nicht: 
erfüllung zu,:°) jo fann er die verwirkte Strafe als Mindeltbetrag des 
Schadens verlangen. Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ijt 
nicht ausgeſchloſſen. 

S 341. Hat der Schuldner die Strafe für den Fall verſprochen. 
daß ed ſeine Verbindlichkeit nicht in gehöriger Weile, insbeſondere nicht 
zu Der beftimmten Zeit, erfüllt,) jo kann der Gläubiger die 
verwirkte Strafe neben der Erfüllung verlangen. 

Steht dem Gläubiger ein Anſpruch auf Schadenserjat wegen der 
nicht gehörigen Erfüllung zu, jo finden die Vorfchriften des $ 340 Ab]. 2 
Anwendung. 

Rimmt der Gläubiger die Erfüllung an,''*) jo fann er die Strafe 
nur verlangen, wenn er ſich das Recht dazu bei der Annahme vorbehäalt. 

8342. Wird als Strafe eine andere Leiftung als die Zahlung 
einer Geldjumme verjprodyen, fo finden die Vorſchriften der SS 339 bis 
341 Anwendung; der Anſpruch auf Schadenserfag ijt ausgeſchloſſen, wenn 
der Gläubiger die Strafe verlangt. 
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Erläuterungen 
Mn; vgl. Anhang 1 zu $ 241 unter II. Der S u [dner muß Umitände 
beweijen, die die Anwendung des richterlihen Ermäßigungstedtes recht⸗ 


fertigen. Der Richter wird nicht nur die Verfchiedenheit der Intereflen des 
Gläubigers zu den verihiedenen in Betradt fommenden Zeiten, die Höhe des 
mögliden und des wirtliden Schadens, jondern aud die wirtſchaftliche Lage 
beider Teile, den Grad des Verſchuldens auf feiten des Schuldners und ſon— 
tige Momente berüdjichtigen. an ging davon aus, daß der Richter von 
dem „Ermäßigungsredt“ einen niht zu weit —— n Gebrauch 
machen wird, ſodaß man nicht etwa eine „Beförderung der Vertrags-Untreue“ 
von der Vorſchrift zu befürchten braucht. etere Gefahr zu vermeiden, bezwedt 
bie Vorſchrift, daß Jjedesberehtigte (niht bloßeinVermögens:) 

nterejje des Gläubigers zu berudfichtigen iſt alſo auch ein ideales, ein 

ffektionsintereſſe (Wert der beſonderen Vorliebe, vgl. Note zu 8 253); 
andererjeits ſoll nit abfonderlidhen Zaunen und Phanta ieen — Bahn ge: 
öffnet werden. — Die Herabfegung der von einem BollsKaufmann im Be: 
triebe feines SHandelsgewerbes verſprochenen Bertragsitrafe ift ausge- 
ſchloſſen. 88 348, 351 HO%8. 

y) vgl. Anhang 74 zu 8 139. Das Beriprehen von Vertragsitrafen bei 
Mette-, Spiel-, Lotterie, Ausfpiel-Verträgen, Differenzgelchäften (85 762—764) 
iſt alſo unwirkfam. Nichtigkeit der Vertragsitraf-Vereinbarung beim Ver: 
löbnijje 8 1297. Gelbitveritändlich ift die Vereinbarung einer BVertrags- 
ſtrafe unwirkſſam, wenn der Hauptvertrag, 3. B. ein Grunditüdsfauf- 
vertrag wegen Formmangels (8 313) oder gemak 88 134, 18 nihtig ift. 

14) Menn die gejchuldete Leiftung in einem „Unterlafjlen“ beiteht (3. B. 
nit ein Konkurrenzgeſchäft zu eröffnen), jo muß Gläubiger beweilen, 
daß Schuldner der Unterlaſſungspflicht zuwider gehandelt habe. 

1) Die 88 346 ff. handeln von dem „vertragsmähkig“ vorbehaltenen 
Nüdtrittsrehte. Die allgemeinen Vorſchriften der SS 346-356 finden 
aber (mit gemilfen Einihräntungen) ent)predhende Anwendung aud 
auf die in SS 325, 326 behandelten, häufigen Fälle des „geſetzlichen“ Nüdtritts- 
rechts ($ 327), auf die dem „NRüdtritte" verwandte Wandelung beim Kauf 
ulw. ($S 467, 493) und beim Wertvertrage (8 634 Abi. 4), ferner in den 
Fällen SS 280 Abi. 2, 286 Ubi. 2, 480 Abi. 1, 527, 555. — Über das bei Ab: 
zahlungsaeichäften dem ut Ah den Fall unpünktlicher Abzahlung - vor: 
behaltene Wüdtrittsreßt vgl, Gef. über Die Abzahlungsgeihäfte vom 
16, Mai 1894. j — 

Die Folge des Rücktritts iſt, jeder Teil perſönlich (obligatoriſch) 
verpflichtet iſt, die Gegenpartei N mh S 346-348 t un lichſt in v7 ejelbe 
naße urüdzuverjegen, wie wenn der Bertrag nidt ge- 
‚9 —— worden wäre, ein „Schadenserſatz-Anſpruch wegen 

ihterfüllung des Vertrags“ jteht dem Nüdtretenden nit zu, aud 
wenn die andere Partei, 3. B. durch unpünktliche Leiltung, die Veranlaſſung 
zum Rüdtritte gegeben Hat. vgl. Note 31 zu R 327. Die Parteien 
önnen auch vereinbaren, daß der Rüdtritt nicht bloß vPe Een. obli- 
gatorifhe) Wirkungen (vgl. vorjtehend), jondern die „dingliche“ it: 

ung des Eintritts einer „auflöjenden nn haben 2 
Ri 158 Abſ. 2). — Zu unterjheiden von „Rüdtritt“ find r 

iderruf (SR 109, 168, 530, 610, 671, 1397 ujw.) und die Kündigung, lebtere 
wirkt Key ür die „Zutunit“, der „NRüdtritt“ Dagegen aud für die „Ber: 
gangenheit“. 

Er „Der Berechtigte“ iſt in SS 350 ff. der „zum Rüdtritte“ Berechtigte 
zu veritehen. 
s8 N es ausdrüdlih, fei es auf Grund der Auslegungsregeln der 

‚31. 

Ri Der Rüdtritt it ausgejhloffen in den Fällen Ma 351—854. 
+) 88 989 ff. Denn das Gejeß geht davon aus, dak die Parteien, die 
ein Rüdtrittsredt „vereinbart“ haben, von Anfang an mit der Möglichkeit 
rechnen müllen, der Rüdtritt werde ertlärt werden und die empfangenen 
Leiltungen werden zurüdgewährt werden müljen (vgl. Note 10 zu 8 987). 
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Rücktritt 5 343-351 


343. Sit eine verwirkte Strafe unverhältnismähig Hoc, ſo 
fann fie auf Antrag des Schuldners durch Urteil auf den angemeljenen 
Betrag herabgejegt werden. Bei der Beurteilung der Angemefjenhett 
it jedes beredtigte Intereſſe des Gläubigers, nidt 
bloß das Vermögensinterefle, in Betracht zu ziehen.) Rad der Ent- 
tichtung der Strafe iſt die Herabjegung ausgeſchloſſen. 

Das gleihe gilt auch außer den Fällen der 88 339, 342, wenn 
jemand eine Strafe für den Fall verjpricht, daß er eine Handlung 
rornimmt oder unterläßt. 

S 344. Erklärt das Gefeb das Verſprechen einer Leitung für uns 
wirffam, jo iſt aud) die für den Fall der Nichterfüllung des Verſprechens 
getroffene Vereinbarung einer Strafe unwirfjam, jelbit wenn die Par⸗ 
teien Die Unwirkjamfeit des Verjprechens gefannt haben.!?) 

S 345. LBeltreitet der Schuldner die Verwirfung der Strafe, weil 
er feine Verbindlichkeit erfüllt habe, jo hat er die Erflillung zu beweijen, 
isfern nicht die gejchuldete Leiftung in einem Unterlaffen befteht.'*) 


Fünfter Titel. Nüktritt.') 

S 346, Hat ji in einem Bertrag ein Teil den Nüdtritt vorbe: 
halten,“) jo find die Rarteien, wenn der Rüdtritt erfolgt,?) verpflichtet, 
einander die empfangenen Leiftungen zurüdzugewähren. Für geleiltete 
Dienfte jowie für die Überlajlung der Benugung einer Sadıe iſt der Wert 
zu vergüten oder, falls in dem Vertrag eine Gegenleiftung in Geld be- 
ſtimmt it, dieje zu entrichten. 

5347. Der Aniprud) auf Schadenserſatz wegen Verſchlechte— 
rung, Unterganges oder einer aus einem anderen Grunde ein: 
tretenden Unmöglichkeit der Herausgabe beitimmt fih im Kalle 
des ANüdiritts von dem Empfange der Leiltung an nad) den Vorſchriften, 
welde für das Verhältnis zwilhen dem Eigentümer und dem Be- 
jiger von dem Eintritte der Redhtshängigfeit des Eigentums: 
anfpruds an gelten.*) Das gleiche gilt von dem Anſpruch auf Heraus 
gabe oder Vergütung von Nugungen °) und von dem Anſpruch auf Erfat 
von Berwendungen.‘) Cine Geldſumme iſt von der Zeit des Empfanges 
an zu verzinjen.’) 

8348. Die fih aus dem Nüdtritt ergebenden Verpflichtungen 
der Varteien find Zug um Zug zu erfüllen. Die Vorſchriften der 88 
320, 322 finden entjprechende Anwendung. 

5349. Der Rüdtritt erfolgt durch Erflärung gegenüber dem 
anderen Teile.®) 

350. Der Nüdtritt wird nit dadurch ausgeſchloſſen, daß Der 
Gegenſtand, welchen der Berechtigte empfangen hat, durch Zufall unter: 
gegangen ijt.’) 

351. Der Nüdtritt ift ausgejchloflen, wenn der Berechtigte eine 
weſentliche Verſchlechterung,!) den Untergang oder die anderweitige 
Unmöglichkeit der Herausgabe des empfangenen Gegenjtandes verjchuldet 
hat.!) Der Untergang eines erheblichen Teiles fteht einer 
weſentlichen Verſchlechterung des Gegenitandes,’’) das von dem Berech— 
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Erläuterungen 
6) 987, 988. 
Ar a ff. 
5) ngl. Anhang 1 3 116 und 10—132. „NRüdtritt — Emp⸗ 
jang, aber feiner Annchme (C). — wel; Rücktritt iſt unwiderruflid. 
ie Ertlärung kann im Prozeſſe dur den Brogekbenollmädtigten 
an den Progekbenrollmädtigten des rs abgegeben werden. 


) oder durh „Zufall“ (weientlih oder rn \ ne rt 
it, wie ſich aus $ 351 ergibt (vgl. Note 11). — up A kauft 
von B ein Pferd, erhält es am 1. Juli — un zahlt 8*8 vereinbarten 
Per von OO Mt. In dem u ii as 6 A den Rüdtritt bis 

Bay en alten. Am 20. Juli wird Bier im GStalle des A durg 
litz erſchlagen. Hier u A noch bi Yugult „zurüdtreten“; er 
Brauch dem B weder das ® 3 gurügugeben. tod Schadenserſatz zu Leiten 
8 — kann vielmehr die lung de Me. von B fordern. Gelbit: 
Berftän 1 fonnten die —— n — — daß der „Rücktritt“ nur 
Fſſs ſſig ſein ſoll, wenn Pferd unverſehrt zurüdgegeben werden Tann. 
benſo ſelbſtver iandii iſt, daß, — das P Bier bei A gegen — ver⸗ 
ſichert war, A die Verſicherungsgelder dem B herausgeben muß, ebenſo den 
chen Erlös j für Kadaver und Fell ($ 281), falls er zurüdtritt. 

10) „Unweſentliche“ Verſchlechterung, auch wenn fie derſchuldet iſt, 
ſchließt FE Nüdtritt nit aus, ſondern verpflichtet nur zu Schadenserjag 
gemäß 

1) Berihlechterung, Untergang oder anderweite —— wenn 
ie vom Rücktritts-Berechtigten nicht — find, ſchließen aljo den 
Rüdtritt nidt aus (vgl. $ 350 und Note 9). 

ı2) „Halt 7 Stud vom Dugend Du erimlagen: darift Du den Rüdtritt 

nicht Ber a (C). 


1.) Io: nicht unbedingt iſt der ee — ſon⸗ 
dern nur beim Vorliegen der Vorausſetzungen der 8 352. Denn es iſt 
ja möglich, daß der Rüdtretende, der den (infolge je jenes, uderitts) von ihm 
zurüdzugewährenden Gegen — a na oder hat, oder dem er 
von ſeinen Gläubigern im der Zwan — ee worden 
Ei fich den —— —— miebernerihafft oder on rei macht und zu gehöriger 

eit zurüdgewährt. Erſt wenn er mit der Rückgewähr „in Verzug“ kommt, 
tann der von ihm erklärte „Nüdtritt“ gemäß 8 354 „unwirkſam“ werden. 

15) vgl. Anhang 1 zu 8 104 unter 1. 7 ‚„Berfügun ng“). 

10) Der „Friſtſetzung“ bedarf es nicht, d. h. der Nüdtritt u ohne 
weiteres unwirkſam, wenn der Rüdtrittsbereditigte erflärt, daß er die 
von ihm veräu Eu "(bei ihm gepfändete um veriteigerte) Sache nicht Air: 
erwerben und A N zurückgewähren könne. 

7) es bleib t aljo der urjprünglide Vertrag wirkſam und ilt zu 


erfüllen. 

=) Der Verjährung unterliegt das a nicht; denn 
es it fein „Aniprudh“ im Sinne des $ 194 Erit die „Anſprüche“ aus dem 
ertlärten „KRüdtritt“ auf „Rückgewähr“ und aus 8 347 unterliegen der 
ordentlichen Verjährung ($ 195) 


10 3 weil, wie der —— annimmt, ſchikanös. 
8 387 ff., 121. — Ein häufiges Beiſpiei zu 8 357 enthalten die 
— —— Der Wirt behält ſich den Rücktritt für den Fall 


vor, daß der Mieter den Mietzins nicht pünftlih am Quartals-Erjten zahlt.“ 
Gewöhnlich wird dies jo ausgedrüdt: "Falls er nicht pünktlich den Mietzins 
am... zahlt, unterwirft Mieter ſich der jofortigen Räumung der eg 
womit gemäß 360 dasjelbe gejagt ift wie in der vorbezeichneten Formel 
Wenn in joldem Falle der Mieter Gegenanjprükhe gegen den Ber: 
mieter (auf Schadenserjag, Eritattung von Verwendungen a hat, jo muß 
er die „Aufrechnung“ gegen die Mietzinsforderung am beiten jchon bei deren 
Fälligkeit, päteitens aber „unverzüglich“ nad) der Erklärung des Wirtes, daB 
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Rücktritt g 352-360 


tigten nad) 8 278 zu vertretende Verſchulden eines anderen 
fteht dem eigenen Verſchulden des Berechtigten gleich. 

8352. Der Rüdtritt iſt ausgeſchloſſen, wenn der Berechtigte die 
empfangene Sache durch Berarbeitung oder Umbildung in eine Sache 
anderer Art umgeltaltet hat.!°) 

83583. Hat der Berechtigte den empfangenen Gegenitand oder 
einen erheblichen Teil des Gegenitandes veräußert oder mit dem Rechte 
eines Dritten belaftet, jo ijt der Rücktritt ausgeſchloſſen, wenn0) bei 
demjenigen, welcher den Gegenſtand infolge der Verfügung erlangt 
bat, die Vorausfegungen des $ 351 oder des $ 352 eingetreten find. 

Einer Berfügung?:) des Berechtigten fteht eine Verfügung 
gleich, die im Wege der Zwangspvollftredung oder der Arreſt- 
vollziehung oder durh den Konfursverwalter erfolgt. 


8 354. Kommt der Beredhtigte mit der Nüdgewähr des emp- 
fangenen Gegenjtandes oder eines erheblichen Teiles des Gegenjtandes 
in Berzug, jo kann ihm der andere Teil eine angemefjene Yrift mit der 
Erklärung beftimmen, dab er die Annahme nad) dem Ablaufe der Friſt 
ablehne.') Der Rüdtritt wird unwirfam,!’) wenn nit bie Rück⸗ 
gewähr vor dem Ablaufe der Friſt erfolgt. 

8355. Iſt für die Ausübung des Rücktrittsrechts eine Friſt nicht 
vereinbart, jo kann dem Berechtigten von dem anderen Teile für die 
Ausübung eine angemefjene Frift beftimmt werden.) Das NRüdtritts- 
secht erliſcht, wenn nicht der Rüdtritt por dem Ablaufe der Friſt er- 
klärt wird. 

8356. Sind bei einem Vertrag auf der einen oder der anderen 
Seite mehrere beteiligt, jo fann das NRüdtrittsreht nur von allen und 
gegen alle ausgeübt werden. Erliſcht das Rüdtrittsrecht für einen der 
Berechtigten, jo erlifcht es auch für die übrigen. 

8357. Hat fi der eine Teil den Rüdtritt für den Yall vorbe: 
halten, daß der andere Teil feine Verbindlichkeit nicht erfüllt, jo ift der 
Aüdtritt unwirklam,!?) wenn der andere Teil ſich von der Verbindlich— 
feit durch Aufrechnung befreien fonnte und unverzüglid nad dem 
Küdtritte die Aufrechnung erffärt.:°) 

8358. Hat ſich der eine Teil den Rüdtritt für den Fall vorbe⸗ 
halten, daß der andere Teil ſeine Verbindlichkeit nicht erfüllt, und be— 
ftreitet dieſer die Zuläſſigkeit des erklärten Rücktritts, weil er erfüllt 
habe, jo Bat er die Erfüllung zu beweiſen, jofern nicht die gejchuldete 
Leiſtung in einem Unterlaflen bejteht.?') 

8359. Iſt der Rüdtritt gegen Zahlung eines Reugeldes vorbe- 
halten,??) jo ift der Rüdtritt unwirffam, wenn das Reugeld nit vor 
oder bei der Erflärung entrichtet wird und der andere Teil aus 
diejem Grunde die Erflärung unverzüglich?) zurüdweilt. Die 
Erklärung iſt jedoch wirkſam, wenn das Reugeld unverzüglich nad) der 
Zurüdweijung entrichtet wird. 

8360. Iſt ein Vertrag mit dem Borbehalte geſchloſſen, daß der 
Schuldner feiner Rechte aus dem Vertrage verluftig fein foll, wenn 
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er wegen Nichtzahlung des Zinjes Räumung verlange, erflären. Die — wie 
häufig geihiehft — erft im Räumungsprozefje geltend gemadite 
— it verfpätet und ſchützt den Mieter nicht vor der Räumungs- 
pflicht; vgl. Note 21, ferner 8 360 und namentlich 8 554 nebſt Noten. 
s 358 21) Alſo: der wegen Nichtzahlung des Mietzinjes auf Räumung ver: 
klagte Mieter muß beweifen, daB er rechtzeitig gezahlt babe. Bei „Unter: 
nen“ iit beweispflichtig, wer behauptet, daß der Unterlaffungspflicht zu⸗ 


laſ 
widergehandelt ſei. 
3359 22) & 336 ab). 2 und Note 9 zu $ 340. „Reugeld“ ift zu unterjcheiden 
von „Bertragsitrafe“. 
23) & 121. 
s 360 24) mit den onen der 88 346 ff. 
25) Der andelt von dem „Vorbehalt der DEE UND 


der jogen. Berfall- oder rt und beitimmt, daß 
unter dem „Vorbehalt“ geichlofjene Vertrag „bei Eintritt des a d. h. 
wenn der Schuldner feine Verbindlichkeit nicht (nicht gehörig) er- 
füllt, nidt ohne weiteres non jeLlbft aufgehoben jein 7 ſondern 
der Gläubiger die Wahl Haben ſoll, ob er von der Verwirkungs-Klauſe 
Gebrauch machen oder bei dem — ſtehen bleiben will. Beiſpiel: Die 
Räumungstlaufel in Wohnungsmietverträgen. og Note 20. 
s 361 „m vgl. Anhang 1 zu $ 320 (3. B. Kauf, Miete, Werfvertrag). 

27) mit den folgen der 88 346 ff. 

25) pgl. Anhang 28 zu 8 361 (betreffend das in $ 361 geregelte, nicht 
bloß für den Sandelenertett wichtige jogen. Sizgeihäft). 

Ss 362 ı) Außer den in den folgenden 4 Titeln behandelten „Erlöihungsgründen“ 
(Erfüllung, Hinterlegung, Aufrechnung, Erlaß) gibt es noch andere: 5. 8. 
S 323, ferner Rüdtritt 8 346, Eintritt einer auflöfenden ENDUNG oder eines 

ndtermins 88 158, 163. a die im BGB. niht ausdrüdlich behandelte, 
aber öfter erwähnte (3. B. 88 425, 429, 1976, 1991, 2143 ulm.) „Bereinigung“ 
von Shuld und Korderung in einer Perſon, z. B. der Schuldner 
wird aflehttiger Erbe feines Gläubigers. Daß jedoch die „Bereinigung“ von 
Recht und tbindlichleit in derfelben Perſon niht immer ein „Er- 
löihungsgrund“ it, vgl. Sadıregiiter unter „Vereinigung“ und Anhang 1 zu 
S 1113 unter Iam Ende und VI betr. „Eigentümer-Hypothef“. Uber den Eins 
ſluß des Todes auf Echuldverhältnijie vgl. Anhang 1 zu 8 1922 unter II. 
2) 88 267, 268 (Berjon des Leiltenden), 242 ff. (Art der Leiftung), 
269-271 (Ort und Zeit der Leitung). . 

‘ 363 s) vgl. Anhang 3 zu 8 363 (Allgemeines über die Einrede des „nicht 
gehörig erfüllten Bertrags). Über die Einrede des „(gar)nidt“ 
erfüllten Bertrags vgl. Note 2 zu $ 320 und Anhang 6 zu $ 322. 

< 364 *) 3.8. der Vermieter nimmt vom Mieter „zur Tilgung“ deſſen Miets- 
ihuld von 300 Mt. das ihm zu diefem Zwede angebotene PBianino „an Er- 
jüllungsjtatt“ an. Zu unterjdeiden hiervon ilt der Fall, wenn 
der Vermieter das Pianino nur „erfüllungshalber“ annimmt, d. 5. 
damit er das Pianino verfaufe und fih aus dem Erlöfe beiriedige. Hier ijt 
die Mietsichuld nur getilgt, wenn das Pianino wenigitens 300 Mi. bringt; 
joweit es weniger bringt, bleibt fie beitehen. vgl. aud Note 5. 

>») Ein im täglichen Leben bejonders häufiger Fall ilt, Dak der Schuldner 
jeinem Gläubiger einen „Wechſel“ über die Schuldjumme gibt, 3. B. weil er 
nicht ſofort bar bezahlen fann oder will. Hierfür beitimmt 8 364 Abi. 2, da 
„im 3mweifel“, d. h. wenn die Umſtände nit ein anderes ergeben, nit 
anzunehmen ift, der Wechlel jei „an Erfüllungsitatt“ gegeben und 
genomnten. „Im Zweifel“ ift aljo die Kaufgeld: ujw. Schuld, für Die 
der Wechſel gegeben worden, nidt für erhoſchen zu eradten; fie erliſcht 
erſt, wenn der Wechſel wirklich bezahlt wird. Der Wechſel iſt hier 
nur „erfüllungshalber“ genommen (vgl. Note 4), und der Gläubiger 
fann jeinen Anſpruch anf —— ujw. immer noch geltend machen, F B. 
aud nad) Verjährung der Wechſelforderung. Selbitveritändlid fann der Gläu- 
biger nur entweder Kaufgeld uw. oder die Wechſelſumme fordern. In 
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er jeine Verbindlichkeit nicht erfüllt, jo ift der Gläubiger bei dem Ein- 
tritte diejes Yalles zum Rücktritte?“) von dem Vertrage beredtigt.?) 

Ss 361. Iſt in einem gegenjeitigen Vertrage ?°) vereindart, daß die 
Leiſtung des einen Teiles genau zu einer feſtbeſtimmten Zeit oder 
innerhalb einer feitbeitimmten Friſt bewirkt werden joll, jo iſt im 
3weifel anzunehmen, daß der andere Teil zum Näüdtritte berechtigt 
fein joll,?”) wenn die Leitung nicht zu der beitimmten Zeit oder inner: 
halb der beftimmten Friſt erfolgt.”®) 


Dritter Abfchnitt. 


Erlöfchen der Schuldverhältniſſe.) 
Erfter Titel. Erfüllung. 


8 362. Das Shuldverhältnis erliiht, wenn die geſchuldete 
Zeiltung an den Gläubiger bewirkt wird.?) 

Wird an. einen Dritten zum Zwede der Erfüllung geleiftet, To 
finden die Vorſchriften des $ 185 Anwendung. 

5 363. Hat der Gläubiger eine ihm als Erfüllung angebotene 
Leiftung als Erfüllung angenommen, jo trifft ihn die Beweislaft, wenn 
er die Leijtung deshalb niht als Erfüllung.gelten Taffen 
will, weil jie eine andere als die geſchuldete Leiltung oder weil fie 
unvollftändig geweſen jei.?) 

8364. Das Shuldverhältnis erlifht, wenn der Gläubiger eine 
andere als die geichuldete Leiltung an Erfällungsitatt annimmt‘) 

Übernimmt der Schuldner zum Zwede der Befriedigung des 
Gläubigers diejem gegenüber eine neue Berbindlidhfeit, jo iſt 
im Zweifel nidt anzunehmen, daß er die Verbindlichkeit an Er: 
füllungsftatt übernimmt‘) 

- 8365. Wird eine Sade, eine Forderung gegen einen Dritten oder 
ein anderes Recht an Erfüllungsitatt gegeben, fo Hat der 
Schuldner wegen eines Mangels im Rechte oder wegen eines Mangels 
der Sache in gleicher Weile wie ein Verkäufer Gewähr zu leiften.‘) 

366. Iſt der Schuldner dem Gläubiger aus mehreren Schuld» 
verhältniffen zu gleichartigen Leiftungen verpflichtet und reiht das von 
ihm Geleijtete nicht zur Tilgung ſämtlicher Schulden aus, fo wird die⸗ 
jenige Schuld getilgt, welche er bei der Leiltung”) beitimmt.?) 

Trifft der Schuldner feine Beftimmung, ſo wird zu nächſi 
die fällige Schuld, unter mehreren fälligen Schulden die— 
jenige, welde dem Gläubiger geringere Sicherheit bietet, unter 
mehreren gleich fiheren die dem Schuldner Täftigere, unter 
mehreren gleich läftigen die ältere Schuld und bei gleichem 
Alter jede Shuld verhältnismäßig getilgt.°.) 


— 125 — 


85 365 
5 366 


5 368 


9 .B. 
entgeltlich“ Geichäfte bejorgt, Sachen verwahrt haben 


8 370 


s 371 


5372 


Erläuterungen 


jedem Falle ift der Gläubiger, der einen Wechſel — fei es „an Erfüllungs- 
tatt“, fei es ee ken — annimmt, verpflichtet, zunädfi 
eine Rechte aus dem 0 el geltend gu maden, 3. B. wenn noch andere 
tionen aus dem abe haften, een — er dem Schuldner für die 
Nachteile aus der Unterlaſſung jihadenserjagpflicdhtig werden fann. Nach dem 
Gejagten bringt die Hingabe und Annahme eines Wechſels die zu Grunde 
liegende Schuld nur dann ſofort zum „Erlöſchen“, wenn die Parteien dies 
ertennbar gewollt haben. Das norftehend vom ‚„Wechſel“ Geſagte 
gilt aud, wenn ein abjtraftes „Shuldverjpreden (Shuld- 
anertenntnis)“ im Sinne der 88 780, 781 gegeben ilt. 

e) 88 434 ff., 459 ff. 

7) nicht etwa erſt jpäter. 

8 3 130 ff. — Die Beltimmung kann „ausdrüdlih“ oder „Dur ſchlüſ⸗ 
fige Handlungen“ erfolgen. 

jet Wenn A gegen B auf Zahlung einer ee orderung von 400 Mt. 
für gelieferte Kohlen klagt, B darauf einwendet, er habe dem A bereits 400 DIE. 
ezahlt, und wenn A darauf zugejteht, 400 Mt. empfangen zu haben, aber be- 
—* die 400 Mk. ſeien it für die Kohlen, fondern auf zwei andere 
Schulden des B an A (250 ME. Darlehen und 150 ME. für Getreide) gezahlt, 
io liegt die Beweispflicht, def „mehrere Schuldverhältnifie beitehen (außer 
dem Kohlenkauf auch das Darlehen und der Weizenfauf), dem A ob. lingt 
ihm dieler Beweis, Jo ift nad & 366 zu enticheiden, we (de Schuld durd die 
gezahlten 400 ME. getilgt it. Gelingt ibm der Beweisnidt, fo wird 
die erfolgte Zahlung ohne weiteres auf die eingeflagte Rohlenforderung an- 
geredjnet. — fiber das Konlurrentverhältnis (zu unterfheiden von Der ges 
wöhnlihen laufenden Rechnung) mit einem Kaufmann 88 355 fi. H6%. 

0) Alfo Zug um Zug, und zwar au bei Teilzgahlungen, wenn der Gläu⸗ 
biger fie annimmt ($ 266). Der erfüllende Schuloner (und zwar nicht bloß 
der Geld Zahlende, jondern aud der 3. B. einen Anzug oder Handlungen 
Leiſtende) fann bei der Leitung „Quittung“ fordern und im Kalle der Weiges 
zung des Gläubigers die Leitung zurü alten (25 273 fi.). Auch wer eine 
Zigarre für 5 Pfennige kauft und bezahlt, kann “Auittung fordern. Den die 
Quittung verweigernden Gläubiger treffen die folgen des Bläubiger-Berzugs 
(8 298, 293 ff., nebit Note und die dort angeführten Borichriften). — Der 

uldner fann auf „Quiltungsleiltung“ lagen. — Die Quittung bemweijt 
jofort; doch iſt natürlich „Gegenbeweis“ zuläſſig ($_ 416 3PO.). — Eine 
Quittung, die fiheren Beweis liefern foll, darf nicht bloß lauten: „60 Mt. er- 
halten“, jondern etwa wie folgt: „Won Herrn Schulze Habe ich heute für einen 
gelieferten Anzug 60 ME. gezahlt erhalten. Danzig, den 14. September 1905. 
Müller, Schneider.“ Cine bloß mit Namenftempel unterftempelte 
Quittung ohne Unterſchrift iſt fein jiherer Beweis (8 126). — Wenn ein „Bevoll- 
mädtigter“ des Gläubigers quittiert, muß man ſich jeine Berehtigung dazu 
nachweiſen lafien. — Über Quittungen bei Bezahlung von Hypothelenforbes- 
rungen 88 1144, 1145. 

10) 3, 8. Quittungen für den Grundbuch⸗Verkehr müſſen mindeltens 
öffentli Beglaubigt in ($ 29 GBO.). 

11 B. der uftragte, der Verwahrer ujw., die dem Gläubiger „un= 
fönnen bei Herausgabe 
des aus der Geihäftsbejorgung Erlangten, der vermahrten Saden „Quittung“ 
darüber fordern; in diefem alle muß der „Gläubiger“ etwaige Koſten der 
Quittung tragen. Aus gleihem Grunde muß das „Mündel“ tie Koſten der 
von ihm dem Bormund erteilten ſogen. „Decharge“ tragen. 

12) porausgejegt natürlich, dag die Quittung echt und der Ausiteller 
der Quittung dazu befugt war, was der Zahlende „auf feine Gefahr" 
zu prüfen hat (vgl. Note 13 zu $ 167). 

13) pgl. 8 952. 

14 129. Die Koften muß der Gläubiger tragen. vgl. $ 397 Abi. 2. 

372 d; handeln von der Hinterlegung Gehufs Befreiung des Schuld⸗ 
Kuldverbindlichleit (8 378 und Note 1 zu 8 362). Gegenjak: 
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8367. Hat der Schuldner au er der Hauptleiftung Zinfen und 
Koiten zu entrichten, jo wird eine zur Tilgung der ganzen Schuld nicht 
ausreichende Leitung zunädjit auf die Koften, dann auf die Zinjen und 
zuletzt auf die Hauptleiltung angerechnet. 

Beitimmt der Schuldner eine andere Anrechnung, jo fann der 
Gläubiger die Annahme der Leiltung ablehnen. 

S 368. Der Gläubiger hat gegen Empfang der Leijtung auf Ber- 
fangen ein ſchriftliches Empfangsbekenntnis (Quittung) zu erteilen.?) 
Hat der Schuldner ein rechtliches Intereſſe, DaB die Quittung in anderer 
Form erteilt wird, jo fann er die Erteilung in diefer Form ver- 
langen.!°) 

5 369, Die Koften der Quittung hat der Schuldner zu tragen 
und vorzuſchießen, jofern nicht aus dem zwilchen ihm und dem Gläubiger 
bejtehenden Rechtsverhältniſſe ih ein anderes ergibt.!!) 

Treten infolge einer Übertragung der Forderung oder im Wege 
der Erbfolge an die Stelle des urſprünglichen Gläubigers mehrere 
Gläubiger, fo fallen Die Mehrkoſten den Gläubigern 
zur Laſt. 

5 370. Der Überbringer einer Quittung gitt als ermädjtigt,!?) 
die Leiftung zu empfangen, jofern nicht die dem Leiltenden befannten 
Umſtände der Annahme einer ſolchen Ermächtigung entgegenjtehen. 

371. Iſt über die Forderung ein Schuldſchein ausgeftellt 
worden, jo fann der Schuldner. neben der Quittung NRüdgabe des 
Schuldſcheins 2) verlangen. Behauptet der Gläubiger, zur Rüdgabe 
außer jtande zu fein, jo fann der Schuldner das öffentlih beglau- 
bigte Anerfenntnis verlangen.) daß die Schuld er: 
loſchen fei. 

Hweiter Titel. Sinterlegung.') 


8372. Geld, Wertpapiere und fonitige Urkunden ſowie Koſtbar⸗ 
leiten Tann?) der Schuldner bei einer dazu beitimmten öffentlichen 
Stelle für den Gläubiger hinterlegen, wenn der Gläubiger im Berzuge 
der Annahme ilt.?) Das gleiche gilt, wenn der Schuldner aus einem 
anderen in der Perſon des Gläubigers liegenden Grunde oder infolge 
einer nit auf Fahrläfligfeit beruhenden Ungewißheit über die Perſon 
bes Gläubigers feine Verbindlichkeit nicht oder nicht mit Sicherheit er: 
füllen fann. 

373. Iſt der Schuldner nur gegen eine Leiftung des Gläubigers 
zu leiſten verpflichtet, jo fann er das Recht des Gläubigers zum Empfange 
der hinterlegten Sache von der Bewirfung der Gegenleiltung abhängig 
madıen. 

8374. Die Hinterlegung hat bei der Hinterlegungsitelle des 
Zeiltungsorts zu erfolgen; hinterlegt der Schuldner bei einer anderen 
Stelle, jo hat er dem Gläubiger den daraus entitehenden Schaden zu 
erjegen.*) 

Der Schuldner hat dem Gläubiger die Hinterlegung unverzüglidh 
anzuzeigen; im alle der Unterlaljung ijt er zum Schadenserjage ver- 
pflichtet. Die Anzeige darf unterbleiben, wenn fie untunlich ift.°) 
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Hinterlegung zum Zwede der Sicerheitsleiftung: SS 232, 489, 1217, 1219, 
1392, 1667, 1814 ff., 1960, 2116 BGB. und 88 108 ff. 710, 713, 921, 925, 
927 ujw. 3PO. — Die Falle der Hinterlegung gem 3wede der Befreiung“ 
des Schuldners gemäß 8 372 find: 3 nnahmeperzug des 
Gläubigers, andere, in der Perſon des Gläubigers 
liegende Gründe, 3. B. das — des Hauswirtes auf Woh— 
nungsmiete iſt von mehreren ſeiner Gläubiger im Wege des Arreſtes gepfändet 
und noch keinem überwieſen, 2 nit — 8: Ungewißheit 
. 8. auch aus erhebliden re lichen en des Schuldners über die 
erfon des Gläubigers, 3. B. der urſprüngliche Gläubiger ijt ge- 
itorben, und es jteht noch nicht feit, wer die Erben find, — Minderjährigteit des 
Gläubigers und fehlen eines gejegliden Vertreters. — vgl. 1171, 1269. 
Über die Drdnung des Hinterlegungsweiens durch die Zandesgejege vgl. 
E. 144—146. Der Regel nah werden öffentli AnerIegun sitellen nur für 
Geld, Wertpapiere, andere Urkunden und Koftbarleiten Belteben. Für nit 
ur Dane gung eeignetebeweglide Saden vgl. 88 383 1f. 
ür den Sal, daB der Leiltungsgegenitand ein Grundſtück ift, $ 303. 
Für Preußen beſtimmt die preußiſche „Hinterlegungsord- 


nung" 18 folgendes: „Bei der Hinterlegung, welde der Shuldner 
eines eibbetzags zum Zwede der —— net 
Verbindlichkeit rklä⸗— 


wirkt, iſt in der nach 14 erforderlichen 

rung [ein bei den Hinterlegungsſtellen erhältliches, für die Angaben über 
die Perſon des Hinterlegers, die Höhe der Geldſumme, die Veran allung der 
Hinterlegung uſw. ne vom Hinterleger BL und gleichzeitig 
mit dem Gelde einzufendendes yormula Ss der Gläubiger, für welden 
die Hinterlegung erfolgt, zu bezeichnen oder anzugeben, infolge welder Um: 


"fände der Schuldner feine Verbindlichkeit nicht oder nicht mit Sicherheit 


8377 
5 378 


5 379 


erfüllen fann. Macht der Schuldner das Recht des Gläubigers zum Empfange 
des hinterlegten Geldes von der Bewirkung einer Gegenleiftung ab: 
hängig, jo ilt dies unter Bezeihnung der Gegenleiftung in der Erklärung anzu: 
geben. Die Hinter! Anke hat den Schuldner unter Bezugnahme auf die 
Vorſchrift des $ 382 BGB. zu dem une aufzufordern, dak und wann 
der Gläubiger die im 8 374 Abi. 2 BGB. vorgeidhriebene Anzeige von der 
Hinterlegung empfangen hat. ird der Nachweis nicht vor dem Ablaufe von 
trei Monaten nad der Aufforderung geführt, In ift die Hinterlegungs- 
telle ermächtiat, im Namen und auf Koſten des Schuldners dem Gläubiger Die 
Ingeige au machen. Die Aufforderung muß einen Hinweis auf diefe Rechts⸗ 
tolge enthalten.” 

!) Er „ann“ es, „braudt aber nicht“, jondern kann den Gläubiger an 
1“ herantommen laffen, vgl. jedoch 3. B. die eine Hinterlegungspflidt aus: 
prechenden $& 432 Abf. 1, 1077, 1281, 2039 jowie $ 853 ZPO. (Hinterlegungs: 
pflit im F er der Pfändung einer Geldforderung für mehrere Gläubiger). 

8 

4) Die Hinterlegung aber iſt rechtswirkſam. 

5) 3.8. wenn der Aufenthalt des Gläubigers nicht befannt oder uner- 


reichbar ilt. 

3 Die Gefahr der lee: trägt der hinterlegende Schuldner. 

7) gehört alfo im Kalle des Konturfes nidt zur Konkursmaſſe 
(KD. * an) it nicht abtretbar ($ 400). 

9) vorausgeſetzt, daß der Echuldner ir 8 372 dazu beredhtigt war. 

) Hinterlegung befreit, doch nur bei Unwiderruflidteit“ (C). 

11 

12) und dadurch die Zwangsvollſtreckung in andere Sachen abwenden. 

13) Hinterlegung hemmt Zinfenlauf“ en liegt hauptſächlich die 
praftilche Bedeutung der Hinterlegung für den Schuldner. 

13) War der Gläubigerim „Annahmeverzyuge", fo geniekt der 
Schuldner die hier gewährten Befreiungen ſchoöon auf Grund der SS 300 
bis 302, gleihvielober auf Grund des $ 372 hinterlegt hat oder nid. 
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Hinterlegung 8 375-383 


3753. Sit die hinterlegte Sache der Hinterlegungsitelle durch die 
Bolt Überjendet worden, jo wirft die Hinterlegung. auf die Zeit der Auj- 
gabe der Sache zur Roft zurüd.’) ° 

8376. Der Schuldner hat das Recht, die Binterlegte Sache zurüds 

nehmen. 

Die Nüdnahme iſt ausgeſchloſſen: 

1. wenn der Shuldner der Hinterlegungsitelle erflärt, daß 
er auf das Recht zur Rüdnahme verzihte; 

2. wenn der Gläubiger der Hinterlegungsitelle die An = 
nahme erklärt; 

3. wenn der Hinterlegungsitelle ein zwilhen dem Gläubiger 
und dem Schuldner ergangenes redtsträftiges 
Urteil. vorgelegt wird, das die Hinterlegung für 
rtehtmäßig erklärt. 

8377. Das Recht zur Rüdnahme ift der Pfändung nicht unter: 
worfen.”) 

Wird über das Vermögen des Schuldners der Konkurs eröffnet, 
io kann während des Konkurſes das Recht zur Rüdnahme aud nicht von 
dem Schuldner ausgeübt werden. 

5378 I die Rüdnahme der Kinterlegten Sache ausgeſchloſſen,“) 
jo wird der Schuldner durch Die Hinterlegung ») von jeiner Verbindlid- 
feit in gleiher Weiſe befreit, wie wenn er zur Zeit der Hinterlegung 
an den Gläubiger geleiftet hätte.!°) 

8379. Iſt die Rüdnahme der hinterlegten Sache nit ausge: 
Ihloflen,?:) jo kann der Echuldner den Gläubiger auf die hinterlegte 
Sache verweifen.'?) 

Solange die Sache Hinterlegt ift, trägt der Gläubiger die Gefahr 
und ift der Schuldner nicht verpflichtet, Zinjen zu zahlen 12) oder Erſatz 
für nit gezogene Rugungen zu leijten.'*) 

Nimmt der Schuldner die hinterlegte Sache zurüd, jo gilt die 
Hinterlegung als nicht erfolgt. 

8 380.Soweit nad) den für Die Hinterlegungsitelle geltenden 
Beftimmungen zum Nadweije der Empfangsbereihtigung des Gläubigers 
eine diefe Berechtigung anerfennende Erflärung des Schuldners er: 
forderlich oder genügend iſt, kann der Gläubiger von dem Schuldner die 
Abgabe der Erklärung unter denjelben Vorausjegungen verlangen, unter 
denen er die Leiſtung zu fordern berechtigt fein würde, wenn die 
Hinterlegung nicht erfolgt wäre. 

8 381. Die Koften der Hinterlegung fallen dem Gläubiger zur 
Laſt, jofern nicht der Schuldner die hinterlegte Sache zurüdnimmt. 

382. Das Recht des Gläubigers auf den hinterlegten Betrag 
erliiht mit dem Ablaufe von dreikig Jahren nad) dem Cmpfange der 
Anzeige von der Hinterlegung, wenn nicht der Gläubiger ſich vorher 
bei der Hinterlegungsitelle meldet; der Schuldner iſt zur Rüdnahme be- 
rechtigt, au) wenn er auf das Recht zur Rüdnahme verzichtet Hat. 

8383. Iſt die geſchuldete bewegliche Sadje zur Hinterlegung nicht 
geeignet, jo fann der Schuldner fie im alle des Verzugs Des Gläu⸗ 
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3 383 


s 3841 
53 387 


5 388 


5 389 


‘390 


Erläuterungen 
en 


17 —1* ir — —— ſind die Rechte des Verkäufers, wenn der 
Käufer mit der nabmeder Wareim Berzuge iſt, durch 8 373 
Dan. re in Anhang 1 zu 8 433) bejonders — (Selbſthilfe⸗ 
vertauf) 


18) De Notar. 
1 2 s gelten Ei 130—132. 
20) vgl. Note 5 


1) Die 88 387 ff. handeln von der kraft Geſetzes ſtattfindenden Auf⸗ 
rechnung (Rompenjation) im Gegenjaße au der von den Parteien „ver- 
einbarten“. ine folde Vereinbarung ( ufreßnungs- Vertrag) 
unterliegt den allgemeine n Borichriften über „Verträge“, und es fommt 
nicht darauf an, ob die Vorausſetzungen des Er 7 vorliegen: die Parteien 
können alfo 3. B. bereinbaren daß eine ung auf Lief ferung eines 
„Bücheripindes“ mit einer Forderung auf Kran von „Kohlen“ aufge: 
rechnet werde (Mangel der „Gleihartigdeit“). — Über Anfrehnung im Kon: 
furje SS 5: RO. — liber die beim "ES 5 11 96 ältn un us einem 
Kaufmanne vorlommende „Aufrehnung“ 88 35 r die 
handlung der Aufrehnung im Zivilprozeſſe lg ur Berhätun von 
SAH MEIST ungen) 88 145, 2302, 322, 529 ZPO. — zgl. erner 

hregilter unter „Aufrehnung“. 

2) Ir ars 2 zu 8 387 (Borausjegungen der Aufrechnung) 

PCC —28 ng 1 hu % 116 und 130—132. Die di — erfolgt 
* o nicht von ſelbſt (nicht ipso jure) durch das bloße tatſächliche Gegen: 

erſtehen der zur — eigneten Forderungen, ſondern es iſt 
—* ufrechnungsertlärun —— ie jedoch die in 8 389 bezeichnete 
rüdwirtende Kraft hat. — je Erklärung fann außerhalb eines Prozeſſes oder 
im Prozeſſe über die — erfolgen. Die Prozeßpollmacht er— 
ie ER oa. € und zur „Empfangnahme“ der Au A nUngeer örung 

4 ogen. — — im Prozeſſe ( — erklärt: ich 
—— IS eingeflagte PR My wenn das Ge- 
riht annehmen jollte, Sr te Shulbi bin — ie ich —— Gegen: 
forderung zur Auf a ai: ulälfig; denn lie ift feine „bedingte“, nad) 

S 388 unwirkſame, da s Gegenüberſiehen Te chi s verbind— 
ide r Forderungen — e — Vorausſetzung der Aufrechnung, 
nicht eine „Bedingung“ im Keditsfinne iſt (8 158). 

>) „Zetlaufregfnung“ iſt alſo lines nidt aber Teilleijtung 


6) Die Aufrehinungserflärung hat rüdwirfende Kraft. vgl. Note 3. 
Die „Berzinfung“ der aufgerechneten Forderungen er aljo auf nidt 
erit im a enblide der Aufrehnungserklärung, jondern, falls bie Auf- 
rechnung ertlärt wird, rüdwärts in dem Augenb id, in dem die —— 
ſich ——— sfähig, d. h. unter orliegen der in Anhang 2 zu 
S 387 beiprodenen Vorausjegungen gegenübertraten; unter Umjtänden müllen 
alſo bereits * bite Zinſen, als nit geſchuldete, zurüdgezahlt werden. - 

N vgl. achregiſter Eintede⸗ 

s) d. h. „mit“ einer Sorberung, der eine begründete Einrede (nicht 
Ei eine „behauptete“ ) entgegeniteht, fann nit auf Do werden. 
Beijpiele: A ift dem B aus einem Darlehen 600 ME. ſchu t demnächſt 
an B ein Pferd für 600 ME. verlauft, aber noch nicht übergeben. enn A, auf 
Rüdzahlung des ent belangt, erklären wollte: id) zahle nicht, fondern 
rechne mit meiner Kaufgeldforderung auf, jo wäre dies unwirklam; denn der 
Kaufgeldforderung des A fteht die „ inrede“ des B entgegen, daß A das P = 
„noch nicht dem B übergeben“ habe, en alio B die Zablun des Kaufge 
bis zur libergabe verweigern fönne („Eintede des nicht erfüllten Vertrags“ 
S 320), vorausgeſetzt, daß nicht etwa vereinbart ijt, B jolle zur Vor leiltung 
des Kaufgeldes verpfli tet fein. — Die Aufrehnungi Di ferner unzu: 
läjjig, wenn der Forderung des die Aufrechnung Erflärenden ent- 
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Aufrechnung | 8 384-390 


bigers ?°) am Leiftungsorte 1°) verfteigern laſſen und den Erlös Hinter- 
legen.) Das gleiche gilt in den Fällen des $ 372 Gab 2, wenn ber 
VBerderb der Sache zu beforgen ‚oder die Aufbewahrung mit unver- 
hältnismäßigen Koften verbunden ilt. 

Sit von der Verjteigerung am Leiltungsort ein angemejlener Er— 
folg nicht zu erwarten, ſo iſt die Sache an einem geeigneten anderen Orte 
zu verſteigern. 

Die Verſteigerung hat durch einen für den Verſteigerungsort be— 
ſtellten Gerichtsvollzieher oder zu Verſteigerungen befugten anderen 
Beamten 18) oder öffentlich angeſtellten Verſteigerer öffentlich zu er- 
folgen (öffentliche Berfteigerung). Zeit und Ort der Verjteigerung find 
unter allgemeiner Bezeichnung der Sache öffentlicd) befannt zu maden. 

S 384. Die Berfteigerung it erft zuläjfig, nachdem fie dem Gläu- 
biger angedroht worden ift;'°) die Androhung darf unterbleihen, wenn’ 
die Sache dem Verderb ausgejegt und mit dem Aufichube der Verjteige- 
rung Gefahr verbunden iſt. 

Der Schuldner Hat den Gläubiger von der Verfteigerung unver- 
züglic zu benadridtigen; im alle der Unterlajlung ijt er zum 
Schadenserſatze verpflichtet. 

Die Androhung und die Benachrichtigung dürfen unterbleiben, 
wenn untunlich find.2°) 

385. Hat die Sache einen Vörſen⸗ oder Marktpreis, jo kann der 
Eduldner den Berlauf aus freier Hand durch einen zu ſolchen Berfäufen 
öffentlich ermäcdtigten Handelsmäller oder durch eine zur öffentlichen 
Verſteigerung befugte Perſon zum laufenden Preiſe bewirken. 

8 386. Die Koften der Beriteigerung oder des nad) 8 385 erfolgten 
Berfaufs fallen dem Gläubiger zur Laſt, fofern nicht der Schuldner den 
binterlegten Erlös zurüdnimmt. 


Dritter Titel. Aufrechnung.) 


$ 387. Schulden zwei Perjonen einander Leiltungen, die ihrem 
Gegenftande nad gleichartig find, jo Tann jeder Teil jeine Forderung 
gegen die Forderung des anderen Teiles aufrechnen, jobald er die ihm _ 
gebührende Leiltung fordern und die ihm obliegende Leijtung bewirken 
laun.) 

288. Die Aufrechnung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 
anderen Teile?) Die Erklärung iſt unwirkſam, wenn ſie unter einer 
Bedingung *) oder einer Zeitbeitimmung abgegeben wird. 

5 389. Die Aufrehnung bewirkt, daß die Forderungen, foweit fie 
ich deden,’) als in dem Zeitpuntt erloſchen gelten, in welchen fie jur 
Aufrechnung geeignet einander gegenübergetreten jind.®) 

8390. Eine Forderung, der eine Einrede') entgegeniteht, kann 
nit aufgeredhnet werden.) Die Verjährung ſchließt die Auf: 
tehnung nicht aus, wenn die verjährte Forderung zu der Zeit, zu 
weldher fie gegen die andere Forderung aufgerechnet werden tonnte, 
nch nicht verjährt war.') 
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Erläuterungen 


gegenitehen: Die — nn eten Einreden des Zurüdbehaltungs: 

rechts ( re! ber Berjährung (mit der aus Satz 2 des $ 390 fid) er- 
ebenden ränfung), die Einrede des Erben, dab er für die Schuld 

—— —— wegen Unzulänglichkeit des achlaſſes nidt 

bafte (838 1975 ff.) 

9) vgl. das Beifpiet in Anhang 1 zu 8 194 unter VIII. Qusnahmen: 
639. 


88 479, 

8 391 269-271. 

8 393 ") gr 273 Abi. 2, 823 ff. Wenn A dem B 1000 Mt. ſtiehlt oder ein 
1000 ME. wertes Gemälde zerjtört, fann er gegen die Schadenserjatforderung 


5 394 


SEIR 


IE 


>05 
306 


397 


Des cn 1000 Dit. nicht eine ihm gegen B zuitehende Darlehnsforderung 
aufrechnen 

ı2) iiber unpfändbare Forderungen vol. ud De Gau 850852, 857 
3PO. insbefondere: Arbeits: und on (aud Die ig vom Arbeit- 
geber zu einer „Kaution“ des Arbeiters a mmelte eilbeträge des 
Nrbeitslohns behalten die Natur unpfändbaren Nrheits[ohns). Gehalt: 
ber Beamten, Witwen: und Waijengeldforderungen, geſetzliche nterhalts- 
anjprüche, Aranten- und Sterbegeldfor une uw. ‚Hervorzuheben iſt 8 851 
3PO.: „Eine Forderung ift A tmangelung bejonderer Vorſchriften der 
Pfä ndung nur tt unterworfen, als fie übertragbar iſt.“ 
ogl. & 399. Darüber, ob gegen eine unpfündbare Forderung 
(zwar nicht „Aufrechnung“, wohl aber) das Zurückbehaltungsrecht zuläſſig ſei, 
B. Zurüdbehaltung des "Arbeitslohns feitens des Arbeitgebers „zur iche 
5* g“ einer ihm gegen den Arbeiter en Schhadenserjaßforderung aus 
bem Wrbeitsterhältnis, vgl, a 273. — Bejondere reidhs- 
rechtliche Vorſchriflen über rein ns 8. betr. Gertiherungs. 
beiträge ujw., enthalten die Un all-, Kranken Iters- uſw. Verliderungs 
geſetze. Ausnahmen von dem rbote der Au rechnung gegen „unpfäün 
bare" forderungen enthalten auf Grund von E. 81 und 9 3. 2. betr. die 
Zul äffigteit der Nufrehnung von A A A der Herrihaft 
gegen Yohnforderungen des Gefindes: für Preußen 1, für 
Bayern AG. 21, für Wü En DELD Gefindeordnung vom * uli 1800 
ferner für Bayern AG, 12 (Zuläſſigkeit der Aufrechnung gegen Gehalts- 
forderungen der Beamten ujw.). ; 

1: } F, a 

14) ss 130— 132. 

15 )8 > 121. 

1) Zum — Erlaß einer Schuld iſt alſo ein „Vertrag“ nötig; 
bloß einjeitiger, 8 jolie bindet nicht, folange er nicht vom nee 
(ausprüdlidy oder durch ſis s ganblungen), „an ‚angenommen“ it. (Ande 15 
im „Sadhentredt“ piel: das volljährig ge 
wordene Mündel „erläßt“ ze Gornunbe die Schuld der) ‚Schluprehnung“. 
Diejer „Erlaß‘ iſt nur 5 wenn er dem Vormund erflärt und von i m 
„angenommen“ ijt. Der bloß _ dem Bormundidaftsgericht (in einer Ein: 
gabe) erklärte „Verzicht auf Schlußrechnung“ iſt weder dem VBormunde nod) 
dem Gerichte gegenüber bindend. — Auf die den in 8 397 Abſ. 1 und 2 be- 
zeichneten „Verträgen“ zugrunde liegenden Tatjahen und Ber: 
einbarungen der Harteien tommtesfürdie Nedtsgültigleit 
diejer Berträge nidt an. „Warum ich erlalle, un ih nicht zu 
jagen“ (C). „‚Redtsgrund“ dieſer Verträge kann fein: Schenkung, Ber: 
gleich ($ 779), — svertrag in 1 zu $ 387) ujw. Der Erlaß ilt alſo 
ein abjtrafter Bern im Sinne des nn g 1 zu 8 241 unter IV und nament: 
lich des Unhang 1 ge & 780 Geſagten. enn aljo 3. B. der einem Erlafje zu— 
grunde liegende „Vergleich“ infolge erfolgreider Anfehtung wegen Irrtums 
oder Betrugs „als von Anfang an nidhtig anzufehen ijt“ ( et 119, 123, 142), 
jo it nicht etwa auch * „Erlaß“ re jondern der Anfe ende hat nur 
einen Anſpruch aus erehtjertigter Berei — des 
Gegners (durch den N echtsgrundes entbehrenden“ Erlaß) gemäß 88 
812 ff., 818 auf „Wiederberftellung der erlafienen Schuld“. Die Berträge des 
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Erlaf 5 391-397 


8391. Die Aufrehnung wird niht dadurch ausge— 
Ihlojjen, daß für die forderungen verſchiedene Leiſtungs⸗ oder 
Mblieferungsorte beftehen. Der aufrehnende Teil hat jedod den 
Shaden zu erjegen, den der andere Teil dadurch erleidet, Daß er 
infolge der Aufrechnung die Leiftung n icht an dem beſtimmten 
Orte erhält oder bewirken kann. 

Iſt vereinbart, daß die Leiftung zu einer bejtimmten Zeit 
an einem beftimmten Drte erfolgen ſoll, jo iſt im Zweifel anzu: 
nehmen, daß die Aufrechnung einer Forderung, für die ein anderer 
Reiftungsort beiteht, ausgeſchloſſen fein fol!) 

5 392. Durd) die Beihhlagnahme einer Korderung wird die Auf⸗ 
rechnung einer dem Schuldner gegen den Gläubiger zuitehenden 
Horderung nurdann ausgeſchloſſen, wenn der Schuldner feine 
Forderung nach der Beſchlagnahme erworben hat oder wenn feine 
Sorderung erft nach der Beihlagnahme und [päter als die in Be- 
ſchlag genommene Sorberung fällig geworden iſt. 

8393. Gegen eine Forderung aus einer vorſatzlich begangenen 
unerlaubten Handlung iſt die Aufrechnung nicht zuläſſig.!i) 

8 394, Soweit eine Forderung der Pfändung nicht unterworfen . 
ift, findet die Aufrechnung gegen die Forderung nit jtatt.2) Gegen 
die aus Kranken-, Hilfs- oder Sterbefaffen, insbejondere 
aus Knappſchaftskaſſen und Kafjen der Knappſchaftsvereine, zu beziehen⸗ 
den Hebungen können jedoch geſchuldete Beiträge aufgerechnet 
werden. 

8395. Gegen eine Forderung des Reichs oder eines Bundesitants 
jowie gegen eine Korderung einer Gemeinde oder eines anderen Kom: 
munalverbandes ilt die Aufrechnung nur zauläffig, wenn Die 
Reiftung an Diejelbe Kaffe zu erfolgen hat, aus der die Korderung 
des Aufrechnenden zu berichtigen tjt.'?) 

8 396. Hat der eine oder der andere Teil mehrere zur Aufrechnung 
geeignete Sorderungen, jo fann der aufrechnende Teil die Forde— 
zungen bejtimmen, die gegeneinander aufgerechnet werden jollen. 
Wird die Aufrechnung. ohne eine folde Beftimmung erklärt oder 
widerjpricht') der andere Teil unverzüglid,') fo findet 
die Vorichrift des 8 366 Abi. 2 entiprechende Anwendung. 

Schuldet der aufrechnende Teil dem anderen Teile außer der 
Hauptleiftung Zinſen und Koften, fo finden die Vorfchriften des 
8 367 entiprechende Anwendung. 


Dierter Titel. Erlaß. 


8397. Das Schuldverhältnis erliſcht, wenn der Gläubiger dem 
Schuldner durd Vertrag die Schuld erläßt.') 

Das gleiche gilt, wenn der Gläubiger durch Vertrag mit dem 
Schuldner anerkennt, dak das Schuldverhältnis nicht beitehe.?) 





5; 398 


5; 399 


Erläuterungen 


5 397 bebürjen feiner Form; fie fönnen mündlich oder durch ſchlüſſige Hand- 

ungen geſchloſſen werden, feibſt wenn die erlaſſene Schuld auf einem notariellen 

uſw. Vertrage beruhte, z. B. indem der Gläubiger A dem Schuldner B die 

notarielle DREIER —— u ſeinem Geburtstage zuſchickt oder ihm 

eine Quittung über die Schuld erteilt. Auch der zum Zweck einer Schentung 

erflärte Erlak einer Schuld bedarf feiner Form (vgl. Note 10 zu e 518), denn 
€ 


die mündliche Erklärung des Gläubigers A ge enüber B: „ich erlafle Dir Deine 
Darlehensiguld non 1000 ME. an mid“ und die von B dur N 
dankbaren eich 


ändedruck erklärte „Annahme“ jener Erklärung J—— (g 
wie die „Lörperlidhe Übergabe“ und „Annahme“ einer geichentten en 
Sache“) „die Bewirfung der @eiftung“ (die ollsiehung der Schen⸗ 
fung) im Sinne des $ 518 Abſ. 2 dar. Wenn dagegen A erklärt: ich ver⸗ 
pflichte mid, Dir übers Jahr Deine Schuld an mid zu erlaſſen“, jo iſt 
dies ein nad) $ 518 Abſ. 1 der geridytlichen oder notariellen Form bedürfendes 
Shentungspverjipreden. 
2 371. 


p) ie „ibertragung einer gorderung“ auf einen neuen 
Gläubiger (Sondernadfolge, jogen. Singularfjutzeifion im Gegenfate zur 
Gejamtnadjfolge, jogen. — zeſſion, 3. B. des Erben, vgl. Anhang 1 
u & 1922 unter II) fann geidhehen: a) dur Vertrag, dann beikt fie 

biretung (Zeifion), Hiervon handeln 88 398-411, — b) traft Ge- 
jetes, $ 412, — ce) durch Anordnung der Vol a 
behörde (übermweijung — jenbeien ebene an Zahlungs: 
Rs: zum Nennwerte $ 555 3PO.). — Über die Übertragung anderer 

echte als „Forderungen“, 3. B. des Eigentumsaniprudis ($ 931), eines 
Urheber, Patent: ujw. Rechts vgl. $ 413. — Die nad 31. Dezember 1899 er- 
folgte „Abtretung“ einer Forderung ufw. iſt nah BGB. zu beurteilen, aud) 
wenn die (Forderung ujw. vor 1. ee 1900 entitanden ilt. 

2) Der Schuldner Tann der Wbtretung nicht widerſprechen (Yus- 
nahmen: 88 39, 400). — über die Wbtretung von SYorderungen aus 
„gegenjeitigen“ Berträgen, 5. B. Kauf, Miete, Dienftvertrag, Werfvertrag 
(5 320), vgl. Anhang 2 zu 838. 

s) Die —— des BGB. find: der neue Gläubiger Bel i o⸗ 
nar), — ber bisherige Gläubiger (Jedent), — der urſprüngliche Gläu- 
biger (3. B. $ 399), der in der Kegel der „bisherige“ Gläubiger (Seent) jein 
wird, aber nicht immer, 3. B. wenn eime ?yorderung zwei oder mehrere Dale 
abgetreten wird. 

+)—) vgl. Anhang d—6 zu 8 398 (Allgemeines über Abtretung — 
Form — jogen. abitralter Vertrag). 

’) Abtretbarleit der Forderungen ift Die Regel. Auch künfti d ‚nur 
als möglich vorausgelegte Forderungen können abgetreten werden. Nicht ab: 
tretbar find die in 3 399, 400 bezeichneten Forderungen und 5 die durch 
ausprüdlidhe Geſetzesvorſchrift für nicht übertragbar erklärten „Forde— 
rungen“ und „andere Rechte“, z. B. 88 38, 514, 613, 664 Abi. 2, 717, 719, 847, 
1059, 1092, 1300, 1408, 1427, 1585, 1623, 1658. — vgl. ferner E. 81. 

) 3. ®. der 50 Jahre alte, magentrante Altfiter A Tann feine %orde- 
rung aus dem Wltenteilsvpertrage auf Gewährung von „Mittag: und Abenp- 
eſſen in angemeljener Güte und Menge“ nicht an den 28 Jahre alten Dragoner: 
Wactmeilter B abtreten. Der Grundftüdseigentümer C, dem der Rentner D 
zum Hausbau ein „Baudarlehen" von 10000 Mt. verſprochen bat, fann 
weil er das Geld nicht mehr braudt) die Forderung ri Auszahlung des 
Darlehens gegen D nicht an feinen Nachbar G, der aud) ein Baudarlehen 
braudt, abtreten. vgl. auch Note 8 zu $ 610. — Cine Anwendung des Grund: 
jates Des S 399 it das Berbot der Untermiete, 8 549. 

°) Hierdburd it die Nidhtübertragnbarkeit der Eiſenbahn-Rückfahrkarten 
uſw. jedem Streit entzogen. — Damit $ 399 nicht von Schuldnern benust 
werde, ihr in „Korderungen“ beitehendes Vermögen duch die Ver: 
einbarunga, die Forderung ſolle „nit abtretbar“ fein, dem Zu: 
griife der Gläubiger zu entziehen, beſtimmt 8 851 ZPO. (vgl. au 8 857 
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Übertragung der Forderung 8 398-407 
Dierter Abfchnitt. 


Übertragung der Forderung.) 


398. Eine Forderung fann von dem Gläubiger durch Vertrag 
mit einem anderen auf diejen Übertragen werden (Mbtretung)) Mit 
dem Abſchluſſe des Vertrags tritt der neue Gläubiger an die 
Stelle des bisherigen?) Gläubigers.*) °) ®) 

8399. Eine Forderung Tann nicht abgetreten werden,’) wenn 
die Leiltung an einen anderen als den urſprünglichen Gläubiger nicht 
ohne Beränderung ihres Inhalts erfolgen kann ®) oder wenn die Ab- 
tretung durch Vereinbarung mit dem Schuldner ausgeſchloſſen ijt.’) 20) 

8400. Eine Forderung kann nicht abgetreten werden, ſoweit fie 
der Pfändung nicht unterworfen ift.1') 

8 401, Mit der abgetretenen K%orderung gehen die Hypothelen 
oder Pfandrechte, die für fie beitehen, fowie die Rechte aus einer für fie 
beitellten Bärgihaft auf den neuen Gläubiger über.!2) 

Ein mit der Yorderung für den Fall der Zwangspoll:- 
tredung oder des Konkurſes verbundenes Vorzugsrecht Tann 
auch der neue Gläubiger geltend machen. 

8 402. Der bisherige Gläubiger ift verpflichtet, Dem neuen Gläu⸗ 
biger die zur Geltendmahung der Forderung nötige Auskunft zu 
erteilen und ihm die zum Beweile der Forderung dienenden Urkunden, 
loweit Jie fich in feinem Beftge befinden, auszuliefern.':) 

5 4083. Der bisherige Gläubiger hat dem neuen Gläubiger auf 
Berlangen eine öffentlich beglaubigte Urkunde über die Abtretung aus- 
äuftellen.*) Die Koften Hat der neue Gläubiger zu tragen und vor— 
zujchießen.'°) 

8404. Der Schuldner Tann dem neuen Gläubiger die Einwen» 
bungen enigegenjegen, Die zur Zeitder Abtretung der Forderung 
gegen den bisherigen Gläubiger begründet waren.!®) 17) 

8 405 Hat der Schuldner eine Urkunde Über die Schuld ausgejtellt, 
to kann er ih, wenn die Forderung unter Borlegung der Urkunde 
abgetreten wird, dem neuen Gläubiger gegenüber nicht darauf be: 
zufen,'°) daß die Gingehung oder Anertennung des Schuld: 
serhältniffes nur zum Schein erfolgt '°) oder daß die Abtretung durch 
Vereinbarung mit dem urjprüngliden Gläubiger ausgeſchloſſen jei,?°) 
es fei denn, daB der neue Gläubiger bei der Abtretung den Sachverhalt 
fannte oder fennen mußte,?') 

$ 406.” a) Der Schuldner, kann eine ihm gegen den. bis: 
herigen Gläubiger zuftehende Korderung auh dem neuen Gläu: 
biger gegenüber aufrechnen,““) es jei denn, daß er beidemErwerbe 
der Forderung ??) von der Abtretung) Kenntnis hatte oder 
dag Die Forderung ?°) erſt nach der Erlangung der Aenntnis und 
jpäter als die abgetretene Forderung?) fällig gewor— 
den ift.?”) 

$ 407. Der neue Gläubiger muß eine Leiftung, die der Schuldner 
nad der Abtretung an den bisherigen Gläubiger bewirkt, jowie jedes 
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Erläuterungen 


Abſ. 3 3PO.), Forderungen, deren ubertragung „durch Pereinberun aus⸗ 
se loſſen“ i eiam ohl inſoweit ser andet“ und zur Ein ehung 
\ — önnen, als eſchuldete Be enitanb 
ber Frändung en Deren wofür 88 811, 5501. ZPO. maßgebend find. 
d —9 Über den Ausichlu der Abtretbar t durch „Vereinbarung“ 8 137 
400°" ote. 
11) Über unpfändbare Forderungen vgl. Note 12 zu 8 394. „Nicht 
7 plündtare a nd nit abtretbar“ und umgefehrt: „Nicht abtret- 
te Sorberungen (2 ote 7 zu $ 399) find nicht pfändbar“, fo weitnidt 
bejondere Bor Grijien ein anderes beitimmen (8 851 ZBOD., Note 
12 zu 8,394, Pte 9 u 5 399). 
RR! 1153, 1190 Abf. A, 1250. — Bei der Übtretung einer Baus 
af „ er-iForderun gebt auch das der Forderung in 8 648 beigelegte Recht 
Siherungshypothel“ auf den neuen Gläubiger über. — Die Forderun 
ı} Binfen der abgetretenen Forderung geht, wenn nit ein anderes dur 
Aus ann erfichtlich ift, A vondem Augenblide der Abtretung 
een oe an Ber den neuen Gläubiger über. NRüdjtändige 
ine ef alſo in der Kegel de dem bisherigen läubiger zu. 
8 402 ) vgl. Anhang 4 zu Re — 
8 403 8 129. Zur Wir fam eit der Abtretung iſt dies jedoh nicht 
erforber ich vgl. Anhang 4 zu Yetent 
Yusnahme bei Hypot enforberungen, 8 1154 Abi. 1. 
gs 404 16) und !7) vgl. An ang 16 und 17 au 8 404 („Rein debenttonn 
mehr Rechte übertragenalserje berh ve C). — Bei „or: 
derungen“ ilt der Erwerb in gutem Glauben in der Regel nit geichügt. 


8 401 


„ Sesenlak: Sachenrecht“ — Cinwand der ScheinÜbtreiung) 
84 we ift eine Wusnahbme von $ 404. vgl. Wang 16 zu 8 404. 
20 ool., Note 9 und 10 und & 137. 
21 
5 406 21a) Die Bedeutung ber 88 406-408, auf die jehr oft vermielen 1 wird, 
ift kurz a drüdt: Di ehtsfolgen der „Abtretung“ einer Forderung 


treten im Berhältnijle —9— dem neuen Gläubiger und dem 
Schuldner erſt ein, wenn der uldner von der Abtretung wirt: 
56 Kenntnis, gleichviel auf ee Weife, erlangt. vgl. Anhang 4 zu 


2 88 387 ff., BE De Anhang 2 zu 8 387 unter b. 
te erzur Aufredhnung Stellen will. 
der Forderun "g gegen die er aufrechnen will. 
2} die er zur Aufrechnung gelten will. 
26) gegen die er tennen wi 
27) In 8 406 it abweidhend von 8 405 wirkliche Kenntnis 
verlangt; blohes „Kennenmüſſen“ ($ 122) genügt nidt. Bon wem und auf 
welche Weile Schuldner die Kenntnis erlangt hat, iſt gleichgültig. 
8 407 2 a B. Vergleih, Erlaß, Kündigung, Mahnung. 
5 gilt Mas Note 27 Gejagte. 
ver) ob; Ex durch Suffeltung der Rlage, des Sablungsbeiehls, dur Bor: 
tra iderflage im Berhan lungstermine. vgl. jerner 83 265, 325 D. 
Sr Be Pre ängiger Anſprüche — Wirkungen des Urteils bei Abtretung 
ehtshängigteit). 
2) Cs gilt das Note 27 Gejagte. 


$ 408 8 412. — Zu 8 408 vgl. au Note 27. 
8 409 124) ae nur ‚zum Scheine“ erfolgt it. 8 117. 
sc, des Schuldners ift es, gu prüfen, ob die Urkunde 
echt i 
& 410 Hat der Schuldner erheblie „Zweifel" an der Gültigkeit der 
Ybtretun e gnn er gemäß 88 372 ff. hinterlegen und ſich auf dieſe Weile 
befreien F 
121. 
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En ACH | 
Übertragung der Forderung 8 408-411 


Rechtsgeſchäft,?s) das nad) der Abtretung zwiichen dem Schuldner: und 
dem bisherigen Gläubiger in Anſehung der Forderung vorge- 
nommen wird, gegen ſich gelten laſſen, es jei denn, daß der Schuldner die 
Abtretung bei der Leiftung oder der Vornahme des Rechtsgeſchäfts 
fennt.?) 


Iſt in einem nad) der Abtretung zwiſchen dem Schuldner und dem 
bisherigen Gläubiger anhängig gewordenen Neditsitreit ein rechtsträftiges 
Urteil über die Forderung ergangen, jo muß der neue Gläubiger das 
Urteil gegen ſich gelten Iafien, es jet denn, daß der Schuldner die Ab⸗ 
tretung bei dem Eintritte der Rechtshängigkeit ?°°) gefannt hat.?) 

8 408.Wird eine abgetretene Forderung von dem bisherigen 
Gläubiger nochmals an einen Dritten abgetreten, jo finden, wenn der 
Schuldner an den Dritten leiftet oder wenn zwiſchen dem Schuldner 
und dem Dritten ein Redtsgeihäft vorgenommen oder ein Rechts⸗ 
ftreit anhängig wird, zugunften des Schuldners die Vorjehriften des 
8 407 dem früheren Erwerber gegenüber entiprechende Anwendung. 


Das gleihe gilt, wenn die bereits abgetretene Korderung durch 
gerichtlichen Beſchluß einem Dritten überwieſen wird oder wenn der 
bisherige Gläubiger dem Dritten gegenüber anertennt, 
daß die bereits abgetretene Forderung fraft Gejeges®?) auf den 
Dritten übergegangen jet. 

8 409. Zeigt der Gläubiger dem Schuldner an, dab er die Forde⸗ 
rung abgetreten habe, jo muß er dem Schuldner gegenüber die angezeigte 
Abtretung gegen ſich gelten lafjen, auch wenn fie nicht erfolgt oder nicht 
wirkſam iſt.?) Der Anzeige jteht es gleich, wenn der Gläubiger 
eine Urkunde über die Abtretung dem in der Urkunde bezeichneten 
neuen Gläubiger ausgeftelt Hat und dieſer fie dem Schuldner 
norlegt.°°) 

Die Anzeige fann nur mit Zuftimmung desjenigen zuräd- 
genommen werden, welcher als der neue Gläubiger bezeichnet worden ijt. 

8 410. Der Schuldner ift dem neuen Gläubiger gegenüber zur 
Leiltung nur gegen Aushändigung einer von dem bisherigen Gläubiger 
über die Abtretung ausgeitellten Urkunde verpflichtet‘) Cine Kündi⸗ 
gung oder eine Mahnung des neuen Gläubigers ift unwirtjam, 
wenn fie ohne Borlegung einer ſolchen Urkunde erfolgt und der 
Edyuldner fie aus diefem Grunde un verzüglich zurüdweift.”) 

Diefe Vorſchriften finden feine Anwendung, wenn der bisherige 
Gläubiger dem Schuldner die Wbtretung ſchriftlich angezeigt hat.*°) 31) 

gar. Tritt eine Militärperjon, ein Beamter, ein 
Geiftlider odereinLehreraneineröffentlichen Unterridts- 
anftalt den übertragbaren Teil des Dienfteinfommens, des Warte: . 
geldes oder des Ruhegehalts ab, jo ijt die auszahlende Kaſſe durch 
Yushändigung einer von dem bisherigen Gläubiger ausgeitellten, 
öffentlih beglaubigten Urkunde von der Abtretung zu be- 
nahridhtigen. Bis zur Benadridtigung gilt die Abtretung als 
der Kaſſe nicht bekannt. 
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s 412 


s 413 


3 


s 415 


53 416 


Erläuterungen 


36) d. h. dieje jchriftliche Anzeige erjegt die in Abſ. 1 bezeichnete Abtre⸗ 
tungs-Urlunbe. 

37) iiber die Prozekloftenpflidit des neuen Gläubigers, der eine ihm 
abgetretene Forderung einklagt, ohne ee Schuldner von der Ab: 
tretung Renntnis erlangt hat, 5 9 3PO. 

»s) Übertragung „fraft Gejeges“ Tiegt vor 3. B. in den Fällen der 
SS 268 Abi. 3, 426 Abj. 2, 774, 1143, 1225, 1249, 1438 Abi. 2, 1519 Abi. 2, 
1549, 1607 Abf. 2, 1709 Abi. 2, vgl. ferner 3. 8. 8 25 HGB. betreffend tiber 
gang ber Geſchäftsforderungen ar ben Erwerber eines Handelsgeihäfts unter 
der bisherigen Firma. 

») „Entjpredend“ 8 403 iſt der „bisherige“ Gläubiger auf Verlangen 
des „neuen“ Gläubigers verpflichtet, in einer öffentlih beglaubigten 
Urkunde anguerftennen, daß die Yorberung „Lraft —28 auf den 
neuen —* übergegangen iſt. 

+) z. B. dingliche Anſprüche (Eigentumsanſpruch 8 931), Urheber⸗ 


2 rechte, Patentrecdhte uw. 


1) vgl. Anhang 1 zu 8 414 (Allgemeines über den Schulbübernahmes 
Bertrag — Form — Unteridied von bloßer Erfüllungsslibernahme — ſogen. 
abitralter Vertrag). 

2) vgl. Anhang 1 zu $ 414. — Belondere, teilweile abweihende 
Borihriften betreffend Übernahme von Hupothetenihulden Dur den Erwerber 
eines Grundjtüds 5 416. 

>) nämlih: a) Die Befreiung des bisherigen Shuldners, 
b) die Belangbarfeit bes Ubernehmers feitens des Gläubigers 
(88 329, 415 Abt 3). 

+) 88 182, 184 (rüdwirfende Kraft). 

:) anders im (alle des 5 416. 

°, Die Shuldübernahme:- — ee zwiſchen dem „Schuld⸗ 
ner“ und dem „Übernehmer“ ſeiner Schuld iſt alſo bei ausbleibender 
Genehmigung des Gläubigers Bunt gen wirtungslos, jondern 
fie begründet die Werpflidtung des „Übernehmers“ gegenüber dem 
Schuldner, den Gläubiger redtzeitig zu befriedigen (Erfüllungsstber: 
nehme), was der Gläubiger nad) $ 267 in der Regel annehmen mu (opt. 
Anbang 1 au $ 414 und $ 329). ‚Erfüllungs - Übernahme ilt feine Schulp- 
übernahme, doch (umgelehrt) Schuld: Übernahme gilt 9 ’ 415 Abſ. 3, 
falls nit ein anderer Wille der Parteien erfihtlich) als Errüllungs:- 
übernahme“ (C). | 

1) Eine für das Geſchäftsleben befonders wichtige, von den Beteiligten 
u ihrem Schaden nicht immer genügend beachtete Vorſchrift. Zu beachten ind 

ie Abweichungen von & 415. — Hervorzuheben ilt, daß $ 416 nur den all 
betrifft, dak der Grunditüdserwerber Snpothetenfgul en übernimmt Dur 
Vertrag mit dem Grundftüds-Beräußerer, Der andere mögliche Yall, daß der 
Grunditüds-Erwerber eine Hnpothetenihuld übernimmt durch Vertrag mit dem 
Hppotheten-Gläubiger, ilt nah $ 414 zu beurteilen; für ihn gelten Die 
Rorichriften des $ 416 nicht. Bei etwaigen Verftößen gegen 8 416 fönnen fidh 
die Beteiligten aljo immer noch gemäh 8 414 helfen. — vol. 8 53 3VG. be: 
treffend die Übernahme einer im geringiten Gebote berüdfichtigten Hypotheken⸗ 
ſchuld durch den Eriteher bei der Zwangsverſteigerung (8 416 findet ent: 
Ipredyende Anwendung; der perlünlihe Schuldner gilt als „WBeräußerer“ im 
inne Des 8 416). 

°) Die Mitteilung des Grunditüdserwerbers it bedeutungs: 
Io I jei denn, daß dieſer es auf Grund einer „Vollmacht“ des Veräußerers 
tut (8 174). 

’), Ehweigen gilt allo im Gegenfage zu 8 415 als Genehmi- 
eung Mit Rüdjiht auf die jhwerwiegenden Folgen des „Schweigens“ ift 
Schriftlichleit“ der Aufforderung und der „Hinweis auf die folgen“ vorge: 
ihrieben ($ 416 Abj. 2). 

10) Mird Die Genehmigung erteilt oder — was dem glei fteht — 
hat der Gläubiger 6 Monate jeit Empfang der Mitteilung „geſchwiegen“, 
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a 
Schuldübernahme 8 412-416 


8 412, Auf die Übertragung einer Forderung kraft Gejeges °°) 
finden die Vorſchriften der SS 399 bis 404, 406 bis 410 entjprechende 
YAnwendung.?) 

$ 413. Die Vorfchriften über die Übertragung von Forderungen 
finden auf die Übertragung anderer Rechte *°) entiprechende Anwendung, 
joweit nicht das Gejeß ein anderes vorſchreibt. 


Fünfter Abfchnitt. 


Sıhuldübernahme.') 


414. Eine Schuld fann von einem Dritten durch Vertrag mit - 
dem Gläubiger in der Weile Übernommen werden, daß der Dritte an 
die Stelle des bisherigen Schuldners tritt. 

8415. Wird die Schuldübernahme von dem Dritten mit dem 
Schuldner vereinbart,?) jo hängt ihre Wirkjamfeit?) von der Ge 
nehmigung des Gläubigers ab.*) Die Genehmigung kann erjt 
erfolgen, wenn der Schuldner oder der Dritte dem Gläubiger die 
Schhuldübernahme mitgeteilt bat. Bis zur Genehmigung können 
die Parteien den. Vertrag ändern oder aufheben. 

MWird die Genehmigung verweigert, fo gilt die Schulp- 
übernahme als nit erfolgt. Fordert der Schuldner oder der Dritte den 
Gläubiger unter Bejtimmung einer Friſt zur Erklärung über die Ge- 
nehmigung auf, jo fann die Genehmigung nur bis zum Ablaufe der 
Friſt erflärt werden; wird fie nicht erklärt, jo gilt fie als verweigert.?) 

Solange nicht der Gläubiger die Genehmigung erteilt 
bat, it im Zweifel der Übernehbmer dem Sdhuldner 
gegenüber verpflidtet, den Gläubiger rechtzeitig zu befrie- 
digen. Das gleiche gilt, wenn der Gläubiger die Genehmigung ver- 
weigert.°) 

5 416. Übernimmt der Erwerber eines Grundftüds durch 
Bertrag mit dem Beräußerer?) eine Schuld des Veräußerers, 
für Die eine Hypothel an dem Grunditüde beiteht, jo fan der Gläu— 
biger die Shuldübernahme nur genehmigen, wenn der Ber: 
äußerer fie ihm mitteilt.) Sind feit dem Empfange der Mitteilung 
ichs Monate veritrichen, fo gilt die Genehmigung als erteilt,’) wenn 
nit der Gläubiger fie dem Beräußerer gegenüber vorher ver- 
weigert hat; die Vorſchrift des $ 415 Abi. 2 Gab 2 findet feine 
Anwendung.'°) 

Die Mitteilung des Beräußerers kann erft erfolgen, wenn der Er: 
werber als Eigentümer im Grundbud eingetragen iſt. Sie muß 
fhriftlich geichehen und den Hinweis enthalten, daß der Übernehmer an 
Die Stelle des bisherigen Schuldners tritt, wenn nicht der Gläu- 
biger die Verweigerung innerhalb der ſechs Monate 
erllärt.'') 
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+18 


419 


120 


Erläuterungen 


lo gilt der —— des Grundſtücks mit rückwirkender Kraft (8 184) als im 
Augenblicke des Schuldübernahmevertrags zwiſchen ihm und dem Grundſtücks⸗ 
erwerber befreit. Perſönlicher Schuldner iſt fortan allein der. Grunditüds- 
erwerber. — Wird die Genehmigung verweigert, jo bleibt allein der Grund- 
ftüdsveräußerer perjönliher Schuldner. vgl. Note 6. 

4) vgl. Anhang 11 zu . 416 (Beilpiel eines Benachrichtigungs⸗ 
Schreibens — Schub des Grunditüds » Beräußerers, wenn der Hypotheken⸗ 
gläubiger die Genehmigung verweigert). — Die [on Des Ber: 
außerers C fann zwar erit erfolgen, wenn der Erwerber B als Eigentümer 
im Grundbud eingetragen iſt. Sie fann aber aud noch erfolgen, nahdem 
B das Grunditüd an weiter veräußert Hat und inzwiſchen D als 
Eigentümer im Grundbuch eingetragen iſt. en u 

2) ‚Shuld:-übernahme it nidt = Shuß-Anertennung“ 
(C), fann aber natürlidy) damit verbunden werden. . 

13) Mohl aber eine ihm felbjt gegen den Gläubiger zujtehende Forde⸗ 
tung, folglich aud eine bem * rigen Schuldner zuſtehend geweſene, von 
diefem dem Schuld-Ubernehmer „abgetretene“ Aa 

5 14) Eileen 14 zu 8 417 (jogen. abitralte Ratur der Schuldüber- 
nahme — Beilpiel). 

15) Am Gegenjage zu den durch Gejet begründeten „Bürgihaften“‘ 
und „Pfandrechten“ 9 B. — 559), die beitehen bleiben. 

16) Denn es ilt dem Bürgen und Pfandbeſteller nicht zuzumuten, ohne 
weiteres auch für einen ihnen unbelannten neuen Schuldner zu haften. | 

ı7) SS 1168, 1175. Es wird aljo 3. B. im Falle des 8 416 ang 
nommen, daß der die Schulvübernahme genehmigende Hupothelen-Gläubiger 
auf die etwa — hypothetariſche Mithaft anderer Grundſtücke „vers 
zichtet“. Gegen dieſen Näachteil kann er ſich dadurch ſchützen, daß er ſeine 
„Genehmigung“ davon abhängig macht, daß die Eigentümer der mit- 
haftenden Grundftüde in die Schuldübernahme „willigen“, in weldem Falle 
die Mithaft bejtehen bleibt ($ 418 Abi. 1 Sat 


3). 
Mi N 61 — 5 Die oa a ende Honorarforberung des 


Arztes gegen B hätte im Konfurje des B na 61 Nr. 4 ein Vorzugsrecht. 
Wenn nun C, ein Verwandter des B, deilen Honorarfhuld mit Genehmigung 
des Arztes übernimmt und nor der Zahlun Ibit in Konkurs gerät, jo fann 
nach & 415 Abſ. 2 der Arzt das Vorzugsredyt nicht geltend maden. 

>) $S$ 310, 311. vgl. 88 2371 880 (Erbſchaftskauf), auch 88 729, 
756 3PO. (Zwangsvollſtreckung gegen den Übernehmer). — Betreffend Die 
apa t des Ermwerbers eines Handelsgeihäfts unter der bisherigen Firma 
ür die Geihäftsichulden SS 25 ff. HGB. 

!) vgl. Anhang 1 zu $ 420 (Allgemeines über Mehrheit von Schulbuern 
und Gläubigern). 

?) Sei es auf Grund Bertrags, fei es lrajt Geſetzes, — ſei es 
von vornherein, ſei es infolge |päterer Rehtsporgänge. 

") Eine Leiltung ijt teilbar, wenn fie unbefhadet ihres 
———— und Wertes in Teile derart zerlegt werden kann, daß jede 
Teilleiſtung ein ſelbſtändiges Ganzes bildet, das I von der Gelamtleiltung 
nur dur eine Größe, nicht durch feine Beſchaffenheit unter: 
ſcheidet (8 752). Unteilbar find Leiltungen, bei denen eine folde Zerlegung 
unmöglic) ift, 3. B. die Herjtellung eines Bauwerls, einer Maſchine. — nn 
auf eimem 4 Miteigentumern ger en Grundjtüd eine — — k 
von 10000 ME. eingetragen iſt, jo iſt a) ihre etwa beſtehende „perjönliche” 
Schuld eine teilbare Leiſtung, b) ihre „dingliche‘“ Verpflichtung aus 
1113, 1147, „die Beiriedigung des zup0 tengläubigers ausdem Grund- 
ftüde zu dulden“, eine unteilbare as 

Y Dies ijt Der vom BGB. aufgeitellte Grundſatz, der aber nur „im 
Zweifel“ gilt, d. h. wenn „Geſetz“ oder „Vertrag“ nichts anderes ergeben. 
Die Ausnahmen von diejem Grund age find jedoh im Falle einer Mehrheit 
von „Schuldnern“ jo bedeutſam, daß in den meilten Füllen des praktiſchen 
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Mehrheit von Schulpdnern und Gläubigern 8 417-420 


Der BeräußererhataufBerlangen des Erwerbers dem 
Gläubiger die Schuldübernahme mitzuteilen. Sobald die Er: 
teilung oder Verweigerung der Genehmigung feititeht, bat der Ver: 
äußerer den Erwerber zubenadhridtigen. 

8 417. Der Übernehmer kann dem Gläubiger die Einwendungen 
entgegenjegen, welde ſich aus dem NRedtsverhältniffe zwijchen dem 
Gläubiger und dem bisherigen Schuldner ergeben.) Eine dem 
bisherigen Schuldner auftehende Sorderung kann er nicht auf- 
rtehnen.'). 

Aus dem der Schuldübernahme zugrunde liegenden 
Rehtsverhältnifje zwilhen dem Übernehmer und dem 
bisherigen Schuldner fann der ÜÜbernehmer dem Gläubiger gegen- 
über Einwendungen nidt herleiten.) 

S A418. Infolge der Schulbübernahme erlöſchen die für die Forde⸗ 
rung beitellten !°) Bärgihaften und Pfandreihtet) Beiteht für die 
Forderung eine Hypothek, jo tritt das gleihe ein, wie wenn der 
Gläubiger auf die Hypothef verzichtet.) Dieſe Vorichriften finden 
feine Anwendung, wenn der Bürge oder derjenige, welchem der 
verhaftete Gegenftand zur Zeit ber Säulbübernahme ge: 
hört, in diefe einwilligt.') 

Ein mit der Sorderung für den Fall des Konkurſes verbunbenes 
Borzugsreht Tann nicht im Konkurs über das Vermögen des Über—⸗ 
nehmers geltend gemadt werden.!?) 

S A419. Übernimmt jemand durch Bertrag das Vermögen 
eines anderen,2°) jo können deſſen Gläubiger, unbeichadet der Fortdauer 
der Haftung des bisherigen Echuldners, von dem Abſchluſſe des Ber: 
trags an ihre zu diejer Zeit beftehenden Anſprüche auch gegen den Über⸗ 
nehmer geltend maden. 

Die Haftung des libernehmers befhräntt fih auf den Be- 
ftand des übernommenen Vermögens und die ihm aus dem Bertrage 
zuftehenden Anſprüche. Beruft fi der Ubernehmer auf die Beihräntung 
feiner Haftung, jo finden die für die Haftung des Erben geltenden 
Vorſchriften der 88 1990, 1991 entſprechende Anwendung. 

Die Haftung des Übernehmers kann nicht durch Vereinbarung 
zwiichen ihm und dem bisherigen Schuldner ausgeſchloſſen oder beichränft 
werden. 


Sechfter Abfchnitt. 


Mehrheif von Schuldnern und Gläuhigern.') 


8 420. Schulden mehrere?) eine teilbare ?) Leiltung oder haben 
mehrere eine teilbare Leiftung zu fordern, jo it im Zweifel jeder 
Schuldner nur zu einem gleihen Anteile verpflichtet, jeder Gläubiger 
nur zu einem gleichen Anteile berechtigt.*) 
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Erläuterungen 


Lebens nicht die anteilsweije, ſondern die gefamtihuldneriihe Haftung gemäß 

5 421 Sf. Die Regel iſt. Die wichtigsten Fälle, in denen aljo nid anteilsweile 

ondern geſamtſchuldneriſche Deung emäß 88 421 ff. Platz greift, find 88 

427, 840, 2058. vgl. ee „Geſamtſchuldner“. 

s 421 °) Einer für alle, alle für einen. „Jeder Geſamtſchuldner ſchuldet das 
Ganze" „Cejamtihuld fann man nur einmal Heilen“ (C). — Die Ver: 

pilihtung der „einzelnen“ Schuldner zur „gelamten“ Leiftung beiteft nur 

egenüberdem Gläubiger Ihr hältnis zu einander regelt 

— Wenn aus einem „Geſamtſchuldverhältnis“ gegen die mehreren 

Schuldner Alage erhoben oder Zahlungsbefehl beantragt wird, jo empfiehlt 

fich zur Vermeidung jpäterer Meiterungen, dies im Antrage zum Ausdrud zu 

bringen, 3. B. „Die drei Beflagten zu verurteilen, dem Kläger als Gejamt- 
ae 200 DIE. zu zahlen“, damit die Urteilsformel dementſprechend 
gefaßt werde. 

s 422 °) 88 362 fi. 

364. 


‘ 


s) 88 372 fi. 
58 387 11. 
10) SEN a aber fann jeder vom Gläubiger in — ge⸗ 
nommene Geſamtſchuldner die ihm ſelbſt zuſtehenden Gegenforderungen 
zur Aufrechnung ſtellen. 

i 


123 ') 88 397, 426. — Der ‚Jwangsvergleid im Konkurſe berührt die 
Ag Ri r Gläubiger gegen itihuldner des Gemeinſchuldners nidt. 
' 193 KV. 
1241 12) 88 208 ff, 
425 12) \ 984 I 
14) 976 IT. 
2A 275. 
10) 88 194 fi. 
17) ngl. Note 1 zu $ 362. 
un sg 322 ff. ZPO. | 
: 426 10) 3. 8. 88 840 Abſ. 2, 841, 1833 Abſ. 3. — vgl. Wechſelordnung betr. 


den Wechſelregreß. 

20) kraft Geſetzes von jelbft, 8 412, insbejondere 8 401. 

21) 88 268 am Ende, 774 Abſ. 1 Sab 2. 
427 a vgl. Note 8. San zu unteilbaren Leiftungen 8 431. 

29) 4. B. Eheleute unterihreiben einen Schuldihein, jchlieken einen 

Miet-, Kaufvertrag ulw. Es gelten 55 421 ff. 
128 0 +) Es muß aus dem betreffenden Redtsgeihäft hervorgehen, daß die 
Gläubiger „Gejamtgläubiger“ jein ſollen; ſonſt fann jeder Gläubiger bei „teil: 
baren“ Leitungen nur einen Anteil fordern ( 420), bei „unteilbaren‘ 
Leiſtungen $ 432. Ein Fall von Gelamtgläubigerichaft 8 2151 Abi. 3. 


— 149 -= 





I 


Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern 8 421-428 


5 421, Schulden mehrere eine Leiftung in der Weile, daß jeber 
die ganze Leiltung zu bewirken verpflidtet, der Gläubiger 
aber die Leiftung nur einmal zu fordern beredtigt iſt (Gefamt- 
ſchuldner), jo fann der Gläubiger bie Leiftung nad) feinem 
Belieben von jedemderShuldnerganz oder zu einem Teile 
fordern.) Bis zur Bewirkung der ganzen Leiltung bleiben 1 mt: 
liche Schuldner verpflichtet. 

8422, Die Erfüllung‘) durch einen Geſamtſchuldner wirkt 
auch für die übrigen Schuldner. Das gleiche gilt von der Leiſtung an 
Erfüllungsſtatt,)) der Hinterlegung) und der Aufrehnung.’) 

Eine Forderung, die einem Gejamtichuldner zuiteht, kann nicht 
von den übrigen Schuldnern aufgerehnet werden.!’) 

8 423. Ein zwilchen dem Gläubiger und einem Gefamtihuldner 
vereinbarter Erlaß wirft auch für die übrigen Schuldner, wenn die 
Vertragjhließenden das ganze Schuldverhältniis aufheben 
woliten.') 

5 424. Der Berzug des Gläubigers gegenüber einem Gejamt- 
ſchuldner wirkt auch für die übrigen Schuldner.'?) 

F 425. Andere als die in den 88 422 bis 424 bezeichneten Tats 
laden wirken, joweit jih nit aus dem Schuldverhältnis ein anderes 
ergibt, nur für und gegen Den Gefamtichuldner, in deſſen Berjon 
fie eintreten. 

Dies gilt insbejondere von der Klindigung, dem Berzuge,'’) dem 
Berfehulden,'*) von der Unmöglichkeit der Leijtung °) in der Perjon 
eines Gejamtichuldners, von der VBerjährung,!®) deren Unterbrechung 
und Hemmung, von der Bereinigung !”) der Forderung mit der Schuld 
und von dem rechtskräftigen Urteile.'°) 

426. Die Gefamtihuldner find im Berhältniffe zu einander 
zu gleichen Anteilen verpflichtet, ſoweit nicht ein anderes bejtimmt tjt.'?) 
Kann von einem Gejamtichuldner der auf ihn entfallende Beitrag 
nicht erlangt werden, jo ilt der Ausfall von den übrigen zur Aus⸗ 
gleihung verpflichteten Echuldnern zu tragen. | 

Soweit ein Geſamtſchuldner den Gläubiger befriedigt und von 
den übrigen Schuldneın Ausgleichung verlangen fann, geht die 
Forderung des Gläubigers gegen die übrigen Schuldner auf ihn über.?) 
der Übergang kann niht zum Nachteile des Gläubigers 
geltend gemacht werden.?') 

S 4237. Berpflichten fih mehrere durch Vertrag gemeinſchaftlich zu 
einer teilbaren Reiftung,?) jo haften fie im Zweifel als Gejamt: 
ſchuldner.) 

S 4238. Sind mehrere eine Leiſtung in der Weiſe zu fordern be⸗ 
rechtigt. daß jeder die ganze Leiſtung fordern kann, der Schuldner 
aber die Leiſtung nur einmal zu bewirken verpflidtet iſt 
(Geſamigläubiger),) jo kann der Schuldnernach [einem Be— 
lieben an jeden der Gläubiger leiſten. Dies gilt auch dann, 
wenn einer der Gläubiger bereits Klage auf die Leiſtung er— 
hoben hat. 
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.. Erläuterungen 


429 25) 88 208 ff. 
s ) er. Note 1 zu 8 362. 
8 431 27) vgl. Note 3, 


28) aljo gemäß SS 421—426. Das Gejamtihuldverhältnis bleibt be: 
ſtehen, au) wenn fi} die „unteilbare“ Leiftung nahträglicd in eine „teil- 
bare“ „eiltung perwanbelt, 3. B. in eine Schadenserſatz⸗Geldſchuld. 

. Rote 3, 

so) nad) dem Inhalte des betr. Recdhtsgeichäfts. l. Note 24. 

sı) Die mehreren Gläubiger find [ogen. —— weil ſie ihre 
Forderung nur gemeinſchaftlich („mit geſamter Hand“) geltend machen können. 
vgl. Anhang 1 zu \ 420, Note 1 zu 8 705. 


$ 432 


82) 372 f 

83) 8 165 RIO. 

4) 3. B. wenn mehrere Miteigentümer eines Grunditüds Wohnungen 
darin vermietet haben, jo 1 ote Kündigung feitens eines Miteigentümers ſo— 
wie die Kündigung des Mieters an einen Miteigentümer unwirkſam; lie 
müllen alle kündigen, es muß allen gefündigt werden. 

8 433 1) vgl. Anhang 1 zu R 241 unter II und V. Kür die im „Siebenten 

Abfhnikt“ Pesandelten einzelnen Schuldverbältnifie —8 Inhaltsverzeichnis) 

elten, ſoweit nicht beſondere Vorſchriften gegeben find, die 
or riften des „Allgemeinen Teils“ 8$ 1—240 und des „logen. allgemeinen 
Zeile ‘ dien „Recht der Schuldverhältniſſe“ SS 241—432, namentlih 8 242 ift 
zu beadten. 

2) vgl. Anhang 2 zu 8 483 (Über Handelslauf. Die meiſten im 
tägliden Leben vorlommenden Kaufgeſchäfte find 
ET Anbung a 8 488 (AN ber Kaufvert Unbeſtellt 

2) vgl. Anhang 8 zu gemeines über Kaufvertrag. — Unbeſte 
zugejandte Sahen — Form — Wbgrenzung gegenüber Wertvertrag — Cr: 
füllungsort — Erfüllungszeit). 

4) 88 90 ff. 314, (Begriff und Einteilung der „Sachen“, Bejtandteile, 
Zubehör ujw.). 

5) 3. B. das bereits übergebene Grundftüd vor dem Grundbudamt „auf: 
qulaffen — Über den Fall, daß jemand „bewußter Weife“ (aus Spetula- 

ton) einen Gegenjtand verkauft, der ihm aur Zeit des Aauftufles no ger 
niht gehört, $ 306 mit Note 4. — Über den ſogen. Lieferungsvertrag 
(duch den ſich jemand verpflichtet, einem anderen eine Sade zu Ben! ffen, 
die er zu diefem Zwed erft — enthält BGB. befondere Vorſchriften 
nicht, Die maßgebenden Grundjäße folgen aus den Vorſchriften über „Rauf“. 
Über Bierlieferungsvertrag zwilhen Brauer und Wirt gibt Bayern AG, 13, 
14 bejondere Vorſchriften. vgl. Anhang 5 zu 8 438. 

6) „Verlauf eines Rechtes“ (8 437) Liegt vor, ſowohl wenn das 
Recht bereits befteht, 3. B. Verkauf einer Forderung, einer Hypotheken⸗ 
orderung, Grundfhuld, eines Patenrehts, als auch wenn das Recht erft 

egründet werdenſoll; z. B. A verpfliätet fich, für B ein Diegeredit, 
einen Nießbraucd an feinem Grundftüde gegen Zahlung einer beitimmteh Gelb: 
fumme zu beftellen, d. i. Kauf eines —5 — eines Nießbrauchs (8 449 
„der Käufer eines tes an einem Grundftüde“). 

?) alfo in den. ijpielen der Note 6 das Wegerecht, den Wiekbraud) 
im Grundbug „eintragen“ zu laſſen. 

8) 3. B. bei einer verkauften Forderung; die Urkunden uſw. über die 

orderung, bei einer durch Pfand geliherten Forderung: die Pfandfache zu 
rgeben (88 401, 402, 952, 1250, 1251). 

») vgl. Anhang 9 zu 8 433 (Hilgemeines über Kaufpreis — vereinbarter, 
angemejiener — Zahlungsverzug). 

10) vgl. Anhang 10 zu 8 483 (Abnahme Pflicht des Käufers). 

11) 88 434444 behandeln die Gewährleiltungspflicht des Bertäufers 
wegen Mängel im Rechte („Entwehrung“). fiber die Rechte des Käufers in 
diefem alle 8 440, insbejondere Note 21. — Über die Gewährleiftungspflicht 
des Verläufers wegen Mängel der Sache 88 459 ff. 
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5 434 


auf — Tauſch 8 429-435 


8 429. Der Verzug eines Gejamtgläubigers wirkt aud) gegen bie 
übrigen Gläubiger.?°) 

Bereinigen fih Forderung und Schuld 2°) in der Perſon eines 
Geſamtgläubigers, ſo erlöſchen die Rechte der übrigen Gläubiger gegen 
den Schuldner. 

Im übrigen finden die Vorſchriften der 88 422, 423, 425 ent: 
ſprechende Anwendung. Snsbejondere bleiben, wenn ein Gejamt: 
gläubiger feine Forderung auf einen anderen überträgt, die Rechte ber 
übrigen Gläubiger unberührt. 

5430. Die Gefamtgläubiger find im Berbältnifie zu einander 
zu gleichen Unteilen berechtigt, ſoweit nicht ein anderes bejtimmt it. 

8 431. Schulden mehrere eine unteilbare Leiſtung,“) jo haften 
fie als Gefamtjchuldner.?®) 

8 432. Haben mehrere eine unteilbare Leiltung ?°) zu fordern, 
jo kann, jofern fie nit Gejamtgläubiger find,?°) der Schuldner nur an 
alle gemeinihaftlich leiften und jeder Gläubigernur die Leiftung 
an alle fordern?) Jeder Gläubiger fann verlangen, daß der 
Schuldner die geihuldete Sadhe Für alle Gläubiger hHinterlegt°°) 
oder, wenn fie fi nicht zur Hinterlegung eignet, an einen gerichtlich zu 
beftellenden ®?) Berwahrer abliefert. 

Im übrigen wirkt eine Tatjache, VfienurinderPerfoneines 
der Gläubiger eintritt, nicht für und gegen die übrigen Gläubiger.’*) 


Siebenter Abfchnitt. 


Einzelne Schuldverhältniſſe.) 
Erfter Titel. Hanf.) Baufb. 


I. Allgemeine Borfchriften. 


ae Durh den Kaufvertrag?) wird der VBerläufer einer 

Sadıe ') verpflichtet, dem Käufer die Sade zu übergeben und das Eigen: 
tum an der Sache zu verjhaffen‘) Der Berläufer eines Necdtes°) ift 
verpflichtet, dem Käufer das Recht zu verichaffen ”) und, wenn das Recht 
zum Befit einer Sache berechtigt, die Sache zu übergeben.:) 

Der Käufer ijt verpflichtet, dem Verkäufer den vereinbarten Kauf: 
preis zu zahlen?) und die gefaufte Sache abzunehmen.!°) 

8 434. Der Verkäufer iſt verpflichtet,!) dem Käufer den ver: 
fauften Gegenitand frei von Rechten zu verihaffen, die von Britten 
gegen den Käufer geltend gemadt werden können.'?) 

8 435. Der Verkäufer eines Grunditüds oder eines Rechtes an 
einem Grundftüd ift verpflichtet, im Grundbuch eingetragene Rechte, Die 
nicht beftehen, auf feine Koſten zur Löſchung zu bringen, wenn fie im 
Halle ihres Bejtehens das dem Käufer zu verichaffende Recht beein: 
trädtigen würden.'®) 
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Erläuterungen 


12) Alſo: frei von dingliden Rechten Dritter (vgl. Anhang 1 zu 8 241 
unter I zu A), 3. B. Hypotheken, Grundſchulden, Dienitbarfeiten, Ban recht 
ulw., jowie zei von (den zwar nicht „dinglichen“, aber wie ſolche wirkenden) 
Miet: und Pachtrechten Dritter nach Maßgabe der 88 571-579, 581 Abi. 2 


(Kauf bridt nit Miete oder Pacht). — vgl. Note 14. 
8 435 18 894, 1263. 
8 436 14) Die Beitimmung berußt darauf, daß die Kenntnis von dem Bor: 


danbenfein der auf einem Grundftüd ruhenden „ö Venetien Abgaben beim 
äufer regelmäßig Borausqnjeßen iſt, oder daß es jeine Sache ilt, ſich danach 

zu erlundigen (S 444). — che öffentliche den „sur Eintragung nicht ge- 

eignet find“, beifimmen die Qandesgejeke. 

Art. 11 und AG. zum 3VG. Art. 1, 2. 

ſungs⸗) Renten“ find zur Eintragung in das Grundbug) , 

aljo nicht zu den von der Gemwährleiltungspflicht des Ver 

menen, jondern zu den nad) SS 434, 489 von ihm zu vertretenden „ 

Dritter“. Notwendig zu ihrer „Wirljamteit“ ift die Eintragung nidt. 

8 437 15) 3. B. eines PBatentredits. 

18) Für die „Verität“ der Yorderung im Gegenſatze zur „Bonität“ 
(Zahlungsfähigfeit) des Schuldners; für Iektere haftet er nur, wenn er fi 
dazu bejonders verpflichtet Hat ($ 438). | 

17) »gl. Anhang 6 zu $ 398 und Note 4 am Ende zu 8 306. ' 

$ 438 17a) Das iſt feine u at bedarf alſo nit der Yorm des 
8 766. Unter $ 438 kann aud) Die uftcherung, daß die vetlaufte Hypothek 
„gut“ jei, fallen. 

8 439 18) Nur die wirkliche „Kenntnis“ des Räufers von dem „Mangel im 
Rechte“ befreit den Verkäufer non feiner Vertretungspfliht. Die Nadläffig: 
leit des Käufers & 3. unterlaffene Einfiht des Grundbuchs bezüglich der auf 
einem gefauften Grundjtüd in Abteilung II des Grundbuds haftenden Rechte) 
teht der „Kenntnis“ des Käufers nicht glei und befreit den Berläufer nicht 
von feiner mönligermee ein. Die Eintragung eines Rechtes im Grundbu 

i 


ür 


rteußen sel. ©. zur GBO. 
ie preußildden „Rente 


nbank⸗( Ablö⸗ 
Aeelanet gehören 
Aufers ausgenom- 


echten 


fann aber möglidderweile ein „Beweis“ dafür fein, daß der Käufer das Recht 
„gelannt“ Hat. — Entſcheidend Kir die Haftpflicht ift die Kenntnis des Käufers 
he Zeit des Abſchluſſes des 
Bertragsihluß, aber vor der Übergabe der gefauften beweglichen 
Sache oder vor der Yuf lajjung des gefauften Grundftüds Kenntnis von 
einem „Mangel im Rechte‘ erlangt, jo bleibt der Verkäufer dafür haftpflichtig. 
Die vorbehaltlofe Annahme der „Übergabe“ oder „auflallun “ feitens. 
des Käufers „Tann“ allerdings unter Umjtän als fein „Verzicht“ auf die 
Geltendmadjung des ihm nad „Kaufihluß“ befannt gewordenen „Mangels 
im Rechte“ ausgelegt werden. — Unders bei „Mängeln der Sadıe”. & 464. 
ı2) falls fie der Käufer nicht vertragsmäßig „übernommen“ hat. 8 416. 
8 440 20) Dem Käufer ftehen folgende Rechte zu: a) auf Übergabe und 
VBerihaffung des Eigentums der verfauften Sade, auf Verſchaf— 
fung des verlauften Redtes nebit etwa dazu gehörigen © anbeliges R 
er — b) die Gewährleiftungsanfprüde wegen Mängel im 
echte, 88 434437, 439. vgl. Note 11. | | 
21) Die Rechtslage nad 8 440 iſt folgende: 
A. Der Käufer kann nad feiner Wahl: 
a) auf Erfüllung der nad) 88 433—437, 439 dem Berfäufer oblie- 
enden Verpflichtungen und auf Schadenserjak wegen „ver⸗ 
Fnäteter“ Erfüllung Tlagen, vgl. Anhang 27 zu 8 326 unter I 1, 
b) die Zahlung des Kaufpreiles und die Abnahme der gelauften 
Sache verweigern, bis Der Verläufer die ihm nad) 88 433-437, 
439 obliegenden Verpflichtungen erfüllt, vgl. 88 320—322 und 
Noten; zu beachten it 8 320 Ab]. 2. 
Beim Borliegen der Borausjegungen der 88 325, 326 
(im alle des $ 325 wird es fi) bei „Mängeln im Rechte“ meijt 
nur um eine „teilweile“ Unmöglichleit der Leiſtung handeln, 
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aufvertrags. Wenn der Käufer nad dem 





Kauf (Allgemeine Vorfchriften) 8 436-443 


Das gleiche gilt bei dem Verkauf eines Schiffes oder eines Rechtes 
an einem Schiffe für die im Schiffsregifter eingetragenen Rechte. 

8 436. Der Berläufer eines Grunditüäds haftet nicht für Die 
Freiheit des Grundftüds von Hffentlihden Abgaben und von anderen 
öffentlihen Laften, die zur Cintragung in das Grundbud 
nicht geeignet find.) 

5 4837. Der Berläufer einer Yorderung oder eines jonjtigen 
Rechtes : ) haftet für den rechtlichen Beitand !°) der Forderung oder des 
Nechtes.) 

Der Verkäufer eines Wertpapiers haftet auch dafür, daß es nicht 
zum Zwede der Kraftloserflärung aufgeboten it. 

8 438. libernimmt der Verfäufer einer Yorderung die Haftung 
für die Zahlungsfähigleit des Schuldners,i’=) jo ift die Haftung im 
3weifel nur auf die Zahlungsfähigfeit zur Zeit der Abtre- 
tung zu beziehen. 

8 439, Der Berfäufer hat einen Mangel im Rechte nicht zu vers 
treten, wenn der Käufer den Diangel bei dem Abſchluſſe des 
Kaufes tennt.'°) 

Eine Hypothel, eine Grundichuld, eine Rentenſchuld oder ein 
Biandredt hat der Verkäufer zu befeitigen,!°) auch wenn der Käufer die 
Belaftung fennt. Das gleiche gilt von einer Bormerfung zur Sicherung 
des Anſpruchs auf Beitellung eines diefer Nedte. 

8440. Erfült der Verkäufer die ihm nad) den 88 433 bis 437, 
439 obliegenden Verpflichtungen nicht, jo beitimmen fi) die Rechte des 
Käufers ?°) nad) den Vorſchriften der 88 320 bis 327.2) 

It eine bewegliche Sache verlauft und dem Käufer zum Zwecke der 
Eigentumsübertragung übergeben worden, jo fann der Käufer wegen 
des Rechtes eines Dritten, das zum Beſitze der. Sade be- 
rechtigt,??) Schadenserfag wegen Nichterfüllung 2°) nur verlangen, wenn 
er die Sache dem Dritten mit Rüdfiht auf deſſen Recht Herausge- 
geben hat oder fie dem Berfäufer zurüdgewährt oder wenn die 
Sache untergegangen ijt.”*) 

Der Herausgabe der Sade an den Dritten ftehtesgleid, 
wenn der Dritte den Käufer oder dieſer den Dritten beerbt oder wenn 
der Käufer das Net des Dritten anderweit erwirbt oder den Dritten 
abfindet. 

Steht dem Käufer ein Anſpruch auf Herausgabe gegen einen 
anderen 3u,2°) jo genügt an Stelle der Rüdgewähr die Ab- 
tretung des Anſpruchs. 

F 441. Die Vorſchriften des 8 440 Abf. 2 bis 4 gelten aud) dann, 
wenn ein Hecht an einer beweglichen Sache ?°) verkauft iſt, das zum Be: 
fige der Sache beredtigt. 

8 442, Beſtreitet der Verkäufer den vom Käufer geltend ge— 
machten Mangel im Rechte, jo hat der Käufer den Mangel zu beweiſen. 

8 443. Eine Vereinbarung, 7) durch welche die nach den 88 433 
bis 437, 439 bis 442 wegen eines Mangels im Rechte dem Ver— 
käufer obliegende Verpflichtung zur Gewährleiſtung erlallen oder be: 
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Erläuterungen 


alſo $ 325 Abſ. 1 Satz 2 zur Anwendung kommen) lann ber 
Käufer nad feiner Wahl: 

c) Schadenserjag wegen Nichterfüllung fordern (mit der in 88 440 
Abſ. 2—4, 441 beitimmten widtigen Einſchränkung), 
vgl. Anhang 67 zu $ 280, 

d) vom Bertrage zurüdtreten. 

B. 8 440 Abſ. 1 fommt nit zur Anwendung, wenn und jomeit dic 

arteien ein anderes vereinbart haben & 443). Häufiges Bei- 
ipiel: Der Käufer eines Grunditüds übernimmt Die ein: 

Bene nen Hypothelen; dann fällt die Verpflihtung des 
fäufers aus $ 439 Abſ. 2 jelbitverftändlid fort. 

C. ‚Die —— — des Käufers wegen „Mängel tim 
Rechte“ unterliegen gewöhnlichen, 30jährigen Berjährung. 
Anders bei „Mangeln der Sache“ (8 477). 

D. Für die Geltendmadung der Rechte aus 8 440 Abſ. 1 im Prozeß 
ilt 8 442 (Beweislaft) zu beadten. 

E. Der Käufer hat, wie hervorzuheben, die nad) 8 440 Ubi. 1 ihm zu: 
ſtehenden Rechte grundjäßli Ihon dann, wenn feititeht, daß der 
verlaufte Gegenitand nit frei von Rechten Dritter ilt (88 434, 
439 Abi. 2 er — nicht ab — ob „Entwehrung“ 
erfolgt, d.h. ob der Dritte das Recht au wirtlidh geltend 
madt oder ob die Folgen der Redtsmängel der 88 435, 437 
ih tatfahlih äußern Es kann alſo 3. B. A, der von B 
eine diefem angeblich gegen C zuitehende „Forderung“ gekauft bat, 
falls er zu beweijen vermag ($ 442), daß die Forderung niemals 
nun! oder bereits vor dem Kaufe durch Zahlung er Ba ift, 

ofort vom Verkäufer B „Schadenserjag wegen Nichterfüllung” 
ordern oder vom Bertrage „zurüdtreten“, ohne zuvor die 
orderung gegen C (unnötigerweile) „eintlagen“ zu müllen. — 

= aa en von obigem Grundjag enthalten 88 440 

F. Bei Verkäufen im Wege der Zwangsvolliiredung (Iwangsver⸗ 
fteigerung) jteht dem Käufer fein Anſpruch auf Gewä ya | du 


a „Rechts⸗“noch wegen „Sad“: Mängel). 
22) 3.38. wegen des einem Dritten zuftehenden Eigentums, Niebbrauds-, 
Biand-Hedis an der beweglichen Sade (88 985, 1036, 1250, 1251). 
2 vgl. Note 21, A, c. 
24) denn es wäre finnwidrig, daß der Käufer ee „Schadenserſatz“ 
fordern können, wenn er die Sache in Gebrauch und Genuß hat und der „Dritte“ 
das ihm zuſtehende Recht zum Belite der Sache „garnicht geltend macht“. 
25) 3. B. der Käufer hat die Sache an einen anderen vermietet. 


8 441 “2 Mer Plandredit. 
$ 443 ’ s 400 ote 21. B (Beilpiel). — „Argliftiges Berjchweigen“ vgl. Anhang 
zu 
8 = 28) beim Verlauf eines Haufes aud über die Mietverhältnilje. vgl. 
20) 8 402. 
s 445 80) 3.8. Veräußerung oder Belaftung im Wege des Vergleihs (8 779), 


— Veräußerung einer noch un patentierten, aljo noch nicht Gegenftand eines 
Nechtes bildenden „Idee“ (Veräußerung einer patentierten Idee iſt — Ber: 
tauj eines „Rechtes S 433), — Veräußerung eines ganzen Geſchäfts, 3. B. eines 
Jeitungsunternehmens „Kundſchaft“ der Abonnenten und Injerenten) ; joweit 
Warenlager, Maſchinen, Inventar ufw. ie find, folgt die Anwendung 
ber SS 433 I. Ihon aus $ 433 ſelbſt, — Veräußerung einer Braris 3. B. eines 
Jahnkinitlers, — ferner vgl. 3. B. 88 364, 365, 757 ujw., auch 493. 

1) libertragung des Belibes gemäk 55 854, 870. 

) Bis zur libergabe trägt alfo der Verkäufer den Zufall. Bei zus 
jälligem Untergange der verlauften Sadhe vor der Übergabe gilt 8 323 (vgl. 
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ſchränkt wird, ift nichtig, wenn der Verkäufer ven Mangel argliftig 
verſchweigt. 

8444. Der Berläufer iſt verpflichtet, dem Käufer über Die den 
verfauften Gegenjtand betreffenden rechtlichen Verhältnifie, insbejondere 
im alle des Verlaufs eines Grundjtüds über die Grenzen, Geredt- 
lame und Lajten,2®) die nötige Auskunft zu erteilen und ihm die zum 
Beweije des Rechtes dienenden Urkunden, joweit fie fi in feinem Befiße 
befinden, auszuliefern.) Erſtreckt fih der Inhalt einer ſolchen Urkunde 
auch auf andere Angelegenheiten, jo ift der Verkäufer nur zur Erteilung 
eines öffentlich beglaubigten Auszugs verpflichtet. 

F 445. Die Vorſchriften der 88 433 bis 444 finden auf andere 
Berträge, die auf Veräußerung oder Belaftung eines Gegenitandes gegen 
Entgelt geridtet find, entiprehende Anwendung.?°) 

8 446. Mit der Übergabe ®:) der verfauften Sache geht die Gefahr 
des zufälligen Unterganges und einer zufälligen Berjchlechterung auf 
den Käufer über.) Bon der Übergabe an gebühren dem 
Käufer die Nugungen und trägt er die Laften der Sadhe.?®) 

Mird der Käufer eines Grundſtücks v or der Übergabe als Eigen: 
tümer in das Grundbudh eingetragen, jo treten diefe Wirkungen 
mit der Eintragung ein. 

8 447. Verſendet der Berläufer auf Verlangen des Käufers die 
verfaufte Sade nad) einem anderen Orte als dem Erfüllungs:- 
orte ‚*) jo geht die Gefahr auf den Käufer über, jo bald der Verkäufer 
die Sache dem Spediteur, dem Frachtführer oder der jonft zur Ausfüh: 
rung der Berjendung beitimmten Perfon oder Anftalt ausgeliefert 
hat.®*) 

Hat der Käufer eine bejondere AUnweifung über die Art 
der Berjendung erteilt und weicht der Berfäufer ohne dringenden 
Grund von der Anweifung ab, fo ift der Verläufer dem Käufer für den 
daraus entjtehenden Shaden verantwortlid. 

S 448, Die Koften der Übergabe der verkauften Sache, insbe: 
ſondere die Koften des Meſſens und Wägens, fallen dem Bertäufer, 
die Koſten der Abnahme und der Verſendung ?°) der Sache nad) einem 
anderen Orte als dem Erjüllungsorte fallen dem Käufer 
zur Lait.?”) 

St ein Recht verkauft, jo fallen die Koften Der Begründung oder 
üibertragung des Rechtes dem Bertäufer zur Laſt.s) 

S 449. Der Käufer eines Grundftüds hat die Koften ber 
Auflaſſung und der Eintragung, der Käufer eines Rechtes an 
einem Grundſtücke hat die Koſten Der zur Begründung oder Über: 
tragung des Rechtes nötigen Eintragung in das Grundbud, mit Cin- 
ſchluß der Koften der zu der Eintragung erforderliden Erflä- 
rungen, zu fragen. Dem Käufer fallen in beiden Fällen aud) die 
Koften der Benrtundung des Kaufes zur Lait.?°) 

$ 450. Iſt vor der Ülbergabe der verfauften Sade die Gefahr 
auf den Aüäufer übergegangen“) und madt der Verkäufer vor 
der libergabe Berwendungen auf die Sade, die nach dem Übergange 
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Note 11 dagıı), bei zufälli iger — 459 ff. — Bei Verſchulden des 
Käufers gilt 8 a des Verkäufers 8 enn jedoch der Käufer im An: 
en ehe (88, a N) ‚ gebt Sie —— nicht bloß des durch Zufall 
ndern auch des durch t grobe“ $ahbrläjjigteit des une 
an „Untergang sg“ jowie „Derihle chterung“ ſchon — der 
abe“, nämlich mit Beginn des Annahme-Verzu — 
äufer über. Untergang oder Verſchlechterung dDurh „grobe eäffig nn 
des Vertäufers aber mu Den u — —8 wenn der — 
im „Annahme-Verzug“ iſt (88 300, 3 bi. 2). ber Gefahrübergang 
Zwangsverfteigerung und bei ebihaftstauf vgl. Note 3 
7) SS 100-103. — Anders Sröfgaftstaufe 8 2380 und bei der 
Zwangsverlleigerung 56 306 — des zufälligen Unterganges 
geht in Anſehung des ———— — m Zuſchlag, in Anſehung der 
übrigen Gegenitände mit dem Shluf de Ber Beriteigerung auf den 
Eriteher über. Von dem Zuſchlag an gebühren dem Erſteher ie Nutzungen 
und trägt er Die Laſten.“ 
8 447 34] 8 269. 
35) vgl. Anhang 35 zu 8 447 (betreffend Übergang der Gefahr 
— der ) 29, Anfe und y Ken — Des ioentums: bei Berjendung 
der verlauften Sade: a) nad) einem anderen Orte,b) andemjelben 
Drte; — Beilpiele). 
8 448 3 ) Porto Auslagen für Kilten, Badmaterial ulm. 
„Die Ware reilt auf 8 äufers Koiten“ (C). Wenn dagegen die 
Ware nah) dem (vereinbarten) „Erfüllungsorte“ ver andt wird, fallen die 
Koiten der Berfendung dem Ber fäu fer zur Laſt, jofern nichts anderes ver- 
einbart set. 
Ausnahme: 8 449. 
8 449 „Wer das Grundftüd fauft, be an: Notar und Grundbudgamt“ (C). 
Ob die an manden Orten geltende „, ae zu den nad) 8 449 vom 
Käufer zu tragenden Koſten gehöre, * ob fie mangels Vereinbarung von 
beiden Harteien ( (53, 421, 426 —F en iſt, iſt streitig, Es empfiehlt ji 
Daher 25 ao a —— — r. 


662 — ein Landwirt verkauft auf Pa Gute Bich 
an — ändler, iſt nad) 8 269 der Gutshof. der Land⸗ 
wirt verpflichtet, das —9 zur *5 nitation zu he en " dort dem 
Händler zu übergeben, | o — na ie Gefahr auf den Händler an 
jobald der Landwirt er Treiber „ausgeliefert“ Hat. Auf de 
langen Wege zur Station aa > S Dich gefüttert werden, was der SCandwirt 
dur den Treiber bejorgen läßt. Hierfür aa er gemäß 8 450 Abſ. 1 vom 
Händler Erſatz fordern. — vgl. auch 88 256, 257, 273. 
re nidt „notwendiger“ 
13) 88 677 ff. 683. ogl. auch 88 256, 257, 273. 
8 451 44 *) ngl. Noten 6 und 8 
8 45% 8 446. Da die Sade auch tat ſächlich „Nugungen“ gewährt, iſt 
nicht ———— er Zinspflicht. Hervorzuheben iſt: Die Zinspflicht des 
Käufers aus 8 452 Pet feinen „Verzug“ des Käufers voraus; der Grund 
der Zinspfliht aus 8 452 Nr daß es unbillig wäre, wenn der Käufer die ge⸗ 
faufte ne und das Kaufgeld — nutzte. auber nah 8 452 kann 


8 450 


eine Zinspflidt entitehen nad) — Höhe der Zinjen $ 246. 
6) Was auf „ausdrüdli Vereinbarung oder auf „Verkehrsfitte“ 
(die im Handelsverfehr üblichen jogen. „Ziele“) beruhen: oder in dem Ge chäft 
des betr. Verkäufers (mit Offiziers-⸗, ‚Studenten: -Kundſchaft uw.) üblich und 
deshalb unter Umftänden als „ſtill mei end vereinbart“ gelten fann. 
$ 453 +7) 88 269, 271. Gemeint rüllungsort und Erfüllungszeit für 
die dem Berfäu fer obliegende lung 
Ss 454 18) Menn der Verkäufer ne eits „volljtändig“ (nit bloß teilweile) 
erfüllt und außerdem dem Käufer den Kaufpreis „ſtundet“, jo ijt Hierin 
nad der Meinung des Geleßgebers ein „Verzicht“ des Vertäufers auf das 
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der Gefahr notwendig geworden find, jo fann er von dem Käufer 
Erja$ verlangen, wie wenn der Käufer ihn mit der Verwaltung der 
Sade beauftragt hätte.*') " 
Die Verpflichtung des-Aäufers zum Erſatze jonftiger‘) Ver- 
wendungen beftimmt fih nad den Vorſchriften über die Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag.“) 
S 451. Sit ein Recht an einer Sade vertauft, das zum Befige 
der Sache beredhtigt,**) jo finden die Vorſchriften der 88 446 bis 450 ent: 
ſprechende Anwendung. 
$ 452. Der Käufer ift verpflichtet, den Kaufpreis von dem Zeit: 
punkt an zu verzinfen, von weldem an die Nutzungen des gelauften 
Gegenjtandes ihm gebühren,*) fofern nicht der Kaufpreis ge- 
tundet iſt.“) 
8 453. Iſt als Kaufpreis der Marktpreis beitimmt, jo gilt im 
Zweifel der für den Erfüllungsort zur Erfüllungszeit maßgebende 
Marktpreis als vereinbart.*) 
8 454. Hat der Berläufer den Vertrag erfüllt und den Kaufpreis 
geitundet, jo jteht ihm das im $ 325 Abſ. 2 und im 8 326 beitimmte 
Rucktrittsrecht nicht zu.*°) 
8 455. Hat fih der Berfäufer einer deweglichen Sade*) das 
Eigentum bis zur Zahlung des Kaufpreiles vorbehalten, jo iſt im 
3weitel anzunehmen, dab die fibertragung des Eigentums unter 
der aufſchiebenden Bedingung vollitändiger Zahlung des Kaufpreifes er- 
folgt und daß der Verkäufer zum Rüdtritte von dem Bertrage 
berechtigt ift, wenn der Käufer mit der Zahlung in Verzug 
fommt.°*) 
8 456, Bei einem Berlauf im Wege der Zwangsvollſtreckung 
dürfen der mit der Vornahme oder Leitung des Verkaufs Beauftragte 
und die von ihm zugezogenen Gebilfen, mit Einfluß des Protokoll: 
führers, den zum Verlaufe gejtellten Gegenjtand weder für ji) perſönlich 
oder Durch einen anderen noch als Vertreter eines anderen faufen.’') 
8 457. Die Vorſchrift des 8 456 gilt aud bei einem Berlauf 
außerhalb der Zwangsuollitredung, wenn der Auftrag zu dem Ber- 
fauf auf Grund einer gejegliden Borjhrift erteilt worden iſt, 
die den Auftraggeber ermädtigt, den Gegenftand für Rechnung eines 
anderen verlaufen zu laſſen, insbejondere in den Füllen des 
Biandverlaufs und des in den 88 383, 385 zugelafjenen Berfaufs, ſowie 
bei einem Verlaufe dur den Kontursnerwalter.5?) ' 
F 458. Die Wirkſamkeit eines den Vorſchriften der 88 456, 457 | 
zuwider erfolgten Kaufes und der Übertragung des gefauften 
Gegenjtandes hängt von der Zuftimmung°?) der bei dem Verkauf 
als Scyuldner, Eigentümer oder Gläubiger Beteiligten ab. Fordert 
der Käufer einen Beteiligten zur Erklärung über die Genehmigung auf, 
jo finden die Vorſchriften des 8 177 Abſ. 2 entipredhende Anwendung. 
Wird infolge der Verweigerung der Genehmigung ein neuer 
Berfauf vorgenommen, jo bat der frühere Käufer für die Koſten 
des neuen Berfaufs jowie für einen Mindererlös aufzufommen.’*) 
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„Rüdtrittsredt“ aus 88 325 Abi. 2, 326 zu erbliden. Bei Grunditüden liegt 
„nolljtändige“ Erfüllung erit vor, wenn Die „Auflafiung“ erfolgt iſt. 
s 455 9) Für ee gilt 8 0Pp5 ab. 2 nebit Rote. 
so) 88 158 ff. 346 fi. 455 gilt aud) für die Abzahlungs: 
geichäfte, Gel. vom 16. Mai 1894, nament ich 5. — $ 455 bezieht ſi nur auf 
den ‚Eigentums‘, Abergang; hinſichtlich des „Gefahr“ - Übergangs 
bieibt « es bei 58 446, 4 


s 456 Ein Kauf gq +3 n biejes Verbot kann Bea 8 458 wirkſam werden. 
x 457 ) Piandvertauf SE 1228 ff., 1233 ff. Verlauf durch den Konkursver⸗ 
wolker 88 117, 198 RD. Andere fälle, 3. 88 753, 966, 979, 983 und im 


Han be steht 3. B. 88 373 (Sel jithilfeverfauf), 376, 379 868. 
s 458 55 182—184. 
54) und * en — ———— 8828 Abi. 
s 459 1) Sadje S 314. — Über Mängel im’ Henle es 434—444. vgl. 
Kote 11 zu 8 431, rote 5 au S dal. 
*) vgl. Unhang 2 zu $ 459 (Mängel der Sade: phyſiſche Fehler — 
Fehlen zugefiherter Ei genichaften — ag Größe oder Zahl). 

') Note 1. — Vorausſetzung der in 88 459 ff. geordneten Gewähr: 
leijtungsaniprüche (Wandelung, Minderung 8 Ne, ferner N 463, 480) iſt “ 
bie verlaufte Sache dem Käufer bereits übergeben it. vgl nhang 4 zu 
unter D, Bor ver — tehen dem ae er eine „ma —— aften“ 
bie daſelbſt unter A—C — neten Rechtsbe Ye nha 11 a 
Bi 460 betr. Unterfuhung der gekauften Sade und Fer — * nzeige 

ei beider eitzge⸗ Handelskäufen. 

Auch wenn ven Verkäufer lein Ber er fe Auen und u wenn er 
ſelbſt De Mangel nidjt tennt, haftet er gemäß Wenn er den Mangel 
fennt —5 araliitig verſchweigt, ijt jeine Haftpfli en! ftrengere (88 463 Saß 2, 
477 Ab]. 1). 

Im übrigen v — Anhang 4 zu 8 459 — über die verſchiedenen 
Rechte Des Käufers „Mängeln der gefauf de“). 

5) 88 446, ur 

*) Der Verkäufer haftet aljo, wie ie aus dem Wort „oder“ ergibt, 
für den „Mert“ der Sache mindernde Fehler, ſelbſt wenn die „Tauglid; eit“ 
der Sade durch den fehler garnicht gemindert ift, 3. 3. für geitopfte 
Mottenlöcher im Futter eines ſeinen Überziehers. 

') 88 446, 447. Menn alſo die „zugeſicherte“ Eigenihaft zwar im 
Augenblide des Bertragsihlufies vorhanden war, aber vor dem 
iibergangeder Gefahr auf den Käufer (nad) ” 446, 447) dur Zufall 
verloren gebt, jo haftet der Verkäufer für das ehlen dieſer Eigenſchaft, 
d. h. der Käufer tann wandeln oder mindern ujw. (5 8 462, 463, 480). eblte 
die „zugelicherte“ Eigenſchaft ſchon zur Jeit des ertragsiglu es io 
iſt die Haftpflicht des Verkäufers eine jtrengere, der Käufer kann nämlich in 
diefem alle auh Shadenserjaß ont g 463 Bon Fehlt die zuge 
ſicherte Eigenſchaft zur Zeit des Vertragsſchluſſes oder geht fie nachher verloren, 
\o ilt beides unerheblich, wenn fie nur zur Zeit des "Gehn rübergangs“ (88 446, 
447) wieder beſchafft ift. 


8) Zufiderung 2 gu set eiden von allgemeiner re 2 (Re: 
tlame) 8 118.—Betjpiele „zugeliderter Eigenichaften“ Anha ng 2 zu 
Zugeſicherte Eigenſchaften müſſen vertreten werden, un er 1 u 2 Le 
— ind (Ge A 1 Saß 2); ogl. jeb (Schi⸗ 
u - Im tä liche eben findet die 0 gara von Eigen 5 ai in 
eife tatt, Sa der Verkäufer erklärt: garantiere für ujw., 3. 8. für 
betonen ang der y Maſchine ujw. vg {. Anha ng 4 au 8 459 unter D. — 
Bei Grundftüdstäufen darf die Zuficherung einer —ãe der gerichtlichen 
oder ale Form (5 313). Bei blo ee oder privatichriftlicher 
Zuſicherung ir nt nasträgtice Heilung des Formmangels durch „Auf: 
lafiung“ und „Eintragung“ im Grundbud) eintritt $ 313) haftet der ie üufer 
nicht gemäß 88 459 ff., jondern es fteht dem Käufer nur das Recht auf „Ans 
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II. Gewährleiftung wegen Mängel der Sache.) 


F 459. Der Berfäufer einer Sade ?) haftet *) dem Käufer dafür, 
daß he zu der Zeit, zu welder die Gefahr auf den Käufer übergeht,) 
nicht mit Fehlern behaftet ijt, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem 
gewöhnlichen oder dem nach dem Bertrage vorausgejehten Gebrauch auf- 
heben oder mindern.*) Eine unerhebliche Minderung des Wertes oder 
der Tauglichkeit kommt nicht in Betracht. 

Der Verkäufer haftet auch dafür, daß die Sache zur Zeit des 
Überganges der Gefahr’) die zugefiherten Eigenjchaften Hat.°) 

8 460. Der Verfüufer bat einen Mangel der verfauften Sache 
nicht zu vertreten, wenn der Käufer) den Mangel bei dem Ab: 
j Hluife des Kaufes Iennt.!) Iſt dem Käufer ein Mangel der im 
8 459 Abſ. 1 bezeichneten Art infolge grober Fahrläſſigkeit unbelannt 
geblieben, jo haftet der Verkäufer, ſofern er nit die Abweſenheit 
des Fehlers zugeſichert hat, nur, wenn er den Fehler argliftig 
verſchwiegen hat.!!) 

8 461. Der Verkäufer hat einen Mangel der verkauften Sache 
nicht zu vertreten, wenn die Sache auf Grund eines Pfandredis in 
öffentlicher Berfteigerung unter der Bezeichnung als Pfand verkauft 
wird.!2) 

S 462, Wegen eines Mangels, den der Berfäufer nah) den Vor: 
Ihriften der 88 459, 460 zu vertreten hat, kann der Käufer Rüdgängig- 
madhung des Kaufes (Wandelung) ober Herabjegung des Kaufpreijes 
(Minderung) verlangen.!?) 

8 463. Fehlt der verfauften Sade zur ZeitdesKaufes'*) 
eine zugefiherte Eigenidaft, jo fann der Käufer ftatt der Wandelung 
oder der Minderung Schadenserjag wegen Nichterfüllung verlangen.!°) 
Das gleiche gilt, wenn der Verkäufer einen Fehler) argliftig ver: 
ſchwiegen hat. 

8 464. Nimmt der Käufer eine mangelhafte Sache an,) obſchon 
er den Mangel kennt, jo ſtehen ihm die in den 88 462, 463 beſtimmten 
Anſprüche nur zu, wenn er ſich jeine Rechte wegen des Mangels bet der 
Annahme vorbehält.) 

8 465. Die Wandelung oder die Minderung ijt vollzogen, wenn 
.fih der Verfäufer auf Verlangen des Käufers mit ihr einverjtanden 
erflärt.’°) 

8 466, Behauptet der Käufer dem Verkäufer gegenüber einen 
Mangel der Sache, jo fann der Berfäufer ihn unter dem Erbieten zur 
MWandelung und unter Beſtimmung einer angemellenen Friſt zur Er⸗ 
flärung darüber auffordern, ob er Wandelung verlange. Die Wandelung 
tann in diefem alle nur bis zum Ablaufe der Friſt verlangt werden.?") 

8 467. Auf die Wandelung finden die für das vertragsmähige 
Rüdtrittsrecht geltenden Vorſchriften der 88 346 bis 348, 350 bis 854, 
356 entiprehende Anwendung;”) im alle des $ 352 iſt jedoch die 
Wandelung nicht ausgejchloffen, wenn der Mangel ſich erit bei der Um: 
geitaltung der Sache gezeigt hat.) Der Berfäufer hat dem Käufer 
auch die Vertragskoſten zu erjegen.?) 
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fechtung“ des Vertrags wegen „Jrrtums“ oder „Betrugs“ gemäß 88 119, 
123 zu, falls deren Borausfegungen vorliegen. 
8 460 ») oder deilen Bertreter ($ 166). 

10) was der Berläufer beweilen muß. — Wenn der Käufer den Mangel 
der ze R 8. bei einem Gebäude Hausihwamm, zwar night beim Ab- 
ſchluſſe des Kaufes, aber bei der [päteren „Annahme“ der ge⸗ 
fauften Sade (bei der „Übergabe“ oder „Auflafjung“ des gelauften Grund: 


tüds) fennt 2 8 464. 
ul vgl. nhbang 11 zu 8 460 (Argliſtiges Berjhweigen — Rechtslage 
des Käufers nad $ 460 — Unterſuchungs⸗ und Anzeigepfliht des Käufers be: 
züglih Mängel der gelauften Sade in der Regel nur beim beiderjeitigen 
SHanbelslaufe). 
$ 461 12) 88 1219, 1235 ff. vgl. Anhang 4 zu $ 459 am Ende (Berlauf im 


Mege ber „ —— 2): 
Ss 462 13) Fa HI des Käufers (nal. „Inhang 4 zu 8 459 unter D), |joweit 
nidt das Geſetz nur eines von beiden Rechten gibt, 3. B. beim Viehhandel 
(88 481, 487), wo „Minderung“ ausgeihloflen ift. — Über die Bollzie ung 
der Wandelung oder Minderung 5 465. — Daraus, daß der Räu | er die Wah 
Hat, folgt, daß der Verkäufer nicht jagen kann: epe ih mir den Preis mindern 
lafie, ehe ch lieber die Sade zurüd; der Verfäufer muß ſich der Wahl des 
äufers fügen. 
14) Hier ift der Zeitpuntt anders beitimmt als in 8 459, vgl. 


15) Der in g— 463 dem Käufer gegebene ——— ſetzt kein 
Verſchulden des Verkäufers voraus; er iſt gegeben ftatt der Wandelung“ 
oder „Minderung“, Fin neben dieſen Anſprüchen. enn aber ein „Ber: 
ſchulden“ des Verkäufers a werden fann, jo fann der Käufer 
zwar nicht auf Grund 8 463, wohl aber auf Grund 88 276 ff., 280 fü. neben 
der „Bandelung“ oder „Minderung“ Schadenserſatz fordern (vgl. An- 
Fr 4 zu — 459 unter D). — UÜber Kauf von on 8 480. — Über 

adenserjag wegen Nichterfüllung vgl. Anhang 67 zu 8 280. 

16) der 8 459 Abſ. 1 bezeichneten Art. 

s 464 ı7) d. 5. wenn er fie „als Erfüllung“ annimmt ($ 363 und Note). 
vgl. oben Note 10. 

16) Auch die Klage auf Schadenserfag wegen unerlaubter Hand- 
lung a, aus 8 826 iſt ausgeſchloſſen, wenn der Käufer die 
mangelhafte Sade in Renntnis des Mangels „annimmt“. — Über die von 
8 464 abweichende Vorſchrift bei „Mängeln im Rechte“ 8 439. 

s 465 10) og. Anhang 19 zu S 465 (Bollziehung der Wandelung oder Min: 
derung — Wie hat der Klageantrag zu lauten?). 
8 466 0) Nah Kriftablauf Tann Käufer nur no „Minderung“ verlangen. 
s 467 1) alfo nit: 8 349 (wegen 8 465 vgl. Anhang 19 zu & 465) und 
nicht $ 355 (wegen $ 466). Für die frage aljo, ob eine die „Wandelung“ 
emäß (den ———— anwendbaren) 88 351 if. ausſchlie Be nde Tat: 
ache vorliegt, 3. B. eine vom Käufer verſchuldete weſentliche Verſchlechterung 
ber Sache, Kb nicht der Zeitpunkt der Wandelungs-Ertlärung des 
Käufers maßgebend, jondern der des Einverjtändniljes des Verfäufers 
bezw, der Zeitpunft der Redhtstraft des auf Wandelung lautenden Urteils. 
ol. übrigens die Noten zu den & 467 in bezug genommenen 88, insbejondere 
Note 14, 16 zu 88 353, 354. | 
22) „eig beim Baden erit das Mehl ſich jchlecht, wandelt Käufer doch 
den Kauf mit Redt“ (C). 

*») Hierzu kann aud Mäklerlohn gehören. vgl. überhaupt 8 347, auf 
ven 8 467 verweilt (Koften des Transports der Sache). enn der Käufer 
dem Verkäufer ein „Verſchulden“ beweiſen fann, was zur SUNG der 
„Wandelung“ nidt nötig it, gilt das Note 15 Gelagte über „Schadenserjag‘ 
neben „Wandelung“. 

s 468 1) $$ 459 Abj. 2, 460 Cat 1, 462, 463 und Noten, namentlicd; Note 8, 
ferner $ 313. — $ 468 (wie alle orſchriften über „Eewährleiſtung“ vgl. An: 
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Noten 5, 
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Kauf (Gemwährleiftuug wegen Mängel der Sale) $ 468-475 


$ 468. Sichert der Verläufer eines Grundftüds dem Käufer eine 
seitimmie Größe des Grunditäds zu, jo haftet er für die Größe wie für 
eine zugeliderte Eigenſchaft.) Der Käufer kann jedod 
wegen Mangels der zugefiherten Größe Wandelung nur ver 
langen, wenn der Mangel jo erheblich ilt, daß die Erfüllung des 
Bertrags für den Käufer fein Intereſſe hat.) 

8 469. Sind von mehreren verlauften Saden nur einzelne 
mangelhaft, jo fann nur in Anjehung dieſer Wandelung verlangt 
werden, aud) wenn ein Gejamipreis für alle Saden feitgejegt iſt. Sind 
jedoch die Saden als zujammengehörend verfauft,?°) jo fann 
jeder Teil verlangen, daß die Wandelung auf alle Sadıen erjtredt 
wird, wenn die mangelhaften Sachen nicht ohne Nachteil für ihn von 
den übrigen getrennt werden fönnen. 

8470. Die Wandelung wegen eines Mangels der Hauptiadhe er- 
ſtreckt ih aud auf die Nebenjade.) Iſt Die Nebenjache mangelhaft, 
Io fann nur in Anjehung diefer Wandelung verlangt werden. 

F 471. Findet im Falle des Verkaufs mehrerer Saden für einen 
Gejamtpreis die Wandelung nur in Anjehung einzelner Saden ſtatt, 
jo ift der Gejamitpreis in dem Berbältniffe herabzuſetzen, 
in weldem zur Zeit des Verlaufs der Gejamtwert der Saden in 
mangelfreiem Zuftande zu dem Werte der von der Wandelung 
nicht betroffenen Saden geftanden haben würde.:®) 


8 472. Bel der Minderung ijt der Kaufpreis in dem Berhält: 
niffe herabzuſetzen, in welhem zur Zeit des Verlaufs der Wert der Sache 
in mangelfreiem Zujtande zu dem wirtliden Werte ge: 
ftanden haben würde.?°) 

Findet im Kalle des Verlaufs mehrerer Sachen für einen Geſamt⸗ 
preis Die Minderung nur wegen einzelner Sachen ſtatt, jo ift bei der 
Herabjegung des Preiles der Gejamtwert aller Saden zu Grunde zu 
legen.°°) 

8 473. Sind neben dem in Geld feitgejegten Kaufpreiſe Leiftungen 
bedungen, die nit vertretbare Saden 2) zum Gegenftande haben, fo 
find dieſe Leitungen in den Fällen der 88 471, 472 nad) dem Werte zur 
Zeit des Verlaufs in Geld zu veranihlagen Die Herab- 
jetung der Gegenleijtung des Käufers erfolgt an dem in Geld feſt— 
geſetzten Preije;??) ijt diefer geringer als der abzujegende Betrag, 
fo Hat der Berläufer den überſchießenden Betrag dem Käufer zu 
vergüten.”) 


5 474. Sind auf der einen oder der Anderen Geite mehrere be- 
teiligt, jo fann von jedem und gegen jeden Minderung verlangt werden. 
Mit der Bollziehung‘*) der von einem der Käufer ver: 
langten Minderung iſt die Wandelung ausgeſchloſſen. 
8 475. Durch die wegen eines Mangels erfolge Minde- 
rung wird das Recht des Käufers, wegen eines anderen Mangels 
Bandelung oder von neuem Minderung zu verlangen, nicht ausge: 


Khlofjen.®) 
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$ 469 


8 474 
3 475 


3 476 


3 477 


Bj ’ — 
Erläuterungen 
hang 4 zu 8 459 unter 2 jegt voraus, daß die Übergabe des Grundftüds 
REDEN. TEN hat. vgl. Note 3. — Wenn einer gelaujten beweglichen e 
ie zugefiherte Größe (Zebt) jebtt, . B. ein Stüd Tuch iſt nit, wie zugefidhert, 


‚Eigenidhaft“; es gelten aljo nicht die 459 ff. jondern die allgemeinen Bor- 
| riiten der 88 320—326. Unter Umitanden fann jedod) zugeliderte Größe 
(Zahl) = zugefiderte Eigenjhaft fein, was nad) 8 157 zu enticheiden iſt; 
. 8. Gräfin N. ur zu einem Dr ball einen Reſt eines koſtbaren, jeltenen 
Erofis, weil ihr der Verkäufer verjihert, daß es x Meter feien, die je gerade 
u ihrem Kleide braudt. nn dann 5 Meter fehlen und die Toilette nicht 
Bergeftellt werden fann, jo ift dies Mangel einer zugeliherten Eigenſchaft 
und es gelten 88 459 ff. — Über Größenmangel (Sab sMangel), wenn eine 
Zufiherung nicht jtattgefunden hat, vgl. Anhang 2 zu 8 459. 

25) 3. B. wenn er das Grunditüd als „Baup an gefauft hat. ; 

26) 3. B.: zwei kunſtvolle Armleudter zum Tafelihmud, zwei in Ausfüh⸗ 
rung und Rahmen zulammengehörende Bilder (Bismard und Moltte), eine 
Equipage, beitehend aus einem Landauer und vier edelen Schimmeln ujw. 


R 3. 8. Zubehör. (88 97 ff.). var. aud) $ 947 Abſ. 2. 


30 Meter, jondern nur 20 Meter ar it das an fih nit Mangel einer 


28) vgl. Anhang 28 zu 8 471 (Beiſpiel der Berechnung). 

a) en vgl. Anhang 29 und 30 zu 8 472 (Beilpiele der Berehnung). 

si 
leiſt 32) Die „n icht rertretbaren“ Sachen muß der Käufer „unvermindert“ 
eiſten. 

3) Zu unterſcheiden von dem in 8 473 behandelten Falle iſt, wenn 
neben dem in Geld jejtgefegten Kaufpreile „vnertretbare“ Saden zu 
Teilten find. 3. B. Gutsbeliger A fauft vom Guts enter B am 25. Oftober 1903 
eine Maſchine für 300 ME. unter Zugabe von 150 Zentner Heu. Die Maſchine 
bat einen Sehler. A verlangt „Minderung“ (85 459, 462). Die Sadjveritän- 
digen jägen: Die Maſchine wäre am 25. Oltober 1903 „ohne Fehler“ 600 DE. 
wert gewejen, „mit dem Fehler“ war fie nur 400 ME. wert. Dann ift nad 
8 472 der Kaufpreis (300 DIE. + 150 Zentner Heu) herabzujegen im erhält: 
nis von 600 : 400 = 3:2, d. h. auf 200 ME. Geld und 100 Zentner Heu. 
B muß mithin 100 DE. und 50 Zentner Heu zurüdgeben. 


34 465. 

2) Gerlangt der Käufer, nachdem er wegen eines Mangels „gemin- 
dert“ Hat, wegen eines zweiten Mangels die „Wandelung“, |o muß ſelbſt⸗ 
verſtändlich bei der Zurückzahlung des Kaufpreiſes ſeitens des Verkäufers ge- 
mäß dem der Wandelung zu Grunde liegenden Prinzipe 346) die infolge der 
fruber ſtattgehabten Minderung“ bereits erlangte Ermäßigung des Kauf: 
preifes berüdfichtigt werden. 

56) Im übrigen find ſolche Vereinbarungen der Parteien nad) deren Be- 
lieben zulällig und redtswirffam (Verlauf ohne Gewähr). — Über „argliftiges 
Berihweigen” vgl. Anhang 11 zu $ 460. | 

#7) 88 482, 469. Der gleichen Verjährung unterliegt der Aniprud 
bes KRüufers auf — wegen „Verſchuldens“ des Verkäufers. 
vgl. Anhang 4 zu 8 459 unter D und Noten 15, 23. 

) In diefem Falle findet die 30 jährige Verjährung Statt. „Arglijtiges 
Verichweigen" vgl. Anhang 11 zu 8 460. 

) Mbliejerung it nihtdasfelbe wie Übergabe 455 433, 446, 447, 
854, 870, 929 ff.). Beide werden zwar in der Regel zeitlid zufammenfallen, 
lie fönnen aber auch auseinanderfallen. Ablieferung Liegt erjt vor, wenn der 
Käufer inder Lage ift, Die Sade zu unterjuhen und etwaige Mängel 
zu entdeden. Erfolgt die „Übergabe“ vor der „Ablieferung“ el ioße Ver⸗ 
einbarung (88 930, 931) oder durch Überjendung von Lagerſchein oder Konoſſe⸗ 
ment (Note 2 am Ende zu 8 929), jo könnte, wenn die Verjäbrung der An- 
Iprüde des Käufers wegen Mängel mit der „Übergabe“ beginnen würde, Die 
Verjährung bereits vollendet fein, ehe der Käufer durch die „Ablieferung“ 
in den Stand gelegt ift, den Mangel zu entdeden. 
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Kauf (Gewährleiftung wegen Mängel der Sache) 3 476-480 


$ 476. Tine Bereinbarung, durch welde die Verpflichtung des 
Verkäufers zur Gewährleiftung wegen Mängel der Sache erlaflen oder 
beſchränkt wird, ift nihtig, wenn der Verfäufer den Mangel arg- 
Ti y ig verjchweigt.?*) 

/ 8477. Der Aniprud) auf Wandelung oder auf Minderung ſowie 
der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Mangels einer zugeſicherten 
Eigenſchaft 37) verjährt,“ a) ſofern nicht der Verkäufer den Mangel arg: 
Tijtig verſchwiegen hat,?®) bei beweglichen Sachen in ſechs Monaten 
von der Ablieferung,?°) bei Grundſtüclen in einem Jahre von ber 
übergabe an. Die Verjährungsfrift fann durch Vertrag verlängert 
werden.*?) 

Beantragt der Käufer gerihtlihde Beweisaufnahme zur Side: 
rung Des Beweijfes,*) jo wird die Verjährung unter- 
broden. Die Unterbredjung dauert bis zur Beendigung des Ver— 
Tahrens fort. Die Borfchriften des 8 211 Abi. 2 und des $ 212 finden 
entiprehende Anwendung. 

Die Hemmung oder Unterbredung der Verjährung eines ter 
im Abſ. 1 bezeichneten Anſprüche bewirkt auch die Hemmung oder Unter: 
hrechung der Verjährung der anderen Anſprüche. 

5 478. Hat der Käufer den Mangel dem Verfäufer ange- 
zeigt oder die Anzeige an ihn abgejendet, bevor der An: 
Iprud auf Wandelung oder auf Minderung verjährt war, fo fann 
er auch nad der Vollendung der Verjährung die Zahlung des Kaufpreiles 
infoweit verweigern, als er auf Grund der Wanpdelung oder der 
Minderung dazu beredtigt fein würde.) Das gleiche gilt, wenn 
der Käufer vor der Vollendung der Verjährung geridtlide Be: 
weisaufnahme zur Sicherung des Beweiſes beantragt“) oder in 
einem zwiſchen ihm und einem jpäteren Erwerber der Sache wegen des 
Mangels anhängigen Redtsitreite dem Verkäufer den Streit ver- 
ftündet hat.‘*) 

Hat der Berfüufer den Mangel argliftig verfhwiegen, 
fo bedarf es der Anzeige oder einer ihr nad Ab). 1 gleichitehenden Hand- 
lung nidt. 

S 479. Der Aniprud auf Schadenserfag *) Tann nad der Voll 
endung der Berjährung nur aufgerehnet werden, wenn der Käufer 
vorher eine der im 8 478 bezeichneten Handlungen vorgenommen 
Hat. Diefe Beihränfung tritt nicht ein, wenn der Verkäufer den Mangel 
argliftig verfhwiegen hat. / 

——6 Der Käufer einer nur Der Gattung nach beſtimmten 

Sache '°) kann ftatt der Wandelung oder der Minderung verlangen, daß 
ihm an Stelle der mangelhaften Sache eine mangelfreie geliefert wird. 
Auf diefen-Anjprud finden die für die Wandelung geltenden 
Boridriften der SS 464 bis 466, des $ 467 Gab 1 und der 88 469, 470, 
474 bis 479 entiprehende Anwendung. 

Zehlt der Sache zu der Zeit, zu welder die Gefahr auf den 
Käufer übergeht) eine zugefijerte Eigenſchaft oder hat der Ver⸗ 
Täufer einen Fehler argliftig verjchwiegen, jo kann der Käufer ſtatt 
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a ee 3— 
Erläuterungen 


) Nusnahme von & 225. Eine „Verkürzung“ iſt zulälfig (8 225), 
1. B. Käufer „garantiert“ für Mängel „nur“ auf 3 Monate. vgl. $ 638 Abi. 2. 
— 8 477 handelt nur von den Anſprüchen „auf“ Wandelung ulw. Dieaus 
der gemäß $ 465 vollzogenen Wandelung (Einveritändnis der Ver: 
fäufers, reditsträftiges Urteil) entitandenen Anfprüde auf Rüdzahlung 
des Kaufgeldes, Rüdnahme der Sade ujw. verjähren in u. | 

41) 3. B. vor der Klageerhebung gemäß 485 ff., 488 ZPO. 

8 478 12) ‚Müngel-Anzeige rettet er rede“ (C), obgleid die 
Klage auf Mandelung oder Minderung verjährt ijt. vgl. Note 64. 

Tote 41. 

\ 72 ji. 3PO. „Argliftig verſchwiegen“ Anhang 11 zu er 


2 
ni 
s 479 Mi $ 463, 357 ff. — „Argliftig verihwiegen” Anhang 11 zu 
s 480 *#) 5 243. vgl. Unbang 4 zu 8 459 unter D. | 
7) 88 446, 447. — "Sufiderng“ Note 8. — „Argliltig verſchwiegen“ 

Anhang 11 zu 8 460. 

*) ngl. $ 468 betr. Ar A 

Ge 


3481 0) Nicht auch für andere Tiere, z. ügel, Hunde, ragen, Ziegen 
ulw. Der Handel mit diefen unterliegt den allgemeinen Boridriften 


über iR 

») Grundjäglid gelten aljo aud) jene 88; fie gelten nit, in- 
joweit die 88 482 fi. ein anderes beitimmen. | 
| »ı) Die beionderen Vorſchriften der 88 482 ff. haben den Zwed, bei 
Käufen der in $ 481 bezeichneten —— die A lege zu — 
und Brozelje abzuſchneiden. Die Beſonderheiten find: a) der Verkäufer haftet 
gejeglich (vorbehaltlich, anderweiter „Wereinbarung“) nur für beitimmte ee 
(Hauptmängel), nicht, wie fonjt, für jeden Fehler der in —* bezeichneten 
Art, b) er haftet auch für dieſe Hauptmängel nur, wenn ſie ſich innerhalb der 
gejeglich beitimmten (oder .nereinbarten) Gewährfriſten zeigen, ı der ſonſt 
(nad) S 450) dem Käufer obliegende jhwierige Beweis, daß der Fehler, wegen 
deilen er den Verkäufer haftbar en will, ſchon zur Zeit des „Gefahrüber- 
ganges“ 88 446, 447) auf den Käufer vorhanden war, iſt dem Käufer abge- 
nommen; es tritt Die Vermutung des 8 484 ein, gegen die dem Berfäufer nur 
ver Gegenbeweis offen gelaſſen iſt, d) nur Wandelung des Kaufvertrages 
($ 462), nicht Minderung des Kaufpreiles ijt zuläjlig, e) die Derjährungs- 
iriiten find beionders kurz. — Wie bereits angedeutet, fteht es den Parteien 
irei, die „Gemwährleiltungspflidt“ des Verfäufers durch Bertrag in ihnen be- 
liebender Meile, abweichend vom Gejege, zu beitimmen ($$ 476, 486, 492). — 
Michtig für den Viehhandel it 8 382 en in Anhang 2 zu $ 433). 
Danach gilt bei VWiehläufen der in $ 481 BGB. bezeichneten Art, jelbit wenn 
ie beiderfeitige Handelsgeldäfte find, 8 377 HGB. („ofor- 
tige Anzeigepflicht“ bei Mängeln) nidt, londern es bleibt bei 
den Vorſchriften der 88 481—492, namentlich bei 8 485 BGB.; da- 
gegen gelten beim Viehhandel, wenn beiderfeitige Handels- 
geſchäfte vorliegen, die 88 373, 376, 379 HGB. (vgl. Anhang 2 a — 

techtsitreitigleiten wegen „WBiehmängel“ gehören, ſelbſt wenn der Wert mehr 
als 300 Dt. beträgt, vor die Amtsgerichte ($ 23 Gerichtsverfaſſungsgeſetz). 

»2) pal. Note 51. — Dieje Vertretungspflidt des Berfäufers tritt natür- 
ih nicht ein, wenn die Vorausfegungen des 8 460 vorliegen (Kenntnis — 
grobe Fahrläſſtgkeit des Käufers). — Für andere Mängel als die geſetz— 
lihen „Hauptmängel” hat der Verfäufer (abgejehen von dem Falle bejonderer 
Garantieslibernahme) aud dann nicht zu haften, wenn er ſie „argliütig ver- 
ihweigt“ (vgl. Anhang 11 zu 8 460). 

*) Aaijerliche Werordnung vom 27. März 1899, abgedrudt Seite 160 ff. 


FE 
—2 
I 
iw 


s 483 +) 88 446, 447. onuna der Friſten SS 186 ff. 
s 484 »») Dem auf Haftung in Anfprud genommenen Bertäufer ſteht der 
Gegenbeweis ojjen. 
5”) 88 446, 447. 
485 »’) „it das Wieh tot, hat die Gewährfrijt ein Ende“ (C). 


»*) ogl. S 478 nebit Koten. 
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Kauf (Gewährleiftung bei Haustieren) 8 481-487 


der Wandelung, der Minderung oder der Lieferung einer 
mangelfreien Sache Schadenserfak wegen Nichterfüllung ver- 
langen.**) 

S 481. Für den Verlauf von Pferden, Ejeln, Maulejfeln und 
Rautlieren, von Rindvieh, Schafen und Schweinen *’) gelten die Vor: 
Ihriften der 88 459 bis 467, 469 bis 480 nur infoweit,;°) als ſich 
nicht aus den 88 482 bis 492 einanderes ergibt.’*) 

8482. Der Verkäufer hat nur bejtimmte Fehler (Hauptmängel) 
und dieſe nur dann zu vertreten, wenn fie ſich innerhalb beitimmter 
Friſten (Gewährfriften) zeigen.’) 

Die Hauptmängel und die Gewährfriften werden durh eine mit 
Zuftimmung des Bundestats zu erlaffende Kaiferlide Verordnung be- 
jtimmt. Die Beltimmung fann auf demjelben Wege ergänzt und ab- 
geändert werden.’?) 

8483. Die Gewährfrift beginnt mit dem Ablaufe des Tages, 
an weldem die Gefahbraufden Käufer übergeht.’*) 

8484. Zeigt fih ein Hauptmangel innerhalb der Gewährfriſt, 
fo wird vermutet,:°) daß der Mangel ſchon zu der Zeit vorhanden ge: 
weſen fei, zu welder die Gefahr auf den Käufer überge- 
gangen ilt.°°) 

8 485. Der Käufer verliert die ihm wegen: des Mangels auftehen- 

"den Rechte, wenn er nit jpäteftens zwei Tage nah dem Ablaufe 
der Gemwährfrift oder, falls das Tier vor dem Ablaufe der Friſt getötet 
worden oder fonft verendet ift, nad) Dem Tode des Tieres’) den Mangel 
dem Berfäufer anzeigt oder die Anzeige an ibn abfendet oder 
wegen des Mangels K lage gegen den Verkäufer erhebt oder diejem den 
Streit verfündet oder gerihtlide Beweisaufnahme zur Side: 
rung des Beweiſes beantragt.) Der Redtsverluft tritt nit 
ein, wenn der Berfäufer den Mangel argliftigverjhwiegen hat. 

8486, Die Gewährfrift Tann Durch Vertrag verlängert oder abge⸗ 
fürzt werden. Die vereinbarte Friſt tritt an die Stelle der gejeglichen 


Friſt. | 

8487. Der Käufer fann nur Wandelung, nit Minderung ver- 
langen.?°) 

Die Wandelung fann aud in den Füllen der 88 351 bis 353, ins- 
befondere wenn das Tier geſchlachtet ijt, verlangt werden; an Stelle der 
Rüdgewähr bat der Käufer den Wert des Tieres zu vergüten. Das 
gleiche gilt in anderen Fällen, in denen der Käufer infolge eines Um- 
ftandes, den er zu vertreten hat,°°) insbejondere einer Berfügung über 
Das Tier, außeritande ilt, das Tier zurüdzugewähren.*) 

Iſt vor der Vollziehung der Wandelung eine unweſentliche Ber: 
ſchlechterung bes Tieres infolge eines von dem Käufer zu vet: 
tretenden' Umftandes eingetreten, jo hat der Käufer die Wert- 
minderung zu vergüten. 

Nutzungen hat der Aäufer nur infoweit zu erjegen, als er ſie 
gezogen hat.°2) 
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Erläuterungen 


8 487 mE 467, 469-471. Bei Berlauf einer Herde gilt 8 469. 
iterverlauf hebt Wandelung nit auf“ (C). 8 353 nebit Noten. 
100. Nicht zu erlegen find Nugungen, die der Käufer „hätte 

grben nnen“. 


—E nicht die Koſten der ne und Pflege zu Iebr anmadiien. 
® ber einttweilige Berfügung ZPO. Es brauden jedoch die dort be- 
33 Borausfegungen nit —2 Der Antrag iſt ohne weiteres 
zulälfig, wenn nur die Vorausſetzun ngen des 8 489 BOB. na dt 

64) „Einrede der Wandelung“ im Gegenfat [5 der gr bj. 1 verjäh: 
renden „Ra auf Wandelung“. vgl. 8 478 und Note 42 da 


) gi die dem Käufer in 8 490 Abſ. 3 gegebenen —* iſt telbftner- 

ktänbfiche orausjegung,daßerredtzeitig eine der in 8 485 bezeid;- 
neten Handlungen vorgenommen at. 

8 491 66 2 a 


* r auch 8 487. 


8 492 Gert: bi Zuficherung“ Note 8. Wenn 3. B. der Verläufer dem Käufer ver- 
ie „ejerbe find völlig gefund“, jo iſt dies in der Regel mehr als eine 
n Bern üb ie unverbindliche „Anpreifung“; es ilt die Zuficherung einer 
Eigenfca t“ im Sinne des 8 
s 493 2) 445 und Note. 
$s 494 1) te gegenjeitigen Rechte des Käufers und Dertüufers gelten 
88 459 A * 5, 2, 462—480, namentlich 463, 480 Abſ. 2, aud) 368 
8 495 2) Zu unteriheiden iervon tft der hönfige Kauf auf Umtauf Dit 
wird er zwar — Kauf auf Probe fein, nämlich = Kauf mit der Beredhtigu ung 
des Käufers die Sache zurüd guge n und ar reinen Kauf abzuſchlie 
oft aber wird die Kauferin, bie eine Sur f für 30 M —— Umtauſch“ ge: 
fauft bat, für verpflichtet zu eradten fein, wenn fe bie © die Blufe nicht will, 
minbeftens für 0 Mt. andere re aus demſelben Geihäft zu faufen: 
die Rechtslage kann im einzelnen alle aud) noch anders fein. 8 157 iſt maß- 


gebend, 

N 158 ff. Wird die Billigung nit erklärt, ift der Kauf infällig. 
Wenn in was meilt der Fall, die Sade „übergeben“ war, gilt F weigen“ 
als „Billigung“. 8 496 Satz 2. 





Kaiserliche Verordnung 


betr. die Hauptmängel und Gewährfristen beimViehhandel. 
Vom 27. März 1899. " 
($ vgl. Note 53 zu $ 482.) 


81. 


Für den Verkauf von Nutz- und Zuchttieren gelten als HMauptmängel: 
I. bei Pferden, Eseln, Mauleseln und Maultieren: 

1) Rotz (Wurm) mit einer @ewährfrist von vierzehn Tagen; 

2) Dummkoller (Koller, Dummsein) mit einer Gewährfrist von vierzehn 
Tagen; als Dummkoller ist anzusehen die allmählich oder infolge der akuten 
Gehirnwassersucht entstandene unheilbare Krankheit des Gehirns, bei der das 
Bewusstsein des Pferdes herabgesetzt ist; 

83) Dämpfigkeit (Dampf, ‚Hartschlägigkeit. 


Bauchschlügigkeit) mit einer dewähr- 
frist von vierzehn Tagen; 


Dämpfigkeit ist anzusehen die Atem- 
beschwerde, die durch einen chronischen, unheilbaren Krankheitszustand der 
Lungen oder des Herzens bewirkt wird; 

4) Kehlkopfpfeifen (lviferdampf, ‚Hartschnaufigkeit, Rohren) miteiner Gewähr- 
frist von vierzehn Tagen; als Kehlkopfpfeifen ist anzusehen die durch einen 
chronischen und unheilbaren Krankheitszustand des Kehlkopfs oder der Luft- 
röhre verursachte und durch ein hörbares Gcräusch gekennzeichnete Atem- 
störung; 
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Kauf nad) Probe — Kauf auf Probe 5 488-495 


8488. Der Verkäufer hat im alle der Wandelung dem Käufer 
auch die Koften ber Fütterung und Pflege, die Koſten der tierärztlichen 
Unterſuchung und Behandlung fowie die Koften der notwendig ge- 
wordenen — und Wegſchaffung des Tieres zu erjegen.. 

. SH über den Aniprud auf MWandelung ein Redtsftreit 
anhäneꝰ ve iſt auf Antrag der einen oder der anderen Partei 
die öfſentliche Verjteigerung des Tieres und die Hinterlegung des Er- 
löfes durch einitweilige Verfügung anzuordnen, jobald die Beſichtigung 
des Tieres nicht: mehr erforderlich ift.°°) 

8490, Der Anſpruch auf Wandelung jowie der Anſpruch auf 
Schadenserja wegen eines H9auptmangels deſſen Nichtvorhanden⸗ 
ſein der Verkäufer zugeſichert hat, verjährt in ſechs Wochen von 
dem Ende der Gewährfriſt an. Im übrigen bleiben die Vorſchriften 
des 8 477 unberührt. 

An die Stelle der in den 88 210, 212, 215 beſtimmten Friſten 
tritt eine Friſt von ſechs Wochen. 

Der Käufer kann auch nad der Verjährung des Anſpruchs auf 
MWandelung: die Zahlung des Kaufpreiſes verweigern.) Die Auf—⸗ 
rechnung des Anſpruchs auf Schadenserfag unterliegt nicht der im 
& 479 beitimmten Bejhränfung.”®) 

8491. Der Käufer eines nur der Gattung nad beitimmten 
Zieres °°) kann ftatt der Wandelung verlangen, daß ihm an Gtelle des 
mangelhaften Tieres ein mangelfreies geliefert wird.) Auf dDiefen 
Anſpruch finden die Vorſchriften der 88 488 bis 490 entſprechende An- 
wendung.‘?) 

5492. übernimmt ber Berläufer die Gemwährleiltung wegen 
eines nicht zu den Hauptmängeln gehörenden Fehlers oder fidhert er 
eine Eigenjhaft bes Tieres zu,°°) jo finden die Vorjchriften der 88 487 
bis 491 und, wenn eine Gewährfrift vereinbart wir, aud) 
die Vorſchriften der 88 483 bis 485 entſprechende Anwendung. Die im 
8 490 beſtimmte Berjährung beginnt, wenn eine Gewährfriſt nicht 
vereinbart wird, mit der Ablieferung des Tieres. 

5 493. Die Vorſchriften über die Verpflichtung des Verkäufers 
zur Gewährleiftung wegen Mängel der Sade finden auf andere Ber: 
träge, die auf Beräußerung oder Belaftung einer Sache gegen 
. Entgelt gerichtet find, entiprechende Anwendung.) 


III. Befondere Arten des Kaufen. 
1. Raufnadh Probe. Kauf auf Probe. 


; 494. Bei einem Kaufe nad) Probe oder nad Mufter find die 
on hoften der Probe oder des Muſters als zugeſichert anzu— 
ehen. 
8 495. Bei einem Kaufe auf Probe?) oder auf Befſicht ſteht die 
Billigung des gelauften Gegenitandes im Belieben des Käufers. Der 
Kauf it im Zweifel unter der aufihiebenden Bedingung der 
Billigung geſchloſſen.) 
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8498 


5 499 
8 500 


Erläuterungen 


+) Auch Rüdtauf genannt. — Der gewerbsmäßige Anlauf be- 


weglider Saden mit Gemährung des „rüdtaujstehtes gilt nad) 8 34 


Abi. 2 Gewerbeordnung als Pfandleihgewerbe und unterlie n diesbezüg- 

lihen Vorſchriften der Gewerbeordnung. vgl. E. 94. 8 38 Abſ. Gewerbe- 

ordnung beitimmt: „Soweit es ſich um diefen Geſchäftsbetrieb (den gewerbs- 

mäßigen Ankauf beweglider Sadjen mit Gewährung des Rückkaufsrechts) 

handelt, gilt die Zahlung des Kaufpreifes als Hingabe des Darlehens, 

der Unterſchied zwilden dem Kaufpreis und dem verabredeten Rüdtaufs- 
reis als bedungene Bergütun ß, für das Darlehen und die Übergabe der 
ade als Berpfändung derjelben für das Darlehen.“ vgl. Note 7. 

5) Mit diefer einjeitigen „Erklärung“ kommt aljo der „Wieder: 
tauf., zum Abjölup (ogl. Anhang 1 zu S 116, 88 130 fi). Das „Wieberfaufs- 
recht“ kann abgetreten werden und it vererblich. Ä 

°) Die „Erflärung“ des vereinbarten „Wiederfaufs“ bei Grundftüden 
bedarf aljo nicht der gerichtlichen oder notariellen Beurfundung (8 313). 

7) Gegen den Wiederlauf als „Wuchergeſchäft“ ſchützt 8 138. 

8) Dies ijt nur eine perjönliche Verpflichtung des Wiederverfäufers; 
nur an ihn, nit an den Dritten, an den er die a weiter veräußert 
bat, kann ſich der Wiedertäufer halten; an den Dritten jelbit dann nidt, 
wenn der Dritte das Wiederkaufsrecht „tannte“. Aus diefer Natur des Wieder: 
kaufsrechts folgt, daß es, wenn der betreffende Gegenſtand im Wege der 

wangsvollitredung‘ veräußert wird, bei dem Zwangsverfaufe feine Berüd- 
ichtigung findet; in jolden Fällen bleibt dem Wiederlaufsberechtigten unter 
mjtänden nur ein „Schadenserjaganiprud“ gegen den Perpfigteten 498 
2) 2, 499). — Bei Grundftüden kann fi jedo der zum MWiederfauf Be- 
tigte dadurch ſchützen, daß er bei der Auflallung des Grunditüds an den 
Käufer für ih eine „VBormertung“ eintragen läßt „zur Siherung feines 
Anſpruchs auf Wiedereinräumung des Eigentums an dem Grunditüd” unter 
den Bedingungen der Wiederfauf-Vereinbarung (8 883). — Über Wiederkauf 
bei Rentengütern in Preußen vgl. Pr. AG. 29. 

9) vgl: Anhang 1 zu 8 104 unter I. 7 („verfügt“). 

10) dei Vermeidung der Folgen der 88 325, 326. vgl. 8 440. 

11) 88 256258, 273, 274. 





5) periodische Augenentztndung (innere Augenentztindung, Mondblindheit) 
mit einer dewährfrist von vierzehn Tagen; als periodische Augen- 
entzündung ist anzusehen die auf inneren Einwirkungen beruhende, entzündliche 
Veränderung an den inneren Organen dea Auges; 

6) Koppen (Krippensetzen, Aufsetzen, Freikoppen, Luftschnappen, Windschnappen) 
mit einer dewährfrist von vierzehn Tagen; 

II. bei Rindvieh: “ 

1) tuberkulöse Erkrankung, sofern infolge dieser Erkrankung eine allgemeine 
Beeinträchtigung des Nährzustandes des Tieres herbeigeführt ist, mit. einer 
Gewährfrist von vierzehn Tagen; 

3) Lungenseuche mit einer Gewährfrist von achtundzwanzig Tagen; 

III. bei Schafen: 
Räude mıt einer @ewährfrist von vierzehn Tagen; 
IV. bei Schweinen: 

1) Rotlauf mit einer Gewährfrist von drei Tagen; 

2) Schweineseuche (einschliesslich Schweinepest) mit einer @ewährfrist von 
zehn Tagen. 83 


Für den Verkauf solcher Tiere, die alabald geschlachtet werden sollen und 
bestimmt sind, als Nahrungsmittel für Menschen zu dienen (Schlachttiere), 
gelten als Hauptmängel: 

I. bei Pferden, Eseln, Mauleseln und Maultieren: 
Rotz (Wurm) mit einer Gewährfrist von vierzehn Tagen; 
Kl. bei Rindvieh: 

tuberkulöse Erkrankung, sofern infolge diesor Erkrankung mehr als 

die Hälfte des Schlachtgewichts nicht oder nur unter Beschränkungen 

als Nahrungsmittel für Menschen geeignet ist, mit einer Gewährfrist von 

vierzehn Tagen; y 
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Wiederfauf 8 496-508 


Der Verkäufer ift verpflichtet, dem Käufer die Unterſuchung des 
Gegenitandes zu geitatten. 

$ 496. Die Billigung eines anf Probe oder auf Beſicht gefauften 
Gegenftandes fann nur innerhalb der vereinbarten Friſt und in Erman— 
gelung einer Jolden nur bis zum Ablauf einer dem Käufer von dem 
Verkäufer beftimmten angemefjenen Friſt erklärt werden. War 
die Sade dem Käufer zum Zwede der Probe oder der Belihtigung 
übergeben, Jo gilt jein Shweigen als Billigung. 


2. Wiederfauf‘) 


8 497. Hat fi) der Verkäufer in dem Kaufvertrage das Recht 
des Wiederlaufs vorbehalten, jo kommt der Wiederfauf mit der Er- 
Härung des Berfäufers gegenüber dem Käufer, dak er das Miederfaufs: 
recht ausübe, zuflande5) Die Erklärung bedarf nicht der für den 
Kaufvertrag beſtimmten Form‘) 

Der Preis, zu welchem verkauft worden it, gilt im Zweifel 
auch für den Wiedertauf. ) 

8 498. Der Wiederverläufer ift verpflichtet, dem Wiederfäufer 
den geflauften Gegenitand nebit Zubehör herauszugeben.) 

Hat der Wiederverfäufer vor der Ausübung des Wiederlaufs- 
rechts eine Berihlehterung, den Untergang oder eine aus 
einem anderen Grunde eingetretene Unmöglidfeit der Heraus: 
gabe des gefauften Gegenftandes verſchuldet oder den Gegenitand 
wejentlih verändert, fo it er für den daraus entjtehenden 
Schaden verantwortlih. Iſt der Gegenitand ohne Verſchulden 
des MWiederverfäufers verjchledhtert oder ift er nur unweſentlich 
verändert, jo kann der MWiederfäufer Minderung des Kaufpreifes 
nicht verlangen. 

8499. Hat der Wiederverfäufer vor der Ausübung des Wieder- 
kaufsrechts über den gefauften Gegenftand verfügt,’) jo ift er verpflichtet, 
Die dadurh begründeten Rechte Dritter zu bejeitigen.') 
Einer Verfügung des Wiederverfäufers fteht eine Verfügung gleich, die 
im Wege der Zwangsvollftredung oder der Arrejtvoll- 
ziehung oder durh den Konkursverwalter erfolgt. 

8500. Der Wiederverkäufer kann für Verwendungen, die er 
auf den gefauften Gegenftand vor dem MWiederlaufe gemacht bat, info: 
weit Erjag verlangen, als der Wert des Gegenftandes durch die Ber- 
wendungen erhöht iſt. Eine Einrichtung, mit der er Die herausju- 
gebende Sache verfehen hat, kann er wegnehmen.!‘) 

8 501. It als MWiederlaufspreis der Schägungswert vereinbart, 
den der gefaufte Gegenjtand zur Zeit des Wiederlaufs bat, jo ijt der 
Wiederverkäufer für eine Verfchlechterung, den Untergang oder die aus 
einem anderen Grunde eingetretene Unmöglidhleit der Herausgabe des 
Gegenftandes nicht verantwortlich, der Wiederfäufer zum Erjage von 
Verwendungen nicht verpflichtet. 

8 502. Steht das Wiederlaufsreht mehreren gemeinſchaftlich zu, 
ſo kann es nur im ganzen ausgeübt werden. Iſt es für einen der Be— 
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8 503 
8 504 


5 305 


s 506 


Erläuterungen 


” dur Vertrag. 
13 3 504 if. handeln von dem zwiſchen den —— per⸗ 
ſönlich wirkenden, obligatoriſchen — te. Der zum Vorkaufe „Bered): 
tigte“ A kann ih nur an denjenigen halten, der infolge „Vertrags“ on 
au infolge legtwilliger Verfügung eines anderen) der per \ön ih „Ber- 
pflidtete“ ift, dem A den ——— vor einem Dritten zu verkaufen. An 
den Dritten, an den der „Verpflichtete“ den Gegenſtand unter Nicht be— 
abhtung des Vorkau an des A verlauft, kann ſich A felbit dann 
nicht halten, wenn der Dritte das „Vorkaufsrecht“ des A fannte. vgl. 
Anhang 1 zu 8 241 unter I zu B. — Der Vertrag, durch den ein „Borlaufsredht“ 
bezüglid) eines Grunditüds „begründet“ wird, bedarf der Form des 8 313, 
die Erklärung der „Ausübung des Vorkaufsrechts“ dagegen nicht; vgl. 
8 505 und Note 6 zu $ 497. — Das gaen Dritte wirffame, der Eintragung in 
das Grundbuch bedürftige, dingliche Vorlaufsreht an Grundftüden behandeln 
g 1094 ff. Das bezüglich eines „Grunditüds“ durch „Vertrag“ begründete 
— trägt die Verpflichtung zur Eintragung des (dinglichen) 
Vorkaufsrechts in das Grundbud mangels bejonderer et nberung nicht 
ohne weiteresinfih.— Eingegen Dritte wirkſames (dinglides) 
Vorkaufsrecht an beweglihen Sachen gibt es nicht, Jondern nur das 
perjönliche der 504 fi. vgl. Note 8 zu 8 498. — Über das geſetzliche Bor: 
taufsrecht der Miterben 88 2034, 2035. Auch in den ——— erhaltenen 
Landesgeſetzen kommen geſetzliche Vorkaufsrechte vor, z. B. im Bergrecht, im 
——— E. 67, 109. 

14) Das „Vorkaufsrecht“ kann alſo nicht ausgeübt werden, wenn der 
Verpflichtete den age „verichentt“ ujw. 

15) Es genügt alfo nicht dak ein Dritter fih „bereit“ erklärt bat, 
zu faufen (vgl. die ergänzende Bor] rift des 8 506). 

16) vet Noten 5 und 6. — Beilpiel: A tit Eigentümer eines Bildes von 

Bödlin. Aus Anlaß eines anderen Kaufgeihäfts räumt er dur Vertrag von 
2, November dem B ein Borlaufsrecht bezüglich dieſes Bildes ein. Am 24. De: 
zember verlauft A das Bild an C für 50 000 ME., und C kauft es, wie er dari, 
obgleich er das Vorkaufsrecht des B fennt. vgl. Note 13. B, der an demſelben 
Tage davon erfährt (auf die Mitteilung gemäß 8 510 un er nicht zu war: 
ten), „erflärt noch am 24. lag dem A, daß er „das Vorkaufsrecht aus: 
übe". Dann hat gemäß $ 505 Abſ. 2aud B das Bild für 50000 ME. gekauft. 
Es liegen aljo wei Kaufverträge vor. Sowohl B wie C haben gegen A 
den Anjprud) aus „Übergabe“ des Bildes. A hat es in der Hand, meidem von 
beiden er den — erfüllen, ob er das Bild dem B oder dem C übergeben 
will. Menn er dem B übergibt, kann C immer noch auf „Übergabe“ und, wenn 
dieje nicht zu erlangen, auf „Schadenserfaß“ klagen; wenn A das Bild C 
übergibt, Hat B auf Grund keines Vorkaufsrechts“ dDiefelben Rechte. Wenn 
A redlich iſt und ſich vor Klagen —32 will, wird er alſo beim Verkaufe des 
Bildes an C dieſem von dem Vorkaufsrechte des B „Mitteilung“ machen und 
den Kauf mit C unter den „Bedingungen“ Des s 506 abichließen; denn zwiſchen 
A und C find diefe „Bedingungen“ natürlid) wirkſam. vgl. Note 17. 
0) d. 5. dem Bortaufsberstigten gegenüber liegt ein unbedingter 
Kauf vor, und diefer fann das Borlaufsredt deshalb gemäß 8 504 ausüben. 
Märe die Bedingung dem Vorkaufsberechtigten gegenüber „wirtjam“, jo käme 
er nie zum „Borlaufe“, d. 5. der Verpflichtete fönnte das Vorkaufsrecht immer 
vereiteln. vgl. Note 16. 


IIL. bei Schafen: 
allgemeine Wassersucht mit einer Gewährfrist von vierzehn Tagen: 
als allgemeine Wassersucht ist anzusehen der durch eine innere Erkrankung 
Dee: — ungentgende Ernährung herbeigeführte wasserstichtige Zustand des 
leisches; 
IV. bei Schweinen: 
ı) tubderkulöse Erkrankung unter der in der Nr. II bezeichneten Voraus- 
setzung mit einer Gewährfrist von vierzehn Tagen; 
2) Trichinen mit einer @ewährfrist von vierzehn Tagen; 
a) Finnen mit einer @ewährfrist von vierzehn Tagen. 
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Vorkauf 8 503-509 


rechtigten erloſchen oder übt einer von ihnen ſein Recht nicht aus, ſo 
find die übrigen berechtigt, das Wiederkaufsrecht im ganzen auszuüben. 

S 503. Das Wiederlaufsreht kann bei Grunditüden nur bis 
zum AÄblaufe von dreihig, bei anderen Gegenfländen nur bis sum Wb- 
laufe von drei Jahren nad) der Vereinbarung des Vorbehalts ausgeübt 
werden. Sit für die Ausübung eine Friſt beftimmt ,!?) jo tritt Diele 
an die Stelle der gejeglichen Frift. 


83. Bortauf.) 

F 504. Wer in Anfehung eines Gegenftandes zum Borlaufe be- 
rechtigt iſt, kann das Vorkaufsrecht ausüben, ſobald der Verpflichtete 
miteinem Dritten einen Kaufvertrag9) über den Gegen: 
fand geſchloſſen bat.') 

8 505. Die Ausüibung des Vorkaufstechts erfolgt durch Erklärung 
gegenüber dem Verpflichteten. Die Erklärung bedarf nicht der für 
den Kaufvertrag beitimmten Form. “ 

Mit der Ausübung des Borkaufstehts kommt der Kauf zwijchen 
dem Beredhtigten und dem Berpflihteten unter den Beftimmun:- 
gen zuſtande, welde der Berpflichtete mit dem Dritten ver: 
einbart hat.'°) 

8506. Eine Vereinbarung des Verpflihteten mit dem 
Dritten, dur welde der Kauf von der Richtausübung des Vor⸗ 
faufsredts abhängig gemacht oder dem Verpflichteten für den Fall der 
Ausübung des Vorkaufsrechts der Nüdtritt vorbehalten wird, ijt dem 
Borlaufsberedhtigten gegenüber unwirkiam.!’) 

8507. Hat fih der Dritte in dem Vertrage zu einer Neben- 
leiftung verpflichtet, die der Vorkaufsberechtigte zu bewirien 
außerftande it, jo Bat der Vorkaufsberechtigte ftatt der Neben- 
leiltung ihren Wert zu entrichten. Läßt ji die Nebenleiftung nicht 
in Geld ſchätzen, jo ift die Ausübung des Vorkaufsrechts 
ausgeſchloſſen,; die Vereinbarung der Nebenleijtung fommt jedoch 
nihtinBetradt, wenn der Vertrag mit dem Dritten auh ohne 
ſiſe geichlojien fein würde. 

8 508. Hat der Dritte den Gegenitand, auf den fi) das Vor— 
kaufsrecht bezieht, mit anderen Gegenitänden zu einem Gejamtpreije 
gefauft, jo hat der Borfaufsberechtigte einen verhältnismäßigen Teil 
des Gejamtpreiles zu entriten. Der Verpflichtete kann verlangen, daB 
der Vorlauf auf alle Sachen erjtredt wird, die nicht ohne Nachteil für 
ihn getrennt werden können. 

8509. Iſt dem Dritten in dem Vertrage der Kaufpreis ges 
Hundet worden, jo fann der Borlaufsberedhtigte die Stundung 
nur in Anſpruch nehmen, wenn er für den gejtundeten Betrag Sidher- 
heit leiſtet. 

Sit ein Grundftüd Gegenitand des Borlaufs, jo bedarf es der 
GSicherheitsleiftung injoweit nit, als für den gejitundeten Kaufpreis 
die Beitellung einer Hypothef an dem Grundftüde vereinbart oder in 
Anrehnung auf den Kaufpreis eine Schuld, für die eine Hypothek an 
dem Grundftüde beiteht, übernommen worden ijt. 
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Erläuterungen 


8 510 18) 8 121. 
8 511 19) Hetrifft Die ſogen. antezipierte Erbfolge. 
8 515 20) Der Tauſch unterjcheidet fich vom „Kauf“ dadurd, daß er nicht wie 


legterer auf Seiitung eines Gegenitandes gegen Zahlung von Geld (Kauf: 
preis), jondern auf Leiſtung eines Gegenitandes gegen Leiftung eines ande: 
ren nitandes geriätet ift. n, Redte an Sachen und Forderungen 
fönnen gegen einan ‚ausgetaufcht“ werden. Die Bedeutung des 8515 ift, 
daß beim „Taujch“ jeder Bertragichliekende in Anfehung ber „einer: 
|e ıt5“ veriprocdhenen Leiltung gleich einem „Bertäufer“, in Anſehung 

t „ibm“ verſprochenen Leiftung gleich einem „Käufer“ zu beurteilen ijt. 


8 516 1) Vorſchriften über Schenkungen finden ih noch an vielen anderen 
Stellen. vgl; Sachregiſter „Schenkung“. — Für das Familienleben von be- 
onders prattiſcher utung find 88 685 Abſ. 2, 1429, 1618. Das in mandıen 
rüheren Rechten enthaltene „Verbot der nungen unter Chegatten“ 
ft aufgehoben. — Über Schenkungen an juriſtiſche Perſonen, Mitglieder relis 

öler Orden, Ausländer E. 86-88 und die Geite 36, 38 abgedrudten Aus: 

ü rungsgelehe. — Beſondere Vorſchriften über „bl elobnende 
, tungen‘ (wie in früheren een gibt es nit mehr. — Über Schen: 
tungen von Todeswegen Eee (Schenkungsverſprechen unter der Bedingung, 
daß der Beſchenkte den nter überlebt). 


2) Ob Bi dieler Begriffsbeftimmung im einzelnen alle „Schenkung“ 
porliegt, it oft ſchwer zu jagen. Zum en der „Schenkung“ gehört nad 

516: a) daß der Schenter ärmer wird („aus feinem nermögen ): b) der Bes 
chentie reicher („bereichert“), und c) dak der „Schenker“ die Abficht hat, 
den Beſchenkten zu bereichern, der „Beidhentte“ die Abſicht Hat, ji zu be- 
reichern. Lebteres ergeben die Worte: „beide Teile müſſen einig fein, daß die 
— den Beſchenkten aus Bermögen des Schenters bereijernde — Zuwen⸗ 
dung unentgeltlich erfolgt“. Übrigens wirb der Begriff der Schenkung nod) 
durch 8 517 näher beitimmt. — Nach dem Gejagten liegt „Schentung“ nicht 
vor, wenn jemand einem anderen gelegentlich eine Handlung, einen 
Dienft unentgeltlich leiftet, 3. B. Unterricht, Rechtsrat erteilt, einen Botengang 
bejorgt, ärztlich behandelt ujw.; denn in allen diefen Fällen erfolgt feine 

uwendung „aus dem Vermögen“ bes Schenkers, er wird nicht ärmer; nur 
ofern der Dien tleijtenbe dabei „Auslagen“ macht (3. B. für Schreibmaterial, 
Shhreiberlohn, Porto, Arzneimittel uſw.) Tiegt Schenfung vor. Dagegen ilt 
es „Schenkung“, wenn die für die vorbezeichneten Leiltungen zunädit ent: 
tandenen Lohn: (Honorar) Forderungen nahträglid er- 
Mr werden. Als „Schentung“ (Erlaf des Honorars) wird es aud auf: 
gufe en lein wenn ein Arzt, Nedtsanwalt ujw. regelmäßig und 

auernd einem anderen feine Dienfte unentgeltlid leitet. — Aus 
dem Geſagten folgt ferner, daß der Begriff „unentgeltlide Zuwendung“ 
(55 330, 1638 ulw.) nit ohne weiteres = „Shentung“, jondern ber 
weitere B riff il. Häufiges Ipiet: Der Eigentümer eines neuen Haufes, 
der die Wohnungen darin vom 1. Oktober an vermietet hat, geitattet den Mie⸗ 
tern bereits am 15. September einzuziehen. Das iſt eine „unentgeltlide Zu: 
wendung“, aber feine „Schenfung“; denn der Hauswirt wird dadur in 
ärmer Obi Wohnungen ftehen ja ieer), der Mieter wird in der Regel nit 
veider, denn er muß feine bisherige Wohnung doch bis 1. Oftober be: 
zahlen. — Ob eine „Schenkung“ vorliegt, wenn „ohne Entgelt“ und ohne Ber: 
pflichtung dazu ein Hypothelengläubiger dem anderen den Borrang ein- 
r&umt, jemand für einen anderen —A t leiftet oder Pfand be 
jtellt, wenn ein Hppothefengläubiger einen Teil (Pargellen) des ihm haften: 
den Grundftüds aus ver Dupon ekariſchen Haft entläßt, ift nur 
nad) den Umitänden des einzelnen Falls zu entiheiden. Wenn 3. B. jemand 
einem Verwandten dadurch helfen will, daß er mit feiner auf deſſen Gut haften: 
den Hypothef anderen, neu aufzunehmenden Hypotheken den Borrang ein 
räumt, jodaß er aus feiner fidheren Stelle ur eine Rangitelle „rückt“, Die 
zweifellos gar feine Sidherheit mehr bietet, fo ift dies ESchen⸗ 
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8 510. Der Verpflichtete hat dem Vorkaufsberechtigten den In⸗ 
Balt des mit dem Dritten gejchloffenen Vertrags unverzüglid) '?) 
mitzuteilen. Die Mitteilung des Berpflichteten wird durh die Mit- 
teilung des Dritten erjekt. 

Das Borlanfsreht kann bei Grundftüden nur bis zum Ablaufe 
von zwei Monaten, bei anderen Gegenſtünden nur bis zum Ablauf 
einer Woche nad) dem Empfange der Mitteilung ausgeübt werden. it 
für die Ausübung eine Friſt beftimmt, fo tritt dieje an die Stelle 
der gejeglichen Friſt. 

s 511. Das Vorkaufsrecht erftredt ih im Zweifelnidt auf 
einen Berfauf, der mit Nüdficht auf ein künftiges Erbrecht an einen ge- 
jeglichen Erben erfolgt.'?) 

8512. Das Vorkaufsrecht ift ausgeſchloſſen, wenn der Verlauf 
im Wege der Zwangsvollitredung oder durch den Konkursverwalter 
erfolgt. 

5 513. Steht das Vorkaufsrecht mehreren gemeinſchaftlich zu, 
ſo kann es nur im ganzen ausgeübt werden. Iſt es für einen der Be: 
rechtigten erlofchen oder übt einer von ihnen fein Recht nicht aus, jo find 
die übrigen beredhtigt, das Vorfaufsrecht im ganzen auszuüben. 

$ 514. Das Borlaufsreht ijt nicht übertragbar und geht nit 
auf die Erben des Berechtigten über, ſofern nicht ein anderes beſtimmt 
iſt. Iſt das Recht auf eine beftimmte Zeit beſchränkt, fo iſt es im 
Zweifelvererblid. 


IV. Tauſch.) 


8515. Auf den Tauſch finden die Vorſchriften über den Kauf 
entſprechende Anwendung. 


Hweiter Titel. Schenkung.) 


5316, Eine Zumendung, durch die jemand aus feinem Ber- 
mögen einen anderen bereichert, ift Schenkung, wenn beide Teile darüber 
einig find, daß die Zuwendung unentgeltlich erfolgt.) ?) 

Sit die Zuwendung ohne den Willen des anderen er ' 
folgt,‘) jo fann ihn der Zumwendende unter Beltimmung einer ange: 
meljenen Friſt zur Erklärung über die Annahme auffordern.?) 
Nach dem Ablaufe der Friſt gilt die Schenkung als angenommen, wenn 
nicht der andere fie vorher abgelehnt Hat. Im Falle der Ablehnung kann 
die Herausgabe des Zugewendeten nad) den Vorſchriften über die Heraus: 
gabe einer ungeredhtfertigten Bereicherung gefordert werden.®) 

8517. Cine Schenkung liegt nit vor, wenn jemand zum Bor: 
teil eines anderen einen VBermögenserwerb unterläßt”) oder auf ein 
angefallenes, noch nicht endgültig erworbenes Hecht) verzichtet oder 
eine Erbſchaft oder ein Vermächtnis ausichlägt. 

8518. Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leiftung 
Ichentweije verſprochen wird, ift die gerichtliche oder notariefle Beurkun⸗ 
bung des Verſprechens erforderlih.) Das gleihe gilt, wenn ein 
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fung“; dagegen it es nit Schenfung, wenn ein Hnpothelengläubiger zu. 
guniten eines nur zur eriten Stelle erreihbaren Land Kuftsparlebens auf die 
weifellos os ſiche ve zweite Stelle rüdt. — Ein aus „Shenktung“ 
und „Kauf“ aufm mengele es Geſchäft liegt 3. B. vor, wenn A fein Gut 
feinem Sohne B für 60 000 Mi. verkauft, obgleih beide darüber „einig, find, 

B das Gut einen Wert von mindeftens 100 000 DIE. bat; denn dann find ie . 


- eben einig, daß der Mehrwert von 40000 Mi. eine „unentgeltliche“, den B be⸗ 


5 517 


8 518 


teihernde“ Zuwendung „aus dem Vermögen“ des A fein ſoll. Wenn fte da⸗ 
gegen —58 eini I dak das But mehr als 60 000 DIE. wert fei, jo Liegt 
nur „Kauf“ vor, ſelbſt wenn das Gut 3. 3. 80000 ME. wert ilt. Hierdurch 
find die bloß „billigen“ Käufe von dem tiff der „Schenkung“ ausgeſchloſſen. 
— Inwieweit „Ausftattung‘, Mitgift an Kinder als „Schentung“ anzuſehen, 
beitimmt $ 1624. Über die prakt! wichtige Frage, ob das Mit Itoeriprepen 
der Eltern der Braut an den Bräutigam der Tochter ein „Schenkungsver⸗ 
Ipredhen“ fei und deshalb zu feiner Klagbarkeit der gerichtlichen oder nota⸗ 
siellen Form bedürfe ($ 518), vgl. Note 19 zu 8 1624. 

3) Die Vorfehrift, daß beide Teile über die „Unentgeltlichleit“ der Zu- 
wendung „einig“ jein müjlen in Verbindung mit $ 516 Ab]. 2 er ibt, daß die 
Schenkung ein Berirag ijt, der des „Angebots“ und der „Annahme“ rf. 
über Spentungen an „Seihäftsunfahi e“ „und in der Geidäfts- 
fähigkei eſſchränkte“ vgl. Note 6 zu $ 105 und Anhang 10 zu 8 107. 
— Man unterfheidet: a) das Schentungsveriprechen; Hierüber, insbe-- 
ſondere über deilen Form 8& 518, b) die jofort, ohne vorheriges Verſprechen, 
vollgogene Schenkung (ri andgeſchenk“); dieſe bedarf feiner Form, fie kann 
mündlich oder durch ſchlüſſige Handlungen erfolgen; 3. B. der Gläubiger legt 
keinem Schuldner den von dieſem erhaltenen Schuldihein auf den Geburtstags- 
tiſch. — Über die Art der Vollziehung der „Schenkung“ Note 10. 


4) 3. B. der Onkel hat heimlich die Schulden feines Neffen bezahlt 
267), — die Dienerin einer Sängerin hat das ein Armband enthaltende 
oitpafet eines Verehrers a ommen. In beiden Yällen liegt „Shen: 
ung“ erft vor, wenn der Neffe, die Sängerin die „Annahme erklärt“ 
baben oder nad) 8 516 Abſ. 2 „als annehmend gelten“. 
5) Bis zur „Annahme“ iſt die Sache in der Schwebe. 
0) 88 812 fl; 818, 820. 

A und B’haben geiehen, bah € die Sade Aeltohlen Hat: het tohlbabenhe A 
un aben n, ie eitohlen ; der wo 
überläßt es aber Gem armen B, allein Die Unzeige zu eritatten und die Be⸗ 

lohnung zu verdienen. 

8) 1 8. ein unter einer „aufihiebenden Bedingung“ angefallenes Nedt 
vor Eintritt der Bedingung. 8 158. | 

0) 88 125, 128 nebjt Noten. Die Form iſt gewahrt, wenn der Schenter 
das Beripreihen in gerichtlicher oder notarieller Form ertlärt hat, die Ans 
nahme fann formlos, alſo auch ſtillſchweigend erfolgen. Wenn jedod für den 
‚Vertrag anderweitig eine beitimmte —* vorgeſchrieben iſt, jo muß auch 
ie „Annahme“ in der vorgeſchriebenen Form erfolgen, 3. B. bei Schenkungs⸗ 
verträgen über ein Grundftüd (8 313), Schenkung einer Erbſchaft 
(88 2385, 2371), in den Fällen der 88 311, 312. 

20) alſo: durch Übergabe der geihentten beweglihen Sache 
6 929 ff.), Durch Auflaſſung des geichentten Grundſtücks (88 313, 925), durch 
biretun a8 398 ff.) der geſchenkten Forderung ulw., durch Erlaß einer 
Schuld — 7). Der jühentmeile rlaß, die jhentweije Abtretung einer Forde— 
rung (Übergabe eines Sparklajlenbuds mit der ausdrücklichen oder jtill- 
Ihweigenden Erklärung, „das ſchenke ic Dir“, iſt = ſchenkweiſe „Abtretung“ 
des Sparkaſſenguthabens) bedürfen aljo teiner gorm (vgl. Anhang 1 zu 
8 397 und Anhang 5 zu $ 398); denn „Abtretung“ und „Erlaß“ jind bereits 
die „Leiſtung“. Wenn dagegen A dem B erklärt: Falls id} mein Grund- 
ſtück für 60000 ME. verfaufe, verpflichte id ne Dir von der Kauf: 
geldforderung 3000 ME. „abzutteten“, oder: Dir Deine Darlehensihuld an mid) 
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SHhuldverjpreden oder ein Shuldbanerfenntnis der in 
den 88 780, 781 bezeichneten Art ſchenkweiſe erteilt wird, von dem 
Verſprechen oder der Anerkennungserklärung. 

Der Mangel der Form wird durch die Bewirfung der verſprochenen 
Leiſtung geheilt.!°) 

8519. Der Schenker iſt berechtigt, die Erfüllung eines ſchenk— 
weiſe erteilten Verſprechens zu verweigern, ſoweit er bei Berückſichtigung 
ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen außerſtande iſt, das Verſprechen zu er⸗ 
füllen, ohne daß ſein ftandesmäßiger '!) Unterhalt oder die Erfüllung 
der ihm fraft Geſetzes obliegenden Unterhaltspflichten gefährdet 
wird.'?) 

Treffen die Aniprühe mehrerer Beſchenkten zuſammen, ſo 
geht der früher entſtandene Anſpruch vor. 


F520. Verſpricht der Schenker eine in wiederlehrenden Beiltungen 
beitehende Unterftüßung, jo erliſcht die Verbindlichkeit mit jeinem Tode, . 
jofern nidht aus dem Verſprechen ſich ein anderes ergibt.!?) 

8 521. Der Schenker hat nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit 
zu vertreten. 14) 


8522. Zur Entrichtung von Verzugszinſen iſt der Schenker nicht 
verpflichtet.) 


8 523. Verſchweigt der Schenker argliftig einen Mangel 
im echte, jo ift er verpflichtet, dem Beſchenkten den daraus entjtehenben 
Schaden zu erjegen.!®) 

Hatte der Schenker die Leiftung eines Gegenftandes perſprochen, 
den er erft erwerben ſollte, jo kann der Beſchenkte wegen eines 
Mangels im Rechte Schadenserjag wegen Nichterfüllung ver- 
langen, wenn der Mangel dem Schenker bei dem Erwerbe der Sache be: 
fannt gewejen oder infolge grober Fahrläſſigkeit unbefannt geblieben 
ift. Die für die Gemwährleiftungspflihtpdes Verkäufers 
geltenden Norjähriften des $ 433 Abſ. 1, der 88 434 bis 437, des 8 440 
Ab. 2 bis 4 und der 88 .441 bis 444 finden entiprechende Anwendung. 


8 524. Verſchweigt der Schenker argliftig einen Fehler 
ber verichentten Sadje,:”) fo ift er verpflichtet, dem Beichenkten den daraus 
entitehenden Schaden zu erſetzen. 

Hatte der Schenker die Leiftung einer nurder Gattungnad 
beftiimmten Sade!°) verfproden, die er erſt erwerben 
joIllte, jo fann der Beſchenkte, wenn die geleiftete Sache fehlerhaft 
und der Mangel dem Schenker bei dem Ermerbe der Sache befannt ge: 
wejen oder infolge grober Fahrläſſigkeit unbelannt geblieben ijt, ver- 
langen, dak ihm an Stelle der fehlerhaften Sade eine fehlerfreie 
geliefert wird. Hat der Schenker den Ann argliftig verſchwiegen, 
10 fann der Beſchenkte jtatt der Lieferung einer fehlerfreien Sadıe 
Shadenserjaß wegen Nichterfüllung verlangen. Auf dieſe An— 
ſprüche finden die für die Gewährleiſtung wegen Fehler einer 
verkauften < ade geltenden Vorſchriften entſprechende Anmen: 
dung. ) 
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in Höhe von 3000 Mi. zu „erlallen“, jo iſt dies ein der gerichtlidhen oder 
notariellen Beurfundung bedürfendes „Schentungsveripredhen“. 
8 519 ı1) & 1610. 
2) vgl. Note 8 zu Z 679, aud) 8 528. 
8 520 13) Die —— „Rückſtände“ bis zum Tode find Nachlaßſchulden. 
521 * 760ff. 
522 16) Die übrigen Folgen des Verzugs bes uldners — aber nad) 
38 285, 521 nur des auf „Vorjak“ oder „grober“ Yahrläffigkeit beruhenden 
rzugs —, aljo namentli Schadenserljagpflit, treffen aud den ſäumigen 
Schenfer (88 284 ff.); ebenjo finden 88 291, 282 Anwendung. 
5 523 18) Argliitiges Verfhweigen“ vgl. Anhang 11 zu 8 460. — „Mängel im 
Rechte“, 88 434 1! Gewährletitungspflicht des Schenters dafür 5 523. Die 
Gemwährlei ungen iht des Schenkers iſt eine beichränttere als 3. B. die des 
Verfäufers. „Einem geſchenkten Gaul fieht man Jelten nur ins Maul“ (C). 
< 524 17) pl. Note 16. — „gehler der Sache“ 8 459 Abj. 1. — Über den 
‚Mangel zugefiderter Eigenſchaften“ (8 459 Abi. 2) enthält BGB. bei 
r „Eihentung“ feine beionderen Vorſchriften, die Bedeutung einer ſolchen 
Zu iche rung iſt nach den allgemeinen otſchriften zu beurteilen (8 157). 
1 


10) 88 480, 491. 
Ss 525 20) 3.8. ich ſchenke meinem treuen Diener 500 Mt. mit der Auflage, 
einen mir gehörigen alten Hund in jeiner Behaufung liebevoll zu pflegen. 
Aber es it zu prüfen, ob wirklich eine „Auflage“ und nidt bloß ein Wunid 
oder Rat vorliegt. Die Bedeutung der „Auflage“ bei der „Schenlung“ ift zum 
Teil eine andere als im „Erbredt“. 88 1940, 2186 ff. 2192 IE Bei der 
Schentung kann nämlich auch der etwaige Dritte, zu deilen Gunſten eine 
„Auflage“ gemadt ijt, auf Erfüllung lagen, wenn die Vorausfegungen der 
S 325 ff. (insbejondere $ 330 Sat 2) vorliegen; anders 8 1940, aber 
2194, 


2) z. B. id jene meinem Neffen 50 000 ME. mit der nr jedes 
Tahr an meinem Geburtstage drei würdige Arme mit anltändiger Kleidung 
u verjehen. Zuftändige Behr iſt in J—— der Miniſter, deſſen Ge: 
————— nach dem Zwecke der Auflage betroffen wird, oder die von ihm 
beauftragte Behörde (Kgl. Verordnung vom 16. 11. 1899 Art. 7). Für 
Bayern AG. Art. 107 und Verordnung vom 24. u lıbet 1899 8 24, für 
Sachſen Verordnung vom 6. Juli 1899 $ 10, für Baden Verordnung vom 
11. November 1899 $ 37. 
s 527 2) jtatt gemap 8 525 Vollziehung der Auflage zu fordern. 
28 325—327, 3. B. wegen Unmöglichkeit, wegen Verzugs. 
24 812 ff., 818-820. 
a 528 25 1610. 
sa) 88 812 ff., 818. 
20) 88 528, 529 handeln von der Rüdforderung eines Geſchenkes wegen 
Bebürftigkeit des Schenters 1 ner feiner Angehörigen). — Vgl. Note 12. — 
s 529 7) vgl. $ 1610 und Note 8 zu 8 679, aud) $ 519. 
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Schenkung 8 525-529 


s 525. Wer eine Schenkung unter einer Auflage madt,?°) Tann 
die Bollziehung der Auflage verlangen, wenn er feinerjeits 
geleijtet hat. 

Liegt die Vollziehung der Auflage im öffentliden Inter: 
ejfe, jo fann nad) dem Tode des Schenkers au die zujtändige Be: 
hörde die Vollziehung verlangen.?') 

8 526. Soweit infolge eines Mangels im Rechte ober eines 
Mangels der verjhentten Sade der Wert der Zuwendung 
Die Höhe der zur Vollziehung der Auflage erforderlihen Aufwendungen 
nicht erreicht, iſt der Beſchenkte berechtigt, Die Vollziehung der Auflage 
zu verweigern, bis der durch den Mangel entitandene Fehlbetrag ausge- 
gliden wird. Vollzieht der Beichentte die Auflage ohne Kenntnis des 
Mangels, jo fann er von dem Schenker Erja der dur die Vollziehung 
verurjadhten Aufwendungen injoweit verlangen, als fie infolge des 
Mangels den Wert der Zumwendung überfteigen. 

8 527. Unterbleibt die Vollziehung der Auflage, jo fann der 
Schenter *?) die Herausgabe des Geſchenkes unter den für das Rüd- 
trittsredt bei gegenfeitigen Verträgen beſtimmten Voraus: 
jegungen 22) nad) den Vorſchriften über die Herausgabe einer unge: 
zrehtfertigten Bereiherung”) infoweit fordern, als das 
Geſchenk zur Vollziehung der Auflage hätte verwendet werden müllen. 

Der Anſpruch ift ausgeihloffjen, wenn ein Dritter berechtigt 
ift, die Vollziehung der Auflage zu verlangen. 

8 528. Soweit der Schenter nach der Bollziehung der Schenkung 
auberitande ift, feinen ftandesmäßigen 25) Unterhalt zu beitreiten und 
die ihm feinen Verwandten, jeinem Ehegatten oder jeinem früheren Ehe- 
gatten gegenüber geſetzlhlich obliegende Unterhaltspfliht zu er- 
füllen, kann er von dem Beſchenkten die Herausgabe des Geſchenkes nad 
den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungeredhtfertigten 
Bereiherung fordern.) Der Beichentte fann die Heraus: 
gabe durh Zahlung des für den Unterhalt erforderlihen Betrags ab: 
wenden. Auf die Berpflihtung des Beſchenkten finden die Vor: 
jhriften des $ 760 jowie die für die Unterhaltspflit der Verwandten 
geltende Vorſchrift des $ 1613 und im Falle des Todes des Schenkers 
auch die Vorichriften des 8 1615 entſprechende Anwendung. 

Unter mehreren Beſchenkten haftet der früher Veſchenlte 
nur inſoweit, als der ſpäter Beſchenkte nicht verpflichtet ift.?°) 

8 529. Der Anſpruch auf Herausgabe des Geſchenkes ift ausge: 
ſchloſſen, wenn der Schenker ſeine Bedürftigkeit vorſätzlich 
oder durch grobe Fahrläſſigkeit herbeigeführt hat oder wenn 
zur Zeit des Cintritts feiner Bedürftigfeit jeit der Leiftung des ge: 
ſchenkten Gegenftandes gehn Jahre verftrichen find. 

Das gleiche gilt, joweit der Beſchenkte bei Berüdfihtigung 
feiner fonjtigen Berpflihtungen außerjtande it, das Geſchenk heraus: 
zugeben, ohne daß jein ftandesmäßiger Unterhalt oder die Er: 
füllung der ihm kraft Gejeges obliegenden Unterhaltspflidten 
gefährdet wird.) 
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8 530 28) Andere Widerrufsgründe kennt das BGB. nicht. Ob der Tatbeitand 
„groben Undanks“ vorliege, hat der Richter nad den Umſtänden des Falles zu 
entiheiden: (Körperverlegungen, ſchwere hrentränfungen, wiberreihtlide 

Herbeiführung der Entmündigung des Schenters, wiljentlich falfche Anſchul⸗ 
U Digung, erheblicher Betrug iebite [ oder Unterſchlagung geaen den Schenter 
4 ulw.). — Über die dem Pflichtteilsberechtigten zuftehenden Rechte wegen Ber: 
' chung des Pflihtteils Durch Schentungen des Erblaffers 88 2325 ff. 2329 
F über das Rüdforderungsredht des VBertragserben 8 2287, über den idereuf 
r von Schenkungen bei heſche dungen 8 1584, über die Nüdforderung von 
; Brautgeichenten & 1301. — Über die Anfechtung von Schenkungen jeitens der 
? Gläubiger des Schenkers 8 32 KO. und Anfechtungsgeſetz $ 33 und * nom 
21. Juli 1879 und 20. Mai 1898. 

22) Hat der Schenker felbit bereits bei feinen Lebzeiten widerrufen, fo 
= geht die Nüdforderungsflage natürlich auf die Erben über. 

2. 8 531 30) vgl. Anhang 1 zu $ 116 und 88 130—132. 
En 31 x 812 ff., 818, 819. 

82 € Verzeihung braudt nit ausdrüdlid, fie kann auch durch 
ſchlüſſige Handlungen geſchehen und braucht nit unmittelbar dem Beſchenkten 
gegenüber zu erfolgen. 

83) 3. B. Geburtstags-, Hochzeits⸗ Weihnadhtsgeichente, belohnende Ge- 
ſchenke für geleiftete Dienjte (an den Arzt, den Verteidiger ulw.), „Mitgebrad)- 
tes“ von der Reife, Trintgelder ulw. Über Geſchenke an Dienjtboten enthalten 

be 85 34, 36 der Preußiſchen Gelindeordnung von 1810 einige bejondere 
mm 
35 





ungen. 

1) I. vgl. Note 1 zu 8 433. — Miete und Pacht find „gegenjeitige 

Verträge"; es finden alſo, abgeſehen von 88 145 ff., 305 ff., insbejondere 

320—327 Anwendung, joweit nidt 535 ff. ein anderes be 
timmen. — Wegen der vor 1. Januar 1900 geichloflenen Miet: und Pachtver⸗ 
träge E. 171, 172. — Mieter und Pächter find unmittelbare Befiger, — Ber: 
mieter und Berpächter find mittelbare Befiger der vermieteten (verpachteten) 
Sache 88 854 ff., 868. — Über Miete und Paht im Konkurſe des Mieters 
(Pähters) und des Vermieters (Verpächters) 88 19-21 RD. — Über Miete 
und 13 bei der Awangenerfeigerung und Zwangsverwaltung von Grunds 
Hüden 88 9, 21, 57, 152, 183 3VG. 

II, Miet: und ne ind formfrei; jedoch) enthalten 566, 580, 
581 Ubi. 2 wichtige Einichränfungen dieſes Grundlages für die Miete von 
Grundftüden, Wohnräumen und anderen Räumen und die Baht von Grunds 
ſtücken. Wenn, ohne daß es hiernah nötig it, die PBarteien Beurfun- 
dung des Miet: oder Pahtvertrags verabreden, 3. B. bei der Miete 
einer Sommerwohnung auf 6 Monate, jo fommen 88 125 Sat 2, 154 Abi. 2 
in Betradt. 

III, Miete und Pacht begründen, wie Hervorzuheben, nur ein verjön 
lihes Schuldverhältnis zwilden Vermieter und Mieter. Dritten gegenüber 
wirken fie nur unter gewillen Vorausjegungen. Kauf bricht nicht Miete. vgl. 
Anhang 1 zu 3 241 unter I zu B, 88 571 ff. und betreffend das „dingliche“ 
Wohnungsrecht 8 1093. 

IV. Der Unterſchied zwiſchen Miete und Pacht beſteht nach SS 535, 581 
darin, a) Daß Gegenſtand der „Miete“ nur körperliche enitände 
„Sad en“, $ 80) jein können, Gegenitand der „Pacht“ Dagegen aud 

echte; 5. 3. die Ausübung des Niekbraudstehts, die Ausnugung eines 
Patents, ein ganzes Handelsgeihäft ($ 22 HGB), Reltaurations: 
neimütte ujw. können verpaditet werden, b) namentlid aber darin, daB 
and der „Miete“ nur der „Gebraud“ der vermieteten Sache 
Gegenſtand der ‚Badt“ der Gebraud und außerdem der „Srudt: 
genuß“ des verpaditeten Gegenjtandes find. vgl. Note 1 zu 8 581. 

Unterihied zwiſchen Miete und Leibe: eritere entgeltlicdh (S 535), 
legtere unentgeltlid (8 598). 

Miet vgl. Anhang 2 zu 8 535 (Über Weſen, Inhalt und Gegenſtand der 
iete). 
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8530. Eine Schenkung kann widerrufen werden, wenn fich der 
Beſchenkte durch eine ſchwere Berfehlung gegen den Schenker oder einen 
nahen Angehörigen des Schenters groben Undantes jhuldig macht.?s) 

Dem Erben des Shenfers ſteht das Recht des Widerrufs 
nur zu, wenn der Beſchenkte vorjäglih und widerrehtlich den Schenker 
getötet oder am Widerrufe gehindert hat.?°) 

5 531. Der Widerruf erfolgt durch Erklärung gegenüber dem 
Beicdhenften.?°) 

ft die Schenkung widerrufen, jo fann die Herausgabe des Ge⸗ 
ſchenles nad) den Vorihriften über die Herausgabe einer ungeredt- 
fertigten Bereiderung gefordert werden.?) 

$ 532. Der Widerruf ift ausgeſchloſſen, wenn der Schenker dem 
Beſchenkten verziehen Hat?) oder wenn jeit dem Zeitpunkt, in 
weldem der Widerrufsberechtigte von dem Eintritte der Borausfeßungen 
feines Rechtes Kenntnis erlangt hat, ein Jahr verjtridhen iſt. 
Rah dem Tode des Beſchenkten ift der Widerrufniht mehr 
zulälfig. 

F 533. Auf das Widerrufsrecht kann erjt verzichtet werden, wenn 
der Undant dem MWiderrufsberedhtigten befannt geworden ift. 

S 534. Schentungen, durch die einer fittlihen Pflicht oder einer 
auf den Anftand zu nehmenden Rüdficht entjprochen wird,?°) unterliegen 
wicht der Nüdforderung und dem Widerrufe. 


Dritter Titel. Miete. Racht.) 
I. Miete. | 


8535. Durch den Mietvertrag wird der Vermieter verpflichtet, 
dem Mieter den Gebraud der vermieteten Sache während der Mietzeit 
zu gewähren.) Der Mieter ift verpflichtet, dem Vermieter den verein- 
Barten. Wietzins zu entrichten.?) *) 

8336. Der Bermieter hat die vermietete Sache dem Mieter in 
einem zu dem vertragsmäßigen Gebrauche geeigneten Zuſtande zu über⸗ 
laſſen und fie während der Mietzeit in dieſem Zuſtande zu erhalten.’) 

8537. °) Iſt Die vermietete Sache zur Zeitder Überlaj- 
fung an den Mieter mit einem fehler behaftet, der ihre Tauglichkeit zu 
Dem vertragsmäßigen Gebrauch Raufhebt oder mindert,“) oder entſteht 
im Laufe der Miete ein ſolcher Fehler, ſo iſt der Mieter 
für die Zeit, während deren die Tauglichkeit aufgehoben it, von der 
Entridtung des Mietzinjes befreit, für die Zeit, während deren die 
Tauglichkeit gemindert ilt,) nur zur Entridhtung eines nad) den 
88 472, 473 zu bemefjenden Teiles des Mietzinſes verpflichtet.') 

Das gleiche gilt, wenn eine zugefiderte Eigenſchaft fehlt ‘!) oder 
fpäter wegfällt. Bei der Vermietung eines Grundftüds jteht die Zu— 
fiderung einer bejtimmten Größe der Zujiherung einer Eigenjhaft 
gleid)."?) 

8538. Iſt ein Mangel der im $ 537 bezeichneten Art '°) bei 
dem Abſchluſſe des Vertrags vorhanden '*) oder entſteht ein 
folder Mangel |päter infolge eines Umjtandes, den der Bermieter 
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Erläuterungen 
vgl. Anhang 3 zu 8 535 (Über Mietzins — Borleiftungspflidt des 
Verminenh 


+) vgl. Anhang 4 zu 8 585 (Aus Miete, Pacht, u Dienjtvertrag, 
Wertvertran zuſammengeſetzte Verträge, 3. B. Yufnahnıe von Benfionären). 
$ 536 5) vgl. Auha —— 5 zu 8 536 (Überſicht über die Rechte des Mieters, wenn 
Vermieter nicht erfüllt 
8 53 Während si von der Gewährleiftungspflicht des Vermieters wegen 
im — andelt, ordnen die 88 537—540 die Gewährleiſtungspflicht 
—Se megen viangei der Sache. vgl. Anhang 5 zu 8 536 unter C, 
fine 85 545 Abi. 2 (Einſchränkung), 558 up Verjährung). Die Gewähr: 
tung A e b te t ohne Rückicht darau den Bermieter ein Verſchulden 
tri des eemiehern. ‚gelten außerdem 88 276 ff., 280 ff. 
Sieben den Oemähzleitungsanfpeihen, he der Mieter immer den Unſpruch 
auf Erfülun gemä 536 und das Rünbigungsreit aus 8 542. Wenn der 
Biete den vr u (phyfilche gehler und Fehlen saugefiherter 
nſchaften Dal. nbang 2 zu 8 150) tennt: a) bei Vertragsſchluß, b) bei Über- 
nahm der Sache, gilt 8539. Unter mitänden 1 Unterlaſſun 84 eines Vorbehalts 
als er au Mängelrüge auszulegen, 3. B. wer eine Wohnung in em 
Neubau mietet, wird fi} bis wu einem gewillen Grade die griabrungsmäbig 
damit verbundenen Mängel = allen laſſen müſſen. vgl. jed 544. 

) 9° wöhnlichen“ —— wie Dies 8 459 für die 
Gemährleiftungspftiäht 5 Berläufers beitimmt er Grund tft, weil bei 
Mieiverträgen die Sade in der Negel nur zu einem „beitimm ten“ Ge⸗ 
braud überlaften wird (zum Wohnen, zum Geichäftsbetrieb ulw.). — vgl. 


4, 
8) Auf die Erheblichkeit des Fehlers kommt es bier niht an 
(anders: 8 542 Abf. 2 beim Kündigungsrech N: 
9) 3. 8. in einer Mietswohnung iſt nur ein Bodenraum, der Keller 
uſw. unbraudjbar. 
War der Mietzins „im voraus“ bezahlt, jo kann der Mieter ihn 
unter den in $ 537 jeltgele ten Dorauslegungen ganz oder teilweile gurüd- 
orbern ($ 323 Abſ. 3, 812 ff.) — vgl. 8 545 Mbi. 2 (Wegfall der Rechte aus 


3. ®. bei Zufiherung eines bejtimmten „Mietertrages” eines Haufes, 
eines Se hömten „Umſatzes“ eines verpaditeten Gelhäfts, vgl. Note 1 unter IV 
ſowie Anhang 2 und Note 8 zu $ 459. 
Pr 2 Die e ri ift wichtig für die „Baht“ von Grundftüden (8 581 
538 18 acht a) Fehlen a hehe Sigenichaften wie b) Die Tauglid- 
s feit fit: zum a mähioen Gebraud bende oder mindernde Fehler. — 
niprud) des Mieters aus $ 538 que adenserjag PR Nichterfüllung 
At Anbang 67 zu $ 280) fällt weg im alle des & 545 A 
14) Ohne Rüdjiht auf ein Verſchulden des Germietere (mat. Note 6). 
Wenn der Mangel erit „nad dem Vertragihluß“ entiteht, ilt der Vermieter 
nur [hadenserjakpflichtig, wenn ihm ein „Berihulden“ (SS 276, 278) bewielen 
werden ann. 
5 276, 278. Wenn gemäß diefen Vorjeriften der Vermieter einen 
„nach dem Bertragichluffe“ entitandenen Mangel „nicht zu vertreten” hat, 
at De der Mieter feinen Schadenserfaganiprud, ſondern lediglich die Rechte aus 


16 8 

4 266, 257, 547, 558. 
8 539 “| t aber dem Mieter ein Mangel der 8 537 Ab}. 2 bezeichneten Art 
gugeli erte Eigenſchaft“) infolge „grober Fahrläſſigkeit“ unbefannt 
Ne lieben, fo madt ihn dies Iohner ; Gemäß leitungsanfprü e nicht verluitig. 
18R) vgl. Note 6 am Ende, $ 544. Beweislaft vgl. Anhang 3 zu $ 368. 

8 510 19 Pi Note 36 zu 8 476. 
8 541 8 541 handelt von der Gewährleiſtungspflicht des Vermieters wegen 


Mängel im Recht („Entwehrung“) im Gegenlag zur Gewährleijtungspflicht 
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au vertreten hat!) oder fommt der Vermieter mit der Be: 
jettigung eines Mangels in Verzug,'e) fo fann der Mieter, jtatt 
die im 8 537 beitimmten Rechte geltend zu machen, Schadenserfag wegen 
Richterfüllung verlangen. 

Im alle des Berzugs des Bermieters kann der Mieter 
den Mangel felbit bejeitigen und Erſatz der erforderlichen Aufwendungen 
verlangen.'”) 

539, Kennt der Mieter beidem Abſchl ulfe des Vertrags 
ben ngel der gemieteten Sade, fo ftehen ihm die in den 88 537, 538 
beftimmten Rechte nicht zu. Iſt dem Mieter ein Mangel der im 8 537 
Abſ. 1 bezeichneten Art infolge grober Fahrläſſigkeit un— 
befannt geblieben!) oder nimmt er eine mangelhafte Sache an, 
obihon er den Mangelfennt, ſo fann er dieſe Rechte nur unter 
den PBorausjegungen geltend machen, unter welchen dem Käufer einer 
mangelhaften Sache nad) den 88 460, 464 Gewähr zu leiſten ift.!%2) 
8 340. Eine Bereinbarung, durch welde die Verpflichtung des 


Bermieters zur Vertretung von Mängeln der vermieteten Sade erlaflen 


oder beſchränkt wird, it nihtig, wenn der Vermieter den Mangel 
argliſtig verjhweigt.'?) 

S 541. Wird durch das Recht eines Dritten dem Mieter der 
vertragsmäßige Gebrauch der gemieteten Sache ganz oder 
zum Teil entzogen, jo finden die Vorſchriften der 88 537, 588, Des 
8 539 Sat 1 und des $ 540 entſprechende Anwendung.?°) 

8 542. Wird dem Mieter der vertragsmähige Gebrauch der ge- 
mieteten Sache gang oder zum Teil nicht redhtzeitig gewährt oder 
wiederentzogen, |o fann der Mieter ohne Einhaltung einer Kündigungs- 
frift das Mietverhältnis kündigen.) Die Kündigung ijt erft zuläffig, 
wenn der Vermieter eine ihm von dem Mieter beftimmte angemejjene 
Frift hat verjtreihen laſſen, ohne Abhilfe zu fchaffen. Der Be 
Himmung einer Friſt bedarf es nit, wenn die Erfüllung des Ber: 
trags infolge des die Kündigung rechtfertigenden Umitandes für den 
Mieter fein Intereffe hat. 

Wegen einer unerheblichen Hinderung oder Vorenthaltung 
des Gebraudjs it die Kündigung nur zulälfig, wenn fie durch ein 
bejonderes Intereſſe des Mieters gerechtfertigt wird. 


Beitreitet der Vermieter die Zuläffigfeit der erfolgten Kündigung, 
weil er den Gebraud der Sade rechtzeitig gewährt oder vor dem 
Ablaufe der Friſt die Abhilfe bewirkt Habe, fo trifft ihn die 
Beweislaft. 

8543. Auf das dem Mieter nach 8 542 zuitehende Klindigungs- 
recht finden die Vorſchriften der 88 539 bis 541 jowie die für Die Wande- 
Iung bei dem Kaufe geltenden Vorſchriften der 88 469 bis 471 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

Iſt der Mietzins für eine ſpätere Zeit im voraus ent— 
richtet, ſo hat ihn der Vermieter nah) Maßgabe des $ 347 oder, wenn 
die Kündigung wegen eines Umſtandes erfolgt, den er nicht zu ver⸗ 
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wegen Müngel der Sache (88 537 if.). Er findet Anwendung z. 8. für den 
Untermieter, wenn er eine Wohnung räumen muß, weil der erfte Mieter 
fie ohne Erlaubnis des Vermieters weiter vermietet hat; vgl. SS 549, 
553, 556 Abſ. 3. 

8 542 1? vgl. jedoch 8 545 Ubf. 2 für den Fall des 8 542 Abſ. 1 Sa 3. — Zu 
unterjheiden von Kündigungsfrift, d. h. der Friſt, die zmiloen der Er: 
klärung der Zundiguns und dem damit beabſichtigten Sch Luſſe der Miete 

dem Räumungstermine) liegen muß, it die Friſt zur Kündigung, d. 5. die 
riſt zwiſchen Eintritt des Kündigungsgrundes und ber Kündigungs- 
ertläarung ($ 542 Ab]. 1 Sat 2), jowie die Räumungsfrift E. 93. — Nad) 

8 542 Abſ. 1 kann der Mieter, wenn ihm 3. B. die gemietete Wohnung „nit 

deine ꝓmahrt wird, n ach Ablauf einer von iöm du beitimmenden ange: 

mejjenen Abhilfe-Fxiſt (Die jedod im alle des Abi. 1 Sat 3 niit ge- 
ftellt zu werden braudt) erflären, dag er die Wohnung „nicht mehr 
annehme“ (= kündigen ohne Aundigungsirif), er kann ferner, wenn ihm der 

Gebraud der bereits übergebenen ohnung in erheblicher Meile (8 542 

Abi. 2) wiederentzo 9 en wird, nad) Ablauf einer von ihm zu beitimmen- 

den angemeljenen Abhilfe-Friſt (bie jedoch im Kalle des Abſ. 1 Sak 3 

nicht geitellt zu werden braudt) erflären, daß er die Wohnung fofort 

ohne weiteres räume (= fündigen ohne a one — Das 

Kündigungsrecht des Mieters im Yalle er greift Platz Sane Rückſicht darauf, 

ob der Vermieter die nicht rechtzeitige wähtung ober iederentziehung ber 

Mietjache verfhuldet Hat oder nit. Liegt ein „Berihulden“ des Mieters 

elbjt nor, ſo fteht ihm die Kündigung natürlich nit zu. Die Abhilfe- 
rift braucht nicht geitellt zu werden, und aud eine unerheblide 
inderung oder Vorenthaltung beredhtigt zur Kündigung, wenn ein „bejon: 
deres Intereſſe des Mieters“ vorliegt, 3. B. wenn er ein Zimmer in 
Berlin gerade zum Einzuge des.Kronprinzenpaares gemietet Hat. 


8 543 22) 88 812 ff., 818-820. 

8 544 23) —20) vgl. Anhang 23—26 zu 8 544. 

8 545 27) 8 121. 

8 546 223) Die „auf der Miet-Sſ ach e“ ruhenden Laſten. Einquartierung 


& B. fann je nad) den diesbezüglichen Anordnungen aud eine perſönliche 
ajt des Mieters kein. j 

5 547 28) Zu beachten ift die Unterjcheidung zwiſchen „notwendigen“ und 
fonitigen“ Verwendungen. Die „notwendigen muß der Vermieter dem 
Mieter unbedingt erfegen (joweit fie nicht etwa, was Häufig IN, der Mieter 
vertragsmäßig übernommen hat), die „Ionftigen“ kann der Mieter nur nad 

den Grundbjäßen der „Ge Härtejüdrung ohne Auftrag“ (88 677 ff. 683-685 
erjeßt fordern. Die „jonitigen“ (nicht notwendigen) Verwendungen fann der 
Mieter nad) feiner Wah auch wegnehmen vgl. 8 258), vorausgeſetzt, dab 
er nit etwa vertragsmäßig zu der Berwendung verpflidtet war. — vgl. 

8 256, 267, 273, 538 Abi. 2, 556 Abi. 2, 558. 
3 548 20) 3, B. die aan der Zimmerdeden und Tapeten, die Abnutzung 
des ze odens, die Schäden an Ofen. Zu beagchten iſt, daß der Mieter nur für 
die Folgen des „nertragsmäßkigen“ Gebrauds nit Frl Dagegen 
aftet er für alle Kolgen „vnertragsmwidrigen“ Gebrauds, ſelbſt wenn 
Ihn ein „Verihulden“ nicht trifft, und außerdem natürlid für jedes 
rihulden (88 276, 278). Benust er aljo eine als „Wohnraum“ vermietete 
Stube als „Werkftätte“, als „Verkaufsraum“ mit pielem Menſchenverkehr, jo 
muß er für die da uxch gejteigerte Abnugung auflommen. vgl. 8 558. — Wenn 
ein Gaft in einem Hotel, Penfionat uſw. plötzlich ftirbt, fo iſt der Wirt nit 
ohne weiteres beredhtigt, von den Erben die Koiten der Neutapezierung, Des: 
infeftion, den Einnahme-Ausfall für längeres Leerjtehenlaflen ujw. zu jr 
dern. Oft werden jolde Maknahmen nom Wirt nur getroffen, um den Ruf 
feines Haufes nicht zu I en, ohne daß es mediziniih notwendig war, dann 
treffen fie eben ihn ſelbſt. Anders kann es fein, wenn der Gajt bereits mit 
einer anjtedenden Krankheit in das Hotel kam. 
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treten hat, nad) den Vorſchriften über die Herausgabe einer unge: 
zehtfertigten Bereiherung?) zurüdzueritatten. 

544.) Iſt eine Wohnung oder ein anderer zum Aufenthalte 
von Menſchen beitimmter Raum :*) jo beichaffen, daß die Benutung mit 
einer erhebliden Gefährdung der Gejundheit 2°) verbunden it, jo fann 
der Mieter das Mietverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfrilt 
fündigen, auch wenn er die gefahrbringende Beihhaffenheit bei dem 
Abſchluſſe des Vertrags gelannt oder auf die Geltendmahung der 
ihm wegen diejer Beſchaffenheit zuftehenden Rechte verzichtet hat.?*) 

8545. Zeigt fih im Laufe der Miete ein Mangel der gemieteten 
Sade oder wird eine Vorfehrung zum Schuße der Sache gegen eine nidjt 
vorhergejehene Gefahr erforderlich, jo hat der Mieter dem Vermieter 
unverzüglich Unzeige ?’) zu machen. Das gleihe gilt, wenn fi ein 
Dritter ein Recht an der Sache anmaßt. | 

Unterläßt.der Mieter die Anzeige, jo iſt er zum Crjaße des 
daraus entitehenden Schadens verpflichtet; er ift, joweit der Vermieter 
infolge der Unterlaffung der Anzeige Abhilfe zu jhaffen außerjiande 
war, nicht beredhtigt, die im $ 537 beitimmten Rechte geltend zu 
machen oder nad) $ 542 Abf. 1 Sat 3 ohne Beltimmung einer Friſt zu 
tündigen oder Schadenserjag wegen Nichterfüllung zu verlangen. 

8546. Die auf der vermieteten Sadje ruhenden Laften hat der 
Bermieter zu tragen.?’*) 

8547. Der Bermieter ift verpflichtet, dem Mieter die auf die 
Sache gemadten notwendigen Verwendungen zu erjegen. Der Mieter 
eines Tieres hat jedoch die Fütterungskoſten zu tragen. 

Die Verpflihtung des Vermieters zum Erſatze fonftiger Verwen⸗ 
Bungen beitimmt fih nah den Vorſchriften über die Gefhäfts- 
führung ohne Auftrag. Der Mieter iſt beredtigt, eine Eins 
zichtung, mit der er die Sache verjehen hat, wegzunehmen.::) 

8548. Veränderungen oder Verſchlechterungen der gemieteten 
Sadıe, die durch den vertrggsmähigen Gebraud herbeigeführt werden, 
hat der Mieter nicht zu verteten.?) 

8549, Der Mieter ift ohne Die Erlaubnis des Vermieters nicht 
beredtigt, den Gebraud) der gemieteten Sache einem Britten zu über: 
laſſen, insbejondere die Sache weiter zu vermieten. Verweigert der 
Bermieter die Erlaubnis, jo fann der Mieter das Mietverhältnis unter 
Einhaltung der gejfeglihen Friſt kündigen, fofern nit in der 
PerjondesDritten ein widtiger Grund vorliegt.°°) 

Überläßt der Mieter den Gebrauch einem Dritten, jo hat er ein 
dem Dritten bei dem Gebraude zur Laft fallendes Ber [dulden 
zu vertreten, a uch wenn der Bermieter die Erlaubnis zur Über: 
laſſung erteilt hat.°*) - 

8550, Macht der Mieter?) von der gemieteten Sache einen 
vertragswidrigen Gebrauch?) und ſetzt er den Gebrauch ungeadtet 
einer Abmahnung des Vermieters fort, jo fann der Vermieter auf 
Unterlaſſung Elagen.’*) 
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Erläuterungen 
39) und 21) vgl. Anhang 30 und 31 zu 8 549 (Berbot der‘ Unters 


ujw.). 
32) oder Perjonen, für die er einzujtehen hat, 3. B. Angehörige feines 
Hausitandes. 
ss) objektiv „vertragswidrig”, aljo ohne Rüdficht auf Berihulden. Ber: 
tragswidrig ind auch jolde Handlungen, Die der Vermieter ſelbſt feinem 
Nachbarn gegenüber nidyt vornehmen darf, 3. B. libermäßiger Yärm; vertrags- 
widrig ift die nom Vermieter „niit erlaubte“ Überlaflung der Sache (Unter: 
mie) an einen Dritten (vgl. 8 549). Bertragswidrig Tann fein, wenn 
eine Mieterin häufigen Männerbejud in offenbar anjtößiger Weiſe empfängt. 
84) Es fommt nicht darauf an, ob die vermietete Sache gefährdet wird. 
Borausfegung der Klage ift: Abmahnung und Nihtbefolgung Wenn der 
Mieter fen nierloffung verurteilt it, kann er zur Befolgung des Urteils durch 


miete 


Gelditrafen bis 1500 ME. oder‘ durch Haftitrafe bis 6 Dlonate für jeden Über- 


. tretungsfall angehalten werden (8 890 3PO.). Auher der Klage auf Unter 


lafjung hat der Vermieter gemäß $ 553 ein Kündigungsredht unter den dort 
bezeiäneten Itrengeren Vorausſetzungen. 

5) Dieje Vorſchrift betreffend die Zahlungszeit gilt, wie überhaupt alle 
Vorichriften über die Miete von Grundituden, au für die Miete von Wohn: 
räumen und anderen Räumen (S 580). Über den Zahlungs⸗Ort für den Miet⸗ 
ins entigeiden die allgemeinen Vorſchriften der 269, 278 (vgl. diefe). In 

rt Regel enthalten die Mietverträge bejondere Beſtimmungen über die Zah- 
lungs : Zeit des Mietzinjes; gewohnlih it Pränumerando- Sad ng 
vereinbart (vgl. Anhang 3 zu 3°535). — Über die Folgen unpünktlicher Miet: 
sinszahlung S 554 und Noten. 

36) & B. durch Krankheit, wingiebung zum Militär, Mobilmadung. — 
Über den Einfluß des Todes des Mieters 8 569, der Berjehung von Militär. 
perjonen, Beamten ulw. 8 570. vgl. audh Anhang 3 am Ende zu $ 5835. 

87) 3.8. es ilt ein Haus einihließlih der vom Bermieter zu be 
forgenden Zentral-Heigung für 3000 DIE. vermietet; Hier muß fi der Ber: 
mieter, wenn der Mieter das Haus zu bewohnen verhindert tft, die für Die 
een dolle ne Heizung er|iparten Ausgaben vom Bietzins ab- 
rechnen laflen. 

* d. h. zur ſofortigen Räumung. vgl. Note 21. — Über Kündi⸗ 
gung vgl. Note 65. 
vgl. Note 33. 

40 549. 
11) 88 276, 278, 550. 
Ur Note 38. 





43 284 ff. Danach it Mahnung nicht erforderlih, wenn, was gewöhn⸗ 
Li, die Zahlungszeit Talendermäßig bejtimmt iſt. Das Kündigungsrecht des 
Vermieters darf jedoch nad) Treu und Glauben G 157) mit Rüdfiht auf die 
Verkehrsſitte nicht zu einem unbegrenzten Schwebezuftand führen, jondern iſt 
innerhalb eines Zeitraums, der nad) dem gewöhnlichen Laufe der Dinge zur 
Übermittlung der Kündigung an den Mieter Hinreit, auszuüben. — , 
—ã— Abſ. 1 Sag 2 und Abſ. 2, wird gemäß 8 157 in der Regel auch an⸗ 
wendbar ſein in den häufigen Oral in denen im Bertrage dem Bermieter 
das Recht der Kündigung zu jofortiger Räumung (das Redt der Ermillion) 
für den Fall der Ni tinnehertung auch nur „eines“ Zinstermins eingeräumt 
ift. vgl. 88 357, 360 nebit Roten. 

4 nn der Mieter den Mietzins zwar verjpätet, aber bevor 
ber Vermieter zur Jofortigen Räumung „gekündigt“ hat, dem Vermieter 
anbietet und lekterer die Annahme ablehnt, um fid) den Räumungsanſpruch 
wegen verjpäteter Zinszahlung zu erhalten, jo ijt dies eine „Berhinderung“ 
des Eintritts der nad 8 554 Abf. 1 Sat 2 die Kündigung ausſchließenden 
„Bedingung“ („wenn der Mieter den Vermieter betrieb ot, bevor uſw.“), 
und es fommt & 162 Abſ. 1 zur Anwendung, d. 5. das Verlangen der fofortigen 
Räumung (die Ründigung) it unbegründet. — Wenn der Vermieter 
nad der Kündigung nos den Mietzins für eine „[pätere Zeit“ an: 
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$55L Der Mietzins iſt am Ende der Mietzeit zu ent— 
richten. Ift der Mietzins nach Zeitabſchnitten bemeſſen, jo iſt er 
nach dem Ablaufe der einzelnen Zeitabſchnitte zu entrichten, 

Der Mietzins für ein Grundftäd ift, jofern er nicht nah kürzeren 
Zeitabſchnitten bemeſſen ift, nad) dem Ablaufe je eines Kalenderviertel- 
jahrs am erſten Werktage des folgenden Monats zu entrichten.3°) 

552. Der Mieter wird von der‘ Entrihtung des Mietzinſes 
nit dadurch befreit, daß er durch einen in feiner Perſon liegenden 
Grund an der Ausübung des ihm zujtehenden Gebrauchsrechts ver: 
hindert wird?) Der Vermieter muß fih jedodh den Wert der er- 
Ipsrten Aufwendungen ?°) jowie derjenigen Vorteile anrechnen 
laſſen, welche er aus einer anderweitigen Verwertung des Ge- 
brauds erlangt. Solange der PBermieter infolge der Über- 
lajfung des Gebrauds an einen Dritten außerjtande ijt, den 
Mieter den Gebrauch zu gewähren, ift ver Mieter zur Entrichtung des 
Mietzinfesnidt verpflidtet. 

8 553. Der Vermieter fann ohne Einhaltung einer Kündigungs: 
il) das Mietverhältnis kündigen, wenn der Mieter oder derjenige, 
weldem der Mieter den Gebrauch der gemieteten Sache überlajjen Hat, 
ungeadhtet einer Abmahnung des Vermieters einen vertrags- 
widrigen Gebrauch :°) der Sache fortjeßt, der die Rechte des Vermieters 
nerheblihem Maße verlekt, insbefondere einem Dritten den ihm 
unbefugt überlallenen Gebraud; beläßt,“) oder die Sahe durch Ber: 
sahläffigung der dem Mieter obliegenden Sorgjalt erheblich 
gefährdet“) 

554. Der Bermieter kann ohne Einhaltung einer Kündigungs⸗ 
ſriſt das Mietverhältnis kündigen, wenn der Mieter für zwei auf 
einander folgende Termine mit der Entrichtung des Mietzinſes oder 
eines Teiles des Mietzinfes im Verzug ijt.*) Die Kündigung ift 
ausgeſchloſſen, wenn der Dieter den Vermieter befriedigt, bevor 
fie erfolgt.‘*) 

Die Kündigung iſt unwirlfam, wenn fi der Mieter von feiner 
Schuld dur Aufrechnung befreien fonnte und unverzüg- 
ih nad der Kündigung die Aufrehnung erftlärt.*) 

s 355. Macht der Vermieter von dem ihm nad) den 88 558, 554 
zuſtehenden Kündigungsrechte Gebraud), jo hat er den für eine fpätere 
Zeit im voraus entrichteten Mietzins nad; Maßgabe des S 347 zurück⸗ 
juerftatten.*‘) 

8 556. Der Mieter ift verpflichtet, Die gemietete Sache nad der 
Beendigung Des Mietverhältnijies zurüdzugeben.?’) 

Dem Mieter eines Grundftüds fteht wegen jeiner Anſprüche gegen 
den Vermieter ein Zurückbehaltungsrecht nicht zu.‘®) 

Hat der Mieter den Gebrauch der Sade einem Dritten über- 
laſſen, ſo kann der Vermieter die Sahe nah der Beendigung des 
Mietverhältniffes au von dem Dritten zurüdfordern.‘°) 

8557. Gibt der Mieter die gemietete Sache nad) der Beendigung 
des Mietverhältnifies nicht zuräd, jo fann der Vermieter für die Dauer 
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nimmt, fo kann hierin unter Umftänden eine durch ſchlüſſige Handlungen 
erflätte Zurüdnahme der Ründigung erblidt werden. . . 

—9 88 387 ff. insbeſondere 389, 121. Die erft im Räumungs- 
AIG erklärte Aufre nung“ des Mieters (3. B. wegen Verwendungen 

8 547, aud) 538 Ahr, 2) feitigt den Räumungsaniprud des Vermieters in 
der Regel nicht, weil die erjt im Prozeß erflärte Aufrechnung nicht „unver: 
güglich nach der Kündigung erfolgt iſt, die doch ſpäteſtens als mit Zuftellung 

er Räumungsklage erfolgt nel iſt. 

s nicht, wie meiſt ge Gieht, ein anderes vereinbert ift. 

17) Es wird in der Rege Gumung, der Wohnung unter „Zurüd- 
lajjung der Schlüffel” genügen. — Über die Räumungsfräiten bei Wohnungen 
E. 93. — Über die vor Beendigung des Mietverhältniffes zuläflige 
Klage auf fünftige Nüdgabe der Miettahe (Räumung) „am Ende“ der 
Mietzeit vgl. SS 257, 259 * D. — In dem Urteil auf Räumung einer Woh⸗ 
nung kann das Geriht auf den „nor Schluß der mündliden Verhandlung“ 
(aljo vor Erlaß des Urteils) zu ftellenden Antrag eine den Um- 
Künben nad angemellene Zeit zur Räumung gewähren ($ 721 3PO.). — Über 

ie Pflicht des Mieters einer Wohnung ſchon vor der Käumung die Beſichti⸗ 
gung für etwaige neue Mieter zu gewahren vgl. Note zu $ 580. 

28) Dasjelbe gilt nah 5 580 bei Wohnräumen und anderen Räumen. 
Bei der Miete beweglicher en (Bücher, Klaviere, Möbel ujw.) befteht da: 
gegen das Zurüdbehaltungsredht gemäß 8 273. vgl. 8 547. 
er 8 549 und Note. — Ein Räumungsurteil gegen den Mieter wirkt 
in der Kegel nicht ohne weiteres gegen den „Untermieter“; diefer muß aud 
verklagt werden. Das Urteil gegen den Mieter wirkt ohne ee Klage 
aud gegen den Untermieter, wenn die Untermiete erſt nad Zuftellung der 
Räumungstlage an den Mieter erfolgt if. $ 325 3PO. 
à z. B. durch Räumung der Wohnung unter Zurücklaſſung der 


el. 

61) ſowie von Wohnungen und anderen Räumen. 8 580. 

62)— 58) vgl. Anhang 52—56 zu 8 559 (Pfandrecht Des Bermieters, ins- 
bejondere: nur an Saden des Mieters felbit, nicht aud feiner Ehefrau und 
Kinder ober — Untermieters — Verhältnis des Pfandrechts des Vermie— 
ters zum „Pfändungspfandrecht“ anderer Gläubiger des Mieters 


— uſw.). 

57) Das „Willen“ oder der „Widerſpruch“ des Vertreters des Ver- 
mieters, 3. 8. des bevollmädtigten“ Vizewirts, jteht dem des Bermieters 
jelbft gleich (8 166 Abf. 1). — „” abetäfliges‘ Nicht: Willen ſchadet dem Ber- 
mieter nicht, jondern nur wirtlides „Willen“ und „widerjprudlofes“ Ent: 
fernenlajien. Das heimliche over waltfame „Rüden“ des Mieters ent: 
giebt allo Die Sachen nidt der Hrandhatt. AUndrerfeits gibt 8 560 

ag 2 dem Mieter das Recht, eingebradyte Sachen mit der Wirtung daß 
fie von der Pfandhaftung frei werden, aun ohne Wiſſen des Ber: 
mieters und ſelbſt gegen deſſen Willen dann von dem Grunditüde 
u entfernen, wenn die Entfernung im „regelmäßigen “Betriebe feines 

ſchüfts“ (3. B. die Entfernung der Waren aus einem gemieteten Qaden) oder 
den „gewöhnlichen Lebensverhaltniljen entiprechend“ (3. B. Mitnahme von 
Kleidern, Wäſche ufw. auf eine Neije, Weg] fung einer Möbel-Garnitur zur 
Aufpoliterung) erfolgt, oder wenn die „surüdb eibenden“ Sachen zur Sicherun 
des Vermieters „offenbar ausreihen“. Daß die Entfernung „ohne Willen“ 
oder „unter Widerſpruch“ des Vermieters erfolgt ſei, hat ver Vermieter 
u beweijen, wenn er jein Pfandredt an den „weggeihafften“ 
achen geltend machen will. Diefer Verfol ung des Pfandrechts wird aller: 
dings oft $ 936 entgegenitehen (vgl. Note 5%) . Streitigfeiten über vorftehende 
Fragen können dur ſchleunige einitweilige erfügungen des Gerichts vorläufig 
entihieden werben, 88 925 ff., 940 ff. ZPO. — Über die Entfernung der 
Saden durch den für andere Gläubiger pjündenden Geridtsvollzieher vgl. 
Anhang 55 zu 8 559. 

58) 8 560 Satz 2. 
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als Entjhädigung den vereinbarten 
angen. Die Geltendmahung eines weiteren 
ht ausaeidhlojien. 

$ rſatzanſprüche des Vermieters wegen Veränderungen 
oder We st der vermieteten Sache jowie die Anſprüche des 
on Verwendungen oder auf Gejtattung der Weg: 
ng verjähren in jedis Monaten. 

der Erjaganiprühe des Vermieters be— 
ft, in welchem er die Sache zurüderhält,5°) die 
be des Mieters beginnt mit der Beendi- 


ginnt mit 
Verjährung 


gung des Mlie 

Mit de des Aniprudys des Vermieters auf Nüd- 
gabe der Ga ı aub die Erjakanjprüde des Ber- 
mieters, 

<s559. 3 sieter eines Grundjtüds ') hat für feine Yorde- 
rungen aus dem haltnis ein Pfandrecht *) an den eingebradten 


5...) Für fünftige Entfhäbdbigungs- 
forderungen m für ven Mietzins füreine|pätere Zeit als 
das laufende und das folgende Mietjahr‘* Tann das 
Pfandrecht nicht geltend gemacht werden.) Es eritredt fih nidt auj 
die der Pfändung nicht unterworfenen Saden.’®) 

8560. Das Pfandrecht des Vermieters erliſcht mit der Ent: 
fernung der Sadyen von dem Grundftüd, es jei denn, daß die Entfernung 
ohne Wiſſen oder unter Widerfprucd des Vermieters erfolgt. ) 
Der Bermieter kann Der Entfernung nicht widerſprechen, wenn fie im 
regelmäßigen Betriebe des Geldhäfts des Mieters oder den 
gewöhnlidhen Kebensverhältnijjen entipredhend erfolgt 
oder wenn die zurüdbleibenden Sahen zur Sicherung des Ber: 
mieters offenbar ausreiden. 

8 561. Der Bermieter darf die Entfernung der jeinem Pfandrecht 
unterliegenden Saden, ſoweit er ihr zu wideriprechen beredhtigt ift,°®) 
ah ohne Anrufen des Gerichts verhindern und, wenn der 
Mieter Auszieht, die Sachen in feinen Befig nehmen.:’) 

Sind die Sahen ohne Wilfen oder unter Widerfprud 
des Vermieters entfernt worden, jo fann er die Herausgabe zum 
Zwecke der Zurüdihaffung in das Grunditüd und, wenn der Mieter aus: 
gezogen ift, die fiberlafiung des Beſitzes verlangen.) Das Pfand: 
echt erliicht mit dem Mblauf eines Monats, nachdem der Vermieter 
von der Entfernung der Sachen Kenntnis erlangt hat, wenn 
nit der Vermieter diefen Anſpruch vorher gerichtlich gel- 
tendgemadt hat.°) 

8 562. Der Mieter Tann die Geltendmadung des Pfandrechts 
des Vermieters Durch Sicherheitsleiftung abwenden; er fann jede einzelne ° 
Sache dadurh von dem Pfandrechte befreien, daß er in Höhe ihres 
Wertes Sicherheit leijtet.*) 

8 563. Wird eine dem Pfandrechte des Vermieters unterliegende 
Sadje für einen anderen Gläubiger gepfändet, jo kann dieſem gegen: 


— jo 





8 562 
$ 563 
8 564 


8 565 


" Itimmt werden. — Für bewegliche Sadhen gilt S 565 Ab]. 2, 3. er alio 3 3 

















69) Das „Fortbeſtehen“ des Pfandrechts an den » 
entfernten Saden bat für den Vermieter unter Umjtänd 
gi nein Dritter das Eigentum der Saden ‚tedlic 

iſcht das Pfandrecht des Vermieters, vgl, $ 936) nu 
Wert. Ein ungleid) wirtjameres —— liegt in d 
chaffung der jeinem Pfandrecht unterliegenden Sadeı 
ernung zu widerſprechen berechtigt iſt ($ 560), auch ohı 
im Wege der Selbithilje zu verhindern und, wenn ® 
Saden in jeinen Bejit zu nehmen (S 561 Abi. 1). SW 
Grundftüde bereits entjernt (5. B. bereits in demf 
aufe ftehenden Möbelwagen untergebradt), jo 

Ihfthilfereht nur in den Grenzen der SS 2 
fann er, entipredend (vgl. Anhang 52 zu $ 559) ben 
Schutz des durch „Rechtsgeſchäft““ beſtellte S 1227), von 
dem Mieter ober ns von dem dritten Beiker, joweit ar 
nidt als „redlicher Erwerber" nad $ 936 eeihügt ül, —— usgabe 
der Sachen zum Zwede der Zurüdihaffung. as Grundjtüd 
und, wenn der Mieter ausgezogen ilt, die Uberlaſung des Beſitzes 
verlangen (8 561 Abſ. 2, Sat 1). — 

⸗0) auch binnen drei Monaten nad) erlangtet Kenntnis Bejtrafung 
des Mieters gemäß 8 289 Strafgefegbuh beantragen. 

$ Das Pfandrecht des Vermieters an den „ohne fein Wifjen“ oder 
„troß jeines ider|pruds“ weg allen nn. B. in eine neue 
Dietwehnung gebraiten Saden Hat alſo Bis zum Ablauf des Mo: 
nats den „Borrang“ vor dem gejeglichen Bent: des neuen Ber: 
mieters. Der frühere Vermieter fann bis zum Ablauf des Monats die Heraus: 
gabe der Sachen aus der neuen Wohnung verlangen. | 


.02) 88 232 ff. 
02) vgl. nbleng 55 zu $ 559. 


64) Mer aljo eine Wohnung vom 1. Oktober 1906 an „auf ein Jahr“ ge- 
mietet bat, fann und muß am (Ende des Mietjahres (30. September 1907) 
ohne weiteres — daß er gekündigt hat und ohne daß ihm gekündigt 
iſt) ausziehen. Der mieter, der Räumung verlangt, mu mweilen, auf 
welde Zeit_der Mietvertrag gejhloffen, d. h. daß er abgelaufen it. o r⸗ 
herige „Kündigung“ nurnötig, wenn fie, wie meiſt, vereinbart 
ift oder im Falle des 8 564 Abſ. 2. — vgl. 8 556 nebit Noten, ferner Note 1 
zu $ 535 (Konlurs, Zwangsver Be). 

5) ilber Kündigung vgl. Anhang 1 zu $ 116 130—132, 174, 180 
nebjit Noten. Über Rlindegungsfrift — Sei zur Rünkigune — Räumungs» 
frift vgl. Note 21 zu $ 542. Die Kündigung ilt formfrei, wenn nidt z. 8. 
SHriftlichleit vereinbart ilt. Zu beadten iſt 8 193 (Sonn= und Feiertage). — 
Wenn Eheleute gemeinihaftlid gemietet haben, muß in der Regel die Kündi— 
gung von beiden und an beide erflärt werden. Nach den Umitänden des ein: 
zelnen alles und der Natur des Berhältnijies (E . fann jedoch 3. 8. 
eine vom Ehemanne allein erklärte Kündigung dahin aufgefaßt werden, daß 
er “ zugleich als „Bevollmädhtigter” feiner Frau abgegeben hat. In diefem 
Halle iſt die Ründigung wirkſam, falls fie der Vermieter nicht -„unverzüglid) 
unter ausdrüdlidem Hinweis auf die Nidytvorlegung ſchriftlicher Vollmacht 
zurüdgewiefen“ hat, 8 174. Umgekehrt fann bei Kündigung des Wirtes nur 
an einen Chegatten 8 180 letter Sat (vgl. Note) zur Anwendung fommen. 

sc) Dies gilt auch für Wohn: und andere Räume. 8 580. Gelbitver: 
tändlih können im Mietvertrage andere Ründigungsfriften be: 


hen von Dem 
ine por Dem 
rmieter ein 
Im übrigen 
fiften über den 


ein Pianino „für 15 Mt. monatlich“ gemietet hat, kann das Mietverhältnis 
jeden beliebigen Tag zu Ende bringen, wenn er „ſpäteſtens am dritten Tage 
vorher“ kündigt. — Die Vorſchriften des 8 565 können ſelbſtverſtändlich durch den 
Mietvertrag abgeändert werden. it 5. B. ein Mietvertrag vom 1. Oftober ab 
mit der Bedingung „lehsmonatiger Kündigung“ geſchloſſen, jo muß die Kündi— 
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Über das Prandredit nicht wegen des Mietzinjes für eine frühere 
Jar als das Tette Jahr vor der Pfändung aeltend gemadt 
werden.) 

5564. Das Mietverhältnis endigt mit dem Ablaufe der Zeit, 
für die es eingegangen ift.°*) 

At die Mietzeit nicht beftimmt, jo kann jeder Teil das Miet: 
verhältnis nad) den Vorſchriften des 8 565 fündigen.‘°) 

8565. Bei Grumditüden «) iſt die Klindigung nur für den 
Schluß cines Kalendervierteljahrs zuläfig; fie Hat 
Ipäteitens am Dritien Werktage des Vierteljahrs zu erfolgen. 

It der Mietzins nah Monaten bemeſſen, jo ijt die Kündigung nur 
für den Schluß eines Kalendermonats zuläffig; fie hat 
ſpäteſtens am fünfzehnten des Monats zu erfolgen. Sit der 
Mietzins nah Wochen bemeflen, fo ift die Kündigung nur für den 
Shluß einer Kalenderwode zuläffig; fie hat fpäteftens am 
erten Werktage der Woche zu erfolgen. 

/ Bei beweglihden Sachen hat die Kündigung ſpäteſtens am 
dritten Tage vor dem Tage zu erfolgen, an weldem das Miet- 
verhältnis endigen foll. / 

Sit der Mietzins für ein Grundftüd oder für eine beweg- 
lide Sache nah Tagen bemejlen, fo ift die Kündigung an jedem 
Tage für den folgenden Tag zuläjlig. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 Sa 1, Abi. 2 gelten au) für die 
Säle, in denen das Mietverhältnis unter Einhaltung der gefeglichen 
Friſt vorzeitig gelündigt werden ann. ) 

5 566. Ein Mietvertrag über ein Grunditüd,°°) der für längere 
Zeit als ein Jahr geſchloſſen wird, bedarf der fehriftlihen Yorm.’°) 
Wird die Form nicht beobadhtet, jo gilt der Vertrag als für unbe- 
ſtimmte Zeit geſchloſſen; die Ründigung ift jedoh nicht für eine 
frühere Zeit als für den ShIußdeserften Jahres zuläflig.”t) 

8567. Wird ein Mietvertrag für eine längere Zeit als dreißig 
Jahre geſchloſſen, jo fann nad dreißig Tahren jeder Teil das Miet- 
verhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen grijtfündigen.’) 
Die Ründigung ift unzuläfjig, wenn der Vertrag für die 
Lebenszeit des Vermieters oder des Mieters geichloflen it. 

8568. Wird nad) dem Ablaufe der Mietzeit '°) der Gebraud) 
der Sache non dem Mieter fortgejegt, jo gilt das Mietverhältnis als auf 
unbeftimmte Zeit verlängert, fofern nicht der Vermieter oder der Mieter 
feinen entgegenftehenden Willen binnen einer Friſt von zwei Wochen 
dem anderen Teile gegenüber erflärtt. Die Friſt beginnt für den 
Mieter mit der Yortjegung des Gebrauds, für den Vermieter 
mit dem Zeitpunft, in weldem er von der Fortſetzung Kenntnis 
erlangt.’*) 

8 569. Stirbt der Mieter, jo ilt jowohl der Erbe als der Ver— 
mieter berechtigt, das Mietverhältnis unter Einhaltung der gejeß- 
liden Friſt zufündigen.') Die Kündigung fann nur für 
den erſten Termin erfolgen, für den fie zu läſſig it.) 
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gung ſpäteſtens erfolgen: am 31. Dezember zur Räumung am 1, Juli, am 
31. März aut Räumung am 1. Oltober ujw. — Über Räumungsfrilten E. 93. 

”) Nicht auch: Abi. 1 Sa 2 und 3. 

68) 3. B. — 549 Ubi. 1, 567, 569, 570, ferner 8 57 3VG. 8 19 KO. 

09 ie über Wohn» und andere Räume. 8 580. 

0) vgl. Note 1 zu 8 535 unter II, u 125—127 nebit Noten. Hervor⸗ 
zuheben iſt: Der Abichluß des Mietvertrags durch Briefwerhiel genügt im alle 
des 8 566 nicht zur Wahrung der dort „geſetzlich“ vorgeihriebenen Schriftform; 
8 126 muß befolgt werden. Wenn aber ein Mietvertrag, der nah 8 566 nicht 
der Schriftform bedarf, 3. B. betr. eine Sommerwohnung auf 6 Donate, nad 

rteivereinbarung | eilig geſchloſſen wird, jo genügt . iepeet 8 127. — 

ie Aufhebung eines ſchriftlichen Mietvertrages bedarf keiner Form. — Streitig 
iſt, ob und inwieweit die häufig vorkommenden mündlichen Nebenabreden 
neben einem Mietvertrage, der nach 8 566 ſchrift lich abgeſchloſſen werden 
muß und abgeſchloſſen worden iſt, gültig ſind. Richtig dürfte fein, was 
darüber das Handbuh von Goldmann und Lilienthal jagt: „Es 
iſt zu unterſcheiden, a) ob I Lage des Falles die Nebenabreden für die Par- 
teien von folder Vedeutun ind, daß anzunehmen iſt, daß ohne je der Miet: 
vertrag überhaupt nicht zuitande gelommen wäre, oder b) ob dieje mündlichen 
Abreden non jo nebenjädlidher Bedeutung find, daß anzunehmen ift, die Par- 
teten hätten den Bertrag aud) one diefe Abreden geſchloſſen. Im Yalle a) 
liegt in Wirklichkeit ein [hriftlider Mietvertrag, der die wejent- 
lichen Vereinbarungen der Barteien wiedergibt, nit vor. Es tritt jomit 
die golge des 8 566 ein: Der Mietvertrag, einſchließlich der mündlichen Neben: 
abreden, gilt als für unbejtimmte Zeit geihlojien. Im Falle b) it die 
vom Gejeg verlangte Form gewahrt, ver Bertrag gilt für die vereinbarte 
Mietzeit und die mündliden Nebenabreden ns wirfjam — Die: 
jelbe Unterfheidung greift in dem Falle — daß ein der Form-— 
vorſchrift des 8 566 unterliegender ſchriftlich geſchloſſener Miei⸗ 
vertrag durch mündliche Abmachungen abgeändert wird.“ 

71) 88 564 Abſ. 2, 565. — Ein mündlider, auf 3 Jahre sejhlollener 
Mietvertrag über ein „Grunditüd, Wohn: und andere Räume“ iſt alfo nit 
nidtig, wie dies yao 8 125 die Regel, jondern auf unbeitimmte Zeit 
(88 564 Abſatß 2, 565), jedenfalls ein Jahr gültig. Die Kündigungsfrift ift 
dann nicht Die etwa mündlid vereinbarte, jondern Die gejegliche des $ 565. 

12 ; 565 letzter Abſatz. 

73) ſei es, daß die vereinbarte Zeit abgelaufen iſt (8 564 
Abſatz 1), ſei es, daß der Mietvertrag infolge Kündigung fein Ende erreicht hat. 

74) 8 568 handelt von der ſtillſchweigenden Berlängerung der Miete, 
vgl. Anhang 1 zu 8 104 unter I. c und Anhang 29 zu $ 125 unter III. Die 
endgültige Vertragsverlängerung tritt erjt na r dem Ablauf der zwei- 
mwöhigen Widerjprudsfrijt ein. Die Feſtſetzung diefer nad) $ 187 
u berechnenden Wiverfprudisitik hat den Zwed, zu vermeiden, daß zufällige, 

ie pünftlide Räumung bezw. die Rüdgabe der Mietſache feitens des Mieters 
oder eine Erklärung feitens des Vermieters bei Ablauf der Mietzeit hindernde 
Ereigniſſe, 3. 8. Krankheit, Sterbefälle, ohne weiteres als Abſicht der Vertrags: 
Verlängerung gedeutet werden. Bei „ſtillſchweigender“ rlängerung gilt 
der Mietvertrag, auch wenn er vorher auf beitimmte Zeit (5. 8. 
3 Jahre) geiihto en war, als auf unbeitimmte Zeit verlängert (im angeführten 
Beilpiel alfo nicht wieder auf 3 Jahre), kann aljo fortan gemäß 88 564 Abi. 2, 
565 gefündigt werden. J 

5) 8 565 letzter Abſatz. Die Parteien können von 8 569 abweichende 
Vereinbarung treffen. — Für mehrere Erben des Mieters gilt $ 208. Wenn 
aljo ein Ehegatte gemietet hat und jtirbt, genügt es nicht, daß der andere Che- 

atte allein kündigt, jondern die etwaigen Miterben oder deren Vertreter 
(Bermund ujw.) müſſen mit kündigen. — Der Tod des Bermieters ift ohne 
influß auf die Dauer des Mietvertrags. 

’*) Wird beim Tode des Mieters nicht zum erften nad 8 565 „geſetzlich“ 
zuläffigen Terming gelündigt, jo bleibt es bei der vertragsmaßigen 
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. 8&£5%0. Militärperjonen, Beamte, Geiftlihe und Lehrer an 
öffentlihen Unterrihtsanitalten können im Falle der Verſetzung nad 
einem anderen Orte das Mietverhältnis in Anjehung der Räume, 
welche fie für fi) oder ihre Yamilie an dem bisherigen Garnijfon- oder 
MWohnorte gemietet haben, unter Einhaltung der gejeglihen Friſt 
kündigen.) Die Kündigung fann nur für den erſten Termin 
erfolgen, für den fie zuläffig ijt.’°) 

571 Wird das vermietete Grundftid nad der lberlafjung 
an den Mieter von dem Vermieter an einen Dritten veräußert, jo 
tritt der Erwerber an Stelle des Bermieters in die fih während der 
Dauer jeines Eigentums aus dem Mietverhältnis ergebenden Rechte und 
Berpflichtungen ein.’®) 

Erfülltder Erwerber die Verpflidtungen nicht, fo haftet 
der Vermieter für den von dem Erwerber zu erjegenden Schaden wie 
ein Bürge, der auf Die Einrede der Borausflage verzichtet 
hat. Erlangt der Mieter von dem Übergange des Eigentums dur 
MitteilungdesPBermietersfKenntnis, jo wird. der Ver— 
mieier von der Haftung befreit, wenn nicht der Mieter das 
Mietverhältnis für den erften Termin fündigt, für den die 
Kündigung zu läſſig ift.°°) j 

8572. Hat der Mieter des veräußerten Grundftüds dem Ver: 
mieter für die Erfüllung feiner Verpflichtungen Sicherheit geleiftet, jo 
tritt der Erwerber in die dadurd begründeten Rechte ein. Zur 
Rüdgewähr der Sicherheit ift er nur verpflichtet, wenn fie ihm 
ausgehändigt wird oder wenn er dem Bermieter gegenüber die Ver— 
pflihtung zur Rüdgewähr übernimmt.®:) 

85783. Eine Verfügung?) die der Vermieter vor dem fiber: 
gange des Eigentums über den auf die Zeit der Berechtigung des Er- 
werbers entfallenden Mietzins getroffen hat, ift infoweit wirffam, 
als fie fih auf den Mietzins für das zur Zeit des Überganges des 
Eigentums laufende uateucnugeeted e Ralenderviertel: 
jahr bezieht # Eine Verfügung über den Mietzins für eine ſpätere 
Zeit muß der Erwerber gegen fi gelten laſſen, wenn er fie zur Zeit 
des Überganges des Eigentums fennt.°°) 

8 574. Ein Rechtsgeſchäft, das zwiſchen dem Mieter und. dem 
Bermieter in Anjehung der Mietzinsforderung vorgenommen wird, 
insbejondere die Entrihtung des Mietzinfes,) itt dem Erwerber 
gegenüber wirkſam,») foweites ih nit auf Der Mataine für 
eine fpätere Zeit als das Ralendervierteljahrw, ın weldem 
der Mieter von dem Übergange des und 2: enntnis erlangt, 

i ; ‚F Ein NRedtsgeichäft, das 
nad den Übergange des Eigentums vorgenommen wird, iſt jedod) 
unwirtjam, wenn der Mieter bei der Bornahme des Rechts— 
geſchäfts von dem lÜübergange des Eigentums Kenntnis hat.‘) 

8575. Soweit die Entrihtung des Mietzinfes an den Ver— 
mieternah 8 574 dem Erwerber gegenüber wirkſam ift, kann der 
Mieter gegen die Mietzinsforderung des Erwerbers eine ihm gegen 
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Dauer. Beilpiel: A ftirbt am 15. April, dann können (alls der Mietzins 
nicht nad Monaten, Wochen oder Tagen bemeſſen ijt) Die Erben bis jpäteltens 
am 3, auerktane des Zult zum 30. September kündigen. — Zu beadten iſt, daß, - 
wenn beide Chelente einen Mietvertrag ge arofen haben, beim: Tode eines 
Ehegatten der überlebende für feine Perſon (im Gegenjag zu feiner 
et als „Erbe“) fich nt auf 8 569 berufen kann. Die den Mietver: 
trag mit Ichließende Ehefrau wird daher in der Regel gut tun, fi für den Fall 

des Todes des Mannes ein Kündigungsredt auszubedingen. 
8 570 27) ß 565 letzter Aßſaß Sie haben dieſes Kündigungsrecht, a uch wenn 
die Ver egunglebig ich ia ihren Antrag erfolgt ilt, jedoch nicht 
eher, als bis die Verſetzung amtlich erflärt ift. Gelbitverftandli fann der 
Beamte ujw. im Mietvertrage auf diejes Kündigungsredt vergiäten. — 
I. Anhang 3 zu $ 535 (zu beachten wegen des — des Beamten auf 
ietenſadigung i u 

78 . Kote 76. 


8571 79 sleihviel ob fie ihm bekannt find oder nidt. Im übrige 
vgl. Anhang 79 zu 5 571 (tee richt nicht Miete). BR: 
80) ſei es „bei unbejtimmter Mietzeit“ gemäß Ä 565 (vgl. Note 76), fei 
.es an dem „nad dem Mietvertrage" zuläffigen erften Kündigungstermine. 
8572 sı) Diefer 8 tft namentlich wichtig für die Baht (Pachtkaution). 8 581 


8 573 2) Die 88 573, 574 find von praftijcher ‚Bebeutung bejonbers für Die 
öahlreihen Fälle, in denen ein Grundftüdseigentümer und Vermieter „in Ver: 
mögensverfall“ gerät und dadur zu Borausverfügungen über die Mietzin en 
veranlakt wird. Drei wichtige Lehren find daraus zu entnehmen: 1. Ein 
ordentlicher Vermieter verfügt höniitens ein Halbjahr über die Mieten im vor- 
aus. 2. Ein vorfidtiger Mieter zahlt höchſtens ein Ha je t den 
Mietzins voraus. 3. Ein vorfidtiger Grundftüdserwerber forgt für |o- 

ortige Benachrichtigung der Mieter von feinem Eigentumserwerb. 
m übrigen vgl. Unhang 82 zu 8 573, aud) 88 1123—1125 


83) ngl. Note 82 und Anhang 83 zu 8 578. i 
8 374 84 ar l. Note 82 und Anhang 486 au 8 574. 
8 575 7) pgl. S 574, 387 ff., 406 und 8 21 Abi. 2 KO. 
8 576 88) Das gleiche gilt nad) 


Yes wenn die Übertragung des Eigentums 
des vermieteten Grunditüds den Mietern zwar niht angezeigt ült, ihnen 
.. aber durch die erfolgte Cintragung im Grundbude belannt geworden 
i R 6 i denn, da en die Unrichtigkeit der Eintragung befannt it 
. vgl. au 
7 *) vgl. Anhang 89 zu s 577 (betreffend die „Belaftung“ des vermieteten 
. Grundſtücks ned erfolgter Überlaflung an den Dieter im Gegenjate zu 
den von der „Veräußerung“ des Grunditüds handelnden 88 571—576). 
578 sel und ") vgl. Anhang 90 und 91 zu 8 578 (betreffend die Veräußerung 
oder Belaftung des vermieteten Grunditüds nah Abſchluhß des Mietverirags 
aber vor dem Einzuge des Mieters). 

8 579 2) nämlid auf den zweiten, dritten ujw. Grunditüdserwerber. 
8 580 v3) vgl. 537 Ab}. 2, 544, 551 Abi. 2, 556 Abi. 2, 559-563, 565, 566, 
% 570, 571—579. — vgl. ferner namentlih Anhang 2 zu 8 535 und betr. die mit 
Wohnungsmiete oft verbundenen anderen Verträge (3. B. Aufnahme von 
Benfionären) Anhang 4 zu 8535. Zu unterjheiden von der „Wohnungs: . 
miete“ (Shuldvertrag) iſt das dingliche a srecht“. 8 1093 
und Note 1 zu 8 535 unter III. — Die frage, ob nah Kündigung der 
Mieter die ehatisung der Wohnung durch etwaige neue Mieter gejtatten 
ab entſcheidet fi, falls der Mietvertrag feine Beltimmung darüber enthält, 
nad) 88 157, 242 (Treu und Glauben, Verkehrsſitte). Die Frage iſt aljo in der 
Rege DEN 3 ahen,; jedoch nit Belihtigung zu (nad) der Verkehrsſitte) un: 

gelegener Zeit. 

8 581 1) 1 AIlIgemeines über Baht vgl. Note 1 zu 8 535, Anhang 4 zu 
' 8 535 („aulammengejegte“ Verträge), ferner 58 99 ff. (Früchte), Hauptjall: 
Pacht — ——— Grundſtücke. — Gegenſtand der Pacht kann 
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den Vermieter zuftehende Yorderung aufrechnen.) Die Aufrechnung 
ift ausgeihloffen, wenn der Mieter Die Gegenforderung erworben 
hat, nahdem er von dem Übergange des Eigentums Kenntnis 
erlangt bat, oder wenn die Gegenforderung erit nach der Erlangung 
der Kenntnis und ſpäter als der Mietzins fällig 
geworden iſt. 

576. Zeigt.der Vermieter dem Mieter an, daß er das Eigentum 
an: dem vermieteten Grundjtüd auf einen Dritten übertragen habe, jo 
muß er in Anjehung der Mietzinsforderung die angezeigte Übertragung 
dem Mieter gegenüber gegen fidh gelten Iaflen, au) wenn fie nicht erfolgt 
oder nicht wirkſam ijt.®) 

"Die Unzeige kann nur mit Zuftimmung desjenigen zurück⸗ 
genommen werden, welder als der neue Cigentümer bezeichnet 
worden iſt. 

8577. Wird das vermieteie Grundftüd nad der überlaſſung an 
den Mieter von dem Vermieter mit dem Rechte eines Dritten belaitet, 
fo finden die Vorſchriften der 88 571 bis 576 entiprechende Anwendung, 
wenn durd die Ausübung des Rechtes dem Mieter der vertrags- 
mäßige Gebraud entzogen wird. Hat die Ausübung des 
Rechtes nur eine Befhräntung des Mieters in dem vertrags- 
mäßigen Gebraude zur Folge, jo it der Dritte dem Mieter gegen: 
über verpflichtet, Die Ausübung zu unterlaffen, ſoweit fie 
den vertragsmäßigen Gebraud) beeinträchtigen würbe.®®) 

8578, Hat vor der liberlaffung des vermieteten Grunditäds an 
den Mieter der Bermieter das Grundftüd an einen Dritten veräußert 
oder mit einem Rechte belaftet,°°) durch deſſen Ausübung der vertrags: 
mäßige Gebraud dem Mieter entzogen oder beſchränkt wird, 
jo gilt das gleihe wie in den Fällen des 8 571 Abſ. 1 und des 8 577, 
wenn der Erwerber dem Vermieter gegenüber die Erfüllung 
der fih aus dem Mietverhältnis ergebenden Verpflichtungen über- 
nommen hat.) 

8579. Wird das vermietete Grundftüd von dem Erwerber weiter 
veräußert oder belaftet, jo finden die Vorſchriften des 8 571 Abi. 1 und 
der 88 572 bis 578 entiprehende Anwendung.) Erfüllt der neue 
Erwerber die fih aus dem Mietverhältnis ergebenden Berpflitun: 
gen nicht, fo haftet der Vermieter dem Mieter nad) 8 571 Abi. 2. 

8580. Die Vorſchriften über die Miete von Grundſtücken 
gelten aud für die Miete von Wohnräumen und anderen Räumen.“) 


HM. Pacht. 


8581. Dur den Pachtvertrag wird der Verpächter verpflichtet, 
dem Pächter den Gebrauch des verpachteten Gegenjtandes und den 
Genuh der Krüdte, joweit jie nach den Regeln einer ordnungs: 
mäßigen Wirtſchaft als Ertrag anzujehen jind, während der 
Pachtzeit zu gewähren. Der Pächter ijt verpflichtet, dem Verpächter den 
vereinbarten Pachtzins zu entrichten.?) 
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jeder Gegenjtand fein, der im Sinne des 8 99 (natürliche oder Zivil-) „Früchte“ 
bringt, aljo fowohl unbewe gline Zen (Grundftüd, Seen, Steinbrud), 
Zorfitih) als beweglidhe Sahen (Kühe, ſogen. Milchpacht). Nah) den 
Umftänden des einzelnen. Falles fann. jedoch die Segahlung von Geld (3. B. für 
das Recht zur Ausbeutung eines Gteinbrudis, für die Milch der Kühe eines 
Gutsbefigers) auch als „Rauf“ der Steine, der Milch auszulegen fein. Beilpiele 
der Pacht von „Rechten“ find: Pacht eines Niegbrauds G 1059), Ausnugung 
eines Patentrechts. Auch ganze Handelsgeihäfte, Keftaurations- 
geihäfte können Gegenitand der Pacht fein, vgl. Note 1 zu $ 535 untet IV. 
— Für die Tagdpadt und Die gi ereipadht bleiben nad) E. 69 die Landesgeſege 
maßgebend. Jagdpacht⸗ und Fiſchereipa 1 Derträge bedürfen in Preußen, 
mie angenommen wird, der Schriftform. — Über Erbpadt, die BGB. nicht 
ennt, E. 68. 
I. Aus der Einihränktung des Redtes des Pächters auf diejenigen 
— * Die nach den Regeln einer ordentlichen Wirtſchaft als „Ertrag“ anzu: 
ehen find, folgt, daß ſolqe Früchte, die wirtſchaftlich nicht zu den „Einkünften“ 
gehören, londern als „Kapital“ zu betrachten find, 3. B. die wegen „Wind: 
ruchs“ gefüllten Bäume, dem Verpächter verbleiben. 

III. über den Zeitpunkt, in dem der Pächter das Eigentum der Früchte 
erwirbt, 8 956 und Anhang 9 zu 94. 

IV, Der Pachtzins Braudt wie der Mietzins) nicht in Geld zu be- 
itehen; er fann 3. B. auch in einem Brudteile der Ace beitehen, Verpachtung 
eines Aders gegen die Verpflichtung des Pächters zu landwirtichaftlichen 
„Arbeiten“. vgl. Anhang 3 zu 8 535. 

V. Der Pachtvertrag ift formfrei mit der wichtigen, die meilten Pachtver⸗ 
träge umfaſſenden, aus 88 581 Abſ. 2, 566 1 ergebenden inſchränkung, 
wonach Pachtverträge über Grundſtücke (auch über Rohr-, Eisnutzung eines 
See⸗Grundſtücks) auf länger als ein Jahr ſchriftlich ſein müſſen, rigenfalls 
ie zwar nicht nichtig find, ſondern auf unbeſtimmte Zeit, jedenfalls ein 

Br gelten. vgl. Note 1 zu 8 535 unter II und 8 566 nebit Noten. 

3) Dernorgubeben ift, daß die 88 535 ff. über „Miete“ auf die 
nicht unmittelbat, jondern nur „entjpredend“ (dem verjhiedenen Welen 
beider Verträge) Anwendung finden jollen, und zwar auch dies nur, ſoweit | 
ih n icht aus den 88 582-597 ein anderes ergibt. 

Für die Gewährleiftungspflicht des Berpächters gelten alſo die 88 536 ff., 
vgl. die Noten dazu. Es hat mithin der Berpädter ſolche Unglüdsfälle zu 
tragen, die die Tauglichke it des verpadteten Grunditüds zur Frudt- 
ehe ng „aufheben“, } B. Überidwemmungsihäden am Grundftüd; 
der Pächter braudt für die betreffende Zeit feinen bezw. nur einen ge- 
minderten Padtzins zu zahlen Su MWenn dagegen die „Tauglid- 
feit“ des Grunditüds an de vorhanden ilt und lediglid die „Ge 
winnung“ der Früchte durch Anglüdsjälle g egin dert iſt, z. B. Hagel⸗ 


ſchlag, Kriegsnot, fo treffen dieſe Unglücksfälle den Pächter, er muß die Pächt 
hlen. Das B68B. gibt in ſolchen Fällen feinen Kohler vom 
act infe (Remijftion). egen Hagelihlag kann id) der Pächter 
but rerlidierung Ihüßen; über Kriegsihäden vgl. 8 35 Reichsgeſetz vom 
. Sun . 
3 382 3) fiber die Begriffe Iandwirtfhaftlihes Grundftüd — Landgut (88 


un fra aber: „Das wöhnlidhe geht nit aus Pächters 
ädel“ . 
8 583 +) widrigenfalls ihn die Folgen der 88 550, 558 treffen. „Will 
Gutspädhter brennen und brauen, muß ers dem tpädjter vertrauen“ (C). 
8 584 6) Abweihung von $ 551. it der Pachtzins nit a: „Jahren“, 
ſondern nad) Halb-, Vierteljahren uſw. bemeſſen, jo iſt er gemäß 8 551 halb⸗ 
vierteljährlich uſw. zu zahlen. 
6) Der Verpüchter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücs hat das in den 
S8 559563 geordnete Pfandreiit mit der Erweiterung: a) für den gejamten 
rüdjtändigen und zufünftigen, noch nicht fälligen Pachtzins (Ausnahme von 
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593 \ vgl. Anhang 1 zu Mi 90 am Ende. — $ 582 enthält eine Abweichung 
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Pacht 8582- 589 


Auf die Pacht finden, ſoweit ſich nicht aus den 88 582 bis 597 ein 
auderes ergibt, die Vorſchriften über die Miete entiprehende An: 
wendung.?) 

$ 582. Der Pächter eines Iandwirtihaftlihen Grundftüds hat die 
gewöhnlichen Ausbeſſerungen, insbejondere die der Wohn: und Wirt- 
Ihaftsgebäude, der Wege, Gräben und Einfriedigungen, auf ſeine 
Kosten zu bemirken.?) 

8588. Der Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundftüäds darf 
nicht ohne die Erlaubnis des Verpächters Underungen in der wirtihaft: 
lichen Beſtimmung des Grundftüds vornehmen, die auf die Art der 
Bewirtihaftung über die Bahtzett Hinaus von Einfluß find.*) 

8 584. Iit bei der Pacht eines Iandwirtihaftliden Grundſtüds 
der Pachtzins nah) Jahren bemeiien, fo it er nad) dem Ablaufe je 
eines Radtjahrs am eriten Werktage des folgenden Jahres zu 
entrichten.) 

8 585. Das Plandreht des Verpächters eines landwirtſchaft⸗ 
lichen Grundftäds Tann für den gelamten Badtzins geltend 
gemacht werden und unterliegt niht der im 8 563 beitimmten Be- 
igränfung. Es erjtredt fih auf die Früchte des Grunditüds jowie 
auf Die nah S 715 Nr. 5 der Zivilprogeßordnung der Pfändung 
niht unterworfenen Saden.®) 

S 586. Wird ein Grunditid?) jamt Inventar verpachtet,“) ſo 
liegt Dem Pächter die Erhaltung der einzelnen Inventarſtücke ob. 

Der Berpädter iſt verpflichtet, Anventarftüde, die infolge eines 
von dem Pächter niht zu vertretenden?) Umftandes in Abgang 
fommen, zu ergänzen. Der Pächter Hat jedoh den gewöhnliden 
Abgang der zu dem Inventar gehörenden Tiere aus den!) Sun: 
gen infoweit zu erjeßen, als Dies einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft entipridt. 

8587. Übernimmt der Pächter eines Grundftüds das Inventar 
zum Schäßungswerte mit der Verpflichtung, es bei der Beendigung der 
Pacht zum Schägungswerte zurüdzugewähren, jo gelten die Vorſchriften 
der 88 588, 589. 

.. 8588. Der Pächter trägt die Gefahr des zufälligen Unterganges 
und einer zufälligen Verſchlechterung des AInventars.) Er kann über 
die einzelnen Stüde innerhalb der Grenzen einer ordnungs: 
mäßigen Wirtjhaft verfügen. 

Der Pächter hat das Inventar nad) den Regeln einer ordnung s- 
mäßigen Wirtjhaft in dem Zuftande zu erhalten, in 
weldhem es ihm übergeben wird.) Die von ihm angeſchaff— 
ten Stüde werden mit der Einverleibung in das Inventar 
Eigentum des Berpähters.) 

8589. Der Pächter hat das bei der Beendigung der Pacht vor⸗ 
Bandene “Inventar dem Berpäcdter zuriidzugewähren. 

Der Berpädter kann die Übernahme derjenigen von dem Pächter 
angeſchafften Inventarjtüde ablehnen, welhe nad den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Wirtihaft für das Grunditüd über- 
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8 559), b) an den „getrennten“ Früchten des Grunditüds (vgl. 88 94, 

„c) aud an den nad) der aeänderten ZBO. (8 811 ſtatt $ 715 5) nit 

nr ndbaren Gegenitänden (Ausnahme von E 559), nämlich: dem zum 

irtihaftsbetriebe erforderliden Gerät, Vieh nebjt dem nötigen Dün nger, ſowie 

den landwirtſchaftlichen Erzeugni INT: jomeit je zur Fortſe ung der —— 
erforderlich ſind, d) ohne die chränkung des 

8 49? RO. — „Zandpa chts⸗Pfand iſt ſt är kſte im ganzen ande. pad 

ins führt vor allem ( Geld“ (C). — Hervorzuheben ift, daß $ 585 das Pf 

recht des Verpächters nur hinfihtlid des ehtzinies“ erweitert. Hin- 

BL „günftiger Entfhädigungsforderungen“ bleibt es bei 


85 7) nidt re glanbiwirtihafttiche”, jondern auch andere, 3. 8. Galt- 
86 aãuſer, „egeuter, 5 abriken. 
egenſatß: 88 587 fl betreffend y; ‚Übernahme des Inventars 
piten⸗ es Pächters „zum een ngsmerte ‚Seihäst ift nicht verfauft“ (C), 
3 agähter bleibt Eigen Himer des 3 nventars. 
0) an fi in das Eigentum des Pächters fallenden. 
„Eilern Vieh jtirbt nie und verihledtert ſich nie“ (C). 
12) bei Vermeidung der Folgen der 88 550, 5583. 
u«c c). „Rommt aufs Gut die neue Kuh, fällt fie dem Berpäßter 

s 500 sn n st au, @ va ⸗G dſtücke (8 556 Abſ. 2). 

15 auch am rundftüde 
33 492 RD. l. auch &5 1257, NA: 

8 591 17 ote 3 und 8 538. Das BGB. geht —— aus, ch, der Pächter 
durch den —E die Verpflichtung übernimmt, das Grunditüd während 
nien Pahıtzeit als „guter Hausvater“ zu bewirtichaften und es in dem 

F a fügen une urüdzugewähren“, der fi‘ bei der Vorausſetzu 

ergibt ter mührenD der ganzen Pachtzen und bis zum Zeitpunkt 

der —— nach jeder Richtung g hin als guter Hauspater, d. 5. nad land» 
wirtihaftliden Regeln orbiungsmü g gewirtiaftet hat. Hierausfolgt,. 
dak der Pächter, der s Grunditüd in einem ſchlecht en Zuftande emp- 
fangen hat, es in joldem gultande zurüdgeben muß, der eimer or 

nungsmäßigen Bewirtihaftung — daß er, wenn er 


8 588 


es demgemäß in einem beſſe ren wirtſchaftlichen Zuſtande, als dem emp= 
fangenen, namentlid mit einem „beileren Feld nventar“, a 
auf Vergütung feinen Anſpruch Bat, anderer/ eits aber auch 
feine Vergütung zuleiſten vexpflichtet iſt, en er das Grund: 
tüd in einem nad landwirtigajtlihen Regeln ordnungsmäßigen, ob- 
lid weniger guten alsdemem plangenen Zultande zurüdliefert. 
Selbitverftändlih Tonnen die Parteien Im Pachtvertrage andere Verein 
barungen treffen. 
8 592 8 vgl. Note 3 und 23, auch 8 101. 
ı2) d. h. die Beitellungstoften. 
8593 2 vgl. Note 3 
Da bei einem einzelnen landwirtj ‚ioen Grunditüde von 
einer „Sortführ ung der der ir Haft“ nicht die Rede jein kann, jo find die 
Beitimmungen des Degenfas zu 8 591 — auf die Pacht eines 
Landgutes beſchränkt. vgl. note 
4 22) Gemäß 8 593  nrüdsulaffen verpflichtet ilt“. 
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Vacht g 590-594 


fläüſſig oder zu wertvoll find mit der Ablehnung geht 
das Eigentum an den abgelehnten Stüden auf den Pächter über. 

Sit der Geſamtſchätzungswert der übernommenen Stüde 
höher oder niedriger als der Gejamtihätungswert der zurüdzugemähren- 
den Stüde, jo hat im erfteren alle der Pächter dem Verpächter, im 
lee alle der Verpähter dem Pächter den Mehrbetrag zu 
erſetzen. * 

8590. Dem Pächter eines Grundſtüds:) ſteht für die Forde⸗ 
tungen gegen den Verpächter, die ſich auf das mitgepadtete In-. 
ventar beziehen, ein Pfandreht an den in feinen Befig gelangten 
Suventaritüden :5) zu. Auf das Pfandrecht findet die Vorfchrift des 
$ 562 Anwendung.'®) 0 

591, Der Pächter eines Iandwirtihaftliden Grundfitüds iſt 
verpflichtet, das Grundftüd nad der Beendigung der Pacht in dem Zu— 
Itande zurüdzugewähren, der fich bei einer während der Pachtzeit bis zur 
Rückgewähr fortgefegten ordönungsmäßigen Bewirtidhaf- 
tung ergibt. Dies gilt insbejondere aub für die Be— 
tellung.) _ 

$ 592. Endigt die Pacht eines Iandwirtihaftlihen Grunditäds 
im Laufe eines Bahtjahrs,!°) jo hat der Verpäcdter die Koften, die der 
Pächter auf die noh nicht getrennten, jedoh nad den Regeln 
einer ordnungsmäßigen Wirtfhaft vor dem Ende des 
Pachtjahrs zu trennenden Früchte verwendet hat,!) infoweit zu 
erſezen, als fie einer ordnungsmäßigen Wirtihaft ent 
ipreden und den Wert diefer Früchte niht überfteigen. 

8593, Der Pühter eines Landguts 2°) hat non den bei der Bes 
endigung Der Baht vorhandenen landwirtihaftliden Erzeugniffen 
ohne Rückſicht darauf, ob er bei dem Antritte der Baht ſolche 
Erzeugnijje übernommen hat, fo viel zurüdzulaflen, als zur Fort- 
führung der Wirtſchaft bis zu der Zeit erforderlich iſt, zu 
welcher gleiche oder ähnliche Erzeugnille vorausſichtlich gewonnen werden. 

Soweit der Pächter Iandwirtihaftlihe Erzeugniffe in größerer 
Menge ober bejjererBejhaffenheit zurüdzulaflen verpflichtet 
ift, als er bei. dem Antritte der Pacht übernonmen hat, fann er von dem 
Berpähter Erſatz des Wertes verlangen. 

Den vorhandenen auf dem Gute gewonnenen Dünger bat der 
Pächter zurüdzulalfen, ohne dab er Erjat des Wertes verlangen 
fann.?!) 

8594. Übernimmt der Pächter eines Landguts das Gut auf 
Grund einer Schägung des wirtihaftlihden Zuftandes mit der Beitim- 
mung, daß nach Der. Beendigung der Pacht die Rüdgewähr gleichfalls 
auf Grund einer ſolchen Schägung zu erfolgen hat, jo finden auf die 
Rüdgemähr des Gütes die Voriehriften des 8 589 Abſ. 2, 3 ent= 
ſprechende Anwendung. 

Das gleiche ‚gilt, wenn der Pächter Vorräte auf Grund einer 
Schätung mit einer ſolchen Beltimmung übernimmt, für die Nüdge- 
wähır der Vorräte, die er zurückzulaſſen verpflichtet ijt.?”) 
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Erläuterungen 


) Maßgebend iſt alſo das mit dem ne der Pacht an- 
— „bewegliche Jahr“, das Padtjahr, im en I zum „Wirt- 
CH tsjahre“, mit dem es allerdings totfühlih” wohl meilt ne 
eye wg — zn „beweglide Saden“ bleibt es gemäß $ 581 Abj. 2 

i den 5 


Naar. Note, 68 allen 
8 terpadht Hera) ohne Erlaubnis des Berpäditers iſt 
verboten (8 549). bei iſt Dem — oweit nidt ein anderes vereinbart 


iſt, Ab gellatien, Die an durd) einen Baal ter“ (Snipe peltot uw.) auszuüben. 
Sährend bei Verweigerung der Erlaubnis zur Untermiete „ohne wichtigen 
Grund“ der Mieternad 8 549 ein Kündigungsrecht hat, ſteht dem Pächter 
nach $ 596 dieſes Kündigungsrecht nicht zu; denn das ðeſeß geht davon aus, 
daß bei der Pacht die „Perſönlichkeit“ des Pächters von dur großer Bedeutung 
ijt. — liber Die Unpfändbarteit des „Pachtrechts“ vgl. Anhang 30 zu 8 549 
am Ende. — Über die Pfändung der — auf dem Halme, des Holzes auf 
dem Stamme vgl. Anhang 9 zu 8 9 
20) el beim Tode des ieters“ nad) 8 569 ſowohl die Erben des 
Mieters wie der Vermieter tündigen fönnen, jind beim Tode des Pächters 
nur deilen Erben kündigungsberedhtigt, der Der ächter ilt es nicht, muß fi I 
vielmehr die Yortjegung der Pacht durd) die Erben etalen allen (natür 
joweit der Vertrag nichts anderes bejtimmt). jügli” des Konturjes 
über das Vermögen des Pächters oder Verpächters 5 ogl. 88 19-21 KO. 
) Ein Beamter, der einen großen Objtgarten gepachtet hat, hat 
alſo bei —— = tein Ründigungsredt. 
=) & 597 eu eine Abweihung von 8 557, der im übrigen Anwen- 
dung findet. — etr, Die a oende Verlängerung der Miete gilt 
nach & 581 yo 3 "au — die 
1) Weſentliches Be der Leihe — im Gegenjaß zur ‚Miete‘ — 
it Die Unentgeltlichkeit; es it Dies "allen bes weil der het 
—— des gewöhnlichen Lebens auch in Fällen des „entgeltlichen“ Ge: 
raud)s, aljo der „Miete“, Den Ausdrud „Lei —— z. B. — 
Möbelleihvertrag, Fradverleih⸗ Inſtitut, während es tihtig heißen müßte: 
Mietbibliothet, — uf. ad) 88 598 ff. zu beurteilende 
„Bücher-Leihe“ iſt z. die unentgeltliche Benutzung er Biblio: 
theten. — Gegenita — der ne iind „Saden“ et tche Gegenſtände, 
8 a): beweglide oder unbemegli (Grundftüde), 3 der Hauswirt leiht 
5 unentgeltlih) jein Dad zur Hetitellung einer ‚ Bernipren.inlan Anlage. — 
echte“ können nidht Gegenitand der „Leihe“ dem Ent- 
leiher „vertretharer“ Sachen ( 91) der „Berbraud“ geftattet iſt mit der Ber: 
pflichtung, Saden gleicher Art ufw. zurüdzuerftatten, a liegt „Darlehen“ 
vor (S 7). — Der — iſt — Beſitzer der Verleiher iſt 
mittelbaen — der — 88 854 jf., 868). 
lei el für jede Fahrläſſigkeit 


iR E% 
677 * 688. 
258. 


) 

") vgl. Note 2 und $ 548. -— Der von der een zur ») uldbafter“ 
Weije einen „vertragswidrigen“ an machende „Entleiher“ haftet auch 
für den Zufall, der die gl ge diejes vertragswidrigen Gebrauchs ende 
31.8, wenn er die Sade oh ohne —— weiter verleiht ($ 603) und die S 
beim Dritten durch Blitz zerjtört wird. 

=) und zwar in dem Zujtande, der lich bei „vertra ——— Gebrauch 

ergibt (8 602). — Aus 88 Fe 274 fol gt, daß dem „Entleiher” gegenüber u 
Anfprude des „Verleihers“ au f Rüdga der Sache wegen der fälligen „Ge 
anſprüche“ aus dem Leihvertrage (3. B. für außergewähnlige Koſt Een 
der Erhaltung der Sache 8 601), das Zurüdbehaltungsrecdht zuiteht 
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Leibe 8 595-604 


8595. Sit bei der Pacht eines Grundftäds oder eines Rechtes 
die Pachtzeit nicht beftimmt, jo ift die Kündigung nur für den Schluß 
eines Pachtjahrs zulällig; fie Hat ſpäteſtens am erjiten 
Werttagedeshalben Jahres zu erfolgen, mit dejjen Ab— 
laufe die Pacht endigen joll.2) 

Diele Borjehriften gelten bei ver Pacht eines Grunditüds oder eines 
Rechtes auch für die Fälle, in denen das Pachtverhältnis unter Einhal- 
tung der geſetzlichen Friſt vorzeitig gekündigt werden kann.?) 

8 596. Dem Pähter fteht das im 8 549 Abſ. 1 beitimmte Kündi⸗ 
sungsrerht nicht zu.?°) 

Der Verpächter ijt nicht berechtigt, das Pachtverhältnis nach 8 560 
zu Küindigen.?‘) 

a Kündigung des Pachtverhältniſſes nad) $ 570 findet nicht 
tatt. 

S 597. Gibt der Bäcter den gepadteten Gegenitand nad der 
Beendigung der Pacht nicht zuräd, jo kann der Verpächter für die Dauer 
der Borenthaltung als Entfhädigung den vereinbarten 
Bahtzins nah dem Verhältnijfe verlangen, in weldem die 
Rutungen, die der Pächter während dieſer Zeit gezogen hat oder 
hätte ziehen können, zu den Nutungen des ganzen Pahtjahrs jtehen. 
Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ift nit aus- 


geihlofjen.’*) 
Dierter Titel. Teihe. 


598. Durch den Leihvertrag wird der VBerleiher einer Sadıe 
Ma dem Entleiher den Gebrauch der Sache unentgeltlich zu ge: 
atten.!) 

8 399. Der Verleiher hat nur Vorſatz und grobe Fahrlüſſigkeit 
zu vertreten.?) 

8 600. Verſchweigt der Verleiher argliftig einen Mangel 
im Rechte) oder einen Fehler der verlichenen Sade,*) jo ilt er ver: 
pilichtet, dem Entleiher den daraus entitehenden Schaden zu erlegen. 

F 601. Der Entleiher hat die gewöhnlichen Koſten der Erhaltung 
der geliehenen Sache, bei der Leihe eines Tieres insbejondere die Fütte⸗ 
zungstoften, au tragen. 

Die Verpflichtung des Verleihers zum Erfah anderer Verwen⸗ 
dungen beitimmt fi) nach den Vorſchriften über die Geſchäftsfüh— 
rung ohne Auftrag.) Der Entleiher ijt berechtigt, eine Einrich— 
tung, mit der er die Sache verjehen hat, wegzunehmen.‘) 

8 602. Beränderungen oder Verſchlechterungen der geliehenen 
Sadje, die Dur den veriragsmäßigen Gebrauch herbeigeführt werden, 
hat der Entleiher nicht zu vertreten.”) 

8 603, Der Entleiher darf von der geliehenen Sade feinen 
anderen als den vertragsmähigen Gebrauch machen. Er ijt ohne die 
Erlaubnis des Verleihers nicht berechtigt, den Gebraud) der Sache einem 
Dritten zu überlaflen. 

8 604. Der Entleiher iſt verpflichtet, die geliehene Sache nad) dem 
Ablaufe der für die Leihe bejtimmten Zeit zurüdzugeben:) 
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Erläuterungen 


9%) Eine „Ründigungsfrift“ ift in den Fällen 8 604 Abſ. 2, 3 nicht ein- 
zubalten. Note 10. 

8 605 — h. ohne Friſt ſofortige. Rückgabe fordern. vgl. Note 21 
u 


11) Der Tod des „Verleihers“ ijt einflußlos. 

8 607 ı) 8 91; 3. B. Inhaberpapiere, Getreide, Kohlen. — — iſt es 
a ——— ausfrau ſich von einer Hausgenoſſin 3 Eier, 5 Flaſchen Bier 
ujw. „borgt“. | 

2) vgl. 88 244, 245. — Über das Redtsverhältnis, wenn A von B Geld 
oder andere vertretbare Sachen „zur Berwahrung“ erhält, 8 688 Ff., 
namentlich 700. — Unterſchied diſen Darlehen“ und „Leihe“ Note 1 
au 8 598. — Über Anleihen SS 793 If. — über die Darlehensgelläfte der Pfand: 
eiher E. 94. — Der Darlehens:Bertrag bedarf feiner Form. Der Schuldſchein 
ift nur Beweismittel.- Vom „Schuldidein“ über ein u gilt wie von der 
„auittung“ (88 368-371), daß er zwar ſofort zuguniten des Gläubigers - 
beweist, daß aber dem Schuldner der Gegenbemweis gegen die 
Richtigteit feines Inhalts offen ſteht. Über den Widerjprud des Schuldners 
gegen eine DarlehenssHypothet, weil er das Darlehen nidt empfangen 
bat, 5 1139. — Über Wucher S 138. 5 

s) Esmußalloeinerehdtspverbindlidhe „Schuld“ beftehen. Daraus 
folgt, daß eine jogen. Spielſchuld (5 762), ein Ehevermittlungs-Xohn (8 656), 
ein wegen Formmangels ungültiges Schentun sverſprechen d“ 518), eine 
Schuld aus einem verbotenen oder unſittlichen (Wucher⸗) Geichäfte (88 134, 
138) dur die hier bezeichnete „Vereinbarung“ nicht in eine gültige Dar: 
fehens-Shuld umgewandelt werden fann. 

4) 3. B. der Schuldner von Raufgeld, von Mietzins kann zur 
Zeit der Fälligkeit nicht zahlen und ftellt deshalb einen Schuldihein aus, wo⸗ 
rin er befennt, dem Gläubiger (das bisherige Kaufgeld, den bisherigen Miet: 
ins) alsein „Dar en n che zu jein, dieſes mit jo und fo viel Prozent 
u „verzinfen“ und nad) vorheriger — — oder zu einem beſtimmten 

ermine zurückzuzahlen. Cs genügt auch die bloß mündliche Form; vgl. 
88 780- 782 (Schuldverſprechen, uldanerkenntnis losgeldöft vom 
Schuldgrunde). — Eine gemäß $ 607 Abf. 2 begründete „Darlehens“ -Schulv 
verjährt in 30 Jahren, wenn aud) die „urſprüngliche“ Schuld (Kaufgeld, Zins- 
rüdjtände ujw.) in Lürzerer Zeit verjährt. 88 196, 197. 


8 608 5) Die Zinspflidt muß alſo bejfonders vereinbart fein. Im 
übrigen ® 246—248. 

8 609 6) Eine Abweihung von 8 271 art 1. — Über Kündigung Note 65 

ht, zwar nit auf eine feft be- 


u 8 564. — Wenn jemand 19 Geld uſw. Ile 
—*— Zeit, ſondern mit a einen Ausdrüden („auf einige Tage“ uſw.), 
o iſt dies aud) eine „Zeit-Beltimmung“, deren Bedeutung gemäß Note 50 zu 
8 271 zu ermitteln ift. Sit eine ſolche Ermittlung möglich o üt die „Ründi- 
ung“ nicht Vorausjegung der Fälligkeit des Darlehens. Die Kündi gung 
ann natürlich dur Vertrag auf gewifje Zeit ausge le wer: 
den (vgl. jedoch $ 247 und E. 117 Abi. 2). — Über die Klage auf fünftige 
Rüdzahlung eines „noch nicht fälligen“ Darlehens vgl. 88 257, 259 ZPO. 
7) Für den Gläubiger beiteht in diefem Falle fein Intereſſe an der Be: 
obachtung einer Sun gung Bol. ” 271 Abſ. 2, 272. Sind aber Zin- 
jen bedungen, jo braudt der Darleiher die Rüdzahlung nit vor der 
älligfeit anzunehmen. Nah dem durh E. 94 für Preußen aufredt er: 
altenen Zandesgejege für PBfandleiher können die von dieſen entnommenen 
arlehen, obgleich fie verzinslid find, feitens des Schuldners jeder: 

8 it zurüdgezahlt werden ($ 7 Geſetz vom 17. März 1881). — Über den 
rt der Erfüllung 88 269, 270. 

8 610 8) 3. B. durch ſogen. BaugeldersBertrag. — Der Uniprud auf „De r⸗ 
gabe“ eines verſprochenen Darlehens iſt in der Regel „nicht abtretbar“, alſo 
auch nicht pfändbar; Tote 8 zu 8 399 8. und 8 851 3P0. 

9) wenn nicht aus dem Vertrage (den Umitänden) ein anderer Wille 
der Parteien zu entnehmen ift. 
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Darlehen 8 605-610 


Sit eine Zeit nicht beftimmt, jo ift die Sache zurüdzugeben, nachdem 
der Entleiher den fi) aus dem Zwede der Leihe ergebenden Gebraud) 
gemacht hat. Der Verleiher kann die Sade ſchon vorher zurüdfordern, 
wenn jo viel Zeit verſtrichen ift, daß der Entleiher den Gebrauch 
bättemadhen können. 

St die Dauer der Leihe weder beftimmt noch aus dem Zwede zu 
entnehmen, jo fann der Berleiher die Sache jederzeit zurüdfordern. 

Üüberläßt der Entleiher den Gebraud) der Sadhe einem Dritten, 
jo fann der Berleiher fie nad) der Beendigung der Leibe aud 
don dem Dritten zurüdfordern.?) 

8605. Der Berleiher Tann die Leihe Tündigen: ?°) 

1. wenn er infolge eines niht vorhergejehenen Um: 

itandes der verliehenen Sadhe bedarf; 

2. wenn der Untleiher einen vertragswidrigen Ge- 
braud von der Sade madt, insbejondere unbefugt den 
Gebraud einem Dritten überläßt, oder die Sache durch 
Vernahläffigung der ihm obliegenden Sorgfalt erheb- 
ihgefährdet; 

3. wenn der Entleiher ftirbt.') 

606. Die Erfataniprücde des VBerleihers wegen Veränderungen 
oder Verſchlechterungen der verliehenen Sache jowie die Anſprüche des 
Entleihers auf Erfa von Berwendungen oder auf Geitattung der Weg⸗ 
nahme einer Einrichtung verjähren in jehs Monaten. Die Borfchriften 
des 8 558 Abi. 2, 3 finden entiprechende Anwendung. 


Fünfter Titel. Darlehen. 


8 607. Wer Geld oder andere vertretbare Sachen!) als Darlehen 
empfangen hat, ift verpflichtet, Dem Darleiher das Empfangene in Sachen 
von gleider Art, Güte und Menge aurüdaueritatten.?) 

Wer Geld oder andere vertretbare Sachen aus einem 
anderen Grunde [huldet,:) kann mit dem Gläubiger vereinbaren, daß 
das Geld oder die Sachen als Darlehen gejchuldet werden follen.‘) 

8 608. Sind für ein Darlehen Zinfen bedungen,’) jo find fie, 
iofern nidt ein anderes beitimmt iſt, na dem Ablaufe je 
eines Jahres und, wenn das Darlehen por dem Ablauf eines 
Jahres zurüdguerftatten ift, beider Nüderftattung zu entrichten. 

8 609. Iſt für die Rückerſtattung eines Darlehens eine Zeit 
nit beitimmt, fo hängt die Fäl ligkeit davon ab, dab der Gläu- 
biger oder der Schuldner Fündigt.‘) 

Die Kündigungsfrift beträgt bei Darlehen von mehr als drei— 
bundert MarfdreiMonate, bei Darlehen vongeringerem 
Betrag einen Monat. 

Sind Zinfen nicht bedungen, jo iſt der Shuldner auf 
ohne Kündigung zur Rüderftattung berechtigt.”) 

5 610. Wer die Hingabe eines Darlehens verjpricht,°) Tann im 
3weifeLl?) das Verſprechen widerrufen, wenn in den Bermögens- 
verhältniffen des anderen Teiles eine wejentlide Ver— 
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Erläuterungen 


10) gransiehung des Widerrufs iſt, daß die Vermögensverſchlechterung 
erſt nad dem Darlehens: Berjpredhen eintritt; beitand fie bereits vorher 
und der Darlehen en erfährt fie erſt nach dem Verſprechen, jo 
gilt $ 610 nicht. vgl. 8 321 und Note. 

1) vgl. Anhang 1 zu 8 611 (Allgemeines über Dienftvertrag — Dienft- 
verträge beir. Geihältsbeioraun — Beſondere Regelung einzelner wichtiger 
Dienftverhältnille durch Heichsgejege und Landesgejeße). 

2) Für die Erfüllung der Dienjtverträge (vgl. die Anhang 1 zu 8 611 
unter I in bezug genommenen 88, aud) Note 11) fommen, da gerade bei ihnen 
alle Möglichkeiten dedende Vertragsbeitimmungen faum jemals getroffen wer: 
den können, 88 133, 157, 242 beionders in Betradt. vgl. ferner namentlich 

278 und Noten (Hilfsperjonen). — FZwangsvoll — auf Leiſtung von 

ienſten aus einem Dienſtoverträge“ it — entſprechend den modernen An— 
ſchauungen — für unzuläſſig erklärt. 888 Abt. 2 3PO. Sind die Dienjte 
der Art, daß ihre Yeijtung durd) einen „Dritten“ erfolgen fann (dies it 
im Leben der häufigite Fall), lo fann der Dienftberehtigte auf feinen 
Antrag von dem Prozeßgericht“ eriter Snitang durch „Beihluß“ ermächtigt 
werden, Die Dienjte „auf Koſten des Berp fihteten durh einen 
Dritten leiten zu laljen“, und auf Antrag des Dienjtberechtigten kann der 
Verpflihtete durch denſelben „Beihluß“ zur Vorauszahlung der. 
Koſten verurteilt werden, die durd) die Leiltungen des Dritten entitehen 
werden, unbeſchadet des Rechts auf Nachforderung etwaiger größerer 
Koſten (8 887 3P0.). Abgeſehen hiervon hat der Dienitberehtigte gegen den 
ohne rechtlichen Grund feine Dienjte verweigernden Dienitverpflichteten das 
Recht auf —— Zu en iit jedoch Hierbei 8 627, wonad) bei den 
dort bezeichneten Dienjtverhältnilien „höherer Art“ jede Partei das 
Dienitverhältnis für die Zukunft auh willtürlic löſen Tann, zu 
Shadenserjat für die verweigerten Dienjte verpflichtet zu fein (8 628). 

3) 8 612. — Vorrecht gewiſſer Dienſtlohn-Forderungen im Konturje des 
Dienftbereshtigten $ 61 KO. — bei der Fwangsverfteigerung und Fwangse 
verwaltung von land: und foritwirtichaftlihden Grunditiden Ss 10, 146, 155 
3VG. — Über die Beihräntungen der Beihlagnahme des Dienftlohns vgl. 
Reichsgel. vom 21. Juni 1869, 29. März 1897, 17. Mai 1898 Art. III, $ 850 
SED, S 400 BOB. — über Berjägrung des Hienitlohns 8 196 Nr. 7—15. — 

ie „Vergütung“ kann auch bloß in einer „Gewinnbeteiligung“ ur ohne 
daß der trag dadurch zu einem „Gejellidaftsvertrage wird“ (88 705 ff., 
vgl. Note 5). 2 (nad) der Gewerbeordnung ujw.) verbotene Über: 
tunden müſſen eza It werden troß 8 134; es gilt das Note 65 au 8 134 
betr. „Sonntagstuhe” Gejagte. — Die Verpflihtung der Arbeitgeber zum 
Martentleben für die Alters: und InvaliditätssBerfiherung fällt nicht unter 
die nad) $; 611 vom Arbeitgeber zu leiftende „Vergütung“, ift nicht eine pri- 
vatrehtlide, ohne weiteres aus dem „PDienjtvertrage“ folgende, ſondern 
eine — e FR) det flichtung \ı Dies ik wichtig Jün die Frage 
der Schadenserſatzpflich "der "Arbeitgeber, n die Arbeiter infolge unters 
laſſenen Martentlebens den Anſpruch auf Rente ganz oder teilweife verloren 
de n. Für die Schadenserfagpflicht der Arbeitgeber können daher nur die 
orſchriften über „unerlaubte Handlungen“ wegen Berlekung eines Schut- 
gelebes ($ 823 ab). 2) in frage kommen. elbitverftändlih können der 
rbeiter und der Arbeitgeber bei Abſchluß des Dienitvertrags ausdrüdlich oder 
durch jchlüflige Handlungen vereinbaren, daß der Arbeitgeber dem 
Arbeiter gegenüber zum regelmäßigen Martentleben „verpflichtet“ jein Toll. 
In ſolchem Falle wird der Arbeitgeber für unterlajlenes Marfentleben als aus 
dem „Vertrage“ Haftbar zu erachten jein. 

+) vgl. Anhang 4 zu 8 611 (Gegenftand des Dienſtvertrags — Unter: 

ihied vom Werkvertrage und Auftrage). | 
8 612 n. $ 611 Abi. 1. — Die „Vergütung“ (Zeit-, Stüd:, Attordlohn, Tan- 
tieme uw.) beiteht zwar in der Regel in Geld, fie fann aber aud in 
anderen Leitungen beitehen, 3. B. in Gewährung einer Wohnung für Die 
Dienite des Hausverwalters, in Gegendienften ujw.; vgl. Anhang 3 zu 8 535. 
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Dienftvertrag 8 611--617 


ſchlechterung eintritt, Durd) die der Anfprud auf die Rüder- 
tattung gefährdet wird. !°) 


Sechſter Titel. Dienſtvertrag.) 


8611. Durch den Dienſtvertrag wird derjenige, welcher Dienſte 
zuſagt, zur Leiſtung der verſprochenen Dienfte,?) der andere Teil zur Ge⸗ 
währung der vereinbarten Bergütung ?) verpflichtet. 

Gegenftand des Dienftvertrags können Dienfte jeder Urt jein.*) 

8 612. Eine Vergütung’) gilt als ſtillſchweigend vereinbart, 
wenn die Dienftleiftung den Umitä n den nah nur gegen eine Ver—⸗ 
gütung zu erwarten it‘) 

N die Höhe der Vergütung nicht beftimmt, fo ift bei dem Beſtehen 
einer Taxe die tarmäßige Vergütung’) in Ermangelung einer Tare die 
übliche Vergütung als vereinburt anzufehen.?) 

8 613. Der zur Dienftleiftung Verpflichtete hat die Dienfte im 
Zweifel in Berfon zu leilten.) Der Anſpruch auf die Dienfte ift i m 
3weifel nidt übertragbar.!‘) 

Ss 614. Die Bergütung iſt nad der Leiftung der Dienfte zu ent- 
rihten."!) Iſt die Vergütung nah Zeitabſchnitten bemeſſen, fo 
ift fie nach dem Ablaufe der einzelnen Zeitabjchnitte zu entrichten. 

F 615. Kommt der Dienſtberechtigte mit der Annahme der Dienite 
in Berzug, jo fann der Berpflichtete für die infolge des Verzugs nicht 
geleijteten Dienite die vereinbarte Bergütung verlangen, 
ohne zur Nahleiftung verpflichtet zu fein. Er muß fidh jedod) den 
Wert desjenigenanrecdhnen laſſen, was er infolge des Unterbleibens 
der Dienftleiftung erjpart oder durch anderweitige Verwendung jeiner 
Dienfte erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt.!?) 

F 616. Der zur Dienftleiftung Berpflichtete wird des Anſpruchs 
auf die Vergütung nicht dadurch verluftig, daß er für eine verhältnis- 
mäßig nicht erheblide Zeit durch einen in feiner Perjon liegenden 
Grund ohne fein Verſchulden 1°) an der Dienftleiftung verhindert wird.!*) 
Er muß fi jedoch den Betrag ante nen lajien, welcher ihm für Die 
3eit der Verhinderung aus einer auf Grund gejeglicher Verpflich— 
tu beftehenden , Aronten- „oder Un ra erung zu: 
nt dr VOM RW BEA ET, 

8617. It bei einem —S —— — welches 
die Erwerbstätigkeit des Verpflichteten volljtändig oder haupt- 
ſäch l ich in Anſpruch nimmt, der Berpflichtete in Die häusliche Gemein: 
ſchaft aufgenommen,!°) jo bat der Dienjtberedhtigte ihm im Falle der 
Ertrantung die erforderlihe Berpilegung und ürztlide Be- 
handlung his zur Dauer von jehs Wochen, jedoh nihtüberpdie 
Beendigung des Dienitverhältnilies hinaus,'’) zu gewähren, jofern 
nicht die Erkrankung von dem Berpflichteten vorſätzlich oder durch grobe 
FSahrläffigfeit herbeigeführt worden ift. Die Verpflegung und ärztliche 
Behandlung fann durh Aufnahme des Berpflichteten in eine Kran— 
tenanftalt gewährt werden. Die Koften können auf die für die 
Zeit der Erkrankung gejhuldete Vergütung angerehnet werden.'?) 
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Erläuterungen 


— Über das Berbot des „Irudiyitems“ (truck = zauld), d. h. das Verbot der 
Ablohnung der „gewerblidhen“ Arbeiter dur Naturalien und andere 
.. Waren ftatt dur) bares Geld, 88 115, 116 ff. GO. ( 
°) vgl. Anhang 4 zu 8 632 (Bezahlung beitellter Koſtenanſchläge?). 
? F B. bei Rechtsanwälten, —3 (preußilde eier nung 
vom 15. Mai 1896, vgl. Anhang 19 zu $ 316), Gepadträgern ujw. 
8) Menn aud feine „Üblichteit“ beiteht, fommt 8 316 (8 315) zur An: ' 


wendung. 
8 613 2) „Sm Zweifel“ d. h. wenn fih nit aus den Umftänden ein anderer 
Wille der Parteien ergibt. Bei Entſcheidung dieſer Frage find 88 133, 157, 
242 (Treu und Glauben, Verlehrsfitte) von Wichtigkeit. vgl. $ 267 und Note, 
jomie Anhang 22 zu 8 620 (Tod des Dienitverpflidteten). In vielen allen 
es tägliden Lebens ilt hiernach der Dienitverpflichtete berechtigt, die Dienite 
durch einen Vertreter oder unter Zuziehung von ilfen zu leiten (8: B. mein 
Barbier fann mir feinen Gehilfen hide ; dann findet aber auf ſeine Haft⸗ 
Are für die, Vertreter und Gebilfen 8 278 Anwendung. — vgl. Anhang 2 zu 
unter C. 

auf aljo aud) nicht pfändber. 5 851 3PO., & 399 BGB. — Über Eintritt 
des Käufers eines Gutes, eines Geihäfts in die Dienitverträge mit den Ange 

ftellten vgl. Anbung 12 zu 8 615. — vgl. ferner Note 22. 
ı1) pgl. Note 2 und die dort bezeichneten Stellen. — Der Dienftver: 
pflichtete iſt alfo zur Borleiftung verpflichtet, falls nicht praenumerando- 
ablung der Vergütung „vereinbart“ tit. 320—322. — Muß man aud) für 
mangelhafte Dienſtleiſtung bezahlen? Für ſchlechte Progeßuhrune durch einen 
Rechtsanwalt? Für igtete ehanbTung durch einen Arzt? Für ein unrid- 
tiges Gutachten eines Sadveritändigen ulw.? Cs wird im allgemeinen davon 
— — ſein, daß der —— indem er den Dienitvertrag ſchließt, 

a 


8614 


ſtillſchweigend die „erforderliche“ unde zufihere.. Abgeſehen von einem 
ausdrüdlichen oder aus den Umjtänden zu entnehmenden Garantie-Berjprechen 
des Dienitverpflichteten wird aber der Dienſtberechtigte nicht zu der Er- 
wartun Dr berechtigt zu eradhten fein, der Dienjtverpflichtete. bejige ein ſo 
x es Maß von Kenntnillen und Fähigkeiten, daß das Begehen „irgend welcher 
ehler“ bei Leiftung der Dienite „ausgeichlolfen‘ it, der Dienitberechtigte darf 
vielmehr nur diejenigen Kenntnijje und F FF igleiten vorausieten, 
die man auf dem betreffenden Gebiete bei gewöhnlidem Fleißze und 
gewöhnlider Begabung zu erwarten imitande if. Cine heitle, oft 
aud am „Beweile“ fcheiternde Frage. 
12) 293 ff. — „Wer den Dienjt verfhmäht, muß den Dienit Doch be- 
Blen. — Des Dienitherrn Säumnis befreit vom Dienſt. — Dienitbereit- 
Haft ift aud) Dienft“ (C). — Hierüber jowie über den Fall unberechtigter 
ntlajjung des Dienftverpflichteten vgl. Anhang 12 zu 8 615. 
8 616 12) Der Dienjtverpflichtete, der Vergütung fordert, muß feine „Schulb- 
loſigkeit“ beweijen. 
14) vgl. Anhang 14 zu 8 616 (Beilpiele). 


8 615 


8 617 ——— vgl. 8 619 und Anhang 15—19 zu 8 617. \ 

8 618 -°) vgl. 8 619 und Anhang 20 zu g 618. 

8 619 202) 88 617—619 gelten u für das Gefinde. E. 9. 

8 620 21) ſeies Ausdrücklich, fei es nad dem Zwed und der Beihaj- 


fenheit der Dienſte. — Außerdem enbigt das Dienftverhältnis natürlich 
auch gemäß 5 323 if. betr. Unmöglidfeit der Leiftung. 
22) ngl. Note 65 zu 8 564 (Kündigung). — liber den Einfluß des Todes 
des Dienitberedhtigten oder Dienftverpflichteten S 613 und Anhang 22 zu 8 620. 
über den Einfluß des Konkurſes des Dienjtberehtigten SS 22, 23, 26, 27 KD. 
8 621 28) Die verjchiedenen „Kündigungsfriſten“ des 8 621 finden nur An— 
wendung, wenn die Dauer des Bien toerhältnifjes weder „beitimmt“ nod 
—X „Beſchaffenheit“ oder dem „Zwecke“ der Dienſte zu entnehmen iſt 
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Dienftvertrag, 8 618-621 


Wird das Dienftverhältnis wegen der Ertrantung von dem 
Dienitberechtigten nad) 8 626 gefündigt, fo bleibt die dadurch 
herbeigeführte Beendigung des Dienftverhältniffes außer Be- 
trat.) 

Die Beipflihtung des Dienftberehtigten tritt nit ein, wenn für 
die Berpflegung und ärztliche Behandlung durch eine 
Verſicherung oder durch eine Einrichtung der Sffentlihen Krantenpflege 
Borforge getroffen iſt. 

618. Der Dienftberechtigte Hat Räume, Vorrichtungen oder 
haften, die er zur Verrichtung der Dienfte zu beichaffen Hat, jo 
einzurihten und gu unterhalten und Dienſtleiſtungen, die 
unter feiner Anordnung oder feiner Leitung vorzunehmen find, jo zu 
regeln, daß der Verpflichtete gegen Gefahr für Leben und Gejundheit 
joweit geihügt ift, als die Natur der Dienitleijtung es geftattet. 

St der Verpflichtete in die Häusliche Gemeinſchaft aufgenommen, 
lo hat. der Dienitberedhtigte in Anfehung des Wohn: und Schlafraums, 
der Verpflegung jowie der Arbeits⸗ und Erholungszeit diejenigen Ein- 
rihtungen und Anordnungen zu treffen, welche mit Rüdfiht auf die 
Gejundheit, die Sittlihleit und die Religion des Verpflichteten er- 
forderlich find. 

Erfült der Dienftberedhtigte die ihm in Unjehung des Lebens 
und der Geſundheit des Verpflichteten obliegenden Verpflichtungen 
nicht, jo finden auf feine Verpflihtung zum Schabenserjage die für 
unerlaubte Handlungen geltenden Vorſchriften der 88 842 bis 
846 entiprechende Anwendung.?‘) 

8 619. Die dem Dienftberechtigten nad) den 88 617, 618 oblie- 
genden Verpflichtungen können nit im voraus dur Bertrag aufge⸗ 
hoben oder beſchränkt werden.2°=) 

8 620. Das Dienftuerhältnis endigt mit dem Ablaufe der 
Zeit, für die es eingegangen ijt.??) 

St die Dauer des Dienjtverhältnilfes weder beftimminod 
aus der Beihaffenheit oder dem Zwede der Dienite zu ent- 
nehmen, fo fann jeder Teil das Dienftverhältnis nad) Maßgabe 
der 88 621 bis 623 fündigen.??) 

8 621. Iſt die Vergütung nad) Tagen bemeilen, jo ift die Kündi⸗ 
sung an jedem Tage für den folgenden Tag zulällig.?°) 

Sit die Vergütung nad) Wochen bemeiien, jo iſt die Kündigung nur 
für den Schluß einer Kalenderwoche zulälfig; fie hat |päteitens am 
erften Werftage der Woche zu erfolgen. 

It die Vergütung nad) Monaten bemeiien, jo ijt die Kündigung 
nur für den Schluß eines Kalendermonats zuläjfig; fie Hat [pätejtens 
am fünfzehbnten des Monats zu erfolgen. 

It die Vergütung nad) Vierteljahren oder längeren Zeitab- 
ſchnitten bemeſſen, jo ift die Kündigung nur für den Schluß eines 
Kalendervierteljahrs und nur unter Einhaltung einer Ründigungs- 
friſt von ſechs Wochen zulällig. 
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Erläuterungen 


8 622 24) Die Vorſchrift des 8 622 findet nur Anwendung, wenn die Dauer 
des Dienjtverhältnilles weder „beitimmt“ noch aus der „Beidhaffenheit“ oder 
dem „Zwede“ der Dienjte entnehmen ift 620). — Unter 8 622 fallen 
3. B. au) Gutsverwalter, Bufcpneiber „nah Maß“. 

8 623 254 d. h. zur |ofortigen Löjung vgl. Noten 21 zu 8 542 und 65 
u 


2°) Dieſe Vorſchrift gilt namentlid) bei Dienftverträgen, bei denen nicht 
Zeitlohn, jondern Stücklohn gezahlt wird, 3. B. in einer Holzhandlung wird 
jemand jahraus jahrein mit der Zerlleinerung des Holzes gegen Gewährung 
eines beitimmten Lohnes für das „Raummeter“ beidäftigt; bier müſſen beide 
Parteien Zeit haben, ih im Falle der Kündigung nad) Erfah umzuſehen. 

8 624 27) Die der Abänderung durch Parteivereinbarung nit unterliegende 
Vorſchrift iſt erlalfen zum Shube wirtichaftlicher Unabhängigteit. Nur der 
Dienittverpflidtete, niht aud der Dienitberedhtigte kann fün- 
digen. — $ 624 gilt auch für das Gefinde. E. 9. 

8 625 28) Die ſtillſchweigende Verlängerung geht auf unbeitimmte Zeit, nicht 
auf die Ba ar vereinbarte Dienitzeit, aus der Verlängerung auf „un 
beitimmte Zeit“ folgt die Zuläffigfeit der Kündigung gemäk 88 621 ff. vgl. 
Note 73 und 74 zu 8 568. — „Unverzüglih“ vgl. 8 121. 

3 626 ” vgl. Note 25. 

so gteinie ob der „wichtige Grund“ in der Perſon des „Ründigenden“ 
oder des „Gefündigten“ vorliegt. Was wichtiger Grund jei, muß der Richter 
nad den Umftänden des Falles el — 5 können dies fein: 3. B. wie- 
derholte Truntenheit des Dienſtverp Lipteten im Dienjte, fortdauernd mangel- 
hate Dienftleiftung, Erkrankung des Dienftverpflichteten von unabiehbarer 

auer (vgl. Anhang 17 zu 8 617), Vertrauensbrud, fortdauernd ſchlechte Be- 
handlung des Dienftverpflichteten jeitens des Berechtigten. Ferner: eine 
ohne Bflihtverlegung einer Partei eintretende wefentlide 
Anderung der bei Eingebung des Bertrags mutmaklid 
gewürdigten Umftände, 3 8. eine Privatlehrerin fann kündigen, 
. wenn fi} ihr unter Borausfegung „jofortiger“ Ehejütiegung (der Mann will 
auswandern) Gelegenheit zur Heirat bietet, die Erben eines fein habers 
tönnen den Angeftellten kündigen, wenn jie für en Perjon außer- 
a nde find, das Gejhäft fortzufegen und es verlaufen, ohne daß der er 
n den Dienitvertrag eintritt. Pre hm Sandlungsgehilfen 70 ft. 56B., für 
die verichiedenen Arten gewerblider Arbeiter die Vorſchriften der Gewerbe⸗ 
ordnung. — Cine Angabe des Kündigungsgrundes ift nicht vorgeichrieben. 
Wenn Vrozeß entiteht, kann der Dienjtherr, dem der Beweis obliegt, daß er 
einen „widhtigen Grund“ zur Kündigung Hatte, auch folde Gründe geltend 
machen, die im erft nach der Kündigung beftannt geworden find, ſo⸗ 
fern fie nur bereits vor der Kündigung tatſächlich vorlagen; er fann dies 
aud) dann, wehn er bei der Kündigung einen anderen Grund angegeben 
hatte. Berziehene Kündigungsgründe, aud) wenn fie nur durch ſchlüſſige 
Handlungen verziehen waren, können nicht mebr als Kündigungs- 
grund geltend gemadt werden. — vgl. 8 1358 (Kündigungsrecht des Che 
mannes einer dienjtverpflicdhteten Yrau). — Über die Folgen der Kündigung 
gemäß 8 626 vgl. 8 628. 

8 627 31) 3. B. die Dienfte eines Rechtsanwalts, Hauss oder Kaflenarztes, einer 
Hebamme, eines Stundenlehrers. 

32) aljo: ohne wichtigen Grund. Nach der Natur ſolcher Bertragsver- 
hältniſſe fann feinem der beiden Teile die Fortjegung zugemutet werden, wenn 
das perlönlidhe Vertrauen zwilden ihnen erjhüttert iſt. Vorausſetzung der 
‚Jofortigen“ Löfung ohne widhtigen Grund ift — wie es im 

ingang Are heißt — dap nihteindauerndes Dienftverhält- 
nis mitfelten Bezügen vorliegt, vgl. Anhang 15 zu 8 617. — Über die 
Solgen der Kündigung gemäk 8 627 vgl. 8 628. 

8 628 33) 3. B. ein Redtsanwalt, dem nad) dem erjten Verhandlungstermin, 
ohne daß verhandelt worden ijt, gelündigt wird, fann die Progepgebühr 
fordern, und wenn verhandelt worden ilt, auch die Berhandlungsgebüphr. 
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Bu, 
Dienftvertrag 8 622-628 


$ 622. Das Dienjtverhältnis der mit felten Bezügen zur Leiftung 
von Dienften höherer Art Angeitellten, deren Erwerbstäti gt eit 
durch das Dienftverhältnis vollftändig oder Hauptjählid in 
Anſpruch genommen wird, insbejondere der Lehrer, Erzieher, Brivats 
beamten, Gejellihafterinnen, kann nur für den Schluß eines Kalender- 
vierteljahrts und nur unter Einhaltung einer Ründigungsfrift 
von ſechs Wochen gelündigt werden, auf wenn die Vergü- 
tungnahtürzeren Zeitablhnitten als Vierteljahren bemeſſen ijt.**) 

8 623. Iſt die Vergütung nicht nach Zeitabichnitten bemeſſen, 
jo fann das Dienftverhältnis jederzeit ?°) geliindigt werden; bei einem 
die Erwerbstätigfeit des Berpflihteten vollftändig oder 
bauptfählid in Aniprud nehmenden Dienftverhältnis ijt jedoch 
eine Kändigungsfrift von zwei Wochen einzuhalten.?‘) 

8 624. Iſt das Dienjtverhältnis für die Lebenszeit einer Perjon 
oder für Tängere Zeit als 5 Jahre eingegangen, jo Tann es von dem 
Berpflichteten nah dem Ablaufe von fünf Fahren gekündigt 
werden.) Die Kündigungsfrift beträgt ſechs Monate. 

8 625. Wird das Dienitverhältnis nad) dem Ablaufe der Dienſt⸗ 
zeit von dem Berpflichteten mit Wiſſen des anderen Teiles fortges 
jekt, jo gilt es als auf unbeitimmie Zeit verlängert, |jofern nicht der 
andere Teil unverzüglid wider|pridt.”) 

8 626. Das Dienitverhältnis fann von jedem Teile ohne Cin- 
haltung einer Aündigungsfeift gelündigt werden,2?) wenn ein widtiger 
Grund vorliegt.?°) 

& 627, Hat der zur Dienftleiftung Verpflichtete, ohne in einem 
Dauernden Dienftverhältniffe mit feſten Bezügen zu Stehen, Dienfte 
Böherer Art zu leiſten, Die auf Grund bejonderen Bertrauens über- 
tragen zu werden pflegen,®2) jo it die Kündigung auch ohne die im 8 626 
bezeichnete Vorausſetzung zuläffig.?) 

Der Verpflichtete darfnur in der Art kündigen, da ſich der 
Dienftberehtigte die Dienfte andermweit beihaffen fann, es ſei 
denn, daß ein wihtiger Grund für die unzeitige Kündigung 
oorliegt. Kündigt er o h ne jolhen Grund zur Unzeit, fo hat er dem 
Dienftberehtigten den daraus entitehenden Schaden zu erjeten. 

8 628. Wird na dem Beginne der Dienftleiftung 
das Dienftverhältnis auf Grund Des 8 626 oder des 8 627 gelündigt, jo 
kann der Verpflichtete einen feinen bisherigen Leiftungen 
entfpredenden Teil der Verglitung verlangen.) Kündigt er, ohne 
Durch vertragswidriges Verhalten des anderen Teiles dazu 
veranlaßt zu fein, oder veranlaßt er durh fein vertrags:- 
widriges Berhalten Die Ründigungdesanderen Teiles, jo 
jteht ihm ein Anſpruch auf die Bergütung infomweit nicht zu, 
als jeine bisherigen Leiltungen infolge der Kündigung für den 
anderen Teillein Intereſſe haben. Iſt die Vergütung für eine 
ipätere Zeitim voraus entridtet, jo hat der Verpflichtete fie nad 
Maßgabe des 8 347 oder, wenn die Kündigung wegen eines Umjtandes - 
erfolgt, den er niht zu vertreten hat, nad) den Vorſchriften über 


— 201 — 


Erläuterungen 


8 g 276, 278, 812 ff., 818 - 8200. 

s5) Arbeiter, bie ohne rechtzeitige Kündigung die Arbeit 
niederlegen (Streit), find aud) dann zum Schadenserjage 3 wenn ſie 
ſofort nad) der Arbeitsverweigerung vom Arbeitgeber entlaſſen werden. 
Sie haften, wenn he auf Grund „gemeinjamer Verabredung“ Handelten, als 


„Gelamtihuldner“ für den Schaden. 
8 620 . 36) pgl. Anhang 15 zu 8 617. | 
$ 630 87 aljo nit jhon früher, namentlih nicht ſchon nad der 
ng 


„Kündigung“. 

88) vgl. Anhang 15 zu 8 617.. 

39) Den Beweis, dak Das Zeugnis „unrichtig“ fei, muß im Streit: 
alle der Dienitverpflichtete führen. — Für Yandlungsgehilfen und gewerb- 
iche Arbeiter gelten betr. „Zeugnijle“ die Vorichriften des 8. und der Ge: 
werbeordnung, für Gefinde die diesbezüglichen landesgeſetzlichen Vorſchriften 

8 631 ı) vgl. Note 1 zu 8 433. Der Werfvertrag ift ein „ge enleitiger 
Vertrag“; es finden aljo, abgejehen von SS 145 ff., 305 a insbefondere 
ER 320—327 Anwendung, ſoweit nidht 88 631 J ein anderes be— 
timmen. — Über Erfüllungsort 88 260, 270, gfunungggeit 88 271, 636, 641. 
— sahen den Vorſchriften Diefes Titels gelten für den „Werkvertrag“, der eine 
Geihättsbejorgung zum Gegenftande bat (3. 8. ein Ausihuß von Aktionären 
und Gläubigern einer in Verfall geratenen Aktiengejellihaft überträgt einem 
Reditsanwult auf Grund gegebener Grundſätze die vollitändige „Sanierung“ 
der artiengelel Pr ewille Vorſchriften des zehnten Titels (Auftra d) 
vgl. s$ 662, 675 nebit Noten. Die mit einem „Werlvertrage“, der eine „Ge: 
— eſorgung“ zum Gegenſtande hat, in der egel verbundene Vollmacht ift 
treng zu trennen vom erivertrage ſelbſt. vgl. Anhang 12 zu_& 167, $ 168 
und Noten. — Über den Unterjhied des Werkvertrags vom Dienftvertrage 
I Anhang 4 zu $ 611 und Anhang 2 zu 8 631 unter, A (Gegenitand des 
rivertrags). — Unterſchied vom Auftrage $ 662 (Unentgeltlichkeit). — Vom 
Kaufverirage unterjcheidet fi der „Werkvertrag“ dadurd), daß Gegenftand des 
erjteren die Serpilihtung zur „Übergabe und Berihaffun des Eigentums einer 
Förper lichen) Sache” - oder die „oerihaffung eines ehtes“ (8 433), Gegen: 
tand des Werklvertrags die Heritellung eines Werkes, alfo ein „Ar- 
eits-Erfolg“ ilt, Über die im täglidden Leben beionders häufigen Külle, 
in denen ein Vertvertrog nach den Vorſchriften des Kaufs“ zu beurteilen 
iſt, über den logen. tflieferungsvertr vgl. 5 651 und Noten. 
— Einzelne Werktverträge find durch — eichsgeſege geregelt, 
z. 8. Frachtvertrag und GSpeditionsvertrag im B., 
die Transportverträge mit der Poſt im Poſtgeſeß, vgl. ferner 
Auspanderungsgejeg vom 9. Juni 1897. Der Berlagspertrag ift durd 
Reichsgeſetz vom 19. Juni 1901 geregelt. 
2) vgl. Anhang 2 zu 8 631 (A. Gegenitand des Werkvertrags, — 
B. Vergütung, — C. Muß der Unternehmer in Perſon erfüllen? Entreprije: 


vertrag). 
8 632% °) $ 631 Ab. 1 und Anhang 2 zu 8 631 unter B. vgl. $ 612. 
+) vgl. Anhang 4 zu 8 632 (Bezahlung beitellter Roltenanihläge?) 
8 633 5) vgl. Anhang 5 zu $ 633 (Mängel des Wertes — Mängel im Rechte 
— Rechte des Beltellers bei Mängeln des Wertes, insbejondere die in 88 633 


bis 635 geordneten Gemwährleijtungsaniprüdje des Beltellers). 
6) vgl. Anhang 5 zu 8 633 unter IV Ca. 
?) 3. 8. wenn die Beleitigung eines geringfügigen Mangels einer Turm: 
Be ein koſtſpieliges Gerüjt fordert; in diefem Falle kann der Belteller den 
reis mindern. vgl. bei Note 12 und 14. 
8 


‚ 285. 


S . 
" R vgl. Anhang 5 zu 8 633 unter IV C b, ferner 88 256, 257. 
8 634 10) vgl. Anhang 5 au 8 633 unter IV C c, insbejondere: Wandelung — 
Minderung. — Die „Androhung der Ablehnung nad Ablauf der geitell: 
ten Frift“ wird im Verkehrsleben vom Beſteller oft unterlaſſen, wodurch er 
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Werfvertrag 8 629 --634 


die Herausgabe einer ungerehtfertigten Bereidherung**) 
zurüdzueritatten. 

MWird die Kündigung Durch vertragswidriges Verhalten 
des anderen Teiles veranlaßt, jo ift dieſer zum Erſatze des durch 
die Aufhebung des Dienſtverhältniſſes entſtehenden Shadens ver: 
pflichtet.?°) 

5 629. NahderRündigungeinsdauernden?®) Dienft- 
verhältnilfes Hat der Dienſtberechtigte dem Verpflichteten auf Verlangen 
angemeſſene Zeit zum Aufſuchen eines anderen Dienſtverhältniſſes zu 
gewähren. 

630. Bei der Beendigung 7) eines Dauernden *) Dienit- 
verhältnilfes fann der Verpflichtete von dem anderen Teile ein jhrift- 
liches Zeugnis über das Dienftverhältnis und deſſen Dauer 
fordern. Das Zeugnis it auf Berlangen auf die. zeiftungen 
und die Führung im Dienite zu eritreden.?°) 


Siebenter Titel. Werkvertrag.) 


8 631. Dur) den Werfvertrag wird der Unternehmer zur Her- 
Hellung des verjprochenen Wertes, der Beiteller zur Entrichtung der ver- 
einbarten Vergütung verpflichtet. . 

Gegenitand des Werfvertrags fann jowohl die Herftellung oder 
Beränderung einer Sache als ein anderer durch Arbeit oder Dienft- 
letftuing berbeizuführender Erfolg jein.?) 

8 632. Eine Vergütung?) gilt als ſtillſchweigend vereinbart, 
wenn die Herſtellung des Werkes den Umſtänden nach nur gegen 
eine Vergütung zu erwarten iſt.) 

Sit die Höhe der Vergütung nicht beitimmt, jo ilt bei dem Beitehen 
einer Tage die tarmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Tare die 
üblihe Vergütung als vereinbart anzufehen. 

8 633. Der Unternehmer ijt verpflichtet, das Wert jo Herzu- 
ftellen, daß es die zugefiherten Eigenihaften hat und nicht mit Fehlern 
behaftet ift, die den Wert oder die Tauglichfeit zu dem gewöhnlichen oder 
dem nad dem Berirage vorausgejegten Gebrauch aufheben oder min- 
dern.?) 
It das Werk nit von diejer Beichaffenheit, jo Tann der Beiteller 
die Befeitigung des Mangels verlangen‘) Der Unternehmer iſt 
berechtigt, die Bejeitigung zu verweigern, wenn fie einen 
unverhbältnismäßigen Aufwand erfordert.”) 

At der Unternehmer mit der Bejeitigung des Mangels im 
Berzuge,’) ſo kann der Belteller den Mangel jelbjt bejeitigen und Erſatz 
der erforderlidhen Aufwendungen verlangen.?) 

8 634. Zur Bejeitigung eines Mangels der im 8 633 bezeichneten 
Art kann der Beiteller dem Unternehmer eine angemefjene Friſt mit der 
Erflärung beitimmen, daß er die Bejeitigung des Mangels nad dem 
Ablaufe der Friſt ablehne!‘) Zeigt fih ſchon vor der Abliefe- 
rung!) des Werkes ein Mangel, jo fann der Beiteller die Friſt 


— 203 — 


$ 635 


8 636 


das fann alſo der Beiteller, ftatt „Wandlung zu verlangen“ 


8 637 


Erläuterungen 


bes Anipruds auf „Wandelung“ oder „Minderung“ oder „Schadenserjaß“ 


(8 635) verluftig geben kann. 

11 —F ote 39 zu 8 477. 

12) 3. B. im Falle des 8 633 Abi. —53 — 

18 B. eine auf Beſtellung erbaute ittribüne jtellt ſich am Tage 
vor dem eft als ae eraus. 

14) zuge Herten Eigenſchaften ijt die Wandelung für zu: 
läſſig zu erachten. au wenn der m angel „unerheblich“ ift. 

) Bei der Minderung ilt die ergütung in dem Verhältnis berabau- 
feßen, m dem „aut Zeit des R uſſes“ des Werfvertrags der Wert des als 
bereits fertig zu dentenden Wertes in mangelfreiem Zu 

ee dem wirtliden Werte. des mangelbaiten rkes geſtan⸗ 

* n würde. vgl. die Noten zu 88 465-467, 75. 
16) Gei es Infolge eines Verſchuldens ber unter Umftänden ohne 

Berfhulden des Unternehmers; 3. B. den Mangel „ausdrüdlid zu: 

eljiderter Eigenihaften“ muß der Unternehmer au ohne Verſchul⸗ 
en „vertreten“. vgl. 88 276, 278. 

0a) Auch diefes Recht ift (gemäß dem lediglich eine Fortſetzung des 

634 Sildenben 8 635) von der vorherigen ver Plitzen Setzung einer 

FAN „zur Deteitigung Des Man els“ abhengig. usnahbmen: 8 634 

m übrigen ol ns 53u$ hy: uniet IV Ce und über 
Shabenser ag wegen — 2 — terfülung en 67 zu 8 80. 

17) na die peit der Leiſtung ben nternehmers“ gilt 8 271 in Ber- 
—T — 88 133, 157, 242. — Zeit der Reiftung des , netich entf 641. — 
636 ih von bejonders pratti] edeutung; denn bekanntlich entitehen beim 
Ber kvertrage“ die meijten treitigfeiten wegen „nicht. vecht —323 Er⸗ 
üllung. Wenn ein Siraeihä Säft porlie t, gilt 8 361. — Borausfe etzung ber 
nwendung des 8 lobe T Tatſache der „niht rechtzei— 
tigen Herftellung“. Ob er Unternehmer die euni t re taeitige, geriie ung 
„zu vertreten t, alſo „im Verzuge“ üt —* 284 wovon 
68 Abſ. 1 Saf 2 ndelt, oder ob Zufall (4.8 treit), an höhere 
ewalt (Zerit ung. ber — durch Blitz) die reqhtzei itige Heritellung 
ginbern, iſt gleihgü 9. Will der Unternehmer fih in Fällen ter 
rt gegen die Anwendung des $ 636 ſchützen, jo muß er eine diesbezügliche 
Bertragsbe Himmung vereinbaren (3. „'oeen, Streitflaufel). 
18) Der Bejteller muß alſo alt s nicht einer der Ausnahme: 
älle des 8 634 bj. 2 vorliegt, "dem Unternehmer aunaon eine „Friſt 
een“ mit der Ertlärung, daß er nad Ablauf der Friſt „von dem 
ertrage zurüdtrete“. Der ee ft ausgefhloffen, 
wenn die Verſpätung nur eine unerheblige ilt. usnahme: 
zgeihäft ge) Zeigt Ah Ihon vor dem Zeitpunft, in dem das 
Er herge Dein in joll, daß es nicht fertig werden wird, fo fann ber de 
fee die Dein lofort beftimmen: für ihre Bemeſſung gilt 8 634 bj. 1 


" alſo nad) den dort in bezu nommenen 88 346-8356. 
Nad gr der gemä 8 Abſ. 1 dem Unternehmer es 


ohne weiteres feinen „ üdtritt erllären“, „Herite Tung “ 

des Werkes fann er nit mehr fordern. Wenn es der „Seiltfeßung“ in "den 

Ausnahmefällen 8 634 Abſ. 2 nit bedarf, kann der Befte et, {a tt „Wande⸗ 

lung zu verlangen”, Ar feinen „Rüdtritt erklären". — » üdtritt“ 

it an ſich an keine Fr if gebunden. Dieandere Partei tann aber gemäß 
8 355 ae ung verlangen. 

284 ff. Darüber, daß „Verzug“ (= nit redtzeitige 

eftellun Sr Üpertes infolge eines vom Unternehmer „gu vertreten- 

den“ Umftandes 5 8 285) zu unterjheiben it von der bloßen Tat- 

Lade De rt „nit zechtgeitigen Heritellung“, deren Folgen in 8 636 Abi. 1 

Sag 1 beftimmt find, vgl. Note 17. 

22) vgl. 8 476 nebit Note. 
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Werkvertrag 8 635-639 


jofort beftimmen; die Friſt muß jo bemeſſen werden, daß fie nicht vor 
der für die Ablieferung beftimmten Friſt abläuft. Nach dem Ablaufe 
der Friſt kann der Belteller Rüdgängigmahung des Vertrags (Wande- 
lung) oder Herabfegung der Vergütung (Minderung) verlangen, wenn 
niht der Mangel rehtzeitig bejeitigt worden ift; der Anſpruch 
auf Befeitigung des Mangels iftt ausgeſchloſſen. 

Der Beltimmung einer Frift bedarf es nicht, wenn die Bejeiti- 
gung des Mangels unmöglicd ift oder von dem Unternehmer ver- 
weigert wird!?) oder wenn die [ofortige Geltendmachung des 
Anſpruchs auf Wandelung oder auf Minderung durd ein be- 
ionderes Intereſſe des Beftellers gerehtfertigt wird.!?) 

Die Wandelung ijt ausgehhloffen, wenn der Mangel den Wert 
sder die Tauglichkeit des Werkes nur unerheblich mindert.!*) 

Auf die Wandelung und die Minderung finden die für den Kauf 
geltenden Vorſchriften der 88 465 bis 467, 469 bis 475 entiprechende 
Anwendung.') 

635. Beruht der Mangel des Werkes auf einem Umijtande, den 
der Unternehmer zu vertreten hat,«) fo kann der BBeiteller 
Hatt der Wandelung oder der Minderung Schadenserjag wegen Nicht⸗ 
erfüllung verlangen.!‘“) 

8 636. Wird das Werk ganz oder zum Teil nicht rechtzeitig herge: 
feitt,ı7) fo finden die für die Wandelung geltenden Vorſchriften 
des. 8 634 Abſ. 1 bis 3 entfprehende Anwendung;) an die 
Stefle des Anfpruds auf Wandelung tritt das Recht des Be: 
ftellers, nach $ 327 1°) von dem Bertrage zurüdzutreten.?) Die im Falle 
des VWerzugs des Unternehmers dem Beiteller zuftehenden 
Rechte bleiben unberihrt.?‘) 

Beftreitet der Unternehmer die Zuläſſigkeit des erflärten Rück— 
tritts, weil er das Werk rechtzeitig Hergeftellt habe, fo trifft ihn die 
Beweislaft. 

8 637, Eine Vereinbarung, durch welche die Berpflihtung des 
Unternehmers, einen Mangel des Werkes zu vertreten, erlaflen oder be: 
ſchrünkt wird, iſt nihtig, wenn der Unternehmer den Mangel arg- 
liftig verjhweigt.?) 

8 638. Der Anjpruh des Beitellers auf Beſeitigung eines 
Mangels des Werkes jowie die wegen des Mangels dem Beiteller zu- 
ttehenden Aniprüde auf Wandelung, Minderung oder Schadenserſatz ver⸗ 
jähren, ſofern nicht der Unternehmer den Mangel argliſtig ver: 
Ihwiegen bat, injehs Monaten, bei Arbeiten an einem Grunditüd 
ineinem Jahre, bei Vauwerten in fünf Fahren.) Die Ber: 
jährung beginnt mit der Abnahme des Wertes‘) 

Die Verjährungsfrift kann dur Vertrag verlängert 
werden.?°) 

639, Auf die Verjährung der im 8 638 bezeichneten Anſprüche 

jteflers finden die für die Verjährung der Anſprüche des 
r äufers geltenden VBorfchriften des 8 477 Abſ. 2, 3 und der 88 478, 
479 entiprechende Anwendung. 
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Erläuterungen 


8 638 23) Ein Bauwerk iſt eine unbeweglihe durch Verwendung von Arbeit 
und ‚tateriel in Verbindung mit dem Erdboden hergeſtellte Sache. Es ilt 
da t 3. B. ein artefiiher Brunnen oder ein Doppelröhrenbrunnen (ohne die 

rdem etwa von anderen andern ein Kellerſchachts⸗ und Brunnenge- 
bäude) fein  Bauwerf“, ın eine „Arbeitaneinem Grund- 
ft ü.d“ im Sinne des 8 638. — ie fünfjät tige Verjährung der 8 638 be- 
#eigneten Aniprüde des Beltellers‘ tritt auch ein bei üngen der zu einem 
Bauwerke“ gelieferten Einzelarbeiten ber ee (Tiichler, Glafer, 
Maler ulw.) und nit etwa bloß, wenn die Heritellung eines ebäudes „als 
eines u verdungen iſt. 

640, 646. — Im alle „argliltigen Verihweigens“ (vgl. 8 637) 

tritt vie > Dance Verjährung ein. 8 1 
PAusnahme von 8 225. htärgung fann ſchon nad 8 225 
pereinbalt werden. Bet Werfverträgen, namentlih betr. Bauten und Ma- 
ſchinen, vereinbaren die Parteien oft eine Garantie Frift für den Unternehmer. 
Ob folde ‚Dereindarungen stein ch eine „Verlängerung“ bezw. „Verkürzung“ 
der Berjährungsiriit enthalten, laßt fich nur im einzelnen Falle durch Aus— 


630 legung a) 08 208 fl vgl. Note 40 zu 8 477. 
| 640 27 nahme ift — Annahme des Werkes als Erfüllung im Sinne des 


8 363. vgl. Note dazu, ferner Anhang 10 zu 8 433, Note 1 zu 8 293 und Note 29 

8 640. — re, das Merf , ir vertzogsmählg „gergeite eh lo fann der Be- 

—X (auch A unerbebli en Mängeln) d bnabme des Wertes 
und die Zahlung der. Dergütung (8 641) verweigern. vgl. Anhang 5 
zu 8 633 unter III und I 

28) Die „Abnahme“ * . ausgejhloflen bei Werkverträgen über Per: 
\onenbeförderung, über eine Luferaufi rung von Göthes ——* über Ab⸗ 

bruch eines Hau es uſw, vgl. 

20) Die vorbehaltloſe me eines mangelhaften Werkes 
entbärt nicht die ſtillſchweigende Billigung etwa au annter Mängel, auch 
nicht folder Mängel, gie „Dei ehöri er Yufmertjamfeit er- 
tennbar“ waren. Cine Unterſu un a! liht des Beſtellers jowie eine 
Pflicht zur Anzei e gefundener Mängel be hrun Des Rügerechts befteht 
nit. Nur „Abnahme“ des Wertes in een Kenntnis des 
Mangels mad ben Beiteller bes ae auf „Oemwähzteftung“, verluftig, 
fofern er ihn 2 nicht vorbehält. Zu alledem und Yus- 
nahmen dgl. Anhang 57 zu R 651, ferner Arbang 11 —* 7*— zu | 
—* ſowie 363, 464 nebſt Noten. — Durch orbehalt“ wahrt | 

ch der Beiteller nicht nur die Aniprüde aus FR 633, 634, jondern auch den | 

aus $ 635, ber dort „itatt“ jener gegeben ift. 
8 641 5 640 646 und Noten ſowie Anhang 2 zu Koma unter B. 
si r namentlich bei Werkverträgen ber auwerke“ Häufig vor- 
fommende all, daß der Unternehmer das nad) einem "vereinbarten Plane her- 
ujtellende ert ohne biesbegugliche Vereinbarung mit Änderungen oder 
Sufäsen ausgeführt hat, die den Wert des Wertes erhöhen (fo en. Extra 
tbeiten), iſt nad) den Grundjägen der „Gejhäftsführungo uf- 
trag, (8 683, 684) au beurteilen. 
angels anderer Beitimmung mit 4 Progznt (8 246). vgl. $ 452 
und Note SD $ 291. — Über „Abnahme“ 8 6 
der Belteller eines Rods hat den Stoff zu liefern, oder er ſoll 

zum — kommen. 

) ss 293 ff. I der „zur Anprobe“ in die Wohnung des Beitellers ' 
eines —* um 2 Uhr bejtellte Schneider findet den Kunden nicht zu 
—* und entfernt ſich nach längerem Warten. en fann er Entihädigung 
ordern. Wenn der Kunde fi aud) weiter nicht treffen läßt, findet 8 643 An⸗ 

wendung. „Wer den Wagen warten. läßt, muß den Autiejer_ entfchadigen. — 
Stiehlit Du‘ dem Meilter die Zeit, halte n Beutel bereit“ (C). 
cd)” „Wenn Kuticher einen anderen fährt, ift er mein Wartegeld nit 
wert“ 





8 642% 
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Werfvertrag 8 840-645 


Unterzieht ſich der Unternehmer im: Ginverftändniffe 
mit dem Befjteller der Brüfung des VBorhandenfeins des Mangels . 
oder der Befeitigung des Mangels, jo ilt die Verjährung jo lange 
sehemmt,2°) bis der Unternehmer das Ergebnis der Prüfung dem Be- 
iteller mitteilt oder ihm gegenüber den Mangel für befeitigt erflärt oder 
die Fortſetzung der Bejeitigung verweigert. 

8 640, Der Beiteller iſt verpflichtet, das vertragsmähig hergeitellte 
Bert abzunehmen,?’) fofern nit nad) der Beſchaffen 5 eit des 
Werkes Die Abnahme, ausgejälojjen ift.2°) 

Nimmt der Belteller ein mangelbaftes Wert ab, obſchon er den 
Mangel kennt, fo jtehen ihm die in den 88 633, 634 beitimmten - 
Aniprühe n ur zu, wenn er fi} feine Rechte wegen des Mangels bei der 
Abnahme vorbehält.:?) 

8641. Die Vergütung ijt bei ber Ubnahme des Werkes zu ent- 
tihten.°) Iſt das Werk in Teilen abzunehmen und die Ber: 
gütung für die einzelnen Teile bejtimmt, fo ijt die Vergütung für jeden 
Teil bei deſſen Abnahme zu entrichten.’') 

Eine in Geld feitgejegte Vergütung. Hat der Beiteller von d er 
Abnahme des Werkes an zu verzinjen,‘?) | ofern nidt Die Ver⸗ 
gütung geſtundet iſt. 

8642. Iſt bei der Herſtellung des Werkes eine Handlung des 
Veitellers erforderlid,:®) jo kann der Unternehmer, wenn der Belteller 
duch das Unterlaffen der Handlung in Berzug der Annahme kommt, 
eine angemeljene Entihädigung verlangen.®*) 

Die Höhe der Entihädigung beftimmt fich einerjeits nad der 
Dauer des Verzugs und der Höhe der vereinbarten Ver— 
gütung, andererjeits nach demjenigen, was der Unternehmer infolge 
des Berzugs an Aufwendungen erjpart oder durch anderweitige Der: 
wendung feiner Arbeitsfraft erwerben fann.®) 

8 643. Der Unternehmer iſt im Falle des 8 642 berechtigt, dem 
Beiteller zur Nachholung der Handlung °°) eine angemefjene Friſt mit 
der Erllärung zu beſtimmen, daß er den Vertrag kündige, wenn die 
Handlung nicht bis zum Ablaufe der Frift vorgenommen werde. Der 
Vertraggiltalsaufgehoben, wenn nidt die Nahholung 
bis’ sum Ablaufe der Friſt erfolgt.?”) 

8644. Der Unternehmer trägt Die Gefahr bis zur Abnahme des 
Werkes.) - Kommt der Beiteller in Verzug der Annahme,?) jo geht 
die Gefahr auf ihn über. Für den zufälligen Untergang und eine 
sufällige Verſchlechterung des von dem Beſteller gelieferten Stoffes 
it der Unternehmer nicht verantwortlicd.*°) 

Derjendet der Unternehmer das Wert auf Berlangen des Beſtellers 
nah einem anderen Orte als dem Erfüllungsorte,“) fo 
finden die für den Kauf geltenden Vorjchriften des 3 447 entiprechende 
Anmenbung. 

. Iſt das Wert vor der Abnahme *2) infolge eines Mangels 
des von en Beiteller gelieferten Stoffes oder infolge einer von dem 
Beiteller für die Ausführung erteilten Anweiſung untergegangen, ver- 
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Erläuterungen 
8 643 a) . B. — Lieferung des Stoffs, zur Anprobe. 
2) 85 1.1682 Zu 


88) 88 323, 640, 646. Wenn alfo das Wert vor der „Abnahme“ 
jeitens des Beitellers (vgl. Note 2 untergebt, z. B. wenn ein Hausbau 
| während der Herftellung durch Blitichlag zeritört wird, wenn ein Sadıver: 
wu ſtändiger vor Ausarbeitung eines ihm übertragenen Gutadtens nad monate: 

langen Borarbeiten geiltesfrant wird oder ftirbt, jo trägt dDiefe „Ge: 
ke ren“ der Bauunternehmer, der Sachverſtändige bezw. deilen Erben, d. h. 
ĩ i 





e find nicht berechtigt, die vereinbarte Vergütung, den Erſatz ihrer 
uslagen zu fordern ur jedoch 8 645). ten die Materialien 

3. ®. beim Hausbau vom Bejteller geliefert, jo trägt die „Gefah x" des 
gufälligen nterganges des Wertes in Anjehung der „Materialien“ natürlid) 
t „Delteller“ (8 644 Abi. 1 Sat 3), falls nidyt etwa der Unternehmer ver- 
—* war, das Werk (den Hausbau) während der Seriielung egen Blik- 
R Tag (Benersactaßt) zu verfihern (8 281); Hat er dies „Ichu % unter⸗ 
o muß er dem Beſteller Schadenserſatz leiſten. 

39 85 208 fi. 

#0) „Gabſt Du das Tuh dem Schneider, verbrennen Dir die Kleider“ 
(C), falls das Haus des Schneiders ohne deſſen Verſchulden abbrennt. 

11 269. 


8 645 +2) 88 640, 646. 
.) 276, 278 und Anhang 5 zu $ 633 unter II. 


laſſen, 


24) ‚Gibjt Du mottigen Stoff dem Schneider, zahlſt Du die Arbeit und 
befommf feine Kleider. — Teilweiſe geleiltet, teilweije vergütet“ (C). 
#5) 88 276 ff., 324. 
8 646 16) 8 640 und Noten, insbejondere Note 28. 
8 647 47) Au dem Flickſchneider find die geflidten Kleider“ (C). — Es ilt 
dies ein „geiekliches“ Pfandrecht, für das gemäß & 1257 die SS 1204 ff. gelten, 
ol namentlid) das Recht des ‚Brivatver aufs” 88 1228—1249. — 8 492 RD. 
(Aiblonberungsteiite im Konkurſe des Beitellers). — iiber „Beſitz“ 58 854 ff. 
. — Wenn die Sachen niht dem Befteller gehören, |o erwirbt 
der Unternehmer fein Pfandrecht daran, auh nit wenn er in dem 
„guten Glauben“ war, fie feten Eigentum des Beltellers. — Der Unternehmer 
von Reparaturarbeiten an einem Site hat das 8$ 647 beitimmte Pfandrecht 
an dem Schiffe vorbehaltlich älterer im Gdiffsregifter eingetragener 
Slanbreoike. tefen Pfandrechten gegenüber kann er auch nit das „Zurüd: 
FE 273) wegen der durd) Die Reparaturen bewirkten Wert: 
erhöhung des Schiffes geltend "iR (66 
648 #3) vgl. Anhang 48 zu 8 648 (Schug der Baubandwerter). 
8 619 9) Kict ud: der Unteineomer 
50) oHne Kündigungsfriit zur jofortigen Löſung. 
Über Kündigung uw. Note 65 zu 8 564. Der Unternehmer, 3. B. bei einem 
Bau der Baumeilter, hat aljo fein Recht, das Werk zu nollenden, fofern dies 
nit als vereinbart anzuſehen ift. , 
51) Der 3.8. vor Vollendung des Baues dem Baumeilter fündigende 
Befteller muß alfo an fi (vorbehaltlich feiner Rechte wegen vertrags- 
widrigen Verhaltens des Baumeilters) dem Baumeifter die für den „voll: 
endeten“ Bau „vereinbarte“ Sergltung zablen unter „An: 
rehnung“ der in 8 649 begeiihneten träge. Einen Aniprud) au 
„Shadenserjat“ neben dem Anſpruch auf die für das vollendete Mer 
„vereinbarte Vergütung“ bat der Baumeijter nit, ſelbſt nit wenn ihm 
willtürlid gelündigt ift. — vgl. 88 324, 615. — Über den Einfluß des Todes 
des Unternehmers oder Beitellers gilt das Anhang 22 zu 8 620 Gefagte ent- 
Iprecyend. vgl. aud) das Beilpiel Note 38 (Tod des Sadperltändigen). — 
ber den Einfluß des Konkurſes auf Werkverträge 88 17, 23, 27 KO. 
8 650 62) Es iſt aljo dem Unternehmer hier der „Gewinn“ verjagt, den er aus 
dem Vertrage ziehen würde (Gegenſatz: 8 649, wo die „vereinbarte Vergütung 
gewährt wird). 
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Werkvertrag 8646-651 


ſchlechtert oder unausführbar geworden, ohne daß ein Umſtand mitge— 
wirkt Bat, den der Unternehmer zu vertreten hat,“) jo kann 
der Unternehmer einen der geleifteten Arbeit entiprehenden Teil 
der Bergütung und Erjak der in der Vergütung nicht inbegrif- 
fenen AuUslagen verlangen.*‘) Das gleiche gilt, wenn der Vertrag in 
Gemäßheit des $ 643 aufgehoben wird. 

Eine weitergehende Haftung des Beitellers wegen Ver: 
Ihuldens bleibt unberührt“) 

8 646. it nah) der Bejhaffenheit des Werkes die Ab- 
nahme ausgejdhlojjen, jo tritt in den Fällen der 88 698, 641, 
644, 645 an die Stelle der Ubnahme die Vollendung des Wertes‘) 

8 647. Der Unternehmer hat für jeine Forderungen aus dem 
Vertrag ein Pfandrecht an den von ihm hergeftellten oder ausgebeflerten 
bewegliden Saden des Beitellers, wenn fie bei der Heritellung oder 
zum Zwede der Ausbellerung in feinen Beſitz gelangt find.*) 

5 648. Der Unternehmer eines Baumerles oder eines einzelnen 
Teiles eines Bauwerkes Tann für feine Forderungen aus dem Ver— 
trage die Einräumung einer Siherungshypothel an Dem Baugrundftüde 
des Beltellers verlangen. Iſt das Wert noh niht vollendet, jo 
fann er die Einräumung der Sicherungshypothek für einen der geleifteten 
Arbeit entjprehenden Teil der Vergütung und für die in der 
Vergütung nit inbegriffenen Auslagen verlangen.*) 

$ 649, Der Belteller *) Tann bis zur Bollendung des Werkes 
jederzeit den Vertrag Kindigen.) Kündigt der Belteller, jo ift Der 
Unternehmer beredtigt, die vereinbarte Vergütung 
zu verlangen; er muß fi jedoch dasjenige anrechnen laſſen, was er 
infolge der Aufhebung des Vertrags an Aufwendungen erjpart oder 
Durch anderweitige Verwendung feiner Arbeitsfraft erwirbt 
oder zu erwerben böswillig unterläßt.‘) 

8 650. Ift dem Vertrag ein Koftenanfhlag zu Grunde gelegt 
worden, ohne daß der Unternehmer die Gewähr für die Rich— 
tigfeit Des Anſchlags übernommen hat, und ergibt ſich, daß das Werk 
nicht ohne eine weſentliche Überſchreitung des Anſchlags ausführbar 
iſt, ſo ſteht dem Unternehmer, wenn der Beſteller den Vertrag aus dieſem 
Grunde kündigt, nur der in 8 645 Abſ. 1 beſtimmte Anſpruch zu.) 

Iſt eine ſolche Uberſchreitung des Anſchlagszuerwarten, 
fo bat der Unternehmer dem Beſteller unverzüglih Anzeige 
zu machen.’®) 

651, Verpflichtet fi der Unternehmer, das Werl aus einem 
von ihm zu beſchaffenden Stoffe herzuitellen,’*) jo hat er dem Beiteller 
die Hergeltellte Sahe zu übergeben und das Eigentum an 
der Sade zu verſchaffen. Auf einen ſolchen Vertrag finden die 
Vorſchriften über den Kauf‘) Anwendung; ift eine nicht vertretbare 
Sade :°) herzuitellen, jo treten an die Stelle des 8 433, des 8 446 
Abſ. 1 Sa 1 und der 88 447, 459, 460, 462 bis 464, 477 bis 479 die 
Vorihriften über den Wervertrag mit Ausnahme der 
88 647, 648.°°) 
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$ 651 
$ 652 


$ 653 


5 651 


g 655 
: 656 


5 657 


Erläuterungen 


121. — Im Falle der Verzögerung muß der Unternehmer 
dem Beiteller den Schaden en der dieſem daraus * daß er die 
Kündigung“ gemäß 8 650 Ab die ſofortige Löſung des Vertrags nicht 
ſchon au der Zeit erklürt hat, zu Der er fie bei rechtzeitiger Ainzei e hätte er- 
flären können. Eigene „‚Renntnis des Beitellers“ von der N hlagsüber- 
Ihreitun ichliekt den — ——— gemäß $ 254 aus oder mindert ihn. 

+)—57) vgl. Anhang 54—57 5 651 (Werklieferungsvertrag, im 
prattiſchen Leben beſonders häufiger all des „Berkvertrags“). 

ı) Ein Mäflervertrag liegt, wie hervorgehoben lei, aud; vor, wenn ber 
„Nachweis der Gelegenheit" oder die „Wermittelung“ nidt gewerbs- 
us g betrieben ur — Maãtlergewerbe SS 35, Gewerbeordnung. — 
Han — 6 ff. 56B. vgl. für —— * Art, 13. — Aurs 
mafler SS 29 Börfengele. — SHeuerbaje Gel. vom 2, Tuni 1902 betr. 
Stellenvermittelung für Sch fsleute. — ———— "88 84 fi. 96 
— a rg fler E. 75. — Gefindemäller E. 

Nach 652 Fi. BGB. ſind insbeſondere zu — die —— der 
Häuſer-⸗ Güter:, 59pothetenmätler, Stellenver— 
mittler, Theateragenten, Darlebens-, MWohnungs-s, 
Ehe-Bermittler uw. 

2) vgl. Anhang 2 zu $ 652 (Weſen bes — — — Voraus⸗ 
ſetzungen des —* auf MNätlerlohn — Beiipiele). 

3) d. 5. der Bertrag, für dejjen Zujtandefommen der Mäflerlohn ver: 
Iprohen Ka 

+ ; 158 


J vgl, — 2 zu 5 652. 

85 612, 632 ne ft Noten. Menn jemand, ohne ausdrüdlih dem 
Mäkler ed I trag‘ ® u erteilen, ji ge allen läht, daß ber Mätler 
für m (nid) t: Kir die egenpartei) tätig iſt, jo Liegt hierin der Abſchluß 
eines Mäflervertrags durch ſchlüſſige Handlungen. 

) Durch Auslegung des Mäklervertrags gemä 5 157 (Treu und 
Glauben, Per ehrsfitte | zu ermitteln, ob der üfler aud für den 
anderen Teil tätig jein darf. Wenn der Mäflervertrag bloß nu „Nadı- 
meis" von Vertragsgei Pannen (nidt aud zu „Vermitte I t, wird 
der Mäkler in der Regel für beide Teile tätig ein dürfen (3 tellen- 
vermittler). Wenn der eine Teil weiß und ohne Widerjprud) duldet, 
daß der Mäkler aud) für den anderen Teil tätig ift und ſich von dieſem Lohn 
bat verſprechen lajlen, jo fann der Mäkler beim Zuftandelommen des Vertrags 
von beiden Teilen Lohn fordern (vgl. für Händelsmäkler $ 9 HG%.). 

Die Haftpflicht des Mäklers bejtimmt ne nad) $S 276, 278; 3. B. wenn 
er feinem Wuftraggeber wijfentlidh oder Tabrläljig falſche Angaben 
über das von dieſem zu kauſende Grundſtück, über die Vermögensverhä niſſe 
der anderen Partei macht. Eine allgemeine — des 
Mäklers zu Erkundigungen über die Zahlungsfähigkeit ber 
von ihm ſeinem Wuftraggeber zugeführten anderen Vertragspartei beiteht 
nicht; doch fann Dies im einzelnen Kalle jeine Pflicht —* denfalls haftet 
er, wenn er ungünſtige Tatſachen über die Zahlungsfä igfeit der Gegenpartei 
fennt und Eich ı Nuftraggeber verſchweigt. 

8) og. 

»)\v 1 = $ 241 unter II am Ende und Anhang 34 F 762 

10) && 780, 781. u‘ wi Zwecke der Erfüllung aegebenes ſchriftl 
Schuldanertenntnis, ein gegebener Wechſel kann aljo zurüdgefordert 
werden, nicht aber das auf Grund ihrer ſchon Gezahlte. 

1) & 305 und Note 3 dazu. Man kann aljo die me loartung, Klon dann 
fordern, wenn man von ihrer Ausſchreibun "Berbres gewuht hat eilpiele 
Der Auslobung iind: für Entdedung eines Berbreders, — für die Ermittelung 
eines Zeugen, — für Wiederverjhaffung einer verlorenen Sadye, — für Nad): 
weis einer guten Stelle, — jür Anzeige gejahrdrohender Umſtände im Eijen- 
bahnbetrieb, — für Löſung einer wi] enihaftliden, „ünftleriihen oder jonitigen 
Aufgabe (hierüber vol. ——— 5 661). — Die Auslobung muß „ernſt— 
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J A PA 
Mällervertrag — Auslobung 8 652-657 


Rerpflichtet ich der Unternehmer nur zur Beihaffung von Zutaten 
oder ſonſtigen Nebenſachen, jo finden ausihliekli die Vorjchriften über 
den Werkvertrag Anwendung 


Achter Titel. Mäklerverfrag.') 


8 652, Wer für den Nachweis der Gelegenheit zum Abichlu eines 
Bertrags oder: für die Vermitielung eines Vertrags einen Mällerlohn 
verfpricht, ift zur Entrichtung des Lohnes nur verpflichtet, wenn der Ver- 
trag infolge des Nachweiſes oder infolge der VBermittelung des Mäklers 
zultande Tommt.) Wird der Vertrag?) unter einer aufidhieben- 
den Bedingung geihloflen,‘) jo fann der Mäflerlohn erjt verlangt 
werden, wenn die Bedingung eintritt. 

Aufwendungen find dem Mäkler nur zu erjeken, wenn es ver- 
einbartift. Dies gilt auch dann, wenn ein Vertrag nicht zuſtande 
fommt.) 

F 653. Ein Mällerlohn gilt als ſtillſchweigend vereinbart, wenn 
die dem Mäkler übertragene Leiftung den Umftänden nah nur 
gegen eine Bergütung zu erwarten ijt.‘) 

Iſt die Höhe der Vergütung nicht beitimmt, jo iſt bei dem Beitehen 
einer Tage der tarmäßige Lohn, in Ermangelung einer Tare der übliche 
Lohn als vereinbart anzufehen. 

8 654, Der. Anfprud) auf den Mällerlohn und den Erjak von 
Aufwendungen iſt ausgeichloflen, wenn der Müller dem Inhalte des 
Bertrags zuwider auch für den anderen Teil tätig geweſen ift.”) 

$ 655. Sit für den Nachweis der Gelegenheit zum Abſchluß eines 
Dienftvertrags oder für die Vermittelung eines ſolchen Vertrags ein 
unverhältnismäßig hoher Mällerlohn vereinbart worden, jo fann er 
auf Antrag des Schuldners durch Urteil auf den angemeffenen 
Betrag herabgeſetzt werden.) Nach der Entrichtung des Lohnes ift die 
Herabfegung ausgejhlofjen. 

8 656. Durch das Verſprechen eines Lohnes für den Nachweis 
der Gelegenheit zur Eingehung einer Ehe oder für Die Vermittelung des 
Zuftandefommens einer Ehe wird eine Verbindlichkeit nicht begründet. 
Das auf Grund des Verſprechens Geleiltete kann nicht Deshalb zurüds 
gefordert werden, weil eine Verbindlichkeit nicht beitanden hat.°) 

Diele Vorſchriften gelten aud für eine Vereinbarung, 
durch Die der andere Teil zum Zwede der Erfüllung des Verſprechens 
dem Mäfler gegenüber eine Verbindlichkeit eingeht, insbe- 
iondere für ein Schuldanerfenntnis.'‘) 


Neunter Titel. Ausloßung. 


F 657. Wer durch öffentliche Bekanntmachung eine Belohnung 
für die Vornahme einer Handlung, insbejondere für die Herbeiführung 
eines Erfolges, ausjegt, ift verpflichtet, Die Belohnung demjenigen zu 
entrichten, welder Die Handlung vorgenommen hat, aud wenn diejer 
nit mit Rüdfiht auf die Yuslobung gehandelt hat.') 
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8 663 


Fr Erläuterungen 


lich eint“ ſein (vgl. 8 118). Nichtig iſt alſo die Bekanntmachung: 500 ME. 
in Gold demjenigen, der nad) Gebrauch dieſer Tinftur n einmal Zahn: 
ſchmerzen befommt, noch ein graues Haar auf feinem Kopfe findet. 
R Was 3. ©. in der Regel bei Entdedung von Verbreddern der Yall 1 
„) Sie if aljo gemäß $ 658 am Ende „im Zweifel unwiderru 


4) Cs gibt feinen Rechtsbehelf Dagegen. 

5 Sant verbleibt die preisgekrönte Arbeit Tigentum des Verfertigers. 
1) Diejer Titel Handelt von dem Rechtsverhältnis zwiſchen Auftrag» 
geber und Beauftragten. Wenn der „Auftrag“ auf Vornahme eines Rechts- 
geihäfts gegenüber (mit) einem Dritten „im Namen des Auf: 
traggebers” gerichtet ift (Bollmadt), jo unterliegen die Rechtsbeziehungen 
Des ultraggebers egenüber dem Dritten den 88 164 ff. 

„Vollmacht und Auftrag ift zweierlei“ (C). vgl. Anhang 12 
zu 8 167 und Note 14 zu 8 168. 

2) In der „Anentgeltlichleit“ Tiegt der Hauptunterfhied vom BDienft- 
vertrage d 611) und Daertoerirage (8 631). bleich „unentgeltlich“, ent⸗ 
Dan ber ujtıog body nicht eine „Schenkung“, vgl. Note 2 zu $ 516. — en⸗ 

and des Auftrags iſt Die Bejorgung von Geſchäften für einen anderen im 
weiteften Sinne, nidt nur „Rechtsgeſchäfte“, 3 8. Vertretung 
in einem Prozeß, Abſchluß eines Vertrags, Erklärung einer Auflajjung, Ein- 
giehun einer Forderung, Iogen, Inkaſſomandat, — in diefen Fällen Tiegt 

rbindung von „Auftrag“ und „Vollmacht“ vor, über Fe ie vgl. aud 
Anhang 4 zu 8 117 —, jondern aud) bloß „tatjählice“ 


2 
* 


ienſtleiſtun-— 


ß en; z. B. Beſtellung eines Pakets, eines Geldbriefes aus Gefälligkeit. — Da 


ie unentgeltliche Beſorgung von „Geſchäften“ im Verkehrsleben der 
itencge Fall, „Entgeltlidfeit“ vielmehr die Regel ift, jo würde für 

8 662 ff. über „Auftrag“ nur ein ans Anwendungsgebiet beitehen, 
wenn nit 8 675 die Ha Vorſchriften über ‚Auftra $ auch auf die 
(ent FR tlihen) Dienft: und Werfverträge, die eine Geihäfisbeforgun 
zum egenjtand haben, Tür anwendbar erklärte. In der Regel wird es fi 

et der „Geihäftsbejorgung“ um die Entfaltung einer jeloien Tätig- 
feit handeln, En innerhalb des Rechtsbereichs“ des Geihäftsherrn 
vorzunehmen. ft. 

8) 3. B. Rechtsanwälte, Notare, Gerihtspollzieher, Mäfler, Drofchten- 
halter ujw. Da jedoh die „öffentlih“ zur Bejorgung von Geidäften „be- 
jtellten“ oder „fich erbietenden“ Perlonen in der Regel ihre Dienite nur 
„gegen Entgelt“ reijten, jo wird nad ß 662 (Unentgeltlichkeit) ein 

Auftrag“ in der Regelen icht anzunehmen ſein, ſondern ein Dienftvertr 
Kür bieien gelten aber, wie 8 675 ausdrüdlicdh beitimmt, auch die dort bezeich— 
neten Vorſchriften über „Auftrag“ (vgl. Note 2 am Ende). — Für die 
„öffentlich beitellten“. oder „öffentlich fich erbietenden“ Perjonen zur Ausfüh— 
rung von „Aufträgen“ gelten meift noch befondere Borihriften (Rechtsan⸗ 
waltsordnung, Gerihtsvollzieherordnung, Droichlen-PBolizeiverordnung uſw.).. 
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Auftrag 8 658-663 


F 658. Die .Uuslobung fann bis zur Bornahme der Hand: 
fung widerrufen werden. Der Widerruf ift nur wirffam, wenn er in 
derjelben Weije wie die Auslobung befanntgemadt wird 
oder wenn er duch bejondere Mitteilung erfolgt. 

Auf die Widerruflidteit kann in der Auslobung ver- 
zihtet werden; ein Verziht liegt im Zweifel in der Beitimmung 
einer % rift für die Vornahme der Handlung. 

8 639. Iſt Die Handlung, für welde die Belohnung ausgejeßt ift, 
mehrmals vorgenommen worden, ſo gebührt die Belohnung demjenigen, 
welder die Handlung zuerst vorgenommen hat. 

Ift Die Handlung von mehreren gleichzeitig vorgenommen worden, 
lo gebührt jedem ein gleiher Teil der Belohnung. Läßt fich die 
Belohnung wegen ihrer Beſchaffenheit nicht teilen oder foll nad) dem 
Inhalte der Auslobung nur einer die Belohnung erhalten, fo entjcheidet 
das os. Ä 

8 660. Haben mehrere zu dem Erfolge mitgewirkt,?) für den die 
Belohnung, ausgefeßt ift, jo hat der Auslobende die Belohnung unter 
Berüdfichtifung des Anteils eines jeden an dem Erfolge nad) billigem 
Ermeſſen unter fie zu verteilen. Die Verteilung ift nicht verbindlich, 
wenn fie offenbar unbillig ift; fie erfolgt in einem jolden alle durch 
Urteil. | 

Wird die Verteilung des Auslobenden von einem der Beteiligten 
nicht als verbindlih anerfannt, jo ilt der Auslobende beredtigt, die - 
Erfüllung zu verweigern, bis die Beteiligten den Streit über ihre Be- 
rechtigung unter fi} ausgetragen haben; jeder von ihnen fann verlangen, 
daß Die Belohnung für alle hinterlegt wird. 

Die Vorſchrift des $ 659 Abf. 2 Sat 2 findet Anwendung. 

8 661. Eine Auslobung, die eine Preisbewerbung zum Gegen- 
ftande Hat, it nurgültig, wenn in der Bekanntmachung eine Friſt 
für die Bewerbung beitimmt wird.?) 

Die Entſcheidung darüber, ob eine innerhalb der Friſt er- 
folgte Bewerbung der Auslobung entſpricht oder weldye von mehreren 
Bewerbungen den Vorzug verdient, ift durch die in der Auslobung be- 
zeichnete Perfon, in Ermangelung einer folden dur den Auslobenden 
zu treffen. Die Entſcheidung ift für Die Beteiligten verbindlidh.*) 

Bei Bewerbungen von gleiher Würdigkeit finden auf die Zuer- 
teilung des Preiſes die Vorſchriften des $ 659 Abi. 2 Anwendung. 

Die Übertragung des Eigentums an dem Werte 
kann der Yuslobende nur verlangen, wenn er in der Yuslobung be— 
ſt im mit hat, daß die Übertragung erfolgen oll.) 


Sehnter Titel. Anuffrag.') 


8 662, Dur die Annahme eines Auftrags verpflichtet ſich 
der Beauftragte, ein ihm von dem Auftraggeber übertragenes Geſchäft 
für diefen unentgeltlich zu beforgen.?) 

8663. Wer zur Bejorgung gewiller Geſchäfte öffentlich beitellt 
iſt oder fich Öffentlich erboten hat,“) ift, wenn er einen auf joldhe Geſchäfte 
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8 665 


8 666 


8 668 


5 820 


8 672 


Erläuterungen 


4) Bei Vermeidung der Schabenserjatpflidt. Der „nit abgelehnte 
au, ilt n i cht etwa als „angenommen. In den Füllen des $ 151 ber 
darf 5 die tatjächtich erfolgte Annahme” en 5 „Erklärung“ gegen- 
über de m Auftraggeber. — 8 362 H6 6%. be beftimmt: De einem Kaufmanne, 
befien Gewerbebetrieb Die orgung von Sei äften für andere mit fi 
bringt, ein entrog über die jejorgung fol häfte von jemand zu, mit 
dem erin Selhäiisperbindung iteht, nn iſt er verpflichtet, unverzüg- 
Gh zu antworten; ſein Shweigen gilt als aunagme des Antrags. 
Das gleiche gilt, wenn einem Kaufmann ein Antrag über die Bejorgung von 
Geidaften von jemand zugeht, dem gegenüber er fih zur Bejorgung 
5. „elööfte erboten hat. Auch wenn der Kaufmann den Antrag ab: 

t er die mitgejendeten Waren auf Kolten des Antrag: 

G ombeit er für dieſe Koſten gededt tft und foweit es „ohne Nachteil für 

in —* echeben kann, einſtweilen vor Schaden zu bewahren.“ — Über „unver: 
zug 

6) er "Rote 9 zu 8 613. In manden Fällen „g° tattet Kon das Geſetz 
die a an ubjtitution), 3 at —— 
Öehirfe D. Zu unterſcheiden von der iibeir non; i ztze Zuziehung von 

ehtfen" ja e iſt neiattet, me wenn nicht ein fie eres vereinbar iſt. 
ermei u nserjaßp 
keit 3. ne B bei der unable des rar Di mangelhafter Inſtruktions⸗ 
er ung. 
ür „eigenes“ Verſchulden haftet er gemäß 8 276. 
fo aud ni — —— ID 39 BGB. 
Denn der anenste iſt —J me anilhes Snitrument; er fol 
keinen. —8 walten laſſen. Im übrigen 157, 242. 

108 130—132. 

ı1) von felbit, ohne dak es einer Aufforderung des Auftraggebers be- 
darf. ude die —38* des Kommiſſionärs 8 384 384 568 

38 259 . Die Pflicht zur —A— beſteht nicht nur 
nad di ftändig ausgeführtem Auftrage, jondern auch ſchon nad) 
— wenn au vor ügeitt g 3. 38 infolge Konkurs des uftraggebers 8 23 AD. 


— eingetretener Beendigun B, 5 a ines 
18) Wenn nichts anderes beftimmt ijt, mit 4 Prozent ($ 26). Außer: 
ift er zum Erſatz des etwaigen weiteren Shadens verpflichtet und 


Be orliegen der gejeglichen — ngen ae we „Unter: 
chlagung“ oder —— N e- 26 Ehre gelehbuch) Be 
14) 88 256, 25 4. Beireffend ommiffionär 8 396 968. 
28 itten m "re läuft man nit vom Karren weg“ (C). — Über 
" Rümeigung Note 65 zu „0 
Krant ua 88 626, 1358 (Kündigungsreiht des Ehe 


mannes einer —— 

17) ven ufin bes un ee Partei beim „Auf: 
trage“ Eu 8 673 und — nhang 620. — Betreffend 
den Einfluß des Gates 88 28 bie" vom Gemeinihuldner 


erteilten Aufträge erlöjchen vanach in ber — * Gievo die dem emein- 
ſchuldner erteilten nicht ohne weiteres). 
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Auftrag . 8 664-672 


gerichteten Auftrag nicht annimmt, verpflichtet, die Wölehnung dem Auf: 
traggeber unverzüglih anzuzeigen‘) Das gleiche gilt, wenn fid) 
jemand dem YNuftraggebergegenüber zur Belorgung gewiſſer 
Geidäfte erboten hat. 

8 664. Der Beauftragte darf im Zweifel’) die Ausführung 
des Auftrags nicht einem Dritten Übertragen.) Iſt Die Übertragung 
geftattet, fo hat er nur ein ihm beider Übertragung”) zur 
Laſt fallendes Verſchul den zu vertreten. Für das Verſchulden eines 
Gehilfen ijt er nach 8 278 verantwortlidh.®) Ä 

Der Anſpruch auf Ausführung des Auftrags iſt im 
3weifelnidht übertragbar.) 

8 665. Der Beauftragte ift bereihtigt, von den Weijungen Des 
Yuftraggebers abzuweidden, wenn er den Umftänden nah annehmen 
darf, daß der Auftraggeber bei Kenntnis der Sadlage die Ab- 
weihung billigen würde.) Der Beauftragte hat por der Ab- 
weichung dem Auftraggeber Unzeige zu machen ’*) und deſſen Ents 
Ihliehung abzuwarten, wenn nicht mit dem Aufſchube Gefahr 
verbunden ift. 

8 666. Der Beauftragte ift verpflichtet, dem Auftraggeber die 
erforderlien Nachrichten zu geben?) auf Verlangen über den Stand 
des Geihäfts Auskunft zu erteilen und nad) der Ausführung des Auftrags 
Rechenſchaft abzulegen.) 

8 667. Der Beauftragte iſt verpflichtet, dem Auftraggeber alles, 
was er zur Ausführung des Auftrags erhält und was er aus der Ge- 
Ihäftsbeforgung erlangt, herauszugeben. 

8 668. Verwendet der Beauftragte Geld für ih, das er dem 
Auftraggeber herauszugeben oder für ihn zu verwenden bat, fo ift er 
verpflichtet, es von der Zeit der Verwendung an zu verzinjen.!?) 

8 669. Für die zur Ausführung des Auftrags erforderlichen Auf⸗ 
wendungen hat der Auftraggeber dem Beauftragten auf Verlangen 
Vorſchuß zu leiften. _ 

8 670. Macht der Beauftragte zum Zwede der Ausführung des 
Auftrags Aufwendungen, die er den Umftänden nah für erforderlich 
halten darf, fo ift der Auftraggeber zum Erſatze verpflichtet.) 

8 671. Der Auftrag kann von dem Auftraggeber jederzeit wider: 
rufen, von dem Benufiragten jederzeit gelündigt werden. 

Der Beauftragte darf nur in der Art fündigen, daß der 
Auftraggeber für die Bejorgung des Geihäfts anderweit Für: 
ſorge treffen fann,'°) es fei denn, daß ein wihtiger Grund für die 
unzeitige Kündigung vorliegt.) Kündigt er ohne jolden Grund 
zur Unzeit, jo bat er dem Auftraggeber den daraus entjtehenden 
Schaden zu erfegen. 

Liegt ein wihtiger Grumd vor, fo ilt der Beauftragte zur 
Kündigungaud dann bereätigt, wenn er auf das Kündigungs- 
reht verzichtet hat. 

8672. Der Auftrag erlifht im Zweifel nicht dur den 
Zod oder den Eintritt der Geihäftsunfähigleit Des Auftraggebers.) 
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Erläuterungen 


8 673 18) 8 121. 
s 674 10 671 Abi. 1. 
20 169, 123 am Ende. 
8675 212 611, 631 und Noten dazu, jowie Noten 1—3 zu 8 662. — Unter 
5,67 fallen namentlid die den Rechtsanwälten, Notaren, Gerihtspollziehern, 
n jogen. Bollsanwälten übertragenen Geſchäfte, ferner der ſogen. Ber: 
waltungssBertrag, 3. B. betreffend Verwaltung eines Gutes, eines Haufes, 
eines ganzen Erwerbsgeidäfts. 
22) vgl. Anhang 22 zu 8 675 (Rechtslage bei den Geſchäftsbeſorgungs⸗ 


gen). 

676 23) pgl. Anhang 23 zu 8 676 (Allgemeines über die Rechtslage bei 
ö Erteitung von Rat, nie und Se ag 
8 677 „Ungebetener Dienit Bat felten Dant. — Wer ih aufdrängt, madt 


1 
i Berbräh" (C). — In der Regel braudt ih niemand gefallen zu laſſen, 
I ein anderer ohne Auftrag“ oder „jonjtige Beredtigung“ 
(folcde Haben 3. B. Vater, Vormund vgl. Note 4) feine Geſchäfte bejorgt, und 
wenn der andere (Geiäfts übrer) es dennoch tut, jo entfteht dadurch in der 
Regel keine Verpflichtung desjenigen, jr den der andere Geſchäfte bejorgt 
t (des Geihäftsheren). Diele el Tann aber entiprechend der Natur der 
he, dem natürliden Rechtsgefühl und den Anforderungen der Redtsord- 
nung nit ausnahmslos gelten (Geidäftsbejorgung für einen anderen in 


dejlen Not, Unglüd, Abweſenheit, Ge) alssunfänigfeit ulw.). Die 88 677 ff. 
ordnen das Verhältnis awilden dem ee hrer ohne Auftrag und dem 
Geſchäftsherrn, für den ohne Auftrag ein Geſchäft bejorgt iſt. nn die „Ge: 


Ar ührung ohne Auftrag“ ſeitens des Geichäftsführers ‚im Namen des 
eihäftsherrn“ dur ornahme eines Rechtsgeſchäfis gegenüber (mit) 
einem Dritten erfolgt, jo unterliegen die dem Dritzen gegenüber entitehenden 
Rechtsbeziehungen den 177—180 (Bertretung ohne Bertretungsmadt) ol. 
un Note 1 di 662. — UAnwendungsfälle der Vorihriften über ⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag“ vgl. 88 450 Abſ. 2, 547 Abſ. 2, 581 Abi. 2 in Ver⸗ 
bindung mit 8 547 Abſ. 2, 601 ſ. 2, 994 Abſ. 2, 1049 Abi. 1, 1216, 1959 
Abſ. 1, 1978 Abi. 1, 1991 Abi. 1, 2125. vgl. ferner 8 89 3P0. (Beihälts- 
Ehrung ohne Auftrag im Prozeß), über gung und Hilfeleiftung in 
eenot SS 740 fi. HGB, Strandungsordnung v. 17. Mai 1874, Binnen: 
ſchiffahrts eich in der gallına v2. 20. Mai 1898 88 98 I und über den 
häufigen daß die Armenpflege einem Armen (vorläufig) an Stelle 
des zunädft um Unterhalte des Armen verpflidteten 
Berwandten Unterhalt gewährt E. 103. 

2) „Geſchäft“ irgend welder Art (Rote 2 zu $ 662). Es tft 
alſo namentlid aud eine „Geſchäftsbeſorgun ade uftrag‘ für den Ehemann 
oder Vater, wenn jemand (in feiner Abweſenheit oder weil er ſich weigert) 
der Chefrau oder dem Kinde Unterhalt gewährt; vgl. 8 679. 

2) Gleichviel ob er den „anderen“ kennt oder nidt, vgl. 8 686. — 
Über den Fall, daß jemand ein ‚ttemdes“ age „als fein eigenes“ 
behanbeit, Iprit & 687, in welchem Kalle „Geihäftsführung ohne Auftrag“ 
ni vorliegt. 

R,ſonſt“ 3 8. als gejeglider Vertreter (Vater, Vormund, 
Pfleger ulm.) oder kraft Amtes (ein Schukmann, der bemerlt, dak eine 
an einem Haufe angebradite Studverzierung im Begriff ilt, ſich loszulöſen und 
auf die Straße u, allen, nimmt Leute an und tabt jie bejeitigen). 

ſat 5 er achtung der 88 276-278 bei Vermeidung von „Sthadens- 
erſatzp “ 

6) „Gelhäftsführung ohne Er kann aud und wird oft vorliegen, 
wenn der Geidäftsführer zugleich fein eigenes nterefle fördern will, 
z. 3. man nimmt eine notwendige Reparatur am Hauſe des „Nahbars“ 
vor, weil man den infolge der Reparaturbedürftigkeit für das eigene Grund: 
tüd zu befürdtenden Schaden abwehren will (vgl. 88 685, 687). 

8 679 7) 3. B. die Belorgung einer rdigung, die poligeitin vorgeſchriebene 
Beleuchtung der Treppen, Reinigung des Bürgerſteiges von Eis und Schnee, 
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Geſchäftsführung ohne Auftrag g 673-679 


Erliſcht der Auftrag, jo Hat der Beauftragte, wenn mit dem Aufichube 
Gefahr verbunden ift, Die Bejorgung des übertragenen Geſchäfts 
fortzufeßen, bis der Erbe oder der gejegliche Vertreter des Auf: 
traggebers anderweit Fürjorge treffen kann; der Auftrag gilt injomweit 
als fortbeftehend. 

8 673. Der Auftrag erliſcht im Zweifel duch den Tod 
des Beauftragten. Erliſcht der Auftrag, jo Hat der Erbe des Be- 
auftragten den Tod dem Auftraggeber unverzüglidh') anzu— 
zeigen und, wenn mit dem Aufihube Gefahr verbunden iſt, die Be- 
forgung des übertragenen Geihäfts fortzuſetzen, bis der Auftrag- 
geber anderweit Fürſorge treffen kann; der Auftrag gilt injoweit als 
iortbeitehend. 

8 674. Erliiht der Auftrag in anderer Weile als durch 
MWiderruf,') fogiterzubunitendesBeauftragten gleid- 
wohl als fortbeitehend, bis der Beauftragte von dem Erlöſchen Kenntnis 
erlangt oder das Erlöſchen fennen muß.?°) 

675. Auf einen Dienftvertrag oder einen Werkvertrag, der eine 
Ge sbejorgung zum Gegenitande hat,2!) finden die Vorſchriften der 
SE 663, 665 bis 670, 672 bis 674 und, wenn dem Berpfliäteten das 
Recht zufteht, ohne Einhaltung einer Ründigungsfrift zu 
fündigen, aud die Vorjehriften des 8 671 Abi. 2 entfpredhende An: 
wendung.??) | 

8 676. Wer einem anderen einen Rat oder eine Empfehlung er- 
teilt, it, un beſcha det der fi aus einem Bertragsverhältnis 
oder einer unerlaubten Handlung ergebenden Berantwortlid- 
feit, zum Erſatze des aus der Befolgung des Rates oder der Empfehlung 
entjtehenden Schadens nicht verpflichtet.?®) 


Eifter Titel. Gefhäftsfüßrung ohne Anffrag.') 


677. Wer ein Geihäft?) für einen anderen?) bejorgt, ohne 
von ihm beauftragt oder ihm gegenüber jonft *) dazu berechtigt zu fein, 
bat das Geſchäft jo zu führen) wie das Interefje des Geihäfts- 
herrn mit Rückſicht auf deſſen wirklichen oder mutmaßliden 
Willen es erfordert.) 

8 678. Steht die Übernahme der Geihäftsführung mit dem 
wirklichen oder dem mutmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn in Wider 
ſpruch und mußte der Geihäftsführer dies erfennen, fo ilt er dem 
Geihäftsherrn zum Erſatze Des aus der Geihäftsführung entitehenden 
Schadens auch dann verpflichtet, wenn ihm ein jonjtiges Ver- 
ihulden nicht zur Laft fült. 

8 679. Ein der Gelihäftsführung entgegenjtehender Wille des 
Geichäftsheren kommt nit in Betradt, wenn ohne die Geidhäfts- 
führung eine Pflicht des Gelhäftsherrn, deren Erfüllung im öffentlichen 
Intereſſe Tiegt,”) oder eine geſetzliche Unterbaltspflidt °) des Geldhäfts- 
herrn nicht rechtzeitig erfüllt werden würde. 
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8 682 


83 h 
billigt haben wiir 


5 687 


5 688 


Erläuterungen 


Die Initandhaltun von Straßen ſowie Gebäuden, Zahlung von Steuern, 
Stempelung von Verträgen, Serpilegun von Cinquartierung ujw. 

8 ngl. 88 1360 ff., 1578 ff., 1 14 
„Unterhalt“. 
°) 8 276 und Noten. Die bier jeitgejegte Beſchränkung der Haftung 
des Geſchä teführers Bat ihren Grund darin, daß jonft niemand aus Furcht vor 
Verantwortlichfeit einem anderen „in ri helfen würde. „Wer das 
Leben gettet. be rt das Kleid (dem Geretteten 


.‚ 1708 ff. uw. vgl. Regiſter unter 


gerreigen“ (C). 


11 \ 106, 114. 
12 823 ff. 
18 812 ff. 818. 


14) Sm allgemeinen darf vermutet werden, daß der Geſchäftsherr ge- 
de: h e, was unter Würdigung aller Umitände als „nüglid“ er- 
inen muß. 

Pr) 8 670. — Eine Bergütung für feine Bemühungen fann er 
in der Regel nicht verlangen. 

158) vgl. Note 1 am Ende. 

16 812 ff., 818. 
17 184. sel. auch 88 177—180. 
18 516 und Noten. Der Geihäftsherr muß beweijen, daß der 
Geihäftsführer n Me De hd in mar N zu verlangen: ; 
ı8) 8 685 . 2 bezieht auf den Tall, daß der Unterhalt gewährt 
wird, o h ne daß dazu eine peles line Verpflidtung —8 — 8 1601 ff. 
vorliegt, 3. ®. weil der Unterhalt Empfangende nit „bedürrtig“ im 
Sinne des 8 1602 tft oder weil zun ächſt andere Berionen verpflichtet oder 
mitverpflichtet Ik (8 1606). Denn im Falle der Erfüllung einer gejeß- 
lien Unterhaltspflidt ift der Erſatzanſpruch jelbitverftänntich ausge: 
ſchloſſen. — 8 685 .2giltnurim Verhältnis goilßen dem Unter: 
It „Gewährenden“ und dem „Cmpfangenden“. Der Uniprud des 3. 8. 
einer verheirateten Tochter Unterhalt Gewährenden auf Erja Teiftung 
gegen den zunächſt zum Unterhalte verpflichteten Ehemann der Todter 
nemäb 683, 679 wird durch 8 685 Abi. 2 nicht berührt. vgl. Note 1 am 
nde, Note 2 und E. 103. — vgl. die ähnlichen Vorſchriften 88 1429, 1618. 

20) 3. B. jemand bezahlt eine Schuhmacher-Rechnung, die in Wahrheit 
einem Ham ara galt. agl. Note ne durch jahrel 8 

2 mand lei oten und, nachdem fie durch jahrelange Be: 
nugung unjauber geworden, läkt er fie einbinden. 

22) Sn den Fällen des 8 687 Abſ. 1 greifen nur Aniprüde aus ber 
ungeredtfertigten Bereidherung (8$ 812 ff.), eventl. Anjprüde 
au Shadenserjag wegen unerlaubter Handlungen 7 823 ff.) 
Plot. In _den Fällen des 8 687 Abf. 2 greifen außer den pafelbit be- 
geiäneten Anſprüchen aud die Aniprühe aus der ungerechtfertigten 

ereiherung eventl. auf Shadenserjag wegen unerlaubter 
Handlungen Plak. 

1) Dinterlegungstpeien 88 372 ff. und E. 144—146. — liber Die gewerbs- 
mähtoe Lagerung und Aufbewahrung von Gütern (Lagergeihäft) 416 ff. 
HGB. — Über die Pflichten der Kaufleute bei —A fremder Wert⸗ 
yayiere Geſ. v. 5. Juli 1896 (Bankdepotgeſetz). 

2) fiber die Art der Aufbewahrung (vgl. 88 691, 692) ent: 
ſcheidet, mangels einer Vereinbarung darüber, $ 242, — Eine „Verwahrung“ 
fann aud mit einem „Dienftvertrage, Werkvertrage, Auftrage“ verbunden 
fein; dann kommen in erſter Linie die diesbezügliden Vorſchriften, in 
weiter die 55 688 ff. zur Anwendung, Je nad dem Sadjverhältnis im ein- 
gelnen alle. — Ob die Verträge über die enugung von Schrantfähern in den 

tahlſchränken der Banken Berwahrungs: oder Mietverträge (88 535 ff.) 
find, ift ftreitig. — Wird eine unbeweglihe Sade (Grunditüd) jemandem in 
Verwahrung“, d. 5. mit der Pflicht, es zu bewaden, anvertraut, jo ijt der 
Vertrag, wenn entgeltlid, „Dienftvertrag“, wenn unentgeltlid, 
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| = Berwahrung 5 680-688 


F 680. Bezwedt die Geihäftsführung die Abwendung einer dem 
Geſchäftsherrn drohenden dringenden Gefahr, jo Hat der Geihäftsführer 
nur Borjat und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten.?) 

* 681. Der Geidäftsführer Hat die Übernahme der Geſchäfts⸗ 
führung, jobald es tunlich iſt, dem Geichäftsherrn anzuzeigen und, wenn 
nit mit dem Aufihube Gefahr verbunden ift, deſſen Entichliekung 
abzuwarten. Im übrigen finden auf die Verpflidtungen des Gejchäfts- 
führers die für einen Beauftragten geltenden Vorſchriften der SS 666 
bis 668 entiprehende Anwendung. 

682. Iſt der Geſchäftsführer geihäftsunfähig 10) oder in ber 
Geſchã ftsfahigleit beichrantt,'’) fo iſt er nur nad den Vorſchriften über 
den Schadenserjak wegen unerlaubter Handlungen) und 
über die Herausgabe einer ungerehtfertigten Bereidhe- 
rung?) verantwortlid. 

8 683. Entſpricht die Übernahme der Geihäjtsführung dem 
Antereffe und dem wirklichen oder dem mutmaßlihen Willen des 
Geihäftsherrn,!‘) fo kann der Geihhäftsführer wie ein Beauftragter 
Erfah feiner Aufwendungen verlangen.) In den Fällen des 8 679 
fteht diefer Anfprud dem Geihäftsführer zu, auch wenn die Über— 
nahme der Geihäftsführung mit dem Willen des Geichäftsherrn in 
MWiderjprud jteht.'=) 

8 684, Liegen die Borausfegungen des 8 683 nicht vor, jo ift der 
Gefhäftsherr verpflichtet, dem Geidhäftsführer alles, was er durch 
die Gejhäftsführung erlangt, nah den Vorſchriften über die 
Herausgabe einer ungerehtfertigten Bereiherung‘) 
herauszugeben. Genehmigt ’”) der Geihäftsherr die Geſchäftsführung, 
jo fteht dem Geſchäftsführer der im 8 683 beitimmte Aniprud zu. 

Re Dem Geihäftsführer jteht ein Anſpruch nit zu, wern 
er die Abſicht Hatte, von dem Geſchäftsherrn Erſatz zu verlangen. 18) 

Gewähren Eltern oder Voreltern ihren Ablömmlingen oder dieſe 
jenen Unterhalt, jo ift im Zweifel anzunehmen, daß die Abſicht fehlt, von 
dem Empfänger Erjah zu verlangen.'°) 

8 686. Iſt der Geihäftsführer über Die Perſon des Gejgäftsherrn 
im Zertume, jo wird der wirkliche Gejhäftsherr aus der Ge: 
häftsführung berechtigt und verpflichtet. 

8 687. Die Vorſchriften der 88 677 bis 686 finden feine An— 
wendung, wenn jemand ein fremdes Geſchäft in der Meinung beiorgt, 
daB es fein eigenes jei.?°). 

Behandelt jemand ein fremdes Geſchäft als fein eigenes, obwohl 
er weiß, daß er nit dazu berechtigt ilt,”) jo fann der Ge— 
ihäftsherr die fih aus den 88 677,678,681,682 ergebenden Anſprüche 
geltend machen. Macht er fie geltend, jo ijt er dem Gejdäftsführer nad) 
8 684 Satz 1 verpflichtet.2?) 

Swölfter Titel. Berwahrung.) 

8 688. Dur) den Verwahrungsvertrag wird der Verwahrer ver: 
pflichtet, eine ihm von dem Hinterleger übergebene bewegliche Sade auf: 
zubewahren.?) 
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Erläuterungen 


„Auftrag“ (88 ‚611, 662). „Aufbewahrung bedeutet nit das bl er 
Lagern“ in äumlideiten t bes Berwahrers, jondern zugleid die Bflidt 
zu einer Tätigkeit (Obhut, Bewa ung). Mer einen Hausgenoflen 

n ‚Blagmange! Is auf dem e enen Bodenraum bittet, einige Kiſten in 
deffen leeren Bode enraum ‚ine n“ zu dürfen und die Erlaubnis er ält, 
ihließt feinen Verwahrun sbertrag Wer aber, auf Die eife 
ehend, feinen Silbertaften einem Kreunde zur ufbewahrung in {n beifen Geld- 
pind übergibt Ihtieht einen BQerwahrungspertra Welche „Tätig- 
keit“ (Obhut, 3.4 der VBerwahrer zu teitten hat, iſt vage des einzelnen 
lles. er- ein Pferd in en ninit us für Pflege (Nahrung, 
einigung, Bewegung) muß den wahrungsort idern, wenn 
er feucht oder fonit a „ni In — Falle wird dem Ver⸗ 
mabret meilt das Recht zuftehen, Die Sade zu benugen (das Pferd zu reiten 
m.) worauf er an Jid tein Redt hat. — Wenn in einem Prozeß eine 
rtei Karten ujw. auf der Geridisi teiberei ı niederlegt, jo haftet dafür der 
taat nach 2 ben en hen über „ rungsverträge“. 

8 689 8) 3. 8. — ———— in Verwahrung 

nimmt (die ſogen. hen“ in Theatern uſw.). I. 38 612, 632, 653. 
*) 276, 7 und Noten. Wird bie „Aufbewahrung entgeltlig 

übernommen, ſo haftet der —— Net jede rläjfigleit. — 

— weil er eine ie notenb tion wählt I nit die e * 
berlin, itteilungen m ü über die notwe x: Be andlung der zu verwahr 
a vg 

8602 6) Andernfalls dar e Die he Dereinbarte Aufbewahrungsart nicht 
ändern, 3. 3. ein Pferd, das nad der Bereinbarung „allein“ in einem 
Stalle ftehen. fol, nit mit anderen Pferden zujammenitellen. Wenn jedoch 
bas alleinftehende Pferd, das I mit anderen zuſammenſtand, infolge der 
Einfamteit herunterfommt und Gefahr im Verzuge ijt, darf er es mit anderen 


8 691 


zulammenitellen. 
6a) 180—132. 
8 693 7) 256, 257, 278, 274. „Aufwendun En anderer Art als „zum 
wahrer nur nad) SS 677 ff. 


33 (Schacheifnung ehe Alt) net 
€ sbeijorgung ohne Auftrag) er verlan 
$ 694 8) 3 g Gutsbefiger gibt e Fa anderen —* rotgzkrankes Pferd in 
—— — ibt jemand ohne weitere Mitteilung einem anderen eine 
chtel mit Gegen —** die ſich leicht Fr entzünden, wenn fie nit an 
En lem Ort aufbema hrt werben, in Verwahr 
8 695 o) vorbehaltlich des dem Vermahrer etwa zuftehenden „Zurüd: 
Sehaltungssehts“ (8 693 und Note te). 
6 10) 3. 8. wenn ber ‚Derwahrer eines Pferdes den Stall auf polizeiliche 
Ano nordnung räumen muß. vgl. 8 626. 
$ 698 11) vgl. Note 13 zu ar 668. An ih und in der Regel hat der Ber: 
wahrer über haupt t Lein Recht, die verwahrte Sade zu benußgen. vgl. 
jedoch Note 2 (das Beilpiel vom Pferde). 
8 699 12) Der wahrer hat wegen der Vergütung das „Zurüdbehaltungs- 
recht“ gemäk 88 273, 274. vgl. 8 693 und Note. 
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Verwahrung 8 689699 


8 689. Eine Vergütung für die Aufbewahrung gilt als ſtill⸗ 
ſchweigend vereinbart, wenn die Aufbewahrung den Umftänden nad) 
nur gegen eine Vergütung zuerwarten ijt.?) 

8 690. Wird die Aufbewahrung unentgeltlih übernommen, jo 
bat der VBerwahrer nur für diejenige Sorgfalt einzuftehen, weldhe er 
in eigenen Angelegenheiten*) anzuwenden pflegt. 

8 691. Der Berwahrer it im Zweifel nit berechtigt, Die 
hinterlegte Sache bei einem Dritten zu hinterlegen. Iſt die Hinter: 
legung bei einem Dritten geftattet, fo hat der Verwahrer nur ein 
ihm bei. diejer Hinterlegung °) zur Lat fallendes Berihulden zu 
vertreten. Yür das Verihulden eines Gehilfen ift er nach $ 278 verant- 
wortlid. 

8 692. Der Verwahrer iſt beredhtigt, die vereinbarte Art der 
Aufbewahrung zu ändern, wenn er den Umftänden nah annehmen 
darf, daß der Hinterleger bei Kenntnis der Sadlage die Anderung 
billigen würde‘) Der Verwahrer hat vor der Anderung dem 
Hinterleger Unzeige zu °°) machen und deſſen Entſchliehung abzuwarten, 
wenn nicht mit dem Aufihube Gefahr verbunden fit. 

8 693. Macht der Verwahrer zum Zwede der Aufbewahrung 
Aufwendungen, die er den Umftänden nad) für erforderlich Halten darf, 
jo ift der Hinterleger zum Erſatze verpflichtet.) 

F 694. Der Hinterleger Hat den dur die Beihaffenheit 
der hinterlegten Sache dem Berwahrer entjtehenden Schaden zu erjehen,?) 
es ſei denn, daß er die gefahrdrohende Beichaffenheit der Sache bei 
der Hinterlegung weder fennt noch fennen muß oder daß er fie dem Ber: 
wahrer angezeigt oder diejer fie ohne Anzeige gefannt Bat. 

8 695. Der Hinterleger lann die hinterlegte Sache jederzeit zu: 
rüdfordern,?) auch wenn für die Aufbewahrung eine Zeit be: 
ftimmt ift.. 

8 696. Der Berwahrer Tann, wenn eine Zeit für die Aufbe- 
wahrung nicht beitimmt ift, jederzeit die Rücknahme der hinterlegten 
Sache verlangen. Iſt eine Zeit beftimmt, fo fann er die vor- 
zeitige Rüdnahme nur verlangen, wenn ein wihtiger Grund 
oorliegt.'°) 

8 697. Die Rüdgabe der hinterlegten Sade hat an dem Orte zu 
erfolgen, an welchem die Sache aufzubewahren war; der Berwahrer 
ift nicht verpflichtet, Die Sade dem Hinterleger zu bringen. 

$ 698. Verwendet der Berwahrer Hinterlegtes Geld für fi, io 
it er verpflichtet, es von der Zeit der Verwendung an zu verzinjen.'!) 

8 699. Der Hinterleger hat die vereinbarte Vergütung bei der 
Beendigung der Aufbewahrung zu entrichten.) Sit die Ber: 
gätung nah Zeitabſchnitten bemeſſen, jo ilt fie nach dem Ablaufe 
der einzelnen Zeitabichnitte zu entrichten. 

Endigt die Aufbewahrung v or dem Ablaufe der für fie beftimmten 
Zeit, jo kann der VBerwahrer einen feinen bisherigen Leiftungen 
entfpredenden Teil der Vergütung verlangen, fofern nicht aus 
der Vereinbarung über die Vergütung ſich ein anderes ergibt. 
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Erläuterungen 


700 18 91. 

5 us Abi. 2 des ‚700 er ibt ſich daß dieſe Vereinbarung „ausdrück⸗ 

lich“ o er „till chweige — kann und nur bei rtpapieren 

(Depots) eine„aus dr Eli N * muß. Nach 8 2 Geſ. vom 5. Juli 1896 

über die Pflichten der Kaufleute be Aufbewahrung fremder Wertpapiere muß 

fie ſogar in Fr unter ne Dort begeichneten porausiegung. St 

ah der Preußiſchen „Hinterlegungsordbnung“ ge 
Binterfe — Geld in das Eigentum des Staates über. 
ıe) 88 607 ff. (jogen. „unregelmäßiger Verwahrungspertrag“). 

8 701 1) A, Bei diefem dem Reiſeverkehr gewidmeten Titel fei darauf hin⸗ 
gewielen, daB die Haftung Den Eilenbahnen Für zur Beförderun I Sr 
eilegepäd durch 8 465 >23 die Haftung der ailter, für durch 
35 673 ff 08 und 7,% ff. Binnen Jöiffahrtage etz in der ung vom 
Mai 1898 geordnet | % — Die ie 701 ff. vegeln nur das Rechtsverhältnis 
zwiſchen Gaftwirt und Gaft betreifend_ d e vom Gafte eingebradten Sachen 
Haltung des Wirtes dafür — Pfandrecht des Wirtes daran). Der jonftige 
nhalt des en auilden „Gaſt“ und „Galtwirt“ ift, ſoweit Wohnung 


mit der übli gewährt wird, nach den Vorſchriften über 

Miete" (88 535 ' 50) ) oe Berptlegung gewährt wird, nad)’ den 
Borieriften über , bejondere Dienite geleitet werden, 
na ben Borjäriften über ’ Ten en J vertrag“ zu beurteilen. Anhang 4 


zu 
—— 701 unterliegen nur Gaftwirte, die gewerbsmäßig 
n Bezahlung gleichviei ob mit oder ohne behordliche Erlaubnis“ 
bie 1 Se Gewer beordnun erforderlich ft) Fremde zur, Beberbergung 
aufnehmen „gan die ſogen. Fremden⸗Penſionate). Den 701 ff. unterliegen 
alle int 6 oße Reitaurateure, In aber von Cafes ujw. Sn joldden muß ſich 
Gaſt gegen „Paletotmarder“ felbit ſchützen; es ſei denn, daß vom Wirt eine 
befombare Oarberobe eingerichtet ift, in weldem lle der Wirt für 
die daſelbſt abge un rn en als ‚VBerwahrer“ gemäß 88 688 fi. haftet 
und zwar in der ne die Einſchränkung des S 690, da, au 
wenn für die Garderobe - „ige befonders“ in zahlen ift, die , gütung“ für 
Die re als in den reifen bes Rei taurants enthalten zu erachten iſt. 
Den S88 701 fr. unterliegen ferner nicht bloße Stallwirte, Ausipannungen hin- 
ſigttig der bei ihnen eingeſtellten Tiere ujw. Wenn aber mit einer 
attwirtihaft“ eine „ usjpannung‘ verbunden ilt, jo haitet, 
[alis der Gaſt a berse genommen ba bat, der Wirt auch für die einge- 
tellten Pferde und en. — Ob die Sählafwagen-Gejellicaften als Galtwirte 
(rollendes Hotel) — ae ift ſtreitig; Die aarage ürfte zu verneinen 
und ftung aus de eförderungs- erirage anzunehmen — | 
s iſt nicht gerade” ‚Nachtquartier“ nötig, © 3 genügt aud) die Fürzeft ' 
tatfählige een “Mer bloß an einem Ball, an er erfammtn. 
in einem Gafthaufe teiln mmt, at nicht dur „Beherbergung“ aufgenommen. 
3) Dazu gehören au Sadıen, der Gaſt am Leibe trägt. 
7 16h, 5 haftet alſo au für die ndenbiehkählen im Gafthauje. vgl. ferner 


*) Der Wirt Haftet für Verluſt oder Beichädigung aller Burg er 
Saden, gleihniel wer den Schaden verurſacht hat oder wo 
entitanden ilt, ſofern er nicht beweilt, daß ein Ausnahmefall des 8 701 Abi. 1 
oder ein Fall des $ 254 (mitwirlendes Verichulden des Gaftes) vorliegt. 
m leßteren alle wird befonders zu prüfen Kin welche „Sorgfalt“ des 
ites „im Berlehr —— —3 (8 276). Offenlaſſen von "Wartersefenftern 
und Türen, wenn dem Ga aus jeinem „verjehloflenen“ Reiſekorbe ge- 
Kohlen find, begründet ht öne weiteres ein A er \hulden 
Gaſtes“ — Die vorjtehend gekennzeichnete ftr ftung des 2) Burg 
30 nad Maßgabe der allgemeinen Grundjäße Kg $ 276 a) 
Bereinbarung ermähigt_oder erlajlen werden, ins er: in der inet 
en hierauf gerichtete Erflärung des Gaftwirts vom Gaſte ft J 
ſchweigend angenommen wird. Jedoch ſoll, wie das Geſetz zur Be- 
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Einbringung von Sachen bei Baftwirten 8 700-704 


700. Werben vertretbare Saden !?) in der Art hinterlegt, daß 
das Eigentum auf den Berwahrer übergehen und dieſer verpflichtet fein 
lol.) Sachen vongleicher Art, Güte und Mengezurüd: 
jugemwähren,:) jo finden die Borichriften über das Darlehen An: 
wendung.!‘) Geftattet der Hinterleger dem Verwahrer, hinterlegte 
vertretbare Sachen zu verbrauden, fo finden die Vorſchriften über das 
Darlehen von dem Zeitpunft an Anwendung, in weldhem der Ber: 
wahrer fich Die Sachen aneignet. In beiden fällen bejtimmen fi 
jedoch Zeit und Ort der Rüdgabe im Zweifel nad den Vorſchriften 
über den Berwahrungspertrag. 

Bei der Hinterlegung von Wertpapieren iſt eine Vereinbarung der 
im Abf. 1 bezeichneten Art nur gültig, wenn fie ausdrücklich ge- 
troffen wird. 


Dreizehnter Titel. . Einbringung von Sachen bei Gaftwirfen.”) 


8 701. Ein Gaftwirt, der gewmerbsmäßig Fremde zur Beherber- 
gung aufnimmt, hat einem im Betriebe diejes Gewerbes aufgenom: 
menen ?) Gaſte den Schaden zu erfegen, den der Gaſt durd) den Verluſt 
oder die Beſchädigung eingebrachter Sahen?) erleidet‘) Die Erſatz⸗ 
pflicht tritt mit ein, wenn der Schaden von dem Gajte, einem Be— 
gleiter des Gaftes oder einer Perſon, die er beifihaufgenom- 
men hat?) verurſacht wirde) oder durch die Beſchaffenheit 
der Sadhen oder durch höhere Gewalt?) entiteht. 

Als eingebraht gelten die Saden, welde der Gajt dem 
Gaftwirt oder Leuten des Gaftwirts, die zur Entgegen- 
nahme der Sachen beftellt oder nad) den Umjtänden als dazu beitellt an- 
zujehen waren, übergeben oder an einen ihm von diefen angewiejenen 
Ort oder in Ermangelung einer Anweifung an den hierzu bejtimmten 
Ort gebradit Hat.?) 

Ein Anſchlag, durd den der Gaftwirt Die Haftung ab— 
lehnt, it ohne Wirfung.) — 

8702. Für Geld, Wertpapiere und Koftbarleiten haftet der Gaſt⸗ 
wirt nad 8 701 nur bis zu dem Betrage von eintaujfend Marl, es fei 
denn, daß er dieſe Gegenftände in Kenntnis ihrer Eigenſchaft als Wert: 
lachen zur Aufbewahrung übernimmt ?°) oder die Aufbewahrung ablehnt 
oder daß der Schaden von ihm oder von feinen Leuten verſchuldet wird.!') 

8703. Der dem Gajte auf Grund der SS 701, 702 zuitehende 
Anſprüch erlikht, wenn nicht der Saft unverzüglich,"?) nachdem er von 
dem Berluft oder der Beihädigung Kenntnis erlangt hat, dem Gajtwirt 
Anzeige macht.) Der Anſpruch erliſcht nicht, wenn die Sachen dem 
Gaftwirte zur Aufbewahrung übergeben waren. 

8 704. Der Gaftwirt Hat für feine Forderungen für Wohnung 
und andere dem Gafte zur Befriedigung feiner Bedürfniſſe gewährte 
Leiſtungen,““) mit Einihluß der Auslagen,') ein Pfandredt an ben 
eingebradten Sachen des Galtes.”) Die für das Pfandrecht des Ver⸗ 
mieters geltenden Vorſchriften des $ 559 Satz 3 und ber 88 560 bis 563 
finden entfprehende Anwendung. 
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Erläuterungen 
itigung von Zweifeln ausdrüdliih beitimmt ($ 701 Abſ. 3), ein bloker 
nidlen, dur den —* Gaſtwirt die ung ablehnt, keine Sletunn baben. 


6) 3 3. wenn ein Fb er von einem ihn beſuchenden Kunden, 
a u € nem Gaitipiel im Hotel wohnende Sängerin von der Theaterfrijeufe 
oblen wird. 
6) „verurfacht“ ijt nicht gleichbedeutend mit „verfhuldet“. vgl. Note 18 
a d folhe zufällige (unverfduldete) Ereigniſſ 
ere ind jo zufällige (unver €) Ereigniſſe, 
die aug durch die Umſichtigſten Schutzvorrichtungen nad den 
egebenen Berhältnilten niht verhbütet werden fönnen. 
. 8. Erdbeben, Orkan. Ob Bli ſlag immer als „höhere Gewalt“ anzuſehen 
iſt, wird davon abhängen, ob e der rhälini e der Wirt z. B. durch 
genügende Blitzableiter Borforge treffen fonnte und mußte (in einem allein 
und * in im —— t, liegt au im Hotel“ (C) 
„Was tm Omnibus liegt, liegt auch im Hotel“ . 

9 J — am fhemah abe Io haftet 

10) Hat er fie „zur Au tung übernommen“, |o et er gemä 
8 701, nicht bloß gemäß 88 688 fi. 

11) 88 276, 278. 

12 121. 

13 130—132. Die De der Angeige Hat nur den Ber: 
Luft der Anſprüche aus 88 701, 702 zur Folge, ni au berjenigen Anjprüche, 
die der Gaſt auf ein von ihm na uweilendes „Berihulden“ des Wirts 
oder feiner Leute (88 276, 278) oder auf 8 831 flügen fann. 

14 Speiten, etränfe uſw. 

16) für Droſchken, Theaterbilletts ujw. 

16) „Wer nur zecht, nicht wohnt, bleibt von Pfändung verjhont“ (C), 
vgl. Rote 1 B. — Über: Gegen die Zeihpreller der Keitaurants ujw. ſchutzen 
den Wirt die 88 229 ff. über Selbithilfe, wenn Die dort angegebenen Boraus- 
fegungen vorliegen. 

ı) A. Die in 88 705 ff. geregelte Gejſellſchaft ift Tediglid ein Kechts- 
verhältnis“ (des in 8 705 bezeichneten Inhalts), nit ein Rechts— 
jubjett“ (juriftifhe Berjon). Über den Unterjied vgl. Anhang 1 
zu 8 21, insbejondere III. 

Die in 88 705 ff. geregelte „Geſellſchaft“ ift eine beionders geord⸗ 
nete Unterart der „Demeinidaft“. 741 ff. und Note 3 dajelbft. 

durch Vertra 9° (8 06 ründete „Gemeinſchaft“, im 
Gegenjate z. 8. zu der dur) ein Ereignis (Tod des Erblaflers) begründeten 
„Gemeinihaft der Dliterben“. 

Zu unterjheiden von der ‚Geſellſchaft“ find die jogen. partiari 
Rechtsgeſchäfte, 3. B. die Anitellung eines Handlungsgehilfen gegen Tantieme 
(Dienitvertrag), — Darlehen von 30000 ME. jeitens A an den Gewerbe: 
treibenden B gegen 4% Zinjen und 20 % Auteil am Geſchäftsgewinn. 

B. Das deutſche Recht tennt eine große nah bejouders geregelter 
Arten von Ari haften“, die nicht nad 85 705 ff. Jondern ausſchließ— 
Lich nad den fie betreffenden bejonderen Vorſchriften zu beurteilen find, 

. B. —— — ten, Erwerbs: und Wirtichafts » Genoſſenſchaften, Geſell⸗ 
Ügafien mit beichränfter Haftung, Verfiherungsgejellihaften, dic der Ordnung 
durch die Zanbesgefe e überlajjenen Geſell en des Agrar⸗, Wallers, Deich⸗ 
Siel, Forſt⸗ Jagd⸗ Fiſcherei⸗ und Bergrechts (E. 6567, 69, 83, 113). Ferner 
find im us bejonders geregelt die offene Handelsgejellihaft und die Kom⸗ 
manditgejellichaft, auf die jedoch die Vorihriften der 88 705 ff. BGB. er- 
gänzgend Anwendung finden, nämlid „ſoweit nidt im HGB. ein anderes 
sergeriehen. “ (88 105, 161 H6%8.). vgl. zu vorftehendem Anhang 1 zu 

unter VI. 

Demgemäß find nad SS 705 ff. zu beurteilen: die niht durch beion- 
dere geſetzliche Borjchriften geregelten Gejellihaften. Hierher gehören namentlich: 

a) die Jogen. Geiegenbelisgejelliihaften im SHandelsverfehr, auch Kons 

jortium, Syndilat genannt, 3. B. ein Konfortium zur Cmilfion von 


Gie iſt eine 
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Gefellichaft 5 705-712 


Dierzehnter Titel. &Gefellfhaft.") 

$ 705. Durch den Gejellihaftsvertrag ?) verpflichten ſich die Ge- 
ſellſchafter gegenfeitig,’) die Erreichung eines gemeinſamen Zwedes *) 
in der durch den Vertrag beitimmten Weile zu fördern,“) insbejondere 
die vereinbarten Beiträge zu leiſten. 

8 706. Die Gefellihafter haben in Ermangelung einer anderen 
Vereinbarung gleihe Beiträge zu leijten.°) 

Sind vertretbare oder verbraudhbare Saden”) beizu- 
tragen, jo ift im Zweifel anzunehmen, daß fie gemeinidhaft- 
lides Eigentum der Geſellſchafter werden follen. Das gleiche gilt 
von nicht vertretbaren und nicht verbrauhbaren Saden, wenn ſie 
nah einer Shäbung beizutragen find, die nicht bloß für die Ge— 
winnverteilung beitimmt ift. 

Der Beitrag eines Gejellihafters kann auch in der Leiſtung von 
Dienſten beſtehen. 

8 707. Zur Erhöhung des vereinbarten Beitrags oder zur Er⸗ 
sänzung der Durch Verluſt verminderten Einlage iſt ein Gejellfchafter 
nicht verpflichtet.?) 

8708. Ein Gefellidafter hat bei der Erfüllung der ihm oblie- 
genden Berpflihtungen nur für diejenige Sorgfalt einzujtehen, welde 
er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt.) | 

8 709. Die Führung der Geſchäfte der Geſellſchaft ſteht den Gejell- 
ſchaftern gemeinſchaftlich zu; für jedes Geſchäft ift die Zuftimmung aller 
Geſellſchafter erforderlid.!°) 

Hat nah dem Gefellfhaftsvertrage die Mehrheit der 
Stimmen zu entiheiden, fo ift Die Mehrheit im Zweifel nad der 
Zahl der Gefellihafter zu berechnen.'') 

710. Sit in dem Gefellichaftsvertrage die Führung der Geichäfte 
einem Geſellſchafter oder mehreren Gejellichaftern übertragen, jo find Die 
übrigen Geſellſchafter von der Geihäftsführung ausgejäloffen.:) Sit 
die Geihäftsführung mehreren Gejellihaftern übertragen, fo finden die 
Vorſchriften des 8 709 entſprechende Anwendung. 

F 711. Steht nad) dem Gejelligaftsvertrage die Führung der Ge⸗ 
ſchäfte allen oder mehreren Geſellſchaftern in der Art zu, daß jeder allein 
zu handeln berechtigt ift, jo fann jeder der Vornahme eines Geſchäfts 
durch den anderen widerſprechen.e) Im Falle des Widerſpruchs muß 
das Geſchäft unterbleiben. 

8 712. Die einem Gejellihafter durch den Gefellfdafts- 
vertrag:*) übertragene Befugnis zur Geichäftsführung !*) fann ihm 
durh einftimmigen Beihluß oder, falls nad dem Gejell- 
Ihaftsvertrage die Mehrheit der Stimmen entjcheidet, durch 
MeHhrheitsbeihluß der übrigen *) Gelellichafter entzogen 
werden, wenn ein wihtiger Grund vorliegt; ein folder Grund iſt 
insbejondere grobe Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ordnungs: 
mäßigen Geſchäftsführung. 

Der Gejellfhafterfann aud ſeinerſeits die Geihäfts- 
führung fündigen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; die für 
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noch Börſenpapieren. Hierher gehören auch „Aktiengeſellſchaf 
8 705 ten“ und Geſellſchaften mit beiüräntter Haftung“ 
in der Zeit zwiſchen dem Abjhlufje des Gejeli- 


Ihaftsvertrags und der Eintragung ins Regiſter, 


. b) die ——— Vereinigungen von Minderkaufleuten rin 
werter und jonjtige Kleingewerbetreibende), die eine dem HGB. 
untertiegenbe „offene Handelsgefelli 1 oder „Kommanditgeſell⸗ 
Ihaft“ nicht gründen fönnen ($ 4 B.), 
die nicht rechtsfähigen Vereine, 8 54 und Noten, 
nicht anerfannte ausländiiche Vereine, E. 10, 
e) Geſellſchaften der Note 4 bezeichneten Art. 


C. Die in den 88 705 ff. enthaltene Regelung des durch einen „Gefell- 
Ihaftsvertrag“ begründeten Rechtsverhältniſſes jolgt im weſentlichen der alten 
deutſchrechtlichen Auffaſſung. Dementiprediend jind Die gemeinſchaftlichen 
Gegenſtände „dem Gejellihaftszwede unmittelbar dienitbar“ Are und 
zu einem in pielen Beziehungen „jelbftändigen Geſellſchafts— 
vermögen“ rereinigt. In vielen Beziehungen, nicht inallen, denn 
ſonſt wäre die Eeſellſchaft eine Juriſtiſche Perſon“ was fie nad) Note 1 Al. 1 
eben nicht it Über den Be griff Geiellihaftsvermögen und „Vermögen“ über- 
haupt vgl. 8 718. 

Die „Verfügung“ über die einzelnen zum Gejell- 

Ye ee gehörigen Ge enftände ſteht den Gejell: 
tern nur —— ——— ne ehe zur ge 
amten Hand); vgl. Anhang 1 zu $ 420 ner Note 31 zu 8 432 und 
ote 2 zu $ 2032. Die Srunasne ftredung in dieſe Gegenſtände erfordert 
einen egen alle Mar fter volljtredbaren Titel (8 736 3PO.). Die „Ge: 
lelihaft” kann „als joldhe“ wederftlagennodverftlagt werden, 
es können dies nur alle Geſellſchafter. — Die offene Handelsgejellidhaft tann 
dagegen unter ihrer Firma lagen und verklagt werden. Zur Zwangs- 
vollitredung in ihr Geſellſ ee iſt ein gegen die „Bejell: 
ſchaft“ geridteter Schuldtitel erforderli 124 56B. — Ein Konlurs- 
verfahren über eine den 58 705 ff. unteritehende Geſellſchaft ge es nicht, 
jondern (beim Vorliegen ee nur über das Vermögen ber 
einzelnen Gejelljdafter 8 7283. Wohl aber gibt es ein 
Kontursuerfahren über Altienge ereilihehien. les Handels ejellichaften, Kom: 
gan. ar ıften, er erjonen, ſowie Vereine, "die als jolde ver- 
klagt önnen“, vgl. 88 207—213 KO. und Anhang 1 zu 8 21 unter VId. 

Das BGB. faßt namentlid in den 88 718—720 die leitenden Rechts⸗ 

fü — die ſich aus dem Grundſatz der „geſamten Hand“ er- 
e vgl. oben). — Aus 8 427 folgt, daß durch Verträge, die die „Gejellichaft“ 
rc (alle —— „gemeiniche en oder Dur den eihafts- 
führenden“ Gejellichafter 0 ff.), die MELDEN Gefellicha ter as 
Gejamtihuldner verp —S meiden (88 421 ff.). Schulden der „Gejell 
lauten‘, gibt es nit, wenn man aud) der Kürze wegen von iellihafts- 
[ten“ ſpricht es gibt nur Schulden der einzelnen „, fetlichaf ter“. — Der 
läubiger“ eines „einzelnen“ Geſellſchafters kann aus dem „Gejell: 
—— oder dem Anteile Nr Schuldners an en Vermögen 
feine unmittelbare Befried una men Er fann fi) vielmehr 
nur an die „Anſprüche“ des betrefienben fellichafters Iten, die nad 
717 Sa 2 übertra ei ns Hat der ya a en „Anteil“ 
ines Schuldners am , ellidaftsvermö pfänden en, 
o erhält = damit, falls —* —3*8 nicht bho —— vollſtre 
il, das Recht, die „Gejellfhaft“ ohne Einhaltung inet 
ündigungsfrift zu fündigen und auf dieſe Weije die jo- 
——— Auseinanderſetzung der Geſellſchafter herbeizuführen 
25 

2) Der Geſellſchaftsvertrag iſt formfrei, ſofern nicht ein ge des 8 311 

vorliegt oder eine Brundftüds-Einbringung damit verbunden ilt (8 313). 
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den Auftrag geltenden Vorſchriften des S 671 Abſ. 2, 3 finden ent- 
ſprechende Anwendung. 

8 713. Die Rechte und Berpflichtungen der geichäftsführenden 
Gefelliigafter beitimmen fich nach den für den Auftrag geltenden Bor- 
Ihriften der 88 664 bis 670, joweit fi nicht aus dem Gejellichaftsverhält- 
nis ein anderes ergibt.!°) 

& 714. Soweit einem Gejellihafter nad) dem Gejellichaftsvertrage 
die Befugnis zur Geihäftsführung zuſteht, ift er im Zweifel aud er- 
mädtigt, die anderen Gejellihafter Dritten gegenüber zu vertreten.!°) 

8 715. Iſt im Geſellſchaftsvertrag ein Gejellihafter ermächtigt, 
die anderen Gelellihafter Drittengegenüber zu vertreten, jo kann 
die Bertreiungsmadt nur nad) Mahgabe des $ 712 Abf. 1 und, wenn fie 
in Verbindung mit der Befugnis zur Geihäftsführung erteilt 
worden iſt, nur mit diefer entzogen werden. 

716. Ein Gejellfhafter fann, auch wenn er von der 
Gejhäftsführung ausgeſchloſſen ift, ih von den Angelegenheiten 
der Gejellfhaft perſönlich unterrichten, die Geſchäftsbücher und 
die Bapiere der Gejellichaft einjehen und id) aus ihnen eine füberficht über 
den Stand des Geſellſchaftsvermögens anfertigen. 

Eine diefes Recht ausihließende oder beſchränkende 
Vereinbarung jteht der Geltendmahung des Redtes nicht entgegen, 
wenn Grund zu der Annahme unredlicher Geihäftsführung beiteht. 

8717. Die Anſprüche, die den Gefellihaftern aus dem Gejells 
Idaftsverhältniffe gegen einander zuftehen, find nicht übertragbar.!”) Aus⸗ 
genommen find die einem Gejellihafter aus feiner Geſchäftsfüh— 
rung auftehenden Anfprüde, [fomweit deren Befriedigung vor der 
Auseinanderſetzung verlangt werden fann, jowie die Anſprüche 
auf einen Gewinnanteil oder auf dasjenige, was dem Gejellichafter 
bei der Auseinanderfegung zufommt. 

718. Die Beiträge der Gejellihafter und die durch die Ge- 
Ihäftsführung für die Gefelllhaft erworbenen Gegenjtände werden 
gemeinichaftlihes Vermögen der Gefellichafter (Gefellihaftsvermögen).!:) _ 

Zu dem Gejellihaftspermögen gehört aud, was auf Grund eines 
zu dem Gejellihaftsvermögen gehörenden Rechtes oder als Erſatz 
für die Zerftörung, Beihädigung oder Entziehung eines zu dem Gejell- 
ihaftsvermögen gehörenden Gegenftandes erworben wird. 

719. Ein Gejellihafter kann nicht Über feinen Anteil an dem 
Gejelichaftsvermögen und an den einzelnen dazu gehörenden Gegen- 
Händen verfügen;'°) er ijt nicht berechtigt, Teilung zu verlangen.?°) 

Gegen eine Korderung, die zum Gefellihaftsvermögen gehört, kann 
der Schuldner nit eine ihm gegen einen einzelnen Gejellichafter zu- 
ſtehende Forderung aufrehnen.?') 

8720. Die Zugehörigleit einer nach 8 718 Abſ. 1 erworbenen 
Korberung zum Geſellſchaftsvermögen hat der Schuldner erit dann gegen 
ich gelten zu Iaffen, wenn er von der Zugehörigkeit Kenntnis er- 
langt; die Vorſchriften der 88 406 bis 408 finden entjprechende An⸗ 
wendung. 
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Erläuterungen | 


3) Es finden alfo 88 320 fi. betr. „gegenjeitige Verträge“ An— 
wendung, joweit ji nit aus 88 705 ff. einanderes ergibt, insbejondere 
nu Ss ränkungen, wenn: mebr als zwei Geſellſchafter find. vgl. 
au 

4) Geeligaitszwed fann alles Dry — ‚erlaubt“ iſt (88 134, 138, 309), 
auch niht vermögenstedt y* a: de vol, Note zu $ 54 und An: 
bang 1 zu $ 241 unter II. Nah 8 0 ind; zu beurteilen: die Ver: 
abredung mehrerer Ionen zu —* innheandoci mit Kremſer und 

emeinſchaftlichem Eſſen und Trinken, zu einer Wohltätigkeitsvorſtellung, zur 
lee 8 os eines Journalzirfels m gemeinfhaftlihen piel eines’ Lotterie⸗ 
ern A meiafchaftti en ug von Kohlen, Kaffee uſw., zu ge 
— aftli er. Jos pacht, sun Beranji 
Tennis-, Kegel- um. K ubs. Aud die Vereinigung mehrerer Rehisanmälte 
zu „gemeiniamen Burenus“ gehört hierber, D20 bat eine ſolche Vereinigung 
— ber zum Teil öffentlichrechtlichen Stellung der Rechtsanwälte Be- 
jonderheiten. 

5) Kein Getelichafter, | darf alfo dem Gejellihaftszwede „aurpiberlaufende” 
ganblungen vornehmen. Te Geient sperträgen fih nicht alle Mö 

tchleiten im voraus dehnen. taffen, ift 2a „von bejonderer Bedeutung, 3. 
für bie Fra zone, ob ein „wichtiger Grund“ ‚KRündigung“ vorliegt ( 723), 
— ob ein felijafter Er Haft“ Handelt (8 708) un en in ‘ ge deilen 
„lSabenseriagp| lichtig cht, wenn er zu ——8 Gel eine, nach 
& 709 — —5 — ohne hinreichenden Grund —FE tt“, — 
met a das Gef äftsg imnis verlebt, wenn er der Gejellichaft "Konfurteng“ 
madt ujw. 

s 706 °) Die Beiträge der einzelnen, Ge Uſchafter können in Geld, in 
anderen Saden, in Rechten (3, 8 usübung eines Niehbrauchsredts, 
Ausbeutung eines atenis) auch [o$ in Dienften n elelita Die Bei: 

e können darin beitehen, dab die Sadıen Dean Nicha — — zu 
„e ent um“. übertragen werden (bei bewegliden Sadyen dur „U ade 

rundjtüden durch „Auflafjung“) oder nur zurBenußun g“. 
bei Gr entweder ben” ſämtlichen Geſellſcha tern eh (durd , Gi. 
tretung“) oder nur „zur Ausübung überlaflen“ G 2 Nießbrauch 1059). 
Die Gewährleiltun ber a gie die einge rachten Sachen und Rechte 
beitimmt ih nad nad 99 445 493. vgl. Noten dazu. 


s 707 78. 735. — 8 707 bezieht 1s ſelbſtverſtändlich nur auf das Ber: 
Bin der „Gelellichafter zu einander‘. Den Gläubigern der Ge 
lſchaft g enüber haften die Geſellſchafter unb eich räntt vgl. Note 1 C 

s 708 —V 276—278 und Noten. 

s 709 1 Dieſe Vorſchriſt betrifft nur das Verhältnis der „Geſellſchafter 
untereinander" titten gegenüber gilt $ 714. Menn ein ſell⸗ 
Se „ohne 4% erforderliche Zuftimmung“ des anderen handelt, jo üt Dies 

ej Haftsfüh rungohmne Auftrag“ Bei 677 Ti. über unbegründete 
Verweigerung‘ “ der Zuftimmung vgl. Rote 5. Die Frage der Gelhäfts ührung 
wird in den Geſellſch ofsverträgen meift bejonders geregelt ($ 711). „Ge 
Ihäftsführer“ der Gejellihaft ijt jeder „Derelißaiter, der von der Führung der 
ſchäfte „nicht ausgeſchloſſen“ iſt. 8 710 ff. 
11) und nur, wenn der Vertrag dies beſtimmt, in anderer Weile, 
3. B. nad) der Höhe der Anteile. 


taltung einer Südpol⸗ zpedition, 


s 710 ı2) vgl. 8 831 betreffend Haftung der Gelellihafter für unerlaubte 
711 Handlungen us Sagältsführenden. 
s 712 1) Wit auf) die einem Sefeiigafte nad) dem Geſetz (8 709) zu: 


ſtehende ‚Befugnis zur Geſchäftsfüh 

14a) Menn nur zwei Geleligafter find, tann ph die dem einen Geſell⸗ 
ihafter übertragene Befugnis zur Gelhäftsführung ohne weiteres und allein 
durd den anderen Gefellichafter entzogen werden. 
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Getellichaft 5 721-727 


8 721. Ein Geſellſchafter kann den ˖Rechnungsabſchluß und die 
Verteilung des Gewinns und Berluites erftt nad) der Auflöſung 
der Gefellihaft verlangen.”?) 

It die Geſellſchaft von längerer Dauer, jo hat der Rechnungsab⸗ 
ſchluß und die Gewinnverteilung im Zweifelam Schluſſe jedes 
Geihäftsjahrs zu erfolgen. 

8 722. Sind die Unteile der Gejellihafter am Gewinn und Ber: 
luſte nicht beſt immt, fo hat jeder Gefellihafter ohne Rüdficht auf 
die Art und die Größe feines Beitrags einen gleichen Anteil am 
Gewinn und Berlufte. 

Iſt nur der Anteil am Gewinn oder am Verlufte bejtimmt, fo gilt 
die Beitimmung im Zweifel für Gewinn und Verluft. 

$ 723.. Iit Die Geſellſchaft nicht füreine beftimmte Zeit 
eingegangen, lo fann jeder Gejellichafter fie jederzeit kündigen.?°) 
St eine Zeitdauer beitimmt, ſo iſt die Kündigung vor dem 
Ablaufe der Zeit zuläffig, wenn ein wichtiger Grund vorliegt;*) 
ein ſolcher Grund iſt insbeſondere vorhanden, wenn ein anderer Geſell⸗ 
ſchafter eine ihm nad dem Gejellidaftsvertrag. obliegende weſentliche 
Berpflichtung vorſätzlich oder aus grober Fahrläſſigkeit verlegt oder wenn 
die Erfüllung einer jolden Berpflihtung unmöglih wird. Unter der 
gleiden Borausfegung iſt, wenn eine Ründigungsfriit be- 
ſtimmt ift, die Kündigung ohne Einhaltung der Yrift zulällig. 

Die Kündigung darf nit zur Unzeit geliehen, es jei denn, 
daß ein wichtiger Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt. 
Kündigt ein Geſellſchafter ohne folden Grund zur Unzeit, jo hat er 

“den übrigen Gejellihaftern den Daraus entitehenden Schaden zu erjegen. 

Eine Bereinbarüng, durch welche das Kündigungsrecht ausgeichloffen 
oder dieſen Vorſchriften zuwider beſchräünkt wird, iſt nichtig. 

8 724. Iſt eine Geſellſchaft für die Lebenszeit eines Geſellſchafters 

eingegangen, ſo kann ſie in gleicher Weiſe gekündigt werden wie eine 
für un beſtimmte Zeit eingegangene Geſellſchaft.“) Dasſelbe gilt, 
wenn eine Geſellſchaft nah dem Ablaufe der beſtimmten 
Zeit ſtiliſchweigend fortgeſetzt wird. 

725. Hat ein Gläubiger eines Geſellſchafters die Pfändung des 
Anteils des Gejellichefters an dem Geiellihaftsnermögen erwirkt, fo kann 
er die Gejellihaft ohne Einhaltung einer Ründigungsfrift 
tündigen,?®) fofern der Schuldtitel niht bloß vorläufig vollitred- 
bar ift. 

Solange die Geſellſchaft beſteht, kann der Gläubiger die fih aus 
dem Gejellihaftsverhältnis ergebenden Rechte des Gejellidafters, mit 
Ausnahme des Anfpruds auf einen Gewinnanteil, nidt 
geltend madıen. 

8 726. Die Geſellſchaft endigt, wenn der vereinbarte Zweck er⸗ 
reiht oder deſſen Erreichung unmöglich geworden iſt. 

8727. Die Geſellſchaft wird durch den Tod eines der Geſellſchafter 
aufgelöift, jofern nit aus dem Gejellihaftsvertrage 
ih ein anderes ergibt.) 


num“. 2 





r > 7.y® Du in, 
ae BEL eh, 


Erläuterungen | 
8 713 15) Der geihäftsführende Gefellichafter Hat feinen Anipruh auf Erja 
des —— Ed durch!“ oder „bei“ der Geihäftsführung kalt a 


u » 
feinen Aniprud au „Vergütung“ ür die Geihäftsführung, fofern nicht 
der Gejellihaftsvertrag ein anderes —— 


8 714 10) Natürlih nur in Gejelljhaftsangelegenheiten. vgl. 88 164 


bis 181, insbejondere Anhang 12 zu 8 167 und Note 14 zu 8 168. n auch 
Note 1 zu 8 705 unter C, wonach durch die vom nelhäftsfüßre en Geſe Sartre 
geihlollenen „Verträge“ alle Gefellidafter als Gejamtihuldner 
verpflichtet werden (88 421 ff.). 
ı7) alſo aud nicht verpfandbar und nicht pfändbar im au Smangs- 
oollitredung, ol: ie 399, 1274 Abi. 2, ferner 3PO0. 8 851. — gegen NY r 
Anteil jedes Geſellſchafters am Geiellihaftsnermö en (n icht: ein Anteil an 
den einzelnen zum Gelellidaftspermögen gehörenden EBEN oe 
— unterworfen. 8 725 und ZPO. 8 859. vgl. Note 1 am Ende zu 


i 7 
8 RI vgl. Note 1C und Note 6. — „Gelellihaftsgut in Geſamthand 
ruht” (C). — Aus 8 718 ergibt fi, daß unter Geſellſchaftsvermögen n ur die 
Altiva zu veritehen find. Bon den ulden handeln SS 733 ff. — Über die 
Art und Weile der „Eintragung“ von ten, die zum „Gejellihaftsvermögen“ 

n, in die Grundbuder vgl. 8 48 GBO. 


J ge 
8719 10) Iolange die Gefellichaft AR vgl. Note 1C und Note 18. Die 
€ 


Beltandte des Gejellihaftsnermögens find eben nicht nah be- 
timmten Brußteilen geteilt. orihriften über Die „Ausein- 
anderjetung“ nah Auflöſung der Gejellidaft SS 730 11, 73. 
Während des Beitehens der Gejellihaft erfolgt die „Verfügung“ über das 
„Sejellihaftspermögen“ und Die „einzelnen dazu gehörenden Beltandteile“ 
im Wege der „Gejhäftsführung“ gemäß 88 709 ff. — Über „Ber: 
fügung“ vgl. Unhang 1 zu 8 104 unter 1. 7. 

0) jeder Gejellihafter dann nur gemäß dem War bezm. 
P 723 durch Kündigung die „Auflölung” und damit die „Auseinander- 

etzung“ gemäß 88 730 ff. herbeiführen. 
KR 3 


: si IT. 
8 721 22 nn der 0 nicht ein anderes bejtimmt. 
8 723 22) Wodurch ſofort die Auflöfung, der Geſellſchaft eintritt, falls 


nit im Gejellihaftsvertrage eine Kündigungsfriſt“ beitimmt ift. vgl. 8 736. 
— — — Ründigungsfrik ulm. vgl. Note 65 zu 8 564 und Note 21 


24) was nad den Umftänden im einzelnen Kalle zu beurteilen ift. 


vgl. Note 5. 
724 25 2 
725 28) Note 1 am Ende, Note 23. 
8 727 27 736. 
28 121. 
728 29 736 und KO. 88 16, 28, 51., 
729 80 169, 122 Ab}. 2. 
8 731 31 741 ff. 
8 732 s2) Note 6. 
8 733 s3) Die Gefellihafter find in der Regel Gelamtihuldner (88 421 ff.). 
vgl. Note 1 unter C und Note 16. 


34) d. 5. wenn fie den Gläubigern nicht als „Geſamtſchuldner“ Baften, 
z. B. wenn fie aus der „ungeredtfertigten Bereicherung“ Haften (88 812 ff.). 
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Gefellichaft g 728-733 


Sm Falle der Auflöfung hat der Erbe des verftorbenen Geſell⸗ 
Ihafters den übrigen Gejellihaftern den Tod unverzüglih ?) an⸗ 
zuzeigen und, wenn mit dem Aufihube Gefahr verbunden ilt, die 
feinem Erblaffer dur den Gejellihaftsvertrag übertragenen Geſchäfte 
fortzuführen, bis die übrigen Gefellihafter in Gemeinihaft mit 
ihm anderweit Yürjorge treffen können. Die übrigen Geſellſchafter 
find in gleiher Weife zur einitweiligen Kortführung der ihnen 
übertragenen Geſchäfte verpflichtet. Die Geſellſchaft gilt injoweit 
als fortbeſtehend. 

728. Die Geſellſchaft wird durch die Eröffnung des Konkurſes 
über das Vermögen eines Geſellſchafters Aufgelöſt.) Die Vor—⸗ 
ſchriften des 8 727 Abſ. 2 Satz 2, 3 finden. Anwendung. 

8729. Wird die Geſellſchaft in anderer Weile als durch 
Kündi gung aufgelsit, jo gilt die einem Gejellihafter durch den 
Gefellihaftsvertrag übertragene Befugnis zur Gejchäftsführung zu jeinen 
Guniten gleihwohl als jortbeftehend, bis er von der Auflöſung Kenntnis 
erlangt oder die Auflöfung fennen muß.?°) 

730, Nah der Uuflöfung der Gejellihaft findet in Anfehung 
des Gejellihaftsvermögens die AUuseinanderfegung unter den Gefell- 
ſchaftern ſtatt. 

Für die Beendigung der ſchwebenden Geſchäfte, für die dazu 
erforderliche Eingehung neuer Gelchäfte fowie für die Erhaltung 
und Berwaltung des Gelellihaftspvermögens gilt die Gejellichaft als 
Tortbeftehbend, ſoweit der Zwed der Auseinanderfegung es 
erfordert. Die einem Geſellſchafter nad) dem Gejellichaftsvertrage zu- 
jtehbende Befugnis zur Geſchäftsführung erliſcht jedoch, 
wenn nicht aus dem Vertrage fi ein anderes ergibt, mit der Auf: 
löjung der Geſellſchaft; die Geihäftsführung fteht von der Auflö— 
lung .an allen Gejellfdaftern gemeinfhaftlic zu. 

8731 Die Uuseinanderfegung erfolgt in Ermangelung einer 
anderen Vereinbarung in Gemäßheit der 88 732 bis 735. Im Übrigen 
gelten für die Teilung die Vorſchriften über die Gemeinſchaft.?n) 

8732. Gegenftände, die ein Gejellichafter der Gejellihaft zur Bes 
nugung überlajien bat,??) find ihm zurüdzugeben. Für einen dur 
Zufall in Abgang gefommenen oder verfchlechterten Gegenitand kann 
er nicht Erfah verlangen. 

733. Aus dem Gefellidaftspermögen find zunächſt die gemein 
ſchaftlichen Schulden mit Einſchluß derjenigen zu berichtigen,:®) welche 
den Gläubigern gegenüber unter den Geſellſchaftern geteilt find >*) oder 
für melde einem Gejellihafter die übrigen Geſellſchafter als Schuldner 
Baften. It eine Schuld noh nicht fällig oder ift fie ftreitig, jo 
ift das zur Berichtigung Erforderlide zhurüdzubehalten. 

Aus dem nad der Berichtigung der Schulden übrig bleibenden 
Gejellihaftspermögen find die Einlagen zurüdgzueritatten. Für Einlagen, 
die niht in Geld beitanden Haben, iſt der Wert zu erfegen, den fie 
zur Zeit der Einbringung gehabt haben. Für Einlagen, die in ber 
Leiftung von Diensten oder in der ÜÜberlajfung der Benußgung 
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Erläuterungen 


8 734 s5 722. 

8 735 36 722. Eine Vereinbarung, daß ein Gejellidafter von der Beteili- 
gung am „, eu “ausgeſchloſſen fein ſoll, iſt zuläſſig. 

8 736 ’) 88 7 


727, 7238. — Enthält der „Gelellihaftsvertrag“ eine ce 

Beitimmung, jo fönnen natürlich die übrigen Gejellihafter auch die „Oefell- 
ſchaft fortjeßen“; es liegt dann aber in Wahrheit ein „neuer Geſellſchaftsver⸗ 
trag“ unter ihnen. vor. 

8 738 s8) Gehört ein Grundftüd zum Geielligaftspermögen jo bleibt den 
Beteiligten überlafjen, Die „Berihtigung des Grundbuds“ gemäß 
8 894 herbeizuführen. . 

30) 88 232 ff. Die Verpflichtung des „Ausiheidenden“ gegenüber 
den Gläubigern bleibt unberührt. 
8 739. 10) 8 722 und Note 36. 





Preussisches Ausführungsgesetz zum BGB. 
betreffend 


Beurkundung von Grundstücksveräusserungen 
(vgl. E. 14%). 


Art. 182. $ ı. Für einen Vertrag, durch den sich der eine Teil verpflichtet, das 
Eigentum an einem Grundstücke gegen Übernahme einer festen Geldrente zu tiber- 
tragen (Hentengutevertrag) genügt bei den durch Yermittelung der General- 
kommission begründeten un bei den vom Staate ausgegebenen Kentengütern die 
schriftliche Form. 

Das gleiche gilt für den in den 88 16, 17 des Gesetzes Über die Enteignung 
von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 (Gesetz-Samml. 9. 321) bezeichneten Vertrag 
über die freiwillige Abtretung von Grundeigentum. 

82 Wird bei einem Vertrage, durch den sich der eine Teil verpflichtet, das 
Eigentum an einem in Preussen liegenden Grundstücke zu übertragen, einer der Vertrag- 
'schliessenden durch eine öffentliche Behörde vertreten, so ist für die Beurkundung 
des Vertrags ausser den Gerichten und Notaren auch der Beamte zuständig. 
walcher von dem Vorstande der zur Vertretung berufenen Behörde oder von der vor- 
gesetzten Behörde bestimmt ist. 

& 3. In dem vormaligen Herzogtume Nassau sind an Orten, die nicht Sitz 
eines Amtsgerichts sind, auch die Btirgermeister zuständig, Kauf- und Tauschverträge 
über Grundstücke ihres Amtsbezirkes zu beurkunden, wenn der Kaufpreis oder der 
Wert der eingetauschten Gegenstände nicht ınehr als fünfhundert Mark beträgt. 

8 4, Auf die Beurkundung, die ein nach den 88 8 zuständiger Beamter vor- 
nimmt, finden die Vorschriften des $ 168 Satz 2 und der 88 169 bis 180 des Reichsgesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, des $ 191 des Gerichts- 
verfassungsgesetzes und des Artikel 41 des Preussischen Gesetzes über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit entsprechende Anwendung. Ist nach diesen Vorschriften ein Dol- 
metscher zuzuzieben, so kann die erforderliche Beeidigung des Dolmetschers durch 
den beurkundenden Beamten erfolgen. 


Betreffend 


' Form der Auflassung 
(vgl. E. 148). 


Art.26. Für Grundstilcke, die im bisherigen Geltungsbereiche des Rheinischen 
Rechtes belegen sind, gelten folgende Vorschriften: 

S 1. Die Auflassung sowie die zur Bestellung oder Übertragung eines Erbbau- 
rechts erforderliche Einigung kann ausser vor dem Grundbuchamt auch vor einem 
anderen Preussischen Amtsgericht oder vor einem Preussischen Notar erklärt werden. 
Durch Königliche Verordnung kann bestimmt werden, dass auch die Amtsgerichte oder 
die Notare anderer Bundesstaaten zuständig sind. 

Jeder Teil ist berechtigt, zu verlangen, dass die Auflassung vor dem Grund- 
buchamt erfolgt. 

8 2. Bei der Auflassung bedarf es der gleichzeitigen Anwesenheit beider Teile 
nicht, wenn das Grundstück durch ein Amtsgericht oder einen Notar versteigert worden 
ist und die Auflassung noch in dem Versteigerungstermine stattfindet. 
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Geſellſchaft g 734-740 


eines Gegenftandes beftanden Haben, kann nicht Erſatz verlangt 
werden. 
Zur Beridtigung der Schulden und zur Rüderftattung der Ein- 
lagen iſt das Geſellſchaftsvermögen, joweit erforderlich, in Geld umzuſetzen. 
8 734. Verbleibt nad) der Berihtigung der gemeinjhaftlichen 
"Schulden und der Rüderftattung der Einlagen ein Überſchuß, jo gebührt 
er den Gejellichaftern nad; dem Verhältnis ihrer Anteile am Gewinne.?°) 
8735. Reicht das Gejellihaftspermögen zur Berichtigung der ge- 
meinſchaftlichen Schulden und zur Rüderftattung der Einlagen nit aus, 
fo haben die Gejellfchafter für den: Yehlbetrag nach dem Verhältnis auf: 
zukommen, nach welchem fie den Verluſt zu tragen haben.e) Kann von 
einem Gejellihafter der auf ihn entfallende Beitrag nicht er- 
langt werden, fo haben die übrigen Geſellſchafter den Ausfall nach 
dem gleichen Berhältniffe zu tragen. 
8736. it im Gejellihaftsvertrage beftimmt, daß, wenn ein Ge⸗ 
fellichafter kündigt oder ftirbt oder wenn der Konkurs über fein Vermögen 
eröffnet wird, die Geſellſchaft unter den übrigen Gejellidaftern fortbe- 
ſtehen ſoll, fo ſchei det bei dem Eintritt eines ſolchen Ereigniffes der 
Geſellſchafter, in deſſen Perſon es eintritt, aus der Gefjellihaft a u s.?”) 
' ; 737. Sit im Geſellſchaftsvertrage beftimmt, daß, wenn ein 
Geſellſchafter fündigt, die Gefjellihaft unter den übrigen Gefell- 
ihaftern fortbejtehen foll, jo fann ein Geſellſchafter, in deſſen Perſon 
ein die übrigen Geſellſchaſter nad 8 723 Abſ. 1 Sab 2 zur Kündigung 
berechtigender Umſtand eintritt, aus der Gejellihaft ausgeſchloſſen werden. 
Das Ausſchließungsrecht fteht den übrigen Gefellichaftern gemeinjhaftlicd 
zu. Die Ausſchließung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem auszu- 
Ichließenden Geſellſchafter. 
3 738. Scheidet ein Geſellſchafter aus der Gefellihaft aus, jo 
wächſt fein Anteil am Geſellſchaftsvermögen den übrigen Gejellihaftern 
zu.) Dieje find verpflitet, dem Ausſcheidenden die Gegen 
ltände, die er der Gefellfchaft zur Benugung überlallen hat, nad) Map: 
gabe des 8 732 zurüdzugeben, ihn von den gemeinſchaftlichen 
Shuldenzubefreten und ihm dasjenige zu za hlen, was er bei 
der Auseinanderfeßung erhalten würde, wenn die Geſellſchaft zur Zeit 
feines Ausiheidens aufgelött worden wäre. Sind gemeinidhaftliche 
Schulden nod nicht fällig, jo können die übrigen Gefellichafter dem Aus- 
ſcheidenden, ftatt ihn zu befreien, Sicherheit Teijten.?°) 

Der Wert des Gejellihaftspermögens ift, joweit erforderlich, im 
Wege der Schägung zu ermitteln. 

8739. Reicht der Wert des Geſellſchaftsvermögens zur Deckung 
der gemeinſchaftlichen Schulden und der Einlagen nicht aus, ſo hat der 
Ausſcheidende den übrigen Geſellſchaftern für den Fehlbeirag nad) dem 
Verhältniſſe feines Anteils am Verluſt aufzulommen.‘°) 

.8 740. Der Ausgeſchiedene nimmt an dem Gewinn und dem Ber- 
Iufte teil, welcher fi) aus den zur Zeit feines Ausjcheidens ſchwebenden 
Gejhäften ergibt. Die übrigen Gejellihafter find berechtigt, dieſe Ge— 
Ichäfte fo zu beendigen, wie es ihnen am vorteilhafteften erjcheint. 


— 233 — 





Erläuterungen 
Ubergangsvorjöeiften E. 173, 181, 182. Aufrecht erhaltene Landes: 


geſetze 1 
das „Eigentum“ ru goıner Sache (88 1008 ff.), das „Recht zur 
Venutznc eirer Eintt tung“ (88 921, 922). 

): Belonders geregelt "ie emeinichaftsverhältnifie mehrerer 
Gläubigereiner unteilbaren Leiltung 8 432), die „Gejellihaft“ 
R 705 3 die —— Gütergemeinſchaft unter Ehegatten“ 


8 741 


1438 die „Tortgeiekte — zwiſchen dem überlebenden 
gatten und den gemeinjdaftliden Sotömnlingen —J 1483 ff.), die „Er⸗ 
a a nn t“ 1519 ie „Fahrnisge— 
mein/ t“ unter Ehegatten 5 BR: und Mil ‚Gemeinidaft der 
Miterben“ (55 2032 ff.). Wahrend bei allen dieſen Gemeinſchaften der 
deutſchrechtliche anke rt gejamten Hand“ durchgeführt iſt, hat das 
BGB. die in den 88 741 fi behandelte gewöhnlide „Scemeinihaft“ 
auf der Grundla Ds —— — Rechts geregelt, wen nah verihiedenen 
Richtungen aud Die er der Debante der „gejamten Hand“ berüdfichtigt wird (ner 
Aie 1C zu 20): — wie ſich aus dem agten ergibt, die meiſten 
383716 —— je" beſonders geregelt find, ® 
bleibt für die 88 741 ff. nur ein beſchränktes Anwendungsgebiet. vgl. 
Bi 731, 922, 947, 1008, 1258, 1477, 1498, 2038, 2042, 2044. „ur wo Geimt, 
na mit Ichaltet, da waltet der Bruch“ v. h. die Gemeinihaft nad) Brudteilen 
"aber: „Reine Gejamtband ohne Geje 
hi} Da dieſe Annahme nur „im Zweifel“ gilt, jo iſt fie Sm Grund- 
on richter, gegenüber nit zu verwerten. Dieler muß, wenn mehrere 
itei — eines Grundſtücks eingetragen ſind, ohne daß die „Größe“ 
dei Antei al ZA ii unächſt fordern, daß die röße“ dereinzelnen 
Anteile im Grund de eingetragen wer „tels ein einzelner Anteil 
„beräußert oder „belajtet“ werden ſoll ($ 48 6 
Ss 748. 155 8 - ber den „Erwerb“ der reihe 953 ff. — Die 
Vorſch 8 743 beſagt nicht, daß jeder der drei Teilhader eines 30 Ar 
groben * Aaters ohne weiteres 10 Ar für ſich abernten darf, ſondern er 
ann nur den dritten Teil der Früchte des ganzen Aders fordern. über die 
„Art und ES 96 der Fruchtziehung beitimmen 744, 745, nit 8 748. 


e) p 
8 744 1) en nicht, ein anderes vereinbart ift. — vgl. 8.747 und Note 19 
zu 8 219 („verfüg gen“). 
8 745 Eine ande ee e braudt ſich der Überftimmte nicht gefallen zu laſſen. 
nimt nah Köpfen, wie 8 709. 
8 746 „ ) opt. S 1010. — good ernachfolger“ eines Teilhabers iſt 
Gufer feines X nteils m; entnachfolger“ ſind 
o 


ie Erden —* Fei bers. vgl. e1 zu 
8 749 11) vgl. RS. s u 508 
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Gemeinſchaft 8 741-749 


Der Ausgefchiedene kann am Schluffe jedes Geidäftsjahrs 
Rechenſchaft über die inzwiſchen beendigten Gejhäfte, Yuszah- 
lung des ihm gebührenden Betrags und Auskunft über den Stand 
der noch ſchwebenden Geſchäfte verlangen. Ä 


Sünfzehnter Titel. Gemeinfdaft.‘) 
8741. Steht ein Rechte) mehreren gemeinfhaft- 
lich zu, jo finden, jofern fh nidt aus dem Gejeg ein 
anderes ergibt) die Vorſchriften der SS 742 bis 758 Anwendung 
(Gemeinſchaft nach Bruchteilen). | 

5742. Sm Zwei fel it anzunehmen, daß den Teilhabern 
gleiche Anteile zuftehen.*) 

87483. Jedem Teilhaber gebührt ein jeinem Anteil entiprechender 
Brudteil der Früchte.“) 

Seder Teilhaber ift zum Gebraude des gemeinichaftlihen Gegen» 
Kandes inſoweit befugt, als nit der Mitgebraud der übrigen 
Teilhaber beeinträdtigt wird.®) 

- 8744. Die Verwaltung des gemeinihaftlihen Gegenjtandes ſteht 
den Teilhabern gemeinidaftlih zu.) 

Jeder Teilhaber ift berechtigt, Die zur Erhaltung des Gegenitandes 
notwendigen Maßregeln ohne Zujftimmung deranderen Teil- 
haber zu treffen; er kann verlangen, daß dieje ihre Einwilligung au einer 
jolden Maßregel im voraus erteilen. 

8745. Durch Stimmenmehrheit fann eine der Veſchaffenheit des 
gemeinſchaftlichen Gegenſtandes entſprechende ordnungsmäßige Verwal⸗ 
tung und Benutzung beſchloſſen werden?) Die Stimmenmehrheit iſt 
nad) der Größe der Anteile zu bereijnen.?) 

Feder Teilhaber kann, ſofern nicht die Verwaltung und 
Benugung durd) Vereinbarung oder durch Mehrbeitsbeichluß geregelt iſt, 
eine dem Interejje aller Teilhaber nah billigem Ermeſſen ent- 
Iprehende Berwaltung und Benußung verlangen. 

Eine wejentlihe Veränderung des Gegenftandes kann nicht be- 
ſchloſſen oder verlangt werden. Das Recht des einzelnen Teilhabers auf 
einen jeinem Anteil entiprechenden Bruchteil der Nugungen kann nicht. 
ohne feine Zuftimmung beeinträdtigt werben. 

8 746. Haben die Teilhaber die Verwaltung und Benußung des 
gemeinjchajtlichen Gegenftandes geregelt, jo wirft die getroffene Be: 
jtimmung aud) für und gegen die Sondernadjfolger.') 

8747. Jeder Teilhaber kann über feinen Unteil verfügen. über 
den gemeinihaftlihen Gegenjtand im ganzen können die Teilhaber nur 
gemeinihaftlih verfügen. 

8748. Jeder Teilhaber ilt den anderen Teilhabern gegenüber 
verpflichtet, Die Laften des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes ſowie die 
Koſten der Erhaltung, der Verwaltung und einer gemeinſchaftlichen Be: 
nußgung nad) dem Verhältniſſe feines Anteils zu tragen. 

8749. Jeder Teilhaber kann jeberzeit die Aufhebung der Gemein: 
ſchaft verlangen.!!) 
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8 751 
8 752 


8 753 


8 755 


Erläuterungen 


12) vgl. Note 10. 

12a) vgl. 8.16 KO. 

nn Das wird in der Negel nur ‚bei Geld, gleihartigen Wertpapieren 
und fonjtigen Mengen „vertretbarer“ Saden (vgl. : 91) der Fat fetn; oft aber 
aud bei derlänen uf. vgl. Note 3 zu 8 420 („teilbar“). 
. h . san us, ein Pferd, ein afelauffaß, 


180 N, 


1 


" . an infolge teftamentarücher Anordnung. - 
i⸗ 421 ff. 





Preussisches Ausführungsgesetz zum BGB. 
betreffend 


Leibgedingsvertrag 
(vgl. E. 96 und Note 1 zu 8 759). " 


Art. 15. Steht mit der Überlassung eines Grundstücks ein Leibgedings- 
vertrag (Leibzuchts-, Altenteils-, Auszugs-, Ausgedingevertrag) in Ver- 
bindung, so gelten für das sich aus dem Vertrag ergebende Schuldverhältnis, soweit 
nicht abweichende Vereinbarungen getroffen sind, folgende Vorschriften: 

& ı. Der Erwerber des Grundstücks ist verpflichtet, dem Berechtigten an dem 
Grundstück eine den tibernommenen wiederkehrenden Leistungen entsprechende Real- 
last und, wenn dem Berechtigten das Recht eingeräumt ist, ein auf dem Grundstücke 
befindliches Gebäude oder einen Teil eines solchen Gebäudes zu bewohnen oder mit- 
zubewohnen oder einen Teil des Grundsttcks in sonstiger Weise zu benutzen, eine 
entsprechende ersönliche Dienstbarkeit, mit dem Range unmittelbar hinter den 
zur Zeit der Überlassung bestehenden Belastungen zu bestollen. . 

2. Auf das Schuldverhältnis finden die Vorschriften der 88 759, 760 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Leibrente Anwendung. " 

& 8. Hat der Verpflichtete dem Berechtigten Erzeuguisse solcher Gattung zu 
leisten, wie sie auf dem tiberlassenen Grundstücke gewonnen werden, so kann der 
Berechtigte nur Erzeugnisse von der mittleren Art und Güte derjenigen verlangen, 
welche auf dem Grundstücke bei ordnungsmässiger Bewirtschaftung gewonnen werden. 

$ 4. Lasten, die auf einen dem Berechtigten zur Benutzung tberlassenen Teil 
des Grundstücks entfallen, hat der Verpflichtete zu tragen. 

& 5. Ist dem Berechtigten eine abgesonderte wohnung zu gewähren, so 
hat der Verpflichtete sie ihm in einem zu dem vertragsmässigen Gobrauche geeigneten 
Zustande zu tiberlassen und während der Dauer seiner Verpflichtung in diesem Zustande 
zu erhalten. " 

Wird das Gebäude durch Zufall zerstört, so hat der Verpflichtete die Wohnung 
in einer nach den Umständen der Billigkeit entsprechenden Zeit und Weise wieder- 
herzustellen und bis zur Wiederherstellung dem Berechtigten eine angemessene andere 
Wohnung zu beschaffen. 

$ 6. Ist dem Berechtigten eine abgesonderte Wohnung zu gewähren, sa ist er 
befugt, seine Familie sowie die zur standesgemässen Bedienung und zur Pflege 
erforderlichen Personen in die Wohnung aufzunehmen. j 

‘Hat der Verpflichtete dem Berechtigten die Mitbenutzung seiner Wohnung zu 
gestatten, so erstreckt sich die Befugnis des Berechtigten zur Aufnahme seiner Familie 
nicht auf Personen, die erst nach der Schliessung des Leibgedingsvertrags durch 
Eheschliessung, Ehelichkeitserklärung oder Annahme an Kindesstatt Familienangehörige 
geworden sind, und nicht auf Kinder, die aus dem Hausstande des Berechtigten aus- 
geschieden waren. 

87. Unterlässt der Verpflichtete die Bewirkung einer vertragsmässigen 
Leistun £: so ‚stelit dem Berechtigten nicht das Recht zu, wegen der Nichterfüllung 
oder des Verzugs nach $ 325 Abs. 3 oder 3 326 des Bürgerlichen Gesetzbuchs von dem 
Vertrage zurtickzutreten oder nach $ 527 des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Herausgabe 
des Grundstücks zu fordern. 

8. Veranlasst der Verpflichtete durch sein Verhalten eine solche Störung der 
persönlichen Beziehungen zu dem Berechtigten, dass diesem nicht zugemutet 
werden kann, die ohnung auf dem Grundstücke zu behalten, so hat er 
dem Berechtigten, falls dieser die Wohnung aufgibt, den für die Beschaffung einer 
anderen angemessenen Wohnung erforderlichen Aufwand sowie den Schaden zu er- 
setzen, der daraus entsteht, dass dieser andere ihm gebührende Leistungen nicht auf 
dem Grundstitck in Empfang nehmen kann; statt der Teistungen kann der Berechtigte 
Entschädigung in Geld verlangen. 

& 9." Veranlarst der Berechtigte durch sein Verhalten eine solche Störung der 
persönlichen Beziehung zu dem Verpflichteten, dass diesem nicht zugemütet 
werden kann, ihm das fernere Wohnen auf dem Grundstücke zu gestatten, 
so kann ihm der Verpflichtete die Wohnung unter Gewährung einer angemessenen 


Räumungsfrist kündigen. 
(Schluss folgt Seite 238) 
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Gemeinihaft 8 750-755 
Wird das Recht, die Aufhebung zu verlangen, durch Vereinbarung 
für immer oder auf Zeit ausgeſchlo lien, jo kann die Aufhebung 
gleihwohl verlangt werden, wenn ein wihtiger Grund vor: 
liegt. Unter der gleichen Borausfegung fann, wenn eine Ründi:- 
gungsfrijt beitimmt wird, die Aufhebung ohne Einhaltung der 
Friſt verlangt werden. 

Eine Vereinbarung, dur welche das Recht, die Aufhebung zu ver- 
langen, diejen Vorſchriften zuwider ausgeſchloſſen oder beſchränkt wird, 
iſt nichtig. 

8750. Haben die Teilhaber das Recht, die Aufhebung der Ge- 
meinſchaft zu verlangen, auf Zeit ausgeſchloſſen, jo tritt die Verein— 
barung im Zweifel mit dem Tode eines Teilhabers außer 
Kraft. 

571. Haben die Teilhaber das Net, die Aufhebung der 
Gemeinihaft zu verlangen, für immer oder auf Zeit ausgeiählofjjen 
oder eine Ründigungsfrtft beitimmt, jo wirkt die Vereinbarung 
auch Für und gegen die Sondernadfolger.:) Hat ein Gläubiger die 
Pfändung des Anteils eines Teilhabers erwirkt, jo kann erohbne Rück— 
jiht auf die Vereinbarung die Aufhebung der Gemeinihaft ver- 
Langen, iofern der Schuldtitel nit bloß vorläufig vollitred:' 

ar ift.!?=) 


5752. Die Aufhebung der Gemeinſchaft erfolgt durch Teilung 
in Natur, wenn der gemeinſchaftliche Gegenſtand oder, falls mehrere 
Gegenſtände gemeinſchaftlich find, dieſe ſich hne Verminderung 
des Wertes in gleichartige, den Anteilen der Teilhaber 
entſprechende Teile zerlegen Iaffen. 13) Die Verteilung gleicher 
Teile unter die Teilhaber geſchieht durch das Los. 


753. Iſt die Teilung in Natur ausgeichloffen,'‘) jo erfolgt die 
Aufhebung der Gemeinihaft durch Berfauf des gemeinihaftlihen Gegen: 
ſtandes nad) den Vorſchriften über den Pfandvertauf,”) bei 
Grunditüäden duch Zwangsperfjteigerung ‚*) und durch Teilung 
des Erlöſes. Iſt Die Veräußerung an einen Dritten unjtatt- 
haft,'”) fo ift der Gegenftand unter den Teilhabern zu ver- 
jteigern.'®) 

Hat der Verſuch, den Gegenitand zu verkaufen, teinen Er⸗ 
folg, ſo kann jeder Teilhaber die Wiederholung verlangen; er 
Dat jedoch die Koften zu tragen, wenn der wiederholte Verfuch miß— 

ingt. 

8 754. Der Berlauf einer gemeinjhaftlicden Forderung iſt nur 
zuläffig, wenn fienoh nihteingezogen werdenftann. Sf 
die Einziehung möglid, jo fann jener Teilhaber gemeinſchaft— 
lie Einziehung verlangen. 

755. Haften die Teilhaber als Geſamtſchuldner) für 
eine Verbindlichkeit, die jie in Gemäßheit des $ 748 nad) dem Ber- 
bältnisihrerAinteile zu erfüllen haben oder die fie zum Zweite 
der Erfüllung einer jolden Berbindlühfeit eingegangen find, jo fann 


— 237 — 


8 756 


8 757 
5 759 


8 760 


3 761 


8 762% 


Erläuterungen 


2) al, —*— do. 
a) 3.8. für Auslagen. 
ę 51 RD. ei 


21 
22 R: 434 fj., 459 ff. 
1) Eine Beitimmung des Begrifis Leibrente gibt das BGB. nit. Die 
Verpflichtung zur arung einer „Leibrente“ kann durg „letzt willige 
„Berfügung“, „Stiftung“ (R 80 ffj.), oder dur „Vertrag“ (Schen- 
fung Kauf) begründet werden. x gewöhnliche Inhalt eines Leibrentens 
Kaufs ijt: es wird der dt not ner dem Rentengläubiger zu 
beitimmten, RL aber nidyt notwendig) auf die Vebenszeit einer 
beitimmten erjon (fei es einer Vertragspartei oder eines Dritten) veriprogie- 
nen wiederltehrenden Leiltungen „Lerdzenie) und der Renten: 
gläubiger dem Renten Huldner zur Entridtung einer beftimmten 
umme Geldes oder eines anderen nad jeinem Geldwerte be- 
ji mmten Gegentandes (als Gegenleiftung „Rau De? verpflichtet. Wird 
ie Leibrente „zu Guniten eines Dritten” vereinbart, jo finden 88 328 ff., 
insbeiondere 330 Anwendung Die Leibrente“ fann in Geld oder 
anderen Leiſtungen beitehen. 

Der Leibrenten-Bertra gehort feinem Zwecke nach zu den ſogen. „Ber: 
lorgungs-Berträgen”. Es fei daher im Anſchluß daran an dieſer 
Stelle folgendes bemerft: Cin bejonders häufiger und wegen der vielen 
Gtreitigleiten, zu denen er Anlaß zu geben pflegt, bejondere Beachtung for: 
dernder Berlorgungs-Vertrag it der Leibgedingss, Leibzuchts⸗ Auszugs⸗. 


‚AltenteilssBertrag, namentlih wenn er, was die Regel, mit der Über- 


lajjung eines Grundftüds verbunden ill. Das BGB. hat jedoch 
feine a an hierüber gegeben, Davon ausgehend, daß vieles von Sitten, 
Gebräuden und manderlei Verhältniſſen abbünge, die in den einzelnen Ge⸗ 
bieten des Deutichen cher völlig verichteden find. Das BGB. Hat daher die 
Ordnung der in Rede ftehenden Verträge den Landesgeſetgen überlaſſen (nat. 
E. 96), jedoch nur für den Zall, dab fie mit der Überlajjung eines (kei es land: 
lichen oder Katiien) Grunditids verbunden find. Ein Leibgedinge uf 
Vertrag ohne Grunditüdsiüberlafiung ilt, da beiondere Beitimmungen ierü er 
fehlen, nad) den allgemeinen Borihriften des BGB. zu beurteilen. 

{ber Leibrenien-Berfiderung E. 75. — ber die gejekliden Unfallss, 
Invaliditätss und Altersrenten vgl. die betr. Reichsge 

2) 3. B. wenn im Bertrage oder Teitament nur gejagt ilt: A foll eine 
lebenslänglide Rente von 1000 ME. erhalten, jo ift Hierunter „im Zweifel“ 
eine JSahresrente von 1000 ME. zu veritehen. 

3) Auf 8 760 iſt verwielen 3. 8. in den 88 528, 843, 1361, 1580, 1612 
und im Reichshaftpflichtgeſetze v. 7. Juni 1871 $ 7 in der Faſſung von E. 42. 
— Über die Verjährung fälliger Leibrenten-Beträge 197, 201. 

N, . 8. in den Fllen ber 88 311, 313, 518 

5) Die „Annahme“ - Erklärung bedarf feiner Form. — Dienit 
verträge, in denen der Dienjtherr dem Angeſtellten (Inſpektor, Buchhalter, 

örfter, Diener uw.) eine Penſion verſpricht, find infoweit Leibrenten: 
erträge und unterjtehen der % or m vor] rift des 8 761. 

.) 7) vgl. Anhang 1—3 zu 8 762 (Allgemeines über Spiel und Wette 

— Nichtklagbarkeit aber Erfüllbarteit). 


Schluss ron Seite 236) 


Macht der Verpflichtete von dieser Befugnis Gebrauch, so hat er dem Berechtigten 
eine Geldrente zu gewähren, die nach billigem Ermessen dem Werte der Vorteile ent- 
spricht, welche er durch die Befreiung von der Pflicht zur Gewährung der Wohnung 
und zu Dienstleistungen erlangt. 

Die Vorschrift des Abs. 2 findet auch Anwendung, wenn der Berechtigte durch 
andere Umstände als durch das Verhalten des Verpflichteten ohne eigenes Verschulden 
genötigt ist, das Grundstück dauernd zu verlassen. 

8 10. Ist ein Keibgedinge für mehrere Berechtigte, insbesondere für 
Ehegatten, vereinbart, 30 wird der Verpflichtete durch den Mod eines der 
Berechtigten zu dem Kopfteile des Verstorbenen von seiner Verpflichtung frei, 
soweit die geschuldeten Leistungen zum Zwecke des Gebrauchs oder Verbrauchs unter 
den Berechtigten geteilt werden mussten. 
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Zeibrente — Spiel. Wette 8 756-762 


jeder Teilhaber bei der Aufhebung der Gemeinfchaft verlangen, daß die 
Shuld aus dem gemeinſchaftlichen Gegenitande berichtigt wird. 

Der Anſpruch fann audi gegendie Sondernadhfolger”) 
geltend gemadjt werden. 

Soweit zur Berihtigung der Schul der Verlauf des gemein- 
Ihaftlihen Gegenftandes erforderlich ift, hat der Verfauf nad) 8 753 zu 
erfolgen. 

8756. Hat ein Teilhaber gegen einen anderen Teilhaber eine 
Forderung, die fi) auf Die Gemeinſchaft gründet, jo kann er bei der 
Aufhebung der Gemeinihaft die Berichtigung feiner Korderung aus 
dem auf den Schuldner entfüllenden Teile des gemeinihaftlihen Gegen- 
ftandes verlangen.) Die Vorſchriften des 8 755 Ubi. 2, 3 finden An- 
wendung. 

5757. Wird bei ber Aufhebung der Gemeinfhaft ein gemein⸗ 
ſchaftlicher Gegenſtand einem der Teilhaber zugeteilt, fo bat 
wegen eines Mangels im Redte oder wegen eines Mangels 
der Sache jeder der übrigen Teilhaber zu feinem Anteil in gleicher 
Weiſe wie ein Berläufer Gewähr zu Ieiften.2?) 

8758. Der Aniprud auf Aufhebung der Gemeinihaft unterliegt 
wicht der Verjährung. 


Sechzehnter Titel. Leidrenfe.') 


8759. Wer zur Gewährung ‚einer Leibrente verpflichtet ift, hat 
die Rente im Zweifel für die Lebensdauer des Gläubigers zu ent- 
richten. 

Der für .die Rente beſtimmte Betrag iſt im Zweifel der 
Sahresbetrag der Rente?) 

760. Die Leibrente ijt im voraus zu entrichten.?) 

ine Geldrente ift für drei Monate voraus zu zahlen; bei einer 
anderen Rente beitimmt ſich der Zeitabjchnitt, für den fie im voraus zu 
entrichten ift, nah der Beſchaffenheit und dem Zwede der 
Rente. 

Hat der Släubiger ven Beginn des Zeitabfehnitts erlebt, für 
den die Rente im voraus zu entrichten ift, fo gebührt ihm der volle 
auf den Zeitabichnitt entfallende Betrag. 

8761. Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine Leibrente 
verſprochen wird, ijt, ſoweit nicht eine andere Form vorgelchrieben ift,*) 
fchriftliche Erteilung Des Verſprechens erforderlich.) 


Siebzehnter Titel. Spiel. Wette.') 


762. Durch Spiel oder durch Wette wird eine Verbindlichkeit 
nicht begründet.2) Das auf Grund des Spieles oder der Wette Geleiftete 
fann nicht Deshalb zurüdgefordert werden, weil eine Verbindlichkeit nicht 
beitanden hat.?) 

’ Dieje Vorihriften gelten aud für eine Vereinbarung, 
durch die der verlierende Teil zum Zwede der Erfüllung einer Gpiel- 
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8 763 


g 764 
5 765 


dem 
8 766 


s 707 | 


8 768 


Erläuterungen 


+) vgl. Anhang 4 zu ee 762 (Schuldſcheine, Wechſel uſw. über Spiel: 
Ihulden — Darlehen zum Spie 
’ vgl. Anhang 5 zu 8 2. "(Lotterie — Qusipielvertrag). 


vgl. Anhan 8 764 (Differenzgeihäft). 
Sie dogen — Bürgſchaft unterſcheidet ſich von der 
rn n“ B die „Einrede der Boraustlage aus: 
chloſſen“ A r3 Er EA Rrebitauften 8 778. — alle Iogen- „ge: 
feptiger Bürgihaft“ 88 88 571 ee al Abſ. 2. — Über ſogen. Garantie 

eriräge on, Note 3 und ⸗ 438 nebf 

„Wer dem Schuldner ie Bien ft veripricht, verbürgt ih nicht“ 
(©). nn 3. B. der Kauf mann A er intän er B, um gehn zu fördern, 


„auf dei en Erjuden“ verip prigh, Mi Ku des B an den Liefe- 
zarten C C legterem „Bürgſchaft“ zu iten, Hi it diefer Vertrag, wenn „ent- 
geltli “ 


(3 „A ‚erhält eine PBrovifion), „Dienftvertrag“ (2 611, 675), wenn 
„unentge th“, ein von B dem A erteilter „Auftrag“ (8 662). 

8) Denn feine rehtswirffame Verbindlichkeit des Dritten vor⸗ 
liegt (3. B ed), oder wenn die Verbindlichkeit des Dritten 
bar iſt Kt. © n Itrtums oder Betrugs), ſo kann auch der Bürge ſeine 
Verbind feit ab ehnen (vgl. 88 768, 770). nn aber 3. B. A dem B, der 
Dem minderjährigen Leutnant Cein Pferd für 1000 Mt. verkauft, er: 
Märt: „Ich verbürge mich für die 1000 DE.” und wenn B dieſe Erflärung 
annimmt, AR t Dies awar feine „Bürgſchaft“ denn der Kaufvertrag ift wegen 

Minderj jüh tigfeit des C unwirflam, es teht allo teine „Verbindlichkeit“ 
des C, für die ‚Bürgſchaft“ geleiitet werben fünnte; estann aber der Vertrag 
zwiſchen Aund B als ein (feinergorm bedürfender) Garantievertrag dahin 
aufgefoßt werben, daß A dem B „dafür aufkommen“ wolle, der Vormund Des 

C werde ben Kauf genehmigen und die 1000 Mi. zahlen. Dieler „Garantie- 
Vertrag“ i i gültig, er unter tegt nit den 88 765 ff., fondern mangels aus: 
drüdlicher Regelung im B en allgemeinen Bor Öriften. 

4) Zu unteriheiben vom „Einftehen für die Erfüllung fremder Ber- 
ven Säule“ ift die v gernahme einer fremden Verbindlichteit neben 
uldner“. opt. 

6 us Sioten (telegraphiſche Bürgihaft genügt alſo nicht. 
vgl. 8 127 Die „annahbme“ der — aftser —* bedarf keiner 
Form. — Wenn die Bürgſchaft auf ſeiten des Bürgen ein Handelsgeihäft 
und er felbit Bolllaufmann ijt, bedarf die Bürgihalt t nicht der Schriftform 
88 16, 343, 344, 350, 351 H68. — Die de über⸗ 


nahme einer fremden Shuld“ neben dem bishe rigen Schuldner ( (jogen 
ar 


fumuletive „onbübernahme), obgleih nicht öigeniti er ralhalt”, 


be Grunde d 7 t ds 
seerlung I für ehe —28 Kreditaufteag” — ariftier Schriftfor —* 


e) Sofern der Bürgſchaftsvertrag nicht eine Beſchränkung der Bürgen- 
Haftung ahett Haft n 

7) Bürgen haften alfo aub für Verzugszinſen, ferner für 
Shadenserjag, den der Ha anti lhner feinem Gläubiger Ihuldig wird, 
weil er en Verbindlichkeit Me Tehtzeitig erfüllt ulm. 


I: 8. durch einen mit dem Gläubiger geſchloſſenen glei “ein 
ihm gegebenes „Zinsverjprechen“, eine Vereinbarung einer „ Vertrags zafe“, 
unter U mftänden ur einen zwilhen Gläubiger und Haupt hulbner 
nahträglicd geſchloſſenen Stundungsvertrag ujw. — Andererfeits berührt 
ein Zwangsvergleid im Konkurſe des Geuptigulönes die Rechte der Gläu— 
biger gegen den „Bürgen“ nicht ($ 193 

9) 3. B. die Einrede der undıng, der Berjährung: außer⸗ 
dem aturtiq auch die ihm jelbit unmittelbar gegen den —* 
zuſtehenden inreden. vgl. Sachregiſter „Einrede“. 


10) Denn die „Bürgſchaft“ Hat ja gerade den Zwed, den Gläubiger gegen 
die Bermögensunzulänglicfeit des Hauptichuldners zu fihern. vgl. 8 1975 ff. 
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Bürgichaft 8 763-770 


oder einer MWettjchuld dem gewinnenden Teile gegenüber eine Ber: 
bindlichkeit eingeht, insbejondere für ein Shuldaner: 
fenntnis‘) 

8 763. Ein Lotterievertrag oder ein Ausſpielvertrag iſt verbind- 
ih, wenn die Lotterie oder die Ausipielung ftaatlih genehmigt 
iſte) Anderenfalls finden die Vorfchriften des 8 762 Anwendung. 

8 764. Wird ein auf Lieferung von Waren oder Wertpapieren 
lautender Vertrag in der Abſicht geichloflen, daB der Unterſchied zwiichen 
dem vereinbarten Breife und dem Vörſen⸗ oder Marktpreiſe der Liefe⸗ 
sungszeit von dem verlierenden Teile an den gemwinnenden gezahlt 
werden joll, jo ift der Vertrag als Spiel anzujehen.°) Dies gilt aud 
dann, wenn nur die Abſicht des einen Teiles auf die Zahlung 
tes U nter Ihieds gerichtet ift, der andere Teil aber dieſe Abſicht 
fennt oder fennen muß. 


Adhtzehnter Titel. Rürgſchaft.) 


765. Durch den Bürgichaftspertrag verpflichtet fi der Bürge 
geg er dem Gläubiger ?) eines Dritten, für die Erfüllung der Ber: 
Binblichleit des Dritten ?) einzuitehen.*) 

Die Bürgfhaft kann aud für eine fünftige oder eine be- 
dingte Verbindlichkeit übernommen werden. 

8766. Zur Gültigkeit des Bürgihaftsvertrags ift ſchriftliche Er- 
teilung der Bürgihaftserflärung erforderlih.) Soweit der Bürge die 
HYauptverbindlidfeit erfüllt, wird der Mangel der Form 
geheilt. 

8767. Für die Verpflichtung des Bürgen iſt der jeweilige Bes 
Kaud der Hauptverbindlicdhleit maßgebend‘) Dies gilt insbejondere 
auch, wenn die Hauptverbindlichleit durch Verſchulden oder Ver- 
zug des Hauptihuldners geändert wird.) Durh ein Nedts- 
geihäft, das der Hauptfhuldner nad der Übernahme der 
Bürgihaft vornimmt.) wird die Verpflihtung des Bürgen nit 
erweitert. 

Der Bürge haftet für die dem Gläubiger von dem Hauptjichuldner 
zu erfegenden K often der Kündigung und der Rechtsverfolgung. 

.. 8968. Der Bürge kann die dem Hauptſchuldner zuftehenden Ein- 
reden geltend machen?) Stirbt der Hauptihuldner, jo fann 
ih der Bürge nicht darauf berufen, daß der Erbe für die Verbind⸗ 
tichleit nurbeihränft haftet.'°) 

Der Bürge verliert eine Einrede nicht dadurd, daß der 
Hauptſchuldner auf fie verzichtet. 

8 769. Verbürgen ſich mehrere für dieſelbe Verbindlichkeit, fo 
haften fie als Geſamtſchuldner,u) auch wenn fie die Bürgſchaft nicht ge- 
meinjchaftlih übernehmen.'?) 

8770. Der Bürge kann die Beiriedigung des Gläubigers ver. 
weigern, jolange dem Hauptſchuldner das Recht zuiteht, das feiner Ver— 
bindlichkeit zu Grunde liegende Rechtsgeſchäft anzufechten.':) 
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5 769 


3 770 


5 771 


> 172 


5 773 


5 774 


Erläuterungen 


11) Haben alfo nicht die „Einrede der Teilung“. 88 421 ff. Wegen 
des Aus unter ihnen 8 774 Ab]. 2. 
121, 


13) 3. B. wegen Irrtums, Betrugs (88 119, 128). 

1) 88 387 fi. — Die in $ 770 dem Bürgen gewährten Rechtsbehelfe 
find „aufihiebende Einreven“. vgl. Sachregiſter „Einrede“. 

15) Gläubiger fann (wenn er es darauf anlommen laſſen will), 
den „Bürgen“ A verklagen und abwarten, ob diefer die Einrede der 
Boraustlage erhebt. Crhebt der Bürge die Einrede, jo muß der Gläubiger 
beweijen, dak die Zwangspvollitredung in das Vermögen des 
Hauptſchuldners „ohne Erfolg verjudht wurde“. Im Deinen 
vgl: 8 772, wonach im falle der Derbürgung für eine Geldforderung die 
„KEinrede der Borausklage” Ihon dann wegfällt, wenn die Zwangsvoll- 
Itredung in die „bewegliden Sa 9 en“ des uptiehuldners fruchtlos 
geweſen ift. In diefem Halle fann der Bi 2ge den Gläubiger nicht zunädit an 
ven Haupt!Khuldner verweilen, jelbft wenn lebterer no „Grund: 
jtüde” und „ausjtehende Forderungen“ befigt, die zu feiner Befriedigung hin- 


reihen würden. 
10) Bei Bü alt für andere Forderungen, 3. B. auf Leiltung 
von Sachen (die mid ld find) und Dieniten, findet $ 772 gunäditteine 
Unwendung. er Gläubiger muß dann alle zuläſſigen Zwangsvoll⸗ 
itrefungsmaßregeln verſuchen, benor er den Bürgen in Aniprud nimmt. 
S 772 findet aber wieder Anwendung, jobald die Aorberung infolge Nicht: 
Zeiltung der Sachen oder Dienjte in eine Geld-(Shadenerjaß.:) 
jorberung übergeht. 

?) —— Gegenſtände“ (nicht: Forderungen uſw.). vgl. 8 90. 

18] : 274. 

10 r Gläubiger fann aljo den „Bürgen“ vor dem Hauptſchuldner 
belangen in den 8 773 bezeichneten 4 Fällen. Außerdem ſteht die Einrede ber 
Voraustlage dem u nit zu, wenn die Bürgſchaft für ihn ein Handels 
geihäft und er ſelbſt Vollkaufmann ift. vgl. Note 5. 

2°) vgl. Note 1. Ob ein „Verzicht“ des Bürgen Fe die „Einrede ber 
— ift dur Auslegung der Bürgſchaftserklärung feitzu- 
tellen (8 157). 

»i) 8 774 handelt vom Nüdgriff (Negreh) des Bürgen gegen den 
— — vgl. SS 267, 268, 412 und Noten DE komie Note 26 Abi. 2 
zu $ 775, — Nach den zur Anwendung fommenden, in $ 412 bezeichneten 88 
lann der Bürge namentlid — daß ihm der von ihm befriedigte 
Gläubiger eine „öffentlich beglaubigte“ Urkunde betreffend den Ülber- 
ga ng der Forderung des Gläubigers auf den Bürgen ausitelle ($ 403). Mit 

r Forderung gehen ferner gemäß $ 401 die dort bezeichneten „Neben- 
tehte* aufden Bürgen über. ner folgt aus 8 404, daß der Haupt: 
Ihuloner dem Bürgen alle die „Einwendungen“ engegenlegen fann, die 
sur Jeitder Befriedigung des Gläubigers durch den Bürgen „Dem 
Hauptjhuldnergegen den Gläubiger“ zuftanden. Da nun aber 
der Bürge nit immer willen wird, welde Einwendungen dem Hauptihuldner 
gegen den Gläubiger gulteben, jo möge er, um nicht Schaden zu leiden, in 
der Regel „nicht ohne Willen und Genehmigung des Hauptihuldners“ an den 
Gläubiger zahlen. Aus demjelben Grunde wird der Bürge, wenn er vom 
Glärhiger verllagt wird, gut tun, den Hauptſchuldner dur Streits 
verlündung gemäß 88 72 fi. gem rozelle zuzuziehen, damit 
diejer ihm nicht naher mit dem Einwand des „mangelhaft geführten Pro: 
zeſſes“ (Unterlajlung von Einwendungen) entgegentrete. 

22) vgl. 8 268 am Ende. Wenn 3. B. der Bürge ih nur für einen 
Teil der Schuld, deren Bezahlung auch noch mit einem Pfandrecht 
gelichert war, oder für eine von mehreren Schulen, für Die jämt- 
lid eine und diejelbe Sade verpfändet war, verbürgt Hatte 
und Zahlung (des Teils — dereinen Schuld) geleiltet Bat, jo bleibt das 
Pfand in erjter Linie dem Gläubiger (wegen des reitierenden 


re 


Bürgichaft 8 771-775 | 


Die gleiche Befugnis hat der Bürge, folange fi) der Gläubiger durch | 
Uufrehnung gegen eine fällige Forderung des Hauptichuldners be- | 
friedigen fann.'*) 

8 771. Der Bürge kann die Befriedigung des Gläubigers ver- 
weigern, folange nicht der Gläubiger eine Zwangspollitredung gegen 
den Hauptihuldner ohne Erfolg verjuht Hat (Einrede der Borauss 
Hage).'°) 

772. Beſteht die Bürgſchaft für eine Geldforderung,ie) fo muß 
die Zwangsvelliiredung in die beweglihen Saden ?’) des Haupt- 
ihuldners an feinem Wohnfiß und, wenn der Hauptihuldner an einem 
anderen Orte eine gewerbliche Niederlaffung hat, aud) an dieſem Otte, 
in Ermangelung eines Wohnfites und einer gewerblichen Niederlaſſung 
an feinem Aufenthaltsorte verſucht werden. 

Steht dem Gläubiger ein Pfandrecht oder ein Zurüdbehaltungs: 
seht ?°) an einer beweglichen Sache des Hauptichuldners zu, jo muß er 
auch aus Diefer Sache Befriedigung ſuchen. Steht dem Gläubiger ein 
ſolches Recht an der Sache a uch für eine andere Forderung zu, jo gilt 
dies nur, wenn beide Forderungen durch den Wert der Sache ge- 
dedt werden. 

8773. Die Einrede der Borausllage iſt ausgeichloflen: '°) 

1. wenn der Bürge auf die Einrede verzichtet, insbefondere wenn 

er ih als Selbſtſchuldner verbürgt hat; 2°) 

2. wenn die Rechtsverfolgung gegen den Hauptichuldner infolge 

einer nad der flbernahme der Bürgichaft eingetretenen Ande- 
rung des Wohnfites, der gewerbliden Rieder— 
laſſung oder des QAufenthaltsorts des Haupt: 
Ihuldners weſentlich erſchwert ift; 

3. wenn über das Vermögen des Hauptichuldners der Konkurs er- 
öffnet iſt; 

4. wenn anzunehmen ift, daß Die Zwangspollitredung in das Ver- 
mögen des Hauptichuldners nicht zur Befriedigung des Gläu- 
bigers führen wird. 

In den Fällen der Wr. 3, 4 iſt die Eintede inſoweitzuläſſig, 
als fi der Gläubiger aus einer bewegliden Sade des Haupt- 
ſchuldners befriedigen fann, an der er ein Pfandredt oder ein Zu- 
rückbehaltungsrecht hat; die Norihrift des 8 772 Abi. 2 Satz 2 
findet Anwendung. 

8774. Soweit der Bürge den Gläubiger befriedigt, geht die 
Forderung des Gläubigers gegen den Hauptichuldner auf ihn über.) 
Der Übergang kann niht zum Nadhteile des Gläubigers 
geltend gemadt werden?) Ginwendungen des Haupt- 
Ihuldners aus einem zwildhen ihm und dem Bürgen beitehenden 
Redtsverhältniffe bleiben unberührt.?) 

Mitbürgen haften einander nur nad) 8 426. 

8775. Hat fi der Bürge im Auftrage?) des Hauptſchuldners 
serbürgt oder ftehen ihm nad) den Vorſchriften über Die Geſchäfts- 
führung ohne Auftrag?) wegen der Übernahme der Bürgichaft 
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Erläuterungen 


Teils feiner Forderung bezw. wegen der übrigen forderungen) ver: 
geitet und geht (vgl. Note 21) auf den zahlenden Bürgen nur mit diejer 
inihräntung über (vgl. aud) $ 426 Abi. 2). | 
23) 3. B. der Hauptihuldner kann dem ihn belangenden Bürgen die 
Cinrede entgegentegen, dab der Bürge auf Grund eines gi tigen „Shenfungs- 
verſprecheng ie ürgſchaft übernommen und die Schuld bezahlt habe. 


8 775 
25 677 ff., insbejondere 683, 684 Sat 2. 
26 rt Bürge braudt alfo in den 8 775 Nr. 14 bezeichneten 
Fällen nit in untätiger Sorge abzuwarten, was aus dem Hauptichuldner 
und ‚feiner Schuld wird, und ob er „als Dürge werde zahlen müſſen oder 
nit, jondern er fann |ofort vom Hauptſchuldner fordern, daB 
dieſer ihn „non ber Burglöbg t befreie“. Kann oder will der Zaun 
Iqubnet dies nicht, fo kann Bürge die zur Sicherung feines Anſpruchs auf 
‚Befreiung“ dienlichen Maßregeln (Arreit, einitweilige Verfügung) ergreifen, 
deren zivilprogejlualiihe VBorausfegungen in obigen 4 Fällen wohl in der 
Pegel vorliegen werden. 6. 
at fi der Bürge im Yuftrage des Hauptihuldners „verbürgt“ und 
: den FA „befriedigt“, jo bat er zwei ege des Nüdgriffs 
(Re te|jes) gegen den Hauptihuldner: a) den im 8 774 (vgl. Note 21) 
zeiöneten, d. h. er kann die auf ihn „übergegangene“ Forderung des 
üubigers gegen den Hauptſchuldner geltend maden, oder b) er verlangt 
vom Hauptihuldner Erſa 4 Des ür ihn an den Gläubiger Gezahlten auf 
Grund $_670 als einer zur Ausführung des „Auftrags“ gemadten „Aufwen- 
dung“. Dasjelbe gilt, wenn der Bürge die Bürgihaft als „Geihäftsführer 
obne Auftrag” für den Hauptihuldner übernommen bat gemäß 88 677, 
683, 684 Gab 2. 
27 232 ff. 
8 776 28 61 .KD. 
29 768. N 
30) 45 eleben von den in 8 776 behandelten Fällen hat der Gläu⸗ 
biger feine gele ie Verpflichtung, zum Schuke des Bürgen „Sorgfalt“ zu 
üben, 3. 3. dur pünktliche und rüdfihtslofe treibung feiner Forderung. 
gegen den Hauptſchuldner. Gleichwohl iſt der Bürge nicht ſchutzlos. vgl. hier⸗ 
über Anhang 30 zu & 776. 
8777 * e t: Die Verbürgung für zukünftaige Verbindlichkeiten, 
ogen. Kredit⸗Bürgſchaft, zu unterſcheiden vom Kredit⸗Auftrage. 8 778 und 
en 


32) 8 121. 

8 778 88) 3. B. Bankier A fagt zum Ziegeleibefiter B: „ich erſuche Sie, dem 
Bauunternehmer. C für von ihm zu beitellende Ziegel bis zu 10 000 ME. Kredit 
gu geben“, jogen. Kreditauftrag. Zu unterjheiden vom „Kreditauftrage“, 

i dem ber Beauftragte (Ziegeleibeſitzer B) den Kredit „in eigenem 
Kamen“ und „aufeigene Rechnung'“ erteilen foll, iſt 5 B., wenn 
Bantier A, der Bauunternehmer C ein Baudarlehen verſprochen hat, 
au Ziegeleibejiger B jagt: „ich erſuche Sie, dem C, wenn er bei Ihnen Ziegel 

ſtellt auf meinen Namen und auf meine Rechnung bis zu 
10 000 DE. Kredit zu geben.“ Das iſt ein gewöhnlider“, na & 662 ff. 
niht nad 8 778 gu beurteilender „Auftrag“. — Über Kreditbriefe vgl. 
"Anhang 8 zu 8 783. 

34) Bor der erfolgten Kreditgewährung gelten lediglich die Vorſchriften 
über Auftrag (88 662 i. Der Aredflauftzag Bedarf daher nicht der en 
iſt bis zur Kre ge wi heung jederzeit widerruflid bezw. fünd- 
bar (5 671). Na r Kreditgewährung und in bezug auf fie gelten die 
Vorfchriften über Bürgichaft N 8 765 Ani Eine Verbindlichkteit des Auf: 
traggebers“ aus dem Kreditauftrage tritt nur ein, wenn der Beauftragte den 
Auftrag angenommen, d. h. ſich dem Auftraggeber gegenüber „nerpflihtet“ 
hat, dem Dritten den Kredit zu geben. nn der Beauftragte diefe Ver: 
pflihtung nicht übernommen —* ſo kann die Erklärung des Auftraggebers 
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Vergleich 8 776-779 


die Rechte eines Beauftragten gegen den Hauptihuldner zu, 
io kann er von diejem Befreiung von der Bürgichaft verlangen: ?°) 

1. wenn fih die Bermögensperhältnifje des Haupt 
Ihuldners wejentlih verſchlechtert Haben; 

2. wenn die Nehtsverfolgung gegen den Hauptichuldner 
infolge einer nad) der Übernahme der Bürgichaft eingetretenen 
änderung des Wohnfiges, der gewerbliden 
Niederlajjung oder des Aufenthaltsorts des 
Hauptihuldners weſentlich erſchwert ift; 

3. wenn der Hauptjhuldner mit der Erfüllung feiner Ber- 
bindlichkeit im Verzug ilt; 

4. wenn der Gläubiger gegen den Bürgen ein voll: 
tre&bares Urteil auf Erfüllung ermirkt hat. 


It die Hauptverbindlichkeit noch nicht fällig, fo kann der 
Hauptſchuldner dem Bürgen, ſtatt ihn zu befreien, Sicherheit leiſten.) 

8776. Gibt der Gläubiger ein mit der Forderung verbundenes 
Borzugsreht,2°) eine für fie beitehende HYpothel, ein für fie beitehendes 
Pfandrecht oder das Hecht gegen einen Mitbärgen 2°) auf, jo wird der 
Bürge infoweit frei, als er aus dem aufgegebenen Rechte nad) 8 774 Hätte 
Erſatz erlangen fönnen.?) Dies gilt au dann, wenn das aufgegebene 
Recht erft nad) der Übernahme der Bürgichaft entitanden ift. 

77. Hat fihh der Bürge für eine bejtehende ®*) Verbindlichkeit 
auf beitimmte Zeit verbürgt, jo wird er nach dem Wblaufe der be- 
ftimmten Zeit frei, wenn niht der Gläubiger die Einziehung 
der Forderung unverzüglich nad) Maßgabe des 8 772 betreibt, das 
Berfahren ohne wejentlihe Verzögerung fortjegt und unverzüg- 
Ti 3?) nad der Beendigung des Verfahrens dem Bürgen anzeigt, 
daß er ihn in Anipruc nehme. Steht dem Bürgen die Einrede der 
Vorausklage nicht zu, fo wird er nad) dem Ablaufe der beitimm- 
ten Zeit frei, wenn nicht der Gläubiger ihm unverzüglich Dieje 
Anzeige madt. 

Erfolgt die Anzeige rehtzeitig, ſo beſchränkt ſich die 
Haftung des Bürgen im alle des Abi. 1 Sat 1 auf den Umfang, 
den die Hauptverbindlichleit zur Zeit der Beendigung des Verfahrens 
het, im alle des Abi. 1 Sat 2 auf den Umfang, den die Hauptverbind- 
lichfeit bei dem Ablaufe der beftimmten Zeit Hat. 

8778. Wer einen anderen beauftragt, im eigenen Namen und 
auf eigene Rechnung einem Dritten Kredit zu geben,’°) haftet dem Be- 
auftragten für die aus der Rrebitgewährung entitehende Verbindlichkeit 
des Dritten als Bürge.’*) 


Neunzehnter Titel. Vergleich.) 


—47 Ein Vertrag,'a) durch den der Streit?) oder die Unge⸗ 
wißheit °) der Parteien über ein Rechtsverhältnis) im Wege gegen: 
feitigen Nacdhgebens 5) bejeitigt wird (Bergleih), it unwirtjam ,) 
wenn der nad) dem Inhalte des Vertrags als fejtitehend zu 
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8779 


8 780 


Erläuterungen 


(3. 8. „id erſuche Sie, dem B das zu ſeinem Bau nötige Holz zu liefern, id 

werde alles bezahlen) nit als „Kredit: Auftrag“, jondern nur als 

ne mu t“ angejehen werden (vgl. Note 31), die nah 8 766 
ri ein muß. 

ı) Über gerichtliche Prozeßvergleiche 58 510, 794 Nr. 1 und 2 gro und 

218 BGB. Über Zwangsvergleih im Konturfe SS 173 Ti. RO. — In 

reußen können „vollitredbare Vergleiche“ über „vermögensreihtliche“ An⸗ 
j vüne aub vor den Shiedsmännern geſchloffen werden ——— 32 
&chie mannsordnung). — Die von einem Bormunde geichloffenen rgleiche 
bedürfen der vormund[haftsridterliden enehmigung, 
wenn der Gegenitand des Streites oder der Ungewißheit mehr als 300 ME. 
wert iſt. ($ 1822 12). 

12) Der Bergleih unterliegt aljo den allgemeinen Borfhriften über 
Verträge“ und bedarf an jicd) feiner Zorm. Nur, wenn 3. B. eine Grund- 
tüdsveraußerung, eine Schenfung, eine Bürgihaft ufw. Beftandteile 
eines „Vergleichs“ bilden, find die für Diele Verträge vorgeichriebenen For⸗ 
men zu wahren. vgl. $ 782. ber gerichtliche Prozehvergleiche Note 43 zu 


8 128. 
bracht Auch wenn der Streit noch nicht zum gerichtlichen Prozeß ge 
r iſt. 

3) 3. B. die Parteien (nur ſubjektive Ungewißheit tft erforderlich) 
willen nicht, wie und was zu leiſten iſt; fie können n icht überſehen, 
obes überhaupt und in weldem Umfange nah dem Inhalt des Rechtsver⸗ 

ältniffes zu einer Leiftung fommen ſoll (Ungemwißheit über den Ausfall einer 
dingung, über die Länge der Zeitdauer bei terminliden Leiſtungen 3. B. 
Alimenten). Über Unſicherheit des Shuldners vgl. Abi. 2. 

*) Irgend welder Art, fei es ein Schuldverhältnis, fei es ein dem 
Saden-, Familien⸗ oder Erbrecht angehöriges Rechtsverhältnis, ſoweit es 
der Barteiwillfür unterliegt, was 3. 8. im alle des 8 1614 Abſ. 1 nicht der 

al iſt. Bei ftenfbaren Handlungen, die nur „auf Antrag“ verfolgt werden 
3.3. Beleidigung, Kör tlegung, Diebjtahl und Unteriölogung en An- 
gehörige, Bormünder, Erzieher, ferner bei Diebitahl und Unterihlagung an 
Ken von unbedeutendem Werte feitens eines „ehrlings gegen den Lehr: 
bern, itens des Gelindes gepen die Dienftberrihaft, in deren häuslicher 
meinihaft es fi befindet) Tann rechtswirkſam ein „Vergleih“ geichloflen 
werden, 3. B. dahin, dab der Täter dem Verletzten eine Schabenserlagjumme 
It, wogegen fid) der Verletzte verpflichtet, feinen Strafantrag zu jtellen oder, 
oweit dies zulälfig ijt, den bereits geftellten zurüdzunehmen. 

5) „Gegenfeitiges Nachgeben“ begin wirklicher oder auch nur ner: 
meintlidher Aniprüde der Parteien. Der „Vergleich“ ift allo ein „gegen: 
jettiger Vertrag‘; ” 320 ff. vgl. auch * 445 (Note 30), 493. 

5) d. h. von ſelbſt, ohne daß es erit der Erflärung einer „An: 
fehtung“ ujw. bedarf. 

‘) d. 8. von „beiden“ Parteien (ausbrüdlid; oder ſtillſchweigend) als 
aa zu Grunde gelegt“. Wenn lediglid) der von einer Hartet als 
heit tehend zu Grunde gelegte Sachverhalt der Wirklichkeit nicht entſpricht, kann 
nur die „Anfechtung“ des Vergleihs nad) den allgemeinen Boriäriften (vgl. 
Note 1a) wegen Irttums (8 119) oder arglitiger Täufhung ($ 123) in 
trage fommen. 

23 8. der im Teftament eingelebte Erbe ab mit den Gläu- 
bigern des Nachlaſſes einen ee ; Ipäter ergibt ji, daß das Teitament 
nichtig it, und es gelangt der gejeglidhe Erbe zum Nadlaf; der Ber- 
u ift dann ohne tatlähhliche und redtlihe Grundlage, allo „unwirkſam“. — 
„Falſch gerehnet, ift nicht vergliden“ (C). 

9) 3. B. wegen ſchlechter Vermögenslage des Schuldners. 

1) ogl. Anhang 1 au 3,760 (Allgemeines über Schuldverſprechen, Schuld: 
anerlenntnis. — Ubitralie Natur des Vertrags. — Keine Einwendungen aus 
dem urſprünglichen Verpflichtungsgrunde, aber unter Umitänden Einwand der 
ungeredhifertigten Bereiherung zuläſſig. — Form). 
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Grunde gelegte’!) Sahverhaltder Wirklichkeit nicht 
entfpridt und der Streit oder die Ungewißheit bei 
Kenntnis der Sahlage nicht entitanden ſein würde.) 

Der Ungewißheit über ein Rechtsverhältnis ſteht es gleih, wenn 
die Verwirklichung eines Anfpruchs unſicher ift.’) 


Swanszigfter Titel. Schuldverſprechen. Schuldanerkenntnis.‘) 


8780. Zur Gültigkeit eines Bertrags, duch den eine 
Leiftung ?) in der Weije verſprochen wird, dag das Verſprechen die Ver- 
pflichtung jelbitändig ?) begründen ſoll (Schuldverfprehen), iſt, ſoweit 
nit eine andere Form vorgeſchrieben ilt,*) ſchriftliche Erteilung des 
Verſprechens erjorderlich.°) 

8781. Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den das Be: 
jtehen eines Schuldverhältniffes anerfannt wird (Schuldanerienntnis),°) 
ift Ihriftlihe Erteilung der Anerkennungserklärung erforderlich”) Sit 
für die Begründung des Schuldverhältnifies, dejien Beitehen an: 
erfannt wird, eine andere Form vorgejchrieben, jo bedarf der Aner: 
fennungsvertrag dDiejer Form.) 

5782. Wird ein Schuldverfprehen oder ein Schuldanerienntnis 
auf Grund einer Abrechnung oder im Wege des Vergleichs erteilt, fo iſt 
die Beobachtung der in den 88 780, 781 vorgefchriebenen ſchriftlichen 
Form nit erforderlidh.’) 


Einundzwanzigfter Titel. Anweifnng. 


8783. Händigt jemand!) eine Urkunde, in der er einen 
anderen ?) anweilt, Geld, Wertpapiere oder andere vertreibare Sachen ) 
an einen Dritten *) zu Teiften, dem Dritten aus, fo iſt dieſer ermädjtigt,’) 
die Leiftung bei dem Angewieſenen im eigenen Namen?) zu er- 
heben; der Angewiejene ift ermädtigt,”) für Rechnung des Anweiſen⸗ 
Den an den Anweilungsempfänger zu Teilten.?) 

5784. Nimmt der Angewieſene die Anweijung an, jo iſt er dem 
Anweifungsempfänger gegenüber zur Leiftung verpflichtet; °) er kann ihm 
nur folde Einwendungen entgegenjegen, welde die Gültigfeit 
der Annahme betreffen !°) oder ih aus dem Inhalte der Anweilung 
oder dem Inhalte der Annahme ergeben oder dem Angewieſenen 
unmittelbar gegen den Anweilungsempfänger zuitehen. 

Die Annahme erfolgt Durch einen jhriftlihen Vermerk auf der An: 
weijung. Iſt der Vermerk auf die Anweifung por der Aushändigung 
an den Anweiſungsempfänger gejegt worden, jo wird die Annahme 
diefem gegenüber erjt mit der AUshändigung wirkſam. 

5 785. Der Angewielene ijt nur gegen. Nushändigung der Ans 
weilung zur Leiftung verpflichtet.!!) 

8786. Der Aniprud) des Anweijungsempfängers gegen den An: 
gewiejenen aus der Annahme verjährt in drei Jahren. 

787. Im Halle einer Anweiſung auf Schuld wird der Ange: 
wiefene durch die Leiſtung in deren Höhe von der Schuld befreit.'’) 


— Ur — 


Erläuterungen 


ner jgend eine Leiſtung (Geld, Kohlen, Vieh, Grundſtück, Dienſte, 
ein Wer 

8) vgl. nt 1 zu 8 780 unter c. 

4) vgl. Anhang 1 zu $ 780 unter d. 

—* Ei Annahme des „Schuldverfprehens“ bedarf nicht der 
tritt form. 

8 781 8) vgl. Anhang 1 zu 8 780 unter c. Zu unter[heiden vom „Schuld- 
anerfenntnis“ find die „Beltätigung“ (88 141, 144), die in $ 607 Abi. 2 er- 
wähnte Ka a DE über das „Anerfenntnis, daß ein uldverhä tnis 
nicht beſtehe“, 8 397 Abſ. 2. 

7) vgl. Anhang 1 zu 8 780 unter d. Die Annahme der „Aner⸗ 
fennungserllärung“ bedarf nicht der Schriftform. — Wenn Em 
ſchriftlich anerfennt, dem A 1000 Mt. „Raufpreis“ ſchuldig ge ein, jo 
wird er die Summe als „Kaufpreis“ Ihuldig, und es finden Die orfehrift en 
über len Anwendung, jeldft wenn er niemals von A etwas gelauft 
bat. Berp lichtungs le“ ift der_in ber Anertennungserllärung zum Yus- 
drud gelangende , ille“ des Anerlennenden, Tlosgelöjt von jedem 
SHhu dDgrunde. vgl. Anhang 1 zu 8 780 unter a und c. 

—38 vgl. ven 1 zu $ 780 unter d. 

nügt alſo hier ein „mündlides“, ia ſelbſt ein ſtillſchweigend 
en hai e  ondlungen” eg „Söulb veriprehen (Schuldaner: 
fenntn 5)“. “ enn und joweit aber nad Anhang 1 zu $ 780 unter d „gericht: 
liche“ —— „notarielle” urfundung erforderlich ift, bleibt es dabei auch im 
€ 
8783 er Snweiſende“ 
sn „Angewieſenen“. 


8 782 


8 


n „unmeilungsempfä nger der in der Urkunde perſönlich 
genannt fein mu eiung auf den „Inhaber“, „Bor: 
geiger” iſt nicht ne (88 —— 795 

5) Der „Anweiſungsemp iger“ iſt dazu aber a verpfliätet, 
wenn eine ſolche Verpflichtung nicht aus dem zwilden ihm und em „Une 
weilenden“ ſo nſt beitehenden Rechtsverhältnis folgt. vgl. —* 9 Gab 2. 

e) Menn er fie „im Namen des AUnwetjenden“ erheben follte, fo 
een nicht „Anweifung“ ‚ jondern „Bollmadt zur Einkaſſierung“ vor- 


2» ‚Angewiejene“ ift aber nicht Derpitimtet wenn eine 
* —*— nicht aus dem zwilden ihm und be „ginweijenden“ 
onjt beite nen —— * folgt. Im übrigen 87 

— re 8 zu 8 783 (Ullgemeines über Grund und wet der 


°) vg 
Kuweihing — 
je „An neh me“ tft ein ſogen. „abitrattes“ Rechtsgeſchäft; 

vgl. Anhang 1 au 8 780. 

weil der Annehmende „gelsäftsunfühig ma 88 104 ff.) 
109, Me, „Annahme“ der Anweiſung auf Srrtum, etrug ujw. beruhte 

8 785 Er kann auh Quittung verlangen ($ 368). 

8 787 Sm Beilpiele des on heine 8 zu 8 783 unter a wird C durd die 

| Zahfung der 100 ME. an B von feiner glei Hohen Schuld an A frei. 

ı8) fondern nur, wenn eine A Verpflichtung aus dem |on it auügen 
— en Redtsverhältni e folgt, 3. 8. weil er ji) ausdrücklich ver- 
lichtet at, eine „Anweiſung“ nzunehmen und demnächſt eingulöfen. 

) Anmwei eiſung iſt feine 3a lung. Daraus folgt, daß, wenn im Bei- 
ipiele 2 Anhangs 8 zu 8 783 unter a der C Die Anweifung zwar „annimmt“, 
aber nicht einlöflt, Die Sorderung des B gegen A auf 100 ME. beitehen 
bleibt, bis die Einlaiim ng erfolgt. 

8 789 15) 88 121, 130—132. Unterlaſſung der Anzeige fann Schadenserſatz⸗ 

pflicht begründen. 

16) vgl. Note 5. 


8 784 
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Zur Annahme der Anmweifung oder zur Leiftung an den An- 
weilungsempfänger ift der Angewiejene dem Anweiſenden gegenüber 
nicht jhon deshalb verpflidhtet, weil er Shuldner des Un- 
weijenden ijt.!?) 

8788, Erteilt der Anweijende die Anweifung zu dem Zwede, um 
feinerfeits eine Leiftung an den Anweijungsempfänger zu bewirken, io 
wird die Leiftung, auch wenn der Angewiejene die Anweifung annimmt, 
erit mit der Leiltung des Angewiejenen an den Anweifungsempfänger 
bemwirft.'*) 

8789. Berweigert der Angewiefene vor dem Cintritte der 
Leiltungszeit die Annahme der Anmweilung oder verweigert er die 
Leiftung, jo hat der Anmweifungsempfänger dem Anweifenden unverzligs 
lich Anzeige zu machen.) Bas gleiche gilt, wenn der Anweijungs- 
empfänger die Anweilung niht geltend machen fann oder 
will‘) 

790 Der Anweilende kann die Anweiſung dem Angemwiejenen 
gegenüber widerrufen,!”) jolange nicht der Angewiejene fie dem An: 
mweijungsempfänger gegenüber angenommen oder die Leiltung bewirkt 
bat. Dies gilt auch dann, wenn der Anwetjende durch den Widerruf einer 
ihm gegen den Anweifungsempfänger obliegenden Berpflichtung zu- 
widerhandelt. 

8 791. Die Anweifung erliſcht nicht durch den Tod oder den Ein⸗ 
tritt der Geſchüftsunfühigleit eines der Beteiligten.!®) 

8792. Der Anweijungsempfänger kann die Anweiſung durch 
Vertrag mit einem Britten auf diefen übertragen, aud) wenn fie noch 
| nit angenommen worden it.) Die Übertragungserflärung bedarf 
der ſchriftlichen Form. Zur Übertragung ilt die Uushändigung der Ans 

weilung an den Dritten erforderlid. 

Der Anweiſende fann die Übertragung ausihlieken. Die Aus- 
Ihließung ift dem Angewiejenen gegenüber nur wirkſam, wenn fie aus 
der Anweifung zu entnehmen iſt oder wenn fie von dem Anweijenden 
dem Angewiejenen mitgeteilt wird, bevor diefer die Anmweilung an- 
nimmt oder die Leiltung bewirkt. 

NimmtderAngewiefene die Anweilunndem Erwerber 
gegenüberan ,?) fo fann er aus einem zwilchen ihm und dem An⸗ 
weilungsempfänger bejtehenden NRedtsverhältnis Einwendungen 
nicht Herleiten. Im übrigen *') finden auf die Übertragung der An- 
weifung die für die Abtretung einer Korderung geltenden 
Vorſchriften entſprechende Anwendung.?) 





Zweiundzwanzigſter Titel. Schuſdverſchreibung auf den Inhaßer.') 


8793. Hat jemand eine Urkunde ausgeftellt,”) in der er dem 

' Inhaber der Urkunde) eine Leiltung *) verſpricht (Schuldverfchreibung 
auf den Inhaber), jo kann der Inhaber von ihm die Leiftung nad) Map: 
gabe des Verſprechens verlangen,?) es jei denn, daß er zur Berfügung 
über die Urkunde niht berechtigt ijt.‘) "Der Ausſteller wird jedod) 
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Erläuterungen 


8 790 8 130—132. 

3 791 104. — Der Einfluß des ie über das Vermögen eines der 
Veteili en beitimmt fi nad) dem zwiſchen ihnen im einzelnen Falle beitehen- 
den u Rechtsverhältniſſe. 

8 792 vgl. Note 21. 

20) d. h. demjenigen gegenüber, der die Anweiſung, ſei es vom „erſten“ 
Anmweifungsempfänger, i es von einem „Ipäteren“ Erwerber, erworben hat. 
21) insbejondere auch betreffend Die Übertragung einer „bereits angenom- 
menen“ SE vgl. Geletestert bei Note 19. 
re 


8 793 1 I Sa ifter Idverichreibung auf den aber und Inhabers 
yapiere, ber den Unter hie d beider Beacikt ffe Hate 4, Betreffend 
die wichtigſten Arten von uldverſchreibungen auf den Inhaber, nämlich 
die Staatspapiere, die Schuldverſchreibungen der Kommunalverbände (Provin- 
n, ale täbte), Aentenbriefe der preukiihen Rentenbanten, st 
£ Land haften gel ten in widtigen Punkten bejondere, non den 88 793 ff. 
BGB. abweihende Vorſchriften; vgl. Reichsihuldenordnung vom 19. März 
1900, Kr E. 97, 98, 100-102, jowie die dort angeführten Landesgeſege. 
Betref end Banknoten ngl. Bantgefet vom 14. März 1875. — Betreffend die 
»or dem 1. Januar 1900 ausgeitellten Schuldverihhreibungen auf den Inhaber 
und jog. Legitimationspapiere des $ 808 vgl. die bergangsnarihrilten E. 174 
bis 179 und die dort m Medie » Zandesg eiee. — pgl. ferner das Reichsgeſetz 
bein. die gemeinjamen ber Beliker von Ei merihreibungen vom 
4. Degender 1899 und Hnpot etenbantgeieh vom 13. Zuli 1899. 

) Hiernad und nad 794 genügt die bloße „Ausftellung” des 
Znfaben apiers, um vie erpflihtung bes Inhabers zu begründen; 
ettere iſt ni ht dann abhängig, ‚daB der Ausiteller das Papier aud) „be- 

9° ben“ Km Das B bat aljo im weſentlichen die jogen. — 
m Gege zur —* ——— angenommen. 
8 A r nicht einem namhaft emo achten Gläubiger ‚gt 8 
ikungen eder Urt (Geld, andere vertretba den 8 8 I auch) 
icht —8 are Sachen, Handlungen). Die wichtigſten Arten der „, 
verihreibungen auf den Inhaber“ find die Note 1 erwähnten tontäpaniere 
uf w., Bantnoten, Lotterieloſe uw. — Über Hnpothelen für no rderungen aus 
uldverichreibungen auf den Inhaber SS 1187 ff. Über Grundihuldbriefe 
auf ben Inhaber 1195. — InhabersLageriheine eines Spediteurs über bei 
ihm gelagerte Waren, in denen er ſich ve pliätet, dieſe deren ieh 
fh an den jedesmaligen Inhaber dieſe —— be des⸗ 
| 9eraus auspugebern find nad: 793 zulällige S [hveridrei eisungen. auf den 
ine ltung veript en jein. Daraus folgt, daB 3. 
nt sin F Shut doeriäreit ungen auf den Inha y“ find; * 
find — papiere bezüglich eines Teilnahmerechts 
an dem rmög J der at tiengefellihaft; für ſie gelten 88 178, 179 ff. HEB. 
‚Snaßerpapier it alſo der weitere Begriff, eine Unterart davon find 
ie „ Senulbveriähreibungen auf den In ber“. — über Inhaber: Karten, 
Marien * eh Über die rechtliche at der Sparkaſſenbücher, Depoi⸗ 
ſcheine, P and heine, ng einer oligen ujw. S 808. 

5) Die Ausjtellung einer duiboer bg auf den Inhaber“ ift ein 
„abitrattes Redtsgeihäft‘;» ote 1 au $ 780. — Die Verpf id 
tung aus einer Schuldverſchreibung au "pen Inhaber ift immer eine „ 

Ih uLld“ (vgl. Noten zu 88 269, 270). 

°) 3. B. der bloße Berwahrer bes Papiers, der Dieb, ber sin 
der. dus der salluna des 8 793 („es fei denn“) ergibt ſich aber, daß der 
haber (aud) der Dieb, Finder ufw.) die Leitung verlangen fann, ist m 

ur I — er der Schuldverſchreibung den Beweis führt, dab er 

Derfügung über die Urkunde nicht beredtigt iſt er jelbit graudt 
Gicht den Beweis der „Beredhtigung“ zu führen, fondern die „Innehbabung“ 
—* 5 Papiers begründet die Vermutung der Nedtmäßigfeit. — 

Huße des zur Verfügung über die Urkunde Berehtigten 
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auch durch die Leiftung an einen nicht zur Verfügung bered- 
tigten Inhaber befreit.?) 

Die Gültigkeit der Unterzeichnung kann durd eine in die Urkunde 
aufgenommene Beltimmung von der Beobachtung einer bejonderen 
Form abhängig gemadt werden. Zur Unterzeihnung genügt eine im 
Wege der mehaniiden Berpvielfältigung hergeſtellte 
Ramensunterfhrift.?) 

8794. Der Ausfteller wird aus einer Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber au dann verpflichtet, wenn fie ihm geftohlen worden oder 
verloren gegangen oder wenn fie jonjt ohne feinen Willen in den Ber: 
lehr gelangt ift.?) 

Auf die Wirkſamkeit einer Schuldverihhreibung auf den Inhaber 
ii es ohne Einfluß, wenn die Urkunde ausgegeben wird, nad: 
dem der Yusfteller geftorben oder gejhäftsunfähig ge 
worden iſt. 

8 795. Im Inland ausgeftellte Schuldverfchreibungen auf den 
Inhaber, in denen die Zahlung einer beitimmten Geldſumme veriprochen 
wird, dürfen nur mit fiaatlider Genehmigung in den Verkehr gebracht 
werden.!®) 

Die Genehmigung wird durd) die Zentralbehörde des Bundesitaats 
erteilt, in deilen Gebiete der Ausiteller feinen Wohnfig oder jeine ge- 
werbliche Niederlafjung hat. Die Erteilung der Genehmigung und die 
Beitimmungen, unter denen fie erfolgt, jollen durch den Deutichen Reichs⸗ 
anzeiger befannt gemacht werden. 

Eine ohne jtaatlihhe Genehmigung in den Verkehr gelangte Schuld: 
verichreibung ift nichtig; der Ausiteller hat dem Inhaber den durch die 
Ausgabe verurjahten Schaden zu erjeßen. 

Diefe Borihriften finden feine Anwendung auf Schuldvericdrei- 
bungen, die von dem Reiche oder einem Bundesitaat ausgegeben werden. 

8 796. Der Ausiteller kann dem Inhaber der Schuldverihreibung 
nur ſolche Einwendungen enigegenjegen, welde die Gültigleit der 
Ausſtellung betreffen *!) oder ieh aus der Urkunde ergeben oder 
dem Ausiteller unmittelbar gegen den Inhaber zuftehen.'?) 

Ss 797. Der Ausiteller it nur gegen Aushändigung der Schuld: 
verſchreibung zur Leiſtung verpflichtet. Mit der Aushändigung er— 
wirbt er das Eigentum an der Urkunde, auch wenn der Inhaber 
zur Verfügung über fie nicht berechtigt iſt. 

.. 8798. Iſt eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber infolge 
einer Beſchädigung oder einer Verunſtaltung zum Umlaufe nicht mehr 
geeignet, jo kann der Inhaber, jofern ihr weſentlicher Inhalt und ihre 
Unterieidungsmerfmale nody mit Sicherheit erltennbar find, von dem 
Ausiteller die Erteilung einer neuen Schuldverihreibung auf den In— 
baber gegen Yushändigung der beſchädigten oder verunitalteten ver- 
fangen. Die K often Hat er zu tragen und vorzuſchießen. 

8799. Eine abhanden gelommene oder vernichtete Schuldner: 
ſchreibung auf den Inhaber kann, wenn nit in der Urfunde das 
Gegenteil bejitimmt it, im Wege des Aufgebotsverfahrens für 


— 251 — 





8 794 
8 795 


.8. 796 


8.799 


5 802 


Erläuterungen 


dienen: NKraftloserflärung und per 8 799 und Note. — Über 

Eigentumserwerb an Inhaberpapieren (aud).wenn ie geitohlen, verloren oder 

ſonſt dem Eigentümer abhanden gefommen find, fofern nur der Erwerber im 

guten Glauben iſt), 88 929 ff., 932 ff., 985 Mb]. 2, 797 BGB. jowie 88 366, 
7 56B., abgedrudt in Anhang 17 zu 8 932.. 


?) Der „Ausfteller“ wird allo von feiner Verbindlichkeit aus der 
Schuldverſchreibung frei, auch wenn er wußte oder willen mußte, daß der 
Borzeiger des AInhaberpapiers es unredlich. erworben hat. In dieſem 
Halle madt nd jedos der an den unredliden Erwerber leiltende Ausiteller 
dem wahren rechtigten unter umkandn Ihabenserlaspilimti ; 
+ 3. wenn die Leiltung an den unredlichen Erwerber den Tatbeitand der ftraf- 

aren Begünjtigung oder Hehlerei (SS 257, 259 Strafgeſ.-Buch) daritellt, oder 
auch ſchon, wenn die Vorausfeßungen des $ 826 vorliegen. 

8) Es genügt alfo Namenftempel, dagegen nicht der in gewöhnlicher 
Druckſchrift „gedrudte“ Name vgl. Anhang 33 zu 8 128. mu 

9) vgl. Noten 2 und 6 oben und Note 22 zu 8 985. 

210) pgl. Abi. 3 und die Strafvoriärift E. 3AIV. — Dividendenſcheine 
lauten nicht auf eine „beitimmte Geldjumme“, bedürfen alſo nicht ftaatlicher 
Genehmigung. — Der. „taatlihen Genehmigung“ bedürfen aud nit Orders 
papiere mit —— ament, z. B. die zahlreichen „Obl getienen von 
induſtriellen Akltiengeſellſchaften ujw., die im Verkehre wie „Schuldverſchrei⸗ 
bungen auf den Inhaber“ behandelt werden, obgleich fie es nicht find. 

11) 3. 8. gefälſchte Unterjchrift, Geihäftsunfähigfeit des Ausftellers. 
12) & 3. den Einwand aus 8 79, dak der Inhaber zur Verfügung über 
die Urkunde nicht BERN fei (vgl. Note 6), den Einwand der Zahlung, 
Stundung, des Vergleichs, der Aufrechnung ujw. 


“ Gemäß 3% 946 ff., 1003 j9 Are Nah 8 1019 dafelbft kann das 
Geriht ſchon vor Einleitung des Aufgebotsverfahrens auf Antrag des 
VBerlierers eines ee an den Ausjteller und die Zahl— 
en für das Papier das Verbot erlailen, an den „Inhaber des 
apiers“ eine Leiſtung zu bewirken, insbelondere neue Zins, Renten: 
oder Gemwinnanteilfdheine oder einen Erneuerungsihein auszugeben (Zahlungs 
perre). Die Einlöjung der vor dem Verbote ausgegebenen 
ins= ujw. Scheine wird von dem Verbote nit betroffen. Wenn 
inss, Renten ujw. Scheine abhanden gelommen find, gibt es weder eine 
taftloserflärung im ge des Aufgebots noch eine Zahlungsiperre, jondern 
der Verlierer hat nur das in 8 804 bezeichnete Sicherungsmittel, nämlich die 
AnzeigedesBerluftesanden Ausſteller. Diele angel bat zur 
Holge, dab, wenn innerhalb der Vorlegungsfriſt des 8 801 P, fein 
anderer den Zins: ujw. Schein zur Eintehun vorlegt, der Verlierer 
vom Ausfteller die durch den verlorenen Zins- uf. Schein verbrieft geweſene 
Leiltung fordern Tann. Aber bei den im Verkehre widhtigiten Fapieren 
(Staatspapiere, Scaulbverjhreibungen der KRommunalverbände, Rentenbriefe 
der Rentenbanten, Pfandbriefe der Landihaften) ift auch dieſer Rechtsbehelf 
in Breußen und anderen Staaten ausgeihloffen. vgl. Note 1 und die dort 
angeführten Vorſchriften der Reihsiäuldenorbnung, des Einführungsgeleges 
zum BGB. und der bei den in Degug genommenen Xrtileln des Einf.Geſ. an- 
führten Qandesgejee. Es gibt aljo in der Regel für verlorene Zins⸗ ufw. 
Scheine teinen Erjag. 8 16 der NReihsihuldenordnung vom 19. März 1900 
beitimmt jedoch für „insiheine der KReihsihuldverjihreibungen 
dab, wenn die Reihsihuldenverwaltung die „Bernihtung“ (3 2. dur 
euer) von Zinsiheinen für nahgewiejen eradtet, dem bisherigen In— 
ber neue Zinsjheine zu erteilen find. Dasjelbe wird aud) bei den 
andern oben genannten Staats= uſw. Papieren, wenn nicht auf Grund gejeß- 
licher Vorſchrift, jo aus Billigfeitsgründen erfolgen. 
14) pgl. Note 13. 
14a) vgl. Note 13. 
125) vgl. Note 13. 





Echuldverichreibung auf den Inhaber 8 800-804 


traftlos erflärt werden.) Ausgenommen find Zins-, Nenten- und 
Sewinnanteiliheine fjowie die auf Sicht zahlbaren unverzinslichen 
Schuldverſchreibungen.) 

Der Ausſteller iſt verpflichtet, dem bisherigen Inhaber auf 
Verlangen die zur Erwirkung des Aufgebots oder der Zahlungsſperrena) 
erforderlide Auskunft zu erteilen und die erforderliden Zeug: 
niffe auszuftellen. Die Koften der Zeugniffe hat der bisherige In: 
haber zu tragen und vorzuſchießen. 

5800. Kt eine Schuldverihreibung auf den Inhaber für kraft⸗ 
los erflärt, jo kann derjenige, welcher das Ausſchlußurteil er- 
wirkt hat, von dem Ausſteller, unbeſchadet der Befugnis, den Anſpruch 
aus der Urkunde geltend zu machen, die Erteilung einer neuen Schuldver⸗ 
ſchreibung auf den Inhaber an Stelle der für kraftlos erklärten ver: 
langen. Die Koften hat er zu tragen und vorzuſchießen. 

8 SO1. Der Anſpruch aus einer Schuldverfchreibung auf den In⸗ 
haber erliit mit dem Ablaufe von dreißig Tahren nach dem Eintritie 
der für die Leiftung bejtimmten Zeit, wenn nicht die Urkunde vor dem 
Ablaufe der dreißig Jahre dem Ausiteller zur Einlöfung vorgelegt wird. 
Erfolgt die VBorlegung, jo verjährt der Anſpruch in zwei Tahren von 
dem Ende der Vorlegungsfriit an. Der Borlegung ſteht die gerichtliche 
Geltendmadung des Anſpruchs aus der Urkunde gleich. 

Bei Zinss, Nentens und Gewinnanteiljheinen beträgt die Bor: 
Iegungsirift vier Jahre. Die Friſt beginnt mit dem SchIuffe des 
Jahres, in weldem die für die Leiftung beftimmte Zeit eintritt. 

Die Dauer und der Beginn der Borlegungsfrift fünnen von dem 
YAusfteller in der Urkunde anders beitimmt werden. 

8802. Der Beginn und der Lauf der VBorlegungsfrift ſowie der 
Berjährung werden Durch Die Zahlungsiperre !°) zu Gunſten des Antrag- 
ftellers gehemmt. Die Hemmung beginnt mit der Stellung des Antrags 
auf Zahlungsiperre; fie endigt mit der Erledigung des Aufgebotsver- 

fahrens und, falls die Zahlungsiperre vor der Einleitung des Verfahrens 
verfügt worden ift, auf) dann, wenn jeit der Befeitigung des der Ein- 
leitung entgegenjtehenden Hindernilles jehs Monate verjtrichen 
find und nit vorher die Einleitung beantragt worden if. Auf Diele 
Friſt finden die Vorihhriften der 88 203, 206, 207 entip re chende 
Anwendung. 

8S03. Werden für eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber 
Zinsiheine ausgegeben, jo bleiben Die Scheine, ſofern fie nicht eine: 
gegenteilige Beitimmung enthalten, in Kraft, au wenn vie 
Hauptforderung erliſcht oder die Verpflichtung zur Berzinfung aufge: 
hoben oder geändert wird. 

Merden ſolche Zinsſcheine bei der Einlöſung der Haupt ſchuld⸗ 
verſchreibung nicht zur ückgegeben, ſo iſt der Ausſteller berechtigt, 
den Betrag zur ükzubehalten, den er nach Abſ. 1 für die Scheine 
zu zahlen verpflichtet iſt. 

FSOA. Iſt ein Zinss, Renten⸗ oder Gewinnanteilſchein abhanden 
gekommen oder vernichtet und hat der bisherige Inhaber den Verluſt 
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Erläuterungen 


8 804 16) vgl. Note 13 und die dort bezeichneten Geſetzesvorſchriften. 
8 805 17) jogen. Talon. 
8 806 ı8) pgl. E. 176, wonach die früher vom Inhaber des Papiers einjeitig 


erfolgende Außerkursſegung von Schuldverfchreibungen auf den Inhaber vom 
1. Januar 1900 an nit mehr zuläffig iſt und die vorher erfolgte Außerkurs⸗ 
gung ihre Wirkſamkeit verloren bat. An die Stelle der uber iuralesung tritt 
ür die Zukunft Die „Umfhreibung aufden Namen“ Jeitens des 
„Ausitellers“ des Papiers Bench, 806. Für die in Note 1 begeichneten 
Staats: uſw. Papiere treffen die daſelbſt erwähnten Geſetzesvorſchriften be⸗ 
fondere Beitimmungen. vgl. auch Gefeh betr. das Reichsſchuldbuch vom 
31. Mai 1891. 

8 807 192) vgl. E. 102 (Kraftloserflärung). — Beilpiele der bier erwähnten 
. Karten, Marken ufw. find: Briefmarfen (dur die die Poft fi zu der 
„Leiftung“ verpflicgtet, Die damit beflebten Boftienbungen „rei“ zu befördern), 
Gabrfarten über die Nitüberttogbarteit von Eifendahn-Rüdfahrlarten nad) 
eginn der Hinfahrt, vgl. $ 399 Note 9), Theater: ujw. Billets, Bademarlen, 
Speiles und Biermarten, Barbiermarlten, Garberobenmarten, Gepädicheine, 
iogen. Kontremarfen, Rabattmarken m. ulw. Bei diefen Karten, Marken 
ulm. wird im einzelnen alle zu prüfen fein, ob der Ausfteller wirtlid 
jedem Inhabe r“ fi zu der Leiſtung, über die fie lautet, ver pflichten 
will“, oder 0b die Karte, Marke uw. nur ein „Ausweismittel“ 
ür einen beftimmten Beredtigten, der fie gelöft Hat, fein „ſoll“. Oft, 
3 8. bei Speilemarten, Barbiermarfen will der Wirt, der Barbier nur dem 
eftimmten „Runden“, der die Marken in größerer Zahl und infolge- 
deſſen mit einem gewillen Breisabjhlag für die einzelne Leiltung 
gelöit hat, zu der billigeren Leiftung des Mittagellens, des Barbierens ver: 
flichtet fein, aber dem Kunden ni + t das Recht einräumen, die Marten auf 
liebige, nur im einzelnen Halle das Gaſtlokal, die Barbierftube be- 
juchende Perſonen zu übertragen. Bei Garderobenmarten und Gepädidheinen 
. 38. wird als Wille der Parteien bei Ausgabe und Annahme anzunehmen 
Km daß nicht Ihlehtweg jeder „Snhaber“ zur Nüdjorderung 
der Garderobe, des Gepäds beredtigt fein ſoll, jondern nur der verfü- 
gungsberedhtigte Inhaber, daß aljo der Ausiteller i verdäd- 
tige Vorzeiger abweilen und von ihnen Nachweis ihrer Berechtigung fordern 
fann, aber von Verantwortlichleit frei fein joll, wenn er an den Vorzeiger 
aushändigt. nt 3,98 für die dort bezeichneten Urkunden. — Sarten, 
Marten uſw. der in 7 bezeichneten Art fann jedermann ohneſtaat-— 

lide Genehmigung ausgeben. 

8 808 20) 3. 8. Sparlaflenbüder, Depotſcheine, Pfandſcheine, Verſicherungs⸗ 
polizen ujw., bei denen der Ausiteller zwar, wenn er will, das Recht Hat, 
ohne weitere Brüfungean den „Inhaber“ zu leilten, bei denen aber der 
Yusiteller von dem Borzeiger auch verlangen fann, daß er eh als der 
VBerfügungsberedtigte ausweile (im Gegenjag zu den eigent- 
lien Sgulver chreibungen auf den Inhaber, vgl. Note 3 und 6). — Da die 
bier in Rede |tehenden Urkunden keine eigentlihen Inhaberpapiere find, 
ondern nur fogen. „qualifizierte Legitimationspapiere“, jo gelten für den 

igentumserwerb an ihnen die Note 6 am Ende erwähnten Bor- 
Iöriten nicht; das Eigentum an ihnen fann vielmehr nur durch Ab- 
tretung der „Sorberung, über die fie lauten, erworben werden 
(88 398 ). Die Forderun 3. B. aus einem Sparkaſſenbuche geht alſo nicht 
durch „Übergabe“ des Buches zu „Eigentum“ über, wie bei den eigent⸗ 
ihen Inhaberpapieren, jondern umgefehrt: das Eigentum an dem Gpar: 
kaſſenbuche geht über duch „Ubtretung der Korderung“ daraus ge: 
mäß 88 398 ff. in Verbindung mit $ 92. lee gilt von der Berpfänbung 
(8 1279 ff.). — vgl. E. 9 (betr. öffentlihe Sparkaſſen) und betreffend 

raftloserflärung der in 8 808 bezeichneten Urkunden E. 102 und $ 1023 
3PO. jowie die Landesausführungsgejeße dazu. 

8 809 1) jet es einen —A AA, (Forderung) oder einen dinglichen 
Anſpruch; z. B. der Käufer eines Pianinos, das ihm vom Verkäufer erſt nach 
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VBorlegung von Sachen 8 805-809 


dem Ausiteller vor dem Ablaufe der Vorlegungsfriit angezeigt, jo 
lann der bisherige Inhaber nad dem Ablaufe der Friſt die 
Zeiftung von dem Ausiteller verlangen. Der Anſpruch ift ausge- 
ſchloſſen, wenn der abhanden gefommene Schein dem Ausiteller zur 
Einlöfung vorgelegt oder der Anſpruch aus dem Scheine geridht- 
lid geltend gemacht worden iſt, es jei denn, daß die Vorlegung 
oder die gerichtliche Geltendmachung nach dem Ablaufe der Friſt er⸗ 
tolgt if. Der Anipruh verjährt in vier Jahren. 

In dem Zins-, Renten: oder Gewinnanteiliheine kann der im 
Abf. 1 beftimmte Unjprud ausgeſchloſſen werden.) 

8805, Neue Zins oder Rentenſcheine für eine Schuldverſchrei⸗ 
bung auf den Inhaber dürfen an den Inhaber der gum Empfange der 
Scheine ermädtigenden Urkunde (Erneuerungsihein) :”) nicht ausge- 
geben werden, wenn der Inhaber der Shuldverfhreibung 
der Ausgabe widerſprochen hat. Die Scheine find in diefem Kalle 
dem Inhaber der Shuldverfhreibung auszuhändigen, wenn 
er die Schuldverſchreibung vorlegt. 

8806. Die Umschreibung einer auf den Inhaber Tautenden 
Schuldverfchreibung auf den Namen eines beitimmten Beredhtigten Tann 
nur durch den Wusiteller erfolgen. Der Ausiteller ift zur Umfchreibung 
niht verpflidtet.') 

807. Werden Karten, Marten oder ähnliche Urkunden, in 
denen ein Gläubiger niht bezeihnet ift, von dem Ausiteller 
unter Umftänden ausgegeben, aus welchen fih ergibt, daß er dem 
Inhaber zu einer Leiftung verpflichtet fein will, fo finden die Bor- 
Ihriften des $ 793 Abf. 1 und der 88 794, 796, 797 entjpredende 
Anwendung.') 

8 808, Wird eine Urkunde, in welcher der Gläubiger benannt 
ift, mit der Beltimmung ausgegeben, daß die in der Urkunde verſprochene 
Leiſtung an jeden Inhaber bewirkt werden fann, fo wird der Schuldner 

- durch die Leiftung an den Inhaber der Urtunde be freit. Der In: 
haber iſt nicht bereihtigt, die Leiftung zu verlangen.?‘) 

Der Schuldner it nurgegen Aushändigung der Urkunde 
zur Leiftung verpflichtet. Sit die Urkunde abhanden gelommen 
oder vernichtet, fo fann fie, wenn nit ein anderes beftimmt ift, 
im Wege des Yufgebotsverfahrens für kraftlos erklärt 
werden. Die im $ 802 für die Verjährung gegebenen Vorſchriften finden 
Anwendung. 


Dreiundzwanzigfter Titel. Vorlegung von Sachen. 


8 S09. Wer gegen den Beſitzzer einer Sade einen Aniprud in 
Anfehung der Sade hat!) oder fh Gewißheit verihaffen 
will, ob ihm ein foldher Anſpruch zuiteht,?) fann, wenn die Beſich— 
tigung der Sade aus diefem Grunde für ihn von Interejje ilt, 
verlangen, daß der Befiter ihm die Sache zur Beſichtigung vorlegt oder 
die Beſichtigung geitattet.“) 
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8811 
8812 


Erläuterungen 


3 Monaten in übergeben tft, hört, daß der Raum beim- Verkäufer, in dem es 
teht, durch Waſſerrohrbruch beſchädigt ij. Da es für ihn von Intereſſe ilt, 
itauftellen, ob aud das Pianino beicpäbigt ift, und er einen „perſönlichen“ 
ou (Forderun auf demnädjitige „Übergabe“ des Pianinos hat, kann 
er „Geitattung der Belihtigung“ verlangen. Ebenſo in gleihem alle der 
Eigentümer“ eines von ihm verliehenen PBianinos fraft Jeines „dPinglichen“ 
Unipruds in „fehung des bioninas. p 

2) behufs Entſchließung über einen anzuſtrengenden Prozeß uſw.; 3. B. 
jemand hat une oldene Uhr, jeinen Hund ufw. Verloren um hört, daß 
ein anderer um dielelbe Zeit eine goldene Uhr, einen Hund ujw., den verlorenen 
ähnlich, erworben Hat. \ 

3) Wer die Borlegung verlangt, muß jein Intereffe „bemweijen“. 

*) 3.8. behufs Enter ung über einen anzuitrengenden Prozeß, — 

z „auf Tantieme“ geftellte ne bezüglih der Bilanzen des 
ee — Miterben bezügli der im Belt eines Miterben befindlichen 

uldurfunden über Nadlaßforderungen. \ 

it ? n iſt nit nötig, daß fie in feinem „alleinigen“ Intereſſe 
errichtet ift. 

e) sel. Ei 422, 429 3PO. betreffend die Pflicht zur Borlegung von 
Urkunden in Zivilprozellen. — vgl. ferner 3. 2. 402, 444, 716, 867, 952 
BGB., jowie betreffend die Pfliht zur Vorlegung von Handelsblihern 45 
bis 47, 118, 166 H68. — $ 810 handelt von der Einfiht der im Beſitz einer 

zivatperion befindlichen Urkunden. Das Redt zur Einficht der bei Behörden 
efindlihen Urkunden ijt für die eingelnen Fälle bejonders geregelt, ngl. 
. 8. die Vorſchriften über die Einfidt der FfFfentlichen Regiſter, ver 
rundbüder, ferner in Erbihaftsjaden 953, 1957, 2010 
(Finfit des ahblakinventars), 264 (Einidt eröffneter 
eitamente) ufw. 
’ unter, „eaditung von 8 242. 
8 


.»)8 Ä 

2) vgl. Anhang 1 zu 8 812 (A. Allgemeines über Grund und Bes 
deutung der Vorichriften über ungereätierligte Bereiherung, — B. überſicht 
über den Inhalt der 88 812-822: 8 812 Abi. 1 Sat 1 enthält den allge- 
meinen Grundlah, — die 3 812 Abi. 1 Sab 2, 813-817 behandeln 7 be⸗ 
Inneren € Halle, — C. Näheres über die vorjtehend bezeichneten 7 bes 
onderen Fülle). 

18) „Zeiftung“: vgl. 8 241 und Note 1a dazu, auch 3, 812 Abi. 2. 

2) pgl. Anhang 1 zu 8 812 unter A und C (Ohne rehtlihen Grund: 
Allgemeines — 7 bejondere Fälle). 

s 3 vgl. Anhang 3 zu 8 812 (Verſchiedene Arten und Wege des Er: 

angens). 
+) Rah 8 812 Abi. 1 Sat 1 — allgemeiner Grundfak, vgl. Note 1 — 

ift B dem A zur „Herausgabe“ verpflichtet: 

a) wenn B etwas erlangt hat (et. Note 3); 

b) wenn dieſes „Erlangen“ jtatigefunden hat durch eine Leiftung des A 

oder ſonſt auf Koften des A (vgl. Note 1a und 3); . 

c) wenn die Erlangung Hüttgefunden bat ohne rechtlichen Grund, ſich 
alſo als „ungeredhtfertigte Bereicherung“ darjtellt (vgl. Note 2). 

Wenn A gegen B Klage wegen „ungeredhtfertigter Bereicherung“ er- 
heben will, muß er die vorftehend unter a—c durch Fettdruck hervorgehobe- 
nen „Borausfegungen“ beweifen unter näherer Darlegung, zu 
weldhem Zwede er die „Leiltung“ an B gemadt hat, oder in welder 
Weiſe B „lonft auf Koften“ des A bereichert it. Tas Vorliegen der Yuss 
nahmen der 55 222 Abſ. 2, 814, 815, 817, 818 Abſ. 3 muß der Beklagte B be: 
weijen. Die Bereicherungsklage“ des A gegen B wird, wenn obige 3 Voraus: 
fegungen vorliegen, dadurch niht ausgeſchlofſen, dak A möüglider: 
weile a uch eine Klage gegen C, D ufjw. bat, mit der er von dieſen Erin 
deilen fordern fann G 


mit der Schadenserſatzklage wegen unerlaubter 
Handlung), um was 


auf Koſten des A bereichert ijt. 
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Uugeredhtfertigte Bereicherung 8 810-815 


8SIO. Wer ein rehtlihes Intereffe daran hat‘) eine 
in fremdem Beſitze befindliche Urkunde einzujehen, fann von dem Be: 
fiter die Geftattung der ECinfiht verlangen, wenn die Urkunde in 
feinem Intereſſe errichtet °) oder in der Urkunde ein zwiſchen 
ibm und einem anderen beftehbendes Rechtsverhält— 
nis beurfundet ift oder wenn die Urkunde Verhandlungen über 
ein Rechtsgeſchäft enthält, die zw iſchen ihmundeinemanderen 
oder zwiſchen einem von beiden und einem gemeinſchaftlichen 
Bermittler gepflogen worden find.‘) 


8 SII. Die Vorlegung hat in den Fällen der 88 809, 810 an dem 
Drte zu erfolgen,’) an weldhem fi die vorzulegende Sache befindet. 
Seder Teil kann die Borlegung an einem anderen Orte verlangen, 
wenn ein wihtiger Grund vorliegt. | 

Die Gefahr und die Koften hat derjenige zu tragen, welcher die 
Borlegung verlangt. Der Befiter kann die Borlegung verweigern, 
bis ihm der andere Teil die Koſten vorſchießt und wegen der Ge: 
fahr Sicherheit leiltet.®) 


Dierundzwargigfter Titel. Angerechtfertigte Bereihernng.') 


F 812. Wer durch die Leiftung ?=) eines anderen oder in jonjtiger 
Weile auf deſſen Koften etwas ohne rechtlichen Grund?) erlangt,?) it 
ihm zur Herausgabe verpflichtet‘) Dieje Verpflichtung befteht auch 
Bann, wenn der rechtliche Grund ſpäter wegfällte) oder der mit einer 
Leiltung nah Dem Inhalte des Redisgeihäfts bezwedte Erfolg 
nicht eintriit.‘) 

Als Leiftung gilt auch die durch Vertrag erfolgte Anerfennung des 
Beitehens oder des Nichtbeftehens eines Schulpverhältnifies.”) 

8 813. Das zum Zwede der Erfüllung einer Verbindlichkeit 

‚ Beleiftete °) kann auch dann zurlidgefordert werden, wenn dem Anſpruch 
eine Einrede entgegenftand, dur weldhe die Geltendmahung des An- 
Tpruchs dauernd ausgeichloffen wurde.) Die Vorſchrift des 8 222 Abi. 2 
bleibt unberührt. 

Wird eine betagte Verbindlichkeit vorzeitig erfüllt, jo fit 
Die Rüdforderung ausgeiäloffen;') die Critattung von 
Zwiſchenzinſen fann nicht verlangt werden. 

8 814. Das zum Zwede der Erfüllung einer Berbindlichleit Ges 
leiſtete kann nicht zurldgefordert werden, wenn der Leiltende gewußt 
bat, daß er zur Leiftung nicht verpflichtet war,!') oder wenn die Leiltung 
einer fittlihen Pflicht oder einer auf den Anftand !:) zu nehmenden Rüd- 
fiht entiprad,.'”) 

8 815. Die Nüdforderung wegen Nidteintritts des mit einer 
Leiftung bezwedten Erfolges \*) iſt ausgeſchloſſen, wenn der Eintritt des 
Erfolges von Anfang an unmöglid war und der Leiſtende 
Dies gewußt Hat?°) oder wenn der Leiſtende den Eintritt des Er: 
folges wider Treu und Glauben verhindert hat.!°) 

‘ 
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Erläuterungen 
Not vgl. Anhang 1 zu $ 812 unter C.a (erſter beſonderer Fall, vgl. 
ote 1 
Note * vgl. Anhang 1 zu 8 812 unter C.b (zweiter beſonderer Fall, vgl. 
’) vgl. Anhang 3 zu $ 812 und 88 781, 782, 397 Abi. 2. 

8 813 8) Dar. Fa 1 zu N 812 unter C.c und d (dritter und vierter 

beſondezer sat %h Note 1). 

An —— 1 zu 812 unter C.d and 8 814. 


ı, 163 („betagt“).. Wird n eine „aufldiebend be- 
dingte" Wer nicht por Kintritt der Eingang ci et fünt ($ 158), jo 


ift die Rüdforderung zuläffig. vgl. jedoh $ 8 
8 814 11) „Wer Nichtſchuld wigig zahlt, der gentt“ (C). val. Anhang 1 
zu 88 unter C.c und d und 88 


“ vgl. Anhang 12 zu 8 ba eittrige Pflicht — Anſtandsrückſicht). 
RAu er in den Fällen des 8 814 ift kraft bejonderer Bor- 
ſchriften ie orderung des auf eine „Nichtſchuld“ Geleilteten 
auch au Seile jn den Fällen der En 656, 762 (Ehevermittler- 
Iohn, Spiel: und —F es find Dies Fälle fogen. ‚unvollkommener 
Verbindlichfeiten“ (vgl. nbang 1 zu 8 241 unter II am En e). Hierher ge- 
bört auch der Fall des in 8 813 angeführten 8 222 Abſ. 2 (Verjährung). 
8 815 I. Anbang 1 zu 8 812 unter C.b. 
15) Im Salle t des Beilpiels der „Mitgift“ in Anhang 1 812 
unter .b, wenn der Beter 3. B. zur Zeit der Hingabe der i 
wußte baß die Tochter geifiestrant war (8 1042), alſo eine 
nicht | ließen konnte. 
16) Sm alle des Beilpiels der „Mitgift“ in Anhang 8 812 
unter o b, venn der Vater nad Hingabe der Mitgift bie per 
obne jeden Fi verhinderte. vgl. 88 162, 
8 816 17) vgl. A 1 zu $ 812 unter C.e (Fünfter Geionderer Hall, vgl. 
Note 1), ferner 88 Pf bj. 2 ( ereicherung duch unerlaubte Handlungen). 
3. B. D verſchenkt und übergibt ein Bud, das er ih von A nur 
‚gelichen“ Batte, an B, der den D für den Eigentümer hält, und B, der 
infolge leines „guten Glaubens“ 932) Figentum an dem Buche 
erworben bat, verfauft es dann für 10 Mt. weiter. B muß nad 8 816 Abſ. i 
Sat 2 die 10 Mt. an A Derausg eben. 
19) pgl. Anhang 1 zu & 812 unter C.f (echſter beſonderer Fall, vgl. 


ote 1). 
8 817 Not 9 vgl. Anhang 1 zu 8 812 unter C.g (ſiebenter bejonberer Hall, vgl. 
ote 1 


21) 3. 8. jemand beſticht einen Beamten, um ihn zu "einer » hie 
widrigem Handlung zu veranlafien. — Hierher gehört der B 
eine Parteivereinigung einem Reidjstagsabgeordneten Diäten ezahlt bat. 
Beide Teile haben gegen die Rei suerielfung verftogen und eben deshalb 
findet ano 817 Saß 2 feine Rüdfor zung Matt. 

t jemand einem Beamten zum Zwede der Beitehung ein 19 rift-⸗ 
lien, Huldverjpreden“ gegeben, jo fann er es zurüdiordern. 
) Hat jemand im Yalle der Note 3. das Schuldperſprechen durch 
Zahlung bereits getilgt, jo kann er das „Gezahlte“ nidt zurückfordern. 

3 818 2:32) 8 818 handelt von der Herausgabepflicht des guigläubigen Emp⸗ 

füngers, — 0 von der des bösgläubigen. 
‚Nugungen“, die der Empfänger niht gezogen hat, 
fei es ar ahlictite oder aus Nahlälfinteit, braudt er nit . 
zu erftatten, falls er nidt etwa (außer zur yerausgabe der „unge⸗ 
rechtfertigten Bereiherung“) ‚sum „Söabenserjage” 8. wegen „unerlaubter 
Handlung” verpinihtet iſt. 8 852 Ubi. 2. 
B. die Feuerver erunoefumme ür die verbrannte Gade. 

3. 3. jemand iſt durch geleiftete „Dienjte“ eines anderen be 
reicher oder er hat 4 Wochen lang ohne rechtlichen Grund auf Koſten eines 
anderen „gegeſſen und getrunken“. 
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Ungeredhtfertigte Bereicherung 8 816-820 


8 816, Trifft ein Nichtberehtigter über einen Gegenftand eine 
Berfügung, die dem Berehtigten gegenüber wirtjam iſt, jo iſt 
er dem Bereditigten zur Herausgabe des durd die Verfügung Er = 

Tangten verpflidtet.”) Erfolgt die Verfügung unentgeltlid, jo trifft 
die gleiche Verpflichtung denjenigen, welder auf Grund der Verfügung 
unmittelbar einen rechtlichen Vorteil erlangt.'°) 

Wird an einen Nichtberehtigten eine Leiftung bewirkt, die dem 
Berechtigten gegenüber wirkſam ift, jo ift der Nihtbered- 
tigte dem Berechtigten zur Herausgabe des Geleilteten ver: 
pflichtet.'°) 

s 817. War der Zwei einer Leiftung in der Art beitimmt, daß 
der Empfänger durch die Annahme gegen ein geſetzliches Verbot oder 
gegen die guten Sitten verjtoßen hat, fo ift der Empfänger zur Herauss 
gabe verpflichtet.) Die Nüdforderung ift ausgeichloffen, wenn dem 
ReiftendengleihfallseinjfolderXerftoß zur Lait fällt”) 
es jeidenn, daß die Leiltung in der Cingehbung einer Ber- 
bindlichfeit beitand; ?) das zur Erfüllung einer ſolchen Ber: 
bindlichkeit Geleiftete fann niht zurüdgefordert werden.) 

8 S1S. Die Verpflichtung zur Herausgabe eritredt firh 2:2) auf 
die gezogenen Nubungen) ſowie auf dasjenige, was der 
Empfänger auf Grund eineserlangten Redtes oder als Er: 
ja& für die Zerjtörung,?’) Beihädigung oder Entziehung des erlangten 
Gegenitandes erwirbt. 

Sit Die Herausgabe wegen der Beihaffenheit des Erlangten 
niht möglich”) oder ift der Empfänger aus einem anderen 
—* zur Herausgabe außerftande,?) fo Hat er den Wert zu 
erjegen. 

Die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Erſatze des Wertes 
iſt ausgeichloffen, foweit der Empfänger nicht mehr bereichert ift.2°) 

Bon dem Eintritte der Rechtshängigkeit an haftet der Empfänger 
nah den allgemeinen Borjihriften.”) 

8S19. Kennt der Empfänger den Mangel des rechtlichen Grundes 
bei dem Empfang oder erfährt er ihn [päter,®’) jo ijt er von dem Emp- 
fang oder der Erlangung der Kenntnis an zur Herausgabe ver: 
pflite, wie wenn der Anſpruch auf Herausgabe zu diejer Zeit, 
rtehtshängig geworden wäre.’!) 

Verſtöht der Empfänger dur die Annahme der Leitung gegen 
ein gejehliches Verbot oder gegen die guten Sitten,?2) jo ift er von dent ' 
Empfange der Leiftung an in der gleihen MWeife verpflichtet. 

8820, War mit der Leiftung ein Erfolg bezwedt, deſſen Eintritt 
nad) dem Inhalte des Redtsgeihäfts als ungewiß angejehen wurde,’:) 
jo ift der Empfänger, falls der Erfolg nicht eintritt, zur Her- 
ausgabe jo verpflichtet, wie wenn der Anſpruch auf Herausgabe 
zur Zeit des Empfanges rechtshängig geworden wäre.“) Das 
gleiche gilt, wenn die Leiftung aus einem Rechtsgrunde, deſſen Weg- 
fall nad) dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts als ai angejehen wurde, 
erfolgt ift und der Rechtsgrund wegfällt. 
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Erläuterungen ' 


Mi 3. B. wenn der Bereicherte das „Erlangte“ gegen Entgelt weiter 
veräußert Hat, fo iſt er nit eiwa zur tederbeilhaffung des 
veräußerten Gegenftandes, jondern nur zum Werterjate verpflidtet. 
28) Entſcheidend für die Frage, ob der Empfänger nocd bereichert ift, 
find die in den 88 818 Abi. 4, 819, 820 beitimmten Zeitpuntte. vgl. Note 29. 
— Der Klüger muß beweijen, daß der Beklagte eine —æ 
„erlangt“. bat; der Beklagte muß beweijen, daß die Bereidherung 
nit mehr vorhanden“ iſt. vgl, Note 4. — Die „Herausgabe- und Werterſatz⸗ 
Reficht“ find eusaeid oſſen, auch wenn die „Bereidierung“ des Emp⸗ 
Kungers durh deſſen Berfhulden weggefallen ilt. Ein befanntes 
eifptiel zu 8 818 Abf. 3 ift: A Hat auf ein Lotterielos 10 000 Mi. ge 
wonnen und erhält das Geld vom Beranitalter der Lotterie ausgezaßt, 
worauf er feinen freunden ein Feſt für 600 ME. gibt, was ihm ie niemals 
eingefallen wäre. Demnädjit ftellt fih heraus, daß bie Lotterteziehung „un- 
gültig“ ift, 3. B. weil nicht alle Loſe ins Rad gejhüttet waren. A war Daher 
„ohne vechtlichen Grund“ um 10000 Mi. bereichert; er ift es jegt nur no 
um 10 000-600 ME. und braudt daher nur 9400 ME. zurüdzuzablen.. . 
22) Entſcheidend für den Umfang der Herausgabe oder Werteriah- 
Pflicht iſt — — lid die Niehtshängigtei (vgl. Note 83 zu 8 291) 
des Bereiderungs- nipruds“. Die in dieſem Zeitpunfte Dort andene 
der Empfänger herausgeben oder deren Wert er: 
feßen. Iſt im Zeitpuntte der „Nedhtshängigleit“ Leine oereiberung mehr 
vorhanden, fo ift der Empfänger zu nidts net verpflichtet ($ 818 Abſ. 3), 


Bereiherung mu 


falls er nicht etwa aus einem anderen Nedtsgrund als dem der „unge: 

techtfertigten Vereijerung”, B. n uner ter nalung, emäß 8 

823: ji auf „Schabenserlaß‘, Baftet. on dem Feitpunfte der ehtsbängin 
keit kommt es nicht weiter darauf an, ob Die Bereicherung noch vorhanden itt 
oder nidt. Der Empfänger haftet vielmehr für die im Zeitpunfte ber 
„Reditshängigkeit“ vorhanden geweſene Bereiherung nah den „all: 
gemeinen Vorſchriften“ der 291, 292, 987 ff. (vgl. Diele und die 

oten dazu), alfo namentlich muß er in(en bien, für verſchuldete 
Berfhlehterung, Vernichtung des Genenftandes, für ſchuld⸗ 
hafter Weife „niht gezogene“ Nutungen auflommen ujw. nn 
jedod) die Vorausfegungen der 88 819, 820 vorliegen, ni t erſt der (nad 
vorſtehendem „grundſätlich‘“ mahgebende) Zeitpunft der „Redtshängigkeit“, 
jondern bereits der Feitpuntt des „Empfanges“ der Bereicherung bezw. der 
Zeitpunkt der „Kenntnis“ von dem Mangel des rechtlichen Grundes bir den 
„Umfang“ der Herausgabe und Werterjag-Pfliht entfcheidend, und es 
werden au jene Zeitpunfte die die „Herausgabepfliht“ verihärfenden 
Wirtungen der ae dangigeit urückverlegt. — Ob und inwieweit 
außerdem eine „S —— “ wegen „unerlaubter Handlungen“ 
vorliegt, iſt nad) 88 828 ff. zu beurteilen. 

8 819 20) vgl. Note 232. In den Beilptielen des Ainbangs 1 zu 8 812 
unter C.a und b haften die Freundin B von dem Augenblid an, in dem fie 
erfährt, dab Frau A ein Kind geboren hat, — die Dienitherrin von dem 
Augenblid an, in dem fie Die 20 ME. im Küchenipind findet, — der Bräutigam 
von dem Augenblid an, in dem er den Tod der Braut erfährt, gemäß 8 819. 

31) d. 5. es fommt auf das „Borhandenfein“ der Bereiherung 
nicht weiter an. vgl. Rote 29. 
s2) pgl. 8 817. 

8 820 33) 3. B. es hat jemand einen Beitrag zur Erridtung eines Heine- 
Dentmals im Tiergarten in Berlin gegabit, naher aber wird- die höhere 
Genehmigung zur rrihtung des Dentmals verjagt. 

34) vgl. Noten 29 und 31. 

8 821 s5) Hiernach it die Einrede der „ungerechtfertigten Bereicherung“ uns 

verjährbar. Die Klage aus der „ungerehtiertigten Bereicherung“ verjährt 


in 30 ren. 
8 822 2) 8 818 Abf. 3 und Note 29 ſowie Anhang 1 zu $ 812 unter B.d. 
37) vgl. Anhang 1 zu 8 812 unter A und C und Pte 4 am Ende. 
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Uucerlaubte Handlungen 8 821-827 


Zinfen hat der Empfänger erjt von dem Zeitpunft an zu ent- 
rihten, in welchem er erfährt, dak der Erfolg nit eingetreten oder 
daB der Rechtsgrund weggefallen ift; zur Herausgabe von Nugungen 
ift er inſoweit nid t verpflichtet, als er zu dieſer Zeitnihtmehrbe- 
reichert ift. 

821. Wer ohne rehtlihen Grund eine Verbindlichkeit eingeht, 
kann die Erfüllung aud dann verweigern, wenn der Anſpruch auf Be 
feeiung von der Verbindlichkeit verjährt ift.*°). | 

5 822, Wendet der Empfänger das Erlangie unenigeltlih einem 
Dritten zu, jo ijt, foweit infolgedejfen die Verpflichtung des Emp- 
fängers zur Herausgabe der Bereicherung ausgeſchloſſen ift,’*) der Britte 
jur Herausgabe verpflichtet, wie wenn er Die Zumendung von dem Gläu- 
biger ohne rechtlichen Grund erhalten hätte.?”) 


Sünfundzwanzigfter Titel. Anerlaubte Handlungen.) 


5 823. Wer vorfäglidh oder fahrläffig '°) das Leben, den Körper, 
die Gefundheit,?) die Kreiheit,) das Eigentum *) oder ein fonftiges 
Hecht) eines anderen widerrechtlich verlegt,‘) ijt dem anderen zum Er⸗ 
Inge des daraus entjtehenden Schadens verpflichtet.”) 

Die gleiche Berpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den 
Schuß eines anderen bezwedendes Geſeg verſtößt.“) Iſt nach dem Inhalte 
des Geſetzes ein Verſtoß gegen diefes auh ohne Berihulden 
möglich,) jo tritt die Erfagpflicht nur im Falle des Berfchuldens ein. 

$ 824. Wer der Wahrheit zuwider eine Tatſache behauptet oder 
verbreitet, die geeignet ift, den Kredit eines anderen zu gefährden oder 
ſonſtige Nachteile für deſſen Erwerb oder Fortkommen herbeizuführen, 
hat dem anderen den daraus entitehenden Schaden auch dann zu erfegen, 
wenn er die Unwahrheit zwar nit kennt, aber fennen muß.) 

Dur eine Mitteilung, deren Un wahrheit dem Mitteilenden 

.unbetannt it, wird diefer nicht zum Schadenserſatze verpflichtet, wenn 
er oder der Empfänger der Mitteilung an ihr ein bereihtigtes Intereſſe 
hat.) 

8 825. Wer eine Brauensperfon durch Hinterlift, durch Drohung 
oder unter Mißbrauch eines Abhängigleitsverhältnifies zur Geſtattung 
der anuberehelichen Beimohnung beitimmt, ift ihr zum Erjage des daraus 
entitehenden Schadens verpflichtet.??) 

SS26. Wer in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe 
einem anderen vorſätzlich Schaden zufügt, iſt dem anderen zum Erſatze des 
Schadens verpflichtet. 18) 

88237. Wer im Zuftande der Bewußtloſigkeit oder in einem die 
freie Willensbeiftimmung ausichließenden Zuftande Tranthafter Störung 
Der Geiltestätigleit einem anderen Schaden zufügt, ilt für den Schaden 
nicht verantwortlich.) Hat er ſich durch geiftige Getränke oder ähnliche 
Mittel 5) in einen vorübergehenden Zuſtand diefer Art verlegt, jo ijt 
er für einen Schaden, den er in diefem Zuftande widerrehtlidh'*‘) 
verurfadht, in gleicher Weije verantwortlich, wie wenn ihm Fahrläſ— 
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Erläuterungen 


3 823 2) vgl. Anhang 1 zu 8 823 (Allgemeines über unerlaubte Handlungen 
und die Daraus entjpringende ec) bee — Abgrenzung von anderen 
ällen der adenserſatzyflicht — Überſicht über verſchiedene Gruppen uner: 
aubter Handlungen — Beilpiele). 
12) vgl. 276 und Noten. 
2) vgl. Anhang 2 zu 8 828 (Betriebsunfälle bei Eijenbahnen, Berg: 
werlen uſw. — Unfaliverferungsgeiee) 6 Gewalt ober durch 
3) 3. 8. „reiheitsberaubung‘, „Nötigung“ dur walt oder dur 
Bedrohune mit Pe Berbredhen oder Bergeben zu einer Handlung, Duldung 
oder Unterlaflung, überhaupt: die in 234—241 Str®B. bezeichneten ftraf- 
baren Handlungen wider die perſönliche Freiheit. 
i B. Diebitahl Unteriälagung, Sachbeſchädigung. 
ber den Begriff jonitiges echt vgl. Anhang 1 zu 8 823 unter D.a. 
Eine „widerrehtlihe Verlegung“ eines anderen liegt vor, wenn Der 
Täter fein Recht Hat, den anderen zu verlegen. Cine „widerrechtlice 
Verlegung“ liegt alſo nicht vor, wenn der Verlegte in rechtsgültiger ik 
in die Verlekung eingemwilligt bat („dem Wollenden geſchieht fein 
Unredt“); ferner nit, wenn der Schaden-Zufüger fraft eines Rechtes 
handelt („Wer fein Recht ausübt, haftet nit”); z. 8. bei ordbnungs- 
Dee Ausübung des Zücht igungsrechtes feitens bes Lehrers oder 
Meilters gerreißt die Hofe des gezühtigten Anaben, der Polizeibeamte tötet 
auf Grund des Yen er ein roßverdähtiges Pferd; ar: nicht 
im Falle der Notwehr (8 227), des Gel KT ußes (8 228), der 
GelbitHilfe ($ 229); ferner nit, wenn, jemand den „Befehl“ deſſen, 
KR a und [jomweiter ihm zu gehorchen rehtlid verpflidtet 
ilt, vollzieht. 
7) Borausiegungen der Schadenserfaspfliäht aus 8 823 Abſ. 1 find alfo: 
a) Boat oder ah rläjligteit —— b) Widerrechtlichkeit (ob⸗ 
jektives Unrecht), c) ein Schaden (vgl. Anhang 1 zu $ 823 unter F.). Nur 
T „unmittelbar“ Berlegte hat einen jelbitäandigen Schadenserfaganiprud. 
Die Lebens, Unfalls, Yeuer-Berfiherungsgejellihaften, die den Berletten auf 
Grund des Berfierun spertrags entihädigen müllen, haben wegen des ihnen 
dadurch entitehenden Schadens feinen —— Schadenserſatzanſpruch 
gegen den an der Verle ung uldigen; fie können fih nur den Schadens: 
erjaganiprud) des unmittelbar tlegten von diefem abtreten allen. 
Der „mittelbar“ Berlebte hat einen jelbitändigen Schadenserjaganiptuh nur 
in befonderen, ge ir beitimmten Fällen, di B. 55 844 Abſ. 2, 845. 
8) und zwar, wie id) aus dem — ergibt, ſchuldhaft 5 


4 
N 5 
6 





vorſätzlich oder fahrläflig, vgl. Note 1a) verjtögt. — Über den Begriff den 
eines anderen bezwedendes Gejek vgl. Anhang 1 zu 8 823 unter D.b. 
9) Dies ift 3. B. bei Polizeiverordnungen oft der Fall. 

8 824 ı0) fiber Schadenserjatpfliht wegen Ehrverlegungen überhaupt vgl. 
nubang 1 zu 8 823 unter D.a und b, au H eu ). — Während die Siffent: 
lie „Kreditgefährdung“ als Verſtoß gegen ein iesbegüglihes Dr tz“ 
(8 187 Str6%.) jdon gemäß $& 823 Abi. 2 zum Scha et verpflichtet, 
macht nad 8 824 Abſ. 1 aud die fahrläffige Kreditgefährdung“ denserlaß- 
pilihtig mit der aus 8 824 Ubi. 2 ſich ergebenden widtigen Einſchrän— 
ung. — Über den zu een Schadenserjag vgl. Anhang 1 zu 8 823 unter 
H —V 842, ferner eg betr. unlauteren Wettbewerb vom 27. Mai 


11) dierdurg wird 3. B. das kaufmänniſche Auskunftsweſen gegen über: 
mäßige und dadurch feinen beredhtigten Zwed vereitelnde Verantwortlichkeit 
wegen unrichtiger Auskunft geihüßt. Vgl. 8 676. She Auskunft über die 
Kreditwürdigkeit eines anderen macht aljo, felbit wenn fie jahr allie war, 
niht [hadenserfagpflidtig, wenn der die Auskunft Erteilende 
beweijt, dak er jelhit oder der Empfänger der Auskunft an ihr ein „be- 
rehtii *3 Intereſſe“ Hatte — „Auskunftei bleibt bei gutem Glauben 


frei” (C). 
8 825 12) pgl. Anhang 12 zu 8 825. 





Unerlaubte Handlungen 8 828— 833 


Tigfeit zur Laſt fiele; die Verantwortlichkeit tritt nicht ein, wenn er! 
obne Verſchulden in den Zujtand geraten ift.!7) 

5828. Wer nicht das fiebente Lebensjahr vollendet Hat, ijt für 
einen Schaden, den er einem anderen zufügt, nicht verantwortlid.!) 

Mer das fiebente, aber nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet 
hat, ift für einen Schaden, den er einem anderen zufügt, nicht verant: 
wortlich, wenn er bei der Begehung der ſchädigenden Handlung nit die 
zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einftht hat.) Das 
gleiche gilt von einem Taubftummen.?’) 

8829. Wer in einem der in den 88 823 bis 826 bezeichneten 
Fälle für einen von ihm verurſachten Schaden auf Geund der 88 827, 
828 nicht verantwortlich ift, hat gleichwohl, jofern der Erfah des Schadens 
nicht von einem auffihtspfliäätigen Dritten erlangt werden fann,?') den 
Schaden injoweit zu erjegen, als die Billigleit nad) den Umftänden,?) 
insbejondere nad) den Berhältniffen der Beteiligten, eine Schad- 
Ioshaltung erfordert und ihm nicht die Mittel entzogen werden, deren 
er zum ftandesmäßigen Unterhalte fowie zur Erfüllung feiner ge⸗ 
ſetzlichen Unterhaltspflichten bedarf.) 

830. Haben mehrere durch eine gemeinſchaftlich begangene un⸗ 
erlaubte Handlung einen Schaden verurſacht, ſo iſt jeder für den Schaden 
verantwortlich.) Das gleiche gilt, wenn ſich nicht ermitteln lähßt, wer 
son mehreren Beteiligten den Schaden durch feine ——— ver VAR 


hat.) FRE AT: VAT; 

Anftifter und Gehilfen ftehen Mittütern gleich, 9 

8 S31/ Ber einen anderen zu einer Verrichtung beitellt,?°) Ai (TA 7. Y 
Erſatze des dens verpflichtet, den der andere in Ausführung der YY V 
richtung?) einem Dritten widerrechtlich?s) zufügt./ Die Erich +./ — 
pflicht tritt nicht ein, wenn der Geſchäftsherr bei det AUswahl 
der beftellten Perſon und, fofern er Borrihtungen oder Ge— ZA 
rätſchaften zu beihaffen oder die Ausführung der Verrichtung A: 

. zu leiten bat,2) beider Beſchaffung oder der Leitung die im 
Verkehr erforderlide Sorgfalt beobadtet oder wenn der Schaden | 
aucd bei Anwendung Diejer Sorgfalt entitanden fein würde.?°) 

Die gleihe Berantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher für den 
Geſchäftsherrn die Beſorgung eines der im Abi. 1 Sat 2 bezeichneten 
Geichäfte Durch Vertrag übernimmt.?') 

5 832. Wer kraft Gejehes zur Führung der Auffiht über eine 
Perſon verpflichtet ift, Die wegen Minderjährigleit oder wegen ihres 
geiftigen oder körperlichen Zuftandes der Beauffichtigung bedarf,?) ijt 
zum Erſatze des Schadens verpflichtet, den dieſe Perſon einem Dritten 
widerrehtlich) zufügt. Die Erfagpflicht tritt nicht ein, wenn 
er feiner Aufjihtspflidtgenügt oder wenn der Schaden aud 
beigehöriger Aufidtsführung entitanden fein würde.’*) 

Die gleihe Berantwortlichleit trifft denjenigen, welcher die Füh— 
zung der Yuffiht Durch Bertrag übernimmt.?s) 

$ 833. Wird durd) ein Tier ?°) ein Menſch getötet oder der Körper 
oder die Gefundheit eines Menjhen verlegt oder eine Sache bejchädigt, 
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8 826 
8 827 


8 828 


8 829 


8 830 


Erläuterungen 


13) pgl. Anhang 13 826 (Berftoß gegen die guten Sitten — ſogen. 
illoyale Handlungen — * us Boylott, Ausſperrung, ——— Liſten uim.). 

14) weil kein, chen vorliegt. vgl. Anhan "5 zu 8 823 unter E., 
ferner 104, 105, 829, auch 51 Str&B. — Ob der Gelitestranfe 
„entmündige‘ ilt ift unerheblich, 

1) 8. 8, Morphtum, Opium. 

—F ote 

ı7) z. es hat jemand einem anderen ſtarken Schnaps ins Bier ge: 

goflen und der Trinter merkt es nidt. 


” vgl. Note 14 und 2%. 
vgl. Note 20. 
20) vgl. mag R 8— g 823 unter E., 104 106, Anhang 12 au. 
8 107 am Ende, 2, auh StrG%2. 58. — Der zwiſchen 


7 und 18 Jahre ade ober taubltumme Schabenzu or bezw. deren Vertreter 
müllen beweiſen, dab er die € tigt Einſicht nit beſaß; gelingt dieſer 
Beweis ‚mob N io 1 ge N&abenser a Air Kg 
at ißtige feiner Bel — genügt 
hat ober fie Amar Kar ae Deber zahlungsunfähig ift. vgl. 8 2 am Ende. 
'22) } vgl. Anhang 1 zu 8 823 unter E. Was die „Billigfeit nad) den Um⸗ 
ftänden, insbejondere nad) den Verhältnilien“ erfordert, entfieibet der Richter 
nad freiem Ermeſſen; es werden 3. 8. ein Bjähriger vermögender Knabe, 


der troß de böriger Beauffidtigung mit feinem Ball die von 
einem des s genden armen Glafer agene Scheibe zertrümmert, — 
ber plögli innig gewordene wohlhabende Nitzergufsbefiger, der in 


einem Wutan alt feinen Tagelühner verwundet, zum Schadenserlah zu  ver- 
urteilen fein. 
Um n X * Ile als Gejamtſchuldner, 8 840 Abi. 1 
nd zwar haften alle als mtichuldner, 
Was ein Spieß gelelle getan, uf, der andere ejeken“ (C). 
„ Beipiee S nsaufil ung bei einem Auflau Raufbandel. vgl. 
einen Benollmädtigten, Hand tungs en eebligen Ar⸗ 
"Seiten, © ve {E 85). — vgl. aud 88 31, ‚ 839 nebſt Noten jowie 
5 * — * —* noch als nad 8 831 iſt A Haftpflicht der Gaitwirte für 
re en € 
27) 8. Ausführung nicht bloß „bei Gelegenheit“; vgl. Beilpiel in 
Anhang 22 zu Er unter a. 
ote 6. Ein „Berihulden“ des „Beitellten“ ift nicht nötig. 
Der „Sehe sherr“ haftet nach —— alſo auf), wenn er ein fehsiähriges 
Kind au einer 1b in melde (zum Drehen eines Rades) beitellt 
22) Db und den Fällen der „Beihäftsherr. u „leite n“ Hat, 
beitimmt $ 831 nicht. Es ilt dies nad) der Verkehrsauffallung und den Um: 
ftänden des nenn Falles zu enticheiden. vgl. 8 618. 

30 häftsherr“ muß beweifen, daß eine der nad 8 831 feine 
aftpfli oe enden Tatjachen vorliegt. vgl. Anhang 1 zu $ 823 unter E 
ester Abſatz. — —2 pflicht des „Schadenszufügers“ ist wird durd) Die 

in & 831 en eiehte ga it des Geihäfts mn ie ch berührt. Wenn e 
haften, I de ten fie dem —— geme 8 840 A N 1 in Geſamtſchuldner; 
unter “haften fie j. 2 derart, daß der Geſchäftsherr, 
ber dem hr idigten Erſatz ie n S hub, Deren den eigentliden Schaden⸗ 
zufüger Rückgriff nehmen kann. 


qh irrrheten it: Wem durch — eine den 
uß eines anderen —— — FR tung auferlegt (8 823 
PA 2), 3. B. den Hauswirten das Beitreuen der Bürgeritei ge, de eucten 


der Treppen, der fann fi im Falle eines Verſtoßes Bein, vn % 8 (Pol \gei- 
verordnung) nit Lediglich unter Berufun A wi Gab 2 

damit entjhuldigen, er Ben einen „an N —— Hausver⸗ 
walter, Hausdiener uſw. mit dem Streuen, Beleuchten beauftragt, ſondern, 
da ihm ſelUbſt dur Geſetz (Boligeiverordnung) die Berpflidtung auferlegt 
ilt, iſt er au verpflichtet, Die von ihm angenommenen Hilfsperjonen, 
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Unerlaubte Handinngen 8 834-836 


fo iſt derjenige, welcher das Tier hält,) verpflichtet, dem Verletzten 
daraus entſtehenden Schaden zu erjegen..) F 
334. Wer für denjenigen, welcher ein Tiet hält, die Führung 
der Yufficht Über das Tier durch Vertrag übernimmt,:) ijt für den 
Schaden verantwortli, den das Tier einem Dritten in der im 8 853 
bezeichneten Weiſe zufügt. Die Verantwortlichleit tritt nicht ein, wenn 


er bei der Führung der Aufficht die im Verkehr erforderlihe Sorg- 


fa lt beobachtet oder wenn der Schaden auch bei Anwendung dDiefer 
Sprgfalt entitanden fein würde.*) 

8 835. Wird durd Schwarz, Note, Elch⸗ Dams oder Nehwild 
oder durch Faſanen ein Grundſtück beichädigt,*') an welchem dem Eigen- 
tümer das JSagdreht nicht zuſteht,“) jo ift der Jagdberechtigte 
verpflichtet, dem Verletzten *?) den Schaden zu erfegen. Die Erjabpflicht 
erſtreckt fi auf den Schaden, den die Tiere an den getrennten, aber 
noch nicht eingeernteten*) Erzeugnifien des Grundftüds an- 
richten. 

St dem Eigentümer die Ausübung des ihm zuftehenden 
Sagdredts durch das Geſetz entzogen, fo Hat derjenige 
den Schaden zu erjegen, welcher zur Ausübung des Jagdrechts nad) dem 
Geſe tze beredtigt ilt. Hat der Eigentümer eines Grundftüds, auf dem 
das Jagdrecht wegen der Lage des Grunditüds nur gemein- 
ſchaftlich mit dem Jagdrecht auf einem anderen Grundftüd aus- 
geübt werden darf, das Jagdrecht dem Eigentümer dDiejes Grunditüds 
verpadtet, fo it der letztere für den Schaden verantwortlich. 

Sind die Eigentümer der Grunditüde eines Bezirkes zum Zwecke 
der gemeinihaftliden Ausübung des Jagdredts durd 
das Geſetz zu einem Berbande vereinigt, der nidtalsfjolder 
haftet, jo find fie nad dem Berhbältnijfe der Größe ihrer 
Grundftüde erſatzpflichtig.“) 

8 836. Wird durd den Einfturz eines Gebäudes oder eines 
. anderen mit einem Grunditüde verbundenen Wertes *°) oder durch die 
Abldjung von Teilen des Gebäudes oder des Werkes ein Menid getötet, 
der Körper oder die Gejundheit eines Menſchen verlegt oder eine Sache 
beichädigt, fo ijt der Beſiger des Grundftüds, |ofern der Einfturz oder 
die Ablöfung Die Folge fehlerhafter Erridtung oder 
mangelhafter Unterhaltung iſt,“) verpflichtet, dem Wer: 
legten den daraus entjtehenden Schaden zu erjegen. Die Erfagpflicht tritt 
nicht ein, wenn der Beliter zum Zwede der Abwendung der Gefahr die 
im Berfehr erforderlihe Sorgfalt beobadıtet hat.*°) 

Ein früherer Befiger des Grundftüds ift für den Schaden verant- 
wortlidh, wenn der Cinfturz oder die Ablöfung innerhalb eines 
Sabresnah der Beendigung Jeines Beſitzes emtritt, es 
fei denn, daß er während feines Belißes die im Verkehr er— 
forderlide Sorgfalt beobadtet hat oder ein [päterer Beſitzer durch 
Beobadhtung diefer Sorgfalt Die Gefahr Hätte abwenden 
fönnen.*) 

Beliger im Sinne diefer Vorſchriften ift der Cigenbejißer.°) 


born 


LE 
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Erläuterungen 


derer er ji teIbitveritänblich bedienen darf, fortdauernd in einer den 

perlönlien und ſachlichen Umſtänden des einzelnen alles entiprechenden 
ie zubeauffidhtigen. Tut er dies nicht, P trifft ihn Schadenserſatz⸗ 

pflicht gemäß 8 828 Abf. 2 ohne Rückſicht auf 8 831. Hiermit ift nidt 

geleat, dab er jeden Abend beim Lampenanzünden, jeden Wintertag beim 

icheitreuen dabei fein muß. 

81 = B. der Werkmeiſter in einer Zabrit, der Polier beim Bau. 

s2) Auffſichtspflichtig „traft es” find namentlih die Eltern 

(88 1627, 1631, 1634, 1686). die unehelide Mutter (88 1707, 1631), der Bors 

mund ( 1631, 1793, 1800), der Lehrherr gemäß SS 127, 1272 Gewerbe- 

ordnung (etwas andershei „Handlungslehrlingen“ 8 76 H68.). 

22) vgl. Note 6. Ein „Verihulden“ des Kranken, des Minderjährigen 
ift nicht nötig und wird bei Kranfen und Kindern unter 7 Fahren meift nicht 
vorliegen; 827, 828. | 
34 5 Note 30 Abſ. 1 Gejagte gilt entiprehend auch bier. 

85 B. uslehrer, Gouvernanten, Kinderfrauen, Krantenwärter, 
Schülerpenfonats- nhuber ulw. 

‚86 Bw ogl. ndang 3638 zu 8 833 (Beihädigung durch Tiere). 

8) 3. B. Kutſcher, Hirte, Ruhmagd, Menageriewärter ulm. Cs ilt aber 
im einzelnen alle zu prüfen, ob ihnen durch Dienftvertrag aud wirklich 
„Die Führung der Aufſicht über das Tier übertragen ill“. Gie haften 
neben dem gemäß 8 833 haftenden „Tierhalter“, und zwar beide dem 
——— als Geſamtſchuldner (8 840 Apr. 1), „unter ich“ haften fie gemäß 

84 .3,d. 5. der „Tierhalter“ kann gegen den „auffihtführenden“ Kuticher 
ulm. Rückgriff nehmen. — Wenn der mit der Auffiht Betraute jelbit 
durch das Tier Schaden erleidet, jo gilt das Anhang 37 zu 8 833 am Ende 
(Beilpiele) Gefagte. 

40) was die mit der Auffiht Betrauten beweiſen müllen. 

41) vgl. E. 69—72 betr. die Aufrechterhaltung landesgeſetzlicher Bors 
ſchriften über Jagd, Fiſcherei und Wildſchaden. — 8 835 gilt: nur Tür die dort 
genannten Tiere, aljo nicht für Hafen, Raninden uſw.; hinfihtki des dur 
dDieje Tiere angeridteten Schadens gelten die etwaigen Landesgeiehe. — 
2 au, 840 Abi. 1 und 3 mit der aus $ 835 Abi. 3 fih ergebenden Ein- 

ränftung. 

42) Steht dem Grundftüdseigentümer das Tagdredt zu, jo kann 
er jelbjt das Grunditüd durch Ab Au ſchützen. 

+3) Grunditüds-Cigentümer, Pächter, Nießbraucher, Mieter eines Land⸗ 
baufes ujw. — nn A Sein 200 Heltar großes Grunditüd an B verpadtet 
und ji dabei das „Jagdrecht“ vorbehält, jo hat im alle des Wild- 
ſchadens B feinen — gegen A aus 8 835, denn dem Grundſtückseigen- 
tümer A Steht ja das Sagdreäit zu. W olchem Falle muß B fih im Badt- 
vertrage den nötigen Schuß gegen Wildſchaden ausbedingen. 

24) Die „eingeernteten“ Früchte (3. B. auch die Mieten, Stafen ufw. 
auf dem Felde) muß der Berechtigte ſelbſt dur) gehörige Serwahrung Ihüßen. 
— Hat der Berlekte bie Brücte über die Erntezeit ftehen lafjen, 

jo ilt die Frage, ob er Wildſchaden für he und bängende Grlchte erjegt 
verlangen fann, nad 8 254 zu beurteilen (mitwirfendes Berjhulden). 
16 l. Note 41 am Ende, | 
8 836 68 auer, Turngerüſt, Zaun, Baum, Bligableiter ujw. vgf. Note 23 


zu 
9 ſelbſt wenn der „Beſitzer“ (8 836 Abſ. 3) an der „Errichtung“ in 
feiner Weife teitigt war. 
18) was der Beliter beweilen muß. — vgl. 8 840 Abi. 1 und 3, ferner 
8 908 und E. 106, 124. 
49) was der „[rühere Beſitzer“ beweilen muß. 
50) 8 872; alſo nicht: Pächter, Mieter uſw. vgl. jedoch $ 837 und Note. 
51) vgl. R: 95 Ab. 1 Sat 2, insbejondere Note 11 und 12 dazu. Gemäß 
8 837 haftet aljo, wer auf einem fremden Grunditüde kraft eigenen Rechts 
3. B. rbbauredts, Wiekbrauds, Orunddien] 





8 835 
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Unerlanbte Handlungen 8837-842 


8837. Beſitzt jemand auf einem fremden Grunditüd in Ausübung 
eines Rechtes ein Gebäude oder ein anderes Werk, jo trifft ihn an 
Stelle des Befigers des Grunditüds die im 8 836 beftimmte 
Berantwortlickeit.5') 

5 838. Wer die Unterhaltung eines Gebäudes oder eines mü 
einem Grundftüde verbundenen Werkes für den Beliger übernimmt °°) 
oder das Gebäude oder das Werk vermöge eines ihm yultehenden 
Rusungstehts zu unterhalten hat,5®) ift für den durch den Einfturz oder 
die Ablöfung von Teilen verurfachten Schaden in gleidher Weile ver: 
antwortli) wie der Bejiter.t) 

$ 839. Verlegt ein Beamter) vorjäglih oder fahr: 
läffig die ihm einem Dritten gegenüber obliegende AUmtspflicht,5°) 
jo hat er dem Dritten den daraus entitehenden Schaden zlı erjeßen.‘”) 
Fällt dem Beamten nur Fahrläſſigkeit zur Lait, jo fann er nur 
dann in Anſpruch genommen werden, wenn der Berlegte niht auf 
andere Weiſe Erjag zu erlangen vermag.'®) 

Verletzt ein Beamter bei dem Urteil in einer Rechtsſache ?) feine 
Amtspflicht, jo ift er für den daraus entjtehenden Schaden nur dann ver- 
antwortlich, wenn die Pflihtverlegung mit einer im Wege des geridht- 
Iiden Strafverfahrens zu verhängenden öffentliden 
Strafe bedroht ilt.*‘) Auf eine pflihtwidrige Verweigerung oder Ber: 
äögerung der Ausübung des Umtes findet dieſe Vorſchrift feine An: 
wendung. 

Die Erjappflicht tritt nicht ein, wenn der Berlette vorjäß- 
lich oder fahrläjfig unterlaffen Hat, den Schaden durch Ge- 
braud) eines Rechtsmittels abzumwenden.®) 

8 840. Sind für den aus einer unerlaubten Handlung entjtehen- 
den Schaden mehrere nebeneinander verantwortlid, jo haften fie, vor- 
behaltLic der Vorſchrift des 8 835 Abſ. 3, als Geſamtſchuldner.“) 

It neben demjenigen, welcher nad) den 88 831, 832 zum Erſatze 


7 
+ 
2 


des von einem anderen verurſachten Schadens verpflichtet iſt, au der 


andere für den Schaden verantwortlich, jo ijt in ihrem Verhältniſſe zu 
einander der andere allein ,®) im alle des 8 829 der Auf: 
ſichtspflichtige allein verpflidtet. 

It neben demjenigen, welcher nad) den 88 883 bis 838 zum Erſatze 
des Schadens verpflichtet ift, ein Dritter für den Schaden verantwortlich, 
jo ift in ihrem Berhältniffe zu einander der Dritte allein ver: 
pflichtet.°*) 

S 841. Iſt ein Beamter, der vermöge feiner Amtspfliht einen 
anderen zur Geſchäftsführung für einen Dritten zu beftellen oder eine ſolche 
Geihäftsführung zu beauffihtigen oder durch Genehmigung von Redts- 
geihäften bei ihr mitzuwirfen bat, wegen Verlegung diejer Pflichten 
neben dem anderen für den von dieſem verurfadhten Schaden verant- 
wortlich, jo ilt in ihrem Berhältniffe zu einander der andereallein 
verpflichtet.°°) 

8 842, Die Verpflihtung zum Schadenserfage wegen einer gegen 
die Perjon gerichteien unerlaubten Handlung eritredt ſich auf die Nach— 
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Erläuterungen 3 


ferner als ee a Et Des Grunsttügs (3-2 ein von ihm vor⸗ 
übergehbend erricdhtetes) „Gebäude“ oder „W Note 46) als Eigen 
—* beſitzt (88 872, Ab]. 3). Hiernach haftet N; Telegraphenverwaltun 
837, wenn an der Chauffee eine Telegraphenftange umfällt. — vgl. 
Hr; bi. 1 und 3, 
8 838 62) 3. B. der Mieter, Pächter, Qusverwalter. 
z. B. 88 1021, 1022, 1041, 
54 3 neben ihm. vgl. 8 540 10 af. 1 
8 839 s,—e1) vgl. Anhan 6 zu 8 839 — ber Beamten wegen 
Verlegung einer —28 t). Gokt 
421 ff. Unter fi en o nah 8 426 zu glei Teilen, 
wovon 88 835 Abſ. 3 und 8 840 Fu u 3. eſtſetzen. en 
Noten DO 41 am (Ende, 45, 51 am Ende, 54, ferner Anhang 37 
3 — Anbang 57 u 8 839. — ilber die Sattung mehrerer Bormünder 


ber eigentli ti „Was der Meift 
—X gibt Gele Ihm leder" (6). ie Warlhrift gilt au) für das Gefnde 


64) d. 5. der eigentlide Spabenitifter. as Tierhalter. er 
jet Bat, gibt ier hetzer ihm wider“ ( SE Infolge des Lärms 
eines Eifenhahnzug s gebt ein Pferd Ar "und tötet einen DMenfchen. Der 
PN rg ift — 83 zum —S an die Hinterbliebenen r 19 
\ verurtei — 5 kann ſeinerſeits Rückgriff gegen 
— ligtigen „Eifenbab nunternehmer“ nehmen. 
” 8 841 65) vgl. & 839. Die Vorausjegungen des & 841 treffen namentlich bei 
den Vormundſchafts- und Konkursrichtern zu. Es kann allo der Vormund⸗ 
fts- oder Konkursrichter, ob A Dritten gegenübe tr neben dem 
ormunde, dem Kontursverwalter und mitt ihnen als „Sefamt/äuld- 
ner“ haften 8 840 Abſ. 1), vom eigentlig Ihuldigen ormund, 
i Ronfursperwa ken volle Ausg [ei un g fordern. 
1: 8 213 vgl. Note 2 und 8 847 4 
k. 3 843 7) 8 847 Ab. 1 1 ferne 323 bß D, wonach bei nactei licher „weſent⸗ 
3 li * nderung ber Verhältnilie, die für die Bemellu eldrente maß⸗ 
gebend waren (3. ®. di 7 sfähigkeit, die Sebi I u uw. vermehren 
oder vermindern fi artei im Wege der Kld e eine entipr 
— des früheren — verlangen kann. — ogl. 
wonach die gemä 28 BGB. zu entridtende Ge Drente in der Reg ei 
bie 8 860 — PO. beſtimmten nusnabmen zu Guniten gewi 
—* —*2 nur Ioweit ber BI ei: unterinorfen iſt, als 
Gejamtbetrag 1500 Mt. für das Jahr überjteigt. 6 im findet 
* gen die —ã— keine Aufrechnun ſtatt Or ) und kann 
fe nit a cn auch nit verpfändet werden (88 400 


3 2. Doter Chen. des Erjagpflichtigen. 
3. B. Vat bemann. Der Anipru ) wird aud nicht dadurch aus- 
I: en, daB der Verlekte duch „VWertrag bei einer Unfallverfiderungs- 
jet Berfi ng genommen hat und von diefer Entſchädigung erhalt. 
vgl. Note 7. — Über die "Roi der Ss Frund der Unfallverfigerungsgeiege 
„geleglic Berfi zen. ol. ote 2 zu 8 








88 1615, 1718, 
2) dgl. Note 8 zu Ser 679. — Ob der Unterhaltspitichtige feiner Unter: 
haltspflicht auch wirklich genügt“ hat, iſt unerheblich. 
z. B. der Getötete hat zur Zeit der Verletzung einen Sohn, der [6 
als 9 ganhlingsgeitk vollitändig jelbit ernährt. Kine Unterhaltspflidht e⸗ 
teht an dielem enblide nicht J 1602 Abſ. 1), aber fie „kann“ jederzeit ent⸗ 
te 2 wenn der Sohn Erblindung erwer sunfähig wird. 
3.8. nah Maßgabe willenice lich anerkannter Sterblidleits- 
tafeln der Lebensverlierungsgejellidaften unter Berüdfictigung bes Ge: 
fundheitszuftands des Getöteten vor feinem Tode. 


— 268 — 


Unerlaubte Handinugen: 8 8413847 


teile, welche die Handlung für den Erwerb oder das Fortkommen des 
Berlekten herbeiführt.°*) - 

5 843. Wird infolge einer Verlegung des Körpers oder der Ges - 
fundheit die Erwerbsfähigfeit des Verlebten aufgehoben oder gemindert 
oder tritt eine Vermehrung jeiner Bedürfnifje ein, fo ift dem Verletzten 
durch Entrichtung einer Geldrente Schadenserjaß zu leiſten.“) 

Auf die Rente finden die Vorſchriften des $ 760 Anwendung. Ob, 
in welcher Art und für welden Betrag der vrlaspitichtige Sicherhe it 
zu leiften hat,°®) beſtimmt fi) nad) den Umftänden. 

Statt der. Rente kann der Verlekte eine Abfindung in Kapital ver- 
langen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.®) 

Der Anfpruh wird nihtdadurdausgeihloffen, daß ein 
ander Si t dem Berletten Unterhalt zu gewähren hat.”°) 

344. Im alle der Tötung hat der Erſatzpflichtige die Koften 
der Beer di tigung demjenigen zu erjegen, weldem die Verpflichtung 
obliegt, dieje Koften zu tragen.’‘) Ä 

Stand der Getötete zur Zeit der Verlegung zu einem Dritten in 
einem Verhältniſſe, vermöge deffen er diefem gegenüber kraft Geſetzes 
unterhaltspflihtig war ’?) oder unterhaltspflicdhtig werden Tonnte,’®) 
und ift dem Dritten infolge der Tötung das Recht auf den 
Unterhaltentzogen, fo hat der Erfagpflichtige dem Dritten durch 
Entridtung einer Geldrente infoweit Schadenserjag zu 
leiften, als der Getötete während der mutmaßlidhen Dauer 
feines Lebens’) zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet ge- 
wefen fein würde;’°) die Vorihriften des $ 843 Abi. 2 bis 4 finden ent 
[prechende Anwendung.) Die Erjagpflicht tritt au) dann ein, wenn 
der Dritte zur Zeit der Verlegung erzeugt, aber nod nit ge: 
boren war.’”) 

8 845. Im Balle der Tötung, der Verlegung des 
Körpers oder der Gejundheit fowie im Falle der Greiheits- 
entziehung hat der Erjatpflichtige, wenn der Verletzte kraft Geſetzes 
einem Dritten zur Leitung ven Dienften in deſſen Hausweien oder Ges 
werbe verpflichtet war,’®) dem Dritten für die entgehenden 
Dienfte durch Entrichtung einer Geldrente Erfaf zu leiften. Die 
Vorſchriften des $ 843 Abi. 2 bis 4 finden entſprechende Anwendung.’*) 

8 846. Hat in den Fällen der 8$ 844, 845 bei der Entjtehung des 
Schadens, den der Dritte‘) erleidet, ein Verſchulden des Bers 
tekten °') mitgewirkt, jo finden auf den Unfprud des Dritten 
die Vorſchriften des 8 254 Anwendung. 

$ 847. Im alle der Berlekung des Körpers oder der Gejundheit 
Towie im Falle der Freiheitsentziehung kann der Verlekte auch wegen 
des Schadens, der nicht Vermögensſchaden ift,:2) eine billige Entſchädi⸗ 
gung in Geld verlangen.) Der Anfprud ift nicht übertragbar °*) und 
geht nicht. auf Die Erben über, es ſei denn, daB er durch Vertrag aner: 
Tannt oder daß er rehishängig geworden it. 

Ein gleiher Anſpruch jteht einer Frauensperſon zu, gegen die ein 
Berbrehen oder Vergehen wider die Sittlichkeit be- 
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” vgl. Anhang 75 zu 8 844 (Beilpiele). 
16) Die Rente aus $ 844 ijt der Pfändung (Verpfändung, Abtretung, 
Aufrechnung) ganz entgegen (5 850 Nr. 2 3PO.), vgl. Note 67; es gilt der 
Dort erwähnte 8 323 3, . — Die na 844 den Unterhaltsberedhtigten zu- 
[tehenben niprüdhe ftehen ihnen jel Köndis und unabhängig von 
nen bes Berletten zu. Wenn im Beiſpiele des Anhang 75.3u $ 844 ber verlegte 
Kapitän fi vor feinem Tode mit der Werft verglihen und ein Abfın- 
dungstapital erhauen hätte, würde dieſer Vergleich den ſpäteren Anſprüchen 
des Adoptivſohns gegen die Werft nicht entgegenſtehen, falls nicht 
der Kapitän den Ver [ei auch als „gejeglicher Vertreter“ oder als „Bevoll- 
mädtigter“ feines Sohnes über deffen etwaige Anſprüche geichloffen Hätte. 
7) EN Anhang 2 zu 21 — „Auch das Kind im WMutterleib ſchreit 
ters Mörder” (C). 


8 845 8) Die Ehefrau (8 1356), die Kinder (8 1617); dagegen nicht: das 
„Geſinde“, denn dieſes ift nicht kraft Gefeßes, fondern auf Grund Vertrags 
zur Leiſtung von Dienſten verpflichtet. 

s gilt der Note 67 angeführte 8 323 ZPO. Die Rente aus 8 845 
iſt der fänbung uſw. nicht entzogen. 

8 846 80) im Beilpiele des Anhangs 75 zu 8 844: der Adoptivfohn, — im 
Falle des 8 845: der Dienitberehtigte. 

21) im Beilpiele des Anhangs 75 zu 8 844: des Kapitäns, — im alle des 8 

845: des. Dienftverpflidteten.— Der Anſpruch des Unterhaltsberedhtigten, 
des Frenftherecht gten auf Schadenserſatz gemäß 88 844, 845 iſt alſo aus- 
gelte jen oder mindert fih gemaß S 254: nit bloß wenn den 
etöteten oder Berlegten (den unmittelbar Berlegten), jondern 
auh wenn den Unterhaltsberechtigten oder Dienjibereatigten (den nur 
mittelbar gejihädigten „Dritten“) ein mitwirtendes Verſchulden trifft. 
vgl. das ie ote 17 au 8 254. 

8847 82) aljo neben dem nad 88 249-252, 842, 843 zu beitimmenden „Ber: 
mögensihaben”. — 8 847 gilt aud im alle des 8 833 (Beihädigung burch 

i 


ere). 

83) vgl. 8 253. — 8 847 gewährt ein ſogen. Schmerzensgeld, z. B. en 
Berunftaltung, für ausgeltandene körperliche und ſeeliſche Schmerzen, für Ver: 
eitelung der Heitatsausfichten eines durch die Verlegung entftellten Frauen⸗ 
gimmers, für die infolge einer Gefundheitsbeihädigung eingetretene hin⸗ 

rung eines Arztes, auf einem wiſſenſchaftlichen Kongreſſe einen Vortvag zu 
halten, von dem er (Ehre und vielleidt auch eine Profefjur mit Zug erwarten 
durfte. Bei „Rörperverlegungen“ kann auf Antrag des Berlekten diefem vom 
Strafrichter eine Buhe bis 6000 ME. zugeiprochen werden; eine erfannte Buße 
ſchließt jedod die Geltendmahung jedes weiteren Entijhädigungs- 
anipruds aus ($ 231 Str6%B.). 

s+) aljo nicht pfändbar (5 851 3PO.), nicht: verpfändbar ( 1274), aud) 
fann der Schuldner gegen die Forderung auf „Schmerzensgeld“ nicht aufs 


zechnen (8 394). , 
5) „Sungfernfrangz iſt Goldes wert“ (C). vgl. 8 825. 

8 848 86 Ko: durch Diebitahl, Unterfchlagung, Betrug, 

87) Die weitgehende Haftpflicht aus 5 848 tritt alio ohne weiteres durch 
die „unerlaubte Handlung“, nicht erjt infolge „Verzugs“ (Mahnung), wie im 
Falle des g.287, ein. zgl. 8 292 bei Note 89. 

8 849 83) Nach 8 246: 4 Prozent. 

8850 994 ff., au) 88 256 ff. 273 Abi. 2, 398. 

Ss 852 oo 812 Tf., 818, 819. — Anipruh aus der „ungeredtfer- 
tigten Bereiherung“ verjährt in 30 Jahren von der Erlangung der 
Bereicherung an. SS 195, 198. 

3 853 . 8. durch Betrug. — Nach $ 853 iſt die Einrede des Beklagten, daB 


2 
ö 
die Sorledum des Klägers durch eine „unerlaubte Handlung“ entitanden 
fei, unverjährbar. vgl. 8 821. 


Unerlaubte Handlungen 8 848-853 


gangen oder die durch Hinterlift, Dur Drohung oder unter Mißbrauch 
eines Abhängigfeitsverhältnilles zur Geftattung der außer- 
ehbelihen Beiwohnung beitimmt wird.) 

S 848. Wer zur Nüdgabe einer Sache verpflichtet ift, die er einem 
anderen durch eine unerlaubte Handlung entzogen hat,°°) ift auch für 
den zufälligen Untergang, eine aus einem anderen Grunde ein 
tretende zufällige Unmöglichkeit“ der Herausgabe oder eine zu: 
fällige Verſchlechterung der Sache verantwortlid, es ſei denn, 
daß der Untergang, die anderweitige Unmöglichkeit der Herausgabe oder 
die Verſchlechterung auch ohne die Entziehung eingetreten fein 
würde.?”) 

$ 849. it wegen ber Entziehung einer Sache der Wert oder wegen 
der Beſchädigung einer Sadie die Wertminderung zu erjeßen, jo kann 
der Verlette Zinjen des zu erjegenden Betrags von dem Zeitpunkt an 
verlangen, welcher der Beitimmung des Wertes zu Grunde gelegt wird.°®) 

8 S5O. Macht der zur Herausgabe einer entzogenen Sade Ber- 

pflichtete Berwendungen auf die Sade, jo ſtehen ihm dem Verletzten 
gegenüber die Rechte zu, die der BejiBerdem Eigentümer gegen- 
über wegen Berwendungen hat.) 

8 S5L. Leiſtet der wegen der Entziehung oder Beihädigung einer 
beweglidhen Sache zum Schadenserjaße Verpflihtete den Erjag an 
denjenigen, in deſſen Befite fi Die Sade zur Zeit der Entziehung oder 
der Beſchädigung befunden hat, jo wird er durch die Leiltung auch dann 
befreit, wenn ein Dritter Eigentümer der Sahe war oder ein 
lonjttiges Recht an der Sade hatte, es fei denn, daß ihm das Recht 
des Dritten betannt oder infolge grober Fahrläſſigkeit un— 
befannt ift. 

8 852. Der Anſpruch auf Erjag des aus einer unerlaubten Hands 
lung entftandenen Schadens verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt 
an, in welchem der erlebte von dem Schaden und der Berjon des 
Erjatpflihtigen Kenntnis erlangt, ohne Rüdfiht auf Diele 
Kenntnis in dreißig Jahren von der Begehung der Handlung an. 

Hat der Erjakpflichtige durch die unerlaubte Handlung auf Koften 
des Verleßten etwas erlangt, jo ijt er auch nad) der Vollendung der Bers 
jährung zur Herausgabe nad) den Borjehriften über die Herausgabe einer " 
ungerenhtfertigten Bereicherung verpflichtet.?°) 

853. Erlangt jemand durch eine von ihm begangene unerlaubte 
Handlung eine Forderung gegen den Verlekten,?!) jo kann der Verlekte 
die Erfüllung auch dann verweigern, wenn der Anſpruch auf Auf— 
Hebung der Forderung verjährt ijt. 


Erläuterungen 


gs 8541 — ——— 1 zu & 854 (das Wichtigſte zur Einführung in das 
* nr 
*) Die Vorſchriften diefes Abjchnitts —— ſich im weſentlichen auf 
die Regelung des en Hierüber vgl. das Nähere Anhang 2 zu 8 854. : 
— liber B — e, die bereits am 1. Yanuar 1900 bejtanden, E. 180, 191. 
he 8%. Einen Belik an „Rechten“ fennt BER. nicht; vgl, 
jedoch —8 A 1008, 1090 Abi. 2. 

4) vgl. Anhang 1 zu & 241 unter I. zu Aa. — ige die tatjählihe Ge 
malt über eine Sade bat, gleichviel ob „mit Red) “ (3. ®. als Eigentümer, 
ID er, — ———— Mieter, Bächter ulm.) oder ‚zu Unret) ” 6 —* 
der Dieb), Beſiher der Sache. — Folgende Begriffe find wichtig: | 
diener Lelikgehiten 8 855 — unmittelbarer und mittelbarer Be ini — 
Eigenbefig $ 872 — fehlerhafter Beſitz 5 858 — Teilbeſig 5 865 — Mitbeſitz 
8 S66. — Ob jemand die „tatlählihe Gewalt“ über eine Sade, aljo den 

Beſitz' der Sache hat, ‚beine fi) nad) den Umftänden des einzelnen alles. 
ie Vofomobile, a auf Dem * ſtehen nn in Der 
tatſächlichen Gewalt + —* des Gutsbeſitzers, auch wenn ſie rere 
Kilometer vom Gutshaufe entfernt unbewadıt jtehen. — een * „Be * 
einer Sache werden und ſein, auch ohne daß man es „will“ oder „weiß“ 
Es tönnen alſo auch Geiltestrante und Kinder unter 7 Jahren, die * ich 
feinen Willen haben, ben er einer Sade erlangen und Der 
Sohn, der das Eltern yaus verläßt, m —A— —— ——— * ihm 
die — in den Strumpf im Koffer 
Beligerlangung * Grund bloßer Einigung bei vorhandener 
ägfid it * tatſächlichen Beherrſchung iſt namentlich für die Erlangung 
—F itzes von Grundſtücken ih 9; 3. B. der in Berlin wohnende 
Rittergutsbefiger A verfauft durd; Vertrag vor einem Berliner Notar jein in 
Dftpreußen liegendes m. 1 B, Dh es wird in den Vertrag der üblidre Sat 
aufgenommen: „Die Übergabe des Gutes ijt, wie die Vertragſchließenden an- 
— erfolgt. Dann i B ,‚Beſitzer“ des Gutes lediglich infolge dieſer 
rtiatung — ſelbſt wenn er ne nie in Dftpreußen war, weil er 
* dieſer Erklärung und bei der in Preußen beſtehenden Rechtsſiec srheit, ſo⸗ 
wie bei den vorhandenen Verkehrsmitteln ohne weiteres „in der Lage“ it, 
die „tatlächlidhe Gewalt“ über das Gut auszuüben, „Eigentümer“ bes Gutes 
wird er erjt durch „Auflaſſung“ und el im Grundbude. 

8 855 °) und zwar unmittelbarer Be ( 868). Es „bejigen“ alio 
nicht: der Vizewirt das Haus, der u peftor das Gut, die Wirtin oder 
Köchin die Worräte, Der Handlungsgehilfe oder Zagerhalter das er 
ul.; 7 find nur flogen. Beligdiener. a. Der Prinzipal iſt „Be: 


ji ‚und nur er fann die Rechte auf gerichtlichen rin 861 1. 
gelt dend maden, zum Beſitzſchut ent! Gelbithilfe find auch die in $ 855 be: 
dei neten , efißdiener“ t tigt (58 859, 860). Der Prinzipal kann 


i dem „Belitdiener“ die ** jederzeit — eben weil dieſer nicht 
Better it. — Die frage, wer Fein pe Dr hen jei, die ein Borjteher | 
einer juriftiihen Perjon „als RL, iner tatfächlidyen Gewalt bat, 
iit dahin zu beantworten, "da — —— erſon“ ſelIbſt (nicht der Bor: 
teher) als „unmittelbarer eier“ und der Borjteher auf nit als „Be: 
igdiemer“ anzujehen ijt (vgl. Note 11 zu $ 26). 

8 856 7) 3. B. feinen Regenihirm ſtehen Läßt. ohne zu willen, wo. Wenn ber 
Hund, die Kate, Die Hühner die Gemohnheit der Nüdkehr ins Haus aufgeben, 
D Ri dadurch der bisherige Beſitzer den Beſitz der Tiere. vgl. 8 960 
bj. 2 und 3. 
s) Ob die einmal erlangte tatſächliche Gewalt als „verloren“ * 
iſt, ob eine nur „vorübergehende“ Verhinderung vorliegt, hängt von den Um— 
Dale IC). Falles ab. „Wer die Dole herumgibt, bleibt Beſitzer ber 
oe” (C), 
8 857 °) d. h. im Augenblide des Todes des Erblaljers, aud) wenn der Erbe 
die „tatjächliche Gemalt“ über die Sache noch nicht erlangt bat und von dem 
Erbfalle noch feine Kenntnis hat. vgl. S 2025 letter Sak. 


— 17) — 


4 854-859 


Drittes Buch. 
Sachenrecht.) 


Erfter Abfchnitt. 


Beſch.) 

854. Der Beſitz einer Sade?) wird durch die Erlangung der 
tatſüchlichen Gewalt über die Sache erworben.‘) 

Die Einigung des bisherigen Befikers und des Erwerbers genügt 
zum Erwerbe, wenn der Erwerberinder Lage it, vie Gewalt 
über die Sache auszuüben.’) 

5 855. UÜbt jemand die tatjähliche Gewalt über eine Sache für 
einen anderen in deſſen Haushalt oder Erwerbsgeihäft oder in einem 
ähnlichen Verhältnis aus, vermöge deſſen er den fih auf die Sache be- 
ziehenden Weifungen des anderen Folge zu leilten hat, fo ijt nur 
Der andere Beliger.‘) 

8 856. Der Bell wird dadurd beendigt, daß der Befiter die tat- 
jächliche Gewalt über die Sache aufgibt oder in anderer Weiſe verliert.”) 

Durch eine ihrer Natur nah vorübergehende Verhinderung 
in der Ausübung der Gewalt wird der Beftt nich t beendigt.?) 

357. Der Befit geht auf den Erben über.’) 

5 S58S. Wer dem Beliter ohne deſſen Willen den Beſitz entzieht 
‘oder ihn im Beige ftört, Handelt, jofern nicht das Geſetz die Entziehung 
oder die Störung geftattet,1°) wiberrehtlih (verbotene Eigenmacht).2) 





Der durch verbotene Eigenmadt erlangte Beſit ijt fehlerhaft.) 


Die Yehlerhaftigkeit muß der Nahfolger im Befige gegen fi 
gelten Iafien, wenn er Erbe des Beliters iſt oder die Fehlerhaftigkeit 
des Beſitzes feines Borgängers bei dem Erwerbe tennt. 

8 859. Der Befiger !°) darf fi verbotener Eigenmadjt '*) mit Ge: 
walt erwehren. 15) 

Wird eine bewegliche Sache dem Beliter mittelſt verbotener Eigen⸗ 
macht weggenommen, jo darf er fie dem auffriſcher Tat betroffenen 
oder verfolgten Täter!) mil Gewalt wieder abnehmen. 

Wird dem Befiter eines Grundftüds der Beſitz durch verbotene 
Eigenmadt entzogen, ſo darf er jofortnah der Entziehung‘”) 
ih des Belißes duch Entjetung des Täters wieder bemädjtigen. 

Die gleichen Redte ftehen dem Beliter gegen denjenigen zu, 
welcher nah) 8 858 Abi. 2 die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes 
gegenjidhgeltenlajjenmuß.'*) 


— 73 — . 18 


„geitattet“ Befit-Entziehung und Störung 5. B. wenn . 
der Notwehr, des Gelbitihußes, der Selbithilfe gemäß 
8 227—229 vorliegen, ferner im Falle des 8 561 (Zurüdbehaltungstedht des 
tmieters), im alle des 8 859 un 
11) „Widerrechtliches“ Handeln (verbotene Eigenmadt) im Sinne des 
8 858 Tiegt aud) dann vor, wenn der Handelnde in dem „guten Glauben“ ijt, 
er habe ein „Recht“ zu —— oder Beſitzſtörung, während er in der 
Tat a ſoiches Recht nicht hat. vgl. Anhang 2 zu 8 854 I. II. und Note 6 


zu 8 ; 
12) Über die Folgen der Fehlerhaftigkeit des Beſitzes vgl. SS 859, 861, 862. 
8 859 2 u 8 5 au —— — (8 ae nn 


ni die in diefem 8 dem „Beliger‘ geitattete Selbfthilfe it weiter- 
gebend.als die in 8 gejtattete (vgl. Dort). Im übrigen vgl. Anhang 2 
zu 8 854 unter I und II. 
16) 8 127 GStrafprogekordg. beitimmt: „Wird jemand auf friſcher 
Tat betroffen oder verfolgt, jo it, wenn er der Flucht verdächtig ift oder ſeine 
Perſönlichkeit nicht jofort ET werden kann, jedermann befugt, 
ihn auch ohne ridterlichen Befehl vorläufig feſtzunehmen.“ 
ı7) Wenn aljo der abweiende Beliter 3. B. erſt nah) mehreren 
Wochen bei Rückkehr von einer Reiſe „Kenntnis“ von der Entziehung er- 
langt, darf er nicht mehr „Selbfthilfe“ üben, jondern muß den Prozeßweg be: 
reiten. 
— Darf man’s dem Stehler abjagen, jo darf man’s auch dem Hehler 
n‘ 


ab 
5 S60 € vgl. Note 13. „Den Eindringling wirft Knecht und Magd Hin: 
aus“ ; 
5 861 20) Menn der Befig auf andere Weile als durch „verbotene Eigen: 
madt“ verloren ilt, hat der Verlierer nur die Klage aus $ 1007. vgl. An- 
hang 2 zu $ 854 unter III. 
21) vgl. Anhang 2 zu 8 854 unter 11. 
22) aljo vom Beliß-Entzieher und deilen 8 858 Abi. 2 bezeichneten Sei: 
Nachfolger“, niht aber von dem, der die Sahe in Untenntnis der 
ehlerha gen des Beſitzes erwarb. 
23) ur auf Wiedereinräumung des Beſitzes geht der „Beiikihug“. Die 
Klage auf Schadenserſatz ſetzt den Nachweis einer „unerlaubten Handlung“ 
voraus. _ 23 ff. Wenn der jehsjährige Sohn meines Nachbars mir meine 
Apfel DL. jo ift das feine „unerlaubte Handlung“ ($ 828); id kann 
nur die Apfel, nit Schadenserjaß verlangen, falls nicht 829, 832 zutreffen. 
24) 3.8. A ftiehlt eine Sache dem B und nad) einem halben Jahre ſtiehlt 
fie B wieder dem A. Wenn hier der autent beitohlene A gegen B auf Wieder: 
einräumung, des Beſitzes gemäß 8 861 8 tagen wollte, jo würde dieſe 
Klage gema 861 Abi. 2 abgewielen werden. 
25) „Bei iſt nur ein Jahr lang fehlerhaft“ (C). — In 8 861 Abi. 2 
liegt mittelbar eine Erweiterung des in $ 859 Abſ. 2 und 3 zeitlidh be: 
ränkten Rechtes auf Selbithilfe. Beilpiel: A hat mir am 16. Juli 1905 meine 
hr weggenommen. Am 15. Juli 1906 babe id) jie bei ihm gefehen und ihm 
wieder abgenommen. Das dur ie ih nad) 8 859 Abi. 2 nicht (weil nicht 
„auf friiher Tat“), und i e die ftrafrehtliden und privatredtlicdhen 
Solgen diefer unerlaubten „Selbithilfe“ zu tragen (3. B. Strafe wegen Körper: 
ver een und Schadenserſatz, weil ich ihn beim Ringen um die Uhr geichlagen 
und feine Brille zerbrodhen habe), aber „beruuszugeben“ braude ih 
ihm die Uhr nicht. Wohl aber müßte ih fie ihm auf feine „Befi“-Rlage 
ah wieder herausgeben, wenn i be ihm erit am 17. Juli 1906 (nad) Ab- 
auf des Jahres) gewaltiam wieder abgenommen hätte, und mir bliebe dann 
nur die Möglichkeit, fie ihm mit der Klage aus meinem etwaigen beileren 
„Rechte“ (3. B. indem ih mein „Eigentum“ an der Uhr beweije) wieder 
abzufordern. 
— 


Erläuterungen 


8 858 10) Das Geſetz 
die SS OTONOIS BURGER 
i 


4 


z862 20) vgl. Note 20. 





Befitz 8 860-867 


8860. Zur Ausübung. der dem Beſitzer nad) $ 859 zuſtehenden 
Rechte ift auch derjenige befugt, welcher die tatſächliche Gewalt nad) 
8 855 für den Befiger ausübt.!’) 

8861. Wird der Beſitz durch verbotene Eigenmacht ?°) dem Be- 
fißer entzogen,?') jo fann diejer die Wiebereinräumung des Befites non 
demjenigen verlangen, welder ibm gegenüber?) fehlerhaft 

„3 

Der Anſpruch it ausgeſchloſſen, wenn der entzogene 
Beſitz dem gegenwärtigen Beſitzer oder deſſen Rechtsvor— 
gänger gegenüber fehlerhaft war”) und in dem letzten 
Sahre vor der Entziehung erlangt worden ijt.°°) 

8 S62. Wird der Beliger durch verbotene Eigenmadt :°) im Bes 
ige geitärt,?”) jo kann er von dem Gtörer die Beſeitigung der Störung 
verlangen. Sind weitere Störungen zu bejorgen,?®) jo kann der Befiker 
auf Unterlafiung Llagen.?°) 

Der Aniprud ift ausgeihlofjen, wenn der Beliter dem 
Störer oder deſſen Rehtsporgänger gegenüber fehlerhaft 
befißt und der Belik i in dem letzten Jahre vor der Störung erlangt 
worden 1jt.?°) 

8 863. Gegenüber den in den 88 861, 862 beitimmten Anjprücen 
fann ein Recht zum Beſitz oder zur Vornahme der ftörenden Handlung 
nur zur Begründung der Behauptung geltend gemadt werden, daß die 
Entziehung oder die Störung des Beſitzes niht verbotene Eigen- 
mad t jei.') - 

S 864. Ein nad) den 88 861, 862 begründeter Unipruch erliſcht 
mit dem Ablauf eines Jahres 3?) nach der VBerübung der verbotenen 
Eigenmadt, wenn nihtporher der Aniprud im Wege der Klage 
geltend gemadt wird. 

Das Erlöſchen tritt auch dann ein, wenn nach der Verübung der 
verbotenen Eigenmacht durch rechisträftiges Urteil feſtge⸗ 

ſtellt wird, daß dem Täter ein Recht an der Sache zuſteht, vermöge 
deſſen er die Heritellung eines jeiner Handlungsweije entſprechenden Be- 
fißftandes verlangen fann.?®) 

5 865. Die Vorſchriften der 38 858 bis 864 gelten auch zugunſten 
desjenigen, welcher nur einen Teil einer Sache, insbeſondere abgeſonderte 
Wohnräume oder andere Räume, befigt.’*) 

8866. Beſitzen mehrere eine Sache gemeinihaftlich, jo findet in 
ihrem Berhältniffe zu einander?) ein Beſitzſchutz inſoweit 
nicht ftatt, als es fi um die Grenzen?) des den einzelnen zuftehen- 
ten Gebrauchs handelt. 

8867. Iit eine Sache aus der Gewalt des Beliters auf ein im 
Belig eines anderen befindlides Grundftüd gelangt,’”) jo hat ihm der 
Befiger des Grunditüds die Yufjuhung und die Wegihaffung zu ges 
Hatten,?®) jofern nicht die Sache inzwiſchen in Bejit genommen worden 
ift.:°) Der Beſitzer des Grunditüds fann Erſatz des durch die Auf: 
ſuchung und die Wegichaffung entjtehenden Schadens verlangen. Er 
fann, wenn die Entftehung eines Schadens zu bejorgen ijt, die Geftattung 


275 — 18° 


Erläuterungen 


l. Anhang 1 zu 8 854 unter II. Nur auf Beleitigung der 
Störung, ee nt auf abenser[ah geht der „Beisihug“. Cs gilt tote 23. 


— 25) 3. mein Nachbar fährt wiederholt, trog A mahnung, über mein 
an 
) vg al. Note 27 ns Note 23 zu 8 12 (Unterlafjung). 
vg 
g 863 vgl. ee 2 zu 8 854 unter IV. 1, ferner $ 864 Abi. 2. 
8 864 Cine vom Richter von Amtswegen u = chtigende „Aus: 


[et * (vgl. Anhang 1 zu 8 194 unter X). Ablauf des 
‚res bat der aus dem Beli van te“ oder darin  eflörier noch — in 
Abanı 2 2 zu 8 854 unter III ezeichn eten „Rechts Klagen (Gegenjaß: „Be 


ſitz“ Klagen). 
* 33) Fuditat heilt Eigenmacht“ (C). vgl. Anhang 2 zu 8 854 unter 
SB an) aljo: 3. B. der Püchter des Teils einer Sade, der Mieter von Wohn: 


und anderen Raumen. — Sonder⸗(Teil⸗),Beſi tz“ iit auch an ftehenden und 
hängenden Früchten möglid, aber nicht ner Reden (vgl. Anhang 6 zu 


$ 866 a 35) Dritten gegenüber hat jeder „Mitbeliger“ den Befſitzſchutz der 
88 858864. 


s0) wenn aber 3. 8. ein Mitbefiker von dem anderen des Beſitzes 
ganz et wird, lo bat er den Beſitzſchutz der 88 858-864. 

5 867 3. 3. dur) ein Naturereignis, durch die Handlung eines Dritten. 
Neuerdings iätiges Beilpiel iſt das Niederfallen eines Luftballons auf 
jremdem Gru 

egl. 8 911, a 1005. 

n dieſem at der frühere Beliger die — aus 8 1007. 
10) Es liegt allo — eſig vor. nmittelb el it je 

Niekbrauder, —— — Mieter, Pächter uſw. Mittelbarer ne 

Der Eigentümer der Sa der fie einem anderen zum Niekbraud), uns: 

— — 3 übergeben at. — — — e im Sinne des 

find: De Le einer — ln iienbahn fr iſt währe Dee 

—— A ttelbarer“ Beſitzer die Poſt AN ind „unmittelbare“ 
Beliber. ‚Auftraggeber“, „Erbe“ find le — Beſi et der im „un: 
are jige des Beauftragten, des Teitamentspoflitre ers befindlichen 
Sadıen. Der pfändende Gläubiger it mittelbarer iger der vom Geridts- 
voll * gepfändeten und dadurch in deſſen „unmittelbaren“ Beſitz gelangten 

Sa Bei 808 3PO.). — Der „mittelbare tz“ iſt wohl zu — 

vom Be iB ua einen use diener“, der garnidt viß Ge it IS 855). — 

im BGB. von ,, en ede it, "wird darunter — alls fi nidt aus = 

Geſetz ein anderes ergibt — fowohl ber un ae wie der „mittelbare“ 

Belig veritanden. — Wenn jener „als Bejiger“ ut Ay verklagt il, 

deren „mittelbarer“ Belig einem anderen zuſteht (4. B. A, der ih von B ein 

Bud) gelichen hat, Er von C, dem — Eigentümer des Buches, auf Her⸗ 

ge verklagt), | o fann er ſich von dem Prozeß unter den Borausjegungen 

bes $ 76 3PO. befreien, indem er den B, für den er bejikt, „benennt“. 
62} 


858. 
2) Es haben a 3. 3. jowohl der „Mieter“ wie der „Hauswirt“ die 
Klagen aus 8 861, 
) 


8870 a og ze 88 398 ff., 413 und insbejondere 931, 934, 1205 Abi. 2. 

s 471 1, A leiht ein Bud) dem B, dieler an C, diefer an D uſw. bis Z. 
eu A ee d Inmittelbarer“ Beliger, A bis Y find fämtlid) „mittelbare“ Beſitzer 
CH 

: 872 “) Der Mieter, Pächter, (dend Ih der ulw. find „unmittelbare“, aber 
nidt, ‚Eigenbeliger“. Enticeidend i Mille“ des Belikers. Wer eine 
Sadıe ‚als ihm gehörend“ befigen „will“ und fie demgemäß behandelt, it 
Eigenbefiker. Das er ih aud ve den Eigentümer hält, ift nicht nötig; auch 
der „Dieb“ iſt „Eigenbeſitzer“. — Bon Bedeutung iſt der „Eigenbeſitz˖ nament: 


— nn 


5 568 





Allgemeine Vorfchriften über Rechte an Grundftüden 83 868-874 


verweigern, bis ihm Sicherheit geleitet wird; die Verweigerung ift 
unzuläjjig, wenn mit dem Auflhube Gefahr verbunden ift. 

8868. Belt jemand eine Sadhe als Niekbrauder, Piandgläus 
biger, Püchter, Mieter, Berwahrer oder in einem ähnlichen Verhältniſſe, 
vermöge deſſen er einem anderen gegenüber auf Zeit zum Beſitze 
berechtigt oder verpflichtet ift, fo it auh der andere Beſitzer 
(mittelbarer Befit).*°) 

8869. Wird gegen den Befiker verbotene Eigenmadt *) verübt, 
lo ftehen die in den 88 861, 862 beitimmten Anſprüche aud) dem mittels 
baren Beliger zu.) Im alle ver Entziehung des Befikes ift der 
mittelbare Beſitzer beredhtigt, die MWiedereinräumung des Beſitzes an 
den bisherigen Belißer zu verlangen; kann oder will Diefer den 
Beſitz nicht wieder übernehmen, jo fann der mittelbare Beliter ver- 
langen, daß ibm ſelbſt der Bei eingeräumt wird.) Unter der - 
gleihen Borausjegung kann er im Kalle des 8 867 verlangen, dak ihm ' 
die Aufſuchung und Wegjihaffung der Sade geitattet wird. 

8870. Der mittelbare Belik kann dadurch auf einen anderen 
übertragen werden, daß. dDiefem der Anſpruch auf Herausgabe Der 
Sache abgetreten wird“) 

8871. Steht der mittelbare Befiger zu einem Dritten in 
einem Berhältnijje der im 8 868 bezeichneten Art, fo tft auch der Britte 
mittelbarer Beſitzer.“) 

8872, Wer eine Sahe alsihm gehörend befikt, iſt Eigen: 
befiger.‘°) 


Zweiter Abfchnitt. 
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8873. Zur Übertragung '*) des Eigentums an einem Grund: 
Häde, zur Belajtung eines Grunditüds mit einem Rechte?) jowie zur 
Übertragung °) oder Belaitung *) eines jolden Nedhtes:) ijt die Eini- 
gung °) des Berechtigten ’) und des anderen Teiles über den Eintritt 
der Rechtsänderung und die Eintragung der NRechtsänderung in das 
Grundbuch erforderlih,) ſoweit niht das Gele ein anderes 
vorjehreibt.?) 

Bor der Eintragung find die Beteiligten an die Einigung nur ge 
bunden,!°) wenn die Erflärungen gerichtlich oder notariell be 
urfundet !) oder vor dem Grundbuchamt abgegeben oder bei 
diefem eingereicht?) find oder wenn der Berechtigte dem anderen 
Teile eine den Vorſchriften der Grundbuchordnung entſprechende Cin- 
tragungsbewilligung') ausgehändigt hat. 

8874. Bei der Eintragung eines Rechtes, mit dem ein Grund- 
ftüd belajtet wird, fann zur näheren Bezeichnung des Inhalts des Redites 
auf die Eintrogungsbewilligung Bezug genommen werden, ſoweit nicht 
das Geſetz ein anderes vorlchreibt.'*) 
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Erläuterungen 


Li) Tür den Eigentumserwerb (vet. 3 900, 927, 937 ff., 955, 958), aber auch in 
anderen Beziehungen (vgl. 3. 8. 8 836 Abi. 3). Da nad dem Spradgebraud 
des BOB. Dal. ote 40) unter „Bei“ im allgemeinen nicht nur der „une 

mittelbare“, fondern auch der „mittelbare“ Beſitz zu verjtehen ilt, umfaßt ber 

Yusbrud „Cigenbefig‘ gleihfalls jowohl den „unmittelbaren“ als den „mittel: 

aren“ itz 
8873 1) vgl. Anhang 1 zu 8 873 (Das Wichtigſte zum Verftändnis des Liegen- 
ſchaftsrechts des BOB. — Preukiihes Formular eines Grundbuchblattes). 
. ta) Unter Unerizagung ült ier lediglich die Übertragung durch Rechts⸗ 
eihäft (Willenserklärung) der (vl Anhang 1 zu 
04). Hierher gehört auch die „Übertragung“ auf Grund eines „Bermädt- 
niſſes“ (8 2174 und Note), au Grund „Treiwilliger“ gerichtlicher Ver⸗ 
ſteigerung von Grundſtücken (PrFG. Art. 66 1). In dieſen Yallen ift gu 

Ibertragung des Eigentums an Grundftüden äß Fig 873, 925 die „Auf: 

lafjung“ und „Eintragung“ in das Grundbud) erforderlid. Dagegen findet 8 873 

feine Anwendung in Fällen, in denen die Übertragung des Cigentums oder 

„ eines anderen dinglichen Rechts an einem Grundftüd auf andere Weije 
als durch „Redtsgei ol der Beteiligten erfolgt. Der Übergang 
. * B. des Eigentums an Grunditüden vollzieht ſich alſo in Fällen der Über⸗ 
ragung dur —— (8 1922), durd aufs ag bei der Zwangsverfteigerung 

(8 g88 ‚ durch Enteignung (E. 109) außerhalb des Grundbuchs und be- 
darf hr t „Auflafjung“ und „Eintragung“ im Grundbuch. Auf den den 

ejegen vorbehaltenen Gebieten des Sachenrechts (vgl. Anhang 1 zu 
8 854 unter III am Ende) fann die Anwendung des $ 873 jelbft dann aus: 
geigtofien in, wenn die „Übertragung“ durch mehtsgelhält ‚erfolgt; jo it 
3. 8. auf Grund E. 62 in Breuben bei Erridtung von Rentengütern die 
„Auflafiung“ (85 873, 925) nicht erforderlich, fondern die Eintragung des Er⸗ 
werbers erjolgt ediglich auf Grund Erjudens der Generallommilfion. Preuß. 
Gel. vom 7. Juli 1891 8 12. 

2) nämlid: mit Crbbaureht, Grunddienitbarfeit, ee 2 be- 
as perſönliche Dienftbarleit, Vorkaufsrecht, Neallait, Hypothek, Grund: 
uld, Rentenfhuld. vgl. Anhang 1 zu 8 854 unter II und III. - 

n foweit die „Übertragung“ eines Rechtes an einem Grunditüde zu- 
fäffig ift (8$ 1059, 1092, 1098, 514). 
+4) Berpfändung, Belaftung mit einem Niekbraude. 

5) 8 873 bezieht fih nur auf die „Übertragung“ und „Belaltung“ eines 
nehtes an einem Grundftüde durch „Kechtsgeſchäft“. vgl. 
ote 1a. 

e) und Q Die Einigung ift der ſogen. Binglice Vertrag, bei der Über: 
kragung des „Eigentums“ an einem Grundftüd Aufleffung genannt (8 925). 
Der „Cinigung“ zwiſchen A und B jteht es glei), wenn auf die Klage des 
A gegen B der Iehtere rechtskräftig verurteilt ilt, Die zur „Einigung“ erforder: 
lihe Erklärung, 3. B. die Auflafjungserklärung, die Bewilligung zur Eintra- 
gung einer Hypothek abzugeben. vgl. a af. — Das Nähere über „Eint- 
gung“ uſw. vgl. Anhang 6 und 7 zu 8 878. 

s) Einigung der Beteiligten und Sintragung im Grundbude find allo 
die beiden notwendigen, aber aud) genügenben orau Je Fe ngen für die 
durch — haft“ bezwedte Entſtehung von Rechtsänderun— 
gen an einem Grundſtück und an den ein Grundſtück belaſtenden Rechten, 
„ſoweit nit das Gejeß ein anderes vorſchreibt“ (Note 9). Bon den jonjtigen 
pexlöntigen (wbligatoriihen) Beziehungen der bei der Einigung 

eteiligten bleibt der Eintritt der Rehtsänderung unabhängig. 

ft 3. ©. die „Einigung“ (Auflaffung) gültig und daraufbin der Eigentums: 

bergang eingetragen, fo tit der Erwerber „Eigentümer“, aud) wenn 
derzu Grunde liegende Jar ſpettra nichtig oder anfechtbar iſt, z. B. 
wegen Betrugs. Die „Einigung“ iſt ein ſogen. abſtrakter Vertrag Das 
Nähere bierüber vgl. Anhang 6 zu 8 873. 

* 3. B. zur udertragung (Abtretung) einer Brief⸗Hypothek (Grund⸗ 
ſchuld, Rentenſchuld) iſt die Eintragung nicht erforderlich, es genügt ſchrift— 
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8875. Zur Aufhebung '’) eines Rechtes an einem Grunditüd '‘) 
it, ſo weit nidht das Gele ein anderes vorjchreibt,?) die Er- 
tlärung des Berenhtigten,!®) daB er das Recht aufgebe, und die Löſchung 
des Rechtes im Grundbuh erforderlid.) Die Erklärung ift dem 
Grundbuhamt oder demjenigen gegenüber abzugeben, zu 
deſſen Gunijten fie erfolgt.°) 

Bor der Löſchung iſt der Berechtigte an feine Erflärung nur ge 
bunden, wenn er jie dem Grundbucham te gegenüber abgegeben oder 
demjenigen, zu deſſen Gunften fie erfolgt, eine den Vorjchriften der Grund: 
buchordnung entjprechende Löſchungsbewilligung ausge: 
händigt hat.?) 

8 876. Iſt ein Recht an einem Grundftüde mit dem Rechte eines 
Dritten belaftet, jo ift zur Aufhebung des belafteten Rechtes die Zuftim- 
mung Des Dritten erforderlich.) Steht das aufzuhebende Recht dem 
jeweiligen Eigentümer eines anderen Grundftüds 
zu, fo ift, wenn diejes Grundſtück mit dem Rechte eines Dritten belaftet ift, 
die Zuftimmung des Dritten erforderlid,2?) es fei denn, daß 
deffen Recht dur die Aufhebung nit berührt wird.) Die Zu- 
ſtimmung it dem Grundbuhamt oder demjenigen gegenüber 
zu erklären, zu deſſen Gunſten fie erfolgt; fie it un wider— 
ruflid. 

S 877. Die Vorſchriften der 88 873, 874, 876 finden auch auf 
änderungen Des Inhalts eines Rechtes an einem Grunditäd Anwen: 
dung.?°) 

8878. Eine von dem Berechtigten in Gemäßheit der 88 873, 875, 
877 abgegebene Erklärung wird nicht dadurch unwirkſam, daß der 
Bereihtigte in der Berfügung beihräntt wird,:°) nachdem Die Erklärung 
für ihn bindend geworden °) und der Antrag auf Eintragung bei 
dem Grundbudamte geitellt worden ilt. 

8879. Das Rangverhältnis unter mehreren Nechten, mit denen 
ein Grunditüd belajtet ijt, beftimmt fi, wenn die Redte in derfelben 
Abteilung des Grundbuds eingetragen find, nad) der Reihen: 
folge?°) der Eintragungen. Sind die Rechte in verfhiedenen 
Abteilungen eingetragen, jo hat das unter Angabe eines frü: 
deren Tages eingetragene Redt den Borrang;”) Rechte, die 
unter Angabe desjelben Tages eingetragen find, haben gleichen 
Rang.?°) 

Die Eintragung it für das NRangverhältnis aud 
dann maßgebend, wenn die nad) 8 873 zum Ermwerbe des Redites er: 
forderlide Einigung erſt nad der Eintragung zuitande ge- 
fommen ift. 

Eine abweihende Beltimmung des Rangverhältniffes’') be— 
darf der Eintragung in das Grundbud.??) 

8 SSO. Das Rangverhältnis Tann nachträglich geändert wer: 
den.??@) 

Zu der Rangänderung ift die Einigung des zurüdtretenden und des 
vortretenden Berehtigten und die Eintragung der Ünderung in das 
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Erläuterungen 
lie Abtretung und Übergabe des Hypothefen- uw. Briefes 
(88 1154, 1192, 1199). 
—— Anha An 10 zu 8 
Bloke laubigung“ Raugt bier nit. vgl. E. 141, 142. 
12) Für die „ indung“ an bie „Eini Bere genügt (abgefehen von 
P 925, 1015) die „Einseihung” feitens der Betei igten in privat- 
been dr orm. Eintragung“ im Grundbuhe bedarf es 
mindeitens der öffentlidden Beglaubigung. 8 29 680. vgl. Note 18. 
13) 8 29 GBO.: „Eine Eintragung ſoll nur erfolgen, wenn: die Ein 
Keagungsbewilligung oder bie wi zu der Eintragung sriorberlihen 
ärungen (3. B. Vollmadten) vor dem Grunbbugiamie zu u Protokoll 
eben oder dur ölfe entliche oder öffentlich beglaubigte Urtunbe en ı nacgemieen 
werden. Andere Vorausiegungen der Eintragung (3. B Nachweis, dab 
ein Beteiligter „Wormund“ fei) bedürfen, joweit fie nicht sr dem rundbbuch 
amt offentundig find, des — duch öftenttiche Urkunden.“ 
8 874 1.) —* Des 1115 Abſ. 1 und 1184 Abſ. 2 
8 875 urch eh: vgl. Note 1a. Ahgefehen hiervon „erlöfchen“ 
Rechte an Gru dur „Ausfall“ in der Zwangsverlteigerung 
infolge des Zuſchla 


088. 
16) eines der in Note 2 bezeichneten Rechte. 
ı7) Das Hauptbeilpiel giner usnahme oon 8 875 enthalten die 
-1188, 1192, 11 Detzef end die „Aufhebung” einer Hupothel, Grundihuld, 
—5 wozu außer Erklärung des Berechtigten (Gläubi- 
ers)“ die „Zuftimmung des Grunditüdssigentümers“ erforder- 


Ha) Diefe einie 1tig, e „Erklärung des Beredtigten“ (es tit alio 
* wie in 8 873, „Ei ung“ der Beteiligten er sötige ) wird er- 
jegt duch ein teistzäftiges steil, in dem der „Berechtigte“ at ift, 
in die „Aufhebung“ (Löſchung) feines Rechtes zu willigen. N 

19) Wenn alſo 3. 8. eine „Löſchung“ ohne die "Ertlärun, ve Berech⸗ 
tigten“ eig jo ilt das Recht badurch ni hi „aufgehoben“, fondern es liegt 
dann eine „Anrichtigkeit“ des GOrundbuds vor, die emäß 894, 
899 bejeitt nerben fann (Bei eüpiel, Löſchung eines Re tes in olge Ertums 

des Grun Ariöhters). Redli Dritten gegenüber gilt freilich Infolge 

ß chend (68 Glauben‘ des Grundbuds das gelölhte Recht als ni 

ehen 
z8 in der Regel der „Eigentümer“ des Grundſtücks. 
oa a 8 873 3,90) 2 und Noten dazu. 
8 876 22) Menn 3. B. eine pupotbet einem Dritten „verpfändet“ ift, fo ift 

N I yo Kung“ der 97 othef notwendig: a) Die Bewilligung des 99 otheten- 

Täubigers (nad * b) die Zuſtimmung des Dritten (nad 8 876), c) die 

2 uftimmung des Grun Itüdseigentülmers (nad 8 1183). 
25) Menn 3. B. eine dem „jeweiligen Eipentimgr eines Grunditüds 
zuſtehende „runbbienftbarteit ms recht uſw aufgehoben werden joll, jo 

1 außer der Bemwilligun ung be rechtigten nr seigentümers aud die 

Be Hmmung der Hypothelen Täubiger und der jonit an dem Grunditüde be: 
tigten 9 ritten erjorderlid), denn dur Die Aufhebung der Grundbienitbar- 
gs verliert das ihnen haftende Grunditüd möglicherweiſe an Wert. vgl. 


24) vgl. E. 10 (Unſchädlichkeitszeugniſſe). 
8877 3. B. Ummandelung einer Iherungsbppofdet in eine gewöhnliche 
gpothe (8 Ha), einer Hypothek in eine undſchuld oder umgekehrt 
8878 81 ic Bi n Ronkurs gerät, entmündigt wird. 
g 879 2) be 873 al 2, 875 Ab 


h. im — (vgl. Anhang 1 zu 8 873) na 

der Rummer Folge einer jeden Wbteilung, Toiern nidt ausdrückl ir. 

(8 879 Abf. 3) eine von der Nummer:folge abweichende Reihenfol ige im 
rundbuche vermerkt ift; vgl. 3. ®. im Formular Abteil. III Nr. 7 und Opalte 
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Grundbuch erforderlich; die Vorihriften des $ 873 Abi. 2 und des 8 878 
finden Anwendung. Soll eine Hypothel, eine Grundſchuld oder eine Ren⸗ 
tenſchuld zurüdtreten, fo it außerdem die Zuftimmung des Eigen: 
tümers erforderlich.) Die Zuftimmung ift dem Grundbudgamt 
oder einem der Beteiligten gegenüber zu erllären; fie it un- 
widerruflid. 

Sit das zurüdtzretende Recht mit dem Rechte einesdritten 
belaftet, jo finden die Vorichriften des 8 876 entiprechende An⸗ 
wendung. 

Der dem vortretenden Redte eingeräumte Rang gebt niit 
dadurch verloren, daB das zurüdtretende Recht durch 
Rechtsgeſchäftaufgehoben wird.‘*) 

Rechte, Die den Rang zwilden dem zurüdtretenden und dem vor- 
tretenden Rechte haben, werden durch Die Rangänderung nicht berührt.?°) 


8 881. Der Eigentümer fann ſich bei der Belaftung des Grund- 
ſtücks mit einem Rechte die Befugnis vorbehalten, ein anderes, dem lm: 
fange nad beitimmtes Recht mit dem Range vor jenem Rechte eintragen 
zu laſſen. 

Der Borbehalt bedarf der Eintragung in das Grundbuch; die Ein: 
tragung muß bei dem Rechte erfolgen, das zurüdtreten foll.’°) 

MWird das Grundftüd veräußert, jo geht die vorbe- 
haltene Befugnisauften Erwerber über. 

It das Grundſtück nor der Eintragung des Rechtes, dem der 
Borrang beigelegt ift, mit einem Rechte ohne einen entſprechenden 
Borbehalt belajtet worden, jo hat der Vorrang injfomweit 
feine Wirkung, als das mit dem Vorbehalt eingetragene Recht 
infolge der inzwijhen eingetretenen Belaftung eine über ben 
Borbehalthinausgehende Beeinträdhtigung erleiden würde.?7) 


8882. Wird ein Grunditüd mit einem Rechte belajtet, für welches 
nad) den für die Zwangsverfteigerung geltenden Vorſchriften dem Be- 
rechtigten im Kalle des Erlöſchens durch den Zufhlag der 
MWertaus dem Erlöfe zu erjeßen ift, ſo kann der Höchſtbetrag des Erjakes 
beitimmt werden. Die Beltimmung bedarf der Eintragung in das 
Grundbud.?®) 

8 883. Zur Sicherung des Unipruds :’) auf Einräumung ober 
Aufhebung eines Rechtes an einem Grunditüd oder an einem das Grund- 
ſtück belaſtenden Rechte oder auf Anderung des Inhalts oder des Ranges 
eines folden Rechtes Tann eine Bormerlung in das Grundbud einge- 
tragen werden.*) Die Eintragung einer Bormerfung ijt auch zur Sidhe- 
rung eines fünftigen oder eines bedingten Anipruds zuläflig. 

Eine Verfügung, die nad) der Eintragung der Bormerlung über 
das Grundftüd oder das Recht getroffen wird, iſt infoweit unwirkſam, 
als fie den Anſpruch vereiteln oder beeinträdtigen würde.) Dies gilt 
aud, wenn die Verfügung im Wege der Zwangspvolljtredung 
ober der Arreftvollziehung oder durh den Konkursver— 
walter erfolgt. 
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Erläuterungen 


„Veränderungen“ zu Nr. 5. — Wenn der Grundbuchrichter entgegen 8 46 GBO 
irrtümlich bie —— der ihm vorliegenden „Anträge nicht be— 
achtet und info gebellen auf einen am 16. Juli eingegangenen Antrag eine 
Hypothek unter Nr. 10 und auf einen bereits am 15. Sat eingegangenen An— 
trag eine Hypothet unter Nr. 11 einträgt, während ” leßterer der „Bor: 
rang“ vor der einen Tag ſpäter beantragten gebührt, jo ijt dieſer Irrtum, 
jobald die Beteiligten von den für jie ce Igten ——— Kenntnis er— 
langt haben, ohne ihre Zuſtimmung, die zu Br fie an ſich nicht verpflichtet 
find, niht mehr rüdgängig zu ma (Es bleißt bei der einmal 
eingetragenen — und der etwa * Gläubiger von Nr. 11 
fann nur wegen ®erjehens des Grundbuchr, ters vom Staate Schadenserſatz 
fordern ($ 12 GBD.). vgl. Anhang 55 ff. zu $ 

2») Es hat ee B. das im Formular — 1 zu $ 873) Abteil. II 
Nr. 2 eingetragene Wohnungsredht den Vorrang vor den ge eingetragenen 
Poſten Abteil. III Nr. 3 und folgenden. Nur die 3000 ME. Abteil. III Nr. 4 
gehen ihm vor auf Grund ausdrüdiidy eingetragener Borrangs-ECinräumung. 


0) Es jtanden aljo laut —— zu gleichem Rechte die Poſten 
Abteil. II an 1 und Abteil. III N 
31) z. B. auf Grund einer „Einigung“ der Beteiligten. 
879 bezieht ji) nur auf die im Grundbud „eingetragenen“ 
Rechte ae ausorüdticher Vorſchrift (5 10 nn gehen bei der Jwangs- 
verjteigerung un Amwangsverwaltung U Grunditüds allen eingetragenen 
Rechten vor: 62 iNe Anſprüche der ländliden Wirtſchafts- und Forſt— 
beamten, des ländlichen Gefindes wegen Lohn, Kojtgeld ln. De öffentlichen 
Yalten, jerner Die in $ 914 bezeichnete Rente, vgl. au E 
880 sa) Wenn ji) der Grunditüdseigentümer einem — 
— De —— De Gläubigers „in Zufunft“ den — vor den 
Zeit“ Range — n Hnpothefen einzuräumen, falls Ddieje vor: 
fe — Sup othefen F infolge Zahlung) „Eigentümerbypothefen“ werden, 
ERnR hierfür eine „Vormerkung“ eingetragen werden. vgl. 88 883, 1163, 


= vgl. jedoch $ 1151. 

s+) Eine NS auf „Redtsgeihäft“ beruhende Aufhebung des zurüd- 

tretenden Redts (3. B. wenn einer Hnpothel der Vorrang nor einem Nieh- 
brauch eingeräumt wird und der Niekbraudy durch Tod des Niekbrauders er— 
liſcht) madt die Einräumung des Vorranges gegenftandslos. 

P" — rückt nicht auf.“ „Wer in der Mitte ſteht, bleibt 

in der Mitte“ (C). 

881 0) vgl. 3. B. im Kormular (Anhang 1 zu $ 873) die Eintragung Abtei: 

. 2 


37) Sta. B. an erjter Stelle eine Hypothek von 10000 ME. mit dem 
Vorbehalte des Borranges für eine jpäter einzutragende Hnpothef 
oon 10000 DE, Darauf an zweiter Stelle eine Hypothetk von 100 Me. 
ohne Rorbehalt, an dritter Stelle alsdann die „vorbehal: 
tene“ Hypothek von 10 000 Mt. eingetragen, und jind bei der Zwangsver— 
iteigerung des Grundftüds 20000 ME. auf die drei Hypotheten zu verteilen, jo er- 
bält der dritte Gläubiger — — e jeines Vorranges vor dem erſten die —* 
dieſen fallenden 10000 Dit. unter Abzug der dem zweiten Gläubiger 
bührenden 100 ME., aljo 9900 Mt., der zweite Gläubiger erhält 100 * 
der erjte 10000 Mt. 
3882 sa) 8 92 3BG. und Formular (Anhang 1 zu 8 873) Abteil. II Wr. 2, 
sn ) Sicherung Des PEZIURIMER (obligatoriihen) Unjprudis. vgl. An: 
bang 1 au $ 241 unter I zu B. 
0), — 412) vgl. Anhang 40—42 — 8 883 (Allgemeines über Vormerkung 
— Unterſchied vom Widerjprud 8 899 
884 — 
5885 —38 9— 935 f 
ihre vgl. Ne 45 zu $ 885. 
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Der Hang des Rechtes, auf dejien Cinräumung der Aniprud ge: 
richtet ift, beſtimmt fid) nad) der Eintragung der Vormerkung.“) 

5 884. Soweit der Anſpruch durch die Vormerkung geſichert ift, 
fann fid) der Erbe des Verpflichteten nicht auf die Beſchränkung feiner 
Saftung berufen.*°) 

$ 885. Die Eintragung einer Vormerkung erfolgt auf Grund einer 
einftweiligen Verfügung **) oder auf Grund der Bewilligung desjenigen, 
defien Grundftüd oder deſſen Recht von der Vormerfung betroffen 
wird.*) Zur Erlafjung der einjtweiligen Verfügung iſt nihterfor- 








derlidh, daß eine Gefährdung des zu fihernden Anfpruds \ 
glaubhaft gemadt wird.*) RB 

Bei der Eintragung fann zur näheren Bezeichnung des zu jihernden N 
Anſpruchs auf die einjtweilige Verfügung oder die Eintragungsbewilli- 


gung Bezuggenommen werden. 

8 S86. Steht demjenigen, dejlen Grundftüd oder dejjen Recht von 
der Vormerkung betroffen wird, eine @inrede zu, durch welche die P 
Geltendmadung des durh die Vormerkung gefiherten Anſpruchs | 
dauerndausgeſchloſſen wird) jo fann er von dem Gläubiger 
die Befeitigung der Vormerkung verlangen. | 

8 887. Iſt der Gläubiger, defjen Anſpruch durd) die Vormerkung | 
gefihert ift, unbefannt, fo fann er im Wege des Aufgebotsver- i 
fahrens mit feinem Rechte ausgelhloflen werden,*?) wenn die im $ 1170 
für die Ausihließung eines Hypotheftengläubigers beitimmten 
Rorausfegungen vorliegen. Mit der Erlaffung des Ausſchluß-— 
urterls erlildt die Wirkung der Vormerfung.*) 

$ SSS. Soweit der Erwerb eines eingetragenen Rechtes oder eines 
Rechtes an einem ſolchen Rechte gegenüber demjenigen, zu defjen Gunſten 
die Vormerkung beiteht, unwirkſam iſt,“e) kann diejer!) von dem Er— 
werber 52) die Zuftimmung zu der Eintragung oder der Löſchung ver- 
. Jangen, die zue Verwirklihung des durch die Bormerkung gejicherten 
Anſpruchs erforderlich ift.°®) 

Das gleiche gilt, wenn der Anſpruch durd) ein Beräußerungsverbot 
gefichert ift.’*) 

SS89. Ein Recht an einem fremden Grunditüd erliſcht nicht da- 
dur, daß der Eigentümer des Grunditüds das Recht oder der 
Beredhtigtedas@igentum an dem Grunditüderwirbt.’”) - 

S90. Mehrere Grundftüde können dadurch zu einem Grunditüde 

vereinigt werden, daß der Eigentümer fie als ein Grundftüd in das 
Grundbud) eintragen läßt. 

Ein Grunditüd kann dadurch zum Beitandteil eines anderen Grund- 
HKüds gemacht werden, dab der Eigentümer es dieſem im Grundbuche zu: 
jreiben laßt.°°) 

8 891. Iſt im Grundbude für jemand ein Recht eingetragen, jo 
wird vermutet, daß ihm das Recht zuftehe.’:) 

Ft im Grundbuh ein eingetragenes Recht gelöfcht, jo wird ver: 
mutet, Dak Das Recht nicht beitehe.5’) 
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Erläuterungen ° 


4) Das iſt eine wihtige Ausnahme von dem fonit für „einitweilige 
Verfügungen“ geltenden Erfordernis der Glaubhaftmagung r „Gefähr- 
dung“ (88 920 Abi. 2, 936 3PO.). Die „Gefährdung“ liegt nämlich bier 
infolge der „Grundbudeinrihtung“ ftets vor, da diefe es dem Grundftüds- 
eigentümer ermöglidt, das Grundjtüd jederzeit zu veräußern und zu belajten 
und auf dieſe Weile (redliden) Dritten Rechte an dem Grundftüde einzu: 
räumen (8 892). — Der „Anfprucd“ felbft aber, der durh die Vormerkung 
im Wege der einitweiligen Verfügung gefihert werden In muß (durch Ur- 
funde, eidesftattliche Ber zung von Zeugen, unter Umjtänden genügt eides- 
Itattliche Verfiherung des Antragitellers fe bit) glaubhaft gemadt werden. 

8 886 2 z. B. daß der durch die Vormerkung gefiherte Anſpruch bereits 
verjährt, daß die Klage deshalb rehtsträttig abgemieien lei, 
iogen. „zeritörende Einreden“; vgl. Sachregiſter unter „Einrede“ 


8 887 48 988, 1024 ZBO. 
s + — erſetzt die Löſchung“ (C). 
g 888 so. 8 883 Abſ. 2. 


61) d, H. der in der Vormerkung bezeichnete „Beredtigte“. 

kon 8. —— dem Erwerber des nad Eintragung der „Vormerkung“ 

eingetragenen Rechtes. 

53) Beiipiele: vgl. Anhang 53 zu 8 888. 

s) 88 135, 136. 

8 889 55 reinigung des „Eigentums“ an einem Grundftüd und eines 
anderen (begrenzten) „dingliden Rechtes“ an demſelben Grundftüd in einer 

‚Derlon (vgl. Note 1 zu 8 362). 3. B. der Nießbrauder eines Grundftüds er- 

wirbt das Eigentum des Grunditüds. Hier erliiht das Nießbrauchsrecht 

mäß 5 889 nicht, obgleich es, jolange beide Rechte in einer Hand vereinigt 
End, eine Wirkung Außert; es wird aber „wieder wirkfam“, jobald das Cigen- 
tum des Grundftüds an eine andere Perſon übergeht. — Hauptbeijpiel: 
Figentüimer»Hupotbet, EigentümerAfrundſchuld. vgl. Anhang 1 zu 8 1113 
unter VI. 

8 890 56) jogen. „Einverleibung“. vgl. Note 16 gu 8 97, ferner E. 119 Nr. 3 
um Re 4, 5, 6, 86 GBO. Wegen der Hypothefen, Grundfhulden, Rentenſchul⸗ 
den 3 1131. — Unlegung eines „gemeinihajttiggen Grunbbudjblattes, für 
mehrere Grundftüde kb nicht ohne weiteres gleich einer „Bereinigung“ oder 
„Zuſchreibung als Beitandteil“ im Sinne des 8 890. 


8 891 sa) vgl. Note 57 und die aus 8 1117 bei der „Brief-Hypothef“ fi er- 
gebende Einſchränkung. . 

>’) 8 891 beitimmt die Vermutung der Richtigkeit des Grundbuds — 

bis zum Beweife des Gegenteils. Näheres hierüber vgl. Anhang 57 zu 8 891. 


8 892 ») & 882 beitimmt: das Grundbud Hat üffentlihen Glauben. Das 
Nähere über die Ausgeftaltung und die Beihräntungen dieſes Grundfakes 
vgl. Anhang 58 zu 8 892. 
) Eigentum, Erbbauredt ujw. wie Note 22 Nicht aber ein nur durch 
„V * m erkung“ geliherter „perfönlider Aniprud“. vgl. Anhang 58 
zu . 
60) 3. B. Pfandrecht oder Nießbrauch an einer Hypothek. 
61) vgl. Note 1a und stüheres Anhang 58 zu 8 892. Der öffentlide 
Glaube des Grundbuchs ſchützt aljo denjenigen nidt, der ein Recht an einem 
Grunditüde durch Erbgang, durch Zwangsvollitredung erwirbt. Für Rechts: 
erwerb infolge Zwangsverfteigerung gelten die Vorichriften des 3VG. 


62 gleihwiel ob entgeltlich oder unentgeltlich, vgl. Anhang 58 zu 8 892. 

63) Nur der Inhalt des Grundbuds gilt als richtig, nit der 
der Grundalten und der bei diejen gelührten Tabelle. Auch der Inhalt des 
Hypotheken⸗ (Beunbihulbe, Rentenſchuld⸗) Briefes gericht feinen öffentlichen 
Glauben. vgl. 88 1140, 1155. — Nicht der ganze Inhalt des Grundbudjs, ſon⸗ 
dern nur der ih auf die Rechtsverhältniſſe des Grunditüds beziehende 
(Gegenfag: bloß tatfahlihe Angaben) bat öffentliden Glauben. Zu 
alledem vgl. Anhang 58 zu $ 892. 
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Allgemeine Vorfchriften über Rechte an Grundftücken 8 892-899 


S 892.°°) Zugunften desjenigen, weldher ein Recht an einem 
Grundftüd °°) oder ein Recht an einem ſolchen Rechte’) durch Rechts⸗ 
seihäft °:) ermwirbt,’:) gilt der Inhalt des Grundbuchs °°) als richtig, 
es ſei denn, daß ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit eingetragen °*) 
oder die Unrichtigleit dem Erwerber belannt ijt.°°) Iſt der Berechtigte 
in der Berfügung über ein im Grundbuh eingetragenes Recht zu- 
gunften einer beftiimmten Berfon. befhräntt,°°) jo ijt die 
Beichränftung dem Erwerber gegenüber nur wirffam, wenn fie aus dem 
Grundbud erfihtlich oder dem Erwerber beiannt ift. 

Sit zu dem Erwerbe des Rechtes die Eintragungerforder:- 
Lich ‚°”) jo ift für die Kenntnis des Erwerbers die Zeit der Stellung des . 
Antrags auf Eintragung 678) oder, wenn die nad) 8 873 erforderliche 
Einigung erit ſpäter zuftande fommt,s®) die Zeit der Einigung 
maßgebend.‘?) ?°) 

8893. Die Vorſchriften des 8 892 finden entipredhende Anwen⸗ 
dung, wenn an denjenigen, für welchen ein Recht im Grundbud) einge: 
tragen ilt, auf Grund diejes Rechtes eine Leiftung?!) bewirkt oder wenn 
zwiſchen ihm und einem anderen in Anfehung dieſes Redtes ein nicht 
unter die Vorichriften des 8 892 fallendes Rehtsgejhäft”?) vorge: 
nommen wird, das eine Verfügung über das Recht enthält. 

8 894. Steht der Inhalt des Grundbuchs in Anjehung eines 
Rechtes an dem Grunditüd, eines Rechtes an einem ſolchen Rechte oder 
einer Berfügungsbeichräntung der im 8 892 Abi. 1 bezeichneten Art mit 
der wirklichen Rechtslage nit im Einklange, jo kann derjenige, deſſen 
Recht nicht oder nicht richtig eingetragen oder durch die Eintragung einer 
nicht beftehenden Belaftung oder Beſchränkung beeinträchtigt ift, Die Zu- 
ſtimmung zu der Berichtigung des Grundbuchs von demjenigen verlan- 
gen, deſſen Recht durch die Berichtigung betroffen wird.’?) 

8 S95. Kann die Berihtigung des Grundbuds erjt erfol- 
gen, nach dem das Recht des nad S 894 Verpflihteten eingetra- 

gen worden iſt, jo hat diefer auf Verlangen fein Recht eintragen zu 
Iaffen.’‘) 

SS96. Iſt zur Berihtigung des Grundbuds die Vor⸗ 
legung eines Hypothelens, Grundihuld: oder Rentenſchuldbriefs erfor- 
derlich,"5) jo kann derjenige, zu deſſen Gunften die Berichtigung erfolgen 
Soll, von dem Beſitzer des Briefes ?°) verlangen, daß der Brief dem Grund: 
bucdyamte vorgelegt wird. 

8897. Die Koften der Berichtigung des Grundbuchs und der dazu 
erforderlihen Erklärungen hat derjenige zu tragen, welder die Berid)- 
tigung verlangt, ſofern nit aus einem zwildhen ihm und dem Ber: 
pflichteten beftehenden Rechtsverhältniſſe ſich ein anderes ergibt. 

8898. Die in den 88 894 bis 896 beitimmten Anſprüche unter: 
fiegen nit der Verjährung. 

8899. In den Fällen des $ 894 kann ein Widerſpruch gegen Die 
Richtigkeit des Grundbuchs eingetragen werden.’”) 

Die Eintragung erfolgt auf Grund einer einitweiligen Ber: 
fügung ’°) oder auf Grund einer Bewilligung desjenigen, dejien Recht 
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Erläuterungen 


64) vgl. SS 894, 899. Der eu muß bereits zur Zeit des 
Rechtserwerbes eingetragen fein. vgl. jedoch $ 1139 am Ende. 

6) Nur die wirkliche Kenntnis des Erwerbers, und zwar nur die Kennt: 
nis von der Unritigleit des Grundbuchs (nicht auf: von beim Grundbud- - 
amte früher eingegangenen Eintragungs-Anträgen — vgl. Note 28 — oder von 
u, „perfönliden“ Aniprüden auf Erlangung einer Intragung im Grund⸗ 
bude) ſteht dem Rechtserwerb entgegen. „Unkenntnis“, ſelbſt wenn fie auf 
„grober Kahrläfjjfigleit“ beruht, ſchadet nichts (anders: 

932 Abſ. 2). — Näheres vgl. Anhang 58 au 8 892. 

ee) 3. B. 88 135, 136, 1984, 2113, 2129, 2211, ferner infolge Eröffnung 

2 a (5 6 KD.), Anordnung der Zwangsveriteigerung (88 20, 


7 Dies iſt die Regel; vgl. Note 8 und 9. Wenn eine Eintragung nit 
erforderlid iſt, gilt Note 69. 
67a). Der Antrag ift „geitellt“, jobald er beim Grundbuhamt „eingeht“ 
(8 130 Ab. 1 und 3) oder, wenn er zu Protokoll des Grundbudamts erklärt 
wird, nad Vollendung der Unterſchrift. 
68) pgl. Anhang 6 zu 73. 
c® enn zum Erwerbe des Rechtes die „Eintragung nit erforder- 
ih“ iſt, z. B. bei Abtretung einer „Brief-Hnpothet“ (8 1154), r ift für Die 
„Kenntnis“ des Erwerbers der Zeitpuntt des „Erwerbes“ maßge , alio 
bei Abtretung der Briefbypothef die „Aushändigung“ der ſchriftlichen Ab- 
tretungserflärung und des Supothefenbriefes. 
70) Wenn der Erwerber des Rechtes die „Kenntnis“ von der Unrich— 
tigleit des Grundbuds erit nad einem der in $ 892 Abſ. 2 (und den 
Noten dazu) bezeichneten Zeitpunfte erlangt, ſo ſchadet ihm dies nichts. 
Mala fides superveniens non nocet., 

5 893 21) 3. 8. die Zahlung von Hypothefenzinfen feitens des Grundftüds- 
eigentümers an den ein RA Hypothefengläubiger ift wirkjam, 
aud wenn die Hypothek in Wahrheit einem anderen zuſteht Bien der zahlende 
Grundftüdseigentümer dies nidt weiß, „im guten Glauben“ ift ($ 892). 
vgl. auch Note 88 zu 8 576. 

72) 3. B. eine Ünderung des Rangverhältniljes einer Hypothek. 

94 73) vgl. Note 19, ferner 5.59 und Anhang 40 unter b zu & 883, ferner 

2 11 au S 22%, 54 6 
i 
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D. Die „Zuftimmung“ zur Beri tigung des . 
rundbuchs in grundbuchmäßiger Form zu erteilen; 8 29 D. vgl. 
Note 13 zu 8 873. 
3 895 74) „Mußt Du (nad) 8 nl zujtimmen, jo laß Dich eintragen“ (C). 
g 896 75) vgl. 42, 43, 54 GBO. 
76) von jedem Be iger des Briefes. 
3 899 7) vgl. 8 894 und Anhang 40 unter b zu & 883. — Der „Widerſpruch“ 


ijt das vom Geſetz gegebene Mittel, die mit dem „öffentlichen Glauben“ des. 
Grundbuds verknüpften Gefahren zu befeitigen. Er Hat die Rechtswirkung, 
daß der im nterelle des redlihen Verkehrs beleitigte Sat: „Niemand fann 
auf einen anderen mehr Rechte übertragen, als er jelbft hat“ wieder in Kraft 
tritt, und je der Dritte die wahre, nit: die durch das (unridtige) 
Grundbuch ge allen Rechtslage, gegen fi) gelten laſſen muß. 

4. 


8) vgl. Note 

709 —*— we € fi Sei i B ſi und B ch d D 
3 900 80) ſogen. Tabular⸗Erfitgung. „Sei im Be J u, un = 
S g 8 900 ae 8 927. „Cigenbefig“ 


wohnit im Recht“ 2 . Das Gegenftüd zu 

8 872. Beilpiele vgl. Anhang 80 zu $ 900. 
s1) 88 938—944. 

82 


899. 
83) Für das Erbbaureht gilt 8 900 ſchon gemäß $ 1017. Er gilt aber 
gemäß & 900 Abi. 2 aud) für Grunddienitbarleiten (8 1029), für den Rießbrauch 
($ 1036) und für beſchränkte perjönliche Dienitbarleiten (8 1090, wo auf 8 1029 
verwiejen ift). Dagegen können durch „Tabular-Erligung“ gemäß $ 900 nit 
erworben werden: Snpotheten, Grundihulden, Rentenſchulden, Reallaiten, 
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Inhalt des Eigentum 8 900-904 


duch Die Berichtigung des Grundbuds betroffen wird. Zur Erlafjung 
der einftweiligen Verfügung it nihterforderlidh, daß eine Ge- 
fähr dung des Rechtes des Widerjprehenden glaubhaft gemadt 
wird.’?) 

8 900. Wer als Eigentümer eines Grundftüds im Grundbud) 
eingetragen iſt, ohne daß er das Eigentum erlangt hat, erwirbt das 
Eigentum, wenn die Eintragung dreißig Jahre beitanden und er wäh- 
tend Diejer Zeit das Grunditüd im Eigenbefige gehabt hat.) Die 
dreißigjährige Friſt wird in derjelben Weije berechnet wie die Friſt für 
die Erſitzung einer bewegliden Sache.) Der Lauf der Friſt ift ge— 
hemmt, folange ein Widerſpruch 2?) gegen die Richtigkeit der Ein- 
ttagung im Grundbuch eingetragen ift. 

Diefe Vorſchriften finden ent|prehende Anwendung, wenn 
für jemand ein ihm nit zuftehendes anderes Recht im Grundbuch eine 
getragen ijt, das zum Bejike des Grunditüds berechtigt oder deſſen 
Ausübung nad den für den Beli geltenden Vorſchriften geſchützt 
2) Für den Rang des Nedtes ift die Eintragung maßgebend.**) 

8 901. Iſt ein Recht an einem fremden Grundftüd im Grund- 
buche mit Unrecht gelöſcht, jo erliicht es, wenn der Anſpruch des Be- 
tehtigten gegen den Eigentümer verjährt il.) Das gleide 
gilt, wenn ein kraft Gejeßes entitandenes Recht an einem fremden Grund- 
jtüde s°) nicht in das Grundbud eingetragen worden ijt. 

8 902. Die Anſprüche aus eingetragenen Rechten unterliegen nicht 
der Verjährung.) Dies gilt nicht für Aniprüde, die auf Nüd- 
Kände wiederfehrender LKeiftungen®) oder auf Scha— 
denserjat geridtet find. 

Ein Recht, wegen defjen ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit 
des Grundbudhs eingetragen ijt,®°) ſteht einem eingetragenen 
Rechte glei. 


Dritter Abfchnitt, 
Eigentum.) 


Erfter Titel. Inhalt des Eigentums. 


8903. Der Eigentümer einer Sache fann, joweit nidht das Ge- 
jeß?) oder Rechte Dritter entgegenftehen, mit der Sache nad) Be: 
lieben verfahren und andere von jeder Einwirkung ausſchließen. 

8904. Der Eigentümer einer Sache iſt nicht berechtigt, die Ein- 
wirfung eines anderen auf die Sadje zu verbieten, wenn die Einwirkung 
zur Übwendung einer gegenwärtigen Gefahr notwendig und der dro- 
bende- Schaden gegenüber dem aus der Einwirfung dem Eigen: 
tümer entjtehenden Schaden unverhältnismäßig groß ift. Der 
Eigentümer fann Erſatz des ihm entitehenden Schadens ver 
langen.?) 
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8 901 


3 903 


8 904 
8 905 


8 906 


Erläuterungen 


weil diefe Rechte nicht zum „Beige“ des Grundftüds beredtigen, auch nit 
„Veſitzſchutz“ genießen. Ä 

4) „Erſitzung ftärkt den Eintrag“ (C). 

85) gemä 194 ff. — „all gelöiht, ift nicht erloihen“; aber: 
„Falſch ge öldhtes et verjährt mit dem Anſpruch“ (C). 

86) 3. B. die nad) 8 1287 entitandene „Sicherungshypothek“. 

87) vgl. Anbang 1 au S 194 unter III. 88 194, 223. 8 1028. — 8 902 
bezieht fi nit auf die durch Vormerkung (5 883) geliderten „per)ön- 
Lihen Anſprüche“. —. Aniprüde aus „eingetragenen“ Rechten unterliegen 
swar nad) $ 902 nicht der „Verjährung“, wohl aber dem Ausſchluſſe Dur Auf⸗ 
geboisverfahren, vgl. SS 927, 1104, 1112, 1170, 1171. 

ir al. 5 197 (Hypothelenzinien, Altenteilsleiftungen ulw.). 

i 


ı) Über Eigentum, das bereits am 1. Zanuar 1900 beitand, vgl. die 
Ubergangsvorſchriften E. 181—183. 

2) Geſetzliche Beſchränkungen des Eigentümers in jeiner nah) 8 903 
„grundſätzlich“ unbeſchränkten Berfügungsgewalt enthalten 3. B. 8 226 (Schi⸗ 
aneverbst, 3. B. Abgrabung des Brunnenwallers bloß, um dem Nachbar zu 
chaden, der Jogen. Neidbau), — 8 904 (josen. Neth Ife, zꝓel. Anhang 6 zu 

228), — 88 906-923 (Makparreit, vgl. hierzu die durd) E. 124 —8 
erhaltenen Landesgejege). — fentlichredtlice (polizeilide) Einſchränkun 
bes Eigentums liegen außerhalb des nur dem Privatrecht gewidmeten BOB.,. 
fie gehen alfo dem $ 903 nor. vgl. E. 109—111, auch 65-69. 

8) vgl. vorstehende Note 2 und Anhang 6 zu $ 228. 

*) Die 88 903, 904 gelten gür beweglide Saden und für Grunditüde, 
die 88 905924 nur für Grunditüde. 

5) vgl. jedoch 3. B. Die ‚Sorihriften des Bergredts (E. 67, 68) betreffend 
die den Eigentümer ausichließenden Rechte Dritter im Raume unter der Erd— 
oberfläche, Ferner das ne Cinhluch vom 18. Dezember 1899, 
das die Benugung der Verkehrswege (mit Einſchluß des Luftraums und des 
Erblörpers) jowie des Luftraums über Grundftüden, die nicht Verfehrswege 
[m (8 12), zu Tele zapben- und Fernſprechlinien regelt. Soweit foldde Ge: 
etze nit ent enfteben, ann der Eigentümer verbieten, daß ein Dritter 3. 8. 
nur 4 Meter über feinem Dade die Drähte einer elektriſchen Leitung ziehe. 

6) A. & 906 behandelt eine für das Zuſammenleben der Menſchen be— 
onders wichtige Frage. Aus den 88 903, 905 würde folgen, daß jeder Grund- 
tüdseigentümer jede törende Einwirkung in dem Raum über und unter 
einem Grundftüde „verbieten“ darf. Aber — wie es in den Motiven zum 

GB. Heißt — „wir leben auf dem Grunde eines Quftmeers.“ Dieſer Umftand 
ſührt mit Notwendigkeit eine Erſtreckung der Wirkungen der menſchlichen 

atigfeit in die Yerne mit id. Deshalb beitimmt 8 06 — als Ausnahme 
von dem Grundjaße der 8 903, 905 —, inwieweit der Eigentümer eines Grund- 
tüds Einwirkungen auf fein Grunditüd von außerhalb — nit Block von 

achbar⸗Grundſtücken — „nicht verbieten“ kann. Es handelt fi in $ 906 um 
die Einwirkung durh „Smmilfion von Imponderabilen“, wie die Motive 
lagen. ae 2 B. nidt um die Zuführung von Wafler: die Ord⸗ 
nung des ajlerrehts (Borflut uw.) it den Landesgejeßen vorbehalten 
(E. 65). Uber die bloße „Berunreinigung“ 3. B. des Grundmwallers 
und Damit der * brunnen eines Grundſtücks durch adtige Abwäſſer eines 
anderen (Fabri rundſtücks fällt wieder unter 8 906. Die wichtigſten Ein⸗ 
wirfungen find 8 906 aufgeführt. Es fallen darunter namentlich: die Ge- 
räuſche und Dünfte indujtrieller Anlagen, muſikaliſche Geräufhe, Kneipen: 
lärm, Kindergeſchrei auf Spielpläßgen, Hundegebell, Hahnenjchrei, Geltant aus 
Miltgruben und ungereinigten Zeihen ufw. „Ahnlide Einwirkungen“ im 
Sinne des $ 906 find 3. B. Einwirkungen durd Elektrizität, Licht uſw. 

B. Das BGB. fteht auf dem an daß die in $ 906 bezeichneten 
Einwirkungen, [ofern nicht die Zuführung durch eine „bejondere 
Leitung“ erfolgt, —8 t ſein ſollen, wenn ſie a) den Eigentümer in 
der Benugung jeines Orundftüds nicht oder b) nur unwejentlich beein- 
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Juhalt ded Eigentums 8 905-911 


8905. Das Recht des Eigentümers eines Grunditüds *) erjtredt 
fi auf den Raum über der Oberflähe und auf den Erdkörper unter der 
Dberflähe.) Der Eigentümer fann jedoh Einwirkungen nicht ver- 
bieten, die in ſolcher Höhe oder Tiefe vorgenommen werden, daß 
er an der Ausihliekung fein Intereffe Hat. 

8906. Der Eigentümer eines Grunditüds kann die Zuführung 
von Gaſen, Dämpfen, Gerüchen, Rauch, Nuß, Wärme, Geräuſch, Erſchütte⸗ 
zungen und ähnliche von einem anderen Grundſtück ausgehende Ein— 
wirfungen infoweit nicht: verbieten, als die Einwirkung die Benußung 
feines Grundftüds nit oder nur unwefentlih beeinträd- 
tigt oder durch eine Benußung des anderen Grundftüds herbeigeführt 
wird, die nad) den örtlihden Verhältniffen bei Grunditüden 
dieſer Lage gewöhnlich iſt.) Die Zuführung durch eine bejon- 
dere Leitung it unzuläjfig. 

8907. Der Eigentümer eines Grundftüds fann verlangen, daß 
auf den Nahbargrunditüden wicht Unlagen hergeitellt oder gehalten 
werden, von denen mit Sidherheit vorauszuſehen ijt, daß 
ihr Beitand oder ihre Benugung eine unzuläffige Einwirkung auf jein 
Grundftüd zur Folge hat.) Genügt eine Anlage den landesgeleß- 
Iihen Borfhriften, die einen beftimmten Abjitand von der 
Grenze oder ſonſtige Schutzmaßregeln vorſchreiben, jo fann die 
Befeitigung der Anlage erjt verlangt werden, wenn die unzu- 
läſfige Einwirkung tatfählidh Hernortritt.’e) 

Bäume und Sträuder gehören nicht zu den Anlagen im Sinne 
dieſer Vorfhriften.P) \ 

8908. Droht einem Grunditüde die Gefahr, daß es durch den 
Cinfturz eines Gebäudes oder eines anderen Wertes, das mit einem Nadı- 
bargrundftüde verbunden ift, oder durch die Ablöſung von Teilen des 
Gebäudes oder des Wertes beihädigt wird, jo kann der Eigentümer von 
demjenigen, welcher nad) dem 8 836 Abi. 1 oder den 88 837, 838 für den 
eintretenden Schaden verantwortlid jein würde, verlangen, dab er die 
zur Abwendung der Gefahr erforderliche Vorlehrung trifft. _ 

8909. Ein Grundftüd darf nicht in der Weiſe vertieft werden, 
daß der Boden des Nahbargrundftüds die erforderliche Stüße verliert, 
«5 ſei denn, daß für eine genügende anderweitige Befejtigung gejorgt ift. 

8 910. Der Eigentümer eines Grunditüds kann Wurzeln eines 
Baumes oder eines Straudes, die von einem Nahbargrundftüd einge: 
Drungen ind, abſchneiden und behalten.) Das gleiche gilt von herüber- 
tagenden Zweigen, wenn der Eigentümer dem Beliter des Nachbar: 
grunditüds eine angemeljene Krijt zur Bejeitigung bejtimmt hat und 
die Bejeitigung nicht innerhalb der Friſt erfolgt.?) 

Dem Eigentümer fteht diejes Recht nicht zu, wenn die Wurzeln oder 
- Die Zweige die Benugung des Grundftüds nicht Beeinträcdtigen.!°) 

8 911. Früchte, die von einem Baume oder einem Straude auf 
ein Nahbargrunditüd Hinüberfallen, gelten als Früchte die ſes Grund- 
ſtücks.) Dieſe Vorſchrift findet Leine Anwendung, wenn das Nach— 
bargrundftüd dem öffentliden Gebraude dient.') 
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noch trächtigen oder c) wenn fie durch eine Benugung des anderen Grunditüds her: 
i 


8 906 beigeführt werden, die nah den ört 


en Verhältniſſen bei 
Grundftüden dDiefer Lage gewöhnlid ift („smbuftzieniertel einer 
Stadt, Stadtviertel für Veranſtaltung öffentlicher Vergnügungen, 3. B. Kegel: 
lärm, Karufjelle). Im Falle c muß der Grunditüdseigentümer ſſch auch eine 
wei entliche Beeinträdtigung“ in der Benußung feines Grunditüds durch 
Ruß, Lärm uw. gefallen lalien. Was in’ Berlin W. unzuläffig ilt, fann in 
Berlin N. geitattet jein. „Cs kräht der Hahn auf dem Milt, wo Hühnerhalten 
üblid iſt“ (C). Kür die Srage, ob eine „Beeinträdtigung“ vorliegt, ift 
das Empfinden eines „normalen Durchſchnittsmenſchen“, nidt 

das Empfinden eines belonders nervöfen maßgebend. 
C. Der Grundftüdss&igentiimer bat die jogen. negatoriihe Klage aus 
8 1004 auf „Beleitigung der Beeinträhtigung und Unterlajjung weiterer Be- 
einträchtigung“; in ſchleunigen Yällen kann,er eine einitweilige Verfügung 
des Gerihts beantragen 940 al, ZPO. Er braudt nur fein Grundftüds- 
Eigentum und die Tatſache der inträchtigung zu eilen; bei der „einit- 
weiligen Verfügung“ ügt „Glaubhaftmadung“. Sache des Bellagien it 
es dann, zu beweilen gtaubbait gu maden), daß eine der Ausnahmen des 
8 906 vorliegt, d. h. daß der Kläger „verpflichtet“ ift, ih die Beeinträchtigung 
nerbebli iſt es inwand, daß die ſtörende Anlage 

n ha 


„gefallen zu laſſen“. 
—* ein Schornſtein) ſchon beitan 
aut‘ 


( ) e, bevor Kläger fein Grundftüd 
„ “ habe, und dak Kläger die ftörende Einwirkung des tniteins beim 
Erwerb feines Grunditüds oder beim Bau feines Hauſes ſchon „gelannt“ habe. 


D. Berllagt fann werben jeder, von dem die beeinträdhtigende Cin- 
wirtung ausgeht, jet er Eigentümer des Grunditüds, auf dem die ftorende An- 
lage it, ober nit (9.8, bloß Mieter, Bänter). Wenn 5. ®. der Mieter oder 
Pächter eines Grundftüds die Beeinträchtigung Eee ahet jo kann außer 
dem „Störer“ auch der „Grundftüdseigentümer“ auf itigung der Beein⸗ 
trächtigung verklagt werden, falls er nad) erlangter Kenntnis nichts tut, um 
vermöge feiner „Rechte als Vermieter“ die Störum zu bejeitigen, oder wenn er 
3. B. das Grunditüd gerade zur Einrichtung der f renden Fabrikanlage ulw. 
vermietet hat. 

E. Der Einwand, dq bie Anlage, von der die Beeinträchtigung aus⸗ 
geht, polizeilih genehmigt ſei, it an fi ar unerheblich, und ſteht daher 

Klage des beeinträdtigten Eigentümers nit entgegen. Nur ber — 
der Klage kann in ſolchen Fällen ein anderer ſein. Es beſtimmt nämli 
& 26 Gewerbeordnung, daß bei den nad 16 ff., 24 Gewerbeordnung 
obrigfteitlihd genehmigten Anlagen die Klage niemals auf „Ein- 
tellung des Gewerbebetriebs“ gerichtet werden kann, Pondern nurauf 9 et: 
tellung von Einridhtungen, die die benadteiligende Einwirkung 
ausichlieken, oder, wo ſolche inrihtungen „untunli“ oder mit einem gebörigen 
Betriebe des Gewerbes „unvereinbar find, auf Shadloshaltung. Yür 
„ſtaatlich konzeſſionierte“ Eijfenbabn-Unternehbmungen (Klein 
bahnen ujw.), obgleich fie an fi) nicht unter die Gewerbeordnung fallen G 6 
Gewerbeordnung . E. 125), ift 3. B. in Preußen nad „allgemeinen Rechts⸗ 
grundläßen“ Dasjel e anzunehmen. 

. ab —— n von vorſtehend bezeichneten Fällen, in denen der 
„Schadenserſatzanſprüch“ ein „Verfhulden“ nicht vorausfekt, kann, wie oben 
bemertt, nur auf „Beleitigung der Beeinträdtigung und gegebenenfalls auf 
Unterlafljung weiterer Beeinträdtigungen“ geklagt werden (8 1004), auf 
—æ— Area eine „unerlaubte Handlung“ vorliegt (Ver: 

ulden ujw. .). 
Seine bie der „Grunditüds-Eigentümer“ jondern auch andere dinglich 
Berechtigte an einem Grunditüd: der Erbbauberehtigte, der aus einer Grund- 
dienftbarkeit oder beſchränkten perjönlichen Dienſtbarkeit Berechtigte, der Nieh- 
brauder, ja felbit Hypothefen- und Grundihuldgläubiger, wenn die Sider- 
heit ihrer Hnpothef durch die Beeinträchtigung des Grunditüds gefährdet wird, 
tönnen auf Unterlaljung der Beeinträdtigung klagen (85 1017, 1027, 1090, 


1134, 1192). Mieter und Pächter eines Grunditüds, die fein „dingliches 
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8 B12, Hat der Eigentümer '?) eines Grundftüds bei der Er- 
rihtung eines Gebäudes über die Grenze gebaut,““) ohne daß ihm 
Borjagodergrobe Fahrläſſigkeit zur Laft fällt,ı5) fo Hat der 
Nachbar den Überbau zu dulden,!°) es jei denn, daß er vor oder jofort 
nad der Grenzüberihreitung Widerſpruch ) erhoben Hat.!°) 

Der Nachbar ift Durch eine Geldrente zu entihädigen. Für die 
Höhe der Rente ijt die Zeit der Grenzüberjchreitung maßgebend.!®) 

$ 913. Die Rente für den Überbau ift dem jeweiligen Eigentümer 
des Nachbargrundſtücks 2°) von dem jeweiligen Eigentümer des anderen 
Grunditüds zu entrichten. 

Die Rente ift jährlih im voraus zu entridten. 

8 914. Das Recht auf die Nente geht allen Rechten an dem be- 
lafteten Grundftüd, auch den älteren, vor.) Cs erlifht mit der Be: 
feitigung des Überbaues. 

Das Recht wird nicht in das Grundbuch eingetragen. Zum Ber: 
zich t auf das Recht ſowie zur Feſtſtellung der Höhe der Nente dur 
Bertrag it die Eintragung erforderlich.) 

Sm übrigen finden die Vorfchriften Anwendung, die für eine zu- 
gunften des jeweiligen Eigentümers eines Grunditüds bejtehende Real⸗ 
left gelten.?°) 

$ 915. Der Rentenberechtigte Tann jederzeit verlangen, daß der 
Rentenpflichtige ihm gegen Übertragung des Eigentums an dem über: 
bauten Teile des Grunditüds den Wert erjekt, Den dieler Teil zur 
Zeit der Grengüberfchreitung gehabt Hat.) Macht er von diefer Be- 
fugnis Gebraud), jo beftimmen ſich die Rechte und Verpflichtungen beider 
Teile nad den Vorſchriften über den Kauf.) 

Für die Zeit bis zur Übertragung des Eigentums iſt die Rente 
fortzuentrichten. 

8 Y16. Wird durch den fiberbau ein Erbbaureht oder eine 
Dienftbarteit an dem Nahbargrunditüde beeinträdtigt, jo finden zu⸗ 
gunften des Berechtigten die Vorſchriften der 88 912 bis 914 entfprechende 
Anwendung. 

8917. Zehlt einem Grundjtüde die zur ordnungsmäßigen Be- 
nu&ung notwendige Verbindung mit einem öffentlihen Wege, jo kann 
Der Eigentümer von den Nachbarn verlangen, daß fie bis zur Hebung des 
Mangels die Benutung ihrer Grundftüde zur Herftellung der erforder- 
lichen Verbindung dulden. Die Richtung des Notwegs und der Um: 
fang des Benußungstehts werden erforderlichen Yalles durch Urteil be- 
ftimmt.?®) 

Die Nahbarn, über deren Grundjtüde der Notweg führt, find durch 
eine Geldrente zu entihädigen. Die Vorſchriften des 8 912 Abſ. 2 Sag 2 
und der SS 913, 914, 916 finden entiprechende Anwendung. 

8 H1S. Die Verpflihtung zur Duldung des Notwegs tritt nicht 
ein, wenn die bisherige Verbindung des Grunditüds mit dem 
öffentlichen Wege durd) eine willfürliche Handlung des Eigen: 
tümers aufgehoben wird.?”) 
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Recht“ an dem Grundftüde, fondern nur ein perjönlides (Forderungs-) Recht 
egen den Vermieter oder Verpäcter haben (vgl. Note 1 zu 8 535 unter III), 
önnen fi) bei Beläftigungen der in 5 906 bezeichneten Art an ihren Ver- 
mieter oder Verpächter Halten (Gewährung einer braudbaren Woh- 
nung ujw., Minderung des Zinies, Söpabenserjan ulm. gemäß 536540, 
vgl. Noten dazu). ußerdem aber haben Dieter und Pächter wegen 
Gtörungen der in Rede jtehenden Art gegen den Störer ſelbſt die für das 
raktiſche Bedürfnis in Der Regel genügenden Klagen wegen Störung ihres 

iet⸗ (Pacht⸗) Beſitzes auf „Beleitigung der Störung und Unterlaflung wei- 
terer Störungen“ gemäß 88 858, 862, 865; denn unberedtigte Störungen 
der in 8 906 Beseichmeten Art find „verbotene Eigenmadt“ im Sinne des 8 858. 

H. Hernorgehoben fei: der hier beiprodhene $ 906 behandelt die Ein- 
wirtungen auf ein Grundfiüd, die von außerhalb fommen. Gegen Lärm 
Rauch, Geſtank uw. auf demjelben Grundftüde, verurſacht 3. 8. durch 
einzelne Mieter oder Pächter, muß zunächſt der Grundftüdseigen- 
tümer fih und feinen anderen Mietern (Pächtern) dur Abſchluß ent- 
prechender Miet: (Pacht⸗) Verträge jelbit Helfen. Den vorgejhriebenen 

8 = aber haben auch die „Mieter und Pächter“ desjelben 
Grundftüds gegen einander und der auswirt gegen 
fie (88 865, 360° Sn allem een it, wie ſchließlich bemerft 
werde, nur von dem privatrechtlichen Schuße ge en Störungen der in 
8 906 bezeihneten Art die Rede. Der öffentlich⸗recht ie (polizeilige) Schuß 
— vgl. Note 2 zu 8 903 —, wo er gegeben il, wird für die Beteiligten meiſt 
benuemer fein. Das Preußiſche Oberverwa ungsgericht at 3. B. erfannt: 
„wenn dem Publikum auf Koften des Wohlbefindens die Nachtruhe in erheb- 
licher Teile entzogen wird, jo liegt eine Iuntheitsgeiaßt vor,“ mithin An: 
laß zu polizeilt Einfchreiten. Öffentlich rechtlihen Schub gewährt 3. B. 
aus 8 360 Nr. 11 StrGB. gegen „ungebührlicher Weiſe erregten ruheitörenden 

arm“. 

7) Während 8 906 von bereits vorhandenen Beeinträdtigungen 
handelt, bezieht fi 5 907 auf Drohende zukünftige, z. 8. but) au 
eines Leichenhauſes. — Bloße Erhöhung oder Erniedrigung eines Grundftüds 
it feine „Anlage“ im Sinne des 8 907. vgl. 909. — Die bloße Beein- 
trächtigung von Lit und Ausſicht ift feine „Einwirkung“ im Sinne des $ 907. 
— Die Anfprüde aus SS 907—909 find unverjährbar; 8 924. 

Ta) ogl. E. 124. 

7b) vgl. 88 910, 911, 928. 

8) Nur dieſes Recht der „Selbithilfe“ Hat er. Bom Eigentümer des 
Baumes kann er nicht verlangen, daß dieſer die Wurzeln abſchneide. 

®) vol: E. 122, 124, 183 und $ 907 Abſ. 2 nebit Note. 

10 
11 as übern Zaun fallt, iſt des Nahbars“ (C). 

ı2) Früchte eines Grunditüds, die auf eine benachbarte öffentliche 
Straige öffentliden Fluß uw. fallen, bleiben aljo im Eigentum des 
Grun ftüdseigentiimers. 

13) oder der „Erbbauberedhtigte“ ($ 1017). 

13) 8 912 trifft aud zu, wenn zwar nicht auf die „Grundfläche“, wohl 
aber in den Zuftraum des Nahbars Hinübergebaut iſt. Dagegen findet 
5 912 feine Anwendung, wenn ausſchließlhich auf dem „Nahbargrund: 
tüde“ gebaut iſt, da in dieſem "alle nit „Überbau” vorliegt. 

15) Der „Überbauende“ muß beweilen, dak ihm Borfak oder grobe 
Fahrläſſigkeit nicht zur Lait fallt. 

16) Er bleibt „Eigentümer“ des Grund und Bodens, 
auf dem fich der zu duldende Überbau befindet, kann jedod „Ablauf“ des Grund 
und Bodens verlangen (8 915). — Wenn der liberbau mit Vorſaß ober grober 

hrläffigleit des Überbauenden erfolgt ilt, jo braudt der Nachbar den flber: 
au nidt zu bulden, jondern fann Bejeitigung verlangen; 88 903, 1004. 

17) nn aljo der Nachbar Widerjprucd erhoben hat, jo braucht er den 

Üüberbau nicht zu dulden, und es gilt das Note 16 Satz 2 Geſagte. 
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Mird infolge der Beräußerung eines Teiles des Grundftüds ver 
veräußerte oder der zurüdbehaltene Teil von der Verbindung mit dem 
öffentlichen Wege abgeihnitten, jo hat der Eigentümer desjenigen Teiles, 
über welchen die Verbindung bisher ftattgefunden Hat, den Notweg 
zu dulden. Der Veräußerung eines Teiles fteht die Beräußerung 
eines von mehreren demſelben Eigentümer gehörenden 
Grundftüden gleich. 

8 919. Der Eigentümer eines Grundftüds fann von dem Eigen— 
tümer eines Nahbargrundftüds verlangen,?®) daß diefer zur Errichtung 
fefter Grenzzeihen und, wenn ein Grenzzeichen verrüdt oder unkenntlich 
geworden ift, zur Wiederherftellung mitwirft.?) 

Die Art der Abmarkung und das Verfahren beftimmen fi) nad) 
den Landesgeſetzen ;?°) enthalten dieje feine Vorſchriften, jo ent- 
Iheidet die Ortsüblichkeit. 


Die Koften der Abmarfung find von den Beteiligten zu gleichen 
Teilen zu tragen, jofern nicht aus einem zwiſchen ihnen beitehenden 
Rechtsverhältniſſe fih ein anderes ergibt. 


5 920. Läßt fih im Falle einer Grenzverwirrung die richtige 
Grenze nicht ermitteln,®?) fo ift für die Ahbgrenzun g der Bejiß- 
ſtan dee) maßgebend. Kann der Beſitzſtand nicht feitgeftellt 
werden, fo ijt jedem der Grunditüde ein gleih großes Stüd der 
treitigen Fläche zuguteilen. 

Soweit eine diejen Vorſchriften entiprechende Beſtimmung der 
Grenze zu einem Ergebniſſe führt, das mit den ermittelten Um- 
tanden, insbejondere mit der feitftehenden Größe der Grund: 
ftüde, nicht übereinjtimmt, ift die Grenze jo zu ziehen, wie es unter Be- 
rüdfithtigung diefer Umftände der Billigfeit entipridt.:®) 

8 921. Werden zwei Grundftüde Durch einen Zwilhenraum, Rain, 
Wintel, einen Graben, eine Blauer, Hede, Blanle oder eine andere Eins 
richtung, die zum Borteile beider Grundftüde dient, von einander ge- 
idjieden, jo wird vermutet, DaB die Eigentümer der Grundftüde zur Be⸗ 
nugung der Einrihtung gemeinſchaftlich berechtigt feien, ſofern nicht 
äußere Merkmale darauf hinweiſen, daß die Einrichtung einem 
der Nachbarn allein gehört.’*) 


922. Sind die Nahbarn zur Benutzung einer der im 8 921 

eten Einrihtungen gemeinſchaftlich berechtigt, jo kann jeder fie 

zu dem Zwecke, der ſich aus ihrer Beihaffenheit ergibt, infoweit be- 

nußen, als nit die Mitbenußung des anderen beeinträchtigt wird. Die 

Unterbaltungstoften find von den Nachbarn zu gleichen Teilen zu tragen. 

Solange einer der Nahbarn an dem Fortbeſtande der Einrichtung 

ein Intereſſe hat, darffienicht ohne feine Zuftimmung befeitigt 

oder geändert werden. Im übrigen beitimmt ſich das Recdtsverhält- 

nis zwiſchen den Nachbarn nad) den Vorſchriften über die Gemeinſchaft.“) 

F 923. Steht auf der Grenze ein Baum, jo gebühren die Früchte 

und, wenn der Baum gefällt wird, aud) der Baum den Nachbarn zu 
gleichen Teilen. . 
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ı8) 8 912 gilt pemüh E. 181 aud) für die vor 1. Januar 1900 errichteten 
überbauten, jofern nit der Uberbau bereits nad) dem früheren Rechte zum 
Cigentumsermerb des auenben am Grund und Boden geführt Bat. 
3 E. 116. Die Rente unterliegt nicht der „Ablöſung“ 
ie haftet den 9 er igern des „berechtigten Grundftüds". 
8 914 21 8 879 und d 2 

22 Se — Ab nit erforderlih, wenn die Höhe 
der Rente im Prozeßwege Dur Urteil auf den dem Richter „angemejlen“ 
erigeinenben Dera 6 eſetzt wird. 


8915 Vers Recht tft unverjährbar; 8 
gen ber Hypothelen und etgen Befoftungen f ind, da es ih Bier 
meiſt um * Bo —2 handelt, die „Unihad ihleitszeug- 
ni ie vo Bedeutung E. 120 
8 917 E, 123 (Notweg einer acaller traße, Eifenbahn). Die Anſprüche 
aus 8 — y 2 1 * —— hrbar; 8 ſtraß 
8 918 der Eigentümer — Bat eine bisher den Zwang vermittelnde 
Brüde — — Der Anſpruch aus $ 918 fi 2 ift unverjäbrber. 
8 919 28 ne 8 919 betr. Grenzabmarkung greift ap, wenn die Grenzen uns 


8 913 








zu eitig find a ſtreitig waren, aber durch rehtsträftiges Urteil eſegt 
nd ($ 920 920 betr. Grenziheidun 8 greift Pla, wenn die Grenzen 
it, End — IR Hübere Bierüber, insbejondere über Grenzprozefle, vgl. 
nhang 28-83 zu 88 919, 920. 
8 921 34) ‚ Grenzrain — ift gemein“; aber: „Was mein Dappenihib trägt, 
z 922 darf "ee Nadber nit müßen“ (C). Sm übrigen vgl. E. 124, 181 
8 923 86 1,8 1. Rt ift unverjährbar; 8 924. Ein etwaiger Koijten- Er: 
na Sie: 2% 8 923 an)2 ab 2 un erliegt jedoch der Verjährung, 819. | 
‚ | 
8 924 37) ng Be Note 
8 925 


:) Diefer. Titel T Begieht fi nur auf den Erwerb und au des Grund: 
ftüds-Eigentums auf Grund eines Rechtsgeſchäfts, aljo nicht auf den Erwerb | 
und Verluft infolge Erbgangs, Zwangsveriteigerung, Enteignung ufw. vgl. 
Note 1a zu 8 873. — Über e Beihränfung von Ausländern im Grundftüds- 
. erwerb und ſonſtige Beigräntungen im Grundftüdsverfehr E. 86-88, 119, aud) | 
die Seite 36, 38 „ungebrndten usführungsgejege (betr. juriftilche Perfonen). | 
2 Burg 5% val: ote 1. 
[. Note 6 und 7 zu $ 
4 Be Note 6 und 7 zu 8 873.8 
oder ihrer Vertreter — Die „Vollmacht“ bedarf 
der des 8 a GBO., vgl. Note 13 zu $ 873, aud An hang 35 zu 8 181 
am En 
6) E. 148, 
eo) Für Budungsfzeie Grundftüde E. 127 
?) Das „Eigentum‘ ee erit über, wenn der Erwerber auf Grund der 
Auflaſſung im Grundbud als Eigentümer . „eingetragen“ ift. vgl. Note 8 ſowie 
An and 1 und 10 zu $ 873. — Betreffend die Koſten der Auflaflung 8 449, -- 
Formular einer Auflaliungsverbandlung vgl. Anhang 1 zu 8 241 unter III,B. 


8) Die Parteien können aber die „Rüdauflajjung“ unter einer 
din Mer oder „Zeitbeitimmung“ vereinbaren und die Erfüllung dieſer 
Bereinbarun at ficher ftellen, der Erwerber des Grunditüds ür den 

AA fönliden prud des Veräuberers auf „Rüdauflaffung“ unter der 
dingung oder Zeitbeftimmung eine Vormerkung gemäß 8 883 eintragen Täßt. 
8 926 3 was nad) Abi. 1 am Ende „im Zweifel“ anzunehmen iſt. vgl. 8 314. 
über r ubehör" vgl. 88 97, 
0) a allo mit der ‚Eintragung im Grundbud“, ohne daß es der 
ſonſt bei „beweglihen Saden” zum Cigentums-Üdergang erforderlichen 
libergabe bedarf (88 929 ff.). . 
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| Erwerb und Verluft ded Eigentums an Orundftüden 8 924-927 


Je der der Nahbarn fann die Befeitigung des Baumes ver: 
langen.) Die Koften der Bejeitigung fallen den Nachbarn zu 
gleihen Teilen zur Laft. Der Nachbar, der die Bejeitigung verlangt, 
hat jedoch die Kojten allein zu tragen, wenn der andere auf fein Recht 
an dem Baume verzichtet; er erwirbt in diefem Kalle mit der ' 
Trennung das Mleineigentum. Der Anfpruh auf die Bejeiti- 
gung iſt ausgejhloffen, wenn der Baum als Grenzzeichen 
dient und den Umftänden nah nicht durch ein anderes zweckmäßiges 
Grenzzeichen erfegt werden fann. 

Dieſe Vorſchriften gelten auch) für einen auf dee Grenze ſtehenden 
Straud.:®) 

8 924. Die Anjprüde, die ſich aus den 88 907 bis 909, 915, dem 
$ 917 Abſ. 1, dem 8 918 Abi. 2, den SS 919, 920 und dem $ 923 Abſ 2 
ergeben, unterliegen nicht der Verjährung.) 


Zweiter Titel. Erwerb und Berluft des Eigentums an Grundflühen.‘) 


& 925. Die zur Übertragung des Eigentums ?) an einem Grund: 
Hüde nad; 8 873 erforderliche Einigung?) des Veräußerers *) und des 
Erwerbers (Uuflafiung) muß bei gleihzgeitiger Anwejenheit 
beider Teile’) vor dem Grundbudamt?) erklärt werden.°») 7) 

Eine Auflafjung, die unter einer Bedingung oder einer Zeit: 
beftimmung erfolgt, it unwirftjam.) 

8 926. Sind der Veräußerer und der Erwerber darüber einig, 
dab fi) die Veräußerung auf das Zubehör des Grunditüds eritreden 
joll,?) jo erlangt der Erwerber mit dem Eigentum an dem Grund: 
tüd:) aud das Eigentum an den zur Zeit des Erwerbes vorhan- 
denen Zubehörftüden, ſoweit fie dem Beräußerer ge- 
hören.) Im Zweifel ift anzunehmen, daß fi die Veräußerung 
auf das Zubehör eritreden joll. 

Erlangt der Erwerber auf Grund der Veräußerung den Beſitz 
von Zubehörftüden, die dem VBeräußerer niht gehören oder 
mit Rechten Dritter belajtet find, jo finden die Vorfchriften der 88 932 
bis 936 Anwendung; für den guten Glauben des Erwerbers iſt die 
3eit der Erlangung des Belikes maßgebend. 

8 927. Der Eigentümer eines Srunditüds fann, wenn das Grund: 
ſtück jeit dreißig Jahren im Eigenbefiß':) eines anderen 
ift, im Wege des Uufgeboisverfahrens mit jeinem Rechte ausgeſchloſſen 
werden.) Die Beſitzzeit wird in gleicher Weile berechnet wie die Frijt 
für die Erfigung einer beweglichen Sade.'*) Iſt der Eigentümer 
im Grundbud) eingetragen, fo ift das Yufgebotsverfahren 
nur zuläſſig, wenn er geftorben oder verjchollen ift und eine Eintragung 
in das Grundbud), die der Zuftimmung des Eigentümers bedurfte, feit 
dreißig Jahren nicht erfolgt ift. 

Derjenige, welder das Ausſchluhurteil erwirft hat, erlangt das 
Eigentum dadurd, daß er jih als Eigentümer in das Grundbuch ein: 
tragen Täßt.:°) 
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Erläuterungen 


ı1) Menn fie dem Veräußerer „nicht gehören“, jo erlangt (58 Erwerber 
des Grunditüds Cigentum daran nur durch Übergab 929 ff.), 
und wenn er en in,„gutem Glauben“ iſt ($ —* pls s nit eine 
der 58 932 ff. beſtimmten Ausnahmen vorliegt (vgl. 8 

8 927 872. 

. 8 946 ff., 977—981, 1024 ZPO. — Ein Hauptfall wird fein, wenn 
jemand. ein Grunditüd getauft und rgeben erhalten bat, aber die „Auf- 
laflung und Eintragung” im Grundbud) aus Nachläſſigkeit oder wegen grund- 
buchlich er St feiten unterblieben it. 


u er vgl. 8 900 und Noten. 
8 928 ne x 


eſchieht dies nicht felten bei jehr über] 5 uldeten Grund 
tü iden. per %: othefengläubiger ujw., der aus einem jolden Grunditüde Die 
riedigung u aan will, muß, jo lange der „Fiskus“ ih nicht Hat als Eigen- 


tümer eintragen lajien, was faum vorfommt, beim Broge eßgeriht bezw. Voll⸗ 
ſtreckungsgericht Die Beitellun eines Vertreters für das Grundftüd beantragen, 
der die aus dem Eigentume ſich ergebenen Rechte und Pflichten als Belagter 
uſw. wahrzunehmen hat; 88 58, 787 ZPO. 
ır) E. 129, 1%. 
5 929 1) vol. Anhang 1 zu 8 929 (Mllgemeines. — „Tatlählih“ unbewegliche 
Sadjen werden unter Umjtänden Tel als bewegliche behandelt). 
2) ogl: Anhang 2 zu 8 928 (Verſchiedene Arten der Übertragung durch 
Rehtsgeihäft )- 


durch „Rechtsgeſchäft“; vgl. Anhang 2 zu 8 928. 
+) vgl. Note und Anhang 13 zu 8 93 
vgl. 8 854 und Anhang 2 a * 00. Der Käufer einer beweglichen 
Sache ein das Eigentum n At ia on, wenn er den Kauf ab ge Io| en 
, und den Kaufpreis bezahlt hat, ſondern er ſt mit der Über gabe, 
verlangt dies im Intereſſe der Klarheit der I, der Übergabe, Da Guter 
Kennzeihen: Beſitzſ. Allerdings ijt diefer Gr unbiaß ſehr dur ıhbroge 
ad die einneidenbe Vor \Orift bes 8 930. — Bei der Berjendung einer 
ade an den Erwerber durch die 33 — ujw. wird dieſer in der 
Kegel erſt mit der Auslieferung (d. bergabe) an ihn Eigentümer der 
De während des Transports b et "der Berjender Eigentümer und hat das 
Verfügungsrecht über die Sache. Pie Gefahr geht dagegen in der Regel 
\hon mit der Auslieferung der Sade an den Spediteur ujw. auf den 
Käufer über. vgl. 88 446, 447 und Noten. 


'),08 gl. Noten 6-8 zu 8 873 und die dort bezeichneten Stellen. An ſich 
iſt für die Gültigkeit der Einigung und damit des „Ei niums Übergangs 
0 Das zu Grunde liegende „Schuldverhältnis“ (Kauf, Taufe Schentung) und 
deſſen Gültigkeit ni Pt mahgebend. Aber im praftij Neben kommt es auf 

die Stage, 0b die Parteien „einig“ waren, doch häufi ig auf das „Schuldver: 

hältnis‘ an. Wenn 3. B. ein fremder in einem Laden eine el 100 Mt. 

kauft und übergeben d hätt und, jtatt mit dem Dreisgeitel zur Ne gu u gehen 
und zu bezahlen, fi entfernt, ſo hat er trotz ber „Uübergabe“ igen- 
tum nice erworben, weil der Kaufmann nad allgemeiner —S— 
faſſung einem „Sremden“ das Ei nium nur Zug um Zu gen Zahlung des 
KRaufpreiles übertragen „will“. rt der Bezahlung beiteht al io feine „Cinig- 
feit“, daß das Eigentum übergehen Ton. — Ein redisträftiges ; Urteil, dur) das 
A verurteilt wird, das Eigentum einer Sache an B zu übertragen, erlent die 
Einigung“ zwilchen A und B, es braudt aljo nur n „ubergabe“ (3. B. dur 
den Geri tspolläieher) hinzuzufommen (SS 894, 897, 883 3PO.). 


854. 
) vgl. Anhang 2 zu 8 929 unter b (onen, Übergabe kurzer Hand). 


8 930 °) vgl. Note und Anhang 13 ff. zu 8 93 
34 vg l. eng 2 zu 8 929 unter c (Übertragung durch Bloken Ents 
ſchluß des Belikers, constitutum possessorium). 
Ss 931 11) Be ote und Anhang 13 ff. zu $ 932. 
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Erwerb und Verinft des Eigentums an beiveglichen Sachen 8 928-934 


Sit por der Erlafjung des Yusihlußurteils ein Dritter 
als Eigentümer oder wegen des Eigentums eines Dritten ein Wider: 
Iprud gegen die Richtigfeit des Grundbudjs eingetragen worden, jo wirft 
Das Urteil nicht gegen den Dritten. 

5 928. Das Eigentum an einem Grundftüde tan dadurch auf: 
gegeben werden, daß der Eigentümer den Verzicht dem Grundbud- 
amte gegenüber erflärt und der Verzicht in das Grundbuch eingetragen 
wird.!e) 

Das Reht zur Aneignung des aufgegebenen Grundftüds 
jteht dem Fiskus '”) des Bundesjtaats zu, in deilen Gebiete das Grund- 
tüd liegt. Der Fiskus erwirbt das Eigentum dadurd), dab er ih als 
Eigentümer in das Grundbuch eintragen tagt. 


Dritter Titel. Erwerb und Verluſt des Eigentums an bewegliden 
Saden.') 
I. Übertragung.d | 


8 929. Zur libertragung ?) des Eigentums an einer beweglidhen 
Sache iſt erforderlich, daß der Eigentümer +) die Sache dem Erwerber 
übergibt °) und beide darüber einig find,°) daß das Eigentum übergehen 
joll. I der Erwerber im Befike) der Sache, fo genügt die Einigung 
über den Übergang des Eigentums.°) 

8 930. Zt der Eigentümer?) im Beſitze der Sache, jo Tann die 
libergabe dadurch erjeßt werden, dab zwilchen ihm und dem Erwerber 
ein Redhtsverhältnis vereinbart wird, vermöge deilen der 
Erwerber den mittelbaren Beſitz erlangt.:°) 

$ 931. It ein Dritter im Beſitze der Sache, jo kann die libergabe 
dadurch erfekt werden, daß der Eigentümer!) dem Erwerber den Ans 
ſpruch auf Herausgabe der Sache abtritt.') 

8.9832. *?) Durch eine nach) 8 929 erfolgte Veräußerung **) wird der 
Erwerber auch dann Eigentlimer,'*:) wenn die Sade nicht dem Ber; 
äußerer gehött, es jei denn, dak er zu der Zeit, zu der er nad) diejen 
Vorſchriften **b) das Eigentum erwerben würde, nicht in gutem Glauben 
1.5) In dem Falle des 8 929 Sah 2 gilt dies jedoch nur dann, wenn 
der Erwerber den Befig von dem VBeräußerer erlangt hatte.'°) 

Der Erwerber ijt nit in guiem Glauben, wenn ihm befannt 
oder infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt iſt, daß die 
Sache nicht dem Veräußerer gehört.!”) 

8 933. Gehört eine nad) 8 930 veräußerte Sache nit dem Ver⸗ 
äuberer, jo wird der Erwerber Eigentümer, wenn ihm die Sache non dem 
Beräußerer übergeben wird, es jei denn, daß er zu Diejer Zeit nit 
in gutem Glauben ift. 18) 

:8 934, Gehört eine nad, 5 931 veräußert '’°) Sache nicht dem 
Veräuberer, jo wird der Erwerber, wenn der Beräußerer mittel: 
barer Beliger '’) der Sade ift, mit der Abtretung des Anſpruchs, 
anderenfalls dann Eigentümer,:°) wenn er den Beſitz der Sade 
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J 


8 933 


8 934 


8 935 


5 936 


' Erläuterungen 


12) vgl. Anhang 2 zu $ 929 unter d und 88 870, 986 Abi. 2. Die „Ab- 
tr etung bebarf feiner Form. 

—ı7) Die 88 932 —936 „gehören zu den wichtigen, oft in vun genom- 
menen Borjdriften, Die das BGB. zujammenfaßt unter der Sormel orſchriften 
= Guniten derjenigen, welde Rechte von einem Nichtberechtigten erleiten. 

ie beitimmen die Borausfegungen, unter denen aud ein Nicht⸗ 
tümer einer beweglidhen Sade Eigentum daran auf einen an eren 
übertragen fann: Su des gedlähen (sutgläubigen) Erwerbers einer 
bewegliden“ Sade. Das Nähere hierüber mebit Beilpielen jowie über die 
Husnahmen, in denen auf) der „redliche (gutgläubige) Erwerber“ nicht 
eihüst ift, und über den weiter gehenden ub des zn golaubens“ im 
San delsverkehr gemäß 8 366 HGB. vgl. —5 1817 zu 8 
18) vgl. Anhang 18 zu 8 933 ( $ —* uichen Er⸗ 
werbers bei Ubertragung "durch loben ur Yes itzers“, constitutum 
Dossessorium. Beil ipiele). 

18a) —21) vgl "fin ang 184 —21 zu re (betrifft den Schuß des red⸗ 
lichen Eriperbers en Übertragung dure „Abtretung des Anfpruhs auf Her- 
ausgabe“. Beilpiele). 

22) d. h. gegen oder. ohne feinen Willen abhanden gekommen 
war. Hierher gehört auch der Fall, daß ein Geiſteskranker, ein Kind unter 
7 Jahren eine ale veräußert; 88 104, 105. Ein „Abhandentommen“ für den 
Eigentümer im Sinne des 935 liegt nicht vor, wenn der, dem er die be- 
megliihe Sade zur Leihe, Miete, als Pfand, zur Aufbewahrun uſw. über: 
geben die Sade, wenn auch unberechtigt (Unterſchlagung), an einen 
ritten veräußert. 


23) Hiernah muß aud der „redliche" Erwerber einer „, geftohlenen, ver: 
Ioseien ober ſonſt abhanden gelommenen“ Sade fie dem Cigentümer heraus: 
gebe n, und zwar ohne Anſpruch auf het deſſen, was er beim reblichen 

erb als Kaufpreis für die Sade bezahlt hat & 5 ne „Löſungsanſpruch“). 
Der „redliche“ Erwerber einer geſtohlenen uſw. Sache tann alſo das Eigen⸗ 
tum“ daran nur Fr durh „Erfigung“ erwerben. 88 937 ff. Wichtige 
Ausnahmen: 8 935 Abi. 2. 


24) 8 868. „its dem Pächter geftohlen, jo ift's auch dem Berpädter 


geſtohlen 
= haberpapiere“ jeder Art vgl. Noten t und 4 zu 8 793, 8 807, da⸗ 
ge n nie ve 8 808 (und Rote) begeichneten ‚Zegitimationspa iere“ (Spar: 
Fenbücher, $ ‚Band heine ujw.); legtere kann der Beitohlene, Verlierer ufw. 
auch vom „te ichen‘ Crwetöer ohne Erſatzpflicht herausfordern. 
—38 383 Abſ. 

27) Die Ausna men De: 8 95 Ab}. 2 beruhen au Rüdfichten der Ver: 
behrsſicherheit. Alfo: an Geld, Inhaberpapieren und öffentlich verjteigerten 
Sachen erlangt der redliche Erwerber au Mr dann Eigentum, wenn fie dem 
Eigentümer Mi geitohlen, verloren gegangen oder ſonſt abhanden gelommen“ 
waren. vgl. hier N 367 HGB. m Anhang ae im kaufmänniſchen 
(Bantier:) wech abgedrudt in Anhang 17 zu 8 98 

2) — Pfandrecht 

20 r alio 88 929-935 das „Eigentum“ einer beweglichen 
Sache erworben hat, Der hat — mit den in $ 936 beitimmten Einſchrän ungen 
— ein laftenfreies Klee erworben ern er in dem „guten Glauben“ war, 
die Sache J —— 936 Abſ. Werden vom Gerihtsvoll- 
jeher gepfändete Sa. en im Gewahrfam des Schuldners belaljen, und 
tejer veräußert fie trogdem an einen Dritten, jo erlangt der Dritte, falls 
ihm die Pfandung ohne jeine grobe Fadrlälfigfeit unbeftannt geblieben 
war (8 32 Abf. 2), ein pfandfreies Eigentum. Der geihädigte Gläu- 
biger Hat nur die in & 816 bezgeineten Erſatzanſprüche. 


30) vgl. das Beilpiel zu 8 932 Abi. 1 Sat 2 in Anhang 16 zu 8 982. 
Re üglich 3 930 vgl. Ynbang 18 zu 8 933, — bezüglih 8 931 vgl. 
Anhang 20 zu a 
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Erfisung 8 955-941 


von dem Dritten erlangt, es jei denn, daß er zur Zeit der Abtretung oder 
des Befigerwerbes nicht in gutem Glauben ijt.?‘) 

8 935. Der Erwerb des Eigentums auf Grund der 88 932 bis 
984 tritt nicht ein, wenn die Sache dem Eigentümer geitohlen worden, 
verloren gegangen oder jonft abhanden gelommen :) war.??) Das 
gleiche gilt, falls der Eigentümer nur mittelbarer Befier war, 
dann, wenn die Sache dem Beligerabhanden gelommen war.”*) 

Dieſe Vorſchriften finden Teine Anwendung auf Geld oder Inhaber: 
yapiere 2°) jowie auf Saden, die im Wege öffentlicher Verfteigerung 2°) 
veräußert werden.?”) —. 

8936. Iſt eine veräußerte Sache mit dem Rechte eines Dritten 
belaftet,2°) fo erliſcht das Recht mit dem Erwerbe des Eigentums.) In 
dem Falle des 8 929 Satz 2 gilt dies jedoh nur dann, wenn der Er- 
werber den Beſitz von dem Beräußerer erlangt Hatte?) Er— 
folgt die Veräußerung nad 8 930 oder war die nad 8 931 veräußerte 
Sade nihtim mittelbaren Befite des Beräußerers,joer- 
liſcht das Recht des Dritten erft dann, wenn der Erwerber auf 
Grund der Veräußerung den Bejit der Sache erlangt.??) 

Das Recht des Dritten erlifcht nicht, wenn der Erwerber zu der nad 
Hl. 1 makgebenden Zeit in Anfehung des Rechtes nicht in gutem 
Glauben iſt. *) 

Steht im Falle des $ 931 das Recht dem dritten Beſitzer 
zu,®) jo er liſcht es auch dem gutgläubigen Erwerber gegen— 
über nicht. 


II. Erſitzung.i) 


8 937. Wer eine bewegliche Sache?) zehn Jahre im x Eigenbefige 3) 
hat, erwirbt das Eigentum (Erfikung).*) 

Die Erfigung ift ausgeſchloſſen, wenn der Erwerber bei dem Er: 
werbe des Eigenbelites nicht in gutem Glauben ijt oder wenn er ſpäter 

erfährt, daß ihm das Eigentum nicht zufteht.°) 

8 938. Hat jemand eine Sache am Anfang und am Ende 
eines Zeitraums im Eigenbefiße gehabt, jo wird vermutet, dab fein 
Eigenbefig auch in der Zwiſchenzeit beitanden habe.°) 

8939. Die Erfikung kann nicht beginnen und, falls fie begonnen 
hat, nicht fortgefeht werden, jolange die Verjährung des Eigen— 
tumsanſpruchs gehemmt iſt ) oder ihrer Vollendung die Vor- 
ſchriften der 88 206, 207 entgegenjtehen. 

$ 940. Die Erfikung wird dur den Berlujt des Eigen: 

befißes°®) unterbroden.?) . 
Die Unterbredhung gilt als nicht erfolgt, wenn der Eigen: 
befißer den Eigenbeſitz ohne ſeinen Willen verloren und ihn binnen 
Jahresfriſt oder mittelſt einer innerhalb dieſer Friſt erhobenen ? 2) 
Klage wiedererlangt bat. 

8941. Die Erfigung wird unterbrochen, wenn der Eigentums: 
anſpruch gegen den Eigenbeſitzer oder im Falle eines mittelbaren 
Eigenbefites '°) gegen den Beliger °°) gerihtlih geltend ge: 
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Erläuterungen 


2) Über „guten Glauben“ vgl. $ 932 Abſ. 2 und Anhang 13 und 17 
zu 8 932, jowie über den weitergehenden Schuß im Handelsverlehr den dort 
abgedrudten 8 366 Abſ. 2 HGB. 

83) Wenn alfo A feine dem B wegen 100 ME. verpfändete und in 
Pfandbefitz gegebene Sade an CT, ohne ihm von der Bern ändung Mitteilung 
au maden, verfauft und Be 931 die zur Eigentumsübertragung erforder- 
ihe „Übergabe“ dadurch erſe zt, daß er ginn Anſpruch auf zauspabe 
der Sade (2 tr ihm nad) 8 1223 übſ. 2 zuſteht) an C. „abtritt“, fo erwirbt C 
Een das Eigentum der Sache, das Pfandredit des B aber hleibt beiteben, 
elbit wenn C in dem „guten Glauben‘ war, die Sache ſei dem B nidht ver- 
pfändet, fondern nur geliehen oder zur Aufbewahrung übergeben. 


937 ı)—5) pgl. Anhang 1—5 zu 8 937 (Erfigung). 
i 938 6 Degenbeneis iſt zuläſſig. 
8939 ') vgl. 88 985, 202—205. Über „Verjährung des Eigentumsanſpruchs“ 
(der „ tage des Eigentümers“) vgl. Anhang 5 zu 8 937 am (Ende. 
8 910 s) vgl. 88 872, 856. 
v) vgl. 8 942. 
1” vgl. Note 40 zu 8 209. 
8 941 10 s8 872, 868. 
108) gegen den ‚unmittelbaren Befiter; Note 40 zu 8 868. 
8 943 11) porausgeleßt, daß alle, die die Sahe während der 10 Jahre im 
ee “ Hatten, „in gutem Glauben“ waren, vgl. Anhang 5 zu 8 937; 
ferner 88 857, 221. 
s 944 12) 8 2018. 
s 945 13) vgl. 8 986. „Was Du erfeflen Haft, ift frei von fremder Laft“ (C). 
14) vgl. Anhang 5 zu 8 937 
$ 916 1) In. allen Fällen, in denen jemand nad) 88 946 ff. fein „Eigentum“ 
oder ein „ſonſtiges Recht“ an einer Sade (3. B. Nießbrauch, a ver- 
liert t er einen „Schadenserſatzanſpruch“ „gegen den „Shuldigen“ 


(9 IH ff., 823 ff.) und einen „Vergütungsanſpruch“ gegen den „Bereiherten“ 
2) Gleihviel „von wem“ und „auf welde Weile“ die Verbindung 
erfolgt, ob in „gutem Glauben“ oder „unredlih“, ob der Grunditüdseigen- 
tiimer von der Verbindung „Kenntnis“ Hat oder nicht. vgl. Note 1. 

3) 88 93-95 und Noten. 

+) Wenn dte „verbundene“ beweglide Sache nit „wejentlider 
Beltandteil“ des Grundſtücks wird, bleibt das Eigentum des bisherigen 
Eigentümers beftehen. 8 946 enticheidet nicht die Frage, ob ſich der Grund- 
ſtückseigentümer eine foldhe „Berbindung“ gefallen laſſen muß, oder ob er 
Shadenserja (Wiederherftel ung des früberen Zuſtandes 
8 249) von dem „Verbindenden“ fordern kann. — Beiſpiele: Der Grundbeſitzer 
A kauft von dem Schneidemüller B Balken zu einem Hausbau. Da er fie nicht 


lofort bezahlen fann, verabreden fie,. daB das Eigentum der Ballen „erjt bei - 


Zahlung des Kaufpreijes“ auf A übergehen joll. Diefe Vereinbarung ift be- 
deutungslos,jobald A die Balken in den Bau fefteingefügt hat; 
denn dadurch werden fie ohne weiteres fraft 8 946 „Eigentum“ des A, 
der durch die „Verbindung“ mögliderweife eine Itrafbare „Unterihlagung“” 
begeht. — Der der Forſt benachbarte Kätner wird „Eigentümer“ der aus dem 
Walde geſtohlenen, in fein Haus eingebauten Balken. Er muß 
„Schadenserſatz“ leiften und wird wegen Diebftadls beitraft. vgl. Note 1. 
s 9417 5) verſchiedener Eigentümer. Es gilt Note 2. 

e) „wejentlide Begandteue vgl. 8 93. Wenn die „verbundenen“ 
Sagen nicht „weientliche‘ Beitandteile einer „einheitlien“ Sache werden, 
3. B. die Betroleumlampen: des A werden in die Leudter am Pianino des B 
eingegipft, je ändert ſich an den Eigentumsvperhältniſſen nichts. vauti findet 
mit der „Verbindung“ zugleich eine „Verarbeitung“ oder Umbildung“ 
itatt, dann gilt nidt 8 947, fondern $ 950. — Über „Miteigentum“ 
88 1008 fi. — vgl. Rote 1. 
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Verbindung. Vermiſchung. Verarbeitung. 8 942-949 


macht wird, der fein Recht zum Beige von dem Eigenbeſitzer ableitet; 
die Unterbrechung tritt jedoch nur zugunſten desjenigen 
ein, welcher fie herbeiführt. Die für die Verjährung geltenden Bor- 
föriften der SS 209 bis 212, 216, 219, 220 finden entjpredhende 
Anwendung. 

8 942. Wird die Erfigung unterbroden, jo fommt die bis zur 
Unterbrechung verſtrichene Zeit nicht in Vetracht; eine neue Erfigung 
fann erſt nach der Beendigung der Unterbredung beginnen. 

$ 943. Gelangt die Sache durch Rechtsnachfolge in den Eigen- 
befitz eines Dritten, ſo kommt die während des Beſitzes des Rechtsvor⸗ 
gängers verftrichene Erfigungszeit dem Dritten auftatten. 11) 

8 944. Die Erfigungszeit, Die zugunften eines Erbſchaftsbe⸗ 
figers '?) verjtrichen ift, fommt dem Erben zuftatten. 
| 8 945. Mit dem Erwerbe des Eigentums durch Erfigung erlöſchen 

die an der Sache v or dem Erwerbe des Cigenbefiges begründeten Rechte 
Dritter, >) es jei denn, daß der Cigenbefiger bei dem Ermwerbe des Eigen- 
befiges in Anfehung diejer Rechte nicht in gutem Glauben iſt oder ihr 
Beitehen jpäter erfährt.) Die Erfigungsfrift muß a uch in Anjehung 
des Rechtes des Dritten verftrichen fein; die Vorſchriften der 88 939 
bis 944 finden entſprechen de Anwendung. 


III. Verbindung. Vermiſchung. Berarbeitung.!) 


8 946. Wird eine bewegliche Sadıe mit einem Grundſtücke der⸗ 
geltalt verbunden,?) daß fie wejentlidher Beitandteil?) des Grund: 
Itids wird, jo eritredt fih das Eigentum an dem Grundftüd auf Die le 

ade‘) 

8 947. Werden beweglide Sachene) mit einander dergeitalt vers 
bunden, daB fie wejentliche Beltandteile einer einheitliden 
Sade werden, jo werden die bisherigen Eigentümer Miteigentümer 
diefer Sache; e) die Anteile bejtimmen fi) nad) dem Verhältniſſe 
des Wertes, den die Sachen zur Zeit der Verbindung haben. 

Iſt eine der Sachen als die Hauptſache anzufehen,”) jo erwirbt ihr 
Eigentümer das Wlleineigentum. 

8 948. Werden beweglide Sadhen mit einander untrennbar ®) 
vermilht °) oder vermengt,'‘) jo finden die Vorſchriften des 8 947 ent- 
ſprechende Anwendung.'') 

Der Untrennbarteit jteht es gleich, wenn die Trennung 
der vermiſchten oder vermengten Sachen mit unverhältnis— 
mäßigen Koſten verbunden fein würde. 

8 949. Erliſcht nach den 88 946 bis 948 das Eigentum an einer 
Sade, jo erlöſchen auch die jonftigen an der Sache beitehenden Werhte.!?) 
Erwirbt der Eigentümer der belajteten Sadhe Miteigentum, 
io beitehen die Rechte an dem Anteile fort, der an die Gtelle der 
Sade tritt. Wird der Eigentümer der belafteten Sade Allein- 
eigentümer, jo erftreden fi die Rechte auf die Hinzutretende 
Sache. 
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Erläuterungen 


7) Worüber die Dertehrsauffajlun entjcheidet. 
948 s) Wenn die „Trennung“ mög 1, ändert fi) an den bisherigen Rech⸗ 
ten der verjiedenen Eigentümer nidts. 


ich 
ch 
9) z. B. zuſammengegoſſener Johannisberger und Grünberger Wein. 
10 & 8. zujammengejdütteter Roggen. 
ı1) Es endiieht aljo „Miteigentum“ oder im Yalle des Re Ab}. 2 
„Alleineigentum“; 3. ®. wenn Borter und Champagner verichiedener Eigen- 
tümer zuſammengegoſſen ift, gehört die Milhung dem Eigentümer des Cham- 
pagners. — vgl. Note 1 und Noten zu 8 947, insbejondere, daß Ri 948 nidht gilt, 
wenn $ 950 zutrifft. 8 948 gilt aud) für vermengtes Geld verigiedener Eigen⸗ 
tümer, falls nicht mehr herauszufinden ift, wem die verfhiedenen Münzen ge- 
gören (aljo: „untrennbar“) und falls der Vermengende niht „in gutem 
lauben“ ift. Wer fremdes Geld „in gutem Glauben“ mit dem feinigen ver- 
mengt, wird ap eigentiimen, auch wenn das Geld geſtohlen oder verloren 


war ($ 985 
5 949 12) 3. B. Nießbrauch, Pfandrecht. vgl. Note 1 und 8 9836, 
5 950 13) ſogen. Spezifitation. Ob eine „neue“ Sache vorliegt, ift nad) der 


Verkehrsau aſſun zu entſcheiden. Unter 8 950 fallen alſo nicht bloße 
„Reparaturen“. enn feine „neue“ Sade hergejtellt wird, gelten bei Stoffen 
verihtedener Eigentümer die 88 947, 948. 


14) ſelbſt wenn er nicht „in gutem Glauben“ tft, 3. B. der Schuhmacher, 
der aus von ihm geitohlenem Leder Schuhe heritellt, wird in der Regel deren 
Eigentümer. „Wes die Arbeit, des das Wert“ ( 2: Geſchieht die Ver⸗ 
arbeitung oder Umbildung z. B. auf Grund eines rkvertrags, in einem 
Dienftverbältnis, dann richten fi die Wirkungen zunächſt nad) dem Bertrage. 
Der Tiichler, der aus ihm vom Bauherrn übergebenem Holze Türen beritellt, 
erwirbt das Eigentum an den Türen für den Bauherrn, der Gelelle für den 
Meilter. Wenn aber der Schuitergejelle Leder unterihlägt und „Für ji“ 
Schuhe Heritellt, wird er Cigentümer der Schuhe. 

15) Wenn alſo im Beilpiel der Note 14 der Wert des befonders koſtbaren 
Leders „erheblich“ größer ift als der Wert der Schulterarbeit, jo erwirbt ber 

ufter nicht Eigentum an den Schuhen, jondern (da zur Anfertigung von 

uhen aud) nod) andere Sadyen als Leber gehören, 3. B. Aaget, Zwirn uſw.) 
ift die Eigentumsfrage nad 8 947 zu entieeiben, d. 8 nah Abſ. 2 dafelbit ge- 
hören die Schuhe dem Eigentümer des Leders. 

16) Das Bild folgt dem Maler, dem Schreiber (dem Druder) das 
Blatt“ (C), wenn nicht etwa der Wert der Leinwand, des Blattes erheblich 
Ir za ni der Wert des Gemäldes oder des Geidhriebenen, Gedrudten 

vgl. Note 15). 

17) Vorausſetzung ift in allen Fällen, daß dur das Schreiben, Zeichnen 
ulm. ae Aa (ein geiltiges Mert, ein Gemälde ufw.) bergeftellt ift. 
ogl. 


18) 8 949, 

8 951 19 812 ff., 818 und Note 1 zu 8 946. 

20 823 ff. und Note 1 zu 8 946. Wenn aljo „unerlaubte“ Handlung 
vorliegt, fann im Gegenſatze zu H 951 Ab. 1 am Ende unter Umjtänden „Wie- 
derheritellung‘“ des früheren Er tandes gefordert werden; 88 249, 251. 

21) pgl. Sa er „Aufwendungen“. 

22 a regilter „Wegnahme“. 

23 

24) vgl. 8 371. Wer aljo eine „beitehende“ Forderung erwirbt, kann 
den Shulbihein 

240 


8 952 
fraft 8 985 von jedem herausverlangen. 
) „Wenn die Schuld verpfändet, ift auch der Schuldſchein verpfän- 
det“ (C). vol & 836 Abi. 3 ZPO. 

an . B. die jogen. Legitimationspapiere des $ 808. vgl. Note dazu . 
(Sparkaſſenbücher, ——— uſw.). 8 952 gilt dagegen nidt für 
„Snhaberpapiere“ (SS 793, 807), dieſe find felbitändige Saden (var. ote 6 
zu $ 793), ferner aus ähnlidem Grunde nidi für „Wechſel“ und die „Durch 
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Erwerb von Erzeugniffen und fonftigen Beftandieilen. $ 950-955 


8950. Wer durd Verarbeitung oder Umbildung eines oder 
mehrerer Stoffe. eine neue bewegliche Sache hHeritellt,”) erwirbt das 
Eigentum an der neuen Sace,!*) jofern nit ber Wert der Verar— 
beitung oder der Umbildung erhebli‘ geringer ift als der 
Wert des Stoffes.) Als Verarbeitung gilt aud das Shreiben, 
Zeihnen, Malen, Druden, Gravieren oder eine ähn: 
lihe Bearbeitung der Oberfläde.'°) 7) 

Mit dem Erwerbe des Eigentums an der neuen Sache erlöſchen die 
andem Stoffe beftehenden Heihte.!?) 

$ 951. Wer infolge der Vorjchriften der 88 946 bis 950 einen 
Rechtsverluſt erleidet, kann von demjenigen, zu deilen Gunften die Rechts⸗ 
änderung eintritt, Bergätung in Geld nad) den Borfehriften über die 
Herausgabe einer ungerenhtfertigten Vereicherung fordern.) Die 
Wiederherſtellung des früheren Zuftandes fann nidt verlangt werden. 

Die Vorſchriften über die Verpflihtung zum Schadenserfage wegen 
unerlaubter Handlungen 2°) jowie die Vorſchriften über den Erfak von 
Berwendungen 2?) und über das Recht zur Wegnahme einer Einrich⸗ 
tung ??) bleiben unberührt. In den Fällen der SR 946, 947 iſt die 
Wegnahme nad den für das Wegnahmerecht des Beflters gegenüber 
dem Eigentümer geltenden Borjchriften ?°) auch dann zuläjlig, wenn die 
Verbindung nicht von dem Befißer der Hauptſache bewirkt worden it. 

8 952. Das Eigentum an dem über eine Forderung ausgeitellten 
Schuldſcheine fteht dem Gläubiger zu.) Das Recht eines Dritten an 
der Forderung erjtredt fi) auf den Schulbjigein.?*e) 

Das gleiche gilt für Urkunden über andere Rechte,?“) Traft deren 
eine Zeiftung gefordert werden kann, insbejondere für Hypothelens, 
Grundſchuld⸗ und Rentenichuldbriefe.:°) 


IV. Erwerb von Erzeugniffen und fonftigen Beftandteilen 
einer Sade.!) 2) 


8 953, Erzeugniſſe und fonftige Beitandteile einer Sache gehören 
auch nach der Trennung dem Eigentimer der Sade,’) foweit fich nicht 
aus den 88 954 bis 957 ein anderes ergibt. 

954. Wer vermöge eines Rechtes an einer fremden Sache befugt 
it, fi) Erzeugniſſe oder jonitige Beitandteile der Sache anzueignen,*) 
erwirbt das Eigentum an ihnen, unbeſchadet der Vorſchriften der 
88955 bis 957, mit der Trennung.) 

8 955. Wer eine Sade im Eigenbefite hat,°) erwirbt das Eigen: 
tum an den Erzeugniffen und fonjtigen zu den Früchten der Sache ge: 
börenden Beitandteilen,”) unbeihadet der Vorſchriften der SS 956, 957, 
mit der Trennung?) Der Erwerb iſt ausgeidloflen, wenn der Eigen: 
beiter nit zum Eigenbejit oder ein anderer vermöge eines 
Rechtes an der Sade zum Fruchtbezuge beredtigt ift 
und der Eigenbefiter bei dem Erwerbe des Eigenbelites nicht in gutem 
Glauben ift’) oder vor der Trennung den Rechtsmangel erfährt.!) 
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Erläuterungen 


änboflament übertragbaren“ kaufmänniſchen Anweiſungen, KRonnofjemente, 
adeſcheine uw. 8 363 HGB. 
953 26) vgl. jedoch 8 1163 Abi. 2 1 6 ce 
8 1) Das Geſetz macht hier teinen nterſchied zwiſchen „Ergeug 
niſſen“ Ko 99) und ——— — (85 © 93 — glei er go „weientliche“ Ober 
ich 


unwe ee an 0 s fa Den aljo unter 88 953 
bis 957 und ee te, — e, Steine, Erdmaſſen, Mi Des 
Baumes, Der des Stieres, Schwanz des P erdes, Wolle des S fes ulm. 


vgl. Anhang 2 zu 8 953 s (übern t zum Ger tändnis der 88 953957). 
}. Gier die Aub fauft, bat das 8 —* e Saat iſt deſſen, des der 
Ader if“ '(C). — —A rundſchuld, —* *— un —* echt er⸗ 
ſtrecken ſich auch auf Die „geſamten“ Erzeugniffe und Beitandteile 1120, 1212. 
5 954 4) d. h. vermöge eines „ninglihen“ Rechts, 3. B. der Niekbrauder 
8 1030), der Pfan gu, t im "alle des 8 1213. — Vom „perfön- 


ichen Rechte 3. 8 Pächters Handelt 8 
5) ohne meiteres! auch wenn ein anderer als der Berechti oder 
ein Naturereignis (Sturm) die „Trennung“ bewirkt, aljo ohne daß Be⸗ 
rechtigte Kenntnis“ von der Trennung zu haben brand. 
8 955 °) Ohne „Eigentümer“ zu jein (vgl. 3 572), 3 © der —— eines 
Grundſtücks, dem dasſelbe bereits übergeben, aber noch nicht aufgelaſſen iſt. 


ni de geh au an an Det en „Beltandteilen“, die nit zu den „Früch⸗ 
ten“ der Sa gehöre n_(vgl. 88 99, 93 ff.) Wer aljo ein Haus, das er im 
au tgläubigen“ Eigenbeſit Bu wäh hrend es in Vahrpeit einem anderen gehört, 
abbricht, erwirbt durch DieR „Toennung“ nicht das 
ten ulm. OBeltandteit en). 
An 5 ſogte 
* art 2 und Noten dazu. Alſo: wer eine Kuh geſtohlen 
bat, ermit t in ns AH des von ihr geworfenen Kalbes. 
zu 
11 8 wer Ka ade br belitt in dem „guten Glauben”, es ftehe ihm 
der Niefbraug) a gu 
8 956 8 handelt von dem Fruchterwerbe desjenigen, der nicht ein 
‚Ping Recht (3. B. Rießbrauch) an der Sache hat (hiervon _ Bandelt 
954), jondern nur auf Grund eines Schuldverhältnilfes ein „perſönliches“ 
echt gegen ben Eigentümer einer Sade, — i ne ben Ye zul: ujw. 
Bezug” geltatte, insbejondere allo vom erwerbe ters. — 
Wenn derjenige, der einem anderen bie Aneignung der —e— uſw. einer 
Sache geltattet, n icht „Eigentümer“ der Sache, auch ſonſt nicht zur Ge- 
ſtattung berechtigt iſt, gilt E57. 
14) 3.8. bei der Pacht; F 
3. B. beim Verkauf eines Gebäudes auf Abbruch „geitattet“ Der 
Eigentümer bem Käufer, fih die „Beitandteile anzueignen“. | 


ı7) vgl. das Note 5 Gelagte. 


8,5 — „Getrennte Yrudt fällt e de Yugenblide der Trennung) in 
* — (C), wenn, was die Re ächter den „Bejit“ der 
pachteten at; aber „wer das etgut nigt ae muß Die 
De erit — (C), Daran „Belt ergre fen“. „bängende 
oder |tehende" Früchte, ein Haus , auf bbruch“ kauft, erwirckt das Eigen: 
tum an den Früdten, an den Steinen und Balken erft mit der „Belißergrei- 
fung“, ſofern ihm nicht ſchon vorher der Beli des Aders, Des Obitgartens des 
Haufes ſelbſt übergeben war, was nad) $ 865 guläliig iſt t: in legterem alle 
erwirbt er das Ci igentum der Früchte und Beltan teile bereits mit der 
„zrennung“ (vgl. Note 5). er Sache 
10) z. B. der —** einer verpachtet fie ($ 1059), der 
Pächter eines Grundjtüds gibt es in „Wit tert” (8 596 nebit Dot 
8 957 . 20) 3 B. der 1 Afterpädter“; ogl. 
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igentum an den Steinen, 


a 2 nn . 
Aneignung 8 956-962 


. Dem Eigenbejiter fteht derjenige gleich, weldher die Sache 
zum Zwede der Qusübung eines Nugungsredts an ihr. 
it 

Auf den Eigenbefig und den ihm gleichgeitellten Beftt !) findet Die 
Vorſchrift des $ 940 Abf. 2 entfprehende Anwendung. ' 

F 956, Geſtattet der Eigentlimer einem anderen,!?) ſich Erzeug⸗ 
niſſe 20) oder ſonſtige Beltanbteile >) der Sache anzueignen, ſo erwirbt 
dieſer das Eigentum an ihnen, wenn der Beſitz der Sache ihm über— 
laſſen ift,'*) mit der Trennung,’) anderenfalls mit der Beſttz⸗ 
ergreifung.!°) Iſt der Eigentümer zu der Geftattung verpflidtet, 
fo fann er fie nicht widerrufen, folange fi der andere in dem 
ihm überlafienen Befite der Sache befindet. 

Das gleiche gilt, wenn die Gejtattung nit von dem Eigentümer, 
iondern von einem anderen ausgeht, dem Erzeugniſſe oder ſonſtige 
Beitandteile einer Sahe nah der Trennunggehören.?) 

F 957. Die Borjhriften des 8 956 finden aud) dann Anwendung, 
wenn derjenige, welcher die Aneignung einem anderen gejtattet, 
Hierzu nicht berechtigt ift, es jei denn, Daß der andere, falls ihm der Be- 
ſitz der Sache überlafjen wird,2°) bei der Überlaffung, anderenfalls 
bei der Ergreifung des Befites der Erzeugniſſe oder der fonftigen Be: 
itandteile nicht in gutem Glauben ilt oder vor der Trennung den Rechts⸗ 
mangel erfährt.?') 


V. Aneignung. 


$ 958. Wer eine herrenlofe bewegliche Sade!) in Eigenbefit ?) 
nimmt, erwirbt das Eigentum an der Sache.?®) 

Das Eigentum wird nicht erworben, wenn die Aneignung geſetz⸗ 
ih verboten iſt 3) oder wenn durch die Beligergreifung das Yrneig- 
nungstedteinesanderen*) verlegt wird. 

959. Tine bewegliche Sache wird herrenlos,*?) wenn der Eigen- 
tümer in der Abfidt, auf das Eigentum zu verzichten, den Belig der Sache 
aufgibt.?) 

5 960. Wilde Tiere find herrenlos, jolange fie ſich in der Freiheit 
befinden.) Wilde Tiere in Tiergärten und Fiihe in Teichen 
oder anderen geſchloſſenen Privaigemwällern find nicht herrenlos. 

Erlangt ein gefangenes wildes Tier die Freiheit wieder, jo wird 
e5 Berrenlos, wenn nicht der Eigentümer das Tier unverzüglid) ”) ver- 
folgt °) oder wenn er die Verfolgung aufgibt. 

Ein gezähmtes Tier wird herrenlos, wenn es die Gewohnheit ab- 
legt, an den ihm beſtimmten Ort zurüdaufehren.?) 

8 961. Zieht ein Bienenſchwarm aus,') jo wird er herrenlos, 
wenn nicht der Eigentümer ihn unverzüglich 1%°) verfolgt!) oder wenn 
der Eigentümer die Verfolgung aufgibt. 

8 962. Der Eigentümer des Bienenihwarmes darf bei der Ver: 
folgung fremde Grunditüde betreten. Iſt der Schwarm in eine fremde 
nicht beſegte Bienenwohnung eingezogen, jo darf der Eigentümer des 
Schwarmes zum Zwede des Einfangens die Wohnung öffnen und die 
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8 958 


8 959 


Erläuterungen 


21) vgl. Note 9 und 10. — Wer alſo vom „vermeintliden“ Pächter 
„ſtehende“ Fi te ingutem Glauben kauft und einerntet geeis er⸗ 
greift“), wird Eigentümer der Früchte. Der „gutgläubige“ fterpächter 
eines Pächters, deſſen Pachtrecht gegenjtanbsios ift, 3. B. weil der Grundftüds- 
eigentümer mit Rüdjiht auf den einem Dritten hußfehenden „Nießbrauch“ Des 
Grunditüds garnicht zur Verpachtung berechtigt war, erwirbt, falls ihm das 
Grunditüf „übergeben“ ift, das Eigentum der Früchte ſchon mit der 


„Trennung“. 

1) Aber herrenloje Grundftüde 3 928 Abſ. 2. — „Herrenlos“ iſt eine 
beweglidye Sache, wenn fie bisher in niemandes Eigentum war al oder 
wenn der Eigentümer jein Eigentum aufgegeben (derelinquiert) hat (8 959). 

2) 8 872. Auch Kinder unter 7 Jahren können nad $ 958 Eigentum 
erwerben. vgl. Note A am Ende zu $ 854. 

28) ge Note Aa. . 

3) 3.8. 8 368 Nr. 11 StrGB. (das unbefugte Ausnehmen der Eier oder 
Sungen von jagdbarem Federwild), Reichsgeſ. vom 22. März 1888 (Aus- 
nehmen von Eiern “le, Die Vorſchriften der „Wildihongefege“ - gehören 
nicht Hierher; denn jie verbieten die „Tötung“, nit die „Anetgnung‘. — 
vgl. E. 67 und das preußilge Deich vom 26. März 1856 über die Be: 
itrafun unbeiu ter Gewinnung oder Aneignung von „Mineralien“, Die der 
Staat He vor Balten bat oder zu deren Gewinnung es einer Verleihung uſw. 
bedarf. — vgl. Note 4. | 

4) 3. B. das der landesgejeglichen Regelung vorbehaltene Jagd» uns 
——— eines anderen nt, E. 69, wo 8 958 Abſ. 2 ausprüdlich hervor⸗ 
gehoben wird). Das vom Wilddieb geſchoſſene Wild bleibt aljo, felbfi 
wenn es der Wilddieb in Belig nimmt, „herrenlos“, d. 5. eigentümerlos 
(„Beſitzſchutz˖ dagegen geniekt auch der Wilddieb; vgl. Note 4 zu S 854), bis 
der „Jagdberechtigte“ den „Bei“ am Wilde erlangt und dadurch „Eigen- 
tümer” wird, oder bis ein „gutgläubiger Eigenbeſitzer“ das Eigentum gemäß 
88 932 ff. erwirbt, 3. B. durch „gutgläubigen“ Kauf vom Wilddiebe, den er 
‚ohne grobe Fabel feit“ für den Eigentümer des Wildes hielt. Das lan: 

esqelei ide —— kann Abweichendes beſtimmen, z. B. 
nach Württembergiſchem AG. Art. 206 „unterliegt das erlegte Tier dem An— 
eignungstedte des Erlegers“. — Über Seeauswurf ujw. vgl. Reidhs- - 
Strandungsordnung. Hierher gehört auch Das nad) E. 73 in Kraft gebliebene 
preußiſche BernfteinRegal gemäk Gef. vom 22. Februar 1867. 

sa) An der Sahe beitehende Rechte Dritter (Nießbrauch, Pfandrecht) 
gehen natürlih dadurch allein, dag der „Eigentümer“ fie wegwirft (fie 
„hertenlos“ madt), nit unter. 

) 5 856. 3. B. Ehwaren, Zeitungen ujw., die man im Eifenbahnwagen 
liegen läßt. Der „Verzicht“ fett natürlich) PL aaa (88 104 ff.) 
voraus; was aljo ein Kind, ein Geiltestranter wegwirjt, wird nicht ohne 


weiteres herrenlos. 
6) * unterſcheidet; wilde Tiere und gezähmte (d. h. ehemals wilde); 
der Gegenjat von beiden find: zahme Tiere. Zu welder diejer drei Arten ein 


Tier gehört, iſt nur im Eingelfalle zu entſcheiden. iejelbe Tiergattung 
tann je nad} der Gegend bloß in „zahmen“ oder bloß in „wilden“ oder ſowohl 
in wilden als in zahmen Stüden vortommen (3. B. Ale Zahme Tiere, 
auf die fi ; 966 nicht bezieht, find unjere Haustiere (Kühe, Ochſen, Schweine, 
zunde ujm.). Als „gezahmte“, in Freiheit befindliche (urjprüngli wilde 

iere) fommen 3. B. vor: Rebe, Störde, Füchſe ujw. SHiernad) find „wilde“ 
Tiere alle „nit zahmen“ oder „nicht gezähmten“ Tiere, gleichviel, ob aus: 
ländiſche oder inländiſche; Elefanten, Igel, Strauß, Zeifig,' KRanarienvogel, 
Tiger, Hafe, Hyäne, Reh. „Wilde“ in der „Freiheit“ befindliche Tiere kann 
I alſo jeder aneignen, falls und ſoweit fie nidht nad Landesrecht dem 

agd⸗ oder Fiſchereirecht eines anderen unterliegen. sql. Note 4. Hervor: 
zuheben ilt: Rebe, Hafen und das fonftige jagohbare Wild in dem (unein- 
a ten) Walde des jagdpberehtigten Droßgrundbeligers find 
auch „Herrenlos“, fie find nit jein „Eigentum“; er hat nur das aus- 
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a 
Bund 8 963-971 


Waben herausnehmen oder herausbrehen. Er hat den entitehenden 
Schaden zu erjegen.'?) 

8963. Bereinigen fih ausgezogene Bienenſchwärme mehrerer 
Eigentümer, jo werden die Eigentümer, welde ihre Schwärme verfolgt 
haben, Miteigentliimer '?) des eingefangenen Gejamtihwarmes; die Un = 
teile beſtimmen fi nad) der Zahl der verfolgten Schwärme. 

8964. Iit ein Bienenſchwarm im eine fremde beſetzte Bienen» 
wohnung '*) eingezogen, jo erjtreden fi) das Eigentum und die fonjtigen 
Rechte an den Bienen, mit denen die Wohnung bejeßt war, auf den ein- 
gezogenen Schwarm. Das Eigentum und die jonjtigen Rechte an dem 
eingezogenen Schwarme erlöfchen. 


VI. Fund. 


8965. Wer eine verlorene Sache findet und an ſich nimmt,) 
hat dem Verlierer oder dem Eigentümer oder einem jonftigen Empfangs- 
berechtigten unverzüglich 2) Anzeige zu machen. 

‚Kennt der Finder die Empfangsberehtigten nicht oder iſt ihm ihr 
Aufenthalt unbelannt, jo hat er den Fund und die Umftände, welche für 
die Ermittelung der Empfangsberedhtigten erheblich fein können, unver: 
züglich *) der Bolizeibehörde anzuzeigen. Iſt die Sache nicht mehr als 
Brei Nark wert, fo bedarf es der Anzeige nicht.) 

966, Der Finder ift zur Berwahrung der Sache verpflidtet.°) 

ft der Verderb der Sache zu bejorgen oder ilt die Aufbewah- 
rung mit unverhältnismäßigen Koften verbunden, jo hat der 
Finder die Sache öffentlich verfteigern zu lallen.”) Vor der Verfteige- 
rung ift der Bolizeibehörde Anzeige zu machen. Der Erlös tritt an die 
Stelle der Sadıe. 

8 967. Der Finder ift berehtigt und auf Anordnung der Bolizei- 
behörde verpflichtet, die Sache oder den Verfteigerungserlös an die 
Polizeibehörde abzuliefern. 

8 968. Der Finder hat nur Borfag und grobe Yahrläffigleit zu 
verireten.?) 

8 969. Der Finder wird Durd die Herausgabe der Sache an den 
Berliereer auch den fonftigen Cmpfangsberedtigten gegenüber 
befreit.) 

8970. Naht der Finder zum Zwede der Verwahrung oder Er- 
haltung der Sade oder zum Zwede der Ermittelung eines Empfangs- 
berechtigten Aufwendungen, die er den Umjtänden nad für erforderlich 
halten darf, fo kann er von dem Gmpfangsbereditigten Erſatz 
verlangen.!°) 

F O71. Der Kinder fann von dem Cmpfangsberedtigten einen 
Finderlohn verlangen. Der Finderlohn beträgt von dem Werte der 
Sache bis zu dDreihundert Mark fünf vom Hundert, von dem Mehrwert 
eins som Hundert, bei Tieren eins vom Hundert. Hat Die Sade nur 
fürden Empfangsberedhtigten einen Wert’) fo ift der 
Sinderlohn nad billigem Ermellen zu beitimmen. 
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ſchließliche Recht, fie „in EN zu nehmen“ und Damit „das Eigen- 

tum daran zu erw hy ogen. Wilddiebitahl iſt allo nicht „Dieb: 
tahl“ im eigentlichen Sinne (ern me einer „fremden“ beweglichen Sadıe), 
ondern ein bejonderes Vergehen (Verlegung des „Aneignungstehts“ eines 
anderen). — Über im freien betroffene, einem anderen gehörende Tauben 


MN ah ein weg ner Zeifig, ——— kin, wenn fein Herr nidt 
—— durch die ende oben rennt, ihn zu Juden? Man wird das „Ber- 
olgen“ in joldem Falle wohl auf in übertragenem Sinne. deuten und an: 
nehmen dürfen, daß die Aufforderung, zur Ablieferung des Bogels dur Zei- 

tungsangeige, Maueranihlag ujw. ein „Berfolgen“ enthält und daher Das 
fortje. wahrt, folange der Verlierer des Vogels dieje und Ähnliche Schritte 
or 

) z. B. das „gezähmte“, freiumherlaufende Reh febrt nicht zurück. 

10) Die weitere Ordnung des vienenrechts 688 12664) er 
BGB. dem Tanbesgelehlinen Polizei-Nedt. rteußen gelten al 
noch 88 — 3. ‚126 I. 9 Allgem. Landr. vgl. Srac. Art. 89 unter 1b. 


au wenn er den Schwarm ſchon aus den Augen verlor. vgl, Note 8. 
den na ihm nit „verjhuldeten“. 





BR ing in eine fremde „n icht beſetzte“ Bienenwohnung 
8 962 Sap 


1) ber Fund bei Behörden und öffentlihen Verkehrsanſtalten 978 
bis 8 ilber einen d dem unde verwandten Yall eg im Befige ente 
li —— r den Fund eines Sch ur Yuss 
führung $ sn 983 vgl. Belanntmadjung des Reichstanz ers Dom 
16. Juni 1898 betr. die von Reihsbehörden und Reihsanftalten zu erlalfenden 
Belanntmaßungen In undſachen — sgelesblatt 1898 Seite 912). — Über 
bie polizeilidde Behandlung der Fundſ find in den verihiedenen Staaten 

Ausführungsvorſchriften glas Für Preußen: Dienitanweilung des 
Minifters des Innern vom 27. Dttober 1899 (abgedrudt im Minijt.-Blatt für 
die innere Verwaltung und im Juftizminifterialblatt für 1899), die erläuternde 
VBerfügung des Minilters des Innern vom 7. März 1900 (Miniit.-Blatt für 
Die innere Verwaltung 1900), gemeinienflißer „grlab der RAN sh 

€ 


Minifter vom 18. November 1899 über die in Yundfadden zu erlallenden 
fanntmaöungen gabgebrudt im — — 109), Fundordnung 
im Berei taatseifenbahnverwaltung vom 17. November 1904 (Eiſen⸗ 


bahnverordnungsblatt 1904). — Bayern: Minift. Belanntm. vom 14. De: 
zember 1899. — Sachſen: Verordnun ng dur Ausführung des BGB. vom 6. Juli 
1899 88 24—31. — Württemberg: Minift. Verf. vom 14. Dezember 1899. — 
Baden: Derordnung vom 11. November 1899 19 ff. 

2) „Sehen ift (noch) nicht finden“ (C). Wer einem ihm zugelaufenen 
Hunde utter und Unterkunft gibt, ift „Sinder“ des Hundes.” Man RL [bft- 
verſtändlich nicht verpflichtet, eine verlorene Dur, die man jieht, ch zu 
nehmen“; tut man es aber, ſo hat man die Pflichten des, i er ins: 
beiondere bie Unzeiges und Verwa hrungspflicht 965, 966, 968). Cs ih allo 
nicht gan ungelähtlid Finder” zu fein. die Anzeige unter: 

Läht, kommt dadurd in den Ber , er Die „fremde beweg— 
Di Sache, Die er dur ben Fund) in Belig oder Gewahrfem Bat, ſich rechts⸗ 
idrig zugee ‚und kann, wenn dies als erwieſen feſtgeſtellt wird, 
Degen Keller —* gemä 8 246 StrB. mit Gefängnis bis zu 3 Jahren 
oder bei Vorhandenſein mildernder Umſtände mit Geldſtrafe bis zu MO Mt. 
beitraft werden. 
121. 
121. 

5) Bei Saden im Werte von nit mehr als 3 Mark bedarf es zwar 

nicht der AR an die Polizei, wohl aber unter allen Umftänden der frei: 
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Der Anſpruch ift ausgeſchloſſen, wenn der Finder Die Anzeigepflicht 
verlegt !12) oder den Fund auf Nachfrage verheimlidt. 

8972. Auf die in den 88 970, 971 beitimmten Anjprüde finden 
die für die Anſprüche des Befißers gegen den Eigentümer wegen Ber- 
wendungen ‚geltenden Vorſchriften der 88 1000 Bis 1002 ent- 
ſprechende Anwendung.) 

973.) Mit dem Ablauf eines Jahres nad der Anzeige des 
Zundes bei der Bolizeibehörde **) erwirbt der Finder das Eigentum an 
der Sache,ns) es jei denn, daß vorher ein Empfangsberedhtigter dem Fin- 
der befannt geworden iſt oder jein Recht bei der Poltzeibehörde ange- 
meldet hat. Mit dem Erwerbe des Eigentums erläichen ‚bie fonitigen 
Rechte an der Sache.!°) 

Sit Die Sache nicht mehr als drei Mark wert, jo beginnt die: ein- 
jährige Yrift mit dem Yunde. Der Finder erwirbt das. Cigentum 
nicht, wenn er den Fund auf Nadjfrage verhbeimlidht. ‚Die An— 
meldung eines Rechtes bei der Polizeibehörde !7) fteht dem Erwerbe 
des Eigentums nihtentgegen. 

974. Sind vor dem Ablaufe der einjährigen Friſt Empfangs- 
bereihtigte dem Finder befannt geworden oder haben fie bei einer Sache, 
die mehbrals drei Mark wert it, ihre Rechte bei der Polizei⸗ 
behörde rechtzeitig angemeldet, jo kann der Finder Die Empfangsbered)- 
figten nad) den Vorſchriften des $ 1003 zur Erflärung über die ihm nad) 
den SS 970 bis 972 zuftehenden Anſprüche auffordern. Mit dem Ab- 
laufe der für die Erklärung beitimmten Frijt erwirbt der Finder das 
Eigentum und erlöſchen die fonftigen Rechte an der Sade,!®) wenn nicht 
die Empfangsbereditigten fi rechtzeitig zu der Befriedigung der An- 
Iprüche bereit erklären. 

8975. Durch die Ablieferung der Sache oder des Verfteigerungs- 
erlöfes an die Bolizeibehörde werden die Rechte des Yinders nicht be⸗ 
rührt. Läßt die Polizeibehörde die Sache verfteigern, jo tritt der Erlös 
an die Stelle der. Sache. Die Bolizeibehörde darf die Sache oder den 
Erlös nur mit Zuftimmung des Finders einem Empfangsberedtigten 
herausgeben. 

8976. Berzichtet der Finder der Polizeibehörde gegenüber auf das 
Recht zum Erwerbe des Eigentums an der Sadıe, jo geht fein Recht auf 
die Gemeinde des Jundorts üher.'?) 

Hat der Finder nad) der Ablieferung der Sache oder des Verfteige- 
rungserlöſes an die Poligeibehörde auf Grund der Vorſchriften der 
88 973, 974 das Eigentum erworben, jo geht es auf die Gemeinde des 
Zundorts über, wenn nicht der Finder vor dem Ablauf einer ihm von 
der PBolizeibehörde beitimmten Friſt Die Herausgabe verlangt. 

977. Wer infolge der Vorſchriften der SS 973, 974, 976 einen 
Rechtsverluſt erleidet, Tann in den Fällen der 88 973, 974 von dem 
Finder, in den Fällen des 8 976 von der Gemeinde des Fundorts 
die Herausgabe des durch die Rechtsänderung Erlangten nad) den Vor: 
Ihriften über die Herausgabe einer ungerehtfertigten Bereicherung 
fordern. Der Anſpruch erliiht mit dem Ablaufe von drei Jahren nad 
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willigen Anzeige an den „bekannten“ Berlierer, Eigentümer oder ſonſtigen 
Empfangsberedtigten. „Aneignen‘“ darf man fi aud nicht einen Fund, der 
nur 1 Wennig wert ift. vgl. 8 973 Abi. 2. Dan wird daher gut tun, aud) 
Saden im rte von weniger als 3 Mark der Polizeibehörde abzuliefern; 


8 967. 
8 966 ec) Menn er fie nit gemä 967 der Polizei abliefert. Über die 
pftid ten des "Berwahrers? 88 Ds ff. Pol 
7) Wenn er fie nicht gemäß 8 967 der Polizei abliefert. Über „öffent⸗ 
lie Berjteigerung“ a: 383 ni 8. 
8 968 8 276 R 
8 969 9) allo namentlih aud dem „Eigentümer“ der Sache gegenüber. Wenn 
aber jemand eine gefundene Sahe ohne Brüfung (alfo „grob fahrläjlig“ 
8 nn) demjenigen, der fih als „Verlierer“ beim ihm meldet, aushändigt, und 
es Stellt fih dann heraus, daß der ih Meldende nicht der „Berlierer“ war, 
io Haftet der Finder dem Eigentümer oder jonftigen Empfangsberedtigten auf 


970 Schadenserſatz. 2. Erich für Zei 

8 10) vgl. 256, 257, 273; 3. B. Er ür tungsanzeigen. 

8 971 1. 3. 3 ne Snpelibenzerfierun htte ein Doktoriptom 
118 965, 973 Abf. 2. „Keine Anzeige, kein Finderlohn“ 


C). 

8 972 12) Der Berlierer kann Io) aljo namentlih von den Yninrüden 
des Finders für Aufwendungen und Finderlohn dadurh befreien, daß 
er die Annahme der verlorenen Sache verweigert oder die wiedererlangte dem 
Finder zurüdgibt. 


973 138) Es ift zu unterfheiden: Abſ. 1 handelt von „Fundſachen“, die 
5 en ats 3 Mark wert find, — Abſ. 2 von Fundſachen, die bis 3 Mart 
wert find. 


14) Mer den Fund einer mehr als 3 Mt. werten Sade nit bei 
der Polizei „anzeigt“, kann das Eigentum nicht gemäß 8 973 erwerben. 

150) bezw. an dem Berjteigerungserlöle. Det Cigentumserwerb erfolgt 
AT aA ohne weitere Förmlichkeiten (Aufgebot ujw.). — 
vgl. . 

16) vgl. 8 936 und Noten. 

17) 3.8. feitens des Berlierers. 


8 974 18) & 973. — ngl. 8 977 
5 976 1) vgl. 8 977. 
Ss 977 20) Der Finder ilt alfo, obgleich er bereits das „Eigentum“ an der 


gefundenen Sade erworben hat, in der angeordneten kurzen Friſt von 3 Jah⸗ 

ten zur Herausgabe der „Bereiherung“ nah den Grundfäßen der 

„= 812 ff., 818, 819 (alſo abzüglich feiner Aufwendungen und jeines finder: 

0 verpflichtet; denn die Borjhrift, die dem Finder das „Eigentum“ 
zulpricht, verfolgt nit den Zwed, das Vermögen des Erwerbers auf 

38 des Verlierenden zu vermehren, ſondern nur aus Gründen des prak—⸗ 

8 978 tiſchen Hebeneedurfniſſes Verkehrs- und Rechtsſicherheit zu ſchaffen. 

1 

22) „Anzeige“ genügt nicht. 

28 5 an r 965977 findet alſo auf den ſogen. Bureaus 
und Eiſenbahn-Fund feine Anwendung; der Yinder bat fein Recht auf 
Eigentums-Erwerb und Yinderlohn, es gelten vielmehr die 
% 978 ff. „In Poſt und Eilenbahn iſt nichts zu finden“ (C). — vgl. aud) 

e Note 1 bezeichneten Vorſchriften. 

8982 24) vgl. die Note 1 bezeichneten Vorſchriften. 

983 25) Die Verpflihtung zur Herausgabe beruht auf „Vertrag“ 3. B. 
bei Roftiendungen und Denofiten. Sie beruht nit auf „Bertrag‘, es 
findet alfo ⸗ 983 Anwendung z. B. bei Gegenftänden, die in einer Strafiade 
als überfühbrungsitüde ſich bei Gericht befinden. 

8 984 26) Ob jemand die Sade ei verborgen bat, oder ob fie durch 
„Zufall“ an ihren Pla gelommen, ijt gleichgültig. — Sit der Eigentümer aus 
anderem Grunde als wegen „langen Berborgenliegens“ unbelannt, jo Liegt 
nicht „Schaf“, jondern „und“ vor (88 965 ff.); 3. B. jemand findet im 
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dem llbergange des Eigentums auf den finder oder die Gemeinde, wenn 
nicht Die gerichtliche Geltendmadung vorher erfolgt.2°) 
8978. Wer eine Sahe in den Geihäftsräumen oder den Beför⸗ 
berungsmitteln einer öffentlihen Behörde oder einer dem öffentlichen. 
Verfehre dienenden Berlehrsanftalt findet und an fi) nimmt, Hat die 
Sache unverzüglich?) an die Behörde oder die Verfehrsanitalt oder an 
einen ihrer Angeſtellten abzuliefern.”) Die Vorſchriften der 88 965 
bis 977 finden Teine UAnwendung.?°) 
8979. Die Behörde oder die Verlehrsanftalt fann die an fie ab- 
gelieferte Sache öffentlich verfteigern laſſen. Die öffentlichen Behörden 
und die Verfehrsanitalten des Reichs, der Bundesitaaten und der Ge: 
meinden fönnen die Berfteigerung durch einen ihrer Beamten vor⸗ 
nehmen laſſen. 
Der Erlös tritt an die Stelle der Sache. 
8980. Die Berſteigerung iſt erſt zuläſſig, nachdem die Empfangs⸗ 
berechtigten in einer öffentlichen Bekanntmachung des Fundes zur An- 
meldung ihrer Rechte unter Beſtimmung einer Friſt aufgefordert wor⸗ 
den find und die Friſt verſtrichen iſt; ſie iſt unzuläſſig, wenn eine Anmel⸗ 
dung rechtzeitig erfolgt iſt. 
Die Bekanntmachung iſt nicht erforderlich, wenn der Verderb der 
Sache zu beſorgen oder die Aufbewahrung mit unverhältnis— 
mäßigen Koſten verbunden iſt. 
8981. Sind ſeit dem Ablaufe der in der öffentlichen Belannt- 
machung beitimmten Friſt drei Jahre verſtrichen, ſo fällt der Verſteige⸗ 
rungserlös, wenn nicht ein Empfangsberechtigter ſein Recht angemeldet 
hat, bei Reichsbehörden und Reichsanſtalten an den Reichsfiskus, bei 
Landesbehörden und Landesanſtalten an den Fiskus des Bundesſtaats, 
bei Gemeindebehörden und Gemeindeanftalten an die Gemeinde, bei 
Verkehrsanſtalten, die von einer Privatperjon betrieben werden, an dieſe. 

Iſt Die Verſteigerung ohne Die öffentliche Bekannt— 
machung erfolgt, jo beginnt die dreijährige Friſt erſt, nachdem die 
Empfangsberedhtigten in einer öffentlichen Befanntmahung des Yundes 
zur Anmeldung ihrer Rechte aufgefordert worden find. Das gleiche gilt, 
wenn gefundenes Geld abgeliefert worden ilt. 

Die Koften werden von dem herauszugebenden Betrag abge- 
zogen. 

982. Die in den 88 980, 981 vorgejhhriebene Belanntmahung 
erfolgt bei Reichsbehörden und. Reihhsanitalten nah den von dem Bun⸗ 
desrat, in den übrigen Källen nad den von der Zentralbehörde des 
Bundesftaats erlafjenen Borlchriften.?*) 

8983, Iſt eine öffentliche Behörde im Befig einer Sache, zu deren 
Herausgabe fie verpflichtet iſt, ohne daß die Verpflichtung auf Bertrag 
beruht, jo finden, wenn der Behörde der Empfangsberecdhtigte oder deſſen 
Aufenthalt unbelannt iſt, die Vorſchriften der 88 979 bis 982 ent- 
Iprehende Anwendung.?°) 

984. Wird eine Sade, die jo lange verborgen gelegen 
hat,22) daß der Eigentümer niht mehr zu ermitteln ilt 
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zahre 1%06 in jeinem Keller einen Beutel Goldftüde, die das Prägejiahr 1898 
ragen. 
27) felbft wenn ein anderer die Sade in „Befit“ genommen hat. 
28) Der Schaf Tann in einem Grundftüd oder in einer beweg⸗ 
lien Sade (in dem Geheimfach eines alten Spindes) verborgen geweſen 
fein. — Zwiſchen „Entdeder“ und „Eigentümer“ der den Schak bergenden 
Sache entiteht allo Miteigentum (88 1008 ff). Eine „Anzeigepflidt“ 
(8 965) beiteht beim Entdeden eines ges nit, wenn aber der „Ent- 
deder“ des Schatzes ihn „für 19 allein alt“, ohne dem Eigentümer der 
Sade, in der er ihn gefunden Hat, (d. h. dem Miteigentümer des Schates 
Mitteilung zu maden, fo begeht er eine ftrafbare „Unterfhlagung“. 
20) Durch E. 109 find die Iandesgefegliden Vorſchriften aufrecht er: 
Iten, die Die molielerum von alten Münzen und Kunftgegenftänden von 
ichtigkeit an öffentliche Behörden ge rterſatz anordnen. 

8 985 ı) Zum Verſtändnis des Unteriiedes zwiſchen den in diejem Titel ge- 
ordneten Anſprüchen aus dem Eigentum“ und den „Anſprüchen aus dem 
Befig“ auf „Befitihuß“ (8 861, 862) ogl. Anhang 2 zu 8 854, insbejondere 
unter IV, en Die in dDiefem Titel geordneten „Aniprüde aus dem Eigen- 

um“ find: 

a) die Klage auf Herausgabe der (beweglichen oder unbeweglichen) 
Sadye 8 985, die jogen. Eigentumstlage. Die dem Bellagten zujtehenden En 
wendungen behandelt 8 986; die 88 987-993 behandeln die „Verpflichtung“ 
des Bellagten zum Erſatze der von ihm aus der Sache gezogenen 
Nugungen und des dem Eigentümer entitandenen Schadens, die 88 
9894—1003 behandeln das „Net“ des Bellagten auf Erfa der auf die 
Sade gemaditen Berwendungen; 

b) die Klage auf Beſeitigung von Beeinträchtigungen 8 1004, die fogen. 
Eigentumsfreiheitstlage greaateri & Klage); 

c) die Klage auf Geftattung der Aufluhung und Wegſchaffung der auf 
ein fremdes Grundftüd geratenen (8 1005). . 

m Anſchluß an die Vorſchriften zu a— c ilt in $ 1006 die Eigen» 
tumss „Bermutung“ für den „Beſitzer“ einer beweglihen Sade ausgeſprochen 
und als eine Folge diefer Vermutung in $ 1007 bie Ringe aus dem reüher 
ren Befike geregelt, Die an jih mit den in diefem Titel geordneten „An: 
Iprüden aus dem Eigentum” nichts zu tun bat; denn fie fteht nicht 

Ioß dem „Cigentümer“, jondern jedem rüheren Deiine: zu (auf 
dem, der bloß auf Grund eines „Schulbvertrags”, 3. B. als Mieter, Pächter 
ulm. lub); ogl. hierüber Anhang 2 zu $ 854 unter III und IV. 
ur Vorbereitung der Klagen aus 8 985 und 1007 dient 8 809. 
2) Wer auf_Grund feines „Eigentums“ die Herausgabe feiner 
Sache (bewegliche Sache oder Grundftüd) vom gegenwärtigen Beliker fordert, 
muß ſelbſtverſtändlich fein „Eigentum“ beweilen. Diejer Beweis lann 3. B. 
durh den Beweis des „Cigentums“-Erwerbs an einer bewegliden 
durh Rauf in öffentlider Berfteigerung ($ 985 Abi. 2), infolge 
Erjigung (88 9387 ff.), infolge Berbindung, Bermiidung, 
Berarbeitung ($S 946 fr), ferner Han 88 953 fi. (Fruhterwerb), 
gemäß 33 958 ff. [ nei nung), gemak 88 965 1 (und) geführt werben 
und wird in dieſen Fällen in der Regel nicht ſchwer zu führen fein. In 
anderen Fällen — und das find im praftilchen Reben die häufigften —, wenn 
man nämlich eine Sade durch Kauf (abgejehen von dem Falle der en den 
Verjteigerung“), Taujd, Shentung ulw. von einem anderen ertworben bat 
(ſogen. abgeleiteter Cigentumserwerb), ift zum @igentumsbeweis in 
der Regel erforderlid, daß man das „Eigentum“ des Verkäufers A be 
weilt, und wenn diejer von B lauft hatte, muß man das Eigentum des B 
beweilen ujw. rüdwärts. Diejer Beweis ift ſehr jchwierig, oft unmöglid. 
Das ſetz bietet deshalb Hilfe: 
a) bei Grundſtücken durch die in SS 891, 892 feitgefe te Bermutun 
daß, wer im Aa als Eigentümer „eingetragen“ it, in Wahrheit 
auch Eigentümer fei. r im Grundbud als Eigentümer eingetragen ift, 
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Anſprüche and dem Eigentume 8 985 —991 . 


(Schatz), entdedt und infolge der Entdedung in Beſitz genommen, 
jo wird das Eigentum zur Hälfte von dem Entdeder,?’) zur Hälfte von 
dem Eigentümer der Sade erworben, in welcher der Schatz verborgen 
war. 23) 20) 


Dierter Titel. Anfprüde aus dem Cigentume.') 


985. Der Eigentümer ?) fann von dem Beſitzer) die Heraus» 
gabe der Sache verlangen.*) 

S9S6. Der Beliger kann die Herausgabe der Sache verweigern, 
wenn er oder der mittelbare °) Befiger, von dem er fein Recht zum Beſitz 
ableitet, dem Eigentümer gegenüber zum Beſitze beredtigt 
it.) It der mittelbare Beliter dem Eigentümer gegenüber zur 
Überlaffung des Belites an den Beſitzer nit befugt, jo fann 
der Eigentümer von dem Beſitzer die Herausgabe der Sade an ben 
mittelbaren Befiger oder, wenn dieſer den Beſitz nicht wiederüber- 
nehmen kann oder will, an ſich jeL bt verlangen.”) 

Der Befiger einer Sade, die nad) 8 931 dur) Abtretung des 
Anſpruchs auf Herausgabe veräußert worden ilt, fann dem neuen 
Eigentümer die Einwendungen entgegenießen, welche ihm gegen 
den abgetretenen Anſpruch zuftehen. 

8987, Der Beſitzer hat dem Eigentümer die Rugungen heraus: 
zugeben, die er nad dem Eintritte der Rechtshängigkeit) zieht. 

Zieht der Beliter nad) dem Eintritte der Rechtshängigkeit 
Nugungen nicht, die er nad) den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirt- 
ihaft ziehen könnte, jo tft er dem Eigentümer zum Erſatze verpflichtet, 
joweit ihm ein Berjhulden?) zur Laſt fällt.‘°) 

8 9SS. Hat ein Belfiger, der die Sache als ihm gehörig oder zum 
Zwede der Ausübung eines ihm in Wirklichleit nicht zuftehenden 
Nutzungsrechts an der Sache beſitzt, den Bei unentgeltlid erlangt, ſo 
ift er dem Eigentümer gegenüber zur Herausgabe der Rutzungen, 
die er vor dem Eintritte der Rechtshängigkeit zieht, nach den Vorſchriften 
über die Herausgabe einer ungerehtfertigten Bereide- 
rung") verpflidtet. 

$S 989. Der Befiter ift von dem Eintritte der Rechtshängigfeit '?) 
an dem Eigentümer für den Schaden verantwortlid, der dadurch entiteht, 
DaB infolge feines Verſchuldens die Sache verihlechtert wird, untergeht 
oder aus einem anderen Grunde '?) non ihm nicht herausgegeben werden 
fann.'*) 

8 990. War der Befiger bei dem Erwerbe des Belites nicht in 
gutem Glauben,s) jo Haftet er dem Eigentümer von der Zeit des 
Erwerbes an nad) den 88 987, 989. Erführt ver Beſitzer [päter,'°) 
Dab er zum Beſitze nicht berechtigt ift, jo haftet er in gleicher Weile von 
der Erlangung der Kenntnis an. 

Eine weitergehende Haftung des Beligers wegen Berzugs ?7) 
bleibt unberührt. 

6991, Leitet der Beſitzer das Recht zum Befige von einem mittel: 
baren Beliger ab,'°) jo finden die Vorſchriften des 8 990 in Anſehung der 
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fann aljo von jedermann die Herausgabe des Grunditüds fordern, und es 
it Sache des Bellagten, zu beweifen, entweder daß die Eintragung 
im Grundbuche unrichtig ift, oder daB er dem Eigentümer gegenüber zum 
Belihe berechtigt it 5 986) ; " 

) bei bewegligen Saden durch die in 8 1006 Abi. 2 feitgejehte Ver⸗ 
mutung und durch Das in 8 1007 dem „früheren Beſitzer“ als ſolchem ge- 
währte Klageredit; vgl. die Noten zu 88 1006, 1007. 

n der Praxis wird die Eigentumsklage regelmäßig auf die gu a und b 
angege ent Weile begründet und ein ftrenger Eigentums⸗Nachweis garnicht 
angetreten. 

3) Wenn jemand „als Beliter“ einer Sade verklagt ijt, die er zwar 

als „unmittelbarer Befiger“, aber nur als „Belimittler“ Mr einen anderen, 
B. als Mieter, Pächter uſw. für den Vermieter, Verpächter, beſitzt, (vgl. 
868), jo kann er fi unter den Dorausfeßungen des 8 76 D. von dem 
gegen ihn angeitrengten Prozeß auf Herausgabe der Sache befreien, indem 
er dem, für den er befißt, den „mittelbaren Befiter „benennt“. vgl. Note 40 


zu 8 . 
*) Dieſe Klage verjährt in 30 Jahren ER 19%, 1%). Mit der Klage 
tja 
). 


Erläuterungen 


kann außer der „Herausgabe“ auch der „ 4 von Nubungen und 
Shäden“ gefordert werden (88 987—993 
8 986 5) 8 868. 

°) 3. B. indem er ein Niekbrauds- oder Pfandredt an der Sadıe ee 
weilt, oder daß er die Sache gemietet, gepadjtet ujw., ein Zurüdbehaltungsredt 
Daran ($ 273) habe. 

7) Beilpiel: Der Mieter A einer Sache hat Iegtere ohne Erlaubnis des 
Eigentümers B, von dem er fie gemietet hatte A des Verbots des 8 549 
an den Untermieter C weiter vermietet und diejem zum Beſitz übergeben; 
hier kann der Eigentümer B gegen den „Belißer“ C auf — der Sache 
an den „mittelbaren meiner A oder, falls dieſer die Sache nicht über: 
nehmen DL, an fi (B) felbjt flagen. vgl. 88 549, 556 Abſ. 3 und Noten, aud 


8 987 s 8 2, Rote 83 zu $ 291. — Über „Nußtungen“ vgl. 88 99, 100. 
D 
10) Die in 8 987 dem „Beliger auferlegten Verpflichtungen treffen den 
gutgläubigen“ wie „böosgläubigen“ Beſitzer; denn das Geich geht 
von aus, daß der a erausgabe einer Sache verklagte Beſitzer, auch wenn 
er „gutoläubig ift ($ 932 Abſ. 2), mit dem ungünftigen Ausgange 
des ehtsttreits rechnen und deshalb „auf alle Fälle“ ſich gemillermaßen als 
Verwalter einer fremden Sache“ ‚betradten muß. Der „bösgläubige” 
Befiger dat die in 8 987 beſtimmten Verpflichtungen n icht erſt von der 
Zeit der mehtshängi eit“ der Klage, jondern ſchon von der Zeit 
des „Erwerbes des * an, nal. 990. Abgejehen von den 
Fällen des 8 990 ilt der Belißer vor ber „, a dem Cigentümer 
der Regel nah weder für Nugungen, noch [für Shäden verant- 
98 wortlidh (8 93 Abi. 1). 
8 988 11 812 ff., 818. vgl. Note 83 zu 8 291 (Rechtshängigkeit). 
8 989 12 SL Note 83 zu 8 291. 
13) 3, B. weil er fie veräußert bat. 
14 989 beruht auf denfelben rmögun en wie $ 987 (vgl. Note 10, 
auch 8 und 9), gilt aljo au für den „gutgläubigen“ ae er. 
15) vgl. 8 932 Ubi. 2 und Note 10 zu 8 087. „Bofer Glaube erſetzt 
Rechtshängigkeit“ (C). 
16) pgl. Anhang 5 zu 8 937. Ein häufiges Beiſpiel iſt; A Täßt wegen 
einer Forderung gegen B bei dielem durch den Gerichtsvollzieher eine Sache 
fänden, wodurd er „mittelbarer Beliger“ der Sache wird. Nun meldet 
& C mit der Behauptung, daß die Sache Jein „Eigentum“ jei und verlangt 
ie „greigabe“ der Sadıe, indem er dem A dur) Borlegung von Urkunden 
ujw. jein „Eigentum“ an der Sade partut. Wenn A, obgleich er auf dieſe 
Weile „erfahren“ bat, daß er zur Aufrechterhaltung feines „Pfändungs- 
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8 990 





Anfprüche aus dem Cigentume 8 992997 


Augungen nur Anwendung, wenn die VBorausjegungen des 8 990 aud 
bei dem mittelbaren Belißer vorliegen,') oder dDiejem gegenüber 
die Rehtshängigfeit:‘) eingetreten ift. 

War. der Beſitzer bei dem Erwerbe des Belilkesingutem Glau:- 
ben, fo bat er gleichwohl von dem Erwerb an den im 8 989 be- 
zeichneten Schaden dem Eigentümer gegenüber injoweit zu ver- 
treten, als er dem mittelbaren Beliter verantwortlich ift.*) 

8992. Hat fi der Befiger durch verbotene Eigenmadt 2?) oder 
durch eine ftrafbare Handlung den Beſitz verichafft, jo haftet er Dem 
Eigentümer nad) den Borjchriften über den Schadenserjag wegen uner:- 
laubter Handlungen.) 

8 993, Liegen die in den 85 987 bis 992 bezeichneten Voraus: 
ſetzungen nicht vor,2*) jo hat der Befiter die gezogenen Früchte,“) ſoweit 
fie nad) den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtihaft nit als Er- 
trag der Sache anzufehen find,?*) nad) den Vorichriften über die Heraus- 
gabe einer ungeredhtfertigten Bereiherung?) Herauszu- 
geben; im übrigen ilt er weder zur Herausgabe von Rutzungen noch zum 
Schadenserſatze verpflichtet. 

Für die Zeit, für welche dem Beliger die Nugungen ver- 
bleiben, finden auf ihn die Vorſchriften des $ 101 Anwendung. 

8 994. Der Befiter kann für die auf die Sache gemadten nots 
wendigen Berwendungen 2°) von dem Eigentümer Erſatz verlangen. 
Die gewöhnlichen Erhaltungstoften find ihm jedoch für die 
Zeit, für welde ihm die Nugungen verbleiben ,) nicht zu 
erſetzen. 

Macht der Beſitzer n ach dem Eintritte der Rechtshängig— 
keitee) oder nach dem Beginne der im 8 990 beſtimmten Haftung °*) 
notwendige Verwendungen, jo beitimmt ih die Erſatzpflicht 
des Eigentümers nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung 
ohne Auftrag.’”) | 

8 995. Zu den notwendigen Verwendungen im Sinne des 8 994 
gehören auch die Aufwendungen, die der Beſitzer zur Beltreitung von 
Zaiten der Sade macht. Kür die Zeit, für weldhe dem Befißer die 
Nutungen verbleiben ,’*) find ihm nur die Aufwendungen 
für fjoide außerordentliche Laften zu erjegen, die als auf den 
Stammmert der Sade gelegt anzujehen find.®®) 

996, Kür andere als notwendige Verwendungen kann der Be: 
iger Erjag nur inſoweit verlangen, als fie vor dem Eintritte der 
Rechtshängigkeit und vor dem Beginne der im 8 990 beftimmten 

Haftung ?*) gemadt werden und der Wert der GSade dur fie nod 
zuder Zeiterhöht ift, zu welcher der Eigentümer die Sache wieder: 
erlangt. 

8997. Hat der Beſitzer mit der Sache ꝛe) eine andere Sache als 
wejentlichen Beitandteil verbunden, jo kann er fie abtrennen und ji 
aneignen. Die Vorſchriften des 8 258 finden Anwendung. 

Das Recht zur Abtrennung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Befiger nad 
S 94 Abſ. 1 Sat 2 für die Verwendung Erfag nicht verlangen kann 
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Erläuterungen 
Veſitzes ni i t berechtigt iſt, die Freigabe der Sache verzögert, ſo haftet er 
dem A GB,87 987, 989. 
17 HR 7 ff. 
8901 868. 


18 


„Des Verpächters En Glaube rettet. den Pächter“ (C). 
20 ) Note 83 Rs 
F beſſ as dem —* zu beſſern iſt, iſt auch dem Eigner zu 
| ern“ 
8 992 3) 858, 


23) 88 823 2 fr 
g 993 24) vgl. N 10, ne merenitigen Inhalt des 8 993 geben folgende 


„De iche Be Streit 
——— a, aber ab Sn u ift Raub und Bei Or (o. 





mio fon ige „a „Arugungen“ (ogl. 88 99, 
n —— ı N 1 unter II. 
8994 28 I. Di, 357, 278, 906, 996, 998, 1000 if 
f 29 Sy 101, 102. 


30) pgl. Note 88 zu 8 291. 

31) d. h. nad dem Deginne des „böſen Glaubens“. 

22) vgl. 88 677 ff., 684. Er kann daher Erſatz für notwendige 
Verwendungen nur dann verlangen, wenn fe ven „nem Intereſſe und dem wirk⸗ 
Verwendungen nur dann verlangen, wenn jie nterejle und dem wirt: 

' von diem — hmigt“ find; andernfalls der Cigentümer nur ver: 
—— jenige, was er info oge der Verwendung, erlangt hat, nad den 
riften über Die Herausg einer „ungeredtfertigten reicherung“ 

(88 812 ff., ‚ois) herauszugeben. 
8 995 „Di 993, 101—103. 
100-108. Als auf den „Stammwert“ der Sache gelegt it ift 
‚erjlehen eine den Grundbefigern der Stadt auferlegte einmalig 
ufs Herjtellung der Kanalijation. 
8 00 ͤr ri d. h. vor Eintritt des „bölen Glaubens“. „Rechtshängigkeit“ Note 83 


zu 
8997 5 85) d. 5, die dem Eigentümer of ebende Sade 
| 3u 8 997 vgl. SS 9395, 946, 947, 951 Abſ. 2, ferner 226 (Schi⸗ 
tane-Berbit), 
Mi vgl. Anhang 1 zu 8,9 go am Ende. 
vgl. Note 23 zu 85 





8 1800 * 274. 

81003 a 
8 42 18 I 1 3PO. 0. 15 ">, 146 N 3VG. und Dedrefien in das 
Schiffe 8 1268 BGB., 8 870 Abi. 2 3PO. und 


Saifisregi ter eingeirüpene 
5 162 fi. 336. 
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Anſprüche and dem Eigentume 8 998-1003 


oder die Abtrennung für ihn feinen Nuten Hat oder ihm 
mindeftens der Wert erjegt wird, den der Beitandteil nad der Ab— 
trennung für ihn haben würde.:°) 

8 998. Iſt ein Iandwirtihaftlihes Grundftäd 2”) herauszugeben, 
jo hat der Eigentümer die K often, die der Beſitzer auf die noch nicht 
getrennten, jedoch: nad den Regeln einer orbnungsmäßigen Wirt- 
Ihaft por dem Ende des Wirtſchaftsjahrss) zu trennenden Früchte 
verwendet hat, injoweit zu erjegen, als fie einer ordnungsmäßigen 
Wirtihaft entſprechen und den Wert diejer Früchte nicht üÜberjteigen. 

8999, Der Beliger Tann für die Verwendungen eines Borbe: 
figers, deſſen Rechtsnachfolger er geworden ijt, in demfelben Um- 
fang Erfaß verlangen, in welchem ihn der Vorbefier fordern könnte, 
wenn er die Sache herauszugeben hätte. 

Die Verpflihtung des Eigentümers zum Erſatze von VBerwen- 

dungen erftredt fih auh auf Die Verwendungen, die gemadt worden 
find, bevor er das Eigentum erworben hat. 
8 1000. Der Beliger kann die Herausgabe der Sache verweigern, 
bis er wegen der ihm zu erjegenden Verwendungen befriedigt wird. 
Das Zurüdbehaltungsrenht '°) ſteht ihm nicht zu, wenn er die Gade 
durch eine vorfätlich begangene unerlaubte Handlung *) er: 
langt hat. 

8 1001, Der Befiger kann den Anſpruch auf den Erfag der Ber: 
wendungen nur geltend maden, wenn der Eigentümer die Sade 
mwiedereslangt oder die Verwendungen genehmigt. Bis zur 
Genehmigung der Verwendungen kann ſich der Eigentümer von. dem Un: 
ſpruche dadurh befreien, daß er die wiedererlangte Sade zurüd- 
gibt. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn der Eigen: 
tümer die ihm von dem Beier unter Vorbehalt des Anſpruchs 
angebotene Cade annimmt. 

81002. Gibt der Befiger die Sache dem Cigentümer heraus, fo 
erlilht der Anſpruch auf den Erjag der Verwendungen mit dem Ablauf 
eines Monats, bei einem Grundſtücke mit dem Ablaufe von jehs Mo⸗ 
naten nad) der Herausgabe, wenn nihtvorher die gerichtliche 
Geltendmadung erfolgt oder der Eigentümer die Verwendungen ge- 
nehmigt. 

Auf dieje Friften finden die für die Berjährung geltenden 
Borichriften der 88 203, 206, 207 en tſpreche nde Anwendung. 

81003. Der Beliger kann den Eigentümer unter Ungabe 
des als Erfaß verlangten Betrags auffordern, fi) innerhalb einer 
von ihm beftimmten angemeljenen Friſt darüber zu erflären, ob er die 
Berwendungen genehmige. Nach dem Ablaufe der Friſt ift der Befiter 
berechtigt, Befriedigung aus der Sache nad) den Vorſchriften über den 
Pfandverkauf,“) bei einem Grunditüde nad) den Vorſchriften 
über die Zwangsvollftredung in das unbeweglidhe Vermögen *?) 
zu ſuchen, wenn nicht die Genehmigung redhtzeitig erfolgt. 

Beitreitet der Eigentümer den Anjprud vor dem Ablaufe der Friſt, 
fo kann fi) der Beſitzer aus der Sache erft dann befriedigen, wenn er nad) 
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Erläuterungen 


8 1004 13) fogen. Eigentumfreiheitstlage (negatoriihe Klage), vgl. Note -1 
unter b und Anhang 2 zu 8 854, insbejondere IV. — Es iſt nur „Beeinträd:- 
tigung. des Eigentums erforderlich, nicht daß ein „Schaden“ entitanden ift. 
ü a gibt 8 1004 feine Klage auf „S mer Eine Jolde fann 
— abgejehen von den Fällen des 8 26 Gewerbeordnung ogl. hierüber Note 6 
zu 8 906 unter E und F) — nur auf 88 823 N (unerlaubte Handlun- 
gen geitügt werden. Die Klage aus 8 1004 ſetzt daher auch nicht, wie 
3. 2. denserjatllage aus 8 823, ein „Verſchulden“ des Beklagten 
voraus. — $ 1004 handelt von „anderen“ Beeinträhtigungen des Eigentums⸗ 
rechtes als den „Dur Entziehung oder’ Vorenthaltung des Beſitzes“ er- 
olgenden (von leßteren handelt 8 985). Betfpiele zu ne jemand maßte 

& an, über mein Grundftüd EN gehen oder zu fahren, fine Abwäſſer darauf 
u leiten oder eine jonitige „Dienitbarkeit“, —* und aa gehören 
ierher die Fälle des 3908. — Wie in $ 985, fo handelt es ih auch im Falle 
des 8 1004 um den Schuß Mes Eigentums-Redtes; den Bejit- Schu 

ibt $ 862 dem „befigenden“ Eigentümer wie jedem anderen Beliter (ngl. 
nhang 2 zu é 854). — Bezugtiq der Begründung der Klage aus 8 1004 
(Beweis des Eigentums — Eigentums-Bermutung) gilt Note 2. Die Klage 
verjährt in 30 Jahren. " 

vgl. Note 23 zu 8 12, Note 34 zu $ 550. 

16) was Beflagter bemweifen muß. 

Ss 1005 1) vgl. 8 867 und Noten. Bezüglich der Begründung der Klage aus 
8 1005 (Beweis des Eigentums — Eigentums-Bermutung) gilt Note 2. Bor- 
ausfegung iült, daß die auf dem Grunditüd befindlide Sade nod von nie- 
mand in Belig genommen ift. 

$ 1006 3 8 1006 betreffend „bewegliche“ Sachen entſpricht dem 8 891 
betreffend Grundſtücke“ Was für Grundſtücke die Eintragung“, das iſt für 
bewegliche Saden der „Beſitz“, nämlich die äußerlid ertennbare Er- 
Iheinungsform für das Vorhandenfein eines „Rehtes“. vgl. Note 1 
in —* vorletzter Abſatz betr. 33 1006, 1007, ferner Anhang 57 zu 8 891 und 

nhang 2 zu $ 854 unter III und IV. 

48) vgl. Note 2 unter b. „Sei im dk und Du wohnit im Recht“ 
(C). — Gegen die in v 1006 Apr. 1 und 2 feitgefegten ‚Bermutungen“ 
üt der Gegenbeweis zutäing: Diefe „Vermutungen“ find übrigens nidt 
allein für die Geltendmahung des „Binglichen“ Anſpruchs aus dem „Eigen- 
tum“ von Bedeutung; fie erleihtern vielmehr dem „Befiger“ aud) die Geltend- 
madhung von perfönliden „Schadenserjag‘-An] ruhen und Anſprüchen 
aus der „ungereditfertigten Bereicherung“ (88 812 in). 

49) ngl. 8 935 und Noten. 

50) „Borbejiger gilt als Voreigentümer“ (C). Beijpiel: Der 
frühere Befiter A klagt gegen den gegenwärtigen Beſitzer B auf 
Serausgabe einer angeblich ihm gehörigen „beweglichen“ Sache (Stod, Ring ufw.; 
für „Geld oder Inhaberpapiere“ gilt vieles Beijpiel jedoh nit). Da dem 
gegenwärtigen Belifer B die „Eigentums-Bermutung“ aus $ 1006 

bi. 1 ge Seite fteht, jo muß der frühere Beſitzer A, wenn er fiegen will, 
diele „Vermutung“ bejeitigen, ſei es durch Gegenbemweis, d. 5. durch den 

Beweis, daß der gegenwärtige er Bnidht „Eigentümer“ ber 

let, jei es durch den Nachweis, dak ihm (A) die Sade „geitohlen, verloren 

gegangen oder ſonſt abhanden gekommen jei” ($ 1006 Abi. 1). Gelingt es dem 

rüheren Belißer A auf dieſe Weile, die für den gegenwärtigen Ber 
fiber B ſprechende „Figentums- Dermusung zu b ejeitigen, o fommt dem 

A, als früherem Üeliker, die „Cigentums-VBermutung“ des 8 1006 Abi. 2 

gußtatten, und er braudt jeine Klage auf Herausgabe niht noch weiter 

uch den oft jchwierigen Nachweis feines „Cigentums-Erwerbes“ zu begrün- 
den. Es iſt dann Sache des etlagien B (des gegenwärtigen Be- 
igers), entweder zu beweijen, daß der Kläger A zur Zeit, als er die Sade 
verlor, nicht „Eigentümer“ der Sade war (vd. h. die dem A zur Geite 
tehende Vermutung des $ 1006 Abi. 2 durch Gegenbeweis zu befeitigen), oder 
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Miteigentum 8 1004-1009 


rechtskräftiger Feititellung des Betrags der Verwendungen den 
Eigentümer unter Bejtimmung einer angemeffenen $ rift zur Erklärung 
aufgefordert hat und die Friſt verſtrichen ift; das Recht auf Befriedigung 
aus der Sache iſt ausgeichloflen, wenn die Genehmigung rechtzeitig erfolgt. 

81004. Wird das Eigentum in anderer Weiſe als durch Ent⸗ 

ziehung oder Vorenthaltung des Bejites beeinträdtigt, jo fann der 
Eigentümer von dem. Störer die Beſeitigung der Beeinträhtigung ver⸗ 
langen.*?) Sind weitere Beeinträhtigungen zu beforgen, jo fann der 
Eigentümer auf Unterlafjung klagen.“) 

Der Aniprud) ift ausgeichloffen, wenn der Eigentümer zur Duldung 
verpflichtet ift.*°) 

8 1005. Befindet fi eine Sade auf einem Grundftüde, das ein 
anderer als der Eigentümer der Sache befigt, jo jteht diefem gegen den 
Belier des Grundftüds der im $ 867 bejtimmte Aniprud) zu.*°) 

F 1006.) Zu Guniten des Befikers einer beweglichen Sache 
wird vermutet, daß er Eigentümer der Sache ſei.“) Dies gilt jedoch 
nit einem [früheren Bejiter gegenüber, dem die Sache ges 
ftohlen worden, verloren gegangen oder fonft abhanden gelommen iſt, 

es ſei denn, da es id) um Geld oder Inhaberpapiere handelt.) 

Zu Gunften eines früheren Befigers wird vermutet, daß er wäßrenb 
der Dauer feines Befites Eigentlimer der Sache gemwejen jei.°®) 

Im alle eines mittelbaren Befites gilt die Bermutung für den 
mittelbaren Befiter.°!) 

$1007.°) Wer eine bewegliche Sade im Beſitze gehabt Hat, 
kann von dem Befiter die Herausgabe der Sache verlangen, wenn Diejer 
bei dem Erwerbe des Belites niht in gutem Glauben war. 

Iſt die Sache dem früheren Befiter geitohlen worden, verloren ge- 
gangen oder jonjt abhanden gelommen, jo fann er die Herausgabe aud 
son einem gutgläubigen Befiger verlangen, es fei denn, daß dieſer 
Eigentümer der Sade ijt oder die Sade ihm vor der Beſitzzeit 
des Trüheren Belikers abhanden gelommen war.) Auf Geld 
und Inhaberpapiere findet dieſe Vorſchrift feine Anwendung. 

Der Anſpruch iſt ausgeihloffen, wenn der frühere Beliter bei 
dem Erwerbe des Befigesnihtingutem Glauben war oder wenn 
er den Bejigaufgegeben hat. Am übrigen finden die Borjchriften 
der 88 986 bis 1003 entiprechende Anwendung.’*) 


Fünfter Titel. Miteigenfum.') 


81008. Steht das Eigentum an einer Sache mehreren nad) 
Bruchteilen zu,?) jo gelten die Vorſchriften der 88 1009 bis 1011.?) 

8 1009, Die gemeinihaftlide Sahe kann auch zuguniten eines 
Miteigentümers belaftet werden.‘) 

Die Belaftung eines gemeinihaftlihen Grundſtücks zugunften des 
jeweiligen Eigentümers eines anderen Grunditüds jowie die Belajtung 
eines anderen Grunditüds zuguniten der jeweiligen Eigentümer des ge- 
meinſchaftlichen Grundftüds wird nihtdadpurhausgeihlojjen, 
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j | Erläuterungen 


| gu beweilen, daß er (2) das „Eigentum“ der dem Kläger A abhanden ge: 
ommenen Sadıe nad dem Belitverlufte des A erworben habe, z. 2. 
dur Kauf in öffentlicher Verfteigerung ($ 935 Abſ. 2), Erligung (88 937 ff.) 
uſw. wie Note 2 Abſ. 1. 
| 51) 8 868. Der Ver mieter, Berpädter uſw. gelten. aljo auf Grund 
diefer Vermutung als „Eigentümer“. 


8 1007 2) Zu 8 1007 betreffend die Klage aus dem früheren Beſitze (gleiviel, 
ob „Eigenbefiß“ 8 872 oder nicht, ob „unmittelbarer“ oder „mittelbarer” Be: 
fig) vgl. Anhang 2 zu 8 854 unter III und IV, ferner Note 1 und 2 zu $ 985 
und über „guten Glauben“ 8 932 Abi. 2 und Anbang 13 und 17 zu 
— Die Klage aus 8 1007 verjährt in 30 Jahren. — Näheres über Die 

lage aus 8 1007 vgl. Anhang 52 zu 8 1007. | 

m, „ven früher Beraubten weicht der ſpäter Beraubte“ (C). 

54) vgl. Note 1 unter a. | 

8 1008 1 oe: E. 173, 181, 182 (libergangsvorjdhriften). 

2 ilpiele: &8 947, 963, 984. — „Miteigentum“ ift = Eigentum nad) 
Bruchteilen; 3. B. ein Grundftüd gehört A, B und C zu je %; jedem der drei 
Kebt Alleineigentum an % des ganzen Grundftüds zu (Miteigentum zu 
Deellen Teilen), jeder der drei fann über fein Drittel frei verfügen (es ver- 
äußern oder belajten) vgl. 8 747, jeder Gläubiger der drei fann die 
Zwangsoollitredung in das Drittel betreiben. vgl. aus Ei 1066, 1258. Gegen⸗ 
lag iſt Gejamtgut, 3. B. bei der „Gejellihaft“ 88 705 ff. insbelondere 8 719, 
bei der ehelichen „Gütergemein] ft“ 1438 ff., insbejondere 8 1442, bei einer 
„Mehrheit von Erben“ 88 2032 ff. insbejondere 8 2033. Iiberhaupt vgl. Note 1 
u $ 705 unter C, Note 19 zu $ 719, Note 3 zu 8 741, Noten 2 und 3 zu 

2032, 2033. 

3) Abgeſehen Hiervon iſt das Verhältnis der „Miteigentümer unter ein 
ander“ nad $ 741 ff. („Gemeinſchaft“) zu beurteilen: vgl. namentlich 8 742 
und Note. Über Miteigentum an Gebäuden E. 131. - 


8 1009 +) Am Beilpiele der Note 2 kann Miteigentümer A auf feinem Drittel 
Ä am Grunditüde für den Miteigentümer B eine Darlehens-Hypothet eintragen 


laſſen. 
8 1010 5) „‚Sondernadjfolger“. vgl. Note 10 zu 8 746. und Note 1 zu 2 85 
8 1011 6 1004, 1005. Wegen des Anipruds auf „Herausgabe“ 985 Fi. 
8 1012 1 vgl E. 181, 182, 184, 189, 196 (Ubergangsvorſchriften). — Unter dem 
Namen Erbbaureht hat das BGB. eine von den früheren Rechten wenig ent- 
widelte Rechtseintichtung (Superficies, Bau⸗ und Rellerreit, Platzrecht) ge⸗ 
regelt. Im Zufammenhange mit den auf die Sellerun der Wohnungsverhaält- 
nie gerichteten Bſtrebungen wird dem „Erbbaurecht“ erhebliche praktiſche 
Bedeutung beigemeſſen, weil es die geeignete Rechtsform bildet, um Grund: 
ftüde des Staates und anderer öffentlider Verbände der Bebauung dur Pri- 
pate, insbejondere — gemeinnützige Bauvereine, zugänglich zu machen, ohne 
ie der privaten Bodenſpekulation zu überlaſſen. Ein bekanntes Beiſpiel aus 
em früheren Recht iſt das frühere Krollſche Etabliſſement im Tiergarten in 
Berlin, das gegenwärtig dem „König von Preußen“, als Erbbauberedtigten, 
gehört, während Eigentümer des Grund und Bodens ber „preußilde Fiskus“ 
ıft. vgl. übrigens 88 93—95 und Noten dazu. 

2) Es finden die 5 87 d. Anwendung. Im übrigen wird Ddieles, ein 
fremdes Grundftüd belajtende „Erbbaurecht“ jo behandelt, als ob es jelbit ein 
„relbitändiges“ Grundftüd wäre. (vgl. 8 1017 und Note dazu.) 


3) Häufer, Denkmäler, Brüden, Cijenbahnanlagen, Kellereien ujw. Da: 
— kann für die Anlage von „PB anzungen“ auf fremdem Boden, 3. B. 


anlagen, nicht ein „Erbbaurecht“, jondern nur ein (perlönlides) Pachtrecht 
oder ein ee Rießbrauch beſtellt werden, vgl. jedoch 8 1013. 
8 1013 ) 3. B. als Hofraum, Hausgarten. 
8 1014 5 oe. E. 131, 182. 
8 1015 °) Es wird alſo die Form der Auflaffung zur „Begründung“ des Erb- 


bauredts gefordert, vgl. Note 2 und 88 1017, 925. 
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Dr ea 
Erbbaurecht 8 1010-1017 


daß das andere Grunditüd einem Miteigentümer des gemeinidaft- 
lichen Grundftüds gehört. 

8 1010. Haben die Miteigentümer eines Grunditüds die Ver⸗ 
waltung und Benukung geregelt oder das Recht, die Aufhebung der 
Gemeinihaft zu verlangen, für immer oder auf Zeit: ausgeſchloſſen oder 
eine Kündigungsfrift bejtimmt, jo wirkt die getroffene Beitimmung gegen 
den Sondernadjfolger °) eines Miteigentümers nur, wenn fie als Be: 
laftung des Anteils im Grundbud eingetragen it. 

Die in den 58 755, 756 beitimmten Anſprüche fönnen gegen den 
Sondernadjfolger eines Miteigentümers nur geltend gemacht werden, 
wenn fie im Grundbuch eingetragen find. 

1011. Jeder Miteigentümer kann die Anſprüche aus dem 
Eigentume‘) Dritten gegenüber in Anjehung der ganzen Sade geltend 
maden, den Anſpruch auf Herausgabe jedod) nur in Gemäßheit des 8 432. 


Dierter Abfchnitt. 


Erbbaurecht.) 


81012. Ein Grundftäd kann in der Weiſe belaſtet?) werden, 
daß demjenigen, zu deilen Gunften die Belaftung erfolgt, das veräußer: 
liche und vererblihe Recht zuſteht, auf oder unter der Oberfläche des 
Grundftüds ein Bauwer!?) zu haben (Erbbaurecht). 

8 1013. Das Erbbaureht kann auf die Benugung eines für das 
Bauwerk nicht erforderlichen Teiles des Grundftüds erftredit werden, wenn 
fie für die Benutzung des Bauwerfes Vorteil bietet.*) 

8 1014. Die Beihräntung des Erbbaurechts auf einen Teil eines 
Gebäudes, insbejondere ein Stodwert, ijt unzuläffig.’) 

8 1015. Die zur Beſtellung des Erbbaurechts nach 8 873 erfor- 
derliche Einigung des Eigentümers und des Erwerbers muß bei gleich— 
zeitiger Anweſenheit beider Teile vor vem Grundbudamt 
erklärt werden.‘) 

F 1016, Das Erbbaureht erlifcht nicht dadurch, daß das Baumert 
untergeht. 

1017. Für das Erbbaurecht gelten die fih auf Grunditüde be⸗ 
zi Vorſchriften. 

Die für den Erwerb des Eigentums und die Anſprüche aus 
dem Cigentume geltenden Vorſchriften finden auf das Erbbauredt 
entſprechende Anwendung.”) 
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5 1017 


des 
g 1018 


Erläuterungen 


7) vgl. Note 2. Es gelten alſo für das „Erbbaurecht“ insbejondere die 
85 94-98, 313 (form des Beräußerungsvertrags), 416, 435, 436, 446, 477, 
559 ff., 565, 566, 571, 873-902, %05 ff., 9285 fi. (Aufialung) 846, 985 ff., 
1018 f}., 1031, 1084 ff., 1105 ff, 1113 ff. (Belajtung eines Eibbaurechts mit 
Dienftbarleiten ulm, Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulde }: — Zur 
Begründun ß s „Erbbauredts“ genügt gear zunädjft die „Eintragung“ 
auf dem Grundbuchblatte des belafteten Grundftüds, wird aber das Erb- 
baureßt veräußert oder belajtet, fo erhält es von Amtswegen ein 
bejonderes Grundbuchblatt, und ein foldes muß ftets angelegt 
werden, jobald es beantragt wird. (vgl. 7,29 68D. ie Zwangs⸗ 
volljitredung in ein „Erbbaureht” erfolgt nah den Vorſchriften 


3VG. 
1) Dienſtbarkeiten (Servituten): 1. Grunddienſtbarkeiten 
* 1018 ff, — 2. perſönliche Dienſtbarkeiten, nämlich: a) Nieß-— 
raud (= unbeſchränkte perjönliche Dienjtbarkeit) 88 1030 ff, b) be- 
ſchränkte perjönlide Dienfthbarteiten SS 1090 fi. 
2)—4) vgl. Ahang 2—4 ent! 1080 (Allgemeines über Grunddienft-. - 
i 


barkeiten — Entſtehung aus ch durch Eintragung in das 
Grundbuch — Keine Erſitzung einer Grunddienſtbarkeit — Boricri en über 
die vor dem 1. Tanuar 1900 begründeten Grunddienitbarleiten — Borbe- 


halte für die Landesgeſetze). 

5) das ee ete“ („Dvienende“) Grundftüd. 

e) das „herrſchende“ Grunditüd. Das „belajtete“ und das „herr: 
—— Grundſtück werden meiſt benach bart liegen, nötig iſt dies aber 
nicht. 

7) Es gelten aljo 88.873 fſ. Nach 8 873 iſt zur Begründung einer 
Grunbbienttbchten ken „Einigung“ der Parteien und „Eintra- 
gung“ in das Grundbud. vgl. jedo E. 128. Die perlönlide orign: 
—2 Verpflichtung zur „Beſtellung“ einer Grunddienſtbarkeit kann form⸗ 
los übernommen werden. Wenn ih z. B. A mündlich verpflichtet hat. 
en Nachbar B für deſſen Grunditüd einen Weg über fein (des A) Grund- 
tüd gegen Zahlung von 500 Dit. einzuräumen, ann B lage erheben, daR 
A. verurteilt werde, die „Eintragung“ der Wegegerechti eit im Grundbuche 
ſeines Grundſtücks zu bewilligen, und auf Grund des dahin lautenden rechts⸗ 
Busen Urteils (8. 894 3PO.) erfolgt dann die „Eintragung“ im Grund: 
budye. vgl. Note 6 zu 8 433. 

°) 5. B. darüber gehen, fahren, reiten, fein Vieh treiben darf. 

2) 3. B. gewille Stellen nicht bebaut, gewille Mauern nit mit Fenſtern 
verjehen werden dürfen. Es ilt von jolden Handlungen die Rede, deren Bor: 
nahme dem „Grunditüdseigentümer“ an ſich geftattet fein würde. 

10) aD der Eigentümer des „belajteten“ Grunditüds verzidtet 
gegenüber „jeweiligen“ Eigentümer des „herrſchenden“ Grunditüds auf 
das ihm und feinen , —— im Eigentume des belaſteten Grundſtücks an 
\ib qultebende Recht, auf dem belafteten Grundftüde ee Gewerbe zu 

treiben“ (Fabriken, Ställe, Schanklofale uſw. zu errichten), insbejondere 
oldye, bei denen Raud, Geräuſch, Gerüche ujw. entitehen, und zwar auch in- 
o weit, als der Eigentümer bes „berrihenden“ Grunditüds gemäß 8 906 
an lid geſetzug verpilimtet wäre, Jolde „Einwirkungen“ auf fein 
Grunditüd zu dulden. Dagegen kann 9. B. die häufig von Schankwirten einer 
ihnen Geld gebenden Brauerei gegenüber übernommene Berpflihtung, „nur 
ter aus die —* Brauerei zu verſchänken“, nicht Gegenſtand einer „Grund- 
dienftbarfeit“ fein; denn eine ſolche Berpflihtung beſchränkt nur die per- 
önliche (Gewerbe) Freiheit des Eigentümers, nit aber — was nad 

1018 zum Wefen der Grunddienjtbarteit gehört — fein „Eigentum an 
dem Grunditüde“. Dagegen fönnte unter beionderen Umftänden Gegenftand 
einer Grunddienitbarteit Die Verpflichtung jein, auf dem Grunditüde niemals 
Schnaps, nit Bier unter einem Mindeltpreife zu verlaufen, weil dies eine 
verihiedene Art des Verkehrs und demgemäß der Benußung des „Grund: 
tüds-Eigentums“ zur Folge haben kann. — Ein für Preußen wichtiges Bei- 
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Grunddienſtbarkeiten 8 1018-1023 
Sünfter Abfchnitt. 
Dienfibarkeiten.') 


Erfter Titel. Grunddienfißarkeiten.?) 9 *) 


8 1018. Ein Grundftäd °) Tarın zugunften bes jeweiligen Eigen- 
tümers eines anderen Grunditäds °) in der Weife Belaftet ’) werden, daß 
diefer das Grundftüd in einzelnen Beziehungen benutßen 
darf 3) oder daß auf dem Grundftüde gewiffe Handlungen nidt 
vorgenommen werden dürfen?) oder daß die Ausübungeines 
Rechtes ausgeihlojfen fit, das ih aus dem Eigentum an 
dem belajteten Grunditüde dem anderen Grundftüde gegenüber er- 
gibt *°) (Grunddienitbarfeit).'') 

8 1019. Eine Grunddienitbarkeit Tann nur in einer Belaftung 
beftehen, die für Die Benugung des Grundftäds des Bereshtigten Vorteil 
bietet.2) fiber das fi) hieraus ergebende Mah hinaus fann der Inhalt 
der Dienftbarkeit nicht eritredt werden. 

S 1020. Bei der Ausübung einer Grunddienitbarfeit Bat der 
Berechtigte das AInterefle des Eigentümers Des belafteten Grundſtücks 
tunlichſt zu ſchonen. Halt er zur Ausübung der Dienitbarfeit auf dem 
belaiteten Grunditüd eine Anlage, jo hat er fie in ordnungsmäßigen 
Zuftande zu erhalten,!?) joweit das Interelle des Eigentümers es er- 
fordert. 

81021. Gehört zur Ausübung einer Grunddienftbarfeit eine 
Anlage auf dem belafteten Grundftüde, jo Tann beitimmt werben, daß 
der Eigentümer dieſes Grundftüds '*) die Anlage zu unterhalten Het, 
loweit das Intereſſe des Berechtigten es erfordert. Steht dem Eigen: 
tümer das Recht zur Mitbenugung der Anlage zu, jo kann beitimmt 
werden, daß der Berechtigte die Anlage zu unterhalten hat, joweit es 
für das Venutzungsrecht des Cigentümers erforderlich ift. 

Yuf eine ſolche Unterhaltungspflicht finden die Vorſchriften über 
die Reallaſten entiprehende Anwendung.) 

8 1022. Beiteht die Grunddienſtbarkeit in dem Rechte, auf einer 
bauliden Anlage des belajteten Grundftüds eine baulihe Anlage zu 
halten,’°) jo hat, wenn nit einanderes beitimmt ift, der Eigen- 
tümer des belajteten Grundftüds |eine Anlage zu unterhalten, jo- 
weit das Intereſſe des Berechtigten es erfordert.) Die Vorfchrift des 
8 1021 Abſ. 2 gilt aud) für dieſe Unterhaltungspflidt. 

81023. Beihräntt fi) die jeweilige Ausübung einer Grund- 
dienftbarfeit auf einen Teil des belajteten Grundftüds, jo Tann der 
Eigentümer die Verlegung der Ausübung auf eine andere, für den Be- 
rechtigten ebenſo geeignete Stelle verlangen,!?) wenn die Ausübung an 
der bisherigen Stelle für ihn bejonders beſchwerlich ift; die Roften der 
Verlegung hat er zu tragen und vorzuihießen. Dies gilt aud) dann, 
wenn der Teil des Grunditüds, auf den fi) die Ausübung bejchräntt, 
Durch Rechtsgeſchäft beſtimmt iſt. 
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Erläuterungen 


ipiel if: Wenn der Grundftüdseigentümer A feit 10 Jahren Fenſter in 
leinem Gebäude bat, jo darf der Nachbar B ihm gemäß dem in Kraft gebliebe- 
nen $ 142 I 8 Allgem. Landr. das „Licht“ nit dur einen Neubau nehmen. 
Mill B jo nahe und fo hoch bauen, daß er dem A das Licht nimmt, jo kann 
er dies in einer au) die zulünftigen Eigentümer des Grundftüds des A 
ur „Duldung“verpflidtenden Weile nur durh Erwerb einer „Grund: 
ienitbarteit‘ für das Grunditüd B gegen das Grunditüd A des Inhalts, daß 
ür den jeweiligen Eigentümer des Grunditüds A „vie Yusübung des 
ehtes“, die Abrüdung oder Erniedrigung des verdunfelnden 
Baues zu fordern, „ausgefhloffjen“ ift. 
11) — 1018 gibt die drei Möglichkeiten des ee einer Grunddienit- 
barleit erIhöpfend an, wobei jedoch E. 115 (Vorbehalt für die Landes- 
geſetze) zu beachten it. „Weſentlicher“ Inhalt einer. Grunddienitbarteit kann 
alſo nit fein, daß der Eigentümer des „belafteten“ Grunditüds zu einer 
Leiſtung. 3. B. Geldzahlung, zu einem Tun für das hertſhende Grundftüd 
verpflichtet fein ſoll; dies wäre der Inhalt einer „Reallaft“ (8 1105); 
vgl. jedoch SS 1021, 1022. Die Berehtigung zur Bornahme einer einmali: 
gen Handlun (4 B. im Halle eines Straßendurdbruds ein Dad des be- 
afteten Grundtü 5 zu beteitigen), fann nicht Gegenftand einer Grunddienft- 
barfeit fein, ferner nit der Verzicht auf den prüde für alle durch den 
Betrieb der ein Grunditüd huzc|neibenben ilendahn an dem Grunpftüd 
entitehenden Schäden. Die Beſte ung einer Grunddienftbarkeit „für“ eim 
Grundftüd „an“ einem. demjelben Eigentümer gehörenden Grunditüd iſt 
nicht zulajfig; eine Grunddienitbarkeit fann nur an einem fremden 
Grundftüd „P egründet“ werden. Wenn aber das „belaitete” und Das 
„herrſchende“ Grundſtück jpäter in der Hand dDesjelben Eigentümers vers 
einigt werden, jo erlijcht dadurch die Grunddienitbarleit nit ($ 889). 
8 1019 12) Gegenljaß: 81091. „Der Grunddienſt iſt für das Grundſtück, 
nicht für den Grunditüdseigner” ( 9, — 8 1019 ilt ein zwingender Rechtsſag 
Eine Vereinbarung, die mit diefem echtsſa in Widerſpruch ſteht, iſt nichtig. 
Unter den Begriff des „Borteils“ fallt auch die Gewährung von An- 
nehmlichkeiten, überhau t jedes anzuerfennende Intereſſe. Beilpiel: 
Die Nahbargrundftüde einer Kirche können mit der Grunddienftbarkeit be- 
laftet werden, daß die darauf au errichtenden Gebäude „in demſelben Bauftile“ 
Iten werden mü en, wie die Kirche. Im übrigen ift vom BGB. die Be- 
immung des Snhaltes der Grundpdienitbarkeiten ver Privatwilllür der Be- 
teiligten überlaljen. Da jedoch die Privatwillfür auf dieſem Gebiete, naments 
lich bei der unbegrenzten Dauer der Belaltung mit Grunddienftbarfeiten, zu 
volkswirtſchaftlichen Nadteilen führen fann, und ba Bidle 
tage ih nur unter Berüdfihtigung örtlicher Verhältnifie beantworten läßt, 
o it in _E. 113, 115 bejtimmt die Landesgejege unberührt bleiben, 
die Die Begründung gemiller tenitbarfeiten (3. B. gewiller Wald- und 
MWeide-Servituten) für unzuläffig erklären oder beſchränken, ober 
die die Aufhebung der Grunbdienitbarfeiten im Wege der Ablöfung, 
Gemeinheitsteilung, Zufammenlegung ujw. regeln. (vgl. 


auch E. 68.) 

8 1020 18) vgl. dagegen 8 1021. 

5 1021 14 gFenſat zu 8 1020 Satz 2. vgl. Note 11 (Verpflichtung zu 
einem „Zun“). 

1.) 88 1105 ff., beionders 1108; vgl. auch E. 116. 


8 1022 16) 3. 8. einen Tragbalten. 
ı7) d. & der Eigentümer des „belajteten” Grunditüds muß im Beilpiele 
Note 16 die Stüfe für den Tragbalten unterhalten. vgl. auch E. 116. 
s 1023 18) 3, 8. die Verlegung eines Abeges bei einer Diegenerectigteit: 
Ss 1024 0) In erfter Linie enticheidet aljo der Rang der Grunddienitbarkeit 


879 ff.) In gweiter Linie das billige Ermeſſen des Richters, falls die 

en nicht einigen können. Beifpiel zu 8 1024: Mehrere Grund- 
ftüde oder Perſonen haben das Recht, den Brunnen eines Grunditüds zu be- 
nußen, der nicht genügend Waller gibt. 
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Niekbrauch an Sachen 8 1024-1031 


Das Recht auf die Berlegung fann nicht durch Redtsgeihaft 
ausgeidl.ofjen oder beſchränkt werden, 

81024. Trifft eine Grunddienitbarleit mit einer anderen 
Grunddienftbarkeit oder einem fonftigen Nutzungsrecht an dem Grund: 
ftüde dergeitalt zufammen, dab die Rechte nebeneinander nicht oder nicht 
vollftändig ausgeübt werden können, und haben die Rechte gleichen 
Rang, jo fann jeder Berechtigte eine den Interellen aller Bered)- 
tigten nad) billigem Ermeſſen entiprehende Regelung der Aus— 
übung verlangen.') 

$ 1025. Wird das Grunbftüd des Berechtigten geteilt, jo beſteht 
die Grundbdienftbarkeit für die einzelnen Teile fort;*) die 
Ausübung ift jedoh im Zweifel nur in der Weiſe zuläffig, daB 
fie für den Eigentümer des belajteten Grunditüds nicht be- 
ſchwerlicher wird.  Gereicht die Dienftbarfeit nur einem der Teile 
zum Borteile, jo er liſcht fie) für die übrigen Teile. 

8 1026. Wird das belaſtete Grunditüd geteilt, jo werden, wenn 
die Ausübung der Grunddienjtbarkeit auf einen bejtimmten 
Zeil des belafteten Grundftüds beſchränkt ift, die Teile, welde außer: 
halb des Bereihs der Ausübung liegen, von der Dienftbarteit frei.) 

8 1027. Wird eine Grunddienftbarfeit beeinträdtigt, ſo ſtehen 
dem Berechtigten die im 8 1004 beitimmten Rechte zu. 2°) 

81028. Iſt auf dem belafteten Grundftüd eine Anlage, durch 
welche die Grunddienftbarleit beeinträdtigt wird, errichtet worden, fo 
unterliegt der Anſpruch des Berechtigten auf Befeitigung der Beeinträd- 
tigung **) der Verjährung, a uch wenn die Dienftbarkeit im Grundbud 
eingetragen ijt.”) Mit der Verjährung des Anſpruchs erliſcht die 
Dienjtbarteit,?°) |o weit der Beitand der Anlage mit ihr in Wider: 
Iprud) jteht.”) 

Die Vorſchriften des 8 892 finden feine Anwendung. 

81029. Wird der Beſitzer eines Grunditüds ?°) in der Aus- 
übung einer für den Eigentümer im Grundbuch eingetragenen Grund 
dienſtbarkeit geitört, jo finden die für den Beſitzſchutz geltenden Vorſchrif⸗ 
ten 2?) ent|prehende Anmwendung,?) joweit die Dienjtbarkeit 
innerhalb eines Jahres vor der Störung, fei es aud nur 
einmal,ausgeübt worden ift.?') 22) 


— 


Zweiter Titel. Rießbrauch.) 
J. Nießbranch an Sachen. 


81030. Eine Sache?) kann in der Weiſe belaſtet“) werden, 
daß derjenige, zu deſſen Gunjten die Belaftung erfolgt, berechtigt ift, die 
Augungen *) der Sache zu ziehen (Niehbraud). 

Der Nießbrauch kann durh den Ausſchluß einzelner 
Nutzungen beſchränkt werden. 

81031. Mit dem Nießbrauch an einem Grundſtück erlangt der 
Nießbraucher den Niekbraud an dem Zubehöre >) nach den für den Er: 
werb des Eigentums geltenden Vorſchriften des 8 926. 
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Erläuterungen 


22) „Dem halben Grundftüd bleibt die ganze Seritut“ (C). Es 
fann dann & 1024 zur Anwendung kommen. 

21) ohne daß es der Lölhung im Grundbude bedarf, die ſich aber der 
Klarheit wegen empfiehlt. 

22) Wenn 3. B. bei Begründung einer Wege-Grunddienitbarteit der Weg 
auf eine beiftimmte Fläche des — Grundſtücks feſtgelegt iſt, ſo 
werden bei einer Teilung des Grundſtücks diejenigen Teile, über die der Weg 
nicht geht, von der Grunddienſtbharkeit frei, ohne daß es der ölgung im 
Grundbuce bedarf, die fid) aber der Klarheit wegen empfiehlt. — vgl. E. 1% 
(Unihädlileitszeugnifie). . 

2) PDienjtbarleits: (jogen. konfeſſoriſche) Klage, die den Schub des 
„Rechtes“ ber Grunddienitbarfeit bezwedt, im Gegenjate zur bloßen 
Befigihug-Alage aus $ 1029. vgl. 8 1004 nebit Noten und die Dort bezeich⸗ 
neten Stellen. 

1) d. h. die Klage aus $ 1027. 

“ Ausnahme von 8 902 (vgl. die Noten — 
20) ohne daß es der Löſchung im Grundbuche bedarf, die ſich aber der 


en ———— — Schlagbaum ſchlagt das Wegrecht tot“ (C) 
27) „Ein breikigjä agbaum ägt das r ot“ 
2) Tuch der Mieter und — 2 uſw. ($ 868) Haben die Rechte aus 


20) 853864, 869, aljo: Selbithilfe und I Reh vgl. An⸗ 

hang 2 zu $ 854, insbejondere II und IV und die Noten zu 58—864, 869. 
0) Das BGB. gewährt aljo bei Grunddienjtbarfeiten unter den Bor: 

ausjefungen des & 1029 einen „Beligihug“, obgleih es einen „Belig“ an 

Rechten nicht kennt, vgl. Note 3 zu ; 854. 

Jah ı) Einmal nur des Weges fahr, haſt den Schuß ein ganzes 

Fahr“ (C). 

2) {ber den Beſitzſchug bei Grundbdienitbarfeiten, Die bereits am 
1. Zanuar 1900 bejtanden, und einige andere Fälle von „Belitihug“ bei 
Grundbienftbarteiten vgl. E. 191. 

1) vgl. Note 1 zu $ 1018. — vgl. E. 164, 184, 189, 196, 197 (Übers 
gangsvorjdriften). 

Der vorliegende Titel Handelt von dem durch Rechtsgeſchäft begründeten 
Niegbraud. Unter den Fällen eines jolden find die praktiſch wichtigiten der 
durch Teſtament angeordnete Nießbrauch, insbejondere der des „über: 
lebenden Ehegatten“, und der in „Outsübergabeverträgen“ 
bedungene Nießbrauch (Leibzucht ulm.) sgl. 8 330, E. 6. — Gejſegtliche 
Niehbraudhsrerhte fennt BGB. nit. Die sniehung des Ehemannes am 
Vermögen der an (SR 1363 ff., 1383 ip) bes Vaters bezw. ber Mutter am 
Vermögen der Kinder (88 1649 if. 1652 Tf., 1684—1686) * wie das BGB. 
bereits durch die beiondere Bezeihnung als „Nutznießung“ zum Ausdrud 
bringt, feine „geſetzlichen Nießbrauchsrechte“, jondern im welentliden 
jelbjtändig geordnet, wenn aud) im einzelnen unter Dee Se auf die Vor: 
Ichriften über „Nießbrauch“. — Über das nießbrauchähnliche Pfründenrecht der 
Geijtlichen ML: E. 80. 

Das BGB. unterjhheidet Nießbrauch: 

a) an Saden: SS 1030—1067, 
b) an Rediten: SS 1068 —1084, 
c) an einem ganzen Vermögen, an einer Erbidaft: SS 1085—1089. 

Hervorzuheben ift: Der durch Teftament als Vermächtnis (8 2147) an- 
eordnnete „Nießbrauch“ entftebt nicht unmittelbar und Jofort bei 

intritt bes Erbfalls (des Todes des Erblajiers 8 1922); das Vermädtnis 

des Nießbrauchs begründet nur eine perjönlide VBerpflidtung bes 
Erben (vgl. Note 1 zu $ 2147), dem Vermädtnisnehmer den Niekbraud 
„au bejtellen“, d. h. ihn auf den Grunditüden im Grundbude ein: 
tragen zu lallen und die dem Nießbrauch unterliegenden bewegliden 
Sadıen zu übergeben (vgl. Note 3). 

2) bewegliche oder unbewegliche Saden, vgl. SS 90—103, aud) 1066. 
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Nießftbrauch an Sachen 8 1032-1039 


8 1032. Zur Beſtellung des Niekbrauds an einer beweglichen 
Sade iſt erforderlih, daß der Eigentümer die Sache dem Erwerber 
übergibt °) und beide darüber einig find, daB dieſem der Niehbraud) zu- 
ſtehen fol. Die Vorſchriften des 8 929 Satz 2 und der 88 930 bis 936 
finden entjprehende Anwendung; ”) in den Fällen des 8 936 tritt 
nur die Wirkung ein, daß der Niekbraud dem Rechte des Dritten 
vorgeht. 

$ 1033. Der Niehbraud an einer beweglichen Sache kann durch 
Erſitzung erworben werden.“) Die für den Erwerb des Eigentums 
durh Erfißung geltenden Vorſchriften finden entſprechende An— 
wendung.) 

F 1034. Der Nießbraucher kann den Zuſtand der Sache auf ſeine 
Koften durch Sachverſtändige feſtſtellen laſſen. Das gleiche Recht ſteht 
dem Eigentümer zu.0) 

81035. Bei dem Niekbraud) an einem Inbegriffe von Saden':) 
find der Nießbrauder und der Eigentümer einander verpfliähtet, zur 
Aufnahme eines Berzeihniffes der Sachen mitzuwirken. Das Verzeich⸗ 
nis ift mit der Angabe des Tages der Aufnahme zu verjehen und von 
beiden Teilen zu unterzei'änen; jeder Teil fann verlangen, daB die 
Unterzeichnung öffentlich beglaubigt wird. Jeder Teil kann auch ver- 
langen, daß das Verzeihnis durd die zuftändige Behörde oder durd) 
einen zuftändigen Beamten oder Notar aufgenommen wird. Die 
Koften hat derjenige zu tragen und vorzuſchießen, welder die Auf- 
nahme oder die Beglaubigung verlangt. 

81036. Der Nießbrauder it zum Beſitze der Sache berehtigt.!?) 

Er hat bei der Ausübung des Nutzungsrechts die bisherige wirts 
ſchaftliche Beſtimmung der Sache aufrechtzuerhalten und nad den 
Regeln einer ordnungsmähigen Rirtichaft zu verfahren. 

81037. Der Niegbrauder iſt nicht berechtigt, die Sache umzu⸗ 
seltalten oder weſentlich zu verändern. 

Der Nießbrauder eines Grundftüds darf neue Anlagen zur Ge 
winnung von Steinen, Kies, Sand, Lehm, Ton, Mergel, Torf und 
fonftigen Bodenbeitandteilen errichten,?) jofern nicht die wirtichaftliche 
Beitimmung des Grundftüds dadurch wejentlid) verändert wird. 


81038. Iſt ein Wald Gegenftand des Niekbraudjs, jo kann ſo⸗ 
wohl der Eigentümer als der Nießbrauder verlangen, daß das Maß der 
Nutzung und die Art der wirtjchaftlihen Behandlung durd einen Wirts 
ſchaftsplan feitgeitellt werden. Tritt eine erhebliche Anderung der Um: 
ſtände ein, fo fann jeder Teil eine entipredhende Yinderung des Wirt: 
Ihaftsplans verlangen. Die Koften Hat jeder Teil zur Hälfte zu 
tragen. 

Das gleiche gilt, wenn ein Bergwerk oder eine andere auf Ge- 
winnung von Bodenbeitandteilen gerichtete Anlage Gegenitand des Nieh- 
brauchs it. 

81039. Der Niekbrauder erwirbt das Eigentum!) auf an 
jolden Früchten, die er den Regeln einer ordnungsmäßigen 


zu 


u 


Erläuterungen 


. d Für den Nießbraud an Grundftüden gilt Note 7 zu 8 1018, an beweg- 
liden Sachen 88 1032, 1038. 
) vgl. 99, 100 (Früchte, Rutzungen), 954 gentergers des 
Nießbrauchers an Erzeugniſſen und Beitandteilen der Nießbrauchſache), ferner 
Note 1 und Anhang 2 zu 8 953 
8 1031 ° .) 97, 8. | 
8 1032 s t Nie Bbrauder wird „unmittelbarer“ Beliter, der Cigen- 
tümer behält den „mittelbaren“ Befig (8 868). 
?) Es genügt alfo: Übergabe kurzer Hand — überttagung buzc) bloßen 
re des Beſitzers (fogen. constitutum possessorium) — Abtretung des 
Anſpruchs auf Deraus abe der Sache. vgl. Anhang 2 zu 8 929. — Der Guts 
gläubige erwirbt den Niekbrauh an einer beweglidhen Sade aud) dann, 
wenn der „Belteller“ niht Eigentümer der Sade ijt. vgl. die Noten 
zu den in $ 1032 in beaug genommenen s°; 
rundftüden (vgl. jedoch 8 900 Abi. 2 fogen. 


8 1033 s) nicht auf: an 

et 
9 937 if. E. 185. Die Sriigungsgeit beträgt 10 Sabre. 

8 1034 10) Zur Vermeidung von Streitigfeiten bei Beendigung des Wieh- 
brauchs. 8 1057. vgl. RFG. 8 164. 

8 1035 4 vgl. Anhang 1 zu 8 90 unter I. — Zur Aufnahme des Berzeichnilles 
find in Breußen außer den Notaren zuftändig: die Amtsgerichte, die Ge⸗ 
riätsichreiber bei den Amtsgerichten und die Gerichtsvollzieher. 

5 1036 . 12) vgl. Note 6 und 854, 868, 1065, 1081. 

5 1037 183) E, 67. 

5 1039 14) vgl. Note 4, 


954. 

15) Der —— erwirbt alſo das Eigentum nicht nur an den 
„nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft“ (8 1036), ſondern auch 
an den durch „Raubbau“ gezogenen Brügten erner an den „infolge bejon- 
derer Creignille” gezogenen Früchten, 3. 8. Mindbrud im Wale bholzung 
eines Waldes wegen drohenden aupenfrabes, Tötung einer Herde wegen 
drohender Seuche; die gefällten Bäume, die getöteten Tiere werden Eigen: 
tum des Nießbrauders. 

16 232 ff., 276. 

ı) ‚Man muß jede Sache als Ganzes nehmen“ (C). 
8 1040 18 : 984. 
8 1041 9) Er haftet dafür gemäß 88 276, 278, 831. vgl. jedoch SS 1041 Sab 2, 


1042 ff., 1050. 
20) Auch je weitergehende Ausbeflerungen und Erneuerungen haftet 
* an we durch jein oder feiner Leute „Verjhulden“ nötig werden 
8 1042 3 545. 
8 1043 22) „ boritenen Damm ftopft man mit Grundftüds-Erde“ (C). 


fe) 





Preussisches Ausführungsgesetz zum BGB. 
Schuldverschreibungen auf den Inhaber. 


Art. 17. S$S ı. Bei den von dem Staate oder eınem Kommunalverband 
ausgestellten Schuldverschreibungen auf den Inhaber hängt die Gültigkeit der Unter- 
zeichnung davon ab, dass die Schuldverschreibung vorschriftsmässig ausgefertigt ist. 
Der Aufnahme dieser Bestimmung in die Urkunde bedarf es nicht. 

Die Ausfertigung erfolgt bei den über das Kapital lautenden Schuldverschreibungen 
durch eigenhändige Unterzeichnung des Vermerkes „Ausgefertigt“ seitens des damit 
beauftragten Beamten, bei Zins- und Erneuerungsscheinen durch den Aufdruck eines 
Trockenstempels, der bei den Schuldverschreibungen des Staates den Königlich 
Preussischen Adler, bei den Schuldverschreibungen eines Kommunalverbandes das 
diesem zustehende Siegel enthalten muss. 

2. Bei Zinsscheinen, die für Schuldverschreibungen der im $ 1 
bezeichneten Art oder für Rentenbriefe der zur Vermittelung der Ablösung von 
Renten in Preussen bestehenden Rentenbanken ausgegeben sind, ist der im & 80% Abs. I 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs bestimmte Anspruch ausgeschlossen, ohne dass es der 
Ausschliessung in dem Scheine bedarf. 
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Niehkbraudh an Sachen 8 1040--1045 


Wirtſchaft zuwider oder die er deshalb im Über.maße zieht, weil 
dies infolge eines befonderen Ereigniffes notwendig gewor- 
den it.) Er ift jedoch, unbefhadet feiner VBerantwortlichfeit für 
ein Verſchulden, verpflichtet, den Wert der Früchte dem Eigentümer 
bei der Beendigung des Niehbrauds zu erſetzen und für die Er- 
füllung dieſer Verpflihtung Siherheit zu leiten.) Sowohl der 
Eigentümer als der Niekbrauder kann verlangen, daß der zu erjeßende 
Betrag zur Wiederherftellung der Sache infoweit verwendet 
wird, als es einer ordnungsmäßigen Wirtichaft entipricht. 

Wird die Verwendung zur Wiederherjtellung der Sade 
nicht verlangt, fo fäl lt die Erfagpfliht weg, joweit durd 
den ordnungswidrigen oder den übermäßigen Fruchtbezug die dem Nieß⸗ 
brauder gebührenden Nugungen beeinträdtigt werden.'”) 

8 1040. Das Redt des Nießbrauders erſtreckt fih nicht auf den 
Anteil des Eigentümers an einem Schaße, der in der Sache gefunden 
wird.!®) 

81041. Der Nießbrauder Hat für die Erhaltung der Sache in 
ihrem wirtihaftlihen Beitande zu ſorgen.) Wusbeflerungen und. Er⸗ 
neuerungen liegen ihm nur injoweit ob, als fie zu der gewöhnlichen 
Unterhaltung der Sade gehören.?°) 

81042. Wird die Sade zerjtört oder beſchädigt oder 
wird eine außergewöhnliche Ausbefferung oder Erneuerung der 
Sache oder eine Vorkehrung zum Cute der Sache gegen eine nit 
vorhergejehene Gefahr erforderlih, jo Hat der Niekbrauder 
dem Eigentümer unverzüglich ?) Anzeige zu machen. Das gleiche gilt, 
wenn jih ein Dritter ein Recht an der Sade anmaßt. 

8 1043. Nimmt der Niehbrauder eines Grunditüds eine erfor- 
derlich gewordene außergewöhnliche Ausbeilerung oder Erneue: 
rung jelbjt vor, jo darf er zu diefem Zwede innerhalb der Grenzen 
einer ordnungsmäßigen Wirtichaft auch Beitandteile des Grunditüds vers 
wenden, die nicht zu den ihm gebührenden Früchten gehören.??) 

8.1044. Nimmt der Niekbrauder eine erforderlid gewor⸗ 
dene Musbeflerung oder Erneuerung der Sache nicht jelbit vor, jo hat 
er Dem Eigentümer die Bornahme und, wenn ein Grundftüd Gegen: 
ftand des Nießbrauchs ift, Die Verwendung der im 8 1043 bezeichneten 
Beftandteile des Grunditüds zu geftatten. 

8 1045. Der Niekbrauder Hat die Sache für die Dauer des 
Nießbrauchs gegen Brandihaden und jonftige Unfälle auf feine Koften 
unter Berfiherung zu bringen, wenn Die Verfiherung einer ord- 
nungsmäßigen Wirtſchaft entipridt. Die Berfiherung ift jo zu 
nehmen, daß die Forderung gegen den Berjiherer dem Eigentümer 
zuſteht. 

Iſt die Sache bereits verſichert, ſo fallen die für die Ver— 
ſicherung zu leiſtenden Zahlungen dem Nießbraucher für die 
Dauer des Nießbrauchs zur Laſt, Jjoweiter zur Verfiherung verpflichtet 
jein würde. 
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3 1046 


$ 1047 


8 1049 
8 1051 





Erläuterungen 


2.) d. r ae Ferficherungsgeſellſchaft 
242) Gegenüber dem Staate, der Gemeinde uſw. bleibt natürlich 
der „Eigentümer“ haftbar, fofern die betr. Steuergejee nicht ein anderes 
beitimmen. 


8 103. 
26) vgl. Note 14 zu 8 436. u 
e er. vgl. Note 33 zu $ 995. 


27) Diele trägt der Cigentüm 
28) 88 677 ff., 683, aud) 88 256, 257, 273. 
») 3 258 


292) 88 232 ff., 1052. 





Das gleiche gilt für Zinsscheine von Pfandbriefen einer öffentlichen 
landschaftlichen (ritterschaftlichen) Kreditanstalt oder einer provinzial-(kommunal)- 
ständischen öffentlichen Grundkreditanstalt. 

Art. 18. $ 1. Bei Schuldverschreibungen auf den Inhaber, die von einer 
Preussischen Körperschaft, Stiftung oder Anstalt des öffentlichen Rechtes ausgestellt 
sind, kann der Inhaber von dem Aussteller verlangen, dass die Schuldverschreibung 
auf seinen Namen oder auf den Namen eines von ihm bezeichneten 
Dritten umgeschrieben wird, es sei denn, dass er zur Verfügung tiber die Urkunde 
nicht berechtigt ist. Zu Gunsten des Ausstellers gilt der Inhaber als zur Verfügung 
über die Urkunde berechtigt. 

Die Vorschriften des Abs. 1 finden auf Zins-, Renten- und Gewinnanteilscheine 
sowie auf die auf Sicht zahlbaren Schuldverschreibungen keine Anwendung. 

$ 3. Die Umschreibung auf den Namen einer juristischen Person, die ihren Sitz 
ausserhalb des Deutschen Reichs hat, kann nicht verlangt werden. 

3 3. In den Fällen des $ 1667 Abs. 2, des $ 1815 und des 21m des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs kann die Umschreibung mit der gesetzlich vorgeschriebenen Bestimmung 
verlangt werden. 

$ 4. Eine Ehefrau bedarf zu einer Verfügung tiber die umgeschriebene Schuld- 
verschreibung dem Aussteller gegenüber nicht der Zustimmung des Ehemanns. 

b. er zur Verfügung über die umgeschriebene Schuldverschreibung berechtigt 
ist, kann, solange die Schuldverschreibung nicht gekündigt ist, von dem Aussteller die 
Umschreibung auf seinen Namen oder den Namen eines Dritten, die BRückverwand- 
lung in eine Schuldverschreibung auf den Inhaber und gegen Aushändigung der 
Urkunde die Erteilung einer neuen Schuldverschreibung auf den Inhaber verlangen. 

86. Die Kosten der Umschreibung, der Rückverwandlung in eine Schuld- 
verschreibung auf den Inhaber und der Erteilung einer neuen Schuldverschreibung auf 
den Inhaber hat der Antragsteller zu tragen und vorzuschiessen. 

$7. Die zuständigen Minister erlassen die erforderlichen Ausftührungs- 
vorschriften. Sie können insbesondere Bestimmungen treffen: 

1. über die Form der an den Aussteller zu richtenden Anträge und der Vollmacht 
zur Stellung solcher Anträge, 

2. über die Form des Nachweises, dass der Antragsteller oder der Empfänger der 
Zahlung der in der Schuldverschreibung genannte Gläubiger oder sonst zur Ver- 
fügung über die Schuldverschreibung berechtigt oder zur Vertretung des Berechtigten 

efugt ist, 

B. über? die Form der Umschreibung und der Rückverwandlung in eine Schuldver- 
schreibung auf den Inhaber, 

4. über die Sätze, nach denen die im $ 6 bezeiohneten Kosten zu bemessen sind. 

5 8. Ist den nach Massgabe des 8 7 Nr. 1, 2 bestimmten Erfordernissen genügt. 
so gilt der Antragsteller oder der Empfänger der Zahlung zu Gunsten des Ausstellers 
als zur Verfügung tiber die Schuldverschreibung berechtigt oder zur Vertretung des 
Berechtigten befugt. " 

9. Eine abhanden gekommene oder vernichtete Schuldver- 
schreibung, die auf den Namen umgesachrieben ist, kann, wenn nicht in der 
Urkunde das Gegenteil bestimmt ist, im Wege des Aufgebotsverfahrens für 
kraftlos erklärt werden. 

Die Vorschriften des $ 799 Abs. 2 und der 88 800. 805 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs finden entsprechende Anwendung. 

S 10. Die Vorschriften der $S 1 bis 9 gelten auch für Schuldverschreibungen, 
die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs ausgestellt oder auf den Namen 
umgeschrieben worden sind. 

$ 11. Für die Umschreibung einer auf den Inhaber lautenden Schuldverschreibung 
auf den Namen eines bestimmten Berechtigten ist eine Stempelabgabe nicht zu 
entrichten. " 


Der Eintragung nicht bedürfende Rechte. 
Art. 3%. Zur Erhaltung der Wirksamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs bedürfen der Eintragung nicht: 


1. das in den Fällen der Enteignung oder der Grundabtretung zu Zwocken des 
Bergbaubetriebs bestehende gesetzliche Vorkaufsrecht; 
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Niekbraudy an Sachen 8 1046-1052 


8 1046, An der Forderung gegen ben Berficherer °°) ſteht dem 
Rießbraucher der Niekbraud nach) den Vorſchriften zu, die für den Nieß- 
brauch an einer auf Zinfen ausjtehenden Forderung ?*) gelten. 

Tritt ein unter die Verfiherung fallender Schaden ein, jo fann jo- 
wohl der Eigentümer als der Niekbrauder verlangen, daß die Berfihe: 
rungsjumme zur Wiederherftellung der Sache oder zur Beſchaffung eines 
Erſatzes infoweit verwendet wird, als es einer ordnungsmäßigen Wirt- 
ſchaft entipriht. Der Eigentümer fann die Verwendung felbit beforgen 
oder dem Nießbraucher überlajlen. 

1047. Der Nießbraudger it dem Eigentümer gegenüber ** ®) 
verpflichtet, für die Dauer des Nießbrauchs *5) Die auf Der Sache ruhen- 
den öffentlichen Laſten 2°) mit Yusjhluß der außerordentliden 
Raften, die als auf den Stammmert der Sade gelegt anzujehen 
find,?”) ſowie diejenigen privatrechtlichen Laften zu tragen, welche ſchon 
zur Zeit der Beftellung des Niekbrauds auf der Sache rubten, 
insbefondere die Zinfen der Hypothelenforderungen und Grundfchulden 
fowie die auf Grund einer Rentenſchuld zu entrichtenden Leiltungen. 

81048. it ein Grundftück jamt Inventar Gegenitand des Nieß- 
braudjs, fo kann der Niekbraucher über die einzelnen Stüde des Inven⸗ 
tars innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtfchaft verfügen. 
Cr Hat für den gewöhnliden Abgang ſowie für die nad den 
Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtihaft ausicheidenden Stüde Er- 
fat zu beihaffen; die von ihm angeſchafften GStüde werden mit 
der Einverleibung in das Inventar Eigentum desjenigen, 
weldhem das Inventar gehört. 

übernimmt der Nießbrauder das Inventar zum Schägungswerte 
mit der Berpflihtung, es bei der Beendigung des Niekbrauds zum 
Schätzungswerte zurüdzugewähren, fo finden die Vorſchriften der 88 588, 
589 entipredhende Anwendung. 

51049. Macht der Nießbraucher Verwendungen auf die Sache, 
zu denen er nicht verpflichtet iſt, jo beſtimmt fi die Erſatzpflicht 
des Eigentümers nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung 
ohne Auftrag.) 

Der Nießbraucher iſt berechtigt, eine Einrichtung, mit der er die 
Sache verſehen hat, wegzunehmen.?) . 

8 1050. Beränderungen oder Verſchlechterungen der Sadıe, 
welde durch die orönungsmäßige Ausübung des Nießbrauchs 
herbeigeführt werden, hat der Nießbrauder nicht zu vertreten. 

81051. Wird durd) das Verhalten des Nießbrauchers die Be- 
forgnis einer erheblien Verlegung der Rechte des Eigentümers be- 
gründet, jo fann der Eigentümer Sicherheitsleiftung verlangen.*=) 

81052. Iſt der Niegbrauder zur Gicherheitsleiftung rechts- 
fräftig verurteilt, jo fann der Eigentümer ſtatt der Sicherheitsleiftung 
verlangen, daß die Ausübung des Niekbrauds für Rechnung des 
Nießbrauchers einem von dem Gerichte zu beitellenden Verwalter über: 
tragen wird. Die Anordnung der Verwaltung ift nur zuläſſig, wenn 
dem Niekbrauder auf Antrag des Eigentümers von dem Geridht eine 
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8 1052 
$ 1055 
8 1056 
8 1058 
8 1059 


Erläuterungen 


30 150 ff. 386. 
81 1034, 1035, 1058 und 88 101—103. 
. Anhang 1 zu am (Ende. 

s2) vgl. Anh 1 8 90 End 

83) mie Note 32. 

34) „Nießbrauchs Ende bridt nicht Miete“ (C). , 

s5 565, 595 nebit Noten, aud Note 65 zu Aue | 

86) pgl. 88 891, 892, 893 (Grundftüde) un 932, 1006, 1032 (be: 
wegliche Sagen im übrigen 8 816. . 
8 197 428 . 30, 413. Der Niekbraud iſt alſo auch nit verpfändber, 

1274 


L 2; egen iſt er nach näherer Beitimmung des 8 857 2): 3 
und 4 . im ge der Fwangsvolliiredung zur Befriedigung der Gläu- 
biger pfandber (Einjekung eines geridtliden Berwalters zur Ausübung 
des Nießbrauchs, Verpachtung des Nießbrauchs durch das Gericht ufw.). Über 
Pacht eines Niekbraudis ogl. Note 1 zu $ 581 unter I. Die „Überlaflung der 
Ausübung“ begründet nur ein Shuldverhältnis, nidt ein Ding- 
lihes Recht an der Ztiepbenucfae. ilber den Frucht⸗ uw. Erwerb des- 
jenigen, dem die „Ausübung“ des Nießbrauchs „überlaflen“ ift, $ 956. 





2. die Gebrauchs- und Nutzungsrechte, welche nach den $S 8, 143 des Allge- 
meinen Berggesetzes vom 24 Juni 1865 (Gesetz-Samml. S. 705) im Wege des 
Zwangsverfahrens erworben werden können; 

3. die den Rentenbanken tiberwiesenen Renten und die Domänen-Amorti- 
sationsrenten; die für die Provinz Hannover bisher geltenden entgegenstehen- 
den Vorschriften werden aufgehoben. 


Nachbarrechtliche Beschränkungen des Eigentums. 


Art. 88. $ 1. Werden im bisherigen Geltungsbereiche des Rheinischen 
Rechtes zwei Grundstücke durch eine Mauer geschieden, zu deren Be- 
nutzung die Eigentümer der Grundstücke gemeinschaftlich berechtigt sind, so kann der 
Eigentümer des einen Grundstücks dem Eigentümer des anderen Grundstücks nicht 
verbieten, die Mauer ihrer ganzen Dicke nach zu erhöhen, wenn ihm nachgewiesen 
wird, dass durch die Erhöhung die Mauer nicht gefährdet wird. 

Der sich aus der Vorschrift des Abs. 1 ergebende Anspruch unterliegt nicht der 
Verjährüng. 

& 2, Der Eigentümer des Grundstücks, von dem aus die Erhöhung erfolgt ist, 
kann dem Eigenttimer des anderen Grundstücks die Benutzung des Aufbaus verbieten, 
bis ihm ftir die Hälfte oder, wenn nur ein Teil des Aufbaus benutzt werden soll, tür 
den entsprechenden Teil der Baukosten Ersatz geleistet wird. Solange das Verbietungs- 
recht besteht, hat der Berechtigte den Mehraufwand zu tragen, den die Unterhaltung 
der Mauer infolge der Erhöhung verursacht. 

Das Verbietungsrecht erlischt durch Einigung der Eigenttimer. 

8& 83. Wird die Mauer zum Zwecke der Erhöhung verstärkt, so ist die Ver- 
stärkung auf dem Grundsttick anzubringen, dessen Eigenttimer die Erhöhung unter- 
nimmt. Der von dem Eigenttimer des anderen Grundstücks nach $ 2 zu ersetzende 
Betrag der gesamten Baukosten erhöht sich um den entsprechenden Teil des Wertes 
der zu der Verstärkung verwendeten Grundfläche. Verlangt der Eigenttimer des Grund- 
stticks, auf dem die Verstärkung angebracht worden ist, die Krsatzleistung, so ist er 
verpflichtet, dem Eigentümer des anderen Grundstücks das Eigentum an der zu der 
Mauer verwendeten Grundfläche seines Grundstücks soweit zu tibertragen, dass die 
neue Grenzlinie durch die Mitte der verstärkten Mauer geht; die Vorschriften über den 
Kauf finden Anwendung. 

Art. 24. Hat im bisherigen Geltungsbereiche des Rheinischen Rechtes 
der Eigentümer eines Grundstücks vor dem fnkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
auf Grund des Artikel 668 des Rheinischen Bürgerlichen Gesetzbuchs von seinem 
Nachbar verlangt, dass er zur Errichtung einer Scheidemauer beitrage, so bleiben für 
das Recht und die Pflicht zur Errichtung der Mauer die bisherigen Vorschriften 
massgebend. 


Widerrufliches Eigentum an Grundstücken. 


Art. 25. Steht im bisherigen Geltungsbereiche des Rheinischen Rechtes 
dem früheren Eigentümer eines Grundstücks auf Grund eines Rechtsgeschäfts, durch 
welches das Grundsttick veräussart worden ist, ein Recht zu, vermöge dessen bei dem 
Eintritt oines bestimmten Umstandes das Eigentum an dem Grundstücke mit rück- 
wirkender Kraft an ibn zurückfällt, so verwandelt sich das Rückfallsrecht zu der Zeit, 
zu welcher das Grundbuch als angelegt anzusehen ist, in einen Anspruch auf Rück- 
übertragung des Eigentums und Befreiung des Grundstücks von den dem Rückfalls- 
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Niefibrauch an Sachen 8 1053-1059 


Friſt zur Sicherheitsleiftung beitimmt worden und die Friſt verfiriden 
it, fie ift unzuläjfig, wenn die Sicherheit vor dem Ablaufe der Friſt ge- 
‚ leijtet wird. 

Der Berwalter fteht unter der Aufliht des Geridts wie ein für 
die Zwangsverwaltung eines Grunditüds beitellter Verwalter.?°) Ber: 
walter fann aud der Eigentümer fein. 

Die Berwaltung ijt aufzuheben, wenn. die Sicherheit nachträglich 
geleijtet wird. 

$ 1053. Macht der. Niekbrauder einen Gebrauch von der Sadıe, 
zu dem er nicht befugt ift, und jet er den Gebrauch ungeachtet einer Ab- 
mahnung des Eigentümers fort, jo fann der Eigentümer auf Unter: 
laflung lagen. 

81054. Berlebt der Niekbrauder die Rechte des Eigentümers 
in erheblihem Make und fett er das verlegende Verhalten ungeadtet 
einer Abmahnung des Eigentümers fort, jo fann der Eigentümer die 
Anordnung einer Verwaltung nad) 8 1052 verlangen. 

81055. Der Nießbrauder ijt verpflichtet, Die Sache nad ber 
Beendigung des Niekbrauds dem Cigentümer zurüdzugeben.?') 

Bei dem Nießbrauch an einem landwirtihaftliden Grundftüde ») 
finden die Vorſchriften der SS 591, 592, bei dem Niekbraud) an einem 
Zandgute 3°) finden die Vorſchriften der 88 591 bis 593 entjprechende 
Anwendung. 

81056. Hat der Nießbrauder ein Grundftüd fiber Die Dauer 
Des Niekbrauds hinaus vermietet oder verpaditet, jo finden nad der 
Beendigung des Nießbrauchs die für den Fall der Veräußerung 
geltenden Borjhriften der 88 571, 572, des $ 573 Satz 1 und der 
SS 574 bis 576, 579 ent|prehende Anwendung.’*) 

Der Eigentümer iſt bereditigt, das Miet- oder Pachtverhältnis 
unter Einhaltung der gejeglidhen Kündigungsfrüt) zu fün- 
digen. Berzichtet der Niekbrauder auf den Nießbrauch, To ift die 
Kündigungerft von der Zeit an zuläffig, zu welcher der Nießbrauch 
ohne den Verzicht erlöſchen würde. 

Der Mieter oder der Pächter ift berechtigt, den Eigentümer unter Be- 
ſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung darüber aufzufor- 
dern, ob er von dem Kündigungsrechte Gebrauh made. Die 
Kündigung kann nur bis zum Ablaufe der Friſt erfolgen. 

81057, Die Erfaganiprühe des Eigentümers wegen Berände- 
tungen oder Berichlechterungen der Sache ſowie die Anſprüche des Nieb- 
brauchers auf Erfah von Verwendungen oder auf Geftattung der Weg: 
nahme einer Einrichtung verjähren in jehs Monaten. Die VBorichriften 
des 8 558 Ubi. 2, 3 finden entiprehende Anwendung. 

8 1058. Im Berhältnifje zwiſchen dem Nießbraucher und dem 
Eigentümer gilt zu Gunften des Nießbrauders der Belteller als Eigen: 
tümer,®°) es jei denn, dak der Nießbrauder weiß, daß der Beiteller 
nit Eigentümer iſt. 

81059. Der Niekbraud ift nicht übertragbar. Die Uusübung 
des Nießbrauchs kann einem anderen überlaſſen werden.’’) 
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Erläuterungen 


38) pgl. die Note zu 8 1024. ' 
2, iR aljo nicht vererblid. Über „Löſchung“ im Grundbude 8 28 


GBO. 
a) © 875, 876, 878, 97, 98. 
1) Erlölden durch „Bereinigung“ (Note 1 zu $ 862). vgl. da⸗ 
gegen für den Nießbrauch an Grundſtücken 8 889. 
" 42) & 985—1007, auch 88 903-924. Der Niekbrauder kann allo 
3- B. die Grenzflage aus erheben. 
3 bi fl S 920 erhebe 
4 


x 1008 ff. 7483 ff. 
44 92. 
ann alſo damit maden, was er will. 


46) pgl. Note 10. 

er $ m m 

1) vgl. Anhang 1 au 8 854 unter II. 

2) 3. B. Leibrente, Auszug, Qupotheien: und andere Korderungen 
Hi 1073—1079, eine Grund» oder Rentenſchuld, ein: Patentrecht, Urheberredit 
uw. Bun, 100 Fl 2 und 3, 100, 101, 1078, 1074 ff., 1080, 1081. 





berechtigten gegenüber nicht wirksamen Belastungen. Diejenigen, gegen welche sich 
der Anspruch richtet, sind verpflichtet, die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung 
des Anspruchs zu bewilligen. 

ie vor der im Abs. 1 bezeichneten Zeit erfolgte Eintragung des Rückfallarechts 
gilt als Eintragung einer Vormerkung. 


Besitzschutz bei Grunddienstbarkeiten. 


Art. 88. Ftir den Schutz der Ausübung einer Grunddienstbarkeit gelten, auch 
bevor das Grundbuch für das Grundstück als angelegt anzusehen ist, wenn 
die Grunddienstbarkeit in einem tiber das Grundstück geführten gerichtlichen Buche 
eingetragen ist, die Vorschriften des $ 1029 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, andernfalls 
die Vorschriften des Artikel 191 Abs. 2 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 

esetzbuche, 


Wiederkaufsrecht bei Bentengttern. 


‚ Art. ®®. 8 ı. Ein Grundstück, welches gegen Übernahme einer festen Geldrente 
zu Eigentum tbertragen ist (Rentengut), kann zu Gunsten des Veräusserers in 
der Weise belastet werden, dass dieser dem Eigentümer gegenüber sum Wiederkaufe 
berechtigt ist. 

as Wiederkaufsrecht kann auch zu Gunsten des jeweiligen Eigentlimers eines 
Grundstücks des Veräusserers bestellt werden. 
(8$ 2—11 enthalten die näheren Vorschriften.) 


Beschränkung der Reallasten. 


Art. 380. Im linksrheinischen Teile der Rheinprovinz, im Kreise 
Herzogtum Lauenburg und auf der Insel Helgoland treten folgende Vorschriften 


in Kraft: 

Mit Ausnahme fester Geldrenten können beständige Abgaben und Leistungen 
einem Grundstücke als Reallasten nicht auferlegt werden. 

Eine neu auferlogte Geldrente ist der Eigenttimer nach vorgängiger sechs- 
monatiger Kündigung mit dem zwanzigfachen Betrag abzulösen berechtigt, sofern 
nicht eın anderes bestimmt ist. Es kann jedoch vertragsmässig die Kündigung nur 
während eines bestimmten Zeitraumes, welcher dreissig Jahre nicht übersteigen 
darf, ausgeschlossen und ein höherer Ablösungsbetrag als der fünfundzwanzigfache 
Betrag der Rente nicht festgesetzt werden. . 

Vertragsmässige Bestimmungen, welche diesen Vorschriften zuwiderlaufen, 
sind unwirksam, unbeschadet der Rechtsverbindlichkeit des sonstigen Inhalts eines 
solchen Vertrags. 

Die Vorschriften über Rentengüter bleiben unberührt. 


Verteilung von Reallasten. 


Art. 31. Die Vorschriften, nach welchen im Falle der Teilung eines mit einer 
Beallast belasteten Grundstücks die Reallast auf die einzelnen Teile des Grundstücks 
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Nichbraucdh au Rechten 8 1060—1068 


81060. Trifft ein NRießbrauch mit einem anderen Niekbraud 
oder mit einem ſonſtigen Nutzungsrecht an der Sache dergeftalt zufammen, 
‚da Die Rechte neben einander nicht oder nicht vollitändig ausgeübt 
werden können, und haben die Rechte gleihen Rang, jo findet die Vor⸗ 
ihrift des 8 1024 Anwendung.?®) 

81061. Der Niekbraud erlifht mit dem Tode des Nieh- 
brauchers.°) Steht der Niekhraud einer juriſtiſchen Perſon zu, ſo er⸗ 
liſcht er mit dieſer. 

81062. Wird der Nießbrauch an einem Grundftüde Durch 
Rechtsgeſchäft aufgehoben,*°) ſo erſtreckt fich die Aufhebung im Zweifel 
auf den Nießbrauch an dem Zubehöre. 

81063. Der Nießbrauch an einer beweglichen Sade erliſcht, 
wenn er mit dem Eigentum in derjelben Perfon zufammentrifft.‘) 

Der Nießbrauch gilt als nicht erlofhen, joweit der Eigentümer ein 
rechtliches Intereſſe an dem Fortbeſtehen des Nießbrauchs hat. 

8 1064. Zur Yufhebung des Niebbrauds an einer beweglidhen 
Safe durch Rechtsgeſchäft genügt die Ertlärung des Niekbrauders 
gegenüber dem Eigentümer oder dem Belteller, daß er den Nießbrauch 
aufgebe. 

81065. Wird das Recht des Niehbrauders beeinträchtigt, jo 
finden auf die Anjprüde des Niekbrauders die für die Anfprühe aus 
dem Eigentume geltenden Vorſchriften entiprechende Anwendung.*) 

81066, Beſteht ein Niehbrauch an dem Anteil eines Miteigen- 
tümers,“) jo übt der Nießbrauder die Rechte aus, die fih aus der Ge⸗ 
meinjhaft der Miteigentümer in Anjehung ‚der Le wa 1 tung der 
Sade und der Art ihrer Benutzung ergeben. 

Die Aufhebung der Gemeinſchaft fann nur von dem 
Miteigentümer und dem Nießbrauder gemeinſchaftlich verlangt 
werden. 

Wird die Gemeinihaft aufgehoben, fo gebührt dem 
Nießbrauder der Nießbrauh an den Gegenftänden, welde an die 
Stelle des Anteils treten. 

8 1067. Sind verbraudbare Sachen ‘*) Gegenftand des Nieh- 
brauchs, jo wird der Nießbrauder Eigentümer der Saden;*) nad) 
der Beendigung des Nießbrauchs Hat er dem Beiteller den Wert 
zu erlegen, den die Saden zur Zeit der Beitellung hatten. Sowohl 
der Beiteller als der Nießbraucher kann den Wert auf feine Koften dur 
Sachverſtändige feitftellen Tajjen.‘°) 

Der Beiteller. fann Siherheitsleiftung*) verlangen, 
wenn der Anſpruch auf Erjat des Wertes gefährdet ift. 





1I. Nießbrauch an Rechten.) 


81068, Gegenitand des Niekbrauds kann aud) ein Net jein.?) 

Auf den Nießbrauch an Rechten finden die Vorſchriften über den 
Nießbrauch an Sakhen?) entjpredhende Anwendung, ſoweit 
fh nicht aus den 88 1069 bis 1084 ein anderes ergibt. 
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Erläuterungen 


PN. 8: 1069 +) 88 398 ff., 413, 878 (betr. „Übertragung‘“), 1154, 1159, 1190 Abi. 4. 
RL. Es erfolgt aljo 3. B. die Beltellung des Niekbraudjs: a) an einer Hypothelen⸗ 
| orderung, über bie ein Hypothelenbrief gebildet ijt, durch Erteilung einer 
ritlinen Ertlärung, in der der Nießbrauch beitellt wird, und, 
By. uch Übergabe des 83828 etenbriefs, b) an einer Hypotheken⸗ 
forderung ohne Hypothekenbrief — und Eintragung 
T im Grundbuche (88 873, 1154). — Die Beſtellung des Nießbrauchs an Inhaber» 
papieren erfolgt Durch Abergabe der Papiere. 88 1032, 1081 Abſ. 2, 866. 


: 

* | 5) pgl. Note 7 u 8 

_.8 1070 e 241. 

DE. 7 398 ff., insbejondere 88 404 ff., 1156 ff. (Einwendungen des 
J— Verpflichteten gegenüber dem tauder). „Sorderungsnießbrauder 


J | und Zeffionar find Geſchwiſterkinder“ (C). 

8 1072 4 „Nießbrauch am Recht ift ſtets beweglih“ (C). Es er liſcht allo 
— der Nießbrauch an einem „Recht an einem Grundſtücke“ durch „Vereinigung“ 
£ und durh „Erklärung“ gegenüber dem Eigentümer oder Beſteller. Für das 
2 s 1073 Erlöſchen des Niekbrauds „am Grunditüde jel bt“ bleibt es bei 88 875, 889. 


e) 53 759 ff. 
— XE. %. „Leibrentner lebt nad) Reichsrecht, Auszügler nach Land- 
8 1074 11) z. B. auf Zahlung von Geld pothekenforderung), auf Übergabe 
von andern (beweglichen oder unbewe — chen. Für „auf Zinſen aus- 
ſtehend orderungen“ gelten die beſonderen Vorſchriften der SS 1076 ff. 
tr. Nießbrauch an in das Neihsihuldbud oder in ein Staatsihulbbud ein- 
getragenen forderungen vgl. Die betreffenden Gefete. 
11a) pgl, Dagegen 8 1077 betr. Niekbrauh an einer „auf Zinien 
ausftehenden Forderung“. 
up) wie Note ſſa. Betr. ‚andere Verfügungen“ (3. 3%. Ab: 
tretung, Erlaß, Aufrehnung) vgl. An ang 1 zu 8 104 unter 1. 7. 
8 1075 I , er dem Ntiekbrauder leiltet, der leiltet dem Gläubiger“ (C). 
1 
8 1076 132) „Verzinſung ſchwächt Niekbrauders Recht“ (C). 
8 1077 14 ie E infen fann der Niekbrauder allein erheben. Hinter 


legung ds 372 ff. 





verteilt wird, bleiben in Kraft. Die Verteilung ist bei der Auseinandersetzungs- 
behörde zu beantragen. 


Kündigungsrecht bei Hypotheken und Grundschulden. 


Art. 82. 8 1. Bei Hypothekenforderungen, Grundschulden und Rentenschulden 
kann das Kündigungsrecht des Eigentümers nur soweit ausgeschlossen 
werden, dass der Eigentümer nach zwanzig Jahren unter Einhaltung einer sechs- 
monatigen Frist kündigen kann. 

S 2. Kapitalien, die zurzeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbunhs 
auf einem Grundsttick oder einer Gerechtigkeit angelegt sind und bisher seitens des 
Schuldners unkündbar oder erst nach einer längeren als einer zwanzigjährigen Frist 
kündbar waren, können nach dem Ablaufe von zwanzig Jahren seit dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs unter Einhaltung einer sechsmonatigen Frist gekündigt 
werden, sofern nicht nach den bisherigen Gesetzen die Kündbarkeit schon vorher 
eintritt. 


Bestehende Hypotheken. 


Art. 38. 81. Eine zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als an- 
gelegt anzusehen ist, bestehonde Hypothek gilt von dieser Zeit an als eine 
ypöthek, für welche die Erteilung des Hypothekenbriefs nicht aus-' 
zeschlossen ist, wenn über sienach den geltenden Vorschriften ein Hypotheken- 
brief gebildet oder zu bilden ist. Ein vor der bezeichneten Zeit gebildeter Hypo- 
thekenbrief gilt als Hypothekenbrief im Sinne der Reichsgesetze, 
Die Vorschriften des Abs. ı finden auf Kautionshypotheken keine An- 
wendung. 
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Nieſibrauch an Rechten 8 1069-1077 


81069. Die Beitellung des Niekbrauds an einem Rechte erfolgt 
nah den für die Übertragung des Redtes geltenden Vorſchriften.“) 

An einem Rechte, das niht übertragbar ift,) kann ein 
Nießbrauch nicht beitellt werden. 

82070. Sit ein Recht, kraft deifen eine Leiftung gefordert 
werden fann,°) Gegenftand des Nießbrauchs, jo finden auf Das Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen dem Nießbraucher und dem Berpflichteten Die Vor⸗ 
ſchriften entſprechende Anwendung, welde im alle der Übertra- 
gung des Redtes für das Redhtsverhältnis zwiſchen dem Erwerber und 
dem Verpflichteten gelten.) 

Wird die Yusübung des Niekbraudis nad 8 1052 einem Ver- 
walter übertragen, jo ift die Übertragung dem Verpflichteten gegen 
über erſt wirffam, wenn er von der getroffenen Anordnung Kenntnis 
erlangt oder wenn ihm eine Mitteilung von der Anordnung zugeltellt 
wird. Das gleiche gilt von der Aufhebung der Verwaltung. 

81071. Ein dem Niepbraud unterliegendes Recht Tann durch 
Rechtsgeſchaft nur mit Zuſtimmung des Nießbrauchers aufgehoben 
werden. Die Zuftimmung iſt demjenigen gegenüber zu erklären, zu defien 
Gunften fie erfolgt; fie it unwiderruflid. Die Borfhrift des 
8 876 Sab 3 bleibt unberührt. 

Das gleiche gilt im Falle einer Anderung des Rechtes, fofern fie 
den Nießbrauch beeinträdtigt. 

81072. Die Beendigung des Niekbraudis tritt nach den Bor: 
ichriften der 88 1063, 1064 auch dann ein, wenn das dem Nießbraud 
unterliegende Recht nicht ein Recht an einer bewegliden 
Sade ijt.®) 

8 1073. Dem Niekbrauder einer Beibrente,’) eines Auszugs ’°) 
oder eines ähnlichen Rechtes gebühren die einzelnen Leiftungen, die auf 
Grund des Rechtes gefordert werden fünnen. 

81074. Der Niekbrauder einer Forderung‘) ijt zur Eins 
jiehung "ı=) der Korderung und, wenn die Fälligkeit von einer Kün- 
digung des Gläubigers abhängt, zur Kündigung '!b) berechtigt. Er Hat 
für die ordnungsmäßige Einziehung zu jorgen. Zuanderen Ver— 
fügungen über die Forderung ift er nicht beredtigt. 

1075. Mit der Leiltung des Schuldners an den Nießbraucher 
erwirbt der Gläubiger den geleifteten Gegenitand und der 
Nießbraucher den Nießbrauch an dem Gegenitande.:?) 

Werden verbraudhbare Sachen 12) geleiftet, jo erwirbt der 
Nießbrauderdas Eigentum; die Vorjäriften des 8 1067 finden 
entfprehende Anwendung. 

81076. Sit eine auf Zinfen ausitehende Forderung Gegenitand 
des Nießbrauchs, fo gelten die Vorſchriften der SS 1077 bis 1079.32) 

1077. Der Schuldner fann das Kapital nur an den Nieh: 
Brauer und den Gläubiger gemeinjhaftlih zahlen.) Jeder von 
beiden fann verlangen, daß an fie gemeinihaftlich gezahlt wird; jeder 
kann ftatt der Zahlung die Hinterlegung für beide fordern. 
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Erläuterungen 


\ 


3 auch: mahnen. 


8 1079 Seite 16) 88 1807, 1808. E. 212. Für Preußen AG. Art. 73 FH. vgl. 


m ı7T) gemäß 8 1069 (pge Die Noten dazu). „Neue Anlage heiſcht Nieß⸗ 
} brauds neue Beitellung“ N } 
8 1080 18) Kür Hppothelenforderungen gelten die 88 1074-1079 beie. „Nieb- 
| brauh an Korderungen“ ſchon von jelbit. 
E: 8 1081 19) uldverihreibung auf den Inhaber (88 793 ff.), Aktien auf den 
j\ Snbaber ufw. vgl. Noten 1, 4 zu 8 793. Die 8 808 bezeichneten fogen. „Legt: 





timationspapiere“ gehören nicht hierher. 

“? 3. B. Wedjel ung Art. 12 ff.), die in 88 363865 HGB. 
behandelten kaufmänniſchen Unweilungen und BVerpflichtun shheine, Konnoſſe⸗ 
mente der Seeichifier, Ladeſcheine der Te Lagerſcheine der ſtaatlich 
ur Ausitellung folder Urkunden ermädtigten Anjtalten, Bobmereibriefe und 
4 nusportverſicherungs⸗Polizen. 
8 1084 21) d. 5. die 88 1081—1083 gelten nidt. „Banfnoten wandern in 
4 Nießbrauders Eigen” (C). 
=: 8 1085 2) vgl. Anhang 1 zu $ 90 unter I. Unter Vermögen find hier nur die 
J Akti v'a zu Deufiehen. Über Nießbrauch an einer Erbihaft 8 1089. — vgl. 
5 737, 738 3PO. betr. die Zwangspollitredung in ein mit einem Nießbrauche 

elaftetes Vermögen. 

—* h. an den einzelnen „Saden“ (8 1030 ff.) und „Rechten“ 
N 1 ff.), aus denen das „Vermögen“ beitehbt. Die „Beitellung“ erfol 
aljo: a) an Grundftüden durch Cinigung und Einttagung im Grund⸗ 
bude, b) an beweglihden Sahen gemäß 8 1032, c) an Rechten gemäß 

1069. vgl. ferner 88 310, 811 betreffend die Zuläffigleit und iKorm Der Ber- 
räge betr. Niekbraud an einem Vermögen. 





& 2. Im ursprünglichen Geltungsbereiche der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 
sowie in Ostfriesland und Harlingerland, in der Niedergrafschaft Lingen und ın den 
. ehemals Münsterschen Ortschaften der Provinz Hannover steht ein vor dem Inkraft- 
i treten der Grundbuchordnung gebildetes Hypotheken-Instrument einem später gebildeten 
i Hypothekenbrioefe gleich. ‘ 
| In den übrigen Landesteilen erfolgt die nach den geltenden Vorschriften zu- 
lässige Erteilung eines Hypothekenbriefs kostenfrei, wenn sie vor der Zeit, zu welcher 
das Grundbuch „ls angelegt anzusehen ist, beantragt wird. Ist wegen Unterlassung 
des Antrags die Erteilung eines Briefes ausgeschlossen, so werden im Falle nachträg- 
licher Aufhebung der Ausschliessung für die Eintragung der Aufhebung sowie für die 
erichtliche Beurkundung oder Baglaubigung der Eintragungsbewilligung und für die 

rteilung des Briefes Kosten nicht erhoben, wenn die Eintragung innerhalb eines 

Jahres nach dem Inkrafttroten des Bürgerlichen Gesetzbuchs beantragt wird. | 

83. Im bisherigen Geltungsbereiche des Gesetzes über das Grundbuchwesen in | 
dem Bezirke des Appel ationsgerichts zu Cassel etc. vom 29. Mai 1873 (Gesetz-Samml. | 
S. 273) gelten für die vor dem 1. Juli 1874 errichteten und nicht in Hypotheken des 
Preussischen Rechtes umgewandelten Hypotheken folgende Vorschriften: 

1. Bis zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzusehen ist, wird bei der 
Hypothek auf Antrag eines .Gläubigers, dem eine ihr gleich- oder nachstehende 
Hypothek oder Grundachuld zusteht, ein Widerspruch fesen das Bestehen der 
Hypothek kostenfrei eingetragen. Zur Eintragung genügt der Antrag des Gläubigers. 

2. Soweit zu der unter Nr. 1 bezeichneten Zeit dıe Hypothek noch besteht, gilt sie 
von dieser Zeit an ala Sicherungshypothek, auch wenn der Betrag der gesicherten 
Forderung bestimmt ist. 

83. Aufdie Hypothek finden in Ansehung der Ausschliessung des unbekannten Gläubigers 
im Wege des Aufgebotsverfahrens die Vorschriften des 8 1170 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs auch insoweit Anwendung, als die Hypothek zu der unter Nr. 1 be- 
zeichneten Zeit nicht mehr besteht. in Gläubiger, dem zu dieser Zeit eine der 
Hypothek gleich. oder nachstehende Hypothek oder Grundschuld zusteht, kann 
nach der Erlassung des Ausschlussurteils die Löschung der Hypothek in gleicher 
Weise verlangen, wie wenn zur Sicherung des Rechtes auf Löschung eine Vor- 
merkung im Grundbuch eingetragen wäre. | 

ird das Aufgebotsverfahren vor dem Ablaufe von zwei Jahren nach der | 
bezeichneten Zeit beantragt, so werden fir das Verfahren und für die Löschung 
der Hypothek Gebühren nicht erboben. 

4. Soll die Hypothek nach $ 1186 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in eine gewöhnliche 
Hypothek unigewandelt werden, so werden für die Eintragung der Umwandlung 
sowie für die gerichtliche Beurkundung oder Beglaubigung der Eintragungs- 
bewilligung und für die Erteilung.eines Hypothekenbriefs Gebtihren nioht erhoben, 
wenn die Umwandlung innerha®b eines Jahres naclı der unter Nr. ı bezeichneten 
Zeit beuntragt wird. 
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Nieftbrauch an einem Vermögen, an einer Erbſchaft 3 1078-1085 | En: 


Der Nießbrauder und der Gläubiger können nur gemeinfhaftlid 
fündigen.!:) Die Kündigung des Schuldners iſt nur wirkſam, wenn fie 
dem Nießbrauder und dem Gläubiger erflärt wird. 

F 1078. it die Forderung fällig, jo find der Nießbraucher und 
der, Gläubiger einander verpflichtet, zur Einziehung mitzuwirlen. Hängt 
die Källigleit von einer Kündigung ab, jo fann jeder Teil die Mitwir- 
lung des anderen zur Kündigung verlangen, wenn die Einziehung der 
Sorderung wegen Gefährdung ihrer Sicherheit nach den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Bermögensverwaltung geboten ift. 

81079, Der Niekbrauder und der Gläubiger find einander ver- 
pflichtet, dazu mitzuwirken, daß das eingezogene Kapital nad) den für die 
Anlegung von Mündelgeld :°) geltenden Vorſchriften verzinslich ange: 
legt und gleidgzeitig dem Niekbrauder der Nießbrauch beitellt wird.!”) 
Die Art der Anlegung beitimmt der Nichbraugder. 

8 1080, Die Borjchriften über den Nießbrauch an einer For⸗ 
derung gelten aud für den Niekbraud an einer Grundihuld und an 
einer Rentenfchuld.°) 

‚1081. Sit ein Inhaberpapier 10) oder ein Orderpapier,2°) das 
mit foindofjament verjehen ift, Gegenftand des Niekbraudjs, fo fteht 
der Befit des Papiers und des zu dem Papiere gehörenden Erneue- 
rungsſcheines dem Niekbraudger und dem Eigentümer gemeinfhaft- 
lid zu. Der Bei der zu dem Papiere gehörenden Zins-, Renten: 
oder Gewinnanteiljheine fteht dem Nießbrauder zu. 

Zur Bejtellung des Niekbrauds genügt an Stelle der Über⸗ 
gabe des Papiers die Einräumung des Mitbejißes. 

8 1082. Das Papier ift ne bſt dem Erneuerungsſchein 
auf Verlangen des Nießbrauchers oder des Eigentümers bei einer Hinter 
legungsitelle mit der Beitimmung zu Hinterlegen, daß die Herausgabe 
nur von dem Nießbrauder und dem Eigentümer gemeinjidaft- 
lic verlangt werden fann. Der Nießbrauder fann aud Hinterlegung 
bei der Reichsbank verlangen. 

8 1083. Der Nießbrauder und der Eigentümer des Papiers find 
einander verpflichtet, zur Cinziehung des fälligen Kapitals, zur Beſchaf⸗ 
fung neuer Zins, Renten oder Gewinnanteiljcheine jowie zu fonjtigen 
Maßnahmen mitzumwirten, die zur ordnungsmäßigen VBermögensper- 
waltung erforderlich find. 

Im alle der Einlöſung des Papiers finden die Vorſchriften des 
8 1079 Anwendung. Eine bei der Einlöjung gezahlte Brämie gilt als 
Teil des Kapitals. 

81084. Gehört ein Inhaberpapier oder ein Drderpapier, das 
mit Blanfoindofjament verjehen ijt, nad) S 92 zu den verbraudbaren 
Sachen, jo bewendet es bei den Vorſchriften des 8 1067.°?) 


III. Nießbranch an einem Bermögen.!) 


8 1085. Der Niekbraud an dem Vermögen einer Perjon fann 
nur in der Weiſe beftellt werden, daß der Nießbraucher den Niekbraud) 
au den einzelnen zu dem Vermögen gehörenden Gegenftänden erlangt.?) 
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Erläuterungen 


8 1090. I vgl. Note 1 und Anbang 2—4 zu $ 1018. — vgl. E. 113—116, 120, 
128, 135 (Vorbehalte für die Vandesgefege) und E. 164, 184, 189, 191 (Übers 
gangsvorfgriften betreffend Die bereits am 1. Januar 19000 begründet ge 
weienen „beichräntten perjönlichen Dienjtbarleiten"). 

:) ober ein „Erbbauredt“ —— 

8 Ir ) Es⸗ gelten die allgemeinen Vorſchriften 88 873 ff. und Note 7 
su 
i 2) vgl. Note 8 zu $ 1018. 





En Die nach den Vorschriften des Rheinischen Bürgerlichen Gesetzbuchs 
begrtindeten Privilegien und Hypotheken, die zu der Zeit, zu welcher das Grund- 
buch als angelegt anzusehen ist, nicht durch Einschreibung im Hypothekenregister 
oder durch Eintragung im Grundbuche wirksam geworden sind, verwandeln sich in 
Ansprtiche auf Bestellung einer Sicherungshypothek, soweit nicht im Artikel 56 $ 9 ein 
Anderes bestimmt ist. Gerichtliche Hypotheken dieser Art erlöschen, unbeschadet der 
dem Gläubiger auf Grund eines vollstreckbaren Titels nach den reichsgesetzlichen 
Vorschriften zustehenden Befugnisse. 

Privilegien und Hypotheken an Niessbrauchsrechten verwandeln sich, wenn sie 
zu der im Abs. 1 bezeichneten Zeit wirksam geworden sind, in Pfandrechte an dem 
Niessbrauch, anderenfalls in Ansprüche auf Bestellung eines Pfandrechts; die Vor- 
schriften des Abs. 1 finden entsprechende Anwendung. 


Übertragung von Vorschriften auf Rentenschulden. 


Art. 35. Die neben dem Btirgerlichen Gesetzbuch in Kraft bleibenden Vor- 
schriften, die sich auf Hypotheken und Grundschulden beziehen, finden auf 
Rentenschulden entsprechende Anwendung. 


Selbständige Gerechtigkeiten. 


Art. 40. Für Gerechtigkeiten, die nach den bisherigen Gesetzen in Aunsehung 
der Bintragung in die gerichtlichen Bticher und der Verpfändung den Grund- 
' stücken gleichstehen (selbständige Gerechtigkeiten), gelten die sich auf 
Grundstücke beziehenden Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs, wenn die 
Gerechtigkeit ein Grundbuchblatt erhalten hat. 
nter der gleichen Voraussetzung finden die für den Erwerb des Eigentums und 
die Ansprtiche aus dem Eigentum an Grundstücken geltenden Vorschriften auf eine 
solche Gerechtigkeit entsprechende Anwendung. ' 
Die besonderen Vorschriften über die selbständigen Kohlenabbau-Gerechtigkeiten | 
in den vormals Königlich Sächsischen Landesteilen werden durch die Bestimmungen 
dieses Artikels nicht berührt. 


Eheschliessung. 


Art. 4%. Die Vorschriften, nach welchen für Staatabeamte und (teistliche 

zur Eingehung einer Ehe eine besondere Erlaubnis erforderlich ist, werden auf- 
.gehoben. 

8 Art. 48. 5 ı. Wollen Ausländer oder Ausländerinnen in Preussen eine 

Ehe eingehen, so’ haben sie ein Zeugnis der zuständigen Behörde des Staates, dem sie 

angehören, darliber beizubringen, dass der Behörde ein nach den Gesetzen dieses Staates | 

bestehendes Ehehindernis nicht bekannt gaworden ist. 

$ 2. Ausländer haben ausserdem ein Zeugnis der zuständigen Behörde des 
Staates, dem sie angehören, darüber beizubringen, dass sie nach den Gesetzen dieses 
Staates ihre Staatsangehörigkeit nicht durch die Eheschliessung verlieren, sondern auf 
ihre Ehefrau und ihre ehelichen oder durch die nachfolgende Ehe legitimierten Kinder 
übertragen. 

& 3. Die nach den $3 1, 2 erforderlichen Zeugnisse miissen von einem Konsul 
oder Gesandten des Reichs mit der Bescheinigung versehen sein, dass die das Zeugnis 
ausstellende Behörde für die Ausstellung zuständig ist. 

Diese Vorschrift findet auf solche Zeugnisse keine Anwendung, welche nach den | 
Bestimmungen der Staatsverträge tiber die Beglaubigung der von öffentlichen Behörden 
ausgestellten Urkunden keiner Beglaubigung bedürfen. 

$ 4. Von der Vorschrift des $ I kann der Justizminister im einzelnen Falle, 
von der Vorschrift des $ 2 kann der Minister des Innern im einzelnen Falle oder für 
die Angehörigen eines ausländischen Staates im Allgemeinen Befreiung bewilligen. 

8 5. Die für die Eheschliessung ven Ausländern bisher geltenden landesgesetg 
lichen Vorschriften werden aufgehoben. 

8&6. Will ein Angehöriger der rechtsrheinischen Gebietsteile des König- 
reichs Baye rn in Preussen eine Ehe eingehen, so hat er das nach den Vorschriften 
der Bayerischen Gesetze erforderliche Verehelichungszeugnis beizubringen. 
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Beſchränkte perfünliche Dienftbarkeiten 8 1086-1090 


Soweit der Nießbrauch beftellt iſt, gelten die Vorſchriften der 88 
1086 bis 1088. 

81086. Die Gläubiger des Veſtellers tönnen, joweit ihre Forde- 
rungen vor der Beitellung entitanden find, ohne Rüdficht auf den Nieß⸗ 
brauch Befriedigung aus den dem Nießbrauch unterliegenden Gegen- 
ftäriden verlangen. Hat der Nießbraucher das Eigentum an verbraud;- 
baren Sachen erlangt, jo tritt an die Stelle der Sachen der Anſpruch des 
Beitellers auf Erja des Wertes; der Nießbrauder ift den Gläubigern 
gegenüber zum ſofortigen Erjate verpflichtet. ' 

8 1087. Der Belteller Tann, wenn eine vor der Beitellung ent- 
ftandene Forderung fällig ift, von dem Nießbraucher Rückgabe der zur 
Befriedigung des Gläubigers erforderlichen Gegenftände verlangen. Die 
Auswahl fteht ihm zu; er kann jedod nur die vorzugsweile geeigneten 
Gegenjtände auswählen. Soweit die zurüdgegebenen Gegenftände aus: 
reihen, tjt der Belteller dem Nießbraucher gegenüber zur Befriedigung 
des Gläubigers verpflichtet. 

Der Niekbraudher lann die Verbindlichkeit durch Leiftung des ge- 
ſchuldeten Gegenftandes erfüllen. Gehört der geſchuldete Gegenjtand nicht 
su dem Vermögen, das dem Nießbrauch unterliegt, jo ijt der Nießbraucher 
berechtigt, zum Zwede der Befriedigung des Gläubigers einen zu dem 
Bermögen gehörenden Gegenjtand zu veräußern, wenn die Befriedigung 
durch den Beiteller nicht ohne Gefahr abgewartet werden fann. Cr hat 
einen vorzugsweife geeigneten Gegenitand auszuwählen. Soweit er zum . 
Erſatze des Wertes verbraudbarer Sachen verpflichtet ift, darf er eine 
Veräußerung nicht vornehmen. 

8 1088. Die Gläubiger des Beitellers, deren Yorderungen ſchon 
zur Zeit der Beltellung verzinslih waren, können die Zinfen für die 
Dauer des Niekbraudis auch von dem Niekbraucher verlangen. Das 
gleihe gilt von anderen wiederftehrenden Leiftungen, 
die bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften des Ver— 
mögens bejtritten werden, wenn die Forderung vor der Beſtellung des 

Nießbrauchs entſtanden ift. 

Die Haftung des Niekbrauders kann nicht dur Vereinbarung 
zwiſchen ihm und dem Belteller ausgeſchloſſen oder beihräntt werden. 

"Der Nießbrauder ift dem Befteller gegenüber zur Befriedigung der 
Gläubiger wegen der im Abſ. 1 bezeichneten Anſprüche verpflichtet. Die 
Rüdgabe von Gegenftänden zum Zwede der Befriedigung kann der Be- 
jteller nur verlangen, wenn der Nießbrauder mit der Erfüllung diefer 
Verbindlichkeit in Verzug fommt. 

81089. Die Vorſchriften der 88 1085 bis 1088 finden auf den 
Nießbrauch an einer Erbihaft ent|predhende Anwendung. 


Dritter Titel. Wefhränkte perfönlide Dienfidarkeiten.’) 


81090, Ein Grunbftüd) kann in der Weife belaftet *) werben, 
daß derjenige, zu deſſen Gunften die Belaftung erfolgt, berehtigt ift, das 
Grundftüd in einzelnen Beziehungen zu benugen,‘) oder daß ihm eine 
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Erläuterungen 


5) Die Gfeihheit und der Unterſchied , der beſchräünkten perjönlichen 
Dienftbarleiten mit bezw. von: 

a) den Grunddienftbarteiten en ts ff.) beitehen darin, daß 
beide zwar denſelben Inhalt n tönnen (vgl. 88 1018, 1019, 
insbejondere Noten 8-11 zu $ 1015 und 88 1090, 1091), daß aber die 
beſchränkten perjönliden Dienſtbarkeiten“ nür zu Gunſten beftimmter 

erfonen (unübertragbar und unvererblid 8 1092) beitehen, wäh⸗ 
rend die „Grunddienftbarfeiten“ zu Gunjten des „jeweiligen Eigen- 
tümers“ eines Grunditüds beftehen und mit letterem übertragen und ver: 
erbt werden fünnen (8 1018); 

b) dem Nießbraud 1030 ff.) beitehen darin, daB beide nur zu Gun- 

ten bejtimmter erfonen (unübertragbar und unvererblid 
1059, 1061, 1092) beitehen, daß aber der „Niekbraudh“ die gejam- 
en Nußungen einer Sade umfaßt, joweit nicht bei der Begründung 
Einſchränkungen gemadt find, während die „beichränften perſönlichen 
Dienftbarfeiten“ nur die Benukung in einzelnen Beziehungen, ein- 
elne Befu vis zum Gegenitand haben (88 1030, 1090), und da 
Berner der Nießbrauch‘“ auch an beweglidhen Saden möglid iſt 
(nel. Note 3 zu 8 1030, 88 1032, 1038), während „beichräntte perjönliche 
tenftbarleiten“ an beweglihen Sachen nicht anerfannt werden. 
Letzterem Mangel wird Buch die Möglichkeit „bligatoriſcher Ber: 
träge (Schuldverträge) auf Überlaſſung der Benukung „beweglicher 
Saden“ genügt (Miete, Leihe SS 585 ff., 58 ff.). 

Uber Leibgedings-, Witenteils- ujw. Verträge, die Häufig die Begrün- 
dung beſchränkter perjönlicder Dienitbarfeiten jür den Leibgedinger, Altfiger 
ujw. zum Gegenitande haben, vgl. E. 96 und Geite 236 PrAG. 

8 1091 6) Der Privatwillfür der Vertragſchließenden ii alſo der freieſte Spiel- 
raum gelajjen (im Gegenfage zu 8 eh und nur, falls Die Auslegung des 

Vertrags nichts anderes erg t —* Zweifel“), gilt $ 1091. Unter den Begriff 

des „perjönlihen Bedürfniſſes“ fallen die Bedürfniſſe der Haushaltung, des 

Geichäftsbetriebes. 

U I. $ 1059 und Rote. Die Überlafjfung der „Ausübung“ 
muß na 1092 von dem „Belafteten“ bejfonders geftattet fein. 

8 1093 ?a) Bon der „Miete“ unterſcheidet fih das in 8 1093 behandelte 
dinglide „Wohnungsreht“ namentlih dadurd, daß es feine 
genenjeitigen perlönliden“ Rechte und Berbindlid- 

eiten zwildhen dem Grundftüdseigentümer und dem Wohnungsberedtigten 

erzeugt, wie Dies bei der Miete („‚Shuldverhältnis“) nad 535 ff. 
der Yalk il. Das Wohnungsredt iſt lediglich eine oelaftung des Grund: 

k üds“, mit der zufällig, aber le notwendig, die perjönlide Pflicht des 
chtigten zur Zahlung eines Zinjes verfnüpft fein Tann. | 

8) 3. B. durch die E. 96 bezeichneten Verträge (Leibgedinge, Altenteil 
ulw.). Das Recht auf „Wohnung“ kann aud als Nießbrauch“ beitellt wer: 
den (8 1030), was im eingelnen falle durch Auslegung feitzuftellen üt. 

®) auch die Schwiegermutter. 

10) z. B. Brunnen, Abtritt, Waſchküche, Trockenboden. | 

8 1094 1) Diefer Abſchnitt Handelt vom en Vorkaufsrechte, vom „pers 
ſönlichen“ Vorkaufsrechte handeln die 88 504 ff. vgl. diefe und Noten dazu. 
-— fiber das Wiederkaufsrecht vol 497 ff. insbejondere Note 6 und 8 dazu. 
— übergangevorföriften bezüg ich am 1. Januar 1900 bereits begründet 
geweienen „Borkaufsrechte‘ vgl. E. 168, 184, 189. 

2) oder ein „Erbbaurecht“ ($ 1017). In bezug auf bewegliche 
Sachen iſt nur das perſönlich (obligatoriſch) wirkende Vorkaufsrecht der 

88 504 ff. zuläſſig. vgl. Note 13 zu F 504. 

2) Cs gelten die allgemeinen Vorſchriften der 58 873 ff. Zur Begrün⸗ 
dung eines dinglich wirkenden „Vorkaufsrechts“ an einem Grunditüd ift 
aljo „Einigung“ der Barteien und „Eintragung“ in das Grundbud 
nötig. Der Bertrag, durch den fi jemand zur „Beltellung“ eines Vorkaufsrechts 
an einem Grundftüde verpflichtet, bedarf der form des 8 313. — „Geſetzliche“ 
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Vorkaufsrecht 8 1091-1098 


ionftige Befugnis zufteht, die den Inhalt einer Grundpdienftbar- 
teit bilden fann (beihräntte perſönliche Dienftbartleit).:) 

Die Vorſchriften der 88 1020 bis 1024, 1026 bis 1029, 1061 finden 
entſprechende Anwendung. 

81091. Der Umfang einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbar⸗ 
feit beftimmt ih im Zweifel nad dem perſönlichen Bebürfnifle Des 
Bereihtigten.‘) 

$ 1092. Eine beſchränkte perjönliche Dienftbarkeit ift nicht über- 
tragbar. Die Yusübung der Dienftbarkeit kann einem anderen nur 
überlaflen werden, wenn die Überlaſſung geitattet ijt.”) 

81093. Als beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit kann auch das 
Recht beitellt werden, ein Gebäude oder einen Teil eines Gebäudes unter 
Ausichluß des Eigentümers ’a) als Wohnung zu benugen.:) Auf dieſes 
Recht finden die für den Niekbrauc geltenden Vorfehriften der 88 
1031, 1034, 1036, des 8 1037 Abſ. 1 und der 88 1041, 1042, 1044, 1049, 
1050, 1057, 1062 entjprehende Anwendung. 

Der Berechtigte ift befugt, feine Kamilie?) jowie die zur ftandes- 
mäßigen Bedienung und zur Pflege erforderlichen Perjonen in 
die Wohnung aufzunehmen. 

IH das Recht auf einen Teil des Gebäudes beihräntt, jo kann 
der Berechtigte die zum gemeinſchaftlichen Gebraude der Be- 
wohner beftimmten Anlagen und Einridtungen mitbenußen.!’) 


Sechfter Abjchnitt. 
VBorkaufsrecht.) 


81094. Ein Grundftäd?) kann in der Weiſe belaftet °) werden, 
daß derjenige, zu deſſen Gunften die Belajtung erfolgt, dem Eigentümer 
gegenüber zum Vorkaufe berechtigt iſt. 

Das Vorkaufsrecht kann auch zu Gunſten des jeweiligen Eigen⸗ 
tümers eines anderen Grundftüds beſtellt werben. 

8 1095. Ein Brudteil eines Grunditüds Tann mit dem Vor⸗ 
kaufsrechte nur belaftet werden, wenn er in dem Anteil eines Mit- 
eigentümers befteht. 

81096. Das Borlaufsreht kann auf das Zubehör ‘) erſtreckt 
werden, das mit dem Grundſtücke verkauft wird. Im Zweifel iſt 
anzunehmen, daß fi) das Vorkaufsrecht auf dieſes Zubehör erftreden fol. 

8 1097. Das Borlaufsreht beihräntt fih auf den Fall des 
Berfaufs’) durd) den Eigentümer, welchem das Grundftüd zur Zeit 
der Beftellung gehört, oder durch deſſen Erben; es kann jedoch 
auch für mehrere oder für alle VBerlaufsfälle beitellt werden. 

$ 1098. Das Rechtsverhältnis zwilhen dem Berechtigten und 
dem Berpflicäteten beitimmt fih nad) den Vorſchriften der SS 504 bis 
514. Das Vorkaufsrecht kann aud dann ausgeübt werden, wenn das 
Grundjtüd von dem Ronktursverwalterausfreier Hand ver: 
fauft wird. 
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s 1097 
8 1098 
8 1104 
$ 1105 


pflihtung zur Leiftung von „Natural- und 


Erläuterungen 


Vorkaufsrechte mit Dingliher Wirkung fennt BGB. nicht. vgl. 2034, 
2035 (Vorlaufsreht der Miterben am Anteile der anderen Miterben am 
Nachlafje, nicht an den einzelnen Nadlakgrunditüden und anderen 
Nach aßgegenſtänden). vgl. jedoch die Note 13 am Ende zu 8 504 in bezug 
genommenen Landesgeſetze. 

4) SS 97, 98, 926. | 

5) Nicht auch: des Tauſches. vgl. Note 14 zu 8 504. 

6 ar 883 ff., 888, 1100. 

7) 88 988, 1024 ZRO. | 

1) Die eigentümliche Diellung, die der „Grundbefik“ im politifchen und 
wirtichaftlihen Xeben des Mittelalters einnahm, Hatte zur Verknüpfung 
mannigfader „Zeiftungen“ mit dem Grund und Boden ge 
Ehrt. orne mlid waren es die Rechte des Grundhberrn und des 

— 52 die den bäuerlihen Beiig mit Zins⸗, Dienſt⸗ und 
Je ntpflichten beiäwerten. Aber auch zur Gründung und Each Ausſtattung 
rchlicher Einrichtungen wurden ſolche Laſten in großer Zahl auf die Grund— 
ftüde gelegt. neben entwidelten fi im Rentenkaufe und der Leibzucht 
— inge, Altenteil) rein pt tvatredtlide „inrihtungen, die eine 
ähnliche Belaftung des Bodens bedingten. Derartige Rechtsgebilde haben ſich 
bis auf die Gegenwart erhalten. Das Verſchwinden der oben bezeichneten 
Herrſchaftsrechte aus der heutigen Rechtsordnung hat fie nicht bejeitigt, jondern 
vielfa nur die Wirkung gehabt, daß die auf pen Grundftüden rubende Ber: 
ldabgaben, Dieniten und Zehn: 
en“ ihren öffentlih-rehtlihen Charakter abgejtreift Hat. Die 
einzelnen deutſchen Landesgejeßgebungen find meilt darauf bedacht geweken, 
dieſe Laſten teils abzuſchaffen, teils der Mblöfung gegen Entſchädigung des Be⸗ 
rechtigten zu unterwerfen, teils die Neubegründung zu verbieten. ol. z. 2. 
das preußiſche A tölungsgeles vom 2. März 1850. Anderer: 
jeits vgl. aus neueſter Zeit Die Rentenguts⸗Geſetzgebung E. 62. 

Bei dem — ſehr verſchiedenen Rechtszuſtande in den einzelnen 
Staaten des Reiches hat der Geſetzgeber des BGB. es für angemeſſen erachtet, 
folgenden Standpuntt einzunehmen: Die öffentliden 2 ae en und Ab⸗ 
gaben find von der Regelung im BGB. ausgeichieden. I. 3. 2. E. 132 

etr. Kirchen- und Schul-Baulaften. Es gehören Hierher ferner: die Eins 
uartierungs-, Deich, Wegebau: ujw. Laften. Begiign der privatrechtlichen 
ajten it das Verhältnis jo geregelt, dag im 868. feinerlei Be: 
(9: änkun der „Reallaſten“ vorgeſchrieben wird, gen die Landesgeſetze 
n Kraft bleiben, die die Begründung der Reallaiten aus: 
ſchließen oder befhränten, insbejondere nur gemwille Reallaiten 
und aud diele nur mit Beſchränkungen zulalfen. Die diesbezüglichen 
Borbehalte enthalten E. 113—116, 120, 121. — Über Altenteil, Veibgedinge, 
Leibzuht, Auszug vgl. E. 96. — Im BEL. ſelbſt find giregelt die in den 
8 912 ff., 916, 917, 1021, 1022 bezeichneten Reallaiten N fdrenten bei Über: 
u und Notweg, fliht zur Unterhaltung gewiſſer Anlagen), vgl. hierzu 
E. 116. — Sm übrigen haben die Borfchriften der 88 1105--1112 eigent- 
HH nur die Bedeutung einer Regelung der landesredhtlid an: 
erfannten bezw. niht ausgeſchloſſenen Reallaften. — Die 
am gi Januar 900 begründet geweienen Reallaiten bleiben beſtehen. 
. 184, . 

2) vgl. Note 2 und 3 zu 8 1090 und die dort bezeichneten Stellen. 
Eintragung“ im Grundbude ijt je niät erforderlid 3. B. in den 
Fällen der 28 914 Abi. 2, 917 Abi. 2. vgl. ferner E. 114. 

3) fubjettin-perjönlide NReallaft; vgl. $ 1111. 

+) Geld, Naturalten (Getreide, Sol ujw.), Dienfte (Hand- und Spann: 
diente); vgl. 8 241. Dierin liegt der Unterſchied der „Reallaft“ von den 
„Dienjtbarteiten“. vgl. 88 1018, 1090, insbejondere Note 11 zu 8 1018. — 
Über entenſchuld, eine „beionders ausgeitaltete“ Form der Neallait, vgl. 


SS 1199 ff. 
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Renllaften 8 1099—1105 


Dritten gegenüber hat das Vorkaufsrecht die Wirkung einer Vor⸗ 
merfung zur Sicherung des durch die Ausübung des. Rechtes eni- 
ſtehenden Anſpruchs auf Übertragung des Eigentums.) 

81099. Gelangt das Grunditäd in das Eigentum eines Dritten, 
fo fann diefer in gleiher Weiſe wie der Berpflichtete dem Beredhigten 
den Inhalt des Kaufverirags mit der im 8 510 Abi. 2 beftimmten Wir- 
fung mitteilen. 

Der Berpflihtete Hat den neuen Eigentümer zu benachrichtigen, 
ſobald die Ausübung des Vorkaufsrechts erfolgt oder ausgeſchloſſen tft. 

8 1100. Der neue Eigentümer Tann, wenn er der Käufer oder 
ein Rechtsnachfolger des Käufers iſt, die Zuftimmung zur Eintragung 
des Beredhtigten als Cigentümer und die Herausgabe des Grundftüds 
verweigern, bis ihm der zwiſchen dem Verpflichteten und dem Käufer 
vereinbarte Ranfpreis, ſoweit er beridhtigt it, erftattet wird. Crlangt 
der Beredhtigte die Eintragung als Eigentümer, jo fann der bisherige 
Eigentümer von ihm die Erftattung des berichtigten Kaufpreifes gegen 
Herausgabe des Grunditüds fordern. 

8 1101. Soweit der Berechtigte nad $ 1100 dem Käufer oder 
defien Rechtsnachfolger den Kaufpreis zu erftatten bat, wird er von Der 
Verpflichtung zur Zahlung des aus dem Borlaufe geichuldeten Kauf: 
preijes frei. 

8 1102. Verliert der Käufer oder jein Rechtsnachfolger infolge 
der Geltendmadung des Vorkaufsrechts das Eigentum, fo wird der 
Käufer, joweit der von ihm gejchuldete Kaufpreis noch nicht berichtigt 
ift, von feiner Verpflichtung frei; den berichtigten Kaufpreis fann er 
niht aurüdfordern, 

8 1103. Ein zu Guniten des jeweiligen Eigentümers eines 
Grundftüds beftehendes Vorkaufsrecht kann nicht von dem Eigentum an 
diejem Grundftüde getrennt werden. 

Ein zu Sunften einer beitimmten Perſon beitehendes Vorkaufsrecht 
kann nicht mit dem Eigentum an einem Grundſtücke verbunden werben. 

8 1104. Sit der Bereihtigte unbelannt, jo fann er im Wege des 
Uufgebotsverfahrens 7) mit feinem Rechte ausgeichloflen werden, wenn 
die im $ 1170 für die Ausichließung eines Hnpothetengläubi- 
gers beftimmten Borausjeßungen vorliegen. Mit der Crlafjung des 
Ausihlußurteils erlifht das Vorkaufsrecht. 

Auf ein Vorkaufsrecht, das zu Gunften des jeweiligen Eigentümers 
eines Grunditüds bejteht, finden dieſe Vorfchriften feine Anwendung. 


Siebenter Abjchnitt. 


Reallaſten.) 


81105. Ein Grundftüd kann in der Weiſe belaſtet werden,?) 
daß an denjenigen, zu deſſen Guniten die Belaftung erfolgt’) wieders 
kehrende Leiltungen‘) aus dem Grunditüde‘) zu entrichten jind (Reallaſt) 


— 345 — 





Erläuterungen 


| . aus dem im Wege der Zwangsvollitredung (Iwan een 
rung  Ananaereraaltung) 2) ge erzielenden Eitöfe oder Ertrage des "Grund 
(81 1147); bier jedod 8 

ad id - ehaliäe Reallaft. 

ber die Verteilung der — beim Wechſel des 
Eige ans r a des berechtigten oder belaiteten Grundftüds 88 101—103. 


8 1106 8) vgl 
i 1107 3. B. * 1159 
8 1108 _ 1%) alio: ſoweit nicht —2 — iſt, daß nur das „Grundſtück“ hafte. Für 


„Rückſtämnde“ aus der Zeit früherer igentümer des Grundſtücks ha ten 
nur dDiefe nah Maßgabe des 8 1108 und außerdem jtets das „Grundftüd‘ 


(88 1105, 1107, 1147). 
421 ff —— 120, 121. PrAG. 31. 
8 1109 12 em N taben nichts nügt, fann die Schlämmung nicht — 
dern“. Wes de der Graben, des die Schlämmung“ (C). vgl. 8 1025 Saß 2 
8 1111 a A 413. — iiber Amangsnollitredung in eine Renllait vgl. 
b 3Pt 
8 1113 — vgl. Anhang 1 zu 3 1113: 
I. SHypothel ijt nicht dasielbe wie „Piandredt“. 

11. Begriff und Weſen Des Grundfredits, 

III, Redhtseinridytungen für den Grundfredit-Vertehr. 

IV. Die Rechtsformen des Grundkredits (Hypothek, Grundſchuld, 
Rentenihuld). 

V, Unterſchied zwiſchen Hnpothef und Grundſchuld. 

VI. Eigentümer:Grundihuld — —— — A. Entſtehungs⸗ 
geſchichte. — B. Praktiſche Bedeutung. Die verſchie— 
denen Fälle 

VII. Gewöhnliche Hupothet — — — 

VIII. 8 ypothekembrief — Grundſchu 
Rh ypothet (Grund Hub, Betienigun) 
X. Bollitredungse und Wrreit:Hypoth 
XI. Einige Kormulare zum — 


Wicht — dem Einführungsgeſetze ſind für den vorliegenden Abſchnitt von 
1 


ige 
a) Vorbehalte für die Landesgeiehe: E. 60, 91, 112, 113, 117, 118, 120, 167 
und die dort bezeichneten orihriften. 
b) UÜbergangsvorſchriften Metelen) die am 1. Januar 1900 bereits begründet 
— a ar: ujw. E. 184, 186, 188, 189, 192—19. 
as Auch: ein „Erbbaurecht — ngl. 88 1017, 1114, 1120 —1132. — Über 
die auf hie infünfte“ eines N rumdiäde be Sräntte Aupathet (Revenüen: 
Sypothet᷑), die das BGE. nicht anerkennt, vgl. ndesgejeße). 
2) vgl. die a nen Sorfäriften der * fi und Noten jowie 
a nge dazu. it zur Begründung einer Zuvolhet erforderlich: 
Cinigung“ der Bereiliglen und „Cintragung“ der Hnpothel im 
Grundbude. Die „Einigung“ (der dinglihe Vertrag) iſt aber nur zur Bes 
ündung des „materiell: redtlidden“ erhältifes zwilden dem Grund- 
üdseigentümez und dem, zu de an unnn die Belaltung (die Beftellung der 
Hypothek) er Er natımendig, Grundbudamte, das eine Hupothet 
eintragen joll, braucht die „Cini gung” nidt nachgewieſen zu werden; für das 
formelle Verfahren beim rundbuchamte iſt ledi * maßgebend 19 
GBD.: „Eine Eintragung erfolgt, wenn derj Ne: bewilligt, deijen 
Recht von ihr betroffen wird.“ Der Grundb — er muß alſo die 
papoihel von 10 000 ME. für B eintragen, wenn ihm die „Cintragungs- 
ewilligung“ des Grunditüdseigentümers A vorgelegt wird, und zwar 
muß die Eintragun sbewilligung nad 8 29 GBO. (abgedrudt in Note 13 zu 
: 2 in einem Protokoll des —— oder in öffentlicher oder 
ffentlich beglaubigter Urkunde — en (vgl. ‚das ormular in Anba 
zu $ 1113 unter XI B. 1). ertrag“, dur den ih A verp — 
dem B für ein von bieten malen Darlehen eine Hypothet „demnächſt“ 
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Oypothek 8 1106-1113 


Die Reallaft kann auch zu Gunften des jeweiligen Eigentümers 
eines anderen Grunditüds beitellt werden.°) 7) 

8 1106. Tin Brudteil eines Grunditüds kann mit einer Reallajt 
nur belajtet werden, wenn er in dem Anteil eines Miteigentümers 
befteht.®) 

81107. Huf die einzelnen Leiltungen finden die für die Zinſen 
einer SHypothelenforderung geltenden Doriöripten entipredende 
Anwendung.) 

S 1108. Der Eigentümer Haftet für die während der 
Dauer feines Eigentums fällig werdenden Leiltungen 
auch perjönlich, joweit nicht ein anderes beitimmt ift.'°) 

Wird das Erunditüd geteilt, jo haften die Cigentümer der einzelnen 
Teile als Gejamtfhuldner.) 

8 1109. Wird das Erundftüd des Berechtigten geteilt, jo beſteht 
die Reallaft für die einzelnen Teile fort. Fit die Leiftung 
teilbar, fo bejtimmen fi) die Anteile der Cigentümer nad dem 
Berhältnifje der Größe der Teile; ift fie niht teilbar, fo 
finden die Vorſchriften des 8 432 Anwendung. Die Ausübung des 
Rechtes ift im Zweifel nur in der Weiſe zuläffig, daß fie für den 
Eigentümer des belajteten Grundftüds niht beſchwerlicher wird. 

Der Berechtigte kann beitimmen, daß das Recht nur mit 
einem der Teile verbunden fein fol. Die Beitimmung Hat dem 
Grundbuhamte gegenüber zu erfolgen und bedarf der Eintra: 
gung in das Grundbud; die Vorſchriften der SS 876, 878 finden ent- 
Iprehende Anwendung. Beräußert der Berechtigte einen Teil des 
Grundftüds, ohne eine ſolche Beitimmung zu treffen, jo bleibt das 
Recht mit dem Teile verbunden, den er behält. 

Gereiht die Reallaft nur einem der Teile zum Borteile, fo 
bleibt fie mit dDiejem Teile allein verbunden.‘?) 

s 1110. Eine zu Gunjten des jeweiligen Eigentümers eines 
Grundftüds beitehende Reallaſt Tann nit von dem Eigentum an diefem 
Grundftüde getrennt werden. 

8 1111. Eine zu Gunften einer beitimmten Perſon beitehende 
Reallaft kann nicht mit dem Eigentum an einem Grundftüde verbunden 
werden. 

Iſt der Anſpruch auf die einzelne Leiftung nit über: 
tragbar ,':) fo fann das Recht nicht veräußert oder belajtet werden. 

8 1112. Iſt der Berechtigte unbelannt, jo finden auf die Aus» 
ſchliegung jeines Rechtes die Vorſchriften des 8 1104 entjprecdhende An- 
wendung. 


Achter Abjchnitt. 
Bupoihek. Grundſchuld. Kentenſchuld.) 


Erſter Titel. Hypothek. 
$ 1113. Ein Geundftüd ?*) kann in der Weiſe bolaſtet?) werden, 
dag an denjenigen, zu deſſen Gunften die Belaftung erfolgt,?) eine be- 
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$ 1114 
$ 1115 


Erläuterungen 


u beitellen (der „Schuldvertrag”), bedarf an ng feiner gorm; vgl An: 
bang 40 zu 8 873 am Ende, Note 15 zu $ 313. Es gilt das Note 7 zu $ 1018 
agte. 
3) der „Hnpothefengläubiger“. ' 
+) Alfo nicht: eine Bett: und Wälche-Ausitattung, eine Forderung auf 
Lieferung von Getreide, eines Bau- oder jenki en Wertes ulm. Wenn für 
eine f[olde Sorberung, mit einem Grundftüd Sicherheit beftellt werden ſoll, 
fann das nur in der Weile geichehen, daß der „Geldwert“ der Yorderung 
als „H pothet” eingetragen wird. 
’ of r die Zuläſſigkeit der „Ausihliefung des Kündigungsrechtes“ 
vgl. E. 117. 


6) Der „Grundftüdseigentümer“ und der „perjönlide Schuld— 
ner“ der Forderung, für die Hy othet beitellt wird, Mind in der Regel eine 
und. dDiejelbe Perſon. Es iſt aber au möglid, dak es verſchiedene 
en ind; 3. B. A erhält von B ein Darlehen von 10000 Mk. und C, der 

reund des A, beitellt mit jeinem Grundftüd für die Darlehens-Schuld des 
A Hypothek, ohne fih etwa perſönlich (als Bürge) für die Schuld zu ver: 
pflihten. Auf diefen Fall beaieht ji 3. 2. s 1143. — Aud ein von feinem 
materiellen —— losgelöſtes, ſegen abitraftes ulds 
seripreien oder Euldanerfenntnis (88 780, 781) begründet eine „SForde- 
zung“, für die eine Hypothek beitellt werden kann. 
7) vgl. 1147 und namentlich Anhang 1 zu — 1113 unter IV und V. 

8 u iejem, die Beltimmung des Begriffs Supothel enthaltenden 

2,413 vgl. den ganzen Anhang 1 zu 8 1118, ferner die Eintragungen in dem 
rundbucblatt- ormular (Anhang 1 zu 8 873) in AUbteil. III unter Nr. i 
u 


9) fiber Bormerlungen zur Siherung des Anipruds auf „Be: 
ftellung“ einer Hnpothet vgl. 88 883, 885 und die Eintragung im Formular 
eines Grundbudhblattes Unbang 1 zu 8 873) in Xbteil. III unter Nr. 3. 

10) Für den Fall, daß die Forderung „niht zur Entſtehung 

elangt‘, trifft 3 1163 Beftimmung. Die —8 iſt dann Eigentümer⸗ 
zundihuld (8 1177). vgl. Anhang 1 zu 8 1113 unter VI. C. b. 1. 

ı1) pgl. Anhang 11 zu 8 1114. 

118) Die Vereinbarung, daß der an fi) auf 4 Prozent feitgeiegte Zins F; 
bei nicht innerhalb 4 Wochen nad) der Fälligkeit erfolgender Zinszahlung fi 
3. B. auf fieben Prozent eben it eintragun stabig. vol. jedoh 8 1119 

22) 3.8. „Vertragsitrafen“ für unpün Tide Zinszahlung. — Die fogen. 
Amortijationsquoten (Tilgungszufhläge, vgl. Note 20 zu 8 197) find feine 
Nebenlei tung, fondern eine „Rüdzahlung auf das Kapital“. Eine 
Vereinbarung. darü t bebarf Daher nicht der „Eintragung“ in das Grund- 
at “s genugt pe „Bezugnahme“ auf die Eintragungsbewilligung 

. 1 am Ende). 

122) Die Vereinbarung „rüdzahlbar in Goldmünzen deuticher Reichs- 
währung“ ift auläfig, bedarf aber nicht der Gintragung; es gilt Note 12 am 
Ende. — Dagegen rf die fogen. Unterwerfungstlaufel (Unterwerfung unter 
die fofortige Iwan spollitredung“) der Eintragung in das Grundbud in der 
im Srundbuchblatt- ormular (Anhang 1 zu 8 873) in Abteil. III unter Nr. 4 


ER er SH und Spalte Veränderungen zu Nr. 1 und 2 angegebenen 


s 1116 
8 1117 


allung. die Bezugnahme⸗ auf die Eintragungsbewilligung genügt nicht. 


14) und 20) vgl. Anhang 1 zu 8 1113 unter VIII (Sypothetenbrief — 
Grundſchuldbrief). 
10) Bis dahin iſt die Hypothek eine Eigentümer⸗Grundſchuld. 
1163, 1177. vgl. nhang 1 zu $ 1113 unter VI. C. b. 3. — Durch 8 1117 
8 1 it der Schuldner (Grundftüdseigentümer) in die Lage verjegt, die Brief- 
Hypothek dem Gläubiger Zug um Zug gegen Zahlung des Gegen- 
wertes zu übertragen. — Iſt die Erteilung des „Hypothetenbriefes 
ausgeihlofjen“, jo erwirbt der Gläubiger die Hypothef im Yugen- 
blide der Eintragung im Grundbude. vgl. 8 1139. 
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Oyvother u 8 1114-1119 


ftimmte Geldfumme ‘) zur Befriedigung) wegen einer ihm zuſtehenden 
Zorderung °) aus dem Grundftüde”) zu zahlen iſt (Hypothet).)) 

Die Hypothek kann aud für eine fünftige oder eine bedingte 
Forderung beftellt werben.!’) 

8 1114. Ein Bruchteil eines Grunditäds kann mit einer Hypos 
thet nur belaftet werden, wenn er in dem Anteil eines Miteigen- 
tümers- beiteht."") 

1115. Bei der Eintragung der Hypothek müſſen der Glän- 
biger, der Geldbetrag der Forderung und, wenn die Forderung 
derzinslich iſt, der Zinsſatz, e) wenn andere Nebenleiſtun-— 
gen*!) zu entrichten find, ihr Geldbetrag im Grundbuch angegeben 
werben;?22) im übrigen fann zur Bezeichnung der Yorderung auf 
die Cintragungsbewilligung Bezug genommen werben. 

Bei der Eintragung der Hypothek für ein Darlehen einer Kredit: 
anftalt, deren Sagung von der zuftändigen Behörde öffentlid 
befanntgemadt worden ift, genügt zur Bezeichnung der außer 


den Zinfen fagungsgemäß zu entrichtenden Nebenleiftungen die Be- 


zugnahme auf die Sakung.) 
& 1116. Über die Hypothek wird ein Hypothekenbrief erteilt.'*) 
ie Erteilung des Briefes kann ausgeichlofien werden. Die Aus 
Ihließung kann auch nadhträglic erfolgen. Zu der Ausichliekung 
ift die Cinigung des Gläubigers und des Cigentiimers jowie die 


Eintragung in das Grundbuch erforderlidh; 1%) die Vorihriften des 


8.873 Abſ. 2 und der SS 876, 878 finden entiprechende Anwendung. _ 

Die Ausſchließung der Erteilung des Briefes kann aufge- 
Hoben werden; die Aufhebung erfolgt in gleicher Weiſe wie die Aus- 
ſchließung. 

> 1117. Der Gläubiger erwirbt, ſofern nicht die Erteilung 
des Hypothelenbriefs ausgeſchloſſen fit, die Hypothek erft, 
wenn ihm der Brief von dem Eigentümer des Grunditüds über; 
geben wird.) Auf die Ülbergabe finden die Vorſchriften des 8 929 
Sat 2 und der 88 930, 931 Anwendung. 

Die libergabe des Briefes kann durch die Vereinbarung !") erjegt 
werden, daB der Gläubiger berechtigt fein fol, fih den Brief von dem 
Grundbuchamt aushändigen zu laſſen. 

Sit der Gläubiger im Beſitzze des Briefes, jo wird vermutet, 
daß Die Übergabe erfolgt jei.'°) 

1118. Kraft der Hypothek haftet das Grundftüd auch für die 
geſetzlichen Zinſen !°) der Forderung ſowie für die Koſten der Kündigung 
und der die Befriedigung aus dem Grundftüde bezmedenden 
Reditsverfolgung.?°) 

$ 1119. Iſt die Forderung unverzinslid oder ift der Zinsjag 


niedrigerals fünf vom Hundert, jo kann die Hypothel ohne Zu: 


ftimmung der im Range gleich) = oder nad ftehenden Berechtigten dahin 
erweitert werden, daß das Grundftüd für Zinjen bis zu fünf vom Hun- 
dert haftet.?”) 
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8 1119 
5 1120 


Erläuterungen 


pn öffentlich beurfundeter oder be laubigteꝛ Form. 
„it utäf d. h. der „vehtmäkige Erwerb“ wird vermutet. Gegenbeweis 
zu 


8 246 und Noten, 3. B. Verzugszinſen. Für die „vereinbarten“ 

8 zinfen et, Hi Hypothek na & 1115, wenn fie „eingetragen“ 
für die Koften der „binglide n“ (guroibeien), Klage, der 
Zwan —X erung und Zwangsverwaltung des Grun dſtücks; nicht 
auch für die often der erlöntigen (Forderungs⸗) Klage und ber 
Zwangsnolljtredung wegen der perjönliden Forderung. Soll das Grund: 
tüd aud ei ſolche und überhaupt andere Koften als die in $ 1118 N 


.neten haften, fo fann dies nur dur eine „Siherungs:-Hypot 


gemäß 8 11% erreiht werden. 
22 Bird pi Fünf fann Nachmann nidts jagen“ (C). 
2 


ür die ppothet haften ſelbſtverſtändlich das Grundſt ück“ und 

gi ei be dlihen“ Beſtandteile (Gebäude Früchte uſw. 
.$ 98 bis 9); iiber die Pfändung von ftehenden rühten feitens „per- 
snlider“ © äubiger und die den 9 not efengläubigern 


Into zuſtehen den Rechtzbehen vgl. 8 810 3PO 


5 1121 


8 1122 


$ 1123 


über Die zage, 0 jemantı der eine Hupothet dur , t s⸗ 
g° ihaft“ Pay t aft bes öffent ihen Glaubens des —— un⸗ 
Dingt auch die in dem Beſtandsverzeichnis sol ba 5 Gormulas eines 
Grun uhblatien (Anhang 1 zu $ 873) enthaltenen gaben (3. 3. betreffend 
die Zugehörigfeit der dort verzeichneten Katajter-Barzellen zum "Grundftüde) 
verlaſſen darf, —8 rhang 58 zu 8 


er (es iſt bier von den „getrennten“ Beitandteilen 
die Nee, l. Rote 22 Eingangs). 
nitt Bi ädte u das Rom, iſt's für den Schuldherrn —— 


| —8 verlorn“ (C). 


20) vgl. 88 97, 98 ans 8 Abſ. 2 letzter Sag). og ferner 8 
ZPO. wonad . für eine Hypothek haftende Zubehör eines —e nie 
gepfänbet werden 

3. B. auf dem Grundftüd (zur Weide oder ſonſt) eingeftelltes [re m- 
des Sich — das von dem Eigentümer eines Siergariens bloß gemietete 
Mobiliar ujw. — Im alle der ——— gerung des Grundſtücks muß 
aber der Irembe — —— olchen Zubehörs ſein Eigentumsrecht vor 


Exteilung , uſch lags“ geltend machen, widrigenfalls das Zubehör dem 


Erſtehe je Tundftids mit zugeſchlage gen wird und der „Eigentümer“ des 
eben feine Redte nur A den erfteigerungserlös geltend 
machen ann (88 55, 375, © 11 38 
„Ve rã uße Berung“ un ent ernung“ müſſe N, ulammensreffen. Ob 
fie den. zunbfügen einer „otbnungsmäbigen Wirtſcha ‚„ entipreden, ift Hier 
unerbeblid. vgl. bei und in Note 30 ber die ok “ Entfernung in ord- 
nungemäpger — — ne „Veräußerung“ ogl! 8 1122 
2) 3 Beſchlagnahme zu Gunſten des Hy othefen läubigers dur 
— si, die Ein eitung der Zwangsverwa gi ung Ges Grundftüds, 


30) , ‚Blei t die Frucht auf dem Land, weicht der Käufer dem Piand 
(der Hypothek)“ 
) vgl. Anhang 31 zu 8 1121 (Beilpiel). 


Mas guter Wirt entfernt vom Land, wird daburd frei von 

allem Mn and“ (C). 
s3) „Kommt der Pflug zum Schmied, bleibt der Pflug beim Land“ (C). 

vgl. 8 97 am Ende. 
34) Die Einleitung der Zwangsverfteigerung des Grun tüds hat nit 
von jelbit die Beihlagnahme der etz und en des Grundftüds zur 
Folge. Der „Hypothefengläubiger“, der fih auch an die Miet- und Pacht- 


infen“ Halten will, muß vielmehr entweder deren Pfändung gemäß 
ds 829 ff. 3PO. be j onders beantragen oder die Einleitung der Jwangs- 
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Hypothek 81120- 1124 


Zu einer Änderung der Zahlungszeit und des Zahlungsorts iſt die 
Zuftimmung dieſer Berechtigten gleichfalls nicht erforderlih. 

8 1120, Die Hypothek erſtredt fi?) auf die von dem Grund- 
ftüde getrennten Erzeugniſſe *°) und fonftigen Beitandteile,2:) ſoweit fie 
niht mit der Trennung nad den 88 954 bis 957 in das Eigen- 
tum einesanderen als des Eigentümers oder des Eigenbefißers 
des Grunditüds gelangt find,2) jowie auf das Zubehör des Grund⸗ 
ſtücks 2°) mit Ausnahme der Zubehörftüde, welche nicht in das Eigen- 
tum des Eigentümers des Grunditüds gelangt find.?”) 

8 1121. Erzeugniſſe und ſonſtige Beitandteile des Grundſtücks 
ſowie Zubehörftüde werben non der Haftung frei, wenn fie veräußert und 
von dem Grundftüd entfernt werden,??) bevor fie zu Guniten des Gläu- 
bigers in Beſchlag genommen worden find.?°) 

Erfolgt die Veräußerung vor der Entfernung, jo kann fi der Er⸗ 
werber dem Gläubiger gegenüber nicht darauf berufen, daß er in 
Anfehung der Hypothefingutem Glauben gewejen fei.®) Cntfernt 
der Erwerber die Sade von dem Grunditüde, jo ift eine vor der Ent- 
fernung erfolgte Beihlagnahme ihm gegenüber nur wirtjam, wenn 
er bei der Entfernung in Anfehung der Beſchlagnahme ni ht in 
gutem Glauben ijt.”) 

S 1122. Sind die Erzeugniffe oder Beitandteile innerhalb der 
Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft von dem Grund- 
ftüd getrennt worden, jo erliicht ihre Haftung auch ohne Veräußerung, 
wenn fie vor der Beſchlagnahme von dem Grunditüd entfernt werden,??) 
es fei denn, daß die Entfernung zu einem vorübergehenden 
3wede erfolgt. 83) 

Zubehörftüde werden ohne Veräußerung von der Haftung frei, 
wenn Die Zubehöreigenſchaft innerhalb der Grenzen einer 
ordnungsmäßigen Wirtfhaft vor der Belhlag- 
nabmeaufgehoben wir. 

8 1123. Iſt das Grundftüd vermietet oder verpachtet, jo erftredt 
N die Hypothek auf die Miet: oder Pachtzinsforderung. 


Soweit die Forderung fällig ift, wird fie mit dem Mblauf eines | 


Jahres nach dem Eintritte der Fälligkeit von der Haftung frei, wenn 
nicht vorher die Beihhlagnahme :*) zu Gunſten des Hypothelengläubigers 
erfolgt.:°) Iſt der Miet⸗ oder Badhtzins im voraus zu entrichten, jo er- 
ſtreckt jich die Befreiung nicht auf den Miet: oder Pachtzins für eine 
pätere Zeit als das zur Zeit der Beihlagnahme [la de 
tee Ralendervierteljahr.?) 7 
8 1124. Wird der Miet: oder Pachtzins eingezogen, bevo 

zu Gunften des Hypothefengläubigers in Belhlag genommen worden iſt, 
oder wird vor der Beihlagnahme in anderer MWeife über ihn ver- 
fügt, fo ift die Verfügung dem Hypothefengläubiger gegenüber wirf- 
jam. “Befteht die Verfügung in der Übertragung der Forderung 
auf einen Dritten”) jo erliſcht die Haftung der Forderung; 
erlangt ein Dritter ein Redt an der Forderung, jo geht es der 
HypothbetimNRangevor. 
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4, 
17, 


8 1124 


8 1125 
8 1126 
8 1127 


3 1128 


Erläuterungen 


verwaltung des Grunditüds beantragen, denn Tegtere hat „von jelbit“ 
an ve Beable nahme De „Miet⸗ und Patzinen zur Folge (88 21, 148 
Fa or ngläub! er Tarın, wenn fein Recht an den , jet und 
len dest efähr det ij den Erla eine „einftweiligen 
Verfügung“ ans ee .) Geis ‚Einetung 3wangsvermwal- 
tung“ ntragen. Eine ährbung Liegt ohne weiteres vor, 
wenn der Grundfüeigentümer in & in & r nturs gerät, weil dann der Konkurs: 
verwalter die Miet: und patzinjen einziehen und au r Maffe abführen 
muß, moburd die ppotheten gläubiger ihres dinglichen Rechtes an den 
Miet- und a n verlu * gehen. 
m Pfandherrn (Hypothekengläubiger) haftet Mietzins nur ein 
Zah“ (ey wenn nit vo (B T Die A lenanmer zu feinen Guniten 


erfolgt. 
Daber: „Ein weifer Mieter (Pächter) It nur ein Delbjebr er 

aus“ cc ſonſt muß er, wenn ein Dapotetengläubiger die Shiek 

zinſen pfändet oder die 3 gmonpsperma tung des Grunbilife er 

wirtt,nohmals zahlen (vet. — 82 zu 8 573). 

87 398 ff. — 8 1124 bezieht fh nit nur auf die rechtsgeſchãft⸗ 
liche * rfügung“ über Miet- oder ti an bu —5 inziehung“ ſeitens 
des Vermieter⸗ (Verpächters) oder „in anderer Weile“ (Abtretung, Crlaß, 
Aufrechnun — eines Rießbrauchs am — ir damit an den 
— und 2* 6 ſondern auch au u Die im Wege der Zwangsvoll⸗ 

aus, des Vermieters (Berpächters) getroffenen „Ber: 
Fee gungen“, De sBefonbere allo auf die gegen den Bermieter (Verpächter) 
ergangenen Pländungss und Übermeifungsbe an eg etreifend die Mietzins⸗ 
( chtgins⸗ Sorberungen. vgl. Anhang 82 zu 
ilpiel: Wenn ein > pot —S higer —* auf die Miet- oder Pacht⸗ 
; infen ben Grundftüds am 3. 8 ebruar Beihlagnahme (,, Janbun “ oder Einlei- 
ung der „Jwan a und ) erwirft hat, — o muß er 8 1124 Ab}. 1 
war —* len laſſen, daß der von ihm zur Zahlung au I orbezte Mieter oder 
ächter einwendet, er habe die Miete at) Ani is 30. mi „poraus 
geaabll oder daß ein Dritter auf Grund an ihn geichehene btretun 
tet (Hai: Zinien a des Grunditüdseigentümers "Die Miet: un 
Pachtzinſen bis 30. Sun ch einzieht. Vom 1. Juli an aber haften die 
Miet: und Pachtzinſen dem Bunbedin 5 ſelbſt wenn die Mieter (Pächter) 
fie ſchon bis 1. Oltober voraus bezahlt de —F wenn ſie bis 31. Dezember 
einem Dritten abgetreten find. vgl. Note 36 und 37 


20) Na 


40 Ko ul 6 Grund einer Reallaſt (88 1105 ff.), Uberbaurente (8 913). 


41 

42 ne Berpfli ku vs Drunbitüdseigentümers zur Berfiherungss 
nahme (gegen Brand, Viehſeuchen uf.) beſteht nur z wenn er ich 
Dazu dem othefengläu iger ausdrüdli tpfligtet hat, der deshalb gut 


p 
g1 Fird, dies zur Bedingung zu ma n (vgl Note 58 zu $ 1133, aud 


) 
48) d. i. Die Verfiherungsgefellihaft. Hypothek umklammert auch Alfe- 
turanz“ (C). Dagegen er] red LT bie 2 opzihet nicht auf Forderungen des 
Grundftüdseigentümers 5. ® gegen iterfistus wegen Manöverſchäden 
oder auf ähnliche bloße „Scha ne erlebforberungene‘ 

14) ‚Neubau macht die Bolize frei“ (C). Menn verbranntes Vie durch 
anderes in gleiher Zahl und Güte bezw. von gleihem Werte „exfet“ ift, kann 
Kl, der Snnothofengläubiger nit auch noch an die Berfißerungsforderung 


uer=, Crplofions-, Ahallerigaben- uſw. Verfiherung. 
ie g, Berfigerungsg geſellſch 
fenthalt Be ypothetcngläubige ers ift unbelannt. 
ons ff. inrzheſondere 1279 ff. „Sit aus verpfänbet, ist 
die Peine verp ändet“ 
9) Die erfiherungsgefeifihäft 
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Sypothet 8 1125-1130 


Die Berfügung ift dem Hypotbhefengläubiger gegenüber wien, 7 
ſoweit fie fi) auf den Miet- oder Pachtzins für eine pätere Zeit als Das 
zur Zeit der Belchla e, laufende und ⸗olgende Kalenderviertel⸗ 
jahr bezieht.‘*) F [2 

Der Übertragung F Forderung auf einen Dritten ſteht es 
gle ich, wenn das Grundſtück ohne die Forderung ver: 
äußert wird. 

$ 1125. Soweit die Einziehung des Miet- oder Pachtzinſes dem 
Hupothefengläubiger gegenüber unwirkſam ijt,®°) Tann der Mieter oder 
der Pächter nicht eine ihm gegen den Vermieter oder den Verpächter zu- 
fehende Forderung gegen den Hppothelengläubiger aufrechnen. 

8 1126. Sit mit dem Eigentum an dem Grundftüd ein Net auf 
wiederlehrende Zeiltungen verbunden,*) jo eritredt fi die Hypothek auf 
die Anſprüche auf dieſe Leijtungen. Die Vorjchriften des $ 1123 Abi: 2 
Sat 1, des $ 1124 Abſ. 1, 3 und des $ 1125 finden entſprechen de 
Anwendung Eine vor der Beihlagnahme erfolgte Verfügung 
über den Anſpruch auf eine Leiltung, die erſt Drei Monate nad 
der Beſchlagnahme fällig wird, iſt dem Hopothefengläubiger 
gegenüber unwirkſam. 


8 1127. Sind Gegenftände, die der Hypothek unterliegen, für den 


Eigentümer oder den Eigenbefiter *?) des Grunpdftüds unter Verfiherung 
gebracht,*?) jo erftredt ih die Hypothel auf die Forderung gegen den 
Berficherer.‘?) 

Die Haftung der Forderung gegen den Verfiherer er liſcht, wenn 
der verfiherte Gegenftand wiederhergeftellt oder Erſatz für 
ihn beſchafft iſt.“) 

8 1128. Sit ein Gebäude verſichert,“) jo kann der Verſicherer *°) 
die Berfiherungsfumme mit Wirkung gegen den Hypothefengläubiger 
an den Berficherten erft zahlen, wenn er oder der Verfiherte den Eintritt 


des Schadens dem Hypothelengläubiger angezeigt hat und feit dem Emp: 


fange der Anzeige ein Monat veritriden ift. Der Hypothefengläubiger 
fann bis zum Ablaufe der Frift dem Verficherer gegenüber der Zah- 
lung widerjpreden Die Anzeige darf unterbleiben, 
wenn fie untunlich iſt; “) in diefem Falle wird der Monat von dem 
Zeitpunkt an berechnet, in welchem die Verſicherungsſumme fällig wird. 

Sm übrigen finden die für eine verpfändete Forderung 
geltenden Borihriften Anwendung; °) der Berficherer *°) kann ſich jedoch 
nicht darauf berufen, daß er eine aus dem Grundbud erfidtliche 
Hypotheknicht gekannt habe. 

8 1129. Iſt ein ‚anderer Gegenſtand als ein Gebäude ver⸗ 
Rıgert,5°) jo bejtimmt fi) die Haftung der Forderung gegen den Ber: 
fiherer 5°) nad) den Vorfchriften des 8 1123 Abſ. 2 Sat 1 und des 8 1124 
Abf. 1, 3. 
S 1130, Sit der Verficherer °*) nad den Berfiherungsbeitimmun: 

gen nur verpfliähtet, die Verfiherungsiumme zur Wiederheritellung des 
verfiderten Gegenitandes zu zahlen, jo it eine diejen Beitimmungen 
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Erläuterungen 


Ko weich, Hagel⸗Verſicherung. 
Fre in * t. 
33 unnsge ji leihn. ſieh erſt die Bolt 60. 
bau au er le ieh er e Polize ein“ 
Ubrigens Kennt * 110 1 ni Fir bäude, fondern auf jede Art 
| von nn vgl. Note 
:. 81131 4) d. 5. als "Setanbteil“, im Gegenjat zur Bereinigung“ mehrerer 
Grundjtüde auf einem Grundbuchblatte gemäß | 0 aüſ. 1. Dir u a erdung 
ſoll nur e N Ra falls feine Berwirrun ‚u be gen In ( 
: Ein mit einem Niekbraud) de einer Weihe von 3000 
Mart Bela Bi Gartengrund tüd wird einem mit einer (rien von 20 000 
Mark belaiteten Gebäudegrunvftüd als „Beitandteil“ zugelchrieben. Hier Tann 
fi der Gläubiger der Hypothek von 20 000 ME. zwar aud an den zugeſchrie⸗ 
benen en alten, obglei m von vornherein fein Redt daran zuitand; 
es geben ihm aber der Niekbrauh und die Hypothel von 3000 . im 
Kan 8° e vor. 
über Gejamts(Korreals)Hypothel vgl. Anhang 1 zu $ 1113 unter IX, 
ferner 8 1172—1175, 1181, 1182. — Über die re ex der Gefamt-Hupo- 
thet im Grundbuch Verfahren vgl. Bi 49, 59, 63 (Es wird nur 
e sin de ebildet.) — Über die befonders ſchwieri Behandlung 
Ken, — im wangsverkeigerungsverfahren vgl. insbeiondere 
57) ngl. Anhang 7 su 8 1132 (Beilpiel). 
8 1133 58) d. h. einer bereits eingetretenen, nicht: exit Droßenden (von letzterer 
handelt $ 1134) Verſchlechterung, gleihniel ob fie vom Grunditüdseigentümer 
„verihuldet“ ift oder —* — Beilpie unmirtieaftlines Abholzen eines Waldes, 
Überihwemmungsidäden, eaihaltun Ay. Bewirtſchaftung des Grund: 
ftüds notwendigen Inventars ( je Die Nicht⸗Fortſetzung einer Feuer⸗ 
uſw. Verſicherung (nel. Irte 4 ) t nicht unter $ 1133, jondern unter 
1134 Abi. 2 Sat — — iger kann alſo nicht fonige 
friedigung“ em — ordern, ſondern nur die „Fortſetzung Ver⸗ 
ſicherung dur) gerihtlihe Zmangsmaßregeln (einitweilige Verfiigung, 
—— zung) betreiben. 


60 Huber ußer den in 8 1133 beitimmten een bat F durch „einge- 
trete ne“ tichlechterung des Grundit oftüds gefährdete H npetgetengläußiger 
in der Regel aud) die Rechte aus $ 1134, da bei a nettelenent Berihlechterung 
in der Regel au weitere ger 

2) Smiiden nen“ (88 272, 813 Abf. 2). 
„Zwiſchenzinſen“ 
$ 1134 28) 3. B. Pä 


2.) wit oder ao „Verſchulden“ 
64) UÜber bereits ‚eingetretene“ Verſchlechterung Handelt 8 1133, 
vgl. Note 58, ferner 1180, 
) Er fann alfo 08. egen den ‚Sigentümer oder den Dritten lagen 
auf Untzrle un * Ak: n „begonnenen“ Abholzung des Waldes, der joeben 
„begonnenen“ chaffung "des Guisinventars uſw. bei Vermeidung von 
Gin oder 2 —5— oder bei Vermeidung u —*— — 55 für 
baden durch fernere Zumiderhandlung (var © Neben Der 
ae „cn der Hnpothefengläubiger vun) se &i rer {sr im 





8 1132 


sg Ki ne, go meiligen Berfügung petreiben“ 1134 2, 
ar Dote 65 am Ende („einjtweilige Ver vie ung )- 
5 1135. 1120 ff SS 11381155 elten au Mir ie nah preußi- 
auf m entengute“ haftende Rentenguts(Kaufs)Rente. 
8 1136 ine ſolche Vereinbarung mit einem anderen als dem „Gläu— 


bi er“ A gültig; vgl. Anhang 71 zu 8 137. Gültig ift au die zwilchen 
„ Täubiger“ und ‚Gnbitikeefgentiümer‘ getroffene Gereinbarung, —* Zen 
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Oypother | 8 1131—1137 


entfprehende Zahlung an den Berfiderten dem Hypotheken: 
gläubiger gegenüber wirkfam.’®) 

s1131. Wird ein Grundftüd nad 8 890 Abſ. 2 einem anderen 
Grundſtück im Grundbuche zugefhrieben,’*) fo erſtreden ſich die an diefem 
Grunditüde beitehenden Hpypothelen auf das zugeichriebene Grundftüd. 
Rechte, mit denen das zugejhriebene Grunditüd belaftet ift, gehen 
diefen Hypothefen im Range vor.) 

8 1132. Beſteht für die Yorderung eine Hypothel an mehreren 
Grundftüden (Gefamihypothet), ſo Haftet jedes Grundfitüd für Die ganze 
Forderung.) Der Gläubiger kann die Befriedigung nad) feinem Be 
lieben aus jedem der Grundftüde ganz oder zu einem Teile 
ſuchen. 

Der Gläubiger iſt berechtigt, den Betrag der Forderung auf bie 
einzelnen Grunditüde in der Weiſe zu verteilen, daß jedes Grunditüd 
nur für den zugeteilten Betrag haftet.) Auf die Verteilung finden die 
Vorſchriften der 88 875, 876, 878 entjprechende Anwendung. 

1133. Sit infolge einer Verſchlechterung des Grunditüds :®) 
die Sicherheit Der Hypothel gefährdet, ſo kann der Gläubiger dem Cigen- 
tümer.eine angemefjene Yrift zur Befeitigung der Gefährdung be: 
timmen. Nad dem Ablaufe der Friſt iſt der Gläubiger beredtigt, 
lofort Befriedigung aus dem Grundftüde zu fucdhen,) wenn 
nicht die Gefährdung durh Verbejjerung des Grunditüds oder 
durch anderweitige Hy pothetenbejtellung bejeitigt 
worden ijt.*) Iſt die Forderung unverzginslidh und no nicht 
fällig, fo gebührt dem Gläubiger nur die Summe, welde mit Hin- 
aurehnung der geſetzlichen Zinjen‘*) für die Zeit von der 
Zahlung bis zur Fälligkeit dem Betrage der Forderung gleichkommt.2) 

5 1134, Wirkt der Eigentümer oder ein Dritter???) auf das 
Grundftüd in folder Weife ein,°°) daß eine die Sicherheit der Hypothel 
gefährdende Verſchlechterung des Grundftüds zu bejorgen ift,°‘) jo kann 
der Gläubiger auf Unterlaffung lagen.) 

Geht die Einwirkung von dem Eigentümer aus, fo hat das 
Geriht auf Antrag des Gläubigers die zur Abwendung der Gefähr- 
dung erforderlien Maßregeln anzuordnen.) Das gleide gilt, 
wenn die Verſchlechterung deshalb zu bejorgen ift, weil der Eigentümer 
die erforderliden Bortehrungen gegen Einwirkungen Dritter oder 
gegen andere Beihädigungen unterläßt. 

8 1135. Liner Verihlechterung des Grundftüds im Sinne der 
SS 1133, 1134 ſteht es glei, wenn Zubehörftüde, auf die fi die Hypo⸗ 
thek erjtredt, verjhlechtert oder den Regeln einer ordnungsmäßigen 
MWirtihaft zumider von dem Grundftüd entfernt werden.‘”) 

81136. Cine Vereinbarung, durch die fid) der Eigentümer dem 
Gläubiger gegenüber verpflichtet, das Grundftüd nicht zu veräußern oder 
nicht weiter zu belaften, ift nichtig.‘®) 

8 1137.°) Der Eigentümer ?°) kann gegen die Hypothel die 
dem perfönlidhen Schuldner gegen die Forderung jowie die 
nad 8 770 einem Bürgen zuftehenden Einreden geltend madhen.’‘) 
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8 1137 


8 1138 


8 1139 


Erläuterungen 
Hppothefenforderung „Jofort fällig fein fol“, wenn ber Grunpdjtüds- 
et imen Das Grunditüd „veräußert“ o Rn belajtet“. - 


sec, Eine wichtige Einihränfung Des 8 1137 Abſ. 1 enthält 8 1138 (vgl. 
Anhang 1 zu 8 1138). 8 u alt (n8 


70) Der Grundftüdseigentümer „als folder“, ohne NRüdfiht 


darauf, ob er zuglei der perfönlicdhe Schuldner iſt; denn wenn er zu: 
pleit) ber & JE nlide Schuldner ift, fann er jelbftverjtändlich Die dem per- 
önlichen 


ner zuſtehenden Einreden geltend machen. 1137 be lt 

alſo den Fall, wenn der eunbjtüdsel entümer nicht der perſonliche Schuldner 

ift; 3. 8. wenn er die Hypothel nicht für feine eigene perjönliche Schul, jon- 

dern für die Schuld eines Dritten beitellt hat, oder wenn er das Grunditüd 

nad erfolgter Eintragung der Hypothef,.aber „öhne Übernahme“ der 

der aompotpet zu Grunde liegenden „perfönliden Schuld“ (vgl. 8 416) er- 
n bat. 


wor 

71) Yusgenommen: Die Einrede der „Verjährung“ (8 223 und Note), 
die Eintede des „Z3wangsvergleichs“ (8 193 KO.) und die 8 1137 Abi. 1 Sat 2 
bezeichnete Einrede. — vgl. auch 8 1157. 

72) Menn nah dem Tode des Schuldners der „perjönliche” An- 
Nauen: en den Erben erhoben wird, IE kann dieſer in den Fällen der 

8 1975 ff. megen „Unzulänglichkeit des Nachlajles“ die Befriedigung ver- 
weigern. Diele (Einrede wird aber, da die „Hypothek“ gerade den Zwed 
De dem Gläubiger eine von dem Bermögensitande des Schuldners unab- 

ängige Sicherheit zu gewähren, gegen den dinglichen Aniprub aus 
der „Hypothek“ nicht zugelalfen. 

73) Das find die Vorſchriften über ben öffentlichen Glauben Des 
Grundbuds. 

74) pgl. Anhan⸗ 74 zu 8 1138 (Erſtredung des öffentlichen Glaubens 
des Grundbuds auf die der De zu Grunde liegende perjönliche Forde⸗ 
zung — Praktiſche Bedeutung des 5 1138 — Beilpiele). 

75) Die Regel im Leben ift, de der Darlehnsgeber das Darlehen er ft 
dann auszahlt, wenn die „Hypothel” im Grundbuh eingetragen it. 
‘ 1139 gemäbtt nun dem Grundftüdseigentümer, der für B eine Buch⸗Hypothet 

ohne Brief) für 10000 Mi. „Darlehen“ por Empfang diefer Summe hat 
eintragen lafien, wenn B nadher die Hergabe bes „Darlehens“ aus irgend 
einem Grunde verweigert, dagegen Schub, daß B die im Grundbud einge 
tragene Hypothek an einen (auf den öffentlichen Glauben des Grundbuds ver: 
trauenden) redlihen Dritten abtritt, der dann kraft feines Hypothefenredjts 
vom Grundftüdseigentümer die Zahlung der 10000 ME. (gemäß $ 1138) ver- 
langen kann, obgleich der Grundftüdseigentümer keinen Pfennig auf die 
Hypothet erhalten hat. Dielen en) genießt der Grunditüdseigentümer, 
wie 8 1139 ergibt, nur, wenn die Bildung eines Hnpothelenbriefes ausge 
ſchloſſen iſt. Tr ein „Dypathetenbriet gebildet, jo Tann (me 

1117, 1168 Abi. 2) und muß der Grundftüdseigentümer ſich Jelbit 
ch ützen, indem er dem Gläubiger den Hppothefenbrwf nur Zug um 
Zug gegen Hergabe des „Darlehens“ von 10000 ME. aushändigt; denn erft 
durch die „Ubergabe“ des Hypothetenbriefes erwirbt der Gläubiger die Hypo⸗ 
thef und damit die Möglichkeit, fie an einen Dritten abautreten (8 1117). 

70) Der Antrag bedarf der Form des 8 29 GBD.; vgl. Note 13 zu 8 873. 

Nah Ablauf eines Monats fann der Grunditüdseigentümer die 
Eintragung des Widerſpruchs nit mehr in der einfaden Form feines „An 
trags“, jondern nur im Wege einer „einftweiligen Verfügung“ gemäß $ 899 
erlangen. 

" „Widerjprudseintrag wirkt zurüd“, ge: „Keine Rüdwirkung über 
Monatsfrilt“ 5 — Der gutgläubige Erwerber B einer für C eingetragenen 
Darlehens-Hnpothel, für die Tein Snpothefenbrief gebildet worden, iſt alio 
(Einjhränftung des $ 1138) erft nad Ablauf eines Monats nad der Ein: 
tragung der Va I gegen Anfehtung der Hypothek „wegen unterbliebener 
Hingabe des Darlehens“ geſchützt. Crwirbt er eine joldye Snpothet vor Ab- 
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Hypothek $ 1138-1143 


Stirbt der perjönlidhe Schuldner, jo kann ſich der Eigentümer 
nicht darauf berufen, daß der Erbe für die Shuld nurbeihränft 
baftet.':) 

Sit der Eigentümer nicht der perſönliche Schuldner, io 
verliert er eine Einrede nicht dadurch, daß dDiejer auf fie ver- 
zichtet. 

8 1138, Die Vorſchriften der 88 891 bis 899 gelten ’®) für die 
Hypothel au in Anjehung der Korderung und der dem Eigentümer nad) 
& 1157 azuftehenden Einreden.’*) 

$ 1139. Sit bei der Beitellung einer Hypothef für ein Darlehen 
die Erteilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen worden, jo genügt zur 
Eintragung eines Widerjpruds, der ſich darauf gründet, daß die Hingabe 
bes Darlehens unterblieben jei,’°) der von dem Eigentümer an das 
Grundbudamt gerihtete Antrag,'*) jofern er vor dem Ablauf eines 
Monats nad) der Eintragung der Hypothek geitellt wird.) MWirb der 
Miderfjpruh innerhbalbdes Monats eingetragen, jo hat die Ein- 
tragung die gleiche Wirkung, wie wenn der Widerjprud zugleich mit 
der Hnpothef eingetragen worden wäre,'®) 

8 1140. Soweit die Unrichtigfeit des Grundbuhs aus dem 
Hypothelenbrief oder einem Vermerk auf dem Briefe hervorgeht, ijt die 
Berufung auf die Vorſchriften der 88 892, 893 ausgeſchloſſen. Ein 
Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuds, der aus dem Briefe 
oder einem Vermerk auf dem Briefe hervorgeht, jteht einem im Grund: 
bud) eingetragenen Widerſpruche gleid).’*) 

Ss 1141. Sängt die Fälligkeit der Forderung von einer Kündi— 
gung ab, jo iſt die Kündigung für die Hypothet nur wirkſam, wenn fie 
von dem Gläubiger dem Eigentümer oder von dem Eigentümer dem 
Gläubiger erklärt wird. Zu Gunſten des Gläubigers gilt derjenige, 
welher im Grundbud als Eigentümer eingetragen ijt, als ber 
Eigentümer, 

Hat der Eigentümer feinen Wohnſitz im Inland 
oder liegen die Vorausjegungen des $ 132 Abf. 2 vor, jo hat auf Antrag 
des Gläubigers das Amtsgericht, in defjen Bezirke das Grundftüd Liegt, 
dem Eigentümer einen Wertreter zu beitellen, dem gegenüber 
die Kündigung des Gläubigers erfolgen fann. 

8 1142. Der Eigentümer iſt berechtigt,'’) den Gläubiger zu be: 
friedigen, wenn die Forderung ihm gegenüber fällig geworden oder 
wenn derperjönlide Schuldner zur ZLeiftungberedtigt iſt.“) 

Die Befriedigung kann aud) durh Hinterlegung oder durd) 
Aufrednung erfolgen. 

S 1143. Iſt der Eigentümer nicht der perſönliche Schuldner,‘:) 
jo geht, ſoweit er den Gläubiger befriedigt, Die Forderung auf ihn 
über.°°) Die für einen Bürgen geltenden Vorichriften des 8 774 
Abſ. 1 finden entjprehende Anwendung. 

Beiteht für die Yorderung eine Gejamthypothet,'‘) jo gelten für 
diefe Die Vorſchriften des $ 1173. 
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lauf eines Monats nad) der Eintragung, fo muß er, um ſicher zu geben, ſich die 
Quittung des Grunditüdseigentümers über den Empfang des Darlehens 
zeigen lajien und fi über deren Echtheit Gewißheit verſchaffen. 

8 1140 0) Der Hnpothelenbrief entzieht aljo in den Fällen des 8 1140 dem 
Grundbude den öffentlichen Glauben. Hnpotheten:)Briefe annimmt, 
der ſoll fie leſen“ (C), eine, wie die Erfahrung hrt, von Hypotheken⸗Beſitzern 
leider nicht immer befolgte Lehre. „Ein ricztige Brief alſchem Bude 
vor.“ „Widerſpruch iſt Widerſpruch, ſteht im Brief er oder Buch“ (C). Ein 
nad 8 1140 erheblidher „Bermerf“ kann z. B. eine auf den Dopet kenbrief 
geſetzte Quittung“ des Gläubigers fein. — Wer eine „Brief: Hypothef” 

| erwirbt, geht alfo nur dann unbedingt fider, wenn er den „Hypothekenbrief“ 

| Left und a r Berdem das „Grundbuch“ einlieht. ; s 

I 8 1142 80 erpflicgtet“ zur Befriedigung des Gläubigers ijt der Grundſtücs⸗ 

® gentimer“ als folder "nicht, lofern er nit zugleich der „perjön- 

Liche Schulbner if. Denn die Hypothek gewährt dem Gläubiger nit den 

Aniprud, Zahlung vom „Eigentümer“ des belajteten Grundftüds zu for- 

dern, fondern nur das Kech ‚ falls der Eigentümer oder ein Dritter „nit 

reiwillig zahlt“, Befriedigung „aus dem Grunditüd” im Wege ver 
wangsverfteigerung oder Zwangsverwaltung zu Juchen (vgl. 8 1147). 


81) 8 271. 
“) —* find 8 Fälle denkbar: a) der „Grunditüdseigentümer“, 
der nit gugleid „perjönlider Shulbner“ ift, befriedigt den Gläu- 
biger; von dieſem Falle Handelt & 1143. — b) Der „Grundftüdseigen- 
tümer“, der zugleich „perfonlider Shuldner“ iſt (was im Leben 
die Regel bildet), beftiebi t den Gläubiger; von diefem Falle (in dem nad 
362 Die „Forderung erliſcht“) Handelt 8 1163 Abſ. 1 Sa 2. — c) Der „per: 
önlihde Shuldner“, der nidt der „Grunditüdseigentümer“ 
ilt, befriedigt den Gläubiger; von diefem "alle handelt 8 1164. — Zu Fall a, 
von dem hier die Rede ift, vgl. die Beilptele in Note 70. 
s3) Wer zahlt, erwirbt“ die „gorderung“ (C) und damit gemäß 
1153 au) die „Hypothek“, aljo: Eigentümer Hypoihel, für die im vor: 
tegenden Falle 8 1177 Abi. 2 gilt. vgl. Anhang 1 zu $ 1113 unter VI C. (im 
Eingang) pehſt ote, ferner Note 159 und 8 1178. 
: 8 1144 85 1144 handelt von der „vollftändigen“ Beiriedigung, 8 1145 
E: von der „teilweijen“. l 368 


Erlãuterungen 






8 1143 


* .8 ‚39. 

7%. 8 1145 Urtu 3 wohl aber die Aushändigung der ſonſtigen in 8 1144 bezeichneten 
. rkunden. 

81146 3 284 ff., 1141. 

8 1147 88 1120—1131. 


so) vgl. Anhang 1 zu Sul unter II und TV (Eingang). — Zwangsvoll⸗ 

ftrefung gemäß ZPO. und N G. durch Jwangsveriteigerng, wangsverwaltung 

des Grundſtücks oder durch Pfändung (bezw. Uberweiſung) der in SS 1120,1123 be- 

ichneten en und forderungen, 3. B. auf Grund eines wenn auch nur vorläu- 

fin volljtretbaren Urteils oder eines Bollftredungsbefehls 

(für vorläufig vollitredbar erklärten Zahlungsbefehls), falls nidyt der Cigen- 

tümer ihfreiwillig in einer gerihtlihenoder notariellenlr:- 

tundederjofortigen 3Zwangspvollftredung „gegen den jeweiligen 

Eigentümer des Grundftüds“ (Note 124) unterworfen hat (vgl. 8 800 

* PO.). — Für die gerichtliche Geltendmachung ſteht außer der gewöhn- 

3 lichen Klage“ auch die Klage im „Urtundenpro x B" und das ‚Mahn: 

r verfahren“ zur Derfügung 8 592 ff., 688 ff. ZPO.). Ein Forinular für 
eine Hypotheken⸗Klage vgl. ang 1 zu 8 1113 unter XI C. 2 und 3. 


8 1149  Nad eingetretener Fälligkeit find die im 8 1149 bezeichneten 
Vereinbarungen zuläjfig. 
8 1150 o1) Es genügt das „Berlangen“;die „Zwangspollftredung‘“ 


in das Grundijtüd (vgl. Note 89) braucht noch nicht „betrieben“ zu wer- 
den, wie Dies der in bezug genommene $ 268 vorausfeßt. 
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j Hypothek 8 1144-1153 


8 1144. Der Cigentümer kann gegen Befriedigung ®°) des 
Gläubigers die Aushändigung des Hupothetenbrieis und der fonjtigen 
Urtunden verlangen, die zur Berihtigung des Grundbuds oder zur 
Löſchung der Hypothek erforderlich find. 

$ 1145. Befriedigt der Eigentümer den Gläubiger nur teilweife, 
lo fann er die Aushändigung des Hnpothelenbrieis nicht verlangen.®°) 
Der Gläubiger ift verpflichtet, die teilweife Befriedigung auf dem Briefe 
m vermerken und den Brief zum Zwede der Berichtigung des Grund» 
buchs oder der Lölhung dem Grundbudhamt oder zum Zwede der Her: 
ftellung eines Teilhypothefenbriefs für den Eigentümer der zujtändigen 
Behörde oder einem zuitändigen Notare vorzulegen. 

Die Vorfchrift des Abi. 1 Satz 2 gilt für Zinjen und andere 
Nebenleijtungen nur, wenn fie ſpäter als in dem Kalender: 
vierteljahr, in welchem der Gläubiger befriedigt wird, oder dem folgen: 
den Bierteljahre fällig werden. Auf Koſten, für die das Grundftüd 
nad 8 1118 haftet, findet die Vorſchrift feine Anwendung. 

8 1146. Liegen dem Eigentümer gegenüber die Voraus: 
fegungen vor, unter denen ein Schuldner in Berzug fommt,?”) jo ge- 
bühren dem Gläubiger Berzugszinien aus dem Grunditüde. 

$ 1147. Die Befriedigung des Gläubigers aus dem Grunditüd 
und den Gegenjtänden, auf die fih die Hypothek erſtreckt,es) erfolgt 
im Wege der Zwangsuollitredung.®’) 

8 11AS. Bei der Verfolgung des Rechtes aus der Hypothek gilt 
zu Gunften des Gläubigers derjenige, weldher im Grundbuch als Eigen- 
tümer eingetragen ift, als der Eigentümer. Das Recht des nicht einge: 
tragenen Eigentlimers, die ihm gegen die Hypothek zuftehenden Cin- 
wendungen geltend zu maden, bleibt unberührt. 

81149, Der Eigentümer fann, jolange nicht die Forderung ihm 
gegenüber fällig geworden ijt, dem Gläubiger nicht das Recht einräumen, 
zum Zwede der Befriedigung die libertragung des Eigentums an 
dem Grundftüde zu verlangen oder die Veräußerung des Grunditüds auf 
andere Weile als im Wege der Zwangsvollitredung zu bewirfen.?°) 

8 1150. Perlangt ’') der Gläubiger Befriedigung aus dem 
Grunditüde, jo finden die Vorſchriften der 88 268, 1144, 1145 ent- 
ſpreche nde Anwendung.?) 

FIISI. Wird die Forderung geteilt, fo iſt zur Anderung des 
Rangverhältniffes der Teilhypothelen unter einander die Zuftim- 
mungdes Eigentümers nicht erforderlid.??) 

$ 1152. Im alle einer Teilung der Korderung kann, ſofern 
nicht die Erteilung des Hypothelenbriefs Qusgeſchloſſen it, für 
jeden Teil ein Teilhypothelenbrief hergeitellt werden;?*) die Zuftim- 
mung des Eigentümers des Grundftüds ift nicht erforderlih. Der 
Teildypothelendbrief tritt für den Teil, auf den er fi) bezieht, an die 
Stelle des bisherigen Briefes. 

8 1153. Mit der libertragung der Forderung geht die Hypothet 
auf den neuen Gläubiger äber.?°) 
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Erläuterungen | N 


2) Der 8 handelt von dem jogen. ——— das namentlich für 
den nachſtehenden Gläubiger wichtig iſt, da er ſich dadurch gegen eine 
unzeitige, feiner zo rnihtung drohende Zwangsveriteige: 
rung Ihüßen fann. Aber es fönnen aud) 3. B. der Mieter oder ich ter 
des Grundftüds „ablöjen“, weil fie der Sejahı der ——— “durch den 
Erſteher im er a ren ausgefett fin k vgl. 88 57, 
183 3VG., abgedrudt Anhang 80 zu 8 571). — Wer durd) „Ablöfung den 
Gläubiger befriedigt, erwirbt dadurd die UTDELUNg und damit aud) 
die Hypothet (&8 268 Abj. 3, 401, 1153). Bei Teil-Ablöfung fteht der 
Ablöfende, d. 5. den ——— ger teilmweije Beiriedigende und da: 
dur eine Teil-Hypothek Erwerbende, der nicht abgelöften Re ft - Hypo- 
thet im Range nad (8 268 Abi. 3 legter Gab). 

81151 »a) Nusnahme non 8 880 Abi. 2 5 

8 1152 4) „Alt ver Stammbrief verboten, iſt aud der Teilbrief verboten“ (C). 
{ber Teilbypothetenbrief vgl. 8 61 GBO. 

8 1153 »») „‚sorderung und Hypothek gehen denjelben Weg“. — „ggorberung 

und Hypothek hängen am gleiden Seil" (C) Ausnahme: Wenn der 

DIPOSIIERBELHENGE A die gorderung an B „abtritt“ und gleichzeitig auf 

ie Hypothek „verzitet“; in diefem Falle eht die Hypothet nicht auf B, 
fondern nad) $ 1168 auf den Grundftüdseigentümer über. 

ö Ausnahmen 3. B. 88 1163 Abſ. 1 Sat 2, 1164, 1174, 1190 Abi. 4. 

Ss 1154 »7) 88 398 ff. — Zu unterſcheiden von der —— iſt der Vertrag, 
durch den der Hypothekengläubiger A ſich verpflichtet, dem B die Hypothekenfot⸗ 
derung „dem nächſt“ abzutreten. Diejer Vertrag bedarf keiner Form. — 
Die zur „Übertragung“ der Forderung nötige Annahme der „Abtretungser⸗ 
klärung“ (Abtretungs:VBertrag $ 398) bedarf feiner Form. — libergabe des 
Hypothelenbriefs gemäß 929-931. — Blanto-Abtretung iſt nicht zuläffig. 
— dgl. die Kormulare in Anhang 1 Bu 1113 unter XI B. 4 und 5. — 

Bon der Abtretung einer Brief⸗Hypo handeln 8 1154 Abi. 1 und 2 
und 8 1155, von der Abtretung einer Buch⸗Hypothekt 8 1154 Abi. 3. Dana 
iſt im Falle der bloßen Bud: Hnpothel zum Übergang jowohl der „ — 
als der „Forderung“ die Eintragung der Abtretung im Grundbuch 
unerlähli (dies gilt aud für die „Grundſchuld“), während bei der Brief: 
Hypot Grundſchuld) die einfache ſchriftliche Abtretungserklä— 
rung und die Übergabe des Hypotheten-(Grundihuß:-)Briefs (hier⸗ 
für gilt 8 1117) genü en ift, ohne daß die Eintragung im Grundbude 
— braucht. Cs iſt aber für den Erwerber einer „Brief-Hypo— 
thef“ (Grundſchuld) nicht ratjam, fi eine bloß „privatidri tlide“ 
— erteilen zu laſſen; denn mit einer ſolchen ſtößt er im 
weiteren Rechtsverkehr mit der Bolt auf mannigfache Hinderniſſe (vgl. 3. B. 

1155, 1160); es empfiehlt fih Daber, die „Abtretungserflärung“ iminbeitens 
in öffentlih Beglaubigter Forni, die 3. B. unbedingt nötig iſt, wenn [päter 
einmal die Abtretung im Grundbuch „eingetragen“ werden foll (8 29 GBO. 
in Note 13 zu $ 873). 

98) vorbehaltlih anderweiter Vereinbarung betr. die Koſten. Aus— 
nahme von $ 403 Satz 2. 

20) wozu gemäß $ 19 GBO. die bloße „Eintragungsbewilligung“ 

ohne „Abtretungserflärung“) in der $ 29 GBO. vorgeſchriebenen Form (vgl. 
ote 13 zu 8 873) unter „Vorlegung des Hypothekenbriefs“ genügt. 

oa) pgl. Note 97 Abf. 2. 

8 1155 100) Diee gejiderte ung genießt aljo nur der 
Durch eine zuſammenhängende Reihe öffentlich beglaubigter Abtretungserfläs 
rungen legitimierte Beſitzer des Snpothetens(Grundlguld-)Briefes (vgl. Rote 97 

und $ 40 Abſ. 2 GBD.). 

11) pgl. 88 830, 835837 ZPO. 
102) pgl. & 412. 

8 1156 103) Beilpiel: B tritt feine auf dem Grunditüd des A ein — 
Darlehens-Hypothek von 10000 ME. an C am 12. Februar in öffentlich beglau- 
bigter Abtretungs-Erflärung unter Übergabe des Hypothelendriefes ab, oder 
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Sypothek 81154-1159 


Die Forderung kann nicht ohne die Hypothek, die Hypothet kann 
nicht ohne die Forderung übertragen werden.*®) 

8 1154: Zur Abtretung der Forderung iſt Erteilung der Ab: 
tretungserflärung in fehriffliher Korm und fibergabe des Hypothelens 
briefs erforderlich; ?”) die Borjehriften des 8 1117 finden Anwendung. 
Der bisherige Gläubiger Hat auf Verlangen des neuen Gläu- 
bigers die Abtretungserflärung auf feine Kojten öffentlih beglau- 
bigen zu lajjen.?°) 

Die ſchriftliche Form der Abtretungserklärung kann dadurd erjegt 
werden, DaB die Abtretung in das Grundbuch eingetragen wird.’®) 

Iſt die Erteilung des Hypothelenbriefs ausgeſchloſſen, jo finden auf 
die Hbtretung der Forderung die Vorſchriften der 88 878, 878 ent- 
ſpreche n de Anmwendung.’’:*) 

Ss 1155. Ergibt ſich das Gläubigerrecht des Beſitzers des Hypo⸗ 
thelenbrieſs aus einer zujammenhängenden, auf einen einge- 
tragenen Gläubiger zurüdführenden Reihe von öffentlid be- 
glaubigten Abtretungserflärungen, fo finden die Vorjähriften der 
88 891 bis 898 in gleicher Weile Anwendung, wie wenn der Befiter des 
Briefes als Gläubiger im Grundbud) eingetragen wäre.) Einer 
öffentlih beglaubigten Abtretungserklärung ſteht gleih) ein gericht- 
liher üÜberweijungsbefhluß'") und das öffentlid be- 
glaubigte Anertenntnis einer fraft Geſetzes erfolgten 
Übertragung der Forderung.?‘?) 

8 1156. Die für die Übertragung der Forderung geltenden 
Vorſchriften der 88 406 Bis 408 finden auf das Rechtsverhältnis zwiſchen 
dem Eigentümer und dem neuen Gläubiger in Anjehung der 
Hupothet feine Anwendung.) Der neue Gläubiger muß jedod eine 
dem bisherigen Gläubiger gegenüber erfolgte Kündigung des Eigen- 
tümers gegen ſich gelten laſſen, es jei denn, daß die Übertragung zur 
zeit der Kündigung dem Eigentümer befannt oder im Grundbud) 
eingetragen it. 

81157. Eine Einrede, die dem Eigentümer auf Grund eines 
zwifchen ihm und dem bisherigen Gläubiger beftehenden Rechtsver⸗ 
bältnifles gegen die Hypothek '°*) zuiteht, fan aud) dem neuen Gläubiger 
entgegengefekt werden. Die Borichriften der 88 892, 894 bis 899, 1140 
gelten auch für dieje Einrede.!?°) 

S 1158. Soweit die Forderung auf Zinjen oder andere Neben: 
leiftungen gerichtet ült, die niht ſpäter als in dem Kalender- 
vierteljahr, in weldem der Eigentümer von der Übertragung 
Kenntnis erlangt, oder dem folgenden Bierteljahte fällig 
werden, finden auf das Rechtsverhältnis zwifhen dem Eigentümer 
und dem neuen Gläubiger die Vorfehriften der 88 406 bis 408 
Anwendung; ?°°) der Gläubiger fann id) gegenüber den Einwendungen, 
welche dem Eigentümer nad) den SS 404, 406 bis 408, 1157 zuſtehen, 
nicht auf die Vorſchriften des 8 892 berufen.!‘”) 

8 1159. Soweit die Forderung auf Rückſtände von Zinjen oder 
anderen Nebenleiftungen gerichtet ift, beitimmt fich die übertragung !°°) 
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s 1158 


8 1159 


8 1160 


Erläuterungen 


er läht, Tallstein Hypothetenbrief gebildet ift, die Hypothef auf C 
im Grundbuch umfdreiben, was am 19. Yebruar geist t. Am 20. Februar 
geht der Grundftüdseigentümer A dem urjprüngliden Hypothekengläubiger B 

5 Darlehen von 10000 ME. zurüd, ohne von der „Abtretung“ an C 
bezw. der erſt am Tage vorher erfolgten „Umjchreibung“ auf C Kennt- 
nis zu haben, und B, der ein Schwindler ilt, nimmt das Geld. Hier 
tft A von feiner perjönliden Darlehens-Shuld aud dem C gegenüber 
gemäß 8 407 frei. Dagegen bleibt nad) 8 1156 Saß 1 die „Dypothet” 

eiteben; C fann wegen 10000 Mt. „aus dem Grundjtüde” Beiriedi- 
ung — denn A durfte nur an denjenigen zahlen, der zur Zeit der Zah: 
ung, d. i. am 20. ———— ſich durch den Be it des —— legiti⸗ 
mieren konnte (und das war C), oder der, fal ein Hypotheken— 
brief gebildet war, im Grundbuch als Hypothetengläubiger „eingetragen“ 
war, und das war ebenfalls C. — vgl. dagegen 8 1158. 

104) pgl. SS 1137, 1138. 

105) d. 5. die dem Grundftüdseigentümer gegen den bisherigen Gläu- 
biger (Zedenten) Bene Einrede (3. B. der Stundung) fann aud dem 
neuen Gläubiger (Zelfionar) entgegengejegt werden, jofern fie ſich auf Tat- 
ſachen gründet, Die dem neuen Gläubiger zur Zeit des Erwerbes der Hypothek 
betannt oder im Grundbud eingetragen ($ 892) oder auf dem Hypo- 
thefendbrief vermertt waren ($ 1140). 

206) pgl. Dagegen $ 1156. 

107) & 1158 beitimmt, daß der Eigentümer dem bisherigen Gläu- 
biger die Zinjen, auch wenn fie erft na er Abtretung fällig werden, 
ſo lange fortzahlen kann, bis ihm die „Übertragung“ der ar orderung 
angezeigt oder ſonſt betannt geworden iſt. („Wer ſäh' vor jeder 
Zinszahlung das Grundbud ein!“ C.) Weiter wird in Anlehnung an die 
für DMietzinfen (vgl. & 573 und Noten) getroffenen Vorſchriften dem Eigen⸗ 
tümer geflattet mit Siherheit genen Nahforderungen dem aus 
dem Grundbude ih) ergebenden Gläubiger oder feinem JZinszejfio- 
nar die Zinfen für das I[aufende und das folgende Vierteljahr 
vorauszuzahlen, jodak aljo der Erwerber der — ſich den 
Einwandder Zahlung inſoweit gefallen laſſen muß, als es ſich um 
die Zinfen des zur Zeit der Anzeige von der Abtretung laufenden 
und des folgenden Bierteljahres handelt. „Weiter Grundherr (Grunditüds- 
eigentümer) in nur ein Semeiter voraus“ (C). 

108) Der Forderung auf die Nüditände. 

100) Alfo nicht: nad) SS 873, 1154, jondern nad 88 398 ff., insbeſon⸗ 
dere SS 403, 406408. „Zinstüdjtand wandert wie die ſchlichte Schuld“ 
(C),d. 5. o N) ne Eintragung im Ste — 1159 gilt auch für die nach 
der — fällig gewordenen Zinſen. Auch die Pfändung und Über: 
weifung von Zins Rüditänden im Wege der Zwangspollittedung unterliegt 
den allgemeinen DVorihriften über die Pfändung von „Sorderun- 

en“, n icht: den bejonderen über die Pfändung und U rt von 
ypothelenforderungen (vgl. 88 830 Abi. 3, 837 Abi. 2 3 8). 

110) fiber den „öffentlichen Glauben des Grundbuds“. 

111) Yus 8 1160, der von der BriefsHnpothel handelt, ergibt fi eine 
ver Hau Ai ver] R iedenheiten zwilden Brief: und Bud-Hnpothel. vgl. 
; 1116. Dieſe Verjchiedenheit ift eine Folge der verſchiedenen Regelung Der 

bertragung in $ 1154. vgl. Note 97. te „Bud-Hypothel“ Tann gemäß 
‚Snurdur intragung im Grundbud auf einen anderen 

8 1154 Abſ. 3 durch t u Grundbuch auf ei der 
übertragen werben, mithin nur von demjenigen geltend gemacht werden, 
der als Gläubiger im Grundbud eingetragen ilt. Diefer bedarf zur Geltend- 
madung der Da aber auch weiter nichts, als des Nachweiſes, daß er als 
Gläubiger im Grundbudh „eingetragen“ Mt Die Übertragung der „Brief: 
— dogegen kann nach 3 1154 Abi. 1 außerhalb des Grund: 
udhes erfolgen; ihre Geltendmadjung Iteht daher nicht bloß dem einge: 
trtagenen Gläubiger, fondern auch deſſen nidt eingetragenen, 
lediglich durch Die btretungsertlärung und den Bejit des 
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Dypothet 8 1160-1166 


lowie das Rechtsverhältnis zwilhen dem Eigentümer und dem 
neuen Gläubiger nad) den für die Übertragung von Korderungen 
geltenden allgemeinen Borihriften.!°) Das gleiche gilt für den 
Anſpruch auf Erjtattung von Koften, für die das Grundjtüd nad $ 1118 
haftet. 

Die Vorſchriften des 8 892 10) finden auf die im Abſ. 1 bezeichneten 
Anſprüche feine Anwendung. 

8 1160. Der Geltendmachung der Hypothek kann, jofern 
nit die Erteilung des Hypothefenbriefs ausgeſchloſſen 
it, widerfprochen werden, wenn der Gläubiger nicht den Brief vorlegt; 
ift der Gläubiger n icht im Grundbud eingetragen, jo find aud) 
die im 8 1155 bezeichneten Urkunden vorzulegen.!') 

Eine dem Eigentümer gegenüber erfolgte Kündigung oder Mah—⸗ 
nung ift unwirkſam, wenn der Gläubiger die nach Abſ. 1 erforderlichen 
Urtunden niht vorlegt und der Eigentümer die Kündi- 
gung oder die Mahnung aus diefem Grunde unverzüglih zurück— 
weijt.''2) 

Dieſe Vorſchriften gelten nit für die im 8 1159 bezeichneten 
Anſprüche.2) 

8 1161. Iſt der Eigentümer der perſönliche Schuldner, 
lo finden die Vorjchriften des & 1160 auch auf die Geltendmahung der 
Horderung Anwendung. 

8 1162. Sit der Hypothelenbrief abhanden gefommen oder vers 
nichtet, jo Tann er im Wege des Uufgebotsverfahrens ''*) für fraftlos 
ertlärt werden.'!°) 

81163.*') it die Forderung, für welche die Hypothek beitellt 
ift,127) nicht zur Entitehung gelangt, jo jteht Die Hypothek dem Eigen⸗ 
tümer zu.) Erliſcht die Forderung, jo erwirbt der Eigentümer die 
Hypothel.t:?) 

Eine Hypothek, für weldhe die Erteilung des Hnpothefen: 
briefsnidt ausgeſchloſſen ijt,!°) jteht bis zur übergabe des 
Briefes an den Gläubiger dem Eigentlimer zu.) 

8 1164. Befriedigt der perjönliche Schuldner '??) den Gläubiger, 
lo gebt die Hypothek injoweit auf ihn über, als er von dem Eigentümer 
oder einem NRechtsporgänger des Eigentümers Erjat verlangen fann.’?°) 
SH dem Schuldner nur teilweife Erjat zu leiſten, jo fann der 
Eigentümer die Hypothek, joweit fie auf ihn übergegangen ift, 
niht zum Nachteile der Hypothef des Schuldners geltend 
maden.!**) _ 

Der Befriedigung des Gläubigers fteht es glei, wenn jich Forde— 
rung und Shuld ineiner Berfon vereinigen.'”) 

8 1165. Berzihtet der Gläubiger auf die Hypothek oder hebt er 
Re nach $ 1183 auf oder räumt er einem anderen Rechte den Vorrang ein, 
jo wird der perſönliche Schuldner injoweit frei, als er ohne dieſe Ver- 
fügung nad) $ 1164 aus der Hypothek hätte Erja & erlangen fönnen.!?°) 

S1166. Sit der perfönliche Schuldner berechtigt, von dem Eigen: 
tümer Erjaß zu verlangen, falls er den Gläubiger befriedigt,:”) fo 


— 363 — 


—7 In DR EEE. EEE EEE 
—* m . . 
.” « 


8 116% 
8 1163 





Erläuterungen 


Hypothetenbriefes Iegitimierten Rechtsnachfolger zu, und deshalb 
enthalt 8 1160 Vorſchriften, wie der Gläubiger fi auszuweilen hat, wenn 
er die Brief⸗Hypothet geltend mad. 

12) Weiſt der Grundftüdseigentümer die ohne Vorlegung der Urkunden 
erfolgte Kündigung oder Mahnung nicht „unver a (8.121) zurüd; jo find 
ie wirfjam. t Grundftüdseigentümer kann für fih und feinen Redtsnad): 
olger auf das Recht verzichten, eine Kündigung oder Mahnung „ohne 

orlegung“ der 8 1159 Abi. 1 bezeiäneten Urkunden „zurüdzumeilen“. 
= 1003 ff., 1024 


113 

114 

= nd es wird dann ein neuer Hypothekenbrief gebildet; $ 67 GBO. 

116) Über & 1163 (Eigentümer » Hnpothel) vgl. Anhang 1 zu 8 1113 
unter vr .— 8 re Auf nur „vorgemerkte“ Dnpaiheten 3 ff.) 
finden die Beitimmungen über die „Eigentümer-Hypothef” Leine Anwendung. 

117) Vorausſetzung für die Anwendung des 8 1168 iſt natürlich, Daß die 
Hypothet (im Gegenjag zur „Forderung“) rehiswirffam beitellt ift. Iſt Die 
Ko thek“ felbit ni 
we 


Zinsrüditand og, nad Briefen nit“ (C). 


0 tig, 3. 8. weil ein Geiltestranfer fie beitellt Bat, oder 
die „Eintragungsbewilligung‘ nur „zum Schein“ erfolgt oder 3. B. wegen 


. Betrugs mit Erfolg angefochten ift (8 142), jo ift für die Anwendung des 


8 1163 fein Raum. 

118) d. h. denjenigen, der zur Zeit der Cintragung der Hypo— 
thet Cigentümer des Grunditüds war. Gie iſt Eigentümer-Hypothel, nad 
g 177 in Wahrheit Eigentümer⸗Grundſchuld. vgl. Anhang 1 zu 8 1113 unter 


118) d, 5. derjenige, der zur Zeit des Erlöjihens der For: 
derung Eigentümer des Grunditüds war. — Das Hauptbeilpiel zu $ 1163 
Abſ. 1 Ca 2 it, daß_der „Grundftüdseigentümer“, der zugleid 
der „perfönlide Shuldner“ tft (dies ift im Leben die Regel), den 
en äubiger befriedigt. Hierdburh „erliiht die Forderung“ 

362), und die Hypothet geht nad $ 1163 Ab]. 1 Sag 2 auf den Grunditüds= 
eigentümer über, wird aljo EigentüimersHypothel, die nad 8 1177 in rheit 
eine Eigentümers&rundihuld iſt. — Im übrigen vgl. Anhang 1 zu S 1113 
unter VI. C. b. 2, au ote 82 zu 8 1143. — Die in einer jogen. loͤſchungs⸗ 
fähigen Quittung enthaltene Er larung des Gläubigers, daß die „Hypothek 
bei ht“ ſei und er die „Löſchung bewillige“, ohne Angebe, wer die lung 

eittet het, iſt niht geeignet, den Beweis zu erbringen, Die 


€ 
8 — Eigentümer-Grundſchuld“ zde „Eigentümer- 


5 1164 


. 





ypothef“) geworden iſt, und ermächtigt deshalb den Eigentümer nit 
zu einer anderen —A— als zur unge insbeionbere idı 
gun „Abtretung“ an einen neuen Gläubiger. n nur, wenn erjidt: 
ich ift, wer die Zahlung eleifbet bat, läßt ſich entſcheiden, ob durch Die 
ung die „Forderung erloſchen“ iſt, da z. B. in den Fällen 88 268, 426 
bl. 2, 774, 1143 die Forderung dur Zahlung nicht erlifht, fondern 
aufden 3ablenden übergeht, und da 3. B. in den Fällen des 8 1164 
bei erfolgender Zahlung die Hypothet nit auf den Eigentümer, fon: 
dern auf den jahlenben perfönliden Shuldner übergeht. — Bei nur 
teilweifem Er en der Forderung erwirbt der Grundjtüdseigentümer die 
Hypothek natürlih auch nur teilweile, und zwar jteht nad 8 1176 die dann 
niltandene „Teil⸗Hypothek“ des Eigentümers dem anderen Teile der 
Hypothef, in Anjehung deren die Korderung noch beiteht, im Range 
Ban: mit anderen Worten: bei Teilzahblungen behält die dem Gläu-= 
biger verbleibende Dppotbet den Borrang vor dem Überreite vgl. 
Note 163. — vgl. ferner Note 159 und 8 1178. 
— ya ni iger Unterichied zwijchen Briej- und Bud-Hypothel. 8 1116. 
vgl. Note 111. | 
ı21) EigentiimersHnpothel, nach 8 1177 in Wahrheit Eigentümer-Grunds 
ſchuld. vgl. Anhang 1 zu 8 1113 unter VI. C. b. 3. 
122) er nicht der „Grunditüdseigentümer“ if. vgl. Note 82 
und $ 1167. 
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SHSypothek 8 1167-1171 


fann er, wenn der Gläubiger die Zwangsnerfteigerung des Grunditüds . 
betreibt, ohne ihn unverzüglich 128) zu benachrichtigen, die Befriedigung 
des Bläubigers wegen eines Ausfalls bei der Zwangsverjteigerung inſo⸗ 
weit verweigern, als er infolge der Unterlafijung der Benachrichtigung 
einen Shaden erleidet. °) Die Benachrichtigung darf unterbleiben, 

wenn fie untunlich ijt.?3°) 

. 81167. Crwirbt der perjönliche Schuldner, falls er den Glãu⸗ 
biger befriedigt, die Hypothet :°:) oder hat er im "alle der Befriedigung 
ein jonftiges rechtliches Interejje an der Berichtigung des Grundbudjs, 
ſo jtehen ihm die in den 88 1144, 1145 beſtimmten Rechte zu: 

81168. Verzichtet der Gläubiger auf die Hypothel,!?) ſo er 
wirbt fie der Eigentüimer.!!:) 154). 

Der Berziht iſt dem Grundbuhamt oder dem Eigentümer gegen- 
über zu erflären und bedarf der Eintragung in das Grundbud. Die 
Vorſchriften des 8 875 Abi. 2 und der 88 876, 878 finden entjpre- 
chen de Anwendung. 

Verzichtet der Gläubiger für einen Teil der Forderung auf 
. die Hypothek, jo ſtehen dem Eigentümer die im $ 1145 beſtimmten. 
Rechte zu. 

eh zes. Steht dem Eigentümer eine Einrede zu, durch welche 
die Geltendmachung der Hypothel dauernd ausgeſchloſſen wird,!35) fo kann 
er verlangen, daß der Gläubiger auf die Hypothek verzichtet. 
1170. ft der Gläubiger unbelannt, fo kann er im Wege des 
Uufgebotsverfahrens 12°) mit feinem Rechte ausgeſchloſſen werden, wenn 
feit der Tegten ſich auf die Hypothek begiehenden Eintragung in 
das Grundbuch zehn Jahre verjtridhen find und das Recht des Gläu- 
bigers nicht innerhalb dieſer Friſt von dem Eigentümer in einer nad 
$ 208 zur Unterbrehung der Verjährung geeigneten Weije 
anertannt worden ijt.*:”) Beſteht für Die Forderung eine nach dem 
Kalender beitimmte Zahlungszeit, jo beginnt die Friſt nicht 
vor dem Ablaufe des Zahlungstags. 

Mit der Erlafjung des Ausſchlußurteils erwirbt der Eigentümer 
die Hupothel.i:) Der dem Gläubiger erteilte Hppothelenbrief wird 
traftlos.!:°) 

s1171. Der unbelannte Gläubiger kann im Wege des Aufge⸗ 
botsverfahrens '*) mit feinem Rechte auch dann!) ausgeſchloſſen 
werden, wenn der Cigentümer zur Befriedigung des Gläubi- 
gers +2) oder zur Ründigungberedhtigtijt und den Betrag der 
Forderung für den Gläubiger unter Verzicht auf das Recht zur 
Rücknahme Hinterlegt.) Die Hinterlegung von Zinfen 
it nur erforderlih, wenn der Zinsjag im Grundbud) eingetragen it; 
Zinfen für eine frühere Zeit als das vierte Kalenderjahr 
por der Erlajlung des Ausihlußurteils find nit zu hinterlegen. 

Mit der Erlaffung des Ausihlußurteils gilt der Gläubiger als 
befriedigt,“) fofern nit nach den Vorſchriften über die Hinter- 
Tegung die Befriedigung Ihon vorher eingetreten ijt.’*) Der dein 
Gläubiger erteilte Hppothelenbrief wird Traftlos.!*°) 
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Erläuterungen 


123) —125) pgl, Anhang 123—125 zu 8 1164 (Bei yiele). 
8 1165 126 1165 bejwedt Schuß des perjönliden Schuldners 

gegen Bereitelung der“ ihm nad) 8 1164 zujtehenden Rechte. „Wer die yg 
thek aufgibt beireit den Schuldmann (verföntichen Schuldner). — „zu Schuld 
manns tadhtei rüdt fein anderer auf“ (C 


8 1166 127) pgl. das Beilpiel a in Anhang 123 zu $ 1164. 
128) vgl. 8 121. 
129) vgl. Anhang 129 zu 8 1166 (Beilpiel). 


180) 3, B. wenn der Aufenthalt des perjönliden Schuldners unbe 


nt ilt. 

131) pgl. & 1164. 

182) 3. 8. weil der Schuldner ihm eine un ni Sicherheit beitellt 
oder weil er na teilweifjer Zahlung der © a) ic) mit der Hypothet 
auf ein em der mehreren damit belafteten —*8 — e (Geſamt⸗5ypothek) 

gnug 

135) Eigentümer⸗Hypothet. die nach 8 1177 in Wa ahrbeit eine Cigens 

tümer⸗Grundſchuld ift. vgl. In 1 zu 8 1113 unter b. 4, ferner 

S 1178. Bei teitmeilem, Verzichte“ ini 8 1176. vgl. Note 119 am Ende. 

— vgl. auch die Eintragung in dem Formular eines rundbuchblattes (An⸗ 

hang 1 zu $ 873) in der dritten Abteilung, Spalte „Veränderungen“ zu Nr. 5. 

8 Verzichtet der Gläubi er auf die perfönlide „Sorde 

run erwirbt der Grunditüds-Eigentümer ebenfalls die Hypothet als 

Eigen Hmerspnpothet (= Eigentümer re ER 1177), und zwar wegen 
„Erlöfchens der Forderung“ gemäß 8 1163 Ab 

8 1169 186) Iogen, zerjtörende Einrede, vgl. ar iiter unter „Ein- 

rede“. — vgl. jedoch 8 223. — Beilptel zu 8 1169: Der m goothet en- 

lage „rechtsträftig tefene“ aA ubiger nuB, ve ihm infolge- 

beiten Die Cinrede der reihtsträft ig entſchiedenen Sa ‚Dur welche Die 

Geltendmadung der Hypothek ad ausgeſchloſſen ilt“, ent eniteht, auf 

Verlangen des Grunditüds-ECigentümers auf Die —D othek verzichten. "folge 

nöschling 


bee Fa wird fie a („Eigentümer-Grund! 
188 ) Eigentümer N abo bie Her 1177 in Wabrbeit eine Eigens 


fu jıd 

—8 

& 

Vet 
— 


16 


URUR 


vgl. 
8 1170 Sa Dal. 
8. Dur) 


tümer⸗GSrundſchuld —* bang 1 1113 unter Su: C. b. 5, ferner 
R 1178. Das Ausſ ueteil hat influf nur auf die gpofhet‘; die per- 
ö rd dadurch ni cht rührt. Sinfciti He: der „Dypot f“ 


nlide „Forderung“ w 

erſetzt es die — Quittung“. 
139 67-69 GBD. wird ein neuer Brief erteilt, und zwar, 
v je  ;Sioentimer-orundihuid" vorliegt (vgl. Note 138), ein Grund 

u 
8 1171 140 Gemäß 88 982 ff. ZPO. 
n on dem e 

11) 8 1171 handelt von dem Aufgebot einer noch beſtehen 
i 


t n 
De „or 1170 von dem Aufgebot einer „angebli 


en 
Fi . 
Henen ppothet handelt. 
D 
143 376 Nr. 1, 378. E. 144 ff. 

144) und ie npothet wird (fei es gemäß $ 1168 “el 1 Saß 2, fei es 
mäß 8 1143 Abf. De 1) EigentümersHypothel oder E gentümer-Srunds 
Sul. ‚el. al. 1 und ote 83 zu 8 1143 ſowie Note 159 und 8 1178. 


146 5 67—69 GBD. wird ein neuer Brief erteilt. 
147 Gem bl. 1 Sa 1 vorſchreibt. „Man verzichtet dem Gläubiger, 
aber nicht der interlegungsftelie” (C). 
8 1172 148 l. 32 und Noten. 
149 Banen ungstlofe "Gefamthypothet iſt gemeinſchaftli 
tümer-Hnpoihel“ (C). vgl. ‚ 1163 und die Noten dazu. mein art ke 
— Reditsgemeinihaft „zur gelamten Hand“. vgl. Note 31 zu $ 432. 
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Hypothet 8 1172-1175 


Das Recht des Gläubigers auf den hinterlegten Betrag erliſcht mit 
dem Ablaufe von dreißig Jahren nach der Erlafjung des Ausichlußurteils, 
wenn nicht der Gläubiger fih vorher bei der Hinterlegungsitelle 
meldet; der Hinterleger tft zur Nüdnahme beredtigt, auh wenn 
er auf das Recht zur Zurüdnahme verzichtet hat.'*”) 

1172. Eine Gefamthypothet '*°) ſteht in den Fällen des 8 1163 
den Eigentümern der belafteten Grundftüde gemeinihaftlich zu.'*°) 

Jeder Eigentümer kann, jofern nicht ein anderes vereinbart ift, 
verlangen, da die Hypothek an jeinem Grundftüd auf den Teilbetrag, 
der dem Verhältniſſe des Wertes feines Grunditüds zu dem 
Werte der ſämtlichen Grundftüde entſpricht, nah 8 1132 Abf. 2 be- 
ſchränkt und in diejer Beſchränkung ihm zugeteilt wird. Der Wert 
wird unter Abzug der Belaftungen berechnet, die der Geſamthypothek 
im Range vorgehen.'°‘) 

81178. Befriedigt der Eigentümer eines der mit einer Geſamt⸗ 
hypothek belafteten Grundftüde den Gläubiger, jo erwirbt er die Hypo⸗ 
ihel an jeinem Grundftüde; 15) die Hypothek an den übrigen Grund: 
ftüden erfifcht.152) Der VBeiriedigung des Gläubigers durch den Cigen- 
tümer fteht es glei, wenn das Gläubigerreht auf den Eigen: 
tümer übertragen wird oder wenn fih Forderung und Schuld 
in der Berfon des Eigentümers vereinigen.) 


Kann der Eigentümer, der den Gläubiger befriedigt, von dem 
Eigentümer eines der anderen Grundftüde oder einem Rechtsvorgänger 
diefes Eigentümers Erſatz verlangen,!*) fo geht in Höhe des Erſatzan⸗ 
ſpruchs auch die Sypothek an dem Grundftüde dDiejes Eigentümers 
auf ihn über; fie bleibt mit der Hypothek an feinem eigenen Grundftüde 
Geſamthypothek. 

81174. Befriedigt der perfönliche Schuldner ?°°) den Gläubiger, 
dem eine Gefamthypothet zuiteht, oder vereinigen ih bei einer Gejamt- 
hypothek Korderung und Schuld in einer Perſon, jo geht, wenn der Schuld- 
ner nur von dem Eigentümer eines der Grunditüde oder von einem 
Rechtsvorgänger des Eigentümers Erfah verlangen fann, die Sypo⸗ 
thek an diejem Grundftüd auf ihn Über; die Hypothek an den Übrigen 
Grunditüden erlifcht.t°°) 


Iſt dem Schuldner nur teilweife Erjaf zu leiften und geht 
Deshalb die Hypothek nur zu einem Teilbetrag auf ihn über, jo hat ſich 
der Eigentümer diejen Betrag auf den ihm nad 8 1172 gebührenden 
om des übrigbleibenden Betrags der Gejamthypothef anrehnen zu 
alien. 

1175. Verzichtet der Gläubiger auf die Geſamthypothek, jo 
fällt fie den Eigentümern der belafteten Grundftüde gemeinſchaftlich 
zu; 15”) die Vorſchriften des 8 1172 Abi. 2 finden Anwendung. Ber: 
sichtet der Gläubiger auf die Hypothel an einem der Grunditüde, jo er: 
Kit die Hypothek an dieſem. 


Das gleiche gilt, wenn der Gläubiger nah 8 1170 mit feinem 
Rechte ausgeſchloſſen wird. 
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Erläuterungen 


150 al. Anhang 150 8 1172 AS eiipiel). 
81173 151 igentümend othel. die 5 ber befriedigende Eigentümer de 
—* der „perſönli —E ift, alls alfo die Forderung durch die 


* 


iedigung ei Hu ic in eine Eigentümers&rundihnld verwandelt ($ 1177 
a. > Sn nhang 1 zu 8 1113 unter VI. C. b. 2. — Zu 8 1173 vgl. & 1143 
2. — Bei nurteilweifjer Beirievigung gilt 8 1176. vgl. Note 119 am 
ferner Note 159 und 8 117 
152) Ausnahme von $ 1172 Abſ. 1. „Zahlt ein Grundberr (Grund⸗ 
' Ps efamtes fand, wird ihm nur Pfand am eignen Land“ 


vgl. jed: Ausnahme hiervon in 8 1173 Abſ. 2. 
158 1164 Abſ. 2 Fe Ihang 125 dazu. 
164 Be ubang 123 zu 8 
8 1174 ſat * un) nidt igentämer“ — der belaſteten Grundſtücke iſt (Gegen⸗ 
atz zu 


156) Br nur teilweifer Befriedigung gilt 8 1176. vgl. Note 119 
am Ende, aud) 8 1164 und Anhänge. 
8 1175 167) EigentümersHypothel. vgl. SS 1168, 1172 und Noten. Zur 
görgung“ der Hypothek auf den verjdiedenen Grundftüden ift Die Zuftimmung 
nden Grunditüdseigentümer nötig. 

8 1176 168 F Note 119 am Ende und Anhan u 1! 1164 am Ende. 
8 1177 159 n. Konjolidation. Die Fälle, in nen en fi ch traf Gelebes die 
Sypotbet mit dem Eigentum in einer erſon vereinigt“, in den vorber- 
gehenden 88 1143 1163, 1168, 1170 Ab}. 2, 1171 Abſ. 2, 1, 1173, 1175 er 
srtert und tt in den Noten dazu auf die jene Paragraphen ergänzende Bor: 
ſchrift des g' 1177 bereits hingewieſen. — vgl. die Einſchränkung des $ 1178, 
wonach die Hypothel für Zins⸗ ulm. Rüdftände und Koften niemals Eigen- 

timer-Hypot di (Srundihuld) wird. 

‚1°0) vgl. Anhang 1 au & 1113 unter vi. C. b. 1. Die Folge der Verwand⸗ 
lung in eine „Grundſchuld“ tft die Anwendbarkeit ber 88 1191 ff. Cs bleibt 
bem Grunbftüdseigentümer überlajlen (werpitichtet dam iſt F a ae Die 

„traft Gejeßes“ e ngetretene gwand ung in eine Grund 
Frundbu eintragen g lafien. Wegen der gndlung —9 über N 
Poſt gebi er gpatpel enbriefs Dat. 8 65 © 

1143 Abſ. 1 und Note 83 dazu. 

162 ve 1191 ff., insbelondere 8 1197. 

8 1178 Fe igners Hypothek geht nit auf Zinsrüdftände" (2. 
Da, wie "Note 12 zu 8 1115 bemerkt, die jogen. Amortijationsquoten (Til⸗ 
gu ngszu ihläge) keine, ebenleiftungen, ‚ jondern „Rüdzahlungen auf das 
apital” find, findet $ 1178 auf fie leine Anwendung. Die durd Amorti- 
fationsquoten getilgten Teile einer HYpothetenforderung können demnad 
„Eigentümer-Hypothet" (Eigentümer-Grundſchuld) werden. — vgl. Rote 158. 
104 n . „der Nießbraud) Hält die Zinfen aufrecht“ C). 
168 I einfader als $ 1168 Ab}. 2 vorgeſchrie 
8 1179 186 3. der Grund] ftüdseigentümer als Beſteller einer Dritten 
Sypothet verpflichtet ih, dabei Dem Gläubiger gegenüber, Die v o reingetragene 
zweite Hupothet binnen einer bejtimmten Friſt abzuzahlen und zur Löſchung 
zu bringen „und ey Fe Gläubiger bie zweite Stelle zu verihaffen. 

67 au 

8 1180 un) Korberung - wechſelt, ypoiget eſteht. vgl. auch die Eintra⸗ 
gung in der dritten Abteilung ng 1 au 8 873 mit eteilten For⸗ 
mulars eines Grundbuchblattes Spalte „ eränderun en“ a 2 und zu 
Nr. R und dir — — bie Behandlung des über die Polt geb edeten Briefes 
vg 

1684) aus $ 1180 Abi. 1 folgt die Cintragungs ähigkeit folgender Ver⸗ 
einbarung: „Bei Fälligkeit der Forderung iſt ver 6 äubiger auf Berlan en 
des Cigentümers verpflichtet, die Hypotbefenforderung gegen Empfang 
Betrages ohne Gewähr und auf KRoften des: Eigentümers an einen von Sielem 
zu beitimmenden Dritten abzutreten.“ 

8 1181 169) d. H. gemäß 8 1147 im Wege der Zwangsvollitredung, vgl. Note 89. 
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Hypothek 8 1176-1181 


1176. Liegen die Vorausfegungen der 88 1163, 1164, 1168, 
1172 bis 1175 nur in Anjehung eines Teilbetrags der Hypothek vor, jo 
kann die auf Grund dieſer Vorſchriften dem Eigentümer oder einem 
der Eigentümer oder dem perjönlihen Schuldner zufallende Hypothek 
nidt zum Nadhteile der dem Gläubiger verbleibenden 
Sypothek geltend gemacht werden.'°®) 


81177. Bereinigt fih die Hypothel mit dem Eigentum in einer 
Perjon,!?) ohne dag dem Eigentümer au die Forderung zujteht, jo 
verwandelt fi die Hypothel in eine Grundichuld.t°) In Anjehung der 
Verzinslidhfeit, des Zinsjages, der Zahblungszeit, der 
Kündigung und des Zablungsorts bleiben die für die For— 
derung getroffenen Beltimmungen maßgebend. 


Steht dem Eigentümer au die Forderung zu,’) jo beitimmen 
fih jeine Rechte aus der Hypothek, jolange die Bereinigung 
beiteht, nach den für eine Grundichuld des Eigentümers geltenden Vor⸗ 
ichriften.*°2) 

8 1178. Die Hypothek für Rüdftände von Zinfen und anderen 
Nebenleiftungen jowie für Koften, die dem Gläubiger zu eritatten find, 
erliicht, wenn fie fih mit dem Cigentum in einer Perfon »ereinigt.!°°) 
Das Erlöfchen tritt nicht ein, folange einem Dritten ein Redt an 
dem Anſpruch auf eine ſolche Leiſtung zufteht.'°*) 

Zum Berziht auf die Hypothek für die im Abi. 1 bezeichneten 
Zeiftungen genligt die Erklärung des Gläubigers gegenüber dem Eigen: 
tümer.:°) Golange einem Dritten ein Redt an dem Aniprud auf 
eine jolche Leiſtung zufteht, it die Zuftimmung des Dritten erforder: 
lid. Die Zuftimmung iſt demjenigen gegenüber zu erklären, zu deſſen 
Gunften fie erfolgt; fie it unwiderruflid. 

8 1179. Verpflichtet ih der Eigentümer einem anderen gegenüber, 
Die Hypothek Töfchen zu laſſen, wenn fie ih mit dem Eigentum in einer 
Perſon vereinigt,!°) jo fann zur Sicherung des Anſpruchs auf Löfhung 
eine Vormerkung in das Grundbud eingetragen werden.!°”) 


FAIISO. Un die Stelle der Forderung, für welche die Hypothet 
beiteht, fann eine andere Forderung gefeßt werden.!*) Zu der Anderung 
it die Cinigung des Gläubigers und des Eigentümers jowie die 
Eintragung in das Grundbudh erforderlich; die Vorſchriften des 
8 873 Abi. 2 und der SS 876, 878 finden entfprehende Anwen: 
Dung.'°s*) 

Steht die Forderung, die an die Stelle der bisherigen Forderung 
treten fol, nit dem bisherigen Hypothefengläubiger zu, jo it 
deſſen Zuftimmung erforderlid; die Zuftimmung ift dem Grund: 
buchamt oder demjenigen gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunften fte 
erfolgt. Die Vorſchriften des 8 875 Abi. 2 und des $ 876 finden ent: 
[prehende Anwendung. 


SIISI. Wird der Gläubiger aus dem Seundftäde befriedigt,:®°) 
fo erlifcht die Hypothel.t'?) 
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Erläuterungen 


170) Die Zurothet erlicht Dagegen nicht, wenn der Gläubiger in anderer 
Meile, als im e der Zwangsvolifitedung in das Grunditüd, beiriedigt 
wird; in dieſen Fällen bleibt fie gemäß SS 1143, 1163 Abf. 1 Sat 2, 1164, 
1171 bj. 2, 1173, 1174 beftehen. 
171) d. h. gemäß 8 1147 im Wege der Zwangsnollitredung, vgl. Note 89. 
2) „Aus einem Grunditüde FE aus allen bezahlt“ (C); vgl. 
dagegen $ 1182 Sat 1. Aus letterer Vorſchrift ergibt fidh, dab im Salle der 
‚Zwangsverfteigerung“ eines der mit der Gejamt-Hypothet belafteten Grund- 
Itüde die dabei voll gut Hebung gefommene Gejamt-Hypothet nur auf dem 
verfteigerten Grunditüd von Amtswegen auf Erjuden des Berjteigerungs: 
richters gelöit wird ($ 130 3B6.). Die Stage, ob fie auch auf den mit- 
dHaftenden Grundftüden zu löſchen iſt, kann der Verſteigerungsrichter nicht 
enticheiden, da er nit willen fann, ob nicht etwa die Vorausfeßungen des 
8 1182 Saß 1 vorliegen. Cs ijt daher für die Cigentümer der mitbaften- 
en Grundftüde zur Vermeidung von Nadteilen von Wichtigkeit, daB fie 
gebenen Yalls die Löſchung der nad 8 1181 Abſ. 2 auch auf ihren Grund- 
tüden erloſchenen Hypothek jelbjt betreiben. 
173) vgl. Noten 88, 89. 
8 1182 174 d. Fa gemäß 8 1147 im Wege der Zwangspollitredung, vgl. Note 89. 
175 Ri nbang 123 zu 8 1164. 
6) Ausnahme von $ 1181 Abſ. 2. vgl. Note 172. 
177) d. h. die Hypothek für den Erſatz-Anſpruch (8 1182 Sat 1) fommt 
erftt zulett zur Befriedigung. 

8 1184 178) vgl. Anhang 1 au 8 1113 unter VII a re npecc . Ein 
Beilpiel bietet 6488. Ein „Beweismittel“ (für das Beitehen der 
„gorderung“), deilen Wert der Richter nad freier Überzeugung zu be- 
urteilen bat, wird die im Grundbude erfolgte „Finizagung einer 
Sicherungshypothek (bezw. die bieler Eintragung zu Orunde liegende rkunde) 
natürlich fein können, nur hat die Eintragung nicht die Wirkung der im 
8 891 beitimmten Rechtsvermutung. 

179) vgl. jedoch $ 1187 Sat 2, 1190 Abſ. 3. — vgl. auch die Eintragungen 
Nr. 2 und 5 in der Dritten Abteilung des mitgeteilten Formulars eines 
Grundbuchblattes (Anhang 1 Ir 8 873). 

8 1185 180) Meil fie nicht Verfehrszweden dienen fol. „Sicherungshypothet 
hat weder Markt noch Brief“ (Ce). Sie ift nur Buch⸗Hypothet. vgl. Anhang 1 
zu 8 1113 unter VII und VIII. . 

181) Hierin, insbejondere in der —— —4 der Anwendbarkeit des 
1138, liegt Das Weſen der Sicherungshypothet. Fir die Anwendung des 
1139 ift mit Nüdfiht auf 8 1184 Abf. 1 kein Bedürfnis. flbrigens vgl. 
nbang 1 zu 8 1113 unter VII. 

8 1186 182) d. h. in eine „Verkehrs⸗Nypothel mit oder ohne Brief. Zur 
Umwandlung“ iſt nötig „Einigung“ des Hypothefengläubigers und Grund- 
[tüdseigentümers fowie die „Eintragung“ in das Grundbud. — vgl. auch die 

intragung in der dritten Abteilung des Anhang 1 zu $ 873 mitgeteilten 
Formulars eines Grundbuchblattes Spalte „Veränderungen“ zu Nr. 2. 

8 1187 153) pgl. 85 793 Ai insbejondere $ 7% BGB. und 8 44, 51 GBO. 

184) pgl. 8 4 680. 

185) Die Note 20 zu $ 1081 bezeichneten Papiere. 

186) Cs ijt alfo unzuläffig, für eine „Wechſel-Schuld“, ein „Inhaber⸗ 
Anlehen“ ujw. eine gewöhnlide nt ppothet zu ra denn 
die ſelforderung, die Forderung aus dem Inhaberpapier uſw. ſind an das 

Papier“gebunden, und der Gläubiger kann ſich deshalb „zum Bewei 
feiner Sorderung niht auf die Eintragung im Grundbude" ($ 1184), 
ondern nur auf das „Papier“ berufen. vgl. Note 188. 

187) Ausnahme von $ 1184 Abi. 2. 

188) d. h. obgleich die ‚Siherungshnpotbet eine „Bud: 

Hypothet” ijt (ohne Brief), bedarf es zur Abtretung der Forderung 

nicht der Eintragung im Grundbude; vielmehr wird die Sorberung aus 

der Schuldverjchreibung auf den Inhaber, dem el, den anderen dur 
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Hypothek 8 1182- 1188 


Erfolgt die Befriedigung des Gläubigers aus einem der mit einer 
Geſamthypothet belaſteten Grumditüde,17!) jo werden auch die übrigen 
Grundſtücke frei.17?) 

Der Befriedigung aus dem Grundſtücke ſteht die Befriedigung aus 
den Gegenſtänden gleich, auf die ſich die Hypothek erſtreckt.“) 

8 1182. Soweit im Falle einer Geſamthypothek der Eigentümer 
des Grundftüds, aus dem der Gläubiger befriedigt wird,!”*) von dem 
Eigentümer eines der anderen Grunditüde oder einem NRedtsnor- 
gänger diejes Eigentümers Erjag verlangen fann,!"°) geht die Hypothet 
an dem Grunditüde dieſes Eigentümers auf ihn über.!”*) Die Hypo: 
thek fann jedodh, wenn der Gläubiger nur teilmeife befriedigt 
wird, nihtzum Nachteile der dem Gläubiger verbleibenden 
Hypothek und, wenn das Grunditüd mit einem im Range gleid: 
odernadhftehbenden Rechte belajtet ift, nit zum Nachteile 
Diejes Rechtes geltend gemacht werden.!?”) 

81183. Zur Aufhebung der Hupothel durch Rechtsgeſchäft it 
die Zuftimmung bes Eigentümers erforderlih. Die Zuftimmung ift dem 
Grundbucdhamt oder dem Gläubiger gegenüber zu erklären; fie iſt un- 
widerruflid. 

$ 1184. Eine Hypothek kann in der Weiſe beitellt werden, daß 
das Recht des Gläubigers aus der Hypothef ih) nur nach ber Forderung 
beftimmt und der Gläubiger fi zum Beweiſe der Forderung nicht auf die 
Eintragung berufen fann (Sicherungshypothet).8) 

Die Hypothek muß im Grundbuh als Sicherungshypothel bezeich⸗ 
net werden.!?°) 

8 1185. Bei der Sicherungshypothel ijt die Erteilung des Hypo: 
thekenbriefs ausgeſchloſſen.so) 

Die Vorſchriften der 88 1138, 1139, 1141, 1156 finden keine An⸗ 
wendung.!®:) 

SIISG. Eine Sicherungshypothel kann in eine gewöhnliche 
Hnpothef,!°2) eine gewöhnliche Hypothef fann in eine Sicherungshypo⸗ 
thek umgewandelt werden. Die Zuſtimmung der im Range 
gleich⸗ oder nachſtehenden Berechtigten iſt nicht erforderlich. 

S LIST. Kür die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf 
den Snhaber,!°®) aus einem Wedhjel ?°*) oder aus einem anderen Papiere, 
das durch Indoſſament übertragen werden fann,?3°) kann nur eine Side: 
rungshypothek beitellt werden.!*) Die Hypothek gilt als Sicherungs- 
hypothek, auch wenn fie im Grundbude nicht als folde bezeich— 
net iſt.e) Die Vorjchrift des 8 1154 Abſ. 3 findet feine Anwendung.?s®) 

8 H1SS Zur VBeitellung einer Hypothek für die Yorderung aus 
einer Schuldverfhreibung auf den Inhaber genügt die Erklärung des 
Eigentümers gegenüber dem Grundbudamte, daß er die Hypothek be- 
itelle, und die Eintragung in das Grundbud; die Vorſchrift des 8 878 
findet Anwendung. 

Die Uusichliekung Des Gläubigers mit jeinem Rechte nad 8 1170 
ift nur zuläffig, wenn die im 8 801 bezeichnete Worlegungsfrift verftrichen 
ift. Iſt innerhalb der Friſt die Schuldverfchreibung vorgelegt oder der 
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Erläuterungen 


Indoflament übertragbaren Papieren (Note 185) nah Waßgabe der für 
dieje Arten von Forderungen geltenden bejonderen Borkhriften über: 
tragen (nl. Note 186), und daraus folgt nad) $ 1153 Abſ. 1, dak mit der a 
berung‘ ohne weiteres aud die —— —— fi übergeht 

a einen „Wedel“ beftelle Siherum shupnthe wird (ohne Giteren) 
* Indoffament und Übergabe Hechie els übertragen. 

8 1189 0) fogen. Treuhänder. ie Snbaher fennt man nicht, doch den Ber: 
treter“. — „Dem Vertreter gefündigt, den Pfandherren (Hypothefengläubigern) 
getünbigt ( C). 

8 1190 0) ſogen. Kautions⸗ (Marimals) Hypoihel des früheren Rechtes. vgl. 
E. 102 bj. 1 Sag 2. Ein Kam leben bejonders äufiger fa U diefer Art von 
Hypothek ijt die Kredithypothet; A‘ 8. ein Großfaufmann, ein Bankier A er: 
on net einem Händler, einem Qandwirt B einen Kredit unter der Bedingung, 

daß auf dem zundftüde des Kreditnehmers B eine Sigerun 9: (Kautions- 
Hypothet „wegen aller gegenwärtigen und zu tigen orde- 
rungen des A aus dem Geidäftsverlehre bis zum Hödhftbetrage von 
20 000 ME.“ eingetragen wird; vgl. 3. B. die Eintragung im Grundbudblatt- 
Kormular (Anhang 1 zu 8 873) in Abteil. III Nr. 5. — Wenn ſich für 
eine uld des von 10000 Mt. an F verbürgt und zur Giderung 
onen ürgſchaftsverpflichtung En nn gpothet ee jo kann dies nur in 

orm einer a a ne etra N othef“ im Sinne 
des 8 110 gelhehen weil zur Zeit noch garnicht feititeht, bie zu weldem Bes 
tr zage D > bem F wird aufkommen müſſen. 

Im Beijpiel der Note 190 haftet aljo das Grundftüd nit Tür 

20.000 5 f. und Zinfen, fondern nur für Böhftens 0000 ME. ein: 
ſchließlich aller Zinfen. 

02) Yusn me von $ 1184 Abſ. 2. — Wenn im Beilpiele der Note 190 
der Geſchäftsverkehr quilden A und B aufhört und ih beim Abſchluß 
für A eine endgültige Forderung von 19000 Mt. ergibt ‚op fann die 
re s⸗(Kautions⸗) Hypothet, on die ein Brief nit gebildet werden 

dur 1185), in eine gewöhnlide, zu 5 Progent verzinslide 

— 1119 — —— von 19.000 Ihr. (unter Löſchung der über- 

iehenden 1000 ) um ale werden (8 1186), vgl. 3. B. die Eintra- 
en im Grundbudhblatt-Jormular (Anhang 1 zu 8 873) in Abteil. II 


103) vgl. 88 298 ff. 
Sie kann aber außerdem aud gemäß 8 1154 Abſ. 3, d. 5. dur 
Gintzuung Im im Grundbud übertragen werden. 
185 
196) Ss m von $ 1153. — Wegen , en. und ———— der 
Hauptforderung“ bei einer Sicherungshupothet ng 3 3PO 

8 1191 1) vgl. Anhan u 8 1113 unter IV Hi v (Grund chuld). — sat. 
die Eintragung im run buchblatt:Kormular (Anhang 1 zu 8 873) in Ab- 
teil. III Nr. 6 und das Anhang 1 zu 8 1113 unter XI. A mitgeteilte Formular 
eines Grundiäuldbrieis. 

8 1192 2) „Was die nes Schuld berührt, ift für die Grundſchuld nicht 
da“ (C). Es finden infolgedejlen insbejondere die „eine yorderung vor 
ausjeßenden“ 88 1137, 1138, 1139, 1143, 1153, 1161, 1163 Wbf. 1, 1174, 1177, 
1180, 1184, ht 1190 auf die Grundſchuid feine Anwendung. Die üb: 
rigen Bor jhrift en der Fl 1114—1183, foweit fie A bie „Hypothek“ 
betzeffen, & En „entipregdend“ aud für Die „Grund . 

2) 88 1115, 1119, 1145, 1146, 1158, 1159, rl, re und bezüg- 
lich der lan Verjährung“ 8 197. 





8 1193 Soweit nid , ‚abmeihenbe Beitimmungen“ getroffen find, vgl. Abi. 2. 
jedoch gilt E. 117 Abi. 2 
8 1194 °) vgl. 5 269. 
8 1195 7) Die 88 1188, 1189 finden „entſprechende Anwendung“. vgl. aud 
88 43, 51, 70 Abl. 2 GO 
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Grundſchuld 8 1189—1195 


Anſpruch aus der Urkunde gerichtlich geltend gemacht worden, jo fann 
die Ausihließung erft erfolgen, wenn die Berjährung eingetreten ift. 

8IISO. Bei einer Hypothek der im 8 1187 bezeichneten Art 
fann für den jeweiligen Gläubiger ein Vertreter :%) mit der Befugnis 
beitellt werden, mit Wirkung für und gegen jeden jpäteren Gläubiger 
beitimmte Verfügungen über die Hnpothef zu treffen und den 
Gläubiger bei ver Geltendmadhung der Hypothef zu vertreten. 
Zur Beitellung des Vertreters ift die Eintragung in das Grundbud 
erforderlich. Ä 

Sit der Eigentümer beredtigt, von dem Gläubiger eine Verfügung 
zu verlangen, zu weldher der Vertreter befugt tft, jo fann er die Vornahme 
der Verfügung von dem Vertreter verlangen. - 

8 1190. Cine Hypothel Tann in der Weiſe beitellt werden, daß 
nur der Hödjitbetrag, bis zu dem das Grunditüd haften foll, beftimnit, 
im übrigen die Feſtſtellung der Forderung vorbehalten wird.) Der 
Höhftbetrag muß in das Grundbud) eingetragen werden. 

Sit die Forderung verzinslid, jo werden die Zinfen in den 
Höchſtbetrag eingerenhnet.'’') 

Die Hypothek gilt als Sicherungshypothel, auch wenn fie im Grund: 
buche nicht als folde bezeichnet ift.!2) 

Die Forderung kann nad) den für die Übertragung von Forde- 
tungen geltenden allgemeinen Borjhriften ’*) übertragen wer- 
den.) Mird fie nach diefen Borjchriften 1°) übertragen, jo ijt der 
Übergang der Hypothek ausgelchloffen.!*°) 


weiter Titel. Grundſchuld. Rentenſchuld. 


I. Grundſchuld. 

g 1191. Ein Grundfitüd fann in der Weiſe belaftet werden, daß 
an denjenigen, zu deſſen Gunften die Belaftung erfolgt, eine beftimmte 
Geldfumme aus dem Grundftäde zu zahlen ift (Grundihuld).:) 

Die Belaftung fann aud in der Weiſe erfolgen, daß Zinjen von 
der Geldfumme jowie andere Hebenleiftungen aus dem Grundftüde zu 
entrichten find. 

1192. Auf die Grundſchuld finden die Vorſchriften über die 
Hypothet entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht daraus ein anderes 
ergibt, daß die Grundſchuld nicht eine Forderung vorausſetzt.) 

Für Zinſen der Grundſchuld gelten die Vorſchriften über die Zinſen 
einer Hypothelenforderung.?) 

81193. Das Kapital der Grundihuld wird erſt nad) norgängi- 
ger Kündigung fällig.) Die Kündigung fteht ſowohl dem Eigentümer 
als dem Gläubiger zu. Die Kündigungsfrift beträgt jehs Monate, 

Abweichende Beitimmungen find zuläjfig.) 

81194. Die Zahlung des Kapitals jowie der Zinjen und anderen 
Kebenleiftungen hat, ſoweit nicht ein anderes beitimmt it, 
an dem Orte zu erfolgen,°) an dem das Grundbuchamt feinen Sih hat. 

81195. Eine Grundihuld kann in der Weiſe beitellt werben, 
daß der Grundſchuldbrief auf den Inhaber ausgeitellt wird.”) Auf einen 
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Erläuterungen 


8) 85 793 ff., insbejondere 8 7%. „Inhaber-⸗Grundſchuldbrief heiſcht 
Konzeſſion (C). 

8 1196 2) Gleich von vornherein, im Gegenjage zur Hypothel. vgl. Anhang 1 
zu 8 1113 unter V norlekter Abſatz. 

8 1197 10) Denn Hierdurh könnte er nur den mißbräuchlichen Nebenzwed 
verfolgen, fein eigenes Grundftüd für einen möglidjjt geringen Preis zuge- 
Ihlagen zu erhalten und dadurd die feiner „( Inentüimer)-Grunbfeu 
—* enden Rechte anderer dam Erlöſchen (Ausfall) zu bringen. 

8 1198 11) pgl. 8 1186, au) SS 65, 70 GBO. 

8 1199 12) „Rentenſchuld ift auch Grundſchuld.“ — „NRentenihuld geht auf Rente, 
nit auf Kapital“ (C).. — Es finden aljo auf die Rentenkhuld die 88 1191 
bis 1198 Anwendung und folglih gemäß g 1182 auch die Borichriften über 
De, mit der dort beitimmten Maßgabe. — Übrigens vgl. über Renten, 
7 uld Anhang 1 zu 8 1113 unter IV B., au Note 16 zu 8 1201 und Note 4 
zu 8 1105, jerner die Eintragung Abteil. III Nr. 7 in dem Kormular eines 
Grundbudhblatts ee 1 zu 3 873) und das Anhang 1 zu R: 1113 unter 
N A mitgete te Formular eines Rentenſchuldbriefs. — Über Renten 
güter E. 9. 

8 1200 1) ol Note 3 zu 8 1192. 

14) ‚Wenn Grundherr (Grunditüdseigentümer) abLöft, erwirbt er die 
Grundiguld“ (C). | 

8 12301 15) Eine abweichende Partei-Vereinbarung iſt nichtig. 

16) Die wejentlihe Bedeutung der „Rentenihuld“ Tiegt in der Unkünd⸗ 
barfeit der Rente jeitens des Gläubigers. Kür „Darlehen, die in der 

Regel nicht gekündigt werden können“, bieten die Einrihtungen der Land- 

haften und Hypotheten-Banten genügende Gelegenheit, da dieſe Inſtitute 

bei ordentlicher 2 inge uſw. Sehlung niemals zu kündigen pflegen. Durd die 

Einführung der „Rentenſchuld“ ſollte aber eine wirklich neue Kreditform ge- 

Ihaffen werden. Nur für den Fall, daß infolge einer Verſchlechterung 

des Grunditüds“ Die Sicherheit des Gläubigers gefährdet und diele Gejähr- 

dung niht innerhalb einer dem Cigentümer beitimmten angemeſſenen 
rift beteitigt wird (88 1133, 1135), fann dem Gläubiger das Recht, die 

Dr Fe blöjungsjumme zu verlangen, nicht verjagt werden (8 1201 





Preussisches Ausführungsgesetz zum BGB. 


Erklärungen über den Familiennamen. 


Art. 68. $ ı. Für die Entgegennahme und die öffentliche Beglaubigung der 
im 8 1577 Abs. 2, 8 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten Erklärungen über den 
Namen einer geschiedenen Frau ist, wenn die geschiedense Ehe vor einem 
Preussischen Standesbeamten geschlossen war, dieser zuständig. Anderenfalls ist 
für die Entgegennahme das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirke der Erklärende 
seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat; das Gericht soll die Er- 
klärung dem Standesbeamten, vor welchem die Ehe geschlossen war, mitteilen. 

Die Erklärung ist am Rande der über die Eheschliessung bewirkten Eintragung 
zu vermerken. 


$2. Für die Entgegennahme und die öffentliche Beglaubigun der Erklärung, 
durch welche der Ehemann der Mutter eines unehelichen Kindes diesem 
seinen Namen erteilt, gowie der Einwilligungserklärungen des Kindes und der 
Mutter ist, wenn die Geburt des Kindes im Goburtsregister eines Preussischen Standes- 
beamten eingetragen ist oder wenn die Erklärung bei der Eheschliessung vor einem 
Preussischen Standesbeamten erfolgt. der Standesbeamte zuständig. Anderenfalls ist 
für die Entgegennahme das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirke der Ehemann 
seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 


Erfolgt die Erklärung über die Erteilung des Namens nicht gegenüber dem 
Standesbeamten, in dessen Geburtsregister der Geburisfall cingotragen ist, so soll die 
zuständige Behörde sie dem Standesbeamten mitteilen. 


(Fortsetzung folgt Seite 330) 
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Rentenfchuld 8 1196-1202 


ſolchen Brief finden die Vorſchriften über Shuldverjhreibun: 
genaufden Inhaber entiprehende Anmwendung.?) 

8 1196. Eine Grundihuld kann auch für den Eigentümer beitellt 
werden.?) 

Zu der Beitellung ift die Erklärung des Eigentümers gegenüber 
dem Grundbudanite, daß die Grundihuld für ihn in das Grundbud 
eingetragen werden ſoll, und die Eintragung erforderlih; die Vorſchrift 
des 8 878 findet Anwendung. 

8 1197. Iſt der Eigentümer der Gläubiger, jo fann er niit die 
Zwangsvollfiredung zum Zwede feiner Befriedigung betreiben.!°) 

Zinjen gebühren dem Eigentümer nur, wenn das Grundftüd auf 
Antrag eines anderen zum Zwede der Zwangsverwaltung 
in Beihlag genommen ijt, und nur für Die Dauer der Zwangsper- 
mwaltung. 

8 1198. Eine Hypothel kann in eine Grundſchuld, eine Grund⸗ 
ſchuld kann in eine Sypothek umgewandelt werden. Die Zuftim: 
mung der im Range glei oder nadjtehenden Berechtigten ijt 
nicht erforderlid)."") 


II. Rentenſchuld. 


81199. Eine Grundſchuld kann in der Weiſe bejtellt werden, 
daß in regelmäßig wiederlehrenden Terminen eine beitimmte Geldfumme 
aus dem Grundjtüde zu zahlen iſt (Rentenſchuld).) 

Bei der Beitellung der Rentenſchuld muB der Betrag beftimmt 
werden, durch dejien Zahlung die Rentenfhuld abgelöft werden fann. 
Die Ablöfungsiumme muß im Grundbud angegeben werden. 

81200. Auf die einzelnen Leiftungen finden die für Hypo⸗ 
thefenzinfen,??) auf die Abldfungsiumme finden die für ein Grundſchuld⸗ 
fapital geltenden VBorjägriften entjprehdende Anwendung. 

Die Zahlung der Ablöſungsſumme an den Gläubiger hat 
die gleiche Wirkung wie die Zahlung des Rapttals einer Grund: 
Iduld.*) 

1201. Das Recht zur Ablöfung fteht dem Eigentümer zu. 

em Gläubiger Tann das Recht, die Ablöfung zu verlangen, nicht 
eingeräumt werden.) Im Yalle des 8 1133 Sak 2 iſt der Gläubiger 
berechtigt, die Zahlung der Wblöfungsjumme aus dem Grunditüde zu 
verlangen.!®) 

8 1202. Der Eigentümer kann das Ablöſungsrecht erit nad 
vorgängiger Kündigung ausüben. Die Kündigungsfrijt beträgt ſechs 
Monate, wenn nidt ein anderes beitimmt ilt. 

Eine Beſchränkung des Kündigungstedts ift nur 
joweit zuläflfig, daß der Eigentümer nad dreißig Jahren unter Ein- 
haltung der ſechs monatigen Friſt kündigen ann. 

Hat der Eigentümer gefündigt, jo fann der Gläubiger 
nad) dem Ablaufe der Kündigungsfrift die Zahlung der Yblöjungs- 
jumme aus dem Grunditüd verlangen. 
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Erläuterungen 


8 1204 vgl. Anhang 1 zu 8 1204 (Allgemeines über Pfandrecht an beweg⸗ 
chen PR und an Hehe — — Pfandleiher, Pfandleihanſtalten 
— Eat betr. die am 1. Tanuar 1900 begründet gemefenen 
— E. 184 — Handelsrechtliche Vorſchriften betr. Pfandrecht, Lom⸗ 
ardverkehr — Unterſchied des Pfandrechts von der Siche rungs· übereignung⸗ 
beweglicher Sachen und von der Sicherungs⸗ Uübertragung“ non For⸗ 
derungen und anderen Rechten, den ſogen. Gelurtätstäufen, fidu- 
ziarijchen ae nee ragungen, Seturitätsze onen uſw.) 


wi 10 und Anhang 1 dazu. — Auch an barem Gele kann ein 
Pfandr t beitellt | werben, doch iſt es ſtatt deſſen üblich, das Geld „zu Cigen- 
tum“ zu — eben als ſogen. se t-, Dienit- uſw. Kaution mit der per- 
jönliden Verpflichtung des pfängers nad Beendigung des Neditsver- 
Erna tniffes (Pacht⸗ Dienftvertrag) N glei Hobe umme suridh zugeben. — Cin 
fandredit an einem inbegriffe (Warenlager, Herde, Wohnungseinrid- 
tung, ganzem Vermögen) gibt es nit, fondern nur en den einzelnen 
dazu gehörigen Stüden; hier hitft gewohnte 8 1206. — Der r Hulbner fann 
auch ihm unentbehr i ändung“ durch den Gerichtsvoll⸗ 
zieher nicht unterworfene Sazhen (8 811 3R0) gemäß 88 1204 ff. durch 
„nehtsgeihäft“ verpfänden. w 
2) Richt bloß einer — wie bei der ‚9 fr “ 1113), 
ondern jeder Sorberung: 3 B. der Siehenen Sr Täkt fi 18 ung 
einer Forderung auf Rü gabe des verliehenen rads bie * e Uhr des 
eihers als Pfand geben. — Über d bie bhängigfeit des Biandredits 
von Ar perlönlicen „gorderung” (afzefioriihe Natur des ee) 
ul. 5 1252 "und Noten. et orderung, fein and“ (C 
n * * der —ãa—ð iv 1. Anhang 1 J 1113 unter — s wette t 
fennt eine Art Pfandr per fönfiche Forderung“ jodmer 8 679 
HGB.). — „Schuldner“ ad ande ſteller“ brauchen fe —— ar 
diejelbe Ber on zu fein. A — mit ſeinen Sachen, ſeinen Forderungen 
auch für eine uld ſeines greunbes B deſſen Gläubigern Pfand beitellen, 
ohne eine per —E rpflichtung einzugehen. Die 1 andbeit beitellung 
ju 8 708 fremde Schuld bedarf nit etwa der Form der „Bürgidaft“; Note 5 


Über die Art und Weiſe, in der die „Belaftung“ erfolgt, 


88 120 1207, 
22a ji. — er, „ohne Vermögenswert“, z. 8. 

Zeugni €, bee — * önnen daher nicht Gegenſtand eines „P andrechts“ 
fein. benfomenig ein Supothetenbrief, ein Grundſchuldbrief, ein partalien- 
bud; es fann vielmehr nur Die bi otheten forderung, die Grundihuld, 
das Sp arkaſſenguthaben felbit 88 1273, 1274 ff. 1279 ff, 1291 ver- 
pfändet werden. Jedoch Tann ein erinlides, nad) 88 273, 274 zu be- 
urteilendes „Zurüdbehaltungsredt“ an 2 othefen- und Orund- 
ſchuld briefen, ſowie portalfen Fü a ern dur 5 ımlofen Vertrag be: 
ründet werden. — Wenn Biandichuldner in Konkurs gerät, io Hat 

rt Pfa läubiger ein Recht auf „abgelonderte Paare ung“ aus der P nd- 

ade; er ijt aber — „Yermeibung von Säabenser atzpfli verpflichtet, von 

m Be — e und von der Forderun rt die er aus der 
Sache „abgejonderte Be riedigung“ verlangt, dem Kon ütsvermalier innerhalb 
einer beftimmten Friſt Anzeige zu machen, und der Ronfursver- 
walter kann dann die Sade verwerten, ſodaß dem Ken ndgläußi 
nut das Recht auf den „Erlös“ zuiteht, währen? ein N mi er Überſchuß i 

h. 6,12 809, des Pfandgläubigers natürlich zur Maſſe jallt (88 48, 118, 
1 


8 1205 .5) ngl. 8 1207. 
aufipfand. Allo: feine Plandbyfte uung durch bloßen Entſchluß des 
veiſen ( gen, constitutum possessorium), val. nhang 1 au 8 1204 unter IV. 
A hat von B eine Uhr geliehen. Später gibt A dem B ein Darlehen 
von 0% k. und fie vereinbaren, daß A die Uhr, Die er bereits ee be- 
fit, fortan als „Pfand“ für die 0 Mt. befiten ſolle. Cs genügt alfo für die 
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Pfandrecht an beiveglichen Sachen 8 1203-1210 


8 1203. Eine Rentenſchuld fann in eine gewöhnlihe Grund: 
Huld, eine gewöhnliche Grundſchuld kann in eine Rentenſchuld umge: 
wandelt werden. Die Zuftimmung der im Range gleicdh- oder 
nadhftehenden Berechtigten ift nicht erforderlich. 


Neunter Abfchnitt. 
Pfandrecht an beiveglichen Sachen und an Rechten.9) 
Erfter Titel. Rfandrecht an beweglichen Saden. 


8 1204. Eine bewegliche Sadje?!*) fann zur Sicherung einer 
Korderung ?) in der Weile belaftet °) werden, daß der Gläubiger bered: 
tigt it, Befriedigung aus der Sadje *) zu ſuchen (Pfandrecht). 

Das Piandredt kann auf für eine fünftige oder eine be— 
dingte Forderung beitellt werden. 

8 1205. Zur Beſtellung des Pfandrechts iſt erforderlich, daß der 
Eigentiimer 5) die Sache dem Gläubiger übergibt °) und beide darüber 
einig find, daß dem Gläubiger das Pfandrecht zuftehen ſoll. Iſt der 
Gläubiger im Beflge der Sache, jo genügt die Einigung über die Ent- 
ſtehung des Pfandredhts.”) 

Die Übergabe einer im mittelbaren Befige des Eigentümers ®) be- 
findliden Sade fann dadurd) erjegt werden, daß der Eigentümer den 
mittelbaren Bejiß auf den Bfandgläubiger überträgt 
und die Verpfändung dem Bejigerangzeigt.) 

81206. An Stelle der Übergabe der Sache genügt die Einräu: 
mung des Mitbeſitzes, wenn filh die Sache unter dem Mitverſchluſſe 
des Gläubigers befindet °) oder, falls fie im Beli eines Dritten 
it, Die Herausgabe nur an den Eigentümer und den Gläubiger ge- 
meinſchaftlich erfolgen fann.') 

81207. Gehört die Sade nicht dem Berpfänder, ſo finden auf 
die Verpfändung die für den Erwerb des Eigentums geltenden Bor: 
Ihriften der 88 932, 934, 985 en tſpreche n de Anwendung.) 

81208. Iſt die Sache mit dem Rechte eines Dritten belajtet,?) 
fo geht das Pfandrecht dem Rechte vor, es ſei denn, daß der Pfanbgläu- 
biger zur Zeit des Erwerbes des Pfandredts in Anfehung des Rechtes 
nicht in gutem Glauben ijt.**) Die Vorſchriften des 8 932 Abſ. 1 Sat 2, 
des 8 935 und des $ 936 Abſ. 3 finden ent|predhende Anwendung. 

8 1209. Für den Nang des Pfandrechts ift die Zeit der Be- 
tellun 8 auch dann maßgebend, wenn es für eine fünftige oder 
eine bedingte Forderung beftellt iſt. 

8 1210, Das Pfand haftet für die Yorderung in deren jeweili- 
gem Beltand, insbejondere auch für Zinjen und Bertrags- 
trafen. St der perfönlihe Schuldner nit der Eigentümer des 
Pfandes, jo wird durh ein Rehtsgeihäft, das der Schuldner 
nach der Verpfändung vornimmt, die Haftung niht erweitert.) 

Das Pfand haftet für die Anſprüche des Pfandgläubigers auf Er- 
lag von Berwendungen,'°) für die dem Piandgläubiger zu er- 
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Erläuterungen 
Fate des Pfandrechts die fogen. „Übergabe kurzer Hand“ (vgl. 8 929 
8) 8 868. 
) nämlidj: dem „unmittelbaren“ Beliger. — Beifpiel: A, der Eige en- 
tümer eines Klaviers, hat es dem B auf ein Jahr vermietet und übergeben 
ier it B unmittelbarer Beliger“, A nad) $ 868 „mittelbarer Beier“ bes 
laviers. Es fann nun A das ihm gehörige, im unmittelbaren Belt ige des B 
beiindlidhe Klavier dem C verpfänden, indem er a) mit C darüber „einig“ 
wird, daß diefem das „urfandreäit am Klaviere zuſtehen fol, b). teinen 
‚mittelbaren Beſitz an dem Klaviere auf C überträgt, und zwar gemäß 8 87 
5 ‚Abtretung‘ des ihm gegen B zuitehenden Anjprußes auf erausgabe" 
laviers und indem er c) von der erfolgten Verp ändung dem B „Anzeige“ 
8 1206 48 bei Berpfändung eines Warenlagers, des in einer Scheune des 
verp änber. n ſutgbeſiter⸗ be indlich n Getreides uſw Ein a 
beiteht nur, wenn der „Zugan n verpfändeten Saden nur bu 
Zufammenmwirten des —— und des —— genom⸗ 
men werden kann (vgl. $ 123 
12) "Treuhand. erſetzt ‚Mitoerftup‘ (2; 28 1189. 
12) vgl, die genannten * $ nebſt Noten. Wenn n . A eine dem C ge: 
hörige von dieſem nur „geliehene“ Uhr verpfäntet, indem er lie feinem Gläu- 
iger B übergibt (85 8 1205, 1206) und wenn B dabet in dem „guten Glauben“ 
tft (8 932 Ab}. 2), Die Uhr ſei Eigentum“ des A, fo bat Beinrtedtswirf- 
james Pfandtecht, erworben. Wenn dagegen die Uhr dem _C „geitohlen“ oder 
von ihm „verloren“ war, fann B das ndredt dem C gegend er nit 
geltend maden. Iſt die verpfändete Sa 33 „Inhaberpa (Biandbrief 
ufw.), jo ift die Verpfändung wirtjam, aud wenn das ale „geitoblen‘ 
oder „verloren“ Ma es nur der Pfandgläubiger in gutem Glauben war. 
vgl. ‚935. — Lg 1248, E. 94 (Pfandleiher, Hi —— andleihanſtalten). 
— Über Verpfändungen im SHandelsverlehr ., abgedrudt An⸗ 
932, auch Note 27 zu 8 935. — —* "3 96 ei: Nur der rechts⸗ 
—7 — fanderwerb in —5 — Glauben“ iſt 84 1207 geſchützt, nicht 
der lankermerb kraft ðeſehes oder durch Pfündung im Wege der Zwangsvoũ⸗ 
Krefung (8 1257 mit Note 93 und 3PO. 8 804). Wer 6 teinem Schuldner 
achen „pfänden“ läßt, Die einem Slten® ten, fann fi) nit darauf be⸗ 
au en, er jei in dem „guten Glauben“ gewefen 
ners. 
8 1208 18 de 8. mit einem Rießbrauchsrechte. 
KT Glaube nimmt zum Pfand, das hält au älteren 
Reiten tab. (2 


8 1210 16) 4 © Cie für eine zu 4 % verzinsliche Darlehbensihuld feines 
reundes B an C lekterem ein fand beitelt. Wenn nun B jpäter dem C 
% Zinfen a pri, Sin baftet das Pfand für Die mehr als 4% betragenden 


3 1207 


die Sachen feien Eigentum des 


Zinſen gie, 
1211 orausge] iſt hier, ch a feine Sage für eine fremde 
5 Shuld on I 3u die Noten zu 2,1137 
8 1212 18) 9 ( » oftet Pr als Pfand die ub, haftet Milch und 
Kalb dazu“ (c 0 $e j 
1213 19) jogen. „Nutzpfand“. Ohne diesbezügli ereinbarun a der 
5 Bfondgläuft Ser ni „au Das Pfand zu nugen. vgl. 8 290 StGB 
8 1214 aut — darf nützen, Rutzpfandherr muß nützen“ (C). 
22 


t alſo die un, zulä allg, daß der Gläubiger ſtatt 
Zinjen die ugungen des Plan s erhalten ſolle Intichreſis). Das 
kann ein VWuggeſchaft⸗ ſein und iſt dann nad 8 138 nichtig. 


8 1215 ) 88 
‚683, 256. Er kann alfo nit Erfah der lediglich im 


8 1216 677 
eigenen Intereſſe . gemaditen notwendigen Verwendungen fordern. 
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Pfandrecht an beiveglichen Sachen 8 1211-1218 


fetenden KRoften der Kündigung und der Rechtsverfol— 
gung ſowie für die Koſten des Pfandverkaufs. 

81211. Der Berpfänder kann dem Pfandgläubiger gegenüber 
die dem perfönliden Schuldner gegen die Korderung föwie 
die nach 8 770 einem Bürgen zuftehenden Einreden geltend madjen.!‘) 
Stirbt der perjönliche Schuldner, jo Tann fih der Berpfünder nit 
8 berufen, daß der Erbe für die Schuld nur beſchränkt 

aftet. 

Iſt der Verpfänder nicht der perſönliche Schuldner, ſo 
verliert er eine Einrede nicht dadurch, daB dieſer auf fie ver- 
zichtet. 

81212. Das Pfandrecht erſtreckt ſich auf die Erzeugniſſe, die von 
dem Pfande getrennt werden.!?) 

1213. Das Pfandredt kann in der Weile beitelt werden, daß 
ndgläubiger berechtigt ift, die Nugungen des Pfandes zu ziehen.!°) 

St eine von Natur fruchttragende Sade dem Pfandgläu- 
biger zum Alleinbefiß übergeben, jo itt im Zweifel anzu: 
nehmen, daB der Pfandgläubiger zum Fruchtbezuge berechtigt fein joll. 

1214. Steht dem Pfandgläubiger das Net zu, die Nugungen 
zu ziehen, jo iſt er verpflichtet,2°) für die Gewinnung der Nußungen 
zu forgen und Rechenſchaft abzulegen.?') 

Der Reinertrag der Nutzungen wird auf die geſchuldete Leiftung 
und, wenn Koften und Zinjen zu entrichten find, zunädjt auf dieſe ans 
gerechnet. 

Abweihende Beitimmungen find zuläffig.”) 

81215. Der Pfandgläubiger ift zur Berwahrung des Plandes 
verpflichtet.?°) 

81216. Macht der Piandgläubiger Verwendungen auf das 
Piand, fo beitimmt ſich die Erfakpflicht des Verpfünders nach den Bor- 
Ihriften über die Gefhäftsführung ohne Auftrag.) Der 
Piandgläubiger ift berechtigt, eine Einrichtung, mit der er das Pfand ver- 
jehen hat, wegzunehmen.?°) 

81217. Verletzt der Pfandgläubiger die Rechte des Berpfänders 
in erheblihem Make und jeßt er das verlegende Verhalten ungeachtet 
einer Abmahnung des Berpfünders fort, jo Tann der Berpfänder 
verlangen, daß das Pfand auf Koſten des Pfandgläubigers Hinterlegt?°) 
oder, wenn es ih nicht zur Hinterlegung eignet, an einen gerichtlich zu 
deitellenden Verwahrer abgeliefert wird.?”) 

Statt der. Hinterlegung oder der Ablieferung der Sache an einen 
Verwahrer Tann der Verpfänder die Nüdgabe des Pfandes gegen Be: 
friedigung des Gläubigers verlangen. Iſt die Forderung unver: 
zins lich und no nit fällig, jo gebührt dem Piandgläubiger 
nur die Summe, welde mit Hinzurehnungdergejeßgliden 
Jinfen für die Zeit von der Zahlung bis zur Fälligfeit dem Betrage 
der Forderung gleichfommt.??) 

$1218. it der Berderb des Pfandes oder eine weſentliche 
Ninderung des Wertes zu beforgen, jo fann der Berpfänder die Rück— 
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8 1217 
8 1218 


$ 1219 


8 1220 


8 1221 
8 1223 
g 1224 
z 1225 


Erläuterungen 


25 258. 
2°) 88 372, 383. E. 146. 
) 165. RG. 
22) Noten 61, 62 zu 8 1133. 
. 20) 88 232 ff. \ 
30 121. . 


808) 3. B. wenn der Aufenthalt des Verpfänders unbelannt ilt. 

81) 3. B. bei verpfündeten ren droht infolge einer ungünftigen Kon: 
junttur ein großer Preisjturz. | . 

s2) 8 383 Abi. 3. vgl. 8 1221. 8 1219 handelt vom ſogen. Sicherungs- 
verlaufe, re un ie rIheiden vom Befriedigungsverlanfe, 88 1228 fi. 

33 


34 1218 Abf. 1. 
35 121. 
86 [. Rote 30a. 
87 p er „Kursmakler“. vgl. PrAG. Art. 13. Einführ.Geſ. zum 
. Art. 14. 
ss) fiir fremde Schuld. 
89 271. 
“) 88 372 Tr. 
, 41 387 


#2) vgl. 8 1148. Iſt der, „Verpfänder“, was die Regel, zugleich „per: 
(önfigper Schuldner“, jo erlöfhen durch die von ihm bewirkte Befriedigung 
des Gläubigers „Forderung“ und „Pfandrecht“. 88 362, 1252. 





(kKortsetzung von Seite 874) 


Die Erklärung ist am Rande der tiber den Geburtsfall bewirkten Eintragung zu 
vermerken. 

$ 3. Die Befugnis des Standesbeamten erstreckt sich nicht auf die Beglaubigung 
eines Handzeichens. 


Eiterliche Gewalt. 


Art. 69. dd Soweit in privatrechtliohen Vorschriften, die neben dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch in Kraft bleiben, auf die väterliche Gewalt oder den 
väterlichen Niessbrauch Bezug genommen ist, tritt an die Stelle der väterlichen Gewalt 
die elterliche Gewalt, an die Stelle des väterlichen Niessbrauchs die elterliche Nutz- 
niessung. 

Ist in privatrechtlichen Angelegenheiten eines Minderjährigen die Zu- 
stimmung des Vators oder des Vormundes oder die Vertretung durch den Vater oder 
den Vormund vorgeschrieben, 30 steht die Zustimmung oder die Vertretung der Mutter 
zu, wenn sie kraft elterlicher Gewalt die Vertretung des Minderjährigen hat. 


$ 2. Der Mutter steht die Nutzniessung an dem Fideikommissvermögen 
des Kindes kraft der elterlichen Gewalt nur insoweit zu, als ihr nach dem bisherigen 
Rechte der Niessbrauch zustehen würde. Die im $ 1693 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
vorgesehene Übertragung der Vermögensverwaltung auf einen der Mutter bestellten 
Beistand kann auch ohne Antrag der Mutter erfolgen; sie hat zu erfolgen, wenn sie 
vom, Vater nach Massgabe des $ 1777 des Bürgerlichen Gesetzbuchs angeordnet 
worden ist. 


83 Hat dio Mutter eines Minderjährigen dessen Vermögen bis zum Inkraft- 
treten des Bürgerlichen Gesetzbuchs als Vormünderin, von dieser Zeit an kraft elter- 
licher Gewalt zu verwalten, so findet die Legung einer Schlussreochnung nach $ 67 
der Vormundschaftsordnung vom 5. Juli 1875 nicht statt. Die Mutter hat erst nach 
dem Aufhören ihrer Vermögensverwaltung auch für die Zeit der vormundschaftlichen 
Verwaltung dem Kinde Rechenschaft abzulegen. 


84. Soweitin öffentlichrechtlichenVorschriften der bestehenden Landes- 
esetze auf die väterliche Gewalt Bezug genommen ist, tritt an dio Stelle der väter- 
ichen Gewalt die elterliche Gewalt des Vaters. 

Steht die elterliche Gewalt nach dem Bürgerlichen Gesetzbuche der Mutter zu 
oder wird sie von ihr ausgeübt, so liegt der Mutter auch die Vertretung des Minder- 
jährigen in öffentlichrechtlichen Angelegenheiten insoweit ob, als sie nach dem 

isherigen Rechte dem Vater, Vormund oder Pfleger oblag. Ist in einer Angelegenheit 
die Mitwirkung weiblicher Personen ausgeschlossen, so kann sich die Mutter 
nach den ttir die Vertretung solcher Personen geltenden Vorschriften vertreten lassen. 


(Fortsetzung folgt Seite 384) 
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Pfandrecht an beweglichen Sachen 8 1219-1226 


gabe des Pfandes gegen anderweitige Siderheits- 
leijtung®) verlangen; die Gicherheitsleiftung durch Bürgen ift 
ausgeſchloſſen. 

Der Pfandgläubiger hat dem Verpfänder von dem Drohenden 
Berderb unverzüglich °°) Unze i ge zu machen, ſofern nicht die Anzeige 
untunlich ijt.°°e) 

1219. Wird durch den drohenden Verderb des Pfandes oder 
durch eine zu beſorgende weſentliche Minderung des Wertes »ꝛ) die 
Sicherheit des Pfandgläubigers gefährdet, ſo kann dieſer das Pfand 
öffentlich verſteigern Tajjen.?) 

Der Erlös tritt an die Stelle des Pfandes. Auf Verlangen des 
Berpfänders ijt der Erlös zu Hinterlegen.®) 

8 1220, Die Berfteigerung des Pfandes ijt erſt zuläffig, nachdem 
fie dem Verpfänder angedroht worden ift; die Androhung darf unter- 
bleiben, wenn das Pfand dem Verderb ausgejeßt und mit dem Aufſchube 
der Berfteigerung Gefahr verbunden ift. Im Falle der Wertminde- 
rung it außer der Androhung erforderlich, daß der Pfantgläubiger dem 
Verpfänder zur Leiltung anderweitiger Siherheit**) eine 
angemeſſene Feriſt beſtimmt hat und dieje verftrichen ift. 

Der Pfandgläubiger hat den Verpfänder von der Berfteigerung un- 
verzüglich 2°) zu benachrichtigen; im Falle der Unterlajfung tft er 
zum Shadenserjagße verpflidtet. 

Die Androhung, die Friſtbeſtimmung und die Benachrichtigung 
dürfen unterbleiben, wenn fie untunlid jind.®°) 

; 1221, Hat das Pfand einen Börſen⸗ oder Maritpreis, io fann 
der Pfandgläubiger den Verkauf aus freier Hand durch einen zu ſolchen 
Berfäufen öffentlich ermädtigten Handelsmäfler °7) oder durch eine zur 
öffentlichen Verfteigerung befugte Perſon zum laufenden Preiſe bewirken. 

8 1222. Beſteht das Pfandrecht an mehreren Sachen, jo haftet 
jede für die ganze Forderung. 

8 1223. Der Pfandgläubiger iſt verpflichtet, das Pfand nad) dem 
Erlöſchen des Pfandrechts dem Verpfänder zurüdgugeben. 

‚Der Berpfänder °°) Tann die Nüdgabe des Pfandes gegen Befrie- 
digung des Pfandgläubigers verlangen, jobald der Schuldner zur Leiſtung 
berechtigt ift.?°) 

$ 1224. Die Befriedigung des Pfandgläubigers durch den Ber- 
pfänder fann auch dur Hinterlegung *°) oder durch Aufrechnung “') 
erfolgen. 

8 1225. Sit der Berpfänder nicht der perſönliche Schuldner, jo 
geht, | weit er den Pfandgläubiger befriedigt, die Forderung auf ihn 
über.) Die für einen Bürgen geltenden Vorfchriften des 8 774 
finden entiprehende Anwendung. 

8 1226, Die Erfaganiprüdhe des Berpfüänders wegen Verände- 
rungen oder Verſchlechterungen des Pfandes ſowie die Unfprüde des 
Biandgläubigers auf Erſatz von Verwendungen oder auf Geitattung der 
Wegnahme einer Einrichtung verjähren in jehs Monaten. Die Bor: 
ihriften des $ 558 Abi. 2, 3 finden entiprechende Anwendung. 
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Erläuterungen 


8 1227 “) 88 ae 07, auch 903924. 
L 1228 vgl. $ 1 

45 Borausfegun bes Pfandbverfaufes iſt alſo nit (wie nah den 

meilten früheren ten) die Erlangung eines „vollitredbaren Titels“ oder 

einer „ge erihtlihen Berlaufsermädtigung“, jondern ledigkich die Fälligkeit 

Der For erung und, wenn die Forderung nicht urſprünglich eine „Geldforde⸗ 

Lunge mar (vgl. T. oben Note 2), der erfolgte — der Forderung in 

eine Geldforderung ( 4.0 in den Fällen ber 88 280, 283, an Die Erlangung 

eines —— eis pa nur noch die in 8 1233 Abf. 2 beitimmte Be- 

Deutung. —- Das nad) $ 1228 Abi. 2, 1233 ff. dem „Pfandgläubiger“ gewährte 

Recht Brivat » Berlaufs ohne vorausgehende rihterlide 

*5 Abe np. des Verkaufsrechtes erjpart Koſten und entipridt Dem 

erkehrsb ürfnis In den Schuß des Pfandihuldners it dadurch Sorge ge: 

tragen, daß de andgläubiger ein bejtimmtes Berfahren beim Pfandver- 

fauf in den 1233 1241 vorgeichrieben iſt. Zum Schuße des Pfand Sulbnexs 

dienen u. a. die Wartefrijt von 1 Monat ($ 1234), innerhalb deren der 

rn fandiuldner feine Einwendungen geltend maden t das "a b⸗ 

öſungsrecht gemäß 8 1249 ausüben kann, die Vorſchriften über die Urt 

des Bfandverfaufs ( (95 1235, 1237, die Möglichkeit einer gericht- 

lichen Entfheidung über die Aıt des Pfandverfaufs ($ 1246) ujw. 

8 1229 +) das ift pas Verbot des fogen. „Berfallvertrags“ (lex 

commissoria), das den Schub des leictfinnigen oder in Notlage befindlichen 

Säufbners 5 sogen © Bedrüdung durch den Gläubiger bezwedt. Die nach Ein- 

tritt d erfaufsberedtigun 1228 Abi. 2) zwiſchen dent 
Verp änder und Er Pfandgläubiger etrofiene und, Da legteret 

das Pfand an tie sur Be friedigung wegen jeiner 





Serberung —5 — U, iſt gü 
8 1230 vgl. 8 1243. 
8 1231 1206. 
1228 Abſ. 2. 
reuhänder. 
8 1232 * Beſtehen an einer beweglichen Sache mehrere Pfandredte 


von verjhiedenem Range ($ 1209), jo fann gteihgeitig mehreren 
Pfandgläubigern das —— zuſte en. Das Bor steht des 
83 ü übe ren Pfandgläubigers madt fi an dem „Erlöfe“ be m andverfaufe 
gelte 


8 1233 Durh Brivatverlauf gemäß 8 & 1235. vgl. Note 45 und 88 1245, 
1246. r ver ee „Plant äubiger“ Hat a ee des „Ver: 
fäufers“, insbelondere d fliht zur Gemährteiitung, wenn er 
nit, foweit dies zulälfig, etwas anderes vereinbart. vgl. jedoch SS 461, 
1244, 1248. 
ss) Es Bu zu unterjdeiden: a) A Bat von B 100 Mi. zu fordern und 
dafür eine goldene Uhr von B als Pfand erhalten. Wenn nun A, was ihm 
freifteht, In he t die 100 ME. gegen B einklagt und ein onllitreibares Urteil 
Bean B in Höhe von 100 ME. erwirtt, jo kann er, wie jede andere Sache des 
Bi auch gie in „ieinem Pfandbeſs befinbliche Uhr dur den Geridisvoll- 
jiege rt im rt Zwangspvollittedung pfänden und ver- 
aut fen und ng ci aus dem Erlöſe befriedigen tafen. auf Diejen Fall be- 
zieht ih 8 1233 Abi. 2niht, — b) en Beilpiel für H 1233 Abf. 2 ift: A Bat 
von B 100 ME. zu fordern und dafür eine goldene Uhr von B als Pfand er: 
Iten. Die Forderung ift fällig und A will die Uhr gemäß 8 1228 Abi. 2 ver- 
aufen. Da fommt B mit der Behauptung, er % bei VBerpfändung der Uhr 
„ſinnlos betrunfen“ gewejen, die Verpfändung ſei aljo nichtig G 105 Abſ. 2). 
In biefem Falle fann A gegen auf „Geitattung jener: 
gen, und wenn er für dieſen Anſpru einen vollitredbaren — erlan 
hr nad) den in 8 1233 Abi. 2 in bezug genommenen 814 . ZRD. 
verkaufen laſſen und ih badurd) von den beengenden orfchriften der 
8 1234 ff. befreien. — $ 1233 Abf. 2 gilt ferner, wenn der Schuldner dem 
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Pfandrecht an beweglichen Sachen Ss 12271235 


8 1227. Wird das Hecht des Pfandgläubigers beeinträchtigt, jo 
finden auf die Anſprüche des Pfandgläubigers die für die Anſprüche aus 
dem Eigentume geltenden Borichriften entiprehende Anwendung.*) 

8 1228. Die Befriedigung des Pfandgläubigers aus dem Pfande 
erfolgt Durch Verlauf. 

Der Piandgläubiger it zum Berlaufe berechtigt,“) jobald Die 
Korderung ganz oder zum Teil fällig it. Beſteht der gejchuldete 
Gegenitand nit in Geld, jo ift der Verkauf erft zulälfig, wenn die For⸗ 
derung in eine Geldforderung übergegangen ift.*) 

81229. Cine vor dem Eintritte der Verlaufsberechtigung ge- 
troffene Vereinbarung, nad) welcher dem Pfandgläubiger, falls er nicht 
oder nicht rechtzeitig befriedigt wird, das Eigentum an der Sache zufallen 
oder übertragen werben ſoll, iſt nidhtig.*°) 

8 1230. Unter mehreren Pfändern Tann der Pfandgläubiger, 
joweit nicht ein anderes beſtimmt ift, diejenigen auswählen, welde 
verfauft werden follen. Er fann nur fo viele Pfänder zum Berfaufe 
bringen, als zu feiner Befriedigung erforderlich ſind. 47) 

81231. Iſt der Pfandgläubiger nicht im Alleinbefige *) des 
Pfandes, jo kann er nad) dem Eintritte der Berlaufsberechtigung *°) die 
Herausgabe des Pfandes zum Zwede des Berlaufs fordern. Auf Ver: 
langen des Verpfänders hat an Stelle der Herausgabe die Ablieferung 
an einen gemeinihaftliden Verwahrer:") zu erfolgen; der 
Berwahrer hat fich bei der Ablieferung zu verpflichten, das Pfand sum 
Verkaufe bereitzuftellen. 

81232. Der Pfandgläubiger iſt nicht verpflichtet, einem ihm 
im Range nachſtehenden Biandgläubiger das Pfand zum Zwecke des Ver- 
faufs herauszugeben. Iſt er niht im Beſitze des Pfandes, jo fann 
er, jofern er nicht felbit den Verfauf betreibt, dem Verkaufe dur einen 
nadjitehenden Pfandgläubiger niht widerjpreden.) 

81233. Der Verlauf des Pfandes ift nad) den Vorſchriften der 
88 1234 bis 1240 zu bemwirfen.:2) 

Hat der Pfandgläubiger für jein Recht zum Verkauf einen vollſtreck⸗ 
baren Titel gegen den Eigentümer erlangt, jo kann er den Berfauf auf. 
nad den für den Verlauf einer gepfändeten Sache geltenden Vorſchriften 
bewirken Lafjen.°?) 

5 1234. Der Pfandgläubiger Hat dem Eigentümer ’*) den Ver⸗ 
kauf vorher anzudeohen und dabei den Geldbetrag zu bezeich— 
nen, wegen beilen der Verlauf ftattfinden fol. Die Androhung kann 
erit nad dem Eintritte der Berfaufsberedtigung’) erfolgen; 
fie darf unterbleiben, wenn fie untunlid ift.°°) 

Der Berfauf darf nit vor dem Ablauf eines Monats nad der 
Androhung erfolgen.5”) Iſt die Androhung untunlic,5®) jo wird der 
Monat von dem Eintritte der Berfaufsberedhtigung °°) an berechnet. 

81235 Der Verlauf des Pfandes ift im Wege öffentlicher Ver⸗ 
Heigerung zu bemwirfen.°°) 

Hat das Pfand einen Börſen⸗ oder Marktpreis, jo findet die Vor— 
Ihrift des 8 1221 Anwendung. 
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Erläuterungen 


Gläubiger eine gerichtliche oder notarielle jogen. „vollftredbare Urkunde“ er- 
teilt hat, in der er fi der „fofortigen Zwangsvollſtreckung“ in’ die verpfändete 
Sache unterworfen hat. 
8 1234 54) 8 1248. 

66 1228 Abſ. 2. 

56 al Note 30a. 

„ nn die Verpfändung auf feiten des Pfandgläubigers und des 
Serpfünbers ein Handelsgeichäft ih, jo beträgt die Friſt eine Woche; 8 368 


58) ngl. Note 30a. 

59 1228 si 2. 

g 1235 co) 85 388 Ubi. 3, 156, 456458. vgl. aud) 88 1240, 1243-1246. — 

Über Piandverlauf durch Gerihtsvollsieher vgl. auch die diesbezüglichen Vor⸗ 
Ihriften der Gejhäftsanweijungen für die Gerichisnollzieher (für Br eußen: 
vom 1. Dezember 1899, $ 98). 


8 1237 er) 1243, 1245 Ubi. 2. 
.. 61a 1248. 
62) vgl. Note 30a. 
8 1239 . 6°) vgl. dagegen 
$s 1240 64 1243, 1245 Abſ. 2. 
8 1241 612) 8 1248. 
6) & 121. 
68) dgl. Note Wa. 
8 124% 6 1243 


68) Zum Erwerbe des „Eigentums“ feitens des Erſtehers genügt 
nicht der Zuſchlag“ (diefer vollendet nur den „Kaufvertrag“ und gewährt 
die „perſönliche Forderung“ auf Übergabe vgl. 5 156); es muß die „Uber- 
ga de“ der ade hinzukommen oder was ihr g eichſteht (58 929-9831). Im 
übrigen vgl. 8 1244 


20) — 8 1208, 1209. 
Ss 1243 70) Es tritt aljo die Wirkung des 8 1242 nicht ein, und es kommt 
' 8 1244 zur Anwendung. 

2, 88 1234, 1236, 1237 Sat 2, 1238, 1241. 





(Fortsetzung von Seite 880) 


Anerkennung der Vaterschaft. 


Art. 70. Für die Aufnahme der im $ 1718 und im $ 1720 Abs.2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs vorgesehenen öffentlichen Urkunden über die Anerk ennung der Vater- 
sohaft ist derStandesbeamte, welcher die Geburt des Kindes oder die Eheschliessung 
seiner Eltern beurkundet hat, auch dann zuständig, wenn die Anerkennung der Vater- 
schaft nicht bei der Anzeige der Geburt oder bei der Eheschliessung erfolgt. 

Beantragt bei einer vor dem Gericht oder einem Notar erfolgenden An- 
erkennung der Erklärende die Beischreibung eines Vermerkes im Geburtsregister, so 
hat das Gericht oder der Notar die Erklärung und den Antrag dem zuständigen Standes- 
beamten mitzuteilen. 

Art. A. $ 1. Sind für die persönlichen Verhältnisse eines unehelichen Kindes 
die Vorschriften dee Rheinischen Rechtes massgebend, so erlangt das Kind die 
rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes, wenn der Vater die Mutter geheiratet und 
das Kind vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs in einer öffentlichen 
Urkunde anerkannt hat, Dies gilt für ein Kind. das zurzeit der Anerkennung volljährig 
ist, nur dann, wenn das Kind vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs in 
einer öffentlichen Urkunde seine Zustimmung zu der Anerkennung erklärt. 

8 93. Eine nach $ 1 erfolgte Anerkennung gilt ala von der Zeit der Eheschliessung 
an wirksam. Erworbene Rechte Dritter bleiben unbertihrt. 


Beamte und Geistliche als Vormütnder. 


Art. 7%. Wer ein Staatsamt oder ein besoldetes Amt in der Kommunal- oder 
Kirchenverwaltung bekleidet, bedarf zur Übernahme einer Vormundschaft oder zur Fort- 
führung einer vor dem Eintritt in das Amt übernommenen Vormundschaft der Er- 
laubnis der zunächst vorgesetzten Behörde. Das Gleiche gilt für die Über- 
nahme oder die Fortführung des Amtes eines Gegenvormundes, Pflegers oder Beistandes. 

Die Erlaubnis kann zurückgenommen werden. 

Notare bedtirfen der Erlaubnis nicht. (Fortsetzung folgt Seite 886) 
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Pfandrecht an beweglichen Sachen 8 1236-1243 


1236. Die Berfteigerung hat an dem Orte zu erfolgen, an dem 
das Pfand aufbewahrt wird. ft von einer Verjteigerung an dem 
Aufbewahrungsort ein angemejjener Erfolg nicht zu erwarten, fo ift das 
Pfand an einem geeigneten anderen Orte zu verfteigern. 


8 1237. Zeit und Ort der Verfteigerung find unter allgemeiner 
Bezeiinung des Pfandes öffentlich beiannt zu machen.) Der Eigen: 
tümer 22) und Dritte, denen Rechte an dem Pfande zuftehen, find bes 
jonders zu benachrichtigen: Die Venachrichtigung darf unterbleiben, wenn 
fie untunlich iſt.“) 

81238. Das Pfand darf nur mit der Beitimmung verkauft 
werden, daß der Käufer den Kaufpreis fofort bar zu entrichten hat und 
jeiner K echte verluftig ſein ſoll, wenn dies nicht geſchieht. 

Erfolgt der Verkauf ohne dieſe Beſtimmung, fo ift der Kaufpreis 
als von dem Pfandgläubiger empfangen anzufehen; die Rechte des 
Pfandgläubigers gegen den Erjteher bleiben unberührt. Unter: 
bleibt die jofortige Entrihtung des Kaufpreijes, jo gilt das 
gleiche, wenn nicht vor dem Schluſſe des Verfteigerungstermins von dem 
Borbehalte der Rechtsverwirkung Gebraud gemadt wird. 


81239, Der Pfandgläubiger und der Eigentümer können bei 
der Berjteigerung mitbieten.) Erhält der Pfandgläubiger den Zu- 
ſchlag, jo ift der Kaufpreis als von ihm empfangen anzufehen. 

Das Gebot des Eigentümers darf zurüdgewiejen wer 
den, wenn nicht der Betrag bar erlegt wird. Das gleiche gilt von dem 
et des Shuldners, wenn das Pfand für eine fremde Schuld 

aftet. 

81240. Gold» und Silberfaden dürfen nicht unter dem Gold⸗ 
oder Silberwerte zugeichlagen werden.®*) 

Wird ein genügendes Gebot nicht abgegeben, jo fann der Verkauf 
durch eine zur öffentlihen Verjteigerung befugte Perfon aus freier 
Hand zu einem den Gold- oder Silberwert erreichenden Preije erfolgen. 

81241, Der Pfandgläubiger hat den Eigentümer =) von dem 
Berlaufe des Pfandes und dem Ergebnis unverzüglich) zu benach⸗ 
richtigen, fofern nicht die Benahridtigung untunlich ift.°°) 

8 1242. Dur die rechtmähige Beräußerung*) des Pfandes 
erlangt der Erwerber die gleihen Rechte, wie wenn er die Sache von dem 
Eigentümer erworben Hätte.) Dies gilt au) dann, wenn dem Pfand- 
gläubiger der Zuſchlag erteilt wird. 

Pfandrechte an der Sadıe erlöſchen, auch wenn ſie dem Erwerber 
bekannt waren. Das gleiche gilt von einem Nießbrauch, es ſei denn, daB 
er allen Pfandredten im Range porgeht.”®) 
$ 1243. Die Beräußerung des Pfandes iſt nit rechtmähig,’‘) 
wenn gegen die Vorjehriften des $ 1228 Abi. 2, des 8 1230 Sab 2, des 
8 1235, des 8 1237 Satz 1 oder des 8 1240 verftoßen wird. 


Verletzt der Pfandgläubiger eine andere für den Verkauf geltende 
Vorihrift,”!) fo iſt er zum Schadenserſatze verpflichtet, wenn ihm ein 
Verſchulden zur Lait fällt. 
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$ 1244 
8 1245 


8 1246 
8 1247 


8 1249 


8 1250 
8 1251 


Erläuterungen 
72) 8 1243. 
73) pgl. $ 1207 und Note. 
14) 8 1248 


75 1242 Abſ. 2. 

16 1228 Abi. 2. - 

* 5 ntsgericht des Pfand-Aufbewahrungsortes, 8 166 RFG. 
10) d. * an dem die Forderung des Pfandgläubigers überiteigenben 
Betrage des Erlöfes uterſu ) bleiben die Rechte beſtehen, die dem Eigen⸗ 
tümer oder Dritten an der andjade zuitanden. 


50) 3. B. der „wahre Eigentümer“ der Sade, wenn ein „Nidhtbered: 
tigter“ ke rehtswirtjam verpfändet hat ($ 1248, vgl. oben Note 12), 


ferner der dem veräußernden Pfandgläubiger „im Range nal € a e“ 
weite uſw. Pfandgläubiger, insbejondere (gemäß 8 804 ZPO.: Gleid- 
—* ng des „ fändnag Plagdzecht⸗ mit einem durch „Vertrag“ er: 
worbenen Pfandrechte) bei der Pfändung im Wege der Zwangsvollſtredung 
ber zweite, dritte ulm. „nachpfündende“ Gläubiger, der z 8. wegen gegen- 
wärtiger ungünftiger Preisverhältnilie verhindern will, daß die Sache 
vom erten Gläubiger zur Zwangsverfteigerung gebradt werde, und 
der „günftigere“ PBreisverhältnilfe abwarten will, damit auch Jeine Forde— 
tung bei der Verfteigerung voll herausgeboten werde. vgl. au) 8 1242. 

sı) & 271. — 5 1249 handelt vom mbröiungszente, vgl. SS 268, 1150 
nebit Noten. Wer gemäß $ 1249 den Piandgläubiger befriedigt, erwirbt 
die AELUR dem Pfandrechte. vgl. SS 1225, 1250. 

2 

sn) 771, 773 Nr. 1. 








(Fortsetzung von Seite 384) 
Gemeindewaisenrat. 


Art. 77. 8 1. Für jede Gemeinde oder fir örtlich abzugrenzende Gemeindeteile 
sind ein oder mehrere Gemeindeglieder als (emeindewaisenrat zu bestellen. Für 
benachbarte Gemeindebezirke können dieselben Personen bestellt werden. 

Das Amt eines Waisenrats ist ein unentgeltliches Gemeindeamt. 

Durch Beschluss der Gemeindebehörde können die dem Gemeindewaisenrat ob- 
liegenden Verrichtungen besonderen Abteilungen oder schon bestehenden Organen der 
Gemeindeverwaltung übertragen werden. 

Auf selbständige Gutsbezirke finden diese Vorschriften mit der Massgabe 
entsprechende Anwendung, dass der Waisenrat von dem Gutsvorsteher ernannt wird. 

Die bisherigen Waisenräte bleiben im Amte. 

2. Zur Unterstützung des Gemeindewaisenrats können Frauen, die hierzu 
bereit sind, als Waisenpflegerinnen widerruflich bestellt werden. Die Zuständig- 
keit für die Bestellung bestimmt sich nach den für die Bestellung der Waisenräte 
massgebenden Vorschriften. 

Die Waisenpflegerinnen haben unter der Leitung des Gemeindewaisenrats bei 
der Beaufsichtigung der im Kindesalter stehenden Mündel und bei der Überwachung 
weiblicher Mündel mitzuwirken. 


Bevormundung durch einen Anstaltsvorstand oder durch Beamte der 
Armenverwaltung. 


Art. 78. $ 1. Der Vorstand einer' unter der Verwaltung des Staates oder 
einer Gemeindebehörde stehenden Ergziehungs- oder Voerpflegungsanstalt 
hat für die in der Anstalt untergebrachten Minderjährigen die Rechte und Pflichten 
eines Vormundes. 

Die Rechte und Pflichten des Anstaltsvorstandes bestehen nur, solange das Vor- 
mundschaftsgericht nicht einen anderen Vormund bestellt hat. Der Vorstand behält 
die Rechte und Pflichten des Vormundes auch nach der Beendigung der Erziehung oder 
Verpflegung bis zur Volljährigkeit des Mündels. . 

.&2. Die Aufnahme des Minderjährigen in die Anstalt ist von dem Vorstande 
dem Vormundschaftsgericht und dem Gemceindewaisenrate des Bezirkes, in dem die 
Anstalt liegt. anzuzeigen. 

. Mit der Aufnahme in die Anstalt endigt das Amt des bisherigen Vor- 
munäes, 

8 38. Neben dem Vorstand ist ein Gegenvormund nioht zu bestellen. 


(Fortsetzung folgt Seite 890) 
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Pfandrecht an beweglichen Sachen : 8 1244-1251 


5 1244. Wird eine Sade als Pfand veräußert, ohne da dem 
Veräußerer ein Pfandrecht zufteht oder den Erforderniffen genügt wird, 
von denen die Nehtmähigfeit der Veräußerung abhängt,’2) ſo finden 
die Vorfchriften der 88 932 bis 934, 986 entjprehende Anwen- 
Dung,’3) wenn die Veräußerung nad 8 1233 Abi. 2 erfolgt ift oder Die 
Vorſchriften des 8 1235 oder des $ 1240 Abſ. 2 beobachtet worden find. 


81245. Der Eigentümer‘) und der Pfandgläubiger können 
eine von den Vorichriften der 88 1234 bis 1240 abweichende Art des 
Biandverlaufs vereinbaren. Steht einem Dritten an dem Pfande 
ein Recht zu, das durch die Veräußerung erliicht,”°) jo tft die Zuftim- 
mung des Dritten erforderli. Die Zuftimmung tft demjenigen gegen- 
über zu erklären, zu deſſen Gunjten fie erfolgt; fie iſt unwiderruflich. 

Auf die Beobachtung der Vorihriften des 8 1235, des 8 1237 
Satz 1 und des $ 1240 fann nicht vor dem Eintritte der Verlkaufsberech⸗ 
tigung '°) verzichtet werden. 

8 1246. Entſpricht eine von den Borjehriften der 88 1235 bis 
1240 abweichende Art des Piandverfaufs nah billigem Ermeſſen den 
Snterefjen der Beteiligten, jo fann jeder von ihnen verlangen, 
daß der Verlauf in diefer Art erfolgt. 

Kommt eine Einigung nicht zuftande, jo enticheibet Das Gerißt.”) 


8 1247. Soweit der Erlös aus dem Pfande dem Pfandgläubiger 
zu feiner Befriedigung gebührt,”*) gilt die Forderung als von dem 
Eigentümer beridtigt. Im übrigen tritt der Erlös an die Gtelle 
des Pfandes.?®) 

8 1248. Bei dem Berlaufe des Pfandes gilt zu Gunften Des 
Pfandgläubigers der Berpfänder als der Eigentiimer, es jei denn, 
daß der Piandgläubiger weiß, daß der Verpfänder nicht der Eigen: 
tümer ift. 

81249. Wer dur die Beräußerung des Pfandes ein Recht an 
dem Pfande verlieren würde,“o) Tann den Piandgläubiger befriedigen, 
jobald der Schuldner zur Leitung beredtigt iſt.“) Die Vorſchriften des 
8 268 Abf. 2, 3 finden entjprechende Anwendung. 

81250. Mit der Übertragung ®?) der Forderung geht das 
Pfandrecht auf den neuen Gläubiger über. Das Pfandrecht Tann nicht 
ohne die Forderung Übertragen werden. 

Wird bei der Übertragung der Forderung der Übergang des Pfand- 
rechts ausgeichloflen, jo erliiht das Pfandrecht. 

1251. Der neue Pfandgläubiger Tann von dem bisherigen 
Vfandgläubiger die Herausgabe des Pfandes verlangen. 

Mit der Erlangung des Beſitz es tritt der neue Pfandgläubiger 
an Stelle des bisherigen Pfandgläubigers in die mit dem Pfandredhte 
verbundenen Berpflichtungen gegen den Berpfänder ein. Erfüllt er die 
Verpflichtungen nicht, jo haftet für den von ihm zu erjegenden Schaden 
der bisherige Pfandgläubiger wie ein Bürge, der auf die Einrede der 
VBoraustlage verzichtet hat.) Die Haftung des bisheri- 
gen Pfandgläubigers tritt nit ein, wenn die Forderung fraft Ge- 
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Erläuterungen 


| 84) 8 412 nebit Noten. 

8 1252 5) vgl. $ 1225 nebit Note. — Das Pfandrecht an bew lichen —* 
iſt alſo unbedingt abhängig von der Forderung, do die es beiteht Iogen. 
atzejioriihe Natur des Pfandrechts ohren die Hypothek an einem Grund⸗ 
—* weiter beſteht, auch wenn d Forderung erliſcht (8 46. über das 

oribeitehen des fandrecht⸗ bei ieheun⸗ ber „For — 3,223 

8 1253 86) vgl. Par 1205, bejonders Note 6 dazu. Die bloße » url gabe“ be 
wirkt das en des es felbit dann, nenn dieſes Erlöicen 
nit —— t. Das ſandeect erliſcht alſo z. penn der Pfand- 
gläubiger die ihm als Pfand en ene Taſchenuhr dem —S— Idner auch nur 
auf einige Stunden unter der in gung Di ofortiger gabe „leiht“. nn 

der Schuldner die Uhr mit dem Willen, daß fie weiter als Pfand aften ſolle, 
gurigib entiteht In Au Bee der Rü üdgabe das Pfandredt aufs neue. — 
gemä ©. (Öle afe ellung des 3 fändungs“⸗Pfandrechts 
mit einem ung „ ra “ a nen Pfandrechte) 1253 auch auf das 
lanbungs - ⸗Pfandrecht nmendung findet, jo bringt die Einwilligung des 
läubigers in Die Wegnahme der Bfändungsgei en (Siegel ulm.) das 
Biändungs » BPiandreht zum Erlöſ leihviel ob der Läubiger 
auf das Pfandrecht ve zgiäten „will“ o er ni t; jelbjt der „Vorbehalt“ des 
Pfandrechts wäre wirltungslos. 
8 1254 er) fogen. zerſtörende Einrede“; vgl. Sachre Be ‚Einrede“. 
35%. wenn ber Kläger mit der Klage wegen der dur Pfand ge Toenen „Forde⸗ 
ung’ rechtskräftig abgewiefen ift —5 törende Einrede“ der rechtsktr äftig 
entſchiedenen Sache), kann Fl gemäß 8 1254 die "Rüdgaber 


des Pfandes verlangen. Ausnahme: 223 (Eintede der Verjährung). 
vgl. Note 135 zu 8 1169. 


ss Mit der „Nüdgabe“ erlifcht dann das Pfandrent gemäß 8 1253. 
a durch ſogen. —S (Note 1 zu 8 32). vgl. 
3 B. mit einem Nießbraude, oder wenn die yorderu n g ſelbſt, 
Ar bie as Bandreii beiteht, einem Dritten verpfändet it. 

1) .B.es beſtehen an einer Sade mehrere ei veridie- 
denen Ranges 1209), und es „vereinigen“ ji das Eigentum und 
ein alte res Pfandredt in einer Berion; bier bat der Eigentümer ein 
edit nterejle an dem Fortbeſtande feines älteren Pfandredts, damit 
ihm n 3 ei Geltendmachung der jüngeren Bi Kane —— vertauf der 

e 


anze Erlös entzogen werde, ſondern er wenig) tens den auf fein älteres 
—* ndrecht allenden rg des Erlöſes erhalte. 


3, vos weite a 2, 66 des Bermieters und Ber: 
hier ( 0 585), des Unternehmers beim 
tert aeg (8 Bun), bes € almirie (8 704) ujw. vgl. Anhang 
u 8 1204 unter II. 2. Aus 8 1257 olgt insbejondere: Wer ein „geſetz ge 
Randreht an einer in feinem Beſitze befindlichen — hat, iſt zum — rivat- 
vertaufe“ des Pfandes gemä 1228 ff. beredtigt. — Deronn; ehoben fei: 
3 1257 ſagt nur, daß das Ir ejeges „entitandene” Piandredt und Das 
uch Rechtsgeihäft „beitellte“ rel bezüglich ihres „Snhaltes“ 
leich zu behandeln kien.. — nt tehung, und die „Beftellung“ 
ferot werden dag pogegen, 1 glei ih behandelt. Die „Entftehung“ der 

Bes — Pfandrechte E— ich nach den Pin: die einzelnen Yälle 
„a & iher Pfandredhte“ gegebenen bejonderen Borihriften. Es finden alſo 
den „Erwerb“ eich! icher Pfandrechte nat die Vorſchriften über 

ven Shußdesguten Glaubens ($ 1207) Anwendung. 8 1207 ſchützt 
nur den rechtsgeſchäftlichen Erwerb in „gutem Glauben“. Das ge⸗ 
ſetzlihe Pfandrecht des Vermieters (88 559 ff.) erftredt fi daher auf 
die im Belite des Mieters beſinuicen, einem Dritten gehörigen Sachen 
(vgl. 8 5 und Noten) ſelbſt dann nit, wenn der Bermieter in dem 
Mn uten Glauben“ war, die vom Mieter ae Nahen leien deijen 

igentum,. vgl. Note 12 zu 3 1207 am Ende. — vgl. 


8 1256 


5 1257 
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Pfandrecht an beweglichen Sachen 8 1252-1258 


\eges®*) auf den neuen Pfandgläubiger übergeht oder ihm auf Grund 
einer geſetzlichen Berpflitung abgetreten wird. 

8 1252. Das Plandredt erliſcht mit der Forderung, für die 
es befteht.°°) 

8 1253. Das Pfandredt erliiht, wenn der Pfandgläubiger das 
Band dem Berpfänder oder dem Eigentümer zurüdgibt. Der Vor- 
bebalt der Fortdauer des Pfandredts ift unwirtjam.‘*) 


St das Pfand im Befite des Berpfänders oder des 
Eigentümers, fo wird vermutet, daß das Pfand ihm von dem 
Pfandgläubiger zgurüdgegeben worden fei. Dieſe Vermutung gilt 
auch dann, wenn fi) das Pfand im Befi eines Dritten befindet, der 
den Befi n ach der Entitehung des Pfandrechts von dem Verpfänder oder 
dem Eigentümer erlangt hat. 

8 1254. Steht dem Pfandreht eine Einrede entgegen, durch 
welhe die Geltendmahung des Pfandrechts dauernd ausgeichlofien 
wird,2”) fo kann der Berpfänder die Rüdgabe des Pfandes verlan- 
gen.®®) Das gleiche Recht Hat der Eigentümer. 

81255. Zur Aufhebung des Pfandrehis durch Rechtsgeſchäft 
genügt die Erflärung des Pfandgläubigers gegenüber dem Ber- 
pländer oder dem Eigentümer, dab er das Pfandrecht aufgebe. 

St das Pfandrecht mit dem Rechte eines Dritten be- 
laftet, fo tft die Zuftimmung des Dritten erforderlid. Die 
Zuftimmung ift demjenigen gegenüber zu erflären, zu deſſen Guniten fie 
erfolgt; fie ift unwiderruflich). 

; 1256. Das Pfandrecht erliiht, wenn es mit dem Eigentum 
in derſelben Perjon zufammentrifft.) Das Erlöſchen tritt nicht ein, 
lolange die Forderung, für welche das Pfandrecht beiteht, mit dem 
Rechte eines Dritten belaftet ijt.°°) 

Das Pfandrecht gilt als nicht erloſchen, ſoweit ver Eigentümer ein 
tehtliches Intereſſe an dem Fortbeſtehen des Pfandrechts hat.?:) 

81257. Die Borjhriften über das durch Rechtsgeſchäft 
beſtellte Pfandrecht °2) finden auf ein kraft Gelekes entitandenes Pfand» 
echt entjprehende Anwendung.’°) 


8 1258. Belteht ein Pfandrecht an dem Anteil eines Miteigen- 
tümers,°*) jo übt der Pfandgläubiger die Rechte aus, die fi aus der 
Gemeinfhaft der Miteigentümer in Anjehung der Berwaltung der 
Sade und der Art ihrer Benutzung ergeben. 

Die Aufhebung der Gemeinfhaft fann vor dem Ein- 
tritte der Verkaufsberechtigung des Pfandgläubigers °) nur von dem 
Miteigentümer und dem Pfandgläubiger gemeinjhaftlidh verlangt wer- 
den. Rad dem Eintritie der Verlaufsberedhtigung kann der Pfand: 
gläubiger die Aufhebung der Gemeinihaft verlangen, ohne daß es der 
Zuftimmung des Miteigentümers bedarf; er iſt nit an eine Verein: 
barung gebunden, durch weldhe die Miteigentümer das Nedt, die Auf: 
bebung der Gemeinfhaft zu verlangen, für immer oder auf Zeit ausge- 
ſchloſſen oder eine Kündigungsfrijt beftimmt haben. 
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Erläuterungen 
8 1258 3 vgl. SS 1008 ff., 741 ff. 1066. 
95) 8 1228 bj. 2. 
8 1259 0) und an einem Schiffspart (8 1272). — Schiffe, die nicht in das 


Shiffisregifter eingetragen find und nad) den diesbezüglichen Vorſchriften 
nicht eingetragen werden können (3. B. Heine Perjonendampfer), fönnen nur 
wie andere beweglide Sachen verpfüändet werden (als „Zauft- 
h and“ gemäß 88 1205, 1206); für fie gelten lediglich die SS 1204-1258. — 
t die Einrichtung des iffsregifters vgl. für N Geſetz betr. 
das Iaggenzecht der KRauffahrteildiffe vom 22. uni 1899, für Binnen: 
ſchiffe Geſetz betr. die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenihiffahrt 
vom 15. Juni 1895 in der Faſſung vom 20. Mai 1898. — Das Berfahren bei 
der Eintragung des an ts it in den ” 100—124 RFG. geordnet. 

vgl. die landesrehtlidhen Ausführungsvoridriften dazu. 
8 1260 o7) Abweichend von den Beitimmungen des „Grundbuchrechts“ iſt Die 
Wirtjamteit der Pfandbeftellung ſöleqht in davon ab- 
ängig, dab dem Berpfänder das „Eidentum“ an dem Schiffe zuſteht. 
iernach kann wenn der Verpfänder mit Unrecht als „Eigentümer“ in das 
hiffsregijter eingetragen ijt, dieſer Diangel nit durch den „guten 
lauben“ des Erwerbers gededt werden. 8 892 gilt fi das 
„Shifisregijter“ nit. Die Angabe des „Schiffseigentiimers“ im Regifter 
ient im wejentlihen dem „öffentlid- lien“ Zwede, für den inter 
nationalen Verfehr über das Cigentumsver ältnis Auskunft zu geben, da von 
der Nationalität des Eigentümers die Nationalität des Shi es, d. 5. das 
. Recht, die Reichsflagge gu führen abhängt. Sie tft Dagegen nicht beitimmt, 
das „Eigentum“ mit udficht auf die privatredhtliden hält- 
nl des Echiffes feitzuftellen, und bietet demgemä in dieſer fa auch 
nicht das Maß von ——— das dem Grundbuche beiwohnt. — Zur 
Übertragung des „Eigentums“ an einem Site durch „Rechts⸗ 
Ehet bedarf es nicht (wie bei Grundſtücken) der Eintragung (im 
ailfstegiiter) ie erfolgt dur „Übergabe“ gemäß SS 929 % wie bei 
anderen bewegliden Saden. Seeſchiffe können Inger ohne Übergabe 
dur formlofen Vertrag veräußert werden ( 474 H6B.). ee ergibt 
16 daraus, daß das Schiffspfandrecht durch Eintragung in ein öffentliches 
uch begründet wird, eine gewiſſe Verwandtſchaft des Schiffspfandrechts mit 
der „Hypothek“, und dieſer Dermaniichaft entipriht die in weſentlichen 
Runften übereinitimmende Regelung des Schiffspfandredts mit dem Hypo: 

thetentecht in den 88 1260—1272. 


2 se) „Guter Glaube (des Erwerbers des Schiffes) und Löſchung (des 
‚Pfandredits) drehen dem Pfand ven Hals ab“ (C). 
) „Was guter Glaube nimmt zu Pfand, das hält au älteren 
Rechten ſtand“ (C). 
5 1264 100) vgl. 8 1210 betr. die weitergehende Haftung, wenn das 
Pfand ir regiitriertes Schiff ilt. 





5 126 





(Fortsetzung von Seite 886) 


Dem Vorstande stehen die nach $ 1852 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu- 
lässigen Befreiungen zu. 


4. Auf Grund ortsstatutarischer Bestimmung können Beamten der 
Gemeindearmenverwaltung alle oder einzelne Rechte und Pflichten eines Vormundes für 
diejenigen Minderjährigen übertragen werden, welche im Wege der öffentlichen Armen- 
pflege unterstützt und unter Aufsicht der Beamten entweder in einer von diesen aus- 
gewählten Familie oder Anstalt oder, sofern es sich um uneheliche Minderjährige 
handelt, in der mtitterlichen Familie erzogen oder verpflegt werden. 


Wird von dieser Befugnis Gebrauch gemacht, so finden die Vorschriften des $ 1 
Abs. 2, des $ 2 Abs. 1 und, wenn dem Beamten alle Rechte und Pflichten eines Vor- 
mundes übertragen werden, auch die Vorschriften des $ 2 Abs. 2 und des $ 3 ent- 


sprechende Anwendung. , 
(Fortsetzung folgt Seite 392) 
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Pfandrecht au beweglichen Sachen 8 1259-1264 


Wird die Gemeinihaft aufgehoben, jo gebührt dem 
Pfandgläubiger das Pfandredt an den Gegenitänden, welde an di ie 
Stelle des Anteils treten. 

Das Recht des Pfandgläubigers zum Bertaufe des Anteils 
bleibt unberührt. 

8 1259. Für das Pfandrecht an einem im Schiffsregiſter ein: 
geizegenen Schiffe) gelten die befonderen Vorſchriften der 88 1260 

is 1271. 

81260. Zur Beltellung des Pfandredts ift Die Einigung des 
Eigentümers des Schiffes und des Gläubigers darüber, daß dem Gläu- 
biger das Pfandrecht zuftehen joll, und die Eintragung des Pfandrechts 
in das Schiffsregifter erforderlich.) Die Vorfchriften des 8 873 Abi. 2 
und des 8 878 finden entijprehende Anwendung. 

Sn der Eintragung müſſen der Gläubiger, der Geldbetrag 
der Forderung und, wenn die Forderung verzinslich ift, der Zinsjaß 
angegeben werden. Zur näheren Bezeichnung der Forderung kann auf 
die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden. 

8 1261. Das Rangverhältnis der an dem Schiffe beitellten 
Hlanbrente bejtimmt fih nad den Vorſchriften der 88 879 bis 881 und 
des 8 11 

1282. Solange das Pfandrecht im Schiffstegifter eingetragen 
ift, behält es im ‘alle Der Veräußerung oder Belaftung des Schiffes jeine 
Kraft, aubh wenn der Erwerber ingutem Glauben ift. 

Sit Das Pfandrecht mit Unrecht gelöſcht, jo gelten im Falle der 
VBeräußerung des Schiffes die Vorfähriften des $ 936 Ab]. 1 Sat 1, 
Abſ. 2 aud) dann, wenn der Erwerber das Eigentum ohne Übergabe er: 
langt; die Vorſchrift des $ 936 Abi. 3 findet feine Anwendung.) Wird 
ein Pfandrecht, weldes dem mit Unrecht gelöſchten Pfandredt 
im Range nachſteht, auf einen Dritten übertragen, jo findet die 
Vorſchrift des 8 1208 Sat 1 Anwendung.’°) 

8 1263. Steht der Inhalt des Sciffsregifters in Anfehung 
eines Pfandredts mit der wirklichen Rechtslage nit im Einklange, jo 
kann die Berichtigung des Regiſters nach den für die Berichtigung des 
Grundbuchs geltenden Vorſchriften der 88 894, 895, 897, 898 ver- 
langt werden. 

St ein Pfandredht mit Unrecht gelöſcht worden, fo 
fann ein Widerfpruc gegen die Richtigkeit des Schiffsregifters nad 8 899 
Abf. 2 eingetragen werden. Solange der Widerſpruch eingetragen iſt, 
gilt im Falle der Veräußerung oder Belajtung des Schiffes dem Erwerber 
gegenüber das gleiche, wie wenn das Pfandrecht eingetragen wäre. 

8 1264. Die Haftung des Schiffes beſchränkt fi?) auf den 
eingetragenen Betrag der Forderung und die Zinjen nad dem 
eingetragenen Zinsjage Die Haftung für gefeglide 
Zinfen und für Kojten beftimmt fi) nad) der für die Hypothek 
geltenden Vorſchrift des 8 1118. 

Sit die Korderung unverzginslich oder ift der Zinsiag nie- 
driger als fünf vom Hundert, jo fann das Pfandredt ohne Zu: 
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Erläuterungen 


8 1265 102) 8 97. vgl. 8 478 HOB.: Zubehör eines See⸗Schiffes find auf di 
Schiffsboote, ferner. im Zweifel alle Sachen, bie in das —— 
8 1266 ——— it fich ſolche Abweich cht ben, finden all ai 
02) Inſowei o weichungen“ ni ergeben, finden alſo die 
SS 1205—1257 auch auf das Ffandrecht In rtegiftrierten Schiffen An— 
Sendung. vgl. S 1259 und Note. 

8 1268 108) Der Pfand⸗Verkauf „regiftrierter" Schiffe gt alſo Go 
non dem Piand-Verfauf anderer „beweglicher Gar (vet. 88 228, 1233 
EB und Noten) georbnet, und zwar im wefentlichen wie bei de — (vgl. 
R 1147 und foten) Das Berfahren ilt in den 88 162 Zwangs ver⸗ 
F teigerung von Schiffen im Wege der Zwangsvo een geordnet. 

„Bwangsverwaltung“ ift ausgeihloifen ($ 870 ZBD.). 
8 1269 104) pgl. 88 988, 1024 3PO. 
8 1271 105 Si Kautions» oder Maximal⸗Pfand (vgl. 5 1190). 
81272 100) d. i gan Anteil an einem zum ÜErwerbe dur "die Seefahrt 
Br beitimmten ffe (8 474 H6%8.). 
—E 8 m ) Del. Rute 1 zu 8 1204. — Pfandrecht an Wertpapieren 55 1292 bis 
F Das Erbbaurecht wird nicht wie ein „Recht“ verpfän ‚ jondbern 
3 era ein „Grundſtück“ m ypotheken und Grundihulden pefaftet: g 1017. 
Das Pfandrecht an Schten“ iſt entiprehend dem Nie bbraug an 





* * un 


rechten Ei eordniet. vgl. — über das dur Pfändung im Wege ber e der 
Ä man svo — * entſte jfandrecht an A und 
A ensrechten 828, 2, 929 if., 846 ff. 857 
8* ri Im prattiihen Leben insbejondere: een „(Hoppifetenforve. 
—J en Fig und ulden ($$ 1279-1290, 1291); aber a berrechte 
* a 


je 
J— 





* 


UT. 
* 
Nenn. 
to. 
. 


(Fortsetzung von Selte 390) 


- 


Nottestament. 


Art. 80. Für die Errichtung eines Testaments in der durch den $ 2249 Abs. 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuohs bestimmten Form stehen die selbständigen Guts- 
besirke den Gemeinden gleich. 

An Stella des Vorstehers oder neben dem Vorsteher einer Gemeinde kann von 
dem Justizminister eine andere Person bestellt werden, vor welcher die Errichtung 
des Testaments zu erfolgen hat, In diesem Falle werden die Gebtibren für die Errichtung 
des Testaments durch den Justizminister bestimmt. 

Ist ein Dolmetscher zuzuziehen, so kann die Beeidigung des Dolmetschers | 
durch die Person, vor welcher die Errichtung des Testaments stattfindet, erfolgen. 


own 


2. 


en 


Amtliche Verwahrung von Testamenten und Erbverträgen. 


Art. 81. $ 1. Die besondere amtliche Verwahrung der Testamente 
und der Se Zustand: erfolgt bei den Amtsgerichten. 
2. Zuständig ist bei Testamenten: 

1. wenn das Testament vor einem Amtsgericht errichtet ist, dieses Gericht; 

2. wenn das Testament vor einem Notar errichtet ist, das Gericht, in dessen Bezirke 
der Notar seinen Amtssitz hat; 

3. wenn das Testament vor dem "Vorsteher einer Gemeinde oder eines Gutsbezirkes | 
errichtet ist, das Gericht, zu dessen Bezirke die Gemeinde oder der Gutsbegirk 

ehört; 

4. Wenn das Testament nach & 2231 Nr. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs errichtet ist, 
jedes Gericht. 

Der Erblasser kann jederzeit die Verwahrung bei einem anderen Gerichte | 
verlangen. 

Das Gericht, welches das Testament in Verwahrung nimmt, hat, wenn der Erv- 
lasser seinen Wohnsitz in dem Bezirk eines anderen Gerichts hat, diesem von der 
Verwahrung N achricht zu geben. 

Die Vorschriften des Abs. 1 Nr. 1, 2 und der Abs. 2, 8 finden auch auf die Ver- | 
wahrung eines Erbvertrags Anwendung. 

& 3. Die Annahme zur Verwahrung sowie zur Herausgabe ist von dem Amts- 
gericht anzuordnen und von dem Amtsrichter und dem Gerichtsschreiber gemein- 
schaftlich zu bewirken. 

Bei der Buchftihrung sind die Vermerke über die Annahme und die Herausgabe 
von dem Amtsrichter und dem Gerichtsschreiber zu unterschreiben. 


(Fortsetzung folgt Seite 896) 
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Pfandrecht an Rechten 8 1265-1273 


ftimmung der im Range gleich oder nadjtehenden Berechtigten dahin 
erweitert werden, daß das Schiff für Zinfen bis zu fünf vom Hundert 
haftet. 

S 1265. Das Pfandredt erjtredi fih auf das Zubehör des 
Schiffes 120o1) mit Ausnahme der Zubehörftüde, die nicht in das 
Eigentum des Eigentümers des Schiffes gelangt find. 

Auf die Haftung der Zubehörjtüde finden die für die Hypothek 
geltenden Vorſchriften der 88 1121, 1122 ent|prehende Anwendung. 

8 1266. Die Vorſchriften der 88 1205 Bis 1257 finden injoweit 
feine Anwendung, als ſich daraus, daß der Pfandgläubiger nit den 
Befit des Schiffes erlangt, Abweichungen ergeben.!“) In dem - 
Falle des 8 1254 tritt an Die Stelle des Anipruds auf Rückgabe 
des Pfandes das Net, die YWufhebung des Pfandrechts zu verlangen. 

$ 1267. Der Berpfänder fann gegen Befriedigung des Pfand: 
gläubigers die Aushändigung der zur Löſchung des Pfandrechts erforbers 
lien Urkunden verlangen. Das gleihe Recht fteht dem perſön- 
lich en Schuldner zu, wenn er ein rechtliches Intereſſe an der Berich⸗ 
tigung des Schiffsregiſters hat. | | 

8 1268. Der Pfandgläubiger kann feine Befriedigung aus dem 
Schiffe und dem Zubehöre nur auf Grund eines vollftredbaren Titels 
nad) den für die Zwangsvollitredung geltenden Vorſchriften juchen.!°) 

1269. Sit der Gläubiger unbelannt, jo kann er im Wege des 
Yufgebotsverjahrens 1%) mit jeinem Pfandrecht ausgeſchloſſen werden, 
wenn die im $ 1170 oder die im $ 1171 für die Ausſchließung eines 
Hypothelengläubigers beitimmten Vorausfegungen vorliegen. 
Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurteils erliſcht das Pfand: 
recht. Die Borichrift des 8 1171 Abſ. 3 findet Anwendung. 

8 1270. Auf das Pfandrecht für Die Forderung aus einer Schuld» 
verfhreibung auf den Inhaber, aus einem Wechſel oder aus einem 
anderen Bapiere, das durch Indoflament übertragen werden fann, finden 
die Vorſchriften des $ 1189, auf das Pfandrecht für die Forderung aus ' 
einer Schuldverjhreibung auf den Inhaber finden auch die Vorſchriften 
des 8 1188 entiprehende Anwendung. 

81271. Das Pfandrecht kann in der Weije beitellt werden, daß 
nur der Höchſtbetrag, bis zu dem das Schiff Haften joll, beitimmt, im 
übrigen die eftftellung der Forderung vorbehalten wird.) Der 
Höchftbetrag muß in das Shiffstegiiter eingetragen werden. 

Iſt die Forderung verzinslich, jo werden die Zinfen in den Höchſt⸗ 
betrag eingerechnet. 

1272. Die Vorſchriften der 88 1260 bis 1271 gelten aud für 
das Pfandrecht an einer Schiffspart.!°°) 


Zweiter Titel. Yfandrecht an Nehten.') 


81273. Gegenitand bes Pfandrechts kann auch ein Recht fein.‘) 
Auf das Pfandrecht an Rechten finden die Vorjchriften über das 
Pfandrecht an bewegliden Sahen entſprechende Anwen: 
dung, ſow eit ſich n icht aus den 88 1274 bis 1296 ein anderes ergibt. 
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Erläuterungen 
2) „Rechtspfandher kann nit mehr Recht erwerben, als der Ber: 
pfänder" t.“ — — ute Glaube kann beim Pfand an Rechtennicht 
gegen ältere e Terhten“ (C). 


ew en Forderung durch bloßen Vertrag (8 398), dem jedoch die in 
\ 1280 vorgeihriebene „Anzeige an den Schuldner” der verpfändeten 
orderung binzutreten muß. Die Verpfändung einer Hypotheken⸗Forderun 
und einer Grundihuld (og. 1279, 1280, 1291 et Noten): a) ohne Brief: 
erfordert „Einigung“ und , intragu “ der Berpfändung im Grundbude, 
b) mit Brief: erfordert „Shrift orm“ (Akrentlice Beglaubigung empfiehlt ſich) 
und „Übergabe des Brieles . Die „Eintragung“ der Berpfändung im Grund: 
buch erjegt die „Schriftform“ (vgl. SS 1154, 1192 und Noten). Bezüglich 
der „Übergabe“ des Sypot ken⸗(Grundſchuld⸗) Briefes gelten nah 8 1274 
die 88 1205, 1206. — Die Verpfändung von „Geichäftsanteilen an einer Gejell- 
I mit beſchränkter Haftung“ bedarf der gerichtlichen oder notariellen Form 
15 Gef. vom 20. April 1892 in der Toffung vom 20. Mai 1898). — vgl. 
ote 4 zu 8 1204. — N 

5) 3. B. eines Hypothelen- oder Grundſchuldbriefs (vgl. Note 4), eines 
Wechſen uſw. 8 

6) vgl. Note 7 zu 8 390. 

8 1275 7) vgl. 8 1070 und Noten. 

8 1277 8) Vollſtreckbares Urteil, Bolljtredungsbeiehl (für vorläufig vollſtreckbar 
erflärter Zahlungsbefehl), jogen. vollitredbare (gerichtliche oder notarielle) 
Bern Bl en ch der Schuldner der „lofortigen Zwangsvoflitredung“ unter 
worfen uſw. 

o) Alſo nicht: Privpvatverkauf (private riedigung) aus dem 
Pfande, wie bei Deieglichen Sadıen (88 1228, 1233 und sin), londern Ver⸗ 
wirklichung des Pfandrechts im Wege der Zwangspollitredung ge 
mäß SS 828 ff., 857 3PO. (Pfändung und U un ulm ). vgl. Note 10. 

10) Für die im praktiſchen Leben häufigjien Fälle, daß eine Forderung 
9 pothefenfordertung) oder Grundſchuld verpfändet it, ift „ein anderes 

tim mt“ in 8 1282 Bi; 88 1279 ff., 1291). Danach iſt der Pfandgläu⸗ 
biger, dem eine Geld= Korberung (Hypothelenforderung) oder Grundihuld 
verpfändet ft, zur Einziehung der ihm verpfändeten Forderung (Hypo⸗ 
enforberung) oder Grundihuld bereätigt, |obald feine Forderung, zu 
deren Siherung die Verpfändung erfolgte, ganz oder zum Teil fällt iR — 
Bezü lic anderer Rechte, für die 8 1277 gilt (3. B. Urheberrechte, Patent: 
rede), Önnen die Beteiligten eine von 8 1277 abweidende Verein: 
barung treffen unbeihadet der in jedem Falle zur Anwendung 
fommenden 88 1229, 1245 Abi. 2. 

81278 11) pgl. Note 4 und 5. 

8 1279 ı2) iiber Perpfändune von Staatsſchuldbuch⸗ (E. 97) oder Reichsſchuld⸗ 
buch⸗Forderungen vgl. die betreffenden Geſetze. — Die SS 1279 ff. gelten, wie 
jervor ubeben, au für Hypothelenforderungen und nad 8 1291 auch für 

rundſchulden und Rentenihulden. 


8 1280 13) sel. ’ 1274 und Noten. Der Abtretungspertrag genügt 
nicht“ z. 8. bei 9 a an en und Grundichulden, bei Wechſe n 
(vgl. Note 4 und 5); ! r diefe Fälle gilt alſo $ 180 nit. 

14) Die „Anzeige“ muß erfolgen feitens des Gläubigers der ver- 
pfändeten sorderung an den Shuldner der verpfändeten Forde—⸗ 
rung. Die Anzeige ilt ein unbedingtes, Dur anderweite Kenntniserlangung 
nicht irrt ormelles Erfordernis, ohne Dein Erfüllung die Berpfäns 
dung nit rechtswirkſam il. Dies gilt aud für die Verpfändung einer 
or zung aus einer „Lebensverfi zungspolige” (Anzeige an die Verſiche⸗ 
tungsgejellibaft), aus einem „Spartaflenbuche"“ An ihrem Aufenthalte 
nah unbeltannte Berjonen erfolgt die Anzeige durch öffentlide 
Zuftellung. vgl. 88 130-132. — Die Übergabe der über die Forde— 
rung vom Schuldner ausgeitellten Urkunde (Schuldidein uſw.) it bei 
gewöhnlichen forderungen (im Gegenlate zu den Note 4 und 5 bezeichneten) zur 
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8 1274 4. vgl. die Noten zu 1069. Es erfolgt alſo die Verpfändung einer 
öhnlich 





Pfandrecht an Rechten 81274 - 1282 


Die Anwendung der Vorſchriften des $ 1208°) und des 8 1213 Abſ. 2 
iſtausgeſchloſſen. 

81274. Die Beſtellung des Pfandrechts an einem Rechte erfolgt 
nad den für die Übertragung des Redtes geltenden Vorſchriften.“) 
Sit zur Übertragung des Rechtes die Übergabe einer Sade erfor: 
derlih,) fo finden die Vorjhriften der 88 1205, 1206 Anwendung. 

Soweit ein Recht niht übertragbar iſt, fann ein Pfanpd- 
echt an dem Rechte nicht beitellt werden.“) 

81275. Iſt ein Net, Fraft deifen eine Leiſtung geforbert 
werden kann, Gegenftand des Pfandredhts, fo finden auf das Rechtsver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Piandgläubiger und dem Berpflichteten Die Vor⸗ 
Ihriften, welde im Kalle der Übertragung des Rechtes für das 
Rechtsverhältnis zwiihen dem Erwerber und dem Berpflichteten gelten, 
und im alle einer nad) 8 1217 Abſ. 1 getroffenen gerihtliden Anordnung . 
die Borihrift des 8 1070 Abf. 2 entiprechende Anwendung.”) 

81276. Ein verpfändeies Recht kann durch Rechtsgeſchäft nur 
mit Zuftimmung des Pfandgläubigers aufgehoben werden. Die 
Zuftimmung iſt demjenigen gegenüber zu erklären, zu deſſen Guniten fie 
erfolgt; fie ift unwiderruflid. Die Voriehrift des $ 876 Gab 3 
bleibt unberührt. 

Das gleiche gilt im Falle einer Anderung des Rechtes, ſofern fie das 
Pfandrecht beeinträchtigt. 

81277. Der Pfandgläubiger kann feine Befriedigung aus dem 
Rechte nur auf Grund eines vollitredbaren Titels?) nad) den für die 
Zwangspollitredung geltenden Borihriften?) ſuchen, fofern nicht ein 
anderes beitimmt if.) Die Vorichriften des 8 1229 und des $ 1245 
Abſ. 2 Hleiben unberührt. 

81278. Iſt ein Net, zu deifen Verpfändung die Übergabe 
einer Sache erforderlich ift,!!) Gegenjtand des Pfandredts, jo finden auf 
das Erlöſchen des Pfandrechts durch Die Rüdgabe der Sache die Vor: 
ſchriften des 8 1253 entjpredhende Anwendung. 

81279. Für das Pfandrecht an einer Forderung gelten die be- 
jonderen Vorſchriften der 88 1280 bis 1290.) 

81280, Die Berpfändung einer Forderung, zu deren Übertra⸗ 
gung der Abtretungsvertraggenügt,') ift nur wirkſam, wenn 
der Gläubiger fie dem Schuldner anzeigt.) 

8 1281. Der Schuldner kann nur an den Pfandgläubiger und 
den Gläubiger gemeinſchaftlich leiſten.«) Jeder von beiden fann ver- 
langen, dab an fie gemeinjhaftlich geleiltet wird; jeder fann jtatt der 
Leiftung verlangen, daB die geſchuldete Sache für beide Hinterlegt oder, 
wenn fie fi nicht zur Hinterlegung eignet, an einen gerichtlich zu be- 
ftellenden Berwahrer abgeliefert wird.!®) 

S 1282. Sind die Borausjegungen des 8 1228 Abſ. 2 einge- 
treten, jo ift der Pfandgläubiger zur Einziehung der Forderung berech⸗ 
tigt ?7) und kann der Schuldner nur an ihn leiften.?) Die Einziehung 
einer Geldforderung fteht dem Pfandgläubiger nur injoweit 
zu, als fie zu feiner Befriedigung erforderlid) if. Soweit er zur Einzie- 
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8 1286 26 


Erläuterungen 


Wirkſamkeit“ des Pfandredts nicht erforderli; der Pfandgläubiger 
fann ne aber fordern (88 1274, 402). — vgl. Note 4 zu 8 1204. 
8 1281 15) ngl. 8 1284. — Wie fid aus_8 1282 ergibt, gilt 9 1381 nur fo 
lange, als die Sorberung, zu deren Sicherheit eine andere Forderung ver- 
pfändet worden noch „n &t rällio iſt. Iſt jene Sorderung fällig 
(5 1228 Abi. 2), jo if ‘der „Pfan ar fe er“ zur a ee der ver: 
pfändeten Forderung allein bere 8 1282), der Schuldner der 
perpfände ten Sorderung fann allein an ihn in nicht mehr an den 
Gläubiger der Forderung. 


165 R Verfahren). Uber „Hinterlegung“ 88 372 
ee fahren). Fra egung“ 88 


ff. 

8 1282 ungsrecht he lee de Dr Tweife 
neben der ihm in 8 1277 gewährten N Berugnis ih im wangs- 
BET zu befriedigen (vgl. 8 1282 Abi. 2 am Ende). rigens 
vg 

18) vgl. Note 1 
m ei B. ni zur Abtretung, zu einem Bergleid. 
ö ote 1 
8 1288 ' m: Deo „Die Kündigung darf das Zinsredt nicht krän⸗ 
| en“ . 
. 22 
# 8 1285 28 F 
24 1288, 1283 Abſ. 9. 


25) pgl. oa und Noten. ” 


27 33* 
8 1287 28 287 er wie 16 aus $ 1288 ergibt, nur bet ‚gorderungen, bie 
nidt uf Gele gehen Geld- Forderungen gilt 8 1288 
z09 „land an der Forderung wird Pfand an ber eiltun ng: (C). 
2) Dhne Eintragung im Grundbude Damit dieſe —5— 
rungshypothek“ aber Dritten gegenüber wirkſam ſei, kann der Gläubi 
ihre Cintragung im Grundbude gemäß 88 894 ff. betreiben. t 
„Siderungshypothef“ vgl. 88 1184 
8 1288 21 9, Gegenjage zu 8 1287; vgl. Note 28. 
wenn die Fo ung, zu deren Figerheit die Geldfor⸗ 
derung, —* — morben, noch nid rarlig ii 
m Für reußen vg Seite 86 unterm Strid. 
ge mh z; 1m 1279 ff. „Neue Kapitalanlage heiſcht neue Verpfän⸗ 





(Fortsetzung von Seite 892) 


Die Verwahrun erfolgt unter gemeinschaftlichem Verschlusse des Amtsrichters 
und des Gerichtsschreibers er Hinterlegungsschein ist von ihnen zu unterschreiben 
und mit dem Gerichtssiegel zu versehen. 


Eröffnung von Testamenten und Erbverträgen. 


Art, 8%. Bofindet sich ein Testament oder ein Erbvertrag seit mehr als 
vierundfilnfzig Jahren in amtlicher Verwahrung, so.ist mit der Eröffnung vor- 
zugehen, sofern nicht bekannt ist, dass der Erblasser noch lebt. Die Vorschriften der 
85 2260 bis 2264 des Bürgerlichen Gesetzbuchs finden entsprechende Anwendung. 


Feststellung des Ertragswerts eines Landguts. 


Art. 83. Soweit in Fällen der Erbfolge oder der Aufhebung einer fort- 

esetzten Gütergemeinschaft der Ertragswert eines Landguts zu ermitteln 

ist, gilt als solcher der fünfundzwanzigfache Betrag des jährlichen Beinertrags. Durch 
Königliche Verordnung kann eine andere Verhältniszahl bestimmt werden. 

Die Grundsätze, nach welchen der Reinertrag festzustellen ist, können durch 

allgen meine Anordnung des Justizministers und des Ministers für Landwirtschaft, Domänen 


Forsten bestimmt werden. 
(Fortsetzeng folgt Seite 898) 
[U ee TER 
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Pfandredt an Rechten 8 1283-1288 


hung berechtigt tit, kann er auch verlangen, daß ihm die Geldforderung 
an Zahlungsitatt abgetreten wird. 

Zu anderen Berfügungen über die Forderung iſt der 
Pfandgläubiger niht berehtigt;') das Recht, die Befriedigung 
aus der Forderung nad) 8 1277 zu fuchen, bleibt unberührt.?°) 

8 1283. Hängt die Fälligkeit der verpfändeten Yorderung von 
einer Kündigung ab, jo bedarf der Gläubiger zur Kündigung der Zu = 
timmung des Bfandgläubigers nur, wenn dieſer berech⸗ 
tigt ift, die Nugungen?) zu ziehen. 

Die Klindigung des. Schuldners ift nur wirfam, wenn fie dem 
Pfandgläubiger und dem Gläubiger erflärt wird. 


Sind die Vorausjegungen des 8 1228 Abſ. 2 eingetreten, jo ift auch 
der Piandgläubiger zur Kündigung beredtigt; für die Kündigung des 
Shuldners genügt die Erflärung gegenüber dem Pfandgläu- 
biger.) 

8 1284. Die Vorſchriften der 88 1281 bis 1283 finden feine 
Anwendung, joweit der Pfandgläubiger und der Gläubiger ein anderes 
vereinbaren. 

8 1285. Hat die Leiftung an den Pfandgläubiger und den: Gläu- 
biger gemeinſchaftlich zu erfolgen,??) jo find beide einander ver- 
pflichtet, zur Einziehung mitzuwielen, wenn die Forderung fähig it. 

Soweit der Pfandgläubiger berechtigt ift, Die Forderung ohne 
Mitwirtung des Gläubigers einzuziehen,”*) Hat er für die 
ordnungsmäßige Einziehung zu forgen. Bon der Einziehung bat er 
ben Gläubiger unverzüglich zu benachrichtigen, jofern nicht die Benad- 
richtigung untunlich ijt.?°) 

8 1286. Hängt die Fälligkeit der verpfändeten Forderung von 
einer Kündigung ab, fo kann der Piandgläubiger, jofern nicht das Kün- 
digungsrecht ihm zufteht,2*) von dem Gläubiger die Kündi— 
gung verlangen, wenn die Einziehung der Forderung wegen Gefähr: 
dung ihrer Sicherheit nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Ver: 
mögensverwaltung geboten tft. Unter der gleihen Vorausiegung fann 
der Gläubiger von dem PBPfandgläubiger die Zuftimmung zur 
Kündigung verlangen, jofern die Zuftimmung erforderlich ift.?”) 

8 1287. Leiſtet der Schuldner in Gemäßheit der 88 1281, 1282,?°) 
jo erwirbt mit der Leitung der Gläubiger den geleijteten Gegenftand 
und der Pfiandgläubiger ein Pfandrecht an dem Gegenitande.) Be- 
iteht die Leiftung in der Übertragung des Eigentums an einem Grunds 
ftüde, jo erwirbt der Pfandgläubiger eine Sicherungshypothek.?o) 

8 1288. Wird eine Geldforderung ?') in Gemäßheit des 8 1281 
eingezogen,??) ſo find der Pfandgläubiger und der Gläubiger einander 
verpflichtet, dazu mitzuwirken, daß ber eingezogene Betrag, foweit es 
ohne Beeinträchtigung des Intereſſes des Pfandgläubigers tunlid) ift, 
nad den für die Anlegung von Mündelgeld geltenden Borjäriften °°) 
verzinslich angelegt und gleichzeitig dem Pfandgläubiger das Pfandrecht 
beitellt wird.) Die AYrtderAnlegung beitimmt der Gläubiger. 
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Erläuterungen 


85) d. h. wenn die Forderung, zu deren Sicherheit die Geldforderun 
verpfändet worden, bereits füllig m dere 9 
8 1290 se) pgl. 8 1209. 
$ 1291 27) 88 1280—1290. 
87a) Für Das Fandrecht an einer „Sypothetenforderung“ 
gelten fie [don von ſelbſt. 
se) z.B. die 8 363 HGB. bezeichneten Papiere; vgl. Note 20 zu $ 1081. 
20) „Gibſt einen Wechſel Du zu Pfand, leg ihn giriert in Pfand- 
berrns Hand“ BR vgl. auch 88 1294 ff. 
4°) Schuldverihreibungen auf den Inhaber (8 793 ff.), Aktien auf den. 
Inhaber 793 


N" r nel Noten zu 
$ 1294 42) vgl. 1281—1283, 1285, 1 
Ba 


5 1292 


294 ff. 
. dl die Hauptihul nicht fällig, 


8 12096 #8) d. h. der „Berpfänder“ fann die auf das verpfändete Wert- 
papier entfallenden Zinſen und Dividenden für ſich jelbft einziehen, wenn 
und jo lange die ordetung zu deren Sicherheit das Wertpapier verpfändet 
worden, noch nicht 310 g iſt und wenn die Parteien nit ein anderes 


204-1258. vgl. auch 
wird der och fällig“ (C). 


vereinbart haben. 1296 entſcheidet eine für das ſogen „Yombard- 
geſchäft“ wichtige Frage. vgl. Anhang 1 zu 8 1204 unter IT. 





(Fortsetzung von Seite 396) 


Schlussbestimmungen. 


Art. 8SY. Soweit in Gesetzen auf Vorschriften verwiesen ist, welche durch dieses 
Gesetz ausser Kraft gesetzt werden, treten an deren Stelle die entsprechenden 
neuen Vorschriften. 

Art. 88. Die in den Artikeln 57, 58 des Einftihrungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuche gemachten Vorbehalte gelten auch gegenüber den Vorschriften dieses 

osetaos. 

Art. 89. Die nachstehenden Vorschriften werden, soweit sie nicht 
schon infolge Reichsgesetzes ausser Kraft treten, unbeschadet der 
Übergangsvorschriften aufgehoben: 


1. folgende Vorschriften des Allgemeinen Landrechts, soweit sie sich nicht auf 
öffentliches Recht beziehen: 
a) die Kinleitung mit Ausnahme der $$ 74, 75; 
b) der erste Teil mit Ausnahme 
des $ 34 des 1. Titels, 
der 58 29 bis 69, 71 bis 82, 96 bis 117, 125 bis 181, 138, 137 bis 140, 142 bis 144, 146 
bis 148, 153, 158, 155, 186, 163 bis 167, 168 bis 174, 185, 186 des 8. Titels, 
der ss 9 bis 96, ı1l bis 120, 126, 198, 139, 189, 140, 152, 153, 155 bis 157, 170 bis 208, 
210 bis 219, 223 bis 258, 261 bis 274, 348, 655 bis 859 des 9. Titels sowie der sonstigen 
Vorschriften des neunten Abschnitts dieses Titels, soweit sie auf Grund der im 
Einführungsgesetze zum Bürgerlichen Gesetzbuche gemachten Vorbehalte in 
Kraft bleiben, 
der 88 4 bis 11, 651, 652, 676, 677, 996 bis 1019, 1021 bis 1023 des 11. Titels, 
der 58 176, 475, 476 des 12. Titels, 
der 85 41 bis 45 des 13. Titels, 
der 55 362 bis 871 des 17. Titels, 
der 1 bis 678 des 18. Titels, 
der 458 bis 465 des 20. Titels, 
der 8 45, 46 des 21. Titels und 
der 58 55 bis 242 des 22. Titels; 
c) aus dem zweiten Teile: 
der 1. Titel mit Ausnahme der $$ 34, 35, des Anhangs-$ 65, der 88 198, 738 bis 
740 und des neunten Abschnitts, soweit dieser auf Grund einer nach den Artikeln 
67, 58 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch in Kraft bleibenden 
Vorschrift der Hausverfassung gilt; 
der 2. Titel mit Ausnahme der $$ 17, 18, 59, 77, 78, 81 bis 84, 150, 603, 641, 642, 688 
is 685; 
der 3. Titel; , 
die 8$ 1 bis 22, 27 bis 47, 227 bis 250 des 4. Titels, soweit sie nicht für Familien- 
fideikommnisse gelten; 
der 5. Titel; 
der 6. Titel, soweit er sich auf die Verfassung rechtsfähiger Vereine bezieht, für 
Vereine, die nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs Rechts- 


fähigkeit erlangen; 
g gen; (Fortsetzung folgt Seite 414) 
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Pfandrecht au Rechten 8 1289-1296 


Erfolgt die Einziehung in Gemäßheit des 8 1282,35) fo gilt die 
Forderung des Pfandgläubigers, ſoweit ihm der eingezonene Betrag zu 
feiner Befriedigung gebührt, als von dem Gläubiger beridtigt. 

$ 1289. Das Piandreht an einer Forderung eritredt fih auf 
bie Zinjen der Forderung. Die Vorfehriften des 8 1123 Abſ. 2 und der 
SS 1124, 1125 finden ent|prehende Anwendung; an die Stelle der 
Beihlagnahme tritt die Anzeige des Pfandgläubigers an den Schuld- 
ner, daß er von dem Einziehungsrechte Gebraud) made. 

81290. Beitehen mehrere Pfendrechte an einer Forderung, jo 
it zur Einziehung nur derjenige Pfandgläubiger berechtigt, deſſen 
Pfandrecht den übrigen Pfandredten vorgeht.) 

8 1291, Die Vorſchriften über das Pfandredht an einer Yorbe- 

rung ?7) gelten aud) für das Pfandreht an einer Grundſchuld und an 
einer Rentenſchuld. a) 

| 8 1292. Zur Berpfändung eines Wechſels oder cines anderen 

Bapiers, das durch Indoffament übertragen werden fann,?®) genügt die 

Einigung des Gläubigers und des Pfandgläubigers und die libergabe 

des indoffierten PBapiers.’®) 

81293. Für das Pfandrecht an einem Inhaberpapiere *°) gelten 
die Vorichriften über das Pfandredt an beweglichen Sachen.“) 

81294. Iſt ein Wechſel, ein anderes Papier, das durch Indoſſa⸗ 
ment übertragen werden kann, oder ein Inhaberpapier Gegenitand des 
Pfandrechts, jo it, auh wenn die Vorausiegungen des 8 1228 Abi. 2 . 
noch nicht eingetreten find, der Pfandgläubiger zur Einziehung und, 
falls Kündigung erforderlich ift, zur Kündigung berechtigt und kann 
der Schuldner nur an ihn leiften.“?) 

81295. Hat ein verpfändetes Papier, das durh Indofjament 
übertragen werden fann, einen Börſen⸗ oder Marktpreis, jo iſt der Gläu⸗ 
biger nad) dem Eintritte der Vorausfegungen des $ 1228 Abſ. 2 beredh- 
tigt, das Papier nad) 8 1221 verkaufen zu laſſen. 

81296. Das Pfandrecht an einem Wertpapier eritredt ſich auf 
die zu dem Papiere gehörenden Zins, Renten: oder Gewinnanteilicheine 
nur dann, wenn fie dem Pfandgläubiger übergeben find. Der Ver— 
pfänder ann, jofern nit ein anderes beitimmt ift, die Heraus 
gabe der Scheine verlangen, ſoweit fie nor dem Eintritte der Voraus: 
fegungen des $ 1228 Abi. 2 fällig werden.*) 
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Erläuterungen | 


8 12397 1) „ost. Anhang 1 au 8 12097 (Allgemeines zum Samilienreht — Rechts⸗ 
u fte Hung ber gran). 
ıa) Ob ein Berlöbnis vorliegt ‚(„Liebihaft und Brautſchaft ift smeier- 
lei“. — Proc: ältnis ift nicht Verlöbnis“. C), hat, da es einer gorm (6 (3. 
Ringwech fel, fertig Anzeige) nicht bedarf, auf Grund der Tatſachen, ber 
beitehenden Gebräude ujw. im einzelnen Falle der Richter zu entiheiden. Cs 
muß f ieh tehen, daß die Parteien a Ausdrud gebradt haben 
> Lüffige N genü he mit einander ein=- 
gehbenzu wol teht Dies ei. I ent ein Te er Ver: 
trag“ auf ver tee) ung ber Che vor, aus dem zwar ni » ge itlung” 
Cingebung de gt werden fann, der aber die in 88 
timmten „redtli olgen äußert. Aus der Bere snatun —* 
rlöbniſſes folgt, dab es a e si 104 ff. 107 je 119, 123 unter: 
tebt. Wenn * eine minderjäh rſon 117 inwilligun oder 
age ihres geieslihen —— Y 107 Ale fih verlobt, jo "inden 
Die 88 1[, feine nwendung — n rechtlichen Wirkungen eines 
—— erlöbniſſes gehört 3. B. Er Zeugnisderweigerungs- 
recht im Zivil⸗ und ttpege n. — über Erbverträge und Erb- 
verzichte zwildhen „Verlo ten" 88 2275, 2276, Hr 2290, 2347. Gemein. 
oft ide eftamente fonnen nur Begatten, t aud 
obte“ errichten 8 2265. — Ein beitehendes Leni nis bildet für einen 
der Verlobten ein hehindernis, eine andere Perſon zu beiraten. 
ir haben feine anderen Rechte als „uneheliche“ Kinder überhaupt. 


88 1705 


2 


339, 344. 
8, Note 1 (Nüdtritt eines minderjährigen Verlobten). 
+5 Stief⸗ und Pflegeeltern. 
8. Verlobungsihmaus, Buletis, fü Miete einer Wohnung ulm w.; Ä 
bagen gen ee a8: Auslagen für Buketts al rt Beſuchsreiſen gu 
rem Orte lebenden Braut. Aus ——— Abſ. 2 folgt, daß z. übertrie- 
bener Luxus bei ‘der Verlobung, bei Beihaffung der Auslteuer nicht erſetzt zu 
werden braucht. 
°) Der verlafiene Berlobte kann alfo 3. B. den Schaden erſetzt ver: 
langen, der ihm dadurch entſteht, — in Erwartung der — eine an 
eſchlag 





tiche Stellung gekündigt oder aus a By Gall be licht zum Er⸗ 
des | negativen — d. desjenigen, Das der 
lobte ge ab hätte, wenn das Verlöbnis nicht eingetreten wäre). egen - 


Hat er feinen Anſpruch auf Erſatz des ſogen. „pofitiven et: 
sites d. 5. desjenigen was er gehabt Hätte, wenn es zur Eheſchlie jung ge: 
fommen wäre. Eine ' „Das Bermögen 3 w. betreffende Maßnahme“ it es 
nicht wenn die Braut einen qwei weiten wohlhabenden Freier ausgeſchlagen 
We eitergehende Scha ——— ſtehen dem verlaſſenen er⸗ 
lobien kelbitverjtandlic, nad den allgemeinen Vorſchriften über „uner:= 
Taubte Handlungen“ zu, wenn 2 ber andere Teil einer jolden, z. B. eines 
Betrugs ſchuldig gemacht Bat ( ‚ 826). 

') Eine Verpflihtung zur Angabe des Grundes beim Rugtritt be⸗ 
ſteht nicht. Erſt im Prozeß iſt der Zurücktretende ver ei den Grund ans 
angeben und gie beweilen, wenn er behauptet, daß er einen „widtigen“ 
üdtritt gehabt habe. Ob ein „widtiger Grund“ vorliegt, ent- 





rund zum 


ULIE KT EN 
kur Sa WEERTETTGEURE 
” w. —B* 
J Kr 


I6e heidet der Richter nach feinem Ermeſſen unter Berüdfihtigung der in den 
ebenstreilen der Verlobten herrfchenden Anihauungen. Ein De erfhulden 
“ des anderen Teils if nicht erforderlid. Feen. Bruch der Berlöbnis- 
* treue, — Tatſachen, die, wenn die Er Don m gelälofien wäre, einen Fheldki- 
2 dungsgrund bilden würden (88 1564 auernde Krankheit eines 


lobten, auch des Zurüdtretenden ren, — I Inker Umftänden aud Irrtum über 
die Vermögensverhältnifie (vgl. 8 1334 Abſ. 2). — Die Verſagung der nad 

1305 erforderliden Einwilligung des Vaters oder der Mutter zur Eheſchlie⸗ 
ung wird für die Tochter „in der Regel“ als ein ander Grund“ zum 


ritte vom Berlöbnille anzujehen fein, namentlid dann, wenn fie noch 
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5 1297-1300 


Viertes Buch. | 
Samilienrecht.) 





Erfter Abfchnitt. 
Bürgerlice Ehe. 





Erfter Titel. Berlößnis. 


8 1297. Aus einem Verlöbniffe kann nidt auf CEingehung der 
Ehe gellagt werden.! :) 

Das Verſprechen einer Steafe?) für den Yall, daß Die Eingehung 
der Ehe unterbleibt, ift nichtig. 

$ 1298. Tritt ein Berlobter von dem Verlöbnile zuräd,?) jo hat 
er dem anderen Verlobten und deſſen Eltern fowie dritten 
Perjonen,‘) welde an Stelle der Eltern gehandelt haben, den Schaden 
zu exrjeken, der daraus entitanden iſt, daB fie in Erwartung der Che 
Aufwendungen) gemadt haben oder Verbindlidfeiten 
eingegangen fild. Dem anderen Verlobten hat er aud) den 
Schaden zu erfegen, den diejer dadurd erleidet, dab er in Erwartung der 
Ehe jonftige fein Vermögen oder feine Erwerbsitellung berührende 
Naßnahmen getroffen hat.) 

Der Schaden ift nur infomweit zu erfegen, als die Aufwen- 
dungen, Die Cingehung der Verbindlichkeiten und die fonitigen Maß- 
nahmen den Umftänden nad) angemefjen waren. 

Die Erjfagpflicht tritt nicht ein, wenn ein wichtiger Grund für den 
Rüdtritt vorliegt.) 

51299. Beranlakt ein Berlobter den Nüdtritt bes anderen 
durch ein Verſchulden, das einen wihtigen Grund für den Nüdtritt 
bildet,®) fo ift er nad Maßgabe des 8 1298 Abf. 1, 2 zum Sqchadeneerſatze 
verpflichtet. 

8 1300. Hat eine unbeſcholtene Berlobte ’) ihrem Verlobten die 
Beiwohnung geitattet, 1°) fo fann fie, wenn die Vorausſetzungen des 
8 1298 oder des 8 1299 vorliegen, auch wegen des Schadens, der nicht 
Bermögensichaden ift,!!) eine billige Entſchädigung in Geld verlangen.':) 

Der Anſpruch ift niht übertragbar?) und geht nit auf 
die Erben über, es ſei denn, daß er durch Vertrag anerkannt 
oder daß er rehtshängig geworden ift. 
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Erläuterungen 


erheblich jünger als 21 Jahre iſt. Verweigern aber der Vater oder die Mutter 
die Einwilligung aus lee n oder verwerflichen Gründen, jo fann für die 
Tochter eine fittliche Verpfl igkung, an dem selöbniffe feſtzu lten, unter 
Umſtänden wohl beſtehen bleiben und die Verſagung der Einwilligung nicht 
als „wichtiger —R um Küdtritte vom Verlöbnts anzuertennen fein. 

8 1299 8) 3. 8. ein Verlobter legt es durch empörendes Verhalten darauf an, 
den anderen zum Rücktritte zu u 

8 1300 ?) Eine Braut ift nicht — beſcholten“, vos „ne ihon vor der Ber- 
lobung dem Bräutigam ſelbſt den Bed ‚la geftattet 5 at. 

10) daß he Idwanger geworden, iſt ni morauskegung. it fie ſchwan⸗ 


ger gemorden o gelten außerdem 8 
* „Dar geladen 4,170 ft 
12 825, 847. Wenn bie Emohnung vor dem Berlöbnis ſtatt⸗ 
gefunden Ir a ‚ ge SL 1300 not Platz. 
ote 
3 1301 m fei es im — itigen Einverjtäntnis, ſei es wegen Rüdtritts 
eines Ay SR 
5 in 


. ge. 
812 ff., 815 „818. Die Nüdforderung ift danach für denjenigen 
Verlobten —— rt die Eheſchließung wider Treu und Glauben ver⸗ 
hindert hat. — Ein Hecht“ Briefe zurüdz ge ibt es nit. 
ı7) ilber die Ünwirtſamteit egtwilliger Kerfügungen zu 
Gunjten eines Verlobten nah aufgehobenem Verläbnis 88 2077, 2279. 
1303 m) Die 88 1303—1315 regeln das jogen. materielle Ehelhtiehungsreit 
(bie € enden vgl. Hierzu Note 1 zu 8 1323, auch $ 1349). — Betr. 
usländer E. 13, 27, 30. — Das formelle Eheichliekungsrenit ift in den 
13161322 und im Gef. über bie ‚Beurfunbung des Berionenitandes und 
Cheihliefung vom 6. ruar 1875 in der Faſſung von E. 46 geregelt; 
hierzu vgl. die Ausführungsvorfchriften des Bundesrats vom 25. März 189. 
vgl. ferner E. 40 (betr. Eheichliekung im Eon, 8 36 Gel. über bie Kon: 
[ular erihtsbarfeit vom 7. April 1900 (Eheſchliezung in Konjula egerihte- 
bezirien) und F 7 Schu —— in der Faſſung vom 10. Septem 
(Eheſchliehung in ben 
2) alfo nit vor —* edeten 21. Lebensjahre, und nur, wenn 
er für — erklärt“ iſt, nach vollendetem 18. Lebensjahre (88 2—5). 
Eine £5 freiung“ Hiervon ibt es beim Manne nit. 
—A hehindernis; die entgegen dem 8 1303 Abſ. 1 ge- 
Bee (che it gültig. vgl. Note 1 zu 8 1323. — vgl. aud die „Über- 
it“ in Note 14. 
) 8 1322. In Preußen und Baden: vom Jultizminilter, in 
Bayer ern „Ind MWürttemberg: vom König, in Sachſen: vom Minifter 
s 
5 1304 ”) Dop „Geihäftsunfähige“ feine gültige Che fließen können, folgt 
aus 88 104, 105, 1a —— — mit rückwirkender Fraſ iſt 
banad) zuläffig. — „Sn der ae tsfähigfeit beihräntt“ find: Minder: 
übrige von 7—21 Sabre (na ote 2 fommen hier nur Frauen in 


tracht erner wegen Geiſtesſchwäche (nicht: Get testranfheit), 
—A t, Verſchwendung ntmündigte, ſowie die $ 1906 
bezeichneten Berjonen (88 106, 114). 


°) vgl. Note 11 und Anhang 12 zu 8 107 jowie die Hberlich “ Note 14. — 
Wenn die Einwilligung des geſetzlichen Vertreters vorliegt, arf es nit 
außerdem nod) der een chaftsrichterlichen Genehmigung. — Die „ohne Ein- 
willigung“ des de eſe tzlichen Vertreters geſchloſſene Che it anfehtbar 8 1331 
(„trennendes“ Chehindernis vgl. Note 1 zu 8 1323 und $ 1343), „Heilung“ ift 
möglich 8 1337. Anbere Rechtsfolgen der ohne die 8 1304 —— Ein: 
williguys er Che 88 1364, 1426. 

Heger 88 1909, 1915, Ein Pfleger muß insbejondere beitellt 
werden, wenn ja ormund fein Mündel heiraten will, was an jid nicht ver- 

oten i 
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8 1301. Unterbleibt die Ehefchliegung,?‘) jo fann jeder Verlobte 
von dem anderen die Herausgabe desjenigen, was er ihm geichenft oder 
zum Zeichen des Verlöbniſſes?) gegeben hat, nad den Vorſchriften 
über die Herausgabe einer ungerehtfertigten Bereiherung 
fordern.) Im Zweifel iſt anzunehmen, daß die Rüdforderung 
ausgeſchloſſen fein foll, wenn das Verlöbnis durch den Tod 
eines der Verlobten aufgelöft wird.!”) 

$ 1302. Die in den 88 1298 bis 1301 beftimmten Anſprüche 
verjähren in zwei Jahren von der Auflölung des Verlöbniſſes an. 


Sweiter Titel. Gingeßung der Ehe.) 


$ 1303. Cin Mann darf nit vor dem Cintritte der Volljährig⸗ 
feit,?) eine Frau darf nicht vor der Vollendung des jechzehnten Lebens- 
jahres eine Che eingehen.?) 


Einer Frau Tann Befreiung von dieſer Vorſchrift bewilligt 


werben.*) 

81304. Wer in der Geihäftsfähigteit beſchränkt ift,’) bedarf 
zur Cingehung einer Ehe der Einwilligung feines geſetzlichen Ver⸗ 
tseters.°) 

Sit der gefegliche Vertreter ein Bormund,’) jo kann die Einwilli⸗ 
gung, wenn ſie von ihm verweigert wird, auf Antrag des Mündels durch 
das Vormundſchaftsgericht erſetzt werben. s5) Das Bormundihaftsgericht 
bat die Einwilligung zu erjegen, wenn die Eingehung der Ehe im In— 
tereife des Mündels Tiegt. 

8 1305. Ein eheliches Kind?) bedarf Bis zur Vollendung des 
einundzwanzigiten Lebensjahrs 10) zur Eingehung einer Ehe der Ein⸗ 
willigung des Baters,!!) ein uneheliches Kind 1?) bedarf bis zum gleichen 
Lebensalter der Einwilligung der Mutter. An die Stelle des Baters 
tritt Die Mutter, wenn der Bater geftorben ift oder wenn ihm die 
ih aus der Baterjchaft ergebenden Rechte nad) S 1701 nit zu: 
tehen. Ein für ehelid erflärtes Kind) bedarf der Ein- 
willigung der Mutter aud dann nicht, wenn der Vater geftorben ift. 
| Dem Tode des Vaters oder der Mutter jteht es gleich, wenn fie 
zur Abgabe einer Erklärung Dauerndaußerftande find oder wenn 
ihr Aufenthalt dauernd unbefannt ift.) 

81306. Einem an Kindesitatt angenommenen Rinde '5) gegen- 
über fteht die Einwilligung zur Cingehung einer Ehe an Stelle der leib— 
lichen Eltern !°) demjenigen zu, weldher das Kind angenommen hat. Hat 
ein Ehepaar das Kind gemeinjhaftlich oder Hat ein Ehegatte das Kind 
des anderen Ehegatten angenommen, jo finden die Vorſchriften des 
8 1305 Abſ. 1 Sat 1, 2, Abf. 2 Anwendung. 

Die leiblihen Eltern erlangen das Recht zur Einwilligung 
auch dann niht wieder, wenn das dur die Annahme an Kindes- 
ftatt begründete Rechtsverhältnis aufgehoben wird. 

81307. Die elterlihe Einwilligung kann nicht durch einen Ber: 
treter erteilt werden.) Iſt der Vater oder die Mutter in der Ge- 
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Eingehung der Che 8 1301-1307 | 


| 





$ 1305 


8 1306 


Erläuterungen 


8) Cine „vormundf abe in run der on ung fit el: 
nur zulällig, wenn der Ga ade Da ber „elle nid aus, wenn 
Bater oder die Mutter (als Inhaber ver „elterlichen Gear d. h. as 
für lie Vertreter) ni verweigern. Die I ochler muß dann Bis zur Boll: 
rigteit warten. Über die Erfegung der Einwilligung des Vaters oder ber 
—*2* bloß in rer — s „Eltern“ (n icht: als Inhaber der „elter⸗ 
lichen un h. als ge glic iche Vertreter) rgl. 1305, 1308. 

9) dgl. 55 1719, 1: Die 88 1305-1308 andeln von der Ein- 
willigung des Waters oder der Mutter, die unter den dafelbit — — 
Vorausſetzungen nötig Er au Den t darauf, ob Bater oder Mutte 
die „elterliche nn fiße h. geſetzliche Vertreter des Kindes find, fon- 
dern ——— Ib, wei He Se Eltern“ Find. vgl. die „Überficht“ in 

Note 14. — Die ohne — "ber „Eltern“ (88 13051508) geſchloſſene 
Che iſt g ültig (. — — Ehehindernis vgl. Note 1 zu 8 1323); 
andere Redtsfolgen 88 1621, 

10) auch dann, wenn das Kind für „volljährig erklärt“ ift (18.—21. Fahr). 

11 ieh genügt, t, auch wenn die Putter ni einwilligt. 


12 

* 1723 ff. 

—— Pr ür die im praltiihen Leben Häufigften Fälle diene folgende 
A. Eheihhliekung des Mannes: 

a) Nur der nun lanzige 21 Jahre alte oder — vollendetem 
18. Jahre für ährig erklärte‘) Mann darf heira 
b) Der „21 Jahre alte‘ Mann ijt in der Eheſchließung unbeifräntt (ie: 
fern er nicht aus bejonderen Gründen A oder „in 
———— igleit be — ‚ut, gel. Hote 
c) Der für „vo rig erflärte”, aber a nacht 21 Jahre alte Mann 
von 18—21 Er ren) bedarf, ‘ob — er nicht mehr unter „elterlicher 
walt“ ſteht feines „ n Vertreters“ bedarf, dennoch der 
re Saas Vaters oder der Mutter ($ 1305), die nad $ 1308 
Dur) das „ ormundſchaftsgericht“ erſetzt werden kann. 
B. Eheſchließung der Frau: 
a) Die GWjährige oder nad erteilter Befreiung (Note 4) auch die 
7jahrige rau darf heiraten. 
b) Für die 21 Jahre alte Frau gilt das A. b. Gelagte 
c) Für die für „volljährig erklärte“, aber na it 5 Sabre alte rau 
von 18—21 Nahren) gilt das A. c. Gefag 
Die „minderjahrige frau“ (über 16 Zuhre — falls befreit, jüngere) 
bedari zur Eheſchließung 

1. a Einwilligung ihres „ ejesliggen Vertreters“ ($ 1304), die Durch 

„Bormundidafts er — werden kann, wenn der geſetz⸗ 
— Vertreter ein, md oder „Bileger“ iſt, ni cht aud, wenn 
%ater oder Mutter fraft „elterlicher Gewalt“ geleglide 
Vertreter find; verweigert der Vater oder die Mutter die Ein- 
uber ie muß die Tochter bis zur Volljährigfeit warten. 

2. außer der Einwilligung des „gejeßliden Vertreters“ der Ein- 
kung des Baters oder ver Kutter, Ne wenn diefe nit 
die „elterlihe Gewalt“ haben oder ausüben, wenn Vater und 
must eine längere ee verbüßen (88 1677, 1678, 

686). In legterem Bei bedarf die Toter der Sinwfltigung 
Dee ihr gemäß 8 un beitellten Vormundes, als ihres 
Bertreters“ (gemäß d. 1), und a ußerdem der a 
* im Gefängnis figenden Vaters oder, wenn Diefer tot iſt, der 
utter. Die fehlende Einwilligung des Baters oder der Mutter 
dldef sgerit“ erjegf werden; 
rigkeit warten. 


d 


fann nidt durch das „Vormun 
die ee muß dann bis zur Volljä 


10 —3 Falle es 8 1305. 
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Eingehung der Ehe 8 1308-1314 


I\häftsjähigfeitbeihräntt, fo ift die Zuftimmung des geſetz⸗ 
lichen Vertreters nicht erforderlich.'?) 

81308. Wird die elterlihe Einwilligung '°) einem volljährigen 
Rinde verweigert, ſo fann fie auf deſſen Antrag dur das Vormund⸗ 
IKhaftsgericht erjegt werden. Das Vormundſchaftsgericht Hat die Ein- 
willigung zu erjegen, wenn fie ohne wichtigen Grund verweigert wird. 

Bor der Entiheidung ſoll das Vormundichaftsgeriht Verwandte 
oder Verſchwägerte des Kindes hören, wenn es ohne erhebliche Verzöge- 
rung und ohne unverhältnismäßige Koften geſchehen kann. Für den 
Erſatz der Auslagen gilt die Vorſchrift des 8 1847 Ab]. 2. 

8 1309. Niemand darf eine Ehe eingehen, bevor feine frühere 
Ehe aufgelöft 2°) oder für nichtig erflärt ?) worden ift.22) Wollen Che: 
gatten die Eheſchließung wiederholen,23) fo ift die vorgängige Nichtig- 
feitserflärung nicht erforderlich. 

Wird gegen ein Urteil, durch das die frühere Che aufgelöft oder 
für nichtig erflärt worden ift, die Nichtigkeitsklage oder die Rejtitutions- 
tage erhoben,?*) jo dürfen die Ehegatten nicht vor der Erledigung des 
Redisitreits eine neue Ehe eingehen,?5) es jei denn, daß die Klage erit 
nah dem Ablaufe der vorgejchriebenen fünfjährigen Friſt ?e) erhoben 
worden lt. 

8 1310. Cine Ehe darf nit geſchloſſen werden zwiſchen Bers 
wandten in gerader Linie,”) zwiſchen vollbürtigen oder halbbürtigen 
Geſchwiſtern ſowie zwiſchen Verſchwägerten in gerader Linie.23) 

Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen Perſonen, von denen 
die eine mit Eltern, Voreltern oder Abkömmlingen der anderen Ge⸗ 
ſchlechtsgemeinſchaft gepflogen hat.?°) 

Verwandtſchaft im Sinne dieſer Vorſchriften beſteht auch 
zwiſchen einem unehelichen Kinde und deſſen Abkömmlingen einerſeits 
und dem Vater und deſſen Verwandten andererjeits.:°) 

1311, Wer einen anderen an Kindesitatt angenommen hat, 
darf mit ihm oder deſſen Abkömmlingen eine Ehe nicht eingehen, ſolange 
das durch die Annahme begründete Rechtsverhältnis beiteht.?*) 

81312. Cine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwilchen einem 
wegen Ehebruchs gelhiedenen Ehegatten und demjenigen, mit welchem 
Der geihiedene Ehegatte den Ehebruch begangen Bat, wenn diejer Ehe- 
brud in dem Sheidungsurteil als Grund ber Scheidung feit: 
gestellt ift.?) 

Bon diefer Vorſchrift kann Befreiung bewilligt werben.») 

81313. Cine Frau darf erft zehn Monate nad der Auflöfung 
oder Nichtigkeitserflärung ihrer früheren Ehe eine neue Ehe eingehen,°*) 
es ſei denn, daß fie inzwiſchen geboren hat. 

Bon dieſer Vorſchrift kann Befreiung bewilligt werden.?) 

1314. Wer ein eheliches Kind hat, das minderjährig iſt oder 
unter feiner Vormundſchaft fteht, °) darf eine Ehe exit eingehen, nachdem 
ihm das Vormundſchaftsgericht ein Zeugnis darüber erteilt hat, daß er 
die im 8 1669 bezeichneten Verpflichtungen 7) erfüllt hat oder daß fie 
ihm nicht obliegen.’®) 
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Erlanterungen 


s 1307 H 
kann alio elbft einmwilligen. 

$ 1308 9 1305. vg I. die Aberſicht“ Note 14. Bei Verweigerung der , yeller- 
lichen € ninilligung‘ egen nüber einem minderjährigen Kinde gibt e 

feine „Erſe un * s „Vormundſchaftsgericht“. 

* 1309 20) Tod oder rechtskräftiges Scheidungsurteil. „Aufhebung der 
ehelichen —— nach 8 1575 genügt nicht. — Ein Behegenbes Terlöpnis 
ift fein Chehindernis für die Ehe mit einer anderen Perlon. 

21) Durch rechtskräftiges Urteil. ame. 1323 ff., 1329, 1330 V, 288 
22) Verbot der Doppelche a Die entgegen. dem Berbote ge- 
[ötofiene neue Ehe ijt en) ti Ns die frühere gültig a (5 1326), 


1305. 
N 106, 114. Der bloß beſchränti geſchäftsfähige“ Vater (Mutter) 


ültig, falls die Ir ipere —* nicht! oder anfechtbar ilt. alle a) 
er * nur , —— ee Hehindernis vor (Note 1 
u $ 1328). ber Die tra (5 arte ii rt Eingehung eine Doppelehe für 
ide Teile 8 im Str6 


3. weil Me an ber Gültigfeit der früher ftattgehabten Eheſchlie⸗ 
Bung awei ein. 


7 
: X. 35 Wgögloſene Ehe iſt gültig; „aufſchiebendes‘ Ehehinder⸗ 
nis (Mo ei au 2 E 


8 1310 auch 8 1310 Abſ. 3. 
1590 in bindung mit 1589. — Die entgegen dem Verbot des 
*— bj. 1 geisjtoftene ‚che tft a } tig ($ 1327), aljo „trennendes“ Ehe⸗ 


liegt „etennenbes", 


indernis (Note 1 zus 1 * arleit tritt erjt ein, wenn der 
eiſchlaf vollgogen iſtz iſt. 8 173 SLR, Blutichande ). 
ohn kann nit die „Geliebte“ feines Vaters Heiraten. 
Nur „auffeiebenhes" € Ghebinbernis (Piote I zu 8 1323); Die troß bes Berbots 
geiäene, ER ift alſo guülti 
Kr en 8 1589 bf. 


8 1311 21 — Die tro des Verbots Be lane iſt süurtie 
—A zu — 8 (Note 1 zu 8 1328). ne Rechts: 
ol 
$ 131% 2) Die troß des Verbots geſchloſſene Ehe it nihtig; jedoch r ii „Del 
lung“ m lich —R „Trenne Ms TE Chehinvernis te 1 zu 8 1323). — 


über die F barfeit des Chebruds $ 172 ER (nur auf Antrag) 
— Wenn ein Ehegatte gegen den anderen auf S —A — hebrn % 
und aus anderen Gründen (Mißhandlung u agt 565—1568, 
1574) und das Geridt die Beweisaufnahme zunächſt au Nr s nderen 
Gründe beihräntt, jo kann es fommen, daß die Co aus dieſen anderen 
Gründen ge dhieden wird, ohne daß auf f den „Ehebruch“ eingegangen wird. 
Dann fann der ehebrecherifche Chegatte feinen —8 [digen Betten, ohne 
Das Hindernis des 8 1312 entgegenftebt und er bleibt au Itraflos; denn 
fe ebruch ijt nur |trafbar, wenn „Des b“ die Che AEG AGEN, ift. Der 
atte allo, der den ehebrecheriſchen eil an der Heirat ſeines Mitſchuldigen 
verhindern und & sur Beltrafung bringen will, wird die aan stlage 
unächſt auf den Scheidungsgrund des Ehebruchs beichtänten müllen b die 
Berion, mit der ein Ehegatte Ehebruch getrieben Hat, gewußt Hat, daf fie 
mit einer „verheirateten“ Perſon verlehre, ift für 8 1312 unerheblich). 


2. Cs gilt das Note 4 Geſa 
54) Die — geſdigſen⸗ ſag iſt gäl Hi Mr „aufichiebendes“ Che- 
oren wird, gilt 8 1600. 


hindernis ) 1323). Wenn ein 
Er reußen und Württemberg: vom richt, 
nr Bay rn und Baden: vom Juſtizminiſter, in Sachſen: vom Winilter 
s Innern. 


8 1314 "ur das wegen —— entmündigte volljährige Kind 


18 ex V d teht die Pflegſchaft gr 
(88 * 9 a ren ſchaft e Pflegſchaft gleich (8 1915). 


$ 1313 
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Eingehung der Ehe 8 1315--1320 


Iſt im Halle der fortgeſetzten Gütergemeinjhaft?) 
ein anteilsberechtigter Ablömmling minderjährig oder bevormundet, jo 
darf der überlebende Ehegatte eine Ehe erjt eingehen, nahdem ihm das 
Vormundichaftsgerit ein Zeugnis darüber erteilt hat, daB er die im 
8 1493 Abſ. 2 bezeichneten Verpflichtungen erfüllt Hat oder dak fie ihm 
nit obliegen. 

8 1315. Militärperfonen und ſolche Landesbeamte, für die nad) 
den Randesgefegen zur Cingehung einer Che eine bejondere Er⸗ 
lsubnis erforderlich ift, dürfen nicht ohne die vorgefchriebene Erlaubnis 
eine Ehe eingehen.“°) 

Ausländer, für die nah den Qandesgefeten zur Cingehung 
einer Ehe eine Erlaubnis oder ein Zeugnis erforderlich ift, Dürfen nicht 
ohne diefe Erlaubnis oder ohne diejes Zeugnis eine Che eingehen.*) 

8 1316, Der Eheihließung fol ein Aufgebot vorhergehen.**) 
Das Aufgebot verliert feine Kraft, wenn die Che nicht Binnen ſechs 
Monaten nad) der Bollgiehung des Aufgebots geihloffen wird. 

Das Aufgebot darf unterbleiben, wenn die lebensgefähr- 
lide Erfrantung eines der Verlobten den Aufſchub der Che: 
Khliegung nicht geitattet.*?) | 

Bon dem Aufgebote kann Befreiung bewilligt werden.*) 

8 1317. Die Ehe wird dadurch geihloffen, daß die Berlobten 
vor einem Standesbeamten perſönlich und bei gleichzeitiger Anmwefen- 
heit erflären, die Ehe mit einander eingehen zu wollen.) Der Standes- 
Beamte muß zur Entgegennahme der Erklärungen bereit fein.*) 

Die Erflärungen können nicht unter einer Bedingung oder 
einer Zeitbeftimmung abgegeben werden. 

F 1318. Der Standesbeamte joll‘") bei der Eheſchließung in 
Gegenwart von zwei Zeugen an die Verlobten einzeln und nad) einander 
die Frage richten, ob fie Die Ehe mit einander eingehen wollen, und, nad): 
dem die Verlobten die Frage bejaht haben, ausiprechen, daß fie kraft 
dieles Gejfeßes nunmehr rechtmäßig verbundene Eheleute jeien. 

As Zeugen jollen Perfonen, die der bürgerlihden Ehren— 
rechte für verluftig erklärt find, während der Zeit, für welche die Ab— 
erfennung der Ehrenrechte erfolgt ift, jowie Minderjährige nidt 
zugezogen werden.*) Perſonen, die mit einem der Verlobten, mit Dem 
Standesbeamten oder mit einander verwandt oder verſchwägert 
ind, Dürfen als Zeugen zugezogen werden. 

Der Standesbeamte fol *) die Eheſchließung in das SHeirats- 
regiſter eintragen. 

81319. Als Standesbeamter im Sinne des 8 1317 gilt au 
derjenige, welcher, ohne Standesbeamter zu fein, das Amt eines 
Standesbeamten öffentlih ausübt ,°) es fei denn, daß die Ber- 
lobten den Mangel der amtliden Befugnis bei der Eheſchließung 
kennen. 

813230. Die Ehe foll 2) vor dem zuftändigen Standesbeamten 
geſchloſſen werden. 
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8 1315 


8 1316 


8 1317 


.8 1318 


8 1319 


8 1320 
5 1322 


Erläuterungen 
38) Die ohne das hier vorgejhhriebene „ Zeugnis‘ geihlofene Che 
it Brirt „a auf chiebendes“ Chehindernis (Note 1zu 8 1323). ET andere 
Rechtsfolgen 1670, 1686, 1740, 1761, 1845, 1886, 1897, 1915. — 8 1314 gilt 
fowohl, wenn die früßere Che be durch Tod, als wenn fe duch Sheidung 
oder Nihtigfeitsertlärung (8 1699) gelöft i n „ehelichen“ 


Kindern ftehen gleich die 88 1718, 1736, 1757 beein Ineten. 

82) 1483 ff., 1493, 1549, 1557. 

+0) Militärperionen bedürfen im ganzen Deutfchen Reiche der Erlaubnis 
der Vorgeſetzten. 88 40, 60 *, 61 ir ejeg vom 2. Mai 1874. — 
Keihsbeamte, \oweit fie nicht "Militärperfonen ind, bedürfen geiner Er: 
laubnis,; ebenfowenig preukijche Beamte; wohl aber 3. 8. bayer 1iöe 
und würtiembergiide Beamte nad näherer Beltimmung ber Diesbe- 
& ie Landesvorſchriften. Die ohne die erforderliche Erlaubnis geihtollene 


tgültig;; „aufſchiebendes“ hehindernis (Note 1 zu 8 1323). li— 
tärperſonen werden beſtraft 

1) Für Preußen vgl. 196, Art. 49. es eriſches heimat⸗ 
geſetz (in der Sallın vom %. Juli 1899) Art. 34. alias € Verordnung 
vom 12. Juli 18 7. Württembergijdes LusfiheA Al zum BOL. 
Art. 256. Bapit es Sr ng zum BGB. Art. Bejondere 
Vorſchriften Gare für Angehörige rechtsrheiniſch Ser  Gebietsteile Des 
Königrei ern. — Die unter Stlhthen tung 5 1315 Abſ. 2 ge- 
Itoflene —— gültig; „aufihiebendes“ Ehehindernis (Note 1 zu 8 1323). 
— vgl. au 


—8 die Benertunge in Note 1 betr. „[ormelles“ Eheſchlie⸗ 
Kun $ Die unter Berl che des $ 1316 ichloffene Ehe Hi gültig; 
1316 enthält nur e 77 our . Borkhrit (vgl. Regilter). Der 
Slanbesheimie mie eitraf 
#3) vgl. 8 50 tionenftanbegeei in der Yaflung von E. 46 (ärztli 
Beffjeintgung enügt, um den Standesbeamten zur Abitandnahme vom Fa 
gebot au ermädtigen). 
8 1322. ad" Preußen und Sachſen: vom Minifter des Innern. 
In Bayern: linfs des Rheins vom Staatsanwalt, rechts des Rheins von 
der — Hbebörbe, In Württemberg: vom Amtsgericht. Sn Baden: 
vom Ju iniſter. 
ug s eh die togen, bligator —2— Se über das Verfahren 
vgl. Not ote 1 betr. formell ließungsrecht 
2) Da die Che durch Die ren der Eh KR ließenden 
nie nidht: dur einen Ausipr ruch des Standesbeamten) „gel en“ wird, fo 
ringt der Schlußſatz zum Ausdrud, daß feine Chegegenden Willen 
des Standes gamten zufta tande fommen fann; andernfalls wäre es mög- 
lich, daß durch eine Überrumpe und des Die Goeiälieptng für für unzuläffig haltenden 
Standesbeamten eine Ehe geſchloſſen würde. — Beachtung des $ 1317 
Bat Nichtigkeit der Ehe zur Folge. 8 1324. —S Ehehindernis 
(Note 1 zu 5 13). vgl. jedoch 8 1324 Abſ. 2. 


ote 42, 
) Si, rauen lönnen Zeugen kein. 

*) vgl. Note 42. vgl. 88 1324 Abi. 2, 1320 Satz 2, 1344 Abſ. 2, 1345 
Abf. 2, 1699 a. 2, 1771 Abi. 2. 

so) Hierd uch ſoll verhindert werden, af Ehen nichtig find, 
weil der als Standesbeamter tätig gewejene ürgermeilter, misnsfihe 
ulm. oder deren Vertreter nicht formgereht zu „Standesbeamten“ bezw. De 

ttretern“ beitellt find. 

51) vgl. Note 42, 
52) ngl. Preußen: Königl. Verordnung vom 16. November 1899 
Art. 10—12 und Allgem. Verf. des Juſtizminiſt. vom 14. Dezember 1899. 
Bayern: Berordnung vom 24. Dezeinber 1899 12—14 und Miniſt.⸗Be⸗ 
tanntmadhun " vom 2A. Dezeinber 189. Sachſen: Berordnung vom 12. Juli 
189 8 6. ürttemberg: Ausführ.-Gef. zum BGB: Art. 255 und Berf. 
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Nichtigkeit und Anfechtbarkeit ber Ehe 5 1321-1326 


Zuftändig ijt der Standesbeamte, in deſſen Bezirk einer der Ber: 
fobten feinen Wohnfig oder feinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Hat feiner der Verlobten feinen Wohnfig ober jeinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inland und ift aud) nur einer von ihnen ein Deutfcher, 
jo wird der zujtändige Standesbeamte von der oberiten Auffihtsbehörde 
des Bundesitaats, dem der Deutjche angehört, und, wenn diejer feinem 
Bundesstaat angehört, von dem Reichskanzler beftimmt. 

Unter mehreren zujtändigen Standesbeamten haben die Verlobten 
die Wahl. 

& 1321. Auf Grund einer ſchriftlichen Ermädtigung des zuſtän⸗ 
digen Standesbeamten darf die Ehe auch vor dem Standesbeamten eines 
anderen Bezirkes geſchloſſen werden. 

$ 1322. Die Bewilligung einer nach den 88 1303, 1313 zu⸗ 
läſſigen Befreiung ſteht dem Bundesitaate zu, dem die Frau, die Bemwilli- 
gung einer nad) 8 1312 zuläffigen Befreiung fteht dem Bundesftaate zu; 
dem der gejchiedene Ehegatte angehört. Kür Deutiche, die feinem 
Bundesftaat angehören, fteht die Bewilligung dem Reichskanzler zu. 

Die Bewilligung einer nad) $ 1816 zuläffigen Befreiung fteht dem 
Bundesitaate zu, in dejlen Gebiete die Ehe geſchloſſen werden ſoll. 

über die Erteilung der einem Bundesitaate zuftehenden Bewilli⸗ 
gung hat die Landesregierung zu beitimmen.:?) 


Dritter Titel. Fichtigkeit und Anfehtdarkeit der Ehe.) 


nichti 1323. Eine Ehe iſt nur in den Fällen der 88 1324 bis 1328 
8°) 

8 1324. Tine Ehe ift nichtig, wenn bei der Eheſchließung die im 
8 1317 vorgeichriebene Form nicht beobachtet worden ilt. 

Sit die Ehe?) in das Heiratsregifter eingetragen 
worden und haben die Ehegatten nad der Cheichliegung zehn Jahre 
oder, falls einer von ihnen vorher geſtorben ijt, bis zu deſſen Tode, jedoch 
mindeitens drei Jahre, als Ehegatten miteinandergelebt, 
lo ift die Ehe als von Anfang an gültig anzujehen. Dieje Vorſchrift 
findet feine Anwendung, wenn bei dem Ablaufe der zehn Jahre 
oder zur Zeit des Todes des einen Ehegatten die Nichtigfeitstlage er- 
hoben iſt. 

8 1325. Cine Ehe ijt nichtig, wenn einer der Ehegatten zur Zeit 
der Eheſchließung geihältsunfähig war *) oder fih im Zuftande der Bes 
wußtlofigleit oder vorübergehender °) Störung der Geiltestätigleit befand. 

Die Ehe ift als von Anfang an gültig anzufehen, wenn der Ehegatte 
lie nad) dem Wegfalle der Geihäftsunfähigkeit, der Bewußtlofigfeit oder 
der Störung der Geiftestätigfeit beftätigt, bevor fie für nichtig erklärt 
oder aufgelöft worden ift. Die Beſtätigung bedarf nicht der für die Ehe— 
Ihliegung vorgeihriebenen Form. 

1326, Cine Che ift nichtig, wenn einer der Ehegatten zur Zeit 
der Eheſchließung mit einem Dritten in einer gültigen Ehe lebte.°) 
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Erläuterungen 
vom 30. Ditober 1899 88 38, 49. Baden: Verordnung vom 11. November 


1899 
5} Ausländer E. 183. — Über die vor dem 1. Januar 1900 seiglofjenen 
E. 198. — Zu unterjheiden von der Richtigkeit und Anfechtbarteit bie 
Sheibun der Che 88 1564 ff. — Über Kinder aus „nihtigen“ Ehen vgl. 
PS 1699 ß Unter miötigen Chen » veritebt Das BGB. au) die mit Er: 
olg „angeiohtenen“ Ehen ($ 
über „Nichtigkeit“ und —ã— * im allgemeinen vgl. 88 1390 144 
und Noten, insbejondere Anhang „a u 8 139 Die Bebeutun ng der Rihtig- 
keit“ und „Anfehtbarfeit“ und i irkung iſt bei der „Ehe“ zum Teil a 
weichend von jenen allgemeinen —2 beſtimmt; namentlich find „n ich⸗ 
tige Ehen“ nit ohne weiteres für „jedermann“ und vom Rise: 
„von Amtswegen“ als rechtlich nicht norhanden, und „anfehtbare E 
nidt auf Grund bloßer „Erflärun —5 — anfe: itungsberechtig ten be- 
gatten s „von Anfan an Jichtig anzuſehen. mehr wird die „nid: 
tige“ Che, bis fie auf erhobene atigleitstie e der dazu berehtigten Ber: 
fonen (8 1329) dur rechtskräftiges Urteil n ür nigtis erklärt“ ih als 
gültige behandelt, und die „anfecht bare ih t gültig, bis fie auf 
erhobene Anf ungstlage ber dazu berechtigten Perjonen Ss 1331 ff., 1341 
durch rechtskräftiges Urteil „für ig erflärt“ iſt 1343), 9 au 
1342. Nur in dem ue, wenn die in $ 1317 vorgeſchriebene $orm der 
—— — nicht be 6 die E „de nur vor dem Geiſtlichen ge- 
Hlofien) und außerdem die Che au hteinmalin das Hei- 
\ ieregifter eingetragen ijt, wenn alfo nit einmal der „ä upere Schein“ 
einer gültigen Che bedarf es feiner „Rictigfeitsertlärung ; eine ſolche 
ht ER he“) ohne weiteres und für jedermann ni tig, Bi 
ſelbſt bin em die Beteiligten in gutem Glauben find. l. 
—* 49 9 mu ‚5 1318. 


jedes Ehehindernis (vgl. N 1303), nit 
Ki er \..s r 8 1316 ff.) bei der Ehefhfiehung iſt + geeignet, eine 
ee etis« ober nfehtungsftlage zu begrü Dan unter: 


F aufſchiebende Ehehinderniſſe, die der Standesbeamte beachten und bei 
deren orliegen er die Eheſchließung nit zulajfen „joll", Die 
aber, wenn der Standesbeamte fie aus Unfenntnis 9 der Borlag oder Fahr⸗ 
1a gteit nit ld a und troß ihres Vorhandenfeins die Gi chließung zu: 

das red Zuftandelommen der „Ehe“ nidt ver- 
——— jonbern öchſtens den Stanbesbeamten tafbar maden 
us" für die Che vente andere Rechtsfolgen“ haben, 3. 8. Note > 

1305, Note S 1314. Solche Ehehinderniſſe ſind die in den 88 1303 

1308, 1310 ad. ‚ 1311, 1813, 1314, 1315, 1849 beſtimmten; 

b) teennende permictende) Ehehinderniffe. Zediglid we k nen 
eine Nichtigleits»s oder Anfehtungstlage Und zwar ijt die ai, wenn 
das „trennende“ Chehindernis ein foldes it, eh der err A de bit im 
öffentliden Intere le den Beitand Kar L: nicht Duldet; ſie iſt an⸗ 
wenn ein ſolches entli ntereſſe ni beiten, fondern es den 

eteiligten überlafjenb eben ol, ob die einmal b egonnene lebens: 
meinihaft aufrecht erhalten werben jo oder nit. Aus dem Gejagten folgt, 
B die Nichtigleitstlage außer von den „Bet ei It ten“ auf vom Staat s- 
anwalt nn werden kann. Im übrigen auf die te 606 ff. 681 ff 
*8 rerwiefen werden. vgl. Note 9. Diet Fälle der Ni eit ha in Su 
di 1923 ff., die der Anfehibarleit in den 88 1330 ff. BOB —A önfend be⸗ 
imm 

a one Mm Is der % des & ch 

3) nämli ie wegen „ angels rForm“ 1317 ni tige Ehe. 

+) vgl. Note 5 eingangs zu 8 1304. 

8 ae d ane rnder Störung liegt der Fall der Geſchäftsunfähigteit 

r. 
6) vgl. 8 1309, 
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Nichtigkeit und Anfechtbarleit der Che 8 13271336 


8 1327. Cine Ehe ift nichtig, wenn fie zwiſchen Verwandten oder 
Berihwägerten dem Verbote des 8 1310 Abf. 1 zuwider geichloffen wor: 
den ift.”) 

81328, Cine Ehe iſt nichtig, wenn jie wegen Ehebruchs nad 
8 1312 verboten war.°) 

Wird nachträglich Befreiung von der Vorſchrift des 8 1312 be⸗ 
willigt, ſo iſt die Ehe als von Anfang an gültig anzuſehen. 

81329. Die Richtigkeit einer nad) den 88 1325 bis 1328 nichtigen 
Che fann, ſolange nicht die Ehe für nichtig erflärt oder aufgelöft tft, nur 
im Wege der Richtigleitsflage geltend gemacht werden.) Das gleiche 
gilt von einer nad 8 1324 nichtigen Che, wenn fie in das Heiratsregiſter 
eingetragen worden ijt.!°) 

81330. Line Ehe kann nur in den Fällen der 88 1331 bis 1835 
und des 8 1350 angefodhten werden.!!) 

8 1331. Cine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, 
der zur Zeit der Eheſchließung oder im Falle des $ 1325 zur Zeit der 
Beltätigung in der Beichäftsfähigleit beichrantt war, wenn die Ehe⸗ 
ſchließung oder die Beitätigung ohne Einwilligung feines gefehlichen Ver; 
treters erfolgt ift.'?) 

8 1332. Cine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, 
der bei der Eheſchließung nicht gewuht hat, daß es fich um eine Ehes 
ſchließzung handle, oder dies zwar gewußt hat, aber eine Erflärung, die 
Ehe eingehen zu wollen, nit hat abgeben wollen.) 


8 1333. Eine Ehe fann von dem Chegatten angefochten werden, 
der ſich bei der Ehefchließung in der Perfon des anderen Chegatten oder 
über ſolche perjönliche Eigenihaften des anderen Chegatten geirrt hat, 
die ihn bei RenntnisderSahlage und bei verftändiger 
Würdigung des Weiens der Ehe von der Eingehung der Ehe ab- 
gehalten haben würden.'*) 


81334. Eine Che fann von dem Ehegatten angefochten werden, 
der zur Eingehung der Ehe dur argliftige Täufchung über ſolche Um: 
fände beitimmt worden ift, die iin bet Kenntnis der Sachlage 
und beiverftändiger Würdigung des Welens der Ehe von der 
Eingehung der Ehe abgehalten haben würden. Sit die Täufchung 
nihtvondemanderen Ehegatten verübt worden, jo tft die Ehe nur 
dann anfehtbar, wenn dDiejer die Täufhung bei der Eheſchließung 
gekannt hat.') 

Auf Grund einer Täuſchung über Vermögensverhältniſſe findet die 
Anfechtung nicht |tatt.1°) 

81335. Cine Ehe fann von dem Ehegatten angefochten werben, 
der zur Eingehung der Che widerrechtlich durch Drohung beffimmt 
worden ijt.1”) 

81336. Die Anfechtung der. Ehe fann nit durch einen Ber 
treter erfolgen.) Sit der anfehtungsberedhtigte Ehepatte in 
der Geihäftsfähigfeit beſchränkt,e) fo bedarf er.nicht der 
Zuſtimmung feines geſetzlichen Vertreters. 
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Erläuterungen 


8 1327 R ogl. 8 1310. 

$ 1328 8) vgl. S 1312. 

8 1329 v) 8 632 ZPO. beitimmt: „Die Klage kann von jedem der E he gatten 
ie von dem Staatsanwalt erhoben werden, im falle des 8 1326 


ow 
88 auch von dem Dritten, mit dem die frühere Ehe geſchloſſen war. 
An übrigen fann die Klage von einem Dritten nur erhoben werden, wenn 
ür ihn von der Nichtigkeit der Che ein Recht oder von der Gültigkeit der Che 
eine Verpflichtung abhängt. Die von dem Staatsanwalt oder einem 
Dritten erhobene Klage iſt gegen beide Ehegatten, die von einem Ehegatten 


erhobene Klage tft gegen den anderen Ehegatten zu richten.“ — vgl. auf 





8 151 ZPO | 
10) Über die nad) ⸗ 1324 wegen Formmangels 1317) „nichtige“ 

Che, die auch nicht einmal in das Heiratsregiſter eingetragen iſt, ſogen „Ni dt- 
Che“, vgl. Note 1. 

8 1330 11) pgl. Note 1. 

8 1331 12 1304, 1337, 1339. 

8 133% 18 1337 Abf. 2, 1339, 1340. 

$ 1333 14 1337 Ab}. 2, 1339, 1340, 119. — Beifpiele: Anitedende, un- 


ilbare Krankheit (Syphilis), geihlehtliches Unvermögen, Mangel der Jung⸗ 
Fäutiöteit, früher getriebene Häera tie, ſchwere Borktaien, überhaupt fitt- 
liche Belcholtenheit, 3. B. früherer ehebre er Verkehr des Mannes mit 
einer ver iateten frau „Uberſchuldung“ iſt feine perſönliche Eigen- 
ſchaft. nn der Mann nachträglich erfährt, daß der Vater der rau im 
Zuchthaufe gefellen hat, fo ift dies, da es fein Irrtum über eine perjonlide 
Eigenihaft der Yrau it, fein Anfehtungsgrund gemäb 8 1338, möglicper- 
weile aber ein folder gemäß $ 1334. — Wenn ein Ehegatte vor der ein 
Verbrechen begangen bat, dieſes aber erft (uielleicht viele Sabre) nad) der 
ung“ des Schuldigen zu ſchwerer 


Eheſchließung entdedt wird und „Verurtei 
afe zur * hat, jo iſt dies für den anderen Ehegatten nur ein „Anfed- 
tungs“-, fein „Sheidbungs“- Grund; denn die Ce -Sheidung S% 
. Die 


voraus, daR das Verf ulden wahrend der Ehe begangen iſt 1568). 
prattiihen Folgen find groß. Wenn z. B. die Frau bei der Che Sliehung von 
dem Verbredhen des Mannes Kenntnis hatte, aber, weil es unentdedt und 
eine Beitrafung nicht eingetreten war, daran feinen Anſtoß nahm, jo gibt ihr 
die Ipätere Beltrafung des Mannes zu langjährigem Zuchthaus fein Nedt, 
die Auflöfung der Che zu verlangen. 

8 1334 15) 88 1337 Abſ. 2, 1339, 1340, 123. 

16) 3. B. wegen Berichweigens großer Schuldenlajt. — Wenn aber die 
Täuſchung über die Vermögensverhältniſſe eine ſo „abgefeimte und beharr⸗ 
liche“ war, daß daraus auf eine „vollkommene Berlogenheit“ und „Ehrloſig⸗ 
feit“ des Täufhenden geihloffen werden fann, jo das Reichsgericht die An: 
fehtung zwar nit wegen „Täujchung über Die mögensverhältnilje“, aber 

en äufhung und Irrtums über „perjönlide Eigenjhaften“ 

($ 1333, 1334 Ab}. 1) für zuläffig erklärt. 

5 17 Abf. 2, 133 


8 133 RS 1337 9, 1340, 123, 
8 1336 18) Dies gilt aud) für 8 1342. 
ı9 206, 114. 
20 1 , 
8 1337 21) vgl. Note 7 zu 8 1304. 
$ 1338 22) 8 1342. Eine Bererbung des Anfechtungsrechts findet alſo 


nicht Statt. Dagegen kann der „anfehhtungsberedtigte” Gatte nad dem 
Tode des „nicht anfehtungsberedtigten“ die Ehe noch anfechten, 3. B. um 
die vermögensredtliden Wirkungen der Che zu befeitigen. vgl. 8 1342. 

$ 1339 28) Due die Erhebung der „Sheidungs“ Klage wird aud die 
Friſt für die „Anfehtungs“: Klage gewahrt. 

24) Bloßer Argwohn genügt nit. 
$ 1341 2% % ff. RO. 
8 1342 20) 8 1338. vgl. Note 22. 
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Richtigkeit und Anfechtbarkeit der Che : 8 1337-1342 


Für einen gefhäftsunfähigen”) Ehegatten kann fein 
geiehlicher Berireter mit Genehmigung Des Bormundichaftsgerichts die 
Che anfehten. In den Fällen des 8 1331 kann, [olange der anfed- 
tungsberetigte Chegatte in der Gejhäftsfähigteit be— 
Ihränfktift, nur fein gejeglicher Vertreter Die Ehe anfechten. 

8 1337. Die Unfehtung der Ehe ift in den Fällen des 8 1331 
ausgeichloffen, wenn der gejehliche Vertreter Die Ehe genehmigt oder der 
anfehtungsberedhtigte Ehegatte, nachdem er unbeſchränkt geſchäftsfähig 
geworden iſt, die Che beſtätigt. Iſt der geſetzliche Vertreter ein Vor⸗ 
mund,2!) ſo kann die Genehmigung, wenn fie von ihm verweigert wird, 
auf Antrag des Chegatten burh das Bormundichaftsgeridht erjeht 
werden; das Bormundidaftsgeriht Hat Die Genehmigung zu erjeßen, 
wenn die Aufrehterhaltung der Ehe im Intereſſe des Ehegatten Tiegt. 

In den Fällen der 88 1332 bis 1335 ijt die Anfechtung ausge: 
ſchloſſen, wenn der anfehtungsberechtigte Ehegatte nach der Entdedung 
des Irrtums oder der Täufhung oder nach dem Aufhören der Zwangs- 
lage die Ehe beitätigt. 

Die Vorſchriften des 8 1336 Abi. 1 gelten au für die Betätigung. " 

81338. Die Anfehtung ijt nad) der Auflöſung der Ehe ausge: 
Ihlofien, es jei denn, daß die Auflöfung durch den Tod des zur Anfech- 
tung niht berechtigten Ehegatten herbeigeführt worden ift.2?) 

81339. Die Anfehtung kann nur binnen jehs Monaten er- 
folgen.) 

Die Friſt beginnt in den Fällen des $ 1331 mit dem Zeitpunft, 
in weldem die Cingehung oder die Beitätigung der Ehe dem geſetzlichen 
Vertreter betannt wird oder der Ehegatte die unbeichräntte Ge- 
Ihäftsfähigkeit erlangt, in den Fällen der 88 1332 bis 1334 mit dem 
Zeitpunkt, in welhem der Chegatte den Irrtum oder die Täuſchung 
entdedt,2*) in dem Yalle des 8 1335 mit dem Zeitpuntt, in welchem 
die Zwangslage aufhört. 

. Auf die Frilt finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften 
der 88 203, 206 ent|prehende Anwendun. 

81340. Hat der geſetzliche Vertreter eines geihäftsunfähigen 

Ehegatten die Ehe nicht reihtzeitig angefochten, jo kann nad) dem Wegfalle 
der Geſchäftsunfähigkeit der Ehegatte ſelbſt die Ehe in gleicher Weiſe an⸗ 
fechten wie wenn er ohne geſetzlichen Vertreter ge— 
weſen wäre. 

81341. Die Anfechtung erfolgt, ſolange nicht die Ehe aufgelöft 
ift, Durch Erheburig der Anfechtungsflage.:) 

Wird die Klage zurüdgenommen, fo ift die Anfechtung 
als nicht erfolgt anzufehen. Das gleiche gilt, wenn die angefochtene Ehe, 
bevor fie für nichtig erflärt oder aufgelöft worden ift, nad) Maßgabe des 
8 1337 genehmigt oder beftätigt wird. 

81342, Iſt die Ehe Durch den Tod des zur Anfechtung nicht 
berechtigten Chegatten aufgelöft worden,?*) jo erfolgt die Anfechtung 
durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte; die Erklärung ijt in 
öffentlich beglaubigter Form abzugeben. 
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Erläuterungen 
8 1343 27) voraus eſetzt, daß die Anfechtungsklage durch das Darauf er: 
gehende ventsträftige Urteil für begründet erflärt wird. Das 
rteil Bat aljo bei der „Anfehtungsklage ebenfo zu lauten, wie Bei 
der „Nichtigkeits klage“, nämlid: „die Ch wird für nichtig ertlärt“. vgl. 
Note 1. nfehtbazkeit it nicht Nichtigkeit, ob Anfechtung vernidtet” (C). 


28) vgl. 8 152 3PO. 
8 1344 29) bezw. der mit Erfolg „angefohtenen“ Ehe. 8 134. 
80) vgl. Note 10. 
$S 1345 sı) vgl. Note 29. 


82) er aljo in ſogen. Putativ⸗Ehe lebt. 

ss) 88 1574, 1578—1582, 1584, 1478, 2077, 2268, 2279. In allen ‚nicht 
vermögensrehtliden“ Beziehungen der Ehegatten treten die Foigen 
der NRichtigkeit uneingeſchränkt ein; die Frau darf alſo B. nicht mehr 
den Namen des Mannes führen. vgl. 8 1577. — Über die Kinder aus „nich⸗ 
tigen“ (mit vrielg „angefochtenen“) Chen 88 1699 ff. 

34) pgl. Note 10. 


[ 
8 1346 85) & 1335, 
20) &8 1332, 1338. 
87 122 Abi. 2. 





Fortsetzung von Seite 898) 

‘ die 88 80 bis 85 des 7. Titels; 

die 444 bis 455 des 8, Titels; 

die 1199 bis 1209 des 11. Titels; 

die 88 ı bis 4, 7 bis 18, 21, 23 bis 29 des 16. Titels; 

die SS 48 bis 52, 54, 56 bis 60 des 17. Titels; 

der 18, Titel mit Ausnahme der $$ 344, 810, 996 bis 10032; 

die 45 bis 48 des 19. Titels; 

die 85 1371, 1272 des 20. Titels; 

2. das Rheinische Bürgerliche Gesetzbuch mit Ausnahme der Artikel 538, 
556 bis 563, 640 bis 643, 645, des Artikel 648, soweit er sich auf das Weiderecht inner- 
halb der Gemeinde bezieht, des Artikel 671, des Artikel 672 Abs. 1 und der Artikel 
674 bis 681, 714 und des Artikel 1384, soweit er auf die Haftung des Staates, der 
Gemeinden und anderer Kommunalverbände für den von ihren Beamten in Ausübung 
der diesen anvertrauten Öffentlichen Gewalt zugeftl n Schaden Anwendung findet; 

8. die Vorschriften des gemeinen Rechts über die Wiedereinsetzung in den vorigen 

Stand und über die Privatpfändung; 

. die Vorschrift des revidierten Statuts der Stadt Lübeck Buch 3 Titel 2 Artikel 10; 

. die Vorschriften der bisherigen Gesetze über das Schuldverhältnis aus einem mit 

derÜuberlassung eines Grundstücks verbundenen Leibgedingsvertrag und dieFul- 

dische Verordnung vom Auszug oder der Leibzucht etc. vom 16. Februar 1773; 

6. das Rheinische Gesetz tiber die Führung der Namen und Vornamen vom 23. August 

1794 6. Fructidor II); 

7. die Verordnung wider die Veräusserung unbeweglicher Güter in die tote Hand vom 
17. Mai 1799 (Chronologische Sammlung der Verordnungen etc. für die Herzogtümer 
Schleswig und Holstein S. 27); 

8. das Ausscohreiben, die Auf- und Annahme von Testamenten auf den Inseln der 
Provinz Ostfriesland betreffend, vom 24. November 1817 (Samml. der Hannover- 
schen Landesverordnungen etc. des Jahres 1817 II S. 521); 

9. das Gesetz wegen Einführung kürzerer Verjährungsafristen vom 31. März 1838 
(Gesetz-Samml. S. 249); . 

10. das Gesotz über Familienschltisse bei Familien-Fideikommissen, Familienstiftungen 
und Lehnen vom 15. Februar 1840 (Gesetz-Samml. S. 20), soweit es sich auf Familien- 
stiftungen bezieht; 

11. das Gesetz, betreffend die Familien -Fideikommisse, fideikommissarischen 
Substitutionen und Familienstiftungen im Herzogtum Schlesien und in der Graf- 
schaft Glatz, vom 15. Februar 1840 (Gesetz-Samml. 1840 8. 25), soweit es sich auf 
Familienstiftungen bezieht; , 

12 die Verordnung wegen Einfthrung ktirzerer Verjährungsfristen für die 
Landesteile, in welchen noch gemeines Recht gilt, vom 6. Juli 1845 (Gesetz-Samml. 
S. 483); 

13. das Gesetz über die Erwerbung von Grundeigentum ftir Korporationen 
und andere juristische Personen des Auslandes vom 4. Mai 1846 (Gesetz- 
Samml. S. 235); 

14. das Nassauische Gesetz, betreffend die Abkürzung der Verjährungsfristen 
für gewisse Arten von Forderungen. vom 5. April 1849 (Nass. Verordnungs-Blatt S. 75); 

15. der $ 92 des Gesetzes, betreffend die Ablösung der Reallasten und die Regu- 
lierung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse, vom 2. März 1850 (Gesetz- 


Samml. S. 77); 
(Fortsetzung folgt Seite 416) 


am 
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Nichtigkeit und Aufechtbarkeit der Che 8 1343-1347 


Das Nahlakgeriht ſoll die Erklärung ſowohl demjenigen mit- 
teilen, weldyer im alle der Gültigkeit der Ehe, als auch demjenigen, 
welher im Kalle der Nichtigkeit der Ehe Erbe des verftorbenen Ehe⸗ 

gatten tft. Es Hat die Einſicht der Erflärung jedem zu geftatten, der ein 
techtliches Intereffe glaubhaft macht. 

81343, Wird eine anfehtbare Ehe angefochten, fo it fie als 
von Anfang an nichtig anzujehen.””) Die Vorſchrift des 8 142 Abi. 2 
findet Anwendung. 

Die Nichtigkeit einer anfehtbaren Ehe, die im Wege der Klage 
angefochten worden it, kann, jolange nicht die Ehe für nichtig erflärt oder 
aufgelöft ift, nicht anderweit geltend gemacht werden.?®) 

8 1344. Einem Pritten gegenüber fönnen aus der Nichtigkeit 
der Che ») Einwendungen gegen ein zwilchen ihm und einem der Che- 
gatten norgenommenes Rechtsgeſchäft oder gegen ein zwilchen ihnen 
ergangenes rechtskräftiges Urteil nur hergeleitet werden, wenn zur 
3eit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts oder zur Zeit des Eintritts der 
Rechtshängigkeit die Ehe für nichtig erklärt oder die Nichtigkeit dem 
Dritten befannt war, 

Die Nichtigkeit Tann ohne dieſe Beſchränkung geltend gemadht wer: 
den, wenn fie auf einem Kormmangel beruht und die Che nit 
in das Heiratsregifter eingetragen worden ijt.°°) 

8 1345. War dem einen Ehegatten die Richtigleit der Che ’') 
bei der Eheichließung bekannt, ſo kann der andere Ehegatte, fofern nicht 
auch ihm die Nichtigkeit befannt war,??) nach der Nichtigkeitserflärung 
oder der Auflöfung der Ehe verlangen, dab ihr Verhältnis in vermögens- 
rehtlicher Beziehung, insbejondere auch in Anjehung der Unterhalts- 
pflicht, jo behandelt wird, wie wenn die Ehe zur Zeit der Nichtigkeits- 
erflärung oder der Auflöſung geihieden und der Ehegatte, dem die Nich— 
tigkeit befannt war, für allein ſchuldig erflärt worden wäre.?®) Ä 

Diefe Vorſchrift findet feine Anwendung, wenn die Nichtigkeit 
auf einem Formmangel beruht und die Ehe nicht in das Hei- 
rtatsregijter eingetragen worden ijt.?*) 

8 1346. Wird eine wegen Drohung anfechtbare Ehe für nichtig 
ertlärt,?°) fo jteht das im 8 1345 Abſ. 1 beitimmte Recht dem anfedh- 
tungsberedhtigten Ehegatten zu. Wird eine wegen Irrtums anfechtbare 
Ede für nichtig erflärt,?°) jo fteht dieſes Recht dem zur Anfechtung nicht 
berechtigten Chegatten zu, es jei denn, daß dieſer den Irrtum bei der 
Eingehung der Ehe fannte oder fennen mußte.?”) 

1347. Erklärt der Ehegatte, dem das im 8 1345 Abſ. 1 be⸗ 
ſtimmie Recht zufteht, dem anderen Chegatten, daß er von dem Rechte 
Gebrauch made, fo kann er die Folgen der Nihtigfeitder he nicht 
meHr geltend machen; erflärt er dem anderen Ehegatten, daB es bei 
diefen Folgen bewenden ſolle, fo erliſcht das im 8 1345 
Abf. 1 beitimmte Red. 

Der andere Ehegatte kann den berechtigten Ehegatten unter Be— 
fHimmung einer angemeljenen Frift zur Erklärung darüber auffordern, 
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Erläuterungen 


81 . E. 9, 13 betr. Ausländer. — Betreffend die vor 1. Januar 1900 
—— —— E. 158, 159. 


RN Ne ne hat 1326 eige gentlig wäre. 
4) alſo on mit ®e r „aodeserflärun 
s 1340 : — „auffie ndes EHesinbernis“; die troßdem. G eiftoffene Ehe ift 
gü iſ vgl. Note ne 
8 1350 anfechtun ehe ti * iſt alſo nicht der für tot erklärte, zurüd- 
Ihe € ce. . „Sit der neue Bund vernichtet, Iebt' von ſelbſt 
er alte auf‘ 
8 1351 ?) d. h. wenn die neue Che von dem Ehegatten, der mit dem für tot 
erklärten verheiratet war, angefochten wird. 
der neuen Che. 

0) 8 1608, 1609. Im alle des 8 1351 ift alſo der „anfehtende Che: 
gatte ſowohl dem gatten der jr überen, als auch dem Ehegatten der 
neuen Ehe „unterhaltspflidhtig“. 

8.1852 10) & 1687. 
8 1353 1) vgl. E. 14 (Ausländer), 199 (betr. die bereits nor 1. Jannar 1900 


gelälofenen Ehen). — vgl. Anhang 1 zu 3 1353 (Ullgemeine Borbemertung 
ir > — an vY ‘s Ns (Eheliche Leb einſchaft 4 Gerichtliche 
vgl. Anhang 2 zu ebensgemein erichtli 
Klage Lu Erfüllung der daraus folgenden Pilidten — Pd piele). 

. B. wenn ein c« tte von unverbeſſerlicher, eh dliger Zank⸗ 
ee if ohne da ſchon ein Bei dDungsgrund vorliegt, — wenn der Mann, ob: 
Bei er imjtande tt, eine angemeljene Wohnung zu . mieten, verlangt, daß 

ie rau in keine offenbar unzureichende — ziehe, in demielben_ immer 
mit en. n uſw. jchlafe, — daß fie ihm die ehe iche Pflicht gewähre, ob- 
ic er M chle ſetrar beizumten, o —— ss ſelbſt rast it, — daß ſie niedere 
—* nen de feift te 1356 leid er in t Lage 
it, Dienjtmädchen 4 36 au das dar Des von der 
dran“ geirenn lebenden ht lt Dat der vo Fi ohren en in ber "her 
iſe gegen feine ichten gefe na äaus- 
li Gemeinſchaft“ jtellt ih jo lange als "hipbraud [eines Ye Rechts“ dar, bis 
er ein Verhalten gezeigt Hat, aus dem die Frau die ilbe tzeugung ſchöpfen tann, 
eh. ein an gemeſſenes ehel iche⸗ Zuſammenleben wieder möglich ſei. — Ein 
» ibbraug“ des Rechts auf feiten der Frau würde 5 8. vorliegen, wenn fie 
verlangt, daß der zur Gewinnung des Rebensunterhaltes notgedrungen im 
Sommer auf Außenarbeit ziehende Mann jeden Abend oder auch nur jede 
Mode in die Ehewohnung zurüdtehre. 

4) vgl. 88 1565—1568, nicht aud) $ 1569. Sobald alfo ein „Scheidungs⸗ 
grund“ vorliegt, Tann der „Hageberechtigte“ Chegatte den anderen verlafjen 
und üt auch zur Erfüllung der anderen aus der „ehelichen Lebensgemein- 
ſ folgenden N ichten (vgl. An a 2 zu je 1353) nit verbunden. Die 

idungsklage“ braudt er desha t zu erheben, fondern er Tann, 
wenn der andere Ehegatte auf erhellun der en Gemeinicaft ft“ oder 
auf Erfüllung einer anderen aus ber „ehelihen Er a “ „et en: 
den Pflicht Tlagt, den von ihm zu bemweif en „Cinwan 
einen „Scheidun sgrund“ und ſei daher zur „häuslichen Gemeint H ober ve 
orderten anderen aus der „e lichen Lebensgemeinſchaft“ folgenden 
Br Gicht nicht verbunden. vgl. auch & 361 und Anhang 1 zu 8 1564 unter IV. 





(Fortsetzung von Seite 414) 


16. das Hannoversche Gesetz, die Verjährung persönlicher Klagen und die Einführung 
kurzer Verj ährungsfristen für dieselben betreffend, vom 22. September 1850 
(Hannov. Gesetz-Samm!]. Abt. I S. 187); 

17. das Grossberzoglich Hessische Gesetz, betreffend die Verjährung der persön- 
lichen Klagen in den Provinzen Starkenburg und Oberhessen, vom 19. März 1853 


(Grossherzogl. Hess. Reg.-Blatt S. 117); 
(Fortsetzung folgt Seite 486) 
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Wiederverheiratuug im Falle der Todeserklärung 8 1348--1353 


ob er von dem Rechte Gebraud) made. Das Recht kann in diefem Yalle 
nur bis zum Ablaufe der Friſt ausgeübt werden. 


Dierter Titel. Wiederverheiratung im Falle der Todeserklärung.') 


1348. Geht ein Ehegatte, nahdem der andere Ehegatte für 
tot erflärt worden iſt,“) eine neue Ehe ein, jo ijt die neue Ehe nicht 
deshalb nichtig,°) weil der für tot erflärte Chegatte noch lebt, es ſei denn, 
dab beide Ehegatten bei der Cheihliegung wiſſen, daß er die Todes- 
erklärung überlebt hat. 

Mit der Schliekung der neuen Ehe wird die frühere Ehe aufgelöſt.“) 
Die bleibt auch dann aufgelöft, wenn die Todeserflärung infolge einer. 
Anfehtungsflage aufgehoben wird. 

81349. Sit das Urteil, durch das einer der Ehegatten für tot 
erllärt worden ift, im Wege der Klage angefochten, jo darf der andere 
Chegatte nit vor der Erledigung des Rechtsſtreits eine neue Ehe ein- 
gehen,“) es fei denn, daß die Anfechtung erft zehn Jahre nad der 
Verfündung des Urteils erfolgt ift. 

81350. Jeder Ehegatte der neuen Ehe Tann, wenn der für tot 
ertlärte Ehegatte noch lebt, Die neue Ehe anfechten,‘) es jei denn, daB 
et bei der Eheihliegung von deſſen Leben Kenntnis hatte. Die An- 
fehtung fann nur binnen [eds Monaten von dem Zeitpunft an 
erfolgen, in welchem der anfehtende Ehegatte erfährt, daß der für tot 
ettlärte Ehegatte noch Tebt. 

Die Anfechtung iſt ausgeihloflen, wenn der anfechtungsberedhtigte 
Ehegatte die Ehe bejftätigt, nach dem er von dem Leben des für 
tot erflärten Ehegatten Kenntnis erlangt hat, oder wenn die neue 
Ehe durch) den T od eines der Ehegatten aufgelöft worden ift. 

81351. Wird die Ehe nad) $ 1350 von dem Ehegatten der 
früheren Ehe”) angefodten, jo hat diefer dem anderen Ehegatten *) 
nad den für die Scheidung geltenden Vorſchriften der SS 1578 bis 
1582 Unterhalt zu gewähren,’) wenn nicht der andere Ehegatte bei der 
Eheihließung wußte, daB der für tot erflärte Ehegatte die Todes⸗ 
ertlärung überlebt Hat. 

81352. Wird die frühere Ehe nad 8 1348 Abf. 2 aufgelöft, fo 
beitimmt fich die Verpfliätung der Frau, dem Manne zur Beitreitung 
des Unterhalts eines gemeinſchaftlichen Kindes einen Beitrag zu leiſten, 
nad den für die Scheidung geltenden Vorſchriften des 8 1585.10) 


Fünfter Titel Wirkungen der Ehe im algemeinen.') 


8 1353. Die Ehegatten find einander zur ehelichen Lebensgemein- 
Kaft verpflichtet.?) 

Stellt ih das Verlangen eines Ehegatten nah) Herftellung 
der Gemeinihaft als Mißbrauch feines Rechtes dar,’) jo ift der andere 
Ehegatte nicht verpflichtet, dem Verlangen Folge zu leilten. Das gleiche 
gilt, wenn der andere Ehegatte berechtigt iſt, auf Scheidung zu Elagen.*) 
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Erläuterungen 


5) Alfo nicht: in den „bejondere n“ Angelegenheiten der Srau. 
auf bie reinen „Bermögensangelegenheiten“ der Eheleute bezieht 
8 1354 nid t; von dieſen wird erit in den 88 1363 ff. (eheliches Güterresht 
ge andelt. Wenn die Krau der Ent Iheidung des Mannes zuwider bandelt 
nit ein „Mißbrauch“ auf jeiten I Mannes zorligt Ab}. 2 des danden 
der Dann mit der Klage auf „Herjtellung der e ebensg eme — 
auf Unterlafjung der Zuwiberhan ung ae (vgl. Anbang ? 


353) 
6) vgl. 8 10. Verträge (vor oder nad der Beirat), wonach der 
u erlaflen wird, dem anne ‚zu fol n, a —— ( v Anhang 2 am 
nde zu 8 1358), alfo 3. B. aud) ein vor — durch den 
ber Mann fir verpflichtet, den Wohnort Kurt EN Sue der Frau zu nehmen. 
Mögli erwei kann aber, wenn der Mann den Wohnort anderswo nimmt, 
Hi „Mißbrauch“ feines Rechtes vorliegen und die Frau nit verpflichtet fein, 
ihm zu fo en 
7) ißbrauch“ fann unter Umftänden vorliegen, wenn der Dann 
den Wohnort n iR „anuslande‘ nim 
I, 12. Für taige Standesrechte (Adel uſw.) gilt das 


u. Siienttte eiht ves bett. Bundesitaates. . 


0) Im eriter Linie uaiiheibet aljo auch bezügli Des emeinſchaftlichen 
Haus weie a gem bs 1354 Mann. Frege 8 ed Hann durch een 
Mißbrauch“ dieſes Rechtes ber Frau das ihr 356 zuftehende „, 

der Leitun g des gemeinſchaftlichen Hausmweiens" ——— und ihr Die ale 
Hausfrau gebührende Stellung entzieht (3. B. er gibt das Wirtihaftsgeld gu 

,‚ londern immer unmittelbar dem Dien tmäbden), o fann fie ER t 

durch he range ul Uongeteht bes ehelihen Lebens“ verfolgen (vgl. An- 

Dan u 8 1353). Umgetehrt teht aud) dem Manne dieſe Klage zu, wenn 

Die co die Eflitung rt ihr nos 8 1356 obli er lichten verweigert. 

* Einen „Anſpruch“ auf Lohn oder Gehalt e nicht; aber 7 iſt 

uläffig, daß die Che atten einen „roienjtvert tag ötiehen wodurd de Mann 

he, verpilä ld tet, der Frau als Gehilfin WA einen hüfte „Gehalt“ * zahlen. 

rwerb der Frau durch „ſelbſtändige“ Arbeit). 
—* ule vgl. Anhang 11—13 zu ze 1357 (betr. die ſogen. Schlüfjfelgewalt 


au). 

14) alfo: als „rau“, d. h. nad der Eheſchließung. allen fie bereits 
v orhet t 3 . einen ienftoertrag als Buchhalterin ulm. geſchloſſen hatte, gilt 
5, 1358 t. Dann gelten 8 626, 627, 671 nt 3 (Kindig gung aus „wid; 
igem Gran ‘, nämlid ) wegen Verhe heiratung ah 1358 gilt auch für das 
zu urteil en ältnis. E. 


(ſonſt Ha Sie ind de) er 
Die vi gs bringt allo das Ne tsperhäftnis jofort zur 
Auftona. vgl. N 564. 
16) An fi Fe die enefrau in ihrer Geſchäftsfähigkeit nicht ränti, 


vgl. 8 1399 und Noten; fie kann aljo re Ssisfem Ba allein ohne Zuſtim- 
mung des Mannes „au einer von ihr in Perſon zu bewirtenden 
Lei u ng verpflidten“. oeide x Grundlaß pi jedoch nicht dazu führen, dab 
die rau infolge von Redts ten, durch die fie fi) einem Dritten genenüber 
u einer von ihr „in Perjon‘ “u emizfenben Leiſtung verpflichtet (Dienft- und 
tbeitsverträge jeder Art, 4° als Amme, als Lehrerin, Sängerin, — Auf⸗ 
trä e, — Werkverträge, 3. zeitraubende Anferti ung einer ab Gtiderei, 
»keufhaftsperträge "ulm.), ten ſich aus der Che ergebenden Pflichten ent- 
gogen werde. Zum Schutze hiergegen tft dem Manne in $ 1858 ein fün- 
sungsrent gewährt. 


g 276, 277. Bei Nihtanwendung diejer Gor falt iſt jeder Ehe⸗ 
e dem anderen mit jeinem Vermögen verantwortlid; vgl. jedoch 3. 8. 
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Wirkungen der Ehe im allgemeinen & 1354-1359 


8 1354. Dem Manne ſteht die Entjheidung in allen das gemein 
ſchaftliche eheliche Leben betreffenden Angelegenheiten zu;°) er beitimmt 
insbejondere Wohnort und Wohnung.‘) 

Die Frau iſt nit verpflichtet, der Enticheidung des Mannes %olge 
zu leiten, wenn fih die Entiheidung als Mikbraud feines Rechtes 
daritellt.”) 

8 1355. Die Frau erhält den Familiennamen des Mannes.) 

8 1356. Die Frau it, unbeihadet der Vorſchriften des 8 1354, 
berechtigt und verpflichtet, das gemeinſchaftliche Hausweien zu Teiten.?) 

Zu Urbeiten im Hauswejen und im Geſchäfte des Mannes iſt Die 
Stau verpflichtet,?°) joweit eine ſolche Tätigkeit nah den Verhält- 
niſſen, in denen die Ehegatten leben, üb Lid ift. 

81357. Die Frau ijt berechtigt,n) innerhalb ihres häuslichen 
Wirkungstreiles die Geichäfte des Mannes für ihn zu bejorgen und ihn 
zu vertreien.'?) NRechtsgeichäfte, die fie innerhalb diefes Wirkungs- 
freifes vornimmt, gelten als im Namen des Mannes vorge: 
nommen, wenn nit aus den Umftänden fih ein anderes ergibt. 

Der Mann kann das Recht der Frau beichränten oder ausichliehen. 
Stellt fih die Beſchränkung oder die Ausichließung als Mikbraud des 
Rechtes des Mannes dar, fo kann fie auf Antrag der Frau dDurd das 
Bormundichaftsgeriht aufgehoben werden. Britten gegenüber ijt die 
Beihräntung oder die Ausihliegung nur nah Maßgabe des 8 1435 
wirtjam.'?) 

81358. Hat fi die Yeau !‘) einem Dritten gegenüber zu einer 
von ihr in Perfon zu bewirkenden Leiſtung verpflichtet, jo kann der 
Mann das Redtsverhältnis ohne Einhaltung einer Ründigungs: 
frijt kündigen,“) wenn er auf feinen Antrag von dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte dazu ermächtigt worden ijt.!‘) Das Vormundfchaftsgericht hat 
die Ermädtigung zu erteilen, wenn fi) ergibt, daß die Tätigkeit der 
rau die ehelichen Intereflen beeinträchtigt. 

Das Kündigungsreht ilt ausgeſchloſſen, wenn der Mann der Ber: 
pflichtung zugeftimmt hat oder feine Zuftimmung auf Antrag der Frau 
durch das Vormundidaftsgericht erlegt worden if. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht kann die Zuftimmung erjegen, wenn der Mann durch Krank- 
beit oder vurh Abwejenheit an der Abgabe einer Erflärung ver: 
Hindert und mit dem Aufihube Gefahr verbunden iſt oder wenn ji 
die Verweigerung der Zuftimmung als Mißbraud feines Rechtes 
darftellt. Solange die Häuslihe Gemeinſchaft aufgehoben it, jteht das 
Kündigungsrecht dem Manne nicht zu. 

Die Zuſtimmung ſowie die Kündigung kann nicht durch einen Ver⸗ 
treter des Mannes erfolgen; iſt der Mann in der Geſchäftsfähig— 
keit beſchränkt, jo bedarf er nicht der Zuſtimmung jeines geſetz— 
lichen Bertreters.!”) 

81359. Die Ehegatten haben bei der Erfüllung der ſich aus dem 
ehelichen Verhältnis ergebenden Verpflichtungen einander nur für Die 
jenige Sorgfalt einzujtehen, welche fie in eigenen Angelegenheiten anzu: 
wenden pflegen.'°) 
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9 Bedürftigkeit Erperbeunfatigteit) der —* iſt nicht Vorausſetzung 
ihres anterhaltsonipruibe ; anders beim Unterhaltsaniprud des Mannes, 
1360 Abſ. 2. Nur, „notbürftiger“ Unterhalt braudt im Kalle des 8 1611 
j. 2 gewährt zu werden Mann muß „alle verfügbaren 
Mittel“ hergeben, unter Umjtänden aud die ihm ſelbſt von anderer Seite 
gegebenen nterhaltsgelder mit 11,50 26 ie teilen; 8 1603 Ab]. 1 gilt allo für 


$ 1360 


den Ehemann nidt. vgl. auch RO. Über Beitragspflidht der 
Frau 8 1371. — Iupe „Unterhalt“ ED ören auch ch 3. B. die Koſten des Arztes, 
Dagegen niht: Prozeß- und Berteidigungs:KRoiten in Zivil: 
GStrafproge a; hierüber enthält vielmehr das „ehelihe Güterreht“ Be- 
ftimmungen ( 387, 1388, 1400, 1412 ih 2, 1415, 1416). — Der Unterhalts- 
anfprud der gatten, gegen einander ift nicht pfändbar, nidt „Derpfänd- 
bar", nicht „abtretbar“, und En fann un gegen tom nnicdht „aufgeredhnet“ werben; 
3 O., 88 1274, 400, ber die Eritattungs s 
rü FR desjenigen, 1 einem Ehegatten Unterhalt gewährt ‚yet, vgl. Koten 1 

m En tnis 


und 2 7, 83 67 — das Verhä r Unten 
ar itspfligt Ken Ber tt zu * —8 ermandten“ 88 os 1609. — fiber 
terhaltspl ũ "geldiedener Ehegatten 8 1578. 


B. auch im Gefängnis. — Übrigens vgl. Note 19 und 8 1611 


Abf. 2. 

21) aljo in der Regel „in Natur“ in der Chewohnung; unter Um- 
ſtänden auperpalh Des Haules ‚in Geld“, 3. B. wenn der Ehegatte in einer 
Krantenanitalt ijt. vgl. P$ 1361 u und Noten, nsbelondere Note 26. 

2 vgl. PH: Hase 16061609, 1611 a, 2 

‚ob ee der unterbaltsbere te oder pflid- 

ge Sale Kae et ommt aljo in $ 1361 auf die , hu bfrage“ nicht an. 
8 1353 und die Noten dazu. — Die bloße , „Einwilligung“ der Ehe: 

jatten in das Getrenntleben fann von jedem jederzeit widerrufen 


werde N. 
er de der „Unterhalt“, über den 8 1360 Beſtimmung trifft. vgl. 


8 1611 
26) tg 323 3PO. in Note 67 zu 8 842. — Auch abgeiehen von dem 
Falle 3 1361 kann der nach 8 1360 zu gewührende nterhalt in Geſtalt 
eine Seibrente ggelorbert werden, 3. B. wenn die grau, obgleich fie feinen 
Grund trenntleben“ hat, vom Manne ver laffen ift, wenn der Mann 
rt bie if aim vermeigert, wenn der Mann eine Kreibeitsitrafe verbüßt, 
0 wenn Umjtände es erfordern. 

8 1362 27) Gegenbeweis ilt auläffg. — Die mung des Abj. 1 dieſes 8 
gilt alfo nur für die Gläubiger; Kir rhältnis der Che- 
gatten zueinander. Die in Abi. 2 diefes $ aufgeitellte oermutung” 
gilt Dagegen in beiden Fällen. — Die Bermutungen des 8 136 2 geben 

t des & 1006 vor. — Die Er che Bedeutung der beiden „Bermutungen“ 
des 8 1362 Eu auptfä Ali i der Zwangsvollitredung. — 8 45 KO. 
beitimmt: ie ge des Gemeinjhuldners kann, Gegenitände, welche 
ie während NA beermworben bat, nur in Anfprud nehmen, wenn 


8 1361 


te be beweijt, daß diefelben nicht mit Mitteln des Gemeinjhuldners erworben 
ind. 


22) im „unmittelbaren“ oder „mittelbaren“ Befige; SS 854, 868. Gleich: 
Be ob der Mann oder die Frau die Wohnung, in der ſich die Sachen 
finden, gemietet hat, ſoſern nur beide Eheleute darin wohnen. 

>) Die Släubiger des Mannes fönnen die im Beliße der vom 
Manne getrennt lebenden Yrau bejinblien, Saden zwar nicht 
durch den PEN Hr fänden laſſen (der Gerichtsvollzieher darf nur 
die „im Gewahrjam“ ufbners befindliden Saden pländen, bei Drit- 
ten nur, wenn fie An Herausgabe bereit find, 808, 80 — aber 
die Gläubiger des Mannes können auf Grund der Vermutung des $ 1362 be- 
antragen, daß der „ulp prudj“ des Mannes gegen die Frau ve Ipaau bie Her. 
Der Sachen durch das Vollitredungsgeridt „‚gepfändet“ und der Frau die Her- 
ausgabe an einen Gerichtsvollzieher aufgegeben werde; fie können ſich diejen 


— 420 — 








Geſetzliches Güterrecht — Allgemeine Borichriften 8 1360-1364 


8 1360. Der Mann hat der Frau. nad) Makgabe jeiner 
gebensitellung, feines Vermögens und feiner Erwerbsfähigfeit 
Unterhalt zu gewähren.'°) 

Die Frau hat dem Manne, wenn er außerftande ift, fi felbit 
zu unterhalten, den feiner Lebensitellung entipredhenden Unterhalt 
nah Maßgabe ihres Vermögens und ihrer Erwerbsfähigfeit zu ge- 
währen.?°) 

Der Unterhalt ift in der durch die eheliche Lebensgemeinſchaft ge- 
botenen Weiſe zu gewähren.?) Die für die Unterhaltspflicht der Ver: 
wandten geltenden Vorſchriften der 88 1605, 1613 Bis 1615 finden ent- 
\predende Anwendung.??) 

8 1361. Leben die Ehegatten geirennt, jo ift, folange einer von 
ihnen 22) die Herftellung des ehelichen Lebens verweigern darf und ver- 
weigert,2*) der Unterhalt °°) durch Entrichtung einer Geldrente zu ge- 
währen;?°) auf die Rente finden die Vorjhriften des $ 760 Anwendung. 
Der Dann hat der rau auch die zur Führung eines abgejonderten Haus 
balts erforderlihen Sachen aus dem gemeinſchaftlichen Haushalte zum 
Gebraude herauszugeben, es jei denn, daß die Saden für ihn unent- 
behrlich find oder daß fi joldhe Sachen in dem der Verfügung der Frau 
unterliegenden Vermögen befinden. 

Die Unterhaltspflicht des Mannes fällt weg oder beichräntt ſich 
auf die Zahlung eines Beitrags, wenn der Wegfall oder die Belhrän- 
fung mit Rüdfiht auf die Bedürfniffe fowie auf die Bermö- 
gens- undErwerbspverhältnisfe der Ehegatten der Billig- 
feit entjpridt. 

81362. Zu Gunften der Gläubiger des Mannes wird ver: 
mutet,2”) daß die im Beſitz?s) eines der Ehegatten oder beider Ehe- 
gatten befindlichen beweglichen Saden dem Manne gehören.) Dies 
gilt insbefondere au für Snhbaberpapiere und für Order: 
papiere, die mit Blankoindoſſament verjehen jind.?*) 

Kür die ausichließlih zum perſönlichen Gebraude der Frau be: 
ſtimmten Saden, insbelondere für Kleider, Schmuckſachen und Arbeits: 
geräte, gilt im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander und zu den Gläu- 
bigern die Vermutung, daß die Sachen der Frau gehören.?’) 


Sechſter Titel. Ehefihes Güterredt.') 
I. Geſetzliches Güterrecht. 
1. Allgemeine Vorſchriften. 
8 1363. Das Bermögen der Frau wird durch' die Cheichließung 
‘der Berwaltung und Nugnießung des Mannes unterworfen (einge: 
brachtes Gut).ia) 
Zum eingebraditen Gute gehört auch das Vermögen, das Die Frau 
während ber Ehe erwirbt. 
8 1364. Die Berwaltung und Nutznießung des Mannes tritt 
nicht ein,2) wenn er die Ehe mit einer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränk⸗ 
ten Frau ohne Einwilligung ihres gejehlichen Vertreters eingeht.?) 
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Anſpruch „zur Ein iehung übermweifen“ laſſen und dann auf 
2° rtausgabe der n an einen Gerichtsvollzieher zum Zwede ihrer 
Sefriebigung lagen. Sade der Frau iſt es dann, die Bermutung. 
db die Saden „Eigentum des Mannes“ feien, durch Gegenbeweis zu 


He a) L. Note 20 8 1081 
29a og o us . 
80) * Note 27 und 
8 1363 Inhang 1zu 8 2" 1368: 


Allgemeine Borbemerfung zum ehelichen Güterrechte. 

iJ Geſegliches Güterr A in der Regel der Güteritand ber Ver: 

aß und Zuaneh nie Bung des Mannes am eingebrachten Gute 
oge 


Frau, Die „Berwaltungsgemeinihaft“. 
III. —iS — 
IV. —— in den ſeit 1. Januar 1900 geihloffenen Chen. 
äheres 
A, über die durch „E * evertrag“ vereinbarten Güterſtände 
— Güterrehtsregijter 
B. über den & II egeidjneten geſetzlichen Güterſtand — Aus⸗ 
ländiſche Ehegatte 


V. Rechtsſtellung der verheirateten Stau in vermögensrechtlicher 
—— vom Stanbpuntte der Frau betradtet, ins- 
beiondere die Geihäftsfähigleit der Frau. 

VI. — O. und der KO. über „ehe biches Güter- 


VII. Rechtslage in den vor 1. Januar 1900 geiölefienen Ehen. 
1a) d. i. die jogen. Berwaltun —— dos 8 I. Anhang 1 zu 8 1363 
unter II und IV. B. 2, jowie 38 1373 ud das 8 ermögen einer minder 
jährigen rau, die mie Einwillig Bung ihres geſetzlichen Bertreters gehei- 
zatet at vgl. 8 1364), fommt in die Berwaltung und Vutznießung 
annes: [oweit jedoch der Ehemann bei Ausübung feiner 
nes nad) dem Ge der Mitwirkung der Frau bedarf ($ 1375), wird 
biete, „Miümirkung“ nad den allgemeinen Grundfäßen beit. „elterlihe Ge⸗ 
und „Bormundidaft“ dur den gejegliden Bertreter der 
minderjährigen rau (Bater bezw. Mutter, Bormund, Pfleger) 
denn „Heirat madt Yu mündig". 

8 1364* — Es gilt — 15 1426 „Bütertrennung”, die Verwaltung 
ſteht dem a n — er „beſchränkt geihäftsfähigen“ Frau zu. 

8 1365 us 8 1363 unter IV. B. 1 und 88 1366-1371. Über 

das a ii fann die Frau völlig jeistaneig verfügen, als ob fie 

a 1 äre (8 1371); vgl. jedoch die in 8 1371 in bezug genomme- 

ne — 

8 1366 5) Sofern fie ihr „E entum find, wofür die (dur Gegenbeweis 
widerlegbare) Bermutung Ipridt ($ 1362 anf. 2). Ein „Samilienihmud“, 
den der Mann tn die Che eingebradht und der rau zum Tragen tlalfen 
„bet, iſt natürlich n icht „Vorbehaltsgut“ der Frau. 

"gl: Anhang 1 zu $ 1363 unter IV. B. 2. b. und $ 1356. — Der 
1367 bezeichnete Erwerb ilt nur dann „Borbehaltsgut“, wenn er während 
r Che gemadt ift; der vorehelidhe Erwerb einer ga au vu ein felbjt- 
Eden betriebenes Erwerbsgeſchäft ift oftünbige ut‘ iofe rn nidt 
evertrag anderes be beitimmt. — ändiger Betrieb“ it Betrieb 
im Ramen“ der frau; dak die rau en tät 4. ſei ir m t erforder: 
lid. — Die Frage, welde Re te ber Mann an einem bei eidhlie- 
— ng bereits beſtehen „relbftändigen —A der Frau 
abe, iſt ethat für die Beteiliten wird Y Regelung dieler Frage dur 
„Ehevertrag“ empfehlen 
8 1368 h, vgl. Anhang 1 zu i 1363 unter IV. A. und 88 1432 ff 
Fehlt es an einer ſolchen „Beitimmung“, jo unterlie gi der in diefem 
bezeichnete Erwerb als „eingebrachtes Gut“ der „Verwaltung und Nutz⸗ 
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Geſetzliches Güterrecht — Verwaltung n. Nusniehung 8 1365-1376 


81365. Die Verwaltung und Nußniegung des Mannes eritredt 
id nicht auf das Vorbehaltsgut der Zrau.‘) 

81366. Borbehaltsgnt find die ausſchließlich zum perfönlichen 
Gebrauche der Frau beitimmten Saden, insbejondere Kleider, Schmud: 
laden und Arbeitsgeräte.’) 

81367. Vorbehaltsgut ijt, was die Frau durch ihre Arbeit oder 
durch den jelbftändigen Betrieb eines Erwerbsgefhäfts erwirbt.‘) 

81368. Vorbehaltsgut ijt, was durch Ehevertrag für Vorbehalts- 
gut erflärt ijt.”) ZZ 

81369. Vorbehaltsgut ift, was die Frau durch Erbfolge, dur 
Vermächtnis oder als Pflichtteil erwirbt (Erwerb von Todeswegen) oder 
was ihr unter Lebenden von einem Dritten unentgeltlich zugewendet 
wird, wenn der Erblafler durch lettwillige Verfügung, der Dritte bei der 
Zuwendung beftimmt hat, daß der Erwerb Vorbehaltsgut fein fol.) 


81370. Vorbehaltsgut ift, was die Frau auf Grund eines 
zu ihrem Borbehaltsgute gehörenden Rechtes oder als Erfaß 
für die Zerftörung, Beſchädigung oder Entziehung eines zu dem Borbe- 
daltsgute gehörenden Gegenftandes oder durch ein Rechtsgeſchäft 
erwirbt, das ih auf Das Borbehaltsgut bezieht.) 

81371. Auf das Vorbehaltsgut finden die bei der Gütertrennung 
für das Vermögen der Frau geltenden Borichriften .entiprechende An- 
wendung;!°) die Frau hat jedoch einen Beitrag zur Beitreitung des ehe: 
lien Aufwandes nur injoweit zu leilten,!!) als der Mann nit ſchon 
duch) die Nutzungen des eingebradhten Gutes einen angemefjenen Bei- 
trag erhält. 

81372. Jeder Ehegatte. kann verlangen, daB der Beitand des 
eingebradjten Gutes durch Aufnahme eines Berzeichnifles unter Mit: 
wirtung des anderen Ehegatten feitgeitellt wird.) Auf die Aufnahme 
des Verzeichnifles finden die für den NRie zbrauch geltenden Vorſchrif⸗ 
ten des $ 1035 Anwendung. 

Seder Ehegatte kann den Zuſtand der zum eingebradten 
Gute gehörenden Saden auf feine Koften buch Sahverftändige 
feitftellen laſſen. 


2. Berwaltung und Nutnießung.'e). 


81373. Der Mann iſt berechtigt, die zum eingebradten Gute 
gehörenden Sachen in Beſitz zu nehmen.'?) 

$1374 Der Mann hat das eingebradhte Gut ordnungsmähig '*) 
zu verwalten.!°) fiber den Stand der Verwaltung hat er der Yrau auf 
Verlangen Auskunft zu erteilen.!®) 

81375. Das Berwaltungsreht des Mannes umfaßt nicht die 
Bejugnis, die Frau durch Rechtsgeſchäfte7) zu verpflichten oder über 
eingebradhtes Gut ohne ihre Zuftimmung !°) zu verfügen.!°) 

81376. Ohne Zultimmung der Frau kann ?°) der Mann: 

1. über Geld und andere verbrauchbare Sachen °') der rau ver- 

fügen, 
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nießung des Mannes“ Be 8 1363. Die Beitimmung muß bei der Zu- 
wendung erfolgen, nicht erſt |pater. 

$ 1370 °) fogen. „Surrogations-PBrinzip“, wonach der in diefem S 
bezeichnete Erwerb als Surrogat (Erſatz) des Borbehaltsgutes behandelt wir 
und ihm deshalb von Nedtswegen zuwächſt; 3. B. Zinten eines zum Wor: 
behaltsgute gehörigen Dopothetenfapituls, — Berliherungsgelder im Falle 
eines Brandihadens am Borbebaltsgute, — das Haus, das die Frau mit 
Mitteln ihres ‚Sorbehaltsgutes erwirbt, — der Gewinn aus einem von einem 
Saiten FR Frau mit der „Erklärung“ zum „Borbehaltsgut“ geichentten 
otterielofe. 


8 1371 10) 88 14271431, insbejondere der in 8 1431 in bezug genommene 


8 1435. Die Eigenihaft als „Borbehaltsgut“ fann alfo Dritten gegenüber 
nur geltend gemadt werden, wenn und joweit fie dem Dritten befannt oder 
in das Güterrehtsregifter eingetragen war. vgl. jedod die in $ 1362 
Abſ. 2 zu Guniten der frau aufigeftellte „VBermutung“ und 8 1366. 

12 a an 1427 Abſ. 2. 


8 1372 12) Mit Rüdfiht auf 5 1421. Über das Verfahren vgl. 8 164 RFG. 

8 1373 12a) vgl. $ 1363 und Anhang 1 dazu, insbejondere unter II und IV.B. 
— „Rußnießung” it niht dasſelbe wie „Niekbraud‘, aber diefem ſehr 
ähnlich 88 1383 ff 


18) „Eigentümerin“ und „mittelbare Beligerin“ bleibt die Frau, 
der Mann wird „unmittelbarer Beſitzer“; vgl. SS 868, 1362. 
8 1374 14) pgl. 88 1359, 1394. 
15 


5 1. & 1363 und Anhang 1 dazu, insbejondere unter II und IV. B. 2, 
Aber den Smbatt des Berwaltungsrehts des Mannes 88 1375-1378. In 
ege 


(8 1375) gehört danad) zur Beräukerung und Berpfändung von 
Gegenftänden des Eingebraditen die Zuftimmung der gran (Ausnahmen: 

1376, 1378, 1379). Hieraus ergibt ich, daß, bas dem Manne am „Cinge- 
taten‘ der Frau gejeglicd zuſtehende „Verwaltungsrecht“ nidt voll: 
ſtändig das ift, was der gewöhnlide Sprahgebraud unter „Ber: 
waltungsrecht“ veriteht; denn ein „Bermögens-Berwalter“ Hat auf Grund 
der ihm erteilten Verwaltungs: Bollmadht tatlählih in der Regel viel 
weiter gehende Befugnille als der Ehemann auf Grund der tm vom 
Geſetz erteilten VBerwaltungsmadt. Wenn adje der Ehemann in der Ber: 
waltung des „Eingebraditen” der Frau mögtion unbeſchränkt fein 
— bedarf er dazu einer jogen. „General:-Bollmadt“ der rau. dgl. 


ote 21 zu 8 675. 
ır) 260, 1394. 
8 1375 “ | are) ‚Raufe, Miet-, Darlebnsverträge die Yrau zu verpflichten. 
1 — 
19 r den Begriff Deigung vgl. Anhang 1 zu 8 104 unter 1. 7. 
8 1376 n Dal, jedoch die „Soll"- —* bes 8 1377. 
1 


22 1411 - 1414. 

28) 387 ff. Abgeſehen von der in $ 1376 Nr. 2 dem Manne gegebenen 
„Aufrehnungs: Befugnis“ fann der Dann 3. B. nit Hypothe- 
fenforderungen der rau ohne deren Zuftimmung „lün: 
digen“ oder „einziehen“; eine an ihn allein geleiftete Zahlung 
wirft nicht gegen bie rau, die Frau fann Ipäter nochmalige Zahlung fordern. 
vgl. $ 1379, jener Note 3 zu 8 1380, 8 1408. 

24) ngl. Note 14. 

25) Dieſe bloße „Soll“-Vorſchrift (opt. Sadıregifter unter „Soll“⸗Vor⸗ 

gilt nur I das Verhältnis der Chegatten untereinander. 

hre ei Dritten gegenüber unerheblid; fie mat nur den Mann 
r 


5 1377 





gegenüber der Frau verantwortlich ($ 1359) 
26 1807, 1808. 
27 92. 
28 1391 Abi. 2, 1411 Abi. 2, 
8 1379 29 1375 —1378. 
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Geſetzliches Güterrecht — Verwaltung u. Nusniekung 8 1377 - 1381 


2. Forderungen der Frau gegen ſolche Forderungen an die Frau, 
deren Berichtigung aus dem eingebrachten Gute verlangt 
werden fann,??) aufredinen;??) 

3. Berbindlichleiten der Frau zur Leijtung eines zum einge: 
bradten Gute gehörenden Gegenftandes durch Leiltung des 
Gegenitandes erfüllen. 


8 1377. Der Mann joll Verfügungen, zu denen er nad $ 1376 
odne Zuftimmung der rau beredtigt it, nur zum Zwecke ords 
nungsmähiger °*) Verwaltung des eingebrachten Gutes vornehmen.?) 

Das zum eingebrachten Gute gehörende Geld hat der Mann nad) den 
für die Anlegung von Mündelgeld geltenden Borjchriften ?°) Tür die 
grau verzinslih anzulegen, joweit es nicht zur Beftreitung von Aus⸗ 
gaben bereit zu halten ift. 


Undere verbraudbare Sachen 2’) darf der Mann aud für ji 
veräußern oder verbrauden. Macht er von dieſer Befugnis Gebraud), 
ſo hat er den Wert der Sachen nad) der Beendigung der Verwal: 
tung und Nußnießung zu erjegen; der Erfah ift ſchon vorher zu leiten, 
Iomeit die ordnungsmäßige Verwaltung des eingebrachten Gutes es er- 
jordert.2®) 


81378. Gehört zum eingebradten Gute ein Grunditüd jamt 
Inventar, fo beitimmen fi} die Rechte und die Pflichten des Mannes in 
Anſehung des Inventars nad den für den Niehbraud geltenden Bor- 
Ihriften des 8 1048 Ubi. 1. 

81379. Iſt zur ordnungsmäßigen Verwaltung des eingebraditen 
Gutes ein Rechtsgeſchäft erforderlich, zu dem der Mann der Zuftimmung 
der Frau bedarf,2°) jo fann die Zuftimmung auf Antrag des Mannes 
buch das Bormundichaftsgericht erfegt werden, wenn Die Frau fie ohne 
ausreihenden Grund verweigert. 


Das gleihe gilt, wenn die Frau durch Krankheit oder durch Ab⸗ 
weienheit an der Abgabe einer Erklärung verhindert und mit dem Auf: 
ſchube Gefahr verbunden it. 

1380. Der Mann kann ein zum eingebradten Gute gehörendes 
Net im eigenen Namen gerichtlich geltend maden. Iſt er befugt, über 
das Recht ohne Zuftimmung der Frau zu verfügen, jo wirft das 
Urteil auch für und gegen die Frau.?°) 

81381. Erwirbt der Mann mit Mitteln des eingebradgten Gutes 
bewegliche Sachen, jo geht mit dem Erwerbe das Eigentum auf die Frau 
über, es jei denn, daß der Mann nicht für Rechnung des eingebradten 
Gutes erwerben will.) Dies gilt insbejondere au von Inhaber- 
papieren und von OÖrderpapieren, die mit Blanktoindojjament 
verjehen find. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden entjprehende Anwendung, 
wenn der Mann mit Mitteln des eingebradten Gutes ein Recht an 
Samen der bezeichneten Urt oder ein anderes Recht erwirbt, zu deſſen 
Übertragung der Abtretungsvertrag genügt.’*) 
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8 1380 80) pgl. Anhang 1 zu 8 1363 unter IV. B. 2. c. — 8 1380 regelt die 
Befugnis des Mannes zur Prozekführung als Kläger für das „einge: 
brachte Gut“. Der Mann „tann“ danach jedes zum „Cingebradten“ 
gehörende Reht „im eigenen Namen“, aljo allein und ohne Zugiehung 
(Vollmacht) der Frau geltend machen, obgleid die rau „Eigentümerin“ der 
um Eingebradten gehörenden Sachen, „Gläubigerin“ der dazu gehörenden 
(orberungen uſw. it guet: Note 138). Aber das auf die „Klage Des 

annes“ ergeende tteil wirft nur dann „Für“ und „gegen“ die 
rau, wenn der Mann befugt war, über den eingeklagten Anipru „ohne 
uftimmu ng der frau zu verfügen. Diele Befugnis ift eine jemlich ein- 
geihräntte. vgl. 88 13761378, insbejondere Note 15. Es wird fih daher 
in der Regel empfehlen, dak bei Klagen betr. das Eingebrachte beide 
Eheleute lagen. nn B 8. der Mann eine zum Eingebradjten gehörende 
Sorderung allein einktlagt, was er nad) 8 1380 Tann, jo muß der Klage: 
antrag, um zum Ziele zu (ühren, lauten: D. Bell. wird verurteilt, 500 DIE. 
zu achten an den klagenden Ehemann und deilen Ehefrau N. N., oder: an 
den Elagenben Ehemann mit Zuftimmung deilen Ehefrau N. N, oder: 
an die Ehefrau. N. mit Zuftimmung des tlagenden Ehemannes. Wenn 
der Mann von der ihm durch 8 1380 eingeraumten „Befugnis“ feinen Gebraud 
machen will, jo kann aud die Frau als „Klägerin“ auftreten; dann muß fie 
aber in der Klage die „Zuftimmung“ des Mannes zur Prozekführung 
nachweiſen (8 1400 Ab}. 2), widrigenfalls Die Klage ohne weiteres wiejen 
werden muß. 

8 1381 s1) Iogen. „Surrogation“ vgl. Note 9. — Die Frau kann aljo 3. B., 
wenn ein Gläubiger ihres Mannes bet dDiejem bat Saden pfänden 
laljen, oder wenn im Konkurſe über das Vermögen des annes ber 
Konktursverwalter Sachen zur Konkursmaſſe genommen hat, die Frei gebe 
diefer Sachen beanipruden, falls ſie beweijen fann, dab die Sachen 
„mit Mitteln des eingebraditen Gutes erworben find“. Dieſer Aniprud it 
Ieboc) dann abzuweilen, falls der Gegenbemweis geführt wird, dab der 

ann die Sachen (wenn auch mit Mitteln des „eingebrachten“ Gutes) 
‚nit für Rednung des eingebrachten Gutes erwerben wollte". In 
etterem Falle find die Sachen Eigentum des Mannes, fie unterliegen der 
Pfändung feiner Gläubiger, fie gehören zu feiner Konkursmaſſe, und der 
‚Mann üt nur Shuldner der Frau in Höhe der dem eingebradten 
Gute zum Erwerbe der Sachen entnommenen „Mittel“. — vgl. 8 1081 
Noten 19, 2 (Inhaber-, DOrderpapiere). 
2) 88 398, 413. vgl. Noten 4 und 5 zu 8 1274, Note 13 zu 8 1280. 
Zum Erwerb 3. 8. von Brise > genn alle der 2 en genügt der 
‚Abtvetungsvertrag“ nicht. 1154. Wenn alfo der Dann mit Mitteln 
des „Eingebradhten“ eine upotpetenjorberung erwirbt, ohne fie auf den 
Namen der Frau im Orundbuh umſchreiben zu laſſen oder die Ab- 
tretung an Die Frau erflären zu laffen, jo gehört fie nit zum „Cinge: 
bradten“, jondern dem Manne, und er it nur Shuldner der —* in 
Höhe der dem eingebrachten Gute zum Erwerbe der Hypothekenforderung 
entnommenen „Mittel“. 


8 1382 83) Selbft Dann, wenn der Mann die Haushaltungsgegenftände 
mit feinem eigenen Gelve anſchafft, und ſelbſt dann, „wenn er fie nicht 
für enung des eingebraditen Gutes erwerben w olLte“ vgl. 8 1381. Wenn 
alſo 3. B. der rei) gewordene Mann an Stelle einer von feiner Frau in 
die Ehe eingebradten, für 400 ME. angeſchafften Schlafzimmer-Einritung 
eine neue für 5000 M. anſchafft, jo wird letztere Eigentum der Frau (ein: 
gebradhtes Gut). j 

1383 4) 88 100, 98, 101 ff., ferner 88 1030 ff., insbejondere 1039, 1048, 1073, 

s in Berbinheng mit 8 954, 1068 ff. vgl. Anhang 1 zu 8 1363 unter II. — Ge: 
wiljermaßen als „Gegenleiltung“ dafür, dab er die „Nutungen“ zieht, Hat der 
Mann den eheligen ufwand“ (8 1389) und Die 1384—1388 be: 
zeichneten Verbin Iihtleiten zu tragen. Was der Mann bier: 
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81382. Haushaltsgegenftände, die der Mann an Stelle der von 
der rau eingebrachten, nicht mehr vorhandenen oder wertlos gewordenen 
Stüde anſchafft, werden eingebradgtes Gut.?°) 

81383. Der Mann erwirbt die Nutzungen des eingebradten 
Gutes in derjelben Weile und in demjelben Umfange wie ein Nieh— 
braudger.’‘) 

8 1384. Der Mann hat außer den Koſten, welche durch die 
Gewinnung der Nutzungen entſtehen, die Koſten der Erhaltung 
der zum eingebraditen Gute gehörenden Gegenjtände nad den für den 
Nießbrauch geltenden Vorſchriften zu tragen.’*=) 

51385. Der Mann ijt der Frau gegenüber ?b) verpflichtet, für 
die Dauer der Verwaltung und Nutznießung zu tragen: 

1. die der Frau obliegenden öffentlichen Laſten mit Ausichluß der 
auf dem Vorbehaltsgute ruhenden Laſten und der außerordent- 
lihen Lajten, die als auf den Stammwert des eingebradten 
Gutes gelegt anzufehen find; 

2. die privatreshilichen Laften, Die auf den zum eingebrachten Gute 
gehörenden Gegenftänden ruhen; 

3. die Zahlungen, die für die Verfiherung der zum eingebradhten 
Gute gehörenden Gegenftände zu leiſten find. 

81386, Der Mann ijt der Frau gegenüber :*) verpflichtet, 
für die Dauer der. Verwaltung und Nutznießung die Zinjen derjenigen 
Verbindlichleiten der Frau zu tragen, deren Berichtigung aus dem ein- 
gebrachten Gute verlangt werden kann.) Das gleiche gilt von wieder: 
ichrenden Leiltungen anderer Art, einjchließlich der von der Frau auf 
Grund ihrer geſetzlichen Unterhaltspflicht >5*) gefchuldeten Leiftungen, 
lofern fie bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften des 
Vermögens beftritten werden. 

Die Verpflichtung des Mannes tritt nicht ein, wenn die Verbind- 
Tichleiten oder die Leiftungen im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander 
dem Borbehaltsgute der Frau zur Laſt fallen.®®) 

„1887. Der Mann ift der Frau gegenüber ®°=) verpflichtet, zu 


ie die Koften eines Redtsitreits, in welhem er ein zum einge- 
braten Gute gehörendes Recht geltend madt, jowie die 
Koften eines Redtsitreits, den die rau führt”) jofern 
nicht die Koften dem Borbehaltsgute zur Laft fallen;?®) 

2, die Koften der Verteidigung der Frau in einem gegen fie gerid)- 

teten Strafverfahren, jofern die Aufwendung der Koſten den 
Umftänden nad geboten ift oder mit Zuftimmung des 
Mannes erfolgt, vorbehaltlich der Erſatzpflicht der 
Frau im Kalle ihrer Verurteilung. 

S 1388. Soweit der Mann nad) den 88 1385 bis 1387 der Frau 
gegenüber deren Zerbindlichkeiten zu tragen hat, haftet er den Gläu⸗ 
bigern neben der Frau als Geliamtichuldner.’°) 

81389. Der Mann hat den ehelihen Aufwand zu tragen. 

Die Frau kann verlangen,*) daß der Dann den Reinertrag 
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nah von den Nußungen des Eingebradten der rau er- 
part, ift und bleibt jein alleiniges „Eigentum“. 
8 13 n, s eingehradite Gut Hatlählid 
„eine“ Nugungen abwirft. vgl. $ 1390 und 88 1041, 1043, 1048, 1068. 
8 1385 34b) 8 1385 ordnet nur das Verhältnis unter den Cheleuten, nit 
Dritten gegenüber, vgl. $ 1388 und Note 34a. 
8 1386 34c) vgl. Noten 34a und 34b. 
35) 88 1411—1414. 
358) gegen ihre Verwandten. vgl. Sachregiſter „Unterhalt“. 
se) 88 1415, 1416. 
8 1387 soa) vgl. Noten 34a und 34b. 
37) auch die Koften einer von der Frau erhobenen „Privatklage‘“ wegen 
Beleidigung. 
38) I 1415, 1416, vgl. betr. PBrozek» und BVerteidigungstoften Note 19 zu 
- 8 1360. Auf Grund des $ 1387 iſt nad) feititehender Rechtiprehung der Dann 
verpflichtet, der Frau die Koſten (ihre Anwaltstojten ujw.) des zwildhen den 
Eheleuten ſchwebenden Eheiheidungsprogeiles, gleichviel ob die Frau klagt oder 
verklagt it, vorbehaltlich Ipäterer „ausgreidung (8 um), or zujäichen, und 
er fann dazu auf Antrag der Frau im Wege der einftweiligen Berfügung des 
„Ehepro Bberihts” angehalten werden. Die Borihußpiliht des Mannes 
beite t, yelbit wenn ihm für jeine Perſon das Armenredt bewilligt ift. 
Soweit der Mann für die een — kann die Frau das „Armenrecht“ 


348) und zwar 





für fi nur erlangen, wenn fte die Zahlungsunfähigkeit des Mannes nach⸗ 
weiſt. vgl. 8 1388. 
8 1388 0) 88 421425, nit auch 426. Außer dem Falle des $ 1388 haftet 
der Mann nicht mit feinem Bermögen für Schulden der Frau. vgl. jedoch 
8 1357 und Anhänge. 
8 1389 “0 1394 am Ende, 14182. 
#1 1410. | 
| 1390 42 256, 257, 1384—1387. 
H 1391 43 232 ff., 1394. 
Ä +) & 1377 bl. 3. ' 
8 139% + 1391. | 
r #) Die Zins⸗ Dividendeniheine uw. behält der Mann. 
J 47) 88 372 ff. E. 144146. vgl. Noten 19, & zu 8 1081. 
81393 +2) 5 806. | 
* 49) E. 50, 97. 
F 8 1394 80) d.h. die ihr aus 88 1374—1393 entitandenen Anſprüche. 
» 


sı) kann ao Jo [art geltend gemact werden. | 

8 1395 52) Über den Begriff Verfügung vgl. Anhang 1 zu 8 104 unter I. 7. — 
Die grau ift zwar „Eigentümerin“ der zum „Eingebradhten“ gehörenden 
Sachen, „SGlaubigerin“ der dazu gehörenden Forderungen ulm. Da aber | 
dem Manne am „Eingebradten“ die Berwaltung und NugnießBung 
gulteht, ift, es teißjtoerttändtich und nihts bejonderes, daß die Frau 

rüber niht jelbitändig ohne Zuftimmung des Mannes „verfügen 

darf; vgl. Anhang 1 zu $ 1363 unter V. 2. c. Bon der Yühigkeit | 
der Frau zu „Verfügungen über das eingebradite Gut“, worin fie durch 
8 1395 beſchränkt iſt, — und zwar derart beſchränkt ijt, daß ihre ohne 
vorherige „Einwilligung“ des Mannes oder „bei Berträgen“ | 
ohne nactolgende Genebmigun 9 des Diannes vorgenommenen „Ber: 
fügungen“ aud der Frau 8 ſt gegenüber feinerlei Wir- 
tung —— nicht nach Auflöſung der Ehe) Haben (vgl. 8 1396 Abi. 3, 
1398), — muß unterfchieden werben: die Fähigkeit der rau, „fh durch 
Rechtsgeſchäfte zu einer Leitung zu verpflichten.“ Hierin it ie unbefchräntt; 
vgl. & 1399 und Note 58. — Der in $ 1395 ausgeiprodene Grundſatz der Bers 
fügungsbeigränfung der Frau wird näher bejtimmt in den folgenden 
SS, und es werden wusnahmen davon jeltgejegt, namentli 88 1401, 
1402, 1405. — Über „Cinwilligung“ $$ 182, 188. 

8 1396 ss) 88 182, 184, 108. 
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des eingebrachten Gutes, joweit dieſer zur Beitreitung des eigenen und 
des der Frau und den gemeinſchaftlichen Abfümmlingen zu gewährenden 
Unterhalts erforderlih ift, ohne Rüdfiht auf feine fonftigen Ber: 
pilihtungen *) zu Diejem Zwede verwendet. 

81390, Macht der Mann zum Zwede der Verwaltung des ein» 
gebrachten Gutes Aufwendungen, die er den Umftänden nad für er: 
jorderlic) Halten darf, fo fan er von der rau Erſatz verlangen, ſofern 
nit die Aufwendungen ibm ſelbſt zur Laſt fallen.“) 

81391. Wird dur das Verhalten des Mannes die Bejorgnis 
begründet, daß die Rechte der Frau in einer das eingebradhte Gut 
erheblichgefährdenden Weiſe verlegt werden, jo kann die Frau 
von dem Manne Sidherheitsleiftung verlangen.*?) 

Das gleiche gilt, wenn die der Frau aus der Verwaltung und Nub- 
niegung des Mannes zuftehenden Anjprühe auf Erjat des Wertes 
verbraudbarer Saden erheblih gefährdet find.) 

51392. Liegen die Borausfegungen vor, unter denen der Mann 
wu Sihderheitsleiftung verpflichtet ift,*) fo fann die Frau aud 
verlangen, dak der Mann die zum eingebrachten Gute gehörenden Ins 
baberpapiere nebit den Erneuerungsfheinen*) bei einer 
Hinterlegungsitelle oder bei der Reichsbank mit der Beitimmung hinter: 
legt,*°) da die Herausgabe von dem Mannenurmit Zuftimmung 
der Yrau verlangt werden kann. Die Hinterlegung von Inhaber: 
papieren, Die nad 5 92 zu den verbraudbaren Sachen gehören, 
\owie von Zins», Renten oder Gewinnanteiljheinen fann nicht ver: 
langt werden. Den Inhaberpapieren ſtehen Orderpapiere glei, die mit 
Blanfoindoffament verjehen find. 

Über die Hinterlegten Papiere fann der Mann aud) eine 
Verfügung, zu der er nad) 8 1376 beredtigt if, nur mit Zu: 
ſtimmung der Frau treffen. 

81393. Der Dann kann die Inhaberpapiere, ftatt fie nad) $ 1392 
zu hinterlegen, auf den Namen der Frau umjehreiben *°) oder, wenn ſie 
von dem Reihe oder einem Bundesitaat ausgejtellt find, in Buchforde⸗ 
zungen gegen das Reich oder den Bundesſtaat umwandeln lafjen.‘°) 

81394. Die Frau Tann Anjprüde, die ihr auf Grund der Ver: 
waltung und Nubnießung gegen den Mann zujtehen,’°) erft nad) der Bes 
endigung der Verwaltung und Nutznießung gerichtlich geltend machen, 
es jei denn, daß die Vorausfeßungen vorliegen, unter denen die Frau 
nah 8 1391 Siherheitsleiftung verlangen fann. Der im $ 1389 
Ai. 2 beſtimmte Anſpruch unterliegt dieſer Beſchränkung nicht.) 

81395. Die Frau bedarf zur Verfügung über eingebracdhtes Gut 
der Einwilligung des Mannes.’:) 

8 1396. Berfügt die Frau durch Vertrag ohne Einwilligung des 
Mannes über eingebradhtes Gut, fo hängt die Wirkſamkeit des Vertrags 
von der Genehmigung °?) des Mannes ab. 

Sordertderandere Teil den Mann zur Erklärung über 
dieGenehmigung auf, fo fann die Erflärung nurihm gegen- 
über erfolgen; eine por der Aufforderung der Grau gegenüber 
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565) vgl. 8 109. 
56) vgl. S 111 eriter Gab. 
57) „Leiſtung“ irgend welder Art: Geld-, Sach-Leiſtung, Tun oder 
Unterlaffen. vgl. 8 241. 
ss) vgl. Note 52. — 8 1399 Abi. 1 bringt klar und unzweibeutig sum 
Ausdrud, pn auch die verheiratete frau, jofern Te nit aus allgemeinen 
Gründen „gelhäftsunfähig“ ($ 104) oder „in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt“, 
3. B. minderjährig, 1 (68 106, 114), völlig geihäftsfähig und in vieſer Be 
iehung dem Manne völlig gleichgeitellt ill. Alle von ihr Jelbitändig ohne Zus 
mmung oder jogar unter Wideripruh des Mannes übernommenen er⸗ 
vrihtungen” nd redhisgültig. Der Einfluß der Ehe äuhert ih nur bei der 
ee sfüllung‘ Dieter Verpflichtungen Näheres vol. Anhang 1 zu 8 1363 unter 
. c . 


54) dgl. 108 Ab. 2. 


59) d. h. er muß das Rechtsgeſchäft aus dem „Gingebradten“ er- 
üllen; mit feinem eigenen Bermögen em er aus den, wenn aud „mit 
einer Zuftimmung“, von der Grau gel enen Rechtsgeſchäften nit. Die 
„auftimmung“ des Mannes ift nicht erforderli 1401, 1402, 1405. 

co) 88 812, 818, 819. Auch Hier haftet er nicht mit feinem eigenen 
Vermögen. Note 59. 

61) vgl. Anhang 1 zu $ 1363 unter V. 2. d. und $ 1401. — Wenn 
alfo die rau ohne 9 uzie ung (und Zuftimmung) des Mannes „verklagt“ 
und rechtskräftig zur Zahlung von 500 ME. verurteilt wird, jo iſt bie 
Urteil zwar der Yrau, niht aber auh dem Manne enü 
wirkſam 1412). Cs kann mithin nicht in das „Eingebradte“ der 
Frau vollftredt werden, |o lange der Mann die „Verwaltung und Nuk- 
niekung“ daran hat, fondern nur in etwaiges „Vorbehaltsgut“ der ran. Be: 
figt die Frau ſolches nit, jo muß der Täubiger warten, bis die Frau 
Borbehaltsgut“ erwirbt, oder bis die „Verwaltung und Nußniekung“ des 

annes endet (Tod des Mannes, Scheidung, 88 1418 ff. ). enn aljo ein 
Gläubiger feine Forderung gegen die Yrau in deren „Cingebradites“ 

ofort vollitreden laſſen will, ſo Ha: er beide Eheleute verklagen mit folgen: 

m Antrage: a) die rau zur Zahlung von 500 ME. zu verurteilen, 
b) ven Ehemann zu verurteilen, daß er die Zwangsvollftredung 
wegen der 500 Mt. in das „eingebradte Gut“ dul de ($ 739 3PO.). Mit 
dem Antrage zu b kann natürlich der Gläubiger nur durchdringen, wenn die 
Schuld der 500 ME. für das „eingebrachte Gut“ der Frau verbindlid ift, 
i; . wenn der Dann der Gingehung der Schuld zugeftimmt Hat (8 13% 

bj. 2), oder in den Fällen der 1401, 1402, 1405, oder wenn es eine nor = 
ebelide Schuld der Frau ilt. Cine Yusnahme ſetzt 8 741 3PO. feft: 
„Betreibt die Frau ein Erwerbsgeihäft (ſei es mit oder ohne Einwilligung 
des Mannes vgl. Note 67), jo iſt zur Zwangsvollſtreckung in das „einge: 
bradte Gut“ ober in das Gefamtgut (bei Gütergemeinidhaft) 
ein gegen die Ehefrau ergangenes Urteil genügend, es jei denn, 
daß zur Zeit des Eintritts der Nedtshängigkeit der Ein]prud des Che- 
mannes gegen den Betrieb des ee ale oder der Widerruf feiner 
Einwilligung zu dem Betrieb ($ 1405 Ab}. 3) im Güterrechtsregiſter 
eingetragen war“. Dieler betrifft aber, wie herootgubeben, nur bie 
je: male Senat der Zwangspollitrefun. Dem Manne Per or⸗ 

ehalten, dieſer zwangsvonſtreauns aus materiellen Gründen) im 
Wege der fogen. „Interventions:Klage“ zu wideripredden, wenn er 
nadweiten fann 3. B. daß die zur Zwangspollitredung ſtehende D gar 
feine Geihäftsihufd keiner . Frau it und daß er dem Kedts- 
geihäft, aus dem die Schuld entitanden, niot ugeftimmt bat, — 
oder wenn er nachweiſen fann, daß er von dem „, KAäftsbetriehe der rau 
feine Kenntnis gehabt Hat ($ 1405). — gen der Prozekloften 
8 1412 Abſ. 2. 

2) Mas in der „Klage“ zum Yusdrud zu bringen ift, kei 
es tn der Überjchrift der Klage (Rlagerubrum): „Klage der Frau N. N. geb. S. 
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erflärte Genehmigung oder Verweigerung der Genehmigung wird un- 
wirtjam. Die Genehmigung kann nur bis zum Ablaufe von zwei 
Wochen nad dem Empfange der Aufforderung erklärt werden; wird 
fie nicht erklärt, jo gilt fie als verweigert.’*) 

Berweigert der Mann die Genehmigung, jo wird der Vertrag 
night dadurch wirtjam, daß die Verwaltung und Nutznießung 
aufhört. 

1397. Bis zur Genehmigung des Vertrags ijt der andere Teil 
zum Widerrufe berechtigt.) Der Widerruf fann aud) der rau gegen- 
über erklärt werden. 

Hat der andere Teil gewußt, daß die Frau Ehefrau ift, 
lo kann er nur widerrufen, wenn die Yrau der Wahrheit zuwider die 
Einwilligung des Mannes behauptet hat; er fann aud in diefem Falle 
nit widerrufen, wenn ihm das Fehlen der Einwilligung bei dem Wb- 
ihluffe des Vertrags befannt war. 

$ 1398. Ein einjeitiges Rechtsgeſchäft, durch das die Frau ohne 
Einwilligung des Mannes über eingebradites Gut verfügt, ijt unwirls 
fam.’®) 

8 1399. Zu Rechtsgeſchäften, durch die fih die Frau zu einer 
Leiftung 57) verpflichtet, ift Die Zuftimmung des Mannes nicht erforder: 
lich.s) 

Stimmt der Mann einem ſolchen Rechtsgeſchäfte zu, ſo iſt es in 
Anſehung des eingebrachten Gutes ihm gegenüber wirkſam.'o) Stimmt 
er nicht zu, jo muß er das Rechtsgeſchäft, joweit das eingebrachte Gut bes 
reihert wird, nad) den Vorſchriften über Die Herausgabe einer unge: 
tehtfertigten Bereiherung gegen ſich gelten laffen.‘°) 

8 1400. Führt die Frau einen Redtsitreit ohne Zuftimmung Des 
Mannes, ſo ift das Urteil dem Manne gegenüber in Anfehung des ein 
gebrachten Gutes unwirkjam.‘:) 

Ein zum eingebrachten Gute gehörendes Recht kann die Frau im 
Wege der Klage nur mit Zuftimmung des Mannes geltend machen.‘?) 

8 1401. Die Zuftimmung des Mannes iſt in den Fällen der 
88 1395 bis 1398, des 8 1399 Abſ. 2 und des 8 1400 nicht erforderlich, 
wenn der Mann durch Krankheit oder durch Abweſenheit an der Abgabe 
einer Erklärung verhindert und mit dem Aufihube Gefahr ver- 
bunden ift. 

8 1402. it zur orbnugsmähigen Belorgung der perjönliden 
Angelegenheiten der Frau ein Rechtsgeſchäft erforderlich?) zu dem die 
Frau der Zuftimmung des Mannes bedarf, jo fann die Zujtimmung auf 
Antrag der frau Durch das VBormundfchaftsgericht erjekt werden, wenn 
der Dann fie ohne austeidhenden Grund verweigert. 

1403. Ein einfeitiges Rechtsgeſchäft,“) das fih auf das ein: 
gebrachte Gut bezieht, ift dem Manne gegenüber porzunehmen. 

Ein einfeitiges Rechtsgeſchäft, das ſich auf eine Berbindlichleit 
der Frau bezieht, ift der Yrau gegenüber vorzunehmen; das Rechtsgeſchäft 
muB jedoch auch dem Manne gegenüber vorgenommen werden, wenn es 
in Anfehung des eingebradten Gutes ihm gegenüber wirkſam fein joll.*°) 
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Erläuterungen 


mit Zuftimmung ihres Ehemannes R. N.“, oder beſſer im Text der Klage: 
„ver Ehemann R. N. hat biejer Klage zugeftimmt. Beweis: jeine beiliegende 
Bollmadıt und jein Zeugnis.“ Die Prozeßvollmacht ift von der Frau 
zu unter|chreiben, und es empfiehlt fi, dag der Mann darunter ſchreibt: „Ge: 
nehmigt. R. N., als Ehemann.“ Die noch häufig vorfommende Formel „Klage 
der rau N. N, im Beiltande ihres annes R. N.“ ilt zuvermei- 
den, weil nad heutigem Recht unter „Beiltand“ etwas anderes veritanden 
wird; zur Not genügt —3 l. 8 1380 und Note 30 am Ende. — Klagt die 
Frau ein zum „ Ingebradten“ gehöriges Recht allein ohne Zufjtim- 
mung des Ehemannes ein, jo iſt die Klage wegen „mangelnder Sadlegiti: 
mation“ der Frau |ofort von Amtswegen abzumweijen. Qusnabhbmen 
8 1401. vgl. auch SS 1402, 1406, 1407 und Anhang 1 zu $ 1363 unter V. 2. d. 

8 140% 3) 3. 8. wenn zur Beihaffung des „Unterhalts für die rau“, oder 
damit fie längere Zeit in eine Heilanitalt gehe oder zur Beitellung eines Ver⸗ 
teidigers in einer Strafſache gegen de die Beſchaffung der Geldmittel nicht 
anders als durch Veräu zung oder Verpfändung eines zum „Eingebradten“ 
gehörigen Gegenitandes möglich iſt. enn in foldem Falle ver Mann 
nicht zuſtimmt, Hilft 5 1402. Dagegen findet $ 1402 inanderen, als 
„perfonlihen“ Angelegenheiten der Frau feine Anwendung. 

8 1403 ‚*+) Der $ handelt von den einjeitigen Rechtsgeſchäften (vgl. Note 24 
u $ 111) dritter Perfonen, 5. B. der Mieter eines zum „Cingebraditen“ Der 
Sr gehörigen Haules will fündigen. Die Kündigung muß an den 

Mann geſchehen. 

65) z. B. eine Frau hat mit Zuftimmung ihres Mannes ein Dar- 
Iehen aufgenommen und dafür mit dem gu ihrem „Eingebradten“ gehörigen 
ie Hnpothet bejtellt. Der Gläubiger, der das Darlehen aus dem 
Grunditüd zurüdverlangt, muß beiden Eheleuten Tündigen. 

8 1404 se) Eine wichtige Einſchränkung des in den 88 892, 893, 932 Ai; dem 
„Rechtserwerb in gutem Glauben“ gewährten Schuges. Ter „gute Glaube“ 
des „Dritten“ fteht aljo den Rechten des „Ehemannes“ nad. Bei: 
ipiel vgl. Anhang 66 zu $ 1404. . 

8 1405 _ 67) Zu unterjheiden von 8 1356 Abi. 2. Betreffend den jelbitändigen 
Beirieb eines Erwerbsgeihäfts jeitens einer Ehefrau vgl. Näheres Anhang 1 
zu 8 1363 unter V. 2. e, 

68 1403. 

9) d. h. wenn fie in das Güterrechtsregiſter (nicht: Handels- 
GR: | eingetragen oder dem Dritten fonjt befannt find, SS 1558 ff. 
Einführ.Geſ. zum H68. Art. 4 . 

70) aud nit: zur Verfügung über „Buchforderungen“ (Reichsſchuld⸗ 
bud, Staatsihuldbud) E. 50, 97. 

1 1993 ff., 2008. 

1394 


8 1407 - ’2 
8) 88 13751378. 
74) 3. 8. zur jogen. Interventionstlage bei einer Zwangsvollſtreckung 
gegen den Mann; 88 771, 861 Abi. 2 3PO. 
8 1408 5) aljo au nicht pfündbar und gehört deshalb nah 8 1 KO. nicht zur 
Konkursmaſſe des Mannes, au nicht verpfändbar Br — vgl. 8 861 





3PO.. wonad aud) die vom Ehemanne fraft feiner „Nußniegung“ bereits 
erworbenen Früchte ujw, die als „Jein Eigentum“ C 1383) an fid 
von Jeinen Gläubigern gepfändet werden fünnen, in dem dort angegebenen 
Umfange nicht pfändbar find. 
8 1409 6) oder Pflegſchaft S 1915. 
7) jo lange Bra ie grau durch Rage die Aufhebung der Verwaltung 
und Nutznießung durch den bevormundeten Mann erreidht hat; $ 1418 3-5, 
’8) In den Fällen des $ 1395 kann db die rau, als Vormund Des 
Mannes, die erforderliche Einwilligung des Mannes ſich felbft erteilen. 
8 1410 9) vgl. Anhang 1 zu 8 1363 unter V. 2. f. 8 1408 und Note, auch An: 
hang 53 zu $ 559 (die Sachen der Ehefrau unterliegen nit dem Pfandrecdhte 
des Vermieters, wenn der Mann die Wohnung gemietet hat). 
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Geſetzliches Güterrecht — Schuldenhaftung 8 1404-1411 


51404. Die Beſchränkungen, denen Die Frau nad) den SS 1395 
bis 1403 unterliegt, muß ein Dritter auch dann gegen fi gelten laſſen, 
wenn er nicht gewußt hat, daß die rau eine Ehefrau iſt.'e) . 

81405. Erteilt der Mann der Frau die Einwilligung zum 
klbitändigen Betrieb eines Erwerbsgeihäfts,”) fo ift feine Zuftimmung 
zu ſolchen Rechtsgeſchäften und Rechtsſtreitigkeiten nicht erforderlich, die 
der Geſchüftsbetrieb mit fi bringt. Einſeitige Rechtsgeſchäfte, Die fich 
auf das Ermwerbsgeihäft beziehen, find der Frau gegenüber vorzu⸗ 
nehmen.es) 

Der Einwilligung des Mannes in den Geſchäftsbetrieb ſteht es 
gleich wenn die Frau mit Wiſſen und ohne Einſpruch des Mannes das 
Erwerbsgeſchäft betreibt. 

Dritten gegenüber iſt ein Einſpruch und der Widerruf der Ein- 
willigung nur nad) Maßgabe des 8 1435 wirkffam.‘’) 

81406. Die Frau bedarf nicht der Zuftimmung des Mannes:’’) 

1. zur Annahme oder Ausſchlagung einer Erbſchaft 

oder eines Bermädtnifjes, zum Verzicht auf den 
Pflichtteil fowie zur Erridtung des Inventars 
über eine angefallene Erbichaft; ?1) 

. zur Ublebnungeines®Pertragsantrags oder einer 
Shentung; 

. zur Vornahme eines Rehtsgeihäftsgegenüber dem 

Manne. 

1407. Die Yrau bedarf nicht der Zuftimmung des Mannes: 

. zur Fortſetzung eines zur Zeit der Eheihließung an- 
hängigen Redhtsitreits; 

. zur gerihtliden Geltendmadhung eines zum einge: 
brachten Gute gehörenden Redtes gegenden Mann;') 

. zur gerihtlidhen Geltendmahung eines zum einge: 
brachten Gute gehörenden Redtes gegen einen Drit- 
ten, wenn der Mann ohne die erforderlidhe Zu— 
timmung der Frau über das Redt verfügt hat;'°) 

4. zur gerihtlidhen. Geltendmadhung eines Wider- 

\prudredts gegenüber einer Z3wangspoll- 
tredung.’‘) 

81408. Das Recht, das dem Manne an dem eingebraditen Gute 
fraft feiner Berwaltung und Nutzniehung zufteht, ijt nicht übertragbar.”’) 

51409. Steht der Mann unter Bormundichaft,’°) fo hat ihn der 
Bormund in den Rechten und Pflichten zu vertreten,’”) die ſich aus ber 
Verwaltung und Nubniekung des eingebrachten Gutes ergeben. Dies 
gilt au) dann, wenn die grauQormunddesMannes ijt.’°) 


un 7 Ce =» ee 


WW 


3. Shuldenhaftung. 


8 1410, Die Gläubiger des Mannes fünnen nicht Befriedigung 
aus dem eingebradten Gute verlangen.”’) 

8 1411. Die Gläubiger der Frau können ohne Rüdficht 
auf die Verwaltung und Nutniegung des Mannes Befriedigung aus dem 
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Erläuterungen 


8 1411 80) vgl. Anhang 1 zu 8 1363 unter IV. B. 2.e. Es haftet alſo das 
„eingebradite Gut“ der Frau: A. für die vorehelihen Schulden der Zrau, — 
B, für die während der Che entitandenen Schulden der Frau, jomweit fie nicht 
unter die 88 1412 —1414 fallen. Da die 8 1412 feitgelegte Ausnahme (Ber: 
bindlileiten aus „Rehtsgeihäften" — Derträgen — der mu) im 
täglidden Leben der Hauptfall der Entjtegung von Schulden ift, fo iſt im tägs 
li Leben — entgegen dem „Grun “des 8 1411 — Die Regel, daß das 

. „eingebradte Gut“ der Frau für die während der Ehe ohne Zu: 
timmung des Mannes entitandenen Schulden der Frau nidt 
aftet. — Nah 88 1411-1414 Haftet das eingebradte Gut der 
rau insbejondere für folgende während der Che entitandenen Schulden 





er Frau: ” die mit Zuftimmung des Mannes durch Nedts- 
anite Berträge) der Frau entjtandenen, wogu auch die „Ge: 
446 tsſchulden“ eines von der Frau mit ausdrücklicher oder ftillichwei- 
gender Einwilligung des annes jelbftändig betriebenen 
Erwerbsgeihäfts gehören, au wenn der Mann den einzelnen 
in diefem Erwerbsgeihäft vorgenommenen Rechtsgeſchäften ni Ex zugejtimmt 
t (88 1412, 1405), b) die ohne Zuftimmung des Mannes durch 
— (Berträge).der Frau entſtandenen Schulden in den 
ällen ber 1401, 1402, 1406°, c) die Drogebfoften der rau, 
1412 bj. 2, d) die Schulen aus unerlaubten Handlungen 
er rau Br ff., 1415:), e) die aus der gejegliden Unter: 
hHaltspflidt der Frau gegen ihre Verwandten entjtehenden Schulden 
(8 1604), 8 die aus ungerehtfertigter Bereicherung des „ein— 
brachten Gutes“ entſtandenen ulden der Frau (88 812 ff., 1399 af. 2). 
n allen FR Kran gilt der Sa des $ 1411, daß die Gläubiger der Frau 
i 


ohne Rü t auf die „Verwaltung und Nutznießung“ des Mannes 
Befriedigung aus dem „eingebradten Gute“ der Frau verlangen 
fünnen; d. 3 der Mann muß das „eingebradhte Gut“ der Frau zur Befrie- 
digung der Gläubiger hergeben und die „Zwangsvollitredung“ darein dulden. 


Vermweigert er dies, jo berechtigt 8 1411 die Gläubiger allerdings nicht 
ohne weiteres zur „Zwangspvolljtredung“ in das einge: 
bradte Gut, fondern fie müflen zunädjt gegen den Mann „auf Dul- 
dung der Swangspollitredung, Hagen. Auf dieſe Klage wird der Mann zur 
„Duldung der Zwangsvollitredung“ verurteilt, wenn einer der vorbe- 
geihneten Falle (3. 8. eine vorehelihe Schuld der rau, eine während 
Ehe vom Manne genehmigte uld der Frau ufw.) vorliegt. vgl. 
Note 61 und 67. — Für die von der Frau kraft ihrer jogen. „Shlüffel: 
gewaLlt“ gemachten Schulden haftet Lediglich der Mann. vgl. 8 1357 
nebft Anhängen. 
sı) Mer MWeibes Wein trant, erſetzt Weines Wert“ (C). 8 9. 
8 141% 82 Geg enjat: Berbindlidleit aus „unerlaubter Handlung“, aus 
| „ungeredytfertigter Bereicherung“ ujw. vgl. Note 80. 
88) Das ein ebraite Gut Baftet aljo in der Regel nit für die während 
ber Che von der * urch Rechtsgeſchäft (Vertrag) ohne Zuftimmung Des 
Mannes gemachten Schulden. vgl. Anhang 1 zu 8 1363 unter IV.B. 2, e. 
88 1395, 1399, 101, 1402, 1405, 1406 und Note 80. 


8 1400. 
1alı 5 Er: ilt ve Sat: „Borbehalts Schuld trifft Vorbehal 
8 s, An ſich gi tr Satz: „Vor 5 uld trifft nur Bor ts 
Gut“ (C); aber er die Geinertsinufden eines von der rau mit 


Einwilligung des Mannes betriebenen Erwerbsgeihäfts Haftet Das 
„eingebradte Gut“ der Frau felbit dann, wenn fie das Geſchäft nur mit 
„Vorbehaltsgut“ betreibt (SS 1405, 1412). 


8 1415 5) Dritten gegenüber haftet aud das „eingebradte Gut“. 
88) Note 80 und 8 1417. 
8 1416 80) Note 87. 


00) Der Mann Hat die Koiten zu tragen, wenn fie in dem betr. Urteil 
ihm auferlegt jind. vgl. 8 1387, namentli Tote 38. 


— 434 —- 








Geſetzliches Güterrecht — Schnidenhaftung $ 1412-1416 


eingebrachten Gute verlangen, joweit fich nicht aus den SS 1412 bis 1414 
ein anderes ergibt.°°) Sie unterliegen bei der Geltendmadung der An- 
Iprtühe der Frau nicht der im 8 1394 beitimmten Beichränfung. 

Hat der Mann verbraudbare Saden nad) $ 1377 Abi. 3 ver- 
äußert oder verbraudt, jo ift er den Gläubigern gegenüber zum 
fofortigen Erſatze verpflichtet.®') 

81412. Das eingebradte Gut haftet für eine Verbindlichkeit 
der rau, die aus einem nach der Eingehung der Che vorgenommenen 
Rechtsgeſchüft entiteht,s?) nur dann, wenn der Mann feine Zuftim- 
mung zu dem Rechtsgeſchäft erteilt oder wenn das Redtsgeihäftohne 
jeine Zuftimmung ihm gegenüber wirtjam ift.”°) 

Für die Koften eines Rechtsſtreits der Frau haftet das eingebrachte 
Gut auch dann, wenn das Urteildem Manne gegenüber in Anſehung 
des eingebraditen Gutes nicht wirkſam ift.°*) 

$ 1413. Das eingebradte Gut haftet nicht für eine Verbindlich⸗ 
teit der rau, die infolge des Erwerbes einer Erbſchaft oder eines Ber- 
müchtniſſes entiteht, wenn die Frau die Erbichaft oder das Vermädtnis 
nad der Eingehung der Ehe als Borbehalisgut erwirbt. °) 

8 1414. Das eingebradte Gut haftet nicht für eine Berbind- 
fihleit der Frau, die nach der Eingehung der Ehe infolge eines zu dem 
Vorbehaltsgute gehörenden Rechtes oder des Befites einer dazu ges 
börenden Sache entiteht, es jei denn, daß das Recht oder die Sache zu 
einem Erwerbsgeſchäfte gehört, das die Frau mit Einwilligung des 
Nannes jelbitändig betreibt.®°) 

8 1415. Im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander fallen dem 
Borbehaltsgute zur Laſt: 5”) 

1. die Berbindlidhleiten der rau aus einer uner- 
Taubten Handlung, die fie während der Ehe begeht, oder 
aus einem Strafverfahren, das wegen einer ſolchen 
Handlung gegen Jie gerichtet wird; °®) 

2. die Verbindlichkeiten der Frau aus einem fh auf 
das’ Borbehaltsgut beziehenden Redtsverhältnis, auch 
wenn fie vor der Eingehung der Che oder vor der Zeit ent- 
Itanden find, zu der das Gut Vorbehaltsgut geworden ift; 

3. die Koſten eines Rechtsſtreits, den die Frau über 
eine der in Nr. 1, 2 bezeichneten Berbindlichkeiten führt. 

8 1416. Im Berhältniffe der Ehegatten zu einander °°) fallen 
die Koften eines Rechtsſtreits zwiſchen ihnen dem Bor: 
behaltsgute zur Laft, joweit nit der Mann fie zu tragen hat.’”) 

Das gleihe gilt von den Koſten eines Redtsitreits 
zwiſchen der Frauundeinem Dritten, es fei denn, daß das 
Urteil dem Manne gegenüber in Anjehung des eingebrachten Gutes 
wirkſam ijt.) Betrifft jedoch der Rechtsſtreit eine perfönlidhe 
Angelegenheit der rau’) oder eine nicht unter die Vor: 
ihriften des $ 1415 Nr. 1, 2 fallende Verbindlichkeit, für die das ein- 
gebrachte Gut haftet, jo findet diefe Vorſchrift feine Anwendung, 
wenn die Aufwendung der Koſten den Umſtänden nad) geboten it. 
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Erläuterungen 
91 38 1399, 1400—1402, 1405, 1407. 
92) Note 63 


8 1417 93) 8 1417 Handelt von der „Ausgleihung“ zwiſchen „eingebrad; 
tem“ und „Vorbehalts:Gut“. „Was Eingebracht auslegt, erſetzt der Vorbe: 
u. halt“ (C) und umgekehrt. | 
81418 9) Die Verwaltung und Nugniekung des Mannes am „eingebrachten 
u Gute“ der Frau endigt ſelbſtverſtändlich mit der Auflölung der Che dur 
Tod (8 1424 Abſ. 2) oder Scheidung, ferner wenn die Eheleute dur 
Ehevertrag die Aufhebung vereinbaren, was fie jederzeit Lönnen. 
($ 1432). Sie endigt außerdem in den Fällen ber'SS 14181420. In 
diefen Fällen tritt für die Zufunft „Gütertrennung“ ein (vgl. 
Note 99. 88 1426 ff.) Dasjelbe gilt im alle der Aufhebung durh Ehe: 
vertrag, jofern diefer nit „ein anderes“ beitimmt (88 1435, 1436). 
v5) und „bei Gefahr im Verzuge“ ſchon vorher zur Sihderung 
- ihres „Eingebradhten“ eine einftweilige Verfügung auf „Entziehung der Ber: 
waltung und Nußnießung“ beantragen. 55 95, 940 3PO. 
8) ſei ® auch ohne fein „Verſchulden“. vgl. Sachregiſter „Unterhalt“. 
97 


98 1911. 

0) Kür die Zukunft gilt Gütertrennung (8 1426); diefe wirft aber 
Dritten gegenüber nur, wenn die erfolgte Aufhebung der „Verwaltung 
und Nußniekung“ in das Güterrechtsregifter eingetragen oder ihnen belannt 
ift (88 1431, 1435). 





8 1419 100) Das Eingebradte der Frau gehört alſo nicht Ay Konkursmaſſe des 
Diannes (8 1408 und Note). Für die Zulunftgilt „Gütertrennung“. 
e 


vgl. 

8 1420 102) 88 13 ff., 18, 1348 I vgl. Note 99. 

8 1421 102) wie jeder andere „Berwalter fremden Vermögens“. Br 259 
bis 261. Im Falle des „Unterganges“ oder der „Verſchlechterung“ von Beltand- 
teilen des Ehegutes hat der Dann Erſa tz zu leiften, jofernernidt be- 
we Mi daß „kein vertretbares Verſchulden“ trifft. = 1359, 1372. Die 
Verpflichtung des Mannes zur Rechnungslegung bezieht fi, da ihm ja die 
„Rußungen“ des Eingebraditen als „Eigentum“ zufallen (SS 1363, 1388), 
nur auf die Verwaltung der Subſtanz des „Eingebradten”. 

108) Der Mann iſt = Pächter, Die —* ijt — Berpädter. 





(Fortsetzung von Seite 416) 


18. das Kurhessische Gesetz wegen Einführung kürzerer Verjährungsfristen bei 
agen aus Schuldverhältnissen vom 14. Juli 1853 (Kurhess. Gesets-Samml. S. 99); 

19. das Landgräflich Hessische Gesetz, die Verjährung der persönlichen Klagen 
betreffend, vom 15. August 1854 (Reg.-Blatt f. d. ehemal. Landgrafschaft Hessen- 
Homburg S. 748); 

20. das Gesetz, betreffend die Abschätzung derLandgtter zum Behufe der Pflicht- 
teilsberechnung in der Provinz Westfalen, vom 4. Juni 1856 (Gesetz-Samml. 8. 550); 

2ı. das Bayerische Gesetz, betreffend die Verjährungsfristen, vom 26. März 
1859 ‘Bayer. Gesetzbl. 8. 26); 

32. der $ 1» des Gesetzes, betreffend dieAblösung der Reallasten in den Hohen- 
zollernschen Landen, vom 28. Mai 1860 (Gesetz-Samml. S. 221); 

23. der $3 des Frankfurter Gesetzes, die Erwerbung von Grundeigentum und Insätzen 
durch Nichtverbürgerte betreffend, vom 29. September 1863 (Frankf. Gesetz- und 
Statutensammlun d. XVI S. 55); 

24. das Gesetz betreffend die den gemeinntittzigen Aktiengesellschaften be- 
willigte Sportel- und Stempelfreiheit, vom 2. März 1867 (Gesetz-Samml. S. 385); 

25. das Gesetz wegen Einführung kürzerer Verjährungsfristen für die Provinz 
Schleswig-Holstein vom 9. Februar 1869 (Gesetz-Samml. 8. 341); 

26. das Gesetz, betreffend die Genehmigung zu Schenkungen und letztwil ligen 
Zuwendungen. sowie zur Übertragung von unbeweglichen Gegen- 
ständen an Korporationen und andere juristische Personen, vom 
23. Februar 1870 (Gesetz-Samml. S. 118); 

27. der S,14 des Gesetzes, betreffend die Ablösung der Reallasten im Gebiete 
des Regierungsbezirks Wiesbaden und in den zum Begierungsbezirk Cassel 
gehörigen vormals Grossherzoglich Hessischen Gebietsteilen, vom 15. Februar 1872 
(Gesetz-Samml. 8. 165); 


(Fortsetzung folgt Seite 438) 
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Seiehliches Güterrecht — Beendigung der Verwaltung ufw. $S 14171422 


8 1417. Wird eine Verbindlichkeit, die nad) den SS 1415, 1416 
dem Borbehaltsgute zur Laft fällt, aus dem eingebrachten Gute berich 
tigt, fo Bat Die Frau aus dem Vorbehaltsgute, ſoweit dieſes reicht, zu dem 
eingebrachten Gute Erjag zu leilten. 

Wird eine Verbindlichkeit der Frau, die im Verhältnifie der Che- 
gatten zu einander nicht dem Vorbehaltsgute zur Laft fällt, aus dem 
Vorbehaltsgute berichtigt, jo Hat der Mann aus dem eingebrachten Gute, 
\oweit diefes reicht, zu dem Vorbehaltsgut Erſatz zu leiften.?:) 


4. BeendigungderBerwaltungund Nugnießung) 


1418. Die Frau kann auf Aufhebung der Verwaltung und 
Rugnießung Tlagen: °5) 

1. wenn die Vorausjegungen vorliegen, unter denen die rau 

nah $ 1391 Sierheitsleiftung verlangen Tann; 

2. wenn der Mann jeine Verpflidtung, der Frau 
und den gemeinihaftliden Abfömmlingen Unterhalt 
zu gewähren, verlegt hat’) und für die Zukunft eine er- 
beblide Gefährdung des Unterhalts zu bejorgen iſt. Eine 
Verlegung der Unterhaltspfliht Tiegt ſchon dann vor, wenn 
der Frau und den gemeinjhaftlichen Abfömmlingen nicht min- 
deitens der Unterhalt gewährt wird, weldher ihnen bei ord- 
nungsmäßiger Verwaltung und Nußnießung des eingebrachten 
Gutes zutommen würde; 

. wenn der Mann entmündigt iſt; 7) 
. wenn der Mann nah 8 1910 zur Beforgung feiner Bermö- 
gensangelegenheiten einen Pfleger erhalten hat; 

5. wenn für den Mann ein Ubwejenheitspfleger be- 

ftellt °®) und die baldige Aufhebung der Pflegichaft nicht zu er- 
warten ilt. 

Die Aufhebung der Verwaltung und Nußnießung tritt mit der 
Rechtskraft des Urteils ein.) 

1419. Die Berwaltung und Nubniekung endigt mit der Rechts⸗ 
ttaft des Beichluffes, durch den der Konkurs über das Vermögen des 
Nannes eröffnet wird.!°) 

8 1420. Die Berwaltung und Nugniehung endigt, wenn Der 
Hann für tot erflärt wird, mit dem Zeitpunfte, der als Zeitpunft des 
Todes gilt.1%') 

$ 1421. Nach der Beendigung der Verwaltung und Nußnießung 
Bat der Mann das eingebrachte Gut der rau herauszugeben und ihr über 
die Verwaltung Rechenſchaft abzulegen.) Auf die Herausgabe eines 
landwirtihaftliden Grundftüds findet die Vorſchrift des 
$ 592, auf die Herausgabe eines Landguts finden die Vorſchriften 
der 88 592, 593 entjprechende Anwendung.?°®) 

8 1422. Wird die Verwaltung und Nugniehung auf Grund Des 
8 1418 Durch Urteil aufgehoben, jo ift der Mann zur Herausgabe des 
eingebraditen Gutes jo verpflichtet, wie wenn der Anſpruch auf Heraus: 
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8 1422 
1423 
1424 


OR L0R 


8 1425 


8 1426 


8 1427 


8 1428 


"7 og " nn zur. 7" 


Erläuterungen 


104) vgl. 8 292 und Note 83 1 
ı00) Fiießbrauchs Ende bricht Miete nicht“ (C). 


106 672, 674, 12 a. €. 
107 122 a. €. 

108) 88 672, 674. 

109 1418. . 

110 1420. 

111 1431. 


112) Gütertrennung gilt a) nad) $ 1426 im Falle des $ 1364, b) nad) 
8 1426 in den Gällen be der 5 14181420, .c) in den Fällen des $ 1436 (Ehe: 
vertrag), d) in allen der 88 1468—1470, e) in den Fällen ber 
1542—1545, f) in ben üllen des f ao in Verbindung mit 88 1468—1470, 
im Falle der 58, 1887, 1575, h) wenn die Cheleute, de jederzeit 
(nor oder während t ar) fönnen, durch Ehevertrag (vgl. auch c) ausdrücklich 
„Oütertrennung vereinbaren. 

118) Bei der Güterttennung find die Bermögensmafjen beider Eheleute 
jo von einander a ge als ob beide unnerbeitalet wären. Die Frau kann 
mit ihrem Vermögen maden, was fie will; der Mann hat fein Recht (Ber- 
waltung und rugniegun ulm.) daran. Cs iſt ebenjo, als ob alles Vermögen 
der rau für „V Da tsgutf“ ertlärt wäre ( 8 1365 ff.). Gleichwohl 
äußert — wie die Erfahrung lehrt, auch bei dieſer Trennung 
der Bermögensmajlen die Tatſache der „Che“ gewille MWirtungen auf die 
en entlimen Beziehungen der Che eute; hiervon handeln die 

114) Sr N Mann vermögenslos und erwerbsunfähig ift,. gilt $ 1360 


Abſ. 2. — 

115 ag enlah- . Bermögens - Sta 

118 allo nr pfündbar (8 851 3BO.) ), nicht verpfändbar (8 1274), und 
es findet feine Aufredinung dagegen ſtatt (8 394). 

117) vgl. Sachregiſtet „Unterhalt“. 





(Fortsetzung von Seite 236) 
EEE, 


28. dasGesetz über denEigentumserwerb und die inglicheBelastung der 
Grundstücke, Ber werke und selbständigen Gerechtigkeiten, vom 5. Mai 1872 
Gtosetz- Samml. S. 433 

29. 55 des Gesetzes, betreffend die Ablösung der Real lasten in der Provinz 
Sch eswig- Holstein, vom 3. Januar 1873 (Gesetz-Samml. 8. 8 

30. die Vormundschaftsordn ung vom 5. Juli 1875 (Gesetz- Samml, S. 431); 

931. der 8 26 des Gesetzes, betreffend die Ablösung der Reallasten im Gebiete des 
Regierungsbezirks Oassel ausschliesslich der zu demselben gehörigen vormals Gross- 
herzogliod Hessischen @ebietsteile. vom 23 Juli 1876 (Gesetz-Sammli. S. 337). 

90. Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
in Kraft 


Die Vorschriften des Artikel 88 $ 2 Abs. 2, $ 3 Nr. 1, der Artikel 34, 71, 78, 74 und 
des Artikel 86 $ 2 treten mit der Verkündung in Kraft. 


— — — ⏑ — — —-- 
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gabe mit der Erhebung der Klage auf Aufhebung der Verwaltung und 
Nugniegung rechtshüngig geworden wäre.!‘*) 

8 1423. Hat der Mann ein zum eingebradten Gute gehörendes 
Gennditüd vermietet oder verpadhtet, jo finden, wenn das Miet: oder 
Padtverhältnis bei der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung 
noch beiteht, die Vorſchriften des 8 1056 entiprehende Anwendung.!”) 

8 1424. Der Mann ift aud) nach der Beendigung der Verwaltung 
und Rutznießung zur Kortführung der Berwaltung bereihtigt, bis er von 
der Beendigung Kenntnis erlangt oder fie fennen muß.) Ein Dritter 
kann fi) auf dieſe Berechtigung nicht berufen, wenn er bei der Bor- 
nahme eines Rechtsgejchäfts Die Beendigung der Verwaltung und Rub- 
nießung fennt oder fennen muß.'‘”) 


Endigt die Verwaltung und Nußniegung infolge des Todes der 
Frau, jo Hat der Mann diejenigen zur Verwaltung gehörenden Geſchäfte, 
mit deren Aufihube Gefahr verbunden ijt, zu bejorgen, bis der Erbe 
anderweit Yürforge treffen fann.!°) 

$ 1425. Wird die Entmündigung oder Pflegihaft, wegen deren 
die Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung erfolgt ift,2°%) ‚wieder 
aufgehoben oder wird der die Entmündigung ausiprechende Beſchluß 
mit Erfolg angefochten, jo fann der Mann auf Wiederherftellung feiner 
Rechte klagen. Das gleihe gilt, wenn der für tot erflärte Mann noch 
lebt. 110) 

Die Wiederherſtellung der Rechte des Mannes tritt mit der 
Rechtskraft des Urteils ein.) Die Vorſchrift des 8 1422 findet 
entiprechende Anwendung. 

Im Falle der Wiederherftellung wird Borbehaltsgüt, was ohne die 
Aufhebung der Rechte des Mannes Vorbehaltsgut geblieben oder ge: 
worden jein würde. 


5. Gütertrennung.'%) 


8 1426. Tritt nad) 8 1364 die Verwaltung und Nutznießung 
des Mannes nicht ein oder endigt fie auf Grund der 8 1418 bis 1420, 
[0 tritt Gütertrennung ein.t13) 

’ Kür die Gütertrennung gelten die Vorjchriften der 88 1427 bis 
431. 

81427. Der Mann hat den ehelihen Aufwand zu tragen. 

Zur Beitreitung des ehelichen Aufwandes hat die rau dem Manne 
einen angemeljenen Beitrag ?:*) aus den Einkünften ihres Vermögens 115) 
und dem Ertrag ihrer Arbeit oder eines von ihr jelbitändig betriebenen 
Erwerbsgeihäfts zu leiften. Kür Die Vergangenheit fann der 
Dann die Leiftung nur infoweit verlangen, als die rau unge- 
adtet feiner Aufforderung mit der Leiftung im Rückſtande geblieben it. 
Der Anſpruch des Mannes ift nicht übertragbar.) 

81428. Sit eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts zu be⸗ 
lorgen, den der Mann der % ra u und den gemeinſchaftlichen Abkömm-— 
lingen zu gewähren hat,!!7) jo fann die Frau den Beitrag zu dem ehe: 
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| | Erläuterungen — 
1418 5-5, 


8 1429 119) & 685 Abi. 2 und Note, 4 1618. 
8 1430 120) Ein im Leben bejonders häufiger Fall iſt es, daß die Eheleute durch 
Ehevertrag „Gütertrennung“ vereinbaren (alles Vermögen der rau 
. für „Vorbehaltsgut“ erklären), daß aber die Frau dann tatſächlich 
freiwilli ihr Vermögen der Verwaltung des Mannes überläßt. Hier- 
von handelt $ 1430. Die Frau kann felbitverjtändlich bei der llberlajlung ab: 
weichende Beltimmungen treffen (dur den Berwaltungsvertrag, die Ber: 
-waltungspollmadt). 


8 1431 ı21) d 5. wenn fie in das Güterrechtsregifter eingetragen (vgl. 88 
1558 ff.) oder dem Dritten befannt ift. 
8 1432 ı) vgl. Anhang 1 zu 8 1363, insbejondere unter III. IV A, VITA. — 
Nah BEL. unterfteht die Kegelung des Güteritandes durch „Ebe- 
vertrag“ nit blog vor der Eheſchließung, jondern au während 
der Ehe (jederzeitige „Anderung“ des Güterltandes) dem freien Willen der 
Chegatten, und es Steht insbejondere den Gläubigern des Mannes 
gegen eine jolde änderung an ji fein Einſpruchsrecht zu. Jedoch 
unterliegen auch Eheverträge der Anfechtung der Gläubiger des Mannes oder 
der rau, wenn Die bejonderen Mrausfegungen des Anfechtungs⸗ 
gejeßes vom 21. Juli 1879 (in der Faſſung vom 20. Mai 1898) bezw. der 88 
29 ff. KO. vorliegen, insbejondere fann 3. 3. ein während der Che geichlofjener 
Cheverttog, dur) den die bis dahin unter den Eheleuten geltend geweiene „Al: 
eine Gütergemeinidhaft“, „Sahrnisgemeinihaft“, "Errungenihaft emein- 
(anf aufgehoben und jtatt deilen „Gütertrennung“ vereinbart ift, von den da: 
urh um ihre Befriedigung gebraditen Gläubigern des Mannes innerhalb 
2 Tahren als eine „unentgeltliche“ Derfügung s Mannes zu Gunſten der 
Frau angefochten werben, ſofern feitens des Mannes eine Gegenleiftung ni 
gewährt ift und fofern aud nicht etwa die rau einen „geieglichen Grund“ Hatte, 
ie „Aufhebung“ des bisherigen Güterfiandes zu ae ie 1468, 1542, 1549). 
opt. 8 3* Anfedht.-Gef., $ 322 RO nn dagegen die Ehegatten 3. B. unter 
ufbebung der bisher zwilchen ihnen bejtandenen „allgemeinen Gütergemein- 
Ihaft“ die „Gütertrennung“ vereinbaren, um die Frau von ihrer „geſetzlichen 
Anterpaltspitint gegen re der Berarmung nahen Eltern pe befreien, fo ift 
ein folder Vertrag, joweit Dadurd) nur der zukünftige Unterhaltsaniprud) 
vereitelt wird, ni ht anfedhtbar; denn anjehtungsberedtigt find nur Gläu- 
Diger, Kat nen „vollftredbaren Schuldtitel“ erlangt haben und deren Forde⸗ 
rung „fällig“ ilt. 
2) bezw. der „Bevollmächtigten“ der Verlobten oder Eheleute oder deren 
Vormünder uſw. vgl. jedoch 1437, 1508, 1549. 
& 2276 ri 2 (Erbvertrag). 
8 1435 +) 88 1558--1563. Das Sütfrzedhtsregijter beweilt nur, daß etwas „ein= 
etragen“ oder „nicht eingetragen“ it. Es beweiſt aber nit, daß der 
En halt des „Güterreditstegi ters“ auch richtig iſt, 3. B. daß die darin er- 
wähnten Ehenerträge au rehtsgültig gefhloffen find. Es Hat alio 
niat, wie das bGrundbud, „offentliden Glauben“ (88 891, 


5) auch wenn ſie n icht in das „Güterrechtsregiſter eingetragen war. 


81434 
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lien Aufwand infoweit zur eigenen Verwendung zurüdbehalten, als 
er zur Beftreitung des Unterhalts erforderlich ift. 

Das gleiche gilt, wenn der Mannentmünpdigt ijt oder wenn 
er nach 8 1910 zur Bejorgung feiner Wermögensangelegene 
heiten einen Bfleger erhalten hat oder wenn für ihn ein Ab⸗ 
wejenheitspfleger beitellt ijt.'*®) 

81429. Madt die grau zur Beitreitung des ehelichen Auf: 
wandes aus ihrem Vermögen eine Aufwendung oder überläßt fie dem 
Manne zu diefem Zwede etwas aus ihrem Vermögen, ſo ift im Zweifel 
anzunehmen, daß die Abſicht fehlt, Erfag zu verlangen.!:?) 

81430. Überläßt die Frau ihr Vermögen ganz oder teilweiſe 
der Berwaltung des Plannes,!2°) jo fann der Mann die Einkünfte, 
die er während feiner Berwaltung bezieht, nah freiem Ermejjen 
verwenden, foweit nicht ihre Verwendung zur Beltreitung der Koiten 
der ordnungsmäßigen Verwaltung und zur Erfüllung folder Verpflidy- 
tungen der rau erforderlich ift, Die bei ordnungsmäßiger Verwaltung 
aus den Einkünften des Vermögens bejtritten werden. Die Frau fann 
eine abweidhende Beitimmung treffen. 

81431. Die Gütertrennung ift Dritten gegenüber mr nad 
Maßgabe des 8 1435 wirtam. 121) 

Das gleiche gilt im Zalle des $ 1425 von der Wiederher- 
tellung der Berwaltung und Nußniekung, wenn die 
nufbebung in das Güterredhtsregifter eingetragen wor: 

n iſt. 


II. Bertragsmaͤßiges Güterredht.’) 
1. Allgemeine Borjdriften. 


1432. Die Ehegatten fönnen ihre güterrehtlihen Verhältniſſe 
duch Vertrag (Ehevertrag) regeln, insbejondere auch nad) der Eingehung 
der Ehe den Güterjtand aufheben oder ändern. 

81433. Der Güterjtand fann nit durch Verweiſung auf ein 
nicht mehr geltendes oder auf ein ausländifches Geſetz beitimmt werden. 

Hat der Hann zur Zeit der Cingehung der Ehe oder, falls der 
Bertrag nad) der Eingehung der Ehe geſchloſſen wird, zur Zeit des Ver- 
tragsabſchluſſes feinen Wohnfig im Yuslande, fo ift die Berweilung auf 
ein an diefem Wohnfige geltendes Güterrecht zuläflig. 

8 1434. Der Ehevertrag muß bei gleichzeitiger Anmejenheit 
beider Teile?) nor Gericht oder nor einem Notar gejchloffen werden.?) 

81435. Wird durch Ehevertrag die Verwaltung und 
Rutznießung des Mannes ausgeſchloſſen oder geändert, 
jo fönnen einem Dritten gegenüber aus der Ausſchließung oder der Ände⸗ 
rung Einwendungen gegen ein zwiſchen ihm und einem der Ehegatten 
porgenommenes Rechtsgeſchäft oder gegen ein zwiſchen ihnen ergangenes 
rechtskräftiges Urteil nur hergeleitet werden, wenn zur Zeit der Bor: 
nahme des Redtsgejhäfts oder zur Zeit des Eintritts der Rechtshängig- 
feit die Ausſchließung oder die Sinderung in dem Güterrechtsregiſter des 
zuftändigen Amtsgerichts eingetragen *) oder dem Dritten befannt war.:) 
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Erläuterungen 


8 1436 e) oder, was dasjelbe it, „das gegenwärtige und - künftige Ver: 
mögen der Frau wird für Borbehaltsgut erklärt“. 
7) 88 1426 fi. 


1437 1) A. In welden Ehen gilt allgemeine Gütergemeinkhaft? 
u a) Die 88 1437 ff. gelten in den feit 1. Januar 1900 geichlo men 
Ehen nur, wenn bie „allgemeine Gütergemeinidaft“ 
Ehevertrag (vor oder während der Che) gumügen den Ch 
leuten vereinbart if. Die. „allgemeine Gütergemeinihaft“ 
iſt alfo nah BGB. niemals ‚gele$ lides Güterret” (vgl. 
Anhang 1 zu $ 1363 unter IV. A und I—III 
"Die 88 1437. ff. a in den vor 1. Januar 1900 geſchloſſenen 
Ehen, in denen nach früherem Rechte die „allgemeine Güter⸗ 
emeinſchaft“ galt (3 8 B. Dit: und Meftpreußen, Poſen, Weit: 
fen ulm, ‚nah Maßgabe des Anhang 1 zu 8 1363 unter 
fagten tr "Sandesgeiekes als D eiegliches 
Güterreite. 


Da hiernad) das Anwendungsgebiet der 1437 ff. nur 
ein ai Pr ul en mit dem Abjterben der unter dem 
alten Rechte ollenen Ehen wohl immer beſchränkter 
werden wird, Ki Bo dem Zwede dieler Ausgabe follen nur 
die wichtigften Vorſchriften der 88 1437 ff. erläutert werden. 

B. Als kurze Überfiht fei folgendes vorausgeſchickt: 
“IL gs ift zu unterjcheiden: 
das „Sejamtgut“ 1438 

b das ‚Borbehaltsgut“, ſowohl des Mannes als auch 
der Frau, worüber jeder Chegatte allein frei verfügen 

‘ Tann; 33 1440, 

c) bas open Sondergufs, \owohl des Mannes als aud 

' vau (im Leben nit ‚häufig vorfommend) vgl. 8 1439. 
II. Betreffend das Geſamtgut ift hervorzuheben: 

1. Dem Manne jteht Die goermaltung zu, $ 1443. Man 
beadjte 8 1443 Abſ. 2. Geine Verwaltungs ugniffe find 
ſehr meitgehende. Abgeſehen von den Ausnahmen Der 
Ma 1448 (ont. 88 1447—1449) fann der Mann alle in 
a) * ba das amtgut „verfügen“ (vgl. Anhang 1 zu 

104 unter 
b) als Kläger or —2 — für das —— Pr os eſſe 


b 


— 


führen. kommen die 740 - 745 i ⸗ 
tracht. 8 740 lautet: — dem Güterſtande der —— 
Site meinjhaft, der Crrungenfchaftsgemeinihaft ober 

e Wahınlogemein da it zur * wangs jr: oll- 
—— in das Ge amt ut ein gegen den Ehe⸗ 
mann ergangenes Urteil erforderlih und genügend. “ 
über S 741 3PO. vgl. Note 61 am Ende zu 81 

c) Shulden maden, die aus dem „Sefamtgute“ be- 

friedigt werden mülfen; 8 145 
Die in den Blusnoßmefällen ber & 14441446 von 
dem Manne ohne die dort erforderte „Ein Ir illigun 
der Frau“ vorgenommenen Rechtsgeſchäfte find au 
„für den Mann“ felbit unwirtlam. 
2. Die Frau kann in der Regel niht ohne Zuftimmung 
des Mannes, nur ausnahbmsmwetfe „allein“ 

a) über das Gefamtgut verfügen“ ( vol. Anhan 1 zu 
8 104 unter 1 . 7), nämlich in den Fällen der 58 1357, 
1450—1452 

b) Br ogelle für das Gejamtgut als „Klägerin“ oder „Be- 
ae j Jühren, nämlich in den Fällen Der 88 1449, 1450, 
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Allgemeine Gütergemeinfchaft $ 1486—1441 


Das gleihe gilt, wenn eine indem Güterredtsregifter 
eingetragene Regelung der güterredtlichen Verhältniffe durch 
Chevertragaufgehoben odergeändert wir. 

81436. Wird durch Ehevertrag die Berwaltung und 
Rutznießung des Mannes ausgeſchloſſene) oder die all- 
gemeine Gütergemeinihaft, die Errungen|dhafts- 
gemeinfhaft oder die Fahrnisgemeinſchaft aufge: 
boben, ſo tritt Gütertrennung ein‘) jofern ih nit aus dem 
Vertrag ein anderes ergibt. 


2. Allgemeine Gütergemein|dhaft.) 


81437. Tin Ehevertrag, durch den die allgemeine Gütergemein- 
daft vereinbart oder aufgehoben wird, kann nicht durch einen gejeglichen 
Vertreter gejchloffen werden. 

Iſt einer. der Vertragfähließenden in der Geſchäftsfähigkeit be⸗ 
ſchränkt,) jo bedarf er der Zuftimmung Jeines gejeklichen Vertreters. 
It der gejeßliche Vertreter ein Vormund, fo ift Die Genehmigung des 
Bormundichaftsgerichts erforderlich. 

. $1438. Das Bermögen des Mannes und das Vermögen der 
Stau werden dur die allgemeine Gütergemeinidhaft gemeinidhaft- 
lides Bermögen beider Ehegatten (Gejamtigut)?) Zu dem Gejamt- 
gute gehört auch das Vermögen, das der Mann oder die rau wäh- 
rend der Gütergemeinfhaft erwirbt. 


Die einzelnen Gegenjtände werden gemeinidhaftli, ohne daß es 
einer Übertragung Durch Rechtsgeſchäft bedarf.*) 

Wird ein Recht gemeinihaftlid, Das im Grundbuch eingetragen 
iit oder in das Grundbuch eingetragen werden kann, jo fann jeder Ehe: 
gatte von dem anderen die Mitwirkung zur Berichtigung des Grundbuchs 
verlangen.?) 

1439. Bon dem Gejamtgut ausgeſchloſſen find Gegenftände, Die 
wit Durch Rechtsgeſchüft übertragen werden lönnen.) Auf folche 
Gegenftände finden die bei der Errungen/haftsgemeinihaft 
für dag eingebradte Gut geltenden Vorfhriften, mit Yusnahme 
des 8 1524, entjprechende Anmwendung.”) 

8 1440, Bon dem Gelamigut ausgeihloffen iſt das Bor- 
beBalisgut. 

Borbehalisgut ilt, was durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut eines 
der Ehegatten erklärt ift oder von einem der Ehegatten nad) 8 1369 oder 
& 1370 erworben wird. 

8 1441. Auf das Borbehaltsgut der Frau finden die bei der 
Gütertrennung für das Vermögen der rau geltenden Vorſchriften ent- 
Iprehende Anwendung; ®) die grau hat jedoch dem Manne zur Beſtrei⸗ 
tung des ehelichen Aufwandes einen Beitrag nur infoweit zu leiſten, als 
die in das Gejamtgut fallenden Einkünfte zur Beltreitung bes Yufwandes 
nicht ausreichen. °) 
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Erläuterungen 


c) Shulden maden, die aus dem „Gejamtgute“ be 
friedigt werden müflen, nämlich in den Note 26 zu $ 1458 
bezeichneten Yällen. Man beachte 8 1459 Ab]. 2. 

Unter den Begriſ „verfügen“ fallen nicht die letztwilligen Verfügungen 

Celtamente ulm.). rt jeinen „Anteil“am Gejamtgute fann jeder 
hegatte völlig unbeijhräntt „lLegtwillig verfügen“ (vgl. jedoch 
das „Pflichtteilsrecht“). 

2 ho minberjährig, 88 106, 114. 

3) Die „allgemeine Gbütergemeinichaft“ iſt eine Rechtsgemeinſchaft zur 
gelamten Hand vgl. Note 1 C zu 8 705, Note 3 zu 8 741, Note 2 zu 8 1008, 
8 1442 mit Note 10. 

) Es ilt alfo nicht nötig, daß die von einem Ehegatten in die Ehe 
eingebradten Gegenjtände dem anderen € egatten zu „gütergemein- 
Ihaftlifem Miteigentum“ „aufgelalien“ werden (Grunditüde), „übergeben“ 
werden (bewegliche Saden), „abgetreten“ werden (Forderungen ujw.); alle 
dieſe Gegenitänbe werden im Yugenblide des Eintritts der allge- 
meinen Gütergemeinihaft von jelbjt „gütergemeinihaftlicdes“ Bermögen 
beider Cheleute. Zur Sicherheit des anderen Ehegatten bei den im Grund- 
bu 0° auf den Namen des einen Ehegatten allein eingetragenen oder ein- 
tragbaren Rechten (Grunditüds - Eigentum, Dupothetenforberungen, Grund: 
ſchulden ulm.) dient 8 1438 Abſ. 3. Denn fo lange nur der eine Chegatte 
allein im Grundbude z. 8. als Eigentümer des Grunditüds eingetragen 
ift, fann er wegen des „offentlidhen Glaubens des Grundbudhs“ (SS 891—893) 


. das Grunditüd troß 8 1445 alletn an einen Dritten wirkſam auflafien, es 


s 1439 


.8 1441 
8 1442 





jei denn, daß dem Dritten das Beltehen der Gütergemeinihaft bekannt 
war, in weldem {Falle der Dritte fi} die Arſzntun “der Auflaſſung von dem 
nicht eingetragenen „Ehegatten“ gefallen laſſen muß. 

Pe bei aDeigerung „Klage“ erheben. vgl. Note 4, SS 894 ff. und 
ferner 22, 34, 35, 48 GBO. ' 

8) fogen. Sonbergut |. 8. die zu einem Familien-Fideikommiß 
gehören n Gegenftände, Bauerngüter mit Anerbenredt, ein Nie: 

raud. vol. au Noten zu 8 399. 

7 

: j 1426 "1481 und nad 8 1431 insbejondere 8 1435. 

10) Es beiteht alfo nit „Miteigentum“, jondern die ſogen. Rechts⸗ 
gemeinihaft zur gefamten Hand vgl. Note 3. Rah 8 860 3PO. „it der An⸗ 
teil eines der Chegatten am Gefamtgut und an den einzelnen dazu 
gehörenden Gegenjtänden der Pfändung nieht unterworfen. Nach Be- 
endigung der Gemeinidhaft ilt der Anteil am Gejamtgute zu Gunjten der 
Gläubiger des Anteilsberedtigten der Pfändung unterworfen.“ Infolgedellen 
gehört, wenn über das tmögen Der Chetr au der Konkurs eröffnet 
wird, ihr Anteil am Gejamtgute nicht zur „Konkursmaſſe“. Es gilt 
— Wird „Konkurs“ über das Vermögen des Mannes eröffnet, 
o gehört das ganze Gelamtgut zur Rontursmalfe. Eine Ausein- 
anderjegung wegen des Gejamtgutes zwiſchen den Ehegatten findet nicht jtatt. 
Dur das Kontursverfahren über das Vermögen der Ehefrau wird das 
Gefamtgut nidht berührt. Diefem letzteren Kontursverfahren unter: 
liegt nur etwaiges „Borbehaltsgut“ der Frau und ihr 2 en. „Sondergut“, 
jpmeit es der Zwangsvollitredung unterliegt (85 1,2 K S Gläubiger 

er rau, die aus dem „Gelamtgute“ Befriedigung verlangen können Eos. 
Note 26 zu 8 1459), müffen gegen den Mann vorgehen (Zwangsvoll- 
itredung ae Mr ! oh nad) 8 1459 Abſ. 2 haftet. 

11 7 ff, 

12 r Dann ift nur durch Die 88 1444— 1446 beſchränkt. vgl. 8 1447 
bis 1449 und Note 1 B. 11.1. — Die Frau hat fein Recht, einer Verwal: 
tungshandlung des Mannes zu widerſprechen. Gie kann jedod, wenn . 
der Dann die Lünftigen Nehte der Frau am Gelamtgute (die ihr nach 
Aufhebung der Gütergemeinihaft zuftehenden) gefährdet, insbejondere 
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81442. Ein Ehegatte kann nit über feinen Anteil an dem 
Geſamtgut und an den einzelnen dazu gehörenden Gegenitänden ver- 
fügen; '°) er ift nicht berechtigt, Teilung zu verlangen. 

Gegen eine Yorderung, die: zu dem Gejamtgute gehört, kann der 
Schuldner nur eine Forderung aufrechnen, deren Berihtigung aus dem 
Gejamtgute verlangt werden fann.!') 

8 1443. Das Gefamigut unterliegt: der Berwaltung bes 
Hannes.) Der Dann iſt insbeſondere berechtigt, Die zu dem Gejamt- 
gute gehörenden Sachen in Befit zu nehmen, über das Gejamtgut zu 
verfügen?!) fowie Redtsitreitigfeiten,'*) die fih. auf das 
Gefamtgut beziehen, im eigenen Namen zu führen. 

Die Frau wird durch die Berwaltungshbandlungen des 
Mannes weder Dritten noch dem Nanne gegenüber perfönlidh vers 
pflichtet."°) 

8 1444, Der Dann bedarf der Einwilligung der Frau zu einem 
Rechtsgeſchäfte, durch das er ſich zu einer Verfügung über das Gejamti- 
gut im ganzen verpflichtet, ſowie zu einer Verfügung über Gejamtgut, 
dur Die eine ohne Zuftimmung der Frau eingegangene Verpflichtung 
diefer Art erfüllt werden foll. 

8 1445. Der Mann bedarf der Einwilligung der Frau zur Ber: 
fügung !°) über ein zu dem Gejamigute gehörendes Grundftäd jowie zur 
Eingehung der Berpflihtung zu einer ſolchen Berfügung.?”) 

1446. Der Mann bedarf der Einwilligung der Frau zu einer 
Schenkung aus dem Gejamtgute fowie zu einer Verfügung über Gejamt- 
gut, Durch welche das ohne Zuftimmung der Frau erteilte Verſprechen 
einer jolchen Schenkung erfüllt werden fol. Das gleide gilt von einem 
Schenkungsverſprechen, das fih nicht auf das Geſamtgut bezieht. 

Ausgenommen find Schenkungen, durd die einer fittliden 
Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden Rüdfidt ent- 
ſprochen wird. 

8 1447. Iſt zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Gejamtguts 
ein Rechtsgeſchäft der in den 88 1444, 1445 bezeichneten Art erforderlich, 
fo fann die Zuftimmung der rau auf Antrag des Mannes burd Das 
Bormundichaftsgericht erjegt werden, wenn die Frau fie ohne ausreichen⸗ 
den Grund verweigert. 

Das gleiche gilt, wenn die Frau durch Krankheit oder durch Ab⸗ 
weienheit an der Abgabe einer Erklärung verhindert und mit dem Auf: 
ſchube Gefahr verbunden ift. 

81448, Nimmt der Mann ohne Einwilligung der Yrau ein 
Rechtsgeſchäſft der in den 88 1444 bis 1446 bezeichneten Art vor, fo 
finden die für eine Verfügung der Frau über eingebradtes Gut 
geltenden Vorſchriften des 8 1396 Abſ. 1, 3 und der 88 1397, 1398 ent- 
Iprehende Anwendung. 

Fordert bei einem Bertrage der andere Teil den Mann auf, 
die Genehbmigungder Frau zu beſchaffen, jo kann die Erklärung 
über die Genehmigung nur ibm gegenüber erfolgen; eine vor 
der Aufforderung dem Manne gegenüber erklärte Genehmigung 
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wenn die Vorausfegungen der ss 1456, 1468 vorliegen, zur Sicherung ihrer 
tfünftigen Anſprüche „Arreit“ oder „einstweilige Verfügung“ 
gegen den Mann na Viaßgabe der 88 916 ff., 985 ff. ZPO. beantragen. 

13) „Be his en“, vgl. Anhang 1 zu $ 104 unter I. 7. Ausnahmen: 
55 14441446. Dann Tann aljo namentlich auch über die von der yrau 
in die Gütergemeinihaft eingebradgten und über die für beide Eheleute im 
Grundbuch eingetragenen Hypotheten und Grundſchulden allein „verfügen“, 
ausgenommen zum Zwede einer „Schentung“ (8 1446). 

14) pgl. Note 1 unter B. Il. 1. b und B. II. 2, b. 

15) fondern nur mit dem „Gefamtgute“. 

8 1445 10) „Verfügung“ (vgl. Note 13), 3. B. Auflaffung, Belaftung mit Hypo⸗ 
theten, Grundihulden, Dienitbarkeiten ujw. Zur Gerpahtung © er Bermie- 
tung eines zum Gejamtgute gehörenden Grunditüds bedarf Mann der 
indigigung der Frau nicht, n hierin liegt deine „Verfügung“ im Sinne 
des BGB. (vgl. Anhang 1 zu & 1363 unter V. 2. c. betr. „Pachtvertrag“). 

17 B. Kauf, Taulch: Verträge, — Übernahme der Berpflihtung, eine 
Supothel neue uſw. demnächſt zu beitellen. — Die Trage, ob der Che- 
mann, der allein ein Grunditüd für das Selamtgut fauft, zur Bewilli- 

ung der Eintragung einer. ehtaufgel er:Hypotheft der Zu- 
immung der grau bedarf, iſt vom Kammergericht verneint, vom Baye⸗ 
riſchen Oberſten Landesgericht bejaht. 

8 1449 m 88 14441446. 

8 1451 12). vgl. Note 63 zu 8 1402. vgl. Note 30 zu 8 1460 (Vorjhukpflicht 
bes Mannes betr. die Koſten des Eheſcheidungsprozeſſes). 

8 1453 20) Betreffend die Bereihtigung der rau über „Buchforderungen“ 

8 1455 Meigeihulubud, Staatsſchuldbuch) allein zu verfügen E. 50, 97. 


4—1446, 
22) &8 812, 818, 819. 
8 1456 22) & 1467. 





Vorschriften des 


Preussischen Ausführungsgesetzes zum BGB. 
betreffend den 


Güterstand in den vor 1. Januar 1900 gesehlossenen Ehen. 
(vgl. Anhang 1 zu $ 1868 unter VII B). 


Art. 44. Für den Güterstand der zurzeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs bestehenden Ehen treten, wenn die Ehegatten 
zu der bezeichneten Zeit in Preussen ihren Wohnsitz haben, von dieser Zeit an 
nach Massgabe der Artikel 45 bis 64 an die Stelle der bisherigen Gesetze die 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetsbuchs. 

Art. 45. S ı. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand nach dem 
Allgemeinen Landrechte Teil II Titel 1 Abschnitt 5, (Anmerkung: die sogen. 
Verwaltungsgemeinschaft des Allg. Landr.), so treten an die Stelle der bisherigen 
Gesetze die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über das gesetzliche 
Güterrecht, 

Ist für eine Ehe die Verwaltung und der Niessbrauch des Mannes 
nach den Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts Teil II Titel 1 88 980 bis 983, 999 
ausgeschlossen, so treten an die Stelle der bisherigen Gesetze die für die Güter- 
rennung geltenden Vorschriften der 88 1427 bis 1430 des Bürgerlichen Gesetz- 

uchs. 

$ 3, Die Vorschriften über die Befugnis des überlebenden Ehegatten zur 
Übernahme eines in die Landgüterrolle eingetragenen Landguts bleiben unbertihrt. 

as gleiche gilt von den besonderen Vorschriften des Ostpreussischen 
Provinzialrechts über die erbrechtlichen Wirkungen des Güterstandes. 

Art. 46. 81. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand nach 
Märkischem Provinzialrechte, so treten an die Stelle der bisherigen Gesetze 
die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über das gesetzliche Güter- 
recht. 

Die Vorschrift des Artikel 45 $ 1 Abs. 2 findet Anwendung. 


w 


(Fortsetzung folgt Selte 448) 
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oder Verweigerung der Genehmigung wird unwirtjam. Die Ge- 
nehmigung fann nur bis zum Ablaufe von zwei Wochen nad dem 
Empfange der Aufforderung erklärt werden, wird fie nit erklärt, jo 
gilt fie als verweigert. 

MWird die Genehmigung der Frau durch das Bormund- 
ſchaftsgericht erjegt, fo it im Falle einer Aufforderung nad) 
Abſ. 2 der Beſchluß nur wirfjam, wenn der Dann ihn dem anderen Teile 
mitteilt; die Vorſchriften des Abſ. 2 Sat 2 finden entjprechende An- 
wendung. 

: 81449. Berfügt der Mann ohne die erforderlihe Zuftimmung 
Der Kraus) über ein zu dem Gejamtgute gehörendes Recht, jo kann die 
Frau das Recht ohne Mitwirfung des Mannes gegen 
Dritte gerichtlich geltend maden. 

81450. Sit der Mann duch Krankheit oder durch Abweſenheit 
verhindert, ein fi) auf das Geſamtgut beziehendes Rechtsgeſchäft vorzus 
nehmen oder einen fih auf das Gejamtgut beziehenden Rechtsſtreit zu 
führen, fo fann die grauimeigenen Namen oderrim Namen 
des Mannes das NRedtsgeihäft vornehmen oder den NRedjtsitreit 
führen, wenn mit dem Aufihube Gefahr verbunden it. 

8 1451. Sit zur ordnungsmäßigen Bejorgung der perfönlichen 
Angelegenheiten der rau ein Rechtsgeſchäft erforderlih, das die Frau 
mit Wirkung für das Gefamtgut niht ohne Zuftimmung des 
Mannes vornehmen kann, jo fann die Zuftimmung auf Antrag der 
rau durch Das Bormundichaftsgericht erjegt werden, wenn der Mann 
fie ohne ausreichenden Grund verweigert.!?) 

1452. Auf den jelbftändigen Betrieb eines Erwerbsgeihäfts 
durch die Frau finden die Vorſchriften des & 1405 entſprechende An— 
wendung. 

81453. Zur Annahme oder Ausfhlagung einer der 
rau angefallenen Erbihaft oder eines ihr angefallenen Bermädt- 
niffes it nur Die Frau beredtigt, Die Zultimmung des Mannes 
ift nicht erforderlich.) Das gleiche gilt von dem Verzicht auf den 
Pflihtteil jowie von der Ablehnung eines der Frau gemachten 
Bertragsantrags oder einer Schenfung. 

Zur Errihtung des Inventars über eine der rau ange 
fallene Erbſchaft bedarf die Frau nicht der Zuftimmung des Mannes. 

81454. Zur Fortjegung eines bei dem Eintritte der Güter- 
gemeinschaft anhängigen Rechtsſtreits bedarf die rau nicht der Zus 
fimmung des Mannes, 

8 1455. Wird durch ein Rechtsgeſchäft, das der Mann oder die 
Frau ohne die erforderliche Zuftimmung 2") des anderen Ehegatten vor⸗ 
nimmt, das Gefamtgut bereichert, jo kann die Herausgabe der Bereiche: 
rung aus dem Gejamtgute nad) den Borjhriften über die Herausgabe 
einer ungerehtfertigten Bereiherung gefordert werden.??) 

8 1456. Der Mann ift der Frau für Die Verwaltung bes Gejamt- 
guts nit verantwortlich. Er hat jedod für eine Verminderung des Ge— 
ſamtguts zu diefem Erjag zu leijten,??) wenn er die Berminderung in der 
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8 1457 2. 1444 — 1446. 
51459 


1409 
I. Note 1 B. II. — Das Gefa amtgut haftet für alle Schulden des 
Diannes und für folgende Schulden der 

A, für die vor Eintritt der ‚Allgemeinen Gütergemeinidaft“ redts- 
wirtjam entjtandenen, insbejondere für die vore elide en; 

B. für die während der gemeinen Gütergemeinihaft" entitan- 
denen, i oweit jie nit unter 88 1460—1462 fallen. Danad) haftet das 
Gefamtgut insbejondere für jeigende während der „Allgemeinen Güterges 
meinſchaft“ entitandenen Schulden der Frau: a) die mit Zuftimmung 
des annes dur Kehts eihäfte (Berträge) der Frau entitan- 
denen, wozu aud die , Deihältelgulden eines von der Frau mit 
ausdrüdlier oder Ftifliehweine inwilligung des annes 
ann den en betriebenen E merb sg€ —2— gehnten. aud wenn der 

ann den einzelnen in diefem Erwerbsgeihäft vorgenommenen Rechts⸗ 
eſchäften ni 2 t „sa ugeitimmt bat, 5° 1460, 1452, 1405, — b) die ohne Zu- 
od Mannes dur ke (Verträge) der Frau 


entitandenen Schulden in den Yusnahme-sällen der 1450, 1451, — 
ce) die Prozeßkoſten der rau, 8 1460 Ab — d) die Shulden aus 
unerlaubten andlungen Fi 823 ff., 14631, — e) die 
us der geſetzlichen ee hatior Ti t der Frau gegen ibre 
Verwandten entitehenden Schulden, 8 1604 Abf. 2, — f) die aus ungeredt:- 
fertigter Bereierung des Kelomtguten entitandenen Schul⸗ 
den der frau, 812 ff., 1455. Dagegen haftet das Gejamigut nicht für Die 
Schulden der rau“, Die während der „Allgemeinen Gütergemeinſchaft“ 
buch ein obne Zuftimmun des Mannes von der rau vorge⸗ 
nommenes Rechtsgeſchäft (Vertrag) entſtanden find, mit den ſich aus 
8 1450, 1451 e 1gebenben usnahbmen. Da nun die Entitehung der 
hulden durch — äft (Vertrag) sat täglichen geben der Haupt⸗ 
er ber Entitehung von Schulden ift (andere Fälle ds 8. die oben unter 
f bezeichneten), jo ift im allgem Reben — ent er dem „Grundſatze“ 

58 1459 — die Regel, dab das „Gefamtgut“ für die während der 
„Allgemeinen Gütergemeinihdaft“ ohne Zuftimmung des Mannes 
entitandenen © ufben rau nit haftet, und De Haftung des 


FE DEM iz TAELFPIETETGEE WERT: 


„or ie ulde Frau tft die Yus na bme. — Über Zwangs» 
ecung in „DR mtguf“ vgl. Node 1 unter B. 2. 1. b. — Über Konkurs | 
bein das Vermö . der Ehegatten vgl. Note 10. — Die von der Frau fr | 


Ihrer ſogen. „S a eh Anbän gemadten Schulden find S den ve: 
— EB (vgl. 8 1357 nebit Anhängen) und damit „des Gejamigutes“. 


27 421 ff. vgl. 8 1443 Abſ. 2. 
28 1463— 1465. 
8 1460 22) vgl. Note 26, une he unter B. a, b. 
s0) Uber die Borjhuket iht des Mannes aus dem Selemtpute 
betreffend die der Frau heicheidungsprogeh entitehenden Koſten (vgl. Note 
1 19) gilt das Mate * zu 8 1387 Geſagte entſprechend. 


—81 360. 
81462 32 — Role 86 zu 8 1414, 8 1452. 
vg 








(Fortsetzung von Seite 446) 
ee 


$ 2. Die nach den bisherigen Gesetzen dem tiberlebenden Ehegatten an dem 
Vermögen des verstorbenen Ehegatten zustehenden Rechte sind erbrechtliche 
Wirkungen des Güterstandes. Die bisherigen Gesetze bleiben für sie mit den in den 
8$ 3 bis 5 bestimmten Änderungen massgebend. 

8 3. Bei der gesetzlichen Erbfolge kann der tiberlebende Ehegatte bis zum Ab- 
laufe der im Bürgerlichen Gesetzbuche vorgeschriebenen Ausschlagungsfrist statt der 
Rechte, die ihm nach den bisherigen Gesetzen zustehen, die Erbfolge nach dem Bürger- 


lichen Gesetzbuche wählen. 
(Fortsetzung folgt Selte 450) 
nn 
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Abſicht, die Frau zu benachteiligen, oder durch ein Rechtsgeſchäft herbei- 
führt, das er ohne die erforderliche Zuftimmung der Frau vornimmt.) 

8 1457. Steht der Dann unter Bormundicaft,25) jo hat ihn der 
Bormund in den Rechten und Pflichten zu vertreten, die ſich aus ber 
Berwaltung des Gejamtguts ergeben. Dies gilt auch dann, wenn die 
Frau Vormund des Mannes iſt. 

8 1458. Der eheliche Aufwand fällt dem Geſamtgute zur Laſt. 

8.1439. Aus dem Geſamtgute fönnen die Gläubiger des Mannes 
und, ſoweit fich ne aus den 88 1460 bis 1462 ein anderes ergibt, auch 
die Gläubiger der Frau Beiriedigung verlangen (Gejamtgutsver- 
Bindlichkeiten).2°) 

Für Verbindlichfeiten der Frau, die Geſamtgutsverbindlichkeiten 
find, haftet der Mann auch perfönlih als Geſamtſchuldner.“) Die 
Haftung erliiht mit der Beendigung der Gütergemeinihaft, wenn die 
Verbindlichkeiten im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander nit dem 
Gejamtgute zur Laft fallen.?®) 

81460. Das Geſamtgut haftet für eine Verbindlichkeit der Frau, 
die aus einem n ad) dem Eintritte der Gütergemeinjchaft vorgenommenen 
Rechtsgeſchäft entiteht, nur dann, wenn der Mann feine Zuftim: 
mung zu dem Rechtsgeſchäft erteilt oder wenn das Redtsgeichäft 
ohne feine Zujtimmung für das Gejamtgut wirtfam ift.”) 

Für die Koſten eines Nechtsſtreits der Frau haftet das Gejamtgut 
aud dann, wenn das Urteil dem Gejamtgute gegenüber nicht 
wirtjam ift.?°) 

8 1461. Das Gefamtgut haftet nicht” für Berbindlichteiten der 
Stau, die infolge des Erwerbes einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes 
entitehen, wenn die Frau die Erbihaft oder das Vermächtnis nach dem 
Eintritte der Gütergemeinſchaft als Vorbehaltsgut erwirbt.®') 

, 8 1462. Das Gefamtigut haftet nicht für eine Verbindlichteit der 

Frau, die nach dem Eintritte der Gütergemeinſchaft infolge eines zu dem 
Borbehaltsgute gehörenden Rechtes oder des Befißes einer dazu gehören: 
ben Sache entiteht, es jei denn, daß das Recht oder die Sache zu einem 
Erwerbsgeichäfte gehört, das die Frau mit Einwilligung des Mannes 
jelbftändig betreibt.?°) 

1463. Im Berhältniffe der Ehegatten zu einander »*) fallen 
folgende Gejamtgutsverbindlichleiten dem Ehrgatien zur Laſt, in deflen 
Perſon fie entitehen: | 

1. die Verbindlichkeiten aus einer unerlaubten Hand- 
lung, die er nad) dem Eintritte der Gütergemeinjchaft begeht, 
oder aus einem Strafverfahren, das wegen einer ſolchen 
Handlung gegen ihn geridhtet wird; 

2. die Verbindlichkeiten aus einem fih auf fein Borbehalts- 
gut beziehenden Rechtsverhältnis, auch wenn fie vor dem Ein- 
tritte der Gütergemeinjhaft oder por der Zeit entitanden find, 
zu der das Gut Vorbehaltsgut geworden ift; 

3. die RofteneinesRedtsftreits über eine der in Nr. 1,2 
bezeichneten Berbindlichkeiten. 
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Erläuterungen 
i 1464 84 [. Noten zu 8 1416. 
1465 35 N 1624, 1446. 
5 1467 36) „Arreſt“ und „einftweilige Verfügung“ find jedoch Beim Vorliegen 


ihrer Vorausfegungen ſchon vorher zuläſſig. vgl. Note 12. 

8 1468 | :7) vgl. 8 1418. Außer in den Fällen der 88 1468 und 1469 enbi 
die allgemeine Bütergemein] duch Sheidung der Ehe (vgl. $ 1478), 
durh Tod eines Ehegatten, falls fein „gemeinihaftlider Ab- 
tömmling“ vorhanden ift (it folder vorhanden, fo gilt fortgejekte Güter: 
gemeinkhaft 88 1483 ff.). nturs (vgl. Note 10) iſt fein Endigungsgrund. 

" vgl. Note 12. 


89 1456. 
$ es au) ohne fein „Berihulden“. vgl. Sachregiſter „Unterhalt“. 


40 





(Fortsetzung von Seite 448) 


‚ „Die Wahl erfolgt durch Erklärung gegentiber dem Nachlassgerichte; die Erklärung 
ist in öffentlich beglaubigter Form abzugeben. 

$ 4. Das Nachlassgericht hat dem tiberlebenden Ehegatten auf Antrag eines 
Miterben eine Frist zur Erklärung darüber zu bestimmen, ob er die statutarische Portion 
oder die Rücknahme des eigenen Vermögens wähle. 

“ ‚Die Frist soll mindestens einen Monat, höchstens drei Monate betragen. Sie 
beginnt mit der Zustellung des Beschlusses, durch den sie bestimmt wird. Sie endigt 
nicht vor dem Ablaufe der Ausschlagungsfrist. 

Die Wahl ist nach Massgabe des $ 3 Abs. 2 zu erklären. Erklärt sich der Ehe- 
gatte nicht vor dem Ablaufe der Frist, so geht das Wahlrecht auf die Miterben tiber. 

er Ehegatte ist auf diese Folge in dem Beschlusse hinzuweisen, 

Die Fristbestimmung ist unwirksam, wenn der Ehegatte die im $ 3 bezeichnete 
Erklärung rechtzeitig abgibt. 

$ 5. Soweit der tiberlebende Ehegatte die ihm nach den bisherigen Gesetzen 
zustehenden Rechte auch gegenüber einer von dem verstorbenen Ehegatten getroffenen 
Verfügung von Todeswegen geltend machen kann, finden die Vorschriften des 8 4 Aba.1 
bis 8 entsprechende Anwendung. 

Art. 47. 8 1. Besteht für eine Ehe der gesetsliche Güterstand der all- 
gemeinen Gütergemeinschaft mach dem Allgemeinen Landrechte, so 
treten an die Stelle der bisherigen Gesetze die Vorschriften des Bürgerlichen (tesetz- 
buchs ttber die allgemeine Gütergemeinschaft. 

Tritt für die Ehe nach den Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts Teil II 
Titel 18 $$ 782 ff. der bezeichnete Gtiterstand erst zu einer späteren Zeit ein, so gilt die 
Vorschrift des Abs. 1 von dieser Zeit an. 

5 3. Die Vorsohriften des Allgemeinen Landrechts Teil II Titel 1 85 879, 386, 392 
bis 895, 420 bleiben mit folgenden Massgaben in Kraft: 

1. Auf die im $& 379 bezeichneten Verfügungen finden die Vorschriften Anwendung. 
welche für die in den 88 1444, 1445 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten Rechts- 
eschäfte gelten. 
2. Wird die Gütergemeinschaft auf Grund des $ 420 aufgehoben, so gilt für die Zukunft 
Gütertrennung. 

8 3. Die Vorschriften über die Befugnis des tiberlebenden Ehegatten zur Über- 
nabme eines in die Landgüterrolle eingetragenen Landguts oder eines Anerbenguts 
bleiben unberührt. 

$ 4. Fortgesetzte Gütergemeinschaft tritt nur ein, wenn sie durch 
Ehevertrag vereinbart ist. 

Art. 48. al Für eine Ehe, für welche der gesetzliche Güterstand der 
allgemeinen Gütergemeinschaft nach dem Gesetze, betreffund das ebeliche Güter- 
recht in der Provinz Westfalen und in den Kreisen Rees, Essen und Duis- 
burg, vom 16. April 1860 (Gesetz-Sammil. S. 165) besteht, bleiben die Vorschriften des 
genannten Gesetzes mit den in den 8$ 2 bis 7 bestimmten Änderungen in Kraft. 

8 3. Soweit für die Ehe bisher die Vorschriften des Allgemeinen Landrechts 
über die allgemeine Gütergemeinschaft gelten, treten an deren Stelle nach Massgabe 
des Artikel 47 S& 1 bis 8 die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

Die Bestimmungen, welche für die im 1446 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
bezeichneten Rechtsgeschäfte gelten, finden auf Verfügungen Anwendung, zu welchen 
der Mann der Zustimmung der Frau bedarf. 

— 88. An die Stelle des $ 4 des Gesetzes vom 16. April 1890 treten folgende Vor- 
schriften: 

Das Verwaltungs- und Verfügungsrecht des Mannes ruht und wird durch die 
Frau ausgeübt: 

. wenn der Mann entmündigt ist; die Befugnis kann der Frau von dem Vormund- 

schaftsgerichte schon vor dem Eintritte der Wirksamkeit der Entmündigung 


übertragen werden: 
(Fortsetzung folgt Seite 452) 
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8 1464. Im Berhältniffe der Ehegatien zu einander ®*) fallen 
tie Aoften eines Rechtsſtreits zwiſchen ihnen der Frau 
zur Laft, joweit nicht der Mann fie zu tragen hat. 

Das gleide gilt von den Koſten eines Redtsitreits 
jwifhender$rauundeinem Dritten, es fei denn, daß das 
Urteil dem Gejamtgute gegenüber wirkſam tft. Betrifft jedod) der Rechts⸗ 
ſtreit eine perſönliche Angelegenheit der Frau oder eine 
nicht unter die Vorſchriften des 8 1463 Nr. 1, 2 fallende Gejamt- 
gutsverbindlicäfeit der Yrau, jo findet diefe Vorſchrift feine An- 
wendung, wenn die Aufwendung der Koften den Umftänden nad 
geboten iſt. 

81465. Im Berhältniffe der Ehegatten zu einander fällt eine 
Ausftattung, die der Mann einem gemeinihaftliden 
Kinde aus dem Gejamtgute veripricht oder gewährt, dem Manne in- 
ſoweit zur Lalt, als fie das dem Gejamtgut entiprehende Maß über: 
iteigt.®5) 

Berfpriht oder gewährt der Mann einem nicht gemein- 
Ihaftlihen Kinde eine Ausftattung aus dem Gefamtgute, 
jo fällt fie im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander dem Vater oder 
der Mutter des Kindes zur Laft, der Mutterjedoh nurinjfomweit, 
als fie zuftimmt oder die Ausftattung nicht das dem Gejamtgut ent- 
Iprehende Maß überiteigt. 

8 1466. Verwendet der Mann Gelamigut in fein Borbehaliss 
gut, jo hat er den Wert des Verwendeten zu dem Gejamtgute zu erjegen. 

Berwendet der Dann Borbehaltsgut in das Gejamtgut, jo fann 
er Erfak aus dem Gejamtgute verlangen. 

81467. Was ein Chegatte zu dem Gejamtgut oder die Frau zu 
dem Borbehaltsgute des Mannes jchuldet, ift erft nach der Beendigung der 
Gütergemeinihaft zu leiſten;?e) joweit jedoch zur Berichtigung einer 
- Schuld der rau deren Vorbehaltsgut ausreicht, hat fie die Schuld ſchon 
vorher zu berichtigen. 

Was der Mann aus dem Gelamtgute zu fordern hat, fann er erft 
nach der Beendigung der Gütergemeinfchaft fordern. 

FIAGS. Die Frau kann auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft 
Hagen: ®") 

1. wenn der Mann ein Rechtsgeſchäft der in den 88 1444 
bis 1446 bezeichneten Art ohne Zuftimmungder rau 
vorgenommen hat und für die Zufunft eine erheblidde Ge- 
fährdung der Frau zu bejorgen it; ’®) 

2. wenn der Mann das Gefamtgut in der Abjicht, die Frau 
zubenadteiligen, vermindert hat; :°) 

3. wenn der Mann feine Berpflidtung, der rau und den 
gemeinichaftliden Abfömmlingen Unterhalt zu gewähren, 
verletzt hat*) und für die Zufunft eine erheblihe Ge- 
fährdung des Unterhalts zu bejorgen it; 
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Erläuterungen 


41) 86. 
8 1469 +2) ngl. Note 37. 
12 1463 —1468. 
5 1470 4 S 1426 ff. Ä 
.. d. 5. wenn fie in das Güterrehisregifter eingetragen oder dem 
Dritten ſonſt befannt geworden ijt. 
5 1471 *) iiber das Verfahren, falls die Beteiligten gerichtliche oder notarielle 
„Bermittelung“ der Auseinanderjegung wünjden, vgl. 8 99 RFG. 
s 1473 3 en. „Surrogation“. vgl. Note 9 zu 8 1370. 
8 1475 418 1459-1465, 1480, 1481. 
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2. wenn die Voraussstzungen vorliegen, unter welchen der Mann nach $ 1910 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs gur Besorgung seiner Vermögensangelegenheiten einen 
Pfleger erhalten kann oder für den Mann ein Abwesenheitspfleger zu bestellen 
ist. Die Befugnis der Frau beginnt erst, wenn sie ihr von dem Vormundschafts- 
gericht auf ihren Antrag erteilt wird. 


Y n S4. An die Stelle des $ 7 Abs. 5 des Gesetzes vom 16. April 1860 tritt folgende 

orschrift: . ' 

Bei der Auseinandersetzung zwischen dem tiberlebenden Ehogatten und den 

Erben des Verstorbenen finden die die Schichtung betreffenden Bestimmungen des 

& 17 mit Ausnahme der den Kindern in den Fällen des $ 14 Nr. 2 bis 8 beigelegten 
Befugnis gleichfalls Anwendung. 


$5. An die Stelle des $ 12 Abs, 1 des Gesetzes vom 16. April 1860 tritt folgende 
Vorschrift: 

Auf die Haftung der tiberlebenden Ehefrau gegentiber denjenigen Gläubigern 
der bisherigen (temeinschaft, welchen sie nicht aus besonderen Gründen persönlich 
haftet, finden die für die Haftung des Erben für die Nachlassverbindlichkeiten 
geltenden Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung; 
an die Stelle des Nachlasses tritt das hei dem Tode des Mannes vorhanden gewesene 
gemeinschaftliche Vermögen. 


6. An die Stelle der 85 14, 15 des Gesetzes vom 16. April 1860 treten folgende 
Vorschriften: 
$ 14. Ein anteilsberechtigter Abkömmling kann gegen den tberlebenden 
. Ehegatten auf Schichtung klagen: 

1. wenn der überlebende Ehegatte eine neue Ehe eingeht; 

3. wenn der Überlebende Ehegatte entmündigt ist; 

s. wenn für den tiberlebenden Ehegatten ein Abwesenheitspfleger bestellt ist; - 

4. wenn der tiberlebende Ehegatte die elterliche Gewalt über den Abkömmling 
verwirkt hat oder, falls sie ihm zugestanden hätte, verwirkt haben würde; 

6. wenn der Überlebende Ehegatte ein Rechtsgeschäft, welches der Zustimmung 
der übrigen Anteilsberechtigten bodarf, ohne Zustimmung des Abkömmlinges 
vorgenommen hat und für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung des Abkömm- . 
linges zu besorgen ist; 

6. wenn der Überlebende Ehegatte das gemeinschaftliche Vermögen in der Absicht, 
den Abkönimling zu benachteiligen, vermindert hat; 

7. wenn der Überlebende Ehegatte seine Verpflichtung, dem Abkömmling Unterhalt 
zu gewähren, verletzt hat und für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung des 
Unterbalts zu besorgen ist; 

8. wenn der überlebende Ehegatte das gemeinschaftliche Vermögen durch Ver- 
schwendung erheblich gefährdet; 

9. wenn der verstorbene Ehegatte die Schichtung letztwillig angeordnet hat. 

In den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 5, 6, 8, 9 steht das Klagerecht auch dem 
hbinterlassenen Ehegatten eines anteilsberechtigten Abkömmlinges zu, wenn er nach 
& 16 an die Stelle des Abkömmlinges tritt. 

$ 15. Bei der Sohichtung wird der den Anteilsberechtigten gemäss $ 7 ge- 
bühren e Anteil an dem in die fortgesetste Gütergemeinschaft gefallenen Vermögen 
estgesetzt: 

in Falle des $ 14 Nr. 1nach dem Vermögensstande zurzeit. der Wiederverheiratung, 
sofern nicht die Schichtung vorher stattfindet; . 

2. im Falle des $ 14 Nr. 2 nach dem Vermögensstande bei dem Eintritte der Wirk- 
samkeit der Entmündigung; 

3. im Falle des 814 Nr. 9nach dem Vermögensstande bei dem Tode des verstorbenen 

egatten; 

4. in den übrigen Füllen nach dem Vormögensstande zurzeit der Schichtung. 

Wird jedoch die Verpflichtung zur Schichtung durch Urteil ausgesprochen. 
so erfolgt die Schichtung auf Verlangen der Anteilsberechtigten nach dem Ver- 
mögensstande zurzeit der Erhebung der Klage auf Schichtung. 
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Allgemeine Gütergemeinfchaft 78 1469-1475 


4. wenn der Mann wegen Berfhwendung entmündigt iſt 
oder wenn er das Gejamtgut durch Verſchwendung erheblich) 
gefährdet; *) 

5. wenn das Gejamtgut infolge von Berbindlichleiten, die in der 
Perſon des Mannes entitanden find, in ſolchem Maße 
überjhuldet ift, dag ein jpäterer Erwerb der 
rau erhbeblih gefährdet wird. 

81469. Der Mann kann auf Aufhebung der Gütergemeinichaft 
Hagen,‘:) wenn das Gejamtgut infolge von Verbindlichkeiten 
der Frau, die im Verhältnilje der Chegatten zu einander nicht dem 
Gejamtgute zur Laſt fallen,*) in joldem Maße überſchuldet ilt, daß 
einfpäterer&rwerbdesManneserhebli gefährdet wird. 

81470. Die Aufhebung der Gütergemeinihaft tritt in den 
Fällen der SS 1468, 1469 mit der Rehtsfraft des Urteils ein. Für 
die Zulunft gilt Gütertrennung.‘*) 

‚Dritten gegenüber ift die Aufhebung der Gütergemeinihaft nur 
nah Maßgabe des 8 1485 wirkfam.*) 

81471. Nad) der Beendigung der Gütergemeinihaft findet in 
Anjehung des Gejamtguts die Auseinanderjegung ftatt.*°) 

Bis zur Auseinanderjegung gelten für das Gelamtgut die Vor— 
Ihriften des $ 1442, 

81472. Die Berwaltung des Gejamtguts fteht bis zur Ausein⸗ 
anderfegung beiden Ehegatten gemeinichaftli zu. Die Vorſchriften des 
$ 1424 finden entſprechende Anwendung. 

Jeder Ehegatte iſt dem anderen gegenüber verpflichtet, zu Maß: 
vegeln mitzumwirten, die zur ordönungsmäßigen Berwaltung 
erforderlich find, die zur Erhaltung notwendigen Maßregeln kann 
jeder Ehegatte ohne Mitwirfung des anderen treffen. 

81473. Was auf Grund eines zu dem Gejfamtgute ge- 
börenden Rechtes oder als Erjat für die Zerftörung, Beihädigung oder 
. Entziehung eines zu dem Gefamtgute gehörenden Gegenftandes oder durch 
ein Rechtsgeſchäft erworben wird, das fih auf Das Gejamt- 
gut bezieht, wird Geſamtgut.“) 

Die Zugehörigfeit einer durch Rechtsgeſchäft erwor- 
benen Forderung zum Gefamtgute hat der Schuldner erſt 
dann gegen ſich gelten zu laſſen, wenn er von der Zugehörigkeit Rennt- 
nis erlangt; die Vorjchriften der 88 406 bis 408 finden entſprechende 
Anwendung. . 

8 1474. Die Auseinanderfegung erfolgt, ſoweit nicht eine 
andere Vereinbarung getroffen wird, nad) den 88 1475 bis 1481. 

81475. Aus dem Gejamtgute find zunächſt die Geſamtgutsver⸗ 
bindlichleiten zu berichtigen.) Sit eine Gejamtgutsverbindlichfeit noch 
nicht fällig oder -üt fie ftreitig, fo ift das zur Beridtigung Er- 
forderlide zurüdzubehalten. 

Fällt eine Gejamtgutsverbindlichkeit im Verhältniſſe der Ehegatten 
zu einander einem der Ehegatten allein zur Lait, jo fann dieſer die 
Berihtigung aus dem Gejamtgute nicht verlangen. 
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Erläuterungen 


4 


1475. Der 8 1480 regelt das Verhältnis Dritten gegenüber, 
Verhältnis unter den Ehegatten. 


1459 I Sat. 
766 30 See 


752 ff. 
1520 ff. 
292, Note 83 zu 8 291. 
5 
\. 1463—1465. vgl. Note 52. 


) 
53 
54 
3 
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Jedes Kind muss bei der Sohichtung sowohl dem überlebenden Ehegatten 
als auch den Geschwistern gegenüber das Vorempfangene nach den für die Aus- 
gleichung unter Abkömmlingen geltenden Vorschriften zur Ausgleichung bringen. 


v He An die Stelle des 8 17 Abs. 2 des Gesetzes vom 16. April 1860 tritt folgende 
orschrift: 
In den Fällen des 8 14 Abs. 1 Nr. 2 bis 8 geht die dem überlebenden Ehe- 
gatten beigelegte Befugnis auf die Kinder der aufgelösten Ehe tiber. 
88. Der $ 10 Abs. 4 Satz 82 und der 8 17 Abs. 4 des Gesetzes vom 16. April 1860 
werden gestrichen. 


Art. 49. 1. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand des 
gemeinen Dotalrechts, so treten an die Stelle der bisherigen Gesetze die Vor- 
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs tiber das gesetzliche Güterrecht. 

& 2.. Das Vermögen, welches als Heiratsgut bestellt oder von der Frau der Ver- 
waltung des Mannes ohne. Vorbehalt überlassen ist, wird eingebrachtes Gut, das sonstige 
Vermögen der Frau wird Vorbehaltsgut der Frau. 

Die Ansprtiche dritter auf Herausgabe des Heiratsguts bleiben unberührt, 

$ 3. Bestimmt sich der Güterstand einer Ehe bisher nach dem im Lande 
Wursten geltenden Rechte, so tritt mit der Geburt eines Kindes allgemeine Gtiter- 
gemeinschaft nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs ein. 

Die Vorschriften des Artikel 51 $ 3 Abs. 2 und des Artikel 52 $ 2 finden An- 
wendung. i 
Art. 50. 8 ı. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand nach 
dem in der Provinz Schleswig-Holstein geltenden Sächsischen oder Lübischen, nach 
dem im vormals Schauenburgischen Anteile Holsteins geltenden Rechte, nach den 
in Otterndorf, in Stade mit Brunshausen oder in Buxtehude geltenden Vor- 
schriften oder nach der Schaumburgischen Poliseiordnung von 1615, so treten 
an die Stelle der bisherigen Gesetze die Vorschriften des Btirgerlichen Gesetz- 
buchs tiber das gesetzliche Gtiterrecht. 

$ 2%. Die Vorschriften des Artikel 46 88 2, 3 finden entsprechende Anwendung. 
Das gleiche gilt, wenn bisher das im vormals Schauenburgischen Anteile Holsteins 
geltende Recht massgebend ist, von den Vorschriften des Artikel 46 $S 4, 5. 

$ 3. Die Vorschrift des Artikel 46 $ 3 findet auch Anwendung, wenn eine Ehe 
mit dem gesetzlichen Güiterstande der Neumünsterschen Kirchspielgebr&äuche 
vor dem Ablaufe der für den Eintritt der Gütergemeinschaft massgebenden Frist durch 
den Tod eines der Ehegatten aufgelöst wird. 


Art. 51. 8 ı. Für eine Ehe mit dem gesetzlichen Gtterstande des in der 
Provinz Pommern ‚geltenden Ltbischen Rechtes treten an die Stelle der bisberigen 
Gesetze, wenn nach diesen zurzeit des Inkrafitretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
keine Gütergemeinschaft besteht, die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs über das gesetzliche Güterrecht, anderenfalls die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzsbuchs ber die allgemeine Gttergemeinschaft. 

82. Gilt für die Ehe nach $ ı das gesetzliche Güiterrecht des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. so tritt mit der Geburt eines Kindes, sofern nach den bisherigen Gesetzen 
Gütergemeinschaft eingetreten sein würde, allgemeine Gtitergemeinschaft nach den Vor- 
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs ein. 

Inwieweit das Vermögen der Frau Vorbehaltsgut wird und inwieweit die Vor- 
bindlichkeiten der Frau Gesamtgutsverbindlichkeiten werden, bestimmt sich nach den 
Vorschriften, welche gelten wtirden, wenn die allgemeine Gütergemeinschaft schon mit 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs eingetreten wäre. 

8 3. Die Vorschriften der Statuten der Stadt Stolp über die Bechte, welche 
der Frau im Falle der Unzulänglichkeit des Vermögens der Ehegatten zustehen ($ 58 
den Statutarrechte der Städte des Herzogtums Alt-Vor- und Hinterpommern). bleiben 
in Kraft. 
8 4. Wird eine Ehe, ftir die nach $ 1 das gesetzliche Güterrecht des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs gilt, durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöst, ao finden die Vorschriften 
des Artikel 46 88 2, 8 Anwendung. Sind für den Güterstand der Ehe bisher die für die 
StädteAnklam und Treptow an der Tollense geltenden Vorschriften massgebend, 
so finden, wenn bei dem Tode eines Ehegatten ein gemeinschaftlicher Abkömmling 
vorhanden ist, auch die Vorschriften des Artikel 46 88 4. 5 entsprechende Anwendung. 
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Allgemeine Gütergemeinſchaft s 1476-1481 


Zur Berihtigung der Gejamtgutsverbindlidteiten iſt das Geſamt— 
gut, joweit erforderlih, in Geld umygujegen. 

81476. Der nad) der Berichtigung der Gejamtgutsverbindlid- 
feiten verbleibende Überſchuß gebührt den Ehegatten zu gleichen Teilen. 

Mas einer der Ehegatten zu dem Gejamtgute zu erjegen ver: 
pflichtet ift, muß er fid) auf feinen Teil an rech nen lafien. Soweit 
die Erjagleiftung nicht Durch Anrechnung erfolgt, bleibt er dem anderen 
Ehegatten verpflichtet. 

81477. Die Teilung des Überfäufles erfolgt nad den Vor⸗ 
Ihriften über die Semeinjhaft.*) 

Seder Ehegatte kann gegen Erfah des Wertes die aus 
Ihließlih zu feinem perſönlichen Gebraude beftimmten Sachen, 
insbefondere Kleider, Schmuckſachen und Arbeitsgeräte, fowie diejenigen 
Gegenftände übernehmen, welde er in die Gütergemeinjhaft ein 
gebraht oder während der Gütergemeinihaft dur Erbfolge, 
durch Bermädtnis oder mit Rüdfiht auf ein fünftiges Erb- 
recht, durch Shenfung oder als YAusftattungermworben hat. 

51478. Sind die Ehegatten geſchleden und ijt einer non ihnen 
allein für ſchuldig erklärt, jo fann der andere verlangen, daß jedem 
von ihnen der Wert desjenigen zgurüderftattet wird, was er in 
die Gütergemeinihaft eingebradt Hat; reicht der Wert des Gejamt- 
guts zur Rüderftattung nicht aus, jo hat jeder Ehegatte die Hälftedes 
Fehlbetrags zu tragen. 

Als eingebradt ift anzujehen, was eingebradtes Gut geweſen 
fein würde, wenn Errungenfhaftsgemeinihaft beitanden 
hätte.) Der Wert des Eingebradten beſtimmt fi nad) der Zeit der 
Einbringung. 

Das im Abſ. 1 beitimmte Recht fteht aud) dem Chegatten zu, deifen 
Ehe wegen feiner Geiftestrantheit geſchieden worden ilt. 

81479. Wird die Gätergemeinfhaft auf Grund des 8 1468 oder 
des 8 1469 Durch Urteil aufgehoben, jo kann der Ehegatte, weldjer das 
Urteil erwirft hat, verlangen, daB die Auseinanderjegung jo erfolgt, 
wie wenn dei Anſpruch auf Auseinanderjegung mit der Erhebung der 
Klage auf Aufhebung der Gütergemeinihaft rehishängig geworden 
wäre.5t) 

81480. Wird eine Gejamtgutsverbindlichleit nicht vor der 
Teilung des Geſamtguts berichtigt,°?) jo haftet dem Gläubiger aud) der 
Chegatte perfönlidh als Geſamtſchuldner, für den zur Zeit 
Der Teilung eine ſolche Haftung nicht beiteht.°) Seine Haftung be- 
ſchränktſich auf die ihm zugeteilten Gegenjtände; die für die Haftung 
des Erben geltenden Vorſchriften der 88 1990, 1991 finden ent: 
ſprechende Anwendung.’*) 

8 1481. Unierbleibt bei der Auseinanderſegung die Berichtigung 
einer Gejamtigutsverbindlichleit, die im Verhältniſſe der Ehegatten zu 
einander dem Gejamtgut oder dem Manne zur Laſt fällt,““) jo hat der 
Mann dafür einzuftehen, daß die rau von dem Gläubiger nicht in An: 
ſpruch genommen wird. Die gleidje Verpflichtung hat die Frau dem 
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Erlüäuterungen | 
8 1482 56) pgl. Note 37; fogen. „unbeerbte Ehe“ im Gegenfate zur „bes 
& eb en Ehe“ 8 1483. m „Ablömmling“ ſteht das Adoptivfind gleid. 
57) d. i. die Hälfte, 8 1476. Für die Auseinanderfegung 
wiſchen dem überlebenden Ehegatten und den Erben des Verftorbenen 


ind die 88 1471-1481 maßgebend. 
58) 88 1924 ff., 1931 ff., insbefondere 1932. 
8 1483 8 1924. " 
. 60) vgl. jedoch 58 1508, 1509. vgl. aud) 8 1485, ferner oben Note 3 
und 56. Kür die vor 1. Sanuar 1900 geſch ollenen ben, in denen die 
„allgemeine Gütergemeinihaft” des früheren 5 galt und in denen 


je&t kraft Zandesgejekes die Vorichriften des BGB. 1437 ff. betr. „allge- 
meine Öütergemeinlge “ gelten (vgl. Anhang 1 zu 8 1363 unter VI), tritt 
gleihwohl in gewillen Fällen die „ortg ete te Gütergemeinidaft“ nur 
ein, wenn fie duch „Chenertrag“ vereinbart iſt. vgl. 3. B. für Preußen 
AO. Art. 47 8 4, Urt. 56 8 3. 

cı) d. h. beim „VBorbehaltsgut“ SS 1440, 1441 und fogen. „Son: 
dergut“ $ 1439. 


02) 8 1482. 
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Wird eine Ehe, für die bisher der gesetzliche Güterstand des in Neuvor- 
ommern undRtgen geltenden Lübischen Rechtes bestanden hat und nach $ 1 oder 
2 die allgemeine Gütergemeinschaft des Bürgerlichen Gesetzbuchs eingetreten ist, 
urch den Tod eines der Ehegatten aufgelöst, so sind ftir die Teilung des Gesumtguts 
die bisherigen Gesetze masegebend. Das gleiche gilt in Ansehung der Rechte, die einem 
anteilsberechtigten Abkömmlinge bei dem Eintritte der Volljährigkeit oder im Falle 
der Verheiratung zustehen. 

Soweit nach dem pisherigen Rechte der Ehemann befugt ist, für den Fall, dass 
die Ehe durch seinen Tod aufgelöst wird, die Fortsetzung der Gütergemeinschaft durch 
letztwillige Verfü ng auszuschliessen, bleibt diese Befugnis unbertihrt. 

85. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand der allgemeinen 
Gütergemeinschaft nach der Bauerordnung vom 16 Mai 1616 oder der Bauer- 
ordnung vom %. Dezember 1764 oder nach den Statuten der Städte Stettin, Pölitz, 
Pyritz, Alt-Damm oder Garz an der Oder, so treten an die Stelle der bisherigen 
Gesetze die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die allgemeine 
Gütergemeinschaft 

? 6. Im Falle der Auflösung der Ehe durch den Tod eines der Ehegatten finden, 
wenn für die Ehe bisher die Bauerordnung vom 16. Mai 1616 galt, die Vorschriften des 
8 4 Abs. 2 Anwendung. 

Galt für die Ehe bisher die Bauerordnung vom 30. Dezember 1764 und ist bei 
dem Tode eines Ehegatten ein gemeinschaftlicher Abkömmling nicht vorhanden, so wird 
die Gütergemeinschaft zwischen dem tiberlebenden Ehegatten und den anderen Erben 
des verstorbenen Ehegatten fortgesetzt. Die Vorschriften der 85 1483 bis 1518 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs finden entsprechende Anwendung; an die Stelle der anteils- 
berechtigten Abkömmlinge treten die anderen Erben. . 

alten für die Ehe bisher die Statuten der Städte Stettin oder Pölitz und ist 
bei dem Tode eines Ehegatten ein gemeinschaftlicher Abkömmling nicht vorhanden, so 
finden die Vorschriften des Artikel 46 88 3, 3 Anwendung. 

8 7. Soweit für die in den $8 1, 5 bezeichneten Ehen bisher die Vorschriften des 
Allgemeinen Landrechts Teil H Titel 1 379, 386, 392 bis 395, 430 und Titel 18 88 782 ff. 
gelten, finden die Vorschriften des Artikel 47 5 1 Abs. 2 $ 2 Anwendung. 

Art. 5%. 8 ı.' Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand der all- 
emeinen QOltergemeinschaft nach einem der Rechte, welche in den Provinzen 
chleswig-Holstein, Hannover, Hessen-Nassau und in den Hohen- 

zsollernschen Landen gelten, so treten an die Stelle der bisherigen Gesetze die Vor- 
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs tber die allgemeine Gütergemein- 
schaft. Diese Vorschrift findet in der Provinz Hannover keine Anwendung auf 
Ehen, zu deren Vermögen ein in der Höferrolle eingetragener Hof gehört. 

Ist für eine Ehe mit dem gesetzlichen Güterstande der Neumünsterschen 
Kirchspielgebräuche die für den Eintritt der Gtitergemeinschaft bisher massgebonde 
Frist zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs noch nicht abgelaufen, 
so gilt die Vorschrift des Abs. 1 von dem Ablaufe der Frist an. 

Besteht für eine Ehe der gesetzliche Gütorstand der allgemeinen Gütergemein- 
schaft nach einem der Rechte, weiche in den Hohenzollernschen Landen gelten, 
so findet die Vorschrift des 5 145 des Bürgerlichen Gesetzbuchs nur insoweit An- 
wendung, als der Mann nach dem bisherigen Rechte der Einwilligung der Frau zu Ver- 
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Manne gegenüber, wenn die Berichtigung einer Gejamtgutsperbindlid- 
feit unterbleibt, die im Verhältniffe der Ehegatten zu einander der rau 
zur Laſt fällt. 

8 1482. Wird die Ehe durch den Tod eines der Ehegatten aufge⸗ 
löſt und iſt ein gemeinſchaftlicher Ablösmmling nicht vorhanden’) fo ge- 
hört der Anteil des verftorbenen Ehegatten am Gejamtgute °’) zum 
Nachlaſſe. Die Beerbung des Ehegatten erfolgt nad) den allge- 
meinen Borjchriften.®) 


8 1483. Sind bei dem Tode eines Ehegatten gemeinſchaftliche 
Ablömmlinge vorhanden, jo wird zwiſchen dem überlebenden Ehegatten 
und den gemeinjchaftlichen Abtömmlingen, die im Yalle der gejeglidhen 
Erbfolge als Erben berufen find,) die Gütergemeinihaft forigejegt.‘°) 
Der Anteil des verftorbenen Chegatten am Gejamtgute gehört in 
diefem Falle n icht zum Nachlaſſe; im übrigen *) erfolgt die Be- 
erbung des Ehegatten nad) den allgemeinen Vorſchriften. 

Sind neben den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen andere Ablömm⸗ 
linge vorhanden, ſo beſtimmen fih ihr Erbrecht und ihre Erbteile 
jo, wie wenn fortgejette Gütergemeinihaft nicht eingetreten 
wäre.*?) 

8 1484. Der Überlebende Ehegatte Tann die Fortſetzung der 
Gütergemeinihaft ablehnen. 

Auf die Ablehnung finden die für die Ausſchlagung einer 
Erbſchaft geltenden Vorſchriften der SS 1943 bis 1947, 1950, 1952, 
1954 bis 1957, 1959 entiprehende Anwendung. Steht der überlebende 
Ehegatte unter elterliher Gewalt oder unter Vormundſchaft, jo iſt zur 
Ablehnung die Genehmigung des Vormundſchaftsge— 
richts erforderlid. 

Lehnt der Chegatte die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ab, jo 
gilt das gleiche wie im Falle des 8 1482, 

8 1485. Das Geſamtgut der forigejegten Gütergemeinihaft be- 
ſteht aus dem ehelichen Gejamtgute, joweit es nit nad) $ 1483 Abi. 2 
einem nicht anteilsberedhtigten Abkömmlinge zufällt, und aus dem Ber: 
mögen, das der überlebende Ehegatte aus dem Nachlaſſe 
des verftorbenen Ehegatten oder nah dem Cintritte der fort- 
geſetzten Gütergemeinidhaft erwirbt. 

Das Bermögen, das ein gemeinidaftlider Abkömmling 
zur Zeit des Eintritts der fortgefegten Gütergemeinidaft hat oder 
ſpäter erwirbt, gehört nicht zu dem Gejamtgute. 

Auf das Gejamtgut finden die für die ehelihe Güterge- 
meinſchaft geltenden Vorſchriften des 8 1438 Abf. 2, 3 entiprechende 
Anwendung. 

8 1486. Borbehaltsgut des Überlebenden Ehegatten ijt, was er 
bisher als Vorbehaltsgut gehabt Hat oder nad) 8 1369 oder 8 1370 
erwirbt. 

Gehören zu dem Vermögen des überlebenden Ehegatten 
Gegenftände, die niht durch Rechtsgeſchäft übertragen 
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Erläuterungen 


1486 88) 8 1439. 
1487 s+) auch wenn die Frau überlebend ift. 
1488 es, 8 745 Me „sm Salle der fortgejegten Gütergemeinihaft 
ik zur Zwangsvollitredung in das Gejamtgut ein gegen den überlebenden 
hegatten ergangenes Urteil erforderlih und genügend“. 


8 1489 es) 88 1967 ff., 786 ZBO. 
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fügungen tiber Grundstücke bedarf. Tritt nach der Auflösung der Ehe fortgesetzte 
Güitergemeinschaft ein, so findet die Vorschrift des $ 1445 keine Anwendung. 

$2 Wird die Ehe durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöst und ist ein 
gemeinschaftlicher Abkömmling nicht vorbanden, so finden die Vorschriften des 
Artikel 46 $$ 2, 3 Anwendung. 

8 3. Ist für den Güterstand bisher ein in der Provinz Schleswig-Holsatein 
geltendes Recht massgebend, so bestimmt sich die Befugnis des Mannes zur Verfügung 
über ein zu dem (esamtgute der Gütergemeinschaft oder der fortgesetzten Gütergemein- 
schaft gehörendes Grundsttick nach den bisherigen Gesetzen. 

eder Ehegatte kann für den Fall, dass die Ehe durch seinen Tod aufgelöst wird, 
die Fortsetzung der Gütergemeinschaft durch letztwillige Verfügung ausschliessen; die 
Vorschrift den & 1509 des Bürgerlichen Gesetzbuch» findet keine Anwendung. 

Für den Fall der fortgesetzten Gtitergemeinschaft bleiben die bisherigen Vor- 
schriften tiber die Rechte, die einem anteilsberechtigten Abkömmlinge bei dem Eintritte 
der Volljährigkeit oder im Falle der Verheiratung zustehen. sowie über das Recht der | 
väterlichen Aussage in Kraft. Das gleiche gilt von den Vorschriften des Dänischen 
Rechts und des Nordatrander Landrechts, nach welchen dem tberlebenden Ehegatten 
ausser der ihm zufallenden Hälfte noch ein weiterer Bruchteil des Gesamtguts gebührt. 

8 4. Sind in einer Ehe, deren Güterstand sich nach Fuldischem oder Würz- 
burgischem Bechte bestimmt, vereinkindschaftete Kinder aus einer früheren Ehe 
vorhanden, so finden die Vorschriften der 88 1487 bis 1467, 1473 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs Anwendung. Wird die Ehe durch den Tod des Ehegatten der früheren Ehe auf- 
gelöst, so gelten nach der Abschichtung der vereinkindschafteten Kinder für das Ver- 
hältnis zwischen dem tiberlebenden Ehegatten und seinen Abkömmlingen dieVorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs tiber die fortgesetzte Gütergemeinschaft. 

Im übrigen bleiben die bisherigen Gesetze, insbesondere in Ansehung der Rechte 
der vereinkindschafteten Kinder, massgebend. 

85. Bestimmt sich der Güterstand einer Ehe bisher nach dem Hechinger 
Rechte, so erfolgt nach der Beendigung der Gütergemeinschaft ausser den Fällen des 
3,2408 des Btirgerlichen Gesetzbuchs die Teilung des Gesamtguts nach den bisherigen 

esetzen. Das gleiche gilt nach der Beendigung der fortgesetzten Gütergemeinschaft; 
dem tiberlebenden Ehegatten gebührt nach Massgabe der bisherigen Gesetze ein Bruch- 
teil des zugebrachten Vermögens des verstorbenen Ehegatten. 

Die Vorschriften des Artikel 46 8$ 2, 8 finden auch in den Fällen des $ 1488 Abs. 2 
des $ 1481 Abs. 8 und des $ 1510 des Bürgerlichen Gesetzbuchs Anwendung. 

Art. 583. 5 1. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand der 
Errungenschaftsgemeinschaft nach einem der Rechte, welche in dem zum Ober- 
landesgerichtsbezirke Frankfurt a. M. gehörenden Telle der Bhein- 
provins oder in den Provinzen Schlieswig-Holstein und Hessen-Nassau gelten. 
80 treten, unbeschadet der Vorschriften des Artikel 54, an die Stelle der bisherigen 
Gesetze die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs tiber die Errungen- 
schaftsgemeinschaft. 

3. Das errungenschaftliche Vermögen der Ehegatten wird Gesamtgut, auch 
soweit en nach den bisherigen Gesetzen nicht gemeinschaftliches Vermögen der Ehe- 
gatten ist. 

8 3. Ist für den Gtiterstand bislıer ein in der Provinz Schleswig-Holstein 
geltenden Recht massgebend, so bestimmt sich die Befugnis des Mannes zur Ver- 
ügung über ein sum Gesamtgute gehörendes Grundstück, das er während der Ehe er- 
worben hat, nach den bisherigen Gesetzen. 

8 4. Bestimmt sich der Gtiterstand bisher nach dem WürzburgischenBechte, 
80 tritt mit der Geburt eines Kindes allgemeine Gtitergemeinschaft nach den Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs ein. Die Vorschriften des Artikel 51 $ 2 Absatz 2 und 
des Artikel 52 $ 2 finden Anwendung. 

Das gleiche gilt für eine Ehe, deren Güterstand sioh bisher nach dem Nord- 
strander Landrechte bestimmt. In diesem Falle findet auch die Vorschrift des Ar- 
tikel 52 8 3 Anwendung. 

85. Die Vorschriften des Mainzer Landrechts, nach welchen bei der Aus- 
einandersetzung der Mann zu zwei Dritteln, die Frau zu einem Drittel an dem er- 
schusse des Gesamtguts teilnimmt, bleiben in Kraft. 

Das gleiche gilt, soweit im Geltungsbereiche der Nassau-Katzeneln- 
bogenschen Landesordnung eine Teilung nach diesem Massstabe gewohnheits- 
rechtlich bergebracht ist. 

‘ 86. Die Vorschriften des Artikel 46 88 2, 3 finden Anwendung. 
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werden können, jo finden auf fie die bei der Errungenihafts- 
gemeinihaft für daseingebradhte Gut des Mannes gelten- 
den Boriehriften, mit Ausnahme des $ 1524, entiprehende An» 
wendung.®?) 

1487. Die Rechte und Berbindlichleiten des überlebenden 
Ehegatten jowie der anteilsberehtigten Ablömmlinge in Anjehung des 
Gejamtguts der fortgejegten Gütergemeinihaft beitimmen ſich nad den 
für die ebelihe Gütergemeinihaft geltenden Vorſchriften der 88 1442 
bis 1449, 1455 bis 1457, 1466; der Überlebende Chegatte °*) hat die redht- 
liche Stellung des Mannes, die anteilsberehhtigten Wlömmlinge haben 
die rechtliche Stellung der Frau. 

Was der überlebende Ehegatte zu dem Gejamtgute ſchuldet oder aus 
dem Gefamtgute zu fordern hat, iſt erft nah der Beendigung der 
fortgejegten Gütergemeinjhaftzu leiſten. 

$ 1488. Gejamtgutsverbindlidhleiten Der fortgejekten Güterges 
meinihaft find die Verbindlichkeiten des überlebenden Chegatten 
ſowie ſolche Verbindlichkeiten des verftorbenen Ehegatten, die Ge- 
lamtgutsverbindlichleiten der ehelichen Gütergemeinihaft waren.‘°) 

81489. Für die Gefamiguisverbindlichleiten der ſortgeſetzten 
Gütergemeinichaft haftet der Überlebende Ehegatte perjönlich. 

Soweit die perjönlidhe Haftung den überlebenden Chegatten nur 
infolge des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinihaft trifft, finden 
die für die Haftung des Erben für die Nachlakverbindlichkeiten 
geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung; ee) an die Stelle des 
Nadlaffes tritt das Gefamtgut in dem Beltande, den es zur Zeit des Ein- 
tritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft hat. 

Eine perſönliche Haftung der anteilsberechtigten Wb- 
Iömmlinge für die Verbindlichfeiten des verjtorbenen oder des über: 
lebenden Ehegatten wird durch die fortgefegte Gütergemeinihaft nicht 
begründet. 

8 1490. Stirbt ein anteilsbereihtigter Ablömmling, jo gehört. 
fein Anteilan dem Gejamtgute nicht zu feinem Rachlaſſe. Hin- 
terläßt er Abkömmlinge, die anteilsberechtigt fein würden, wenn er den 
verftorbenen Ehegatten nicht überlebt hätte, jo treten die Abkömm- 
linge an feine Stelle. Hinterläßt er folde Abtömmlinge 
niht, fo wächſt fein Anteil den übrigen anteilsberechtigten 
Abkömmlingen und, wenn ſolche nich t vorhanden find, dem überlebenden 
Ehegattenan. 

F 1491. Ein anteilsberechtigter Ablömmling Tann auf feinen 
Anteil an dem Gejamtgute verzihten. Der Verzicht erfolgt durch Er- 
Härung gegenüber dem für den Nachlaß des verftorbenen Ehegatten zu: 
Händigen Gerichte; die Erflärung ift in öffentlih beglau- 
bigter form abzugeben. Das Nachlaßgericht ſoll die Erklärung dem 
überlebenden Ehegatten und den übrigen anteilsberechtigten Abkömm-— 
fingen mitteilen. 

Der Verzicht kann auh durch Vertrag mit dem überleben: 
den Ehegatten und den: übrigen anteilsberehtigten Abkömmlingen er: 
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Erläuterungen 


67) & 1490 letzter Satz. 
08) & 1314 a. 2. 
00) & 1492. 
70 1497 ff. 
1468. 
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Art. 34 5 ı. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand der Er- 
rungenschaftsgemeinschaft nach Althessischem oder dem in den vormals 
Murhessischen Gebietsteilen des Oberlandesgerichtsbezirks Cassel 
geltenden Solmser oder Mainzer Rechte, so treten an die Stelle der bisherigen 

esetze die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über das gesetzliche 
Güterrecht. 

8 2. Das Vermögen, welches die Ehefrau vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Gesetsbuchs während der Ehe erworben hat, wird eingebrachtes Gut. 

8 3. Endigt die Verwaltung und Nutzniessung des Mannes auf andere Weise 


. als durch Vertrag, so kann jeder egatte von dem anderen nach Massgabe der bis- 


herigen Gesetze Ausgleichung des egewinns verlangen, wie wenn die im 8 1 be- 
atimmteÄnderung des Güterstandes nicht eingetreten wäre. Der Anspruch ist nicht 
übertragbar. Er verjährt in einem Jahre; die Vorschrift des 8 204 Satz 1 des Btirger- 
lichen Gesetzbuchs findet keine Anwendung. 

84. Bestimmt sich der (Gtterstand bisher nach a8 Solmser oder dem 
Mainzer Rechte, so finden die Vorschriften des Artikel 46 88 2. 3 Anwendung. 

Art. 55. $ ı. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand der Ge- 
meinschaft des beweglichen Vermögens und der Errungenschaft nach 
einem der Rechte, welche in den zum Öberlandesgerichtsbezirke Frank- 
fart a. M. gehörenden Teilen der BRheinprovinz oder in der Provinz Sehles- 
wig-Holstein gelten, so treten an die Stelie der bisherigen Gesetze die Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Fahrnisgemeinschaft. 

Tritt für eine Ehe, ftir welche die Vorschriften des JütischenLow massgebend 
sind, der bezeichnete Güterstand erst zu einer späteren Zeit ein, so gilt die Vorschrift 
des Abs. 1 von dieser Zeit an. 

$ 2. Bei dem Güterstande der Kur-Cölnischen Rechtsordnung oder des 
Kur-Trierschen Landrechts bleiben statt des 8$ 1551 Abs. 2, bei dem Güterstande 
des Jütischen Low bleiben statt der $$ 1551, 1554 des Bürgerlichen Gesetzbuchs die 
bisherigen Gesetze für den Umfang des eingebrachten Gutes massgebend. 

3 3. Die Vorschriften des Artikel 46 88 2, 3 und des Artikel 53 $ 3 finden 
Anwendung. " 

Art. 56. Ftir Ehen, deren Güterstand sich nach dem Rheinischen 
Bürgerlichen Gesetzbuche bestimmt, gelten folgende Vorschriften: 

81. Bei der gesetzlichen Gütergemeinschaft treten an die Stelle der 
bisherigen Gesetze die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs tber die 
Fahrnisgemeinschaft. 

82. Bei der Errungenschaftsgemeinschaft treten an die Stelle der bis- 
herigen Gesetze die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Er- 
rungenschaftsgemeinschaft. 

$ 8. Bei der allgemeinen Gütergemeinschaft treten an die Stelle der 
bisherigen Gesetze die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die 
allgemeine Gütergemeinsachaft. 

Fortgesetzte Gütergemeinschaft tritt nur ein, wenn sie durch Ehe- 
vertrag vereinbart ist. 

4. In den Füllen der 88 ı bis 3 bestimmt sich die Befugnis des Mannes zur 
erfügung über ein zum Gesamtgute gehörendes Grundstück nach den bisherigen 
esetzen. 

Die Frau kann bis zu dem Ablauf eines Jahres nach dem Inkrafttreten‘ des 
Bürgerlichen Gesetzbuche auch auf Grund von Tatsachen, welche nur nach den bis- 
herigen Gesetzen die Gttertrennungsklage rechtfertigen. auf Aufhebung der Gtiter- 
gemeinschaft klagen, wenn die Tatsachen vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs eingetreten sind. 

5. Ist bei einem der in den $$ 1 bis 3 bezeichneten Güterstände nach 
Artikel 1514 des Rheinischen Bürgerlichen Gesetzbuchs vereinbart, dass die Frau im 
Falle des Verzichts auf die Gütergemeinschaft ihr eingebrachtes Vermögen schuldenfrei 
zurticknehmen kann, so hleiben für die Ausübung des Verzichts die bisherigen Gesetze 
massgebend. 

86. Ist für eine Ehe Ausschliessung der Gütergemeinschaft nach Massgabe der 
Artikel 1580 bis 1535 des Rheinischen Bürgerlichen Gesetzbuchs vereinbart, so treten an 
die Stelle der bisherigen Gesetze die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs tiber 
das gesetzliche Güterrecht. Die Vorschrift des $ 4 findet entsprechende Anwendung. 

8 7. Ist in den Fällen der $S 1 bis 8, 6 der Frau vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs eine Erbschaft oder ein Vermächtnis angefallen, so sind für 
die Befugnis der Frau zur Annahme oder Ausschlagung die bisherigen Vorschriften 


massgebend. 
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folgen. Der Vertrag bedarf der gerihtlihen oder notariellen 
Beurkundung. 

Steht der Abkömmling unter elterliher Gewalt oder unter Bor: 
mundichaft, jo iſt zu dem VBerzihte die Genehmigung des Bor: 
mundſchaftsgerichts erforderlid. 

Der Verzicht hat die gleichen Wirkungen, wie wenn der Verzichtende 
‚zur Zeit des Verzihts ohne Hinterlafjung von abtömmlingen geitorben 
wäre.?”) 

8 1492. Der Überlebende Ehegatte tann die fortgeſetzte Güter: 

gemeinichaft jederzeit aufheben. Die Aufhebung erfolgt durch Erklärung 
gegenüber dem für den Nachlaß des veritorbenen Ehegatten zujtändigen 
Geridte ; die Erklärung üt in öffentlihbeglaubigter form 
abzugeben. Das Nachlaßgericht ſoll die Erflärung den anteilsberedhtigten 
Abkömmlingen und, wenn der überlebende Ehegatte gejeßlicher Vertreter 
eines der Abtömmlinge it, dem Bormundihaftsgerichte mitteilen. 

Die Aufhebung kann au durch Bertrag zwildhen dem 
überlebenden Ehegatten und den anteilsberedhtigten Abkömmlingen zr- 
folgen. Der Vertrag bedarf der gerihtliden odernotariellen 
Beurkundung. 

Steht der überlebende Ehegatte unter elterlicher Gewalt oder unter 
Vormundichaft, fo tft zu der Aufhebung die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts erforderlid. 


81493. Die fortgejegte Gütergemeinihaft endigt mit der 
Wiederverheiratung des Überlebenden Chegatten. 

Der überlebende Chegatte hat, wenn ein anteilsberechtigter Ab- 
fömmling minderjährig ift oder bevormundet wird,°°) die Abſicht Der 
Wiederverheiratung dem Vormundſchaftsgericht anzuzeigen, ein Ber- 
zeihnis des Gejamtguts einzureichen, Die Gütergemeinjhaft 
aufzuheben) und die Auseinanderfegung herbeizuführen.”‘) Das 
Vormundſchaftsgeſricht kann geitatten, daß die Aufhebung der 
Gütergemeinihaft bis zur Eheſchließung unterbleibt und daß die Aus- 
einanderjegung erjt |päter erfolgt. 

81494. Die forigejegte Gütergemeinihaft endigt mit dem Tode 
des Überlebenden Ehegatten. 

Wird der überlebende Chegatte für tot erflärt, jo endigt die fort- 
gejegte Gütergemeinihaft mit dem Zeitpunfte, der als Zeitpunkt des 
Todes gilt. 

8 1495. Ein anteilsbereihtigter Ablömmling kann gegen den 
überlebenden Ehegatten auf Aufhebung der fortgejegten Gltergemein- 
ſchaft klagen:71) 

1. wenn der überlebende Ehegatte ein Rechtsgeſchäft 
der in den 88 1444 bis 1446 bezeichneten Art ohne Zuftim: 
mung des Abfömmlinges vorgenommen hat und für 
die Zufunft eine erheblide Gefährdung des Abtömmlinges 
zu beforgen it; 
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8 8. Bei dem Gtiterstande der Gütertrennung treten an die Stelle der bisherigen 
Gesetze die für die Giltertrennung geltenden Vorschriften der 88 1427 bis 1490 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs. " 

$ 9. Die gesetzliche Hypothek der Frau besteht von dem Eintritte der in den 
$8 1 bis 8, 6, 8 bestimmten Anderung des Güterstandes an nur noch zur Sicherung der 
vorher entstandenen Ansprtiche; ist sie nicht vor dem Ablauf eines Jahres nach dem 
Eintritt der Änderung durch Einschreibung im Hypothekenregister oder derch Ein- 
tragung im Grundbuche wirksam geworden, so erlischt sie. 

& 10. Ist für eine Ehe Dotalrecht vereinbart, so fällt die Beschränkung der Frau 
in der Geschäftsfähigkeit weg. Dies gilt jedoch nicht in Ansehung des Heiratsguts. 

Im übrigen bleiben die bisherigen Gesetze massgebend. 

Art. 5%. Besteht für eine Ehe der gesetzliche Güterstand nach dem 
Allgemeinen Landrechte Teil IX Titel 1 Abschnitt 5 (Anmerkung: sogen. 
Verwaltungsgemeinschatt des Allg. Landr.), dem gemeinen Dotalrechtie, dem 

emeinen Bachsenrechte, der Schaumburgischen Polizeiordnung von 1615, 
em Fuldischen, dem Würzburgischen Rechte, dem Landrechte der oberen Graf- 
schaft Katzseneinbogen oder dem Französischen Zivilgesetzbuche. so finden 
die für diese Güterstände massgebenden Vorschriften der Artikel 45, 49, 50, 5%, 
58, 56 auch Anwendung, wenn die Ehegatten den ersten ehelichen 
Wehnsltz nicht in Preussen gehabt haben. 
hie em Französischen Zivilgesetgbuche wird das Badische Landrecht gleich 
gea . 

Art. 58. Auf eine Ehe, für die einer der in den Artikeln 45 bis 57 
bezeichneten 6ifiterstände kraft Ehevertrags gilt, finden die Vorschriften 
dieser Artikel ohne Rücksicht auf den ersten ehelichen Wohnsitz der 
Ehegatten Anwendung. 

Besteht für eine Ehe kraft Ehevertrags der Güterstand des gemeinen 
Dotalrechts, so treten an die Stelle der bisherigen Gesetze die für die Güter- 

trennung geltenden Vorschriften der $$ 1427 bis 1430 desBürgerlichenGesatzbuchs. | 
Art. 59. Fur die nach den Artikeln 45 bis 58 eintretende Änderang | 
des Giiterstandes gelten folgende Verschriften: 

81. Das zurzeit der Änderung Jdes Güterständes vorhandene Ver- 
mögen der Ebegatten wird, unbeschadet der Vorschriften des Artikel 49 $ 2, des 
Artikel 53 $ 2 und des Artikel 54 8 2, eingebrachtes Gut, Vorbehaltsgut oder | 
Gesamtgut, soweit es nach den bisherigen Gesetzen zu einer dem eingebrachten Gute, | 
dem Vorbehaltsgut oder dem Gesamtgut entsprechenden Vermögensmasse gehört. 

Bei der allgemeinen Güttergemeinschaft findet auf (Gegenstände, die nur 
der Nutzung nach zum gemeinschaftlichen Vermögen gehören, die Vorschrift des & 1439 
Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs Anwendung. 

2. Wird infolge der Änderung des Güterstandes das Grundbuch unrichtig 
so wen en für die Berichtigung des Grundbuchs Gerichtsgebühren und Stempel 
nicht erhoben. 

$3. In Ansehung der vor der Änderung des 6üterstandes ent- | 
standenen Verbindlichkeiten der Ehegatten bestimmen sich die Haftung des 
eingebrachten Gutes, des Vorbehaltsguts und des Gesamtguts sowie die persönliche 
Haftung der Ehegatten nach den bisherigen Gesetzen. Dies gilt auch für das Verhältnis 
der Ehegatten unter einander. 

Soweit sich bei der allgemeinen Gütergemeinschaft die Frau nach den bisherigen 








g Gesetzen durch die Ausschlagung ihres Anteils von der persönlichen Haftung befreien 
\ kann, erlischt die Haftung mit der Beendigung der Gemeinschaft. 
R 8 4. Die Geltendmachung der Ersatzansprüche, welche den Ehegatten auf 


! Grund des Güterstandes gegen einander zustehen, bestimmt sich nach den Vor- 
h schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

&5. Vereinbarungen, welche die Ehegatten in Abänderung oder Ergänzung 
einzelner Vorschriften des gesetzlichen Güterrechts getroffen "haben, werden von der 
Änderung des Güterstandes nicht berührt. 

Das gleiche gilt von einer seitens eines Dritten getroffenen Anordnung der 
im Abs, 1 bezeiobneten Art. . 

86. Auf einen zur Zeit der Änderung des Güterstandes anhängigen Rechts- 
streit und auf die Wirkung der Entscheidung ist die Änderung des Güterstandes 
ohne Einfluss. 

Das gleiche gilt von der Vermögensauseinandersetzung der Ehegatten. 
wenn die Ehe auf Grund einer vor der Anderung des Gtüterstandes erhobenen Klage 
geschieden wird. . 

$ 7. Auf die dem tberlebenden Ehegatten nach den bisherigen Gesetzen zu- 
stehenden Rechte, die durch dieses Gesetz aufrecht erhalten werden, finden die Vor- 
s-hriften des $ 1933 und der $$ 2335 bis 2387 des Bürgerlichen (}esetzbuchs entsprechende 


Anwendung. 
& (Fortsetzung folgt Seite 464) 
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2, wenn der überlebende Ehegatte das Gelamtgut in der 

Abſicht, den Ablömmling zu benadteiligen, ver: 
' mindert bat; 

3. wenn der überlebende Ehegatte feine Berpflidtung, 
dem Ablömmling Unterhalt zu gewähren, verlegt hat 
und für die Zufunft eine erheblide Gefährdung des 
Unterhalts zu bejorgen iſt; 

4. wenn der überlebende Ehegatte wegen Verſchwen— 
dung entmündigt ift oder wenn er das Gejamtgut dDurd Ver⸗ 
\hwendung erheblich geführdet; 

5. wenn der überlebende Ehegatte die elterlihe Ge- 
walt über den Abkömmling verwirtt hat oder, falls fie 
ihm zugeftanden hätte, verwirft haben würde.’2) 

81496. Die Aufhebung der forigejekten Gütergemeinſchaft tritt 
in den Fällen des 8 1495 mit der Rechtskraft des Urteils ein. Sie 
tritt Tür alle Abfömmlinge ein, auch wenn das Urteil auf die 
Klage eines der Abkömmlinge ergangen ilt. 

81497. Nach der Beendigung der fortgejegten Gütergemeinihaft 
findet in Anfehung des Gefamtguts die Uuseinanderjegung jtatt.’°) 

Bis zur Auseinanderjegung beitimmt ſich das Nechtsverhältnis der 
Teilhaber am Gejamtgute nad) den 88 1442, 1472, 1473. 

81498. Auf die Auseinanderfegung finden die Vorſchriften der 
88 1475, 1476, des 8 1477 Abſ. 1 und der SS 1479 bis 1481 Anwendung; 
andie Stelle des Mannes tritt derüberlebende Ehegatte,”*) 
andie Stelle der % rau treten die anteilsberechtigten Abfömm: 
linge. Die im $ 1476 Abi. 2 Sat 2 bezeichnete Verpflichtung befteht 
nur für den überlebenden Chegatten. 

81499. Bei der Auseinanderſetzung fallen dem überlebenden 
Ehegatten zur Laſt: 

1. die ihm bei dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
obliegenden Geſamtgutsverbindlichkeiten, für die das eheliche 
Geſamtgut nicht haftete oder die im Verhältniſſe der Ehegatten 
zu einander ihm zur Laſt fielen; 

2. die nad) dem Eintritte der fortgejekten Gütergemeinichaft ent- 
ſtandenen Gejamtgutsverbindlichkeiten, die, wenn fie während 
der ehelichen Gütergemeinſchaft in feiner Perſon entitanden 
wären, im Berhältnilfe der Chegatten zu einander ihm zur 

Laſt gefallen fein würden; 

3. eine Yusftattung, die er einem anteilsberedtigten Ab- 
fömmling über das dem Gejamtgut entſprechende Maß Hinaus 
oder die er einem nicht anteilsberechtigten Abtömmlinge ver- 
ſprochen oder gewährt hat. 

8 1500. Die anteilsberedtigten Ablömmlinge müflen fih Ver- 
bindlichfeiten des verjtorbenen Ehegatten, die diefem im Verhältniſſe 
der Ehegatten zu einander zur Laſt fielen, bei der Auseinanderjegung 
auf ihren Anteil infoweit anrechnen lafien, als der überlebende Ehegatte 
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Erläuterungen 
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$ 8. Soweit nach diesem Gesetze für den Güterstand die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs massgebend sind, finden auch die für den Güterstand gelten- 
den Vorschriften der Zivilprozessordnung und der Konkursordnung An- 


wendung. 

$ 9 Die Wirksamkeit des nach diesem Gesetz eintretenden Güter- 
standes gegentiber Dritteu bestimmt sich nach den für die Wirksamkeit des bis- 
herigen Gtterstandes geltendes Vorschriften. Die Bestimmungen des Allgemeinen 
Landrechts Teil II Titel I $$ 352, 358, 425 treten jedoch ausser Kraft. 

Eine spätere Änderung des 6Güterstandes ist Dritten gegenüber 
nur nach Massgabe des $ 1485 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs wirksam. 
Das gleiche gilt von einem nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs er- 
hobenen Einspruche des Mannes gegen den selbständigen Betrieb eines Er- 
werbsgeschäftsdurchdieFrau und von einem nach der bezeichneten Zeit erklärten 
Widerrufe der Kinwilligung des Mannes zu dem Betriebe. 

Art. 60. Für einen Khevertrag, durch den an die Stelle des nach diesem 
Gesets eintretenden Güterstandes eine andere nach den Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs zulässige Regelung des Gtterstandes gesetzt oder der bezeichnete Güter- 
stand in einzelnen Beziehungen geändert wird, für die Eintragung des Ehevertrags in 
das Güterrechtsregister und für den Antrag auf die Eintragung werden Gerichts- 

ebthren und Stempel nicht erhoben, wenn der Vertrag vor dem Ablauf eines 
Jahres nach der Anderung des Güterstandes geschlossen wird. 

Das gleiche gilt für die Aufnahme von Vermögensverzeichnissen und 
Auseinandersetzungsurkunden, wenn sie wegen der Anderung des bisherigen 
Güterstandes von den Ehegatten vor dem im Abs. 1 bezeichneten Zeitpunkte be- 
antragt wird. 

Art. 61. 8 ı. Bestimmt sich der Gtiterstand einer Ehe nach dem Bürger- 
lichen Gesetzbuche für das Königreich Sachsen, so treten an die Stelle der 
bisherigen Vorschriften: 

1. wenn die Ehegatten nach dem gesetzlichen Güterrechte leben, die Vor- 
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs tiber das gesetzliche Güterrecht; 
2. wenn der Frau die freie Verfügung über ihr Vermögen durch Ehevertrag 
vorbehalten ist, die für die Gütertrennung geltenden Vorschriften der 88 1427 
bis 1480 des Bürgerlichen Gesetzbuchs; 
3. wenn zwischen den Ehegatten allgemeine Gütergemeinschaft vereinbart ist, 
die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die allgemeine@Güter- 
emeinschaft; fortgeseatzte Gütergemeinschaft tritt nur ein, wenn sie 
urch Ehevertrag vereinbart wird. 

8 2. Für Ehen, deren Güterstand sich ausser den Fällen des $ ı kraft Ge- 
setzes oder Ehevertrags nach einem in einem anderen Bundesstaate gelten- 
den Giüterrechte bestimmt, kann, wenn nach den Gesetzen des anderen Bundes- 
staats an die Stelle des bisherigen Güterrechts ein im Bürgerlichen Gesetzbuche 

eregelter Güterstand tritt, dieser Glüterstand, unbeschadet der Vorschriften der 
Arti el 57, 58, von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder einem späteren 
Zeitpunkt an durch Königliche Verordnung eingeführt werden. (Anmerkung: 
vgl. die Kgl. Verordnung vom 20. Dezember 1899 betr. den Güterstand bestehender Ehen 
Ges. Samml. 1899, Seite 607.) . 

’ 3. Aüf die nach Massgabe der 88 1, 2 eintretende Änderung des Güterstandes 
finden die Vorschriften der Artikel 59, 60 entsprechende Anwendung. 

Art. 6%. Ein Güterstand, für den die bisherigen Gesetze in Kraft 
bleiben, kann durch Ehevertrag nur nach Massgabe der Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs aufgehoben oder geändert werden. 

Auf einen solchen Ehevertrag findet die Vorschrift des Artikel 60 Abs. 1 An- 
wendung, wenn er vor dem Ablauf eines Jahres nach dem Inkrafttreten des Btirger- 
lichen Gesetzbuchs geschlossen wird. 

Art. 63. Wird der Wohnsitz des Mannes nach dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs verlegt, so finden die Vorschriften des & 14835 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung; ein von dem gesetzlichen 
Güterrechte des Bürgerlichen Gesetzbuchs abweichender Güterstand steht einem 
vertragsmässigen gleich. 

Art. 64. Für die nach diesem Gesetz erforderlichen Eintragungen in das 
Güterrechtsregister gelten die Vorschriften der 88 1558 bis 1568 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. 

Art. 65. Begründen Ehegatten nach dem Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs in Preussen einen Wohnsitz, so gelten die Vorschriften 
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nieht von dem Erben des verftorbenen Ehegatten Dedung Bat erlangen 
fönnen. 

In gleiher Weiſe haben fi) die anteilsbereshtigten Abkömmlinge 
anrechnen zu lafjen, was der verftorbene Ehegatte zu dem Gejamtgute 
zuerjegen hatte. 

8 1501. Iſt einem anteilsberetigten Ablömmlinge für den Ber: 
sicht auf feinen Anteil eine Abfindung aus dem Gejamtgute gewährt 
worden,?°) jo wird fie bei der Auseinanderfegung in das Gejamtgut ein- 
gerechnet und auf die den Abkömmlingen gebührende Hälfte angerechnet. 

Der überlebende Ehegatte fann mit den übrigen anteilsberechtigten 
Ablömmlingen ihon vor der Aufhebung der fortgejegten Gütergemein: 
haft eine abweichende Vereinbarung treffen. Die Vereinbarung bedarf 
der gerihtlihen oder notariellen Beurkundung; fie it aud 
denjenigen Abtömmlingen gegenüber wirkſam, welde erſt ſpäter in 
die fortgejette Gütergemeinihaft eintreten. 

81502. Der Überlebende Ehegatte ift bereihtigt, das Gejamtgut 
oder einzelne dazu gehörende Gegenjtände gegen Erſatz Des Wertes zu 
übernehmen. Das Recht geht nicht auf ven Erben über. 

Wird die fortgefegte Gütergemeinihaft auf Grund des $ 1495 
durch Urteilaufgehoben, jo fteht dem überlebenden Chegatten 
das im Abſ. 1 beitimmte Neht nicht zu. Die anteilsbereihtigten Ab⸗ 
Tömmlinge können in diefem alle Diejenigen Gegenitände gegen Erſatz 
Des Wertes Übernehmen, welche der veritorbene Ehegatte nah 8 1477 
Abi. 2 zu übernehmen berechtigt fein würde. Das Recht kann von ihnen 
nurgemeinjhaftlich ausgeübt werden. 

8 1503. Mehrere anteilsbereihtigte Ablömmlinge teilen Die 
ihnen zufallende Hälfte des Geſamtguts nad dem Verhältniſſe der An- 
teile, zu denen fie im Falle der geſetzlichen Erbfolge ’°) als Erben des 
verjtorbenen Ehegatten berufen fein würden, wenn diejer erjt zur Zeit 
der Beendigung der fortgejegten Gütergemeinſchaft gejtorben wäre. 

Das Borempfangene fommt nach den für Die Yusgleihung unter 
Abkömmlingen geltenden Vorſchriften zur Ausgleihung,”’) joweit nicht 
eine folche bereits bei der Teilung des Nachlaſſes des verftorbenen Che: 
gatten erfolgt ift. 

Iſt einem Ablömmlinge, der auf feinen Anteil verzichtet Bat, 
eine Abfindung aus dem Gejamtgute gewährt worden, fo fällt fie 
den Ablömmlingen zur Laſt, denen der Verzicht zuftatten fommt.”®) 

1504. Soweit die anteilsbereditigten Ablömmlinge nad) S 1480 
den Gejamtgutsgläubigern haften, find fie im Berhältniffe zu einander 
nad der Größe ihres Anteils an dem Gejamtgute verpflichtet. Die 
Terpflihtung beijhräntt jich auf die ihnen zugeteilten Gegenftände; 
die für die Haftungdes Erben geltenden Vorſchriften der 88 1990, 
1991 finden entjprechende Anwendung.’®) 

81505. Die Vorſchriften über das Recht auf Ergänzung des 
Pflichtteils finden zu Gunſten eines anteilsberechtigten Ablömmlinges 
entſprechende Anwendung;so) an die Stelle des Erbfalls tritt die Been— 
digung der fortgefegten Gütergemeinſchaft, als gejeßlicher Erbteil gilt 
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der Artikel 45 bis 60, 62 bis 64 von der Zeit der Beguncung des Wohnsitzes 
an; diese Zeit tritt an die Stelle der Zeit desInkrafttretens des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. 

Ist jedoch der Güterstand der Ehe schondurch die Gesetze einesanderen 
Bundesstaats geändert worden, so finden nur die Vorschriften der Artikel 63, 64 
Anwendung. 

Art. 66. Bei einer fortgesetzten Gütergemeinschaft, für welche die 
bisherigen Gesetze massgebend bleiben, finden auf die Erteilung eines Zeugnisses tiber 
die Fortsetzung der Gütergemeinschaft die Vorschriften des $ 1507 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs Anwendu 

Art. 67. 8 ı. Ist eine Ehe, für welche allgemeine Gütergemeinschaft 
mach Fuldischem Rechte bestanden hat, vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöst, so tritt im Falle der Wieder- 
verbeiratung des überlebenden Ehegatten Einkindschaft nicht ein. Der Ehegatte ist 
zur Abschichtung seiner Abkömmlinge aus früheren Ehen verpflichtet. 

Den Abkömmlingen gebührt die Hälfte des Wertes des Gesamtguts zur Zeit 
der Wiederverheiratung; die Forderung wird zur Hälfte sofort, bei minderjährigen Ab- 
kömmlingen mit dem Eintritte der Grossjährigkeit, zur Hälfte mit dem Tode des tber- 
lebenden Ehegatten fällig. Die Abkömmlinge können für ihre Forderung die Be- 
stellung einer Sicherungshypothek verlangen. Auf das Verhältnis der Abkömmlinge 
unter einander finden die Vorschriften des $ 1508 des Bürgerlichen Gesetzbuch» ent- 
sprechende Anwendung. 

Eine Vereinbarung, durch welche die Abschichtung abweichend von den Vor- 
schriften des Abs. 2 geregelt wird, bedarf, wenn ein Abkömmling unter elterlicher 
Gewalt oder Vormundschaft steht, der Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. 

2. Ist eine Ehe mıt dem Gtiterstande der allgemeinen Gütergemein- 
schaft nach Verdener Rechte vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs durch den Tod der Frau ——— so ist der Mann im Falle der Wioder- 
verheiratung zur Abschichtung seiner ÄAbkömmlinge aus früheren Ehen nach Massgabe 
der Vorschriften des bisherigen Rechtes verpflichtet. 

& 8. In den Fällen der 3 1, 2 finden die Vorschriften des & 1314 Abs. 2 und des 
8 1493 Abs. 2 des Bütirgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. 


Bayerisches Ausführungsgesetz zum BGB. 


Vereine. 


Art. 4. Für die Entziehung der Rechtsfäbigkeit eines Vereins nach 

3.43 des Bürgerlichen Gesetzbuchs und für, die Erhebung des Einspruchs gegen 
ie Eintragung eines Vereins oder einer Änderung der Satzung in das Vereinsregister 

nach 8 61 Abs. 2 und $ 71 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbucha ist die Distrikts- 
olizeibehörde, in München die Polizeidirektion, zuständig. Gegen den 

eschluss auf Entziehung der Rechtsfähigkeit sowie gegen den Einspruch findet binnen 

einer Frist von zwei Wochen Beschwerde an die Regierung, Kammer des Innern, 
statt. Gegen die Entscheidung der Regierung ist weitere Beschwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof zulässig. Für die Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof 
gelten die Vorschriften des Artikel 45 Abs. 2. 3 des Gesetzes vom 8. August 1878, be- 
treffend die Errichtung eınes Verwaltuugsgerichtshofes und das Verfahren in Ver- 


waltungsrechtssachen. 
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der dem Abktömmlinge zur Zeit der Beendigung gebührende Anteil an 
dem Gejamtgut, als Pflichtteil gilt die Hälfte des Wertes dieſes Anteils. 

81506. Sit ein gemeinſchaftlicher Abksmmling erbunwürdig, jo 
ift er aud) des Anteils an dem Gejamigut unwirdig. Die Vorſchriften 
über die Erbunwürdigfeit finden entiprehende Anwendung.®) 

81507. Das Nadhlakgeriht hat dem überlebenden Chegatten 
auf Antrag ein Zeugnis Über die Fortſetzung Der Gütergemeinſchaft zu 
erteilen. Die Vorſchriften über den Erbſchein finden entiprechende 
Anwendung.°?) 

8 1508. Die Ehegatten lönnen die Kortjegung ber Gütergemein- 
ſchaft durch Ehevertrag ausſchliehen.) 

Auf einen Ehevertrag, durch welchen die Fortſetzung der Güterge⸗ 
meinſchaft ausgeſchloſſen oder die Ausſchließung aufgehoben wird, finden 
die Vorſchriften des $ 1437 Anwendung. 

81509. Jeder Ehegatte Tann für den Yall, dab die Ehe dur 
feinen Tod aufgelöft wird, Die Fortſetzung der Gütergemeinihaft Durch 
legtwillige Berfügung ausichließen, wenn er berechtigt iſt, dem anderen 
Ehegatten den Pflichiteil zu entziehen °*) oder auf Aufhebung der Güter- 
gemeinſchaft zu Hagen.) Auf die Ausihließung finden die Vorſchriften 
über die Entziehung des Pflichtteils entiprehende Anwendung.) _ 

8 1510. Wird die Kortjegung der Gütergemeinihaft ausge 
ſchloſſen,““) fo gilt das gleiche wie im Falle des 8 1482. 

8 1511. Ieder Ehegatte Tann für den Fall, daß die Che durch 
feinen Tod aufgelöſt wird, einen gemeinihaftliden Abldmmling von 
der fortgefegten Gütergemeinihaft durch letztwillige Verfügung aus—⸗ 
ſchließen.“ =) 

Der ausgeſchloſſene Abfüömmling kann, unbeihadet 
feines Erbredts,") aus dem Gejamtgute der fortgejeßten 
Gütergemeinfchaft die Zahlung des Betrags verlangen, der ihm von dem 
Gejamtgute der ehelihen Gütergemeinſchaft als Pflihtteil gebühren 
würde, wern die fortgejegte Gütergemeinjchaft nicht eingetreten wäre. 
Die für den Pflichtteilsanfprudh geltenden Vorſchriften finden ent- 
ſprechende Anwendung.‘) 

Der dem ausgejhlofjenen Abkömmlinge gezahlte Betrag 
wird bei der Auseinanderfegung den anteilsberehtigten Abkömmlingen 
nah Maßgabe des 8 1500 angerechnet) Im Berhältniffe der 
Abkömmlinge zueinander fällt er den Ablömmlingen zur 
Laſt, denen die Ausihließung zuftatten kommt. 

8 1512. Jeder Ehegatte kann für den Hall, dak mit feinem Tode 
die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft eintritt, den einem anteilsberechtigten 
Ablömmlinge nach, der Beendigung der fortgejfegten Gütergemeinſchaft 
gebührenden Anteil an dem Gejamtgute durch Tehtwillige Verfügung bis 
auf die Hälfte herabjegen.?°*) 

8 1513. Ieder Ehegatte kann für den Fall, daß mit feinem Tode 
die fortgejegte Gütergemeinſchaft eintritt, einem anteilsberedhtigten Ab⸗ 
kömmlinge den dieſem nad) der Beendigung ber fortgelegten Gütergemein⸗ 
Ihaft gebührenden Anteil an dem Gejamtgute dur Tektwillige Verfü- 
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Zahlungen aus öffentlichen Kassen. 


Art. 11. Zahlungen aus öffentlichen Kassen sind, soweit nicht ein anderes 
bestimmt ist, an der Kasse in Empfang zu nehmen, welche die Zahlung zu leisten hat. 


Aufrechnung gegen Gehälter und Pensionen. Übertragung von 
wWitwen- und Wailsenbeztigen. 


. Art. 18. Gegen die Ansprüche der Hof-, Staats- und Gemeindebeamten, öffent- 
lichen Diener und Geistlichen auf Gehalt oder Pension können Ansprüche aus dem 
Amts- oder Dienstverhältnisse sowie die von dem Gehalt oder der Pension zu ent- 
richtenden Steuern oder Umlagen unbeschränkt aufgerechnet werden. 

Für die Ansprüche der Hinterbliebenen der im Abs. I bezeichneten Bediensteten 
auf Witwen- und Waisenbeztige gilt das gleiche in Ansehung der von den Bezügen zu 
entrichtenden Steuern oder Umlagen. Die Witwen- und Waisenbezüge können weder 
abgetreten noch verpfändet werden. 

Auf die Bezüge der Angehörigen des Heeres und deren Witwen und Woaisen 
finden diese Vorschriften keine Anwendung. 


Bierlieferungsvertrag. 


Art. 18. Wird zwischen einem Brauer und einem Wirte ein Vertrag über die 
Lieferung von Bier ohne Bestimmung der Menge dos zu liefernden Bieres geschlossen, 
so gilt, soweit nicht ein anderes vereinbart wird, ala Gegenstand des Vertrags der 

esamte Bedarf an Bier, der sich in dem Gewerbebetriebe des Wirtes während der 
auer des Vertragsvorhältnisses ergibt. Der Wirt ist verpflichtet, den Bedarf aus- 
schliesslich von dem Brauer zu beziehen, der Brauer hat dem Wirte die jeweils 
verlangten Mengen zu liefern. Ist die Dauer des Vertragsverhältnisses nicht bestimmt, 
so kann dieses von jedem Teile für den Schluss des Monats September jedes Jahres 
gekündigt werden. 
ebt das Geschäft des einen oder des anderen Teiles durch Rechtsgeschäft 
unter Lebenden auf einen Dritten über, so hat der bisherige Inhaber dafür ein- 
zustehen, dass der neue Inhaber in den Vertrag eintritt 

Art. 14. Ist bei dem Bestehen eines Vertragsverhältnisses der im Artikel 13 
Abs. 1 bezeichneten Art der Wirt Eigentümer des Grundstücks, auf welchem 
or sein Geschäft betreibt, so kann der Brauer verlangen, dass ihm für den gestundeten 
oder rückständigen Kaufpreis des gelieferten Bieres eine Sicherungshypothek an 
dem Grundstücke bestellt wird. 

Hat der Wirt noch andere Grundstücke, die mit dem seinem Geschäfts- 
betriebe dienenden Grundstücke gemeinschaftlich bewirtschaftet werden, so kann die 
Erstreckung der Sicherungshypothek auf diese Grundstücke verlangt worden, soweit 
sie erforderlich ist, damit der Betrag des Kaufpreises durch den Wert der Grundstücke 
doppelt gedeckt wird. Der Wert wird unter Abzug der Belastungen bereclinet, die 
der Sicherungshypothek im Range vorgehen. 


Gesinderecht. 


Art. 15. Auf das Rechtsverhältnis zwischen der Dienstherrschaft und dem 
Dienstboten finden die allgemeinen Vorschriften des bürgerlichen Rechtes nur 
insoweit Anwendung, als sich nicht aus den Artikeln 16—28 ein anderes ergibt. 

Art. 36. Personen, die nicht im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechts sind oder 
unter Polizeiaufsicht stehen, kann die Polizeibehörde das Halten von Dienstboten unter 
achtzehn Jahren untersagen. 

Personen, die nach $ 361 Nr. 6 des Strafgesetzbuchs polizeilicher Aufsicht unter- 
stellt sind, dürfen Dienstboten unter einundzwanzig Jahren nicht halten. 

Die Entlassung von Dienstboten, welche diesen Vorschriften zuwider gehalten 
werden, kann von der Polizeibehörde erzwungen werden. 

Art. 19. Verdingt sich ein Dienstbote an mehrere Dienstherrschaften 
für dieselbe Zeit, so hat er bei derjenigen Dienstherrschaft auf deren Verlangen ein- 
zutreten, mit welcher er den Dienstvertrag zuerst geschlossen har; den tbrigen 
Dienstherrschaften ist er zum Schadensersatze verpflichtet. 
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Allgemeine Gütergemeinſchaft | 8 1514—1518 


gung entziehen, wenn er berechtigt ilt, dem Abkömmlinge den Pflichtteil 
zu entziehen.) Die Vorjehriften des 8 2336 Abi. 2 bis 4 finden ent- 
Iprehende Anwendung. 

Der Ehegatte kann, wenn er nad) $ 2338 berechtigt ift, das Pflicht: 
teilsrecht des Ablömmlinges zu beichränten, den Anteil des Ablömmlinges 
am Geſamtgut einer entiprechenden Beſchränkung unterwerfen. 

$ 1514. Jeder Ehegatte kann den Betrag, den er nad) $ 1512 oder 
nad $ 1513 Abſ. 1 einem Abkömmling entzieht, auch einem Dritten durch 
fegtwillige Verfügung zumwenden.?:) 

1515. Ieder Ehegatte kann für den Kal, daß mit feinem 
Tode die fortgejegte Gütergemeinihaft eintritt, Durch letztwillige Ver⸗ 
fügung anordnen, dab ein anteilsberechtigter Ablömmling das Recht 
baben foll, bei Der Teilung das Geſamtgut oder einzelne dazu gehörende 
Gegenftände gegen Erſatz des Wertes zu übernehmen.?:) 

Gehört zu dem Gejamtgut ein Landgut, jo fann angeordnet 
werden, DaB das Landgut mit dem Ertragsmwert oder mit einem 
Preife, der den Ertragswert mindeſtens erreicht, angefeßt werden [oll.’*) 
Die für die Erbfolge geltenden Borfchriften des S 2049 finden An- 
wendung. 

Das Recht, das Landgut zu dem im Abf. 2 bezeichneten Werte 
oder Preiſe zu übernehmen, fann aud dem überlebenden Ehe- 
gatten eingeräumt werden. 

81516, Zur Wirkſamkeit der in den 88 1511 bis 1515 bezeich⸗ 
neten Berfügungen eines Ehegatten ift die Zuftimmung des anderen 
Ehegatten erforderlich. 

Die Zuftimmung fann nicht durch einen Vertreter erteilt wer: 
den. Sit der Ehegatte in der Geihäftsfähigfeit be- 
Idräntt,’) fo ift die Zuftimmung feines gejeßlichen Vertreters nicht 
erforderlih. Die Zuftimmungserllärung bedarf der gerihtliden 
F " otariellen Beurkundung Die Zuftimmung ft unwider- 
tuflid. 

Die Ehegatten fönnen die in den 88 1511 bis 1515 bezeichneten 
Berfügungen auch in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente treffen. 


81517. Zur Wirkſamkeit eines Vertrags, Durd) den ein gemein: 
ſchaftlicher Ablömmling einem der Ehegatten gegenüber für den Fall, 
daß die Ehe durch deſſen Tod aufgelöſt wird, auf ſeinen Anteil am Ge— 
ſamtgute der fortgeſetzten Gütergeme inſchafi verzichtet oder durch den 
ein ſolcher Verzicht aufgehoben wird, iſt die Zuſtimmung des anderen 
Ehegatten erforderlich. Für die Zuſtimmung gelten die Vorſchriften des 
81516 Abſ. 2 Satz 3, 4. 

Die für den Erbverzicht geltenden Vorſchriften finden ent- 
Iprechende Anwendung.?®) 

5 1518. Anordnungen, die mit den Borjchriften der 88 1483 
bis 1517 in Widerſpruch ftehen, können von den Ehegatten weder durch 
legtwillige Verfügung noch durch Vertrag getroffen werden.) 
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8 1519 


8 1522 


1524 
1525 
1526 
1527 


RER LR 


Erläuterungen 


1 
ilt Bas ste 1 zu 81 
Dreuben AG. Art. 53, 54, 56 $ 2. — Im 


ür die Frage: zn welchen Chen gilt Ereungenihajtsgemeinidaft? 
437 unter A, Dejagte entiprehend. vgl. 3. B. für 
genjage zur „allgemeinen 


itergemein\aft“ (vgl. Rote 1 zu 8 1497 unter B.) erftredt fich Die Errungen- 


haftsgemein (ein Sal der „partitulären 


ütergemeinchaft“), wie 


don das Wort es ausdrüdt, nur auf das, was die Ehegatten während Der 
Che (| ihre Tätigleit oder als Ertrag ihres eingebradyten Vermögens er: 


werben 


gebradhte Gut“ des Mannes oder der Yrau ( 


„erringen“). Diefem „Gejamtgut“ fteht gegenüber das „ein: 


159—1535) und das 


„Borbehaltsgut" der Frau ($ 1586). Es Tommen aljo die vorbe: 

zeichneten A Bermögensmaljen in Frage. Die a ——— 

trägt dem Gedanken Rechnung, daß die Arbeit der Eheleute eine gemein] 1 

fire ift, und daß deren Ertrage deshalb ihnen beiden gebühren. Wenn alſo 

4. B. bei ra der Che der Mann ein Geihäft Bat, in dem die yrau 
O 


i un De 


lo fann der Frau ihr „Anteilam Erwerbe“ durch 


inführung der „Errungenihafts-Gemeinihaft“ mittels Chevertrages 
ic werden. Geiiet dies nicht, jo gilt das „gelestic e Güterrecht“, 


ge 

und danach gehört der „Erwerb“ alleindem 
zu 8 1363 unter I—-IV und $ 1356). 

8 1439 und Note. 

8. B. Leibrenten. 

1 B. Lebensverfiherungsfumme. 


1383 
1441. 


2 
8 
4 
5 
6 
7 
s) Wer etwas anderes behauptet, muß es 


anne (vgl. Anhang 1 


ogen. „Surrogation“. vgl. Note 9 zu 8 1370. - 


beweifen. 
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Art. 18. Das Draufgeld wird im Zweifel nicht vom Lohne abgezogen und 
im Falle der Aufhebung des Dienstverhältnisses, wenn die Dienstherrschaft zum 
Schadensersatge verpflichtet ist, nicht auf den zu ersetzenden Betrag angerechnet. 


Art. 19. Der Dienstbote ist der Dienstherrschaft 


zur Treue verpflichtet; er 


hat den Anordnungen der Dienstherrschaft oder ihres Vertreters in Ansehunug 


der ihm nach dem Vertrag und der Sitte obliegenden V 


errichtungen und der häus- 


lichen Einrichtungen Folge zu leisten, der Dienstherrschaft und ihrem Vertreter 


Achtung zu erweisen und sich anständig zu führen. 
vorübergehend auch solche seinen Kräfte 
Dienste zu leisten, die nicht zu seinen im Vertrage 
gehören. 

Art. 0. Ist der den Dienstboten zu gewährende L 
abschnitten als Vierteljahren bemessen, so kann dor D 


In Fällen der Not but er 


n und seiner Stellung entsprechende 


bestimmten Obliegenheiten 


ohn nach längeren Zeit- 
ienstbote nach dem Ablaufe 


von je drei Monaten der Dienstzeit die Zahlung der Hälfte des auf diesen Zeitraum | 


treffenden Betrags verlangen. 


Art. 1. Die Dienstherrschaft kann ibreEntschädigungsansprtiche wegen 
einer auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruhenden Verletzung der dem 
e 


Dienstboten obliegenden 
aufrechnen. 


rpflichtungen gegen dessen Lohnforderung unbeschränkt 


Art. 2%. Das Dienstverhältnis eines landwirtschaftlichen Dienstboten | 
ist im Zweifel als für ein Dienstjahr und, falls es im Laufe eines Dienstjahres 
beginnt, als für die Zeit bis zum Schlusse dieses Dienstjahres eingegangen an- 


zusehen. Ist das Dienstverhältnis auf unbestimmte Ze 


it eingegangen, 80 ist die 


Kütndigung nur fiir den Schluss eines Dienstjahres und nur unter Ein- 


haltung einer Kündigungsfrist von sechs Wochen zulässig. Das Dienstjahr 


beginnnt am 1. Februar. 
Bei anderen Dienstboten tritt an die Stelle 


Bürgerlichen Gesetzbuchs bestimmten Kündigungsfrist von sechr Wochen eine | 


solche von einem Monate. 


Art. &3. Das Dienstverhältnis kann von jedem Teile ohne Einhaltung einer 
Ktndigungsfrist gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Die 
Kündigung ist auch schon vor dem Antritte des Dienstes zulässig. 


Art. 24. Als ein wichtiger Grund, der die Die 


digung ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt, ist es, sofern nicht 
besondere Uıinstände eine andere Beurteilung rechtfertigen. namentlich anzusehen: 


der im $& 631 Abs. 4 des 


nstherrschaft zur Kün- 





i. wenn der Dienstbote die Dienstherrschaft bei Eingehung des Dienstvertrags durch 


Vorzeigung eines falschen oder gefälschten Dienstzeugn 


isses oder Dienstbotenbuchs 
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Errungenidhaftögemeinfchaft 8 1519 — 1528 


3. Errungenihaftsgemeinjdaft.) 


8 1519. Was der Mann oder die Frau während der Errungens 
Ihaftsgemeinihaft erwirbt, wird gemeinfchaftliches Vermögen beider 
Chegatten (Gefantgut). 

Auf das Gelamtgut finden Die für Die allgemeine Güter- 


gemeinjhaft geltenden Vorfhriften des 8 1438 Abſ. 2, 3 und der - 


88 1442 bis 1453, 1455 bis 1457 Anwendung. 

8 1520. Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt, was ihm bei dem 
Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft gehört. 

81521. Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt, was er von 
Todeswegen oder mit Rüdjiht auf ein fünftiges Erbrecht, durch Schen⸗ 
kung oder als Ausſtattung erwirbt. Ausgenommen iſt ein Erwerb, der 
den Umſtänden nach zu den Einkünften zu rechnen iſt. 


F 1522. Eingebrachtes Gut eines Ehegatten find Gegenſtände, 
die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen werden fönnen,?) ſowie Rechte, 
die mit feinem Tode erlöſchen) oder deren Erwerb durch den Tod eines 
der Ehegatten bedingt ijt.*) 

8 1523. Eingebrachtes Gut eines Ehegatten ift, was durch Che- 
vertrag für eingebradtes Gut erklärt ift. 


8 1524. Eingebradtes Gut eines Ehegatten ift, was er auf Grund 
eines zu feinem eingebradgten Gute gehörenden Rechtes oder als Erſatz 
für die Zerftörung, Beihädigung oder Entziehung eines zum einge- 
brachten Gute gehörenden Gegenftandes oder durch ein Rechtsgeſchäft er- 
wirbt, das fih auf das eingebradte Gut bezieht.) Ausgenommen 
ift der Erwerb aus dem Betrieb eines Erwerbsgeihäfts. 

Die Zugehörigkeit einer durch Rechtsgeſchäft erworbenen Forderung 
zum eingebrachten Gute hat der Schuldner erjt dann gegen ſich gelten zu 
laſſen, wenn er von der Zugehörigkeit Kenntnis erlangt; die Vorſchriften 
der 88 406 bis 408 finden entjprechende Anwendung. 

F 1525. Pas eingebradite Gut wird für Rechnung des Gejamt: 
guts in der Weife verwaltet, daß die Nutzungen, welche nach den für den 
Güterftand der Verwaltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften dem 
Manne zufallen,®) zu dem Gejamtgute gehören. 

Auf das eingebradte Gut der Frau finden im übrigen die Bor- 


[ohriften der 88 1373 Bis 1383, 1390 bis 1417 entiprehende Anwendung. 


81526. Borbehaltsgut der Frau ift, was durch Ehevertrag für 
BVorbehaltsgut erklärt ift oder von der Frau nad) 8 1369 oder 8 1370 
erworben wird. 

Borbehaltsgut des Diannes ift ausgeichloffen. 

Für das Borbehaltsgut der Frau gilt das gleiche wie für das 
Borbehaltsgut bei der allgemeinen Gütergemeinjhaft.”) 

8 1527. Es wird vermutet, da das vorhandene Vermögen Ges 
famtgut fei.°) 

8 1528. Ieder Ehegatte kann verlangen, daß der Beitand jeines 
eigenen und des dem anderen Ehegatten gehörenden eingebraditen Gutes 
Durch Aufnahme eines Verzeichniffes unter Mitwirkung des anderen Che- 
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Erläuterungen 


8 1528 ») & 1372. 

8 1530 10) Die Haftung des „Gejamtgutes"” für Schulden der Frau iſt 
alfo eine viel beijhranttere als bei der „allgemeinen Gütergemeinichaft“, 
vgl. $ 1459, namentlich Note 28 dazu. Insbeſondere haftet das „© eie mt: 

ut“ bei der „Errungenidhaftsgemeinihait“ niht für die vor 4J elichen 
ulden der Frau und —2 ihre Schulden aus unerlaubten 
Hanblungen, mührend es für die gleiden Schulden des Munnes haftet. 


12) &8 15351538, 
8 1532 ı2) 8 1460, 
8 1534 14) vgl. Regiſter „Unterhalt“. 8 1604 Abi. 2. 





(Fortsetzung von Selte 470) 
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hintergangen oder tiber das Bestehen eines anderen, ihn gleichzeitig verpflichtenden 
Dienstverhältnisses in einen Irrtum versetzt hat; 

3. wenn der Dienstbote sich eines Diebstahls, mehrmaliger Entwendung, einer Unter- 
schlagung, eines Betrugs oder eines liederlichen Lebenswandels schuldig macht; 

8. wenn der Dienstbote denAntritt des Dienstes ohne reohtfertigenden Grund verweigert 
oder in erheblichem Masse verzögert, wenn er den Dienst während einer den Um- 
atänden nach erheblichen Zeit unbefugt verlässt oder den ihm obliegenden Ver- 
pflichtungen nachzukommen beharrlich verweigert; 

4. wenn der Dienstbote die ihm obliegenden Verpflichtungen beharrlich in grober Weise 
vernachlässigt, die ihm anvertrauten Personen oder Tiere schlecht behandelt oder 
durch Vernachlässigung gefährdet; 

6. wenn ‚der Dienstbote der Verwarnung ungeachtet mit Fouer und Licht unvorsichtig 
umgeht; 

6. wenn der Dienstbote sich Tätlichkeiten oder grobe Beleidigungen gegen die Dienst- 
herrschaft oder ihren Vertreter oder gegen die Familienangehörigen der Dienst- 
herrschaft oder des Vertreters zu Schulden kommen lässt; 

7. wenn der Dienstbote sich einer vorsätzlichen rechtswidrigen Sachbeschädigung zum 
Nachteile der. Dienstherrachbaft, ihres Vertreters,. ihrer Familienangehörigen oder 
des Nebengesindes schuldig macht; 

8. wenn der Dienstbote Familienangehörige der Dienstherrschaft oderihres Vertreters oder 
dar Nebengesindezu Handlungen verleitet oder zu verleiten versuchtoder mit Familien- 
angehörigen der Dienstherrschaft oder des Vertreters Handlungen begeht, die wider 
die Gesetze oder die guten Sitten verstossen; 

9. wenn der Dienstbote die Behausung zur Nachtzeit heimlich verlässt oder jemand 
zur Nachtzeit heimlich in die Behausung einlässt; 

10. wenn der Dienstbote zu den ihm obliegenden Dienstleistungen unfähig ist oder an 
der Verrichtung der Dienste durch anhaltende Krankheit oder eine mehr als eine 
Woche dauernde Freiheitsstrafe oder eine die Zeit von vier Wochen tbersteigende 
militärische Dienstleistung verhindert wird; 

j1. wenn der Dienstbote an einer ansteckenden oder abschreckenden Krankheit leidet; 

18. wenn ein weiblicher Dienstbote sich verheiratet; 

13. wenn ein unverheirateter weiblicher Dienstbote sich im Zustande der Schwanger- 
schaft befindet. 

In den unter Ziff. 1 bis 9, 13 genannten Fällen ist die Ktindigung wegen Tat- 
sachen. die der Dienstherrschaft länger als eine Woche bekannt sind, nıcht mehr 
zulässig. 
Furt. 25. Als ein wichtiger Grund, der den Dienstboten zur Kündigung 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt, ist es, sofern nicht besondere 
Umstände eine andere Beurteilung rechtfertigen, namentlich anzusehen: 


1. wenn die Dienstherrschaft die Aufnahme des Dienstboten verweigert oder den 
Dienstboten vor Beendigung des Dienstverhältnisses entlässt; 

2. wenn der Dienstbote zu den ihm obliegenden Verrichtungen unfähig wird oder wenn 
sich ergibt, dass die Fortsetzung der Verrichtungen das Leben oder die Gesundheit 
des Dienstboten einer erheblichen Gefahr aussetzen wtirde, die ihm bei Eingehung 
des Dienstverhältnisses nicht bekannt war; 

8. wenn die Dienstherrschaft oder ihr Vertreter sich Tätlichkeiten oder grobe Be- 
leidigungen gegen den Dienstboten zu Schulden kommen lässt oder es verweigert, 
den Dienstboten gegen solche Handlungen eines Familienangehörigen der Dienst- 
herrschaft oder dos Vertreters, eines anderen Dienstboten oder eines Angestellten 
zu schützen; 

4. wenn die Diensthorrschaft oder ihr Vertreter oder Familienangehörige der Dienst- 
herrschaft oder des Vertreters dem Dienstboten Handlungen zumuten, die wider die 
Gesetze older die guten Sitten veratossen; 

6. wenn die Dienstherrschaft den Lohn oder den gebührenden Unterhalt nicht gewährt 
oder den ihr nach $ 618 des Bürgerlichen Gesetzbuchs obliegenden Verpflichtungen 
nnchzukommen verweigert; 

6. wenn der Dienstherrschaft das Halten des Dienstboten nach Artikel 16 verboten ist. 
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Errungenſchaftsgemeinſchaft 8 1529-1535 


gatten feitgeftellt wird.) Auf die Aufnahme des Verzeichnilles finden 
die für den Nießbrauc geltenden Vorſchriften des $ 1035 Anwen: 
dung. 

Zeder Ehegatte kann den Zuftand der zum eingebrachten Gute 
gehörenden Sachen auf ſeine Koften duch Sadhverftändige feit- 
ſtellen laſſen. 

81529. Der eheliche Aufwand fällt dem Geſamtgute zur Laſt. 

Das Geſamtgut trägt auch die Laſten des eingebrachten Gutes 
beider Ehegatten; der Umfang der Laſten beſtimmt ſich nach den bei dem 
Güterſtande der Verwaltung und Nutznießung für das eingebrachte Gut 
der Frau geltenden Vorſchriften der SS 1384 bis 1387. 


1530. Das Geſamtgut haftet für die VBVerbindlichkeiten 
des Mannes und für die in den SS 1531 bis 1534 bezeichneten 
Verbindlidfeiten der Frau (Gejamtigutsverbindlichleiten).') 

Für Verbindlidhleitender grau, die Gejamtguts- 
verbindlichleiten find, haftet ver Mann auch perfönlid als Ge- 
lamt|huldner) Die Haftung erliſcht mit der Beendigung 
der Errungenfchaftsgemeinihaft, wenn die Verbindlichfeiten im Verhält⸗ 
nilje der Ehegatten zu einander nicht dem Gejamtgute zur Lat fallen.'*) 

F 1531. Das Gefamtgut haftet für Berbindlichleiten der Frau, 
die zu den im 8 1529 Abi. 2 bezeichneten Laften des eingebrachten Gutes 
gehören. 

8 1532. Das Geſamtgut haftet für eine Verbindlichkeit der Fran, 
die aus einem nach dem Eintritte der Errungenjchaftsgemeinihaft vor- 
genommenen Rechtsgeſchäft entiteht, jowie für die Koften eines Rechts⸗ 
Heeits, den die Frau nach dem Eintritte der Errungenjchaftsgemeinichaft 
führt, wenn die Vornahme des Rechtsgeſchäfts oder die Führung des 
Rechtsſtreits mit Zuftimmung des Mannes erfolgt oder ohne 
jeine Zuftimmung für das Gefamtgut wirtjam ift.'°) 

81533. Das Geſamtgut haftet für eine Verbindlichkeit der Frau, 
die nach dem Eintritte der Errungenjchaftsgemeinihaft infolge eines 
ihr zuftehenden Rechtes oder des Beſitzes einer ihr gehörenden Sache ent- 
lteht, wenn das Recht oder die Sache zu einem Erwerbsgeihäfte gehört, 
das die Frau mit Einwilligung des Mannes jelbitändig betreibt. 

81534. Das Gefamtgut haftet für Berbindlichleiten der Fran, 
die ihr auf Grund der gefeglichen Unterhaltspflit obliegen.'*) 

81535. Im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander fallen fol- 
gende Gefamigutsverbindlichkeiten dem Ehegatten zur Laſt, in deſſen 
Perion fie entitehen: 

1. die Verbindlichleiten aus einem ih auf fein eingebradtes 

Gut oder fein Borbehaltsgut beziehenden Rechtsverhält- 
nis, au) wenn fie vor dem Eintritte der Errungenidaftsge- 
meinfhaft oder vor der Zeit entitanden find, zu der das Gut 
eingebradhtes Gut oder Vorbehaltsgut geworden it; 

2, Vie Koſten eines Rechtsſtreits, den der Ehegatte über 

eine der in Nr. 1 bezeichneten Berbindlichkeiten führt. 
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8 1539 


8 1540 
8 1541 
g 1542 


Erläuterungen 


15) 3. B. Aniprüde des Mannes aus $ 1390, der nad) 8 1525 Ab]. 2 
Anwendung findet. . 

16 ss 92, 1527. Gegenbeweis iſt zuläflig. 

ı7) tote 36 zu 8 1467. 

18 sol: die Noten zu den genannten 88. 

19) Andere Aufhebungsgründe der „Crrungenihaftsgemeinihaft“ find: 
Tod eines Ehegatten (,„f Enörde te“ Errungenidaftsgemeinidaft gibt es 
nicht, vgl. $ 1483) und Eheſcheidung. 
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In den unter Ziff. 3 genannten Fällen ist die Kündigung wegen Tatsachen, die 
dem Dienstboten länger als eine Woche bekannt sind, nicht mehr zulhesig. 

Art. 286. Wird das Dienstverhältnis wegen vertragswidrigen Verhaltens 
des einen Teiles nach Artikel 23 gekündigt, so kann der undere Teil als Schadens- 
ersatz den Betrag der Hälfte des auf ein Vierteljahr treffenden Lohnes verlangen. 
Bei landwirtschaftlichen Dienstboten erhöht sich der Schadensersatz auf 
den Betrag des vierten Teiles des Jahreslohns, wenn die Kündigung von seiten 
der Dienstherrschaft in der Zeit vom 1. Juni bis zum 31. Oktober oder von seiten des 
Dienstboten in der Zeit vom 1. Oktober bis zum Schlusse des Monats Februar erfolgt. 

Ist das Dienstverhältnis auf kürzere Zeit als ein Vierteljahr oder ao 
eingegangen, dass es nach kürzeren Zeiträumen als von Vierteljahr zu Vierteljahr 

ekündigt werden kann, so ist als Schadensersatz im ersteren Falle der Betrag der 
älfte des für die Dienstzeit vereinbarten, im letzteren Falle der Betrag der Hälfte des 
auf den Zeitraum von einem Kündigungstermine zum anderen treffenden Lohnes 
zu leisten. 

Der in den Abs. 1, 2 bestimmte Schadensersatz kann verlangt werden, ohne 
dass der Eintritt eines Schadens dargelegt wird. Durch die Geltendmachung 
des Anspruchs auf diesen Schadensersatz wird das Verlangen eines weiteren 
Schadensersatzes ausgeschlossen. 

Diese Vorschritten finden auch in den Fällen des Artikel 16 Abs. 3, des Artikel 17 
und des Artikel 25 Abs. ı Ziff. 6 Anwendung. 

Art. 27. Würde der Dienstbote durch den Antritt des Dienstes oder die 
Fortsetzung des Dienstverhältnisses verhindert, von der ihm gebotenen Gelegenheit 
zur Verheiratung oder zur Begründung eines eigenen Hnusstandes Ge- 
brauch zu machen, so ist er zur Kündigung grechtigt. Die Kündigung ist nach dem 
Antritte des Dienstes nur für den Schluss eines Kalendermonats zulässig; sie 
hat spätestens am fünfzehnten des Monats zu erfolgen. 

Art. 28. Ist die Dienstherrschaft infolge einer wesentlichen Ver- 
änderung der Umstände, insbesondere wegen Verlegung des Wohnsitzes 
oder wegen Veräusserung des Gutes, zu dessen Bewirtschaftung der Dienstbote 
aufgenommen ist, dauernd verhindert, von der Dienstleistung Gebrauch zu machen. 
so kann sie ein auf längere Zeit eingegangenes Dienstverhältnis einem landwirt- 
schaftlichen Dienstboten gegenüber nach Massgabe des Artikel 22 Abs. ı Satz 2, 3 
einem anderen Dienstboten gegenüber unter Einhaltung einer einmonatigen 
Kündigungsfrist für den Schluss des Kalendervierteljahres kündigen. , 

Im Falle des Todes der Dienstherrschaft ist sowohl der Erbe als der 
Dienstbote zu der Kündigung nach Abs. 1 berechtigt. 

Art. 29. Erteilt die Dienstherrschaft einem Dienstboten, der gegen sie eine 
schwere Veruntreuung begangen hat, in Kenntnis dieser Tatsache das Zeugnis 
treuen Verhaltens, so ist sie für den Schaden verantwortlich, welcher der 
nachfolgenden Dienstherrschaft aus dem Vertrauen auf die Richtigkeit des 
Zeugnisses entsteht. Die Verantwortlichkeit erlischt mit dem Ablaufe von drei Jahren 
seitder Erteilung des Zeugnisses, soweit sie nicht vorher gerichtlich geltend gemacht wird. 

Art. 30. WereinenDienstboten verleitet, den Dienst ohne rechtfertigenden 
Grund nicht anzutreten oder vor der Beendigung des Dienstverhältnisses zu ver- 
lassen, ist der Dienstherrschaft für den daraus entstehenden Schaden verantwortlich; 
er haftet neben dem Dienstboten als Gesamtschuldner. Die Vorschriften des Artikel 26 
finden Anwendung. 

In gleicher Weise haftet derjenige, welcher wissentlich einen bereits ver- 
dungenen Dienstboten für die nämliche Zeit für sich dingt. 

Art. 3l. Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs be- 
stehendes Dienstverhältnis bestimmt sich, wenn nicht die Kündigung nach dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuch3 für den ersten Termin erfolgt, für den sie 
nach den bisherigen Gesetzen zulässig ist, von diesem Termin an nach den neuen 
Vorschriften. (Anmerkung: vgl. Einführ.-Ges. zum BGB. Art. 171 nebst Note.) 


Leibgedingsvertrag. 


Art. 32. Steht mit der Überlassung eines Grundstücks ein Leibgedings- 
vertrag (Leibzuchts-. Altenteils- oder Auszugsvortrag) ind Verbindung. 
so gelten für das sich aus dem Vertrag ergebende Schuldverbältnis, soweit nicht 
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Errungenfdhaftägemeinichaft 8 1536-1542 


81536. Im Berhältniffe der Ehegatten zu einander fallen Dem 
Manne zur Lalt: 


1. die vor dem Eintritte der Errungenfchaftsgemeinihaft ent- 
ſtandenen Berbindlicdhfkeiten des Mannes; 

2. die Verbindlichleiten des Mannes, die der Frau gegenüber 
aus der Berwaltung ihres eingebradhten Gutes ent- 
itehen, joweit nicht das Geſamtgut zur Zeit der Beendigung 
der Errungenihaftsgemeinihaft bereichert ift; 

3. die Verbindlichleiten des Mannes aus einer unerlaub- 
ten Handlung, die er nach dem Eintritte der Errungen- 
ihaftsgemeinihaft begeht, oder aus einem Strafver— 
fahren, das wegen einer unerlaubten Handlung gegen ihn 
gerichtet wird; 

4. die Roften eines Redtsitreits, den der Mann über 
eine der in Nr. 1 bis 3 bezeichneten Verbindlichkeiten führt. 

8 1537. Die Borjhriften des $ 1535 und des 8 1536 Ar. 1, 4 
finden infoweit feine Unwendung, als die VBerbindlichkeiten nach S 1529 
Abſ. 2 von dem Gejfamtgute zu tragen find. 

Das gleiche gilt von den Vorfchriften des & 1535 infoweit, als Die 
VBerbindlichleiten Dur) den Betrieb eines Erwerbsgejhäfts, der - 
fürRehnungdesGefamtguts geführt wird, oder infolge eines 
zu einem ſolchen Erwerbsgejchäfte gehörenden Rechtes oder des Befites 
einer dazu gehörenden Sache entitehen. 

81538. Beripricht oder gewährt der Mann einem Kinde eine 
Yusftattung, jo finden die Vorjhriften des 8 1465 Anwendung. 

81539. Soweit das eingebradhte Gut eines Ehegatten auf Koften 
des Gefamtguts oder das Gejamtgut auf Koften des eingebrachten Gutes 
eines Ehegatten zur Zeit der Beendigung der Errungenihaftsgemein- 
ichaft bereichert tft, muß aus dem bereiherten Gute zu dem anderen &ute 
Erjag geleitet werden. Weitergehende, auf bejonderen 
Gründen beruhende Anſprüche bleiben unberührt.'°) 

8 1540. Sind verbrauchbare Sachen, die zum eingebrachten Gute 
eines Ehegatten gehört haben, nicht mehr vorhanden, ſo wird zu Gunſten 
des Ehegatten vermutet, daß die Sachen in das Gejamtgut verwendet 
worden ſeien und dieles um den Wert der Sahen bereidert fei.'’) 

8 1541, Was ein Ehegatte zu dem Gelamtgut oder die rau zu 
dem eingebrachten Gute des Mannes fchuldet, ijt erft nad) der Beendigung 
der Errungenihaftsgemeinihaft zu leiten; 17) joweit jedoch zur Berid- 
tigung einer Schuld der Yrau ihr eingebradhtes Gut und ihr Borbehalts- 
gut ausreichen, hat fie Die Schuld ſchon vorher zu berichtigen. 

Mas der Mann aus dem Gejamtgute zu fordern hat, fann er erit 
nad) der Beendigung der Errungenihaftsgemeinfchaft fordern. 

8 1542. Die Frau kann unter den Borausjegungen des 8 1418 
Nr. 1, 3 bis 5 und des 8 1468, der Mann kann unter den Borausjegungen 
des 8 1469 auf Aufhebung der Errungenihaftsgemeinihaft klagen.) 

Die Aufhebung tritt mit ver Redtstraft des Urteils ein.'®) 
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1546 
1347 
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Erläuterungen 
20) Es Bit 1 Note 10 zu 8 1442 über Konkurs Gefagte. 


2 8 1426 fi. 

2 ote 45 zu 8 1470. 
Note 19 zu $ 1542 und Note 46 zu 8 1471. 
8 1543 


SSR - 


24 


1) Für die Frage: In welden Ehen gilt Zahrnisgemeinihaft? gilt das 
Note 1 zu 8 1437 unter A. Gefagte ent pregen vgl. 3. B. Tür Preußen AG. 
Art. 55, 56 8 1. — Fahrnisgemeinſchaft galt früher nah dem cole civil in 
der Rheinproving und in Baden. Sie jteht in der Mitte zwiſchen 
allgemeiner Gütergemeinihaft“ 455 1437 ff.) und „Errungenidaftsgemein: 
(ai. (8 1519). Sie erreit ſi auf das bei ihrem Eintritt vor- 
andene „beweglidhe" Vermögen (Yahrnis) und auf die wäh— 
rend ihres Beltehens ftattfindende „Errungenihaft“ un bemweg- 
lihem Vermögen und auh — mit den Ausnahmen des 8 1551 — an 
unbeweglihem Bermögen. Der Ausdrud „Fahrnisgemeinihaft“ tit 
alſo nicht zutreffend; denn es fallen darunter aud die während ihres Be- 
tebens durch „entgeltlihen Bertrag“ erworbenen Grundſtücke. 
nn die Eheleute fein „unbeweglihes“ Vermögen Haben, ift 
nad) dem Gelagten „sahrnisgemeinihaft“ = der „allgemeinen Güter- 
gemeinihaft“. vgl. im übrigen Note 1 zu 8 1519. 
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besondere Vereinbarungen getroffen sind, neben den Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs tiber die Leibrente die besonderen Vorschriften der Artikel 83 bis 48. 

Art. 83. Die dem Berechtigten gebührenden Leistungen sind auf dem über- 
lassenen Grundstücke zu bewirken. Ist dem Berechtigten auf dem Grundstticke 
eine abgesonderte Wohnung zu gewähren, so hat die Leistung in der Wohnung 
zu erfolgen. 

t. 34. Hat der Verpflichtete dem Berochtigten Erseugnisse von der 
Gattung derjenigen zu liefern, welche auf dem Grundstücke gewonnen werden, 
so kann der Berechtigte nur Erzeugnisse von der mittleren Art und Güte der- 
jenigen verlangen, welche auf dem Grundstücke bei ordnungsmässiger Bewirtschaftung 
gewonnen werden. 

Art. 85. Hat der Verpflichtete dem Berechtigten Erzeugnisse des Feld- 
oder Wiesenbaus, das Obstbaus oder des Weinbaus als Jahresvorrat zu 
liefern, so hat die Lieferung zu der Zeit zu erfolgen, zu welcher die zu liefernden 
Erzeugnisse nach den Regeln einer ordnungsmässigen Wirtschaft gewonnen und, soweit 
der Lieferung eine Bearbeitung voranzugehen hat, bearbeitet sind. 

Art. 36. Ist üem Berechtigten ein Teil des Grundstücks, insbesondere 
ein auf diesem befindliches Gebäude, zur Benutzung zu gewähren, so hat der Ver- 
pflichtete die auf diesen Teil des Grundstücks treffenden Lasten zu tragen. 

Art. 3%. Ist dem Berechtigten auf dem Grundstück eine abgesonderte 
Wohnung zu gewähren, so hat der Verpflichtete die Wohnung dem Berechtigten in 
einem zu dem vertragsmässigan (tebrauche go eigneten Zustande zu überlassen 
und sie während der Dauer seiner Verpflichtung in diesem Zustande zu erhalten. 

Wird das Gebäude durch Zufall zerstört, so hat der Verpflichtete die 
Wohnung wiederherzustellen. Hat der Zufall eine so wesentliche Verschlechte- 
rung der Vermögensverhältnisse des Verpflichteten zur Folge, dasa diesem 
die Wiederherstellung nicht zugemutet werden kann, so ist dem Berechtigten in solcher 
Weise Wohnung zu gewähren, wie es den Umständen nach derBilligkeit entspricht. 
Das gleiche gilt, wenn das Gebäude wiederherzustellen ist, für die zur Wieder- 
herstellung erforderliche Zeit. 

Der Verpfliohtete hat auf Verlangen des Berechtigten für das Gebäude Ver- 
sicberung gegen Brandschaden zu nehmen. 

Art. 88. Ist dem Berechtigten eine abgesonderte Wohnung zu gewähren, 
so ist er befugt, seine Familie sowie die zur standesmässigen Bedienung und zur 
Pflego erforderlichen Personen in die Wohnung aufzunehmen. 

Hat der Verpflichtete dem Borechtigten die Mitbenutzung seiner Wohnung 
zu gestatten, so erstreckt sich die Befugnis des Berechtigten zur Aufnahme seiner 
Familie nicht auf Peraonen, die durch eine erst nach der Schliessung des Leib- 
Bedingsrortrags eingegangene Ehe oder durch eine nach diesem Zeitpunkt erfol 

belichkeitserklärung oder Annahme an Kindesstatt Familienangehörige geworden 
sind, und nicht auf Kinder, die aus dem Hausstande des Berechtigten ausgeschieden 
waren. 

Art. 89. Istdie Verpflegungdes Berechtigten ohnenähere Bestimmun 
vereinbart, so hat der Verpflichtete dem Berechtigten den gesamten Lebensbedar 
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Fahrnisgemeinſchaft 8 1543-1550 


8 1543. Die Errungenfhaftsgemeinfhaft endigt mit der Rechts⸗ 
fraft des Beihluffes, Durh den der Konkurs über das Vermögen des 
Hannes eröffnet wird.2°) 

81544. - Die Errungenfhaftsgemeinihaft endigt, wenn ein Che: 
gatte für tot erflärt wird, mit ‚dem Zeitpunfte, der als Zeitpunft des 
Todes gilt. 

8 1545. Endigt die Errungenihaftsgemeinihaft nah den 
88 1542 bis 1544, jo gilt für die Zulunft G@ltertrennung.?') 

Dritten gegenüber it die Beendigung der Gemeinihaft nur 
nach Maßgabe des $ 1435 wirkiam.?:) 

81546. Nah) der Beendigung der Errungenidhaftsgemeinihaft 
findet in Anſehung des Gejamtguts die Auseinanderſetzung ftatt.2?) Bis 
zur Yuseinanderjegung beitimmt fi) das Rechtsverhältnis der Ehegatten 
nad) den SS 1442, 1472, 1473. 

Die Auseinanderjegung erfolgt, joweit nit eine andere Ver- 
einbarung getroffen wird, nach den für dieallgemeine Güter: 
gemeinjhaft geltenden Vorſchriften der 88 1475 bis 1477, 1479 
bis 1481. 

Aufdaseingebrahte Gut der Frau finden die für den Güter- 
ſtand der Verwaltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften der 
8 1421 bis 1424 Anwendung. 

81547. Endigt die Errungenihaftsgemeinjhaft durch die Er⸗ 
öffnung des Konkurſes über das Bermögen des Mannes, jo fann die Frau 
auf Wiederherftellung der Gemeinfhaft Tagen.) Das gleiche Recht 
tteht, wenn die Gemeinſchaft infolge einer Todeserflärung endigt, dem 
für tot erflärten Ehegatten zu, falls er nod lebt. 

Wird die Gemeinihaft auf Grund bes $ 1418 Nr. 3 bis 5 aufge- 
hoben, jo fann der Mann unter den Borausfegungen des 8 1425 Abi. 1 
auf Wiederheritellung der Gemeinihaft Klagen. 

S 1548. Die Wiederheritellung der Errungenihaftsgemeinihaft 
tritt in den Fällen des 3 1547 mit der Rechtskraft des Urteils ein. 
Die Borfchrift des 8 1422 findet entjprechende Anwendung. 

Dritten gegenüber ift die Miederherftellung, wenn die Beendigung 
in das Güterredhtsregifter eingetragen worden iſt, nur nad) 
Mabgabe des $ 1435 wirfjam. 

im Falle der Wiederheritellung wird Borbehaltsgut der Kran, 
mas ohne die Beendigung der Gemeinihaft Vorbehaltsgut geblieben 
oder geworden jein würde. 


4. Fahrnisgemeinſchaft.) 


81549. Auf die Gemeinidaft des beweglichen Vermögens und 
der Errungenſchaft (Fahrnisgemeinſchaft) finden die für die allge- 
meine Gütergemeinfchaft geltenden Vorſchriften Anwendung, 
loweit ih nidt aus den 88 1550 bis 1557 ein anderes ergibt. 

5 1550. Bon dem Geſamtgut ausgeſchloſſen ijt das eingebraqhte 
Gut eines Ehegatten. 
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Erläuterungen 


8 1550 R 3» 1524 ff. 
8 1551 3 i t zum „eingebrachten Gute“, ſondern zur „Fahrnis-— 
emeinſchaft“ gehören alſo die während deren Dauer non den Ehe⸗ 
euten durch „entgeltlihden Vertrag“ (Kauf, Taufh) erworbenen 
Grundftüde. vgl. Note 1. 
4) 3. B. Erbbauredt, Dienftbarkeiten. 
8 1552 6 1439 und Note. 
.8 1554 6) jogen. „Surrogation“. vgl. Note 9 zu 8 1370. 


8 1555 8 forbehaltegut der Frau iſt gemäß 8 1549 das 8 1440 bezeichnete. 


vgl. 
1000, ſelb V bei der „all ü ſchaf 
ieſelben Vorſchriften wie bei „allgemeinen Gütergemein 
81557 ) 88 1483 Mn 
8 1558 1) vgl. Anhang 1 zu 8 1363 unter IV. A. am Ende. 8 1485 und Noten. 
SS 1357 Abf. 2, 1364, 1371, 1405 Abi. 3, 1426 Abſ. 2, 1431, 1436, 1441, 1452; 
.1470, 1508, 1526 Abi. 3, 1545, 1549, 1587, ferner E. 16, 36 (Uusländer). — 
Über das Verfahren bei Eintragungen in das Güterrehtsregifter vgl. 161, 
162 RSG. und die dazu ergangenen Zandesgejete und Ausfüh— 
Far] FARBE für Breußen: PrFG. Art. 29 und Allgemeine Ber- 
ji ung des Jultizminijters vom 6. November 1899. Der norerwähnte $ 162 
©. lautet: „Das umtsgericht hat auf Verlangen eine Bejheinigung 
Darüber zu erteilen, daß bezüglich des Gegenitandes einer Cintragung weitere 
Eintragungen in das Güterrechtsregiſter nit vorhanden find oder daß eine 
beftimmte Eintragung in das Regiſter nicht erfo di ift“. Nah 8 34 GBO. 
„wird der Nahmweis, dab zwilden Ehegatten Gütertrennung oder 
ein Vsrbehaltsgute Güterredt beiteht oder daß ein Gegenitand 


Sm übrigen gelten für die „Shuldenhaftung“ gemöh 5 1549 


um Vorbehaltsgut eines Ehegatten gehört, dur) ein Zeugnis des 
er ichts über die Eintragung des güterre tlichen Verhältniffes im Güter: 
rechtsregiſter geführt“. 
2) und, wenn ein Ehegatte Kaufmann (Kauffrau) it, außerdem in 
das „Güterrechtsregiſter“ des Amtsgerichts, in deilen Bezirk die Handelsnieders 
lafjiung liegt. Einführ.-Ge]. zum HGB. Art. 4. 
5 1559 ») d. h. Amtsgerichts: Bezirk. 
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in standesmässiger und ortsüblicher Weise zu gewähren; die Kosten der 
ärztlichen Behandlung und der Heilmittel fallen jedoch dem Berechtigten zur Last. 

- Art. 40. Im Falle des Todes des Berechtigten hat der Verpflichtete die 
Kosten der standesmässigen Beerdigung zu tragen, soweit die Bezahlung nicht 
von den Erben zu erlangen ist. 

Art. 41. Der Berechtigte kann, falls ihm ein auf dem Grundstücke befindliches 
Gebäude oder ein Teil eines solchen Gebäudes als Wohnung zum ausschliess- 
lichen Gebrauche zu gewähren ist, die Bestellung eines Wohnungsrechts, falls 
ihm ein Teil des Grundstücks zu sonstiger Benutzung zu gewähren ist, die Be- 
stellung einer entsprechenden persönlichen Dienstbarkeit und, soweit andere 
wiederkehrende Leistungen zu entrichten sind. die Bestellung einer entsprechenden 
Beallast an dem Grundstücke verlangen. Die Rechte sind mit dem Bange 
unmittelbar hinter den zur Zeit der Überlassung des Grundstücks bestehenden Be- 
lastungen zu bestellen. 

Art. 482. Ist der Verpflichtete mit der Bewirkung einer ihm obliegenden 
Leistung im Rückstande, so steht dem Berechtigten nicht das Recht zu, wegen 
der Nichterfüllung oder des Verzugs nach $ 825 Abs. 2 oder $ 326 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs von dem Vertrage zurückzutreten oder nach 8 527 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs die Herausgabe des Grundstücks zu fordern. 

Art. 48. Ist der Berechtigte durch besondere Grunde genötigt, das 
Grundstück dauernd zu verlassen, 8o hat der Verpflichtete ihm eine Geld- 
rente zu leisten, welche dem Werte der Befreiung von der Verpflichtung zur Gewäh- 
rang der Wohnung und zu Dienstleistungen nach billigem' Ermessen entspricht, und 
für andere Leistungen die für den Berechtigten in Folge der Abwesenheit von dem 
Grundstück ohne Interesse sind, denWert zu vergüten, den sie auf dem Grundstücke haben. 
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Güterredhtäregifter 8 1551-1559 


Auf das eingebradhte Gut finden die bei der Errungen- 
Ihaftsgemeinfhaft für das eingebradhte Gut geltenden Bor- 
Ichriften Anwendung.?) 

8 1551. Eingebradtes Gut eines Ehegatten ift das unbeweg- 
liche Vermögen, das er bei dem Eintritte der Fahrnisgemeinſchaft hat 
oder während der Gemeinjchaft durch Erbfolge, durch Vermächtnis oder 
mit Rüdfiht auf ein künftiges Erbrecht, durch Schentung oder als Aus— 
itattung erwirbt.?) 

Zum unbeweglidhen Vermögen im Sinne diejer Bor- 
Ichrift gehören Grundftüde nebit Zubehör, Rechte an Grundftüden,*) 
mit Ausnahme der Hypothefen, Grundſchulden und Rentenfchulden, jowie 
Forderungen, die auf die Übertragung des Eigentums an Grundftüden 
oder auf die Begründung oder Übertragung eines der bezeichneten Nechte 
oder auf die Befreiung eines Grundftüds von einem ſolchen Rechte ge⸗ 
richtet find. 

81552. Eingebrachtes Gut eines Ehegatten find Gegenitände, 
die nicht Durch Rechtsgeſchäft übertragen werden fünnen.°) 

8 1553. Eingebradites Gut eines Chegatien if: . 

1. was dur) Ehevertrag für eingebradhtes Gut erklärt ift; 

2. was er nad) $ 1369 erwirbt, jofern die Beitimmung dahin ge: 

troffen ift, daB der Erwerb eingebrachtes Gut fein fol. 

8 1554. Eingebrachtes Gut eines Ehegatten ilt, was er in der 
m 8 1524 bezeichneten Weile erwirbt.) Ausgenommen tft, was an 
Stelle von Gegenftänden erworben wird, die nur deshalb eingebrachtes 
Gut find, weil fie nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen werden fünnen. 

1555. Vorbehaltsgut des Mannes iſt ausgeſchloſſen.) 

1556. Erwirbt ein Ehegatte während der Zahrnisgemeinihaft 
durch Erbfolge, durch Vermächtnis oder mit Rüdfiht auf ein künftiges 
Erbrecht, durch Schenkung oder als Ausitattung Gegenftände, die teils 
Gejamtgut, teils eingebradgtes Gut werden, fo fallen die infolge des Er: 
werbes entitehenden Berbindlichleiten °) im Verhältniffe der Ehegatten 

“ zueinander dem Gejamtgut und dem Ehegatten, der den Erwerb macht, 
verhältnismäßig zur Laſt. 

8 1557. Foritgeſetzte Gütergemeinihaft tritt nur ein,’) wenn fie 
durch Ehevertrag vereinbart ift. 


IL. Güterredtäregifter.') 


81558. Die Eintragungen in das Güterrechtsregiſter haben bei 
dem Amtsgerichte zu geichehen, in deflen Bezirke der Mann feinen 
Wohnſitz hat.’) 

Durd Anordnung der LZandesjuftizverwaltung fann die Yührung 
des Regilters für mehrere Amtsgerichtsbezirte einem Amtsgericht über- 
tragen werden. 

81559. Verlegt der Mann nach der Eintragung feinen Wohnſitz 
in einen anderen Bezirk,?) jo muß die Eintragung im Regiſter dieſes 
Bezirkes wiederholt werden. Die frühere Eintragung gilt als von 
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Erläuterungen 


8 1560 4 129. 
Ss 1561 2 i Weigerung muh der eine Ehegatte gegen den anderen auf 
„Bent ung“ der Eintragung Elagen; das rechtskräftige Urteil iſt dann 
— Bemilligung. 
0) 3.8. 88 1418-1420, 1468-1470. 
? 1559 und Note 3. 


8 1563 8) vgl. die Note 1 bezeichneten Vorſchriften betr. das „Verfahren“. 
3 1564 1) vgl. Anhang 1 zu 8 1564 (1. Allgemeines über das Eheſchei ungsrecht 
des BGB. — 11, Cheideidung und bloße Aufhebung der ehelichen Gemein. - 


ſchaft. — III. Scheidung wegen böslider Verlaſſung. — IV. Wer beredtigt 

ift, auf Scheidung zu Tlagen, fann — ohne Scheidung — die ehelihe Lebens» 

gemeinihaft verweigern. — V. Wirlungen der Cheiheidung für die ee 
atten und Kinder. — VI. Berfahren in Eheſachen. — VII. X nlernationa es 
heicheidungsreiht. — VIII. Ubergangsvorſchriften). 

10) Die Gründe müſſen felbitverftändlih nad der „Eheſchließung“ ein- 
getreten fein. Tatſachen, die vor der „Eheihliegung“ fiegen, die aber der 
andere Ehegatte erftnahhererfährt, berehtigen ihn nicht zur „Schei- 
dDungsklage”, jondern nur zur „Anfechtungs-“ oder „Niditigfeitsklage”, wenn 
deren Vorausfegungen vorliegen. vgl. SS 1323 ff. insbejondere Note 14 zu 

8& 1333 und $ 1339. 

2) vgl. Dagegen $ 1343. Ein Urteil ijt rechtskräftig, jobald fein Rechts⸗ 
mittel mehr da egen suralig iſt, aljo: die Urteile der Landgerichte und Ober: 
landesgerichte —* rechtskräftig nah Ablauf eines Monats nad 
der Zuftellung des Urteils. , 

8 1565 83) vgl. 8 1312 und Noten dazu fowie $ 1574. — „Ehebrud“ Tiegt vor, 
jobald eine ‚Dereinigung der Geſchlechtsteile kant funden bat; Samenerguß 
iſt nicht Ierderli . Um vorkommenden Mißverſtändniſſen vorzubeugen, ſei 
pervorggebo n: „Ehebruch“ ift aub dann ein Schetdungsgrund, wenn der 

lagende Ehegatte ih jelbit des „Chebrudhs“ jchuldig gemadt Hat. Der 
„böslich verlaſſene“ Ehegatte der Chebrud beneht. fann Die des⸗ 
halb gegen ihn erhobene Schei ungsflage nicht mit der Behauptung abweifen, 
def der andere Ehegatte durch die „Verlaſſung“ ihm zum „Ehebruche“ Ber: 
anlafjung gegeben babe. Solche Tatlachen können nur für die Entſcheidung 
der „Schuldfrage” pemäß 8 1574 Abi. 3 in Betracht kommen. 

ı) Doppelehe, widernatürlide Unzudt. 

5) ſei es im einzelnen alle oder allgemein, fei es vor oder nad der 
Tat. Eine von einem Ehegatten dem anderen erteilte „Zujtimmung“ zum 
Geſchles Tr mi anderen Perſonen ift jederzeit widerruflid). 

. StGB. 

7 iht bloß „miß ndelt“ (vgl. $ 1568 am —— Das „Trach⸗ 
ten“ nad) dem „Leben“ muß irgendwie „betätigt“ worden ſein; es genügen 
aber aud) bloße Vorbereitungshandlungen, 3. B. Anſchaffung von Gift, einer 


Waffe. 
8 1567 8) pgl. Anhang 1 zu 8 1564 unter III. und IV. 


8 1566 





(Fortaetzung von Seite 478) 


Art. 44. Voranlasst der Berechtigte durch sein Verhalten eine. solche 





Störung der persönlichen Beziehungen zu dem Verpflichteten, dass diesem , 


nicht mehr zugemutet werden kann, ihm das Wohnen auf dem Grundstücke zu gestatten, 
so kann der Vorpflichtete ihm dio Wohnung unter Gewährung einer angemessenen 
Räumungsfrist kündigen. Macht er von dieser Befugnis Gebrauch, so finden die 
Vorschriften des Artikel 43 Anwendung. 

Art. 45. Veranlasst der Verpflichtete durch sein Verhalten eine solche 
Störung der persönlichen Beziehungen zu dem Berechtigten, dass diesem nicht 
zugemutet werden kann, die Wohnung auf dem Grundstücke zu behalten, so hat or 
dem Berechtigten, falls dieser die Wohnung auf dem Grundstück aufgibt, den für die 
Beschaffung einer anderen angemessenen Wohnung erforderlioehen Aufwand zu 
ersetzen. gleicher Weise hat er dem Borechtigten den Schaden zu ersetzen, der 
daraus entsteht, dass dieser andere ihm gebührende Leistungen nicht auf dem 


Grundstück in Empfang nehmen kann. 
(Fortsetzung folgt Seite 480) 
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| Scheidung der Ehe 8 1560-1567 


neuem erfolgt, wenn der Mann den Wohnfig in den früheren Bezirt 
zurlidverlegt. 

81560. Eine Eintragung in das Regiſter joll nur auf Antrag 
und nur injoweit erfolgen, als fie beantragt iſt. Der Antrag ift in 
Sffentlih beglaubigter Form zu ftellen.*) 

8 1561. Die Eintragung erfolgt in den Fällen des 8 1357 
Ab). 2 und des $ 1405 Abf. 3 auf Antrag des Mannes. 

In den anderen Fällen ijt der Antrag beider Ehegatten erforderlich; 
jeder Ehegatte ift dem anderen gegenüber zur Mitwirftung ver: 
pflidtet‘) 

Der Untrag eines der Ehegatten genügt: 

1. zur Eintragung eines Chevertrags oder einer auf ge> 
richtlicher Entfheidung beruhenden Anderung der 
güterrechtlichen Berhältniffe der Ehegatten.) wenn mit dem 
Antrage der Ehevertrag oder die mit dem Zeugnilje der Rechts— 
fraft verjehene Entiheidung vorgelegt wird; 

2. zur Wiederholung einer Eintragung in dem Regifter 
eines anderen Bezirtes,’) wenn mit dem Antrag eine 
nad) der Aufhebung des bisherigen Wohnfiges erteilte, öffent- 
lich beglaubigte Abſchrift der früheren Eintragung vorgelegt 
wird, 

8 1562. Das Amtsgericht hat die Eintragung durch das für ſeine 

Bekanntmachungen beſtimmte Blatt zu veröffentlichen. 

Wird eine Änderung des Güterſtandes eingetragen, fo 
hat fi) die Bekanntmachung auf die Bezeichnung des Güterftandes und, 
wenn diejer abweihend von dem Geſetze geregelt ift, auf eine allgemeine 
Bezeichnung der Abweichung zu beichränten. 

815683. Die Einſicht des Regiſters iſt jedem geſtattet. Don den 
Eintragungen kann eine Abjchrift geforderr werden; die Abjchrift 
ift auf Verlangen zu beglaubigen.) 


Siebenter Titel. Scheidung der Ebe.!) 


‚1962. Die Ehe fann aus den in den 88 1565 Bis 1569 be: 
ftimmien Gründen gejihieden werden.!?e) Die Scheidung erfolgt durch 
Urteil. Die Auflöſung der Ehe tritt mit der Rechiskraft des Urteils ein.?) 

8 1565. Cin Chegatte fann auf Scheidung flagen, wenn der 
andere Ehegatte fi des Ehebruchs) oder einer nah den 88 171, 175 
des Strafgeſetzbuchs jtrafbaren Handlung *) Ihuldig macht. 

Das Recht des Ehegatten auf Scheidung ift ausgeichloflen, wenn 
er dem Ehebruch oder der ftrafbaren Handlung zuftimmt ®) oder fich der 
Teilnahme ſchuldig madt.®) 

81566. Ein Ehegatte kann auf Scheidung Tlagen, wenn der 
andere Ehegatte ihm nad) dem Leben traditet.’) 

81567. Ein Ehegatte fann auf Scheidung Tlagen, wenn der 
andere Ehegatte ihn böslich verlallen hat.°) 

Bösliche Verlaſſung liegt nur vor: 
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Erläuterungen 


2)88 1353, 1354 und Noten, 

10) was in einem „Borprozeffe“ gewifermaßen als Warnung 
geihehen muß. er . 

11) Der klagende Ehegatte muß alſo jetbft ernftlich bereit jein, die „häus- 
Tide Gemeinihaft" in der dur die Chepflichten gebotenen Weile fortzufegen. 
Wenn der Beklagte beweiſt, Daß der klagende Chegatte jenen ernit- 
lichen Willen ſelbſt nit Hat (Iandern bloß darauf ausgeht, ih einen 
„rormalen Sheidungsgrund“ zu verjhaffen), jo wird die Klage 
abgewiefen. ia Anbang 2 am Ende zu $ 1358. rain 

12) Bösliche Abficht Liegt nicht vor, wenn das Gericht feititellt, daß Die 
Eheleute, über Das E etrenntleben“ einig waren, um die Schei ung 
zu „erſchleichen“, wie dies häufig vorkommt. „Bösliche Anficht“ liegt ferner 
ni hr t vor, wenn ein A erechter Grund zum Getrenntleben ‚nortient, 3. 2. 
Notwendigleit des Aufenthalts eines Ehegatten in einer Heilanitalt, oder 
wenn jonit der fernbleibende ie zur Derweigerung der ehelichen Lebens: 
gemeinichaft gemäß 8 1353 Ab}. 2 beredtigt ift. l. die Noten dazu. 

18) Erſt dann ift die „Scheidungskflage“ (zweiter Prozeß vgl. 
Note 10) autälig. 


. ZROD. 

16 h. wenn por dem Urteile der Aufenthalt des Bellagten befannt 
wird. In diefem Falle bleibt dem Kläger nur übrig, die Scheidungstlage zu- 
nächſt in die Klage auf „Herjtellung der häusli Gemeinihan“ über: 
zuleiten (Vorprozek, vgl. Note 10), was zuläflig ift. 

18) & 1568 handelt von den jogen. relativen Scheidungsgründen. vgl. 
Anhang 1 zu 81 unter I, insbejondere auch über Die Vorausfeßung des 
Berichuldens. 1568 umfaßt eine unbejtimmte Menge von Schei— 
dungsgründen. Ob dem Ehegatten „die geriet der Che noch zuge: 
mutet werden fann“, entiheidet das Gerihtnadh freiem Ermeſſen 
unter Ber ihtign der Umjtände des einzelnen Yalles, der 
geſellſchaftlichen nldauun n in den Lebenskreilen der Eheleute uſw. und 
unter Berückſichtigung der 1853, 1354, 1356, 1357, 1359, 1360. Unter 3 1568 
fallen 3. B. grundlo Derweigerung der ehelichen Rilicht, verihuldetes 
Unvermögen (unverjuldetes Unvermögen it fein Scheidungsgrund), grobe 
„iriäverlegung hinfichtlich der Kindererziehung, geſchlechtlich verdä tiger 
Umgang, Mißhandlung (hierüber vgl. Note 162), grobe Ehrenkränkung, Ge- 
er gefährdende — und Zantſucht Verurteilung wegen 
ehrloſer Straftaten, auch bloße Begehung ſolcher (vgl. Note 1a zu 8 1564 und 

ote 14 zu & 1333) Ergreifung eines Taim fliden Gewerbes, Trunkſucht, un: 
ordentliche irtfehaft, rſagung des Unterhatts troßg Verurteilung dazu. 
108) Dieter lehte Sat des 8 bedeutet nit, daß nur „grobe Miß— 
handlung“ ein Eheiheidungsgrund gemäß 8 1568 fein jol, fondern er be: 
deutet, „grobe Mißhbandlung“ unter allen Umitänden eine 
Pfliht-Verlegung im Sinne des 8 ilt, beſchränkt alio in diefem Punkte 
das rihterlihe Ermeſſen. Dagegen ilt es dem Richter freigeftellt, auch 
[ertgeieste „leihte" Mißhandlungen (vgl. Kote zu $ 1573) als 

heſcheidungsgrund (je nad) Lage des alles) anzufeben: ja vielleiht aud 
nur eine eiäte Mipbandlung 3. B. gegen eine Erante frau. — Für die 
ungebildeten Bevölterungstreite fann unter Umftänden der „Crfahrun siah” 
verwertet werden, daß in ihnen Dur bloßes Schimpfen und leichte Mißhand⸗ 
lungen eine Ehe „niht zgerrüttet werden könne“. 

17) nicht bloße ‚Seitesipmäne , 8 61. 

18) Über die „Unbeilbar eit“ iſt auf Grund der Gutachten von Sachver⸗ 
ſündigen zu entſcheiden. Daß der betreffende Ehegatte wegen Geiltestranl: 

it „entmündigt“ fei, iſt nicht nötig. — „Geiltesfrantheit“ ift ver 
einzige Yall, in dem cheidung ohne Nachweis eines „Berihuldens“ 
uläf ig it. Über den Unterhaltsanipruch des geſchiedenen Geiktestranten 


is),ausdrücklich“ oder durh ‚Ihlüffige Handlungen“, 
was im einzelnen Falle genau zu prüfen. Die „Zurüdnahme einer Eheſchei⸗ 
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Scheidung der Che 8 1568-1571 


1. wenn ein Ehegatte, nachdem er zur Herjtellung der 
häuslichen Gemeinfgaft °) rtehtsträftig verurteilt 
worden ift,!°) ein Sahrlang gegenden Willen des 
anderen Ehegatten") in bösliher Abfiht?!?) dem 
Urteile niht Folge geleiftet hat; '?) 

2. wenn ein Ehegatte ih ein Jahr lang gegen den 
Willen des anderen Ehegatten in bösliher Ab: 
licht von der Häuslihen Gemeinſchaft fern gehalten. hat 
und die VBorausfegungen für die öffentliche Zuftel- 
lung feit Jahresfriſt gegen ihn beitanden haben.!*) 

Die Scheidung iſt im Yalle des Abſ. 2 Nr. 2unzuläffig,wenn 
die Borausfegungen fürdieöffentlide Zuftellung am 
Edluffe der mündlichen Verhandlung, auf die das Urteil ergeht, nicht 
mebrbeftehen.') 

8 1568. Ein Chegatte kann auf Scheidung lagen, wenn der 
andere Ehegatte durch ſchwere Berlegung der durch die Ehe begründeten 
Pflichten oder Durch ehrlofes oder unfittlihes Berhalten eine jo tiefe Zer- 
rüttung des ehelichen Verhältniſſes verfehuldet hat, daß dem Chegatten 
die Fortſetzung der Che nicht zugemutet werden fann.!) Als [chwere 
Verlegung der Pflichten gilt aud) grobe Mikhandlung.°=) 

81569. Tin Ehegatte fann auf Scheidung lagen, wenn der 
andere Ehegatte in Geiſteskrankheit verfallen tjt,!7) Die Krankheit wäh- 
end der Ehe mindeitens drei Tahre gedauert und einen ſolchen Grad er- 
reiht Hat, daB die geiftige Gemeinſchaft zwilchen den Chegatten aufge: 
hoben, auch jede Ausſicht auf Wieberherftellung diefer Gemeinichaft aus« 
geſchloſſen ift.!°) 

81570. Das Neht auf Scheidung erlifht in den Fällen der 
88 1565 bis 1568 Dur Berzeihung.'°) 

8 1571. Die Scheidungsklage muß in den Fällen der 88 1565 
bis 1568 binnen jehs Monaten von dem Zeitpunft an erhoben werden, 
in dem der Chegatte von dem Scheidungsgrunde Kenntnis erlangt. 20) 
Tie Klage ift ausgeſchloſſen, wenn jeit dem Eintritte des Scheidungs- 
grundes zehn Jahre verjtrichen find.?') 

Die Friſt läuft nicht, folange die Häusliche Gemeinſchaft der Che: 
gatten aufgehoben iſt.) Wird der zur Klage berechtigte Ehegatte von 
dem anderen Ehegatten aufgefordert, eniweder die häusliche Ge— 
meinfchaft herzuitellen oder die Klage zu erheben, jo läuft die Friſt von 
dem Empfange der Aufforderung an. 

Der Erhebung der Klage jteht die Ladung zum Sühnetermine gleich. 
Die Ladung verliert ihre Wirkung, wenn der zur Klage be= 
tehtigte Ehegatte im Gühnetermine nicht erjcheint oder wenn drei 
Monate nad) der Beendigung des Gühneverfahrens verjtriden find und 
nit vorher die Klage erhoben worden it. 

Auf den Lauf der fehsmonatigen und der dDreimonatigen Friſt 
finden die für die Verjährung geltenden Borfchriften der 88 203, 206 
entiprechende Anwendung.??) 
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Erläuterungen 


dungsklage“ enthält nicht notwendig eine „Verzeihung“ der bis dahin vor: 

‚gefallenen Cheiheidungsgründe, ebenjowenig Die eheliche „Beimohnung”. 
ie bedingte Erklärung: „id verzei ir, wenn. Du_ Die beſſerſt“, iſt 

feine den Scheidungsaniprud zur Erlöſchung bringende „oerzeipum “ 

8 1571 20) & 1571 gilt Nie t bei Scheidung wegen „, eiftestran beit“ (8 1569). 
Nicht der Kläger braudt zu beweifen. daß er erſt innerhalb der 
„ehsmonatigen. Friſt“ Kenntnis erlangt habe, jondern der Beklagte, der den 
Scheidungsgrund nict gelten laſſen will, muß beweilen, daß Kläger vor 
länger als ſechs Monaten Kenntnis erlangt bat. „Verein: 
Darungen“ oder „VBerzichte” der Parteien Hinfihtlih der Klagefriſt find un: 
wirtjam. Das Geriht Hat von Amtswegen zu prüfen und fann Beweis 
aauniehen, ob die „Friſt denn t“ ift (im Interelle der. Aufrechterhaltung der 
Che). — Betreffend die Widerllage im Scheidungsprozek ift vom Reichsgericht 
angenommen, daß, wenn die Bartei imerften Berhbandlungstermin 
die „Widerflage“ erhebt (dies fann nur durch Vortrag in der mündliden 
Verhandlung, nicht du 3 PA ellung einer Iriittigen Widerklage ge- 
De 8 281 Z%0.), in die „jehsmonatige Frift“ die Zeit zwiſchen Zu: 

tellung der Klage und dem eriten Berhbandlungstermine 
nihteinzurednen ift, weil in Ba Seile der Beklagte durch die Bor: 
KHriften der ZPO. verhindert war, ſeinen Dungsgrund anders als 
uch „Widerklage“, d. H. anders als durch mündlichen Bortrag im 
eriten Termin geltend zu madyen, mithin der in Abſ. 4 des $ 1571 in bezug 
genommene 8 203 Abi. 2 Anwendung findet. Beijpiel: Der Mann klagt 
auf Scheidung wegen Chebruds. Seine Klage üt zugeftellt am_2. Di: 
tober. Der erfte Verbandlungstermin jteht am 14. November an. 
Wenn in diefem Termine die Frau Widertlage erhebt wegen einer ihr 
„am 3. April“ zugefügten groben Mißhandlung, fo iſt diee „Widertlage“ 
rechtzeitig, denn in die ſechsmonatige Fi wird die Zeit vom 2, Dftober 
bis 13. November nicht eingerechnet. 

21) Beilpiel: ein Ehegatte Hat am 20. Auguſt 1901 Chebrud) verübt, der 
andere Chegatte erführt davon erit am 21. Augult 1911; er fann nit mehr 
auf Scheidung Hagen. 

22) ug eine „unfreiwillige“ Trennung der Ehegatten 3. 8. 
durch Unterfuhungs- und Strafhaft des einen Ehegatten Tann unter Umijtänden, 
was im einzelnen Falle zu prüfen ilt, als Aufhebung ber „häusliden Ge- 

meinſchaft“ im Sinne dieles $ angejehen werden. Andererjeits wird jelbit durch 

längere Badereiſen, Geichaftsreiten ujw. eines Chegatten die „Häusliche Ge⸗ 
meint: “ im Sinne dieles 8 nicht aufgehoben. " 

23) vgl. Beilpiel in Note 20 am Ende. 

8 1572 24) 3,8, ein Ehegatte hat ſich des „Ehebruchs‘“ und „grober Mißhand⸗ 
ungen“ ſcuidig gemacht; der andre Gatte will aus Scham den „Ehebruch“ 
el nit zur Sprade bringen und erhebt die Scheidungstlage nur megen 

Mikhandlung“. Sm Laufe des Prozelles zeigt ji), daß die Zeugen für die 

Mi andlung nit aufzufinden find. Rt ſolchem fann der klagende Teil 

die Klage noh nachträglich auf „Ehebruch“ ftüßen, ſelbſt wenn die fedhs- 
monatige Friſt des & 1571 bereits verſirichen ift, jofern fie zur Zeit ber Er- 

ebung, d. h. Zuftellung der Sheibungsiia e wegen „Mikhand- 
ung“ 9 nidt veririmen mar. Dasjelbe Recht Hat der „Wider: 
tläger“, jofern zur Zeit der „Erhebung der Widerflage“, d. d. zur Zeit 
des mündliden Vortrags im Berhbandlungstermine, die 
Ishsmonatige Friſt noch nicht veritricden war. Vgl. aud) 8 614 ZPO. und betr. 
idertlage oben Note 20. 

8 1573 25) z. B. vor länger als ſechs Monaten jtattgehabte Mißhandlungen 
und Ehrenfränfungen können zur „Klagebegründung“ nah 8 1571 n Ih 
geltend gemacht werden, wohl aber, jelbjt wenn fie ausprüdfih „verziehen“ 
waren, zur Unterkügung einer auf |püätere neue Mikhandlungen 
geitügten Alage, um darzutun, daß dem Kläger die „Fortſetzung der Ehe“ nicht 
zugemutet werden kann ($ 1568). 

Ss 1574 26) aljo nicht: bei „Geiſteskrankheit“, 8 1569. 
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Scheidung der Che 8 1572-1577 


81572. Ein Scheidungsgrund kann, auch wenn die für feine 
Geltendmachung im 8 1571 bejtimmte Friſt verjtrichen ift, im Laufe des 
Rechtsſtreits geltend gemacht werden, jofern die Friſt zur Zeit der Er- 
hebung der Klage noch nicht verftrihen war.”*) 

81573. Tetjahen, auf die eine Scheidungsklage nicht mehr ge: 
gründet werden kann, dürfen zur Unterjtüßung einer auf andere Tat: 
lachen gegründeten Scheidungsflage geltend gemacht werden.?°) 

81574. Wird die Che aus einem der in den 88 1565 bis 1568 
beitimmten Gründe gejchieden,?*) fo ift in dem Urteil auszuſprechen, daß 
der Beklagte die Schuld an der Scheidung trägt.?”) 

Hat der Bellagte Widerflage erhoben und wird auch diefe für 
begründet erfannt, jo find beide Chegatten für ſchuldig zu erklären. 

Ohne Erhebung einer Widerllage ift auf Antrag des Beklagten 
auh der Kläger für jhuldig zu erllären, wenn Tatjachen vorliegen, 
wegen deren der Bellagte auf Scheidung klagen könnte oder, falls fein 
Recht auf Scheidung durh Verzeihung oder durh Zeitablauf ausge: 
ſchloſſen ift,2®) zur Zeit des Eintritts des von dem Kläger geltend ge: 
madten Scheidungsgrundes beredtigt war, auf Scheidung zu Flagen. 


8 1575. Der Chegatte, der auf Scheidung zu klagen berechtigt 
it, fann jtatt auf Scheidung auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
Hagen.) Reantragt der andere Chegatte, daß die Che, falls die 
Klage begründet ift, geſchieden wird, fo ift auf Scheidung zu erfennen.?°) 

Für die Klage auf Nufbebung der ehelichen Gemeinſchaft gelten 
die Vorſchriften der SS 1573, 1574. | 

81576. Iſt auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erfannt, 
\o fann jeder der Ehegatten auf Grund des Urteils die Scheidung 
beantragen,?') es fei denn, daß nad) der Erlaſſung des Urteils die eheliche 
Gemeinjchaft wiederhergeftellt worden. ijt.?) 

* Die Vorihriften der SS 1570 bis 1574 finden feine Anwendung; 
wird die Che geichieden, jo ift der für ſchuldig erklärte Ehegatte auch 
im Scheidungsurteile für ſchuldig zu erflären. 

81577. Die geihiedene rau behält ven Familiennamen des 
Mannes.°®) 

Die Frau kann ihren Kamiliennamen wieder annehmen.) War 
fie nor der Eingehung der gefchiedenen Che verheiratet, jo kann fie aud 
den Namen wieder annehmen, den fie zur Zeit der Eingehung dieſer 
Che hatte, es fei denn, daß fie allein für jchuldig erklärt it.) Die 
Biederaunahme des Namens erfolgt durh Erklärung gegenüber der 
suftändigen Behörde; die Erklärung iſt in öffentlih beglaubig:- 
ter Form abzugeben.?‘) 

ft die Frau allein für Ihuldig erklärt, jo ann der Mann ihr die 
Führung feines Namens unterjagen.) Die Unterjagung erfolgt durch 
Erklärung gegenüber der zuftändigen Behörde; °) die Erklärung 
it in öffentlidh beglaubigter form abzugeben. Die Behörde 
lol der Frau die Erflärung mitteilen. Mit dem Berlujte des Namens 
des Mannes erhält die Yrau ihren Samiliennamen wieder’) 
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8 1575 


8 1576 
& 1577 


$ 1578 


8 1579 


ſchiedenen grau ltandesmäßigen Unterhalt zu b 


Erläuterungen 
27) pgl. 8 1312 (nebſt 8 624 3PO.), 88 1478, 1577—1579, 1584, 1635. 
28 SL 1570, 1571 


29) vgl. Anhan 1 zu 8 1564 unter II. und 8 639 3PO. Die Vorichrift 
hat den Zweck, die eltaiöfen Gebenten der Ratbetilen zu — ſie iſt aber 
nicht auf Katholiten beihränft. 

20) Auf Aufhebung der ehelihen Gemeinihaft kann aljo vom Richter 
nur ertannt werden, wenn beide Parteien damit einveritanden find; andern 
falls muß, Aus die Klage begrü ift, auf Scheidung erfannt werden. 

0 


31 ne weitere ündung in einer neuen Klage. 

32 1587, 

38 355. 

34) d. h. ihte Mädchen-Namen. Die geſchiedene Frau Marie 
Müller geborene & 


chulze Tann NS aljo nennen: Frau Marie Müller oder 
Frau Marie Schulze. vgl. jedoch 8 1577 Abi. 3. 

s, Die Be) iedene (nit allein für ſchuldig ade Frau Marie 
Müller geb. Schulze, verwitwet FRA Lehmann kann fih allo nennen: Yrau 
Marie Müller oder Frau Marie Schulze oder Frau Marie Lehmann. vgl. 
jedoch 8 1577 Abſ. 3. F 3 

6) 8 129. — Im übrigen vgl. für Breußen . Art. 68 (Zuftän- 
digkeit). Hinfihtlih des Adels gelten in — noch SS 738-740 II. 1. 
Allgem. Landı. Für Bayern 15 ff. Verorög. vom 24. Dezember 1899; 
Sahjen 8 32 Verordg. vom 6. Juli 1899; Württemberg AG. Art. 259; 
Baden Redtspolizeigefet vom 17. Juni 1899 8 28. 

7) hei Vermeidung ber Yolgen des 8 12. 

38) pgl. die ee n Vorſchriften Note 36. 

s 8 an ren Madhen-Namen. 

1) vgl. 5,1570 Abſ. 2. 
vgl. Note 43. 
13) Der „Unterhalts-Anfprud“ des Mannes it allo enger be- 
tenzt als der der Frau (vgl. Abi. 1 des $); denn der Mann kann Unter: 
Bat nicht verlangen, jo lange er irgend weldes Vermögen belikt 
und arbeiten fann; die ran aber kann Gen dann Unterhalt fordern, wenn 
die Einkünfte ihres Vermögens, deſſen Stamm fienihtanzugrei- 
fen braudt, nicht hinreigen und wenn in den rhältniſſen der 
Eheleute Erwerb dur Arbeit der Frau „nicht üblih war“. vgl. jedoch 
1579. — Falls beide Eheleute für ſchuldig erklärt find, beiteht feine n⸗ 
{ ige Unterhaltspfliät. — liber die Unpfändbarteit der hier in Rede ftehenden 
Unter Itsiorberungen und darüber, daß zur Zwangsvollitredung wegen 
Dieier nterhaltsforderungen auch jolde Forderungen des Verpflichteten ge- 
fändet werden fönnen, die [onjt nicht der „Pfandung“ unterliegen. opt 
850 ZPO. und Lohnbeilagnahmegejeg vom 21. Juni 1869 nebit Cr: 
gänzungsgefeßen. 

4) Mann oder rau. — $ 1579 findet nit Anwendung, wenn Die 
Chegatten die Unterhaltspflit Durch Vertrag geordnet haben. 

46) Maßgebend ift alfjo nit, was er tatſächlich erwirbt, jondern 
en g bei genügender Anſpannung feiner Kräfte zu erwerben „im: 

ande" iſt. 

46 Das Stamm :Bermögen braudt nicht er zu werden. 
17) Diele „Beihräntung“ fann unter Umjtänden dahin führen, daß der 
gzuadig te, der ſich wiederverheiratet Hat, feinem ge- 
iedenen tten garnichts abzugeben braudt, 3. B. wenn er jo 
—— daß er für fih und den neuen Ehegatten nur den notdürftigen 

nterha 
| ) te Bedeutung des $ 1579 für den a Mann it: 
Soweit der [huldige Mann nicht ausreihende „Cinkünfte“ Hat (Note 46), 
um bei Berüdfichtigung feiner „jonjtigen Verpflichtungen“ feinen und der ge: 
eitreiten, muß die rau ihr 
ermögen, falls fie ſolches bat, angreifen und verbrauden. 
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Stamm: 








Scheidung der Ehe 8 1578-1582 


8 1578. Der allein für ſchuldig erklärte Mann hat der geſchie 
denen Frau den ſtandesmähigen Unterhalt inſoweit zu gewähren,“o) 
als fie ihn nicht aus den Cintünften ihres Vermögens") und, 
lofern na den Berhältniffen, in denen die Ehegatten gelebt 
haben, Erwerb.durh Arbeit der Stau üblich ift, aus dem 
Ertrag ibrer Arbeit beitreiten fann.*) 


Die allein für ſchuldig erflärte Frau hat dem geichiedenen Wanne 
den ftandesmäßigen Unterhalt injomweit zu gewähren, als er außer- 
tande ift, fich jelbit zu unterhalten.‘°) 

1579. Soweit der allein für ſchuldig erklärte Ehegatte **) bei 
Berückſichtigung feiner [onftigen VBerpflidtungen außerfitande 
iſt«) ohne GefäHrdung feinesftandesmäßigen Unter- 
dHalts dem anderen Ehegatten Unterhalt zu gewähren, iſt er berechtigt, 
von den zu jeinem Unterhalte verfügbaren Eintfünften*) zwei 
Dritteile oder, wenn dieſe zu feinem notdürftigen Unter- 
halte nicht ausreichen, [o viel zurüdzubehalten, als zu deſſen Beſtreitung 
erforderlih it. Hat er einem minderjährigen unverhei- 
tateten Kinde oder infolge feiner Wiederverheiratung dem neuen 
Ehegatten Unterhalt zu gewähren, jo beſchränkt fih feine Verpflich⸗ 
tung dem geſchiedenen Ehegatten gegenüber auf dasjenige, was mit Rück— 
ht auf die Bedürfniffe jowie auf die Vermögens: und Ermwerbsver- 
hältniffe der Beteiligten der Bilfigleit entipricht.*) 

Der Mann ift der rau gegenüber unter den Vorausjeßungen des 
Abſ. 1 von der Unterhaltspflicht ganz befreit, wenn die Frau den Unter: 
halt aus dem Stamme ihres Bermögens beitreiten kann.“s) 

81580. Der Unterhalt iſt durch Entrichtung einer Geldrente 
nad Maßgabe des $ 768 zu gewähren. Ob, in welder Art und für | 
welden Betrag der Unterhaltspflichtige Sicherheit zu Teilten hat, be- 
ftimmt ih nad) den Umftänden.“) 

Statt der Rente kann der Berechtigte eine Abfindung in Kapital 
verlangen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.5°) 

Im übrigen finden die für die Unterhaltspflicht der Verwandten 
geltenden Vorichriften der SS 1607, 1610, des $ 1611 Abſ. 1, des $ 1613 
und für den Fall des Todes des Berechtigten die Vorſchriften des $ 1615 
entiprehende Anwendung. 

81581. Die Unterhaltspfliht erliiht mit der Wiederverheis 
tatung des Berechtigten. 

Im Falle der Wiederverheiratung des Berpflichteten finden die 
Vorſchriften des 8 1604 entiprechende Anwendung. 

81582. Die Unterhaltspflicht erliicht nit mit dem Tode des 
Berpflichteten.5:) 

Die Verpflichtung des Erben unterliegt niht den Beſchrän— 
fungen des 8 1579.52) Der Berechtigte muß ſich jedoch die Herab- 
jegung der Rente bis auf die Hälfte der Einkünfte gefallen 
laffen, die der Verpflichtete zur Zeit des Todes aus jeinem VBermögen 
bezogen hat. Einkünfte aus einem Rechte,“) das mit dem Eintritt eines 
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Erläuterungen . | 


Falls die Frau fein Stamm-Vermögen bat, findet die Teilung 
der Eintünfte gemäß Abſ. 1 des 8 ſtatt. Was der Mann zu feinem 
notdürftigen Unterhalt von jeinen „Einkünften“ bedarf, braudt er nicht 
hei die Frau herzugeben. Bas der Mann für ein minderjähriges unver: 

iratetes Rind (88 1601 ff.) oder für eine gweite Frau (83 1360, 1361) 
zu forgen bat, gilt & 1579 Abf. 1 letzter Satz. Dem Unterbaltsaniprude 
anderer Verwandten des unterhaltspflichtigen Mannes geht der der ge- 
IHiebenen Grau vor. vgl. 8 1608 Ab]. 2. 

498 


60) 3.8. weil der „Berpflichtete" auswandern will, oder weil ber 
„Berechtigte Ausſicht Hat, ich mit dem Kapital eine gefiherte Rebensitellung 


zu gründen. 
8 1582 2) {ber Tod des Parse ten“ 8 1580 Abi. 3 am Ende. 
52) jedoch ſelbſtverſtändli n Vorſchriften über Die beſchränkte 
Aa, des Erben für ‚„Nahlapßverbindlidfeiten“ 


8 1580 


8 1975 ff. 
58) 3. B. aus einem Urheberredte. 
8 1583 54 Ss 1569, 1578 ff. 
8 1584 55 er die „Wirkungen“ der Cheideidung im Erbredte vgl. An— 


Hang 1 zu & 1564 unter V. . 
8 1585 * ie Unterhaltspflicht der Eltern gesen bie Kinder wird durch Die 


Cheiheidung der Eltern an ih nit berührt. 88 1601—1603, 1606. 
8 1585, bebanbelt mut die „Beitragspflidtder Frau.” 


1649 ff. 
68 — Note 84 zu 8 847. 


59 1635, 1636, 1684 2, 1685, 1686, 1627 ff. 
8 1586 eo) vgl. Anhang 1 zu 8 1564 unter II. 
8 1587 1) 88 1353 ff. 
62 14261431, 1435. 
81 63 nn allo 3. B. der Bräutigam der ftreng kirchlich gefinnten Braut 
die „Eirhlihe Trauung“ verſprochen hat, nad) der Rückkehrt von der Ehe: 


ſchliehung auf dem Standesamte aber die Trauung in der Kirche grundlos 
verweigert, jo kann dies für die Frau ein „Scheidungsgrund“ gemäß 8 1568 fein. 
8 1589 1) vgl. die Berwandtihafts-Tafel mit Erläuterungen in Anhang 1 zu 
5 1589. — Die Berwandtihaft iſt von Bedeutung insbejondere für die geſetz⸗ 
iche Erbfolne 52 1924 fi. (vgl. Anhang 1 zu 8 1922 unter IV. betr. „Paren- 
telen“). „Aneheliche Kinder“ 88 1589 a 2, 1705 So 1719 ff., „Anna me 





an Kindesitatt‘ 88 1741 ff. „Verwandtſchaft“ und „Schwägerihaft“ als „Che: 
Hindernis“ 8 1310. Die Begriffe „Verwandtſchaft“ un —*— erihaft“ find 
auch in anderen Gelegen von Bedeutung, vgl. E. 33; 3. B. im dit. und 
Strafprozeß wegen des Rechts der „Zeugnisverweigerung“, in der Kon: 
fursordnung und im fogen. Anfechtungsgeſetze vom 21. fi 
1879 (in der Kaffung vom 20. Mai 1898) wegen der „aniehtung von Rechts⸗ 

ndlungen des Schuldners“, die er zum Nadteile feiner Gläubiger mit feinen 

wandten und Verjhmwägerten vorgenommen Bat. Im Strafgelegbud 
und in den E. 57—59 bezeichneten echtsan elegenheiten entiheiden über die 
ehe e „Verwandtihaft” und „Sömägerihaft zunädft die in den be: 

tenden Vorſchriften enthaltenen befonderen Beitimmungen; vgl. d; B. 
8 De un 2 StrGB. über den Begriff „Angehörige“ im Sinne des Gtraf: 
geſetzbuchs. 
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Kirchliche Verpflichtungen — Verwandtſchaft 8 1583-1589 


beftimmten Zeitpunfts oder Ereignilles erlilcht, bleiben von dem Ein- 
tritte des Zeitpunfts oder des Ereignifjes an außer Betracht. 

Sind mehrere Berehtigte vorhanden, fo kann der Erbe 
die Renten nach dem Berhältnis ihrer Höhe ſoweit herabſetzen, 
dak fie zufammen der Hälfte der Einkünfte gleichfommen. 

1583. It die Ehe wegen Geiftesfrantheit eines Chegatten 
seihieden, jo hat ihm der andere Ehegatte Unterhalt in gleicher Weile 
zu gewähren wie ein allein für [huldig erflärter 
Chegatte.°*) 

81584. Iſt ein Ehegatte allein für ſchuldig erflärt, jo kann der 
andere Ehegatte Schenkungen, die er ihm während des Brautitandes oder 
während der Ehe gemacht Hat, widerrufen.) Die Vorſchriften des 
8 531 finden Anwendung. 

Der Widerruf iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Rechtskraft des 
Scheidungsurteils ein Jahr verſtrichen oder wenn der Schenker oder 
der Beſchenkte geftorben ift. 

81585. Hat der Mann einem gemeinihaftlihen Kinde Unter: 
halt zu gewähren,°°) fo ilt die Frau verpflichtet, ihm aus den Einkünften 
ihres Bermögens und dem Ertrag ihrer Arbeit oder eines von ihr felbft- 
ſtändig betriebenen Erwerbsgeihäfts einen angemefjenen Beitrag zu 
den Koften des Unterhalts zu Teiften, joweit nicht dieſe Durch die dem 
Manne an dem Vermögen des Kindes zujtehende Nutznießung gedeckt 
werden.) Der Anſpruch des Mannes iſt nicht übertragbar”) 

Steht der Frau die Sorge für die Berjon des Kindes zu 5°) und 
it eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts des Kindes zu bejorgen, 
ſo kann Die Frau den Beitrag zur eigenen Berwendung für den Unter: 
halt des Kindes zurlidbehalten. 

S 1586. Wird nad 8 1575 die ehelihe Gemeinſchaft aufgehoben, 
\o treten die mit der Scheidung verbundenen Wirkungen ein; °°) die 
Eingehung einer neuen Ehe ift jedod ausgejhloffen. Die Bor: 
Ihriften über die Nihtigfeit und Anfechtbarkeit der Che 
finden Anwendung, wie wenn das Urteil nicht ergangen wäre. 

8 1587, Wird die ehelihe Gemeinſchaft nach, der Aufhebung 
wieberhergejtellt,°:) jo fallen die mit der Aufhebung verbundenen Wir⸗ 
tungen weg und tritt Gütertrennung ein.°?) 


Achter Titel. Kirchliche Berpflidtungen. 
8 1588. Die kirchlichen Berpflihtungen in Anjehung der Che 
werden dur die Vorſchriften dieſes Abjchnitts nicht berührt.“) 


Zweiter Abfchnitt. 
VBerwandtſchaft. 
Erſter Titel. Allgemeine Vorſchriften.) 
F 1589. Perſonen, deren eine von der anderen abſtammt, find 


in gerader Linie verwandt. Perſonen, die nicht in gerader Linie ver- 
wandt find, aber von derjelben dritten Perſon abitammen, 
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F Erläuterungen 


, 2) Soviel Geburten, joviel Grade“. 
) & 1705, ogl. jeboh $ 1310 Abi. 3. 
8 1590 4) Aber: „Verwandte” eines Ehegatten, die erſt nach Auflöfung der 
Che geboren werden, treten nicht mehr in ein „Schwägerihafts-Verhältnis“ 
zu dem andern Ehegatten. j 
8 1591 ı) fiber das „Berfahren in Redtsitreitigleiten, welche die Feſtſtellun 
des —— zwiſchen Eltern und Kindern zum Gegenſtande Baben“ 
3 f. ZPO. — Betr. Ausländer E. 18. — Betr. die vor dem 1. Januar 
geborenen Kinder vgl. die ilbergangsnoridrift E. 2083. 
2) Über die vor der Ehe geborenen, aber vom jpäteren Ehemanne er: 
zeugten Kinder 88 1719 ff., 1723 ff. („Legitimation“ unehelicher Kinder). 


8 1592. 
+) wofür gemäß 8 1591 Abi. 2 die (duch Gegenbeweis widerleg- 
bare) ), ermutun J nei — Die Tatfade, daß außer dem Chemann 
auch andere Männer der rau in der Empfängniszeit beigewohnt haben, 
Inltet die Annahme, daß das Kind ein „eheliches“, d. h. dag der Ehemann der 
ater fei, nit aus. | 

5) 3. B. wenn der Mann beweilt, daß die Frau bereits ſchwanger war, 
als er ihr zum eritenmal betwohnte oder dag er während der ganzen Emp- 
fangnisgeit in Afrika, die Frau in Deutihland war. 

8) Der Beweis des Gegenteils iſt guläffig- 

7 8 1593 1597. Wenn hiernach die „Vermutung“ nit Platz greift, 
muß das Kind oder wer ſonſt die „Ehelichkeit“ behauptet, beweiſen, daß 
der Mann bereits por der Ehe in der Empfängniszeit der Frau beige: 


wohnt habe. , 
8 1592 ‘ was beweiſen muß, wer die „Ehelichkeit“ des Kindes behauptet. 
8 1593 9) Die Anfechtung fann nur in den Kormen der Ar 1596, 1597 erfolgen. 
10) Es gebt „verloren“ durch Friſtablauf 
88 1594, 1598. | 
11) Es kann aljo, ſo lange der Mann lebt, nur diejer die 
Ehelichleit“ eines Kindes „anfehten“. Nach jeinem Tode kann, jo- 
1 ern er das „Anfehtungsredt“ nicht ſchon bei Lebzeiten verloren hatte 
Note 10), jeder 


er Anertennung. 


der ein ee nterejfe“ hat, die Ehelichkeit eines 
indes anfechten alſo auch das Kind ſelbſt, ferner die Erben des Mannes ujm. 
8 1595 ı1a) vgl. 8 1336 


12) 88 106, 114. 





(Fortsetzung von Seite 480) 


Art. 46. Wird das Grundsttick veräussert, so stehen dem Berechtigten 
die im Artikel 45 bestimmten Rechte zu. Er verliert diese Rechte, wenn er nicht 
vor dem Ablaufe des Kalendervierteljahres, in welchem er von dem Übergange 
des Eigentums Kenntnis erlangt, und des folgenden Vierteljahres das GOrund- 
stück räumt. Sie stehen ihm nicht zu, wenn die Veräusserung mit Rücksicht auf ein 
künftiges Erbrecht an einen gesetzlichen Erben des Verpflichteten erfolgt. 

Bie nuch den Artikeln 44, 45 sich aus einer Störung der persönlichen 
Beziehungen zwischen dem Berechtigten und dem Verpflichteten ergebenden Rechte 
treten im Falle der Ver&usserung des Grundstücks ein, wenn die persönlichen 
Beziehungen zwischen dem Berechtigten und dem Erwerber von dem einen oder dem 
andern in der dort angegebenen Weise Festört werden. 

Art. 47. Ist ein Leibgeding für Ehegatten vereinbart, so kann, wenn der 
eine Ehegatte stirbt, der andere Ehegatte das volle Leibgeding mit Ausnahme 
der Leistungen verlangen, die unmittelbar für den besonderen Bedarf des verstor- 
benen Ehegatten bertimmt waren. 

In anderen Fällen eines füirmehrereBerochtigte vereinbarten Leibgedinges 
wird der Verpflichtete durch den Tod eines der Berechtigten zu dem Kopfteile dea 
Verstorbenen von seiner Verpflichtung frei, soweit die geschuldeten Leistungen zum 
Zwecke des Gebrauchs oder Verbrauchs unter den Berechtigten geteilt werden 
mussten. 

Art. 48. Bei der Been digung des Rechtsverhältnisses hat der Ver- 
pflichtete, wenn er dem Berechtigten die Benutzung eines Teiles des Grundstücks zu 
gewähren hatte. die Kosten, die der Berechtigte auf die noch nicht getrennten, jedoch 


(Fortsetzung folgt Seite 519) 
Een 


— 490 — 











ET 
* 





Eheliche Abſtammung 8 1590-1595 


find in-der Seitenlinie verwandt. Der Grad der Verwandtſchaft beftimmt 
ih nad) der Zahl der fie vermittelnden Geburten.?) 

Ein uneheliches Kind und deſſen Bater gelten niht als ver- 
wandt.?) 

81590, Die Berwandten eines Ehegatten find mit 
dem anderen Ehegatten verkhwägert. Die Linie und der Grad 
der Schwägerihaft beitimmen fi nad) Der Linie und dem Grade der fie 
vermittelnden Berwandtihhaft. 

Die Schwägerſchaft dauert fort, auch wenn die Ehe, 
durch Die fie begründet wurde, aufgelöft ift.*) 


Zweiter Titel. Eheliche Abſtammung.) 


81591. Ein Kind, das nad der Eingehung der Ehe geboren 
wird, 3 ift ehelih, wenn die Frau es vor oder während der Che emp- 
fangen und der Mann innerhalb der Empfängniszeit°) der Frau bei- 
gewohnt hat.) Das Kind ift nicht ehelih, wenn es den Umjtänden nad 
offenbar unmöglich ift, dab die Frau das Kind von dem Manne emp- 
fangen hat.°) 

Es wird vermutet, dab der Mann innerhalb der Empfängniszeit 
der rau beigewohnt Habe.) Soweit die Empfängniszeit in die Zeit 
vor der Ehe fällt, gilt die Bermutung nur, wenn der Mann geſtor— 
ben iſt, ohne die Ehelichkeit des Kindes angefohten zu haben.’) 

81592. Als Empfängniszeit gilt die Zeit von dem einhundert- 
einundadhtzigiten bis zu dem dreihundertundzmweiten Tage vor dem Tage 
der Geburt des Kindes, mit Einſchluß fowohl des einhundertein- 
undachtzigſten als des dreihundertundzweiten Tages. 

Stehtfeft, daß das Kind innerhalb eines Zeitraums empfangen 
worden iſt, der weiter als dreihundertundzwei Tage vor dem Tage 
der Geburt zurüdliegt,) jo gilt zu Gunften der Ehelichkeit des 
Kindes dieſer Zeitraum als Empfängniszeitt. 

S 1593. Die Unehelichteit eines Kindes, das während der Che 
oder innerhalb dreihundertundzwei Tagen nach der Auflöfung der Ehe 
geboren tft, Tann nur geltend gemacht werden, wenn der Mann die 
Ehelichkeit angefohten Hat?) oder, ohne das Anfechtungsrecht 
verloren zu haben’) geſtorben ijt.") 

8 1594. Die Anfechtung der Ehelichkeit fann nur binnen Jahres» 
frift erfolgen. 

Die Friſt beginnt mit dem Zeitpunft, in welchem der Mann die 
Geburt des Kindes erfährt. 

Auf den Lauf der Friſt finden die für die Verjährung geltenden 
Vorfchriften der 88 203, 206 entjprechende Anwendung. 

8 1595. Die Unfehtung der Ehelichkeit kann nicht durch einen 
Bertreter erfolgen.!e) It der Mann in der Geſchäftsfähigkeit 
Hl eihräntkt,:) jo bedarf er nicht der Zuftimmung feines gejeßlichen 

ertreters. 
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Erläuterungen 
8 104. 
vgl. den in 8 1594 Abſ. 3 in bezug genommenen 3200 
$ 1596 1.) Dong yo Berfahren vgl. Note 1. Zuſtändig IN, 5, ‚Lane ericht“ 
Anwaltszw Das minderjährige Kind erhält, sum I Dive de de e Graph eß⸗ 
ührung om Üsmundieaftsgeni t einen „Pfleger“. — cht der n 


ee in bee braudt zu beweilen, daß er erit innerhalb der 3 
resfrift 1594 Kenntnis erlangt“ Habe, jondern der 331337 e 
das Kind), Dr der Anfecht tung widerip —* daß Kläger die 
enntnis frü her erlangt habe. vgl. Note 20 au 1571. — Das rechtskräftige 
Urteil, das die Anfechtungsklage für begründet erklärt, hat die Wirkung, daß 
das Kind alsvon An fangan „unehelid‘ 5 gilt (rüdwirtende X Kraft). 
16) Diesbezü, liche Prozeſſe werden auf Antrag bis zur Erledigung des 
„Anfechtimgs -PBrozelles" ausgejesßt. 
ie ausbrüdlid, lei es ducch ſchlüſſige Handlun- 
gen. „Borbehaltlofe Anmeldung“ beim Standesamte it nicht ohne 
w e iteres — „Anertennung“. Der Mann fann ein „während der Ehe“ 
peb orenes Kind vechtswirkſam als das ſeinige anerkennen, ſelbſt wenn er pe! 
B er nicht der Vater it. vgl. Note 8 zu $ 1720. — Die Anerkennung“ felbit 
kann auch angefochten werden. vgl. Note 19. 
vehament, um 
1509 19 egen Irrtums, Täufhung, Drohung vgl. SS 119, 123, 124, 
ft Gnhang 109 a Er 8 139 unter b 


1801 "= EN 1601 f. handeln von der gefeglihen Unterhaltspfliht der 
„Berwandten“ uf Sie enthalten jedoch auch einige Zor ſruten über 
die Anterhaltsp icht der Ehegatten, die im en u 3.3 108, HAN 


$ 1598 


5 
51 
8 


Igiebene Ehegatten in 88 1578 geregelt iſt, 
1611 Abf. 2. — Undere alle von nterbaltspf ht opt. egilter unter „Unter: 
NL insbejondere über die Unterhaltspflicht Vaters eines „unebe- 
hen & de die nit als „verwandt“ miteinander gelten ($_1589 
Abſ. 2), in den $ 1708 ff. — Für bie im Leben häufig vorfommenden Fälle, 
gr nen Eltern oder Boreltern ihren Ablömmlingen oder Diele jenen, oder die 
Frau dem Manne Unterhalt gewähren, ohne ch, Die Vorausfegun en der 
— ——— insbejonbere ‚Bedürttigleit“ ($ 1602) des Den 
nter emp enden, vorliegen, vgl. 685, 1618, 1429. — liber Ber 
— von IB Itsanjprüdien 194 Abſ. 2, 197, 201, 204, 218. — Über 
die Crjep-Einjprüde desjenigen, der einer Perjon Unterhalt | gewährt bat, gegen 
den eigent io u nterh paltspfti tigen 88 679, 688, insbejonbere 
über > So nprü üche der Armenpfleges Verbände, An talten ujw. E. 103. 
s find alfo nur Eltern und Kinder, toßeltern und Entel 
uw. einander — flichtig; nicht aber: Seitenverwandte (Geichwilter 
ulw.), au : Ihwägerte“ (Stief-Eltern und Stieftinder, Schwieger- 
Eltern un er-Rinder 8 15%). Daß Stiefpater, Stiefmutter, Schwie- 
rſohn, S —— er eh, durch die der leib bTigen Mutter, 
m leib er ater, der leiblichen Todter, eibliden 
Sohne obliegende Unterhaftspftidt „als Chegatten“ der unterhalts— 
lihtigen Teils in Mitleidenſchaft gezogen yerben ‚gönnen, ergibt 
aus 8 1604 und Noten. — Seit 1. Januar 1900 iſt 4. B. Mi n Preußen 
über den Geſchwiſtern ie enbe —E — —— — ſelbſt 

wenn fie bereits durch Urteil tgeltellt war. 


8 1602 ®) Sorausjekung iſt alſo: Bermägensio teit (der „Stamm“ des 
f 


Dermögens muß aufgezehrt kin Spt. doch Die usnahbme des Abi. 2 
des 8), — b) Ermwerbs-(Arbeits-) Lfabinte: Ob die Bedürftigfeit eine 
ver Huldete“ oder unverjäuldete ilt je FEAT RAR vorbe- 

baltlich der Vorfhrift des 8 1611. -- nterhalt fordert, muß be: 

a „Daß er oukerftanbe ift, ih aber zu unterhalten (ganz oder teil- 

weije 
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Unterbhalt3pflicht 8 1596-1602 


Für einen geihäftsunfähigen Mann!) kann fein gejeglider 
Vertreter mit Genehmigung des Bormundihaftsgerihts die Che- 
fihfeit anfechten. Hat der gejegliche Vertreter die Ehelichkeit nicht recht⸗ 
zeitig angefochten, jo fann nad) dem Wegfalle der Geihäftsunfähigfeit 
der Mann felbit die Ehelichkeit in gleicher Weile anfechten, wie wenn er 
ohne geleglichen Vertreter gewejen wäre.!*) 

8 1596. Die Anfechtung der Ehelichkeit erfolgt bei Lebzeiten bes 
Kindes Durch) Erhebung der Anfechtungsklage. Die Klage ijt gegen das 
Kind zu richten.">) " 

Wird die Klage zurüdgenommen, |o ift die Anfehtung 
als nicht erfolgt anzüufehen. Das gleiche gilt, wenn der Mann vor der 
Erledigung des Nedtsitreits das Kind als das Jeinige anerfennt. 

Bor der Erledigung des Rechtsſtreits Tann die Unehelichleit nicht 
anderweit geltend gemadt werden.'‘) | 

81597. Nah dem Tode des Kindes erfolgt die Anfechtung der 
Ehelichkeit durch Erklärung gegenüber dem Rachlahgerichte; die Erklärung 
ftinöffentlih beglaubigter Form abzugeben. 

Das Nachlaßgericht joll die Erklärung ſowohl demjenigen mitteilen, 
welder im alle der Chelichfeit, als aud) demjenigen, welcher im Falle 
der Unehelichfeit Erbe des Kindes iſt. Es hat die Einfidht der Erflärung 
jedem zu geitatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht. 

1598. Die Anfechtung der Chelichkeit ift ausgeſchloſſen, wenn 
der Nann das Kind nad der Geburt als das jeinige anerfennt.'”) 

Die Anerkennung fann nicht unter einer Bedingung oder 
einer Zeitbeftimmung erfolgen. 

Für die Anerkennung gelten die Vorichriften des 8 1595 Abi. 1. 
Die Anertennung kann aud) in einer Berfügung von Todes- 
wegen?®) erfolgen. 

81599. Iſt die Anerkennung der Ehelichleit anjehtbar,'°) Tv 
finden die Vorſchriften der SS 1595 bis 1597 und, wenn die Anfechtbar- 
feit ihren Grund in arglütiger Taujhung oder in Drohung hat, 
neben den Vorſchriften des 8 203 Ab. 2 und des $ 206 aud) die Vorjhrift 
des 8 203 Ubi. 1 entjprechende Anwendung. 

81600. Wird von einer Frau, die fi) nach der Auflöfung ihrer 
Che wiederverheiratet Hat, ein Kind geboren, das nad) den 88 1591 bis 
1599 ein eheliches Kind jewohl des eriten als des zweiten Mannes jein 
wäürde,2°) fo gilt das Kind, wenn es innerhalb zweihundertundfiebzig 
Tagen nad) der Auflöfung der früheren Ehe geboren wird, als Kind des 
eriten Mannes, wenn es |päter geboren wird, als Kind des zwei- 
ten Mannes. 


Dritter Titel. Anterbaltspflißt.) 


81601. Verwandte in gerader Linie”) find verpflichtet, ein- 
ander Unterhalt zu gewähren. 

81602. Unterhaltsberedtigt ift nur, wer außerjtande it, 
fih jelbft zu unterhalten.?) 
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Erläuterungen 

s) Die Eltern eines minderjährigen unverheirateten Kindes dürfen allo, 
jo lange fie fähig find, Unterhalt zu gewähren ($ 1603), Stamm“ 
des ARindesvermögens nicht angreifen, jondern mü en ne eigenes 
Vermögen zum Unterhalt des Kindes verwenden (vgl. j 1603, letzter 
Sat). — Zum Brozefie gegen die Eltern bedar minde önrige 
Kind in der Regel eines vom ermundihaitsperihte zu beitellenden „Bile- 
gers“ $ anebejonbere tft Die vom Manne getrennt lebende 
—A —* die Kinder bei ſich hat, nicht berechtigt, namens der Kin— 
der” ge gegen n den Vater auf Unter alt zu kla en, te muß beim Bormundidhafts- 
ger erichte Die Beitellung eines Pflegers ragen, als welder jie felbit 

ſtellt werden fan. 

) Rur 4. nwärtige oder wenigſtens „nahe“ nerährbung befreit 
von ber Unterha Hepfti Ein Lleiner Rentner mit 20 Vermögen, 
ber feinem verarmten ter Unterhalt gemüdeen ſoll, ann alſo nicht ein: 
wenden, daß fein fünftiger Unterhalt „in einen alten Tagen“ geführbet 
kei; er muß das Sta m m vermögen, die 20 000 Mt. angreifen. 
| °) Der in Anſpruch genommene Unterhaltspfli tige muß jeine „Un: 
jüpiate beweijen; es iſt nicht Sache des „Klägers“ zu beweiſen, daB der 

tla ur Gewährung a „imfande‘ it. — Bei meflun Der „Zeiltungs- 
—5 iſt nicht nur das mögen, ſondern auch die rwerbstraft des in 
nſpruch Genommenen in Betracht u ziehen, und zwar kommt es nicht darauf 
an, was er „erwirbt“, jondern was er in einer keiner Cebensitellung ungefähr 
eniſprechenden Erwerbstätigfeit erwerben ‚tann“. — e s⸗ 
mäßigen Unterhalt“ $ 1610. — Über die Anfehtun nes Ebenen. 
trag s, durd den ein Ehegatte fi „au tande“ ee dat, r einen Berwandten 
Unterhalt zu gewähren, vgl. Note 1 am Ende zu $ 
?) Die Unterhaltspfliät der Eltern Binder; ährige unverheiratete 
Kinder ijt aljo ne itergebend als nad Abf. 1 des $ die Unterhaltspflicht 
ſonſt ———— t. 8 1602 Abſ. 2 und Note 19 zu 8 1360. 


Kern. 
& 1602 a 
ı0) Eine Derbeiratete Frau“, die mit ihrem Ehemanne im 
gejegliden Güterftande der „Verwaltung und Nusgnießung des Mannes 
am Eingebrachten“ lebt (88 1363 ff.), haftet aljo ihren unterhaltsberechtigten 
Verwandten (Eltern, $ Kindern eriter he ujw.) nicht bloß mit ihrem etwaigen 
„Borbehaltsgute“, jondern aud) mit dem eingebranten Gute“, und 
der Mann (Schwi erſohn, Stiefvater ujw. ‚muß, „og leires Verwaltungs: 
und Nu nießungste ts, das „eingebra ut“ Frau zur Befrie⸗ 
nter Itsanf Iprüche der Bermondten der Frau hergeben. vg 
80 B. e. zu 8 1411 und den Hinweis auf $ 1604 in Note 2 zu 8 1601. 
Dt keinem eigenen Bermögen ijt der Mann den Verwandten der „rau“ 
nicht unterhaltspfliätig. 
11) vgl. Note 26 B. e. zu $ 1459, 88 1534, 1549. Es haftet aljo” das 
‚Gejamtgut“ der Eheleute ſowohl den unterhaltsheredhti ten Verwandten 
des Mannes wie denen der ra u. vgl. den Hinweis ER 1604 in Note 2 
gu 3 1601. Sein eigenes (a uber dem „Gejamtgute“) braudt 
Chegatte des ——— gen” zur Erfüllung von deſſen 
——— nid MR: zugebe 
12) Die ift entipricht der des 8 1604 Abi. 1. vgl. Note 10. 
13) Die — enfolge der Unterhaltspflichtigen ii alle: 1. Kinvder, 
che 3. Urentel uw. Erſt dann fommen: 4. Eltern, 5. Großeltern, 
6. Urgroßeltern ufm. — Über Erbfolgeordnung der Abkömmli nge 8 1924. 
Wenn der Unter! A er R drei Kinder, A, B, C, und von ehem vor⸗ 
verſtorbenen Kinde 4 Enkel, F, G, hat, und wenn Tein Unterbaltsbedarf 
1600 ME. beträgt, To mülfen ah ben: A, B, C je 40 Mt. und D, E,F,G 
je 100 Mt. Menn B „ganz leijtun sunfähig“ iſt 8 1603) und E und F nur ie 
40 Mt. geben fönnen, jo müſſen, nur 3 ee Linien übrig find, 
zahlen: A und C je 533% Mt, D und G je 226% Mt. und E u und F je 
40 ME. Angenommen: Der feiltungsunfähige B hätte zwei leiftungsfäbige Söhne 
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Unterhaltspflicht 8 1603-1607 


Ein minderjähriges. unverheiratetes Kind fann 
von feinen Eltern, auh wenn es Bermögen hat, die Gewährung 
des Unterhalts injoweit verlangen, als die Einkünfte feines 
Vermögens und der Ertrag jeiner Arbeit zum Unterhalte nit 
ausreiden‘) 

81603. Unterhaltspflichtig iſt nicht, wer bei Berüdfichtigung 
leiner ſo nſt igen Berpflidätungen außerjiande it, ohne Gefähr- 
dung feines ftandesmäßigen Unterdalts®) den Unterhalt zu 
gewähren.®) 

Befinden fi Eltern in diejer Lage, jo find jie ihren minderjährigen 
unverheirateten Kindern gegenüber verpflichtet, alle verfügbaren 
Mittel zu ihrem und der Kinder Unterhalte gleihmäkig zu ver- 
wenden.’) Diefe Verpflihtung tritt nicht ein, wenn ein anderer 
unterhbaltspflidtiger Berwandter vorhanden ift;°®) fie 
tritt auch ni ht ein gegenüber einem Kinde, deſſen Unterhalt ausdem 
Stamme feines Bermögens beitritten werden fann.’) 

81604. Soweit die Unterhaltspfliht einer Frau ihren Ber: 
wandten gegenüber davon abhängt, daß fie zur Gewährung des Unter- 
Balts imftande tit, tommt die dem Manne an dem eingebrachten Gute 
zuſtehende Berwaltung und Rutznießung nicht in Betradht.!°) 

Beiteht allgemeine Gütergemeinſchaft, Errungenihaftsgemeinihaft 
oder Kahrnisgemeinidhaft, fo beitimmt fi die Unterhaltspfliht Des 
Hannes oder der Frau Verwandten gegenüber jo, wie wenn das Ges 
amigut dem unterhbaltspflidhtigen Ehegatten gehörte.) Sind 
bedürftige Verwandte beider Ehegatten vorhanden, jo 
it der Unterhalt aus dem Gejamtgute jo zu gewähren, wie wenn 
die Bedürftigen zu beiden Ehegatten in dem Verwandtſchaftsverhältniſſe 
fänden, auf dem die Unterhaltspflicht des verpflichteten Ehegatten beruht. 

81605. Soweit die Unterhaltspfliht eines minderjährigen 
Kindes feinen Verwandten gegenüber davon abhängt, daß es zur Ge- 
währung des Unterhalts imftande ift, fommt die elterlihe Nutznießung 
an dem Bermögen des Kindes nicht in Betradht.!?) 

81606. Die Ablömmlinge find vor den Verwandten der auf: 
ſteigenden Linie unterhaltspflichtig.‘°) Die Unterhaltspfliht der Ab⸗ 
kömmlinge beftimmt fi) nad) der gejeglihen Erbfolgeordnung und dem 
Verhältniſſe der Erbteile. 

Unter den Verwandten der aufiteigenden Linie haften die 
näheren vor den entfernteren, mehrere glei nahe zu gleichen 
Teilen. Der Bater haftet jedoh vor der Mutter; fteht Die 
Nugniekung an dem Vermögen des Kindes der Mutter zu,'*) ſo 
baftet die Mutter vor dem Vater. 

1607. Soweit ein Berwandter auf Grund des 8 1603 nicht 
unterhaltspflichtig ift, bat der nach ihm haftende Verwandte den Unter: 
halt zu gewähren.!°) - 

Das gleihe gilt, wenn die Rehtsverfolgung gegen einen 
Berwandten im Inland ausgeſchloſſen oder erheblih erh wert 
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Erläuterungen 


H und K, jo müßten zahlen: A und C je 400 ME, H und K je 200 ME, die 
nur teilmweije Br 2 sfähigen E und F je 40 Mk. D und G je 160 Mt. 
14 684 


8 1607 15) Bei rein wörtlider Auslegung diefes Satzes könnte man im Bei: 
een der Note 13 za dem Ergebnis fommen, daß, weil der kinderlofe B wegen 
eiltungsunfähigfeit gemäß 8 1603 „nicht unterhaltspflicdhtig“ ift, fein „aus: 
fallender“ Beitsag von 400 M. auf „ven nach ihm haftenden Verwandten“, 
alſo 3. B. auf dei nod) lebenden Water des R zu überwälzen fei; denn A, C, 
D, E, F, G iind ja nidt „nad“ dem B, fondern „mit“ ihm haftende Ber: 
wandte. Dieles don dem natürlichen — widerſprechende Ergebnis würde 
aber dem an die Spibe geitellten Grundlage des $ 1606 widerſprechen, „Daß 
die Abfömmlinge vor den Verwandten der aufjteigenden Linie 
unterhaltspflidhtig find.“ Die Überwälzung des ausfallenden Beitrags ge: 
Ihieht allo wie im Beilpiele der Note 13 angegeben. 

16) Menn im Beilpicle der Note 13 der an ji „leiftungsfähige“ A 
in Amerita feinen Wohnſitz hat, jo geht feine Beitragspflicht gegenüber dem 
R auf die übrigen Abkömmlinge in der Note 13 angegebenen Weile über: 
dieje aber können Erja% des von ihnen für A Geleijteten von A in Amerika 
fordern. — vgl. 8 412 


3 1608 17 1360, 1361. 
18) 88 1578 ff. 
3 1609 19 1924 h: 
10a) 1579 bj. i Satz 2. 
3 1610 20) Kur die „perſönlichen“ Bedürfniſſe des Beredtigten, nicht 


die feiner Familie, insbejondere nicht die feines Chegatten find 
u berüdlihtigen. Wenn 3. B. ein Ehepaar mit Fleinen Kindern unterhaltsbe: 
ürftig it, Jo brauchen die Eltern des Mannes nur dieſem Unterhalt 
zu gewähren, die yrau muß ih an ihre Eltern halten. Die Rinder 
mülfen von den Eltern des Mannes und ber Frau (beiden Großeltern) zu 

gleiden Teilen unterhalten werden (vgl. 88 1606 Abf. 2, 1607). 
s 1611 21) 3. B. durch Ausihweifungen, Vermögensverluft infolge erlittener 
—— — Wer ſich gegen die Gefahr künftiger Unterhaltspflicht gegen 
verſchwenderiſche oder dem Trunf ergebene Verwandte möglichſt 
Ihüßen will, fann Vie „Entmündigung“ des Verſchwenders oder Trinters 
en vgl. 86 und die dort Anhang 9 bezeichneten Vorſchriften 

r 


22) 2333—2337. Wenn alſo 3. B. die von ihrem Ehemanne en 
von ihm erlittener grober Mikhandlun he etrennt lebende Frau ih 
des Ehebruchs ſchuldig madt, jo braucht der na 5 1360, 1361 unterhalts- 
pflidtige Mann der Frau nur „notdürftigen“ Unterhalt zu gewähren. 

3 1612 23) Der Berechtigte fann auf „Lünftige Entrihtung“ klagen (8 258 
Sc 3. B. mit dem Antrage, „den Beklagten zu verurteilen, vom Tage der 
uftellung der Klage an den (70 Jahre alten, — Kläger bis 
anſein Lebensende eine Geldrente von 20 Mt. monatlid, (nad) 8 760) 
invierteljähbrlihen Teilenim voraus zu zahlen und das Urteil 
für vorläufig volljtredbar zu erflären (8 708° 3PO.)“. Tritt 
dann Später eine wejentlide Änderung derjenigen Berhält- 
nilje ein, die für die Verurteilung zur „Entritung“ des Unterhalts, für 
die Beitimmung der „Höhe“ des Unterhalts oder der „Dauer“ feiner Ent- 
rihtung maßgebend waren (5. B. der „Berechtigte“ wird wieder gang oder 
teilweiſe erwerbsfähig, er gewinnt in der Lotterie oder macht eine Erbichaft, 
oder der „Verpflichtete“ iſt de der Teil bereditigt, im Wege einer 
neuen de eine entiprediende „Abänderung“ des früher ergan- 
enen Urteils auf Unterhaltsgewährung zu verlangen nah Mafgabe des 
323 ZPO. — Die RL lichen Unterhaltsforberungen find der Pfändung nicht 
unterworfen (S 850 ? ZBO.), nicht verpfändbear, nicht abtretbar, und es kann 
dagegen nicht aufgerechnet werden (SS 1274, 400, 394 BGB.). — Außenftehende 
Forderungen des Unterhaltspflichtigen, die ſo aſt der Pfändung nidt 
unterworfen find, 3. B. Arbeits- oder Dienftlohn, Gehalts: ujw. Korderungen, 
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Unterhaltspflicht 81608-1612 


if. Der An pruc gegen einen ſolchen Verwandten gebt, I omweit 
einanderer Verwandter den Unterhalt gewährt, auf diefen über.!‘) 
Der Übergang’ fann niht zum Nachteile des Unterhalts:- 
beredtigten geltend gemacht werden. . 

$ 1608. Der Ehegatte des Bedürftigen 17) haftet vor deſſen Ber: 
wandten. Soweit jedoch der Ehegatte bei Berüdfichtigung feiner jon- 
ftigen Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines 
ſtandes mähigen Unterhalts den Unterhalt zu gewähren, haften 
die Berwandten vordem Ehegatten. Die Vorſchriften des 
8 1607 Abſ. 2 finden entjprechende Anwendung. 

Das gleiche gilt von einem geſchiedenen unterhaftspfliätigen Ehe: 
gatten :°) jowie von einem Ehegatten, der nad) 8 1351 unterhalts- 
pflichtig iſt. 

81609. Sind mehrere Bedürftige vorhanden und iſt der Unter⸗ 
haltspflichtige außerſtande, allen Unterhalt zu gewähren, ſo gehen unter 
ihnen die Abkömmlinge den Verwandten der aufſteigenden Linie, 
unter den Abtömmlingen diejenigen, welche im alle der gefeglichen 
Erbfolge als Erben berufen fein würden,’) den übrigen Abkömm— 
lingen, unter den Verwandten der auffteigenden Linie die 
näheren den entfernteren vor. 

Der Ehegatte jteht den minderjährigen unverheirateten Kin: 
dern glei); er geht anderen Kindern und den übrigen Verwandten vor. 
Ein gejhiedener Ehegatte?) fowie ein Ehegatte, der nad 
8 1351 unterhaltsberechtigt ift, geht den volljährigen oder 
verheirateten Kindern und den übrigen Verwandten vor. 

8 1610. Das Nah des zu gewährenden Unterhalts beitimmt ſich 
nah der Lebensitelungg des Bedürftigen (fandesmäßiger 
Unterbalt).?°) 

Der Unterhalt umfaßt den gejamien Lebensbedarf, bei einer 
der Erziehung bedürftigen Perjon auch die Koften der Erziehung 
und der Borbildung zu einem Berufe. 

8 1611. Wer dur fein JittlihesBerjhulden bebürftig 
geworden 21) ift, kann nur den netdärftigen Unterhalt verlangen. 

Der gleihen Beichräntung unterliegt der Unterhaltsanjprud der 
Abkömmlinge, der Eltern und des Ehegatten, wenn fie fi) einer Ver— 
fehblung |[huldig machen, die den Unterhalispflicätigen beredhtigt, 
ihnen den Pflichtteil zu entziehen, jowie der Unterhaltsan- 
ipruch Der Großeltern und der weiteren Voreltern, wenn ihnen gegen- 
über Die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen Kinder berechtigt find, 
ihren Eltern den Pflichtteil zu entziehen.) 

Der Bedürftige kann wegen einer nach dieſen Vorſchriften ein⸗ 
ttetenden Bej % räntung feines Anſpruchs niht andere Unter: 
baltspflihtige in Anſpruch nehmen. 

8 1612. Der Unterhalt ift durch Entridtung einer Gelbrente 
zu gewähren.) Der Verpflichtete kann verlangen, daß ihm die Ge— 
—— des Unterhalts in anderer Art geſtattet wird,?*) wenn beſon— 


dere Gründe es rerhtfertigen.??) 
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Erläuterungen 


fönnen zur Erfüllung der ann letdlaon ewijlem Umfange gepfändet 
werden; 8 850 Ab}. 4 ZPO. und Lohnbeſchlagnahmegeſetz vom 21. Juni 1869 
nebſt ee sgeſetz vom 239. März 1897. 

atural-Berpflegung im Haufe des Unterhalts- 
pitihtigen. 


3. B. weil der Unterhalts-Bereitigte ein Verſchwender, Trinfer 
ujw. ift m gas em fangene Geld vergeudet. 
26 buch Unierbeing in einer Penſion“. 
27 ; $ nit vierteljäht & (8 760 60) ſondern nur monatlich im voraus. 
28 ein Sn hierüber er alſo nicht zuläffig. 


8 1613 28 
80 Sr. arg 1. | 

8 1614 abfi ndur au t EA „Vergleich“ 3. B. betreffend eine Kapitals: 
ung. 

1615 ) äber Berjährun Aiote 1, über Erlöjden oder Änderung wegen 
3 veränderter —5 a te 23 es 
1968. 
8 1616 1 1) Del. ne. 1 zu 8 1616 (Allgemeine Borbemerlung, insbejondere 
über elterlihe Gewal 


Betr. Sinslände, E. 19, 8—31. — libergangsvorfhriften E. 203—206. 

122) ngl. Anhang 1 zu 8 1616. — Außer SS 1616 di handeln nod 
andere „orieiften über das ge (Glamii zwilchen Eltern und Kin: 
dern"; 3. B. ie (Wohnſitz). 1305 (Finwilligung der Eltern zur Ede 
Ihlieung), 1601 ff. ( — —* SS 1924, 1925, 2303 (gejegli 
Erbrecht und Pflichtteilsrecht), Een mmung der Berjährung). et 
Staatsan ehörigleit der — eichs opel. vom 1. Juni 1870 und E 

° 12. Die Bellegung des Bornamens gehört pur „Sorge für die 

Perſon des Kindes, 88 1627 ff. — Betr. Adel uſw. gilt das „öffentlide 
Recht“ „des betr. Bundesitaates. 

g 1617 Das Kind gehört gm. „Hausſtande“ der Eltern, wenn es dort den 
Mittel unkt feiner Lebensbeziehungen“ Hat. „Wohnen“ im Haufe ift nit 
oraus gung: Umgelehrt kann ein im Haufe wohnendes. Kind unter Um- 

ftänden ni ‚zum Hausftande“ gehören. — 8 1617 gilt au für das voll⸗ 
Re Kind, F Is die Porgelegungen des 8 vorliegen, jedoch fteht einem 
TEE en; den Kinde jederzeit frei, Den elterlichen Dausitend gu ver: 
n es fteht nicht mebt unter „elterlicher “(8 1626). 

) aud wenn die Eltern dazu nit ihr eigenes, jondern ledig: 

18 Die Sintünite des Kindes vermögens verwenden. 
m jwar unentgeltlid. Der Erwerb durd dieſe Dienfte 
geßönt Den tern. vgl. dagegen $ 1651. Auf die nad 8 1617 von 
indern em Eltern zu leijtende „Dienjte“ finden nicht Die —— riften über 

Dienftverträge 88 611 ff., insbeſondere nicht die de ndeorbnu 

der Gewerbeordnung, des Handel eſetzbuchs ujw. über Gefinde, gewerbli 

Arbeiter, Handlung gegedilien ujw. Anwendung. Getbftperftindtig aber ſteht 

es tern und Kind ern frei, bur pelonbere Vereinbarung der: 

tige „Dienftverträge” zu Ifichen wonach 3. B. eine Tochter bei ihren 

Eltern als Wirtin oder Magd gegen pn, ein © ohn beim Bater als Guts: 

injpeftor, ein Sohn beim Vater als Hanplungsgehilfe gegen Gehalt ufw. tätig 

ift; dann gelten die betreffenden Gejegesbeitimmungen wie unter Fremden. — 


ine 80 rung aus 3 1617 steht 8 845. 
8 1618 ee nit Die Amjtände eine andere Abliht ergeben. 88 685 


2 anh 1429. vgl. Note 3 
8 1619 * ") vgl. Note 3 und $ 1430. 
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Rechtöverhältnis zwiſchen Eltern u. Mind im allgemeinen 8 1613—1619 


Haben Eltern einem unverheirateten Rinde Unterhalt zu gewähren, 
io können ſie beftimmen, in welder Ari ?*) und für welde Zeit im 
voraus 2) der Unterhalt gewährt werden joll. Aus bejonderen Grün» 
den fann das Bormundfchaftsgeriht auf Antrag des Kindes die Be- 
ſtimmung der Eltern ändern.?®) 

Im übrigen finden die Vorſdriften des 8 760 Anwendung. 

81613. Für die Vergangenheit Tann der Berechtigte Er- 
jüllung oder Shadenserjat wegen Nichterfüllung nur von der 
Zeit an fordern, zu welcher der Verpflichtete in Berzug gefommen 2°) oder 
der Unterhaltsaniprucd rechtshängig geworden ijt.°°) 

8 1614; Kür die Zulunft fann auf den Unterhalt nicht verzichtet 
werden.®?) 

Durch eine Borausleiftung wird der Berpflichtete bei erneuter Be- 
bürftigleit des Berechtigten nur für den im 8 760 Abf. 2 beitimmien Zeit- 
abſchnitt oder, wenn er ſelbſt den Zeitabjchnitt zu beitimmen Hatte, für 
einen den Umjtänden nad) angemefjenen Zeitabjchnitt befreit. 

8 1615. Der Unterhaltsanſpruch erliiht °:2) mit dem Tode des 
Beresstigten oder des Verpflichteten, joweit er nit auf Erfüllung oder 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung für die Bergangenheit’°) 
oder auf ſolche im voraus zu bewirkende Leiltungen gerichtet ift, die 
zur Zeit des Todes des Berehtigten oder des Berpflichteten 
fällig find. 

Im alle des Todes des Berechtigten hat der PVerpflicdhtete die 
Koften der Beerdigung zu tragen, joweit ihre Bezahlung nicht. von den 
Erben zu erlangen ijt.’*) 


Dierter Titel. Rechtliche Htellung der ehelichen Kinder.) 


I. Redhtöverhältnia zwiſchen den Eltern und dem Kinde 
im allgemeinen.!:) 


8 1616. Das Kind erhält den Familiennamen des Baters.?) 

81617. Das Kind it, folange es dem elterlihen Haus- 
Hand angehört?) und von den Eltern erzogen oder unterhal- 
ten wird,*) verpflichtet, in einer feinen Kräften und feiner Lebens— 
itellung entſprechenden Weije den Eltern in ihrem Hausweien und Ge: 
ſchüfte Dienſte zu leilten.:) 

FAIGIS. Macht ein dem elterlihen Hausitand angehörendes 
voljähriges Kind zur Betreitung der Koften des Haushalts aus feinem 
Vermögen eine Aufwendung oder überläßt es den Eltern zu diefem 
Zwede etwas aus feinem Vermögen, jo ijt im Zweifel anzunehmen, daß 
die Abſicht fehlt, Erfah zu verlangen.‘) 

S 1619. Überläßt ein dem elterlichen Hausitand angehörendes 
volljähriges Kind fein Bermögen ganz oder teilweile der Verwaltung 
des Baters,’) jo fann der Bater die Einfünfte, die er während 
feiner Verwaltung bezieht, nad freiem Ermefjen verwenden, jo- 
weit nicht ihre Verwendung zur Beitreitung der Koften der ordnungs- 
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$ 16230 8) nicht au: einem Sehne. 
®») nur einmal nich auch bei geiter uw. Ehe, 8 1622. 
ı0) auch wenn der Mann der odter 3. B. aus einer früheren Ehe 
ſchon einen eingerichteten Haushalt Hat. - | | 
11) Nah Wahl des merpilihteien‘ in Geld over in den er: 
forderliden Sachen unter Berü tigen von 8 242. Die „Angemefien- 
it“ richtet ih nad den Verhältniſſen zur Zeit der Cheihliekung. — 
—2 iſt nad) dem Spradigebraude des BGB. zu unterjheiden von 
. Yusttattung (vgl. $ 1624 und Noten). „Ausfteuer“ *8 was einer 
Tochter (nicht: auch einem Sohne) im e der Verheiratung zur Ein: 
richtung des Haushalts gegeben wird. „Ausitattung“ tit alles, was einem 
Sohne odereiner Tochter, ſei es mit Nüdficht auf, die VBerbeitatun 
feies zu den anderen in $ 1624 bezeichneten Zweden, gegebeit”wird. Der Begri 
„Ausiteuer“ ijt lo in dem Begriff „Ausitattung‘, als dem weiteren, 
enthalten. der Sohn erhält, ift niemals „Ausfteuer“, jondern 
fann nur „Ausftattung“ jein. Was die Tochter bei der Verheiratung zur 
Einrichtung des Haushalts erhält, It ſowohl „Ausſteuer“ wie „Aus⸗ 
ſtattung“. Die bare Mitgift an die Tochter iſt „Ausſtattung“. Der Haupt- 
unteriihieb fe Auf Ausjtener hat Die Tohter nad 8 1690 eintlagbares 
Recht, auf Ausſtattung gibt es fein Elagbares Nedt. Der Sohn 
t alio feinen „Elagbaren“ Anſyruch — Die Tochter kann die „Aus: 
teuer“ erit bei der Eheſchließzung fordern. („Fälligfeit“ des 
npruds), nit Ion vorher. nn jebod der er vor der Ehe— 
ſchließung feine usibeuerp licht ausdrüdli oder durch ſchlüſſige Handlungen 
beitzeitet, jo kann die er auf ‚oelttellung jeiner Ber: 
f Iihtung oder auf Leiſtung (Zah unal nad erfolgter Ehe⸗ 
liehun “ tlagen ($$ 256, 259 RO. Nach der Eheſchließung fann beim 
gpelestt Güterftande“ (88 1363 BR auch der Mann klagen ($ 1380). — 
nn Die Ausiteuer vor Eheſchließung“ angeſchafft ift und der Bräu- 
tigam zurüdtritt, gilt & 1208. | 
s 1621 ı2) 88 13051308. Für die 21 Jahre alte Tochter ift Die elterliche 
Cinwilligung nit mehr sejorberlin ; fie fann aljo „Ausfteuer“ verlangen, 
auch wenn ie gegen den Willen der Eltern heiratet. 


2333, 2337. 
8 1623 14) Note 84 zu 8 847. Der Anſpruch iſt ſelbſtverſtändlich „vererblich“. 
8 1624 15) Sohn oder Tochter. | 
A Oi 3. 3. „Ausjteuer“ der Tochter, „bare Mitgift“. vgl. S 1620 und 
o 


1) freiwillig; ein klagbarer Anſpruch Bei nicht (aus: 
nommen auf Die „Ausfteuer“ der Tochter 8 1620 und ten)? „Aus-⸗ 
teuer iſt Eltern: Bjlidt, Ausjtattung Eltern-Gnade" (C). 
18) Eine Verpflichtung beiteht „kraft Gejeges“ nur im 
Selle des 8 1620; fie kann jedoh kraft Vertrags beiteben, 3. B. die 
Itern [ohliegen mit dem Kinde einen Dienſtvertrag (vgl. Note 5), wo- 
durch fie fi) verpflichten, dem Kinde als Degenleittung für mindeftens 
drei Jahre lang vom Kinde zu leiltende Dienjte als Wirtin, als Inſpektor 
uw. eine „Ausſtattung“ von 1500 ME. zu gewähren. 
) ur wenn die Ausitattung dieſes „Maß überfteigt“, finden die 
beihränfenden Vorſchriften über Schenlungen &8 516 ff., insbeiondere 518, 
528, 530 Anwendung. Hiernad ift das von den Eltern gegenüber ihrer 
Tochter abgegebene mündliche Verſprechen einer baren itgi „klagbaär“, 
ſo weit die Mitgift das in $ 1624 angegebene Maß nicht überſteigt 
wenn fie es überſteigt, iſt gericht liche oder notarielle Form zur 
Wang tigkeit — Klagbarkeit — nötig, 8 518). Streitig und ifelhaft 
iſt, ob ein itgif erſprechen der Eltern der Braut an den künftigen Schwieger⸗ 
john immer als „Schenkung“ aufzufaſſen ſei und daber zur Klagbär— 
feit“ ftets der gerihtliden oder notariellen Form bedürfe, oder 
ob es jtets (au wenn nur mündlid gogegehen klagbar ſei, weil es ſtets 
als „entgeltlicher“ Vertrag aufzufaſſen ſei, nämlich: „Mitgiftverſprechen“ für 
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Rechtsverhältnis zwiſchen Eltern n. Kind im allgemeinen $ 1620-1625 


mäßigen Verwaltung und zur Erfüllung folder Berpflichtungen des 
Kindes erforderlich ift, die bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den 
Einfünften des Vermögens beitritten werden. Das Kind fann eine 
abweihende Beitimmung treffen. 


Das gleihe Recht fteht der Mutter zu, wenn das Kind ihr die Ver- 
waltung feines Vermögens überläßt. 

81620. Der Bater ift verpflichtet, einer Toter °) im Yale 
ihrer Berheiratung °) zur Einrichtung des Haushalts!) eine ange- 
mefjene Ausſteuer, zu gewähren,!!) joweit er bei Berüdfichtigung feiner 
Ionitigen Verpflichtungen ohne Gefährdung feines ftandesmäßigen 
Unterhalts dazu imjtande ift und nicht die Tochter ein zur Beihaffung 
der Ausiteuer ausreichendes Vermögen bat. Die gleihe Verpflichtung 
trifft die Mutter, wenn der Vater zur Gewährung der Ausfteuer außer: 
ltande oder wenn er geitorben ift. 


Die Vorſchriften des 8 1604 und des $ 1607 Ab. 2 finden ent- 
ſprechende Anwendung. 

$ 1621 Der Bater und die Mutter können die Ausſteuer ver 
weigern, wenn fi Die Tochter ohne die erforderliche elterlidhe 
Einwilligung verheiratet.!?) 

Das gleiche gilt, wenn fi die Tochter einer Berfehlung ſchuldig 
gemacht Hat, die den VBerpflichteten berechtigt, ihr den Pflichtteil 
auentziehen.') 

8 1622. Die Tochter kann eine Ausſteuer nit verlangen, wenn 
fie für eine frühere Ehe von dem Vater oder der Mutter eine Ausfteuer 
erhalten hat. 

81623. Der Anſpruch auf die Ausiteuer ift nicht übertragbar.!‘) 
Er serjährt in einem Jahre von der Eingehung der Che an. 

1624... Was einem Kinde”) mit Rückſicht auf feine 
Verheiratung?) oder auf die Erlangung einer [elbjtändigen 
Lebensjtellung zur Begründung oder zur Erhaltung der Wirt- 
ſchaft oder der Vebensftellung von dem Bater oder der Mutter 
zugewendet wird (Musftattung),?”) gilt, auch wenn eine Verpflichtung 
nicht beiteht,!°) nur injoweit als Schenkung, als die Ausitattung das den 
Umftänden, insbejondere den Vermögensverhältnijien des Waters oder 
der Mutter, entiprehende Maß überfteigt.') 

Die Berpflihtung des Ausitattenden zur Gewährleiftung 
wegen eines Mangels im Rechte oder wegen eines Jehlers 
der Sade beitimmt fi, auch joweit die Ausftattung nicht als Schen: 
fung gilt, nach den für die Gewährleiftungspflidt des Shenters 
geltenden Vorſchriften. 

81625. Gemwährt der Bater einem Kinde, deſſen Vermögen 
leiner elterlichen oder vormundſchaftlichen Verwaltung unterliegt, eine 
Ausstattung,?°) jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß er fie aus dieſem 
Bermögen gewährt.) Dieje Vorſchrift findet auf die Mutter ent- 
Iprechende Anwendung. 
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die dem Lünftigen Schwiegerjohne obliegende Gegenleiftung der „Che: 
Ihliegung“. Aber die Entiheidung diefer Streitfrage fann fi’ dadurch er- 
übrigen, daß ein dem fünftigen Shwiegerjohne von den Eltern 
der Braut mündlich gegebenes anne” wenn es „in Gegen- 
Ar —e— nad Dirt: „Inter Amſtänden 33 Wen To Fe 
e ebenes, nad) vorſtehendem klagbares giftverſprechen aufge⸗ 
werben kann. Das —— eines Fremden eee als 
ntungsveriprechen“ gu behandeln fein (85 516 ff.). — Über die Berüd- 
Kofigung einer gegebenen Yusftattung bei der [päteren Erbteilung nach den 
Eltern N 2050 ff. ( usgleihungspitict). J 
20) wozu auch die „Ausiteuer“ gehört; 8 1620. 
21) was für die jpätere „Rechnungslegung“, „Anrechnung auf den Erb- 
teil“, „Ausgleihungspflidt“ von Wit gieit ift. 
8 1636 22) vgl. Anhang 1 g Ei 1616, ins ondere auch unter II betreffend Die 
Ungültigleit von „Verträgen“ der Eltern über die „elterlihe Gewalt“. 
— Auch verheiratete Kinder bleiben, jolange fie minderjährig find, unter elter: 
licher: alt, jedoch mit ae ch SS 1633, 1661. „Heirat 
madt nit mündig und bridt nit Gewalt“ (C). 
8 1627 28) vgl. Note 22. — Bezüglich der Mutter vgl. Anhang 1 zu 8 1616 
unter I und II und 88 1684 ff. oe des Umfangs der elterlichen FAR 
nbang 1 zu $ 1616 unter III. . 
24 ir die * g8 1630—1637. Betreffend religisje Erziehung 
E. 134, betr. Eheichliegun r Kinder 88 1304, 13051308, insbejondere 
Note 14 dort. — Für das Vermögen: SS 1630, 1638 —1648. — vgl. 88 104 f., 


3 1625 


106 ff., 1912. 
8 1628 25) 8 1909 und Noten zu 88 1630, 1635, 1638, 1647, 1666, 1670, 1773. 
8 1629 26) 8 1628 
5 1630 27 


heiten, 40. Abſchluß von Verträgen, Br ebfüihrun ,‚ Strafanträge namens 
des Kindes ufw., joweit nicht für gewille Angelegenheiten wegen ihrer per: 
onen Natur durch beiondere geſetzliche Vorſchrift die „Vertretung ausge: 
chloſſen“ ift, 3.8. 8 1437, 1750 und insbejondere beit. Teitameniserrihtung 
eines Kindes &s 2064, 2229, 
28) Soweit dem Bater die Vertretung nit zufteht, it dem Kinde ein 
„Pfleger“ (8 1909) oder in den $ 1773 erwähnten fällen ein „Bormund“ zu 
beitellen. — Zur Einziehung a6 indigung, löihungsfähigen Quittung) 
des durch Hypothek gefiherten „Muttererbes“ eines Kindes, zu deſſen 
Zahlung der Bater fidh bei der Groteilung verpflichtet dat, it die Zuziehung 
eines „Pflegers“ erforderlid, au wenn das Grundftüd inzwilden an einen 
Dritten veräußert ift. 

8 1631 20) vgl. Note 24 und 8 11. — Über die Shadenserjagpflidt 
bei Verletzung der Zuſſits licht“ 8 832. — vgl. 8 1666 und Noten. 

so) pgl. 8 1686 und Noten. — Stiefmutter oder Stiefvater haben kein 

eigenes Zü Higuingsredt, fondern nur kraft „Überlajfung“ von dem dazu Be- 
rechtigten (3. 3. von dem leibliden Bater, der leiblien Mutter). Eltern 
fönnen ihr Züchtigungsrecht anderen überlajjen, z. ®. den jogen. Benfionss 
Eltern, fei es unter Einſchränkung auf gewille alle oder Züdhtigungsmittel, 
jet es zur Ausübung nad eigenem Ermellen, doch immer nur unter Einhaltung 
der durch ihre Elternpflit gebotenen Schranten. 

31) 8 1666 und Noten (Sürjorgeerziehung)., — Das Vormundſchafts⸗ 
eriht hat Zwangsgewalt 3. B. für % reußen se. Art. 17 (nötigenfalls 
uztehung polizeilider Hilfe). 

8 1632 32) im - Wege des ah Geräten Prozeſſes“ (Klage und 
Zwangspolljtredung durch Geridtspollgieher); auch ſchon vorher im 
Wege der Hleunigen „ein tweiligen Verfügung“ Be 935 Ff.. 
940 Fi. 3PO. ntführung“ eines minderjährigen Kindes ift Itrafbar nad 
235 StGB. (Gefängnis oder Zudthaus). — Der Bater fann au egen 
ie Mutter auf „Herausgabe“ des Kindes flagen, wenn und h° ange 
nicht das Kind durd das Bormundihaftsgeridht gemäß 8 1666 der 
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Elterliche Gewalt des Vaters 8 1626-1635 


FL. Elterliche Gewalt. 


8 1626. Das Kind jteht, folange es minderjährig iſt, unter 
elterlicher Gewalt.) 


1. Elterliche Gewalt des Vaters.) 


81627. Der Bater hat Traft der elterlihen Gewalt das Recht 
m 12 Pflicht, Tür Die Berion und Das Vermögen des Kindes zu 
orgen.?* 

$ 1628. Das Recht und die Pflicht, für die Perfon und das Ber- 
mögen des Kindes zu jorgen, erjtredt fi nit auf Angelegenheiten des 
Kindes, für die ein Pfleger bejtellt ift.”°) 

81629. Steht die Sorge für die Perfon oder die Sorge für das 
Bermögen des Kindes einem Pfleger zu,?°) jo enticheidet bei einer Mei- 
sungsverjchiedenheit zwiichen dem Bater und dem Pfleger über die Vor- 
nahme einer jowohl die Perjon als das Vermögen des Kindes betreffen: 
den Handlung das Bormundidhaftsgericht. 

81630. Die Sorge für die Berjon und das Bermögen 
umfaßt die Vertreiung des Kindes.?”) 

Die Vertretung fteht dem Vater inſoweit nicht zu,?°) als nach 8 1795 
ein Bormund von der Vertretung des Mündels ausgeſchloſſen it. Das 
ne annbiäalisgeriit kann dem Bater nad) $ 1796 die Bertretung ent- 
ziehen. 

1631. Die Sorge für die Perſon des Kindes umfaßt das Recht 
und die Pflicht, das Kind zu erziehen, zu beaufjidtigen und 
jeinen Aufenthalt zu beitimmen.?°) 

Der Vater kann fraft des Erziehungsrehts angemeſſene 3 udt- 
mittel gegen das Kind anwenden.) Auf feinen Antrag bat das 
Bormundihaftsgericht ihn durch Anwendung geeigneter Zudt: 
mittel zu unterjtügen.??) 

8 1632. Die Sorge für Die Perfon des Kindes umfaßt das Recht, 
die Herausgabe des Kindes von jedem zu verlangen, der es dem Vater 
widerrechtlich vorenthält.?) 

81633. Iſt eine Tochter verheiratet, jo beihräntt fih die Sorge 
für ihre Berjon auf Die Bertretung in den die Perſon betreffenden 
Angelegenbeiten.?®) 

1634. Neben dem Bater hat während der Dauer der Ehe 
die Mutter das Recht und die Pflicht, für. die Perjon des Kindes zu 
jergen; **) zur Bertretung des Kindes ift fie nicht berechtigt, unbeſchadet 
der Vorſchrift des 8 1685 Abi. 1. Bei einer Meinungsverſchiedenheit 
zwilhen den Eltern geht die Meinung des Baters vor. 

81635. ft die Ehe aus einem der in den 88 1565 bis 1568 
beftimmten Gründe geſchieden,?“) jo fteht, jolange die gejchiedenen Che- 
gatten Ieben,3°) die Sorge flir die Perfon des Kindes,’’) wenn ein Che- 
gatte allein fürfhuldig erffärt ift, vem anderen Ehegatten zu; 
find beide Ehegatten für ſchuldig erklärt, fo fteht die Sorge für 
einen Sohn unter ſechs Jahren oder für eine Tochter der 
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Mutter überwielen ift. Das Prozeßgericht hat über „Einwendungen 
der Mutter“, da Kind beim Vater gefährdet fei, n icht zu entfcheiden 
Menn das Kind der Mutter vom Vormundſchaftsgericht überwieſen iſt, fann 
dick egen den Bater auf „Herausgabe“ flagen. Wenn das Kim 
F J die Rückkehr verweigert, fo iſt nicht die Klage aus 8 163%, 
ondern nur die Hilfe des Vormundſchaftsgerichts oder der Poli: 
ei auläifig, 3. 2. u Art. 17, WAG. Art. 265. „Verträge“, durch die 
Itern ihr Kind jogen. Pflegeeltern dauernd überlaflen, find nidtredtlid 
bindend, die Eltern können ihr Kind jederzeit zurüdfordern, und bie 
Pflegeeltern können fein Zurüdbehaltungsredt am Rinde z. 2. 
wegen ausgelegter Unterhalts- und Erziehungstotten geltend machen. 


8 1633 3) Note 22. Das „eheliche“ Verhältnis der Tochter geht dem zu ihren 


8 1634 
3 


5 1635 


„Eltern“ vor. vgl. 88 1354 '% Note 1a zu $ 1363 und 1661. 

34) vgl. Anhang 1 zu $ 1616 unter II und 8 1665. Die Rechte aus 
1634 bat Die utter (aud die minderjäbrige) jelbftändig 
neben (!) dem Vater — bis zum Eintritte von „Meinungsverſchieden⸗ 
heiten“ ($ 1634 am Ende). Kein Kind unter 21 Jahren darf aljo der Mutter 
den Eehorſam verweigern mit der Behauptung, nur der Vater habe ihm zu 
befeblen. — 8 1634 gilt nur für die Dauerder Ehe. vgl. SS 1635 bis 
1637, 16841686. 

_ #5) Yür den Fall des 8 1569 (Geiftestrantheit) gelten SS 1676, 1685. — 
Während des Eheidungsprogelles kann nicht nur, wie immer, wenn Die Vor: 
auskegungen des 8 1666 vorliegen, das Vormundſchaftsgericht“ an 
gerufen, ſondern abgelehen hiervon eine einitweilige Ber ügung des 
„Ehe⸗ —A betr. die „Sorge für die VBerjon“” der 
minderjährigen Kinder und die Unterhalts Nik der gatten 
den Kindern gegenüber beantragt werden ($ 627 38 .). Aber die Entidei: 
dungen des Ehe-Prozeßgerichts regeln, wie hervorzuheben, nur das 
Verhältnis der Ehegatten zueinander; wenn allo Bormund: 
iS Ioos ar „im Snterejje des Kindes“ andere Anordnungen 
gemäß $ 1666 trifft, jo gehen diele den Entiheidungen des „Prozeßgerichts 


vor. 

36) wenn einer der eliebenen Chegatten tot ift, Hat der überle: 
bende alle Rechte und gt ichlen der elterlihen Fewalt, jo lange nicht das 
„Bormundihaftsgeriht“ eine andere Anordnung trifft. 

37) Nur hiervon handelt der 8. vgl. Noten 23 und 4. Die Sorge 
fürdas „Bermögen“ des Kindes £55 1638 ff.), Die „Nugniekung“ 
am Kindespermögen 1649 g ‚die „Bertretung“ des Kindes (SS 1630 
und 1635 Abi. 2) werden dur die Cheiheidung an ih nicht berührt. 
Sie verbleiben dem Vater, der aud) für den Unterhalt der Kinder zu ſorgen 
ER vgl. Anhang 1 zu 8 1616 unter III, 8 1585 und Noten. Wenn alio im 

alle des 8 1635 die „Sorge für Die Berjon“ der Kinder der Mutter 
gufteht, jo muß der Bater doch den Unterhalt der Kinder gewähren. an 

eigerungsfalle muß er verklagt werden durch einen vom rmundichafts: 
gerißt den Rindern gemäb 8 1909 zu beitellenden „Pfleger“, als weldder auch 
die utter beitellt werben kann; ohne bejondere Beitellung ift die 
Mutter nicht lageberehtigt, weil ihr nicht die „Vertretung“ Der Kinder 
zuiteht, 8 1635 Ab]. 2. 

ss) Bei Streitigleiten der gejhiedenen Eltern über die Sorge für die 

Gerlon der Kinder enticheidet auf die gu erhebende gewöhnlie „Klage“ das 
rozeßgericht, oweit nit das ormumbinnttsgerigt äß 
$ 1635 Abi. 1 Sat 2 eine abweichende Anordnung trifft. — Den Vorſchriften 
des 8 1635 entgegenjtebende „Verträge“ der geſchiedenen Eheleute 
haben J— — E — — ——— Rail 2 j 

») Das Bormundidaftsgeri at Ordnungsfitrafs un ngsgewalt, 
3.8. für Breußen —— 15—17. Nach der Sn ve Kammer. 
gerihts ift dem Kinde in dem Verfahren über zu erla „abweichende 
Anordnungen“ ein „Pfleger“ zu beitellen. 

+%) & 1630 und Note 37. 
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Nutter, für einen Sohn, der über leds Sahre alt it, dem 
Vater zu. ‚38) Das Bormundcaftsgericht lann eine abweichende Anord- 
nung treffen, wenn eine joldhe aus bejonderen Gründen im Intereſſe des 
Kindes geboten ift; 3°) es fann die Anordnung aufheben, wenn fie nicht 
mehr erforderlich iſt. 

’ rg Recht des Baters zur Vertretung des Kindes bleibt unbe- 
rührt.“ 

81636. Der Chegatte,*) dem nad) 8 1635 die Sorge für die 
Perſon des Kindes nicht zufteht, behält tie Befugnis, mit dem Kinde 
periönlich zu verichren. Das Vormundſchaftsgericht kann den 
Verfehr näher regeln.*) 

81637. Iſt die Ehe nad) 8 1348 Abſ. 2 anfgelöft, jo gilt in An- 
ſehung der Sorge für die Perjon des Kindes das gleiche, wie wenn die 
Ehe gefhieden ift und beide Ehegatten für ſchuldig erflärt find. 

81638. Das Neht und die Pflicht, für das Vermögen des 
Kindes zu forgen (Bermögensverwaltung),*:) erſtreckt fi nit auf das 
Vermögen, weldhes das Kind von Todeswegen erwirbt oder weldes 
ihm unter Zebenden von einem Dritten unentgeltlich zuge: 
wendet wird, wenn der Erblafler durch letztwillige Verfügung, der Dritte 
bei **) der Zuwendung beitimmt hat, daß der Erwerb der Berwaltung 
des Baters entzogen jein ſoll.“) 

Was das Kind auf Grund eines zu einem ſolchen Vermögen ge⸗ 
hörenden Rechtes oder als Erjaß für die Zerjtörung, Beihädigung oder 
Entziehung eines zu dem Vermögen gehörenden Gegenitandes oder dur 
ein Rechtsgeſchäft erwirbt, das ſich auf das Vermögen bezieht, ijt gleidh- 
falls der Verwaltung des Vaters entzogen.**) 

81639. Was das Kind non Todeswegen erwirbt oder was ihm 
unter Zebenden von einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, Yat 
der Bater nad den Anordnungen des Erblallers oder des Dritten zu 
verwalten,*”) wenn die Anordnungen von dem Erblaller dur letzt⸗ 
willige Verfügung, von dem Dritten bei der Zuwendung getroffen worden 
ind. Kommt der Vater den Anordnungen nicht nad, jo hat das Bor: 
mundichaftsgericht die zu ihrer Durchführung erforderlihen Maßregeln 
zu treffen. 

Der Bater darf von den Anordnungen injoweit abweidhen, als es 
nad 8 1803 Abf. 2, 3 einem Bormunde geitattet ilt. 

51640. Der Bater hat das jeiner Berwaltung unterliegende 
Bermögen des Kindes, welches bei dem Tode der Mutter vor— 
handen ift oder dem Ainde [jpäterzufällt, zu verzeichnen und 
das Verzeichnis, nachdem er es mit der Verſiche rung der Richtigkeit 
und Bollftändigfeit verjeben hat, dem Vormundſchaftsgericht einzu: 
reichen.s) Bei Haushaltsgegenitänden genügt Die Angabe des Ge- 
lamtwerts. 

At das eingereichte Verzeichnis ungenügend, ſo kann das 
Vormundſchaftsgericht anordnen, daß das Verzeichnis durch 
eine zuſtändige Behörde oder durch einen zuftändigen Beamten oder Notar 
aufgenommen wird. Die Anordnung ijt für das infolge des Todes der 
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Erläuterungen- 
8 16306 Pr gier it nur von „Gejhiedenen“ die Rede. 
#2) Note 39. 
8 1638 +3) pngl. 88 1627, 1630 und Anhang 1 zu 8 1616 unter III. — Zu unter: 


Iheiden von „Recht und Pflicht“ des Vaters zur „Vermögensverwaltung“ 
ift das „Ne & t“ des Baters zut „Sermögens-Nußniehung BE 1640 ff. Beide 
treffen zwar meift zujammen, rt nicht immer. vgl. Note zu 8 1649 und 
1656. Der Vater bat insbejondere audy die „Berwaltung“ des von 
einer Nugniehungausgeihlojfjenen freien Vermögens des Kindes 
(88 1650, 1651), ment ihm diefe Verwaltung nicht nad) 88 1638, 1639 
entzogen ift. Umgekehrt verliert dur die „Entziehung“ der Vermögens: 
verwaltung der Bater nicht ohne weiteres auch die Nubßnießun 
vgl. 8 1656; doch wird der Erblafler ujw., der dem Vater die „Verwaltung“ 
entzieht, ihm wohl meiſt aud die „Nutznießung“ entziehen; 8 16512. 


44 nit aud: jpäter. 

45) Cs muß dann dem Kinde vom Vormundjhaftsgeridt ein Pfle— 

ger“ beitellt werden, den der Erblaſſer oder fonftige Zumwender (alſo 5. 2. 

aud die Mutter, die dem Kinde Vermögen zuwendet und die Verwaltung Des 
Baters ausihließt) felhit „benennen“ fann. 88 1909, 1917. Als „Bileger‘ 
fann auch die Mutter beitellt werden. 

18) 8 1370 und Note („Surrogation“). 

$ 1639 47) jofern ihm die „Verwaltung“ nidt nach 8 1638 entzogen ift. 

8 1640 18) Behufs Sicherung biefer Verzeichnis⸗Pflicht müllen die Standes: 
beamten den „Tod der Mutter“ dem Vormundidaftsgeriht anzeigen. vgl. 
Anhang 1 de & 1616 unter III. — Wenn der Bater die „Verzeihnis-Pflicht“ 
nit erfüllt, fann ihm die Bermögensverwaltung entzogen 
werden 1667, 1670. Eine „Befreiung“ des Vaters von der „Verze ich⸗ 
nis⸗Pflicht“, z. 3. Durch legtwillige Verfügung der Mutter oder des jonltigen 
Erblallers oder zumwendenden Dritten, it un ulallie Nur die „amt: 
liche" Aufnahme des Verzeichniſſes kann gemäß $ 1640 Ab]. 2 Sa 2 ausge- 
Kpiien werden. — Zur amtliden Aufnahme im Sinne des $ 1640 Abi. 2 
ind zultändig die Note 64 zu 8 2002 bezeichneten Behörden und Beamten. 
— Über das Berfahren, insbeiondere betr. ein Formular für das „Vermögens: 
verzeihnis“ vgl. Note 62 zu 8 2001. 

8 1641 #0) 8 814. — 8 1641 begieht fi) jelbftverjtändlich nur auf das „Stamm- 
vermögen“ im Gegenfate zu „Nutzungen“. Mit legteren fann der Bater 
nad 1649, 1652 ff., joweit jie danah ihm gehören, madhen, was er 
will, aljo auch Schenkungen. 

8 1642 ‚ 50) auf den „Namen des Kindes“ — Wenn 3. B. der Vater und 
die Kinder zufammen von der Mutter ein Yandgut erben und diefes für 
100 000 ME. baren Kaufpreis verlaufen, jo muß der Bater die ganzen 
100 000 Mt. nad) den Vorihriften über „Mündelgelp“ für fich und die Kinder 
anlegen. Er kann dies für feinen eigenen etwaigen Anteil nur dadurd 
abwenden, daß er die „Erbauseinanderfegung“ herbenſuührt Nach deren Been— 
digung gilt 8 1642 nur für Die „Rindergelder”. — Nur 88 1807, 1808 gelten 

ür den Bater, niht auch die anderen für den „VBormund“ gegebenen 
orichriften betr. „Mündelgeld“. 
1643 1) vgl. dieſe Vorſchriften. Der Bater bedarf aljo — im enſatze zum 

⸗ ‚Bormunden — der vormundihaftsridhterlihden Genehmi a unlape gum 
nicht zu den 8 1821 Nr. 4 („Rauf“ eines Grunditüds und Entgegennahme der 
„Auflaflung“ für das Kind), 8 1822 Nr. 2, 4, 6, 7, 12, 13 bezeichneten Rechts: 
geinäften, Diele jowie die 1812 bezeichneten Rechtsgeſchäfte Tann der 

ater [etb tändig vornehmen. Ob der Bater, der ein Grundftüd 
für das Kind lauft (wozu er nad) dem Gefagten der „vormundidaftsrichter: 
lichen enehmigung. nit bedarf) wenigitens zur tellung einer „H AREA 
thef für das Reittaufgeld“ auf dem gelauften Grundftüde der „Geneh: 
migung des Vormundſchaftsgerichts“ bebart iſt zweifelhaft (vgl. Note 17 zu 
8 1445). Zur „Übernahme eingetragener Hypot —I en in An— 
rechnung auf den Kaufpreis‘ beim Kauf eines Grundſtücks für das Kind bedarf 
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Elterlihe Gewalt des Vaters 8 1641-1648 


Mutter dem Kinde zufallende Vermögen unzuläffig, wenn die 
Mutter fie durch) letztwillige Verfügung ausgeſchlofſſen hat. 

81641, Der. Bater kann nit in Vertretung des Kindes Schen⸗ 
tungen machen. Yusgenommen find Schenkungen, dur die einer fitt- 
liden Pflicht oder einer auf den Anstand zu nehmenden Rückſicht 
entſprochen wird.“) 

81642. Der Vater Hat das feiner Verwaltung unterliegende 
Geld des Kindes, unbeihadet der Vorſchrift des 8 1653, nad) den für die 
Anlegung von Mündelgeld geltenden Vorichriften der 88 1807, 1888 
serzinslich anzulegen,5°) joweit es nicht zur Beitreitung von Ausgaben 
bereit zu Halten iſt. 

Das Bormundidhaftsgericht kann dem Vater aus bejonderen Gründen 
eine andere Anlegung geitatten. 

81643. Zu Rechtsgeſchäften für das Kind bedarf der Vater der 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts in den Fällen, in denen nad) 
81821 Abf. 1 Nr. 1 bis 3, Abi. 2 und nad) $ 1822 Nr. 1, 3, 5, 8 bis 11 
ein Vormund der Genehmigung bedarf.'') 

Das gleiche gilt für die Ausihlagung einer Erbichaft oder eines 
Vermächtniſſes ſowie für den Verzicht auf einen Pflichtteil. Tritt der 
Anfall an das Kind erft infolge der Ausſchlagung des Vaters ein, fo ift 
die Genehmigung nur erforderlid, wenn der Vater neben dem 
Kinde berufen war. 

Die Vorfehriften der 88 1825, 1828 bis 1831 finden‘"entiprechende 
Anwendung. 

81644. Der Vater kann Gegenliände, zu deren Veräußerung 
die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erjorderlih ift,’®) dem 
Kinde nicht ohne diefe Genehmigung zur Erfüllung eines von dem Kinde 
geſchloſſenen Vertrags oder zu freier Verfügung überlaffen.’®) 

81645. Der Bater ſoll nit ohne Genehmigung des Bormund- 
Ihaftsgerihts ein neues Erwerbsgeihäft im Namen bes Kindes be- 
ginnen.’*) 

8 1646. Erwirbt der Vater mit Mitteln des Kindes bewegliche 
Sachen, jo geht mit dem Erwerbe das Eigentum auf das Kind über, es 
kei denn, daß der Vater nicht für Rechnung des Kindes erwerben will. 5) 
Dies gilt insbejondere auh von Anhuberpapieren und von 
Örderpapieren, die mit Blanfoindofjament verjehen find. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden entfprehende Anwendung, 
wenn der Bater mit Mitteln des Kindes ein Recht an Sachen der be: 

zeichneten Urt oder ein anderes Recht erwirbt, zu deſſen Übertragung der 
Ybtretungspvertrag genügt. 

81647. Die Bermögensverwaltung des Vaters endigt ee) mit 
der Rechtskraft des Beichluffes, durch den der Konkurs über das Ver— 
mögen des Baters eröffnet wird. 

Nach der Aufhebung des Konkurſes kann das Bormundidhaftsgericht 
die Verwaltung dem Vater wieder übertragen. 

1648. Macht der Bater bei der Sorge für die Perjon oder das 
Termögen des Kindes Aufwendungen,’’) die er den Umjtänden nad) für 
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der Bater der vormundſchaftsrichterlichen Genehmigung, ebenfo zur „Unter: 
werfung unter die jofortige Zwangsvollitredung“ bezüglich einer auf einem 
Grunditüde des Kindes eingetragenen Hnpothetenforderun . — Be 
zglich der 8 1822 Nr. 2 bezeichneten Rechtsgeſchäfte (mit Yusn ah e des 
„Erbteilungsvertrags") vgl. 8 1643 Abf. 2. — Zu einem „Tür“ das 
Kind gaatoNenen Erbteilungsvertrage (5 2042) bedarf, wie fi aus der 
Nicht-Erwähnung des $ 1822 Nr. 2 in 8 1643 ergibt, der Vater der vor: 
mundjhaftsridterliden Genehmigung „an ih“ nit. Nur 
in den allerdings häufigen Fallen, daB zu der Crofde ein „Srundftüd“ 
oder ein „Rehbtaneinem Grundjtüde" (4. %. Sypothet, Grundſchuld) 
gehört und dieſe einem „Miterben uberlafien werden follen, ijt ge: 
mäß dem $ 1643 in bezug genommenen $ 1821 Abf. 1 Nr. 1 und Wr. 3 die 
vormundidhaftstichterliche Genchmigung des „Erbteilungsvertrags“" erforderlich. 
— Betr. Auseinanderjehung des Baters „mit“ dem Rinde vgl. 
Note 104. — Abgeſehen von & 1643, der die Fälle der Notwendigkeit der „vor: 
mundſchaftsrichterlichen Genehmi ung. nihterjihöpfend aufzählt, bedarf 
der Vater der zermunbjgaftsciäte ihen Genehmigung 3. B. in den Fällen 
der SS 112, 1484 Ab}. 2, 1639 Ab. 2, 1642, 1644, 1645, 1653 ufw. 

8 1644 62) & 1643. 

n Bor € IT: VBorigrift“ (vgl. Sadıregiiter). Die Gründ 
1645 s+ ‚Soll: Boririft“ (vgl. regüter). te Gründung 

s eines Erwer däftes ohne — Genehmigung hat 
alſo nicht die Unwirkſamkeit der im Betriebe des Geſchäfts geſchloſſenen „Ber: 
träge” ujw. zur folge; das Tormundicdhaftsgericht kann jedoch gemak SS 1667 
1670 einichreiten. 

8 1646 55) pgl. 8 1381 nebſt Noten. 

8 1647 56) Sm alle des 8 1647 wird dem Rinde zum Zwede der „Vermögens: 
verwaltung sein Pfleger beitelt, als welder auch Die Mutter beitellt 
werden kann (88 1681, 1000), mährend ‚im übrigen Die „elterlie Gewalt“ 
des Vaters beitehen bleibt. gen der dem Bater aud im Falle feines 
„Konkurſes“ verbleibenden „tusniehun “ogl. 88 1656, 1657 und 
Note 81 zu 8 1658. — Ein anderer Fall von „, u bloß der „Ber: 
mögensperwaltung it deren „Entziehung“ durch das Vormundichafts: 
gericht 88 1666 Ab. 2, 1670. im übrigen endigt die „VBermögensverwal: 
tung“ des Vaters ſeibſtwerſiändlich, wenn ſeine „elterliche Gewalt“ endigt. 
® 1679 ff. — Über das Vorrecht der Kinder wegen ihrer aniprüde aus der 

rmögensperwaltung des Vaters im Konkurſe des Baters S 61° KO. 

g 1648 57) 88 256, 257. 

Note 79) 1654, ferner 88 1602 Abſ. 2, 1603 Abi. 2, 1606 am Ende. vgl. 


$ 1649 —9— vgl. Anhang 1 zu 8 1616 unter III. — Note 12a zu 8 1373, 8 1652. 
Ausgeihloffen von Der Nußniekung aber niht von der „Berwal: 
tung“ des Vaters tft das in $$ 1650, 1651 bezeichnete freie Vermögen. 
$ 1650 co) vgl. Note 43. 
eı) fofern fie „Eigentum“ des Kindes und ihm nicht bloß zur „Be- 
nußung“ vom Water überlaljen find; 106. 
$ 1651 62) ſoweit das Kind nit den Eltern zu „unentgeltlider“ Arbeit ver: 
lichtet ift; 8 1617. — vgl. Note 59. Der dem Vater vom Kinde übergebene 
tbeitsperdienft jteht allo unter der „Verwaltung“ des Vaters, die Zinfen 
davon (Nutznießung) ftehen aber nicht dem Bater zu. — vgl. 88 110, 112, 113. 
nicht aud: ſpäter. 
*1652 64 I. 100, 98, 101 ff., ferner 88 1030 ff., insbejondere 1039, 
1048, 1073, ın Verbindung mit & 954, 1068 fff, mit den in 88 1653 ff. feltge- 
legten Maß g° ben. . 
3 65 . 


66 1642. 

67) d. i. nad) Beendigung feiner „elterlihen Gewalt“ 88 1679 ff., außer: 
dem in den fällen der 88 1661, 1662, 1666 Abſ. 2, 1685 am Ende. 

es) SS 1667, ferner 1657, 1659 am Ende. 
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Elterlide Gewalt des Vaters 8 1649-1656 


erforderlich halten darf, jo fann er von dem Kinde Erjak verlangen, jo- 
jern nicht Die Aufwendungen ihm jelbft zur Laſt Fallen.’®) 

$ 1649, Dem Bater ſteht fraft der elterlichen Gewalt die Nuß- 
niegung an dem Vermögen des Kindes zu.5®) 

81650. Bon der Nugnießung ausgejälofjen 
(freies Vermögen) °°) find die ausſchließlich zum perſönlichen Gebraude 
des Kindes beitimmten Sadıen, ne Kleider, Schmudjahen und 
Arbeitsgeräte.°*) 

8 1651. Freies Bermögen ift: 

1. was das Kind durch feine Arbeit °2) oder durch den ihm nad) 

8 112 geftatteten felbftändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts 
erwirbt; 

2. was das Aind von Todeswegen erwirbt oder was ihm unter 
Lebenden von einem Dritten unentgeltlih zugewendet wird, 
wenn der Erblaffer durch Teßtwillige Verfügung, der Britte 
bei‘) der Zuwendung beitimmt hat, daß das Vermögen der 
Nutznießung entzogen fein ſoll. 

Die Vorſchriften des 8 1638 Abſ. 2 finden entſprechende Anwen: 

dung. 

81652. Der Bater erwirbt Die Augungen des jeiner Nutznießung 
unterliegenden Vermögens in derjelben Weile und in demjelben Um- 
fange wie ein Niekbrauder.‘*) 

81653. Der Bater darf verbraudhbare Sachen,““) die zu dem 
leiner Nugnießung unterliegenden Vermögen gehören, für fh veräußern 
oder verbrauden, Geld jedoch nur mit Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts.e) Macht der Bater von diejer Befugnis Gebraud), jo Hat 
er den Wert der Sadyen nach der Beendigung der Nutznießung “”) 
zu erſegen; der Erſatz ift ſchon vorher zu leilten, wenn die ordnungs: 
mäßige Verwaltung des Vermögens es erfordert.‘®) 

81654. Der Bater hat die Laften des jeiner Rutznießung unter: 
liege Vermögens zu tragen.) Seine Haftung beitimmt fi) nad 
den für den Güterjtand der Verwaltung und Nutznießung geltenden Bor: 
Ihriften der 88 1384 bis 1386, 1388.. Zu den Laften gehören auch die 
Koiten eines Rechtsſtreits, der für das Kind geführt wird, fofern fie 
nidt dem freien Vermögen zur Laft fallen,?°) fowie die Koften ber 
Serteidigung des Kindes in einem gegen das Kind gerichteten Strafver- 
jahren, vorbehaltlich der Erſatzpflicht des Kindes!) im Falle 
ſeiner Berurteilung.’?) 

81655. Gehört zu dem der Nutznießung unterliegenden Vermö— 
gen ein Erwerbsgeihäft, das von dem Vater im Namen des Kindes be: 
trieben wird, fo gebührt dem Bater nur der fih aus dem Betrieb er: 
gebende jährliche Reingewinn. Ergibt jich in einem Jahre ein Berluit, 
jo verbleibt der Gewinn jpäterer Tahre bis zur Ausgleihung des Ber: 
luſtes dem Kinde. 

$ 1656. Steht dem Vater Die Verwaltung des ſeiner Nutznießung 
unterliegenden Vermögens nit zu,’°) jo fann er auch die Rutzniehung 
niht ausüben; ’*) er kann jedoch die Herausgabe der Nutzungen ver- 
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au) auch dann, wenn die ihm een Nußungen zur Dedung der 
Pajten nicht Hinreichen; ie muß er die Lalten aus feinem eigenen 
— treiten. Zu ſeinem Schutze dient 8 1662. 


1650, 1651. 
71 
8 te Koften des Unterhalts des Kindes —— nicht zu den „Laſten 
der Nutznießung“. Die Unterhaltspflicht der Eltern iſtt — unabhängig 
von der „elterliyen Gewalt“ -- in sg 1601 ff. geordnet; vgl. insbefondere 88 1602 
bj. 2, 1603 Abſ. 2, 1606 letzter ß 
18 t B. 1638, 1647, 1666 Abſ. 2, 1670, 1676—1678. vgl. Noten 43, 45, 56. 
4 h. nicht „lelbit", er fann nur die Herausgabe der „Nukun: 
n“ von dem mit der VBermögensverwaltung betrauten „Pfleger“ (im 
Falle bes 5 1678 der Mutter) fordern. 
5) Ri 16761678, 1681. 
’e) $$ 1666, 1667, 1670. 
7) ngl, Rote 72. 
’s») 8 1666, 
ve) 59 1662, 1658, 
so) 88 1676-1678. | 
sı) ıjt alſo aud) nit pfändber 6 862 ZPO.) und gehört deshalb Ir 
8 1AD, niht zur Kontursmafje des Vaters. vgl. Note 84 zu 8 847. Au 
die vom Vater fraft feiner „Nutznießzung“ bereits „erworbenen“ Früchte 
(88 99 ff.), die als fein Eigentum & 1652) an IR von feinen Gläubigern 
„gepfändet“ werden fönnen, find na N 862, 861 ZPO. indemdortan: 
gegebenen Umfange wit pfändbar. 


s2) z. B. aus „unerlaubten Handlungen“ des Kindes (88 823 ff., 828, 
829), aus „Redtsgel äften“ beim genehmigten felbitändigen Betriebe 
eines Erwerbsge)jhäftes Durch das Kind (SS 112, 1645), aus ver 
„nefeglichen Unterhaltspitict" des Kindes (8 1605). Mit feinem eigenen 

ermögen baftet der Bater nicht für „Schulden des Kindes“, fofern ni 

für ihn ein „bejonderer Berpflidtungsgrund“ — 3. B. 812 ft., 
832. Zur Zwangsvollfiredung in das der „elterlihen Nußniekung‘ unter: 
liegende Vermögen des Kindes ift ein gegen das Kind ergangenes Urteil 
genügend (8 746 ZPOD.). ' 

s”) Noten 22 und 33. Außerdem endigt die Be durch „Ent: 
iehung“ jeitens des Bormundidaftsgeriäts 1666 Ab}. 2, 1670 und ferner 
N oftverftändlich, wenn die „elterlide Gewalt“ endigt 88 1679 ff. 

s:) 88 1305, 1308. 

a5 vol. Anbang 1 iu 8 90 am Ende. 

s”) Bei der Sorge jowohl für die „Perjon“ wie für das „Vermögen“ 
des Kindes; 8 1627. 

57) 88 276, 277. Die Haftung des „Vormundes“ iſt jtrenger; $ 1833. 


— 





(Fortsetzung von Selte 490) 
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nach den Begeln einer ordnungsmässigen Wirtschaft vor dem Ende des Nutzungs- 
jahres zu trennenden Früchte verwendet hat, insoweit zu ersetzen, als sie einer 
ordnungsamissigen Wirtschaft entsprechen und den Wert dieser Früchte nicht tber- 
steigen. Hatte der Verpflichtete den Teil des Grundstücks für den Berechtigten zu be- 
stellen, 0 bleiben die von ihm geleisteten Bestellungsarbeiten ausser Ansatz. 


Haftpflicht bei Benutzung öffentlicher Grundstücke oder Gewässer 
zu Anlagen oder Betrieben. 


Art, 58. Werden öffentliche Strassen oder Plätze mit Genehmigung der 
zuständigen Behörde zu dem Betrieb einer Eisenbahn benutzt, so ist der Unternehmer 
nuch für den Schaden verantwortlich, der bei dem Betrieb in Folge des öffentlichen 
Gebrauchs der Strassen oder Plätze an einer fremden Sache entsteht, sofern nicht 
der Unfall durch höhere Gewalt oder durch Verschulden des Inhabers der 
Sache verursacht ist. 


(Fortsetzung folgt Seite 514) 
—————————— — 
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Elterliche Gewalt des Vaters 81657 -1664 


langen, ſoweit nicht ihre Verwendung zur ordnungsmäßigen Verwaltung 
des Vermögens und zur Beſtreitung der Laſten der Nutznießung erfor⸗ 
derlich iſt. 

Ruht die elterliche Gewalt des Baters 5) oder iſt dem Vater die 
Sorge für die Perjon und das Bermögen des Kindes durch das VBormund- 
ſchaftsgericht entzogen,’°) jo können die Koſten des Unterhalts des Kindes 
aus den Nußungen infoweit vorweg entnommen werden, als fie dem 
Bater zur Laft fallen.’”) 

81657. Sit der Vater von der Ausübung der Nugniekung aus- 
geihloffen,”®) fo hat er eine ihm dem Kinde gegenüber obliegende Ber: 
bindlichkeit, die infolge der Nutznießung erjt nad) deren Beendigung 
zu erfüllen fein würde,’?) fofort zu erfüllen. Dieje Vorſchrift findet 
feine Anwendung, wenn die elterlihe Gewalt ruht.) 

1658. Das Redt, das dem Bater kraft feiner Rutznießzung an 
dem Vermögen des Kindes zuſteht, ift nicht übertragbar.::) 
| Das gleihe gilt von den nad) den 88 1655, 1656 dem Vater zu- 
ftehenden Aniprüden, folange fie niht fäl lig find. 

81659. Die Gläubiger des Kindes) können ohne Rüdfiht 
auf die elterlihe Nugniekung Befriedigung aus dem Vermögen des 
Kindes verlangen. 

Hat der Bater ver brauchbare Saden nad 8 1653 veräußert 
oder verbraudt, fo ijt er den Gläubigern gegenüber zum jojor- 
tigen Erſatze verpflidtet. 

8 1660. Im Berhältnifie des Vaters und des Kindes zu ein 
ander finden in Anſehung der Berbindlichleiten des Kindes die für den 
Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften des 
& 1415, des 8 1416 Abſ. 1 und des 8 1417 entiprechende Anwendung. 

8 1661. Die Nugniekung endigt, wenn fih das Kind verhei⸗ 
ratet.??) Die Nutznießung verbleibt jedoh dem Vater, wenn die 
Ehe.ohne die erforderliche elterlihe Einwilligung geſchloſſen 
wird.°*) 

81662. Der Bater kann auf die Nugniehung verzihten. Der 
Verzicht erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Vormundſchafts— 
gerichte; die Erklärung ift in öffentiihbeglaubigter Form 
abzugeben. 

81663. Hat der Bater kraft feiner Nugniehung ein zu dem Ber- 
mögen des Kindes gehörendes Grundftüd vermietet oder verpadhtet, ſo 
finden, wenn das Miet- oder Pachtverhältnis bei der Beendigung der 
Nutznießung noch beiteht, die Vorfchriften tes 8 1056 entiprechende An- 
wendung. Ä 

Gehört zu dem der Nubniekung unterliegenden Vermögen ein 
landwirtihaftlides Grundftüd, jo findet die Vorjchrift des 8 592, gehört 
zu dem Bermögen ein Landgut, jo finden die Vorſchriften der 88 592, 593 

entſprechende Anwendung.°) 
8 1664. Der Vater hat bei der Ausübung der elterlichen Ge: 
walt °°) dem Kinde gegenüber nur für diejenige Sorgfalt einzuitehen, 
welde er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt.’’) 
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8 1665 


8 1666 


Erläuterungen 


ee) 33 durch won eit, Abweſenheit; vgl. 8 1677. Bei „redt- 
licher rhinderung, z. B. wenn der Bater Fu dem Rinde“ ein 
Nenisge) äft (Urbauseinander er ung nad der Mutter uw.) ab: 
liegen will, erhält das Kind einen leger; 8 1909. 
°) 88 1630-1837. 
. 8. wenn bet ter ungehörige Mißhandlungen dur die Stief- 
mutber Yu 1; vgl, Not 
ni), vol. ote 3. — Das Bormundidaftsgeriht kann dem Water Die 
— r ai Sen entziehen. Das Kind erhält dann einen Pfleger; 
698 7 Aleger“ zur , ‚Erziehung“ des Kindes). 
* 185: „mwangserziehung“, in Preußen feit Geleh vom 2. Juli 
1900 gi vier eerzi — genannt. vgl. 88 55, 56 Str&B. betr. die „Belle: 
rungs- und Beauffitigungs-Maßregeln“ ‚„jugenbli Verbrecher“. — 
51 Des Breu siiden Ge etzes betr. Die Sürforgeersiehung SU inderjähriger sion 
F 1900 „Ein Siinberjührtger, welcher das achtzehnte Le sjaht 
nit oollendet bat, fann der Zürforgeerziehung überwiejen wer 
wenn die Borausjegungen des ee 666 oder des 8 1838 BGB. vorliegen und 
die Sürforgeerziehung erforderli it, um die Berwahrlojung bes Minder- 
en au verhüten, — 2. wenn der Minderjährige eine [tra . Handlung 
n hat, wegen der er in Anbetradt Icines jugendliden Alters 
rec td ht verfolgt werden kann, und die eh mit Nü it 
die Beihaffenheit der Danblung, der Perionli Eltern oder 
I u a anlor und die ü brigen Lebe —— zur Berhütung weiterer 
n 


— 


loſung des Derjäbrigen erforderlid, i 
—— außer dieſen an en wegen Unzulänglid —*F der —— — 
inwirkung Eltern oder ſonſtigen Erzie oder der Schule zur Ver⸗ 
hütung des völligen fittlichen VBerderbens des Minderjährigen notwendig ijt.“ 
88 1601, 1602, 1603 Abi. 2, 1610. 

9) vgl. 1681. Das Kind erhält einen one er 8 1909. — Zu: 
een i bemerft: Nach 8 1666 können, ie darin bezeichneten 
orausegungen vorliegen, dem Bater mitthe einzelne Beltand- 

teile der „elterligen bemalt“ ( (88 1627, 1630, 1638, 1649) vom 
Bormundichaitsgeri entgogen werden, nämlid): a) bie „Sorge für die Ber: 
jon“ des indes ($ 1666 Abf. 1 und Sote 91), b) Die ae N für das Ber: 


mögen“, die ern ensvermwaltung“ (88 1666 . 2), c) dic 


er 
RR: einen Bormund (8 1773); wenn ihm nur 


N 3662 


3 1668 
. 8 1669 


ſtorben oder die E 


Rusnieh Bung“ (55 1 Abi. 2). Wenn dem Bater —* ge für Die 
on“ und „Die Bermögens verwaltung en, find, erhält das 

ie „Sorge de die De tjon“ 
oder die „Bermögens verwaltung“ ober gar nur e Yo nzelne Befugnifle 
der „elterlichen Gewalt“ entzogen fi Ind, erhält das Kind einen Bier (8 1909); 

3. B. Noten 88, 91, 105 und Eingang dieſer Note. Rah dem Gelagten er: 

| in es nicht unzulä fig, daß das ormundidaftsgeridt, wenn ſämtliche 

orausfeßungen des 666 vorlie n, ausipridt: „dem Bater wird die 
elterlide Gewalt ent ieich das Geſetz eine ſolche „Juſammen⸗ 
faſſung“ nicht ausdrücklich vor eh 

95 1638— 1648. 

96 1649—1663, insbejondere 1653, 1654. 

97) val. Note 39 und 88 1668, 1670. 

v8) vgl. 8 1640. 

9 259—261, 1840. 

100 1670. 

101) wenn die „rau an oder die „Che gejhieden“ ilt. 
vgl. 8 1314 und Noten (die Mi erfülung ber Berpfliöitungen des 8 1669 ift 
ein „aufihiebendes Ghefinbernien) und 8 16 1669 gilt, wie ſchon bier 
hervorgehoben fei he 8 1686), aud für vie Muiter, wenn der ge- 
e „geiiede n ift. 

102 v 

103 er omentlid, wenn er und das Kind die veritorbene Frau ge: 
meinihaftlih beerbt haben (vgl. 2042 und Note 21 zu 8 2044). 
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. Elterlije Gewalt ded Vaters 8 1665—1669 


81665. Sit der Vater verhindert, die elterlihe Gewalt auszu⸗ 
üben,?) jo hat das Vormundſchaftsgericht, ſofern nicht die elterliche Ge- 
walt nach 8 1685 von der Mutter ausgeübt wird, die im Intereſſe des 
Kindes erforderlichen Maßregeln zu treffen. 

F1666. Wird das geiſtige oder leibliche Wohl des Kindes da⸗ 
durch gefährdet, Daß der Bater das Recht der Sorge für die Perſon des 
Kindes ) mißbraucht, das Kind vernadläfligt °°) oder fi eines ehr: 
loſen oder unfittliden Verhaltens ſchuldig madıt, fo hat das Vormund⸗ 
Ihaftsgericht die zur Abwendung der Gefahr erforderlihen Maßregeln 
zu treffen.) Das Vormundichaftsgeridt kann insbejondere anordnen, 
daß das Kind zum Zwede der Erziehung in einer geeigneten Samilie 
oder in einer Erzgiehbungsanjtalt oder einer Beſſerungs— 
anftalt untergebracht wird.?2) 

Hat der Bater das Nedt des Kindes auf Gewährung des Unter- 
halts verlegt °?) und iſt für die Zukunft eine erhebliche Gefährbung bes 
Unterhalts zu bejorgen, ſo kann dem Bater auch Die Bermögensverwaltung 
\owie Die Nutzniehung entzogen werben.°*) 

81667. Wird das Vermögen des Kindes dadurch gefährdet, daß 
der Bater die mit der Vermögensverwaltung ?°) oder die mit der 
NRutznießung ꝰe) verbundenen Pflichten verlegt oder daß er in Ber: 
mögensverjall gerät, jo hat das Bormundfchaftsgericht die zur Abwen⸗ 
dung der Gefahr erforderlichen Maßregeln zu treffen.?”) 

Das Bormundidaftsgeridt kann insbejondere anordnen, daß der 
Vater ein Berzeihhnis des Vermögens einteicht ?®) und über feine Ber- 
waltung Rechnung legt.) Der Vater hat das Verzeichnis mit der Ber- 
liderung der Richtigkeit und Vollftändigkeit zu verjehen. Iſt das 
eingereihte Verzeichnis ungenügend, jo findet die Vorſchrift des 
$ 1640 Abſ. 2 Sat 1 Anwendung. Das Vormundſchaftsgericht kann auch, 
wenn Wertpapiere, Koftbarleiten oder Buchjorderungen gegen das Reich 
oder einen Bundesitaat zu dem Vermögen des Kindes gehören, dem Vater 
die gleichen Verpflichtungen auferlegen, welche nad) den 88 1814 bis 
1816, 1818 einem Vormund obliegen; die Vorjchriften der 88 1819, 1820 
finden entfprehende Anwendung. 

Bar Die Koſten der angeordneten Maßregeln fallen dem Vater zur 
t. 
81668. Sind die nah) 8 1667 Abſ. 2 zuläſſigen Maßregeln 


nicht ausreidend, fo kann das Vormundidhaftsgeriht dem Bater " 


Sicherheitsleiftung für das feiner Verwaltung unterliegende Vermögen 
auferlegen. Die Art und den Umfang der Sicherheitsleiftung bejtimmt 
das Vormundſchaftsgericht nad ſeinem Ermefjen.'*‘) 

81669. Bill der Bater eine neue Ehe eingehen,?) jo hat er 
keine Abſicht dem Vormundſchaftsgericht anzuzeigen, auf ſeine Koſten ein 
Berzeihnis!”) des feiner Verwaltung unterliegenden Vermögens 
einzureichen und, ſoweit in Anjehung diefes Vermögens eine Ge: 
meinfchaft zwijchen ihm und dem Kinde bejteht,!°°) die Auseinander: . 
jegung herbeizuführen.) Das Vormundſchaftsgericht kann geftatten, 
dab die Auseinanderfetung erft nad der Eheichließung erfolgt. 
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8 1670 


3 1678 


Erläuterungen 


Wenn dagegen die Eheleute in einem gemeinſchaftlichen Teitamente io 
gegenteitig als „Borerben“ und die Kinder nur als Naderben (erſt na 

ode des überlebenden en eingeſetzt gaben (83 2100 ff.), fo be- 
ſteht zwilchen dem überlebenden E tten und den Kindern feine „Gemein: 
ſchaft“; der Nadlah des verlorbenen Chegatten gehört dem „überlebenden" 
allein; der „überlebende“ Chegatte, der eine neue Ehe eingehen will, it 
aljo in dieſem alle niht verpflichtet, fich bezüglich jenes Rachlaſſes 
mit den Kindern „auseinanderzufeten“, jofern nıdt — was in 
ber Regel geihieht und N. wohl aud) empfiehlt — in dem Tejtament aus: 
drückli 8* iſt, daß die Einſetzung des überlebenden Che n als ‚Bor: 
bieten gl r den Fall feiner „Wiederverheiratung“ And fig fein und in 
diefem alle die „Auseinanderfegung“ mit den Kindern Itattfinden jolle. vgl. 
aud) $ 2269. 

104) Das Kind erhält dabei einen Teilungss Pfleger ($ 1909). Die „Aus: 
einanderfegung“ Tann privatſchriftlich, ger ih oder notariell erfolgen; fie 
bedarf der vormundidhaftsriterlihen Genehmigung. vgl. Note 51. enn 
ein „Srundftüd“ zur Erbſchaft gehört, ift Die Yorm des 8 318 zu beachten 
(vgl. Note 14 zu $ 313). 

105) vgl. Note A. Die „Nutznießung“ verbleibt dem Bater; 
es gelten SR ag 1657. 

106 839, 1848 und Noten. E. 77. 

107 —* in den Fällen der 88 16661667. vgl. 88 1849 ff. 

* Y tungen: 88 1678, 1681, 1685, 1773. 

109 

110) in den fällen des $ 114. 

111) d. i. zunädjit in der Regel die Mutter (88 1630, 1685), ſonſt ein 
n 


rmund. 
112) pngl. Rote 108. 
118 k 3. durch eine längere Freiheitsitrafe. 
114) Die „Ausübung“ der an fid dem Water verbliebenen „elter: 
lihen Gewalt“ fteht in der Regel zunädit der Mutter zu (8 1685). 
vgl. Note 111. 
116) 88 1656, 1657. 


>» 





(Fortsetzung von Seite 510) 


Unfall Der Anspruch auf Schadensersatz verjährt in zwei Jahren von dem 
'nfall an. - 

Art. 59. Wird die Benutzung eines demöffentlichen@Gebrauchedienenden 
Grundstücks oder eines öffentlichen Gewässers zu einer Anlage oder einem 
Betriebe gestattet, so kann bei der Erteilung der Genehmigung von der zuständigen 
Behörde bestimmt werden, dass der Unternehmer für den Schaden, der bei dem 
öffentlichen Gebrauche des Grundstücks oder des Gewässers durch die Anlage oder 
den Betrieb verursacht wird, oder für gewisse Arten eines solchen Schadens verant- 
wortlich ist. 

Im Falle der Tötung oder einer Verletzung des Körpers oder der Ge- 
sundheit eines Menschen finden die Vorschriften der $8 842 bis 844 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs Anwendung. 

Die Ersatzpflicht des Unternehmers erstreckt sich nioht auf einen Schaden, 
der durch höhere Gewalt oder durch Verschulden des Verletzten oder des In- 
habers der beschädigten Sache verursacht ist. 

Der Anspruch auf Schadensersatz verjährt in zwei Jabren von dem Unfall an. 
im Fulle einer Tötung beginnt die Verjährung der im $ 844 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs bestimmten Ansprüche mit dem Kintritte des Todes. 


Haftung des Staates und der Kommunalverbände für Beamte. 

Art. 60. Verletzt ein Beamter des Staates, einer Jemeinde oder eines 
anderen Kommunalverbandes in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen 
Gewalt vorsätzlich oder fahrlässig die ihm einem Dritten gegenüber obliegende 
Amtspflicht, so trifft dem Dritten gegrnüber die im $ 839 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bestimmte Verantwortlichkeit an Stello des Beamten den Staat oder 


(Fortsetzung folgt Seite 530) 
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mn. 





Elterliche Gewalt des Vaters 8 1670-1678 


1670. Kommt der Bater den nad) den 88 1667, 1668 getroffe- 
nen Anordnungen nicht nad) oder erfüllt er die ihm nad) den 88 1640, 
1669 obliegenden Verpflichtungen nicht, jo kann ihm das Bormund: 
Khaftsgericht Die Bermögensverwaltung entziehen”) Zur Erzwingung 
ver Siherheitsleiftung find andere Maßregeln nicht zufällig. 

81671 Das Bormundidaftsgeriht kann während der Dauer 
der elterlichen Gewalt die von ihm getroffenen Anordnungen jederzeit 
ändern, insbejondere die Erhöhung, Minderung oder Aufhebung der 
geleiiteten Sicherheit anordnen. 

81672. Bei der Beſtellung und Aufhebung der Sicherheit wird 
die Mitwirkung des Kindes durch die Anordnung des Vormundidafts- 
gerichts erſetzt. 

Die Koſten der Beſtellung und Aufhebung der Gicherheit fallen 
dem Vater zur Laſt. 

81673. Das Bormundidaftsgericht ſoll vor einer Entjheidung, 
durch welche die Sorge für die Perfon oder das Vermögen des Kindes 
oder die Nutznießzung dem Vater entzogen oder beichränft wird, den 
Bater hören, es fei denn, daß die Anhörung untunlich ift. 

Bor der Entſcheidung ſollen auch Berwandte, insbejondere Die 
Mutter, oder Verſchwägerte des Kindes gehört werden, wenn es ohne 
erhebliche Berzögerung und ohne unverhältnismäßige Koſten geichehen 
wa. Für den Erfah der Auslagen gilt die Vorfchrift des 8 1847 

bj. 2. 

1674. Berlegt der Vormundſchaftsrichter vorſätzlich oder fahr- 
lüfig die ihm obliegenden Pflichten, fo tft er dem Kinde nad 8 839 
Abſ. 1, 3 verantwortlich.) 

8 1675. Der Gemeindemaijenrat bat dem Bormundidaftsgericht 
Anzeige zu maden, wenn ein all zu feiner Kenntnis gelangt, in 
welhem das Bormundfchaftsgericht zum Einfchreiten berufen ift.1”) 

5 1676. Die elterlie. Gewalt des Vaters rubt,°) wenn er ge- 
IHäftsunfähig ift.'°°) 

Das gleihe gilt, wenn der Vater in der Geſchäftsfähigkeit . bes 
ſchränkt ift ꝛ110) oder wenn er nach) 8 1910 Ab. 1 einen Pfleger für feine 
Perſon und fein Vermögen erhalten hat. Die Sorge flir die Perſon des 
Kindes fteht ihm neben dem gejeßlichen Vertreter des Kindes !"!) zu; zur 
Vertretung des Kindes ift er nicht berechtigt. Bei einer Meinungsver- 
Ihiedenheit zwilchen dem Vater und dem gejeglichen Vertreter geht die 
Meinung des gejeglihen Vertreters vor. 

1677. Die elterlide Gewalt des Baters ruht,!!:) wenn von 
dem Vormundſchaftsgerichte fejtgeitellt wird, daß der Vater auf Tängere 
Zeit an der Ausübung der elterliden Gewalt tatſächlich verhindert ijt.!'2) 

Das Ruhen endigt, wenn von dem Vormundſchafts— 
gerichte feitgeitellt wird, daß der Grund nicht mehr beiteht. 

8 1678. Solange die elterlide Gewalt des Vaters ruht, iſt der 
Vater nicht berechtigt, fie auszuüben;!!*) es verbleibt ihm jedoch die Nutz⸗ 
nieung an dem Vermögen des Kindes,''”) unbejdadet der Vorjchrift des 
8 1685 Abſ. 2. 
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Erläuterungen 


8 1679 116) außerdem natürlih durch Tod des Baters oder des Kindes 
($ 1683), dur „VBerwirtung“ (8 1680), dadurch, daß das Kind von 
einem anderen „an Rindestatt angenommen“ wird ($ 1765), durch 
olliäbrigteit oder Volljährigleitsertlärung des Kindes 


(8 1626). | | | 
1680 117) Die unabhängig von der „elterlihen Gewalt“ ihm zuftehenden 
Rechte und Pflichten behält er, 3. 2. 1305, 1601, 1617. 

118) oh hierunter nur eine an der Berfon (3. B. Körperverlegung) 
oder aud eine an dem Bermögen des Kindes (3. B. Unterihlagung) be- 
gangene Straftat zu verſtehen, iſt ftreitig. 

110) Wirkungen: SS 1681, 1684 Nr. 2. Bei bejtehbender 
Ehe erhält aljo das Kind in der Regel einen Bormund; $ 1773. Durch 
„Degnadigung“ erlangt der Vater die „elterlihe Gewalt“ nicht wieder. Die 
„Verwirküng“ tritt nur gegenüber dem Kinde ein, an dem die Straftat 
verübt iſt. Aber die Verurteilung kann dem Bormundidaftsgeri ab 
BE", in Ireiten auch Hinfichtlih der anderen Kinder bieten, 3. B. gemä 


s 1681 120) pglI. Note 116. 
121 1676—1678, 

122) 3, B. 88 1647, 1666 Abi. 2, 1670. 

123) Dezw. dem „geiehlichen Vertreter“ oder den „Rechtsnachfolgern“ 
des Kindes. Auf ‚Vermögens erausgabe u ehnungs: 
legung“ muß nötigenfalls „getlagt“ werden. Das Bormund: 
ſchaftsgericht vermittelt net wie im Falle des 8 1892. 

124) 88 259-261. — Im Konlurfe des Vaters ſteht dem Kinde ein 
Vorrecht gemäß $ 615 KD. zu. 

8 1682 125) 88 1424 Abi. 1, 122 am Ende. 

$ 1683 126) 8 1424 Abf. 2. 

8 1684 1 ag. Anhang 1 zu 8 1616. 88 1626, 1686. 

:) Es wird aljo nit eine Vormundſchaft eingeleitet, jondern es tritt 
die „elterlide (Voll⸗) Gewalt” der Mutter ein. 

3 1680. — Es gilt Note 2. 

4 Y „Scheidung“ oder im alle des 8 1586. — „Berwirft“ der 
Bater bei beitehender Ehe die „elterliie Gewalt“, fo geht letztere nicht 
auf die Mutter über, jondern es wird ein „Bormund“ beitellt ($ 1773), 
als welcher die Mutter beitellt werden kann. Wenn eine andere Perfon 
als „Bormund“ beitellt wird, gilt 8 1698 (jogen. Nebengewalt der Mutter). 

8 1685 5 1665. 

) Fach Auttöfung der Ehe gilt 8 1685 Uhl. 2 

? a uflöjung der gilt 8 . 2. 

8) Die — Gewalt“ an ſich verbleibt dem Vater; die 

Mutter übt fie nur an jeiner Stelle aus [jogen. ftellvertretende Ge⸗ 

walt, Berwaliungsverweiung). vgl. 1678, 1656. 

?) durch „Scheidung“ oder im Falle des 8 1586. 

169) Wenn die Mutter den Antrag nit ftellt oder wenn bie 
en ift, erhält das Kind gemäß 8 1773 einen Bormund. 
vgl. 

11) 88 1676-1678. 





Elterlide Gewalt der Mutter g 1679-1685 


1679. Die elterlihe Gewalt des Baters endigt,'!°) wenn er für 

tot erflärt wird, mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des Todes gilt. 

Lebt der Bater no, jo erlangt er die elterlihe Gewalt da- 

duch wieder,daßerdem Vormundſchaftsgerichte gegenüber 
feinen hierauf geriteten Willen erklärt. 

81680. Der Bater verwirkt die elierlihe Gewalt,:”) wenn er 
wegen eines an dem Kinde!!s) verübten Verbrechens oder 
vorfätlid verübten Vergehens zu Zudthausitrafe oder zu einer 
Gefängnisftrafe von mindejtens jehs Monuten verurteilt wird, Wird 
wegen des Zufammentreffens mit einer anderen ftrafbaren Handlung 
auf eine Gejamtitrafe erfannt, jo enticheidet die Einzelitrafe, welche für 
das an dem Kinde verübte Verbrechen oder Vergehen verwirft ift. 

Die Verwirkung der elterlihen Gewalt tritt mit der Rechts— 
frajt des Urteils ein.''®) 

81681. Endigt!2) oder ruht!?) die elterliche Gewalt des 
Vaters oder Hört aus einem anderen Grunde feine Bermögens- 
verwaltung auf ,') fo hat er dem Kinde !??) das Vermögen ber: 
auszugeben und über die Verwaltung Rechenſchaft abzulegen.!*) 

$ 1682. Der Bater ift auch nad der Beendigung feiner elter- 
lien Gewalt zur Fortführung der mit der Sorge für die Berfon und das 
Bermögen des Kindes verbundenen Geſchäfte berechtigt, bis er von der 
Beendigung Kenntnis erlangt oder fie fennen muß.!?) Ein Dritter 
kann fi auf diefe Beredtigung nicht berufen, wenn er bei der Vor- 
nahme eines Rechtsgeſchäfts die Beendigung der elterlihen Gewalt kennt 
oder fennen muß. 

Diefe Vorfriften finden. en tſprechen de Anwendung, wenn 
die elterliche Gewalt des Vaters ruht oder aus einem anderen Grunde 
ſeine Bermögensverwaltung aufhört. 

81683. Endigt die elterlihe Gewalt infolge des Todes des 
Kindes, jo hat der Bater diejenigen Gefchäfte, mit deren Aufihube Ge- 
fahr verbunden ift, zu bejorgen, bis der Erbe anderweit Yürjorge treffen 
Tann.!2°) 


2. Elterlide Gewaltder Mutter.) 


8 1684. Der Mutter fteht die elterliche Gewalt zu: 

1. wenn der Bater geitorben oder für tot erflärt ift; ?) 

2. wenn der Bater die elterlide Gewalt verwirkt hat?) und die 

Ehe aufgelöft ift.*) 

Im alle der Todeserflärung beginnt die elterlihe Gewalt der 
Mutter mit dem Zeitpunfte, der als Zeitpunft des Todes des Vaters gilt. 

& 1685. Iſt der Vater an der Ausübung der elterlichen Gewalt 
tatſüchlich verhindert ) oder ruht feine elterliche Gewalt,°) jo Abt wäh: 
rend der Dauer der Ehe?) die Mutter die elterlide Gewalt mit Aus⸗ 
nahme der Nutznießung aus.°) 

St die Ehe aufgeläft) jo Hat das Bormundihaftsgeriht Der 
Mutter auf ihren Antrag die Ausübung zu übertragen,'°) wenn die elter- 
fie Gewalt des Baters ruht") und feine Ausjicht beiteht, daß 
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i " Erläuterungen 
81 


3. B. bei Geiſteskrankheit des Vaters. 


vgl. Anhang 1 zu 8 1616. Die Mutter Hat alſo namentlich die da⸗ 

elbſt unter * 1— bezeichneten Rechte und Pflichten. Einen Hauptunter⸗ 

chied beitimmt 8 1687 (die Mutter verliert die „elterliche Gewalt“, wenn 

eeine neue Che eingeht — der Vater, der eine neue Ehe eingebi, be ält fie). 

8 1687 14) 8,1694. Auch eine grau (3. 8. die Mutter des Bates) ann ber 
Mutter „als 3, „Seiltand“ beftellt werden (88 1694, 1792 Abi. 4, 1783). 


N nelihtverlehungen der Mutter B. ui. bezüglich Der 
verigiolen © Gratehung des Kindes ’ sag 


686 bat das gormunbicäftege eri 1673 beadhten 
g 1088 —— H ⸗* der Mutter, der Verwandten gericht ⸗ zu 


8 1689 10) fiber den Wirkungstreis des „Beiltandes“ entſcheidet nach 8 1688 
die „Beltellung“ und die dem Beiltande zu erteilende „Beftallung“ 
(88 1694, N 1792) hat durüber Auskunft zu geben. 


21 el, Aote 107 zu 8 1675. 

22 

: 8 1690 23 un ein ſolcher beitellt tft. — Wenn ber en fein „Bei: 

) kanb beiteilt ift, gilt für die von der Mutter dt rer „elter: 
liden Gewal fe vorgenommenen Rehtsgeichäfte nad S 1686 Dasjelbe 

wie für die en > ate rs. vgl. $ 1643 und Note 51 dazu. 


20) Yen ae alſo mit einer Mutter, als Inhaberin der „elterlichen Ge- 
walt“, "ein Rehisgelhäit abfchließen will, muß, um fich bie Gültigteit 
dieſes Geſchäfts ſichern, beim Vormundſchafisgerich Erkundigung 
einziehen, ob der Mutter ein „Beiltand“ beitellt ilt. 

* vgl. 88 1803, 18001825, insbejondere 1812, 1818, 1821, 1822. vgl. 


—F V der A auftehenden „elterlihen Gewalt“. 


1643 und Note 51 dazu. — Die Rechtslage nad 
8 1 1690 — Henn der Mutter, als Inhaberin der elterliden Ge: 
kt, ein tan“ beitellt ift (falls feiner beitellt ift, gilt Note 23), ſo iſt 


u unter] eiden: a) in denjenigen Yällen, in denen fie fhon „als Sn: 
Baberin der elterliden Gewalt“ nach den auch für den Bater geltenden allge- 
meinen ——— der vormundſcha hart fe nigt ber © Genehmigung 
bedarf 1643 und Note 51 dazu), bedarf nit der Genebmi: 

re es Deiltanbes, jondern es gen ügt Die N Des 

oımunbiäajts erihts, das allerdings nad So . vor 
Erteilung feiner eömigun ung ben Beiftand „Hören Joll“, in den: 
enigen Fällen, in denen utter „als Inhaberin. der elterlichen Gewalt“, 
— ihr fein „Bean“ ‚een wäre, jelbftä nd big „Medtsgeihäfte 
pornehmen fünnte, bedarf fie Der Geneh Imigu beftellten 
„Beiltandes > Ar un zu ven betreffenden —E — ein „Bor: 
mund“ n emigung. bes Bormundjdaftsgeridts ober bes 
Besennormunke ürfen würde (vgl. bei und in Note 26). Mit 
anderen Worten: — rend die Mutter, als Inhaberin der „elterlichen 
Gewalt“, gleihwie der Vater, viel freier geitellt ift als ein „Bormund“, 
— fe, —* ihr ein „Beiftand‘ bejtellt ift, in bezug auf 

echtsge Hu im wejentlihen einem rn gleid,. 
ge nicht zu erlangen ilt. 
8 1691 die 19, & 1693, auch 88 1686, 1642. 








} 
S 
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Elterliche Gewalt der Mutter 8 1686-1691 


der Grund des Ruhens wegfallen werde.) Die Mutter erlangt in 
diejem Falle aud) die NRugniehung an dem Vermögen des Kindes. 


$ 1686. Auf die elterlicde Gewalt der Mutter finden die für die 
elterlihde Gewalt des Baters geltenden Vorſchriften Anwendung, joweit 
ih nit aus den 88 1687 Bis 1697 ein anderes ergibt.'?) 


81687. Das Bormundihaftsgericht hat der Mutter einen Bei: 
ſtand zu beitellen: '*) 

1. wenn der Bater die Beitellung nad) Maßgabe des 8 1777 
angeordnet hat; ’°) 

2. wenn die Mutter die Beltellung beantragt; 

3. wenn das Bormundidaftsgeriht aus befonderen Grün: 
den, insbejondere wegen des Umfanges oder der Schwierigfeit 
der Vermögensverwaltung, oder in den allen !*) der SS 1666, 
1667 die Beftellung im Intereſſe des Kindes für nötig eradhtet.'”) 


81688. Der Beiltand kann für alle Angelegenheiten, für ge- 
wiſſe Arten von Angelegenheiten oder für einzelne Angelegen- 
heiten bejtellt werden.??) 

Über den Umfang feines Wirkungskreiſes enticheidet Die Beftel: 
lung. Iſt der Umfang nicht beitimmt, jo fallen alle Angelegenheiten 
in feinen Wirkungskreis. 

„ Hat der Bater die Beltellung angeordnet, fo hat das Bor: 
mundichaftsgericht Beitimmungen, die er nad) Maßgabe des $ 1777 über 
den Umfang des Wirkungskreiſes getroffen Hat, bei der Beitellung 
zu befolgen. 

8 1689. Der Beiftand hat innerhalb jeines Wirkungskreiſes !°) 
die Mutter bei der Ausübung der elterlihen Gewalt zu unterftügen und 
m überwachen; 2°) er hat dem Vormundſchaftsgerichte jeden 
Fall, in welchem es zum Einfchreiten berufen iſt,“) unverzüglich) ?) 
anzuzeigen. 

8 1690. Die Genehmigung des Beiltandes ?*) ijt innerhalb jeines 
Wirkungskreijes **) zu jedem Rechtsgeſchäft erforderlich,2”) zu dem ein 
Bormund der Genehmigung des Bormundfhaftsgeridts 
oder des Gegenvormundes bedarf.) Ausgenommen find Rects- 
geihäfte, welche Die Mutter”) nicht ohne Die Genehmigung des Bor: 
mundfhaftsgerihts vornehmen fann.”) Die Borjchriften der 
35 1828 bis 1831 finden entiprechende Anwendung. 

Die Genehmigung des Beiltandes 7) wird durch die Genehmigung 
des Bormundichaftsgerichts erjegt. 

Das Bormundihaftsgeriht ſoll nor der Entiheidung über Die 
Genehmigung in allen Fällen, in denen das Rechtsgeſchäft zu dem Wir- 
lungstreife des Beiftandes gehört, den Beiftand Hören, ſofern ein 
lolher vorhanden und die Anhörung tunlid) ift. 

$ 1691. Soweit die Unlegung des zu dem Vermögen des Kindes 
gehörenden Geldes in den Wirkungskreis des Beiltandes fällt,?°) finden 
die für die Anlegung von Mündelgeld geltenden Vorſchriften der 
88 1809, 1810 entjprechende Anwendung. 


— 519 — 


Erläuterungen 


8 1692 22) —* gemäß SS 1640, 1669 in Verbindung mit 8 1686. 
8 1693 32) Die „Nugnießung“ bleibt der Mutter vgl. 88 1656, 
1657, 1681. . 
33) 88 1909 ff., 1915, 1918. 
8 1694 8 1776—1788, 1792 Abſ. 4. Auh rauen können Beiltand jein, 
vgl. Note 14 zu $ 1687. - 
8 1789—1791, 1792 Ab]. 4. 
1837 


36 
87 1838, 1834. 

ss) & 1835, 

30 1836. 

#0 1895 und die dort angeführten. 

Mi 1686, 1676-1678, 16%. Das Kind erhält einen Vormund. 


8 1773. 
81605 #2) alſo n icht im alle des $ 1687 Nr. 1. 
8 1696 48 1686, 1676 Abi. 2, 106, 1678. 

“ 1631—1637. „Ruht“ die „elterlide Gewalt“ der Mutter aus 
anderen Gründen als wegen ihrer a ae (SS 1686, 1676 
bis 1878), ſo ſteht ihr nicht die „Sorge für die Perſon“ des Kindes zu. 
Das Kind erhält einen Borm und (8 1773). 

Not u) 8 1630. Die „Vertretung“ fteht dem Bormunde zu. vgl. 

ote 44. 

46) 3 1689. Bei einer Meinungsverjhiedenheit zwiſchen 

Mutter und Vormund geht die Meinung der Mutter vor. 

8 1697 +7) 88 1686, 1669. vgl Note 13. Das Kind erhält einen Bormund 
6 1773), als welcher auch die Mutter (mit Zuftimmung ihres neuen 

bemannes) beitellt werden fann (88 1783, 1887 Abi. 2). Die Mutter 
hat, wenn eine andere Perjon zum Vormunde beitellt wird, die Pflichten 
des 8 1681. — Der die neue Ehe der Mutter ſchließende Standesbeamte 
muß dies dem Vormundſchaftsgerichte anzeigen. 8 48 RFG. 

#8) ogl. 8 1696 und Noten. — Alle anderen Rechte aus ber „elter: 
lihen Gewalt“ (Bertretung, VBermögensverwaltung, ub: 
nießung) verliert die Mutter. Sie erlangt diefe Rechte au nidt 
wieder, wenn die neue Ehe dur Tod des Mannes oder Sheidung auf: 
gelöjt wird. . 

8 1698 “2 16761678, 1680, 1684, 1685, 1696, 1773. 

50 1666 Ab. 2, 1670. 

51 1666 De 1. 

32) Infolgedeſſen entiheidvet bei Meinungsverihiedenhbeit 
amilhen Dormund und Mutter die Meinung des VBormundes. vgl. da— 
gegen e 46. 

8 1699 1) „Nichtig“ im Sinne dieſes Titels find nit nur die 88 1323 — 1328 
bezeichneten Ehen (vgl. Note 1 zu 11) londern au die mit Erfolg 
angefodhtenen, nad SS 1330 Ti. „anfehhtbaren Ehen“ (vgl. $ 1343 und 
Noten). — Hbergangsvor| rift E. 207. 

2 1591 


3 irtlihde Kenntnis it nötig. — Untenntnis“ 
ſchadet dem Kinde nicht; ebenjowenig die erit nad der Cheidjlie ung erlangte 
Kenntnis. — Wenn nur ein Ehegatte die „Nichtigkeit“ der Che Tennt, gilt 
das Kind dennodb als ehelig Wenn aber beide Ehegatten die 
„Richtigkeit“ Tennen, hat das Kind die Reditsitellung eines „unebeliden“ 
Kindes (88 1705 ff.). vgl. jeboch & 1708. 





Kinder aus nichtigen Ehen 8 1692—1699 


8 1692. Hat die Mutter ein Bermögensverzeihnis einzu- 
reihen,??) jo ift bei der Aufnahme des Verzeichnifjes der Beiſtand zuzu- 
sieben; das Verzeichnis ift auch von dem Beiltande mit der Verfiherung 
der Richtigkeit und Vollſtändigkeit zu verfehen. Iſt das Verzeichnis un- 
genügend, fo finden, fofern nicht die Vorausfeßungen des 8 1667 vor: 
liegen, die Vorſchriften des 8 1640 Abf. 2 entfprehende Anwendung. 


8 1693. Das Bormundidaftsgeriht fann auf Antrag der 
Mutter dem Beiltande die Bermögensverwaltung ganz oder teilmeije 
übertragen; ?°) joweit dies geichieht, Hat der Beiltand die Rechte und 
Pflichten eines Pflegers.?®) 

8 1694. Für die Berufung,”) Beftellung°®) und Be— 
auffi ch tigung?e) des Beiſtandes, für ſeine Haftung?) und feine 
Anjprüde ‚s) für die ihm zu bewilligende Bergütung:®) und für 
die Beendigung feines Amtes *) gelten die aleichen Vorſchriften 
wie bei dem Gegenvormunde. 

Das Amt des Beiſtandesen digtauch dann, wenn die elterliche 
Gewalt der Mutter ruht.“) 

8 1695. Das Bormundidaftsgeriht Tann in den Fällen des 
$ 1687 Nr. 2, 3 die Beftellung des Beiltandes und im Falle des 8 1693 
die Übertragung der Bermögensverwaltung auf den Beiltand jederzeit 
aufheben.*2) 

Iſt die Beftellung des Beiltandes nad) 8 1687 Nr. 2 erfolgt, fo fol 
te nur mit Zuftimmung der Mutter aufgehoben werden. Das 
gleihe gilt für die Übertragung der Vermögensverwaltung auf den 
Beiltand. 

8 1696. Ruht die elterlihe Gewalt ber Mutter wegen Minder- 
jührigleit,*°) fo bat die Mutter das Recht und die Pflicht, für die Perjon 
des Kindes zu jorgen; ‘*) zur Vertretung des Kindes ift fie nicht beredi- 
tigt.*°) Der VBormund des Kindes hat, joweit der Mutter die Sorge zu⸗ 
ſteht, die rechtliche Stellung eines Beiltandes.‘°) 

1697. Die Mutter verliert die elterlihe Gewalt, wenn fie eine 
neue Che eingeht.) Sie behält jedod unter den im 8 1696 bejtimmten 
Belhräntungen das Recht und die Pflicht, für die Verfon des Kindes 
zu jorgen.“) 

81698. Wird für das Kind ein Bormund beitellt, weil die elter- 
lihe Gewalt des Baters ruht oder verwirkt tft‘) oder weil die 
Vertretung des Kindes dem Baterentzogen ift,’®) oder wird 
für die Erziehung des Kindes an Stelle des Vaters ein Pfleger 
beitellt, 52) jo fteht der Mutter Die Sorge für die Perſon des Kindes 
neben dem Bormund oder dem Pfleger in gleicher Weife zu wie nad) 
8 1634 neben dem Bater.‘?) 


Fünfter Titel. Rechtliche Stellung der Kinder ans nichtigen Ehen.') 


81699. Ein Kind aus einer nichtigen Ehe, das im Falle der 
Gültigkeit der Ehe ehelich fein würde,?) gilt als ehelich, jofern nicht beide 
Ehegatten die Nichtigkeit der Che bei der Eheſchließung gelannt haben.?) 
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Erläuterungen 
vgl. Note 10 zu 8 1329 (fogen. „Nicht: Ehe"). 
1635, 1636. 
wohl aber die Pflichten. 
1635, 1686. 


1689. 
n a leinem Tode: wie ein „unehelihes“ Kind. 8 1712. 
v 1 


1) dgl. 88 1591 ff. — Betreffend die rechtliche Stellung der vor dem 
1. Januar 1900 geborenen unehelihen Kinder E. 208. Für die rechtliche 
Gtellung der vor dem 1. Januar 1%00 Sy u gien. aber nad dem 31. Des 


.ı a a 


mM 5 08 


zember 1899 geborenen Kinder iſt ledigli 8. maßgebend mit der aus 
E. 208 ſich ergebenden Einihräntung. — Wenn die Mutter eine Ausländeriu 
ift, gelten E. 20, 21. 

2) Brautfinder haben feine weitergehenden Rechte als „uneheliche” 
Kinder überhaupt. Für Sachſen vgl. AG. 8 36. — Über das Berhältnis 
des une ein Kindes zu jeinem Bater 1589 Ab. 2, 1708 ff., 1717. Das 
uneheli ind Hat alſo fein „geſetzliches Erbrecht“ nah feinem 
Vater, falls diefer nad) dem 31. Dezember 1899 geht, elbit dann nit, wenn 
dem Kinde unter dem früheren Nedte (3. B. in Preußen) ein foldes 
Erbrecht“ durch redisträftiges Urteil zugeiproden war. Selbitver: 
tändlid) fann der Bater dur eita ment jederzeit dem Kinde Zuwendungen 
maden. — Die 53 640 N; ZPO. betr. „Das Verfahren in Recht sſtreitig- 
feiten, welde die Feſtſtellung Des fRehtsverhältnilfes zwiſchen 
Eltern und Kindern zum Gegenſtande haben“, finden nur auf dies— 
begügliche Redhtsitreitigleiten des Kindes mit der „Mutter“, nidht auf die 
mit dem „Vater“ Anwendung. 

pi das iR eine wichtige Neuerung 3. 3. gegenüber dem früheren 
preußifden . 

Ni Das Kind teilt allo den „Wohnfit“ der Mutter (8 11), bedarf ihrer 
„Einwilligung zur Heirat‘ g 1305) um: Hat — gleihwie ein „eheliches“ 
Kind — ein geſetzliches Erbredt (aus) lichtteilsrecht) nad) der Mutter und 
deren Berwandten, ferner einen niechalte Anjreuß gegen die Mutter und 
Deren Eltern ujw. 88 1601, 1709. Cine wichtige usnahme von der Gleid: 
ſtellung mit den „ehelichen“ Kindern der Mutter enthält 8 1707; dagegen 
gelten —— iR Kind die — er gütt 641 Ir 

5 . B. in Preußen nah dem n ültigen 1 II. 2 
Allg. Landr. nit den adligen — der Mutter. — Zur Beſtimmung des 
Die Berne "8 des Kindes ift die Mutter beredtigt, $ 1707 (Sorge für 

te Perjon). 

Ai d. 5. ihren Mädphen-Namen. Wenn die Witwe Lehmann geb. 
Kunze ein uneheliddes Kind hat, jo Heißt das Kind Kunze. 

) aud wenn er nit der „Erzeuger“ des Kindes ift. Iſt er aber ber 
Erzeuger“, jo Hat das Kind dur die „Eheichließung“ ohne weiteres die 
K en Kindes des Erzeugers, aljo aud) feinen Namen, er: 


langt. . 

8, In Breußen und Württemberg in der Regel der Standes- 
beamte, in Bayern die Diitriktspolizeibehörde, in Sahjen und Baden 
DAS Amtsgericht, vgl. Note 36 zu 8 1577. 

v) ge. feines Bormunds. 

.) eitere Rechte erlangt das Kind dur dieſe „Namengebung“ 


nid 
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Rechtliche Stellung der unehelichen Kinder 8 1700-1706 


Dieſe Vorfchrift findet feine Anwendung, wenn die Nichtigkeit der 
Ehe auf einem Formmangel beruht und die Che nit in das Yeirats- 
zegilter eingetragen worden ijt.*) 

81700. Das Rechtsverhältnis zwilden den Eltern und einem 
Kinde, das nad) 8 1699 als ehelich gilt, beſtimmt fich, foweit fich nicht 
aus den 88 1701, 1702 ein anderes ergibt, nach den Borjehriften, die für 
ein Kind aus einer geihiedenen Ehe gelten, wenn beide Ehe: 
gatten für ſchul dig erflärt find.) 

8 1701. War dem Bater die Nichtigkeit der Che bei der Ehe— 
Ihliegung bekannt, jo bat er nicht die fi) aus der Vaterſchaft ergebenden 
Rechte.') Die elterlide Gewalt fteht der Mutter zu. 

81702. War der Mutter die Nichtigleit der Che bei der Che- 
Ihließung befannt, jo bat fie in Anjehung des Kindes nur diejenigen 
Rechte, welche im Falle der Scheidung der allein für jchuldig erklärten 
Frau zuftehen.”) 

Stirbt der Bater oder endigt feine elterlihe Gewalt aus einem 
anderen Grunde, jo hat die Mutter nur das Recht und die Pflicht, für 
die Perſon des Kindes zu jorgen; zur Vertretung des Kindes iſt fie nicht 
beretigt. Der Vormund des Kindes hat, jomweit der Mutter die Sorge 
zufteht, Die rechtliche Stellung eines Beiltandes.°) 

Die Vorfchriften des Abi. 2 finden uud dann Anwendung, wenn 
die elterliche Gewalt des Vaters wegen feiner Gejchäftsunfähigfeit oder 
nah) 8 1677 ruht. 

1703... Gilt das Kind nicht als ehelich, weil beiden Ehegatten 
die tigfeit der Ehe bei der Cheichliegung befannt war, jo kann es 
gleihwohl von dem Bater, jo lange er ledt, Unterhalt wie ein eheliches 
Kind verlangen?) Das im $ 1612 Abi. 2 beitimmte Recht fteht dem 
Vater nicht zu. 

81704. Iſt Die Ehe wegen Drohung anfehtbar und angefoch⸗ 
ten,'°) jo fteht der anfechtungsberedhtigte Chegatte einem Chegatten 
glei, dem die Nichtigkeit der Che bei der Cheichließung unbekannt war. 


Sechfter Titel. Rechtliche Stellung der unehelichen Kinder.) 


81705. Das unehelihe Kind Hat im Berhältnifie zu ber 
Rutter 2) und zu den Verwandten der Mutter ?) die rechtliche Stellung 
eines ehelichen Kindes.*) 

8 1706. Das uneheliche Kind erhält den Familiennamen der 
Rutter.>) 

Führt die Mutter infolge ihrer Verheiratung einen 
anderen Namen, jo erhält das Kind den Yamiliennamen, den die Mutter 
por der Verheiratung geführt hat.°) Der Ehemann der Butter?) kann 
dur Erklärung gegenüber der zuftändigen Behörde °) dem Kinde mit 
Einwilligung des Kindes’) und der Mutter feinen Namen er: 
teilen; :°) die Erklärung des Ehemannes jowie die Cinmwilligungs- 
erflärungen des Kindes und der Mutter find in öffentlihbeglau: 
bigter Form abzugeben. 
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Erläuterungen 


8 1707 _ 11) Das Kind erhält baper immer einen Bormund, als 
jedoch auch die Mutter beſtellt werden ann. & 1778 Abſ. 3. 
88 1631 ff. vgl. 8 1838 A nöh Für die siehe Erziehung 
nad) E. 134 das Zandestred in Breußen 8 642 I Ye 
Landr., wonach bis zum —E di. Nebensjahre das Kind in der Heligicn 
der Mutter erzogen wird. 
13) 8 1890. Zur , Blu, eines „Seil ‚jur Klage gegen den Bater 
auf er zum Ab⸗ luß eines kei mit dem Vater ($ 1714) 
it el Io nur der Bormund (die Mutter des Kindes nur, falls fie Bormünderin 
it) berechtigt. gm Antrag aus 8 1716 ift jedoch die Mutter berechtigt. 


5 1708 35) auch der minderjährige, der Geiftestrante. — Wer als „Bater“ 


gilt, ‚beitimmen SS 1717, 1718. vgl. 8 1589 Abi. 2. 
16) alfo nit nur den „notbürftigen“. ade Br it F eine unbedingte. 
Es kommt weder auf die „Bedürftigkeit des Kindes“ ch ein Kind, Das 
von feiner Mutter oder mütterlihen Berwandten erbebl es Vermöten ge- 
erbt bat, Hat den —— auf die „Leiftungsfähigleit des 2: ters“. 
Anders im alle des Abi. 2 8!) Cs gilt überhaupt das Note 23 zu 5 ls12 
fagte. — Dur 3 194 Abſ. 2, 197, 201, 218 Abſ. 2 und Noten 
— and für Die Ange au ee und überhaupt t für die „Anſprüche 
aus dem außerebeli iſchla afe“ find aud) bei einem treitwerte von mehr 
und te 1b die Amtsgerichte (S 23 Ger.Verfaſſ.⸗“Geſ.). vgl. Note 2 am Ende 
und Note 
unter Umjtänden lebenslängltd. Wenn das Kind bei Voll: 
endung s 16. Lebensjahres — iſt und erſt ſpäter gebrechlich wird, ift 
der Vater nicht unterhaltspflich 
18 Dieſe Einſchränkung it nur im alle des Abſ. 2 des 8. vgl. 


8 1709 ein Erſt wenn der Vater „außerftande” oder „nicht aufzufinden“ ift, tritt 
die Unterha tepili der Mutter, der Eltern, Großeltern der Mutter gemäß 
28 1601 ff ie Verwandten des Baters des unehelichen Kindes find 


legterem ee unterbaltspflichtig, auber wenn fie als Erben des Baters 
in Aniprud) genommen werden. 171 
r Rn die Mutter bezw. die Rerlichen Verwandten, die dem Kinde 
Unterha nn. haben, fönnen vom Bater des Kindes, der den Unterbalt 
HA gem rt auch für die Bergangenbeit Erfat ihrer Auslagen 
ummen fordern, die der Vater zu leiſten verpflichtet geweien wäre. 
(et 8 1711). — Soweit andere Perjonen, als die Mutter oder mütterlidden 
erwandten, dem Kinde Unterhalt gewährt haben, 3. 8. fogen. Pflegeeltern, 
fönnen fie von den eigentlih Berp ligteten (Bater, Mutter, mütter: 
liche Verwandte) Erſatz fordern, wenn orausjegungen der 683, 679 
ferner E08. ohne uftrag) vorliegen. vgl. auch S 685 Abi. 2. — vgl. 
erner 
8 1710 21) Der Vater fann fi (außer im Falle des Vergleichs“, vgl. 8 1714) 
von dieſer Kurt nicht dadurch befreien, t fi erbietet, Das Ein in 
eigene lege“ zu nehmen, wie Dies na manchen früheren Rechten zu: 
läffig war. ote zu E. 208. Die Geldrente it anden Bormund des 
Kindes zu a fen, außer wenn diefer — was wohl die Negel — die Mutter 
zur Emp angnahme ermädtigt. — vgl. ferner Note 16 und die dort angeführten 


Stellen. 
Ss 1711 2 Abweichung von $ 1613. — Über Verjährung Note 16. 
Ss 1712 er gebt aljo aud) gegen die Erben des als vol. Note 19) und iſt 
als eine Race pe bindlichteit zu behandeln. 88 196 
24 
81713 25 1068." 
3 1714 vertreten“ durd feinen Vormund, vgl. Note 13. 
27 J vor dem Prozehgerichte — ene Vergleiche bedürfen der 
‚vormunbfehaftsrüähterficien Genehmigun Tie Häufig vorlommenden Ab—⸗ 


fi indungen, die der Schwängerer der utter des Kindes gibt, find für das 
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Rechtliche Stellung der unehelichen Kinder 8 1707—1714 


81707. Der Mutter fteht nicht die elterfihe Gewalt. über das 
unehelihe Kind zu.'?) Sie hat das Recht und die Pflicht, für die Perſon 
des Kindes zu forgen; 2) zur Vertretung des Kindes’) ift fie nicht be- 
chtigt. Der Bormund des Kindes hat, ſoweit der Mutter die Sorge 
zujteht, Die rechtliche Stellung eines Beiltandes.!*) 

$ 1708. Der Bater 1) des unehelichen Kindes ift verpflichtet, 
dem Kinde bis zur Vollendung des ferhzehnten Xebenjahrs den der 
Rebensftellung der Mutter entjpredenden ’°) Unterhalt zu 
gewähren. Der Unterhalt umfaßt den gejamten Lebensbedarf fowie 
die KRoften der Erziehung und der Borbildung zu einem Berufe. 

It das Kind zur Zeit der Vollendung des ſechzehnten Lebensjahrs 
infolge törperlicher oder geiftiger Gebrechen außeritande, ſich ſelbſt zu 
unterhalten, jo hat ihm der Vater auch über dieſe Zeit Hinaus Unterhalt 
zu gewähren;!?) die Vorſchrift des 8 1603 Abſ. 1 findet Anwendung.'®) 

8 1709, Der Bater ift vor der Mutter und den mütterlichen Ber- 
wandten des Kindes unterhaltspflidhtig.'?) 

Soweit die Mutter oder ein unterhaltspflihtiger mütter- 
lider Verwandter dem Kinde den Unterhalt gewährt, geht 
der Unterhaltsanfprud des Kindes gegen den Vater ‘auf die 
Mutter oder den Verwandten über.) Der Übergang kann nit 
zum Nachteile des Kindes geltend gemacht werden. 

81710. Der Unterhalt ift dur Entridhtung einer Geldrente 
ju gewähren.?!) 

Die Rente ift für drei Monate vorauszuzahlen. Durch eine Bor: 
eusleiltung für eine ſpätere Zeit wird der Vater nicht befreit. 

Hat das Kind den Beginn des Bierteljahts erlebt, fo ge 
bührt ihm der volle auf das Vierteljahr entfallende Betrag. 

1711. Der Unterhalt kann aud) für die Vergangenheit verlangt 
mwerden.?2) 

81712. Der Unterhaltsaniprud erliſcht nicht mit dem Tode des 
Baters;22) er fteht dem Kinde aud) dann zu, wenn der v ater vor der 
Geburt des Kindes geſtorben iſt. 

Der Erbe des Vaters iſt berechtigt, das Kind mit dem Betrag ab⸗ 
zufinden, der dem Kinde als Pflichtteil gebühren würde,“) wenn es 
ehe lich wäre. Sind mehrere uneheliche Kinder vorhanden, ſo wird die 
Abfindung ſo berechnet wie wenn ſie alle ehelich wären. 

8 1713. Der Unterhaltsanſpruch erliſcht mit dem Tode des 
Kindes, ſoweit er nit auf Erfüllung oder Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung für die Bergangenheit oder auf ſolche im voraus zu 
bewirkende Leiſtungen gerichtet iſt, die zur Zeit des Todes des 
Kindes fällig find. 

Die Koften der Beerdigung hat der Vater zu tragen, ſoweit ihre 
Bezahlung nicht von dem Erben des Kindes zu erlangen ift.°) 

$ 1714. Eine Bereinbarung zwilchen dem Bater und dem 
Kinde 2°) über den Unterhalt für die Zulunft oder über eine an Stelle 
des Unterhalts zu gewährende Abfindung bedarf der Genehmigung des 
Bormnudichaftsgericdhts.?”) 
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8 1719 


81715 


8 1716 


5 1717 


3 1718 


Erläuterungen _ i 


Kind ohne redtlihe Wirkung, nehmen ihm aljo nicht feinen Unterhalts- 
aniprud. Nur wenn die Mutter zugleih „Bormünderin“ des Kindes ift und 
als joldye einen Abfindungsvertrag mit „vormundihaftsrichterlicher Genehmi- 
gung“ Ichliekt, bindet diefer das Kind. 

28) Ob auch der infolge der Entbindung der Mutter etwa entgangene 
DienftloHn oder Gehalt zu erfegen .fei, tft ftreitig. 

3 Meitergebenbe Anſprüche gewähren die 88 825, 847 Abſ. 2, 
1300 unter den dafelbit angegebenen Borausfegungen. 

so) Nicht aber bei „Sehlgeburt“. 

sı) Über —A— der nſpruche des Kindes Note 16. 
935 ff., 940 % ZPO. vgl. Note 33. 

ohl aber tft „glaubhaft“ zu machen, daß der in — ge⸗ 

nommene Mann der „Vater“ des Kindes ſei, z. B. durch eidesſtattliche Ver⸗ 
ficherungen von Zeugen, auch der Mutter ſelbſt über die Beiwohnung inner: 
halb der Empfängnisgeit, 1717. 


32 
33 





34 I. 8 1589 .2. 

35 Andere Einteden gegen die „Shmängerungsflage”, als die hier er: 

wähnte ſogen. exceptio plurium, läßt das BGB. nicht zu, insbefondere nit 

die nach dem früheren preuß. Rechte zuläffigen Einreden, daß die Mutter für 

die Geftattung des Beiſchlafs Degahtung a! enommen babe, daß fie wegen un- 

güchtigen Lebenswandels berücdhtigt fei, Ehe früher ſchon von einem anderen 
anne außerehelid) geboren habe. 

30) 3.8. weil fie zur Zeit Diejer Beiwohnung bereits ſchwanger war. 
Das muß diejenige Partei beweilen, die fi Darauf beruft. Beifpiele: 1) B wird 
als Bater des Kindes in Anſpruch genommen. Er kann einwenden und muß 
beweifen, daß die Mutter, als er ihr das erſte Mal beimohnte, bereits ſchwanget 
war. Wird Diefer Beweis geführt, jo ift er von jeder Verpflichtung frei. 2) B 
wird als Bater in Aniprud genommen. Er kann einwenden und muß bemeiten, 
daß innerhalb der Empfängniszeit des — 1717 Abſ. 2 auch C der Mutter bei: 

ewohnt hat. Gelingt diejer Beweis, jo ift er von jeder Verpflichtung frei, 
Polls nicht das Kind oder die Mutter beweifen, daß die Mutter, als C ihr 
das erite Mal beimohnte, bereits von B |hwanger war. Gelingt leßterer Beweis, | 
jo ift B troß der bewiejenen exceptio plurium zur Zahlung von Unterhalt ufw. 
gemäß 88 1708 ff., 1715 verpflichtet. 

s”) Zuftändig zur Beurkundung find die Amtsgeridte und Notare 
und, wenn die Anerfennung bei der Anzeige der Geburt erfolgt, aud die 
Standesbeamten. S 167, 191. In Preußen, Sadjen um 
Württemberg find die Standesbeamten aud) bei [paüterer Anerfennung 
gujtänoi . Die Wnerfennungserflärung muß vollftändig beurfundet fein; 

oße Beglaubigung genügt nit. Die Anerkennung ift ein „Redts- 
geihaft“; ein Minderjähriger bedarf alfo der Zujtimmung feines geſetz⸗ 
lihen Bertreter3, aber nicht der „vormundſchaftsrichterlichen“s Genehmigung. 

38) Er hat aljo die in Note 35 bezeichnete exceptio plurium durch das 
einen „Berziht" auf dieſe Einrede enthaltende „anertenntnis“ verloren. 
Das „Anertenntnis“ aus $ 1718 tit_„anfehtbar wie jedes andere „Redits- 
geſchäft“, a 8. wegen Irrtums, argliftiger Täuſchung (83 119, 123); aber die 
von der Mutter des Kindes dem Anerfennenden gegenüber abgegebene ih als | 
unwahr berausitellende „Deriiherung , daß innerhalb der plün niszeit 
fein anderer Dann ihr beigewohnt Habe, genügt nicht, um die Anfechtung 
des Anerlenntnijles wegen „ar Li r Täufhung“ zu begründen. 

1) Die Legitimation unehe der Kinder kann erfolgen a) durh „nad - 
folgende Ehe“, 88 1719 ff, b) duch „Chelidteitserflärung”, 
88 1723 ff. — Übergangsvorſchriftei E. 209. — Wenn der Bater Ausländer 
it E. 22. — Über das „Verfahren in Nedtsitreitigleiten, weldye die Feſtſtellung 
des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Eltern und Kindern zum Gegenitan aben“, 
88 640 ff. ZPO. 5 Landgericht ijt zuftändig. 

2) Noten 1 und 2 zu 8 1705. 

s) ohne weiteres,d. h. ohne daß es einer AnerlennungsErklärung 
des Vaters oder der Einwilligung der Mutter oder des Kindes berarf. Um 
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Legitimation unebelicher Kinder 8 1215-1719 


A F ein unentgeltlicher Berzicht auf den Unterhalt für die Zukunft 
iſt nichtig. 

51715. Der Bater iſt verpflichtet, der Mutter die Koften der 
Entbindung jowie die Koſten des Unterhalts für die erften ſechs Wochen 
nad der Entbindung und, falls infolge der Schwangerichaft oder der 
Entbindung weitere Aufwendungen notwendig werden,?*) aud) die da— 
durch entftehenden Koften zu erfegen.?) Den ge wö h nlichen Betrag 
der zu erſetzenden Koſten kann die Mutter ohne Rückſicht auf den 
wirklichen Aufwand verlangen. 

Der Anſpruch ſteht der Mutter auch dann zu, wenn der Bater 
vorder Geburt des Kindes geftorben oder wenn das Kind tot 
geboren ijt.°°) 

Der Anſpruch verjährt in vier Jahren?) Die Verjährung 
gesin nt mit dem Ablaufe von jehs Wochen nad der Geburt des 

indes. . 

S 1716. Schon vor der Geburt des Kindes kann auf Antrag der 
Mutter Durch einftweilige Berfügung angeordnet werden,??) daß ber 
Vater den für die eriten drei Monate dem Kinde zu gewährenden Unter 
balt alsbald nad) der Geburt an die Mutter oder an den Bormund zu 
jablen und den erforderlichen Betrag angemeflene Zeit vor der Geburt 
zu Binterlegen hat. In gleicher Weife farın auf Antrag der Mutter die 
Zahlung des gewöhnlichen Betrags der nad) 8 1715 Abf. 1 zu erſetzenden 
Koſten an die Mutter und die Hinterlegung des erforderlihen Betrags 
angeordnet werden. 

Zur Erlafjung der einftweiligen Verfügung iſt nihterforder- 
lid, daß eine Gefährdung des Anipruds glaubhaft gemadt 
wird.3?) 

8 1717. Als Bater des unehelichen Kindes im Sinne der 88 1708 
bis 1716 gilt,:*) wer der Mutter innerhalb der Empfängniszeit beige- 
wohnt Hat, es jei Denn, daß auch ein anderer ihr innerhalb diejer Zeit 
beigewohnt hat.) Eine Beimwohnung bleibt jedoh außer Be- 
ttadht, wenn es den Umſtänden nah offenbar unmöglich üt, 
daß die Mutter das Kind aus dDiefer Beiwohnung empfangen hat.?") 

Als Empfängniszeit gilt die Zeit von dem einhunderteinundadt: 
jigften bis zu dem dreihundertundzweiten Tage vor dem Tage der Ge- 
dburt des Kindes, mit Einſchluß jomohl des einhunderteinundadht- 
jigiten als des dreihundertundzweiten Tages. 

& 1718. Wer feine Baterihaft nach der Geburt des Kindes in 
einer öffentlichen Urkunde?) anerkennt, kann ih nicht darauf 
berufen, daß ein anderer der Mutter innerhalb der Empfängnisgeit 
Deigewohnt habe.?®) 

Siebenter Titel. Tegitimation unehelicher Kinder.') 
I. Legitimation Dur nachfolgende Ehe. 
5 1719. Ein unehelihes Kind?) erlangt dadurd, daß ſich der 


Vater mit der Mutter verheiratet, mit der Cheichließung ’) bie recht⸗ 
liche Stellung eines ehelichen Kindes.‘) 
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8 1721 
8 1723 


miniter). Bade 


Erläuterungen 


aber den oft ſchwierigen Beweis zu erjparen, daB der „Chemann der Mutter“ 

auch wirklich der „Vater des Kindes“ ift (vgl. 8 1720), empfiehlt jid, 

un der Mann feine Baterihaft" ausprudlih anertennt, am ein 

\ iten bei der Cheihliekung vor dem Standesamte. vgl. Note 37 zu 
er 1626 d überhaupt in jede tivatredtlid 

Mi . und überhaupt in jeder privatre iden 

Beziehung (Erbredt, Unterhaltspflidt ufw.). — „Religiöſe 

Kan hie F ng“ E. 134. — Eintragung in das „Geburtsregijter“ 8 26 Perſonen⸗ 

andsge 

6) Fer alſo der Mutter in der Empfängniszeit ‚beige t und 

dann die Mutter „heiratet“, wird dadurch (ohne rüdwirtende Kraft) zum 

„eheliien Vater“ des Kindes; die Note 35 zu $ 1717 erwähnte jogen. exceptio 


. plurium ſteht ihm nicht zu, jondern nur der Beweis, dab es „offenbar un- 


möglich“ in daß er der Vater des Kindes iſt (Note 36 zu 1717). 

e) Note 37 zu 8 1718. Die Anerkennung fann aud in einem gericht- 
lien oder notariellen Teftamente erfolgen. 

7) Gegenbeweis iſt zuläffig. 

8) und infolgedellen erlangt das Kind durch diefe „Anerfennung“ die 
Rechte eines „ehelien Kindes“. — Wenn der Bater eines vor der ge: 
borenen Kindes die „Vaterſchaft anertennt“, obgleidh er weiß, daß 
er nicht der Vater des Kindes ift (ein im Leben nicht felten vorfommender 

N), lo ilt er wegen „vorſätzli Veränderung des Perjonenitandes“ des 
indes itrafbar. 8 169 StrGB. — vgl. dagegen Note 17 zu 8 1598. 
9) vgl. Note 1 zu 8 1699. 
ı0) Ein Bedürfnis In dieſe Einrichtung (als eines Erjahtes der 
, nde Che“ SS 1719 M . namentlid für ſolche 
& e anzuertennen, in denen durch Tod, Geiltesfrantheit, Verſchollenheit ber 
utter die „Eheihliegung“ gwilhen Vater und Mutter des unehelichen Kindes 
unmöglid ift, oder in denen dem: Vater die Cheichliekung mit der Mutter, 
weil fie h nachträglich einem lüderlichen Lebenswandel ergeben bat oder aus 
Iontigen ründen niht zugemutet werden fann. Durch „Chelichkeits- 
ertlärung“ kann aljo aud ein Junggelelle „ehelihe” Kinder erlangen. 
— Die Erteilung der Chelichleitserflärung durd) „Verfügung der Staats: 
gewalt“ ift eine reine „Berwaltungshbandlung“, die jelbit dann ab: 
pe lehnt werden kann, wenn fein gejeßliches Hindernis vorliegt (vgl. $ 1734), 
ie aber andererfkeits (abgeje en von 8 17355) unwirtjam til, wenn 
% erteilt ift, ohne daß die in 88 1723 ff. vorgeichriebenen „geſetzlichen 
tfordernille" vorliegen. 

1) 88 1717, 1718, 1735. 

12 t die Wirlungen 8 1736 und Note 4 zu 8 1719, jedod mit der 
Einihräntung des $ 1737. 

13) Kür Preußen Art. 13 Kgl. Verordnung v. 16. November 1899 

Suftigmintiter, für Annahme adligen Namens der König). Bayern 
20 Verordng. v. 24. Dezember 1899 (der Rönig). Sa Die n 5 34 Berordng. 

v. 6. Juli 1899 (Suftiaminißer). Württemberg Art. 268 AG. (Suftiz: 

n ordng. v. 11. November 1899 (Suftigminifter). 

14) 3. B. gewille Angehörige der Schubgebiete. 

142) Note 13. 

15) 8 1780, 

10) Note 13. 

17) 8 104. 


senitimation dur) nachfo 
ä 





L 
Legitimation unehelicher Kinder 8 1720-1728 


$1720. Der Ehemann der Mutter gilt als Bater des Kindes, 
wenn er ihr innerhalb der im 8 1717 Abi. 2 beitimmten Empfängniszeit 
beigenfohnt Hat, es fei denn, daß es den Umftänden nad offenbar 
unmöglid üt, daß die Mutter das Kind aus Diejer Beimohnung 
empfangen bat.°) 

Erfennt der Ehemann jeine Vaterſchaft nad der Geburt des 
Kindes in einer öffentlichen Urkunde an,) fo wird vermutet) 
daß er der Mutter innerhalb der Empfängniszett beigewohnt habe.?) 

81721. Sit die Ehe der Eltern nichtig’) jo finden die Vor: 
ıhriften der 88 1699 bis 1704 entiprechende Anwendung. 

81722. Die Cheihliekung zwiſchen den Eltern hat für die Ab⸗ 
tömmlinge des unehelichen Kindes die Wirkungen der Legitimation auch 
dann, wenn das Kind nor der Eheſchließung gejtorben ilt. 


II. EHelihtleitsertlärung.!) 


8 1723. Ein unehelides Kind kann auf Antrag jeines Vaters?!) 
buch eine Berfügung der Staatsgewalt für ehelich erflärt werden.':) 

Die Ehelichkeitserflärung fteht dem Bundesitaate zu,!?) Dem der 
Vater angehört; ift der Vater ein Deutjcher, der feinem Bundesitaat an- 
gehört,!*) fo fteht fie dem Reichskanzler zu. 

Über die Erteilung der einem Bundesjtaate zuftehenden Ehelich- 
feitserflärung hat die Landesregierung zu beitimmen.'*®) 

81724. Die Ehelichkeitserklärung fann nit unter einer Be 
dingung oder einer Zeitbeftimmung erfolgen. 

F 1725. Der Antrag muß die Erflärung des Baters enthalten, 
daß er das Kind als das jeinige anerfenne.!°) 

S1726. Zur Chelichleitserflärung ift die Einwilligung Des 
Kindes und, wenn das Kind nicht das einundzwanzigite Lebensjahr voll-s 
endet hat, die Einwilligung der Mutter erforderlid. Sit der Vater ver- 
Beitatet, fo bedarf er auch der Einwilligung feiner Fran. 

Die Einwilligung hat dem Bater oder der Behörde gegenüber '°) 
ju erfolgen, bei welcher der Antrag einzureichen üt; fie it unwider- 
ruflid. 

Die Einwilligung der Mutter ift nicht erforderlih, wenn die 
Mutter zur Abgabe einer Erklärung dauernd außerjtande oder ihr Auf: 
enthalt dauernd unbefannt if. Das gleiche gilt von der Einwilligung 
der rau des Vaters. 

F 1727. Wird die Einwilligung von der Mutter verweigert, jo 
fann fie auf Antrag des Kindes durch Das Vormundſchaftsgericht erſetzt 
werden, wenn das Unterbleiben der Chelichkeitserflärung dem Kinde zu 
unverhältnismäßigem Nadteile gereichen würde. 

$ 1728. Der Antrag auf Chelichfeitserflärung ſowie die Ein- 
willigung der im 8 1726 bezeichneten Perjonen kann nicht durch einen 
Bertreter erfolgen. 

St das Kind geihäftsunfähig '”) oder Hat es nidht das 
vierzehnte Lebensjahr vollendet, fo fann ſein gejeßlicher Vertreter die 
Einwilligung mit Genehmigung des Bormundfchaftsgerichts erteilen. 
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Erläuterungen 


18) & 114. 

19) 3. B. wegen Irrtums, Drohung, Täufhung. 88 119, 123. 
20 t. Note 10. 

21 — rückwirkende Kraft. Im übrigen Note 4 zu 8 1719. 
22) 3. 8. 8 1305 Abi. 1 am Ende. 8 1738. 





(Fortsetzung von Seite 514) 


den Verband, in dessen Dienste der Beamte steht. Bei den Amtsgeschäften der 
Gerichtsvollzieher gilt dies auch für die Verletzung der Pflichten gegenüber dem 
Auftraggeber.*) 

Ausländern kann die Entschädigung, vorbehaltlich der Haftung des Beamten, 
verweigert werden, wenn nicht nachgewiesen ist, dass in dem Heimatstaate des Be- 
on nigten eine der Vorschrift des Abs. ı Satz 1 entsprechende Haftung Deutschen 
egenüber wenigstens insoweit anerkannt wird, als der Ersatz des Schadens von dem 

eamten nicht zu erlangen ist. 

Die für einzelne Klassen von Beamten bestehenden besonderen Vor- 
schriften bleiben unberührt. 

Der Beamte hat dem Staate oder dem Verband, in dessen Dienste er steht, 
den Schaden zu ersetzen, der dem Staate oder dem Verband aus der Verletzung 
der Amtspflicht entsteht. Die Vorschriften des 8 852 des Bürgerlichen Gesetzbuchr 
finden mit der Massgabe Anwendung, dass die dreijährige Verjährungsfrist mit dem 
Zeitpunkte beginnt, in dem die Ersatzpflicht des Staates oder des Verbandes dem Be- 
schädigten gegenüber anerkannt oder rechtskräftig festgestellt ist. 

Art. 61. Ist ein Beamter des Staates, einer Gemeinde oder eines anderen 
Kommunalverbandes für einen Schaden der im Artikel 60 Abs. 1 bezeichneten Art 
deswegen nicht verantwortlich, weil er sich im Zustande der Bewusstlosig- 
keit oder in einem die freie Willensbestimmung ausschliessenden Zu- 
stande krankhnafter Störung der Geistestätigkeit befunden hat, so kann der Beschä- 
digte von dem Staate oder dem Verbande Schadensersatz verlangen. 

Für den Schaden, der daraus entsteht, dass der Beamte bei einem Urteil in 
einer Rechtssache die Amtspflicht verletzt, jst der Staat oder der Verband in dem 
Falle des Abs. 1 nicht verantwortlich. 

Die Vorschriften des $ 839 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 2, Abs. 8 des Bürgerlichen 
Ben rvuche und des Artikel 60 Abs. 1 Satz 2, Abs. 83, 8 finden entsprechende An- 
wendung. 


Form der Auflassung. 


Art. 81. In Ansehung der in Bayern liegenden Grundstücke kann die 
Einigung der Parteien bei der Übertragung des Eigentums und der Bestellung eines 
Erbbaurechts ausser vor dem Grundbuchamt auch vor einem bayerischen 
Notar erklärt werden. 

Art. 82. Werden Grundstücke durch einen Notar versteigert, so bedarf 
es bei der Auflassung, sofern sie noch in dem Versteigerungstermine stattfindet. 
nicht der gleichzeitigen Anwesenheit beider Teile. 


Ausschliessung von Dienstbarkelten und Reallasten. 


Art. S5. Als Reallast kann ausser dem Rechte auf Leistungen. die zu einer 
Jheibrente, insbesondere zu einem Leibgedinge, gehören, nur das Recht auf die 
regelmässig wiederkehrende Leistung von fest bestimmten Geldbeträgen oder 
fest bestimmten Mengen von Bodenerzeugnissen bestellt werden. 

. Bei der Bestellung einer Reallast solcher Art muss der Geldbetrag bestimmt 
werden, durch dessen Zahlung der Eigentümer die Reallast ablösen kann. 

Auf die Ablösung der Reallast finden die für die Ablösung einer Rentenschuld 
geltenden Vorschriften des $ 1202 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende An- 
wendung. Haftet der Eigentümer für die während der Dauer seines Eigentums fällig 
werdenden Leistungen auch persönlich, so erstreckt sich im Falle der Kündigung die 
persönliche Haftung auf die Ablösungssumme. 





*) Vgl. Note 9 zu & 89 BGB. — Es bestimmt ferner Art. 126 des Bayerischen 
Notariatsgesetzes vom 9. 6. 9: 

Für den Schaden, den ein Notar oder ein Notariatsverweser in Aus- 
übung des ihm anvertrauten Amtes durch Verletzung der Amtspflicht 
einem Dritten zufügt, ist der Staat nach Massgabe der Artikel 60, 61 des Aus- 
ührungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuchbe verantwortlich. 

er Notar oder der Notariatsverwoser hat dem Staate nach Massgabe des 
Artikel 60 Abs. 4 des Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche den Schaden 
zu ersetzen. der dem Staate aus der Verletzung der Amtspflicht entsteht, Für den 
Schaden, den hiernach ein Notariatsverweser dem Staate zu ersetzen hat. haftet 
dem Staate neben dem Notariatsverweser der Notar nach Massgabe des Artikel 115. 

Für den Schaden, den ein Notar oder ein Notariatsverweser in Ausübung des 
Amtes des Testamentsvollstreckers einem Dritten zufügt, haftet der Staat nicht. 


(Fortsetzung folgt Seite &32) 
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Legitimation unehelicher Kinder 8 1729-1738 


81729. Iit der Bater in der Geihäftsfähigleit beichräntt,'°) 
fo bedarf er zu dem Antrag, außer der Zuftimmung feines geſetz— 
lihen Bertreters, der Genehmigung des Bormund: 
Ihdaftsgeridts. 

Iſt das Kind in der Geigäftsfähigteit beſchränkt, fo gilt das gleiche 
für die Erteilung jeiner Einwilligung. 

Iſt die Mutter des Kindes oder die Frau bes Vaiers in ber Ges 
ſchüftsfähigkeit befchräntt, jo ift zur Erteilung ihrer Einwilligung die Zu- 
ftimmung des gejeglihen Vertreters nicht erforderlid. 

81730. Der Untrag jowie die Einwilligungserflärung der im 
8 1726 bezeichneten Perſonen bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung. 

81731. Iſt der Untrag oder die Einwilligung einer der im 
8 1726 bezeichneten Perjonen anfechtbar,'?) jo gelten für die Anfechtung 
und für die Beftätigung der anjechtbaren Erklärung die Vorſchriften der 
SS 1728, 1729. 

81732. Die Ehelichleitserflärung ift nicht zuläſſig, wenn zur 
Zeit der Erzeugung des Kindes die E He zwilchen den Eltern nad) $ 1310 
Abſ. 1 wegen Verwandtſchaft oder Shwägerjdaft ver- 
boten war. 

81733. Die Ehelihfeitserflärung kann nit nad) dem Tode 
des Kindes erfolgen. 

Rad) dem Tode des Baters ift die Chelichkeitserflärung nur zu⸗ 
läſſig, wenn der Vater den Antrag bei der zuftändigen Behörde einge: 
reicht oder bei oder nad) der gerichtlichen oder notariellen Beurfundung 
des Antrags das Gericht oder den Notar mit der Einreihung betraut hat. 

Die nad) dem Tode des Baters erfolgte Chelichfeitserflärung hat 
die gleihe Wirkung, wie wenn fie vor dem Tode des Vaters erfolgt 
wäre. 

81734. Die Ehelidleitserflärung kann verfagt werden,?) auch 
wenn ihr ein geſetzliches Hindernis nicht entgegenfteht. 

1735. Auf die Wirffamleit der Ehelichleitserflärung ift es 
ohne Einfluß, wenn der Antragjteller niht der Vater des Kindes _ 
it oder wenn mit Unrecht angenommen worden it, daß Die 
Mutter des Kindes oder die Frau des Vaters zur Abgabe einer Erklärung 
dauernd außerftande oder ihr Aufenthalt dauernd unbefannt fei. 

81736. Durch die Ehelichkeitserklärung erlangt das Kind die 
rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes.?') 

8 1737. Die Wirkungen der Ehelichleitserflärung erjtreden ſich 
: auf die Ablömmlinge des Kindes; fie erjtreden fih nicht auf die Ver: 
wandten des Vaters. Die Yrau des Vaters wird nicht mit dem Kinde, 
der Ehegatte des Kindes wird nicht mit dem Vater verfchwägert. 

Die Rechte und Pflichten, die fih aus dem Berwandtichaftsverhält: 
niffe zwiichen dem Kinde und feinen Berwandten ergeben, bfeiben unbe: 
rührt, joweit nit das Geſetz ein anderes vorjchreibt.?:) 

81738. Mit der Chelichfeitserflärung verliert Die Mutter das 
Recht und die Pflicht, für Die Berfon des Kindes zu jorgen. Hat fie dem 
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8 1741 


5 1744 


8 1745 





Erläuterungen 


1) Mdoption, Wahllindichaft. — a worinez E. — Wenn 
der „Annehmende“ Ausländer hr E. 22. — Die in früheren Redten ment Itenen 
Einrichtungen der „einfind] t“ und „Bilegefindihaft“ hat das BGB. nicht 
aufgenommen. — Über das „Verfahren in Rechtsſtreitigteiten, weiße die Feſi⸗ 
Ite une SE Steihtaner —* zwiſchen Eltern und Kindern zum Gegenita 


ann oder „grau“ (verheiratet oder unverheiratet, geſchieden, 


berunitzet 
Kinder Entel ufw. oder ihnen gleidftehende, durch „radio 
pe ende Che“ (88 1719 fi.) oder Dur „ Fheliihteitsertlärung (88 1 a 
egitimierte Abtömmlinge. — n der „Annehmende“ ef na 
ber gerichtlichen Beltätigung der Annahme an an Kinbentlart ehelihe Abtömmlinge 
erhal io ift dies auf —* erfolgte Annahme an Kindesſtatt ohne Ein: 
Iu 


*) aljo 3. B. nit durch „Teitament“. 

Auch ein eigenes unedeli es“ Kind kann ſowohl vom 
Vater wie von der utter „an Kindesitatt“ angenommen werden, um 
ihm ur die Stellung eines „ehelichen“ Kindes zu verihaffen, 5. B. wenn 

die —— nicht zu erreichen iſt (88 1723, 1734). 
ſtätigung darf nur verſagt werden, wenn die geſetzlichen Er⸗ 
ſordernhe der Br 1741 N tehlen, ob die „Annahme an, Kindesitatt“ awed- 
mäßig a sent [en um. ilt, ee dabei nid t der Prüfung 
€ 


(8 1754 Abſ. — Gelbft eine gerichtlich täti IE N nnahme an 

indesit tatt Ph m ) wirtjam, wenn die in den 88 sun fe beitimmten geſetz⸗ 

li nr orausfegungen nicht vorliegen. jedoch 8 das Ver⸗ 
ren 


bei der ätigung 88 8. R 703 Dancd) 3 in vr Regel zu: 
fü ndig das Amtsgeridt, in beilen "Be irte der „Annehmende” feinen Wohn- 
event. jeinen Au nthalt Hat. Der Beſchluß, durch den die Beſtätigung er: 
rk wird, tritt mit der „ etanntmamung anden Annehbmen: 
denin Wirtfamteit. en den die Beiteti ung erteilenden Beſchluß 
findet fein Rechtsmittel, Gegen fe Verjagung die pn ofortige Beſchwerde ftatt. 
— über die Aufhebun der Annahme an Kindesitatt 88 1768—1772. — 
Über den häufig vbrkommenden Fall, daß die Annahme an Kindesitatt ledig- 
Lich zu dem Zwede einer auf andere Art nicht erreichbaren „Namensände: 
rung“ des Kindes erfolgt, vgl. Note 20 zu 8 1758. 
it — möglicherwei e \päter nach ein eheliches Kind erhalten Tann, 
uner 
°) Für eußen Art. 14 Kgl. Verordng. v. 16. November 1899 
Oi ORG —5 Ba nern $ 21 Verorbng. v. 24. Dezember 1899 (der König), 
— en 8B5 Verordng. v. 6. Juli 1899" (Sufigminifter) Württemberg 
Art. 269 AG. (Juftigzminifter), Baden 8 rordng. v. 11. November 1899 
(Sufigminier) 
a 8. gemifle Angehörige der Schubgebiete. 
2) 


10) Es Tann alfo ein Ehegatte allein (mit Zuftimmung des Frage 
für fi) ein Kind annehmen, was vortommt, wenn ber ‚andere Begatte no 
nicht 50 Jahre alt ijt ($ 1744). vgl. 8 1749, 1757 2b). 2 
2 ſelbſt wenn es vorher für ‚volljährig ertlärt“ it. 8 3. 
ı2) 88 106, 114. Ä 





(Fortsetzung von Seite 530) 
Art. 86. Forstberechtigungen, Jagdberechtigungen und Weide- 
rechte können auch in der Pfalz nicht begründet werden. 
Amtliche Ermittelungen des Wertes von Grundstücken. 


Art. 87. Der Eigentümer einer Grundstücks kann den Wert des Grundsttcks 
mit Rücksicht auf die Sicherheit von Hypotheken, Grundschulden oder Rentenschulden 


(Fortsetzung folgt Selte 534) 
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Annahme an KHindesftatt 8 1739-1748 


Kinde Unterhalt zu gewähren, jo treten Recht und Pflicht wie: 
derein, wenn die elterlihe Gewalt des Vaters endigt oder wenn fie 
wegen Geidhäftsunfähigleit des Vaters oder nad) 8 1677 ruht. 


81739. Der Bater ift dem Kinde und deſſen Abkömmlingen 
vor der Mutter und den mütterlien Verwandten zur Gewährung des 
Unterbalts verpflichtet. 


8 1740. Wil der Bater eine Ehe eingehen, während er die elter- 
lihe Gewalt über das Kind hat, jo finden die Borichriften der 88 1669 
bis 1671 Anwendung. 


Achter Titel. Annahme an Sindesflaff.') 


81741. Wer?) leine ehelihen Ablömmlinge:) hat, kann durch 
Bertrag *) mit einem anderen dieſen an Kindesftatt annehmen.) Der 
Vertrag bedarf der Beſtätigung durch das zuftändige Geridht.‘) 

81742, Die Annahme an Kindesitatt fann nit unter einer 
Bedingung oder einer Zeitbeftimmung erfolgen. 

81743. Das Borhandenfein eines angenommenen Kindes jteht 
einer weiteren Annahme an Kindesftatt nicht entgegen. 

8 1744. Der Annehmende muß das fünfzigite Lebensjahr voll- 
endet haben”) und mindeitens achtzehn Jahre älter jein als das Kind. 

81745. Don den Erforderniffen des 8 1744 Tann Befreiung be- 
willigt werden, von der Vollendung des fünfzigiten Vebensjahrs jedoch 
nur, wenn der Annehmende volljährig ift. 

Die Bewilligung Iteht dem Bundesitante zu,°) dem der Annehmende 
angehört; iſt der Annehmende ein Deuticher, der feinem Bundesitaat 
angehört,°) jo jteht die Bewilligung dem Reichskanzler zu. 

Über die Erteilung der einem Bundesitaate zuftehenden Bewilli- 
gung hat die Landesregierung zu beitimmen.?®) 


1746, Wer verheiratet ift, kann nur mit Einwilligung feines 
Ehegatten an Kindesitatt annehmen !°) oder angenommen werden. 

Die Einwilligung ift nicht erforderlih, wenn der Ehegatte zur Ab- 
gabe einer Erklärung dauernd außerftande oder fein Aufenthalt dauernd 
unbelannt ift. 

81747. Ein eheliches Kind Tann bis zur Vollendung des 
einundzwanzigften Lebensjahrs'') nur mit Einwilligung der 
Eltern, ein unehelidhes Kind fann bis zum gleichen Lebensalter nur mit 
Einwilligung der Mutter an Kindesitatt angenommen werden. Die 
Vorſchrift des 8 1746 Abſ. 2 findet entipredhende Anwendung. 

81748. Die Einwilligung der in den 88 1746, 1747 bezeichneten 
Perſonen hat dem AUnnehmenden oder dem Kinde oder dem für die Be- 
ftätigung des Annahmevertrags zuftändigen Gerichte gegenüber zu er- 
folgen; fie ft unwiderruflid, 

. Die Einwilligung kann nicht durch einen Bertreter erteilt werden. 
ft der Einwilligende in der Gefhäftsfähigfeitbejhräntt,') 
fo bedarf er nicht der Zuftimmung feines geſetzlichen Vertreters. 
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Erläuterungen 
12a) alſo nicht dur einen Bevollmächtigten. 
13) & 114. 


14) vgl. Note 6. 

15) vgl. Note 6. 

16) vgl. Note 6. ' 

17) 3. B. wegen Irrtums, Drohung, Täuſchung. 88 119, 128. 





(Fortsetzung von Seite 582) 


durch Sachverständige amtlich feststellen lassen. Für die Ernennung, Beeidigung 
und Vernebhmung der Sachverständigen ist das Amtsgericht zuständig, in dessen 
Bezirke das Grundstück liegt. Die Vernehmung kann auch durch einen Notar erfolgen. 

Die Staatsministerien der Justiz und des Innern können die Grundsätze be- 
stimmen, nach denen der Wert der Grundstücke festzustellen ist, und das bei der Fest- 
stellung zu beobachtende Verfahren regeln. 

Art. 88. Verletzt ein zur amtlichen Feststellung des Wertes von Grund- 
stücken mit Rücksicht auf die Sicherheit von Hypotheken, Grundschulden oder Renten- 
sohulden bestellter Schätzer vorsätzlich oder aus Fahrlässigkeit die ihm obliegende 
Berufspflicht. so hat er den daraus ftir einen Hypotheken-, Grundschuld- oder 
Rentenschuldgläubiger entstehenden Schaden dem Gläubiger zu ersetzen. Fällt dem 
Schätzer nur Fahr —— zur Last, so kann er nur dann in Anspruch genommen 
werden, wenn der Beschädigte nicht auf andere Weise Ersats zu erlangen vermag. 


Bekanntmachung des Verlustes von Inhaberpapieren. 


Art. 90. Die Distriktspolizeibehörden haben auf Antrag desjenigen., 
welchem ein Inhaberpapier gestohlen worden, verloren gegangen oder sonst 
abhanden gekommen ist, den Verlust im Reichsanzeiger bekannt zu machen. 
wenn der Verlust glaubhaft gemacht wird. Der Antragsteller hat die Kosten vor- 
zuschiessen. 

Bei dem Verluste von Banknoten und anderen auf Sicht zahlbaren unver- 
zinslichen Inhaberpapieren kann die Bekanntmachung nicht verlangt werden; für 
abhanden gekommene Zins-, Renten- oder Gewinnanteilscheine kann sie nur 
verlangt werden, wenn die Scheine später als in dem nächsten auf die Bekannt- 
machung folgenden Einlösungstermine fällig werden. 


Anlegung von Mündelgeld in Hypothekenforderungen. 


Art. 92. Für die Anlegung von Mtindelgeld ist eine Hypothek, eineGrund- 
schuld oder eine Rentenschuld als sicher nur zu erachten, wenn sie inner- 
halb der ersten Hälfte des Wertes des Grundstücks zu stehen kommt, 


Bechte der öffentlichen Wohltätigkeitsanstalten in Ansehung des 
Nachlasses unterstützter oder verpfiegter Personen. 


Art. 101. Öffentliche Wohltätigkeitsanstalten können aus dem Nachlasse der 
von ihnen innerhalb der letzten zehn Jahre vor dem Tode unterstützten 
oder unentgeltlich verpflegten Personen Ersatz der für die Unterstützung oder 
die Verpflegung gemachten Aufwendungen für die ganze Dauer der Leistung verlangen, 
soweit nicht den die Geltendmachung des Anspruchs der notdürftige Unter- 
halt eines pflichtteilsberechtigten Angehörigen des Erblassers gefährdet 
werden würde. 

Der Ersatzanspruch kann nicht zum Nachteile der Nachlassgläubiger 
geltend gemacht werden. Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtnissen 
und Auflagen bleiben ausser Betracht. 

Art. 102. Durch die Satzungen einer Öffentlichen Verpflegungs- 
anstalt kann der Anstalt ein Recht auf die Sachen eingeräumt werden, welche 
von einer Person, die in der Anstalt bis zum Tode unentgeltlich verpflegt 
worden ist, zum Zwecke des Gebrauchs in der Anstalt eingebracht worden sind. 

Das Eigentum an den der Anstalt zufallenden Sachen geht mit dem Eintritte 
des Erbfalls auf die Anstalt über. Der Wert der Sachen wird auf den der Anstalt 
zustehenden Ersatzanspruch angerechnet. 


Festsetzung des Ertragswerts. 


Art. 108. Soweit in Fällen der Erbfolge oder der Aufhebung einer fortgesetzten 
Gütergemeinschaft der Ertragswert eines Landguts festzusetzen ist, gilt als 
solcher, vorbehaltlich der Berücksichtigung besonderer Umstände, der fünfund- 
zwanzigfache Betrag des jährlichen Reinertrags. Durch Königliche Ver- 
ordnung kann eine andere Verhältniszahl bestimmt werden. 


(Fortsetzung folgt Seite 536) 
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Aunagahme au Kindesftatt 8 1749-1755 


Die Einwilligungserflärung bedarf der gerichtlichen oder nota- 
ziellen Beurkundung. 


81749. Als gemeinihaftlihes Kind kann ein Kind nur von 
einem Ehepaar angenommen werden. 

Ein angenommenes Kind kann, jolange das durch die Annahme be- 
gründete Redtsverhältnis beiteht, nur von dem Ehegatten des Unnehmen- 
ben an Kindesitatt angenommen werden. 


81750. Der Annahmevertrag fann nit duch einen Ber: 
treter 22) gejchloflen werden. Hat das Kind nicht das vierzehnte Xebens- 
jahr vollendet, jo fann jein gefeglicher Vertreter den Vertrag mit Geneh: 
migung des Bormundichaftsgerichts ſchließen. 

Der Unnahmevertrag muß bei gleichzeitiger Antvefenheit beider 
Teile vor Gericht oder vor einem Notar geichlofien werden. 


81751. It der Annehmende in der Geihäftsfähigleit be⸗ 
Ichräntt,13) jo bedarf er zur Cingehung des Vertrags, außer der Zuftim- 
mung feines gejeglichen Bertreters, der Genehmigung des Bormund: 
ſchaftsgerichts. 

Das gleiche gilt für das Kind, wenn es in der Geſchäftsfähigkeit be- 
Ichräntt ift. 

81752. WIN ein Bormund feinen Mündel an Kindesitatt an- 
nehmen, jo ſoll das Bormundfhaftsgeriht die Genehmigung nidt 
erteilen, jolange der VBormund im Amte iſt. Will jemand feinen 
früheren Mündel an Kindesitatt annehmen, jo foll das Vormundſchafts⸗ 
geriht die Genehmigung nicdt erteilen, bevor er über feine Ver: 
waltung Rechnung gelegt und das Vorhandenfein des Mündelver- 
mögens nahgewiefen hat. 

Das gleiche gilt, wenn ein zur Vermögensverwaltung beitellter 
Pfleger feinen Pflegling oder feinen früheren Pflegling an Kindesitatt 
annehmen will. 

8 1753. Die Betätigung des Annahmenvertrags '*) kann nicht 
nach dem Tode des Kindes erfolgen. 

Nach dem Tode des Annehmenden iſt die Beitätigung nur zuläffig, 
wenn der Annehmende oder das Kind den Antrag auf Beitätigung bei 
dem zuftändigen Gericht eingereicht oder bei oder nad) der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung des Vertrags das Gericht oder den Notar 
mit der Einreichung betraut hat. 

- Die nad) dem Tode des Annehmenden erfolgte Beltätigung hat die 
gleihe Wirkung, wie wenn fie vor dem Tode erfolgt wäre. 

8 1754. Die Annahme an Kindesftatt tritt mit der Beitätigung 
in Kraft.) Die Vertragihließenden find ſchon vor der Beitätigung 
gebunden. 

Die Beitätigung ift nur zu verfagen,!) wenn ein gejeglides 
Erfordernis der Annahme an Kindesitatt fehlt. Wird die Beitätigung 
endgültig verfagt, jo verliert der Vertrag feine Kraft. 

81755. Sit der Annahmevertrag oder die Einwilligung einer 
der in den SS 1746, 1747 bezeichneten Perſonen anfehtbar,!?) jo gelten 
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8 1758 


8 1759 


3 17623 


Erläuterungen 


18) Note 4 zu 8 1719. vgl. jedoch 88 1759, 1767. — Die „Staatsange- 
börigkeit“ des Annehmenden erwirbt das Kind durch die „Annahme“ allein 
nicht; 82 Ge. vom 1. Juni 1870. — Note 20 zu 8 1758. 

20) Annahme eines „Stieflindes“ an Kindesitatt. 
2°) Eintragung in das „Geburtstegifter“ gemäß $ 26 Perjonenitands- 
geieh. — Wenn der Annehmende oder das Kind adlig tit, jo enticheidet das 
(öffentliche) Recht des betr. Bundesftaates. n Preußen gelten 
nad PraG. Art. 89 Nr. 1 c die 88 684, 685 II. 2 angem. Landr. (wenn der 
„Annehmende“ adlig, das Kind bürgerlid) ift, darf das Kind nur mit Genehmi- 
gung des Königs adligen Namen führen; — wenn der „Annehmende“ 
ürgerlih, das Kind adlig ilt, behält das Kind die Rechte des Wels und muß 
außer dem Namen des Unnehmenden zugleich feinen adligen Namen beibe- 
halten). — zůglich des Zänfis vorkommenden Falles, daß die „Annahme 
an Kindesitatt“ ledigliſch zu dem Zwecke einer auf andere Art nicht er: . 
veihbaren „Namensänderung“ des Kindes erfolgt — ob diefer Fall vor: 
liegt, ift nad) dem Inhalte des Vertrags und den begleitenden Umitänden 
u beurteilen — iſt in gerichtlichen Entſcheidungen ausgeſprochen, daß ſolche 
rträge über „Annahme an Kindesitatt“ als Scheinverträge“ und 
Ye als nichtig ($ 117) anzufehen feien, felbit dann, wenn fie ge- 
richt bich beftatigt find; die „Nichtigkeit“ könne jeder, der ein Intereſſe 
daran habe (3. B. $ 12), in jedem Verfahren geltend madıen. 

21) pgl. Note 6 zu 8 1706. 

22) Der „Annehmenpde“ dat fein —E ee Erbredt 
und fein Pflichtteilsrecht. [Hftverftändlih aber fann er vom „An- 

nommenen“ durch Teſtament oder Erbvertrag zum Erben eingefegt werden. 
gegen bat der „Angenommene“ gegenüber dem Annehmenden ein 
eat und ein rlihtteilsteht" 8 1757 
. 1, vgl. . 
23) Raͤcht auch auf die anderen Verwandten des Kindes. 





(Fortsetzung von Seite 584) 


Die Grundsätze. nach welchen der Reinertrag festzustellen ist, und die bei der 
Ermittelung des Ertragswerts zu berticksichtigenden besonderen Umstände werden 
von den Staatsministerien der Justiz und des Innern durch allgemeine Anordnung 

estimmt. 


Anderungen der seit 1818 erlassenen Gesetze. 


Art.185-178(enthaltenÄnderungeneinerAnzahleinzelner@esetze), 

Art. 194. Was in den in Kraft bleibenden landesgesetzlichen Vorschriften von 
dem Hypothekenbuch und dem Hypothekenamte bestimmt ist, findet auf das 
Grundbuch und das Grundbuchamt entsprechende Anwendung. 

Die Vorschriften über Hypotheken finden entsprechende Anwendung auf 
Grundschulden und Rentenschulden. 


Schlussbestimmungen. 


Art. 175. Aufgehoben sind: 


. das Hypothekengesetz vom 1. Juni 1822; 

. das Gesetz vom 1. Juni 18283, die Einführung des Hypothekengosetzes und der Prio- 

ritätsordnung betreffend; 

3. das Gesetz vom 11. September 1885, die Förmlichkeiten bei Anlegung und Abnahme 
der gerichtlichen Siegel, dann bei denjenigen Vermögensabteilungen und Ver- 
äusserungen, welche unter Mitwirkung des Richteramts geschehen müssen, betreffend ; 

4. das Gesetz vom 11. Septemher 1835, dıe Aufhebung sinigor Bestimmungen des Reg- 
lements für den Geschäftsgang der Justizämter im Fürstentume Leiningen vom 

31. August 1805 betreffend; 

. der 8 30 Abs. 6 und die $$ 31 bis 34 des Finanzgesetnes vom 28. Dezember 1831; 

. das Gesetz vom 28. Dezomber 1831, die Privatvereine zur Versicherung der Feld- 

früchte gegen Wetter- und insbesondere Hagelschäden betreffend; 

. das Gesetz vom 28. Dezember 1831, einige zivilrechtliche Gegenstände auf den Fall 

des Eindringens der asiatischen Cholera in Bayern betreffend; 

. die Ziffer 73 lit. a der Nummer Ill des Landtangsabschieds vom 329. Dezember 1831; 


(Fortsetzung folgt Seite 538) 
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Annahme an Kindesftatt gs 1756-1763 


für die Anfechtung und für Die erütigung des anfechtbaren Rechtsge⸗ 
häfts die Vorfchriften des 8 1748 Abſ. 2 ‚tes 8 1750 Ubi. 1 und 
des 8 1751. 

81756. Auf die Wirkſamkeit der Unnahme an Kindesitatt ift 
es ohne Einfluß, wenn bei der Beitätigung des Annahmevertrags mit 
Untehdfangenommen worden it, daß eine der in den 88 1746, 
1747 bezeichneten Perjonen zur Abgabe einer Erklärung dauernd außer: 
ltande oder ihr Aufenthalt dauernd unbelannt Jei. 

8 1757. Durch die Annahme an Kindesitatt erlangt das Kind 
die rechtliche Stellung eines ehelihen Kindes des Annehmenden.!®) 

Mird von einem Ehepaare gemeinihaftlid) ein Kind angenommen 
oder nimmt ein Chegatte ein Kind des anderen Ehegatten an,!®) jo er- 
langt das Kind die rechtliche Stellung eines gemeinihaftliden 
ehbelihen Kindes der Ehegatten. 

1758. Das Kind erhält den Kamiliennamen des Annehmen- 
den. 20) Wird das Kind von einer % ra u angenommen, die infolge ihrer 
Verheiratung einen anderen Namen führt, fo erhält es den 
gamiliennamen, den die rau vor der Berheiratung geführt hat.) In 
den allen des 8 1757 Abi. 2 erhält das Kind den Familiennamen des 
Mannes. 

Das Kind darf dem neuen Namen jeinen früheren Kamiliennamen 
hinzufügen, jofern nicht in dem Annahmenvertrag ein anderes beftimmt ift. 

81759. Durd) die Annahme an Kindesitatt wird ein Erbredt 
für den Unnehmenden nicht begründet.?) 

8 1760. Der Annehmende hat über das Vermögen des Kindes, 
joweit es auf Grund der elterlichen Gewalt jeiner Verwaltung unterliegt. 
auf jeine Koſten ein Verzeihnis aufzunehmen und dem Vormundſchafts⸗ 
gericht einzureichen; er hat das Verzeichnis mit der Verſicherung 
der Richtigkeit und Vollſtändigkeit zu verjehen. Iſt das eingereichte Ver: 
jeihnis ungenügend, fo findet die Vorichrift des 8 1640 Abi. 2 
Sat 1 Anwendung. 

Erfüllt der Annehmende die ihm nad) Abi. 1 obliegende Verpflich— 
tung nicht, jo fann ihm das Bormundihaftsgeriht die Bermögens- 
verwaltungentziehen. Die Entziehung fann jederzeit wieder: 
aufgehoben werden. 

8 1761. WIN der Unnehmende eine Ehe eingehen, während er 
die elterliche Gewalt über das Kind hat, jo finden die Vorſchriften der 
88 1669 bis 1671 Anwendung. 

81762. Die Wirkungen der Unnahme an Kindesitatt erjtreden 
fih auf die Ablömmlinge des Kindes.) Auf einen zur Zeit des Ver: 
tragsabſchluſſes ſchon vorhandenen Abfömmling und deſſen ſpäter ge- 
borene Abkömmlinge erjtreden fich Die Wirkungen nur, wenn der Vertrag 
auch mit dem ſchon vorhandenen Abkömmlinge geſchloſſen wird. 

8 1763. Die Wirkungen der Annahme an Kindesitatt eritreden 
fih nicht auf Die Verwandten des Unnehmenden. Der Ehegatte des An⸗ 
nehmenden wird nicht mit dem Kinde, der Ehegatte des Kindes wird 
nidt mit dem Annehmenden verichwägert. 
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Erläuterungen 


24) 3. 8. 88 1306, 1765, 1766. : 
25 En übrigen bleiben gems 8 1764 die Rechtsverhältniſſe Des Kindes 
u feiner „natärliden“ Familie eben, namentlih aud fein Erbredt. 
in an Kindesitatt angenommenes Kind hat aljo ein Doppeltes „gejeß- 
liches“ Erbreht und Pflihtteilsredt: a) gegen feine Ydoptiv- 
eltern, joweit nit der Vertrag ein anderes beitimmt ($ 1767), b) in feiner 
natürliden Familie. — Ein „Reht“ der natürliden Eltern zum 
„Verkehre“ mit dem von einem anderen an Kindesitatt angenommenen Rinde 
beiteht nit, wenn es nit in dem „Annahme-Bertrage“ vorbehalten iſt. 
20 


27 1630— 1632. 


28) & 1762. 
20 1649 ff., 1686. 
30) & 1762. 





(Fortsetzung von Seite 536) 


9. das Gesetz vom 28. Mai 1846, die Regulierung des Biersatzes und die Verhältnisse 
der Bräuer zu den Wirten und dem Publikum betreffend; 

10. das Gesetz vom 29. Juni 1851, die kaufmännischen Anweisungen betreffend; 

11. das Gesetz vom 29. Juni 1851, die bürgerlichen Rechte der israelitischen Glaubens- 
enossen betreffend; 

12. das Gesetz vom 22. Februar 1855, die Statutar- und Gewohnheitsrechte der K. Haupt- 
und Residenzstadt Miinchen betreffend; 

13. das Gesetz vom 22. Februar 1855, die Aufbebung der lex Anastasiana und anderer 
beztiglich der Abtretung von Rechten vorgeschriebenen Beschränkungen betreffend; 

14. das Gesetz vom 26. März 1859, die Verjährungsfristen betreffend; 

15. das Gesetz vom 26. März 1859, die Gewährleistung bei Viehveräusserungen betreffend; 

16. das Gesetz vom 329. September 1861, die Verjährung der Forderungen aus Staats- 
Schuldurkunden der Staatsschulden-Tilgungsanstalt betreffend; 

17. der $ 26 Ziff. 2 und der $ 28 Ziff.2 Abs. 2 des III Abschnitts des Landtagsabschieds 
vom 10. November 1861; 

18. das Gesetz vom 10. November 1861, die Einführung des allgemeinen deutschen Handels- 
gesetzbuchs betreffend; 

19. das Gesetz vom 5. Dezember 1867, die Abänderung der gesetzlichen Bestimmungen 
über die Zinsen betreffend; 

20. das Gesetz vom 2. Mai 1868 tiber die Schliessung und Trennung der Ehen der keiner 
anerkannten Religionsgesellschaft angehörenden Personen; 

231. das Gesetz vom 16. Mai 1868, Abänderung einiger Bestimmungen des in der Pfalz 
geltenden Zivilgesetzbuchs über Privilegien und Hypotheken betreffend; 

er $ 60 des Landtagsabschieds vom 29. April 1869; 

23. das Gesetz vom 29 April 1869. die privatrechtliche Stellung von Vereinen botr.; 

24. das Gesetz vom 14. Januar 1871, die Intercessionen betreffend; 

25. der —* des Landtagsabschieda vom 18. Februar 1871; 

26. das Gesetz vom 29. Dezember 1873, die Todeserklärung der infolge des Krieges von 
1870/71 vermissten Personen betreffend; 

27. das Gesetz vom 27. Juli 1874, die Todeserklärung der infolge des Krieges von 1866 
vermissten Personen betreffend; 

28. das Gesetz vom 28. Februar 1880, die Abänderung des Art. 9 des pfälzischen Notariats- 
gesetzes vom 25. Ventöse XI betreffend; 

29. das Gesetz vom 30. März 1882, die Vollstreckungsbefehle in der Pfalz betreffend; 

3%. das Gesetz vom 329. Mai 1886, die Abänderung einiger Bestimmungen des Hypotheker- 

esetzes betreffend; 

3ı. das Ctesetz vom 18. Dezember 1887, die der Pfändung nicht unterworfenen Sachen 
und Forderungen betreffend; 

32. das Gesetz vom 26. April 1888, die Abänderung von Bestimmungen des in der Pfalz 
geltenden Hypotheken- und Vormundschaftsrechts betreffend; 

33. das Gesetz vom 5. Mai 1890, die Form einiger Rechtsgeschäfte betreffend; 

s4. das Gesetz vom 18. März 1896, die Abänderung des Art. 19 des Notariatsgesetzes vom 
10. November 1861 betreffend; , 

35. das Gesetz vom 18. März 1896, einige Bestimmungen tiber die Inhaberpapiere be- 
treffend; 

Das in der Pfalz geltende Zivilgesetzbuch (Code civil) tritt ausser Kraft. 

Die im $ 7 Zift. I lit. e der Verordnung vom 31. Juli 1817, die Organisation der 
Generaladiministration der Posten betreffend, enthaltene Fristbestimmung für die Be- 
schreitung des Rechtswegs füllt wog. 

Art. 196. Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
in Kraft. 

Art. 17%. Die in diesem Gesetz abgeänderten oder für aufgehoben erklärten 
Vorschriften des Liegenschaftsrechts bleiben, unbeschadet der Vorschriften des Artikel 67. 


(Fortsetzung folgt Selte 540) 
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Annahme an Kindesftatt 8 1764—1771 


8 1764. Die Rechte und Pflichten, die fi) aus dem Berwandt- 
Ihaftsverhältniffe zwiihen dem Kinde und feinen Berwandten ergeben, 
werden durch die Annahme an Kindesftatt nicht berührt, joweit nicht das 
Gejeß ein anderes vorjchreibt.”*) Ä 

8 1765. Mit der Annahme an Kindesitatt verlieren die leib- 
lihen Eltern die elterlihe Gewalt über das Kind,?) die uneheliche 
Mutter das Recht und die Pflicht, für Die Perſon des Kindes zu jorgen.?°) 

Hat der Vater oder die Mutter dem Kinde Unterhalt zu ge: 
währen, jo treten das Recht und die Pflicht, für die Perſon des 
Kindes zu ſorgen,“) wiederein, wenn die elterliche Gewalt des An- 
nehmenden endigt oder wenn fie wegen Gelchäftsunfähigfeit des Anneh- 
menden oder nad) 8 1677 ruht. Das Recht zur Vertretung des 
Kindes tritt niht wieder ein. 

8 1766. Der Unnehmende ift dem Kinde und denjenigen Ab- 
föümmlingen des Kindes, auf welche fich die Wirkungen der Annahme er- 
jtreden,?°) vor den leiblichen Verwandten des Kindes zur Gewährung 
des Unterhalts verpflichtet. 

Der Annehmende jteht im Falle des $ 1611 Abſ. 2 den leiblichen 
Berwandten der aufiteigenden Linie gleich. 

81767. In dem Unnahmeverirage Tann die Nubnieung des 
Annehmenden an dem Vermögen des Kindes 22) jowie das Erbrecht des 
Kindes dem Annehmenden gegenüber ausgeſchloſſen werden. 

Im übrigen fönnen die Wirkungen der Annahme an Kindesitatt 
in dem Annahmevertrage nicht geändert werden. 

8 1768. Das durch die Annahme an Kindesitatt begründete 
Rechtsverhältnis kann wiederaufgehoben werden. Die Aufhebung kann 
nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbeftimmung er: 
folgen. 

Die Aufhebung erfolgt durch Bertrag zwijchen dem Annehmenden, 
dem Kinde und denjenigen Abkömmlingen des Kindes, auf welche fich die 
Wirkungen der Annahme erftreden.?°) 

Hat ein Chepaargemeinjhaftlicdh ein Kind angenommen 
oder hat ein Ehegatte ein Kind des anderen Ehegatten angenommen, jo 
ift'zu der Aufhebung die Mitwirkung beider Chegatten erforderlich. 

81769. Nah dem Tode des Kindes fünnen die übrigen Be- 
teiligten das zwiſchen ihnen beftehende Rechtsverhältnis durch Vertrag 
aufheben. Das gleiche gilt in den Fällen des 8 1757 Abi. 2 nad dem 
Tode eines der Ehegatten. 

s 1770. Die für die Annahme an Kindesitatt geltenden Bor: _ 
Ichriften des 8 1741 Sat 2 und der 88 1750, 1751, 1753 bis 1755 gelten 
aud für die Aufhebung. 

gs 1771. Schließen Berjonen, Die duch Annahme an Kindesitatt 
verbunden find, der Vorfchrift des 8 1311 zuwider eine Ehe, jo tritt mit 
der Eheichließung die Aufhebung des Durch die Annahme zwilchen ihnen 
begründeten Rechtsverhältniſſes ein. 

St Die Ehe nichtig, jo wird, wenn dem einen Ehegatten die elter- 
tihe Gewalt über den anderen zujteht, dieje mit der Eheſchließung ver: 
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Erläuterungen 
s 1773 ) gel Anhang 1 zu 8 — 
I. Begriff der Vormundſchaft. — II. Hauptgrundſatz des Vormund⸗ 
ſchafts rechts. — 111. Bormundiiaft über Deutſche, über Ausländer. — 


IV. „Bormund“ („Pfleger“). — „Beitellter” Vormund, — eſeglicher“ Bor: 
mund. — V. Bormundidaft im en co Sinne über Minderjü rige, über Boll: 
lährige. — Pflegſchaft. — VI. Selbitändigleit und Berantwortlichteit des 
Bormundes. — Gegenvormund — Waijenrat. — Bormundichaftsgeridt. — 
milienrat. — VII. Das Berfahren in Bormundihaftsiahen: a) Zuftändi 
eit in Vormundſchaftsſachen. — b) Beſchwerde gegen Entideidungen * 
Vormundſchaftsgerichts — c) Einf nt, = —— erien auf die Vormund— 
ehe, 9 Einzelheiten für Pflegſchaftsſachen. 


) Die einzelnen Tälle der Bormundihaft über Minderjährige find in 
Ynhang 2 zu u behandelt. 


op nhang 2 zu 8 1773 unter C. 
8 1774 ... Näheres in Anhang 1 zu 8 1773 unter VII, 
ormund — — die ormund ale an, d. 1 es 
‚befteltt“ ftets den Vormund (8 1 3 es Vormund Ab 


tennt das BGB. nicht; das Nähere vgl. An us 1773 inter IV. — 
Gericht ſchreitet von Amtsweg en ein, 4 one einen Antrag bgumar: 
ten, und gleichgültt a woher es Die Kenntnis der Notwendigkeit einer Bor: 
mundidaft ne auh Anhang 1 zu 8 1773 unter VIIa. 
8 1775 ni vgl. Sachregifter unter „SoL!"-Voricriften. 

bejondere Gründe: 3. B. zwei ganz getrennte und jehr umfangreiche 
ae ea (eine Zuderfabrit in Hamburg, eine Möbeltijchlerei 
in Breslau); vol. 51 797. 


Ss 1776 8) Auch der „berufene” Vormund iſt — „orehlicer Bormund, 
ondern wird vom richt Ze vgl. Anha 8 1773 unter IV. — 
der Berufene Er nicht — werden. 


ee der „Berufung“: 


9) Bei der „vorläufigen Bormundfhaft“ gilt $ 1776 nidt. 
88 1906, 1907. 
10) Form der Benennung: 8 1777 en 2 en 18). 
orm der Benennung: $ 1777 Abi. 1 2, Abſ. 3 (letztwillig). 
12) Nur bei ehelihen Kindern (vgl. g Tig 
13) Auch bei unehelihen Kindern (vgl. 5 1705); — 
der ſogen. ie utter“ bei diefen Kindern: 8 1778 Abi. 3 


1762. 
gs 1777 16 —J „Benennung“ madt den Benannten zum „berufenen“ Vormund 
8 1776 Ziffer 1 1778. 
ı7) elterlidde Gewalt: 88 1626 ff. 





(Fortsetzung von Seite 53®) 


insoweit in Kraft, als ihre Geltung im Artikel 189 des Einführungsgesetzes zum Bürger- 
lichen Gesetzbuche vorbehalten ist. 

Art. 179. Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Texte: (der nachbezeichneten 
Gesetze)...... wie sie sich aus den Änderungen ergeben, welchein...... vorgesehen 
sind...... bekannt zu machen ...... 
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Vormundſchaft über Minderjährige 8 1772-1777 


wirt. Die Verwirkung tritt nit ein, wenn die Nichtigkeit der Che auf 
einem Formmangel beruht und die Ehe nicht in das Heiratstegifter ein- 
getragen worden iſt. 

1772. Mit der Aufhebung der Annahme an Kindesftatt ver: 
lieren das Kind und diejenigen Abkömmlinge des Kindes, auf welde ſich 
die Aufhebung erftredt, das Recht, den Familiennamen des Annehmenden 
zu führen. Diefe Vorſchrift findet in den Fällen des 8 1757 Abſ. 2 
feine Anwendung, wenn die Aufhebung nad dem Tode eines der 
Ehegatten erfolgt. 


Dritter Abjchnitt. 
Vormundſchaft.) 
Erfter Titel. Vormundſchaft über Minderjäßrige. 
I. Unordnung der Vormundſchaft. 


81773. Ein Minderjähriger °) erhält einen Bormund, wenn 
er nicht unter elterlicher Gewalt fteht oder wenndieltern 
weder in den die Berfonnod in den das Bermögen betreffen: 
ns Angelegenheiten zur Vertretung des Minderjährigen berechtigt 

nd.) 

Ein Minderjähriger erhält einen Vormund aud) dann, wenn fein 
gamilienftandpnidhtzuermitteln ift.’) 

81774. Das Bormundihaftsgericht *) Hat die Vormundſchaft von 
Amiswegen anzuordnen.:) 

81775. Das Vormundſchaftsgericht ſoll,“) fofern nicht bejondere 
Gründe für Die Beitellung mehrerer Vormünder vorliegen,’) für den 
Nündel und, wenn mehrere Geſchwiſter zu bevormunden find, für alle 
Mündel nur einen Bormund beitellen. 

' 1776. Als Vormünder find in nachſtehender Reihenfolge be- 
rufen: d) °) 

1. wer von dem Bater des Mündels als Bormund benannt ift; '°) 

2, wer von der ehelihen Mutter des Mündels als Bormund 'be- 

nannt ilt,; '') 

3. der Großvater des Miündels von väterlicher Seite; '?) 

4. der Großvater des Mündels von mütterlicher Seite.'°) 

Die Großväter find nicht berufen, wenn der Mündel von einem 
anderen als dem Ehegatten feines Vaters oder feiner Mutter an Kindes- 
tatt angenommen ift.'*) Das gleiche gilt, wenn derjenige, von welchem 
der Mündel abftammt, von einem anderen als dem. Ehegatten feines 
Vaters oder feiner Mutter an Kindesitatt angenommen ift und die Wir: 
tungen der Annahme fi) auf den Mündel erjtreden.'’) 

81777. Der Bater kann einen Bormund nur benennen,'‘) wenn 
ihm zur Zeit feines Todes die elterlihhe Gewalt über das Kind 
zufteht;17) er hat dieſes Neht nicht, wenn er in den die Perſon oder 
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gs 1778 


ame. 
af 

a .. ‘ 
—— 


81779 


8 1780 


81781 





. Beitellung gültig... Doc Liegt dem Gericht die Pflicht ob, einen ſolchen — 
etwa oeriepentic beitellten — Bormund zu entlajien: $ 1886. Trifft den 
Richter bei der Beltellung des „untaugliden“ Bormundes ein Verſchul— 


u 6 
Erläuterungen 


18) Zur „Vertretung“ .des Kindes niht beredtigt iſt der 
Bater in gewiſſen Fällen, obwohl ihm formell die „elterliche Gewalt“ zu: 
teht, jo namentlid beim „Ruhen ver. elterlihden Gewalt“, vgl. 8 1676. 

ndere Fälle: 5 1666, 85 1633, 1661. — Zu beadjten ift das Wort „oder“. 
Der Bater muß aljo, um einen Vormund benennen zu können, ſowohl in 
den „perfönliden“ wie in den „Bermögensangelegenheiten“ das Recht der 
„Vertretung“ des Kindes haben. 

10) d. h.: der Mutter jteht das „Benennungsredt“ in gleider 
Art zu wie dem Bater. 

20) letztwillige Verfügung; Diele fann ſowohl ein Teftament fein 
8 1937) wie in einem Erbvertrage enthalten fein (55 1941, 2299). 

21) Wird der „Berufene“ ohne gejeßliden Grund übergangen, fo 
—* er ein Beſchwerderecht. Keineswegs iſt die Folge einer ungeredt: 
rtigten Übergehung die, daß der „Berufene“ nun etwa von Geſetzeswegen 
ohne weiteres Bormund würde. 

22) Die | en. „unehelide Mutter“ darf alſo (natürlich, falls fie ſonſt 
eeignet ift, vgl. 8 1779) tn erfter Reihe für Ihr Kind zum Bormund be: 
tellt werben, hiervon wird in der Praris viel Gebrauch gemacht. 

28 


24 1849. 

25) Dieſe Vorſchrift der Berüdfihfigung bes „teligiöien Bekenntniſſes 
ilt nur für die nad 1779 „au b ehe lenden” Bormünder, nidht aud 
ür die nad) SS 1776 bis 1778 „berufenen“. 

26 ımandte und Verſchwägerte: 88 1589, 15%. 

27) „ann nit“. 8 1780 enthält die jogenannten Unfähigteitsgrände. 
Wird eine Perfönlichleit zum Vormunde beitellt, die nah S 1780 un bie 
ift, jo iſt die Seitellung nichtig. Es liegt dann nur der Schein einer Bor: 
mundihaft vor; in Wahrheit ift dann das Mündel ohne Bormund, alio 
obne Vertretung. 

" Geidäftsunfäßigteit 8 104. 

2 
so) & 1781 enthält (im Gegenjate zu Note 27) die jogenannten Untaug- 
lichleitsgründe. Wird gegen 5 1781 jemand zum Wormund beitellt, fo ift die 


den, jo haftet er dem Mündel für etwa entitehenden Schaden nad 1848, 
839. en Die Beitellung eines nah 8 1781 „untauglien“ Bormundes 
jteht den Berwandten und VBerfhwägerten des Mündels das Recht 
der Beſchwerde zu, ebenio dem über 14 Jahre alten Mündel felbit: vgl. 
RZG. $ 57 Siffer 9, 8 59. 

3 « 


»2) vgl. StrGB. 88 32, 34 Ziffer 6, 36. 








Bormundichaft über Minderjährige 5 1778-1783 


in den das Bermögen betreffenden Angelegenheiten nit zur 
Vertretung des Kindes beredtigt ift.) Das gleihe gilt für Die 
Mutter..°) oo 

Der Bater fann für ein Kind, das eift nad) feinem Tode 
geboren wird, einen Bormund benennen, wenn er dazu beredhtigt jein 
würde, falls das Kind vor feinem Tode geboren wäre. 

Die Benennung des Bormundes erfolgt durch letztwillige Verfü⸗ 
gung.?°) 

s 1778. Wer nad 8 1776 als Bormund berufen ift, Darf ohne 
leine Zuftimmung nur Übergangen werden, wenn er nad) den 88 1780 
bis 1784 nicht zum Vormunde beftellt werden fann oder foll oder wenn 
er an der Üübernahme der Vormundſchaft verhindert ift oder die Über: 
nahme verzögert oder wenn feine Beitellung das Intereſſe des Mündels 
gejährden würbde.??) 

Sit der Berufene nur vorübergehend verhindert, jo hat ihn das 
Bormundfchaftsgericht nad) dem Wegfalle des Hinderniffes auf feinen 
Antrag an Gtelle des bisherigen Bormundes zum Bormunde zu beitellen. 

Kür eine Ehefrau darf der Mann vor den nad) S 1776 Berufenen, 
für ein uneheliches Kind darf die Mutter vor dem Großvater zum Vor: 
munde beftellt werden.??) 

Neben dem Berufenen darf nur mit deſſen Zuftimmung ein Mit: 
vormund 22) beitellt werden. 

81779. Iſt die Vormundſchaft nit einem nah 8 1776 Beru- 
fenen zu übertragen, jo Bat das Bormundichaftsgeriht nad) Anhörung 
des Gemeindemwaijenrats*) den Bormund auszuwählen. 

Das Bormundihaftsgeriht ſoll eine Perſon auswählen, die nad 
ihren perſönlichen Berhältnillen und ihrer Vermögenslage jowie nad 
den jonftigen Umitänden zur Yührung der Vormundſchaft geeignet ift. 
Bei der Auswahl ift auf das religisje Belenntnis des Mündels Rüdficht 
zu nehmen.2) Berwandte und Verſchwägerte ?e) des Mündels find zus 
nächſt zu berüdfichtigen. 

81780. Zum Bormunde kann nicht 2”) beitellt werben, wer ge- 
Ihäftsunfähig 2°) oder wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunf- 
ſucht entmündigt if.) 

81781. Zum Bormunde ſoll nicht 3°) beitellt werden: 

1. wer minderjährig *') oder nad) 8 1906 unter vorläufige Bor- 
mundſchaft geitellt üt; 
wer nah 8 1910 zur Belorgung feiner Bermögensangelegen- 
heiten einen Pfleger erhalten hat; 
wer in Konkurs geraten ift, während der Dauer des Konkurſes; 
wer der bürgerlihen Ehrenrechte für verluftig erllärt iſt, jomweit 
fih nicht aus den Vorſchriften des Strafgejegbuds ein anderes 
ergibt.?2) 

51782. Zum Bormunde ſoll nicht beitellt werden, wer Durch 
Anordnung des Baters oder der ehelihen Mutter des Mündels von der 
Bormundihaft ausgeſchloſſen it. Die Mutter fann den von dem Vater 
als Bormund Benannten nit ausichließen. 
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Erläuterungen 


8 1783 33) Frauen find an ji zur Übernahme non Vormundſchaften ebenjo 
I üähig wie Männer. Eine Yusn dm e madt nur 5 1783 im Intereſſe des 
annes, damit die Frau Durd die Vormundſchaft nit ihren Pflichten als 
frau entzogen werde. Übrigens find Frauen all mein berechtigt, die 
rnahme einer Bormundihaft ab niehnen, en die Männer zur 
uhen ıhme verpflichtet find (85 1785, 
Iſt eine unver iratete, rau aim Gormunb beitellt, und fie hei: 1: 
ratet, R fann (nidt „muß“) das ormundihaftsger riht fie entla 
8 188 ‚bj. 1. — tiber die Folgen des a erzufs 
manne erteilten Zuftimmung vgh 8 1887 Abi. 2 


r von rem € 


8 1784 35) Breußen: AO. Irt — Ban ern: Verordnung vom 10. März 


TRY SE 


1868. — Sachſen: AG. N ürttenberg AG. Art. 67.— Baden: 
AG. Art. 34, mtenge 0 vom 24. Zuli 1888, 8 12a. — Der Beamte und 
Religionsdiener bedarf der „Erlaubnis“. Cs ift wohl zu beadten, daß 
hieraus feineswegs ein „Ablehbnungsreht“ für den Beamten 
folgt. Belommt der Beamte vom Sormundidaftsgericht eine Aufforderung 
zur Übernahme einer Bormundidhaft, jo mu eamte vor dem Ber: 
prlichtungsiermin. (8 1789) [eine vorgejekte ienftbehörde um die Erlaubnis 
angehen. Bormundidea gericht * get zwar das Recht, aber nicht die 
Berpitigtung, an Stelle amten ſelbſt die porgefette tenft- 
behörde wegen der Erlaubnis zu —— en. Der mte da * Dat bie 
Pflicht dazu. Tut er es nit ie ann das Geridt i ya gemäß z438 

ſtrafen, eu madt der Beamte I gemäk 8 1787 dem Geiler j — 
rſaspfi icht ig. — Amts⸗ und Filitãrperſonen, die ein wirkliches 

— Haben vgl. Not 

3) Für Reihsbeamte (>. ge Ditbeamte gelten gemäß, 19 des 
Reichsbeamtengeleges vom 31. 3. 1873 wegen der Erlaubnis zur rnahme 
der Vormundſchaft dieſelben Beſtimmungen, die an dem Wohnort des Reichs⸗ 
beamten für „Staatsbeamte“ des betr. undesftaates elten. 

37) Einer Erlaubnis bedürfen ferner die Militärperjonen des 
Sriedensitandes (Offiziere, Militärärzte, Militärbeamte — eferve: 
offiziere uſw. nur, jolange fie eine militärifche übung ableiten. —) und 
die Zivilbeamten der tilitärverwaltung. Die genannten 
Militärperfjonen und Zinilbeamten der Miltürverwaltung haben außerdem 
— im ” enjag zu allen andern Beamten — das R ent, jede Vormundſchaft 


abzule ne en: 8 41 Reichsmilitärgeſetz vom 2. 5. 1874 
8 1785 38) Über die Folgen grundlofer Ablehnung vgl. 
88 1787, 1788, 
8 1786 a0 
40 Ira ff. 
a1 1775, 1797. 
42 1909 ff. 


43) r nureine „Vormundſchaft“ und außerdem noh eine „Gegen- 
nat führt, tann eine weitere Borm undſchaft nicht ab- 
ehnen 
1789. 


45 enn bei einem Pormunde nad der Beſtellung einer der Gründe 
Nr. 2 bis 7 neu eintritt (3 © Vollendung des 60. Lebensjahres), jo 
fann der Bormund feine Ent affung fordern. 1889. 
81787 +) Bor allem aljo dann, wenn der angeblide Ablehnungsgrund (3. 2. 
Krankheit) „„erlunden iſt. 
9— das Rechtsmittel iſt Die Beſchwerde; vgl. Anhang 1 zu 8 1773 


unter V 

8 1788 48 x Feſt esung | der Te aitt e muß eine Androhung vor 
er Bor 836 8 33. —— gibt es die Be- 
dwerde nal. Anhang 1 zu wi —* unter v1. 


Vormundſchaft Über Minderjährige 8 1783-1788 


Auf die Ausihließung finden die Vorſchriften des 8 1777 An— 
wendung. 

51783. Eine Frau, Die mit einem anderen als dem Vater des 
Nündels verheiratet ift, joll nur mit Zuftimmung ihres Mannes zum 
Bormunde beftellt werden.?°) >*) 


& 1784. Ein Beamter”) oder Religionsdiener, ber nad den. 
Zandesgejegen °°) einer befonderen Erlaubnis zur libernahme einer Bor: 
mundihaft bedarf, ſoll nicht ohne die vorgejchriebene Erlaubnis zum 
Vormunde beitellt werden.’”) 


81785. Jeder Deutſche Hat die Vormundſchaft, für die er von 
dem Bormundichaftsgericht ausgewählt wird, au übernehmen,’®) ſofern 
sit feiner Beitellung zum Vormund einer der in den 88 1780 bis 1784 
beitimmten Gründe entgegenfteht. 


; 1986. Die libernahme der Bormundidhaft kann ablehnen: 
eine Frau; 

N wer das ſechzigſte Lebensjahr vollendet hat; 

3. wer mehr als vier minderjährige :°) eheliche Kinder hat; ein 
von einem anderen an Kindesitatt angenommenes Kind *°) wird 
nicht gerechnet; 

4. wer durch Krankheit oder durch Gebrechen verhindert ift, Die 
Vormundſchaft ordnungsmäßig zu führen; 

5. wer wegen Entfernung feines Wohnſitzes von dem Sibe des 
Rormundfhaftsgeriäts die Vormundſchaft nicht ohne bejondere 
Beläftigung führen fann; 

6. wer nad) $ 1844 zur Sicherheitsleiftung angehalten wird; 

7. wer mit einem anderen zur gemeinihaftlihen Führung der 
Bormundichaft *') bejtellt werden ſoll; 

8. wer mehr als eine Bormundihaft oder Bilegihaft *:) Führt; 
die Bormundidhaft oder Pflegſchaft über mehrere Gejchwilter 
gilt nur als eine; die Kührung von zwei Gegenvormundichaften 
iteht der Yührung einer Vormundſchaft gleich.*) 

Das Ablehnungsrecht erliicht, wenn es nicht vor der Beitellung “*) 

bei dem Vormundſchaftsgerichte geltend gemadjt wird.*) 

Ss 1787. Wer die Übernahme der Vormundihaft ohne Grund 
ablehnt, ift, wenn ihm ein Verſchulden zur Laſt fällt) für den 
Schaden verantwortlicd), der dem Mündel dadurd) entiteht, daß ſich die 
Beitellung des Bormundes verzögert. 

Erflärt das Vormundihaftsgeriht die Ablehnung für unbegrün- 
det, jo Hat der Ablehnende, unbeſchadet der ihm zuſtehenden Rechts— 
mittel,*”) die Vormundſchaft auf Erfordern des Vormundſchaftsgerichts 
vorläufig zu übernehmen. 

5 1788. Das Bormundfhaftsgeriht kann den zum Vormund 
Ausgewählten durch Ordnungsitrafen zur Übernahme der Vormundſchaft 
anhalten.*®) 

Die einzelne Strafe darf den Betrag von Dreihundert Mark nicht 
überfteigen. Die Strafen dürfen nur in Zwilchenräumen von mindeftens 
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8 1789 


8 1790 
Ss 1791 


81792 


Erläuterungen Ä 

+) Im ſchlimmſten alle kann alſo eine Geldftrafe von insgefamt 
90 Mt. vergän t werden. — Eine Umwandlung der Gelditrafe in Frei- 
heitsjtrafe iſt unzuläſſig. Sit die Gelhfirafe wegen Armut des Be- 
Keaften nit beitreibbar, jo iſt eben das Ordnungs-Strafverfahren miß— 
ungen. Die Rechtsfolge aus 8 1787 (Schadenserjak) tritt jedoch in jedem 
Galle ein, unabhängig von der Strafe des 8 1788. 

50) Der Bormund wird „beftellt“, aud der „berufene“ Bor: 
mund; vgl. hierüber Anhang 1 zu 8 1773 unter IV. und Note 8. 

61 vgl. Sachregiſter unter „So! Il“⸗Vorſchriften. 

52 ntlajlung“: vgl. 8 1886. 

53) Die Be allung Set an fih nur die Bedeutung eines geridhtlichen 

ugnilles, daß die darin bezeichnete Perſon als Vormund“ beitellt iſt. Sie 

t nit die Bedeutung eines Legitimationspapieres in dem Sinne, daß der 
gutgläubige Dritte, der auf Grund der ihm vorgelegten Beitallung 
mit dem Vormunde auf Redtsgeihäfte fich eintäßt, gegen inzwilchen einge- 
tretene, aus der Beitallung ih nit ergebende Anderungen der „Ber: 
tretungsmadjt“ des in der Beitallung genannten Bormundes geſchützt 
wird, und daß etwa der Mündel die damit verbundenen Nadteile zu 
tragen hat. Die Vorſchriften der SS 167 ff. über „Bollmadten“ finden aljo 
nicht auf „Zeitallungen“ Anwendung. Ein Dritter, der, wenn er mit einem 
Vormund“ ein Rechtsgeſchäft abſchließzt, unbedingt ſicher gehen will, muß 
ch im eingelnen Yalle beim Vormundſchaftsgericht erkundigen, ob die ihm 
vorgelegte Beitallung wirtlih noch in Kraft ift. — Um möglichſt zu verhüten, 
5. Binfällig gewordene „Beitallungen“ im Verkehr umlaufen, beftimmt das 
Geſetz, dak der Bormund Par Beendigung leines mtes die „Beitallung“ dem 
Gericht surüdgaugeben hat: 8 1893 Ab]. 2: 

ss) nämlich: falls ein Gegenvormund beftellt iſt. $ 1792. 

5) pgl. 88 1775, 1797. 

56) Familienrat: 88 1858 I. 
57) „tann“! niht: „muß“. Bei erheblicher Bermögensverwal- 
tung „lol fe indeſſen nad) $ 1792 Abſ. 2 ein „Gegenvormund“ beitellt werden. 
Geiieht es duch Schuld des Richters nit, jo macht er fih unter Um⸗ 
ftänden dem Mündel ſchadenserſatzpflichtig: 88 1848, 839. 

ss) & 1797 Abi. 1. 

59) Kies: I die Vormundſchaft zwar vom mehreren Vormündern, 
aber nicht gemein are zu führen“ — und vgl. Dielen Ber in 8 1797 
Abſ. 2 (mehrere jelbitändige Mitvormünder). Liegt aljo der Tall des 

1797 Abſ. 2 vor, fo joll zwar bei erheblider Bermögensverwaltung jeder 
ormund einen Gegenpormund betommen; indeſſen fann dann immer ein 
ſelbſtändiger Vormund zum Gegenpormund des anderen ſelbſtändigen Bor: 


mundes beitellt werden. 


8 1793 


8 1794 
8 1795 


vo) Es finden alſo die 88 1776 bis 1791 Anwendung. Cs können daher 
namentlih aud Frauen Gegenpvormund fein. vgl. $ 1783 nebit Note. 

1) Über den Wirkungskreis des Gegenvormundes beitimmt das Gejet 
in $ 1792 nidts. Hterüber find vielmehr verſchiedene Einzelvorſchriften ge: 
geben: fiehe bejonders 88 1799 und 1812. 

ı) vgl. Anhang 1 zu 8 1793 (Allgemeines über Rechte und Pflichten 
des Bormundes). 

2) vgl. SS 1908, 1795, 1796, 1801. vgl. 8 1628. 

3) 8 1795 beiagt in feinem zweiten kurzen Abſatz, daß die Vorſchrift 
des & 181 (BejhäTssapiatub es Bertreters „mitjid jelbit“) 
aud für den Bormund gilt, und zwar in allen Fällen, gleichgültig 
welche Perſonen dabei beteiligt jind, und um was für NRedtsgeichäfte es ſich 
handelt. bſatz 1 behandelt in 3 Ziffern einige beſondere Fälle, die 
nicht unter 8 181 fallen. In den Fällen des 8 181 (mit der einen Ausnahme 
des „Erfüllungsgeihäfts“, vgl. dort) und in den 3 Fällen des Abi. 1 fehlt 
alfo dem Bormund die ‚VBertretungsmadt“. Das Mündel erhält in 
ſolchen Fällen zu feiner Vertretung einen Pfleger, $ 1909. Der innere Grund 
der Borichrift des 8 1795 iſt der, daß das Gele in den dort aufgeführten 
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Führung der Vormundichaft Ss 1789-1795 


einer Moche verhängt werden. Mehr als drei Strafen Dürfen nidt ver- 
hängt werden.*) 

81789. Der Bormund wird von dem Bormundichaftsgerichte 
durch Verpflichtung zu treuer und gewillenhafter Kührung der Bormund- 
ihaft beftellt.°) Die Verpflichtung jo >) mittelft Handidhlags an 
Fidesitatt erfolgen. 

81790, Bei der Beitellung des Bormundes Tann die Ent: 
lafjung °2) für den Fall vorbehalten werden, da ein beitimmtes Ereignis 
eintritt oder nicht eintritt. 

81791. Der Bormund erhält eine Beitallung.’:) 

Die Beitallung ſoll enthalten den Namen und die Zeit der Geburt 
des Mündels, die Namen des Vormundes, des Gegenpormundes 5*) und 
der Mitvormünder jowie im alle der Teilung der Vormundſchaft die 
Art der Teilung.) Iſt ein Kamilienrat °°) eingejeßt, jo iſt auch dies 
anzugeben. 

51792. Neben dem Bormunde kann ’”) ein Gegenvormund be- 
itellt werden. 

Ein Gegenvormund [ol beftellt werden, wenn mit der Vormund— 
daft eine Vermögensverwaltung verbunden ijt, es ſei denn, daß die 
Verwaltung niht erheblich oder daß die Bormundidaft von 
mehreren Bormündern gemeinhaftlic zu führen iſt.?) 

It die Vormundidhaft von mehreren Vormündern nicht gemein- 
haftlich zu führen,’°) jo fann der eine Bormund zum Gegennormunde 
des anderen beitellt werden. 

Auf die Berufung und Beltellung des Gegenvormundes finden Die 
für die Berufung und Beitellung des Vormundes geltenden Bor: 
Ihriften Anwendung.‘°) °') 


II. Führung der Bormundichaft. 


81793. Der Bormund hat das Recht und die Pflicht, Tür Die 
Berfon und das Bermögen des Mündels zu ſorgen, insbejondere den 
Mündel zu vertreten.‘) 

S 1794. Das Recht und die Pflicht des Vormundes, für die Per— 
Ion und das Vermögen des Mündels zu jorgen, eritredt ſich nicht auf 
Angelegenheiten des Mündels, für die ein Pfleger beſtellt ift.:) 

8 1795. Der Bormund fann den Mündel nit vertreten: °) 

1. bei einem Rechtsgeſchäfte zwiſchen ſeinem Ehegatten oder einem 
feiner Verwandten in gerader Linie‘) einerjeits und dem 
Mündel andererfeits,) es ſei denn, daß das Rechtsgeſchäft 
ausjhließlid in der Erfüllung einer Verbindlichkeit 
beiteht; 

3, bei einem Redtsgejchäfte, das die Übertragung oder Be: 
laſtung)7) einer durch Pfandredt,’) Hypothet ?) oder Bürg- 
ſchaft °) gefiherten Forderung des Mündels gegen den 
Bormund oder die Aufhebung oder Minderung 
dDiejer Siherheit zum Gegenitande hat oder die Ver— 
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$ 1796 


s 1797 


85 1798 


s 1799 


Erläuterungen 
Sällen einen Widerftreit der Intereſſen zwiſchen Vormund und Mündel an- 
nimmt. 


R Verwandte des Vormundes in gerader Linie find: Eltern, Groß—⸗ 
eltern, Rinder, Entel, $ 1589. Auf die S Tg iegereltern des VBormundes 
(vgl. 8 1590) bezieht ſich aljo die Vorſchrift nicht. 

5) Beilpiel zu Ziffer 1: Der Sohn des VBormundes will ein dem Mündel 
gehöriges Pferd Laufen. Den Kaufvertrag fann im Namen des Mündels 
eh) nicht abſchließen, jondern nur ein zu beitellender Pfleger 

vgl. e 3). 

6) Beilptel zu Ziffer 2: Schon vor der Vormundsbeitellung Iaftete auf 
dem Grundftüd des V eine Dupothet für das minderjährige Kind M. Dem: 
nächſt wurde V zum Vormunde des M beitellt. Soll nun jene Hypothek „über: 
tragen“ werden (88 1153 Mn gleichgültig an wen, auch an einen ganz 

temden — fo muß de Die Zwede das Mündel einen Bfleger be 
2) ebenjo zur Löſchung der Hypothek, zu einer Borreihtseinräumung 
7) Belaftung einer Korderung: 3. B. Verpfändung, Beitellung eines 
Nießbrauce daran. 

3) Pfandrecht 1204 ff. 

6 Dopot et 1113 ff. 

10) Bürgſchaft 765 ff. 

11) das it der Jogenannte „obligatoriiche" Vertrag (3. B. ein Vertrag, 
in dem die Derpitiätung übernommen wird, nad) zwei Be dem X eine 
gewille Hypothel abzutreten) im Gegenjat gu der „Berfügung“, Die in der 

mnächſt EN: erfolgenden „Abtretung“ Tiegt; vgl. Note 65 und 66. 

12) Zu Ziffer 3: Mill alfo 3. B. der hegatte des Vormundes oder 
ein Sohn des Vormundes mit dem Mündel progellieren — gleihgättig, um 
weichen Gegenftand — jo darf der Vormund das Mündel in dem he treit 
nit vertreten. Das Dlündel betommt vielmehr für einen ſolchen Rechtsſtreit 
einen Pfleger. 

F Das Gericht „Tann“ die Vertretung entziehen, und „[oIll“ es nur 
in den Fällen des Ab. 2 diefes $ tun. Das Kind erhält dann gemäß $ 1909 
Kt pie betreffende Angelegenheit oder den Kreis von Angelegenheiten einen 

eger. 

14) Beilpiel: Das Mündel hat vom Bater ein großes Schuhwaren⸗ 
geſchäft geerbt, das der Bormund tortführt Jetzt richtet der Sohn des Bor: 
mundes (vgl. 8.1705 Ziffer 1) am felben Orte ein Konkurrenzgeſchäft ein. 
Da wird das it zwar feinen Grund haben, den Bormund zu entlaljen 
iR 1886), wohl aber wird es für den Betrieb des Schuhwarengeihäfts Des 

ündels gemäß 8 1796 einen bejonderen Pfleger beitellen. 

15) Das Borhandenfein mehrerer Vormünder für ein Mündel 
bildet die Yusnahme, 8 1775. 

16) d. nur, was die Mitvormünder „„ufammen“ tun, iſt gültig. 
Ausnahme: Ab 


. 2. 
17) oder ur die Eltern. vgl. Abi. 3. 
18 Dit das Beilpiel zu $ 1775 Note 7 und 8 1798 Note 20. 
10) Alſo Tediglih Tegtwillig (8 1777 Abi. 3). 

20) Kann nur vorlommen, wenn das Geriht gemäß 5 1797 Abi. 2 
einen Vormund für die —— — Angelegenheiten, einen anderen 
Bormund für die „Bermögensangelegenheiten“ des Mündels beitellt Bat. 

2 vgl. 8 1792. Der Gegenvormund iſt niht „vderwaltender" 
Vormund, jondern „benuff tigender“ Bormund. — Über „Gegenvormundſchaft“ 
im Falle des 8 1797 EM 1792 Abſ. 3 

22 





d. h. ohne Ihuldhaftes Zögern; 8 121. 
23) ogl. 8 1882. 
2+) pgl. 8 1886. 


26) Der Gegenvormund hat noch andere Rechte und Pflichten als die 
in 8 1799 bezeichneten; vgl. namentlid) SS 1810, 1812, 1826, 1842. — Ber: 
antwortlidfeit des Gegennvormundes $ 1833. 
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Führnug der VBormundichaft 8 1796-1800 


pflihtung des Mündels zu einer folden Übertragung, Be: 
laftung, Aufhebung. oder Minderung begründet;!') 

3. bei einem Rechtsſtreite zwiſchen den in Nr. 1 bezeichneten 
Perſonen !2) fowie bei einem Redtsitreit über eine Angelegen- 
beit der in Nr. 2 bezeichneten Art. 

Die Vorſchrift des 8 181 bleibt unberührt. 


81796. Das Bormundihaftsgeriht Tann dem Bormunde Die 


Bertretung für einzelne Angelegenheiten oder für einen bejtimmten 
Areis von Angelegenheiten entziehen.!?) 

Die Entziehung ſoll nur erfolgen, wenn das Intereſſe des Mündels 
zu dem Intereſſe des Bormundes oder eines von diefem vertretenen 
Dritten oder einer der im 8 1795 Nr. 1 bezeichneten Perjonen in erheb- 
lichem Gegenfaße jteht.'*) | 

81797. Mehrere Bormünder °) führen die Vormundichaft ge - 
meinfhaftlid.') Bei einer Meinungsverjhiedenheit 
entiheidet das Vormundſchaftsgericht, ſofern nicht bei der Beitellung '”) 
ein anderes beitimmt wird. 

Das Bormundihaftsgeriht kann die Kührung der Vormundſchaft 
unter mehrere Bormünder nah beitimmten Wirkungsfreifen ver- 
teilen.) Innerhalb des ihm überwiejenen Wirkungstfreijes führt 
jeder Bormund die Vormundſchaft jelbftändig. 

Beitimmungen, die der Vater oder die Mutter für Die Enticheidung 
von Meinungsverjchiedenheiten zwiſchen den von ihnen benannten Vor: 
mündern und für die Verteilung der Gejchäfte unter diefe nad) Maßgabe 
des 8 1777 20) getroffen hat, find von dem Bormundfchaftsgerichte zu be= 
jolgen, fofern nicht ihre Befolgung das Intereſſe des Mündels gefährden 
würde, 

81798. Steht die Sorge für die Perſon und die Sorge für das 
Vermögen des Miündels verjchiedenen VBormündern zu,2°) jo entjicheidet 
bei einer Meinungsverjchiedenheit über die Vornahme einer ſowohl 
die Perſon als das Vermögen des Mündels betreffenden Handlung 
das VBormundichaftsgeridt. 

81799. Der Gegenvormund ?') hat darauf zu achten, daß ber 
Vormund die Vormundſchaft pflihtmäßig führt. Er hat dem Vormund— 
haftsgerichte Pflihtwidrigkeiten des Vormundes fowie jeden all un: 
verzüglich 2?) anzuzeigen, in weldem das Bormundidaftsgeriht zum 
Einſchreiten berufen ift, insbejondere den Tod des VBormundes oder den 
Eintritt eines anderen Umitandes, infolgedeifen das Amt des VBormundes 
endigt 22) oder die Entlajjung **) des Vormundes erforderlih wird. 

Der Bormund hat dem Gegenvormund auf Verlangen 
über die Yührung der VBormundihaft Auskunft zu erteilen und Die 
Cinficht der fih auf die Vormundſchaft beziehenden Papiere zu ge: 
tatten.2°) 

81800. Das Recht und die Pflicht des Vormundes, für Die 
Berfon des: Mündels zu jorgen, beitimmt ſich nad) den für die elter- 
lide Gewalt geltenden VBorlchriften der 88 1631 bis 1633. °) °) 
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8 1800 


8 1801 


8 1802 


8 1803 


5 1804 


vgl 
8 1805 


8 1806 


8 107. 


Erläuterungen | 
20) Der Vorgund ha hat alſo auch das Recht, Zuchtmittel gegen das Kind 


anzuwendep. 81 
Recht und „Pit der dom unehelihen Mutter gegenüber dem 
Rinde (neben den Rechten des Bormuntes) 8 1707, vgl. Note 1 zu $ 1798. 
Rechte der Eltern een dem Vormund) bei ei bevormundeten ehelichen 
Aindern: 20 vgl. $ 1676 Abi. 2, SS 1696 bis 1698; bei Kindern aus nihtigen 


ben 2. 

20) Aber die religiöſe * iehun entjeiben die Sanbesgeiehe: vgl. E. 134. 
Sm allgemeinen ſoll der —— Re igiems nsgemeinihaft 
angehören wie das Mündel; $ 1779, vgl. d ausnahms- 
weiſe von diefer Negel abgemidyen, fo ann — * dem Bormund die 
Sorge für die „religiöje Erziehung” des Mündels entzogen werden. Das. 
rer, erhält dann für diefen Teil Jeiner Erziehung einen Pfleger. 
so %; ie das „Verzeichnis“ aufzuſtellen ilt, jagt das Geſetz nidt. 
denfalls muß es einen ordentlihen Überblid gewähren. Berjiherung der 
ihtigfeit „an Eidesitatt“ wird nicht gefordert. vgl. Note 62 zu 8 2001 betr. 
ein fü Preuß en vorgeichriebenes Formular, das fh allgemein (auf) 

für 1802) en dürfte. 


2 

82 Die dadurch entit tehenden KRoiten fönnen allo aus dem Mündel: 
vermögen entnommen wer 

33) pgl. Note 64 zu 8 "2002. 

34) Falls der Vormund bei der inwichung des Verzeichniſſes ſeine 
Pflicht verlegt — 3. B. nn lange die tr vergögert — 
Io Ken auperbem das Vormundidaftsgeridt na Ds 1837 den Bormund 

eftrafen 

5) ıngl. 8 1369 wegen des Begrifis „Erwerb non Todeswegen“. 
0999 36) Teftament (88 1937, 2229 fj.) oder in einem Erbvertrage (88 1941, 

). 
87) im item alle genügt auch eine blog mündliche Anordnung. 
3. 8. ein eihent an den Lebenstetter des Mündels. vgl. 8 814. 
32,8 8. Trintgeld im Hotel, Weihnadtsgeihente an die Dienitboten. 


881 
). Auch ‚mio in der Som, BR er lid ER, aus dem Vermögen 
des Mündels ein Darlehen gibt 1795 Abſ. 2, 8 181. Aber un 
der bloße „Gebrauch“ der Sache chen ve ündels ift dem Bormund dur 
S 1805 unterjagt (vgl. $ 100). — Bei Trat(s 1), gegen S 1805 
treffen den Vormund — —— ng5 licht — 1834), ferner je nach 
den Umſtänden Schadenserſatzpf 5: Drbnungsitzafen 
8 1837), Entlafjjung aus dem Amte 188). Außerdem madt der 
ormun ſich je nad Umſtänden der Vergehen der „Unter agung 
oder der „Untreue“ „Sutbig. und kann dieferhath mit Geldſtrafe, 
Ihweren ällen mit Gefi ängnis bis zu 5 Jahren, und Daneben SE mit Ver: 
luft ber ürgerlidden Ehrenrechte beitraft werden: StGB. 85 2 
11) Wie das Geld anzulegen ijt, beitimmen die 88 1807 Nur das 
vorhandene Geld ijt gemäk 88 1806 ff. an ul en. Keineswegs ol der Bor: 
mund alle vorgefundenen ımögensftüde Suwelen, Grunditüde, Wert: 
apiere) zu Geld maden. Vielmehr hat der Bormund andere Vermögens: 
—* als Geld ie zu „verwalten“, unter Umftänden alſo aller: 
Dings zu verfaufen (2. 8. bei Beginn der Vormundſchaft vorgefundene 
„unfigere Kapitalanlagen‘) und dann das Geld nah SS 1806 ff. anzu: 
egen, unter Umitänden aber auch zu behalten und au nugen (vgl. 8 100). 
42) vorbehaltlich der Borihrift in 81811. — Mitwirkung des 
Gegenvormundes oder —* Vormundſcha tsgerichts bei der Anlegung: 8 1810. 
s) Joll“, d h. dieler 5 gibt nur eine Anweijung an den Bor: 
mu umwiderhan ungen en ni ie Ungültigfei t 
nd, Zumiderhand! h cht die U ltigkeit der Gelb: 
anlage gie Folge; wohl aber treffen den Bormund je nah den Umftänden 
die in Note 40 zu 8 1805 angeführten Redhtsfolgen. 
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Führung der Vormundſchaft 8 1801-1807 


81801. Die Sorge für die religidje Erziehung des Miündels ?°) 
fann dem Vormunde von dem Vormundſchaftsgericht entzogen werden, 
wenn der Vormund nicht dem Bekenntnis angehört, in dem der Mündel 
zu erziehen ift.:0) 

81802. Der Bormund hat Das Vermögen, das bei der Anord- 
nung der Vormundichaft vorhanden ift oder jpäter dem Mündel zufällt, 
zu verzeichnen und das Verzeichnis, nachdem er es mit der Verlicherung 
der Nichtigkeit und Vollſtändigkeit verjehen Hat, dem Bormundidafts- 
gericht einzureichen.) Iſt ein Gegenvormund vorhanden,?’) jo hat 
ihn der Vormund bei der Aufnahme des Verzeichniljes zuzuziehen; das 
Verzeichnis ift au) von dem Gegenpvormunde mit der VBerlicherung der 
Richtigkeit und Vollftändigfeit zu verjehen. 

Der Bormund fann fi bei der Aufnahme des Verzeichniſſes der 
Hilfe eines Beamten, eines Notars oder eines anderen Sachverſtändigen 
bedienen.??) | 

Sit das eingereichte Verzeichnis ungenügend, jo fann das Bormund: 
Ichaftsgericht anordnen, daß das Verzeichnis durch eine zuftändige 
Behörde oder durch einen zuftändigen Beamten oder 
Notar?) aufgenommen wird.‘*) 

F1803. Was der Mündel von Todesmwegen‘) ermwirbt 
oder was ihm unter Lebenden von einem Dritten unentgelt: 
Lich zugewendet wird, hat der Vormund nad) den Anordnungen des Erb: 
laflers oder des Dritten zu verwalten, wenn die Anordnungen von dem 
Erblaſſer durch Tegtwillige Verfügung,?°) von dem Dritten bei der Zu- 
wendung ?”) getroffen worden find. 

Der Bormund darf mit Genehmigung des Bormundichaftsgerichts 
von den Anordnungen abweichen, wenn ihre Befolgung das Intereſſe 
des Mündels gefährden würde. 

Zu einer Abweichung von den Anordnungen, die ein Dritter 
bei einer Zuwendung unter Lebenden getroffen Hat, it, Jolange 
er lebt, jeine Zuftimmung erforderlich und genügend. Die Zu: 
ftimmung des Dritten fann durch das Bormundihaftsgeridt 
erje&t werden, wenn der Dritte zur Abgabe einer Erklärung dauernd 
außeritande oder jein Aufenthalt dauernd unbefannt iſt. 

1804, Der Bormund fann nit in Vertretung des Mündels 
Schenlungen maden. YUusgenommen find Schenkungen, durch die 
einer fittlihen Pflicht’) oder einer auf den Anſtand zu 
nehmenden Rüdficht °) entiprochen wird. 

81805. Der Bormund darf Vermögen des Mundels nicht für 
ſich verwenden.‘‘) 

8 1806. Der Vormund hat das zum Vermögen des Mündels 
gehörende Geld verzinslich anzulegen,‘') joweit es nicht zur Beitreitung 
von Ausgaben bereit zu Halten ift. 

8 1807. Die im $ 1806 vorgejhriebene Unlegung von Miündel: 
geld joll nur erfolgen:*°) *°) 

1. in Forderungen, für die eine ſichere Hypothef an einem 
inländijhden Grundftüde beiteht, oder in fiheren 
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Erläuterungen 


Hypotheten, Grundſchulden, Rentenihulden: vgl. 1113, 1191, 
1199 en der „S ide theit“ der Anlage vgl. Abi. 2 bie „Inlän⸗ 
dijche“ Grundftüde find die in Deutihland gelegenen. Be einer in 
Preußen geführten Bormundichaft darf aljo 3. Ser Vormund Mündel 
geld Hypothetariih auf ein in Bayern ae Grundftüd ausleihen. 
45) 3. B. deutihe Reichsanleihe, preußiihe Konſols. vgl. aud Anhang 
46 zu 8 1807. El] ee Rothri inge n Wh zu den „Bundesſtaaten“: E ‚5. 
16) vgl. Anhang 46 zu 8 1 
+7) fogenannte „garant ie € — e Anleihen“. 
#8 I. Anhang 48 zu 8 1807 
+) Preußen: AG. 75 8 1. — Zuftändig zu der Erflärung der Mün- 
delſicherheit ift der Regierungspräfident im Verein mit dem Landgeridts- 
ebenen urchgängig find fü mündelfider erflärt worden: die Kreis- 
[partaften un daher ene große ſtädtiſche Sparkaſſen, 
en nigt die Sparlallen der fogenannten „Raiffeilenvereine“ ujw. — 
erner: Bayern: Verordnung vom 24. 12. 1899 8 2, Sadjen: Ber: 
ordnung vom 6. 7. 1899 8 38, Württemberg: AG. 6 9, Baden: AG. 33 
Abi. 2. — Wegen der Anlagen in Sparkaſſen vgl. auch — 8 1809 
50) vgl. 8 1807 7 ab 1 Nr. 1 und für Preußen: AG. 73, Bayern: 
AG. 92, Sachſen: Gefeh vom 22. 12. 1899 8 3, Württemberg: ©. 68, 
B aden: AG. 33 Abi. 1, Verordnung vom 11. 11. 1899 8 35. 
52) Legt ber Bormund das Münde [gelb jo an, wie 8 1807 vorſchreibt, 
jo hat er jeine Pflicht getan. Sollte dann Geld wider Erwarten verloren 
ben, ſollte b.; eine für mündelfider erklärte Sparkaſſe bankerott werden, 
fe fan das Mündel nit vom Bormunde Schadenserſatz verlangen, iondern 
den etul ſelbſt tragen. -— Unter den verfhiedenen Anlage-M i ög: 
i 


feiten, die dem 8 1807 entiprechen, Hat der Vormund die Wahl,; 
bat jedod 8 1810. 
8 1808 s2) In 8 1807 iſt an die Anlegung von Geld in der art It gedadit, daB es | 
ung von 


nd um eine möglihft dauernde Anlage lan ni 
Geld, das man ſchnell und jederzeit zurüdziehen kann. ndelt es id nur um 
augenblidliche Unterbringung von Geld, das bald wieder gebraudt | 
wird, jo trifft $ 1808 zu, da man bei den in $ 1808 ge nannten Anl ageftellen | 
fein Ge jederzeit (ohne K inbigu ng) a ka ft, andrerieite abe t jehr 
viel geri ngere SH betommt als bei dem nad 8 1807 ange 
legten Ge Beilpiel: Ein Bormund befommt am * —* Mündel 
in Höhe non 10 000 Mt. von einem Schuldner zurüdgeza Gie Für den 1. 
1905 Hat er bereits für das sn eine fihere (8 1807 Gens: Supotheten. 
anlage in beitimmter Ausfiht. Da wird er in der Zwi en 3eit das Ge 
nad) $ 1808 anlegen. Muß das Geld dagegen iu nijae n bereit lien 
werden, jo wird es gar nicht „angelegt“: Sondern wird vom mund | 
bis zur Werausgabung verwahrt. Natür ih Jet aber dem Gormunde frei, 
jederzeit der Sicherheit oder der Zinſen halber Mündelgeld auch ſelbſt für 
wenige a nad $ 1808 „anzulegen“. | 
ie Reihsbant nimmt ſchon ſeit langer Zeit feine verzins- 
bar en (Einlagen von Privatperjonen an (Belanntmadjung vom 3. 12. 1878). 
.B. : Köni iglien ank in Bayern. 
reußen: AG * Abſ. 1, Sachſen: Geſetz vom 22. 12. 1899 | 
82 u6f 1 Baden: AG. 33 Ab). 3, Verordnung vom 11. 11. 1899 8 36. | 
56) Na ad) E. 144 fünnen die Landesgeſehe die Anlegung von Mündelgeld 
bei den Hinterlegungsftellen (das find in Brei en die Regie: 
. rungshauptlallen) verbieten. Dies Berbot ilt er} mebrfad e angen: 
reußen: AG. 76 Abſ. 2, Bayern: 10 167 Ei er XXII a | 
achſen: Sfes vom 22. 12. 189 8 N ürttemberg. 


$ 1809 os), ort. Es gilt hier das Note 43 zu 8 1807 Gelagt 
8 iefe Beitimmung hat bejondere ihtigteit für Spas 
kaſſenan lagen (& 1807 Abſ. 1 Nr. 5), weil die Anlegung von Münvdelgeld in 


mündelſicheren Spartajlen ihrer großen Bequemlichkeit halber bei den Bor: 
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Führung der Vormundichaft _ 8 1808-1812 


Grundjhulden oder Rentenjhulden an inländi- 
ſchen Grundſtücken;“) 

2 in verbrieften Forderungen gegen das Reich oder 
einen Bundesftaat*) ſowie in Forderungen, die in das 
Reichsſchul dbuch oder in das Staatsihuldbud*) 
eines Bundesitaats eingetragen find; 

3. In verbrieften Forderungen, deren Verzinſung 
von dem Reiche oder einem Bundesitaate gewährleijtet ift;*) 

4. in Wertpapieren, insbejondere Pfandbriefen, jowie 
inverbrieften Korderungen jeder Art gegen eine in- 
Tändifhe fommunale Körperihaft‘) oder die 
Kreditanjtalt einer ſolchen Körperihaft, jofern die Wert- 
papiere oder die forderungen von dem Bundestrate zur 
Anlegung von Mündelgeld für geeigneterflärt find; 

5. bei einer inländifhen Öffentliden Sparfaffe, 
wenn fie von der zujtändigen Behörde des Bundesitaats, 
in welchem fie ihren Sif hat, zur Anlegung von Mündelgeld für 
geeigneterflärt iſt.“) 

Die Landesgefeke fünnen für die innerhalb ihres Geltungsbereidhs 
belegenen Grundftüde die Grundjäte bejtimmen, nad) denen Die 
Siherheit einer Hypothefl, einer Grundſchuld oder einer 
Rentenſchuld feitzuftellen ift.5°) 5’) 

FISOS. Kann die Unlegung den Umjtänden nad) nicht in der 
im & 1807 bezeichneten Weiſe erfolgen,’?) jo ift das Geld bei der Reich s- 
bant,’) bei einer Staatsbanf’*) oder bei einer anderen durch 
Zandesgejet dazu für geeignet erklärten inländiſchen 
Bank) oder bei einer Hinterlegungsftelle°*) anzulegen. 

$1S09. Der Bormund ſoll ") Miündelgeld nad 8 1807 Abi. 1 
Ar. 5 oder nad) 8 1808 nur mit der Beltimmung anlegen, daß zur Er- 
Bebung des Geldes die Genehmigung des Gegenvormundes oder des 
Vormundichafisgerihts erforderlich ift.’°) 5°) 

8 1810. Der Bormund joll‘) die in den 88 1806 bis 1808 
vorgejchriebene Anlegung nur mit Genehmigung des Gegenvormundes °:) 
bewirken; die Genehmigung des Gegenvormundes wird durch Die Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts erſetzt. Iſt ein Gegen- 
pbormund nidhtporhanden, jo foll die Anlegung nur mit Ge— 
nehbmigung des Vormundſchaftsgerichts erfolgen,°) ſo— 
fern nicht die Bormundidhaft von mehreren Vormündern gemeinichaftlic 
geführt wird.*®) 

FISII. Das Bormundichaftsgeriht Tann aus beſonderen 
Gründen dem Bormund eine andere Unlegung als die in den SS 1807, 
1808 vorgeſchriebene geitatten.**) 

F 1812.°) Der Bormund kann Über eine Forderung oder über 
ein anderes Recht, kraft defien der Mündel eine Leiftung verlangen fann, 
jowie über ein Wertpapier des Mündels nur mit Genehmigung des 

Gegenvormundes verfügen, jofern nicht nach den 88 1819 bis 1822 die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlid) ift. Das 
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mündern jehr beliebt und in der Tat ſehr empichlenswert iſt gmentti in 
kleinen Orten). Der Vormund ſoll alſo das Geld jo anlegen, daß die „Er: 
Hebung“ nur mit Genehmigung des Gegenvormundes oder 
des Vormundſchaftsgerichts erfolg. Dies fett natürli voraus, 
daß die Sparkaflen Einlagen mit jeliher Klaufel überhaupt annehmen. Sie 
tun dies in der Tat und maden die Klaufel dann durd einen Vermerk in 
Sparkaſſenbuch fenntlid. Sehr häufig ift au die Prazis, daß der Vormund 
das Geld bei der Sparfafle anlegt, ohne jene Klaufel anzugeben, und daß 
dann das Geridt, dem er das Bud) vorlegt, in dem Bude vermerkt, 
„Abhebung nur mit Genenmigun s Bormundidaftsgerichts geattet- 
Dieter Vermerk bindet natürlih an Ns die Sparkaſſe nit, da das Gericht der 
Sparkaſſe feine bindenden Anweilungen geben fann. nn jedod die Spar: 
falle den Vermerk beadtet, aljo ohne Genehmigung des Gerichts das Geld nicht 
an den Vormund auszaphlt (und die Sparkaſſen beachten in der Tat den Ber: 
merf), jo ift für die Praxis dasjelbe erreicht, als wenn die Sparkaſſe den Ber: 
merf hineingelegt hätte. — Die Beitimmung des 8 1809 ift der Erſatz für die 
früher üblide, dem BGB. nit befannte Außerkursſetzun F der 
Sparkaſſenbücher: vgl. Darüber E. 176 und PrAG. 75 8 2 (Übergangsvorſchrift). 

*) Kür den „bejreiten Vormund“ vgl. 8 1852 Abi. 2, für den 
„Anftaltspormund” Pr6N. 78 8 3, für den „Generalvormund“ 
benda s 4 (vgl. Anhang 1 zu $ 1773 unter IV.). 

eo) „joll"; es gilt hier das Note 43 zu $ 1807 Gejagte. 
02} alls nämlid ein Gegenvormund vorhanden iſt: 8 179. 
e2) Obwohl aljo der Bormund an ſich das Recht Hat. unter verſchie- 


denen dem Gefeh entiprechenden Anlagemögticheiten zu wählen (vgl. 
n 


8 1811 
8 1812 


Note 51 zu 8 1807), jo „Joll” er do), feinen chluß — ſofern fein Gegen: 
vormund vorhanden ijt — erſt dem PER ar it gu Genehmigung 
mitteilen, bevor er die Anlage tatjählid bewirkt. Die orihrift betrifft 
die „Anlage“ des Geldes, und zwar in allen Fällen der 88 1806 bis 
1808. 8 1809 dagegen betrifft die Abhebung („Erhebung“) des Geldes, 
und zwar nur des nad) 8 1807 Abi. 1 Ziffer 5 und nad) 8 1808 angelegten. 
3) 8 1797 Abſ. 1 Sag 1 — dagegen nicht $ 1797 Abi. 2 Saß 1. 
4) 3. B. in Bergwerfsaftien, in ausländilden Wertpapieren u. dgl. 
5) & 1812 enthält eine jehr wichtige Ausnahme von der dem Bormunde 
nad) Maßgabe des 8 1793 grundjäglid in vollem Umfange zu: 
\iehenben „Berwaltungsbefugnis"“. Denn nah 8 1812 bedarf Der 
ormund bei jeder Berfügung über eine gorderung des Mündels oder 
über einen anderen Leiftungsan|prud (dazu gehören 3 B. Grund- 
Ihulden) der ee tee ah und zwar entweder des Gegenvor— 
mundes, falls ein Jolder vorhanden iſt (Ab. 1), oder fonit des Bor- 
mundſchaftsgerichts (Abſ. 3 eriter Halbjah). Will der Gegen: 
vormund die Genehmigung nidt erteilen, jo fann an jeiner Gtelle 
das Vormundſchaftsgericht die Genehmigung erteilen: Abſ. 2. it 
eine gemeinſchaftliche Bormundidaft vorhanden (8 1797), aber fein 
Gegenvormund, Jo tritt das Genehmigungstredt des Vormundſchafis richts 
nicht ein; vielmehr begnügt ſich in dieſem Falle das Geſetz damit, daß jeder 
Vormund ja nur dann handeln fann, wenn die undern Mitvormünder mit 
Im einig find (8 1812 Abſ. 3 zweiter Halbjag, in Verbindung mit 8 1797 
bj. 1 Sa 1) und erachtet daher die ſonſt beim Fehlen des Gegennormundes 
nötige Mitwirkung des Geridts für unnötig. Verfügen bedeutet 5. B. ab: 
treten, fündigen, aud die Lerftung annehmen. vgl. Anhang 1 zu $ 104 
unter 1.7. hg 1812 kannalſo z. B.der Vormundnicht ſelbſt- 
ſtändig eine dem Mündel zuſtehende Hypothekenforde- 
rung abtreten, zur Zöjhung bringen, * auszahlen 
laſſen. — 8 1813 ſtellt dann wieder eine Ausnahme von 8 1812 dar, und 
Damit eine tiederheritellung des in — 1793 liegenden Grundſatzes 
der un beſchränkten Verwalftungsbefugnis des Vormundes. — 
Der Satz im Abſ. 1 „\ofernnidtnadden 3 1819 bis 1822“ ujw. be- 
deutet folgendes: Nach den 88 1819 bis 1822 bedarf der Vormund in gewiſſen 
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Führung der Vormundichaft 8 1813—1815 


gleide gilt von der Eingehungder®PBerpflidtung®*‘) zu einer 
ſolchen Berfügung. 

Die Genehmigung des Gegenvormundes wird durch Die Genehmi⸗ 
gung des Bormundichaftsgerichts erſetzt. 

Iſt ein Gegenvormund nit vorhanden, fo tritt an 
die Stelle der Genehmigung des Gegennormundes die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts, fofern nit die Vormundſchaft 
von mehreren Vormündern gemeinihaftlich geführt wird.’”) °°) 

$ 1813.) Der Bormund bedarf nit Der Genehmigung des 
Grgenwormnndes 0) zur Unnahme einer geſchuldeten Leiſtung: 

wenn der Gegenſtand der Leiſtungen icht in Geld oder Wert: 
papieren') beiteht; 

2. wenn der Anipruhd nit mehr als dreihbundert Mark 
beträgt; 

3. wenn Geld zurüdgezahlt wird, das der Vormund an: 
gelegt hat; 

4. wenn der Anipruh zu den Rutzungen des Mündelver- 
mögens gehört; ’2) 

5. wenn der Anſpruch auf Erjftattung von Koften der Kün— 
digung oder der Rechtsverfolgung oder auf ſonſtige Neben- 
leiftungen”?) geridtet ift. 

Die Befreiung nah Abſ. 1 Nr. 2, 3 erjtredt ih nit auf die Er- 
Bebung von Geld, bei deſſen Anlegung ein anderes be— 
timmt worden ift.”*) Die Befreiung nad) Abf. 1 Nr. 3 gilt auch nicht 
für die Erhebung von Geld, das nad 8 1807 Ubi. 1 Nr. 1 bis 4 an- 
gelegt ijt.'°) 

8 1814. Der Bormund hat die zu dem Vermögen des Mündels 
gehörenden AInhaberpapiere ’°) nebit den Erneuerungsidheinen 
bei einer Hinterlegungsitelle””) oder bei der Reihsbant 
mit der Beitimmung zu hinterlegen, daß die Herausgabe der Papiere 
nur mit Genehmigung des Bormundichaftsgerihts verlangt werden 
kann. Die Hinterlegung von Inhaberpapieren, die nad) $ 92 zu den 
verbraudbaren Sachen gehören, ſowie von Zins-, Renten- 
oder Gewinnanteiljgeinen iſt nicht erforderlich. Den In: 
haberpapieren jtehen Orderpapiere gleid, die mit Blanko— 
indofjament verjehen find.’®) 

8 1815. Der Bormund fann die Inhaberpapiere, ftatt fie nad) 
8 1814 zu hinterlegen, auf den Namen des Mündels mit der Beitimmung 
umichreiben laſſen, daß er über jie nur mit Genehmigung des Bormund- 
ihaftsgerichis verfügen kann. Sind die Papiere von dem Reiche oder 
einem Bundesitaat ausgeitellt, jo kann er fie mit der gleichen Beitimmung 
in Buchforderungen gegen das Reich oder den Bundesftant umwandeln 
lajjen.®) 

Sind Inhaberpaptere zu hinterlegen, die in Buchforderungen gegen 
das Reich oder einen Bundesitaat umgewandelt werden können, jo fann 
das Vormundſchaftsgericht anordnen, daß fie nah Abf. 1 in 
‚ Buhforderungen umgewandelt werden. 
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Fällen der „Benehbmigung des Bormund 
piejen Fällen joll der Bormund nidt noh außerdem der Genehmigun 
bes etwa — — Gegenvormundes bedürfen, der allerdings na 
1826 vom Vormundſchaftsgerichte por Erteilung der vormundſchaftsrichter⸗ 
iden Genehmigung — ehört“ werden ſoll. 


ſchaftsgerichts“. In 
— e 


*0) alſo zu dem ſogenannten „obligatorijcden Verttage“, durch den 
ſich jemand zu einer künftigen „Berfügung“ verpflichtet (vgl. Anhang 1 
au $ 104 unter 1.7). 

s vgl. Note 65. — Wegfallder Beſchränkungen des $ 1812 
bei dem „beireiten VBormund“: 8 1852, bei dem „Anſtaltsvormund“ 
und em „Generalpormund“: Ro. 78 88 3, 4 (vgl. Anhang 1 zu 
S 1773 unter IV.). 

„, ‚Allgemeine Ermädtigung“ des VBormundes dur) das 
Bormundidaftsgericht: $ 1825. 

& 1813 2) ber das Verhältnis von $ 1813 zu $ 1812 vgl. oben Note 65. 
70) aljo — wenn ein Gegenvormund nit vorhanden — auch nicht der 
Genehmigung des an Gtelle des Gegenvormundes tretenden Bormund- 
ihaftsgeridts: $ 1812 Abi. 3; jedoch unbeſchadet der Vorſchriften 
der 88 1819 bis 1822. 

’ı) fondern in einer andern Sade, 3. B. einem Pferde, auch wenn 
dieſes mehr als 300 ME. wert ift (vgl. Ziffer 2). 

F 2) 34. B. 59 9pothetenzinſen, gleichgültig in welcher 
Höhe 


glgißoüttig, in welder Höhe 


75) Oobwohl bei der „Anlegung“ von Geld nad den Ziffern 1 bis 
4 des $ 1807 Abf. 1 die Vorſchrift des 8 1809 nicht gegeben iſi. Ä 
s 1814 0) 88 798 ff. 
=) dal. für Breußen AG. 85 


8) 3,8. Wechſel mit Blanko⸗Indoſſament. vgl. Note 20 zu 8 1081. 

s 1815 2) 8 Eintragung ins Reichsſchuldbuch oder ins —æe — — 
vgl. Anhang 46 zu 8 1807. 

Ss 1818 504,8. Duroihelen,, Grundihuld» Briefe. 

s 1819 va) iiber ügung vgl. Note 65 und Anhang 1 zu $ 104 unter I. 7. 


s1ı) was nad) 8 1818 vorlommen Tann. 
s1a) vgl. Note 66. 
1821 s2) fiber das Verhältnis der 1819 bis 1822 zu 8 1812 vgl. die dortige 
Note 65. — Über Verfügung vgl. Anhang 1 zu 8 104 unter 1.7. — „An: 
—— des Mündels“ in den Fällen des 8 1821: vgl. 8 1827, „Anhörung des 
egendormundes“: 8 1826. — Wie wird die „Genehmigung des Vormund— 
khaftsgerichts“ erteilt? vgl. $ 1828. 
St) ———— ung“ über ein Grundſtück, z. B. Auflaſſung des 
Grundſtücks, Be — mit einer Hypothel, auch die Unterwer— 
fung unter Die Jofortige Zwangspollitredung ($ 79 
Kr. 5 ZRO.). 
s) Nah Abi. 2 gehören zu den „Rechten an einem Grunditüd“ im | 
Sinnedes$& 1821 nidt — Grundſchulden, Rentenſchulden. Rechte 


SET 


an Grundjtüden im Sinne des $ 1821 find 3. 3. Grunddienjtbarleiten, Nieß- 
braud), Vorkaufsrechte, Reallaiten. 
°») 3. B. die Forderungen aus einem Kaufvertrage über ein Grundftüd 
Bu ——5 des Grunditüds, auf „Begründung eines Nieß-— 
rauchs“ u. dgl. 
se) aljo namentlich zu einem Grundftüdstaufvertrage. -8 313. ' 
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Führung der Bormunbichaft 8 1816-1821 


F 1S16. Gehören Buchforderungen gegen das Reich oder gegen 
einen Bundesitant bei der Anordnung der Vormundſchaft zu dem Ber- 
mögen des Mündels oder erwirbt der Mündel jpäter ſolche Forderungen, 
\o hat der Vormund in das Schuldbud) den Vermerk eintragen zu laljen, 
daß er über die Forderungen nur mit Genehmigung des Bormundidafts- 
gerichts verfügen fann. 

8 1817. Das Bormundihaftsgeriht kann aus bejonderen Grün- 
den den Bormund von den ihm nad) den 88 1814, 1816 obliegenden Ber: 
pilihtungen entbinden. | 


8 AS1S. Das Bormundidaftsgeriht kann aus bejonderen Grün- 
den anordnen, daß der Bormund aud ſolche zu dem Vermögen des 
Mündels gehörende Wertpapiere, zu deren Hinterlegung er nad) 8 1814 
nicht verpflichtet ift,3°) ſowie Koftbarkeiten des Mündels in der im 
$& 1814 bezeichneten Weiſe zu hinterlegen hat; auf Antrag des Bormundes 
fann die Hinterlegung von Zins-, Renten und Gewinnanteiljcheinen 
angeordnet werden, auch wenn ein bejonderer Grund nit vorliegt. 


S 1819. Solange die nad) 8 1814 oder nad) 8 1818 hinterlegten 
Mertpapiere oder Koitbarkeiten nicht zurüdgenommen find, bedarf der 
Dormund zu einer Berfügung °°*) über fie und, wenn Hypotheken-, 
Grundfhuld- oder Rentenjhuldbriefe Hinterlegt find,®') 
zu einer Verfügung über die Hnpothefenforderung, die Grundihuld oder 
die Rentenfhuld der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Das 
gleide gilt von der Eingehung der PVerpflihtung zu einer 
ſolchen Berfügung.») 

8 1820. Sind Inhaberpapiere nah 8 1815 auf den Namen des 
Mündels umgeſchrieben oder in Buchforderungen umgewandelt, fo bedarf 
der Bormund auch zur Eingehung der Berpflihtung zu einer Verfügung 
über die fi) aus der Umjchreibung oder der Umwandlung ergebenden 
Stammforderungen der Genehmigung des Bormundichaftsgerichts. 


Das gleiche gilt, wenn bei einer Budforderung des Münvdels der 
im 8 1816 bezeichnete Bermerf eingetragen iſt. 
8 1821.°) Der Vormund bedarf der Genehmigung des Bor: 
mundichaftsgerichts: 
1. zur Berfügung über ein Grundftüd®) oder über ein 
Recht an einem Grunditüde;°*) 


2. zur Verfügung über eine Forderung, die auf Übertragung 
des Eigentums an einem Grundſtück oder auf Be— 
gründung oder Übertragung eines Rechtes an einem 
Grunditüd oder auf Befreiung eines Grunditüds von 
einem ſolchen Rechte gerichtet ift; °°) 

3. zur Eingehung der Berpflidtung®‘) zu einer der in 
Nr. 1, 2 bezeichneten Verfügungen; 


4. zu einem Vertrage, der auf den entgeltlihden Erwerb 
eines G rundftüds oder einsNehtesaneinemGbrund: 
ſt ücke geridtet ift. 





5 1822 


Erläuterungen 


— 20) pgl. An ang 7-88 zu & 1821 (Rechtslage betreffend die 
einem Pinsel „jenen en Hypothelen, rundſchulden, Rentenſchulden). 


8’ 9371. 
J 312 Abi. 2, 236, 2347. 
t Berfügen und über „Be rpflidtung au € einer Verfügung“ 
— An ang 1 zu 8 104 unter I. 7 jowie oben Noten 65, 66. — über Erb: 
jöaftsteifung geltimms 8 1822 Nr. 2. 
ss 2058 (3 — Veräußerurig des Erbſchaftsanteils). 


“ „1989, 2147, 2180. 
»») 8 2042. Der Erbteilungsvertrag (die Erbauseinanderjegung) unter: 
liegt an ſich einer beitimmten Form ſ(ſchriftlich, ge) nit. dgl. 


Iedoc 8 313 nebſt Note 14, wenn ein „Grundftüd“ zur Erbidaft gehört. Die 


iterben. gönnen aber eine gerihtlide Auseinanderfegung: in die ze e 
leiten. vol 8 2042 ne J— Noten. Ob der Vormund eine gerichtliche E 
auseinan —— herbeiführen will, unterliegt ſeinem pflichtgemäßen — 
meſſen. Eine allgemeine gelesliche Beitimmung, die den Vormund dazu ver: 

gi, ‚beiteht nicht. Ver igerweije wird jedoch) der Vormund beim Bor: 
Bunde ndenfein von Grundltüden und aud ſonſt bei größeren Wert- 
gegenjtänden in der Regel die gerichtliche Erbauseinanderjegung berbei- 
führen. n jedem alle bedarf der Auseinanderfeßungsvertrag — aud 
ein privat —TRE oder etwa ger mündlich geichlofjener — Fa 8 1822 Ziffer 2 

r Genehmigung des Vormund — Ha itsgerid ts. 

100) 3. 8. aljo eines kaufmänniſchen Geldäfts, einer Fabrik u. dgl. 

11) z. B. einem Vertrage, in dem das Miündel mit einem andern 
zulammen ine offene Hanbelsgele ellihaft gründet (DDR. ⸗ 105). 

02) Anhörung des Mündels: S 1827 4 

103 581, 582. Gleichgültig ift, ob das Sünde” das Zandgut oder 
den gewerbliden Betrieb padtet oder verpadtet; vgl. auch Ziffer 5. — 
„Landgut“ vgl. Anhang 1 zu 8 90 am Ende. 
102% vgl. Anhang 104 ig 1822. 
105) Lehrvertrag: ür Handmwerterlehbrlinge Gewerbe: 
ordnung $ 126, für foufmännife Le ılinge HGB. ds 76, 79. — 
Anhörung des Mündels: & 1827 Abi. 

1006) Menn der VBormund das Münde — B. als Dienſtboten unter: 
Bin en will, fo fann er es ohne Mitwirftung des Geridts auf 

tens 1 Lahr vermieten oder fi vermieten laljen (vgl. 8 113). gel 
Don ündel auf längere Zeit verpflichtet werden, fo i & nad diejer N 
die Genehmigung des Bormundinaftsgeri ts erforderlich. — 
Anhörung des Mündels: 8 1827 A 

107) zu Nr. 8 bis 10 vgl. 8 1825. Autmahme von Geld“: alfo jede Auf- 
nahme eines Darlehens. 

108) Schuldverihreibung auf den gunhaber: 8 793. — Andere indofjable 
Papiere: Note 20 zu $ 1081. — zu Nr. 9 vgl. & 1825 

100) 3.8. zur „ Ibernahme einer Sopathett nad) 8 416. — vgl. 88 765, 1825 

110) HGB. de Zur Erteilung einer gewöhnliden „Han lung 5: 
vollmadht“ (H6%8. 8 54) bedarf der Vormund feiner gerichtlichen Geneh⸗ 
migung, ‚ebenjo nicht zum Widerruf (HGB. 8 52) der erteilten Brofura. 


112) & 1025 3P0. 

113) d. h. bei einem Streitwert bis zu 300 ME. kann der Vormund 
ohne enehmigung des Vormundſchaftsgerichts „Vergleiche“ 
und „Schiedsverträge” abichliefen. Bei höheren Werten bedarf er der Geneh: 
mi gung. Bei gelbmübig , „unihäsbaren“ Werten (3. B. bei einem Prozeß 
orihe n dem Bormund und der uneheliden Mutter des Kindes über Die 
x rausgabe der Perjon des Kindes an die Mutter) bedarf es ftets der 

enehbmigung des Geridts. 








' 





Führung der VBormundfichaft 8 1822 


Zuden RehtenaneinemGbrundftütimSinnediejer 
Vorſchriften gehören nit Hypothelen,:’) Grundichuiden und Ren: 
tenſchulden.“) 80) 0) 

81822. Der Vormund bedarf der Genehmigung des Vormund⸗ 
ahsaeeichts: 

1. zu einem Redtsgejchäfte, durch das der Mündel zu einer Ver- 
fügung über fein Bermögen im ganzen!) oder über 
eine ihm angefallene Erbjdhaft??) oder über jeinen fünf: 
tigen gejegliden Erbteil oder feinen fünftigen 
Pflichtteil“) verpflichtet wird,*) fowie zu einer Ber: 
fügung über den Anteil des Mündels an einer Erbſchaft;) 

2. zur Ausſchlagungeiner Erbſchaft?e) oder eines Ber: 
mächtniſſes,“) zum Verzicht auf einen Pflihtteil®) 
ſowie zu einem Erbteilungsvertrage;") 

3. zu einem Bertrage, der auf den entgeltlihden Erwerb 
oder Die Beräußerung eines Erwerbsgejihäfts*") 
gerichtet ift, jowie zu einem Gejelljhaftsvertrage ,!") 
der zum Betrieb eines Erwerbsgefhäfts eingegangen wird; !%) 

4. zu einem Bahtvertrag über ein Landgut oder einen 
gewerblidhen Betrieb;!”) 

5. zueinem Miet-oderRadhtvertrag oder einemanderen 
Vertrage, durch den der Mündel zu wiederfehrenden 
Leiftungen verpflichtet wird, wenn das BVertragsverhältnis 
längeralsein Jahr nad der Vollendung des einund: 
zwanzigiten Zebensjahrs des Miündels fortdauern 
ſoll; °*) 

6. zu einem Zehrvertrage,!®) der für längere Zeitals 
ein Jahr geidhloffen wird; 

7. zu einem auf die Eingehung eines Dienft=: oder Arbeits: 
‚verhältnifjes geridteten Vertrage, wenn der Mündel zu 
perfönliden Leiltungen für längere Zeit als ein 
Jahr verpflichtet werden ſoll; '%) 

8. zur Aufnahme von Geld auf den Kredit des 
Mündels; !) 

9. zur Ausfjtellung einer Shuldverjhreibung auf 
den Inhaber oder zur Eingehung einer Verbindlichfeit aus 
einem Wechſel oder einem anderen Papiere, das durch 
Indoſſament übertragen werden kann; ?°°) 

10. zur Übernahme einer fremden Verbindlidleit, 
insbejondere zur Eingehung einer Bürgfhaft;'") 

11. zur Erteilung einer Brofura;':) 

12. zu einem Bergleich'!!) oder einem Shiedsvertrag, "?) 
es jei denn, daß der Gegenitand des Gtreites oder der Unge- 
wißheit in Geld jhägbar ift und den Wert von dreihundert 
Marknicht überfteigt;'°) 

13. zu einem Rechtsgeſchäfte, dur das die für eine Forderung des 
Mündels beitehende Siherheit aufgehoben oder ge: 
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Erläuterungen 


114) 3. 8. Entlaſſung von Grunditüden oder Grunditüdsteilen 
aus der Haft für eine dem Mündel zuſtehende Hypothet, Vor: 
rechts-Einräumungen u. dgl. 

10) dem fogen. „abligatoriſchen Vertrage“; vgl. Note 94. 

116) Es ijt zu beachten, daß nur in Ziffer 12 des $ 1822 eine gemille 

Die des Wertes für die Notwendigleit Der bormundichaftsgerichtlichen 
enehmigung enticheidend ift. In den Fällen ber gi ern 1 bis 11 und 13 

Lommi es nur auf die Art des Geihafts an, nicht auf die Höhe des 
ertes. 

117) Die Prozeßführung des Vormundes an fih unter! nidt der 
Genehmigung bes  nolhaftenerihte Der — at nach eige⸗ 
nem pllihtmäßigen Ermeilen fi darüber zu entiheiden, ob er progeifieren 
will. en des im Prozelle etwa geſchloſſenen „Vergleichs“ gilt jedoch 
Ziffer 12 des 8 1822. 

118) vgl. Anhang 118 zu 8 1822 (Weitere Fälle, in denen der Bormund 
der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bedarf). 

110) set. nhang 119 zu 8 1822 (fälle, in denen das Vormundſchafts⸗ 
gericht die Einwilligung oder Genehmigung des Bormundes erjeken Tann). 


8 1823 120) „[oll nit“, aljo nur DOrbnungsporjäriit, vgl. Sachregiſter unter 
Sy griſten und Note 48 zu 8 1807. — Anhörung des Mündels: 
1 . 


21) wohl aber ein ſchon beitehendes fortführen. Über ben 
„elbfitändigen Betrieb eins Erwerbsgeihäafts“ Durch das 
Miündel vgl. 8 112. 

83 1824 122 Re . 5 1812 und 88 1819—1822. 

123) Tut der Bormund es Doc, fo tritt die Rechtsfolge, die ſonſt nad 

8 110 eintreten würde (ftehe dort), nicht ein. 

124) „Joll“, alfo nur Ordnungsvorſchrift. vgl. Note 120. Übertretung 
dieſer Votſchrift macht den Vormundſchaftsrichter je nah Umſtänden 
verantwortlich: 8 1848. 

8 1826 125) „JoLl“; vgl. Note 124, aud Note 65 am Ende Iſt der Gegen: 
oormund „gehört“ worden, und das oemund[haftsgerüht enticheidet dann 
anders als der Gegenvormund vorichlägt (3. B. genehmigt troß Bedentens 
des Gegenvormundes), jo Hat diefer ein Beſchwerderecht“ nidt. 

8 1827 126) „o II“; vgl. Note 124. 

127) vgl. 8 1822 Ziffer 6, 7, ferner $ 113. 
128) ngl. Anhang 118 zu 8 1822 unter a. 
129 1823. 

8 1828 130 : 1828 gibt an, in welder Art die nad 88 1819 fi. erforderliche Ge⸗ 
nehmigung des Bormundidhaftsgerihts zu erteilen ift, und verlangt Geneh—⸗ 
migung gegenüber dem Bormund Es genügt aljo nit, dab Die 
Genehmigung dem „Dritten“ gegenüber (dem Bertragsgegner) aus: 
geiprocdhden wird. Ebenfowenig genügt es, wenn der VBormundihaftsrichter 
etwa lediglih in den Gerichtsakten den „Vermerk“ madt, daß das und Das 
Rechtsgeſchäft genehmigt werde. Sondern die Genehmigung muß dem 
„Bormunde gegenüber“ ertlärt werden, und zwar entweder 
mündlid: dann wird darüber ein Protofoll aufzunehmen fein, oder 
Ihriftlid: dann it die betreffende en Be Ru (‚Berfü- 

1 3 


8 1825 


ung“ oeimiug dem Vormunde zugujtellen: n beiden 
Sällen befommt der VBormund eine ‚öffentliche Urkunde“ in die Hanp: 

i mündlicher Genehmigung mit Protokoll dadurch, dab er fih eine „Aus- 
fertigung“ des Prototolls geben läßt, die allen Yin{orberungen genügt, auch 
denen des Grundbudvertehrs (vgl. GBO. 8 29, abgedrudt Note 13 
zu 8 873). Es N: dann Sache des Wormundes, die „Genehmigungserflärung“ 
des Bormundihaftsgerihts dem Dritten (dem Bertragsgegener) oder dem 
Grundbudhamte vorzulegen, nötigenfalls abſchriftlich Cbeglaubigt Oder 
unbeglaubigt mitzuteilen u. dgl. — Gegen Berjagung der Genchmigung [teht 
dem Bormunde das Recht der Beſchwerde zu. vgl. Anhang 1 zu $ 1773 unter 
VII. b; dagegen nit dem Dritten (dem Vertragsgegner), 
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Führung der VBormundfchaft 


mindert oder die Verpflihtung dazu 
wird.!’°) 116) 117) 118) 110) 


8 1823-1829 
begründet 


$ 1823. Der Bormund foll nicht 2°) ohme Genehmigung des 
Bormundichaitsgerihis ein neues Erwerbsgeihäft im Namen des 
Mündels beginnen oder ein beitehendes Erwerbsgefhäft des Mündels 


auflöſen.21) 


$ 1824. Der Vormund kann Gegenſtände, zu deren Veräußerung 
die Genehmigung des Gegennpormundes oder des Bormundichaftsgerichts 
erforderlich ift,222) dem Mündel nicht ohne dieſe Genehmigung zur Er- 
füllung eines von diejem gejchloffenen Vertrags oder zu freier Verfügung 


überlaffen.!2°) 


8 1825. Das Bormundfhaftsgericht fann dem Bormunde zu 
Rechtsgeſchüften, zu denen nad) 8 1812 die Genehmigung des Gegen: 
vormundes erforderlich ift, ſowie zu den im 8 1822 Nr. 8 bis 10 bezeich⸗ 


neten Rechtsgeichäften eine allgemeine Ermächtigung erteilen. 


Die Ermädtigung fol ?**) nur erteilt werden, wenn fie zum Zwecke 
der Vermögensverwaltung, insbejondere zum Betrieb eins Erwer b 5 = 


geſchäfts, erforderlidh ift. 


8 1826. Das Bormundidaftsgeridht fol 12) vor der Entidei- 
dung über die zu einer Handlung des Bormundes erforderlie Geneh- 
migung den Gegennvormund hören, jofern ein ſolcher vorhanden und 


die Anhörung tunlid) ift. 


81827. Das Bormundidhaftsgericht ion 126) den Mündel hören 
vor der Entfcheidung über die Genehmigung eines Lehrvertrags 
oder eines auf die Eingehung eines Dienft: oder Arbeitsverhältnifies 
gerihteten Vertrags !?”) und, wenn der Mündel das vierzehnte 
Lebensjahr vollendet hat, über die Entlaffung aus dem Staatsvers 


bande.12°) 


Hat der Mündel das ahtzehnte VKebensjahr vollendet, fo 
joll ihn das VBormundichaftsgericht, joweit tunlich, auch Hören vor der 
Entiheidung über die Genehmigung eines der im 8 1821 und im 
8 1822 Nr. 3 bezeichneten Rechtsgeſchäfte jowie vor der Enticheidung 
über die Genehmigung des Beginns oder der Auflöſung eines Er: 


werbsgeihhäfts.!”°) 


5 1828. Das Bormundidhaftsgeriht kann die Genehmigung zu 
einem Rechtsgefchäfte nur dem Bormunde gegenüber erflären.!:°) 

81829. Schließt der Bormund einen Bertrag ohne die er 
ſorden iche Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts, ſo hängt die 
Wirkſamkeit des Vertrags von der nachträglichen Genehmigung des Vor⸗ 


mundſchaftsgerichts ab.) Die Genehmigung ſowie deren Ver: 
weigerung wird dem anderen Teile gegenüber erjt wirtjam, 
wenn fie ihm durchden Bormund mitgeteilt wir.') 


namen 


Fordert der andere Teil den Bormund zur Mitteilung 
darüber auf, ob die Genehmigung erteilt Jei, jo fann die Mitteilung 
ter Genehmigung n ur bis zum Ablaufe von zwei Wochen nad) dem 
Empfange der Aufforderung erfolgen; erfolgt fie nicht, jo gilt die Ge— 


nehmigung als verweigert. 
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36 


8 1829 


8 1830 
8 1831 
8 1832 


8 1833 


8 1834 


"Erläuterungen 


—* Der Vertrag iſt alſo nicht ſchlechthin unwirkſam, ſondern 
nur „bintend‘ 
132) d. h. die Genehmigung iſt una hi von dem Gerihte dem VBor- 


“ munde gegenüber zu erteilen: $ 1838. Damit iſt aber die Sache nod) 


w. 


| Ligen 


nicht erledigt. Sondern nun muß erſt nod) der Bormund dem Dritten 
von der erfolgten Genehmigung EL i ſhlu ng“ machen (formlos, auch 
mündlich). She weiter el. 2 
183) Dd. St das Re dan Sdne Genehmigung des Bormund- 
ſchaftsgerichts dadhag alſo A (Note 131), jo gibt es außer der nad) 
I: Liden Genehmigung des Gerichts noch ein anderes Mittel, um das Ge: 
N wirkſam zu maden. Man wartet die Volljährigke it des Mündels 
und dann kann Diejes Durh jeine Genehmigung das Geſchäft voll- 
wirtfam machen. 


134) vgl. 8 109. 

135) vgl. 8 111. 

153) d. h. der Gegenvormund muß feine ut (vgl. 8 1812) 
dem Bormunde gegenüber erklären (8 1828). t die Genehmigung des 
Gegenpormundes gelegti notwen 


i eher lat erfolgt, jo ijt das 

— — "hinte j a8 1829), sie u daß man in den SS 1828 bis 1831 

tatt orte „Das Bormund haftsgeridt“ ih immer die Worte 
der .n Bertehe To muß, denten muß. Handelt es ih um grundbuch— 

lebt, nA muß der Gegenpormund wegen ber Formvoorſchrift des 

rudt Note 13 au 8 873) Jeine Genehmi ung in einer 

——— SB. (af ertlären (aljo mindeitens mit notariell oder gerichtlich 

beglaubigter Unterſchrift). 

187) Der Vormund haftet für jedes Verſchulden (Vorſatz und Fahr⸗ 
läſſigkeit, 8 276). aut ihm ein en zur Laſt, jo wird er von feiner 
Verantwortung nicht ſchon dadurd frei, daß das Bormundfhaftsge:- 
richt die „HGenehbmigung“ (8 1821, 1822) erteilt dat. Der Vormund— 
Ihafts: stichter baftet dann je Umftänden neben oder nah dem Bor: 

88 1848, . enebmigung“ burh das Bormund- 
FIRRUF fann aber nad) den Umftänden des gells ein „Ber: 
ulden“ des Bormunds und damit feine Haftung ausihließen. — Wegen 
der Verjährung gzel. 88 204, 852. 


— ift nur der Yall, wenn jeden von ihnen ein „Verſchulden 


trifft. 

140 421 ff. 

141 1792. 

142 1797. 

143) d. ai dem Münpdel gegenüber haften mund und Gegenpor: 
mund gleihmäßig als Geſamtſchuldner ($ 421 fi Wenn aber dem 


Gegenvormund * ur Verlegung Ieiner „au N HEFRBR- (& 1799) zur 
Laſt fällt — nicht 3. B betrügeriliies Handeln — jo fann er (abweichend von 
8 426 Abſ. 1) vom Vormun 08 deflen verlangen, was 
er dem Mündel bat leiſten müjlen. 

144) Die Anſprüche aus 8 1833 können auch ſchon während Be- 
tehbens der Vorm.— nalaate go. gemadt werden; das Münvdel 


e vollen Er 


betommt dann einen Bfleger nad 

145) was er nad) 8 10 nit 

146) mit 4 Prozent: 8 

147) Außerdem tre A m je nad) Umjtänden die andern in Note 40 
zu 8 1805 angegebenen Rechtsfolgen. 


81 88 die Prozeſſe, die ein Rechtsanwalt Ieinem Mündel führt, die 
ärztliche handlung, die ein Arzt feinem Mündel leiſtet. 
$ 1836 149) Die Bewilligung fann au no nad Beendigung der Bor: 
mundihalt erfolgen. Schuldner der bemwilligten Vergütung ijt das 
ündel, 
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Führung der Bormundichaft 8 1830-1836 


Ft der Mündel volljährig geworden, jo tritt [eine Ge— 
nehmigung an die Stelle der Genehmigung des Bormundidafts- 
gerichts.!°°) 

81S30. Hat der Bormund dem anderen Teile gegenüber der 

Wahrheit zuwider Die Genehmigung des Bormundichaftsgerichts bes 
hauptet, jo ift der andere Teil bis zur Mitteilung der nachträglichen 
Genehmigung des Vormundichaftsgerihts zum Widerrufe berechtigt, es 
lei denn, dab ihm das fehlen der Genehmigung bei dem Abſchluſſe des 
Vertrags befannt war. !°*) 


F 1831. Ein einfäitiges Rechtsgeſchäft, das der Vormund ohne 
die erforderliche Genehmigung des Bormundichaftsgerihts vornimmt, 
; Mt unwirkſam. Nimmt der Bormund mit diefer Genehmigung 
ein ſolches Rechtsgeihäft einem anderen gegenüber vor, jo iſt das Rechts⸗ 
gihäft unwirtjam, wenn der Vormund die Genehmigung nit in 
ſchrift licher Form vorlegt und der andere das Rechtsgeſchäft aus 
dbiefem Grunde unverzüglid zurüdmweift.) 


$1832. Soweit der Vormund zu einem Rechtsgeſchäfte der Ge⸗ 
nehmigung des Gegenvormundes bedarf, finden die Vorichriften der 
55 1828 bis 1831 entjprehende Unwendung.':) 

5 1833. Der Bormund ijt dem Mündel für den aus einer Pflicht⸗ 

verlegung entitehenden Schaden verantwortlih, wenn ihm ein Ber: 
ſchulden zur Laſt fällt.) Das gleihe gilt von dem Gegen: 
vormunde.'?®) 
Sind für den Schaden mehrere neben einander verantwortlich,?2°) 
ſo haften fie als Geſamtſchuldner.«) It neben dem Bormunde für den 
von diefem verurſachten Schaden der Gegenvormund 221) oder ein Mit- 
vormund !*2) nur wegen Verletzung feiner Auffihispflicht verantwortlich, 
Io ift in ihrem Berhältniffe zu einander der Bormund allein ver: 
pflihtet.1*°) 144) 

8 1834. Berwendet der Bormund Geld des Mündels für fih,'*) 
lo hat er es von der Zeit der Verwendung an zu verzinfen.!*°) 17) 


: 1835. Macht der Bormund zum Zwede der Führung der Vor: 
mundſchaft Uufwendungen, jo fann er nah den für den Yuftrag 
geltenden Vorſchriften der 88 669, 670 von dem Mündel Vorſchuß 
oder Erſatz verlangen. Das gleihe Recht fteht dem Gegenvor- 
munDde zu. 

As Aufwendungen gelten aud) folde Dienjte des Vormundes 
oder des Gegenvormundes, die zu jeinem Gewerbe oder jeinem 
Berufe gehören.'*) 

81836. Die Bormundihaft wird unentgeltlih geführt. Das 
Bormundichaftsgericht kann jedoh dem Bormund und aus bejun- 
deren Gründen aub dem Gegenvormund eine angemeflene 
Vergütung bewilligen. Die Bewilligung joll nur erfolgen, wenn das 
Vermögen des Mündels jowie der Umfang und die Bedeutung der vor: 
mundichaftlichen Geichäfte es rechtfertigen“) Die Vergütung kann 
jederzeit für die Zukunft geändert oder entzogen werden. 
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Erläuterungen 


8 1837 1) Bormundichaftsgeriht ift das Amtsgeriht ($ 5 6.) e⸗ 
doch können nach E. 147 auch andere Behörden mit den — 
des —— —— u werden. Hiervon hat 5. 8. Württem: 
' berg Gebraud —* en ni ber die Zuſtändigkeit und das 
B Berfahren in —— —2 en vgl. nhang 1 au, 1773 unter VIl. Wie 
Dort ſchon bemerft, ormund grundläglid „ielbftän- 
dig“ gegenüber dem Vormundihafisgeriht usnabhmen treten nur da ein, 
rn fie Ba at find, 48 .inden Genebmigungsfällen der 
8 1819 den Bormund zu „beaufſi gi en“, aber 
at, zu „leiten“, a nensti bat es nicht in reinen , übigteits- 
—* feine Anſicht an die Stelle der Ser des Bormundes zu au jegen. Ge: 
srie aber von dicke Regel find jedoch diejenigen Fe in denen 
— eich dem Vormundſcha tsgericht bejonders geitattet, nee Te ungen des 
Bormundes aus „Zwedmä igteitsgründen” umzujtoßen; Hille in 
Anhang 119 zu 8 1822. — Gegenvormunde (a us fte t das Vor: 
mundidaftsgeridjt viel eier "egenkber. Denn nad $ 1812 Abſ. 2 kann das 
ne ie t Die vom enpormunde verweigerte nehmigung 
erjegen, und — — alſo in der Tat aus reinen Zweckmäßigkeitsgründen 
ſeine nficht an die Stelle der Apfich des Gegenvormundes ſetzen. — Selbſt⸗ 
. Berndt liegt es im Madt- und Pflichtbereich des Vormundſchaftsrichters, 
2 dem Bormund auf deſſen Wunſch oder aud) von yimtsipegen Yustünfte, 
x Ratihläge, Kehtsbelehrungen zu erteilen Nein wenn 3. 8. 
ber Or einen derart gegebenen Rat nit befolgt, Io Hapdent er um 
deswillenalleinnoh nidht „pflihtwidrig“ (3. B. das Vormundichafts: 
geriht rät dem Vormund, eine gegen das Mündel geltend gemadte Forderung 
von 500 ME. zu bezahlen: der mund läßt es aber lieber auf einen PBro- 

zeß anfommen). | 

) Die Strafen tönnen beliebig oft verhängt werden. Der Ber: 
hängunz der Strafe muß eine Androhung A 8 33 RF6G. 
Umwandlung ber Gelditrafe in Freiheitsſtrafe findet nicht ftatt. 
Iſt der Beltrafte aljo gahlungsunfähig, jo iſt bas en nralperlahren 
mißlungen. Gegen Die traf gift zuns d die Beſchwerde ſtatt, vgl 

Anhang 1 zu 8 1773 unter VII. 


°) Wegen —— tann der Vormund auch entlaſſen 


werden: 

8 1838 4) ler dgl. E. 135 und Note 92 zu 8 1666. — Bei 8 1838 iſt Voraus: 
ſetzung, daß genügend , ‚münbelnermöge n“ vorhanden ift, um die An: 
ordnung dDurhführen zu können. Iſt dies nicht der Fall, jo muß das 
Bormundicafts ericht fih mit der Armen-Verwaltung in Berbindung Ä 
legen und von je die Zuftimmung und praktiſche Durchführung der ange- 
ordneten Maßregel „erbitten“. Gejeglih gezwungen ilt die Armen: 
Berwaltung zu diefer Mithilfe nit. —A— 8 1838, jo bleibt noch die 
auf ganz an Deren Borausjegungen Tuhende Zwangserziehung (Fürs 
forgeerztefung) gemäß den in E. 135 vorbehaltenen Landesgejeken. 

i . Dal. 88 1707, 1702, 16961698. Ä 
jo nur bei gröbliden Aitiötverlegungen des Vaters oder der 
Mutter. Bei „elternlolen Mündeln ift das Ermeflen des Vormund— 
ſchaftsgerichts nicht beſchränkt 

8 1839 7) Zwangsmittel gegen den Vormund und Gegenpormund: 8 1837. 

$ 1840 ») Z3wangsmittel: © 1837. Auch Tann dem Kinde nah 8 1909 
ein Bile —8 beigeorbnet werden, der gegen den VBormund auf „Redhnungs: 


legung“ 
g v) Beiteiung von der Pflicht der Rechnungslegung: SS 1854, 1855, 1903, 
1%04. vgl. ferner für den „Anjtaltspormund“ und den „Generalvormund“: 
PraG. 8 ve 3, 4, Anhang 1 zu $ 1773 unter IV. 
braucht alſo nicht mit dem „Kalenderjahr“ zuſammenzufallen. 
81841 Es braucht nicht bei jeder Kechnung eine vollſtändige 
Uberſicht über den — egenmärtigen Stand des Vermögens gegeben gu 
werden, jondern im Hinblid auf das bei Beginn der Bormundidaft gemap 
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Vormundſchaftsgericht 81837 - 1843 


Bor der Bewilligung, Anderung oder Entziehung ſoll der Vormund 
und, wenn ein Gegenvormund vorhanden oder zu beitellen ift, auch dieſer 
gehört werden. 


III. Zürjorge nun Aufſicht des Vormuudſchaftsgerichts. 


81837. Das Bormundfihaftsgeriht') Hat über die gejamte 
Tätigkeit des Bormundes und des Gegenvormundes die Auf— 
hebt zu führen und gegen Pflihtwidrigkeiten durch geeignete Gebote und 
Verbote einzufchreiten. 

Das Vormundidaftsgeriht kann den Bormund und den Gegen- 
vormund zur Befolgung feiner Anordnungen durch Ordnungsitrafen 
anhalten.) Die einzelne Strafe darf den Betrag von dreihun— 
dert Markt nicht überfteigen.‘) 

81838. Das Vormundſchaftsgericht kann anordnen, daß der 
Mündel zum Zwecke der Erziehung in einer geeigneten Familie oder in 
einer Erziehungsanftalt oder einer Beilerungsanitali untergebradt 
wird.*) Steht dem Bater oder der Mutter die Sorge für die 
Perſon des Mündels zu,’) fo ift eine jolhe Anordnung nur unter den 
Vorausjegungen des $ 1666 zuläffig.*) 

8 1S39. Der Bormund jowie der Gegenvormund hat dem Vor- 
mundichaftsgeriht auf Verlangen jederzeit über die Führung der Bor: 
mundſchaft und über die perjönlihen Berhältnille des Mündels Auskunft 
zu erteilen.?) 

81840. Der Bormund Hat über feine Vermögensperwaltung 
dem Bormundichaftsgerichte Rechnung zu Tegen.?) °) 

Die Rechnung ift jährlich zu legen. Das Rehnungsjahr wir 
von dem Bormundichaftsgerichte beftimmt.!°) 

Ift die Verwaltung von geringem Umfange, jo fann das Bormund- 
Ihaftsgeriht, nahdem die Rehnung für das erjte Jahr gelegt 
worden ijt, anordnen, daß die Rechnung für längere, höchſtens drei— 
jährige Zeitabjhnitte zu legen iſt. 

$ 1841. Die Nehnung joll eine geordnete Zufammenftellung 
der Einnahmen und Ausgaben enthalten, über den Ab⸗ und Zugang des 
Vermögens Auskunft geben !!) und, joweit Belege erteilt zu werden 
pilegen,!?) mit Belegen verfehen fein. 

MWird ein Erwerbsgefhäft mit Taufmännifcher Buchführung be- 
trieben, jo genügt als Redhnung eine aus den Büchern gezogene 
Bilanz.) Das Vormundſchaftsgericht fann jedoch die Vorlegung der 
Bücher und fonjtigen Belege verlangen. 

8 1842. Iſt ein Gegenvormund vorhanden oder zu beitellen, fo 
hat ihm der Vormund die Rechnung unter Nahmweifung des Ber- 
mögensbeitandes vorzulegen. Der Gegenvormund hat die Rechnung mit 
den Bemerkungen zu verjehen, zu denen die Prüfung ihm Anlaß gibt.'*) 

8 1843. Das Vormundſchaftsgericht hat die Rechnung rechnungs⸗ 
mäßig und fahlid zu prüfen’) und, ſoweit erforderlich, ihre Berich— 
tigung und Ergänzung herbeizuführen.!*) 
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8 1842 


Erläuterungen 


5 1802 eingereihte „Bermögensverzeihnis" genügt es, wenn bie 
echnung die Angaben über den „Ab- und Zugang“ des Vermögens enthält. 

12) Mas das Bormunbigaftsgeriit unter Berüdfihtigung der Um: 
ſtände des einzelnen Falles zu beurteilen hat. 

Be) Bilanz:$39 I: 68. Kaufmänniſche Buchführung kommt nicht 
bloß in aufmännifhen Geihäften vor, jondern aud) 3. B. bei der Bewirtſchaf⸗ 
tung größerer Landgüter mit werblichen Nebenbetrieben (Brennerei). 

14) Haftung des egenvormundes für ordnungs: 

üßige Prüfung: 1833, 179 Ab). 1. 

15) insbejondere die vorihriftsmäbige (5 1806 ff.) „Anlegung“ des 
Mündelgeldes. Das Gericht kann ſich namentlih aud) das nad) der Rechnung 
vorhandene bare Gelb norzeigen lallen, ferner die Sparlajfen:- 
büder u. dgl. Zur Mithilfe bei der rechneriſchen Durdprüfung ftehen dem 


Geriht beiondere Rechnungsbeamte zur Verfügung. 


8 1844 


8 1845 


5 184 


8 1847 


g 

16) im Auffihtswege gemäß $ 1837 (Strafen). 
1 nämlid in einem Brogeile zwilchen dem Bormund und einem 
dem Mündel gemäß $ 1909 a — 6 Steh 

18) Dadurd, dag das Vormundſchaftsgericht die nungen 
als orbhundsmä ig anerlfannt hat, geht dem M ndel das Recht nicht 
verloren, nah Beendigung der Vormundſchaft gegen die Ned: 
augen feinerjeits Yusftellungen zu erheben und Shadenserjaß- 


u rühe gegen den Bormund geltend zu maden. vol. auch 8 259 und 
185. 
10) Der Vormund kann aber dann die Übernahme der Vormund- 


ihaft a ne , oder nad der Beitellung feine Entlajfung verlangen: 
HR 1786 Ziffer 6, 1889. — Erachtet das Vormundſchaftsgericht den Vormund 
ür „ſicherheitspflichtig“, jo iſtes ohne weiteres befugt, das Grundbuchamt 
um die Eintragung einer Sicherungshypothek“ an Grundſtücken des Bor: 
munbes u Sc N Der Vormund A nur, joweit tunlich, vorher „gehört 
werden. . 

20) vgl. 8 1314. Der Fall kann bei minderjährigen Kindern im Falle 
der „Annahme an Kindesitatt“ vortommen ($ 1765) und bei der wieder 
verheirateten Mutter: 8 1697. Sonſt die Vorihrift namentlich 


at 
6 Bedeutung für volljähr ige Mündel; Kor 5 1896, 1899, 1897. 
5 


21) Diefer 8 gewährt dem Vormundſcha rihte das Recht und Die 
Pflicht, in eiligen Fällen jeLlb ttätig zu werden. Namentlih kann Das 
Sormundl ftsgerit einen „Bfleger“ beitellen (8 199); es kann aber 
auch felbit (3. 3. durch Augeniheinseinnahme, Zeugen-Bernehmungen, sql. 

12 RFG.) alle möglihen Maßregeln ergreifen, die eben nötig find. 5 
ann aud das Kind 3. B. aus einer fein Leben oder feine Gejundheit ehr 
denden Umgebung wegnehmen und anderwärts unterbringen. Die Koiten 
trägt der Staat, vorbehaltlich des Rückgriffs an etwa vorhandenes 
Mündelvermögen. Alle diefe Mafregeln Im nur „vorläufige“. Das 
Gerit muß jehen, — raſch wie möglich dafür zu orgen, daß das Kind wieder 
eine ordnungsgemäße „VBertretung“ erhält, muß aljo die Beitellung Des 
Vormundes, nötigenfalls Entlafung und Neubeiteilung, —38 nig 
betreiben. Das Amt des nad) 88 1846, 1909 etwa beitellten Pflegers 
wird dann mit der Beltellung des Vormundes vom Geriht aufgehoben. 


8 1919. 
422) „Jolf", alfo nur Ordnungsvorſchrift. VBerantwortlidteit 
für Unterla jung der Vorſchrift nad) 8 1848. 

n 1589, 1590. 

4 

25) ngl. re 118 zu 8 1822 unter a. 

26 13; D. 8 962. 

27) Zahlt dann das Mündel nit freiwillig, jo müllen die Verwandten 
(Verſchwägerten) es (d. 5. vertreten durch feinen Bormund) auf Zahlung Der 
burd) s Bormundidaftsgericht feſtgeſetzten Summe im Prozeßwege be- 
angen. 
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Gemeindewaifenrat 8 1844—1850 


Anſprüche, die zwilhen dem PBormund und dem Münvdel 
ftreitig bleiben, fönnen ſchon vor der Beendigung des Bormund- 
ihaftsverhältnifies im Rechtswege geltend gemacht werden.!”) 18) 

8 1844. Das Bormundichaftsgericht kann aus bejonderen Grün- 
den den Bormund anhalten, für das feiner Verwaltung unterliegende 
Vermögen Sicherheit zu leiſten.) Die Art und den Umfang der Sicher: 
heitsleiftung beftimmt das Vormundſchaftsgericht nad) jeinem Ermeſſen. 
Das Bormundichaftsgeriht kann, fjolange das Amt des Bormundes 
dauert, jederzeit Die Erhöhung, Minderung oder Aufhebung der Sicher: 
heit anordnen. 

Bei der Beltellung, Underung oder Aufhebung der Sicherheit wird 
die Mitwirkung des Mündels dur) die Anordnung des VBormundidafts- 
gerichts erjekt. 

Die Koſten der Gicdherheitsleiftung jowie der Änderung oder der 
Aufhebung fallen dem Mündel zur Laft. 

81845. WIN der zum Bormunde beftellte Vater oder die zum 
Vormunde bejtellte ehefihe Mutter des Mündels eine Ehe eingehen, jo 
liegen ihnen die im 8 1669 beftimmten Berpflicdhtungen ob.2°) 

$ 1846. Sit ein Bormund nod) nicht beſtellt oder ift der Bormund 
an der Erfüllung jeiner Pflichten verhindert, jo hat das Vormundſchafts⸗ 
— die im Intereſſe des Mündels — Maßregeln zu 
treffen.?!) 

81847. Das Bormundichaftsgeriht joll 2?) vor einer von ihm 
zu treffenden Entiheidung auf Antrag des VBormundes oder des 
Gegennpormundes Verwandte oder Berichwägerte :°) des Mündels hören, 
wenn es ohne erhebliche Verzögerung und ohne unverhältnismäßige 
Koſten gefhehen fann. In wihtigen Angelegenheiten joll 
die Anhörung auh ohne Antrag erfolgen; wichtige Angelegenheiten 
ind insbefondere die Volljährigfeitserflärung ,*) die Er- 
jegung der Einwilligung zur Eheſchließung im Falle des 8 1304, 
die Erjegung der Genehmigung im alle des $ 1337, die Entlafjung 
aus dem Staatsverband?”) und die Todeserflärung.’) 

Die Verwandten und Verfhwägerten fönnen von dem Mündel 
Erjaß ihrer Auslagen verlangen; der Betrag der Auslagen wird von 
dem Bormundfchaftsgerichte feitgejegt.?) 

1848. VBerlegt der Vormundſchaftsrichter vorſätzlich oder fahr: 
läſfig die ihm obliegenden Pflichten,?s) fo iſt er dem Mündel nach 8 839 
Abj. 1, 3 verantwortlich.) >) 


IV. Mitwirkung des Gemeindewailenratd.?) 


81849. Der Gemeindewaijenrat bat dem Bormundidafts- 
gerihte die Perjonen vorzujchlagen,’2) die ſich im einzelnen Falle zum 
Dormunde, Gegenpormund oder Mitglied eines yamilien- 

‚,  tats eignen.’?) 

| 81S50. Der Gemeindewaijenrat hat in Unterltügung des Bor: 

Ä mundichaftsgerihts darüber zu wachen, daß die Vormünder der ſich in 
feinem Bezirk aufbaltenden Mündel für die Perſon der Mündel, insbe- 
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8 1848 


5 1849 


8 1851 


8 185% 


eng Zi 5 m 
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Erläuterungen 


28) Nach 88 1848, 839, 1833 iſt die Rechtslage folgende: Der Bor: 
mundichaftsrichter haftet dem Mündel ſowohl I vorſätzliche wie für fahr: 
Iäffige Schadenszufügung, und zwar bei „Borja En neben dem etwa aud) 
Ihadenserlaßpflichtigen ormund als Gejamtihuldner, bei „Fahr— 
Tafjigfeit“ erit nad dem ar fihtigen Bormund (wenn alſo 
der Bormund sahlungsunfähis it). Für das Verhältnis des Bor: 
mundihaftsridters zum Bormund ift 8 841 maßgebend (nad) 
i 841 fann der VBormundideaftsrihter vom Vormunde, wenn beide fchuldig 
ind, Erjak des dem Mündel Geteilteten verlangen). — Ob der Stast für 
Die Chadenszufügungen des Bormun a a haftet, entideidet ſich ge 
mäß E. 77 nad) den Landesgeſetzen. vgl. hierzu Note 96 zu 3 unter b. 

2») Der Aniprud gegen den Richter geht aud gegen beilen Erben. 

20) Wegen ber Berjahrung des Anſpruchs aus 8 1848 vgl. $ 852. . 

»1) Die Yusgejtaltung der Rechtseinrichtung des Gemeindewailenrats 
ift den Land eiesgebungen überlaffen. vgl. PrAG. Art. 77, BAG. Art. 8 
bis 99, SAG. 8 41, Verordnung vom 6. Juli 1899 33—47, WAG. Art. 56, 
BD. a aueh vom 17. Sum 1899 88 5-15, Verordnung nom 11. No: 
vember 1899 8 52. In Breußen ift das Amt des Gemeindewailenrats ein 
unentgeltlides Gemeindeamt, zu deiien_ Annahme jedes Gemeindemitglied 
eſetzlich wurd Mt. In größeren Gemeinden werden mehrere Ber- 
Ionen mit diefem Amte betraut. Sie alle zujammen wie auch jeder Einzelne 
ühren die Bezeichnung „Gemeindewailenrat“. Zur Unterjtügung des Waijen: 
rats fönnen die Gemeinden „WBaifenpflegerinnen“ ernennen. 
Das Ta ae iſt nicht „porgeſetzte Behörde“ über den 
Waiſenrat, kann ihm alfo feine „Rügen“ erteilen, ihm auch feine Ordnungs— 
Itrafen (etwa nad) 8 —— Verletzt der Waiſenrat ſeine Pflichten 
egenüber dem Vormundſchaftsgericht (3. B. Die Pit der Auskunft 8 1850 

J. 1 Say 2), o muß das Geridt nd über den Waifenrat befhweren, 
und zwar beim Magiftrat (bei Waifenräten in Städten) oder beim Landrat 
bei Waifenräten in Dorfgemeinden). In ‚Breugen (et in jedem Jahr unter 
orfiß des Vormundſchaftsrichters oder eines Magiſtratsmitgliedes mindeftens 
eine allgemeine Wailenratsfigung Statt. In dieſer werden Angele eat 
allgemeiner Art aus dem Vormundſchaftsrecht beiprodhen. Jeder Waijenrat 
ift zur Teilnahme an diefen Berfammlungen verpflichtet. 
2) auf Anfrage des Gerichts, oe en 
ss) Dieſe Vorſchlagspflicht ijt in raxis die pebeutjamite Aufgabe 
des Wailenrats. Denn wenn aud das Geridt an den Vorſchlag nicht 9 
bunden ift, jo wird Doc tatſächlich faſt ausnahmslos das Geriht den Por: 
gelätagenen zum Wormund beitellen (8 1789). Bon der Gorgfamleit des 

aifenrats hängt es daher faſt ausihlieklid ab, ob das Mündel einen geeig- 
neten Bormund erhält. 

34 1789. 

35) Damit der Gemeindewailenrat des neuen Aufenthaltsorts von Dem 
Sorhandenfein des Mündels Kenntnis erlangt und feine Pflihten aus S 1850 
erfüllen fann. Zweckmäßiger Weite legt 2 jeder Waifenrat über alle Mündel 
feines Bezirks — von denen er je nah $ 1851 Abi. 1 und 2 Kenntnis er: 
langt — eine Lifte an. 

30) Befreite Bormundichaften d. h. Befreiungen des Vormundes von 
den im Intereſſe der Sicherheit des Mündels in den vorhergehenden 88 ange: 
ordneten geſetzlichen Beihhräntungen find nur in dem durd die 1852 fi. 
beitimmten Ymfange zu läſſig, und aud) dies nur mit der in 8 1857 feſt⸗ 
ge sten Maßgabe. — Für den „Anjtaltsvormund“ und den „Gene- 

alvormund“ vgl. no E. 136, Fra . 78 88 3, 4, für volljahbrige 
Mündel vgl. SS 1903, 1904. 

37 S 1776 ff., 1856 (alfo nur legtwillig). 

"8 genpormund $ 1792. 

3) Von dem Erfordernis der „vormundihaftsridterliden 
Genehmigung zu den in 88 1821, 1822 bezeichneten Rectsgeihäften it 
„Beireiung“ nicht zuläffig. 
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Befreite Bormimdfchaft gs 1851-1854 


jondere für ihre Erziehung und ihre körperliche Pflege, pflichtmäßig 
Sorge fragen. Er hat dem Vormundſchaftsgerichte Mängel und Pilidht- 
widrigfeiten, die er in diejer Hinfiht wahrnimmt, anzuzeigen und auf 
Erfordern über das perjönlie Ergehen und das Werhalten eines. 
Mündels Auskunft zu erteilen. 

Erlangt der Gemeindewailenrat Aenntnis von einer Gefährdung 
des Vermögens eines Münpdels, jo hat er dem Bormundichaftsgericht 
Unzeige zu machen. 

S 1851. Das Bormundidaftsgeriht hat dem Gemeindewaijen- 
tate die Anordnung der Bormundichaft **) über einen fich in dejjen Be— 
zirt aufhaltenden Mündel unter Bezeichnung des Wormundes und des 
Gegenpormundes jowie einen in der Perjon des Wormundes oder des 
Gegenpormundes eintretenden Wechſel mitzuteilen. 

MWird der Aufenthalt eines Mündels in den Bezirk eines anderen 
Gemeindemwailenrats verlegt, jo hat der Wormund dem Gemeindemwaijen- 
rate des bisherigen Aufenthaltsorts und diejer dem Gemeindemwaijen- 
tate des neuen Aufenthaltsorts die Verlegung mitzuteilen.’‘) 


V. Befreite Bormundſchaft.“) 


S 1852, Der Vater kann, wenn er einen Vormund benennt, die 
Bejtellung eines Gegenvormundes ausſchliehen.“) ’*) 

Der Bater kann anordnen, daß der von ihm benannte Vormund 
beider Unlegung von Geld den in den 88 1809, 1810 beitimmten 
Beihräntungen nicht unterliegen und zu den im $ 1812 bezeichneten 
Rechtsgeſchüften *) der Genehmigung des Gegenvormundes oder Des 
Vormundihaftsgerichts nit bedürfen joll. Dieje Anordnungen find 
als getroffen anzujehen, wenn der Vater die Bejtellung 
eines Gegenvormundes ausgeldlojjen hat. 

S1853. Der Vater kann den von ihm benannten Wormund von 
der Verpflichtung entbinden, Inhaber- und Orderpapiere zu hinter: 
legen *") und den im & 1816 bezeichneten Bermerf in das Reichsichuld- 
buch oder das Staatsichuldbuch eintragen zu laſſen. 

$ 1854. Der Bater fann den von ihm benannten Bormund von 
der Verpflichtung entbinden, während der Dauer feines Amtes Rechnung 
zu legen.*') 

Der Bormund hbatineinemjolhentalle nad dem Ablaufe 
von je zwei Jahren eine Überfiht über den Bejtand des jeiner 
Verwaltung unterliegenden Vermögens dem Bormundicdaftsgericht ein- 
jureihen. Das Bormundichaftsgericht kann anordnen, dak die überſicht in 
längeren, böditens fünfjährigen Zwildenräumen einzu— 
reihen ilt. 

Sit ein Gegenvormund vorhanden oder zu beitellen, jo hat ihm der 
Rormund die Überliht unter Nahmweijung des Wermügensbeitandes 
vorzulegen. Der Gegenvormund hat die Überſicht mit den Bemerkungen 
zu verjehen, zu denen die Prüfung ihm Anlaß gibt. 
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Erläuterungen 


8 1853 40 1814, 1815. I 

$ 1854 „a 1840. Eine Befreiung von der Einreihung eines Vermögens» 
Den geinilfes (5 1802) und von der Schlußrechnung ($ 1890) ift nicht zus 
ä 


g. 
8 1855 3 8 1777 Abſ. 1 Satz 2. 
8 1858 “8 l. Anhang 1 zu 8 1773 unter VI am Ende betr. Kamilienrat. 
Da von diefer Einrichtung in Praris nur jelten Gebraud) gemadt wird, 
it von einer Erläuterung der einzelnen Beitimmungen Abjtand genommen. 





Bayerisches Ausführungsgesetz zum BGB. 
Nachbarrecht. 


Art. 6%. Sind Fenster weniger als 0,60 m von der Grenze eines Nachbar- 
ndstticks entfernt, das mit Gebäuden versehen ist oder als Hofraum oder Hausgarten 
ient, so müssen sie auf Verlangen des Eigentümers dieses Grundstücks so eingerichtet 
werden, dass bis zur Höhe von 1,80 m tiber dem hinter ihnen befindlichen Boden weder 
das Öffnen noch das Durchblicken möglich ist. Die Entfernung wird von dem Fusse 
der Wand, in der sich das Fenster befindet, unterhalb der zunächst an der Grenze befind- 
lichen Aussenkante der Fensteröffnung ab gemessen. 

Den Fenstern stehen Lichtöffnungen jeder Art gleich. 

Art. 63. Balkone,Erker, Galerien und ähnliche Anlagen, die weniger 
als 0,60 m von der Grenze eines Nachbargrundsttücks abstehen, das mıt Gebäuden ver- 
sehen ist oder als Hofraum oder Hausgarten dient, müssen auf der dem Nachbar- 
grundstiicko zugekehrten Seite auf Verlangen des Nachbars mit einem der Vorschrift 

es Artikel 62 entsprechenden Abschlusse versehen werden. Der Abstand wird bei vor- 
springenden Anlagen von dem zunächst an der Grenze befindlichen Vorsprung ab, bei 
anderen Anlagen nach Artikel 62 Abs. 1 Satz 2 gemessen. 

Art. 64. Die Vorschriften der Artikel 62, 63 kommen auch gegentiber einem 
Grundstücke, das einer öffentlichen Eisenbahnanlage dient, zur Anwendung. 
Die Fenster und anderen Lichtöffnungen sowie der Abschluss der im Artikel 68 bezeich- 
neten Anlagen dürfen jedoch so eingerichtet werden, dass sie das Durchblicken gestatten. 

Art. 65. Für Fenster, andere Lichtöffnungen und Anlagen der im Artikel 63 
bezeichneten Art, die sich an der Baulinie befinden, gelten die Vorschriften der 
Artikel 62 bis 64 nicht. 

Art.66. FürdiezurZeitdesInkrafttretens desBürgerlichen Gesetz- 
buchs bestehenden Lichtöffnungen, Fenster, Balkone, Erker und ähnlichen 
Anlagen bleiben die bisherigen Vorschriften in Geltung, soweit sie eine geringere Be- 
schränkung bestimmen als die Artikel 62 bis 68. 

Art. 67. Hat der Eigontlimer eines Gebäudes vor dem Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs nach den Vorschriften des Preussischen Landrechts durch Zeit- 
ablauf das Recht erlangt,dass zum Schutze seiner Fenster vor Verdunkelung mit Anlagen 
auf einem Nachbargrundstück ein bestimmter Abstand eingehalten werden muss, 30 gilt 
dieses Recht als Grunddionstbarkeit. 

Das gleiche gilt, wenn der Eigentümer eines Gebäudes vor dem Inkrafttreten 
des Btirgerlichen Gesetzbuchs nach den Vorschriften des Pfälzischen Rechts durch 
Zeitablauf das Recht erlangt hat, Fenster, andere Lichtöifnungen oder Anlagen der im 
Artikel 63 bezeichneten Art zu halten, die den gesetzlichen Vorschriften nicht ent- 
sprechen. 

Art. 68. Werden zwei Grundstücke durch eine Mauer geschieden, 
zu deren Benutzung die Eigentiimer der Grundstücke gemeinschaftlich berechtigt sind, 
so kann der Eigentümer de» einen Grundstücks dem Eigentümer des anderen Grund- 
stücksa nicht verbieten, die Mauer ihrer ganzen Dicke nach zu erhöhen, wenn ihm nach- 
gewiesen wird, dass durch die Erhöhung die Mauer nicht gefährdet wird. 

Der Eigenttimer des Grundstücks. von dem aus die Erhöhung erfolgt ist, kann 
dem Eigentiimer des anderen Grundsticks die Benutzung des Aufbauer verbieten, bis 
ihm für die Hälfte oder, wenn nur ein Teil des Aufbaues benutzt werden soll, für den 
entsprechenden Teil der Baukosten Ersatz geleistet wird. Ist der Bauwert geringer als 
der Betrag der Baukosten, so bestimmt sich der zu ersetzende Betrag nach dem Bau- 
werte. Die Ersatzleistung kann auch durch Hinterlegung oder durch Aufrechnung 
erfolgen. Solange das Verbietungsrecht besteht, hat der Berechtigte den Mehraufwand 
zu tragen, den die Unterhaltung der Mauer infolge der Erhöhung verursacht. 

Wird die Mauer zum Zwecke der Erhöhung verstärkt, so ist die Verstärkung 
auf dem Grundstück anzubringen, dessen Eigentümer die Erhöhung unternimmt. Der 
nach Abs.2 von dem Eigonttimer des anderen Grundstücks zu ersetzende Betrag erhöht 
sich um den entsprechenden Teil des Wertes der zu der Verstärkung verwendeten 
Grundfläche. Verlangt der Eigentümer des Grundstücks, auf dem die Verstärkung an- 
gebracht worden ist, die Ersatzleistung, so ist er verpflichtet, dem Eigentümer des 
anderen Grundstücks das Eigentum an der zu der Mauer verwendeten Grundfläche 
seines Grundstücks soweit zu übertragen, dass die neue Grenzlinie durch die Mitte der 
verstärkten Mauer geht; die Vorschriften über den Kauf finden Anwendung. 


(Fortsetzung folgt Seite 572) 


— 570 — 





Bamilienrat . 8 1855-1863 


81855. Benennt die ehelihe Mutter einen Bormund,*?) jo kann 
fie die gleichen Anordnungen treffen wie nach den 88 1852 bis 1854 der 
Bater. 

81856. Auf die nad) den 88 1852 Bis 1855 zuläſſigen Anord⸗ 
nungen finden die Vorjehriften des 8 1777 Anwendung. 

81857. Die Anordnungen des Baters oder der Mutter können 
von dem Bormundichaftsgericht auker Kraft gejegt werden, wenn ihre 
Befolgung das Intereſſe des Mündels gefährden würde. 





VL FSamilienrat.‘) 


81S58. Ein Familienrat joll von dem Vormundſchaftsgericht 
eingelegt werden, wenn der Vater oder die eheliche Mutter des Mündels 
die Einjegung angeordnet hat. 

Der Vater oder die Mutter fann die Einfegung des Familienrats 
von dem Eintritt oder Nichteintritt eines bejtimmten Ereigniſſes ab- 
bängig maden. 

Die Einfegung unterbleibt, wenn die erforderliche Zahl geeigneter 
Perſonen nit vorhanden ilt. 

81859. Ein Bamilienrat joll von dem Vormundſchaftsgericht 
eingelegt werden, wenn ein Berwandter oder Berjchwägerter des Mündels 
oder der Bormund oder der Gegenvormund die Einjeßung beantragt 
und das Bormundichaftsgericht fie im Intereſſe des Mündels für ange- 
meſſen erachtet. 

Die Einfeßung unterbleibt, wenn der Vater oder die eheliche Mutter 
des Münpdels fie unterfagt hat. 

E1S60. Der Kamilienrat beiteht aus dem Vormundſchaftsrichter 
als Vorfigendem und aus mindeitens zwei, hödjitens jehs Mitgliedern. 

1861, Als Mitglied des Kamilienrats ift berufen, wer von 
dem Vater oder der ehelihen Mutter des Mündels als Mitglied benannt 
1 Die Vorſchriften des 8 1778 Abſ. 1, 2 finden entiprechende Anwen: 

ung. 

81862. Soweit eine Berufung nad) $ 1861 nidht vorliegt oder 
die Berufenen die Übernahme des Amtes ablehnen, hat das Bormund: 
Khaftsgericht die zur Beichlußfähigfeit des Familienrats erforderfichen 
Mitglieder auszuwählen. Bor der Auswahl jollen der Gemeindemwaijen- 
tat und nad) Maßgabe des 8 1847 Verwandte oder Verichwägerte des 
Mündels gehört werden. 

Die Beitimmung der Zahl weiterer Mitglieder und ihre Auswahl 
fteht dem Familienrate zu. 

8 1863. Sind neben dem Vorfigenden nur die zur Beſchlußfähig— 
feit des Familienrats erforderliden Mitglieder vorhanden, jo find ein 
oder zwei Erjagmitglieder zu beitellen. 

Der Yamilienrat wählt die Erjagmitglieder aus und beitimmt 
die Reihenfolge, in der fie bei der Verhinderung oder dem Wegfall eines 
Mitglieds in den Zamilienrat einzutreten haben. 
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Art. 69. Ist eine Mauer der im Artikel 68 Abs. I bezeichneten Art vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs von dem Eigentümer des einen Grundstücks 
erhöht worden. so finden, soweit nach den bisherigen Vorschriften für die Benutzung 
des Aufbaues seitens des Eigentiimers des anderen Grundstücks ein Teil der Kosten 
zu ersetzen oder eine sonstige Vergütung zu leisten ist, die Vorschriften des Artikel 68 
Absatz 2, 38 Anwendung, es sei denn, dass die Vergtitung schon vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs fällig geworden ist. 

Art. 70. Hat zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs der 
Eigentümer eines Grundstücks auf Grund eines ihm nach den bisherigen Vorschriften 

egenüber dem Eigenttimer eines Nachbargrundstücks zustehenden Zwangsrechts eine 
Mauer, durch welche die Grundstücke geschieden werden, zu gemeinschaftlicher Be- 
nut2ung zu errichten begonnen, so bleiben diese Vorschriften für das Recht und die 
Pflicht zur Herstellung der Mauer massgebend. 

Ist eine Mauer, durch welche zwei Grundstücke geschieden werden, von dem 
Eigentümer des einen Grundstücks auf Grund eines ihm nach den bisherigen Vor- 
schriften gegenüber dem Eigentümer des anderen Grundstücks zustehenden Zwangs- 
rechts zu gemeinschaftlicher Benutzung hergestellt worden, so finden an Stelle der 
bisherigen Vorschriften, nach welchen im Falle der Benutzung der Mauer seitens des 
Eigentümers des anderen Grundstücks ein Teil der Kosten zu ersetzen ist, die Vor- 
schriften des Artikel 68 Abs. 2, 3 entsprechende Anwendung, es sei denn, dass der Ersatr- 
anspruch schon vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs fällig geworden ist. 

Art. 71. Der Eigentümer eines Grundsticks kann verlangen, dass auf einem 
Nachbargrundstücke nicht Bäume, Sträucher oder Hecken. Weinstöcke oder 
Hopfenstöcke in einer geringeren Entfernung als 0,50 m oder, falls sie über 2m hoch 
sind, in einer geringeren Entfernung als 2 m von der Grenze seines Grundstücks ge- 
halten werden. 

Zu Gunsten emes Waldgrundstücks kann nur die Einhaltung eines Abstandes 
von 0,50 m verlangt werden. Das gleiche gilt, wenn Wein oder Hopfen auf einem Grund- 
stick angebaut wird, in dessen Lage dieser Anbau nach den örtlichen Verhältnissen 
üblich ist. 

Art. 72. Gegenüber einem landwirtschaftlich benutzten Grundstücke, 
dessen wirtschaftliche Bestimmung durch Schmälerung des Sonnenlichts erheblich 
beeinträchtigt werden würde, ist mit Bäumen von mehr als 2 m Höhe ein Abstand von 
4 m einzuhalten. Auf Stein- und Kernobstbäume findet diese Vorschrift keine 
Anwendung. 

Die Einhultung des im Abs. 1 bestimmten Abstandes kann nur verlangt werden. 
wenn das Grundstiick die bezeichnete wirtschaftliche Bestimmung schon zu der Zeit 
gehabt hat, zu welcher die Bäume die Höhe von 2 m überschritten haben. 

Art. 73. Der nach den Artikeln 71. 72 einzuhaltende Abstand wird von der 
Mitte des Stammes an der Stelle, wo dieser aus dem Boden hervortritt, bei 
Sträuchern und Hecken von der Mitte der zunächst an der Grenze befindlichen 
Triebe, beiHopfenstöcken von der Hopfenstange oder dem Steigdraht ab gemessen. 

Art. 74. Die Vorschriften der Artikel 71, 72 finden keine Anwendung auf 
Gewächse, die sich hinter einer Mauer oder einer sonstigen dichten Ein- 
friedigung befinden und diese nicht oder nicht erheblich überragen. Sie gelten ferner 
nicht für Bäume, die längs einer öffentlichen Strasse oder auf einem öffent- 
lichen Platze gehalten werden, sowie für Pflanzungen, die zum Uferschutze, zum 
Schutze vonAbhängen oderBöschungen oder zum Schutze einerEisenbahn dienen. 

Die Vorschrift des Art. 72 Abs. ı gilt auch nicht für Bäume, die sich in einem 
Hofraum oder einem Hausgarten befinden. 

im Falle einer Aufforstung kann die Einhaltung des im Artikel 72 Abs. 1 
bestimmten Abstandes nicht verlangt werden, wenn die Aufforstung nach der Lage des 
aufzuforstenden Grundstücks der wirtschaftlichen Zweckmässigkeit entspricht. 

Art.45. FürdiezurZeit desInkrafttretens des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs vorhandenen Bäume, Sträucher und Hecken, Weinstöcke und 
Hopfenstöcke verbleibt es beiden bisherigen Vorschriften, soweit sie das Halten 
der Gewächse in einer geringeren als der nach den Artikeln 71 bis 74 einzuhaltenden 
Entfernung von der Grenze des Nachbargrundstilcks gestatten. 

Bei einem Grundstücke, das zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs mit Wald bestanden ist. gilt bis zur nächsten Verjingung des Waldes das gleiche 
auch für neue Bäume und Sträucher. Im Falle der Verjtingung kann die Einhaltung 
eines mehr als 2 m betragenden Abstandes nicht verlangt werden. Die Verjüngung gilt 
im Fallo des Plenterbetriebes am 1. Januar 1950 als eingetreten. 

Art. 76. Soweit in den Landesteilen rechts des Rheins nach örtlichem 
Herkommen bei der Bestellung landwirtschaftlicher Grundstücke die Überschreitung 
der Grenze eines Nachbargrundstücks gestattet ist (Anwenderecht), bleibt diese Befugnia 
mit dem bisherigen Inhalte bestehen. 

Art. 7%. Die im Artikel 68 Abs. ?, im Artikel 69, im Artikel 70 Abs. 2 und im 
Artikel 75 bezeichneten nachbarrochtlichenBefugnisse erlöschen durch Ver- 


(Fortsetzung folgt Seite 574) 











Zamilienrat | g 1864-1873 


Hat der Vater oder die ehelihe Mutter Erfagmitglteder benannt 
und die Reihenfolge ihres Cintritts bejtimmt, ſo ijt dDiefe Anordnung zu 
befolgen. 

81864. Wird der Yamilienrat dur porübergehende Verhin⸗ 
derung eines Mitgliedes beſchlußunfähig und iſt ein Erſatzmitglied nicht 
vorhanden, fo iſt für die Dauer der Verhinderung ein Erſatzmitglied zu 
beftellen.. Die Auswahl jteht dem Vorfitzenden zu. 

8 1865. Zum Mitgliede des Familienrats kann nicht beitellt 
werden, wer geihäftsunfähig oder wegen Geiltesihwäche, Verſchwen⸗ 
dung oder Trunkſucht entmündigt ift. 

8 1866. Zum Mitgliede des Bamilienrats ſoll nicht beitellt 
werden: 

1. der Vormund des Mündels; 

2. wer nad) $ 1781 oder nad) 8 1782 nicht zum Vormunde beſtellt 
werden ſoll; 

3. wer durch Anordnung des Vaters oder der ehelichen Mutter 
des Mündels von der Mitgliedſchaft ausgeſchloſſen iſt. 


81867. Zum Mitgliede des Familienrats ſoll nicht beſtellt wer⸗ 
den, wer mit dem Mündel weder verwandt noch verjchwägert ift, es fei 
denn, daß er von dem Vater oder der ehelihen Mutter des Mündels be- 
nannt oder von dem Yamilienrat oder nad) $ 1864 von dem Borfigenden 
ausgewählt worden ijt. 

8 1S68. Für Die nad) den 88 1858, 1859, 1861, 1863, 1866 zu⸗ 
läffigen Anordnungen des Baters oder der Mutter gelten die Vorſchriften 
des 8 1777. 

Die Anordnungen des Vaters gehen den Anordnungen ber Mutter 
por. 

81869. Niemand ift verpflichtet, das Amt eines Mitglieds des 
Zamilienrats zu übernehmen. 


8 1870. Die Mitglieder des Kamilienrats werden von dem Bor- 
fitenden durch Verpflichtung zu treuer und gemillenhafter Yührung des 
Amtes beitellt. Die Verpflichtung ſoll mittelft Handſchlags an Eidesitatt 
erfolgen. 

81871. Bei der Beitellung eines Mitglieds des Familienrats 
kann die Entlaſſung für den Fall vorbehalten werden, daß ein beſtimmtes 
Ereignis eintritt oder nicht eintritt. 


81872. Der Familienrat hat Die Rechte und Pflichten des Vor⸗ 
mundidaftsgeridts. Die Leitung der Geichäfte liegt dem Borfigenden ob. 


Die Mitglieder des Yamilienrats können ihr Amt nur perjön- 
lich ausüben. Sie find in gleiher Weile verantwortlich wie der 
Vormundſchaftsrichter. 

$ 1873. Der Familienrat wird von dem Vorſitzenden einberufen. 
Die Einberufung Hat zu erfolgen, wenn zwei Mitglieder, der Vormund 
oder der Gegenvormund fie beantragen oder wenn das Interejle 
des Mündels fie erfordert. Die Mitglieder können mündlich oder 
Ichriftlich eingeladen werden. 


wm 
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Erläuterungen 
Betreffend Yamilienrat vgl. Note 43, 





(Fortsetzung von Seite 578) 


zicht des Berechtigten. Der Verzicht erfolgt durch Erklärung gegentiber dem Eigen- 
tumor des Nachbargrundstticks. Die Erklärung muss im Falle des Artikel 76 in öffent- 
hoch beglaubigter Form abgegeben werden. 

st das Grundstück des Berechtigten mit dem Rechte eines Dritten belastet, so 
finden die Vorschriften des & 876 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende An- 
wendung. Im Falle der Belastung mit einer Reallast, einer Hypothek, einer Grund- 
schuld oder einer Rentenschuld ist der Verzicht auf das im Artikel 68 Abs. 2, im Artikel 69 
und im Artikel 70 Abs. 2 bezeichnete Verbietungsrecht dem Dritten gegenüber wirksam, 
wenn er erfolgt, bevor das Grundstück zu Gunsten des Dritten in Beschlag genommen 
worden ist. 

Art. 78. Die sich aus den Vorschriften der Artikel 63 bis 66 und des Artikel 68 
Abs. 1 ergebenden Ansprüche unterliegen nicht der Verjährung. Der Anspruch auf 
Beseitigung eines die Vorschriften der Artikel 71 bis 75 verletzenden Zustandes verjährt 
in 5 Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Ablaufe des Kalenderjahres, in welchem 
die Verletzung erkennbar wird. 

Werden Gewiächse, in Ansehung deren der Anspruch verjährt ist, durch neue 
ersetzt, so ist die vollendete Verjährung ohne Einfluss auf das Recht des Eigentümers 
des Nachbargrundsttcks, in Ansehung der neuen Gewächse die Einhaltung des in den 
Artikeln 71 bis 74 und im Artikel 75 Abs. 2 vorgeschriebenen Abstandes zu verlangen. 

Art. 79. Ein Anwenderecht erlischt mit dem Ablaufe von zehn Jahren 
nach der letzten Austibung. Die für die Verjährung geltenden Vorschriften der 88 202 
bis 207, 209 bis 213, 316, 217, 219, 220 des Bürgerlichen Gesetzbuchs finden entsprechende 

nwendung. 

Art 80. Die Vorschrift des 5,26 der Gewerbeordnung (vgl. oben Seite 290 
unter E) findet auf Eisenbahn-, Dampfschiffahrts- und ähnliche Unter- 
nebmungen, welche dem öffentlichen Verkehr dienen, entsprechende Anwendung. 
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Sächsisches Ausführungsgesetz zum BGB. 


Verjährung gewisser öffentlich - rechtlicher Ansprüche. 


8%. In vier Jahren verjähren: 

1. die Ansprüche des Staates, der Kirchen, der Gemeinden, mit Einschluss der 
Kirchen- und Schulgemeinden, sowie anderer Kommunalverbände wegen Gebühren 
und Auslagen; 

2. die Ansprüche auf Rückerstattung von nicht geschuldeten Gebtihren und Auslagen 
der in Nr i bezeichneten Art. , 

Auf die Verjährung finden die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie 
die Vorschrift des Artikel 169 Absatz 1 des Einftihrungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch Anwendung. Die Verjährung beginnt, unbeschadet der Vorschrift des 8 201 
Sntz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, ftir die im Absatz 1 Nr. 1 aufgeführten Ansprüche 
mit dem Schlusse des Jahres, in welchem die Gebühren oder Aus agen fällig werden, 
für die im Absatz 1 Nr. 2 aufgeführten Ansprtiche mit dem Schlusse des Jahres, in 
welchem der Anspruch entsteht. 


Gesetzliche Zinsen. 


8 8. Soweit in bisherigen Gesetzen und Verordnungen, die neben dem Bürger- 
lichen Gesetzbuch in Kraft bleiben, die Verzinsung einer Summe zu fünf vom Hundert 
für das Jahr vorgeschrieben ist, tritt an die Stelle dieser Verzinsung eine Verzinsung 
zu vier vom Hundert. Dies gilt für die Zeit nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
auch dann, wenn die Verzinsung bereits begonnen hat. 


Zu Art. 144 Einf.-Ges, Minterlegung. 
84. Zur Hinterlegung sind andere Sachen als die im $ 372 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bezeichneten nicht geeignet. 


Zu Art. 102 Abs. 2 Einf.-Ges. Kraftloserklärung. 


$85. Für die Kraftloserklärung der im $ 808 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
bezeichneten Urkunden kann mit (enchmigung des Ministeriums des Innern ein anderes 
Verfahren als das Aufgebotsverfahren bestimmt werden. Die bisher genehmigten Be 


stimmungen bleiben unberührt. 
(Fortsetzung folgt Seite 576) 
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Familienrat 8 1874-1881 


81874. Zur Beihlukfähigleit des Familienrats iſt Die Anwejen- 
heit des Vorlienden und mindeftens zweier Mitglieder erforderlich. 

Der Yamilienrat faßt feine Beihlüffe nach) der Mehrheit der 
Stimmen der Unmwefenden Bei Stimmengleidheit 
enticheidet die Stimme des Borfigenden. 

Steht in einer Angelegenheit das Intereſſe des Mündels zu dem 
Intereſſe eines Mitglieds in erheblichem Gegenſatze, jo ift das Mit- 
glied von der Teilnahme an der Beſchlußfaſſung ausgeſchloſſen. 
über die Ausſchließung enticheidet der Vorfigende. 

81875. Ein Mitglied des Yamilienrats, das ohne genügende 
Entihuldigung der Einberufung nit Folge leiftet oder die rechtzeitige 
Anzeige feiner Verhinderung unterläßt oder ji) der Teilnahme an der 
Beſchlußfaſſung enthält, ift von dem Vorfigenden in Die dadurch ver- 
urſachten Koften zu verurteilen. 

Der Borfigende kann gegen das Mitglied eine Ordnnungsitrafe bis 
einhundert Mark verhängen. 

Erfolgt nachträglich genügende Entichuldigung, jo find die getroffe- 
nen Verfügungen aufzuheben. 

81876. Wird ein jofortiges Einſchreiten nötig, jo hat der Bor: 
ſtzende die erforderlichen Anordnungen ‚au treffen, den Familienrat ein- 
zuberufen, ihn von den Anordnungen in Kenntnis zu jeßen und einen 
Beihluß über die etwa weiter erforderlihen Maßregeln herbeizuführen. 

81877 Die Mitglieder des Familienrats können von Dem 
Mündel Erjag ihrer Yuslagen verlangen; der Betrag der Auslagen 
wird non dem Vorfigenden feitgefeßt. 

81878. Das Amt eines Mitglieds des Zamilienrats endigt aus 
denfelben Gründen, aus denen nad) den 88 1885, 1886, 1889 das Amt 
eines Vormundes endigt. 

Ein Mitglied kann gegen feinen Willen nur durd) das dem Vor: 
mundidaftsgeriht im Inſtanzenzuge vorgeordnete Gericht entlaffen 
werden. 

81879. Das Bormundihaftsgeriht hat den Yamilienrat auf- 
zuheben, wenn es an der zur Beſchlußfähigkeit erforderlichen Zahl von 
Ditgliedern fehlt und geeignete Verfonen zur Ergänzung nit vorhanden 
find. 


8 1SSO, Der Bater des Mündels kann die Aufhebung des von 
ihm angeordneten Yamilienrats für den Fall des Eintritts oder Nicht- 
eintritts eines fünftigen Ereigniljes nad) Maßgabe des 8 1777 anordnen. 
Das gleiche Hecht ſteht der ehelichen Mutter des Mündels für den von 
ihr angeordneten Yamilienrat zu. 

Tritt der Fall ein, jo Hat das Vormundſchaftsgericht den Yamilien- 
tat aufzuheben. 

8 1881. Bon der Aufhebung des Familienrats hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht die bisherigen Mitglieder, den Vormund und den 
Gegenvormund in Kenntnis zu ſetzen. 
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Erläuterungen 


8 188% 1) alfo namentlich mit Sotliähriofeit des Mündels (88 2, 3). 
Selbitveritändlih beendet au der Tod des Mündels die Bormundidaft; 
über Todesertlärung des Mündels beitimmt 8 1884. Tod des 
Bormundes beendet die mundchaft. natürlich nicht; es iſt dann eben 
ein anderer Vormund zu beitellen. Über Todesertlärung des Vor— 
mundes beitimmt $ 1885 Abſ. 2. — SHeiratet das minderjährige weibliche 
Mündel (männlide Minderjährige düer je n nicht Heiraten, vgl. 8 1303). 
fo wird die Vormundſchaft nicht beendet; nur der Wirkungstreis des Bormundes 
ändert fi etwas, vgl. 88 1800, 1633. — In dem Falle des 8 1882 endet Die 
Vormu aft von tswegen, ohne weitere Anordnung des Ge 
tits; anders in den Fällen 8 1883, 8 1884 Abſ. 1. — Sit die Vormund- 
ſchaft beendet, jo endet damit aud von Redtswegen das Amt des Vormundes. 
Die Beitallung „Hat er zurüdzugeben“: 8 1893 Abi. 2. Tut er es aber 

nicht, jo v trogdem feine vormundlide Machtbefugnis beendet, die „Be: 

ſtallung“ ift jet nichts als ein wertlofes Stüd Papier (vgl. aud Rote 53 | 

zu 8 1791 7 

2 


9. 
R, tiefe Vorſchrift Hat folgende Bedeutung: durch die Eheſchließung der 
Eltern erlangt zwar das —XR Kind die rechtliche Stellung eines „ehe⸗ 
lihen“ Kindes ($ 1719), tritt aljo nad) $ 1626 insbejondere unter die „elter: 
lidye Gewalt“ des Vaters. Mit elterliher Gewalt aber ijt die Vormundſchaft 
nicht verträglich ( eben von den in 8 1773 angegebenen Ausnahmefällen). 
Da jedoch die Vater nod immer beftritten werden „Tann“, jo er: 
jheint das Kind tr der Eheſchließung no als gesteaitt Es bleibt 


? | 


daher unter Vormu Ha, bis entweder ein rehtsträftiges Urteil 
über die Vaterſchaft vorliegt oder das Vormundigaftsgeriht die Vormund⸗ 
Ihaft aufbhebt. Abi. 2 gibt dem Sormundihaftsgericht darüber Anweijung, 
unter welden Sorausfegungen es die Vormundihaft „aufzuheben“ bat. 

8 1883 Stellt gich als eine Ausnahme von $ 1882 dar. 
*) d. 5. jobald es für feitgeltellt erachtet, daß der Ehemann (8 1719) 

. wirflid der „Bater“ des Kindes fit. 
5) fchriftlih oder mündlich. Es ift nit gerade erforderlich, daß er die 
s 1884 Vaterſchaft in At öffentlihen Urkunde“ ($ 1720 Abi. 2) anerkannt Bat. 
1 


e) vgl. 
$ 1885 ? ntmündigung, en 3PO. 88 661, 683; Todes: 
“ ertlärung: 88 13 ff. In ben Yä en beider on endet das „Amt des 
Bormundes“ von Rechtswegen ohne Entlajjung (8 1886). Aber die 
„Vormundſchaft“ endet nicht; es tt nur ein anderer Vormund Ei beitellen, 
vgl. Note 1 zu $ 1882. Selitverftändlich wird das „Amt des Vormundes“ 
auch durch feinen Tod beendet. 
8 1886 8) vgl. 8 1837. Gegen die Entielfung bat der Bormund die an eine 
iwöchige Friſt gebundene „lolortige eſchwerde“: 8 60 Ziffer 3 
G. vgl. — 1 zu 8 1773 unter VII. b. 
8 1887 v) vgl. 8 1783. 


(Fortsetzung von Seite 5:4) 
Zu Art. 103 Einf.-Ges. Verpflegungsaufwand. 


6. Der Staat kann Ersatz der für den Unterhalt einer Person in einer Landes- 
Straf- oder Korrektionsanstalt oder in einem Gefängnisse gemachten Aufwendungen 
von dieser Peraon sowie von denjenigen verlangen, die nach den Vorachriften des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs unterhaltspflichtig waren. 
Das gleiche Recht steht den Gemeinden hinsichtlich des Ersatzes der für den 
Unterhalt einer Person im Gefängnisse gemachten Aufwendungen zu. 


Zu Art. 119 Nr. 3 Einf.-Ges. Hinzuschlagung. 


7. Soll ein@Grundstick mit einem Grundstücke, dessen Teilbarkeit nach 
den Vorschriften des öffentlichen Rechtes beschriinkt ist, in dem Sinne vereinigt oder 
ihm in dem Sinne zugeschrieben werden, dass die Grundstücke hinsichtlich der Teil- 
barkeit ein Ganzes bilden (Hinzuschlagung), so finden die Vorschriften der $S 8 


bis 11 Anwendung. (Fortsetzung folgt Seite 596) 
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Beendigung der VBormuudichaft 8 1882-1888 


Der Bormund und der Gegenvormund erhalten neue 
Beftallungen. Die früheren Beitallungen find dem Vormundſchafts⸗ 
gerihte zurüdzugeben. 


VII. Beendigung der Bormundichaft. 


81882. Die Bormundihaft endigt mit dem Wegfalle der im 
8 1773 für die Anordnung der Vormundſchaft beitimmten Voraus: 
legungen.!) 

81883. Wird der Mündel durch nachfolgende Ehe Iegitimiert,:) 
ſoendigt die Bormundidaft erit dann, wenn die Vaterſchaft 
des Ehemanns durch ein zwiſchen ihm und dem Mündel ergangenes 
Urteil rechtskräftig feftgejtellt it oder Die Yufhbebung der Vor: 
mundihaft von dem Vormundſchaftsgericht angeordnet wird.?) 

Das Bormundidaftsgeriht hat die Aufhebung anzuordnen, wenn 
es die Borausjegungen der Legitimation für vorhanden erachtet.) So: 
lange der Ehemann lebt, ſoll die Aufhebung nur angeordnet werden, 
wenn er die Vaterihaft anerfannt hat’) oder wenn er an der Abgabe 
einer Erklärung dauernd verhindert oder fein Aufenthalt dauernd un⸗ 
bekannt ift. 

5 1884. Sit der Mündel verjchollen, jo endigt die Vormundſchaft 
erft mit der Aufhebung durd das VBormundidaftsgeriht. Das Vor- 
mundſchaftsgericht hat die Vormundſchaft aufzuheben, wenn ihm der Tod 
des Mündels bekannt wird. 

Wird der Mündel für tot erklärt, jo endigt die Vormundſchaft mit 
der Erlafjung des die Todeserflärung ausiprechenden Urteils.) 

* 81885. Das Amt des Vormundes endigt mit feiner Entmün⸗ 
igung. 

Wird der Vormund für tot erklärt, jo endigt ſein Amt mit der Er- 
lafjung des die Todeserflärung ausjprehenden Urteils.”) 

FISSG. Das Bormundihaftsgeriht hat den Bormund zu ent: 
laflen, wenn die Fortführung des Amtes, insbefondere wegen pflicht⸗ 
widrigen Verhaltens des Bormundes, das Interelle des Mündels gefähr: 
den würde ®) oder wenn in der Perfon des Bormundes einer der im 
8 1781 beftimmten Gründe vorliegt. 

81887. Das Vormundidhaftsgeriht fann eine Frau, die zum 
Vormunde beitellt ift, entlafien, wenn fie ſich verheiratet. 

Das Bormundidaftsgeriht hat eine verheiratete Frau, die zum 
Vormunde beftellt ift, zu entlafien, wenn der Mann feine Zuftimmung 
zur Übernahme oder zur Yortführung der VBormundfchaft verfagt oder die 
Zuftimmung widerruft. Diefe Vorſchrift findet feine Anwendung, 
wenn der Mann der BaterdesMündels ilt.) 

FAISSS. Iſt ein Beamter oder ein Neligionsdiener zum Bor- 
munde bejtellt, jo hat ihn das VBormundfchaftsgericht zu entlafien, wenn 
die Erlaubnis, die nah den Landesgeſetzen zur Übernahme der 
Bormundichaft oder zur Fortführung der vor dem Eintritt in das Amts: 
oder Dienftverhältnis übernommenen VBormundichaft erforderlich ift, vers 


— 577 — 37 





8 1891 


$ 1892 


Erläuterungen 


20) pgl. $ 1784. 

11 fi 8. der Bormund verzieht von dem Ort, an: dem bisher er ſelbſt 
und das Mündel gewohnt haben. Dies iſt ein in der Praxis ſehr häufiger Fa 
der „Entlaſſung“ aus 8 1889, da in der Tat höchſt wünſchenswert iſt, daß der 
Vormund an demſelben Orte wie das ihm anvertraute Mündel wohnt. 


12) Ein Vormund 3. B., der bei der Beſtellung erſt 55 Sag alt war, 
mittlerweile aber 60 Jahre alt geworden ift, fann jet gemäß & 1889, 1786 
Ziffer 2 feine lung „ordern“. Gegen Ablehnung der Entlaljung hat 
der Bormund die Be werde: 20 REG. 

13) ogl. 8 1681. — Bei der „Herausgabe“ des Vermögens hat das Vor: 
mundſchäftsgericht n icht (auch nit durch Zwangsmittel, 1837) mitzu—⸗ 
wirken, ſondern nur bei der „Rechnungslegung“ und deren „Abnahme“, vgl. 

1890 Satz 2, 38 1891, 1892, und folgende Note 14. — Über das Vorrecht der 
ündel und g ei der Pflegihaft) der „Pilegebefohlenen“ im Konturje des 
Bormundes ( —5 61° KO. 

14) Die Pfliht zur Vermögensherausgabe (Note 13) und zur Wed: 
nungslegung ilt in 3,1880 für den Bormund dem Mündel gegenüber jeltge- 
legt. vgl. 88 259— 261. Weigert ih der Bormund, jo muß das Mündel 
ihn verflagen. en braudt jedoch der Vormund dem Münpel 
infoweit niht noch bejonders zu legen, als er [don — wozu er gemäß 
88 1840 ff. verpflichtet it — dem Bormundihaftsgeriht Rechnung 
gelegt bat. In jedem alle hat der Vormund nad & 368 ein Recht auf 

uittung über die Herausgabe des Vermögens. Die Rechnung, die nad 
Beendigung der Vormundſchaft zu legen iſt, nennt die gerihtlihe taris die 
Schlußrechnung, im Gegenjabe zu den periobilh wiedertehrenden Rechnungen 
(vgl. 8 180). Die Brligten des Bormundes aus 5 1890 gehen auf 
jeine Erben über. — Das volljährig gewordene Mündel kann dem ge: 
wejenen Vormunde die Schlußrechnung erlafien (das Nähere hierüber vgl. 
Note 1 zu 8 397) oder durch Erteilung einer Quittung erllären, daß alle Ver⸗ 
pflidtungen des früheren Bormundes aus der Führung der Vormundſchaft 
ggetiat jeien. Liegt eine foldye Erklärung des geweienen Mündels Dem 

ormunde gegenüber vor (bloße Eingabe an das Bormund- 
Ihaftsgeriht genügt niat), jo ift hinſichtlich der „Rechenſchafts⸗ 
ablage“ auch jede weitere Tätigkeit, des Vormundſchafts— 
gerihts und des Gegenvormundes überflüfjig; es find als- 
dann die in 88 1891, 1892 dem enpormunde und dem Bormundihaftsgericht 
auferlegten Verpflichtungen gegenitandslos. 

16) vgl. vorige Note und Noten 18, 19. 

16) d. 5. die Rechnung, die der Vormund nad) 8 180 dem Mündel 
abzulegen bat. 

17) nämlid dem Mündel, vgl. 8 280. | 

18) In der Praxis jpielt fich die Sade gemöhnlid folgendermaßen ab: 
Das Bormundichaftsgericht fordert (gemäß 8 RR n Bormund nad Be: 
endigung der Bormundihaft zur legten Rechnung, der „Shlußred: 
nung” auf. Dieſe Schlußrechnung hat in der Regel do n vorher der Bor: 
mund dem Gegenpormunde vorgelegt, oder das Geridt legt fie, für 
den Bormund handelnd, dem Gegenvormunde vor. Dann folgt nad $ 1892 
Abſ. 2 Vorladung der Beteiligten und protoftofllartiiche 
Berhandlung mit „Anerkenntnis“ der Richtigkeit der Rechnung feitens 
des bisherigen Mündels. 

10) vgl. Note 18. Erſcheint das bisherige Mündel im fogen. 
Deharge-Termin nicht oder verweigert es das Anerfenntnis der 
ch uhreänung, jo ift die Sade für das Bormundidhaftsgeridht 
erledigt. Bormund und Mündel können dann, ohne Mitwirfung des 
Vormundidaftsgerihts, ih privatim irgendwie einigen, Peer 
über die Nichtigkeit der Rechnung prozgejjieren u. dgl. vgl. namentli 
58 259261. — Aud kann das geweſene volljährige Mündel auf „Bor: 
adung und Berhandlung“ gemäß 8 1892 verzihten Das Bormund- 
ſchaftsgericht muß jedoh aud in diefem alle die letzte Rechnung 
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Vormundſchaft über VBolljährige g 1889-1897 


jagt oder zurädgenommen wird oder wenn die nach den Landesgeſetzen 
zuläjfige Unterfagung der Fortführung der Vormundſchaft erfolgt.!°) 

S 1889. Das Vormundſchaftsgericht hat den Vormund auf ſeinen 
Antrag zu enilaffen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt;!?) ein wichtiger 
Grund ift insbejondere der Eintritt eines Umftandes, der den Bormund 
nad 8 1786 Abſ. 1 Nr. 2 bis 7 berechtigen würde, die Libernahme der 
Bormundichaft abzulehnen.) 

8 1S90. Der Bormund hat nad der Beendigung jeines Amtes 
dem Mündel das verwaltete Vermögen herauszugeben !?) und über 
die Verwaltung Rechenſchaft abzulegen.) Soweit er em Bormund:. 
idaftsgeridhte Rechnung gelegt Hat, genügt die Bezugnahme 
auf dieſe Rechnung.®) 

81891. it ein Gegenvormund vorhanden, ſo hat ihm der Bor: 
mund die Rechnung vorzulegen.) Der Gegenvormund hat die Rech⸗ 
nung mit den Bemerkungen zu verjehen, zu denen die Prüfung ihm 
Anlaß gibt. 

Der Gegenpormund hat über die Führung der Gegenpormundidaft 
und, joweit.er dazu imitande ift, über das von dem Vormunde verwaltete 
Bermögen auf Verlangen Yusktunft zu erteilen.!’) 

8 1S92. Der Vormund hat die Rechnung, nach dem er fie dem 
Gegenvormunde vorgelegt hat, dem Bormundihaftsgericht ein- 
jureicdhen.!®) 

Das Bormundicdaftsgericht Hat die Rechnung rechnungsmäßig und 
Iahlich zu prüfen und deren Abnahme durch Berhbandlung mit den 
Beteiligten unter Zugiehung des Gegenpormundes zu vermitteln. Go- 
weit die Rechnung als richtig anerkannt wird, hat das Bormundidafts- 
geriht das Anertenntnis zu beurfunden.') 

8 1S93. Im alle der Beendigung der Vormundſchaft oder des 
vormundſchaftlichen Amtes finden die Vorjehriften der 88 1682, 1683 
entjprecdende Anwendung.?") 

Der Bormund hat nad) der Beendigung feines Amtes die Beltallung 
dem Bormundidaftsgerihte zurüdzugeben.:‘) 

8 1894. Den Tod des VBormundes hat deilen Erbe dem Bor: 
mundihaftsgeriht unverzüglich 2°) anzuzeigen. 

Den Tod des Gegenvormundes oder eines Mitvormundes hat der 
Bormund unverzüglich anzuzeigen. 

$ 1895. Die Vorfhriften der 88 1885 bis 1889, 1893, 1894 finden 
auf den Gegenvormund entiprehende Anwendung. 


! 


Zweiter Titel. Vormundſchaft über Bolljäfrige. 


8 1896. Ein Bolljähriger ) erhält einen Bormund, wenn er 
entmäündigt ijt.2*) 

8 1897. Auf die Bormundiaft über einen Volljährigen finden 
die für die Vormundichaft über einen Minderjährigen geltenden Bor: 
ſchriften Anwendung,?°) ſoweit fich nit aus den 88 1898 bis 1908 ein 
anderes ergibt. 
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Erläuterungen 


(„Schlußrechnung“) prüfen, falls nit das gewefene volljährige Münvel 
dem Bormunde die „Shlußreänung” überhaupt erlajjen oder —* Quit⸗ 
ung erteilt Hat. vgl. Note 14 am Ende. — Na 3 RO. Hat das 
Mündel auch das Recht, Die VBormundihaftsatten einzujehen und Abſchrift Det 
in ihnen enthaltenen Hechnungen und zmögenstibe ten zu fordern. Die 
Anſprüche des Mündels n den Bormund verjähren in 30 Jahren nad) 
Beendigung des Amts des Bormundes: 88 195, 204. 

8 1893 20) Bormund Hat alfo tro Beendigung der „Bormundidaft“ 
oder eines Amtes als Vormund“ unter Umjtänden (88 1682, 1683 nebit 

das Hecht an fees die Pfliht weiterer Fürjorge. 

1791. vgl. zu $ 1898 Abſ. 2 die Noten 53 zu 8 1791, 


21) Beitallung: 
h 1zu 8 1882. 
—334 [8 121. Verzögerung macht nad) 8 1833 verantwortlid. 
24 — Das Entmündigungsgericht gibt dem Bormundihaftsgerisht 
von der erjolgten Entmündigung und nötienlal aud ſchon von der Ein: 
leitung des Verfahrens Nadridt: 6. 8 50, 3PO. 88 660, 657. 
‚ 8 1897 25) 88 1773 bis 1895. 
: 8 1898 2°) ogl. für minderjährige Mündel: SS 1776-1778, 1782. 
$ 27) Da die Eltern feinen Bormund „benennen“ fönnen ($ 1898), 


o üt die Reihenfolge der ‚Berufenen“: 1. der Vater, 2. die eheli 

utter, 3. der Großvater von Baterfeite, 4. der Großvater von Wutterfeite. 
Bei Nr. 1 und 2jedoh vorbehaltlich 8 1899 Abi. 2, bei Nr. 1 bis A vor: 
behatttid 1900. vgl. & 1776. 


8) vgl. SS 1741, 1757. 
8 1900 29) vgl. & 1788. 
80) vgl. 1776, 1778 vr 3, $ 1899. 
8 1901 31) pgl. für minderjährige Mündel 8 1799. Nah 8 1901 darf 


3. B. der VBormund den entmündigten Getitestranten in einer Irrenanſtalt 

unterbringen, den entmündigten Trinker in einer Trinterheilanftalt. Dabei 

fann auf Anordnung des ichts nötigenfalls Gewalt gebraudt werden 

a nregeln durch den Gerichtsvollzieher und die polizeilihen Organe): 
r36. Ar 


32) Die „Sorge für die BPerjon“ bei ver entmündtgten voll: 
jährigen Chefrau beſchränkt fi alfo n icht auf die „Vertretung“. 
telmehrt bat der Vormund alle irgend zweddienliden Maßregeln zu er: 
reifen, um nötigenfalls die Frau aud) gegen ihren Ehemann ſchützen zu 


önnen. 
1902 3) d. 5. für die Kinder des volljährigen Mündels; vgl. 8 1624. 
s 34) pgl. de minderjührige Mündel 8 1822 Zifter 5. 
8 1903 ” vgl. 88 1899, 1900. 
6 


8 1792. 

si) non Redtswegen ohne weiteres. 

ss) 88 1647, 1676, 1677, 1678, 1680. 
8 1904 sv) während dem Vater nah $ 1903 niemals ein Gegenvormund 
(vgl. 8 1792) zu beitellen ift. 
40 wohl aber die „Befreiungen“ aus 88 1853, 1854. Nach 88 1904, 
1903, Abi. 2, 1697 verliert die zum Bormund eines Volljährigen 
beitellte Mutter die „Befreiungen“ des $ 1903, wenn fie eine neue Che 


eingedt. 
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Bormundichaft über Volljährige 8 1898-1904 


81898. Der Bater und die Mutter des Mündels find nicht be: 
reihtigt, einen Vormund zu benennen oder jemand von der Bormund- 
ſchaft auszufchlieken.2°) 

8 1S99. Bor den Großvätern ijt der Bater und nad) ihm bie 
ehelichde Mutter des Mündels als Bormund berufen.?’) 

Die Eltern ind nit berufen, wenn der Mündel von einem 
anderen als dem Chegatten feines Baters oder jeiner Mutter an 
Kindesftattangenommen ift.”°) 

Stammt der Mündel aus einer nichtigen Ehe, ſo iſt der 
Vater im Falle des 8 1701, die Mutter im Falle des 8 1702 n icht be— 
rufen. 

1900. Eine Ehefrau darf zum Vormund ihres Mannes auch 
ohne deſſen Zuſtimmung beſtellt werden.?) 

Der Ehegatte des Mündels darf vor den Eltern und den Groß— 
pätern, die eheliche Mutter darf im Falle des 8 1702 vor den Großvätern 
zum Bormunde beitellt werden. 

Die unehelide Mutter darf vor dem Großvater zum Bormunde 
beftellt werden.?°) 


S 1901. Der Bormund Hat für Die Perfon des Mündels nur 
infomweit zu jorgen, als der Zwed der Bormundidaft es erfordert.) 

Steht eine Ehefrau unter Bormundihaft, jo tritt die im 8 1633 
beitimmte Beſchränkung nicht ein.’) 

81902, Der Vormund fann eine YAusitattung aus dem Ber: 
mögen des Mündels °®) nur mit Genehmigung des Bormund: 
ſchaftsgerichts verjprehen oder gewähren. 

Zu einem Miet: oder Pachtvertrage jowie zu einem anderen Ver—⸗ 
trage, dur) den der Mündel zu wiederlehrenden Leiltungen verpflichtet 
wird, bedarf der Bormund der Genehmigung des Bormund- 
ſchaftsgerichts, wenn das Bertragsverhältnis länger als vier Tahre 
dauern ſoll.') Die Vorſchrift des 8 1822 Nr. 4 bleibt unberührt. 


81903. Wird der Bater des Mündels zum Bormunde be: 
jtellt,:°) jo unterbleibt die Beitellung eines Gegenuormundes.) Dem 
Bater jtehen 27) die Befreiungen zu, die nach den 88 1852 bis 1854 an- 
geordnet werden können. Das Bormundihaftsgeridt kann die 
Befreiungenaußer Kraft fjegen, wenn fie das Intereſſe des 
Mündels gefährden. 

Dieje Vorſchriften finden feine Anwendung, wenn der Vater im 
Salle der Minderjährigfeit des Mündels zur Bermögens- 
verwaltung nicht beredhtigt fein würde.’®) 


81904. Sit die ehelihe Mutter des Mündels zum Bormunde 
beſtellt, jo gilt für fie das gleiche wie nah 8 1903 für den Vater. Der 
Mutter ift jedoh ein Gegenpormund zu beitellen, wenn fie die 
Beitellung beantragt oder wenn die Vorausjeßungen vorliegen, unter 
denen ihr nad 8 1687 Nr. 3 ein Beijtand zu beitellen fein würde.?°) 
MWird ein Gegenvormund beftellt, fo jtehen der Mutter die im 
8 1852 bezeichneten Befreiungen nidt zu.) 
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‚ Erläuterungen 
$ 1906 11) ZPO. 88 645, 646. Das Entmündigungsgerit macht, wenn es die 
Anordnung einer vorläufigen Bormundihaft für nötig eradjtet, dem VBormund- 
Haftsgerigt Mitteilung: ZPO. 8 657. vgl. au für reußen Allgemeine 
üguns vom 28. 11. 1899 8 8 (Juſtizm er -Blatt Seite 388). Die „por: 
Täufige un ‚Toll den ußbebürftigen während des Entmündi- 
gungsveriahrens IOü ſchützen; vgl. 8 1908 mit Noten. 
en 1906 unter „vorläufige Vormundſchaft“ Ge 
fellie ſteht nad 8 114 in der Seige te en den Minderjährigen über 
eſchluß 


ahren ‚mi — Gegen den tr. die Anordnung einer „vor⸗ 
—8 —— bemindfaft? findet „Jofortige Beihwerde” ftatt: HFG. 
—*9— Ziffer 5. Beginn der Wirkſamk zit des die „vorläufige Vormund— 
. haft“ ‚gnorbnenden Beichlufles: RFG. 8 52 
8 1907 +3) 88 1898 bis 1900. Bei der ‚Dorläufigen a wählt alſo 
1 das Gericht den Vormund nad freiem, nur durch 2 79 Abi. 2 Lo anttem 
Ermejien; der Watjenrat ilt vorher zu bören: 1897, oa 


45 


16) von Rechtswegen, ohne daß die vorläufige Vormundſchaft bejonders 
„aufgehoben“ zu werden braudtt. 

47) nämlich der end ülti ige „VBormund“ gemäß $ 18%. Mit „Erlak“ 
Des Gntmünbigungs eihlufjes endet alfo die vorläufige VBormund- 
haft noch nit. 

18) aus irgend einem Grunde, 3. B. weil 52 Inzwilgen Verwandte des 
Betreffenden in genügender Weile angenommen babe 

4) Die Nehisgeihälte, Die der Dorläufige Vormund“ für 
das Miündel vorgenommen t, Im rtehtsgültig, wenn aud die „vor⸗ 
läufige Vormundſchaft“ auf Beſchwerde aufgehoben wird (vgl. 8 61 
: g 1000 RFG.). vgl. Fer 115 Abf. 2 est * ' 8 
. 60) vgl. Anhang 50 zu 8 1908: Haft im enjate zur „Vor: 
u munbigatt”. Anordnung der vlecha nur im Snterelfe — 
Pfleg s, nicht im Intereſſe Dritter. — II. Anwendung der Sä 
PARMA HER, stehts auf die P tenihaft. 7 Angabe des Wirkun teilen Den 
Pflegers bei der Beltellung und in der Beitallung. — III. Einfiu der Pileg- 
——2 auf die Geſchäftsfühigkeit des Mündels. — IV. Aufzählung der Pfleg⸗ 

sfälle. 

51) vgl. Anhang 5 1 zu 8 1909 (iogen. ( Er nenne ft, 3. 3. wenn 
Bater oder Mutter o ormund mit dem Aind einen trag“ Trieben 
wollen, insbejondere der Fall der „Teilungspflegihaft“). 


62 Buch Erbfolge, als Bermädtnis oder — 3 8 1369. 


8 1908 44 ‚yon Re ee ohne weiteres. 








E 53 zeftomen oder in einem Erbvertrage: SS 197, 
54) vgl. 88 1638, 1794. 
6b —S vgl. 8 121. 
58) pgl. 1773, 1846. 
67) Die —58 über die „Berufung“ gelten Kir die Pflegſchaft 
aus 8 1909 nit: 8 1916, vgl. jedoch auch 8 1917 Abi. 1 
ss) Zuftändigleit: Falls über den Pilegling eine Vormundſcha “an: 
En it, jo ift Diefes Gericht für die —* chaft aus 8 1909 zuftändig. 
gs it teine Vormundſchaft anbängig, jo ilt das Der zuita 
— deſſen Bezirk der Pfl Ling zur Zeit des Erfordbernijjes der Fien 


t 7 d E l ländi 

| —— Sehne 5 Kine na Ken unaa ha: EN 5% 5 Er 

r ausla in ür Deu ne 

k —* und Aufenthalt in K Beutkölare 36. $ 6 Mor ‚ee 

a 0) Gebrechlichkeitspfl D l tb ft die Ge- 

. 81910 Er —— spf en ; ie Bil —— —* ie :; 
— nidt; vgl. Anhang 50 Ziffer III zu 8 1909. Der fleger hat die 

Sie mie e ein von GStaatswegen dem Gebredlichen beitellter „, 
mädtigter“. 


evoll: 
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. Pflegſchaft 8 1905-1910 


81905. Ein Zamilienrat kann nur nad) 8 1859 Abf. 1 einge- 
jet werden. 

Der Vater und die Mutter des Mündels find nicht beredtigt, 
Anordnungen über die Einjegung und Aufhebung eines Yamilienrats 
oder über die Mitgliedichaft zu treffen. 

8 1906. Cin Bolljähriger, deſſen Entmündigung beantragt 
ift,*1) kann unter vorläufige Vormundſchaft geitellt werden, wenn das 
Vormundidaftsgeriht es zur Abwendung einer erheblihen Gefährdung 
wi Perſon oder des Vermögens des Volljährigen für erforderlich er- 
adıtet.*?) 

8 1907. Die Borjhriften über die Berufung zur Vormund— 
(haft *) gelten nicht für die vorläufige Vormundſchaft. 

81908. Die vorläufige Bormundidaft endigt **) mit der Rüd- 
nabme oder der redhisfräftigen Abweijung*) des Antrags auf 
Entmündigung. 

Erfolgt die Entmündigung, ſo endigt die vorläufige Vor: 
mundichaft,‘°) wenn auf Grund der Entmündigung ein Bormund‘) 
beitellt wird. 

Die vorläufige Vormundichaft ift von dem Bormundihaftsgericht 
aufzuheben, wenn der Mündel des vorläufigen vormundichaftlichen 
Schutzes nicht mehr bedürftig ift.‘°) ‘°) 


Dritter Titel. flegfhaft.°°) 


8 1909. Wer unter elterlier Gewalt oder unter Bormundichaft 
iteht, erhält für Angelegenheiten, an deren Bejorgung der Gewalthaber 
oder der Bormund verhindert iſt,“) einen Pfleger. Er erhält insbe- 
ſondere einen Pfleger zur Verwaltung des Vermögens, das er von 
Todeswegen erwirbt?) oder das ihm unter Lebenden 
von einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, wenn der 
Erblafjer durch letztwillige Verfügung?) der Dritte bei der Zuwendung 
beftimmt bat, daß dem Gewalthaber oder dem Bormunde 
die Berwaltung nicht zuitehen joll.’*) 

Tritt das BedürfniseinerPflegjhaft ein, jo hat der Ge- 
walthaber oder der Vormund dem Bormundicaftsgeriht unverzüg:- 
ih) Anzeige zu maden. 

Die Pflegſchaft iſt auch dann anzuordnen, wenn die Bor: 
ausfegungen für die Anordnung einer Vormundſchaft vor: 
liegen, ein Bormund aber no nicht°*) beſtellt ift.5) °°) 

81910. Ein Bolljähriger, der nicht unter Bormundicaft fteht, 
fann einen Pfleger für feine Berjon und fein Bermögen erhalten, wenn 
er infolge körperlicher Gebrechen,““) insbejondere weil er taub, blind 
oder ftu mm it, feine Angelegenheiten nicht zu bejorgen vermag.‘”) 

Bermag ein Bolljähriger, der nicht unter Vormundſchaft fteht, in- 
folge geiltiger oder körperlicher Gebrehen einzelne feiner Angelegen⸗ 
beiten oder einen beitimmien Kreis feiner Angelegenheiten, insbejondere 
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Erläuterungen . 
0°) Erhält der —— 1910 Abſ. 1 für „alle feine Ange: 
lich eigentlich eine „Bormundigant“ 


Iegenbeiten, einen 2 pfleger o Ti 
ot, v a 1 7, 4901. lieg ehandelt das Geſetz quch dieſen Sell 
— flegihaft“. „I ind tumm“ nd nur Beifpiele. 
33 Ft ein anderer törperliher Ge en trifft 8 1910 ur 
\. 2 behandelt aljo nicht die allgemeine (Abi. 1), jondern 
die auf ‚einäelne a begenheiten“ oder einen „beitimmten reis 
von An oenen eſchränkte „oebrehliähteitspilegihaft Diele 
fann au Geiftestrante“ eingeleitet werden ofern zu einer „al: 
—A Fürforge“ für fie, alfo zu her . „Entmündigung“ a 62), nad Lage 
alles fein zwingender rund vorliegt. piel: für eine 
gei orte Chefrau, für die im allgemeinen ihr Man rat, die daher 
nit entmündigt ift, fann zum Zwecke der Belajtung ihres rundftüds mit 
einer > pothet don Ine Angelegenheit“) ein Pfleger beftellt werben. 
”) Die P ft Ss auf Berlangen des „Gebrechlichen“ jederzeit 
oben Bilesthen 
es) Zwar verlangt 5 1910 Abſ. 3 im allgemeinen Einwilligung 
des Gebrechlichen und fekt daher ad „Geſchäftsfähigkeit“ voraus. 
znbellen. fann nad) $ 1910 aud für einen Geiltesiranten — mit dem ja eine 
tandigung nicht möglich ift, vgl. legten Halbjak des 8 1910 — eine Pfleg- 
t angeordnet werden. Dies wird dann wihtig, wenn ber Geiltesirante 
nit entmändigt ift, au) der Antrag dazu nicht geftellt ift, und daher 
der Geiltesfrante weder unter „endgültige“ noch unter „botläufige“ Bo r- 
mundjdaft gejtellt werben fann ( z 1886 1906), trogdem aber eine Yür- 
lo r 2:8 e für den Geiftesfranfen nötig ilt, 3. weil der Ehegatte des Geiftes- 
nten ihn auf Eheſcheidung verflogt. pl. hierzu Note 61. 


64) Unter 1910 iſt auch die Pflegihaft für Beamte bei Zwangs⸗ 
venfionierung zu Samen. vgl. Anhang 50 Stfer IV zu 8 1909. Swangs 

Die Borlärifien über Die 0: ol ung“ (88 1898 bis 1900) 
gelten Mi 3434 egſchaft aus 8 1910: 8 1916. 

Zuftändigleit: Das Gericht des M She! ißes tft zuftändig, in 
Grmangefu ng eines inländilden —— te das richt des 
N ERACRN RFG. usländer vgl. E. 23, 
N 38, 37 a, 2 bi Deu * ohne Mohnfik Su Aufenthalt in Deutihs 
RN 


8 1911 * 38,8 * Abweiend bedeutet fowohl unbefannt, 
s. 1), me aud annt aber unerreihbar (Abſ. 2). — 
dei ai, —T aeftellte "Adiwefende" bleibt geihäftsfähig; vgl. 
An hang iffer zu 
es) Unter $ 1911 It aud) die ſtrafrecht liche Flegſcuft Ai ab: 
—A Hoch⸗ und Landesverräter zu rechnen; vgl. Anhang 50 Ziffer IV 
u 
— 69) nur foweit lie der „Bürforge“ bedürfen. Bloßes nterelle der 
Gläubiger s Abweienden genügt an ih nit, Tann aber genügen, 
wenn un glei no das Interejle des Abmwelenden in Frage fommt. 
vollmächtigte erweilt ſich als untreu oder wird 
ar, 5 R eibertaitrare eingezogen u. dgl. Auftrag und Bollma 


662 f. 
ss z. = ein Norbpolfahrer, von dem man durch zuverläffige Nachrichten 
weiß, va er im Polareis überwintert, vgl. Note 6 
8 — Für die Titegihaft aus 8 1911 gelten De 88 1898-1900 betr. die 
erufung. vg | 
3) Zuftändigleit: ar ift das Gericht, in deſſen Bezirt_der Be- | 
treffende feinen Wohnji ) Bat. Hat er in Deutiihland feinen on, 
jo itt nidt das Geridt er Ir ten Yufenthal 9, zuftändig, Jon = 
dern das Geridt, in deſſen Bezirk er einen legten Wohnfi habt | 


aufge 


hat. Eventuell, wenn aud ein ſolches 2 mi t vorhanden ift, immt 
Die uftizaverwaltun Ro tiaminifter se TEN ein es 
RFG. 88 39, 36 Abi. 2. — usländer vol E 
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Pflegſchaft 8 1911—1917 


eine Bermögensangelegenheiten, nicht zu beforgen, jo fann er für dieſe 
Angelegenheiten eirren Pfleger erhalten.*) 

Die Bilegihaft darf nur mit Einwilligung des Gebrechlichen an- 
geordnet werden, esfeidenn, daß eine Berjtändigung mit ihm 
nicht möglid ift.®?) 63) 6) 66) 66) 

gs 1911. Ein abweiender) Bolljähriger, deſſen Aufenthalt 
unbelannt ijt,‘°) erhält für feine VBermögensangelegenheiten, ſoweit fie 
der Fürſorge bedürfen,) einen Abweſenheitspfleger. Ein folder 
Pfleger ift ihm insbejondere aud dann zu beitellen, wenn er dur) Er- 
teilung eines Yuftrags oder einer Bollmadt Yürlorge getroffen 
dat, aber Umjtände eingetreten find, die zum Widerrufe des Auf: 
trags oder der Vollmacht Anlaß geben.?°) 

Das gleiche gilt von einem Abweſenden, deſſen Aufenthalt befannt, 
der aber an der Rücklehr und der Belorgung feiner Vermögensangelegen: 
heiten verhindert ”*) ift.’) 7°) 

8 1912. Eine Leibesirudt '*) erhält zur Wahrung ihrer fünf: 
tigen Rechte, joweit dieje einer Fürſorge bedürfen, einen Pfleger. Die 
Sürjorge fteht jedoh dem Vater oder der Mutter zu, wenn das 
Kind, falls es bereits geboren wäre, unter elterlider Ge— 
walt ’5) ftehen würde.’°) 77) 7°) 


F 1913. Jit unbelannt oder ungewiß, wer bei einer Angelegen⸗ 
heit der Beteiligte ift,7°) jo fann dem Beteiligten für diefe Angelegen— 
heit, joweit eine Yürjorge erforderlich ift, ein Pfleger beitellt werden. 
Insbejondere fann einem Naderben, der noch nicht erzeugt ift oder deſſen 
Perſönlichkeit erft dur ein fünftiges Creignis beitimmt wird,s‘) für 
die Zeit bis zum Eintritte der Nacherbfolge ein Pfleger beitellt 
werden.°!) ®2) 

5 1914. Iſt durch Sffentlihe Sammlung Bermögen für einen 
vorübergehenden Zwed::) zujammengebradt worden,“) fo fann zum 
Zwede der Verwaltung und Verwendung des Vermögens ein Pfleger 
beitellt werden,“) wenn die zu der Verwaltung und Verwendung be- 
rufenen Perjonen °°) weggefallen find.?”) 

1915. Auf die Pflegihaft finden die für Die Bormundihaft 
gelte Vorſchriften °°) entiprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht 
aus dem Gejeß ein anderes ergibt. 

Die Beitellung eines Gegenvormundes ift nicht erforderlich.°?) 

81916. Für die nad) 8 1909 anzuordnende Pilegihaft gelten 
die Vorſchriften über die Berufung °°) zur Vormundſchaft nicht.) 

81917. Wird die Anordnung einer Pflegihaft nah 8 109 
Abj . 1 Sak 2 erforderlich, jo ijt als Pfleger berufen, wer als folder von 
dem Erblajjer durch lehtwillige Verfügung, von dem Dritten 
bei der Zuwendung benannt worden ilt; die Vorjchriften des 
8 1778 finden entſprechende Anwendung. 

Für den benannten Pfleger fann der Erblajler durch letztwillige 
Berfügung,?2) der Dritte bei der Zumendung die in den 88 1852 bis 
1854 bezeichneten Befreiungen anordnen. Das Bormundidhafts- 
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Erläuterungen 


— Für das Verfahren. bei Mora eh betr. reg und Geſamt⸗ 
gut mit Beteiligung abweiender Perjonen 5 88, 9. 
8 191 ee 4 ns 74718 zu & 1912 (Fürſorge für eine Leibesfrucht). 


8191 3 79) — hang 79-82 zu 8 1913 (Bifegicheft für unbelannte oder 
v. ee Beilpiele, —E ſogen. „Deſzendenten⸗Pfleg⸗ 


8 1914 Iogen. Zwedpitegiäeft. 
. e5 wird von einem „Komitee“ oder „Ausſchuß“ gejammelt für 
ein Rapııdi a Linderung der Not der Abgebrannten der Stadt X. 
rs Kin Bon „Zerufung”“ (vgl. $ 1916) Tann hier naturgemäß nicht die 
e in. 
eben das „Komitee“, der , ausihuß ». vgl. Note 84. 
87 Zuftändigfeit: Zuländig t das icht des Orts, an dem —— 
(vom ——— sn Yusihuß) die Verwaltung geführt wurde: 8 42 RO. 


8 1915 1773 
&. iſt — „geſtattet“. Wird ein Gegenvormund ($ 1792) 
nicht ſtellt, i all "der Pfleger in all denjen gen Fällen, in denen 
der Bormund m Fehlen des Gegennpormundes“ der enehmi ung des 
Bocmunbidaftsgeriäis bedarf ($ 1812), ebenfalls diefer Genehmigung. 
ß der Pfleger in den Fällen 88 1821, 1822, 1902 der Genehmigung des 
Bormundiäe aftsgerihts bedarf, folgt aus 8 1915 Abſ. 1. 
8 1916 og * — dich ſt 88 1810, 1911. Wegen 
aber für Die egihaften aus en 
88 1912 bis 1914 vgl. $ 1912 Anhang 77, 8.1913 Anhang 81, $ 1914 Note 85 
8 1917 v2 1937, 2299. (Durd) Teftament oder in einem Crbpertrage.) 
8 1918 93 — b — — 5 R Ger 
+) von Rechtswegen, ohne ondere Aufhebungs— rfügung 
des Vormundſchaftsgerichts. 
vgl. 8 1679 und Note. 
roh 1882, 1897. 
97 $ 1 919. 


v8) wie Note 94. 
°°) 8 1913, aud) $ 1909, vgl. Note 100 zu 8 1919. 


85 


8 1919 100) Verhältnis von 8 1918 u 8 1920, 1921 Bu 8 1919: Nad) 
& 1918 Abſ. a t die flegſchoft im Sit eendigung 
Derelterlidenbewa erder srmunbigaftvon®: t$ 


wegen = ohne Auf fhebungs⸗ Verfügung des Gerichts). enn 
—* Die „elterliche Gewalt“ oder die „Bermundidat" fo: fortbefteht, aber 
er Grund der Bfjlegihaft weggefalleni . der beabfihtigte 
ee zwilden Vater und Kind, zwiſchen a und Mündel, it 
ni one gefommen, Jo endigt die Pflegſchaft nit von 
A 1 under it na a „aufzuheben“. it Dagegen im vor- 
tehenden Beilpiel ber ztrag auftande etommen, fo endigt 
Se IE. Vflegſchaft mit "Erledigung" er Angelegenheit von je ib it (8 1918 


gr n den Fällen der 88 1910, In en die Pflegihaft niemals 
von ſelbſt, jondern erjt mit der Yu Hebung: 88 1920, 1921 — a dem 
Halle bes 8 191 a mit der einen AUsnahme des 8 1921 Abi. 3 
ne ufhbebungsanordnung wird dadurch wirtjam, daß 
fie vom Gericht dem’ Pfleger in feiner Gegenwart zu Brototoller- 
tlärt ober — wird: 8 16 RFG. 
8 1920 103) pgl. Noten 100, 101 zu 8 1919. 
8 1921 104) 8 1911. 
105 nen alfo, wenn der Abweſende zurüdfehrt. 
106) & 18. — Zu dem ganzen $ 1921 vgl. Noten 100, 101. 
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| Pflegſchaft 8 1918-1921 


gericht fann die Anordnungen außer Kraftfjegen, wenn fie das 
Intexeſſe des Pflegebefohlenen gefährden. 

Zu einer Abweichung von den Anordnungen des Dritten 
ift, jolange er Lebt, feine Zuftimmung erforderlih und ge: 
nügend. Die Zuftimmung des Dritten fanın durch das Bormund: 
ſchaftsgericht erſetzt werden, wenn der Dritte zur Abgabe einer 
Erklärung dauernd außerjtande oder fein Aufenthalt dauernd unbe- 
fannt iſt. 

8 1918. Die Pflegihaft für eine unter elterliher Gewalt oder 
unter Vormundſchaft jtehende Perjon ’:) endigt °*) mit der Beendigung 
der elterlichen Gewalt °) oder der Bormundichaft.°) 

Die Pflegſchaft für eine Leibesfrucht °") endigt, mit der Geburt des 
Kindes. 

Die Pflegſchaft zur —— einer einzelnen Angelegenheit 
endigt °°) mit deren — 8— 

81919. Die Pflegſchaft ſt von dem Vormundſchaftsgericht auf⸗ 
zubeben,!°°) wenn der Grund für die Anordnung der Pflegſchaft 101) 
weggefallen ijt.'°2) 

81920. Eine nad) 8 1910 angeordnete Pflegichaft iſt von dem 
Vormundſchaftsgericht aufzuheben, wenn der Pflegebefohlene die Auf- 
hebung beantragt.?°°) 

81921. Die Pilegihaft für einen Abweſenden ?°) ift von dem 
Bormundichaftsgericht aufzuheben, wenn der Abweſende an der Beſor⸗ 
gung feiner Vermögensangelegenheiten nit mehr verhindert ift.'°) 

Stirbt der Abweſende, jo endigt die Pflegihaft erft mit der Yuf- 
hebung durh das Bormundichaftsgeridt. Das Bormundidaftsgericht 
hat die Pflegichaft aufzuheben, wenn ihm der Tod des Abwejenden be- 
fannt wird. 

Mird der Abweſende für tot erflärt, fo endigt die Pflegihaft mit 
der Erlafjung des die Todeserflärung ausjprechenden Urteils.?°°) 


.—— —.——— 
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8 1922 


5 1923 


1 
gs 19%4 


re 
5 1925 


8 1926 


Erläuterungen 


ı) vgl. Anhang 1 zu $ 1922 unter I (A. Erbrechtliche Vorſchrif⸗ 
ten der Landesgejege, der Zivilprogekordnung, der Konftursordnung — Be: 
erbung von Deutihen im Auslande und von Ausländern in Deutihland. — 
B. Berfahren in Nahlaklahen. — C. Übergangsvoridriften betr. die vor 
1. Januar 100 entitandenen erbredtliden VBerhältnilfe). 

n) ae Anhang 1 zu 8 1922 unter II (Weſen des Erbrechts) und III 

Wer ift Erbe?). — Für den Fall der Todeserflärung gl. 13, 18, 2031. 
ür den Fall des Umkommens mehrerer in gemeinjamer Gefahr vgl. 8 20. — 
tr. „Anfall” der Erbſchaft vgl. 1942, 2139. 

8) Erbteil it = Brudteil, Eine beftimmte Summe, ein fon 

ſtiger be it im m H er Gegenitand ilt fein „Erbteil“. 
vgl. au . 

5 nn A in feinem Tefitamente feinen Freund B zum Erben einjegt 
und B vor A ftirbt, jo haben beim Tode des A die Kinder des B fein Erb- 
recht, jondern es erben die „geleglichen Erben des A. vgl. ferner $$ 1, 19, 20, 
1953, 2066, 2070, 2078, 2101, 2108. 

oe die in Note 5 angeführten SS und ferner SS 1912, 1960, 


nn og Anhang 1 zu 8 1922 unter LV (Allgemeines betr. die ges 
jegliche Erbfolge der Berwandten, jogen. rentelenordnung, — Des ee 
gatten, — des Fiskus). — Betr. PBflichtteilsreht vgl. 88 2303 ff. 

8) Aus S 1589 Abf. 2 folgt, daß das unehelide Kind nicht als „Ab: 
tömmling“ feines Baters „gilt“, nah diefem alfo fein „gejeglides“ 
Erbrecht Hat (folglih auch nicht gegen deſſen ihr (vgl. E. 208, 213 
betr. die voor dem 1. Januar 100 geborenen unebelihen Kinder.) — Der 
Mutter und deren Bermandten gegenüber fteht aber das unehe- 
lie Kind den ehelihen Kindern gleich ($ 1705) und erbt demgemäß 
nad) 58 1924 ff. Sm übrigen ol. S8 1719, 1722, 1723, 1736, 1737. Die gen 
‚Brautkinder“ find unehelide Kinder. fiber die Unterhbaltsaniprüde 
bes unebeliden Kindes beim Tode feines Erzeugers gegen deilen 
Erben vgl. $ 1712. — Über das Erbrecht bei Annahme an Kindesitatt vgl. 

1757, 1759, 1762—1764, 1767, über das Erbrecht der legitimierten Kinder 


1719 ff., 1728 ff. 
9) vgl. Unhang 9 zu 8 1924 (Beilpiele an der Verwandſchaftstafel 
88 1924, 1931: gefetsliche Er „erfter Ordnung“ und daneben SH. 
des Chegatten 4). 
10) d. h. wenn Verwandte der „erjten Ordnung“ nicht erben ($ 1990). 
ag. Noten 7—9. — Gejeglidhe Erben der „zweiten Ordnung“ find alſo die 
Itern, die Geſchwiſter, die Neffen und Nihten, die jogen. 
Großneffen und Großnichten ujw. des Erblallers. 
11) pgl. Anhang 11 au 8 1925 (Beilpiele an der Berwandtichaftstafel zu 
8 1925, 1931, 1932: geſetzliche Erben „zweiter Ordnung“ und daneben 
rbrecht des Chega tten 4% nebft fogen. ‚Boraus“). — Ein ee 
vet haben nur die Eltern, nicht aud die Geſchwiſter 2503 ff. 
— Woptiveltern haben kein „geſetzliches“ Erbrecht nad dem ptivfinde. Ge⸗ 
khline Erben „zweiter Ordnung“ des Moptivfindes find feinenatürliden 
tern. 88 1759, 1764. — Ein Mann, der fein unehelides Kind legitimiert 
pet, ift, wie der eheliche Vater, gejeglidder Erbe „zweiter Ordnung“ nad) dem 
inde. 88 1719, 1723, 173. 
ı2) d. h. wenn Verwandte weder der „erften“ no der „zweiten“ 
Ordnung erben ($ 1980), wenn alſo der Erblalier weder „Abkömmlinge“ 
nod „Eltern“, noch Geſchwiſter“ (voll- over etbürgige noch „Ab- 
kömmlinge von Geſchwiſtern“ (Neffen, Nichten, Großneffen, Großnichten ulm.) 
Binterläßt. — vgl. Noten 7—11 zu 88 1924, 1925. 


L) 
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5 1922-1926 


Jünfles Bud. 
Erbrecht. 





Erfter Abfchnitt. 
Erbfolge. 


81922. Mit dem Tode einer Perjon (Erbfall) geht deren Ber- 


mögen (Erbſchaft) als Ganzes auf eine oder mehrere andere Perjonen 
(Erben) über.?) 

Auf den Anteil eines Miterben (Erbieil) 3) finden die fich auf die 

Erbihaft beziehenden Vorſchriften Anwendung.*) 
‚81923. Erbe fann nur werden, wer zur Zeit des Erbfalls Iebt.‘) 
er zur Zeit des Erbfalls noch nicht lebte, aber bereits erzeugt 
war, gilt als por dem Erbfalle geboren.®) 
1924 Geeklihe Erben der eriten Ordnung’) find die Ab⸗ 
fmmlinge des Erblajjers.®) 

Ein zur Zeit des Erbfalls lebender Abfömmling JH LieBt die 
F th ihn mit dem Erblaſſer verwandten Abkömmlinge von der Erb⸗ 
olge a us. 

An die Stelle eines zur Zeit des Erbfalls nit mehr 
lebenden Abkömmlinges treten die durch ihn mit dem Erblafier 
verwandten Abkömmlinge (Erbfolge nah Stämmen). 

Kinder erben zu gleichen Teilen.?) 

81925. Geſetzliche Erben der zweiten Ordnung‘) find Die 
Eltern des Erblafiers und deren Ablömmlinge. 

Reben zur Zeit des Erbfalls die Eltern, jo erben fie allein und zu 
gleihen Teilen. 

Lebt zur Zeit des Erbfalls der Bater oder die Mutter nicht mehr, 
\o treten an die Stelle des Berftorbenen deilen Wblömmlinge nad) den 
für die Beerbung in der erjten Ordnung geltenden Vorſchriften. 
Sind Abkömmlinge nicht vorhanden, jo erbt der überlebende Teil 
allein.?:) ‘ 

8 19236. Gejehlihe Erben der dritten Ordnung‘) find Die 
Großeltern des Erblafiers und deren Ablömmlinge. 

Leben zur Zeit des Erbfalls die Großeltern, jo erben fie allein und 
zu gleihen Teilen. 

Lebt zur Zeit des Erbfalls von den väterlichen oder von den 
mütterlichen Großeltern der Großvater oder die Großmutter nicht mehr, 
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Erläuterungen 


13) Erben der „Dritten Ordnung“ find nad 8 1926 insbelondere: 
Großeltern (mütterlide und väterlide) und deren Abkömmlinge, 
alfo zunädjft Ontel und Tante bezw. deren Ablömmlinge (Cou: 
ins und Couſinen wWw.). — Ein Pflitteilsreht haben die Erben der 
Dritten Ordnung“ niht. — Neben den Großeltern ift nad 
& 1931 der Ehegatte des Erblailers Erbe zu %, abgelehen von dem ihm 
nah 8 1932 gebührenden „Boraus“. Abtömmlinge von Groß— 
eltern werden nad) Maßgabe des $ 1931 dur den Ehegatten aus: 

eihlofjen. — Im übrigen vgl. Anhang 13 zu 8 1926 (Beilpiele an der 

erwandtidaftstafel zu 1926, 1931 Abſ. 2, 1982: Be de Erben 
„d rit t F Ordnung“ und das vorſtehend bezeichnete Erbr des Ehe⸗ 
gatten). 

8 1927 14) vgl. $ 1951, ferner 88 1934, 1935, 2007, 2095 und die in den An: 
ae 1924—1926 enthaltenen Beijpiele, bei denen auf 8 1927 
verwieſen ilt. 

8 1928 15) d. 5. wenn fein Verwandter der vorhergehenden drei Drdnungen 
erbt (8 eo vgl. Noten 7 ff. zu 88 1924—1926. — Die vierte Ordnung 
fommt überhaupt nit in Betradt, wenn der Erblailer einen Ehegatten 
Dinterläßt, der bei dem Fehlen um Erben der erften und zweiten Orb: 
nung und bei dem Keen von Großeltern (Erben der dritten Ordnung) 
die ganze Erbfchaft erhält (vgl. 8 1931 Abſ. 2 und Note 13). 


| er Nah 8 1928 find Abfömmlinge von ‚urgroheltern 
ausgeſchloſſen, jo lange auch nur einer der at Urgroßeltern-Teile Lebt, die 
jeder enih Hat. Bei den Großeltern (dritte Orbnung) gilt dagegen 
t Grundja, daß die Ablömmlinge eines veritorbenen Großelternteils mit 
noch lebenden Großelternteilen zujammen erben (vgl. 8 1926). 
1 vgl. Note 1 und 2 zu $ 1589. 
8 1930 18) Auf diefen aus den vorhergehenden A fih von ſelbſt ergebenden 
Grundſatz Pl bereits in den Noten dazu hingewielen. vgl. 1953, 2344. 
8 1931 10) Neben Bermandten der „„weiten Ordnung“ und neben den 
(zur „dritten Ordnung“ gehör nden) Großeltern erhält ber Ehegatte 
außer feinem „Erbteil“ den „Boraus“. 8 1932. vgl. ferner SS 1934, 
1963, 1969. — Weitere Berwandte SE alle Verwandte der „dritten 
Ordnung“ mit Ausnahme der „Großeltern“ und der vierten und 
weiteren Sronungen) werden dur den Ehegatten ausge: 
ſchloſſen. $ 1981 Abf. 2. — vgl. die Beijpiele in den Noten 9, 11, 13, 
15 bezw. in den bort begeiconeten „Anhängen“. — liber das Erbrecht des „Ehe⸗ 
gatten“ bei allgemeiner Gütergemeinihaft 88 1482, 1483 ff., bei Jaßrnis- 
gemeinihaft 8 1557. — Der Ehegatte hat ein Pflichtteilsrecht. 88 2303 ff. 
2335. — Der geihiedene Ehegatte Hat fein Erbredt. vgl. 8 1933. Dagegen 
bat der geihiedene Chegatte unter den Borausfeßungen der 88 1578 ff., 1583 
einen Unterhbaltsaniprud, der auh gegen Die Erben bes Ber: 
ſtorbenen geht, 8 1582. — vgl. die Ubergangsvorſchrift E. 200. 

20) d. 5. die Abtömmlinge vn „Großeltern“ des Erblaflers 
werden dur den Ehegatten des leßteren ausgeihloffen. vgl. das 
Beilpiel in Anhang 13 Abſ. 2 und 3 zu $ 1926. 

8 1932 21) Den „Boraus“ erhält er allo nit, wenn er mit „Ablömm- 
fingen“ des Erblaffers („erite Ordnung“) erbt. 
22 


23 2147 ff., 2174, insbejondere Note 1 zu 8 2147, ferner $ 2318. Der 
Shlußja des 8 1932 regelt die Stellung gegenüber allen übrigen 
„Nahlapglaubigern“, denen der Ehegatte mit feinem Anſpruch auf 
„Boraus“ nadhfteht, weil er als „Bermädtnisnehmer“ gilt; vgl. 8 26 

D. Einen Vorzug vor anderen Vermädtnillen geniekt der „Voraus“ nidt. 
Der „Boraus“ hat nidht die Eigenihaft eines „Bilihtteils“, der 
Erblafier fann ihn daher dem Ehegatten entziehen. 
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Erbfolge 8 1927-1932 


jo treten an die Stelle des Verftorbenen deſſen Ablömmlinge Sind Ab⸗ 
fömmlinge nicht vorhanden, jo fällt der Anteil des Verſtorbenen dem 
anderen Teile des Großeltern paars und, wenn diejer nicht mehr 
lebt, deſſen Abfömmlingen zu. 

Leben zur Zeit des Erbfalls die väterlidden oder die mütterlichen 
Großeltern nicht mehr und find Abkömmlinge der Berftorbenen 
nit vorhanden, jo erben die anderen Großeltern oder ihre 
Abtömmlingeallein. 

Soweit Abtömmlinge an die Stelle ihrer Eltern oder: ihrer 
Voreltern treten, finden die für die Beerbung in der erften Ord- 
nung geltenden Borjchriften Anwendung.'?) 

8 1927. Wer in der eriten, der zweiten oder der dritten Drb- 
nung verjchiedenen Stämmen angehört, erhält den in jedem dieſer 
Stämme ihm zufallenden Anteil. Jeder Anteil gilt als bejonderer 
Erbteil.1*) " 


81928. Geſetzliche Erben der vierten Ordnung '°) find die 
Urgroßeltern des Erblajlers und deren Ublömmlinge. 

Leben zur Zeit des Erbfalls Urgroßeltern, fo erben fie allein; '°) 
mehrere erben zu gleihen Teilen, ohne Unterſchied, ob fie derjelben Linie 
oder verſchiedenen Linien angehören. 

Leben zur Zeit des Erbfalls Urgroßeltern nicht mehr, jo erbt von 
ihren Ablömmlingen derjenige, welcher mit dem Erblafier dem Grade 
nah am nüchſten verwandt ijt; ") mehrere gleich nahe Verwandte erben 
zu gleichen Teilen. 

81929. Gejehlidhe Erben der fünften Ordunng und der ferneren 
Ordnungen find die entfernteren Boreltern des Erblafjers und deren 
Ablömmlinge. | 

Die Vorſchriften des $ 1928 Ab. 2, 3 finden entipredhende An- 
wendung. 

$ 1930. Ein Verwandter ift nit zur Erbfolge berufen, folange 
ein Verwandter einer vorhergehenden Ordnung vorhanden ijt.!°) 

$ 1931. Der Überlebende Ehegatte des Erblafjers ift neben Ber- 
wandten der erften Ordnung zu einem Bierteile, neben Verwandten der 
zweiten Ordnung oder neben Großeltern zur Hälfte der Erbſchaft als ge- 
jeglicher Erbe berufen.) Treffen mit Großeltern Ablömmlinge von 
Großeltern zujammen, jo erhält der Ehegatte aud) von der anderen Hälfte 
den Anteil, der nach 8 1926 den Ablömmlingen zufallen würde.) 

Sind weder Verwandte der eriten oder der zweiten Ordnung nod 
Großeltern vorhanden, jo erhält der überlebende Ehegatte die ganze 
Erbſchaft. 

81932. Iſt der überlebende Ehegatte neben Verwandten der 
zweiten Ordnung oder neben Großeltern gejeßlicher Erbe,?!) jo gebühren 
ihm außer dem Erbteile die zum ehelichen Haushalte gehörenden 
Gegenjtände, foweit fe n icht Zubehör eines Grundſtücks find?) 
und die Hochzeitsgeſchenke als Boraus. Auf den Boraus finden 
die für Vermächtniſſe geltenden Vorichriften Anwendung.??) 
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Erläuterungen 


8 1933 24 — 538 1564 ff., 1575. vgl. 88 2077, 2335. 
tirbt ein Ehegatte während des Sheidungs: 
Io efies. bevor ein rechtsträftiges Urteil vorliegt, 10 ift der Scheidungs⸗ 
proge “in Anfehun der Hauptjade als erledigt anzujehen; er fann 
von oder mit den Erben nur wegen der Koſtenpflicht fortgejeßt werden. 
— 628 ZPO. Wenn die Verwandten des während des Scheidungsprozeſſes ver: 
torbenen Ehegatten den überlebenden Ehegatten ER: 8 1933 von der 
„Erbſchaft“ ausiähließen wollen, jo mü fie gegen In in den 
go rmen 5 „gemöhntihen Progelles von neuem kla gen und beweilen, daß die 
orausfegungen des s 1933 vorliegen. 
8 1934 7 1927 und Note. 
8 1085 _ in „geleglicher“ Erbe giant wo »durch Tod eu dem als 
usihliehüng (‘ i38). a Tagung der — 6 1953 
Gröunmärbigteit tbverz ber ben 
Megfall ei nes von een xr inmentserbenz ‚Unwediengsccht) 
® 2094, R 1935 hat den Zwed, au verhindern, daß ein — 2— 
tbe, Bee — ch infolge des We Weglallens eines anderen „er höh 
duch ae e( 1050) oder Auflagen (5 at) ‚ü berichwert“ wird, Der 


daß eine „Über! sun f Grund der Wenjallen enden treffenden „Aus- 
gleihungspftiät N an eintritt. et „Überihwerung‘“ wirb vorge: 

ugt, indem in n} e ung der Pr ae „Auflagen“ jomwie der 
Auspteihungspftiit der Bruchteil der t, um den der Erbteil 


ſich € rhöht, als ein belonderer enter! angejehen werden fol. 
— vgl. Note 10a au S 8 2095. 

8 1936 28) E. 138, 139. — vgl. — Abſ. 2, 1964-1966, 2011, 2104, 2149, 
ferner 3 D. 780 Abi. 2. — r Fiskus oder eine andere juriftifche Perſon 

„ge Slider rbe, jo en 3 Ye das „Urbe Korte des CErblaflers, während 

es onſt n Erben Me 30 Jahre zufteht. dei © 9. 6. 01. 

2% B. gewi IN Angehörige der © ubge en 
ege Alfa trag“. 8 1941. doch können auch in einem 

„Erbve tage“ a feitige —A— enthalten ſein. 

31) pgl. Anhang 1 —— — 8 1922 unter III. — Die näheren Borf riften 
enthalten die 55 2064-2273. vgl. Inhaltsverzeichnis. vgl. ferner Sad: 
LeB egijter unter „Teltament“, N Tekimillige Berfügung“, „Verfügung von 

odeswegen“. 

8 1938 82) ſogen. „Enterbung“. Dann gilt ir die anderen , N 
Erben 8 1955. Dem „Enterbten” erwächſt Pa I: ie ar Forde⸗ 
tung“ des vᷣfrihtteiis nach Maßgabe pofern nicht 
88 2333 ff. zutreffen. 

8 1939 a6 Die näheren Vorſchriften enthalten Die KR 2147—2191. — Der 

€ 


8 1937 


‚Vermädtnisnehmer“ ift nicht wie jamtnadfolger 
des Erb allers, Iondern en aldene er it Gläubiger des 
Erben (vgl. Anhang 1 gu 5 8 1922 unter II am Ende und Note 1 zu $ 398). 
fann jedoch au m Erben felbit ein Vermächtnis zugewendet werden, en 
„Vorauspermä an 3 2150. — J im Teſtamente nichts wei ter als 
ein „Bermädtnis“ def immt, jo jteht das „Erbredt“ ben „gelegliden 


Erben“ u, und dieje find mit dem Bermäditnifle , ‚beichwert‘ 
8 1940 84 vgl. 7 525 ff. und Noten 2192-2196. 
8 1941 zweiſeitiges — t. vgl. dagegen 8 1937 und Note. 
—— iſt auch Erbvertrag“ 3. 


Anhang 1 „8 & 1922 unter III. — Die lc en 
enttten 8 2274— vgl. namentlih au gen ntung von 
Todeswegen), 8 2302 — eines vgttageman en — auf das 
Recht, von odeswegen zu verfügen). — Zu Inter? beiden vom „Erb: 
vertrag“ it das rArxinſchaft Zeitament“ ( a ray denn leßteres 
it widerruflid (vgl. Note zu $ 2271), was der Erbvertrag in der Regel 
nit iſt. — Zu unter|heiden vom „Erbvertrag“ ift ferner der a en. 
„Erbihaftsvertrag“ (Note 13 zu $ 312) und der „Erbverziht“ (88 2346 ff. ). 
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Erbfolge 8 1933—1941 


81933. Das Erbrecht des überlebenden Ehegatten jowie das 
Recht auf den Boraus ift ausgeſchloſſen, wenn der Erblafjer zur Zeit 
leines Todes auf Scheidung wegen Verſchuldens des Ehegatten zu 
Hagen beredtigt war :*) und die Klage auf Scheidung oder auf Auf: 
hebung der ehelichen Gemeinfchaft erhoben hatte.2°) 

8 1934. Gehört der überlebende Ehegatte zu den erbberechtigten 
Verwandten, jo erbt er zugleid als Verwandter. Der Erbteil, der ihm 
auf Grund der Verwandtichaft zufällt, gilt als befonderer Erbteil.2°) 


Ss 1935. Füllt ein gejeglicher Erbe vor oder nad) dem Erbfalle 
weg und erhöht fi infolgedeljien der Erbteil eines anderen geſetzlichen 
Erben, fo gilt der Teil, um welden fi) der Erbteil erhöht, in Anjehung 
der Vermächtniſſe und Auflagen, mit denen diefer Erbe oder 
der wegfallende Erbe beſchwert ift, jowie in Anjehung der Yusglei- 
Hungspflidt als befonderer Erbteil.?') 

81936. Iſt zur Zeit des Erbfalls weder ein Verwandter noch 
ein Ehegatte des Erblafjiers vorhanden, ſo ift der Fiskus des Bundes- 
ftaats, dem der Erblafjer zur Zeit des Todes angehört hat, gejeglidher 

Erbe.) Hat der Erblafler mehreren Bundesitaaten angehört, jo iſt der 
Fiskus eines jeden diejer Staaten zu gleihem Anteile zur Erbfolge 
berufen. 

Mar der Erblaffer ein Deutjcher, der feinem Bundesitaat ange- 
börte,2°) fo ift der Reichsfiskus geſetzlicher Erbe. 

8 1937. Der Erblaffer kann dur einjeitige Berfügung ?°) von 
TIodeswegen (Teftament, letztwillige Verfügung) den Erben bejtimmen.??) 

F 1938. Der Erblaljer fann durch Teitament einen Verwandten 
oder den Ehegatten von der gejetlihen Erbfolge ausſchliehen,““) ohne 
einen Erben einzujegen. 

81939. Der Erblajler fann dur Teftament einem anderen, 
ohne ihn als Erben einzufegen, einen Vermögensvorteil zuwenden 
(Bermädtnis).’®) 

819490. Der Erblafier fann durch Te ſt ament den Erben oder 
einen Bermädtnisnehmer zu einer Leiſtung verpflihten, ohne 
einem anderen ein Recht auf die Leiftung zuzumenden 
(Auflage).’*) 

81941, Der Erblafjer fann dur Bertrag?) einen Erben 
einjegen jowie. Bermädtnijje‘‘) und Auflagen anordnen 
(Erbvertrag).?”) 

Als Erbe (Bertragserbe) oder als Bermädtnisnehmer fann ſowohl 
ber andere Vertragſchliehende als ein Dritter bedacht werden. 
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Erläuterungen 


8 1942 dur) Geſetß (88 1924 AlnE Te tament ($ 1937), Erbvertrag (8 1941). 
1922, 2139, ferner ang 1 zu $ 1922 unter II. — Der 
Anfal nie den vorläuf igen Erwerb der Erbſchaft; eilt nad der 
auonne oder — was ber dan gleichſteht — nad Ab lauf der 
Aus ie ohne aß die U us ven begrindee erflärt worden, 
ift der durh das „Ausſchlagungsrecht“ des E rundete © Gwebegu- 
Kand heenbigt und teht feit, wer „en nur Erbe fit. yon 
1944, 1952. — Die „Aus Hlagung“ einer *— ft kann ein dadur eihädig- 
ter Glausı er bes Erben nicht anfehten. — y un terie eiben 
von der Husihlagung einer angefallenen Erofäat (innerhalb 
— ) ift die Veräußerung einer bereits Snkektere 
erworbenen, wegen Ablaufs der Friſt „nicht mehr ausihlagbaren” Erb 
®. an den nah dem Ausſch agenden zunächſt berufenen Erben B 
* brauche des gewöhnlichen Lebens wird auch dieſe „Veräußerung“ 
Im ranöpettauie des au Gunjten des B“ genannt. vgl. $ 2385. u 
unferiheiben von der „Ausihlagung“ einer an lade: enen gi. 
ſcha t iſt ferner der Erbverzicht auf eine „„utünftige 8 57) 
usihlagun „an Gunften eines anderen“ tft nit „Shen Hal ( 517): 
dgl. auch Note u 8 516. 


. 138, en 
4 oh hl aber eine ihm auf Grund „Teſtaments“ angefallene. Der 
} Sistus, der nicht ausſchlagen Tann, — für die „Nachlaßverbindlichkeiten“ 
natürlich auch niemals weiter als der reiht. 


8 1943 5) fei es pur ausdrüdl Rx e —— ſei es Au je end Fre 
erfennbare ——W ung des Annahme-Willens (dur) | üllipe 9° 
lungen), 3. ®. durd) Beſorgung von Erbihafts-Geihäften in Dice eife, N 
Daraus be 4 nnahme:- illen Dernorge) t. vgl. Anhang 1 zu 8 1967 unter 
B und 8 1959 nebit Note 36, auch 8 1957 Abſ. 1. „Wer angenommen bat, 
fann night mehr ausilagen“ ( C). 


ogl. Anhang zen 5 unter B und 8 1944. Die Annahme und 
Ausihloguss einer Erbihe jest volle Gef — Seihäftsrs (Boll: 
jährigkeit) voraus. Für —— und ‚beihrän geſchäftsfähige 


(insbejondere minder ührige) Perſonen ( 104-106 114) fönnen , 
nahme“ und „Ausſchlagung“ nur dur bie jeglichen Vertreter erfolgen. 
— Über das Recht der Ehefrauen zur Die sung 1 und Annahme 5 1406 ! 
1453, 1519, 1525, 1549. — Eltern bebürfen zur „Yu shlagung —3*— ht aud 
Annahme“) einer Erbidaft für die in ihrer , ‚elter ichen Gewa 
inder der Denebmigung Des Bormundidafts ee s 
1643 Abi. 2 ‚ebenjo der Bormund für fein Mündel 1822 2). Die 
ormuntiheftsrie terlidhe 0x nehmigung muß zur Se der Ab der Ausſchla⸗ 
gungs:Erflärung gegenüber dem Nachla er abge 1945) vorhanden fein; 
nachträgliche Genehm ung, macht die por er abgegebene Yusiälagungs-Ertiä- 
rung —28 wir Ben ( . Gormundi ftsgeriht nit recht⸗ 
zeitig innerhalb der ſe nögigen — (8 1944) enticheidet, fo ift dies als 
„Höhere Gewalt“ anzujehen, und es verlängert ja A „die Seift um die Zeit 
der vormund haftsrihterlichen Zögerung er der dort ange: 
Kibrte 8 203 2). — Die Annahme oder Ausichl anug einer vor Eröffnung 
des Kontur pl ver fahrens dem Gemeinfhuldner angefallenen e — 
(der Dermägtnilles) Nebt nur dem Gemeinjhuldner zu. Cine € t 


ur 


Vermädtnis), die Gemeinihuldner erft während des Konfursver- 
ahrens anfällt, ehört nicht zur Konkursmaſſe, denn dieſe umfaßt nur das 
ur Zeit der Kon urseröffnung vorhandene Vermögen. Alſo aud im le&teren 
Falle fteht Xu Annahme und Ausihlagung nur dem Gemeinichuldner zu 


9, 18 
1944 ’ A fein eſetzlicher Vertreter. 
5 ob er ain gehenche 88 1924 ff.) oder durch Teit tament (5 1937) 
oder durch Erbvertrag ($ 1941) „berufen“ iſt. — Betr. die „Ausſchla⸗ 
gungst ii, 


für den Naderben vgl. 55 2139, 2142 nebit Noten. 
88 2260 ff., 2300. 


2 
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Annahme und Ausfchlagung der Erbichaft 8 1942-1949 


Zweiter Albfchnitt. 
Rechtliche Stellung des Erben. 





Erfter Titel Annafme nnd Ausſchlagung der Erbſchaft. 
Sürforge des RNachlaßgerichts. 


81942. Die Erbihaft geht auf den berufenen!) Erben unbe- 
Be des Rechtes über, fie auszujhlagen (Anfall der Erb: 

oft). 

Der Fiskus) fann die ihm als geſetzlichem Erben ange: 
jallene Erbſchaft niht ausihlagen“*) 

51943, Der Erbe fann die Erbidaft nicht mehr ausichlagen, 
wenn er fie angenommen bat) oder wenn die für die Ausichlagung vor: 
geihriebene Friſt verftrihen iſt; mit dem Ablaufe der Friſt gilt die Erb- 
Ihaft als angenommen.°) 

81944. Die Ausihlagung kann nur binnen jehs Woden er- 
folgen. 

Die Frift beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Erbe’) von 
dem Anfall und dem Grunde?) der Berufung Kenntnis erlangt. 
St der Erbe durch Verfügung von Todeswegen berufen, jo beginnt Die 
Friſt icht vor der Verkündung der Verfügung?) Auf den Lauf 
der Krift finden die für die Verjährung geltenden Vorfchriften der 
88 203, 206 entiprechende Anwendung. 

Die Friſt beträgt fehs Monate, wenn der Erblafier feinen letzten 
Wohnfig nur im Auslande gehabt hat !°) oder wenn fih der Erbe bei 
dem Beginne der Friſt im Ausland aufhaält.'') 

$ 1945. Die Ausſchlagung erfolgt duch Erklärung gegenüber 
dem RNachlaßgerichte;2) die Erklärung ift in öffentlich beglaubigter 
Form abzugeben.'®) 

Ein Bevollmädtigter bedarf einer öffentlich beglaubigten Boll- 
macht. Die Vollmacht muß der Erklärung beigefügt oder innerhalb der 
Ausihlagungsfrijt nachgebracht werben. 

8 1946. Der Erbe fann die Erbihaft annehmen oder ausſchlagen, 
ſobald der Erbfall *) eingetreien ijt.'°) 

81947. Die Annahme und die Ausſchlagung können nit unter 
einer Bedingung oder einer Zeitbeftimmung erfolgen.!®) 

81948, Wer durch Verfügung von Todeswegen !’) als Erbe 
berufen ift, fan, wenn er ohne die Verfügung als gejeglicher Erbe be- 
rufen fein würde, die Erbſchaft als eingejegter Erbe ausihlagen und 
als gejeglicher Erbe annehmen.'?) 

Mer dur Tejtament und dur Erbvertrag als Erbe berufen ift, 
fann die Erbihaft aus dem einen Bernfungsgeund annehmen und aus 
dem anderen ausichlagen. 

81949, Die Annahme giit als nicht erfolgt, wenn der Erbe über 
den Berufungsgrund !°) im Irrtume war. 
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Erläuterungen 


‚ 10) aud) wenn er im Jnlande, 3. B. in einem deutfchen Babeorte, ge- 
orben ift. — Deutſches Schubgebiet K im Sinne dieſer Vorſchrift auf Aus: 


1) 3. B. auf einer Reiſe in Stalien. 


» 


8 1945 i vol Anhang 1 3u $ 1922 unter 1. B. 
$ 1946 14 Koh des Erblaſſers ($ 1922). vgl. 8 2142. 
15) vorher nicht. 
8 1947 16) Bei Vermeidung der Unwtrfjamteit. S 158—163. | 
5 1948 m y) „zeitament“ oder „Erbvertrag“ (vgl. Anhang 1 zu 8 1922 unter 


28) „Will der Sohn nicht Tegtwillig erben, fann er doch als Sohn 
(gefegti: erben“ (C). Bon der Erfüllung der im Tejtament uſw. an- 
eordneten Vermächtniſſe und Auflagen wird er aber dadurh nicht frei. 
8 2161, 2192. 
8 1949 Note 8 
„Will Ser Sohn das Zetament ausiäjlagen und als Sohn (ge- 
jegli © dad erben jo mag er es jagen 
$S 1951 ME, ® ‚al 5 Is Ehefrau und Nichte des Slaſſers. 88 1927, 1934. 
ote 8 


Mer den Tejtamentsteil ausiählägt, fann den Verwandten: 
teil geleatigen Erbteil) annehmen“ (C). 

8 1953 24) Die Ausihlagung Hat aljo rüdmwirtende Kraft. vol. 8 1935 
und oben Tote 2. — Die Ausihlagung ift nicht widerruflid, fie iſt Dagegen 
unter Umjtänden „anfechtbar“, 5 1954. 

2) aljo mit dem Tode des Erblaffers. 1922. 
2°) Yalls biejer jed on vor der Mitteilung des Nachlaßgerichts 
Kenntnis von dem Anfall der Erbihaft an ihn erlangt, beginnt Die 
Be ir on wie mit der Kenntnis (8 1944). 

5 1954 27) 4 19 1955. — Eine ge chtung wegen „Zrrtums“ 
über die ꝛe — iſt nice ng: nn dies 5 Mt ein rechtlich 
unerbeblidher „ Irtum im Anhang 7 zu $ 119 unter A. 
— Die Gläubiger des Er en önnere "hie von diefem erklärte „Aus: 
Itagung” einer ihm angefallenen Erbihaft niht anfedhten. 

28) pgl. Noten 10 und 11. 





(Fortsetzung von Seite 576) 


12. Ein Grundstück, dessen Teilbarkeit nach den Vorschriften des öffent- 
lichen Rechtes boschränkt ist, kann nicht ohne Genehmigung der zuständigen Ver- 
waltungsbehörde einem anderen Grundstücke dieser Art hinzugeschlagen werden. 


Zu Art. 148 Abs. 1 Einf.-Ges. Form der Auflassung etc. 


818. Die Auflassung eines Grundstilcks sowie die zur Bestellung oder Über- 
tragung eines Erbbaurechts nach $ 878 des Bürgerlichen Gesetzbuchs erforderliche 
Einigung kann, soforn das Grundstück in Sachsen liogt, von den Beteiligten bei 
gleichzeitiger Anwesenheit vor jedem deutschen Amtsgericht oder vor 
einem deutschen Notar erklärt werden. 


Zu Art. 68 Einf.-Ges. Abbaurecht. 


$ 14. Ein Grundstick kann mit Genehmigung dos Justizministeriums in der 
Weise_belastet werden, dass demjenigen, zu dossen Gunsten die Belastung erfolgt, das 
veräusserliche und vererbliche Recht zum Abbau eines den bergrecht ichen Vor- 
schriften nicht unterliegenden Minerals zusteht (Abbaurecht). (Es folgen die näheren 
Vorschriften in $$ 15—17.) 


Zu Art. 135 Einf.-Ges. Ausdehnung des $ 26 der Gewerbeordnung. 


28. Die Vorschrift des $ 26 der Gewerbeordnung findet auf Eisenbahn.. 
Dampfschiffahrts- und ähnliche Unternehmungr'en, welche dem öffent- 
lichen Verkehre dienen, entsprechende Anwendung. (Vgl. oben Seite 290 unter FE.) 


(Fortsetzung folgt Seite 606) 


— 596 -- 


Annahme und Ausichlagung der Erbfchaft 8 1950-1954 


Die Ausihlagung erjtredt fih im Zweifel auf alle Berufungs: 

gründe, die dem Erben zur Zeit der Erflärung befannt find.?°) 

51950. Die Annahme und die Ausihlagung können nicht auf 
einen "Teil der Erbichaft beichränft werden. Die Annahme oder Aus- 
Ihlagung eines Teiles ift unwirkfam. 

K195L Wer zu mehreren Erbteilen berufen ift,2!) fann, wenn 
die Berufung auf verfhiedenen Gründen beruht,22) den einen Erb- 
teil annehmen und den anderen ausichlagen.?°) 

Beruht die Berufung auf demfelben Grunde, jo gilt die An- 
nahme oder Ausichlagung des einen Erbteils auch für den anderen, jelbit 
wenn der andere erjt jpäter anfällt, Die Berufung beruht auf dem⸗ 
ſelben Grunde auch dann, wenn fie in verſchiedenen Teſtamenten oder 
vertragsmäßig in verfchiebenen zwiſchen denjelben Perjonen geſchloſſenen 
Erbverträgen angeordnet ilt. 

Gebt der Erblaffer einen Erben auf mehrere Erbteile ein, jo kann 
er ihm durch Verfügung von Todeswegen geftatten, den einen Erbteil 
anzunehmen und den anderen auszujchlagen. 

F 1952. Das Recht des Erben, die Erbihaft auszuſchlagen, ijt 
vererblich. 

Stirbt der Erbe vor dem Ablaufe der Ausſchlagungsfriſt, jo endigt 
die Yrift nicht vor dem Ablaufe der für die Erbihaft des Erben vorge: 
Ihriebenen Ausihlagungsfrift. 

Bon mehreren Erben des Erben fann jeder den feinem Erbteil 
entiprechenden Teil der Erbſchaft ausichlagen. 

1953. Wird die Erbihaft ausgejchlagen, fo gilt der Anfall an 
den Ausichlagenden als nicht erfolgt.”*) 

Die Erbſchaft fällt demjenigen an, welcher berufen fein würde, 
wenn der Ausihlagende zur Zeit des Erbfalls nicht gelebt Hätte; der 
Anfall gilt als mitdem Erbfall erfolgt.) 

Das Nachlaßgericht ſoll die Ausihlagung demjenigen mit- 
teilen, weldem die Erbſchaft infolge der Ausihlagung angefallen 
ft.) Es hat die Einſicht der Erklärung jedem zu geftatten, der ein 
rechtliches Intereſſe glaubhaft macht. 

8 1954. Iſt die Annahme oder die Ausſchlagung anfechtbar, ſo 
kann die Anfechtung nur binnen ſechs Wochen erfolgen.?”) 

Die Zrift beginnt im Falle der Anfechtbarkeit wegen Drohung 
mit dem Zeitpunft, in welddem die Zwangslage aufhört, in den übri- 
gen Fällen mit dem Zeitpunft, in welchem der Anfechtungsberedhtigte 
von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis erlangt. Auf den Lauf der Frift 
finden die für die Verjährung geltenden Vorjhriften der 88 208, 206, 
207 entiprechende Anwendung. 

Die Friſt beträgt jehs Donate, wenn der Erblaſſer feinen Tegten . 
Wohnfig nur im Auslande gehabt hat oder wenn ſich der Erbe bei dem 
Beginne der Friſt im Ausland aufhält.?®) 

Die Anfehtung it ausgefhlofjen, wenn feit der Annahme 
oder der Ausihlagung dreißig Jahre verjtrichen find. 
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8 1959 


8 1960 


“nn —* La , 32 -.. 


Erläuterungen 


20 Anhang 1 zu 8 1922 unter I. B. 
go 1944, 1954, 195 


DD. 
t anfiht, bat ſich ſchon entſchieden“ (C). 
32 ngl. Note 


s3) mohl a B. gegen den ‚Austohpfleger" oder „Zeitamentsvoll- 
itreder“. 88 1960 Bert 2, 3, 1961, 2213 Abi. 2 
34) vgl. Anhang 1 di 8 1967 unter A. — Bor „Annahme“ der Erbichait 
dienen zum Schutze des Erben SS 239, 246 3PO., wonad die beim Tode 
des Erblajlers anhängigen Prozeſſe unterbrochen werden, ausgenommen 
wenn der Erblaſſer durch einen tozehbevollmädtigten vertreten 
war; jedoch fann auch in legterem Halle jowohl der Prozekbevollmäd;: 
tigte wie die Gegenpartei die Auslegung des Verfahrens beantragen. 
Zum Schutze der Nahlakgläubiger gesen Verzögerungen dienen (abgejehen 
von $ 239 Abi. 2 ZPO.) 8 161 BGB. und $ 779 Abi. 2 ZPO. (Beitellung 
eines Bertreters für die bereits zur Zeit des Todes des Schuldners begonnene 
Zwangspollitredung). vgl. Anhang 1 zu 8 1967 unter B. — vgl. auch 88 2014, 
2015. Betr. die dort behandelten „auffhiebenden Einreden“ zum 
Schutze des Erben ſowohl vor wie nah Annahme der Erbidaft und 
über we entſprechenden Sicherungsmaßregeln zum Schuge der Nadhlakgläubiger 
vgl. Anhang 1 zu $ 1967 unter J. — Wer einen Aniprud gegen einen Erben, 
als ſolchen, geltend machen will, FA gut tun, zu behaupten und unter Beweis 
u ſtellen, daß der Erbe die Eröſch aft „angenommen“ habe. Ob diefe Be: 
uptun notwendig fei, iſt jtreitig. 
alio p als „p oılü u er Erbe“ 0 Zinne — —* d de 
ote 5 ie ‚Se orgung erbſcha r € wird in der 
Regel auf kem Willen des E g en ftangunehbmen, 
sten HE 3. D- von E „ananf Siebe Se Belorgt (Beerdi- 
stoiten ann feine nur fein, den Nachlaß vor Schaden 
ve ren oder das Andenten des Beritorbenen zu in Jedenfalls wird 
t Erbe, der innerhalb der 6 wöchi igen Ausſchlagungsfriſt CR u rbſchafts⸗ 
ſchäfte beſorgt, wenn er ſich die Ausſchlagung haft potbe: 
* Iten will, gut tun, dies bei Vornahme der Geſchäfte ausvrüdtihs 
Bands „Wide D Du nicht wirt © Gröe fein, miſch Did nit in die Erbj on 
ein“ (C) ür die Anwendun s 5 1959 ift nur Raum, wenn die Belor: 
Es — —5 — Geſchäfte —X mſtänden des Falles nidt als „An- 
haft anzuſehen ſide 
3 —* den Begriff „Verfügung“ vgl. Anhang 1 zu 8 104 unter 


1.7 
„“Bertauftes Nachlaßwildpret bleibt verkauft“ (C). 
"58 . Kündigung einer Wohnung, eines Darlehns. 
h. alla enüber es „vorläufigen“ Erben im Sinne der Note 2. 
#1) vgl. Anha ang 1 zu 1922 unter I. B. Außerdem jedes andere 
Amtsgeridt, lien Bezirle das Bedürfnis der Fürſorge bernor- 


tritt (S 74 —5 — "und dr B. iJ Kern Sm allg eines Amtsgeridts am 
Orte das „Dorf er “ (Art r356.). — allgemeinen ge das BGB. 
davon aus, r ie Ba vers eder Beteiligten 
it und amtlıdes Einſchreiten des Reateb richte nur in bejonderen Fällen 
itattfindet, 3. 2. 8 1960, vgl. 40. urch Die Worte „joweit ein Bedürfnis 
beſteht“ iſt * prattiſchen Grnefen, —* achebgerichts der freieſte Spiel 
raum gelajjen, wenn 3. B. von mehreren Erben einer die Sorge 

ben Nadjlak übernimmt, jo fann das Geridt hierin eine ang emeſſene Ir 
jorge für Die anderen (unbeftannten ujw.) Erben erbliden, es fann 
aber aud) gemäß 8 1960 einjchreiten. — Über die Siherung bes Rachlaffes von 


Auslündern enthalten die Staatsverträge (außer 8 — Vorſchriften. 


— fiber die Sicherung des Nachlaſſes eines Aanitäne r Shiffsmamns wäh. 
rend ber Reie 8 65 Seemannsordnung vom 2. Tuni 1902. 

Urke te oeleitig Er der Giegel wird mit Gefängnis bis zu 
6 Mona ws Beate (8 136 
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Flirforge des Nachlafgerichts 8 1955-1963 


81955. Die Anfechtung der Annahme oder der Ausihlagung 
erfolgt dur Erklärung gegenüber dem Nachlahgerichte.) Yür Die 
Erklärung gelten die Vorichriften des 8 1945. 

81956. Die Berfäumung der Ausihlagungsfrift fann in gleidher 
MWeife wie die Annahme angefodhten werden.:‘) 

$ 1957. Die Unfehtung der Annahme gilt als Ausichlagung, die 
Anfechtung der Ausſchlagung gilt als Annahme.:') 

Das Nachlaßgericht ſoll die Anfehtung der Ausihlagung 
demjenigen mitteilen, weldem die Erbidaft infolge der Ausihlagung 
angefallen war. Die Vorſchrift des 8 1953 Abi. 3 Sat 2 findet An- 
wendung. 

81958. Bor der Annahme der Erbichaft ?:) Tann ein Anſpruch, 
der no gegen den Nachlaß richtet, nicht gegen den Erben?) gerichtlich 
geltend gemacht werden.®*) 


8 1959. Beſorgt der Erbe vor der Ausihlagung °°) erbſchaftliche 
Gekhäfte, se) fo ijt er demjenigen gegenüber, welcher Erbe wird, wie ein 
Gejhäftsführerohne Auftrag beredtigt und verpflichtet. 

Berfügt °’) der Erbe vor der Ausichlagung über einen Nadlap- 
gegenitand, fo wird die Wirkſamkeit der Verfügung durch die Ausichla: 
gung nicht berührt, wenn die Verfügung nicht ohne Nachteil für den 
Nachlaß verihoben werden fonnte.?®) 

Ein Rechtsgeſchäft, das gegenüber dem Erben als ſolchem vorge: 
nommen werden muß,?°) bleibt, wenn es por der Ausihlagung dem 
Ausihlagenden gegenüber *°) vorgenommen wird, auch nad) der Aus- 
ſchlagung wirfjam. 

81960, Bis zur Annahme der Erbihaft Hat das Nachlaß⸗ 
gericht) Für die Sicherung des Nachlaſſes zu ſorgen, ſoweit ein Be— 
dürfnis beſteht. Das gleiche gilt, wenn der Erbe unbekannt oder wenn 
ungewihß iſt, ob er die Erbſchaft angenommen hat. 

Das Nachlaßgericht kann insbejondere die Anlegung von Gie- 
gein,‘2) die Hinterlegung ‘:) von Geld, Wertpapieren und Kojtbarfeiten 
\owie die Aufnahme eines Narhlakverzeichnifies anordnen und für den- 
jenigen, welcher Erbe wird, einen Pfleger (Nahlappfleger) bejtellen.**) 

Die Vorschrift des 8 1958 findet auf den Nachlaßpfleger feine An- 
wendung. 

81961. Das Nachlaßgericht hat in den Fällen des $ 1960 Abf. 1 
einen Rachlabpfleger zu beitellen, wenn die Beitellung zum Zwede der 
gerichtlichen Geltendmadhung eines Anſpruchs, der fi) gegen den Nach— 
laß richtet, von dem Berechtigten beantragt wird.*) 

1962. Für die Nahlakpflegihaft tritt an die Stelle des Vor: 
mundichaftsgerichts das Nadhlapgericht.‘°) 

81963. Iſt zur Zeit des Erbfalls die Geburt eines Erben zu 
erwarten,‘') fo fann die Mutter, falls fie außerjtande ijt, ſich ſelbſt zu 
unterhalten, bis zur Entbindung ftandesmäßigen Unterhalt *) aus dem 
Nachlaß oder, wenn noch andere Perſonen als Erben berufen find, aus 
dem Erbteile des Kindes verlangen. Bei der Bemejlung des Erbteils 
it anzunehmen, daß nur ein Kind geboren wird.*) 
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Sr alle 


1965 
1967 


Erläuterungen 


8 1962, Für den Nadhlahpfleger (Bileger des Erben) gelten die 
Vorſchri fen über „, Nilegihaft“ mit der aus $ 1962 ſich ergebenden Mahgabe; 
vgl. SS 1913, — — Ay demgemäß — 88 1502, 1806 if. 1812. 
1521, 1822, ferner Ss 75 RG, Aufgabe des nad 8 1960 beitellten Nacdlak- 
pflegers it, den Erben * — und ben NRachlaß für * zu 
„erhalten“ und zu diejem Zwede zu verwalten. vgl. 
5012, 2017. Zur , A einer Nadjlakforderung bedarf ber Nach; 
pfleger ber Genehmigung des Nachlaßgerichts — Ein Berbot von „Sie 
ung und \nventur“ jeitens bes Erblajjers iſt für das Nadı * 
— nicht — — Der Erblaljer kann die Siegelung und ſonſtigen 
iherungsmaßregeln des 8 1960 jedod verhindern, wenn er einen „Teſta— 
mentspollitreder“ ernennt. 88 2197 ji, namentlich ‚2205. — Die 
Nachlaßpflegſchaft“ im Sinne des 8 1960 Sicjerungspfl Ida ) iſt zu ar 
Ieiben von Der Nalahpilen \haft „zum } riedigung de 
ahlakglä er Haclapvermaliung) SS 1975 ff., 1981. 
15) ngl. an! oten. 
* vgl. sie 44. 

ı) 8 1923 Abi. 2. — : 1963 gilt niht nur für die „Witwe des Erb: 
lajlers“, ſondern rn jede jhwangere Mutter, deren Kind, falls es ge 
boren wird, ee 

8 161 
4) Sm alle Der Totgeburt oder Fehlgeburt findet feine Rück 
erjtattung ſtatt. 
50 1936. Dieje ————— muß erfolgen, * wenn z. B. wegen 
lUberſchu Pen Des Rachlal es ein Bedürfnis nicht vorlieg 

1 d. 5. betreffende „, Beihluß“ Des Nahlaheeridts und Der auj 
(Grund deſſen ausge eitellte „Erbihein“, SS 2353, 2365. 

»2) Diefe „Bermutung“ tan der wahre Erbe jederzeit durch 
Gegenbeweis mibderlegen und ben „Erbidaftsaniprud“ —* der 
30jä 'stons gen den Fiskus geltend maden. 88 2018 fi. 


ı) vgl. Unhang 1 zu 8 1967: Zujammenhbängende Dar: 
tellung betr die Haftung des Erben für die Nadhlakverbindlidhleiten unter 
Hervorhebung der verſchiedenen Standpunfte einerjeits des Erben, anderer: 
jeits der Nadlakgläubiger: 

. „Bor“ Annahme der Erbihajt. 
; rg —— En der ſechswöchigen Überlegungsfrift. 
nnahme der Erbihaft: Allgemeines. 
er Nedhtsbehelfe des Erben zur „Be chränkung jeiner ne “ (Nach: 
lahverwaltung — Nadlaktonturs — Preisgabe des Nachlaſſes 
Pr nee der Nachlajgläubiger (‘ ahlapverwaltung - — Nadı- 
ablonkurs). 
‚ Borausjekung Der — Haftung“ des Erben iſt ein babin 
pehenber orbehalt im Urteile. 
orbereitungsmahregel jür die zu ergreifenden Schritte jowohl bes 
_ „Erben“ wie der „Nachlaßgläubiger“ iſt Fi Nachlaßinventar. 
H. Vorbereitungsmaßregei für das unter G bezeichnete „Nachlaßinventar“ 
iſt das Nufgebot Der Ne re 
J. Aufſchieben de Einreden des Erben während der Errichtung des Inven— 
tats“ und des „Aufgebots der Nachlaßgläubiger“ als vorläufiges 
Abwehrmittel gegenandrängende Nahlakgläubiger. 
K. Bejonderheiten betr. Die Gejhäftsverbindlicdfeiten, wenn der 
Erbe ein zum Nadlalie gehörendes Handelsgeſchäft Tortjekt. 
l.. Belonderbeiten, wenn mehrere Erben ge in 
M. Day ng des Borerben und bes Nacherben ür die Najlahperbinblichteiten, 
tr die „Haftung der Erben” eines Deutihen, ver jeinen Wohnfig im 
WHuslande bat, E E. 24 yo) 2 — Übergan Bla riften E, 213. — Zuftändigfeit 
bes Gerichts Des legten ohnfikes bes Erbla 
Erben $$ 27, 28 30. 


N m Bi IN 


ers für Klagen gegen Die 
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Nachlaßverbindlichkeiten 81964- 1969 


F1964. Wird der Erbe nit innerhalb einer den Umſtänden 
entfpredienden Friſt ermittelt, jo Bat das Nachlaßgericht teitzuitellen, dak 
ein anderer Erbe als der Fiskus nit vorhanden 1jt.'°) 

Die Feitjtellung "') begründet die Vermutung ‚’?) daß der Yis- 
tus gefeglicdher Erbe jei. 

81965. Der Feſtſtellung hat eine öffentliche Aufforderung zur 
Anmeldung der Erbreihte unter Beitimmung einer UYnmeldungs- 
frift vorauszugehen; die Art der Belanntmahung und die Dauer der 
Anmeldungsfrijt bejtimmen ſich nad den für das Aufgebotsverfahren 
geltenden Vorſchriften.) Die Aufforderung darf unterbleiben, wenn 
die Koften dem Beitande des Nachlaſſes gegenüber unverhältnismäßig 
groß find. 

Ein Erbrecht bleibt unberüdfihtigt, wenn nit dem Nach— 
lakgerihte Binnen Drei Monaten nad) dem Ablaufe der Anmeldungs- 
fit nahgewiejen wird, dak das Erbrecht beſteht oder dak es 
gegen den Fiskus im Wege der Klage geltend gemadt if. Iſt eine 
öffentliche Aufforderung nicht ergangen, fo beginnt die 
dreimonatige Frift mit der gerichtlichen Aufforderung, das Erbrecht oder 
die Erhebung der Klage nachzuweiſen. 

81966. Bon dem Fiskus als gefeglihem Erben und gegen den 
Fiskus als geſetzlichen Erben kann ein Recht erft geltend gemacht werden, 
nahdem von dem Nachlaßgerichte feitgeftellt worden ift, daß ein 
anderer Erbe nicht vorhanden ift. 


weiter Titel. Haftung des Erben für die Nadlaß- 
verbindfihkeiten.") 


I. Nachlaßverbindlichkeiten.) 


51967. Der Erbe haftet für die Nadjlakverbindlichkeiten.?) 

Zu den Nadlakverbindlichteiten gehören außer den vom Erb- 
laſſer Herrührenden Schulden‘) die den Erben als jolden 
tteffenden Verbindlichkeiten, insbejondere die WVerbindlichkeiten aus 
Pilidtteilsrehten, VBermädtniffen?’) und Auflagen. 

8 1968. Der Erbe trägt die Koften Der ftandesmähigen Beerdi- 
gung des Erblaſſers.“) 

1969. Der Erbe ift verpflichtet, Zamilienangehörigen ’) des 
Erblafiers, die zur Zeit des Todes des Erblafjers zu deilen Hausijtande 
gehört und von ihm Unterhalt bezogen haben, in den eriten dreißig 
Zagen nach dem Eintritte des Erbfalls in demjelben Umfange, wie der 
Erblaffer es getan hat, Unterhalt zu gewähren und die Benußung der 
Wohnung und der Haushaltsgegenftände zu geitatten. Der Erblaſſer 
km durch legtwillige Verfügung eine abweihende Anordnung 
teffen. 

Die Vorſchriften über Vermächtniſſe finden entiprechende 
Anwendung.?) 
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Erläuterungen 


2) mu a nk ind Die in wen ir 1967 Ab]. 2 1968 1969, aud) 
8 1963 bezeichneten und die in 8 neten ‚Ma Ifeihuld en“, 

3. ®. Die vom —— — eingegangenen Verbindlichkeiten, 8 2206. 
— ‚Für die Nadlakverbindlichleiten aus Pflichtteilsrechten, Bermädinifien, 
Auflagen enthält BGB. eine Anzahl beionderer Vorſchriften. vgl. Sadregiiter 
unter 10 ö betreffenden Worten, insbejondere 88 1972—1974, 1980, 1991 


).d. 5. grundjäglid unbeſchrünkt, nicht nur mit dem Nach— 
lbaſſe, ſondern auch mit ſeinem eigenen Vermögen, aber beſchrünk⸗ 
bar, d. 'h mit der Möglichkeit, durch gewiſſe „Rechtsbehelfe“ feine MA auf 
den Naſchlaß zu beichränten. vgl. Anhang 1 zu $ 1967 unter C 5 fl. 
+) ſoweit fie nit ausnahmsweile dur den Tod des Shure er: 
löſchen. ogl. 7 Anhang 1 zu 8 1922 unter II, Note dazu. 
8 1932 am Ende. 
8 1968 ) 83101 1615 Abi. 2, 1713 Abi. 2. 
8 1969 ur jolden, nidt auh anderen Bauen, die auf Srund eines 
Vertragsverhältniffes um Hausftand des Exblaſſers gehörten, 3. 3. Geſell⸗ 
Ihafterinnen uſw. ieſe iſt ledigli der Vertrag entſcheidend 
Ale übrigen ‚Nachlaßgläubiger“ gehen alſo dem hier gewährten 
‚Unterhaftsanfprudie der & qmilietangehörigen ( em 1 gechte des Dreißigiten“) 
im N vor. 8 26: K0D. vgl. Note 23 zu 8 
2,8 Il. Anhang 1 zu 8 1967 unter H, und üben die irtung des 
„aufge ots“ insbeſondere 1973, 2015, 2045, 20601. — Bas Berjahren 
regeln 88 989-1000 ZPOD., die au die. Beftimmungen über * „Antrags⸗ 
berechtigung“ geben (Erbe, Teſtamentsvollſtrecker, Nadhlafpileger). Hervor⸗ 
zuheben iſt, daß der tbe den auuigebotsantrag nur jtellen fa ofern 
er nit bereits für die a ala indlichkeiten undejhräntt aftet 
(vgl. 8 2013 nebit Note 83). — Auch die dem Erben befannten ap: 
glaubiger (ja ſelbſt ſolche, die bereits ein rehtsträftiges Urteil 
gegen den Erben erltritten haben) werden mit der „Wirlung des 8 1973“ 
ausgeſchloſſen, falls fie ih im Auf hotsperfahren AR melden. 
— Unterlallung bes ufgebots iſt „Fahrläſſigkeit“, 8 1980 A 


1" 10 326. 3. B. Hypothelengläubiger, landwirtſchaftliches Gefinde 
uſw. wegen on T 





’ 


5 1970 


8 1971 


othetengläubiger werden, jomweit fie eh nur 
an das I unditig" ? Falten wollen, nicht betroffen. Wenn fie aber ihre durch 
die Hypothek geliderte perjö nli be ‚Sorberung geltend maden wollen, 
müſſen ‘) ich am Yufgebotsverfahren me 


8 1973 15) ngl. $ 2013. 
10) was der Erbe beweijen muß, am beiten durch die vor: 
(Sriltsmäßige Errichtung eines „Snoentars“ 88 1993 
das die „Vermutung“ begründet, es feien weitere Nadla gegenftände 
als die angegebenen niet vorhanden ($ 2009), und es ijt dann Sache der 
Gläubiger, diefe Vermutung durch Gegenbeweis zu wiperlogen. 
17) Die vom Erben auf „Prlichtteile, oe und Auflagen“ ge- 
machten Leijtungen können von den dadurch Denahteiligten anderen 
Na [a läubigern angefohten werden abh.* Anfechtungsgeſetz vom 
21. i 1879 bezw. 20. Mat 1898 und 8 222 K 
18) Der Sinn der Vorſchrift ih Einen Üserfäuß des Nachlaſſes, 
der nad) Befriedigung der prißt ausge eat enen“ Gläubiger verbleibt, hat 
der Erbe den ausgeläl ofienen igern nad Maßgabe der Bor: 
Ihriften 88 812 ff., 818 herauszugeben; denn ie Ausſchließung eines Gläu: 
bigers im Aufge otsverfahren ſo zum Schutze bes Erben gegen Haftung 
ür Nachlaßſchulden mit dem eigenen Vermögen, nit aber zu jeiner 
ereiche rung durd den Nachlaß auf Koften von Nadjlapgläubi ın dienen. 
Hervorzuheben iſt, daß bei der Herausgabe der Sachen bezw. Zahlung ihres 
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Aufgebot der Nachlaßgläubiger 8 1970-1974 


HI. Aufgebot der Nachlaßglaäubiger.) 


81970. Die Nahlakgläubiger können im Wege des Yufgebots- 
verfahrens zur Anmeldung ihrer Forderungen aufgefordert werden. 

81971. Pfandgläubiger und Gläubiger, die im Kon- 
kurſe den Pfandgläubigern gleichitehen,!°) fowie Gläubiger, Die bei 
der Zwangsooflitredung in das unbeweglihe Vermögen ein 
Recht auf Befriedigung. aus diefem Vermögen haben,!!) werden, ſoweit 
es ih um die Befriedigung aus den ihnen haftenden Gegenjtänden 
Dandelt, Durch das Aufgebot nicht betroffen.) Das gleiche gilt von 
Gläubigern, deren Anſprüche durch eine Bormerfung'?) geſichert 
find oder denen im Konkurs ein Ausfonderungsteät zu 
ſteht,“) in Anjehung des Gegenjtandes ihres Rechtes. 

81972. Pilihtteilsrtehte, Vermächtniſſe und 
Auflagen werden Durch das Aufgebot nicht betroffen, unbeſchadet der 
Vorſchrift des $ 2060 Nr. 1. 

81973. Der Erbe 5) kann die Befriedigung eines im Aufge⸗ 
boisverfahren ausgeidhlofienen Nadhlakgläubigers injoweit verweigern, 
als der Nachlaß durch die Befriedigung der nicht ausgeſchloſſenen Gläubi- 
ger erſchöpft wird.!°) Der Erbe hat jedoch den ausgeidhloffenen Gläubiger 
vor den Berbindlichkeiten aus Pflihtteilstedten, Ver— 
mädhtnijjen und Auflagen zu befriedigen, es fei denn, daß der 
Gläubiger feine Forderung erſt nah der Berihtigung diefer 
Berbindlichleiten geltend mad t.') 

Einen Überfhuß hat der Erbe zum Zwede der Befriedigung des 
Gläubigers im Wege der Zwangspollftredung nad den Vor: 
\hriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung her: 
suszugeben.!?) Er fann die Herausgabe der noch vorhandenen Nachlaß— 
gegenftände Durh Zahlung des Wertes abwenden. Die redits- 
kräftige Verurteilung des Erben zur Befriedigung eines ausgeſchloſſenen 
Gläubigers wirkt einem anderen Gläubiger gegenüber wie die Befrie- 
digung.'?) 

8 1974. Ein Nadhlakgläubiger,?°) der jeine Forderung jpäter als 
fünf Jahre nad) dem Erbfalle dem Erben gegenüber geltend madt, fteht 
einem ausgeſchloſſenen Gläubiger gleich?) es jei denn, daB Die 
sorderung dem Erben vor dem Ablaufe der fünf Jahre befannt 
geworden oder im Aufgebotsverfahbrenangemeldet worden 
it. Wird der Erblafjer für tot erflärt, jo beginnt die Frift nicht vor der 
Erlaffjung des die Todeserflärung ausiprechenden Urteils. 

Die dem Erben nad 8 1973 Abi. 1 Sat 2 obliegende Verpflichtung 
tritt im Verhältniſſe von Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Ver: 
mädtniffen und Auflagen zu einander nur injoweit ein, als der Gläubi- 
ger im Falle des NRachlaßkonkurſes im Range vorgehen würde. 

Soweit ein Gläubiger nad) 8 1971 von dem Aufgebote nicht be- 
en wird, finden die Vorfchriften des Abi. 1 auf ihn feine Anwen: 

ung. 
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Erläuterungen 


Wertes an die ausgeihlofjenen Gläubiger (gemäß $ 1973 Abf. 2) der 
Erbe eine beftinmte Reihe nfolge nit einzuhalten braudt. 
10) 3. Ft noch Radlabacen im Werke von 1000 ME. da find, da- 
Be zwei aus loſſen e Släubiger mit $orderungen von je 1500 Mt., 
it der Nachla fl t hönft, jobald der eine Gläubiger ein redhtsträf- 
tiges Urteil a feiner Forderung erlangt hat. 


g 1974 1) "Ale 
4 ber nn Fahgfäusiger fh verfhweigen, nehmen fürlieb fie 
mit der Ne igen' 
8 1975 22) Die 88 1975 ff. enthalten die einzelnen Bor aritten über die in 
Anhang 1 zu 8 1967 unter C—F behandelten Rechtsbehelfe: Nachlahverwal⸗ 
Kan A Iabktonturs — Preisgabe des Nachlaſſes, und zwar: a) gemein- 
füge oririften über „ahlabnerme tung“ und „Nachlaßkonkurs 
1975—190, — b) bejondere Vorſchri ten über „Nachla verwaltung“ 
1981—1988, — c) bejondere Vorſchrift ü — tonturs“ 8 1989, — 
d) Borläriften übe über bie en Ohreis ab2 achlaſſes ſeitens bes 
ben zum 3 der Gelriebigung ber ach — E im Wege der 
— auf Grund der Einrede der Ungulänglispteit des Nach⸗ 
laſſes, der er „Erihöpfungs- ober Abzugs-Einrede“ SS 1990-1992. 
2013 nebit Note 83 
Die er behandelte ‚Nahlakpfleginaft ‚sum Zwede ber 
Nahlakverwaltun “it zu unterfcheiden von den 8 1%0 bis 
1962 angeordneten Pflegſchaften zur ‚Sie rung“ des ach alles und a 
— führung“. Semäb 8 1915 finden auch auf Die ar Ba: ⸗ 
legf ajt sum Zwede der — “ für Die 
ji ormun oft — Vorſchriften 1 entipt nmwendung, vgl. 
jedoh 88 1981 bi 8 1%87, au 8 1919. achlaßverwaltung den 
oBS, 1686) ‚Nahlakgläubiger 3u befriedigen“. (88 17 
8 1976 25) Die Nahlakverwaltung und der Nachlaßkonkurs bezwecken einerjeits 
Sicherung des Erben gegen die unbeſchränkte Haltung für die Nachlaßver⸗ 
bindli eiten (mit feinem eigenen Vermögen), andererfeits Sicherung der 
Nahlapgläubiger, daß zu ihrer ———— auch der ganze Nachlaß ver⸗ 
wendet werde. Zur treichung d ieſer Zwecke wird durch die Nachlaßverwal⸗ 
tung“ und den „Nachlaßkonkurs eine Abſonderung der in der Hand des Erben 
vereinigten Vermögensmaljen (Nachlaß — eis enes Bermögen Erben) von 
einander bewirkt. Dieje „Abjonderun jo vorgenommen werden, daß 
der Zuſtand beider Dermögensmallen nr miederhergeftellt wird, wie 
er zur Zeit des Erbfalles war. Um das u Re find die vVor⸗ 


ſchriften ber 5 1976, 1977 ben. v 8 784 3P0 aber „Ber: 
einigung ote 1 zu 8 88 425 01.2, 2a 2, 1063, i 
8 1977 M 25 und 8§ %018 a Rue J 
81978 662 II» insbelgnbste 8 und $ 2013. 
7 und 
8 1979 n urfte der Erbe dies nicht annehmen, jo mn er (abgejehen davon, 
daß er bei Vorliegen der Borausjegungen des 8 Hadenserja Io 


pftli dr i 1) die von ihm bezahlten Sadlahvecbindt — im aka 
tonkur r 1ich geltend machen und erhält dann das, was der Gläubiger 
erhalten haben wide wenn er ihn nicht befriedigt hätte. vol. au 8 2013. 
1980 
5 s1 ojern bie Uberſchuſldung Lediglid auf, „Vermächtniſſen“ und 
„Auflagen“ t (vgl. 1992 und Note dazu), braudt er den Kon- 
ren) t ER ntragen; er fann es aber. — vgl. $ 2013. 
ote 
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Beichhränfung der Haftung Des Erben s 1975-1980 


III. Beihränfung der Haftung des Erben?) 


Ss 1975. Pie Haftung des Erben :’) für die Nachlaßverbindlich— 
feiten "Geihränkt ih auf den Radlap, wenn eine Nahlakpflegihaft zum 
Zwecke der Bejriedigung der Nachlaßgläubiger (Nadhlakverwaltung) 
Bu rme oder der Nadhlaklonturs eröffnet iſt.“) 

S 1976. Iſt die Nahlakvermwaltung angeordnet oder der 
Rach laßkonkurs eröffnet, jo gelten die infolge des Erbfalls durch 
Bereinigung von Recht und Berbindlichkeit oder von Recht und Be: 
laltung erloſchenen NRedtsverhältnijjie als nicht erloſchen.“) 

s1977. Hat ein Nadlakgläubiger vor der Unordnung der 
Nahlakverwaltung oder vor der Eröffnung des Rachlaß— 
tonfurjes jeine Forderung gegen eine nicht zum Nadlajje gehö— 
rende Forderung des Erben ohne dejjen Zuftimmung aufge: 
tehnet, jo it nad) der Anordnung der Nachlaßverwaltung oder der 
Eröffnung des Nachlaßkonkurſes die Aufrehnung als nicht erfolgt anzu- 
ſehen.“) 

Das gleiche gilt, wenn ein Gläubiger, der nihbt Rachlaßgläu— 
biger ilt, die ihm gegen den Erben zujtehende Yorderung gegen eine 
zum Nachlaſſe gehörende Forderung aufgerechnet hat. 

s1978. Iſt die Nahlaßverwaltung angeorbnet oder der 
Na 3 laßfonturs eröffnet, jo iſt der Erbe den Nachlahgläubigern 
für die bisherige Verwaltung des Nadlafjes jo verantwortlich, wie wenn 
er von der Annahme der Erbſchaft an die Werwaltung für jie als Be- + 
auftragter zu führen gehabt hätte.) Auf die vor der Annahme 
der Erbſchaft von dem Erben bejorgten erbſchaftlichen Geſchäfte finden die 
Vorſchriften über die Gejhäftsführung ohne Auftrag ent: 
iprehende Anwendung.”*) 

Die den Nachlaßgläubigern nad) Abſ. 1 zuſtehenden Anjprüche gelten 
als zum Nachlaſſe nehörend. 

Aufwendungen jind dem Erben aus dem Nachlaſſe zu er- 
jefen, joweit er nad) den Worjchriften über den Auftrag oder über die 
Geihäftsführung ohne Auftrag Erjag verlangen könnte. 

$1979. Die Berichtigung einer Nadjylaßverbindlichkeit durch den 
Erben müſſen die Nachlaßgläubiger als für Rechnung des Nachlaſſes 
erfolgt gelten lajjen, wenn der Erbe den Umjtänden nad) annehmen durfte, 
daß der Nachlaß zur Berichtigung aller Nachlakverbindlichkeiten aus- 
reiche, 2”) 

81980. Beantragt der Erbe nicht unverzüglid,’’) nachdem er 
von der Überjchuldung des Nadjlajjes Kenntnis erlangt hat, die Er- 
öfnung des Nadjlaffonturjes,‘') jo iſt er den Gläubigern für den daraus 
entitehenden Schaden verantwortlid. Bei der Bemeljung der Zuläng- 
lihfeit des Nachlaſſes bleiben die Verbindlichkeiten aus Vermächtniſſen 
und Auflagen außer Betracht. 

Der Kenntnis der Überjhuldung jteht die auf Kahrläffigteit be— 
ruhende Untenntnis gleich, Als Fahrläffigkeit ailt es insbejondere, wenn 
der Erbe das Aufgebot der Nadhlakgläubiger “) nicht beantragt, ob- 
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Erläuterungen 
8 1981 3) Mas er zu jeder Zeit (aljo ſelbſt nach Ablauf vieler Fa te nad dem 
Erbfall) kann, ae er nicht bereits He petet —F ſeinem 


eigenen Vermögen) für die Nachlaßverbindlichkeiten haftet (vgl. 8 2013 
nebit Note 83) und falls genügende Maſſe vorhanden iſt. — Über das 
Antragsredit, wenn „mehrere Erben“ vorhanden find, vgl. 8 2062. — Der 
nad 190, 1961 beftellte „Nahlakpfleger“ und der „Zejtaments:- 
vollitreder“ haben nidt das Nedt, die „Nahlakverwaltung“ 
zu beantragen. 

8 1984 ”) „Nadlakverwaltung und Gant (Konkurs) find nahe verwandt“ 
— — Zur Sicherung des Na a) Me gegen unberedhtigte Ber: 
ügungen des Erben über die zum Nachlaſſe gehörigen Grunpvftüde, 
Dnpotheien, Grundjhulden uw. Hat der Nadlakverwalter 
ſchleunigſt Per es nit ausdrücklich vorgejhrieben ijt) im Grundbuche 
die aus 8 1984 fi) ergebende „Berfügungsbeihränftung“ des Erben 
eintra g: n zu laſſen, etwa dahin: „Die Nadlakverwaltung ift einge: 
leitet“. $ 892. 

5) jegt: SS 7, 8 (Unwirtjamteit von Rebtshandlungen bes 
Srben und von Leitungen an den Erben nad Anordnung der Nachlaßver⸗ 
waltung). 

36) Zu Gunſten eines Nadlakgläubigers find fie zuläffig. vgl. 8 784 ZERO. 

8 1985 37) alſo „in Be zu nehmen. B fe autälfig. ogl. 3 

‚:s) falls er den Nachlaß zur Tilgung. der Nachlaßverbindlichteiten für 
ee hält; anderenfalls hat er den „Konkurs“ zu beantragen. vgl. 


s) Dem Erben ilt er nah 88 1915, 1833, 1834 verantwortlid. 
8 1988 ein ik abgejehen hiervon ift fie gemäß $ 1919 aufzuheben, wenn 5 1986 
erfüllt ift. 





(Fortsetzung von Seite 596) 


Zu Art. 96 Einf.-Ges.” Auszug. 


31. Steht mit der Überlassung eines Grundstücks ein Auszugsvertrag in 
Verbindung, so finden die Vorschriften der $$ 1161 bis 1172 des bisherigen Bürger- 
lichen Gesetzbuchs Anwendung. 

Soweit der Vertrag auf Gewährung wiederkehrender Leistungen gerichtet 
ist, besteht die Verpflichtung des Erwerbers des Grundstücks darin, eine ents rechende 
Reallast an dem Grundstücke zu bestellen. Ist in dem Vertrage das ht ein- ‘ 

eräumt, ein auf dem Grundstücke befindliches Gebäude oder einen Teil eines solchen 
Gebäudes zu, bewohnen oder mitzubewohnen öder sonst einen Teil des@rund- 
stücks zu benutzen, so hat der Erwerber eine entsprechende persönliche 
Dienstbarkeit an dem Grundstlicke zu bestellen. 
Abweichende Vereinbarungen sind zulässig. 


Grunädschulden, Rentenschulden. 


38. Die in den bisherigen Gesetzen und Verordnungen für Hypotheken. 
hypothekarische Forderungen, hypothekarische Schulden, hypothekarische Gläubiger 
getroffenen Vorschriften finden, soweit sie neben dem Bürgerlichen Gesetzbuch in Kraft 
bleiben. auf Grundschulden und Rentenschulden, Grundschuldgliäubiger und 
Rentenschuldgläubiger entsprechende Anwendung. 


Zu Art. 200, 218 des Einf.-Ges. Eheliches Güterrecht. 


34. Leben zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes Ehegatten 
nach gesetzlichem Güte. rechte, so treten von dieser Zeit an die Veor- 
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über den Güterstand der Ver- 
waltung und Nutzniessung an die Stelle der bisherigen Vorschriften. 
Das gleiche gilt von den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über @Bter- 
trennung, wenn der Frau die freie Verfügung über ihr Vermögen durch Ehe- 
vertrag vorbehalten worden ist, sowie von den Vorschriften des Bürgerlichen 
Gosetzbuchs über allgemeine Gutergemeinechaft, wenn zwischen den Eheugatten 
allgemeine Gütergemeinschaft besteht, fortgesetzte Gütergemeinschaft 
tritt jedoch nur ein, wenn sie durch Ehevertrag vereinbart wird. 

Die Vorschriften des $ 1435 des Bürgerlichen Gesetzbuchs finden entsprechende 
Anwendung, soweit Rechtsgeschäftenach AblaufeinesJahres seitdem nkraft- 
treten dieses Gesetzes vorgenommen werden oder Urteile in Streitsachen ergehen. 


die nach dieser Zeit anhängig geworden sind. 
(Fortsetzung folgt Seite 618) 
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Beſchränkung der Haftnıtg des Erben | 8 1981-1988 


wohl er Grund hat, das Borhandenfein unbefannter Nachlaßverbindlich— 
feiten anzunehmen; das Aufgebot iſt nicht erforderlich, wenn die Koften 
des Verfahrens dem Beitande des Nachlaſſes gegenüber unverhältnis- 
mäßig groß find. 

81981. Die Nachlaßverwaltung iſt von dem Nachlaßgericht an⸗ 
zuordnen, wenn der Erbe die Anordnung beantragt.’?) 

Auf Untrag eines Nadlobgläubigers iſt die Rachlaßverwaltung 
anzuordnen, wenn Grund zu der Annahme beſteht, daB die Befrie- 
digung der Nachlaßgläubiger aus dem Nachlaſſe durch das Verhalten 
oder die Vermögenslage des Erben gefährdet wird. Der Antrag kann 
nicht mehr geitellt werden, wenn feit der Annahme der Erbihaft zwei 
Sahre veritrichen find. 

Die Vorſchriften des 8 1785 finden feine Anwendung. 

81982. Die Anordnung der Nahlagverwaltung fann abgelehnt 
werden, wenn eine den Koſten entſprechende Mafie nicht vorhanden it. 


81983. Das Nadjlaßgericht Hat die Anordnung der Nachlaß⸗ 
verwaltung durch das für feine Belanntmadhungen beitimmte Blatt zu 
veröffentlichen. | 

8 1984. Mit der Anordnung der Nadhlakverwaltung verliert 
der Erbe die Befugnis, den Nachlaß zu verwalten und über ihn zu ver- 
fügen.) Die Vorſchriften der SS 6, 7 der Konfursordnung finden ent- 
ſprechende Anwendung.) Gin Anſpruch, der ſich gegen den Nachlaß 
richtet, kann nur gegen den Nadjlakverwalter geltend gemacht werden. 

Zwangsvollitredungen und Arrefte in den Nachlaß zu Gunften eines 
Gläubigers, der nicht Nachlaßgläubiger ift, find ausgejähloffen.?®) 

8 1985. Der Nadjlakverwalter hat den Nachlaß zu verwalten 27) 
und die Nadhlakverbindlichleiten aus dem Nachlaſſe zu berichtigen.’®) 

Der Nahlakverwalter ift für die Verwaltung des Nachlaſſes auch 
den Nachlaßgläubigern verantwortlih.?) Die Vorſchriften des 8 1978 
abi. 2 und der 88 1979, 1980 finden entiprehende Anwendung. | 

8 1986. Der Nadjlaßverwalter darf den Nachlaß dem Erben erit 
ausantworten, wenn die befannten Nachlafverbindlichfeiten berich— 
tigt find. 

Iſt die Berichtigung einer Verbindlichleit zur Zeit nit ausführ- 
bar oder ift eine Verbindlichkeit ftreitig, jo darf die Yusantwortung des 
Nachlaſſes nur erfolgen, wenn dem Gläubiger Sicherheit geleiftet 
wird. Für eine bedingte Forderung ijt Sicherheitsleiſtung nicht er- 
forderlih, wenn die Möglichkeit des Eintritts der Bedingung eine jo 
entfernte ift, DaB die Forderung einen gegenwärtigen Vermögenswert 
nicht hat. 

81987. Der NRadhlakverwalter Tann für die Führung feines 
Amtes eine angemefjene Vergütung verlangen. 

81988. Die Nahlakverwaltung endigt mit der Eröffnung des 
Nachlaßkonkurſes.o) 

Die Nachlaßverwaltung kann aufgehoben werden, wenn ſich ergibt, 
daß eine den Koſten entſprechende Maſſe nicht vorhanden iſt. 
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5 1989 


5 1990 


ni 
8 1991 


8 1992 


8 1993 


denen) 


Tr 





Erläuterungen 


1) Die Einzelheiten über Nachlaßkonkurs, insbelondere über die 
„nangordnung" der Nachlaßgläubiger, enthalten die SS 214 
bis 235 RO. — vgl. auch 8 2013. 

12) was der Erde beweijen muß. vgl. Note 16. — Yür die 
rage, ob eine den „Aoften“ entipredende Malle vorhanden ilt, fommt es 
ediglih auf den Zeitpunft an, in dem die Einrede der „Verweigerung“ aus 

8 1990 erhoben wird. 

13) und folglich, da der „Nachlaß ein „Snbegriffnon Gegenftänden“ 
ift, dVem Gläubiger gemäß $ 260 ein „Nachlaß⸗Verzeichnis“ vorzulegen. 
— Im übrigen vgl. betreffend den in den 88 1990, 1991 behandelten Redts- 
behelf des Erben zur Celtendmadung feiner „auf den Nachlaß beichräntten 
ns (Preisgabe des Nachlaſſes) das Anhang 1 zu 7 unter D3 

agte. — vgl. auch 8 2013. — Hervorgehoben jet: Die Einhaltung einer 
Reihenfolge over die Sorge für die verhälinismäpige Befrie: 
digung der a ae Gläubiger liegt dem Erben nicht ob 
(vgl. jedch 5 1991 Ab]. 4). — Das dem Erben in den Fällen der 1973, 
1989 gegebene Red, die „Herausgabe“ der Saden Durh Bezahlung 
ihres Wertes „abzuwenden“, jteht dem Erben im alle des 8 19% 


Ht zu. 

44) Durh die „Herausgabe des Nablafes zum Zwede der 
Befriedigung des Gläubigers im Wege der Zwangspollftredung“ 
wird im Verhältnis des Erben zu dem betreffenden „einzelnen“ Gläu: 
biger die Abſonderung des „Nachlaſſes“ von dem „übrigen Vermögen des 
Erben“ ingleider Weiſe herbeigeführt, wie bei der „Nachlaßverwaltung“ 
und beim „Nachlaßkonkurſe“ gegenüber „allen“ Gläubigern de l. 8 1976 
und Note); hieraus ergeben ſich die Beitimmungen des $ 1991 br 1 und 2. 
— vgl. au 8 2013. 
45) pgl. Note 19. 
s) Die vom Erblafjer herrührenden (bei feinen Lebzeiten entitan- 

chulden gehen den Forderungen der „Diliätteilsberedtigten“, und 
Ieätere wiederum gehen Den tgorderungen der „Bermädtnisnehmer “und aus 

uflagen“ im Range vor. ieje Keibenfolge muß der Erbe kei 
Befriedigung der Nahlakgläubiger innehalten Abgeſehen Hier: 
Io n gilt Note 43. — vgl. 88 224, 226 KO. betr. die Rangordnung der Rad 
abgläubiger. 

17) d. 5. auch wenn eine den „KRolten“ entſprechende Maſſe 
vorhanden ift. 

13) ogl. 8 2013. — $ 1992 findet Anwendung, wenn die Überjchuldung 
des Nachlaſſes Lediglich ie „Vermächtniſſen“ und „Auflagen“ Der die 
übrigen „Nadlakverbindli teiten“ aljo gededt find. n einem jolden 
Halle darf angenommen werden, daß der Erblaljer, wenn er dieſe Gefahr vor: 
ausgejehen Hätte, die Vermädtnille und Auflagen in geeigneter Meile ge: 
Fürgt hätte. Das welch gi t daher in 8 1992 dem Erben (abgejehen 
von der Befugnis, die „Nahlakverwaltung“ oder den „Nachlaßkonkurs“ zu 
beantragen) das Htittei, en Na lagz e Ubſt zu verteilen (mit der aus Note 46 
ich ergebenden Maßgabe) und die Erfüllung der Vermächtniſſe und Auflagen 
oweit zu verweigern, als der Nachlaß nicht ausreidt. 

19) vgl. Anhang 1 zu 8 1967 unter G. — x 1993 Handelt von dem 
Recht“ zur IAnventarerridtung, $ 1994 von der „Pflicht“ dazu. 


81994 0) vgl. Note 49 


über demjenigen, der den „Antrag“ auf Beitimmung der nventarfrilt ge: 
jtellt Hat. Gegenlag: 8 2006 Abſ. 3. — Über die Folgen der unbeſchränkten 
Haftung val. S 2013. 

2) Erjt mit der „Einreihung“ beim Nahlapgeridt iſt das In: 
ventar „erridtet“. Ter „Einreihung“ fteht der „Antrag“ auf nventar-Auf- 
nahme gleid). 2003. 

853) gemäß 8 294 ZPO. 3. B. durch Urkunden, eidesitattliche Verſiche⸗ 
rung von Zeugen, auch eigene eidesitattlide Verſicherung des Antragftellers. 
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s1) und zwar allen Nadtafgläubigern gegenüber, nicht tan gen: 


—a.r 
Inventarerrichtung. Unbeſchränkte Haftung ded Erben 8 1989-1994 


$ 1989, Sit der Nahlaktonturs durch Verteilung der Mafje oder 
dur) Zwangsvergleich beendigt, jo finden auf die Haftung des Erben 
die Vorſchriften des 8 1973 entſprechende Anwendung.*") 

81990. Iſt die Anordnung der Nadlafverwaltung oder die 
Eröffnung des Nadhlaklonturjes wegen Mangels einer den Koſten ent- 
iprechenden Maſſe nicht tunlidy oder wird aus diefem Grunde die Nach— 
lakverwaltung aufgehoben oder das Konkursverfahren eingejtellt, jo 
tann der Erbe die Befriedigung eines Nadhlakgläubigers injoweit ver: 
weigern, als der Nachlaß nicht ausreicht.) Der Erbe iſt in diefem Falle 
verpflichtet, den Nadlak zum Zwede der Befriedigung des Gläubigers 
im Wege der FJwangsvolljitrefung herauszugeben.“) 

Das Recht des Erben wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, dak der 
Gläubiger nad) dem Eintritte des Erbfalls im Wege der Zwangsvoll- 
itredung oder der Arreſtvollziehung ein Pfandrecht oder eine Hypothef 
oder im Mege der einjtweiligen Verfügung eine Bormerfung erlangt hat, 

81991, Macht der Erbe von dem ihm nad $ 1990 zuitehenden 
Rechte Gebrauch, jo finden auf feine Berantwortlichleit und den Erjat 
jeiner Aufwendungen die Borjchriften der 88 1978, 1979 Anwendung, 

Die infolge des Erbfalls durch Bereinigung von Recht und Ber: 
bindlichleit oder von Recht und Belajtung erlojdenen Rechtsverhältniſſe 
gelten im Verhältniſſe zwijchen dem Gläubiger und dem Erben als nicht 
erlojdyen.**) 

Die rehtsträftige Berurteilung des Erben zur Beftie: 
digung eines Gläubigers wirkt einem anderen Gläubiger gegenüber wie 
die Befriedigung.) 

Die Verbindlichleiten aus Pflichtteilsrechten, Vermüchtniſſen und 
Auflagen hat der Erbe jo zu berichtigen, wie fie im Falle des Konturjes 
zur Berichtigung fommen würden.*") 

S1992, Beruht die Überjhuldung des Nachlaſſes auf Bermädht: 
niſſen "und Auflagen, jo ift der Erbe, auch wenn die Vorausjegungen des 
8 1990: nicht vorliegen,‘”) berechtigt, Die Berichtigung dieſer Verbindlid- 
fetten nad) den Vorſchriften der 88 1990, 1991 zu bewirfen.*) Er fann 
die Herausgabe der noch vorhandenen Nachlaßgegenſtände durch Zah— 
lung des Wertes abwenden. 


IV. Inventarerrihtung. Uubeſchränkte Haftung des Erben. 


81993. Der Erbe ift berehtigt, ein Verzeichnis des Nach— 
laſſes (Inventar) bei dem Nachlaßgericht einzureihen (Inventar: 
errihtung).‘) 

81994. Das Nachlaßgericht hat dem Erben auf Antrag eines 
Nachlaßgläubigers zur Errichtung des Inventars eine Friſt (Inventar: 
frift) zu bejtimmen.’) Nah dem Ablaufe der Friſt haftet der Erbe für 
die Nadjlakverbindlichkeiten unbeſchränkt,') wenn nicht vorher das In— 
ventar errichtet wird.) 

Der Antragfteller hat feine Yorderung glaubhaft zu 
maden.’?) Auf die Wirkſamkeit der Friſtbeſtimmung it es ohne Einfluß, 
wenn die Forderung nicht beiteht. 


604 #= 39 


8 1995 
z 1996 
8 1999 
8 2000 
8 2001 


Erläuterungen 
Über die Inventarfrift der Ehefrauen 8 2008. 
943, 1944 


1943, . 

56 Ste 7 zu 8 701. 

*) Damit das Vormundſchaftsgericht im Aufjidtswege die Ein- 
Haltung der Inventarfrift ſichere. Für „Beginn“ und „Zauf“ der Friſt 
it 8 1999 ohne Bedeutung. 

55) In dieſen Fällen &8 1975, 1981) Liegt dem Nachlaßverwalter wie 
dem Konkursverwalter ohnehin die Pflicht ob, ein Inventar aufzunehmen. 


54 
85 





*). „jollen“, nicht: „müllen“, Die Nichtbefolgung der „Ordnungsvor⸗ 
titten Des 1 rt im des 8 2005 Ab}. 1 den Verluſt der 
ſchriften“ des 8 200 abe Falle de hf. 1 den Verluſt de 
auf den Nadlaß „beihräntten Dalkun “ zur Folge. 
so) d. h. des Todes des Erblaſſers. 8 1922. 


s1) Note 2 zu 8 1967. 

s2) Ein Formular ift für das Nahlakinnentar geſetzlich nicht vor: 
eichrieben. Es hat jedoch 3. 8. in Preußen (vgl. Note 64) der Suftizminifter 
ür die_von den Geridtsvollziehbern und den Dorjgeridten 
aufzunehmenden „Bermögenspergeihniffe", insbeiondere „Nad- 
laginventare“, (in der Geidäftsanweilung für die Geridtspoll: 
gie her vom 1. Degember 18% ⸗ 105 und in der Allgemeinen Zerfügupg über 
as Verfahren uſw. der Dorfgerichte im Geltun iche des Allgem. 
Landr. v. 20. Dezember 1899 88 26 ff.) folgende übereinſtimmende hen 
eben, deren ne bei Aufnahme von Vermögensvergeidmillen 

8 achlahßinventaren) ſich allgemein empfiehlt: 
„Das Dorfgericht hat die Bermögensgegenſtände und die 

Berbindlihteiten nad folgenden Titeln zu verzeichnen: 


. Grunditüde; 
. Geld, mit Einfluß des Vapiergeldes, Banknoten; 
Wertpapiere; 
orderungen mit Einfluß der Hypotheten-, Grundihuld- und Renten: 
Huldforderungen; 
enitände aus Edelmetall, Juwelen und [onjtige Koſtbarkeiten; 
. Runftgegenftände, joweit x nicht unter Titel 5 fallen, Bilder, Uhren; 
. Möbel, Vorhänge, vepmi , en; 
. Porzellan, Steingut, Glasſachen; 
. zur Hauswirtſchaft beitimmte Geräte aus unedlem Metall, Holz, Stein 
und anderen Stofien; 
10. Leinen, Wäſche, mit Ausnahme der Leibwäſche und Betten; 
11. vuibwälde und Kleidungsitüde; 
12. Bücher, Landkarten, Schriften; 
+13. —— — Wohen 
ndwerkszeug, Maſchinen und genltige zu landwirtichaftlidem oder ge- 
werblidem Betriebe beitimmte Geräte; 
15. Fahrzeuge und Geldirr; 
16. Tiere, 
17. Vorräte zum Verbrauch in der Hauswirtichaft; 
18. Warenvorräte, landwirtichaftliche oder gewerbliche Vorräte; 
19. jontti Saden und Rechte; 
erbindlidfeiten. 
; Ob in Anſehung der Titel 1, 2, 3, 4 und X etwas vorhanden üt 
oder nicht, iſt immer zu vermerken. Im übrigen können die Titel, bei 
denen nichts zu verzeichnen ijt, ausgelaljen werden. 
Die Ber ihnung der ertpapiere erfolgt nad) Maßgabe Des 
13 Abj. 3 (Angabe des Nennmwerts, der darauf vermerften Bu d- 
taben und Nummern, ob Erneuerungsiheine, 0b und 
wele Zins- und Gemwinnanteilsjiheine vorhanden find). 
Bei verzinsliden Forderungen find der Zinsjag, Die 
Z3instermine und der Bet der Zinsrüdjtände anzugeben. 
Urtunden, durch welde Germögensreihte nadjgewiefen werden, 3. 8. 
Spartajjenbüder, Schuldſcheine, Berjiderungs- 
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Inventarerrichtung. Unbeſchränkte Haftung des Erben 8 1995-2002 


1995. Die Inventarfrift ſoll mindeitens einen Monat, höch— 
itens drei Monate betragen. Gie beginnt mit der Zuftellung des Be- 
Ihlufles, dur) den die Friſt beſtimmt wird.’*) 

MWird die Friſt vor der Annahme der Erbſchaft beitimmt, jo be- 
ginnt fie erft mit der Annahme der Erbidaft.‘°) 

Auf Antrag des Erben fann das Nachlaßgericht die Friſt nach 
ſeinem Ermeſſen verlängern. 


81996. Iſt der Erbe durch höhere Gewalt verhindert worden,“) 
das Inventar rechtzeitig zu errichten oder die nad) den Umjtänden gerecht⸗ 
fertigte Verlängerung der Inventarfriſt zu beantragen, ſo hat ihm auf 
feinen Antrag das Nachlaßgericht eine neue Inventarfriſt zu beſtimmen. 
Das gleiche gilt, wenn der Erbe von der Zuftellung des Beſchluſſes, Durch 
den die Inventarfriſt beſtimmt worden ijt, ohne fein Verjchulden Kennt: 
nis nicht erlangt Hat. 

Der Antrag muß binnen zwei Wochen nah der Beleitigung des 
Hindernijles und ſpäteſtens vor dem Ablauf eines Jahres nad) dem Ende 
der zuerst beitimmten Friſt gejtellt werden. 

Bor der Entfheidung ſoll der Nachlaßgläubiger, auf deilen Antrag 
die erfte Srift beftimmt worden ijt, wenn tunlid; gehört werden. 


81997. Auf den Lauf ber Inventarfriit und der im $ 1996 
Ab). 2 beftimmten Friſt von zwei Wothen finden die für die Verjährung 
geltenden Vorſchriften des 8 203 Abſ. 1 und des 8 206 entiprechende An- 
wendung. 

S1998. Stirbt der Erbe vor dem Ablaufe der Inventarfrift 
oder der im 8 1996 Abi. 2 beitimmten Friſt von zwei Wochen, jo endigt 
die Friſt nicht vor dem Ablaufe der für die Erbichaft des Erben vorge: 
ſchriebenen Ausſchlagungsfriſt. 

81999. Steht der Erbe unter elterlicher Gewalt oder unter Bor: 
mundihaft, jo foll Das Nadjlaßgericht dem Vormundſchaftsgerichte von der 
Beitimmung der Inventarfriſt Mitteilung maden.?”) 


52000, Die Beitimmung einer Inventarfrift wird unwirkſam, 
wenn eine Nahlaßverwaltung angeordnet oder der Nachlaß— 
tonfurs eröffnet wird.) Mährend der Dauer der Nachlaßverwal—⸗ 
tung oder des Nachlaßkonkurſes kann eine Inventarfrift nicht beitimmt 
werden. Iſt der Nachlaßkonkurs durch Verteilung der Mafje oder durch 
Zwangsvergleich beendigt, jo bedarf es zur Abwendung der un: 
beſchränkten Haftung der Inventarerridtung nicht. 

82001. In dem Inventar follen °) die beidem Eintritte 
des Erbfalls*) vorhandenen Nahlakgegenitände und die Nadlak- 
verbindlichleiten *:) vollftändig angegeben werden.‘?) 

Das Inventar joll außerdem eine Beihhreibung der Nachlakgegen- 
ltände, joweit eine folhe zur Beitimmung des Wertes erforderlich it, und 
die Angabe des Wertes enthalten.°?) 

2002. Der Erbe muß zu der Aufnahme des Inventars eine 
zultändige Behörde oder einen zuftändigen Beamten oder Notar zu- 
jiehen.°*) 
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Erläuterungen 


polizen, Pfandſcheine, ſind bei den Poſten aufzuführen, zu 
welchen ſie gehören. 
In einer beſonderen Spalte ift der Wert ber enjtände 
. anzugeben. Soweit es zur Beitimmung des Wertes ober iſt, 
die enſtände zu — ————— ſt eine beſondere Tare —38— 
nommen, jo iſt der Tarwert anzugeben. 

Die Gefamtfummen der einzelnen Titel 1_bis 19 find zu- 
jammens uzähblen; von dem Betrag ijt Die Gefamtfumme 

er Werd ind ihteiten (Titel 20) abzuziehen.“ 


3) vgl. Note 62. 
8 2002 3 vgl. — Ein bloßes BrivatsInventar ift alſo nicht hinreichend, 
dem Erben I drei. Rechtsbe ie zur „Beihräntung feiner Haftung“ 
u u fihern. — De Notare fin inal len een Bundeaftnaten zuftändig. 
elche Behörden oder Beamten Jonft zuitändig find, beitimmen dielandes- 
gejege. In Breußen find außer den Notaren zuftändig: die Umtsge- 
vihte bezw. die von dieſen beauftragten Geridtsidreiber 
oder Gerihtspollzieher oder (im Geltungsbereihe des Allgemeinen 
Landrechts) die Dorfgerichte oder in den PrFG. Art. 111 und 118 be— 
ichneten Landesteilen die dort bezeihneten anderen Behörden und 
eomten . BG. Art. 31, 38, 108, 111, 118, 128. Cs find ferner zuſtändig: 
in Bayern: ie Notare, — in Sachſen: die Amtsgerichte und Notare, — in 
Württemberg: bie Amtsgeri und Notare unter Zuziehung gewiler Orts: 
behörden, — in Baden: die Notare. — Wenn in Breußen ein Dorigeridt 
ohne Yu ftrag“ bes er La ein Nachlaßverzei Note aufgenommen 
Bat, wozu es z. B. Im Falle des & 1960 zuftändig ift (vgl. Note 41 zu 8 1960), 
No Gilt as nicht als ein ben 88 enügenbes, bie „beihräntte 
Haftung des Erben“ für die —— indlichkeiten fiherndes en 
tar, jmd ondern es muß die nohmalige Aufnahme des Inventars olgen. 
09 
8 2003 2) 6 . wenn der Erbe das Inventar nit jelbft „unter Zuziehung“ 
der in $ ER Degeicmeten Behörden oder Beamten n aufnehmen will. — Über 
—— vgl. Anhang 1 zu 8 1922 unter I. ud ein feine N 
aber befigender „Miterbe“ kann gegeniiber dem im Beſitze des Nach⸗ 
Miterben gerichtliche ISnventarifierung beantragen. 


Note 09) vgl. Note 64 und E. 148, und über das Berfahren (Kormular) 


Mi —* Note 52. 


WR. B. ein vom Nadlaßpfleger, Natjlaftonturs-ermalter, Teita: 
” menteno Beier uſw. eingereihtes, ein vom achlahgericht elbit gemäß 
2 veranlaßtes Inventar. In Breußen aber nicht ein vom 
——— „ohne Auftrag“ des Amtsgerichts aufgenommenes Sin: 
pentar. vgl. Note 64 am Ende. 
8 2006 ) ns RED. und E. 147 Abſ. 2 
opt. 8 — Der Eid hezieht ih alſo nicht auf die „Nadlap- 
verbind ne. 

2) Nicht auch den übrigen Gläubigern gegenüber, die das 
Berlange A * Eidesleiſtung nicht geſtellt Haben. egenſatz: 8 1994 
Abſ. 1 Satz 2. vgl. Note 51. 

) alfo: ein anal fann der Erbe ohne Nachteil im Termin ausbleiben. 

88 2094, 2095. 


52 


$ 2007 
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Supentarerrichtung. Unbeſchränkte Haftung de3 Erben 8 2003-2007 


82003. Auf Anteag des Erben °°) Hat das Nachlaßgericht ent- 
weder das Inventar ſelbſt aufzunehmen oder die Aufnahme einer 
zuftändigen Behörde oder einem zuftändigen Beamten oder Notar 
zu übertragen.) Durd die Stellung des Antrags wird 
die Inventarfriftgewahrt.”) 

Der Erbe iſt verpfliätet, die zur Aufnahme des Inventars erfor: 
derlide Auskunft zu erteilen.‘®) 

Das Inventar ift von der Behörde, dem Beamten oder dem Notar 
beidem Nachlaßgericht einzureichen. 


8 2004. Befindet ſich bei dem Nachlaßgerichte ſchon ein den Vor⸗ 
Ihriften der 88 2002, 2003 entiprechendes AInventar,) jo genügt .es, 
wenn der Erbe vor dem Ablaufe der Inventarfrift dem 
Nadhlaßgerichte gegenüber erflärt, daß das Inventar Als von ihm 
eingereicht gelten foll. 

82005. Führt der Erbe abjihtlich eine erheblihe Unvoll⸗ 
Händigfeit der im Inventar enthaltenen Angabe der Nachlaßgegenſtände 
herbei oder bewirkt er in der Abſicht, die Nachlaßgläubiger zu benad)- 
tetligen, die Aufnahme einer nicht beitehenden Nachlahverbindlichkeit, 
\o Baftet er für die Nadhlakverbindlichleiten unbeſchränkt. Das gleiche 
gilt, wenn er im alle des $ 2003 die Erteilung der Auskunft verweigert 
oder abjichtlich in erheblihem Maße verzögert. 

Sit Die Angabe der Nachlaßgegenſtände unvollftändig,ohne 
daß ein Yalldes Abf. 1 vorliegt, jo fann dem Erben zur Ergänzung 
eine neue Inventarfrift beftimmt werden. 

82006. Der Erbe hat auf BerlangeneinesNRadlap- 
gläubigers vor dem Nachlaßgerichte den Offenbarungseid dahin 
zu leijten: °°) 

daß er nach beitem Wiſſen die Nachlabgegenftände ”') jo voll: 
. jtändig angegeben habe, als er dazu imjtande jei. 

Der Erbe kann vor der Leiltung des Eides das Inventar vervoll- 
ſtändigen. 

Verweigert der Erbe die Leiſtung des Eides, ſo haftet er dem 
Gläubiger, der den Antrag geſtellt hat,?) unbeſchränkt. Das gleiche 
gilt, wenn er weder in dem Termine noch in einem auf Antrag des 
Gläubigers beftimmten neuen Termin erjcheint,"?) es fei denn, daß ein 
Grund vorliegt, durch den das Nichterfcheinen in diefem Termine ge- 
nügend entſchuldigt wird. 

Eine wiederholte Leiftung des Eides kann derielbe Gläu- 
biger oder ein anderer Gläubiger nur verlangen, wenn Grund zu der 
Annahme beiteht, daß dem Erben nad der Eidesleiltung weitere Nad)- 
laßgegenftände befannt geworden find. 

52007. Sit ein Erbe zu mehreren Exrbteilen berufen, jo beitimmt 
ih feine Haftung für die Nadhlakverbindlichleiten in Anſehung eines 
jeden der Erbteile fo, wie wenn die Erbteile verjhiedenen 
Erben gehörten. In den Fällen der Anwadjung '*) und des 8 1935 gilt 
dies nur dann, wenn die Erbteile verjchieden beſchwert find. ' 
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Erläuterungen 
a 2008 „ ———— halb de 8 1994 itellten Frif 
inne r gemä vom Nad) geri eitellten Friſt. 
“ über die Bedeutung Die eh —— bt ne 1 zu & 1967 


nter G (vorlegter und ——— ) fowie Tote 16 zu $ 1973. Gelbitver- 
tändlich bezieht ich dieſe utung“ der Richtigkeit nicht auf die im In⸗ 
ventar angegebenen Nachlaßver inhlinfeiten (vgl. Note 71) und 
auch nicht auf die angegebenen Werte der Nachlaßgepenitände. „Nicht 
verzeichnete Schulden find aud Schulden“ (C). — Hervorzuheben iſt, daß Diele 

„Vermutung“ nur zwilhen dem Erben und den Nah abglän- 
higern gilt, nicht au im Verhältniffe zuanderen, alfo 3. 8. nicht in 
den Sällen Der 88 2027, 2127 ujw. 


Ä 89011 Der Fiskus kann alio die drei Nechtsbehelfe zur Geltendma 
der ‚a räntten Haftung“ immer geltend anche ’ Sung 
260. 


8 2012 Gear die Snventarfrilt erit mit der „Annahme“ der Erbſchaft 
beginnt (8 1995 Abi. 2), mit dieſem Zitpuntt die Vorausſetzungen für 
die gemä 8 1%0, 1%1 eingeleiteten a fleghpeten weggefallen und 
dieſe infolgedeſſen gemäß 8 1919 aufzuheben find. Em Rachlaß— 
verzeihnis“ hat aber aud) der nach &, 1960 beitellte Nahlappfi eger 
ES 1915, 1802. 

1 


1975, 

3 er — —— n arunit BE vi Nahlaß“ und mit 
feinem „eigenen A. läubigern nüber 
in den Küllen der 88 ——— —— ein Inen Iak- 
gläubigern he ag a) im Falle bes "2008 in 3, ſerner b) dem Gläubiger. 
dem gegenüber er die „beſchränkte al « zer tet Hat, jowie 
c) dem Gläubiger, dem gegenüber er ih „als Erb Schuldners“ Bat 
verurteilen laſſen, ohne durch einen darauf gerichteten — ih im Ur⸗ 
teile Die Beihräntung feiner Haftung en uU laſſen 
(8 780 aD. und Anhang Fi zu $ 1967 unter F). — Die Folgen unbes 
Ihräntten Haftung find in 8 2013 feitgelett, au deilen Ma vapen Inhalt be- 
reits früher an den betreffenden Stellen ingewiefen tft. auch 8 2016. 

2) vgl. Note 83 unter B. 


5 2013 


82014 vgl. ehren 1 zu 8 1967 unter J. — Für die Zeit „nor ber RO. 
Bl Anamı der Gr bon ſchützen den garben S Ins BOB. und 
1 au 8 1087 unter A. 9 een, [08 hy 
[ein 8 1843 1944) ni oft et ben ügen, I Aiber 
de „race = „zolljtä zu "unterrichten und Ei rt die Getenn 
m —* — Ego auf Nehlafoerwaltung“ oder 
„Nachl —— 1975 KOHLER m Intereile aller Betei- 
figten gewähren da Most 2014 ie — Abwehrmittel. Der Erbe 


gewinnt fo zugleih Die Mö —— ohne Störung die Errichtung des „In 
ventars“ vorzunehmen (vgl. 88 1993 ff.). 
Das Recht, Die ee, nen einer a üb 


on A x Vo (68 284 w — ae en 
ten © Fo gen Des „ —— AZ owie en 
die Duchführu zung der Swangsst itredung in ER laß und in 
eigenes mögen; ni gegen die — dpa und ben 
Beginn ſowie das eite en yon wangspoll- 
Keetungsma regeln“ zur herumg De Gläubiger. — Die 
orſchriften zum Schuße der —— wenn der Erbe Ton den „aufidtebende 


Cinteden“ der 88 2014, 2015 Gebraud) mad enthält 8 782 ZPO. — vgl. An- 
hang i au 8 197 unter J, auch $ 202 Ab}. 2 
)tomeit er nicht bereits ‚unbeihräntt haftet“ (vgl. 8 2016 
und — * Dasſelbe Recht, wie der Erbe nach 8 2014, haben er chlaß⸗ 
pfleger 1960, 2017), der Nahlakverwalter (88 1975; Pen, der Tefta- 
—* ſtreder (88 2197 f.). 
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Aufſchiebende Einreden 8 2008-2015 


82008. Iſt eine Ehefrau die Erbin ’°) und gehört die Erbſchaft 
zum eingebraditen Gute oder zum Geſamtgute, jo iſt Die Beitimmung der 
Inventarfrift nur wirkſam, wenn fie aud) dem Manne gegenüber erfolgt. 
Solange nicht die Friſt dem Manne gegenüber verjtrichen ift, endigt fie 
auch nicht der Yrau gegenüber. Die Errichtung des Inventars dur 
den Mann fommt der Yrau zuitatten. 

Gehört die Erbihaft zum Gejamtgute, fo gelten diefe Vor: 
Ihriften auch nach der Beendigung der Gütergemeinfchaft. 

2009. Iſt das Inventar rechtzeitig ’*) errichtet worden, fo. 
wird im Verhältniffe zwiihen dem Erben und den Nahlaßglän- 
bigern vermutet, dab zur Zeit des Erbfalls weitere Nachlaßgegenſtände 
als die angegebenen nicht vorhanden geweſen jeien.’”) 

8 2010. Das Nachlaßgericht Hat die Einfiht des Inventars jedem 
zu geitatten, der ein rechtliches Interefje glaubhaft madt. 

8 2011. Dem Fiskus als gejeglihem Erben fann eine Inventar- 
frift nit beftimmt werden.) Der Fiskus ift den Nachlaßgläubigern 
gegenüber verpflichtet, über den Beltand des Nadlafies Auskunft 
zu erteilen.’°) 

8 2012. Einem nah den 88 1960, 1961 beitellten Nadlap- 
pfleger kann eine Anventarfrift nit beitimmt werden.?) Der Nach— 
Iaßpfleger ift den Nachlaßgläubigern gegenüber verpflichtet, über den 
Beitand des Nachlaſſes Auskunft zu erteilen.) Der Nachlaßpfleger 
kann nit auf die Befhränfung der Haftung des Erben 
verzidhten. 

Dieje Vorſchriften gelten au für den Nadlakverwalter.:) 

82013. Haftet der Erbe für die Nachlaßverbindlichkeiten uns 
beihräntt,:®) jo finden die Vorſchriften der SS 1973 bis 1975, 1977 Bis 
1980, 1989 bis 1992 feine Anwendung; der Erbe ift nicht berechtigt, Die 
Anordnung einer Nahlakverwaltung zu beantragen. Auf eine nad 
8 1973 oder nad) 8 1974 eingetretene Beſchränkung der Haftung kann 
ih) der Erbe jedoch berufen, wenn |päter der Fall des 8 1994 Abi. 1 
Sat 2 oder des $ 2005 Abi. 1 eintritt. 

Die Vorſchriften der 88 1977 bis 1980 und das Recht des Erben, 
die Anordnung einer Nahlahverwaltung zu beantragen, werden nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß der Erbe einzelnen Nadlakgläubigern 
gegenüber unbejhräntt haftet.) 


| V. Aufſchiebende Eiureden.®) 


8 2014. Der Erbe °°) iſt berechtigt, die Berichtigung einer Nach⸗ 
laverbindlichleit Bis zum Ablaufe der erſten drei Monate nad) der An⸗ 
nahme der Erbidaft, jedoch nicht über die Erridtung des Inven- 
tars hinaus,?”) zu verweigern.“?) 

8 2015. Hat der Erbe den Antrag auf Erlaljung des Aufgebots 
der Nachlaßgläubiger °°) innerhalb eines Jahres nah der An- 
nahme der Erbihaft geitellt und iſt der Antrag zugelallen, jo iſt der 
Erbe berechtigt, die Berichtigung einer Nadlakverbindlichleit bis zur 
Beendigung des Aufgebotsverfahrens zu verweigern.?‘) 
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Erläuterungen 


87) „Sit das Inventar heraus, ift die Überlegungsfriſt aus“ (C 
Snterefle des —F ben —* er die dreimonatige 
des 8 2014 vollſtändig ausnutzen fann) Liegt es alſo, das nventar nicht vor 
Ablauf der dreimonatigen Sit des 8 2014 ein zureichen, vorausgeleßt, 
dab nit die ihm vom Nachlaßgericht geſetzte * (8 1994) früher abläuft 
oder andere wihtige Interellen eine Beihleunigung fordern (vgl. 3. B. An- 
Dang i Ku 8 1967 unter G am Ende). 


Note J 


3 2015 80 —J— 1970 
al über die 3 Monate des S 2014 Hinaus. Bor 
asien des 9 lufgebotgverfahtens“ fann der Erbe nicht überjehen, ob nicht 
tiedigung eines Nachlaßgläubigers die Intereſſen der anderen 

verlegt werden. 

8 2016 »1) vgl. Note 83 zu 8 2013. — Die nie des $ 2016 it ih von 
jelbft aus dem Note 85 at elegten „Zwede“ der 88 2014, 2015. ie An: 
wendung der letteren ijt fein Raum, wenn der Erbe bereits „unbef änkt“ 
haftet, denn dann audi er Me feine No made „um ya über die Geltend- 


machung der bei) rüntten Daltu ng \ati hfig, au „un beſſchränkt 
haftende“ Erbe — alfo ie Nachlaßve ee en ar fo tt erfüllen. 
8 2017 »2) gemäß 
2018 1) Die —* Sn bandeln von dem Er saniprude des Erben 
s gegen ben Ts jgafjtsbejiger”. Das 368 veriteht darunter den 


‚Cs a —— (die Univerjaltlage) des Erben auf ausgabe der 
def be als jolder“ gegen denjenigen Erbſchaftsbeſi der bie „Erb- 
einen „Zeil“ davon „erlangt“ hat (nur bieres, ni b ‚aus 
(Heft no gegenwärtigen Belig uſw. des Beklagten braucht der 
beweilen), weil er ſich jelbft das Erbrecht beilegt (als Cob-Brätendent), 
ch Brund eines nihtigen Tejtamentes, eines unri en ee 
2353 IT). Es iſt aljo bei Erhebung des ‚Eebipeitsan * “Darüber 
gi enticheiden, ob der „Kläger“ oder der f “ Erbe ſei. Zur Begrün- 
ung der Klage ehört bahe die Behauptung, da Beklagte ji das „Er b⸗ 
* anmaße. Eine ſolche Anmaßung läßt ſich darin finden, daß der 
a te ih tatſächlich ohne daß ein anderer Grund feines Handelns erſicht⸗ 
[ii als Erbe verhält. — Der , — — ſteht auch dem Mit- 
erb en gegen einen anderen die Erbihaft allein befikenden Miterben 
zu, der behauptet, er T kei Allein-Erbe“. — Zuftändig für die Klage iſt 
as Gericht des n Wohnfites des Erblajiers, 8 27 30. _ Wenn Der 
x nidyt mit icherheit weiß, welde nitände der Bellagte aus der 
— „erlangt“ bat, kann er mit der Klage auf „Herausgabe“ Die 
Klage auf a, 5° Austunftserteilung“ gemäß_$ 2027 ner- 
binden; 8 254 — Zur id Se: eines „einitweiligen Zujtandes“ 
zwiſchen mehreren Gröprätenbenten nn auf Antrag eines von ihnen eine 
„einftweili Ber gung, erlajlen werden; 8 940 ZPO. — Be 
treffend auslän sie Nachläſſe E. 


Gegenia „Erbſ sanfprude“ in obigem m tedmiden Sinne i er 
Anſpruch (die — des Eher gegen denjenigen, der, ohne 19, ein , 
| seht anzumaben. dem Erben die Erbichaft oder einzeln Erbſchaft 
ie „Dowenthält; der Teft tamentspollitreder oder Nachlaßpfleger —5 
n de —ã rauszugeben, oder B verweigert Die Herdus⸗ 
— einer Sa Fr an den Erben, mit der Beh hau 9; er babe fie noch vom 
Erblafler getauft und übergeben ‚oder von ihm ge den t erhalten. Liegt einer 
biejer le&teren Fälle vor, ſo Ns der Erbe die „allgemeinen“ Klagen 
des „Cigentümers“ aus 985—1007, die „Bejisijhustlagen“ 
(denn nad 8 857 eht be der sei — f den Erben üb über, ohne daß er die tat- 
ächliche Gewalt über enitand erlangt zu haben bra und die 
Klagen aus der it uber den Fpeuonde Bereicherung“ (88 812 ff.). 


82019 8 3 ſogen. „Surrogationsprinzip“; vgl. Note 9 zu 8 1370, Note 31 
1381. 


— 616 — 





ETTTT — TED 





Erbſchaftsauſpruch 8 2016-2022 


Der Beendigung des Aufgebotsverfahrens fteht es gleich, wenn 
der Erbe in dem Aufgebotstermine nicht erihienen ift und nit binnen 
zwei Wochen die Beitimmung eines neuen Termins beantragt oder wenn 
er auch in dem neuen Termine nicht erjheint. 

MWird das Ausihlußurteil erlajjien oder der Antrag auf 
Erlaffung des Urteils zurüdgewiejen, fo ift das Verfahren nicht 
vordem Ablauf einer mit der Berfündung der Entiheidung beginnenden 
Ftiſt von zwei Wochen und nit vor der Erledigung einer rechtzeitig 
eingelegten Beſchwerde als beendigt anzuſehen. 


5 2016. Die Borjhriften der 53 2014, 2015 finden keine Anwen⸗ 
bung, wenn der Erbe unbeſchränkt haftet.) 

Das gleiche gilt, joweit ein Gläubiger nah 8 1971 von dem 
Aufgebote der Nachlaßgläubiger nicht betroffen wird, mit der Maßgabe, 
daß ein erit nad) dem Eintritte des Erbfalls im Wege der Zwangs⸗ 
oollitrefung oder der Arreſtvollziehung erlangtes Recht ſowie eine erit 
nad dieſem Zeitpunkt im Wege der einjtweiligen Verfügung erlangte 
Vormerlung außer Betracht bleibt. 

82017. Wird vor der Annahme der Erbiheft zur Verwaltung 
des Nachlaſſes ein Nachlaßpfleger beitellt,’°) jo beginnen die im 8 2014 
und im 8 2015 Abſ. 1 bejtimmten Friſten mit der Beitellung. 


Dritter Titel. Erbſchaftsanſpruch. 


82018. Der Erbe Tann von jedem, der auf Grund eines ihm 
in Wirklichkeit nicht zuftehenden Erbrechts etwas aus der Erbſchaft 
erlangt hat (Erbichaftsbefiger), Die Herausgabe des Erlangten ver- 
angen.!) 

82019, Als ausder Erbihafterlangt gilt aud, was 
der Erbihnftsbeliger durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln der Erbſchaft er- 
wirbt.?) 

Die Zugehörigkeit einer in jolher Weife erworbenen (yorderung 
zur Erbihaft Hat der Shuldner?*) erſt dann gegen fidh gelten zu 

| allen, wenn er von der Zugehörigkeit Kenntnis erlangt; die Vor: 
ſchriften der SS 406 bis 408 finden entiprechende Anwendung. 

82020. Der Erbidaftsbefiter hat dem Erben die gezogenen 
Rupungen herauszugeben; die Verpflichtung zur Herausgabe eritredt ſich 
auch auf Früchte, an denen er das Eigentum erworben hat.?) 

82021. Soweit der Erbihaftsbefiter zur Herausgabe 
außerftande ift, beitimmt ſich feine Verpflichtung nad) den Vor— 
ihriften über die Herausgabe einer ungeredhtfertigten Bereiherung.‘) 

8 20232. Der Erbihaftsbefiter ift zur Herausgabe der zur Erb- 
ſchaft gehörenden Sachen nur gegen Erſatz aller Berwendungen ver: 
pflichtet, ſoweit nicht die Verwendungen durch Anrechnung auf die nad) 
$ 2021 herauszugebende Bereicherung gededt werden. Die für den 
Eigentumsanſpruch geltenden Vorſchriften der SS 1000 bis 1003 finden 
Anwendung.:) 


-- 617 — 


PT 


Erläuterungen 


2a) d. h. derjenige, mit dem .der Erbprätendent das Rechtsgeſchäft vor: 
genommen | 
5 2020 ® 84 
82021 al. 812 fi „nsöefondere 818, 819. 
8 2022 5 — —* betr. de s „Zurüdbehaltu ngsrechts“. — Ein Mit: 
erbe kann jedoch gemachten” Verwendunge m nit Die Hera 


der Nachlaßſachen gem um. Jmefe der „® eriteigerung behufs Auseina 
fegung Ve den Miterben“ permweigern. 





6 B. Bezahlung der Koſten der Beerdigung des Erblaflers; 8 1968. 
8 2023 j Dal, Note 83 83 zu $ 291. ⸗ 
v De. 
ı0) 88 994-9986. 
8 2024 11) 8 082 Ubi. 2. 
ı2) 88 284 ff. 
8 2025 18 858. 
14 3.5 823 
. — = ak nad) $ 85 
16) „rechtlich“ er | n vorher 
8 2026 17 r „E ehjehaftse rue Deriährt in 30 Sahren: 8 196. Die 
Eriisun einer e riolgt bereits in 10 Jahren. —5 — — Drit 
ten (im Degentab um Pr kann ih der „Er eoihaftsheiger 
darauf, —* ade du rfitzung“ erworben 
8 3027 260 der lage a — Die K auf „aus: 
tunft“ pr mit der Klage auf „Herausgabe“ Erbſchaft verbunden 
werden. ug. Note 
10 eg o h n e fih ein „Erbrecht“ a 
20 ber Hauswirt oder wer font na I dem Tode des einfam ge: 
meienen Göblafiers die Schlülfel feiner Wohnung an ſich genommen hat. vgl. 
ote 


8 2028 21) alfo insbejondere ein in der häuslichen Gemeinihaft des Erbla es 
gewelener iterbe hat gegenüber den anderen Miterben die Pflicht 
zur „Auskunft“. 
22) vgl. Note 18. 





(Fortsetzung von Seite 606) | 


Elterliche Gewalt. 


85. Soweit in bisherigen Gesetzen und Verordnungen, die neben dem Bürger- 
lichen Gesetzbuch in Kraft bleiben, auf die väterliche Gewalt oder den väter- 
lichen Niessbrauch Bezug genommen ist, tritt an die Stelle der väterlichen Gewalt 
die elterliche Gewalt, an die Stelle des väterlichen Niessbrauchs die elterliche 
Nutgniessung. Ist in Angelegenheiten eines Minderjährigen die Zustimmung des 
Vaters oder des Vormundes oder die Vertretung durch den Vater oder dırsh den Vor- 
mund vorgeschrieben, so steht die Zustimmung oder die Vertretung der Mutter zu. 
wenn sie kraft elterlicher Gewalt die Vertretung des Minderjährigen hat. 





Brautkinder. 


8 86. Brautkinder, die nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erzeugt werden, 
stehen den unehelichen Kindern auch insoweit gleich, als das Bürgerliche Gesetz- 
buch nicht Platz greift. 


Zu 88 1784, 1888 BGB. Beamte und Geistliche als Vormütnder etc. 


8 40. Beamte und Geistliche bedürfen zur Übernabme einer Vormundschaft 
sowie zur Fortführung einer vor dem Eintritt in das Amt übernommenen Vormundsch 
der Genehmigung der Dienstbehörde. Das gleiche gılt für die Übernahme oder Fort- 
führung des Amtes als Gegenvormund, Pfleger, Beintand. Die Genehmigung kann 
Jederzeit zurückgenommen werden. 

uf Beamte, die im Ehrenamte stehen oder ausschliesslich auf den Bezug von 
Gebühren angewiesen sind, finden diese Vorschriften keine Anwendung. 


(Fortsetzung folgt Selte 624) 
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Erbſchaftsanſpruch 8 2023-2028 


Zu den Berwendungen gehören aud die Aufwendungen, die 
der Erbichaftsbefiger zur Beltreitung von Laſten der Erbihaft oder 
zur Berihtigung von Nachlaßverbindlichkeiten 
madht.*) _ 

Soweit der Erbe für Aufwendungen, die niht auf einzelne 
Sachen gemacht worden find, insbejondere für die im Abſ. 2 bezeichneten 
Aufwendungen, nad) den allgemeinen Borjhriften in weiterem 
Umfang Erjag zu leiſten Hat, bleibt der Anſpruch des Erbichaftsbefiters 
unberührt. 

82023.. Hat der Erbihaftsbefiger zur Erbihaft gehörende 
Sahen herauszugeben, jo beitimmt fi) von dem Eintritte der Rechts⸗ 
bängigteit 7) an der Anſpruch des Erben auf Schadenserfag wegen Ber- 
Ihlechterung, Unterganges oder einer aus einem anderen Grunde ein- 
tretenden Unmöglichfeit der Herausgabe nad) den Vorſchriften, die für 
‚das Verhältnis zwilden dem Eigentümer und dem Beſitzer von 
dem Eintritte der Rechtshängigkeit des Cigentumsanjpruds an 
gelten.?) ' 

Das gleiche gilt von dem Anfpruche des Erben auf Herausgabe oder 
Vergütung von Nugungen?) und von dem Anſpruche des Erbſchafts⸗ 
beſitzers auf Erſatz von Verwendungen.0) 

82024. Iſt der Erbihaftsbefiger bei dem Beginne des Erb— 
Ihaftsbefites nicht in gutem Glauben,'') jo haftet er jo, wie wenn 
der Anſpruch des Erben zu diefer Zeit ve htshängig geworden wäre. 
Erfährt der Erbichaftsbefiter jpäter, daß er nit Erbe it, jo haftet 
er in gleicher Weiſe von der Erlangung Der Kenntnis an. Cine weiter: 
gehende Haftung wegen Berzugs bleibt unberührt.'”) 

2025. Hat der Erbiäaftsbefiger einen Erbſchaftsgegenſtand durch 
eine frafbare Handlung oder eine zur Erbichaft gehörende Sache durch 
verbotene Eigenmadjt '°) erlangt, jo haftet er nad) den Vorſchriften über 
den Schadenserfag wegen unerlaubter Handlungen.) Ein 
gutgläubiger '5) Erbihaftsbefiger Haftet jedoch) wegen verbotener Eigen: 
macht nad) diefen Borichriften nur, wenn der Erbe den Beſitz der Sache 
bereits tatſächlich ergriffen hatte.!*) 

52026. Der Erbidaftsbefiger kann fih dem Erben gegenüber, 
folange nicht der Erbihaftsaniprud verjährt ift, nit auf die Erfigung 
einer Sadje berufen, die er als zur Erbſchaft gehörend im Beſitze hat.!”) 

82027. Der Erbichaftsbefiger ift verpflichtet, Dem Erben über 
den Beitand der Erbihaft und über den Verbleib der Erbichaftsgegen- 
fände Auskunft zu erteilen.'®) 

Die gleiche Verpflichtung Hat, wer, one Erbſchaftsbeſitzer 
zu fein’) eine Sade aus dem Nachlaß in Beſitz nimmt, bevor der Erbe 
den Beſitz tatjächlich ergriffen hat.?°) 

58 2028. Wer fi zur Zeit des Erbfalls mit dem Erblafler in 
häuslicher Gemeinſchaft befunden Hat, ijt verpflichtet, dem Erben auf 
Verlangen Auskunft darüber zu erteilen,?!) welche erbidhaftlide 
Gejhäfte er geführt Hat und was ihm über ven Verbleib der Erb: 
Ihaftsgegenftände befannt ift.:) 
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Erläuterungen 

82020 23) Der Erbe hat die Wahl, ob er den „Erbſchaftsbefitzer“ (den Erb- 
| Prätendenten) mit dem „Erbidaftsaniprud“ (Univerſalklage) oder mit den 
R im einzelnen Falle nad allgemeinen Grundjäten zuläfiigen Einzelklagen 


Eigentums, Beſitzſchutz, Bereiherungs-Klage) belangen will (vgl. Note 1). 

um des e Wrätendenten gegen die hieraus fi ergebende ungleich⸗ 
mäßige andlung iſt der 8 2029 gegeben. 

82030 24 ß; B. der Erbſchaftskäufer (88 2371 ff.), der die Erbihaft von 
einem Unberedtigten (Erb-Prätendenten) getauft bat. 

8 2031 25) 88 13, 18 nebit Noten. 

26 von pemjenigen, der es „als Erbe“ erlangt heat. 


zi 18 ff. 

23) 30 Jahre; 8 19. 

20) Note 24 zu 8 13. 

8 2032 ı) Von den tsperhältnifien zwilhen den Erben und den ‚Nad- 
laßgläubigern“ Handeln SS 2058 ff. — Im Berhältnilfe der Erben 
„untereinander“ gelten a) bis zur Auseinanderfeßung 2032— 2041; 

b) über die Auseinanderfegung handeln 88 2042—2049, c) insbefondere 
von der bei der Auseinanderfegung vorzunehmenden Ausgleihung unter den 
Ablömmlingen des Erblaflers SS 2050—2057. 

2) Folgendes fei hervorgehoben: a) beim Borhandenfein mehrerer 

" Erben (Miterben) iſt das Rechtsverhältnis or der Teilung nach den Grund: 

— ſätzen der Gemeinſchaft zur geſamten Hand geordnet (vgl. Seite 226 Note 1 

nit 705 unter C und Rote 3 zu 8 741), d. 5. die eingeinen Aktiva und 

Fa iva der Erbſchaft find nicht kraft Geſetzes von jelbft unter den Mit- 

erben nah Brudteilen im Derhältnis ihrer Erbteile geteilt, jondern: | 

ie bilden bis zur Teilung ein jelbftändiges, einheitlides, den 


Mr ET TE RP — 
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tben „gemeinihaftlid“ es Vermögen. Die widätigiten Fol⸗ 
gerungen aus diefem in $ 2032 .1au eiprodenen Grundfaße find in den 
58 2033 Abi. 2, 2038, 2039, 2040, 2062 enthalten. Diefe Drbnung des Rechts: 
verhältnifles entjpridht loop dem Interefie der Erbihaftsgläubiger, weil 
ie die Verichtigun t Radhlagverbindiikeiten zu einer gemeinjamen 

ngelegenheit der Erben macht ($ 2046), als dem Intereile der Erben }elbit, | 
deren gegenfeitige a a ne (vgl. 8 2050) dadurd 
en werden. — b) Bei Kortführung des sone s eines Einzellaufmanns 
durd) mehrere Erben entiteht eine „offene Hande sgelelliche “ unter den Erben 
nur dann, wenn ein wirkſamer „Vertrag“ über die Erridtung einer ſolchen 
Gefellihaft vorliegt. Es ilt allerdings nicht gerade ein fürmlidher Ber: 
tragsihluß nötig, vielmehr fann dieſer hr auch aus den Umftänden 
des Falles entnommen werden. Bei dem Abſchluſſe des Vertrags über die Er- 
tihtung einer „offenen Handelsgejellihaft“, deren Teilhaber eine Witwe 
undibre Kinder fein jollen, muß jedes minderjährige Kind einen be: 
fonderen Pfleger Haben. Wenn fein „Derelicaftsneritag. geiählojjen 
wird, fann gleiihwohl in das Handelsreg iſter eingetragen werden, da 
Inhaber der Firma eines Einzeltaufmanns deilen Witwe und Kinder 
„als Miterben“ find und dak die Witwe die alleinige Vertre— 
tungsbefugnis hat. — c) In Prozeflen über Radtap-Nedhte und Ber: 
bindlichleiten zwiiden mehreren Miterben und Dritten kann das ee c 
a a Enke den Miterben gegenüber „nur einbheitlid“ 
feftgeltellt werden. Es fommen daher 88 62, 472 RO. betr. Vertre— 
tung“ der Jäumigen Streitgenojien durh die nihtjaumigen und 
betr. Cideszuidiebung und Eides eitung dur die Streit: 
enoffen) zur Anwendung. ferner beitimmt 8 747 ZPO.: „Zur Zwangsvoll- 
firedung in einen Nachlaß ift, wenn mehrere Erben vorhanden find, Bis 

zur Teilung ein gegen alle Erben ergangenes Urteil erforderlich.“ 

s 2033 2) Verfügungen, vgl. Anhang 1 zu 8 104 unter 1. — 

A. Es { zu unterjheiden: R über feinen Anteil am (ge: 
ſamten) Nachlaſſe kann der Miterbe „verfügen“; z. B. wenn vier Erben 
zu gleihen Teilen vorhanden find, fann jeder fein 4 am Nachlaſſe, feinen 
„Erbteil“, veräußern (vgl. 88 2371, 2385 und wegen des „Vorkaufsrechts 
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Rechtsverhältnis mebrerer Erben untereinander 5 2029-2035 


Beiteht Grund zu der Annahme, dak die Auskunft nicht mit der 
erforderlichen Sorgfalt erteilt worden ijt, jo hat der Verpflichtete auf 
Verlangen des Erben den Offenbarungseid dahin zu leiſten: 

daß er feine Angaben nad beſtem Wiſſen jo vollitändig ge 
madjt habe, als er dazu imjtande jei. 

Die Vorjchriften des S 259 Abſ. 3 und des $ 261 finden Anwen: 
dung, 

sS2029, Die Haftung des Erbidhaftsbefigers beitimmt fih au 
gegenüber den Anjprüden, die dem Erben in Anjehung der einzelnen 
Erbihaftsgegenjtände zujtehen, nad) den Vorjchriften über den Erb- 
idaftsanjprud.’) 

2030. Wer die Erbichaft durch Vertrag von einem Erbſchafts— 
befiker erwirbt, jteht im Berhältnifje zu dem Erben einem Erbſchafts— 
beiiger gleich.**) 

$2031. überlebt eine für tot erflärte Perjon den Zeitpunkt, 
der als Zeitpunft ihres Todes gilt,”’) jo fann fie die Herausgabe ihres 
Vermögens *°) nad) den für den Erbidhaftsanjprud geltenden 
vorſchriften *) verlangen. Solange der für tot Erklärte noch lebt, wird 
die Verjährung ſeines Anſpruchs) nicht vor dem Ablauf eines 
Jahres nach dem Zeitpunkte vollendet, in welchem er von der Todes— 
erflarung Kenntnis erlangt. 

Das gleiche gilt, wenn der Tod einer Perſon ohne Todes- 
ertlarung mit Unredhtangenommen worden ijt.”) 


Dierter Titel. Mehrheit von Erben. 


I. Rehtöverhältnid der Erben unter einander.) 


$ 2032. Hinterläßt der Erblafjer mehrere Erben, jo wird der 
Nachloß gemeinſchaftliches Vermögen der Erben.?) 

Kr zur YAuseinanderjegung gelten die Vorſchriften der 88 2033 
is 2041. 

52033. Jeder Miterbe fann über jeinen Anteil an dem Nach— 
lajje verfügen.”) Der Vertrag, durch den ein Miterbe über jeinen An- 
teil verfügt, bedarf der gerihtliden oder notariellen Beur- 
fundung. 

Über jeinen Anteil an den einzelnen Nadhlakgegenitänden kann 
ein Miterbe nicht verfügen.*) 

52034. Verfauft ein Miterbe jeinen Anteil an einen Drit- 
ten,') jo find die übrigen Miterben zum Borlaufe beremhtigt.‘) 

Die Friſt für die Ausübung des Borfaufsrehts beträgt zwei 
Nonate Das Borfaufsteht ift vererblid, 

52035. Iſt der verfaufte Anteil auf den Käufer übertragen’) 
jo tönnen die Miterben das ihnen nad) S 2034 dem Verfäufer gegen- 
über zujtehende Vorfaufsreht dem Käufer gegenüber ausüben.) Dem 
Verfäufer gegenüber erlijht das Vorfaufsreht mit der lbertragung 
des Anteils. 
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Erläuterungen 


der Miterben“ 88 2034, 2035), verpfänden, einen Nießbrauch Daran beitellen 
ujw. Ebenſo können die Gläubiger eines Miterben deſſen „Anteil 
am Nachlaſſe“ pfünden ($ 859 Abf. 2 3PO.). Durd eine Verfügung über den 
„Anteil“ eines Miterben am Nachlaſſe, insbefondere durch eine Veräußerung 
des Erbteils, wird Die „ßemeinſchaftlichke it“ des Vermögens unter 
den Beteiligten an ſich nicht berührt, es tritt eben an Gtelle des Erben 
der „Erwerber“ des Erbteils, ‚ der Erbihhaftstäufer, und dieſem und 
den übrigen Erben gehört dann das den Nadlak bildende Vermögen ge: 
—FX aftliq. 8 der „Geſellſchaft“ 719 und der „ehelichen Güter: 
gemeinihaft” 8 1442 tit Dies anders, weil dort aus perjönlien Gründen nicht 
ein anderes Mitglied in die Bermögensgemeinihaft gebracht werben 
jo.) — b) über einen Anteil an den einzelnen NRadhlakgegenitänden 
fann Dagegen ein Miterbe vor der Teilung nidt „verfügen“. 
vgl. 8 2033 Abf. 2 und Note 2 unter a. Gola alto der ‚Nadhlap nicht 
geteilt“ ift, gehört den daran beteiligten vier Miterben nit etwa je 4 
an den zum Nachlaſſe gehörenden Grunditüden, Hypothefen- und fonjtigen 
— n uſw. Infolgedeſſen iſt es por der Teilung nit aulal- 
ig, daß die vier Erben als Eigentümer des Grundftüds „zu je 4“ im Grun 
buch eingetragen werben, Jonbern fie fönnen nur ohne U von beitimmten 
Teilen jhlehtweg ‚als Diiterben“ eingetragen werden. Es fann an vor 
der Teilung fein Witerbe einen Teil des Grunditüds (1%) auflaſſen, mit 
ppotheten ujw. belajten (8 2040 Abſ. 1). Ebenfowenig Tönnen die Gläu- 
iger eines Miterben vor der Teilung im Wege der Zwangsvollitredung 
auf einem Anteile am Grunditüd, als ihrem Schuldner ge örig, Sapotheten 
oder Vormerkungen eintragen laſſen. vgl. 8 859 Abſ. 2 ZPO. b und 
welden „Anteil“ jeder ber vier Miterben von dem Grundftüf erhalten 
wird, zeigt ſich erft bei der „Teilung“. Dieſe kann ergeben, daß einer der vier 
Miterben gar nichts mehr von dem Nachlaß erhält, 3. B. weil er rt zum 
Nachlaſſe Ihuldi iR, als fein Erbteil beträgt. Wenn die vier Miterben id 
‚gemein Hat iches Eigentum zur gelamten Hand“ an dem Nachlaß—- 
grundftüd in „Diiteigentum zu je 4%“ verwandeln wollen, jo bedarf ein 
dahin gebender „zeilungs- Vertrag“ gemäß $ 313 der gerichtlichen oder 
notariellen Form, und zur Fintragung der vier Erben als „Miteigentümer 
zu je u“ ıf es der gegenfeitigen Yuflaffung unter den vier Erben. 
B. Wenn ein Miterbe feinen „Anteil an dem Nachlaſſe“ (Erbteil) 
veräußert, erfolgt die „Übertragung“ ohne weiteres durd den 
Ab Tuß des Veräußerungsvertrags (notariell oder gerichtlich 8 2033 
Abi. 1). Esbedarfnidt der fonft für Die „Übertragung“ der einzelnen 
no hegentän ne erfowverliden Übertragungsformen Auflaſſu “ Bei 
Grunditüden, „Übergabe“ bei pewen lien Saden, „Abtretung‘ bei are 
tungen). vgl. den häufigen Yall des Anhangs 19 zu 8 2042 unterd. Anders 
ift es, wenn ein „Allein: Erbe“ die Erbichaft veräußert (Note zu S 2374). 
C. Entjprechend dem Gelagten beitimmt 8 859 Abi. 2 3PO. daß der 
„Anteil“ eines Miterben am Nachlaſſe (der Erbteil) der Pfändung und 
üÜbermweijun g im Wege der Spangsvolitretung unterliegt, nicht aber: 
fein Anteil an den einzelnen Nadlakgegenitänden. 
4) vgl. Noten 2 und 3. 


I 
2034 5 val. 2371 ff. 
°) Um fie gegen die Unannehmlidfeiten des Eindringens eines fremden 
zu en 5 Vorkaufsrecht wirft nit bloß gegen die Miterben, ſondern 
aud) gegen den Käufer (dinglih). vgl. SS 2035—2037 und SE 504 ff., die zur 
Anwendung fommen, joweit 88 2034—2037 nichts anderes beftimmen. 
R ote 3 unter B. 
s) Die „Übertragung“ auf die Miterben erfolgt dann ohne 
meitgn s — wie Vote 3 unter B bemerkt. vgl. auch Note 6. 
121, 510. 
S 2036 10) die zunächſt gemäß 88 2382, 2383 auf ihn übergegangen war. 
s 2038 11) vgl. Note 2 unter a, $ 2062 und Noten. 
ı2) über „Pflicht zur Auskunft“ Note 21 zu 8 2028. 
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Rechtöverhältuis mehrerer Erben untereinander 5 2036-2043 


Der Bertäufer hat die Miterben von der Übertragung un- 
verzüglih zu benahridtigen?) 

2036, Mit der Übertragung des Anteils auf die Miterben 
wird der Käufer von der Haftung für die Nadlakverbindlichleiten 
frei.) Geine Haftung bleibt jedoch beitehen, ſoweit er den Nachlaß: 
gläubigern nad) den 88 1978 bis 1980 verantwortlich ift; die Vorfehriften 
der 88 1990, 1991 finder entiprehende Anwendung. 

82037. Überträgt der Käufer den Unteil auf einen anderen, 
jo finden die Vorjehriften der 88 2033, 2035, 2036 entiprehende An- 
wendung. 

82038. Die Verwaltung des Nachlaſſes jteht den Erben ge: 
meinihaftlich zu.) Jeder Miterbe ift den anderen gegenüber ver- 
pflitet, zu Maßregeln mitzuwirken, Die zur ordnungsmäßigen Ber: 
waltung erforderlich find;'?) die zur Erhaltung notwendigen 
Maßregeln fann jeder Miterbe ohne Mitwirtungderande: 
ten treffen.'®) 

Die Vorſchriften der 88 743, 745, 746, 748 finden Anwendung. Die 
Teilung der Früchte erfolgt erit bei der Auseinanderfegung. Sit 
die Auseinanderfegung auf Tängere Zeit als ein Jahr ausgeſchloſſen, jo 
fonn jeder Miterbe am Schluſſe jedes Jahres die Teilung des Nein- 
ertrtags verlangen. 

82039. Gehört ein Anſpruch zum Nachlaſſe,«) jo kann ber 
Berpflichtete nur an alle Erben gemeinſchaftlich leiſten und jeder Mit- 
erbe nur die Leiltung an alle Erben fordern.) Jeder Miterbe kann 
verlangen,5) dak der Verpflichtete die zu leiſtende Sache für alle Erben 
Binterlegt oder, wenn fie fi nicht zur Hinterlegung eignet, an einen 
gerichtlich zu beftellenden Verwahrer abliefert. 

82040. Pie Erben können über einen Radhlapgegenitand nur 
gemeinſchaftlich verfügen.'‘) 

Gegen eine zum Nachlaſſe gehörende Forderung kann der 
Schuldner nicht eine ihm gegen einen einzelnen Miterben zu— 
ftehende Korderung aufrechnen.) 

5 2041. Was auf Grund eines zum Nadlafle gehörenden Rechtes 
oder als Erfa für die Zerftörung, Belhädigung oder Entziehung eines 
Nachlaßgegenſtandes oder durch ein Rechtsgeſchäft erworben wird, das ſich 
auf den Nachlaß bezieht, gehört zum Nachlaſſe.e) Auf eine durd-ein 
ſolches Rechtsgeichäft erworbene Forder ung findet die Vorſchrift des 
$ 2019 Abf. 2 Anwendung. 

8 2042. Jeder Miterbe kann jederzeit die Auseinanderjegung 
verlangen, ſoweit fi) nicht aus den 88 2043 bis 2045 ein anderes er- 
gibt.!°) 

Die Voriehriften des 8 749 Abf. 2, 3 und der 88 750 bis 758 finden 
Anwendung. 

8 20483. Soweit die Erbteile wegen der zu erwartenden Geburt 
eines Miterben noch unbeitimmt find,2°) ift die Auseinanderjegung bis 
zur Hebung der Unbeftimmtheit ausgeſchloſſen. 
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Erläuterungen 


18) Es ift dies eins der troß des Grundlaßes der „Gemeinihaftlichkeit“ 
beftehenden fogen. Individualrechte“ jedes Miterben. vgl. auch $ 2039 Abi. 1 
Satz 2, 8 2357 Abi. 1 Satz 2. 


8 2039 138) ogl. 8 432. 

14) vgl. Note 2 unter a, Note 3 unter A und C. Ein Miterbe, der 
an den noch nicht geteilten Nachlaß eine Geldleiftung [Huldig 
ift braudt nit bar zu zahlen, joweit dies nit zur Berichtigung der Nad;- 
(akverbin lichteiten nötig ift, jondern kann verlangen, daß die Schuld auf 
feinen Erbteil angerechnet und angewiejen werde. . | 

15) guh im Wege der von ihm allein erhobenen Klage, „In: 
dividualrecht“ (Note 13). Worausfegung der Klage it, daß die Forderun 
Roos it enn zum Fälligmachen eine „Ründigung“ nötig iſt, gilt 

-,8 2040 Abſ. 1 und Note 16. 

8 3040 16) vgl. Note 2 unter a. Die Miterben können alfo 3. B. eine zum 
Nachlaſſe gehörige Ela: (Sypothet) nur gemeinihaftlidh „Lün- 
digen“, fern nicht die Kundi ung im beianberen Galle „eine zur Erhal- 
tung des Nadjlafles erforderliche aßregel” tft; dann fann aud der einzelne 
Miterbe kündigen. Ri 2038 Abf. 1 am Ende. vgl. 8 747 3PO. und oben 
Note 2 unter c. — Verfügen, vgl. Anhang 1 zu 8 104 unter 1.7. 

217); 


387 ff. 
8 2041 18) pgl. Note 9 zu $ 1370. , 
8 2042 ı?) vgl. Anhang 19 zu’S 2042 (Auseinanderjegung unter Miterben —. 
Erbteilungs:Bertrag. — Form. — Berfahren. — Einzelheiten). 
8 2043 20 1923 Abf. 2. 
8 2044 21) Die „Ausichließung“ uw. it unwirffam tm falle des 8 1669 
(Auseinanderfegungspfliht des nad) dem Tode eines Ehegatten fi wieder 
verheiratenden Ehegatten). vgl. jedoch Note 103 du 8 1669. — nn Die 
egtwillige Verfügung des 


Miterben einig find, brauden % natürlich eine 
angegebenen Inhalts nit zu befolgen, ſondern können fi) jederzeit ausein- 
anber\egen. ill der Erblaffer die Beiolgung feiner Anordnung (3. B. im 

milieninterefje) ſicher ftellen, jo fann er dies nur durch Ernennung eines 


eitamentsvpollitreders. 88 2197, 2203, 
22 dal: guch 8 16 Abi. 2 KO. 


8 2045 25) 8 121. 
8 3046 24) vgl. 88 2058 FT. 

26 „ost. namentlid) die nad) 8 2042 Abf. 2 zur Anwendung fommenden 
8 2047 26) Hierfür gelten 88 744, 745. 





(Fortsetzung von Seite 618) 


Zur Fortführung einer zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden 
Vormundschaft oder Pflegschaft ist die Genehmigung nicht erforderlich. 

Die für die unentgeltliche Führung des Amtes als Vormund, Gegenvormund, 
Pfleger oder Beistand geltenden Vorschriften bleiben unberührt. 


Zu Art. 189 Einf.-Ges. Erbrecht von Anstalten. 


8 4%. Stirbt in einer Landes-Irrenanstalt ein Kranker, der zu längerer Ver- 
pflegung aufgenommen oder beibehalten war, ohne Hinterlassung von Erben der ersten 
oder zweiten Ordnung oder von Voreltern, so ist der Fiskus, wenn der Kranke die 
letzten vier Jahre vor seinem Tode in einer solchen Anstalt zugebracht hat, zur Hälfte, 
bei kürzerer Dauer des Aufenthalts zu einem Dritteile der Erbschaft gesetzlicher Erbe. 
Dies gilt auch dann, wenn der überlebende Ehegatte nach den Vorschriften des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs Alleinerbe sein wiirde. 

Diese Vorschriften finden keine Anwendung auf Kranke, für die etwas anderes 
vereinbart ist, sowie auf Pensionäre, die nach dem Inkrafttreten des mit der Verordnung 
vom 31. Juli 1893 im Auszuge veröffentlichten Regulativs für die Unterbringung in eine 
Landes-Heil- und Pflegeanstalt für Geisteskranke (G.- u. V.-Bl. S. 161 fig.) aufgenommen 
worden sind. 

5 48. Stirbt in einem Ortsarmen-, Ortskranken- oder Ortswaisenhaus oder in 
einer Bezirksunstalt dieser Art cine Person, deren Aufnahme unentgeltlich erfolgen 
musste, so steht der juristischen Person, der die Anstalt gehört, ein gleiches gesetzliches 


Iirbrecht wie dem Fiskus nach $ 42 zu. 
(Fortsetzung folgt Seite 632) 
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Nechtöverhältnis mehrerer Erben untereinander 5 2044-2048 


Das gleiche gilt, joweit die Erbteile deshalb noch unbejtimmt find, 
weil die Entiheidung über eine Chelihleitsertlärung, über 
die Beftätigung einer Annahme an Kindesftatt oder über die 
Genehmigung einer vom Erblaffer errichteten Stiftung no ausiteht. 

8 2044. Der Erblaſſer kann durch letzt willige Verfü— 
gung die Auseinanderſetzung in Anſehung des Nachlaſſes oder einzelner 
Rachlaßgegenſtände ausſchliehen oder von der Einhaltung einer Kündi⸗ 
sungsfrift abhängig machen.) Die Vorjehriften des 8 749 Abf. 2, 3, der 
88 750, 751 und des $ 1010 Ab). 1 finden entiprechende Anwendung. 22) 

Die Berfügung wird unwirkſam, wenn dreikig Jahre ſeit dem 
Eintritte des Erbfalls verjtrichen find. Der Erblaffer kann jedoch an- 
ordnen, daß die Verfügung bis zum Cintritt eines beftimm- 
ten Ereigniffes in der Perſon eines Miterben oder, falls er eine 
Nacherbfolge oder ein Bermädtnis anordnet, bis zum Eintritte der 
Naherbfolge oder bis zum AUnfalle des Vermächtniſſes 
gelten foll. Iſt der Miterbe, in deſſen Perfon das Ereignis eintreten 
ſoll, eine juriftiide Berfjon, jo bewendet es bei der dreißigjährigen 
Friſt. | 

8 2045. Ieder Miterbe kann verlangen, daß die Ausejnander: 
fehung bis zur Beendigung des nach 8 1970 zuläffigen Aufgebotsver- 
fabrens oder bis zum Ablaufe der im 8 2061 beitimmten Anmeldungs- 
friit aufgehoben wird. Iſt das Aufgebot noch nicht beantragt oder die 
öffentliche Aufforderung nad) 8 2061 noch nicht erlaflen, jo fann der Auf: 
hub nur verlangt werden, wenn unverzüglich?) der Antrag ge- 
ftellt oder die Aufforderung erlaffen wird. 

8 2046. Aus dem Nachlaſſe find zunädjit Die Nachlaßverbindlich⸗ 
teiten zu berichtigen.) Iſt eine Naclakverbindlichkeit noh nicht 
tallig oder üt fie ftreitig, jo ift das zur Beritigung Erforderliche 
aurüdgubehalten. 

Halt eine Nahlaßverbindlikeit nur einigen Miterben zur 
Laſt, jo können dieſe die Berichtigung nur aus dem verlangen, was ihnen 
bei der Auseinanderjegung zufommt. 

Zur Berichtigung üt der Nachlaß, joweit erforderlid, in Geld 
umaufeßen.?) 

82047. Der nad) der Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten 
verbleibende überſchuß gebührt den Erben nach dem Verhältniſſe der 
Erbteile. 

Schriftftüde, die ſich auf die perſönlichen Verhältniſſe des 
Erblaſſers, auf deſſen Familie oder auf den ganzen Nachlaß be— 
ziehen, bleiben gemeinſchaftlich.?e) 

8 2048. Der Erblafjer fann durch legtwillige Verfügung Anord⸗ 
nungen für die Yuseinanderjegung treffen. Er fann insbejondere an: 
ordnen, daB die Auseinanderjegung nad) dem billigen Ermeſſen eines 
Dritten erfolgen fol. Die von dem Dritten auf Grund der Anordnung 
getroffene Beftimmung ift für die Erben nicht verbindlidh, wenn fie 
offenbar unbillig ift; die Beitimmung erfolgt in diefem Falle durch 
Urteil. 
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8 2049 


8 2050 


Erläuterungen 


2) alſo niht: zum „Berlaufswerte“. 

28) vgl. Anhang 1 am Ende zu 8 0 („Landgut“) und E. 137 
(„‚Ertragsmwert“). Über das einem Miterben kraft Geſetzes („An: 
erbenrecht“) zuſtehende Recht zur fibernahme eines Zandgutes E. 64. 


22) Das BGB. fteht auf dem Standpunlte, daß bei der Auseinander: 
Kane auch eine Ausgleihung wegen gewiller Borempfänge Ttattzufinden 


a) Eine Ausgleihungspflidt beiteht nur unter den Ablönmlingen 
(Kinder, Entel ufw.) des Erblaflers, wenn mehrere Abkömmlinge erben, 
indem das Gejeh Davon ausgeht, der Erblafier habe durch beitimmte Zumwen: 
dungen bei Lebzeiten, falls er dabei nichts anderes angeordnet bat, feinen 
Abkömmling bevorzugen wollen. Im Berhältnille Ai n Ablsmmlingen 
und dem mit ihnen erbenden Ehegatten des Erblaliers, jowie im : 
hältniffe geilen anderen Erben als „Abtömmlingen“ (5. B. Ge 
Ihwijter, Geſchwiſterkinder) beiteht feine Ausgleihungspfliht. Aber auch unter 
den Ablömmlingen findet die „Ausgleichungspflicht“ im allgemeinen nur im 
galle Der geſetzlichen Erbfolge ſtatt. t der Ertzlaſer die Erbfolge durch 

eſtament oder Gınnertiap beitimmt, jo darf in der Regel davon 
ausgegangen werden, daß er hierbei die bei Lebzeiten dem einen oder andern 
Abtommling "gemachten Zuwendungen bereits berüdjfidhtigt Hat. 
Eine Ausnahme von diefer Regel macht $ 2052; Hält der Erblaller in der 
dort vorausgelegten Weile an der geſetzlichen Erbfolge feit, jo ift zu ver- 
muten, dab er auf in Anfehung der „Ausgleihungspflidht“ nicht non dem 
abweichen wollte, was bei der ge)e FR en Gröfoige gilt. 

b) Welhe Borempfänge zur Ausgleichung = bringen find, beitimmt 
8 2050. Danad find ausgleihungspflidtig: 1) Me „Zuwendungen“ 
des Erblajiers, bezüglich deren dieſer die usgleisungspjlidt angeordnet hat 
($ 2050 Abf. 3), fei es bei der Zuwendung formlos (des Beweiles halber 
empfiehlt Be; driftform), ſei es nach der Zuwendung durch legtmil- 
lige Verfügung. Unter den Begriff Zuwendungen fallen nidt nur 
Denkungen , ganbern auh andere, 3. B. wenn der Erblajier die Spiel- 
Khu n Fe ohnes bezahlt, wenn er ihm ein unverzinslides s 
lehen auf längere Zeit gewährt. — 2) Falls der Erblajier feine Anordnung 
betreffend die „Ausgleihungspflicht“ setzoffen di find kraft Gejebes „aus⸗ 
gleichungspflichtigs“·“ Ausftattung — Zuſ ülfe — Yusbildu 
foften nad näherer Beitimmung des N 2050 Abſ. 1 und 2. Jedoch ſteht es 
dem Erblafier frei, die Yusgleihungspflicht zu erlalien (auch in den allen 
des ag 2), jei es bei der Zuwendung formlos (des Beweiles halber emp» 
fiehlt fih Schriftform); fei es nad der Zuwendung dur Te — ge 
Verfügung. Kür die Wirkſamkeit einer Beitimmung des Erblaflers be- 
treffend die „Anordnung“ oder den „Erlaß“ der Ausgleichungspflicdht (gt. DOT: 
—5 unter 1 und 2) kommen auch in Betracht die 5— iber das 

flichtteilsrecht SS 2315, 2316, 2325 ff. nebſt Noten, insbeſondere Note 37. 

c) Wenn die „nsgleihungspitiät bei der Erbteilung aus Irrtum 
unberüdjidtigt geblieben jein jollte, bleibt den benadteiligten Mit- 
erben gegen den Ausgleihungspflidtigen der Anſpruch aus der ungeredt- 
fertigten Bereiherung gemäk 88 812 ra 

d) Auf „Zuwendungen“, die ein unterder Herrihaftdes BGB. 
verjftorbener Erblafjer vor dem 1. rag 1900 gemadt bat, findet 
in Ainiehung der „Ausgleihungsp An ich t“ lediglich B. Anwendung, 
ſoweit an eölaf eije ein anderes beitimmt bat. 

0 1 94. 

31) 3 8 Zuſchüſſe an Offiziere, Beamte uw. zum jtandesmäßigen 
Unterhalte. 

2) worüber im Streitjalte der Prozekrichter nach) den Umjtänden Des 
Falles zu entiheiden Hat. „Mäßigen Zuſchuß wirft niemand ein“ Da: 
gegen „Maß loſe r Zuſchuß Ichreit nach Ausg aichung (C). Für die Frage, 
ob „übermaß“ vorliege, kann in Betracht kommen, ob der Erblaſſer den Zu: 


er nicht in zuläſſiger 
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Nechtöverhältnid mehrerer Erben untereinander 8 2049-2054 


8 2049. Hat der Erblaffer angeordnet, dak einer der Miterben 
das Hecht haben joll, ein zum Nadlafje gehörendes Landgut zu über- 
nehmen, fo iſt im Zweifel anzunehmen, daß das Landgut zu dem 
Ertragswert angejeßt werden joll.?”) 

Der Eriragswert beitimmt fi) nad) dem Neinertrage, den das 
Landgut nad. feiner bisherigen wirtihaftlichen Beitimmung bei ord— 
nungsmäßiger Bemwirtihaftung nadhaltig gewähren fann.?®) 

82050. Abtömmlinge, die als gejeglihe Erben zur Erbfolge 
gelangen, find verpflichtet,?°) dasjenige, was fie von dem Erblafjer bei 
deilen Lebzeiten als Wusitattung °°) erhalten haben, bei der Ausein- 
anderfegung unter einander zur Yusgleihung zu bringen, ſoweit 
nicht der Erblaſſer bei der Zumendung ein anderesangeord- 
net hat. 

Zuſchüſſe, die zu dem Zwede gegeben worden find, als Ein— 
fünftevermwendet zu werden,?) jowie Aufwendungen für Die Vor⸗ 
bildung zu einem Berufe find inſoweit zur Ausgleichung zu bringen, als 
ie das den Bermögensverhältnijjen des Erblajjers ent: 
iprehende Maß überftiegen haben.’?) 

Undere Zuwendungen unter Lebenden find zur Ausgleihung zu 
bringen, wenn der Erblafjer bei der Zuwendung die Ausgleihung an = 
geordnet hat. 

8 2051. Fällt ein Ablömmling, der als Erbe zur Ausgleichung 
verpflichtet jein würde, vor oder nad) dem Erbfalle weg,’’) fo ift wegen 
der ihm gemachten Zuwendungen der an jeine Stelletretende 
Abkömmling?) zur Ausgleihung verpflichtet. 

Hat der Erblajjer für den wegjallenden Abkömmling einen Er: 
la Berben eingejegt,?°) fo it im Zweifel anzunehmen, daB Diejer 
nicht mehr erhalten foll, als der Abkömmling unter Berüdfidti- 
gung der Ausgleichungspflicht erhalten würde. | 

8.2052. Hat der Erblafjer die Ablömmlinge auf dasjenige als 
Erben eingejeßt, was fie als geſetzliche Erben erhalten würden, oder hat 
er ihre Erbteile jo beitimmt, daß fie zu einander indemjelben Ber: 
hältniſſeſtehen wie diegejeglidhen Erbteile, fo it im Zweifel 
anzunehmen, daß die Abkömmlinge nad) den SS 2050, 2051 zur Yus- 
gleihung verpflichtet jein jollen. 

82053. Eine Zumendung, die ein entfernterer Ablömmling vor 
dem WBegfalle des ihn von der Erbfolge ausichliehenden näheren Ab⸗ 
tömmlinges ?e) oder ein an die Stelle eines Abkömmlinges als Erſatz⸗ 
erbe :7) tretender Ablömmling von dem Erblaſſer erhalten hat, ijt nicht 
zur Ausgleichung zu bringen, es jei denn, daß der Erblafler bei der 
Zumendung die Ausgleihung angeordnet hat.) 

Das gleiche gilt, wenn ein Abkömmling, bevor er die redt- 
liche Stellung eines ſolchen erlangt hatte,“) eine Zumendung von 
dem Erblaſſer erhalten hat. 

8 2054. Tine Zumwendung, die aus dem Geſamtgute der all- 
gemeinen Gütergemeinihaft, der Errungen|dafts- 
gemeinjhaft oder der Fahrnisgemeinſchaft erfolgt, gilt 
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8 2051 


8 2053 


Ss 2054 


8 2055 


5 2056 


Erläuterungen 


Ion oder die Aufwendungen mangels hinreihender Einkün te aus feinem 
ältnismäßi ig mir groben Stammpvermögen gemadt bat. 
We gie 27 au 5 1086 8 2008. 

dv. $ Abkömmlin De C tblafljers. Es kann dies ein Abkömm⸗ 
ling * ein Bruder, Neffe oder Nichte uw. des Weggefallenen fein. 

der fein Astömmling DL fein braudt. 2096. 

vgl. Note 3. 142 der Erblaſſer A feiner Enkelin C, der 
Tochter. ines Sohnes B, u eb; eiten des B eine YAusitattung von 
10 000 Mt. gegeben bat, und wenn Ipäter der mn B vor dem 7 A 
itirbt, und wenn der demnächſt verjtorbene Erblajjer A als geſetzliche Erben 
einen Sohn D, eine Tochter E und die Enkelin C hinterlaſſen det, braudt die 
C gem m 8 2053 Die Ausitattung nit zur Ausgleihung zu bringen, falls A 
dies nit bei Zuwendung der Ausitattun 9 oder fpüter dur 
lestwilliae Verfügung angeorbnet & at. vgl. hierzu Note 29 unter b. 


St lite 29 unter b. 

30) 3. B. dur Legitimation 88 1719, 1723, 1736, durch An— 
nahme an Kindesftatt 88 1757, 1762. 

8 1465, 1538, 1549. „Was Vater aus dem Samtgut ſchenkt, 
hat die utter halb setöentt, — Was Stiefvater aus dem Samtgut 
Ihentt, Hat Mutter ganz a geldie chenkt. — Wer aus dem Samtgut über- 
mäßig j nit, at ganz allein geſchenkt“ (C). 


Be eifpiet: Semand is als s geleslide Erben eine 
Ehefrau unds Kinder A. B chlaß beträgt 160 000 DIE. 
B bat vom Erblafjer bei Lebzeiten eine Yu Kir r von 10000 ME, A zur 
Etablierung eines Geſchäfts 5000 Mi. erhalten. Fa Die Ausiteuer“ wie 
r „Etablierungs-Beitrag“ fallen unter den Begr „au sitattung“ 
(opt 88 1620, 1624 und namentlic) Note 11 zu 8 a), De her wird, wie folgt 
geteilt: Die Cheizau Erle au n äſch ſt RN NEAR Erbteil von 4 
1931) = 40 000 DE. eſte des Nachlaſſes von 120 000 DIE. werden 
die als „Ausitattungen“ z3 ‘ 2050 „au leicungspflicti gen guwgndungen 
von 10000 und 5000 ME. naugsreune 00 Mi. Nunmehr 
werden die Erbteile der 5 Kinder ee em = Sr 000 550 Fir — 5. un es 
erhalten unter „Antechnung“ der Zuwendungen: A 22000 ME, 7 000 
C, D, E je 27000 DE., zulammen = 120000 Mt., die Summe Des unter 
die Abtommlinge zu verteilenden Nachlaſſes. 


— Angenommen, im Beiſpiele der Note 42 hätte B als Ausſteuer nicht 
10 000 kn 40 000 ME, erhalten. Dann würden zu den unter die aus: 
leithungsp lihtigen Abkömmlinge zu verteilenden 120 000 ME. naugtteöänen 
fein f. Ausiteuer des B und 5000 Mt. Stablierungsts ten es A = 
62.000 I Der hiervon berechnete Erbteil jedes der 5 Kinder ee 
33 000 Mt. Nun hat aber B bereits 40000 MI. erhalten; aß t 
Bnidts he rauszuzahlen, es bleiben nur „Crbteil‘ und „Ausfteuer“ 
von Bau ee und es wird, wie Torgt, ger net: Zu den erwähnten 
120 000 Mt. Ra laß treten hinzu die 5000 Fr a es A — 
125000 M. Diele werden unter die A Kinder A, C, verteilt, jo daß 
jedes 31250 ME. erhält, A aber ſich feine 5000 Te. Etablierungsfoften an⸗ 
rechnen laſſen muß. Es erhalten mithin A 26250 ME, C, D, E jeder 31 250 Mt., 
zujammen = 120 000 Dit, der Summe des unter die Abtümmlinge zu ver- 
teilenden Saclalles. B erhält nichts mehr. 

Ein anderes Beilpiel zu $ 2056: Jemand BHinterläßt als geſetzliche 
Erben feine Ehefrau, einen Sohn A und 2 Enkel (Kinder einer vorverftor: 
benen Tochter) B und C. Der Nachlaß beträgt 60 000 Mi. Die Enkelin C 
hat vom Erblaſſer bei dejjen Lebzeiten, aber nah dem Tode rer 
Mutter, eine „Ausitattung“ von 18 000 At. erhalten. at wird, wie 
folgt geteilt: Die € hefrau erhält zu nächſt ihren geſetzlichen Erbieil von 
4 1931) = 15000 Mk. Zu dem Reſt des Nachlaſſes von 45 000 Mi. wird 
die Yusitattung der C von 18000 ME. Hinzugerechnet = 63000 ME. Hiervon 
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Verhältnis zwiichen den Erben und Rafjlafgläubigern 8 2055-2060 


als von jedem der Ehegatten zur Hälfte gemacht. Die Zuwendung gilt 
jdod, wenn fie an einen Abfömmling erfolgt, der nur von einem 
der Ehegatten abitammt, oder wenn einer der Ehegatten wegen der 
Zuwendung zu dem Gefamtgut Erjat zu Teilten hat, als von Diejem 
Ehegatten gemadht.*°) 

Dieje Vorſchriften finden auf eine Zuwendung aus dem Gejamt- 
gute der fortgejegten Gütergemeinjhaft entiprehende An: 
wendung.*') 

8 20535. Bei der YAuseinanderjegung wird jedem Miterben der 
Wert der Zuwendung, die er zur Ausgleichung zu bringen hat, auf feinen 
Erbteil angerehnet. Der Wert der fümtlihen Zuwendungen, Die zur 
Ausgleihung zu bringen find, wird dem Nachlaſſe binzugerechnet, io: 
weit diejer den Miterben zufommt, unter denen die YAusgleidung 
ftattfindet.*?) 

Der Wert beitimmt ſich nad) der Zeit, zu der die Zuwendung 
erfolgt tjt. 

82056. Hat ein Miterbe durch die Zuwendung mehr erhalten, 
als ihm bei der Auseinanderjegung zuflommen würde, jo it er zur 
Herauszahlung des Mehrbetrags nicht verpflichtet. Der Nachlaß wird 
in einem ſolchen alle unter die übrigen Erben in der Weije geteilt, 
dab der Wert der Zuwendung und der Erbteil des Miterben 
außer Anja bleiben.*) 

82057. Jeder Miterbe iſt verpflichtet, den übrigen Erben auf 
Berlangen Auskunft über die Zuwendungen zu erteilen,‘*) Die er nad) 
den 88 2050 bis 2053 zur Ausgleihung zu bringen hat. Die Vorſchriften 
ter 88 260, 261 über die Verpflichtung zur Leiftung des Offenbarungs» 
eids finden entiprechende Anwendung. 


II. Nechtsverhaltnis zwiſchen den Erben und den Nachlaß⸗ 
gläubigern.®) 


82058. Die Erben haften für die gemeinfhaftlidgen®) 
Nachlaͤßverbindlichkeiten als Geſamiſchuldner.“) 

82059. Bis zur Teilung des Nachlaſſes kann jeder Miterbe die 
Berichtigung der Nahlaßverbindlichkeiten aus dem Vermögen, das er 
außer feinem Anteil an dem Nachlaſſe Hat, verweigern.) Haftet 
er für eine Nachlaßverbindlichkeit un beſchränkt, jo fteht ihm dieſes 
Recht in Anfehung des feinem Erbteil entfprehenden Teiles 
der Verbindlichkeit nicht zu.‘) 

Das Recht der Nachhlakgläubiger, die Befriedigung aus dem un: 
geteilten Nachlaſſe von fämtlihen Miterben zu verlangen, bleibt 
unberührt. 

82060. Nach der Teilung des Nachlaſſes haftet jeder Miterbe 5°) 
(ir für den feinem Erbteil entiprechenden Teil einer Nachlaßverbind— 

ichkeit: 

1. wenn der Gläubiger im Yufgebotsverfahren ausgeſchloſſen 

iſt;) das Aufgebot erjtredt Jich infoweit aud) auf die im 8 1972 
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8 2061 


$ 2062 


beträgt nad) den Grundfä en des $ 1924 Abi. 3 und 4 der Erbteil des Far 


%, = 31500 Mt., die Erbteile der Enkel B und C je 4 = 15750 Mt. 
bereits mehr, nämlih 18000 ME. erhalten; nad 8 2056 Bat fie nichts 
hberauszuzahlen, es bleiben nur ihr „Erbteil“. und ihre „Ausitattung“ 
außer Anja. Der unter die Ablömmlinge A (Sohn) und B (Entel) nad) 
obigem zu vertetlende — von 45 000 ME. wird gemäß dem Grundſatze des 
Gen „nad dem Verhältniſſe ihrer Erbteile“ von % (?/,) und %, mithin im 
rhältnis von 2 zu 1 geteilt; es erhalten demgemäß A 30000 Mk., 
B 15000 Mt. 
#4) d.h. allesanzugeben, was er vom Erblaſſer empfangen Bat. 
+5) vgl. Anhang 1 zu 8 1967 unter L jowie Ko. 1 und 2 zu $ 1967. 
10) aljo nieht für die einem einzelnen Erben obliegenden Ber: 
ehren Menn 3. B. in einem Tejtament A, B und C zu Erben ein: 
gefeßt find und nur dem B die Auszahlung eines ‚Vermächtniſſes“ an D auf 
erlegt ift, jo haften für dieſe Nachlaßverbindlichkeit A und C nicht mit. 

7) 88 421 ff. vgl. auch Anhang 1 zu $ 420. 

, vol. Anbang 1 zu $ 1967 unter L, a. Abi. 2. 

id ifpiel: Der ungeteilte Nachlaß beträgt 9000 Dil. A, B und C 
m Erben zu je % = Mt. D Hat gegen den Erblaſſer (Raylah) eine 

orderung von 18000 Wi. Der Erbe A —* bereits unbeſ geänkt, 
weil bei ihm einer der Fälle der Note 83 zu 8 2013 vorliegt, z. B. weil er 
die Letitung des von ihm pelerberien Dftenbarungseides bezüglich des Nach⸗ 
laßinventars verweigert Bat ($ 2006). nn bier D „vor der Teilung 
des Nahlaffes“ gegen A allein auf Zahlung der 18000 ME. Tlagt, 
was er nad) 8 2058 fann, und wenn A diefer Klage den „Weigerungs-Ein- 
wand“ aus $ 2059 Sat 1 entgegenſetzt, jo fann A verurteilt werden: 1. zur 
Zahlung von 6000 ME. „unbeihränft“ (d. 5. nit bloß aus ſeinem Erb- 
teile, jondern aud) aus feinem eigenen Vermögen), 2. zur Zahlung von 12 000 
Mt. „aus feinem Erbteile“. 

50) „Nach der Teilung“ des Nachlaſſes haftet jeder Miterbe als „Ge- 
lamtihuldner“ (vorbehaltlid der Im zujtehenden „Rechtsbehelfe 
ur Geltendmachung der auf den Nadlak beſchränkten Haftung“, vgl. 
 ierüber Anhang 1 zu $ 1967 unter L. b. insbejondere das dort gegebene Bei- 
ipiel), wenn nicht einer der Qusnahme fälle der s5 2060, 2061 (Haftun 
nux Fir einen feinem Erbteil entiprechenden Teil der Nachlaßverbindlichkeit 
vorliegt. . 

531) Jeder Miterbe bat alſo, jalls die Möglichkeit unbefannter 
Gläubiger vorliegt, ein dringendes — und iſt berechtigt, das „Auf- 

ebotsverfahren“ zu beantragen, un I— gegen die Haftung als „Ge= 
Famtihutbner“ zu ſchützen (vgl. 88 1970 ff. und 3PO. 88 989 ff., 997), 
wenn er fih nit des einfadheren Mittels des 8 2061 bedienen will. 
Welches Mittel er aalen joll, Hängt von den Umijtänden ab, da das „[örm: 
Lie Aufgebotsverfahren“ noch in anderen Beziehungen widhtige Rechts: 
wirfungen hat (pal. 88 1970 ff.). 

32 . Note 83 gu & 2013. 

63) 3. B. Hypothe 
54 1989, 2000 am Ende. 
oa guch der bereits, un beſchränkt“ haftende. Note 83 zu 8 2013 


engläubiger. 


und 

86) Vorausſetzung iſt, daß die „Aufforderung“ vor der „Teilung“ 
des Nachlaſſes erfolgt if 

) SnPreußendie Amtsblätter“ des betr. Regierungsbezirks. 

ss, 88 1975 fi, 1981. Den „Nachlaßkonkurs“ fann jeder 
einzelne Miterbe beantragen. Wie die „Nachlaßverwaltung“ fo findet 
auch der „Nachlaßkonkurs“ nur über den ganzen Nachlaß, nicht über einen 
„Erbteil“ ftatt. 8 2835 KO. 

60) Der „RNachlaßkonkurs“ über den ganzen Nachlaß ift auch noch na 
der Teilung zuläſſig. 8 216 KO. “ ch 
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Teftament — Allgemeine Vorfchriften 8 2061-2065 


bezeichneten Gläubiger jowie auf die Gläubiger, denen der Mit- 
erbe unbeſchränkt haftet;’) 

2. wenn der Gläubiger feine Forderung ſpäter als fünf Jahre 
nach) dem im 8 1974 Abf. 1 beſtimmten Zeitpuntte geltend macht, 
es fei denn, daB die Forderung vor dem Ablaufe der fünf 
Sahre dem Miterben befannt geworden oder im Aufgebots- 
verfahren angemeldet worden ilt; die Vorſchrift findet 
feine Anwendung, joweit der Gläubiger nad) 8 1971 von dem 
Aufgebote nicht betroffen wird;’?) 

3. wenn der Nadlaklonturs eröffnet und Durch Verteilung der 
Maſſe oder durch Zwangsvergleich beendigt worden ilt.°*) 


82061. Jeder Miterbe ’:) kann Die Nahlakgläubiger öffentlich 
auffordern, ihre fKorderungen binnen jehs Monaten bei ihm oder bei 
dem Rachlaßgericht anzumelden. Iſt die Aufforderung erfolgt’) jo 
haftet nach der Teilung jeder Miterbe nur für den feinem Erbteil 
entiprechenden Zeil einer Forderung, joweit nit vor dem Ablaufe der 
grift die Anmeldung erfolgt oder die Yorderung ihm zur Zeit der 
Teilung bekannt iſt. 

Die Aufforderung iſt durch den Deutſchen Reichsanzeiger 
und durch das für die Bekanntmachungen des Nachlaß— 
gerichts beftimmte Blatt °’) zu veröffentlihen. Die Friſt beginnt mit 
der legten Einrüdung Die Aoften fallen dem Erben zur Lait, der 
die Aufforderung erläßt. 

82062. Die Anordnung einer Nachlaßverwaltung kann von den 
Erben nur gemeinfhaftlih beantragt werden; >®) fie ilt ausge: 
Ihlojfen, wenn. der Nachlaß geteilt ijt.) 

82063. Die Errichtung des Inventars °°) durch einen Miterben 
fommt auch den übrigen Erben zuftatten, joweit nicht ihre Haftung für 
die Nachlaßverbindlichkeiten unbefhräntt ift.“) 

Ein Miterbe kann fi) den Übrigen Erben gegenüber °2) auf die 
Beſchränkung feiner Haftung aud) dann berufen, wenn er denanderen 
Nahlakgläubigern gegenüber unbeihräntt haftet.‘°) 


Dritter Abſchnitt. 
Teffament.') 


Erfter Titel. Allgemeine Borfäriften. 


8 2064. Der Erblaffer kann ein Teftament nur perjönlich 
errichten.) 

8 2065. Der Erblaſſer fann eine legtwillige Verfügung nit in 
der Weife treffen, dab ein anderer zu bejtimmen Bat, ob fie gelten oder 
nicht gelten fol. 
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Erläuterungen 
nn d. h. eines vorfjhriftsmäßigen Inventars. vgl. 88 1993 ff., 


62) Sowohl wegen einer Berbindlidleit aus dem „Miterbenverhält- 
niffe“ als au aus einem anderen Grunde, 3. B. wegen einer Darlehns- 
ſchuld des Miterben an den Erblajier (Nachlaß). 

68) Note 83 zu $ 2013. 

1) pgl. Anhang 1 zu 8 1922 unter III (insbejondere auch über die Aus- 
drüde „Berfügung von Todeswegen“, — „legtwillige Ber- 
fügung“, — „TZeitament“, — „Erbvertrag“), ferner SS 1937—1940. 

2) Über die Fähigkeit zur Teitamentserrihtung SS 2229, 230. Im 
übrigen vgl. über die Tejtamentserrihtung 58 2231 ff. 

R vgl. jedoch 88 2151, 2156, 219. 

4 1924—1934. 


B Note 83 zu 8 2013. 


5) Dur die Worte „im Zweifel“ hier und in den folgenden 8 
find die 88 2066 fi. als bloße Auslegungsregeln gelennzeichnet, die nur Pla 
greifen, wenn die Umftände nit einen anderen Willen des Erblaſſers er: 
geben. vgl. 8 133. 


5a) „Erbfall“ — Tod des Erblallers (8 1922). 

6) einen mit Namen oder ſonſt beitimmt bezeichneten Ab: 
fömmling. 

P' Diele ausprüdlich für NE NDE des Erblaſſers gegebene Bor: 
ſchrift it nicht auf „Geitenverwandte“ (Geſchwiſter ujw.) auszudehnen. — 
Haben die Ehegatten A und B ih gegenjeitti p als Erben eingelegt und 
dabei bejtimmt, daß nach dem Todedes Überlebenden der „beider: 
ſeitige Nachlaß' gar oder teilweife an ein aus einer [früheren Che des 
Ehemannes A ftammendes Kind C fallen folle, jo find „im Zweifel“ die Ab: 
tömmlinge des C aud) dann nad) $ 2069 bedacht, wenn zuerjt C, dann dellen 
Bater A und zule > B ftirbt, obgleih doch C und deilen Abkömmlinge 
nicht zu den „gelegt n Erben“ der Ehefrau B gehören. — Abgefehen 
von dem es 8 2069 treten die „Abkömmlinge“ eines eingelegten Erben, 
wenn dieler nad) der Erridtung des Teitaments ea laln: (vgl. Note 6 
zu 8 eg nurdann an deilen Stelle wenn fie als „Erjagerben“ 
(88 2096 ff.) berufen find. 

8) vgl. Note 5a. Die Feſtſtellung, ob jemand zu einer gemwillen Zeit 
bereits „erzeugt“ war, erfolgt gemäß 1592, 1717. 
= 9) obnfig“ 88 7 ff. — „Auflage“ 88 190, 2192 ff. 





(Fortsetzung von Seite 624) 


44. Soweit der Fiskus oder andere juristische Personen des öffentlichen 
Rechtes nach den 88 42, 43 erbberechtigt sind, haben sie zugleich einen Pflichtteils- 
anspruch in Höhe des Wertes ihres gesetzlichen Erbteils. 

8 45. Hat, abgesehen von den Fällen der $$ 42, 43 eine juristische Person gegen- 
über Personen, die in einer ihr gehörenden Versorgungs- oder Heilanstalt verstorben 
sind, auf Grund der von der zuständigen staatlichen Behörde aufgestellten oder be- 
stätigten Satzung ein A en Erbrecht. so kann Jas Erbrecht nur geltend gemacht 
werden, wenn der Erblasser oder deasen Vertreter vor der Aufnahme gerichtlich zu 
Protokoll anerkannt hat, dass er von dem Erbrechte Kenntnis habe. 


Zu Art. 148 Einf.-Ges Urkundspersonen bei Verfügung von Todeswegen. 


$ 46. Der Richter kann an Stelle des Gericht»schreibers oder der zwei Zeugen, 
deren Zuziehung im $ 2233 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorgeschrieben ist, eine Orts- 
gerichtsperson als Urkundsperson zuziehen. 

Auf die Ortsgerichtsperson finden die Vorschriften der 88 2234 bis 2236 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs Anwendung. 


(Fortsetzung folgt Seite 686) 
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Der Erblafler fann die Beſtimmung der Berjon, die eine Zuwen— 
dung erhalten joll, jowie die Beitimmung des Gegenitandes der Zu: 
wendung nicht einem anderen überlaljen.:) 

8 2066. Hat der Erblafjer feine geſetzlichen Erben ohne nähere 
Beftimmung bedadt, jo find Diejenigen, welde zur Zeit des Erb- 
falls feine gejeglichen Erben fein würden, nad) dem Verhältnis ihrer 
gejeglihen Erbteile bedacht.) Iſt Die Zumendung unter einer auf- 
\diebenden Bedingung oder unter Beitimmung eines An— 
fangstermins gemadt und tritt Die Bedingung oder der Termin 
erſt nad) dem Erbfall ein, jo find im Zweifel?) diejenigen als be- 
dacht anzujehen, welche die geleßlichen Erben fein würden, wenn der Erb- 
laſſer zur 3 eitdes Eintritts der Bedingung oder des Termins 
geſtorben wäre. 

82067. Hat der Erblafjer feine Berwandten oder feine nächſten 
Verwandten ohne nähere Beitimmung bedacht, ſo ſind im Zweifel 
diejenigen Verwandten, welche zur Zeit des Erbfalls’*) feine 
geſetzlichen Erben fein würden, als nad dem Berhältnis ihrer 
gejeglichen Erbteile bedacht anzujehen. Die Vorſchrift des 8 2066 Sat 2 
findet Anwendung. 

82068. Hat der Erblafier jeine Kinder ohne nähere Beitimmung 
bedacht und ift ein Kind vor der Errichtung des Teſtaments mit Hinter⸗ 
laſſung von Abkömmlingen geſtorben, jo ift im Zweifel anzunehmen, 
dak die Abkömmlinge infoweit bedacht find, als fie bei der gefeßlidhen 
Erbfolge an die Stelle des Kindes treten würden. 

82069. Hat der Erblafjer einen feiner Abkömmlinge bedadt 0) 
und fällt diefer nach der Errichtung des Teſtaments weg, jo iſt im 
Zweifel anzunehmen, daß deilen Abkömmlinge injoweit bedacht find, 
als fie bei der geſetzlichen Erbfolge an deſſen Gtelle treten 
würden.”) 

82070. Hat der Erblajjer die Ablömmlinge eines Dritten ohne 
nähere Beſtimmung bedadit, jo it im Zweifel anzunehmen, daß dies 
jienigen Abkömmlinge nicht bedacht find, welhe zur Zeit des Erb- 
falls oder, wenn die Zuwendung unter einer aufihiebenden Bedingung 
oder unter Beltimmung eines Anfangstermins gemadt ift und die Be- 
dingung oder der Termin erft nad) dem Erbfall eintritt, zur Zeit des 
Eintrittsder Bedingung oder Des Termins nod nidt er- 
zeugt find.°) 

2071. Hat der Erblaffer ohne nähere Beſtimmung eine Klaffe 
von Perſonen o der Perſonen bedadjt, die zu ihm in einem Dienſt⸗ oder 
Geihäftsverhältniffe ſtehen, jo it im Zweifel anzunehmen, daß die- 
jenigen bedacht find, weldhe zur ZeitdesErbfalls der bezeichneten 
Klaſſe angehören oder in dem bezeichneten Verhältniſſe ftehen. 

82072. Hat der Erblafjer die Armen ohne nähere Beltimmung 
bedacht, fo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die öffentlide 
Armenftaffe der Gemeinde, in deren Bezirk er feinen legten Wohn- 
ig gehabt Bat, unter der U u f lage bedacht iſt, das Zugewendete unter 
Arme zu verteilen.?) 
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Erläuterungen 


8 2074 10) 88 2074-2076 Handeln von Zumendungen unter Bedingungen. 
Die Wirkung derartiger Bebingungen it geitlih beſchränkt in den 
8 2109, 2162, 2163, 2210. — Über Zuwendungen unter Beſtimmung eines 

nfangstermins (8 163) gibt das Geſetz feine bejonderen Auslegungstegeln. 
11) pgl. 88 158 ff. und Noten. Beilpiel: „Wenn das zu meinem Nacdhla ge: 
örende Haus beim Verkauf mehr als: 100000 DE. bringt, joll A den Über: 
Huß erhalten.“ In jolden Fällen kr „im Zweifel“ die Zuwendung nur 
elten, wenn A den Verlauf des Hauſes mit Über huß erlebt. Die Yolge 
bieron ift, dab, wenn A vorher ftirbt, ſe ine Erben fein Recht auf den 
päter erzielten a haben. Wenn aber die Umftände ergeben, 
aß, der Erblafjer den UÜberſchuß aud den Erben des etwa vor dem Verkauf 
jet enden A zuwenden wollte, ſo erhalten fie ihn und die Auslegungsregel 

es 8 2074 findet feine Anwendung. 

8 2075 12) 3. B. es ift jemandem etwas zugewendet unter der Bedingung, daß 
er nit auswandert, daß er feine Tante bis zu ihrem Tode in jeiner Häus- 
lichkeit verpflegt, daß er fi nie mehr betrinkt, jo erhält er die Zuwendun 
lofort und verliert fie nur („auflöfende“ Bebingu vgl. 158 ff. 
und Noten), wenn er der Bedingung entgegen handelt. an dieſem Falle 
behält er die von der Sumendung in der Zwiſchenzeit gezogenen Nugun: 
gen, Igiern riöht bet gegenteilige Wille des Erblaflers erhellt, vgl. 8 159. 


82076 13 . 8 162. rn, 
82077 . z. Ds ea ee geldung”. — Über „Nichtigkeit“ 88 1323 fi. 
16 1208 ff. und Noten. 
8 078 17 2078—2083 enthalten die beionderen Vorſchriften betr. Willens- 


mängel bei „legtwilligen Verfügungen“, die von den allgemeinen Vorſchriften 

der 88 116—124, 142 ff. teilweite weichen. vgl. hierzu 8 2085. 

18) vgl. hierzu 119 und bang 2 zu 8 119 (Sertum bei Rechts⸗ 
gelhäften unter Lebenden). — $ 2078 Abſ. 1 \timmt mit $ 119 überein bis 
auf die dort enthaltenen, in $ 2078 fehlenden Worte: „und bei veritändiger 
Würdigung des alles“. bweidend won $ 119 und bejonders 
Dintigi die Beltimmung in 8 2078 Abf. 2 (au) 8 2079), Fa „lebt: 
willige rfügungen“ auch dann anfehtbar find, wenn fie auf einem 
Jrertum im Beweggrunde beruhen, der bei Kechtsgeſchäften unter Leben- 
den“ feine Berädfihtigung findet. Die Anfechtung wegen „Irr— 
tums im Be runde“ um apt logiſch zugleih die Antehtung wegen 
argliftiger Täukdun ($ 123) } b Pi es hierüber feiner beionderen Vorſchrift 
für „legtwillige Verfügungen‘ tt. 

10) Irrtum im Beweggrunde. vgl. Note 18. Zur Anfechtung aus die 
Grunde ift nicht nötig, daß der „Irrtum“ allein es war, der den Erblafleı 
zu feiner Verfügung „beitimmte“. Die Anfechtung iſt alſo zulälfig, wenn 
außer dem Irrtum auch noch andere Gründe den Erblaſſer zu ſeiner Ber: 
fügung „beitimmten“. 

20 .$ 133. — Wenn 3. B. die Pflegerin eines alleinitehenden, hilf- 
Iofen 78 Sabre alten Altfiters diefem erklärt: „Wenn das Teitament ein dem 
ihr eine Zuwendung gemadt werden joll) nicht errichtet wird, gehe ich fort,“ 
und wenn der Wltfiker aus Nee vor der Ausführung diefer „Drohung“ zu 
dem eine Zuwendung an die Pflegerin enthaltenden Teliamente „bejtimmt" 
wird, jo ilt das Tejtament wegen widerrehhtliher Drohung anfechtbar. 
Denn obaleic) es der Pflegerin rechtlich freiltand, die Pflege jederzeit aufzu- 
geben und dies dem Altfiker zu erklären, jo durfte ‘fie Nie „Befugnis“ doch 
nit als Drohung gegen den Altjiger verwerten. Ihr Zwed 
rechtlich“ und damit die „Drohung“ Yelbit. 

9 21) 88 2308 ff. l. Note 18 und 19, aud) 8 2085. — Der „Pflichtteils⸗ 
beretigte” muß als jolder ganz „übergangen“ jein. 

22) 3. B. weil er ihn für verltorben hielt. 

23) „Rinderzeugen bricht legten Willen“ (C). 

24) 3. B. ein unebelidhes Kind durch Legitimation, ein an Kindesitatt 
angenommenes Kind (SS 1719 ff., 1736, 1757). 
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Teftament — Allgemeine VBorfchriften 8 2073-2079 


8 2073. Hat der Erblaffer den Bedachten in einer Weife be 
zeichnet, Die auf mehrere Perſonen pakt, und läßt ſich nicht ermitteln, wer 
er bedacht werden Jollte, jo gelten fie als zugleihen Teilen 

edacht. 

2074.) Hat der Erblaſſer eine letztwillige Zuwendung unter 
einer aufidiebenden Bedingung?!) gemadt, fo ift im Zweifel anzu- 
nehmen, daß die Zuwendung nur gelten fjoll, wenn der Bedachte den 
Eintritt der Bedingung erlebt. 

82075. Hat der Erblaſſer eine legtwillige Zuwendung unter der 
Bedingung gemacht, daß der Bedahte während eines Zeitraums von 
unbejtimmter Dauer eiwas unterläßt oder fortgeſetzt tut, jo iſt, wenn 
das Unterlafjen oder das Tun lediglich in der Willfür des Be- 
dachten liegt, im. Zweifel anzunehmen, daß die Zumendung von der ' 
auflöjenden Bedingung abhängig ſein joll, daß der Bedachte die Hand: 
fung vornimmt oder das Tun unterläßt.'?) 

82076. Bezwedt die Bedingung, unter der eine letztwillige Zu⸗ 
wendung gemacht iſt, den Vorteil eines Dritten, fo gilt fie im Zweifel 
als eingetreten, wenn der Dritte die zum Eintritte der Bedingung er- 
forderlihe Mitwirfung verweigert.) 

82077. Eine letztwillige Verfügung, durch die der Erblaffer 
jeinen Ehegatten bedacht Hat, ijt unwirkfam, wenn die Che nichtig oder 
wenn fie por dem Tode des Erblajlers aufgelöft worden ijt."t) Der Auf: 
löfung der Ehe fteht es glei, wenn der Erblaffer zur Zeit jeines 
Todes auf Scheidung wegen Verſchuldens des Ehegatten zu klagen 
berehtigt war und die Klage auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehe- 
lihen Gemeinihaft erhoben hatte.!°) 

Eine Iettwillige Verfügung, durch die der Erblaffer feinen Ber: 
Iobten bedadjt hat, ift unwirfiam, wenn das Berlöbnis vor dem Tode 
des Erblaljers aufgelöft worden ift.'°) 

Die Berfügung ift nit unwirkſam, wenn anzunehmen ijt, daß der 


Erblaſſer fie auch für einen ſolchen all getroffen haben würde. 


8 2078.) Cine lehtwillige Verfügung kann angefochten werben, 
ſoweit der Erblafjer über ven Inhalt feiner Erklärung im Irrtume 
war oder eine Erklärung dDiejes Inhalts überhaupt nidht ab— 
geben wollte und anzunehmen it, daß er die Erklärung bei 
Kenntnis der Sadhjlage nicht abgegeben haben würde.'®) 

Das gleiche gilt, joweit der Erblaffer zu der Verfügung dur die 
irrige Annahme oder Erwartung des Eintritts oder Nichteintritts eines 
Umftandes 1°) oder widerrechtlich durch Drohung beitimmt worden ijt.?°) 

Die Vorſchriften des 8 122 finden keine Anwendung. 

82079. Eine letztwillige Verfügung kann angefochten werden, 
wenn der Erblafjer einen zur Zeit des Erbfalls vorhandenen Pflidtteils- 
berechtigten übergangen hat,?!) deſſen Vorhandenſein ihm bei der Errid)- 
tung der Verfügung nicht befannt war ??) oder der erſt nad) der Errich— 
tung geboren ?°) oder pflichtteilsberechtigt geworden ijt.”*) Die An: 
fechtung iſt ausgeſchloſſen, ſoweit anzunehmen iſt, daß der Erblaffer a ud 
bei Kenntnis der Sadlage die Verfügung getroffen Haben würde. 
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Erläuterungen 


82081 An vgl. Anhang 1 zu 8 1922 unter I. B ‚ahlahneriäk ). — Es ge: 
nügt aljo in den G ekungs des 8 2081 nicht die Anfechtungserllärung 
egenüber dem „Anfehtungsgegner” : ($ 143). Die Beobadtung der in 

2081 vorgeihriebenen gormalität it wichtig mit Rückſicht auf die 

riſt des 8 2082. — Erklärung gegenüber dem Anfehtungsgegner“ g® ⸗ 
nügt z. B. bei der Anfechtung von „Vermächtniſſen“ ſeitens des be: 
|Qwerten Erben; diefer braudt Die Anfehtungser lärung nur ge gen: 
über dem „Bermädtnisnehmer“ abzugeben. — Die Wirkung der mit Crfolg 
durchgeführten (anerfannten oder Kr rechtskräftiges Urteil für begründet 
erklärten) Anfechtung ilt, daß die angefochtene legtwillige Verfügung „als 
von Anfangan nichtig angeſehen“ wird. 

26 — 1940, 2192 Fi. 

8 082 27 o au, wenn der Anfehhtungsberedhtigte erſt nach 30 Jahren von 

dem Anfechtungsgrunde „Kenntnis“ erlangt. Ä 

8 2083 . 28) d. h. als „Einrede“ fann die Unfehtung au nach Ablauf der 
für die „Klage“ beſtimmten Ausſchlußfriſt des $ 2082 geltend gemacht werden. 
3. B. der vom Bermäditnisnehmer auf Auszahlung des Vermächtniſſes Ver: 
tagte fann auch nah Ablauf der der frift einwenden, dak das Ber: 
mädtnis auf „Irrtum“ beruhe und er deshalb die Auszahlung verweigere. 


8 2085 20) vgl. & 139 nebit Noten, 2077, 2161, 2195, 2268, 2298, 2299, 

& 2087 1) itber Erjakerbe 88 2096-2099. liber NaMerbe 88 2100 j 
, 2) „Bruchteil“ im genfage zu „einzelnen“ oder einer Mehrheit „ein: 
zelner“ Erbſchafts⸗Gegenſtände. 





(Fortsetzung von Seite 632) 


Zu Art. 150 Einf.-Gdes. Testament vor Ortsgerichtspersonen. 


4%. Für die Errichtung eines Testaments im Falle des $ 2249 des Bürger- 
lichen Gesstzbuchs kann das Justizministerium an Stelle des Vorstehers oder neben 
dem Vorsteher eine für den Bezirk, in welchem sich der Erblasser aufhält, bestellte 
Ortsgerichtsperson für zuständig erklären. j 


Zu Art. 184 Einf.-Ges. Beligiöse Erziehung der Kinder. 


$ 49. Von der Beobachtung der auf die religiöse Erziehung der Kinder sich 
beziehenden Vorschriften des Gesetzes, die Ehen unter Personen evangelischen und 
katholischen Glaubensbekenntnisses und die religiöse Erziehung der von Eltern solcher 
verschiedener Konfessionen erzeugten Kinder betreffend, vom 1. November 1836 (G.- u. 
V-Bl. S. 299 fg.) kann das Ministerium des Kultus und öffentlichen Unterrichts in 
dringenden Fällen ausnahmsweise eine Befreiung eintreten lassen. Das Ministerium 
hat zuvor die Erziehungsberechtigten sowie nach Befinden nahe Verwandte des Kindes 
und, falls das Kind unter Vormundschaft oder Pflegschaft steht, das Vormundschafts- 
gericht zu hören. 


Zu Art. 135 Einf.-Ges. Zwangserziehung. 


$ 50. An die Stelle der Vorschrift im 8 5 Absatz 5 des Gerotzes, das Volks- 
schulwesen betreffend, vom 36. April 1873 (G.- u. V.-Bl. S. 352) treten folgende Vor- 
schriften: 

Ist ein Kind sittlich verwahrlost oder der Verwahrlosung ausgesetzt und 
bleiben die der Schule zu Gebote stehenden Zuchtmittel ohne Erfolg. so hat der 
Schulvorstand oder die Bezirksschulinspektion nach Gehör des Schulvorstandes die 
Anordnung der Zwangserziehung bei dem Vormundschaftsgerichte zu beantragen. 
Wird die Zwangserziehung angeordnet, so ist, wenn sie auf öffentliche Kosten erfolgt, 
von der Obrigkeit, anderenfallsa von dem Vormundschaftsgerichte zu bestimmen, ob 
das Kind in einer Familie nach Befinden mit Privatunterrichtserteilung oder in 
einer Erziehungs- oder Bosserungsanstalt untergebracht werden solle. 

858. Aufgecehoben werden, soweit sıe neben dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
in Kraft bleiben würden, 
die 85 28, 58 bis 55, 57. 398, 419 bis 423, 514, 630, 637 bis 640, 642, 643, 756, $ 1017 Nr. 18, 
13. $ 1018 Satz 3, $$ 1129, 1137. 1680, 1826, 8 1897 Nr. 4. 88 2057 bis 2060, 2093, 2817 des 
bisherigen Bürgerlichen Gesetzbuchs, unbeschadet der Geltung der 88 639, 642 für 
das im 8 641 bebandelte Recht der Herberge; \ 


(Fortsetzung folgt Seite 640) 
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Teſtament — Erbeinfegung 8 2080-2087 


82080, Zur Anfechtung ift derjenige berechtigt, weldem die 
Aufhebung der letztwilligen Verfügung unmittelbar zuftatien Tommen 
würde. 

Bezieht fi in den Fällen des $ 2078 der Irrtum nur auf eine be- 
timmte Perjon und ift diefe anfechtungsberedhtigt wder würde fie 
anfechtungsberechtigt jein, wenn fie zur Zeit des Erbfalls gelebt hätte, jo 
ift einanderer zur Anfehtung nicht bereditigt. 

Im alle des 8 2079 jteht das Anfechtungsrecht nur den Pflichtteils⸗ 
beredhtigten zu. 

8 2081. Die Anfehtung einer legtwilligen Verfügung, durch Die 
ein Erbe eingefegt, ein geſetzlicher Erbe von der Erbfolge ausgeſchloſſen, 
ein Teitamentsvollfireder ernannt oder eine Verfügung folder Art auf- 
gehoben wird, erfolgt durch Erflärung gegenüber dem Nadlaf- 
gerichte.?°) 

Das Nachlaßgericht joll die Anfechtungserllärung demjenigen mit- 
teilen, welchem die angefochtene Verfügung unmittelbar zuftatten kommt. 
Cs hat die Einfiht der Erklärung jedem zu geitatten, der ein rechtliches 
Intereſſe glaubhaft macht. 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt auch für die Anfechtung einer letzt— 
willigen Verfügung, durch die ein Recht für einen anderen nidt be- 
gründet wird, insbejondere für die Anfechtung einer Yuflage.) 

82082. Die Anfehtung kann nur binnen Jahresfriſt erfolgen. 

ie Friſt beginnt mit dem Zeitpunft, in welchem der Anfechtungs- 
berechtigte von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis erlangt. Auf den Lauf 
der Friſt finden die für die Verjährung geltenden Vorjchriften der 88 203, 
206, 207 entiprechende Anwendung. 

Die Anfehtung ift ausgeidhloffen, wenn jeit dem Erbfalle dreißig 
Sabre verjtrichen find.:”) 

5 2083. Sit eine letztwillige Verfügung, durd die eine Verpflich⸗ 
tung zu einer Yeiftung begründet wird, anfechtbar, jo kann der Be: 
ihwerte Die Leiltung verweigern, auch wenn die Anfechtung nach 8 2082 
ausgeſchloſſen iſt.?s) 

8 2084. Läßt der Inhalt einer letztwilligen Verfügung verſchie— 
dene Auslegungen zu, fo iſt im Zweifel diejenige Auslegung vorzu⸗ 
ziehen, bei welcher die Verfügung Erfolg haben kann. 

8 2085. Die Unwirkfamleit einer von mehreren in einem Tefta- 
ment enthaltenen Berfügungen hat die Unwirkſamkeit der übrigen Ber: 
fügungen nur zur Folge, wenn anzunehmen ift, daß der Erblaſſer diefe 
ohne die unwirkſame Verfügung nicht getroffen haben würde.?°) 

82086. Fit einer legtwilligen Berfügung der Vorbehalt einer 
Ergänzung beigefügt, die Ergänzung aber unterblieben, jo tft die 
Verfügung wirfjam, [ofern nicht anzunehmen ijt, daß die Wirk— 
\amfeit von der Ergänzung abhängig fein jollte. 


Zweiter Titel. Erbeinfekung.') 


8 2087. Hat der Erblafjer jein Vermögen oder einen Bruchteil 
feines Bermögens dem Bedachten zugewendet,:) jo iſt die Verfügung als 
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Erläuterungen 


3) Zur Cinfegung eines „Erben“, auf den die Erbſchaft als „Ganzes“ 
oder zu einem „Bruchteil“ (%, % ul.) vom Ganzen übergedt, iſt alfo die 
ausdrüdli de Bezeihnung als „Erbe“ oder ſonſt der Gebrauch bejonderer 
MWortformeln nicht nötig. nn ein Erblaller jagt: — vermache“ dem A 
mein Vermögen oder % meines Vermögens, jo ijt A_troß Wortes vermache 
nicht „Vermächtnisnehmer“, ſondern „Erbe“ im Sinne des 8 1922. vgl. An⸗ 
bang 1 zu — unter II. 

#) nn der Erblafier verfügt: A foll mein Haus „erben“, jo iſt A 
tro des Wortes „erben“ nit „Erbe“, fondern „Vermädtnisnehmer“. 
Dies gilt aber nur „im Zweifel“, d. 5. wenn die Umſtände feinen anderen 
MWillen des Erblaffers ergeben. Wenn dieſer 3. B. im Teftament jagt: „Sc 
befige lediglid ein Haus. Dieſes Haus joll A erhalten“, jo wird A als 
„Erbe“ anzuſehen jein. 

— SS 1924-1934. Nach 8 2088 fann alſo die „geſetzliche“ Erbfolge mit 
der „teſtamentariſchen fonfturrieren. 

. °) „Wegfall eines Erben“ Tiegt bei der „teſtamentariſchen“ Erbfolge vor, 
wenn der eingelegte Erbe vor dem Erblajler jtirbt, oder die Erbichaft 
ausjhlägt ($ cl oder dem Erblaſſer gegenüber durch Vertrag (8 2346) 
auf jein (zugleich geſetzliches) Srbrent verzidtet hat, ohne daß der Erb: 
aller das Teitament geändert hat, oder wenn der eingeiehte Erbe für erb- 
unwürdi ß erflärt wird ($ 2344), oder wenn der Erblajler die Einlegung 
des betr. Erben widerrufen hat, oder wenn die Erbeinfegung für nidtig 
erflärt oder mit Erfolg angefochten wird. Wenn dagegen der eingejette 
Erbe nach dem Erblalfer Itirbt, jo ift dies nicht „Wegfall“ des Erben: 
denn in dieſem Falle gebt Die Eröſchaft auf die „Erben“ des „einge: 
fegten Erben“ über. 

°) Über den Fall, wenn bei der „geſetzlichen“ Erbfolge vor oder nad 
dem Erbfall (Tod des Erblajiers) „ein Erbe wegfällt“ und dadurch die An- 
teile der übrigen nn „erhöhen“, handeln die 88 1935, 1953, 2344. Bon 
dem „Wegfall eines Erben“ und der dadurd eintretenden „Erhöhung“ der 
übrigen Erbteile bei Vorliegen einer „letztwilligen verfü ung“ handeln die 
NS 2094, 2095. Nur im tegteren alle greift der Begriff der Anwadhlung 

lag (vgl. hierzu &$ 2096, 2099). 
r in $ 2094 Sat 1 vorausgeſetzte Fall Tient vor, wenn mehrere 
Erben ſchlecht hin (ohne Beltimmung der Anteile) oder zwar zu Brud; 
teilen eingefe ı find, jedod jo, daß legtere das Ganze erjchöpfen, 3. 8. A, B, c 
jollen meine Erben fein, oder A, B, jpllen meine Erben zu je % fein. Hier 
it der „m utmaßlide Wille“ des Erblallers — und lediglid diejen will 
2094 berüdfihtigen, wie daraus hervorgeht, dak nad Abi. 3 der Erblaſſer 
die „Anwachſung“ ausſchließen fann —, daß die gelestine Erbfolge 
ausgeſchloſſen kin und beim Wegfalle 3 8. des A die ganze 
Erbſchaft an B und C fallen joll. 

s) Menn z. B. der Erblalier beitimmt hat: A ſoll mein Erbe zu % fein, 
B zu Is, C und D zu %, pe beim Wegfalle des C Iediglih dem D an, 
und diejer erhält auch % für ji allein. 

°) 3. B. der Erblaſſer hat beitimmt: A und B follen je % erben. Hier 
erben Ha 2088’ neben A und B die gelesliden Erben die Hälfte, 
über die nicht verfügt if. Wenn nun B „wegfällt“, jo fällt das frei werdende 
1, ebenfalls an die geſetzlichen Erben. nn dagegen gelagt wäre: A und B 
ſollen % erben, C und D ebenfalls 4%, jo erben zwar die geje gliden 
Erben ebenfalls die Hälfte, über die nicht verfügt ift; wenn aber B und D 
„wegfallen“, jo erhalten die gejeglidhen Erben nichts weiter, fondern 
A und C erhalten jeder für ieh U. Nur wenn A und B oder C und D 
„wegfallen“, erhalten ihr %4 die geſetzlichen Erben. 

($ 2088) Dann fällt der frei gewordene Erbteil an die geſetzlichen Erben 
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Teftament — Erbeinfeung 8 2088-2095 


Erbeinjegung anzujehen, auch wenn der Bedachte niht als Erbe 
bezeidnet it.) 

Sind dem Bedachten nur einzelne Gegenftände zugewendet, jo ift 
im Zweifel nit anzunehmen, daß er Erbe fein fol, auh wenn 
erals Erbe bezeihnet it‘) 


82088. Hat der Erblajler nur einen Erben eingeſetzt und die 
Einſetzung auf einen Bruchteil der Erbſchaft beſchränkt, jo tritt in An⸗ 
\ehung des übrigen Teiles die geſetzliche Erbfolge ein.‘) 

Das gleiche gilt, wenn der Erblajfer mehrere Erben unter Be- 
ſchränkung eines jeden auf einen Bruchteil eingelegt hat und die 
Brucdteile Das Ganze nicht erſchöpfen. 

82089, Sollen die eingejegten Erben nad) dem Willen des Erb- 
laſſers die alleinigen Erben fein, jo tritt, wenn jeder von ihnen auf einen 
Brudteil der Erbichaft eingelegt ift und die Bruchteile das Ganze nit 
erichöpfen, eine verhältnismähige Erhöhung der Bruchteile ein. 

82090, it jeder der eingejegten Erben auf einen Bruchteil der 
Erbichaft eingejeßt und überfteigen die Bruchteile Das Ganze, jo tritt eine 
verhältnismäßige Minderung der Bruchteile ein. 


82091. Sind mehrere Erben eingejeßt, ohne daß die Erb- 
teile bejitimmt find, jo find fie zu gleichen Teilen eingelegt, foweit fich 
nicht aus den 88 2066 bis 2069 ein anderes ergibt. 

- 82092. Sind von mehreren Erben die einen auf Brudhteile, die 
anderen ohne Bruchteile eingejett, jo erhalten die leßteren den frei- 
gebliebenen Teil der Erbidaft. 

Erihöpfen die beftfimmten Bruchteile die Erbihaft, 
jo tritt eine verhbältnismäßige Minderung der Brudteile in 
der Meile ein, daß jeder der ohne Bruchteile eingejegten Erben fo viel 
erhält wie der mit dem geringiten Brudteile bedachte Erbe. 

82093. Sind einige von mehreren Erbenaufeinen und 
denjelben Bruchteil der Erbihaft eingejegt (gemeinidhaftlicher 
Erbteil), jo finden in Anſehung des gemeinihaftlidhen Erbteils 
die Vorfehriften der 88 2089 bis 2092 entjprehende Anwendung. 

82094. Sind mehrere Erben in ber Weije eingejett, daß fie 
die gefegliche Erbfolge ausfhlieken, und fallt einer der Erben 
por oder nad) dem Eintritte des Erbfalls weg,°) jo wächſt deſſen Erb: 
teil den Übrigen Erben nad dem Verhältnis ihrer Erbteile an.) 
Sind einige der Erben auf einen gemeinſchaftlichen Erbteil 
eingejegt, jo tritt die Anwadjung zunächſt unter ihnen ein.?) 

St durch die Erbeinfegung nur über einen Teil der Erb- 
ichaft verfügt und findet in Anſehung des übrigen Teiles die gejeß- 
liche Erbfolge jtatt, jo tritt die Anwadjung unter den eingelegten 
Erben nur ein, joweit fie auf einen gemeinjhaftliden Erbteil 
eingejegt jind.?) 

Der Erblafier Tann die Anwachſung ausichließen.'‘) 

82095. Der durch Anwachſung einem Erben anfallende Erbteil 
gilt in Anjfehung der Bermädhtnijje und Auflagen, mit denen 
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Erläuterungen 
83 2095 10a) pgl. 1935, 2007, 2051, 2110, 2373. 
s 2096 2) & Bulı Subftitution im Gegenſatze zur fibeitommifjarikgen 
2 n. Vulgar⸗Su ion im ate zur fideilommiflari 
Subfti ion (Cine ung eines Naderben) ss 2100 ff., 2102. 
8 2097 183) 2 8, weil er vor dem Erblajler ſtirbt. 
2099 14) gl. d 209. 
8 2100 ı) vgl. Anhang 1 zu S 2100 (Allgemeine Borbemertung betr. Nacherb⸗ 


folge, ſogen. fideilommiflarikhe Subftitution). 

J 2) vgl. Anhang 1 zu 8 2100 unter I. — Ein „Nacherbe“ kann ſowohl 
für die gan Fx rbihaft wie für einen Bruchteil eingejeht werden. — 
vgl. „ 2363 ( zbihein), 8 2306 (Bedeutung der Einjegung eines „Nacherben“ 
2101 im Mlichtteilsrecht). 


8 s) Denn „Erbe“ fann fie gemäß $ 1923 nicht werden. Sol. 8 1913 
(Beltellung eines Bflegers für die n niht erzeugten „Kaderben“, 
jogen. —— — 8 2222 (Teitamentsuollitreder). 

+) vgl. E. 86. 
8 210% 5 S 2096 ff. 
8 2103 6) Haufigites Beilpiel: „Erbin foll meine Ehefrau fein. Falls fie 


jedohd wieder heiratet, follen fie und meine Kinder meinen Nadlak 
nad geſetzlicher VBorfchrift teilen“. Hier ift „Vorerbe“ die Chefrau, Nacherben“ 
find „mit dem Eintritte des Creigniffes der Wiederverheiratung“ die 
Kinder in Höhe von %, da die Ehefrau das ihr „nad geſetzlicher Vorſchrift“ 
zuſtehende 4 behält ($ 1981). 





(Fortsetzung von Seite 636) 


. der 8 6 unter a, die & 7 bis 9 des Gesetzes, die juristischen Personen be- 
treffend, vom 15. Juni 1868 (G.- u. V.-Bl. S 816). 

Ausser Kraft treten auch für die nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erzeugten Brautkinder das Mandat, das Erbfolgerecht der sogenannten Mantel- und 
Brautkinder bei Lehnsgütern betreffend, vom 17. Juni 1819 (G.- u. V.-Bl. S. 176 fig.), sowie 
S 11 Absatz 2, 3 des Gesetzes, die Ehen unter Personen evangolischen und katholischen 
Glaubensbekenntnisses und die religiöse Erziehung der von Eltern solcher verschiedener 
Konfessionen erzeugten Kinder betreffend, vom 1. November 1836 (G,- u. V.-BL S. son). 

& 54. Soweit in den birherigen Gesetzen und Verordnungen auf Vorschriften 
verwiesen ist, die durch dieses Gesetz ausser Kraft gesetzt werden, treten an deren 
Stelle die entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes. 

55. Das gegenwärtige Gesetz tritt am 1. Januar 1900 in Kraft. 


--- —...-- - — 


Württembergisches Ausführungsgesetz zum BGB. 


Beurkundung von RBechtsgeschäften über Grundstücke. 


Art. 88. Für die Beurkundung des in $ 313 des Bürgerlichen Gesetzbuch» 
bezeichneten Vertrags sind auch die ın Art. 8 Abs. 3 bezeichneten Grundbuch- 
beamten, sowie die Ratsschreiber der Gemeinden zuständig, soweit es sich um 
Grundstiücke handelt, welche in dem betreffenden Grundbuchamtsbezirk oder Gemeinde- 
bezirk gelegen sind. 

In demselben Unifang sind die Ratsschreiber der Gemeinden auch für die nach 
8 873 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zur Bindung der Beteiligten erforderlich" 
Beurkundung der Erklärungen zuständig. . 

Art. 84. Die Einigung der Parteien kann in den Fällen der $$ 925 und 1015 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs auch vor dem Ratsschreiber derjenigen Gemeinde 
erklärt werden. in deren Bezirk das betreffende Grundstück gelegen ist. Die Vorschrift 
des Art. 22 findet entsprechende Anwendung. 

Art. 38. Wenn anlässlich einer durch das Nachlassgericht vermittelten 
Auseinandersetzung in Ansehung eines Nachlasses oder in Ansehung des Gesamt- 
guts nach der Beendigung einer ehelichen Gütergemeinschaft oder einer fortgaserztnn 
(tütergemeinschalft einer von den Beteiligten als Eigentümer oder Erbbauberech- 
tigter bezüglich eines zum Nachlass oder zu dem Gesamtgut gehörenden, in Württem- 


(Fortsetzung folgt Seite 442) 
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Einſetzung eines Nacherben g2096 -2104 


dieſer Erbe oder der wegfallende Erbe beſchwert iſt, ſowie in Anſehung 
der AUsgleichungspflicht als beſonderer Erbteil.ea) 

82096. Der Erblaſſer kann für den Fall, daß ein Erbe vor 
oder nad) dem Eintritte des Erbfalls wegfällt,) einen anderen als 
Erben einjegen (Erjagerbe).?) 

82097. Iſt jemand für den Fall, daß der zunächſt berufene Erbe 
nit Erbe fein fann ,'®) oder für den Fall, daß er nicht Erbe fein 
will, als Erfaterbe eingejett, jo it im Zweifel anzunehmen, daß 
er für beide Fülle eingeſetzt iſt. 

$ 2098. Sind die Erben gegenjeitig oder find für einen 
von ihnen die übrigen als Erjagerben eingejeßt, jo ift im Zweifel 
anzunehmen, daß fie nach dem Verhältnis ihrer Erbteile als Erſatzerben 
eingeſetzt find. 

Sind die Erben gegenfeitig als Erjaberben eingejegt, jo gehen 
Erben, die auf einen gemeinjhaftlidhen Erbteil eingejegt find, 
im Zweifel als Erfaßerben für dieſen Erbteil den anderen vor. 

82099, Das Recht des Erſatzerben geht dem Anwachſungsrechte 
vor.it), 


Dritter Titel. Einfehung eines Naherben.') 


2100. Der Erblaſſer kann einen Erben in der Weile einjegen, 
daß diejer erſt Erbe wird, nachdem zunächſt ein anderer Erbe geworden 
iſt (Nacherbe).?) 

8 2101. Iſt eine zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugte Perſon 
als Erbe eingelegt, jo it im Zweifel anzunehmen, daß fie als Nach⸗ 
erbe eingelegt iſt.) Entſpricht es nicht dem Willen des Erblaſſers, daß 
N en Eingejegte Nacherbe werden joll, fo ift die Einjegung un wirk— 


Das gleiche gilt von der Einjegung einer juriftijden Perſon, die 
erſt nad) dem Erbfalle zur Entitehung gelangt; die Vorſchrift des 8 84 
bleibt unberührt.*) 

8 2102. Die Einjegung als Naderbe enthält im Zweifel 
au die Einjegung als Erſatzerbe.“) 

Sit zweifelhaft, ob jemand als Erſatzerbe oder als Nacherbe ein- 
geſetzt ift, jo gilt er als Erfagerbe. 

2103, Hat der Erblaffer angeordnet, daß der Erbe mit dem 
Eintritt eines bejtimmten Zeitpunfts oder Ereigniſſes die Erbſchaft 
einem anderen Berausgeben joll, jo iſt anzunehmen, daß der andere als 
Nacherbe eingejett ijt.°) 

8 2104. Hat der Erblafjer angeordnet, daß der Erbe nur bis zu 
dem Eintritt eines bejtimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes Erbe fein 
lol, ohne zu bejtimmen, wer alsdann die Erbichaft erhalten foll, 
lo ift anzunehmen, daß als NRaderben Diejenigen eingefegt find, welche 
die gefehlihen Erben des Erblafiers fein würden, wenn er zur Zeit des 
Eintritts des Zeitpunfts oder des Creigniljes gejtorben wäre. Der 
Yistus gehört nicht zu den gefegliden Erben im Sinne dieſer Vor: 


Ihrift. 
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8 2106 
8 2107 
8 2109 


Erläuterungen 


7 vgl. rote 6. 

s) „Bekommt Borerbe Kinder, jo weint Nacherbe“ (C). 

58 h. 30 Jahre nad) dem Tode des Erblaffers, der die Nad- 
erbfolge angeordnet hat (8 1922). 

10 0: Anhang 1 zu 8 2100 unter II, 

11 iſpiel: Ein junger Ehemann, z. B. ein in den Krieg ziehender 
und dort fallender Offizier, beſtimmt: „Erbin ſoll meine Frau fein. Nach 
ihrem Tode ſoll unfer Sohn mein Erbe ſein“. Hier wird der Sohn Nacherbe“, 
aud wenn die Frau ihren Mann länger als 30 Tahre überlebt. Für den ge- 
meinen Berftand ift dieſe Vorſchrift felbitverftändlidh, fie war aber notwendig 
wegen ‚Der egel, daß die Einfegung eines Nacherben nad) 30 Sahren unwirf: 


12) Beilpiel: „Erbe joll meine Vaterſtadt fein. Wenn jedoch meine 
Nichte A heiratet, ſoll die Stadt ihr die Erbſchaft zur De herausgeben“ (vgl. 
32109). ter wird die Nichte Erbin, aud wenn fie erit 31 Jahre nach dem 
ode des Erblaflers heiratet. 
18) Beilpiel: „Zu meinen Erben ernenne ic) die bei meinem Tode nor: 
panbenen und die [päter geboren werdenden Rinder meines Neffen A“. — 
t meinem Tode leben 3 Kinder von A. Gemäß $ 2101 erben diele je %; 
aber fe haben gegenüber den etwaigen zufünftigen Kindern des A, die- 
als „Nacher ben“ eingefegt gelten und deren Rechte durch einen Bfleger 
($ 1913) oder Teftamentsvollftreder ($ 2222) wahrgenommen 
werden, Die Rechtsitellung von „Borerben“. Wenn nach meinem Tode 
dem A ein viertes Kind geboren wird, fo fällt diefem im Augenblide der 
Geburt % der Erbſchaft (als „Nacherben“ und zugleich als teilweilen „Bor: 
erben“ etwa jpäter geboren werbender Geſchwiſter) an; die erjten 3 Kinder 
ören in Höhe von 4 auf, „Erben“ zu fein ($ 2139); jedes Kind ilt fortan 
rbe in Höhe von %, und zwar in der Redtsitellung eines „Vorerben“ gegen: 
über etwa jpäter geboren werdenden Geihwiltern; uſw. ujw. bis A 
itirbt oder zeugungsunfähig wird. — 8 2109 Nr. 2 beitimmt nun, daß — ab: 
weihend von der Regel des 8 2109 Sat 1 — aud diejenigen Kinder 
meines Neffen A noch als „Nacherben“ eintreten, die Jjpüäterals 30 Jahre 
nad meinem Tode geboren werden. 
18a) vgl. E. 86. 
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berg gelegenen Grundstticks eingetragen werden soll, so kann die Einigung der 
Beteiligten im Sinne der 88 925 und 1015 des Bürgerlichen Gesetzbuchs auch vor dem 
Nachlassgericht erklärt werden. Die Vorschriften der 88 37, 38 der Grundbnch- 
ordnung finden alsdann entsprechende Anwendung. 


Übernahme einer Vormundschaft durch Beamte und Religionsdiener. 


‘ Art. 6%. Ist die Vormundschaft mit einer Vermögensverwaltung verbunden, so 
bedürfen Beamte des Staates, der Gemeinden und anderer Kommunalverbände, Lehrer 
an öffentlichen Unterrichtsanstalten und Geistliche sowohl zur Übernahme der Vor- 
mundschaft als zur Fortführung einer vor dem Eintritt in das Dienstverhältnis über- 
nommenen Vormundschaft der Erlaubnis der vorgesetzten Behörde. 

Die erteilte Erlaubnis ist jederzeit widerruflich. 


Anlegung von Mtndelgeld. 


Art. 68. Eine Hypothek, eine Grundschuld oder eine Bentenschuld 
an einem in Württemberg gelegenen Grundstück ist nur dann als sicher im 
Sinne dos $ 1807 Abs. 1 Nr. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzusehen, wenn sie 
innerhalb der ersten Hälfte des Werts des Grundstücks zu stehen kommt. 

Vorgehende Rechte sind in doppeltem Betrage in Abzug zu bringen. 

Die Ermittelung des Werts des Grundstiicks hat durch amtliche Schätzung des 
Gemeinderats oder einer Abteilung desselben zu geschehen. (Art. 39.) 

Art. 69. Die zuständige Behörde im Sinne des $ 1807 Abs. 1 Nr. 5 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs ist das Justiz-Ministerium. Dasselbe hat vor der von ihm zu 
treffenden Entscheidung das Oberlandesgericht zu hören. 

Art. 70. Ausser den in $ 1807 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten 
Forderungen und Wertpapieren sind Schuldverschreibungen, welche von einer 
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Einfegung eines Nacherben 8 2105-2109 


8 2105. Hat der Erblaffer angeordnet, daß der eingefegte Erbe 
die Erbichaft erft mit dem Eintritt eines beftimmten Zeitpuntts oder Er» 
eigniſſes erhalten ſoll, ohne zu bejtimmen, wer bis dahin Erbe jein 
ſoll, jo find die geſetzlichen Erben des Erblaffers die Vorerben. 

Das gleiche gilt, wenn die Verjönlichleit des Erben durch ein erit 
nad dem Erbfall eintretendes Ereignis beitimmt werden joll- oder wenn 
die Einfegung einer zur Zeit des Erbfalls noh niht erzeugten 
Perſon oder einer zu diefer Zeit nnd nihtentftandenenjurifti- 
den Berjon als Erbe nah 8 2101 als Naherbeinjegung 
anzuſehen ift. 

8 2106. Hat der Erblafler einen Nacherben eingeſetzt, ohne den 
Zeitpunkt oder das Ereignis zu beſtimmen, mit dem die Nach— 
erbfolge eintreten joll,”) jo fällt die Erbſchaft dem Nacherben mit dem 
Tode des Vorerben an. 

Sit die Einjekung einer noch nicht erzeugten Perſon als Erbe nad 
8 2101 Abf. 1 als Naherbeinjegung anzujehen, jo fällt die Erb- 
Ichaft dem Nacherben mit defien Geburt an. Im Falle des $ 2101 Ab]. 2 
tritt der Anfall. mit der Entſtehung der jwriftifhen Perſon ein. 

8 2107. Hat der Erblafier einem Abkömmlinge, der zur Zeit der 
Errichtung der Teßtwilligen Verfügung feinen Abkömmling hat oder von 
dem der Erblafjer zu diejer Zeit nicht weiß, daB er einen Abkömmling 
bat, für die Zeit nah deſſen Tode einen Nacherben beitimmt, 
jo ift anzunehmen, daß der Nacherbe nur für den Fall eingeſetzt iſt, daß der 
Ablömmling ohne Nachkommenſchaft ſtirbt.e) 

8 2108. Die Vorſchriften des 8 1923 finden auf die Nacherbfolge 
entiprechende Anwendung. 

Stirbt der eingejegte Nacherbe vor dem Cintritte des Falles der 
Nacherbfolge, aber nad) dem Eintritte des Erbfalls, ſo geht fein Recht 
auf jeine Erben über, jofern nicht ein anderer Wille des Erblafiers an- 
zunehmen ift. Iſt der Nacherbe unter einer aufihiebenden Be- 
Dingung eingefeßt, jo bewendet es bei der Vorſchrift des 8 2074. 

82109, Die Einjegung eines Nacherben wird mit dem Ablaufe 
von dreikig Jahren nad) dem Erbfall unwirkſam,“) wenn nicht vorher 
der all der Nadjerbfolge eingetreten ift.?°) Sie bleibt auch nad) dieſer 
Zeit wirfiam: 

1. wenn die Naderbfolge für den Fall angeordnet ift, daß in der 
Perſon des Borerben!) oder des Naherben!?) ein 
beftimmtes Ereignis eintritt, und derjenige, in 
deſſen Perſon das Ereignis eintreten fol, zur Zeitdes 
Erbfalls lebt; 

2. wenn dem Borerben oder einem Naherben für den Fall, 
daß ihm ein Bruder oder eine Schweſter geboren wird, 
der Bruder oder die Schweiter als Nadherbe beſtimmt 
ift.*°) 

Iſt der Vorerbe oder der Nacherbe, in deilen Berfon das Ereignis 

eintreten joll, eine juriftiide Berfon, Jo bemendet es bei der 
Dreißigjährigen Krift.'?a) 
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Erläuterungen 


8 2110 “ ai. 2094 nebit Noten. 
g 2111 16 ar 1b Sao je Note („Surrogation“). 
$ 2112 erfügen, vgl. Anhang 1 zu 8 104 unter 1.7. 


T. een 1 zu & 2100 unter IV. — Die als „Borerbin eingejegte 
Witwe bs tblaflers fann — 2 — Einwilligung‘ der Nache acherben und „ohne 
——— des vormunb —— (für te Er tben) ein zum Nad- 

ehöriges ponbelsgei@äft tführen und 5 38 gaberin 
a a a in das Handelstegifter eintragen laſſen ( 

8 2113 $ 2135 und Anhang 1 zu 8 104 unter 1. 7 om der „Abſchluß“ 
eines —— tet. oder Pachtvertrags noch nicht eine „Bere 
ung über das Grundftüd enthält. — Bei der Eintragung eines Borerben 
im Grund e (ki es als Eigentümer WE zur a pe ehörenden Grund- 
ſtücks ber als Lüubiger, einer dag örenden Hyp oder Grundihuld 
ujw.) muß zugleich das Hecht des ae rben eingelragen werden und, joweit 
der Borerbe von den Be Kränfungen feines rfilgungstechts befreit ift 
San 216, a), auch die Befreiung. 8 52 6 

. 8. Dienftbarteit, Reallaft. Über Hypothet, Grundſchuld vgl. 


a, „Befreiung“ des Borerben von den Beſchränkungen des $ 2113 Abi. 1 
. a (8 2136). — Über andere a als „Grundftüde“ 
Hedite an Grunditüden“, aljo über bewegliche Sa n, Sorderun- 
ai, Ratente Urbeberte te u|w., fann der Tore — ausge: 
nommen a ben Bil Fällen 8 2113 Abi. 2 — frei verfügen. — vgl. 8 2120. 
ote 22 

24 Dal Note 12 su 8 814. — Selbſtverſtändlich Tann der „Borerbe“ 
ni niot über irgend einen Erbichaftsgegenitand durch Teftam ent ober 

vertrag verfügen. — Kur: von den Beſchränkungen des $ 2113 
I ee 8 2136. 


ote 69 zu 
$ 2114 26 Einwilligung“ 5 Rtacherben zur löſchungsfähigen Auittung ober 
Abtretungserflärung des Borerben in der Form des 8 29 GBD. (vgl. 
Note 13 zu 8 873). 
2 y vgl. Note 18. 
28) Von den Beihräntungen des 8 2114 Tann der Vorerbe „befreit“ 


werden. 8 2136. 

8 2115 20) Durh 8 2115 wird den Racherben sa n die Gläubiger des Bor- 
erben ein ehr weitgehender Schuß ub genäht. 5 find danad) Zwangsvoll- 
ftredungen Arreltnoligi iehungen und Verfügun m Des DBermaliers im Ronturle 
über bes Dermögen 8 Qonerbe Erblihaftenener ! ehe —ã der Vor⸗ 
erbe „Ire i w g“ über den Er sgegenitand rechtswirkſam ve 
fonnte. Es find aljo z. B. auh unwirtjam: (en a der zur Erb ea 
5 örigen ? —2 Sachen und — en obgleich über diefe der 

orerbe“ | rei verrügen kann (vgl. Kote D. beitimmt: „Gin 
——— der zu einer —A PR / nicht im We 
Swangsonfiftredun veräußert oder überwiejen werden, wenn die Beräu uns 
iberweilung m alle des Eintritts der Nacherbfolge nad) 8 2115 BGB. 
en gegenüber an ‚e Der Nacherbe Tann .. 8 771 
Wider prud erheben“ er Sniernentionsflage) Ahn⸗ 
lich 813 KO. vgl. andererleits $ 326 Er & anhang 1 3u 8 2100 unter IV. 
n -Treiung“ von 8 2115 tft nicht zuläſſi 
) Die Zwangspollitredung ujw. h er » dachlaßgläubiger“, insbe: 
jondere die Gläubiger des Erblaſſers (vgl. Note 2 zu $ 1967), unterliegt ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht dem 8 2115. Dieter handelt nur von den „eigenen“ 
Gläubigern des „Borerben“. 
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Einfegung eined Nacherben 8 2110-2115 


8 2110. Das Net des Nacherben erſtreckt ih im Zweifel 
auf einen Erbteil, der dem VBorerben infolge des Wegfallseines 
Miterben anfällt.‘*) 

Das Recht des Nacherben erftredt ih im Zweifel nicht auf 
ein dem Borerben zugewendetes Borausvermädtnis.) 

F 2111. Zur Erbidaft gehört, was der Vorerbe auf Grund 
eines zur Erbihaft gehörenden Rechtes oder als Erſatz für die Zeritö- 
zung, Beihädigung oder Entziehung eines Erbihhaftsgegenftandes oder 
durch Redtsgeihäft mit Mitteln der Erbichaft erwirbt,ie) ſofern 
nicht der Erwerb ihm als Nutzung gebührt.) Die Zugehörig: 
feit einer durch Rechtsgeihäft erworbenen Forderung zur Erb- 
haft Hat ver Schuldner erſt dann gegen fi) gelten zu laſſen, wenn 
er von der Zugehörigkeit Kenntnis erlangt; die Vorjchriften der 
88 406 bis 408 finden entiprehende Anwendung. 

Zur Erbihaft gehört au, was der VBorerbe dem Inventar eines 
erbihaftlihen Grundftüds einverleibt. 

8.2112. Der’ Borerbe kann über die zur Erbihaft gehörenden 
Gegenftände verfügen,’*) foweit fih nicht aus den Vorjähriften der 

58 2113 bis 2115 ein anderes ergibt.!°) 


8 2113. Die Berfügung des Borerben Über ein zur Erbſchaft 
gehörendes Grundftüd 2°) oder über ein zur Erbſchaft gehörendes Recht 
an einem Grunditäd 2) ift im Falle des Eintritts der Nacherbfolge in- 
joweitunmwirtjam, als fie das Recht des Naherben vereiteln oder 
beeinträchtigen würbde.??) 

Das gleidde gilt von der Verfügung über einen Erbichaftsgegen- 
itand,2?) die unentgeltlidh oder zum Zwede der Erfüllung eines von dem 
Borerben erteilten Schenkungsverſprechens erfolgt. YUusgenommen 
find Schenkungen, durh die einer fittlihen Pflicht oder einer 
auf den Anſtand zu nehmenden Rüdfiht entiprodhen wird.°*) 

Die Vorſchriften zu Gunften derjenigen, welche Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung.?) 


& 2114. Gehört zur Erbſchaft eine Hypothekenforderung, eine 
Greundihuld oder eine Kentenfchuld, jo fteht die Kündigung und Die 
- Einziehung dem Borerben zu. Der Borerbe kann jedoch nur verlangen, 
daß das Kapital an ihn nad) Beibringung der Einwilligung?) 
des Naherben gezahlt oder daß es für ihn und den Nacherben 
Binterlegt wird. Auf andere Verfügungen 27) über die Hypothefenforde- 
tung, die Grundſchuld oder die Rentenjhuld finden die Vorjehriften des 
8 2113 Anwendung.?®) 

82115. Cine Verfügung über einen Erbihaftsgegenjtand, Die 
im Wege der Zwangsoollftredung oder der Arreſtvollziehung oder durch 
den Kontursverwalter erfolgt, iſt im Falle des Eintritts der Nacherbfolge 
infoweit unwirkſam, als fie das Redt des Nacdherben vereiteln 
oder beeinträchtigen würde.) Die Verfügung ift unbeigränft wirt: 
am, wenn der Anfprud eines Nahlakglüäubigers°?) oder ein 
an einem Erbichaftsgegenftande beitehendes Recht geltend gemacht wird, 
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Erläuterungen 


& B. eine mit Zuftimmung des „Nacherben“ beitellte Hypothek 
N en zu 8 106 Bei jt zufäffig (8 2136) 

vgl. Noten zu .„Befreiung“ iſt zuläſſig (8 2136). 

28) vgl. 8 1398, »efreiung, ift zulällig (8 2136). 

84) vgl. $ 1816. „ veiung. it zuläſſig (8 2136). 

85) vgl. 1807, 1808. „Befreiung“ iſt zuläffig ($ 2136). 

8°) vgl. 2113, 2114, 2116 Abſ. 2, 2117, 2118. 

36a) „Befreiung“ von diefer Vorſchrift iſt nicht zuläſſig (8 2136). 

37) vgl. e 62 zu 8 2001 (Formular). 

88) ngl. Note 64 zu 3 2002 (Zuftändigfeit). 


31) 
an einem 
32 
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württembergischen kommunalen Körperschaft ausgestellt und entweder 
seitens der Inhaber ktndbar sind oder einer regelmässigen Tilgung unterliegen, zur 
Anlegung von Mündelgeld geeignet. 

chuldverschreibungen oder Pfandbriefe wtrttembergischer 
Kreditanstalten können von dem Zeitpunkt der Verktindung dieses Gesetzes an 
bis zum Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs durch das Justiz-Ministerium 
nach Anhörung des Oberlandesgerichts als zur Anlegun von Mtindelgeld geeignet 
erklärt werden. Die Zurlicknahme der Zulassung bleibt dem Justiz-Ministerium nach 
Anhörung des Oberlandesgerichts vorbehalten. 


Amtliche Verwahrung von Testamenten und Erbverträgen. 


Art. 79. Die besondere amtliche Verwahrung der Testamente und Erb- 
verträge erfolgt bei den Amtsgerichten und Bezirksnotaren, und wenn Bie vor 
einem Amtsgericht oder Bezirksnotar errichtet sind, bei diesem Amtsgericht oder 
Bezirksnotar. Ist die Urkunde vor einem Notar, welcher nicht Bezirksnotar ist, auf- 

enommen, so ist sie dent Bezirksnotar des Wohnsitzes des ersteren Notars oder auf 
Antrag dem vorgesetzten Amtsgericht zur amtlichen Verwahrung zu übergeben. Ein 
nach $5 2249, 2350 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vor einem Gemeinde- 
vorsteher errichtetes Testament ist von diesem dem Bezirksnotar oder auf 
Antrag dem ihm vorgesetzten Amtsgericht zur amtlichen Verwahrung zu übergeben. 
er Erblasser kann jederzeit die Verwahrung bei einem anderen Amtsgericht 
oder bei einem anderen Bezirksnotar, oder die Verwahrung bei einem Amtsgericht 
anstatt des Bezirksnotars und umgekehrt verlangen. 

Die von den Amtsgerichten zu verwahrenden Testamente und Erbverträge werden 
in die Hinterlegungskassen (Art. 143) aufgenommen. 

«Art. 80. Befindet sich ein Testament oder ein Erbvertrag seit mehr als vier- 
undfünfzig Jahren in amtlicher Verwahrung, so ist von dem Amtsgerichte mit der 
Eröffnung vorzugehen, sofern nicht bekannt ist, dass der Erblasser noch lebt. Die 
Vorschriften der $5 2260 bis 2263 des Bürgerlichen Gesetzbuchs finden entaprechende 
Anwendung. 


Vereine. 


Art. 185. Die Entziehung der Rechtsfähigkeit gegenüber einem Vereine 
nach Massgabe der 88 43 und 44 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, sowie die Erhebung des 
Einspruchs gegen die Eintragung eines Vereins oder von Satzungsänderungen 
eines Vereins in das Vereinsregister gemäss den 88 61 Abs. 2 und 71 desselben Gesetzes 
steht der Kreisregierung zu, in deren Bezirk der Verein seinen Sitz hat. Gegen die 
Verfügung der Kreisregierung ist Beschwerde an das Ministeriam des Innern und 
gegen dessen Entscheidung Rechtsbesachwerde an den Verwaltungsgerichtshof 
nach Massgabe des Art. 13 les Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege vom 16. De- 
zember 1876, Reg.-Blatt S. 485, zullissip. 

Die Beschwerde gegen die Verfügung der Kreisregierung ist bei Verlust des 
Beschwerderechts biunen der Frist von einem Monat, von der Zustellung der 
angefochtenen Verfügung, beziehungsweise von der Mitteilung des Einspruchs ($ 62 
Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) an gerechnet, bei der Kreisregierung oder bei dem 
Ministerium des Innern schriftlich anzubringen. , 

Art. 187. Bei Vereinen, deren Rechtsfähigkeit auf staatlicher Verleihung 
beruht, ist die Einsicht der Vereinssatzung von dem zuständigen Ministerium Jedem 
zu gestatten. 


Abgabe von Willenserkliärungen gegenüber juristischen Personen. 


Art. 139. Ist eine Willenserklärung gegenüber einer juristischen 
Person des öffentlichen Rechts abzugeben, welche in dieser Angelegenheit durch 
ein Kollegium vertreten wird, so genügt die Abgabe gegenüber dem Vorsitzenden 
des Kollegiums. Gleiches gilt von der Abgabe einer Willenserklärung gegenüber einer 
unter $ 86 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs fallendon Stiftung. 


(Fortsetzung folgt Seite 648) 
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Einſetzung eines Nacherben 8 2116-2121 


das im alle des Eintritts der Nacherbfolge dem Naherbengegen- | 
über wirkſam ift.‘) 


8 Z116. Der Vorerbe hat auf Verlangen des Nacherben die zur 
Erbſchaft gehörenden Inhaberpapiere nebſt den Erneuerungsſcheinen bei 
einer Hinterlegungsſtelle oder bei der Reichsbank mit der Beſtimmung 
zu hinterlegen, daß die Herausgabe nur mit Zuſtimmung des Nacherben 
verlahgt werden fann. Die Hinterlegung von Anhaberpapieren, die nad 
8 92 zu den verbraudbaren Gaden gehören, jowie von Zins-=, 
Renten: oderGewinnanteiljdheinen kann nicht verlangt 
werden. Den Inhaberpapieren ftehen Orderpapiere glei, die mit 
Blantoindofjament verjehen find.’) 

über die Hinterlegten Papiere Tann der Vorerbe nur mit Zuftim: 
mung des Nadyerben verfügen. 


8 2117. Der Borerbe fann die Inhaberpapiere, ftatt fie nad 
8 2116 zu Binterlegen, auf feinen Namen mit der Beſtimmung umſchreiben 
laſſen, daß er über fie nur mit Zuftimmung des Nacherben verfügen kann. 
Sind die Papiere von dem Reiche oder einem Bundesitaat ausgeitellt, 
jo fann er fie mit der gleichen Beitimmung in Buchforderungen gegen 
das Reich oder den Bundesitaat umwanbeln lajien.?) 

8 2118. Gehören zur Erbſchaft Buchforderungen gegen das Reid) 
oder einen Bundesitaat, fo ift der Vorerbe auf Verlangen des Nacherben 
verpflichtet, in das Schuldbuch den Vermerk eintragen zu laſſen, daß er 
über die Yorderungen nur mit Zuftimmung des Nacherben verfügen 
fann.’*) 

82119. Geld, das nad den Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft dauernd anzulegen iſt, darf der Vorerbe nur nad) den für 
die Anlegung von Mündelgeld geltenden Vorſchriften anlegen.?°) 

8 2120. it zur ordnungsmähigen Verwaltung, insbejondere zur 
Beritigung von Nachlaßverbindlichkeiten, eine Verfügung erforderlich, 
die der Vorerbe nit mit Wirkung gegen den Nacherben vornehmen 
kann,“e) jo ift der Racherbe dem Borerben gegenüber verpflichtet, feine 
Einwilligung zu der Verfügung zu erteilen. Die Einwilligung iſt auf 
Verlangen in öffentlihbeglaubigterKgorm zu erflären. Die 
Koften der Beglaubigung fallen dem Borerben zur Laft. | 

8 2121. Der Borerbe hat dem Nacherben auf Verlangen ein 
Verzeichnis der zur Erbſchaft gehörenden Gegenitände mitzuteilen.°°2) 
Das Verzeichnis ift mit der Angabe des Tages der Aufnahme zu ver: 
ſehen und von dem Borerben zu unterzeihnen;?”) der Vorerbe Hat auf 
Berlangen die Unterzgeihnung öffentlich Dbeglaubigen zu laſſen. 

Der Nacherbe kann verlangen, daß er bei der Aufnahme des Ber- 
zeichniſſes zugezogen wird. 

Der Borerbe ift berechtigt und auf Verlangen des Nacherben ver: 
pflichtet, das Verzeihnis durch die zuftändige Behörde oder durch einen 
zuftändigen Beamten oder Notar aufnehmen zu Lajjen.’®) 

Die Koſten der Aufnahme und der Beglaubigung fallen der Erb: 
haft zur Laſt. 
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Raft iſt 3. 8. die Erbichaftsiteuer; dieſe iſt aus 
a Colt it, aD. bie Erbiäaftohtener; bie I 


‚vom 24. März 1897, Reichs-Gesetzblatt S. 97, 





Erläuterungen ' | J 


9) vgl. Note 10 zu 8 1034. „Befreiung“ iſt nicht zuläſſaäing ' 2136). 
0) „Befreiung“ von den Beihräntungen des 8 2123 iſt zuläfig (8 2136). 
+1) vgl. 8 1049 und Noten. 
+2) vgl. 8 1047 und Noten und Note 33 gu 8 995. Eine „Stammwerts“⸗ 
r „Erbihaft” zu zahlen. 

60. „Befreiung“ iſt zuläffig ($ 2136). 
+) vgl. SS 1051, 1052 und Noten. „Befreiung“ ift zuläfig (8 2136). 
45 5 2112 ff. — vgl. Note 44. 
46) vgl. Note 69 zu 8 135. 





(Fortsetzung von Seite 646) 


Erwerbsbeschränkung juristischer Personen. 


Art. 140. Juristische Personen, welche religiöse oder wohltätige Zwecke 
oder Zwecke des Unterrichts oder der Erziehung verfolgen (tote Hand), können 
in Württemberg gelegene Grundstticke und Rechte an solchen, wenn der Wert 
dieser Grundstücke oder Rechte den Betrag von 5000 Mark übersteigt. nur mit 
Genehmigung der Kreisregierung erwerben. Diese Bestimmung findet keine An- 
wendung, wenn der Erwerb zum Zwecke der Erbauung einer Kirche erfolgt. Ein 
Erwerb, wecher gegen das Verbot verstösst, ist nichtig._ Wird die Genehmigung 
erteilt, so finden die Vorschriften des $ 184 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende 
Anwendung. 

Zu dem Erwerb von Hypothek en, Grundschulden und Rentenschulden 
ist Genehmigung nicht erforderlich. 

Bei unentgeltlicher Zuwendung von Grundstücken oder von Rechten an 
solchen, sowie bei dem Erwerb derselben durch einen Verpfründungsvertrag darf die 
Genehmigung nicht versagt werden, wenn sich der Erwerber verpflichtet, das 
Grundstück oder das Recht an einem Grundstück binnen einer von der genehmigenden 
Behörde zu bestimmenden Frist wieder zu veräussern. Erfolgt die Wiederveräusserung 
nicht binnen der bestimmten Frist, so findet auf Antra er Behörde, welche die 
Genehmigung erteilt hat, eine Zwangsversteigerung des (irundstücks oder des Bechts 
an einem solchen statt. 

Ist die tote Hand bei einer Zwangsversteigerung als Hypothekengläubi- 
gerin, Grund- oder Rentenschuldberechtigte beteiligt und reicht das im Versteigerungs- 
termin erzielte Gebot zu ihrer vollen Befriedigung nicht hin, so bedarf sie zum 
Erwerb des dem Verkauf ausgesetzten Grundstücks der Genehmigung nicht, wenn 
sie gemäss $ 85 des Gesetzes über die Zwangeversteigerung und die Zwangsverwaltung 

ie Bestimmung eines neuen Verstei- 
gerungstermins beantragt und in diesem das Grundstück ftir sich erwirbt, 


Verjährung öffentlich rechtlicher Ansprüche. — 


Art. 141. Die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs und des Art. 169 des 
Einführungsgesetzes zu demselben finden, soweit nicht bezüglich einzelner dieser An- 
sprüche gesetzlich ein Anderes bestimmt ist, auf die Verjährung öffentlich 
recbtlicher Ansprüche, sowie der Ansprüche auf Rükerstattung mit Unrecht 
erhobener öffentlich rechtlicher Leistungen mit der Massgabe entsprechende 
Anwendung, dass die Ansprüche des Staates, der öffentlichen Körperschaften, sowie der 
staatlichen und körperschaftlichen Beamten auf Zahlung von Gebühren, Kosten oder | 
Auslagen für Amtshandlungen. sowie Ansprtiche auf Rückerstattung von Leistungen 
dieser Art in vier Jahren verjähren. 

Die Verjährung der Geldforderungen, welche nach Art. 10 und 11 des Gesetzes 
vom 18. August 1879, betreffend die Zwangsvollstreckung wegen öffentlich rechtlicher 
Ansprüche, Reg.-Blatt S. 202, von den Verwaltungsbehörden beizutreiben sind, wird auch 
durch die Zustellung des Zahlungsbefehls an den Schuldner unterbrochen. | 


Zahlungen aus öffentlichen Kassen. 


Art. 14%. Zahlungen aus Öffentlichen Kassen sind, soweit nicht ein Anderes 
bestimmt ist, an der Kasse in Empfang zu nehmen. | 


Verbot der sttückweisen Verkusserung von Grundstücken. 


Art. 172. Wer ein oder mehrere Grundstücke im Flächengehbalt von 
wenigstens drei Hektar, welche bisher zusammen bewirtschaftet worden 
waren, durch einen Rauf- oder Tauschvertrag erworben hat, darf vor Ablauf von 
8 Jahren nach der Eintragung im Grundbuche diese Liegenschaft nur im Gansen 
oder andernfalls nicht mehr als den vierten Teil derselben durch Kauf- oder 
Tauschvertrag wieder veräussern. Eine Veräusserung, welche gegen dieses Verbot ver- 
stösst, ist nichtig. 

Die Vorschrift des Abs. 1 findet entsprechende Anwendung, wenn der Ver- 
Ausserer scheinbar nur als Bevollmächtigter des bisherigen Eigentümers, in Wirk- 


lichkeit aber für eigene Rechnung handelt. 
(Fortsetzung folgt Seite 659) 
Een, 
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Einfesung eines Nacherben 8 2122-2129 


8 2122. Der Borerbe fann den Zuftand der zur Erbſchaft ge- 
hörenden Saden auf feine Koſten durch Sachverſtändige feititellen 
laflen.”) Das gleiche Recht jteht dem Nacherben zu. 

82123. Gehört ein Wald zur Erbſchaft, jo kann ſowohl der 
Borerbe als der Nacherbe verlangen, daß das Maß der Nutzung und die 
Art der wirtihaftliden Behandlung durch einen Wirtichaftsplan feit- 
geitelit werden.‘°) Tritt eine erhebliche Anderung der Umſtände ein, 
jo fann jeder Teil eine entjprechende Anderung des Wirtichaftsplans 
verlangen. Die Koſten fallen der Erbſchaft zur Laft. 

Das gleiche gilt, wenn ein Bergwerk oder eine andere auf Ge: 
winnung von Bodenbeftandteilen gerichtete Anlage zur Erbichaft gehört. 


8 2124. Der Borerbe trägt dem Nacerben gegenüber die ge: 
wöhnlichen Erhaltungstoiten. 

Andere Aufwendungen, die der Vorerbe zum Zwede der Erhaltung 
von Erbihaftsgegenftänden den Umjtänden nad) für erforderlich halten 
darf, kann er aus der Erbichaft beitreiten. Beſtreitet er fie aus feinem 
Vermögen, jo ift der Nacherbe im Falle des Eintritts der Nacherbfolge 
zum Erjage verpfliätet. 

$2125. Macht der Vorerbe Verwendungen auf die Erbſchaft, 
die nicht unter die Vorſchrift des 8 2124 fallen, jo iſt der Nacherbe im 
Salle des Eintritts der Nacherbfolge nach den Vorſchriften über die 
Geihäftsführung ohne Auftrag zum Erſatze verpflichtet. 

Der Borerbe ift berechtigt, eine Einridtung, mit der er eine zur 
Erbihaft gehörende Sache verjehen hat, wegzuncehmen.*') 

8 2126. Der Borerbe hat im Berhältniffe zu dem Nacherben 
nicht die außerordentlichen Laften zu tragen, die als auf den Stamm: 
wert der Erbichaftsgegenftände gelegt anzujehen find.) Auf Ddiefe 
Raten finden die Vorjchriften des $ 2124 Abi. 2 Anwendung. 

2127. Der Nacherbe iſt berechtigt, von dem Vorerben Aus⸗ 
tunft über den Beitand der Erbichaft zu verlangen, wenn Grund zu der 
Annahme beiteht, daß der Vorerbe durch feine Verwaltung die Rechte 
des Nacherben erheblich verlegt.?) 

52128. Wird duch das Verhalten des Borerben oder durch 
ſeine ungünſtige Vermögenslage die Beſorgnis einer erheblichen Ver— 
letzung der Rechte des Nacherben begründet, ſo kann der Nacherbe Sicher⸗ 
heitsleiſtung verlangen. 

Die für die Verpflichtung des Nießbrauchers zur Sicherheitsleiſtung 
geltenden Vorſchriften des 8 1052 finden entſprechende Anwendung.“*) 

8 2129. Wird dem Vorerben die Berwaltung nad den Vor: 
Ihriften des 8 1052 entzogen, jo verliert er das Recht, über Erbihafts- 
gegenstände zu verfügen.) 

Die Vorſchriften zu Gunften derjenigen, welche Rechte von einem 
Nichtberehtigten herleiten, finden entjprehende Anwendung.) Yür 
die zur Erbichaft gehörenden Forderungen ijt die Entziehbung der 
Verwaltung dem Schuldner gegenüber erjt wirfjam, wenn er von der 
getroffenen Anordnung Kenntnis erlangt oder wenn ihm eine Mit- 
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roob Terae 
.* 


a j " EEE 
Erläuterungen 


7) Ter „Erbihaftsihuldner“ kann allo an den „Borerben“ jo Tange 
gültig zahlen, bis er „Kenntnis“ oder „Zuftellung” erhält, daß dem Borerben 
die „Verwaltung entzogen“ ilt. 

48) ogl- 8 591 nebit Note und Anhang 1 zu $ 90 am Ende („landwirt- 
Ihaftlides zundftüd”" — „Landgut“). — „Befreiung“ iſt zufällig (8 2136). 
‘ 250. —— iſt zu Al (8 2136). 
8 2131 50 277. „Belreiung“ iſt zulälfig (8 2136). 

61 vgl. Note 15 zu 81 und 101—108, „Befreiung“ ift zu⸗ 

Tälfig (8 2136). 


2134 „Befreiung“ ift zuläffig (8 2136). 
8 2135 58 sel. auch 5 1428. 
$ 2136 54) Befreiung iſt aljo nicht zuläffig von 88 2113 Abſ. 2, 2115, 2121, 2122. 
Die „Beireiung“ muß im Grundbuch eingetragen werden; $ 52 GBO. 
ogl. Rote 20 zu 8 2118, R' 
8 2137 5) fogen. Fibeitommip auf den fiberreit. vgl. die Beilpiele Anhang 
zu $ 2100 unter 1, 


ferner 8 2363 (Erbichein) und Note 54 zu 8 2138. 


(Fortsetzung von Selte 648) 


Das gleiche gilt, wenn ein Einzelner oder Mehrere, auf Grund getroffener 
Abrede, eine bisher zusammen bewirtschaftete Liegenschaft von der bezeichneten 
Grösse durch abgesonderte Verträge in Abschnitten von weniger ala drei Hektar er- 
worben haben. 

Art. 1983. Das Verbot der sttickweisen Wiederveräusserung von Grundstücken 
(Art. 172) greift nicht Platz: 

1. bei denjenigen (trundstücken, welche Jemand als Gläubiger oder als dessen Bürge 
im Zwangsversteigerungsverfahren oder während eines Konkurses, und zwar auch 
im Falle eines Verkaufs durch den Konkursverwalter aus freier Hand, erworben 
hat, um in dem Zwangsversteigerungs- oder Konkursverfahren zu möglichst voll- 
ständiger Befriedigung einer nicht erst nach Stellung des Antrags auf Eröffnung 
des Konkursverfahrens oder auf Anordnung der Zwangsversteigerung an sich ge- 
brachten Forderung zu gelangen; 

2. bei Wiederverkauf der erworbenen Liegenschaften im Konkurs des Erwerbers oder 

im Wege der Zwangsversteigerung auf Anordnung der zuständigen Behörde; 

. bei Abtretung von Grundeigentum flir Staats- oder Körperschaftszwecke; 

. bei Wiederveräusserung von Grundstücken, welche von einem Erben aus einem 
Nachlass erworben sind, sowie bei Abtretung seitens der Eltern oder Voreltern an 
ihre Abkömmlinge; 

5 im Falle besonderer Genehmigung der Wiederveräusserung durch die Kreis- 
regierung, welche dann nicht zu verweigern ist, wenn die stlüickweise Wiederver- 
Busserung nach der Persönlichkeit und den Verhältnissen des Eigentümers sich 
nicht als eine Handelsspekulation darstellt oder nach den besonderen Verhältnissen 
der Gemeinde als vorteilhaft erscheint. 

Art. 174. Wer der Vorschrift in Art. 173 vorsätzlich zuwiderhandelt, wird 
mit Geldstrafe bis gu einhundert Mark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen bestraft. 

Die Zuwiderhandlung gilt als erfolgt, wenn der Vertrag die für die Ver- 
Ausserung von Grundstücken erforderliche Beurkundung erhalten hat oder in Ermange- 
lung solcher die Auflassung und die Eintragung in das Grundbuch erwirkt worden ist. 

Wer die verbotene Veräusserung von Grundstücken gewerbsmässig betreibt, 
desgleichen wer solchen Unternehmungen als Zwischenhändler der in irgend 
einer anderen Weise gewerbmässig Vorschub leistet, wird mit Gefängnis bis zu drei 
Monaten oder mit Geldstrafe bis zu eintausend Mark bestraft. 

Die Geldstrafen fallen in die Armenkasse der Gemeinde der gelegenen Sache. 


ui} 


Schuldverschreibung auf den Inhaber. 


Art. 188. Zur Kraftloserklärung von abhanden gekommenen oder 
vernichteten Urkunden der in 8 808 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten 
Art, welche von der Württembergischen Sparkasse oder einer körperschaft- 
lichen Sparkasse des Landes ausgegeben sind (Sparkassenscheine, Spar- 
kassenbücher) findet an Stelle des gerichtlichen Aufgebotsverfahrens 
das nachstehende Verfahren statt, 

Der bisherige Inhaber der Urkunde hat der Sparkasse den Verlust der Urkunde 
unter genauer Angabe ihrer Merkmale anzuzeigen und die Kraftloserklärung der 
Urkunde zu beantragen. (Es folgen die weiteren Vorschriften). 


Ersatz des Wildschadens. 


Art. 190. Die Verpflichtung zum Ersatz des Wildschadens umfasst neben dem 
durch Schwarz-, Rot-, Elch-, Dam- oder Rehwild oder durch Fasanen ver- 
ursachten Schaden ($ 885 Abs. 1 des Btirgerlichen Gesetzbuchs) auch denjenigen 


(Fortsetzung folgt Seite 652) 
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Einfegung eines Nacherben 5 2130-2138 


teilung von der Anordnung zugeftellt wird.) Das gleiche gilt von 
der Aufhebung der Entzichung. 

82130. Der Borerbe ift nad) dem Eintritte der Nacherbfolge 
verpflichtet, dem Nacherben Die Erbſchaft in dem Zuftande herauszu⸗ 
geben, der ſich bei einer bis zur Herausgabe fortgejeßgten ordnungsmäßigen 
Verwaltung ergibt.*) Auf die Herausgabe eines Sandmwirtihaft- 
liden Grundjtüds findet die Vorſchrift des 8 592, auf die Her- 
ausgabe eines Landguts finden die Vorſchriften der 88 592, 593 
ent|prechende Anwendung. 

Der Borerbe hat auf Verlangen Rechenſchaft abzulegen.‘’) 

8 2131. Der Borerbe hat dem Nacherben gegenüber in Anjehung 
der Verwaltung nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche er in 
eigenen Ungelegenheiten anzuwenden pflegt.’°) 

8 2132. DBeränderungen oder Verſchlechterungen von Erbidafts- 
ſachen, die durch ordnungsmäßige Benußung herbeigeführt werden, 
hat der Vorerbe nicht zu vertreten. 

S 2133. Zieht der Vorerbe Früchte den Regeln einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirtihaft zumider oder zieht er Früchte deshalb im Über: 
maße, weil dies infolge eines befonderen Ereignifles notwendig geworden 
ift, fo gebührt ihm der Wert der Früchte nur injoweit, als durch den 
srdnungswidrigen oder den übermäßigen Fruchtbezug die ihm gebüh- 
renden Nußungen beeinträchtigt werden und nicht der Wert der Früchte 
nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtichaft zur Wiederherſtellung 
der Sache zu verwenden iſt.) 

& 2134. Hat der Borerbe einen Erbichaftsgegenitand für ſich ver⸗ 
wendei, ſo iſt er nach dem Eintritte der Nacherbfolge dem Nacherben 
gegenüber zum Erſatze des Wertes: verpflichtet.) Cine weiter— 
gehende Haftung wegen Verſchuldens bleibt unberührt. 

& 2135. Hat der Borerbe ein zur Erbichaft gehörendes Grund: 
Hüd vermietet oder verpadtet, jo finden, wenn das Miet: oder Pacht⸗ 
verhältnis bei dem Eintritte der Nacherbfolge noch beiteht, die Vor: 
ſchriften des 8 1058 entjprechende Anwendung.°?) 

8 2136. Der Erblafjer Tann den Norerben von den Beſchrän⸗ 
fungen und Verpflichtungen des 8 2113 Abi. 1 und der 88 2114, 2116 
bis 2119, 2123,. 2127 bis 2131, 2133, 2134 befreien.*) 

8 2137. Hat der Erblaffer den Nacherben auf Dasjenige einge- 
fett, was von der Erbichaft bei dem Einiritte der Nacherbfolge librig 
fein wird,“s) jo gilt die Befreiung von allen im 8 2186 bezeichneten 
Beichräntungen und Verpflichtungen als angeordnet. 

Das gleide ift im Zweifel anzunehmen, wenn der Erblaffer 
beftimmt hat, daß der Borerbe zur freien Berfügung über die Erbſchaft 
berechtigt jein joll. 

52138. Die Herausgabepflicht des Vorerben beſchränkt fi in 
den Fällen des 8 2137 auf die bei ihm no vorhandenen Erb- 
Ihaftsgegenftände. Für Verwendungen auf Gegenftände, die er 
infolge diefer Beſchränkung nicht herauszugeben Hat, fann er nit 
Erſa tz verlangen. 


— 651 — 





Erläuterungen 


56) Der , alt all“ an den „Naderben“ als (unmittelbaren) Rehtsnad)- 
“ folger des Erblaffers (nicht: als Rechtsnachfalger des Borerben 
folgt o Ine weiteres im Augenblide des Eintrittes des Falles der N 1b. 

od des ‚Sorerben, Eintritt des Ereigni es, von dem die Naderbfolge ab- 
madt Br BB . Wiederverheiratung Witwe, vgl. 88 2103, 2106 nebit 
—* Nacerbe" Fa in dieſem Aus enblid Eig entümeru m. 

: Eröfche —e— ftände, ohne daß es der Aurlaflung der Grundftüde, U 
Sachen, Abtretung der forderungen uw. darf. * 

* vom eben "Die „perausgabe“ gemäß 8 2130 fordern. — Wegen des 
Einflufles des Eintritis der „Naderbfolge“ au anoiche \ Borerben 242, 


a ( 


Kon 


246, 33 728 Abſ. 1 ZPO. vgl. au — 2100 unter IV. 

— Für die ‚Mesa ung * Erbj oft" — Nacherben gelten 

die all meinen riften 1944, 1945, d. acherbe muß 

ſpäteſtens innen 6 Wo ade nagbem * erb — dem Eintritte 

des Fa les der Naherbfolge* und Grunde feiner Beru- 

tung als Naderbe Kenntnis erlangt hat ve rel agung gegen 
Gen ubigter % orm erklären. 


über dem —5 — in ei 

Naderbe Bat Das Recht, die Erbſchaft ſchon vor Eintritt der "Race 
fol e“, nämlid) nad Eintritt des Erbfalles an den , Borerben“, 

d dem Tode des rblaffers, der die Nacdherbfolge angeotbnet bat, zu 

'ert ren. vgl. 8 2142. Die „Annahme der Erbſchaft“ Teitens des N arperben 


mit den een der „Annahme”) kann erjt erfolgen, n den em der 
al der „Naderbioige“ "eingetreten iſt; vgl. 88 1942 ff. „ insbeſondere 
oten 2, 5, 6 dazu. 
| F 2112 9 Da. 1a © en raheche de leich „pflichtteilsberechti 
) 28 ote t „Racherbe“ r zuglei „p eilsbere 
3 iſt (3. B. A hat ſeine Be als, moterbin‘, jeinen Sohn Fine Haderien, igt 
eſetzt), alſo im vorſtehenden Bei Ipiele der „Sohn“, kann dahe her gem B 8 2306 
(efort t beim Tode des Vaters die „Nacherbihaft“ ausihlager und 
einen ꝓflichtteil fordern. vgl. Note 2 


8 2143 J vl 8 1976 und Note 1 zu 5 362. 
ab j 


8 2144 Nacherbe Buben, Ir die Nahlaßverbindlidteiten 
un ängig von der icht en ‚„dorerben“) wie jeder Crbe 
1967 ff., 2100, 2139) un Kar Em jelbftändig die in ben 
1975 ff. ebotenen , echtsbehelfe zur Be \ chränku ng ‚feiner Haftung“. 
5 3. B. die Anfı —*8 aus 88 2130—2134, 2138 Abſ. 2 
e2 vgl. 2063 
e3) vgl. & 2063 Abi. 
8 2145 «) obgiel e ch * na h ja o; aufgebört hat, „ee ſein. 
3 aderbe nur „beſchränkt“ orerbe aber 


unbeieäätt“ haftet Ken Note 83 zu $ 2013). ogl. Anbane 1 zu $ 2100 
unter VI. — vgl. O. 


66 124 4 If. 
n Bel Note 83 zu 8 2018. 
8 2146 es) 8 12 





(Fortsetzung von Seite 6560) 


Schaden, welcher durch Hasen an Gärten, Obstgärten, Weinbergen, Reb- 
schulen, Baumschulen und einzelstehenden Bäumen angerichtet wird. er durch 
Hasen angerichtete Wildschaden ist jedoch dann nicht zu ersetzen, wenn die be- 
schädigten Grundstücke (mit Ausnahme der Weinberge und Bebschulen) oder für die 
einzelstehenden Bäume die Herstellung und Instandhaltung von Schutzvorrichtungen 
unterblieben ist, welche unter gewöhnlichen Umständen zur Abwendung des Schadens 
ausreichen 

| Art 191. Für den Wildschnden, der durch ein aus einem Gehege ausge- 
tretenes Tier der in Art. 190 bezeichneten Gattunge n angerichtet wird, Est der 5 - 

sitzer des Geheges verantwortlich. Der Beschädigte hat jedoch das Recht, wegen des 

Ersatzes dieses Schadens auch denjenigen in Anspruch zu nehmen, welcher für 

sonstigen Wildschaden an dem beschädigten Grundstück auf Grund gesetzlicher Ver- 

pflichtung Ersatz zu leisten hat. 

(Fortsetzung folgt Seite 654) 


— 652 — 


Einjegung eined Nacderben Ss 2139 —2 1146 


Hat der Borerbe der Vorſchrift des 8 2113 Abſ. 2 zumider über 
einen Erbjchaftsgegenftand verfügt oder hat er die Erbidhaft in der A b- 
jiht, den Nacherben zu benadteiligen, vermindert, jo ijt er dem Nad)- 
erben zum Schabenserjake verpflichtet. 

52139, Mit dem Eintritte des Falles der Naderbfolge Hört 
der Borerbe auf, Erbe zu fein, und fällt die Erbſchaft dem Naderben 
an.“) 

82140. Der Vorerbe iſt auch nach dem Eintritte des Falles der 
Nacher bſoig⸗ zur Verfügung über Nachlaßgegenſtände in dem gleichen 
Umfange wie vorher beredhtigt, bis er von dem Eintritte Kenntnis er- 
langt oder ihn fennen muß. Ein Dritter fann fi auf dieſe Berechti— 
gung nicht berufen, wenn er bei der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts 
den Eintritt fennt oder fennen muß.) 

52141. it bei dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge die 
Geburt eines Nacherben zu erwarten, jo finden auf den Unterhalts- 
anſpruch der Mutter die Borjchriften des 8 1963 entſprechende Anwen: 
dung. 

$ 2142. Der Naderbe fann die Erbſchaft ausihlagen, jobald 
der Erbjall eingetreten iſt.*) 

Schlägt der Nadjerbe die Erbſchaft aus, jo verbleibt fie dem Bor: 
erben, joweit nicht der Erblafjer ein anderes beitimmt hat. 

$ 2143, Tritt die Naherbfolge ein, jo gelten die infolge des 
Erbfalls durch Bereinigung von Recht und Verbindlichkeit oder von Recht 
und Belajtung erlojchenen Rechtsverhältniſſe als nicht erlojdhen.‘’) 

$ 2144, Die Vorſchriften über die Beſchränkung der Haftung 
des Erben für die Nadlafverbindlichleiten gelten auch für den Nach— 
erben; "°) an die Stelle des Nadylafjes tritt dasjenige, was der Nacherbe 
ausder Erbihafsterlangt, mit Einſchluß der ihm gegen 
den Vorerben als ſolchen zuitehenden Anſprüche.“) 

Das von dem Vorerben errichtete Inventar fommt auch dem Nad): 
erben zujtatten.®?) 

Der Nacherbe fann fich dem Vorerben gegenüber auf die Beſchrün— 
fung jeiner Haftung aud) dann berufen, wenn er den übrigen Nach— 
lohgläubigern gegenüber unbejhränft haftet.) 

$ 2145. Der Borerbe haftet nach dem Eintritte der Narherb: 
jolge für die Nadhlagverbindlichleiten noch inſoweit,“) als der Nad- 
erbe nicht haftet.) Die Haftung bleibt auch für diejenigen Nach— 
laßverbindlichfeiten bejtehen, welche im Berhältnifje zwiſchen dem Vor: 
erben und dem Nacherben dem Borerben zur Laſt fallen.°°) 

Der Borerbe lann nad) dem Eintritte der Nacherbfolge die Berichti: 
gung der Nadjlakverbindlichkeiten, jofern nicht feine Haftung unbe- 
ſchränkt iſt,“) injoweit verweigern, als dasjenige nicht ausreicht, 
was ihm von der Erbſchaft gebührt. Die Vorjhriften der $$ 1990, 1991 
inden entiprechende Anwendung. 

S 2146. Der Borerbe ijt den Nahlahgläubigern gegenüber ver: 
pilichtet, den Eintritt der Nacherbfolge unverzüglicd)"*) dem Nachlaß— 
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Erläuterungen 


ı) Der Begriff des Vermächtniſſes iſt in 8 1939 beitimmt. Abmei- 
Hend von den meilten früheren Rechten erwirbt der Vermächtnisnehmer 
ben vermadten Gegenftand_(Sade, Forderung oder jonitiges Net) nit 
unmittelbar auf Grund der Beitimmung des Erblajlers (Teftament oder Erb- 
vertrag 88 1939, 1941), jondern er erwirbt en zwar in der Negel im Augen: 
blide des Todes des Erblafjers, 88 2176-2178) nur eine Forderung 
gegen den Erben oder die ſonſt S 2147) vom Erblafjer mit dem Vermächtnis 
„beichwerte“ Berion (8 2174). Daraus, dak der „Vermächtnisnehmer“ Gläu- 
biger des Erben oder ſonſtigen Beichwerten ift, folgt insbejondere: er erwirbt 
das Eigentum eines ihm vermadten Grundftüds erſt durh „Auflaſſung“ 
und Eintragung im Grundbude, das Eigentum einer ihm vermaditen beweg:: 
lihden Sade erjt durch „Übergabe, eine ihm vermadte Forderung 
erft durch „Abtretung“ ſeitens des Erben oder Jonitigen Beihwerten. Gegen 
die Gefabr, dab der hiernach zur Verfügung über den vermahten Gegenftand 

unä Fi t beredtigte „Erbe“ oder „ſonſtige Veſchwerte“ den Gegenitand dem 
rmädtnisnehmer entziehen kann (indem er das vermadte Grundftüd einem 


anderen aufläßt, Die vermachte bewegliche Sache einem anderen übergibt ujw.), 


and RD, 


8 2151 


$ 2153 


kann der Erblaffer dur Ernennung eines Tejtamentsvpollitreders 
Dortehrung tre en ($8 2197 ff. 2203, 2208 Abi. FF Das Bermädtnis, mit dem 
der Erbe beihwert ift, ift eine Radlakverbindlicleit ($ 1967) und unterliegt 
den diesbezügliden Vorſchriften. t beihwerte Erbe hat alfo, wenn der 
Nachlaß nit ausreiht, aub gegen den Bermäcdhtnisnehmer die 
Rechtsbehelfe zur Erlangung ber „beihräntten Haftung“; vgl. 
Anhang 1 zu 8 1967, 88 1972, 1973, 1974, 1980, 1991 Abi. 4, 1992, 2145, 2189 
S 219, 222, 226 Abi. 2 Nr. 5 und Abf. 3, 227, 230. Heruorgehaben 
it: Die Vermädtnisnehmer fünnen beim Vorliegen der gehe en oraus⸗ 
etzungen die „Nachlaßverwaltung“ (8 1981) ſowie den „a taktonturs 
beantragen, leßteren jedod nur, wenn über das Vermögen des Erben der 
Konkurs alle, iſt & 219 KO.); fie fönnen au die Beitimmung einer In⸗ 
ventarfrift” Tür den Erben beantragen ($ 1994). Sie ftehen unter den Kadı- 
eb u inderRangordnung zulegt 3 226 KO. und & 1991 
A ß 4 B 2 Soweit die Erbichaft reicht, müſſen le, efriedigt werden, aud 
wenn dem Erben jelbit gar nichts übri bleibt. nn der Erbe „unbe: 
ſchränkt haftet“ (Note 83 zu 8 2013). haftet er den Bermädtnisnehmern 
au mit feinem eigenen Vermögen. Über die Verpflichtung des Vermächt⸗ 
nisnehmers, zur Tragung einer „Pflihtteilslaft“ beizu— 
tragen, vgl. SS 2306, 2318, 2322, 2323. Henn nicht der Erbe, fondern ein 
VBermähtnisnehmer mit einem (weiteren) le beſchwert it, jteben 
letzterem, falls er felbft nicht das volle Vermädtnis erhält, die 88 2187—2189 
geordneten Rürzungstedte zu. 


2) 3. 8. Erben jollen meine drei Söhne fein. Meinem älteiten Sohne 
A vermade th im voraus ein Reitpferd. | 
as von Bedeutung wird 3. 8. für die Trage, ob die Erbſchaft mit 


8 
Bermäctnilfen „überſchwert“ ai 

+) 3. 8. den Drei Bebüritigiten unter meinen Arbeitern, die mein Erbe 
(oder mein, Kroturift) beitimmen joll, vermade ich je 100 Mt. 


°) 3.8. „meine Bibliothek vermadje ich dem Landgericht in D. und dem 
simtsger! A in N. nad; näherer Beitimmung des Herrn Landgeriätspräft- 
nten zu D. 





(Fortsetzung ven Seite 652) 


Soweit der letztere in einem solchen Falle Ersatz geleistet hat, steht ihm der 


Rückgriff gegen den Besitzer des Geheges zu. 
Art. 39 


%. In den Fällen des Art. 3 des Gesetzes, betr. die Regelung der Jagd, 
vom 27. Oktober 1855, Reg.-Bl. S. 223, ist der zur Austibung der Jagd auf dem einge- 
schlossenen fremden Grundstück berechtigte Angrenzer zum Firsatz des Wildschadens 
auch dann verpflichtet, wenn er von seiner Berechtigung keinen Gebrauch macht. 


(Fortsetzung folgt Seite 656) 
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Vermächtnis 8 2147-2154 


gericht anzuzeigen. Die Anzeige des Vorerben wird durch Die Anzeige 
des Nacherben erſetzt. 

Das Nachlaßgericht Hat die Einfiht der Anzeige jedem zu geſtatten, 
der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht. 


Dierter Titel. Bermädfnis.') 


82147. Mit einem Bermädtniffe kann der Erbe oder ein Ber: 
mädhinisnehmer beſchwert werden. Soweit nit der Erblaffer ein 
anderes beftimmt hat, ift der Erbe beſchwert. 

& 2148. Sind mehrere Erben oder mehrere Vermüchtnisnehmer 
mit demjelben Vermächtniſſe beſchwert, jo find im Zweifel die Erben 
nad) dem Berhältniffe der Erbteile, die Vermächtnisnehmer nad) dem 
Verhältniſſe des Wertes der Vermächtniſſe beſchwert. 

82149. Hat der Erblafler beftimmt, dab dem eingejegten Erben 
ein Erbſchaftsgegenſtand nicht zufallen ſoll, jo gilt der Gegenftand als den 
gefeglihen Erben vermadht. Der Fiskus gehört nicht zu den 
gejeglichen Erben im Sinne diefer Vorſchrift. 

8 2150. Das einem Erben zugewendete Vermächtnis (Boraus: 
sermädtnis) 2) gilt als Vermädtnis auch injoweit, als der Erbe jelbit 
beihwert ijt.°) 

8 2151. Der Erblafler kann mehrere mit einem Bermädtnis 
in der Weile bedenken, daß der Beſchwerte oder ein Dritter zu beitimmen 
hat, wer von den mehreren das Bermädtnis erhalten foll.*) 

Die Beitimmung des Beſchwerten erfolgt durch Erklärung gegen- 
über demjenigen, welcher das VBermädtnis erhalten ſoll; die Beitimmung 
des Dritten erfolgt dur) Erklärung gegenüber dem Beichwerten. 

Kann der Belchwerte oder der Dritte die Beitimmung nicht treffen, 
lo find die Bedachten Gejamtgläubiger.) Das gleiche gilt, wenn das 
Nachlaßgericht dem Beſchwerten oder dem Dritten auf Antrag eines der 
Beteiligten eine Friſt zur Abgabe der Erklärung beitimmt hat und die 
Friſt verftrichen iſt, jofern nicht vorher die Erklärung erfolgt. Der Be- 
dadıte, der das Vermächtnis erhält, ift im Zweifel nicht zur Teilung 
verpflichtet. 

8 2152. Hat der Erblaſſer mehrere mit einem Vermächtnis in 
der Weiſe bedacht, daß nur der eine oder der andere das Vermächtnis 
erhalten ſoll, jo iſt anzunehmen, daß der Beſchwerte beſtimmen ſoll, 
wer von ihnen das Vermächtnis erhält. 

8 2153. Der Erblaſſer kann mehrere mit einem Vermächtnis in 
der Weije bedenken, daß der Beſchwerte oder ein Dritter zu beftimmen 
bat, was jeder von dem vermachten Gegenitand erhalten joll..) Die Be- 
fimmung erfolgt nad) 8 2151 Abi. 2. 

Kann der Beſchwerte oder der Dritte die Beltimmung nicht treffen, 
lo find die Bedachten zu gleichen Teilen berechtigt. Die Vorſchrift des 
$ 2151 Abſ. 3 Sat 2 findet entiprechende Anwendung. 

8 2154. Der Erblaffer fann ein Bermädtnis in der Art anord- 
nen, daß der Bedachte von mehreren Gegenftänden nur den einen oder 
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Erläuterungen 
g 2154 7) ſogen. „Wahlvermächtnis“. Es gelten SS 262266. Das „Wahl: 
recht“ Het allo „im elta? dem Beihwerten zu. , 
8 2155 . B. ein Rittergutsbefiker. bejtimmt: „Meinem Inſpektor A vermache 


e) 
ich ein —* Hier wird der Inſpektor eniſprechend einen Verhältniſſen“ 
in der Regel ein en fordern können, und zwar ein folddes, wie es ein 
ae zu brauden pflegt, nicht etwa ein edles Rennpferd. Wenn die Ber: 

aliniffe des Bedachten feinen Anbalt bieten, z. B. wenn ein Pferd einem 

niemals reitenden oder Fuhrwerk haltenden Lehrer vermadit iſt, wird ein 
Pferd mittlerer Art und Güte (8 243) zu gewähren fein. Wegen der „Gewähr: 
teiftungspfli t“ des —A vgl. Rs 2182, 2183. 

) 2. h. der „Beſchwerte“ Hat gemäß Ahf. 1 zu bejtimmen, und wenn 
der Bedachte Damit nicht zufrieden ift, kann er auf eine „feinen Verhältniffen 
entiprechende Sache“ Klagen. 


8 2158 10) vgl. Note 6 zu 8 209. 
11) vgl. 8 2094 Abſ. 3. 

s 2159 12) pgl. 8 2095. 

8 2160 18% Dagegen ilt nit notwendig, daß er zur Zeit des Erbfalles (Tod 
bes Grölallets) bereits erzeugt war, vgl. 88 2162 Abf. 2, 2178 im Gegenjake 
zu . 

8 2161 130) 3. B. der Erjaberbe ($ 2096). vgl. 8 2085. 

8 2162 14) pgl. 8 2163, ferner 2074, 2109, 2177. 





(Fortsetzung von Seite 654) 


Art. 183. Der Wildschaden, welcher innerhalb eines in Gemässheit des Art. 4 
des Jagdgenetzes von der Gemeinde namens der Grundeigenttimer verpachteten Jagd- 
bezirks entsteht, ist von dem Jagdpächter zu ersetzen. 

‘Hat der Jagdpächter einen Teilhaber oder Afterpächter, so haften dıese mit ihm 
als Gesamtschuldner. 

Neben dem Jagdpächter und dessen etwaigen Mitschuldnern (Abs. 8) haftet die 
Gemeinde wie ein Bürge. 

Durch den Jagdpachtvertrag kann die Ersatzpflicht des Pächters und seiner 
Mitschuldner ausgeschlossen werden. In diesem Falle geht der Ersatzanspruch des 
Beschädigten unmittelbar und ausschliesslich gdgen die Gemeinde. 

Hat die Gemeinde als Bürge (Abs. 3) oder kraft selbständiger Verpflichtung 
(Abs. 4) Ersatz geleistet, so kann ein Anspruch der Grundeigentümer auf Verteilung 
des Jagdpachterlöses nur hinsichtlich des nach Abzug des geleisteten Schadensersatzes 
verbleibenden Betrags des Pachterlöses erhoben werden. u 

Art. 194. Ein Anspruch auf Wildschadensersatz kann im Wege der gericht- 
lichen Klage nur dann geltend gemacht werden, wenn sowohl dio Anmeldung 
des Anspruchs als die Schätzung des Schadens und die Feststellung des 
Schadensersatzes nach Massgabe der Bestimmungen der Art. 195 bis 200 dieses Gesetzes 
vorausgegangen ist. 

Art. 195. Wenn der Beschädigte Ersatz des Wildschadens beansprucht, so hat 
er diesen Anspruch bei Ausschlussvermeidung binnen der Frist von einer Woche. 
nachdem er von der Beschädigung Kenntnis erhalten hat, bei dem Ortsvorsteher der- 
jenigen Gemeinde, auf deren Markung das beschädigte Grundstück gelegen ist, schrift- 
lich oder mündlich zu Protokoll anzumelden. 

Der Ortsvorsteher hat die Anmeldung des Schadensersatzanspruchs sofort dem 
Oberamt unter Bezeichnung der in Betracht kommenden Ersatzpflichtigen vorzulegen. 

Art. 196. Das Oberamt hat alsbald nach Empfang der Anmeldung des 
Schadensersatzanspruchs hiervon dem Ersatzpflichtigen mit dem Beifligen Eröffnung 
zu machen, dass, wenn nicht binnen einer von dem Oberamt festzusetzenden Frist, 
welche die Dauer einer Woche nicht übersteigen darf, eine Einigung der Parteien über 
den Ersatzanspruch herbeigeführt und dem Oberamt nachgewiesen werde, die amtliche 
Schätzung des Schadens und die Feststellung des Schadensersatzes erfolge. 

Wird innerhalb der Frist dieser Nachweis nicht erbracht, so hat das Oberamt 
ohne Verzug den Schaden durch einen oder mehrere beeidigte Sachverständige ab- 
schätzen zu lassen. 

Zu der Schadensabschätzung sind die Beteiligten mit dem Anfügen zu Inden, 
«ass dieselbe auch im Falle ihres Nichterscheinens vorgenommen werde. 

Von den Schätzern ist ein Protokoll über die Schadensabschätzung aufzunehmen 
und unter Anschluss eines Verzeichnisses der erwachsenen Knsten dem Oberamt vor- 
zulegen. Das gleiche gilt, wenn bei der Abschätzungsverhandlung eine Einigung der 
Parteien über den Ersatzanspruch zustande kommt. 

Das Oberamt hat auf Grund des ihm über die Schadensabschätzung vorgelegten 
Protokolls den Schadensersatz sowie die entstandenen Kosten festzustellen. 


(Fortsetzung folgt Seite 658) 
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- Vermächtnis 8 21552162 


den anderen erhalten ſoll.) Iſt in einem jolchen alle die Wahl einem 
Dritten übertragen, jo erfolgt fie durch Erklärung gegenüber dem 
Beihwerten. 

Kann der Dritte die Wahl nicht treffen, jo geht das Wahlrecht auf 
den Beihwerten über. Die Vorjehrift des S 2151 Abi. 3 Gab 2 
findet entjprechende Anwendung. 

— 2155. Hat der Erblaſſer die vermachte Sache nur der Gattung 
nach beſtimmt, jo iſt eine den Verhältniſſen des Bedachten 
entſprechende Sache zu leijten.?) 

Iſt die Beſtimmung der Sache dem Bedachten oder einem Dritten 
übertragen, ſo finden die nach 8 2154 für die Wahl des Dritten geltenden 
Vortſchriften Anwendung. 

Entſpricht die von dem Bedachten oder dem Dritten getroffene 
Beſtimmung den Verhältniſſen des Bedachten offenbar nicht, ſo hat der 
Beſchwerte ſo zu leiften, wie wenn der Erblaſſer über die Beſtimmung der 
Sache feine Anordnung getroffen hätte.) 

8 2156. Der Erblajier kann bei der Anordnung eines Vermächt⸗ 
niſſes, deſſen Zwed er beitimmt hat, die Beſtimmung der Leiltung dem 
billigen Ermeflen des Beſchwerten oder eines Dritten überlafien. Auf 
ein ſolches Vermächtnis finden die Vorjehriften der 88 315 bis 319 ent- 
Ipredende Anwendung. 

82157. Iſt mehreren derjelbe Gegenftand vermadit, jo finden 
die Vorſchriften der SS 2089 bis 2093 entiprechende Anwendung. 

8 2158. Iſt mehreren derjelbe Gegenitand vermacht, jo wächſt, 
wenn einer von ihnen vor oder nad) dem Erbfalle wegfällt,:°) deſſen 
Anteil den übrigen Vedachten nad) dem Verhältnis ihrer Anteile an. 
Dies gilt au) dann, wenn der Erblaſſer die Anteile der Bedachten be- 
ſtimmt hat. Sind einige der Bedachten zu demjelben Anteile berufen, 
jo tritt die Anwachſung zunädft unter ihnen ein. 

Der Erblafier fann die Anwachſung ausichliehen.!:) 

82159. Der durch Anwachſung einem Vermädtnisnehmer an: 
fallende Anteil gilt in Anjehbung der Vermächtniſſe und Auf- 
lagen, mit denen diejer oder der wegfallende Bermächtnisnehmer be: 
ſchwert ift, als beionderes Bermädtnis.!?) 

S 2160. Ein Bermädtnis ift unwirkſam, wenn der Bedachte zur 
Zeit des Erbfalls nicht mehr lebt.) 

8 2161. Ein Bermädtnis Bleibt, ſofern nicht ein 
anderer Wille des Erblafiers anzunehmen ift, wirffam, wenn der 
Beihwerte nit Erbe oder VBermädtnisnehmer wird. Beſchwert iſt 
in dDiefem Kalle derjenige, welhem der Wegfall des zu nächſt 
Beihwerten unmittelbar zuftatten fommt.'°») 

8 2162. Ein Vermädtnis, das unter einer anfidiebenden Be- 
dingung oder unter Beltimmung eines Anfangstermins angeordnet iſt, 
wird mit dem Ablaufe von dreißig Sahren nad) dem Erbfall unwirkſam, 
wenn nicht vorher Die Bedingung oder der Termin eingetreten ijt.'*) 

It der Bedachte zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugt oder wird 
eine Perſönlichkeit durch ein erft nad) dem Erbfall eintretendes Ereignis 


657 — 42 


5 2163 
8 2164 
8 32166 





Erläuterungen 


15) vgl. 8 2178. 
“ —F 2108 und Noten jowie E. 86. 

18) d.8. der Vermächtnisnehmer Bat die „perfönliche Schuld des Erb⸗ 
lafiers zu tragen, „joweit“ fie durch den Wert des Grunditüds gededt wird. 





(Fortsetzung von Seite 656) 


Wenn nach Lage des Falles der Schaden nicht vor der Zeit der Ernte bemessen 
werden kann, so hat die Feststellung des Schadensersatzes erst auf Grund einer 
zweiten, kurz vor der Ernte vorzunehmenden Schätzung zu erfolgen. Dem hierauf ge- 
richteten Antrag eines Beteiligten muss von dem Oberamt stattgegeben werden. 

Art. 187. Nach erfolgter Feststellung des Schadensersatzes ist das Ergebnis 
den Beteiligten mit dem Beifügen urkundlich zu eröffnen, dass die Feststellung sowohl 
hinsichtlich der Ersatzpflicht als hinsichtlich der festgesetzten Höhe des Schadens und 
der Kosten endgültig und vollstreckbar werde, wenn nicht binnen einer von dem Tage 
der Eröffnung an laufenden Frist von zwei Wochen einer der Beteiligten Klage bei dem 
Amtsgericht erhebe. 

Art. 198. Als Kosten der Schätzung kommen mit Ausnahme der Belohnung 
der Schätzer nur bare Auslagen in Botracht. 

Die Kosten sind, wenn sich ein zum Ersatz verpflichtender Wildschaden ergibt, 
dem Ersatzpflichtigen, andernfalls demjenigen zuzuscheiden, welcher den Ersatz- 
anspruch geltend gemacht hat. Von dieser Regel kann aus besonderen Gründen ab- 
gewichen werden, insbesondere dann, wenn der Ersatzpflichtige schon vor der Ein- 

eitung des Schätzungsverfahrens einen dem nachher festgestellten Schadensersatz 
mindestens gleichkommenden Betrag anerkannt hatte. 

Art. 198. Auf die Vollstreokung der endgültigen Schadensersatz- und Kosten- 
feststellung finden die Bestimmungen des dritten Abschnitts des Gesetzes über die 
Zwangsvollstreckung wegen öffentlich rechtlicher Ansprüche vom 18. August 1879, 
Reg.-Blatt S. 202, entsprechende Anwendung. 

Art. 2800. Die zur Ausführung der Vorschriften der Art. 195 bis 199 erforder- 


lichen näheren Bestimmungen, insbesondere über die Zahl der als Schätzer beizuzie- - 


henden Saohverständigen, über die Art der Bestellung derselben, tiber das bei der 
Schätzung des Schadens und der Feststellung des Schadensersatzes einzuhaltende Ver- 
ahren und über die den Sachverständigen zu gewährenden Vergütungen werden im 
Verordnungsweg getroffen. 

Art. 801. Mit dem Inkrafttreten der vorstehenden Bestimmungen werden die 
Art. 14 Abs. 2 und Art. 15 Abs. 1 des Jagdgesetzes vom 27. Oktober 1855 aufgehoben 
und erhält die Ziff. 25 des Art. 10 des Gesetzes tiber die Verwaltungsrechtspflege vom 
16. Dezember 1876, Reg.-Blatt S. 485, nachstehende Fassung: 

„25) das Recht zur Austibung der Jagd, soweit es sich um Anwendung der Be- 
stimmungen der Art. 2 und 8 des Gesetzes vom 97. Oktober 1855, betreffend 
die Regelung der Jagd, Reg.-Blatt S. 228, handelt“. 

Der Wildschaden auf Gemeindejagdbezirken (Art. 188), welche zur Zeit des In- 
krafttretens dieses Gesetzes ohne vertragsmässige Verpflichtung der Jagdpächter zum 
Wildschadensersatz verpachtet sind, ist bis zum Ablauf des Pachtvertrages von der 
Gemeinde zu ersetzen. 


Haftung des Staates und der Gemeinden für ihre Beamten. 


Art. 20%. Verletst ein Beamter des Staates in Ausübung der ihm anver- 
trauten Öffentlichen Gewalt vorsätzlich oder fahrlässig die ihm einem Dritten 
g° entber obliegende Amtspflicht, so trifft den Beteiligten gegentiber die im Btirger- 
ne en Gesetzbuch bestimmte Verantwortlichkeit an Stelle des Beamten den 

taat. 

Die Verantwortlichkeit des Staates tritt ausserdem ein, wenn die Haftung 
des Beamten nur deshalb ausgeschlossen ist, weil der Beamte die Amtspflicht im 
Zustand der Bewusgtlosigkeit oder in einem die freie Willensbestimmung aus- 
schliessenden Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit verletzt hat 

: Ausländern kann die Entschädigung vorbehaltlich der Verfolgbarkeit des 
Anspruchs gegen den Beamten selbst verweigert werden, wenn nicht nachgewiesen 
ist, dass in dem Heimatstaate des Beschädigten im Falle des Abs. 1 eine mindestens 
aushilfsaweise Haftung des Staates Deutschen gegenüber anerkannt wird. 

Art 203. Soweit der Staat den Schaden ersetzt hat, ist der Beamte 
unter denselben Voraussetzungen und in demselben Umfange zur Erstattung an den 
Staat verpflichtet, wie er ohne die Bestimmung in Art. 202 gemäss den Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs dem Dritten den aus der Verletzung entstandenen 
Schaden zu ersetzen hätte. Dies gilt auch, wenn der Staat nach & 12 der Grundbuch- 
ordnung an der Stelle eines Grundbuchbeamten den Beteiligten Ersatz geleistet hat. 

Art. 304. Die Bestimmungen der Artikel 20% und 203 finden auf die Haftung 
der Gemeinden und anderer Kommunalverbände für die Amtshandlungen 


ihrer Boamten entsprechende Anwendung. 
(Fortsetzung folgt Seite 660) 
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beitimmt, fo wird das Vermädtnis mit dem Ablaufe von dreikig Jahren 
nad) dem Erbfall unwirkſam, wenn nicht vorher der Bedachte erzeugt oder 
das Ereignis eingetreten ijt, durch das feine Perfönlichkeit beitimmt 
wird.!®) 

8 2163. Das Bermädhtnis bleibt in den Fällen des $ 2162 aud) 
nach dem Ablaufe von dreikig Jahren wirfjam: !°) | 

1. wenn es für den all angeordnet ift, daß in der Perſon des 
Beihwerten oder des Bedachten ein beitimmtes 
Ereignis eintritt, und derjenige, in deſſen Perſon 
das Ereignis eintreten fol, zur Zeit des Erbfalls 
lebt; 

2. wenn ein Erbe, ein Nadherbe oder ein Bermädtnis- 
nehmer für den Fall, daß ihm ein Bruder oder eine 
Schweſter geboren wird, mit einem Vermächtniſſe zu 
Gunften des Bruders oder der Schweſter be 
ſchwert iſt. 

Iſt der Beſchwerte oder der Vedachte, in deſſen Perſon das Ereignis 
eintreten ſoll, eine juriftifde Perſon, jo bewendet es bei der 
dreißigjährigen Friſt. | 

8 2164. Das Vermächtnis einer Sade eritredt ih im Zwei- 
fel auf das zur Zeit des Erbfalls vorhandene Zubehör.) 

Hat der Erblafjer wegen einer nach der Anordnung des Vermädt- 
niffes erfolgten Beihädigung der Sache einen Anſpruch auf Erjat der 
Minderung des Wertes, fo erftredt ih im Zweifel das Vermädtnis 
auf dieſen Aniprud. 

8 2165. Iſt ein zur Erbſchaft gehörender Gegenitand vermacht, 
fo fann der Bermädtnisnehmer im Zweifel nicht die Vefeitigung 
der Rechte verlangen, mit denen der Gegenitand belaftet if. Steht dem 
Erblaffer ein Anſpruch auf die Bejeitigung zu, jo erjtredt fih im 
Zweifel das Vermädtnis auf diefen Aniprud). 

Ruht auf einem vermachten Grundftüd eine Hypothek, Grundſchuld 
oder Rentenſchuld, die dem Erblafier jelbft zufteht, jo ift aus den Um- 
ftänden zu entnehmen, ob die Hypothek, Grundihuld oder Rentenſchuld 
als mit ver macht zu gelten hat, 


8 2166. Sit ein vermachtes Grundſtück, das zur Erbſchaft ge- 
hört, mit einer Hypothek für eine Schuld des Erblafiers oder für eine 
Schuld belaftet, zu deren Berihtigung der Erblajjer dem Schuldner gegen: 
über verpflichtet ift, fo it ver Bermähtnisnehmer im Zwei- 
fel dem Erben gegenüber zur redtzeitigen Befriedigung des 
Gläubigers injoweit verpflidtet, als die Schuld durd den 
Mert des Grunditüds gededt wird.) Der Wert bejtimmt fi) nad) 
der Zeit, zu welcher das Eigentum auf den Vermächtnisnehmer übergeht; 
er wird unter Abzug der Belajtungen berechnet, die der Hypothek im 
Range vorgehen. 

It dem Erblaffer gegenüber ein Dritter zur Berichtigung der 
Schuld verpflichtet, jo befteht die Verpflihtung des Vermächtnisnehmers 
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Erläuterungen 


8 2169 19) Im en fei folgender Fall erwähnt: Wenn A in feinem 
Teftamente feinem Neffen B 10000 ME. vermadt und ihm dies mitteilt, und 
wenn A hierauf (ee od vor feinem Tode) dem „in Geldverlegenheit“ ge- 
ratenen B 10000 Mi. gibt in der ausgeſprochenen Abſicht, dem 
B das, was er ihm durch das Vermächtnis zuwenden wollte, ſchon jet zu ge 
währen, und wenn A darauf jtirbt, ohne das Vermächtnis [förmlich (gemak 
'SS 2253—2257 oder $ 2258) zu „widerrufen“ robne mit B einen 
örmlichen „Berzihts-Bertrag“ ($$ 2348, 2352) zu ſchließen, jo 
ann B nad) dem Tode des A die 10000 ME. nod einmal fordern. 
20) Der „Bedachte“ muß beweifen, daß der Erblalier ihm die Sade 
t zuwenden wollen ohne Rüdjiht darauf, od fie fi in der Erbſchaft be⸗ 
indet oder nit. Gelingt ihm dieſer Beweis, jo muß der Bei dem 
achten das Bermädtnis gemäß $ 2170 „verihaffen“. 


21) 3. B. der vermadte Gegenitand befindet ji zwar in der Erbſchaft, 
ift aber nicht „Eigentum“ des Erblafiers; hier gelten als vermadt der „Be- 
ft“ der Sade und die damit zufammenhängenven „Anſprüche wegen Ber- 
wendungen“ auf die Sade Cost. $ 999), wenn der Cigentümer die Sache 
berausfordert. 

22 Ko aus einem Berfidderungspertrage. 

23 5 Vermächtnis einer zwar noch in der Erbichaft befindlichen, aber 
vom Erblafier bereits „verkauften“ und dem Käufer nur „nobh nicht über- 
gebenen“ beweglidhen Sadye oder eines vom Erblafler bereits „verkauften“ 
aber „no nicht aufgelafjenen“ Grunditüds iſt alfo unwirtjam. 

8 2170 24) ſogen. Vic ungs-Bermädtnis“, I. Note 20. 3. B. „Meinem 
reunde B vermadhe id) das im Laden des Antiquitätenhändlers H ſtehende 
näher zu bezeichnende) alte Danziger Spind.“ " 

26) ge" Beilpiele der Note 24, weil H das Spind überhaupt nicht ver- 
faufen will. _ | 

20) Menn im Beilpiele der Note 24 H für das Spind 3000 ME. fordert, 
während es nad) dem Gutadhten bewährter Sachveritändiger nur 500 ME. wert 
naht der mit dem Vermächtnis beichwerte Erbe dem B nur 500 ME. zu 
zahlen. 





(Fortsetzung von Seite 658) 


Jagd- und Fischereirecht. 


Art. ®06. Das Gesetz vom 27. Oktober 1855, betreffend die Regelung der Jagd, 
Reg.-Blatt S. 223, wird dahin gelnders: 
I. In Art. 7 tritt an die Stelle des Abs. 4 folgende Vorschrift: 
Das orlegte Tier (Abs. 3) unterliegt dem Aneignungsrecht dos Erlegers. 
IL. An die Stelle des Art. 16 Satz 3 tritt folgende Vorschrift: 

Das Wild, welches in einem anderen Jagdbezirk angeschossen 
wurde, unterliogt dem Aneignungsrecht desjenigen, in dessen Bezirk es 
tot niederfällt oder gefunden wird. 

HL Der Art 18 Abs. 4 wird aufgehoben. 


Pfandrechte an Grundstücken. 


Art. 218. Die Belastung eines Grundstficks mit einer unkftindharenu 
Hypothek oder Grundschuld ist untersagt. . 

Die Ausschliessung des Kündigungsrechts des Eigentümers bei Hypotheken- 
forderungen und Grundschulden über die Dauer von zehn Jahren hinaus ist 
unzulässig. 

Art. 814. Wenn für ein Unterpfandsrecht, das nicht nach Art. 192 Abs. ı 
Satz 2 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch als Sicherungs- 

“hypothek gilt, zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzusehen 

ist, ein Pfandschein (Art. 14, 191, 192 des Pfandgesetzes vom 15. April 1825, Reg -Blatt 
S. 193, Art. 32 des Gesetzes vom 21. Mai 1828, betreffend die vollständige Entwickelung 
des neuen Pfandsystems, Reg.-Blatt S. 361) ausgestellt ist, gilt das Unterpfandsrecht als 
eine Hypothek, für welche die Erteilung eines Hypothekenbriefs nicht ausge- 
schlossen ist, und der Pfandschein als Hypothekenbrief, 


(Fortsetzung folgt Seite 662) 
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im Zweifel nur injoweit, als ber Erbe die Berichtigung nicht von : 
dem Dritten erlangen fann. 

Auf eine Hypothek der im 8 1190 bezeichneten Art finden diefe Vor⸗ 
Ihriften feine Anwendung. 

8 2167. Sind neben dem vermadten Grunditüd andere zur Erb: 
haft gehörende Grundftüde mit der Hypothek belaftet, fo beichräntt fich 
die im 8 2166 beſtimmte Verpflichtung des Vermächtnisnehmers im 
Zweifel auf den Teil der Schuld, der dem Verhältniſſe des Wertes des 
vermachten Grundſtücks zu dem Werte der ſämtlichen Grundſtücke ent- 
priht. Der Wert wird nad) $ 2166 Abſ. 1 Sat 2 berechnet. 

8 2168. Beſteht an mehreren zur Erbſchaft gehörenden 
Grundftüden eine Geſamtgrundſchuld oder eine Gefamtrentenfhuld und 
fteinesdieferGrundftüdevermadt, fo ilt der Vermächtnis— 
nehmer im Zweifel dem Erben gegenüber zur Befriedigung des 
Gläubigers in Höhe des Teiles der Grundihuld oder der Rentenihuld 
verpflichtet, der dem Verhältnilje des Wertes des vermachten Grundftüds 
zu dem Werte der fümtlihen Grundjtüde entipridt. Der Wert wird 
nad) $ 2166 Abſ. 1 Sat 2 berechnet. 

Sit neben dem vermadten Grunditüd ein nicht zur Erbſchaft 
gehörendes Grundftüd mit einer Geſamtgrundſchuld oder einer Gejamt- 
rentenſchuld belaftet, jo finden, wenn der Erblaſſer zur Zeit des Erbfalls 
gegenüber dem Cigentümer des anderen Grunditüds oder einem Redhts- 
vorgänger des Eigentümers zur Befriedigung des Gläubigers verpflichtet 
it, die Vorihriften des 8 2166 Abi. 1 und des 8 2167 entſprechende An- 
wendung. 

82169. Das Vermächtnis eines beftimmien Gegenitandes iſt 
unwirtfam, joweit ber Gegenitand zur Zeit des Erbfalls nicht zur Erb: 
ſchaft gehört,“) es jei denn, daß der Gegenftand dem Bedachten aud) 
für den Fall zugewendet fein ſoll, daß er nicht zur Erbſchaft gehört.*°) 

Hat der Erblafler nur den Beſitz der vermadten Sade, jo gilt 
im Zweifel der Belik als vermacht, es fei denn, daß er dem Bedachten 
feinen rechtlichen Vorteil gewährt.?') Ä 

Steht dem Erblafler ein Anſpruch auf Leiſtung des ver: 
machten Gegenstandes oder, falls der Gegenitand nad) der Anordnung des 
Vermächtnifjes untergegangen oder dem Erblaſſer entzogen worden it, 
ein Aniprud auf Erſatz des Wertes zu,2?) jo gilt im Zweifel 
der Anſpruch als vermadit. 

Zur Erbſchaft gehört im Sinne des Abſ. 1 ein Gegenjtand nit, 
wenn der Erblafjfer zu deilen Veräußerung verpflid- 
tet ijt.2°) 

824770. It das Vermächtnis eines Gegenitandes, der zur Zeit 
des Erbfalls nicht zur Erbichaft gehört, nach 8 2169 Abſ. Lwirtjam, 
\o Bat der Beſchwerte den Gegenitand dem Bedachten zu verichaffen.”‘) 

At der Beſchwerte zur Berfhaffung außerftande ,’°) fo hat er 
den Wert zu entrichten. Iſt die Verihaffung nur mit unverhältnis- 
mäßigen Aufwendungen möglid, jo fann fi) der Beſchwerte durch Ent: 
rihtung des Wertes befreien.?*) 
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Erläuterungen 
82171 2’) Wenn die Leiltung erft nad dem Erbfalle (dem Tode des Erb: 
laſſers) unmöglich wird, gelten die 88 275 ff. ’ 
8 2174 28) fiber dieſe grundlegende Beſtimmung des Vermächtnisrechts vgl. 
Note 1. vgl. SS 2176—2178. 
8 2175 20) vgl. 8 2143 nebit Note. 
8 2176 30) vgl. 8 2174. Die „Forderung des Vermächtnisnehmers“ auf Lei: 


itung des vermachten Gegenftandes gegen den Erben oder ſonſtigen Beichwerten 
fommt aljo „zur Entitehung“ mit dem Tode des (das VBermädtnis an: 
ordnenden) Erblaflers kraft Gelches von jelbit (vorbehaltlich des „Ausihla- 
gungsredtes“ ost. 2180) und unabhängig davon, ob der eingelegte 
Erbe“ die Erbihaftermwirbt. vgl. 88 2161, 2177—2179, 2181 und 
die praktiſch wichtigen 88 2269 Abf. 2, 2280. 

8 2177 sı) vgl. 88 158 ff., 168. 





(Fortsetzung von Seite 660) 


Art. 216. Ein Gläubiger, dessen Pfandrecht zu der Zeit, zu weloher das 
Grundbuch als angelegt anzusehen ist, an einem Grundstück besteht, kann die 
Löschung eines im Bang vorgehenden oder gleichstehendenPfandrechts. 
falls dieses sich mit dem Eigentum in einer Person vereinigt, in gleicher Weise 
verlangen, wie wenn zur Sicherung des Rechts auf Löschung eine Vormerkung in das 
Grundbuch eingetragen wäre. 


Dieser Anspruch steht dem Gläubiger dann nicht zu, wenn die Forderung, für 
welche die Hypothek bestellt war, mittels eines von dem Eigenttimer aufgenommenen 
Darlehens bezahlt worden ist, und vor der Geltendmachung des Anspruchs dem Grund- 
buchamt die Bewilligung zur Eintragung einer an die Stelle des Pfandrechts des Kigen- 
ttimers tretenden Hypothek für die Darlehensforderung vorgelegt wird. 


Nachbarrecht. 


Art. 217. An die Stelle der Vorschriften des vierten Abschnitts der Neuen 
allgemeinen Bauordnung vom 6. Oktober 1872, Reg.-Blatt S. 305, und des Gesetzes 
vom 15. Juni 1898, betreffend das landwirtschaftliche Nachbarrecht, Beg.-Blatt 
S. 141, treten die Vorschriften der Art. 218—254. 


Verkehrsunternehmungen. 


Art. 218. Die Vorschrift des $ 26 der Reichs-Gewerbeordnung wird auf Eisen- 
bahn-, Dampfschiffahrts- und ähnliche Verkehrsunternehmungen erstreckt. (vgl. oben 
Seite 290 unter E.) 


Art. 2192384 betreffen „Nachbarrschtliche Bestimmungen in bezug auf Gebäude 
und andere Bauwesen.“ 


Art, 225 betrifft „Aufbereitungen auf Grundsttcken.“ 

Art. 226 betrifft „Erhöhung der Grundstücke.“ 

Art. 228 betrifft „Beschaffenheit der Einfriedigungen an der Grenze.“ 

Art. 229-2839 betreffen „Abstände der Einfriedigungen und Pfianzenanlagen.“ 

Art, 240 betrifft „Abstand der Waldungen.“ 

Art. 241—245 betreffen „Überragende Wurzeln und Zweige.“ 

Art. 246-254 enthalten „Allgemeine Bestimmungen“ sum Nachbarrechi, 
insbesondere betreffend gewisse Befugnisse der Eisenbahn- und Telegraphen- 
behörden betr. die den Eisenbahnen, Telegraphen- und Fernsprechleitungen benach- 
barten Grundstücke. 


Btürgerliche Ehe. 


Art. 855. Die Bewilligung einer Befreiung zum Zwecke der Eingehung 
einer Ehe bleibt in den Fällen der 88 1303 und 1312 des Bürgerlichen Gesetzbuchs dem 
Könige vorbehalten, während sie in den Fällen der Ei 1818 und 1316 demjenigen 
Amtsgericht zukommt, in dessen Bezirk der zuständige Standesbeamte und bei 
mehreren zuständigen Standesbeamten der von den Verlobten gewählte Standesbeamte 
seinen Amtssitz hat. Fehlt es im Falle des $ 1318 an einem zuständigen Amtegericht. 
so hat das Justizministerium die Bewilligung zu erteilen. 


Art. 256. Ausländer, welche in Württemberg mit einer Deutschen oder 
einer Ausländerin eine Ehe eingehen wollun, bedürfen hierzu der Erlaubnis des 
Oberamts, in dessen Bezirk die Eheschliessung stattfinden soll. 


(Fortsetzung folgt Seite 664) 
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8 2171. Ein Bermädtnis, das auf eine zur Zeit des Erbfalls 
unmögliche Leiſtung gerichtet ift 7) oder gegen ein zu dieſer Zeit be- 
itehendes geſetzliches Verbot veritößt, iſt unwirkſam. Die Vorſchriften 
des 8 308 finden entſprechende Anwendung. 

82172. Die Leiſtung einer vermachten Sache gilt auch dann 
als unmöglich, wenn die Sache mit einer anderen Sache in folcher Weiſe 
verbunden, vermiſcht oder vermengt worden ilt, daß nad) den 88 946 Bis 
948 das Eigentum an der anderen Sade ſich auf fie erftredt oder Mit- 
eigentum eingetreten it, oder wenn fie in folder Weiſe verarbeitet oder 
umgebildet worden ift, daß nach 8 950 derjenige, welcher die neue Sadıe 
bergeftellt Hat, Eigentümer geworden iſt. 

Sit die Verbindung, Vermiſchung oder Vermengung durd einen 
anderen als den Erblafler erfolgt und hat der Erblafler dadurd) 
Miteigentum erworben, fo gilt im Zweifel das Miteigentum 
als vermadt; fteht dem Erblafjer ein Recht zur Wegnahme der ver- 
bundenen Sache zu, jo gilt im Zweifel dieſes Recht als vermadt. 
Sm Falle der Berarbeitung oder Umbildung durh einen 
anderen als den Erblaſſer bewenpdet es bei der Vorſchrift des 
$ 2169 Abi. 3. 

8 2173. Hat der Erblafjer eine ihm zuftehende Forderung ver: 
madt, fo ijt, wenn vor dem Erbfalle die Leiftung erfolgt und der 
geleitete Gegenftand noch in der Erbſchaft vorhanden 
it,im Zweifel anzunehmen, daß dem Bedachten dDiefer Gegenftand 
zugewendet fein joll. War die Forderung auf die Zahlung einer Geld: 
ſumme gerichtet, jo gilt im Zweifel die entipredjende Geldfumme als 
vermacht, auch wenn ſich eine ſolche in der Erbihaft nicht vorfindet. 

82174. Durch das Vermächtnis wird für den Bedachten das 
Recht begründet, von dem Beſchwerten die Leiftung des vermachten 
Gegenftandes zu ſordern.) 

8 2175. Hat der Erblaffer eine ihm gegen den Erben zuftehende 
gorderung oder hat er ein Recht vermadt, mit dem eine Sache oder 
ein Recht des Erben belaftet ift, jo gelten die infolge des Erb- 
falls durch Bereinigung von Recht und Verbindlichkeit oder von Recht 
und Belaftung erloſchenen Rechtsverhältnifie in Anjehung des Vermächt⸗ 
niſſes als nicht erlofchen.>) 

82176. DieForderungdesßermädtnisnehmets 
ftommt, unbejhadet des Redtes, das Vermächtnis auszu- 
Ihlagen, zur Entftehbung (Anfall des Bermädtniffes) mit 
dem Erbfalle.r) 

82177. Iſt das Vermüchtnis unter einer aufidiebenden Bedin⸗ 
sung oder unter Beitimmung eines Anfangstermins angeordnet und 
tritt die Bedingung oder der Termin erſt nad) dem Erbfall ein, Jo er: 
folgt der Anfall des Vermächtniſſes mit dem Eintritte der Bedingung 
oder des Termins.??) 

8 2178. Iſt der Bedachte zur Zeit, des Erbfalls noch nidt er: 
jeugt oder wird feine Perjönlichkeit Durd ein erſt nad) dem Erbfall ein- 
tretendes Ereignis beitimmt, jo erfolgt der Anfall des Vermächtniſſes 
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5 2180 


8 2182 


8 2183 
5 2184 


Erläuterungen 


Pi is zur ausdrüdliden oder ftillihweigenden „Annahme“ kann 
er das Vermädtnis Ausſchlagen; eine „Friſt“ für bie Ausſchlagung it 
nicht beitimmt (anders bei Ausfı lagung einer „Erbihaft“, 8 1944). 

88) 130—132. Eine „Ausſchlagung“ des Yermägtnifies it nicht 
— „Schenkung“ an den mit dem Vermächtniſſe Beſchwerten 6 517); vgl. 
Note 2 zu 8 1942. — Über das Recht der Ehefrauen zur Ausi gung ne 
Zuftimmung des Ehemannes, über die Ausſchlagung kitens der Eltern für 
die in ihrer „elterliden Gewalt“ befindliden Kinder und des Bormundes für 
fein Mündel vgl. Note 6 & 8 1943. 

34) d. h. nach dem Tode des Erblaflers IE 1922). 

5) Falls ein zum Nachlaß gehörender beitimmter Gegenſtand vermacht 
ift, findet }elbitverftändlid eine Gewä eeifkung nit itatt, weder für Mängel 
im „Rechte“, noch für Mängel der „Sache“. nn im Falle des 8 2165 der 
Erblafler den „Ubergang“ der Belaftung auf den Bedachten nicht gewollt 
bat („im Zweifel“ ift er als gewollt anzunehmen, I. $ 2165), Io der 
„Beſchwerte“ für die Befreiung von der Belaftung zu jorgen, aber nit auf 

rund einer „Gewährleiitungspflicht“, jondern auf Grund des „Willens“ Des 
Erblafiers. — Für den all, daß eine nur der Gattung nad beftimmte Sache 
vermacht it (nal. 2,25 trifft 8 2182 Abi. 1 und 8 2183 Beltimmung. 

86 im „Verſcha anime” vgl. SS 2169, 2170 und Noten. 


87) vgl. Note 35 Tester Sa 
38) vgl. 459 ff. 
30). vgl. 99, 2176—2178 (Anfall). 
5 * vgl. 8 100. 3. B. der Beſchwerte hat in dem vermachten Haufe „ge 
wohnt“. 





(Fortsetzung von Seite 662) 


Art. 857. Die Aufsicht über die Amtsführung der Standesbeamten wird 
unter der Oberaufaicht der höheren Justizbehörden (Ausführungsgesetz zum Reichs- 
Gerichtsverfassungsgesetze vom %4. Januar 1879, Reg.-Blatt S. 3, Art. 28) von den Amts- 
gerichten ausgetibt. 

Art. KS. Gegen die von den Standesbeamten gemäss $ 68 Abs.# des Reicha- 
genotzes vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung des Personenstandes getroffenen 

erfügungen findet binnen zwei Wochen die Beschwerde an das vorgesetzte Amis- 
gericht statt, Die Beschwerde kann bei dem Standesbeamten oder bei dem Amtsgericht 
eingelegt werden. Gegen die Entscheidung des Amtsgerichts ist eine weitere Beschwerde 
nicht zulässig. 

Art. 259. Zur Entgegennahme und zur öffentlichen Beglaubigung der in $ 1577 
Abs, 2,8 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten Erklärungen über den Namen 
einer geschiedenen Frau sind die Standesbeamten zuständig. 

ie Erklärung gilt zugleich als Antrag auf Beischreibung eines Vermerks über 
die Namensänderung am Rande der über die Eheschliessung vorgenommenen Eintragung. 

Ist die Eheschliessung in dem Standesregister eines anderen Bezirks eingetragen, 
so hat der Standesbeamte die Erklärung dem Standesbeamten dieses Bezirks behufs 
Beischreibung des Vermerks zu übersenden. 

Art. 260. Der nuch dem bisherigen Gesetz begründete Anspruch der Ehe- 
frau, Sicherstellung ihres Beibringens aufdem unbeweglichen Vermögen 
ihres Ehemannes zu verlangen (Pfandrechtstitel) bleibt für die zur Zeit 
des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs bestehenden Ehen 
aufrecht erhalten. 

Der Anspruch gewährt der Ehefrau das Recht, jederzeit Eintragung eineı 
Sicherungshypothek an den Grundstücken des Ehemanns für ihr beigebrachtes 
Gut zu verlangen. 

Art. 261. Der landrechtliche Voraus der Ehegatten wird aufgehoben. 

Art. 26%. Der Güterstand der landrechtlichen Errungenschafts- 
gesellschaft und der auf Grund eines in Württemberg abgeschlossenen Ehe- 
vertrags geltende Güterstand der allgemeinen Gütergemeinschaft begründen 
den erbrechtlichen Anspruch der lebenslänglichen (statutarischen) Nutzniessung 
des tiberlebenden Ehegatten entsprechend den bisherigen gesetzlichen Bestimmungen. 
Dieselben gelten auch für das Recht des Ehegatten, durch letztwillige Ver- 
fitgung den tiberlebenden Ehegatten von der Nutzniessung auszuschliessen. 
sowie für die Pflicht des letzteren zur Sicherheitsleistung und deren Umfang. 
Soweit den Abkömmlingen ein Anspruch auf unterpfändliche Sicherstellung zusteht. 
(Pfandrechtstitel), gewährt derselbe das Recht, Eintragung einer Sicherungs- 
hypothek an den Grundstücken des Überlebenden Ehegatten zu verlangen. 


(Fortsetzung folgt Selte 686) 
ee 
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Vermächtnis 82179-2184 


im erſteren Falle mit der Geburt, im letzteren Falle mit dem Eintritte 
des Ereigniſſes. 


82179. Für die Zeit zwiſchen dem Erbfal und dem Anfalle des 
Bermädtnifjes finden in den Fällen der 88 2177, 2178 Die Vorſchriften 
Anwendung, die für den Fall gelten, daß eine Leiſtung unter einer auf- 
Ichtebenden Bedirigung geichuldet wird. 

82180. Der Bermädhtnisnehmer kann das Vermädtnis nit 
mehr ausſchlagen, wenn er es angenommen hat.?) 

Die Annahme jowie die Yusichlagung des Vermächtniſſes erfolgt 
durch Erklärung gegenüber dem Beihwerten.) Die Erklärung 
Tann erst nad) dem Eintritte des Erbfalls **) abgegeben werden; ſie iſt 
unwirkſam, wenn fie unter einer Bedingung oder. einer Zeitbeftimmung. 
abgegeben wird. 

Die für die Annahme und die Ausichlagung einer Erbſchaft gelten: 
den Vorſchriften des $ 1950, des 8 1952 Abſ. 1, 3 und des 8 1953 Abſ. 1,2 

finden entjprechende Anwendung. ' 


8 2181. Iſt die Zeit der Erfüllung eines Bermädhtnifies: dem 
freien Belieben des Beſchwerten überlaffen, jo wird die Leiftung im 
Zweifel mit dem Tode des Beihwerten fällig. | 

8 2182. Sit eine nur der Gattung nad beitimmte Sade vers 
macht, jo bat der Beſchwerte die gleichen elliätungen wie ein Ber: 
füufer °5) nach den Vorſchriften des $ 433 Abſ. 1, der SS 434 bis 437, 
des $ 440 Abi. 2 bis 4 und der SS 441 bis 444. 

Dasjelbe gilt im Zweifel, wenn ein beftimmter nicht zur Erb- 
Ihaft gehörender Gegenitand vermacht ift,®°) unbeichadet der fi) aus dem 
8 2170 ergebenden Beſchränkung der Haftung. 

Iſt ein Grundſtück Gegenitand des Bermächtniffes, fo haftet der 
Beihwerte im Zweifel nicht für die Freiheit des Grundftüds von 
Grunddienftbarteiten, beichräntten perfönlichen Dienftbarkeiten und 
Reallajten. 


8 2183. Iſt eine nur der Gattung nad beitimmte Sache ver: 
macht,“) jo kann der Bermädtnisnehmer, wenn die geleiltete Sadıe 
mangelhaft ift, verlangen, daß ihm an Stelle der mangelhaften Sache 
eine mangelfreie geliefert wird. Hat der Beſchwerte einen Fehler arg⸗ 
liſtig verſchwiegen, jo kann der Vermächtnisnehmer ſtatt der Lieferung 
einer mangelfteien Sache Schadenserſatz wegen Nichterfüllung ver— 
langen. Auf dieſe Anſprüche finden die für die Gewährleiſtung wegen 
Mängel einer verkauften Sache geltenden Vorſchriften entſprechende An⸗ 
wendung.??) 

8 2184. Sit ein beitimmter zur Erbſchaft gehörender Gegenftand 
vermacht, jo hat der Beihwerte dem Vermächtnisnehmer auch die ſeit 
dem Anfalle des Vermächtniſſes gezogenen Früchte °°) ſowie das ſonſt 
auf Grund des vermadten Rechtes Erlangte herauszugeben. Für 
Nutzungen, die nicht zu den genaten gehören, hat der Beſchwerte 
nicht Erſatz zu Teilten.‘°) 
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- Erläuterungen 


41) vgl. 88 994 ff., 1922 (Erbfall). 

42) Sogen. „Untervermädtnis“. 

#3) ſogen. „Erjagvermädtnis“. | 

44) jogen. „Nachvermächtnis“ (ſideikommiſſariſche Gubftitution); vgl. 
8 2100 und Noten. 





(Fortsetzung von Seite 664) 


Die Nutzniessung begründet die Verpflichtung des Nutzniessungsberechtigten, 
den Abkömmlingen aus dem der lebenslänglichen Nutzniessung unterliegenden Ver- 
mögen derselben nach den -Vorschriften des bisherigen Rechts eine angemessene 
Ausstattung zu gewähren. . 

Art. 868. Besteht in einer Ehe zur Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen G&esetzbuchs auf Grund eines in Württemberg abgeschlossenen 
Ehevertrags der Güterstand der allgemeinen Gütergemeinschaft, ohne dass 
in dem Vertrag tiber die Fortsetzung der Gütergemeinschaft eine Bestimmung 
getroffen ist, so tritt nach dem Tode eines Ehegatten bei dem Vorhandensein gemein- 
schaftlicher Abkömmlinge eine Fortsetzung der Gütergemeinschaft nach Massgabe 
der Vorschriften der 88 1483 bis 1518 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ein. 

Art. 264. Bleiben nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs für den Güterstand einer Ehe gemäss Art 200 des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch die bisherigen Gesetze massgebend, so treten be- 
züglich der Errichtung der Beibringensinventare und der diese vertretenden 
Eheverträge an Stelle der bei nicht exemten Personen bisher zustlindigen 
Behörden die Bezirksnotare und finden bei Öffentlicher Vornahme des Geschäfts die 
Vorschriften des Art. 125 Abs. 2 und Abs. 3 dieses Gesetzes entsprechende Anwendung. 


Verwandtschaft. 


Art. 265. Wer die Sorge für die Person eines Minderjährigen hat. 
kann diesem Begentiber im Falle des Flüchtigwerdens zum Zwecke der Zurückführang 
polizeiliche Hilfe bei Gefahr im Verzug in Anspruch nehmen. 

Art. 2&66. Zur Entgegennahme und zur öffentlichen Beglaubigung der Erklärung, 
durch welche der Ehemann der Mutter eines unehelichen Kindes dem Kinde 
seinen Namen erteilt, sowie der Einwilligungserklärungen des Kindes und der Mutter 
($ 1706 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) sind die Standesbeamten zuständig. 

Die Erklärung über die Erteilung des Namens gilt zugleich als Antrag aut 
Beischreibung eines Vermerks am Rande der über den Geburtsfall vorgenommenen 

intragung. 

Pat der Geburtsfall in dem Standesregister eines anderen Bezirks eingetragen, 
so hat der Standesbeamte die Erklärung tiber die Erteilung des Namens mit den Ein- 
willigungserklärungen dem Standesbeamten dieses Bezirks behufs Beischreibung des 
Vermerks zu übersenden. 

Art. 867. Für die Aufnahme der im $ 1718 und in $ 1720 Abs. 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs vorgesehenen öffentlichen Urkunden über die Anerkennung der 
Vaterschaft ist der Standesbeamte, welcher die Geburt des Kindes oder die Ehe- 
schliessung seiner Eltern beurkundet hat, auch dann zuständig, wenn die Anerkennung 
der Vaterschaft nicht bei der Anzeige der Geburt oder bei der Eheschliessung erfolgt. 

Art. 268. Die Ehelichkeitserklärung eines unehelichen Kindes im Falle 
des $ 1723 Abs. 3 des Btirgerlichen Gesetzbuchs wird von dem Justizministerium erteilt. 

Art. 269. Die Bewilligung der Befreiung von den Erfordernissen der An- 
nahme an Kindesstatt (SS 1744, 1745 Abs. 1 und 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) 
kommt dem Justizministerium zu. 

Art. 8270. Die Bestätigung des Vertrags über die Annahme an Kindesstatt 
oder über die Aufhebung der Annahme an Kindesstatt erfolgt, wenn der Annehmende 
einer standesherrlichen oder ritterschaftlichen Familie angehört und nach den Vor- 
schriften des Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
die Zuständigkeit eines wlrttembergischen Gerichts begründet erscheint, durch das 
Amtsgericht, welches die Geschäfte des Vormundschaftsgerichts für die Mitglieder 
dieser Familie zu besorgen hat. 
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Vermächtnis 8 2185-2191 


82185. Iſt eine Beftimmte zur Erbichaft gehörende Sache ver: 
macht, jo fann der Beſchwerte für die. nach dem Erbfall auf die Sade 
gemachten Verwendungen jowie für Aufwendungen, die er nach dem Erb- 
falle zur Beitreitung von Laften der Sache gemacht hat, Erſatz nad) den 
Vorſchriften verlangen, die für das Verhältnis zwiſchen dem Beliger und 
dem Eigentümer gelten.*') 


8 2186. Zit ein Vermächtnisnehmer mit einem Vermächtnis oder 
einer Auflage beihwert,‘2) jo ift er zur Erfüllung erft dann verpflichtet, 
wenn er die Erfüllung des ihm zugewendeten Vermächtniſſes zu verlangen 
berechtigt iſt. 

82187. Ein Bermädtinisnehmer, der mit einem Vermächtnis 
oder einer Auflage beihwert ift, Tann die Erfüllung auch nach der An- 
nahme des ihm zugewendeten Vermächtniſſes infoweit verweigern, als 
Ber was er aus dem Bermädtnis erhält, zur Erfüllung nit aus- 
reiht. 

Tritt nah 8 2161 ein anderer an die Stelle des beſchwerten 
Bermädtnisnehmers, jo haftet er nicht weiter, als der Vermächtnisnehmer 
haften würde. 


Die für die Haftun 9 des Erben geltenden Vorjchriften des 
8 1992 finden entjprechende Anwendung. 


F2188. Wird die einem Vermächtnisnehmer gebührende Lei- 
tung auf Grund der Beſchränkung der Haftung des Erben, 
wegen eines Pflichtteilsanfprudgds oder in Gemäßheit des 8 2187 gekürzt, 
jo fann der Bermädhtnisnehmer, fofern nicht ein anderer Wille des Erb- 
lajlers anzunehmen ijt, die ihm auferlegten Beſchwerungen verhältnis: 
mäßig fürzen. 

82189. Der Erblaffer kann für den Fall, daß die dem Erben 
oder einem Bermädtnisnehmer auferlegten Vermächtniſſe und Auflagen 
auf Grund der Beihränfung der Haftung des Erben, wegen 
eines Pflichtteilsanipruds oder in Gemäßheit der 88 2187, 2188 gekürzt 
werden, durch Verfügung von Todeswegen anordnen, daß ein Vermächtnis 
oder eine Auflage den Vorrang vor den übrigen Veſchwerungen haben 
ſoll. 

8 2190. Hat der Erblaſſer für den Fall, daß der zunächſt Be⸗ 
Dachte das Vermächtnis nicht erwirbt, den Gegenitand des Vermächtniſſes 
einem anderen zugewendet,*) jo finden die für die Einjegung eines 
Erjagerben geltenden Vorſchriften der 8 2097 bis 2099 ent- 
Iprechende Anwendung. 

82191. Hat der Erblajjer den vermachten Gegenftand von einem 
nad dem Anfalle des Bermädtniffes eintretenden beitimmten Zeit: 
puntt oder Ereignis an einem Dritten zugewendet, jo gilt der erite Ver⸗ 
mädtnisnehmer als bejchwert.**) 

Auf das Vermächtnis finden die für die Einfegung eines Nad- 
erben geltenden Vorſchriften des 8 2102, des 8 2106 Abſ. 1, des 8 2107 
und des 8 2110 Abi. 1 entjprechende Anwendung. 
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Erläuterungen 


8 2192 1) iiber den Begriff Auflage vgl. 88 1940, 1941 (aud 88 525-527 und 
Noten, namentlid) Note 20). der Inkesihieb zwilden „Bermädtnis“ 
und ‚Au lage“ Tiegt im we entlinen darin: Durch das „Bermädhtnis“ 
wird ein Das Bermögen des Bedahten vermehrendes „got- 
derungsrecht“ erzeugt; der Erblaſſer hat die Bermädtnis-Anordnung 
getroffen, um dem, zu bellen Vorteil die Anordnung gereicht, eine „Zumen: 
ung“ zu maden. Die Auflage dagegen hat nur eine Verpflichtung bes Be 
Ihwerten zu einer Leitung zur Folge, ein jelbftändiges „Sorde- 
rungsredt“, ein Gläubigerreht wird niemandem gewährt, Die rechtliche 
Erzwingbarleit der aus der „Auflage“ fi ergebenden Verpflichtung des Be⸗ 
werten regelt Fre Einen Drud auf den mit der Auflage Beſchwerten“, 
ie zu vollziehen, übt übrigens $ 2196 aus. Die einem Erben gemadte 
„Auflage“ ift eine Nadlakverbindliteit (S 1967); vgl. das hierüber beim 
„Vermächtnis“ Gelagte in Note 1 zu 8 2147. endete einer „Auflage“ 
find: in der als Erbe oder Germägtnisnehmer eingelegten Kirche follen jähr- 
* Li am Todestage des Erblajlers lenmeſſen für ihn gelejen werden, — der 
Erbe joll dem Erblaſſer ein Denkmal fegen und fein Grab pflegen, — der mit 
einem Bermädtnis bedachte Student foll eine Studienteife nad; Italten maden 
und darüber eine Arbeit anfertigen, — der mit einem Bermädtnis bedachte 
Diener foll den Hund des Erblaliers bis an feinen Tod verpflegen, — der Erbe, 
dem ein Bart zugewendet ilt, foll ihn jeden Gonntag dem Publikum 
öffnen, — die Bibliothet und Bildergalerie des Erblaſſers jollen dem Bub- 
likum tagtich geöffnet ſein uſw. | 
2) 3.8. der Erblafjer hat beitimmt: Mein Erbe joll den Inhalt meines 
MWeintellers, jolange er reiht, dazu verwenden, jährliih an meinem Todes- 
tage mänttigen un beärltigen Perſonen je eine lofhe Mein zu verabfolgen. 
s) vgl. 8 2194, 2196 Abi. 2. 
*) vgl. 8 2194. 
8 2194 5) Der Teitaments-Bollitreder dat nad) 8 2203 die legtwilligen Ver⸗ 
fügungen, alſo au „Auflagen“, des Erblaffers zur Ausführung zu bringen; 
er fann es auch vom Erben und Bermähtnisnehmer verlangen; 88 2208 


8 2193 


2, 
°) 3. B. der Erjaterbe (88 2096, 2102). 
. 2105 ' . vol. Zobe 21 zu 8 525. 
gl. . 
ä 2196 2) pgl. Note 6. 





1" &s 812 ff., 818820. 
11) d. 5. die nad der ZPO. zuläffigen „Zwangspollitredungsmaßregeln“. 
8 2197 1) A. Die regelmäßigen Aufgaben des Teitamentsnollitreders I in 
den 88 22032206 beitimmt. Cr hat die Dort bezeichneten Rechte und gilihten. 
wenn der Erblafjer nihts anderes beftimmt hat.. Der Erb- 
laſſer fann feine Befugniffe erweitern ($ 2207) oder beſchränken (5 2208). Der 
Erblafier fann aber auch dem Teitamentsnollitreder — ohne ihm andere 
Aufgaben zuzuweiſen — lediglih die Verwaltung des Nachlaſſes bezw. 
die Kortrü rung der Verwaltung nah Erledigung der 
anderen Aufgaben übertragen (88 2209, 2210). Er kann ihm ferner 
lediglich die in 8 2222 bezeichneten Aufgaben übertragen. Es find dies Bor- 
ni n von großer prattiſcher Bedeutung, da ſie dem Erblaſſer in Linigchet 
ie die Erreichung des Zwedes feiner Beſtimmungen über 
die Erbihaft, insbejondere die Siherung des JZamilien- Inter: 
eſſes, ermögliden (vgl. 88 2209, 2210, 2214, 2222). Endlich Tann ein 
Teltamentsnollitreder zu dem im 8 2223 bezeichneten Zwed ernannt werden. 
B. liber die Bedeutung, die die Ernennung eines Teftamentsvollitreders 
für den Erben und defien eigene Gläubiger (im Gegenfa zu den Rachlaß- 
läubigern) hat, vgl. namentlich 88 2211, 2214. Dem Erben gegenüber 
Bat der Teitamentspollitreder im wejentliden die Stellung eines Beauftragten 
(vgl. S 2218, auch 88 22152217, 2219-2220) mit den Abweichungen, die fi 
Daraus ergeben, dag der Erbe Dielen Beauftragten nit ſelbſt beitellt hat, 
ſondern daß er ihm vom Erblaffer beitellt il. Der Teltamentsvoll: 
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Auflage — Teftamentsvollſtrecker 8 2192-2197 


Fünfter Titel. Auflage. 


82192. Auf eine Auflage finden die für letwillige Zuwen⸗ 
dungen geltenden Vorſchriften der SS 2065, 2147, 2148, 2154 bis 2156, 
2161, 2171, 2181 entiprechende Anwendung. 1) 


82193, Der Erblafjer kann bei der Anordnung einer Auflage, 
deren Zwed er beitimmt hat, die Beitimmung der Berjon, an welde 
die Leiftung erfolgen joll, dem Beichwerten oder einem Dritten über- 
lalfen.?) 

Steht die Beitimmung dem Beſchwerten zu, jo fann ihm, wenn 
er zur Bollgiehung der Auflage rechtskräftig verurteilt ift,’) von dem 
Kläger eine angemefjene Frift zur Vollziehung beſtimmt werden; nad) 
dem Ablaufe der Friſt ilt der Kläger beredtigt, die Beitimmung zu 
treffen, wenn nicht die Vollziehung rechtzeitig erfolgt. 

Steht die Beitimmung einem Dritten zu, jo erfolgt fie durch Er: 
Härung gegenüber dem Beſchwerten. Kann der Dritte die Beitimmung 
nit treffen, jo geht das Beitimmungstedht auf den Belchwerten über. 
Die Vorſchrift des 8 2151 Abi. 3 Sat 2 findet entiprechende Anwendung; 
zu den Beteiligten im Sinne dieſer Vorſchrift gehören der Beſchwerte und 
diejenigen, weldhe die Vollziehung der Auflage zu verlangen berechtigt 
find.*) 

8 2194. Die Bollziehung einer Uuflage:) können der Erbe, 
der Miterbe und derjenige verlangen, welchem der Wegfall des 
mit der Auflage zunäcdft Beihwerten unmittelbar zufiatten 
fommen würde‘) Liegt die Vollziehung im öffentlichen Intereſſe, 
jo kann aud die zuftändige Behörde die Vollziehung verlangen.') 

$ 2195. Die Unwirkſamkeit einer Auflage hat die Unwirkſam⸗ 
feit der unter der Auflage gemachten Zuwendung nur zur Folge, wenn 
anzunehmen ijt, daß der Erblafjer die Zuwendung nicht ohne die Auflage 
gemadht haben würde.?) 

2196. Wird die Vollziehung einer Auflage infolge eines von 
dem Beichwerten zu vertretenden Umijtandes unmöglid, fo kann der: 
jenige, weldem der Wegfall des zunächſt Beſchwerten un- 
mittelbarzuftattenfommen würde,?) die Herausgabe der Zu⸗ 
wendung nach den Vorſchriften über Die Herausgabe einer ungeredt: 
fertigten Bereicherung injoweit fordern, als die Zuwendung zur Voll- 
jiehung der Auflage hätte verwendet werden müljen.!‘) 

Das gleiche gilt, wenn der Beichwerte zur Bollziehung einer 
Auflage, die niht durch einen Dritten vollzogen werden Tann, 
rechtskräftig verurteilt iſt und die zuläfligen Iwangsmittel 
erfolglos gegen ihn angewendet worden find.'') 


Sechster Titel. Veflamentsvollfiredier.') 


82197. Der Erblafjer fann durch Teitament?) einen oder 
mehrere Teftamentsvollftreder ernennen.?) 
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Erläuterungen 


itreder übt daher das ihm — wie es z. 2. H 2202 heißt — übertragene Amt 
(natürlich ift es fein „öffentlides“) unabhangig vom Erben nad Maßgabe 
des Teitaments und der einjohläg n geſetzlichen Vorſchriften frafteigenen 
Rechtes felbitändig aus. Gelbit ein einjtimmiger Beihluß aller 
beteiligten Miterben bindet ihn nit, fofern der Erblaſſer 
nichts anderes peftimmt bat. Er it weder „Vertreter“ des toten Erb- 
Laljers nod der Erben. Aus dem Gejagten ergibt fid, dab, wenn der 
Erblafler einen Teitamentspollitreder ernennt, hierin |tets eine „Be 9: än: 
fun EN der Erben in ihrer ſonſt völlig freien Terfügungsbeiugnig über den 
Nachlaß Liegt, und daraus folgt weiter, dab in der Ernennung eines Telte- 
mentsvollitreders, wenn Abkömmlinge, die Eltern oder der Ehegatte Erben 
find, eine Beſchränkung ihres Bilichtteilsrechts liegen kann; vgl. 88 2303, 2306, 
2338 Abſ. 1 am Ende. Zum Schutze des Erben gegen die Einräumung zu 
weitgebender Befugniffe an den Teitamentsnollitreder feitens des 
Erblafiers dient 8 2290, gegen fahwidrige Amtsführung $ 2227 
ans dur das "erict). Gegen „Untreue“ des Teftamentsvoll: 
treders ilt 5,266 StrGB. gerichtet. 

C. Über den Ausweis, des Teftamentsvollitteders Dritten gegenüber 

durch Zeugnis des Nachlahgerichts vgl. 53 2364, 2368. 8 53 GBO. beitimmt, 
daß, wenn ein Teitamentsvollitreder ernannt ift, dies bei der Eintragung des 
Erben im Grundbucdhe von Amtswegen miteinzutragen ift; es fei denn, dab Der 
Maclahgegenitand ber „Verwaltung“ des Teitamentsvollitreders nicht unter: 
Liegt. sielbe beitimmt $ 118 RFG. für das Schiffsregifter. 

D. iber die Stellung des Teltamentsnollitreders im Zieilpeogeie ein: 
ſchließlich der Zwangsnollfiredung vol. außer 88 2212—2214 BGB. und 
Noten dazu die 243, 327, 728, 748, 749, 779, 780, 863, 991 ZPO. vgl. ger 

175 3BO. in Verbindung mit $ 991 ZRO. {ber fein Kecht zum Antrage au 
achlaßkonkurs 217 RD. und über die von ihm eingegangenen Berbindlid): 
teiten als „Maſſeſchulden“ im Konkurſe 8 224 Nr. 5 und 6 KO. 

2 rt in einem „Erbvertrage“ gemäß . 

2) Auch Fra u en können Teitamentsnollitreder fein ohne Zuftim- 
mung ihrer Ehbemänner vorbehaltlih S 1358. vgl. au 8 2201. — 
Das Wort „Tejtamentspollitreder“ braucht nicht gerade gebraucht zu werden, 
obgleich es zur Vermeidung von Zweifeln empfiehlt. Es genügt aber aud 
& . wenn gejagt ift: „A joll die Nachlaßteilung vornehmen, den Erbteil ſeiner 

chweſter verwalten uſw.“ 


8 2199 +) ogl. den $ 2218 in bezug genommenen $ 664. 
g 2200 >) SG, 88 81, 85. 
8 2201 68) 104, 106, 114. 
5 2202 3 lo nidt (gen mit der Teitamentseröffnung. 
”) Eine Berpflidtung zur Annahme des Amtes beiteht „geſetzlich 
nit; fie kann aber durch „Vertrag“ mit dem Erblafjer begründet fein. 
3 2203 \ vol. 8 2208, 
5 2204 9) vgl. 8 2208. Die Erben find, wenn ein Teftamentsvollitreder mit 


Auseinanderjegung zu beantragen. RFG. 8 86. — Wenn, wie häufig 
vorkommt, der Tejtamentsvollitreder geist Miterbe it, fann er die Aus: 
einanderkegung nicht rechtswirkſam bewirken, fofern der Erblafier dies nicht 
angeordnet bat. vgl. 8 181. 
8 2205 10 al. 88 2208, 2216, auch 5 181. 

11) Er wird „unmittelbarer“ Befiger, der Erbe „mittelbarer“ Beier. 
Wenn der Erbe ſelbſi ſchon den Nachlaß in Beſitz genommen hat, ſo muß der 
Teſtamentsvollſtrecker auf Herausgabe „Tagen“. 

12) Verfügen, vgl. Anhang 1 zu 8 104 unter I. 7. Er kann aljo 3.82. 
Nachlaßgrundſtücke auflallen, Hypothefen und Grundihulden daran beitellen 
und Iö hen laſſen ufw., Eigentum an beweglichen een übertragen, 
Nahlapforderungen einziehen und abtreten, alles dies jedoch nur mit der 
Einſchränkung des $ 2205 Satz 2 (nit: unentgeltlid)). — vgl. 88 2211, 
2213, 2214, aud) 2209, 2210. 


der Befugnis des ii 2204 vorhanden ift, nicht beredhtigt, die gericht liche 
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Der Erblaſſer kann für den Fall, daß der ernannte Teſtaments⸗ 
vollſtrecker vor oder nach der Annahme des Amtes wegfällt, einen anderen 
Teſtamentsvollſtrecker ernennen. 

8 2198. Der Erblaſſer kann die Beſtimmung der Perſon des 
Teſtamentsvollſtreckers einem Dritten überlaffen. Die Beitimmung er- 
folgt durh Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte; die Er- 
Härung iſt in öffentlih beglaubigter Form abzugeben. 

Das Beitimmungsreht des Dritten erlifcht mit dem Ablauf einer 
ihm auf Antrag eines der Beteiligten von dem Nachlaßgerichte beftimm- 
ten Friſt. | | 

8 2199. Der Erblafjer kann den Tejtamentsvollitreder ermäch⸗ 
figen, einen oder mehrere Mitvollfireder zu ernennen.) 

Der Erblaſſer fann den Tejtamentsvollitreder ermädtigen, einen 
Nachfolger zu ernennen. 

Die Ernennung erfolgt nad) $ 2198 Abſ. 1 Gab 2. 

8 2200. Hat der Erblaffer in dem Tejtamente das Nadjlaf- 
geriht erfucht, einen Teitamentspoflftreder zu ernennen, jo kann das 
Nachlahßgericht die Ernennung vornehmen.:) | 

Das Nachlaßgericht ſoll vor der Ernennung die Beteiligten hören, 
wenn es ohne erheblihe Verzögerung und ohne unverhältnismäßige 
Koiten gefchehen kann. | 

8 2201. Die Ernennung des Teitamentsvollitreders iſt unwirk⸗ 
jam, wenn er zu Der Zeit, zu welder er das Amt anzutreten hat, ge⸗ 
Ihäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt it °*) oder nad) 
& 1910 zur Bejorgung feiner Vermögensangelegenheiten einen Pfleger 
erhalten bat. | 

$ 2202. Das Amt des Tejtamentsvollitreders beginnt mit dem 
Zeitpunft, in welchem. der Ernannte das Amt annimmt.) 

Die Annahme fowie die Ablehnung des Amtes erfolgt durch 
Erffärung gegenüber dem Nahlakgerichte”) Die Erklärung kann 
erſt nach dem Eintritte des Erbfalls abgegeben werden; fie ift unwirf- 
ſam, wenn fie unter einer Bedingung oder einer Zeitbeftimmung abge- 
geben wird. 

Das Nakhlakgericht kann dem Ernannten auf Antrag eines der Be- 
teiligten eine Friſt zur Erflärung über die Annahme beftimmen. Mit 
dem Ablaufe der Friſt gilt das Amt als abgelehnt, wenn nit die 
Annahme vorher erklärt wird. 

82203. Der Teftamentsvollitreder hat die letztwilligen Ver⸗ 
fügungen des Erblajlers zur Yusführung zu bringen.®) 

8 2204. Der Teftamentsvollitreder hat, wenn mehrere Erben 
vorhanden find, die Auseinanderjegung unter ihnen nad) Maßgabe der 
88 2042 bis 2056 zu bemwirfen.’) 

Der Tejtamentspollitreder hat die Erben über den Auseinander⸗ 
fegungsplan vor der Ausführung zu hören. 

82205. Der Tejtamentsvollitreder Hat den Nadla zu vers 
walten.) Cr ijt insbejondere berechtigt, den Nachlaß in Beſitz zu 
nehmen !!) und über die Nachlaßgegenſtände zu verfügen.) Zuunent- 
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E 5 2207 


Bi. 8 2208 
3 Nnicht zum Zwede der Ausführung „anderweiter“ Tehtwilliger Anordnungen 


| einerleits 2207, 
16 





Erläuterungen 


12) pgl. Anhang 12 zu 8 814. 

14) Die vom Zclumentsteltsede nad 8 2206 eingegangenen Berbind: 
lichkeiten find alſo Nadlahverbindlichleiten (& 1967) bezügt deren die Erben 
die „Beſchränkung ihrer Haftung“ gemäß 1975 ff geltend machen können. 
Im Nachlaßlonkurſe find ſie ——— 224 Nr. 5 und 6 KO. 

15) Zu Gunften des Gläubigers muß die Cingehung einer Berbindlid: 
feit als zur „ordnungsmäßigen“ Verwaltung erforderlid gelten, wenn der 
Gläubiger bei der Eingehung annehmen „Durfte“, dak fie zu dieſem Zwede 
erfolge. Verbindlichkeiten, die hiernach nicht als „zur ordnungsmähtgen 
Verwaltung“ erforderlih anzufehen find, find dem Nachlaſſe gegenüber un: 
wirtjam. Der Dritte, der fih mit dem Teltamentsuoliitreder einläßt, 
wird daher in mweifelsjällen gut tun, die Beihaffung der „Einwillt: 
gungdes Er —— 8 2206 Abſ. 2 zu verlangen. — Im übrigen vgl. 
2 Cat 2, andererfeits $ 2208. 

2205 Sat 2 und 3. „Wer des Erblaflers Haus auflafjen darf, 
darf das Haus auch verfaufen“ (C). 

ı7) Kür den Yal, daß ein Dritter Bedenten tragen jollte, fi 
mit dem Tejtamentsvollftreder einzulallen (vgl. Note 15), weil er fürchtet, der 
Erbe möchte hinterher die Befugnis des Teltamentsoollitreders zur Ein: 
gehung der Verbindlichkeit beitreiten (3. B. weil fie nit zur „orbnungs- 
een nd, erforderlich geweſen fei), wird durch den Abſ. 2 der Erbe 
verpflidte 


feine Einwilligung zu erteilen, aan ehinht feines 
Rechts, die „Belchräntun feiner tung“ für die Nacdlakverbindlichkeiten 
geltend zu maden. vgl. 55 1975 ff. ' 


18) sql 2206 nebit Noten. — Die „Befretung“ gemäß $ 2207 hat 
unbedingte Redtswirlung nur Dritten gegenüber. Hinfihtlih der Ver: 
antwortlidhleit des Teitamentsvollitreders den Erben gegenüber bleibt es 
bei $ 2216 Abi. 1. 

20) 3. B. eine Guts⸗, Fabrik⸗ ujw. Verwaltung. 

20) vgl. $ 2216. — Mit der in biefem m geordneten Teftaments-Boll: 
Itredung, bei der die „Verwaltung des Nachlaſſes“ dem Sejtamentsuollitrester 


oder Der „Auseinanderkehung der Miterben übertragen ift, jondern bei der 
die „Verwaltung“ Selbitäwed üt, kann der Erblaffer verſchiedene Ziele 
verfolgen. Zunädjit dasfelbe Ziel, dem die fogen. „Enterbunginguter 
Abſicht“ dient (88 2338, 2214). Dann kann er aud) die Abficht haben, dem 
Teiamentsuollitze er die Stellung eines „„amilienhauptes“ zu geben, 
3. 3. wenn die Witwe mit den Kindern zu Erben eingefegt und zur Teftarments- 


 vollitvederin ernannt ift. ° 


8 2211 


8 2212 


8 2210 


I. die Noten zu den ähnlichen Vorſchriften des $ 2109. Die Gründe 
der Borichrift find diefelben. Ohne folde zeitlihe Schrante würde der Erb: 
aller in der Lage fein, dur Einſetzung eines Teftamentsvollitreders die 
landesgejegliden Beſchränkungen für „Stiftungen“ und 
„Familien⸗Fideſkommiſſe“ zu umgehen. 

2) vgl. Note 1 C (Grundbuch — Ehiffsregifter). 

22) vgl. Note 69 zu $ 135. 

24) Die 58 2212, 2213 handeln vom Teitamentspollfireder im Prozeh: 
als Kläger oder Widerfläger (8 2212), als Bellagter oder Widerbeflagter 
5 2213). Der Teltamentsnolljtreder „nertritt“ nicht den Erben; er ift 
ſelbſt „Kläger“ oder er agter“ (vgl. Note 1 B). Infolgedeſſen können 
die Erben in Prozelien des zellamentsuollitzeders als Zeugen vernommen 
werden. Im übrigen vgl. die Note 1 D angeführten en der . 
ulm. Hervorzuheben ilt: „Ein Urteil, das zwilden einem Teite: 
mentsvollitreder und einem Dritten über ein der Verwaltung des Teitaments: 
vollitreders unterliegendes NRedht ergeht, wirft für und gegen den 
Erben. Das gleiche gilt von einem Urteile, welches zwilden einem 
Zeitamentspolljtreder und einem Dritten über einen gegen den Nachlaß gerich- 
teten Anjprud ergeht, wenn der Tejtamentspollitreder zur Führung des 
Redtsitreits berechtigt ift.“ 8 327 ZPO. 
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geltliden. Berfügungen ift er nur beredtigt, joweit fie einer fitt- 
lichen Pflicht oder einer auf den Anftand zu nehmenden Rüdfiht ent: 
ſprechen.) 

82206. Der Teſtamentsvollſtrecker iſt berechtigt, Verbindlich⸗ 
keiten für den Rachlaß einzugehen,!‘) ſoweit die Eingehung zur ordnungs⸗ 
mäßigen Verwaltung erforderlich iſt.) Die Verbindlichkeit zu 
einer Berfügung über einen Nachlaßgegenſtand kann der Teitaments- 
vollitreder für den Nachlaß aud) dann eingehen, wenn er zu der Ver— 
Tügung beredtigt ift.'°) 

Der Erbe ift verpflichtet, zur Eingehung folder Berbindlichleiten 
feine Einwilligung zu erteilen, unbeſchadet des Rechtes, die Beſchränkung 
feiner Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten geltend zu machen.!) 

82207. Der Erblafler fann anordnen, daß der Tejtamentsvoll- 
jtreder in der Eingehung von Berbindlichleiten für den Nachlaß nicht 
beihräntt fein jo.) Der Tejtamentspollitreder ift auch in einem 
ſolchen alle zu einem Shenfungsverjpredennurnah Maß— 
gabe des $ 2205 Sat 3 bereditigt. 

2208. Der Teitamentsvollitreder bat die in den 88 2208 bis 
2206 beitimmten Rechte nicht, joweit anzunehmen tjt, daß fie ihm nad) 
dem Willen des Erblajjers nicht zuftehen follen. Unterliegen der Ber: 
waltung des Teitamentsvollitreders nur einzelne Nachlaßgegen: 
jtände,'?) jo ftehen ihm die im 8 2205 Sat 2 beitimmten Befugnilfe nur 
in Anfehung diejer Gegenftände zu. 

Hat der Teftamentsvollitreder Verfügungen des Erblafiers nicht 
felbft zur Ausführung zu bringen, jo fann er die Ausführung von dem 
Erben verlangen, jofern nicht ein anderer Wille des Erblajjers anzu- 
nehmen it. 

8 2209. Der Erblafler kann einem Teftamentsvollitreder die 
Berwaltung des Nachlaſſes übertragen, ohne ihm andere Aufgaben als 
die Verwaltung zuzuweijen; er kann aud) anordnen, daB der Teltaments- 
vollitreder die Verwaltung nad) der Erledigung der ihm ſonſt zuge: 
wiejenen Aufgaben fortzuführen hat.) Sm Zweifel ift anzunehmen, 
daß einem ſolchen Tejtamentsvollftreder die im 8 2207 bezeichnete 
Ermädtigung erteilt ift. 

8 2210. Cine nad 8 2209 getroffene Anordnung wird unwirk⸗ 
fam, wenn ſeit dem Erbfalle dreißig Jahre veritrichen find. Der Erb- 
laſſer fann jedoch anordnen, daß die Berwaltung bis zum Tode des Erben 
oder des Teitamentspollitreders oder bis zum Eintritt eines anderen 
Ereignijjes in der Perjon des einen oder des anderen fortdauern foll. 
Die Vorſchrift des 8 2163 Abſ. 2 findet entiprehende Anwendung.) 

8 2211, [Über einen der Verwaltung des Teitamentspollitreders 
unterliegenden Radlaßgegenftand Tann der Erbe nicht verfügen.?:) 

Die Borihhriften zu Gunften derjenigen, weldde Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung.) 

2212. Ein der Verwaltung des Teitamentsvollitreders unter- 
liegendes Recht fann nur non dem Teitamentsnollitreder gerichtlich 
geltend gemacht werden.?*) 
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Erläuterungen 
8 2213 26) zu $ 2213 vgl. Note 24. 
8 2215 26) unverzüglih“ (8 121), und zwar unaufgefordert. 
27) Über erzeihnis (Formular) vgl. Note 62 zu 8 2001. — „Be 


freiung“ von der Vorſchrift des 8 2215 iſt nicht zulälfig (8 2220). 
28) nämlich des vom „Erben“ —A 5 1993, 1994 zu errichtenden 


„anventars“, 
20 gl. Note 64 gu 8 2002 (Zuftändigfeit). 
8 2216 80) „Befreiung“ hiervon iſt migt zuläſſig (8 2220). 
1) 88 19, 20, 82 RG. (Beichwerde). 





Badensches Ausführungsgesetz zum BGB. 


Abschnitt I. 
Allgemeine Bestimmungen. 


Art. 1. Die Landesgesetsze erhalten ihre verbindliche Kraft durch ihre 
Verkündung mittels eines Gesetzblattes. . 

Sofern in dem Gesetze selbst etwas anderes nicht bestimmt ist, tritt dasselbe 
mit dem vierzehnten Tage nach Ablauf des Tages in Kraft, welcher in der betreffenden 
Nummer des Gesetzblattes als Tag der Ausgabe bezeichnet ist. 

Diese Vorschriften finden auch Anwendung ‚auf landesherrliche Verordnungen 
und auf Verordnungen der Ministerien. 

Art. ®. Die Artikel 7 bis 30 des Einführungsgesetzes zum Bürger- 
lichen Gesetzbuch finden auf Badische Landesgesetze privatrechtlichen Inhalts 
entsprechende Anwendung. 

Art. 8. Soweit in Landesgesetzen auf Vorschriften verwiesen ist, welche 
durch dieses Gesetz aufgehoben und in diesem oder einem anderen Landesgesetz ersetzt 
werden, treten an deren Stelle die entsprechenden neuen Vorschriften. 

Art. 4. Zur Verleihung der BRechtsfählgkelt an einen Vereim gemäss 
8 232 dea Bürgerlichen Gesetzbuchs ist das Staatsministerium zuständig. 

Durch Verordnung wird geregelt, welches die zuständigen Behörden in den 
Fällen der 88 33, 43, 61, 63, 71 und 74 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind. 

Vereine, die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs nach Massgabe 
des II. Konstitutionsediktes vom 14. Juli 1807 Körperschaftsrechte erlangt haben, können 
von dem zuständigen Ministerium aufgefordert werden, sich binnen einer zu bestimmen- 
den Frist durch Eintragung in das Vereinaregister in privatrechtliche Vereine im Sinne 
der 85 2ı ff., 25 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuchs umzuwandeln. 

Ist die Umwandlung binnen der bestimmten Frist infolge des Verhaltens 
des betreffenden Vereins nicht erfolgt. ao kann dem Verein durch Entschliessung des 
Staatsministeriums die Rechtsfähigkeit entzogen werden. 

Ist eine Willenserklärung einer juristischen Person des dffent- 
lichen Bechts gegentiber nbzugeben, so gentigt die Abgabe derselben gegentber 
dem Vorsitzenden des Vorstands. 

Art. 5. Verletzt ein Beamter des Staats in Austibung der ihm anver- 
trauten öffentlichen Gewalt vorsätzlich oder fahrlässig die ihm einem Dritten 
gegenüber obliegende Amtspflicht, so trifft dem Beteiligten gegenüber die im 
gürgerlichen Gesetsbuch bestimmte Verantwortlichkeit an Stelle des Beamten den 

taat. 

Soweit nicht die Amtshandlung eines Beamten der sVreitigen oder freiwilligen 
Gerichtsbarkeit in Frago steht, ist die nach Abs. 1 zulässige Verfolgung des Staates im 
Falle des Verlangens des dem Beamten vorgesetzten Ministeriums an die Vorent- 
scheidung des Verwaltungegerichtahofe ebunden. Das Verlangen kann nur 
solange gestellt werden, als in dem gerichtlichen Verfahren ein landgerichtliches End- 
urteil nicht verkündet ist. 

Auf das Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof findet das Gesetz vom ’ 
14. Juni 1884, die Verwaltungsrechtspflege betreffend, auf die Entscheidung Artikel 11 
des Gesetzes vom 24. Februar 1880, den Vorwaltungsgerichtshof und das verwaltungs- 
gerichtliche Verfahren betreffend, Anwendung. 

Soweit der Staat in diesen Fällen den Beschädigten hofriedigt, ebenso im 
Falle des $ 12 der Grundbuchordnung, geht die Forderung auf den Staat tiber. 

Die vorstelenden Bestimmungen finden auf die Haftung der Gemeinden und 
anderer Kommunaiverbände ontsprechende Anwendung. 

Ausländern kann die Entschädigung verweigert werden, wenn nicht nach- 
gewiesen ist, dass in dem Heimatstaate des Besohädigten eine der Vorschrift des Ab- 
satzes 1 entsprechende Haftung Inländern gegenüber anerkannt wird. 

Art. 6. Der Fiskus, eine Körperschaft, Stiftung oder Anstalt des 
öffentlichen Rechts oder eine unter der Verwaltung einer öffentlichen Beliörde stehende 
Stiftung sind berechtigt, zur Sicherung ihrer Korderung aus dem Dienstver- 
hältnis ihrer rechnungspflichtigen Einnehiner und Verwalter die Eintragung einer 


Hypothek zu verlangen. 
(Fortsetzung folgt Seite 676) 
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8 2213. Ein Anſpruch, der ji gegen den Nadlak richtet, kann 
jowohl gegen den Erben als gegen den Teftaments- 
vollitreder gerihtlih geltend gemadt werden.) Steht dem 
Zeitamentsvollftreder niht die Berwaltung des Nach— 
laffes zu, jo ijt Die Geltendmadung nur gegen den Erben zulällie. 
Ein Pflichtteilsanſpruch fann, auch wenn dem Teitamentsvollitreder die 
Bermaltung des Nachlaſſes zuſteht, nur gegen den Erben geltend gemacht 
werden. 


Die Vorſchrift des 8 1958 findet auf den Teſtamentsvollſtrecker 
feine Anwendung. 

Ein Nachlaßgläubiger, der feinen Anſpruch gegen den Erben geltend 
madt, fann den Anſpruch auch gegen den Teſtamentsvollſtrecker dahin 
geltend maden, daß dieſer die Zwangsuollitredung in die jeiner Verwal⸗ 
tung unterliegenden Nachlaßgegenſtände dulde. 

8 2214. Gläubiger des Erben, die nit zu den Nachlahgläu⸗ 
Bigern gehören, können ih nicht an die der Verwaltung des 
TZeiftamentsvollftreders unterliegenden Nachlaßgegen— 
tände Halten. 


8 2215. Der Teitamentsvollitreder Hat dem Erben unverzüg- 
ich °°) nad) der Annahme des Amtes ein Verzeichnis der feiner Verwal: 
tung unterliegenden Nachlaßgegenſtände und der befannten Nachlaß: 
verbindlichkeiten mitzuteilen 27) und ihm die zur Aufnahme des Inven⸗ 
tars ſonſt erforderliche Beihilfe zu leiſten.?) 

Das Verzeichnis ift mit der Angabe des Tages der Aufnahme zu 
verjehen und von dem Teitamentspollitreder zu unterzeichnen; der 
Zeitamentspollitreder bat auf Verlangen die Unterzeihnung öffent- 
ih beglaubigen zu laſſen. 

Der Erbe fann verlangen, daß er bei der Aufnahme des Verzeich⸗ 
niſſes zugezogen wird. 

Der Teftamentsvollftreder ift berechtigt und auf Verlangen des 
Erben verpflichtet, das Verzeichnis durch die zuftändige Behörde 
oder durch einen zuftändigen Beamten oder Notar aufnehmen zu 
fallen.?°) 

Die Koften der Aufnahme und der Beglaubigung fallen dem Nach⸗ 
falle zur Laft. 

8 2216. Der Teftamentsvollfireder ift zur orbnungsmähigen 
Berwaltung des Nachlaſſes verpflichtet.?‘) 

Anordnungen, die der Erblaffer für die Verwaltung durch Tekt- 
willige Verfügung getroffen Bat, find von dem Teſtamentsvollſtrecker zu 
befolgen. Sie fönnen jedoh auf Antrag des Teitamentsvollftreders 
oder eines anderen Beteiligten von dem Nachlaßgericht außer Kraft 
geſetzt werden, wenn ihre Befolgung den Nachlaß erheblich gefährden 
würde. Das Gericht foll vor der Entſcheidung joweit tunlih die Be- 
teiligten hören.°') 

8 2217. Der Tejtamentspollitreder Hat Nachlaßgegenſtände, deren 
er zur Erfüllung feiner Obliegenheiten offenbar nicht bedarf, dem Erben 
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Erläuterungen 


$ 2217 I 232 ff. 

8 2218 33) „Befreiung“ von den Vorſchriften des 8 2218 ift nicht zuläſſig 

8 2220). — Der in 8 2218 in bezug genommene 8 664 verbietet nicht, daß Der 
eitamentsvollftreder zu einzelnen Geihäften fi eines „Bertreters” be- 

diene, jondern nur Die Übertragung feiner Obliegenheiten im ganzen an: einen 

„General-Bevollmädtigten“. — vgl. 88 259 ff. 

34 


g 2219 8 276. 
“ hiervon ft nicht zuläffig (8 2220). vgl. 8 2227. 
5 2220 37 agl. Note 1 Bam Ende. 
5 2221 38 nn der Erblafjer die „Vergütung“ nicht feitgejegt Hat, kann ein 


Streit zwiſchen Teltamentsvollftreder und Erben über die Höhe nur im Pro- 
3eBwege duch Klage und Urteil, nicht durh Beihluß des Nachlaß-— 
gerichts entichieden werden. 

8 2222 Me 2100 ff. insbejondere 2 2116, 2119, 2120, 2121, 2127, 2128. — 
Die Vor Hi des 8 2222 iſt namentlid) für die Fälle der jogen. „Enterbung 

in guter Abſicht“ (8 2338) von Wichtigkeit. 

gs 2223 3 2186 

8 2224 #1 82 REG. — Abgejehen von dem (falle des $ 2224 iſt Das 
„Nachlaßgericht“ nicht befugt, Entideidungen über die Art der Nachlaßver⸗ 
waltung, die Art und Zeit der Auseinanderfegung zu treffen. 





(Fortsetzung von Seite 674) 
Die Eintragung erfolgt auf Ersuchen der zu ihrer Rechtsvertretung zuständigen 


Behörden. 
ü Art. 7%. Das Gesetz vom 21. Juli 1888 über die Verjährung der öffentlichen 
Abgaben wird dahin abgeändert: 

1. an Stelle des Artikels 2 tritt folgende Bestimmung: 

Die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs tiber Verjährung finden. 

sofern in den folgenden Artikeln nicht abweichend verfügt ist, auf die in Artikel ı 
enannten Verjährungen entsprechende Anwendung. 
2. Die Artikel 4 und 5 werden aufgehoben. 
Art. 8. Der $ 1 Absatz 2 des Gesetzes vom 5. Mai 1870, die Rechtsverhältnisse 
und die Verwaltung der Stiftungen betreffend, wird dahin abgeändert: 

Der staatlichen Genehmigung bedürfen ferner und sind in ihrer 
rechtlichen Wirksamkeit durch sie bedingt alle Schenkungen und letztwilligeu 
Verfügungen im Werte von mehr als fünftausend Mark zu Gunsten schon 
bestehender ßBtiftungen oder anderer juristischer Personen. 


Abschnitt II. 
Zum Recht der Schuldverhältnisse. 


Art. 9. Steht mit der Überlassung eines Grundstücks ein Leibgedingsver- 
trag (Leibzuchts-, Verpfründungs-, Altenteils-, Auszugsvertrag) in Ver- 
bin ung, so gelten für das sich aus dem Vertrag ergebende Schuldverhältnis, soweit 
nicht abweichende Vereinbarungen getroffen sind, folgende Vorschriften: 

1. Der Berechtigte kann von dem Vertrage nur zurücktreten (58 325 und 3236 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs), wenn der Verpflichtete nach rechtskräftiger Verurteilung zu 
ihm obliegenden Leistungen abermals mit solchen in Verzug kommt oder wenn nach 
den vorliegenden Umständen keine Gewähr für die gehörige Erfüllung der Leistungs- 
pflicht besteht. 

2. Wenn der Verpflichtete durch sein Verhalten eine solche Störung der persönlichen 
Beziehungen zu dem Berechtigten veranlasst, dass diesem nicht zugemutet werden 
kann, die Wohnung auf dem Grundstück zu behalten, so kann der Berechtigte die 
Wohnung aufgeben und von dem Verpflicobteten Entschädigung für Beschaffung einer 
anderen angemessenen Wohnung sowie für andere ibm gebührende Leistungen ver- 
langen, welche er auf dem Grundsttcke in Empfang zu nehmen berechtigt war. 

3. Veranlasst der Berechtigte durch sein Verhalten eine solche Störung der persön- 
lichen Beziehungen zu dem Verpflichteten, dass diesem nicht mehr zugemutet werden 
kann, ihm das Wohnen auf dem Grundstücke zu gestatten, so kann der Verpflichtete 
die Wohnung unter Gewährung einer angemessenen Rüäumungsfrist kündigen. Nach 
Ablauf dieser Frist hat der Verpflichtete dem Berechtigten statt der Gewährung 
einer Wohnung und derjenigen Dienste, welche nur in der Wohnung des Berechtigten 
geleistet werden können, eine Geldrente nach billigem Ermessen zu leisten. Des- 
gleichen hat in diesem Falle der Verpflichtete für andere Leistungen, welche für 
den Berechtigten infolge der Abwesenheit von dem Grundstück keinen Wert mehr 
baben. den Wert zu vergüten, welchen der Wegfall dieser Leistungen für den Ver- 
pflichteten hat, 

(Fortsetzung folgt Seite 678) 
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Teftamentsvollftreder 8 2218-2225 


auf Verlangen zur freien Verfügung zu überlafjen. Mit der überlaffung 
erliicht jein Necht zur Verwaltung der Gegenftände. 

Megen Nahlakverbindlichkeiten, die nicht auf einem Bermädtnis 
oder einer Auflage beruhen, jowie wegen bedingter und betagter Ber- 
mädtnifje oder Auflagen Tann der Tejtamentspollftreder die Überlaflung 
der Gegenftände nicht verweigern, wenn der Erbe für die Berichtigung 
der Verbindlichleiten oder für die Vollgiehung der Vermächtniſſe oder 
Auflagen Siderheit leiftet.?:) 

52218. Auf das Rechtsverhältnis zwiihen dem Teitamenis- 
pollftreder und dem Erben finden die für den Auftrag geltenden Bor: 
\hriften der SS 664, 666 bis 668, 670, des $ 673 Sat 2 und des 8 674 
entiprechende Anwendung. 

Bei einer länger dauernden Verwaltung fann der Erbe jährlich 
Rechnungslegung verlangen.°’) 

8 2219. Verletzt der Teitamentsvollfireder die ihm obliegenden 
Verpflichtungen, jo tft er, wenn ihm ein Berfhulden zur Laft fällt, 84) 
für den daraus entitehenden’ Schaden dem Erben und, ſoweit ein Ber: 
mächtnis zu vollziehen ijt, aud dem Bermächtnisnehmer verant- 
wortlich.®®) 

Mehrere Teitamentsvollitreder, denen ein Verſchulden zur Laſt 
fällt, haften als Geſamtſchuldner.'e) 

5 2220. Der Erblaſſer kann den Teſtamentsvollſtrecker nicht von 
den ihm nad) den 88 2215, 2216, 2218, 2219 obliegenden Berpflihtungen 
befreien.”) 

8 2221. Der Tejtamentsvollftreder fann für die Führung feines 
Amtes eine angemeljene Vergütung verlangen, ſofern nicht der Erblafjer 
ein anderes beitimmt hat.’®) 

5 2222. Der Exblafler kann einen Teſtamentsvollſtreder aud zu 
dem Zwede ernennen, daß diefer bis zu dem Eintritt einer angeordneten 
Naherbfolge die Rechte Des Nacherben ausübt und deſſen Pflichten 
erfullt.⸗) 

2223. Der Erblaſſer fann einen Teftamentsuollitreder aud zu 
dem Zwede ernennen, daß diefer für Die Ausführung der einem Ber: 
mädtnisnehmer auferlegten Beihwerungen jorgt.‘°) 

8 2224. Mehrere Teſtamentsvollſtreder führen das Amt gemein- 
ſchaftlich; bei einer Meinungsverfhiedenheit entieheidet das 
Nachlaßgericht.“) Fällt einer von ihnen weg, fo führen die 
Übrigen das Amt allein. Der Erblafjer fann abweichende Anordnungen 
treffen. 

Jeder Tejtamentspollitreder iſt berechtigt, ohne 3 uftim- 
mung deranderen Teitamentspollftreder diejenigen Maßregeln zu 
treffen, welche zur Erhaltung eines der gemeinihaftlien Verwal: 
tung unterliegenden Nachlaßgegenſtandes notwendig find. 

2225. Das Umt des Tejtamentsoollitteders erliiht, wenn er 
ftirbt oder wenn ein Zall eintritt, in welchem die Ernennung nad 
8 2201 un wirkſam jein würde. 
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Erläuterungen 
8 22326 42) ohne Kündigungsfrift behule fofortiger Niederlegung Des 
mtes, aber unter Beadhtung des 8 671 Ab]. 2, 3. 
82227 #2) vgl. Note 30 zu 8 626. 
ie sgl. 2219. 3. B. Berlekung der 88 2215, 2216, 2218. 
8 2229 vgl. 


— nhang 1 zu 8 2229 (Teftamente in „ordentlicher“, — in vanben:. 
ordentlicher" Jorm. — Berfahrens-Borichriften neben dem BGB. — Über⸗ 
gaugsuortäeiften gegenüber den vor 1. yaruar 1900 geltenden Redten). 

ıa) vgl. Anhang 1a zu 8 2229 C eifpiele von Teftamenten). 

1b) vgl. Anhang 1b zu & 2229 (Einſchränkungen der Teitiermöglichleit: 
I. Minderjährige. II. Leiensunfähige, namentlid Blinde, III. Stumme und 
dk Spreihunfähige. IV. Taube, Taubitumme. V. Schreibunfähige. VI. Zu. 
ammentreffen mehrerer „tibel“.). . 

2) 2229, 2230 handeln von der jogen. Teftierfähigteit. vgl. Anhang 2 
zu 


2228. 
⸗ 2) Vaters, Vormundes uſw. (88 1690, 1793, 1896). 
4) Mer am 16. November 1897 abends geboren tft, kann bereits am 
Morgen des 16. November 1913 gültig tejtieren, vgl. 8 187. 

5) aber: ein vor der Entmündigung erridtetes Tejtament wider: 
rufen: & 2253 Abi. 2. 

°) vgl. 8 6 und 3P0. 8 645 ie auch Note 9 zu 8 2230. 

7) wegen Teftierfähigleit der Ausländer vgl. E. 7. 

8) Wenn ein „Teitierunfähiger“ ein „Teitament“ erridtet, jo ijt 
es nichtig, vgl. $ 105 Abſ. 1. Aber: ein Teftamerit eines geiftig gefunden 
Menſchen, der eritt nah der Erridtung entmündigt wird, bleibt 
gültig. vgl. aud 8 2230. 

g 2230 ) Zu % Abſ. 1 vgl. 8 2229 Abi. 3 und 8 115. 
ı0) ZPO. 88 675, 685 ff. „Wiebderaufbebung der Entmündi ung“ iſt 
etwas anderes als „Anfechtun der —— noigung ; 88 664, 084 As . 
$ 2231 11) 8 2231 ‚gibt Die beiden „ordentlichen“ eftamentsformen an. Die 
„außerordentlihen" Teitamentsformen find in 88 2249-2251 behandelt. 
opt: aud Anhang 1 zu 8 2229 — Ein Beilpiel zu 8 2231 Ziff. 1 vgl. in 
nbang 1a zu 8 2229 unter I. 

12) Der Richter ift der „Amtsrichter: RFG. $ 167. vgl. aber aud) E. 141 
und Anhang 1 zu ; 2229. 

.23) -6.) Ziffer 2 behandelt das eigenhändige Teitament. Cin einfaches 
Beilpiel vgl. in Anhang 1a zu $ 2229 unter II. — Über die hauptſächlich zu 
beadhtenden Punkte vgl. Anhang 13—16 zu 8 2231. — vgl. au E. 11 neh 


Noten. f 
8 2233 17) oder auch eine „beionders beftellte Urkundsperſon“: E. 149. 
(Fortsetzung von Seite 676) 


Art. 10. Das Gusetz vom 29. März 1853, die Feuerversicherungsanstalt der Ge- 
bäude betreffend, wird dabin abgeändert: 
8 70 erhalt folgenden Absatz 3:. 

Die Zahlung der Brandentschädigungsgelder ist von dem Berech- 
tigten bei der Bezirkssteuerkasse seines Wohnsitzes oder, wenn sich eine solche 
daselbst nicht befindet, bei der Ortssteuereinnehmerei seines Wobnsitzes in Empfang 
zu nehmen. 

Art. 11. Das Boamtengesetz vom 24. Juli 1888 wird dahin abgeändert: 
. 8 86 erhält als Absatz 3 folgende neue Bestimmung: 

Die Zahlung von Dienstbezügen jeder Art ist an der Kasse in Empfang 

zu nehmen, soweit nicht durch Verordnung etwas anderes bestimmt wird. 
. An Stelle des $ 87 Absatz 2 tritt folgende Bestimmung: 

Die nach $ 411 des Bürgerlichen Gesetzbuch» vorgeschriebene Benachrich- 
tigung hat an diejenige Kasse zu erfolgen, welche von der zuständigen Behörde die 
Anweisung zur Auszahlung erhalten hat. 


pt 


NS 


Abschnitt IIL 
Zum Sachenrecht. 


Art. 1%. Die dem Gemeingebrauch gewidmeten Wege und Plätze stehen im 
Zweifel im Eigentum derjenigen juristischen Person des öflentlichen Rechtes, welcher 


die Unterhaltungspflicht obliegt. (Fortsetzung folgt Seite 698) 
TI 
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Errichtung und Aufhebung eined Teſtaments 8 3226-2233 


52226. Der Teitamentsvollitreder Tann das Amt jederzeit kün⸗ 
digen.t?) Die Kündigung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Nach— 
laßgerichte. Die Vorſchriften des $ 671 Abſ. 2, 3 finden entipredhende 
Anwendung. 

5 2227. Das Nahlakgeriht Tann den Teitamentspollitreder auf 
Antrag eines der Beteiligten entlaffen, wenn ein wihtiger Grund 
vorliegt; *?) ein jolher Grund ift insbefondere grobe Pflidhtver- 
legung“) oder Unfähigfeit zur ordnungsmäßigen Geidäfts- 
führung. 

Der Teitamentsvollitreder joll vor der Entlaſſung wenn tunlid) 
gehört merden. 

8 2228. Das Nahlaßgeriht Hat die Einfiht der nach) $ 2198 
Abſ. 1 Sat 2, $ 2199 Abi. 3, $ 2202 Abi. 2, $ 2226 Sat 2 abgegebenen 
Erflärungen jedem zu geitatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft 
macht. 


Siebenter Titel. Errichtung und Aufhebuug eines Teſtaments.) '°) ib) 


2229, Wer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt,“) bedarf 
zur ihtung eines Teftaments niht der Zuftimmung feines 
gefegliden Vertreters?) 

Ein Minderjähriger fann ein Teftament erjt errichten, wenn er 
das ſechzehnte Lebensjahr vollendet hat.“) 

Wer wegen Geiftesihwäde, Verſchwendung oder Trunkſucht ent: 
mändigt ift, kann ein Teſtament nicht errichten) Die Unfähig- 
feit tritt ſchon mit der Stellung des Antrags ein,) auf 
Grund deilen die Entmündigung erfolgt.) ®) 

5 2230. Hat ein Entmündigter ein Teſtament errichtet, bevor 
der die Entmündigung ausiprechende Beſchluh unanfehtbar geworden 
iſt, otehHtdieEntmündigungder Gültigkeit des Tejtaments 
nihdtentgegen, wenn der Entmündigte noch vor dem Eintritte 
der Unanfehtbarfeit ftirbt.) 

Das gleiche gilt, wenn der Entmündigte nach der Stellung 
des Antrags auf Wiederaufbebung der Entmündigung ein 
Teitament errichtet und die Entmündigung dem Antrage gemäß wieder» 
aufgehoben wird.!‘) 

5 2231, Ein Teftament Tann in ordentlicher Korm ’') errichtet 
werden: 

1. vor einem Richter oder vor einem Notar; '?) 

2. durch eine von dem Erblafler unter Angabe des Ortes und 
Tages eigenhändig '?) gejchriebene und unterichriebene Erflä- 
rung.!*) 15) 16) 

5 2232. Für die Errihtung eines Tejtaments vor einem Richter 

oder nor einem Notar gelten die Vorſchriften der SS 2233 bis 2246, 

82233. Zur Errichtung des Teftaments muß der Richter einen 
berichtsſchreiber oder zwei Zeugen,’’) der Notar einen zweiten Notar 
oder zwei Zeugen zuziehen. 
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Erläuterungen | 
Ss 2234 ıe) „ann nit“. Verlegung dieſer Rerſarift macht das ganze Teſta⸗ 
menten ihti g (anders: im Falle 8 2035 Abi. 2). 


12) Die mitwirtenden Perjonen — im Gegenjage zum Erblafier — find: 
Richter (Notar), Deriähtsiihreiber, der ugegogene (zweite) Notar, Zeugen. 
vgl. beſonter⸗ 2239 und Anhang 1 zu IR 

20) Auch „Frauen“ fönnen Zeugen im Die Zeugen mülfen jhrei- 
ben fünnen: —** Abſ. 


21 


8 1590. 
8 2235 ya ie „er „Erbe“ 8 oT), ‚ber als „Vermächtnisnehmer“ (8 2147). 


3) p cboch 
8 2530 24 — etzung der —— macht das ganae Teitament nihtig. 
8 2237 25) „Sol nit“: nur Ordnungsvorſchrift; ihre Serleßn ng macht zwar 
den Richter Notar Dienftlich verantwortlid, das Teitament bleibt aber — 


27 EB $ S8 2, 34, 36. 

28) Das find die wegen „Meineides“ Verurteilten: StrGB. 8 161. 

20) dagegen können Vienfiboten, ws „Erblaſſers“ Zeugen ſein; ebenſo 
Angeſtellte des zweiten Notars“ (8 233). 


8 2238 0) Es gibt allo 2 Formen bes sndenttißen a ll (notariellen) 
Zeitaments: a) mündliche Erllärung des „Willens ) Übergabe 
einer Schrift mit der mündlichen Erklärung, daß bie „Schrift“ Pen „legten 
Willen“ enthält; in beiden Fällen erfolgt eine mündlide Erflärun ng des 

Erblaflers gegenüber dem Richter (Notar). Dies ilt die Erridtung des Teſta— 
ments: erjter Teil des Teſtieraktes. Der zweite Teil ift die Brotofollierung 
duch den Richter —— 2240 ff. — Wegen der Stummen uſw. vgl. 8 2243 
fowie Anhang 1b unter III. 

) Die „Schrift“ braucht weder mit Ortsangabe, noch mit Zeitangabe, 
noch mit der Un terichrift des Erblaſſers verjehen zu fein — alles anders 
als beim eigenhänpdigen Teftamente! ($ 2231 Zif * 


22) Leiensunfähige, namentlich Blinde. vgl. Anhang 1b zu 8 2229 un 
11.— Bei Abſatz 2 iſt Vorſicht geboten: wer feinen Namen, ihrelen fann, Hr 
Belhriebenes nicht Teen, kann ein Teſtament lt Sek bergabe einer 
Hrift“ ni öt errichten. Es genügt alfo hier nicht Aetung der „Schreib- 
in Aa des Erblallers; der Nihter Ballen muß fih auch Gewihheit über die 
eſefãhigkeit des Erblaffers —2 
g 2239 mitwirkende Perſonen“; vgl. $ 2234 Note 1 
:) Der Erbla fer muß — felbitverftändlich — end der gan- 
zen Tersanblung“ sugegen 
85) das heißt: die a mntelenden“ Perſonen müſſen „zugegen“ fein bei 
dem ganzen Er lärungsatie ( & 2238 Satz 1) und dem ganzen Deurfun- 
dungsalte (8 2242). Nicht — se daB, (8 mitwirltenden Perſonen (3. ® 
die Zeugen) aud) während der Niederihrift (8 2240) dabei find. Aud ifi 
nicht ak bei der Unterjchrift der „mitwirtenden“ PBerjonen der Erb- 
raller da i iſt — während allerdings (88 2242, 2239) nötig ilt, daß bei 
Der a Se Hrift des „Erblafjers“ alle Mitwirtenden 
abei fin 


30) Nach Note 35 Gab 2 ift es als zuläffig zu eradhten, Drudstgormulare 
sur Zeitamentserrichtung zu benußen. Auch iſt es zuläflig, daf vor der „Er: 

ung“ ein fhriftliher Entwurf angefertigt wird, ber dann bei dem 
Te tieratte benußt wird. Cs fommt eben darauf an, wann man den eigent- 
lien Teftieratt (88 2238 und 2242) beginnt. Alles andere — aud die 
„Niede ririſt — fann als bloße Vorbereitungshandlung“ be— 
trieben werde 

Fa, Natürlich hi nit verboten, dak eine „mitwirtende“ Berjon — ober 
der „E later“ — auf gernille Zeit den ellierraum verläßt. Nur darf 
inzwilchen der Teftieraft iM ote 35) nit weiter gelihn werden! 
38) Verlegung der Vorſchrift des 8 2239 — in dem oben (Note 35-37) 
entwidelten Sinne — macht das ganze > Teftament nichtig. 
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Errichtung und Aufhebung eines TeftamentE I 2234-2241 


8 2234. Als Rihter, Notar, Gerichtsichreiber oder Zeuge kann 
bei der Errichtung des Teitaments nicht '°) mitwirken: ?°) 2°) 
1. der Ehegatte des Erblafiers, auch wenn die Ehe nicht mehr be: 
ſteht; 
2. wer mit dem Erblaſſer in gerader Linie oder im zweiten Grade 
der Seitenlinie verwandt oder verſchwägert iſt.?) 


82235. Als Richter, Notar, Gerichtsſchreiber oder Zeuge kann 
bei der Errichtung des Teſtaments nicht mitwirken, wer in dem Teſta⸗ 
mente bedacht wird 22) oder wer zu einem Vedachten in einem Verhält⸗ 
nile der im 8 2234 bezeichneten Art fteht. 

Die Mitwirtung einer hiernach ausgejihlofjenen Perſon 
hat nur zur Folge, daR die Zuwendung an den Bedachten nichtig ijt.”°) 

82236. Als Gerihtsihreiber oder zweiter Notar oder Zeuge 
fann bei der Errichtung des Teſtaments nicht mitwirfen, wer zu dem 
Richter oder dem beurfundenden Notar in einem Berhältniffe der im 
8 2234 bezeichneten Art fteht.”*) 

82237. Als Zeuge ſoll bei der Errichtung des Tejtaments 
nit 2°) mitwirten: 

1. ein Minderjähriger;*) 

2. wer der bürgerlihen Ehrenrechte für verluftig 
erklärt iſt,“) während der Zeit, für welche die Aberfennung der 
Ehrenrechte erfolgt iſt; 

3. wer nad den Vorſchriften der Strafgeſetze unfähig ift, 
als Zeuge eidlicdh vernommen zu werden;?°) 

4. wer als Gefinde oder Gehilfe im Dienite des Richters 
oder des beurkundenden Notars jteht.”°) 

82238. Die Errihtung des Teitaments erfolgt in der Weife,:°) 
daB der Erblaſſer dem Richter oder dem Notar feinen letzten Willen 
mündlid erflärt oder eine Shrift?) mitder münd- 
liden Ertlärung übergibt, daß die Schrift feinen legten 
Willen enthalte. Die Shrift kann offen oder verſchloſſen 
übergeben werden. Sie fann von dem Erblaffer oder von einer 
anderen Perſon geſchrieben jein. 

Mer minderjährig ift oder Gefhriebenes nicht zu 
lejen vermag ,’?) kann das Teftament nur dur mündlide 
Erflärung erridten. 

8 2239, Die bei der Errichtung des Tejtaments mitwirfenden °*) 
Perfonen müſſen während der ganzen Berbandlung ’’) zugegen’) 
lein. 36) s7) 38) 

8 2240, Über die Errichtung des Teitaments muß ein Brototoll 
in deutſcher °°) Sprache aufgenommen werden.‘’) 

8 2241. Das Prototoll muß enthalten: 

1. Ort und Tag der Berhandlung;"') 

2. die Bezeichnung des Erblafjers*?) und der bei der Ver⸗ 

Handlung mit wirkenden Perſonen; 
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8 2240 


8 211 


5 2242 


8 2243 


2244 


Erläuterungen 


9) Daher müſſen alle mitwirfenden Perjonen (Note 19) „deutlich“ können. 
Ausnahme von der Vorſchr AN des „deutſchen“ Brototolls: R 2245. 
+0) Die Erri ung des Teitaments erfolgt na 2238. über diefe „Er 
tung wird dann eine Urkunde aufgenommen, das Protsloll; vgl. Note 30 
ber ben „Inhalt“ des Protokolls beitimmt 8 2241. 
) Halle ee madt das Teftament Be: 
genü er Shhriftitellername (Bleubongm 
+) pol. An m . zu & 2241 ——e de : Protokoll). 
r die weitere gertigftellun bes ig It 8 2242, ber 
em nere ——— und landesrechtliche Soll“ sn tiften vgl. An: 
gi zu 8 — vgl. Sachregiſter: „Soll“ und „Muß“- FA Die 
Tesung en nur einere nzigen Muß‘ Vorſchri mach das ganze 
Zeitament nidhti 0. 2 — Der Richter (Notar) wird fi darüber zu vergewillern 
n, ob der Erblafler nit etwa durch ein früheres „wechſelſeitiges 
e ſta ment“ oder einen „Erbvertrag“ daran Beer tt tie eita- 
ment u maden (vgl. 88 2271 und 2289). Ergibt fi ge denten 
n icht, beiteben, RK ift es unnötig, hierüber etwas —3 rote N aufzunehmen. 
zototoll“ wird vorgelejen, und zwar Wort für Wort. er 
es vorlickt. ift glei ültig. — Bet Errichtung durch „Übergabe einer Schrift“ 
$ 2238) wird ie Hriftfelbit — auf wenn fie offen übergeben wird — 
nicht, mitverleſen; denn fie iſt fein Teil des Protokolls. 

6) Es empfiehlt Rd die Faſſung: „Dies Protokoll ii vorgelefen, von 
dem Erblafjer genehmigt und von ihm eigen Hug unterjchrieben worden, wie 
nit nun Unteriöriti des Erblafiers. — dem Crblafler bei der Unter- 
Hrift die „Hand geführt“ werde, ilt als at zu eradten. 


47) Die Sorlelung des Protokolls iſt in jedem Falle erforder: 
lich: 8 2242 Abi. 1 Sat 1; fie wird durd) die „Vorlage zur Durchſicht“ nicht er: 
jest. — „Fur den tauben — zel. Anhang 1 und 1b unter IV zu 8 2229. 

nhan 

19 tmirtenbe f — vgl. Note 19. Auch die Zeugen (8 223) 
find mitwirfende“ Verjonen, m lien rs E a —— Wegen de 
Reko ——X — eugen“ vgl. A ng 1 au 

60) Hier fommt es allo darauf an, daß ker — (Notar) fih von der 
Stummheit (S vehun ähigteit) , ü berzeu f t“. — Anders bei der „Schreib: 
unfähigfeit 1,7 bj. 2 nebſt Anhang 48 

durch eine Kran heit der Spre organe. 

62 vgl. 8 2238. (ine Tejitamentserrihtung durch Zeichen“ (wie 
Kopfniden u. dgl.) it unzu läſſag. — Die von dem Stummen ( ¶(Sprech⸗ 
unfähigen) überreichte Schrift braucht nicht von ihm ſelbſt geſchrieben zu fein. 
Die eigenhändige Erklärung Des a PN die überreihte Schrift feinen 
legten Willen enthalte“, muß ange] ich es Richters (Notars) 
erfolgen. Es it nicht etwa zulällig, au Diele Erklärung (wie die zu über: 
gebende rift ſchon a e Ihrieben mitzubringen. 

3) Hieraus ergibt ge ein Stummer, der niht [reiben 
tann, Aberhaupt tein Teltament machen kann, gl. Anhang 1b zu 8 2229. 

Das Protokoll muß aber vorgelejen und vom Erblaffer unter: 
Hrieben werden. Sit feine Erklärung auf eine Anlage geſchrieben worden 
N 1), jo iſt aud) die niage au verlejen. 
55) Nur auf die „Erklärung“ fommt esan — nit auf ihre Ric: 
feit. Ob der Kichter die Teftaments-Aufnahme dann ablehnen 
va wenn die Angabe des Erblaflers, nicht deutſch ſprechen zu können, offen: 
bar unwahr ift, —*— Je nur im einzelnen Falle berurteilen. 

86) ereideter olmeticher; vgl. Anhang 56 zu 8 2244. Der Dol: 

metiher darf nicht zugleich den Dienit des Geriätsihreibers 
8 2233) wahrnehmen, Pondern neben dem Geridtsichreiber muß eine 
zweite Perſon als Dolmeiſcher zugezogen werden. 
b die Anweſenheit des Dol metſchers bei der ganzen Verhand— 
lung Note 35 oben) oder nur bei Erledigung der ihm nad 8 2244 zulommen: 
den Aufgaben notwendig ijt, ift ftreitig. Worficht gebietet erfteres. 
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3. die nah $ 2238 erforderliden Erflärungen des 
Erblaffers und im Halle der Übergabe einer Schrift die 
- Beitftellung der Übergabe.) *) 

8 2242. Das BProtofoll *°) muß vorgelejen, von dem Erblafier 
genehmigt und von ihm eigenhändig unterjchrieben werden. Im Pro- 
tofolle muß feftgejtellt werden, daß dies gejchehen ift.*) Das ' 
Protokoll Sol dem Erblafjer auf Berlangen aud zur Durchſicht 
vorgelegt werden.?) 

Erflärt der Erblaffer, daß er nicht jchreiben könne, jo wird feine 
Unterfegrift durch die Feſtſtellung dieſer Erklärung im Pro— 
tokoll erjeßt.‘°) 

Das Protokoll muß von den mitwirtenden Berjonen *’) unter⸗ 
ſchrieben werden. 

8 2243. Wer nad der Überzeugung °°) des Richters oder des 
Rotars ſtumm oder ſonſt am Sprechen verhindert ) iſt, kann das Teſta⸗ 
ment nur Durch Übergabe einer Schrift errichten.) Cr muß die Er- 
Härung, daß die Schrift feinen legten Willen enthalte, bei der 
Verhandlung eigenhändig in das Protofoll oder auf ein bejonderes 
Blatt jchreiben,’?) das dem Protokoll als Anlage beigefügt werden muß. 

Das eigenhändige Niederjhreiben der Erklärung Jo: 
wie die Überzeugung des Richters oder des Notars, daß der Erb- 
laſſer am Sprechen verhindert if, muß im PBrotofolle feitge- 
tellt werden. Das BrotofollbraudtvondemErblajfjer 
nidtbejondersgenehbmigtzgumwerden.*) 

5 2244. Erklärt der Erblafier,’’) daß er der deutſchen Sprade 
nit mächtig ſei, ſo muB bei der Erridtung des Teltaments ein ver: 
eideter Dolmetſcher 5°) zugezogen werden.) Auf den Dolmeticher 
finden die nad) den 88 2234 bis 2237 für einen Zeugen geltenden 
Vorichriften 5°) entſprechende Anwendung. 

Das Protokoll muß in die Sprade, in der fih der Erblaffjer 
erflärt, überjegt werden.) Die Überjegung muß von dem Dol- 
metſcher angefertigt oder beglaubigt und vorgelefen 
werden; *°) die Überjegung mu dem Prototoll als Anlage beigefügt 
werden!) 

Das PBrotofoll muß die Erflärung des Erb: 
lafjers, daß er der deutfhen Sprade nicht mädhtig 
fei, Jowie den Namen des Dolmetſchers und die Feititel- 
lung enthalten, daß der Dolmetiher die Überjegung ange- 
fertigt oder beglaubigt und fie vorgelejen bat. Der 
Dolmetjher muß das Brotofoll unterjhreiben.‘) 

82245. Sind ſämtliche mitwirkende Perjonen s) ihrer Ver— 
ſicherung nach der Sprache, in der ſich der Erblaſſer erklärt, mächtig, jo 
iſt die Zuziehung eines Dolmetſchers nicht erforderlich. 

Unterbleibt die Zuziehung eines Dolmetſchers, ſo muß das Proto⸗ 
loll in der fremden Sprache aufgenommen werden und die Erklä— 
rung des Erblaſſers, daB er der deutſchen Sprache 
nicht mädtig fei, jowie die Berjiderung der mitwirfen- 
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Erläuterungen 


ss) Mer aljo gemäß SS 2234 bis 2237 als „Zeuge“ nicht geeignet wäre, 


iſt auch * aohnet FA nicht geeignet. 


8 2245 


8 2246 


8 2247 


Das Prototoll wird deutſch gefühlt; Ausnahme nur 

Das u Protokoll i on allo zu überfegen (Wort für Wort), 
ic Bla die Hilärungen des Erblaffers. 

d. h. d paAezuns muß vom Dolmetſcher „angefertigt“ oder „be— 
glaubie “Werden. a ußerdem Muh. die Überlegung vom Dolmetſcher „nor: 
gelejen“ werten. — Es ift allo zulällig, daß die Überfegung von einer 
anderen Perſon als dem Dolmetiher angefertigt wird, au 3. B. vom 
Erblaſſer felbft, wenn nur der Dolmetſcher die „Überjegung“ be glaubigt. 


6), Außerdem muß ($ 242) das deutſche Brototott vor: 
elefen, genehmigt und vom Erblafier unterjhrieben werden. 
——— Erb laſzz auch die Überjegung unterſchreibt, i it nidt vor- 
Mährend es gleichgültig ift, wer das Broto oll vorlieft 
ie 45), muß die Überjegung dur Jus vom Dolmetſcher vorge: 
n werden. 
82) Daß der Dolmetiger auch die von ihm geiertigte nen. 
—— — unterſchreibt, iſt niat vorgeſchrieben, jedoch 3 
igt er die Überſetzung nicht ſelbſt an, ſondern „be egle ubig r Bm nur, m 
ergibt ſich die Notwendig eit Jeiner neijgei von ke 
„Mitwirtende Perſonen“: vgl. Note 19 oben. 

ier iſt allo das „Brotofoll“ fremdjpradlid und die 

‚Anlage‘ dbeutfch. Anders in $ 2244. — In 8 2245 iſt Die titellung Der 
„Anlage nur „Soll-Boririft“, in $ 2244 „M uf = Vorichrift‘ 

2246 behandelt die beiondere amtliche Berwahrung des richterlich 
oder notariell au DR Teſtaments. Die ganze Vorſchrift ift nur eine 
„Soll: a die Gültigleit des Teitaments hängt von ihrer Be 
ahtung nicht ab. — Über die Behörden, bei denen die „amtliche Verwahrung“ 
ſtattzu inden hat, nal Anhang 66 zu $ 2246. 

86) —70) vgl. ——— 660 zu 8 2246. 
2, 3, 2229 2. 
in ‚Hinderjähriger oder Lejeslinfähiger kann aljo ein „eigen- 
Jan n di i ‚ge s“ Teitament ni int errichten, ſondern nur ein Teitamen vor 
ihter oder Notar, und aud dies nur mündlich; vgl. 8 2238 Abi. 2 
") und °*) vgl. Anhang 73 und 74 zu 8 2248, 
Die 88 2249-2251 enthalten die „außerorbentl hen Teltaments- 
formen Not⸗-Formen; vgl. Anhang 1 zu $ 2229). — 9 Handelt von dem 
ogen. Dorfteftament. Der Ausdrud iſt allgemein übli ober infofern ungenau, 
als ein Tejtament nad F 2249 nicht nur vor dem vorfie einer Dorfgemeinde 
en nah ulzen) errichtet werden kann, ſondern aud vor dem 
orjteher einer Stadtgemeinde (Blirgermei ve Dem Vorſteher ſteht Tein 
Stellvertreter“ gleich. — Beil Sie eines Dorft eHlimente nebit Hinweis auf die 
für Preußen ergangene I niferiat, erfügung vel.in Anhang 1a 
zu 8 2229 unter III. 
70) Sn Preußen find u die ee für die Teitaments: 
errihtung das 8 2249 zuftändig: PrAG. Art. 80 
7) Ein nad) 8 2249 an Toftament if m „öff entliche Ur: 
kunde“; 1 An ng 16 au 5 293 
18) ber die Befugnis, buch Tanbesgeiehe bejondere „Urfunds: 
perjonen nah 8 2249 zu 'beitellen, vgl 
Es Hat aljo der Gemeindenor Keher Alles zu beaditen, was nad 
55 293479946 der Richter (Notar) zu beachten zer. [. Die Noten zu 88 2234 
5 2246 und Anhang 1a zu $ 2229 unter III (Beilptel). — Der Gemeindenor- 
iteher hat in Preußen das Nedt, den etwa nö en Dolmetiher — falls 
Dan ein allgemein vereideter Dolmetiher Eee lau je t Br (mel .An: 
sus 2244) — ſelbſt zu_vereidigen: PrAG rrichtung 
ug jaulafı eeiner Shrift“ ($ 28) if Air das —— aus 


8 2249 zulä 
80) Mi Fefftennung im Protokoll macht das Teſtament nichtig. 
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Errichtung und Aufhebung eines Teftamentd $ 2246-2250 


den PBerfonen, daß fie der fremden Sprade mächtig feien, 
enthalten. Eine deutfhe Überjegung Joll als Anlage 
beigefügt werden.‘*) 

8 2246. Das über die Errichtung des Teftaments °°) aufgenom- 
mene Protokoll joll nebſt Anlagen,‘°) insbejondere im alle der Er- 
tihtung dur Übergabe einer Schrift, nebit diefer Schrift, von 
dem Richter oder dem Notar in Gegenwart der übrigen mitwirken: 
den Perſonen und des Erblallers mit dem Amisgſiegel verſchloſſen,“) 
mit einer das Tejtament näher bezeichnenden Aufſchrift, die von dem 
Richter oder dem Notar zu unterſchreiben ijt,®) verſehen 
und in bejondere amtliche Berwahrung gebracht werden.‘) 

Dem Erblafjer joll über das in amtliche Verwahrung genommene 
Zeftament ein Hinterlegungsihein ?°) erteilt werden. 

82247. Wer minderjährig ift”') oder Gejdhriebenes nicht zu 
leſen vermag, fann ein Teſtament nit nad 8 2231 Nr. 2 errichten.”?) 

8 2248. Ein nah 8 2231 Nr. 2 errichtetes Teſtament ift auf 
Verlangen des Erblafjers in amtlidde Berwahrung zu nehmen.) Die 
Vorschrift des 8 2246 Ubi. 2 findet Anwendung.’*) 

82249. It zu beforgen, daß der Erblaſſer früher 
terben werde,’’) als die Erridhtung eines Tejtaments vor einem 
Rihter oder vor einem Notar möglid ift, ſo kann er das Teſtament 
vor dem Borlteher der Gemeinde, in der er ji aufhält, oder, falls 
er ieh in dem Bereihh eines durch Landesgeſetz einer Gemeinde 
gleihgeftellten Berbandes oder Gutsbezirkes“'e) aufhält, vor 
dem Borfteher diefes Verbandes oder Bezirkes errihten. Der Vorjteher 
muß zwei Zeugen zuziehen. Die Vorſchriften der 88 2234 bis 2246 
finden Unwendung,’”) der Borfteher tritt an die Stelle Des Richters oder 
des Notars.’®) °°) 

Die Beforgnis, daß die Errichtung eines Teftaments vor 
einem Richter oder vor einem Notar nicht mehr möglich fein werde, 
muß?) im PBrotofolle feitgeftellt werden. Der Gültig: 
keit des Teftaments fteht nicht entgegen ,%) daß die Bejorg: 
nisniht begründet war.’) | 

8 2230. Wer fih an einem Orte aufhält, der infolge des Aus- 
bruds einer Krankheit oder infolge ſonſtige außerordent- 
liche Umftände dergeſtalt abgejperrt iſt,““) daß Die Errichtung eines 
Zeftaments vor einem Richter oder vor einem Notarnidht mög: 
lih oder erheblih erſchwert ift, fann das Teitament in der 
durch den 8 2249 Abſ. 1 bejtimmten form ®*) oder durch mündlide Er: 
Härung vor drei Zeugen ®) errichten. 

Mird die mündliche Erflärung vor Drei Zeugen ®°) gewählt, jo 
muß über die Errichtung des Teitaments ein Protofoll aufgenommen 
werden.) Auf-die Zeugen finden die Vorihriften der SS 2234, 
2235 und des 8 2237 Nr. 1 bis 3, auf das BrotofoLll finden die Vor- 
Ihriften der 88 2240 bis 2242, 2245 Unmwendung. Unter Zuziehung 
eines Dolmetſchers fann ein Teitament in diefer Form nicht °°) errichtet 
werden.3®) ↄ0) 
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Erläuterungen 


sı) Es iſt aber Amtspflicht des Gemeindenoritehers, ſich davon zu über: 
jeugen, daß die Bejorgnis in der Tat begründet ilt. 

2) Das fogen. Dorfteftament ift (in Preußen) von dem Gemeinde— 
vorſteher jogleic dem Amtsgericht des betreffenden Bezirks zur amtlichen 
Berwahrung ($ 2246) zu übermitteln: BrAG. Art. 81 82 Ziff. 3. 


8 2250 83) 8 2250 betrifft das jogen. Wbiperrungsteitament. 
34) 90) vgl. Anhang 8I—80 zu 8 
8 2251 21) Ein ſolches Teſtament it feine „öffentlide Urkunde‘, 


ſondern nur eine „Privaturkunde“; vgl. Anhang 16 zu 8 2231. 
8 Teſtamente auf Fahrzeugen der Ka —* Marine: E. 44. 
8 2252 9») Mit dem Ablanfe der 3 Monate verliert alſo das Teftament ohne 
weiteres feine Kraft, auh wenn es etwa in der „amtlichen Verwahrung“ 
gelaſſen werben follte, was allerdings nicht ratfam ift. 
d4 Se iel in Anhang 94 zu $ 2252. 


85 
nämlih die dDreimonatige Friſt der Abſätze 1-8. 
Abi. 4 enthält eine Abweihung von 8 18. 
aub wenn im Teltamente die „Unwiderruflicfeit“ nom Erblaſſer 


9 





98 
ſelbſt beitimmt ift. — Ein Vertrag über „Unwiderruflichkeit“ iſe nicznig 
8 2302. — Für „gemeinſchaftliche Teſtamente“ vgl. SS 2270 2272, für „Erb: 
verträge“ 88 2290 ff 


0») Wie der Widerruf zu erfolgen bat, beitimmen 8 2254 ff. 

ww Dagegen fann der wegen Geiſtes ſchw äche ujw. Entmündigte ein 
neues Teſtament nit errichten: $ 2229 Abſ. 3. — Ein en „Geiſtes⸗ 
trantheit“ Entmündigter fann ein Teitament nicht widerrufen, weil er 
gelhättsunfähig iſt ($ 104 Ziff. 3). 

201) Kür den Widerruf ſteht jede Teitamentsform offen. Wer 3. B. ein 
„gerichtliches“ Teſtament errichtet Hat (3 2231 Ziff._1), kann es dur ‚ige ⸗ 
Hündiges“ Zeitament (8 2231 Ziff. 2) en Ob er dabei die gerichtliche 

ejtamentsurfunde „in der amtliden Verwa un bt (8 2246), iſt uner: 
je lich — obmohl natürlich gu raten iſt, fi Diele Urkunde herausgeben zu 

lien und zu vernichten. vgl. Anhang 115 zu 8 2257. 

55 10. „auch“; nämlich außer nad) 8 2254. 
108) Ya die gerihtlih (notariell) aufgenommenen 5 meine nit in 
Verwahrung des Erblajjers bleiben ($ 2246), jo hat 5 2255 hauptſächliche Be- 
deutung beim „eigenbä eIb 


3 2254 


8 22 


) 
ändigen“, vom Erblaffer tverwahrten 
Teſtament 2231 Ziff. 2 nebſt Anhang 14). — Auf die Abſicht der Vernich⸗ 
tung“ fommt es an. Wenn 3. B. ein zu Haufe verwahrtes eigenhändiges Teſta⸗ 
ment „„ufällig“ verbrennt, jo ift es Damit nit aufgehoben. Wer fi aber 
darauf berufen will (3. B. der eingeleäte Erbe), muß den Beweis führen, 
melden Inhalt die verbrannte Teitamentsurfunde gehabt Hat. 
104 1 ©. ‚der Erblaſſer ſtreicht alles Geſchriebene aus. 
106 egenbemweis iſt zuläffig. 
x 2256 108 g 2231 Ziff. 1. 
107 2946. 
108 gr als widerrufen: Gegenbeweis it unzuläffig; 
[. anders Note 105 zu $ 2255. Wer fi alfo ein vor einem Richter (Rotar, 
meinbenorjteher errichtetes und amtlich verwahrtes (8 2246) Teltament 
urüdgeben läßt, Hat damit „von felbjt“ alle in der Teltamentsurfunde ent: 
2 oltenen Beitimmungen widerrufen. Cs fommt nidt darauf an, ob er 
die Urkunde dann etwa weiter bei ſich zu Haufe verwahrt oder vernichtet. 
0} „Verzicht“ auf dies „Recht“ 13 unzuläflig; vgl. 88 2258 Abſ. 1, 2302. 
110) fiber die Rü gabe wird ein PBrotofoll aufgenommen, für das ledig: 
lich die gewöhnliden Vorſchriften über Protofolle gelten (vgl. RFG. und 
r5®.). Namentlich ijt die Zuziehung eines „Gericätsichretbers“ unnötig. — 
it das Teſtament in Danzig verwahrt, der Erblafier wohnt aber jetzt in Grau: 
dena, jo fann das Amtsgeridt Danzig das Amtsgericht Graudenz unter llber- 
jendung des Teftaments um Herausgabe an den Erblaſſer * 
111) nicht an den „Bevollmächtigten“ oder „geſetzlichen Vertreter“. 
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8 2251. Wer ſich während einer Seereife") an Borb eines 
deutihen, nicht zur KRaijerliden Marine”) gehörenden 
Fahrzeugs außerhalb eines inländiſchen Hafens befindet, 
tann ein Tejtament durch mündliche Erklärung vor drei Zeugen nad 
& 2250 errichten. 

8 2252. Ein nad) 8 2249, 8 2250 oder 8 2251 errichtetes Teſta⸗ 
ment gilt als nicht errichtet, wenn ſeit der Errichtung drei Monate ver- 
Hriden find?) und der Erblafjjernod lebt. 

Beginn und Lauf der Friſt find gehemmt, ſolange der 
Erblajler außerftande ift,’*) ein Teftament vor einem Richter 
oder vor einem Notar zu errichten. 

Tritt im Yalle des $ 2251 der Erblaffer vor dem Ablaufe der 
Friſt eine neue Seereife an, jo wird Die Friſt dergeftalt unter- 
broden, daß nad) der Beendigung ber neuen Reiſe die volle Friſt von 
neuem zu iaufen beginnt. 

Wird der Erblaſſer nad) dem Ablaufe der Friſt für tot er— 
tlä xt ,’°) jo behält das Tejtament feine Kraft, wenn die Friſt °°) zu der 
zeit, zu welcher der Erblajjer den vorhandenen Nachrichten zufolge noch 
gelebt Hat, nod) nicht verjtrichen war.’”) 

2253. Tin Teſtament jowie eine einzelne in einem Tefta:- 
ment enthaltene Verfügung fann von dem Erblaffer jederzeit wider: 
rufen ®2) werden.?®) 

Die Entmündigung des Erblajlers wegen Geiftesihwäde, 
Verſchwendung oder Trunkſucht Steht dem Widerruf eines 
por der Entmündigung errichteten Teſtaments nicht entgegen.!°°) 

8 2254. Der Widerruf erfolgt Durch Teftament.!‘') 

8 2255, Ein Teitament kann auch !°2) dadurch widerrufen wer- 
den, daß der Erblafier in der Abſicht, es aufzuheben, die Teftaments- 
urfunde vernichtet ?%°) oder an ihr Veränderungen vornimmt, Durch Die 
der Wille, eine jchriftlihe Willenserklärung aufzuheben, aus: 
gedrüdt zu werden pflegt‘) 

Hat der Erblalier die Teitamentsurfunde vernichtet oder in der 
bezeichneten Weiſe verändert, jo wird vermutet 1°) daß er die Auf-. 
hebung des Tejtaments beabſichtigt habe. 

2256. Ein vor einem Richter oder vor einem Notar 10°) 
oder nach 8 2249 errichtetes Teftament gilt als widerrufen, wenn die in 
amtliche Verwahrung genommene Urkunde :°) dem Erblafier zuräd- 
gegeben wird.!°°) 

Der Erblafier fann die Rüdgabe jederzeit verlan: 
gen.) Die Rüdgabe !!°) darf nuran den Erblafjjer perjön: 
lich?!) erfolgen. 

Die Borichriften des Ab ſ. 2 gelten aud für ein nad) 8 2248 Hinter: 
legtes Teftament; die Rückgabe ijt auf die Wirkſamkeit des Tejtaments 
ohne Einffüß,t!2) 118) 

8 2257. Wird der duch Teftament erfolgte Widerruf‘) 
einer leßtwilligen Verfügung widerrufen, jo it die Verfügung wirf 
fam, wie wenn fie niit widerrufen worden wäre.!15) 
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Erläuterungen 


112) Iſt ein eigenhändiges Taament in amtlide Verwahrung gebracht 
worden (8 2248), jo fann der Erblafjer jederzeit die Nüdgabe verlangen. Die 
Rüdgabe bedeutet aber (anders als beim „ö AR ntli g: n Teitament“, 
Abſ. 1) nicht den Widerruf des Teitaments. sin der Erblaſſer das zurüd- 
geholte „eigenhändige“ Tejtament „widerrufen“, jo muß er nad der Rüd- 
EN nad) nad) 8 —* oder ⸗— „265 verfahren („Widerruf“ durch neues 
eftament, Bernihtung uw.). 
113) Bei der Rüdgabe joll auch (wie nidht im Geſetz fteht, aber ſelbſtver⸗ 
ſtändlich I der Hinterlegungsihein (SS 2246 Abi. 2, 2248) zurückgeſchafft 
EN pe t diefer Schein verloren gegangen, jo ſchadet das nidits: Anhang 70 


zu 
8 2257 8 114) 3,23. 
115 eijpiel in Anhang 115 zu 8 2257. 
8 2258 116) Lies: „nur“ injoweit aufgehoben, als... — und vgl. SS 2253 
Abſ. 1, 2254. 
117 vol, 8 2257 nebit Anhang 115. 
118 irtung eines |pateren „Erbvertrags“ auf ein 
früheres „Teitament“: 8 2289. Ä 
8 2259 Br N er Eröffnung der Teitamente (SS 2259 fi.) vgl. Anhang 119 
u . 


120) L 


121) namentlid alſo, wer im Nadlak eines Verjtorbenen ein „eigen: 
händiges“ ee auffinbet; vgl. 8 2231 Ziff. 2 nebit Anhang 14. 

123) Yber „Nachlaßgericht“ vgl. Anhang 1 zu $ 1922 unter 1. B. 

124) Näheres liber Hstieferung vgl. Anhang 124 zu 8 2259. 

125) Mer ein Teitament, jtatt es abzuliefern, „vernichtet“ oder „unter: 
drüdt“, wird mit Gefängnis bis zu 5 Jahren beitraft. Daneben kann Geld- 
iteafe bis 3000 ME. treten und Berluft der Bürgerlichen Ehrenrechte. StrGB. 
88 274 Ziff. 1, 280. Ferner tritt Erbunwürdigleit ein: 8 2339. Ziff. 4. 

126) Abſ. 1 Handelt von der Ablieferungspfliht der Privatperjonen, 
Abf. 2 von der Ablieferungspflicht der nicht-gerichtlichen Behörden und Notare. 

127) Bei andern Behörden als bei Geriht können Tejtamente nad 
Iandesgejeglicher Borichrift zu verwahren fein; vgl. $ 2246. 

128) Da in Preußen die Notare die vor ihnen errichteten Tefta- 
mente nicht felbft verwahren, jondern dem Gericht abgeben (8 2246), jo A 
8 2259 Abi. 2 in Preußen für „Teitamente“ feine Bedeutung; anders aber für 
„Erbverträge": 88 2277, 2300. 

8 2260 120) Gleichgültig, wie (Sterbeurfunde). — Die Teitamentseröffnung 
findet von Amtswegen ftatt, aud) wenn niemand den Antrag ſtellt. 

180) fiber den Begriff der „Eröffnung“ vgl. Anhang 119 u 2259 

131) „ſoweit tunlich“, d. h. joweit das Gericht die Beteiligten kennt. 

182 Spt fein Beteiligter erihienen, jo wird das Teitament troßdem 
‚er öffne f“ und au „verfündet“. — Zeiftlauf für die Ansjchlagung von der 
Berfü ung ab: 8 1944. wo unten Note 141. — Übrigens ift das Teſtament 
gültig, auf wenn bi röffnung night ordnungsmäßig war. 

135) Das Protokoll wird vom Richter aufgenommen (ohne Geridts- 
ſchreiber) Unterjährift der erſchienenen Beteiligten iſt nicht nötig. 

184) Das geöffnete Teftament wird nicht dem Erben ausgebän- 
Bigt, jondern bleibt bei den Gerichtsakten. Wegen des Rechts auf Wbs 
ichriften vgl. 8 2264. 

135) Gin „amtlich verwahrtes“ Teitament 5 2246, 2248) iſt — in 
ben — immer verſchloſſen. Ein gemäß 8 2259 „offen“ überliefertes eigen- 
ändiges Teitament ift aber auch noch zu „eröffnen“; vgl. —* 119 zu 8 2259. 

186) Eröffnung durch ein anderes bericht als das Na laßgericht: 8 2261. 

ı37) Über Erd frung von Teftamenten, die jhon ſehr lange in amtlicher 
Verwahrung find, vgl. Anhang 137 zu 8 2260. 

8 2261 138) 8 2246, 2248. 
130) alſo nicht dem „Nachlaßgericht“; Ausnahme von 8 2260. 
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Gemeinichaftliches Zeftament 8 2258--2265 


S 2258. Dur die Erridtung eines Zeftaments wird ein 
früheres Zeftament inſoweit aufgehoben, als !!°) das ſpätere Teite- 
ment mit dem früheren in Widerjprud jteht. 

Wird das ſpätere Teſtament widerrufen, jo iſt das 
frühere Teſtament in gleicher Weiſe wirkſam, wie wenn es nicht 
aufgehoben worden wäre.1!') 11°) . 

8 2259. Wer ein Teitament,'') das nicht in amtlide 
Bermwahrung??) gebracht ift, im Beſitze Bat, ijt verpflicdhtet,'2") es 
unverzüglich,122) nachdem er von dem Tode des Erblaflers Kenntnis er- 
langt hat, an das Nachlaßgericht '°°) abzuliefern.!2t) 125) 

Befindet jih ein Tejtament bei!) einer anderen Behörde 
als einem Gericht !?”) oder befindet es fi) bei einem Notar!) in 
amtlicher Verwahrung, jo üt es nach dem Tode des Erblaffers 
an das Nahlakgericht abzuliefern. Das Nachlaßgericht hat, wenn 
es von dem Teftamente Kenntnis erlangt, die Ablieferung zu ver- 
anlaſſen. 

2260. Das Nachlaßgericht hat, ſobald es von dem Tode des 
Erblaſſers Kenntnis erlangt,?”) zur Eröffnung ’?°) eines in feiner Ber- 
wahrung befindlichen Teftaments einen Termin zu beitimmen. Zu dem 
Termine jollen die gejegliden Erben des Erblaliers und Die 
-Jonftigen Beteiligten ſoweit tunlidh 21) geladen werden. 

In dem Termin iſt das Teftament zu öffnen, den Beteiligten 
zu verfünden?'?:) und ihnen auf Verlangen vorzulegen. Die 
Verkündung darf im {Falle der Vorlegung unterbleiben. 

über die Eröffnung iſt ein Protololl 13°) aufzunehmen.) War 
das Teitament verichlofen,'”5) jo ift in dem Protokolle feitzuftellen, ob 
der Verſchluß unverjehrt war.!:®) 1) 

8 2261. Hat ein anderes Gericht als das Nachlaßgericht das 
Teftament in -amtlider Verwahrung!) jo liegt dem anderen Ge- 
richte +) die Eröffnung des Teftaments 0b. Das Teltament iſt nebft 
einer beglaubigten Abichrift des über die Eröffnung aufgenommenen 
Protokolls dem Nachlaßgerichte zu überjenden; eine be- 
glaubigte Abjhrift des Teftaments it zurüdzube- 
halten.) 

$ 2262. Das Nachlaßgericht hat bie Beteiligten, welche bei der 
Eröffnung des Teftaments nit zugegen geweſen find, von dem jie 
betreffenden Inhalte des Teftaments in Kenntnis zu jeßen.*) 

8 2263. Cine Unordnung des Erblaflers, durch die er verbietet, 
das Teitament alsbald nad feinem Tode zu eröffnen, ift nichtig. 

8 2264. Wer ein rehtlihes Intereſſe glaubhaft 
madt,!*) ift beretigt, von einem eröffneten Teftament Einfiht zu 
nehmen fowie eine Abſchrift des Teitaments oder einzelner Teile zu 
fordern; die Abichrift ift auf Verlangen zu beglaubigen.'*) 


Achter Titel. Gemeinfhaftlihes Teflament.') 
82265. Ein gemeinihaftliches Teftament Tann nur von Che: 
gatten errichtet werden. 
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140) Brotofoll": 8 2260Abſ. 3. — 5) nad em X ift bei gemein 
ſchaftlichen Teſtamenten von Ehegatten (8 2265) m Tode des zweit- 
verftorbenen das für Diejen mahgebende 

8 226% 141) Die uittellu 8 flich t trifft ſtets das  eihloßgeri t“, aud im 

alle vs 9 201 Betel ne “ find die Erben, — u. * 

a vom ugang der Witte u 7 — an Friſten laufen: 8 2306, 8 1944 M 2 
Satz 1, jo emgii u fh die Mitteilung durch beurfundete "aokellung In 

reußen erhält außerdem das Erbſchaftsſteueramt beglaubigte 


bichrift des Teitaments. 
142) Namentlich alio Der Erbe, der Vermädtnisnehmer; aber au B. 
s* *her Ständig er des Erbla 2 
Beglaubigung geihieht in Preußen dur ven Geridts=- 
ſchrei 5 , T: PrF 
8 2265 ı) vgl. Anhang 1 du 8 8 2265 (Allgemeines betr. das gemeinkheftliche 
Teſtament, 9 hsbelondere tr. forrepettioe Berfügungen; Note 1 
8 2266 Todes Bft aud nur beieinem Ehegatten Die Gefahr Des ii au naben“ 
0 eht 
8 2267 igenhändiges” Te tament. 
+) Cs „genügt“. fann aud) jeder ſechſtändig ſeine Beſtimmungen 


nieberf reiben, ‚folern nur die Gemeinſchaftlichkeit der Errich— 
tung“, d. 5. ein be ende und gemöllies Zufammenwirfen beider Chegatten 
fich ergibt. vgl. Beiſpie —3 Km 8 2267. 

5) vgl. Anhang 5 zu $ 2267 (Beilpiele gemeinichaftlicher Teitamente). 

°) daß jeder Ehegatte Ort und Tag bejonders ſchreibt, ift unbe - 
bingterjforderli Ob beide Zeitangaben denjelben Tag angeben 
müſſen (vgl. die Bei iele in Anhang 5 zu 8 2267), ei ſtreitis. Vorſichtiger⸗ 
weile werden die Eheleute denfelben Ta de Niederſchri ten 
wählen. Darüber, daß Ort und Zeit rihtig — itsgemäß) — 
ein müſſen, fowie wegen der Jonftigen Sriorberni je des „eigenh 

taments“ vgl. die Anhänge 13--16 zu 82 


Die Erklärung des aweiten, Che —* Ndaß das Teſtament auch als 
ſein Teſtament gelten len, braudt nidyt gerade in dieſe vom Geſetz ange— 
gebenen Worte gekleidet zu Tein, obgleid) 1 dies empfiehlt. Es fommt nur 
auf den Sinn Erklärung des gweiten Chegatten an. Immer aber muß 
außerdem die Angabe von Ort und Zeit fowie die Unterihrift 
aud vom no Hoden a Chegatten gemacht fein. 
8 2268 J Noten zu 8 2077 und die Yusnabmen in $ 2268 Abi. 2. 
») Durch „Scheidung“ oder im Falle des $ 1348 Ab). 2. 
Erhebun einer „berehtigten“ Scheidungstklage. 
2077 Abi. 3. 
52269 8 1937, 2087 ff. 
vgl. Anhang 13 zu 8 2269 (Praktiſche Fichtigtent Des 8 2269, insbe- 
ondere: Umterihied an Teitaments nad Sofliotteite on der Einſetzung eines 
tacherben nad) 88 2100 — Sinttuß des Pflichtteilsrechts der Kinder auf 
ein Tejtament na — — Beiſpiel 
nämlich: einem nach Abſ. 1 errichteten. 
15) 88 1939, 2147 ff. 
16) vgl. Anhang 13 zu 8 2269. 
Dem Bermädtnisnehmer fällt alſo das Vermächtnis — * „Bon 
mit dem Tode des er| knertterbenden Chegatten an. Bi „Be 
(8 2147) ift nicht der Überlebende Ch J atte, ſondern „bel Fa * * 
„nie Erben des überlebenden — 5 die in 1 erwähnten 
„Dritten“. „anial 88 2176, 2178. Der —— snehmer“ muß 
nach 88 2269 Ab” 2 2160 zur Zeit des Todes des le&tverjterbenden 
Ehegatten nod leben. 
$ 2270 ı8) Gogen. Korreſpektive Derfügungen, D ih gegenjeitig be- 
bDingende, von einander a ige rfügungen. vgl An: 
Bang 1 zu 8 2265. 
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Gemeinſchaftliches Teſtament 8 2266-2271 


8 2266. Ein gemeinichaftliches Teitament kann nad 8 2249 
auch dann errichtet werden, wenn die Vorausießung des $ 2249 nur 
auf jeiten eines der Ehegatten vorliegt.?) 


8 2267. Zur Errichtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments 
nach & 2231 Nr. 2°) genügt es,*) wenn einer der Ehegatten das Teſta— 
ment in der Dort vorgefchriebenen Form erritet und der undere 
Ehegatte die Erflärung beifügt, daß das Teitament auch als. 
lein Teftament gelten jolle’) Die Erflärung muß unter An- 
gabe des Ortes und Tages®) eigenhändig gejhrieben 
und unterſchrieben werden.) 


8 2268. Ein gemeinihaftlides Teitament it in den Källen des 
8 2077 feinem gan zen Inhalte nad) unwirtjam.?) 

Wird die Ehe vor dem Tode eines der Ehegatten aufgelöft ?) oder 
liegen die Borausfeßungen des 8 2077 Abi. 1 Sat 2 vor,!°) jo bleiben 
die Verfügungen injoweit wirtjam, als anzunehmen it, 
daß fie aud) für dieſen Fall getroffen jein würden.*') ' 

8 2269. Haben die Ehegatten in einem gemeinkhaftlihen Teſta⸗ 
mente, durch das fie fich gegenfeitig als Erben 2) einjegen, beitimmt, 
daß nach Dem Tode des liberlebenden der beiderfeitige Rachlaßg an einen 
Dritten fallen joll, fo it im Zweifel anzunehmen, daß der Britte 
für den gefamten Nachlaß als Erbe des zuleht verfterbenden Ehegatten 
eingejegt ift.) . 

Haben die Ehegatten in einem jolchen Teftament '*) ein Bermädts 
nis?5) angeordnet, das nah) Dem Tode des Überlebenden 
erfüllt werden joll, jo tt im Zmweifel:‘) anzunehmen, daß das Ver: 
mähtnis dem Bedachten erft mit Dem Tode des Überleben: 
denanfallen joll.’”) 


8 2270. Haben die Ehegatten in einem gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
mente Berfügungen getroffen, von denen anzunehmen iſt, daß die 
Verfügung des einen nicht ghne die Verfügung desanderen 
getroffen jein würde,'®) fo Bat die Richtigkeit ?%) oder der Widerruf 2°) 
der einen Verfügung die Unwirkſamkeit der anderen zur Kolge.?') 

Ein ſolches Verhältnis der Verfügungen zu einander iſt 
im Zweifel anzunehmen,??) wenn fih die Chegatten gegen: 
jeitig bedenten oder wenn dem einen Ühegatten von dem 
anderen eine Zuwendung gemadt?) und für den all des 
Iberlebens des Bedadten eine Verfügung zu Gunften einer 
Perſon getroffen wird, die mit dem anderen Ühegatten ver- 
wandt iſt oder ihm jonft nahe fteht.”*) 

Auf andere Berfügungen als Erbeinjegungen,?’) Vermächtniſſe :°) 
oder Auflagen 7) findet die Vorihrift des Abſ. 1 feine Anwendung.:°) 

8 2271. Der Widerruf einer Berfügung, die mit einer Ber- 
fügung des anderen Ehegatten in dem im 8 2270 bezeichneten Berhält- 
nifje fteht, erfolgt bei Lebzeiten der Ehegatten nah den 
für den Nüdtritt von einem Erbvertrage geltenden Vorſchriften 
des 8 2206. Durch eine neue Verfügung von Todeswegen fann 
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Erläuterungen 


ı) „Nichtigkeit“: Wenn fid)_die beiden Ehegatten gegenfeitig.m 
Erben einſehen ($ 2269 Abſ. 1), jo liegt darin eine korreſpektive“ 

üguns. und gioar gerade die in der Praris hüufigfe Iſt dann 5. 3. die Ber: 
ügung des Mannes — etwa wegen Formfehlers — nichtig, 1 iſt aud die 
Verfügung der rau nichtig. In lien fann es vorkommen, daß Verfügungen, 
die im allgemeinen als „Iorrejpeltive“ getroffen worden, im Eingelfalle nidt 
A emeint“ find. Es ift dies Yuslegungs- und Beweis-Frage im eingelnen 

a 


e. 
*8 Über Widerruf „korreſpeltiver Berfügungen“ vgl. Anhang 1 zu 


21) Mie der en erfolgt, beitimmt $ 2271. 

22) In den 8 2270 Abſ. 2 aufgeführten ällen üt aljo „Rorrejpet- 
tivität“ (vgl. Note 18) der beiderfeitigen Verfügungen anzunehmen, 
wennnidhtdie „Auslegung“ der Verfügungen nad) den Umftänden des 
einzelnen alles etwas anderes ergibt. 

28) insbejondere: Erbeinjegung, Bermädtnis. 

24 a rag Ich, der Ehemann, ſetze meine rau zu meiner Erbin ein. 
— Ich, Ehefrau, e den Bruder meines Mannes (den Krie stameraden 
meines Mannes, der ihm das Leben gerettet Dat) zu meinem Erben ein“. 

Menn dann die Krau dieſe Berfügung widerruft, dann fol „im 
— auch die Verfügung des Mannes (bie Einfegung der Frau als 
ıbin), unwirtiam lein. 


7, 2087 
1939; 2147 
1940, 2192 
ndere Verfü ungen“ find 3. 2: „Fenennung von Teitamentsvoll: 
Itredern, ——— ( irre, 177 
8 2271 6) über Die Bordriften des 8 —* betr. Widerruf vgl. Anhang 1 
zu 
2272 >) Alſo ein „in amtliche Verwahrung“ gebrachtes wedjlelleitiges 
s Teitament (8 2246) — ei ein gie ändiges“, 8 2248 — wird nur beiden 
Ehegatten geme Inıe tlid rüdgegeben. Ein „eigenbändiges“ 


Zeftament verliert durch die ——— ſeine Gültigfeit nit: 
2256 Abi. 


5 
82273 zen 7 9 Anhang 31 zu 8 2273 (betr. Eröffnung gemeinſchaftlicher 
am 
5 2274 ) A. Yllgemeines betr. Erbvertrag vgl. 8 1941 nebit Noten und 
Anhang 1 3u 8 1922 unter III. A. 

Durch Abſchluß eines „Erbnertrags“ bindet ſich der eine Ber: 
tragihließende dem anderen gegenüber, oder es binden beide fih g egen: 
jeitig an eine oder mehrere „Verfügungen von Todeswegen“ 
43 2278). Hierin liegt Der Gegenfaß zu dem jederzeit frei widerruflichen 
„zeitamente“. ährend , „gemeinihaitiiäe Teitamente“ nur. 
von Ehegatten errichtet werden können ($ 2265), find N rboerträne 


aligemein Fi uläſſi 
Mßand des Erbvertrags kann ſowohl die Einſetzung eines 

Erben“ (fogen. „Erbeinfegungsvertrag”) als aud die Anordnung von Ber: 
mächtniſſen jogen, ——— ‘) oder Auflagen kein (8 1941 Abi. 1, 
8 2278). 5 „Erbe“ oder „Bermädtnisnehmer“ kann nit nur der 
*. Bertragfhließende fondern auch ein Dritter bedacht 
werden ($ 1941 Abſ. 2). Andere Verfü ügungen als Erbeiniegungen, re 
niffe und Auflagen können vertragsmäßig, d. 5. mit bindender ten 
ben Berfügenden, im Erbvertrage nit getroffen werben (8 2278 Ab 2. 
Dies gilt insbefondere für die Ernennung eines Teftamentsvol 
treders, Entziehbung des Pflidtteils (88 2333 ff.), Tei: 
Lungsanorbnungen (85 2044, 2048) ſowie für Tamilienredt- 
Tide Anordnun tnennung von Bormündern, Anord- 
nung einer a 8 Vormundſchaft, Ausigliekung der 
Bermögensverwaltung feitens des Chemanns oder 
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Erbvertrag 8 2272-2277 


ein Ehegatte bei Lebzeiten desanderen feine Verfügung nicht 
einfeitig aufheben. 

Das Necht zum Widerruf erliiht mit dem Tode des anderen 
Ehegatten; der Überlebende fann jedoh feine Verfügung 
aufheben, wenn er das ihm Zugewendete ausſchlägt. 
Yuh nach der Annahme der Zuwendung ift der Überlebende zur 
Aufhebung nad Maßgabe des 5 2294 und des $ 2336 beredtigt. 

St ein pflidtteilsberedtigter Abkömmling der 
Ehegatten oder eines der Ehegatten bedacht, jo findet die Vorſchrift des 
$ 2289 Abſ. 2 entiprechende Unwendung.??) 

8 2272. Ein gemeinfhaftlies Teftament kann nad) 8 2256 nur 
von beiden Ehegatten zurüdgenommen werden.:°) 

82273. Bei der Eröffnung eines gemeinſchaftlichen Tejtaments 
Ind die Berfügungen des Überlebenden Chegatten, joweit fie fid 
jondern lajien, weder zu verfünden noch ſonſt zur Kenntnis der 
Beteiligten zu bringen. Bon den Verfügungen des verjtorbenen 
Ehegatten ift eine beglaubigte Abjchrift anzufertigen. Das 
Teſtament ift wieder zu verjchließen und in die bejondere amtliche Ver⸗ 
wahrung zurüdzubringen.?‘) 


Dierter Abjchnitt. 


Erbüerrfrag.') 


8 2274. Der Erblaffer kann einen Erbvertrag nur perfönlich 
Ihließen.?) 

2275. Cinen Erbvertrag kann als Erblafler nur jchließen, wer 
unbeſchränkt geihäftsfähig ijt.’) 

Ein Ehegatte kann als Erblaffjer mit feinem Ehegatten einen 
Erbvertrag Ichließen, aud) wenn er in der Geſchäftsfähigkeit beichräntt 
ift.*) Er bedarf in diefem alle der Zuftimmung feines gejeß- 
liden Vertreters; ift der gejelihe Vertreter ein Bormund, 
lo it au die Genehmigung des Bormundidaftsgeridts 
erforderlich). 

Die Vorſchriften des Abi. 2 gelten aud für Berlobte. 

2276. Tin Erbvertrag fann nur vor einem Richter oder vor 
einem Notar bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile geſchloſſen 
werden.) Die Vorſchriften der 88 2233 bis 2245 finden Anwendung; 
was nad diejen Vorſchriften für den Erblajjer gilt, gilt für jeden 
der Bertragfhließenden. 

Für einen Erbvertrag zwiſchen Ehegatten oder zwiſchen Verlobten, 
der mit einem Ehevertrag in derjelben Urfunde ver: 
bunden wird, genügt die für den Ehevertrag vorgejchriebene Form.) 

82277. Die über einen Erbvertrag aufgenommene Urkunde joll 
nach Maßgabe des 8 2246 verjchloffen, mit einer Aufſchrift verjehen und 
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verträge vgl. E. 213215. 
%) Ber 


Erläuterungen 


Baters der en Perſon ufw.; der oler muß bei der perjön- 
Lihen Ratur der hier in Betradt kommenden Fragen die Freiheit der 
Entſchließu ng gegenüber einer etwaigen Anderung Der Berhältnilfe be- 
Balten. Dagegen ift es jedem „ertrogläliepenben unbenommen, in der Erb» 
vertragsurfunde auch ſolche bloß er] fige Berfügungen zu treffen, die durch 
Teftament getroffen werden fönnen (8 2299 Ab). 1), alfo 3. B. die oben auf- 
eführten betr. „Ieftamentspollitreder uw. Derartige Verfügungen 
And der Hauptſäche nah fo zu beurteilen, wie wenn fie durh „I ea: 


. ment“ getroffen worden wären (8 2299 Ahf. 2, 8); fie find alſo frei wiber: 


ruflich. 

D. Werden in einem Erbvertrage von beiden Teilen vertrags: 
mähige Verfügungen getroffen (5 2278 Abſ. 1), was nicht notwendig ült, 
aber im Leben die Regel fein wird, jo wird es regelmäßig in der Abſicht 
der Vertragſchliehenden liegen, daß die Berfügungen in dem Berhältnifle ber 
Abhängigleit zu einander ftehen. mgemäß beitimmt der 8 2208 — 1, daß 
die Richtigkeit einer der Verfügungen die Unwirkſamkeit des 
ganzen Bertrags zur Solge bat. 

E. Über die Form der Erbverträge beitimmt 8 2276 (vgl. diefen nebit 
Noten, insbeiondere die dort ebenen erleidternden Formpor— 
Ihriften für Erbverträge Aden Ehegatten und Berlobten, Die im Leben 
häufigſte Art der Erbverträge). 

F, Durch den „erbvertran, wird, wie fih aus feiner Natur ergibt, das 
Recht des Erblaſſers, iiber fein zmögen durch Rechtsgeſchäft unter Vebenden 
zu verfügen, nicht berührt (8 2286). gen einen Mißbrauch diefes Ver⸗ 
——— wird jed dem Bedachten Schutz gewährt (vgl. 


G. ifber. die Fälle des zuläffigen Nüdtritts von einem Crbvertrage 


vgl. 58 220 ff. 
. Über Schentungen auf den Todesfall vgl. 8 2301. 
J. Übergangsvorichriften betr. die vor 1. Sander 1900 erriäteten Erb: 


Vertragichliegende, der nicht felpft als „Erblaffer“ ver: 
fügt, ſondern lediglid) Die Erklärungen des anderen Dertzag| liegenden 


- (des een } „annimmt“, fann den Erbvertrag durch einen 


\ 82275 


8 2276 


5 2277 


wel: 
treter” ließen. Er braucht auch nit „unbeihränft geihäftsfähig“ ar ken 
(8 2275); de ihn gilt 8 107 nebit Noten. 

3) Aljo: „volljährig“. vgl. SS 104, 106, 114 nebft Noten und Note 2 
zu 8 2274 am Ende. 

+) Wichtige Ausnahme von Abi. 1. Es können alſo namentlid 
minderjäßrige Ehefrauen und (nad ur 3) Bräutigem und Braut, aud) wenn 
beide minderjährig find, Erbverträge fchlieken mit der in Abi. 2 Sat 2 vorge: 
ſchriebenen pZuſtim mung und „Gen migung 

5) sgl. . 141, 149, 151. — Ein Erbvertrag kann allo nicht geſchloſſen 
werden in der Sir Teltamente“ zugelallenen) orm des & 2231 Nr. 2 (eigen: 
bändig privatihriftlih), auch midht in den (für „Teftamente” zugelalfenen) 
„Not⸗Formen“ Der 58 2249-2251. Vielmehr fann ein Erbvertrag nur ge: 
Khloffen werden a) durch mündliche Erllärung vor Gericht oder Notar oder 
b) durch Übergabe einer Schrift an Gericht oder Notar mit der mündlichen 

rllärung der ‚Sertragiäliehenden, „daß die Sarint den Erbvertrag enthalte". 

vgl. $ 2276 Abſ. 1 in Verbindung mit 8 2238 Ab). 1. 

°) vgl. 5 1434. Es bedarf aljo namentlich nicht der Zugiehung eines 
Gerihtsihreibers, zweiten Notars, zweier geugen. 

?) Wenn die Parteien das „Gegenteil“ verlangen (vgl. Abl. 1 2 
des 8), bleibt die „Urſchrift“ des Erbvertrags in der aud für andere Urku 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit üblihen Verwahrung des Geridts oder 
Notars. — Im übrigen vgl. 8. 2246 nebit Noten und über die Pflicht zur 
Üblieferung der nit in „bejondere amtlide Verwahrung“ ge 
nommenen Erbverträge nad) dem Tode des Erblaſſers, ferner über die Eröffnung 
und Berfündung der „Erbverträge“ 8 2300. 
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Erbvertrag 8 3275-2283 


in befondere amtliche Berwahrung gebracht werden, [ofern nicht die 
Varteien das Gegenteil verlangen.) Bas Gegenteil gilt im 
3weifel als verlangt, wenn der Erbvertrag mit einem anderen 
Bertraginderjelben Urkunde verbunden wird.?) 

Über einen in befondere amtlide Verwahrung ge 
nommenen Erbvertrag ſoll jedem der Vertragichließenden ein Hinter- 
legungsſchein erteilt werden. 

8 2278. In einem Erbvertrage kann jeder der Vertragſchließen⸗ 
den vertragsmähige Berfügungen von Todeswegen treffen. 

Andere Verfügungen als Erbeinjfegungen, Vermächt— 
nijfe und Auflagen können vertragsmähig nicht getroffen werden.?) 

82279. Aufvertragsmäkige Zuwendungen und Auflagen 
finden die für letztwillige °) Zuwendungen und Auflagen geltenden 
Borihriften entiprehende Anwendung.!!) 

Die Vorihhriften des 8 2077 gelten für einen Erbvertrag zwiſchen 
Ehegatten oder Berlobten aud infoweit, als ein Dritter be- 
dacht iſt. 

8 22S0. Haben Ehegatten in einem Erbvertrage, durch den ſie 
ih gegenfeitig als Erben einſetzen, beſtimmt, daß nah dem Tode 
des Überlebenden der beiderſeitige Nachlaß an einen 
Dritten fallen fol, oder ein Bermädhtnis angeordnet, das nad) 
dem Tode des Überlebenden zu erfüllen iſt, jo finden die Vor— 
ſchriften des 8 2269 entiprechende Anwendung. 

8 2281. Der Erbvertrag kann auf Grund der 88 2078, 2079 aud) 
von dem Erblafier angefochten werden; !?) zur Anfehtung auf Grund 
des 8 2079 ift erforderlich, daß der Pflichtteilsberechtigte zur Zeit der 
Anfehtung vorhanden ift. 

Sol nah dem Todedesanderen Vertragſchließen— 
den eine zu Gunften eines Dritten getroffene Verfügung von dem 
Erblafler angefohten werden, fo ilt die Anfehtung dem Nad- 
laßgerihte gegenüber zu erflären.) Das Nadlaßgericht foll 
die Erflärung dem Dritten mitteilen. 

82282. Die Anfehtung fann nicht durch einen Vertreter Des 
Erblajiers erfolgen. Iſt der Erblafier in der Gejhäftsfähigfeit 
beſchränkt, jo bedarf er zur Anfehtung nit der Zuftimmung 
feines geſetzlichen Vertreters. 

Für einen geihäftsunfähigen Erblaſſer fann fein gejeglicher Ber: 
treter mit Genehmigung des Bormundihaftsgeridts 
den Erbvertrag anfechten. 

Die Unfehtungserflärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Beurtundung. 

8 2283. Die Unfehtung durd) den Erblaſſer kann nur binnen 
Jahresfriſt erfolgen. 

Die Friſt beginnt im Falle der Anfechtbarkeit wegen Drohung 
mit dem Zeitpunkt, in welchem die Zwangslage aufhört, in den üb- 
tigen Fällen mit dem Zeitpuntt, in welchem der Erblafjer von dem 
Anfehtungsgrunde Kenntnis erlangt. Auf den Lauf der Friſt finden 
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Erläuterungen 


8) 3. B. mit einem Ehevertrag (88 1432 ff.), einer Annahme an Kindes: 
ftatt (SS 1741 ff.). 

8 2278 9) vgl. Note 1 unter Bund C. 

8 2279 ı0) d. 5. durh „Teftament“ angeordnete Zuwendungen und Auf: 
lagen (88 1937—1940, 20642273). 

11) Dei nit der vorliegende Abſchnitt etwas anderes beitimmt. 
— Obgleich felbitveritändlich, fei doch ——— daß der durch „Erb: 
vertrag“ eingeſetzte Erbe die Erbſchaft auch ausſchlagen kann 1944 ff. 
1948); denn durch den Erbvertrag übernimmt er nicht die Verpfli 
Erbſchaft auch anzunehmen. 

g 2281 12) Bei „Teftamenten“ Tiegt für ein „Anfechtungsrecht“ des Erb- 
lafjers fein Bedürfnis vor; denn ider fann ja das Teſtament jederzeit 
frei „widerrufen“ Beidenden Erblafjfer bindenden „Erbver: 
trägen“ muß aber, falls Anferhtungsgründe vorliegen (Irrtum, Drohung, 
„A ung“ eines_Pflichtteilsbereitigten vgl. SS 2078, 2079), aud dem 
Erb aljer ein anleQtungsredt eingeräumt werden. Hierüber 
treffen die 2281— 2284 timmung. Die mit Erfolg durchgeführte An: 
fehtung (3. B. durch reditsfräftiges Urteil) bewirkt, daß der Erbvertrag als 

von Anfang an“ nichtig anzufehen iſt (8 142). — Die dur den „Erbvertrag“ 
ſich verletzt fühlenden Dritten Perſonen haben ein Anfechtungsrecht 
unter der Vorausſetzung des 8 2285. 
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. 183) Bei Lebzeiten des anderen Vertragſchließenden erfolgt Die 
Br Unfehtung durch „Erklärung“ dDiefem gegenüber ($ 143). 

J 2284 14) Die „Beftätigumng“ bedarf feiner Form. ngl. 5 144. 

v8 2285 15) pgl. Note 12 am Ende. Das Anfehtungsteht des Erblaſſers „er: 
* liſcht· gemãß 88 144, 2283, 2284. 

*82286 — l. Note 1 unter F. 88 2287, 2288. 

8 2287 ı7 & 812 ff., 818, 819. 


(Fortsetzung von Selte 678) 


An diesen Grundstücken können, so lange sie dem Gemeingebrauch gewidmet 
bleiben, dingliche Rechte nicht begründet werden. 

Art. 18. Werden zwei Grundstücke durch eine Mauer geschieden, 
zu deren Benutzung die Nachbarn gemeinschaftlich berechtigt sind, so kann der Eigen- 
tiimer des einen Grundstücks dem Eigentümer des andern Grundstücks nicht verbieten, 
die Mauer ihrer ganzen Dicke nach zu erhöhen, wenn ihm nachgewiesen wird, dass 
durch die Erhöhung die Mauer nicht gefährdet wird. Wird eine Verstärkung der Mauer 
erforderlich, so ist sie auf dem Grundstück anzubringen, dessen Eigenttimer die Er- 
höhung unternimmt. 

Der Eigentümer des Grundsticks, von dem aus die Erhöhung erfolgt ist, kanu 
dem Eigentümer des andern Grundstücks die Benutzung des Aufbaues verbieten, bis 
ihm für die Hälfte, oder, wenn nur ein Teil des Aufbaues benutzt werden soll, für den 
ontsprechenden Teil der Baukosten und im Falle einer Verstärkung der Mauer auch 
für die Hälfte oder den entsprechenden Teil des hierzu benutzten Bodens Ersatz 
geleistet ist. 

So lange das in Absatz 2 bestimmte Verbietungsrecht besteht, hat der Berech- 
tigte den Mehraufwand zu tragen, den die Unterhaltung der Mauer infolge der Er- 
höhung verursacht. 

Der Anspruch, welcher sich aus Absatz 1 ergibt, unterliegt nicht der Verjährung. 
Das in Abs, 2 bezeichnete Verbietungsrecht erlischt durch Verzicht des Berechtigten. Der 

y Verzicht erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Eigenttiimer des Nachbargrundsttcks. 

Art. 14. Hat der Eigentümer eines Grundstücks vor dem Inkraittreten des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs auf Grund des Landrechtssatzes 668 von seinem Nuchbar 
verlangt, dass er zur Erbauung einer Seheidewand beitrage, 80 bleiben für das Recht 
und die Pflicht zur Errichtung derselben die bisherigen Vorschriften massgebend. 

Art. 15. Der Eigentümer eines Grundstücks kann verlangen, dass hochstämmige 
Bäume 1,80 m, andere Bäume und Sträucher 45 cm von der Grenze seines Grund- 
stücks entfernt gehalten werden. 

Diese Vorschrift gilt nicht für Bäume und Sträucher, die an Spalieren oder 
Gegenspalieren befestigt sind, sofern sie sich hinter einer Mauer befinden und die 
Muuer nicht überragen. 

Art. 16. Neuanlagen vom Wald sind nur in einer Entfernung von 3m vom 


Nachbargrundstück zulässig. (Fortset folgt Seite 698) 
ortsetzung fo eite 
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Erbvertrag 8 2284-2289 


die für die Verjährung geltenden Vorſchriften der 88 208, 206 ent- 
Iptehende Anwendung. 

Hat im Falle des $ 2282 Abi. 2 der gejeßliche Vertreter den Erb- 
vertrag nicht rechtzeitig angefochten, jo fann nad) dem Wegfalle der 
Gejhäftsunfähigfeit der Erblafier ſelbſt den Erbvertrag in 
gleiher Weile anfechten, wie wenn er ohne gejeglichen Vertreter gewefen 
wäre. 

5 2284. Die Beltätigung eines anfehibaren Erbvertrags kann 
nur durch den Erblafjer perjönlich erfolgen.’*) Iſt der Erblaſſer in der 
Gefhäftsfähigfeit beſchränkt, fo it die Beftätigung 
ausgeſchloſſen. 

8 2285. Die im $ 2080 bezeichneten Perſonen können den Erb⸗ 
vertrag auf Grund der SS 2078, 2079 nicht mehr anferhten, wenn das 
Anfechtungsrecht des Erblaffers zur Zeit des Erbfalls erlofhen 


it.19) 

—— Durch den Erbvertrag wird das Recht des Erblaſſers, 
über ſein Vermögen durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden zu verfügen, 
nicht beichräntt.!°) | 

8 2287. Hat der Erblafjer in der Abjicht,.den Vertragserben 
zu beeinträdhtigen, eine Schenlung gemadt, fo Tann der Bertragserbe, 
nachdem ihm die Erbſchaft angefallen it, von dem Beſchenkten die Her- 
ausgabe des Geſchenkes nach den Borjhriften über die Herausgabe einer 
ungerehtfertigten Bereidherung fordern.) 
nt Der Anſpruch verjährt in drei Jahren von dem Anfalle der Erb: 
Haft an. 

8 2238. Hat der Erblailer den Gegenitand eines vertragsmäßig 
angeordneten Bermäditnifles in der Abfi ht, den Bedachten zu beein- 
trächtigen, zerſtört, bei Seite geſchafft oder beſchädigt, jo tritt, ſoweit der 
Erbe dadurch außerſtand geſetzt ijt, Die Leiftung zu bewirken, an Die 
Stelle des Gegenftandes der Wert. 

Hat der Erblafjer den Gegenftand in der Abficht, den Bedaditen 
zu beeinträchtigen, veräußert oder belaftet, jo ilt der Erbe verpflichtet, 
dem Bedachten den Gegenjtand zu verjhaffen oder die Belajtung zu be- 
leitigen; auf dieſe Verpflichtung finden die Vorſchriften des 8 2170 
Abſ. 2 entiprehende Anwendung. Iſt die Veräußerung oder die Be- 
laſtung ſchenkweiſe erfolgt, jo Iteht dem Bedachten, ſoweit er Erſatz nicht 
von dem Erben erlangen kann, der im 8 2287 beſtimmte Anſpruchgegen 
den Beſchenkten zu. 

8 2289. Durch den Erbvertrag wird eine frühere Ieptwillige Ver⸗ 
fügung des Erblaffers aufgehoben, joweit fie das Recht des vertrags- 
mäßig Bedachten beeinträchtigen würde. In dem gleichen Umfang ijt 
eine jpätere Berfügung von Todeswegen unwirkſam, unbeichadet Der 
Vorſchrift des 8 2297. 

Sit der Bedachte ein pflihtteilsberedhtigter Abkömm— 
ling des Erblaflers, fo fann der Erblafjer dur) eine pätere legt- 
willige Verfügung die nah 8 2338 zuläfligen Anordnungen 
treffen. 
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Erläuterungen 
5 2290 18) Eine „nit vertragsmäkige Berfügung“, alfo eine blos 


„einfeitige“ Verfügung, die in einem „Erbvertrag“ enthalten iſt (3. B. eine 
Entgiedung des Kr tteils, eine Anordnung über die Erbteilung, Crnennüng 
eines Teftamentsvollitreders, Wormundes ufw. vgl. Rote 1 unter C), Tann 
jederzeit frei widerrufen werden ($ 2299). 

12) Ausnahme: 8 2297. 


i 2291 20) 3.8. Pie] Pen „eigenhbändiges“ Teftament (8 2281 Wr. 2). 
2292 21 ? 8. audy durch ein „eigenhändiges gemeinihaftlidhes Teita- 
ment“; vgl. 8 2267, auch 8 2266, ferner $ 1516. 


8 2293 22) Obgleich ein „Exrbvertrag“, der den „Vorbehalt des Rüdtritts“ ent: 
ält, dadurch im weientlichen dem jederzeit widerruflichen „Teftamente” gleich⸗ 
ommt, bleiben doch dafür die Vorſchriften über „Erbverträge“ maßgebend. — 

Über „Nüdtritt“ vgl. 2206, 2297. 

8 2294 22) auch wenn er fi den Rüdtritt nicht vorbehalten hat. vgl. 8 2298. 

— „Berkronsmählge KA Paar 8 2278. hat. mal. 5 
22 vgl. 2333 — 2336, 2297. 
8 2295 25) pgl. Note 28, 





(Fortsetzung von Seite 696) 


Diese Bestimmung, sowie die Vorschrift des Artikels 15 Absatz 1 findet auf 
Wald, der an Wald oder an Ödfeld grenzt, keine Anwendung. 

“ Sofern ein neuangelegter Wald an ein Grundsttick grenzt, welchein nach Lage 
und Beschaffenheit durob die Aufforstung kein erhehlicher Schaden erwilchst, genügt 
eine Entfernung von 1,80 m. 

Die in diesem Artikel und in Artikel 15 bezeichneten Entfernungen werden von 
der Mittelachse des Baumes oder Strauches bis zur Grenze gemessen. 

Art. 1%. Für die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
bereits vorhandenen Bäume, Sträucher und Waldungen verbleibt es beı 
den bisherigen Vorschriften und ÖOrtsgebräuchen, soweit diese die Kinhaltung eineı 
geringeren als der in Artikel 15 vorgeschriebenen Entfernung gestatten. 

Art. 18. Der Eigentümer eines Girundstücks kaun verlangen, dass auf dem 
Nachbargrundstück schadendrohende Anlagen nicht hergestellt oder gehalten 
werden, ohne dass der Abstand, der nach polizeilichen Vorschriften zwischen der 
Anlage und der Grenze belassen werden soll, gewahrt ist, oder die durch polizeiliche 
Vorschriften vorgeschriebenen Schutzvorrichtungen getroften sind. 

Zu diesen Anlagen sind insbesondere Brunnen, Abtritts- und Dünger- 
gruben, Schornsteine, Feuerherde, Schmieden, Backöfen oder andere 
Ofen, Ställe sowie Niederlagen für Salz oder Ätzstoffe zu rechnen. 

Art. 19. Der Eigentümer eines Grundstücks, kann verlangen, dass in der 
Mauer eines Nachbargrundstücks angebrachte Öffnungen, welche eine Aussicht 
auf sein Grundstück gewähren (Aussichtsfenster), sowie an einer solchen Mauer 
angebrachte Balkone, Erker, Galerien, ferner sonstige eine Aussicht auf sein 
Grundstück gewährende Anlagen im Falle einer geraden Aussicht mindestens 1.80 m, 
im Falle einer schrägen Aussicht mindestens 60 cm von der Grenze entfernt sind. 

Die Entfernung wird bei gerader Aussicht von der Aussenseite der Mauer, worin 
das Fenster sich befindet, oder von der Hussersten Linie des Vorsprungs, bei schräger 
Aussicht von der nach der Aussichtsseite gelegenen Hussersten Kante des Fensters 
oder Vorsprungs gemessen. 

Art. 80. Der Eigentiimer eines Grundstücks kann vorlangen, dass in der 
Mauer eines Nachbargrundstücks angebrachte Lichtöffnungen, wenn sie die 
in Artikel 19 bestimmten Abstände nicht haben, derart eingerichtet werden, dass sie 
im Erdgeschoss mindestens 2,40 m. in den Stockwerken mindestens 1,80 m über (Jen: 
Fussboden des zu erhellenden Ruumes angebracht und verschlossen sind und nicht 
geöffnet werden können. 

Unter dieser Höhe dürfen Anlagen, welche das Licht durahlassen, angebracht 
werden, wenn das Öffnen und Durchblicken nicht möglich und die das Licht durch- 
lassende Substanz mindestens 2 cm dick ist, 

Art. 21. Lichtöffnungen, Aussichtsfenster und andere eine Aus- 
sicht gewährende Anlagen, welche auf einen öffentlichen Weg oder auf 
einen öffentlichen Platz gelien, sind den Beschränkungen der Artikel 19, 20 diere: 
Gesetzes nicht unterworfen. 

Wenn ein Weg oder Platz die Eigenschaft der Öffentlichkeit verliert, so be- 
halten die Eigentümer der angrenzenden Grundstücke das Recht auf Fortbestand von 
vorhandenen Anlagen der in Artikel 19 bezeichneten Art und muss der Eigentümer de: 
Weges oder Platzes bei seinen Anlagen die in Artikel 10 vorgeschriebene Entfernung 


beobachten. 
(Fortsetzung folgt Seite :0®) 
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8 2290. Ein Erbverirag jowie eine einzelne vertrags- 
mäßige Verfügung ') Tann dur Vertrag von den Perjonen aufge: 
hoben werden, die den Erbvertrag geſchloſſen Haben. Nahdem Tode 
einer dieſer Perſonen kann die ufhebungnicht mehr erfolgen.') 

Der Erblaſſer kann den Vertrag nur perſönlich ſchließen. Iſt er 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo bedarf er nicht 
der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters. 

Steht der andere Teil unter Vormundſchaft, fo iſt die Ge— 
nebmigung des Bormundfhaftsgeridhts erforderlid. 
Das gleiche gilt, wenn er unter elterliher Gewalt jteht, es fei 
denn, daß der Vertrag unter Ehegatten oder unter Berlobten 
geihloffen wird. 

Der Bertrag bedarf der im 8 2276 für den Erbvertrag vorgeſchrie⸗ 
benen Form. 

82291. Tine vertragsmähige Berfügung, durh die ein Ber: 
mächtnis oder eine Auflage angeordnet ift, kann von dem Erblaſſer durch 
Zeitament 2°) aufgehoben werden. Zur Wirtjamfeit der Aufbe- 
bung ift die Zuftimmung des anderen Bertragidfließenden er- 
forderlich,; die Vorſchriften des $ 2290 Abi. 3 finden Anwendung. 

Die Zuftimmungserflärung bedarf der gerichtlichen 
oder notariellen Beurfundung; die Zuftimmung ift unwider⸗ 
ruflich. | 

5 2292. Tin zwiſchen Ehegatten geſchloſſener Erbvertrag kann 
auch durch ein gemeinihaftlihes Teftament der Ehegatten aufgehoben 
werden; 2?) die Vorſchriften des $ 2200 Abf. 3 finden Anwendung. 

8 2293. Der Erblaſſer fann von dem Erbvertrage zurüdireten, 
wenn er fi den Nüdiritt im Vertrage vorbehalten hat.22) 

5 2294. Der Erblajier kann von einer vertragsmäßigen Ver: 
fügung zurücktreten,““) wenn fid) der Bedachte einer Verfehlung ſchuldig 
madt, die den Erblajjer zur Entziehung des Pflichtteils berechtigt ?*) 
oder, falls der Bedachte nicht zu den Pflichtteilsberechtigten gehört, zu 
der Entziehung berechtigen würde, wenn der Bedachte ein Abkömmling 
des Erblafjers wäre. 

2295. Der Erblajier fann von einer vertragsmäßigen Ber: 
fügung zueüdtreten,?”) wenn die Verfügung mit Nüdficht auf eine rechts⸗ 
geihäftliche Verpflichtung des Bedachten, dem Erblaffer für deſſen Lebens: 
zeit wiederfehrende Leiftungen zu entrichten, insbejondere Unterhalt zu 
gewähren, getroffen ijt und die Verpflichtung vor dem Tode des Erb: 
laſſers aufgehoben wird. 

8 2296. Der Rüdtritt kann nit Durch einen Vertreter erfolgen. 
St der Erblaffer in der Geſchäftsfähigkeit befhräntt, fo 
bedarf er nit der Zuftimmung jeines gejeglichen Vertreters, 

Der Rüdtritt erfolgt durch Erflärung gegenüber dem 
anderen Vertragihließenden. Die Erklärung bedarf der gerichtlichen 
oder notariellen Beurfundung. 

5 2297. Soweit der Erblafjer zum Rüdtritte berechtigt ift, kann 
er nad dem Tode des anderen Vertragichließenden die vertragsmäßige 
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J Erlãuterungen 


8 2297 2 3 B. auch durd ein „eigenhändiges“ Teftament (8 2231 Nr. 2). 
8 2298 27 — ‚Rote 1 unter D, auch 88 2270, 2271, 2278. 
8 2299 28) vgl. Note 1 unter c. — Nah 8 2255 können außer „Chegatten“ 


mehrere erfonen eine „legtwillige Bertägung‘ Teitament 8 1937) ni rd 
gemein — erridten. 8 2299 will deshalb Klar ftellen, da 

buertrage nicht bloß der fi writagsmäßig bindende „Erblaffer“, on. ⸗ 
bern aud der andere Vertragſchließende 8 nfeitig“ jede Verfügung 
treffen könne, di durh „Tejtament“ Se Hen werden fann, aljo insbe- 
ſondere: Erbeinſetzungen, —A uflagen, Ernennungen von’ ee 
mentspollftredern und andere Anordnungen der in Note 1 unter C bezeid- 
neten 


29 
30 2293 ff. 

8 2300 vgl. 8 2277 und Note 7, jowie die Noten zu 88 22592263, 2273, 
8 2301 Der & 2301 ordnet die bei der jogen. Schenkung auf Todesfafl in 
Betracht fommenden ragen dahin: A. Wenn ein bloßes — — 
erteilt iſt unter der ingung, daß der ee nker über: 
lebt“, jo finden nad) —8 abi. 1 Sat 1 die Bor titten (insbejondere aud) 
die Form-Vorſchriften) über Berfügungen von Todeswegen 
(Tejitament, ehnertran) Anwendung Allo: a) Wenn jemand ein: 
feitig (ohne Annahmeerllärung feitens des Beſchenkten) erklärt, 
er — preche, für den 0 — Todes dem anderen (Überlebenden) gewille 

t 





ände zu ſchenken, jo find hierfür die Vorfchriften über „Teitamente“ 

ne gebend. b) Wenn de ſchenkte das Schentungsveripredhen , ennimmit“, 

Io Ind für das „Schenkungsverſprechen“ und die „Annahme“ die Vorkhriften 

den ein „Dermägtnis, 55 fissenben „Erbvertrag“ maßgebend. 

£ au a und b vgl. 1, 2160, 1939, 191 und Noten. 

‘ Wenn im alle a die : etement formen, im Falle b die Erbvertrags: 

ormennihtgewahrt find, ilt das ‚Shenfungsveripreen‘“ unwiırf!:- 

am. — B. Wenn der Schenter eine unter der Bedingun der „Be: 

ſchenkte den Schenter überlebt“, erflärte Schentung noch bei Bien Lebzeiten 

Dur) Seiltung gewenbeten Gegenftandes vollzieht, jo finden nach 8 2301 

arßet über „ gentungen unter Xebenden“ 

($ 516 ff.) Anwendung. Beilpie D übergibt dem K einen Pfandbrief 

er 1000 ME. mit der Erklärung: „Falls Du nich überlebft, jhente ih ihn 

Dir.“ Cs Tiegt alfo eine „Schenkung unter Sebenden unter auflöjender 

Bedin vor, d. h. wenn K rüher ſtirbt als D, müſſen die Erben de⸗ 
101, fand rief (oder deſſen Wert) dem D D zurüdge ben, 88 158 Abſ. 


) „Schentweiles, s * uldverſprechen auf den Todesfall lebt nad 
Erbvektra s Recht 
34) vgl. Note sn ſondere unter B. 





(Fortsetzung von Seite 60$) 


Art. 2%. Hat der Eigentimer eines Gebäudes vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs durch Zeitablauf das Recht erlangt, dass zum Schutze seiner 
Fenster Anlagen auf einem Nuchbargrundstück einen bestimmten Abstand einhalten 
müssen, so gilt dieses Recht als @runddienstbarkeit. 

Art, B. Die Ansprüche, die sich aus den Artikeln 19 und 20 ergeben, 
unterliegen nicht der Verjährung. 

Art . Der Eigentümer eines Gobäudes hat die Bedachung so einzurichten, 
dass die Daehtraufe auf das eigene Grundstück oder auf einen öffentlichen Weg 
füllt oder abgeleitet wird 

Art. 25. Zur Übertragung des Eigentums an einem in Baden gelegenen 
Grundstücke, welches im Grundbuch nicht eingetragen ist und nach den 
Vorschriften der Grundbuchordnung auch nach der Übertragung nicht eingetragen 
za werden braucht, ist die Einigung des Veräusserers und des Erwerbers tiber den 
Eintritt der Rechtsänderung und die öffentliche Beurkundung dieser Einigung erforderlich. 

Art. 26. Die Verpflichtung zu wiederkehrenden Leistungen, welche aum 
Lebensunterhalt einer bestimmten Person dienen, kann als Reallast begründet 


werden. 
(Fortsetzung folgt Seite 704) 
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Erbvertrag 5 2298-2302 


Verfügung durch Teſtament aufheben.) In den Füllen des 8 2294 
inden die Vorſchriften des $ 2336 Abſ. 2 Dis 4 entjprechende Anwen: 
dung. 

$2298. Sind in einem Erbvertrage von beiden Teilen vertrags- 
mäkige Verfügungen getroffen, jo hat die Nichtigfeit einer Diejer Ber: 
fügungen die Unwirkſamkeit des ganzen Vertrags zur Folge.“) 

It in einem ſolchen Vertrage der Rüdtritt vorbehalten, jo wird 
durd) den Rüdtritt eines der Vertragjchließenden der ganze Bertrag auf— 
gehoben. Das Rüdtrittsrecht erlijht mit dem Tode des anderen Ber: 
tragichließenden. Der Überlebende fann jedod), wenn er das ihm durd) 
den Vertrag Zugewendete ausjhlägt, jeine Verfügung durch Teſta— 
ment aufheben. 

Die Vorjehriften des Abi. 1 und des Abj. 2 Saß 1, 2 finden feine 
Anwendung, wenn ein anderer Mille der Vertragjchließenden an: 
zunehmen: ijt. 

52299. Jeder der Vertragihließenden fann in dem Erbvertrag 
einjeitig jede Verfügung treffen, die Durch Teitament getroffen werden 
lann.) 
| Für eine Berfügung diefer Urt giltdasgleihe,wiewenn 
fie dvurhd Teftament getroffen worden wäre. Die Verfügung kann 
aud in einem Vertrag aufgehoben werden, durch den eine vertragsmäßige 
Verfügung aufgehoben wird.) 

MWird der Erbvertrag durd Ausübung des Rüdtrittsrechts °") 
oder durch Vertrag aufgehoben, jo tritt die Berfügungaußer 
Araft,jofernnidtein anderer Wille des Erblafjers anzunehmen 
it, 

S2300, Die für die Eröffnung eines Teftaments geltenden 
Voririften ber 88 2259 bis 2263, 2273 finden auf den Erbvertrag ent- 
iprehende Anwendung,'') Die Vorſchriften des 8 2273 Sat 2, 3 jedoch 
nur dann, wenn ji der Erbvertrag in bejonderer amtlidher 
Verwahrung befindet. 

Ss 2301. Auf ein Schenkungsverſprechen, welches unter der Be- 
dingung erteilt wird, daß der Beſchenkte den Schenfer überlebt, finden 
die Vorſchriften über Verfügungen von Todeswegen Anwendung.”*) 
Tas gleiche gilt für ein ſchen kweiſe unter diefer Bedingung erteiltes 
Shuldverfpredhen oder Shuldanerfenntnis der in den 
z8 780, 781 bezeichneten Art.*°) 

Bollzieht der Schenter die Schenkung durch Leiſtung des zugewen— 
beten Gegenjtandes, jo finden die Vorſchriften über Schenfungen unter 
Lebenden Anwendung.’*) 

$2302. Ein Bertrag, durch den fih jemand verpflichtet, eine 
Verfügung von Todeswegen zu errichten oder nicht zu errichten, aufzu- 
heben oder nicht aufzuheben, ift nichtig. 
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Erläuterungen 


8 2303 1) vgl. Anhang 1 — 2303 (A. Wer iſt pflichtteilsberechtigt? — 
B. Vorausſetzungen des Pf —— — CEntziehung und  Beihrän 
fung des Bflichtteilsreihts. — p Worin befteht ber Pflichtteil? Das 
— iſt kein Erbreiht, ſondern eine Geldforderung gegen ben Nad- 
Verteilung der Ar eilslaft. — G. & Iichtteilsredht bei Vermin⸗ 
* des Vachlaſſes durch Schenkungen des Erblaſſers bei Lebzeiten. — 
H. Berträge über künftigen Pflichtteil. — I. Übergangsvorkhrift.). 

Unehelie Kinder Ben im En des 8 2503 nur als „Abltömm- 
finge“ rt Mutter, * alſo nur ihr und den mütterlichen Großeltern, 
Urgroßeltern uſw. nübe Pr erh lichtteilsvecht (und umgelehri) Dem 
QBater gegenüber isbereihtigt. vgl. & 1589 Ab]. 2. — 
Zegitimierte unebeline —X His an Kindesitatt angenommene Perſon 
ſtehen den eheliden Rindern leid ——— 21 1757), haben allo 
ein Pflichtteilsrecht; vgl. Fed a ie Abfömmlin ge „an Kindes⸗ 
ſtatt angenommener nnd nd pflidtteilsberehtigt nur gemäß 8 1762. 

3) Zu unterfdeiden von Ghiglen aus Unfenni ift die „Uber: 
ehung“ eines ichtteilsberedtigten aus Untenntnis feines Bor: 
n njeins. 2079, 2080, 2281 und Anhang 1 zu 8 2303 unter B.a. 


I. Anhang 13 u8 
5 ‚Polen öbe im einzelnen Falle verſchieden und gemäß 1924, 1925, 
1981, eaujk tellen Yaus — u gie Beilpiele in Anhang 9 zu 1924. 
5a) n 
28 at die Beilpiele Mi Unkang 11 zu 8 198. 
al. 8 ; 8 1931 nebſt Noten und die Beilpiele in Anhang 9 zu 8 1924 
nhan 


ſowie in g 11 zu 8 19 
8 2304 3) vgl. $ 2087. — Wenn ein Erblaffer, der Witwer ift und 5 Kinder 
. hinterläßt, in jeinem aeltamente beit timmt: ‚gu meinen Erben ernenne id 
meine Kinder A, B, C, D. Wein Kind E foll nur den Pflichtteil er— 


alten,“ jo bedeutet Bas” „im Zweifel“ b. wenn wenn fein „anderer Wille des Erb: 
aflers aus den Umftänden F entnehmen lt), C, D Erben zu je 4 
Kin follen und E nur gie nnd ep auf Auszahlung des 
ertes von Y/n in G eld. Wenn aber —* ale — ätte: 
‚au meinen Erben ernenne id) meine 5 Rinder; mein Sohn E joll jedod nur 
den Pflichtteil erhalten,“ jo würde man annehmen müſſen, daß E „Miterbe“ 

zu Yo fein joll, daß mithin A, B, C, D je %u erben iolfen. 
8 2305 ) Wenn ein verwitweter Erblaſſer 2 Kinder hinterläßt und im Teſta⸗ 
ee beitimmt hat: „Meine Tochter ſoll Y%, das ilbrige ſoll mein Sohn erben,“ 
lo fann die Tochter, da ihr Pflieten nach 8 2303 % beträgt, von ihrem Bruder 
Zahlung des ertes des FR fehlenden % in Geld ordern. Sie hat 
nicht etwa das Recht, das ihr hinterlallene %. zurüdzuweiien und Zahlung 
von ir in Geld zu fordern. — 8 2305 Handelt vom fogen. „Zufag- Pflicht: 

te 


8 2306 vgl. über ‚Naherben“ 2100 ff., beionders 88 2112 si — über 
wc 88 2192 ff. — über „Te tamentsvollfireder 8 Ta 
Tetilungsanordnungen“ 3 %. Dritte 
Der P Bit ihtteilsberedtigte fann den flichtteil 3 un Yieder 
ve hräntung und Beihwerung verlangen. 8 2306 Ab]. 1 Satz 1 beitimmt 
t, daß, wenn ein Pflichtteilsberechtigter gwar als „Erbe“ eingeſetzt a 
aber nur in Höhe der Hälfte feines gejegliden Grbteils (d d. h. in H 
—* Pflichtteils) oder gar zu einem noch geringeren eile, die in 
2306 begeiäneten „Beihrantungen“ und „Bei chperungen des ẽrbleils ohne 
weiteres von Rechtswegen „als nicht bei t“ gelten follen. 
Iſt er zur Hälfte feines geihtichen Crbteils, aljo n bi Des „ruätteils, 
eingejeßt, ſo, t es bei dem Wegfalle der „Belhräntungen“ und 
k mwerungen“ jein Bewenden. it er aber zu einem geringeren Zeile 
als der Hälfte des geſetzlichen Erbteils eingetekt, jo fallen nit nur die —* 
ſchränkungen“ und ‚Beſchwerungen“ we ſondern er kann außerdem „ 
gänzung“ feines Fvflichtteüs gemäß 2305 fordern. 
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Pflichtteil 8 2308-2308 
Fünfter Abjchnitt. 


Pflichtteil.) 


82303. Iſt ein Ablömmling?) des Erblaffers durch Verfü— 
gung von Todeswegen von der Erbfolge ausge— 
ſchloſſen,«) jo kann er von dem Erben den Pflichtteil verlangen.*) 
Der Pflichtteil beſteht in der Hälfte des Wertes des geſetzlichen Erb⸗ 
teils.:) 

Das gleiche Recht ’*) fteht den Eltern °) und dem Ehegatten?) des 
Erblafjers zu, wenn fie durch Verfügung von Todeswegen von der Erb: 
jofge ausgeſchloſſen find. 

8 2304. Die Zuwendung des Pflidtteils iſt im Zwei i el 
nicht als Erbeinjegung anzujehen.®) 

82305. Iſt einem Pflichtteilsberechtigten ein Erbteil Hinter- 
fallen, der geringer iſt als die Hälfte des gejetliden 
Erbteilg, jo fann der Pflitteilsberetigte von den Miterben 
gls Pflichtteil den Wert des an der Hälfte fehlenden Teiles verlangen.?) 

5 2306, Iſt ein als Erbe berufener Pflichtteilsberechtigter durch 
die Einſetzung eines Nacherben, die Ernennung eines Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrekers oder eine Teilungsanordnung beſchränkt oder iſt er mit einem 
Bermähtnis oder einer AÄuflage beſchwert, fo gilt die Beſchrän— 
fung oder die Bejhwerungals nidtangeordnet, wenn 
der ihm bHinterlajjene Erbteil die Hälfte des gejeglihen 
Erbteils n icht überfteigt.!) ft der hinterlaſſene Erb- 
teil größer, jo fann der Pflitteilsberechtigte den Pflichtteil 
verlangen, wenn er den Erbteil ausidhlägt;'") die Yus- 
\dlagungsfrift!:) beginnt erſt, wenn der Pflichtteilsberech— 
figte von der Beihräntung oder der Beihwerung Kenntnis erlangt. 

Einer Beijhräntung der Erbeinjegung jteht es gleich, wenn 
der Pflichtteilsberechtigte als Nacherbe eingeſegt iſt. 28) 

82307. Iſt ein Pflichtteilsberechtigter mit einem Bermädtnifie 
bedacht, jo kann er den Bilichtteil verlangen, wenn er das Bermädt- 
nisausjhlägt.* Schlägt er nidht aus, jo fteht ihm ein Recht 
auf den Pflichtteil nicht zu, ſoweit der Wert des Bermädt- 
niljes reiht; bei der Berehhnung des Wertes bleiben Beichränfungen 
und Beichwerungen der im 8 2306 bezeichneten Art außer Betradt. 

Der mit dem Vermächtniſſe beſchwerte Erbe kann den Pflicht-— 
teilsberedtigten unter Beitimmung einer angemeſſenen Friſt 
zur Erflärung über die Annahme des Bermädtnijjes 
auffordern. Mit dem Ablaufe der Friſt gilt das VBermädtnis als aus- 
geihlagen, wenn nicht vorher die Annahme erklärt wird. 

8 2308. Hat ein Pflichtteilsberechtigter, der als Erbe oder als 
Vermaͤchtnisnehmer in der im $ 2306 bezeichneten Art beichräntt oder 
befchwert ift, Die Erbichaft oder das Vermächtnis ausgeſchlagen, jo kann 
er die Ausſchlagung anfechten, wenn die Beſchränkung oder Die Be- 
ſchwerung zur Zeit der Ausſchlagung weggefallen und der Wegfall ihm 
nicht bekannt war. 
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83 2307 


3 2308 
8 2309 


5 2310 


8 2311 


8 2312 


8 2313 





Erläuterungen | 


d. H.: wenn der dem en ae ten Hinterlafjene, aber (in 
der in —8 1 des $ 2306 angegebenen We beihränkte" oder „bei werte“ 
Erbteil größer ilt als die Saite Des gele u n Erbteils (als der Bflicht- 
teil), F hat der P Lihtteilsberehti, e die Wa BT: entweder den Erbteil 
mit den „Beihwerungen“ oe rüntungen, anzunehmen oder den Erb- 
teil —— en und "alla ung des Pflihtteils zu fordern. 
— same die alicht eit einer jpüteren „Anfechtung“ der „Ausſchlagung“ vgl. 


1944. 
“) . 8. wenn ber Erblajfer in feinem Teftamente bejtimmt: „Zu 
meiner Erbin ernenne id) meine Ehefrau. Was beim Tode meiner gran 
I das übri g, tin wird, ‚jollen meine Kinder als Naherben erben‘ 
o ilt das einen Bejaräntung, der u neseinlegung der pflihtteilsberehtigten 
Kinder. ühbere über Rechtslage in dieſem praktiſch häufigen 
zug zu insbeionbere auch —— die Ausſchlagungsfriſt vgl. Anhang 13 
au 


S 2307 er — daß der P ee rum ubte ſich nicht Brandt mit 
einem „ —* abf inden zu la Cr kann jtets das „Vermädtnis 

a usihla en“, mag es len f klein belaſtet oder unbelajtet, beichräntt 
oder 336 ſein, un n Pflichtte ar, erheben, wie 
wenn ihm Tn mits interlallen wäre. vgl. Anhan u 8 2303 unter B letter 
Abi. — ie oglichten einer ſpateren „An chung der u sung” 
des Bremen sel. „ 2308. — Zu & 2307 vgl. auch 8 26 A 


15 
2309 gibt dem Grundfag Ausdrud, daß von jedem Erb⸗Stamme 
der Brit eilsaniprud nur einmal geltend gemadjt werden fann. — vgl. 88 
1924 er 2, 1930, 2306, 207. — Beiipiele vgl. Anhang 16 zu Ki 

heile d. h. des nad) 8 2303 Ab]. 1 Sa 2 maßgebenden „gejeglihen“ Erb- 
eils. 

18) Die Eee vgl, Note 3. 


21 5 sie gi des Todes des Erblaſſers; 8 1922. 

22 8 1932. wird aljo der „Woraus“ des Überlebenden „Che: 
en en vom Nachlaß a 29 ogen, und erjt von dem, was übrig 

leibt, wird der Wert des gefeht: 2308 Erbteils J „Eltern“ berechnet, 
und von dieſem Wert erhalten die Eltern als ar Die Hälfte. 

23) Der Pflicht he Yen alſo nicht die „Beräußerung“ 
von Na jlabgegenitänden behu ttermittlung, auch nit deren „Über- 
nahme“ zu den Wertanjühen verlangen. über den Wertanjag für „Rechte“ 
und „Berbindlidteiten“ insbejonde te für „unſichere“ und „zweifelbafte“, trifft 

2313 Beitimmung; „Sichere“ und „seijellofe“ fommen zum senn etrage in 
nſatz. Bei Gegenſt änden, die einen „Kurswert‘ — n, wird der mittlere 
Tagesturs an dem dem le&ten MWohnft des Erb ſſers zunächſt gele nen 
Zorſenplatze anzuſetzen ſein. Über den tanſatz für LKandgüter“ vgl. 


24) vgl. Anhang 1 zu 8 90 am 
Ba vgl. Note 27 und 28 zu $ 2049, ae E. 137. Gegenjat des „Ertrags- 
iſt der „Berlaufsmwert“. 


u über „aufidiebende“ und „auflöfende“ Bedingungen vgl. 88 158 ff. 





(Fortsetzung von Seite °00) 


Die Begründung anderer Reallasten ist untersagt. 
Art. 87. Die Belastung eines Grundstücks mit einer für den Eigenttimer un- 
kündbaren Hypothek oder Grundschuld ist untersagt. 


Hypothekenforderungen und Qrundschulden kann das Kündigungsrecht 


des Eigentümers des belasteten Grundstücks nur für die Dauer von zehn Jahren 
ausgeschlossen werden. 
(Fortsetzung folgt Seite 710) 
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Pflichtteil 8 2309-2313 


Auf die Anfechtung der Ausihlagung eines Vermächtniſſes 
finden die für, die Anfehtung der Ausihlagung einer Erbihaft 
geltenden Borfchriften entiprediende Anwendung.) Die Anfechtung 
erfolgt Durch Erflärung gegenüberdem Beihmwerten. 


& 2309. Entjerntere Ablömmlinge und die Eltern des Erblafiers 
find infoweit nicht pflichtteilsberedhtigt, als ein Abkömmling, der 
fie im Falle der gejeglihen Erbfolge ausſchließen würde, den 
Pflichtteil verlangen fann oder das ibm Hinterlaffene 
annimmt.) 

8 2310. Bei der Zeititellung des für Die Berechnung des Pflicht⸗ 
teils maßgebenden Erbteils:!?) werden Diejenigen mitgezählt, welche 
durch Tegtwillige- Verfügung von der Erbfolge ausgejhloffen find ') 
oder Die Erbihaft ausgefhlagen haben oder fürerbunwürdig 
erklärt find.) Wer durch Erbverzicht von der gejeglichen Erbfolge 
ausgeſchloſſen ijt,2°) wird nicht mitgezählt. 

8 2311. Der Berechnung des Pflichtteils wird der Beſtand und 
der Wert des Nachlaſſes zur Zeit des Erbfalls *') zugrunde gelegt. Bei 
der Berechnung des Pflichtteils der Eltern des Erblajlers bleibt der dem 
überlebenden Ehegatten gebührende Boraus außer Anfap.?:) 

Der Wert ift, foweit erforderlich, durch Schätzung zu ermitteln. 
Eine vom Erblaffer getroffene Wertbeitimmung ift nidt 
maßgebend.) 

8 2312. Hat der Erblaffer angeordnet oder ilt nach $ 2049 
anzunehmen, daß einer von mehreren Erben das Recht haben foll, 
ein zum Nachlaſſe gehörendes Landgut ?*) zu dem Ertragswerte 25) zu 
übernehmen, fo ift, wenn non dem Rechte Gebraud; gemacht wird, der 
Ertragswert aud für die Berechnung des Pflichtteils maßgebend. 
Hat der Erblaffer einen anderen Übernahmepreis beitimmt, jo ift 
diefer maßgebend, wenn er den Ertragswert erreicht und den 
Shägungswertnidtüberfteigt. 

Hinterläßt der Erblaſſer nureinen Erben, fofanneran- 
ordnen, daß der Berechnung des Pflictteils der Ertrtagswert 
oder ein nah Abi. 1 Sat 2 beitimmter Wert zugrunde gelegt wer: 
den ſoll. 

Diele Vorſchriften finden nur Anwendung, wenn der Erbe, der 
das Landgut erwirbt, zu den im 8 2303 bezeichneten pflichtteilsberech⸗ 
tigten Perjonen gehört. 

82313. Bei der Feſtſtellung des Wertes des Rachlaſſes bleiben 
Rechte und Verbindlichkeiten, Die von einer aufihiebenden Bedingung 
abhängig find, außer Anſatz. Rechte und Verbindlidkeiten, die von 
einer aufldfenden Bedingung abhängig find, kommen als unbedingte 
in Anfag.?®) Tritt Die Bedingung ein, fo hat die der veränderten 
Rechtslage entiprehende Ausgleichung zu erfolgen. 

Für ungewille oder unfihere Rechte jowie für zweifelhafte Ber: 
bindlihfeiten gilt das gleiche wie für Rechte und Verbindlichkeiten, die 
von einer aufjhiebenden Bedingung abhängig find. Der Erbe ift 
dem Pflichtteilsberechtigten gegenüber verpflichtet, für die Feititellung 
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8 214. 


8 2315 


8 2316 


Erläuterungen 


27) Der Wert von „betagten“ und auf „wiederlehrende Tmittefn. opt * 
richteten von mil gemäß 8 2311 Abf. 2 durch " Schäßung“ zu ermitte 
88 65 Abi 
28) Pr es, dab er gar nicht als „Erbe“ eingelegt ift oder die Erbſchaft 
mäß 3 2306 —— hat. 
20) Rur n den „Erben“, nicht gegen den „Teſtamentsvollſtreder“ 
* der Bilichtteilsbereihtinte auf „Auskunft“ Hagen. vgl. 8 2213 Ab. 1 
a 


so) Der Piintteilgberenti Fi fenn, n Hasler 8 260 vom Erben aud den 
Dffenbarungseid“ bezüglid) egpicpiſez fordern. Die 
Vorſchriften der 2001 - 2003, — Nahlaginpventar“ gelten 
zwar für das na 2314, 260 208 De, Verzeichnis nit, immerhin 
wird ihre Beachtung zwec mãßig ſein. vgl. Note 62 zu 8 2001 (Formular) 
. und zwar vom „Erben“, nit unmittelbar beim „Nadlaß- 
ger “« 
zu $ 2002 (Zufjtändigleit). 
2) hausen haben n nad 2503 einen „unentzied- 
baren“ Aniprud auf die Halfte des Wertes ihres gefeglichen Erbteils. Dieſer 
Grundſatz könnte von (eben Erblaſſer vereitelt werden, wenn es in der WiLT- 
tür des Erblafiers fände, 2: einem Pilichtteilsberechtigten , ‚unter Re = 
benden“ irgend welde na) au Befiemen gemacht hat, „nahträg- 
Lid“ (durch Tegtwillige ade gung) zu beitimmen, ak und welde jener Zu⸗ 
wendungen auf den Ki erechnet werden jollen. 2315 be- 
Kimmt daher, daß bet fiateil ang tigte eine durch „R sg te unter 
ebenden“ emp ne Zuwendung ih auf den Pflihtteil nurdaenn 
anrehnen Piper braudt, wenn der Erblaller dies „bei“ der Zu⸗ 
wendung (ons Nauc oder durch eine aus den Umſtänden des Falies nachzu⸗ 
weiſende ſtillſchweigende Willenserklärun 9) angeordnet hat. Wenn der 
Erblafjer „bei“ der Zuwendung unter Lebenden beitimmt, ſie ſolle ul den 
‚Erbteil“ angerechnet werden, jo wird dies „im Zweifel“ dahin aufzufallen 
kin, daß fie auch auf den ‚Bilidtteil“ angerechnet werden joll. . Eltern, 
ie ihrer Tochter in Erfüllung ihrer „geieglichen“ — — (8 1620) 
eine „Ausiteuer“ geben (Gegenſatz: die in $ 1624 behandelte re ung“, 
u der eine „VVerpflichtung“ nicht beiteht), oe dabei nid 
[timmen bürfen, die Tochter mile ih die Ausiteuer auf den Pflicht ‚an 
rechnen“ laſſen; denn Die „Erfüllung einer Berpflidtung“ iſt feine „au- 
wendung“ im Sinne des 8 2315. 


2) Die „Hinzurehnung“ geihieht für die Berechnung des fgt 
teils eines je de n Ytiöttelisere tigten bejonders (anders: 
„Ausgleihung“ gemäß $ 2055, wo „Jämtliche Sumenbungen inzugereinet 
werben). — eilpiele zu 2 2315 vgl. ge 34 zu 8 23 
2316 behandelt nit die Frage, was ſich ein Pflichtteilsberech⸗ 

tigter aufden „Pflichtteil“ anıehnen AK n BT — biervon 
handelt der vorhergehende $ 2815 —, jondern er erläutert den in $ 2303 feit- 
geitellten Satz: der Pflichtteil beſteht in der Hälfte des Wertes des geſetz- 

en Exbteils“ näher dahin, dab, wenn „mehrere gemäß 8 2310 mitzus 
zählende Abkömmlinge“ vorhanden fi ind (nur für Diefen Sal gilt $ 2316), 
bei Perechnung des Pflichtteils der —* A e eg ie“ Erbteilinderjenigen 
Gestalt au er gelegt werde ie er im Selle der geſetz— 
liden“ € unter Serhefintigung „Einwer‘ ungs: 
poiten“ he Ned ür Die Ausgleihungspitiht — — Vorſchriften der 
88 2050—2056 (vgl. dieſe und ap toten dazu) en würde. — Beilpiele 
zu 8 2316 vgl. Anhang 35 zu 8 

Beilpiel: vgl. Anhang 835 zu 8 2316 unter d. 

Zuwendungen der in $ 2050 Ab. 1 bezeichneten Art (Austattung) 
müffen alſo bei Berehnung des Pilichtteils jedes von mehreren Ablömm- 
lingen unbedingt berüdfichtigt werden. Ob der Erblaſſer beſtimmen fann, 
daß Zuwendungen der in 8 2050 Ab. 2 bezeichneten Art (Zuſchüſſe, Berufs- 
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Pflichtteil 8 2314-2318 


eines ungewifjen und für die Verfolgung eines unfidheren 
Rechtes zu forgen, foweit es einer ordnungsmäßigen Verwal: 
tung entjpridht.?”) 

& 2814. Sit der Pflichtteilsberechtigte nicht Erbe,?s) jo hat ihm 
der Erbe auf Verlangen über den Beitand des Nachlaſſes Auskunft zu 
erteilen.??) Der Pflichtteilsberechtigte kann verlangen, daß er bei der 
Aufnahme des ihm nad) 8 260 vorzulegenden Berzeihhnifles der Nach⸗ 
laßgegenftände ?°°) zugezogen und daß der Wert der Nachlaßgegen— 
Hände ermittelt wird. Er kann auch verlangen,“) dak das Verzeidh- 
nis durch die zuftändige Behörde oder dur einen zuftändigen Be: 
amten oder Notar aufgenommen wird.?) 

Die Koften fallen dem Nachlaſſe zur Laft. 

82315. Der Pflitteilsberechtigte hat ih auf den Pilichtteil 
anredinen zu laſſen, was ihm von dem Erblaſſer durch Rechtsgeſchüft 
unter Lebenden mit der Beitimmung zugewendet worden ift, daß es auf 
den Pflichtteil angerechnet werden foll.’°) 

Der Wert der Zuwendung wird bei der Beitimmung des Pflicht— 
teils dem Nachlaſſe hinzugerechnet.) Der Wert beftimmt ſich nad) der 
Zeit, zu welder die Zuwendung erfolgt ift. 

At der Pflichtteilsberechtigte ein Abkösmmling des Erblaffers, jo 
findet die Vorichrift des 8 2051 Mb. 1 entiprechende Anwendung. 

5 2316. Der Pflichtteil eines Ablsmmlinges beftimmt fi, wenn 
mehrere Abkömmlinge vorhanden find und unter ihnen im falle der 
gejeglihen Erbfolge eine Zuwendung des Erblaflers zur 
Yusgleihung zu bringen fein würde, nad) demjenigen, was auf 
ven geſetzlhichen Erbteil unter Berückſichtigung der Ausgleichungs- 
piliht bei der Teilung entfallen würde.) Ein Abtömmling, der 
Muh Erbverzicht von der gejeglihen Erbfolge ausgeidhlofien it, 
bleibt bei der Berehnung außer Betradt. 

Iſt der Pflihtteilsberehtigte Erbe und beträgt der Pflicht- 
teilnah Abſ. 1 mehr als der Wert des hHinterlafjenen Erb- 
teils, fo Tann der Pflichtteilsberetigte von den Miterben den 
Mehrbetragals Pflichtteil verlangen, aud) wenn der hinter: 
laſſene Erbteil die Hälfte des gejeglihen Erbteilserreidht 
oder überfteigt.’°) 

Eine Zuwendung der im 8 2050 Abſ. 1 bezeichneten Art kann der 
Erblaffer nit zum Nachteil eines Pflihtteilsberechtigten von der Be: 
rücſſichtigung ausichließen.?”) 

St eine nah Abi. 1 zu berüdfichtigende Zuwendung zugleid 
nah 8 2315 auf den Pflitteil anzurechnen, jo fommt fie auf 
dbiefen nur mit der Hälfte des Wertes zur Anrechnung.’®) 

2317. Der Anſpruch auf den Pflichtteil entſteht mit dem 
Erbfalle.:°) 
Der Anſpruch ift vererblih und übertragbar“) 


5 2318. Der Erbe kann bie Erfüllung eines ihm auferlegten 
Vermächtniſſes ſoweit verweigern, daß die Pflichtteilslaſt 


— 707 — 45* 


g 2317 


8 za1n 


8 2319 
5 23230 


8 2321 


- wird im Sinne der 


en — 
“ er 


Erläuterungen 


Vorbildungskoſten bei Berechnung des Pilitteils nicht berüdfidtigt werden 
offen, ann zweifelhaft jein. 
Beilpiel: vgl. Anhang 38 zu g 23 
gür die „Ber! olgbarteit“ des Pflictteifsanfpruds feitens des 
Wflichtteite rechtigten gegen den „Erben“ gelten im meientlichen dieſelben 
Vorſchriften wie für alle anderen Nadlakgläubiger. vol. Anhang 1 zu 8 2303 
unter B und E, ferner 88 1972, 1973 Ab). 1, 1974 al. 2, 1991 ER 2 
2213 Ü Abf. 1 Sab 3, 2832 und KO. 88 229, 226 Abj. 2 Nr. 5 und Ab. 3 


1%) Die Gläubiger des Bintieilsberehtigten ton Tönnen nat) 8 852 390. 
einen ihm äuliehenben Pflichtteilsanſpruch im epe De Zwangsvollitredung 
und des Arreftes n u r pfänden laſſen, wenn der Wfl itteilsanlprug ‚bereits 
durch Vertrag mit dem Erben anertannt“ oder „recht shängig 
geworden“ ift (vgl. Note 83 zu *. — Aus 810. Ergibt ib, daß ein 
„P lichtteilsanſpruch nur unter denſelben Doraustegungen zur Ronturs- 
maſſe des Pflicätteilsberechtigten gehört. — Aus $ 394 BG folgt, daß nur 
unter denjelben Borausjegungen die Aufrechnung gegen ee Pflicht⸗ 
teilsforderung zuläſſig iſt. — Betreffend Verzicht auf einen (durch den Tod des 
Erblafjers) „entjtandenen“ P Lihtteilsan\prud (im Gegenjate zum Ber: 
sicht auf ein " zutünftiges“ Pflichtteilsrecht) vgl. Anhang 1 zu 8 2303 unter H. 

+1) vgl. Anhang 1 zu 8 2303 unter F. — Der Pfliäitteilsberechtigte fann 

14 men eines Der Gröe aber Yan nur an den „Erben“ halten ($ 2213 

be aber fann gemäß 8 2318 bie uintteitsiaft auf den 

—— —— mit üb ertragen. vol. 8 2323. — Beiſpiel: 
dgl. Anhang 41 zu 8 2318. ct 


S 2306. 
43 ) Bien sur zeitung gilt 8 2059. 
3. B. der Erblaller A Hinterläßt zwei Söhne, B und C, von denen 
B eine —* D hat. B ift vom Erblaſſer durch Teſtament gemäß 8 1938 
‚aus Ar en“ oder hat den —ã— zugewendeten Erbteil, weil er belaſtet oder 
beichre t, gemäß ab 2 „ausgelhjlagen.. In dieſem Falle 
ſind — Erben D ch enr nun B jeinen Bitictteil ee jo 
trägt feine ‚ohter D die „Pflihtteilslaft“ gemäk 8 23 
45 vgl. 2307. 
46 Be 286 


18 — on 8 2318 Abi. 2 und 3 und $ 2319 abweichende. 
ff. Handeln von dem Ingen: außerorbentlichen i 
teifsanfprude 5 T TrgünzungssBflicteile, b . h. von dem Schuhe des Bil 
teilsbereihtigten gegen Verminderung des Kadiafer durch enlungen, bie 
der Erblaſſer noch bei Rebzeiten Er Bat; vgl. Anhang 1 zu $ 2303 unter G. 
— Über „Schenfungen“ Sl: x) im 5 2301. „Ausitattungen“ 
an Kinder ( ter oder Söhne Ind nur E ee Schenkungen, als Ne ; ‚über: 
mäßig“ find ( 1624, 2050). Ob ei ne jenfung vorliegt, wenn der Cıb- 
laſſer bei Leb peiten © einen gelegliden Er — n feines ge eleßlichen Erbrechts 
„abfindet” (Erb — 2346), läßt ih nur na) den Umitänden des 
einzelnen alles ent| iben ee ermaß“ der Abfindung). Ciner Egenfung- 
auch die Erriditung einer „Stiftung“ kei 
au achten ſein. Unter ss Fa ff. fallen nicht die 8 2330 "Dezei neten „, 
ungen“. Die 2325 ff. gelten aud für die vor 1. Januar 1900 gem ten 
Schenkungen, lofern nur er Erblajier nad dem 31. Dezember 1899 ge- 


ſtorben ig 

h. der zur Zeit des Todes des Grbtallers vorhandene Pfliätteils- 
berechti I en ob der Erblafjer ein Teſtament (Erbvertrag) er: 
richtet at oder nit. Beijpiel:_A tft 1905 ohne Teftament verftorben. 
Er hat hinterlaſſen eine zweite Chefrau und 5 Ainder eriter Ehe. Sein Nady: 
laß De nur aus jeinen Kleidern, Wäſche uw. Er hat fein Grundftüd, das 
1%05 bei feinem Tode 15 800 Mi. wert it, bereits 1897 feiner genannten joe weiten 
Ehefrau „ſchenkungsweiſe“ für nur 4500 ME. überlafien, obgleih es 
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Pflichtteil | g 2319-2325 


von ihm und dem Bermädtnisnchmer verhältnismäßig getragen 
wird.) Das gleiche gilt von einer Yuflage. 

Einem pflihtteilsberedtigten Vermächtnis— 
nehmer gegenüber ift Die Kürzung nur ſow eit zuläjlig, dab ihm 
der Pflichtteil verbleibt, 

Sit der Erbe ſelbſt pflihtteilsberehtigt, fo fann er 
wegen der Pflichtteilslait das Bermädtnis und die Yuflage 
ſoweit fürzen, daß ihm fein eigener Pflidtteil ver- 
bleibt.) 


82319. Iſt einer von mehreren Erben jelbit pflichtteilsberech⸗ 
tigt, ſo kann er nach der Teilung*) die Befriedigung eines 
anderen Pflichtteilsberechtigten foweit verweigern, daß ihm fein 
eigener Bflihtteil verbleibt Kür den Ausfall haften 
die übrigen Erben. 

8 2320. Wer an Stelle des Pflichtteilsberechtigten gejeßlicher 
Erbe wird, hat im Verhältniſſe zu Miterben die Pflihtteilslaft *) . 
und, wenn der Pflichtteilsberechtigte ein ihm zugewendetes Vermädt- 
nis annimmt, das Bermädtnis in Höhe des erlangten Borteils 
zu tragen.‘°) 

Das gleiche gilt im Zweifel von demjenigen, welchem der Erb- 
aller den Erbteil des BPflichtteilsberechtigten durch) Verfügung von 
TIodeswegen zugewendet hat. 


S 2321. Schlägt der Pflichtteilsberechtigte ein ihm zugewendetes 
Bermädtnis aus,““) jo hat im Verhältniſſe der Erben und der Ver— 
mädtnisnehmer zu einander derjenige, weldem die Ausichlagung zu: 
itatten fommt, die Pflichtteilslaft in Höhe des erlangten Vorteils zu 
tragen. 

8 2322. Iſt eine von dem Pflichtteilsberechtigten ausgeſchlagene 
Erbſchaft oder ein von ihm ausgeſchlagenes Vermächtnis mit einem 
Vermächtnis oder einer Auflage beſchwert,“) fo kann derjenige, welchem 
die Ausſchlagung zuftatten fommt, das Vermädtnis oder die Auflage 
\oweit kürzen, daB ihm der zur Dedung der Pflichtteilslaſt erforderliche 
Betrag verbleibt. 

8 23233. Der Erbe kann die Erfüllung eines Vermächtniſſes oder 
einer Auflage auf Grund des 8 2318 Abf. 1 infomweit nidt ver- 
weigern, als er die Pflitteilslaft nad) den 88 2320 bis 2322 nicht 
zu tragen hat. 

5 2324. Der Erblafier kann ducch Berfügungvon Todes- 
wegen die Pflictteilslaft im Verhältniſſe der Erben zu einander 
einzelnen Erben auferlegen und von den Vorſchriften des 8 2318 
Ab. 1 und der 88 2320 bis 2323 ubweihende Anordnungen 
treifen.‘°) | 

8 2325. Hat der Erblaſſer einem Dritten eine Schenkung ge- 
"madt,*) fo kann der Pflichtteilsberechtigte 5°) als Ergänzung des Pflicht: 
teils den Betrag verlangen,’') um den ſich der Pflihtteil erhöht, wenn 
der verſchenkte Gegenjtand dem Nadlajje hinzugerechnet wird.‘?) 
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5 2326 


8 2327 


5 2329 


$ 2330 
5 2331 


rechnung des Betrages von 15 800-4500 = 1100 Mi. zum Nach 


Erläuterungen 


damals 18 000 DIE. wert war a: Note 2 zu $ 516 auf Seite 168 oben). Die 
5 Kinder können behufs Berechnung ihres Pflichtteils gemäß 8 2325 Dr n3u: 
alle ver- 
langen. 

51) und zwar von dem „Erben“. Der Beſchenkte“ ift zur Her: 
ausgabe des Eeſchenks behufs Ergänzung des Pilichtteils erſt dann ver: 
pflichtet, wenn ein in erfter Reihe Haftender fehlt, insbeijondere aljo, wenn 
der Bflihtteilsbereätigte Jelbft der einzige Erbe und troß 
der Erbſ durch die vom Erblaſſer bei Lebzeiten gemadte Schenkung im 
Pflichtteile verlegt ift, oder wenn der Nachlaß unzyreihend ift (vgl. 
hierüber $ 2329). 

2) pgl. das Beifpiel Note 50 am Ente. Ein anderes Bei: 
ſpiel, vᷣol anbang 52 zu 8 2325. 


64) Die Friſtbeſtimmung redtfertigt fih dadurch, daß nach Ablauf 
längerer Zeit (wie es 10 jahre find) eine Shen ung des Erblaſſers von jeinen 
Angehörigen nicht mehr als Beeinträchtigung empfunden zu werden pflegt. 
se) vgl. das Beifpiel in Anbang gi & 2325. 


56) d. D: nur auf die „Ergänzung‘, nicht auf den Gejamtbetrag 
des (gewöhn ihen) „t Tichtteils" und der „Ergänzung“, wie dies 8 2327 
ch 1 Sat 2 für Fall beitimmt, daß der Erblafler „bei“ Zuwendung des 
Geſchenks die Anrehnung auf den „Pflichtteil" ausprüdlih angeord- 
net bat (fall des 8 2315). 

7) vgl. Note 56. 

68) Dies iſt 3. B. der Fall, wenn der Erbe ein pflidtteils- 
berehtigt iſt ($ 2328) und er nr Auszahlung der „, nung an den 
andern Pilichtteils wechtigten ſeinen Pflichtteil mindern würde; ſerner: wenn 
der Nahlap ungure hend ilt und der Erbe für die Nachlakverbind- 
lichkeiten, zu denen aud) der Anſpruch eines Pflichtteilsberechtigten auf „Er: 
gänzung“ — Pflichtteils gehört, nur „beſchränkt haftet“ (vgl. 88 
1967 ff., 1975 N. 3 diefen Fällen muß der ee ntte“ das chen 
„herausgeben“, joweit das zur Ergänzung des Pflichtteils erforderlich ift. 


9) vgl. sg 812 ff., 818. 
°°) 4. 8. der Erblajler A Bat fur vor feinem Tode feiner Wirtin 
20 000 ME. geihentt. Er hintertüßt nur einen Sohn und einen Nadlag von 
4000 Di. Der Pflictteil Des Sohnes beträgt hier die Hälfte von 4000 + 
20 000 = 12000. Da der Sohn nur den Nadlak von A000 erhält, kann er von 
der Wirtin 88 338 3b8 des Geſchenks in Höhe von 8000 fordern. 
e1) Nach 8 2329 Abſ. 1 Hat der Beſchenkte RA: nur die Pflicht 
zur „Herausgabe” des Geſchenks; es iſt ihm aber Die Be uonis eingeräumt, 
Dies ur) Zahlung des zur Ergänzung des Pflichtteils fehlenden Betrags ab- 
zuwenden. 
62) Die Verpfliitung des ſpäter Beichentten tft 3. B. ausge en, 
wenn on Zeit der Klageerhebung „nicht mehr bereichert“ iſt; 8 rl 3. 
63) vgl. Anhang 12 zu 8 814. 
64) vgl. Note 40 zu 8 2054. 





(Fortsetzung von Seite 704) 


Diese Vorschriften finden auf Amortisations-Hypotheken keine Anwendung. 
Bei der Rentensehuld ist eine Beschränkung des Kündigungsrechts nur so- 
weit zulässig, dass der Eigenttimer des belasteten Grundstücks nach zehn Jahren unter 
Einhaltung der in dem & 1202 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bestimmten sechsmonatigen 
Frist kündigen kann. 
Abschnitt IV. 
Zum Familienrecht. 


Art. 3%. Ausländer, welche im Grossherzogtum eine Ehe, sei es mit einer 
Inländerin, sei es mit einer Ausländerin schliessen wollen, sind, soweit nicht Staats- 
verträge etwas anderes bestimmen, verpflichtet, ausser der Erfüllung der sonstigen 


(Fortsetzung folgt Seite 713) 
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Pflichtteit 8 2326-2331 


Eine verbraudbare Sache2) kommt mit dem Werte in 
Anfah, den fie zur Zeit der Shenktung hatte. Ein anderer 
Gegenstand fommt mit dem Werte in Anja, den er zur Zeit 
des Erbfalls hat; Hatte er zur Zeitder Shentung einen 
geringeren Wert, jo wird nur diefer in Anja gebracht. | 

Die Schenkung bleibt unberüdfihtigt, wenn zur Zeit des Erbfalls 
sehn Sahre feit der Leiftung des verjchentten Gegenftandes verftrichen 
find; >) ift die Schentung an den Ehegatten des Erblafjers erfolgt, jo 
beginnt die Friſt nicht vor der Auflöſung der Ehe. 

8 2326. Der Pilichtteilsbereihtigte fann die Ergänzung des 
-Bilichtteils auch Dann verlangen, wenn ihm die Hälfte des gejeglichen 
Erbteils Hinterlaffen iſt. Iſt dem Pflichtteilsberechtigten mehr als 
die Hälfte Hinterlafjen, jo tft der Anſpruch ausgeſchloſſen, jo: 
weit der Wert des mehr Hinterlaffenen reicht.°) 

8 2327. Hat der Pilichtteilsberechtigte ſelbſt ein Geſchenk von 
dem Erblaffer erhalten, jo ift das Geſchenk in gleicher Weile wie das dem 
Dritten gemadte Geſchenk dem Nadlaffe hinzuzurechnen und 
zugleich dem Pflichtteilsberehtigten auf Die Ergänzung”) an: 
zurechnen. Ein nad 8 2315 anzurechnendes Geſchenk iſt auf den 
Gejamtbetrag des Pflihtteils und der Ergänzung an- 
gurechnen.:”) 

Sit der Pflihtteilsberehtigte ein Ablömmling des Erblafjers, jo 
findet die Vorfchrift des 8 2051 Abſ. 1 entiprechende Anwendung. 

8 2328. Iſt der Erbe ſelbſt pflihtteilsberedhtigt, jo Tann er die 
Ergänzung des Pflichtteils foweit verweigern, daß ihm fein eigener 
Pflichtteil mit Einfluß defjen verbleibt, was ihm zur Ergänzung 
des Bflichtteils gebühren würde. 

2329. Soweit der Erbe zur Ergänzung des Pflichtteils nicht 
verpflichtet ift,5®) kann der Pflichtteilsberechtigte von dem Beſchenkten 
die Herausgabe des Geſchenkes zum Zwede der Befriedigung wegen des 
fehlenden Betrags nach den Borfchriften über die Herausgabe einer 
ungerechtjertigten Bereiherung fordern.) Iſt der Pflichtteilsberechtigte 
der alleinige Erbe, jo fteht ihm das gleiche Recht zu.*°) 

Der Belchentte fann die Herausgabe durh Zahlung des 
jehlenden Betrags abwenden.‘) 

Unter mehreren Beſchenkten Haftet der früher Be 
ſchenkte nur infomeit, als der fpäter Beichenkte nicht ver: 
pflichtet ift.°?) 

82330. Die Vorſchriften der 88 2825 bis 2329 finden feine 
Anwendung auf Schenkungen, durch die einer fittlihen Pflicht oder 
einer auf den Anftand zu nehmenden Rüdjiht entſprochen wird.®°) 

5 2331. Eine Zuwendung, die aus dem Geſamtgute der all: 
gemeinen Gütergemeinihaft, der Errungenſchafts— 
gemeinſchaft oder der Fahrnisgemeinſchaft erfolgt, gilt 
als von jedem der Ehegatten zur Hälfte gemacht.) Die Zumendung 
gilt jedoch, wenn fie an einen Abkömmling, der nur von einem der 
Ehegatten abftammt, oder an eine Perſon, von der nur einer der Ehe- 
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Erläuterungen 
gs 2333 65) oder „beihränten“. — Über „Erbunwürdigteit“ vgl. 
88 2339 ff. 


er) vgl. Note 7 zu $ 1566. 
67) 88 1601 ff. 





(Fortsetzung von Seite 710) 


gesetzlichen Eheerfordernisse weiter durch ein Zeugnis der Obrigkeit ihrer Heimat 
nachzuweisen, 

/ entweder 

dass sie nach dortigen Gesetzen befugt sind. ohne Staatserlaubnis im Auslande eine 
Ehe einzugehen, durch welche sie ihre Staatsangehörigkeit auch auf ihre Ehefrau und 
auf die in der Ehe geborenen Kinder übertragen, 


oder 
dass sie die nach dortigen Gesetzen erforderliche Erlaubnis zu der beabsichtigten 
Ehe erbalten baben. 

Das Ministerium der Justiz ist ermächtigt,im Einverständnis mit dem Ministerium 
des Innern einen solchen Nachweis zu erlassen. 

Art, 38. Inwieweit Hypotheken, Grunädschulden und BRenten- 
schulden, welche auf in Baden gelegenen Grundsttcken lasten, als sicher im 
Sinne des & 1807 Absatz 1 Ziffer 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs angesehen 
werden können, wird durch landesherrliche Verordnung bestimmt. 

Für die Bestimmung der zur Anlegung von Mündelgeldern gemäss $ 1807 
Absatz 1 Ziffer 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs geeigneten öffentlichen Sparkassen 
ist das Justizministerium zuständig. 

Die Bestimmung darliber, dass eine inländische Bank zur Anlegung von 
Mündelgeld nach $ 1808 des Bürgerlichen Gesetzbuchs geeignet ist, erfolgt durch landes- 
herrliche Verordnung. 

Verordnungen des Justizministeriums, nach welchen gewisse Wertpapiere 
zur Anlegung von Mündelgeldern für geeignet erklärt sind, bleiben in Kraft. 
Das Justizministerium kann solche Verordnungen jederzeit ganz oder teilweise aufheben 

Art 834. In das Beamtengesetz vom 24. Juli 1888 wird als neue Vorschrift 
eingestellt: 


8 12a. 


Zur Übernahme einer Vormundschaft, mit welcher eine Belohnung ver- 
bunden ist, bedarf ein Beamter der vorgängigen jederzeit widerruflichen. Ge- 
nehmigung der vorgesetzten Dienstbehörde. 

Die Fortführung jeder Vormundschaft kann einem Beamten durch die vor- 
gesetzte Dienstbehörde untersagt werden. 


Abschnitt V. 


Zum Erbrecht. > 


Art. 85. Als Ertragswert eines Landgutes gilt der fünfundzwanzigfache 
Betrag des jährlichen Reinertrags im Sinne des $& 2049 Absatz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. . 

Durch landesherrliche Verordnung werden die Grundsätze bestimmt, nach 
welchen dieser Reinertrag festzustellen ist. 


Abschnitt VI. 


Vom Stammpgut. 
Art. 36. Bezüglich der Stammgüter gelten folgende Bestimmungen: 
1 


Stammgut ist dasjenige Vermögen, welches zur Erbaltung eines Namens und 
Stammes von dem übrigen Vermögen (Landerbe, Allod) des Inhabers gesetzmässig 
ausgeschieden ist. 

Der jeweilige Stammherr ist, vorbehaltlich der in den nachfolgenden Bestimmungen 
enthaltenen Beschränkungen, Eigentiimer des Stammguts. 
j Das Justizministerium führt ein Verzeichnis der Stammberechtigten, vergleiche 
unten S 16. 

Seit die nachfolgenden Paragraphen nicht besondere Bestimmungen treffen, 
gelten für die Stammgüter die allgemeinen Grundsätze des bürgerlichen Rechts. 

Es folgen nähere Vorschriften in den 88 2—17. 


(Fortsetzung folgt Seite 714) - 
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Pflichtteil 5 2332-2335 


gatten abjtammt, erfolgt oder wenn einer der Ehegatten wegen der 
Zuwendung zu dem Gejamtgut Erja zu leiten bat, als von Diejem 
Ehegatten gemadt. 

Dieje Vorjhriften finden auf eine Zuwendung aus dem Gejamt- 
gute Der förtgefegten Gütergemeinjdaft entſprechende 
Anwendung. 


2332. Der Pilichtteilsanfprud verjährt in Drei Zahren von 
dem Zeitpunft an, in. weldem der Pflichtteilsberechtigte von dem Ein- 
tritte des Erbfalls und von der ihn beeinträhtigenden 
Verfügung Kenntnis erlangt, ohne: Rüdiiht auf Diele 
Kenntnis in dreißig Jahren von dem Eintritte des Erbfallsan. 

Der nad) 8 2829 dem Bflichtteilsberechtigten gegen den Beichentten 
zuitehende Anſpruch verjährt in Drei Jahren von dem Kintritte Des 
Erbfalls an. 

Die Verjährung wird nicht dadurch gehemmt, dab die 
Anfprüde erft nach) der Ausihlagung der Erbihaft oder eines. 
Vermächtniſſes geltend gemacht werden können. 

8 2333. Der Erblaſſer kann einem Ablömmlinge den Pflicht⸗ 
teil entziehen: *°) 

1. wenn der Abkömmling dem Erblafjer, dem Ehegatten oder einem 

| anderen Ablömmlinge des Erblafiers nah dem Leben 
tradhtet;°) 


2. wenn der Abkömmling fi einer vorſätzlichen körper— 
lichen Mißhandlung des Erblaſſers oder des Ehegatten 
des Erblajlers jhuldig madt, im Yalle der Mißhandlung des 
Ehegatten jedoh nur, wenn der Ablömmling von diejem 
abitammt; 

3. wenn der Ablömmling fi eines Verbrechens oder eines 
ſchweren vorfägliden Vergehens gegen den Erb- 
laſſer oder deſſen Ehegatten ſchuldig madt; 

4. wenn der Abkömmling die ihm dem Erblaffer gegenüber ge- 
ſetzlich obliegende Unterhaltspflit bösmillig 
verlegt; ‘") 

5. wenn der Ablömmling einen ehrlofen oder unſitt— 
lichen Lebenswandel wider den Willen des Erblaſſers 
führt. 

82334. Der Erblaſſer kann dem Vater den Pflichtteil ent⸗ 
ziehen, wenn dieſer fich einer der im 8 2333 Nr. 1, 3, 4 bezeichneten 
Verfehlungen Ihuldig madt. Das gleiche Recht ſteht dem Erblaſſer der 
Mutter gegenüber zu, wenn dieje fi einer folchen Verfehlung ſchuldig 
macht. | 
82335. Der Erblaſſer fann dem Ehegatten den Pflichtteil ent- 
ziehen, wenn der Ehegatte fich einer Verfehlung jhuldig macht, auf 
Grund deren der Erblafjer nad) den SS 1565 bis 1568 auf Scheidung 
zu lagen berechtigt ilt. 
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8 3336 


8 2337 


& 2338 


8 2339 


"Sicherungshypotheken im Sinne des Bürge 


Erläuterungen 


8) durch Teitament y 1937) oder in einem Erbvertrage gemäk 8 2299. 
69) vgl. Note 32 zu 5 532 und Note 19 zu 8 1570. 

70 n. Enterbung in guter Abſicht (im Intereſſe der Familie). Sie 
iſt nur zuläſſig gegenüber einem „Abkömmlimge“, nicht auch gegen: 
über den anderen Pflichtteilsberechtigten, z. B. nit über einem ver- 
ſchwenderiſchen Chegatten, einem überjhuldeten Vater. Sie ilt nur zuläffig 
wegen „Verihwendung“ und „Überihuldung“ nad) Maßgabe des 8 2338, 


nicht aud wegen eines fonft Teihtjinnigen Lebenswandels, bloßer Trunt: 


jugt uw. Die in $ 2338 jugeln ene „Veſchränkung des Pflitteils“ 
eines Abkömmlings enthält eine Ausnahme von $ 2306. 

11) alfo nit bloß: fine aibtömmlinge, er ım aud, falls er feine 
Abkömmlinge hat, jein Ehegatte, feine Eltern, Geſchwiſter uſw. 

” 8 2100 ff. vgl. den Note 75 mitgeteilten $ 868 ZPO. 

, 


4) jei es neben den in Abi. 1 Sat 1 bezeichneten Beichräntungen, ſei 
es ohne diefe als eine jelbftändige Beſchränkung. — Durh die Er- 
nennung eines „Teitamentsvollitreders“ ( 2197 j.) kann der Erblaſſer das 
Recht, über den Nachlaß zu „verfügen“, dem Ablömmlinge vollftändig 
entziehen (88 2209-2211, 2214). Der Abtömmli at dann nur den 
Anfprud) auf den „Reinertrag“ ($ 2338 Abi. 1 am Ende). 


75) Und auch der „Neinertrag“ ift den Gläubigern des 
Erben nacı Dinkgabe 8 868 350. entzogen. Erlautet: „Iſt der Schul d⸗ 
ner als Erbe nad) 8 2338 BGB. durch die Sinjegung eines Naherben 
beihräntt, jo find die Nutungen der Erbſchaft Pfändung nidt 
unterworfen, ſo weit fie zur Erfüllung der dem Schuldner feinem Ehegatten, 
feinem früheren Ehegatten oder feinen Verwandten gegenüber geſetzlich ob- 
liegenden Unterbaltspfliht und zur Beitreitung feines ftandes- 
maßigen Unterbalts erforderlid) ſind. s gleide gilt, wenn der 
Schuldner nad) 8 2338 BGB. dur die Ernennung eines Teftaments: 
volljtreders beihräntt ift, für feinen Aniprud auf den jährlihen Rein: 
ertrag — Die ändung iſt unbeſchränkt zuläßig wenn der 
Anſpruch eines Rachlaßgläubigers (vgl. 8 1907 BGB. 
die eigenen Gläubiger des gemäß 8 2338 im Pflichtteile beſchränkten Ab: 
fömmlings) oder ein auch dem Naderben oder Teitamentsvollitreder gegen: 
über wirkjames Recht geltend gemacht wird.“ 

’e) zu Hr Fahr Formovorſchrift. 

1) Pie Vorſchriften über Die Erbunwürdigkeit (vgl. Note 4) bezwecen, die 
Beitimmungen über Die „Anfehtung lektwilliger eügungen” ($$ 2078 ff.), 
die „Anjehtung von Erbverträgen“ (88 2281 ff.) und die wentäiehung 
des RE: tteils" (85 2333 ff.) zu ergänzen. In allen fällen der „Erbun: 
würdigkeit“ Liegt ein Vergehen gegen den Erblafier vor, das entweder der Erb: 
laffer m nid mehr berüdjichtigen fann, 3. B. Nr. 1 und 4 des $ 2389, ober 
das im öffentlichen Intereſſe berüdjichtigt werden muß, wenn der Erblafier 
nit „verziehen“ hat. — Über die Unmwürbdigleit eines Bermächtnisnehmers 
oder eines Pilicgtteilsberechtigten vgl. 8 2345. —- Die Vorſchriften über „Erb- 
unmürbigteit: gelten ſowohl gegen den „gejegliden“ als gegen den in 
einem „TZeitament“ oder „Erbvertrage“ eingelegten Erben. 





(Fortsetzung von Seite 712) 
Abschnitt X. 


Übergangs- und Schlussbestimmungen. 


Art. 40. Unterpfandsrechte, welche zu der Zeit, in welcher das Grundbuch 
als angelegt anzusehen ist, eingetragen sind, gelten von diesem Zeitpunkt an als 
rlichen Gesetzbuchs. 
Das gleiche gilt. von den einer Eintragung bedürftigen Vorzugsrechten. 
Nach dem gedachten Zeitpunkt findet eine Eintragung solcher Rechte auf Grund 


der bisherigen Gesetze nioht mehr statt. 
(Fortsetzung folgt Seite 716) 
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Erbunwürdigteit 8 2336—2339 


Das Recht zur Entziehung erliſchten icht durch den Ablauf der \ 
Io Fi Geltendmadhung des Scheidungsgrundes im 8 1571 beitimmten 

ri 

5 2336. Die Entziehung des Pflichtteils erfolgt Durch legtwillige 
Berfügung.‘®) 

Der Grund der Entziehung muß zur Zeit der Errichtung 
beftehen und in der Verfügung angegeben werben. 
Ä Der Beweis des Grundes Liegt demjenigen ob, welcher die Ent- 
ziehung geltend mad. 

Im Falle des 8 2333 Nr. 5 iſt die Entziehung unwirkiam, wenn 
ih der Abfömmling zur Zeitdes Erbfalls von dem ehrlojen 
oder unlittlichen Rebenswandel dauernd abgemwendet hat. 

2337. Das Recht zur Entziehung des Pflihtteils erliſcht 
durch Berzeihung.“) Cine Verfügung, durch die der Erblaffer die Ent- 
ziehung angeordnet Hat, wird durch die Verzeihung unwirkſam. 

- 82338. Hat fih ein Ablömmling in ſolchem Make der Ber: 
ihwendung ergeben oder ijt er in ſolchem Maße überſchuldet, daß fein 
jpäterer Erwerb erheblidh gefährdet wird, jo Tann der 
Erblaſſer das Pflihtteilsrecht Des Ablömmlinges durch die Anordnung 
beichränten,i°) daß nad) dem Tode des Abkömmlinges deſſen geſetz— 
lihe Erben”!) das ihm Hinterlaffene oder den ihm gebührenden 
Pflichtteil als Racherben72) oder als Nachvermächtnisnehmer 7°) nach dem 
Verhältnis ihrer gejeglichen Erbteile erhalten follen. Der Erblaſſer 
fann aud) für die Lebenszeit des Abkömmlinges die Verwaltung einem 
Zeitamentsvollfireder übertragen; ’*) der Abkömmling Hat in 
einem jolden Falle Anſpruch auf den jährlichen Reinertrag) 

Auf Anordnungen diefer Art finden die Borfchriften des 8 2336 
ab. 1 bis 3 entiprechende Anwendung.) Die Anordnungen find 
unwirftfam, wenn zur Zeit des Erbfalls der Abfömmling 
fi) Dauernd von dem verſchwenderiſchen Yeben abgemwenpdet Hat oder 
die den Grund der Anordnung bildende Üüberſchuldun g nicht 
mehr beſteht. 


Sechster Abſchnitt. 
Erbunwürdigkeit.) 


3 2339, Erbunwürdig iſt: 
wer den Erblaſſer vorſätzlich und widerrechtlich' ge— 
tötet oder zu töten verſucht oder in einen Zuſtand verſetzt hat, 
infolgedeſſen der Erblaſſer bis zu ſeinem Tode unfähig war, 
eine Verfügung von Todeswegen zu errichten oder aufzuheben; 

2. wer den Erblaſſer vorſätzlich und widerrechtlich ver— 
hindert hat, eine Verfügung von Todeswegen zu errichten oder 
aufzuheben; 
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5 2340 


8 2343 
5 2344 


Erläuterungen 


2) Verihiedene Fälle der „Urkundenfälihung“. 

2) 3. B. dadurch, daß ber Erblafler fie aufgehoben hat. 

+) Die „Erbunmwürdigkeit“ iſt alſo fein Hindernis für den „An: 
fall ver Gröfaft‘ ae an den Unwürdigen, jondern fie begründet nur 
ein Recht zur „Anfehtung“ des bereits erfolgten Erbjdafts: 
erwerbs. 
5) vgl. S 2337 nebit Rote. 
6) vgl. 88 1935 (Note 27), 2094 (Note 6), 2310. 
°) d. 5. des Todes des Crblaffers; 8 1922. 





(Fortsetzung von Seite 714) 


Art. 41. Auf die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bestehenden Ehen badischer Staantsangehöriger und 
soleher Deutscher, welche nicht Badener sind, aber im Grossherzog- 
tum den Wohnsitz haben, finden vom 1. Januar 1905 an die Vorschriften des 
ß 1435 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung; der den seit- 

oerigen Gesetzen entsprechende gesetzliche Gtiterstand steht einem vertrags- 
mässigen im Sinne des $ 1435 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gleich. 
rt. 4%. Hinsichtlich der zur Zeit des Inkrafttretens des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs bestehenden Ehen finden die Vorschriften der Landrechte-, 
sätze 738a, 745a, 1535, 1539, 1570a und b keine Anwendung, wenn der Erblasser 
mach jenem Zeitpunkte stirbt. 

Das gleiche gilt für Artikel 2 Absatz 2 dos Gesetzes vom 25. November 1881 über 
die ehelichen Vermögensverhältnisse des Adels. 

(zu Art. 41, 42 vgl. Jetzt Badische Ges. v. 4. August 1902.) 


Preussisches Ausführungsgesetz zum BGB. 


Gesetzliche Zinsen. | 


Art. 0. Soweit in Gesetzen, die neben dem Bürgerliohen Gesetzbuch 
in Kraft bleiben, die Verzinsung einer Schuld mit mehr als vier vom Hundert für das 
Jahr vorgeschrieben ist, tritt an die Stelle dieser Verzinsung die Verzinsung mit vier 
vomHundert. Dies gilt für die Zait nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetz- Ä 
buchs auch dann, wenn die Verzinsung schon vorher begonnen hat. | 


Zahlungen aus Öffentlichen Kassen. 


Art. 11. Zahlungen aus öffentlichen Kassen sind, wenn nicht ein anderes be- 
stimmt ist, an der Kasse in Empfang zu nehmen. 


Gesinderecht. 


Art. 14. 1. Die Vorschrift des $ 616 des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet auf 
das Gesindeverhältnis Anwendung. 

Die Vorschriften der Gesindeordnungen, nach welchen der Dienstberechtigte 
fürden vondemGesindeeinemDrittenwiderrechtlich zugefügten Schaden 
in weiterem Umfang als nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesets- 
buchs verantwortlich ist, treten ausser Kraft. 

Der Dienstberechtigte kann seine Entschädigungsans rüche wegen 
Verletzung der dem Gesinde aus dem Dienstverhältnis obliegenden Verpflichtungen 
gegen dessen Lohnforderung aufrechnen. 

Ein Wohnsitz wird durch das Gesindeverhältnis nicht begrtindet, 

82. Im Geltungsbereiche der Dänischen Gesindeordnung vom 10. Mai 1854 
werden an Stelle der bisherigen Vorschriften über das Gesinderecht die Schleswig- 
Holsteinische Gesinde-Ordnung vom 25. Februar 1840 (Chronol. Samml. S. 35) sowie die 
für ihr Geltungsgebiet erlassenen sonstigen Vorschriften des Gesinderechtg, soweit Bie 
noch in Kraft sind, mit den sich aus $ 1 ergebenden Änderungen eingeführt. 

Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gosetzbuchs bestehendes Gesinde- 
verhältnis bestimmt sich, wenn nicht die Kündignng nach dem Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs zu dem ersten Termin erfolgt, für den sie nach den bisherigen 
Gesetzen zulässig ist, von diesem Termin an nach den neuen Vorschriften. 


(Fortsetzung folgt Seite 718) 





TE re 
“ 


Erbunwürdigkeit | 8 23402345 


3. wer den Erblaſſer durd) argliftige Täuſchung oder 
widerrechtlich durch Drohung beitimmt hat, eine 
Verfügung von Todeswegen zu errichten oder aufzuheben; 


4. wer fi in Anfehung einer Verfügung des Erblafjers von Todes- 
wegen einer nad) den Vorichriften der 88 267 bis 274 des 
Strafgeſetzbuchs ftrafbaren Handlung |dhuldig gemadt 
hat.?) 

Die Erbunwürdigkeit tritt in den Fällen des Abi. 1 Nr. 3, 4 nicht 
ein, wenn por dem Eintritte des Erbfalls die Verfügung, zu deren 
Errihtung der Erblafjer beitimmt oder in Anſehung deren die ftrafbare 
Handlung begangen worden it, unwirtjam geworden iſt,“) oder Die 
Verfügung, zu deren Aufhebung er beftimmt worden ift, unwirtjam 
geworden fein würde. 


8 2340. Die Erbunwürdigkeit wird burd) Anfechtung des Erb⸗ 
ſchaftserwerbes geltend gemacht. 

Die Anfechtung iſt erſt nah dem Anfalle der Erbſchaft zu: 
läſſig.) Einem Nacherben gegenüber kann die Anfechtung erfolgen, 
ſobald die Erbſchaft dem Vorerben angefallen iſt. 

Die Anfechtung kann nur innerhalb der im 8 2082 beſtimmten 
Feiſten erfolgen. 

5 2341. Anfechtungsberechtigt ijt jeder, dem der Wegfall des 
Erbunwürdigen, ſei es auch nur bei dem Wegfall eines anderen, zu: 
tattenfommt. 

$ 2342. ‚Die Anfechtung erfolgt durch Erhebung der Anfechtungs⸗ 
Noge. Die Klage it darauf zu richten, daß der Erbe für erb— 
unwürdig erflärt wird. 

Die Wirkung der Anfechtung tritt erft mit der Rechtskraft des 
Urteils ein. 

2343. Die Unfehtung ift ausgeſchloſſen, wenn der Erblaſſer 
dem Erbunwürdigen verziehen hat,’ 

82344. Iſt ein Erbe für erbunwürdig erklärt, jo gilt der Anfall 
an ihn als nicht erfolgt.‘) 

Die Erbichaft fällt demjenigen an, welcher berufen fein würde, wenn 
der Erbunwürdige zur Zeitdes Erbfalls nihtgelebt hätte: 
der Anfall gilt als mit dem Eintritte des Erbfalls”) erfolgt. 


8 2345. Hat fih ein Vermächtnisnehmer einer der im 8 2339 
Abſ. 1 bezeichneten Verfehlungen ſchuldig gemadt, jo iſt der Anſpruch 
aus dem Vermächtnis anjehtbar. Die Borjehriften der SS 2082, 2088, 
des 8 2339 Abf. 2 und der 88 2341, 2343 finden Anwendung. 

Das gleiche gilt für einen Bilichtteilsanfprud,, wenn der Pflicht: 
teilsberechtigte fih einer jolchen Verfehlung ſchuldig gemacht Hat. 


EEE 
Erläuterungen: 


8 2346 1) Über die vor 1. Januar 1900 geichlofienen „Erbverzihte vgl. E. 217. 
2) Ein Fiir: des Erbverzichtsvertrags gr daß Eltern ihrem 
pfliätteilsberetigten Ablfömmling eine „Abfindung“ geben, wo 
gegen diefer auf den fünftigen gefegliden Erbteil bezw. den Pflichtteil ver: 
zichtet, welder Verzicht, Iofern nit ein anderes beſtimmt ift, aud für 
die Abtömmlinge des Verzihtenden gilt (vol. 8 2349). Zwed 
des Vertrages iſt 3. ®., die künftige Erbteilung zu erfeihtern, weil der abge- 
fundere Erbe auswandern will und dann mit feinem Stamme zur Erb: 
teilung nicht mehr zugezogen zu werden braucht, — oder dem Erblaffer, der zu 
einer zweiten Ehe ſchreitet, die Wege über fein Vermögen durd Be: 
Eeiung von Rüdfihten auf die Kinder er ter Ehe u erleichtern und künftigen 
treit unter den Erben zu vermeiden, — oder die Teilung eines Qandgutes 
bei einer Erbauseinanderjegung gu vermeiden und es einem der Kinder, unter 
Abfindung der anderen, zuzuwenden. 

Nicht bloß auf das „geiesli “ Erbredt oder den „Pflichtteil“ (8 2346) 
fann verzidtet werden, jondern auch auf das Erbreift oder ein Vermädtnis 
aus einem „Teitamente“ jowie auf Zuwendungen aus einem „Erbvertrage“ 
ie 2352. — Zu unterfheiden von dem „Erbverzichte“ (Vertrag 
gwilden Erblajjer einerjeits und Erben ober jonft Bedachten andrerfeits) 
it: a) der 8 312 (vet. Note dazu) begeiiänte ttrag, bei dem der Erb: 
laffer nit Vertragspartei it, b) die „Ausſchlagung“ einer angefallenen 

Erbſchaft (5,1942), c) die „Beräußerung“ einer endgültig erworbenen Erb 
Ka (al. obe 2 jr pe PR leid in den Sällen —F und — vr gemöhn: 
ichen Spra rauch oft fälſchlich von einem „Erbverzichte” geiprochen wird. 

8 a 1985, 2094 nebit Noten. 

*) vgl. 2310 am Ende, 2316 Abi. 1 Sat 2. 

5 Ju unter|heiden von dem bier behandelten „Crbverzichte“ 
gegenüber dem Erblaſſer auf das zufünftige „Pflictteils- 

* recht“ nah dem künftigen Tode des Erblajlers ift der „Berzicht“ en 
bereits (durch den Tod des Erblajlers) entitandenen „Pflidtteils- 
anfprud“, vgl. 3. 8. 88 1406 Wr. 1, 1453, 1643 Abf. 2, 1822 Nr. 2. 

8 2348 6) „Glei zeitige Anweſenheit“ beider Vertragsparteien, wie die beim 
„Erbvertrage“ 8 2276 vorgeiöhrie n ift, iſt nicht erforderlid. 

8 2352 ') 8 2352 gilt nur für den in einem „Erbvertrage“ bedachten Dritten, 
niht für die andere „Bertragspartei". Wer einen Ürbvertrag 
geiatolien bat, kann auf das darin für ihn Jel bit feitgeftellte Erbrecht oder 

rmädtnis nit in den Yormen eines „Erbverzitsvertrags“ gemäß 
88 2346 ff. verzichten, jondern es fteht ihm nur der Weg der „A ufbe ung 
des Erbvertrags“ gemäß 88 2290-2292 offen. 





(Fortsetzung von Seite ı16) 


8 3. In denjenigen Teilen des Oberlandesgerichtsbezirkes Cassel, in welchen 
besondere Vorschriften tiber das Gesinderecht nicht bestehen, werden die Vorschriften 
des $ 7 der Kurhessischen Verordnung, das Gesindewesen in den Landstädten und auf 
dem Lande betreffend, vom 18. Mai 1801 (Neue Sammi]. der Landesordnungen Band IY 
S. 368) insoweit eingeführt, als sie privatrechtliche Nachteile an den Vertragsbruch 
knüpfen. . 

P Unter dem zurtickstehenden Lohne im Sinne des 8 7 Abs. 5 der Verordnung vom 
18. Mai 1801 ist der laufende Dienstlohn, jedoch höchstens der Lohn für ein Vierteljahr 
zu verstehen. 
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Erbverzicht 8 2346-2352 


Stebenter Abjchnitt. 
Erbverjicht.) 


2346. Verwandte ſowie der Ehegatte des Erblaſſers können 
durch Vertrag mit dem Erblafier auf ihr geſetzliches Erbrecht verzicdhten.?) 
der Berziätende ift von der gefeglihen Erbfolge ausge: 
Idlojjen, wie wenn er zur Zeit des Erbfalls nicht mehr Iebte;?) er 
hat kein Pflichtteilsrecht.) | 

Der Berziht fann auf das BPflichtteilsrecht beſchränkt werden.’) 

F 2347. Zu dem Erbverziht ift, wenn der Berzichtende unter 
Bormundichaft fteht, die Genehmigung des Vormundſchafts— 
gerichts erforderlich, ſteht er unter elterlicdder Gewalt, jo gilt das 
gleidhe, fofern nicht der Vertrag unter Ehegatten oder unter 
Verlobten geihlojlen wird. 

Der Erblafier fann den Vertrag nur perfönlich jchliehen; it er in 
der Geſchäftsfähigkeit beichräntt, jo bedarf er nicht der Zuftimmung 
eines gejegliden Bertreters. Iſt der Erblafier geſchäfts⸗ 
unfähig, fo fann der Vertrag dur den geſetzlichen Vertreter 
geſchloſſen werden; die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts iſt in 
gleidem Umfange wie nad) Abſ. 1 erforderlid. 

8 2BAS. Der Erbverzichtsvertrag bedarf der gerichtlichen oder 
noteriellen Beurlundung.‘) 

8 2349. Berzichtet ein Ablömmling oder ein Seitenverwandter 
des Erblafiers auf das gejfeglide Erbredt, fo erftredt fih die 
Wirkung des Verzihts auf feine Ablömmlinge, jofern nicht ein anderes 
beitimmt wird. 

8 2350. Verzichtet jemand zu Guniten eines anderen auf das 
gefeglihe Erbredt, fo it im Zweifel anzunehmen, daB der 
Veriht nur für den Fall gelten foll, daß der andere Erbe 
wird, 

Verzichtet ein Ablömmling des Erblafiers auf das gejeglide 
Erbrecht, fo ift im Zweifel anzunehmen, daß der Verzicht nur zu 
cken ber anderen Ablömmlinge und des Ehegatten des Erblaſſers 
gelten joll. 

5 2351. Auf einen Vertrag, durch den ein Erbverzicht aufgehoben 
wird, findet die Vorſchrift des $ 2348 und in Anjehung des Erblaflers 
aud) die Vorſchrift des 8 2347 Abſ. 2 Anwendung. 

82352. Wer durch Teitament als Erbe eingelegt oder mit 
einem Vermächtniſſe bedacht it, fann durh Bertrag mitdem 
Erblaſſer auf die Zuwendung verzidten. Das gleiche gilt für eine 
Jumendung, die in einem Erbverirag einem Dritten gemadt ijt.”) Die 
Vorſchriften der 88 2347, 2348 finden Anwendung. 








Erläuterungen 


8 2353 vgl. Anha 21 u 8 2858 (1. Allgemeines über die Bedeutung 
Des er icheins. tspermutung der Richtigkeit und der Vollſtändigleit; 
öffentlicher Glaube * rbſcheins. II. Verzeichnis derjenigen Perſonen, bie 
au be rdem Erben ein Recht auf Erteilung des Crbjeeins 1 haben. III. Der 
Erb Hein im „Beunbbudwerteht, IV. OS unte . 213). 

ee vgl. Anhang 1 zu $ 1922 unter I. B.. 
s Iowost ve ge leslie en ee ($ 1922 11) wie dem Zefa: 
ments: und Qertragserbe ff., 2274 
+) alio beim Garde menfein Fon „Miterben“ (£ 2032 ff.). — „Ge: 
mein Saftiiher dein“: 8 2357. 
5) Zeugnille — ähnlider Art vgl. en 8 0007 an oe 
“ bindung mit 8 38 GBO., ferner in $ 37 GBO. ferner in $ 2368 ge: 
‚Hri in kter GErbidein: 2369. -- Fegt gu Einficht, Abihriften. And 
s 2354 usfertigungen h des Erbicheins: SS 78, 85 RFG. 


emanbtida “oder „Ehe“ Ar 1924 ff. 1931 ff.). Für den 
Fi is t u 5, der als Erbe den Erbichein ae $ 19386 ‚gl. 88 SS 1964-1%6. 
N B. vorverjtorbene Geihw 
eitamente a Erbverträge Er oe fi., 2274 ff.). 


10) pgl. 8 2360 
5 Kg dur Tod 5. Todeserklärung (88 13 ff.) oder durch Aus: 
eben hs oder durch Erbverzidht (88 2346 Ti.) oder buch) Tegtwilligen 
Br ) oder durh Erbunwürdt Pr (88 2342, 2344). 
8 2355 12 der er ſelbſt zum Erben ein —5— 
13) weil ja das erſte Teſtament cn dur) ein ſpäteres Tefte- 
an (Erbvertrag) widerrufen oder geändert kein. ann (38 2254, 2258, 2289, 


8 2356 149) namentlih Geburts: Sterbe-, Heirats-Urfkunden, 
und zwar kanbesamtlige „Kirchliche“ rkunden genügen nur für die 
dem v0 eu r 1. Januar 1876 (Tag des Intrafttretens eichsperjonen: 

1574 (ag ı n ereuben jedod ift der makgebende der 1. Öftober 
2 Gag di nfrafttretens der tandesämter in Breußen) — Kür 
jidenten und Jiigueder bloß gebutbeter Religions 
en llinahten bejtehen in Breuken für die Zeit von 1847 an bis zum 
30. September 1874 amtsgeriät ich nerwahrte Regiiter. 
15) „Teſtament“ oder „Erbvertrag“. Sind diefe Urkunden in anderen 
Alten des Nachlaßgerichts vorhanden, jo genügt jtatt der Vorlegung Bezug: 
nahme auf dieſe Alten. 
8. wenn jemand in fremden, unzivilifierten Ländern ums Leben 
gefommen ift. 

17 nanratg Zeugen. 

18) namentlich alſo darüber, daß nicht etwa x: weitere (vm ihm 

verſchwiegene) ——e— oder weitere eftamente (Erb: 

verträge) vorhanden Abi. 13 3 Pi 
10) Der Antra — muß jelbit vie Ver —* abgeben; Vertretung 
zurg inen —— tigten iſt unzuläſſig. Sür ‚geihäftsunfähl ige“ und „in 
Khäftsfühigteit Bi ränfte“ 1 jonen Bat der gejeglide Vertreter 
die Erklärung a 


uge ben (85 104 
) Str al eftimmun g für wiſſentlich oder fahrläſſig falſche 


| Verfiche ung F -hbesitatt: StrGB. 88 156, 161, 163. 
8 2357 21 dl. 8 
uß Kerdem fann jeder Erbe au die Erteilung eines Erb: 
ſcheins über jeinen „Anteil“ verlangen (8 — aber nidt Erteilung 
eines Erbſcheins über "den Anteil eines ale en Miterben 


23) natürli auch von allen Erben Aulammen. 
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Erbichein. 8 23532357 


Achter Abfchnitt, „' N 
Erbſchein.“) 1 


8 2353. Das Rachlaßgericht?) hat dem Erben?) auf Antrag 
ein Zeugnis über jein Erbrecht und, wenn er nur zu einem Teile der 
e berufen iſt,) über die Größe des Erbteils zu erteilen (Erb⸗ 

ein).?) 

8 2354. Wer die Erteilung des Erbſcheins als geſetzlicher Erbe °) 
beantzagt, hat anzugeben: 

Die Zeit des Todes des Erblafiers;. 

A das Verhältnis, auf dem fein Erbregt beruht; ”) 

3. ob und welde Berjonen vorhanden find oder vorhanden 

waren,s) durch die er von der Erbfolge ausge- 

ſchloſſen oder fein Erbteilgemindert werden würde; 

4. ob und welde Berfügungen des Erblaſſers von 

Todeswegen?) vorhanden find; 

5. ob ein Rechtsſtreit über fein Erbrecht anhängig ift.‘°) 

St eine Berjon weggefallen, durch die der Antragiteller 
von der Erbfolge ausgeſchloſſen oder fein Erbteil gemindert werden 
würde, jo hat der Antragiteller anzugeben, in welder Weije die 
Perſon weggefallen ijt."') 

8 2355, Wer die Erteilung des Erbiheins auf Grund einer Ber- 
fügung von Todeswegen beantragt,’:) bat die Berfügung zu be- 
zeichnen, auf der fein Erbrecht beruht, anzugeben, ob und welde jon- 
tigen!) Verfügungen des Erblajlers von Todeswegen vorhanden 
iind, und die im $ 2354 Ab. 1 Nr. 1, 5, Abf. 2 vorgeſchriebenen An- 
gaben zu machen. 

8 2356. Der Antragiteller hat die Richtigleit der in Gemäßheit 
des 8 2354 Abi. 1 Nr. 1, 2, Abſ. 2 gemachten Ungaben durch öffentliche 
Urkunden ?:) nachzuweiſen und im alle des 8 2355 die Urkunde vorzu- 
legen, auf der fein Erbrecht beruht.) Sind die Urkunden nicht oder 
nur mit unverhältnismäßigen Schwierigkeiten zu beichaffen,!‘) fo genügt 
die Angabe anderer Beweismittel.!’) 

In Anſehung der übrigen?) nad den 88 2354, 2355 erforder: - 
lihen Angaben hat der Antragiteller '°) vor Gericht oder vor einem 
Notar an Eidesitatt zu verfihern, dak ihm nichts befannt fei, was der 
Richtigkeit feiner Angaben entgegenfteht.”) Das Nachlaßgericht 
fanndieBerjiherungerlaffen, wenn.es fie für nicht erforder- 
lid erachtet. 

Diele Vorſchriften finden keine Anwendung, ſoweit die Tatſachen 
bei dem Nachlaßgericht offenfundig find. 

82357. Sind mehrere Erben vorhanden,?') jo it auf Antrag 
ein gemeinjhaftlicher Erbichein zu erteilen.) Der Antrag kann von 
jedem der Erben geitellt werden.?®) 

In dem Untrage find die Erben und ihre Erbteile anzu: 
geben. 
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5 2358 


8 2359 


8 2360 


8 2361 


. dem Erbſ in- 


a 7 —4 


Erläuterungen 


24) Die Stellung des Antrags auf Frteilung eines „Erbicheins“ ent: 
hält die „Annahme“ der Erbſchaft (vgl. 8 1943 nebit tote 5). Der An- 
tragjteller feibſt braucht daher nicht nod eljonders die Annahme zu 

klären 

25) vgl. 8 2356 Abſ. 1553 

26) die nach 88 2354, get und nachzuweiſen find. 

27 vol. 8 1965 Abf. 1 nd SL 948-950 
28 mentlih muß das Geridt ie rüber Er g maden, ob es die 
betreffende „Berfügung von Todeswegen“ eitament, gib: 
vertrag) — vgl. 8 2355 Ab. 1 — formell Ver materiel I für 
„recht sgültig“ erachtet. Niemals darf das Nahlahgeriht den An- 
tragiteller auf den „Progeßweg” verweilen (etwa Prozeß mit demjenigen, ber 
bei Ungüttigteit der hm igen Derfügung „gelesiiäe tr“ Erbe fein 
würde). — Der Erbidein kann nur entweder abgelehnt oder jo erteilt 
werden, wie er beantragt it. Cradtet das Gericht 3. B. für feitgeitellt, 
daß der den Erbihein als „Alleinmerbe“ verlangende A nit Alleinerbe 
iſt ſondern Miterbe zuſammen mit B, jo iſt nicht etwa ein Erbſchein auf 
A und B zu erteilen, ſondern der Antrag des A iſt abzulehnen. — Gegen 
die 3 — 5 gibt es die — unbefriftete „Belhmwerde“: 88 


2 # 2354 Abf. 1 Ziff. 
ig Ordnungsvor Erik: vgl. Sachregiſter unter „Sollvor- 
an) Nach Anhörung des Gegners ift ſog zu entf iden 2359). 
Ye sie sung de des Verfahrens bis zur Erledigung des ſchwebenden Prozeſſes 
it unzu in 
81) f —W z. B. in einem „eigenhändigen“ Teſtamente 
(8 2231 Ziff. 2). 
3. 3. weil der Anzubörende verſchollen ift (8 13). 
ie 33 iR out. un alſo, dab vs ebigein- Erbe“ nicht der wirt: 
ide Er vg 
34) De —— rar, (oe 1: r Beier ift) ift bei den Geridtsaften. 
Eingezogen wird die dem E tben erteilte 10 enannte „Aus: 
ertigung“ bes Erbideins. — hen daß das Nachlaßgericht den Erb: 
in ende will, hat es einen Beihlu zu machen und diefen dem 
„Erb (Bein: - Erben“ oe folgten Beenbigung bes Veſthes der 
as mit der tatſächlich erfolgten ndigung 8 
& Ian erteilten Ausfertigung (vgl. Note 34). — Zwangs: 
mittel bei der A un. 15—17 Pri5®. 
8) Der Bef it de Erbinein- Erben“ 1 dag erien 
Gegen dieſen Beſchluß Kine es fein  Kehtsmittel: 8 84 
D. 8 204 Ab. 2, 3. 
38) das heikt: Mit dem Ablaufe diefes Monats tritt die „Rraftlofigkeit“ 
des Erbicheins ohne weiteres von Redytswegen ein — auch wenn die dem Erb- 


Ihein-Erben erteilte Ausfertigung (Note 34) in feiner Hand verbleiben follte. 


8 2362 


er Erbſchein übt Hinfort feine der fonft ihm zukommen— 
den Wirfungen (58 8 23652367) mehr aus, und zwar auh dann 
nicht, wenn utg äubige Dritte“ von der „Rraftlos-Erflärung“ 
gar nidts wilf 


89) — 52 — Vollſtreckun nad 883 3PO. (Wegnahme dur An 
Serihtspollgie Z), | nur mit der Dia B der meggenommene Erbſchein 
eben nicht dem E herauszugeben 17 Tender dem Nachlaßgeri 

3 260. re der —— in der Hand des unrichtigen 


Erben —* oder nicht, ob er für — erklärt worden iſt oder nicht 
(88 2361, 2362 Abſ. 1), iſt für die Befugnis aus Abſ. 2 unerheblich. 
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Erbſchein 5 2358-2362 


Wird der Antrag nicht von allen Erben geftellt, fo 
bat er die Angabe zu enthalten, daß die übrigen Erben die Erb- 
Ihaftangenommen haben.) Die Vorihriften des 8 2356 gelten 
auch für die fih auf Die übrigen Erben beziehenden Angaben des Antrag- 
itellers. 

Die Berfiderung an Eidesitatt it von allen Erben abzugeben, ſo⸗ 
fern nicht das Nachlaßgericht die Verfiherung eines oder einiger von 
ihnen für ausreichend erachtet. 


8 2358. Das Nadhlaßgeriht hat unter Benugung der von dem 
Antragiteller angegebenen Beweismittel 2°) non Amtswegen die zur Feſt⸗ 
itellung der Tatſachen 2°) erforderlihen Ermittelungen zu veranftalten 
und die geeignet eriheinenden Beweiſe aufzunehmen. 


Das Nachlaßgericht kann eine öffentliche Aufforderung zur Anmel- 
dung der anderen Perfonen zuftehenden Erbrechte erlaſſen; die Art der 
Belanntmahung und die Dauer der Anmeldungsfrift beftimmen 
ih nah den für das Aufgebotsverfahren geltenden Bor- 
ſchriften.) 

F2359. Der Erbſchein iſt nur zu erteilen, wenn das Nachlaß—⸗ 
gericht die zur Begründung des Antrags erforderliden Tatſachen für 
jeſtgeſtellt eracdhtet.?°). 

8 2360. Iſt ein Rechtsſtreit über das Erbreiit anhängig,’°) ſo 
joll 3°) vor der Erteilung des Erbſcheins der Gegner des Antragitellers 
gehört werden. | 

Sit die Verfügung, auf der das Erbredit berußt, nicht in einer dem 
Nachlaßgerichte vorliegenden öffentlihen Urkunde enthalten,') jo foll 
vor der Erteilung des Erbiheins derjenige über die Gültig: 
feit der Berfügung gehört werden, welder im Falle der Un- 
wirtjamteit der Verfügung Erbe fein würde. 

Die Anhörung ift nicht erforderlich, wenn fie untunlid) ift.°2) 

8 2361. Ergibt fi, daß der erteilte Erbſchein unrichtig ijt,’°) 
jo Hat ihn das Nachlaßgericht einzuziehen.) Mit der Einziehung ) 
wird der Erbichein kraftlos. 

Kann der Erbſchein nicht joforterlangt werden, ſo hat 
ihn das Nachlaßgericht, durch Beſchluß für kraftlos zu erflären.:) Der 
Beihluß iſt nach den für die öffentlidhe Zuftellung einer La— 
dung geltenden Vorſchriften der Zivilprogekordnung befannt zu 
machen.“) Mit dem Ablauf eines Monats nad der legten Ein- 
rüdung des Beſchluſſes in die öffentlichen Blätter wird die Kraftloser- 
Märung wirkſam.'s) 

Das Nachlaßgericht kann von Amtswegen über die Ridtig- 
feit eines erteilten Erbiheins Ermittelungen veranitalten. 

8 2362. Der wirkliche Erbe kann von dem Befiter eines un: 
richtigen Erbicheins Die Herausgabe an das Nachlaßgericht verlangen.:°) 

Derjenige, welchem ein unridhtiger Erbichein erteilt worden it, 
hat dem wirklichen. Erben über den Beftand der Erbichaft und über 
den Berbleib der Erbihaftsgegenftände Auskunft zu erteilen.‘°) 
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Erläuterungen 
8 2363 +1) SS 2100 ff., namentlich 88 2106, 2107, 21389. 
RESTE if Erbe it da der Fall de Nacherbfol 
rt „NRaderbe“ iſt Erbe er nn, wenn der r olge 
mi t ſchon der all der erſten Erbfolge) eingetreten It: 8 2139. Einen 
ſche in fann daher der „NRacdherbe niätke ihon bei Eintritt des vichen 
Erbfalls verlangen, ſondern erft bei BAU: zitt Der * Nacherbfolge“. nem 
größeren Schutze ſpricht ihm aber $ 2363 das Recht zu, die blangung 
po Dt gen Erbſcheins ſchon v 34 —** der Racherbfolge zu be⸗ 
anſp 
s 2364 44 er 
wa We mut 3 der Nichtigleit und der Bollftändigleit des Erbicheins; 


ang 

Sein 46) K * ren den Grundiak des öffentlihen Glaubens des Erb- 

Anhang 1 zu 8 2353. NKraftloserflärung zeritört Die Wirkung 

—3— —E aan gegenüber dem Gutgläubigen, vgl. Note 38 zu & 2361. 
vgl. den ahnlich genzteten, Hall des 8 892 (Grundbu zeit). 

—A 16) —F ‚ Dun auf. Nur ea 
liche“ t geihü t aud) der Erwerb dur ‚3wangsvoo I: 
Kr redung" — —— vgl. Anhang 1 zu 8 2353 und Note 61 


#5) Der Schuß des „gutgläubigen“ Verkehrs gilt auf für „unent: 
eltlidhe“ rechtsgeſchä lihe Verfügungen Senkung). ee jedoch 
816 Abſ. 1 Saz2 2, 822, und für das Verhältnis abe, Erben im 
alien) „ers chein Erben 8 816 Abſ. 1 Fi 1, ferner bei „Schlechtglä 
eit“ des er —— a * dem Erwerber nicht. 
0) „tennt“. weifel“ haben m Erwerber ni 
50 — n die Kenntnis des Nüdgabe- Berlangens“ 
IMabet dem eher abmo die a des Erbideins erft mit der 
atjä Au art „Einzieh ung“ eintri 1 Abſ. 1 Sak 2. 
8 2367 61) 3. Zahlun einer Erbihate u 2366 handelt non Erwerb 
aus der —— 8 2367 von der Leiſt ung 3 ur „Erbihaftsmajie“ 
und außerdem von olchen t geſchaftlichen rfügungen, die nicht 
unter 5 2366 fallen, vgl. iolgende No 
Verfügun vgl. An ang 1 zu $ 104 unter I. 7. — Unter 
2387 —* B. die Au echnung (88 387, 389), und zwar mh die vom 
nk ein- Erle n wie Die gegen ihn erflärte. — vgl. den ähnli We] gearteten 
893 (Grundbuchrecht). — Yür das Verhältnis des wahren Erben 
gan (half en) Erbſchein⸗Erben gilt 8 816 Ab}. 2, und bei „Schlechtgläubigkeit“ 


auch J 823. 
g 2368 se) 88 2197 ff. 
54) und zwar neben dem „Erbichein“, deſſen Erteilung der Teftaments: 
nr au un verlangen kann, vgl. nbang 1 zu 8 2358. 


2207, 2209. — Auch eine von Der geleblihen Vorſchrift (8 2224) 


abweijente Art der Verwaltung, die Vorhandenſein mehrerer Tefta- 
mentswolljtreder vom Erblajier etwa — iſt, iſt in dem Zeugnis 
anzugeben 


u ae die ähnlich geartete Vorſchrift des 8 2360 Abſ. 2 
Zeitamentspoliitreder hat alſo namentlih die nötigen An- 
aben zu —* und die eidesſtattliche Verſicherung abzugeben: 
ds 2355, 2356, vgl. ferner namentlid 2366, 2367. 
2295 —22 In diefen Fällen wird alſo das „Zeugnis“ von 
ſelbſe raftlos — u ohne eng (8 8 2361 Abſ. 1) oder Kraftlos- 
erflärung (8 2361 Abi. 2), obwohl die iden Maßregeln ebenfalls zu: 
läſſig jind Hierin liegt eine erhebliche Gefahr für den Verkehr. 
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Erbichein 8 23632369 


8 2363. In dem Erbicheine, der einem Borerben erteilt wird, 
ift anzugeben, daß eine Nacherbfolge angeordnet ilt, unter welchen Bor: 
ausfegungen fie eintritt und wer der Nacherbe ijt.*) Hat der 
Erblafjer den Nacherben auf dasjenige eingejegt, was von der Erbichaft 
beidem EintrittederNadherbfolge übrig fein wird, oder 
hat er beftimmt, daß der Borerbe zur freien Berfügung über die 
Erbſchaft berechtigt fein fol, jo ift aud) dies anzugeben.*) 

Dem Nacherbens) jteht das im 8 2362 Abſ. 1 beftimmte Recht zu. 

8 2364. Hat der Erblafjer einen Teftamentspollitreder **) er: 
nannt, jo ilt die Ernennung in dem Erbidein anzugeben. 

Dem Teftamentspoflftreder fteht das im $ 2362 Abſ. 1 bejtimmte 
Recht zu. 

8 2365. Es wird vermutet, daß demjenigen, welcher in dem Erb- 
Ichein als Erbe bezeichnet ift, Das in dem Erbihein angegebene Erbrecht 
auftehe und daß er nit duch andere als die angegebenen An- 
ordnungen beſchränkt ſei.“) 

8 2366. Erwirbt jemand von demjenigen,“) welcher in einem 
Erbſchein als Erbe bezeichnet ift, durch Rechtsgeſchäft) einen Erb⸗ 
ihaftsgegenitand, ein Recht an einem ſolchen Gegenitand oder die 
Befreiung von einem zur Erbihaft gehörenden Rechte, jo gilt zu 
feinen Gunften der Inhalt des Erbicheins, joweit die Vermutung des 
8 2365 reicht, als ridtig,) es jei denn, daß er die Unridtigkeit 
tennt*) oder weiß, daß das Nachlaßgericht die Rüdgabe des Erb- 
Iheins wegen Unridtigfeit verlangt hat.) 


82367. Die Vorſchriften des 8 2386 finden entiprehende An⸗ 
wendung, wenn an denjenigen, welder in einem Erbichein als Erbe be: 
zeichnet ift, auf Grund eines zur Erbihaft gehörenden Rechtes eine 
Leiſtung bewirkt ’') oder wenn zwilchen ihm und einem anderen in An- 
ſehung eines jolden Redtes ein nicht unter die Vorſchrift des 8 2366 
fallendes Rechtsgeſchäft vorgenommen wird, das eine Berfüg ung 52) 
über das Recht enthält. 

82368. Einem Teitamentspollitreder 5°) hat das Nachlaßgericht 
auf Antrag ein Zeugnis über die Ernennung zu erteilen.) Sit der 
Teitamentspollitreder in der Berwaltung des Nadlafies be: 
ſchränkt?) oder hat der Erblaffer angeordnet, daß der Teitaments- 
oollitreder in der ECingehung von Berbindlidhfeiten für 
den Rahlag nicht beſchränkt fein ſoll,“e) jo it Diesindem Zeug: 
nisanzaugeben. 

Sit Die Ernennung nicht in einer dem Nachlaßgerichte vorliegenden 
öffentliden Urkunde enthalten, fo ſoll vor der Erteilung des 
Zeugniſſes der Erbe wenn tunlich über die Gültigkeit der Ernennung 
gehört werden.’”) 

Die Borjriften über den Erbſchein finden auf das Zeugnis 
entijprehende Anwendung;’®) mitder Beendigung des 
Amtes des Teftamentspollitreders wird das Zeugnis fraftlos.’”) 

82369. Gehören zu einer Erbichaft, für Die es an einem zur Er: 
teilung des Erbſcheins zuftändigen de utſchen Nahlaßgerichte fehlt, 
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5 2369 


5 2370 


3 2371 


8 2372 
3 2373 


8 2374 


Erläuterungen 


eo) ‚Gingej Hränkter Erbidein“. Die Toriorift 20 re Hat 
nur für einslänber | iht:Deutihe) Bedeutung; vgl. 88 72 
61) 3. B. Schiffsregiſter, vgl. Reihsliaggengeles em — ni 1899, 


j 15. 6. 1895 
Reichs⸗ Binnenfsiffeptt- :Gejeg vom —— DD. 5. 1898 
2 Ju— — 88 28, 28. 


63 
er aß mit dem „vermeintlichen“ Geben d des für tot 
Erflärten in „eehtsgeidättlicen,. Verkehr tritt (88 2366, 2367), ilt 
geihügt, aud wenn ber für tot Erklärte nod) lebt (allo nod) gar nicht be- 
erbt werden fann), oder zwar ſchon geitorben ift, aber zu einem andern 
Zeitpunft,a 3 den das Urteil angibt — fei es früber, jei es |päter -- und 
damit einen andern Erben Binterlajlen hat (88 1922, 18). 
3PO. SS 957, 973. Dem „Dritten“ muß ine Renntnis 
ber Unzitigteit der Todeserflärung oder der Aufbehung der Todeserflärung 
bewiejen werden. 
ec) au wenn er die He stlage (Note 65) nicht erhebt. 


6 Er . wenn eine Leiche faljh refognosziert worden iſt. — Zu dem 

ganzen 0 vgl. & 2031. 
1) Gegenftand des Erbichaftstaufs kann fein: Die gerx Erbihaft — ein 
Erbteil (Anteil eines Miterben, Brudteil); vgl. 8 1922 —* uunter: 
Heid en vom „Exbicaftstaufe“, ber nur gel en werden fann nach dem 
ode des Erblaſſers über eine dem % n —— Erb⸗ 
tblafjers ge 


er ft“ ( 8 1942 und Note) ift der vor dem Tode 

fen, in & 312 behandelte Vertrag. — Beim Verlaufe a2 anzen Erbichaft 
Rn a Der Vertrags nicht das —— ce: der Verkauf 
der ganzen Erbſchaft begründet vielmehr nur Die Berpf htung des Berläufers, 
dem Käufer bie den Inbegriff der Erbſchaft bildenden „e in nzelnen" Nad: 
laßgegenftände zu er. ertra vgl. & 2374 Note und An- 
bang 1 zu $ 90 unter I (Sadjinbegri N "Ketspe amt it). — Der widti 
Unter] ied zwiſchen dem Verlaufe einer ganzen Erbſchaft und dem Verkaufe 
eines Erbteils liegt darin, daß der Verlauf eines „Erbteils“ fih nicht 
auf Dieeinzelnen Naclahgegenitände bezieht; denn einem Erben ſteht vor 
der Teilung an — Rachlaßgegenſtänden ein be- 
timmter Anteil nit zu (S 208 Abſ. 2); er kann fie aljo nit auf den 
Käufer übertragen. enitand des Kaufes eines „Erbteils“ ift allo das 
„Erbredt“ IK elbft oder genauer: Das aus dem Gejamteigentume 
der ſämtli eben" fliehende ‚Redt“ des verlaufenden Miterben. vgl. hier: 
über und über die tehtliden golgen dDiejes Unterſchiedes 
Note 3 zu & 2033; insbejondere unter B. Über das Vorkaufsrecht Der anderen 
Atiterben 8 2034, 2035. — Für die ee ano 2365 Baftet der „VBer- 

täufer“ weiter neben bem „Rüuf er“ (88 2382, 2383). 
2 ote 

) nn der Verfäufer unter „elterlijer Gewalt“ oder „Bormundidhaft“ 
ſteht, ijt Dormundinaitsriäterliie Genehmigung erforder: 
li ( 1643 oa. d, 1, 1822 Nr. 1). 


4 

5 2100 

ß 1985, 2094. 

⁊ —* 

St ati das „Ei t de Erbſchaft gehö 

v eht aljo das „Eigen um“ an den zur Er gehörigen 
Sachen, das ee: 


igerredht“ an den dazu gehörigen Sorberungen nicht 
ohne weiteres durd den Ab] Luß des ————— s über, ſondern 
es ſind: Grundſtücke „aufzulaffen“, weglihe Sachen zu „ü rgeben!, Rechte 
(Forderungen — * utreten“. Dies gilt e 5a nur im Verkaufe der 
—* a8 n” Erb Ichaft. gieziber und über den Verlauf eines bloßen „Erb- 


l. Note 1 au 2371 und Note I u $ 2033 unter B. 
ogen. „Surrogationsprinzip“; ote 9 zu 8 1370. 
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Erbſchaftskauf 8 2370-2375 


Gegenftände, die fit im Inlande befinden, jo fann die Erteilung eines 
Erbiheins für dieſe Gegenftände verlangt werden.°°) 

Ein Gegenitand, für den von einer deutſchen Behörde ein 
zur Eintragung des Beredtigten beitimmtes Bud oder Regiſter 
geführt wird,°') gilt als im In lande befindiid. Ein Anſpruch 
gilt alsim Inlande befindlid, wenn für die Klage eindeutjdes 
Geridt zuſtändig 1ft.°2) 

8 2370, Hat eine für tot erflärte Perſon den Zeitpuntt über: 
lebt, der als Zeitpunkt ihres Todes gilt,*) oder ift fie vor diefem 
Zeitpunfte geitorben, jo gilt derjenige, welder auf Grund der 
Todeserflärung Erbe fein würde, in Anfehung der in den 85 2366, 
2367 bezeichneten Rechtsgeſchüfte zu Guniten des Dritten auch ohne Er: 
teilung eines Erbiheins als Erbe ,%*) es jeidenn, daß der Dritte 
die Unrichtigkeit der Todeserflärung fennt oder weiß, daß die 
in werttärung infolge einer Anfechtungsklage aufgehoben worden 
ift.”°) 

Sit ein Erbſchein erteilt worden, jo jtehen dem für tot Erflärten, 
wenn er noch lebt, die im 8 2362 beitimmten Rechte zu.“e) Die gleichen 
Rechte Hat eine Perſon, deren Tod ohne Todesertlärung mit Unrecht an⸗ 
genommen worden ijt.°”) 


Neunter Abjchnitt. 


Erbſchaftskauf.) 


82371. Ein Vertrag, durch den der Erbe die ihm angefallene 
Erbichaft verlauft,) bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beur⸗ 
tundung.?) | 

52372. Die Borteile, welche ih aus dem Wegfall eines Ber- 
mächtniſſes oder einer Auflage oder aus der Ausgleichungspflicht eines 
Miterben *) ergeben, gebühren dem Käufer. 

8 2373. Ein Erbteil, der dem Verkäufer nad dem Abſchluſſe des 
Kaufes durch Nacherbfolge 5) oder infolge des Wegfalls eines Miterben °) 
anfällt, fowie ein dem Verkäuſer zugewendetes Borausvermädtnis ') 
it im Zweifel nidt als mitverlauft anzujehen.?) Das gleiche gilt 
von Kamilienpapieren und Familienbildern. 

8 2374. Der Berläufer ift verpflichtet, dem Käufer die zur 
Zeit des Verkaufs vorhandenen Erbiaftsgegenitände mit Ein⸗ 
ſchlußz deſſen herauszugeben?) was er vor dem Berfauf auf 
Grund eines zur Erbſchaft gehörenden Rechtes oder als Erſatz 
für die Zerftörung, Beſchädigung oder Entziehung eines Erbichaftsgegen- 
ſtandes oder Durhein Rechtsgeſchäft erlangt Bat, das ih auf 
die Erbihaft bezog.) 

82375. Hat der Verkäufer vor dem Berlauf einen Erbichafts- 
gegenitand verbraucht, unentgeltlich veräußert oder unentgeltlich belaitet, 
fo ift er verpflichtet, dem Käufer den Wert des verbrauchten oder ver: 
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Erläuterungen 
8 2376 11) 88 434 ff. 
12 . 8 2306 und Rote. 
18 2318 N ' 
14 . 


16 Ri Note 83 zu 8 2013 und 8 2383 Abf. 1 Sat 2. 


ı7 459 Fi. 
8 2377 18) vgl. Note 25 am Ende zu 8 1976 (‚, ne]; 
8 2378 19) vgl. 8 1967 nebit Note 2. — Über die Saftung ür die Nadlap- 
verbindlichleiten „gegenüber den Rahlakgläubigern“ Handeln 
bie 88 2382, 2383. 
8 2379 20) pgl. SS 100-103. 
21) 3. 8. die Erbichaftsiteuer. 


22) pgl. Note 33 zu 8 995. 
8 2380 22) Dies ift eine Ausnahmevoriärift; denn nad 8 2374 in Ber: 
bindung mit s 446 würde die „ tor nicht ſchon mit dem Abſchiuffſe 
Des Aalen i ondern erjt von der „Übergabe“ ujw. der Sadıen an auf 
den Käufer übergehen. 
38 2 Ehen hi Der ch dem Verkaufe ‚om „Bertäuf cht 
2381 25) Hin i na m Verlaufe vom „ äufer“ gemaditen 
s Verwendungen it In Verfolg von 8 2380 der $ 450. 
8 23823 20) vgl. & 2378 und Note. 





Bayerisches Ausführungsgesetz zum BGB. 


Vollsiehung einer Auflage von öffentlichem Interesse. 


Art. 210%. Bezweckt in den Fällen des 8 525 Abs. 2 oder des $ 2194 Satz 4 des. 
Bürgerlichen Gesetzbuchs die Auflage die Förderung von Interessen, die sum Wirkungs- 
kreis einer Körperschaft, Stiftung oder Anstalt des öffentlichen Rechtes gehören, so ist. 
deren Behörde zuständig, die Vollziehung der Auflage zu verlangen. 


Eröffnung von Testamenten und Erbverträgen. 


Art. 108. Befindet sich ein Testament oder ein Erbvertrag seit mehr als 
vierundfünfzig Jahren in amtlicher Verwahrung, so ist die Eröffnung vor- 
zunebmen, sofern nicht bekannt ist, dass der Erblasser noch lebt. Die Vorschriften des 
8 2259 Abs. 3 und der 88 2260 bis 2262 des Bürgerlichen Gesetzbuchs finden entsprechende 
Anwendung. 


Öffentliche Sparkassen. 


Art. 100. Bei einer öffentlichen Sparkasse können Ehefrauen ohne Zu- 
stimmung des Ehemanns, Minderjährige und andere in der Geschäftsfibigkeit 
beschränkte Personen ohne Einwilligung des gesetzlichen Vertreters 
Spareinlagen machen. 

Art. 310. Ist eine öffentliche Sparkasse nach ihrer Satzung bei der Zahlung 
eines Guthabens an den Inhaber der Sparurkunde (Sparbuch, Sparschein) nicht ver- 

flichtet, die Berechtigung des Inhabers zu prüfen, so ist aie, sofern nicht in der 
Urkunde eine abweichende Bestimmung getroffen ist, ohne weitere Prüfung zu der 
Annahme berechtigt, dass der Inhaber das Guthaben rechtswirksam kündigen 
und einziehen kann. 

Art. 111. Die Kraftloserklärung einer abhanden gekommenen oder 
vernichteten Sparurkunde einer öffentlichen Sparkasse kann auch hei dem Vor- 
stande der Sparkasse beantragt werden. 

Für das bei der Kraftloserklärung durch den Vorstand zu beobachtende Ver- 
fahren gelten die Vorschriften der 

Art. 11% bis 120. 

Art’ 121. Die Vorschriften der Artikel 110 bis 130 finden auch auf die vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ausgegebenen Sparurkunden Anwendung. 








Erbidhaftstauf 8 2376-2382 


äußerten‘ Gegenitandes, im Falle der Belaftung die Wertminderung au 
erjegen. Die Erſatzyflicht tritt nicht ein, wenn der Käufer den Ber: 
au oder die unentgeltlihe Verfügung bei dem Abjhlufle des Raufes 
ennt. — 
Im übrigen fann der K Käufer wegen Berichlechterung, Unterganges 
oder einer aus einem anderen Grunde eingetretenen Unmöglichleit der 
Herausgabe eines Erbihaftsgegenitandes nicht Erſatz verlangen. 


8 2376, Die Berpflihtung des DVerläufers zur Gemwährleiftung 
wegen eines Mangels im Rechtenn) beſchränkt fi auf die Haftung 
dafür, daß ihm das Erbredt zuiteht, daß es nicht durch das Recht 
eines Nadherben oder dDurdh die Ernennung eines Tejtaments- 
vollitreders beſchränkt ift,2) daß nit Vermächtniſſe, 
Auflagen, Pflidtteilslaften,?”) Ausgleichungs— 
pflidten'*) oder Teilungsanordnungen!s) beitehen und 
daß niht unbefhräntte Haftung gegenüber den Nadhlakgläu- 
bigern ‚oder einzelnen von ihnen eingetreten ift.!°) 

Fehler einer zur Erbichaft gehörenden Sache !”) hat der Verfäufer 
nit zu vertreten. 

8 2377. Die infolge des Erbfalls durch Bereinigung von Recht 
-und Berbindlichfeit oder von Recht und Belaftung erloihenen 
Rechtsverhältniſſe gelten im Berhältniffe zwiihen dem Käufer und dem 
Verkäufer als nicht erloſchen.s) Crforderliden Falles ift ein joldhes 
Rechtsverhältnis wiederherzuftellen. 

82378. Der Käufer ift dem Berläufer gegenüber verpflichtet, 
die Nachlaßverbindlichkeiten zu erfüllen,!) jomweit nicht der Verfäufer 
nah 8 2376 dafür haftet, daß fie nit beitehen. 

Hat der Verfäufer vor dem Verlauf eine Nachlaßverbindlichteit 
erfüllt, ſo kann er von dem Käufer Erſatz verlangen. 

82379. Dem Berläufer verbleiben die auf die Zeit vor dem 
Verkaufe fallenden Rutzungen. Er trägt für Diefe Zeit die Laften, mit 
Einfluß der Zinfen der Nachlakverbindlichkeiten.) Den Käufer 
treffen jedoch die von der Erbſchaft zu entrichtenden Mbgaben :') jowie 
die anßerordentlihen Laſten, weldhe als auf den Stammmert der 
Erbſchaftsgegenſtände gelegt anzufjehen find.?) 

8 2380. Der Käufer trägt von dem Abſchluſſe des Raufes an 
die Gefahr des zufälligen Unterganges und einer zufälligen Verſchlech⸗ 
‚terung der Erbichjaftsgegenftände.) Bon diefem Zeitpuntt an gebühren 
ihm die Nußungen und trägt er die Laften.?*) 

8 2381. Der Käufer hat dem Berläufer die notwendigen Ver⸗ 
wendungen zu erjeben, die der Verfüufer vor dem Verlauf auf die 
Erbſchaft gemacht hat.?’) 

Für andere vor dem Verkaufe gemachte Aufwendungen hat der 
Käufer infomweit Erſatz zu leiften, als durch fie der WertderErb- 
haft zur Zeit des Verlaufs erhöht ift. 

5 2382. Der Käufer haftet von dem Abſchluſſe des Kaufes an 
den Nachlaßgläubigern, unbejchadet der Fortdauer der Haftung des Ber: 
fäufers.) Dies gilt auch von Den Berbindlichkeiten, zu deren Er— 
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8 2383 


8 2384 
8 2385 


een ET FR 
- U... 


Erläuterungen 


27) vgl. 1975 ff. 2058 ff. und KD. 88 282, 233. 
28) pgl. Note 83 zu 8 2013. 

20 z 1993 ff. 

30) vgl. Note 83 zu 8 2013. 

31 121. 


32) z. B. wenn der Erb skäufer die Erbſchaft weiter verkauft. 
33) z. B. wenn Die —— —— vertauſcht wird. 





Bayerisches Übergangsgesetz zum BGB. 
vom 9. Juni 1999. 


I. Vorschriften für das ganze Königreich. 


Vereine. 


Art.1. Die Vereine, welche zur Zeit des Inkrafttretens de: 
Bürgerlichen Gesetzbuchs auf Grund des Gesetzes vom 29. April 1869, die privat- 
rechtliche Stellung von Vereinen betreffend, bestehen, gelten von diesem Zeitpunkt 
an als eingetragene Vereine. Das Staatsministerium der Justiz kann tiber.die Ein- 
tragung in das Vereinsregister Anordnungen treffen. 

Art. 2. Auf die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuch‘ 
bestehenden nicht rechtsfähigen Vereine finden von diesem Zeitpunkt an die 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Gesellschaft Anwendung. 

Aus einem Rechtsgeschäfte, das nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs im Namen des Vereins einem Dritten gegeniiber vorgenommen wird. 
haftet der Handelnde persönlich; handeln Mehrere, so haften sie als Gesamtschuldner. 

Erlangt der Verein die Rechtsfähigkeit, so können von der Verkündigung diese“ 
Gesetzes an bis zu dem Zeitpunkt, in welchem das Ctrundbuch als angelegt anzusehen 
ist, Grundstücke und Rechte an Grundstücken, die zu dem bisherigen Vereins- 
vermögen gehören, durch notariell beurkundeten Beschluss der Mitgliederversammlung 
auf den rechtsfähigen Verein tibertragen werden. 


Gesetzliche Zinsen. 


Art. 8. Sind in einem zur Zeit des Inkrafttretens dos Bürgerlichen Gesetzbuch» 
bestehenden Rechtsverhältnisse für eine spätere Zeit Verzugszinsen oder andere 
gesetzliche Zinsen zu entrichten, so können, soweit sich der Zinssatz nach den 

orschriften der Landesgesetze bestimmt, nicht mehr als vier vom Hundert 
für das Jahr verlangt werden. 


Eintragung von 6Grunddienstbarkeiten. 


Art. 20. Grunddienstbarkeiten, die zu der Zeit bestehen, zu welcher da» 
Grundbuch als angelegt anzusehen ist, müssen zurErhaltung der Wirksamkeit 
gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs in das Grundbuch ein- 
getragen werden. Der Eintragung sind Grunddienstbarkeiten, mit denen das 

alten einer dauernden Anlage verbunden ist, solange nicht unterworfen, als die 
Anlage besteht. 

Der Beginn und die Dauer der Frist für die Anmeldung der einzutragenden 
Grunddienstbarkeiten werden durch Königliche Verordnung bestimmt; die Frist muss 
Jedoch mindestens sechs Monate betragen. 

Die Bestimmung der Frist kann für einzelne Grundbuchbegirke und für einzelne 
Arten von Grunddienstbarkeiten gesondert erfolgen. 

Die Eintragung und die Entgegennahme der Erklärungen, die zum Zwecke der 
Eintragung vor dem Grundbuchamt abgegeben werden, sind gebtihrenfrei. 


Erlöschen nicht eingetragener Grunddienstbarkeiten. 


Art. 11. Von der Zeit an, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzu- 
sehen ist, gelten für das Erlöschen von Grunddienstbarkeiten, die nach den 
bisherigen Vorschriften entstanden und nicht in das Grundbuch eingetragen 
sind, die Vorschriften der 

Art. 1% bis 17. 

Art. 18. Die Vorschriften der Artikel 15 bis 17 gelten von dem Inkrafttreien 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs an auch für die Zeit, bevor das Grundbuch als angelegt 


anzusehen ist. . . - 
(Fortsetzung folgt Seite 734) 








Erbſchaftskauf 8 2383-2385 


füllung der Käufer dem VBertäufergegenüber nad) den 88 2378, 
2379 nicht verpflichtet ift. 

Die Haftung des Käufers den Gläubigern gegenüber fann nit 
durch Bereinbarung zwilden dem Käufer und dem Berfäufer a u s: 
geihlojjen oder beſchränkt werden. 

2383. Für die Haftung des Käufers gelten die Vorſchriften 
über die Beſchränkung der Haftung des Erben.) Cr haftet unbe: 
ſchränkt, foweit der Verkäufer zur Zeit des Verlaufs unbe: 
ſchränkt haftet.) Beihräntt fill die Haftung des Käufers auf die 
Erbichaft, jo gelten feine Anjprüdhe aus dem Kaufe als zur Erb- 
ſchaft gehörend. 

Die Errihtung des Inventars durch den Verkäufer °) oder den 
Käufer kommt auch dem anderen Teile zuitatten, es jei denn, daß dieſer 
unbeihräntt haftet.?°) 

5 2384. Der Berläufer ift den Nahlakgläubigern 
gegenüber verpflichtet, ven Verkauf der Erbihaft und den Namen 
des Käufers unverzüglid ??) dem Nachlahgericht anzuzeigen. Die An- 
zeige des Verkäufers wird durch die Anzeige des Käufers erjeßt. 

Das Nachlaßgericht Hat die Einfiht der Anzeige jedem zu geitatten, 
der ein rechtliches Interefje glaubhaft madt. 

8 2385. Die Vorfhriften über den Erbſchaftskauf finden 
entiprechende Anwendung auf den Kauf einer von dem Verkäufer durch 
Bertrag erworbenen Erbiähaft ?:) jowie auf andere Berträge, die auf die 
Beräuberung einer dem Veräußerer angefallenen oder anderweit von 
ihm erworbenen Erbihaft gerichtet find.?®) 

Im Falle einer Schenkung ift der Schenker nicht verpflichtet, für 
Die nor der Schenkung verbraudten oder unentgeltlich veräußerten Erb- 
Ihaftsgegenjtände oder für eine vor der Schenkung unentgeltlich vor- 
genommene Belajtung diefer Gegenjtände Erjat zu leilten. Die im 
8 2376 beitimmte Berpflihtung zur Gewährleiftung wegen eines 
Mangels im Redte trifft den Schenker nicht; hat der Schenker den 
Mangel argliftig verfhmwiegen, fo iſt er verpflichtet, dem Be: 
ſchenkten den daraus entjtehenden Schaden zu erlegen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchjfteigenhändigen Unterjärift und bei- 
gedrudtem Kaiſerlichen Infiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 18. Auguft 1896. 


Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. 


(L. S,) 
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| Erläuterungen 
Art. 1 1) ogl. die Vorbemerkung Seite 17 und das Inhaltsverzeichnis. 


Das Einführungsgeieh entbätt ar es in Art. i den Zeits 
punti bes Inkrafttretens des 8. beitimmt und in den Art. 2-6 
einige Vorſchriften allgemeinen Inhalts gegeben hat, Beitimmungen 
über 


a. Das Verhältnis des beutihen „bürgerlichen Rechts“ zu dem „bür- 
Fugen Rechte“ Des Auslandes (Art. 7—31), d. h. eine Anahl 
orſchriften über die „räumliden Grenzen“ des Gel- 
tungsbereihs des deutſchen „bürgerliden Rechts“, 
jogen. internationales Privatrecht, wonah der deutſche Rid- 
ter in gewilfen Fällen „ausländijhes“ Recht anzuwenden 
bat, wenn er über ein Rectsverhältnis zu urteilen hat, bei dem 
ein Ausländer beteiligt ijt, oder das im Auslande be— 
rtündet wurde, oder das Jonft mit dem Yuslande in 
egiehung fteht. Die diesbezügliden Vorſchriften des Einf.: 
Ge). erſchöpfen jedoch den Gegenitand keineswegs. Weiteres hier- 
über Anhang 4 zu Art. 7. 


b. Das Berhältnis des BGB. De ü Rei Art. 
—— Soorüher Art. 32 be u ae vdoveſegen ( 


c. Das Verhältnis des BGB. zu den früheren Landesgejegen (Art. 
55 152), morüber Art. 55 den Grundiag aufitellt. vgl. Hierzu 
xt. 3, 4, 218. 


d. Das Verhältnis des BGB. zu den am 1. Januar 1900 bereits 
entitandenen Rechtsverhältniſſen (rechtlichen Tatbeitänden). Die 
Vorſchriften Hierüber (d. 4 über die „aeitlihden Grenzen“ 
des Geltungsbereids des BE .), die ſogen. Übergangs- 
vorſchriften, find enthalten in den Art. 158—218. Es wird darin die 
trage geregelt, ob und inwieweit ein vor dem 1. Januar 1900 be: 
ründetes Hedyisverhältnis, vorgenommenes Rechtsgeſchäft oder ſon⸗ 
tige Handlung, vorgekommenes Ereignis in jeiner „rechtlichen Bedeu: 

tung und Wirkung“ nad dem alten Recht oder nah BGB. zu 
beurteilen ift, — mit anderen Worten: ob und inwieweit das 
BGB. „rüdwirtende ME RA Das Einführungsgeleg 
ER dabei im allgemeinen von dem Grundfag aus (ohne ihn aus: 
zuſprechen), daß das BGB. feine rüdwirfende Kraft jet Dieſer 
Grundſatz wird in den Art. 153—217 teils für Zweifelsfälle klar⸗ 
geſtellt, teils beihräntt; vgl. 3. B. Art. 176 Sat 2. * 


Art. 2 2) Rechtsnorm, aljo „Geſetz“ im Sinne des BGB. find außer den Nei 
und Landesgejegen die innerhalb ihrer gejeglichen Zuſtändigkeit vom Kailer, 
den Landesherren der einzelnen Staaten, den Miniftern und fonftigen Bes 
hörden erlajjenen Berordnungen, Verfügungen ujw., joweit fie eine ‚Redts- 
regel“ im objettiven Sinne enthalten, im Gegenjaße 3. B. zu den 


— 132 - 





Art. 1—D 


Einführungsgeleh 


zum 


Bürgerliden Gefebbuche.) 


Bom 18. Auguft 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutiher Kaiſer, König von 
Preußen u. |. w., 


verordnen im Namen des Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung Des 
Bundestats und des Reichstags, was folgt: 


Erſter Abfchnitt. 


Allgemeine Vorſchriften. 


Art. 1. Das Bürgerliche Geſetzbuch tritt am 1. Januar 1900 gleich: 
zeitig mit einem Gejeße, betreffend Änderungen des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
gejeßes, der Zivilprogehordnung und der Konfursordnung, einem Gejeß 
über die Zwangsverjteigerung und Die Zwangsverwaltung, einer Grund- 
budordnung und einem Gejeß über Die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit in Kraft. 

Art. 2. Geſetz im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs und dieſes 
Geſetzes iſt jede Rechtsnorm.) 

Art. 3. Soweit in dem Bürgerlichen Geſetzbuch oder in dieſem 
Geſetze die Regelung den Landesgeſezen vorbehalten oder beſtimmt 
iſt, daß landesgeſetzliche Vorſchriften un berührt bleiben oder er— 
laſſen werden können, bleiben die beſtehenden landesgeſetzlichen 
Vorſchriften in Kraft und können neue landesgeſetzliche Vorchriften 
erlaſſen werden.?) 

Urt. 4. Soweit in Reichsgeſetzen oder in Landesgeſetzen auf Vor⸗ 
ſchriften verwieien iſt, welche durch das Bürgerliche Geſetzbuch oder durch 
dieſes Geſetz auher Kraft geſetzt werden, treten an deren Stelle die ent⸗ 
ſprechenden Vorſchriften des Bürgerliien Geſetzbuchs oder 
dieſes Gejekes. 

Art. 5. Als Bundesitaat im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und dieſes Geſetzes gilt aud) das Reichsland Elfah-Lothringen. 
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Erläuterungen 


(wenn auch in Form von „Verordnungen“ erlaſſenen) „Betriebsordnun 
der Eifenbahnen“, die für die Eifenbahn-Beförderungen (von Gütern und ⸗ 
ſonen) nicht „objektipe Rechtsregeln“, ſondern lediglich die Vertrags- 
beftimmungen“ OBertrans- Normen“ im enlake zu Recht s⸗ 
Normen“) feitjegen, unter denen die Eiſenbahn „Yelürberungsverträge“ 
abichließt. — Unter den Begriff der „Rechtsnorm“ fällt nicht blok das „ge⸗ 
Ihriebene“ Nedt jondern auch das Gewohnheitsrecht. Cs kann Ip allo 
in Zukunft aud ein Reichs⸗-Gewohnheitsrecht neben und gegen die Vorſchriften 
des BGB. und fonitigen Reichsrechts bilden; dagegen fünnen Landes-be- 
wohnhbeitsredte gegen das BGB. und fonitige Reichsrecht nicht auf- 
kommen. Hiernadh und der Größe des Geltungsgebiets des . ift jeden: 
- falls die Bildung gewohndheitsteihtlicher Normen für das ganze Reit kaum 

oder nur in geringem Umfange zu erwarten. 

Art. 3 r\ ngl. Art. 218. 

Art. _ +), Die Art. 7-81 enthalten Vorſchriften des jogen. internationalen 
Brivatrehts. Hierüber vgl. Anhang 4 zu Art. 7. 

5) 104, 106, 114. — Zu unter|heiden von der Geichäftsfähigteit 
d. 5. der Fähigkeit, e peſchafte mit rechtlicher Wirkung vorzunehmen 
ift Die fogen. Delitisfähig eit d. 5. die Verantwortliceit für Schaden dur 
unerlaubte Handlungen gemäß 88 827829 „eg! Anhang 1 zu 
8 104 unter IT). Für diefe gilt nit Art. 7 jondern Art. 12. Art. 7 gilt 
auh nicht für die Rechtsfähigkeit; vgl. Note 1 gu 8 1. — 8 55 3POo. beftimmt: 
„Ein Ausländer, weldem nad dem Rechte feines Landes die Prozeßfähigkeit 
mangelt, gilt als pr BB wenn ihm nah dem Rechte des Prozehgerichts 
die Brozekiähigleit 8 t.“ 

6) Beiſpiele vgl. Note 7. — Zu Art. 7 vgl. auch E. 27, 38, 36 
(8 1ia Gewerbeordnung). 

7) Beifptele zu Art. 7 Abi. 1 und Abf. 3 Sab 1 find: Ein 22jäh- 
tiger Ausländer, der nad) dem Rechte feines Heimatsftaates erſt mit 24 Jahren 
volljährig (voll geihäftsfähig) wird, nimmt Aufenthalt in Berlin und wird 
dort aus einem vorher in jeinem Heimatsitaate aufgenommenen Dar: 
lehen verflagt. Nah Art. 7 Abi. 1 ift die Klage abzumweifen, weil das 
Darlehen — Mangels voller Ge Höftstäbi feit des Darlehensnehmers — un: 
gültig ift. — Derjelbe 22jährige Ausländer hat in Berlin ein Darlehen auf- 
genommen und wird dort daraus verklagt. Die Ala des tündet gemäß 

rt. 7 Abi. 3 Sat 1, weil nad) deutihem Rechte die volle Geſchäftsfähigkeit be- 
reits mit dem vollendeten 21. Jahre erlangt wird. 
Art. 9 8 be die „Beerbung“ eines Deutihen; E. 24. 
Art. 10 9) Art. 10 bezieht [9 nit auf ausländiide „bandelsredtlide 
Gefellihaften“; für deren „Rechtsfähigkeit“ ift das betr. ausländiſche Recht maß- 
gebend. — Zu Art. 10 vgl. 8 28. 


(Fortsetzung von Belte 730) 
Anlegung von Mündelgeld. 


Art. 82. Zur Anlegung von Mündelgeld sind auch nach dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Gesetzbuohs die Schuldverschreibungen bayerischer 
Gemeinden und diejenigen von Kreditanstalten ausgegebenen ertpapiere, 
insbesondere Pfandbriefe, geeignet, in welchen bisher nach den vom Staats- 
ministerium der Justiz getroffenen estimmungen Mündelgeld angelegt werden durfte. 

Zulassung zur Anlegung von Mündelgeld kann vom Staatsministerium der 
Justiz jederzeit widerrufen werden. . 


U. Vorschriften für die Landesteile rechts des Rheins, 


Stockwerkseigentum. 


Art. 4%. Das zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs be- 
stehende Stockwerkseigentum (Herbergsrecht) gilt von diesem Zeitpunkt an 
als Miteigentum an dem Grundstücke mit der Massgabe, dass jedem Miteigentümer, 
die ausschliessliche und dauernde Benutzung derjenigen Teile des Gebäudes zusteht, 
welche ihm zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs gehören, und dass 
der Aufwand für deren Unterhaltung ihm zur Last füllt. Der Anspruch auf Aufhebung 
der Gemeinschaft ist ausgeschlossen. (Fortsetzung folgt Seite 740) 
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Art. 6. In bürgerlichen Redhtsitreitigfeiten, in melden durch 
Klage oder Widerklage ein Anſpruch auf Grund des Bürgerlichen Gejet- 
budis geltend gemadjt ijt, wird die Verhandlung und Entideidung lekter 
Inſtanz im Sinne des 8 5 des Einführungsgejeßes zum Gerichtsver— 
jalungsgeleße dem Reichsgerichte zugewieſen. 

Art. 7) Die Geihäjtsfähigkfeit einer Perſon“) wird nad) den 
Gejegen des Staates beurteilt, dem Die BPerfonangehört‘) 

Erwirbt ein Ausländer, der volljährig iſt oder die rechtliche 
Stellung eines Bolljährigen hat, die Reichsangehörigfeit, jo behält er 
die rechtliche Stellung eines Wolljährigen, au wenn er nad ven 
deutſchen Gejegen nicht volljährig it. 

Nimmt ein Ausländer im Inland ein Redhtsgeihäft vor, für das 
er gejhäftsunfähig oder in der Gejhäftsfühigfeit be- 
ſchränkt it, jo gilt er für diejes Rechtsgeſchäft injoweit als geſchäfts— 
fähig, als er nad den deutſchen Gejeken geichäftsfähig jein würde, ') 
Auf familienredhtlide und erbrechtliche Rechtsgeſchäfte 
jowie auf Rechtsgeſchüfte, Durch die über einausländifhes Grund: 
tüd verfügt wird, findet diefe Vorjchrift feine Anwendung. 

Art. 8. Ein Ausländer fann im nlande nad) den beutjchen 
Gejegen entmündigt werden, wenn er feinen MWohnfig oder, falls er 
feinen Wohnfig hat, jeinen Aufenthalt im Inlande hat. 

Art. 9. Ein Verſchollener fann im Inlande nad) den deutichen 
Gejeken für tot erflärt werden, wenn er bei dem Beginne der Berjchollen- 
heit ein Deutjcher war. 

Gehörte der Verſchollene bei dem Beginne der Verjchoflenheit einem 
itemden Staate an, jo fann er im Inlande nach den deutſchen Gejegen 
mit MWirfung für Diejenigen Rechtsverhältniſſe, 
welche fi nad) den deutſchen Geſetzen bejtimmen,‘) jowie mit Wirkung 
für das im Inlande befindliche Vermögen für tot erflärt werden; 
die Borjchriften des $ 2369 Abi. 2 des Bürgerlihen Geſetzbuchs finden 
entiprechende Anwendung. 

Hatte ein verjchollener ausländiiher Ehemann jeinen Tetten 
Mohnfig im Inland und ift die im Inlande zurüdgebliebene oder dahin 
zurüdgefehrtte Ehefrau Deutjche oder bis zu ihrer Verheitatung mit 
dem Berjchollenen Deutſche geweſen, jo fann auf ihren Antrag der Ber: 
Ihollene im Anlande nad) den deutichen Gejegen ohne die im Abi. 2 be- 
ſtimmte Beihränfung für tot erflärt werden. 

Art. 10. Ein einem fremden Staate angehörender und nad) deſſen 
Gejegen rechtsfühiger Berein,’) der die Redtsfähigfeit im Inlande 
nur nad) den Vorſchriften der SS 21, 22 des Bürgerlichen Gejetbuds 
erlangen könnte, giltals rechtsfähig, wenn jeine Redtsfähigfeit 
durch Beihluk des Bundestats anerkannt it. Auf nidt aner- 
fannte ausländijche Vereine der bezeichneten Art finden die Worichriften 
über die Geſellſchaft jowie die Worjchrift des $ 54 Saf 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs Anwendung. 

Art. 11. Die Form eines Rechtsgeihäfts beitimmt ſich nad) den 
Geſetzen, weldhe für das den Gegenstand des Rechtsgeſchäfts 
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Art. 11 


41 


Art. 12 


Art. 13 


Erläuterungen 


10) Über die Gorm der Eheihhliekung E. 13. — Art. 11 ab). 1 gilt ins: 
beiondere au für Teftamente Ein in * nur „zur Kur“ befindlicher 
Deuticher, deſſen Vohnfig in Deutſchland iſt und der dort ſein Vermögen hat. 
kann in Italien z. B. durch „eigenhändiges“ Teſtament gemäß 8 2231 
Ar. 2 BOB. rechtsgültig teſtieren; es „genügt“ aber, wenn er die Formen 
des italienijchen Rechtes beobachtet. — Welde Geſetze „ürdasben 
Gegenftand des Rehtsgelhäftes bildende Rechtsver— 
bältnis maßgebend“ find, iſt t ſchwer zu, beurteilen. vgl. Anhang 4 
u Art. 7 unter C. — Ein einfades Beilptel zu Art. 11 ab) 1 iſt: Zwei in Kon: 
fantinope wohnende Türfen A und B treffen fi gelegentlih einer Aus— 
tellung in Berlin. Hierbei beipredhen fie ihre Angelegenheiten und A über: 
nimmt keine Bürgſchaft für eine Dahrlehnsſchuld feines ebenfalls in Konitan- 
tinopel wohnenden Bruders C an den B, und zwar mündlid, was — 
wie angenommen werden foll — nah türkiſchem Rechte gültig ift. In Der 
olge nimmt A dauernden Aufenthalt in Berlin und wird von B aus Der 

ürgſchoſt beim Landgericht Berlin verklagt. Vach Art. 11 Abi. 1Satz 1 
iſt die Klage begründet, obgleich nach 766 BGB. Bürgihaftserllärungen 
ſchrift lich fein müllen, weil im vorliegenden Kalle türkiſches Recht 
maßgebend il. — Angenommen dagegen, daß nad türkiidem Rechte 
Bürg en gerichtlich oder notariell ertlärt werden müßten und daß A im 
obigen Beilpiel die in Berlin übernommene Bürgſchaft BI — 
erklärt hätte, jo würde, wenn er in Berlin verklagt würde, Die Klage a 
begründet fein, weil nad Xrt. 11 Abſ. 1 Sat 2 (locus regit actum) jeden: 
falls die im BGB. vorgeſchriebene und beobadhtete [hriftlide Form 
genügt. — vgl. Art. 30. 


11) Die Form der Rechtsgeſchäüfte des „Sachenrechts“ 3. B. Über: 
ung des Eigentums an einer Sache, Beitellung eines Pfandes, einer Hypo: 
‚ einer Dienitbarteit ufw. beitimmt je immer nad den Fefehen, die * 
das betreffende Rechtsverhältnis“ maßgebend find (Art. 11 Abi. 1 
39; 1), — alfo in der Regel on Deiegen $ Ortes, wo die Sache ſich 
befindet, nicht na n Eeſetzen des Ortes, wo das „Geſchäft vorgenom: 
men“ wird (Art. 11 Ab}. 1 Sat 2). — Betr. Übertragung des Cigentums an 
„Brunditüden“ in Ronjfulargerihtsbezirten vgl. Kaiſerl. Verord⸗ 
nung vom 25. Oktober 1900. 


12) Zu nächſt iſt zu prüfen, ob nad aus ländiſchem Recht ein 
Aniprud begründet iſt; 3. B. ob die Perjon, die die Handlung began —7 — 
nad) ausländiſchem Rechte für den Schaden „verantwortlich“ ift („Delittsfähig⸗ 
keit“, vgl. Note 5 zu Art. 7). Sit Diele Fin e zu verneinen, jo iſt ein 
Aniprud Teinesjalls geredtjertigt, Yeldit wenn er nah deutſchem 
Rechte begründet wäre. Sit e zu bejaben, fo haftet der Täter jeden: 
falls „n icht weiter” als nah deutſchem Nedte. 

183) Yuh wenn die Cheihliekung im Ausland erfolgt — 
Nah Art. 13 gel 1 iſt für veriee Geri te und fonjtige Behörden“ 
eine Ehe zwiſchen Angehörigen des Deutihen Reichs und fremder Staaten nur 
gültig, wenn fie jowohl nach dem Rechte des Heimatsitantes Des Mannes wie 
nad) dem Rechte des Heimatsitantes der Frau gültig ift. — Über die Form 
ber Eheihliekung beitimmt Art. 13 Abi. 3. — Abweichungen von Urt. 13 Ubl. 1 
tönnen fih ergeben aus E. 2730 und dem Hanger Ablommen von 1902 (vgl. 
Anhang 4 zu Art. 7 unter D). vgl. ferner das Gejeh betr. Die Cheichliehung und 
die Beurkundung des Berjonenitandes von Bundesangehörigen im Yuslande 
vom 4. Mai 1870 (E. 0); 7, 16 Schutzgebietsgejez in der Faſſung vom 
10. September 1900 4% ejek über die Konſulargerichtsbarkeit vom 7. April 
1900 nebit Art. 2 Adi. 2 der aiferl. Verordnung vom 25. Oktober 1900. — 
Die Frage, nad ae Geſetzen die Aentefolgen eines Verlöbniſſes (3. B. 
die Schadenserſatzpflicht bei unbegründetem Rüdtritt) zu beurteilen feien (ob 
— Art. 13 entſprechend anzuwenden ſei oder ob die Ge des „Er 
üllungsortes“ d. 5. des Ortes, an dem die Verlobten die Cheihliekung 
vorzunehmen beablihtigten, maßgebend feien), iſt zweifelhaft. 
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bildende Rehtsverhältnismaßgebend find. Es genügt jedoch 
die Beobaditung der Gefebe Des Drtes, an dem das Rechts— 
geihäftvorgenommen wird.) 

Die Vorſchrift des Abf. 1 Sab 2 findet feine Anwendung 
auf ein Rechtsgeſchäft, Durch das ein Hecht an einer Sache begründet oder 
über ein ſolches Recht verfügt wird."') 

Art. 12. Aus einer im Auslande begangenen unerlaubten Hand: 
Iung fönnen gegen einen Deutſchen nicht weitergehende An- 
ſprüche geltend gemadt werden, als nad) den de utſchen Gejegen be— 
gründet find.'?) 

Art. 13. Die Cingehung der Ehe wird, jofern auch nur einer. 
der Verlobten ein Deutſcher ift, in Anfehung eines jeden der Ver: 
Iobten nach den Gejeten des Staates beurteilt, vemerangehört.) 
Das gleide gilt für Yusländer, die im Inland eine Ehe 
eingehen. 

Sn Anfehung der Chefrau eines nad Artifel 9 Abi. 3 für tot 
erflärten Ausländers wird die Eingehung der Ehe nah den 
deutſchen Gejegen beurteilt. 

Die Form einer Ehe, die im Inlande geſchloſſen wird, beftimmt ſich 
ausihließlid nah den deutſchen Gefeßen.'t) 

Art. 14. Die perſönlichen Rechtsbeziehungen deutſcher Che: 
gatten 15) zu einander werden nad) den deutſchen Geſetzen beurteilt, 
auch wenn die Ehegatten ihren Wohnfig im Auslande haben. 

Diedeutfchen Gefege finden aud) Anwendung, wenn der Mann 
die Reihsangehörigfeitverloren, die grau fie aber be- 
Halten hat. 

Art. 15. Das eheliche Güterreht wird nah den deutſchen Ge: 
legen beurteilt, wenn der Chemann zur Zeitder Eheſchlie— 
Bung ein Deutſcher war. 

Erwirbt der Ehemann nad der Eingehung der Che die 
Reihsangehörigfeit oder haben ausländiſche Ehegatten 
ihren Wohnſitz im Inlande, fo find für das ehelihe Güterrecht die 
Gejeße des Staates maßgebend, Dem der Mann zur Zeit der 
Eingehung der Ehe angehörte; die Ehegatten können jedoch 
einen Ehevertrag ſchließen, aub wenn er nad) diejen Gejeßen 
unzuläffig jein würde.'*) 

Art. 16. Haben ausländiihe Ehegatten oder Chegatten, die 
nad der Eingehung der Ehe die Reihsangehörigfeit 
erwerben, den Wohnfig im Inlande, jo finden die Vorſchriften des 
8 1435 des Bürgerliden Geſetzbuchs entiprechende Anwendung; der aus: 
ländiſche geſetzliche Güterſtand jteht einem vertragsmähigen gleich.) 

Die Vorſchriften der 88 1357, 1362, 1405 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buds finden Anwendung, foweit fie Dritten günftiger find als die aus- 
ländiſchen Gelete. 

rt. 17. Für die Scheidung der Ehe find die Gejete des Staates 
maßgebend, dvem der Chbemann zur Zeit der Erhebung der 
KRlageangebört.') 
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Erläuterungen on 


14) vgl. 1316 ff. und die Note 13 angeführten Vorſchriften. — Wenn 
3. B. ein durh Berlin durdreifendes ruffiides Brautpaar fih in der nad) 
ruffildgem Rechte zur Eheſchließung erforderliden und genügenden 
„kirch lichen Korm“ durd einen ruſſiſchen Geiltliden in Berlin trauen 
läßt, jo liegt für „de ut ſche Gerichte und jonftige Behörden“ feine gül- 
tige Ehe vor, obgleih die Ehe in Rukland als gültig anerlannt 
wird. Gelbftverjtändlih kann in Staatsverträgen etwas anderes beitimmt 
werden. — Im Uuslande geichlofiene Ehen, ſowohl deuticher Reihsangehäri er 
als ausländiicher Ehegatten, find, joweit es ih um die bloße Form der Che. 
—— handelt, gültig, wenn die Geſetze des Ortes, an dem die Eheſchlie⸗ 
ung erfolgte, beobachtet find (vgl. Art. i1 Ab. 1 und das Art. 40 in Bezug 
genommene Gejeß). Uber die materielle Gültigkeit enticheidet Art. 13 Abi. 1. 


| ogl. Note 13. 

Art. 14 15) pgl. 35 10, 204 und namentlih SS 1353-1381. 

Art. 15 10 sol . 27, 28. 

Art. 16 ı7) Nach dem hier in Be genommenen 8 1435 fönnen dritten ⸗ 


ſonen (zu Deren Schutze iſt Art. 16 a die für eine Che nad 
dafür etwa maßgebenden „ausländifhen“ Rechte (vgl. Art. 15 
Abi. 2) ne tehenden Abweichungen von dem deutichen „geſetzlichen Güte 

(88 1 .) nur dann entgegengejekt werben, wenn fie zur erhebliden Zeit 
ihnen belannt oder in das Güterrechtsregiſter des zuitändigen Amtsgerichts 
eingetragen waren. 

Art. 17 18) Zu Art. 17 vgl. E. 27830 und insbejondere das Haager Ablommen 
von 1902 (mat, Anden 4 zu Art. 7 unter D). Aus Art. 17 folgt, dab in Deutich- 
land ihren hufitz habende öfterreichiiche es Ehegatten z. B. wegen 
Chebruds von einem deut| erihte nicht „geſchieden“ werden können, weil 
dies nad) öſterreichiſchem Rechte unzuläffi it, es kann aber aud Par von 
einem deutſchen Gerichte die in joldem Eu e nad öſterreichiſchem zu⸗ 
läſſige „beitändige Trennung von Tiſch und Bett“ ausgeſprochen werden, weil 
dies nad) deutſchem Rechte unzuläffig fit; die nad) deutihem Rechte zuläffige 
„Aufhebung der ehelichen eh ft“ (53 1575, 1576) Hi nicht gi eid- 
bedeutend mit der öfterreihilden „Trennung von Tiih und tt“. — 
Auf die Dgeibung von Engländern in Deutihland findet in erfolg von 
E. 27 Kir ote 31) deutſches Recht Anwendung. — Über die Anerkennung 
ausländiſcher Scheibungsurteile in Deutihland vgl. 8 328 3PO. — liber die 
Todeserllärung eines ausländiihen Chemannes vol. E. 9 Abi. 3 und 


E, 13 Abſ. 2. 
Urt. 18 m 1591 ff. 
Art. 19 20 n ehelichen Kindern ftehen legitimierte uneheliche Kinder und 


an Kindesitatt angenommene Perjonen glei; 88 1719 ff., 1723 ff., 1757. 
Unter den Begriff „Nehtsverhbältnis“, auf das nah Art. 19 die 
deutiden ereie zur Anwendung fommen, fallen 5. 3. die in den 88 11 
(Wohnfig), 204 (Werjährung), 1051308 (Einwilligung zur Cheihliehung), 
1601—1615 (gegenfeitige Unterbaltspflidt) und namentlid 1616 bis 
1698 (insbefondere beir. elterlihe Gewalt) georbneten rechtlichen Be: 
jiehungen. — vgl. Art. 28. 

Art. 20 21 1. 88 1705 ff. auch 88 1601 ff. (Unterhaltspflicht). 

Art. 21 2) ent 3. B. eine in Bit —* als Erzieherin Pi aufbaltende 
Srangölin dort außer der Che geihwängert wird und ein Kind zur Welt 

ringt, jo haben weder das Kind noch die Mutter einen Anſprüch n 

den Schwängerer, weil nah dem mahgebenden franzöfifden Hete 

ſolche Anſprüche nicht beitehen. — vgl. 1708 ff., 1715 fi. 

Art. 22 23) 88 1719 ff., 1723 ff., 1741 9 
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Eine Tatjade, die fih ereignet hat, während der Mann 
einem anderen Staate angehörte, fann als Scheidungsgrund nur 
geltend gemacht werden, wenn die Tatſache auh nah den Geſetzen 
dDiefes Staates ein Scheidungsgrund oder ein Trennungsgrund iſt. 

Iſt zur. Zeit der Erhebung der Klage die Reichsangehörigkeit des 
Mannes erlojchen, die Frau aber Deutiche, jo finden die de utſchen 
Geſetze Anwendung. 

Yuf Sheidung [owie auf Aufhebung der eheliden 
Gemeinſchaft kann auf Grund eines ausländiſchen 
Geſetzes im Inlande nur erkannt werden, wenn ſowohl nad) dem 
auslänbijden Gejeße als nad den deutigen Geſetzen die 
Scheidung zuläſſig ſein würde. 

Art. 18. Die eheliche Abſtammung eines Kindes '’) wird nad 
den deutſchen Gejegen beurteilt, wenn der Ehemann der Mutter 
sur Zeitder Geburt des Kindes Deutſcher iſt oder, falls 
er vor der Geburt des Kindes geftorben it, zule&t Deutſcher war.. 

Art. 19. Das Neditsverhältnis zwiſchen den Eltern und einem 
ehelichen Kinde 2°) wird nach den Deutichen Geſetzen beurteilt, wenn 
der Bater und, falls der Bater geftorben ift, die Mutter die 
Reihsangehörigfeit beſitzt. Das gleiche gilt, wenn die Reidhs- 
angehörigfeit des Vaters oder der Mutter erlojchen, die Reihsange- 
hörigfeitdesKindesaber beftehbengeblieben ilt. 

Art. 20. Das Rechtsverhältnis zwiſchen einem uneheliden Kinde 
und deſſen Mutter wird nach den deutſchen Gejegen beurteilt, wenn 
die Muttereine Deutſche ift.”) Das gleiche gilt, wenn die Reichs: 
angehörigfeit der Mutter erlojhen, die Reichſsangehörigkeit 
des Kindes aber beftehen geblieben ift. 

Art. 21. Die Unterhaltspfliht des Vaters gegenüber dem unehe⸗ 
lichen Kinde und ſeine Verpflichtung, Der Mutter die Koften der 
Schwangerkhaft, der Entbindung und des Unterhalts zu erjeßen, wird 
nach den Geſetzen des Staates beurteilt, dem die Mutter zur Zeit 
der Geburt des Kindes angehört; ?) es können jedoh nicht 
weitergehende Anjprühe geltend gemacht werden, als nad) den 
deutſchen Gefegen begründet iind, 

Art. 22. Die Legitimation eines unehelihen Kindes jowie die 
Annahme an Kindesftatt beitimmt fi, wenn der Bater zur Zeit der 
Legitimation oder der Annehmende zur Zeit der Annahme die 
Reihsangehörigfeit befißt, nad) ven deutſchen Gefeten.:) 

Gehört der Vater oder der Annehmende einem fremden 
Staate an, während das Kind die Reihsangehörigfeit 
befitt, jo ift die Legitimation oder die Annahme unwirfjam, wenn 
die nah) den deutſchen Gejegen erforderlide Einwilligung des 
Kindes oder eines Dritten, zu dem das Kind in einem familien- 
tehtlihen Verhältniſſe jteht, nicht erfolgt üt. 

Art. 23. Eine Vormundſchaft oder eine Pflegihaft kann im In⸗ 
land aud) über einen Ausländer, jofern der Staat, vemerangehört, 
die Fürſorge nicht übernimmt, angeordnet werden, wenn der Ausländer 
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Art. 


Art. 24 


Art. 25 
Art. 36 


rt. 


Yrt. 


be EEE SEE DS GE rn GE DE ie 13, . 
un. r [ Bu) 
® ” ” 


Erläuterungen 


24) Der deut Bormundichaftsricgter hat „von Amtswegen“ feitzu- 
— a) ob der Ausländer nach den Geſetzen ſeines Heimats- 
taates „der Fürſorge bedarf“, b) ob dieſer Heimatsitant die „Fürſorge nicht 
übernimmt”. — Zu Art. 23 vgl. das Haager Ablommen von 1902 (Anhang 4 
zu Art. 7 unter D). 
25) vgl. Art. 8. 
26) vgl. SS 1665, 1846. — Die „vorläufige Vormundſchaft“ gemäß 
8 1906 iſt feine porläufige Maßregel“ im Sinne des Art. 23 Ubi. 2; fie fällt 
vielmehr unter Art. 23 bj. 1. — Wegen der „örtlihen Zujtändig- 
teit“ des Vormundſchaftsgerichts vgl. &s 36 ff., 44 RFG. 

27 l. Urt. 28. rtliche Zultändigfeit“ des Nadlap: 
gerihts 88 73, 74 RFG. ie deutihen Konjuln (außerhalb der Konſular— 
erichtsbezirke) haben be gügic des Nadjlafjes eines im Auslande geltorbenen 

utſchen nur die u abe, dem Nachlaßgerichte De zu fein (Liquidation 
des Nachlaſſes und A —3* des Erlöſes an das Nachlaßgericht). vgl. ferner 
88 2, 7 Nr. 2 Gel. über die Komjulargerichtsbarleit vom 7. April 1900. 

28) Der Erbe kann ſich aljo nad) feiner Wahl auf die 88 1967—2017, 
insbejondere 88 1975 ff. oder auf die diesbezüglichen Vorfehriften des Aus- 
landes berufen. 

” zu Art. 25 vgl. Art. 27—80. 
30) Art. 26 entiheidet nit über die „wirklichen Rechte“ der Erben 
oder Vermäcdhtnisnehmer, jondern will nur den deuiſchen Behörden, 
die mit Übermittelung auslänbilher Na tale ins Inland betraut find, dieſe 
Aufgabe erleichtern und fie gegen Anſpruche Diitter fihern. Diefen Dritten 
it es unbenommen, ihre vermeintlichen „infprüche gegen diejenigen im 
e der Klage, des Arreſtes ujw. zu verfolgen, denen der Nachlaß von den 
vermittelnden deutichen Behörden ausgehändigt iſt. 

s1) Art. 27 handelt von der jogen. Nüdverweilung. sel. Hier u Art. 28. 
— Beijpiel: nglijde Ehegatten haben ihren ohnjis in 
De uiiat and Die Frau klagt „ee n den Mann auf „Eheſcheidung“. Nach 
Art. 17 Abſ. 1 iſt engliſches Eh anzuwenden. s engliſche Recht 
weit aber den Grundſatz auf, dab für die „Cheicheidung“ Das Des 

ohnſitzes (nid: der Staatsangehörigleit) Anwendung findet. Folg- 
lich ift nad dem gemäß Art. 17 Abi. 1 anzuwendenden englilhen Rede 
das be ut be Recht anzuwenden. Diefe „Nüdverweilung“ wird in Art. 27 
anerfannt. 
82) ee ar zu Art. 28 bietet das Erbrecht in Familien: 
fideikommiſſe, NRentengüter, Anerbengüter (E. 59, 62, 64). 
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Auf die Benutzungsrechte der Miteigentümer findet die Vorschrift des $ 1010 
Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. 


Grunddienstbarkeiten. 


Art. 44. Von der Verkündung dieses Gesetzes an kann die Eintragung von 
Grunddienstbarkeiten in das Hypothekenbuch von dem Berechtigten und von dem 
Eigentümer des belasteten Grundstücks verlangt werden; die Kosten sind von 
demjenigen zu tragen und vorzuschiessen, welcher die Eintragung verlangt. Die 
Löschung einer vorher erfolgten Eintragung kann nicht aus dem Grunde verlangt 
werden, weil die Grunddienstbarkeit nicht zu den einzutragenden Rechten gehörte. 

Bei der Eintragung kann zur näheren Bezeichnung des Inhalts der Grund- 
dienstbarkeit auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden. Die Vor- 
schriften den 8 9 Abs. ı der Grundbuchordnung finden entsprechonde Anwendung. 

Die Eintragung einer Grunddienstbarkeit gilt von der Zeit an, zu welcher das 
Grundbuch als angelegt anzusehen ist, als Eintragung im Grundbuche. Die Eintragung 
eines Widerspruchs gegen die Richtigkeit der Eintragung ist schon vorher zulässig. 

Art. 45. Die im Artikel 191 Abs. 2 des Einführungsgesatzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuche zum Schutze der Ausübung von Grunddienstbarkeiten 
gegebonen Vorschriften gelten von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs an 
auch für die Zeit, bevor das Grundbuch als ungelegt anzusehen ist. 


(Fortsetzung folgt Seite 742) 
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Internationales Privatrecht Art. 24-29 


nah den Gejeten diefes Staates der Fürforge be- 
darf”) oderim Inland entmündigt ift.>) 

Das deutihe VBormundihaftsgeriht fann vorläufige Maß— 
regeln?:°) treffen, jolange eine Vormundſchaft oder Pflegihaft nicht 
angeordnet iſt. 

Urt. 24. Ein Deutſcher wird, au wenn er feinen Wohnfig im 
Yuslande hatte, nah den deutſchen Geſetzen beerbt.:') 

Hat ein Deutiher zur Zeit feines Todes feinen Wohnjiß 
im Yuslande gehabt, fo können die Erben fih in Anjehung der 
Haftung für die Nahlakverbindlichleiten auch auf die an dem Wohn: 
lie des Erblafjers geltenden Gefeße berufen.?®) 

Erwirbt ein Ausländer, der eine Verfügung von Todeswegen er- 
richtet oder aufgehoben Hat, die Heichsangehörigleit, jo wird die Gül⸗ 
tigfeitder Errihtung oder der Aufhebung nad) den Gejegen 
des Staates beurteilt, dem er zur Zeit der Errichtung oder der 
Aufhebung angehörte; auh behält er die Fähigkeit zur 
Erridtung einer Verfügung von Todeswegen, felbjt wenn er das 
nad) den de utſchen Geſetzen erforderlihe Alternod nicht erreidht 
dat. Die Vorjehrift des Artikel 11 Abſ. 1 Satz 2 bleibt unberührt. 

Art. 25. Cin Ausländer, der zur Zeit feines Todes feinen 
Wohnfitz im Inlande hatte, wird nah den Geſetzen Des Staates 
beerbt, dem er zur Zeit feines Todes angehörte Ein 
Deutſcher Tann jedoch erbrechtliche Anſprüche aud Dann geltend madıen, 
wenn fie nur nad) den de utſchen Gejegen begründet find, es jei denn, 
daB nad) dem Rechte Des Staates, dem der Erblaſſer ange: 
hörte, für die Beerbung eines Deutſchen, welder jeinen Wohnſitz 
in Diefem Staate Hatte, Die deutſchen Gefeße ausſchließlich 
maßgebend find.) | 

Art. 26. Gelangt aus einem im Ausland eröffneten Nachlaſſe 
für die nad) den dortigen Geſetzen berechtigten Erben oder Bermädht: 
nisnehmer dur Bermittelung deutſcher Behörden Vermögen ins In⸗ 
land, jo kann ein anderer der Herausgabe nicht aus dem Grunde 
widerjpredhen, daß er als Erbe oder Bermädtnisnehmer 
einen Anſpruch auf das Vermögen habe.?°) 

Art. 27.” Sind nad dem Rechte eines fremden Staates, dellen - 
Gejeße in dem Artikel 7 Abſ. 1, dem Artifel 13 Abſ. 1, dem Artitel 15 
Abi. 2, dem Artikel 17 Abf. 1 und dem Artikel 25 für maßgebend 
erflärt find, die deutſchen Gejege anzuwenden, jo finden dieſe Geſetze 
Anwendung.) 

Art. 8. Die Vorfhriften der Artikel 15, 19, des Artilel 24 
Abſ. 1 und der Artikel 25, 27 finden feine Anwendung auf Gegenitände, 
die fih nicht in dem Gebiete des Staates befinden, deſſen Gejete nad) 
jenen Vorfchriften maßgebend find, und die nad) den Geſetzen des Staates, 
in deſſen Gebiete fie fih befinden, bejonderen Boridriften 
unterliegen.??) 

Art. 29. Gehört eine Perſon feinem Staate an, jo werden ihre 
Rechtsverhältniſſe, joweit die Gejege Des Staates, dem eine Perjon 
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5 1* Zu 7 
Erläuterungen W 


Art. 30 32) Gemäß Art. 30 gilt z. B., wenn ein Türke mit ſeinen nach türkiſchem 
Recht ihm gültig vermähdlten drei rauen in Peutigland feinen Wohnſit 
nimmt, nur die erjte rau als feine „Ehefrau“ im Sinne deutſcher Geſetze. 

"Wenn aljo die „zweite“ Ehefrau in Deutſchland gegen den Dann auf „Unter: 
halt“ flagen wollte, müßte fie abgewiejen werden. 

Art. 31 34) Art. 31 Handelt von der gen. Netorfion. Dana kann, wenn ein 
ausländiſcher Staat Deutliche, fei es ausbrüdtich, fei es in ihrer Eigenſchaft 
als „Fremde“ ſchlechter jtellt als jeine eigenen Untertanen, der eihstangler 
mit Zuftimmung des Bundesrats anordnen, daß die Angehörigen des fremden 
Staates bei uns die gleihe Zurüdfegung erleiden follen. 

Art. 323 R vgl. Note 1 zu Urt. 1. 

2) Durch Saß 1 des Art. 32 werden die fäntlihen [früheren Reichs— 
gejete „gewillermaßen“ zu einem „Beitandteile‘ des BGB. gemakdt, 
als „gleichberechtigt“ neben dem BOL. „peitätigt“. Daraus folgt, daß das 
BGB. gegenüber den älteren Reitpsgek n nidt ſchlechthin das 
„jüngere“ Gejeß a und daß deshalb Bei ſich ergebendem Wider: 

ſpruche zwilden BGB. und älteren Reihsgelegen die letzteren nit 
ch thin dem Grundſatze unterliegen: „Das ältere Geſetz Bat bei ſich er: 
gebendem Wideripruh dem jüngeren zu weidhen (lex posterior derogat 
priori).“ Nad Sat 2 des Art. 32 muß vielmehr bei fi} ergebendem Wider: 
Iprude zwilden „BGB. und dem Einf.-Gel.“ einerjeits und „älteren 
eichsgeiehen‘ andrerjeits im Wege der Austepung fejtgejtellt wer: 
den, ob und inwieweit das BGB. und das ECinf.-Gel. die alteren Reide- 
gejete aufheben „wollte“ Die fi bietenden teriglfeiten werden 
niht unweſentlich dadurch gemindert, daß in den Art. 33-54 zahlreide 
Zweifelfälle ausdrüdlich entihieden find. — Die Art. 32 ff. Handeln, wie er 
porgehoben werde, nur vom Verhältnis des BGB. und des Einf.⸗Geſ. zu den 
früheren Reichs eſegen. Das Verhältnis zu den früheren Landesrechten wird 
in den Art. 55 ff. geordnet, und zwar, wie ſchon hier bemerkt werde, in grund: 
läglih entgegengejeßtem Sinne. 
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0 
Reallasten. 


Art. 46. Für eine zur Zeit des Inkrafttretens dos Bürgerlichen Gesetzbuch. 
bestehende Reallast gelten von diesem Zeitpunkt an die Vorschriften der 83 1101 
bis 1111 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Solange das Grundbuch noch nicht als angelegt 
anzuschen ist, tritt in dem Falle des $ 1109 Abs. 2 an die Stelle des Grundbuchs dar 
Hypothekenbuch und an die Stelle des Grundbuchamts das Hypotbekenamt; die Vor- 
schriften der $$ 876, 878 des Bürgerlichen Gesetzbuchs finden keine Anwendung. 

Von der Zeit an, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzusehen ist, finden 
auf das Erlöschen einer nicht im Grundhuch eingetragenen Reallast die für die Grund- 
dienstbarkeiten geltenden Vorschriften der Artikel 12 bis 14 entsprechende Anwendung. 

Die Vorschriften der Gesetze über die Grundentlastung bleiben unberthrt. 
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Verhältnid des BGB. zu den Reichögefchen Urt. 30-34 


angehört, für maßgebend erklärt find, nad) den Gejeken des Staates 
beurteilt, dem die Perjon zulett angehört hat, und, wenn fie auch 
früher einem GStaate nicht angehört hat, nad) den Gejegen des 
Staates, in weldhem fie ihren Wohnjit und in Ermangelung eines 
Mohnfiges ihren Aufenthalt hat oder zu der mahgebenden Zeit 
gehabt hat. 

Art. 30. Die Anwendung eines ausländijhen Gejeges ijt ausge: 
ihlofien, wenn die Anwendung gegen die guten Sitten oder gegen den 
Zwed eines deutichen Gejeges verjtoken würde.“) 

Art. 31. Unter Zuftimmung des Bundestats fann durch Anord— 
nung des Reichskanzlers bejtimmt werden, daß gegen einen auslän-= 
diihen Staat ſowie dejien Angehörige und ihre Redtsnad: 
jolger ein Bergeltungsredht zur Anwendung gebradjt wird.’*) 


Zweiter Abjchnitt. 


Verhältnis des Bürgerlicien Geſehbuchs zu den 
Reichsgeſehen.) 


Art. 32. Die Vorſchriften der Reichsgeſetze bleiben in Kraft. Sie 
treten jedod) injoweit außer Kraft, als fih aus dem Bürgerliden 
Gejegbud oder aus dDiejem Geſetze die Aufhebung 
ergibt’) 

Art. 33. Soweit in dem Gerichtsverfafjungsgejege, der Zivil: 
prozgehorbnung, der Strafprozejordnung, der Konktursordnung und in 
dem Gejeße, betreffend die Anfehtung von Redtshandlungen eines 
Schuldners außerhalb des Konfursverfahrens, vom 21. Juli 1879 
Reichs-Geſetzbl. ©. 277) an die Berwandtihaft oder die Schwägerſchaft 
rechtliche Folgen geknüpft find, finden die Vorſchriften des Bürgerlichen 
Gejegbuchs über Verwandtſchaft oder Schwägerjchaft Anwendung. 

Art. 34. Das Strafgejegbudh wird dahin geändert: 

I. Im 8 34 Nr. 6 werden die Worte: „Bormund, Nebenvormund, Kurator, 
gerichtlicher Beiltand oder Mitglied eines Familienrats“ erſetzt durch 
die Worte: 

„Bormund, Gegenvormund, Pfleger, Beiltand der Mutter, Mit: 
glied eines Kamilienrats oder Kurator“, 

Il, An die Stelle des $ 55 treten folgende Vorſchriften: 

Mer bei Begehung der Handlung das zwölfte Lebensjahr nicht 
oollendet hat, kann wegen derjelben nicht ſtrafrechtlich verfolgt werben. 
Gegen denſelben können jedoch nach Maßgabe der Tandesgejeglichen 
Vorſchriften die zur Beſſerung und Beauflihtigung geeigneten Maß— 
regeln getrofien werden. Die Unterbringung in eine Familie, Er: 
jiehungsanftalt oder Bellerungsanitalt fann nur erfolgen, nachdem 
durch Beſchluß des Vormundichaitsgerichts Die Begehung der Hand- 
lung fejtgeitellt und die Unterbringung für zuläjlig erklärt it. 
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Art. 35-36 Verhältnis de3 BGB. zu den Reichsgefehen 


E III. Un die Stelle des 8 65 treten folgende Vorſchriften: 

| ‚Der Berlebte, welcher das achtzehnte Lebensjahr vollendet Hat, iſt 
ſelbſtändig zu dem Antrage auf Beitrafung berechtigt. Solange er 
minderjährig iſt, Hat unabhängig von feiner eigenen Befugnis aud) 
fein geleglicher Vertreter das Recht, den Antrag zu ftellen. 

Sit der Berlekte geihäftsunfühig oder Hat er das achtzehnte 
Rebensjahr noch nit vollendet, jo iſt fein gejetlicher Vertreter der 
zur Stellung des Antrages Berechtigte. 

IV. As 8 145a wird folgende Vorſchrift eingeftellt: 

Wer im Inlande Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, in 
denen die Zahlung einer bejtimmten Geldjumme verſprochen wird, 
ohne die erforderliche ftaatlife Genehmigung ausitellt und in den 
Verfehr bringt, wird mit einer Gelditrafe beitraft, die dem fünften 
Teile des Nennwerts der ausgegebenen Schuldverſchreibungen gleid- 





— | fommen kann, mindeftens nber dreihundert Mark beträgt. 

. V. Im 8 171 Abſ. 1 und Abſ. 3 werden die Worte: „aufgelöſt, für ungültig 
— oder nichtig erflärt worden ift“, erſetzt durch die Worte: 

— „aufgelöſt oder für nichtig erklärt worden iſt“. 


VI. An die Stelle des 8 195 tritt folgende Vorſchrift: 
Iſt eine Ehefrau beleidigt worden, jo hat ſowohl fie als ihr Che- 
mann das Recht, auf Beitrafung anzutragen. 
VII. Sm 8 235 werden die Worte: „ihren Eltern oder ihrem Bormunde“ 
erjegt durch die Worte: 
„ihren Eltern, ihrem Vormunde oder ihrem Pfleger“. 
VIII. Sm 8 237 werden die Worte: „ihrer Eltern oder ihres Bormundes“ 
erjegt Dur die Worte: 
„ihrer Eltern, ihres Vormundes oder ihres Pflegers“. 
IX. Sm $ 238 werden die Worte: „für ungültig erklärt worden ift“ erjegt 
dur die Worte: 
„für nichtig erklärt worden ijt“. 
Art. 35. Die Strafprozgekordnung wird dahin geändert: 
. 3m 8 11 Abf. 1 treten an die Stelle der Süße 2, 3 folgende Vorſchriften: 

Sn Ermangelung eines ſolchen Wohnfiges gilt die Hauptitadt des 
Heimatitaats als ihr Wohnſitz; iſt Die Hauptitadt in mehrere Gerichts⸗ 
bezirbe geteilt, jo wird der als Wohnfit geltende Bezirt von der 
Zandesjuftizperwaltung durch allgemeine Anordnung beitimmt. (Ge: 
hört ein Deutiher einem Bundesitaate nit an, jo gilt als fein 
Wohnſitz die Stadt Berlin; ift die Stadt Berlin in mehrere Geridts- 
bezirfe geteilt, jo wird der als Wohnfit geltende Bezirt von dem 
Reichskanzler durch allgemeine Anordnung beitimmt. 

. An die Stelle des $ 149 Abf. 2 tritt folgende Vorſchrift: 
Dasielbe gilt von dem gefeglichen Vertreter eines Angeklagten. 
Art. 36. Die Gewerbeordnung wird dahin geändert: 
. Der 8 11 Abf. 2 fällt weg; als 8 11a werden folgende Vorſchriften 
eingeitellt: 

Betreibt eine Ehefrau, für deren güterrechtliche Verhältnifie aus: 
ländiſche Gejete maßgebend find, im Inlande jelbftändig ein Gewerbe, 
jo ift es auf ihre Geihäftsfähigteit in Angelegenheiten des Gewerbes 
ohne Einfluß, daß fie Ehefrau iſt. 

Soweit die Frau infolge des Güterftandes in der Verfügung über 
ihr Vermögen beichräntt ift, finden die Vorſchriften des 8 1405 des 
Bürgerlien Gefeghbuds Anwendung. Hat die Frau ihren Wohnſitz 


— 144 


— 


— 


I 


— 


17177 — 


Verhältnis des BGB. zu den NReichsgeſetzen Urt. 37—38 


nicht im Inlande, jo ilt der Einijprud des Mannes gegen den Betrieb 
des Gewerbes und der Widerruf der erteilten Einwilligung in das 
Güterredtsregüter des Bezirls einzutragen, in welchem das Gewerbe 
betrieben wird. 

Betreibt die Frau das Gewerbe mit Einwilligung des Mannes 
oder gilt die Einwilligung nad $ 1405 Abſ. 2 des Bürgerlichen Ge- 
ſetzbuchs als erteilt, jo haftet für die Verbindlichleiten der Frau aus 
dem Gewerbebetriebe ihr Vermögen ohne Rüdficht auf Die dem Manne 
fraft des Güterſtandes zuftehenden Rechte; im alle des Beitehens 
einer ehelichen Gütergemeinihaft haftet auch das gemeinjhaftliche 
Bermögen. 

II. Im 8 107 Abſ. 1 werden 
1. im Sat 4 die Worte: „an den Bater oder Bormund, fofern diefe es 
verlangen“, erfeßt durch die Worte: 
„an den gejeglichen Vertreter, jofern diejer es verlangt“, 
2. im Sab 5 die Worte: „an die Mutter“ erfeßt durch die Worte: 
„an die zur geſetzlichen Vertretung nicht berechtigte Mutter“. 
IIl. Sm 8 108 treten an die Stelle des Sat 2 folgende Vorſchriften: 

Die Ausjtellung erfolgt auf Antrag oder mit Zuftimmung des 
geſetzlichen Vertreters. Iſt die Erklärung des geſetzlichen Vertreters 
nicht zu beichaffen oder verweigert diefer die Zuftimmung ohne ge- 
nügenden Grund und zum Nadteile des Arbeiters, jo fann die Ge: . 
meindebehörde die Zuftimmung ergänzen. 

IV. Sm $ 110 Abſ. 1 werden die Worte: „kines Vaters oder VBormunds“ 
erſetzt dur die Worte: 
„leines geſetzlichen Vertreters“. 
V. Sm $ 113 tritt an die Stelle des Abf. 4 folgende Vorſchrift: 

Sit der Arbeiter minderjährig, jo kann das Zeugnis von dem 
gejeglichen Vertreter gefordert werden. Dieler kann verlangen, daß 
das Zeugnis an ihn, nidt an den Minderjährigen ausgehändigt 
werde, Mit Genehmigung der Gemeindebehörde des im 8 108 be- 
zeichneten Ortes kann auch gegen den Willen des gejeglichen Vertreters 
die Aushändigung unmittelbar an den Arbeiter erfolgen. 

VI. Im 8 131 Abſ. 1 Sat 1 werden die Worte: „von dem Vater oder Vor⸗ 
munde“ erjeßt dur) die Worte: 
„pon dem geſetzlichen Vertreter“. 
VII. Sm 8 133 Abj. 2 Sat 1 werden Die Worte: „der Vater des Lehrlings“ 
erjet durch die Worte: 
„der Vater des Lehrlings, fofern er die Sorge für die Perſon des. 
Lehrlings Hat“. 
Art. 37. Der 8 2 des Gefeges über die Freizügigkeit vom 1. No- 
vember 1867 (Bundes-Gejetbl. S. 55) wird dahin geändert: 

Mer die aus der Reichsangehörigkeit folgenden Befugnille in An- 
ſpruch nimmt, hat auf Verlangen den Nahweis feiner Reichsange⸗ 
börigfeit und, jofern er unter elterlier Gewalt oder unter Bor: 
mundſchaft fteht, ven Nachweis der Genehmigung des geſetzlichen Ver: 
treters zu erbringen. 

Eine Ehefrau bedarf der Genehmigung des Chemanns. 

Art. 38. Das Gefeß, betreffend die Organifation der Bundes⸗ 
fonjulate, jowie die Amtsrechte und Pflichten der Bundestonfuln, vom 
8. November 1867 (Bundes-Gejegbl. ©. 137) wird dahin ergängt: 
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I. Der $ 16 erhält folgenden Abf. 2: 

Einem Wahltonful fteht in Anfehung der Errichtung einer Ber: 
fügung von Todeswegen das im Abf. 1 bezeichnete Recht der Notare 
nur dann zu, wenn das Recht ihm von dem Reichskanzler befonders 
beigelegt it. 

II. Als $ 17a wird folgende Vorſchrift eingeftellt: 

Auf die Errichtung einer Verfügung von Todeswegen finden nit 
die Vorſchriften des 8 17, jondern die Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs Anwendung. 


Art. 39. Das Gejek, betreffend die vertragsmäßigen Zinfen, vom 
14. November 1867 (Bundes-Gejegbl. S. 159) wird aufgehoben. 

Art. 40. Das Gejeg, betreffend die Eheichliekung und die Beur⸗ 
fundung des Berjonenitandes von Bundesangehörigen im Yuslande, 
vom 4. Mai 1870 (Bundes-Gejegbl. ©. 599) wird dahin geändert: 

I. In dem $ 3 Abf. 1 Sat 1, dem 8 9, dem $ 11 Abſ. 2 und dem 8 12 Ab]. 1 

Sat 2 wird das Wort: „muß“ erjegt dur das Wort: 





„ion. 
II. An die Stelle der 88 7, 8 treten folgende Vorſchriften: 

8 7. Die Che wird dadurch geihloffen, daß die Verlobten vor 
dem Beamten perfönlih und bei gleichzeitiger Anweienheit erklären, 
die Ehe mit einander eingehen zu wollen. Der Beamte muß zur Ent: 
gegennahme der Erklärungen bereit fein. 

Die Erklärungen können nicht unter einer Bedingung oder einer 
Zeitbeitimmung abgegeben werden. 

8 7a. Der Beamte joll bei der Eheſchließung in Gegenwart von 
zwei Zeugen an die Verlobten eingeln und nad) einander die Trage 
richten, ob fie die Ehe mit einander eingehen wollen, und, nachdem 
die Verlobten die Frage bejaht haben, ausipreihen, daß fie kraft dieſes 
Gejeßes nunmehr rechtmäßig verbundene Cheleute ſeien. 

Als Zeugen follen Berjonen, die der bürgerlihen Ehrenrechte für 
verluitig erklärt find, während der Zeit, für welche die Aberfennung 
der Ehrenrechte erfolgt ift, jowie Minderjährige nit zugezogen 
werden. Perfonen, die mit einem der Verlobten, mit dem Beamten 
oder mit einander verwandt oder verſchwägert find, Dürfen als Zeugen 
zugezogen werden. 

88 Als zur Eheſchließung ermädtigter Beamter (8 1) gilt au) 
derjenige, welcher, ohne ein folder Beamter zu fein, das Amt eines 
jolden öffentlih ausübt, es fei denn, dab die Verlobten den Mangel 
der amtlichen Befugnis bei der Cheichließung Tennen. 

8 8a. Eine Ehe, die vor einem zur Eheſchließung ermädtigten 
Beamten ($ 1) oder vor einer im 8 8 einem folden Beamten gleich⸗ 
geitellten Perſon geſchloſſen wird, ift wegen (gormmangels nur dann 
nichtig, wenn bei der Eheſchließung die im 8 7 vorgeldhriebene Form 
nicht beobachtet worden ilt. 

it Die Che in das Heiratstegifter eingetragen worden und haben 
die Ehegatten nad) der Cheihliegung zehn Jahre oder, falls einer von 
ihnen vorher geſtorben ift, his zu deilen Tode, jedoch mindeltens drei 
Sabre als Chegatten mit einander gelebt, jo ijt die Ehe als von 
Anfang an gültig anzufehen. Diele Vorſchrift findet feine Anwen: 
dung, wenn bei dem Ablaufe der zehn Jahre oder zur Zeit des Todes 
des einen Ehegatten die Nichtigleitstlage erhoben iſt. 
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Verhältnis des BGB. zu den Reichögefegen ' Art. 41-42 


Art. 41. Tas Gejeg über die Erwerbung und den Verluſt Der 
Bundes: und Staatsangehörigleit nom 1. Juni 1870 (Bundes-Geſetzbl. 
©. 355) wird dahin geändert: 

I. An die Stelle des $ 11 treten folgende Vorſchriften: 
Die Verleihung der Staatsangehörigkeit erſtreckt ſich, inſofern 
nicht dabei eine Ausnahme gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau 
und auf diejenigen minderjährigen Kinder, deren geſetzliche Bettre- 
tung dem Aufgenommenen oder Naturalifierten kraft elterlicher Ge- 
walt zujteht. Ausgenommen find Töchter, die verheiratet find oder 
verheiratet geweſen find. 
II. Als 8 14a werden folgende Vorſchriften eingeftellt: 

Die Entlafjung eines Staatsangehörigen, der unter elterlicher 
Gewalt oder VBormundichaft fteht, fann von dem geſetzlichen Vertreter 
nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts beantragt werden. 

Die Genehmigung des Bormundihaftsgeriäts iſt nicht erforder: 
lid, wenn der Vater oder die Mutter die Entlaffung für fih und 
zugleich kraft elterlicher Gewalt für ein Kind beantragt. Erſtreckt 
ich der Wirkungskreis eines der Mutter beftellten Beiftandes auf die 
Sorge für die Perſon des Kindes, jo bedarf die Mutter in einem 
folgen alle der Genehmigung des Beiltandes zu dem Antrag auf 
Entlafjung des Kindes. 

Ill. An die Stelle des $ 19 treten folgende Vorſchriften: 

Die Entlafjung eritredt fi, injofern nicht dabei eine Ausnahme 
gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau und auf diejenigen Kinder, 
F geſetzliche Vertretung dem Entlaſſenen kraft elterlicher Gewalt 
zujteht. 

Diele Vorſchrift findet feine Anwendung auf Töchter, die verhei- 
ratet find oder verheiratet geweien find, jowie auf Kinder, die unter 
der elterlichen Gewalt der Mutter ftehen, falls die Mutter zu dem 
Antrage auf Entlajjung der Kinder nad) 8 14a Abſ. 2 Sat 2 der 
Genehmigung des Beiltandes bedarf. 

IV. An die Stelle des 8 21 Abſ. 2 treten folgende Vorſchriften: 

Der hiernach eingetretene Verluſt der Staatsangehörigfeit erftredt 
fih zugleih auf die Chefrau und auf diejenigen Kinder, deren ge- 
jegliche Vertretung dem Ausgetretenen kraft elterlicher Gewalt zu- 
Iteht, joweit fi die Ehefrau oder die Kinder bei dem Ausgetretenen 
befinden. Ausgenommen find Töchter, die verheiratet find oder ver: 
beiratet geweſen find. 

Art. 42. Das Gejek, betreffend die Berbindlichleit zum Schaden- 
erfake für Die bei dem Betriebe von Eifenbahnen, Bergwerten ujw. her⸗ 
beigeführten Zötungen und Körperverlehungen, vom 7. Suni 1871 
(Reihs-Gefegbl. S. 207) wird dahin geändert: 

I. An die Stelle des 8 3 treten folgende Vorſchriften: 

83. Im alle der Tötung iſt der Schadenerſatz (8 1 und 2) 
durh Erfah der Koiten einer verjudten Heilung jowie des Vermö- 
gensnadteils zu leilten, den der Getötete Dadurd erlitten hat, daB 
während der Krankheit feine Erwerbsfähigfeit aufgehoben oder ge- 
mindert oder eine Vermehrung jeiner Bedürfnille eingetreten war. 
Der Erfagpflichtige hat außerdem die Koften der Beerdigung dem- 
jenigen zu erjegen, dem die Verpflichtung obliegt, dieje Koften zu 
tragen. 
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Art. 43 Verhältnis ded BGB, zu den Reichsgeſetzen 


Stand der Getötete zur Zeit der Verlegung gu einem Dritten in 
einem Berhältniffe, vermöge dellen er diefem gegenüber kraft Gejeßes 
unterhaltspflihtig war oder unterhaltspflidhtig werden fonnte, und 
ilt dem Dritten infolge der Tötung das Recht auf den Unterhalt ent- 
zogen, jo hat der Erjagpflichtige dem Dritten injoweit Schadenerjat 
zu leilten, als der Getötete während der mutmaßlichen Dauer feines 
Rebens zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet geweien fein 
würde. Die Erſatzpflicht tritt aud dann ein, wenn der Dritte zur 
Zeit der Verlegung erzeugt, aber noch nicht geboren war. 

8 3a. Im Kalle einer Körperverlegung iſt der Schadenerlat 
(88 1 und 2) durch Erſatz der Koiten der Heilung jowie des Ber: 
mögensnadteils zu leilten, den der Verletzte dadurch erleidet, daß 
infolge der Verlegung zeitweife oder dauernd feine Erwerbsfähigteit 
aufgehoben oder gemindert oder eine Vermehrung feiner Bedürfnilfe 
eingetreten it. 


11. Sm 8 5 werden die Worte: „der in den 81 bis 3 enthaltenen Beitim- 
mungen“ erfeßt durch die Worte: 
„per in den 8$ 1 bis 3a enthaltenen Beitimmungen“. 


III. An die Stelle der 88 7, 8, 9 treten folgende Vorſchriften: 

8 7. Der Schadenerfat wegen Aufhebung oder Minderung der 
Erwerbsfähigkeit und wegen Vermehrung der Bebürfnille des Ver: 
legten jowie der nah 8 3 Abſ. 2 einem Dritten zu gemwährende 
Schadenerſatz ift für die Zukunft durch Entridhtung einer Geldrente 
zu leiſten. 

Die Vorſchriften des $ 843 Abſ. 2 bis 4 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs und des $ 648 Nr. 6 der Zivilprogekordnung finden entjprechende 
Anwendung Das gleide gilt für die dem Verletzten zu entrichtende 
Geldrente von der Vorſchrift des 8 749 Abi. 3 und für die dem 
Dritten zu entrichtende Geldrente von der Vorſchrift des 8 749 Abi. 1 
Nr. 2 der Zivilprozekordnung. 


Iſt bei der Verurteilung des Verpflichteten zur Entrichtung einer 
Geldrente nicht auf Sicherheitsleiftung erfannt worden, jo fann der 
Berehtigte gleihwohl Sicherbeitsleiftung verlangen, wenn die Ber- 
mögensverhältnife des Verpflichteten fih erheblich verichledhtert 
Baben; unter der gleichen Borausjegung fann er eine Erhöhung der 
in dem Urteile bejtimmten Sicherheit verlangen. 

8 8. Die Forderungen auf Schadenerjag (88 1 bis 3a) verjähren 
in zwei Jahren von dem Unfall an. Gegen denjenigen, weldem 
der Getötete Unterhalt zu gewähren Hatte (8 3 Abf. 2), beginnt die 
Verjährung mit dem Tode. Im übrigen finden die Vorſchriften des 
Bürgerlifen Geſetzbuchs über die Verjährung Anwendung. 

8 9. Die geſetzlichen Vorſchriften, nah) welden außer den in 
dDiefem Geſetze vorgejehenen Fällen der Unternehmer einer in den 
88 1, 2 bezeichneten Anlage oder eine andere Perſon, insbejondere 
wegen eines eigenen Verſchuldens, für den bei dem Betriebe der An: 
lage durh Tötung oder Körperverlegung eines Menſchen entitan- 
denen Schaden haftet, bleiben unberührt. 


Art. 43. Der 8 6 Abſ. 2 des Gejehes, betreffend die Nechtsver⸗ 
hältnifle der Neichsbeamten, vom 31. März 1873 (Reichs-Gejetbl. ©. 61) 
wird aufgehoben. 
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Verhältnis des BGB. zu den Reichdgefegen Art. 44-46 


Art. 44. Die Vorjchriften des 8 44 des Reichs⸗Militärgeſetzes vom 
2. Mai 1874 (Reichs-Geſetzbl. S. 45). finden entſprechende Anwendung 
auf Perjonen, die zur Beſatzung eines in Dienft geitellten Schiffes der 
Kaiſerlichen Marine gehören, jolange das Schiff fih außerhalb eines 
inländiſchen Hafens befindet oder die Perjonen als Kriegsgefangene oder 
Geijeln in der Gewalt des Feindes find, ingleichen auf andere an Bord 
eines folchen Schiffes genommene Perjonen, folange das Schiff ih außer- 
halb eines inländilchen Hafens befindet und die Perjonen an Bord find. 
Die Friſt, mit deren Ablaufe die leßtwillige Verfügung ihre Gültigkeit 
verliert, beginnt mit dem Zeitpuntt, in weldem das Schiff in einen in- 
ländiſchen Hafen zurüdfehrt oder der Verfügende aufhört, zu dem Schiffe 
zu gehören, oder als Kriegsgefangener oder Geijel aus der Gewalt des 
Feindes entlajfen wird. Den Schiffen jtehen die jonftigen Yahrzeuge der - 
Kaiſerlichen Marine gleich). 

Art. 65. Der 8 45 Abſ. 2 Sa 2 des Reichs⸗Militärgeſeges vom 
2. Mai 1874 (Reichs-Gefetbl. S. 45) wird aufgehoben. 


Art. 46. Das Geſetz Über die Beurkundung des Nerſonenſtandes 
und die Eheihliekung vom 6. Februar 1875 (Reichs-Geſetzbl. S. 28) 
wird dahin geändert: 

I. Die 88 28 bis 40, 42, 43, 51 bis 53 werden aufgehoben. 
II. An die Stelle der SS 41, 44, 50, 55 treten folgende Vorſchriften: 

8 41. Für die Eheihliekung find die Vorſchriften des Bürger: 
lichen Gejegbuds maßgebend. 

8 44. Für die Anordnung des vor der Eheſchließung zu erlaſſen⸗ 
den Aufgebots ift jeder Standesbeamte zuftändig, vor dem nad 
& 1320 des Bürgerlihen Geſetzbuchs die Che geihloffen werden darf. 

& 50. Der Standesbeamte joll ohne Aufgebot die Eheſchließung 
nur vornehmen, wenn ihm ärztlich beicheinigt wird, daß die lebens⸗ 
gefährlide Erfrantung eines der Verlobten den Aufihub der Che- 
ſchließung nicht geitattet. 

8 55. Sit eine Ehe für nichtig erklärt, iſt in einem Nechtsitreite, 
der die Feſtſtellung des Beitehens oder des Nichtbeitehens einer Ehe 
zwilchen den Parteien zum Gegenitande Bat, das Nidhtbeitehen der 
Ehe feitgeftellt, ift eine Ehe vor dem Tode eines der Ehegatten auf: 
gelöft oder iſt nad) 8 1575 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Die eheliche 
Gemeinihaft aufgehoben, fo iſt Dies am Rande ber über die Ehe: 
Ihliegung bewirkten Eintragung zu vermerfen. 

Wird Die ehelihe Gemeinihaft nach der Aufhebung wiederherge- 
ftellt, jo ift Dies auf Antrag am Rande zu vermerfen. 

III. Der $ 67 erhält folgenden Abſatz 2: 

Eine jtrafbare Handlung ift nicht vorhanden, wenn der Geiitliche 
oder der Neligionsdiener im Falle einer lebensgefährlidhen, einen 
Aufſchub nicht gejtattenden Erfrantung eines der Verlobten zu den 
religiöſen Feierlichkeiten der Eheſchließung ſchreitet. 

IV. Im 8 69 werden die Worte: „in dieſem Geſetze“ erſetzt durch die Worte: 
„in dieſem Geſetze und in dem Bürgerlichen Geſetzbuche“. 
V. Im 8 75 Abſ. 1 werden die Worte: „nach den Vorſchriften dieſes Gejeges“ 
erſetzt durch die Worte: 
„nad den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs“. 
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| Erläuterungen 


Urt. 47 s) vgl. 246—248 nebit Noten und E. 39. — Der durch E. 47 aufge: 
hobene Art. 3 des Geleßes betr. den Wucher enthält Vorſchriften betr. die 
„Ungültigtett“ wucheriſcher Gejchäfte, die ‚Rückgewährpflicht“ Des Wucherers und 
die „Verjährung“. Dieſe ragen find jeßt zu beurteilen gemäß BGB. 
SS 138 Abi. 2, 817 ff., 823, 826 ff, wozu aud 8 852 (Verjährung) gehört. 

rt. 5% *) Die Art. 52 und 53 enthalten eine Ergängung derjenigen Reichs⸗ 
geleße, nach) denen eine Enteiguung zulälig it, 3. B. $ 51 Gemwerbe- 
ordnung, wonad wegen überwiegender Nachteile und Gefahren für das 
Gemeinwohl die fernere Benußung einer jeden gewerblidden Anlage durd) die 
höhere Verwaltungsbehörde zu jeder Zeit gegen Schadenserjag unterjagt wer: 
den fann, ferner die verihiedenen Seuhengejete, wonach Tiere und 
andere Saden zur Vermeidung der Anftedung gegen Entihädigung vernichtet 
werden fünnen, uw. 





Ausgewählte Abschnitte aus dem Handelsgesetzbuch. 
Vom 10. Mai 1897. 


’ Erstes Buch. 
Handelsstand. 


Erster Abschnitt. Kaufleute. 


het pe 1. Kaufmann im Sinne dieses Gesetzbuchs ist, wer ein Handelsgewerbe 

etreibt. . 

Als Hiandelsgewerbe gilt jeder Gewerbebetrieb, der eine der nachstehend 
bezeichneten Arten von Geschäften zum Gegenstande hat: 

1. die Anschaffung und Weiterveräusserung von beweglichen Sachen (Waren) oder 
Wertpapieren, ohne Unterschied, ob die Waren unverändert oder nach einer Be- 
arbeitung oder Verarbeitun weiter veräussert werden; . 

. die Übernahme der Bearbeitung oder Verarbeitung von Waren für andere, sofern 

der Betrieb tiber den Umfang des Handwerks hinausgeht; 

. die Übernahme von Versicherungen gegen Prämie; 

die Bankier- und Geldwechslergeschäfte; 

. die Übernahme der Beförderung von Gütern oder Reisenden zur See, die Geschäfte 
der Frachtführer oder der zur Beförderung von Personen zu Lande oder auf Binnen- 
gewüssern bestimmten Anstalten sowie die Geschäfte der Schleppschiffahrtsunter- 
nehmer; 

. die Geschäfte der Kommissionäre, der Spediteure oder der Lagerhalter; 

. die Geschäfte der Handlungsagenten oder der Handelsmäkler; 

. die Verlagsgeschäfte sowie die sonstigen Geschäfte des Buch- oder Kunsthandels; 

. die Geschäfte der Druckereien, sofern ihr Betrieb über den Umfang des Handwerks 
hinausgeht, 

8% Ein gewerbliches Unternehmen, das nach Art und Umfang einen 
in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschiiftsbetrieb erfordert, gilt, auch wenn 
die Voraussetzungen des $ 1 Abs. 2 nicht vorliegen, als Handelsgewerbe im Sinne 
dieses Gesetzbuchs, sofern die Firma des Unternehmers in das Handelsregister ein- 
getragen worden ist Der Unternehmer ist verpflichtet, die Eintragung nach den für 
die Eintragung kaufmännischer Firmen geltenden Vorschriften herbeizuführen. 

8 3. Auf den Betrieb der Land- und Forstwirtschaft finden die Vor- 
schriften der $$ 1, 2 keine Anwendung. _ 

Ist mit dem Betriebe der Land- oder Forstwirtschaft ein Unternehmen ver: 
bunden, das nur ein Nebengewerbe des land- oder forstwirtschaftlichen Betriebs 
darstellt, so findet auf dieses der $ 2 mit der Massgabe Anwendung, dass der Unter- 
nehmer berechtigt, aber nicht verpflichtet ist, die Eintragung in das Handelsregister 
herbeizuführen; werden in dem Nebengewerbe Geschäfte der im & ı bezeichneten Art 
geschlossen, so gilt der Betrieb dessenungeachtet nur dann als Handelsgewerbe, 
wenn der Unternehmer von der Befugnis, seine Firma gemäss $ 2 in das Handelsregister 
eintragen zu lassen, Gebrauch gemacht hat. Ist die Eintragung erfolgt, so findet eine 
Löschung der Firma nur nach den allgemeinen Vorschriften statt, welche für die 
Löschung kaufmännischer Firmen gelten. 

84. Die Vorschriften über die Firmen, die Handelsbücher und die Prokura 
finden auf Handwerker sowie auf Personen, deren Gewerbebetrieb nicht über den 
Umfang des Kleingewerbes hinausgeht, keine Anwendung. 

Durch eine Vereinigung zum Betrieb oines Gewerbes, auf welches die bezeich- 
neten Vorschriften keine Anwendung finden, kann eine offene Handelsgesellschaft 
oder eine Kommanditgesellschaft nicht begründet werden. 


(Fortsetzung folgt Selte 752) 
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Verhältnis des BOB, zu den Reichsgeſetzen Art. 47-53 


Art. 47. Der Artilel 3 des: Geſetzes, betreffend den Wucher, vom 
24. Mai 1880 (Reichs-Geſetzbl. S. 109) in der Faſſung des Artikels II 
des Gejeßes, betreffend Ergänzung der Beitimmungen über den: Wucher, 
vom 19. uni 1893 (Reichs-Geſetzbl. S. 197) wird aufgehoben.?) | 

Art. 48. Der 8 16 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend Die Fürſorge für 
die Witwen und Wailen der Reichsbeamten der Zivnilnerwaltung, nom 
20. April 1881 (Reichs:Gejeghl. S. 85) wird aufgehoben. 

. Urt. 49. Der 8 18 Abf. 2 des Geſetzes, betreffend die Kürforge für - 
die Witwen und Wailen von Angehörigen des Reichsheeres und Der 
Kailerliden Marine, vom 17. Juni 1887 (Reichs-Geſetzbl. ©. 237) 
wird aufgehoben. 


Art. 50. Der 8 9 des Gejeges, betreffend das Reichsſchuldbuch, 
vom 31. Mai 1891 (Reichs-Geſetzbl. S. 321) wird dahin geändert: 

Eine Ehefrau wird zu Anträgen ohne Zuftimmung des Ehe: 
mannes zugelajjen. 

Die Ehefrau bedarf der Zuftimmung des Ehemannes, wenn ein 
Vermerk zu deifen Gunften eingetragen iſt. Ein folder Vermerk iſt 
einzutragen, wenn die Ehefrau oder mit ihrer Zuftimmung der Ehe⸗ 
mann die Eintragung beantragt. Die Ehefrau ift dem Ehemanne 
gegenüber zur Erteilung der Zuftimmung verpflidtet, wenn fie nad 
dem unter ihnen beitehenden Güterftande über die Buchforderung 
nur mit Zuftimmung des Ehemannes verfügen kann. 

Art. 51. Der 8 8 Ubi. 2 Des Gefekes, betreffend die Fürſorge für 
die Witwen und Wailen der Perſonen des Soldatenitandes, des Reichs⸗ 
heeres und der Kaiſerlichen Marine vom Feldwebel abwärts, vom 
13. Zuni 1895 (Reichs-Geſetzbl. S. 261) wird aufgehoben. 


Art. 52. Iſt auf Grund eines Reichsgeſetzes dem Eigentümer einer 
Sadje wegen der im öffentlichen Interelfe erfolgenden Entziehung, Be⸗ 
Ihädigung oder Benußung der Sache oder wegen Beihränlung des Eigen- 
tums eine Entihädigung zu gewähren und fteht einem Dritten ein 
Recht an der Sache zu, für welches nicht eine befondere Entihädigung 
gewährt wird, jo hat der Dritte, joweit fein Recht beeinträchtigt wird, 
an dem Entihädigungsaniprude dieſelben Rechte, 
die ihm im alle des Erlöſchens feines Redtes durch Zwangs: 
verfteigerung an dem Erlöfe zuitehen.*) 

Art. 53. Iſt in einem Falle des Artikel 52 die Entihädigung 
dem Eigentümer eines Grunditüds zu gewähren, jo finden auf den Ent- 
Ihädigungsanfprud die Vorjchriften des 8 1128 des Bürgerlichen Gejeb- 
buchs entiprechende Anwendung. Erhebt ein Beredhtigter innerhalb 
der im $ 1128 beftimmten Friſt Widerjpruc gegen die Zahlung der 
Entihädigung an den Eigentümer, jo kann der Eigentümer und jeder 
Berechtigte die Eröffnung eines Berteilungsverfahrens nad 
den für die Verteilung des Erlöfes im Falle der Zwangsveriteigerung 
geltenden Vorſchriften beantragen. Die Zahlung hat in diefem Kalle an 
Das für das Verteilungsverfahren zujtändige Gericht zu erfolgen. 

It das Recht des Dritten eine Reallaſt, eine Hypothek, 
eine Grundſchuld oder eine Rentenjhuld, ſo erliſcht Die 
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Erläuterungen 


Art. 55 1) Nur auf die privatrechtlihen Vorſchriften der zanbesgeleie Bat Art. 55 
Bezug, nit auch auf die öffentlich⸗rechtlichen; vgl. Seite 17 die Note, Abſ 2. 
Das „öffentlide Recht“ (3. 3. Verfallungsredit, Beamtenredt ujw.) wird 
dur das BGL. ſamt Einführungs je überhaupt nicht berührt. Man drüdt 
den Grunde des Urt. 55 wi —*— tlich gewöhnlich in der Att aus, daß man 
ſagt, das BGB. habe gegen er den privatrechtlichen Vorſchriften der Bandes- 
gejeße den Charakter der Kodifilation des Privatrehts — im Gegenjagße 
zu dem Verhältnifle des BGB. zum Reichsrecht; vgl. Art. 32 mebkt Note 2. 
Soweit nicht für die ‚aganbesgele bung“ Vorbehalte gemacht find (Art. 56 ff.). 
ind alle privatrechtlichen orſchriften der Lan elehe mit dem 1. Januar 
1900 auber Kraft getreten, gleichgültig, ob fie mit den Vorſchriften des BGB. 
übereinjtimmen oder ihnen wideritreiten oder fie ergänzen. Auch ift gleich— 
güirtig, ob Die betreffenden „Iandesgejeglihen“ Vorſchriften noch durch ein 

ejonderes einzelftaatlides (db. 5. preußildes, bayriſches uſw.) 
Den au shrüdti aufgehoben worden find. Auch ohne jolde be: 
jondere Aufhebung treten fie kraft Art. 55 von Redtswegen 
außer Araft. Denn es gilt der Sa ‚Reihsreht bricht Xandes- 
recht“ (Atztitet 2 der Reihsverfallung). Um jedoch die für die Rerhtipredjung 
oft ſehr Ichwierige graag:, ob „Landesgeſetze“ noch in Kraft find oder nidt, zu 
erleichtern, n die meiſten Bundesitaaten in ihren Ausführungsgejegen 
eine Reihe von Landesgejegen, die ohnehin nah Art. 5 auker Kraft 
treten, noh ausdrüdlih aufgehoben, vgl. namentlih Brälß. 89, 
Preuß. Ausführ.-Gejeg zur GBD. Art. 33, BAG. 1, 185 ff, SAG. 53, Ber: 
ordnung vom 26. 7. 1899 8 181, WAS. 283, BAG. 39. t Borbehalt der 
Art. 55 fl. git auch für das Grundbuchrecht: GBO. 8 83, für die freiwillige 
eit: RYO. 8 189, für die Zwangsverfteigeruug: 8 2 EG. zum 3VG. 


Gerichtsbar 

2) „Geſetz“ iſt „jede Rechtsnorm“. vgl. Art. 2. 

2) Soweit Die — beitehenden — Landesgeiehe durch Art. 56 ff. auf: 
recht erhalten worden jind, können auch neue Iandesgeiehlidde Vorſchriften er- 


laſſen werden: vgl. Art. 3. — yı der Tat find jeit dem 1. — 1900 in 
den dem „Landesrechte“ vorbehaltenen „Watexien (3. B. Waſſerrecht Art. 65, 
AL dreht art. 69 ujw.) „Landesgeſetze“ der Einzelitanten in großer Zahl er: 
oflen worden. 
4) Art. 55 regelt nur die Frage, welche Rechtsgebiete („Materien“, vgl. 
Note 3) den Landesgejegen verbleiben jollen. Dagegen hat Art. 55 nichts mit 
der trage zu tun, ob auf ein ſchon vor dem 1. Januar 1900 begründetes 
A — * is altes oder neues Recht Anwendung zu finden habe. 
Diefe Frage (die Frage des „zeitlichen“ Geltungsbereihs des BGB., Frage 
der rlidwirfenden Kraft) ijt nicht in Art. 55 geregelt, jonden in den „ber: 
gangsvorſchriften“ Art. 153 ff. vgl. Note 1 zu Art. 1 unter d. 
Art. 56 5) im Sinne des Art. 5. 
6 Auslänbüger Staat bedeutet einen „n icht-deutſchen“ Gtaat 
(3. 8. Frankreich, Ru — — Staatsverträge der deutſchen Bundesitaaten 
ae ander (3. 3. Preußen mit Bayern) fallen unter Art. 55 (Landes 
geſetze). 
Art. 57 — auch noch in Anſehung des Herzoglich-Holſteinſchen 
ürſtenhauſes: ee vom 25. März 1904, dazu Preuß. Gejek vom 27. 
pril 1905. vgl. ferner Pr. 88, PrFG. 136, 137. 





(Fortsetzung von Seite <50) 


Die Landesregierungen sind befugt, Bestimmungen za erlassen, durch welche 
die Grenze des Kleingewerbes auf der Grundlage der nach dem Geschäftsumfange be- 
messenen Steuerpflicht oder in Ermangelung einer solchen Besteuerung nach anderen 
Merkmalen näher festgesetzt wird, 

8 5. Ist eine Firma im Handelsregister eingetragen, so kann gegenüber 
demjenigen, welcher sich auf die Eintragung beruft. nicht geltend gemacht werden, dass 
das unter der Firma betriebene Gewerbe kein Handelsgewerbe sei oder dass es zu 
den im 5 4 Abs. 1 bezeichneten Betrieben gehöre. 

6. Die inbetreff der Kaufleute gegebenen Vorschriften finden auch auf die 


S 
Handelsgesellschaften Anwendung. (Fortsetzung folgt Seite 754) 
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Verhältuid des BGB. zu den Landesgefehen Art. 54-58 


Haftung des Entihädigungsanipruds, wenn der beſchädigte Gegenitand 
wiederhergeftellt oder für die entzogene bewegliche Sache Erja 
befhafftift. It Die Entihädigung wegen Benutzung des Grund: 
tüds oder wegen Entziehung oder Beihädigung von 
Früchten oder von Zubehörjtüden zu gewähren, jo finden die 
Vorihriften des 8 1123 Abſ. 2 Sat 1 und des $ 1124 Abi. 1, 3 des Bür- 
gerlihen Geſetzbuchs entipredhende Anwendung. 


rt. 54. Die Vorſchrift des 8 36 Abſ. 4 des Gefeges, betreffend 
die Beſchränkungen des Grundeigentums in der Umgebung von Feſtungen, 
vom 21. Dezember 1871 (NReichs-Gejetbl. ©. 459) wird durch die Bor: 
Ihriften der Artifel 52, 53 nicht berührt. Yindet nad diefen Vorſchrif⸗ 
ten ein Verteilungsverfahren jtatt, jo iſt Die Entihädigung auf Erſuchen 
des für das Verfahren zuftändigen Gerichts an diejes zu leijten, ſoweit fie 
jur Zeit der Stellung des Erſuchens noch ausiteht. 

Die Vorſchrift des 8 37 desſelben Geſetzes wird dahin geändert: 

Iſt das Grunditüd mit einem Rechte belaltet, weldjes durd die 
Beſchränkung des Eigentums beeinträdtigt wird, jo fann der Bered)- 
tigte bis zum Ablauf eines Monats, nachdem ihm der Eigentümer 
die Beſchränkung des Eigentums mitgeteilt hat, die Eröffnung des 
Verteilungsverfahrens beantragen. 


Dritter Abjchnitt. 


Derhältnis des Bürgerlichen Geſehbuchs u den Kandes- 
geſehen. 

Art. 55. Die privatrechtlichen Vorſchriften) der Landesgeſetze?) 
treten außer Kraft, joweit nit in dem Bürgerlichen Geſetzbuch oder in 
diejem Gejet ein anderes beitimmt ijt.’) *) 

Art. 56. Unberührt bleiben die Beitimmungen der Staats - 
verträge, die ein Bundesitaat °) mit einem aus ländiſchen Staate®) 
nor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs geſchloſſen hat. 

Art. 57. In Anfehung der Landesherren und der Mitglieder der 
Iandesherrlichen Yamilien ſowie der Mitglieder der Fürſtlichen Familie 
Hohenzollern ’) finden die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nur injoweit Anwendung, als nicht bejondere Vorihriften der Haus: 
verfajjungen oder der Landesgejete abweichende Beſtim— 
mungen enthalten. 

Das gleiche gilt in Anjehung der Mitglieder des vormaligen Han: 
noverihen Königshaufes, des vormaligen Kurheifiihen und des vor: 
maligen Herzoglid) Naſſauiſchen Fürſtenhauſes. 

Art. 58. In Anſehung der gamilienverhältnijfe um 
der Güter derjenigen Häujer, welche vormals reichsſtändiſch geweſen 
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Erläuterungen 


Art. 58 8) Art 58 enthält einen Vorbehalt zu Gunſten der fogenannten Media⸗ 
tifierten; fie gehören zum hohen Adel. vgl. Wiener Bundesalte vom 8. Juni 
1815 Artilel XIV. Preuhen: Verordnung vom 21. uni 1815, ferner 
VrAG. 88, 89 Ziff. Ic. 


Art. 59 89 Zi ME Breuhen: Allgemeines Landreft II. 4, vgl. PrAG. 69 8 2, 
10) ae . Art. 60 behandelt die fogenannte Nevenliens - 
karte ah vos ; 26 nicht Tennt, vgl. Art. 192 Abi. 2). — Preuhen: Art. 13 


. jum 
Art. 61 j 2: iRote 69 Bl 
Art. 62 12 reuhen: PrAG. Fer 12 8 1 (enthält eine von $ 313 BGB. ab- 
weidhende, emäß Art. 55 auläfige Bermvoriärift für Nentengutsverträge), 


jerner PrAG. —— 4. 1886, 27. 6. 1890, 7. 7. 1891, 8. 6. 1896, 
20. 4. * — iii tz vom — 8. 1904. 
Art 64 „Zubehör“: 97, 8. Das Anerbenrecht bedeutet im weſent⸗ 


lien dor ein Erbe das „Recht“ der Übernahme des Landguts hat und 
die Miterben in Geld abfindet. vgl. Kir Breußen Landgüterordnungen 
vom 30. 4. 1882, 10. 7. 1883, 24. 4. 1884, 2. 4. 1886, 1. 7. 1887. Dazu Geſetze 
vom u. 7. 1891, 8. 6. 1896, 2.7. 188. vᷣrãG. ‘47 8 3. — Baden: — 
vom 


14) durch „Teftament“ oder „Erbvertrag“ (88 1937, 2064 ff., 


2274 ff.). 

Art. 65 15) untbehaltlih jedoch der Big ke der Reichsver⸗ 
fajfung Art. 54, 4 Ziff. 9 vgl. für fee vom 15. 11. 1811 
Walergen bei Mühlen und Borf 3: 28. 2. wi ( tale. 1. 4. 1879 
Maljergenofienichaften), 20. Befugni € der Strombau-Verwaltung), 

Landrecht Zeil i Filet 8 R 96 bis 117 (Gräben, Kanäle, Regenmwaller), 
Teil I Titel 9 Senne is 258, 261 bis 274 (Anlandın en und Ahihwemmungen, 


entjtehende Inſeln verlaffenes Slußbett). vgl. AG. 89 Ziff. 1b. Geſetz zur 
Beratung Don Do Hochwaflergefahr vom 16. 8. 1906, Kanalgeſeß vom 1. 4. Id 





(Fortsetzung von Seite 752) 


Die Rechte und Pflichten eines Vereins, dem das Gesetz ohne Rücksicht auf den 
Gegenstand des Unternehmens dıe Eigenschaft eines Kaufmanns beilegt, werden durch 
die Vorschrift des $ 4 Abs. I nicht berührt, 

& %. Durch die Vorschriften des öffentlichen Rechtes, nach welchen die Be- 
fugnis zum Gewerbebetrieb ausgeschlossen oder von gewissen Voraussetzungen ab- 
hängig gemacht ist, wird die Anwendung der die Kaufleute betreffenden Vorschriften 
dieses Gesetzbuchs nicht berührt. 


Dritter Abschnitt. Handelsfirma. 


817. Die Firma eines Kaufmanns ist der Name, unter dem er im Handel 
seine Geschäfte betreibt und die Unterschrift abgibt. 

Ein Kaufmann kann unter seiner Firma klagen und verklagt werden. 

$ 16. Ein Kaufmann, der sein Geschäft ohne Gesellschafter oder nur mit einem 
stillen Gesellschafter betreibt, hat seinen Familiennamen mit mindestens 
einem ausgeschriebenen Vornamen als Firma zu führen 

Der Firma darf kein Zusatz beigefügt werden, der ein Gesellschaftsverhältnis 
andeutet oder sonst geeignet ist, eine Täuschun über dıe Art oder den Umfang des 
Geschäfts oder die Verhältnisse des Geschäftsinhabers herbeizuführen. Zusätze, die 
zur Unterscheidun der Person oder des Geschäfts dienen, sind gestattet. 

irma einer offenen Handelsgesellschaft bat den Namen 
wenigstens eines“ der Gesellschafter mit einem das Vorhandensein einer Gesellschaft 
andeutenden Zusatz oder die Namen aller Gesellschafter zu enthalten. 

Die Firma einer Kommanditgesellschaft hat den Namen wenigstens eines per- 
sönlich haftenden Gesellschafters mut einem das Vorhandensein einer Gesellsobaft an- 
deutenden Zusatze zu enthalten. 

Die Beifügung von Vornamen ist nicht erforderlich. 

Die Namen anderer Personen als der persönlich haftenden Gesellschafter dtirfen 
in die Firma einer offenen Handelsgesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft nicht 


aufgenommen werden. 
(Fortsetzung folgt Seite 756) 
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Verhältnis des BOB. zu den Landesgefegen Art. 59-65 


und ſeit 1806 mittelbar geworden find oder weldhe dieſen Häuſern bezüg- 
lich der Yamilienverhältniffe und der Güter durch Beſchluß der vor: 
maligen deutjhen Bundesverfammlung oder por dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs durch Landesgejeg gleihhgeftellt worden 
find, bleiben die Vorjhriften der Landesgefete und nah Maßgabe 
der Landesgejeße die VBorfchriften der Hausverfafjungen un: 
berührt.) 


Das gleiche gilt zu Gunſten des vormaligen Reichsadels und der- 
jenigen $amilien des landſäſſigen Adels, welche vor dem Antrafttreten 
des Bürgerlichen Gejegbuhs dem vormaligen Reihsadel durd 
Landesgeſetz gleichgeftellt worden find. 


Art. 59. Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorichriften 
über Yamilienfideilommilfe und Lehen, mit Einſchluß der allodifizierten 
Leben, jowie über Stammgüter.?) 

rt. 60. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorjchriften, 
welche die Beitellung einer Hypothek, Grundichuld oder Rentenſchuld an 
einem Grunditüde, deſſen Belajtung nad den in den Artikeln 57 bis 59 
bezeichneten Vorſchriften nur beſchränkt zuläſſig ift, dahin geitatten, daB 
der Gläubiger Befriedigung aus dem Grunditüde lediglich im Wege der 
Zwangsverwaltung ſuchen fann.!°) 


Art. 61. Dit die Veräußerung oder Belaltung eines Gegenitandes 
nad) den in den Artikeln 57 bis 59 bezeichneten Vorſchriften unzu: 
läffig oder nur beſchränkt zuläffig, jo finden auf einen Erwerb, 
dem dieſe Vorjcehriften entgegenjtehen, die Vorjehriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zu Gunften derjenigen, welde Rechte von 
einem Nihtberehtigten herleiten, entiprehende An: 
wendung.") 

Art. 62. Unberiührt bleiben die landesgejetlihen Vorſchriften 
über Kentengüter.'?) 

Art. 65. Unberührt bleiben die landesgefeglihen Vorſchriften 
über das Erbpachtrecht, mit Einſchluß des Büdnerrechts und des Häus- 
lerrechts, in denjenigen Bundesitaaten, in welden ſolche Rechte beitehen. 
Die Vorichriften des 8 1017 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden auf dieje 
Rechte entiprehende Anwendung. 


Art. 64. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über das Unerbenreht in Anſehung landwirtſchaftlicher und 
forſtwirtſchaftlicher Grundjtüde nebit deren Zubehör.) 

Die Landesgejege fünnen das Recht des Erblaſſers, über 
das dem Anerbenredht unterliegende Grunditüd von Todes- 
wegen zu verfügen ‚t) nihtbejhränfen. 

Art. 65. Unberührt bleiben die Tandesgefeglichen Vorjchriften, 
welde dem Waſſerrecht angehören,!’) mit Einſchluß des Mühlenrechts, 
des Flötzrechts und des Flößereirechts ſowie der Borichriften zur Beför⸗ 
berung der Bewällerung und Entwällerung der Grundftüde und der 
Borichriften über Anlandungen, entitehende Inſeln und verlafiene 
Flußbetten. 
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Erläuterungen 
Art. 66 16) Preuhen: Deichgeie vom 238. 1. 1848, Kab.-Order vom 14. 11. 1853, 
Zuftändigfeitsgejeß vom 1. 8. 1883 88 96, 97. 
Art. 67 17) Preußen: Berggeſetz vom 24. 6. 1865, nebit Zuja und Abänderungs- 


feßen vom 24. 6. 1892, 8. 4. 1894, 6. 6. 1904, 26. 6. 1904, 5. 7. 1905, 14. 7. 1905. 

rAG. 22 Nr. 1, 2; 37—39. — Bayern: Derageich in der Faſſung vom 20. Juli 
1900, BAG. 157. — Sachſen: SAG. 8 29, ggeſetz vom 16. 6. 1868, Gefet 
vom 18. 3. 1887 und 20. 6. 1898, Verordnung vom 24. Juli 1900. — Württem- 
berg: Berggeie vom 7. 10. 1874, WAG. 207. — Baden: Berggeie vom 22. 6. 
1890, Geſ. vom 18. 8. 1900. 


Art. 68 18) SU. SS 1417, Verordnung vom 6. 7. 1899 8 19. 
Art. 69 19) Preußen: 1. Ser e: Allgem. Landrecht 1. 9 SS 128, 129 (auf- 
recht halten dur Ru D: —8 iff. 1b), Jagdgeſetz vom 31. 10. 1848, Jagd⸗ 


polizeigeleg vom 1597. Jagdſcheingeſetz vom 31. 7. 1895, Wildſchongeſetz 


vom 14. 7. 1904, Gefeß iiber Zagdgenollenihaften vom 4. 7. 1905. II. Fiſcherei⸗ 
ejeg vom 30. 5. A Dazu A vom 3. 3. 1880, aigem. Landrecht I. 9 
a8 170—192 (aufrecht erhalten wie unter I). — Wegen Rechts auf An- 
eignung frei herumfliegender Tauben vgl. E. 130. 
20) vgl. 8 958 Abi. 2 nebit Noten 3 und 4. 
21 ea vgl. aber die folgenden Art. 70, 71. 
Art. 70 22) Breußen: Wildichadengefe vom 11. 7. 1891 88 6—11. 
Art. 71 28) namentlih Ranindhen und Hafen (eine bei der Verabſchiedung 
des BGB. Hei umiftrittene Frage). 





(Fortsetzung von Seite 764) 
8 81. Wird ohne eine Änderung der Person der Name des Geschäftsinhabers 


oder der in der Firma enthaltene Name eines Gesellschafters geändert, so kann die 
bisherige Firma fortgeführt werden. 

5 8%. Wer ein bestehendes Handelsgeschäft unter Lebenden oder von Todes- 
wegen erwirbt, darf für das Geschüft die bisherige Firma mit oder ohne Beifligung 
eines das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zusatzes fortführen, wenn der bisherige 
Geschäftsinhaber oder dessen Erben in die Fortführung der Firma ‚ausdrücklich 
willigen. Die Verpflichtung einer Aktiengesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft 
auf Aktien, die im & 20 vorgeschriebene Bezeichnung in ihre Firma aufzunehmen, wird 
hierdurch nicht berührt. 

Wird ein Handelsgeschäft auf Grund eines Niessbrauchs, eines Pachtvertrags 
oder eines ähnlichen Verhältnisses tbernommen, ro finden diese Vorschriften ent- 
sprechende Anwendung. , 

23. Die Firma kann nicht ohne das Handelsgeschäft, für welches sie 
geführt wird, veräussert werden. 

8 ®4. Wird jemand in ein bestehendes Handolsgeschäft als Gesellschafter 
aufgenommen oder tritt ein neuor Gesellschafter in eine Handelsgesellschaft ein 
oder scheidet aus einer solchen ein Gesullschafter aus, so kann ungeachtet dieser Ver- 
änderung die bisherige Firma fortgeführt werden. 

Bei dem Ausscheiden eines Gesellschafters, dessen Name in der Firma 
enthalten ist, bedarf es zur Fortführung der Firma der ausdrücklichen Einwilligung 
des Gesellschafters oder seiner Erben. 

$ 25. Wer ein unter Lebenden erworbenes Handeisgeschäft unter 
der bisherigen Firma mit oder ohne Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis an- 
deutenden Zusatzes fortführt, haftet für alle im Betriebe des Geschäfts begründeten 
Verbindlichkeiten des früheren Inhabers. Die in dem Betriebe begründeten For- 
derungen gelten den Schuldnern gegentiber als auf den Erwerber übergegangen, falls 
der bisherige Inhaber oder seine Erben in die Fortführung der Firma gewilligt haben. 

Eine abweichende Vereinbarung ist einem Dritten gegenüber nur 
wirksam, wenn sie in das Handelsregister eingetragen und bekannt gemacht oder 
von dem Erwerber oder dem Veräusserer dem Dritten mitgeteilt worden ist. 

Wird die Firma nicht fortgeführt, so hattet der Erwerber eines 
Handelsgeschäfts für die früheren @eschäftsverbindlichkeiten nur, wenn ein 
besonderer Verpflichtungsgrund vorliegt, insbesondere, wenn die Übernahme der Verbind- 
lichkeiten in handelsüblicher Weise von dem Erworber bekannt gemacht worden ist. 

$ 26. Ist der Erwerber des Handelsgeschäfts auf Grund der Fortführung 
der Firma oder auf Grund der im $ 25 Abs, 3 bezeichneten Bekanntmachung für die 
früheren &eschäftsverbindlichkeiten haftbar, so verjähren die Ansprüche 
der Gläubiger gegen den früheren Inhaber mit dem Ablaufe von fünf Jahren, falls nicht 
nach den allgemeinen Vorschriften die Verjährung schon früher eintritt. 


(Fortsetzung folgt Seite 758) 
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Berhältni8 des BGB. zu den Landesgeſetzen rt. 66-71 


Art. 66. Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften, 
weldye dem Deich: und Sielrecht angehören.:*) 

Art. 67. Unberührt bleiben die landesgejeglidhen Vorſchriften, 
welhe dem Bergrecht angehören.'”) 

Sit nad) Tandesgejegliher Vorſchtift wegen Beihädigung 
eines Grunditüds Dur Bergbau eine Entfhädigung zu ge 
währen, jo finden die Worjehriften der Artifel 52, 53 Anwendung, jomeit 
nicht die Yandesgejege ein anderes bejtimmen. 

Art. 68. Unberührt bleiben die Iandesgejeglihen Borjchriften, 
welhe die Belajtung eines Grunditüds mit dem vererblidyen und 
veräußerlihen Hedte zur Gewinnung eines Den bergredhtlihen Bor: 
Ideiften nicht unterliegenden Minerals gejtatten und den Inhalt Diejes 
Rechtes näher bejtimmen.'*) Die Vorlihriften der 88 874, 875, 876, 
1015, 1017 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden entſprechende Anwendung. 

Art. 69. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über Jagd und Fiſcherei,““) unbeſchadet der Vorjchrift des $ 958 Abi. 2 
des Bürgerlihen Gejegbuds °°) und der Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs über den Erjat des MWildjhadens.’) 

Art. 70. Unberührt bleiben die landesgejeglihen Vorſchriften 
über ie Grundſätze, nad) welden der Wildihaden feſtzuſtellen 
üt, jowie die landesgejeglichen VBorjehriften, nad) weldhen der Anſpruch 
auf Erjaß des Wildjhadens innerhalb einer beitimmten 
Friſt bei der zujtändigen Behörde geltend gemacht werden muß.:*) 

Art. 71. Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften, 
nad) welchen 

1. die Verpflichtung zum Erjate des Wildſchadens auch dann ein: 

tritt, wenn der Schaden dur jagdbare Tiererandererals 
der im $ 835 des Bürgerlihen Gejegbuchs bezeichneten Gat- 
tungen angeridtet wird; *”) 

. für den Wildjhaden, der durh ein aus einem Gehege 
ausgetretenes jagdbares Tier angerichtet wird, 
der Eigentümer oder der Beliter des Geheges verantwortlid, ift; 

3. der Eigentümer eines Grundjtüds, wenn das Jagdrecht auf 
einem anderen Grunditüde nur gemeinjdhaftlich mit dem 
Jagdrecht auf jeinem Grundftüd ausgeübt werden darf, für den 
auf dem anderen Grundſtück angerichteten Wildſchaden aud) 
dann haftet, wenn er die ihm angebotene Pachtung der Jagd 
abgelehnt hat; 

4. der Wildfhaden, der an Gärten, Öbitgärten, Wein: 
bergen, Baumfhulen und einzelitehbenden 
Bäumen angerichtet wird, dann nicht zu erjeken iſt, wenn 
die Herjtellung von Schußvorridhtungen unter- 
blieben ijt, die unter gewöhnlichen Umjtänden zur Abwen— 
dung des Schadens ausreichen; 

5. die Verpflihtung zum Schadenserjat im Falle des 8 835 Abi. 3 
des Bürgerlichen Gejegbuhs abweichend bejtimmt wird; 


15 
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Urt. 
Art. 


Art. 


Art, 


Art. 7 
Art. 


Yrt. 7 
Art. 80 


* für das Verlagsrecht geltenden Lande sg 
2 


De en GE N | ET 
Erläuterungen 


2 Ban en: Allgem. Landrecht II 14 21 d 
35) Breußen: Allgem. Landrecht I. 23. PrAG. Art. 40. — vgl. auf 
Reihsgewerbe: Ordnung SS 7—10. 

26) vgl. jedoch jetzt das Reichsgeſetz über die privaten Berfiherungs 
unternehmungen vom 12. Mat 1901, worin insbejondere (88 15 ff.) die Rechts, 
verhältniffe der Verſicherungsvereine auf njeitigleit geregelt find. vgl. 
ferner über Seewerfiherung HGB. 88 778 1. Sm übrigen gilt vor: 
Lüufig noch das alte Kedt (ein Reichs - Verfiherungsgeich ift in 
Vorbereitung). Sl. ir Preußen: Allgem. Landrecht II. 8 88 1934 Tf., Da 
Verordnung des Minijters des Innern vom 30. Sanuar 1903, vgl. auch KAG, 
zum HGB. Art. 5. — BUG. 164, WAS, 205, &. 10. — 

ei k B. FE 1045, 1046, 1127—1130, 1385 Ziff. 3, 1654. 

28) Das Verlagsrecht für Merle der Literatur und der Tonkunft iſt 


bereits reichsreshtlich geregelt: Reichsgeſetz vom 19. 6. 1901. (vgl. dazu das 
Reichsgeſetz über das Urheberrecht vom en Damit find die bisher 
esgejete aufgehoben. 

ua S 89, insbejondere Note 96 dazu. " 


30 


31) 88 889, 831. 
32) vgl. für Preußen: Allgem. Landrecht I. 18 88 41-45 (aufrecht er: 
halten Pi) ie 89 Ziff. 1b.), Yayeru Notariatsgejeg vom 9. 6. 1899 rg 115, 
WUG. 96 Abi. 5, 102 Abi. 2. 
9 ss) BAG. 87, 88 


34 197, 394, 400, 411. 

85) allo insbejondere alle Vorſchriften über Die Anſprüche aut © Its; 
bezüge, die Benfions-, Hinterbliebenen - Aniprüde bei Beamten, Geiſtlichen, 
Lehrern. Für Breußen vgl. namentlih das allgemeine Beamten-PBenfions: 


geleg vom — (mit verſchiedenen jpäteren Zuſatzgeſetzen), ferner Geſetz 
X. 5. 1882 


16 is97 (Bürforge für Witwen und Waifen), ferner Rommunal- 
beamtengejeg vom 30. 7. 1899, Bollsihullehrer-Bejoldungsgejeg vom 3. 3. 1897. 





(Fortsetzung von Selte 756) 


Die Verjährung beginnt im Falle des $ 25 Abs. ı mit dem Ende des Tages, an 
welchem der neue Inhaber der Firma in das Handelsregister des Gerichts der Haupt- 
niederlassung eingetragen worden ist, im Falle des $ 25 Abs. 8 mit dem Ende der 
Tages, an welchem die Kundmachung der Übernahme stattgefunden hat. Konnte der 
Gläubiger die Leistung erst in einem späteren Zeitpunkte verlangen, so beginnt die 
Verjährung mit diesem Zeitpunkte. 

8827. Wird ein zu einem Nachlasse gehörendes Handelsgeschäft 
von dem Erben fortgeführt, so finden auf die Haftung des Erben für die 
fruheren Geschäftsverbindlichkeiten die Vorschriften des $ ®5 entsprecbende 

nwendung. 

Die unbesehränkte Haftung nach $ 25 Abs. 1 tritt micht ein, wenn die 
Fortführung des Geschäfts vor dem Ablaufe von drei Monaten nach dem Zeitpunkt, in 
welchem der Erbe von dem Anfalle der Erbschaft Kenntnis erlangt hat, eingestellt 
wird. Auf den Lauf der Frist finden die für die Verjährung geltenden Vorschrifen des 
> 206 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. Ist bei dem Ablaufe 

er drei Monate das Recht zur Ausschlagung der Erbschaft noch nicht verloren. so 
endigt die Frist nicht vor dem Ablaufe der Ausschlagungsfrist. 

$ 38. Tritt Jemand als persönlich haftender Gesellschafter oder 
als Kommanditist in das Geschäft eines Einzelkaufmanns ein, so haftet 
die Gesellschaft, auch wenn sie die frühere Firma nicht fortführt. für alle im Be- 
triebe des Geschäfts entstandenen Verbindlichkeiten des früheren Geschäfts- 
inhabers. Die in dem Betriebe begründ«ten Forderungen gelten den Schuldnern gegen- 
über als auf die Gesellschaft übergegangen. 

Eine abweichende Vereinbarung ist einem Dritten gegenüber nur wirk- 
sam, wenn sie in das Handelsregister eingetragen und bekannt gemacht oder von einem 


Gesellsehutter dem Dritten mitgeteilt worden ist. 
(Fortsetzung folgt Seite 769) 


— 158 — 








Verhältnis des BGB. zu Deu Landesgefegen Art. 72-80 


6. die Gemeinde an Stelle der Eigentümer der zu einem Jagd⸗ 
bejirfe vereinigten Grundftüde zum Erſatze des Wilb- 
ſchadens verpflichtet und zum Rüdgriff auf die Eigentümer 
beredhtigt ift oder an Stelle der Eigentümer oder des Ver: 
bandes der Eigentümer oder der Gemeinde oder neben ihnen 
der Jagdpächter zum Erjate des Schadens verpflichtet iſt; 

‘7. der zum Erſatze des Wildſchadens Verpflichtete Erjtattung 
des geleijteten Erjaßes von demjenigen verlangen kann, welder 
in einem anderen Bezirke zur Ausübung der Jagd bered)- 
tigt iſt. 

Art. 72. Beiteht in Anfehung eines Grundftüds ein zeitlid 
nihdt begrenztes Nußungsteät, fo finden die Vorſchriften 
des 8 835 des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Verpflihtung zum Er- 
lage des Wildſchadens mit der Maßgabe Anwendung, dab an die Gtelle 
des Eigentümers der Nugungsberedtigte tritt. 

Art. 73. Unberührt bleiben die Iandesgefeglihen Vorſchriften 
über Regalien.?*) 

Art. 74. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über Zwangsrechte, Bannrehte und Renlgewerbeberehtigungen.?>) 

Art. 75. Unberührt bleiben die landesgejeglihen Vorichriften, 
melde dem Berfiderungsrecht angehören,2*) joweit nicht in dem Bürger: 
lihen Geſetzbuche beſondere Beitimmungen getroffen find.?”) 

Art. 76. Unberührt bleiben die landesgefeglichen Vorſchriften, 
welde dem Verlagsrecht angehören.?®) 

Art. 77. Unberührt bleiben die Iandesgejeglihen Vorſchriften 
über die Haftung des Staates, der Gemeinden und anderer Kommunal: 
verbände (Provinzial, Kreis, Amtsverbände) für den von ihren 
Beamten in Ausübung der diefen anvertrauten öffentlichen Gewalt zu: 
gefügten Schaden 2°) jowie die Iandesgefeglihen Vorſchriften, welche das 
Recht des Beihädigten, von dem Beamten den Erjaß eines 
ſolchen Ehadens zu verlangen, infoweit ausſchließen, 
als der Staat oder der Rommunalverband haftet.) 

Art. 78. Unberührt bleiben die landesgefeglichen Vorſchriften, 
nad) welchen die Beamten für die von ihnen angenommenen Stellver: 
treter und Gehilfen in weiterem Umfange als nad) dem Bürger: 
lien Gejegbudje ??) haften.??) 

Art. 79. Unberührt bleiben die landesgefeglichen Vorichriften, 
nad, welchen die zur amtlichen Feſtſtellung des Wertes von Grunditliden 
beitellten Sadverftändigen für den aus einer Verlegung ihrer Berufs: 
pfligt entjtandenen Schaden in weiterem Umfange als nad dem 
Bürgerlichen Geſetzbuche haften.’®) 

Art. 86. Unberührt bleiben, ſoweit nicht in dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch eine bejondere Beitimmung getroffen ift,?*) die landesgeſetz⸗ 
lien Vorſchriften über die vermögensrechtlichen Anſprüche und Verbind⸗ 
fichleiten der Beamten, Der Geiftlihen und der Lehrer an öffentlichen 
Unterrihtsanftalten aus dem Amts: oder Dienjtverhältniffe, mit Ein: 
ihluß der Anſprüche der Hinterbliebenen.’‘) 
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Erläuterungen 
36) en: Allgem. Landrecht II. 11 772 fi. 

Art. 81 37) al 5,38, 400 mit Noten. Auch Joweit nad dieſen reichs- 
geſe 5 ie oriehriften die Aniprüce der Beamten ulw. (Art. 80) „über- 
tragb Al fm, urn die Landes eiede gemäß Art. 81 dieſe übertrag- 
barfeit beichränten n Breußen find ! onen und Hinterbliebenen-Bezüge 
gan: n zhich der Abtretung entzogen: $ 26 fionsbeamtengeleß, $ 17 Hinter- 

Viebenengeleh eg Note 35). 

Art. 82 30) —* 163 und BGB. 8 22. BAG. 175 Nr. 3, WU. 137, 
BAG. AA 

Art. 83 40 Deus m Geles „om 6. 7. 1875. 

Art. 84 s1) vgl. 8 43 Note 4 


| #2) nicht ſchon — Eintragung ins Vereinsregiſter (8 22 Breus 
hen: Berfllungsustunde artitel 13 „die Religionsgeſellſchaften 2. a die geiſt⸗ 
liden Geſellſchaften, welche feine Korporationstedte haben, können 
ieſe Rechte nur durch beſonderes Geſetz erlangen“. 
vgl. auch Art. 329, 138. Breußen AO. 58 1, MAG. 136. 
Die in Xrt. in bezug , genommenen Lanbesgeiehligen 
Vorſchri sten wollen die übermäßige, o irchanuc bedenkliche anbäu ung 
von Vermögen in der „toten Hand“ verhindern. Die Vorſchrift des Art. 86 be: 
gie ieht ih auch auf i nlän diſche (deutſche) uriſtiſche Perſonen, — an ders 
rt. 88. Über den a ‚dur rin che en vol. Angang 1zu 8 21. Satz 1 
des Art. 86 trifft jeden Sa 2 nur werb von Todes: 
wegen ( — 8 1360). — —** PrAG. 89 air "26 (Aufhebung des früher 
geltenden Geſetzes vom 283. 2. Fr bafür jet, Br AG. 6 und 7. Verordnung 
vom 16. 11 1899 Art. 6. — vgl. aud noch Re —— — vom 
7. 1899 $ 5 und net Ahern sgejeg vom 12.. 5. 18 5. — Die 
Gorfhriften über jtaatlid enebmigung bei Beräußerumg und 
Belajtu 1 von Grunpftäden iuriftilger Perſonen find un 
Brenken geblieben; denn Art. 86 Handelt nur vom Erwerb — dgl. für 
Preuhen „namentlich noch Allgem. Landrecht II. 6 $ 83, Städteordnung vom 
8 50, Qandgemeinde-Ordnung vom 3. 7. 1891 8 114. Für die fir 
Tilhen Re perkbaften v Sa namentlich Gele vom 20. 6. 1875 8 50 (katholif 
Kirhengemeinden), Gere vom 3. 6. 1876 Art. 24 und Geſetz vom 18. 7. 1892 
(evangelijche Richengemeinben) au dieſe Vorſchriften find durch Art. 
inſoweit (und nur inlomei geändert, als ein Erwerb bis zu 5000 sit 
jest nicht mehr der ftaatli enehmigung unterliegt. Soweit jevod aus - 
ländiſche jurütilde Per onen in Vetracht fommen, find gemäß Art. 88 Be: 
Ihränfungen jeder Art (auh zum Erwerb unter 5000 f.), die Die 
ande ndes ee I Ge enthalten, aufresht erhalten. — vgl. BAG. 7—10. BUS. 


Art. 87 8 516, — Zu Urt. 87 a die Note iote u Dr 
Art. 88 US. 782 bj. 2. 88 en t ſowohl ‚ratürfihen 


nzelne Perjonen wie „juri I de“ a 1 E fä ändiſche Perionen (og. we 
— qeutiſtiſchen Perſonen ng 1 zu —* 21). In Breußen ich n für 
natürlide” einzelne ausländiige erjonen Urmerbsnel® tin- 
fun gen irgend mwelder Art nicht. — vgl. auch die Note zu Art. 86 


Art. 85 
Art. S6 


(Fortsetzung von Selte 58) 


8 29. Jeder Kaufmann ist verpflichtet, seine Firma und den Ort seiner 
Handelsniederlassung bei dem Gericht, in dessen Bezirke sich die Niederlassung be- 
findet, zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden; er hat seine Firma 
zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu zeichnen 

30. Jede neue Firma muss sich von allen an demselben Orte oder in 
derselben Gemeinde bereits bestehenden und in das Handelsregister eingetragenen 
Firmen deutlich unterscheiden. 

Hat ein Kaufmann mit einem bereits eingetragenen Kaufmanne die gleichen 
Vornamen und den gleichen Familiennamen und will auch er sich dieser Namen als 
seiner Firma bedienen, so muss er der Firma einen Zusatz beifügen, durch den sie sich 
von der bereits eingetragenen Firma deutlich unterscheidet. 

(Fortsetzung folgt Selte 7@4) 
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Verhältnis ded BOB. zu den Landeögefegen Art, 81-88 


Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorſchriften über das 
Pfründenredht.‘") 

Art. 81. Unberührt bleiben die Tandesgejegliden Vorſchrif— 
ten, welche die libertragbarleit der Anſprüche der im Art. 80 Abſ. 1 be- 
jeichneten Perſonen auf Bejoldung, Wartegeld, Ruhegehalt, Witwen- und 
Watjengeld beijhränfen ,:) jowie die landesgeſetzlichen Vorjchriften, 
welche die Aufrechnung gegen jolde Anſprüche abweichend von der 
Vorſchrift des $ 394 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zulajien.”*®) 

Art. 82. Unberührt bleiben die Vorſchriften der Landesgeſetze 
über die Berfallung jolher Bereine, deren Rechtsfühigkeit auf ftaatlicher 
Verleihung beruht.“) 

Art. 83. Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorjehriften 
über Waldgenoſſenſchaften.““) 

Art. 84. Unberührt bleiben die Tandesgejeglihen Vorſchrif— 
ten, nad welchen eine Religionsgejellihaft oder eine geiſtliche Gejell- 
ſchaft ) Rechtsfähigkeit nur im Wege der Gejehgebung *:) erlangen 
farın. 

Art. 5. Unberührt bleiben die Tandesgejeglihen Vorſchrif— 
ten, nach welchen im alle des $ 45 Abſ. 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
das Vermögen des aufgelöjiten Vereins an Stelle des Fiskus einer Körper: 
haft, Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen Rechtes anfällt.‘*) 

Art. 86. Unberührt bleiben die Tandesgejetlihen Vorſchrif— 
ten,“) welche den Erwerb von Rechten durch jurijtiihe Perjonen be- 
ihränten oder von jtaatlider Genehmigung abhängig machen, jomweit 
dieje Vorſchriften Gegenftände im Werte von mehr als fünftaufend Marti 
betreffen. Wird die nad; dem Landesgejege zu einem Ermwerbe von 
Todesmwegen erforderliie Genehmigung erteilt, jo gilt fie als 
por dem Erbfall erteilt; wird fie verweigert, jo gilt die ju— 
ritijhe Perſon in Anſehung des Anfalls als niht vorhan- 
den; die Vorlchrift des $ 2043 des Bürgerlichen Gejegbudys findet ent: 
\prechende Anwendung. 

Urt. 97. Unberührt bleiben die Tandesgeleglihen Vorſchrif— 
ten, weiche die Wirkſamkeit von Schenkungen *) an Mitglieder reli- 
gidjer Orden oder ordensähnlider Kongregationen von ftantliher Ge- 
nehmigung abhängig maden. 

Unberühbrt bleiben die landesgejeglihden Worjchriften, nad 
welhen Mitglieder religiöjer Orden oder ordensähnlidher Kongre- 
gationen nur mit ftaatlicher Genehmigung von Todeswegen erwerben 
fönnen. Die Vorſchriften des Artikel 86 Sat 2 finden entjprechende An- 
wendung. 

Mitglieder ſolcher religiöjer Orden oder ordensähnlidher Kongre- 
gationen, bei denen Gelübde auf XZebenszeit oder auf un: 
beftimmte Zeitnidhtabgelegt werden, unterliegen nicht den 
in den Abſ. 1, 2 bezeichneten Vorjchriften. 

Art. 88. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif— 
ten, welche den Erwerb von Grundjtüden durch Ausländer von jtaatlicher 
Genehmigung abhängig machen.“) 


— 3 


Art. 89 


Art. 90 


Art. 


Art. 9 


Art. 9 
Art. 94 


Art. 


9 


9 


Ihigem Geipann zurü 
(si 8). 


Je 


Erläuterungen 


PA 3 229231 BGB. nebit Noten, mo die Selbithilfe⸗ in bezug 
auf Sa und erjonen behandelt a — Art. 89 geitattet den Lanbesgejegen 
die „Selbfthilfe in bezug auf Sahen“ anders zu ordnen, alſo aud 
in weiterem Umfange u uzulaſſen, als fie na) BGB. geitattet ift, jedoch mit 
der Einſchränkung, j die Landesgefeke nur die Pfändung von Sachen 
regeln dürfen, und. auf diee ausihliehlid „um Zwede“ es 
Shußes der Grundfjtüde und ihrer Erzeugnijfe, allo 3. 
niht zum Schutze des „Sagdredits“ an fremden uni en. — Für Die 
Seitnabme einer Perſon bleiben Iediglih 88 229, 230 BGB. und 
So, maßgebend. — — uns T. für Breuken Se und or 
oligeige Be. an vom 1. — ern Gef. vom 6. M ärz 1902 
: ter fr eh ein. 59 I IF Diefen „Iandesgejehlichen” Bor- 
F en m pegeniber ER 5 Reichsgeſetz über das oftweien vom 
1871 pe en, CErtra —7— —8 Eſtafetten ſowie die mit 
renden Po —4 — vonder „Bträndung“ befreit 


+8) Art. 90 betrifft namentlih die Amtskautionen. Diele find 
Preußen (au er für Gerihtspollzieher) überall weggefallen: Belek 
vom 7. 3. 188. 
89. 
50 86. 
L, 3. 8. für Preußen die Defelten-VBerordnung vom 24. 1. 1844 
55 I 6. 89, 123, 128 Abi. 2, BAG. 6, 30, 31. vol. GBD. 8 39 und 
eisbeamtengejeg vom 31. 3. 1873 8 143 Reiche recht). 
abweichend von 8 270. — PrAG. 11, Mintiterialbeihluß vom 18. 3. 
Er eis. 1.0. 88 25, 26, AG. zum ZB6. Art. 11. BAG. 1 
5558 5 ren ben: Gejehe nom 30. 6. 1834 unb vom 4.6, 1 1890. 
55 I. 88 1204 ff. vl. auch Reichsgewerbe⸗-Ordnung 8 34 Abſ. 2 betr. 
———— et. 
Breußen: Tai vom 17. Rs assı, dazu AG. 41. Sadjen: Gefeg vom 
21. 4. 8b. dazu SAG. 8 51. — 


57”) Breuken: —— — * das Königl. Leihamt in Berlin 


vom 25. 2. 1834 8 20 Bao. 91, BAG. 29 Abi. 3. 

ss) Preußen: AG. In Preußen gibt es für die einzelnen Landes⸗ 
teile verſchiedene Gefinde-Örbnumsen, vor namentlich Gefinde-Ordnung 
vom 8. 11. 1810 Kür bas Gebiet des_Allgem. Landredits mit Ausnahme der 
Kreife Rees und Duisburg) — g vom 19. 8. 1844 (Rhein nd 
und Kreile Rees und Duraburg Gefinde-Ordnung vom 25. 2. 1840 

:Holjtein). — Die Vorfchrift, da ie ogenannien ‚ansofiisienten, a 
— Wirtihaftsmamfells) dem eien, — 
andre Zur 5 ‚06 — iſt nee gilt eo 8. 88 611 ff. 
ngl. 2 ff. 1c. — PATE ©. 175 Ge ne Debnan vom 
28. 7 ar 20. 8. 1898. — Geindeitreitiahen find 
080. S a0 al r Konkursvorrecht des Gefindes und ündigungs- 
D.8 2 1. dortegt bei der Zwangsverſteigerung und 
Seangsnerwattiing: Ent, I, 10 Abſ. 1 Nr. 2, 8 155 Abi. 2. 

6») In 8 77 der Breubilden Gefinde-Orbnung vom 8. 11. 1810 ift be⸗ 
timmt, wegen „geringer Tätlichkeiten“ das Gelinde, das die Dertigeit 
uch ungebührlides Betragen zum Zorn gereizt bat, ‚eine geriätline Se 
Ir geben fann. O biete Vorſchrift noch gilt, ift Itreitig -- Zu Art. 35 

auch Ar 
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VBerhãltnis des BGB. zu den Landesgeſetzen Art. 89-96 


Art. 89. Unberührt bleiben die landesgefeklihen Vorſchrif⸗ 
ten über die zum Schuße der Grundftüde und der Erzeugniffe von 
Grundſtücken gejtattete Pfändung von Saden, mit Einſchluß der Vor- 
Ihriften über die Entrichtung von Pfandgeld oder Erjakgeld.‘”) 

Art. |. Unberührt bleiben die Tandesgejeglihen Vorſchrif— 
ten über die Rechtsverhältniſſe, welche fi) aus einer auf Grund des 
öffentlihen Rechtes wegen der Führung eines Amtes oder wegen 
eines Gewerbebetriebs erfolgten Sicherheitsleiftung ergeben.*) 

rt. HH. Unberührt bleiben die Iandesgejeglichen Vorſchrif— 
ten, nad) welchen der Fiskus, eine Körperfchaft, Stiftung oder Anitalt 
des öffentlihen Rechtes») oder eine unter der Verwaltung 
eineröffentliden Behörde ftehende Stiftung‘) beredtigt 
it, zur Siherung gewijfer Forderungen die Eintragung 
einer Hypothek an Grunditüden des Schuldners zu verlangen, und 
nach weldhen die Eintragung der Hypothef auf Erſuchen einer 
beftimmten Behörde zu erfolgen Hat.) Die Hypothek kann nur als 
Siherungshypothel eingetragen werden; °?) fie entiteht mit der Ein— 
fragung. 

Art. 2. Unberührt bleiben die landesgejeglihen Vorſchrif— 
ten, nad) welchen Zahlungen aus Öffentlichen Kaſſen an der Kalle in Emp- 
fang zu nehmen find.’®) 

. 8. Unberührt bleiben die Iandesgejeglichen Vorſchrif⸗ 
ten iiber die Friſten, bis zu deren Ublaufe gemietete Räume bei Beendi- 
gung des Mietverhältniffes zu räumen jind.’*) 

Art. A. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorlehrif- 
ten, welche den Gejchäftsbetrieb der gewerblihen Pfandleiher und der 
Biandleihanftalten 55) betreffen.:®) 

Unberührt bleiben die Iandesgejeglihen VBorfchriften, nach) welchen 
öffentlichen Pfandleihanftalten Das Recht zufteht, die ihnen verpfän- 
deten Sachen dem Beredtigten nur gegen Bezahlung des 
auf die Sache gewährten Darlehens hHerauszugeben.’”) | 

Art. 5. Unberührt bleiben die landesgefeglichen Vorjchrif- 
ten, welche dem Gefindereiit angehören. Dies gilt insbefondere 
auch von den Vorſchriften über die Schadenserſatzpflicht vdesjenigen, 
welder Gefinde zum widerrehtlidhen Verlaſſen des Dienftes 
verleitet oderin Kenntnis eines noch beftehbenden Gefinde- 
verhältniffes in Dienft nimmt oder ein unridhtiges Dienit- 
jeugnis erteilt.'°) 

Die Vorſchriften der 88 104 Bis 115, 131, 278, 617 bis 619, 624, 
831, des 8 840 Abſ. 2 und des 8 1358 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden 
Anwendung, die Vorſchriften des 8 617 jedoch nur infomweit, als Die 
Landesgeſetze dem Gefinde niht weitergehende Anſprüche 
gewähren. 

Ein Züchtigungsrecht ſteht dem Dienjtberedhtigten dem Gefinde 
gegenüber nicht zu.‘”) 

Art. 96. Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorjchrif: 
ten über einen mit der Überlajfung eines Grundftüdsin 
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Erläuterungen 
Art. 96 0) vgl. EG. aum 386. $ 9 GBO. sg 50, 23. PrAG. 15, AG. zum 
| 3VG. Art. 6 Abi. 2, BAG. 32—48, SUG. SS 31, 32. BAG. 9. 
Art. 97 21) fiber Staatsihuldbudh in Preuken vgl. Anhang 46 zu 8 1807. 
62) pgl. Art. 50 für das Reichsſchuldbuch 
Art. 98 3) Art. 98 bewahrt für die Bundesitanten das Recht der jogenannten 
„Konve zn von Staatsihulden. 
Urt. 99 . +) Bre9&. Art. 7 $ 1 und Art. 75, Sparklafjen-Reglement vom 12. 12. 
1838, Suftänbigteitsgeieg vom 1. 8. 1883 $8 52, 53. BAG. 109-121. 
ss 8 1807 Abi. 1 Ziff. 5, 88 1809, 1810. 
Art. 100 ee) 88 798 ff. BGB. 
6: 89 BGB. 
es) abweihend von 8 793 Abi. 2. 
ev) abweichend von $ 804 Abf. 2. — Zu Art. 100, 101 vgl. für Preußen: 
go. 17, 18 nebft Minilterialverordnung vom 15. 12. 189. — vgl. auch 
rt. 174, 175. 
Art. 101 0) vgl. Art. 100 mit Noten BAG. 49-57, WAG. 181, 182. 





(Fortsetzung von Seite 760) 


Besteht an dem Orte oder in der Gemeinde, wo eine Zweigniederlassung errichtet 
wird, bereits eine gleiche eingetragene Firma, so muss der Firma für die Zweignieder- 
lassung ein der Vorschrift des Abs. 2 entsprechender Zusatz beigefügt werden. 

Durch die Landesregierungen kann bestimmt werden. dass benachbarte Orte oder 
Gemeinden als ein Ort oder als eine Gemeinde im Sinne dieser Vorschriften an- 
zusehen sind, 

8 81. Eine Änderung der Firma oder ihrer Inhaber sowie die Ver- 
legung der Niederlassung an einen anderen Ort ist nach den Vorschriften des 
8 39 zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. 

Das gleiche gilt, wenn die Firma erlischt. Kann die Anmeldung des Er- 
löschens einer eingetragenen Firma durch die hierzu Verpflichteten nicht auf dem im 
8 14 bezeichneten Wege herbeigeführt werden, so hat das Gericht das Erlöschen von 
Amtswegen einzutragen. 

$ 37. Wer eine nach den Vorschriften dieses Abschnitts ihm nicht zu- 
stehende Firma gebraucht, ist von dem Registergerichte zur Unterlassung des 
Gebrauchs der Firma durch Ordnungsstrafen anzuhalten. Die Höhe der Strafen 
bestimmt sich nach $ 14 Satz 2. 

Wer in seinen Rechten dadurch verletzt wird, dass ein anderer eine Firma un- 
befugt gebraucht, kann von diesöm die Unterlassung des Gebrauchs der Firma 
verlangen. Ein nach sonstigen Vorschriften begrtindeier Anspruch auf Schadens- 
ersatz bleibt unberührt. 


Vierter Abschnitt. Handelsbtieher. 


88. Jeder Kaufmann ist verpflichtet, Btieher zu führen und in diesen seine 
',Handelsgeschäfte und die Lage seines Vermögens nach den Grundsätzen 
oränungsmässiger Buchführung ersichtlich zu machen. 

Er ist verpflichtet, eine Abschrift (Kopie oder Abdruck) der abgesendeten 
Handelsbriefe zurickzubehalten und diese Abschriften sowie die empfangenen 
Mandelsbriefe geordnet aufzubewahren. 

30. Jeder Kaufmann bat bei dem Beginne seines Handelsgewerbes 
seine Grundstücke, seine Forderungen und Schulden, den Betrag seines baren Geldes 
und seine sonstigen Vermögensgegenstände genau zu verzeichnen, dabei den 
Wert der einzelnen Vermögensgegenstände anzugeben und einen das Verhältnis des 
Vermögens und der Schulden darstellenden Abschluss zu machen. 

Er hat demnächst für den Schluss eines jeden Geschäftsjahrs ein 
solches Inventar und eine solche Bilanz aufzustellen; die Dauer des Geschäftsjahrs 
darf 12 Monate nicht überschreiten. Die Aufstellung des Inventars und der Bilanz ist 
innerhalb der einem ordnungsmässigen Geschäftsgang entsprechenden Zeit zu bewirken. 

Hat der Kaufmann ein Warenlager, bei dem nach der Beschaffenheit des Ge- 
schäftse die Aufnahme des Inventars nicht füglich in jedem Jahre geschehen kann, 
so gerüst es, wenn sie alle zwei Jahre erfolgt. Die Verpflichtung zur jährlichen 
Aufstellung der Bilanz wird hierdurch nicht berührt. 

8 40. Die Bilanz ist in Beichswährung aufzustellen. 

ei der Aufstellung des Inventars und der Bilanz sind sämtliche Vermögens- 
gegenstünde und Schulden nach dem Werte anzusetzen, der ihnen in dem Zeitpunkte 

eizulegen ist, für welchen die Aufstellung stattfindet. 

weifelhafte Forderungen sind nach ihrem wahrscheinlichen Werte anzusetsen, 


uneinbringliche Forderungen abzuschreiben. 
(Fortsetzung folgt Seite 766) 
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Berhältnid des BEB, zu den Landesgeſetzen Urt. 97—101 


Verbindung jtehenden Leibgedings-, Leibzuchts-, Altenteils-: oder 
Yuszjugsvertrag, joweit fie das ſich aus dem Vertrag ergebende Schuld: 
verhältnis für den Fall regeln, daß nicht bejondere Vereinbarungen ge— 
troffen werden."") 

Art. 97. Unberührt bleiben die Tandesgejetlichen Vorſchrif⸗ 
ten, welche die Eintragung von Gläubigern des Bundesſtaats in ein 
Staatsjhuldbuc und die aus der Eintragung fi ergebenden Rechtsver— 
hältnijje, insbejondere die Übertragung und Belajtung einer 
Budforderung, regeln.") 


Soweit nad) diefen Vorſchriften eine Ehefrau beredtigt ift, 
ſelbſtändig Anträge zu ſtellen, iſt dieſes Recht ausgeſchloſſen, 
wenn ein Bermerf zu Gunſten des Ehemanns im Schuld— 
buch eingetragen iſt. Ein ſolcher Vermerk iſt einzutragen, wenn die Ehe— 
rau oder mit ihrer Zuftimmung der Ehemann die Eintragung beantragt. 
Die Ehefrau ilt dem Ehemanne gegenüber zur Erteilung der Zu— 
timmung verpflidtet, wenn fie nad; dem unter ihnen be- 
jtehenden Güterjtand über die Budforderung nur mit Zuitimmung 
des Ehemanns verfügen fann.‘?) 

Art. 8. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif— 
ten über die Rüdzahlung oder Ummandlung verzinslidher Staatsihulden, 
für die Inhaberpapiere ausgegeben oder die im Staats- 
ſchuldbuch eingetragen jind."') 

Yet. 99. Unberührt bleiben die Tandesgejeglidhen Vorſchrif— 
ten über die öffentlihen Sparlaſſen,“) unbejhadet der Vorſchriften 
des $ 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und der Vorjchriften des Bürger- 
lihen Geſetzbuchs über die Anlegung von Mündelgeld.":) 

Art. 100, Unberührt bleiben die Tandesgefeglihen Vorſchrif— 
ten, nad) welchen bei Schuldverjhhreibungen auf den Inhaber,““) die der 
Bundesitant oder eine ihm angehörende Körperſchaft, Stiftung oder 
Anitalt des öffentlichen Rechtes ausitellt: °”) 

1. die Gültigkeit der Unterzeihnung von der Beobahtung 
einer bejonderen Form abhängt, auch wenn eine ſolche Beſtim— 
mung in die Urkunde nicht aufgenommen: ilt;"®) 

2. der im & 804 Abſ. 1 des Bürgerlichen Gejegbuchs bezeichnete 
Anſpruch ausgeſchloſſen iſt, aud) wenn die Ausſchlie— 
ßung in dem Zins-oder Rentenſcheine nicht beſtimmt 
iſt.“) 

Art. 101. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif— 
ten, weld)e den Bundesitaat oder ihm angehörende Körperſchaften, Stiftun: 
gen und Anjtalten des öffentlichen Rechtes abweichend von der Vorſchrift 
des $ 806 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs verpflichten, die von ihnen 
ausgejtellten, auf den Inhaber lautenden Schuldverjhreibungen auf den 
Namen eines bejtimmten Berechtigten umzujchreiben, jowie die landes— 
gejeglihen Vorſchriften, welche die jih aus der Umjhreibung einer 
ſolchen Schuldverjchreibung ergebenden Rechtsverhältniſſe, mit Einſchluß 
der Kraftloserklärung, regeln.'®) 
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Erläuterungen 


1) für die das BGB. eine „Rraftloserllärung“ nit vorfieht (anders 
8 808, vgl. dort Note 20 und bier AHf, 2). ng 


12) BAG. 90, 111-121. SAG. 8 5. Was. 188, 189. — val. auch 


Art. 177. 

72) Urt. 103 ift namentlich widhtig für den Rüdgriff, den die Armen⸗ 
verbände (Stadt: und Dorfgemeinden, Wroninzialverbände) gegenüber dem 
päter zu gelommenen Armen jelbit haben, wie auch gegenüber 

inen unterbaltspflidtigen Angehörigen (SS 1360, 1578, 
1601, 1608, 1708). Der bier au) in Betracht Tommende 8 62 des Reichsgeſetgzes 


über den Unterftlügungswohnfik vom na bleibt ſchon gemäk Art. 32 
(weil „Reihsreht“) in Kraft. — Für Preußen vol. 8 68 Ausführungs-Gefet 
zum Reichs-Unterftügungsgefeg vom -———— — BUG. 101, 160. SUG.$ 6. 


11. 7. 1891 
4) 3. 8. Staatsiteuern, Gemeindeiteuern, Kirchenabgaben, — oder Die 
Geridtstoften eines Prozeſſes u. dgl. — vgl. Priiß,. 8,9, ENG. 125, 126 Abf. 2, 
127, SAG. $ 2, WA. 141, BD.UG. 7. 
76) 3. 8. eine elektriſche Kraftanlage. 
76) oder eines andern meinsgeie Bes“. Das Reichshaftpflichtgeſeg 
vgl. Art. 42) trifft nur Beltimmung ü geltung für Shäbigung von „Ber: 
onen“. itergehende landesrechtliche Borjchriften — namentlich ſolche 
über Beihädigung von „Sachen“ — werden durch Art. 105 aufrecht erhalten. 
val. Vreuß Eiſenbahngeſetz vom 8 25; BUG. 58, 50. 

7) ſofern nämlich die Vorſchriften eine weitergehende Haftung 
vorſehen als 88 823 ff. vgl. 3. B. SS 67 ff. des preuß. Felde und Foritpolizei- 
geleges vom 1. 4. 1880. 

:8) Str6%. 88 115, 116. 

0) Breußen: Verordnung vom 17. 8. 1835, Gele vom 11. 3. 1850, 
BAG. 142, 145. 

so) Art. 109 betritt namentlih die fogenannten Enteignun 

[. für Preußen namentlid: Enteignungsgeich oom 11. 6. 1874, ferner das 
ufludkliniengeieh vom 2. 7. 1875, das arfleingeles vom 7. 10. 1865, ferner 
Einleitung gum gem. Landrecht 8 75, PrAG. 12 81 Abi. 2, 22 Ziff. 1, 
89 Ziff. 1a, AO. zum 3VG. Art. 6 Abi. 1, 35 41. Bayern: Gefet vom 17. 11. 
1837 nebit BAG. 139, 166 V--VII. Sadien: SAG. SS 18—20 Enteignungs- 
geſetz vom 24. 6. 1902. Württemberg: Geſetz vom 20. 12. 1888 nebit WAG. 209. 

1) MAG. 205 III, IV. BSIAG. 28. 





(Fortsetzung von Beite 764) 


8 41. Das Inveutar und die Bilanz sind von dem Kaufmanne zu unter- 
seiehnen. Sind mehrere persönlich haftende Gesellschafter vorhanden, so haben sie 
alle zu unterzeichnen. 

Das Inventar und die Bilanz können in ein dazu bestimmtes Buch eingeschrieben 
oder jedesmal besonders aufgestellt werden. Im letzteren Falle sind sie zu sammeln 
und in zusammenhängender eihenfolge georeinet aufzubewahren. 

& 43. Bei der Fünrung der Handelsbücher und bei den sonst erforderlichen 
Aufzeichnungen bat sich der Kaufmann einer lebenden Bprache und der Schrift- 
zeichen einer solchen zu bedienen. 

Die Bücher sollen gebunden und Blatt für Blatt oder Seite ftir Seite mit 
fortlaufenden Zahlen verziehen sein. 

An Stellen, die der Regel nach zu beschreiben sind, dürfen keine leeren 
Zwischenräume gelassen werden. Der ursprüngliche Inhalt einer Eintragung d 
nicht wmittelst Durch»streichens oder auf andere Weise unleserlich gemacht, es 
darf nichts radiert. auch dürfen solche Veränderungen nicht vorgenommen 
werden, deren Beschaffenheit es ungewiss lässt, ob sie bei der ursprünglichen Ein- 
tragung oder erst später gemacht worden sind. : 

44. Die Kaufleute sind verpflichtet, ihre Handelsblicher bis zum Ablaufe 
von zehn Jahren, von Gem Tage der darin vorgenommenen letzten Eintragung an 


gerechnet. aufzubewahren. 
(Fortsetzung folgt Seite 768) 
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Verhältnis des BOB. zu den Landedgefeken Art. 102--110 


Art. 102. Unberührt bleiben die Iandesgejeglihen Vorichrif- 
ten über die Kraftloserllärung und die Zahlungsiperre in Anfehung der 
im 8 807 des Bürgerlihen Geſetzbuchs bezeihneten Urktunden.’ı) 


Unberührt bleiben die Iandesgejeßlichen Vorſchriften, welche 
für die Kraftloserflärung der im 8 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs be- 
zeichneten Urkunden ein anderes Berfahren als das Aufgebots- 
verfahren beftimmen.‘?) 


Art. 103. Unberührt bleiben die Iandesgejeglichen Vorſchrif⸗ 
ten, nach welchen der Staat jowie Berbände und Anftalten, die auf Grund 
des Öffentlichen Rechtes zur Gewährung von Unterhalt verpflichtet find, 
Erjag der für den Unterhalt gemachten Aufwendungen von der Perſon, 
welcher fie den Unterhalt gewährt haben, ſowie von denjenigen 
verlangen können, welche nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs unterhaltspflidtig waren.') 


Art. 104. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorfchrif- 
ten über den Anſpruch auf Rüderitattung mit Unrecht erhobener öffent: 
liher Abgaben oder Koſten eines Verfahrens.’*) 


Art. 105. Unberührt bleiben die Tandesgejeglihen Vorſchrif⸗ 
ten, nad) welchen der Unternehmer eines Eifenbahnbetriebs oder eines 
anderen mit gemeiner Gefahr verbundenen Betriebs für den aus dem 
Betried entjtehenden Schaden in weiterem Umfang”) als nad 
den Vorfchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchse) verantwortlich ilt. 


Art. 106. Unberührt bleiben die Tandesgejeßlihen Vorſchrif⸗ 
ten, nach welchen, wenn ein dem öffentlichen Gebraude Dienendes Grund: 
Hüd zu einer Anlage oder zu einem Betriebe benußt werden darf, der 
Unternehmer der Unlage oder des Betriebs für den Schaden verantwort= 
fig ift, der bei dem öffentlichen Gebrauche des Grunditüds dur) die An— 
lage oder den Betrieb verurſacht wird. 

Art. 107. Unberührt bleiben die Iandesgejeglichen Vorſchrif⸗ 
ten über die Verpflichtung zum Erſatze des Schadens, der durch das Zu⸗ 
widerhandeln gegen ein zum Schutze von Grundſtücken erlaſſenes Straf⸗ 
geſeg verurſacht wird.’”) 

Art. 108. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten über die Verpflichtung zum Erſatze des Schadens, der bei einer Zu⸗ 
lammenrottung, einem Auflauf oder einem Aufruhr '°) entiteht.’°) 

Art. 109. Unberührt bleiben die Iandesgejeglihen Vorſchrif⸗ 
ten über die im öffentlichen Intereſſe erfolgende Entziehung, Beſchädi⸗ 
gung oder Benukung einer Sache, Beſchränkung des Eigentums und 
Entziehung oder Veſchränkung von Rechten. Auf die nad) Tandesgejeh- 
licher Vorfchrift wegen eines ſolchen Eingriffs zu gewährende Ent- 
ſhädigung finden die Vorfhriften der Artikel 52, 53 Anwendung, 
\oweit nicht die Landesgejeke ein anderes beftimmen.s®) 

Art. 1106. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif— 
ten, welche für den all, daß zeritörte Gebäude in anderer Qage wieder: 
hergeſtelli werden, die Rechte an den beteiligten Grundftüden regeln.:') 
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Erläuterungen 


Art. 111 22) Abweihend von 5 3. — Landesgeiehlide Beihräntungen 
„rehtlidher" Art (im Gegenfage zu den „tatjähliden“ in Art. 111) 
find vorgefehen in Art. 113, 115—117, 119. Tatſächl iche“ Verfügungen 
betreffen 3. B. das Bauen, Aufforjiten u bergl. vgl. für erben: Agem. 
Landrecht I 8 55 29-69 (au recht erhalten durch AG. 89 Ziff. 1b), auch Die 
Gefege in Note 80 zu Art. 109. Ferner: Geſetz über ShugwaDungen und 
Waldgenoflenihaften vom 6. 7. 1875, Geſetz über die Gemeindeholzungen nom 
14. 8. 1876, 4 über gemeinidhaftlidde Holzungen vom 14. 3. 1881. 

Art. 112 ss) Preußen: Eeſetz vom 57. 100. Allgemeine Berfügung vom 

11. 11. 1902. 

es) n. Konjolidation, Verkoppelung, vgl. nächte Note. 

85 Freuben: Gemeinbeitsteilungsordnung vom 7. 6. 1821, ferner 
namentli Verordnung vom 20. 6. 1817, Gejeg vom 8 ae Gele vom 
2. 4. 1887 und die fogen. „Anfiedlungs “ (vgl. namentlich Gefege vom 
7. 7. 1891 und vom 10. 8. 1904); ferner PrAG. 31, 36. 

: 86) Preuhen: MWege-Ordnung für Weftpreußen vom 27. 9. 1905; Allgem. 
Landrecht II 15 88 1 ff. 
87 Jur Preußen vgl. namentlich: vom 2. 3. 1850. 
ss) Zu dem ganzen Art. 113 vgl. BAG. Art. 141, 150, 151, 168, 166 
ie 1 in; Sadien: Verordnung vom 26. 7. 1899 8 10. RAS. 211. 


Yrt. 113 





Art. 114 so) abweihend von 88 873, 892, 893. vgl. Br. 22 Ziff. 23. 
BAG. 128 Abſ. 1. 
Yrt. 115 »0) Grun ddienſtbarkeiten: $ 1018; perjönlide Dienitbarleiten: 


2,100, Reallaſte F 1105. — vgl. für Preußen namentlich 88 91, 93 

ejeg vom 2. 3. 1850, PrAG. 30, 31. BAG. 85, 86. BHAG. 26, 27. 

Art. 117 91) A n. „Berihuldungsgrenze”. Bon diefem Borbehalte ift bisher 
nirgends rauch gemadt. Jedoch ift zurzeit (Dezember 1905) dem preu- 

Bifne n Landtag ein diesbezüglidher Gejehentwurf angekündigt. 





(Fortsetzung von Seite 766) 


Dasselbe gilt in Ansehu der empfangenen Handelsbriefe und der Ab- 
schriften der abgesendeten Handelsbriefe sowie in Ansehung der Inventare und 
Bilanzen. 

$ 45. Im Laufe eines Rechtsstreits kann das Gericht auf Antrag oder vom 
Amitswegen die Vorlegung der Handelsbücher einer Partei anordnen. 

Die Vorschriften der Zivilprozessordnung tiber die Verpflichtung des Prozess- 
gegners zur Vorlegung von Urkunden bleiben unbertihrt. 

846. Werden in einem BRechtsstreite Handelsbücher vorgelegt. 
so ist von ihrom Inhalte, soweit er den Streitpunkt betrifft, unter Zuziebung der Par- 
teien Einsicht zu nehmen und geeignetenfalls ein Auszug zu fertigen. Der tbrige 
Inhalt der Bücher ist dem Gericht insoweit offen zu legen, als es zur Prüfung ihrer 
ordnungsmässigen Führung notwendig ist. 

; 47. Bei Vermögensauseinandersetzungen, insbesondere in Erb- 
schafts-, Gütergemeinschafts- und Gesellschaftsteilungssachen, kann 
Ans Gericht dio Vorlegung der Handelsbücher zur Kenntnisnahme von ihrem ganzen 

nhalt anordnen. 


Fünfter Abschnitt. Prokura und Handlungsvollmacht. 


8 48. Die Prokura kann nur von dem Inhaber des Handelsgeschäfts older 
seinem gesetzlichen Vertreter und nur mittelst ausdrücklicher Erklärung erteilt werden. 
ie Erteilung kann an mehrere Personen gemeinschaftlich erfolgen (Gesamt- 


prokura). 
$ 49. Die Prokura ermächtigt zu allen Arten von gerichtlichen uns 
nussergerichtlichen Geschiften und Rechtshandlungen, die der Betrieb eines Handols- 
gewerbesa mit sich bringt. 
Zur Veräusserung und Belastung von Grundstücken ist der Prokurist nur 
ermächtigt, wenn ihm diese Befugnis besonders erteilt ist. 
(Fortsetzung folgt Seite 7:0) 
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Verhältnis des BGB. zu den Landesgeſttzen Art. L11—117 


Art. 111. Unberührt bleiben die Tandesgejeglihen Borjchrif- 
ten, welche im öffentlihen AInterefje das Eigentum in Anjehung tat- 
lähliher Verfügungen beichränten.?:) 

Art. 112. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorihrif- 
ten über die Behandlung der einem Eijenbahn: oder Klein: 
babnunternehmen gewidmeten Grundftüde und ſonſtiger 
Vermögensgegenftände als Einheit (Bahneinheit), über 
die Beräußerung und Belaftung einer jolden Bahneinheit oder 
ihrer Beftandteile, insbejondere die Belaftung im Falle der Ausitellung 
von Teilfhuldverjhreibungen auf den Inhaber, und 
die fih dabei ergebenden Rechtsverhältniſſe Jowie über die Liqui— 
dation zum Zwede der Befriedigung der Gläubiger, denen ein Recht 
auf abgejonderte Befriedigung aus den Beitandteilen der 
Bahneinheit zufteht.°°) 

Art. 113. Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorſchrif— 
ten über die Zufammenlegung von Grundſtücken,“) über die Gemein: 
heitsteilung,°) Die Regulierung der Wege,“e) die Ordnung der guts- 
berrlich-bänuerlichen Verhältniſſe ſowie über die Ablöſung, Umwandlung 
oder Einſchrünkung von Dienitbarfeiten und Renllalten.:) Dies gilt 
insbefondere auch von den Vorſchriften, welde die durch ein Verfahren 
diefer Art begründeten gemeinſchaftlichen Angelegenheiten zum 
Gegenftande haben oder welde fih auf den Erwerb des Eigen: 
tums, auf die Begründung, Änderung und Aufhebung 
vonanderen Rechten an Grunditüden und auf die Berid- 
tigungdes&Grundbuds beziehen.‘®) 

Art. 114. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten, nach) welchen die dem Staate oder einer öffentlichen Anftalt in Folge 
der Ordnung der gutsherrlich-bäuerlichen Verhältnilie oder der Ablöſung 
von Dienftbarkeiten, Reallajten oder der Oberlehnsherrlichteit zuftehen- 
den Abldjungsrenten und fonjtigen Reallaſten zu ihrer Begründung und 
zur Wirkſamkeit gegenüber dem öffentliden Glauben des Grundbuds 
nicht der Eintragung bedärfen.:®) 

Art. 115. Unberührt bleiben die Tandesgefeglihen Bor: 
Iäriften, weldhe die Belaftung eines Grundftüds mit gewillen Grund- 
bienftbarfeiten oder beihräntten periönlihen Dienitbarfeiten oder mit 
Reallaften unterjagen oder beihränten, fowie die Tandes- 
geſetzlichen Vorſchriften, weldhe den Inhalt und das Maß folder 
Rechte näher beftimmen.?°) 

Art. 116. Die in den Artikeln 118 Bis 115 bezeichneten landes- 
geſetzlichen Vorjehriften finden feine Anwendung auf die nach den 88 912, 
916, 917 des Bürgerlichen Gejegbudhs zu entrichtenden Geldrenten und 
auf die in den 88 1021, 1022 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beftimmten 
Unterhaltungspflichten. 

Art. 117. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif— 
ten, welche die Belaftung eines Grunditüds über eine beitimmie Wert: 
grenze hinaus unterjagen.”') 
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Erläuterungen 


8 PrAs. 32, WAG. 213, BHNG. 27. 

Art. 118 os) jogen. Meliorationsdarlehen. — vgl. BL, Breuken: Gejeb über die 

Zandestulturrenten-Banfen vom 13. 5. 1879, AG. 21; Bayern: Geie vom 
21. 4. 1884 nebit BAG. 170. SAG. 8 30. 

%) d. 5.: Sind die „Meliorationsdarlehen" (Note 93) nicht im 

Grundbuh eingetragen, Jo ilt der gutigläubige (von ihnen nichts 

en private Hnpothefengläubiger gegen ihren orrang ge: 

Art.119 Zu Art. 119 vgl. SAG. 38 712 Verordnung vom 6. 7. 1899 

8 13-18. WAG. 19, 172— 174. — Baden: Hofgütergeiek vom 20. 8. 1898 und 

eieg vom 16. 8. 1900. | 


Art. 10 98) fogen. Unſchädlichkeitszeugnis. Für Preußen vgl. namentlid 
PrAG. 19, Geſetz vom 3. 3, 1850, 27. 6. 1860, 25. 3. 1889, 15. 7. 1890, PrAG. 
zur GBO. Art. 20. Bayern: Geſetz vom 15. 6. 188. SAG. 88 21—27, Ver: 
ordnung vom 6. 7. 1899 88 20—23. 

») 99H. unter ver Borausfetung der Erteilung eines „Unihäd- 
Iihfeitszeugniffes“. — Zu Ziff. 1 und 2 vgl. SS 1026, 1090, 1105, 
1108, 1018, 1094, 876. 








(Fortsetzung von Seite 768) 


850. Eine Beschränkung des Umfanges der Prokura ist Dritten gegen- 
über unwirksam. 

Dies gilt insbesondere von der Beschränkung, dass die Prokura nur für gewisse 
Geschäfte oder gewisse Arten von Geschäften oder nur unter gewissen Umständen oder 
für eine gewisse Zeit oder an einzelnen Orten ausgetibt werden soll. 

Eine Beschränkung der Prokura auf den Betrieb einer von mehreren Nieder- 
lassungen des Geschäftsinhabers ist Dritten gegentiber nur wirksam, wenn die Nieder- 
lassungen unter verschiedenen Firmen betrieben werden. Eine Verschiedenheit der 
Firmen im Sinne dieser Vorschrift wird auch dadurch begründet, dass für eine Zweig- 
niederlassung der Firma ein Zusatz beigefügt wird, der sie als Firma der Zweignieder- 
lassung bezeichnet. . 

51. Der Prokurist hat in der Weise zu zeichnen, dass er der Firma 
seinen Namen mit einem die Prokura andeutenden Zusatze beiftigt. 

8582. Die Prokura ist ohne Rücksicht auf das der Erteilung zu Grunde 
liegende Rechtsverhältnis jederzeit widerruflich, unbeschadet des Anspruchs auf 
die vertragsmässige Vergütung. 

Die Prokura ist nicht übertragbar. 

na Prokura erlischt nicht dureh den Tod des Inhabers des Handels- 
geschäfts. 

58. Die Erteilung der Prokura ist von dem Inhaber des Handelsgeschäfts 
zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. Ist die Prokura als Gesamt- 
prokura erteilt, so muss auch dies zur Eintragung angemeldet werden. 

Der Prokurist hat die Firma nebst seiner Namensunterschrift zur Aufbewahrung 
bei dem Gerichte zu zeichnen. 

Das Erlösehen der Prokura ist in gleicher Weise wie die Erteilung zur 
Eintragung anzumelden. 

8 54. Ist jemand ohne Erteilung der Prokura zum Betrieb eines 
Handelsgewerbes oder zur Vornahme einer bestimmten zu einem Handels- 
gewerbe gehörigen Art von Geschäften oder zur Vornahme einzelner zu einem 

andelsgewerbe gehöriger Geschäfte ermächtigt, so erstreckt sich die Vollmacht 
(Handlungsvollmacht) auf alle Geschäfte und Rechtshandlungen, die der Betrieb 
eines derartigen Handelsgewerbes oder die Vornahme derartiger Geschätte gewöhnlich 
mit sich bringt. 

Zur Veräusserung oder Belastung von Grundstücken, zur Eingehung von 
Wechselverbindlichkeiten, zur Aufnahme von Darlehen und zur Progess- 
fthrung ist der Handlungsbevollmächtigte nur ermächtigt, wenn ibm eine solche 
Befugnis besonders erteilt ist. 

Sonstige Beschränkungen der Handlungsvollmacht braucht ein Dritter 
nur dan — egen sich gelten zu lassen, wenn er sie kannte oder kennen musste. 

58. Die Vorschriften des $ 54 finden auch auf Handlungsbevollmächtigte 
Anwendung, die als Handlungsreisende zur Vornahme von Geschäften an Orten 
verwendet werden, an denen sich eine Niederlassung des Geschäftsinhabers nicht befindet. 

Die Reisenden gelten insbesondere für ermächtigt, den Kaufpreis aus den 
von ihnen abgeschlossenen Verkäufen einzusiehen und dafür Zahlungsfristen 
zu bewilligen. 

Die Anzeige von Mängeln einer Ware, die Erklärung, dass eine Ware 
zur Verfügung gestellt werde, sowie andere Erklärungen solcher Art können dem 
anwesenden Beisenden gegenüber abgegeben werden. 

(Fortsetzung folgt Seite 772) 
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Verhältuid des BEB, zu den Landeögefeßen rt. 118-121 


Unberübrt bleiben die Iandesgejegliden Vorſchriften, welde 
die Belajtung eines Grundjtüds mit einer unfündbaren Hypotihel oder 
Grundihuld unterjagen oder die Ausſchlieſung des Kündigungsrechts 
des Eigentümers bei Hypothefenforderungen und Grundſchulden zeitlid) 
beihränfen und bei Rentenjhulden nur für eine fürzere als die im 
$ 1202 Ubj. 2 des Bürgerlichen Gejegbuds bejtimmte Zeit zulaſſen.“) 

Art. 118. Unberührt bleiben die landesaejeglichen Vorſchrif— 
ten, welche einer Geldrente, Hypothet, Grundihuld oder Rentenjchuld, 
die dem Staate oder einer öffentlichen Anftalt wegen eines zur Verbeſſe— 
rung des belajteten Grundftüds gewährten Darlehens zuſteht,“) den 
Vorrang vor anderen Belajtungen des Grundftüds einräumen, Zu 
Gunjten eines Dritten finden die Vorſchriften der 88 892, 893 bes 
Bürgerlihen Geſetzbuchs Anwendung.’*) 

Art. 119. Unberührt bleiben die landesgejeglihen Vorſchrif— 
ten,“) welche 

1. die Veräußerung eines Grundjtüds bejchränfen; 

2, die Teilung eines Grundjtüds oder die getrennte Veräußerung 
von Grundjtüden, die bisher hulammenbemwirtjdhaftet 
worden find, unterjagen oder bejchränten; 
die nah & 80 Abſ. 1 des Bürgerlichen Gejegbuhs zuläffige 
Bereinigung mehrerer Grundjtüde oder die nach $ 890 Abſ. 2 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläjlige Zuſchreibung eines Grund- 
ftüds zu einem anderen Grundjtüd unterfagen oder bejchränfen. 

Art. 120. Unberührt bleiben die lIandesgejeglichen Vorſchrif— 
ten, nach welchen im Falle der Veräußerung eines Teiles eines Grund- 
küds diejer Teil von den Belaltungen des Grundjtüds befreit wird, 
wenn von der zuftändigen Behörde fFeitgeitellt wird, daß die Rechts— 
änderung für die Berechtigten unſchädlich iſt.“) 

Unberühbrt bleiben die landesgejeglihen Vorſchriften, nadı 
welhen unter der gleihen Borausjetung:”) 

1. im alle der Teilung eines mit einer Reallajt belajteten Grund: 
ttüds die Reallaſt auf die einzelnen Teile des Grundjtüds ver- 
teilt wird; 

2. im falle der Aufhebung eines dem jeweiligen Eigentümer eines 
Grunditüds an einem anderen Grundjtüde zuftehenden Rechtes 
die Zujtimmung derjenigen nicht erforderlih it, zu Deren 
Gunjten das Grundftüd des Berechtigten belaitet it; 

3. in den Fällen des 8 1128 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und 
des Wrtitel 52 dieſes Geſetzes der dem Eigentümer zujtehende 
Entihädigungsanijprud) von dem einem Dritten an dem An: 
Ipruche zuftehenden Kechte befreit wird. 

Art. 121. Unberührt bleiben die landesgejeglihen Vorſchrif— 
ten, nach welchen im Falle der Teilung eines für Den Staat oder eine 
öfſentliche Anitalt mit einer Reallajt belafteten Grunditüds nur ein 
Teil des Grundjtüds mit der Reallaft belaftet bleibt und dafür zu Guniten 


zu 


‚il - 49* 





Erläuterungen 


2) BUG. 72. WAS. 241—244. vgl. auch Art. 124 und 183. 

) vgl. 8 917. Breußen: Eiſenbahngeſetz vom 3. 11. 1838 $ 14, Ent: 
A eignungsgeſetz vom 11. 6. 1874 8 14. 

Urt. 184 100 906-918. vgl. au Art. 122 und 183. 

" | 101) Preußen: AG. 23, 24 Rheinland); Allgem. Landredt I 8 SS 125 
Be bis 131, 133, 137—140, 142—144, 146—148 (Bau von Kloaken ulw., Brunnen-, 
Mauer⸗, Yenfter- (Liht-), Türenrecht), 152, 153, 155, 156, 162—167, 169 —174 
| (Baun- und Hedenrecht), 185, 186 (Bau an der Grenge) — alles ausdrüd: 

ih aufredt erhalten in PrAG. 89 Ziff. 1b. — BUG. 62—79. 
Ei WAS. 217—25A BUG. 13—24. 
ER: Art. 125 102) BAG. 80, SAG. 8 38, WAS. 218. | 
5. Urt. 126 108) unmittelbar, ohne Auflajlung (8 925). — vgl. 3. B. das Preuß. 
BE Geſetz vom 8. 7. 1875, durch das das Eigentum an den Staatshaufleen auf Die 
Bi, Provingialverbände tibertragen wurde. 

- Art. 127 104) Grunditüde des Staats, der Gemeinden u. dgl. oe. 630. 8 90. 
J Preußen: Königl. Verordnung vom 13. 11. 1899 Art. 1, PrAG. 27. ern: 
F Verordnung vom 1. 7. 1898 und BAG. 83. Württemberg: Berordnung vom 
IE a. —* 8 4 und WAG. 212. Baden: Verordnung vom 22. 10. 1897 und 
Art. 128 =) BUG. 84, WAS. 212. — vgl. Art. 127. 
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Art. 129 106) 3 B. dem Gutsherrn oder einer Stadtgemeinde; vgl. für Breuhken: 
Weſtpreu ——— A: 77, Geſetz vom 16. 2. 1857 (für die Stadt Danzig) 
| an — —* — em 2 drecht 1 9 88 111-113. Zuftändigfeitsgefet; 
Art. 130 zeußen: em. Lan —113. Zuftändigfeitsge 
vom 1. 8. 1883 88 7 ff. SS 24 ff. — Reichsrechtlich vgl. —E vom 28. 5. 
1894 (Militärbrieftauben). 


re 





(Fortsetzung von Beite 7:0) 


8 56. Wer in einem Laden oder in einem offenen Warenlager ange- 
stellt ist, gilt als ermächtigt zu Verkäufen und Empfangnahmen, die in 
einem derartigen Laden oder Warenlager gewöhnlich geschehen. 

8 5%. Der Handlungsbevolimächtigte hat sich bei der Zeichnung jedes 
eine Prokurs andeutenden Zusatzes zu enthalten; er hat mit einem das Veoellmachts- 
verhältnis ausdrückenden Zusatze zu zeichnen. , 

8 38. Der Handlungsbevollmächtigte kann ohne Zustimmung des Inhabers des 
Bandelsgeschäftse seine andlungsvollmacht auf einen anderen nicht 
übertragen. 


Sechster Abschnitt. Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge. 


® 59. Wer in einem Handelsgewerbe zur Leistung kaufmännischer Dienste 
g gen ntgelt angestellt ist (HHandlungsgehilfe), hat, soweit nicht besondere Ver- 
einbarungen über die Art und den Umfang seiner Dienstleistungen oder über die ihm 
zukommende Vergütung getroffen sind, die dem Ortsgebrauch entsprechenden Dienste 
zu leisten sowie die dem Ortsgebrauch entsprechende Vergttang zu beanspruchen. In 
Ermangelung eines ÖOrtsgebrauchs gelten die den Umständen nach angemessenen 
Jheistungen als vereinbart. 

$ 60. Der Handlungsgebilfe darf ohne Einwilligung des Prinzipala weder ein 
Handelsgewerbe betreiben noch in dem Handelszweige des Prinzipals für eigene oder 
fremde Rechnung Geschäfte machen. 

. Die Einwilligung zum Betrieb eines Handelsgewerbes gilt als erteilt, wenn dem 
Prinzipal bei der Anstellung des Gehilfen bekannt ist, dass er das Gewerbe betreibt. 
und der Prinzipal die Aufgabe des Betriebs nicht ausdrücklich vereinbart. 

$ 61. Verletzt der Handlungsgebilfe die ihm nach $ 60 obliegende Verpflichtung. 
so kann der Prinzipal Schadensersatz fordern; er kann statt dessen verlangen, dass 
der Handlungsgehilfe die für eigene Rechnung gemachten Geschäfte als für Reehnung 
des Frinzipale eingegangen gelten lasse und die aus Geschäften für fremde Rechnung 
bezogene Vergütung herausgebe oder seinen Anspruch auf die Vergütung abtrete. 

Die Anspriche verjähren in drei Monaten von dem Zeitpunkt an, in welchem 
der Prinzipal Kenntnis von dem Abschlusse des Geschäfts erlangt; sie verjähren ohne 
Rücksicht auf diese Kenntnis in fünf Jahren von dem Abschlusse des Geschäfts an. 

145 Der Prinzipal ist verpflichtet, die Geschäftsräume und die für den 
Geschäftsbetrieb bestimmten Vorrichtungen und Gerätschaften so ein- 
zurichten und zu unterhalten, auch den Geschäft»betrieb und die Arbeitszeit so 
zu regeln, dass der Handlungsgehilfe gegen eine Geführdung seiner Gesundheit, soweit 


(Fortsetzung folgt Seite 724) 
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Verhältnis ded BGB. zu den Yandedgefchen Art. 122—131 


des jeweiligen Eigentümers diejes Teiles die übrigen Teile mit gleich— 
attigen Reallaſten belaſtet werden. 

Art. 122. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif— 
ten, welche die Rechte des Eigentümers eines Grundſtücks in Anſehung 
der auf der Grenze oder auf dem Nachbargrundſtücke ſtehenden Obit- 
bäume abweidhend von den Vorſchriften des $ 0 und des 5 923 Abi. 2 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs beitimmen.’“) 

Art. 123. Unberührt bleiben die landesgejeglihen Vorſchrif— 
ten, welche das Recht des Notwegs zum Zwede der Verbindung eines 
Grunditüds mit einer Wafjferjtraße oder einer Eifenbahn ge: 
währen."”) 

Art. 124. Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchrif— 
ten, welche das Eigentum an Grunditüden zu Guniten der Nachbarn noch 
anderen als den im Bürgerlihen Geſetzbuche bejitimmten Beſchrün— 
kungen !°°) untermwerfen.'") Dies gilt insbejondere aud) von den Bor: 
ihriften, nach weldyen Anlagen jowie Bäume und Sträudjer nur in einem 
beitimmten Abjtande von der Grenze nehalten werden dürfen. 

Art. 125. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif— 
ten, welche die Worjchrift des $ 26 der Gewerbeordnung auf Eijenbahnz, 
Dampfichiffahrts- und ähnliche Berlehrsunternehmungen eritreden.!”?) 

Urt. 126. Durch Landesgeſetz kann das dem Staate an einem 
Grunditüde zujtehende Eigentum auf einen Rommunalpver- 
band und das einem fommunalverband an einem Grund— 
ſtücke zuftehende Eigentum auf einen anderen fommunal: 
verband oder aufden Staat übertragen werden.““) 

Urt. 127. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif— 
ten über die Übertragung des Eigentums an einem Grundjtüde, das im 
Grundbuche nicht eingetragen ijt und nach den Vorjchriften der Grund: 
buchordnung aud) nad) der Übertragung nicht eingetragen zu werden 
braucht. '°*) 

Art. 128. U nberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorſchrif⸗ 
ten über die Begründung und Aufhebung einer Dienſtbarkeit an einem 
Grundjtüde, das im Grundbuche nicht eingetragen ijt und nach den Vor: 
ihriften der Grundbuchordnung nicht eingetragen zu werden braudjt.!"") 

Art. 129. Unberührt bleiben die landesgejeklichen Vorſchrif— 
ten, nad) welchen das Recht zur Aneignung eines nad) $ 928 des Bürger: 
lihen Geſetzbuchs aufgegebenen Grundjtüds an Stelle des Fiskus einer 
beitimmten anderen Perſon zufteht.'"*) 

Art. 130. Unberührt bleiben die landesgejetlihen Vorſchrif— 
ten über das Recht zur Aneignung der einemanderengehörenden, 
im $reien betroffenen Tauben.!”) 

Art. 131. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif— 
ten, welche für den Fall, daß jedem der Miteigentiimer eines mit einem 
Gebäude verjehenen Grundjtüds die ausſchliehliche Benugung eines 
Teiles des Gebäudes eingeräumt ijt, das Gemeinjchaftsverhältnis näher 
beitimmen, die Anwendung der SS 749 bis 751 des Bürgerlichen Gejet- 
bus ausjchliegen und für den Fall des Konkurſes über das Vermögen 


— 773 


Erläuterungen 


Art. 181 Art 9 vgl. Art 182 und KO. $ 16 Abſ. 2. Bayern: Geſetz vom 9. 6. 1899 
tt. 42. _ 
Art. 132 09) vgl. für die Rirdenbaulaft in Preußen namentlid, Allgem. 
Landrecht II 11 88 584, 699 ff. und die neueren Kirchengefehe: Kirchengemeinde⸗ 
und Synodal-Ordnung vom 10. 9. 1873 (evang. Rip), Geſetz vom 20. 6. 1875 
(til. Kirche). — Für Shulbauten: Allgem. Ländrecht II 12 8 34 ff., 
je vom 21. 7. 1846, Gejeb vom 14. 7. 1893. 


Art. 133 110) Für Breußen vgl. Allgem. Landrecht II 11 iR 676-685. 
Art. 134 111) Für Preußen vgl. algen, Landrecht II 2 88 77, 78, 81-84, 642, 
Deklaration nom 21. 11. 1803, Order vom 17. 8. 1825. 


Art. 135 112) In Preußen jeht „Fürſorge⸗Erziehung“ genannt: Gefe vom 2. 7. 
1900 vgl Site 92 zu 8 1666) " Bayern: Gejet vom 10. Mai 1902. SAG. 8 50, 
Verordnung vom 6. 7. 1899 88 48, 52, 53. ürttemberg: Gele vom 29. 12. 
1899. Baden: Gejet vom 4. 5. 1886 in der Faſſung vom 31. August 1900.. 


118) vgl. Art. II. 
Art. 136 2) Herd 136 handelt von der dem BGB. unbelannten, aber. hiernad 
landesrechtlich geitatteten „Generalvormundſchaft“ und „Anſtaltsvormund⸗ 
ihaft“. vgl. Anhang 1 zu 8 1773 unter IV. Pr. 78, BUG. 100, Verord⸗ 
nung vom 24. 12. 1899 8 23, SAG. 88 37-39, Verordnung vom 6. 7. 1899 8 37. 
Bd.⸗ vom 16. 8. 1%00 Art. III, IV. 





(Fortsetzung von Seite 772) 


die Natur des Betriebs es gestattet, geschützt und die Aufrechterhaltung der guten 
Sitten und des Anstandes gesichert ist. 

Ist der Handlungsgehilfe in die häusliche Gemeinschaft aufge- 
nommen, so hat der Prinzipal in Ansehung des Wohn- und Schlafraums, der Ver- 
pflegung sowie der Arbeits- und Erholungszeit diejenigen Einrichtungen und Anordnungen 
zu treffen, welche mit Rücksicht auf die Gesundheit, die Sittlichkeit und die Religion 
des Handiun sgehilfen erforderlich sind. 

Erfüllt der Prinzipal die ihm in Ansehung des Lebens und der Gesundheit des 
Handlungsgehilfen obliegenden Verpflichtungen nıcht, so finden auf seine Verpflicktun 
zum Schadensersatze die für unerlaubte Handlungen geltenden Vorschriften der $$ 84 
bis 846 des Btirgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. 

Die dem Prinzipal hiernach obliegenden Verpflichtungen können nicht im voraus 
durch Vertrag aufgehoben oder beschränkt werden. 

68. Wird der Handlungsgehilfe durch unverschuldetes Unglück 
an der Leistung der Dienste verhindert, so behält er seinen Anspruch auf Gehalt 
und Unterhalt, jedoch nicht tiber dıe Dauer von sechs Wochen hinaus. 

Der Handlungsgebilfe ist nicht verpflichtet, sich den Betrag anrechnen zu 
lassen, der ihm ftir die Zeit der Verhinderung aus einer Kranken- oder Unfallver- 
sicherung zukommt. Eine Vereinbarung, welche dieser Vorschrift zuwiderläuft, 
ist nichtig. 

& 64. Die Zahlung des dem Handlungsgehilfen zukommenden Gehalts hat 
am Schlusse jedes Monats zu erfolgen. Eine ereinbarung, nach der die Zahlung des 
Gehalts später erfolgen soll, ist nichtig. 

$ 65. Ist bedungen, dass der Handlungsgebilfe für Geschäfte, die von ihm 
geschlossen oder vermittelt werden, Provision erhalten solle, so finden die für die 
Handlungsagenten eltenden Vorschriften des „5 und des $ 91 Satz 1 Anwendung. 

8 66. Das Dienstverhältnis zwischen dem Prinzipal und dem Handlungs- 
gehilfen kann, wenn es für unbestimmte Zeit eingegangen ist, von jedem Teile für den 

chluss eines Kalendervierteljahrs unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs 
Wochen gekündigt werden. 

8 67. Wird durch Vertrag eine kürzere oder längere Kündigungsfrist 
bedungen, so muss sie für beide Teile gleich sein; sie darf nicht weniger als einen 
Monat betragen. 

Die Ktindigung kann nur für den Schluss eines Kalendermonats zugelassen werden. 

Die Vorschriften des Abs. 1 finden auch in dem Falle Anwendung, wenn das 
Dienstverhältnis für bestimmte Zeit mit der Vereinbarung eingegangen wird, dass es 
in Ermangelung einer vor dem Ablaufe der Vertragszeit erfolgten Kündigung als ver- 
längert gelten soll. 

Eine Vereinbarung, die diesen Vorschriften zuwiderläuft, ist nichtig. 

$& 68. Die Vorschriften des $ 67 finden keine Anwendung, wenn der Handlungs- 
gehilfe einen Gehalt von mindestena fünftausend Mark für das Jahr begieht. 

Sie bleiben ferner ausser Anwendung, wenn der Handlungsgehilfe für eine 
aussereuropäische Handelsniederlassung angenommen ist und nach dem Vertrage der 
Prinzipal für den Fall, dass er das Dienstverhältnis kündigt, die Kosten der Rückreise 


des Handlungsgehilfen zu tragen hat. 
(Fortsetzung folgt Seite 776) 
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Verhältnis ded BGB. zu den Landeögefeken Art. 132—136 


eines Miteigentümers dem Konkursverwalter das Redt, die Aufhebung 
der Gemeinſchaft zu verlangen, verjagen.!°®) 


Art. 132. Unberührt bleiben die Iandesgefeglihen Vorſchrif⸗ 
ten über die Kirdenbaulaft und die Schulbanlaft.t0°) 


Art. 133. Unberührt bleiben die landesgejeglihen Vorſchrif⸗ 
ten über das Recht zur Benugung eines Platzes in einem dem öffentlichen 
Gottesdienfte gewidmeten Gebäude oder auf einer Sffentliden Begräb- 
nisftätte.!1°) 
Art. 134. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Borjchrif- 
ten über die religiöſe Erziehung der Kinder.''') fr 
135. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif⸗ 4 
ie Zwangserziehung Minderjähriger.??)_.- Die Zwangser- 
unbeichadet der Vorſchriften der 88 55, 56 des Straf: 
gefegbuchs,'?) nus zuläſſig, wenn fie-ton dem Bormund: We gl 
ſchaftsgericht angeordnet wird. e Anordnung fann außer - 
den allen der 88 1666 1838 —— Geſetzbuchs nur er: 
folgen, wenn die Smangserzi ungygurVBerhbütungdespölligen 
ſittlichen Verderbens twendig it. 


Die Landesgeſetze nnen die tſcheidung darüber, ob der Minder⸗ 
jährige, deilen Zwangserziehung angeotänet ift, in einer %amilie oder 
in einer Erziehungs- oder Beſſerungsanſtalt unterzu- 
bringen fejs, einer Berwaltungsbehoöxde übertragen, wenn die 
Unterbiingung auf öffentlidhe Koſten zinerfolgen hat. 

Art. 136. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten,'14) nad) welchen 

1. der Borftand einer unter ftaatlider Verwaltung oder Aufficht 
jtehenden Erziehungs: oder Berpflegungsanitalt oder ein Be: 
amter alle oder einzelne Rechte und Bflihten eines Bormundes 
für diejenigen Minderjährigen hat, welche in der Anftalt oder 
unter der Auffiht des Vorſtandes oder des Beamten in einer von 
ihm ausgewählten Yamilie oder Anftalt erzogen oder verpflegt 
werden, und der Vorſtand der Anftalt oder der Beamte aud) 
nah der Beendigung der Erziehung oder der 
Verpflegung bis zur Volljährigkeit des Mündels dieſe 
Rechte und Pflichten behält, un beſcha det der Befugnis des - 
Vormundichaftsgerichts, einen anderen Bormund zu beitellen; 

2. die Vorichriften der Nr. 1 bei uneheliden Minderjährigen aud) 
dann gelten, wenn dieje unter der Auffiht des Vorftandes oder 
des Beamten in der mütterlihen Yamilie erzogen oder 
verpflegt werden; 

3. der Borftand einer unter jtaatlicher Verwaltung oder Auf- 
ficht ftehenden Erziehungs: oder Verpflegungsanitalt oder ein 
von ihm bezeichneter Angejtellter der Anitalt oder ein Beamter 
vor den nach 8 1776 des Bürgerlichen Geſetzbuchs als Bormünder 
berufenen Perjonen zum Bormunde der in Nr. 1, 2 bezeichneten 
Minderjährigen beitellt werden fann; 





ww 
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Erläuterungen 
Art. 187 22 PrAG. 83, BUG, 103, VDAG. 35 und Bd.-Berorbnung vom 11. 11. 


1809 BE ‚ 
Art. 188 SD) Für Preußen vgl. Allgem. Landrecht II 16 8 22 und II 19 88 50 fi. 
(Erbrecht der milden Stiftungen und Armen-Anftalten), Rezeß Joachim 1. 


vom 27. Dezember 1508 ' r der Stadt —R Gelet vom 16. Ye: 
bruar 1857 Art. 10 8 4 Ser der Stadt Danzig). vgl. auch Art. 139. 


Art. 139 117) BAG. 101, 102, SS 42-45. vgl. auch Art. 188. 
Art. 140 Brus Nachlaßgericht: vgl. Art. 147 und Anhang 1 zu 8 1922 unter I. B. 


‚BAG. 88, 89, Bd.- ehtspoltgei je vom 17. 6. 1899 & 46. 
Art. 141 110) Für die rkundung von ehtsgejtäjten namentlih aud ber 
Zeftamente (8 2231 Nr. 1) find zuftändi Gy RFG. 88 167, 191, 200) in 
Preußen: die Amtsgerihte und Notare (Pri5b. 31 Ab. 1), Bayern: nur Die 
Notare (BAG. 167 ji I, en ai vom 9. Juni 1899 Art. 1), Sadjen: 
3% nid uns Mac (ns ig") ale De Aare an © 
en bejonberen Bällen Die Amtsgerichte ( eihtspolizeigefet oom 17. Juni 
. og . . o 
Art. 142 120) z. B. einbejonders bejtellter Beamter, wenn ein Ber: 
Kaplalie nder durch eine ölfentlie Behörde vertreten wird 
(aljo namentlih bei Grunditüdsfäufen und - äufen des Fiskus ujw.) 
gl. PriB. 12 } a 26. — SAG. 8 20, WAG. 33, 35. Baden: Gejeh vom 
Yrt.143 m) Dis in die „Auflafiung“. — vol. Pras. 25 8 1 (Rheinland), 
Das. ei SN6. 18, WAG. 34, 35, 38, Bd.⸗Geſ. vom 19. 6. 1899 88 6, 7, 8, 
s j - In) Bra6. 26 8 2 (Rheinland), BAG. 82, Bd.-Gei. vom 19. 6. 1899 
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8 60. Wird ein Handlungsgehilfe nur zu vorübergehender Aushilfe angenommen, 
so finden die Vorschriften des 5 67 keine Anwendung, es sei denn, dass das Dienst- 
verhältnis über die Zeit von drei Monaten hinaus fortgesetzt wird. Die Kündigungsfrist 
muss jedoch auch in einem solchen Falle für beide Teile gleich sein. 

5 70. Das Dienstverbältnis kann von jedem Teile ohne Einhaltung einer 
Kln ngsfrist gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

ird die Kündigung durch vertragswidriges Verhalten des anderen Teiles ver- 
anlasst, so ist dieser zum Ersatze des durch die Aufhebung des Dienstverhältnisses 
entstehenden Schadens verpflichtet. 

8 71. Als ein wichtiger Grund, der den Handlungsgehilfen zur 
Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt, ist es, sofern 
nicht besondere Umstände eine andere Beurteilung rechtfertigen, namentlich an- 
zusehen: 

1. wenn der Handlungsgehilfe zur Fortsetzung seiner Dienste unfähig wird; 

2. wenn der Prinzipal den Gehalt oder den gebührenden Unterhalt nicht gewährt; 

3. wenn der Prinzipal den ihm nach $ 62 obliegenden Verpflichtungen nachzukommen 
verweigert; 

4. wenn sich der Prinzipal Tätlichkeiten, erhebliche Ehrverletzungen oder unsittliche 
Zumutungen gegen den Handlungsgebilfen zu Schulden kommen lässt oder es ver- 
weigert, den Handlungsgehilfen gegen solche Handlungen eines anderen An- 
gestellten oder eines Familienange örigen des Prinzipals zu schützen. 

72. Als ein wichtiger Grund, der den Prinzipal zur Kündigung 
ohne Einhaltung einer Klindigungsfrist berechtigt, ist es. sofern nicht besondere 
Umstände eine andere Beurteilung rechtfertigen, namentlich anzusehen: 

1. wenn der Handlungsgehilfe im Dienste untreu ist oder das Vertrauen missbraucht 
oder die ihm nach $ 60 obliegende Verpflichtung verletzt; 

2. wenn er seinen Dienst während einer den Umständen nach erheblichen Zeit un- 
befugt verlässt oder sich beharrlich weigert, seinen Dienstverpflichtungen nach- 
zukommen; 

3. wenn er durch anhaltende Krankheit, durch eine längere Freiheitsstrafe oder Ab- 
wesenheit oder durch eine die Zeit von acht Wochen ibersteigende militärische 
Dienstleistung an der Verrichtung seiner Dienste verhindert wird; 

4. wenn er sich Tätlichkeiten oder erhebliche Ehrverletzungen gegen den Prinzipal 
oder dessen Vertreter zu schulden kommen lässt. 

Erfolgt die Kündigung, weil der Handlungsgehilfo durch unverschuldetes Unglück 
längere Zeit an der Verrichtung seiner Dienste verhindert ist, so wird dadurch der im 


$ 63 bezeichnete Anspruch des Gehilfen nicht berührt. 
(Fortsetzung folgt Seite 778) 
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Verhältnis des BORB, zu den Landesgeſetzen Art. 137—144 


4. im alle einer nad) den Vorſchriften der Nr. 1 bis 3 ftattfin- 
denden Benormundung ein Gegenvormund nicht zu beitellen 
ift und dem Vormunde die nad) 8 1852 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs zuläfigen Befreiungen zuitehen. 

Art. 137. Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorjchrif- 

ten über die Grundfäße, nad) denen in den Fällen des $ 1515 Abi. 2, 3 
und der 88 2049, 2312 des Bürgerlichen Geſetzbuchs der Ertragswert 
eines Landguis feitzuftellen ift.115) 

Art. 138. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten, nad) welchen im Falle des 8 1936 des Bürgerlichen Geſetzbuchs an 
Stelle des Fiskus eine Körperichaft, Stiftung oder Anftalt des. öffent- 
lihen Rechtes gejeklidher Erbe ijt.''°) 

Art. 139. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten, nach welchen dem Fiskus oder einer anderen juriftiihden Perſon in 
Anjehung des Nachlaſſes einer verpflegten oder unterftügten Perſon ein 
Erbredt, ein Pflichtteilsanſpruch oder ein Recht auf beitimmte Sachen 
zufteht.''") 

j Art. 1490. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif⸗ 

ten, nad) welchen das NRadlakgericht ''°) aud) unter anderen als den 
im 8 1960 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Boraus- 
ſetzungen die Anfertigung eines Nadlakverzeichniffes jowie bis zu 
deilen Vollendung die erforderlichen Siherungsmaßregeln, insbejondere 

die Anlegung von Siegeln, von Amtswegen anordnen kann oder foll. 
Art. 141. Die Landesgeſetze können beitimmen, daB für Die Be- 
urlundung von Rechtsgeſchäften,u) die nad) den Vorjehriften des Bür: 
gerlichen Geſetzbuchs gerichtlicher oder notarieller Beurkundung bedürfen, 
entweder nur die Gerichte oder nur die Notare zuftändig find. 

Art. 142. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorjehrif- 
ten, welche in Anſehung der indem GebietedesBundesftaats 
fiegenden Grundftüde bejtimmen, daß für die Beurkundung des im 8 313 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Vertrags ſowie für die nad 
8 8783 Abſ. 2 des Bürgerlichen Gejegbuchs zur Bindung der Beteilig- 
ten erforderliche Beurkundung der Erklärungen außer den Gerichten und 
Notaren auch andere Behörden und Beamte!) zuftändig find. 

Art. 143. Unberührt bleiben die Iandesgejeglichen Vorſchrif— 
ten, welche in Anjehung der indem Gebiete des®Bundesjtaats 
liegenden Grundftüde beitimmen, daß die Einigung !*') der Parteien in 
den Fällen der 88 925, 1015 des Bürgerlichen Geſetzbuchs außer vor dem 
Grundbuhamt auch vor Gericht, vor einem Notar, vor einer anderen 
Behörde oder vor einem anderen Beamten erklärt werden Tann. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nad 
melden es bei der Auflafjung eines Grundftüds der gleichzeitigen An⸗ 
wejenheit beider Teile nicht bedarf, wenn das Grundſtück durch ein 
Gericht oder einen Notarverfteigert worden iſt und die Yuf: 
laffungnohindem Berjteigerungstermine ftattfindet.!22) 

Art. 144. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif— 
ten über die ſach liche und örtliche Zujtändigfeit der Hinter: 
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Erläuterungen 
Art. 144 123) Uber Hinterlegung vgl. namentlih BGB. SS 232 ff., 372 ff. (insbe: 
ſondere Note 1 zu 8 372). — Preußen: Hinterlegungsordnung vom 14. 3. 1879, 
mit den Abänderungen in PrAG. Art. 84, 85, Minijterialerlak vom 17. 12. 
189. BAG. Art. 167 Nr. XXII, Hinterlegungsordnung vom 18. 12. 18%. 
SAG. 8 A, Verordnung vom 24. 7. 1899 I ff., Verordnung vom 25. 7. 
1899 88 64 ff. WAS. Art. 143-171. SAG. 37. 


124) Iſt mehrfach geihehen: PrG. 76 Abi. 2. BUG. 167 Nr. XXI 
al, 4. Gehien: Gejeg vom 22. 12. 1899 8 2 Abi. 2. WAG. 146 Ab. 2. 
BAG. 37 Ziff. V. 

Art. 145 125) Iſt in Preußen bei Hinterlegung von Geld der Yall: Hinter: 
fegungsorbrung (vgl. Sole 123) 8 7. 

Art. 146 126) Iſt in Breußen nicht der Fall; Hinterlegungsordnung $ 89 (neuer 
Faſſung, vgl. Note 123). 

Art. 147 127) Reichsrechtlich iſt als Vormundſchaftsgericht“ und als „Nachlaß⸗ 
gericht“ das Amtsgericht beitimmt (RFG. 98 35, 72; vgl. Anhang 1 zu $ 1773 
unter VII und Anhang 1 zu 8 1922 unter I. B), Sn Srenken iſt es Hr „Bor: 
mundſchaftsſachen“ dabei (Zuftändigkeit des Amtsgerichts) verblieben, 
während für ‚„Nadlakjachen“ in gewillen Fällen die Dorfgerichte und 
äbnlide Behörden Jowie er „Erbauseinanderfegungen“ auf Antrag 
eines Beteiligten und Beihluß des Amtsgerichts die Notare zuftändig find 
(a 21—24, 104—108, 111, 118). In Bayern iſt es für „Bormundidafts- 
achen“ bei der Zuftändigfeit der Amtsgeridte im weſentlichen verblieben, 
während gewille Ichäfte des „Nachlaßweſens“ den Bürgermeiftern und 
te „Verwahrung und rölfnung der Teſtamente“ den Notaren übertragen 
ift (BAG. 2, 104—106, 167 I Abf. 3 und Notariatsgefeg vom 9. Juni 1899 

tt. 1 und PR Sür Sachſen vgl. Verordnung vom 24. Juli 1899 88 14, 
97—100, für Württemberg WAG. 41—70, 71—92, 1265-128, für Baden: Rechts⸗ 
polizeigefeg vom 17. Juni 1899 88 16—21, 44-46. 
Art. 148 128) „Nachlaßgericht“ vgl. Note 127. 
129 t. & 2003 nebſt Noten, jowie Note 64 zu 8 2002. — vgl. die in 
Note 127 aufgefäßrten Geſetze. 

Art. 149 180 Pe 2233, 2276. EG. 8 46. vgl. RSG. 8 198. 

Art. 150 131) Pra. 80 Abi. 2, Allgem. Verfg. vom 15. März und 7. April 1904, 

ferner Allgem. Berig. vom 7. 7. 1900 ( ulum ulw.), 1. 7. 1902 (Frankfurt 

Fr ri und Caſſel). — SAG. 8 47. BB.-NRechtspolizeigejeg vom 17. 6. 1899 





(Fortsetzung von Seite 776) 


& 73. Bei der Beendigung des Dienstverhältnisses kann der Handlungsgehilfe 
ein schriftliches Zeugnis über die Art und Dauer der Beschäftigung fordern. Das 
Zeugnis ist auf Verlangen des Handlungsgehilfen auch auf die Führung und die 
Leistungen auszudehnen. 

Auf Antrag des Handlungsgehilfen hat die Ortspolizeibehörde das Zeugnis 
kosten- und stempelfrei zu beglaubigen. 

. Eine Vereinbarumg zwischen dem Prinzipal und dem Handlungs 
gehilfen, durch welche dieser für die Zeit nach der Beendigung des Dienst- 
verhäitnisses in seiner gewerblichen Tätigkeit beschränkt wird, ist für 
den Handlungsgehilfen nur insoweit verbindlich, als die Beschränkung nach Zeit, Ort 
und Gegenstand nicht die Grenzen überschreitet, durch welche eine unbillige Er- 
schwerung des Fortkommens des Handlungsgehilfen ausgeschlossen wird. 

Die Beschränkung kann nicht auf einen Zeitraum von mehr als drei Jahren von 
der Beendigung des Dienstverhältnisses an erstreckt werden. 

Die Vereinbarung ist nichtig, wenn der Handlungsgehilfe zur Zeit des Ah- 
schlugses minderjiährig ist. 

$ 75. ‘Gibt der Prinzipal durch vertragswidriges Verhalten dem Handlungs- 
gehilfen Grund. das Dienstverhältnis gemäss den Vorsahriften der 8 70, 71 aufzulösen, 
so kann er aus einer Vereinbarung der im $ 74 bezeichneten Ärt Anasprtiche nicht 
geltend machen. Das gleiche gilt, wenn der Prinzipal das Dienstverhältnis kündigt, es 
sei denn, dass für die Kündigung ein erheblicher Anlass vorliegt, den er nicht ver- 
schuldet hat, oder dass während der Dauer der Beschränkung dem Handlungsgehilfen 
das zuletzt von ihm bezogene Gehalt fortgezahlt wird. 

(Fortsetzung folgt Seite 780) 
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Verhältnis des BGB. zu den Landeögefegen Art. 145—151 


legungsitellen.!2?) Die Landesgejege können beftimmen, daß die An- 
fegung von Mündelgeld nad) 8 1808 des Bürgerliden Geſetzbuchs bei 
den Hinterlegungsitellen des Bundesftaats nicht ftattfindet.!”*) 

Art. 145. Die Landesgejege fönnen über die Hinterlegung nähere 
Beitimmungen treffen, insbejondere den Nachweis der Empfangsbe- 
rehtigung regeln und vorſchreiben, daß die hinterlegten Gelder und 
Wertpapiere gegen die Verpflichtung zur Nüderftattung in das Eigentum 
des Fiskus oder der als Hinterlegungsitelle beitimmten Anjtalt über: 
gehen,!25) daß der Verlauf der hinterlegten Sahen von Amtswegen an: 
geordnet werden fann jowie daß der Anſpruch auf Nüderjtattung mit dem 
Ablauf einer gewillen Zeit oder unter fonjtigen Vorausſetzungen zu 
- Guniten des Fiskus oder der Hinterlegungsanitalt -erliiht. In den 
Fällen des $ 382, des 8 1171 Abſ. 3 und des $ 1269 Satz 3 des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs muß dem Hinterleger die Rüdnahme des hinterlegten 
Betrags mindeitens während eines Jahres von dem Zeitpunft: an ge- 
Itattet werden, mit welchem das Recht des Gläubigers auf den hinter: 
legten Betrag erliſcht. 

Bon einer geridhtliden Anordnung kann die Hinterlegung nicht 
abhängig gemacht werden. 

Art. 146. Iſt Durch Landesgeſetz beitimmt, daß die Hinterlegungs- 
tellen auch andere Saden als Geld, Wertpapiere und jonitige Urkunden 
ſowie Koſtbarkeiten anzunehmen baben,t2°) fo finden auf Shuldver: 
hbältniffe, die auf Leiltung derartiger Sachen gerichtet find, die 
Vorſchriften ver 88 372 bis 382 des Bürgerlichen Gejegbuds Anwendung. 

Art. 147. Unberührt bleiben die landesgejeklihen Vorſchrif⸗ 
ten, nach welchen für die dem VBormundichaftsgeriht oder dem Nachlaß⸗ 
gericht obliegenden Verrichtungen andere als gerichtliche Behörden 
zuſtändig find.‘*') 

Sind durch Landesgejeg die BVerrihtungen des Nachlaßgerichts 
einer anderen Behörde als einem Gericht übertragen, fo ift für die 
Abnahme des im $ 2006 des Bürgerliden Geſetzbuchs vorgeſchriebenen 
Dfifenbarungseids das Amtsgeridt zuftändig, in deilen Bezirke 
die Nachlaßbehörde ihren Giß Hat. 

Art. 148. Die Landesgelege können die Zuftändigteit des Nachlaß⸗ 
gerichts 122) zur Aufnahme des Inventars 129) ausſchliehen. 

Art. 149. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif— 
ten, nach welchen bei der Errichtung einer Verfügung von Todeswegen 
der Richter an Stelle des Gerichtsſchreibers oder der zwei Zeugen eine 
beſonders dazu beſtellte Urkundsperſon zuziehen fann.!°°) 

Auf die Urkundsperſon finden die Vorſchriften der 88 2234 bis 
2236 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 

Art. 150. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif—⸗ 
ten, nad welden im alle des 8 2249 des Bürgerlichen Geſetzbuchs an 
Stelle des Vorſtehers oder neben dem Borfteher eine andere amtlich 
beitellte Perſon zuftändig ift.':1) 

Urt. 151. Dur die Vorichriften der SS 2234 bis 2245, 2276 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs und des AUrtilel 149 diejes Gejeges werden Die 
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Erläuterungen 


Art. 151 % 3. B. die Vorkhrift des Pry®. Art. 41 wegen des bejonderen Ber: 

u i der Verhandlung mit tauben Prſenen (vgl. Anhang 1b zu 
2229 unter IV) und überhaupt PBrF&. Art. 40 Ti. Bayern: Aotartatsgetes 
oom 9. 6. 1899 Art. 24 ff. Sachſen: Verordnung vom 24. 7. 1899 5 45 ff., Ber: 
ordnung vom 25. 7. 1899 88 7 ff. WAS. 105 fi. WD.-Rechtspolizeigelek vom 
17. 6. 1899 88 56 ff., Verordnung vom 11. 11. 1899 88 57 ff. vgl. ferner 

RFG. 8 200. | 
133) das heißt: ein Verftoß gegen die bier tatteten Tlandes- 
rehtliden —e macht den betreffenden eat (im Gegenſatze 
zu Verſtö gegen reidsre tige Vorſchriften) n icht nidtig, — 
ausgenommen jedoch einen Fall: Beſtimmt nämlich ein andesgejeß, 
daß für die Beurkundung von Tejtamenten oder Erbverträ 3 3. nur Die 
Notare zuftändig find, nit auch die Amtsgeridte (ſachl iche Zuftän- 
digkeit), jo würde eine in diefem Bundesitaat (3. B. Bayern) von einem 
Amtsridhter beurfundete Frrihtung eines Teſtaments oder Erbvertrags 

nichtig fein; vgl. Art. 141, SS 2231 Ziff. 1, 2276. 

Art. 15% 134) fondern 3. B. nad dem fogenannten Berwaltungsftreitverfahren. 
vol, Fir zeußen Das Zandesverwaltungsgejet vom 30. 7. 1883 8 54, SS 61 Fi. 
— ichtsverfaſſungsgeſetz 8 13. 

186) namentlich die Wirkun durch Klagerhebung die Ver— 
jährung unterbrochen wird: —E 3PO. 8 258. 

Art. 153 1) Über die Bedeutung der „UÜübergangsvorſchriften“ (Einfluß des BGB. 
auf die bei ſeinem Intrafttreten am 1. Januar 1900 bereits begrän: 
deten Aeditsnerhältniffe — Frage der „rückwirlenden Kraft“) vgl. Note 1 zu 
Art. 1 unter d, aud Note 4 zu Art. 55. 


Art.155 . ) das heißt, er iſt „geihäftsunfähig”: 5 10 

ü . 8. nad früherem Recht (vgl. für Preußen Allgem. Land: 
vet I 1 88 27—29) wegen „Wahnfinns“ oder nur wegen „Blödlinns“ ent: 
mündigt worden iſt. vgl. Art. 210, 211. 


rt. 156 5) 88 114, 106. 


Art. 154 R RR > I 106 ff. 
ig“: 8 104 Ziff. 3 — und zwar gleid)- 
i Pa 





(Fortsetzung von Seite 778) 


Hat der Handlungsgehilfe für den Fall, dass er die in der Vereinbarung über- 
nommene Verpflichtung nicht erfüllt, eine Strafe versprochen, so kann der Prinzipal 
nur die verwirkte Strafe verlangen; der Anspruch auf Erftillung oder auf Ersatz eines 
weiteren Schadens ist ausgeschlossen. Die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchxs 
über die Herabsetzung einer unverhältnismässig hohen Vertragsstrafe bleiben unberührt. 

s ereinbarungen, welche diesen Vorschriften zuwiderlaufen, sind nichtig. 

8 76. Die Vorschriften der $$ 60 bis 63, 74, 75 finden auch auf Hand- 
lungslehrlinge Anwendung. 

Der Lehrherr ist verpflichtet, daftr zu sorgen, dass der Lehrling in den 
bei dem Betriebe des Geschäfts vorkommenden kaufmännischen Arbeiten unterwiesen 
wird; er hat die Ausbildung des Lehrlinges entweder selbst oder durch einen ig- 
neten, ausdrücklich dazu bestimmten Vertreter zu leiten. Die Unterweisung hat ın der 
durch deu Zweck der Ausbildung gebotenen Reihenfolge und Ausdehnung zu geschehen. 

Der Lehrherr darf dem Lehrlinge die zu seiner Ausbildung erforderliche Zeit 
und Gelegenheit durch Verwendung zu anderen Dienstleistungen nicht entziehen; auch 
hat er ihm die zum Besuche des Gottesdienstes an Sonntagen und Festtagen erforder- 
liche Zeit und Gelegenheit zu gewähren. Er hat den Lehrling zur Arbeitsamkeit und 
zu guten Sitten anzuhalten. 

In Betreff der Verpflichtung des Lehrherrn, dem Lehrlinge die zum Besuch 
einer Fortbildungsschule crforderliche Zeit zu gewähren. bewendet es bei den Vor- 
schriften des $ 120 der Gewerbeordnung. 

Die Dauer der Lehrzeit bestimmt sich nach dem Lehrvertrag, in 
Ermangolung vertragsmässiger Festsetzung nach den örtlichen Verordnungen oder dem 
Ortsgebrauche. j 

Das Lehrverhältnis kann, sofern nicht eine längere Probezeit vereinbart ist, 
während des ersten Monats nach dem Beginne der Lehrzeit ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist gekündigt werden. Eine Vereinbarung. nach der die Probezeit mehr 


als drei Monate betragen soll, ist nichtig. 
(Fortsetzung folgt Seite 782) 
Lu ‚U URN 
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Überaangsvorfchriften Art. 152-157 


allgemeinen Vorſchriften der Landesgeſetze über die Errichtung gericht: 
liher oder notarieller Urkunden nicht berührt.) Ein Verſtoß gegen 
eine ſolche Vorſchrift it, unbejhadet der Vorſchriften über die 
Folgen des Mangels der Jahlihen Zuftändigfeit, ohne Ein: 
Muß auf die Gültigfeit Der Verfügung von Todeswegen.'?) 

Art. 152, Unberührt bleiben die landesgejeglihen Vorſchrif— 
ten, welche für die nicht nad den Borjchriften der Zivilprogekordnung ''*) 
zu erledigenden Rechtsſtreitigkeiten die Vorgänge bejtimmen, mit denen 
die nad den Vorſchriften des Bürgerlihen Gejegbudis an die Klag- 
erhebung und an die Rechtshängigkeit gefnüpften Wirkungen ein 
treten.) Soweit ſolche Vorſchriften fehlen, finden die Vorjchriften der 
Zivilprozehordnung entiprechende Anwendung. 


Dierter Abjchnitt. 


Übergangstorfceiften.‘) 


Art. 159. Wer zur Zeit des Infrafttretens des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht das einundzwanzigite Lebensjahr vollendet 
hat, aber für volljährig erklärt ijt oder ſonſt die rechtliche Stellung eines 
Bolljährigen erlangt hat, fteht von diefer Zeit an einem Rolljährigen 
gleih.?) 

Art. 154. Mer nad) den franzöfiichen oder den badiſchen Gejegen 
emanzipiert oder aus Der Gewalt entlajjen ijt, ſteht von dem In— 
trafttreten des Bürgerlihen Gejegbudjs an, wenn er zu diejer Zeit 
das ahtzehnte Lebensjahr vollendet hat, einem Wolljährigen, 
anderenfalls einem Minderjährigen gleid.’) 

Art. 155. Mer zur Zeit des \nfrafttretens des Bür— 
lihen Geſetzbuchs wegen Geijtesfrantheit entmündigt ijt, jteht von diejer 
Jeit an einem nad) den Borjchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen 
Geiltestranfheit Entmündigten gleich.*) 

Art. 156. Wer zur Zeit des Inkrafttretens des Bür- 
gerlihen Gefeßbuchs wegen Verſchwendung entmündigt ift, jteht von Diejer 
Jeit an einem nad den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen 
Verwendung Entmündigten gleich.) z 

Dasjelbe gilt von demjenigen, für welden nad) den franzö- 
ſiſchen oder den badijhen Gejegen wegen Berfhwendung 
die Beitellung eines Beiftandes angeordnet ilt. 

Art. 157. Die Vorſchriften der franzöfiihen und Der badiſchen 
Gejege über den erwählten Wohnfig bleiben für Rechtsverhältniſſe, die 
ih) nad) dieſen Geſetzen beitimmen, in Kraft, jofern der MWohnfig vor 
dem Inkrafttreten des Bürgerlihen Gejegbuhs erwählt wor- 
den iſt. 


- 781 


Er ei.) ee 
Erläuterungen 


Art. 156 ot namentlich aljo aud die frage, welder Zeitpunftt als Todestag 
gilt, 8 18 und Art. 213. . " 
Art. 160 1878 ad dgl. 8 18 in Verbindung mit 88 1773, 1885 Ab. 2, 1897, 1915 Abſ. 1, 
Art. 163 8) vgl. Pras. 3, Bayern: Übergangsgejeg vom 9. 6. 1899 Art. 1 und 2. 
Über den — juriſtiſche Perſon vgl. Anhang 1 zu 8 21 und über die Rechts⸗ 
te 1. bereits vor 1. Tanuar 1900 gegründeten Bereine uſw. vgl. Ans 
ang 2 zu . 





(Fortsetzung von Selte 780) 


Nach dem Ablaufe der Probezeit finden auf die Kündigung des Lehrverhältnisses 
die Vorschriften der 88 70 bis 73 Anwendung. Als ein wichtiger Grund zur Ktindigung 
durch den Lehrling ist es insbesondere auch anzuschen, wenn der Lehrherr seine Ver- 
pflichtungen gegen den Lehrling in einer dessen Gesundheit, Sittlichkeit oder Aus- 
bildung gefährdenden Weise vernachlässigt. 

Im Falle des Todes des liehrharrn kann das Lehrverhältnis innerhalb eines 
Monats ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist geklindigt werden. 

78. Wird von dem gesetzlichen Vertreter des Lehrlings oder, sofern dieser 
volljährig ist, von ihm selbst dem Lehrherrn die schriftliche Erklärung abgegeben, dass 
der Lehrling zu einem anderen Gewerbe oder zu einem anderen Beruf 
übergehen werde. so endigt, wenn nicht der Lehrling früher entlassen wird, das 
Lehrverhältnis nach dem Ablauf eines Monats. 

Tritt der Lehrling der abgegebenen Erklärung zuwider vor dem Ablaufe von 
neun Monaten nach der Beendigung des Lehrverhältnisses in ein anderes Geschäft als 
Handlungslehrling oder als Handlungsgehilfe ein, so ist er dem Lehrherrn zum Ersatze 
des diesem durch die Beendigung des Lehrverhältnisses entstandenen Schadens ver- 
pflichtet. Mit ihm haftet als Gesamtschuldner der neue Lehrherr oder Prinzipal, sofern 
er von dem Sachverhalte Kenntnis hatte. 

8 79. Ansprüche wegen unbefugten Austritts aus der Lehre kann der 
Lehrherr gegen den Lehrling nur geltend machen, wenn der Lehrvertrag schrift- 
lich geschlossen ist. 

80. Bei der Beendigung des Lebrverhältnisses hat der Lehrherr dem Lehr- 
ling ein schriftliches Zeugnis über die Dauer der Lehrzeit und die während 
dieser erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten sowie über sein Betragen auszustellen. 

Auf Antrag des Lehrlinges hat die Ortspolizeibehörde das Zeugnis kosten- und 
stempelfrei zu beglaubigen. 

81. Personen, die nicht im Besitze der btirgerlichen Ehrenrechte sind, dürfen 
Handlungslehbrlinge weder balten noch sich mit der Anleitung von Handlungslehrlingen 
befassen. Der Lehrherr darf solche Personen zur Anleitung von Handlungslehrlingen 
nicht verwenden. 

Die Entlassung von Handlungslehrlingen, welche diesem Verbote zuwider be- 
schäftigt werden, kann von der Polizeibehörde erzwungen werden. 

$ 8%. Wer die ihm nach $ 62 Abs. 1, 2 oder nach $ 7# Abs. 2, 3 dem Lehrlinge 
gegenüber obliegenden Pflichten in einer dessen Gesundheit, Sittlichkeit oder Aus- 
bildung Ke''hrdenden Weise verletzt, wird mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Mark 

estraft. 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher entgegen der Vorschrift des & 81 
Handlungslehrlinge bält, ausbildet oder ausbilden lässt. 

88. Hinsichtlich der Personen, welche in dem Betrieb eines Handelagewerbes 
andere als kaufmännische Dienste leisten, bewendet es bei den für das Arbeitsverhält- 
nis dieser Personen geltenden Vorschriften. 


Drittes Buch. 
Handelsgeschäfte. 


Erster Abschnitt. Allgemeine Vorschriften. 


8 348. Handelsgeschäfte sind alle Geschäfte eines Kaufmanns, die 
zum Betriebe seines Handeisgewerbes gehören. 

Die im 8 1 Aba. 2 bezeichneten Geschäfte sind auch dann Handeisgeschäfte, 
wenn sie von einem Kaufmann im Betriebe seines gewöhnlich auf andere Ouschäfte 
gerichteten Handelsgewerbes geschlossen werden. 

8 344. Die von einem Kaufmanne vorgenommenen Rechtsgeschäfte gelten 
im Zweifel als zum Betriebe seines HMandelsgewerbes gehörig. 

Die von einem Kaufmanne gezeichneten Schuldscheine gelten als im Be- 
triebe seines Handelsgewerbes gezeichnet, sofern nicht aus der Urkunde sich das 
Gegenteil ergibt. 

8 345. Auf ein Rechtsgeschäft, das für eimen der beiden Telie ein 
Handelsgeschäft ıst, kommen die Vorschriften über Handelsgeschäfte für 
beide Teile gleichmässig zur Anwendung, soweit nicht aus diesen Vor- 


schriften sich ein anderes ergibt. 
(Fortsetzung folgt Seite 788) 








lÜbergangsborfchriften Art. 158-164 


Art. 158. Die Wirkungen einer vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs erfolgten Todeserflärung beitimmen fich nad) 
ven bisherigen Gelegen‘) joweit ſich nidt aus den 
Artikeln 159, 160 ein anderes ergibt. 

Art. 159. Der Ehegatte einer vor dem Änfrafttreten 
des Bürgerlihen Gejegbuds für tot erflärten Perſon kann nad dem 
Sntrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuds eine neue Ehe eingehen, 
auch wenn die Miederverheiratung nad) den bisherigen Geſetzen nicht zu: 
läjjig jein würde. Die Vorſchriften der SS 1348 bis 1352 des Bürger- 
lihen Geſetzbuchs finden entiprechende Anwendung. 

Art. 160. Someit nad) den Borjchriften des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs infolge einer ZTodeserflärung die elterlidhe Gewalt bes Ber: 
ichollenen, die Bormundidaft, die Pflegihaft jowie das Amt als Bor: 
mund, Gegenvormund, Pfleger, Beiltand oder Mitglied eines Familien: 
rats endigt, gelten dieſe Vorſchriften von dem Infrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs an aud für eine vorher erfolgte Todes— 
erflärung.’) 

Art. 161. Ein zur Jeitdes Intrafttretens des Bürger- 
lihen Geſetzbuchs anhängiges Verfahren, das eine Todeserflärung, eine 
BVerjchollenheitserflärung oder die Einweijung des mutmaßlihen Erben 
in den Beliß oder Genuß des Vermögens eines Verſchollenen zum Gegen— 
itande hat, ift nad) den bisherigen Gejegen zu erledigen. 

St vor dem Inkrafttreten des Bürgerlihen Gejegbuds 
eine Berjhollenheitserflärung oder die vorläufige Einweijung des mut- 
mahlichen Erben in den Bejig oder Genuß des Vermögens eines Ver— 
ihollenen erfolgt, jo find die bisherigen Gejete aud) für die Todes: 
erflärung jowie für die endgültige Einweijung maßgebend. 

Nach den bisherigen Gejeßen bejtimmen ſich aud) die Wirkungen 
der nad) Abſ. 1, 2 ergebenden Entiheidungen. Im alle der Todes- 
erflärung finden die Vorſchriften der Artikel 159, 160 Anwendung. 

Art. 162, Soweit eine nah den bisherigen Geſetzen er— 
tolgte oder nad) Artikel 161 Abi. 2 zuläffige endgültige Einweijung 
des mutmaßliden Erben in den Belik oder Genuß des Ver— 
mögens des Verichollenen ohne Einfluß auf Redtsverhältnifie ift, 
auf die fih die Mirkungen der Todeserflärung nah dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch erjtreden, itnah dem Intrafttreten des Bürgerlichen 
Gejegbudjs eine Zodeserflärung nad) dellen Vorſchriften zuläflig,; Die 
Wirkungen beichränten fich auf dieſe Rechtsverhältniſſe. 

Art. 163. Auf Die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beitehenden jurijtilden Perjonen °) finden von diejer Zeit 
an die Vorſchriften der SS 25 bis 593, 85 bis 89 des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs Anwendung, ſoweit ſich nicht aus den Artikeln 164 bis 166. 
ein anderes ergibt. 

Art. 164. In Kraft bleiben Die Tandesgejeglidhen Bor: 
ihriften über die zur Zeit des \nftrafttretens des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs beitehenden Renlgemeinden und ähnlidhen Verbände, 
deren Mitglieder als jolde zu Nutungen an land: und forſtwirtſchaft- 


83 


Erläuterungen 

Art. 167 °) namentlid) die jogenannten „Bandihaften“, 5. Weſtpreußi 
— 8 ‘(Sig ee) ae votre iſche * —— (er Pr) Me 

\pr.). — Tr EG. gernet zeuhen. en 

ur — ern rs Ai 3 55 a ein, A vom 
ner: 

Art. 168 10) au wenn fie —* dem neuen Rechte nicht Du kein würde. 
l. Note 69 in 135. ' 
Art. 169 12 12) 86 194 194 ff. S eenannte „Ausichlußfriften“ ( ea 1 zu 
au Aus- 


i 194 unter X) bezieht a) rt. 169 zwar nicht direkt; er iſt a 
Hlubfriften ME — ch end anzuwenden. — iiber Er ung dal. Art. 


14 Der. 202-207. 

15) pgl. 208-215. 

) Beifpiele: a) für Ab. 2 Sag 1: Wenn die Verjährung eines 
nah früherem Redt in 4 Jahren „erjührenden Anipruds am 1. Januar 
1899 begonnen hat, und das BGB. die Verjährungsfriit derartiger An- 
Iprüde auf 2 a te herab jest Bat, fo ift die em Seite ber Sal, 91. — 
ber 1901 abgelau n (mi ht. wie es a Item NR 
würde, am 31. Degember 1902); — b) für 96 J.2 Gap: 2: Die Serien 1 ie» 

früberem Recht in 4 ren verjährenden Anipruds 
* anuar 1897 Done Das 8 hat die Verjährungsfrift auf 2 ER: 

fest. Dann ift die Verjährung am 31. Dezember 1900 abgelaufe 
(nit, wie es nah neuem Rechte der Fall geweien kein würde, am 31. 


zember 1901). 
Art. 170 ı7) Über den Zegriff Sgulbyerhättnis vgl. Anhang 1 zu $ 241 under I 
und II. — Für die Anwendung des 170 iſt unerbeblid, ob das 


elbulbverbäthtie auf Nedtsgej are oder „ungeredtfertigter 
Bereiherung“ (Anhang 1 zu 82 oder „unerlaubter and: 
es “ ‚nhang 1 au 823) uht ür „Dingli jamtlien- 

in e“ und „erbredtli Be Rechtsgeſchäfde ge ken’ beſondere Vor⸗ 
—88 rt. 180 if, “08 ff., 213 ff. ‘ 

8) Art. 170 enthält für das Net der Schuldverhältnille eine Anwen: 
dung dee — im Gefeß nicht ausge prodenen, aber ſeinen Borkhriften zu Grunde 
liegenden — Gedantens, Da ejege feine rüdwirtende Aral 
Haben“. vgl. Note 1 zu tt. 153 und Note 1 zu Art. 1 unter d. Dies i 
die Regel; die Art. 171—179 enthalten dann für e i nzelne Shnuliverhältnife 
aus tie Borieriften, die die in Art. 170 liegende Hegel teils ergänzen, teils 
ausichlie F 

er Inhalt des Art. 170 triftt rundfäglid das „ganze“ 
Sgulversälmis, Daher find namentlich et einem ». r 1. 1. 1900 ent: 
Er andenen —— auch die erſt nach 1. 1. 1900 auftretenden 
irfungen (3. 3 der Safe und alpemein nah altem Feihte zu beurteilen. 
Yus der Natur der und allgemein anerfannten Rechtsgrundſätzen find 


jeb von diefem Gru ce des 170 verihiebene Ausnahmen bud 
ung entwidelt worden, namentlid: 


* du Art. 170 — 5* auch für die Erlöſchungsgründe des 
Sc ulbverhältnifes — jedoch nur injowelt, als dieſe En Bungs gründe, 
Ko * inne ce: n. — — a! : ae * enden A 7 

ergeben (nam ge er r n du „ner ragsgemäße 
Gert lung“ vol. 28 1). Wenn jedoch die Erl öſchung ünde an 
das betreffende Slidee, »onaußen dr rantreten‘, 8 ind fie 
nad neuem Neäte zu beurteilen. Daher find unge (og nn 
fegungen der Zuläffigteit und Wirkung der „Aufrehnung“ (vgl. $ 387 fi 
nah neuem Recht auf dann zu beurteilen, wenn durd) die Aufrechnung 1) 
Ihon vor 1. 1. 1900 entftandenes Cduldverhältnis zum Erlöſchen ge: 
bracht werden joll. — Für „Abtretung“ eines vor 1. 1. 1900 Po 
denen Anfpruds vgl. Note 1 zu $ 398 am Ente. 

b) Bei jogenannten Zuftandsobligationen iſt ſtets das ‚jemwe ils 

tende — jest aljo das neue — Recht anzuwenden; dies gilt namentli er 
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Übergangsporfchriften Art. 165—171 


lichen. Grundftüden, an Mühlen, Brauhäufern und ähnlichen Anlagen 
berechtigt find. Es maht feinen Unterfhied, ob die Realge- 
meinden oder jonjtigen Verbände juriftifde Berjonen find oder 
nit und ob die Beredhtigung der Mitglieder an Grundbefih ge 
fnüpft iſt oder nidt. 

Art. 165. In Kraftbleiben die Vorſchriften der bayeriſchen 
Geſetze, betreffend die privatrechtliche Stellung der Bereine jowie der 
Erwerbs: und Wirtihaftsgejellihaften, vom 29. April 1869 in An- 
ſehung derjenigen Vereine und regiftrierten Gejellihaften, weldhe auf 
Grund diefer Gefeße zur Zeit des Inktrafttretens des Bürger: 

lien Geſetzbuchs beitehen. 
Art. 166. In Kraft bleiben die Vorihriften des ſächſiſchen 
Gejetes vom 15. Zuni 1868, betreffend die juriftiiden Perjonen, in An- 
ſehung derjenigen Perfonenvereine, welde zur Zeitdes Intraft- 
tretens des Bürgerlien Gefegbuds die Rechtsfähigkeit dur 
Eintragung in das Genofjenfhaftsregifter erlangt haben. 

Urt. 167. In Rraft bleiben die landesgejeglicdhen Vorſchrif⸗ 
ten, welde die zur Zeit des Sntrafttretens des Bürgerlihen 
Geſetzbuchs beitehenden landſchaftlichen oder ritterjhaftlihen Kredit: 
anftalten °) betreffen. 

Art. 168. Eine zur Zeit des Anktrafttretens des Bür- 
gerlihen Geſetzbuchs beitehende PVerfügungsbeihräntung bleibt wirf- 
fam,°) unbeſchadet der Vorſchriften des Bürgerlichen Gejegbuds 
zu Gunſten derjenigen, welche Rechte voneinem Nicht— 
berechtigten berleiten.') 

Art. 169. Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die 
Verjührung122) finden auf die vor dem Inkrafttreten des Bür— 
fihen Gejegbuds entjtandenen, nod nit verjährten An: 
Iprüche Anwendung. Der Beginn?) jowie die Hemmung‘) und 
Unterbredhung") der Verjährung bejtimmen fid) jedoch für Die 
Zeit vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuds nad 
den bisherigen Gejeßen. 

St die Berjähbrungsfrift nad) dem Bürgerlichen Geſetzbuche 
fürzerals nad) den bisherigen Gejegen, fo wird die kürzere 
Stift von dem Inkrafttreten des Bürgerliden Gejegbuds an 
berehnet. Läuft jedod) die in den bisherigen Geſetzen beitimmte 
längere $rift früher als die im Bürgerlichen Geſetzbuche be- 
ftimmte fürzere Friſt ab, fo ift die Verjährung mit dem Ablaufe der 
Tängeren Früt vollendet.!®) 

Art. 170. Für ein Schuldverhältnis,) das vor dem In— 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs entitanden iſt, bleiben die 
bisherigen Geſetze maßgebend.'?) 10) 

Art. 171. Ein zur Zeit des Intrafttretens des Bür- 
gerlihen Geſetzbuchs beitehendes Miet, Pacht⸗ oder Dienftverhält- 
nis 2°) beitimmt ih, wenn nit die Kündigung nad) dem 
Sntrafttreten des Bürgerliden Geſetzbuchs für den erjten 
Termin erfolgt, für den fie nah den bisherigen Geſetzen zu- 
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Erläuterungen 


Untechalisanipräihe (vgl. 3 FA 1601 fj., auch die Art. 199, 203, 208). — Auch 

öhe der Berzugs nich ift für die eit vom 1. 1. 1900 ab nah neuem 
* e zu beurtei 246). „el. BrAG. 10, Bayern Übergangsgele vom 
9. Juni 1899 Art. 3, SAG. 

c) Gewille Boriähriften "bes BGB. haben, weil im „iientliden 
Sntereffe“ over aus „Gründen der Sittlidteit getroffen, einen 
derart zwingenden Charatter, daß fie tr ot Art. 170 auch die ſchon vor 1. Ja⸗ 
nuar 1900 ek Kanbenen Schulbverhältnifie ergreifen, jo namentli die Vor: 
—5* — t des Nichtigkeit eines unfittlidden, namentlich Änes — 

Br ernet 624, 723, 2302 und wohl auch 8247. Dieg Dar Vo Fa 
Ente n alſo „rüdwirtende Kraft Dagegen haben ſolche nicht z. 

656, 762 wie in der Redtiprehung angenommen ift. 
Art. 171 535 ff., 581 ff. 611 ff. 
is zu em in Xrt. 171 edachten Termin i de das vor 1. Tanuar 

1900 begründete Miet:, Pacht⸗ Dientt-Berhältnis gemäß Art. 170 nach altem 
Rechte zu beurteilen, von diejem Termin an Dagegen. na neuem 
Rechte. Für „Oefi findemiete“ vgl: au Art. 95 und die d bi. 2 er das Ge: 
finenerhältnis maßgebend er Llärten „oririften des BGB. — Für Bayern 
ogl. Ü bergan sGeſe en vom 9. 6. 1899 Art. 5 


Art. 172 22) ts ALLIHAT — den Fall der JZwangsver— 
Reigerung "Benieht fi Art. 172 nit. 
571, 579, n 986 AB. 2. 
Urt. 173 Art ı 21) 741 ff. — Für Erbengemeinidaft gilt Art. 213. — vgl. aud) 
Art.1974 ° _°) cheinlich: en Anfü rung; ſtatt 804 muß es wahr- 
ſcheinlich 8 — vgl. et nung vom 19. 3. 1900 $ 21. 
t. a ulten we. 6a vom 9. 6. 1899 


Urt. 8, G. 183—187. 
Art. 175 Tan 27) vgl. Art. 174, 100 und Art. 25 des Cinführungsgejebes zum HGB. 


ien). 
Art. 176 ) weil die Außerkurs sjehung dem BGB. überhaupt unbelannt iſt. 
Statt be en gibt das BGB. die Umjäreibun auf den Namen: S S06. — 
ür Sparlallenbüder, die vor dem 1. 1. 1900 außer Kurs gi worden find 
ein im Bormund ———— (ehr häufiger Fall) vgl. BrAß. 75 8 2. — ngl. 
jest 88 1807 N. 
Art. 177 22) BUG. 





(Fortsotsung von Seite 782) 


$ 846. Unter Kaufleuten ist in ‚Ansehung der Bedeutung und Wirkung 
von Handlungen und Unterlassungen auf die im Handelsverkebre geltenden Gewohn- 
heiten und Gebräuche Rücksicht gu nehmen. 

"347. Wer aus einem Geschäfte, das auf seiner Seite ein HMandels- 
gesch ist, einem anderen zur Sorgfalt verpflichtet ist, hat für die Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmanns einzustehen. 

Unbertihrt bleiben die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs, nach welchen 
der Schuldner in bestimmten Fällen nur grobe Fahrlässigkeit zu vertreten oder nur 
für diejenige Sorgfalt einzusteben hat, welche er in eigenen Angelegenheiten 
anzuwenden pflegt. 

5 848. Eine Vertragsstrafe, die von einem Kaufmann im Betriebe seines 
Handelsgewerbes versprochen ist, kann nicht auf Grund der Vorschriften des $& 8343 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs herabgesetzt werden. 

$ 349. Dem Bürgen stelt, wenn die Bürgschaft für ihn ein Handels- 
geschäft ist, die Kinrede der Vorausklage nicht zu. Das gleiche gilt unter 

er bezeichneten Voraussetzung für denjenigen, welcher aus einem Kreditauftrag 
als Bürge haftet. 

8 350. Auf eine Büirgschaft, ein Schuldversprechen oder ein Behald- 
anerkenntnis finden, sofern die Bürgschaft auf der Seite des Bürgen, das Ver- 
sprechen oder das Anerkenntnis auf der Seite des Schuldners ein Handelsgeschäft 
ist, dio Formvorschriften des 8 766 Satz 1, des $ 780 und des $& 781 Satz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Anwendung. 

8 351. Die Vorschriften der 8 848 bis 350 finden auf die im $ 4 bezeich- 
neten Gewerbetreibenden kelne Anwendung. 
(Fortsetzung folgt Seite 788) 
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übergangsvorſchriften Art. 172 178 


läſſig iſt, von dieſen Termin an nad den Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs.“) 

Art. 172. Wird eine Sache, Die zur Zeit des Inkraft— 
tretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs vermietet oder verpadtet war, 
nad diejer Zeit veräußert oder mit einem Rechte belajtet,?*) jo hat 
der Mieter oder Pächter dem Erwerber der Sache oder des Rechtes 
gegenüber die im Bürgerlihen Gejetkbude beitimmten 
Rechte.) Weitergehende Rechte des Mieters oder Pächters 
die fi} aus den bisherigen Gejegen ergeben, bleiben unberührt, 
unbejdhadet der Vorſchrift des Artikel 171. 

Art. 173. Auf eine zur Zeit des Anftrafttretens des 
Bürgerlichen Gejegbudhs beitehende Gemeinjhaft nad Bruchteilen finden 
von diejer Zeit an die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs An— 
wendung.®*) 

Art. 174. BondemTntrafttreten des Bürgerlichen Gejet- 
buchs an gelten für die vorher ausgeitellten Schuldverjhreibungen auf 
den Inhaber die Vorſchriften der SS 798 bis 800, 802, 804 2”) und des 
S 806 Sat 1 des Bürgerlihen Gejegbudhs. Bei den auf Sicht zahl— 
barenunpverzinsliden Sculdverjhreibungen jowie bei Zins-, 
Renten- und Gewinnanteiljheinen bleiben jedod für die 
Kraftloserflärung und die Zahlungsiperre die bisherigen Geſetze 
maßgebend.:®) 

Die Verjährung der Anjprühe aus den vor dem Inkraft— 
treten des Bürgerlihen Geſetzbuchs ausgejtellten Schuldverſchreibun— 
gen auf den Inhaber beitimmt fih, unbeſchadet der Vorſchriften des 
S 802 des Bürgerlichen Gejegbudhs, nah den bisherigen Gejeßen. 

Urt. 175. Für Zins, Renten: und Gemwinnanteiliheine, die 
nad dem Inkrafttreten des Bürgerlihen Gejegbuds für ein 
vor dDiejer Zeit ausgeitelltes Inhaberpapier ausgegeben werden, 
find die Gejege maßgebend, welde für die vor dem Änfrafttreten des 
Bürgerlichen Gejegbuds ausgegebenen Scheine gleicher Art gelten.“) 

Art. 176. Die Außerkursſetzung von Sculdverjchreibungen auf 
den Inhaber findet nad) dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuds 
niht mehr jtatt.”) Eine vorher erfolgte Nußerfursjeßung ver: 
liert mit dem nfrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ihre 
Wirkung. 

Art. 177. Bon dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs an gelten für vorher ausgegebene Urkunden der im $ 808 des 
Bürgerliden Geſetzbuchs bezeidyneten Art, jofern der Schuldner nur 
negen Qushbändigung der Urkunde zur Leiſtung verpflichtet iſt, 
die Vorſchriften des $ 808 Abi. 2 Sat 2, 3 des Bürgerlichen Gejegbudhs 
und des Artikel 102 Abſ. 2 diejes Geſetzes.“) 

Art. 178. Einzur Zeitdes Intrafttretens des Bürger: 
lihen Gejegbudhs anhängiges Berfahren, das die Kraftloserllärung 
einer Schuldverjchreibung auf den Inhaber oder einer Urkunde der im 
8 808 des Bürgerlichen Gejegbucdhs bezeichneten Art oder die Zahlungs: 
iperre jür ein joldyes Papier zum Gegenjtande hat, ift nad) den bis 
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Erläuterungen 
Art. 180 3 854 ff. vgl. Art. 191. 
Art. 181 24) Art. 181 Abſ. 1 ſpricht den Grundſatz aus, daß „Inhalt“ und 


Wirkungen“ des Eigentumsrechts vom 1. 1. 1900 ab Tediglich nah neuem 
Recht ih beitimmen. Die Frage dagegen, ob vor dem 1. 1, 1900 Eigentum 
„erworben worden“, iſt lediglih nah altem Rechte zu beurteilen. 

2) fondern 3 B. zur „gejamten Hand“, vgl. 8 1008 nebit Note 2 
und rote 1 zu $ 705 unter C. — Für „Brudteilseigentum“ vgl. 


Art. 173. 
ss) obwohl derartige Sonderrechte nah dem neuen Rechte (SS 94, 83 

nebit Noten) unmöglid) find. — Abf. 2 des Art. 181 enthält eine Einhrän- 
tung des in Abi. 1 ausgelprochenen Grundſatzes. 

Art. 182 34) 3 Art. 131 und 189, auch 8 1014. — „Stockwerkseigentum“ beſtand 
rüber jowohl im badiſchen wie auch im bayeriſchen Rechte. vgl bayerildes 
" Übergan ses vom 9. Juni 1899 Art. 42. 

Yrt. 183 s:) Bayern llbergangs ieh vom 9. 6. 1899 Art. 9. WAS. 245. BAG. 
17. — Für Obſtbäume vgl. Art. 122. 

Urt. 184 se) Art. 184 bat eine Ei — her Ad Sahre fortdauernde — Be 
deutung namentlidh für das Grundftüdsreht. Denn er enthält den Grundiag, 
daß Rechte, die beim sntraftireten des BGB. am 1. Januar 1900 
ein Grunditüd „belafteten“, beitehben bleiben, — und zwar aud 
dann, wenn Diele Rechte im Grund uche „niht eingetragen“ waren, 
iofern fie nah altem Rechte der „Eintragung“ nit bedurften, 
und aud) dann, wenn 3. B. na altem R gar fein Grundbud für Das 
Grunditüd vorhanden war, vgl. Art. 186. Vorwiegende Bedeutung hat dieſe 
Vorſchrift für Grunddienitbarleiten, die nah BGB. der Sintragung bedürfen 
(58 1018, 873), dagegen vielfah nah altem Rechte, namentlih auch nad 
altem preußiſchen edte, feiner Eintragung bedurften. Solche alten Be: 
Laftungen blei alfo — ohne Rüdfiht auf die „Cintragung“ — befitehen. 

vgl. Art. 187 und Anhang 2—4 zu $ 1018. 





(Fortsetzung von Seite 786) 


8 852. Die Höhe der gesetzlichen Zinsen, mit Einschluss der Ver- 
zugszinsen, ist bei beiderseitigen Handelsgeschäften fünf vom Hundert 
für das Jahr. Das gleiche gilt, wenn für eine Schuld aus einem solchen Handels- 
goschäfte Zinsen ohne Bestimmung des Zinsfusses versprochen Bind. 

Ist in diesem Gesetzbuche die Verpflichtung zur Zahlung von Zinsen ohne 
Bestimmung der Höhe ausgesprochen, so sind darunter Zinsen zu fünf vom 
Hundert für das Jahr zu verstehen. 

$ 858. Kaufleute unter einander sind berechtigt, für ihre Forderungen 
aus beiderseitigen Handelsgeschäften vom Tage der Fälligkeit an 
Zinsen zu fordern. Zinsen von Zinsen können auf Grund dieser Vorschrift 
nicht gefordert werden. 

88 Wer in Austibung seines Mandelsgewerbes einem anderen @e- 
schäfte besorgt oder Dienste leistet, kann dafür auch ohne Verabredung 
Provision und, wenn es sich um Aufbewahrung handelt, Lagergeld nach den an 
dem Orte üblichen Sätzen fordern. ' 

Für Darlehen, Vorschüsse, Auslagen und andere Verwendungen 
kann er vom Tage der Leistung an Zinsen berechnen. 

355. Steht jemand mit einem Kaufmanne derart in Geschäftsverbindung, 
dass die aus der Verbindung entspringenden beiderseitigen Ansprüche und Leistungen 
nebst Zinsen in Rechnung gestellt und in regelmässigen Zeitabschnitten durch Ver- 
rechnung und Feststellung des für den einen oder anderen Teil sich ergebenden Über- 
schusses ausgeglichen werden (laufende Bechnung, Kontokurrent), so 
kann derjenige, welehem bei dem Rechnungsabschluss ein Überschuss gebührt, von 
dem Tage des Abschlusses an Zinsen von dem Überschusse verlangen, auch 
soweit in der Rechnung Zinsen enthalten sind. 

Der Rechnungsabschluss geschieht jährlich einmal, sofern nicht ein anderes 
bestimmt ist. 

Die laufende Rechnung kann im Zweifel auch während der Dauer einer 
Rechnungsperiode jederzeit mit der Wirkung pektindigt werden. dass derjenige, welchem 
nach der —— ein Überschuss gebührt, dessen Zahlung beanspruchen kann. 

5 856. ird eine Forderung. die durch Pfand, Bürgschaft oder in 
anderer Weise gesichert ist, in die laufende Rechnung aufgenommen, 
so wird der Gläubiger durch die Anerkennung des Rechnungsabschlusses 
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Übergangsvorſchriften Art. 179— 186 


herigen Gejeten zu erledigen. Nach diefen Gefegen bejtimmen ſich 
auch die Wirkungen des Verfahrens und der Entjicheidung. 

Art. 179. Hat ein Anjprud aus einem Schuldverhältniffe nach den 
bisherigen Gejegen dDurd Eintragung in ein öffentlihes Bud Wirt: 
jamteit gegen Dritte erlangt, jo behält er dieje Wirkſamkeit aud) 
nad dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejetbuds. 

Art. 180. Auf ein zur Zeit des Infrafttretens des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs beitehendes Beligverhältnis finden von dieſer 
Zeit an, unbeſchadet des Artikel 191, die Vorſchriften des Bürger: 
lihen Geſetzbuchs Anwendung.””) 

Art. 181. Auf das zur Zeit Des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Gejegbuds beitehende Eigentum finden von dieſer Zeit an 
die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung.) 

Steht zur Zeit des A\nfrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs das Eigentum an einer Sache mehreren nicht nach Brud;- 
teilen zu ‘*) oder ijt zu dieſer Zeit ein Sondereigentum an jtehenden Er: 
jeugnillen eines Grundjtüds, insbejondere an Bäumen, begründet, jo 
bleiben dieje Rechte beſtehen.“) 

Ürt. 182. Daszur Jeitdes Inkrafttretens des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs bejtehende Stodwertseigentum bleibt beſtehen.“) Das 
Rechtsverhältnis der Beteiligten untereinander bejtimmt ſich nad) den 
bisherigen Gejeßen. 

Art. 183. Zu Guniten eines Grundjtüds, das zur Zeit des 
Intrafttretens des Bürgerlichen Gejegbuds mit Wald —— 
iſt, bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Rechte des 
Eigentümers eines Rachbargrundſtücks in Anſehung der auf der Grenze 
oder auf dem MWaldgrundftüde jtehenten Bäume und 
Sträuder abweichend von den Vorſchriften des S 910 und des & 923 
Abſ. 2, 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bejtimmen, bis zur nächſten Ber- 
jüngung des Waldes in Kraft.’') 

Art. 184. Rechte, mit denen eine Sache oder ein Recht zur Zeit 
des Inkrafttretens des Bürgerliden Geſetzbuchs belaftet iüjt, 
bleiben ®*) mit dem fih aus den bisherigen Gejegen ergebenden 
Inhalt und Range beitehen, joweitjih nicht aus den Artikeln 
192 bis 195 ein anderes ergibt. Bon dem \nfrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs an gelten jedoch für ein Erbbaurecht die Vor— 
ihriften des $ 1017, für eine Grunddienftbarkeit die Borjchriften der SS 
1020 bis 1028 des Bürgerlichen Gejegbud)s. 

Art, 185. It zur Zeit des \nfrafttretens des Bür— 
gerlichen Geſetzbuchs die Erfigung des Eigentums oder Niekbrauds an 
einer beweglichen Sache noch nicht vollendet, jo finden auf die Erfigung 
die Vorſchriften des Artikel 169 entipredhende Anwendung. 

Art. 186. Das Berfahren, in weldhem die Anlegung der Grund: 
bücher erfolgt, jowie der Feitpunft, in weldem das Grundbud für 
einen Bezirtalsangelegtanzujehen ijt, werden für jeden Bun- 
desjtaat durch Iandesherrlidhe Verordnung bejtimmt. 
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Art. 186 


Art. 187 


Art. 188 
Art. 189 


Erläuterungen 


8) Die Vorſchriften des BOB. Ba das „Beftehen“ Res Grund- 
buchs voraus, geben aber feine Vorſchrift für feine „Anlegung“. Aud 
die Reihsgrundbuhordnung gibt nur einige Einzel-Anorbnungen 
über die Anlegung des Gurundbuch⸗ und überläßt das weitere den Einzel: 
taaten. a nun in einer Anzahl deutj Einzelitaaten früher tein 
Grundbuch beitand, es auch als unmöglich erkaien, für folge Gebiete mit einem 
Schlage glei am 1. 1. 1900 das ganze neue „Liegenidaftsreht“ in Kraft treten 
zu taten, jo geben die Art. 186—197 „Übergangsporfhriften“. Der 
Kernpunlt diejer Übergangsporfhriften ift der, daß das neue „Liegenſchafts⸗ 
recht” in jedem Bezirk eines Be : erſt voll in Kraft tritt, jobald Das 
„Grundbuch“ als „angelegt“ anzuiehen ilt, und zwar dann aud für ſolche 
Grunditüde, die in dieſem Bezirke Tiegen, aber (3. B. aus Berfehen) „tat- 
ſächlich‘ nod fein Grundbuhblatt betommen haben (Art. 
189 und 186 . ee jet it das „Grundbuchrecht“ Leineswegs überall 
in Deutihland dur ührt, — auf in Breußen nit überall. In Dem 
größten Teile Preußens, 3. 8. in den 8 iden preußiſchen Brovin- 
zen, ilt jedoch das „Liegenſchaftsrecht“ des neuen Rechts in vollem Um- 
fange bereits am 1. Januar 1900 in Kraft getreten. — Alle weiteren Ein: 
zelheiten gehören in eine bejondere Daritellung des „Liegenſchaftsrechts“ und 
fönnen hier ni „näher beiprochen werden. 


38 

") 5 892, 893. 

10) Nach BGB. (88 1018, 873) bedarf die Grunddienitbarleit der „Ein: 
tragung“. — Art. 187 ſpricht von „Grunddienſtbarkeiten“, die „zur Zeit 
der Anlegung des Grundbuds“ (Art. 186) vorhanden find: Art. 184 
Ipridt (außer von anderen Nedten) von „Grunddienitbarleiten“, die 
am 1. Januar 1900 vorhanden jind, — gleihgültig, ob 
damals für das betreffende Grunditüd ein „ rundbuch“ ſtand oder nicht. — 
vgl. überhaupt Anhang 2—4 zu R 1018. 

2) Adi. 2 enthält eine Einſchränkung der Vorſchrift des Abi. 1 
Sat 1. Preußen hat von der Befugnis des Abſ. 2 nit Gebraud gemadt, 
wohl aber 3. B. Bayern: Übergangsgelet vom 9. 6. 1899 Art. 10, 44. 

+2) vgl. Art. 186. — Das B. fennt „gejeglide Piandrecte“ an 
Grundftüden nit. | 

43) Art, 189 ift neben Art. 186 der wichtigſte Artikel in diefem Ab- 
ſchnitt 337 und für das Liegenſchaftsrecht noch jetzt von erheblicher praf: 
tier Bedeutung; vgl. die Erläuterungen zu Art. 186. 

#4) Für den „Inhalt“ des gemäß Art. 189 nah „altem Rechte“ 
erworbenen Eigentums gilt dann aber gemäß Art. 181 das BGB. 

#6) vgl. jedoch au) Art. 184 Satz 2. 
Art 85 3. B. das dem BGB. nit befannte „Stodwerkseigentum“, vgl. 
tt. 182. 
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nicht gehindert, aus der Sicherheit insoweit Befriedigung zu suchen, als sein Gut- 
haben aus der laufenden Rechnung und die Forderung sich decken. 

Hattet ein Dritter für eine in die laufende Rechnung aufgenommene 
Forderung als Gesamtschuldner, so findet auf die Geltendmachung der Forderung gegen 
ihn die Vorschrift des Abs. 1 entsprechende Anwendung. 

, $ 357. Hat der Gläubiger eines Beteiligten die Pfändung und 
Überweisung des Anspruchs auf dasjenige erwirkt, was seinem Schuldner als Über- 
schuss aus der laufenden Bechnung zukommt. so können dem Gläubiger 

egentiber Schuldposten, die nach der Pfändung durch nrue Geschäfte entstehen, nicht 
ın Rechnung gestellt werden. Geschäfte. die auf Grund eines schon vor der Pfändung 
bestehenden Rechtes oder einer schon vor diesem Zeitpunkte bestebenden Verpflichtung 
des Drittschuldners vorgenommen werden, gelten nicht als neue Geschäfte im Sinne 
dieser Vorschrift. 

& 358. Bei Handelsgeschäften kann die Leistung nur während der 
gewöhnlichen Geschäftszeit bewirkt und gefordert werden. 

59. Ist als Zeit der Leistung das Frühjahr oder der Herbst oder ein 
in ähnlicher Weise bestimmter Zeitpunkt vereinbart, so entscheidet im Zweifel 


ler Handelsgebrauch des Ortes der Leistung. 
(Fortsetzung feigt Seite 792) 
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uͤbergangsvorſchriften Art. 187-189 


Sit das Grundbud für einen Bezirt als angelegt anzu— 
ſehen, fo ift die Anlegung aud) für ſolche zu dem Bezirke gehörende 
Grundftüde, die noch fein Blatt im Grundbude haben, als 


“ erfolgt angujehen, ſoweit nit beftimmte Grundftüde durch be- 


fondere Anordnung ausgenommen jind.?) 

Art. 187. Eine Grunddienftbarteit, die zu der Zeit beiteht, zu 
welcher das Grundbuch als angelegt anzujehen ift,’°) bedarf zur Erhal- 
tung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grund— 
buchs °°) nicht der Eintragung. Die Eintragung hat jedoch zu erfolgen, 
wenn fie von dem Berechtigten oder von dem Eigentümer des belajteten 
Grundftüds verlangt wird; die Koften find von demjenigen zu 
tragen und vorzuſchießen, welcher die Eintragung verlangt.*°) 


Durch Landesgejeh Tann beitimmt werden, daß Die beitehenden 
Grunddienftbarleiten oder einzelne Arten zur Erhaltung der Wirkſam⸗ 
feit gegenüber dem öffentlihen Glauben des Grundbuds bei der An: 
legung des Grundbudjs oder jpäter in das Grundbuch eingetragen werden 
mäfjen.“) Die Bejtimmung fann auf einzelne Grundbuchbezirte be: 
Ihräntt werden. | 

Art. 188. Durch Iandesherrlihe Verordnung kann beitimmt wer- 
den, daB geſetzliche Pfandrechte, Die zu der Zeit beitehen, zu welcher das 
Srundbud als angelegt anzuſehen iſt,““) zur Erhaltung der Wirkjamteit 
gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs während einer zehn 
Sabre nicht überfteigenden, von dem Snfrafttreten des Bürgerlichen 
Gejegbuds an zu berechnenden Friſt nicht der Eintragung bedürfen. 

Durch Iandesherrlihde Berordnung kann beitimmt werden, daß 
Mietrechte und Pachtrechte, welche zu der im Abi. 1 bezeichneten Zeit 
als Redte an einem Grundjtüde beitehen, zue Erhaltung der 
Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuds nicht 
der Eintragung bedürfen. 

Art. 189. Der Erwerb und Berluft des Eigentums *:) jowie Die 
Begründung, Übertragung, Belaftung und Aufhebung eines anderen 
Rechtes an einem Grunditüd oder eines Rechtes an einem ſolchen Rechte er- 
folgen auch nah dem Inkrafttreten des Bürgerlihen Geſetzbuchs 
nad) den bisherigen Geſetzen,“) bis das Grundbuch als angelegt an: 
zufehen iſt.“) Das gleiche gilt von der Änderung des Inhalts 
und des Ranges der Redte. Ein nah den Vorſchriften des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs Un zuläſſiges Recht kann nad) dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht mehr begründet werden.*) 

Iſt zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen 
iſt, der Beſitzer als der Berechtigte im Grundbuch einge— 
tragen, fo finden auf eine zu dieſer Zeit noch nicht voll: 
endete, nad $ 900 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläffige Erfikung die 
Vorſchriften des Artifel 169 entiprehende Anwendung. 

Die Aufhebung eines Rechtes, mit dem ein Grunditüd oder ein 
Recht an einem Grundftiide zu Der Zeit belaftet ift, zu welcher das Grund- 
bud als angelegt anzujehen ift, erfolgt auch nach diefer Zeit nad) den 


— 791 — 


Erläuterungen 


17) was jedoh niht erforderlid ift, vgl. Art. 184. Erfolgt aber 
die „Cintra ung‘ ins Grundbud, jo gelten vann für Die „Aufhebung“ des 
Rechts ie Vorſchriften des neuen Rechts. 
Art. 190 48) Art. 186. 
Art. 191 10) Art. 186. 
52 vet & 26.2, 6 Gef 898 U {ber ſetz 
vgl. Br. 28, Bayern . vom 1. 7. 1898 Art. 22, gangsge 
oom 9. 6. 1899 Art. 45. 
Art. 19% 3 Art. — 5 
53 1116 .2. — Für Preußzen iſt beitimmt, dab die Hupothelen 
alten Rechts, für die ein Brief beitand, in Zutunft als „Briefhypo: 
theten“ im Sinne des neuen Rechts gelten (8 1116 Abſ. 1), die Hypo- 
theten ohne Brief als „Buchhypothetken“ des neuen Nedts 
[s 1116 S' 2). er 6. 3 gr ee am * — m „De te: 
enden Hypothefen“. — vgl. ferner bayeri rgangsgeie vom 9. Juni 
1899 ven — G. at. Site ı 40. Rautionshnpathet® iſt jekt 
. — Die preußi „Kautionshypothet“ jegt zur jogen. 
„Maximalhypothek“ im Sinne des 8 110 geworden. Hypothelen- 
brie e, Die über altpreußijhe „Rautionshypothefen“ gebildet 
worden waren, — was nad BGB. 8 1185 unjtatthaft ift, damals aber gejtattet 
war, — baben feit 1. 1. 1%00 von felbit jede Bedeutung verloren und 
ihre Beibringung iſt zur Löſchung der De et nidterforder- 
lid. — en der enenüenhnpot et" vgl. Art. 60. 
Mt 1B4 me) nal. 8 1170. DER, 3888 Mr, 3. Sapern fbergangsgeleh 
. vgl. 179. r AG. rt. 3. yern rgangsgeſetz vom 
9. 6. 1899 Ar. 58, 59; WAG. 215. BD. 40. 
Art. 195 57) Art. 186. — „Grundfhul“: 8 1191. PrG. 3. 





(Fortsetzung von Seite 790) 


Ist eine Frist vom acht Tagen vereinbart, so sind hierunter im Zweifel 
volle acht Tage zu verstehen. 

360. Wird eine nur der Gattung nach bestimmte Ware ge- 
schuldet, so ist Handelsgut mittlerer Art und Güte zu leisten. 

61. Mass, Gewicht, Währung, Zeitrechnung und Entfernuugen, 
die an dem Orte gelten, wo der Vertrag erfüllt werden soll, sind im Zweifel als die 
vertragsmässigen zu betrachten. 

6%. Geht einem Kaufmanne, dessen Gewerbebetrieb die Besorgung 
von Geschäften für andere mit sich bringt, ein Antrag über die Besorgung 
solcher Geschäfte von jemand zu, mit dem er in Geschäftsverbindung steht, 
so ist er verpflichtet, unverzüglich zu antworten; sein Schweigen gilt als An- 
nahme des Antrags. Das gleiche gilt, wenn einem Kaufmann ein Antrag über die 
Besorgung von Geschäften von jemand zugeht, dem gegenttber er sich zur Besorgung 
solcher Geschäfte erboten hat. 

Auch wenn der Kaufmann den Antrag ablehnt, hat er die mitgesendeten 
Waren auf Kosten des Antragstellers, soweit er für diese Kosten gedeckt ist und so- 
weit es ohne Nachteil für ihn geschehen kann, einstweilen vor Schaden zu be- 
wahren. 

363. Anweisungen, die auf einen Kaufmann über die Leistung von 
Geld, ertpapieren oder anderen vertretbaren Sachen ausgestellt sind, ohne 
dass darin die Leistung von einer Gegenleistung abhängig gemacht ist, können 
durch Indossament übertragen werden, wenn sie an Order lauten. Dasselbe 
gilt von Verpflichtungsscheinen, die von einem Kaufimnann über Gegenstände 
er bezeichneten Art an Order nusgestellt sind, ohne dass darin die Leistung von 
einer Gegenleistung abhängig gemacht ist. 

Ferner können Konnossemente der Seeschiffer, Ladescheine der Fracht- 
führer, Lagerscheine der staatlich zur Ausstellung solcher Urkunden ermächtigten 
Anstalten sowie Bodmereibriefe und Transportversicherungspoliecen durch 
Indossament übertragen werden, wenn sie an Order lauten. 

364. Durch das Indossament gehen alle Rechte aus dem indossierten 
Papier auf den Indossatar tiber. 

Dem legitimierten Besitzer der Urkunde kann der Schuldner nur solche Ein- 
wendungen entgegensetzen, welche die Gültigkeit seiner Erklärung in der Urkunde be- 
treffen oder sich aua dem Inhalte der Urkunde ergeben oder ihm unmittelbar gegen den 
Besitzer zustehen, 

Der Schuldner ist nur gegen Aushändigung der quittierten Urkunde zur Leistung 


verpflichtet. 
(Fortsetzung folgt Seite 794) 
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Übergangsvorfchriften | . Urt. 190-195 


bisherigen Gefehen, bis das Recht in das Grundbuch einge: 
tragen wird.) 

Urt. 190. Das nad) 8 928 a. 2 Des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
dem Fiskus zuſtehende Aneignungsrecht erſtreckt ſich auf alle Grundſtücke, 
die zu Der Zeit herrenlos find, zu welcher das Grundbuch als ange- 
legt anzujehen ift.*) Die Vorſchrift des Artikel 129 findet entiprechende 

Anwendung. 
| Art. 191. Die bisherigen Gejege über den Schub im Beſit 
einer Grunddienſtbarkeit oder einer beichräntten perſönlichen Dienftbarteit 
finden auh nahdem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
Anwendung, bis das Grundbud für das belajtete Grundftüd als angelegt 
anzujehen iſt.“) 

Bon der Zeit an, zu welcher das Grundbud als angelegt anzufchen 
ift, finden zum Schutze der Ausübung einer Grunddienitbartleit, mit 
welcher Das Halten einer dauernden Anlage verbunden ift, die für den 
Befisihug geltenden Worfchriften des Bürgerlihen Geſetzbuchs ent- 
Ipreende Anwendung,:) Jolange Dienitbarkeiten diefer Art nad 
Artikel 128 oder Artikel 187 zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber 
dem öffentlichen Glauben des Grundbuds niht der Eintragung 
bedürfen. .Das gleiche gilt für Grunddienitbarleiten anderer Art 
mit der Maßgabe, daß der Befikfhug nur gewährt wird, wenn die Dienft- 
barkeit in jedem der drei legten Jahre vor der Störung mindeitens ein- 
mal ausgeübt worden ift.°') 

Urt. 192. Ein zu der Zeit, zu welcher Das Grundbud als angelegt 
anzujehen ift,’2) an einem Grunditüde beitehendes Pfandrecht gilt von 
diejer Zeit an als eine Hypothel, für welde die Erteilung des 
Hppothetenbriefsausgeidlofjen ift.°) St der Betrag 
der orderung, für die das Pfandrecht beiteht, niht beitimmt, 
io gilt das Pfandrecht als Sicherungshypothek.“) 

Sit das Pfandrecht dahin beſchränkt, daß der Gläubiger Befriedi⸗ 
gung aus dem Grundſtücke nur im Wege der Zwangsverwaltung ſuchen 
fann, jo bleibt diefe Beſchränkung beftehen. 


Art. 193. Dur Landesgefek kann beitimmt werden, daß ein 

Pfandrecht, welches nach Artikel 192 nicht als Siherungshypothef gilt, 
als Siherungshypothel oder als eine Hypothek gelten foll, für welche 
die Erteilung des Hypothetenbriefsniht ausgeihlofjen 
ijt, und daß eine über das Pfandrecht erteilte Urfunde als 9Hypo= 
thefenbrief gelten foll.’°) 
' Art. 194. Durch Landesgejek Tann beitimmt werden, daß ein 
Gläubiger, deſſen Pfandredt zu der im Artifel 192 bezeichneten Zeit 
beiteht, die Löſchung eines im Range vorgehenden oder gleichitehenden 
Biandreihts, falls dieſes ih mit dem Eigentum in einer Perſon ver- 
einigt, in gleiher Weife zu verlangen beredhtigt ift, wie wenn zur 
Sicherung des Rechtes auf Löſchung eine Bormertung im Grundbud 
eingetragen wäre.’®) 

Art. 195. Eine zu der Zeit, zu welcher das Grundbud als ange: 
legt anzujehen ift,°”) beitehende Grundſchuld gilt von diejer Zeit an als 
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Erläuterungen 
5) Pri6. 40. WAG. 208. Baden Geſetz vom 19. 6. 1899 & 34. 


60) vgl. 8$ 10, 204 und insbefondere 1353—1362 betr. die Dort ge- 
ordnieten „Beziehungen der Chegatten zu einander“ (hausherrliche Gewalt des 
Mannes, Schlüflelgewalt der Frau, gegenfeitige Unterhaltspflidt). 

. 60) ter aufgeitellte „Grund}a&“ betr. den Güteritand in ben 
bereits vor dem 1. Januar 1900 geichloffenen Ehen ijt durch bie Ianbeogeje: 
lien Ausführungs⸗ und Übergangsporichriften betrefſend die Überleitung er 
ehelichen Büterftände derart dürch brochen, daß im weitaus größten Teile 
Deutkhlands für die meiften vor 1. Sanuar 1900 gefhlofjenen 
Eden „tatfählih“ nit Die früheren Gejege, jondern die Vorſchriften des 

. betreffend die den früheren „Güterftänden“ entjprebenden, 
im BGB. geordneten „Güterftände“ mahgebend find. Näheres hierüber vgl. 
Anhang 1 zu 8 1363 unter VII. 

5 61) Hierin Tiegt eine die „Regel“ des Art. 218 einfchräntende Yus- 

nahme. 
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365. In Betreff der Form des Indossaments, in Betreff der Legitimation 
des Besitzers und der Prüfung der Legitimation sowie in Betreff der Verpflichtung des 
Besitzers zur Herausgabe, finden die Vorschriften der Artikel 11 bis 18, 36, 74 der 
Wechselordnung entsprechende Anwendung. 

Ist die Urkunde vernichtet oder abhanden gekommen, so unterliegt sie der 
Kraftloserklärung im Wege des Autgebotsverfahrens. Ist das Aufgebotsverfahren ein- 
geleitet, so kann der Berechtigte, wenn er bis zur Kraftloserklärung Sicherheit bestellt, 

eistung nach Massgabe der Urkunde von dem Schuldner verlangen. 

866. Veräussert oder verpfändet ein Kaufmann im Betriebe 
seines Handelsgewerbes eine ihm nicht gehörige bewegliche Sache, so 
finden die Vorschriften des Btirgerlichen Gesetzbuchs zu Gunsten derjenigen, 
welche Bechte von einem Niohtberechtigten herleiten, auch dann An- 
wendung, wenn der gute Glaube des Erwerbers die Befugnis des Veräusserers oder 
Verpfänders, über die Sache für den Eigentilmer zu verfügen, betrifft. 

Ist die Sache mit dem Bechte eines Dritten belastet, so finden die 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu Gunsten derjenigen, welche Rechte von 
einem Nichtberechtigten herleiten, auch dann Anwendung, wonn der gute Glaube die 
Befugnis des Veräusserers oder Verpfünders, ohne Vorbehalt des Rechtes tiber die 
Sache zu verfiigen, betrifft. 

Das gesetzliche Pfandrecht des Kommissionärs, des Spediteurs, 
des Lagerhalters und des Frachtführers steht hinsichtlich des Schutzes des 
guten Glaubens einem gemäss Abs. 1 durch Vortrag erworbenen Pfandrechte 
gleich. 

8 867. Wird ein Inhaberpapier, das dem Eigentümer gestohlen worden. 
verloren gegangen oder sonst abhanden gekommen ist, an einen Kaufmann, 
der Bankier- oder Geldwechslergeschäfte betreibt, veräussert oder ver- 
pfändet, so gilt dessen guter Glaube als ausgesehlossen, wenn zur Zeit 
der Veräusserung oder Verpfündung der Verlust des Papiers von einer öffentlichen Be- 
hörde oder von dem aus der Urkunde Verpflichteten im Deutschen Reichsan- 
zeiger bekannt gemacht und seit dem Ablaufe des Jahres, in welchem die Veröffent- 
lichung erfolgt ist, nicht mehr als ein Jahr verstrichen war. 

Der gute Glaube des Erwerbers wird durch die Veröffentlichung im Deutschen 
Reichsanzeiger nicht ausgeschlossen, wenn der Erwerber die Veröffentlichung in Folge 
besonderer Umstände weder kannte noch kennen musste. j 

Auf Zins-, Renten- und Gewinnanteilscheine, die nicht später als in 
dem nächsten auf die Veräusserung oder Verpfändung folgenden Einlösungstermine 
fällig werden, sowie auf Banknoten und andere auf Bicht zahlbare unverzins- 
liche Inhaberpa lere finden diese Vorschriften keine Anwendung. 

3868. ei dem Verkauf eines Pfandes tritt, wenn die Verpfändung 
auf der Seite des Pfandgläubigers und des Verpfänders ein Mandelsgeschäft ist, 
an die Stelle der im $ 1:34 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bestimmten Frist von einem 
Monat eine solche von einer Woche. 

Diese Vorschrift findet auf das gesetzliche Pfandrecht des Kom- 
missionärs, des Bpediteurs, des Lagerhalters und des Frachtführers ent- 
sprechende Anwendung, auf das Pfandrecht des Spediteurs und des Frachtführers 
auch dann, wenn nur auf ihrer Seite der Speditions- oder F'rachtvertrag ein Handels- 
geschäft ist. 

S 369. Ein Kaufmann hat wegen der fälligen Forderungen, welche 
ihm gegen einen anderen Kaufmann aus den zwischen ihnen geschlossenen 
beiderseltigen Handelsgeschäften zustehen. ein Zurtickbehaltungsrecht 
an den howeglichen Sachen und Wertpapieren des Schuldners, welche mit dessen 
Willen auf Grund von Handelsgeschäften in seinen Besitz gelangt sind, sofern er 


(Fortsetzung folgt Seite 796) 
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Übergangsvorſchriften Art. 196-2300 


Grundihuld im Sinne des Bürgerliden Geſetzbuchs und eine über die 
Grundihuld erteilte Urkunde als Grundihuldbrief. Die Vor 
Ihrift des Artikel 192 Abſ. 2 findet entjprechende Anwendung. 
Durch Landesgeieg kann beitimmt werden, daß eine zu der im . 

Abf. 1 bezeichneten Zeit bejtehende Grundſchuld als eine Hypothek, für 
welde die Erteilung des Hypotheltenbriefs niht ausge: 
Ihloffjen it, oder als Siderungshypothef gelten joll und daß 
eine über die Grundſchuld erteilte Urkunde als Hypothetenbrief 
gelten ſoll. 


Art. 196. Durch Landesgejek kann beitimmt werden, daß auf ein 
an einem Grundftüde beitehendes vererblides und überiragbares 
Rugungsreht die ſich auf Grundftüde beziehenden Vorfchriften und auf 
den Erwerb eines jolhen Rechtes die für.den Erwerb des Eigentums 
an einem Grundftüde geltenden Vorjehriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
Anwendung finden.’®) 

Art. 197. In Kraft bleiben die landesgeſetzlichen Vor—⸗ 
ihriften, nad) welchen in Anjehung ſolcher Grunditüde, bezüglich deren 
zur Zeit des Intrafttretens des Bürgerliden Gefeßbudhs 
ein nicht unter den Artikel 63 fallendes bäuerlidhes Nutzungsrecht beiteht, 
nah der Beendigung des Nubungstedts ein Recht gleidher 
Yrt neu begründet werden fann und der Gutsherr zu der 
Begründung verpflidtet ift. 

Art. 198. Die Gültigkeit einer vor dem Inkrafttreten des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs geſchloſſenen Ehe bejtimmt fi) nad) den bisherigen 
Gejeßen. 

Eine nah den bisherigen Gejegen nihtige oder ungül- 
tige Ehe ift als von Anfang an gültig anzujehen, wenn die Ehe: 
gatten zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs noch als 
Ehegatten mit einander leben und der Grund, auf dem die Nichtigkeit 
oder die Ungültigfeit beruht, nach den Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs die Nichtigkeit oder die Anfechtbarkeit der Che nicht zur Folge 
Haben oder diefe Wirkung verloren haben würde. Die für die Anfedh- 
tung im Bürgerlichen Geſetzbuche bejtimmte Friſt beginnt nicht vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlihen Geſetzbuchs. 

Die nad den bisherigen Gejegen erfolgte Ungültigfeits- 
erflärung einer Ehe fteht der Nihtigfeitserflärung nad) 
dem Bürgerlichen Geſetzbuche gleich. 

Art. 199. Die perfönlihen Rechtsbeziehungen der Ehegatten zu 
tinander,’®) insbejondere die gegenjeitige Unterhaltspflit, beftimmen 
Ni auch für die zur Zeitdes Sntrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beſtehen den Ehen nad) deilen Vorſchriften. 

Art. 200. Für den Güterſtand einer zur Zeit des Inkrafttretens 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs beitehenden Ehe bleiben die bisherigen 
Geſetze maßgebend.) Dies gilt insbejondere aud) von den Vorſchrif— 
ten über die erbredtlihen Wirkungen des Güteritandes '') und von den 
Vorſchriften der franzöſiſchen und der badiſchen Gejeke über 
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nen, .. 
Erläuterungen 


Nah Abſ. 2 des Art. 200 können aljo die Ehegatten jederzeit ihren 
nad erünerem echte begründeten („geſetzlichen“ oder „vertragsmäßigen) 
Güterftand durch Ehevertrag ( aufbeben und einen neuen ver: 
einbaren, aber: nur einen n 362 „nulä im en“. 

es‘) Nah BGB. tritt weder infolge der „Ehe“ n och infolge des „Güter- 
ftandes“ eine Beſchränkung der „Geihäftsfähigteit“ der Frau 
ein. vgl. Note 58 zu $ 1399. 
Art. 201 w. Die Folgen einer vor 1. Januar 1900 olgten Scheidung (5. B. Die 
Namensführung der Srau, der Unterhaltsaniprud en. a atten) 
bejtimmen ih nah altem 8 chte, die Folgen einer na 
1899 erfolgten Scheidung nad) neuem te (88 5 1577 ff. BGB.). — 1571 
BOB. betr. die Frit für die Scheidungsklage gilt ſeit 1. Januar 1900 auch 
n der „ ungsgrund ih vorher ereignet hat. u Pre 
der "€ eiheidung“, fondern eine Fr des ehelichen „Güterredts“ 
it Die ermögensauseinander ung unter den geicdhiedenen Ehegatten. Hier: 
für find, wenn die Ehevori1. Sanuar1900 „geihloflen” war, Art. 200 
oder, joweit die in der Note 60 zu Art. 200 erwähnte „überleitung 
der Süiterftänbe‘ dur die Qandesgefeße &, Hatigefunden t, die Dies- 
A, Borihriften der legteren mabgeben vgl. 3. 8 5. Art. 59 
2. — Über die rechtliche Sreung Kinder aus einer vor Dem 
. Januar 1900 geichiedenen Che 
65) Denn von einer „Berfe Yy 7 M ne fann man nur |preden, wenn 
der betreffende ypque wi ſſen fonnte, F ſeine Handlung geeignet ſei, 
den Beſtand der Ehe in Frage zu ſtellen 
Art. 203 ss) Es find dies insbeſondere Die 8 1905—1308 (Einwilligung zur Che: 
tigung), 1601 ff. enſeitige under tspflicht), 1616-1698 [ meine 
iften, — Vorſchriften rag die elterlie Gewalt). — Hat e 
por 1. Januar 1900 gebeiratet, ann fie n icht nah 8 1620 „Ausiteuer“ 
ordern, |ondern nur Fe ip A altem R ein ſo X 
teht. — Ob ein Kind „ebelid“ oder er „unehelig iſt, beitimmt nad 
r Zeit feiner Geburt geltenden Rechte. 8 1640 B. t. die 
Bit des Vaters zur Einreichung eines Bergeiänifles des Kindes- 


vermögens) gilt nur für das nad 31. Dezember 1899 dem Kinde zu- 
allende ögen. — Betre Kinder ni EN ebenen den vgl. 
rt 206. a irrt. 203 W &. Art. 69 WUS. Art. 262, 263. 


67) Der Bater (bezw. die Mutter) ni; 6: das kraft el Ge: 
— t Verwaltung unterliegende Kindesvermögen au bann 
gemäß —— anzulegen, wenn er dasſelbe Vermöge 
raft alten Rechts rauchen“ eur e. — Die elterlie , sei jeung“ on am 
KRindespermögen endigt mit olljährigteit ‚ aud 
wenn das vor 1. Januar 1900 enitandene Rutznießungsrecht Dee Baters 
nad altem Rechte länger dauerte. — Umgelehrt hat der, Bater (die Mutter 
die aus der „elterlichen Gewalt“ nah BGB. folgenden „Rechte am Kindes: 
vermögen“ mit dem 1. Januar 1900 er! an gt, ſelbſt wenn ihm Diele R 
nad den früheren Geſetzen nicht zuftanden. 

Art. 304 ss, Art. 204 enthält eine Ausnahme von Xrt. 203. 


(Fortsetzung von Seite 784) 


sie noch im Besitze hat, insbesondere mittelst Konnossements, Ladescheins oder Lager- 
scheins dartiber verfügen kann. Das Zurückbehaltungsrecht ist auch dann begründet. 
wenn das Eigentum an dem Gegenstande von dem Schuldner auf den Gläubiger über- 
gegangen oder von einem Dritten fir den Schuldner auf den Gläubiger übertragen, aber 
auf den Schuldner zurückzuübertragen ist. 

Einem Dritteu gegenüber besteht das Zurückbehaltungsrecht insoweit. 
als dem Dritten die Einwendungen gegen den Anspruch des Schuldners auf Heraus- 
gabe des ‚Ge enstandes entgegengesetzt werden können. 

 Eurückbehe tungsrecht ist ausgeschlossen, wenn die Zurtck- 
behaltune “des Gegenstandes der von dem Schuldner vor oder bei der Übergabe « erteilten 
Anweisung oder der von dem Gläubiger tibernommenen Verpflichtung, in einer be- 
stimmten Weise mit dem Gegenstande zu verfahren, widerstreitet. 


(Fortsetzung folgt Seite 798) 
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libergangsvorichriften Art. 201-205 


das Verfahren bei Vermögensabjonderungen unter (be: 
galten. 

Eine nad) den Vorſchriften des Bürgerlihen Gejegbuds 
‚uläjfige Regelung des Güterjtandes kann durch Ehevertrag aud) 
dann getroffen werden, wenn nad) den bisherigen Gejegen ein Ehever: 
trag unzulälfig jein würbe.‘?) 

Someit die Ehefrau nad) den für den bisherigen Güterjtand 
maßgebenden Gejegen infolge des Güterftandes oder der Ehe in der Ge 
ihäftsfähigfeit beichränft it, bleibt dieſe Beſchränkung in 
Kraft, jolange der bisherige GüterjtanDd beiteht.‘?) 

Art. 201.” Die Scheidung und die Aufhebung der ehelihen Ge: 
meinjhaft erfolgen von dem Inkrafttreten des Bürgerliden 
Geſetzbuchs an nad) defjen Vorſchriften.“) 

Hat ji ein Ehegatte vor dem Inkrafttreten des Bürger: 
lihen Geſetzbuchs einer Berfehlung der in den 88 1565 bis 1568 
des Bürgerlichen Gejegbudjs bezeichneten Art jhuldig gemadt, jo fann 
auf Sheidung oder auf Aufhebung der ehelihen Gemeinihaft 
nur erfannt werden, wenn die BVerfehlung aud nad den bis— 
berigen Gejeßen ein Sheidungsgrund oder ein Tren— 
nungsgrund war.“) 

Art. 202. Für die Wirkungen einer beitändigen oder zeitweiligen 
Trennung von Tiſch und Bett, auf welde var dem Sntrafttrete n 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs erfannt worden ilt, bleiben die bis— 
herigen Gejeße maßgebend, Dies gilt insbejondere aud) von den Vor— 
ihriften, nad) denen eine bis zu dem Tode eines der Ehegatten jortbe- 
ſtehende Trennung in allen oder einzelnen Beziehungen der Auflöjung 
der Ehe gleichſteht. 

Art. 203. Das Redhtsverhältnis zwiſchen den Eltern und einem 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlihen Geſetzbuchs geborenen ehelichen 
Kinde beitimmt fh von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs an nad) deſſen Borjehriften.‘) Dies gilt insbejondere aud) 
in Anjehung des Bermögens, weldhes das Kind vorher erworben 
hat.*”) 

Art. 204. ft der Bater oder die Mutter zur Zeit des In— 
trafttretens des Bürgerliden Gejegbudhs in der Sorge für Die Per- 
ion oder für das Bermögen des Kindes durch eine Anordnung Der zu: 
itändigen Behörde beihräntt, jo bleibt die Beihränfung in Kraft.) 
Das Vormundſchaftsgericht kann die Anordnung nah S 1671 
des Bürgerliden Gejegbuds aufheben. 

Iſt dem Vater oder der Mutter die Nuniehung an dem Vermögen 
des Kindes durch Anordnung der zujtändigen Behörde entzogen, jo hat 
das Wormundichaftsgeriht die Anordnung auf Antrag aufzu: 
heben, es jei denn, daß die Entziehung der Nutznießung nad) 
$ 1666 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gerechtfertigt ijt. 

Art. 205. Hat der Bater vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlihen Gejegbuhs auf Grund der bisherigen Geſetze Die 
Nutter von der Bormundihaft über das Kind ausgeſchloſſen oder der 


EHI 


Erläuterungen 


Art. 206 eo) Art. 206 enthält eine Qusnahme von Art. 203. Art. 206 be- 
itimmt nur, daß die Frage, welchem Elternteil die „Sorge für die Perfon“ 
r Kinder anzuvertrauen fei, nah altem Rechte zu entiheiden iſt. Der 
„Inhalt“ des Rechts und der Piliht zur „Sorge für die Perſon“ fowie Die 
gieruon ganz unabhängige „Unterhaltspfliht“ (vgl. Anhang 1 zu 
1616 unter II 1) beitimmen ſich gemäß Art. 203 vom 1. Januar 1900 ab nad 
den Vorſchriften des BGB. 

Art.208 _.  °) Es finden alfo vom 1. Januar 1900 an im Verhältnis des unehelicden 
Kindes zur Mutter die SS 1705-1707 Anwendung, was 3. B. für Breuken 
zur Folge hat, dab alle am 1. Januar 1900 vorhanden geweſenen unebelidden 
Kinder in die „Kamilie ihrer Mutter eingetreten find. Das früber 
3. 8. in Preußen dem uneheliden Kinde in gemwillen Fällen zuftehende 
„gelegtine tbredt“ nah jeinem Bater it vom 1. Januar 1900 an 
weggefallen, felbit wenn es dem Kinde vorher in einem geri den 
Urteile vorbehalten war. — Die Rechte der Mutter eines unebelidden 
Kindes gegenüber dem Shwängerer beitimmen fih nad dem je 
Zeit der „Entbindung“ geltenden Redte. — Zu Art. 208 gvl. Bräiß. 
Art. 71 und ENG. SS %, 53 (Brautfinder). 


11) Die „Erforihung der VBaterjhaft“, wo fie nad) dem 
früher in einzelnen Zeilen Deutihlands geltenden franzöſiſchen Rechte 
ausgeſchloſſen war, iſt alfo auh nad 1. Januar 1900 bezüglich der vorher 
geborenen unehelichen Kinder ausgeſchloſſen. 


'2) a" Preußen bat alfo 3. B. der Bater des uneheliden Kindes 
noch das Recht, das vor 1. Januar 1900 geborene, über 4 Jahre alte 
KRindjelbitin Erziehung und Pflege zunehmen, jtatt Unter- 
Halt zu zablen, orbehaltlig der Befugnis Des Bormund: 
Cr tsgerihts, wegen „Gefährdung“ des Fürperiihen und fittlichen 

ohles des Kindes Die Erziehung und Ki e der Mutter zu übertragen, in 
welchem Halle der Vater Unterhaltsgeld zah muß. 
Art. 209 in vgl. PrAG. Art. 71, 72 und Bayeriſches Übergangsgeleb vom 9. Juni 
1899 Art. 105, 141. 





(Fortsetzung von Seite 965) 


Der Schuldner kann die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts durch Sicher- 
heitsleistung abwenden. Die Sicherhpitsleistung durch Bürgen ist ausgeschlossen. 
70. Da: Zurückbehaltungsrecht kann auch wegen nicht fälliger 
Forderungen geltend gemacht werden: 
1. wenn über das Vermögen des Schuldners der Konkurs eröffnet ist oder der Schuldner 
seine Zahlungen eingestellt hat; 
2. wenn eine Zwangsvollstreokung in das Vermögen des Schuldners ohne Erfolg vor- 
sucht ist. 

Der Geltendmachung des Zurtickbehaltungsrechts steht die Anweisung des 
Schuldners oder die Übernahme der Verpflichtung, in einer bestimmten Weise mit dem 
Gegenstande zu verfahren, nicht entgepen, sofern die im Abs. 1 Nr. 1, 2 bezeichneten 
Tatsachen erst nach der Übergabe des Gegenstandes oder nach der Übernahme der 
Verpflichtung dem Gläubiger bekannt werden. 

8 371. Der Gläubiger ist kraft des Zurückbehsltangsrechts 
befugt, sich aus dem zurückbehaltenen Gegenstande für seine Forderung zu 
befriedigen. Steht einem Dritten ein Recht an dem Gegenstande zu, gegen welches 
das Zurückbehaltungsrecht nach & 369 Abs. 2 geltend gemacht werden kann, so hat der 
Gläubiger in Ansehung der Befriedigung aus dem Gegenstande den ‚Vorrang. 

Die Befriedigung erfolgt nach den für das Ptandrecht geltenden Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs. An die Stelle der im $ 128 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs bestimmten Frist von einem Monate tritt eine solche von einer Woche. 

Sofern die Befriedigung nicht im Wege der Zwangsvollstreckung stattfindet, ist 
sie erst zulässig, nachdem der Gläubiger einen vollstreckbaren Titel für sein 
Recht auf Befriedigung gegen den Eigentlimer oder, wenn der Gegenstand ihm selbst 
gehört, gegen den Schuldner erlangt hat; in dem letzteren Falle finden die den Eigen- 
tümer betreffenden Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Befriedigung 
auf den Schuldner entsprechende Anwendung. In Ermangelung des vollstreckbaren 
Titels ist der Verkauf des Gegenstandes nicht rechtmässig. | 

Die Klage auf Gestattung der Befriedigung kann bei dem Gericht, in dessen 
Bezirke der Gläubiger seinen allgemeinen Gerichtsstand oder den Gerichtsstand deı 
Niederlassung hat, erhoben werden. 

(Fortsetzung folgt Seite 802) 
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Ülbergangsvorfchriften Art. 206-210 


Mutter einen Beiftand zugeordnet, fo gilt die Anordnung des Vaters 
vondem Äntrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an als An- 
ordnung der Beitellung eines Beiftandes für die Mutter im Sinne 
des Bürgerlichen Gejegbudhs. 

Art. 206. Iſt auf Grund der bisherigen Geſetze eine Che ge: 
idieden oder infolge der Todeserflärung eines Der Ehegatten aufgelsft 
oder iſt auf Trennung der Ehegatten von Tiih und Wett erfannt wor- 
den, jo beitimmen fih das Recht und die Pflicht der Eltern, für die 
Perſon der gemeinichaftlihen Kinder zu jorgen, nach den bisherigen 
Geſetzen; *°) die Vorſchriften des 8 1635 Abſ. 1 Satz 2, Ubi. 2 und des 
& 1636 des Bürgerlien Geſetzbuchs finden jedoch Anwendung. 

Art. 207. Inwieweit die Kinder aus einer vor dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs geichlofienen nichtigen oder ungül⸗ 
tigen Ehe als ehelihe Kinder anzujehen find und inwieweit der Bater 
und die Mutter die Pflichten und Rechte eheliher Eltern haben, be- 
ftimmt fih nad) den bisherigen Gejeßen. 

Art. 208. Die rechtlihe Stellung eines vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs geborenen unehelihen Kindes beitimmt fidh 
von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an nad 
deilen Boriehriften; ”°) für die Erforfhung der Vaterſchaft,“) für das 
Recht des Kindes, den Familiennamen des Vaters zu führen, fowie für 
die Unterhaltspfliht Des Baters '?) bleiben jedoch die bisherigen 
Geſetze maßgebend. 

Snwicweit einem vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejeh- 
buchs außerehelich erzeugten Kinde aus einem bejonderenGrunde, 
insbefondere wegen Erzeugung im Brautftande, die rechtliche 
Stellung eines ehbeliden Kindes zulommt und inwieweit der Vater 
und die Mutter eines folden Kindes die Pflichten und Rechte ehe- 
liher Eltern haben, beitimmt fi) nad den bisherigen Geſetzen. 

Die Vorihriften des Abi. 1 gelten auch für ein nad) den fran- 
zöſiſchen oder den badijhen Geſetzen anerfanntes Rind. 

Urt. 209. Inwieweit ein vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs Iegitimiertes oder an Kindesitatt angenommenes Kind die 
rechtliche Stellung eines ehelihen Kindes hat und inwieweit der 
Tater und die Mutter die Pflichten und Redte ehbeliher Eltern 
haben, beitimmt ih nad) den bisherigen Gejegen.’°) 

Art. 210. Auf eine zur Zeit des Inkrafttretens Des Bürgerlichen 
Geſegzbuchs beitehende Vormundſchaft oder Pflegſchaft finden von diejer 
Zeit an die Vorfhriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. Sit 
die Vormundſchaft wegen eines förperlihen Gebrechens ange- 
ordnet, jo gilt fie als eine nad) $ 1910 Abſ. 1 des Bürgerlichen Gejek- 
buchs angeorvnete Pflegihaft. St die Vormundſchaft wegen 
Geiſtesſchwäche angeordnet, ohne daß eine Entmündigung 
erfolgt ift, jo gilt fie als eine nah $ 1910 Abf. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs für die Bermögensangelegenheiten des Geiltes- 
ſchwachen angeordnete Pflegihaft. 
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Erläuterungen 


Art.212 7%) vgl. die Noten und Anhänge zu 8 1807 Nr. 24, insbejondere 
pe: 48 zu 8 1807 und die dort —e Iandesgefehlichen Ber: 
riften. 
Art. 213 75) Für die erbrechtlichen Berhältniffe, d. 5. jowohl in bezug auf die 
ragen des materiellen Erbrechts wie.in bezug auf Das Berfahren in Nadjlap- 
achen gilt folgendes: 

A. Wenn der Erblafier vor 1. Januar 1900 geftorben ijt, oder wenn er 
zwar unter Herrichaft des BGB. für „tot erflärt“, Todestag aber hierbei 
auf einen Tag por dem 1. Januar 1900 —E iſt, find die — 
des früheren Rechts anzuwenden. Dies gilt insbeſondere für: Die geſetzliche 
Erbfolge und das Pflidtteilsredht der Verwandten und des Ehe: 

atten, die irfungen eines Teftaments oder Ehevertrags, 

ie Annahme und Ausjhlagung ber Erbidaft, die Haftung des 

Erben für die Nahlakverbindlidfeiten, das Verhältnis der 

Miterben zueinander, ihre Ausaleihungsplliht wegen Der 

bei Lebzeiten des Erblaſſers erhaltenen , Sovempfänge Die Yuseinander: 

— unter Miterben ſowohl —2— des „Berfahrens“ wie Hin 

lid) der „Art und Weife der Teilung“, die rechtliche Stellung eines 

eftamentspvollftreders, die Eyölinung und Berfündung 

der Teitamente und Crbverträge, die Ertei und von Erbiheinen, Den 

Erwerb von Bermädtniflen, unter Umftänden aud (3. 8. in 

Preußen) für einen unter der Herrihaft des neuen Rechtes abge 

ſchloſſenen Erbihaftstauf betr. eine dem verlaufenden Crben vor 

1. Januar 1900 angefallene Erbſchaft. In allen voritehenden Be: 

stehungen ift altes Net anzuwenden, ſoweit nit die verichtedenen landes- 

geſeglichen pergangsvoriäriften zum BGB. in einzelnen Punkten etwas 
anderes beitimmen. 


B. Wenn der Erblafier nad) dem 31. Dezember 1889 geitorben ilt, find für 
die „erbredtlihden Berhältnijfe“ („materielles Recht“ umd 
„Berfahren“) die BVorfhriften des BEE. und feine Nebengeiege (RFG. 
ufw.) maßgebend. Dies gilt insbejondere in den unter A einzeln bervorge: 
bobenen Beziehungen, namentlih au gür die „Wirkungen“ der Tefta- 
mente und Erbverträge, ſelbſt wenn fie vor 1. Januar 1900 
errichtet find (3. 8. betr. ihre Anfehtung wegen Irrtums, wegen 
eines nachgeborenen Pfligtteilsberechtigten ufw. 88 2078 ff., ferner betr. Die 
dur S 2077 angeordnete Unwirtjamleit, ferner betr. die Wirkungen der Cin: 
fegung eines Nacher ben“ ujw.). Auch die Yus Leigungs flicht 
unter mehreren Miterben wegen der bei Lebzeiten des Erblaſſers von 
im erhaltenen „Borempfänge“ ilt bet den unter Herrihaftdes BGB. 
eingetretenen Todesfällen gemäß BGB. zu teilen, Jelbit wenn 
die „Borempfänge vor 1. Sanuar 1900 ftattgefunden haben. 
Dastelbe gilt Fi: die Berüdfichtigung ſolcher Vorempfänge“ bei Berechnung 
des Pflihtteils. — Der voritehende Grundſatz, dag allen unter der 

richaft des BGB. eingetvetenen Todesfällen die „„rbredtlihen Ver: 
ältniffe" nah dem neuen Rechte beurteilt werben, ift jedoch einge: 
ſchränkt: a) durch die Vorſchriften der Art. 214-217, — b) dur Art. 200 Abt 1 
Sat 2, wonach, wenn ein egatte,der ih vor 1. Januar 1900 ver: 
heiratet Hatte, nah dem 31. Degember 1889 ftirbt, Die „erbredt: 
liden Wirtungen des eheliden Güterſtandes“ fih nad 
frühberem Rechte beitimmen, joweit nicht diefes frühere R in 
den die „Überleitung“ der ehelichen Güterftände regelnden 
Zandesgejegen geändert ilt (vgl. Note 60 zu Art. 200 und den dort 
in beius genommenen Anhang 1 zu 8 1363), — 9 unter Umſtänden auch durch 
die Art. 207—209, indem für die „geſetzliche Erbfolge“ bei einem 
nad 31. Deyember 1899 eingetretenen Todesfalle das Lrühere Recht inſo⸗ 
fern maßgebend ſein kann, als danach ein Kind als „eheliches“ und folg- 
—2 AIbberechtist zu gelten hat, das nach BGB. als „unehe 
ihes“ gilt. 
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Die bisherigen Bormünder und Pfleger bleiben im 
Amte Das gleide gilt im Geltungsbereihe der preußiſchen 
Bormundihaftsordnung vom 5. Juli 1875 für den Familienrat 
und deſſen Mitglieder. Ein Gegenvormundiitzuentlaffen, 
wenn nad) den Vorihriften des Bürgerlihen Geſetzbuchs ein Gegenvor- 
mund nicht zu beitellen jein würde. 


Art. 211. Die nad) den franzöfiihen oder den badiſchen Gejegen 
für einen Geiftesshwaden angeordnete Beitellung eines Beiltandes v e r- 
liert mit dem Ablaufe von ſechs Monaten nad) dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Gejeßbuhs ihre Wirkung. 

Art. 212. In Kraft bleiben die Iandesgejehlihden Vorſchriften, 
nach welden gewiſſe Wertpapiere zur Anlegung von Mündelgeld für 
geeignet erflärt jind.’*) 

Art. 213. Für die erbrechtlichen Verhältniſſe bleiben, wenn der 
Erblafier vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuchs geftorben 
iit, die bisherigen Gefetze maßgebend.) Dies gilt insbefondere 
auh von den Borihriften über das erbihaftlide Liquida- 
tionsverfahren. 


Art. 214. Die vor dem Anktrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs erfolgte Errichtung oder Aufhebung einer Verfügung von 
Todeswegen wird nah den bisherigen Gejegen beurteilt, aud 
wenn der Erblafjernadh dem Inkrafttreten des Bürger: 
lihen Gejegbuds jtirbt.'‘) 

Das gleiche gilt für die Bindung des Erblafjers bei einem Erb- 
vertrag oder einem gemeinjhaftliden Teftamente, ſofern der Erbvertrag 
oder das Teitament vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs errichtet worden ijt.”‘) 

Art. 215. Wer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs die Fähigkeit zur Erridtung einer Verfügung von Todeswegen 
erlangt und eine folde Berfügung errichtet hat, behält 
die Fähigkeit, aud wenn er das nad) dem Bürgerlichen Gejegbud 
erforderliche Alter noch nicht erreicht hat. 

Die Vorſchriften des 8 2230 des Bürgerlihen Geſetzbuchs finden 
auf ein Teftament Anwendung, das einnah dem Inkrafttreten 
des Bürgerlien Geſetzbuchs geitorbener Erblajler vor diejem 
Zeitpunftt erridtet hat. 

Art. 216. Die Iandesgejetlihen Boricriften, nad) welchen Mit- 
glieder gewiller ritterjchaftlicher Familien bei der Ordnung der Erbfolge 
in ihren Nachlaß durch das Pflichtteilsrecht nicht beſchränkt ſind, bleiben 
in Anſehung derjenigen Familien in Kraft, welchen dieſes Recht zur 
zZeitdes Inkrafttretens des Bürgerlihen Geſetzbuchs zuiteht.‘*) 

Art. 217. Die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs erfolgte Errihtung eines Erbverzidtsvertrags jowie die 
Wirkungen eines jolhen Vertrags bejtimmen fih nad den bisheri- 
gen Gejegen.'”) 
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J Art. 211-217 





EL u SCH rn 
Erläuterungen » 


C. Landesgeſetzliche Übergangsvoricriften betr. die erbrechtlichen Ver⸗ 
pältnifie enthalten 3. 8. das Bayeriſche libergangsgejeg vom 9. Juni 1899 
rt. 33, 36, 52, 142—146, WAS. Art. 92, Sicht Gejet vom 15. 6. 100 $ 127. 
Art. 214 6) Es iſt alfo, wenn der Erblaſſer nad dem 31. Dezember 18% 
ftirbt, die formelle Gültigkeit (im Gegenſatze zu den Note 75 unter B 
behandelten „Wirktungen“) eines vor dem 1. Januar 1900 errichteten Tefte: 
ments (Exbuertrags) owie die Frage, ob der Teltator die Teitierfähigleit, 3. 2. 
das erforderliche Lebensalter, beſaß, nad dem früheren Rechte zu beurteilen. 
Das Teitament ne) iſt „ungültig“, wenn es nah [rüherem Rechte 
„ungültig“ tft, jelbit wenn es nad) 8. gültig wäre — Ein vor 
1. Sanuar 1%00 nah altem Rechte gültig errichtetes Kodizill bleibt gun 
aud) wenn der Erblajier nad 31. Dezember 1899 ſtirbt, obgleid) das BGB. 
„Kodizille" als eine —— Art der „Verfügungen von Todeswegen“ nidt 
tennt. Umgekehrt müjlen Kodizille, die in einem vor 1. Januar 1900 
errichteten tamente „norbehalten“ waren, wenn fie nad 31. De: 
jember 1899 errichtet werden, in allen Beziehungen den Anforderungen des 
B. an „Teſta mente“ genügen. Der „Borbehalt” iſt nicht geeignet, die 
weitere Anwendung des alten Rechtes zu rehtfertigen. — Die Eröff— 
nung und Berfündung“ der Teitamente (Erbverträge) fällt nicht 
unter Art. 214; diele erfolgen daher, falls der Erblaffer nad) 31. Dezember 
1899 jtirbt, aud) bei den voor 1. Januar 1900 errichteten Teitamenten und Erb- 
verträgen, gemäß den Voriehriften des BGB. (88 2259-2263). — Ob und 
inwieweit die „Auslegung“ der vor dem 1. Januar 1900 errichteten 
Teſtamente (Erbverträge), wenn der Erblaffer n a 31. Dezember 1899 Ytirbt, 
nah den „Auslegungsvorfäriften“ des [rüheren Redts oder 
nad) denen des BGB. zu erfolgen habe, ift ftreitig. 
77) Die „Bindung“ des Erblafiers, d. 5. fein Recht, einen vor dem 
1. Januar 1%00 errichteten Erbvertrag, ein vor 1. Januar 1900 errichtetes 
gemeinihaftlides Teitament nach dem 31. Dezember 1899 zu widerrufen uſw. 
weitere (abweichende) Verfügungen von Todeswegen zu treffen, bei Lebzeiten 
Schenkungen der 8 2287 bezeidyneten Art maden oder Derfägun en der 
e 2288 bezeichneten Art zu treffen, beftimmt ih nah Trüherem eihte. Cs 
ann aljo 3. B. in Preußen (im Rechtsgebiete des Allgemeinen Landrechts) 
ein vor 1. Januar 10 von Chegatten errichtetes wechſelſeitiges 
torrejpettives Teftament“ (vgl. Note 18 zu $ 2270) au jet noch, 
fo lange beide Ehegatten leben, vn jedem Ehegatten ein: 
jeitig Durch ein neues Teftament (Erbvertra wider: 
rufen werden, während bei einem ſolchen unter der Herrihaft des BGB. 
errichteten Teitamente der „Widerruf“ nur durch eine gerihtlicdh oder 
notariell beurfundete, gegenüber dem anderen Ehegatten 
abzugebende Erflärung erfolgen tönnte (88 2271 Abſ. 1, 2296). 
Art. 216 8) vgl. die preußiſche Verordnung vom 21. Januar 1837 betr. Die 
autonomtjche Sutzeffions- fugnis der Rheiniſchen Nitterihaft uſw. 
le ich viel ob der Erblajler vor oder nad dem Inkrafttreten 


Art. 217 9 g 
des BGB. gejtorben ift. 





(Fortsetzung von Seite 798) 


$ 872. In Ansehung der Befrledigung aus dem zurückbehaltenen 
Gegenstande gilt zu Gunsten des Gläubigers der Schuldner, sofern er bei dem 
Besitzerwerbe des Gläubigers der Eigenttimer des Gegenstandes war, auch weiter als 
Eigentümer, sofern nicht der Gläubiger weiss. dass der Schuldner nicht mehr 
Eigentümer ist. 

Erwirbt ein Dritter nach dem Besitzerwerbe des Gläubigers von dem 
Schuldner das Eigentum, so muss er ein rechtskräftiges Urteil, dus in einem zwischen 
dem Gläubiger und dem Schuldner wegen Gestattung der Befriedigung geführten 
Rechtsstreit ergangen ist, gegen sich gelten lassen, sofern nicht der Gläubiger bei dem 
Eintritte der Rechtshängigkeit gewusst hat, dass der Schuldner nicht mehr Eigen- 


tümer war. 
(Fortsetzung folgt Seite 808) 
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Übergangsvorſchriften Art. 218 


Das gleiche gilt von einem vor dem Anfrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchloſſenen WVertrage, Durch den ein Erbver- 
zichtsvertrag aufgehoben worden it. 

Art. 218. Soweit nad) den Vorſchriften diefes Abſchnitts die bis- 
herigen Zandesgejege maßgebend bleiben, fönnen fie nad dem In— 
frajttreten des Bürgerlihen Gejegbudhs durch Landesgeſetz auch 
geändert werden. 


Urkundlich unter Unjerer Höchiteigenhändigen Unterſchrift und 
beigedrudtem Kaijerlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 18. Auguft 1896. 


Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


(L. 8.) 


(Fortsetzung von Seite 802 
Zweiter Abschnitt. Handelskauf. j 


= 3753. Ist der Käufer mit der Annahme der Ware im Verzuge, so 
kann der Verkäufer die Ware auf Gefahr und Kosten des Käufers in einem öffent- 
lichen Lagerhaus oder sonst in sicherer Weise hinterlegen. 

Er ist ferner befugt, nach vorgängiger Androhung die Ware öffentlich 
versteigern zu lassen; er kann, wenn die Ware einen Börsen- oder Marktpreis 
bat, nach vorgkngiger Androhung den Verkauf auch aus freier Hand durch einen 
»u solchen Verkäufen öffentlich ermächtigten Handelsmäkler oder durch eine zur 
öffentlichen Versteigerung befugte Person zum laufenden Preise bewirken. Ist die 
Ware dem Varderb ausgesetzt und Gefahr im Verzuge, an bedarf os der vor- 
gängigen Androhung nicht; dasselbe gilt, wenn die Androhung aus anderen 
'rüinden untunlich ist. 

Der Selbsthilfeverkanuf erfolgt für Barnnang des sliumigen Käufers. 

m E Verkänfer und der Käufer können bei der öffentlichen Versteigerung 
INbDleten, 

Im Falle der öffentlichen Versteigerung hat der Verkäufer den Käufer von der 
Zeit und dem Orte der Versteigerung vorher zu benachrichtigen; von dem voll- 
sögenen Verkaufe hat er bei jeder Art des Verkaufs dem Käufer unverzüglich 
Nachricht zu geben. Im Falle der Unterlassung ist er zum Schadensersatze ver- 
pfliehtet, Die a ergehen dürfen unterbleiben, wenn sie untnnlich sind. 

5; #74. Durch die Vorschriften des 5 373 werden die Befugnisse nicht bertihrt, 
welche dem Verkäufer nach dem Bürgerlichen Gesetzbuche zustehen, wenn der 
Käufer im Verzuge der Annahme ist. 








(Fortsetzung folgt Seite 504) 
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⸗ (Fortsetzung von Selte 808) 


8 875. Ist bei dem Kaufe einer beweglichen Sache dem Käufer die nähere 
Bestimmung tber Form, Mass oder ähnliche Verhältnisse vorbehalten, 
so ist der Käufer verpflichtet, die vorbehaltene Bestimmung zu treffen. 

Ist der Käufer mit der Erfüllung dieser Verpflichtung im Verzuge. so kann der 
Verkäufer die Bestimmung statt des Käufers vornehmen oder gemäss $ 326 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs Schadensersatz wegen Nichterfüllung fordern oder vom Vertrage 
zurücktreten. Im ersteren Falle hat der Verkäufer die von ihm getroffene Bestimmung 
dem Käufer mitzuteilen und ihm zugleich eine angemessene Frist zur Vornahme einer 
anderweitigen Bestimmung zu setzen, Wird eine solche innerhalb der Frist von dem 
Kiufer nicht vorgenommen, so ist die von dem Verkäufer getroffene Bestimmung mass- 

ebend. 
E 8 376. Ist bedungen, dass die Leistung des einen Teiles genau zu einer 
festbestimmten Zeit oder innerhalb einer festbestimmten Frist bewirkt 
werden soll, so kann der andere Teil, wenn die Leistung nicht zu der bestimmten Zeit 
. oder nicht innerhalb der bestimmten Frist erfolgt, von dem Vertrage zurücktreten 

oder, falls der Schuldner im Verzug ist, statt der Erfüllung Schadensersatz 
wegen Nichterftillung verlangen. Erfüllung kann er nur beanspruchen, wenn 
er sofort nach dem Ablaufe der Zeit oder der Frist dem Gegner anzeigt, dass er auf 
Erfüllung bestehe. 

Wird Schadensersatz wegen Nichterfüllung verlangt und hat die Ware einen 
. Börsen- oder Marktpreis, so kann der Unterschied des Kaufpreises und des 
Börsen. oder Marktpreises zurzeit und am Ort der geschuldeten Leistung gefordert 
werden. 

Das Ergebnis eines anderweit vorgenommenen Verkaufs oder Kaufes kann. falls 
die Ware einen Börsen- oder Marktpreis hat, dem Ersatzanspruche nur zu Grunde gelegt 
worden, wenn der Verkauf oder Kauf sofort nach dem Ablaufe der bedungenen Leistungs- 
zeit oder Leistungsfrist bewirkt ist. Der Verkauf oder Kauf muss. wenn er nicht in 
öffentlicher Versteigerung geschieht, durch einen zu solchen Verkliufen oder Küufen 
öffentlich ermächtigten Handelsmäkler oder eine zur öffentlichen Versteigerung befugte 
Person zum laufenden Preise erfolgen. 

Auf den Verkauf mittelst Öffentlicher Versteigerung findet die Vorschrift des 
8 373 Abs.4 Anwendung. Von dem Verkauf oder Kaufe hat der Gläubiger den Schuldner 
unverzüglich zu benachrichtigen; im Falle der Unterlassung ist er zum Schadensersatze 
verpflichtet. 

8 377. Ist der Kauf für beide Teile ein Handelsgeschäft, so hat der 
Käufer die Ware unverztiglich nach der Ablieferung durch den Verkäufer, 
soweit dies nach ordnungsmüssigem Geschäftsgange tunlich ist, zu untersuchen und, 
wenn Sich ein Mangel zeigt, dem Verkäufer unverzüglich Anzeige zu machen. 

Unterlässt der Käufer die Anzeige, so gilt die Ware als genehmigt, es sei 
denn, dass es sich um einen Mangel handelt, der bei der Untersuchung nichi erkenn- 

ar war. 

Zeigt sich später ein solcher Mangel, so muss die Anzeige unver- 
zsüglich nach der Entdeckung gemacht werden; anderenfalls gilt die Ware auch 
in Ansehung dioses Mangels als genehmigt. 

Zur Erhaltung der Rechte des Käufers genügt die rechtzeitige Absendung 
der Anzeige. 

Hat der Verkäufer den Mangel arglistig verschwiegen, so kann er sich auf 
diese Vorschriften nicht berufen. 

8 378. Die Vorschriften des 7 finden aueh dann Anwendung, wenn 
eine andere als die bedungene Ware oder eine andere als die bedungene 
Menge von Waren geliefert ist, sofern die gelieferte Ware nicht offensichtlich von der 
Bestellung so erheblich abweicht, dass der Verkäufer die Genehmigung des Käufers als 
ausgeschlossen betrachten musste. 

& 879. Ist der Kauf für beide Teile ein Handelsgesehäft, so ist der 
Käufer, wenn er die ihm von einem anderen Orte übersendete Ware beanstandet, 
verpflichtet, für ihre einstweilige Aufbewahrung zu sorgen. 

Er kann die Ware, wenn sie dem Verderb ausgesetzt und Gefahr im Verzug 
ist, unter Beobachtung der Vorschriften des $ 373 verkaufen lassen. 

$ 380. Ist der Kaufpreis nach dem Gewichte der Ware zu be- 
rechnen, so kommt das Gewicht der Verpackung (Taragewicht) in Abzug, wenn 
nicht aus dem Vertrag oder dem Handelsgebrauche des Ortes, an welchem der Ver- 
käufer zu erfüllen hat, sich ein andores ergibt. 

Ob und in welcher Höhe das Taragewicht nach einem bestimmten Ansatz oder 
Verhältnisse statt nach genauer Ausmittelung abzuziehen ist, sowie. ob und wieviel als 
Gutgewicht zu Gunsten des Käufers zu berechnen ist oder als Vergütung für schadhafte 
oder unbrauchbare Teile (Refaktie) gefordert werden kann, bestimmt sich nach dem 
Kertrag oder dem Handelsgebrauche des Ortes, an welchem der Verkäufer zu er- 
füllen hat. 

8 381. Die in diesem Abschnitte für den Kauf von Waren getroffenen Vor- 
schriften gelten auch für den Kauf von Wertpapieren. 

Sie finden auch Anwendung, wenn aus einem von dem Unternehmer zu 
beschaffenden Stoffe eine nicht vertretbare bewegliche Sache her- 
zustellen ist. 

$ 382%. Die Vorschriften der 88 481 bis 49% des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
über die Gewährleistung bei Viehmängeln werden durch die Vorschriften dieses 
Abschnitts nicht berührt. 
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Geburt, Leibesfrucht Entmündigung — Wohnfit Anhang 


Anhang. 


Anhang 2 zu ! Die Freititellung, wann die Geburt vollendet jei, iit gu 
Sache der Medizin. ölliger Austritt aus dem Mutterleib ijt nötig, aber nidjt $ 
Loſung ber Nabelſchnur, aud) nicht, daß das Kind „die vier Wände beſchrieen 
hat“ ulw. — Nur der lebend Geborene it „rechtsfähig“; Der Yeitftellung der 
Vebensjfähigteit oder eines gewiſſen Reifegrades bedarf es nit. 
— „Bor jertiger Geburt geitorben, nichts vererbt, weil nichts erworben“ (C). 
Das Gejeh behält jedoch der bereits empfangenen“, aber nod nicht geborenen 
Leibesfrucht, wie es fie unter den Schuß bes Sis {ür den jtellt (Strafbarteit 
der Abtreibung), auf dem Gebiete ne — — ür den Fall, daß ſie dem— 
nächſt lebend geboren wird, „gewijje“ 2.0 vor, 3. B. wenn der Water 
eines Kindes vor deſſen urt getötet wird, jo hat das zur Zeit * an 
bereits erze bemnädjt lebend geborene Kind einen nserjaßa Re 
gegen ben ul (digen (& 844). Wer zur Zeit eines Erbfalles noch Be ebte, 
aber bereits erjeugt war, gilt als vor dem Erbfalle geboren ($ 1923) und tritt 
nad; erfolgter Geburt in jein Erbredit ein, und ähnliche Fülle. Zur Wahrung 
= r künftigen Rechte einer Leibesfrucht iſt ihr, wenn nötig, ein Pfleger 

stellen (vgl. S 1912 nebſt Anhängen). Die Frage, ob ein Menſch zur Zeit 
abe vor jeiner Geburt liegenden Ereigniſſes (Tod des Vaters oder anderen 
Erblaſſers) bereits mpfangen“, erzeugt war, entſcheiden 88 1592, 1717 
(Empjängniszeit). 


Anhang 9 zu $ 6: vgl. E. 8, 155, 156. — Das Berfahren in Entmün: Zu 
J— —— 88 645 Nr * ff. 3BD,, insbejondere, wer zur Stellung $ 6 
* Antrag ereditig t iR ( er Berwandte, geſetzlicher Vertreter; — 

„Beiltestrantheit” und , tesſchwäche“ auch der taatsanwalt; — bei 
ee aud die Gemeinde, der Armenverbaud). Der gejund gewordene 
Geifteskrante, der gebeflerte Verſchwender und Trinker tönnen Die nal; 
hebung der Entmündigung beantragen. — Der wegen „Geijtesfrant 
Entmündigte iſt ge iteht aljo einem Kinde unter fieben Ja u 
gleich (5 104). Die wegen „Geijtesihwäde", „Verſch ——— und ‚Trunf- 
ſucht“ Entmündigten find — geichäftsfähig, var aljo einem Minder: 
jährigen zwiſchen 7 und 21 Jahren glei (SS 114, 106 fi); die „Eideszu- 
hiebung“ an fie im Prozeſſe “ft unter Umijta nden zuläffi S 473 RO. - 

Von der Bormundichaft über entmündigte „Bolljährige“ Enkera 8 1896 1 

(„vorläufige Bormundidajt“ nad) Stellung des Antrags au mal 
digung 88 1906 f.). Wenn einChbemannentmündigt üt, fann er auj 
Untrag rau der ihm nad) dem „eheliden Güterredte" zuſtehenden 
—— uetıte für verlujtig erklärt werden (S$ 1418 Wr. 3, 1465 Wr. 4). 


Anhang 13 zu 8 7: ger 157. — Der Wohnfit hat hauptjädhlih Be: Zu 
deutung” für das Zivil— un Straf progehreit (berichtsitand). vgl. De $ 7 
weiter unten mitgeteilten f ; der ZPO. — Yuf dem Gebiete des Privat: 
— kommt der ‚Mohn ih“ in Betracht, 3. B. bei der Beitimmung des 

Seiftungsortes", d. des Ortes, wo Zahlungen oder ſonſtige 
Veiftungen zu bewirken find (8 269, 270), für die Frage, ob in gewillen 
Fällen ausländiihes Nedt von deutichen Gerichten anzuwenden iſt 
(E. Aff.) ujw. — Zur „Begründung“ des Wohnſitzes wird zweierlei 
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Anhang Wohnſitz — Namenrecht 


eriorbent: daß die Perfon an einem Ort ihren Aufenthalt nimmt und die 
Abſicht hat, an diefem Drte ftändig zu yiei en. Ob dieje Abficht, der 
fogen. „Domizilwille“, vorliegt, iſt u ven Umftänden des alles zu beur- 
teilen. Die mftänbe müllen den ertigen, daß der gewählte 
Aufenthaltsort auf die Dauer den giktelpu der Verhal ini e und der 
Tätigkeit der Perjon bildet. Nicht —S Ki —— bie Kor, das 


Niederlajlungsverhältnis „für alle Zeiten“ be ht „un: 
a oe hen „anent Ites iſt nit en der Mobnfih fann an 
einem Orte in, an dem die Perjon zegelmä tg nur zeitweiſe 


anweſend ift, & vu "eihäfteretiende die den größten Teil Jahres unter- 
wegs fi find, — Studenten haben nur unter bejonderen a ihren „Wohn: 
am Univerfitätsorte. — Gin Streafgefangener behält feinen früheren 
ohnſitz, bis er 8 der Entlaſſung einen anderen begründet. — Sm Gegen: 
en zum „Wohn ji” in dem hier beſchriebenen rehtlicdhen Sinne bedeutet 
an ort“ (Au sang“ kin den Ort, wo jemand a wohn, 3* 
meift a auch der „Woh Mi, fein wird, aber nicht zu fein brau om „W 
ort“ Ipriht > 8 1 Der „Dienjtlide —E eines denen 
bra Y nie fein > Rohnfik“ im Sinne des 8 7 zu fein. Ein Profeffor der 
Univerfität Berlin bat in Berlin Ieinen , dien lien Mohnfig“, während er 
feinen „Wohnfig“ im Sinne des 8 7 und ivil- und trafpro Bordnung 
in Charlottenburg haben fann. — Aud ber fallen (Dt Gekh bnke braucht 
nicht mit dem in 2,7 bezeichneten zufammenzufallen le vom 6. Juni 
1870 über den Unterftüßungswohnit). — Aus der Aero kenn inter: 


ellieren: 
$ 12. Das Geridt, bei welchem eine Perjon ihren elgemeinen 
——— hat, iſt für alle ‚gegen dDiejelbe zu erhebenden K agen zu- 
and Bel ofern ni Nee eine Klage ein aus hliekliher ichts⸗ 
— — beiteht (3. 8. für Hypothefen-Klagen das Gericht der belegenen 


$ 13. Der allgemeine Gerichtsſtand (vgl. 8 12) einer Lerſon 
wird den Sohr & (im Sinne der 55 7 1. BOB.) beftimm 
8 16. Der allgemeine Geridtsitand einer Perjon, weiße feinen 
Wohnfig hat, wird durch den Aufenthaltsort im Deutihen Rei und, 
beien ein folcher nit betannt ift, durch den Ichten Wohnfig 
mm 


Einen geſetzlichen Wohnſitz beitimmen die SS 9—11 für die dafelbit 
nannten Verjonen; dieje Haben und behalten den De Ibſt | neten Woh i6 

ohne und jogar gegen ihren Willen, während ont mod © 7 der „Wille 
r den Wohnſitz enticheidet. Hernor ben Ei ba | ernach Beamte, Bi” 
\ he nidt „Militärperjonen“ find (vgl. $ 9 mit Note 16), feinen „geieb- 
lichen Wohnſitz“ im Sinne des Privatre bt "und Zivilprozeſſes haben ſondern 
lediglich den „gewollten” gemäß $ 7; allerdings können fie im Dienitauffigt- 
e verhindert werden, einen anderen als ihren „dienſtlichen Wohnfig“ zu 
nel (vgl. obiges Beifpiel vom kn „rojefi or in eyarlotten urg). — 
Preu he n iſt noch zu bemerken ndeverhältnis nad ING. 
rt 14 8 1 Abt. 4 für ji allein nen — des nbes nidt be 
gründet, jondern nur dann, wenn das Gefinde zugleich den len bat, am 
ienitorte ſtändig zu bleiben“ (in dem oben_ erörterten — Für 

minderjähriges Geſinde kommen hierbei SS 8, 113 in Betra 


ge 22 zu 8 12: Der Schuß des Aamenreites ‚ie eine Neuerun 

iR des BGB. gegenüber tem früheren Rechte. Grüber 8 gab das Geleh nur in 
einzelnen Besiehungen S Hut des Namens, 3. der Ned im Handelsrechte; 
ferner Geſ. zum Schuß der Warenbezeiinungen, Gef. zur Belämpfung des un: 
lauteren Sibewerbes. Diele, „Sondergelege“ bleiben von 8 12 8. unbe: 
rührt. 8 12 gewährt aber einen allgemeinen Namenſchutz. Geſchützt 

wird danad) jedes durch den unbefugten Gebraud) des Namens verlette 
anterelle bes Berechtigten, niht blop ein Bermögens- nhnerelk. Das 
Intereſſe fann darin beitehen, daß dem Beredtigten nicht infolge des Miß— 
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brauchs ſeines Namens und einer dadurch herbeigeführten Verwechſlung der 
Perſon das Verhalten, die Handlungen eines anderen zugerechnet werden, da 
nicht ein anderer durch Anmaßung Familiennamens ſich den Anſchein der 
Zugehörig teit, ‚au Familie des Berechtigten gebe. Das Intereſſe kann aud) ein 
‚Re 1a ü “ fein, joweit es nicht on —A ne etze sein ift 

fies Mufttinftitut, Leverſonſches hefrau Müller, 
. on ihrem Ehemanne getrennt lebt, fann gegen räulein Lehmann, die 
Konfubine ihres Denannee die fi gören Müller“ nennt und nennen Tat, 
auf Erklärung, daß fie nicht Frau Müller jet, und auf Unterlaljung der 
Sührung diefes Namens Hogan. Führung und Übergang der Adelsprädikate | 
werden Dur das BGB. nicht berührt; hierfür bleibt das öffent Lie R ai | 
der Einzelſtaaten maßgebend. N re u en Dat das „Heroldsamt“ gewi 
Sit ie echtliche Befugniſſe. Über d Läffigfeit von Namensänderun 


öffentli 
und die hierfür zuftändigen Beh een komie w Strafen für unzuläffige 


Namensänderun ng ‚enthalten die Landesgejete der Einzelitaaten 

ſchriften. — Die \haft nimmt an, daß der Namenſchutz des $ 12 aud) f ir 

——— Perſonen insbeſondere für Vereine, gilt, Ve Ar 
n 


Sonde del 6 t 
währen y ee (Harı j ee enfenjäc tage, ulm, — Bis 


150 Markt oder Ha "sis 6 — u „ —— eine Sr 
wenn er es nit einem uftänbigen Beamten gegenüber tut), ferner wer fi 
eines ihm nicht zulommenden Namens einem zuitändigen Beamtengegen: 
über bedient. Wer fih aljo in einer Privatgefellibaft als — Dot teut, 
FINN er Müller bei ang m a trafbar, 5 fern nit etwa wel ei) 
nd des Betrugs oder ber undenfal ung vorliegt t im Tomen, 
reht Verletzte kann — ng“ Beeinträchtigung fordern (3. 8. 
Beleitigung des Sch "Penfionat —— unter Umſtänden eine 
Stienttiche Erflärung), nperdem natürlich „SH adenerfag“, wenn die 
ausjegungen des 823 vorliegen. — a angenommene Künftler-, Schrift: 
jteller- ujw. Namen (Pſeudonyme) find durch 8 12 nicht geſchützt. 


Anhang 1 zu 8 21: Juriſtiſche Berjonen — Bereine — Gejellichaften — Zu 
Stiftungen. 5 21 
I. Das Wort juriftiige Perjon hat für den Laien meift etwas Rätſel⸗ 
baftes, Dunfles. Die wiſſenſchaftlichen Darftellungen des mit dem Worte be: 
zeichneten Begriffs zeigen lebhaften Streit. Der ſachliche Gehalt des Begriffs 
aber ift ein höchſt einfacher und in feinen Hauptzügen bereits dem letzten 
Schüler der legten Klajle einer Volksſchule geläufig. Der jüngfte Schultnabe 
weiß oder vielmehr fühlt kraft des ihm eingeborenen und, jobald er in die 
Säule eintritt, alfo Mitglied einer Gemeinſchaft“ wird, ſich fchnell 
entwidelnden Rechtsbewußtſeins, daß die für feine Klaſſe“ zur feier der 
Schulfeſte angeihafften Fähnchen und bunten PBapierlampen, zu deren Inſtand⸗ 
Baltung, Ausrüftung mit Lichten, Vermehrung ufw. jeder Knabe der Klaffe 
bei jedem Schulfeſt 10 Pfg. „beitragen“ muß und deren Aufbewahrung, Ber: 
teilung ufw. durch Schüler („Vertreter der Klaſſe) geihieht, nicht 
Eigentum der gerade zu der Klaſſe gehörenden einzelnen Anaben find, 
ſondern der „Rlajje“ als [older gehören. Wehe dem Schüler-Zahrgang, 
der diefen Schatz der „Klaſſe“ nicht unverjehrt dem nächſten Jahrgang über: 
liefert! Die Anaben würden dies allgemein als Rechtsverletzung empfinden. 
Diefe bereits dem Kinde geläufigen Rechtsuorjtellungen, dab die „Klaſſe“ 
etwasanderes iſt als die „Summe“ der einzelnen Schüler, daß die „Alaffe“ 
als ſolche Eigentum habe und über diefes Eigentum durd) „Vertreter“ 
verfüge, enthalten die Elemente des Redtsbegrifis „juriftiihe Perfon“, womit 
natürli nit gejagt fein foll, daß eine Schulklaſſe auch vom Geje als 
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Noch „juriftiihe Perfon“ anzuertennen ift; begrifflih würde dem nidts entgegen: 
a jtehen, nur das für den Gefehgeber Ausihlag gebende praftiihde Bedürfnis 
8 21 yazu fehlt. 
II. Nach dem Gejagten wird folgendes klar fein: 


Es gibt gewiffe Vereinigungen von Menihen, deren Zwede nit bloß 
auf die Gegenwart und die Sonderinterellen der einzelnen, die jeweilig Die 
Bereinigung bilden, beichräntt, fondern die auf eine lange, unbeftimmte 
Dauer berednet find und die Erreihung weitergehender, ven gemein- 
ſchaftlhichen Intereſſen dienender Zwede, teils öffentlicher, teils privater 
Natur, zum Ziele haben. Die praktiſche Lebenserfahrung bradte im Rechts: 
bewußtjein des Volles die Anſchauung zur Reife, daß jene Vereinigungen. 
damites ihnen möglid werde, ihre Zwede ſicher und vollitändig 
zu erreihen, von dem Wechſel ihrer einzelnen Mitglieder und jeweiligen 
Träger unabhängig fein, aud über einen jelbftändigen, dem „VBerfügungs: 
rechte“ der einzeinen Mitglieder und dem „Zugriffe der Gläubiger“ Der 
einzelnen Mitgliever entrüdten Bermögensbereih die unmittelbare 
Berfigungsgewalt in Aniprud nehmen müllen. Die bedeutenditen Vereini— 
gungen der hier beichriebenen Art haben öffentliche Zwede, jo die widh- 
tigjte: der Staat, den man in feinen Beziehungen auf dem Gebiete des Ber: 
mögenstedts Fistus nennt (man unterjdeidet: Reichs fiskus, preußi- 
ſcher, bayeriſcher ufw. Yistus), ferner die Provinzen, Gemeinden. 
Andere derartige Vereinigungen haben teils öffentliche Zwede, teils 
private, 3. 3. die Innungen; wieder andere haben nur private Zwede 
(Erwerb: und fonitige Vermögensvorteile für die Mitglieder, Gejelligteit, 
fünjtlerijche, wiſſenſchaftliche Zwede). 

Da nun „Unabhängigkeit“, „Selbitändigfeit“, „Berfügungsgewalt über 
Vermögensgegenfitände“, wovon im voritehenden die Rede war, nad) der Auf: 
faflung des gewöhnlichen Lebens zunächſt nur den einzelnen Meniden, 
den „natürliden Perſonen“ zulommen, treten „Bereinigungen 
von natürlihen Perjonen“, denen jene Eigenfchaften beigelegt find, in der 
menſchlichen VBorjtellung ganz von felbit den einzelnen, dem Wechſel 
unterworfenen Mitgliedern als „bejondere Wefen“ mit einem bejon- 
deren Rechts: und Pflichtenkreis gegenüber. Nichts iſt daher natürlicher, als 
daß die Sprade das Wort „Berfon anwendet für den Ausdrud der Rechts: 
voritellung, daß eine „Perfonen- Bereinigung“ der beihriebenen Art 
als jolde, unabhängig von den einzelnen Mitgliedern, in derſelben 
MWeife Träger von Rechten und Pflichten, d. h. „vehtsfähig“ fein könne, 
wie eine einzelne „natürliche Perſon“, und daß man dieſe durch die Voritellung 
„verförperten“ Träger von Rechten und Pflichten („Rorporationen“, 
Körperihaften) zum Unterihied von den „natürliden“ — „juriſtiſche 
PBerjonen“ nennt. 

Rechtsfähigkeit und juriftiihe Perfönlichleit einer Perfonenvereinigung 
find aljo, wie ſchon Hier zum Verſtändnis der Ausdrudsweile des BGB. be- 
merkt fei, gleihbedeutende Bezeichnungen für die Fähigkeit einer „Ber: 
einigung“ als joldher, Vermögen zu erwerben und zu haben, ober, wie es 
unter Umſchreibung und Zerlegung des Begriffs in manchen Geiehen heikt: für 
die Hähigleit einer Bereinigung, „unterihbrem Namen“ Rechte, ins 
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beſondere Eigentum und andere dingliche Rechte (Hypotheken ufw.) an Grund- Noch 
ftüden, zu erwerben, vor Gericht zu flagen und verftlagt zu werben 21 
(„parteifähig ilt, wer rechtsfähig iſt“; S 50 ZPO. vgl. Note 1 zu $ 1), 
Verbindlidhfteiten, für die nur das Vermögen der Ver— 
einigung haftet, einzugehen ujw. Das Vermögen der „juriſtiſchen Perſon“ 
it ein völlig abgejondertes von dem ihrer Mitglieder. Jedes Mitglied 
fann, wie ein fremder, „Gläubiger“ und „Schuldner“ der „juriftilhen Perjon‘ 
jein, der es angehört. 


III. Im Gegenjaß zu den „techtsfähigen Vereinen“, den „juriftiichen 
Perſonen“ heiken Perjonenvereinigungen, Die als jolde feine ‚Redts: 
fähigkeit“ befiten, Gejellihaften. vgl. $ 54. Das Vermögen der „Geſell— 
ſchaft“, d. 5. Rechte und Pflichten (Schulden), ſtehen nicht der „Geſellſchaft“, 
als einer in der Boritellung bejtehenden „Perjon“ unabhängig von ihren ein- 
zelnen Mitgliedern und ohne Rüdfiht auf deren Wechſel zu, jondern knüpfen 
ih an die einzelnen „Gejellihafter", die aljo mit ihrem eigenen Pri— 
vatvermögen“ für die Schulden ber „Gejellichaft“ haften. Grundftüde, Hypo— 
thefen ujw. der „Gejellichaft“ können nicht auf den Namen der „Gejellichaft“, 
iondern nur auf die Namen der einzelnen „Gejellichafter" mit der Angabe, 
daß ein Gejellihaftsverhältnis beitehe, im Grundbucde eingetragen wer- 
den ($ 48 GBD.), wodurd; beim Wechſel der Mitglieder durch Tod, Ausjcheiden 
ulm. natürlich große Schwierigkeiten entjtehen. Das BGB, handelt von den 
„Gejellidaften“ in den $$ 705 ff. und iſt dort das Nähere gejagt. 

Die rechtlihen Unterjchiede zwilhen „juriitiihen PBerjonen“ 
und „Gejelljhaften“ find nun aber durch die auf dem Boden deutſcher 
Rechtsauffaſſung entjtandenen, insbejondere durch die Bedürfniſſe unjerer 
Zeit, die „im Zeichen des Verkehrs“ jteht, zur Entwidelung gebraditen, höchſt 
mannigfaltigen Vereins- und Gejellihaftsbildungen teilweife verwilht und 
ausgeglichen, jo daß die Juriſten oft darüber jtreiten, ob einzelne Perſonen— 
pereinigungen als „juriitiihe Perſonen“ oder als „Gejellihaften” aufzufafien 
leien. 

IV, Die Bebürfnile des Rechtslebens haben weiter dazu geführt, 
daß die Rechtsvorſtellung des Volfes nicht bloß „Vereinigungen von Men: 
ſchen“ als für jich bejtehende „perjönliche Weſen“ auffaßt, jondern auch blofe 
Vermögensmaflen, die zu gewillen dauernden Jweden beitimmt find, jei 
es zu öffentliden, gemeinnüßigen, wohltätigen, frommen, wijjenfchaftlichen, 
tünjtleriihen, oder zur Heritellung einer fürmliden Anjtalt mit äußeren Ein- 
rihtungen (Armen-, MWailenhäufer, Hoipitäler, Altenheime, Lebranitalten, 
Mujeen ujw.). Die Widmung eines Vermögens zu ſolchen Zweden kann in 
doppelter Weile geichehen, nämlich entweder dur Zuwendung an eine 
bereits beftehbenpde „juriſtiſche Perjon“ (3. B. eine Stadtgemeinde) mit der 
Yuilage, das Vermögen zu dem angeordneten Zwede zu verwenden; dann 
gehört das Vermögen eben der betreffenden „jurijtiihen Perſon“ (Stadtge- 
meinde), und es bejteht fein Bedürfnis, es ſich als ſelbſtändige Perjönlichkeit 
vorzuftellen. Der allgemeine Spradygebraudy nennt eine folde Zuwendung 
jwar auch eine „Stiftung“; aber im Redhtsjinne ($ 80) liegt feine 
„Stiftung“, d, h. feine jelbjtändige „redjtsfähige Stiftung“ („juriſtiſche Perſon“) 
vor, Eine rechtsfühige Stiftung Liegt vielmehr nur vor, wenn die Widmung 
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Noch des Vermögens in der Weile erfolgt iſt, daß es jelbftändig und unab: 

au Hängig von einer bereits beitehenden Berjon zur Erfüllung beitimmter 

21 Zwede mit der Anordnung von beitimmten Beamten zu jeiner Verwaltung 

und Verwendung hergegeben wird. Auf demjelben natürlichen Wege, wie er 

bei den „Berjonen- Bereinigungen“ oben geidhildert wurde, ijt die Sprache 

dazu gelangt, auch den felbitändigen Stiftungen (Anjtalten) die Bezeihnung 
juriftifche Perſonen beizgulegen. | 

V. Nun wird es jedem einleuchten, daß das Wohl des Staates und ber 
Gefellichaft wie die Sicherheit des privaten Geſchüftsverlehrs fordern, die Vor— 
ausiegungen klar und beitimmt zu regeln, unten denen Bereine und Stif— 
tungen vom Geſetz als juriſtiſche Perſonen d. h. als „nehtsjähige" Ber: 
eine oder Stiftungen anzuertennen find. 

Die Rüdfiht auf die Folgen, die fi für Das Gemeinwohl und Den 
öffentlidgen Frieden aus dem „Machtzuwachs“ ergeben können, der unver: 
fennbar mit der Erlangung der Fähigkeit, ſelbſtändig Vermögen zu erwerben 
und zu beiten, der „,KRecht sfähigkeit“, verbunden iſt, verlangt Vorleh— 
rungen gegen den Mikbraud diefes Machtzuwachſes, wie er namentlih von 
politifhen, ſozialpolitiſchen, religiöjen „Pereinen“ ge- 
übt werden oder durh Stiftungen (Anſtalten) zu gemwillen itaats- 
und gefellichaftsgefährligen Zweden entitehen fann; bei den Stiftungen kommt 
auch die vollswirtiaftliche Gefahr in Betracht, die in der Anhäufung allzu 
großer Vermögensmafjen in der jogen. „toten Hand“, woburd fie dem Verkehr 
entzogen werden, beſteht (E. 86). 

Namentlih die Yrage, unter welden Borausiegungen den Bereinen 
„juriſtiſche Perlönlichkeit“ beizulegen fei, bildete einen Gegenftand heftigen 
GStreites bei den Beratungen über das „Bürgerlihe Geſetzbuch“. Die Löſung 
diefer Frage wäre einfach und leicht geweien, wenn auch das öffentlide 
Vereinsrecht, d. 5. die Ordnung des Vereinsweiens vom polizeiliden 
Standpunfte (die ftaatlide Aufliht über die Vereine, polizeiliches Werbots-, 
Auflöjungstedt ujw.) reichsgeſetzlich georbnet wäre. Da dies aber zur- 
zeit nicht der Fall, das „öffentliche Vereinsreht vielmehr nach wie vor ber 
Zandesgejehgebung der einzelnen Staaten überlafien ift,*) war die Tren- 
nung der „öffentlihdrehtliden (poligeilihen)“ und „privat- 
recht lichen (vermögenstehtliden)“ Beziehungen des Vereinsweiens und 
die in das BGB. gehörende Ordnung allein der letzteren eine ſchwierige 
Aufgabe. Die preußiide Regierung verlangte urjprünglid, daß ein Verein 
nur duch „ſtaatliche Anerkennung“ in jedem einzelnen Falle (Ber: 
leihung der Rechte einer juriſtiſchen Perjon, das jogen. Konzejlions: 


Rice für Breußen: Verfaljungsurfunde Art. 29, 30 und „Verord— 
nung über die Verhütung eines die getesliche Freiheit und Ordnung aefähr 
denden Mikbrauds des Berfammlungs- und Vereiniqungsredts“ vom 11. März 
1850 ———— — für Bayern: Gele vom 26. Februat 1850, 

r©a ) e 





— fü en: Ge vom 22. November 1850 und 30. Mär; 1565, für 
Württemberg: ege vom 2. April 1548 und 24. Dezember 1864, — 
‚für Baden: Gefeg vom 21. November 1867. In einem — des 
öffenthichen Vereinsrechts hat jedoch bereits die Reich s-Geſetzgebung 
eingegriffen durch das ag vom 11. Dezember 1899: „anlänbilde (d. h. 
deutſche) Vereine jeder Art dürfen mit einander in Verbindung treten.“ 
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inittem) „Redtsfähigteit“ („juriftiihe Perſönlichkeit“) jolle erlangen dürfen. Noch 
Bon anderer Seite wurde Einführung des Syftems der jogen. freien Sr 
Körperſchaftsbildung gefordert, bei dem jeder nad dem öfjent: " 
lihen Vereinsrecht erlaubte Berein, deilen Verwaltung einem Vor— 
ftande mit hatungsmäßiger Bollmadt übertragen ijt, ohne weiteres 
Rechtsfähigkeit“ („juriftifche Perfönlichkeit“) Hat. Angenommen wurde 
ihlieklich ein mittleres Syitem, das der ſogen. Normativbejtimmungen mit 
"Negijterzwang, wonad) jeder Verein, defien Zwed nicht auf einen „wirt: 
ihaftlihen" Gejhäftsbetrieb gerichtet ijt, um „jurijtiihe Perſon“ 
ju werden, nur gewille jormale Bedingungen zu erfüllen hat, dann ſich in 
ein beim Amtsgericht geführtes Vereinsregifter eintragen laljen fann und da— 
mit „rechtsfähig“ („mriltiide Perjon”) wird ($ 21). Eine Ein: 
ihränfung dieſes Weges zur Erlangung der „juriſtiſchen Perjönlichteit" 
iſt lediglich für Die Vereine fejtgejett, die nad) dem öffentlidhen Ber: 
einsteht unerlaubt find oder verboten werden fünnen, oder Die po- 
litiſche, jozgialpolitifhe oder religiöje Zwede verfolgen; 
gegen die Eintragung folder Vereine in das Bereinstegifter, alſo gegen die 
Erlangung der „Rechtsfähigkeit“ („juriſtiſchen Perſönlichkeit“) für fie fteht den 
Verwaltungsbehörden ein Einſpruchsrecht zu, über dejien 
Ausübung das Nähere im Gejete beſtimmt iſt (58 61 ff). 


VI. Der Rechtszuſtand bezüglidh der privatrehtlidhen (im Gegen: 
late zu der vorjtehend erwähnten „öffentlichrechtlichen“) Stellung der Vereine 
auf Grund der Vorſchriften des BGB. iſt nun in den Grundzügen folgender: 
a) Vereinigungen zu wirtſchaftlichen Zweden unterliegen der Regel nad nicht 

den Beitimmungen bes BGB. Es gehören dahin zunächſt Die ſchon durch Die 
frühere Reichsgeſetzgebung geordneten Bereinigungen, insbejondere 
die handelsrehtlihen Gejellihaften (Handelsgeiegbuh), die Erwerbs: und 
MWirtihafts-Genofjenijhaften (Gejeg vom 1. Mai 1889 in der Faſſung vom 
20. Mai 1898), die Gejellihajten mit beichräntter Haftung (Gejeg vom 20. 
April 1892 in der Faſſung vom 20. Mai 1898), Rolonialgejellihaften (Geſetz 
vom 2. Juli 1898); für fie bewendet es bei den in den genannten 
Geſehen enthaltenen Bejtimmungen. Des weiteren fommen für das 
BGB nicht in Betraht die dem Verſicherungsrecht angehörigen 
Vereine (Gefellihaften), Da das „Werliherungsredht“ teils in be: 
jonderen Reichs gejeßen (3. B. Unfalls, Kranken, Anvalidenverfiherung, 
— eingelhriebene Hilfstafien, — Reichsgeſetz über die „privaten Werfiche: 
rungsunternehmungen“ vom 12, Mai 101) geordnet ijt, teils vorläufig 
noch den verſchiedenen Landesgejeten unteriteht E. 75. Es iſt jedoch 
bereits der Entwurf eines „Berjidherungsgejetes“ für das Reid 
jertiggejtellt. Es ilt ferner ein Reichsgeſetz in Vorbereitung betr. den 
Erwerb der „Rechtsfähigkeit“ (juriftiihen Perſönlichkeit) jeitens 
der „gewerblidhen Berufsvereine" Der Ordnung durch die 
2andesgejeggebung ind ferner alle die Vereinigungen überlaſſen, 
die einem der Landesgejetgebung vorbehaltenen Sonderreditsgebiete an- 
gehören, wie dem Wgrarredhte, dem Waſſerrechte mit Einſchluß des Deich— 
und Sielrechtes, dem Forſt⸗, Jagd⸗, Fiſcherei- und Bergreht, E. 65-67, 
69, 853, 113. 
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Noch b) Nach Ausſcheidung der vorſtehend bezeichneten Vereinigungen ſind für die 
‚su gejeglihe Regelung übrig und im BEB. geordnet: die in Deutihland To 
5 21 Iberaus zahlreichen, für das öffentliche und gefellichaftlihe Leben fo be— 
deutjamen Vereine, die geiftige, fittlihe, jozgiale, politiſche, 
religiöje, gejellige und ähbnlidhe Zwede verfolgen, die Ber- 
eine mit idealen Tendenzen; es gehörten hierher, um nur einige wenige Bei- 
ſpiele anzuführen, die Wohltätigfeitsvereine (gegen VBerarmung und 
Bettelei, für Ferienkolonieen ujw.), die Vereine für Volkswohl (Frauen- 
wohl), für Vollstühen, zur Verhütung der Trunkſucht, Verihönerungs- 
vereine, Tierfhuß-, KRunft-, Konzert, Gejang-, Theater:, Turn, Steno- 
graphen:, Alpen-Bereine, Arztevereine, Kreditreformvereine ufw., uſw. 
Diek Vereine „mit idealen Tendenzen“ erlangen Rechtsfähigkeit (inriftiiche 
Perſönlichkeit) durch Eintragung in das gerichtliche Vereinsregiſter 
(S8 21, 24 ff., 55 ff.), fie heißen dann eingetragene Vereine (8 65). 
Borbehalten it für Vereine, deren Zwede auf einen wirtſchaft- 
lichen Geihäftsbetrieb gerichtet find, ſofern fie nicht unter eines Der 
zu a erwähnten Reichs- oder Landesgeſetze fallen, die ſtaatliche Verleihung 
der „Rechtsfähigkeit“ ($ 22), jo dag auch für unvorhergejehbene 
Vereinsbildungen die Möglichkeit offen gelallen it, „Rechtsfähigkeit“ 
(„juriftifde Perſönlichkeit“) zu erwerben. 
Vereinigungen von Perfonen, die weder unter eines der zu a erwähnten 
Reichs- oder Landesgeſetze fallen, noch durch Eintragung in das Vereins- 
tegilter (vgl. zu b), no durd Staatliche Verleihung (vgl. zu c) „Redts- 
fähigkeit“ („juriſtiſche Perſönlichkeit“) erlangt haben, unterliegen nad 8 4 
den Borfchriften über die Gefellihaft (SS 705 ff.). vgl. unter III. Es 
ift jedoch zur Erleichterung des Rechtsverkehrs eine Ergänzung der ZPO. 
(88 50, 735) dahin erfolgt, daß aud ein „nicht redhtsfähiger” Verein, 
während er tm übrigen der non feinen einzelnen Mitgliedern unab- 
hängigen, jelbftändigen Erijtenz entbehrt, wenigjtens joll 
(unter feinem Namen) verllagt werden können, daB er „in dem Rechtsſtreit“ 
als Bellagter die Stellung eines „reihtsfähigen“ Vereins hat, alfo nament- 
ih auch Widerklagen erheben kann, und daß auf Grund eines gegen 
einen „nit zechtsfähigen”“ Verein ergangenen Urteils die Zwangsvoll⸗ 
Itredung in das „Vermögen“ des Bereins jtattfindet, er auh „Einwen- 
Dungen“ in der Zwangspolljtredungsinftanz erheben 
fann. Dagegen kann ein „nidt rechtsfähiger“ Verein nicht als Kläger 
auftreten, jondern „Elagen“ können nur alle einzelnen Mitglieder, 
und wenn dann im Prozeß z. B. ein Eid zu ſchwören ift, müſſen alle Mit: 
glieder ſchwören. Ferner iſt nah $ 213 KO. das Konkursverfahren über 
das Vermögen eines „nicht rechtsfähigen“ Vereins zuläſſig. 
Endlich Handelt das Einführungsgejeg über die Verfallung folder Vereine, 
deren „Rechtsfähigkeit“ auf ftaatliher Verleihung beruht (Art. 82), über 
die „Rechtsfähigkeit“ von Religions⸗ und geiftlichen Gejelliihaften (Art. 84), 
über fremden Staaten angehörige Vereine (Art. 10), über die Beſchrän⸗ 
tungen „juriftiihder Perfonen“ im Erwerbe von Rechten, 3. B. von Grund: 
eigentum, Schenkungen, legtwilligen Zuwendungen (Urt. 86), über die An- 
wendung des BGB. auf die am 1. Januar 1900 bereits vorhanden ge 
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Vereine (Bor 1900 gegründete — Schadenserjaspfliht) Anhang 


mweienen jurijtiihen Berjonen (Art. 163—167). Über lettere Frage vgl. 

Unhang 2 zu 8 21. 

—VII. Für Stiftungen ijt im BGB. als Worausjegung der „Redits- 
fähigteit“ („juriſtiſche Perſönlichkeit“) überall die ftaatlihe Genehmi- 
gung vorgeldrieben. $ 30. 


Anhang 2 zu $ 21: Die Frage, nad welden Borihriften die am Zu 
1. Yonlict 1900 38 begründet geweſenen „rechtsſühigen“ („jurifti * 321 
Perſönlichteit“ befigenden) und „nicht rechtsfühigen“ Vereine zu beurtei 
t eine ſehr verwidelte; ihre SEE SUN würde ben Rahmen dieſes Buches 
überichreiten. Es ſei daher nur auf Einf.Geſ. Art. 82, 163—167 verwielen. 
Wer Veranlajjung hat, fih näher über dieje Frage zu unterrichten, findet aus: 
rührliche Erörterungen in dem Bude von Habidt, „Die Einwirkung bes 
B. Ed uvor entitandene Rechtsverhältniſſe“ ($ 13). Hervorgehoben jei 
se 3 — der überaus zahlreichen, noch jett beſtehenden, bereits vor 
dem 1. Januar 1900 begründeten Vereine mit „idealen Tendenzen“ (val. 
Anhan & 21 Seite 512) folgendes: Ein Verein, der beim Inkrafttreten 
des B 8 tand, ohne nad) den bisherigen Gejegen die „Redtsjäbhig: 
feir (iuriftilde Perjönlichteit‘ ) zu beliten, bleibt nad) wie vor 
„nicht ®. (burg „Ci bis er die „Rechtsfühigkeit“ nach den Vorſchriften 
Des BGB. (durch intra 5 ins Vereinsregijter“ oder „Itaatlihe Ver— 
leihung“) erwirbt. Rad) welden Worjchriften ijt er aber in der 3wiſchen 
zeit zu beurteilen? In dieſer Beziehung haben nur Bayern (vgl. Über— 
gangsgejeg vom 9. Juni 1899 HL 1 und 2, abgevrudt Seite 730) und Helfen 
ausdrüitlice —— chriften erlaſſen, nämlich, ah auf die zur Zeit des Inkraft— 
tretens bes BGB. beſtehenden „niht rehtsfähigen” Vereine bie Vor— 
—— 2 308 über Die „Gejelli ft“ Anwendung finden, ebenijo wie dies 
54 BGB. für die nad 1. Januar 1900 begründeten „nicht rechtsfähigen“ 
eine vorihreibt. en von Bayern und Sellen ‚gut — 
ältere, „nicht rechtsfähige“ Vereine das Recht — 
ſellſchaften“ nicht, Einf.-Gej. enthält Are Beate 
für dieje Vereine; fie bleiben daher den Vorjchriften unterworfen, unter 
deren Herr] ajt jieentjtandenjind Go ee ei „nicht 
rechtsfähigen“ Bereinen, die im Gebiet des Breußiihen Allgemeinen 
Landre ht 5 entjtanden jind und die früher die Stellung „erlaubter Privat: 
gefeltiajten“ hatten (im Gegenjat zu den „juriftiihe Berjönlichkeit" befigenden 
orporationen), Die Srundihe Dez Allgemeinen Landrechts II 6 881ff. 
namentlih 88 13, 14, in Kraft. gelten auch für die vor dem 
1. Januar 1900 | ründeten „nidtre Fr sfähigen“ Vereine die Vorſchrift 
des $ 54 Sat 2 betrefjend die Haftpflicht des für einen jolden Verein 
—— — ſowie die in ens 1 zu $ 21 unter VI d —— 812 erwähnten 
orjehriften der ZPO. und KO 


Anhan zu & 31: SHinſichtlich der ar en er der Vereine Zu 
(juriftiichen Hezforen) iind zu unterjdheide s 31 
a) die Handlungen (Unterlafjungen) bes Boritandes, eines — 

gliedes, oder anderer ————— berufener Vertreter (vgl. $ 30). 
jeſe Perjonen find Die „ lensorgane", die „Bertreter im 
Millen“ des Vereins (der juriſtiſchen — vgl. Note 12 zu 8 26. 
Snfolgebellen haftet der Verein (die juriſtiſche Perſon) für deren zum 
hadenserjaße" verpflichtenie ndlungen ——— wie 
2 natürliche ae für ihre eigenen Handlungen (Unterlajjungen); der 
Berein kann die $ — nicht mit der Behauptung ablehnen, daß er bei 
Auswahl jener Perſonen die erforderliche Sorgfalt obadjtet habe. Dies 
— 31 mit der jelbjtverjtändlidyen Gorauske ung, daR die Handluna 
(Unterla] 2) „in“ (nit nur „beiGele eit“) der Ausführung 
der dem Borjtande (Boritandsmitglied, verfaſſ ungsmäßig berufenen Ber- 
treter) zuſtehenden Verrichtung“ asien it. 3. 8. die Satzung 
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Aubang Schadenserfaupflicht — Sachen 


eines Vereins gegen Verarmung und Bettelei beſtimmt: „Die oe 
träge det aut lieder werden durh den Bereinsboten einge 
dieſer iſt mpfang und zur —— bere ip —— 
Falle iſt er Bereinsbote gain gemwillen rn Beitrags» 
erhebung im Sinne des sonders beitellter“ fo im Sinne des 8 31 
„verfallungsmäßig beru —* Bertreter‘ des Vereins. Wenn dieſer 
num bei Erhebung eines Beitrages von 10 M. dem einen Hundertmarfichein 
ngebenden Mitgliede 90 ME. herausgibt, wovon drei Jwanzigma ber Bote 
etla find, fo ilt der Verein nad) $ 31 adenserjagpflichtig, weil, 
„in“ Ausfü rung der ihm zujtehenden Verrichtung gehandelt ha 
aber derielbe Bote bei der Beitragserhebung einem lien neh im 
Borzimmer Itehenden wertvollen egenihirm itiehlt, jo Handelt er nur 
„bei Gelegenheit“ der „com zuitehenden Verrichtung, und der Verein Baftet. 
nicht nad 8 31 für den Schaden; 
die he, — ſolcher Perſonen, die vom Verein nur 

u einer gewiſſen Verrichtung beſtellt find, „ober deren er fi zur Erfüllung 
Feiner Berbindlichteiten been ohne daß dieſe Perjonen Perſtand 
Vorſtandsmitglieder, verfaſſungsmäßig berufen Vertreter“ find, 
Denhtungs und Gewerbegehi n, gewerblie Arbeiter, onnde KRutk 

förtner ufw., auch Fabrik⸗ und KRaffenärzte gehören hierhe r. Für deven 
zum „Schadenserjaße verpflichtende Handlungen haftet der Verein (Die 
juriftilche Perlon) gleichfalls ebenjo wie die natürliche Perſon für die von 
ihr zu einer Berrihtung beitellten — zur Erfüllung ihrer Berbindlichleit 
benugten Perjonen, nämlid; gemäß 88 278, 831. 

Das zu a und b Gejagte und damit den Stanbpuntt des BGB. kurz zu- 
jammengefaßt: Die „juriftiihen“ elopen follen weder 
püniset noch uUngünjtiger gejtellt jein als die „natür- 

ichen Berjonen. 

Die Vorſchrift des 8 31 gilt auch für Stiftungen ( 9 86) und — was be- 
\onders wichtig gegenüber dem frü ven geg in einzelnen Staaten — auch 
ür den Fiskus, Wropinzen, Gemein ie Sie gilt dagegen nicht 
hir ee die feine —— he —— beſitzen. 
vgl. 8 54 nebft Note 56 am Ende 


Zu Anhang 97 zu 8 89: vgl. Einf.-Gej. zu dem Geſ. betr. Anberungen der 
5 89 Konfursordnung vom 17. Mai 1898 Art. IV, wonach die Zueſſ keit des 
Konkursverfahrens gegen die in 8 89 Abſ. 1 enannten „juriſtiſ erſonen 

des öffentlichen Rechts‘ ſich nach den Lan espeleben beftimmt. Der 
istus fann netürli nich in Konkurs geraten. nn er nicht be gehlen fonn, 





b 


Sat 





o bleibt nur übrig, durch ein beionderes Gele die Rechte der Gläubiger au 
ordnen (zu kürzen). — Zwangsoollitredlung gegen den Fiskus und die übri 
oben genannten juriſtiſchen verjonen des 6 ent en Ba iſt auläffig, a er 

en u 


natürlih in der Fragis ſelten. Soweit es 89pothe 
enge N nnobe echte handelt, erfolgt nah den allgemeinen 

Geſetzen (Swanası eriteigerung). m üb Lige n erfolgt die Zwangsvoll⸗ 
feegung wegen [dforderungen gegen den Fiskus ujw. nad) den Yandes- 
gefe Einf.Geſ. {rn 3 O. 8 15 * Im größten Teile Preußens 
gehie N ie in daß auf Antrag des Gläubigers das zuftändige 

at im Fra des Schriftwechſels bei den va a 
den der zur Zahlung verpflichteten Kaſſe die Zahlung herbeiführt 


Zu Anhang 1 zu 8 M: Zur Lehre von den Saden: 

5 90 I. Bom Standpuntt des Rechtes ergibt ſich von ſelbſt die Unterſcheidung 
zwilchen den „Trägern“ der Rechte, Perſonen“, wovon der „Erite Abſchnitt“ 
handelte, und den „Gegenſtänden“ der Rechte. 

Die Gegenftände der Rechte zerfallen nah) BGB. in: 
1. körperliche Gegenitände; dieje werden Saden genannt (8 90), und von 
ihnen handelt der „Zweite Abjchnitt“ (88 90 ff.); 
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2. nicht körperliche Gegenſtände (insbeſondere Rechte, Handlungen ber 
Menſchen). | 

Mo das BGB. den Ausdruck Gegenftände gebraudit, find ſowohl die 
förperliden („Saden") als aud die niht förperlidhen (Hedte 
ulm.) gemeint. 

Eine Folge der Bejhränfung des Begriffs „Sache“ im BGB. auf 
die einzelnen „Eörperliden“ Gegenjtände ijt, daß ein ſogen. Sadin- 
begriff (Herde, Bibliothet, Warenlager ujw.) nit als „eine einheitliche 
Sache“ Gegenitand eines Rechtes jein kann, jondern daß lediglich die ein: 
zelnen Stüde (die einzelnen Rinder, die einzelnen Bücher ujw.) Gegen: 
ſtand des Rechtes find, und daß das Recdtsverhältnis an jedem Stück ein 
anderes fein fann, als an den übrigen. Gleichwohl hat die Zugehörigteit 
einer Sache zu einem Sadhinbegriff (eines Buches zu einer Bibliothef, einer 
Mare zu einem MWarenlager) aud nad) BGB. rechtliche Bedeutung. z. B. ein 
Edelſtein ift an fi eine „nicht verbrauchbare“ Sache ($ 92 Abf. 1); er gilt 
als „verbrauchbare“ Sache, wenn er zum „Warenlager“ eines Juwelenhänd— 
lers gehört (5 92 Abſ. 2). Es handeln ferner vom Niekbraud) an einem Sadı- 
inbegriff $ 1035, an einem ganzen „Bermögen“, einer „Erbſchaft“ 88 1085 ff., 
vom „Inventar“ eines Grunditüds SS 588, 1048, von der Nußniehung Des 
Mannes bezw. der Eltern am „Bermögen“ Der frau bezw. der Kinder 88 1363, 
1649, von der „Erbidaft“ $ 1922. vgl. ferner 88 260, 311, 419, 1089 und 
E. 112 (Bahneinheit). 

Das BGB. kennt Beſitz und Eigentum nur an Sahen (körperlichen 
Gegenftänden), nicht auch an Rechten (SS 854, 903). 

Das Gefagte ſchließt nicht aus, daß in ‚gewijfen“ Beziehungen 
durch ausdrückliche Geſetzesvorſchrift die für förperlide Gegenjtände 
(Saden) gegebenen Vorſchriften auh auf nicht förperlide für an- 
mwendbar erflärt werden. So werden nach 8 96 die mit dem Eigentum an 
einem Grunditüd verbundenen Rechte 5. B. Grunddienftbarfeiten (8 1018) 
als „Beitandteile" des Grunditüds d. bh. einer Sache behandelt. Das 
„Erbbauredht“ ($ 1012) wird wie ein Grundftüd (Sache) behandelt 
(8 1017). Es handelt ferner das „dritte Buch“ des BGB. (88 854 ff.), obgleich 
es die Überſchrift „Sahenredht“ trägt, von Niekbrauh und Piandreht 
nicht bloß an Sachen, jondern aud) an Reiten (88 1068 ff., 1273 ff.). 

Die Frage, was ein „Lörperlidher Gegenjtand“, eine „Sache“ im 
Sinne des BGB. ſei, jo einfach fie erjcheint, ijt nicht immer zweifellos, „Gaſe“ 
ind 3. B. Saden. Durd) die Entwidlung der Betriebe mit Elektrizität 
und die infolge dejlen häufiger vorfommenden Fälle redhtswidriger Ableitung 
des eleftriihen Stromes aus einer [fremden Anlage war die Frage entitanden, 
ob dies „Diebftahl“ fei, zu deſſen gejelihem Tatbejtand es gehört, dak jemand 
jich eine „fremde beweglihe Sache“ rehtswidrig zueignet. Diefe heftig um- 
jtritten gewejene frage iſt durch Reichsgeſetz vom 9. April 1900 dahin ent- 
ſchieden, daß die „Entjiehung elektriicher Arbeit“ als ein bejonderes 
Vergehen mit Gefängnis oder Gelditrafe bedroht it. 

11, Der Grund aller Rechte an den „Saden“ ift die Bedeutung, die 
fie für ven Gebraud und Genuß des Meniden haben. Daraus folgt, 
daß ihre natürlihe Beihafjenhbeit und Verſchiedenheit in 
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Noch der mannigfachſten Weife von Einfluß auf ihre rehtliche Behandlung 
zu fein muß. Das BGB. untericheidet demgemäß: 


8 90 | 
— vertretbare und nicht vertretbare Sachen (8 91), 
verbrauchbare und nicht verbrauchbare Sachen (8 92),. 
Beſtandteile einer Sache im Gegenſatz zu „ſelbſtändigen“ 
Sachen (88 9396), - 
Zubehör im Gegenſatz zu einer Hauptiache (SS 97, 98), 
Teilbare und unteilbare Sachen (Note 3 zu 8 420 und 8 752, auch 
88 93, 947 Abi. 1, 948 Abi. 2), 
Sachen und deren Früdte, Nugungen (SS 99—102). 


Alle diefe Begriffe befommen bei ihrer rechtlichen Durchführung ihre 
eigentümliche, „juriftifhe“, von der „natürliden“ mehrfach abweichende Be: 
itimmung (vgl. 3. B. Anhang 3 zu $ 92 betr. „verbrauchbare“ Sachen, 8 99 
Abſ. 3 nebit Noten). Die praktiſchen Folgerungen aus den gegebenen Begrifis- 
bejtimmungen werden im „Bejonderen Teile“ 3. B. in den Vorſchriften über 
Kauf, Nießbrauch, Hypothek gezogen. 


Bemertenswert iſt, daß das BGB. eine allgemeine Beitimmung der 
wichtigen und haufig verwerteten Begriffe beweglihe und unbewegliche Sachen 
nicht gibt, obgleidh es 3. B. im „Sachenrecht“ die Vorſchriften über „Grund: 
ſt ücke“ und „bewegliche Saden“ ſcharf trennt (vgl. Anhang 1 zu 8 854 
unter I und II), auch ſonſt von „bewegliden Sadıen“ 3. B. 88 196°, 237, 
440, 477 und von beweglidem und unbeweglidem „Vermögen“ 
3. B. 88 1549, 1551 handelt. Begrifflih find bewegliche Sachen ſolche, die 
unbejihadet ihres Wejens von einem Ort zum anderen gebradt 
werden können, — unbeweglidhe ſolche, bei denen dies nicht möglich iſt, allo 
insbejondere Grundftüde und „Bejitandteile eines Grunditüds (88 
93-96), ferner nah Landesrecht 3 2. die in geridtlide Bücher einge- 
tragenen „lelbjtändpigen Gerehtigfeiten“ (vgl. PrAG. Art. 40). 
Die Unterlaffung einer Begrifisheftimmung im BGB. Hat darin ihren 
Grund, daß gerade mit Bezug auf die „Beweglidhleit“ und „Unbeweglichkeit“ 
der Sachen die Bedürfnille des Rechts öfters zwingen, von den natürliden 
Begriffen abzuweichen, wie dies bereits oben angedeutet wurde. So 
werden die ihrer Natur nah bewegliden Säiffe, jofern fie im Schiffs: 
regiſter eingetragen find, Hinfihtlid der Berpfändung und Zwangs- 
veriteigerung (nidt: aud rin anderen Beziehungen) wie unbemweglidhe 
Sachen behandelt; vgl. 88 1259 ff. und SS 162 fi. ZVG. Umgekehrt umfaht 
nad) 8 865 ZPO. die Zwangsvollitredung in das „unbeweglicde“ Vermögen 
auch die „beweglichen“ Gegenftände, auf die ih bei Grunditüden und Berech— 
tigungen die „Hypothek“, bei Schiffen das eingetragene Pfandrecht“ 
erftredt (vgl. SS 1120 ff, 1265). Mittelbar geben die Vorſchriften 
ver 88 94 ff. die Richtſchnur für die Enticheidung der manchmal zweifelhaften 
Stage, ob eine Sache (3. 3. eine transportable Windmühle) beweglid oder 
unbeweglich ilt; denn was in jenen 88 als „Beitandteil" eines „Grunditüds“ 
bezeichnet wird, ift im Rechtsſinne „unbeweglid“, felbjit wenn es nad 
den Sortihritten der Technik (bewegt man doch neuerdings häufig große 
Kirchen, Hotels uſw. unbeſchadet ihres Wejens) „beweglich“ fein folkte. 
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Sachen ( Eandgüter uſw. — Verbrauchbarkeit — Beſtandteile) Anhang 


Bei den Grundftüden unterjheidet das BGB. zwiſchen Landgütern und Noch 
landwirtſchaftlichen Grundftüden, vgl. 85'982, 582 ff., 591 ff., 1822*, 2049, _3M 
2312. Nach der in 8 2 des Preuß. Gel. vom 2. Zuli 1898 betr. das Unerben: 8 90 
vecht gegebenen, als allgemein verwertbar anzuſehenden Begriffs— 
beſtimmung iſt „Landgut jede ihrem Hauptzwecke nad) zum Betriebe der 
2 and: oder Forſt wirtſchaft beitimmte und zur jelbftändigen Nah: 
rungsjtelle geeignete Bejigung, die mit einem, wenn aud räumlich von 
ihr getrennten, Wohnhauſe verjehen if. Cs befteht aus den zu 
einem wirtihaftliden Ganzen verbundenen Grunditüden des 
Eigentümers“ Auch ein kleines Bauerngut ift alfo ein Landgut. 

Im Gegenfag hierzu ift ein landwirtihaftlihes Grundftüd jedes andere 
zur Fruchtziehung beitimmte (Ader, Wieje), gleihviel ob auf dem 
Lande oder in der Stadt belegene Grunpdftüd. 


Anhang 3 zu 8 92: Abnugbar und damit verbraudhbar im weiteren Zu 
Sinne ift jede Sade (Möbel, Kleider, Teppiche ujw.). „Verbrauchbar“ im 8 92 
Rechtsſinne find aber nur die Sachen, bei denen der „Zwed“ der Be: 
nugung im Berbraud (Kartoffeln, Bier, Kohlen ujw.) oder in der Ver: 
äußerung (Geld, Banknoten) liegt. Hiernah im Rechtsſinne „niht ver- 
braudbare" Sahen (Möbel, Kleider, Teppiche) können gleichwohl als 
„nerbraudbare“ gelten, wenn die Vorausſetzungen des Abi. 2 8 92 vor: 
üegen. Der Begriff der „verbrauchbaren“ Sachen ilt wichtig für die Be timmung 
der Rechte eines Nießbrauders daran, der Rechte Chemannes, 
des Baters an den „verbraudbaren“ n der Ehefrau, des Kindes (vgl. 

&S 1067, 1075, 1086, 1087, 1411, 1540, 1653, 1659), ferner für die Wertsbered)- 
nung bei Beltimmung des Rflihtteils ($ 2325). 


- Anhang 6 zu 8 33: „Wejentlihe Beitandteile einer Sache können nidt Yu 
Gegenitand bejonderer Rechte fein.“ Die Parteien können es aljo auh nidht 8 93 
vereinbaren. Der Jaloufieen-Fabrikant, der einem Grunpdftüdseigen- 
tümer Saloufieen „auf Kredit“ verfauft, verliert durch die Einfügung der 
Saloufieen in das Gebäude, wodurd fie deilen „weſentliche Beitandteile“ 
werden (8 94), traft Gejees fein Eigentum daran, jelbft wenn er es ſich 
ausdrüdlich bis zur Bezahlung des Kaufpreifes „„norbehalten“ bat. Wenn 
nah früherem Redt an „weientlihen Beitandteilen“ einer Sade ein ge: 
jondertes Eigentum mög ih war, iſt es mit dem 1. Januar 1900 unter: 
gegangen. E. 181. — Alle Verfügungen über die Hauptſache 
ergreifen ohne weiteres die „weientlichen Beltandteile“ mit, dieje teilen alle 
rechtlichen Schidfale der Hauptjahe. Einband und Bud, NRodärmel und Rumpf 
fönnen nicht verſchiedenen Eigentümern gehören; Fi aber können „unweſent— 
liche“ Beftandtetle einer Sade 3. B. das Vorlegeſchloß eines ießlkorbes 
Gegenſtand beſonderer Rechte — — Wichtige Folgerungen aus $ 93 enthalten 
5 946, 947, 951. — Ausnahmen zu Guniten der nad dem früheren Rechte 

reits begründeten Sonderredhte an „Beitandteilen“ einer Sade 
0 B. Sondereigentum an Bäumen eines fremden Grundftüds, an einzelnen 

todwerfen eines fremden Haufes) um in E. 131, 181, 182 aufrecht erhalten; 
— jodann ijt aud) fernerhin die Zuläſſigkeit eines as anlenne s an ſtehen⸗ 
den und hängenden Krüdten eines fremden Grunditüds auf Grund einer Pfüän⸗ 
dung im Ziege der Zwangsovollittedung auf erhalten; $ 810 3PO. —- Der 
Beſig an Teilen einer Sadıe iſt geihüßt dur 865. — Unter „bejonderen 
Rechten“ in$ 3 find nur „dingliche Rechte“ (vgl. Sachregiſter) zu ver: 
ſtehen, 5. B. Eigentum, Pfandrecht, Nießbrauch. Obgleich alſo an den in ein 
Haus eingebauten Steinen, Balfen uſw. nicht „Eigentum“ verjchiedener Per: 
ſonen mößglich iſt, kann der Hauseigentümer die Steine uſw. doch üttig „ver: 
faufen“, d. h. dem Käufer ein perjönlides „Forderungs-Recht“ (vgl. 
Sadıregiiter) darauf einräumen; er iſt dann verpflichtet, das Haus abzubredyen 
und die Gteine dem Käufer zum Eigentum zu übergeben. 
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Anhang Beftandteile — Zubehör 


Anhang 9 zu 8 94: Samen wird mit dem „Ausſäen“, eine Pflanze mit 


Zu 
8 94 dem „Einpflangen“ wejentlider Beftandteil des Grunditüds (alſo 


nicht erjt mit dem „Wurzelfallen“). Sie gehen damit in das Eigentum 
des Grundftüdseigentümers über, gleihviel, wer feinen oder 
eines Dritten Samen oder Pflanze eingejäet oder eingepflanzt hat, und fie 
bleiben im Eigentum des Grunditüdseigentümers, auch wenn fie |päter 
vom Grundjtüd wieder getrennt werden. — Es ilt alſo an Früchten auf 
dem SHalme, Holz auf dem Stamme ein „Sondereigentum“ des 
Nugungsberedtigten (Pächters, Niekbrauders) ausgeihlojjen. Hat der 
Eigentümer eines Grunditüds „Früchte auf dem: Halme“ oder a auf 
dem Stamme“ an einen Dritten verlauft, jo erwirbt der „Käufer“ das 
Eigentum der Früdte (des Holzes) erſt mit der Trennung vom Boden, 
unter Umftänden auch erſt mit der „Beji m erareifung” der getrennten 
Früchte, des getrennten Holzes nah) Maßgabe des 8 956. Wenn der 
Grundftüdseigentümer A das Grundftüd an B aufläßt und B als „Eigentümer“ 
im Grundbud „eingetragen“ wird, jo wird B dadurch zugleich Eigentümer 
der „Itehenden“ geücte und Bäume, felbit wenn A diefe vorher an C ver: 
tauft hatte. — Auch ein Pfandrecht an „HFrüdten auf dem Halme“, an 
„Hol; auf dem Stamme“ iſt ausgeſchloſſen, mit der widtigen Aus: 
nahme des durch Zwangspolljtredung im Wege der Un 
a 810 ZPO. erworbenen Pfandredts (vgl. Anhang 6 zu $ 93). Aus 
dem agten folgt: „Frͤcht auf dem Halme“, „Bäume auf dem Stamme“ 
ſtehen, jelbft wenn der Grunditüdseigentümer A fie an B „verfauft“ hat, dem 
ZugriffederG&läubiger des Adurh „Bfändung“ offen und können 
\o dem B verloren gehen, auch wenn er fie ſchon dem A bezahlt Bat. -- Eine 
wichtige ran zu Guniten des Pächters eines Grunditüds enthält $ 21 
3VG. Dana) bleibt das Recht des Pächters auf den Fruchtgenuß durd 
die „Beſchlagnahme“ unberührt; es bleiben aljo aud) die vom Boden 
noch niht getrennten Krüdte dem Pächter vorbehalten. 


- Anhang 18 zu 8 97: Zubehör eines Grundftüds find z. B. die Schlüffel, 


u 
Ay Vorlegeſchlöſſer, Haus⸗ und Bodenleitern, Feuerlöſchgeräte, die Gondeln auf 


Zu 
897 


einem bei einem ländlichen Gaſthauſe liegenden Teiche, die zu den regel: 
m J igen Reparaturen auf dem Grundſtück lagernden Baumaterialien. 

Zubehör einer bewegliden Sade ilt 3. 3. die Werkzeugtaſche zu einem 
Fahrrade, der Leinenbezug eines Lederkoffers uſwp. — Für die Zubehör-Eigen- 
Ihaft iſt es BEE —— ob das Zubebörjtüd dem Eigentümer der 
2 uptjade „gehört“ oder einem anderen, ebenjo wer jie zu dem wirtjchaft: 
ihen Zwede der Hauptſache beitimmt bat. Allerdings wird man, wenn eine 
nit dem Eigentümer der Hauptſache gehörige Sache vorliegt, meijt annehmen 
tönnen, daß lie „nur vorübergehend“ für den Zwed der Hauptſache beftimmt, 
alſo nad 8 97 Abi. 2 nicht „Zubehör“ ilt. vgl. Anhang 21 am Ende zu $ 97. 


Anhang 19 zu 8 97: Selbſt wenn die beiden Begriffismerfmale der „Zu: 
behör“⸗Eigenſchaft: a) „Dienen zu dem wirtſchaftlichen Zwede”“ der Hauptiache, 
b) „räumliche Verbindung“ vorliegen, ſoll eine Sade dennoch redtlih nicht 
als „Zubehör“ gelten, wenn die Auffaſſung des Bertehrs entgegen: 
fteht; 3. 8. iſt es am Rhein Sitte, daß der Mieter eiferne Ofen in die Wohnung 
mitbringt; dort find aljo transportable Ofen nit Zubehör des Haujes, ob- 
geig ſie ſonſt unter den geſetzlichen Begriff des Zubehörs fallen. In manchen 

egenden iſt das Zaumzeug Zubehör des Pferdes und gilt ee im 
uh, fchen 


Zweifel als mit dem Pferde mitverlauft. „Schentt man einem die 
man ihm aud) den Strid dazu“ (C). 


Anhang 21 zu $ 97: Die Folge der „Zubehör“⸗Eigenſchaft iſt, daß die 
Verfügung über die Hauptſache in der Regel die Zubehötitiide mit umfaßt, 
daß das 8 \behör in der Regel die rechtlichen Schickſale der Hauptjache teilt; 
vgl. die für die Bedeutung der „Zubehör -Eigenihaft wichtigen Vorſchriften 
der 88 314, 498, 926, 1031, 1062, 1096, 1120—1122, 1135, 1265, 2164; ferner 
S 865 3PO., wonad insbefjondere „Zubehörftüde von Grund: 
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Zubehör — Nusungen, Früchte — Rechtsgeſchäfte Anhang 


tüden“ niht gepfändet werden dürfen Die Zwangsper: 
teigerumg und Smangsverwalzun eines Grunbitüds eritreden ſich 
aud auf das „Zubehör“ des Grunditüds i der Imangsperiteige: 
rungermwirbt der Erfteher aud das Eigentum derjenigen Zube- 
2: t Nude, die dem Tigentüimer des verfteigerten Grundftüds nicht ge: 
ören, falls nicht der gender des „Zubehörs“ fein Eigentum daran 
rechtzeitig vor der Erteilung des , Sul lags“ geltend madht (88 X 
Abi. 2, 55 Abf. 2, 37 Nr. 5 3B6.). Le teres fann er aud den Hypotheten- 
(äubigern gegenüber geltend maden; denn nad) $ 1120 erjiredt 
& die „Hypothet“ nur auf das „vem Eigentümergehörige“ Zubehör. 


Unhang 22 zu 8 98: Das weres ibt hier zur Vermeidung von Zweifeln 
Beilpiele für das eine riffsmerlmal des dee namlid für das 
„Dienen zum wirtſchaftlichen Zwede“ der Pe Die in dieſem $ aufge: 
tührten ! enjtände I ind alſo „Zubehör“, falls das im $ 97 Abſ. 1 bezeidh: 

„„r ä u m rhältnis Hergeftell A und nicht die „Auffallung des 
Vertehrs“ ent REN A fie aud nicht bloß zu „poorübergehender 
Benußung“ be —* 


antzang 88 8 100: Der Begriff Rutzungen umfaßt a) die „Früchtt e“ 
(88, 99), b) die „Borteile“, die der Gebraud (nit: Ver brau ) einer 

ae oder eines Rechts gewä tt, 3. 2. eines Geſchäftshauſes (durch ⸗ 
ſchäftsbetrieb darin), von Arbeitspferden, Handwerkszeug (durch den damit 
erzielten Erwerb), eines den Verfehr abfürzenden Wegerechts (dur) Eripar: 
nis an Transportfoften). — Über die Redtsverhältnille vgl. Sachregiſter 
unter „Nußungen“, „Nutungstedt“. 


Anhang 34 zu $ 101: 8 101 handelt von der „Verteilung“ der Früchte, 
wenn im Laufe einer ‚grußtperiode bie Berjon des zum ae Bere: 
tigten wedjlelt, 3. B. bei Veräußerung eines Fe: utes 446), bei Sintritt 
oder Abgang efies Pächters im Laufe des ale Tönfisiohres a erer 
Stage, wem bis zum Wechſel und wem nad de chſel des Fruch thereih- 
tigten die Frügt⸗ gehören“, behandeln 5%, 953 ei We 101 gilt nur, ſofern 
nit durch Rechtsgeſchäft oder Geſetz (3. B 593, 954--857, 993, 1038, 
1039, 2020, 2133) einanderes bettimmt ilt. 


Anhang 1 zu 8 104: Rechtsgeſchäfte. 


T. Unter Rechtsgeſchäft verfteht man eine Willenserllärung, die a) den : 


3wed hat, eine beitimmte Rechtswirkung Herbeizguführen und b) nadı 

dem Gefege geeignet ift, die beablidtigte Rechtswirkung berbeizu- 

führen. Das BEL. braudt die Worte „Recht-geſchäft“ und „Willenserklärung“ 
in der Regel als gleihbedeutend. 
Die Willenserllärung fann erfolgen: 

a) ausdrüdtiih (mündlich, Ichriftlih, Ja-Niden und Nein-Schütteln mit dein 
Kopfe, Zeiheniprahe der Taubjtummen ufw.). Eine ausdprüdlide 
MWillenserflärung ift zur rechtsgeihäftlien Wirkfamteit nur nötig, wenn 
das Geſetz eine beitimmte Form vorkhreibt (gerichtlich, notariell, privai- 
ihriftlih SS 125 ff.) oder ſonſt „Ausprüdlichleit“ verlangt (88 244, 700). 
Abgeſehen hiervon genügt 

b) Willenserflärung durch ſchlüſſige Handlungen, die einen ſiche ren Schluß 
auf das Vorhandenfein eines Willens zulaflen; 3. B. der Onkel, der feinem 
Neffen 300 Mi. gegen Schuldidhein geliehen hat, legt den Schuldſchein auf 
den Weihnadtsteller des Neffen: = „Erlaß“ der Schuld durch eine ſchlüſſige 
Handlung. Beilpiele der „Erteilung einer Vollmacht“ durch ſchlüſſige Hand: 
lungen vgl. Note 13 zu $ 167. Unter Umijtänden fann 
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Anhang RNechtögeſchäfte — Verſchiedene Arten 


Noch c) eine Willenserflärung durch blokes Stillichweigen erfolgen. vgl. 3. 8. 
A au 8 151 (Bedeutung des Stillihweigens nach Verkehrsſitte), 88 164, 
s 104 269, 271, 568, 6i2, 625, 632, 653, 689, 1405 ufw. (Stillſchweigen in Ver- 

bindung mit anderen Umjtänden, 3. 8. jtillihweigende Ber: 
längerung eines Mietvertrags, Fortſetzung des Dienjtes, wiſſentliches Ge- 
ſchehen laſſen uſw.); vgl. ferner 3.8.8464: ftillfhweigende (vorbehalt- 
Ioe) Annahme einer mangelhaften Sade jeitens des Käufers 
mit Kenntnis des Mangels madt ihn der Anſprüche auf Gewährleiſtung 
wegen Mängel verluitig; bloßes Stilljhweigen bedeutet „Erb- 
Ihaftsannahme“ im Falle des $ 1943, „Genehmigung“ im alle des 8 416 
Abi. 1 Sa 2 ufw. vgl. ferner Anhang 29 zu & 125 unter III Seite 830. 
Eine Willenserllärung, die nit freiwillig abgegeben wird, 
gilt als abgegeben, wenn jemand durch redhisträftiges Urteil zur Abgabe der 
Willenserklärung verurteilt ift. $ 894 3PO. 


Man unterſcheidet zahlreiche Arten von Rechtsgeſchäften (Willens: 
erflärungen). Die hauptſächlichſten find: 

1. Vermögensrechtliche und nit vermögensrechtliche (Verlöbnis, Che- 
Ihließung, Annahme an Kindesitatt ufw.). Bei den vermögensrechtlichen 
unterjdeidet man wieder Redtsgeihäfte des Schuldrechts und des 
Sadenrehis. vgl. Anhang 1 zu 8 241. 

2. Unter Lebenden und von Todeswegen (Teitament, Crbvertrag SS 1937 
bis 1941). 

3. Entgeltlie oder unentgeltlihe (Schenkung, Ausftattung vgl. 8 1624 ufw.), 
welcher Unterjhied 3. B. in den 88 816, 822 von Bedeutung it. 

4. Einfeitige (3. B. Ründigung, Mahnung, Anfehtung eines 
Rechtsgeſchäfts $ 143, Erteilung einer - Bollmadt 8 167, Rüdtritt 
von einem Redtsgeihäft 8 349, Aufrehnungserllärung 8 388, Aus: 
übung des Borfaufsredts 8 505, des Wiedertaufsrehts $ 497, . 
Teitament, Annahme und Ausihlagung der Erbſchaft ufw. ogl. 
auch Anhang 1 zu $ 116) und zweifeitige. Die zweileitigen Nechtsgeichäfte, 
bei denen zwei einfeitige Nedtsgeihäfte (Willensertlärungen) 
zweier oder mehrerer Perjonen („Antrag“ und „Annahme“) als gegen: 
keitige fih zu einem einheitliden Redtsgeihäfte verbinden, Heiken 
Berträge SS 145 ff. Dan unteriheidet namentlih Schuldverträge (8 305), 
und zwar „einfeitige“ und „gegenfeitige“ (88 320 ff.), und 
Dingliche Berträge, im BGB. „Einigung“ genannt, 3. B. Auflaſſung, über- 
tragung des Eigentums einer beweglidden Sade, Beitellung eines Nieh- 
brauchs, Beitellung einer Hypothek ujw. (88 873, 925, 929, 1032, 1113 ufw.), 
das Nähere über dinglichen Vertrag vgl. Anhang 1 zu 8 241 unter III. 

5. Empfangsbedürftige und nicht empfangsbedürftige (vgl. Unhang 1 zu 
8 116). 

6. Redhtsgeihäfte mit Ungabe des Schuldgrundes (faufale) und vom Schuld 
grunde losgelöite (abitralte) Rechtsgeſchäfte; das Nähere hierüber vgl. Ans 
hang 1 zu 8 241 unter IV und Anhang 1 zu 8 780. 

7. Eine befondere Art von Rechtsgeſchäften find Diejenigen, die das BGB. mit 
dem Namen „Berfügungen“ bezeichnet, 3. B. 88 135, 137, 161, 184, 185, 353, 
499, 573, 816, 1396 ufw. Unter „Verfügung“ veriteht man ein Rechtsgeſchäft, 
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Nechtögeichäfte — „Verfügung“ Anhang 


dur) das eine Sache oder ein Recht „unmittelbar ergriffen“, in feinem Noch 
Beitandeverändertwird, im Gegenjage zu den Rechtsgeſchäften, durch er 24 
die bloß eine „perfönliche Verpflichtung“ Hinfihtlidh einer Sache oder eines 3 
Rechtes begründet wird. Hiernach find Verfügungen 3. B. die Auf- 
Tafjung eines Grundſtücks, die Übergabe einer beweglichen Sache 3 u 
Eigentum, die Übergabe eines Grunditüds zum Wiet- oder 
Baht: Befig, die BeitellungeinerHpnpothefl, einer Grund: 
gerehtigfeit uw, die Bewilligung der Löſchung einer 
Hnpothef, einer Grundgerechtigkeit ujw., ferner die Ybtretung (Zeflion). 
die YWufrednung,derErlaß,dieBerpfändungeinergorde 
rtung,die Annahme der aus einer Forderung geiuldeten Leiftung, 
die Stundung, die Ründigung einer Forderung. Dagegen 
find nit „Verfügungen“ 3. B. der bloße „Abſchluß“ eines Kauf-, 
Miet: Baht-Bertrags, weil diefe Verträge nur eine „per: 
jönlide Berpflihtung“ begründen und die „Sache“ oder das 
„Recht“ niht unmittelbar ergreifen Beim Abſchluß eines 
Kaufvertrags 3. B. verpflichtet fih der Verkäufer nur perlönlid zu einer 
demnädjtigen „Berfügung“ über die verfaufte Sache oder das 
verfaufte Net, nämlich zur Übertragung des Eigentums eines verlauften 
Grunditüds durch „Auflafiung“, einer verlauften bewegliden Sache dur 
„Übergabe“, einer verfauften Forderung durch „Abtretung“. Beim Ab- 
ihluß eines Mietvertrags verpflichtet fih der Vermieter nur perjönli zu 
einer dvemnädftigen „Berfügung“, nämlih zur Gewährung des 
Gebrauchs der vermieteten Sade; erit die „Übergabe“ zum Miet:Belit 
enthält eine „Verfügung“ über die Mietſache. Den bier beiprochenen Ber: 
fügungen einer Perſon über eine Sache oder ein Recht find meift infolge 
ausdrüdliher Geſetzesvorſchrift gleichgeftelt Die gegen dieſe Perſon 
(Schuldner) erfolgten Zwangsvollitredungen und Arreftuollziehungen jowie 
Die Verfügungen des VBerwalters im Konkurſe über das Vermögen des 
Schuldners; denn in allen diefen Fällen verfügen die gejeglich berufenen 
Organe der Staatsgewalt (Gerichtsvollzieher, Vollitredungsgeriht, Kon: 
fursperwalter) aus dem Rechte des Schuldners über deilen Saden und 
Rechte; vgl. 3. B. 88 161, 184, 353, 499, 883, 2115 uſw. Wo diefe „Gleid;- 
ftellung“ nit ausdrüdlid vom Gejeg ausgeiproden ift, muß bei 
den Barjäriften des BGB. über „Verfügungen“ in jedem einzelnen 
"alle geprüft werden, ob das Gefeß nicht dennod jene Gleichftelung beab- 
fihtigt. Dies ift 3. B. angenommen für den praktiſch wichtigen 8 573 
(vgl. Anhang 82 zu 8 573). Wenn alfo z. B. auf Antrag eines Gläubigers 
des A deilen Sache dur den Gerichtsvollzieher „gepfündet“, deifen 
Forderung gegen C durch das Bollftredungsgericdht „gepfändet“ 
und dem Gläubiger „überwiefen“ wird, jo wird dies nicht bloß im Sinne 
der oben angeführten 88 161, 184, 353 ujw., wo es ausdrüdlid) angeordnet 
ift, jondern aud im Sinne 3. B. des $ 573 ebenfo behandelt, als ob 
A ſelbſt über die Sache (Forderung) durch Berpfändung (Abtretung) 
„nerfügt” Hätte. — Selbitverftändiih Haben die Ausdrüded „legtwillige 
Verfügung“, „einitweilige Verfügung“ mit dem bier erörterten Begriffe 
„Berfügung“ nichts zu tun. 
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Anhang Nechtsgeſchäfte Minderjähriger 


no II. Über den Inhalt des die SS 104—185 umfaſſenden Abſchnitts von 

„Rechtsgeſchäüften“ (— Willenserklärungen) vgl. das Snhaltsverzeid- 

8 104 nis. Den Gegenjat zu Rechtsgeſchäften bilden die unerlaubten Handlungen 

(SS 823 ff.). Wie bei „Rechtsgeſchäften“ der Begriff Geſchäftsfähigkeit 

(8 104—115) zu erörtern ift, jo bei „unerlaubten Handlungen“ der Begriff 

der Deliktsfähigleit, d. 5. der Berantwortlidhfeit für den dur uner- 

laubte Handlungen zugefügten Schaden (88 827—829). Der die „Geidäfts- 

fähigkeit“ und „Deliktsfähigfeit“ umfajjende willenkhaftlide Ausdrud 
„Handlungsfähigfeit“ fommt im BGB. nicht vor. 


Zu Anhang 10 zu $ 107: Der 7—21 Jahre alte Minderjährige (Gegenſatz: 
8 107 der unter 7 Jahre alte, za. Note 6 must 105) bedarf 3. B. zur Annahme 
einer „Schenkung“, zur Annahme des „Erlafles“ einer Sul d (vgl. Note s 
& 8 516, Note 1 zu 397) nit der „Einwilligung“ keines getesli 
ertreters. „Rechtsvorteil erlangen kann der Minderjährige 
dur be en, 1 gi ibt’s aber etwas zu ‚Derlieren, muß fein Vertreter fonjentieren.“ (o. 
orten „lediglich‘ ‚rechtlih“ in $ 107 Liegt der Ton. Wenn ein 
—— Menih feinem Jeit ode im Auslande (unbefannt wo) fi herum- 
treibenden Schuldner zufällig beg egnet und auf eine vom Bater ererbte %or- 
derun berung einen Brillantring an — u we in Höhe des Schä nee von 
ft. annimmt, jo erlangt er dadur eijellos einen „wirtſchaftlichen“ Vor⸗ 
Keil (wer weiß, ob er den unfiheren I ann je wieder trifft? Ten nicht 
jlebiotig einen „rehtliden“ Vorteil, weil die Hin des Ringes 
pes Bat, dir Darleßnsjorberung bes "Ninberjährigen in Höhe von 
500 DIE. zu tilge orderu ng in diefer Höhe „verluitig“ zu maden 
(8 RT me ein Rinder übriger Bei — twaren hän dier ein altes 
k. wertes Meißner Porzellan für 20 DIE. kauft und den Kaufprei 
Khuldig bleibt, ſo erlangt er dadurch einen A} re wirtichaftlichen, aber 
nit „ledi fi einen „rehtlichen“ Vorteil, denn er wird 20 Mt. 
chuldig“. n beiden Fällen (zur © ültigteit der Annahme des 
rillantringes, des Kaufes des Borzellans), iſt aljo die „3 Bar mmung 
33 geſetzl chen Vertreters“ des Minderjährigen nötig. vgl. 8 108 und 
oten. 


Zu Anhang 12 zu $ 107: Der Minderjährige bedarf zu allen Willens 

8 107 erklärungen — Rechtsgeſchäften (ausgenommen: die „lediglich rechtlich 

vorteilhaften“ für ihn; vgl. Anhang 10 zu 8 107) der Cinwi igung jeines 

gejehlihen Vertreters (Vater, utter, Vormund, Pfleger; v 1626 ff., 

1634, 1676 ff., 1684 ff., 1793 ff. 1909 ff., 1915), in ER 5 Fällen 

5 der Genehmig gung des Gegenvormundes, bes VBormundigaftsgerichts 

1648 1812, 1821 ff., 1831, 1909 ff., 1915). vgl. jedoch Die wichtigen 

110, 113 betr. die ———“ Diinberjähriger, Wenn die in 

107 geforberte „Einwill ‘e = v0 herige Zuftimmung * 183) 

—— ſo —— ür die ohne Here inwilligu ung“ von Minderjährigen ge- 

Lolf enien Berirlge die 108, 109, für die ohne Biete geoiliaung vor⸗ 

genommenen einieifigen eiptegejdäfte 8 111. — Über die Wirkfamteit von 

MWillenserllärungen, die ein anderer dem Minderjährigen gegenüber abgibt 

5. B. er kündigt dem Minderjährigen eine Wohnung) 8 131 Ab). 2. — 

ie in 88 107 ff. heſtimmte „B een. „ei ung der Befhättsfähigteit" eines 

Minderjährigen gilt nur für_de „eigene“ — Wen Iſt er von 

einem chäftsfähigen als deſſen „Bertreter“ beitellt (3. B. minderjäh- 
rige Handlungsgehi ilfen ſo ha n fin Willenserllärungen 

tretenen“ vo irtung ($ 165). — Wenn der Minderjährige ſich 

fälſchlich für 21 Safe alt una — ausgibt, Is ind zwar die 

von ihm vorgenommenen el ii te (Verträge) unwirtjam (88 107, 

108, 111), ex it aber, wenn er vorſätzhich oder fahrläſſig ge andelt 

bat, gemäß 88 823, 826 Iöadenserfagpfliätig, und zwar, wenn er 
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über 18 Jahre alt iſt, unbedingt, wenn er zwiſchen 7 und 18 Jahren iſt, 
nach Maßgabe des $ 828 Abſ. 2 vgl. auch Note 21 zu 8 109. 


Anhang 15 zu 8 108: Die Rechtslage nad SS 107—108 iſt folgende: 


- Hat ein Blinberjähriger einen Bertrag (durch den er „nihtlediglicd einen 5 


rehtlihen Vorteil erlangt“) aljo 3. B. einen Kauf, Dienjtvertrag, Miet: 
vertrag, Darlehnsvertrag, Leihvertrag (au) beim zinslojen Darlehen, bei der 
unentgeltliden Leibe entitehen für den Darlebnsnehmer, den Entleiber redt- 
liche ftigtungen) geieifoflen, jo ift zu unterjcheiden: 2) Der Minderjährige 
hatte die „Einwilligung“ (vorherige Zuftimmung) feines gejeglichen 
Vertreters, jo it der Vertrag ſofort unbeſchränkt rechtswirkſam, ſelbſt wenn die 
andere Bartei von der Einwilligung, 3. B. der im häuslichen Kreile erklärten, 
feine Kenntnis hat (3 107). b) Der Minderjährige hatte nicht die „Ein: 
willigung“ (vorherige Zuftimmung) feines geſetzlichen Vertreters. Hier 
tritt nach B 108 ein Shwebeyuitand ein. Bis ſich entiheidet, ob der 
gejegliche Vertreter die nachträgliche) „Genehmigung“ zu dem Bertrage 
erteilt oder verweigert, ilt der Minderjährige gebunden; denn er würde 
durch einen Rüdtritt vom Bertrage möglicherweile ein ‚Reht aufgeben“, 
wozu er aber nit elbſtändig ugt iſt. Der andere Vertragſchlie— 
ee iſt zwar nad) 8 109 Abſ. 1 bis zur Genehmigung des Vertrags zum 

iderrufe beredtigt; wie dp aber aus 8 109 Abſ. 2 ergibt, wird Dickes 
uniberzufsreiht im praftilden Le die Ausnahme bilden; denn bei den 
ſchäften Inberjähriger, 3. B. den Käufen Minderjähriger (Shäler, Studenten 
u m.) in Läden, it dem anderen Vertragichliegenden die ige in 
der Regel belannt (dur den Au Hr bes jugendlichen Alters offenbar), 
und es fann aljo, da der in 8 109 Abſ. 2 vorgefehene Fall der Täuſchung ſelten 
vorkommt, der andere all nde nad 8 109 Abi. 2 in der Regel nidt 
widerrufen, jondern it ebenfalls gebunden, bis der geſetzliche Ver— 
treterdes Minderjährigen Ih enticheidet, ob er die (nachträgliche) 
„Genehmigung“ erteilen oder verweigern will. Das Mittel, diefe Entſcheidung 
Berbeizuführen, gewährt dem anderen Bertragihliegenden 8 108 Abſ. 2 (Auf: 
Torderung zur Erklärung). 


- 
* 


Anhang 16 zu 8 108: Die Einwilligung (8 183) und die Genehmigung 

(2 184) bedürfen zu ihrer „Redhtswirkiamfeit" in der Regel feiner Form 
182 Abi. 2); fie fönnen aljo mündlid, durch Zeichen, ſchlüſſige Handlungen, 
erflärt werden (vgl. Anhang 1 zu $ 104 Geite 819). Die „Einwilligung“ und 
„Genehmigung“ können in der Kegel nidt bi dem beteiligten Dritten gegen- 
über, jondern aud, in deſſen Abweſenheit Dem inderjährigen gegenüber rechts⸗ 
wirkſam erflärt werden (8 182 Abi. 1). Wenn 5. 8. der Bater im häus- 
lihen Kreife dem Minderjährigen gegenüber erklärt, er „genehmige“ den 
vom Minderjährigen „allein“ geſchloſſenen Kauf eines Fahrrades für 
200 DIE., oder wenn er willend und ftillihweigend duldet, daß der Minder: 
jährige ein beim Buchhändler für 20 DIE. gefauftes Wert „aufichneidet“, die 
li 100 Mi. getauften Kleider „trägt“, jo erlangt dadurch der abweiende Ver: 
fäufer des Fahrrades, der Bücher, der Kleider, ohne weiteres die mit dem 
Minderjährigen vereinbarten, von diefem feinem Pater mitgeteilten Rechte 
auf Kaufpreis, Zinfen uſw. Menn der Vater zum tinberjähripen jagt: „Gebe 
hin und miete Dir für diefe Woche ein Neitpferd für 30 Mk.“, und der Sohn 
tut es, fo ift der Mietvertrag auf Grund diefer vorher erflärten „Einwilligung“ 
des Vaters ‚gültig Will in den gegebenen. Beiſpielen der Verkäufer, Ber: 
mieter, jein Recht einklagen, jo muß er natürlich die a „Genehmigung“, 
„Einwilligung“, beweijen. Da diefer Beweis oft jhwierig und der 
andere Bertragfhliegende (Verkäufer ujw.) meiſt ein Intereſſe haben wird, 
niht bloß gelegentlich zu erfahren, ob der Vertreter des Minder: 
jährigen (etwa im häuslichen reile) dDiejem gegenüber den Bertrag 
genehmigt und der Vertrag dadurd Wirt ſamteit erlangt hat, ſondern 
möglichſt bald zu willen, woran er I — zumaler jerbit inder Regel 
an den mit dem Minderjährigen geihloffenen Vertrag gebunden iſt, wie 
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ſich aus Anbane 15 zu 8 108 ergibt —, jo ſteht ihm frei, von dem Ver— 
treter des Minderjährigen eine unmittelbare, an ihn jelbit gerichtete 
Ertlärung zu fordern Diefe „Aufforderung“ Hat had 8 108 
Abſ. 2 die eigentümlide Wirkung, daß fie die on vorhberdem 
Minderjährigen gegenüber (5. 83. im häusliden Kreiſe) abge 
gebene Ertlärung keines Vertreters (,„Genehmigung“ oder „Ber: 
mweigerung“ der Genehmigung) außer Kraft jest, infolgedellen den 
vielleicht bon genehmigten, aljo bereits wirfjamen Bertrag wieder 
aufbebt und dem Vertreter eine.neue Überlegungsfrift von. 
2 Wochen gewährt, indem fie ihn nur verpflichtet, jih dem anderen Teile 
gegenüber binnen 2 Wochen zu erklären, widrigenfalls ‘die Genehmigung. 
„alsverweigertgilt“, jo daß der Bertragendgültigunmwirfliam 
it. Der andere Vertragſchließende Sertäufe ulw.) fann, wenn die Ge⸗ 
nehmigung verweigert iſt, etwa ſchon dem Minderjährigen Geleiftetes 
aus dem Redtsgrunde der „ungerehtfertigten Bereidherung“ 
nah 8 812 zurüdfordern oder nah 8 683 (Geihäftsführung 
ohne Auftrag), falls deſſen Borausiegungen vorliegen, Erja fordern. 


Zu Anhang 1 zu — 116: Willenserklärung (vgl. Anhang 1 zu 8 104, 
8 116 Seite 819). Das Geſetz unterfcheidet iſchen Willenserllärungen, die, um 
einen rechtlichen Erfolg (Begründung, Veränderung, Aufhebung von Rediten) 
hervorgu ringen, einem anderen gegenüber abgegeben werden müſſen (8 130). 
und fo — i denen dies nicht notwendig üt, die alſo einen rechtlichen 
Erfolg bervorbringen, au wenn fie nicht einem anderen gegenüber abgegeben 
ind. Die erjteren nennt man empfan obebürftige Willenserflärungen, Zu 
diefen gehören felbitverftändlih die auf Abichluß eines Vertrags (zwei- 
ſeitiges Rechtsgeſchäft) gerichteten Willenserflärungen (ausnahbmsmweile 
— in den fällen der 88 151, 152 — ift die Unnahbme- Erklärung auf einen 
Bertrags:Antrag nicht empfangsbedürftig). — Die Unteriheidung 
zwiſchen „empfangsbedürftigen" und „nit empfangsbebürftigen“ iſlens 
erklärungen gilt alſo eigentlich nur für die „einjeitigen Rechtsgeſchäfte“, 
bei denen die Willenserklärung einer Perſon ausreicht, um die damit 
eritrebte Begründung, Veränderung, Aufhebung von Rechten zu bewirten. 
Empfangsbedürftige einjeitige Rechtsgeſchäfte (vgl. Seite 820) find 3. B. Die 
Anfehtung einer früher abgegebenen Willenserflärung ($ 143 Abſ. 1), 
die Erteilung einer Bollmakdht (8 167), die Ausübung des Wahlrechts. 
wenn von mehreren Leitungen nur die eine oder Die andere geſchuldet wird 
(85 262, 263), Mahnung, Kündigung (8 284), der Rüdtritt von 
einem Vertrage N 3), die Au eg nung (88 387,_388), Widerruf 
einer Schenfung (88 530, 531). m zenſete hierzu ſind nicht empfangs⸗ 
bedürftige Willenserklärungen, die Fr wirkſam find auch ohne daß fe 
einer beitimmten geichäftsfahigen Perjon gegenüber abgegeben werden, 3. 
die Yuslobung, d. h. die Ausjegung einer Belohnung dur TUE 
Belanntmahung für die Vornahme einer Handlung, insbejondere für die 
ea eines Griolges (8 657), Erwerb und Berluft des Be: 
ißes (88 854, 856), die Annahme einer Erbſchaft (8 1943), die Er- 
richtung eines Teftaments ($$ 1937, 2064). gt empfangsbedbürftige 
Willenserflärungen find auch jolde, die zwar einer Behörde 2 enüber, 
nicht aber einem „Beteiligten“ gegenüber abzugeben find. 3. ie dem 
Nachlaßßgerichte gegenüber abzugebende Erklärung der Nusihlagung 
einer Erbihaft (8 1945), Verz icht auf das Eigentum an einem 
a e vor dem Grundbuchamt, wodurd der Fiskus das Recht 
erwirbt, ji als Eigentümer im Grundbud) eintragen zu lafien ($ 928). Aus 
der „Empfangsbedürftigleit" einer Willenserllärung in vorjtehend ange: 
gebenem Sinne folgt, daß fie, wenn der, der jie empfangenjoll, 
„abweiend“ ik. erſt wirliam wird, wenn fie dem Abweſenden „zugeht“ 
($ 130). in für das Verkehrsleben wichtiges Beilpiel einer nad) 
dem Gele „nit empfangsbedürftigen" Willenserklärung ijt die 
Mängelanzeige beim Handelsftauf („Zurdispojitionsitellung der 
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Ware“); denn nad $ 377 Abi. 4 HGB. genügt zur Erhaltung der Redite des 
Käufers wegen Mängel der re, daß die altüngelangeige (durch einfachen 
Boitbrief) rechtzeitig abgelandt ilt; die Gefahr der Ankunft des Briefes 
trägt der Verkäufer ($ 377 HGB. iſt abgedrudt Geite 804). 


Anhang 2 zu $ 116: Die 88 116-124 handeln von den Willensmängeln, 
d. h. von den Fällen, in denen die „Erklärung“ nicht mit dem „wehren Willen‘ 
des Erflärenden übereinjtimmt, 3. 8. infolge „geheimen Vorbehalts“ 
(8 116), bloß zum „Schein“ abgegebener Willenserflärung ($ 117), cher z; 

after Erflärung ($ 118), und dem Hauptfall: der „irrtümliden“ 
MWillenserflärung ($ 119). ner von dem %all, dag durd Boten, Schreiber, 
Telegraph, Telephon eine Willenserlärung „unrihtig übermittelt“ 
wird G m) endlich) von der durch „ar & iftige Täuſchung“ oder wider: 
rehtlide „Drohung“ veranlaßten Willenserflärung (8 123). — Die 
a 116—124 beziehen ſich grundfäglih auf alle Willenserflärungen. Nur 
ür die „Cheihliegung“ ſind bejondere Bellimmungen gegeben 
(SS. 13233 ff), auch einige für „legtwillige Berfügungen“ 
(85 2078, 2079). 


Anhang 4 zu 8 117: Hauptfälle des Scheingeſchäfts find die Shein- 
veräußerung von Saden und Rechten zum N ahteile der Gläu: 
biger. Die Nidtigteit (vgl. 88 139—141 nebſt Noten) eines „Scheingeihäfts' 
fann von den Parteien fowohl gegen einander als aud egenüber 
Dritten geltend gemadht werden; nicht minder fönnen ſich Dritte 
darauf berufen. Gutgläubige Dritte, die im Vertrauen auf 
die Gültigleit des Scheingeſchäfts von dem Scheinerwerber ein Recht einge: 
räumt erhalten haben, werden gejhüt nad, Maßgabe der Vorjäriften „zu 
Guniten derjenigen, die Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten“ (vgl. 
Note 69 zu 8 135), namentlih alſo dur den Grundiag des „öffentlichen 
Glaubensdes Grundbuds“ (88 892, 893) und durch die Vorfchriften 
über den „redliden Erwerb von bewegliden Saden und 
Rechten an ſolchen“ (88 32 ff.). — Die U ieetung einer Sorderung 
„zum Inkaſſo“, d. 5. um den neuen Gläubiger gegenüber dem Schuldner der 
abgetretenen Yorderung „als Gläubiger“ „auszumweifen“ (in der Regel 
durch eine Abtretungsurfunde) iſt nad) jeititehender Rechtſprechung fein Schein⸗ 
geihäft. Ter Schuldner muß ſich die Klage des neuen Gläubigers gefallen 
laſſen; er fann niht einwenden, daß der neue Gläubiger nit „Cigen- 
tümer“ der Forderung, fondern nur „Bevollmädtigter” zu deren Einziehung 
fei. vgl. $ 409. — Über die praktiſch wichtige Frage, ob die jogen. Sicherungs: 
übereignung, — Giderungs » Abtretung (Seluritätstauf, — Seluritäts« 
zeifion) gültig oder als „Sceingeichäfte" nichtig feien, vgl. Anhang 1 zu 
& 1204 unter IV. — Über die Abtretung von „Scyeinforderungen“ (im 
egenflage zur „Sceinabtretung“ gültiger Forderungen) vgl. 8 405. 


Anhang 7 zu 8 119: Zur Lehre vom Irrtum. 

A. Die Rüdfiht auf die Sicherheit des rechtsgeſchäftlichen Verkehrs läßt 
nicht zu, jedem bei einer Willenserflärung untergelaufenen PART, 
Einfluß auf die Gültigleit der Erklärung beizulegen. Es foll rechtlich nur be- 
rüdlichtigt werden: 

1. Der Peru den Inhalt der Willenserllärung (eriter Fall des 

11 .1), 

2. Der Irrtum, der darin liegt, dab jemand eine Erklärung des Inhalts, mit 
dem N fie gegegrben hat, überhaupt nicht abgeben wollte (zw eiter Fall 

s811 .1). 

Zur näheren Qtäuterung dieſer zweit Fälle, in denen das BGB. den 
„Irttum“ als „berückſichtigungswert“ anerkennt, iſt folgendes zu bemerfen: 

a) zu Kal 1: Irrtum über den Inhalt der Willenserllärung. Ein folder 
tegt vor, wenn jemand eine Urkunde (Schuldidein, Vertrag ufw.) ‚unter: 
ichreibt oder eine Frage bejaht, die einen anderen Inhalt Haben, als 
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zu 
8119 


er denkt (Irrtum in der Auffaſſung); z. B. A ſagt zu B: „Willſt Du mir 
dre i hundert Mark leihen?“, indem er die „hundert“ verſchlu t; B ver: 
ſteht nur „drei“ und jagt: ja. Ein Seuge befundet, daß 300 gejagt ilt. 
Hier fann B feine Bejahung als irrtümlich anfechten. Ein „Irrtum über 
den Inhalt der Willenserllärung“ liegt Dagegen nit vor, wenn jemand 
3. B. einen „VBerjiderungs-Antrag“ mit vorgedrudten, unge: 
zählten SS, einen Veſtellſche in“ auf eine landwirtichaftlide Maſchine 
mit vorgedrudten jeitenlangen Kaufbedingungen, ohne den Vordruck ge: 
Iefen zu haben, unterjhreibt, und wenn — wie dies häufig vorfommt 
— ji jpäter im Streitfalle herausitellt, daß er etwas unterſchrieben bat, 
wovon er feine Ahnung hatte. In diefem Falle hat der Unterzeichner 
„nicht geirrit“, denn er hat fi in der Regel „gar nichts gedacht“ (und 
nur wer „denkt“, kann „irren“), jondern er hat aus Vertrauen, Bequem: 
Iihleit oder anderen Gründen durd feine (gewillermaken „Blanto“-) Unter: 
Ihrift den „Willen“ tundgegeben: ih bin mit allem Borgedrudten 
(gleihgültig, was es ki) einverftanden. Die in GStreitfällen 
dann baufige Einrede des Unterzeihners, er habe die Urkunde „nicht ge: 
Iefen“, ihren „Inhalt nicht gefannt“, iſt daher rechtlich niht zu beach— 
ten. Nur wenn er beweift, es ſei zwilhen ibm und der Gegenpartei oder 
einer zu deren „VBertretung“ beredtigten Perjon (mas beim 
Abſchluß eines oerlierungsueritags die ſogen. Afquijiteure, Unter: 
agenten ujw. in der Regel nicht find) „etwas anderes verein: 
bart“ worden, als in der Urkunde fteht, oder wenn er über den Inhalt 
der vorgedrudten Bedingungen „argliftig getäujcht“ worden, ijt 
dies re td erheblich. 

m Gegenjabe zu dem rechtlich erheblichen (zur „Anfehtung“ 
der Willenserflärung beredtigenden) „Irrtum über den Anhalt der 
Willensertlärung“ fteht der „Irrtum im Beweggrunde”. Denn wenn jemand 
eine Erklärung aus einem irrtümliden „Beweggrunmde" abgibt. jo 
liegt fein „Irrtum“ Dr ABU jeiner Erflarung, und dieſer 
Irrtum findet rehtlih feine Berückſichtigung. Ein redtlid 
unbeadtlider „Irrtum im Beweggrunde" ilt 3. 3., wenn jemand bei 
Abgabe einer Willenserflärung der irrtümliden Meinung ift, fie habe 
andere „Redhtsfolgen“, als fie nah dem Ge in der Tat bat. 
Es iſt ferner fein beachilicher (zur „Anfehtung“ bereddtigender) Irrtum, 
wenn ein Aaufmann einem anderen für den Zentner einer Ware 38 Mt. 
bietet und fih ſpäter Herausitellt, daß er ih bei der „Raltulation 
jeiner Breisofferte" verrehnet Hat, weil er eine undeutlid 
geihriebene Ziffer faljch gelefen Hat; denn er „wollte“ ja 8 Mi. bieten 
und hat jih nur in den Vorausſe i ungen (im „Beweggrunde“) geirrt 
Einihräntungen des Grundjages, dag der Irrtum im Beweggrunde recht⸗ 
lich feine Berüdfihtigung finde, ergeben jih aus 8 119 Abſ. 2 (vgl. hier: 
über weiter unten), ferner aus $ 779 (Irrtum beim „Vergleich“) und aus 

812—814 (Ri forderung einer aus Irrtum gemachten Leiltung, „Zah: 
ng einer Nichtſchuld“), ferner aus dem unter G Gejagten (Jrrtum bei 
der „Cheihließung“, bei der Errichtung eines „Teitaments“ oder „Erbver: 
trags“). nn der Irrtum duch argliftige Täuſchung („Betrug‘ 
im zivilrechtlichen Sinne) hervorgerufen ift, jo findet jeder Serum, au 
der im „Beweggrunde”, nad) Mabgabe des 8 123 (vgl. Anhans 20 dazu) 
Berückfichtigung Anfehtungsgrund ilt dann aber eben nicht der 
„Sertum“ ($ 119), jondern die „argliitige Täufchung“ (8 123). 

Die Frage, ob der Irrtum einen Bunt betrifft, der zum Inhalte 
der Willenserklärung gehört, oder ob ein Irrtum im Beweggrunde 
vorliegt, wird Ai ſchwer zu entſcheiden fein. Es iſt Dies Gade der Aus: 
legung der Willenserflärung gemäß 88 133, 157. Zur Abſchneidung 
von 3weifeln Ipridht Abi. 2 des 8 119 bejonders aus, daß aud) ein Irrtum 
über „joLlche Eigenihaften Der Berfon oder Sade, die im Vertehr 
als wejentlih angejehen werden“, als Irrtum über den „Ins 
halt der Erklärung“ „gilt“, mithin rechtlich Berüdfihtigung findet, ob- 
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gleich er eigentlich ein „Irrtum im Beweggrunde“ T nämlich Noch 


ein Irrtum über „Eigenſchaften“ der Perſon oder Sade, die „im Inhalte 


der Erklärung“ gar ni 2 zum Ausdrud gebradt, jondern dabei 3 


nad Verkehrsge rauch illſchweigend vorausgeſetzt find. 
„Weſent lich“ find ſolche Eigenſchaften, deren Nichtvorhandenſein die 
„Perſon“, oder „Sache“ für den Verkehr zu einer anderen macht, 
als ſie es mit jener Eigenſchaft fein würden. nn 3. B. in einer Berliner 
Zeitung ſteht: „Heute kung ter im X:-Thenater die Sembridy mit großem 
Beifall”; der Direftor des aters in Bauen telegraphiert infolgedeijen 
„an die Sängerin Sembrid im X-Theater in Berlin“ und bietet ihr für 
einmaliges Auftreten in Baußen 600 ME,, annehmend, es jei „die berühmte“ 
Sängerin Sembrid, während es in der” Tat eine unbefannte mittelmäßige 
Sängerin gleichen Namens ift, und diefe Sängerin nimmt das Anerbieten 
an, jo fann der Theaterdireftor auf Grund des 8 119 Abi. 2 den Vertrag 


wegen „Srrtums“ über eine „Eigenidaft der Perjon“ mit Erfolg 
anfegten und muß der augereilten Sängerin nur Shadenserjag 
zahlen (vgl. $ 122 und unter 


diejes Anhangs). Irrtum, des Verkäufers 
über die „Zahblungsfähigfeit“ des Kaufers bei einem Kauf auf 
Kredit fann unter Umitänden als unter $ 119 Abſ. 2 fallender Irrtum über 
eine „Eigenihaft der Perjon“ angeleben werden. Der Kauf eines Hauſes, 
in „Hausſchwamm' tit, kann gemäß 8 119 Abi. 2 wegen Irrtums 
über eine „Eigenihaft der Sache“ angefochten werden. Irrtum über den 
ErtrageinesG6rundjtüds kann zur Anfechtung des Kaufs feitens 
des Käufers wegen Irrtums über eine „Eigenihaft des Grundſtücks“ be- 
rehtigen. vgl. Anhang 4 zu S 459 unter B. 
b) Zu Zall 2: Es wir regito rückfichtigt d. h. es bildet einen Grund zur 
Anfecht ung der Willenserklärung, wenn enitand des Irrtums 
das „eigene Tun'“ ift, d. 5. wenn jemand eine Erflärung des Inhalts, 
wie er fie abgegeben hat, ü Hr nicht abgeben wollte, 5 8. wenn er 
ſich verjpricht, verſchreibt, bei Abfajlung eines engliſchen Geſchäftsbriefs aus 
Spraduntenntnis eine falle, einen anderen Sinn als den gewollten 
habende Voktabel braudt, ſich vergreift, 5. B. dem Droſchkenkutſcher jtatt 
eines Martitüds in der Dunkelheit ein Zwanzigmarkfitüd gibt, in einen 
jelliben Wagen der eleftriihen Bahn jteigt. Über unrichtige Übermittelun 
e ape gebenen Erklärung durch die dazu verwendete Perſon oder Anſtalt 
vgl. 

B. Aber ſelbſt innerhalb der vorftehend ( ‚zu Fall 1“ und „zu Fall 2“) 
feſtgeſetzten Grenzen joll der Irrtum auf die Rechtswirkſamkeit der Willens- 
erflärung lediglih dann von Einflug Fein, wenn anzunehmen iſt, daß der 
Irrende die Erflärung 

a) bei Kenntnis der wahren Sadjlage 
u 


b) bei verftändiger Würdigung des alles 

nicht abgegeben haben würde. Nur unter diefen zwei Vorausſetzungen er: 
tennt das BGB. eine Schußbedürftigleit des Irrenden an. 

C. Die Rechtsfolge eines nad) dem zu A und B Gejagten wejentlichen, 
d. h. vom Geſetz berüdfi tigten Irrtums ijt Die „Anfechtbarkeit“ der irrtüimlichen 
Willenserklärung, nit deren „Nichtigkeit“; d. h. eine irrtümliche Er- 
Härung ift nicht ſchlechtweg nicht ig, fondern es hängt von der Ent: 
ſcheidung des Irrenden ab, ober die Erklärung gelten laſſen will oder 
nit; vgl. jedoch über die Schadenserjagpflidht des feine lätung anfechtenden 
Serenden unter F diefes Anhangs. rGegnerdes Irrenden kann fi 
darüber nicht beihweren, wenn die von ihm für gültig gehaltene Erklärung 
mangels Anfechtung auch gültig bleibt. Nur injofern wird durd die Anfecht- 
barkeit der Gegner des Srrenden berührt, als fie einen Zujtand der Un: 
gewißheit über die Gültigkeit der Willenserklärung herbeiführt, deſſen Be: 
endigung vom Willen des $rrenden (nämlid, feiner Erklärung, daß er 
die irrtümlicde Erflärung „anfechte“) abhängt. Der Dauerdiejer Unge: 
wißheit jet jedod; die Vorſchrift des 8 121 eine Schranke. 
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zu 
119 


Anhang 5 Irrtum 


Noch 
zu 
8 119 


er denkt (Srrtum in der Auffallung); 3. B. A jagt zu B: „Willſt Du mir 
dreihundert Mark leihen?“, indem _er die „hundert“ verſchluckt; B ver: 
jteht nur „drei“ und fagt: ja. Ein Seuge befundet, —— eſagt iſt. 
Hier kann B feine Bejahung als irrtümlich anfechten. Ein — über 
den Inhalt der Willenserklärung“ liegt dagegen nicht vor, wenn jemand 
3. B. einen „Be a herungs:Antrag“ mit vorgedrudten, unge: 
zählten SS, einen „Bejtellfchein“ auf eine landwirtſ 15 Maſchine 
mit vorgedruckten ſeitenlangen Kaufbedingungen, ohne den Vordruck ge⸗ 
leſen zu haben, unterſchreibt, und wenn — wie dies häufig vorkommt 
— ſich ſpäter im Streitfalle herausſtellt, daß er etwas unterſchrieben hat, 
wovon er keine Ahnung hatte. In dieſem Falle hat der Unterzeichner 
„nicht geirrt“, denn er hat na in der Regel „gar nichts gedacht“ (und 
nur wer „denkt“, kann „irren“), Jondern er hat aus Vertrauen, wem: 
Tichteit oder anderen Gründen durch feine (gewillermaßen „Blanto“-) Unter: 
igrift den „Willen“ er ih bin mit allem Vorgedrudten 
(gleihgültig, was es fei) einverftanden. Die in Gtreitfällen 
dann häufige Einrede des Unterzeichners, er habe die Urkunde „nicht ge: 
leſen“, ihren „Inhalt nicht gefannt“, ift daher rechtlich niht zubead: 
ten. Nur wenn er bemweilt, es jei zwiſchen ihm und der Gegenpartei oder 
einer zu deren „Bertretung“ beredtigten Perjon (was beim 
Abſchluß eines „BVerliherungsvertrags“ die jogen. Alquifiteure, Unter: 
agenten ujw. in der Regel nit find) „etwas anderes verein: 
bart“ worden, als in der Urkunde fteht, oder wenn er über den Inhalt 
der vorgedrudten Bedingungen „argliftig getäufcht“ worden, iſt 
dies N: erheblid. 

Im Gegenjabe zu dem retlich erheblichen (zur „Anfedhtung“ 
der Willenserflärun ag a „Sertum über den Inhalt Der 
Willenserklärung“ fteht der „Irrtum im Beweggrunde”. Denn wenn jemand 
eine Erklärung aus einem irttümliden „Beweggrunmde abgibt, jo 
liegt jein „Irrtum“ ae jeiner Erflärung, und Ddieer 
Sırtum findet rehtlih feine Berüdjidtigung. Gin redtlid 
unbeachtlicher tum im Beweggrunde" ilt 3. B., wenn jemand bei 
Abgabe einer Willenserflärung der irrtümliden Meinung ilt, fie habe 
andere „Redhtsfolgen“, als fie nad dem Geſetz in der Tat hat. 
Es it ferner fein beachtlicher (zur „Anfechtung“ beredhtigender) Irrtum, 
wenn ein Kaufmann einem anderen für den Zentner einer Ware 8 Mt. 
bietet und ſich ſpäter herausftellt, daß er fih bei der „Raltulation 
jeiner Breisofferte“ verredhnet hat, weil er eine undeutlid 
geihriebene Ziffer jalich gelefen hat; denn er „wollte“ ja 8 ME. bieten 
und hat fih nur in den Borau — ngen (im „Beweggrunde“) geirrt 
Einjhräntungen des Grundſatzes, dag der Irrtum im Bemweggrunde recht 
lich teine Berüdfihtigung finde, ergeben jidh aus S 119 Abi. 2 (vgl. bien 
über weiter unten), ferner aus 8 779 (Irrtum beim „Bergleih”) und mis 
3 812—814 (Rüdforderung einer aus Irrtum gemachten Leiltung, „Ba 

ng einer Nichtſchuld'), ferner aus dem unter _(; Gejagten (Trrtunr Bei 
der „Eheſchließung“, bei der Erriditung eines „Ieitaments" ober „Er 
trags“). nn der Irrtum dur argliitige Täaufhdung GH 
im zivilrehtlihen Sinne) hervorgerufen ijt, io findet jeder rzk 
der im „Beweggrunde“, nach Makgabe bes S 123 (val. Unhanz 
Berüdficti ung Anfedhtungsgrund it dann aber aber 
„Irrtum“ (8 119), jondern die „argliftige Tüulichung“ (S 1285 

Die Stage, ob der Irrtum einen Punkt betrifft, ber Zi 
der Willenserklärung gehört, oder ob ein \rrtum im BE 
vorliegt, wird oft ſchwer zu enticheiden kein. Es it Diese 
legung der Willenserflärung gemäß 55 133, 157 
von le Iprign Ab. 2 Des 8 119 beionders aus 
über ſolche Eigenihaften der Perjon oner Em 
als weientid angejehben werden“, als 
halt der Erklärung“ „gilt“, mithin rechtlich Ba 
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Irrtum Anhang 


air er eigentlid ein „Irrtum im u 
ein Irrtum über „Eigenſchaften“ der Perſon oder Sache, die „im Inhalte 


runde“ iſt, nämlid Noch 


zu 


der Erklärung“ gar niht zum Ausdruck gebradt, jondern dabei 8 119 


nah Verkehrsgebrauch jtillihweigend vorausgejegt find. 
„Wefentlid” find folde Eigenidaften, deren Nichtvorhandenjein die 
„Berjon“ oder „Sache“ für den ala einer anderen mat, 
als fie es mit jener Eigenſchaft fein würden. nn 3. B. in einer Berliner 
Zeitung ſteht: „Heute kenn ier im X-Theater die Sembrid mit großem 
Beifall”; der Direltor des aters in Bautzen telegraphiert infolgedeſſen 
„an die en Gembrid im X-Theater in Berlin“ und bietet ihr für 
einmaliges Auftreten in Bauen 600 Mk., annehmend, es jei „Die berühmte“ 
Sängerin Sembrid, während es in der” Tat eine unbefannte mittelmäßige 
Sängerin gleichen Ramens ift, und dieſe Sängerin nimmt das Anerbieten 
an, jo fann der Theaterdireftor auf Grund des 8 119 Abſ. 2 den Vertrag 
wegen „Srrtums“ über eine „Eigenſchaft der Perfon“ mit Erfolg 
anfehten und muß der augereitten Sängerin nur Shadenserjag 
zahlen (vgl. $ 122 und unter F dieles Anhangs). Irrtum des Verläufers 
über die „Zahblungsfähigfeit“ des Käufers bei einem Kauf auf 
Kredit fann unter Umſtänden als unter 8 119 Abſ. 2 fallender Irrtum über 
eine „Eigenjhaft der Berjon“ angelehen werden. Der Kauf eines Haujes, 
in dem „Hausjihmwamm“ tft, fann gemäß 8 119 Abſ. 2 wegen Irrtums 
über eine „Ei enſchaft der Sache“ angefochten werden. Irrtum über den 
Ertrag’eines6rundftüds kann jur Anfechtung des Kaufs feitens 
s Käufers ne Irrtums über eine „Eigenidaft des Grundftüds“ be: 
recht igen. nhang 4 zu 8 459 unter B. 
b) Ju Fall 2: Es wir u rüdjihtigt d. h. es bildet einen Grund zur 
= BIeDSUng der Willenserflärung, wenn enitand des Irrtums 
das „eigene Tun“ ift, d. h. wenn jemand eine Erflärung des Inhalts, 
wie er fie abgegeben Hat, ü Hr nicht abgeben wollte, z 3. wenn er 
ſich verjpricht, verſchreibt, bei Abſaſſung eines engliſchen Geſchäftsbriefs Be 
Spraduntenntnis eine falfhe, einen anderen Sinn als den ge 
habende Vokabel braudt, fi vergreift, 3. B. dem Droſchkenkutſcher „imen 
eines Markſtücks in der Dunkelheit ein Zwanzigmarfftüd gibt, —— * 
ahcn Wagen der elektriſchen Bahn ſteigt. Über unrichtige Über al! 
er abgegebenen Erflärung durch Die dazu verwendete Perion oder” 



























vgl. $ 120. —* 34 
B. Aber jelbit innerhalb der vorſtehend („zu 17 und a av 
ſfeſtgeſehten nn lol der Irrtum — —e— ei * 124 
erklärung lediglich dann von Einfluß ſein wenn angu neh⸗ 
Irrende die Erklärung 
a) bei Kemitnis der wahren Sachlage — 
bh) hei | aner 
ıbaeae) 6 BT IT lan 
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Ab bei jeinem Worte jtehen.“ -— „Ein 8 125 
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Anhang Irrtum 


Noch .. D. Über die Wirkung, die Art und Weiſe der Anfechtung, die Aus⸗ 

zu ſchliehung ber Anfehtung dur nachträgliche BVeitätigung vgl. 55 142144. 
8 119 E. Eine widtige Neuerung des „Bürgerlichen Gefewbudes gegenüber 
den meijten Jrüberen en iſt es, daß es für Die nad Vorſtehendem zuläflige 
„Anfechtung“ einer irrtümlihen Willenserflärung nit darauf anfommt, ob 
der Irrtum ein unverſchuldeter oder verjchuldeter ift, ob es ein Rechtsirrtum 
oder ein Irrtum über Tatjaden ift. . 

F. Macht der Irrende von dem „Anfechtungsrechte“ Gebraud, jo iſt er, 
jelbfjt wenn fein Irrtum ein unverfhuldeter war, zum Erſatze des 
Schadens verpflichtet, den der Empfänger der irrtümlihen Willenserflä- 
rung oder ein Dritter dadurd erleidet, daß er auf die Gültigfeit der 
Fr —A v er t F * t Sri mar en ad — der ta 
iicherheit fordern die zum nserfae. Das Nähere vgl. 

G. Die bier beiprodenen Vorichriften über die „Anfechtung wegen Jrr: 
tums“ gelten für alle Willenserflärungen. Nur bei der Eheihliekung und 
der Teflaments- und Erbvertrags⸗Errichtung iſt der Einfluß des Irrtums be- 
ionders geregelt (88 1332, 1333, 1346, 2078, 2079 ff. 2281), vgl. ferner Me 2308. 

H. Zur Erläuterung des vorſtehend über die Anfehtbar eit von Willens: 
erflärungen n Irrtums Gejagten mögen folgende, einem Bude des ver: 
ſtorbenen Profeſſors Ed in Berlin entnommene Beilpiele dienen: 


a) A Hat eine Sade für 1000 ME. feil, die in Wahrheit viel weniger wert ift. 
Er findet einen Raufluftigen X, der dafür noch mehr als 1000 ME. zahlen 
will, beihlicht, demfelben 1500 DE. abzufordern, jchreibt ihm aber aus Ber: 
ſehen als Preis 1300 Mk. worauf X zuftimmend antwortet. Da inzwilhen . 
die Ware im Preije Itart geitiegen, will A den Verlauf Pr gl weil 
er eine Erflärung des Inhaltes, wie er fie abgegeben, nicht abgeben 
wollen (Srrtum). Dazu ijt er nit bereditigt. Denn es trifft gwar zu, 
dab er bei Kenntnis der Sadjlage feine Preisforderung von 1300 Mi. nit 

eltellt haben würde, nicht aberaud, daß er es „bei verftändiger Wür— 
igung bes Falles“ nit getan hätte, da der Preis von 1300 MI. bereits 
über den damaligen Sahmwert und fein eigenes urjprünglides 

Verlangen weit hinaus ging. 

Ein fanatifcher Antifemit kauft bei einem Juden, ohne ihn_als jolden zu 

fennen, oder ein abergläubiiher Menſch mtetet in einem Haufe, ohne zu 

willen, daß dies die Nummer 13 hat. Hier liegt ein Irrtum über eine — 
ẽcigenſchaf des Gegners, beziehungsweiſe der Sache vor, „bei deren Kennt— 
nis der Irrende feine Vertragserflärung nit abgegeben haben würde.“ 

Aber die Anfechtung ift ausgeſchloſſen, weil man nicht fagen 

fann, daß die Eigenfchaft, über die er irrte, im Verkehrals wejent- 

[ih angeleben wird. 

A, der Geld braucht, will 5000 Stüd hodhfeine Sigarren um jeden Preis 

Iosihlagen. X bietet ihm nun brieflid für 5000 Stüd den Preis von nur 

100 ME. pro mille, und A, weldder in dem —— des X ſtatt 5000 aus 

Verſehen 3000 Stüd geleten hat, erklärt fofort turzweg die Annahme des 

ihm gemadten Gebots gualeid bedauernd, daß X ihm nicht noch weitere 

2000 Stück, die er auf ager habe, zum gleichen Preiſe abnehmen wolle. 

Demnächſt ergibt ſich der Irrtum, und ta inzwiſchen A's Geldbedürfnis ge- 

oben iſt, will er den Verkauf in der Höhe von 2000 Stück Zigarren an- 
chten, weil er über den Inhalt feiner auf 5000 Stüd lautenden An— 
nahme Erklärung im Irrtum ſen fei. Sit er dazu berechtigt? Nein. 

Denn obwohl eine verjtandige Würdigung des Falles Bau hätte führen 

müſſen, die 2000 Stüd Zigarren nidt dir 200 DM. zu verichleudern, jo trifft 

es doch nicht auch zu, dab A feinerfeits bei Kenntnis der Sadhlage die An: 
nahme des Kaufangebots über 5000 Stüd nicht erflärt Haben würde. 

A fauft ein filbernes, vermeintlid antiles Kunftwerf, aber nur als 

altes Silber zum Einjhmelzen, indem er den Silberwert überfchäßt, 

ji mehr, als dieler beträgt. Nächträglich entdedt er, dag das Stüd feine 
ntife, jondern eine nıoderne Nachahmung ii Dann fann er den Kauf 
wegen Irrtums über dieſe Eigenihaft der Sache nicht anfehten. Denn 
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Argliſtige Täuſchung — Drohung Auhang 


zwar wird im Verkehr die Eigenfihaft der Antike für weſentlich angeleßen, 
aber es trifft nicht zu, daß A bei Kenntnis der Sadlage als Preis den 
Silberwert, wie er ihn ſchätzte, nicht bewilligt haben würde. 


Anhang 20 zu 8 123: Argliftige Täuſchung. — Widerrechtliche Drohung. 
Da durch argliflige Faulhung, wozu auch das „argliftige Verſchwei— 
en“ gehört (3. B. 88 443, 476 ulm.) ein „Irrtum“ erregt wird, jo dedt 
P, ch die Anfentung einer Willenserflärung wegen „arglültiger Taufhung“ 
teilmweije mit der wegen „Sırtums“ (8 119). Die niehtun "wegen 
„argliftiger Täuſchung“ reicht aber weiter, denn fie ilt wegen jedes Irrtums, 
aud) des "unweientlihen" auch des Irrtums „im Beweggrunde“ zulällig (vgl. 
über alles dieſes anbang 7 zu 8 119), jofern nur der Irrende durch die 
„Täuſchung“ zu feiner Willenserklärung Pr mt wurde Notwendigteit 
des urfählihen Zujammenhanges). — „Arglitige äuſchung im 
Sinne des 8 123 nennt man (privatrechtlichen) Betrug, der ſich 
vom ftrafrehtlihen dadurd unteriheidet, daß zu feinem Tatbeitande 
nicht notwendig ift: „Die Abſſicht, ſich over einem Dritten einen recht s⸗ 
widrigen Bermögensporteil zu allen, auch nicht, daß „das 
Vermögen eines anderen beihädigt worden 1“. — 
in wegen widerrechtliher Drohung anfechtbarer Vertrag Liegt 3. B. vor, 
wenn A den B zum Ankauf eines nur 200 ME. werten Pferdes für 500 DIf. be- 
ftimmt durch die Drohung, er werde ihn wegen einer tatſächlich von B kürzlich 
ausgeiprochenen Wlajeftätsbeleidigung anzeigen. Dagegen ilt es nicht 
„widerrechtlich“, wie dies $ 123 als Borausjegung der „Anfedt- 
barteit“ fordert, wenn der durch Unterfhlagungen feines Proluriiten nad: 
weisbar um 500 Mt. geſchädigte Hupipal diefen zur Ausitellung 
eines Schuldanerfenntnilles in Höhe von 5000 . dur die „Drohung“ be- 
jtimmt, er werde ihn im Weigerungsfalle der Staatsanwaliihaft an eigen. 
„Widerrechtlich‘“ Dagegen wäre es, wenn er fi für Unterlajjung nzeige 
mehr veripredhen ließe, als fein Schaden beträgt. —- Zu unterſcheiden 
von der „Drohung“ ift die körperliche Gewalt, z 3. jemand wird durch gemalt: 
ſame Führung feiner Hand zur Unterjchrift gezwungen. Hier liegt überhaupt 
feine „Willens“ -Erflärung vor; der formell vorhandene Vertrag iſt alfo „nid: 
tig“, nit bloß „anfehtbar“. — Über Anfehtung SS 142—144. 


_ Anhang 28 zu 8 124: Hat der —— oder „Bedrohte“ durch Ver⸗ 
umuna der in 8 124 Abſ. 1 ſeſtgeſetzten einjährigen Ausſchluß⸗Friſt (nicht: 
erjährungssisrüt, vgl. Anhang 1 zu 8 194 unter X) das Anfechtungstecht 
verloren, bleibt aljo Die dur äuſchung oder Drohung veranlakte Willens: 
erflärung als „redjtswirffam“ beftehen, % 
doch noch wenigitens den Anfpru ul Erſatz des Schadens, der ihm aus der 
Zäufhung oder Drohun enitanden iſt, nad den Vorſchriften über die yel- 
tung aus unerlaubten Handlungen (85 823, 826). — liberhaupt jteht dem 
„Getäufchten“ oder „Bedrohten“ von Anfangan frei (unter Verzicht 
auf fein „Anfehtungsteht”), beim Vertrage ftehben zu bleiben und 
nur „Shadenserjaß“ (wozu aud „entgangener Gewinn“ ört) zu 
fordern. — Auch nad) der Verjährung des „Schadenserfahaniprudjes” (3 Jahre 
5.852) iſt der „Betrüger“ oder „Bedroher“ innerhalb der allgemeinen 30: 
jährigen Berjährungsfrift (S 195) no zur Herausgabe der un- 
" gerechtfertigten Bereiherung verpflichtet ($ 852 N} 2), und es fann der 
Betrogene“ oder „Bedrohte”, wenn aus der widerrechtlich herbeigeführten 
Willenserklärung für ihn eine (noch nicht erfüllte) Verpflichtung gegen- 
über dem Urheber der Täuſchung oder Drohung entitanden iſt, die Erfüllung 
berfelben dauernd verweigern (K 853). — Über den Einfluß der „Täulhung“ 
und „Drohung“ auf die dadurd) veranlakte Eheichliekung, vgl. SS 1334, 1335. 
— Die Anfechtung von Teitamenten und Erbverträgen wegen „argliftiger Täu- 
dung“ und „Drohung“ iſt durch die 88 2078, 2081 geregelt. 


Anhang 29 zu 8 125: 1. Das BGB. Hat den Grundjah der Formfreiheit 
Ber Rechtsgeihäfte angenonmen. „Seder muß bei feinem Worte ftehen.“ -— „Ein 
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hat der Getäufchte oder Bedrohte. 


Zu 
5 123 


Zu 
8 124 


Zu 
8 125 


— 


Anhang Form der Rechtsgeſchäfte — Stillſchweigen 


Noch Dann, ein Wort.“ Jener Grundſatz iſt im BGB. nicht ausdrücklich ausge: 
au ſprochen, weil es ſelbſtverſtändlich iſt. daß eine „For m“ nur beobachtet werden 
8 125 muß, wenn fie ausdrücklich vorgeſchrieben iſt. 

II. Die Verwer fen 8 des Formzwanges als „Regel“ Hindert natür- 
lich nicht, daß für einzelne Rechtsgeſchäfte und einzelne Arten von Rechts⸗ 
geichäften durch Geſetz eine beitimmte Form vorgeichrieben wird. Das BGB. 
tennt folgende Formen von Rechtsgeſchäften: 

a) einfache privatichriftlicde Zorm (8 126; vgl. Anhang 32 dazu), 
5 An: lie oder notarielle Veurlundung (8 128; vgl. hen 44 und 45 


dazu), 
c) öffentlide Beglaubigung der Unterjhrift (8 129; vgl. Anhang 46 dazu). 
Diefen ausdrücklichen geleglifen Formvorſchriften gegenüber 
fönnen fi) die Beteiligten natsrlich nit auf „TreuundGla us en“ be- 
rufen (88 133, 157), um dadurch zu erreihen, daß eine unter Nicht beach— 
Kar n g, + „zorgeiriebenen Form abgegebene Willenserflärung Rechtswirk⸗ 
amkei 


Es kann ferner durch den Willen der Beteiligten (Rechtsgeſchäft, Vertrag) 
beſtimmt werden, daß ein beſtimmtes echiegeichan (ein beſtimmter Vertrag), 
das an ſich ohne jede Form (alſo z. B. mündlich) gültig iſt, im 
einzelnen Fallenur Gültigteit haben foll, wenn noch ſchriftlicher, 
notarieller ujw. Abſchluß Hinzutommt (88 125 Ga 2, 127 und $ 154 Abf. 2). 


III. Aus dem Örundjaße der Kormfreiheit jergt, DaB der Regel nad 
die mündliche Erklärung, ia joa die durch Zeichen C iden, Schütteln mit dem 
Kopfe), Die Dur ſchlüſſige Handlungen erfolgte Willenserflärung zur Fültig- 
feit der Rechtsgeſchäfte genügt; ja „unter Umftänden“ genügt blokes Stils 
jhweigen; vgl. über alles dieles Anhang 1 zu 8 104 unter I Seite 819 ff., au 
Anhang 14 zu 8 151. 
Fau tillichweigen genügt insbejondere zum „Vertragsabſchluß“ in folgenden 
ällen: 
a) Beim „Kauf auf Probe oder Beſicht“ gilt Stillihweigen des Käufers als 
Billigung der Ware, $ 496, 
b) Schweigen des „Hypothelengläubigers“ auf die Nachricht, daß der „neue 
Erwerber“ des Grundftüds „die uld des Berfäufers übernommen Habe“, 
gilt als Genehmigung dazu, 8 416, 
i der „Schenkung“ im alle des $ 516 Abſ. 2, \ 
bei „Verlängerung des Mietverhältnilles“ im Falle des 8 568, 
bei der Fergutun für ‚Dienjtleiftungen im falle des R) 612, 
bei der „Verlängerung eines ienjtverhättnilles im alle des 8 625 
bei der ‚Vergütung ür Heritellung eines Werkes“ im Falle des 8 632, 
heim „Wlätlerlohn“ im alle des F 658, 
i beim „Berwahrungspertrage” im Falle des $ 689 
k Fa a gung des Mannes“ zu einem „Geihäftsbetriebe der Che: 
rau“, 8 1405. 
Aus dem Handelsgeiehbuh vgl. 8 362 dafelbit, abgedrudt Seite 792. 
er die Form der ——— die im Auslande vorgenommen ſind, 
vgl. E. 11. 


Zu Anhang 30 zu 8 125: a) Ein Rechtsgeſchäft, das der geſetzlichen Form 
8 125 ermangelt, iſt nichtig. Es entiteht alſo 3. B. aus einem bloß privatſchrift— 
lichen ſatt wie 8 313 fordert geritlihen oder notariellen) Grund: 
tüds- aufvertrage gar kein Aniprud, auh nicht auf Dem: 
nä Kae Abſchluß eines gerihtliden oder notariellen Vertrags, 

jelbit dann, nicht, wenn dies ſchriftlich verabredet ijt (Nichtigkeit der 
jogen. „Borverträge" — auch „Bunttationen“ in diejem Sinne genannt vgl. 
5 154, — wenn fie der für den Hauptvertrag geſe lie vorgeichriebenen 
Form en). — Die durch Gefeß für gewille „ träge (n pt aud) 
für „Teſtamente“) vorgeichriebene Form wird durh die der 3PO. ent- 
Tnredende Beurkundung eines den „Vertrag“ enthaltenden Prozeßÿvergleichs 
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Form (Mebenabreden — Anders niedergeſchrieben) Anhang 


erjest. Die Formen des RFG. betreifend die „Beurtundung“ von Ber: Noch 
trägen brauden in joldyem Falle nicht gewahrt zu werden. au 

Über Nichtigleit und nadıteäglihe „Beitätigung“ 88 139—141. — Die $ 125 
„Richtigteit” Hat zur Folge, — ſelbſt nachträgliche freiwillige Erfüllung den 
Formmangel nicht heilt, vielmehr das freiwillig geleitete nad den Borichriften 
über „ungerecdhtfertigte Bereiherung“ gurüdgefordert werden kann 
(88 812 ff. vgl. jedoch 8 1a. Ausnahmen hiervon find: Ein ohne Beobachtung 
der vorgeſchriebenen gericht ichen oder notariellen Yorm 3. B. bloß mündlich ge- 
Mhlcjener Grunditüds:Beräußerungsvertrag wird, wenn die Auflaljung und 
die Eintragung in das Grundbud) erfolgt, gültig (5 313). Das der gerichtlichen 
oder notariellen Form bedürfende Schenkungsverſprechen wird durch Erfüllung 
gültig (88 518 und 2301), ebenjo die der riftform bedürfende Bürgſchafts⸗ 
ertlärung (S 766). Der Grunditüds: und Wohnungs-Mietverirag und der 
Grunditüds:PBacdhtvertrag bedürfen, wenn fie länger als 1 Jahr gelten 
jollen, ver Shriftform; fehlt dieſe Form, fo ift der Vertrag nidt 
nidhtig, fondern gilt als auf unbeftimmte Zeit geſchloſſen (SE 58, 
580, 581 und die Noten dazu). Betreffend Form der Abtretung einer Hype . 
thef (Grundfhuld) vgl. 8 1154 Abi. 2. 

b) Wenn für ein Rechtsgeſchäft eine beitimmte Form „geſetzlich“ vor- 
geiänieben ift, 4. B. für Grundjtüds-Kaufverträge gerichtliche t notarielle 

urfundung ($ 313), jo müflen aud) alle dem förmlichen Vertragsſchluſſe „vor⸗ 
hergehenden” oder „gleichzeitigen“ „Nebenabreden“ in der für den Vertrag vor- 
geihriebenen „gorm“ beurlundet werben, widrigen als je gemäß $ 125 Saß 1 
nichtig find. Nur wenn die „Auflaffung“ des Grunditüds erfolgt und 
der Käufer als Eigentümer „im Orundbud eingetragen“ wird, er: 
langen dadurch auch die bloß mündlichen oder privatiggriftlicdden „N eben: 
abreden“ neben dem gerichtlichen oder notariellen Bertrage gemäß 8 313 
Sag 2 Rechtsgültigkeit. — Über Nebenabreden bei der „Shrift- 
form“ bedbürfenden Miet: und Dee een vgl. Note 70 zu 8 566. -- 
Mer eine Nebenabrede behauptet, mug beweilen, daß ſie getroffen worden ift, 
d. h. daß die Bertragsurfunde unrichtig und unvollſtändi 
ift, und daß die Parteien darüber einig waren, es |jolle „neben“ der Schrift 
auch das „mündlih Beiprodene“ gelten. Natürlich gelten mündliche 
Nebenabreden dann nur injomweit, als für fie nit durch Gejek oder 
Barteivereinbarung eine beitimmte Form (gerichtlich, notariell, fehriftlich 
vorgeidhrieben il. Bis zu jenem VBeweile wird angenommen, da 
die Vertragsurfunde die Vereinbarungen der Parteien vollftändig enthält, da 
ihr Inhalt der endgültige und allein maßgebende „Bertragswille“ der Bar: 
teien iſt und fein foll. 

c) Zu unter|heiden von den „NebensAbreden“ ijt der Fall, dag 
eine Partei behauptet, der Vertrag ſei (in feinem „welentliden Inhalt“) 
„anders“ niedergeichrieben, als verabredet. Wird dDiefer Beweis geführt, dann 
ift der gel hriebene Vertrag „nihtig“, wenn die unrichtige Niederjchrift 
3.8. zum Schein ($ 117) oder gum Scherz ($ 118) erfolgt ift, und er ilt 
„anfehtbar“, wenn die unridtige Niederjchrift 3. 8. auf Jrrtum (8 119 
oder Betrug ($ 123) beruht. Die in Wahrheit getroffene „Vertragsabrede” 
gilt aber natürlich aud nidht, wenn der Vertrag laut „Gefees“ oder 
„PBartei-:Bereinbarung“ einer beftimmten „Form“ (der privatichriftlichen, 

erichtlihen, notariellen) bedurfte und diefe nicht beachtet ift (8 125). Ein häu- 
—* Beiſpiel, daß „anders niedergeſchrieben, als verabredet”, ift: Zwei Per: 
onen ſchließen einen gerichtlichen oder notariellen Grundftüds-Raufvertrag 
und geben darin bewußt übereinjtimmend „zur Erſparung von 
Stempel“ (!!) den Kaufpreis auf 50000 Mi. an, während er ın Wahrheit 
mündlid auf 70000 ME. vereinbart ift. Wenn dann vor der „Auflaflung“ 
(denn dieje heilt nad) $ 313 die mangelnde germn zwiſchen den Parteien Streit 
entſteht, 3 B. der Verkäufer will nicht auflaljen, der Käufer will die 70 000 Mt. 
nicht zahlen, und es wird im Prozeß bewiefen, daß der Kaufpreis auf 70 000 Dit. 
verabredet ift, jo ilt der gerichtlidye oder notarielle Vertrag als „Schein: 
geihäft“ nichtig; denn die Vereinbarung des „KRaufpreijes“ iſt ein 
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Anbang Schriftform für Rechtögeichäfte 


„weſentlicher“ Jeſtandteit des Vertrags (8 433 Abſ. 2). Die mündliche 
oereinbazung, iit wege wegen Mangels der vorgejhriebenen Form ($ 313) eben- 
Is nidti s ganze Kaufgeſchäft iſt an unverbindlich. -- Wer ein gedrudtes 


ertrags⸗Formular (Mietvertrag — Verſicherungsantrag — öbelleih⸗ 
— ujw.) unterſchreibt, o ne ji den Vordrud durchzuleſen, unterwirft ſich 
ur 


ſtiuſchweigend den Pe rudten Beltimmungen, |ofern er nidt be- 
weift, daß ausprüdl mündlid etwas anderes nerabrebet 
order! Ne vgl. Hierzu Anhang 7 zu 8 119 unter A. a. Geite 8 

Zu unteriheiden von den oben beiprodenen (dem förmlichen 
Vertrags luſſe vorhergehenden oder gleidhzeitigen) „NRebens 
abreden Ind ralere Abreden betreffend Nebenpuntte des Vertrags. Wenn 
3. B. Arſchiuß eines gerichtlichen oder notariellen „Grunditüds-KRauf- 
vertr * Bloß mündlich verabredet wird, Käufer dürfe auf dem Grundftüd 
feine Fabrik und fein jonjtiges den (das Nambargrundftüd b behaltenden) Ber: 
fäufer jtörendes Gewerbe betreiben, jo ijt dieſe bloß mündliche Nebenabrede 
nad) dem oben Geſagten nichtig wegen Mangels der v0 vongelhriebenen (8 313) 
gerichtlichen oder notariellen ale die mündli brede iſt dagegen 
unter den vertragſchließenden „Barteien“ gültig (,„ Titten“ gegenüber würde 
fie der „intragung, ins Grundbud) bedürfen), wenn fie 3. B. am Tage „nad“ 
dem erintlihen oder notariellen Bertrage getroffen würde, denn für eine 
jol brede allein ilt im Geſetze nirgends eine Form vorgeichrieben. 


—** 32 zu 126: Die Ihriftlihe Form it im BGB. für folgende 
8 3, Rechtsgeſchäfte vorgeſchrieben: 
a) Miet- und Pachtverträge über Grunditüde, 2 oo und andere 


Räume auf längere Zeit als1Jahr, widri alls der Ber- 
trag als auf unbejtimmte ER“ isien q ilt (58 566, 580, 581 und 
die Noten vaau)- ie „Auf “ eines er Kider als 1 Jahr ge⸗ 
Ihtaflenen Miet: oder Kactoerit, ge | rt nidt der Shriftform. 


b) Leibrenten:-Berjpreden, 
c) Bürg hajtsertlärung, 8 7er Se jedoch 88 350, 351 96%. (abge: 
eh ite 786); 
Shuldverfpreden (das yon dem tatſächlich vorliegenden „Ver⸗ 
ü ee Darlehen, Kauf, Schadenserſatz — los- 
gelöite, einen Zerpiliätungsgrund“ n ich angebende, nackte, ſog. 
abitratte“ ae sul uldanerfenntnis, 
N} 780 und get. Bei den au Lund ner „Abrechnung“ oder im 
ge des „V leidhs“ en „Seulb Der ipr reden“ oder „Schuld- 
anerfenntnt u A jo. ahtung De Hriftform nidt 
nötig, $ 782; vgl. 88 350, B. (a gebrudt Geite 786); 
e) Anweiſu n g, deren Annahme” And "ilbertragung, 88 783, 784 2, 792; 
f) Abtretung der Hypothetenforderung. *F ggtuice Form 
wird jedoch durch Eintragung im zSrundobue 
g) Mitteilung ber nen (84 ‚me einer othefenfhuld“ 
bei Grundftüdsveräußerungen ( 16). 
Vol. ferner 3. B. 58 32, 38, 08 ( ittung 2231 2 (Teitament). Für 
das Verlehrsieben wichtig 33 ferner 8 79 H68. J abgedruckt Seite 782) und 
132 Gemerbe-Ordnung, wonach Lehrverträ M e, um voll wirkſam zu Iein, 
Hriftlich geſchloſſen werden müllen. 


Anhang 33 zu 8 126: Der Yusjteller der Urkunde muß eigenhändig 
unterihreiben; Namenitempel genügt nidt. I. jedoch $ 793 am Ende. Die 
Regel ift, daß, wer eine Urkunde unterfchreibt, dies mit feinem eigenen Namen 
tut und tun muß, Es ift jtreitig geworden, ob die in $ 126 vorgeſchriebene 
Form erfüllt ilt, wenn A, als evollmä tigter des B, ein Redts- 
gelgätt vornimmt, für das im Gelet Zruftlich * vorgeſchrieben iſt (3. B. | 
hielatzept, Bürgihaftserflärung ujw.), und dann die Urkunde nit mit 
feinem eigenen Namen A, jondern mit dem Namen des von ihm ver- 
tretenen B (ohne Andeutung des Bertretungsverhältnijjes) unterzeirhnet. 
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Die Rechter ung hat dies für ausreidhend, dem $ 126 genügend erklärt. 
Gelbitverjtändlih kann der „Bevollmächtigte“ audh mit feinem eigenen 
Namen und einem Zuſatz: „als Bevollmädtigter des B“ (oder ähn- 
ih) unterjhreiben. Wenn } jemand den „Nameneinesanderen“ 
nidt als von ihm zu einem Rechtsgeſchäft (Willenserflärung) „be: 
wvollmutecht igt“, jondern lediglich in mechaniſcher Aegüaiſe 

unterſchreibt, z. B. A, der ſich in den Finger ge hitten hat, ſagt zu ſeinem 
Dienſtmädchen: „unterſchreibe Du meinen Namen unter dieſen Wechſel“, 
jo iſt dadurch die Schriftform gemäß 8 126 nicht gewahrt, die Unterſchrift 
iſt nit verbindlid). 


unbang 4 zu 8 126: Cin nicht geritlid oder notariell, jondern durch 
eine, andere Behörde beglaubigtes „Handzeihen“ (3. B. durch eine Polizei- 
behörde) ijt zur Wahrung der „Schriftform“ (8 126) nicht geeignet. Die in 
8 129 erwähnte „öffentliche Beglaubigung der Unterſchrift“ ift etwasunderes 
als die $ 126 vorgeichriebene „Beglaubigung des Handzeichens“. 


Unbang 35 zu 8 126: Die Schriftform iſt gewahrt durd) das Vorhanden⸗ 
in der Unterjhrift oder des beglaubigten Handzeichens, gleihviel wer den 
ext der Urkunde geihrieben Hat (ausgenommen beim „privat: 
Ihriftliden Teſtamente“ 8 2231 Nr. 2), gleichviel ob der Tert ge: 
Ir trieben, gedrudt, hektographiert ufw. ift, gleichwiel ob der die 

nterfhrift oder das Handzeichen Machende von dem Inhalte des Schrift: 
tüds Kenntnis genommen pat oder nit. Daraus folgt, daß die Unter: 
zeich nung der Heritellung Textes vorangeben kann (Blanteit), 
und dag für Blinde, Taube, Stumme, Taubitumme, Leſens⸗ und Schreibens: 
unfähige, Sprachunkundige feine bejondere Form erforderlich iſt; wollen fie die 
Urkunde im „Irrtum über den Inhalt“ unterjhrieben Haben, jo 
tönnen fie das Geihäft anfehten, müllen dabei aber den „Irrtum“ be: 
weiſen ($ 119). Das bier Gelagte begiebt ich, wie hervorzuheben, nur auf 
die „Schriftform“, d. 5. die peinatlrift iche“ Form. Für die gerichtliche oder 


Noch 
zu 
8 126 


notarielle Beurkundung von Rechtsgeſchäften, an denen Blinde, Taube, Taub: 


ſtumme, Schreibensunfähige, Nichtdeu Ihfprehende beteiligt find, enthält RFG. 
beiondere Formvorſchriften. — Briefwechiel erſetzt nicht die Durch „Gelet“ 
vorgeihriebene Schriftform, die bei einem „VBertrage“ darin beiteht, 
daß. die „Unterzeihnung“ beider arteien auf dDerjelben 
Urtunde erfolgt oder dag gleihlautende Eremplare des Ber: 
trags mit der Unterjärift je einer Partei ausgetauldt 
werden. ol. 8 126 Abi. 2 nebit Anhang 6 und Dagegen $ 127 betr. die 
„vereinbarte“ Schriftform. 


Anhang 36 zu 8 126: Bei Verträgen, für die das Gele die (einfache) 
Schriftform vorjchreibt, müljen beide Parteien ihre Namen auf derjelben Ber- 
tragsurtunde unterichreiben, 3. B. bei Miet- und Pachtverträgen. Nur wenn 
mehrere Bertragsegemplare ausgefertigt werden, gilt $ 126 Abi. 2 Sak 2. 
Ferner genügt bei den en 32 zu 8 126 unter b bis g aufgeführten Rechts⸗ 
geſchäften Br e Sri lieteit. — Zu unterjdheiden von der Bolls 
endung Der riftform ift Die Srage, in welchem Augenblid ein der 
„Shriftform“ bedürfender Be unter Abweſenden „zuitande kommt“. 
Hierfür ift nicht der Augenblid der Leiſtung der Unteriäriften“, jondern der 
aus 88 130ff., 146, 151 ſich ergebende Zeitpunft maßgebend. Für gerihtlide 
oder notarielle Verträge enthält 8 152 eine abweihende Beitimmung. 
Beilpiel: Der Vermieter A in anaig N idt den von ihm unterichriebenen, 
auf „länger als ein Jahr“ gelten lollenden, aljo der „Schriftform“ bedürfenden 
Mietvertra 6 566) dem Mieter B in Königsberg und le&terer unterfchreibt 
. dort. In diefem Augenblide ift die Schriftform vollendet Damit 
aber der Mietvertrag „wirtjam‘ werde, iſt nod nötig, daß dem A die 
Erklärung des B, er Habe unterſchrieben, zugeht, 3. B. durh Rück— 
jendung des unterjhriebenen Mietvertrags keitens B an A oder durch brieflicdhe 
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Anhang „Empfangsbedürftige“ Willenderflärungen 


ih aus Anhang 15 zu 8 108 ergibt —, jo fteht ihm frei, von dem Ber: 
treter des Minderjährigen eine unmittelbare, an ihn felbft gerichtete 
Ertlärung zu fordern Diefe „Aufforderung“ hat nad) & 108 
Abſ. 2 die eigentümlide Wirkung, daß fie die Idon vorher dem 
Minderjährigen gegenüber (3. 3. im häusliden Kreife) abge: 
gebene Ertlaärung Jeines Vertreters ( „Genehmigung“ oder „Ber: 
mweigerung“ der Genehmigung) außer Kraft jest, infolgedeſſen den 
vielleicht kon genehmigten, aljo bereits wirkſamen Vertrag wieder 
oulbebt und dem Bertreter eine neue Überlegungsjrijt von. 
2 Wochen gewährt, indem fie ihn nur verpflichtet, fih dem anderen Teile 
gegenüber binnen 2 Wochen zu erflären, widrigenfalls ‘die Genehmigung 
„alspermweigertgilt“, jo daß der Bertragendpgültigunwirtjiam 
iſt. Der andere Bertragihließende (Sertäufe ulw.) kann, wenn die Ge: 
nehmigung verweigert iſt, etwa ſchon dem Minderjährigen Geleiftetes 
aus dem Reditsgrunde der „ungerehtfiertigten Bereiherung” 
nah $ 812 zurüdfordern oder nah 8 683 (Geihäftsführung 
ohne Auftrag), falls deilen Borausfegungen vorliegen, Erja fordern. 


Fu Anhang 1 zu $ 116: Willenserflärung (vgl. Anhang 1 zu 8 104, 
8 116 Seite 819). Das Gehe unterfcheidet zwiſchen Willenserllärungen, die, um 
einen rechtlichen Erfolg (Begründung, Veränderung, Aufhebung von Redten) 
hbervorzubringen, einem anderen gegenüber abgegeben werden müflen (8 130). 
und io FA i denen dies niht notwendig üt, die alſo einen rechtlichen 
Erfolg hervorbringen, aud) wenn fie nicht einem anderen gegenüber abgegeben 
find. Die erfteren nennt man empfangsbedürftige Willenserflärungen, Zu 
diefen gehören ſelbſtverſtändlich die auf Abſchluß eines Vertrags (zwei- 
keitiges Rechtsgeſchäft) gerichteten Willenserflärungen (ausnahbmsmweije 
— in den fallen der 88 151, 152 — ift die Unnabme: Erklärung auf einen 
Vertrags:Antrag niht empfangsbedürftig). — Die Unterſcheidung 
zwiſchen „empfangs üritigen” und „nicht empfangsbebürftigen Willens: 
erklärungen gilt alſo eigentlih nur für die „einjeitigen Rechtsgeſchäfte“, 
bei denen die Willenserllärung einer Perlon a Sehe ‚ um die damit 
erftrebte Begründung, Veränderung, Auffebung von NRedten zu bewirken 
Empfangsbedürftige einfeitige Rechtsgeſchäſte (vgl. Seite 820) find 3. B. die 
Anfehtung einer früher abgegebenen Willenserflärung ($ 143 Abf. 1), 
die Erteilung einer Bollmadt ($ 167), die Ausübung des Wahlrechts. 
wenn von mehreren Leiltungen nur die eine oder bie andere geſchuldet wird 
(88 262, 263), Mahnung, Kündigung ($ 284), der Rüdtritt von 
einem Vertrage G 349), die Yu cegnung (SS 387, 388), Widerruf 
einer Schenfung (88 530, 531). Im Gegenjake bierzu find nicht empfangs: 
bedürftige Willensertlärungen, die Fe wirtjam find aud ohne daß jie 
einer beitimmten geihäftsfahigen Perjon gegenüber abgegeben werben, 3. 
die Yuslobung, d. 5. die Ausjegung einer Belohnung durd öffentliche 
Belanntmadung für die Vornahme einer Handlung, insbeiondere für die 
ge: eines Griolges (8 657), Erwerb und VBerluft des Be: 
itzes (88 854, 856), die Annahme einer Erbjhajt ($ 1943), die Er: 
rihtung eines Teftaments ($$ 1937, 2064). Nicht empfangsbedärftige 
MWillenserllärungen find auch Joldhe, die zwar einer Behörde gegenüber, 
nicht aber einem „Beteiligten“ gegenüber abzugeben find, 3. ie dem 
Nahlapgerichte gegenüber abzugebende Erklärung der Yusihlagung 
einer Grbigait (8 1945), Verz icht auf das Eigentum an einem 
a e vor dem Grundbudhamt, wodurd der Fiskus das Recht 
erwirbt, ſich als Gigentümer im Grundbud) eintragen zu lallen ($ 928). Yus 
der „Empiangsbed eitigfeit. einer Willenserflärung in voritehend ange: 
benem Sinne folgt, fie, wenn der, der fie empfangen Joll, 
„abwefend“ ii erſt wirtam wird, wenn fie dem Wbweienden „zugeht“ 
(8 130). in für das Verkehrsleben wichtiges Beilpiel einer nad 
dem Gele „n icht empfangsbedürftigen“ Willenserklärung ijt die 
Mängelanzeige beim Handelsftauf („Zurdispofitionsjtellung der 
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Wilfensmängel — Scheingeſchäſte — Irrtum Anhang 


Mare“); denn nad) 8 377 Abi. 4 HGB. genügt zur Erhaltung der Rechte des 
Käufers wegen Mängel der re, daß Die aNängelangeige (dur) einfaden 
Poſtbrief) rechtzeitig abgefandt iſt; die Gefahr der Ankunft des Briefes 
trägt der 'Verfäufer (8 377 HGB. it abgedrudt Seite 804). 


Anhang 2 qu 8 116: Die 88 116- 124 handeln von den Willensmängeln, 
d. h. von den Fällen, in denen die Erklärung“ nicht mit dem „wehren Willen‘ 
des Erflärenden ühereinjtimmt, 3. B. infolge „geheimen Borbehalts“ 
(8 116), bloß zum „Schein“ abgegebener Willenserklärung (8 117), | herz: 

after Erflarung (& 118), und dem Hauptfall: der „itrtümliden“ 
Miflenserflärung ($ 119). ner von dem Fall, dag durch Boten, Schreiber, 
Telegraph, Telephon eine Willenserklärung „unrihtig übermittelt“ 
wird Go m), endli von der durch „ar g iftige Täuſchung“ oder wider: 
rechtlihde „Drohung“ veranlaßten Willenserflärung ($ 123). — Die 
er 116—124 beziehen fi) grundfaglih auf alle Willenserflärungen. Nur 
ür die „Ehejihliekung“ ſind beſondere Beltimmungen gegeben 
ER 1323 ff.), auh einige für „legtwillige Berfügungen“ 
(88 2078, 2079) 


Anhang A zu 8 117: Hauptfälle des Scheingeſchäfts ind die Schein: 
veräußerung von Saden und Rediten zum Mabteile der Gläu- 
biger. Die Nidtigkeit (vgl. 58 139—141 nebſt Noten) eines „Scheingeſchäfts 
fann von den Parteien fowohl gegen einander als auch gegenüber 
Dritten geltend gemadht werden; nit minder fönnen ji Dritte 
darauf berufen Gutgläubige Dritte, die im Vertrauen auf 
die Gültigfeit des Scheingeſchäfts von dem Sceinerwerber ein Recht einge: 
räumt erhalten haben, werden geſchützt nad) Maßgabe der Vorihriften „zu 
Guniten derjenigen, die Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten“ (vgl. 
Note 69 zu 8 135), namentlich aljo durch den Grundfaß des „öffentliden 
Glaubensdes Grundbuds“ (88 892, 893) un durch die Vorſchriften 
über den „redlichen Erwerb von beweglichen Sachen und 
Rechten an ſolchen“ (88 92 ff.). — Die „ibtretung Einer Forderung 
„zum Inkaſſo“, d. H. um den neuen Gläubiger gegenüber dem Schuldner der 
abgetretenen Forderung „als Gläubiger“ „auszumweijen“ (in der Regel 
durch eine Abtretungsurfunde) ijt nad) feititehender Nechtiprehung fein Schein: 
geihäft. Ter Schuldner muß fi die Klage des neuen Gläubigers gefallen 
laſſen; er fann nit einwenden, daß der neue Gläubiger nicht „Eigen- 
tümer“ der Forderung, jondern nur „Bevollmädtigter“ zu deren Einziehung 
jei. vgl. 8 409. — Über die praktiſch wichtige Frage, ob die ſogen. Sicherungs⸗ 
übereignung, — Giderungs » Abtretung (Seluritätsltauf, — Seluritätse 
eifion) gültig oder als „ cheinge uſte nichtig ſeien, vgl. Anhang 1 zu 
1204 unter IV. — Über die Abtretung von „Scheinforderungen“ (im 
egenjage zur „Scheinabtretung” gültiger Yorderungen) vgl. 8 405. 


Anhang 7 zu 8 119: Zur Lehre vom Irrtum. | 
A. Die Rüdfiht auf Die Sicherheit des rechtsgeſchäftlichen Verkehrs läßt 
nicht zu, jedem bei einer Willenserflärung untergelaufenen PARHAN, 
Eintluß auf die Gültigkeit der Erllärung beizulegen. Es joll rechtlich nur be- 
rüdfihtigt werden: " 
1. Der re uber den Inhalt der Willenserflärung (eriter Fall des 
119 .1), 
2. Der Irrtum, der darin liegt, dab jemand eine Erklärung des Inhalts, mit 
ver g fe gZegegrben hat, überhaupt nicht abgeben wollte (zweiter Fall 
s8 11 .1). 
Zur näheren Qriäuterung dieſer zwei Fälle, in denen das BGB. den 
„Irttum“ als „berückſichtigungswert“ anerkennt, iſt folgendes zu bemerten: 
a) zu Sal 1: Irrtum über den Inhalt der Willenserllärung. Ein ſolcher 
iegt vor, wenn jemand eine Urkunde (Schuldichein, Vertrag ujw.) unter- 
ichreibt oder eine Frage bejaht, die einen anderen Inhalt Haben, als 
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Anhang = Irrtum 


Noch er denkt (Irrtum in der Auffaſſung); 3. B. A ſagt zu B: Fre Du mir 
zu dreihundert Mark leihen?“, indem er die „hundert“ verihludt; B ver- 
8 119 ſteht nur „drei“ und fagt: ja. Cin Zeuge befundet, daß 300 efa gt ilt. 
Hier fann B feine Bejahung als irrtümlich anfehten. Ein „Sertum über 
den Inhalt der Willenserklärung“ liegt dagegen nit vor, wenn jemand 
3. 3. einen „Berjiderungs:-Antrag“ mit vorgebrudten, unge: 
zäblten SS, einen „Beitelljhein“ auf eine —— Maſchine 
mit vorgedruckten ſeitenlangen Kaufbedingungen, ohne den Vordruck ge⸗ 
leſen zu haben, unterſchreibt, und wenn — wie dies häufig vorkommt 
— ſich ſpäter im Streitfalle herausſtellt, daß er etwas unterſchrieben hat, 
wovon er keine Ahnung hatte. In dieſem Falle hat der Unterzeichner 
„nicht geirrit“, denn er hat ſich in der Regel „gar nichts gedacht“ (und 
nur wer „denkt“, fann „irren“), jondern er hat aus Vertrauen, Bequem: 
fichfeit oder anderen Gründen durch keine (gewillermaken „Blanko“⸗) Unter: 
ihrift den „Willen“ tundgegeben: ih bin mit allem Borgedrudten 
(gleihgültig, was es fi) einverjtanden. Die in Streitfällen 
dann häufige Einrede des Unterzeichners, er habe die Urkunde „nicht ge: 
leſen“, ihren „Inhalt nit gefannt“, ift daher rechtlich niht zu beach— 
ten. Nur wenn er beweilt, es jei zwiſchen ihm und der Gegenpartei oder 
einer zu deren „Bertretung“ beredtigten tion (was beim. 
Abſchluß eines „Verliherungsvertrags“ die Öogen. fquifiteure, Unter: 
agenten ujw. in der Regel nit find) „„twas anderes verein: 
bart“ worden, als in der Urkunde Steht, oder wenn er über den Inhalt 
der vorgedrudten Bedingungen „argliftig getäufht“ worden, ift 
Dies regitig erheblich. 

Sm Gegenjate zu dem rechtlich erheblichen (zur ‚Anfechtung“ 
der Willenserklärung berechtigenden) „Irrtum über den Inhalt der 
Willenserklärung“ ſteht der „Irrtum im Beweggrunde“. Denn wenn jemand 
eine Erklärung aus einem irrtümlichen „Beweggrunde“ abgibt, jo 
liegt jein „Srrtum“ Pr RR jeiner Ertlärung, und dieſer 
Sertum findet rehtlid feine Berüdlihtigung. Ein rechtlich 

. unbeachtlicher um im Beweggrunde" ilt 3. B., wenn jemand bei 

Abgabe einer Willenserklärung der irrtümliden Meinung it, fie babe 

andere „Redhtsfolgen“, als fie nah dem Ge in der Tat hat. 

Es iſt ferner Lein beadtlider (zur „Anfechtung“ berechtigender) Irrtum, 

wenn ein Kaufmann einem anderen für den Zentner einer Ware 8 Mt. 

bietet und fi fpäter herausstellt, daß er fih bei der „RAallulation 

jeiner Breisofferte" verrehnet bat, weil er eine undeutlich 

geichriebene Ziffer ſahch gelefen hat; denn er „wollte“ ja 8 Mt. bieten 

und hat ji nur in den Voraus ME ngen (im „Beweggrunde“) geirrt. 

Einihräntungen des Grundſatzes, dab der Zum im Beweggrunde recht⸗ 

li feine Berüdfihtigung finde, ergeben fid aus 8 119 Abſ. 2 (vgl. hier: 

über weiter unten), ferner aus $ 779 (Irrtum beim „Vergleih“) und aus 

812814 (Nüdforberung einer aus Irrtum gemachten Leiltung, „Zah: 

ng einer Nihtihuld“), ferner aus dem unter G Gejagten (Irrtum bei 

der „Eheſchließung“, bei der Errichtung eines „Teitaments“ oder „Erbver: 

trags“). enn der Irrtum dur) argliftige Täuſchung („Betrug“ 

im zivilrechtlichen Sinne) hervor erufen it, jo findet jeder Irrtum, auch 

der im „VBeweggrunde“, nad) Maßgabe des 8 123 (vgl. Anhang 20 dazu) 

Berüdfihtigung. Anfehtungsgrund tt dann aber eben nicht der 
„Sertum“ (8 119), jondern die „argliftige Täuſchung“ (8 123). 

Die Frage, ob der Irrtum einen Punkt betrifft, der zum Inhalte 
der Willenserklärung gehört, oder ob ein Jırtum im Beweggrunde 
vorliegt, wird oft ſchwer zu entſcheiden kein. Es ijt Dies Sade der Aus: 
legung der Willenserflärung gemäß 88 133, 157. Zur Abſchneidung 
von 3weifeln Ipricht Abſ. 2 des 8 119 bejonders aus, daß aud) ein Irrtum 
über „jolche Eigenihalten Der Perſon oder Sade, Die im Verkehr 
als weſentlich angelehen werden“, als Irrtum über den „Ins 
halt der Erklärung“ „gilt“, mithin rechtlich Berüdfidtigung findet, ob- 
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Irrtum Anhaug 


gleich er eigentlich ein „Irrtum im Beweggrunde iſt, nämlich Nod- 


ein Irrtum über „Eigenſchaften“ der gerlon oder Sade, die „im Inhalte 

der Erklärung“ gar nicht zum 

nad Vertehrsge rauch Yillihweigend vorausgejekt ſind. 

„Weſentlich“ find folde Eigenſchaften, deren Nihtoorhandenfein die 

„Berjon“ oder „Sadhe“ für den Verkehr zu einer anderen macht, 

als fie es mit jener Eigenihaft fein würden. nn 3. B. in einer Berliner 

Zeitung tet: „Heute keng ier im X:Theater die Sembrich mit großem 

Beifall”; der Direktor des aters in Bauten telegraphiert infolgedellen 

„an die Sängerin Sembrih im X-Theater in Berlin“ und bietet ihr für 

einmaliges Auftreten in Bauten 600 Mi., annehmend, es jei „die berühmte" 

Sängerin Sembridy, während es in der” Tat eine unbefannte mittelmäßige 

Sängerin gleichen Namens iſt, und dieje Sängerin nimmt das Anerbieten 

an Mi fann der Theaterdireftor auf Grund des 8 119 Abf. 2 den Vertrag 

wegen „Srrtums“ über eine „Eigenihaft der Perjon“ mit Erfolg 
anjenten und muß der sugereilten Sängerin nur Shadenserjaß 
zahlen (vgl. $ 122 und unter F diejes Anhangs). Jrrtum des Verkäufers 
über die „Zahlungsfähigfleit“ des Käufers bei einem Kauf auf 
Kredit fann unter Umftänden als unter 8 119 Ab}. 2 fallender Irrtum über 
eine „Eigenihaft der Perjon“ angeleben werden. Der Kauf eines Haufes, 
in dem „Hausihwamm“ ilt, fann gemäß 8 119 Abi. 2 wegen Irrtums 
über eine „Cigenichaft der Sadhe“ angefochten werden. Irrtum über den 
Ertrag’eines6runditüds kann gut An ne des Raufs jeitens 
des Käufers wegen Irrtums über eine „Eigen des Grunditüds“ be- 
redhtigen. vgl. Anhang 4 zu 8 459 unter B. 

b) au Fall 2: Es wird rei rüdfichtigt d. h. es bildet einen Grund zur 
„ nrestung der Willenserklärung, wenn enitand des Irrtums 
das „eigene Zun“ tit, d. 5. wenn jemand eine Erflärung des Inhalts, 
wie er fie abgegeben hat, ü Hr nicht abgeben wollte, , 8. wenn er 
fi verſpricht, verjchreibt, bei Abfaſſung eines englilden Geſchäftsbriefs aus 
Spradjuntenntnis eine falihe, einen anderen Sinn als den gemollten 
habende Vokabel braudit, fid) vergreift, 5. B. dem Droſchkenkutſcher jtatt 
eines Martitüds in der Duntelheit ein Zwanzigmarfjtüd gibt, in einen 
jallepen Wagen der eleftriihen Bahn jteigt. Über unridtige Übermittelun 

“ aog gebenen Erklärung durch die dazu verwendete Perſon oder Anſtalt 
vgl. 

B. Aber ſelbſt innerhalb der vorſtehend („zu Fall 1“ und „zu Fall 2“) 
feltgejegten Grenzen joll der Irrtum auf die Rechtswirkſamkeit der Willens- 
erflärung lediglih dann von Einfluß ſein, wenn anzunehmen ift, dab der 
Irrende die Erflärung 

a) bei Kenntnis ber wahren Sadlage 


un 
b) bei verftändiger Würdigung des Falles 

nieht abgegeben haben würde. Nur unter diefen zwei Vorausfeßungen er: 
fennt das BGB. eine Schugbedürftigteit des Irrenden an. 

C. Die Rechtsfolge eines nad) dem zu A und B Geſagten weientlichen, 
d. h. vom Geſetz berüdfihtigten Irrtums ijt Die „AUnfechtbarteit” der irrtümlichen 
Willenserklärung, nit deren „Nichtigkeit“; d. 5. eine irrtümlide Er- 
Härung iſt nit —— nicht ig, ſondern es hängt von der Ent: 
ſcheidung des Irrenden ab, ob er die Erklärung gelten laſſen will oder 
nit; vgl. jedoch über die Schadenserſatzpflicht des feine Tlärung anfechtenden 
Irrenden unter F diefes Anhangs. rGegnerdes Irrenden kann fid 
darüber nicht beihweren, wenn die von ihm für gültig gehaltene Erklärung 
mangels Anfechtung auch gültig bleibt. Nur injofern wird durch die Anhecht 
barkeit“ der Gegner des Irrenden berührt, als fie einen Zuſtand der Un- 
gewißheit über die Gültigkeit der Willenserflärung herbeiführt, deſſen Be- 
endigung vom Willendes\rrenden (namtig Piner Erflärung, daß er 
die irrtümlidye Erklärung „anfechte“) abhängt. Der Dauerdiejerlinge- 
wißheit jet jebod die Vorſchrift des 8 121 eine Schranke. 
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Anhang Irrtum 


Noch. D. Über die Wirkung, die Art und Weife der Anfechtung, die Yus- 
zu Ihliekung der Anfechtung duch nachträgliche Beitätigung vgl. SS 142-144. 
8 119 E. Eine wichtige Neuerung des „Bürgerlidhen —— gegenüber 
den meiſten früheren —*— iſt es, daß es für Die nad Vorſtehendem zuläſſige 
„Anfechtung“ einer irrtümlihen Willenserflärung nit darauf antommt, ob 
der Irrtum ein unverjchuldeter oder verjeäuldeter iſt, ob es ein Rechtsirrtum 
oder ein Irrtum über Tatjſachen it. 
F. Macht der Irrende von dem „Anfechtungsrechte“ Gebraud, jo ift er, 
jelbjt wenn fein Irrtum ein un verſchuldeter war, zum Eriape bes 
Schadens verpflichtet, den der Empfänger der trrtümliden Willenserflä- 
rung oder ein Dritter dadurch erleidet, daß er auf die Gültigteit der 
Erklärung vertraute. Gründe der Billigkeit und Rückſichten der Vertehrs- 
ſicherheit [ordern diefe Pflicht zum Schadenserfate.. Das Nähere vgl. 8 122 
G. Die hier beipt nen Borihriften über die „Anfechtung wegen Jrr- 
tums“ gelten für alle Willenserflärungen. Nur bei der Eheſchliehung und 
der Teflamentss und Erbvertrags-Erridhtung ift der Einfluß des Irrtums be- 
jonders geregelt (88 1332, 1333, 1346, 2078, 2079 ff., 2281), vgl. ferner 2308. 
H. Zur Erläuterung des vorstehend über Die Anfehtbar it von Willens- 
erflärungen n Irrtums Gejagten mögen folgende, einem Bude des ver- 
ſtorbenen PBrofellors Ed in Berlin entnommene Beilpiele dienen: 
a) A Hat eine Sade für 1000 Mt. feil, die in Wahrheit viel weniger wert ift. 
Er findet einen KRauflujtigen X, der dafür noch mehr als 1000 ME. zahlen 
will, beiehriebt, demfelben 1500 ME. abzufordern, jchreibt ihm aber aus Ber- 
fehen als Preis 1300 Mt., worauf X zuftimmend antwortet. Da inzwiſchen 
die Ware im Preiſe ſtark geitiegen, will A den Berfauf ‚an ehten weil 
er eine Erklärung des Inhaltes, wie er fie abgegeben, nicht abgeben 
wollen (Sırtum). Dazu ijt er nidt beredtigt. Denn es trifft ‚gmat zu, 
daß er bei Kenntnis der Sachlage jeine Preisforderung von 1300 ME. nit 
eitellt Haben würde, nihtaberaud, daß er es „bei verftändiger Wür: 
igung des Falles“ nit getan hätte, da der Preis von 1300 MI. bereits 
über den damaligen Sahwert und fein eigenes urfprünglides 
Verlangen weit Hinaus ging. 
Ein fanatiſcher Antijemit fauft bei einem Juden, ohne ihn als folden zu 
fennen, oder ein abergläubiſcher Menſch mtetet in einem Haufe, ohne zu 
willen, daß Dies die Nummer 13 Hat. Hier liegt ein Irrtum über eine — 
Eigenſchaft des Gegners, beziehungsweiſe der Sache vor, „bei deren Kennt— 
nis der Irrende ſeine Bertragserflärung nidt abgegeben haben würde.“ 
Aber die Anlehtung it ausgejhloffen, weil man nicht jagen 
fann, daß die Eigenichaft, über die er irrte, im Vertehralswejent- 


[10 angeleben wird. 
A, der Geld braudt, will 5000 Stüd hochfeine Sigazsen um jeden Preis 
Iosihlagen. X bietet ihm nun brieflich für 5000 Stüd den. Preis von nur 
100 Mi. pro mille, und A, welder in dem Offertbriefe des X ftatt 5000 aus 
Verſehen 3000 Stüd geleten hat, erklärt fofort kurzweg die Annahme des 
ihm gemadten Gebots gugleid bedauernd, daß X ihm nicht noch meitere 
2000 Stüd, die er auf ager ‚ zum gleihen Preiſe abnehmen wolle. 
Demnädit ergibt fi) der Irrtum, und ta inzwiſchen A's Geldbedürfnis ge- 
oben ijt, will er den Verlauf in der Höhe von 2000 Stück Zigarren an: 
ten, weil er über den Inhalt feiner auf 5000 Stüd lautenden An: 
nahme- Erklärung im Irrtum gernslen kei. Sit er Dazu berechtigt? Nein. 
Denn obwohl eine verjtändige Würdigung des alles Dazıt hätte führen 
müſſen, die 2000 Stüd Zigarren nit für 200 M. zu verſchleudern, fo trifft 
es doch nicht auch zu, daß A Jeinerfeits bei Kenntnis der Sadjlage die An: 
nahme des Kaufangebots über 5000 Stüd nicht erklärt Haben würde. 
A tauft ein filbernes, vermeintlid antiles Kunitwerf, aber nur als 
altes Silber zum Einjhmelzen, indem er den Gilberwert überjchäßt, 
fir mehr, als diejer beträgt. Näachträglich entdedt er, dak das Stüd feine 
ntite, jondern eine moderne Nahahmung iſt. Dann fann er den Kauf 
wegen Irrtums über dDieje Eigenihaft der Sache nicht anfehten. Denn 
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Zirgliftige Taufchung — Drohung YAuhang 


zwar wird im Verkehr die Figenlbalt der Antike für weſentlich angejehen, 
aber es trifft nicht zu, daß A bei Kenntnis der Sadlage als Preis den 
Silberwert, wie er ihn ſchätzte, nicht bewilligt haben würde. 


Anhang 20 zu 8 123: Argliftige Täufhung — Widerrechtliche Drohung. 
Da durch arglilige Shulhunn. wozu au das „argliftige Verſchwei— 
en" gehört (3. SS 443, 476 uf ) ein „Irrtum“ errent wird, jo dedt 
id die Anfeötung einer MWillenserflärung wegen „arglütiger Tauſchung 
teilweiſe mit der wegen „Irrtums‘ ($ 119). Die wedhtun "wegen 
„argliftiger Täuſchung“ reicht aber weiter, denn fie ijt wegen jedes Sertums, 
aud des „unmwelentlidyen“, aud) des Irrtums „im Beweggrunde“ zulälfig (vgl. 
über alles dieſes anbang 7 zu $ 119), fofern nur der Irrende Durd die 
„Täuſchung“ zu feiner Willenserklärung ekim mt wur Notwendigkeit 
des urfüählihen Zujammendanges). — „Argliitige äuſchung im 
Einne des 8 123 nennt man (privatredtliden) Berrun, der ji 
vom ftrafrehtlidhen dadurch unterjcheidet, daß zu feinem Tatbeitande 
nicht notwendig iſt: „Die Abſicht, ſich oder einem Dritten einen recht s— 
widrigen Bermögensporteil zu Me auch niht, daß „pas 
Vermögen eines anderen beihädigt worden it“. — 
in wegen widerrehtlidher Drohung anfechtbarer Vertrag liegt z. B. vor, 
wenn A den B zum Ankauf eines nur 200 ME. werten Pferdes für 500 DE. be- 
ftimmt durd) die Drohung, er werde ihn wegen einer tatſächlich von B fürzlich 
ausgeſprochenen Majejtätsbeleidigung anzeigen. Dagegen it es nicht 
„widerrehtlidh“, wie dies $ 123 als VBorausjetung der „Anfedt- 
barteit“ fordert, wenn der durch Unterfchlagungen jeines Prokuriſten nad - 
weisbar um 500 Mt. gejhädigte Prinzi diefen zur Ausſtellung 
eines Schuldanerfenntniffes in Höhe von 5000 . dur) die „Drohung“ be- 
ftimmt, er werde ihn im Weigerungsfalle der Staatsanwaltfhaft anzeigen. 
Widerrechtlich“ dagegen wäre es, wenn er ſich für Unterlaffung der Anzeige 
mehr veripredden ließe, als jein Schaden beträgt. — Zu unterfdheiden 
von der „Drohung“ ijt die körperliche Gewalt, 5 8. jemand wird durch gewalt⸗ 
jame Führung feiner Hand zur Unterſchrift gezwungen. Hier liegt überhaupt 
feine „Willens“ Erklärung vor; der formell vorhandene Vertrag ijt aljo „nid - 
tig“, nit Bloß „anfehtbar“. — Über Anfechtung SS 142—144. 


.. Aunhang 28 zu & 124: Hat der „Getäuſchte“ oder „Bedrohte“ Durch Ber: 
[Eumung der in 8 124 Abi. 1 fejtgefegten einjährigen Ausſchluß⸗Friſt (nicht: 
erjährungs-Friſt, vgl. Anhang 1 zu 8 194 unter X) das Anfechtungstecht 
verloren, bleibt aljo die dur äuldung oder Drohung veranlagte Willens: 
erflärung als „rechtswirkſam“ beitehen, 9 
doch noch wenigſtens den Anſpru ne Erſag des Schadens, der ihm aus der 
Täuſchung oder Drohung entitanden iſt, nad) den Vorſchriften über die der- 
tung aus unerlaubten Handlungen (SS 823, 826). — liberhaupt fteht dem 
„Geläuſchten“ oder „Bedrohten“ von Anfangan frei (unter Verzicht 
auf fein „Anfehtungsredt“), beim VBertrage ſtehen zu bieiben und 
nur „S ch adenserſatze (wozu auch „entgangener Gewinn“ ört) zu 
fordern. — Auch nad) der Verjährung bes „Schabdenserfaganiprudjes” (3 Jahre 
$ 852) it der „Betrüger“ oder „Bedroher“ innerhalb der allgemeinen 30- 
jährigen Verjährungsfriit ($ 1%) no t Herausgabe der uns 
geretfertigten Bereiherung verpflichtet (8 852 N 2), und es fann der 
Betrogene” oder „Bedrohte”, wenn aus der widerrechtlich herbeigeführten 
Willenserklärung für ihn eine (nohnicdhterfüllte) Verpfliätung gegen: 
über Urheber der Täuſchung oder Drohung entftanden ijt, die Erfüllung 
derfelben dauernd verweigern S 853). — Über den Einfluß der „Täuſchung“ 
und „Drohung“ auf die dadurd veranlaßte Epeihliekung, vgl. 88 1334, 1335. 
— Die Anfechtung von Teſtamenten und Erbverträgen wegen „argliftiger Täu- 
hung“ und „Drohung“ ift durch die SS 2078, 2081 geregelt. 


Anhang 29 zu 8 125: I. Das BGB. ben Grundjat der Formfreiheit 
ber Kehtsgeiäfte angenommen. „Seder muß bei feinem Monte en " en 
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Anhang Form der Rechtsgeſchäfte — Stillſchweigen 
ro Mann, ein Wort.“ Iener vrundiag Mit im BGB. nit ausdrüdlih ausge: 


ſprochen, weil es ſelbſtverſtändlich iſt, daß eine „5 orm“ nur beobachtet werden 


8 125 muß, wenn jie ra lis sorgeinrieben iſt. 


II. Die —— ung bes aan es als „Regel“ hindert natür- 
lich nit, daß für einzel ne Rechtsgeſchäfte u einge ne Arten von Rechts⸗ 
ge häften durch Gele eine beitimmte Form Dorge Ihrieben wird. Das BGB. 
tennt folgende Formen von Rechtsgeſchäften: 

ein privatſchriftli orm (8 126; vgl. Anhang 32 dazu 
5 riet lihe oder — Ben —S (8 128; vgl. hang 44 und 45 


dazu), 
c) öffentliche Beglaubigung der Unterfhrift ($ 129; vgl. Anhang 46 dazu). 
Diefen ausdrüdlihen geſetzlicen Formovorſchriften gegenüber 
fönnen fi [ES die Beteiligten natürlich nit auf „Treu und Glauben“ be- 
rufen (88 133, 157), um dadurch zu erreichen, eh eine unter Nihtbead- 
u n g, abe porgeichtiebenen Form abgegebene 
amkei 


Es fann ferner durch den Willen der Beteiligten (Rechtsgeſchäft, Vertra 
beitimmt werden, daß ein beitimmtes Rechtsgeſchäft len beitimmter Gera), 
das an ſich ohne jede Sorm (alio 3. mündlich) gültig it, 
einzelnen Jallenur Gültigfeit haben joll, wenn noch hrift iher. 
notatiefler ujw. Abſchluß hinzukommt (SS 125 Sat 2, 127 und 8 154 Abſ. 2). 

III. Aus dem Grundiaße der Zormfreiheit folgt, dab der Negel nad 
die mündliche Erflärung, ja Jooar die durd) Zeichen (Niden, Schütteln mit dem 
scopke), Di die durch ſchlüſſige andlungen erfolgte Willenserklärung zu zu r Eültig- 
keit Rechtsgeſchäfte genügt, ja „unter Umjtänden“ genügt bloßes Still- 
—e— et alles dieſes Anhang 1 zu 8 104 unter I Geite 819 ff., au 

nhan zu 
Fall Srinipweigen genügt insbejondere zum „Vertragsabichluß“ in folgenden 
ällen: 


a) Beim „Kauf auf Probe oder Beliht“ gilt Stillihweigen des Käufers als 
Billigung der Ware, 8 496, 
b) gihweigen des „dypatfetengläußi er an die Nachricht, dab der „neue 


illenserflärung Rechtswirk⸗ 


Erwerber“ des Grunditüds , u des Verkäufers übernommen habe“, 
gilt ati als Genehmigung Dazu u,84 
c) chenkung“ alle Dee 8 516 abi. 2 
bei ‚Berlängerung des tetverhältnilles“ im Falle des 8 
bei der „Vergütung für Dienitieiftungen im alle des R} u 
bei der „Verlängerung eines € des 8 625 


ienſtverhä hältnifes im Fa 
bei der „Vergütung Tür Heritellung eines Werkes“ im Yalle des 8 632, 
beim — n“ im Falle des 8 659, 
beim „ —— ——— im Falle des S 68 
ha a gung des Mannes“ zu einem Jeſchaftsbetriebe der Ehe⸗ 
rau“ 

Aus dem Handelsgefehbud vgl. $ 362 dafelbit, abgedrudt Geite 792. 
ger die Form der sgeihäfte, die im Auslande vorgenommen find, 
vgl. E. 11. 


Anhang 30 gu 81 a) Ein Rechtsgeſchäft, das der gejegliden Form 
ermangelt, ift "nicht g. Es entfteht alfo 3. B. aus einem bloß privatfchrift- 
lien ſatt. wie $ 313 fordert, gerichtlichen oder notariellen) Orund- 
Kids. aufvertragegar fein Aniprud, auch nicht auf Dem- 
tigen Abſchluß eines gerichtlichen oder notariellen Vertrags, 

—* t dann, nicht, wenn dies | riftlid verabredet it (Nichtigkeit der 
\ogen. „Borverträge” — auch „Bunttationen“ in Diele m Sinne genannt vgl. 
154, — wenn file der für den Hauptvertrag gejetlid) vorgeſchriebenen 
orm en — Die durd Gejeß für gewille Br a Be t aud 
für „Teſtamente“) vorgeihriebene Yorm wird r ent⸗ 
prechende Beurfundung eines den Vertrag“ enthaltenden ——— — 
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Form (Mebenabreden — Anders niedergefchrieben) Anhang 


erjegt. Die Formen des RFG. betreffend die „Beurkundung“ von Ber: Moch 
trägen Drauden in joldem alle nicht gewahrt zu werden. au 

über Richtigkeit und nadıteägliche „Beitätigung“ 88 139—141. - Die 8 125 
„Richtigteit“ Hat zur Solge, dab ſelbſt nachträgliche freiwillige Srfänung den 
Kormmangel nicht Heilt, vielmehr das freiwillig geleiltete nad den Vorſchriften 
über „ungerechtfertigte Bereicherung“ zurüdgefordert werden Tann 
(88 812 ff. vgl. jedoch 8 Bu. Ausnahmen hiervon find: Cin ohne Beobadhtung 
der vorgeſchriebenen gerät ichen oder notariellen Form 3. B. bloß mündlich ge- 
ſchloſſener Grundftüds-Veräußerungsvertrag wird, wenn die Auflallung und 
die Eintragung in das Grundbud; erfolgt, gültig (5 313). Das der gerichtlichen 

oder notariellen Form bedürfende Schenkungsverſprechen wird durch Erfüllung 

gültig (88 518 und 2301), ebenjo die der riftform bedürfende Bürgſchafts⸗ 
ertlärung $ 766). Der Grunditüds: und Wohnungs-Mietvertrag und der 
Grunditüds-PBadtvertrag bedürfen, wenn fie länger als 1 Jahr gelten 
iollen, ver Shriftform; fehlt Diele Form, fo iſt der Vertrag nit 
nichtig, fondern gilt alsaufunbejltimmte Zeit geſchloſſen (88 566, 
580, 581 und die Noten dazu). Betreffend Form der Abtretung einer Hypo- . 
ihei (Grundichuld) vgl. 8 1154 Abi. 2. 

db) Wenn für ein Rechtsgeſchäft eine beitimmte Form „geſetzlich“ vor- 

geiejrieben it, 3. B. für Grunditüds-Raufverträge gerichtliche Ser notarielle 

urfundung ( R 313), jo müflen aud) alle dem förmlichen Bertragsihluffe „vor: 
hergehenden“ oder „gleichzeitigen“ „Nebenabreden“ in der für den Vertrag vor- 
geihriebenen „Form“ beurkundet werden, mibrigenfalls jie gemäß $ 125 Satz 1 
nidhtig find. Nur wenn die „Auflajfung“ des Grunditüds erfolgt und 
der Käufer als Eigentümer im Grundbud eingetragen“ wird, er: 
langen dadurd aud) die bloß mündlichen oder privatichriftlihen „N eben: 
abreden“ neben dem geridtliden oder notariellen Bertrage gemäß 8 313 
Sat 2 Rechtsgültigkeit. — Über Nebenabreden bei der „Shrift- 
form“ bedürfenden Miet: und Badhtverträgen vgl. Note 70 zu $ 566. - - 
Ber eine Nebenabrede behauptet, muß beweilen, daß ie getroffen worden ift, 
d. h. ap die Bertragsurfunde unridtig und unvollftändi 
ift, und daß die Parteien darüber einig waren, es (o Ile „neben“ der Schrift 
auch das „mündlidh Beiprodene“ gelten. Natürli gelten mündliche 
Nebenabreden dann nur injomweit, als für fie nicht durch Geſetz oder 
Barteivereinbarung eine bejtimmte Form (geridtlich, notariell, ſchriftlich 
vorgeihrieben if. Bis zu jenem Beweile wird angenommen, da 
die Vertragsurfunde die Vereinbarungen der Parteien vollftändig enthält, da 
ihr Inhalt der endgültige und allein maßgebende „Bertragswille“ der Par: 
teien ijt und fein joll. 

c) Zu unterjheiden von den „Neben⸗Abreden“ ift der Fall, dag 
eine Partei behauptet, der Vertrag jei (in feinem „wejentlidhen Anhalt“) 
„anders“ niedergelchriehen, als verabredet. Wird diefer Beweis geführt, dann 
ift der gejhriebene Vertrag „nichtig“, wenn die unrichtige Niederkhrift 
3. 8. zum Schein (8 117) oder zum Scherz ($ 118) erfolgt ift, und er ilt 
„anfehtbar“, wenn die unrihtige Niederfchrift 3. B. auf Irrtum (3 119) 
oder Betrug ($ 123) beruft. Die in Wahrheit getroffene „Vertragsabrede“ 
gilt aber natürlid auch nicht, wenn der Vertrag laut „Geietes“ oder 
„Bartei-Bereinbarung“ einer bejtimmten „Form'“ (der privatichriftlichen, 

erichtlichen, notariellen) bedurfte und dieſe nicht beadtet iſt (& 125). Ein häu— 
—* Baſien daß „anders niedergeſchrieben, als verabredet“, iſt: Zwei Per: 
onen ſchließen einen gerichtlichen oder notariellen Grunditüds-Kaufvertrag 
und geben darin bewuht übereinftimmend „zur Eriparung von 
Stempel“ () den Auulpteis auf 50 000 Mi. an, während er in Wahrheit 
mündlid auf 70000 ME. vereinbart ift. Menn dann vor der „Auflaflung“ 
(denn dieje heilt nad) $ 313 die mangelnde Form) zwiſchen den Parteien Streit 
entiteht, 3 B. der Berfäufer will nit auflaljen, der Käufer will die 70 000 Mt. 
nicht zahlen, und es wird im Prozeß bewiejen, Daß der Kaufpreis auf 70 000 Mt. 
verabredet ijt, jo iſt der gerichtliche oder notarielle Vertrag als „Schein: 
gejhäft“ nihtig; denn die Vereinbarung des „Kaufpreifes“ ift ein 
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Anhang Schriftform für NRechtögeichäfte 


„weſentlicher“ Beitandteil des Vertrags ($ 438 Abi. 2). Die mündlide 
Vereinbarung ift wegen Mangels der vorgeihriebenen Foxm ($ 313) eben» 
jelis nichtig. Das ganze Kaufgeſchäft ift allo unverbindlich. -— Wer ein gedrudtes 
erteags-Sormular (Diietverttrag — Berlidierungsantrag — öbelleih⸗ 
vertrag uſw.) unterſchreibt, den Vordruck —— unterwirft ſich 
dadurch ſtillſchweigend den gedrudten Beſtimmungen, ſoferner nicht be— 
weift, daß ausdrücklich mündlid etwas anderes verabredet 
worden ift. vgl. Hierzu Anhang 7 zu $ 119 unter A. a. Seite 826. 

d) Zu unterjheiden von den oben beiprodyenen (dem förmlichen 
Vertragsihlufe vor ergebenden oder gleidhzeitigen) „Neben; 
abreden“ jind ſpätere Abre betreffend Nebenpuntte des Vertrags. Wenn 
3 B. „bei“ ih eines gerichtlichen oder notariellen - „Grunditüds-Rauf- 
vertrags“ bloß m ündLlicd verabredet wird, Käufer dürfe auf dem Grundftüd 
feine Fabrik und fein jonitiges den (das Ranbargrunpftüd bebaltenden) Ber: 
täufer ftörendes Gewerbe betreiben, jo iſt diefe bloß mündlide Nebenabrede 
nach dem oben Gefagten nihtig wegen Mangels der vorgeichriebenen ($ 313) 
gerichtlichen oder notariellen ee die mündlide Abrede ift dagegen 
unter den vertragfchließenden „Parteien“ gültig („Dritten“ gegenüber würde 
fie der „Eintragung“ ins Grundbud) bevürfen), wenn fie 3. B. am Tage „nad“ 
dem erihtlichen oder notariellen Bertrage getroffen würde; denn für eine 
“rn e Abrede allein ilt im Gefege nirgends eine Form vorgeichrieben. 


u Anhang 32 zu 8 126: Die ſchriftliche Form iſt im BGB. für folgende 

s S26 Heihtsgeidäne vorgeſchrieben: 

a) Miet: und Pachtverträge über Grunditüde, moon und andere 
Räume auflängere Zeit als 1Jahr, widrigenfalls der Ber: 
trag als auf un timmte Zeit geſchloſſen gilt (SS 566, 580, 581 und 
die Noten van). ie „Aufhebung“ eines für länger als 1 Fahr ge: 
ſchloſſenen Miet- oder Pachtvertt s bedarf nicht der Schriftform. 

Leibrenten-Verſprechen, 8761; 

ch Bürgſchaftserklärung, $ 766; vgl. jedoch 88 350, 351 HGB. (abge: 
drudt Seite 786); n 

d) Shulbveriprenen (das von dem tatjählich vorliegenden „VBer- 
pflidtungsgrunde" — 3.8. Darlehen, Kauf, Schadenserjag — los= 
gelöjte, einen „Berpflidtungsgrund“ niht angebende, nadte, ſog. 
„abitratte“ Sgulbueripredien) und Sdhuldanerfenntnis, 

780 und 781. Bei den auf Grund einer „Abrehnung“ oder im 

e des „Bergleidhs” erteilten „Geufbberipredjen. oder „Schuld⸗ 
anertenntnilfen“ it jedoch Beobachtu der chriftform nidt 
nötig, 8 782; vgl. SS 350, 351 HGB. (abgedruckt Seite 786); 

e) Unweijung, deren Annahme und Übertragung, 88 783, 784 2, 792; 

f) Abtretung der Hypothefenforderung. Die ſchriſtliche Form 
wird jedod) durh Eintragung im Grundbud er. (8 1154); 

g) Mitteilung der „Übernahme einer yporhetenſchuld“ 


beit Grundſtücksveräußerungen (8 416). 
( re 2231 2 (Teftament). Für 


Bol. ferner 3. B. 88 32, 38, 
das Verkehrsleben wichtig find ferner $ 79 HGB. (abgedrudt Seite 782) und 
? 132 Gemerbe-Ordnung, wonad Lehrverträge, um voll wirkjam zu jein, 


Hriftlich geſchloſſen werden müllen. 


Anhang 33 zu 5 126: Der Ausjteller der Urkunde muB eigenhändig 
unterſchreiben; Namenitempel genügt nidt. vl: jedoh $ 793 am Ende. Die 
Regel iſt, daß, wer eine Urku unterjchreibt, Dies mit jeinem eigenen Namen 
tut und tun muß. Cs ijt jtreitig geworden, ob die in $ 126 vorgeſchriebene 
Form erfüllt ift, wenn A, als Bepollmädtigter des B, ein Redts- 
geihätt vornimmt, für das im Gejeß „ſchriftliche Form“ vorgeſchrieben ift (3. 2. 

chſelakzept, Bürgſchaftserklärung ujw.), und dann die Urkunde nit mit 
einem eigenen Namen A, jondern mit dem Namen des von ihm ver: 
tretenen B (ohne Andeutung des Bertretungsverhältnilles) unterzeichnet. 
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Schriftform für Rechtögefchäfte Anhang 


Die Rechtſere ung hat dies für ausreiche nd, dem 8 126 genügend erklärt. 
Selbſtverſtändlich kann der „Berollmädtigte‘ auch mit feinem eigenen 
Namen und einem Zujasß: „als Bevollmähtigter des B“ (oder ähn- 
lich) unterjhreiben. Wenn jed jemand den „Nameneinesanderen“ 
niht als von ihm zu einem Rechtsgeſchäft (Willenserklärung) „be: 
—vollmurchtigt“, jondern lediglih in mecha niſcher enhteikenne 

unterjchreibt, 3. B. A, der ſich in den dinger geiämiiten bat, jagt zu feinem 
Dienftmädchen: „unterihreibe Du meinen Namen unter diefen Wedel“, 
jo ift Dadurd) die 6 Hriftform gemäß 8 126 nicht gewahrt, die Unterſchrift 
iſt nit verbindlich. 


nbang 3 zu 8 126: Cin nicht gerichtlid, oder notariell, jondern durch 
eine andere Behörde beglaubigtes „Handzeihen“ (3. B. durch eine Polizei: 
behörde) ilt zur Wahrung der „Schriftform“ (8 126) nicht geeignet. Die in 
8 129 erwähnte „öffentliche Beglaubigung der Unterſchrift“ ift etwasunderes 
als die 8 126 vorgelchriebene „Beglaubigung des Handzeichens“. 


Anhang 35 gu 8 126: Die Schriftform ift gewahrt durch das Vorhanden- 
in der Unterihrift oder des beglaubigten Handzeihens, gleichviel wer den 
ext der Urkunde gejhrieben hat (ausgenommen beim „privat: 

Ihriftliden Teftamente“ 8 2231 Nr. 2), gleichviel ob der Tert ge: 

Ir trieben, gedrudt, heftographiert uſw. ift, leichviel ob der die 
nterjchrift oder das Handzeichen Machende von den A alte des Schrift⸗ 

ſtücks Kenntnis genommen bat oder nit. Daraus folgt, daß die Unter: 

zeihnung der Herjtellung des Textes norangehen fann (Blantett), 
und daß für Blinde, Taube, Stumme, Taubitumme, Leſens⸗ und Schreibens: 
unfähige, Sprahjuntundige keine bejondere Form erforderlid, ijt, wollen fie die 

Urkunde im „Zrrtum Über den Inhalt“, unterjhrieben haben, ſo 

tönnen fie das Geſchäft anfehten, müllen dabei aber den „Irrtum“ be: 

weijen ( 113). Das hier Gejagte Dedieht ji, wie hervorzuheben, nur auf 
die „Schriftform“, d. 5. Die —— Form. Für die gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung von nrechtsge] 

ſtumme, Schreibensunfahige, Nichtdeu Ihiprexhende beteiligt find, enthält RFG. 

beiondere Kormuorichriften. — Briefwechſel erjegt nicht die durch 88 “ 

vorgeihriebene Schriftform, die bei einem „Bertrage“ darin beitedt, 
daß. die „Unterzeihnung“ beider Barteien auf derfelben 

Urkunde erfolgt oder daß gleihlautende Eremplare des Ber: 

trags mit der Unterjhrift je einer Bartei ausgetaujdt 

werden. vgl. 8 126 Abf. 2 nebit Anhang 36 und Dagegen $ 127 betr. die 

„nereinbarte“ Schriftform. 


Anhang 36 zu 8 126: Bei Verträgen, für die das Geſetz die (einfache) 
Schriftform vorſchreibt, müjlen beide Barteien ihre Namen auf derfelben Ber- 
tragsurltunde unterjchreiben, z. B. bei Miet- und Pachtverträgen. Nur wenn 
mehrere Derttagsezemplare ausgefertigt werden, gilt 8 126 Abi. 2 —2 
Ferner genügt bei den en 32 zu $ 126 unter b bis g aufgeführten Rechts⸗ 
geihäften einjeitige Schr Hlidteit. — Zu unterjdheiden von der Bolls 
endung der Schriftform iſt die grope, inweldem Augenblick ein der 
„Shriftjorm“ bedürfender Ber unter Abweſenden „zuitande fommt“. 
Hierfür ift nicht der Augenblid der Seiftung der Unterſchriften“, jondern der 
aus 88 130ff., 146, 151 fihhergebende Zeitpunkt maßgebend. Für gerihtlide 
oder notarielle Verträge enthält 8 152 eine abweihende Beitimmung. 
Beilpiel: Der Vermieter A in Danzig Ihidt den von ihm unterfchriebenen, 
auf „länger als ein Jahr“ gelten iollenden, aljo der „Schriftform“ bedürfenden 
Mietvertra G 566) dem Mieter B in Königsberg und lekterer unterfchreibt 
dort. In dieſem Augenblide ift Vier Schriftform vollendet. Damit 
aber der Mietvertrag „wirtjam‘“ werde, iſt nod) nötig, daß dem A die 
Ertlärung des B, er Habe unteridhrieben, zugeht, 3. B. durch Rück— 
jendung des unterjchriebenen Mietvertrags jeitens B an A oder durch briefliche 
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Noch 
zu 
8 126 


Zn 
8 1236 


Zu 
8 126 


äften, an denen Blinde, Taube, Taub- 


Yu 
8 126 


rin >. 
Anhang Schriftform — Gerichtliche oder notarielle Benrkunbimg 


Mitteilung. Nur wenn A auf die Mitteilung „verzichtet“ hat, wird der Ver- 
trag im QAugenblide der Unterfhrift durch B „wirfjam“ (8 151). vgl. An- 
Bang 37 zu 8 126. 


Zu Anhang 37 zu 8 126: Auch beim Austauſche gleichlautender Vertrags⸗ 

$ 126 exemplare gilt das anbang 36 zu 3 126 Geingie, nämlid: Die Schriftform ift 

vollendet in dem Augenblide, in dem die beiden VBertragseremplare unter- 

jchrieben find. Der Vertrag wird aber erſt „wirkſam“, wenn jeder Bartei die 

Erklärung der anderen „zugegangen“ iſt, daß te ee habe, aljo in 

der Nege durch gegenjeitige „Aushändigung“ der unterichriebenen Vertrags: 
eremplare. | 


Zu Anhang 38 zu 8 126: ber gerichtliche und notarielle Beurkundung 
8 126 vgl. 8 128. 


Bu Anhang 44 zu 8 128: Die gerichtliche oder notarielle Beurkundung eines 
8 128 Bertrags 8 h. des gan zen Vertrags im — zur bloßen „Unter- 
ſchrifts aubigung") tft im BGB. 3. B. für folgende Verträge vorgeichrieben: 
a) betreffend die „Übertragung des ganzen gegenwärtigen Vermögens“ oder 
er ſowie die —e— Dee Vermögens mit einem Nieh- 
rauche 
b) über den „Nachlaß eines noch lebenden Dritten zwiſchen feinen künftigen 
gersliden Erben“ $ 312, 
c) betreffend die „Eigentumsübertragung an Grundftüden“ 
8 313. Nach E. 142 (vgl. Note 120 dazu) kann jedoch die Landes 8: ſetz- 
gebung auch andere Behörden für Veurkundung dieſer Verträge 
als zuſtändig erklären 
d) „S entungsverſprechen“ 8 518 (vgl. 8 2301), 
e) „Ehevertrage“ $ 1434, 
f aa a uaung eines Miterben über feinen Anteil am 
a «“ , 
2 „Erbverträge” & 2276 und deren Aufhebung rn 
h) „Annahme an Kindesjtatt“ und deren „, ufhebung“ (88 1750, 


0) 
i) „Er b Ihaftstauf" und andere „Erbihafts - VBeräußerungsperträge“ 
2371, 2385), 
k) „Erbverzidhte” (88 2348, 2351, 2352) 
1 für eine Reihe anderer Berträge betreffend familien: und erb- 
rehtlicde Berhältnille. 
Über die Folgen der Richtbeobachtung der geſetzlich vorgejchriebenen 
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung vgl. Anhang 30 zu $ 125 unter a. 


Zn Anhang 45 zu : 128: Bei der gerichtlichen oder notariellen Beurkuns 

8 128 dung von Berträgen brauden — mit Ausnahme der alsbald zu erwähnenden 

beijonderen Fälle — nit beide Parteien gieihzeitig por Gericht oder Notar 

anwejend zu fein. — Ausbündigung der Annahmeerflärung an die 

andere Bartei it zum „Bertragsabihluß“ niht erforderlid, 

es genügt zum geltend ommen eines gerichtlid oder notariell beurfundeten 

Bertrags Di eurfundung der „Annahme“ des Vertrags: 

antrags; $ 152. Anders bei bloß privatjhriftliden Verträgen; 

vgl. Anhang 36 und 37 zu 8 126. — Die gleichzeitige Anweienheit beider Par; 

teien (bezw. deren Vertreter, joweit Vertretung zulällig) it nötig 3. B. bei: 

Auflaſſung $ 935, Beitellung eines Erbbaurehts 8 1015, Chever- 

trägen Sea Annahmean Kindesſtatt SS 1750, 1770, Erbver: 
trägen 88 2276, 2290. 


Bu Anhang 46 g 8 129: Öffentlide Beglaubigung iſt dur Geſetz vor- 
5 129 geſchrieben z. B. in den 88 77, 411, 1560, 1577, 1662, 1706, 1945; fie ann 
von einer Partet verlangt werden 5. B. in den Fällen der 88 371, 403, 
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Dffentliche Beglaubigung — Veräufterungdberbote Anhang 


1035, 1154, 1372, 2120, 2121, 2215. Die „öffentliche glaubigung. it nament⸗ 
lich wichtig für den Grundbuchverkehr. vgl. $ 29 GBH., abgedrudt Geite 280 
in Note 13 zu $ 873. — vgl. ferner 3. B. $ 81 326. (Abtretung der Rechte aus 
dem Meiltgebote bei der Zwangsverjteigerung), $ 12 HGB. (Anmeldungen 
zum Handelstegiiter) ufw. 


Anhang 47 ji 8 128: Es üt zu u nterineibe n: a) die öffentliche 
Beglaubigung der nterieift gemäß N 129, wobei die Erflärung ſelbſt „privat: 
ſchriftlich“ it und die Urkunde trot der „öffentliden Beglaubigung“ ver 
Unterjhrift eine „PBrivaturfunde“ bleibt (vgl. nhang 44 d' 8 128 im’ Ein- 
gang), b) die Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts durd Gericht oder Notar 
gemük 8 128, in weldem Falle die Urkunde eine „öffentliche Urkunde” ift. 
[ber den er zwilchen „Privaturkunden“ und „öffentliden Urkunden“ 
og. 88 415, 416 ZPO. au 8 267 ff. StrGB. — Zur öffentlichen Beglaus 
bigung find in ganz Deutjhland zuftändig die Notare. Welche Behörden oder 
Beamten jonft zuftändig find, ergibt ih aus RSG. und den Landesaus— 
führungsgeje gen azu, 3. B. Pro. Rechtszuſtand ift ein Fehr 
buntfchediger. In Preußen as zur „öffentlichen Beglaubigung“ außer den 
Notaren in allen Fällen au die Amtsgerichte zujtändig, in gewillen 
Fällen auh andere Beamte Die Polizeibehörden find in Breu- 
Ben nicht zuftändig zur „öffentlichen Segtautigung” der Unterfchrift, 
wo joldye von den „De le gen“ erfordert wird. s Publitum nimmt dies oft 
irtümlid an. Eine Qusnahme beiteht nur für die Anmeldungen zum 
a a det Dagegen begnügen fi 3. B. Verſi rungs- 
geſellſchaften für gewille, von ihnen erforderte Erklärungen mit der „Be: 
glaubigung“ der nierihriiten durch die Polizeibehörden oder andere 

eamte, die ein „Dienftjiegel” führen Das iſt aber feine 
„öffentliche Beglaubigung” im Sinne des Geſetzes, fondern nur 
eine private Sicherungsmaßregel. 


Anhang 48 zu 8 128: Bei Perlonen, die ihren Namen nicht jchreiben 
fönnen, erfolgt na 129 Abj. 1 Sat 2 die öffentliche Beglaubigung, wie das 
Gele jie fordert, lediglich Dur Gericht oder Notar, nicht: durch andere, [on ft 

ur „öffentlichen Deglaubigun “ (nad) den in Anhang 47 zu 8 129 erwähnten 
andesgejegen) zujtändige ebörden oder Beamte. 


Anhang 70 zu 8 136: Zu den in $ 136 erwähnten Veräußerungsver⸗ 
boten gehören 3. B. die im Wege des „Arreites“, der „einjtweiligen Verfügung‘ 
ergehenben Beräußerungsperbote und (Dauptjalt) das bei der „Zwangsver⸗ 
zung“ und „owangenermaltung. eines Grunditüds durch den Einleitungs- 

ſchluß und die darin liegende Beſchlagnahme des Grundftüds nebſt Zub 
Erzeugnillen uſw. erfolgende Beräußerungsverbot (35 20—23, 146 3V 
Wenn jemand ein auf Diele Weife beſchlagnahmtes Grundftüd an einen Dritten 
aufläßt, fo ilt diefe Veräußerung nicht nicht 18 ‚ jondern nur unwirfjanı 
gegenüber den PBerjonen, zu deren Gun 
folgt ift, vgl. Note 67 zu $ 138. 


Anhang 71 zu $ 137: Der Sinn des 8 137 ijt: Wenn jemand fid, einem 
ee enh „verpflichtet“, über ein ihm zujtehendes „an ſich veräußer: 
iches“ Re 

uveräußern (3. 2. ein Landgut in Weitpreupen nıht an einen Polen), 
h, ift dieſe Vereinbarung zwilden Den vertragſchließenden Parteien „wirkſam“ 
und der dagegen handelnde not madyt ſich der anderen Partei gegen- 
über verantwortli (Schadenserſatz Bertragsitrafe uſw.). Aber dritten 
Perſonen gegenüber it eine Jolde Bereinbarung unwirftjam; der 
Dritte (in obigem Beilpiel: der Pole), der das Recht, die Sache erwirbt, hat 
es en die Ionjtigen Borauskegungen vorliegen) rechtswirkſam erworben, 
jelbjt wenn er die Vereinbarung kannte, vgl. Dagegen 8 1136. — Vorausſetzung 
des hier Gelagten ift aber, wie bemerkt, einanfihveräußerlidhes Recht. 


ör, 
). 
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ten die Beſchlagnahme er- 


tnihtzuverfügen, eine „an ih veräußerliche“ Sade nicht 


Zu 
8 129 


3u 
8 129 


sie 


BEE. 
Anhang . Gute Eitten — Nichtigkeit, Unfechtbarkeit, Unwirkſamkelt 


Wenn aljo 3. B. Gläubiger und Schuldner mit einander vereinbaren, daB der 
Gläubiger die Yorderung nicht an einen Dritten abtreten bürle, io iſt die 
ee ein „unveräußerliches“ Recht und $ 137 findet feine Anwendung 


gu Anhang 72 zu 3 1385: Was gegen die guten Sitten fei, muß das Gericht 

8 138 im eingelnen Falle — in einem Yalle Tann fittlid fein, was im andern unfittlich 

| ift — dem herrichenden Volksbewußtſein (‚dem nftandsgefüht aller billig und 

erecht Dentenden“) und den in den Kreilen der Beteiligten herrſchenden An- 

uungen entnehmen. Beilpiele: Der Mietvertrag betr. ein Haus „zum 

Zwede“ des Bordellbetriebs, das Seripredien eines weigegelds betr. ein 

Verbrechen find nihtig, ebenlo der Vertrag unter Chegatten betr. ihr 

Getrenntleben. Das Geldverjpreden für Religionswechſel wird in der 

Regel gegen die guten Sitten fein. Unter Umständen gehören Hierher die 

Verträge zwilden Prinzipalen und ihren Angeftellten betr. das jogen. Kon: 

furrenzverbot (& 74 ff. H68., $ 137 Gewerbeordnung), unter Um- 

Händen auch die Vereinbarungen zwiſchen Intereflenten betr. das Nicdt- 

itbieten bei Yale erungen und Submilfionen. — Zu beadten ilt: ein 

Veritoß gegen den „Anſtand“ iſt nicht immer aud) ein toß „gegen die guten 

itten“, 8 814 unterſcheidet ausdrücklich „Anltand“ und „tt iche — vol. 

3. B. auch & 826. — 8 18 gilt au für die vor dem 1. Januar 1900 vor: 
genommenen Redtsgeihäfte; vgl. Note 19 zu E. 170 unter c. 


Zu Anhang 74 zu 8 139: Das BGB. wendet mehrere Bezeihnungen für 
8 139 die der Bollw — entbehrenden Rechtsgeſchäfte an: ru 


a) Richtigkeit (3. B. 88 105, 116—118, 125, 134, 138, 306): hier wird das, was 
tatjahlidh etwa vorhanden ilt, tehtlid als nit vorhan— 
ven angelehen, Daraus folgt: Die Nihtigkfeit fann jeder geltend 
machen, lien Intereſſe durch die Gültigfeit des Geihäfts berührt werden 
würde; der Richter muß fie von Amtsmwegen berüdfidtigen; eine 
„Beftätigung“ des nichtigen Geſchäfts durch den, der es vorgenommen 
hatte, macht es niht gültig, ſondern iſt als erneute Vornahme 
gu beurteilen, Hat aljo feine rüdwirtende Kraft und erzeugt nur 

nn einen Rechtserfolg, wenn jie allen Erfordernijjen des Ge: 
Wnältes, insbejondere der etwa vorgeiäjriebenen Form, genügt (8 141 

j. 1); einegewifje Art von Rüdmwirktung jet nur $ 141 Abi. 2 
für beftätigte „nihtige Verträge" feit. — vgl. au m An: 

ng 30 zu 8 125 unter a ar 2 und Anhang 4 zu 8 117. — Abweidhend non 

oritehendem ijt die Behandlung richfiger ben“, 88 1323, 1325 
Abf. 2, 1329. 

b) Anfechtbarteit (3. B. 88 119, 123): Hier it das Rechtsgeſchäft zunädlit 
gültig und bleibt es auch, wenn der zur Anfechtung echtigte von 
dieſem Rechte feinen Gebraud madt. Madt er aber davon mit Er- 
folg 6 B. durch Erlangung eines redtsträftigen Urteils) Gebraud, jo it 
das Rechtsgeſchäft „als von Anfang an nichtig anzuſehen“ (vgl. 

142), und es gilt dann das unter a Gelagte. vgl. 3. B. Anhang 7 zu 

119 unter C und D, Zu unterſcheiden von der Anfechtung eines 

rtrags ilt der Nüdtritt von einem Dertrage. Die 88 346 ff. betr. „‚Rüd: 
tritt“ finden auf die „Anfechtung“ feine Anwendung. 

c) Unwirkſamkeit. Diefer Ausdrud wird in verjhiedenem Sinne ge: 
braudt. Teils iſt er = Nichtigkeit, z. B. $ 111, — teils wird damit ausge: 
drüdt, daß das Rechtsgeſchäft nit ſchlecht hin, jondern nur in Anbe- 
tracht gewijjer Berlonen in gewiljen Beziehungen, 
nidhtig ir (fogen. relative Nichtigkeit), 3. B. 88 135, 161, — teils be: 
zeichnet er den Fall, daß ein Erfordernis der Gültigkeit des Geſchäftes 
einitmeiten noch unerfüllt ijt, aber noch nantzagTio erfüllt wer: 
den Tann, wodurd das Geidhäft gültig wird, 3. B. 88 108, 174, 185. 
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Anfechtung — Vertrag, VBertragdantrag Auhang 


"Anhang 78 zu 8 142: Folgen der Anfechtung: vgl. Anhang 74 zu $ 139 Zu 
unter b. — fiber Die einem —— Vertrage beigefügte Vereinbarung 8 142 
einer „Bertragsitrafe“ vgl. 8 844. — Die mit le (3. B. durch Erlangung 
eines redhtsfräftigen Urteils) durchgeführte Anfechtung eines anfechtbaren 
Rechtsgeſchäftes hat zur Folge, dab der frühere Rechtszuſtand wie- 
der hergeftellt wird. ft 3. B. Eigentum an einer beweglichen Sadıe 
oder iſt Das Gläubigerreht einer gorderung übertragen, jo fallen Diele Rechte 
mit der erfolgreich durchgeführten Anfechtung an den Anfehhtenden zurüd, ohne 
daß es einer Rüdübertragung bedarf. Iſt ein Grundftüd inanfehtbarer 
Weite „aufgelafjen“, jo fallt mit der erfolgreich durchgeführten Anfechtung das 
Eigentum an den Anfechtenden zurüd, ohne daß es einer „Rückauflaſſung“ be- 
darf. Der Anfechtende kann feine „Wieder-Eintragung als Eigentümer“ gemäß 
2,09 herbeiführen (Berichtigungs-Berfahren). vgl. auch Anhang 3 zu 8 158. 
ie Anfehtung wirft aud) gegen Dritte, die in der Zeit zwiſchen der „Bor: 
nahme des Rechtsgeſchäftes“ und der „Anfechtung“ den auf Grund des anfecht— 
baren Recht eihalts übertragenen Gegenitand oder ein Net daran erworben 
oder jonit ih mit einer der Parteien anläßlid der durch das anfeätbare Ge⸗ 
ſchäft bewirkten Rechtslage auf Rechtsgeſchäfte eingelaſſen haben. Schutz 
gutgläubiger Dritter ergibt je aus den Vorſchriſten zu Gunften derjenigen, 
die „Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten“, namentlich aljo durch den 
Grundfaß des öffentliden Glaubens des Grundbudes ($ 89) 
und durch die Vorſchriften über den redlihen Erwerb von beweg- 
lihden Sadhen (88 932 ff.). vgl. Note 69 zu 8 135. Doc genießt dieſen 
Schuntz derjenige nicht, der die Anfechtbarkeit Fannte oder fennen 
mußte“ ($ 142 Abf. 2 & 122 Abj. 2), vgl. jedoch $ 409. — Das Recht zur „An- 
tung, von Recht f äften ift im Intereſſe der Verkehrsficherheit gewöhn- 
lid an furze Friſten gebunden, 3. B. 88 121, 124, 318, 1339, 2082. 
über die bejonderen Vorſchriften betr. die Anfechtung von Rechts⸗ 
handlungen eines in Konkurs geratenen oder (außerhalb des Br 
Hiungsunfähigen Schuldners jeitens des KRonfursperwalters oder (ou r⸗ 
* des Konkurſes) ſeitens der einzelnen Gläubiger vgl. SS 29 ff. KO. un 
nfeäptungsgefes vom 21. Juli 1879 in der Faſſung vom 17. Mai 1898. Bei 
diefer Art von „Anfechtung“ iſt das angefochtene Geihäft niht von An- 
fangannidhtig (wie nach 8 a en der anferhtende Gläubiger bat nur 
einen perfönlihen Aniprud auf ‚Rüdgemähr“ des vom Schuldner 
dem Zugriff des Gläubigers entzogenen (einem Dritten übertragenen) 
Vermögensgegenitandes gegen den dritten Empfänger des Bermögens- 
gegenftandes 1 o weit die Rüdgewähr zur Befriedigung des Gläubigers 
erforderlich ift. — vgl. aud Note 80 zu 8 148. 


Anhang 1 zu 8 145: Vertrag: vgl. Anhang 1 zu 8 104 unter I. 4 und Zu 
Anhang 1 zu $ 116. — Es gibt uldverträge (Hecht der Schuldverhältnille), 8 145 
dingliche Berträge (Sachenrecht), familienrehtlihe (Chevertrag, Annahme an 
Kindesitatt ufw.), erbrechtliche (Erbvertrag). ür alle gelten die im „allge- 
meinen Teile“ ftehenden 88 145 ff., Ka nit für einzelne Arten ein anderes 
beitimmt iſt. 88 145 ff. gelten aud) für das Handelsrecht. — Über „gegenjeitige 
Berträge” 8 320 iR — Damit ein Bertrag zujtande fomme, iſt nötig: a) ein 
Bertrags:Anirag (Dfferte), der jo beichaffen fein muß 9— zum „Juſtande⸗ 
kommen“ des Vertrags eben nur noch die Annahme“ ſehlt, b) deſſen Annahme. 
Bloße Anpreiſungen (Zeitungsanzeigen, Zirkulare, Preisliſten ujw.) find nod) 
fein „Bertrags-Antrag“, jondern nur eine Aufforderung an den Leſer, 
leinerjeits „Bertrags-Anträge“ zu maden. 


Anhang 2 zu 8 145: Wie lange die Bindung an einen Vertrags: Antrag Yu 
dauert, ergibt fd aus 88 146 ff. Hierzu ein Beilpiet: Der Großhändler A $ 145 
in Danzig Ichreibt am 20. März nadmittags an den Fiſchhändler B in Berlin: 

„Sch ofjeriere Ihnen 20 Zentner teilen itiee-Ladjs, das Pfund zu 50 Pfg.“ 
Der Brief trifft bei rege ms em 


Brie ange der Bolt am 21. März morgens in 
Berlin ein; wenn B im Rau 


e des 21. März antwortet, fann die Antwort am 
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Auhaug Vertrags⸗Antrag und deſſen Annahme 


22. März morgens in Danzig ſein. Nach SS 146, 147 ver 2 iſt A an feine 
Dfferte bis 22. März morgens gebunden. Wenn nun A nad) Abſendung keines 
Briefes noch am Nachmittag des 20. März einen Käufer findet, der ihm 55 Pfg. 
für das Pfund bietet, und wenn er infolgedellen feine Offerte an B jofort 
telegraphiich oder brieflich widerruft, jo ift dDiefer Widerrufnur wirk— 
am, d. die Bindung des A an Jeinen Vertrags - Antrag erliicht, 
alls der Widerruf vor wer gleichzeitig mit dem Dfiert:Briefe vom 
20. März bei B in Berlin eintriftt (S 10 Abi. 1 Gab 2). Wenn aber B die 
de oder den Brief mit dem Widerruf erit nach dem Empfang des Offert: 
Briefes vom 2X. März erhält, jo it der Widerruf unmwirtjam und B 
kann noch nah Empfang des Widerrufs im Laufe des 21. März 
die Erklärung an A ab n, R er deſſen Offerte vom 20. Märzannehme, 
jo dak, wenn Diele Annahme-Erflärung am 22. März morgens bei A in Danzig 
eintrifft, der Raufvertrag wirkſam geſchloſſen it Cs hätte ih Daher für 
A empfohlen, bei feinem Bertragsantrag die „Gebundenheit auszufchließen“ 
(3. B. durd) die Worte „freibleibend“ — „ohne Öbligo“) oder fi} des Telegra- 
nben zu bedienen. vgl. zu dieſem Beifpiele ote 6 zu $ 147. 


Anhang 3 zu 8 145: Mer bei Stellung eines Vertrags-Antrags an einen 
anderen feine undenheit an den Antrag durch Worte wie „freibleibend“ — 
„ohne Obligo“ uſw. ausgeſchloſſen hat, ift im Streitfafle dafür beweispflichtig. 


Anhang 14 zu 8 151: Die Regel ift: Der Bertrag ift zujtande gelommen 
in dem Zeitpunfte, in dem die rechtzeitig erfolge „Annahme: Er: 
Härung“ auf den „Vertrags - Antrag“ dem Antragenden zugeht (SS 130, 
145—149; vgl. aud) Note 4 zu 8 146 und Note 6 zu $ 147). Diele Negel paßt 
jedon nicht für Die häufig vorlommenden Fälle, in denen eine „Erflärung“ 
der Annahme dem Antragenden gegenüber nad der Verkehrs— 
fitte „niht au erwarten“ ift oder der Antragende auf fie „ver: 

ihtet“ hat. Nad der „Berfehrsfitte” bedarf es 3. B.feinerErtlärung 
—* Annahme bei „Raufanträ en“ in Form von Beftellungen, auf 
die der Antragende |ojortige Yeiftung erwartet (wenn man telegra: 
phiert: Senden Sie mir jofort ein Brautbufett AL, 30 Mt., jo tommt der Kauf: 
vertrag durch die blo bjendung des Buketts zuftande), — ferner 
bei Borausbeftellung von Hotelzgimmern, ferner bi Kauf: 
anträgen, bei denen die vom Antragenden zum Kauf angebotene 
ud mitdem Antragezugleich zugejendet wird [wer ein vom 
Buchhändler ihm „zur Anficht“ gelandtes Bud aufidhneidet, nimmt hierdurch den 
Raufantrag an). vgl. Anhang 3 zu 8 438. — ohlgemertl In allen diejen 
Fällen bedarf es feiner „Erklärung“ der Annahme dem 
gegenüber, die „Annahme“ in muß aber durd irgend eine Willensbetäs 
tigung (Apfendung der Ware, Aufidmeiden des Buches, tatfählide Refervie: 
rung des er Mer ujw.) erfolgen. Sobald die Ware abgejfandt, das 
Bu ufgeihnitten, das Gotelzimmer tatſächlich rejerniert 
worden, iſt der „Vertrag geihlojfen“. Die „Annahme“ des Ber: 
tragsantrags iſt aljo in den Fällen des 8 151 ausnahmsweie „n icht emp- 
fangsbedürftig“. vgl Note 4 zu 5 146. Berjhieden hiervon find 
die Fälle, in denen bloßes Schweigen des Antr 095 Empfängers (one 
jebe die Annahme des Antrags ausdrüdende Willensbetätigung) vom Gejet 

er Annahme: „Erklärung“ gleihgeitellt it. vgl. Anhang 29 zu 8 125 unter III. 


Anhang 15 zu 8 151: Zur Vermeidung von Zweifeln, in welchem Zeit- 
punft in den Fällen des 8 151 ein gemachter VertragssAntrag erlifcht, wird es 
jich empfehlen, daß der Untragende die Srift, während ber er gebun-— 
den fein will, ſel bſt ſetzt; 4. B. jenden Gie mir „Beute nachmittag“ 12 
Flaſchen Rheinwein (zu meiner Abendgeſellſchaft), — jenden Sie mir „morgen 
pormittag“ 3 Zentner Kohlen (weil meine rau ahlen Wäſche“ Hat); denn 


Antragenden 


ſonſt fann es fommen, daß er den Wein und die Kohlen noch abnehmen muß, 
wenn er ſich zu jeinen Zweden bereits anderweit verjorgt hat. 


838 — 





Verfteigerung — Bediugung, Zeitbeftimmung Anhang 


Anhang 24 zu 5 156: Berfteigerung (Auttionen, Submilfionen). Das 
„ausgebot“ feitens des Verfteigernden ift nad 8 156 eine unverbind- 
[ide „Aufliorberung, Gebote zu machen. Ber Bieter ilt der „An- 
tragende“, ver Zuſch 29 ift die „Annahme“ des Antrags. — Selbft- 
veritändlich können die Beteiligten das Nechtsperhältnis bei der Berjteigerung 
anderweitig bejtimmen, 3. B. der Berfteigernde kann erllären, daß der Zuſchlag 
unbedingt dem Meiftbietenden erteilt werden wird, oder daß er 
ich den —3 — an ein früheres geringeres Gebot vorbehalte, in 
welchem Falle der Bieter Dur ein Übergebot nit frei wird. — Für Ber 
ae im Wege der Zwangsvolliiredung gelten bejondere Vorſchriften 
($ 817 3PO. 88 66-94 3VG.). 


Anhang 1 zu 8 158: Bedingung Zeitbeftimmung. . 

a) Bedingung (88 158—162) iſt die Feſtſetzung, daß die „Wirtung“ eines 
Rechtsgeſchäfts (Vertrags) von einem finttigen ungewi en Creig: 
nijfe ganz oder teilweſſe „abhängig“ fein ol. Ein edbingtes 

Re tsgeichä (Vertrag) ift, wenn feine geieglihen Erfordernifje (3.8. 
chriftliche, gerichtliche, notarielle Yorm) er I It find, ein fertiges 

ehtsgejhäafjt wie jedes andere, nur feine „Wirkungen find 
„abhängig“ von dem Eintritte der Bedingung. Hieraus folgt, daß 3. B. 
ein unter einer Bedingung geihloflener Raufvertrag über ein Grund: 
tüd als fertiger Vertrag genau ebenio „nempelpilihtig iſt, 
wie ein unbedingter Dertzag, und daB der Stempel verfallen ilt und bleibt, 
auch wenn der Vertrag infolge Eintritts oder nein his der Bedingung 
binfällig wird (fo ausdrüdlih das Preußiſche Stempelfteuergejeb). 

b) Zeitbeftimmung ift Die Feſtſe ung, dab die „Wirkung“ eines Rechtsgeihäfts von 
einem fünftigen gewiß eintretenden Zeitpunfte ganz oder teil: 

weife „abhängig“ fein fol. Wird ein Zeitpunkt feitgejegt, von dem 

es „ungewiß“ ik ob er eintritt, jo ift das in Wahrheit feine Zeit- 
beitimmung, jondern eine „Bedingung“, 3. B. wenn id zu meinem 
15jährigen Soßne ſage: „id, verſpreche Dir 1000 ME. zu ſchenken an dem 

Tage, an dem Du 21 vJahre alt wirſt“, ſo iſt das eine in Die Form der 

Zeitbeſtimmun alone Bedingung, denn es iſt ungewiß, ob 

mein Sohn das 21. Ka r erleben wird. mgetehrt wird oft aud) eine 

Z3eitbejtimmung in die Form einer Bedingung gekleidet, 3. B. 

ih ſage: „wenn id Berbe jol das Armenhaus meine jämtlide Wäſche er: 

halten“; denn daß ih iterbe, ift gewiß. 

Bei den „Bedingungen“ werden verihiedene Arten unterjdieden. 

Die widhtigite, im $ 158 beſonders hervorgehobene Unterjeidung it: „auf: 

ihiebende (Suspenlivs) und „auflöſende“ (Reſolutiv⸗) Bedingungen. vgl. 

Bang 2 und 3 zu 8 158. Entſprechend unterjdeidet man bei den „Zeit: 

beftimmungen“ den „Anfang“ und den „Endtermin“ ($ 163). 

d) Grundjäglid, find Bedingungen und Zeitbeftiimmungen bei jedem Rechts⸗ 
geihäft zuläffig, ſoweit das Geſetz dies nicht verbietet, 3. B.: bei der Yuf- 
rehnun 4 (Kompen ut 8 388, bei der fibertragung des Eigentums 
eines Grunditüds durch Auflaſſung $ 925 Abi. 2, bei der Eheſchließung 
g 1317, bei der Annahme an Kindesitatt 8 1742, bei der Annahme und 

usihlagung einer nat 8 1947, bei der Annahme und Aus: 
uagun eines Vermächtniſſes 8 2180. In allen dieſen Fällen macht 
die gung einer „Bedingung oder „Zeitbeitimmung" das „ganze“ 
Nehisgeihäit unmwirtjam. — Über „Bedingungen“ bei lebtwilli- 
gen Berfügungen SS 2074—2076, 2086, 2162, 2217. 

e) Bedingte und betagte Rechte find vererblih und übertragbar, joweit fie es 
als unbedingte und unbetagte find. vgl. je SS 2074, 2108. — Bedingte 
und betagte Rechte können durch Bürafda ten, Bormertungen, 
Hypotheften, Pjandbejtellungen, durch Arreſte und einit- 
lie Verfügungen gefihert werben SS 765 Abi. 2, 883, 1113, 1204. 
1209 BGB. und S: 916, 936 3PO. 
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Anhang Bedingung — Zeitbeftimmung 


Noch f) Über die Beweislaft bei „Bedingungen“ und „Zeitbeitimmungen”“ iſt fol: 
zu gendes die herrſchende Meinung: A Hagt gegen B auf Erfüllung eines Ber: 
8 158 trags, B geiteht den „Bert ſchlug“ zu, behauptet aber, der 
Vertrag fei unter einer „au fdiebenve n“ Bedingung (vgl. An- 

Bang 2 zu $ 158) Ne und Diele Bedingung ki noch nidt 
eingetreten, er kei infolgedeſſen noch niht zur Erfüllung des 
Vertrags verp flidtet. A beitreitet, daß der Vertrag unter einer 
„aufihiebenden” Bedingung geidloffen fei. Hier muß A be: 
weijen, daß der Vertrag „unbedingt“ geihloflen ijt, wenn er mit 

feiner Klage auf Bertragserfüllung durchdringen will. Dastelbe gilt, wenn 

B den Dertragaihtuß augeiteht, aber behauptet, es ſei ein „Anfangs: 
Termin“ für die „Wirkung“ des Vertrags (8 163) vereinbart worden, 

und noch nicht erfolgten Eintritts Sn ujangsterming 

Die Erfüllung verweigert. — Wenn dagegen B den Vertragsichluß 
zugeiteht und behauptet, er ſei unter einer „aujlöjenden“ Bedin: 

gung (vgl. Anhang 3 zu $ 158) oder mit einem Endtermin ($ 168) ge 
ſchloſſen und die „auflöfende“ Bedingung (der Endtermin) fei eingetreten, 

er fei infolgedeflen niht mehr zur Bertragserfüllung ver: 
pflidtet, jo muß B beweifen, daß eine „auflöjende" Be: 
dingung, ein Endtermin, vereinbart worden fi. Wer behbaup: 

tet, daß eine Ichet te Bedingung (gleidviel ob „aufſchiebende“ oder 
„auflöfende“), eine feitgelegte Zeitbeftimmung „(gleiäpiel ob „Anfang“: 

oder „Endtermin“) „eingetreten“ fei, muß feine Behauptung beweisen. 


Zu Anhang 2 zu 8 158: Eine „aufſchiebende“ Bedingung liegt vor, wenn 
8 158 der Eintritt der Wirfjamteit des Rechtsgeſchäfts von einer Bedin- 
gung abhängig gemadt wird. 5. B. ich verlaufe durch notariellen Vertrag 
mein Grunditüd Tür 60000 DE. an C unter der Bedingung, „Pak mir 
innerhalb 6 Wochen niemand mehr bietet“; A verſpricht notariell feinem 
Neffen B 10000 ME. zu jchenten, „wenn das Kind, deilen Geburt bei feiner 
Frau bevorfteht, ein Mädchen ift“; D kauft durch notartellen Bertrag von E 
dejien Grundſtück (oder mietet von ihm durch fchriftliden Vertrag auf 5 Jahre 
die Parterre-Räumlickeiten feines Haufes) unter der Bedingung, dak 
er zum Betriebe eines Rejtaurants den „vollen Schanklonjens“ erhalte. Bis 
zur Entiheidung, ob die „Bedingung eintritt”, beiteht ein Schwebezuftand, Der 
in den 88 160—162 geregelt ift. erden mir innerhalb 6 Wochen nicht 
mehr als 60000 ‘Mi. geboten, wird dem Neffen B eine Todhter geboren, 
erhält D den vollen Schankkonſens, jo it die „Bedingung eingetreten“, der 
Shwebezuftand beendigt, und „es treten die von der ingung ab: 
hängig gemaditen Wirkungen ein“, d. 5. C fann Übergabe und Auflalfung 
des Grunditüds, B fann die geſchenkten 10000 Mt., D kann Auflaflung und 
Übergabe des Grunditüds Dei. Übergabe der Parterre-Räumlichkeiten fordern. 
Menn mir dagegen {nnerha b 6 Wochen für mein Grundftüd 61 000 Mi. ge- 
boten werden, wenn das Kind, das die Frau des Neffen B zur Welt bringt, 
ein Rnabe ift, wenn der Untrag des D auf „vollen Schankkonfens“ endgültig 
urüdgemwiefen wird, jo ilt die „Bedingung ausgefallen“, der Grund: 
fütsnertaut, die Schenkung uw. find wirfungslos. Ein Hauptfall der 
„aufichiebenden —— Bedingung“ iſt der Vorbehalt des Eigentums 
beim Verkauf beweglicher Sachen (Abzahlungs-Geſchäfte); z. B. der Möbel: 
händler verkauft und übergibt dem A eine Zimmereinrichtung für 500 Mt. 
gegen monatlide Abihlagszahlung von 50 ME. unter der Bedingung, dab 
das Eigentum der Möbel auf A erjt übergeben fol nad Zahlun 
derlegten Raufgeldrate und dak bis dahin das Eigentum der Möbe 
dem Berläufer vorbehalten bleiben joll (nal. S 1). Unter Umftänden fann 
es zweifelhaft fein, ob eine Bedingung als „auffchiebende” oder als „auflöſende“ 
gelegt ilt. Hierüber vgl. Anhang 3 zu 8 158 (letzter Abjak). 


Zu Anhang 3 zu 8 158: Eine „auflöiende“ Bedingung liegt dor, wenn die 
8 158 Auflöfung eines endgültig geihlojienen, Jofort- zur „vollen 
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Wirtjamteit" gelangten Redtsgeihäfts (Bertrags), das Ende Noch 
der Durh das Kechtsgeidäft (Derttag) Ar eingetretenen zu 
„Birfungen“ von dem Eintritt einer Bedingung abhän gemadit $ 158 
wird. Ein alltäglidhes Beilpiel eines — seht unter „a 19,9 gemnee 
Bedingung“ find die Geburtstags- und MWeihnahtseinfäufe der Ehemänner 
jür ihre (grauen: „id kaufe Diele Bluſe, dieſes Kopftuch ujw., bezahle es —* 
mit und bitte, es mir zu jenden, behalte mir aber ben „Umtau dh“ (gege 
einen anderen Gegenitand hres Lagers) vor, „wenn“ es meiner frau nicht 
gefällt.“ A Note 2 zu 5 4%. erner: ein Beamter oder Offizier mietet 
durch ſchriftlichen Bertrag eine Wohnung auf 5 Jahre mit der Feſtſetzung, daß 
der Mietvertrag Jofortenpdigen jolle,, „wenn“ er verjeßt werde. Ferner: 
A ** von B deilen Reſtaurakions-Gartengrundſtück mit der Vereinbarung, 
ver Raufjolle rüdgängig werden, „wenn“ A (wider Erwarten) n icht 
„nen vollen Shanktlonjens“ erhalte Es erjol; die libergabe und 
uflaffung und A wird im Grundbudy als , „Gigen ntümer” eingetragen. Dem: 
nächſt wird ihm der Shanftonjens von der Behörde verweigert. 
Ferner: Ich verfaufe und übergebe dem D mein Bianino mit der Vereinbarung, 
— ‚„wenn“ meine Tochter innerhalb 2 Fahren auf die Hochſchule für Muiit 

n jollte, das Kaufgeihäft rüdgängig werden jolle. 

B 15 zur Entiheidung, ob die „Bedingung eintritt“, beiteht ein S nr 
juitand, der in den 160—162 geregelt it. Wenn der Ehefrau die Blule, 
Kopftuch —* „nicht gefällt“, — wenn der Beamte oder Offizier „verſetzt“ * 

- wenn dem Ä der , — verweigert” wird, — wenn meine Tochter 
innerhalb 2 Jahren „auf die Hohihule ge ht, ‚lo Li; die auflöfende Bedingu 
eingeireten, ver SH Gmeberuitand 1 eenbdigt, es endigen bie "Wire 
tungen“ der vorbezeicdhneten riräge und ber frühere Rechtszuſtand tritt 
mwieber ein, d. h. das Eigentum ber Blufe uw, fällt an aujmann ulm. 
aurüd, und zwar ohne dah es einer Rüdübertragung durch „Übergabe“ bebari, 
— die Wohnung ift unvermietet, — das Eigentum des Grundftüds aber, 
als dejjen Eigentümer A auf Grund der ihm von B erteilten „Auflaſſung“ 
—— im Grundbuch ———— ragen iſt, füllt nicht ohne weiteres an B 
jurüd; denn wenn audh der „ Raufvertrag“ unter „auflöjender Be: 
Bingung, ge) ſchloſſen war, jo ne die „Auflajjung“ unter einer „Be: 
2 nad) 8 925 bj. 2 unwirkjam gewejen. Die Folge hier. 
von nn der „auflöjenden — (Verweig —— 
—— laumien Anur „per] jönlid“ verpjlidtet ift, die Rüd: 
Auflafiung des Grunditüds an B gu erklären. Zur Siche rung dieſes An- 
iprudjs aut Eee hätte B für fid eine Bormerfung im Grund- 
buche gemäk 88 383, 885 eintragen laſſen fönnen. 

Ein Er I Beijpiel einer auflöjenden Bedingung ijt ferner folgende 
legtwillige rugung 8 1. „Wir, die Eheleute A und B, jeten uns gegen: 
leitig zu unjeren rben Fe Unfere 4 Kinder C, D, E, F follen unjere Nach— 
erben“ fein dergeitalt, daß fie beim Tode bes Rebtlebenden von uns erben 
iollen, was von der Erbihaft übrig fein wird, 5 2. Wenn (auflöjende 
Bedingung) der liberlebende von uns ſich wiederverheiratet, jo Toll die Erbes- 
einjegu n 314hinfällig jein, und es joll dann Die geleglihe Erb: 

folge Ir überlebende Ehegatte 4, die 4 Kinder je 3.) eintreten.“ 

Wenn in den porftehend gegebenen Beijpielen der frau die Blufe ulm. 
gefällt, der Beamte (Offizier) nicht verjett wird, A den Schankkonſens erhält, 
die Tochter nicht zur —— geht, der überlebende (Ehegatte nicht wieder 
heiratet, Jo ilt „Die Bedingung ausgefallen“, und es gelten die Verträge und 
das Teflament, ‚wie wenn jie unbedingt errichtet wären. 

ie bereits Anhang 2 zu $ 158 (am Ende) gelagt, farın es im einzelnen 

Falle zweifelhaft jein, ob eine „aufichiebende” oder „auflöjende* Bedingung 
jeftgejegt, von den Beieifigten gewollt iſt. Im obigen Beilpiel: Ein Ehemann 
gebt in einen Pu laden, in dem er ganz fremd iſt, kauft für ſeine Frau einen 

Hut, bezahlt den Preis von 40 ME. und läßt ihn ſich zuſchicken (übergeben), ver— 
einbart jedoch die Zuläſſigkeit des Umtauſchs“ gegen irgend einen anderen 
(gleichwertigen oder teureren, alſo mit Zuzahlung) genitand desſelben 
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Ladens; hier liegt „auflöjende“ Bedingung vor. Derjelbe Ehemann geht 
in einen Pußladen, in dem feine A ee Kunde ilt, er wählt einen 
Hut aus, läßt ih ihn zuldiden, bezahlt ihn vorläufig nit, und behält Um: 
taujh oder gar Rüdgabe ohne die Verpflidtung einen anderen 
Gegenftand zu faufen vor; hier liegt „auffhiebende“ Bein ung DO. 
pieraus ergibt fi), da im Einzelfalle aus den Umftänden ujw. duch „Aus: 

egung“ gemäß 88 157, 133 feitzuftellen iſt, ob „aufſchiebende“ oder „auf: 
Löfende“ Bedingung vorliegt. uslegungsrtegeln enthalten 88 455, 
495 (vgl. Note 2 dazu), 2075. 


Zu Aubang 4 zu 8* 159: Nach den meiſten früheren Rechten wurde, wenn Die 
5 159 gullsienen e" Bedingung eintrat, das davon abhängig gemadhte 
Re tsgeſchäft (Berirag) jo behandelt, als obes von An: 
fang an unbedingt geldlojien worden wäre, und wenn die El: 
Löjenpde“ Bedingung eintrat, wurde das betreffende Rechtsgeſchäft 
(Bertrag) Jo behandelt, als ob es garnidt geſchloſſen 
worden wäre (Zurüdziehung, rüdwirtende Kraft des Eintritis der Bedingun⸗ 
gen). Nah BEB. (& 159) hat der Eintritt der „aufihiebenden“ oder „auf: 
löfenden“ Bedingung nur dann „rüdwirlende Kraft”, wenn es die Parteien 
nah „dem Inhalte des Redtsgeihäfts“ gewollt haben, was durch Aus- 
legung gemäß 8$ 133, 157 zu ermitteln iſt. Die rüdwirtende Kraft äußert 
I übrigens nur in dem Berhältnilfe der Parteien unter einander, nicht aud 
ritten gegenüber. — Beilpiel zu 8 159: A verfauft einen von feinem Gute 
. entfernt liegenden Ader an B unter der „auflöjenden Bedingung“, 
daß der Kauf aufgehoben fein joll, wenn es dem A binnen 3 Jahren gelingt, 
das zwiſchen jeinem Gute und dem der liegende Grundſtück des C zu er- 
werben und auf dieſe Weile den Ader an fein übriges Befittum anzu: 
Ihließen. Übergabe und Anflaſſunß finden ſtatt. Es gelingt dem A, das 
Grundſtück des C zu erwerben, die „auflöſende Bedingung iſt alloeinge- 
treten“ B muß den Acker an A zurüdgeben und zurüd auflaflen; aber, da 
die Zurüdbeziehung des Cintritts der Bedingung nit von tete eintritt, be: 
hält er die in der Zſchengen gezogenen Früchte des Ackers; zu ihrer 
Herausgabe oder Erjaf ihres Wertes Le nur Re wenn Dies, 
d. 5. die Zurüdbeziehung des Cintritts der Bedingung nad) dem Inhalt Des 
Rechtsgeſchäfts von den Parteien gewollt iſt. 


Zu Anhang 5 zu 8 160: Im Beilpiele des Anhangs 2 zu $ 158 Holze id 
8 160 einen auf dem für 60 000 ME. unter aufihiebender Bedingung erfaankter 
Grunditüde befindliden Wald ab und ſchaffe das Holz fort; falls mir niemand 
mehr als 60 000 ME. innerhalb der 6 Wochen bietet, die aufſchiebende Bedin- 
gung aljo eintritt, fann der nun unbedingt beredtigte Käufer C 

wegen des Waldes Shadenserjat von mir fordern. 


Zu Anhang 6 zu $ 160: Im Beilpiele des Anhangs 3 zu 8 158 unterläßt 

8 160 es D der Abrede zuwider, das ihm unter auflöjender Debingung verfaufte 

Pianino gegen Yeuersgefahr zu verfihern und es verbrennt demnädit bei einer 

euersbrunit, hier muß mir D, falls meine Tochter innerhalb 2 Sahren zur 

geht, die auflöfende Bedingung aljo eintritt, den Shaden 
erſetzen. 


u Anhang 1 zu $ 164: In der Regel iſt „Vertretung“ bei allen Redts- 
s 284 geihälten suliig, m gamilienreht und im Erbreät it jedoch für 
eine Reihe von tsgejhäften mit Rückſicht auf die höchſtperſönliche Natur 
der bei ihnen zu treffenden Entichliegungen eine Vertretung geſetzlich ausge: 
ichloffen, 3. B. bei der Cheichließung ( a) bei der Teitamentserrihtung 

(8 2064), Abichluß eines Erbvertrags (8 2274) uſw. 

Die 88 164 ff. handeln: 
A. von der Vertretung vermöge einer Dem Vertreter zuitehenden „Bertretungs- 
macht“ (SS 164—176), die erteilt fein fann: 
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a) durc) Geſeg: ie Vertreter i B. Vater bezw. Mutter bei ber J 
terlichen Ge Vormund, Pfleger. Der oritand eines j 
—— Vereins Dee Stellung eines geſetzlichen Ve | 
treters“ (8 26 Abj. 2). Die efrau iſt Traft Geſetzes berechtigt, 
innerhalb ihres —* Wirkungskreiſes die Geſchäfte des Mannes 
u bejorgen und ihn au „vertreten“ 8 1357); fie bat ferner im Falle des 
Wi 1450 „Bertretungsbefugnis“; 
ud ‚ereiisge Haft: Bollmadıt. Den handeln insbejondere Die 
is 176. Der Hauptiall ber Erteilung einer „Ber: 
——— duch Ne RAR it der „Auftrag“ 
(5 662), außerdem z. B. ein Ge ei ſchaftsvertrag (88 710 bis 
—4. ein ienft-, ein Wertvertrag (88 611, 631, 675). vgl. 
äberes Anhang 12 zu 8 167. 
B. von der Bertretung „ohne Vertretungsmacht“ (88 177—180); 
C. 8 181 „Degieht ch auf beide Arten von Vertretung zu A un dB, i 
der Haftung des Bertreienen für Verſchulden des Vertreters handeln | 
die 88 278, 831, vgl. au 8 31. 


Anhang 2 gu 8 164: Der Umfang der Bertretungsmadt beitimmt ‚9: Zu 
a) bei. den „geiehlichen en: durch das betre ende Ss au 8 beim 8 164 

Bater Dur die 55 1680 beim Bormund du 
b) de den evoll Pr dur den a" he ber — n, ſchrift⸗ 

‚ gerichtliche n oder notariellen) Imad er im Sen I falle ! 
— „Auslegung“ gemäß 133, 157 feſtzuſtellen J Die ſogen. General⸗ 
vollmacht ermächtigt zur ttretung in allen Angelegenheiten des Boll: 
madjtgebers (joweitfjienidht „ausdrüdlidh“ oder nad) dem durch „Aus: 
egung” au erm n Sinne der Generaldollmadt ausgenommen 
I dttelnden Gi der Generalvollmacht 
Ind), gear e Ruhe: es, wie frühere Geſetze vorſchrieben, für einzelne, beſtimmte 
eiptsge! iite noch außerdem einer „Spezialvollmagt“ bedarf. — 
Kt gür geni ‚ häufig vorkommende ‚Sollma tsperhältnilje ilt der „Umfang 
acht“ Durch Geſetz geregelt, z. ür die Profura und die Hand- 
un gsnolmanht Se 48 AhQ) OB oh Seite 768 N) für Die — 
volſmacht N ff. 3 e dem Gerichtsvollzieher durch de 
Zwangsv — erithe Vollmacht (88 754, 755 — 

Ob und inwieweit ein Vertreter ſeine Vertreiungsmach auf einen 
anderen übertragen kann (ſogen. Subititutionsbefugnis), iſt im einzelnen Bew 
dur „Auslegung“ der in Betracht kommenden „geſetzlichen Vorſchriften“ be 

nhalts der „Vollmacht teitquitellen, 3.8. wird der bevollmädhtigte „Ve 
mögenspermalter! aud) ohne daB ihm die Subititutionsbefugnis —— 
beigelegt iſt, für befugt ne erachten fein, für Gejchäfte, bei denen dies üblich ift 
und deren Übertragung nicht Sade bejonderen perlönlichen Vertrauens ijt, ſich 
eine „Subititution” zu beitellen. „Im Zweifel“ it jedoch die Subki: 
tutionsbefugn: s für ausgeſchloſſen zu eradten (vgl. 8 664). 
Dem Brose ee helneln ift die Subftitutionshefug- 
nis in $ 81 3PO. ausdrücklich beigelegt. 


Anhang 9 zu 8 166: Nach 8 166 Abf. 1 find ‚gragen, ob ob ein durd) einen Zu 
„Bertreter“ geichloflener Vertrag wegen „WBillensmänge Irrtums, arg: 5 166 

akt er Täuſch Hung, 3 wanges ufw. anfechtbar ift, —J üdgn Angiomadung eines 
—2* ſchäftes oder nn des Kaufpreiies aufe „unbelann: 
kan EEK der gefauften Sache verlangt werden ann bean 462), und ähnliche, 
ini ld aus der Berjon des Vertreters zu beantworten. enn 3. 8. Die 

in für ihre Hausfrau auf dem Markte einen Hafen lauft, der einen Fehler 

* und den ſie eben darum billiger erhandelt, ſo kann die Hausfrau den 
—F n icht rückgängig machen. Das vr geht eben davon aus, daß ber 

„Bertreter” Die wollende und handelnde Nerſon it. 

Eine wichtige Ausnahme von dem Grundſatz des Abſ. 1 enthält der Ab- 
ah 2 5 166, wobei hervorzuheben ilt, daß fi) diefe Ausnahme nicht auf 
il ensmängel“ (vgl. oben), londern nurauf das „Kennen“ oder 
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Anbang Vollmacht — Geſchäfte des Vertreters mit fidh felbft 


„nennenmülfen“ von Umftänden bezieht (8 122 Ab]. 2). Wenn allo im 
vorjtehenden Beilpiele die Herrin die Köchin auf den Da Ihidt, mit der 
„Weiſung“, von dem Händler Müller den einen rechts an feiner Bude hängen- 
den Hafen (den 3. B. die Herrin vorher im Vorbeigehen gefehen hat) zu kaufen, 
und es jtellt fi) dann heraus, daß der Ay ſtinkt, fo ilt für Die Frage, ob der 
erg den Mangel zu vertreten hat 460), entiheidend, ob die Herrin 
nicht: Die Köchin) „grob fahrläſſig“ handelte. 


Zu Anhang 12 zu 8 167: Weien der Vollmacht. Beilpiel: A, der auf 
8 167 mebrere Monate verreilt, ſchreibt an feinen Dapot nihuldner B, er 
folle die fällig werdenden Hypothekenzinſen an ahlen; in diefem Galle iſt 
C,bevollmächtigt“ zum Enpfang und zur Quittungsleiſtung über die 
Dypotbetenzinfen, auch wenn ihm jelbit noch feine diesbezüglide Mit- 
teilung von A auge angen ijt. Dieles Beilpiel ergibt klar, dag Die Vollmacht 
ein „einjeitiges ehtsgeihä it“, eine einjeitige Willenserllärung ift, Die 
zwar „empfangsbedürftig" it (jeitens des Bevollmädtigten 
oder des Dritten; vgl. Anhang 1 zu $ 116), aber nit der „Annahme“ 
jeitens des Benollmädtigten bedarf. Die Vollmadtserteilung ie alſo an id 
kein „Vertrag“. Im praktiſchen Leben kommt fie aber in dieſer Rein: 
beit wohl faum jemals vor, ſondern meiſt nur in Verbindung mit einem 
„Bertrage‘ Der Hauptfall it die Annahme eines „Auftrags“ 
88 662 Sg ferner: „Dienit- oder Werftvertrag“ (88 611, 631, 675), 
erner „Gejellihaftsvertrag“ ( 710-714); «a auh dann i 
immer noch auseinander zu halten: a) Vollmacht, — b) der übrige Inhalt Des 
Auftrags, Dienft-, Werk, la spertrags. „Bollmadt und Auf- 
trag,pdas it zweierlei“ (C). vgl. auch Note 14 zu 8 168. Das Verhält⸗ 
nis zwilchen dem Vollmachtgeber und dem Dritten, mit der Benollmädtigte 
ih ein übt, ift immer nad) den 164—176 zu beurteilen, für das Verhältnis 
zwiſchen dem Vollmachtgeber und Bevollmächtigten find die Borichriften über 
Auftrag, Dienit:, Werk⸗ Gefelliihaftsvertrag ujw. maßgebend. 


Zn Anhang 35 zu 8 181: Der 8 181 enticheidet die Frage, ob und inwieweit 
8 181 es zuläffig ift, daß jemand als Vertreter eines anderen (5. B. Vormund, Be- 
vollmädtigter, Vorfteher einer jurifti Perſon) ein Rechtsgeſchäft (Bertrag) 

mit fi jelbit, fei es im eigenen Namen oder als Vertretereines 
Dritten vornimmt. Da in dielen Fällen |tets die Gefahr eines Te Lreits 

der Intereſſen vorliegt, jo ift grundjählich die Zuläffigkeit einer folden Hand- 
[ungsweije ausgeihlofen. Das tro&dem von einem Berireter „mit fi 

lelbit“ vorgenommene Rechtsgeſchäft ift aber nit als „verboten“ im 

Sinne des $ 134 und deshalb nicht als nidhtig“ anzufehen, fondern nur 

als „unwirftjam“ (im Sinne des Anhangs 74 zu 8 139 unter c), d. 5. 

es kann durch nachträgliche Genehmigung des Vertretenen wirt: 

jam werden (vgl. 8 177). Ausnahmen von dem Grundjate des $ 181 können 

durch das der „Vertretungsmadt“ zu Grunde liegende „Gefet“ ver „Redts- 

ge) a (Die Bollmadt) bejtimmt werden. So wird 3. B. nad) dem 
(dur uslegung ee hie inne der Vollmadten eines „Verwalters 
zweier Vermögensmaljen“ diejer Verwalter in der Regel für befugt er: 
achten fein, Wertpapiere zum Tagesturfe aus der einen Bermögensmalle in 
die andere zu verfaufen. Abgejehen hiervon aber verlangt das praftiiche 
Bedürfnis, daß der Vertreter eine „zwiſchen ihm felbit und dem Bertretenen“ 
oder „zwilhen zwei von ihm vertretenen Perlonen“ beite nde Berbind- 
lifeit dur fein alleiniges Handeln „erfülle", daß 3. B. ein Bor: 
mund wegen einer ihm gegen das Mündel zuſtehenden Forderung aus dem in 
jeinem Befite befindlichen Gelde des Mündels ji) felbit bezahlt maden kann. 
Dies beitimmen die Shlußworte des $ 181. Ein öfters vorfommendes 
Beilpiel ift: A und B, die in Berlin wohnen, ſchließen einen Kaufvertrag, 
en den A fein Grundftüd in Königsberg an B verfauft. Nach $ 181 iſt es 
zulälfig, daß beide dem Rechtsanwalt C in Königsberg Vollmacht erteilen, 
namens des A die „Auflaljung“ des Grunditüds vor dem Grundbudemt in 
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Königsberg zu erklären und zugleich namens des B die Auflaſſun 
entgegenzgunehmen. Derogigehoben jei: Aa he an es 
(88 364, 365) iſt im Sinne des 8 181 n icht der „Erfüllung“ ohne weiteres 
greichzuſtel en; denn es Tiegt darin außer der „Erfüllung“ noch eine 
weitere Vereinba Tung („Sachen“ ujw. ftatt „Geld“). Ein ht, der Vor⸗ 
mund des B ijt und die eſen — ndelt hat, kann daber die ihm zu: 
hehende Dergütung von 500 ME. zwar auf Grund 8 181 ohne ‚weiteren 1 aus dem 
arvermögen bes Mündels entnehmen; er darf aber nit (3.8 
augenblidliden Mangels an Barmitteln) ſich dadurch befriedigen, hab, Ei 
für jeine Sorderung an Zahlungsſtatt einen von ihm au 500 
geichäßten „Flügel“ des B nimmt. 


Anhang 1 zu 8 19%: Berjährung. 

1. „An fi ijt das Recht unabhängig von der Zeit. Rechte hören an 
fih dadurch nicht auf, daß fie eine Zeitlang nit ausgeübt oder geltend ge- 
madt werden, widerrechtliche Zuſtände werden dadurch nicht rechtlich, daB fie 
längere Zeit fortbauern, hundert Jahre Unrecht geben noch feine Stunde 
Recht. Indeſſen entſpricht dieſe zweifellos rihtige Theorie nit dem praf: 
tiſchen Zwede des Rechts.“ Der Verkehr erträgt es nicht, daß „lange ver: 
Ihmwiegene“, in der Vergangenheit vielleicht weit zurüdliegende Tatſachen zur 


Zu 
8 194 


Quelle von Anforderungen in einem Zeitpuntte gemacht werden, in Dem der 


in Anſpruch genommene Gegner infolge der „verduntelnden“ Macht der Zeit 
entweder nicht mehr oder doch nur ſchwer in der Lage ift, Die ihm zur Seite 
ſtehenden entlaftenden Umjtände mit Erfolg zu verwerten. Auf diefen Er: 
wägungen beruhen die Vorichriften des BGB. über Rechts ver Luſt (richtiger: 
Rechts einſchränkung, vgl. 8 222) durch Verjährung (SS 194 ff.) und um: 
gefehrt über Nehtserwerb an beweglidhen Saden durch Erfigung 
gemäß 88 937 ff., 1033 und an Grundjtüden gemäß 88 900, 927. 

11. Indem das BGB. die „Verjährung“ als eine Verjährung der „An: 
ſprüche“ oronet (8 194 Abi. 1), Ipridht es als Grundſatz aus, daß das Recht 
jelpjt, das den Grund eines „Anipruchs“ bildet, niht verjährbar 
fein foll. 3. B. das Urheberrecht an einem Bude, ein Patentrecht ift un: 
verjährbar,; wohl aber verjährt der 3. B. im Jahre 11 entitandene „An- 
ſpruch“ wegen Verlegung des Urheberrechts, des Patentrechts auf Schadens: 
erſatz uſw. Doc ijt obiger Grundſatz im BGB. nicht jtreng durchgeführt; 3. 2. 
in den Fällen der 88 901, 1028 Hat die Verjährung des „Anſpruchs“ das Er: 
löſchen des „Rechts“ zur Folge. — Hervorgehoben fei: Nur „Anſprüche“, d. 5. 
nad) 8 194 „die Rechte, von einem anderen ein Tun oder Unterlaffen zu vers 
langen“ unterliegen der Verjährung; es verjähren alſo nicht bloße Befug- 
niffe, 3 8. das Anfechtungsrecht, das Nüdtrittsreht, das Widerrufsrecht, 
das Vorkaufsrecht uſw.; doch find diefe meiſt an kurze Yusichlußfriiten (vgl. 
unter X) gebunden, 3. B. 88 121, 124. 

III. Der Verjährung unterliegen alle Anſprüche, jofern nieht das Gegen: 
teil dur das Geſetz beitimmt ilt; 3. B. 88 758, 2042. 

Im Sachenrecht erleidet die Regel bezüglid) der Anſprüche aus Rechten 
an Grunditüden dadurch erhebliche Einichräntungen, daß Anſprüche aus im 
Grundbuche „eingetragenen“ Rechten grundjätli unverjährbar find (S 902 
mit den dafelbit angegebenen Ausnahmen, 3. B. Hppothefenzins:, Alten- 
teils-Rüdjtände ujw., die nad) $ 197 in 4 Jahren verjähren; fernere Aus: 
nahme $ 10238), und daß zu Guniten desjenigen, der durch eine „unrid- 
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Roh tige ECintragung oder Löſchung“ in feinem Rechte an einem Grund: 
Io 4 ftüde beeinträdtigt it, der Anſpruch auf „Berichtigung des Grundbuchs“ Der 
5 194 nerjährung entzogen ift (8 898), vgl. ferner & 924. 

Eine Ausnahme von der Regel der „Berjährbarfeit“ ift ferner ge- 
boten für Anſprüche aus familienrechtlichen Verhältniſſen (S 194, Abſ. 2). Die 
eigentümlidde Natur dieſer Anſprüche geitattet nicht, daß fie durch Nichtaus⸗ 
übung verloren geben. 

IV. Die regelmäßige Verjährungsfrift beträgt 30 Jahre; es iſt Die 
Tängite Verjährungsirilt, Die das neue Recht fennt. Die Ausnahmen von 
diefer Regel (Verjährungsfriſten von 2 und 4 Jahren) find jedoch fo zahlreich, 
daB für Die Rechtsverhältniſſe des täglihen Lebens diefe kürzeren Bers 
jährungsfriften eigentlii die Regel bilden (88 195-197). Außerdem 
werden bei den einzelnen Rechtsverhältniſſen andere, zum Teil 
noh kürzere Berjährungsfriften feitgefegt, von- 6 Wochen (8 490), bis 
5 Sahren ($ 638), außerdem 3. B. 88 477, 558, 606, 852, 1057, 1302, 2332. 
vgl. ferner die Vorihriften des „Handelsgefegbudhs“ und der ‚Wechſelordnung“ 
über „Verjährung“. 

Die Berahnung der Verjährungsfriſt erfolgt gemäß 88 186 ff. 

V, Die 88 198—201 ordnen den Beginn der Verjährung. 

VI. Auch wenn die allgemeinen Vorausſetzungen für den „Beginn“ der 
Verjährung vorliegen, ift es unter beitimmten Umjtänden geboten, dab der 
Beginn Hinausgejhoben werde, und die gleichen Umjtände müllen, wenn 
fie während des Laufes der Verjährung eintreten, bewirfen, daß der 
- Zeitraum, während dellen fie bejtehen, in die Verjährungsfriſt niht ein- 

gerehnet wird. Das Gefet nennt dies Hemmung der Verjührung und 
handelt danon in den 88 202-207. Gobald Die „Hemmung“ beſeitigt ift, 
läuft die Verjährung weiter, und die etwa bereits vor Eintritt der 
„Hemmung“ abgelaufene Verjüährungsgeit wird mitgerehnet. Ber: 
ſch ie den davon iſt die Unterbrechung der Verjährung, die bewirkt, daß Die 
bis zum Eintritt des „unterbreihenden“ Umſtandes abgelaufene Zeit einer 
bereits begonnenen Verjährung nicht in Betracht kommt und eine neue 
Berjährung erit nah Beendigung der Unterbrehung beginnen 
fann. Hierüber handeln die 88 208—219. 

VII. Die Wirkung der Verjährung iſt, dag nach) Vollendung der Ber: 
jährung der Verpflichtete beredtigt ift, die Leiftung zu ver: 
weigern ($ 22). „Böjer Glaube“ des Berpflicdhteten, d. 5. Die 
Kenntnis der beitehenten „Verpflichtung“ hindert die Verjäp- 
rung nidht, denn fie berubt auf den zu I angegebenen praftiiden Erwö⸗ 
sungen. Anders bei der „Erfigung“ (der erwerbenden Berjäb: 
rung), diefe fordert „guten Glauben“ ($ 937 Abf. 2). Aber auch bei der 
„Berjährung“ kann „böjer Glaube“ des Berpflichteten erheblich werden. Wenn 
3. 8. der Schuldner den vom Gläubiger gegen ihn geltend gemadten Anſpruch 
außergerichtlih dem „Grunde nah anertennt und fid) über die ftreitige 
„Höhe“ des Anſpruchs auf Verhandlungen einläßt und leßtere lange hinzieht 
in der Abſicht, den Gläubiger von der rehtzeitigen Klageer- 
hbebung (vor Ablauf der Verjährung) abzuhalten, auf die ver— 
\pätet erhobene Klage aber dann die Einrede der „Berjährung“ 
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erhebt, jo kann der Gläubiger dieſer Einrede die Rephit der „Argliſt“ Nod 
mit Erfolg entgegenſetzen. Der Zweck der Werjührung erfordert nicht, daß der zu 
Anſpruch unmittelbar erliſcht; es genügt, wenn dem Verpflichteten ein Schuß: 5 194 
mittel gegen die Behelligung mit dem verjährten Anjpruche zur Verfügung ge- 

jtellt wird. Diejes Mittel Tiegt in der Gewährung der „Eintede“ an den 
Verpfliditeten, daß er wegen Verjährung bereditigt ſei, die Leiſtung zu ver- 
mweigern. Die Verjährung gehört zu den „Einreben, durch welde die Geltend- 
nahung des Unſpruchs dauernd ausgejchlofjen wird“ (zerftörende Einrede vgl. 
Sahregiiter unter „Einrede“). Aus dem Gejagten folgt, daß die Vollendung der 
Verjährung vom Nidhter nit von Amtswegen, jondern nur dann 
berüdfichtigt werden barj, wenn fi der Berpflidhtete auf die Einrede 
beruft, und dak ber Verzicht des Verpflidteten auf Die Wirkung 

der Verjährung dem Aniprude wieder volle Araft verleiht. 

VIIT, Bon der Regel, daß die Geltendmachung des verjährten Anſpruchs 
ausgeſchloſſen ift, machen $ 222 Abſ. 2 und 8 223 zum Schuße der Verkehrsſicher— 
heit dienende und der Billigfeit entjprechende Ausnahmen, die den verjährten 
AUniprud unter den dafelbit angegebenen Borausiegungen als fort: 
beitehbend anerfennen. 

Eine praftiih wichtige Einſchrünkung erleidet die Verjährung ferner 
dadurch, daß eine verjährte Forderung noch zur Aufrehnung (Kompenjation) 
verwendet werden fann, wenn fie zu ber Zeit, in der fie gegen die andere 
Forderung (bereits) „aufgeredhnet“ werden „fonnte“, noch nidt 
verjähbrtwar ($ 3%). Auch dieje Vorſchrift entipricht lediglich der Billig- 
teit. Wenn ein Handwerker A es unterläßt, eine ihm gegen den Privatmann 
B zuftehende Forderung non 300 ME. für „Ausführung von Arbeiten“ einzu: 
Hagen, weil dem B eine gleich hohe Gegenforderung aus einem Darlehen gegen 
ihn zufteht, fo Handelt er damit nur ſachgemäß, weil B fiher jeine Gegenforderung 
„jur Aufredinung“ ftellen und A dann mit feiner Klage abgewieien werben 
würde. A hat aber aud) feine Veranlafjung, die zur Aufrechnung erforderliche 
„Ertlärung“ gegenüber B abzugeben ($ 388), jolange nicht B mit feiner 
Gegenforderung hervortritt. Er darf vielmehr mit Fug Darauf vertrauen, 
daß B gleichfalls feine Gegenforderung als getilgt anfieht. Es wäre nun 
jedem Rechtsgefühle widerjtreitend, wenn dem A verfagt würde, dem vielleicht 
erit nad; 20 Jahren die noh nidht verjährte Gegenforderung aus dem 
Darlehen (die erit nach 30 Fahren verjährt $ 195) einflagenden Privat: 
mann B feine der zweijährigen Verjährung ($ 196) unterliegende, 
bereits verjährte Forderung für „Ausführung von Arbeiten“ entgegen zu 
itellen; dies geitattet ihm vielmehr $ 390. 

IX. Im öffentlihen Intereſſe beitimmt das Gejeg ($ 225), daß eine 
Ausihliegung oder Erjhwerung der Verjährung nicht durch Redhtsgeihäft von 
vornherein feſtgeſetzt werben darf, dagegen jtellt es den Beteiligten frei, eine 
Erleihterung der Verjährung, insbeiondere eine Abkürzung, zu vereinbaren, 
vgl. jedoch die Note zu $ 225. 

X. Zuunterideiden von der Berjährung find Die Ausſchlußfriſten, 
nad) deren Ablanf das befriftete Recht ſelbſt erliicht, was (abweichend von dem 
oben unter VII Gejagten) der Richter von UAmtswegen, nidt erft 
auf Einrede des Verpflichteten berückſichtigen muß. Auf diefe „Ausichluf- 
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a friſten“ finden die Grundfäge über Verjährung 3. B. über Beginn, Hemmung, 
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Unterbrechung, Wirtung feine Anwendung, falls und foweit 
dies nicht für die einzelne Ausſchlußfriſt befonders angeordnet 
it. Solde Ausſchlußfriſten find 3. B. die in 88 121, 124 beitimmten An: 
fehtungsfriften (wo für die Fälle des 8 124 ausdrücklich vor: 
geihrieben ilt, daß auf den Lauf der Anfechtungsfriſt die betreffenden Bor: 
ſchriften über „Verjährung“ entiprehende Anwendung finden), ferner die in 
8 561 angeordnete Friſt für das Erlöfhen des Pfandredts des 
Vermieters an den aus der Wohnung fortgeihafften Sachen des Mieters, 
ferner: die Krift für die Yusfhlagung einer Erbſchaft (& 14), 
die Frift zur Einreihung eines Inventars durch den Erben ($$ 
1995, 1996, 1997), ferner $ 864 (Befigihus), uſw. 

XI. Für die zur Zeit des Infkrafttretens des BOB. am 1. Januar 1900 
nad) den früheren Rechten begonnenen, aber noch nicht vollendeten Berjährungen 
gibt E. 169 Übergangsbeitimmungen. 

XI. Für diejenigen Rechtsangelegenheiten, für die nad) dem E. 55 bie 
Zandesgejege in Kraft bleiben, gelten natürlid audh die Tandesredt: 
lihen Vorſchriften über „Verjährung“ und „Erlöſchen“ (Ausichluffriiten). 
vgl. 3. B. die Vorfchriften der Ausführungsgefege über „Verjährung“ und 
„Erlöſchen“öffentlich-rechtlicher Anſprüche (Abgaben, Koften, Ge: 
bühren ujw. PrAG.. 8 und 9, BAG. 122 ff, SAG. 2, WAG. 141, BAG. 7. 


Anhang 5 zu 8 228: „Seibkiäug gan Tiere und andere lebloje Sagen. 


8 228 Wer unter den Borausiegungen des 8 228 Satz 1 ein fremdes Tier oder lebloſe 


s 38 (So) onden uch gegen gejahrbrohe 


+9 —— brau 5 mi t Shadenzorfah 5 zu leilten und Tann nicht wegen 
beichäbdigung beitraft werden (55 303—305 Str68.). Cs ift dies eine be 
deutfame Eimmirfung des BGB. auf das Strafgeſetzb rt „Selbit: 
ſch u tz“ gegen Tiere und leblofe Sa ift ebenfo wie die „Notmwe hr“ — 
um eigenen Schutze nis um So auge eines anderen und zum Schutze 
jedes Rechtsgutes (Leib a ee heit, Ehre, —— geſtattet. 
Der Selbitihuß wird aber n 5 28 ofort —3 — te ch“ und be: 
rundet Shadenserjatpflidt, wenn die von dem Zlene ober br 


-lofen Sade drohende Gefahr auf andere hehe vermieden werden kann, 


und wenn das gefährlide Tier oder die gerührt lebloſe ra unver: 

bältnismäßig wertvoller find als tobte Gut; ;. 8. einen 
wertvollen Leonberger, der mir in einem Oaztenlotat meine Burke vom Teller 
zu nehmen droht, darf ich nicht töten. Auch der Schlukfak des $ 228 ih 
nur der Billigfeit: wer einen ihn bedrohenden Hund dazu gereizt hat, darf 
ihn zwar zu feinem Schuß, ohne Strafe fürchten chien gu müllen, dur Schläge 
abwehren und nöti maus F ö 5 en, mu Kadenserjag leiten. 
über „Schadenserfag“_ sel. 55 9 ff. — Do it der privatrehtlide 
ee -Baragraph‘, er von Yy 54 StrGB. betr. „Notitand“ nicht unerheblid 
abweicht 


Anhang 6 zu 8 228: Das BGB. ee de ni Do Selb A 
tere 

8 228) fondern aud) ſogen. Rothilfe —— — und Teblof Gier 
und lebloje Sadhen). Nah 8 904 ilt es nämlich erlaubt, alſo „itrai- 
los“, auf fremde Saden, jogar „angrifisweihe“ einzumirlen, fie zu beichänigen 

zu zeritören zur Abwendung einer nicht durch dieſe Sachen ſondern einet 
„anderweitig“ drohenden Gefahr, wenn die in $ 904 beitimmten Vor 
ausjegungen vorliegen; joa it man dem Eigentümer der Sade zum 
„Shadenserjake“ verpf ihtet. Die beiden Touriften, Die im Sommer 
1802 auf dem Mont fanc das Oblervatorium des Herrn Ballot erbraden und 
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deſſen Vorräte verzehrten, würden, falls $ 904 BGB. zur Anwendung hätte 
lommen können, „ttraffrei“, aber AA TAN gewejen 
ein. Die Schadenserjagpfliht aus 5 904 fett ein „Verſchulden“ nidt 
voraus. — Der Unterjdied zwilden 8 228 und & 904 wird durch ‚folgendes 
Beilpiel klar; Der Yusträger eines Glaswarengelhäfts wird auf der Straße 
von einem wütenben Hund in die Wade — Um ſich von dem Tier zu be— 
freien und feine andere Rettung findend, BUT. er ben Tafelauflat, den er 
einem Käufer bringen foll, nach dem Hunde und tötet ihn dadurch, wobei der 
Tafelaufjag in Scherben geht. Bezüglich des Humdes gilt $ 228, bezüglid) 
es Tafelaufiaßes 8904 Der Austräger handelt weder bezüglid des 
Hundes, noch des Tafelaufjates „widerrechtlidh”, ift alfo ftraflos; er braucht 
— für den Hund (jojern er ihn nicht gereizt hat) n icht Schadenserſatz 
5 eijten (KB), ven Tafelaufjatß mu er aber bezahlen ($ 904 am 

nde). — Eine wichtige aigerung aus $ 904 zeigt folgendes Betipiel: 
Ein Einbreder jtiehlt mir 5000 ME. aus meiner Schublade. Um fie ihm wieder 
abzujagen, verfolge id) ihn. Er flieht in Nadybars Haus und ſchließt dort eine 
Tür hinter jih ab. Fürchtend, daß er durchs Fenſter entjliehen werde, ſchla ER 
ih die Türeim. Hierzu bin ih nad $ W4 beredtigt, und der dabei 
ſtehende Nahbar it nicht berehtigt, mid am Einſchlagen feiner Tür 
dur die ihm nad) SS 227, 859 ſonſt zuftehende „Notwehr“ zu bin: 
dern. — vgl. $ 54 SEtrGB. 


Unhang 7 zu 8 229: Selbithilfe übt, wer eineh ihm zujtehenden „An- Bu 
ſpruch“ unter Umgehung der zujtändigen Staatsbehörde eigenmädtig geltend 8 229 
macht, 3. B. indem er feine Sache einem anderen, in deilen Beſitz fie gelommen 
ift, wegnimmt, indem er feinem Schulöner die von diejem geichuldete Summe 
aus dem Geldbeutel wegnimmt. „Selbithilfe” itt unerlaubt, falls und 
joweit die Handlung, dDurd die fie ausgeübt wird (Megnahme einer 

je — Diebitahl, Feitnahme einer Berfon — Freiheitsberaubung ulw.), un- 
erlaubt it. Das BGB. gejtattet „Selbjthilfe” durch an fih unerlaubte 
Handlungen: 
A, MR — beſonderen Füllen 3. B. 88 561, 704, 859, 860, 910, 961, 962, 
B. in den füllen des durch E. 89 der Regelung durd die Randesgejege vor- 
behaltenen jogen. Privatpfändungsrehtes an übertretendem fremden Vieh 
uw. (zum Schute der Grundjtüde und Grunditüdserzeugnijie); 
C, allgemein unter den in a beitimmten Borausjeßungen, jedoch unter den 
in & 230 bejtimmten Einjdhränftungen und mit der Mahgabe des 8 231. 

Einige Beijpiele mögen den Anhalt des Gefetes Har madhen: Dem 
Hochitaplexr, der aus der Weinjtube nah dem Genuſſe von Delikateſſen und 
Champagner jeheinbar in den Abtritt, in Wahrheit aber durch die Haustür ver: 
—— will, kann der Wirt zur Siche rung“, nicht zur „Deckung“ 
(8 20) feiner Forderung die Börſe und ſonſtige Sachen wegnehmen, den jaubern 

it auch jelbit feithalten; er darf feinen etwaigen Widerftand bredhen, indem 
er ihn fejlelt und einjperrt, und der Gauner, der zu jeiner Verteidigung um 
ich Ichlägt, ift wegen Körperverletzung itrafbar. — Dem jpät abends mit feinem 
beladenen Erntewagen ee Beſitzer eines Landguts ijt troß einer 
ihm an dem Gute jeines Nadbars zujtehenden „Wegegerechtigkeit“ von letzterem 
durch Errichtung eines Zaunes Der verjperrt; er handelt niht wider- 
tehtlidh, wenn er den Zaun zerjtört und den ihm nunmehr Pen 
bindernd in den Weg tretenden —— durch ſeine Knechte feſthalten läßt, 
bis er mit dem Wagen das Grundſtück überſchritten hat. — Der Landwirt, der 
— — der Handwerfsmeilter handeln nicht widerrehtlid, wenn 
ie den Dienjtboten, den Arbeiter, den Gejellen „jejtnehbmen“, der ſich des 

ertragsbruds ſchuldig macht, jein Bündel ſchnütt und in Die unbefannte 
Fremde ziehen will. Aber nur beim Vorliegen des letzteren Umijtandes, d. h. 
bei Fluchtverdacht“, ilt, wie das Geſetz hervorhebt, die Feſtnahme 
der Berjon des Verpflichteten geitattet; fie ift unzulällig und madt den Feſt— 


— 6849 54 


Anhang Recht der Schuldverhältniſſe — Sacheurecht 


nehmenden ſtrafbar und ſchadenserſatzpflichtig, wenn der Arbeiter, Geſelle, 
Dienſtbote am Orte bleibt oder an Pe bekannten Ort im Inlande zieht; 


denn die Seitnahme ſoll nad) dem Willen des Delenee nihtals „Zwangs: 
‚mittel bei Arbeitsperweigerung (Stri ie) ondern lediglich als vorläufige 


ke erung“ für die Durhführung des Anipruds im Wege ordentlichen 
roze 


es dienen. 


Anhang 1 zu 8 241: Zur Einführung in das „Recht der Schuldverhält⸗ 
nilfe“ und in das „Sachenrecht“. vgl. Die Inhaltsangabe Note 1 zu $ 241 
(Seite 90), au) Anhang 1 zu 8 854. 

I. Das „Vermögen“ eines Menſchen beiteht aus zwei Arten von rechtlich 
geordneten Macht-Verhältniien. Es kann der „rechtlichen Macht“ eines 
Menſchen unterworfen fein: 


A. unmittelbar eine Sache (körperlicher Gegenitand, vgl. 8 M), 


. B. unmittelbar eine Leiftung einer anderen Perſon (aud: ein Unterlafen, 


Dulden, $ 241), alfo, wenn es ih 3 3. um die „Leiftung“ (Lieferung, 
Geben) einer „Sache“ handelt, dieſe Sache nur mittelbar (vgl. unten zu B 
Abi. 2, Seite 851). 


Zu A: Die unmittelbare rechtliche Macht eines Menſchen über eine 
Sade kann fein: 


‚a) entweder die „rechtliche Macht überhaupt“ in allen dentbaren 


Beziehungend. i.das „Eigentum“ an einer Sade, 8 903. Die bloß 
tatfählicde Gewalt eines Menſchen über eine Sade ohne Rückſicht 
darauf, ob fie „recht l ich“ begründet iſt, heißt „Bejit“; Hiervon und von 
dem Schutze, den das Geſetz auch ſolchem bloß tatſächlichen Zuftande 
angedeihen läßt, handeln die 88 854-872; 

b) oder die „rechtliche Macht in einzelnen, im BGB. ausdrüdlid 
feftgeftellten und begrenzten Beziehungen“, nämlid: das 
„Erbbaureit“ (88 1012 ff.), die „Orunddienjtbarfeiten“ (8 
1018 ff.), die „beſchränkten perfönliden Dienftbarkfeiten“ 
(88 1090 ff.), die Dienjtbarkeit des ‚Niegbrauds“ (88 1030 ff.), das 
auf einem Grundftüde lajtende Vorkaufsrecht“ (88 109 ff.), 
die „Neallaften“ (8$ 1105 ff.), die „Hypothef“, „Grundſchuld“', 
„Rentenfhuld“ (SS 1113 ff. 1191 ff. 1199 ff.), das „Bfandredt 
an bewegliden Sadhen“ ($$ 1204 ff). Das Nähere hierüber vgl. 
Anhang 1 zu 8 854. 

Auch die Sprade drüdt in dieſen Füllenlaus, daß ein unmittel: 
bares Herrihaftsverhältnis des Menſchen zur Sade vorliegt. Man fagt: 
„die Sade iſt mein“ (Eigentum), — „Das Grundftüd dient mir“ (Dienit: 
barkeit) — „die Sache haftet mir“ (Pfandrecht). 

Die redhtlihe Ordnung der unter a und b aufgeführten unmittel: 
baren Herrihaftsverhältnille einer Perjon über eine Sade, die man Rechte 
„an“ Sachen (3. B. 8 954) oder gewöhnlih und gleihbedeutend hiermit 
dingliche Rechte nennt, bildet den Inhalt des „Sachenrechts“ (88 854 ff.). 

Aus der Unmittelbarteit des Verhältniſſes zwiſchen Perſon und 


Sache folgt, dak zu einem „dinglichen Recht“ begrifflih nur eine Perjon 


erfordert wird, nämlich) die, der die betreffende Herrſchaft über die Sade zu: 
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fommt (der Beredytigte), und daß diefem einen „Berechtigten“ alle üb: 
rigen Meniden als „Rerpflichtete“ gegenüberjtehen, nämlid dahin, fein 
unmittelbares Herrihaftsverhältnis über die Sache nicht zu jtören, nicht zu 
perfümmern. Die „vingliden“ Redte find daher (mit gewilfen Ausnahmen) 
„abjolute“ Rechte, d. h. man kann fie gegen jeden Dritten geltend 
machen. 

Zu B: Menn Gegenjtand der rehtlihen Macht eines Menſchen bie 
„Leiltung“ einer anderen PBerjon iſt (S 241), 3. B. das Geben oder Liefern 
von Sadıen, die Leiftung von Arbeiten, Dienften, Handlungen 
jeder Art, das Unterlajjen einer Handlung (Nidhteröffnung eines Aon- 
furrenzgeihäfts), das Dulden gemwifler Handlungen eines anderen, jo nennt 
man ein joldhes Redhtsverhältnis im Gegenſatz zu den dinglichen (des Sachen— 
rechts“) ein perjönlihes. Es hejteht dabei gleihlam ein „Band“ zwiſchen 
dem Berechtigten (Gläubiger) und dem zur Leiſtung Berpflidhteten (Schuldner). 
Die Römer nannten ein joldes „Band“ obligatio, daher der Ausdrud Obli- 
gationenreht. Die deutſche Sprache hat feinen in gleiher Weiſe die beiden 
Seiten des Bandes ſowohl in der Richtung auf den Bereditigten als auf den 
Verpflichteten umfallenden Ausdruck. Das BGB. Hat als die das gejamte 
obligatoriihe Verhältnis möglichſt deckende Bezeidnung den Wusdrud 
„‚Shuldverhältnis“ gewählt und demgemäß dem Zweiten Bud die 
üiberjchrift Recht der Schuldverhältniffe gegeben. 

Menn der Schuldner dem Gläubiger eine Sade „leilten“ foll, jo iit nad 
dem Gefagten die „Sache“ nicht „unmittelbar" Gegenitand bes 
Rechtes des Gläubigers, jondern nur „mittelbar“; 5. B. beim „Kauf“ 
bejteht Die bem Verkäufer obliegende Leiſtung“ gemäß 8 433 darin, daß er die 
verfaufte Sache dem Käufer „üabergebe und ihm das Eigentum daran 
verſchaffe“, und zwar bei „Grunditüden“ durch Auflaſſungserklärung 
($ 925), bei „bewegliden Sachen“ durd) Übertragung gemäß SS 929 ff.; bei 
der „Miete“ beiteht die dem Vermieter obliegende „Leiſtung“ gemäß $ 535 
darin, daß er dem Mieter „ven Gebraud) der vermieteten Sache während 
der Mietzeit gegen Mietzins gewähre"; ulm. Beim Kauf, bei der Miete 
und bei allen anderen „Schuldverhältnilfen“, bei denen der Gläubiger gegen 
den Schuldner ein Recht auf die „Zeiltung“ einer Sache hat, hat allo der Gläu- 
biger nur ein Recht „auf“ die Sade, fein Redt unmittelbar „an“ der 
Sade (ein „vinglides“ Recht). 

Mährend, wie oben zu A am Ende bemerkt, dem „dinglich“ Bered: 
tigten alle übrigen Menſchen als Werpflidtete (fein Verhältnis zur 
Sache nicht zu ftören) gegenüberftehen — abjolute Natur der dinglichen 
Rechte —, werden durch ein „Shuldverhältnis“ nur perſönliche 
Redtsbeziehungen zwildhen den in dem Schuldverhältniſſe ſtehenden 
Barteien begründet — relative Natur — nämlih der perjünlide 
Aniprud des Gläubigers gegen den Shuldner auf die Leiftung 
($ 241). Über die Perjonen des Gläubigers und des Schuldners greift das 
Schuldverhältnis nicht hinaus; „es jchlingt die Obligation ein Redhtsband 
nur um bie Berjon, ver Gegenitand bleibt frei davon.“ (C). Hier- 
aus folgt insbejondere: das perſönliche Recht eines Gläubigers 
auf eine Peiltung ſteht niemals dem Erwerbe derielben „Leiltung“ 


— 851 — 54* 


Noch 


s2ı 


NPITTTRRTEET TR 
— 


— © 





Anhang „Perſöuliche“ und „dingliche” Rechtsverhältniſſe 


Noch durch einen Drittenentgegen, ſelbſi dann nit, wenn der Dritte zur 
Zeit feines Erwerbes das ältere Recht jenes Gläubigers auf Diefelbe 
s 24 Reiltung gefannt hat. 


Folgendes Beilpiel ſoll dies klarer n: ich kaufe beim Uhr: 
mader am 5. Februar — Uhr für 30 k. zahle den Kaufpreis 
lofort und vereinbare, ich an hr, die erit noch begufiert werden joll, am 
20. Februar abholen wer er babe ih nod feinesmwegs die „un: 
mittelbare“ rechtliche Serrlhaft über die Uhr, 12 — „ninglides“ 
eht an der Uhr erworben, jondern nur ein „perl on zus® echt auj 
die Leiſtung“ des Berläufers, daß er mir die Uhr am bruar 
Eigentum übergebe,d. h. mir am 2. Februar ein inglt es“ Nedt 
„an“ der Uhr (das Eig — I) verſchaffe. Erft dur die „Übergabe“ 
erlange id) die anmittel are" redtl Herrihaft über die Uhr (Das 
„Binglide“ Recht des „Eigentums“)._ Solange die Übergabe na erfolgt 
it, kann ih nur den Verkäufer bezw. dellen Erben auf „Zei u n „oe 
d. h. auf ———— der Uhr —— Wenn er nun den a 
bricht und die Uhr vor der Ub egane an mid einem anderen ver: 
fauft und —— x aan ih fievondemanderen nicht herausfordern, 
der andere bat da entum“ erworben, jelbjt dann, wenn er 
wußte, daß id} die A rüber gefauft und beza It habe; gegen ihn babe ich 
teinerlei Dun (wenn ni ne der Fall des 8 826 vorliegt); nur 
von meinem tagsbrüdji en „Bertäufer“ kann ih Rückzä Tung 
des gezahlten Raufpreifes un adenserfaß fordern. Anders würde es 
ein, wenn id) mir die Uhr fort beim Kauf hätte übergeben laffen und 
ie dann dem Berfäufer zur — des Wertes zurüdgegeben 
hätte unter der nur: fie am 20. Februar abholen werde; in 
dieſem Falle wäre id) bereits „ —A jeden Sat gter Gig entümer) 
an der Uhr, hätte ein abjolutes, gegen jeden Dritten wir — ding: 
lihes Recht „an“ der de und fönnte mein „Eigentum“ von jedem 
Dritten ——— ſoweit der Dritte nicht etwa als „reblider — 
werber“ (d. h. weil er mein Eigentum an der Uhr bei an Erwerbe nit ge | 
kannt hat) vor der Abforderung durch Die 8 932 8 WLALER, ift. Das S = 
ſelbe würde gelten, wenn A mir am 26. April durch gerichtlihen ower 
—— Vertra ag fein Grundftüd „verkauft und an demielben Tage 
„übergibt“, demnächſt aber am 28. April es nochmals an C, der ihm 
Die eiht einen höheren Fe bietet, „verlauft“ und es ihm vor dem Grund: 
buchamte „aufläßt“, daß C als „Eigentümer“ im Grundbug am 
238. April eingetragen wird, in x it CEigentümer des Grundftüds 
geworden, jelbjt wenn er voor jeinem „Kauf“ und vor der ihm erteilten 
„Auflaflung“ den zwiſchen mir und A gel enen Kaufvertrag am 27. April 
lefen und von der an mid erfolgten „Übergabe“ Kenntnis erlangt | 
hätte Ich habe feinerlei Recht gegen C, muß Lam vielmehr auf fein | 
langen das mir bereits vom A übergebene rundſtück beraus- 
geben und fann mid nur an meinen vertragsbr üdjigen een A, 
der allein zu mir in einem „Shuldverhältnis“ fteht, halten (Rück 
zahlung des Kaufpreiſes und Shadenserjaß). 


Um den Käufer eines „Grundjtüds“ vor einer Nechtsverlegung, wie fie 
das vorjtehende Beilpiel ergibt, zu Khüßen, und überhaupt zum Schutze des- 
jenigen, der auf Grund irgend eines Schuldverhältuifies einen perjönliden 
„Anſpruch“‘ auf Einräumung eines Rechts „an“ einem Grunditüd (alſo: 
eines dingliden Rechts) Hat, 3. B. auf Einräumung des Eigen: 
tums, einer Hypothek, oder der auf Grund eines Schuldverhältnifles einen 
perfönliden „Aniprud“ auf Aufhebung eines Rechts „an“ einem 
Grunditüd hat, 3. B. auf Löſchung einer Hypothet, gewährt das BGB. die in 
88 883 ff. geordnete Vormerkung. Durch die „VBormerlung“ erlangen 
aud) andere Rechte als die im BGB. ausdrücklich anerfannten und ge 
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Gegenstand der Schuldverhältnifie Anhang 


ordneten „dinglichen“ Rechte (vgl. oben zu A.b) „gewiſſermaßen“ Nod 
pinglide Kraft. Eye 


Die große Bedeutung diefes „gewiljermaßen“ dingliden 
— gegen jeden Dritten wirfenden) Schutzes bloß „perſön— 
lider“ ——— auf ein Grunditüd im Gegenſatze zur Ber- 
jagung —— bei beweglichen Sachen iſt beim „Wiederkaufs— 
rechte“ (88497 ff.) beſonders in die Augen fallend; z.B.A —— an B jeine 
Uhr (weil er gerade Geld braucht) und behält ji) Das Recht des Wiederkaufs“ 
Küdkaufs) vor. Hier hat er feinen Schuß dagegen, daß B die Uhr an 
- vertaufe und zu Eigentum übergebe; tut B Dies, jo braucht C die Uhr 
dem A nicht zurüdzunerfaufen, A fann nur von B Schadenserſatz fordern. 
Anders bei Grundjtüden! D vertauft an E durd) notariellen Vertrag vom 
26. April 1907 fein Grundjtüd für 100 000 DE. mit der Vereinbarung, es nad) 
3 Jahren Ir 110 000 DIE. zurüdfaufen zu können, und E wird demnächſt auf 
Grund erfolgter Auflajjung als Eigentümer des Grundjtüds — 
Wenn E dann das Grundſtück an K weiter verkauft und aufläht und K als 
Eigentümer eingetragen ii, 10 hat D (ebenjo wie A bei der Uhr) fein Recht, 
das Grundjtüd für 110 000 ME. zurüdzutaufen, verloren und fann nur von E 
Schadenserjag fordern. Hiergegen fonnte fih aber D jhüßen, indem 
er beim Berfauf an E mit en vereinbarte, daß gleicheitig mit dem Eigen: 
tum bes E (auf Grund der lung) im Grundbuch eingetragen würde: 
„Eine Bormerfung für D zur Siherung feines An Sry auf (Wieder-) 
Einträumung des Eigentums an dieiem Grundftüd auf Grund Des 
MWiederlaufnertrages vom 26. April" ujw. Wenn dieſe „Vormerkung“ einge: 
tragen it, jo it aub K und jeder weitere Erwerber des Grunditüds 
verp —— das Grundſtück dem D für 110000 ME zurüdauf- 
zulajlen. 

Schließlich fei darauf hingewieſen, daß der in ven 88 571 ff. ange: 
nommene Ha ab „Kauf bricht nicht Miete“ eine Einien änfun R Dis 
oben — über die auf die Perſonen des „Schuldners“ und „Gläu— 
bigers" begrenzte Wirkung der „Edyuldverhältnilje" enthält, indem dadurch 
unter gewiſſen Borausjegungen dem „Shuldverhältnijje* aus einem 
Mietvertrage Rechtswirktung aud gegen „Dritte“ Beige 
legt wird. | 

II, Während der Inhalt der dinglichen Rechte durch das Gejet begrenzt 
iftt (vgl. oben unter I zu A. b, auch Anhang 1 zu $ 854 unter III) fann Gegen: 
itand eines Schuldverhältnijles arundfäglic jede dentbare Leiſtung (Geben, 
Tun, Unterlajjen, Dulden) jein ($ 241); es it nidt notwendig, daß die 
Zeitung einen Bermögensmwert, daß der Gläubiger ein vermögens- 
rehtlides Snterejje an der Leiſtung hat; es genügt, Daß ein ſchutz— 
mwiürdiges Intereſſe vorliegt; 5. B. der im dritten Stod wohnende Schneider 
verpflichtet ji) gegenüber dem im zweiten Stod wohnenden, der Mittagsruhe 
bebürftigen Wrzte, nachmittags zwiſchen 2 und 3 Uhr nicht auf den Näh- 
malchinen nähen zu laſſen. Die einzige Grenze iſt, daß die libernahme der Ver: 
bindlichfeit niht gegen das Gejek oder die guten Sitten veritohe. 

Eine wihtige und wadhlende Schranke gegenüber diejer als Grund: 
ja anerfannten Bertragsfreiheit bildet die immer weitere Gebiete umfaljende 
jogen. „logiale Gejeggebung“, namentlich die neueren Arbeiter: und Gewerbe: 
Gejete, die VBorfchriften gegen den Wucher, das Geſetz über die Abzahlungs: 
aeichäfte ulm. Das BGB. ſelbſt enthält ebenfalls eine Reihe dem „jozialen Gedan- 
ten“ ent|prungener, die Vertragsfreiheit zum Schuße der wirtſchaftlich Schwachen 
beichräntender Vorſchriften: 3. B. betreffend die richterliche Ermäßigung unver: 
hältnismäßig hoher „Bertrags-Strafen“ auf den angemefjenen Betrag ($ 343), 
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Unbang Gegenjtand der Schulbverhältniſſe — Alagbarkeit 


Noch — betreffend die richterlide Ermäßigung eines vertragsmähig feitgeitellten 
Br unverhältnismähig hohen „Mäklerlohnes" für die Vermittelung von „Dienit- 
3 verträgen“ (& 655), — betreffend die Kündbarkeit“ eines übermähig langen 
(auf Lebenszeit oder länger als 5 Jahre eingegangenen) „Dienitvertrags“ 
leitens des zu Dienften Verpflichteten ($ 624), — Kündigungsreht des „Mob; 
nungsmieters“ vor Ablauf der Vertragszeit bei „Gejundheitsgefährlicdhteit" 
der Wohnung, jelbit dann, wenn er bei Abſchluß des Mietvertrages die Gefähr: 
lichkeit fannte und auf das KRündigungstedjt verzichtete (8 544), — um. 

Mit den aus vorftehendem ſich ergebenden Einſchränkungen fann, wie 
bereits bemerkt, jede Leijtung, an der der Gläubiger ein Jhugmwür- 
diges Interejje hat, Gegenitand eines Schuldverhältnifies fein, ohne 
daß er ein Geldinterejje daran zu haben braudt. Ob ein „ſchutzwür— 
diges Intereſſe“ vorliege, kann oft zweifelhaft fein. Für die richterliche Ent- 
ſcheidung müllen die SS 157, 242 mahgebend jein: Berüdlihtigung von „Treu 
und Glauben“ mit Rüdjiht auf die „Bertehrsjitte". 

Wenn M den Sch zu einer FFeitlichleit einladet und Sch 
„Teit verſpricht“, zu erlcheinen, jo wird man nicht ein —* Rechts 
(en bebürftiges Intereſſe des M, allo an ein Itiges 

uldverhältnis“ annehmen. Wenn aber 3. B. ein Gr —— 
oder Großinduſtrieller zu einem ihm angekündigten Beſuche des nilers ein e 
berühmte Sänger und Mufifer „einladet“ und dieſe unter ausdrü 
liher Ablehnung jedes Honorars et verſprechen“, zu er] inen, 

o wird non mit Fug hierin einen tvehtsgültigen Vertrag erbliden. 
nn auf Drängen eines wohlmeinenden Onkels ein Lungenjmader Kandi— 
dat ſich verpflichtet, nicht mehr gu rauchen, jo wird man dies mi als ein 
„San verhältnis“ anfehen, wohl aber, wenn derjelbe Kandidat auf Verlangen 
—3 — r ihn für mehrere Jahre als 1 wir t engagiert, ſich verpflichtet, 
ucen fortan zu unterlajjen. Eben)o wird es 3. uldverhält- 
is aufzufallen 43 wenn ein Juriſt ſich dem Vorſtande eines (bewerbevereins 
Beat verpflichtet, unentgeltlid einen Vortrag über das „Bürgerlidye 
buch“ zu hatten, Es empfiehlt ſich aljo feit 1. Januar 1900, mit Ver— 
ungen aud) in Wi ht-Geldlacyen nicht allzu „, gemütlich“ umzugehen. Bor: 
—* sung ber — eines „Schu verhältnifi lies“ Be Ilerdings ftets: Die 
= tlihe Abſicht, eine rehtsverbindlide pflichtung zu über: 
nehmen. 

Eine Berpflihtung zum „Shadenserjaß“ wegen Nidter- 
füllung von Schulvverhältnijien aus Verträgen, bei denen fein Ber- 
mögensinterejje in frage fommt, beiteht zwar in Der Regel nur, 
wenn für den fall der Nidhterfüllung eine „Bertrags-Strafe“ vereinbart ijt 
(vgl. 88 253, 339 ff.); aber — und das ijt wichtig — der Schuldner einer 
Yeiltung, die fein Vermögensinterejje für ben Gläubiger bat, fann 
(genau jo wie der Schuldner einer Geldfumme) „auf Erfüllung ver- 
tlagt“ werden, und wenn er verurteilt wird, fann der Gläubiger gemäß der 
3PO. die Zwangsvollſtrechung betreiben; 3. B. der Hauslehrer, der 
im obigen Beijpiel das Raucden nicht läßt, kann gemäß $ 890 ZBD. dazu durch 
Geldjtrafen oder Haft angehalten werben; der Juriſt, der den Vortrag 
über das „Bürgerliche Geſetzbuch“ dem Bereinsvorjtand abjagt, kann gemäß 
8887 3P0. angehalten werben, die Rojten zu bezahlen, damit der Berein ſich von 
auswärts einen anderen, zu einem ſolchen Bertrage fähigen Juriften fommen laſſe 

Zum Weſen jedes rehtlih anerltannten „Schulpverhältniljes“ gehört 
die Alagbarleit. Das BGB. tennt aber aud) jogen. „unvollflommene 
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Dinglidyer Vertrag („Einigung“) — Schuldvertrag Anhang 


Verbindlichkeiten“, die niht Elagbar find, aber injofern Redts- 
wirtung haben, als das zu ihrer Erfüllung freiwillig Geleiftete 
niht zurüdgefordert werden kann; 3. B. Ehevermittelungs: 
Gebühren, Spiel- und Wettſchulden find nicht klagbar; was aber darauf 


ee 
8 211 


gezahlt tft, fann nicht zurücgefordert werden (88 656, 762). vgl. auch 8 5334. 


und 8 222 Abſ. 2. 


III. Der unter I zu A und zu B dargeitellten Unterfheidung zwiſchen 
„dinglichen Rechten“ und „obligatorijden Rechten“ (Rechten 


aus Schuldverhältniſſen) entſpricht die fernere Unterſcheidung zwiſchen 


dinglichen Rechtsgeſchäften und obligatoriſchen Rechtsgeſchäften. Das "im 
Leben häufigſte und deshalb für die Rechtslehre wichtigſte Rechtsgeſchäft iſt das 
„zweiſeitige Rechtsgeſchäft“, der Vertrag“ (vgl. Anhang 1 zu 8145). Man 
unterſcheidet daher insbeſondere „dingliche Verträge“ und „Schuldverträge“. 


über „Schuldverträge“ vgl. 88 305 ff., 320 ff. und das unten zu IV 


Gelagte, Seite 858. 


„Dinglicher Vertrag” iſt ein im BGB. felbit nicht vorlommender, aber 


im willenihaftlihden Sprachgebrauch eingeführter Ausprud. Das BGB. braudt, 
wenn es fagen will, daß ein „dinglicher Vertrag“ vorliegt, die Worte: Eini- 
gung — einig jein; vgl. 88 873, 929, 1032, 1205. Nur für die „Einigung“ 
betreffend die Übertragung des Eigentums an einem Grundftüde hat 
das BGB. den dem alten deutihen Recht entnommenen Kunftausprud „Auf: 
lafjiung“ (8 925). 

Für die „Dinglicden Verträge“ gelten ebenjo wie für die „Schuldverträge" 
die Vorfhriften des „Allgemeinen Teils“ über „RKechtsgeſchäfte“ 
(88 104—185), insbejondere über „Verträge (8$ 145 ff.) ſoweit nicht 
ihre Unanwendbarfeit aus den Vorſchriften des dritten Buchs „Sachenrecht“ 
fih ergibt. 

A. Das BEL. kennt folgende „dingliche Verträge“: 

1. die „Einigung“ betreffend die „Übertragung“ des Eigentums an 
einem Grundftüde (‚Auflaffung“) 8 873, 9 

2. bie „Sinigung” betreffend die „Belajtun a eines 6 rundſtücks mit 
einem Rehte: a) mit einem Erbbauredt (88 873, 1012, 1015), — 


PR, mit einer Grunddienftbarteit (88 873, 1018), — mit einem. 
ie 


braun (88 873, 1030), — d) mit einer beihränftten per- 
fönliden Dienft ftbarteit ( 873, 1090), — 2 mit einem Bor- 
taufszeht ( 873, rar mit einer Neallaft (55 873, 1105), 
— g) m upoth et et 658 873, 1113), — h) mit einer Grund: 
ſchuld — 1191), mit einer Rentenſchurd (8 873, 


1191, 1199); 
3. die „Einigung“ betreffend die „Übertragung“ jomeit fie ze ift) 
„Anderung“ eines der unter 2, a—i genannten Redte g 893 


877. 880, 1116, 1154, 1180, 1186, 1198, 1203); 

4. die „Einigung“ betreffend die „Belaftung“ (joweit Ne. zuläffig iſt) 
eines der unter 2, a—i genannten R echte mit einem Nießbrau Bd ober 
Biantreöt (85 873, 1068, 1069, 1273, 1274). Beim oe 
fommt infolge $ 1017 außerdem in Betracht die Einigung betreffend Die 
> PAR aft ung“ des Erbbaurehts mit einem der unter 2b—i genannten 

e; 

5. die „Einigung“ beireffend die „Aufhebung“ einer Hypothek, 

Grundjhuld, Rentenſchu dv (88 875, 1183, 1192, 1199); 
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Anhang Dinglicher Vertrag („Einiguug”, „Auflaflung”) 


Noch 6. die „Einigung“ betreffend die „Übertragung“ des Cigentums an 
zu einer „beweglidhen Sache“ ($ 929); 

8 241 7. die „Einigung“ betreffend die „Belaftung“ einer beweglichen 

Sade“ mit einem Niekbraud) (88 10%, 1032) oder mit einem Pfandrecht 

(2 SS 1204, 1205, 1260), oder betreffend Die Belaftung“ eines Rechts 

in den & 1274 Abi. 1 Sat 2 bezeichneten Fällen) mit einem Pfandredte. 


B. Der „Binglie Vertrag“ kommt im praftifchen Leben wohl nur bei 
der „Auflaflung“ eines Grunditüds infolge der Formvorſchrift des 8 935 
als jelbftändiger Rechtsakt in voller Neinheit vor und den Beteilig- 
ten zum Bewußtfein. Es lautet 3. B. das preußiide Auflafiungs:Formular: 


Königlies Amtsgericht. Danzig, en... ...... 
Gegenwärtig: 


als Richter. 
Es erfienen: 


Die * chienenen find dem Richter bekannt. Die Er— 
ſchienenen erklärten: 

Wir find darüber „einig“, ch das Eigentum an dem 
im Grundbude von. ........ Blatt Nr... . ver: 
zeichneten Grunditüde auf B übergehen ion. 
| (A) „bewillige“, daß B als Eigentümer dieſes 
N Grundftüds in das Grundbuch eingetragen werde. 
(B) „beantrage“ die Eintragung der Eigentums: 
änderun N in das Grundbud). 

ir überreichen hiermit die Urkunde (ielis eine ſolche er: 

richtet ift, was var nötig, aber wohl tie Regel, vgl. $ 313) über 
Das —— Hit szunde lie ende „DBeräuße- 
ru “ n „ igatorifhen Bertrag“, 3. 
Rauf, Taufh, Sihentun 


Borgelefen, henehmigt, unterſchrieben. 


od dieſen „Auflaſſungsakt“ anſchlie eßendn erfolgt dann die Eintra— 
gun des „Cigentumsüberganges“ a rundbude des auige: 
fenen. Grundftäds dur das Grundbudyamt. 
Wir jehen gie jeden der Drei Rechtsakte bejonders und jelbit- 
tänpdig in die Erjcheinung treten: 

a) den „obligatorifden Vertrag“ (Kauf, Tall, Schenkung), du 
den A fi verpflichtet, dem B das Eigentum an dem Grundftüd I o 
tragen ( — einer Leiſtung ‚ogl. oben I zu B), 

R den „ningliden Vertrag“ (die „Einigung“ genannt: „Auflafiung“), 
die ‚Cintragung“ im Grundbude. 

In diefer förmlichen Weile wird der „dingliche Vertrag“ 
in den anderen (oben unter 2, b—i und 3—7 aufgeführten) Fällen im praf: 
tiſchen Leben wohl ſelten geſchloſſen, weil er in diefen anderen Fällen nad 
dem Gejeß einer bejonderen gorm nit bedarf; der „Dinglide Ber: 
trag“ wird meist tilljHweigend geiloffen, ift meift in anderen 
Rehdtsattenenthalten. 

Beijpiel: A will vom Zigarrenhändler B in_deilen Laden das 
„Eigentu m“ an 10 Zigarren auf Grund eines „Raufgeihäftes“ er: 
werben. Wenn hierbei die zur Erreihung Des beabfichtigten echtserfolges 
nah dem Geſetz notwendigen Rechtsvor einge in die Erſcheinung 
treten jollten, übte eigentlid) Folgendes geichehen 
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A ſagt: Bitte, übergeben Sie mir 10 Zigarren aus dieſer Kiſte und ver: 
ſchaffen Sie mir das Sigentum daran; 
für das ee zu zahlen und die 10 "Figerren abzunehmen. 

zn BE nehme Ihren mir |oeben gemadten „Antrag“ an und ver- 
pflichte mid, Ihnen 10 Zigarren aus dieſer Kiſte zum Preiſe von 10 Pfennigen 
für gr Stüd au übergeben und das Eigentum Daran zu verichaffen 

iermit Kaufvertrag“ (das obligetoriice Reäts- 


geihatt) geihlofien (88 483, 1a) 


ich verpflichte mid, Ihnen 10 Pfennige f 


Rod 
au 
241 


Damit nun A das Sigentum an den Zigarren erwirbt, iſt noch 


zweierlei nötig: 


1. B reicht die Zigarren dem A in die Hand, und A nimmt fie (körper: 


lihe Übergabe SS 929, 854), 
2. A und B erklären glei aitigh e } (vorodernad) der förperlidien Über- 
abe: Wir find „einig“ das Eigentum an dieſen 10 Zigarren von 
& hnen (B) auf mid (A NE — — (8 929 dinglicher Vertrag). 

In welcher Weile dieſe Drei nad) dem er otwendigen Rechts— 
vorgünge im praktiſchen Leben fich ab|pielen, weiß jeder, der einmal eine Zigarre 
gefauft Hat. Cs kommt jogar — get Gipfel der Bereinfahung der Rechtsvor⸗ 

nge — nicht jelten vor, daß 3. A, der ein jtändiger Runde des Zigarren: 
bandier B it, in den Laden an ohne ein Wort zu reden aus der auf dem 
adentifche ſtehenden, ihm bekannien a 10 Zigarren nimmt und wortlos 
Laden wieder verlä t, worauf B in feinem Schuldbuche den A mit 1 Mit. 
belaftet. Auch Hier haben ine 3 Rechtsvorgänge (Abſchluß des „Raufvertrags“ 
auf Kredit — „dinglider Vertrag“ förperlide „Ubergabe“) ftatigefunden. 

Nicht ganz jo formlos, aber meift au ohne daß einem der Beteiligten 
zum Bemwußtfein fommt, es werde ein „dinglicher Bertrag“ geſchloſſen, 
ift der Hergang in anderen Fällen, 3. B. in dem häufigen Falle, daß ein Grund: 
Hüdsbefiger ein Darlehen gegen „Hypothek“ aufnimmt. Gemwöhnlid pflegt 
dies in folgender Weile zuftande zu fommen: 

A ſagt; Leihe mir 9000 ME. zu 4 Prozent Zinſen mit dreimonatiger 
Kündigu —8 en Hypothet auf meinem Grundſtück. B antwortet: Ein- 
den Sapaihe et. lorge die Eintragung im Grundbud und bringe mir 

beten brief, 1 dann werde ich Dir das Geld geben. 
ies ijt der „ Borvertrag über den fünftigen Mr em eines 
Dar ® e bnsvertrages“; denn nad 8 607 fommt der „Darlehnsvertrag“ 
—5*— ei durch den „Empfang“ des Darlehns feitens des Schuldners zum 


Hierauf geht A zum Notar oder aufs Amtsgeriht und erklärt eine 
Schuldurkunde über 9000 ME. nebit Hypothel-Beitellung nad) Formular 1 im 
Anhang 1 zu 5 1113 unter XI. B. Nachdem die Eintragung der Hnpothef im 
Grundbud erfolgt ift und A den Hypothetenbrief vom Grundbuchamte zugelandt 
erhalten Bat, geht er damit zu B, übergibt den BL, pothetenbrief dem B 7% 1117) 
und ehfanat ve, um mduge dagegen die 9000 

Sn Ber nblide ijt hier die nad) $ 873 zur sehen 
der 9 —— ir u erfor srliche „Einigung“ (der dingliche 
trag“) geſchloſſen? Sit fie erfolgt, als B auf den Antrag des A, ihm eine 
Hnpothef zu beitellen, fein Einverfiändnis erklärte? Dem Willen der Par— 
teten würde die Bejahung bielet Stage im vorliegenden Beilpiele faum ent- 
ſprechen. Denn wie B das Geld nicht eher dem A geben will, als bis ihm der 
* ausgehändigt wird, ſo will in der —— A nicht eher Die 

t dem B einräumen, als bis ihm das Geld übergeben wird. Man wird 

Fr annehmen müllen, daß im vorliegenden Beilpiele Die „Einigung 
zwilchen A und B über die Belaftung des Grunditüds des A mit einer 
Dnpoiget für B“ ($ 873) u indem Augenbiid erfolgt ilt, als 
B ih Zug um Zug gegenleitig Hypothekenbrief und Geld übergaben. 

Anders würde der Fall Liegen, wenn, wie es auch im Leben häufig vorfommt, 
B dem A auf feine Bitte das Darlehen von 000 Mt. ſofort ausgehändigt 
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Anhang Dingliche Berträge find „abſtrakte“ Rechtögeſchäfte 


Noch hätte, vertrauend, daß A feine Verpflichtung zur Beitellung der Dupotget 

zu und zur Nushändigung des Hypothetenbriefs demnächſt erfüllen werde. In 

8 241 diefem Falle würde man annehmen müljen, daß die nah $ 873 zur Begrün- 

dung Der Hypothek erforderlie „Cinigung“ (der dingliche Ber trag) 

bereits gejhlofjen war, als A Jagte: Leihe mir 9000 Dt. uſw. gegen 

Hypothel auf meinem erg und als B jein Einverjtändnis erklärte. — 

Wir jehen in dieſem Beilpiele zugleid, daß die zur Erzielung des erjtrebten 

Redtserfolges notwendigen vier Vorgänge: Der Darlehnsvertrag (der 

obligatorijdye Vertrag) — die inigung (ber dinglidye Vertrag) — die Eintra- 

gung im Grundbuche — die Übergabe des Hnpothetenbriefes ih in verſchie— 
denen Reihenfolgen abipielen können. 

IV. Dbgleid nad) dem Gefagten der „vbinglihe Vertrag“ (die 
„Einigung“) meijt ganz unauffällig und den Beteiligten unbewußt zum 
Abſchluß fommt, ift es für Die Beurteilung Des Weſens und der Wirkung Der 
dem Gebiete es „Sache nrechts“ angehörenden Rechtsverhältniſſe doch 
von der allergrößten Wichtigkeit ftreng zu unterjcheiben zwiſchen 
dem obligatorijhen und dem dinglichen Bertrage. Denn ein das BGB be- 
herrſchender Grundſatz iſt: 

Die Rechtswirkjamteit der ſogen. dinglichen Vertrüge iſt unab- 
hängig von den ihnen zu Grunde liegenden Schuldverhältniſſen 
(3. B. Kauf, Taujd, Schenkung ujw.), 
mit anderen Morten: 
Die „vninglihen Berträge" find von ihrem Redts- 
grunde, ihrer causa (em zu Grunde liegenden 
„Shuldverhältniffe*) losgelöjt, weshalb man fie 
aud; abitratte Rechtsgeſchäfte nennt.*) 

Die im täglihen Leben häufigſten „binglidhen Verträge" be— 
treffen: Die Übertragung es Eigentums an einer bewegliden 
Sadre gemäß $ 929, die Übertragung des Eigentums an einem 
Grundftüde durch Uuflafjung gemäk 88 873, 925, die Beitellung 
einer Hypothef gemäß $$ 873, 1113, die Bejtellung eines Pfand— 
rtehtsameiner beweglihen Sache gemäh 88 1204, 1205. Dieje und die 
anderen oben III. A aufgeführten „vninglihen Berträge" werden nadı 
der Natur der menſchlichen Verhältniſſe in der Regelnidhtohneeinen 
beitimmten „Shuldgrund“ (ein zur Übertragung des Eigentums an 
einer beweglichen Sache, zur Auflaſſung eines Grunditüds, zur Beitellung einer 
Hmpothet an einem Grundftüd oder eines Pfandrechts an einer beweglichen 
Sache uw. verpilidhtendes „Shuldverhältnis“) vorgenommen. 
Es beiteht alfo zwilhen dem „dinglichen Vertrage“ und dem zu 
Grundeliegenden „Shuldverhältnis“ in der Regel ein logifcher 
und wirtichaftliher Zufammenhang. Aber Rüdfihten auf die Klar: 
heit der Reditsverhältnilfe und die Siherheit des Verfehrslebens haben 
den Gelehgeber des BGB. veranlaßt, die „Dinglihen Berträge* von den ihnen 
au Grunde liegenden „Schuldverhältniffen“ jtreng zu trennen, fie Davon loszu- 
löjfen, davon zu abitrahieren, daher: „abjtrafte Rechtsgeſchüfte“. ‘Folgendes 

ſoll das Elarer maden: 





*) iiber die im Rechte der Schulbverhältniffe vorfommenden abitratten 
NRerhtsgejchäfte vgl. namentlih Anhang 1 zu S 780 
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| Pingliche Verträge find „abſtrakte“ NRecdhtöneichäfte Anhanug 


Der im Leben häufigſte Grund für die Eigentums-UÜbertra— 
gung iſt das dDurd) einen Kaufvertrag begründete „Shuldverhält- 
nis“, das ben Berfäufer zu der „Zeiftung“ verpflidtet, vem Käufer die 
verfaufte bewegliche Sadje „zu Eigentum zu übergeben“, das verfaufte Grund: 
tüf „aufzulajien“. Der Grund fann aud das durch einen Taujcvertrag, 
durch einen Shenkungsvertrag begründete „Schuldverhältnis“ fein. Nun 
iſt es möglid, dak der Ka uf-,Tauſch-Schenkungs-Vertrag nichtig 
ijt, 3. B. weil ber Verfäufer, Schenter finnlos betrunfen war ($ 105 Abi. 2), 
oder meil der Vertrag wegen Irrtums, argliftiger Täuſchung uw. mit 
Erfolg „angejodhten“ und deshalb nidhtig ilt (SS 119, 123, 142). 
Eine jolde Nidtigleit des dem „Dinglihen Bertrage“ (der „Einigung“ betr. 
die Eigentums-Übertragung, betr. die Hnpothet:, Pfandredits: ujw. Beitellung) 
zu Grunde liegenden „Schulbvertrags“ hat nicht ohme weiteres aud 
die Nichtigkeit des „Dinglihen Bertrags" zur Folge. Iſt der „dinglide 
Vertrag“ jelbit in gültiger, unanfehtbarer Meife geſchloſſen, jo iſt und bleibt 
er an ji gültig, ohne Rüdfiht darauf, ob das zu Grunde liegende 
„Sthuldverhältnis" (Kauf: Taujde, Schenfungsvertrag) gültig oder ungültig 
iſt. Selbitverftändlich aber muß das Gejeß demjenigen, der auf Grund 
eines von Anfang an oder jpäter (infolge durchgreifender Anfehtung) nid: 
tigen „Shuldverhbältnijjes" einen „dinglichen Bertrag“ 
(Eigentumsübertragung, Pfandbeitellung ujw.) geichlofjen hat, ein Mittel ge- 
währen, die Wirkungen'“ eines jolden des rehtlihen Grundes entbeh- 
renden „Dinglihen Bertrages* rüdgängig zu machen. Dieſes Mittel 
bieten die Vorſchriften der SS 812 ff. über die ungeredhtfertigte Bereiherung, 
deren erite und oberjte dahin geht: 

„Wer durch die Leiltung eines anderen oder in jonjtiger Weije auf 
deſſen Rojten etwas ohne rehtlihen Grund erlangt, ilt ihm zur Her- 
ausgabe verpflichtet.“ 

Aber wohlgemerkt: Der Aniprud aus der „ungeredhtfertigten Bereich: 
rung“ iſt nur ein perjönlider, ein yorderungstedt des „Benad; 
teiligten“ gegen den „Bereiderten”; er geht niemals gegen Dritte 
(vgl. jedod $ 816 Ab]. 1 Sat 2 und $ 822), 

Die Motive zum BGB. drüden das hier Gejagte kurz jo aus: „Das 
Verhältnis des binglihen Vertrags zu dem obligatoriſchen Geſchäfte 
iſt das der Zeitung zu dem redtlihen Motive derfelben. Der (ding— 
liche) Bertrag bejteht, wenn aud das Motiv fehlt over weg- 
fällt. Der Berlegte fann die Leiltung nur fondizieren (vom Be 
reiherten herausfordern). 

Beijpiel: Der Bauer A verfauft im Wirtshaufe fein Pferd an den Händ— 
ler B für 500 ME. und unterjhreibt einen ſchriftlichen Vertrag, worin er ſich 
verpflichtet, vem B das Pferd binnen 14 Tagen zu übergeben, während B zur 
Zah) ung der 500 ME. erjt nad) 1 Fahre verpflichtet jein jol. Am dritten Tage 
tirbt A am Schlagfluß. Nach 14 Tagen meldet fi) der Käufer B mit dem 
Schrijtitüd bei C, dem einzigen Sohne und Erben des A, und verlangt Die 
libergabe des Pferdes, die er aud) erhält, weil C die Unterjchrift feines Vaters 
nicht ableugnen kann, obgleid) er findet, daß jein Vater ba ei um 400 DE. 
unter dem wahren Merte — bat. Einige Tage jpäter wird das Pferd 
dem B von D geltohlen, und der Dieb D verfauft 23 Ian an E, der in gutem 
Glauben, D jei Eigentümer des Pferdes, das Pferd gegen Zahlung von 900 Dit. 
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Anhang Abänderung der gefehlichen Vorfchriften durch Vertrag 


Nody übernimmt. Bier Wochen ſpäter erfährt C, daß fein Vater A bei Berfauf des 

zu Pferdes und bei Unterzeihnung des Schriftſtücks finnlos_ betrunfen war und 

8 241 dak B Dielen Zuftand des A benukt Hatte, ihn zum Verlauf und zur Unter: 

ihrift zu bejtimmen. Der Raufvertrag war alſo nichtig (8 105 Abi. 2), 

d. h. weder der Erbe C nod) B konnten und fünnen aus dem Kaufvertrage 

irgend welche Rechte gegen einander herleiten. Das Eigentum an Dem 

—38 — aber hat C, obgleich. der Raufvertag, auf Grund dejien er es dem B 

übergab, nichtig iſt verloren; denn bei Übergabe des Pferdes war C, 

der Damals die Nichtigkeit des Kaufvertrages noch nicht kannte, mit B „einig“, 

daß das Eigentum auf Bübergehenfollte, und diefe Cinigleit 

(der dinglide Beriiae) nebft der erfolgten —— Übergabe 

des Pferdes genü ten nad) 8 929, um B zum Eigentümer des Pferdes zu machen 

ohne Rüdjiht auf das der Cigentumsübertragung zu Grunde lie- 

gende „Schulbverhältnis“ (den Kaufvertrag). Die Folge Hiervon ift, DaB 

Ne C das Pferd von E, der es vom Diebe D erworben nicht herausfordern 

5 kann (diefes Recht gegen E bat nur der Beitohlene B fraft feines noch fort- 
J tehenden Eigentums an dem Pferde, vgl. 8 935). C Hat infolge der 

“ Kichtigteit des Kaufvertrages nur eine perjönlide Gorderunggegen 

; B auf Herausgabe der „Bereiherung” gemäß 3 812, 819, d. h. auf Yan: 

[ung des wahren Wertes des Pferdes zur Zeit des Kaufes mit 900 Mi. oder 

auf Abtretung des dem B fraft feines Eigentums an dem Pferde gegen E zu: 

tehenden Anſpruchs auf Herausgabe des Pferdes. — Wäre auh C in dem 

ugenblide jinnlos betrunten geweien, als er das Pferd dem B mit der 

Ertlärung: „Hier Haft Du Das von meinem er gelaufte Pferd!“ 

übergab und als B das Pferd daraufhin annahm, fo wäre das Eigentum 

an dem Pferde nicht auf B übergegangen, denn die bei der fibergabe erklärte 

Einigung (der den et, Bertrag) zwilden C und B, daß das Eigen- 
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tum auf B übergehen jolle, wäre infolge der finnlofen Truntenheit des C 
nichtig (gemäß $ 105 Abi. 2, der nach dem oben Gefagten wie alle anderen 
Borj cffen des Allgemeinen Teiles über Rechtsgeſchäfte 88 104 ff. und Ver: 
träge 5 145 ff. auf für die dvingliden Verträge gilt). Die Folge 
wäre, daß C Eigentümer bes ‘Pferdes geblieben ware und alle An- 
ſprüche des Eigentümers behalten hätte, aljo insbejondere das Pierd un- 
mittelbar von E herausfordern könnte. 

V. Was die Einteilung der Vorſchriften über „Bas Recht der Schuldver: 
hältniffe“ betrifft, fo enthalten die erjten 6 Abjchnitte in den 88 241—432 
allen Schulpverhältnilfen gemeinjfame Beitimmungen (fogen. „allgemeiner 
Teil des Obligationenrechts“), während der 7. Abjchnitt in den SS 433--853 
die am Häufigiten vorfommenden einzelnen Schuldverhältnife (Kauf, 
Taufe, Schenkung, Miete, Pacht, Leibe, Darlehen ujw.) behandelt (fogen. be 
jonderer Teil des Obligationenrechts“). vgl. Hierzu Das Inhaltsver— 
jeihnis. Da, wie oben unter II bemerkt, jede dentbare „Zeiftung“ 
Gegenitand eines Schuldverhältnilles fein fann, jo kann das Geſetzbuch ſelbſt⸗ 
verftändlih nur für die im Verfehte gewöhnlichen Schulverbältnijie 
ins Einzelne gehende Beitimmungen geben. Wenn allo Schuldverhältnilie 
vorfommen, die im BGB. nit einzeln und bejonders geregelt find, 
jo find fie nad) den allgemeinen Borläriften und unter ent|preden- 
der Anwendung der für ähnliche Schulpverhältnifle gegebenen beion: 
deren Beitimmungen zu beurteilen (Analogie). — Für die Schuldverhältniſſe 
des Handelsrechts 3. B. Handelsftauf, Kommiffions-, Spebitions-, Lager-, 
Frachtgeſchäft ujw. gelten außer den und zum Zeile jtatt der Vorſchriften 
des BGB. die Beitimmungen des Handelsgejegbuds. 

VI. Die Vorſchriften des „Rechts der Schuldverhältniſſe“ find nur zum 
geringeren Teile zwingender Natur, d. 5. fie fönnen zumeiit durch 
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Früheres Schuldrecht — Schadenserſatz Auhang 
Parteivereinbarung abgeändert werden und greiſen nur Platz, wenn und Noch 


ſoweit die Parteien nicht ein anderes verabredet haben; 3.8.8551 ſchreibt vor, 
daß Dex Mietzins postnumerando zu zahlen ift, die Regel im Leben aber bildet 
die Vertragsvereinbarung, daß der Zins praenumerando bezahlt werden muß. 
VII. Schließlich ift hervorzuheben, daß für die vor dem 1. Januar 1900 
entitandenen Schuldverhältnife der Regel nad) die früheren Gelee maßgebend 
bleiben, daß aljo das BGB. feine rüdwirtende Kraft hat. Die Abweichungen 
hiervon beitimmt das Einführungsgejet in den Übergangsbeitim- 
‚wungen der Urt. 170—179. vgl. dieſe nebit Noten jowie Note 1 zu E. 1. 


Anhang 13 zu 8 249: yn allen %ällen, in denen eine Pflicht zum 
Shadenserjaße beiteht, find die 38 249-255 anzuwenden, ſoweit nit 
für den einzelnen Yallein anderes beitimmt at B. 557, 843). Die 
Hauptfälle der Schadenserſatzyflicht find: Nichterfüllung (Verlegung 
eines beitehenden „Schuldverhältniſſes“, namentlich eines Vertrags, &, 
ſchuldhafte Nicht-Lieferung oder verjpätete Lieferung einer verfauften che; 
— unerlaubte Handlungen (88 828 ff.). Außerdem ordnen die vi eine 
a Tg 108 in vielen a allen an, und zwar ohne Daß 
als Borausjegung der Scpabengerfugpitigit ein Bulsuten des 
Schadenserſatzpflichtigen gefordert wird. Die „Schadenserjagpflicht“ kann aud) 
— N eben est Dertra — die Ver— 
icherungsverträge. vgl. zu a er unter „ rag“. 

In — der im SG und in anderen Ge zerſtreuten 
Borfhriften.über „EC Habensertaß” wird in den ha Ra fi. die Art der Erſatz⸗ 
leiftung im allgemeinen geregeli. Das BGB. von dem Grundiak 
aus, dak der Erja icheige in eriter Linie den Zuftand „herzuftellen“ Hat, 
der beitehen würde, wenn der zum Erſatze verpflichtende Umitand nigt 
eingetreten wäre Wer 3. 3. einen ihm in Pflege benen Hund ſchuld⸗ 
Haft entlaufen läßt, iſt zunächſt verpflichtet, die zur Auffindung des Hundes 
erforderlichen Handlungen (Umfrage, Zeitungsinferate ujw.) vorzunehmen; er 
fann dazu verurteilt und durch „Zwangspollitredung“ gemäß 8 887 3PO. an- 
gehalten werden. Erſt in zweiter Linie iſt Entſchädigung in Geld zu Leiten, 
wenn und ſoweit die „Heritellung“ nidt möglie oder zur Ent: 
chãdigung des Gläubigers nicht gen ügend iſt. 249 ß 1,8 251 Abſ. 1). 

Vorſtehende Seien werden je t ückſichtnahme auf die Ber: 
hältniſſe jowohl des „Geſchädigten“ als des „Erfaßpflichtigen“ ea! ie⸗ 
denen Richtungen durchbrochen: a) Die „Herftellung“ des früheren Zu— 
—— iſt gear an fi) die dem Intereſſe des Berlegten am meilten ent: 
prechende Art der Erfagleiftung, namentlich dann, wenn der Schaden in der 
‚Entziebung“ einer oder in einer nachteiligen Rechtsände- 
run gl beiteht (wenn 3. B. mein Schaden darin beiteht, ich eine „Wechſel⸗ 
verpflitung“ eingegangen bin, jo hat der Schadenserſatzpflichtige mid von der 
Wechſelſchuld zu — St jedoch wegen Verletzung einer 
Perſon oder wegen Beſchädigung einer Sache Erſatz zu leiſten, 
je kann dem Geſchädigten billigerweife n icht unter allen Umſtänden 
zugemutet werden, zum Zwecke der „Herſtellung“ eine in ihrem Erfolg oft 
„weifelhbafte" Einwirkung auf ſeine Perſon (3. B. eine Ope⸗ 
ration; näheres hierüber op. 5 254 und Note 20 dazu) oder auf die Sade 
dem Erſatzpflichtigen zu geitatten. Sodann entipridt im Falle der Beihä- 
Digung einer Sade die Berhaffung einer neuen Sa unter Um: 
— m Intereſſe des Verletzten beſſer als die Herſtellung der be 
dhädigten. Das Geſetz geitattet deshalb in den bezeichneten Fällen dem Ver: 
legten, von vornherein jtatt der „Heritellung“ den Geldbetrag 
u verlangen, den er für die Heritellung aufwenten müßte ($ 249 Sat 2). 

ber aud joweit jich die Haftung des Erkaspflichtigen auf die „Herftellung“ 
beſchränkt, darf der Geihädigte nicht gezwungen werden, für unbe- 
ftimmte Zeit zu warten, ob Herjtellung ertoigt. as Gejet gewährt daher 
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Anhang Schndenderfing — Ablbſungsrecht — Erfüllungsort 
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dem Gejchädigten die Befugnis, dem Erfagpflichtigen eine angemeflene „SF riit“ 
ur ee et u mit der Wirkung zu beitimmen, nad frucht loſem 
Ablaufe der Friſt in Geld unter Ausſchluß des An: 
Ipruchs auf Herftellung verlangt werden kann ($ 250). A Die Rüdficht 
auf den Erjatpflidtigen erfordert andererleits, daß ihm, wenn Die 
„gerjtellung“ nur mit unverhältnismäßigen YAufwen- 
dungen möglid it, das Recht gegeben wird, den Gläubiger in Geld zu 
entichadigen «as Abi. 2). 
Da in Schadenserſatz-Prozeſſen befanntlich die Beweisführung oft be- 
ſonders ſchwierig ift, jo ilt von großer — die Vorſchrift des 8 287 3PO.: 
Iſt unter den Parteien ſtreitig, ob ein Schaden entſtanden ſei, und 
wie hoch ſich der Schaden oder ein zu erſetzendes Intereſſe belaufe, ſo entſcheidet 
hierüber das Gericht unter Würdigung aller Umſtände nad freier Über⸗ 
zeugung. Ob und inwieweit eine „beantragte“ Beweisaufnahme 
oder „von Amtswegen“ die Begutadtung Du a 
anzuordnen jei, bleibt dem Ermeſſen des Geridhts überlalien. 5 Gericht 
kann anordnen, dab der Beweisführer den Schaden oder das Interelle eidlich 
ſchätze. In diefem Falle hat das Gericht zugleich den Betrag zu beitimmen, 
welder die eidliche Schäßung nit überfteigen darf.“ 


Anhang 39 zu & 268: 8 268 handelt vom iogen. Ablöjungsredhte. 
„Ablöjung wendet Zwangspolljtredung ab“ (C). L. 1150, 
1249 und Noten. Mus den Worten „Recht an genitande“ 
folgt, F das Ablöſungsrecht nur dem zuſteht, der ein Ding: 
lies Recht „an“ dem zur Zwa svollfiredung — — 
ſtande (gepfändete Sache, Forderung ujw.), z. B. ein Pfand. wer Nieß— 
brauchsrecht, hat (vgl. ng 1 zu 241 Seite 850, 851). Wer kein 
„dingliches“ Redt „an“ dem Gegenitande, fondern nur ein „perjön: 
lihes“ Forderungsrecht „auf“ den enitand hat, 3. B. der Wieter 
oder Pächter einer Sade, fann das „Ablöſungsrecht“ nur geltend madhen, 
wenn er die Sache im (Miet oder Baht) „Beſi g e“ (8 268 Abi. 1 Sat 2) 
vgl. Note 92 zu $& 1150, — Hauptbeijpiel zu 8 268 Ubi. 1 1: A 
läßt wegen einer Forderung von 150 Mt. gegen B en Pianino pfänden. 
C läkt demenächſt wegen einer Forderung gegen B von 00 Mi. dasjelbe 
Pianino pfänden (jogen. Anfchlußpfändung). In a a er: 
Iheinen nur wenig Liebhaber für das Pianino, jo daß C fürchtet, es werden 
höchſtens 200 ME. geboten werden. Er würde alfo an feiner Forderung 
250 ME. verlieren, ja zu erſt A wegen jeiner 150 ME. befriedigt werden 
muß. Hier bilft ibm $ 268. C it beredtigt, den A wegen deſſen 150 Mt. 
gu bejriedigen, dadurd die VBerlteigerung vorläufig abzuwenden und wegen 
T — ihm zuſtehenden Forderungen von 150-+300 ME. einen neuen 
Berjteigerungstermin zu beantragen, An dem er durch Zeitungsinferate uſw. 
zahlungsfähige Käufer für das 600 DIE. werte Pianino herbeiſchafft. — Das 
„Ablöſungsrecht“ aus 8 268 fann nur geltend gemadt werden, wenn die 
Zwangsvolljtredung bereits „betrieben“ wird, anders nad 88 1150, 
1249, wo jhon die „mögliherweife drohende“ — 
bes Grunditüds bezw. Veräußerung des Pfandes genügt. — Das ungs: 
recht“ des Dritten aus $ 268 iſt nur gegeben bei Zwan spollittefung in 
einem „nem Shuldner Deore Gegenftand“. Iſt der Dritte G 
en Eigentümer, 5. 8. eines von ihm dem F vermieteten Pianinos, 
o kann G, wenn das Pianino wegen einer Forderung des P bei deilen Schuld: 
ner F gepfändet ijt, die „Aufhebung der Pfändung“ durch die jogen. „Inter: 
ventionsftlage“ gegen P gemäß $ 771 3P0O. betreiben. 


Anhang 43 zu 8 269: Erfüllungsort. — Für die Frage: Wo ift zu leilten? 


Zu 
8 269 find entiheidend: in erfter Linie: der ausdrücklich oder dur ichlüllige Hant 


lungen (vgl. Seite 819) erklärte Wille der Beteiligten (vol. SS 139, 157, 
242), — in zweiter: etwaige bejondere geletlide Boridriiten 
(3. 8. 88 697, 700, 811, 1194, E. 92), — in dritter: die Umitände, 
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Solichulden — Bringſchulden (Geldſchulden) Anhang 


Insbefonbere die Natur des Schuldverhältniſſes (vgl. 88 133, 157, Noch 
242), 3. B. aud) die Herjtellung eines „nicht fundamentierten“ „Dot huppens zu 
Hat, falls fi) fein anderer Wille der. Beteiligten Rad ne au uplage 8 269 

zu erfolgen, — in vierter: die Vo des & 26 N unrtommienke 
einfeiti Beitimmung des „Leiſtu ungsorle ——— ſeitens des 
Verkäuſers in der Faktura (Rechnung) edeutungsios, 


jelbhit wenn der Käufer die Yaltura —8 A los angenommen hat. 
Wenn jedoch z. 3. ein fmann in Berlin bei dem „reitenben eines Kauf: 
manns in Hamburg Waren beitellt und demnä der Verkäufer in dem 


handelsäbligen Beftätigungsidrei en fast: „Griüllungsort 
Samburg“, fo „Tann“ indem Shw ei gen des Käufers ohne Han: 
beisnerfehts itte eine Genehmigung gefunden werden. — Über Wohnfig_SS 7 ff., 

4. N 29 3PO. iſt bei Werfeägen“ am Leiſtungsort auch ein Gerichts⸗ 
Hand des [dners begründet. 


Anhan u 8 269 Nah ind —— hugoe lbich Zu 
Deliguiden, nat efher der Fülle 3 he 8s u $ 269 5— So 
olſchulden, d. h. der Gläubiger mußt olen. Diekr‘ Grundiag erlei 
eine wislige Ausnahme: Geld-Schulden find nah 8 270 in ger Regel 
* ſchulden. „Geld reiſt auf Schuldners Koſten und Gefahr“; ‚abe t: 
Wechſel muß zu mir men ich brauche ihm nicht nachzugehen n“ (C). 
lad) dem Geſagten tönnen bei „gegenleitigen agen“, bei 
denen jede Partei A einer „Leiſtung“ verp iöhiet iſt (vgl. 8 320) zwei 
—— Gig jede Partei ein anderer) be 
9, 270 ift auch die Frage zu enti n, in weſſen Wohnung, 
in weflen E — * lei 3 Bi wenn bie arteien an dDemielben Orte 
wohnen oder ihre Niederlaffung haben. Dies en . widtig für die Zahlung 
des Wohnungs: Mietzinfes. Der Miet em Vermieter den Zins 
in deſſen Wohnung zu bringen, falls Se mas anderes vereinbart“ oder 
„Verkehrsſitte“ iſt („im Zweifel“ ſagt & 270); z. 8.5 n „Maſſenquartieren“ 
pflegt der Hauseigentümer oder deſſen Vizewirt bie Mietzin bei den Mietern 


„ 


. N nautalfieren. 


Zu 
jih von Rudolp Ai Berlin einen Teppich kommen läßt, der ihm laut $ 269 
gatalez weil ü tend, franko nach Memel geſandt werden muß, 
jo bleibt doch Berlin —* tungsort“. 


Anbang 46 En 8 270: ine Gernjäuf ift Kim Zweifel“ (d. h. wenn Zu 
nicht einer der Fälle 13 des Anhangs 43 zu $ 269 vorliegt) vom Shuld- 8 270 
ner Zr jeine Gefahr und Koſten“ dem Gläubiger an deſſen 
Wohn MT den er „zur Zeitder Zahlung“ hat, zu übermitteln 
(Bringihuld). 


Anhang 47 zu 8 270: Über Zahlungen aus öffentliden Kaſſen vgl. 3e 
E. 92 nebit Note. — Im übrigen vgl. zu 8 270 die Anhänge 48 und 44 zu 8 269. 3 270 


Anhang 48 zu $ 270: Cine Ünderung des Wohnfiges oder der Nieder: Bu 
lafjung des Gläubigers Tiegt aud) Bor, wenn die Korderung an einen anderen 8 270 
Gläubiger, ha an einem anderen Orte feinen Bopniit ulw. hat, abge- 
treteni 


Anhang 49 zu 270: Durch die Vorſchrift des 20, [re IE Geld⸗ Zu 
ſchulden = Bring find) werden die Vorſchriften N, & 268 über den 5 270 
Leiſtungsort len ührt. — Beijpiel: A in Königsberg iſt dem B in 
Berlin 100 Mt. — Weder Ah dem betreffenden Rectsgekhäfte no) 
aus den — ergibt fi ein beitimmter Leiltungsort. Nach E 269 und 
270 Abi. 4 it alfo „Leiftungsort“ Königsberg; beim dortigen Amtsgericht 
muß B den A A verklagen. Erfüllt A freiwillig, jo muß er, obwohl Königsberg 
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Anhang 3 Ser Fr; 269: Beiſpiel zu 5 269 Abi. 3: Wenn A in Memel 


Auhang Zurückbehaltungsrecht 


Noch Leiſtungsort iſt, nah 8 270 Abſ. 1 dem B das Gelb nad) Berlin fenden, 
gu und zwar franfo; er an nicht 20 Pf. für die Poſtanweiſung abziehen, 
8 270 un ——— er das Bojtbejtellgeld für Abtragung der Poitan- 
weilung in Berlin Hinzufügen. Wenn die Zahlung Ben am Sonn 
abend, den 1. April zu leiften it, jo genügt es im vorliegenden Beilpiele, wenn 
A am 1. April das Geld in Königsberg dem „Leiltungsorte‘) zur Poſt 
gibt, und er hat nit die Kolgen des Verzuges zu tragen, wenn das 
Id erit Montag, den 3. April in Berlin Beach B beitellt win. 
War aber laut Vereinbarung oder nad den Umitänden Berlin „Xei- 
—— jo it A im Verzuge, wenn das Geld nicht am 1. April 

m B zugeht. 


Bu "Anhang 34 zu 8 273: Das in $ 273 geordnete „Zurüdbehaltungsrenht“ 
8 273 iſt ein Sihderungsmittel zum Sch desjenigen, der von feinem Gegner 
aus, einem Rechtsverhältnis auf „Erfüllung“ belangt wird, obgleich ihm 
aus „nemjelben“ Rechtsverhältnis ein „[alliger“ Gegen: 
aniprud er Treu und Glauben verbieten, daß jemand von 

r 


inem Gegner üllung einer Verpflichtung fordere, ohne die ihm 
tion aus „De "13 Iben“ sperhältnis obliegende fällige Berpflid: 
tung gleihhgeitig (Zug um Zug) zu erfüllen. 
ü 


Für das nad 8 273 die Boraus esung des „Zurüdbehal: 
une n bildende Erfordernis, daß die „Xeiftungsverpflidtung Des 
Schuldners“ und zugleih „rein Tälliger ee (wegen dellen er die 
von ihm geihuldete Leiltung jo la „urüdbebalten“ will, bis der 
Gläubiger feinerkits die ihm obdliegende Leitung macht) „auf demſelben 
rechtlichen Verhältniſſe“ beruhen müſſen (ſogen. „Ronnerität“ zwiſchen Anſpruch 
und Gegenanſpruch), dürfen nach der — des Reichsgerichts „nicht 
allzu ftrenge Anforderungen“ geſtellt n. icht „kontrakt fi he 
egenleitige Bedingtheit“ von Leiftung und Gegenleijtung ift er: 
Fordern ‚ fondern (und Hierin liegt der Unterſchied des S 273 Abi. 1 om 
den 88 22) es tommt lediglih darauf an, ob „Leiftung“ und „Gegen: 
leitung“ auseineminnerlid zufammengehörigen, einheit— 
lihen Nebensverhältnis entjpringen, ob eine natürliche, 
ewollte oder als gewollt vorauszujegende Cinheit- 
ihfeit des faktiſchen Verhältnijfes und ein hierdurch bewirkter 
natürlider Zuſammenhang der beiden Anſprüche vorli 
Wenn alſo 3. B. A von B durch notariellen Vertrag vom 15. Dezember en 
sr elle fauft, in dem B ein EU DRS mit Deitillation 
etreibt und das dazu eingerichtet ijt, und wenn A von B dann an demijelben 
oder einem der folgenden Tape Durch beionderen privatihriftliden Ber: 
trag aud) das Geigäft mit allen Vorräten, Inventar ujw. fauft, jo wird in 
der Regel anzunehmen jein, daß beide Verträge „dasſelbe rehtlihe Ver- 
hältnis“ im Sinne des $ 273 bilden, und B wird, wenn A den am 20. De- 
jember fälligen Kaufpreis von 10000 ME. für das Geihäft mit Warenlager 
ujw. nicht zahlt, die ihm obliegende, gleichgeitig jalige „Auflajlung“ des 
Grundftüds zu feiner Sicherung n der 10000 Mi. zurüdbehalten“ 
dürfen. — Beijpiele von „fälligen ——— aus demſelben 
rechtlichen Verhältniſſe“, die das Zurückbehaltungsrecht“ begründen 
bieten die 53 368, 601, 670, 683, 693, 694, 970, 971, 1000, 1001 ujw. — frernere 
Beifpiele: Der Gutsbefier, der mit einem Milhhändler in der Stab 
einen Mildhlieferungs-Vertrag auf die Dauer von 2 Jahren chließt, inhalts 
deilen er ihm täglich mindeitens 200 Liter Milch Tiefern muh, wogegen ber 
Mildhändler am Eriten jedes Monats Zahlu u leiften Hat (iogen. „Sul: 
zeſſiv⸗Lieferungsgeſchäft“), fann, wenn der Milhhändler eine jolde Jah 
lung nidt leijtet, auf Grund 8 273 weitere Mildhlieferung 
bis zur Zahlung verweigern (ob er au vom Bertrage ‚ganz aurüd 
treten“ fann, vgl. Anhang 27 zu 8 326 unter B, Seite 875). — Wenn durch 
Brud) der Waller itung die Wohnung des Mieters ohne deſſen Schuld be- 
ſchädigt ift, jo kann er den WMietzins gemäß 8 273 „zurüdbehalien“, bis 
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Zurückbehaltungérecht Auhang 
der Vermieter ſeine Verpflichtung, die Wohnung in ſtand zu ſetzen, er— * 


füllt hat. 

Das — —— jt des Schuldners iit nah $ 273 ausgejälofjen, 5 273 
ijofern fi „aus — ein anderes ergibt; 
dies ilt de * Tefsftverftändlic. ver Fall, wenn der Schuldner zur 
zp orleiftung“ nad) dem Vertrage verpflichtet iſt. Das nn der 5 

ferner aaa Tnletien 3. B. in den füllen ber 

Richtig i t, daß nad) $ 139 Snvalidenverfiherungsgeiek vom 13. Juli 1899 kun 
Arbeitge t ſowie Dritten die Zurüdbeha tung der Quittun starten bei Ver: 
meidung von Scadenserjagpfliht und polizeiliher Megnahme unterjagt it. 
Eine weitere für das tägliche Leben widhtige Frage ift, ob auf das Zurück 
bebaltun MR bes 8 273 Die Vorſchrift des 8 394 entipredend anzu: 
wenden jei, 4. B. ob ber Wrbeitgeber den dem Arbeiter gejhuldeten (nicht 
rs ändbaren und deshalb der „Aufrehnung“ nicht unterliegenden) Lohn „zu: 

dbehalten“ fann, bis der Arbeiter die ihm auf Grund des Arbeitsvertrags 
übergebenen (von ihm vielleiht unterjhlagenen oder ſchuldhafter— 
weije zerjtörten oder verlorenen) Sachen und Gelder zurüdgibt oder erjekt. 
Die herrſchende Un tea bat die „Zurüdbehaltung“ für zuläljfig erklärt. 

Das „Jurüd Itungsredyt“ Des $ 273 iſt übrigens nit auf „Schuld: 
ver ältnijje“ im engeren Sinne beſchränkt, jonvern es findet 
aud Anwendung auf Anſprüche, di aus anderen vom Rechte geordneten Ver— 
— hervorgehen, Pi auf Anſprüche aus erbrechtlichen Berhältniljen. 

Gegenitüd zum JZurüdbehaltungsredhte iſt das Aufrechnungsrecht. 
Diejes greift insbejondere Platz, wenn der Schuldner, dem der Gläubiger Die 
aejchuldete Leiſtung abjordert, aus einem „anderen“ rchtlidhen Wer: 
hältnijie, als auf dem feine Verpflichtung beruht, einen „Jälligen Gegen: 
anſpruch“ hat und wenn die Vorausſetzungen der 8 gg 387 ff-, insbe: 
iondere Gleichartigleit des Gegenitandes Der „Reittung und der „Gegen: 
leitung”, rn n, während beim ‚Zurüdbehal tungsrtechte“, wie obiges ° ei⸗ 
ſpiel zeigt 10000 ME. Kaufpreis — Gegenleiitung: Auflaſſungs— 
irn ieh leihartigteit“ nicht erforderlich ift. 
Wirkung er Geltenbma zung bes ge ie 
jeitens bes Schuldners gegenüber der Alage des Gläubigers vgl. $ 274. 

über das abweidhenpd von & 273 geordnete, dem ‚Biandrect“ ühn: 
(ice kaufmänniſche Zurüdbehaltungsreht, fraft deilen der Zurüdbehaltende 
aus dem zurüdbehaltenen Gegenjtande En ein Piandgläubiger) „Befrie: 
digung“ wegen feines a ſuchen fann, während 8 273 BGB. nur 
— „Siche rung“, nicht zur —— die Zurüdbehaltu — (val. 

& 173 D.), handeln e 8$ 369-372 56B. (abgedrudt Seite 794 ji. ). 


" Ankan 57 zu 8 274: Das „Zurüdbehaltungsredht“ ijt im Prozefje durch Zu 
Gral rg inrede“ geltend zu machen. Die begründete „ inrede“ gs 271 
at aber nit die regelmähige Wirkung begründeter Einreden, dak die 
Klage ab ewiejen wird, Tonbexu daß ber uldner aur @eijtung 
„ug um Zug“ verurteilt wird. Beilpiel: ibt jein Pferd dem B 
in Verwahrung, das Pferd wird frant; B holt und beza lt den Tierarjt. Hier- 
auf verlangt A Herausgabe jeines Pferdes, will aber die 30 ME, Koſten bes 
Tierarzjtes sale nicht nöti ren), nicht jablen. Infolgedeſſen verweigert B 
Herausgabe des Pferdes, ſein Zurückbehaltungsrecht“ daran geltend machend 
($ 693). Von * auf Herausgabe des Pferdes verklagt, erhebt er die „Einrede 
des Zurüdbehaltungsrehts“. Der Richter hält Jie ür begründet, weiſt aber 
nicht etwa die Alage auf Herausgabe des Pferdes ab, jondern ertennt: „Be: 
a ter B it jhuldig, das Pferd dem A Zug um Aug gegen Sahlung von 

f. herauszugeben; die Prozeßkoſten trägt Kläger ($ 274 Ubi. 1). 
— 35 nun B es zur Zwangsvollſtrecküng fommen ($ 274 Abſ. 2), 
jo gibt A dem Gerichtsvollzieher, der das Pierd holen joll, 30 tt. mit. Ber- 
weigert B die Unnahme der 30 DiE., jo nimmt der Gerichtsvollgieher das 8 
ohne Zahlung der 30 DE. * über die Zwangsvollitredung $S 726 Ab). 2 
756, 765 Z3BO.). — vol. au 208. 
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Auhang Unmöglichwerden der Leiſtung — Hilfsperſonen 


Zu Anhang 58 zu 8 275: Cine „unmögliche Leiſtung“ im Sinne des 8 275 
$ 275 Liegt vor, wenn fie dauernd oder zwar vorübergehend, aber zur Zeit Der um 
feit der Leiltung unmöglid if. „Zeitweife Unmöglidleit“, falls fie 
ta zu vertreten fit, fällt unter den Begriff „Berzug“ 

275 Ubi. 1 handelt, wie hervorgehoben fei, von der „nachträglichen“ 
Unmögligfeit (d. 5. der nah Entftehbung des Shuldbverhält- 
nijjes eintretenden). Bon ber bereits zur Zeit der Entitehung bes uld- 
verhältnifies aus einem „Vertrage“ vorliegenden Unmöglichleit handeln 


N 2 ane —ã act äglich eintretenden „achlichen 
. von nachtrã eintrete “ 
Unmöglichkeit (im Gegenfate zu der in Abi. 2 behandelten bes jub 
jettiven Unmögli eit, fogen. „Unvermögen“, vgl. darüber weiter 
unten). — Beilpie : Ein von A dem B verfauftes Gemälde von Rubens 
wird por der Übergabe durh Brand vernichtet. Hier wird A von feiner 
Verbindlichkeit frei, falls er den Brand nicht zu „vertreten“ hat. Er würde 
ihn 3. B. zu „vertreten“ Haben, wenn er felbit ihn „verſchuldet“ Hätte, oder 
wenn er mit der Übergabe des Bildes „im Verzuge“ geweien wäre und bei 
reihtzeitiger libergabe das Bild nicht von dem Brande betro ſer worden wäre. 
Eine ſachliche Unmöglichkeit“ ift au die recht liche Unmöglidtfeit; 
3. B. A verpflichtet fih, dem B binnen 3 Monaten 500 ruffifche Schweine 
gu liefern; träglidh ergeht Einfuhrverbot; hier wird A gemäß 8 275 
bj. 1 frei. Ehulbuer muß bemweijen, daß die Leiltung „unmöglich“ ge- 
worden ilt und dag er die Unmöglichkeit „nihtzuvertreten“ dat (8282). 
Berjönliche ([ußjettioe) Unmöglifeit, vom BGB. „Unvermögen“ ge: 
nannt (hiervon handelt 8 275 Abſ. 2), befreit,wenn fie ,nidtauver- 
treten“ it (88 276—279) und „Dauerndes Unvermögen“ ilt, 
rundſätzlich aud von der eikungspiiiät: bei der Mehrzahl der 


2 
* 


ulden, den „Gatt ung s ſchulden“ (Geld ujw.) tritt aber dieſe Be⸗ 
freiun gemöß 8279 n icht ein. Wer aus Mangel an Geld „unvermögend“ 
tft, eine dihuld zu zahlen, wird durch dieſe Unmöglichkeit jelbitverftändlich 


nicht von feiner Schuld frei. Der Yabrilant, der infolge „Streits“ feiner Ar: 
—* Fr ee il zur verein zien Zeit die b en Fr Mant zu 
iefern, es „Unvermögen“ zu vertreten, ser nidt im Bertrage 
durch Die jogen. Sireiterlaufel geihügt Bat. t Maler aber, der fi ver: 
pflitet, das Porträt eines anderen zu malen, wird frei, wenn er vor Er⸗ 
füllung diefer VBerpflihtung ohne fein vertretbares Verſchulden erblindet; er- 
A er durch (or nad 276 zu vertretendes Berjchulden, jo iſt er gemäß 
chadenserſatzpflichtig. 

ondere Fan tiften über Die nadteäglige Unmöglicjleit bei „gegen- 
jeitigen Berträgen“ (Kauf, Miete, Dienſt⸗, trag uw.) enthalten Die 
58 323-325 (vgl. Anhang 1 zu $ 320 und namentlid Anhang 9 zu 8 328). 


83 Anhang 65 zu 8 278: Silfsperſonen, deren ſich der Schuldner zu- 
8 278 Läffigerweife „ur Eriüllung leiner Berbindlidteit“ be 
dient (vgl. Note 38 zu 267). Wenn der Schuldner fih „unzuläffiger- 

weile" ſolcher „Hilfsperlonen“ bedient b haftet er ohne Süchicht auf deren 
Verſchulden Ichon für den aus der un uläf igen Zuziehung entitandenen Schaden. 

— nl. 31, 831. — gür 8 278 tommen namentlid in Betracht: Gemerbe- 

und Handlungsgehilfen, Bureauvorjteher von Rechtsanwälten, Dienftboten ulm. 

— Beilpiel: Ein Eifenbahn-Pförtner ſchafft aus dem Wartefaule einen Bes 
trunfenen ‚genaltiam hinaus, und zwar unter „Vernadlälfigung“ der dem 
übrigen Publikum ſchuldigen Nüdficht (Sahrläffigteit). in ger mit dem 
Zuge ankommender Reijender wird dabei geitoßen und verletzt. Die Eifen- 
bahnverwaltung haftet gemäß $ 278 für ihren Angeftellten; n nad dem 
Beförderung -Bertrage üt fie verpflichtet, den anlommenden Reilenden 
das fidyere Verlaſſen des Bahnhofes zu ermögliden. Wäre 3. B. der in der 
Eijenbahn-Halle (ohne Bahnjteig-Karte) den Reifenden erwartende Freund 
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Schndeuderfat wegen Richterfüllung YAuhang 


verlegt worden, Fi würde die Eifenbabnverwaltung nicht gemäß 8 278 haften Noch 
(denn mit dem „Wartenden“ ſtand fie in feinem ee net Linis), ' de 


jondern allenfalls gemäß 8 831; Ne ı wäre da wenn fie bei der „Aus⸗ 
wahl“ des Törtners ie erforber arg halt eier Sr hätte. — Yus- 
nahmen vn $ 27 1 Cat 2, 691 Saß 2, weil es fich dort um 


„unentgeltliche“ —— — 


Anhang 67 zu $ 280: 8 280 ſtellt den Grundſatz auf: Wenn dem Schuld⸗ au 
ner die ihm obliegende Leiftung „unmöglich wird“ (vgl. 8 275 nebſt 3 280 
Anhang 58 dazu), und wenn diefe Unmöglichkeit auf einem vom Schuldner 
(nad) 88 276-278) „zu vertretenden Umſtande“ beruht, jo bat der 
Schuldner dem Gläubiger „Schabenserfak wegen Nichterfüllung“ zu leiſten. 
über ‚Shadenserjat" im allgemeinen vgl. 88 249-255. 

Der vom BGB. häufig verwendete Begriff „Schadenserfah wegen Nicht: 
erfüllung“ (vgl. außer $ 280 namentlicd) 88 283, 286, 325, 326, 440, 463) it 
einfah und klar, wenn vorliegt: ein „einjetitiges" Rechtsgeſchäft 
(ogl. Anhang 1 zu $ 104 Seite 820) oder auch ein „einjeitiger“ Ver— 
trag,d. h. ein Vertrag, bei dem nur die eine Partei zu einer „Yeiftung“ 
ohne eine davon abhängige „Gegenleijtung“ der anderen Partei 
verpflichtet ift, 3. B. Leibe, Auftrag, Schentung uſw. (das Nähere hierüber 
ogl. Anhang 1 zu 8 320). Beiſpiel: A leiht feinen Yrad feinem Freunde 
B (unentgeltlicher, „einjeitiger“ Vertrag 88 598 ff.) mit der Verabredung, daß 
B den rad ſpäteſtens am 28. November morgens zurüdgeben mülje, weil A 
an diefem Tage zu einer für ihn wichtigen Audienz befohlen fei. B unterläßt 
jahrläffigerweije die Rückgabe. A Läßt infolgedefien durch einen bejonderen 
Boten aus der benachbarten Großſtadt (Sradverleih-Inftitut) einen rad miet- 
weife bejorgen. Die hierdurch entjtandenen notwendigen Koften bilden den 
dem Gläubiger A „DBurh die Nihterfüllung entitandenen 
Schaden“, den der Schuldner B erkegen muß. 

Was aber ift unter „Schadenserjag wegen Nichterfüllung“ zu veritehen 
bei „gegenieitigen Berträgen“, bei denen jede Partei zu einer von der 
„Segenleiftung“ der anderen Partei abhängigen „Zeiftung“ 
verpflichtet ift (das Nähere hierüber vgl. Anhang 1 zu $ 320), 3. B. bei Kauf, 
Miete, Baht, Dienftvertrag, Werkvertrag, verzinslihem Darlehen, alio bei 
den im praftifhen Leben häufigiten Schuldverhältniſſen? Dieſe Frage iſt von 
beſonders praktiſcher Bedeutung, da fie in den alltäglichen Fällen des 
8 325 und bejonders des & 826 zu entieiden iſt. Beifpiel: A fauft bei 
Bechſtein für feine Yrau einen Flügel für 2000 ME. Infolge Geldmangels 
gerät er in „Verzug“ mit der „Annahme“ des Ylügels und mit der „Zahlung 
des KRaufpreifes“. Nachdem Bedjitein ihm mit der 8 326 bezeichneten Erflä- 
rung 4 Wochen „Friſt“ geitellt hat und diefe vergeblich abgelaufen ift, verlangt 
Bechſtein, was er nah 8 326 kann, „Schadenserjfaß wegen Nidt:- 
exrfüllung“ Nah der Anfiht des Reichsgerichts (die in der Willen: 
ſchaft angefochten wird) iſt Bechſtein von feiner Verpflichtung, den Flügel 
zu liefern, frei;an die Stelle der urfprüngliden Verpflichtungen 
„beider“ Parteien (Lieferung des Flügels -- Zahlung der 2000 Mt.) tritt 
ein Anſpruch des Verfäufers Bechſtein gegen den Käufer A auf Erjah des 
Schadens dafür, dab der Kaufvertrag jo, wie vereinbart, infolge des Verzugs 
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Noch des Käufers nicht zur Erfüllung gelangt, d. h. Bedhitein behält den Flügel 
zu und kann als „Shadenserjag“ die Differenz zwilden dem Kauf: 
280 preije von 2000 ME. und dem Selbfitfoftenpreije des Flügels, mit 

anderen Worten: den ihm durch das Hinfälligwerden des Geſchäfts entgangenen 
Verdienit fordern. (vgl. auf) das Beilpiel in Note 24 zu $ 325.) Der 
deutihe Juriftentag von 1904 hat zwei hiervon etwas abweiden: 
den Leitſätzen eine Zuftimmung erteilt. — Auf vorftehende Bemerkungen 
wird weiterhin noch öfters verwiefen werden müjlen. 


Yu Anhang 70 8 283: 8 283 hat den Zwed, dem Gläubiger, falls der 

8 283 Schuldner nit leiltet, Die Geltendmadung des „Schadenserſatzes“ zu erleid;: 

tern. Wenn 3. B. der uldner zur Herausgabe einer beitimmten Sache, zur 

Leiltung eines Dienites jtellung eines Wertes uſw. verpflichtet ift und die 

Leiltung nit bewirkt, io tönnte der Gläubiger nad 8 280 nur Schadenserfat 

fordern, fallserbeweift, daß die Leiltung dem Schuldner „unmöglid" 

ift. Dieter Beweis iß oft r, oft gar nicht zu führen; jedenfalls müte der 

läubiger erſt ale Zwangspolljitredun mon Tenern zur Ermwir: 

fung der Herausgabe der Sache (aljo aud den O ———— ‚jur Erlangung 

des Dienstes durch einen „Dritten“ ($ 887 ZPO.), zur Heritellung des Wertes 

EEIDEDEN. Nach 8 283 nun genügt es, wenn er den Schuldner auf „Heraus: 

be“ der Sadye, „Leiitung“ des Dienites, „Herjtellung“ des Werkes verklagt. 

af der Schuldner dazu rehtsträftig verurtertlt, fo kann der Gläu: 

iger, ohne erit den Weg der Song ung beihreiten zu 

müſſen, gemäß $ 83 verfahren und nad Ablauf der timmten 

tritt „Shadenserjag wegen Nichterfüllung“ DOEDEEN (Anhang 67 zu 

280 und Anhang 78 zu $ 286). Er kann jogar verlangen, daß die „Fr i ſt“ 

gemäß $ 283 bereits in dem auf — der w. ergehenden 

„Urteile“ gelegt werde; vgl. SS 255, 893 Abi. 2 3PO. — vgl. Beiſpiel in 
Anhang 26 zu 8 325, ferner 8 325 Abi. 2. 





Zu Anhang 78 zu 8 286: Die 88 286 fi. beitimmen die Wirkungen des Ber- | 
8 286 zugs des Schuldners. Der grundjäglicde Standpuntt des BGB. üt: 
Menn der „Schuldner im Verzug“ iſt, kann der Gläubiger fordern: a) nad: 
träglide Erfüllung und außerdem b) Schadenserjaß ( 
249 45 wegen der verſpäteten Erfüllung. Ber Gläubiger hat alſo nicht 
ohne weiteres ein Rücktrittsrecht, er hat au * ohne weiteres das Recht, 
die Annahme der nachträglichen (verſpäteten) Erfüllung 
abzulehnen und Statt ihrer AR, wegen Nicht » Erfüllung 
(im Gegenjaße zum serfaß wegen verjpäteter Erfüllung) 
zu fordern. Es iſt dies beionders hervorzuheben, weil das Redtsbemußtfein | 
des Volks dazu ne t, beim „Verzuge des Schuldners“ für den Gläubiger ohne | 
weiteres das Recht zum „Rüdtritt“ oderau Shadenserfat wegen 
„N — in Anipruc zu nehmen. Das Recht, die Annahme der 
verjpäteten Leiftung abzulehnen und Schadenserjag wegen Nichterfüllung (im 
Gegenjat zum Schadenserſatz wegen verfpäteter Erfüllung) zu fordern, 
u der Gläubiger beim „Verzuge des löners“ dem grundjäglichen 
tandpunfte des BGB. nur: 2) im alle des 8 286 Abi. 2, d. h. „wenn die 
ſpätere —— ihm nichts nützen kann“ (C), und b) im Falle des 
283, d. h. nahdem er 1) zunädjt den Schuldner auf „Bewirtung der 
eiltung“ verflagt und darauf 2) ein rvehtsfräftiges Urteil auf | 
Bewirfung der Leiltung ac t und demnädit 3) eine Srift zur „nad- | 


* 


träglichen Bewirkun eiſtung“ geſetzt hat. Dieſen grundſätzlichen 
Standpunkt verläßt je das 36% bei den „gegenjeitigen Berträ ——— 
Tauſch, Miete, t, Dienſtvertrag, Werkvertrag uſw. (vgl. Anhang 1 zu 
320). Bei dieſen gewährt es dem Gläubiger gegen den „im Berzuge 
efindliden Schuldner“ (3. B. dem „Räufer“ gegen den „mit Qiefe: 
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rung der Ware im Verzuge“ hen Verfäufer, oder dem „Ver: 
täufer“ der Ware gegen n mit „Zahlung des Kaufpreiles im Ber: 
uge“ befindliden Ra 
mieter und umgelehrt, — dem „Wert:Bejteller“ gegen den [au: 
migen Werf:Unternehmer und umgelehrt ujw.) die in den 326, 327 be- 
zeichneten weitergehenden Rechte, namlich: unter den daſelbſt timmten Vor⸗ 
ausſetzungen: ie Wahl zwi „Schadenserſatz“ wegen Nicht⸗Er⸗ 
füllung (im Gegenſatze zum Schadenserſatz wegen verſpäteter Er: 
jflung) und „Rüdtritt“ vom Bertrage (vgl. die Noten zu SS 326, 327). Das 
rgebnis it: DaimtäglihenLeben die Schuldverhältnife aus „gegen- 
jeitigen Verträgen“ die bei weitem überwiegende Mehrzahl aller 
porfommenden uldverhältniffe bilden, jo fann man als „regelmäßi ge 
Wirkung des „VBerzugs des Shuldbners“ im praltiiden Leben 
(nit: die nad) dem oben bezeichneten grundiäglidden Standpunfte des BGB. 
„beichräntten“ Neüne des Gläubigers, ſondern) die in den 326, 327 „er: 
weiterten“ Rechte des Gläubigers bedeichnen vgl. namentlich Anhang 27 zu 
8 326, Seite 873. — Beſondere Rechtsfolgen des „Verzugs des 
Schuldners“ find noch beitimmt 3. B. in den 88 339, 554, 633 Abj. 3 um 


Anhang 19 zu 8 316: Beiſpiele zu $ 316: „it jeft verfaufet mir von Dir 
die Kuh, jteht Preisbeftimmung Dir,im Zweifel zu“ (C). Der „Bertäufer“ 
hat dann gemäß $ 315 den Preis „nad billigem Ermellen“ zu beitimmen. Dies 
gilt jedoch nur „im Zweifel“. Hat 3. B. eine verlaufte re einen „Markt—⸗ 
oder Börlenpreis“, jo wird anzunehmen jein, dag nad) dem Willen der Par- 
teien dieſer Preis als Gegenleiltung bejtimmt fei. vgl. 8 453. — Ferner wird 
bei Dienit:, Wert: und ällervexträgen die (nicht vereinbarte) Vergütung in 
erjter Linie dur etwaige Tagen, in zweiter durch den Braud und erft 
in legter gemäß $ 316 beitimmt (88 612, 632, 653). Ein praktiſch wichtiges 
Beilpiel zu 88 315, 316 (vgl. Note 18 zu $ 315) bieten die Gebührenrehnungen 
der Urzte, mit denen ja gewöhnlid, feine Vereinbarung im voraus gettoen 
wird. In foldem Falle fönnen de gemäß 8 612 Gebühren nad) der Tare 
tordern. Es gilt nun 3. B. für Preußen die Gebührenorinung vom 15. Mai 
1896. Danad) fann der il fordern: für den eriten Beſuch 2—20 ME., für jeden 
folgenden im Berlaufe derjelben Krankheit 1—10 Mt. Die niedrigite Gebühr 
toll für nadweisbar Unbemittelte gelten, im übrigen joll die Gebühr inner: 
halb der feſtgeſetzten Drengen nad den beionderen Umſtänden des einzelnen 
Falles, insbejondere nad Beilhaffenheit und ierigkeit der Leitung, 
der Bermögenslage des Zahlungspflicdhtigen, den örtlichen Verhältniſſen uſw. 
bemellen werden. Der Arzt Hat aljo gemak 8 315 Abi. 1 feine Forderung nad) 
bilfigem Ermeſſen zu jtellen. Dies geſchieht gemäß 8 315 Abi. 2 durch „Er: 
Märung“ (du Ze ung der Rechnung) enüber dem Schuldner. Sit 
diefe Erklärung, abgegeben, jo ift fie für den Arzt bindend (abgejehen Die 
Fälle des Jrrtums, der argliltigen Täuſchung uſw. 55 119, 123), und er fann 
die Rechnung nit mehr willtürlid) erhöhen,.z. B. weil der Schuldner beitreitet, 
Winkelzüge mat, den Arzt beleidigt ujw., falls er ih nit die Erhöhung 
„vorbehalten Hat. 


Anhang 1 zu $ 320: „Gegenjeitige Berträge”, ſogen. ſynallagmatiſche 
Berträge (vgl. Anhang 1 zu $ 104 unter 1. 4 Seite 820). And ſolche, bei denen 
ede Partei fih zu einer „Yeiftung“ an Die andere verpflichtet (jede 
artei gusteii „Bläubiger“ und „Shuldner“ if), und zwar 
unter „Berktoppelung“ der beiderjeitigen Leiltungen mit einander derart, 
daß jede Keiltung ugleih „Gegenleijtung“ für die Leiltung 
der anderen Partei it, daß jede Partei fich zu einer tun nur in der 
Borausjegung und mitdem Willen verpflicdtet, „ür” ihre Leiftung 
die vereinbarte Leiſtung der anderen Partei zu erhalten. Hieraus folgt als 
jelbftverjtändlicd der Sat 1 des 8 320. 

 „Gegenjeitige Verträge“ ind namentlid: Kauf, Tauſch, Miete, Pacht, 
Dienftvertrag, Wertvertrag, verzinsliches Darlehen, aljo die bei weitem über: 
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Anhang Gegenfeitige Verträge (Nachträgliche Bermögensverſchlechternng) 


Re wiegenbe JahL Di der im täglichen Leben vorlommenden Verträge. Man kann 
daher die in den —A— enthaltenen „allgemeinen Vorſchrif— 

8 320 ten“ betreffend dieje Verträge wohl als bie praftijd miätigien des 
ganzen Geſetbuchs einen, namentlid gilt das non der Vorſchrift des 8 326, 

wohl der am Häufigiten im täglien Nechtsleben zur Anwendung kommen: 


Der Gegenia 8 it: „einfeitige Berträge”, 3. B. Schenkung, Leihe 
entgeltlid), underzins iches Darlehen, auftrat ae Eim eltlich), unentgelt ide 
Bürgihaft; Re die betreffenden 88 einjeitigen“ 
Bertrage „ann“ jede Bartei zu Deiner ge e iſt iu n gie verpflihtet werden, 3. B. 
wer ein Pierd „verleiht“, ijt verpfl ntleiher den Geb —8 
des P s unentgeltlich geitatten "ie! Engel ehe 1 lüge „Miete“ vor), 
der „ eiben ne n verpflichtet, die Sütterungstoften n zu 
tragen ft 598 Beauf ftragte" ie flitet, das über: 
nommene Be] di ä gr ) nentgettlic subejorge 4 » ntgeltlichteit“ läge, 
je nachdem, Dienit- oder Werkvertrag vo vo; der „Auftraggeber“ dagegen 
I ver pflichtet, dem Beauftragten die er Orberlihen Aufwendungen zu 
eriehen. (88 662, 670). Indiejen Sällen 0 aber jtehen die beiderjeitigen 
ei tungen“ nicht in dem a leille Dei gegen eitigen Abhängigkeit, nicht 
rhältniffe von „Leiltung” und egenieiklung“ zu einander. — Über die 
Erfüllung „gegenjeitiger Berträge” im öplle des Konlurjes vgl. 8 17 Ti. KO. 


Zu Unhang 4 zu & 320: Beilpiele zu 8 320 Abſ. 2: Cine Schneiderin kauft 

8 320 eine Nähmaſchine für 60 ME. und nimmt die Übergabe an; es fehlt aber ein 
mitverfaufter Söhraubengieher. Die neinerin fann die Zahl ung der 60 Mt. 
niht bis zur Nadlieferung raubenziehers verweigern, 

en muß zahlen und darf nur einen dem des Schrauben ichers ent: 

techenden Detvon abziehen. Hätte aber ein wejentlides ; rt der 

Pähmalhine ger) t „ohne das die Maſchine wicht zu brauchen ift, jo durfte fie 

die Zahlung Der ME. bis aur nollftändigen Tielerung I verweigern. Ken 

eben der eiberin natürlich die Rechte aus 2 3 326 zu. — A beitellt 

beim Schneider Rod, Hofe und Weite für 80 M Der Schneider liefert nur 

die Hole; darauf wird er mehrere Monate trant. A trägt die Hoje, verweigert 

aber Zahlung eines entiprecjenden Teil ‚Detrages für die Hofe mit der Einrede, 

daß ereritnad Lie rung aud) „des Rods und der Fa die 80 Mt. 

zu zahlen braude. Dieſe Weigerung wäre 6 320 Abi zu verwerfen, 

weil fie „nad) den Umſtänden ie Treu und SLauben N) er trägt 

ja die dor). AN A iſt Dura die ihm nad) 58 283 26 zuſtehenden Rechte, wonad 

er unter den daſelbſt angegeben rausjegunden „Shadenserjaß 
wegen NR iS terfätlung‘ fordern ‚oe gemäß 8 326 nom Bertrage zurüd- 

treten“) fann, hinreichend geihü 


Bu Anhang 5 zu 3: 321: S 321 sit eine prafti o wichtige Vorſchrift, Die 
$ 321 von der im Verkehr herrichenden Aniheuung ausgeht, dab, wer ſich zu einer 
„Bor leiſtung“ —2 — von der Dorausfegung ng ausgeht, die Gegen: 
leiftung werde nad) tolg en. Wird die oraustegung * eine nad 
dem Bertragsihluß einketen ende wejentliche ermögensvezichlecht erung bei der 
anderen Partei hinfälli I o fordert die Billigfeit, den zur „Borleiltung”“ Ber: 
pflidteten von diefer Bel t zu „beireien und ihm nur Leiltung „Zug um Zug” 
oder gegen „Sicherheitslei ung” (88 232 ff.) aus umuten. Woblgemertt: nur 

für den Fall der Verpglichtun zu einer „Bor Teiftung“ (m I. Note 3 zu $ 320) 

gibt $ 321 „vem zur Borleiltung Berpflichteten“ die „aufichiebende ae 

der „veränderten Vermögensverhältniſſe“! Bei Verträg en, aus denen „Zug 

um 3 ug“ zu leilten ift, gilt $ 321 nit. — War der mögenszuftand „be: 
reits zur Zeitdes Vertragsſchluſſes“ en ſchlechter, und die 

ih zur 25 leiſtung verpflichtende Partei hat dies „nit gewußt“, jo 
findet 8 321 feine Anwendung. Der zur VBorleiftung Berpflichtete bat, 
wenn er es unterlajlen hat, genügend Erfundigungen einzuziehen, ſich den et: 
waigen Schaden felbit zuauf reiben; fein bloßer „Irrtum“ it, wenn nicht 
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tie Vorausfegungen des 8 119 vorliegen, unerheblid (vol. Anhang 7 zu 8 119 Noch 
Seite 827 betr. — über die Zahlungsfähigkeit“ einer De on als — zu 
über die „Cigenfhaft einer Perſon“ im Sinne des $ 119 Abſ. 2); bat ihn $ 321 
die andere Tartei „getäuſcht“, jo hat er die Rechtsbehelfe wegen Betrugs 
$ 123). — Waren die Vermögensverhältnifie ihon zur Zeit des Ver— 
tragsſchluſſes „feine guten“, jo kann $ 321 doch noch Pla greifen, 
ofern bewiefen werden fann, die die Gegenleiltung wirfli „geführdende 
ſchlechterung“ ki erittna Vertrag 6) luß eingetreten. — Der 8 321 
ährt 3. B. den Baubandwerlern einen ug gegen Verluſt durch nad: 
traglid eintretende Kreditunmwürdigfeit des Unternehmers. — Eine Un: 
wendung des hier erörterten Grundſaßes enthält $ 610 (Darlehen). 


Anhang 6 322: Bei der Alage auf Erfüllung eines „gegenjeitigen Fu 
Vertrags” (Kauf, Miete, Werkvertrag, Dienftvertrag uw.) braudt der $ 322 
Kläger in der Klage nit zu behaupten und unter Beweis zu 
——— „daß er bereits geleijtet habe“ oder „daß Beklagter zur Vor— 
eiftung verpflichtet fei“; Kläger braudt aud) nicht die ihm obliegende 
Reiltung anzubieten. iipiel: Der Verfäufer einer Ware fann auf Zah: 
lung des Kaufpreifes Klagen, auf Grund der bloßen Behauptung: „Der 
Bellagte ante von mir 100 Zentner Kohlen zum vereinbarten Preiſe von 
80 ME“. Er braudt nicht zu behaupten und unter Beweis zu jtellen, daß 
der Bellagte die Kohlen auh „empjangen“ habe, jondern er kann ab- 
warten, daß der Beklagte die aufijhbiebende Einrede („des nidt 
erfüllten Bertrags“ vgl. Note 2 zu 8 320) erhebt, er fei zur Zahlung 
der 80 ME. erit „nad Empfang“ (3. B vereinbarten dreimonatigen 
Zieles) oder nur „gegen Lieferung“ der Kohlen verpflichtet, Erhebt der 
Beklagte die legtere Einrede, und iſt Diele begründet, jo wird die Klage 
niht etwa abgewiefen, jondern der Beklagte wird verurteilt „zur Zah: 
lung von 80 DE. Zug um Zug gegen Empfang von 100 Zentner 
Kohlen“. Ob der Beklagte in Bine alle die Prozeßkoſten zu tragen 
hat, Hängt davon ab, ob er zur Klage —— 7 gegeben hat ($ 93 ZRO.). 
val. das Beilpiel Anhang 57 Bi S 274. — nn der Bellagte (Käufer) die 
„Kinrede“ nicht erhebt d; 3. im Berhandlungstermin ausbleibt, jo ergeht auf 
Antrag des Me —— ſchlank Verſäumnisurteil auf 
fung der 80 Mk. und dem Bellagten bleibt überlaſſen, feinen Anſpruch 
auf „Lieferung der Kohlen“ bejonderseinjuflagen. vol. 8 273. 


Anhang 7 zu $ 322: Beifpiel zu $ 322 Abi. 2: A hat non B eine Woh⸗ Bu 
nung für jährlih 600 ME., zahlbar mit 150 ME. vierteljährlih praenume- $ 322 
rando, gemietet. Als er einziehen will, verweigert B die Annahme der 150 : 
ME. und die Cinräumung der Wohnung. A fann flagen, „daß B ihm die 
Wohnung nah Empfang von 150 DE. einräume“. 


Anhang 8 zu 8 322: Sg Zwangsvollltredung aus einem auf Bu 
Grund eines „gegenfeitigen AA 5" ergangenen, auf Zeitung 3 322 
„Zug um Zug“ lautenden Urteils vgl. $S 274 Abſ. 2 nebit Anhang 57 zu 8 274 
Seite 865) und die dort angeführten Borichrijten der 3PO. | 


a a 8 323: Die SS 323-325, 327 handeln über die dem Ber- Zu 
tragsſchluſſe „nachfolgende“ Unmöglicleit, d. h. über das Unmöglih werden 5 323 
der Leiltung (über_Die bereits „zur Zeit des BVertragsichlujfes vorliegende“ 
Unmögliäteit der Leitung vgl. SS 306-309, Note 4 zu $ 306), und zwar 
be —— die Frage: ob und welche Wirkung hat bei „gegenjei: 
tigen“ Verträgen (3. B. Kauf, Miete, Dienjtvertrag, Werkvertrag) das 
„Unmöglih werden“ der Leitung des einen Teils (3. B. das Unmöglid)- 
werden der dem Verkäufer obliegenden Übergabe eines verfauften Wierdes) 
auf Die dem anderen Teile obliegende Verpflichtung zur Gegenleiitung (3. B. 
auf die Dem Käufer des Pferdes obliegende Verpflichtung zur Zahlung des 
Raufpreies)? Die Frage dagegen: ob und welde Wirkung hat das 
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Noch nachträgliche Unmöglichwerden“ der Leiſtung (3. B. das Unmöglichwerden 
zu der dem —A — Ubergabe eines verkauften Pferdes) auf die 
8 323 Verpflichtung des zu dieſer Leiſtung Verpflichteten „ſelbſt“ a die Verpflich- 
tung des Verkäufers des Pferdes)? iſt für alle uldverhältnille, alſo auch 
für die aus „ge genleitigen Verträgen“, bereits in den 88 275—283 ge: 

regelt (vgl. die Noten zu diejen 88). 


Zu Anhang 12 au 8 323: Bei) iel zu 8 323 Ab]. 1: „Teilweije Unmög- 

8 3233 Lichleit“ der Leiltung fann = vo — Unmöglidfeit fein, 3. B. der Käufer 

eines Zweigelpanns „gufammengehöriger Schimmel fann, wenn vor der Über⸗ 

gabe das eine Pferd beim Verkäufer durch Blitzſchlag füllt, Die Annahme des 

anderen Pferdes ablehnen, wenn und weil er eben nur dieles Zweigeipann 

faufen wollte. Dann liegt der Fall fo, als ob beide Pferde gefallen wären, 

d. H. der Berläufer iſt nad) 8 275 von der Verpflichtung zur Übergabe des 

Sueigelpanns ei, der Käufer iſt von der Verpflichtung zur Gegenleijtung 

S ung Des ee gemäß $ 323 at. 1 erite Hälfte. Wenn der 

äufer jedoch, was ihm freifteht, Lieferung des übrig gebliebenen einen 

Schimmels fordert, jo fann er „Minderung“ des für das Zweigeipann 
vereinbarten Kaufpreiſes gemäß & 323 Abi. 1 am Ende fordern. 


Zu Unhang 18 zu $ 324: Beilpiel zu S 324 Abſ. 1 Sat 1: A kauft von B 
5 324 ein Pferd für 900 ME., nachdem er einen Proberitt damit gemadt hat. Bor 
der Übergabe trepiert das Pferd und zwar, wie ih Perausiteift, infolge 
fahrläſſiger Behandlung jeitens A bei dem Proberitt. Hier ift vem B 
die Leiltung (Übergabe) „unmögli“ infolge eines Umjtandes, den „A zu ver- 
treten“ hat; er ann gemäß & 324 bj. 1 Sak 1 die Zahlung des Kauipreifes 

von MO DIE. fordern. 


Zu Anhang 19 zu 8 324: Beiſpiel zu 8 324 Ab. 1 Se 2 („eripart“): Wenn 
8 324 im Beilpiele des Anhangs 18 zu 8 324 in dem am 20. Oftober abgeichloffenen 
Pferdefaufe vereinbart geweien wäre, die „Übergabe“ des Pferdes Jolle am 
15. Dezember jtattfinden, und wenn das Pferd am 31. Oktober krepiert wäre, 
(o, muß jih B von dem Kaufpreife von 900 Mt. den Betrag der „eriparten“ 
artungs- und Fütterungskoſten für die Zeit vom 1. November 

bis 15. Dezember kürzen laflen. 


Zu Anhang 20 zu 8 324: Beilpiel zu 8 324 Abf. 1 2 („anderweitige 

8 324 Verwendung der Ürbeltstraft«): Ein Gufshefiger A ern IE Zuli einen 
Inſpektor zum 1. Dftober auf 3 Jahre. Im September verfauft er das Gut; 
der Käufer lehnt es ab, in den Bertrag des Verkäufers mit dem Inſpektor 
einzutreten. r Inipeltor fann von A „Gehalt und Station“ auf 3 Jahre 
fordern, muß fih aber abziehen lalien, was er in Diefer Zeit ander: 
weitig verdient oder zu erwerben „böswillig unterläßt“, 3. 8. 
wenn er eine ihm angebotene andere Stellung, deren Annahme ihm na 
Lage der Derhältmifie zugemutet werden kann, nidt annimmt. — vgl. 
auch Note 12 und Anhang 12 zu $ 615. 


Zu Anhang 21 zu 8 324: Beiſpiel zu 8 324 Abi. 2: A fauft am 10. yumi 
8 324 für 600 ME. von dem im Nahbardorfe wohnenden B ein Pferd mit der Ber- 
einbarung, dah die Ubergabe am 15. — auf dem Hofe des A ſtattfinden ſoll. 

Am 15. Juni bringt B das Pferd auf den Hof des A, findet aber niemand zu 
Hauk, jondern nur einen Zettel am verſchloſſenen Tore, B folle das Pferd 

„erit am 20. Tuni bringen“, da A zu einer Geburtstagsfeier gefahren kei. 

B nimmt das Pferd wieder mit in feinen Stall, wo es am 17. Zuni bei einem 
Gewitter infolge Blitihlags verbrennt. Die Leiitung des Pferdes ift daher 

dem B unmöglich geworden infolge eines von ibm nicht zu ver: 
tretenden Umftandes (Blitzſchlags) zu einer Zeit, zu der A „im Ber: 
zugeder Annahme“ war ($$ 293 N A muß gemäß 5 324 Abi. 2 dem 

B den Kaufpreis von 600 ME. zahlen. A muß dies felbit dann, wenn das 
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Gegenfeitige Verträge (Inmöglichwerben der Leiftung — Verzug) Anhang 


Pferd_infolge einer Kahrläffigteit des B verbrannt wäre, jofern 
diefe Sahrläffigfeit nurteine „grobe“ war ($ 300 Abi. 1). 


Anhang 26 zu’g 325: Beiſpiel zu 8 325 Abi. 1: Der Bilderhändler A Zu 
ne Berlin kant vom Bilderhändler B in Dresden einen echten Rubens für $ 325 
000 Mt. Später und. vor der Übergabe des Bildes an A bietet Das 
Mufenm in London dem B für das Bild 400000 Mi. und B verfauft und 
übergibt das Bild dem Mufeum in London. Hier liegt der Fall des $ 325 
vor. Die aus einem „ gegenteifi en Bertrage“ (Raul) dem einen 
Teile B ) obliegende „ lin de (übergabe des Bildes) it (nroie 
eines mitandes me 1 19 geworden“ (8 27% — den B 
vertreten“ Bat, nämli [ge des Vertragsbruchs Des B das Eihh 
nochmals verfauft und "üherge “Bat. Hier at A vier — 
2) A fümmert fi) um den Verlauf des —5— — on Aust act gar nicht, 
Er weil er nur unvollitändige Nachricht eweis 
t führen fann, A weil er gehört bat, 7 Babe 3 den ı Rüdtauf Des 
Ken es vorbehalten f ür den Fall, daß A, den B zur „Zahlung“ der 300 000 
ME. für „unfähig“ Hält, er n ſt 1:6 Lieferung des Bildes verlangen ſollte 
oder aus irgend einem anderen Grunde. Demgemäß kla gegen B auf 
„Übergabe“ des Bildes. B verkämeigt in in feiner Klagebeantwortung, daB 
das Bild bereits im Londoner jeum üt, und wendet, in der Annahme, 
A werde den Kaufpreis niemals zahlen Kamen. nur ein: id) braude dem 
A das Bild nur „gegen Zahlung des Kau preiles“ von 300 000 ME. zu 
übergeben, Hier wir 'B verurteilt, das Bild rem A „Zug um Zu 
* ahlung“” von 300000 Mt. zu übergeben ($ 322). Nah 
— des Urteils reift A nad Dresden, geht mit dem Gerlütsnont. 
gieher zu B, bietet _diefem 300 000 ME. bar an und fordert Übergabe des 
Bildes (8 756 ZPO). Nunmehr erflärt B, es jei ihm „unmöglich“, 
das Bild zu „übergeben“, da es bereits im Mufeum in London kei. 
Jetzt hat A die Wahl, zunädft noch den „Offenbarungseid“ be- 
jet des Bildes von B zu fordern (3. B. weil er den fauf n 
ondon nicht glaubt) oder gemäß $ 283 ögl. Anhang 70 Si vorzugehen 
(Schadenserja wegen Nichterfüllung, vgl. Anhang 67 zu 8 280). 
b) A hat fiher erfahren, das Bild fei im Mufeum in London und B dit Dies 
A tann gemäß 8 325 Söpebenseriaß wegen Nichterfüllung (vgl. An- 
ang 67 zu 8 280) fordern, 3. B. 100 000 Mk. weil aud) er das hätte 
nad) London für 400 000 Mt. verfaufen 1 können ihm aljo gegen den Don ihm 
zu lenden Kaufpreis von 300 000 ME. ein Gewinn von 100 000 ME. ent 
gangen i 
c) A hat ſicher erfahren, das Bild ſei im Muſeum in London und B gibt dies 
zu. A tann äß 88 325, 327 vom Bertrage zurüdtreten, was er 3. B. 
dann tun wird, men er zu der Überzeugung gefommen iſt, er habe das. 
Bild für 300 000 M k. Doch zu teuer gefauft, oder weil er fürchtet, die Echt⸗ 
heit des Bildes tönne bezweifelt werden. 
d) A hat ſicher erfahren, das Sid & im Mufeum in London und B gibt dies 
gu A fann (je nad) Lage der Sache) die in Note 25 zu 8 325 bezeichneten 
echte aus 8 323 geltend machen. 


Anhang 27 zu 8 326: Über die Wirkungen des Verzugs des Schuldners Zu 
„überhaupt“ handelt 8 286, über die Wirkungen des Verzugs des Schuld- 8 326 
ners „insbefondere“ bei „gegenfeitigen Verträgen“ (vgl. Anhang 1 zu 

8 320) handelt 8 326. fiber die große praltiiche Bedeutung des $ 326 und feinen 
Zufammenhang mit den allgemeinen, für alle Schuldverhältnije (auch die 

nicht auf „gegenfeitigen Verträgen“ beruhenden) geltenden Vorſchriften vgl. 
Anhang 78 zu 8 286. Die aus den $$ 326, 286 für „gegenjeitige Verträge“ 

jich ergebende Rechtslage iſt folgende: 
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Anhang Gegenfeitige Verträge (Berzug des Schuldners) 


Noch 


zu vert 
8 326 obliege 
der Übergabe der verfauften Sa 


rag, tag ufw.; vgl. Anhang 1 zu 8 320) der eine Teil mit ver ihm 
nden Leiftung im Perzuge ( 285), — 3. B. Der „Verfäufer“ mit 


A. gi bei einem Bertrage” (Kauf, Miete, Pacht, Dienit- 
der „Käufer“ mit ver Jahlung des 


— (der bloße „Abnahme-Verzug“ des „Käufers“ begründet 


für den „Ver 


zu 


1. 


2. 


9. 


üyter nit ohne weiteres die Rechte aus R 326, vgl. A 10 
8 433 Abſ. 2), — jo Hat der andere Teil folgende Aechte: 
Er fann nah dem allgemeinen, für alle Schuldverhältnille (allo 
auch für die aus „gegen eitigen Verträgen“) geltenden Grundſatze 
des 8 286 Abſ. 1 „nadträg! de sfülung und (außerdem) Schadens- 
erjag wegen „verzögerter“ Erfüllung, d. 5. Erſatz des Dur den „Ber: 
ug“ verurjadten ——— fordern. 
alls die (nachträgliche) Erfüllung des Vertrags „infolge des Berzugs“ 
deseinen Teils für denanderen (wasbdiejer „beweifen“ muß) 
fein Intereſſe hat, kann der letztere gemäß 8 326 Abi. 2 nad) feiner Wahl 
ohne weiteres (ohne Gegung einer Stift): entweder „Schadenserjaß“ wegen 
(gänzlicher) Nichterfüllung 5 Bertrags (nicht bloß, wie im Falle 1, n 
des durch den „Berzug” verurſachten ns) fordern oder vom Ber: 
trage „zurüdtreten“. Worin der „Shadenserjaß wegen Nidt- 
erfüllung“ beiteht, darüber vgl. Anhang 67 zu $ 280, und darüber, dab, 
wenn „Rücktritt“ vom Bertrage erfolgt, der „Nüdtretende" nicht 
noch außerdem „Shadenserjaf“ fordern fann, vgl. Note 31 zu 
327 und Note 1 Abſ 2 zu 836. 
ie zu 1 und 2 bezeichneten Rechte des Gläubigers n den im „Leiſtungs⸗ 
Verzuge“ befindliden Schuldner genügen jedody bei der Bedeutung, die im 
heutigen Bertehre die Punktlichkeit der Erfüllung hat, dem praktiſchen Be- 
dürfnille noch nit. Denn die unter 2 bezeichneten Redie find von dem, 
wie bemerkt, vem Gläubiger obliegenden oft ſchwierigen „Be- 
weile ab ängig, daß die Auer tin — Erfüllung „infolge 
des Verzugs“ für den Gläubiger fein ante mehr Hat. Wenn 
alſo der Gläubiger diefen Beweis nicht führen kann, ſo bliebe ibm außer 
dem zu 1 bezeichneten Rechte (auf „nachträgliche Erfüllung“ und „Er 
des ibm durch den Berzug entitandenen dens“) nur der umftänd- 
liche und zeitraubende Weg gemäß 88 283, 326 Abi. 2 zu verfahren, d. 5. 
zunächſt „Rlage auf Erfüllung“ zu erheben, na rreichung 
eines den Schuldner ur „Erfüllung“ verurteilenden rehtsträftigen 
Urteils dem Chuldner eine „Friſt zur Erfüllung“ zu beitimmen 
und nad deren frudtlofem Ablaufe „Shadenserjat wegen Nidt: 
erfüllung‘ zu fordern oder „vom Bertrage zurüdzutreten“. Um 
dem praftilhen Berfehrsbedürfnille zu genügen, gewähren re die be: 
fonderen für „gegenjeiti ge Verträge" gegebenen Borkhriften des 
326 Abſ. 1 Sat 1 und 2 dem Kubi er das Recht, dem im „Leiktungs- 
erzuge“ befindlichen Schuldner (Iebin er auf Grund der Tatſa des 
„Berzugs“ und ohne jede weitere Borausjegung) eine „angemefiene Friſt“ 
ur Bewirlung der Leiſtung zu beitimmen mit der ausdrücklichen Erklärung. 
— er die „Annahme der Leiſtung“ nad) dem Ablaufe der Friſt ablehne. 
Hat der Gläubiger diefe „Nachfrift“ beitimmt und dabei diee „Er: 
tlärung“ abgegeben, fo hat er nad frudtlojem Ablaufe der Friſt Die 
Wahl: entweder „Schadenserſatz“ wegen (rien) Nichterfüllung zu 
verlangen (worin dieſer befteht, darüber 9. nhang 67 zu 8 280) oder 
vom Bertrage „zurüdzutreten”. Auf das Berlangen, ver Spntoner olle 
nahträglid erfüllen“, fann ber Gläubiger, \obald er jene „Rad 
friſte mif der oben erwähnten Elärung beitimmt Bat, nidt mehr 
zwrüdgreifen. Aud ift die erflärte Wahl (ob „ hadenserjag 
wegen Nichterfüllung“ oder „Rüdtritt vom ertrage“) unwider: 
ruflidh. Darüber, daß der Gläubiger, wenn er „Rüdtritt“ vom Ber: 
trage gewählt vet, nit noh außerdem „Shadenserjaßg“ 
jorbern fann, vgl. Note 31 zu 8 327 und Note 1 Abf. 2 zu 8 346. -- Das 
ähere über Beltimmung einer „angemejjenen Frift“ und daß aud 
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Gegenſeitige Verträge (Verzug des Schuldners) Anhang 


dieſe unter Umſtänden,nicht geſetzt zu werden braucht, ſondern Noch 
jofort zwülden denserjag wegen Nichterfüllung“ * „Rüdtritt vom zu 
Bertzager gewäh hit werden kann, vgl. Anhang 38 zu 8 3 8 326 


B. Yusnahmen von & 326 enthalten S 454 BGB. beim Raufe, Ternet 
S 375 96%. ( u Seite 804) beim Handelsfaufe (was „Hanbelstauf“ 
it, vgl. Anhang alle ‚ wenn dem Käufer die nähere Beittmmung ü 
oım, Maß ober ahn I lerhältni e guet fauften Waren ae een it 
Iogen, S a r ferner GB. beim Werlvertrage, 
tt. 15 8 7 beim Beißgebinge. — Über die Folgen des Neitungs- 
—5 beim Iioen. ze) ifte vgl. $ 361 BGB. und den F in be ug 


nommenen $ 376 9 rwähnt io im Anſchluſſe Hieran, da 
TORE entihieden a: Wenn bei einem jogen. — —— — 
der Verkäufer ſoll zu einem Bau jede Woche 20 ons K 


gängen 300 Waggons, — er joll für eine Molkerei täglich 50 Liter Mil 
fern) in einer Weile ent mangelhaft“ geliefert wird, 
dab die Ann vechtt ertigt iſt, EAN nit zuerwarten, der Ver- 
en werde int g anders liefern, und wenn danach durch einen vo m 
Bertäufer Pi vertretenden Umftand die Erreichung des Vertrags: 
awed® gefährdet iſt, jo kann der mau unter entipreshender Anwendung des 
& 326 vom Vertrage für die noch „ausftehbenden“ Lieferungen 
zurüdtreten. 


Anhan zu 8 326: Die Frijſtſegung kann bereits zugleich mit der Zu 
zur Inverz —* des Schuldners 8 284 erforderliden „Mahnung“ 8 326 
erfolgen; 8 Pd fordere die uw. Buchhandlung auf, mit das vor 4 Wochen 
beitellte Bud binnen 10 Tagen zu liefern, wibrigenfalls ich es nicht 
mehr abnehme“. Die — Androhung'“ iſt die 
u nf ebüngi erforderlide Boraus egung des „Schadenserſatz⸗ 
“ oder F„ugtrittorechts aus 8 326. — Die Folge einer zu ku en 
gel immun oe Far ‚an Verzug“ befindliche Teil binnen einer 
treitjalle richterlichem Ermeſſen) angemejjenen Friſt ben 
Bertrag erlülten dat und da dat die „Erflärung“ des anderen Teils, 
per tehne nach Ablauf der zn „am m furz) nen riſt die nnahme 
Leiſtung ab“, erſt nad laufe einer (im Streitfalle nach 
—S Ermeffen) angemellenen (längeren) F riſt in Wirt: 
Jamteit tritt. — Für Bejtimmung der ae als einer „emp: 
tangsbedürftigen wirtensertlärung, (ten die 130 bis 
132, für die Berehnung der Si die BE das et sgericht 
hat wiederholt entihieden: Zum Eintritte der in 8 326 Fr 1 Sah 2 2 be- 
ftimmten Redtsfolgen („Schadenserjat wegen Nihterfüflung“ oder „Rüdtritt 
vom Vertrage“) bedarf es der dafelbit no ‚npelebenen Sriftbeitimmung nicht, 
wenn der „im Berzuge“ befindlide Teil fih ernitlih gewetgert ar. 
ven Vertrag überhaupt azuerfüllen, 3. 8. wenn er erklärt 
„er annulliere den Vertrag“, wenn der Bertäüu er erflärt Bat, „er Tiefere 
nicht“, wenn der Käufer erklärt hat, „er zahle nicht“. 


nhang 1 zu 8 328: Beriprechen ber Leiltung an einen Dritten: Aus Zu 
Fo com den Rechte war in die neueren Gele ebungen der Grundjag über: 5 338 
n, daß ein Vertrag der Regel nah „Rechte nur „unter den Ver— 
—* ni ließenden jelbjt“ erzeuge, und daß, wenn der eine Vertrag: 
chlie dem anderen eine Leiſtung „an eine dritte Dem ae richt, 
a legtere ohne ihre Mitwirkung („Annahme —* 
tritt“) ein ſelbſtändiges Forderungsrecht nidt begründet 
werde. 328 beitimmt nun, den Bebürfnillen des modernen NRedtslebens 
Folge gebend, allgemein, daB ein Vertrag des angegebenen Inhalts mit 
der Wirkun gef loſſen werden „ann“, daß der Dritte — ohne feinen Bei⸗ 
tritt oder feine Annahmeerllärun — „unmittelbar“ das Forderungereqt auf 
die Leitung erwirbt. Das Gef überläßt es der „Auslegung“ im 
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Anhang Verträge au Gunften Dritter — Fixgeſchäft 


Noch einzelnen alle, Feitzuitellen, ob von den Vertragichliegenden wirklich die 
zu unmittelbare (Alage:) Berehtigung auf die Leiltung für ben 
8 328 zum Dertrage nit augezogenen „Dritten“ und ob die anderen 
im 8 328 Abſ. 2 bezeichneten Re swirfungen gewollt find, und ftellt in 

den 88 329-332 eine Reihe von Auslegungstegeln auf. 


Zu Anhang 2 zu 3 328: Die in 8 328 bezeichneten Verträge nennt die 
8 328 noceipradie „Berträge zu Gunſten Dritter“. Für die Form ilt lediglich das 
Berhältnis unter den Vertragichließenden jelbit maßgebend. nn A beim 

Goldihmied B die Anfertigung eines Schmudes den ine Nichte C beitellt, jo 

it zwar eine „Schenkung“ an die Dritte C beablichtigt, der Kauf: oder Werft: 
vertrag zwilhen A und B bedarf aber natürlich nicht der für Schenfungsver- 
Iprehen vorgeſchriebenen Form. — Wenn D dem E, als ‚Bevollmäd: 
tigten“ des F, die Lieferung einer Ladung Weizen zujagt, jo iſt das ſelbſt⸗ 
verttändlih nicht ein „Vertrag zu Gunften des Dritten“ F, jondern der „ver- 
tretene“ F it felbft Vertragf teßender; 88 164 ff. . 


Zu Anhang 5 zu 8 389 ift in Note 8 zu 8 340 irrtümlich in bezug genommen. 
8 339 Es muß in legterer Note richtig heigen: vgl. Note 5 zu $ 339. 


Zu Anhang 28 zu 8 361: Der 8 handelt vom fogen. Fizgeſchäfte. Diefes 

8 361 fommt bauptjächtich In Hande k vertkehre vor; hierüber vgl. weiter 

unten. Es fommen aber aud) außerhalb des Handeisveriehrs im täglichen 

Leben in den verjchiedenften hältnilfen Verträge vor, in denen für die Be- 

wirkung einer Leiltung eine „beftimmte Zeit“ dergeitalt feſtgeſetzt wird, 

daß nah der „Adbjiht“ der Bertragihließenden die „püntt- 

Lide“ Einhaltung der Zeit ein wejlentlides Mertmal der 

Vertragsleiftung bildet, 3. B. Beitellung eines ens, einer Kochfrau, eines 

Gebirgsführers, eines Focgeittarmens auf Sonntag nadmittag „Bunkft“ 

3 Uhr ujw. Notwendig ift, daß beim Bertragsichlug Elar zum Ausdrud 

bradt wird, die Innehaltung des Termins, der Friſt [olle für den 

trag w elenttin ſein. Für [olde Fälle gewährt 5 361 dem Gläubiger 

das Recht, wenn die Leiſtung nicht zu Der beitimmten Zeit oder innerhalb Der 

beitimmien Friſt erfolgt, ohne weiteres vom Bertrage zurüdzutreten, 

allo insbejondere AN daß dem Schuldner ein von ihm zu vertretender 

„Berzug“ zur Lalt fällt (8 285), ohne vorherige Mahnung des Schuld- 

ners (S 284), ohne Friſtſetzun (8 326 Abt 1), ohne die Beweis: 

Sir daß die „veripätete Erfüllung“ fein Intereſſe mehr babe 8 326 

Abi. 2). 8 361 enthält alfo eine Ausnahme von dem allgemeinen Grund: 

late, dab „Nichterfüllung“ einer Berbindliteit dem Gläubiger nidt ohne 

weiteres ein Recht des „Nüdtritts“ nom Dertrage gibt (vgl. Anhang 75 

zu 8 286). Selbjtverjtändlih fann der Gläubiger beim „Sirgeihäfte*, 

wenn der Schuldner nidt pünktlich erfüllt, auh beim Vertrage fteben 

bleiben und feine Rechte daraus nah) Maßgabe. der allgemeinen 

Vorſchriften über „Berzug des Schuldners“ (vgl. Anhang 78 zu $ 286), ins: 

bejondere bei „gegenjeitigen Berträgen” (vgl. Anhang 27 zu 

8 326) geltend machen. Darüber, daß der Gläubiger, wenn er vom Vertrage 

„urüdtritt“, nicht noh außerdem „Shadenserfag“ fordern 
fann, vgl. Note 31 zu 8 327 und Note 1 Ab. 2 zu $ 346. 

Für den Handelsvertehr hat das „Firgeſchäft“ in $ 376 HER. 
(abgedrudt Seite 804) betr. den jogen. Sighandels auf eine bejondere Regelung 
erfahren. Über den Begriff „Hande:istauf" vgl. Anhang 2 zu 8 433. 
Danad) tommt $ 376 HEB. zur Anwendung 3. B. wenn eine Blumenbandlung 
(Reufmann die zu einer Hochzeit auf Punkt 3 Ahr nadhmittags beitellte 

afel-Ausihmüdung, wenn eine Damenjdneiderin ——— das bei ihr 
aus Stof ihres Lagers auf Punkt 8 Uhr beitellte Vallkleid, wenn ein Wild 
prethändler (Kaufmann) die auf Punkt 11 Uhr vormittags beftellten 
6 Stüd Hafen nicht liefert. Dage &: n kommt 8 361 BEL. zur Anwendung, 
wenn der Gärtner die aus feinem Garten beitellten Blumen, der Waldbefiter 
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Einrede des „uicht gehörig“ erfüllten Vertrags Anhang 


die von feiner Im beitellten 6 Hafen, die Hansichneiderin das bei ihr aus Noch 


Stoff, den die | 
beittmmten Stunde liefern; den das find Teine „Handelstäufe". 
Anhang 3 zu $ 363: Einrede des „nicht gehörig“ erfüllten Vertrags: 
Erfahrungsmeßig ns die Fälle ſehr Häufig, in Denen der „auf Zahlung 
verflagte“ Schuldner, nachdem er die ihm vom Gläubiger ‚als Erfüllun 2 
angebotene Zeiltung — ſei es „ausbrüdlich“, fei es durch „chlüſfige Hand⸗ 
lungen“ (vgl. Anhang 1 zu 8 104 Seite 819) — „als Erfüllung“ ange: 
nommen hat, aus Schikane oder Geldmangel binter der Einrede des „nicht 
gehörig“ erfüllten Bertrags Schuß juht, indem er „Mangelbaftigfeit“ 
der Leiltung rügt; 3. B. Die reichen Bauprozelle, in denen der Gebäude: 
eigentümer den Baubandiver ern Zahlung wegen angebtier Mängel der 
Ausführung verweigert. (Über „niht gehörige‘ Erfüllung 9 auch 
Note 5 zu 8 339 und 8 341.) 8 363 beſtimmt nun, daß der Beweis der Mangel: 
haftigkeit der ertrogserfüllung derjenigen Partei obliegt, die die 
mersragserfüllung „als foldhe“ angenommen hat. Gelingt 
ihr der Beweis „Ran elhaitinteit, o kann fie die Rechte wegen 
„mangelhafter Erfüllung“, 3. 8. Wandelung, Minderung des Preifes, Schadens: 
exſatz 88 459 ff., 537 ff., 633 ff. uſw., geltend machen, |ofern nicht in der 
„annahbme als Bertragserjfüllung“ ein „Verzicht“ auf 
Geltendmachung diejer Rechte zu finden ift, was im eingelnen Kate zu prüfen, 
für genille praftilch wichtige Fälle Jogar geſetzlich beitimmt ilt: 88 464, 539, 
640 Abi. 2. — Wenn die VBertrags-Crfüllung noch nicht „als ſolch e“ 
angenommen ift, fo Hat im Streitfalle der Erfüllende, 3. B. der 
Handwerter, der nad Leiltung feiner Arbeit Bezahlung en u „be: 
weijen“, er „mangelfrei” (vertragsmäßig) erfüllt ha e. Die 
— ‚ob Annahmeals Vertragserfüllung“ een 
at, iſt alſo Wir Die „ibnung ber Kemeispiliht die Vorfrage“, die 
fi nur nad) den Umftänden des Falles beantworten läht. Nicht jede An- 
nahme der Leiltung des anderen Teiles ijt ohne weiteres Annahme „als 
Erjüllung“ UAndererjeits it es nidt unumgänglid er: 
Torderlid, daß der Empfänger die Erfüllung „als eine tadellofe“ 
angenommen bat. Es genügt, wenn der Gläubiger die Leiftung „Törper: 
lich hinn immt“ unddabei, feies ausbrüdli, fei es ſtillſchweigend durch 
jein Verhalten bei und nad) der Hinnahme, zu erfennen gibt, daß er 
die Leiltung als eine „ver Hauptjahe nad” dem Vertragent: 
IP tehende Erfüllung anerkenne. Durd ein joldes Anertenntnis wird das 
echt des Gläubigers, Mängel der Erfüllung Mn tügen, nidht be: 
feitigt, ſondern nur, ſo we it der Gläubiger den Mangel „Tannte“, ein: 
geſchränkt (85 484, 539, 640) und jedenfalls die „Beweislajt“ dafür, 
ob die Leiltung dem Vertrag entipridt, umgetehrt (8 363). — Der Haus: 
befiter, der einen Neubau bezieht und an andere vermietet, nimmt dadurch 
t ohne weiteres die Tilchlerarbeiten (enter, Türen uw.) als „ord: 
nungsmäßige Erfüllung“ an. Annahme „als Erfüllung“ wird es aber 5. 8. 
in der Regel fein, wenn ein Zahlungsempfänger eine Geldrolle mit der uni: 
Ihrift 50 Mi. ohne Vorbehalt annimmt. nn ſich dann zu Haufe findet, daß 
nur 49 ME. in Rolle waren, muß der Zahlungsempfünger dies be- 
weifen; es wird fih aljo für ihn empfehlen, bei Öffnung der Rolle einen 
Zeugen ugugiehen. ur Bermeidung von Streitigleiten wi 
jeder Leitende gut tun, eine Ertlärung der anderen Partei zu 
fordern, ob fie die Leiltung „als Erfüllung“ des Vertrags annehme; 
namentlid) wird aber jeder die Leiltung der anderen Bartei Annehmende 
in geeigneten Fällen gut tun, zuertlären, daß er „zwar annehme“, fich aber 
die Erflärung, ob_er die Leiltung als „Vertrags - Erfüllung“ annehme, 
— Dieſer Vorbehalt iſt zur Wahrung der Rechte wegen 
Mängel“ ſogar nötig in den Fällen der oben angeführten 88 464, 539, 640 
Al. 2; gl auch 8 341 Ab]. 3. — Über nicht gehörige Erfüllung bei Handels: 
täufen (‘Begriff des „Handelsfaufs“ vgl. Anhang 2 zu 8 433) handeln die 
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Anhang Aufrechnung — Abtretung 


Noch Seite 804 abgedrudten 88 377, 378 HGB. (Notwendigkeit unverzüglicher 
wu „Mängel-An ee, vgl. Anhang 11 zu $ 460. — Über die Einrede des 
8 363 (gar) nit erfüllten rtrags (Gegenſatz: niat geböri erfüllt“) vgl. 
Note * au re und Anhang 6 zu $ 322. — {ber die Beweislaft bei „M ngein 

im e* . 


u Anhang 2 zu $ 387: Die Vorausſetzungen der „Aufrehnungsbefugnis“ 
8 87 des Schuldners an zwar der ihm getentig zultehenden Befugnis im 
— ke zur „vereinbarten Aufrechnung“, vgl. Note 1 zu 

7 : 


a) zwei Perjonen müſſen Leiltungen au Iden“; es müſſen aljo „reits 
verbindliche” Korberungen vorliegen. gegen A eine nad) 8 762 „un: 
verbindlidye“‘ Spielforderung, eine nad) 8 656 „unverbindlide” Forderung 
für Ehevermittelung hat, kann diefe nit zur „Aufrehnung“ Stellen 
gegen eine Darlehns- oder Kaufgeldkhuld an A. Se tverſtändlich aber 
ann A, der an B 500 Mt. im Spiel verloren, jedoch nicht bezahlt Hat, er- 
flären, er „verrechne“ Darauf feine Kaufgeldforderung von 500 ME. für ein 
dem n ocrlauftes Mer Dies ift —8 feine „Aufrechnung“, ſondern ein 
„Erlap“ ; 
es müſſen —— zwei Perſonen „einander“ (gegenſeitig) Leiſtungen 
ſchulden —— en! & 406, 575; auch 88 268, 1142 ujw. können Aus⸗ 
nahmen tünden). die gegenfeitigen Schulden auf demſelben 
als beruhen, wie dies beim „Zurüdbehal:- 
tungsrechte“ nad $ 273 erforderlih lt, oder auf verſchiedenen 
Rectsverhältnifien, it gleihgültig, vgl. Geite 865; 
die Schulden müſſen „gleihartig“ kein. ld gegen Geld, — Weizen 
mittlerer Art und Güte n ebenjolden. „Aber Geld gegen Bieh tom: 
enjiert fih nie“ (C), außer wenn es „vereinbart“ wird (vgl. Note 1 zu 
387). Die „Gleichartigkeit“ braudt nur zur Zeit“ der Yufred- 
nungserftlärung vorguliegen. Wer z. B. ein Pferd zu liefern Ihuldig 
ii, Dieles en aber vorfaglich tötet, wird von diefer Zeit an Geld (als 
chadenserſatz) ſchuldig; 


g, 
die Forderung, mit der „aufgerechnet“ werden ſoll, muß fällig fein; die 
Sorberung, gegen die aufgerehnet werden ſoll, braucht nidt 
„Jällig‘ zu Jein, aber der Gläubiger dieſer le&teren Forderung muß 
wenigitens verpflichtet fein, die Seijtung vor der Fälligkeit anzu 
nehmen (vgl. 8 271, insbejondere Abſ. 2 und 3. B. A Ichuldet dem 
B 400 ME. ohne Zinjen, zahlbar am 15. tember 1906, und B 
Ihuldet dem A ebenfalls 400 Mt. ohne Zinien, zahlbar am 15. Zanuar 
1907. Hier kann B am 15. September 1906 dem A erflären: „Ich rechne 


unfere gegenjett Forderungen auf“; denn A war gemäß $ 271 Abi. 2 
die. hie ij von B ge 


b 


— 


Q 
— 


d 


— 


verpflicht huldeten, allerdings erft am 15. Januar 1907 
„fälligen“ 400 jederzeit anzunehmen. agegen Tann A am 
15. September 1906 nicht gegen den Willen des B erklären, er rechne mit 
feiner am 15. Januar 1907 Taigen Sorberung auf fondern A muß die von 
ra geihuldeten, fälligen 400 ME. am 15. September 1906 zahlen. Dies 
ift ausgedrüdt Dur) Die Worte des 5 387; „‚obald er die ihm gebüh— 
rende Leitung fordern und die ihm obliegende bewirten 
n “ 


n“. 

Nicht erforderlich ijt zur „Aufredinung“, daß die beiderfeitigen Forderun⸗ 
gen „liquid“, d. h. gegen itig eingeräumt oder ſonſt ſogleich klar feien. Gegen 
mipbräudlige, itanöſe Ausübung der Aufrehnungsbefugnis, insbejondere 
gegen die Verſchleppung der Prozeile durch Geltendmachung unbegründeter, 
namentlidh eine Longwierige Beweisaufnahme in Anſpruch nehmender „Gegen: 
forderungen“ fchüßen die Note 1 zu $ 387 erwähnten Vorſchriften ver 3PO. 


2 
- 


etreten 


u Anhang 2 zu 8 398: Auch Forderungen aus „gegenjeitigen Verträgen“ 
8 33. (vgl. Anhang 1 zu 8 320) 3. B. aus Kauf, Miete, Badıt, Dienftvertra Wert 
vertrag, fönnen „ohne Genehmigung“ des Schuldners abs 
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Abtretung Anhang 


werden, natürlih unbejhadet der ‚Rehte‘ des Schuldners, Die Nod 
. Bilidt zur „Degenleitum “ pleibt natürlid beim urjprüng: zu 
lihen Gläubiger, doch muß der Aulbner in den Fällen, in denen er nad) 8 398 
allgemeinen Sundſagen (8 267) die Leitung von einem Dritten an 
nebmen muß, die „Gegenleiftung“ au) vom neuen Gläubiger annehmen. 
Beilpiele: t berilhmte Porträtmaler L hat die Frau des Rommerzienrats A 
für den vereinbarten Preis. von 10 000 ME. gemalt und das Bild bebungener: 
maßen abgeliefert; er kann Rah ra die Kaufpreisforderung an 
jeden beliebigen Dritten. abtreten. — elbe Porträtmaler bat ih am 
21. September merpilihter, die rau des Barons N für 9000 ME. zu 
malen. Am näditen Tage und no bevor er das Bild angejangen bat 
tritt er die (sorderung von 9000 DIE. an den Malermeifter Z, der feine Villa 
von außen und innen angeſtrichen hat, ab. Die „Abtretung” iſt gültig, aber 
relbitnerttändlic braudt Baron N feine rau nit vom Malermeijter Z malen 
u laſſen, jondern iſt zur Zahlung der 9000 ME. erſt verpflichtet, wenn der 
orträtmaler ihm das Bild abgeliefert hat. —- Der Kaufmann B hat fih im 
uli verpltiihtet, dem Gutsbeliker C 1000 Zentner ſchleſiſche Würfeltohle 
mittlerer Art und Güte für 800 ME. am 1. November zu Fiefern. Am 1. August 
tritt er die Jorderung von 800 Mt. an Rab. C braudt die 800 ME. erit 
bei Ablieferung der Kohlen zu zahlen, er muß aber zahlen, auch wenn R ihm 
die bedungenen Kohlen Liefert, und kann ni jagen: ich bbe nur, wenn B, 
mit dem ich den Vertrag geſchloſſen habe, liefert. nn aber die Kohlen nicht 
von der bedungenen Art und Güte find, fo ift und bleibt B der „Berpflichtete“, 
er iſt und bleibt der „Berfäufer“, und von jeinen „Pflichten“ (3. B. der 
Gemwährleiftungspflicht) fann ih der Dertüufer dur btretung der Kauf: 
reisforderung nit frei machen. Ebenſo bleibt der Vermieter, ber feine 
ietzinsforderung für das nächſte Vierteljahr an B abtritt, dem 
Mieter für Die Erhaltung der Wohnung in gebrauchsfähigem Zuftande verpflichtet. 


Anhang 4 zu 8 398: Zur Herbeifüihrung der Rechtswirkung der „Ab: Zu 
tretung“, daß der „neue“ Gläubiger „an die &: elle" des „bisherigen“ $ 398 
Gläubigers tritt, it etwas weiteres als der Abſchlußdes Ahtretungs- 
„Bertrags“ nit erforberlih, insbejondere ift die Übergabe ver 
S Huldurlunden an den neuen Gläubiger nicht erforderlid, das Cigen- 
tum daran geht von jelbit, a Übergabe, auf den neuen Gläubiger über 
952). ner — und Dies tit Dorguneben — iſt die „Anzeige an den 
uldner“ nit Borausjegung der Wirkſamkeit der „Abtretung“, In mnur 
ein Mittel, den „guten Glauben“ des Säuldners (der etwa 
noch Bereinbarun mit dem biserigen Gläubiger trifft) auszuſchlie— 
Ben. Der Shuldner wird durch den in den 85 406 bis 408 zum Ausdrucke 
gelangten ee Aha; die Abtretung dem „Schuldner“ gegenüber 
erft mit dem Zei te „voll wirtjam“ wird, in dem er von der Ab: 
tretung dureh Anzeige oder Jon it auf deinelihere Weile „Kennt 
nis“ erlangt, in bindung mit den Vorſchriften der SS 409, 410 ausreichend 
gefichert. möge diefer Vorfchriften ift der Schuldner in der Lage, ſich na- 
mentlih gegen die Gefahr, Doppelt zahlen zu mülfen, voll- 
ſtändig zu hüten. Die Vorſchrift des 8 410 macht es empfehlenswert, daß der 
„neue“ Gläubiger, wenn er dem Shuldner gegenüber ſicher gehen 
will, fi) mindeitens eine Id: iftliche AbtrelungserHlürung (vgl. 8 403) 
von dem „bisherigen“ Gläubiger geben alle, obglei s, wie gejagt, 
zur Gültigfeit der Abtretung im Berhältnilje wilden dem „bishe:- 
rigen“ und „neuen“ Gläubiger nit erforderlich it Das Gelagte läßt ſich 
fur; dahin zujammenfallen: Die Rechtsfolgen der „Abtretung“ treten ein: 
:) im Verhältnis zwiſchen „bisherigem” und „neuen“ Gläubiger mit dem 
jhluffe des Abtretungs: „Vertrags“, b) im Verhältnilie zwiſchen dem „neuen“ 
Sie ubiger und dem „Schuldner“ erit mit der Kenntnis des legteren von der 
„Abtretung“. 
Die „Abtretung“ ift formfrei. Sie fann aljo mündlid, auch bloß durch 
„Ihlüffige Handlungen“ erfolgen; 3. B. in der „Übergabe“ eines Sparkaſſenbuchs 
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Anhaug Abtretung (abſtrakter Vertrag — Einwendungen des Schuldners) 


Noch kann die „Abtretung“ der, Forderung gegen die Sparkaſſe gefunden werden. 
zu Cs — id jedoh aus praftiihen Gründen in der iener wenigitens 

8 398 „Schriftform“. Kine Ausnahme von Sormfreiheit ift 3 8. beftimmt für 
Hypot elen (8 1154). Für taufmänniihe Uinweifungen 3 und Verpflichtungs⸗ 
Heine, Konnofjemente, Lagers, Heine ujw. (8. 363 HGB., eg xedrudt 

Seite 792) ſowie für Wechſel iſt die orm des In Sfoment gegeben 


Zu Anhang 5 zu 5 398: Aus welchem „Rechtsgrunde“ Die „Abtretung“ er- 
8 398 fo ist (Kauf, — ber abgetretenen Forderung, Hingabe der abgetretenen 
orderung an Zahlungsitatt zum Zwede der Tilgung einer Schuld, auf Grund 
eines FREE es uſw.), und ob diefer „Rehtsgrund“ etwa —* 
oder anfecht bar AN kommt für die „Re tswirtfamteit” des Abtretu 
vertrags” nicht in Betradt. arum ih abtrete, Ffümmert nit“ (C). 
„Abtretung“ tft aljo ein ab talter, von feinem materiellen Redtsgrunde Io 5 
gelö ter Vertrag. Cs gilt das Note 1 zu 8 397 und Anhang 1 zu 8 780, auch 
nhang 1 zu $ 241 unter IV (Seite 858 an) Geſagte, namentlich auch, daß die 
Identungshalber“ bewirlte retung“ feiner %orm be- 
darf. vgl. Note 10 zu 8 518. Da die Abtretung“ ein „abitratter“ Vertrag 
im ange benen Sinne lt, Im die NRedis f olgen der Abtretung”. 
namentlid in begug auf die ee tungspflidt des „Dishe- 
rigen“ Gläubigers für die atigteie und „Sidherheit“ 
(Bonität der abgetretenen Sorberung jen ao dem Rehtsgrunde, der 
der „Abtretung“ zu Grunde liegt, € Abtretung entgelt Ti ch 
re Kauf) oder unentgelt li 2 Couch Schenkung) erfolgt it, ver: 
hieden geregelt. vgl. 88 487, 438, 521, 523. 


Zu Unhang 6 Bau Be über den Gelee det der „Abtretung“ einer Forde⸗ 
8 398 Bund, nämli biretung gegen Entg ge j ion gegen ng einer 
Valuta) — das BGB. im Abichnitt von Er 14 und 
insbe en über die gel ero des abtretenden Gläubigers F 
die Abtretung unent a erraigt, jo enticheiden über die Haf . gr 
tretenden Gläubigers 8 35 021 
über die Zuläſſigkeit der iitretung einer Forderung „zur Einziehung” 
um Italo), über iherheite Mtrekung (S eitätsgchan) und Seins 
—— vgl. Anhang 4 zu 8 117 (Seite 825) und ng 1 zu So 1204 
unter IV. 


Zu Anhang 16 zu 8 404: Einwendungen des Schuldners gegenüber dem 
3 404 „neuen“ Gläubiger: „Rein Zedent fann mehr Rechte über: 
tragen,alser lelper hat.“ Diejer in 8 404 zum Ausbrude gelangte 


Grundfa Ri ält einen ten Unterihiede zwilden Forde— 
rungste echt der —— — FD ‚„pingliem echt * re 
—2 En ng 1 zu $ 241 Ce —— vor 


Fangen? Burd „ — iſt ein — et gu en Glaubens der Regel nad 
nicht gegeben. Mer von einem Niniberehtigten eine „Jorderung“ 
erwirbt, iſt durch feinen guten Glauben an das Gläubigerre t 
des Verkäufers der Regel nah nit geihüßt. Der „neue“ Gläubiger 
Ir ih alle „Einwendungen“ gefallen lafien, Die dem Schuldner g 
bisherigen Gläubiger zuftanden. Anders im „Sachenrechte“ beim —S 
von „Saden“! vgl. A Perl ‚ insbejondere Anhang 13 dazu. Diefer Unterjchied 
beruht nicht etwa einer willkürlichen Zeitimmung des Gefehgebers, jondern 
darauf, daß es bei „sorderungen“ der Natur der Sade nad) meijt an der 
tatiähliden (realen) Grundlage für den „guten Gla des 
Erwerbers fehlt, während dieſe Grundlage im „Sa nrechte“ vorhanden 
ift, nämlid) a) bei GOrundjtüden durd die Eintragungen im Grundbus, 
an die der Gewerber „glaubt“, b) bei beweglihden Sachen durd den 
törperlihen Belik daran, an deſſen Rechtmäßigkeit der Erwerber „glaubt“. 
Bo aber bei „Zorderungen“ eine folche tatiäclice (reale) Grund vor⸗ 
handen iſt, da gewährt das Geſetz auch bei „Forderungen“ dem Erwerb in 
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| libernahme einer fremden Schuld Anhang 


„gutem Glauben” Schutz, und der Grundſatz des $ 404 kommt nicht ri Un: Moch 
wendung. Dies ijt der Fall bei denjenigen Forderungen, die in einer „Sache“, zu 
nämlich einer Urfunde, „vnerförpert“ find, 3. B. bei Anhaberpapieren, $ 404 
bei denen zur Geltendmadjung der (Forderung lediglid der Beſitz des Ba- 

ters legitimiert (S 793). — beim indoffierten Wechſel, bei dem der In— 
aber durd eine zujammenhängende, bis auf ihn binuntergehende Reihe 

“ von Indollamenten als Eigentümer des Wechſels und demgemäß als „Forde— 
trungsberedhtigter“ legitimiert ijt, vem die gegen ben früheren „Wechſel— 
inhaber“ beitehenden Cinwendungen in der Regel nicht entgegen 
ge gt werden können (Wechſelordnung Urt. 36, 74, 82), — beivenan Order 
autenden, durh Indojjament übertragbaren faufmänniihen Anweiſungen 
und Verpflichtungsſcheinen, Konnojjementen, Zade- und Lagericheinen, für die 
das voritehend vom ‚Wechſel“ Gejagte gilt (HGB. 88 363, 364, abgedrudt 
Seite 792). Aus demjeiben Grunde erklärt fidh der — als Ausnahme von $ 404 
— in 8 405 dem „gutglüubigen Erwerber“ einer „Forderung“ ge: 
währte Schuß. Der Schuldner nämlich, der eine „Urkunde“ über die Schuld 
ausitellt (hiervon handelt $ 405), „verfüörpert“ in der Urkunde gemiller: 
maßen feinen Berpflihtungswillen, bietet aljo im oben angegebenen Sinne 
eine tatſächliche (reale) Grundlage für den „guten Glauben“ des— 
jenigen, der die jo „verbriefte" Forderung vom urfprünglihen Gläubiger 
erwirbt, es geihieht dem Schuldner daher nicht Unrecht, wenn ihm nach $ 405 
zugemutet wird, dafür einzujtehen, daß der Inhalt des Schuldbekenntniſſes 
„ernftlid“ gemeint, nicht „um Schein“ erflärt iſt, und daß die 
im Berfehrsleben die Regel bildende „übertragbarfeit“ der Forderung 
niht durh Vereinbarung ausgeſchloſſen it. — Über Einreden gegen 
die Hypothet vgl. SS 1157, 1158. 


Anhang 17 zu 8 404: Einwendungen, die dem Schuldner einer abge Zu 
tretenen Yorderung gegen den neuen Gläubiger (Zejlionar) unmittelbar aus S 404 
en einem Grunde zuftehen, kann der Schuldner ſelbſtrerſtändlich dem neuen 
Gläubiger entgegenfegen. Hierher gehört 5. B. die Einwendung, daf die „Ab— 
Kung nichtig jei, weil der „abtretende" Gläubiger jur Zeit der Abtretung 
geiltestranf oder minderjährig (ohne Zujtimmung jeines gejetlichen Vertreters) 
war. — Wenn der Rentner A durd) rechtsgültige „Abtretung“ eine Forderung 
3. B. des Handlungsgehilien B, des gewerblichen Arbeiters C erwirbt, für 
deven gerichtliche —— an ſich das Kaufmanns- oder Gewerbe-Gericht 
uſtändig iſt, jo fann der beim Aaufmanns= oder Gewerbe-Gerichte 

Iagte Kaufmann oder Gemerbetreibente dem Rentner A die Einrede ent- 
gegenkeßen, die Klage gehöre vor die ordentlihen Geridte. iiber 
die häufig vorfommende (in der Regel niht purhgreifende) Ein- 
wendung des vom neuen Gläubiger verflagten net C, „Die Abtretung 
feitens des „früheren“ Gläubigers an den „neuen“ jei nur zum Schein erfolgt“, 
vgl. Anhang 4 zu 8 117, Seite 825. 


Anhang 1 zu 8 414: Die Übernahme einer fremden Shuld („Sonder- Zu 
nadhfolge” in eine „Shuld“) it das Gegenitüd zur „Übertragung 8 414 
einer Korderung“; vgl. Note 1 zu $ 3098. Diele „Sondernahfolge 
in eine fremde Shuld“ fällt nicht unter den Begriff „Rechtsnach— 
folge“ im Sinne der 88 325, 727 ZPO. Über „Gefamtnadfolge" des 
Erben (dieſer iſt „Rechtsnachfolger“) in ie Shuldendes Erblafijers 
vgl. Anhang 1 zu 8 1922 unter Il und Anhang 1 zu $ 1967. 

Die 88 414 ff. Handeln von der Schuldübernahme durch Vertrag mit der 
Wirkung, dak der „Übernehmer“ an die Stelle des „bisherigen“ Schuldners 
tritt. Diele Cchuldübernahme fann naturgemäß nur erfolgen mit Zus 
er oa Gläubigers; denn niemand braucht ji) einen neuen Schuldner 
an Stelle des bisherigen aufprängen zu lallen. Demgemäh kann die „Schuld: 
übernahme“ den a) durch einen formlojen Bertrag des „Über: 
nehbmers“ mit Gläubiger“ ($ 414) oder b) durch eine form- 
(oje Bereinbarung des „übernebmers" mit dem „Shuldner“ 


— 
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Anhang Übernahme von Hypothekenſchulden 


Ro 415, 416). Im Halle a Debut! es nit der a aan des 

u Idners: er wird, ohne daß er es De. oder will 

s 414 Salle eb hängt Di die gale Wtefjomtert Der 
un es Gläub Piser s“ ab. — Der prattiih wichtigſte Fall der 
uldü —*& it, daß bei der Veräußerung eines Grundſtücks der Er⸗ 
werber mit dem Veräußerer die Übernahme Hypothetenſchulden vereinbart, 
worüber 8 416 bejondere Vorſchriften enthält. 

Zu unterjheiden von Den ——— iſt die bloße Er⸗ 
ſuuun stibernahme, die Le bi IHN e oil ben dem „Übernehmer“ und 
uldner“ eryeu HAN Bo uns Ai bj. 3 nebft Note 6. Zu unter- 
Ineiben von der Schuld bernah me, bei der ein neuer Schuldner „an die 
Stelle“ des bisherigen ac und ent erer ausſcheidet, find 
ferner die Fälle, in denen ein Dritter ih durch „Vertrag“ verpflichtet, 


außer( neben) dem bisherigen Schulbmer, ſei es als „Gejamtiuldner“ mit 
ihm cr Sie * als ——— Bürge“ (68 773 vir. zu haften, 
ſowie e, in denen der laubiger och einen zweiten Schuldner 
rel t Gejeges“ gewinnt 3. B lo 571. die Beitragsmählge 


habe einer fremden Schu neben bisherigen Schuldner 
Da. kumulative Schuldübernahme) bedarf (abge — n vom Falle des 8 350 
bgedrudt Seite 786) in der Rege Sri t arm, weil fie 
im Iweltel nichts anderes ift als eine —1256 ft (87 
Aus welchem Rechtsgrunde die Schuldübernahme erfolgt, it gleihgültig. 
Sie erfolgt meilt beim fe zur Tilgungder Aaufpreisfhuld 
3. B. der Käufer eines 6 Ira tüde übernimmt ur Dedung des Raufpreifes 


und in Anrechnung auf ihn eine auf zunditüd hypothekariſch ‚ginge: 
tragene Darlehnsihuld des Verkäufers; e Yon auch „I ng5 t“ oder 
aus anderem sgrunde erfolgen. Hierauf fommt es rt für’ die 


Wirkſamkeit“ ver Shulübernahme nicht an. Sie tit alfo ein abs 

alter, von ihrem Nedytsgrunde Tosgelöiter ar Du ul 3% 417 Ab). 2 und 
Anhang 14 zu 8 417 (Beilpiel). Es gilt das A Seite 880) 
und an den dort in bezug genommenen Stellen ae, a mentti au, daß 
die pgshalber erfolgte Schuldübernahme nicht der Form Des 


Zu Anhang 11 zu & 416: Beiſpiel eines Schreibens gemäh $ 416: „Herrn A. 

5 416 Ih babe mein Grundftüd in Danzig, eins 1, an B verlauft. B Hat 

meine auf dem Grunditüd Dupotbe ari ſch eingetragene Darlehnsſchuld 

an Sie von 40 000 ME. laut Kaufvertrag übernommen. Ich teile Ihnen 

Dies, nahdem B am 13. Februar cr. als Eigentümer im Grund: 
eingetragen worden ijt, hierburh mit, varauf Hinweifend, 
als hr Shuldn [mer an meine Stelle tritt, wenn Sie nit inner⸗ 
— ſechs — nach Empfang dieſer Mitteilung wideriprehen. Danzig 
den... C“. Den Beweis, daß A diejes Schreiben empfangen hat, fann 1 
Cl wenn nicht durch Anerfennungsichret n des A) dadurd fichern, daß er dem 
A das Schreiben durch einen Gerichtsuollzieher zuſtellen Takt ($ 132). 

Schub des Grundftüdsveräußerers, wenn der Hupothelenglänbiger Die 
Genehmigung zur Schulvübernahme durch den Grundftüdserwerber ver⸗ 
weigert: A jchuldet dem B 10.000 et. Darlehen und hat ihm dafür mit feinem 
Grunditüde Zoppot BL. 1 Hupothet be tellt. A a un hierauf das ßrund tũck 
an C und C „übernimmt“ bie tlehnsihuld von 10000 Mt. n⸗ 
rechnung auf den Kaufpreis. Der Gläubiger B verweigert die Ge: 
nebmigung zu diefer Schuldübernahme“. Dann bleibt Aohne Zeit- 
beſchränkung „p erfönlider“ Huldner es B. Das Grunditüd 
Zoppot BI. 1 wird darauf von C weiter verüubert, es geht durch viele Hände 
und fommt in ſchlechte, die ben Wert des Grundjtüds herunterbringen. 
Hierdurch fann ie url zün ngtic gute ppothet von 10000 Mt. au mähtich 
wertlos werden. Bi ger B ilt dies gleichgültig, denn er bat pat ja den 
ſehr reichen A — —— Schuldner. A iſt alſo in Gefahr, 
die 10000 ME. zahlen zu müſſen, ohne die Möglichkeit, aus dem Immer mehr 
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verichlechterten Grunditüd u erlangen. A kann ſich jhüßen, indem er Noch 
tlehens 


ſchleunigſt feine perjönlidhe chuld dem B kündigt und die 10 000 
DIE. dann auszahlt. Infolgedeſſen geht gemäß $ 1164 die „Dupothet 
von 10 000 ME. an l.1aufA über, und A kann nun die nötigen 
Schritte tun, um ih noch redhtzeitig „aus dem Grundftüde” zu 


befriedigen (8 1147). A ift durch Die 88 1164-1167 geihükt. 


Anbang 14 zu 8 417: 8 417 Abi. 2 Being zum Ausdrucke, daß Die 
Schuldübernahme ein abitralter (von dem zu Gr 
verhältnille Tosgelöfter) Vertrag it % tl. Anhang 1 zu $ 414 letzter 
Abſatz, Seite 882). — Beiſpiel zu 8 417 IB. 2: A fauft von B deiien Haus: 
grundftüd für 40 000 ME, It 10000 ME. bar aus und „übernimmt“ 
in Anrechnung auf den Kaufpreis und iu Dellen Tilgung eine auf dem Grund: 
In hypothekariſch — —— des B an C von 30.000 
k. $ 416 wird befolgt. r Gläubiger genehmigt die Sculdüber- 
nahme. A ift dadurch „an Stelle“ des B „perjönlidher“ Darlehns: 
Ihuldner des C in Höhe von 30 000 ME. geworden. Nachträglich jtellt ſich 
aus, daß der Verkäufer B den Käufer A betrogen hat, indem er ihm ver: 
dyerte, das s wäre in tadellojem Bauzuftande, während es tatſächlich 
(von B du lanftri und Iorkine fünftlide Mittel veritedt) durch und durch 
mit echtem wamme beieht it. A Hagt und erlangt ein rechtskräftiges 
Urteil gegen B, das den Kaufvertrag für „aufgehoben“ erklärt 
(„‚Wanpdelung“) oder das den Kaufpreis auf 18000 ME. herab: 
jest („Minderung“). Demnädjit verklagt der Darlehnsgläubiger C den 
A auf Zahlung der von diefem „übernommenen“ Darlehnsihuld von 
30 000 Mk. A kann der Al nıdt entoegeniehen, dak der Kauf: 
— in dem er die Schuld von 30 000 Mi. „übernahm“, durch rechts— 
fräftiges Urteil aufgehoben fei, oder daß er infolge rechtskräftiger Kauf: 
BILL DE Lund auf 18000 Mi. (worauf 10000 Dit. bar gezahlt find) 
nicht mehr die zur gung feiner Kaufpreisihuld übernommenen 30 000 'MEE., 
\ondern nur noch 8000 DE. zu zahlen braude. Dies wären „Einwen- 
dungen aus dem ber Schulbübernahme zu Grunde liegenden Redts- 
verhältnilfe", die nah S 417 Abſ. 2 unzuläffig find. A muß allo die 
„übernommenen“ 0000 Mt. an C zahlen und fann nur vom Ber- 
täufer B wegen deilen aA Bereiberung“ Er: 
ftattung der gezahlten 30 Mt. fordern (falls ver Aaufvertrag 
„aufgehoben“ war), oder Erjtattung der zuviel gezahlten 22000 
ME. (alle der Kaufvertrag beitehen blieb und nur der Breis auf 18 000 ME. 
„berabgemindert“ wurde). Diefes Ergebnis erideint für den Käufer A 
hatt; aber es ift nur geredht; denn den Gläubiger C geht das der „Shuld- 
übernahbme“ zu Grunde liegende Tg AANT gar nichts 
an, er ift dabei nicht zugezogen, ihm ijt es in jeinen Einzelheiten nicht offen 
‚ ihm it aD gelagt: „Der Kauf it BA en. Der Käufer bat bie 
Schul des Verkäufers an Did von 30 000 DE. „übernommen“. Genehmige!“ 


Anhang 1 zu 8 420: Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern. Es 
find folgende Fälle zu unterkheiden: 
A. Mehrere Schuldner: 

a) jeder Schuloner haftet nur anteilsweife, $ 420 (Teiljhuldner); 

b) jeder Schuldner haftet dem Gläubiger aufs Ganze, 5 421 (Gejamt:- 
Auldner). Dies iſt im praftilden Leben der regelmähigne Hall, 
zu tbeilpiele: SS 427, 431, 840, 2058. vgl. Note 4 zu $ 420. Für das 

thältnis der mehreren „Gelamtihuldner“ untereinander gilt 
426; 


e) ee mehreren Schuldner haften gemeinſchaftlich jie können nur alle zu— 
fammen belangt werden, fogen. Schuldverhältnis zur gejamten Hand, 
wovon die 420432 zwar nichts erwähnen, wozu aber $ 2059 Abi. 2 
ein. Beilpiel bietet (Haftung mehrerer Miterben für die Wadlak- 
ſchulden vor Teilung der Erbidaft). 
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unde liegenden Wedjts: $ 


zu 
s 416 


Yu 
$ 420 


Anhang Kauf (Handelskauf) 


Noch B. Mehrere Gläubiger: 

zu jeder Gläubiger iſt nur anteilsweile berechtigt, 3 420 ilgläubiger); 
5 420 ) ) jeber Gläubiger I aufs Ganze beredtigt, 428 (Gsejamtgläubiger): 
te mehreren Gläubiger dürfen nur —— fordern, fogen. 
— Slaubigeiäef zur gelamten Hand, SS 432, 2039, vgl. auch SS 1077, 


Der im frü Rechte tihen „Rorreal“: 
und „Solidar“- one ir it dem BGB. —— die Sn sdrüde find alſo 


jur Vermeidung von Mi tändniſſen — Zu unter] iden 
von einer „Mehrheit von nern“ im Inne der Sn ff. —* ,‚ daß 
„neben“ dem Schuldner ein Bürge (ei, edit Huld- 
nerijcher“) haftet; hierüber 765 ff. einie Rechtsgemein⸗ 
ſchaft zur geſamten Hand vgl. & 705 "Kobe 

u Anbang 2 zu Über den im täglichen Leben ten Gall des 

8 on Kaufs“, den ſogen. — —— enthalten die 373 ff er — 

Seite te 803 ff.) eine Anzahl befonderer Boriäriften Ka auch An —* 


am Ende zu 8 361 (Seite 876). Handelskauf Liegt vor, wenn 


a) mindejtens einer der Vertra aihliehenden ein auimann im 
Sinne Be Seite in ff. — Ik und A auf 
Betriebe feines Handelsgewer * N fl. 

8 ‚ abgedrudt Seite 782 


b) ne 8). Kaufs eine „Ware“ oder ein „Wertpapier“ it 
Der Kauf eines Grund Küds, giner Sotderung 
* einer — —— kann zwar im | brigen ein „panbelsgelhäft 
Vorſ iften des HGB ae den Bor: 
rat Fe ee and unterliegt er aber nid 

Nah dem Gejagten liegt Handelsfauf vor z. B. 

wenn ein Raufmann von einem Raufmann eine Ware 
oder aueripapier gauft, 

wenn ein Nicht- Kaufmann von einem Raufmann eine 
Ware ober Wertpapier fauft (Handelstäufe find aljo die Ein: 
fäufe jeder Privat perſon in einem Laden: wenn ein 
Arbeiter ji 19 eine Zigarre kauft, eine Waſchfrau Seife, ein Stu: 
dent im Blumenladen eine Nelte ujw.), 

wenn ein Raufmann von einem Nicht t:-Raufmann eine 
Mare oder nertpapier fauft, 3. B. der Butterhändler non einem 
Bauer deilen Butter. 

Zu beachten it bei Anwendung ber erwähnten Vorſchriften des HGB. 
über „Handelsfauf“, daß einige davon (3. B. 88 377—379) nur dann 
Anwendung finden, wenn der Kauf u beiden Seiten ein „Handelstauf“ 
ift, d. 5. wenn „Käufer“ und „Verkäufer“ „Raufleute“ im Sinne der er: 
wähnten 88 1—6 86B. find. 


Hervorgehoben ſei endlid, daß auf den jogen. ae Ha Oenerteog. 
wenn er ein „ßFandelsgeſchäft“ it, und zwar ‚ wenn fein 
Gegenjtand eine berteetbore e iſt (5 91), ſondern auch wenn er eine 
„ic pertretbare" ilt, die chriften über „Hgandelstauf" An- 

ng finden. ac. 381 HGB. und insbejondere $ 651 BGB. nebit An- 


hängen. 
Zn Anbens 3 zu 8 433: Allgemeines betr. „Kauf“. 
8 433 Nach dem Note 1 zu $ 433 Gelagten finden auf den „Kaufvertrag“ 
nament: id) Anwendung die allgemeine n Borichriften über Verträge“ 


8 145 m, ni zwar über „Schul Auerteh e“ (88 305 ff.), insbejondere 

gr enjeitige Verträge” (88 320 Tf.). — Betr. die Anwendung 

Hort riften über „Rauf“ auf andere entgeltlide Beräuße: 
Be Fern vgl. 88 445, 49. 
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Kauf (Kaufpreis) Anhang 


Zur Bollendung eines „Raufs“ gehirt wie bei jedem anderen 
Bertrag ein Vertrags, ‚a ira g“ und beiten „Annahme“ (vgl. Anhän 
zu $ 145). Mandmal erfolgt der Antrag (Offerte) zu einem Kaufvertrag in 
der Weile, Daß Die vom Aufer zum Kauf „angebotene“ Sacde bereits —1* ⸗ 

leid mit dem a Antragezugelandt wird (3. B. die Anfidts- 
Fendungen der Bahhe ndler). Per eine ihm unbeſtellt zugeſandte Sache an⸗ 
nimmt, bat damit den auf „Antrag“ noch nicht angenommen (er weik 
Annahme des Pakets meijt niit, worum es ih handelt). Damit ein 
—* zuſtande komme, muß der fünger der Sache den Vertrags⸗?Antrag 
noch irgendwie „annehmen“ (vgl. $ 151 und Anhang 14 dazu). Der Empfänger 
einer ihm unbeftellt zugejandten Sade, der den Kauf, Antrag“ 
nidtannimmt, darf aber die einmal übernommene Sache nicht etwa auf 
die Straße werfen ein ücherpabet nicht auf den Regen ausgeſetzten Steuen 
verwahren uſw. Man nimmt an, daß wer eine unbejtellte Sache a 
nommen bat, „etwa wie ein Fi inder“ haftet (8 06 und ——— 
bie 18f2tige Abholung durch den Abſender und Erſatz not— 


wendiger Auslagen von ihm verlangen kann (3. B. Poſt-Beſtellgebühr 
für das ee fet). 
cht bloß der „Handelskauf“ — Anhang 2 zu 8 433), ſondern, 


—* auebrüdtich hernorge hoben werde, jeder andere Kauf i et vgl. 

die wichtigen Ausnahmen des 8 313 (Grund üdstauf), ner $ 2371 
(ers chaftstauf), 8 311 (Kauf eines ganzen Bermögens). An er Stelle 
kei in Beridtigung ote 13 zu 8 504 auf eine während des Drudes 
erkhienene_ Entſcheidung des Reichsgerichts hingewieſen, —* ein Vertrag 
betr. die Einräumung eines perſönlichen Vorkaufsrechts an einem Grundftüde 
formlos geſchloſſen werden fann. 

c) Die Abgrenzung bes Kaufvertrags 20m —— iſt in den 
35 631, 651 erf —— und er 2 531.8 433 (am Ende) 

) über —A—— und —— der Kaufverttä 

bis 27. oe: Käufer hat alfo, wenn niht einanderes —— 
ſich aus den — ergibt, die gekaufte Sache beim Verkäufer —— 
und ihm den Kaufpreis zu bringen. 


Anhang 5 zu & 433: Betr. Bierlieferungsvertrag in Bayern vgl. BAG. 
Art. 18 und 14, abg —4 Seite 468. 


Anhang 9 zu & 438: Betr. „Kaufpreis“ vgl. 88 438 Abſ. 2, 452-455. 
a) Die Zahlung des Kaufpreiles muß in der Regel Zug um Zug gegen 
Übergabe“ der verfauften bewegliden Sade, ullallung“ des ver: 
fauften Grundftüds, „Begründung“ oder , trefung“‘ verlauften 
Rechtes erfolgen, 88 271, 320, 322. Den —E der —E— ſei ge⸗ 
ſtundet, es ſei ein „Ziel“ gewähtt, muß der Käufer beweijen. — Der Bertra ag 
bleibt au ‚„R auf“, wenn als Nebenleiftung neben dem „zu zahlenden 
(ehe: Gel =) KRaufpreife yesen anderer Urt, Dienite ulw. vom 
äufer zu leilten find (Ba). 
I € aufpreis „bereinbart „ tin. Die — iſt, daß eine 


Es muß ein 
s nicht geſchehen, 3. B. in 


—A — Summe vereinbart wird. Sit 
dem Di a man in einem Laden (meilt als jtändi iger Kunde 
ade ade ausſ und, ohne über den Preis zu 

ven en,n gan — — läßt, ſo kommen die 315—319 zur Anwendung 
vgl. namentlich) Anhang 19 & 8 316 Seite 869); denn, daß aud in ſolchen 
ällen ein „Kaufpreis“ gez werden joLL, iſt nad Treu und Glauben und 
erfe tsfitte anzunehmen. Es liegt eine „Preispereinbarung er ſchlüſſige 
Handlungen“ vor . Seite 819 unten); nur die „Höhe des Preikes“ iſt 
unbeitimmt en. — Fordert der Verkäufer im Pr ſſe eimen "ange: 
mefjenen“ Beeis d. h. einen der TA nah niht vereinbarten) und 
behauptet der Kaufer demgegenü es fei ein beitimmter, (geringerer) 
Preis „vereinbart“, jo muß der Berläufer beweilen, daß eine Preisver⸗ 
einbarung nicht ftatigefunden habe. — Üüber den (leider) nicht feltenen Fall. 
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Auhang Kanf (Abnahme — Verfendung der gekauften Sache) 


daß in gerichtlichen oder notariellen Grunditüds-Raufverträgen die Parteien 
(zur „Erfparung“ von Stempel) den Kaufpreis niedriger an- 
geben, is in Wahrheit vereinbart ift, vgl. Seite 831 unten. 
c) Wenn die Übergabe der verfauften bewegliden Sade 
pundbebi ngt“ ‚ce auch nicht unter der — 3. B. bei Einfäufen in einem Trem- 
Laden — Mi ſchweig enden Bedingung, daß ſofort und unmittel— 
a nah „Hing aber der Sache ker —— gu sahlen ut) 
erfolgt iſt Br geht das Eigentum ber verlauften auf den Käufer über 
ohne 9 NRüdfi t Darauf, ob der Käufer den Kaufpreis zahlt; vgl. Hierzu 8 7 
Wenn der Käufer mit der Breiszahlung in Verzug fommt, 0 gilt 
es fann alfo bei Vorliegen der Vorausſe Iegungen bes 8 326 der. —* * 
Vertrage zurüdtreten und Rückü —A | des ee auf den 
Käufer ü an nen E ige ntums (Rüdgabe der Sa Mer Aus 


denfe [ben Grunde füufer eines Grundftüds R ü nllei ung 
emp 8 326 torbern. "og 88 327, 346, 347. Entſprechendes A im Ber: 

evon Nedten 
Bu g 10 zu 8 433: „Abnahme“ der gelauften Sache feitens des 


8 433 Rufe it die ein törperlide Hinwegnahme ber zu dieſem 
Amwede bere ftellten Sade, um die tatjädhlide mas: 
gemwalt zu erhalten und den Vertäufer von der Raufljade 
„entlaften“. Die in $ 433 Be 2 Aa te Bir, de t fr Käufers 
it im Berhältniffe zu jeiner ebenda —8 aufpreis“ 
u zahlen, „in der Regel“ nur een . en He he Xeiftung Des 
äufers. Der Verzug des Käufers in ber end! begründet babe für den 
Dertänier niht ohne weiteres die Rechte aus 8 326, es fei denn, 
bejonderen Umijtänden im einzelnen (salle — abweichend 
von der Regel — die „Abnahme“ ein Teil der im übrigen noch nicht er: 
üllten Haupt - Leitung he Zur Abnahme-Pfliht des Kaufers gehört bei 
zundftüden auch er Bei flihtung, die Auflafjung enigegenzunehmen, um den 
Verfäufer von den Pflichten eines Grunditüds - Eigentümers (Steuerpflicht 
ujw.) zu entlaften. 


Anhang 35 zu 8 447: In den häufigen Fällen der Berfendung der ver: 
8 Di, fauften Sache nad’ einem anderen Ort als den Erfüllungsort (8 269) 


VBerlan 8? n des Käufers ift zweierlei zu untericheiden: Die 
über gabe (85 433 446) und damit der Eigentums-Übergang auf den Käufer 
(8 929) iſt ın der Rege 


auf den Käufer übergegangen ift, d r Yuslieferung der Sa 
an ben Käufer, während Des Transports auf eher Poit, Bahn ujm. bleibt al 
in der R egel‘ ber Vertäufer Eigentümer der Sache und zur „Ber: 
in Si iber oe beredtigt (vgl. 88 929-931, insbejondere Note 5 und An: 
nebit den am Lufe Des Anhangs 2 zu 020 in in bezug, ge: 

Hommenen mdelsreihtlädien Borihriften). — b) efahr“ des zufälligen 
Unterganges und der zufälligen Verſchlechterung ver Sade geht bei der auf 
Verlangen des Käufers ftattfindenden Verſendu ung dei nach 8 447 ſchon 
vor der libergabe (Nusliejerung) auf den Käufer über (Ausnahme von 
8 446 Abſ. 1 Cab 1!), nämlid im Augenblide der „Auslieferung“ der Sade 
an den Spediteur, Frachtführer, die Poſt uſw. ervor ehe en hie nur 
die Gefahr der Sache —* in dieſem Augenblick auf den Käuı er „uber; Bin 
der Rutzungen und Laften dagegen bleibt es bei der Regel de 5 8.446 
Inc 2, daß fie erft mit der Übergabe (Auslieferung) auf den Käufer —* 
gehen. 

Beiſpiel zu 447: Der Gutsbeſitzer C in O bei Graudenz kauft von 
der Mafchinenhandlung M in Danzig eine Dreſchmaſchine mit der Anweilung, 
N ihm durd) die Bahn na ‚Draudenz zu überjenden, wo er fie mit feinem 


erit als A p amzuteben wenn der Befik der Sad 


uhrwert abholen werde: andlung M beauftragt den Leiter ihrer in 
irihau belegenen Yabrif, eine reſchmaſchine der beitellten Art an C durch 
die Bahn zu überfenden. Erfüllungsort für den Berfäufer M ilt, falls nidts 
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anderes vereinbart iſt, Danzig 65 269). Das „Eigentum“ der Maſchine Noch 
Fin auf C im Augenblide der „Ablieferung“ an ihn oder feinen Beauftragten zu 
auf Bahnhof Graudenz über, Die „Gefahr“ des zufälligen Unterga ng5 8 447 
oder der ufälligen Berihlehterung aber gebt auf C bereits über im 
Augenblide der Auslieferung feitens der Fabrik an die Eifenbahn in Dirihan. 

ft als Erfüllungsort Graudenz „vereinbart“, ſo Liegt ber 

all des $ 447 nicht vor; denn dann ilt die Überfendung nidht „an einen 
anderen Ort als den Erfüllungsort“ iondern an dieſen felbit erfolgt; es 
gilt dann 8 446, d. 5. die „Gefahr“ geht erit mit der Yblieferung an C 
oder deſſen Beauftragten in Graudenz auf C über. 

447 ift „entiprehend“ anzuwenden, wenn am „Erfüllungsorte” Telbit 

eine „ber mug der verlauften Sache erfolgt; 3. B. in den häu Seen 
daß man in einem Laden eine Sache fauft und um deren Zujendung n die Woh⸗ 
nung bittet. Die Gefahr des „sufälligen Untergangs" oder der „zufälligen 
Verkhle ung“ (3. B. das geraufte Glasgeichirr wird in der Hand des Aus⸗ 
trägers Verkäufers durd) einen herunterfallenden ziegel aerihlagen) 
trägt der Käufer. Sm einzelnen alle wird jedod zu prüfen fein, ob nicht 
ausdrüdlid oder ftillfhweigend (nad der Verkehrsſitte) 
die Wohnung des Käufers als „Erfüllungsort“ vereinbart ift; in dieſem Falle 
trägt der Berläufer die „Gefahr“ bis zur Ablieferung in Der Wohnung des 
Käufers. Dies wird 5. B. anzunehmen fein, wenn jemand eine Schlaglahne- 
Torte beim Konditor, ein Tafel-Blumenarrangement beim Gärtner beitellt und 
unterwegs ein Hund den Boten anfällt und die Sachen zeritört. 


Anhang 2 zu 8 459: Mängel der Sadıe find: a) die & 459 Abi. 1 näher Bu 
bezeichneten ogen. phyſiſchen —2 3. B. ein gekauftes Nahrungsmittel iſt 3 459 
verdorben, — bei einem Gebäude Hausſchwamm, auch blohe, aus der tat- 
ſächlichen Beſchaffenheit und früher aufgetretenen Erſcheinungen ſich ergebende 
objektive Schwaäammvoerdächtigkeit (vgl. Anhang 11 zu $ 460), bau- 

olizeilide Mängel eines Hauks, — b) das en zugeficherter 

genſchaften, 459 Abſ. 2 (Note 8 zu 8 459), 3. B. das len eines zuge: 
cherten Mietertrags emes Haufes, eines zugefiderten Bier: ujw. Um - 
aßes eines verfauften Geſchäfts“. Die Zufiderung, das verkaufte 
Srundftüd fünne nad) der Baupolizeiverordnung vollitändig und 4 Gtod hoch 
bebaut werden, das verfaufte Haus fei mit 60 000 ME. gegen Feuerſchaden ver- 
fihert, enthält die Zufiherung non „Eigenihaften“. — Über die Zufierung 
der beitimmien Größe eines Grundftüds 8 468, über Zufiderung einer be 
Himmten Größe oder Zahl bei beweglichen Saden vgl. Note 24 zu R; 468. — 
Mangels einer Zufigerung iſt fehlende Größe oder Zahl der verfauften Sache 
in der Regel nit — „Mangelder Sakhe“ im Sinne I 459 ff., der 
Käufer Hat aljo nit die Dort geregelten „Bewährleiltungg "An prüche, jondern 
die allgemeinen Rechte aus 88 320-326 und Noten. — Wenn einem gelauften 
Zandgute, das laut Grundbud, ohne daß es beionders 3 eher ik, 
100 Heltar gro fein joll /% Heltar Odland fehlt, jo fann der aäufer ie Ab: 
nahme (Auflaliungs-Entgegennahme) nicht verweigern (8 242), ſondern allen: 
Talls nur entſprechende Herabjeßung des Kaufpreiſes fordern. nn dagegen 
emand ein Stüd Land ausdrüdlih als „Bauplag“ 3.8. für eine 
Fabrit fauft, jo fann das a eines erheblichen Teiles der grundbuch— 
mäßigen Größe, wodurd der Plat ganz ungeeignet u dem Deipronenen Zwed 
ift, als „Fehler“ angejehen werden, der „Die Tauglichkeit des Grunditüds zu dem 
nad) dem Bertrage vorausgefchten Gebrauch aufhebt“ ($ 459 Abſ. 1). In 
en der fann der Käufer die in 88 459 ff. bezeichneten Gewährleijtungs: 
anſprüche geltend machen. 


Anhang 4 zu 8 459: Beim Vorliegen von Mängeln der gelauften Sache Zu 
(vgl. Anhang 2 zu 8 459) Hat der Käufer vielerlei Rechte. Ansbefondere: 5 459 
A. Er braudt die mangelhafte Sache nit abzunehmen und kann 

Zahlung des Kaufpreijes verweigern ($ 433 Abi. 2); er kann alfo dem auf 
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Anhang Mängel der gekauften Sache 


. 
8 459 


„Abnahme“ und „Zahlung“ des Kaufpreifes klagenden Berkäufer die Einrede 
bes nicht erfüllten Vertrags entgegenjegen. Dann muß ber Berfäufer be- 
weiien, daB die Sahe mangelfrei (vertragsmäßig) iſt. Hierliber vgl. 
SS 320-322. — Cs jei jedoch auf 8 242 hingewiefen, aus dem zu folgern ift, 
dag — Sofern nicht ausdrüdlih vollftändige „Mangel: 
freiheit“ zugefidert tit — ganz unerheblide Mängel die Berwei:- 
gerung der „Abnahme“ und „Raufpreissgahlung“ nicht rechtfertigen. 

B. Der Käufer fann den Kaufvertrag wegen „Irrtums“ oder „argliftiger 
Täuſchung“ anfechten, falls die Borausjeßungen der 88 119, 121, 123, 124 vor: 
liegen. Der Käufer muß den Mangel beweifen. — Nah erfolgter 
„Übergabe“ der Sache an den Käufer iſt jedoch Diefe „Anfechtung“ nit mehr 
zuläffig, fondern es tritt an deren Stelle der Anſpruch auf Wandelung 
(Rüdgängigmahung) des Kaufes nad; Maßgabe der SS 462471 (vgl. 
unten D1). 

C. Wenn der Mangel der Sache nad Abichluk des Raufvertrags vor der 
libergabe der Sahe an den Käufer „entitanden“ it, Hat der Käufer Die 
8 325 Abj. 1 Sat 2 und 3 beſtimmten Rechte, falls die dafelbit beftimmten Bor- 
ausjegungen vorliegen. Der Räufer muß den Mangelbeweijen. 

D. Abgeſehen von den unter A—C aufgeführten Rechten hat der Käufer 
beim Vorliegen von „Mängeln der gelauften Sache“ — nad jeiner Wahl — 
die in den 88 459 ff. geordneten Rechte auf „Bewährleiitung“: 

1. den Anſpruch auf Wandelung (Rüdgängigmakhung des Kaufes), 88 462 
bis 471; 

2. den Anipruh auf Minderung (Herabiegung) des Preifes, 88 462, 472 
bis 475; 

3. beim Mangel einer „zugeficherten” Eigenihaft oder wenn der Verkäufer 
den Mangel „argliftig verihwiegen“ hat: ftatt „Wandelung“ oder „Min: 
derung“ den Anſpruch auf Schadenserjag wegen Nidterfüllung nah MaB- 
gabe der 88 463, 480 Abf. 2. Der „Zeitpunkt“, in dem der „Mangel“ 
vorhanden kin muß, ift verſchieden beitimmt beim „Kaufe einer 
beftimmten Sade“ (8 463) und beim „Kauf einer Gattungsjade“ 
(8 480 Abſ. 2). fiber Schadenserjag wegen Nichterfüllung und worin er 
beiteht, vgl. Anhang 67 zu 8 280, Geite 867; 

4. beim „Kauf einer nur der Gattung nad beitimmten Sache“ den Anſpruch 
auf Lieferung einer „mangelfreien“ Sache (nad) Wahl des Käufers ftatt 
der Rechte zu 1-3); $ 480. 

Hierzu ift folgendes zu bemerfen: 

a) Die vorftehend bezeiineten 4 Gemwährleiftungs-Anfprüde können vom 
Käufer nur geltend gemacht werden, wenn bereits die „Übergabe“ der ver⸗ 
fauften Sache an Sen Käufer ftattgefunden hat. Bor der „Übergabe“ 
fann fi) der Käufer durch die zu A bis C aufgeführten Rechtsbehelfe 
ſchützen. 

b) Die vorſtehend bezeichneten 4 Gewährleiſtungs⸗Anſprüche ſtehen dem Käufer 
zu ohne Rüdficht darauf, ob den Verkäufer ein Verſchulden trifft oder nidt. 

c) Das Vorliegen eines Diangels der Sade (vgl. Anhang 2 zu 8 459) mu 
der Käufer beweijen. 
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. Mängel der gekauften Sache Anhang 


d) Die vorftehend bezeichneten 4 Gewährleiſtungs⸗Anſprüche verjähren’ in be- 
ſonders kurzen Friſten (SS 477—479). 

c) Die vorſtehend bezeichneten 4 Gewährleiſtungs⸗Anſprüche find nicht davon 
abhängig, daß der Känfer die gelaufte Sache bei der Ablieferung in bezug 
auf das Vorhandenſein von Mängeln unterfudt und die etwa gefundenen 
Mängel dem Verkäufer fofort anzeigt. Wichtige Ausnahme: bei „beider- 
leitigen Handelsfäufen“; hierüber vgl. Anhang 11 zu 8 460 
unter III; Seite 891. 

f) Neben den „Gewährleiitungs-Aniprühen“ zu 1, 2, 4 (Wandelung, Minde- 
rung, Lieferung einer mangelfreien Suche beim Gattungstaufe), welche 
Aniprüde nad) dem zu b Gelagten dem Käufer ohne Rückſicht auf ein 
„Berihulden“ des Bertäufers zuftehen, fann der Käufer, wenn 
der Berläufer jeine Vertragspjlicht „Ihuldhaft“ verletzt hat, Schadenseriag 
fordern (88 276 ff., 280 ff). Zu dem vom Berfäufer zu leiltenden 

„Shadenserjate" gehört nad) den diesbezüglichen allgemeinen Vor- 
ſchriften der 88 249 ff. unter den daſelbſt bezeichneten Borausfegungen die 
Pflicht des Verkäufers, „Den Zujtand herzuftellen, der beitehen würde, wenn 
der zum Erſatze verpflidhtende Umjtand nicht eingetreten wäre“ (8 249), 
| d. h. die Pflicht des Verkäufers, den Mangel der Sade zu bejeitigen 
Ä .  (Nahbefferung, Nachlieferung der fehlenden Eigenſchaft). — Auch ver 
| Shadenserfatanipruh wegen „Verſchuldens des Berfäu- 
fers“ unterliegt der furzen Verjährung gemäß 8 477. 


g) Auber dem oben unter 4 bezeichneten Falle des „Battungstaufs“ und dem 
Falle der „Schadenserſatzpflicht“ (vgl. vorftehend unter f, Mitte) hat der 
„Käufer“ nad) dem ‚Geſe tze“ nit das Recht jtatt der mangelhaften eine 
„mangelfteie Sache“ oder „Beleitigung bes Mangels“ zu fordern, und auch 
in den vorbezeichneten beiden Fällen ijt dies nur fein „Recht“, er it nit 
dazu verpfidtet, fondern fann jofort jedes ver anderen ihm nad 
dem oben Gefagten zuftehenden Rechte ausüben. Der „Berläufer“ iſt nad 
dem „Geſe tz“ in feinem falle bereihtigt, die Geltendmachung des Anſpruchs 
des Käufers auf Wandelung oder Minderung oder Schadenserjak wegen 
Nichterfüllung dadurd abzuwenden, daß er „Lieferung einer mangelfreien 
Sache“ oder „Rahbeiferung“ anbietet. — In voritehendem liegt der wid) 
tige Unterjhied des Gemährleiftungsanipruds beim Kaufe von bem 
beim Wertvertrage, bei welhem le&teren der Gemährleiltungsaniprud 
inerfter Linie auf „Beleitigung des Mangels“ geht (8 6833 
Abſ. 2). — Jedoch — und dies iſt praktiſch bedeutſam! — Tann im ein: 
zelnen alle der Verkäufer, wenn aud) nit auf Grund des „Geſetzes“, 
jo doch auf Grund des „Kaufvertrags" (Uuslegung nad „Treu und 
Glauben“ mit Rüdfiht auf die „Verlehrsfitte‘, $ 157), berechtigt fein, durch 
Lieferung einer „mangeljreien” Sade oder Beleitigung des Mangels die 
(an fih nad) dem „Gelege“) dem Käufer zuſtehenden Anfprüde auf „Wan: 
delung“, „Minderung“, „Schadenserfag“ wegen Nichterfüllung abzu— 
wenden. Häufiges Beijpiel: Der Berfäufer einer Uhr, einer 
Maſchine uw. erflärtt dem Käufer die „Zufiderung“ („Garantie“) für 
„tadellofen Gang“. In ſolchem Kalle wird in der Regel der Käufer 





bei „mangelbaitem Gange“ der Uhr, Maſchine ulm. niht fofort 
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„Wandelung“ oder „Minderung“ oder „Schabenserfag wegen Nichterfül⸗ 
lung“ fordern dürfen, jondern nad) der dem „KRaufvertrage” zu 
gebenden „Auslegung“ dem Berfäuferr zunächſt die „Bejeiti- 
gung des Mangels“ gejtatten müllen, wobei natürlich der Ber- 
füufer für etwaigen „Schaden“ während der Beleitigungsarbeit, 3. B. 
Leihgeld für eine andere Maſchine, Erjak für die während der Arbeit ent- 
jogene Benugung der Maſchine, auflommen muß. Anderes Beifpiel: 
A hat ein Ziegeleigrunditüd für 43 000 ME. gelauft und übergeben erhalten. 
Es jtellt fi Beraus, daß in einem dazu gehörigen Haufe (früher Scheune) 
der Schwamm ift, zu deilen volljtändiger und fiherer Befeitigung nur 476 
ME. erforderlich find. B bietet die „Bejeitigung des Schwammes“ auf 
leine Koſten an. Er ift für berechtigt zu eraditen, den Aniprud) des A auf 
„Wandelung“ (Rüdgängigmahung) des Kaufs dadurch abzu: 
menden. 

h) Die 88 459 ff. über „Gewährleiftung wegen Mängel der 
Sade“ gelten überhaupt nur, foweit die Parteien nicht ein anderes ver- 
einbart haben. Der Berfäufer kann fi aljo ausbedingen, daß er für 
„geinerlei Mängel“ hafte (vgl. jedoch 8 476), oder dak die Haftpflicht 
für Mängel anders als im Gefehe geichehen, geordnet werde. 

i) Bei Verfäufen im Wege der Zwangsvollitredung (Zwangsverfteigerung) 
ift jeder Gemwährleiftungsaniprud ausgeſchloſſen (8 806 3PO., 8 56 3VG.). 

k) Beim Biehlauf ift die „Gewährleiftung für Mängel“ des Viehs beionders 
geregelt. 88 481 ff. 

I) über die [chleunige Siherung des Beweifes (vor Erhebung der Alage) 
bezüglicd) der „Mängel einer gelauften Sache“ durch richterlichen Augen: 

Ihein, Zeugen:, Sadverjtändigen-VBernehmung ujw. vgl. 88 485 ff., 488 

3P0. 


a" 


ayens 11 zu 8 460: 
. „Argliftiges Berjhweigen“ Liegt nur vor, wenn der Verfäufer den 

and el (wirttiätennt und ihn „a fihtlid“ verihweigt. Wenn 

Mangel dem Berfäufer, jet es aub aus ‚grober Sahrläflig- 
te de unbefannt war, jo treffen ihn nit die Folgen „arglijtigen 
Verfehtweigens“ Wenn aber 3. B. der Verfäufer — — s ge nit wirt: 
lic weiß, daß , ‚Schwamm“ im Hauke ih, Be et Be ! aden weiß, die den 
„Schwamm ve da ht“ rechtfertigen, B. es 9 früher wiederholt 
Schwamm im Haufe gezeigt, Den üuere, A — urch Reparaturen be⸗ 
ſeitigt wurde, ſo iſt es ein „a Rau iſt i ges V chweigen“ eines Mangels, 
wenn Verfäufer dies dem Käufer nicht mistzitt Das Reichsgericht 
ſagt: Br: den Grundjägen von Treu und Glauben iſt der Verkäufer ver: 
pjlichtet, alle ihm befannten Umjtände dem Käufer ——— die na * 
nünftigem Ermeſſen für die Willensentſchlie des Käufers —— 


können. Nach dieſer ee hat er ni In: ler, die er als ſolche erkan 
hat, jondern auch feine Zwei ; elan Sehterlofigtent“ dem Käufer mit in 
icht, ſo nen er arglifti Er fann id 


teilen. Verſäumt er Diele in 2 
bamit, daß er den Zweifel infolge ans: optimiſtiſchen Teranlagung zu feinen 
Gunften gelöſt habe, nicht entſchuldigen.“ Immerhin wird es ſtets auf die 
a eren “Umftände des einzelnen Falles anlommen. 
Il. Der Satz 2 des 8 460 bezieht | ic u a Tg an nur auf die 
S 459 bl. 1 begeihneten „gehler“, n . 2 bezeich⸗ 
neten „Mangel zuge iherter een hatten“ au auch Der 
‚Mangel; ugeliderter Beblertolsnieik gehört. ie Lage des 
Käufers ilt daher folgende: 


= 
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Vollziehung der „Wandelung‘” oder „Minderung“ Anhang 


a) wenn „augefiherte Eigenichaften“ fehlen 8 459 Abi. 2), fann der Käufer No 
„Sewährleiftung“ fordern (die in Anhang 4 zu 8 459 unter D be- zu 
handelten Rechtsbehelfe geltend machen), ſel bit dann, wenn er den $ 460 
Drangelaus „grober Fahrläſſigkeite beim Abſchluß des 
KRaufvertrags niht bemerkt bat. Hat er ihn aber bei Ab- 
ihlußdesKaufvertrags „gefannt“, jo fann er nach 8 460 Satz 1 
feine „Gewährletftung“ fordern; 

b) wenn Die Sache einen der in 8 459 Abi. 1 bezeichneten „Fehler“ Hat, kann 

der Käufer nidt De “ fordern, falls er 
beim Abſchluſſe des Kaufvertrags Dielen Seh er aus „grober 
Sahrläffigfeit“ niht bemerkt bat. Er kann jedoch ſelbſt 
wenn ihm der Fehler infolge „grober sahrtätligteit entging, 
„Bewährleiftung“ fordern, Talls der Verkäufer den Ma ngel arg: 
lift Deriämieg, (vgl. vorſtehend unter 1). Entging ber Fe ler - 
tem Käufer beim Abſchluſſe des Kaufvertrag aus einer Fahr— 
läſſigkeit, Die ga nicht als eine „grobe Daritellt Ce: 

Note 60 zu 8 276), fo behälterden „Gewährleiftungsaniprud"“ 

in je Halle. _ 

Mit anderen Worten: Im Falle a tann der Käufer ſowohl für „vers 
borgene“ als aud für „in die Augen fallende” Mängel Gewährleiſtung“ 
fordern, im alle b fann er für „in Die Augen fallende Mängel Teine „Ge: 
währletftung“ fordern. „Hugen für Geld." — „Wer die Augen nit auf: 
tut, tut den Beutel auf” (C). 

IIl. & 460 und demgemäk das vorſtehend Gejagte handelt über die 
Kenntnis des Käufers non einem „Mangel“ der zur Zeit des „Abſchluſſes 
des Raufvertrags”. Über Die Kenntnis des Käufers von einem „Mangel“ 
der Sache zur Zeit der „Annahme der Sache“ handelt 8 484. Eine Wflicht des 
Käufers, die gefaufte Sade unvergüolia nad der Ablieferung 
zu unterjuchen und, wenn fih ein „Mangel“ geigt, dem Berfäufer unver: 

üglich Anzeige zu machen Unterfuhungs» und Rügepfliht) mit der Rechts⸗ 
olge, Da die Unterlaflung der Unterjuhung und Mängel-Anzeige den Käufer 
aller „ — verluſtig macht und die Sache als „ge⸗ 

—— gilt, beſteht nur bei „ —Aã Handelstäufen“. sql nhang 2 zu 

433 Seite 884 und die (Geite 804 abgedrudten) SS 377, 378 H6B. Bei „nicht 
eiderjeitigen“ Handelstäufen, aljo namentli bei den meilten Einfäufen zum 
täglichen Lebens: und Wirtichaftsbedarf, Liegt eine allgemeine Berpflichtun 
des Käufers zu baldiger „Unterfuhung“ der ihm abgelieferten Ware un 

„Anzeige“ etwaiger „Mängel“ an den Verkäufer nit vor. Die Unterlaffung 

ber unterſychene bei „Kaufabſchluß“ kann unter Umſtänden als „grobe 

gebrTä figfeit“ im Sinne des $ 460 Sat 2 angelehen werden, 3. B. wer 
ein Bild oder er Kunſtwerk lauft, wird es, wenn es zur Gtelle ilt, vor | 

Kaufabſchluß tin der Regel beiichtügen müjlen; wer dagegen in einer Bud): 

Handlung ein gewöhnliches Buch kauft, braucht es nicht vurdgublättern, um feit- 

äuitellen, ob Flecken darin find oder Seiten fehlen. 


Anhang 19 zu 8 465: Zur Bollziehung der „Wandelung“ oder „Diinde Zu 
zung“ genügt nit die einfeitige Erflärung des Käufers, 8465 
daß er „wandele“ oder „mindere“ (anders: beim vertragsmäßig vorbehal- 
tenen ‚Rüdtritt“ 8 349, vgl. & 467), fondern es ift ein „neuer Vertrag” zwiſchen 
Käufer und Verkäufer des $ 465 angegebenen Inhalts nötig. Das Wande- 
lungs: (Minderungs:) „Berlangen“ des Käufers iſt der Vertrags „Antrag“ 
(Offerte), das „Einveritändnis“ des Verkäufers ift die „Annahme“ des Antrags. 
5 gelten aljo 88 145 ff., 130—132. Der Käufer fann mithin bis zur 
Einverftändnis-: Erflärung des Berläufers feine Wahl (ob Wande- 
lung oder Minderung) — alſo auch noch während des Prozeſſes darüber — 
ndern, ſoweit er nicht na & 145 ff. gebunden if. Wenn ein ECinver: 
tändnis („Vertrags“-Abſchluß) nicht erzielt wird, fann der Käufer 
Klage erheben etwa mit dem Antrage: 
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Anhang „Wandelnng“, „Minderung“ (Slagenutrag) 


Noch 1. wenn er Wandelung verlangt: | 
zu den Berfäufer zu verurteilen, 
8 465 a) ih mit der Wandelung des Kaufvertmgs vom 24. Dezember | 
105 einverftanden zu erflären und demgemäß | 
b) gegen Rüdgabe der gelauften Gaskrone dem Kläger (Käufer) den 
geaablten aufpreis von 250 Mt. gurüdg len, — oder bei einem 
rundftüdstaufe: en üdauflafiung des Grundftüds 
Löwenberg BI. 17 den gezahlten Kaufpreis von 25000 Mi. ſowie 
320 ME. gstoften dem Kläger (zurüd-) zu zahlen; 
2. wenn er Minderung verlangt: 
den Verkäufer zu verurteilen, 
a) fih mit der Minderung des im Kaufvertrage nom 24. Dezember 
1905 vereinbarten Kaufpreifes von 250 ME. auf 180 DM. einver- 
tanden zu erllären und demgemäß 
b) dem Kläger 70 ME. (zurüd-) zu zahlen. 


In beiden Fällen zu 1 und 2 find jedoch die Anträge zu a nicht un- 
bedingt nötig, denn fie find ſtillſchweigend in den Anträgen zu b 2 
halten. — Wenn dann vorjtehenden Anträgen emäß das Urteil ergeht, ift Die 
Wandelung oder Minderung mit der „Rechtskraft“ Des Urteils „vollzogen“, 
weil gemäß 5,898 3PO. mit der Redtstraft des Urteils die „Cinverftändnis- 
Erklärung äufers mit der Wandelung (Dtinderung) als abge: 
geben gilt. — „Verlangen“ und „Einverjtändnis“ betr. „Wandelung“ oder 
„Minderung“ können im „urogelle von und gegenüber dem Prozekbeuollmäd- 
tigten erklärt werden; die Befugnis hierzu tft ihm durch Die gewöhnliche Prozeß⸗ 
vollmacht gegeben. 


Zu Anhang 28 zu 8 471: Beilpiel zu $ 471: A kauft eine Plüſchgarnitur, 
8 471 beitehend aus Sofa und ſechs Selleln, für den Gejamtpreis von 900 Mi. Es 
tellt in beraus, in zwei Selleln die Motten find. A verlangt daher bin: 
htlich Diefer zwei Seſſel Wandelung und der Verkäufer nimmt fie zurüd. Die 
Sachverſtändigen tagen: Wäre die „Garnitur“ mangelfrei geweren, jo 
hätte fe zur JZeitdes Verkaufs einen Gefamtwert von 1000 Mt. gehabt; 
der Wert der von der Wandelung nicht betroffenen Sachen (Sofa und 
4 Seſſel) wäre 800 ME. geweien. Es ijt aljo der Geſamtpreis bezüglich Des 
nad der Wandelung dem Käufer verbleibenden Sofas mit 4 Seſſeln herab⸗ 
zuſetzen gemäß folgender Gleiduung: 900 1000 Hier iſt x=720. Der Ber: 


, x 800. 
täufer muß mithin nad) Rüdnahme der 2 mottigen Seffel dem A heraus: 
zahlen 900-720, alſo 180 DE. 


Zu Anhang 29 zu 8 472: Beilpiel zu 72 bj. 1: A Hat am 2. März 1900 
s 472 eine Sagr ür 1000 DE. von B gelauft. Am 14. April 1900 jtellten ſich Fe 
an der heraus, die der Verläufer B gemäß 88 459, 460 zu vertreten . 
Der Käufer A verlangt nicht Rüchang an hungd Kaufes (Wande: 
lbun 2): ondern Hera Ieheng des Kaufpreiles (Minderung) gemäk $ 462. 
Eine Einigung kommt nidt zuftande. Im Prozeß werden Snigrerfländige ge: 
mäß $ 472 über folgende zwei fragen vernommen: a) weldden Wert würde die 
Safe am 2. März 1900 ohne den Fehler gehabt haben? b) welden 
Wert hatte die Sade am 2. März 1900 mit dem Fehler? Die Ant: 
wort der Sachverſtändigen lautet au a: 900 DIE. (nad) dem Gutachten der ⸗ 
verſtändigen hätte alſo A die le erloſe Sade um 100 Mt. zu teuer bezahlt), 

zu b: 600 DIE. Nach der Borichrift des 8 472 iſt mithin der Für eine feblerlo 
Sache vereinbarte) Kaufpreis 1000 ME. aaa ech auf den Kaufpreis x (den 
der Käufer für die menge te Sache gezahlt haben würde) im Verhältnis 
von 900 zu 600, d. h. es iſt folgende Gleihung aufzuftellen: 1000 _ 900 Bier üt 


x 600: 
x—666% Mi.; der Kaufpreis 1000 ME. wird alfo auf 666% ME. herabgeſetzt, der 
Berfäufer B muß daher von den empfangenen 1000 ME. zurüdzahlen: 333% tt. 
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Miete Anhang 


— a agenomn mmen, die , Sutweritändi hätten geiogt, der Kaufpreis 1000 Mt. 
Werte der fehler oien Sadeg gewejen, die feh- 

ter afte Sade war aber am 2. —* 1900 nur a int. wert, fo würde die 

Gleiyung lauten: 1000 100 bier ift x—600; der Verkäufer muß fi) aljo die 


ung des Raufpreikes auf dieſe Summe gefallen laſſen, mithin 400 MI. 

—— len. — Angenommen die ‚Sahveritändigen hätten ge cn die fehler: 
* sie Sache wäre 1200 ME. wert geweien (Käufer hätte aljo 200 Mi. unter 
dem wahren Werte getauft), die — lerhafte Sache war 00 Mi. wert, fo 
würde die Gleichung lauten: 1000 m bier iſt x—=750; der Verkäufer muß 


ih aljo die erabieigun den Des Kaufpreikes auf diefe Summe gefallen laſſen, 
mithin 250 zurüdzahl 

geruorzuheten. it: Der anjprus auf Preisminderung ift ein 
jelbftändiger Bo fie Caße fir t dadurch verloren, daß 3. 8. 
ber Käufer A, die | ehler für oo Me. an C weiterverfauft 
(3. 8. weil fi nad) dem 2. 1%00 die Konjunktur zu feinen Gunjten 
verändert at). — Darüber, ade äufer neben dem (nit auf N onen 
er ge n) ‚Minderun s-⸗Anſpruche“ noch we „Ber: 
j ulbens“ bes Berfäujers Scha se! a5 Iorbern fonn, ı u Anhang 4 
zu 5 459 unter D. — 889), auch Note 15 zu 8 463 


Anhang 30 zu 8 472: Beilpiel zu 5 472 Abſ. 2: Ein Wirt kauft für feinen 
Feitfont 3 durch Die Art der Ausführung ng Aulemmengehövige Marmor:Büften 
der Kaiſer Wilhelm I., Friedrich III. und Im 11. für einen —— 
von 600 a Es ftellt [CA heraus, daß eine der Büſten einen erheblichen 
(Sprung u bet, für den der Verfäufer gemäß 88 459, 460 haftet. Der 
verlangt in erung. Die — — ſagen: Jede der 3 Büſten, wenn 





ae — hãtte „einzeln“zur Zeit des Verkaufs einen Mert von. 


150 Richt a iR fc oegenkeitig ergänzenden und in fer — wäre 
mi auf ihren fich gegen und ein fehr Ichönes Bi 
für einen Feſtſaal ergeugenden Ge omteindru auf 550 ME. 3 oa ke gewejen. 

nun die eine vu ihren Feh u I für einen ef aal fei, fo feien 
nur zweit fe ehlerioke, die aud) zufammenpaßten, ü 7 — n im Geſamtwerte 
von 350 ‚ der Wert der ausiche ibenden fehler art der Ge: 
kamtwert ven 3 Bülten, —— der ek aljo 450 Mt. Hier würde 
die Gleihung lauten: an allo x=4901%/,, fein. Der Verfäufer muß 
ih daher die abfegung bes Hau preifes auf diefe Summe gefallen laſſen, 
on 1091/,, ME. zurüdzahlen. ur aud Anhang 28 zu 8 471. 


An g 2 zu 8 535: Weſen, Inhalt, en er —2* 

Nie Servor der eteit in Degeiönen ür das 
Weſen ber „Miete“. Es He t damit auchefprotien, I Ye en tung 
des Vermieters nicht in einer einmaligen Leiftung beiteht, 
jonbern fih während der ing dos er ort und fort erneuert. 

Aus der n epilih tu rmieters, dem Mieter den „Gebrauch“ 
der vermieteten Sade zu gewährten, he namentlil, daß der Vermieter den 
Mieter im Gebraud der vermieteten Itören, überhaupt feine Hand- 
[ungen, insbejondere reine en ul) Veränderungen der 
Sade vornehmen darf, durch die der „Gebraud“ der Sade für den 
Mieter ausgelälollen oder gelhmälert wird. Wenn ein Dritter 
unberedtigter Weile dem Mieter den vertragsmäßigen „Debraudy 
gend oder teilweile un möglich macht, fo ilt die Frage, ob der Mieter 

gleihwohl Mietzins zahlen muß, nah 8 323-325 ((‚, ‚nachträgliche Un: 
ichbeit“) zu_beurteilen. Wie weit der dem Mieter zuſtehende Gebrauch 

der geinieteten Sache geht, iſt nach 8 157 zu entſcheiden. Hiernach ſteht dem 
Mieter eines Raumes in einer „Geſchäftsgegend“‘ in der Regel und ſoweit der 
Vertrag nidht ein anderes beitimmt, das Kecht zu, an der Außenteite des betr. 


— 893 — 


In 
5 472 


535 





Anhang Miete — Mit „Miete“ gemiichte Verträge 
Noch Qausteils Schilder njw. anzubringen. In der Regel wird auch der Vermieter 
n inriht eines Fernſprechanſchluſſes zu dulden haben; dod) empfiehlt fidh, 


ung, 
8 535 dies befonders zu vereinbar 


Zn 
8 535 das Anhang 9 zu 


Zu 


$ 535 geſette“ („gemi 


Iu 

en. Bei der Wohnungsmiete hat der Vermieter 
aud die zur Ausübung des Mietrechts erforderlichen, im Mietvertrage „nicht 
beionders bezeichneten“ Hausteile im zum „Gebr “der Mieter geeigneten, 
die Geſundheit nicht gefährdenden Zustande zu gewähren und zu erhalten. Der 
Bermieter „Jaiiet ber au für den Schaden, wenn Hausflure, Treppen ufw. 
nicht in Ordnung find und Mieter infolgedeilen ftolpert. 

III, Gegenitand der Miete können fein: ſowohl beweglihe Sachen 3. 2. 
Bücher, Kleider (Ball: und Mastenanzüge), Klaviere ujw. —— Rote zu 
8 598) als unbeweglidhe Saden (Geundftüds», Wohnungsmiete). Cin ®e- 
werbetreibender,. der für das Recht, in einem Ausftellungsparte „Kioste“ zum 
Warenverkauf a eher Geld zahlt, einen „Diietvertrag“ über die . 
Rn Rau geſchloſſen. — Die Vorſchriften der 88 535 ff. über „Dliete 
gelten jowohl für „bewegliche“ als für „unbeweglide“ Saden mit 
der Maßgabe, daB die ausdrüdlid für ‚Srundftüde gegebenen Bor: 
ſchriften nicht nur für Grundftüde, jondern gemäß $ 580 auch für die Miete 
von Wohnräumen und anderen Räumen (Kontors, Läden, Werkitätten) gelten. 
Ob fie aud für die Miete von Wohn: und anderen Räumen in Schiffen, en 
ulm. gelten, it ftreitig, — Ob die Benukung von Schrantfähern in Stahl: 
Ihränten der Banten „Miet“ oder „Berwahrungs“ : Berträ (58 
688 ff.) find, iſt ftreitig. Die Benugung von „Geldern eines Theatervorhanges” 
auf Zeit gegen Bezahlung iſt „Miete“. 


Anhang 3 zu 8.508: Betreffend Vereinbarung des „Mietzinfes“ gilt 
8 433 (Seite 885) Gejagte entiprechend. — Der „Mietzins“ 
braudt nit notwendig in Geld zu Veen, 5 B. ein Hausmeliter (Portier) 
mietet eine Wohnung egen die Verpflichtung, das Haus in Ordnung: zu 
halten, zu reinigen, zu fällepen ujw. Ein anderes Beilpiel ift die Vermietung 
von Wohnungen feitens Landwirte an Arbeiter g deren Verpflichtun 
zu landwirtfdaftlichen Arbeiten (Inftleute ujw.). Es liegen bier in der Rege 
„genilhte erträge vor (Miet-, Dienit-, t-Bertrag); vgl. Anhang 4 zu 


Der Bermieter it, falls nicht ein anderes vereinbart ft, zur „Bor 
leitung“ verpflichtet ($ 551, vgl. 320—322). — Wie fih aus $ 535 Sag 1 
ergibt, iſt der Mieter nur verpflichtet, den Mietzins für Die Zeit zu zahlen, 
wahrend deren der Vermieter die (Wohnung ulm.) „umGebraude 

Mieters bereit gehalten hat“. Wenn 3. ©. der Mieter einer Woh- 
nung vor dem am 1. april Itattfindenden Ablaufe der Mietzeit am 
1. Februar auszieht (3. B. ein verjegter Beamter), jo braucht er den Mietzins 
nicht zu zahlen und fann den gezahlten zurüdforbdern, falls der Hauswirt 
die Wohnung vom 1. März ab, jei es aud) „unentgeltlih”, an den am 1. April 
eintretenden neuen Mieter übertäßt. Ein verjegter Beamter wird daher zur 
Vermeidung des Berluftes feines Anſpruchs auf Mietentkhädigung die Über: 
lafjung der Wohnung an den neuen Mieter nicht geſtgtnen dürfen. Dasſelbe 
ift angenommen, wenn der Vermieter vor Ablauf der Mietzeit (nad 
Auszug des Mieters) durch Bornahme erheblicher Reparaturen die Wohnung 
in einen unbraudbaren Zuftand verſetzt. Ob voritehendem nit unter Um: 
ftänden & 226 entgegenfteht, mag angedeutet fein. — Im übrigen vgl. Anhang 5 
gu 8 536 unter C und 8 537 (Befreiung von der Mietzins- Zahlung, M in: 

erung des Mietzinſes). 


Anhang 4 zu 8 585: Aus Miete und anderen Bertragsarten „zufammens 
je‘) Verträge: Manche Verträge find aus „Miete“ und Pacht“ 

—A wenn Gegenjtand des Vertrags eine Billa mit Gemäle: 
und Obitgarten ilt. Für die Srage, ob 3. 8. für die ündigung 8 565 oder 85% 
maßgebend ijt, wirb entſcheidend fein, ob nad) 8 157 die Billa oder der Garten 
Die Sa uptjade iſt. nn ein Obfthändler für ein dürftiges Wohnhaus 


mit einem 2 Heltar großen Obftgarten 1500 ME. Jahreszins zahlt, wird die 
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Mängel der gemieteten Sache Yııhang 


„ t“ des Obfigartens gegenüber der „Miete“ des daufes die Hauptſache fein. Noch 
— Benfionare nimmt, jchliegt einen aus „Miete“ ne) Kauf“ au 
—— von Speiſen uſw.), „Dienſtvertrag“ (Bedienung, Beau fihtigu 8 535 
der Schularbeiten) zujammengejegten Vertrag, unter Umjtänden fann auch n 
„Wertvertrag” in Frage kommen. entjtehende Gtreitfrage, ift nad) den 
Vorſchriften über piejenig e „ ragsart”, u die fich die Streitfrage be- 
sieht, zu beurteilen. n und joweit eine jo onderung logiſch nicht 
durchführbar iſt, find die Vorſchriften über denjeni ge n Vertrag anzuwenden, 
unter den das ganze Rechtsverhältnis nah den Umftänden einzelnen 
Salles hauptſächlich I t (8 157). Bei erwachſenen Perjonen wird 
in der Riegel die „Miete“ die Hauptſache fein, bei Schülern meilt der „Dienft- 
vertrag“. — Ein deuneres — eines „zuſammengeſetzten“ Vertrags iſt der 
Bertrag zwiihen Gaſtwirt und Gaft. gl. hierüber Note 1 zu $ 701 unter A. — 
Der Landwirt, der dem A mit dejien Leuten und deſſen Maſchine das Aus⸗ 
dreihen der Ernte „überträgt“, ohne fi erheblie eigene Anorbnungen 
vorzu Iten, jchließt einen „Wertvertrag“ (8 631); wenn er aber bloß 
die Dreſchmaſchine mit Bedienung annimmt, um nah eigener Anordnung 
dreſchen zu lallen, einen aus „Miete“ und „Dienitvertrag“ zu: 
jammengele&ten Vertrag. — vgl. ferner das Beiſpiel in Anhang 3 zu 
$ 535 (Inftleute). 


Anhang 5 zu 8 536: Bei Nichterfüllung der dem Vermieter nad) $ 536 Zu 

- obliegenden Bflicht, die Mietſache a) in einem zu dem „vertragsmähigen“ Ge: 3 536 

brauche (vgl. Note 7 zu $ 537 und Anhang 2 zu $ 535 unter II) geeigneten 

Zuftande zu „überlafjen“, b) fie während der Mietzeit in dieſem Zuitande zu 

„erhalten“, hat der Mieter vielerlei Rechte. Insbeſondere: 

A. Er kann auf „Erfüllung“ d. h. Herftellung des zum „vertragsmäßigen“ Ge: 
brauche geeigneten Zuftandes klagen, $ 536. Aus 8 536 folgt auch die 
Pflicht des Vermieters zu den nötigen Ausbeſſerungen der Sache während 
der Mietzeit, foweit fie nit (3. B. nad) ausdrüdlider Vertrags: 
dbeftimmung oder wegen „Berihuldens des Mieters“ vgl. 
8 548) dem Mieter obliegen. Wiederherftellung der ganz oder teilweiſe 
„untergegangenen“ Mietjache liegt dem Vermieter nit ob. Die Grenze 
zwilchen bloßer „Ausbeflerung“ und „Wiederheritellung“ Täßt fi) nur im 
einzelnen Falle ziehen. 

B. Er tann unter den Vorausſetzungen der 88 288, 326 Schadenserjab wegen 
Nichterfüllung (vgl. Anhang 67 zu 8.280) fordern. 

C. Er fann, wenn er die Mietfadhe „übernommen“ bat (n ach der „Übergabe“) 
„Gewährleiftung“ nad Maßgabe der 88 537-540 fordern (Befreiung vom 
Mietzinfe, — Minderung des Mietzinjes, — Schadenserja wegen Nicht⸗ 
erfüllung (vgl. Anhang 67 zu 8 280) unter den Borausjegungen des 8 538, 
— GSelbftsBejeitigung des Mangels und Erjag der Aufwendungen. Bas 
Nähere vgl. in den Noten zu 88 537—540, insbejondere Note 6, 13, 14. 

D. Er kann den Mietvertrag gemäß 8 542 (vgl. Note 21 dazu) kündigen. 


Unhang 23 zu 8 544: Gejundheitsgefährlidteit von Wohnungen ujw.: Zu 
Die Rückficht at die „Gejundheit“ & bier Höher als die „Bertragstreue" ge: 8 544 
ſtellt. Die Borihrift Tann als Stüsßpunft für polizeilide Mak- 
"nahmen dienen und wird auf die Vermieter ſchon vermöge ihres Vorhanden: 
keins einen gewillen Drud ausüben, die Wohnungen gejünder zu geftalten. Es 
tommt allerdings oft vor, daß der Mieter weiß, die Wohnung fei feucht, 
ulw. und daß er, die Gefahren unterihä u nd, fie troßdem mietet. Stellt 
fi Hinterher Krankheit ein, fo ift es hart, ihn mittelbar (dadurch, daß er die 
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Br u 
2 Gejundheitägefährliche Wohnungen 

Rn Miete zahlen —RX gewingen, in der Wohnung zu bleiben. &s tommt au 
i 


noch Ar etra ieter regelmäßig nit nur für fi, jondern au 
R 8 Fa für feine Familie mietet, und daß er nicht befugt erſcheint, durch einen Verzicht 





fei er ein ausbrüdlicher, ſei er ein jtillihweigender, wie ihn das. Mieten der 

ohnung in Kenntnis des Mangels enthelt) über Bei und Leben feiner 
Angehör en zu verfügen. llerbi 5 werden Mißbrauch bes KRündigungs- 
rechts, Schikanen und unnötige B e durch die Vorſchrift des 8 544 ann 
oft verurjacht werden; —— — iſt darauf hinzuweiſen, daß ms 
* Kundigungsrecht⸗ eine „e —38 ide“, alſo naheliegende 

beitsgetaht ift. vgl. hierüber Anhang 25 zu $ 544. — Der Mieter fann, wenn 
die rtausje 5 ungen des $ 544 vorliegen, ohne Ründigungsfeiik zur 
fofortigen Räumung kündigen und ausziehen (vgl. Note 21 zu At Ob er 
den Mangel unther gemäß 8 545 „anzeigen“ muß, it uo vgl. 
Bi 25 zu $ 544 


24 zu 54: Auf Wohnungen und andere zum Aufenthalt won 

8 33. Stenjten .+ immte Räume bezieht, fi San be ‚3 8. auf Läden, Kontore, 

Werkſtätten ulm. Es iſt nit nötig, r Raum zu dauerndem 

Aufenthalte beftimmt ift; es gehören alſo Pe 3. B. audy Ställe, in denen 

Kutſcher und Anechte zur Pflege der Tiere längere Zeit am Tage zu verweilen 

haben. Dagegen gehören nicht hierher Speicher ujw., in denen Menſchen 
nur furze Zeit und vorübergehend verweilen. 


Zu Anhang 25 zu 8 544: Das Geſetz jagt: „Seiundheit” ISlesthin, 
8544 n icht: —— des Mieters“. ine d iſt aljo, was nad) 
Lehren der Medizin allgemein ( (objettin —— gilt, 
nidt das, was Aare eines lungen windh üchtigen, alten me: 
titers Ihadet. — eich will die Gejundheit des Mieters, feiner Ange: 
rigen, teiner —— ellten (Gefinde uſw.), die nach dem Sinne des 
arte s in Räumen Ay aufhalten jollen, hüßen. — Eine, wie das 
| | Geſetz fordert, den hebliher ährdung der Gejund eit Iegt nicht vor, wenn 
* ſich um vorüber Belt ri t und in verhältnismäßig 


i 
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rs TIER 


-—._ 
’ er 
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urzer Zeit zu beſei⸗ 
ht übelftände da ndelt. — $ 544 greift nicht Plag, wenn die Gejmbheite- 
— auf ein „Verſchulden“ des Mieters oder es Untermieters gurüd: 
fibren ift, ferner dann niot, wenn der Mieter feiner Bilict zur Anzeige 
—* —— gemäß 8 545 n icht nadgelommen und dadurch dem Vermieter 
die Möglichkeit rechtzeitiger Abhilfe genommen ijt (ie angenommen von einem 
Oberlandesgericht), ferner dann nidht, wenn Die geſundheitsſchädlichen 
Räume im Ber ültnis zu ur ganzen onegu nur von geringer Be— 
deutung find und ein eionberes J nteveile Mieters daran nit vorliegt 
(in Ionen Galle kann der Mieter nur „Minderung“ des Zinfes ver: 
angen 


Zn Anhang 26 zu 384 544: Kenntnis von der Geſundheitsgefäührlichkeit und 
5 544 Ne auf deren G tendmadung nehmen dem Mieter nicht das Recht 
ündigung“ gemäß F 544; fienebmen ihm aber, wenn er 

wo h nen bleibt, den Aniprud auf „Minderung“ des Zinjes und „S9obens- 
erſatz (85 539, 597, 538). — Ein nidt feltener Fall if: Der Dieter 
findet die Wohnung Feucht oder ionit ge I a al und macht Anzeige 

bei der Bolizei, dieſe läßt ohnung vom Heltäett ber Aobnuin 
unterſuchen. Der Arzt ertälet Ye —— —— rli Mohnung 

und die vu olizeibehörde ordnet Darauf im gejundhe tapoligeilichen Intereſſe die 
jofortige Räumung der Wohnung an. Zugleih fündigt der „Mieter“ 

auf Grund des $ 544 und räumt die Wohnung ſo di Der Bermiete rt, der 

die „Gejundheitsgefährligteit" der Wohnung, beitreitet, kann lelbfiver- 
ſtandlich Die polizeil iche Räumungs-Verfügung mit den —52 Rechts⸗ 
behelfen (Beſchwerde) anfechten. Für an privatiedtiid Verhältnis 
zuilgen teter und Vermieter aus dem Mietvertrage iſt ebene felbftoertänb, 

ih die polizeiliche Verfügung, felbit wenn fie in letter Inſtanz aufrecht 
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Untermiete — Pfandrecht des Vermieter? Anhang 


per wird, ni Ei entiheidend. Der Vermieter, der die Gejundkeits- 
gefährlichleit ber anung und damit die Zulaj yet der jofortigen Kündi⸗ 
gung feitens des Mieters beitreitet, fann alfo an ih auf Weiterzahlung 
Des tetzinles flagen. Hiergegen fann der „Mieter“ einwen: 
den: a) die Wohnu Bi ‚gelumdheitsgefäßrli “ im Sinne des 
8 544, was er im Zivi — eweiſen muß, b) aber ſelbſt wenn fi durch 
Die gerichtliche Unterfu ung —— ollte, daß die Wohnung nicht 
‚selundheite efähbrlid" ei und die polizeiliche Verfügung auf 
unridtigen Vorausjegungen beruhe, fei er dennoh nit zur „Miet- 
gun 5“ Zahlung verpflichtet, weil infolge der poli ze i l ichen NRäumungs- 

tfügung dem Vermieter die ihm obliegende Leiftung (Gewährung der 
Wohnung) „unmöglich“ geworden fei und einer der Fälle der 88 323 oder 
325 vorliege, oder weil Die ‚Soransfegungen des 8 542 vorliegen („Ent- 
giebung der Wohnung ulm): Dielen Einwendungen gegenü t jteht dem 
—— ii ber Dia ah fen, da nei hide er ot De enaklotene 

sgefährlichteit“ ohnung „verihuldet“ ‚5. B. die Feuchtigkei 
Durch chen der Wäſche und ttung von Bädern in den Zimmern ohne 
Lüftung ufw. In letzterem Falle behält der Vermieter den Anſpruch auf 
den Mietzins gemäß 8 324. 


Anhang 80 zu 8 549: Der Mieter darf den Gebraud der Sache ohne 


Erlaubnis des Vermieters weder entgeltlih (Untermiete, wozu auch die Auf: 


nahme von Benfionären zu rechnen iſt) noch unentgeltlih einem Dritten über: 
laſſen, aber: „Ga Hreundihart ift fein Abvermieten, den Gajtfreund darf ein 
Wirt verbieten“ (C). Cntiheidend wird in der Regel fein, ob der Mieter dem 
anderen den Beſitz der Sache gang ober teilweile einräumt; vgl. 854, 855, 
868. Gegen ſchikanöſe Erlaubnis: Verweigerung des Vermieters ſchützt den 
Mieter das ihm für den Fall grundlojer Verweigerung der Erlaubnis gewährte 
Kündigungsreht mit geſeßlicher Krift“ ($ 565 letzter Abſatz). Ob in 
der perion des Dritten (Untermieters) ein „wichtiger Grund“ zur Ber: 
weigerung der Erlaubnis vorliegt, hat der Richter zu entiheiden 28: ein 
unehrbares, ein Lärm oder erhöhte Abnukung verurſachendes erbe). 
Wenn im Vertrage die Untermiete verboten iſt, ſo liegt hierin ein Verzicht 


Noch 
zu 
8544 


8549 


des Mieters auf das „ündigungsrecht“, — Wenn der Mieter ohne 


Erlaubnis Des Vermieters den Gebrauch der Sade einem Dritten überläßt, fo 
Iarın, da dies „vertragswidrig“ it, der Vermieter verlangen, daß der Mieter 
dem Dritten den Gebraud wieder entziehe (dem Untermieter fündige) vgl. 

550. Der Vermieter fann ferner gemäß 8 553 dem erjten Mieter zur 

ofortigen Räumung fündigen, und er erlangt hierdurch aud das 

echt, gegen den Dritten (Untermieter) auf jofortige Räu— 
mung zu flogen ($ 556 Abi. 3). Hierdurch wird aber der Mietvertrag 
zwiichen „Mieter“ und „Untermieter“ nicht ohne weiteres unwirkfam, fondern 
der Mieter bleibt dem Untermieter wegen Nichterfüllung des Untermiet- 
vertrags gemäß 8 541 Pealön Lich verpflichtet. — Miet: und Pachtrechte 
find, wie aus 88 549, 581 Abf. 2 in Verbindung mit $ 851 3P0. folgt, nicht 
pfändbar. Falls jed dem Mieter oder Pächter die Untermiete 
(Unterpadit) geitattet ılt, it aud das Miet: oder Pachtrecht pfändbar. 


Unbang 31 zu 8 49: Die Haftung des Mieters bei „unerlaubter“ 
Untermiete für Handlungen und Unterlaljungen des „Untermieters“ ift weiter: 
gehend, als die in 8 549 Ab}. 2 für den Fall „erlaubter“ Untermiete Iegeieäte. 

ei „unerlaubter“ Untermiete haftet er nämlich nicht bloß für „Ver chulden“ 

des Untermieters, ſondern auch für „rein zufälligen Schaden“, ſofern nicht 

ellt, daß der durch den Zufall entitandene chaden aud) ohne die verbotene 
„Untermiete“ entjtanden wäre. 


Anhang 32 zu dan: Das in 8 559 gegebene Pfandrecht des Vermieters 


ift ein „gefeßliches” Pfandredht, auf Das nad 8 1257 Die SS 1204 ff., nament- 
Ha 88 12981249 entiprecdende Anwendung finden. Der Vermieter hat alſo 
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Anhang Pfandrecht des Vermieters 


Noch das Ser des Vrivatvertaufs der Pfandſachen, falls und ſobald er rechtmäßig 
den B an den 5 erlangt hat, im Falle des & 561. — Der Ber: 
8 559 mieter behält das Pfandrecht wegen feiner 
das Grunditüd veräußert. 


Zu Anhang 53 zu 8 559: Nur an den Sachen des Mieters jelbit (Möbel, 
8 559 Betten, Id, Wertpapiere ww.) beiteht das geſetzliche Pfandrecht des Ber 
miet Die Sachen der Ehefrau des Mieters ben Chegat dem Pfandrechte 
des Vermieters nur harter als en den ten allgemeine 
RC ARE Errungenihaft — emeinkha oder misgemeinideft be- 
und di chen in das Geſam —ã — alſo beim geſetz⸗ 
b n Güterſtande ver 3 ae —— 1363 ff, und bei der 
ütertrennung“, ff.) ih Das Sionbre ht auf Saden der 
Ehefrau und Der Inder bes — 2 auch dann nicht, wenn fie mit dem 
Mieter in häuslicher — leben. vgl. aber die in 8 1362 lat tellte 


Mietforderungen, auch wenn er 


Bermutung“, die zur Folge bat, daß der Vermieter auch En 

Krau als fein fand in Anſpruch nehmen kann, bis die Frau (du 

folgt au, Yak beweilit, daf fie ihr Eigentum nd. — Aus dem 

folgt a Die Saden eines Untermieters dem Pfandrechte des eriten 
mieters (Hauswirts) ‚nit anerii en ondern nur dem des Mieters, von dem 
der Untermieter achen eines Dritten unterli 
Pfandrechte des Tmietere [edit dann nicht, wenn er bei Ei un 
der Sachen und weiterhin 2 dem guten Glauben war, fie feien Een 
tum des Mieters“. Wenn fid) alfo dx . Herausitellt, daß die vom Mieter ein- 
ebrachten Möbel aus einem Möbe —5 blungs —33 — „gemietet“ waren, 
9 hat der Wohnungspermieter fein Srecht ba vgl. Note 93 zu & 1257. 
— Der Vermieter, der ficher gehen will, wird fich daher bei Abſchluß des Miet- 
vertrags nad) | den Verhältn (fen des Mieters ertundigen und jedenfalls ver- 
langen, daß die Ehefrau den Vertrag mit unterjchreibt. Lebtere bat dann 
aber Note 76 zu 8 569 zu beachten. 


Zu Anhang 54 zu 8 559: Das gentihe, re bes Vermieters beiteht 
8 559 a „alle“ mat aus dem „Mi ietnerh fih ergebenden Anſprüche iet⸗ 
Schadenserſatz, etwa vereinbarte —— Prozeßloſten), mit folgen- 
Fe Ein chränkun F 2) es fann nicht geltend gemacht werden für „fünf- 
tige — GA NA D. die aus irgend einem 
Grunde nod) Präl il noch e ne Vorausſetzung für die 
Beffellbartei‘ er Höhe f el — ) es kann n icht geltend gemacht werden 
ür den „Mietzins“, der auf eine |pätere Hay als das Taufende 
und das folgende —— Ge ans: Kalenderjahr) ottant. 
Menn 53. B. A von B eine Wohnung te vom 1. Okto 906 bis 
3. September 1%9 für 1200 M ve abi ——* bat und er will ohne Recht 
dazu) nach Bezahlung von 600 Mi. Mietzins nereits am 1. April 1907 aus- 
sieben, jo lann B fein Pfandrecht für den Miet dgins auf die Zeit bis 31. Mä 


108 in Höhe von 1800 Mk. geltend maden. ah behält B uotüeli 
feine — — Wonbre für das Sen, dr mit 1200 m 
je „geſetzliches P andredt‘ deshalb. — Für rüdtändigen Miet Hip kann 


Dermieter kein Pfandrecht ee Hräntt (für viele Jahre tend 
in. vgl. jedoch die aus 8 563 fih ergebende Ausnahme in eng 55 


Zu Anhang 55 zu 8 559: Der Vermieter kann fein Pfandreht beim „Zu- 

8 559 nen mit anderen Gläubigern“ des Mieters nit wegen Wietzins- 

änden geltend maden für eine frühere Zeit als das letzte Kalenderjahr 

vor en Pfändung. 5 563. Wenn 5. B. der Vermieter Mietzins zu fordern 

hat für die Zeit vom 1. Januar 1906 an, und wenn ein anderer Gläubiger bes 
Mieters bei dieem am 27. Juni 1907 Sachen durd den Gerichtsvollzi 

pfänden läßt, fann der Vermieter fein Pfandrecht an diefen Sadıen nur ar 

den Mietzins vom 26. Zuni 1906 an geltend maden. Dem Mieter gegen- 
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Pfandrecht des Vermieter — Kauf bricht nicht Miete Anhaug 


über iſt das * ndt ür alle Mietzjins-Rüditände wirkfam. — Der Noch 
Pländung, Fortſchaffung und dem Berlaufe der Sachen durch den Gerichtsvoll⸗ a 
zieher für andere Gläubiger fann der Vermieter nicht widerſprechen; er hat nur 3 559 
bas Recht auf vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlöfe, das er nöti gene 
im Wege der „Klage“ geltend mad muß. Der Vermieter, ber feinen 
dem Gerichte "glaubhaft m fann beantragen, daß bis zur en ung 
des Urteils der „Erlös“ der Saden hinterlegt werde (8 805 3PO.). Der 
Vermieter muß, um nid 0 zu erleiden, jelbit aufpaſſen, ob 
gfändungen für andere Gläubiger fett inden; eine Piliht zur „Unze ige“ 
iegt dem Mieter nicht ob. nn gleichwohl ohne Wilfen des 
ermieters die feinem Pfandrecht unterliegenden Saden gepfändet und 
veritet rt worden find und der Erlös an die anderen Gläubiger ausgezahlt 
ift, ſo kann der Vermieter von den betreffenden anderen Gläubigern Heraus: 
abe der ifmen gezahlten Beträge mit der Klage aus der „un eredt: 
ferti ten Bereiherung“ verlangen (88 560, 812 ff., 818). Im 
ent n diefelben Rechte, wie nad voritebe m gegenüber anderen : pfan- 
läubigern, bat der Vermieter im Konkurſe des Mieters (Abſonde⸗ 
—— 8 49 Nr. 2 KD.). 


Anhan u 8 559: Das Pfandrecht des Vermieters erſtreckt l nidt Zu 
f die ber and —* nicht unterworfenen Sachen des Mieters; ga ker 8 So 
Is Dieſe BVeſchränkung'“' gilt nur ‚für das — Ber recht 
des Bermielers aus $ 559. Wenn der M er dem Bermieter zur Sicherheit 
für de Miet- ufw. Sorberung. „an an unpfündbare" Sachen durch 
„Hinga um wirklichen Be 17 &“ als „Ssauftpfand“ verpfändet, Io N 
ir * RA eſchäft beitell te Pia t gültig (einhang 
Cntjgeidungen des Reichsgerichts (in Strafſachen) i rn 

ee barun zwiſchen Mieter und Vermieter, durd) die letzterem ein — 
Se (mia: & ae) ve ig ber, undoht im Beſitze des 
ver 


veters 
beitellt wird Allerdings wirft dieſes „ourüd- 
ngsrecht aa perjönlt Vermieter und Mieter (obli 
tori tja) ni ni t gegen Dritte ( milde aber bie sung dieſes R 
teter ft rafbar. vgl. Note 60 zu $ 56 


Anhang 79 zu 8 571: Zu 

I. 8 571 enthält den Grundſatz: Kauf Bricht nicht Miete. Eines der: 8 Fl 
artigen Schutzes kury! aber nur der Mieter eines „Grundjtüds“ bezw. 
nad 8 580 von „Wo " undanderen Räumen“ Der Mieter einer 
„beweglißen Sade“ (3. B. eines Rlaniers) iſt Poan at der Belit 
der Sache eingeräumt fit, “push die Vorſchriften des ein Genüge 
we Der Vermieter kann nämlid) zwar ohne feine lan gung das 

„Gigentum‘ an der Sade einem anderen übertragen (88 931, 934), der 
Mieter ift jedoch dieſem genüber Kir die Dauer des Mietverhältnifies im 
el geſchützt (8 986 Abi. 2). 

Einjhräntungen des Grundjabes Kauf m ni a Miete“, ber am n 
ſich nur für die „Freiwillige Beräußer gilt, für den 
äwangsner eigerung des vermieteten ——— eAbit 8 57 Ki 5. & 
autet: „it das (zu verfteigernde) Grundſtück einem Mieter oder Pächter 
überlaffen, jo Inden, die Borjeri ten der 88 571, 572, 573 Sab 1, 574, 575 des 
BOB. entip Anwendung. Der Erlteher ilt jedoch beredtt t bus 
Miet- oder. Tadıtverii iltnis unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt IDBT 
legter Abjag) zu, kündigen. Die Kündigung ilt ausgeldlo| m 
wenn fie ni ee denerjten Termin erfolgt, für den fie zuläſſi ift.“ 
Hierzu * 76 a u$ 569. — Dastelbe wie bei der „Zwangsperjteige- 
rung“ gi A bei freiwilliger Beräukerung Des vermieteten Grunditüds durch Den 
Kontursverwalter (5 21 Ab]. 3 KO.). vgl. aud 88 172 ff. Z8G. Dagegen hat 
die Zwangsverfteigerung zum Zwede der Aufhebung einer Semeinjhaft (Aus: 
einanderjegung unter tteigentümern ujw.) auf die „Miete“ feinen 
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un 


Anhang Kauf braucht nicht Miete 


Noch anderen Einfluß wie ein freiwilliger Brivat-Berfauf des ver- 
zu mieteten Grunditüds (8 183 3VG.). 

Ss 571 II. Dem Mieter wird der hier beihriebene Schuß des S 571 gegenüber 

dem Erwerber des vermieteten Grundjtüds lediglih unter der Vorausſetzung 

ährt, daß zur Zeit der Veräußerung das Grunditüd, Die Wohnung uſw. dem 

ieter bereits überlaffen war (5 571 Abi. 1). Mit der Rückſicht auf die Ver: 

tehrsficherheit wäre es unvereinbar, wenn dem Erwerber die Pflicht auferlegt 

würde, einen Mietvertrag auszuhalten, deſſen Beitehen ihm „nicht erfennbar“ 

it. — Über den all, wenn die Veräußerung des Grunditüds „vor“ der fiber: 
laſſung an den Dlieter erfolgt, vgl. 8 578. 

III. Der Grundlag Kauf bricht nicht Miete hat zur Folge, daß der Er: 
werber an Stelle des Vermieters in alle während der Bauer feines Eigentums 
aus dem „Mietverhältnifje” fid) ergebenden Verpflichtungen (gleichviel ob fie 
ihm betannt find oder nit) eintritt —— Abſ. 1), nicht auch in 
andere (nur neben dem Mietverhältni 3 im Mietvertrage vom 
Vermieter übernommene Berpflichtungen, 5. B. Die von ihm übernommene 
Verpflihtung, dem Mieter des vermieteten Grunditüds nebft Inventar dieſes 
Inventar, wenn er will, für 30000 Mt. zu „verlaufen“. 

Der Erwerber it gegen übermäßige mehuns mit Ber: 

flihtungen, die er zur Zeit Erwerbs nicht getannt hat, daburd ge- 
E ügt, daß Mietverträge von längereralseinjähriger Dauer ber 
riftliden Form bedürfen ( 66) ‚Lund daß der Bermieter ver: 
pflichtet it, ihm über die beitehen ietvertrüäge Auskunft zu geben, 
jowie die etwaigen Bertragsurlunden ihm mitzuteilen (vgl. 8 444). 
Undererjeits tritt der Erwerber an Stelle des Vermieters auch ih die mäh- 
rendder Dauer Jeines Eigentums fi aus dem Mietverhältnis 

ei 


n. 

Mit dem Eintritte des Erwerbers an Stelle des Vermieters endigen die 
„Rechte“ des Vermieters aus dem Mietverhältnis (aber auf bereits „an- 
bängi $ e“ Prozeſſe wegen des Mietzinies ift der „Eigentumswechſel“ 
ohne Einfluß) und feine „Berpflihtungen“ geben inſofern auf den 
Erwerber über, als der Mieter „Erfüllung nurnob von dieſem, 
nicht mehr von dem urfprüngliden Bermieter verlangen Tann. 
Dagegen darf der urjprüngliche Vermieter nicht dur, Die Veräußerung 
von jeder Haftung gegenüber dem Mieter frei werden, jo daß diefer 
unter Umftänden einen zgahlungsunfähigen Erwerber als alleinigen 
Schuldner erhielte. 8 571 Abſ. 2 beitimmt daher, dab, [joweit ver Mieter 
Pen: ve Erwerber Pisa AHA FAN: — il der 
auf dieſen ü angenen Verp ungen zu fordern igt it, der ur: 
Sp rümglide Vermieter für den Schadenserfat in glei Hei haftet, 
wie ein „Bürge“, der auf die Einrede der Vorausklage verzidtet 
hat (vgl. SS 771-773). Der urjprünglide Bermieter wird jedoch von der 

ftung befreit, wenn der Mieter, naddem er von dem llbergange des 
igentums durh „Mitteilung des Vermieters“ Kenntnis 
erlangt hat, das Mietverhältnis niht für den erften zuläffigen 
Termin fündi 8 t. In diefem Yalle darf davon ausgegangen werden, daß 
er den „Erwerber“ an Stelle des urjprüngliden Bermieters als 
alleinigen Schuldner annehmen wolle. 

Der Grundjag, daß der Erwerber in die während der Dauer feines 
Eigentums aus dem Mietverhältniffe fi) ergebenden „Rechte“ eintritt, erleidet 
gewiſſe Einſchrünkungen. Hierüber vgl. 5 573—575. 

über die „Teilung“ der laufenden Mietzinjen ujw. zwiſchen Beräuberer 
und Erwerber vgl. 88 101—102. 


Zu Anhang 82 zu 5 573: „Verfügungen“ des Vermieters Über den auf bie 
8 573 Zeit nad ber Derauberung bes Grundftüds fallenden „Mietzins“. UÜUber den 
Begriff „Verfügung“ vgl. Seite 821. — oa ferner 88 574, 1123—1125. — Den 
„Derfügungen” des Vermieters über den Mietzins durch „reihtegeihält“ Ein- 
ziehung, Abtretung, Berpfändung, Erlaß, Aufrechnung) ftehen glei (im Falle 
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des 8 573) Die im Wege der „Swangevollitzedung. aus dem Rechte des Ber: 
mieters getroffenen enden insbejondere alfo die gegen den Ver— 
mieter ergangenen Bfändungs- und überweifungsbeihlülfe 
betreffend die Mietzinsforberungen. Wenn & 38. A fein Haus, in dem ver: 
ihiedene Mieter wohnen, am 7. Januar an B veräußert, und wenn A vor: 
Ya eine ietzinsforberung für die Zeit bis 30. September an D „abgetreten“ 

,‚ während G, ein Gläub des A, ebenfalls vorhereineandere Miet: 
zinsforderung auf die Zeit bis 30. September für fih hat „pfänden und über: 
weiten“ laſſen, jo find Ddiefe „Abtretung“ fowie dieſe „Plandung und fiber: 
weilung“ dem B gegenüber wirtjam auf die Zeit bis 30. Juni, dagegen 
unmwirtjam auf die Zeit vom 1. Suli bis RW. September. B, dem 
an fi gemäß 5 571 Abi. 1 die Mietzinien vom 7. ae an gebühbren, fann 
fie von ietern erjt vom 1. i an fordern, für die Zeit bis 30. uni 
ziehen D und G die Mieten ein. gen feines Qusfalles kann ih B nur 
an feinen Verkäufer A Halten, fei es mit der Klage aus dem Kaufvertrage, fei 
es wegen ablichtlichen — der erfolgten Abtretung und Pfandung 
mit der Betrugsklage. Ebenſo können ſich D und G wegen ihres Yusfalles 
jür die Zeit vom 1. Juli bis 30. September nur an A halten. Die Mieter, die 
den Mietzins für die Zeit bis 30. September an D und G vorausbezahlt Haben, 
müllen für die Zeit vom 1. Juli bis 30. September nohmalsan B zahlen 
und können nur gegen A Rückgriff nehmen. — Einen weiter gehenden 
Schuß als $ 573 Satz 1 gewährt den den Wietzins vorauszahblenden 
Mietern RA Sat 1 (vgl. das Beilpiel in Anhang 85 zu $ 574). — Betreffend 
die Wirkſamkeit von orausDerjügungen des Vermieters über den Mietzins 
im alle feines Konkurſes vgl. 8 21 Abi. 2 KO. 


Anhang 83 zu 8 573: Wenn im Beilpiele des Anbangs 82 zu 8 573 der 
B beim Erwerb des Grunditüds von der „Abtretung“ an D jowie von der 
„Bfändung und Überweilung“ für G Kenntnis gehabt hätte, wären die 
„A tretung“ fowie die „Pfändung und Überweijung“ Tomie auch die „Woraus- 
zablungen” der Mieter bis 30. tember wirtjam. 


Unhang 84 zu 8 574: Zu den Rechtsgeſchäften? zwiſchen Mieter und 


Voraus⸗Verfügung Über den Mietzins (Pfänduug uſw.) Anhang 


Noch 
zu 
85373 


Zu 
8 573 


Zu 


Bermieter, die der „Entrichtung des Mietginfes, im Sinne des 8 574 glei: 8 574 


Itehen, ehören namentlih aud: die „Stundung“, „Erlaß“, „Aufrechnung“ des 


ietzinſes. 


Anhang 85 Fr 3 574: Für die Anwendung des 8 574 ilt es — abweidyend 
von 8 573 — g 

Erlaß, Aufrechnung des Mietzinies) zwiſchen Vermieter und Mieter vor oder 
(vom „Vermieter“ betr iger iſcher Weile) nad dem Übergange des Eigen: 
tums des Grunditüds auf neuen Erwerber vorgenommen ilt. Wenn im 
Beilpiele des Andangs 82 zu 8 573 die Mieter den Mietzins an A, fei es be: 
reits am 3. Januar oder gar erit na ch dem 7. Januar (dem Eigentumswechſel) 
bis zum 30. September entrichtet hätten und wenn die Mieter von der am 
7. Zanuar erfolgten Veräußerung des Grunditüds am 31. März „Aennt- 
nis“ erlangt hätten, jo würde Dasjelbe gelten wie im Beilpiele des An- 
hangs 82, d. h. die Einziehung der Miete bis 30. Juni wäre dem B gegenüber 
wirtjam, für die Zeit vom 1. Juli an wäre fie unwirtjam. Wenn 
aber die Mieter von der am 7. Januar erfolgten Veräußerung des Grunditüds 
erſt am 1. April auneues Vierteljahr) „Renntnis” erlangt hätten, wäre 
die Einziehung des Mietzinfes bis 30. September dem B gegenüber wirkſam. 


Anhang 86 zu 8 574. — Zu 8 374 vgl. den $ 407. 
Anhang 89 zu 8 577: Während die SS 571 ff. von dem Einflulle der 


3n 


gültig, ob das „Nechtsgeihäft“ (Einziehung, Stundung, 8 574 


Zu 


8 574 


Zu 


„Beräußerung“ des vermieteten Grunditüds nah der Überlafjung an den 5 377 


Mieter auf die bezügli des Grundftüds beitehenden Mietverträge handeln, 
bezieht jih $ 577 auf den Fall der „Belaftung“ des Grunditüds nad) der Über- 
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Anhang Miete — Dienfivertrag 


Noch lafiung an den Mieter mit „dem Rechte eines Dritten“, wodurd der vertrags- 
gu mäßige Mietgebraud des vermieteten Grunditüds, der vermieteten Wob- 
8377 nung, oder an Räume ausgeſchloſſen oder beihräntt wird 
(% . Belaltung mit einem Erbbau⸗, Niekbrauds-, Wohnungsr ).. — 
Nießbrauch Brit nicht Miete“. — „Miete geht vor Servitut” (C). 


Zu Anhang 90 zu 8 378: 578 betrifft die alle, daß „vor“ der fiber: 

8 578 lafiung des vermieteteh Grunditüds an den Mieter d.h. in der Zw 19 en- 

geit zwiſchen dem Abſchluſſe des Mietvertrages und ver Über: 

alfung bes Grunditüds bezw. ($ 580) der Wohn- und anderen Räume an 

den Mieter das Grundftüd vom ieter „veräuhert“ oder mit dem Rechte 

eines Dritten „belajtet” wird. Die SS 571-577 bandelten von den Fällen, 

daß ſolche Rechtsveränderungen „nach“ der Überlaffung an den Mieter vorge- 
nommen wurden. 


Zu Anhang 91 zu 8 578: Wenn der Erwerber eines Grunditüds die Ers 
5 578 füllung der von dem früheren Cigentümer des Grunditüds geſchloſſenen 
Wohnungs: ujw. Mietverträge im Kauf- uw. Vertrag nit übernommen bat 

und wenn zur Zeit des Grundſtücks⸗Eigentumswechſels die vermieteten Wob- 
nungen ujw. den Mietern noch nicht überlaſſen waren, jo hat der Dieter A 

dem Grunditüds- Erwerber ge über feinerlei Rechte, insbeion- 

dere nicht das Recht auf „Über afung“ des Miet-Belikes, und dies jeldjt 
dann nidht, wenn rwerber beim Erwerbe wußte, dab der „Ber- 
äußerer“ das Grundftüd bereits vorher an A vermietet hatte. Es gilt 

das Anhang 1 zu & 241 unter I zu B Gefagte (Seite 851f.). Das „Din 9 Tide“ 
Recht des Grunditüds-Erwerbers geht dem blog „perjönliden” Rechte 

des Mieters gegen feinen Vermieter vor. „Miete ohne Belig iſt wenig nur 

nüg“ (C). Der Mieter kann nur von feinem Vermieter Schadenserjaß fordern. 


Zu Anhang 1 zu 8 611: 

5 611 I. $ür den Dienftvertrag gilt das Note 1 zu $ 433 Bemerfte. Er ift ein 
„gegenſeitiger Vertrag“; es finden alſo, abgejeben von 88 145 ff., 305 ff. ins- 
bejondere 88 320-327 Anwendung, \oweit ſich nidht aus 58 611 11. 
ein anderes ergibt. — Über Dienitverträge Minderjähriger vgl. 113, 
1822 Nr. 6 und 7, 1827. — Wegen der vor 1. Tanuar 1900 geſchloſſenen Dienft- 
verträge vgl. E. 171. . 

Der Dienitvertrag iſt formfrei. 


Außer den Vorkhriften der 88 611 ff. gelten für den „Bienivertrag‘, 

der eine Beisäftsheforgung um Gesenitande hat, 3. 8. für, —— e, 

Notare, Gerichtsvollzieher, Auktionatoren, Mäkler üſw., iſſe Vorſchriften 

des zehnten Titels über Auſtrag. a 88 662, 675 nebit Noten. Die mit 

einem Dienftvertrage, der eine „Beihäftsbejorgung” zum nitande bat, in 
der Regel verbundene „Bollmadt“ ift fireng zu trennen vom „Dienjtvertrage” 

A FE 88 167, 168 nebſt Noten, insbejondere Anbang 12 zu 8 167 
ite 844). 

Il. Die Anwendung der Vorſchriften des BGB. betreffend Dienitvertrag 
it dadurch bedeutend ein äntt, daß eine Anzahl, und zwar die im Leben 
hãufi ten, Dienſtverhältniſſe durch beſondere Geſetze mehr oder weniger 
v o je ändig geregelt jind, jo daß bei diefen Dienitverhältnifien die 611 fl. 
BEB. nur „ergänzend“ zur Anwendung fommen. Hervorgehoben Jeien: 

A. Reichsgeſetze: ndelsgeſetzbuch (Handlungsgehilfen, ndlungsliehrlinge, 
Schi e I ne eorhons gemerbliche Nrbeiter: Gejellen, Gehilfen, Lehr: 
linge, Betriebsbeamte, Wertmeilter, Techniker, Yabrifarbeiter), anns: 
ordnung, Binnenidiffahrts-, Flößereigeſetz (Seeleute, Binnenſchiffer); 

B. durch das Einführungsgejet aufrecht erhaltene Landesgejeke: Bergge 
E. 2 (Bergarbeiter), Zeamtengelege E. 80, 81 (Beamte, — len 
an öffentlihen Unterrichtsanjtalten), Gejindeordnungen E. & (Dienſtboten 
ulw.). Bezüglich des Gefindes ſei jedod) hervorgehoben, daß die in E. 96 
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Gegenftand des Dienftvertragd | Auhang 


bezeichneten Vorſchriften des BGB. auch für das „Gefinde unbedingt Noch 
und den Sanbesgeleben vorgehend gelten. au 
ür die Beurteilung nah BEB. 611 PA bleiben daher insbejondere 8 611 
übrig Die Dienfterpältnile: der nicht zum „Gelinde“ gehörigen, jogen. 
en landwirtſchaftlichen Arbeiter, — der Rechtsanwälte, Arzte, Künftler, 
rivatlehrer, der felbfländigen Gewerbetreibenden (Dienitverträge betreffend 
einzelne Dienftleiltungen), — der mit Dienſten höherer Art betrauten 
Angettellten 8 622, joweit fie nicht unter die gu A und B bezeichneten Sonder: 
gelege fallen. vgl. Anhang 4 zu 8 611 (Beripiele). , 
III. Bejonders der vorliegende Titel zeigt die „joziale Tendenz“ des 
BGB., indem er eine Neihe von Borkhriften zum Schutze der, Dienſtverpflich⸗ 
teten, als der meiſt Diet Schwäderen, enthält. hat hierbei 
meijt den „gewöhnlichen Arbeiter“ im Auge; die „höhere Dienſte“ Leiſtenden 
. bedürfen des Schußes weniger; vgl. namentlich & 616, 617, 618, 619, 629. 
Für kaufmänniſche und gewerbliche Dienfte gelten die bejonderen Vorſchriften 
des 56B. und der Gewerbeordnung. 


Anhang 4 zu 611: Gegenſtand des „Dienſtvertrags“ find die Zu 
„Dienſte“ an fi, die „Arbeit“ als ſolche. ie unterjcheidet 5 611 
ch der „Dienjtvertrag”“ vom „Werkvertrage“ (8 631 ff.), Der ein „Werft, 
das „Erzeugnis“, den „Erfolg“ von Dienjten zum Gegenitande 
hat, 3. B. die ſtellung eines Baumwerfs, einer Maſchine. gl. Anhang 2 zu 
—T unter A. — Die Frage, ob Dienft- oder Werk-Vertrag vorliege, 
it oft ſchwer zu entiheiden und fann nur auf Grund Prüfung aller Um: 
ſtände des einzelnen (alles beantwortet werden, vgl. namentlich $ 631 Ab]. 2. 
3. B. die Annahme eines Hausarztes gegen ein Sahbreshbonorar 
von 300 ME. tt „Dienjtvertrag“, die Übertragung einer beftimmten 
Dperation an einen Spezialarzt it MWertvertrag“. Wer eine Wald: 
frau gm Waſchen der Wäſche annimmt, (hl: t einen „Dien it vertrag“, wer 
da akhen der Wäſche einer ajhanftal überträgt, einen „Wer vertrag“. 
Aus der Rechtſprechung feien folgen ntiheidungen erwähnt, deren Richtig⸗ 
teit vielleicht beitritten werden kann: der von einem jegeleibeliter mit einem 
Ziegelmeifter geſchloſſene Vertrag über die Herftellung der Jahres- 

rodufte einer Ziegelei ijt Dienjt-, nit Wert-Vertrag. enn der 
ächter einer Neitauration die Bewirtichaftung einem anderen überträgt, der 
nicht telbftändig die Schankerlaubnis erhält, jondern die Getränfte für 
Rechnung des Reſtaurations-Pächters vertauft, liegt 
„Dienjtvertrag”“ (nicht: Unterpadt) vor. Ebenjo bei dem jogen. Zäpfler- 
vertrage Der Juhbrwertsbejiger, der einem een zum 
' Zwede der Fortſchaffung von Kabeln, Erde, Steinen uſw. Ihr eine beitimmte 
eit und en angemefjiene Bergütung Pferde, Wagen und 
Rutj zur fügung Stellt, jchliekt einen „Dienitvertrag“. Jach denſelben 
Grundſätzen wird der trag zu beurteilen ſein, durch den ein Fuhrwerks⸗ 
befiger fein Fuhrwerkeinem Arzte gu dejjentägliden Kran: 
en ſtellt. Die Beauftragung eines Rechtsanwalts 
mit einer Prozeßführung ilt ein Dienitvertrag, der eine „Geldäfts- 
bejorgung“ zum enitande bat, und zwar Dienite „höherer Art, die auf 
Grund .beionderen Vertrauens übertragen zu werden pflegen“ ($ 627). — 
Bom „Auftrage“ unterſcheidet jidh der ienjtvertrag dadurd, dak ein weient- 
lies Erfordernis des letteren die Leiltung der Dienjte gegen Entgelt 
ift, während beim „Auftrage“ die Belorgung eines Geihäfts unentgeltlid 
übernommen wird, was natürlih eine nahträglide Belohnung des 
„Beauftragten“ nicht ausſchließt. vgl. SS 662 ff. 

Die Vorſchrift des Abſ. 2 des 8 611, daß Gegenftand des Dienit: 
vertrages „Dienjte jeder Art“ jein können, bejeitigt die in den früheren 
Rechten nad dem Borgange des römiſchen Rechtes mit mehr oder weniger ein- 
Ichneidenden Reihtstolgen gemadite Unterjheidung zwiſchen Dienjtverträgen 
betreffend „höhere“ und „niedere” Berufsarbeiten und enthält die „Anerfen- 
nung des Adels der perjönlicden Arbeit“, gleichviel weicher Art 'dieſe fei. 
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Anhang Dienftentlaffung — Dienftverträge bei Gefchäftsvertäufen 


Noch Es find alfo nad) den Regeln des „Dienftvertrages“ zu beurteilen die Dienite 
zu der Handarbeiter, Tagelöhner, Nüherinnen, Kranken— 
8 611 wärter, Rehtsanmwälte, Arzte, Künftler, PBrivatlehrer 
uw. Diee grundfäglide Gleichſtellung ſchließt natürlih be- 
ho ndere timmungen in einzelnen Beziehungen, die fh aus der 
aturdes galten! je s ergeben, nit aus; vgl. 3. B. 88 622, 627. 
Daß der Dienſte höherer Art Leiltende, 3. B. Rechtsanwalt, Arzt, Rünftler, 
Lehrer, niht verpflichtet ift, feine Tätigkeit „nad den Weilungen“ 
des Dienſtberechtigten einzurichten, wie man es 3. B. in der Regel bei den 
Dieniten eines Tagelöhners verlangen darf, fteht der Annahme eines „Dienft: 
vertrages“ nicht entgegen; denn beim Tagelöühner gilt es eben der Regel nad) 
als Inhaltdes Vertrags, daßer E arbeiter „wie ihm befohlen wird“, 
während beim Arzt, Rechtsanwalt, ünftler, Lehrer es der Regel nah) als 
Inhalt der Bereinbaru ng alt, fie ihre Wiſſenſchaft, eve ulm. 
„Jelbjtändignad Ehre und Gewijfen“ ausüben. Darf doch felpft 
der gewöhnlide Maurer der Weilung des Bauherrn nicht Folge 
leilten, wenn fie mit der ihm nad) $ 330 StGB. obliegenden Verantwortlichkeit 
für hs der allgemein anerfannten Regeln der Baukunſt nit im 
intlange 

fiber Dienftverträge, die eine Gefchäftsbejorgung zum Gegenftande haben, 

vgl. Anhang 1 zu $ 611 unter I. 


Zu Anhang 12 zu $ 615: Bon dem in $ 615 behandelten alle des „An = 
8 615 nahbme-VBerzugs‘ des Dienftberehtigten ($ 293 ff.) ift ver- 
— der Fall, wenn der Dienit tigte „nad Beginn der Dienfts 
eiftungen“ den Dienftverpflichteten während der Dauer des Dienftvertrags 
„unberechtigt entläßt“. Der Dienftverpflichtete Braut nad der ihm ernit- 
ih und beftimmt erflätten „Entlafjung“ (= Weigerung, die 
weiteren“ Dienite anzunehmen) dem Dienſtberechtigten nihtnohmals 

eine Dienfte anzubieten, wie dies nad) den 293—295 erforderli 
wäre, um den Dienſtberechtigten hinſichtlich der „no nigt begonnenen“ 
Dienftleiftungen (bei noch nit angetretenem Dienitverbältnis) in 
„Annahme-Verzug“ zu jesen, Der Dienjtverpflidgtete kann vielmebr 
ohne weiteres auch für die Folgezeit die „vereinbarte Dergütung” verlangen 
„unter Anredhnung deſſen, was er infolge des Unterbleibens der Dienft- 
leiſtung erſpart oder durch anderweitige Berwendung keiner 
Dienfte erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt“. Hierzu 
iſt er nach 8 324 berechtigt, weil der Dienjtberechtigte durd die Entlaſſung“ 
dem Dienjtverpflichteten die weitere YLeiltung der Dienite „unmög- 
Li } gemadit bat. — Die vorjtehend vorgetragene Rechtsanſicht ift jedoch 

eitritten! 

Der Dienitverpflichtete muß ih im Falle des 8 615 und im vorftehend 
behandelten alle des $ 324 den anbermeitig gemaßten Erwerb 
„anrechnen“ laſſen auf die ihm für Die ganze Dauer des „Dienltvertrags“ 
zuitehende Vergütung, nit bloß auf die Dergütung für denjenigen Zeit⸗ 
raum, in den der „anderweitige Erwerb“ fällt. s Entiprechende gilt 
für den „böswillig unterlaflenen“ Erwerb. 

Nah) dem vorftehend Gejagten wird auch folgender im Geſchäftsleben 
Häufig vorfommender Fall zu enticheiden da t Gutsbefiter A verlauft 
fein Gut an B, der Kaufmann C jein Geidäft an D. In den Kaufverträgen 
wird vereinbart, daß die Käufer in Die beitehenden Berträge mit den 'inge: 
itellten (Inſpektoren, Förſter, Handlungsgehilien a „eintreten“. ie 
Übergabe des Guts, des Geſchäfts erfolgt am 1. April. Die Dienjtverträge der 
Angeltellten laufen nod) bis 31. Dezember. Nah $ 613 Sa 2 find die Ange- 
jtellten „im Zweifel“ nicht verpflichtet, ihre Dienjte dem neuen Gutsbelier 
und Gelhäftsinhaber zu leilten, und fie können deshalb von A und C, mit 
denen fie ihre Dienftverträge geſchloſſen Haben, Zahlung —* Gehalts bis 
31. Dezember en Sie müllen fi aber auf ihre Gehaltsforderungen „a n= 
rechnen Iafjen“, was fie „zu erwerben böswillig unterlaflen“. (Eine 
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Borübergebende Verhinderung des Dienftverpflichteten Anhang 
folhe „bösmwillige Unterlaffung“ wird in der Regel vorliegen, wenn fie Noch 


ih ohne tihhaltigen Grund weigern, zu den Käufern B und D 


zu 


in die von diefen durch Bertrag mit A und C „übernommenen“ Dienitcerträge 8 615 


zu treten. Ob Mangel eines ſtichhalti Grundes, alio „Böswilligteit“ 
vorliegt, ijt nad) den Umjtänden des eingelnen Kalles zu enticheiden. vgl. auch 
Anhang 20 zu 8 324, Seite 872. 


Anhang 14 zu $ 616: Anſpruch des Dieniverp 
„bei vorübergehender Berhinderung“ an der Dienftleiitung. um Tei 
„belonbere worigrilien hierüber enthält & 63 H6%8. für Handlungs: 
gehilfen (abgedrudt Seite 774). Für Betriebsbeamte, Wertmeilter, Techniter 
ulm. enthält 8 133c Gewerbeordnung eine ähnliche Vorfchrift wie Abſ. 1 des 
vorjtehend erwähnten 5 63 HGB. — Die praktiſch bedeutſame Vorſchrift des 
616 BGB. Hat bereits zu vielen Zweifeln und ſich wider|prechenden Ent: 
PB eidungen, namentlid) der Gewerbegeridhte, Veranlaſſung gegeben. Die 
preußijdhden Staatsverwaltungen Haben ſich veranlaßt geſehen, 
die Anwendung des 8 616 für ihre Arbeiter allgemein dur im welentlicdhen 
leisen Inhalt habende Verfügungen zu regeln; 3. B. für die Staatseijen- 
Bahnoerm altung durch Verfügung des Minijters der öffentlichen 
Arbeiten vom 7. Dezember 1903, für die allgemeine Staatsbauverwal- 
tung durd) Verfügung des Minilters der öffentlichen Arbeiten vom 6. Januar 
1904, für den eih der allgemeinen Staatspverwaltung und 
der Berwaltu ngdesinnern durd Verfügung vom 25. November 1904 
und für den Bereich der Jujtizverwaltung durd Allgemeine ne en 
vom 15. Oftober 1904 (u tizminift. Blatt 1904 Seite 271). — 8 616 gilt jowoh 
bei Zeitlohn als bei Stüdlohn; 5. B. ein auf Gage und außerdem auf Spiel: 
onorar angeitellter Shaufpieler wird unter den Vorausſetzungen des 
616 Gage und den durchſchnittlichen Betrag des Spielhonorars fordern 
önnen. Die oben erwähnte Minijterial-Verfügung vom 25. November 1904 
ertennt diefen Standpunft ausprüdlih an, indem es dort heißt: „Für die an 
Atltordarbeiter zu gewährenden Entihädigungen find beſtimmte Ein- 
heitsjäße Ve Teen . 
Im folgenden }ei die erwähnte Verfügung des preußiſchen Juftizminifters 
mitgeteilt, die beim Abſchluſſe von Dienitverträgen für die von den Parteien 
zu treffenden „Bereinbarungen” Anhaltspunkte geben dürfte: 
‚I. Berfonen, welde im Bereide der Suftiguerwaltung auf Grund 
eines Bienitsertrags beichäftigt werben, erhalten bei einer unter den 8 616 
BGB. fallenden Verhinderung an der Dienftleiltung die vertragsmäßige 
Bergütung nach folgenden näheren Beitimmungen: 

1. Arbeiter, die mindeitens ein Jahr ununterbroden im Dienfte der 
Zuftizrerwaltung beichäftigt Ind, erhalten bei een Übungen 
von nicht mehr als Dierzehn agen zwei Drittel des Lohnes, wenn fie 
verheiratet oder überwiegend Ernährer von amilienangehörigen find. 
Bei länger dauernden Übungen wird der bezeichnete Teilbetrag des 
Lohnes nur für die eriten vierzehn Tage gezahlt. 

2. Allen Arbeitern wird bei Arbeitsverfäumnis infolge von Teilnahme 
an Kontrollverfammlungen, Aushebungen und Mufterungen jowie in- 
jolge von Erfüllung ſtaatsbürgerlicher Pflichten (Schöffen, Geſchwo⸗ 
renendienſt, Wahrnehmung von Terminen als Zeuge, Sachverſtändiger, 
Bormund ufw., Feuerlöſchdienſt auf Grund öffentlichreditlicher r⸗ 
pflichtung, Teilnahme an Reichsſstags⸗, Landtags: und Kommunal⸗ 
wahlen, an den Sigungen der Gemeindeverfammlung, oder als ge: 
wählter Vertreter an den Sigungen ber Gemeindevertretung oder Der 

ädtiſchen Körperichaften) der Lohn für die Dauer der notwendigen 

bweienheit weitergewährt; die etwa für den Zeitverlujt anderweit ge: 

währten Entidädigungen (vgl. Allgemeine Verfügung vom 28. Suri 
1903, IMBl. ©. 143) find anzuredhnen. 

II. Im übrigen findet ein Anjprud auf Bergütung aus 8 616 BGB. 

bei Unterbredhung der Arbeit nicht jtatt; insbejondere bleibt die Anwendung 


— 905 -- 


Ttiteten au Dergitung f 


Zu 
616 


u 
ur Sr 





Anhang Erkrankung des Dienftverpflichteten 


Noch bieler Vorſchrift auf Erfrantungsfälle ausgeſchloſſen; es bewendet dieler- 
zu bei den Anordnungen über die Keantenfürjorge für die in der Jultiz- 
‚8616 verwaltung beichäftigten Perjonen (agt, Ügemeine Verfügungen nom 
* sp 1901 und 28. Dezember 1903 IMBl. von 1901 ©. 95 und von 1903 
II. Bei anderen unter 8 616 BGB. ee Berhbinde- 
rungenander Dienftleiftung, namentlid bei Arbeitsverfäumnis 
en dringender perjönlidier Angelegenheiten, bleibt es, ohne daß dem 
Arbeiter ein tlagbarer Anfprud auf Lohn zufteht, vem Ermeijen 
des Borftandes der Behörde, bei weicher der Arbeiter beichäftigt wird, über- 
laſſen, den Lohn für Die Dauer der Binderung zu gewähren. Als Ber: 
hinderungsfälle dieſer Art kommen beſonders in vacht: Wahrnehmung 
gerichtlicher Termine in eigenen Angelegenheiten, Anzeigen beim Standes 
amt, Cheichliefung des Arbeiters, urten und Taufen in der eigenen 
Familie, Todesfälle oder ſchwere Erfranlungen der näditen ungehörigen. 
. IV, Die Dienftverträge find Tünftig unter Berü atigung der Be 
fHimmungen unter I und II abzuicdhlieken, beitehende Verträge aber, erfor- 
per lichen Falls nah voririftsmäßiger Ankündigung, entiprechend zu 
ändern. 
V. Die vorjtehenden Beitimmungen erjtreden fih nicht auf Perſonen. 
die nur zu vorübergehenden Zweden (als jogenannte Gelegenheitsarbeiter 
gegen Stundenlohn ujw.) angenommen find.“ 


Zu Anhang 15 zu 8 617: Als dauerndes Dienftverhältnis im Sinne des 
8 617 8 617 wird ein joldes anzuſehen fein, das entweder po! einen längeren 
traum von bejtimmter Dauer, 3. B. ein Jahr, geſchloſſen ift, oder Das 

‚bei unbeftimmter Dauer auf eine A ne FAR gejtellt ift, Die 

den Dienftverpflichteten gegen die Gefahr eines pl ö Ei en Berlujtes keiner 


Stellung ſchützt, 3. B. vierteljährige (nit blog: achttägi Kündigung. — 
Zu $ 617 Er ẽ %ı9. ve cht ie) gung 


u Anhang 16 zu 8 617: Zu den in 8 617 bezeichneten Dienſtverpflichteten 
8 ar gehören 3. B. Gefinde, Hauslehrer, Erzieherinnen uſw. — Für Gefinde en 
iedoch gemäß E. 95 die —— des 8 617 nur inſoweit, als Die Lan e 
ihnen nicht weitergehende Aniprücde gewähren, was in Preußen teilmei 
der Fall ıjt, indem nad) SS 86, 8 nde-Drdnung 3. B. die für die Dienft- 
boten Iten Kur: ujw. Koften auf den Lohn nicht angeredhnet 
werden fönnen, wenn die Krankheit „bei Gelegenheit des Dienites“ 
entitanden iſt. 


Zu Anhang 17 zu A: 617: Zu der Vorſchrift des $ 617 betr. die Dauer Des 

8 617 Berpflegungs- uſw. Anſpruchs des Dienftnerpflichteten ijt zu bemerten: Wenn 

1 z. B. der Dienſtverpflichtete, dem am 15. Auguſt zum 1. Oktober gekün digt 
iſt, am 20. September krank wird, ſo kann er vom Dienſtherrn nur bis zum 
1. Oktober Verpflegung und ärztliche Behandlung fordern. — Die Erfran: 
tung des Dienjtverpflichteten fann jowohl für ihn wie für den Dienitberen 
ein „w ichtiger Grund“ zur Ründigung behufs jofortiger Auf: 
löjung des Dienftrerhältmifles jein (8 626); für dDiejen Zal beitimmt 
der letzte Satz des Ubi. 1 des $ 617, daß die „Beendigung“ des Dienjt: 


verhälinilies die [ehswödige Fahne es Dienjtheren zur Wer: 
ebt. 


pflegung und ärztli Bebanbiung nicht auf Wenn aber der Dienſt⸗ 
herr dem erfra Mari n Dienftverpfliteten nidt „wegen der Grfranfunge 
emäß 8 626, jondern auf Grund vereinbarter oder geleglider 
(s 621) wödentlider oder monatlider Ründigung sft nn fündigt, To 
taucht er Verpflegung und ärztlide Behandlung nicht für ſechs Moden. 
fondern nur bis zu dem durd die Kündigung herbeigefühtten Ende 
des Dienftverhältniffes zu gewähren. 


x Anhang 18 zu 8 617: Die Berpflegungss ujw. Koften fönnen nom Dienit: 
8 eu beredhtigten auf die für die Zeit der Erkrankung dem Dienitverpflichteten ae 
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Dienftvertrag (Kranken und Unfallverfiherung — Top). Anhang 
dete Vergütu ng (Sopn ujm.) „angerechnet“ werden. Einen Anſpruch auf Er: Noch 


at der den Betrag der Vergütung überſchie enden Yusla der zu 
I ienfihereihfigte nicht. ß gen hai 8 617 
Anhang 19 au 8 617: vgl. das Beilpiel in Anhang 17 zu 8 617. & 
1 
Anhang 20 zu 8 618: ve und die Vorl — der A— „Arbeiter: 
Ichußs@elegebung”“ ergän 2 jettig; 62 9 (angedrudt 8 is 
Seite 772) und —— 8, 88 120 — 3 des Geſindes 
l. E. 95. Ein Verſtoß b gegen ben die Dienitboten gegen die Gefahr 


en gen fterpus ens durch Gehen umgitterter Benfterftüßle u 
Ihügen, fann nad) 8 618 er maden. Auch die Ha us 
it leiftende nüherin ſteht unter dem Schutze des 8 618. 
Einkhräntungen der in 8 618 Abſ. 3 allgemein geiige jesten Schadens: 
erſatzpflicht des Dienſtberecht igten We ih aus den Kranken⸗ und Unfall: 
Ber ——— El „gie beſchüdigten Dienftverpflichteten nach dieſen 
en E idigu nsheſondere können die nad) den Unfallver- 
fiherungss®ejegen ver Seen 1 Ber onen (Gegenſatz: private ertragsmüßige 
SEE da je auf Grund der Unfall-Berfiherung ent 
werden, Anſprüche gegen — „Dienſtberechtigten“ aus 8 618 in der R 
4185 Gemerbe-nfall- Ber ungegees 8 Pd — 
3 und Forftwirtihaft ujw.). vgl. Anhang 2 zu $ 828. 
Die in $ 618 Abſ. 3 beitimmte ade ner riet fe . au 
bis 254, 275280) tritt nur ein, wenn der Dienitberedtigte die zum 
von Reben und Gejundheit in 8 ‚618 gegebenen Vorſchriften verlegt. Verletzt 
er feine — zur Fürſorge in Anſehung der Sittlichteit I Religion, ſo Eu 
ſteht gemäß 8 253 eine serjagpfliht in der Regel nicht, ſondern es kann 
der Dienitverpflichtete. Das Dienjtverhältnis ohne Künbigungsfik de (8 626) 
und unter den in $ 628 beitimmten Borauskegungen Bergütung bezw. Scha⸗ 
denserſatz fordern. Dasſelbe Hecht hat er natürlih aud, wenn der Dienft- 
be tgte die zum Schutze von Leben und Gejundheit gegebenen Borichriften 
des 8 618 vericht und die Vorausiegungen der 88 626, 628 vorliegen. 


Anhang 22 zu 8 620: Über den Einfluß des Todes des „Dienſtberech⸗ Zu 
tigten“ oder „Dienitverpflichteten“ enthält das BGB. Leine beionderen Be- 8 620 
Himmungen. "Die ntjeibung ift daher aus den allgemeinen Vorſchriften, 
insbejondere den 88 133, 157, 242, zu entnehmen. Nah) $ 675 in Verbindung 
mit $ 673 endigt der Lob Yes Dienitver fli ben ch unbedingt, jondern 
nur „im Zweifel“ das Dien —— at ienſtverpflichtete in Per⸗ 

In n zu leilten, jo endigt be Tod natürlich das Dienftoerhätenis: fonnten die 
tenite Dur andere geleitet werden (3. B. der Beliker eines Suhrge- 
chäftes hat ſi verpflichtet, einem Arzt täglid) eine Droſchke zu ftellen, der 

der eines Friſeurge ites bat fih verpflichtet, täglich einen Kunden in deſſen 
Haufe ſelbſt oder dur feinen Gehiffen 5 zu rafleren), jo ilt der Tod des Dienft- 
verpflichteten gleidgültig, Der Tod des Dienſt ereti ten bat nad allge- 
meinen Grundſä die Beendigung des Dienftverhältnilies nur dann zur 
S; Ige, wenn nad) dem Sinne des Vertrages das t auf die Ziſtupt der 
Dienjbe andie Perſondes Dienjtberehtigten hat gefnüpft werden 


Anhang 2 zu 8 631: 
A. Als Gegenfte and des Werkvertrags ijt nad) 8 631 "Begitn 
a) Herftellung oder Veränderung einer Sache (5 90) gegen itung: 3. B. 8 3 
die —— oder Reparatur eines Kleidun einer Maldine, Sines 
Hauſes, Die Anlegung einer Eifenbahn, eines Brunnens, einer Ranalilation, 
einer Gartenanlage, die Übernahme ämtkicher Maurer: oder Zimmermanns: 
oder Glaſer⸗ ujw. lrbeiten für einen Neubau, die Pflaſterung einer Straße, 
die Heritellung eines Denkmals, eines Gemäles, einer Photographie, Die 
Reparatur einer Uhr, die chemiſche Reinigung eines Kleides; 
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Anhang Werkvertrag (Allgemeines — Koſtenanſchläge) 
Noch db) „anderer“ durch Arbeit ober Dienftleiltung gegen Vergütung herbeizu- 
zu ührender „Erfolg“: 3. B. die entgeltlichen Verträge über Beförderung von 
s 631 erſonen (3. B. eine Droſ —* 


2— 


Zn 
8 632 Der Maurermeilter 


abıt) und Sachen (Transportverträge), 
foweit fie nidt (3.2. ae Speditionsvertrag uſw.) Bu die in 
E. 32 aufreht erhaltenen Reichsgeſetze (Handelsgeſetzbuch, Poſtgeſetz, 
Auswanderungsgejeg vom 9. Juni 1897) beſonders eregelt — ent: 
Itliche Verträge über wiſſenſchaftliche und —*22 Leiſtungen, z. B. 
nfertigung eines Gutachtens, eines Feſtgedichtes, einer Überfegung (der 
Berlagsverttag iſt bejonders elt durch ——— vom 19. Juni 1901). 
Halten eines Vortrags, Ausführung einer chirurgiſchen Operation, ferner: 
die Aufgabe eines Inſerats in eine Zeitung, Einholung einer Auskunft bei 
einem Auskunftsbureau, A eines Billetts zu einer Theatervoritellung, 
—— allen beim Frifeur ulm, — Über Werkverträge, die eine 
Geihäftsbejorgung zum Gegenitande haben, vgl. $ 675 und Anhang 22 Dazu. 
Wenn übrigens das Geſetz jagt: „ein anderer durch Arbeit oder Dienit- 
leiftung berbeizuführender Erfolg“, 1 it darunter nicht immer ein gün- 
tiger Erfolg zu tehen. Auch fruchtloſes Tun, ein vergeblidher Verſuch 
fann ein „Erfolg“ im Sinne des 8 631 jein; z. B. eine _tödlid; endende Opera- 
tion. Unter „Erfolg“ ift Hier zu veritehen: „Die Summe der zu einem 
ewilien Zwede aufzuwendenden Arbeit“. Dasjelbe gilt von „ver Herjtel- 
ung oder Beränderung einer Sade; es ijt nit notwendig, daß Die 
„Herſtellung“ oder „Beränderung“ elingt- Der Uhrmacher aljo, dem die „Re= 
paratur einer alten, fchlecht gehen ac übertragen ift, hat einen 
erft vertrag —2 und auch erfüllt, ſelbſt wenn die Uhr nad) Vollendung 
der Arbeit ebenio chlecht geht, wie norher, pie er nur nad) den Regeln des 
Uhrmacherhandwerks alles mögliche getan hat, um den guten Gang der. Uhr 
zu erreichen, der günftige Erfolg aber ausbleibt wegen der Uhr anhaftender, 
wie ſich erjt bei der Reparatur Perausfteilt, nicht mehr zu bejeitigender Grund- 


fehler. . 

B. Daß eine Vergütung ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbart ift, 
gehört zum Wejen des „Wertvertrags“; vgl. Note 5 zu $ 612 und 8 692. Un- 
weſentlich ift es, ob die Vergütung für die Wertausführung „im ganzen“ 
oder „nah Teilen“ (Maß, Zahl, Gewicht, zei) beitimmt ijt (vgl. 3 641 
Abſ. 1); freilich wird, wenn die Vergütung nah Zeitabſchnitten feitge- 
ſetzt ift, bejonders zu prüfen fein, ob nicht der Vertrag als „Dienitvertrag”“ anzu⸗ 
ehen iſt. Wenn feine Bergütung geleiltet wird, jo liegt entweder 
„Auftrag“ (8 662) oder „Schentung“ ($ 516 nebit Note 2) vor. . 

C. Der Unternehmer braucht nicht Werlmeilter oder Künftler von Fach 
gu fein. Der fogen. Entreprije-Bertrag iſt auch „Werkvertrag“; 3. B. ein 

anfier, der von der Provinzial:Verwaltung einen Chaufjeebau übernimmt, 
ſchließt einen Werkvertrag. Es iſt Daher die ‚Stage, ob das Wert vom Unter: 
nehmer in Perſon oder doch unter feiner perjönliden Leitung auszuführen ilt, 
oder ob er es, natürli unter feiner Verantwöortlichkeit, von anderen 
ausführen lafien darf, im einzelnen alle nad) der ſich ergebenden Abſicht der 
Barteien, Da Treu und Glauben und der Verkehrsſitte“ zu 
beurteilen (a. 88 133, 157, 242). Daß der Unternehmer, der fid) zur Her- 
ſtellung des es anderer Perſonen bedient, in Anſehung der „Erfül: 
lung“ für deren Berfhulden und außerdem für die von ihnen in Aus: 
führung ihrer Verrichtung begangenen „unerlaubten Handlungen“ 
aftet, ergeben 88 278, 831; vgl. aud) Note 9 zu $ 613. 


Anhang 4 zu g 632: Bezahlung beitellter Roitenanichläge: Beijpiel: 

und der Ingenieur B hören, dak der Gutsbelißer C eine 
Molkerei bauen will, und bitten um Übertragung der Ausführung des Baues 
und der mafchinellen Einrichtung. C fordert zunächſt die Einreichung von 
Koltenanihlägen. A und B liefern Anſchläge nebit Zeichnungen und erhal: 
ten die A Ag übertragen. Hier wird in der Regel anzu: 
nehmen fein, daß jte für die Acht lee uw. niht bejondere Ber: 
gütung fordern können. Zweifelhaft liegt Die Sade, wenn C nad) Empfang 
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der Anſchläge uſw. von der Ausführung ganz Abſtand nimmt oder die Noch 

Ausführung anderen Unternehmern überträgt. Können A und B in diefem zu 

Falle für die Anichläge a ahtung, fordern? Zunächſt ift zu $ 632 

prüfen, ob überhaupt ein „Werkvertrag“ zum Abſchluß gelangt iſt, d. h. 

ob A und B zur „Heritellung der Anſch äge uſw verpflichtet jein ſollten“, 

ob C einen ‚„n pruch auf verſtellung der Anfchläge haben follte. Oft ift 

dies nicht e Apficht teten, jondern Die Aufforderung, einen 

„Anſchlag“ einzureichen, ift oft nur dDagin auszulegen: „Machen Sie mir einmal 

eine allerbings [peztell ausgearbeitete) Offerte!“ In ſolchem Se beiteht 

auf feiner Seite eine Verpflihtung. A und B brau die Anſchläge, wenn 

fie nicht wollen, nit zu liefern, und wenn fie fie liefern, braucht C fie nicht 

u bezahlen, alls er davon mic Gebrauch macht. Dft ft aber die Ahlicht der 

tteien, dag A und B zur Lieferung der Anſchläge verpflichtet lei 

jollen. In diefem Falle kommt 3,682 jur Anwendung, d. h. es iſt zu prüfen, 

ob C „ven Umständen nad die Herftellung der Anſchläge nur gegen 

eine Bergütung erwarten fann“, eine Derglitung allo als „ſtillſchweigend 

vereinbart“ gilt. In Fällen der bezeichneten Art wird fi 5. B. aus den Bor: 

verhandlungen, aus der Verfehrsfitte ujw. oft ergeben, dag C fi zu feiner 

Bezahlung der Anichläge verpflichten will, jondern daß A und B die Anfıhläge 

auf eigenes „Rijilo“ maden follen ge die „Chance“, die Ausführung 

übertragen zu erhalten. Wegen der möglidden Zweifel wird es fi) daher für 

beide rteien empfehlen, von vornherein .beftimmt klärzu— 

ke [Ten, ob und unter welden Vorausfegungen A und B Vergütung für die 
nichläge jollen fordern fönnen, au wenn ihnen die Ausführung nidt 

ertragen wird. 


Anhang 5 zu 8 633: Zu 

1. Uber die Reihtsfolgen von Mängeln in der Beſchaffenheit des Wertes 3 633 
vgl. das unter II—IV Geſagte. 

Die Gemwährleiftungspfliät des Unternehmers wegen „Mängel im 
Rechte“, die nur vorlommen kann, wenn der Unternehmer den Stoff zum 
Werte beihafit hat, ift gemäß $ 651 nach den Vorſchriften über den „Kauf“, 
aljo nad) 88 434 ff. zu beurteilen. Übrigens greifen bier außer den 88 932 ff. 
die 88 946 ff. ein. 

II. Der Werfvertrag verpflichtet den Unternehmer zur „vertrags- 
mäßigen“ Herjtellung des Werkes. Cr bat daher, falls er (was im 
Leben die Regel) Sahverftändiger it, gemäß 88 133, 157, 242 die 
Pflicht, den Belteller, der den „Stoff“ liefert oder „Anweilungen“ über die Art 

| der Heritellung des Wertes erteilt, darauf aufmerftfam zu maden, wenn 

| der „Stoff“ oder die „Anweilungen“ nit jachgemäk find. Der ‚Werf- 

Ä meifter“ eines Baues ift jogar jtrafbar ($ 330 StrGB.), wenn er durd) 

Verwendung ihm vom Bauherrn gelieferten ſchlechten Materials oder durch 
Befolgung von deſſen Anweilungen „wider die allgemein anerlannten Regeln. 
der Baukunſt dergejtalt handelt, daß hieraus für andere Gefahr entiteht“. 

III. Die vom Unternehmer zu vertretende „vertragsmäßige” Beſchaffen⸗ 
heit des Wertes iſt in Übereinftimmung mit der für die Haftung des „Ber: 
fäufers“ geltenden Vorſchrift des $ 459 Abi. 1 (vgl. Noten zu $ 459) näher 
dahin beftimmt, dab das Werk Die „zugefiherten Eigenſchaften“ Haben muß und 
„nicht mit jolden Fehlern“ behaftet jein Darf, Die den „Wert“ oder die „Taug- 
Iihteit“ zu dem „gewöhnlichen“ oder dem „nad dem Vertrage vorausgejehten 
Gebrauch“ aufheben oder mindern (8 633 Abi. 1). Abweichend von 8 459 
Abf. 1 Letter Sa (Rauf) Haftet beim „Werkvertrage“ der Unter: 
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er 
$- 533 


nehmer aud für „unerheblice" Minderung des Wertes oder der Taug- 
lichkeit, und nur Die „Wandelung“ ift bei „unerheblider“ Minde- 
rung ausgeſchloſſen ($ 694 Abi. 3). Durch Bereinbarung fann die Ge 
währleiitungspflisgt des Unternehmers erweitert, beichräntt oder erlajlen wer: 
den; $ 637 (libernahme oder Erlak der „Barantie”). " 


IV, Beim Mangel der vertragsmähigen Beichaffenheit Des Wertes (vgl. 
das vorftehend unter III Gefagte) hat der Beiteller vielerlei Rechte. Insbe⸗ 
iondere: 


A. Der Beiteller braucht das mangelhafte Wert nicht abzunehmen (K 640) und 
fann die Bezahlung verweigern (& 641); vgl. Note 27 zu 8 640. Er kann 
alfo dem auf „Abnahme“ des. Wertes und „Zahlung der Vergütung“ Ha- 
genden Unternehmer die „Einrede des nicht erfüllten, des nicht gehörig ers 
füflten Vertrags“ entgegenfeßen (88 320 ff., 363 nebit Noten), und zwar 
muß, jo Lange der Beiteller das Wert noh nicht „als Erfüllung 
angenommen“ bat, der Unternehmer beweifjen, dak das 
Wert „vertragsmäßig“ ift. 

B. Der Befteller kann den Werkvertrag wegen Irrtums oder argliftiger Tän- 
fung beim Vorliegen der von ihm zu beweilenden Vorausjegungen der 
diesbezüglichen SS 119, 128 anfehten. 3. B. der reiche Amerifaner A in 
Chicago Hat zur Ausihmüdung eines von ihm geitifteten Univerfitäts- 
gebäudes brieflich bei dem Maler Menzel in Berlin die Anfertigung eines 
Olbildes für 50000 ME. beitellt in der irrtümliden oder durch argliftige 
Täufhung bervorgerufenen Meinung, es jet der berühmte "Maler Menzel 
und diejer lebe noch, während es in Wahrheit ein unbedeutender, zur Aus⸗ 
führung monumentaler Gemälde (ein joldes war „nad dem Bertrage” 
beitellt) unfähiger Maler iſt. Anderes Beilptel: Eine Dame beitellt bei 
einem Schneider aus von ihm vorgelegten Stoffen ein Feitfleid „nah Map“ 
für hohen Preis in der irrtümliden Meinung, der Stoff fei echter Gold⸗ 
brofat, während es in Wahrheit ein unechter, minderwertiger Stoff üt. 

C. Der Beiteller Hat nadjitehende, unter a— aufgeführte, in den 88 633 Bis 
635 geregelte, der in $ 638 beitimmten kurzen Verjährung unterliegende 
Anſprüche auf „Sewährleiftung“, und zwar ohne Rüdfiht darauf, ob der 
Mangel des Wertes vom Unternehmer verfhuldet iſt oder nit (SS 276, 
278). Bemweispflihtig für das Vorliegen des „Mangels“ ift der 
Beiteller. 

a) Snerfter Linie und grundſätzlich hat der Beiteller nur Das Nedht, 
vom Unternehmer die Bejeitigung des Mangels des Wertes (gleichviel 
ob der Mangel „erhbeblid“ oder „unerhbeblid“ ift) zu ver- 
langen; 8 633 Abſ. 2. Nur die „Bejeitigung“ des Mangels fann er ver- 
langen, nicht: die Herftellung eines „neuen“ mangeljreien Wertes an 
Stelle des mangelhaften. An eine beitimmte Friſt — abgeſehen von der 
furgen Verjährung des $ 638 — iſt dieſes Recht nit gebunden. Cine 
Pflicht des Beitellers, zur Erhaltung jeiner „Bewährlei: 
ftungsanfprüde“ das Werk bei der Ablieferung fofort zu unters 
juchen und gefundene Mängel dem Unternehmer anzuzeigen, befteht in 
der Regel nicht (vgl. Note 29 zu 8 640 und Anhang 57 zu 8 651). Wenn 
der Beiteller auf Bejeitigung des Mangels „Klage“ erhebt, jo bat er 
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nach rechtskräftiger Verurteilung des Unternehmers dazu die Rechte aus 
8 283. 

b) Wenn der Unternehmer mit „Beſeitigung des Mangels“ in Verzug ge: 
rät (88 284, 285), jo fann nad) 8 633 Abſ. 3 der Belteller den Mangel 
„ſelbſt“ bejeitigen „und“ Erjag der erforderlihden Aufwendungen ver- 
langen. Das „und“ in 8 653 Abſ. 3 und die einſchlägigen $$ 256, 257 


ns 
8 533 


deuten darauf bin, dab der Erjat der Aufwendungen erjt gefordert 


werden kann, wenn fie wirtlih gemadt find. Der Belteller fann 
alfo (bei vorſtehend gegebener, nicht unzweifelhafter Auslegung des 
8 683 Abſ. 3) niht „Borauszahblung“ fordern, Letzteres kann 
er aber jedenfalls dann, wenn die Vorausſetzungen des $ 887 ZPO. vor⸗ 


liegen, d. 9. wenn er gegen den Unternehmer ein vollitre£bares 


Urteil erlangt hat, durch das diefer zur „Beleitigung des 
Mangels“ verurteilt iſt, und wenn die Befeitigung des Mangels 
durch eine dritte Perfon erfolgen fann. 

c) Will der Beiteller nicht von dem Rechte zu b („Selbft-Bejeitigung“ des 

Mangels) Gebraud machen und will er auch nicht den zeitraubenden 

Meg der „Klage“ gegen den Unternehmer auf „Bejeitigung des Mangels“ 

beichreiten, was alles in feinem Belieben ſteht, jo kann der Beiteller 

bem Unternehmer eine „angemellene Friſt“ zur Beleitigung des Mangels 
ſetzen mit der Dabei „zu erflärenden Androhung”, dab er die Beleitigung 
des Mangels nad) dem Ablaufe der Friſt ablehne. vgl. 8 634 und das 

Geite 874 f. bezüglich der „Friſtſetzung“ im Falle des $ 326 Gefagte, auch 

bier Geltende. 

Wenn der Unternehmer den Mangel des Werles nicht innerhalb der 
geitellten angemellenen Friſt beieitigt, kann der Beiteller nicht mehr „Beſei⸗ 
tigung“ des Mangels fordern, jondern nach feiner Wahl: 

NRüdgängigmahung des Werfvertrages (Wandelung), und war 
beim Mangel „zugeliherter" Eigenihaften ohne Rück— 


fiht darauf, ob der Mangel „erheblich“ oder „unerheblich“ ift, bei _ 
anderen Mängeln nur, wenn fie den Wert oder die Tauge . 


lichleit des Wertes „erheblich“ mindern (S 634 Abi. 3), 
oder 

Herabfegung der Vergütung (Minderung), 
oder ' 
beim Vorliegen der Vorausfegung des 8 635 (vgl. Noten dazu) 
jtatt der „Wandelung“ oder „Minderung“: Schadenserjag wegen 
| Nichterfüllung des Vertrags (vgl. Anhang 67 zu 8 280, Seite 867). 
Der Setung einer Friſt zur Bejeitigung des Mangels bedarf es jedoch 
nit (8 634 Abi. 2), jondern der Beiteller kann die voritehend bezeichneten 
Rechte (Wandelung — Minderung — Schadenserfah wegen Nichterfüllung 
unter der Vorausſetzung des 8 635) fofort geltend maden, wenn die Bejei- 
tigung des Mangels überhaupt „unmöglid“ ift, — oder wenn fie 
vomUnternehbmer „verweigert“ wird, wozu der Unternehmer fogar 
berehtigt ift, wenn die Beleitigung des Mangels „unverhältnis- 
mäßigen Aufwand“ erfordert ($ 633 Abſ. 2 Sat 2), — oder wenn der Bes 
tteller ein „befonderes Intereffe“ Hat, nicht erft eine Friſt ſetzen 
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zu müſſen (vgl. Note 13 zu $ 634). Nur wenn einer diejer 3 Fälle vorliegt 
8 4 (nochmals ſei es hervorgehobenl), kann der Beſteller ohne weiteres ſo— 

fort „Wandelung“ oder „Minderung“ oder „Schadenserſatz wegen Nichter⸗ 
füllung unter der Vorausfegung des $ 635“ fordern: inallen anderen 
Fällen hat er diefe Rechte n ur nach vergeblidher Sekung einer Friſt zur 
„Beleitigung des Mangels“. In der Pflicht des Unternehmers, "den 
Mangeldes Wertes zu befeitigen, beiteht der Hauptunterſchied 
von der „Gewährleiftungspflicht“ Des Berfäufers beim Kaujvertrage; 
vgl. Anhang 4 zu 8 459. 

Wenn ein „Berichulden“ des Unternehmers an dem Mangel des Wertes 
vorliegt, worauf es nad) dem Eingangs unter C Bemertten für die Anſprüche 
des Beitellers auf „Gewährleiftung“ anjihdnidtantommt, fann 
der Beiteller neben der „Wandelung“ oder „Minderung“ auch noch „Scha- 
denserjat“ gemäß 88 276 ff., 280 ff. fordern. 

Die vorftehend unter a—c bezeidyneten Gewährleiltungs-Aniprüde des 
Beitellers fallen jelbitveritändlich weg, wenn der „Beiteller“ 3. B. durch vor- 
jäglide oder fahrläffige Lieferung ſchlechte Stoffes ver 
urſacht, daß das Werk mangelhaft it; denn dann it dem Unternehmer 
die „Bejeitigung des Mangels“ unmöglicd infolge eines Umftandes, 
den der Befteller zu vertreten hat, und es findet deshalb 8 324 An: 
wendung. 

Zur ſchleunigen Seititellung des „Mangels eines Wertes" im Streitfalle 
ſchon vor Erhebung der förmliden Klage geben die 88 485, 488 ZPO. die 
Möglihleit (Sicherung des Beweiſes durch Augenichein, Zeugen: und Sachver⸗ 
ftändigen-Bernehmung). 

Der Unterfhied der „Gewährleiltungspflidt” beim „Kauf“ und beim 
„Werkvertrage“ wird durch folgende einfache Beilpiele klar: 

A tauft im Kleiderladen des B einen feriigen Überzieher, wobei ihm 
„nugejihert“ wird, dab. das Yutter „reine Seide“ fei. Später ftellt ſich 
heraus, daß das Yutter nur ſeideähnlicher Kattun ift. Hier Hat A gemäß 88 
462, 463 jofortdie Wahl zwilhen „Wandelung“ oder „Minderung“ 
oder „Shadenserjag“ — A beitellt in demſelben Kleiderladen des B 
einen flberzieher nah Maß („Werkvertrag“) mit der Vereinbarung, daB 
Sutter von „reiner Seide“ dazu genommen werden ſoll. Später ſtellt fich her: 
aus, daß das Futter jeideähnlicher Kattun iſt. Hier Hat A zunächſt nur 
das Recht, die Anbringung rein feidenen Yutters (d. i. Bejeitigung des 
Mangels) zu verlangen; erjt wenn nad) vergeblider Friſt ſetzung gemäß 
8 634 Abſ. 1 fein Verlangen nit erfüllt wird, kann er ‚Wandelung“ 
oder „Minderung“ oder gemäß 8 6355 „Shadenserjag“ verlangen. 
Nur wenn einer der Fälle des $ 634 Abi. 2 vorliegt, 3. B. wenn der Überzieher 
„zur Hochzeitsreiſe“ gebraudt wird, bis zu deren Antritt die Anderung nicht 
mehr ausführbar ilt, braucht A ſich niht auf Nach beſſerung einzulaffen, 
fann vielmehr ſofort z.B „Wandelung“ verlangen. Der „Anzug nad) 
Map“ ift eine „nicht vertretbare Sache im Sinne des 8 651. 

Anhang 4 648 enthalt eine Vorfchrift zu 
8 33. Hanbwerter, I —8 —2— nun noch —— I een 
im Gange find. Übrigens genießen den Schub des 8 648 Er nur „Hand- 
werler“,  ondern jeder (aud der nicht ſachverſtändige) „Unternehmer“ eines 
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Bauwerles. Der Aniprus auf „S therungshypot + Te it jedoh auf Noch 
diejenigen Perſonen beihräntt, die ud m Werkvertr die „Herſtellung“ 

eines Bauwerkes (Neu⸗ oder Nepazatur- Sau) im gan gen oder Hinfihtlih 8 648 
„eines einaeimen” Teiles (3. das n die Anfertigung 
und das Ein Türen u Genfer) übernommen haben, und zwar 
unmittelbar —7 — Vertrag un m Eigentümer „se Baugrunditüds, 
als dem Beiteller. Den Anſpruch auf „Siderungsbypothef“ ben 
alſo nit „Zwilhenunternehmer“ » 3. B. nicht diejenigen, die durch trag mit 
dem „Bauunternehmer zuon [ekterem das der Ofen, die Anfer- 
a und das Haben den Srprn Türen und Fenfter übertragen erhalten haben. 
nſpruch auf „Siherungshbypothet” nicht bloße 
—— 3. B. von Biegen, ölzern ujw., die in dem Bauwerke ver: 
wendet worden find; denn Diele „Lieferanten“ find niht „Wertunter: 
nehmer“, fie find — fie find n icht wie die „Unternehmer“ 
Bauba ndwerfer zur Vorleiſt u ng ne alſo ſchützbedůrftig — 
ber ——— —— Falle der Weigerung des 
ee: die ———— 3 —A— zu Gem fann der Unternehmer 
aut Cintäumung der — Klage erheben 
„gen vor der Klage i e der einftweiligen Verfügung gemäß 
eh 3PO. und 883, 885 BGB. die Eintragung einer Vormerkung 
—* Er um, nipruchs auf die Sicherungshypothek Bat rs 
er nun den Betrag feiner Forderung (dureh eidesitatt: 
——— Ver —— von Beugen, auch eigene eidesſtattliche Verſi ng uſw.) 
glaubhaft zu machen bat. Auch wegen Forderungen des Unternehmers 
unter 300 Mt. ijt die Eintr einer —— pothek bezw. einer Bor: 
mertung TB 8 866 3PO dieſen Fall nicht zutrifſt Die Löſchung 
der im der „einſtweiligen Jügung ei ngetragenen Bormerktung kann 
der Grundftüdseigentümer durch Hinterlegung des Betrags und telbitverttänd- 
[ih durd Zahlung an den Unternehmer herbeiführen. Recht auf „Ein 
säumung ‚einer Sicherungshypothet“ Haftet, wie anzunehmen iftt, an der 
Gorberung des Unternehmers und gebt, wenn der Unternehmer feine Forde⸗ 
an eine Bank abtritt, mit ‚auf die Bank über, ſo Dob auch Diele 

den —T auf „einſtweilige Verfügung“ ſtellen kann. vgl. 


Anden zu 8 651: 8 651 handelt vom fogen. Werllieferungsvertra Zu 
Unter $ —AI nur die „Herftellung“ eines Werkes nicht auch d de s &51 
„Änderung“ over „Reparatur“ eines folden — n der Unter: 
nehmer zur Herjtellung des Werkes „nur Zutaten oder Nebenſachen“, 
nicht aud den Sauptitei liefert, gilt $ 651 Abi. 2. — Der Vertrag auf 
Grund deſſen ein Bauunternehmer „aus von ihm zu beſchaffenden Stoffen“ 
(Materialien) ein Haus auf einem dem Befiteller gehörigen Grund: 
Er berzufte hat, fällt in der Regel nit unter oh 651, jondern ijt reiner 

Dertnerirog weil das Haus in der R ne weiteres fraft 6 

es (88 3-8, '946) „Eigentum dies een wird, von einer Ber- 

des Unternehmers zur Eigentum: ‚Berihaffung“ alfo 


Rede fein kann. 
Anhang 55 zu & 651: Nach 8 651 finden auf den Werflieferungsverirag Yu 
die Vorkhr über den Kauf Anwendung, weil dabei der Geſichtspunkt des 8 651 


—— ältniſſes“ (Werkvertrag) urüdtrist und der Ge ichtspunkt der 
„Veräußerung ( (Kauf) vorwiegt. Ü den Unterjdied von „Rauf“ und 
"Wertvertrag Note 1 zu $ 631. — vgl. die Beilpiele in Anhang 56 zu 8 651. 


Anhan 8 651: Das in Anhang 55 zu $ 651 Geſagte leidet nad) Bu 
& 651 en Fi Sat 2 —* Halbſaz eine Einihräntung, wenn eine $ 651 
„nicgt vertretbare" Sache (8 91) Gegenitand bes Die rtlielerungsvertrage, it, 
In ameifelbaften Fällen iſt gemäß 133, 157 der „Wille der Parteien“ 
erforihen, ob eine Sache, die na $ 91 im gewöhnlichen Verfehr als elle 
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Noch „vertretdare“ zu gelten get, in ihrem Bertragsverhältnis als eine „nit ver- 

f an 1 tretbare“ zu behandeln ilt. oo 
Beilpiele: Jemand beitellt bei einem Schneider, der fein Gewerbe fonft 
nicht mehr ausübt, aljo mit als „Kaufmann“ gelten kann, —— Anzug „nad 
Mar“ (nit vertretbare Sache) aus einem vom Schneider zuliefern 
den Stoffe Nah 3 651 Abfag 1 Sa 2 zweite Hälfte finden auf einen 
jolden Vertrag zwar die Vorſchriften über „Kauf“ Anwendung, jedoch nicht 
durhweg, fondern „an Stelle" einiger Rorkhri über auf“ treten 
einige über ‚Wertvertrag”, wie dies 8 651 des Näheren beitimmt. — 
Ein Reftaurateur beftellt bei einem Drechſſer aus von dieſem zu lie- 
[enden Elfenbein 6 Billarbiugeln (vertreibare Sache); es gilt 8 651 
bſ. 1 Sat 2 erfte Hälfte, d. h. der trag it vollftändig als „‚Rauf“ 

zu beurteilen. 


Bu Anhang 57 zu 8 851: Handelsrechtlicher Werklieferungsvertrag. Ab⸗ 
8 651 weiche nd vom BGB. beſtimmt 8 381 Abi. 2 B. (abgedrudt Seite 804), 
dab, wenn aus einem vom Unternehmer zu beichaffenden Stoffe eine „nicht 
verfreibare* bewegliche Sache berguftelien it, die in den 88 373-380 HGB. 
(abgebrudt Seite 803 ff.) enthaltenen —— Rh über „Handelstauf” 

von Waren Anwendung finden. Dies bedeutet folgendes: Wenn bei einem 
„Werklieferungsvertrage“ mindefitens eine Partei „Raufmann“ 

im Sinne der 88 1 HGB. ift (abgedrudt Seite 750 ID} und wenn der 
„Werklieferungsvertrag“ von diefer Bartei im Betriebibres Handels- 
ewerbes aögejtllen iſt ($ 343 HGB. abgedrudt Geite 782), undwenn 

nitand des Werkrertrags eine „beweglihe Sade ift“, fo finden Die 
vorbegeichneten 373 ff. über den Handelstauf nicht bloß Anwendung, 
wenn es fi um Herftellung einer „nertretbaren” Sade aus einem „vom 
Unternehmer zu beichaffenden Stoffe“ handelt (8 651 BGB. an 1 


Satz 2 erſte ae), londern (entgegen dem $ 651 Ubi. 1 
Sat 23weite Hälfte) auh dann, wenn aus einem vom Unternehmer 
zu ‘be den Stoff eine „niht vertretbare“ Sache berzuftellen ift, 


t et ba re“ Sache) in einem Kleiderladen. (vgl. zu vorſtehendem Anhang 2 zu 
433 Seite 884). Die Folge des Geſagten iſt: nein „„weijetitiges“ 
anbelsgeihätt vorliegt er . Rutolf —— in Berlin beſtellt 

bei einem Garderobenhändler 200 Uniformen für ſeine Hausdiener), jo greift 

zur Erhaltung ber ‚Sewä un asp üſche“ in bezug auf 

„Mängel“ gelieferten niformen die Pflicht zu jofortiger 

SEAN rt und „Anzeige“ gemäk 5 377 HGB. ( udt 

Seite 804) Plab, welche Biliht jonit für den nah BG6%. zu beurteilenden 

„Wertvertrag“ nicht gilt (vgl. Note 29 zu $ 640 und Anbang 11 zu 8 460 

unter III, Seite 891). 


Zu Anhang 2 zu 8 652: Der Mällerlohn ift nur verdient, wenn der Ber: 
$ 65% trag „infol 5 Nachweijes oder der Vermittelung des Mäklers“ rechtsgültig 
und endgültig (nicht blok: „bedingt“ — „unter Vorbehalt des Nüdtritts“ 
zuftande fommt, alfo bei Grunditüdsveräußerungennad 
des gerihtlihen oder notariellen Vertrags, nad Erteilung der 
etwa nötigen vormundjhaftsriterliden Genehmigung; 
im einzelnen Falle fann der Mällervertrag dahin auszulegen fein, daß der 
Mäkferlohn erſt nad der Auflaffung der Grunditüde gezahlt werden joll. 
Bei Darlehns-Vermittelungen wird der Mällerlohn in der Regel- 
erſt nah Empfang des Darlehens zu zahlen fein, nicht ſchon, wenn der‘ 
Geldgeber fich verpflichtet hat, das Darlehen zu geben. Anders bei Bau- 
gelber Berträgen, hier wird in der Regel der Mäklerl ſchon bei 
bſchluß des rechtsverbindlichen Vertrags, durch den der Geldgeber fi} zur Hin: 
gabe der Baugelder verr| ichtet, zu zahlen fein. Wenn A einem Mäfler 
eine PBrovifion für den „Verfauf zu einem bejtimmten Preiſe“ verſpricht, 
und dann unter dielem Preiſe verfauft, jo kann der Mäkler feine Provifion 
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B. bei der Beftellung eines inen. fg „nah Maß“ („nidt ver: 











Mällervertrag — Gefchäftsbeforgungd- Verträge Anhang 


fordern, falls nicht in der „Herabfegung“ des Preiles eine „Argliſt“ gegen Noch 
den Mäkler Liegt. u 

Hervorzuheben ift: Wenn nit ein anderes (3. B. zugleich ein $ 652 
Sienji oder Wertvertrag SS 611, 631) vereinbart worden, ijt weder der 
Mätler zu einer „Leiltung‘ verpflichtet (er braudt nicht tätig zu fein, ih zu 
bemühen ulw.), noch it der Auftraggeber verpflichtet, den ihm nachgewieſenen, 
O Vermittelung völlig vorbereiteten „Bertrag abzufchliegen“, er kann den 
„au “ Beliebig widerrufen. ommt der Vertrag nicht zuitande, läuft 
der Mä umjonit“ (C). Der Mäller kann aljo die veriprochene Gebühr 
und den Sieh von Aufwendungen 3. B. für Reifen, Zeitungsinferate 
6 J. 8 652 Abſ. 2) ſelbſt dann nicht verlangen, wenn fein Auftraggeber den 

ht des ausreichend vorbereiteten Vertrags willftürlic verweigert 
oder ſonſt verhindert. Wenn aber der Auftraggeber den vom Mätler genügend 
vorberei rag mit arglijtiger ehung des Mäklers dire 
bereiteten Bertrag mit argliftiger Umgehung des Mällers direkt 
abichliegt, jo wird der Richter zu prüfen haben, ob nicht Doch ein u jü mt ider 
3uljlamme nn ang beiteht und mit Rüdfiht auf Treu und Glauben (88 157, 
242) die Verpflichtung zur Zahlung des Mäklerlohnes als im Sinne des Ver: 
trags liegend anzujeben ilt. Geeignetenfalls wird dem Mäkler auch auf Grund 
der SS 823, 826 Schadenserjag zugubilligen kein. 

Das. Zuftandelommen des Vertrags muß die der Tätigkeit des 
Mäklers fein (urſächlicher Zufammenhang). Dieſer Zuſammenhang wird bis 
zum Beweife des Gegenteils anzunehmen fein, wenn die Parteien im Laufe 
der vom Mätler angebahnten Verhandlungen einig werden. — A und B jtehen 
über einen Grunditüdstauf in Verhandlungen, die fi längere Zeit Hinztehen. 
Während des Shwebens beauftragt A den Mäller C, ihm. einen 
Käufer nachzuweifen. C nennt dem A aud den B, mit dem A bereits 
vorher verhandelte, und der Vertrag kommt dann gwi den A und B zu: 
ſtande. Hier wird C in der Regel feinen Mätlerlohn fordern können, 
da er durch den bloßen „Nachweis“ des bereits mit A in Berhand: 
[ung tebenden B nichts für den Abihluß des Vertrags „Urfäd- 
liches“ geleiitet Hat. Anders liegt der Fall, wenn der Mätlerlohn nicht bioß 
für den „ is“, jondern aud) für die „Vermittelung“ verſpr war un 
ar durch das Eingreifen des C der Bertrag zuſtande fommt. — Der 
Anſpruch auf Mäklerlohn jegt voraus, daß der, für Den der Mäfler tätig war, 
»or dem Abſchluſſe des vom Mäkler vermittelten Vertrags von der Tätigkeit 
des Mällers Kenntnis erlangt hat. 


Anhang 22 zu 8 675: Dienftvertrag oder Werkvertrag, der eine Ge: Zu 
Ihäftsbejorgung zum Gegenftande Hat (vgl. Anhang 1 zu 8 611 Seite 002 und 8 675 
Note 1 gie Anden 2 zu $ 631): Der Bertrag ift und bleibt feinem recht⸗ 

Iihen Weſen ienjt“- oder „Wert“ Vertrag, nur mit der Eigentüm: 
lichkeit, daß auf 1 n neben den Vorſchriften über Dienſt- oder Wert-Bertrag 
auch die & 675 bezeichneten Vorſchriften über Auftrag Anwendung finden, und 
zwar finden danad alle Vorſchriften über „Auftrag“ Anwendung mit Aus— 
nahme nur des $ 664 und des 8 671 Ab}. 1. Statt $ 664 gilt für einen 
„Dienitvertrag”, der eine mepäitsbeiärgung zum Gegenitande 
‚8613, und Fir einen „Werfvertrag“, eine „Geihäfts- 
ej orgung um Gegen tande Hat, das Anbang 2 zu S 63 
unter (am (Ende) ge. Statt 5 671 Abi. 1 finden bei 
Dienjt“- oder „Wert“- Verträgen, die eine „Gejhäftsbe- 
forgung“ zum Gegenftande haben, 88 623, 626, 627 bezw. &S 643, 649 
einwendung — Aus $ 675 forgt z. B., daß der Gerichtsvollzieher für Fahrläſſig⸗ 
keiten icht bloß, wie ſonſt „Beamte“ gemäß 8 839 Abſ. 1 Satz 2, nuraus- 
hilfsweiſe (fub idiär) feinem Auftraggeber haftet, fondern jofort 
unmittelbar in Aniprud genommen werden fann. — Ob und inwieweit 
ein Notar für feinen Bureauvorſteher haftet, it nach den Umjtänden bes ein- 
zelnen alles zu beurteilen. Zu beadten ilt, wu; mit Rückſicht auf die perſön— 
Lidhen Amtspflichten des Notars der Bureauvoriteher nicht als „bevollmäd; 
tigt“ gelten fann, Aufträge „anzunehmen“ d. 5. einen „Dienjtver:- 
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Anhang Rat, Empfehlung, Auskunft — Spiel, Wette 


Noch trag“ oder „Auftrag“ abzujhließen, fondern nur zur „Ent- 
zu gegennahbme von Aufträgen Deut teuren an den 
8 675 Notar. 


Zu Anhang 23 zu 8 876: Wer unaufgefordert oder zwar auf An- 
8 676 itage, aber ohne daß ein „Bertragsperhältnis“ vorliegt, insbe: 
Iondere wer, ohne daß ein VBertragsverhältnis“ vorliegt, unent:- 
geltlich „Rat, Empfehlung“ oder, was darunter fällt, „Auskunft“ erteilt 

(3. 8. ein Rechtsanwalt, ein Arzt, ein Kaufmann auf gelegentlide Frage), it 

niht verantwortlid, es jei denn, dab eine „unerlaubte 
Handlung“ vorliegt (vgl. unten). Dagegen ift verantwortlid: 

a) wer Rat, Empfehlung, Auskunft a het Grund eines „Bertragsper: 
hältnifjes“ erteilt nad Maßgabe dieſes Verhältnilies 276-278). Ein 
„Bert agsverhältnis iegt immer vor, wenn Kat ulm. „gegen 
Entgelt” erteilt werden (Rechtsanwälte, Urzte uſw., Austunfishbureaus). 

Aber auch bei „U nentgeltlimreit tfann ein „VBertragsper: 
hältnis“ vorliegen; 3. B. jemand fragt feinen Reditsanwalt, Zahnarzt ujm. 

in den Spreditunden um Rat und diefe erteilen ihn, ohne Vergütung 

dafür zu verlangen (mit Nüdjicht auf die fonftige Gel@äftsperbinbung), Hier: 

bet gehört auch der all, daß ein Bankier feinen Geſchäftskunden“ über Die 

nlegung von Geldern Nat ertetlt; — b) wer durch die Erteilung Ihädlichen 

Rates uf, eine unerlaubte Handlung begeht, 3. 8. einen Itrafbaren 
Betrug (8 828 Abſ. 2), oder wer vorjäglih „gegen die guten 
Sitten’ ($ 826) oder wer „gegen eine Amtspflidt“ ($ 839) 
handelt. — Eine wiſſentlich faljhe „Auskunft“ Liegt auch kchon dann vor, wenn 
man günftige Auskunft gibt, als ob man das mitgeteilte Günjtige wille, 
Pa ad man in der erhebliden Beziehung überhaupt nichts weiß, alſo 
auch nicht pofitiv von der Richtigkeit der gemachten Angaben überzeugt iſt. 


Zu Anhang 1 zu FR 762: Das BGB. gibt feine ein mung der 
8 762 Worte „Spiel“ und „Wette“, jondern überlakt fie der Willenichaft, in Der dar- 
über, namentlid) über die Abgrenzung zwilden „Spiel“ und „Wette“, Gtreit 

it. Der Dane ſetzl icher riffs beſtimmungen für die praktiſche Rechts⸗ 
anwendung jed alt unerheblich, nachdem in 8 762 „Spiel“ und „Wette“ 

den gleihen Regeln unteritelt find. Gewöhnlich jagt man: Das „Spiel“ 

um Geld oder Geldeswert 9 ein Geſchäft, bei dem über Gewinn oder Verluſt 
entſchieden werden ſoll durch den vom Zufall oder von der Geſchicklich⸗ 
feit der Teilnehmer oder von beiden zugleich abhängenden Ausfall 
einer zudiefem Zwede unternommenen „Tätigteit“. „Wette“ 
dagegen ijt eine Übereinkunft, vermöge deren die Parteien bei einem Wider- 
Kreit ihrer Behauptungen einander zujagen, dak derjenige, en 

ehauptung fih als unrihtig zeigt, dem anderen eine Leitung 

ſoll. — Wettrennen find, joweit fie „Zuhtrennen“ find, weder „Spiel“ 

noch „Wette“. Wenn aljo ein NRennverein dem Sieger einen Preis ver: 
\priht, ſo iſt dieſes Veriprehen Tlagbar. Betr. die „Wetten bei öffent: 

lic en Pferderennen“ aliſator) vgl. Reich: 8 vom 4. Juli 

1905 (Erfordernis behörblidyer Erlaubnis). — Das . enthält Teine 
Beitimmung darüber, ob und melde „Spiele“ erlaubt oder verboten find; 
hierüber vgl. die in Anhang 3 zu $ 762 angeführten 88 des Strafgefekbude. 


Zu Anhang 2 zu 8 762: Spiel und Wette find niht ohne weiteres 
8 762 Verträge „gegen dDieguten Sitten“; wären fie dies, jo hätte 8 138 ge- 
nügt, und es wäre nit $ 762 erforderlich geweien. Aber: Spiel und e 

— und „je auch das „erlaubte“ Spiel — begründen feine rechtlich wirt; 

ſame „Verbindlichkeit“ (Ausnahme: 8 763); vgl. Seite 855 oben. Wer 3. 8. 

im Spiel von B 500 Mt. gewonnen hat, fann nicht mit Redtswirffamteit 
erklären, daB er dieſe 500 Mt. gegen diejenigen 500 Mt. „aufrehne“, die 

er dem B aus einem von dielem empfangenen Darlehen ſchuldet; (vgl. An- 

hang 2 zu $ 387 unter a Geite 878). Aus einer Pfand- oder ——— 
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Spiel, Wette Anhang 


| ſtellung für eine „Spiel: oder Wettihuld“ entiteht fein Anj Ri ub auf Nod 

' Befriedigung aus Pfande oder gegen den Bürgen. Ein Wuftrag zu au 
„Spiel Wette“ erzeugt feinen flagbaren Anſpruch auf Hustäb- s 762 
rung des Auftrags, und auch umgefehrt Hat der Beauftragte feinen flag: 
baren Aniprud auf Erjak der von ihm gemachten Wett- oder Spielauf: 
wendungen und auf Proviſion. nn aber der Beauftragte Den 
—— aus egubrt und dabei einen „Gewinn“ eingezogen 
bat, o fann er auf Auszahlung des eingezogenen Gemwinnes verklagt 

werden 667). Auch ein Gejellihaftsvertrag zum „Spiel“ (3. B. zum ge- 

mein] ichen Spiel in einer ftaatlidh „nicht genehmigten“ Lotterie S 763) 

it unverbindlid; wenn aber ein Teilhaber ven „Gewinn“ ein: 

zieht, jo fann er von den anderen auf Auszahlung ihrer Geminn- 

anteile verflagt werden (88 713, 667). 


Anhang 3 zu 8 762: Spiel» und Wett-Schulden find nad 8 762 Abſ. 1 Zu 
zwar nicht „Hagbar“; aber fie find „erfüllbar“. Die Leiftung fann auch dadurd 3 762 
erfolgen, dak der Berlierer die „Aufrehnung“ feiner Spielſchuld 
pon 500 Mi. an A mit einer ihm gegen A zuftehenden (Darlehens: oder 
anderen) rehtsgültigen Korderung von 500 ME. erflärt (vgl. ba: 
8 n Anhang 2 zu 8 762, wonad der Gewinner wegen der Unverbind: 
feit feiner Spiel- oder Wett-% o rderung fein Redt Hat, fie zur Yu: 
rechnung zu ftellen). 

Hervorzuheben ift: die Nüdforderung des ul Grund von „Spiel“ oder 
Wette“ Geleifteten ift nad) $ 762 Abſ. 1 nur injofern ausgeſchloſſen, als die 
Rüdforderung niht deshalb erfolgen darf, weil durh das „Spiel“ 
oder die „Wette“ eine Berbindlihfeitniht begründet wurde 
(pal. 8 656). —— iſt die Nüdforderung aus allen denjenigen Gründen 
zuläffig, aus denen jonft nad allgemeinen Grundjägen eine erfolgte Leiltung 
zurüdgefordert werden darf, 3. B. weil der Spteler bei der Zahlung minder: 
jährig (beihräntt geſchäftsfähig SS 106 ff.) Jinnlos betrunten war 
(8 105), ferner gemäß 123, 124 wegen arglitiger Täuſchung, 3%. 
wenn der Spielgegner mit gezeichneten Karten gejpielt hat, wenn bei bſaln 
einer in München geſchloſſenen Wette über zur ſelben Stunde in Berlin 
vennende Pferde der Wettgegner infolge eines ihm zugegangenen dringenden 
Telegramms bereits wußte, daß das Ken, auf das er. wettete, egt bat, 
ferner Pi $ 134, wenn die Leiftung auf Grund eines „verbotenen“ 
Spiels erjolgte. Berboten iſt nah 5 284 StrGB. das gewerbsmäßige 
Slüdsjpiel: (Gefängnis bis zu zwei Jahren, neben dem auf Gelditrafe von 
300 bis 6000 DE. fowie auf Berluit der bürgerlidden Ehrenrechte erkannt 
werden fann). Berboten iſt nad) $ 285 StrGB. dem Inhaber eines öffent» 
lien Berjammlungsorts (Reitaurants ujw.), dajelbit Glüdsipiele zu geitatten 
oder zur Berheimlichung folder Spiele mitzuwirken (Gelditrafe bis 1500 ME.). 
Verboten ijt ferner nad 8 286 StGB. die Beranftaltung „öffentlicher Lotte⸗ 
rien“ oder „öffentliher Ausſpielungen“ beweglicher oder unbeweglicher 
Saden „ohne obrigleitlihe Erlaubnis“ (Gefängnis bis zu zwei yabıen oder 
—A— bis 3000 ra jowie nad $ 360 !* StrGB. Gelöftzafe is 150 Mt. 
oder Halt bis 6 Wochen) Das unbefugte Halten von Glüdsipielen d. h. die Ge- 
währung von Spielgelegenheit an eine unbejtimmte Anzahl von Perjonen 
ohne obrigtettliche Erlaubnis auf einem öffentliden Wege, einer Straße, einem 
öffentlichen Plate oder in einem öffentlihen Berjammlungsorte (Würfelbuden 
ujw.). Der von einem „gewerbsmäßigen Spieler“, von dem „Wirt“ eines 
Reitaurants oder von dem ihn „vertretenden Oberfellner“ Ausgeplün- 
derte wird allo in der Regel das auf Grund des Gpiels Geleiftete zurüd- 





fordern fünnen. Dagegen wird die bloße „Übertretung“ des er: 
wähnten & 360 1* StGB. nicht hinreichen, um nad) SS 134, 138 BGB. eine 
Rüdjorderung zu begründen, — Berboten und ftrafbar iſt das geihäfts- 
| mäßige Bermitteln von Wetten für öffentliche Pferderennen (Reichsgeſ. v. 4.7. 1905). 
| 


Aunhang 4 zu $ 762: Die Beitimmung des $ 762 Abi. 2 hat den Zwed, Zu 
zu verhindern, dag die Spieler den Zwed des die Spiellhuld für „untlagbar" S 76% 
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en re . 
Anhang Darlehen zum Spiele — Xotterien — Differenzgeichäft 


Noch erflärenden Geſetzes dadurch —— fie durch „Recht alt Die Gpiel- 
zu ſchuld in N —A (Dar Kr ens Hi 607 ht. 

8 362 Ipreden 3 Schuldanerkenntnis & 781 ch ri 9 hu Beh —— 
in zum u der Erfüllung einer Spielſchuld gegebener Wechſel“ Tann alſo 
zurückgefondert werden, nicht aber (nad $ 762 Abi. 1 das auf Grund 
des W Hexhiels Ihon Gezahlte (vgl. 8 656 . 2). Wenn j der Wechſel an 
einen britten „gutgläubigen“. (von dem Grunde der Spielihulb“ nichts 
willenden) Erwerber weiter begeben it, jo ilt diefem Dee bie fen gegenüber 
der Spiel-Einwandausgejf toffen. — über Sage Der Gältig- 
teit eines Best m Spiele gegebenen Darlehens“ enthält a BOB. keine Be 
jtimmung. ter Hat im einzelnen Galle nad den Umſtänden zu ent: 
ſcheiden, ob ein oe aft „gegen die guten Sitten“ vorliegt, das nad) 
8 138 ni > ——— B. der Sail yo —ãA —— — 

einem Spie t Ban r), nachdem er dem ner feine ganze Bar 
abgenommen bat, m Gel gegen Schuldſchein Teiht, damit er das Spiel 
fortjegen kann. — * Don einem unbeteiligten Dritten gegebene Darlehen 
en —— na & Aut a an eine den © hub (einer Ionen‘ 
1 ni sverbindli pieſſchuld (einer ſogen 
—— Fe natürlich gültig. 


3u Anhang 763: ck obriateitu⸗ erlaubte Lotterien“ und 

x 763 „Ausipielung —* at. Sen in ing 3 zu 8 762 angeführten 8 286 StT62.) 
(ind 3 Er —e— in re it ein „Ausfpielvertrag“, 

der Du örbfiche Genehmigung flagbar werden kann. — En 763, als 

eine —— — Vorſchrift, ak Ba land —** —— des 

Spielens in fremden Lotterien ihre de (m ur dieſel) ‚Bedeutung 

[dr alle Diejenigen Lotterieen ver com er en in —— deutſchen 

undesſtaate genehmigt find. Der Lotterie-Spielvertrag betreffend eine in 

einem deutſchen Bundes] —* igte Lotterie Fiss im gungen deutichen 

biete rehtsgül ey er: Die — landes. 

—58 lt bean , Preußen Gel. vom 29 t 1004) wird 

durch 8 768 nicht 6 reuße in Berlin, ner an fühh 5 Los tauft 

und es nicht bejaht, mi ih au die Klage des Berfäufers ide mtsgericht in 

Berlin zur Zahlung des Lospreifes verurteilt und der preußi Ide Geriätsvoll- 


ieher. bewirft aus Dem 1 tteil die a Itredung; x Käufer des 
oles wird aber von pemjefie n Amtsgericht wegen Spielens in auswärtiger 
Lotterie beitraft. Dieler Atsautand iit keineswegs widerſinnig; denn Das 
Verbot des Spielens in auswärtigen Lotterien bezwedt im weſentlichen nur 
den Schuß preußiſcher fiskaliſcher Intereſſen. 


Anhang 6 zu 8 764: andelt vom ogen. Differenzgeihäft und 

38 ſtellt 5 dem 1 Spiel dert e Bi (8 762). [een das Börjengele 

vom 22 Ofen nde zung im Tee iſt und Art. 14 

zum — 322*— er nicht liefern und abnehmen will, der 
will |pielen“ örisnregifter ſtärkt ven Bad (C). — Ob bie 
in 8 764 vorausgelehte „2 Abſicht“ (lediglich auf 3 ahlung  Diffe- 
renz unter Ausſchluß der EEE FA —* iven — LKiefe— 
run 12 der Waren oder Wertpapiere) vorliegt, ijt nad den. Umftänden bes 
einge! nen alles zu beurteilen. — Aus der Unterſcheidung zwifchen dem „ver: 
einbarten“ Preiſe und dem Börlen: oder Marktpreife der ntejerun 5: 

eit“ geht hervor, dab 8. 764 nur für jogen. „Zeit eihäfte‘ ilt. 

Waieht aber nicht aus, daß auch jogen. „, aitätäure “nad den Umftänden 
Des eigenen alles als „ pielgeicgäfte“ und daher nad $ 762 als unver: 
bindlic anzufehen find. 


3u Aphang 30 Bu 8 776: Abgeſehen von den in $ 776 geganbelten 
5 776 Fällen Hat der Gläubiger eine geſetzliche Verpflichtung, zum Schute 

ürgen „Sorgfalt“ zu üben, 3. B. dur pünfttice und rüdtehtelofe Beitreibung 

feiner Forderung gegen den Hauptichuldner. Cs ilt Sache des Bürgen, bei 
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Bürgſchaft — „Abſtraktes“ Schuldperfprecdhen Anhang 


Übernahme jeiner Bürgſchaft Die ihm zu ſeinem Sc nad) Yage des alles 
BE elhcinenden Verpflichtu gen de Gläubiger pertrags- 
ns Ber Ber —* legen. Hat er dies nicht — fo kann ex Cl von Ieiner 


bftung nicht — die ‚Behauptung teienn, der Gläubiger fei 3. B 
hund for rtge} este, bei dem unehmende n sperjall des nupt- 
TS ° untluge » Stun dung“ oder ſonſt in der eitreibung der 
Inden „‚aumig’ geweien. Gleichwohl ijt der Bürge nicht ſchutzlos. Es eht 
ihm frei, fi) von vornherein nur auf bejtimmte Zeit zu verbürgen 
(8 777), oder, wie oben bemerft, andere Abreden zu feinem Schuße mit 
dem Glaub u treffen. Er lann fih namentlich aber aud) dadurch 
job er.deiße gät eteit ber go erung |ofort ſelbſt den Gläu- 
iger befriedigt und dann unverzüglich na 8 774 (vgl. Note 21 d 
8 74 oder nach Note 26 ab 2 zu 8 775 gegen, b n Hauptj uldner Rü 
gr (Regrep) nimmt. 1. Ferner 8 775. Wenn jedoch der Bürge 
Läubiger na meilen — Ich — in gegen 8 826 Befihenden aBeile 
mit dem n des Bürgen „gemeinſchaftliche 
Sache“ gemadt habe, ann Fe Bürge vom Gläubiger Shadenserfaß 
verlangen. 


Anhang 1 zu 8 780: 

a) Jedes „Schuldveriprehen“ Hat einen beſtimmten „jahliden 
Rechtsgrund“, dur den das Verſprechen erjt feine Verförperung, jeine 
beiondere Geitalt, feine rechtlidde Natur und Bedeutung befommt, und wodurch 
gerade die einzelnen Schuldverhältniſſe fih von einander unter: 
Iheiden. Man veriprit nicht 1000 Mk. um fie Lediglich zu veripvechen, jondern 
um fie zu „verleihen“, zu „verfchenten“, um eine „Gegenleijtung“ dafür zu be- 
fommen (alfo: als Kaufpreis, Miet-, Badtzins ujw.). Daslelbe gilt 
vom „Schuldanerienntnis”. Hieraus folgerte die por dem BGB. herrſchende 
Anficht, daß, wer aus einem „Schuldverſprechen“ („Schuldanertenntnis“) klagt, 
den ſachlichen Rechtsgrund (Kauf, Miete, Schenkung ujw.) angeben 
und nachweiſen mülje, der ihm zu Grunde liegt, weil ſonſt die Gültigkeit 
und die rechtlichen Folgen des Verſprechens ſich gar nicht beurteilen laſſen, und 
daß der Kläger, der den ſachlichen Rechtsgrund (fogen. „materielle causa“) 
niht angeben und beweijen könne, obne weiteres abge- 
wiefen werden müſſe. Im Laufe der neueren Rechtsentwickelung fam man 
nun dahin, zu jagen: Der „Wille“ dejlen, der ein „Schuldverſprechen“ („Schuld 
anerfenntnis‘“) abgibt, ift Das eigentlich Verpflichtende; der ſachliche Grund“, 
warum er „will“, tommt erft in zweiter Reihe. Man neigte deshalb 
auch ſchon vor dem BGB. dahin, es für zuläflig zu erklären, daß die Parteien 
auf Grund gegenjeitiger Übereinftimmung das „Schuldver: 
Iprechen“ („Schuldanertenntnis“) von feinem ſachlichen Rechtsgrunde (mate- 
rielle causa) Loslöften und gewährte aud die Klage ſchon aus dieſem los⸗ 
gelöiten („abitratten”) Schuldveriprehen (Schuldanerienutnis), jo daß der 


Noch 
8 —* 


Zu | 
s 780 


Kläger ohne weitere Darlegung der Entſtehungsgeſchichte 


feiner Forderung nur zu beweifen braudte, Bellagter habe ihm 
1000 Mi. „veriprodhen“ („anerlannt“), und, wenn diejer Beweis geführt 
wurde, Bellagter die 1000 ME. zahlen mußte, falls es dem Bellagten 
nit gelang, bejondere Anfehtungs- oder Nüdforderungs: 
rechte wegen mangelhaften und fehlerhaften „ſachlichen 
Rehtisgrumdes“ feines Schuldverſprechens (Schuldanerfenntnijles) dar: 
zutun und zu beweifen. Eine Rechtseinrichtung, die denjelben Zwed erfüllte, Hatte 
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Anhang „Abftraktes“ Schuldverſprechen, Schuldanerkenntnis 


Noch man bereits von jeher im Wechſel. Das Bedürfnis des Rechtsverkehrs nach einer 
N jtrengeven und leichteren Rechtspflege, wie fie bereits der Wechſel“ ermöglidte, 
⸗ führt dazu, auch das oben geſchilderte, vom ſachlichen Rechtsgrunde 
losgelöfte, einen Verpflidätungsgrund nit angebende, 
nadte, abitralte Schuldverſprechen und Schuldanertenntnis für flagbar 
zu erflären. Nur unter vielem willenihaftliden Streite fam man zu dieſem 
Ergebnis, und das BGB. hat diefes Ergebnis beitätigt und zum Gejeß er: 

hoben in den 88 780—782. 


b) Über abftrafte Rechtsgeſchäfte im allgemeinen vgl. Seite 858, 859. 
„Abitralte Verträge” im Gebiete des „Rechts der Schuldverhältnifje” jind: 
Erlah ($ 397 nebit Note 1) — Abtretung (8 398 nebit Anhang 5) — Schuld- 
übernahme ($ 414 nebit Anhang 1, letter Abſatz) — Schuldverfpreiien und 
Schuldanerkenntnis (55 780, 781) — Annahme einer Anweiſung (5 784, nebit 
Note 9) — Schuldverihreibung auf den Inhaber (S 793 nebit Note 5). 


c) Das Welen des abitraften „Schuldverſprechens“ im Sinne des S 780 
beiteht nad) den Worten des Gejetes darin, „daß das Verſprechen die Ver— 
pflichtung felbftändig begründen fol”. Dasſelbe gilt von dem abitraften 
„Sthuldanertenutnis“ im Sinne des 8 781. Es iſt allo im Streitfalle der 
Mille der Parteien zu ermitteln, d. 5. ob jie gewollt haben, dak das 
Schuldverijprahen (das Schuldanerfenntnis) die Berpflihtung „jelbft- 
tändig“ und „losgelöft“ vom eigentliden Shuldgrunde 
begründen „ol“. In der Regel'wird fchon die Wortfafjfung des Schuld— 
veriprechens den Willen der Parteien erfennen laſſen; 3. B. wenn A erklärt: 
„Sch verpflichte mich, dem B am 29. März die Summe von 1000 ME. zu zahlen“, 
jo wird dies bis zum Beweile des Gegenteils feitens A als abftraftes 
„Schuldverſprechen“ im Sinne des 8 780 aufzufaflen fein. Wenn A erklärt: 
„Sch verpflichte mid, an B 1000 Mt. Raufpreis für zwei mir non ihm 
heute verfaufte Pferde am 15. Mai 1904 zu zahlen“, oder „ich erkenne an, dem 
B für zwei mir verkaufte Pferde 1000 DE. zu Khulden, und verpflicdhte mich, 
diefe Summe am 15. Mai zu zahlen“, jo fann möglidjerweile nit die Ab- 
fiht beitanden haben, ein jelbfjtändiges, vom Redtsgrunde des „Raufs“ 
Iosgelöftes „Schuldanerfenntnis“ ($ 781) und „Schuldverſprechen“ ($ 780) 
abzugeben. 


Nach dem geihilderten Weſen des „Schuldverſprechens“ und „Schul: 
anertenntniffes“ als „abitrafter“, von ihrem eigentliden 
„Rechtsgrunde losgelöfter" Verträge darf der Schuldner aus dem 
urfprünglichen Berpflidhtungsgeunde (im vorſtehenden Beilpiele aus dem 
„Raufvertrage“ über die Pferde) Einwendungen gegen den Anſpruch 
des Gläubigers nicht herleiten. vgl. Hierzu 8 364 Abſ. 2 und Note 5 dazu. 
Ausgenommen find die Fälle der 88 656, 762, in denen nad) ausdrüdlicdher 
Vorſchrift der Schuldner einwenden fann, daß eine Verbindlichkeit 
nicht beitehe, weil es fih um Mäklerlohn für „Chevermittlung“, um 
eine „Spielfhuld“ handele. „Einwendungen“, Die das Schuldverſprechen 
(Schuldanertenntnis) „jelbft” betreffen, 3. B. daß es durch argliftige Täuſchung 
($ 123) veranlaft, im Zuftande finnlojer Truntenheit abgegeben fei ($ 105 
Abi. 2), find ſelbſtverſtändlich zuläflig. 
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„Abſtraktes“ Schuldveriprecdhen, Schuldanerfenutnis Anhang 


Aber trotz der Unzuläſſigkeit von „Einwendungen“ aus dem „urſprüng-⸗ Noch 
lichen“ Berpflihtungsgeunde ift es niht ohne rehtlihe Bedeutung, „Al 
wenn der von den Vertragihließenden angenommene „urjprünglide 3780 
Verpflichtungsgrund“ (z. B. Kauf) nicht vorhanden, un: 
gültig oder anfochtbar iſt (z. B. wegen Irrtums oder argliſtiger 
Täuſchung 88 119, 123), weil in dieſen Fällen dem Schuldner das Recht ver: 
bleibt, die „Erfüllung“ des Schuldverſprechens (Schuldanerkenntniſſes) 
gemäß 88 812 ff. mit dem „Einwande“ zu verweigern, daß die „Er: 
Tüllung“ .eine „ungeredhtfertigte Bereicherung“ des Gläubigers enthalten 
würde. Auch ergibt ſich für den Schuldner aus den 88 812 ff. unter Umſtänden 
ein Anipruh auf „Befreiung“ von der Verbindlichkeit, oder. 
falls er ſchon erfüllt hat, das Recht, das Geleiftete zsurüdzuforderm": 
vgl. namentlid 8 812 Ab). 2. 

Beifpiel: Der Ge —— Z eines Konfumvereins hat eines 
Zages in feiner Kalle einen Fehlbetrag von 3000 Mi. Da feine ganze Lebens- 
führung feine geordnete ijt, nerät er in den Verdacht der Unterjchlagung. Am 
Strafanzeige zu vermeiden, gibt er dem Berein ein (abftraftes) „Schuld— 
anertenntnis“: „Ich befenne, dem Verein 3000 DIE, zu jchulden“. Da 
er nit zahlt, wird er auf Grund des Shuldanertenntnijjes vom Verein ver: 
klagt und vom Gericht zur Zahlung von 3000 ME. rechtskräftig verurteilt. Von 
diefer Summe werden 1000 ME. im Wege der Zwangsoollitredung von ihm 
beigetrieben. Später erhält die Staatsanwaltiaft von der Sade Kenntnis 
und leitet ein Strafverfahren gegen ihn wegen Unterſchlagung ein. In dieſem 
Strafverfahren jtellt fih nun heraus, daß Sehlbetrag nicht ein wirf- 
liher, jondern nur ein „buhhmäßiger“ war, indem Z 3000 DE. Waren: 
Ihulden des Bereins aus der Vereinskalje tatfählih bezahlt, aber 
diefe Zahlung injoige feiner unordentligen Geſchäftsführung nicht „ge- 
budt“ und „bele F t“ hatte. Er wird nicht nur freigeiproden, jondern fann 
auch im Wege der lage aus dem Rechtsgrunde der „ungeredhtjertig- 
ten Bereiherung gemäß SS 812 ff. vom Verein die von ihm beige: 
triebenen 1000 ME., jowie wegen der übrigen 2000 ME. das gegebene „Schuld— 
anertenntnis“ zurüdfordern und die Feſtſtellung verlangen, daß 
dem Verein aus tem jrüberen Urteile ein Anſpruch nicht mehr aufteht. 

In bezug auf die zulälligen Einwendungen unterſcheidet ſich das 
„abitratie Schuldverſprechen (Schuldanertenntnis)“ von dem ihm verwandten 
Wechſel (vgl. oben unter a) namentlich dadurd, daß, wenn die Forderung aus 
dem „Shuldverjpreden (Shuldanerfenntnis)“ einem Drit- 
ten „abgetreten“ ’ijt. diefem Dritten alle Einwendungen entgegen- 
gejet werden können, die zur Zeit der Abtretung gegen den bisherigen 
Gläubiger begründet waren ($ 404), während dies beim Wechſel“ befannt- 
lich nicht zulällig ijt (Art. 82 Mechielordnung). 

d) Formvorſchriften. Wenn in den 88 780, 781 die Gültigkeit des 
„Schuldrerſprechens (Schuldanerfenntnijles)“ davon abhängig gemadt ift, 
DaB die rerpflichtende Erklärung Ihriftli erteilt ift (8 126), jo war hierfür 
die Rüdficht auf die Sicherheit des Verltehrs maßgebend. Aus dem jhrift: 
lichen Schuldverſprechen (Schuldanertenntnis) kann gemäß 88 592 ff. 3P0 
in den dem Gläubiger günſtigeren, ſtrafferen Formen bes Urkunden— 
prozeſſes“ gellagt werden. 

Eine Ausnahme erihien nur für den Fall gerechtfertigt, daß ein „Schuld: 
verjprehen“ oder „Echuldanertenntnis“ auf Grund einer „Abrechnung“ oder 
im Wege des „Bergleihs“ (8 779) erteilt wird (8 782). Im dieſen Fällen, 
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Anhang Anweifung — Ungerecdhtfertigte Bereicherung 


Noch deren Vorliegen der Gläubiger „beweijen“ muß, erhellt der Ber: 
u pilihtungswille ohne weiteres aus dem Zwede der Erflärung; es genügt 
780 allo Mündlihteit. Ein „Schuldverjprahen“ oder „Schuldanerfenntnis“, 

das auf jeiten des Ehuldners ein „Handelsgeſchäft“ ijt, bedarf ebenfalls wicht 
der Schriftform. Es gilt dafür das über Die handelsrechtliche Bürgſchaft“ 
Note 5 zu 8 766 Geingte (88 350, 351, 343, 344 96B., abgedruckt Seite 782, 786). 

Andererfeits erſcheint die einfache Schriftform da nicht ausreichend, wo 
wegen des Gegenitandes der verſprochenen Leijtung oder aus fonitigen Rück⸗ 
ſichten eine ftrengere Form vorgeidrieben ift; vgl. namentlich 88 311, 313. 
Für Diele Fälle, 3. B. wenn ein Grundftüd ohne Angabe des „Schuld- 
grundes“ verfproden wird, werden (88 780, 781 Sab 2), um eine Umgehung 
der betreffenden Voriäriften zu verhüten, Das „Schuldverſprechen“ und Das 
„Schuldanerkenntnis“ an die jtrengere Form gebunden, d. 5. es it die gericht⸗ 
lie oder notarielle Beurtundung ſowohl des „Schuldverjpredens 
(Sduanertenntniffes)“ wie der Annahme: Erklärung erforder: 
lid. Wenn ein „Echuldverſprechen (Schuldanerkenntnis)“ fehentweife erteilt 
wird, jo gilt die Formvorſchrift des 8 518 Abſ. 1 Sab 2. 


gu Anhang 8 zu 8 783: Grund und Zwed der „Anweilung“ find k nad 
8 783 vage des alles verkhieden. Sie tann, was a) das Verhältnis des „Anwei- 
ſenden“ zum „Anweijungsempfänger“ angeht, entweder die „Erfüllung" 
einer dem Erfteren gegenüber dem Letzteren obliegenden Berbindlid- 
feit vermitteln: 3. B. A ſchuldet dem B 100 DIE. und Hat von C 100 ME. zu 
fordern; zur Tilgung feiner Schuld an B erteilt A dem B eine „Anweilung“ 
über 100 Mt. an C. Die „Anweilung“ fann aber aud, wie bei dem ſoge⸗ 
nannten Kreditbriefe, zur „Begründung“ einer Gerbindii- 

feit des „Anweijungsempfängers“ gegen den „Anweifenden“ führen: 3. 
der Bankier O in Berlin erteilt feinem Geſchäftsfreunde Bankier P in Paris 
durch eine dem nad) Paris verjegten Legationsrat R übergebene Urkunde die 
„Anweilung“, für feine, des O ehnung, bem R monatlid) 1000 ME. zu zahlen. 
au unterideiden von ber Anweijung dur fogen. Rreditbriem ift der 
„Kreditauftrag“ (8 778), bei dem der „Beauftragte“ den Kredit für 
eigene Rechnung erteilen ſoll und der „Auftraggeber“ nur „Bürge“ 
für ven Kr— editnedm er wird. In anderen Fällen erfolgt die Anweifung 
um Zwed einer „Schentung“ an den Anweilungsempfänger oder in der Ab: 
bt, daß diejer das auf Grund der Anweijung Erhobene „im Intereſſe des 
nweilenden verwende" oder ihm „abliejere“. s ferner b) das Verhaltnis 
des „Anwetjenden“ zum „An wielenen “ betrifft, jo kann die Anweijung be: 
jeden, eine Forderung des Erfteren gegen den Lebteren zur Einziehung zu 
ringen (Anweilung auf „Schuld“ 8 787); fie kann aber auch erfolgen, ohne 
daß eine ſolche Forderung beiteht, in weldem alle der „Angewiefene“, wenn 
er der Anweifung gemäß leijtet, in der Kegel „Gläubiger des Anweijenden“ 
wird (Anweilung auf „Kredit“). Die Anweilung ift erwadjen aus dem Be: 
dürfnilfe des Verkehrs nad) „Crleihterung von Auszahlungen“. Diefem Be: 
dürfnille dient aber lediglich die [chriftlihe Anweifung, und nur Lie it im 
BEL. Gegenitand befonderer Regelung. Auf die mündlide Anweiſung 
werden aber die 88 783 IT. ‚entipredend“ anzuwenden fein. — Über taufs 

männijche Anweiſungen SS 363 ff. HGB. (abgedrudt Seite 792). 


zu Anhang 1 zu 8 812: Ungerechtfertigte Bereiherung: 

5 812 A. Die bisher in den 88 433-811 in 23 Titeln behandelten „einzelnen 
Schuldverhältnijje“ (vgl. Inhaltsverzeichnis) Haben das Gemeinjame, daß fie 
auf „vehtlihen Gründen“ beruhen. Der 24. Titel (8$ 812 ff.) non der 
ungerehtfertigten Bereiherung und der 25. Titel (88 823 ff.) von den uner- 
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laubten Handlungen regeln, wie die Überſchriften ergeben, die Schuldverhält⸗ 
niffe, die aus dem „Unrecht“ entitehen. — Auf die Vorkhriften über „unge: 
rechtfertigte VBereiherung“ wird an zahlreuhen Stellen des BGB. verwieien 
(vgl. Sachregiſter Bereicherung“). Ste find für Die Anwendung des BGB. 
von größter Wichtigkeit, namentlich deshalb, weil nad BGB. in weiten 
Umfange ein gültigerRebtserwerb auf Grund der (von ihrem eigent- 
lichen ‚Rehtsgrunde“ losgelöften) ſogen. abftralten Rechtsgeſchäfte 
ftattfindet, nämlid a) auf Grund der „abitralten Rechtsgeichäfte" im Gebiete 
des „Sachenrechts“, der jogen. dingliden Berträge (vgl. Seite 855 ff. und 
namentlich 858 ff.), b) auf Grund der „abitratten Rechtsgeſchäfte“ im Gebiete 
des „Rechts der Schuldverhältniffe” (vgl. Anhang 1 zu $ 780 und das dort 
unter c gegebene Beilpiel, Seite 919 ff.), und weil es bei dem an ſich „reits: 
gültigen" Redtserwerb auf Grund eines abſtrakten (von feinem 
eigentlihen „Redtsgrunde“ Iosgelöften) Rechtsgeſchäfts Häufig vorkommen 
tann, dag ein Dielen Redtserwerb ſachlich rehtfertigenpder, ſogen. 
materieller Rechtsgrund (causa) tatfählich nicht vorliegt. In diefem Falle 
it es eine Forderung der Gerechtigkeit und Billigkeit, demjenigen, aus 
deſſen Vermögen etwas ohne ſachlich gerehtfertigten Nedts- 
grund, „ohne reihtlihden Grund“, wie es in 8 812 heißt, in das Ver: 
mögeneinesanderen gelangt ilt, einen perjönliden Aniprud auf 
Herausgabe der ungeredtfertigten Bereicherung gegen den Bereicherten zu 
geben. vgl. Note 4 zu 8 812. 

Der Anſpruch aus der ungerehifertigten Bereicherung ift, wie hervor⸗ 
gehoben werde, ein rein perſönlicher. Cr geht grundſätzlich nur gegen den Be: 
zeicherten felbit und deilen Geſamt⸗Rechtsnachfolger (Erben), nicht auch gegen 
den Dritten, der das, was der Bereidherte „ohne rechtlichen Grund“ erlangte, 
dur Sonder » Nadjfolge (Kauf, Schentung ufw.) erwarb („Gejamt“- und 
„Sonder“⸗Nachfolge vgl. Note 1 zu $ 398). Ausnahme: Wenn der Dritte das 
jeitens des Bereicherten „Erlangte“ von diefem „unenigeltlih” erwarb, muß 
er es herausgeben (88 822, 816 Abi. 1 Sat 2); denn „wer nur Vorteil ſucht, 
muß demjenigen nadjtehen, der Schaden von fi) abwenden will“. vgl. Hierzu 
Seite 859. 

B. „Unredt Gut gedeihet niht“. — „Niemand follfid 
mit dem Shaden eines anderen bereidern“, oder, wie es im 
„Preußiſchen Allgemeinen Landredt“ Hieg: „Niemand darf fi die 
Borteile fremder Sadhen oder Handlungen ohne befon- 
deres Recht zueignen und [ih alſo mit dem Schaden des 
anderen bereihern“ — Dieje dem natürliden Rechtsgefühle entiprun- 
genen Süße liegen den 88 812—822 zu Grunde, und man darf wohl jagen, daB, 
wer fie als Wegweiſer nimmt, ſich die Erfaſſung der Lehre von der „ungeredt: 
fertigten Bereiderung“ erleichtern wird. 

Zur Überfiht über den Inhalt der 88 812—822 fei folgendes bemerft: 

a) 8 812 Abſ. 1 Sat 1 hat dem in den angeführten Redtsiprihwörtern zum 

Ausdrud gelangten Gedanten die „allgemeine“ juriftijde 
Faſſung gegeben. 

b) In den 88 812 Abſ. 1 Sa 2, 813-817 werden jodann 7 beiondere Fälle 

behandelt (fie find weiterhin unter C. a—g erörtert), die an ſich unter den 
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Anhang Ungerecdhtfertigte Bereicherung (Einzelne Fälle) 


Noch 
zu 
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allgemeinen Grundjag des 8 812 Abi. 1 Satz 1 fallen; es wird aber in den 
angeführten 88 für diefe bejonderen Fälle der allgemeine Grundjag des 
8 812 Abſ. 1 Sa 1 des näheren beftimmt und durch Ausnahmen 
eingeihränft. . 

Darauf regeln die 88 818-820 den „Umfang der Herausgabepflicht”, Der 
— Nullift, wenn der Empfänger der Leiftung in dem nad 
£8 818 Abi. 4, 819, 820 entjheidenden, je nad) der Sachlage verihieden 
beitimmten Zeitpuntte niht mehr „bereihert“ ift. $ 818 Abi. 3. 
Demnächſt verpflichtet 8 822 nicht bloß den „ungerefitfertigt Bereider- 
ten“ felbft zur Herausgabe, jondern auch den Dritten, dem der 
uriprünglidhe Empfänger der „ungeredtfertigten Bereicherung“ das 
Erlangte unentgeltlich zugewendet hat. vgl. auch 8 816 Abf. 1 Saß 2. 
Endlich erflärt $ 821 in dem dort bezeichneten Falle — während die Klage 
aus der „ungereditiertigten Bereicherung“ auf Herausgabe der Bereidhe- 
rung in der Regel in 30 Jahren verjährt (Ausnahmen: 88 1301, 1302) 
— die Einrede der „ungerahtfertigten Bereiherung“ für unverjährber. 

f) Über zwei Fälle der „ungeredhtfertigten Bereiherung“, deren Regelung 

den Landesgejeken norbehalten ift, vgl. E. 103, 104. 

C. Über die oben unter B. b. erwähnten 7 beionderen Fälle der „unge: 
rechifertigten Bereicherung“ (SS 812 Abi. 1 Sat 2, 813-817) kei an diefer 
Stelle im Zufammenhange folgendes bemerft: | 
a) Jemand erlangt einen Vermögenswert zwar „mit rechtlichem Grunde“, 

biejer urjprünglich vorhanden gewejene „rechtliche Grund“ fallt aber ſpäter 
weg (jogen. condıctio ob causam finitam); & 812 Abſ. 1 Sab 2, vgl. auch 
820 Abſ. 1 2. — Beilpiele: Ich gebe dem A über ein empfangenes 
arlehen einen Schuldſchein, Ipäter zahle ih Das Darlehen zurüd, vergefle 
aber, den Schuldſchein zurüdzufordern; dann hat A von der Zahlung an 
infolge des „Megfalles des rechtlichen Grundes“ den Schuldidein ohne 
ſolchen (vgl. $ 371). -- Frau A verlauft und übergibt ihren Kinderwagen 
und fonjtige Kinderſachen einer Freundin B unter der auüflöjenden 
Bedingung, daß der Kauf aufgehoben fein ſoll, wenn fie jelbit inner: 
halb der nädjiten zwei Jahre noch ein Kind befommt (vgl. $ 158); nad 
einem Jahre hat fie ein Rind; von diefem Augenblid an beſitzt die Freundin 
die KRinderjachen infolge MWegfalles des rechtlichen Grundes ohne ſolchen. — 
ı leicher rechtlicher Lage it derBeihenttenad erjolgtem zuläffigen 
iderruf des Geldents (88 530, 531). — Ein Dienſtmädchen hat ein 
Zwanzigmarfftüd, das ihr von der Herrin zur Bejorgung von Einkäufen 
gegeben war, verloren und erfegt es aus ihrer Talche;. nad) ihrem Abzuge 
aus dem Dienit findet die Herrin das verlorene Goldftüd in einem Wintel 
des Küchenſpindes; dann iſt der rechtliche Grund für den aneliteten 
Schadenserſatz weggefallen und die Herrin muß Die zwanzi art dem 
Dienſtmädchen herausgeben, — D zahlt an E als Kaufpreis ür einen ge: 
fauften Wagen 600 Mk. Später nat er den Kaufvertrag wegen Irrtums 
oder Betrugs (88 119, 123) an und dringt mit der „Anfechtung' durcch. 
Der Kaufvertrag gilt als von Anfang an nichtig ($ 142). Der 
urſprünglich vorhanden genejene „rechtliche Grund“ iſt alſo ſpäter weg: 
ge Auen. E muß die 600 ME. zurüdzahlen wegen „ungerechtfertigter Be- 
reiherung“. 
Mit den hier behandelten Fällen ilt folgender aus dem Zinilprozeks 
recht verwandt: Der Beklagte wird durch „vorläufig vollitrefbares“ Urteil 
ur Zahlung von 300 Mi. verurteilt. Zur Abwendung der Zwangsvoll⸗ 
redung zahlt er die 300 DE. an Kläger, legt aber gleichzeitig Berufung 
ein. In II. Inſtanz wird das exſte Urteil aufgehoben und die Klage 
rechtskräftig abgewiejen. Oder: Ter Bellagte ftellt der Klage auf 
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300 Mk. eine gleich hohe Gegenforderung zur Aufrechnung gegenüber. Da 
die Klage Ipruchreif 3— wird der Beklagte unter Vor — der Ent⸗ 
eidune über die „Aufrechnung“ zur Sahlung von 300 ME. verurteilt. Zur 

wendung der sol rekung zahlt der Beklagte die 300 Dit. Später 
wird uw e „Aufrehnung“ für begründet erklärt, und es wird 
infolgedeilen das vorher ergangene Urteil auf Zahlung von 300 Dit. auj- 
gehoben. In diefen Fü en hat der Kläger die 300 Mk. empfangen „aus 
recht ichem Grunde”, nämlich aus dem zivilprozeſſualen 
Grunde, daß ein „vol {f reckbares“ Urteil vorlag; diefer Grund it 
aber ſpäter durch die erfolgte Aufhebung der Urteile weg gefalte N. 
Die ao. genü in diefen Fällen dem Beklagten, der 300 ME. geleiltet 
Hat, nit bloß den Anſpruch aus der „ungeretfertigten Bereicherung“, 
jondern au die Klage auf ee irre vgl. ZPO. 88 302, 600, 717, 
auch 8 945 (Schadenserjagpflicht des Arreftllägers, wenn der Arreſt als unge: 
rerhtfertigt |päter aufgehoben wird). 


b) Jemand erlangt einen Bermögenswert auf Grund eines Rechtsgeſchäftes 


c 


u,’ 


n. condictio causa data non secuta mer ob causam datorum); 8 812 
bi. 1 Satz 2 und $ 815, vgl. auch $ 320 Abi. 1 Sat 1. — Beilpiele: Der 
Vater einer Braut zahlt dem Bräutigam 6 Wochen vor der Eheſchließung 
die verjprodhene „Mitgift“, Die Braut Itirbt aber nod) vor der Eheſchließung; 
der Bräutigam muß die Mitgift wegen Niöhteintritts des bezwedten Er- 
folges herausgeben. — A verſpricht dem B auf deſſen Erjuchen ein Darlehen 
von 1000 Mt. gegen Wechſel und nimmt den Wechſel über 1000 ME. in 
Empfang, Zahlung des Darlehens für den nächſten Tag veriprechend, er 
zahlt das Darlehen nit. A muß dem B den Wedel Perautsgeben 
oder fat er ihn weiter begeben und B ihn eingelöft hat, een die 
1000 Dit. erſetzen ($ 818 Abſ. 2 am Ende). -- Der Ontel eines Handlungs: 
gehilfen, der Unterichlagungen angen ‚ zahlt an deſſen Prinzipal 
1000 Mt. „ausdrücklich und lediglich“ zu dem Fwede, daß ein Stealver- 
fahren vermieden werde. Wenn äter aus irgend einer Veranlaſſung das 
Strafverfahren dennoch eingeleitet wird, fann der Ontel die 1000 Mt. 
wegen Nicyteintritts des bezwedten Erfolges zurüdjordern 8 812 Abi. 1 am 
Ende). SHervorgehoben ſei hierbei: Der Erfolg muß, wie dies 8 812 ver: 
langt, „nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts“ aljo nad dem ausdrücklich 
erklärten oder aus den Umständen ſich ergebenden Willen beider Parteien 
bezwedt, nicht bloß innerer Beweggrund einer Partei fein. — Ein 
ferneres hierher gehöriges, häufiges Beilpiel ift der aus anderem Grunde 
weiterhin unter c erwähnte Fall, daß der Käufer eines „Grundijtüds“ 
auf Grund eines blog mündliden oder privatihriftlidhen alſo 
nidtigen Kaufvertrags (8 313) dem Verkäufer in mertung der 
Auflallung eine Anzahlung auf den Kaufpreis madt. — Zwei wichtige 
älle einer Zujage oder Leiftung „zum Zwede eines be- 
timmten Erfolges“ find in den 323 ff. (Unterbleiben 
„Segenleiftung“” beim gegenjetitigen Bertrage) und $ 527 
Unterbleiben der Bollzjiehung einer „Auflage“ bei der 
ntung) beionders geregelt. 
emand leiftet einem anderen etwas „zum Zwede der Erfüllung einer Vers 
indlichleit“, die Dabei vorausgejehte Verbindlichteit beiteht aber gar nicht 
(Zahlung einer Nichtſchuld, ſogen. condictio indebiti); 8 812 Ab]. 1 Saf 1 
mit den $ 814 feitgelegten Ausnahmen. — Beilpiele: Man bezahlt irr: 
tümlid) eine Schneiderrehnung, die man ſchon längjt bezahlt hatte, zum 
zweiten Dale; oder man bezahlt irrtümlich eine größere Warenrecdinung, 
obgleih man eine Anzahl der darin vergeiämeten MWarenpojten gar nicht 
gefauft oder empfangen hat. Das Gezahlte muß vom Empfänger, weil er 
es ohne rechtlichen Grund befttt, herausgegeben werden. — Die Koft zahlt 
eine „Poſtanweifung“ aus, obgleich (infolge Irrtums oder Betrugs) 
teine Einzahlung erfolgt ft. Bereidhert find ſowohl der Abiender 
der Poftanwerfung wie der Empfänger des Geldes, beide fönnen von der 


Ian: Awede eines beitimmten Erfolges”, der Erfolg tritt aber nit ein 
f) 
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‚much 
& —X 


gelkung geheilt ı wird, Io ba 


Pot in Anſpruch genommen werden. — Der Inboflant, der einen „un- 

ot protejtierten” Wenier bez fann, wenn für 

n ie iglid die „wehjelmäßige" — erbinbiidte eit beitand, Das 

te wegen ungeredtiertigter Bereicherung des Empfängers zurüd- 
or 


un sgeihloffen iſt Die Rüdforderung des auf eine Nichtſchuld Ge- 
leifteten in den Fällen des 8 814 (vgl. —* zu 8 814). Hervorzu 
iſt: die Rückforderung iſt ausge toffen, wenn der Leiltende wirklich 


gewuRht“ hat dab, er nicht verp Hlichtet war. ter nur „irrtümlid“ 
eine tut rt —J er das Gelafivie zurüdfordern, 


gleichpiel ob er Pr Nehts- oder tatfählihdem Irrtum war, 


ob der Irrtum 68 oder nicht entſchul dbar war. — 
HA: t gehört un Inenbes: Mer einen bloß mündlich oder privatichriftlich 
ſſenen Grun fauf durch Auflafjung des Grundftüds ($ 313). ein 
r mündli ivatſchriftliches Schenlungsveriprehen (5 518), ein 
Din mündli  Bhrg aftsverjpreihen (5 7 sgeidäfte „erfüllt“, teil tet eig ent- 
eine Richt] uld“, da jene Re fe mange — z bor- 
— orm ‚nichtig fin "9, und er würde daher da 
tete zurüdfordern fönnen, wenn ni Fe die angeführten 88 beitimmten, 
in den vorbezeichneten en Fällen der Mangel De in durch Die erfolgte 
von der Erfüllung einer „Nitihum“" ni at 
mehr d ede fein kann. Herporzuhbeben ilt aber, daß beim 
Grundfüdstauf der „Mangel der Yorm“ nur ee die 
„Leiltung des Verkäufers“, durch die a: und die hinzu: 
Tommenbe Cintra in das Grund 10 die Zu Fehl Jig 
durch die „Leiſt ung s Käufers‘, * Si 
Rau preis. Es fommt nun aber haufig vo die die Zahl zur & 
Iparung der Koſten eines notariellen oder erbet n —— einen 
Grundftüdstauf‘ Blog mündlich oder privatſchriftlich 
ſchließen, daß dabei der Käufer zFwinee peben als Draufgabe einen Teil 
des —— engen Lt“, beide einander vertrauend, es 
demnächſt die vollitändige füllung erfolgen und aus dem Sormmangel 
fein Einwand hergeleitet werden. Wenn nun demnädit der Verkäu 
dennod, die Yufla fung: des Grunditüds verweigert, jo bat der 
„Räufer“ fein Recht, die „Auflallung‘ zu verlangen, während er 
ſelbſt, „wijjend“, daß auch er „ni t verpflidtet” war, einen Teil 
des Kaufpreiſes gezahlt hat. Nah $814 würde er daher den g ezahlten 
Kaufpreis nicht zurüdfordern können, Gleichwohl —* et es 
im vorliegenden alle aus anderem Grunde; denn er hat den Kaufpreis 
nicht gezahlt „zum Zwede der Er üllung einer Berbindlid- 
(beide eine jolde nicht beitebe, Ya: er al: londern in der 
beiden Parteien bewuhten) „Erwart u ng Verläufer werde dem- 
Ge t die Auflaſſung erklären. Wenn nun ne der Weigeru une 
Berläufers jener „nad dem Inhalte des Rechtsgeihäfts (der Zahlung) 
bezwedte Teittete Brpabtung Auflaſſung) na, einiritt, jo kann der 
Käufer die geleistete gemäß 8 a. 1 Sat 2, auf den fi 
8 814 nicht aber re at. Note 16 zu $ 313 
emand leitet einem anderen etwas „zum weile der Erfüllung einer Ber: 
indlichteit”, Die Dabei norausgejehte Beh ndlidleit e H a an ng, 
fie ift aber „mit einer Einrede des Schuldners behaft 
„Geltendmadhun des Anſpruchs auf Erfüllung er —— * 
„dauernd“ —æ wurde; 8 813. Solche Einreden find z. B. die Ein: 
rede der „rechtskräftig entidjiedenen Sache“, ferner die Einreden aus den 
88 478, 853, 1166, 1973, 1975, 1990 (, tann inſſoweit verwei a 
„De f hränt t fi ch“), ogen. „aetfiörende Einreden, im Gegen Gegenfahe 
den bloß „aufſchiebenden“ Einreden; Sachregiſter Einrede Da aa 
einen mit folder „Einrede“ eh ehieten 32 Geleiſtete muß vom 
Empfänger herausgegeben werden akgabe der 813, 814. 
— An ſich gehört hierher aud die Einrede der „Berjäbrung”; es kann 
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Lebe nad) dem in $ 813 Abi. 1 am Ende gegebenen Hinweis auf 8 222 Noch 
bj. 2 das zur Seh igung eines „nerjährten“ Anſpruchs Geleiltete am 
nicht zurüdgefordert werden. J— 8 812 
Jemand erlangt einen Bermögenswert dadurch, dab er über einen Gegen: 
—* über den „au verfügen er nicht berechtigt ift“, gleichwohl eine „Ber- 
ügung trifft“, Die dem Berechtigten gegenüber wirkſam iſt, und durch die 
Intofgeveflen der Berechtigte fein Recht an dem Gegenjtande ganz oder 
teilweile ohne KA gerehtiertigien Grund verliert; 

816 Ubi. 1. Diefe Vorſchrift Hat hauptſächlich Die Fülle der 88 892, 932 
is 936 im Auge. vgl. namentli ‚inhana 13 zu $ 932. 
Beilpiele: Der durch Verjehen des Grundbuchrichters als „Cigen- 
tümer“ eines Grunditüds, als „Gläubiger“ einer Hypotbhel 
mahren A veräußert das Grunditüd (die Hypothet) zum Nachteile des 


nr 
— 


wahren Eigentümers (des wahren Hypothekengläubigers) an den red- 
fidenB. — A hat aus einer. Bibliothel ein Bud entliehen und verlauft es 
dem redliden B. — In all diefen Fällen it die unberehtigte Verfü: 
gung des A dem wahren Beredtigten (Grunditüdseigentümer, Hypotheten- 
läubiger, Bibliotheleigentümer) gegenüber gemäß 58 892, 932 wirf- 
am; A muß aber das Erlangte (Kaufpreis ujw.) dem wahren 
Berechtigten HBerausgeben ($ 816 Abſ. 1). 1 uberben bat natürlich 
der wahre Verechtigte gegen den, der Über einen ihm gehörigen Gegen- 
and unberedhtigt verfügt Bat, je nad dem Vorliegen der be 
treffenden Borausjegungen Anſpruch au „Shadenserfaß 
wegen unerlaubter Handlung“ (88 823 ff.), oder die Anfprüche 
aus dem etwa zwiſchen ihnen beſtehendn Vertragsverhältnis“;. 
z. B. K hat durch Leihpertrag“ von S ein Bud geliehen und ver- 
außert es unberedytigt an Z für 20 Mi. Hier ann S von K die Heraus- 
gabe der 20 ME. fordern: ſowohl megen „ungerehtfertigterBßerei- 
herung“, als aud, wenn das Bud 20 Mi. wert war, als „Schadens⸗ 
erjag“ „unerlaubter Handlung“ (Unteriälegung), als 
au auf Grund des „Xeihvertrags“ (88 604, 280). 
Hierher gehört aud) der in der Brazis fehr Häufige Fall, daß A 
wegen einer Geldforderung bei feinem Schuldner eine Sache pfänden und 
veriteigern läßt, Die, wie ri erit [päter hberausftellt, Eigentum 
eines Dritten it. Der „Erjteher“ der Sade hat das Eigentum daran 
erworben; der ‚geihädigte frühere Eigentümer“ fann aber 
von A Herausgabe des diefem zur Befriedigung wegen jeiner Forde⸗ 
tung vom Gerichtspollgieher ausgegahlten € ch eigerungs-Er- 
Löjes verlangen, weil Ge ‚au often“ des früheren Eigen— 
tümers one rehtliden Grund bereidert“ wäre. egen 
des dem früheren Cigentümer etwa außerdem entitandenen „Scha- 
dens“ (3. 3. weil die Sade zu einem Scleuderpreile verfteigert 08 vgl. 
Note 20 am Ende zu $ 254. — Der Hauswirt, der vermöge feines Pfand⸗ 
rechts an den eingebraditen Sachen des Mieters (5 502 ein Recht auf vor⸗ 
zugsweiſe Befriedigung aus den ee anderer Gläubiger gepfändeten 
Sahen des Mieters Hat ($ 805 3 o fann, wenn er (3 B. wegen Ab— 
wejenheit) von der Pfändung und Veriteigerung der owie der 
Auszahlung des Erlöſes an einen der pfändenden Gläubiger 
feine Kenntnis erlangt hat, von letterem den VBerfteigerungs- 
erlös wegen „ungerehtfertigter Bereihderung“ her- 
ausfordern; vgl. Anhang 55 zu 8 559, Ceite 898. 
i) Jemand erlangt einen Bermögenswert, indem er eine Leiltung annimmt, 
zu deren Annahıne er nicht berechtigt war, fondern Die einemandern 
ebühbrte, die aber diefem gegenüber, obgleich diefer fie nicht er- 
Dalten bat, rechtlich wirkſam iſt; & 816 Abi. 2. — Beilpiel: A Hat eine 
ihm gegen B zuftehende Forderung an C abgetreten Gleichwohl 
nimmt er von dem in Unwiſſenheit über die „Abtretung“ befind- 
lichen Schuldner B nod) die Bezahlung der Forderung an; dieſe Zahlung 
ift für B gültig und dem neuen wahren Gläubiger C gegenüber wirkſam 
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8 812 


Zu 
8 823 


Sm, A muß aber das Erlangte dem C herauszahlen. vgl. ferner 3. 2. 
574, 851, 898. 


g) Wenn jemand zu einem Zweile etwas leitet derart, dak ber Empfänger 
durch Die Annahme „gegen ein gejeßliches Verbot oder gegen die guten 
Sitten“ verftößt (3. B. ein Gutsherr t im Walde zwei entlalfenen 
Knechten, die mit Rnüppeln über ihn herfallen wollen, und er kauft ſich 
los, indem er jedem 3 MI. gibt), fo fann er es zurüdfordern.. (jogen. con= 
dictio ob turpem vel injustam causam); & 817; vgl. 88 134, 138. 


Anhang 3 zu 8 812: Man kann etwas dur Die heiſtung eines anderen 
oder in ſonſtiger Weiſe „erlangen“ auf verſchiedene Weiſe; z. B. man erlangt 
Eigentum, Beſitz, Pfandrecht uſw. an Sachen, man erlangt eine 
Forderung, Befreiung von einer Schuld (z. B. dadurch, daß 
ein Dritter fie bezahlt), ein bloßes Shuldanertenntnis (S 812 
Abſ. 2). Die „Erlan ung, kann durch Handlungen des 
——— bit, z. B. er übergibt dem A eine Sache zum Eigen: 
tum in der irrtümliden Meinung, fie verlauft zu ben und zur flber: 

be verpflichtet zu fein. Die „Erlangung“ kann geihehen vurh Hand: 
ungen des Bereiderten, 3. 3. er nimmt fremde Sa im Beſitz, 
ver —* fremde Speilen, gibt fremdes Geld aus, verlauft und läßt ein Grund- 
jtüd auf, als deilen Eigentümer er fäljchlich eingetragen ift. Die „Erlangung“ 
kann geliehen durch pendlungen eines Dritten, 3. B. ein zur 
—* der Grundſtücke mehrerer Eigentümer angenommener Landwirt ſäet 
uf das Grundſtück des A den Deigen des B aus; kann endlich yeſchehen 
durch Naturereigniffe, z. B. Pb einer Überihwemmung fommen 
Fiſche aus dem Teich) des A in den henachbarten Teid) des B. — Man „erlaugt“ 
etwas „auf Koften eines anderen“ nicht bloß in dem alle, wenn aus dem 
Vermögen des Benadteiligten etwas in das Vermögen des Bereicherten 
„übertragen“ wird, Jondern auch ohne eine folde „übertragung“, 
— B. der mit der Beaufſichtigung meiner Dehnung von mir während einer 
ängeren Reife Beauftragte vermietet in meiner Abweienheit meine Möbel 
an dritte Perſonen; Hier hat er das Mietged nit aus meinem Ber: 
mögen, aber „auf meine Kojten“ erlangt. 


Anhang 12 zu 8 814: Ob die Leiftung einer „fttliden Pflicht“ oder 
„Anftande-Rüdficht” entiprach, läßt ſich meilt nur im einzelnen Falle auf Grund 
aller begleitenden perlönliden und ſachlichen Umftände beurteilen. Es kann 
z. 8. nicht zurüdgefordert werden, was Rinder ihren Eltern 
im alle des $ 1611 freiwillig mehr, als zum notdürftigen Unterhalt 
erforderlid), Fr haben, — was Geihmwiiter, obgleich eine geſetzliche Unter: 
baltspflidht unter ihnen nah BGB. nicht beiteht, einander frei- 
willig zum Unterhalte gegeben haben, — was der Berführer eines 
Mädchens diefem freiwillig, ohne daß die Vorauskeßungen des 8 825 vor: 
lagen, als Entihädigung eben bat. — Daß der Xeiltende eine „fittliche 
Pflicht“, eine „Anjtandspflit“ erfüllen wollte, ift nicht nötig; es genügt, 
daß objettin eine ſolche vorlag. vgl. R 534. — Die Erfüllung eines wegen 
Mangels der vorgejchriebenen Form nichtigen Vertrags, die Zahlung auf ein 
verbotenes Börfentermingeihäft können niht als Erfüllung einer ‚An- 
ſtandspflicht“ angefehen werden, fie unterli daher der Rüdforde: 
rung wegen „ungerestfertigter Bereicherung“ des Empfängers, jofern der 
Zahlende nicht etwa „in Kenntnis“ der Nichtigkeit des Vertrags ge 
zahlt Hat (vgl. bei und in Note 11 zu $ 814). 


Anhang 1 zu 8 823: „Unerlaubte Handlungen“. 

A. Der Laie pflegt den Begriff „unerlaubte Handlungen“ . 
bedeutend mit „trafbare Handlungen“ zu gebrauden. Dies ijt jedod) 
irrig. Es gibt Handlungen, die nah „bürgerlihem Reht“ unerlaubt, 
aber nah „Strafreht“ nit jtrafbar find, der Hauptfall it „Jahr: 
Täjfige Sahbeihädigung“ (itrafbar ift nur Die vorſätzliche“, 
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sg 303 fi. Str6B.). Andererfeits, gibt es „trafbare“ Handlungen, bie Rs 

ht die Rechtsfolgen der nad bürgerlichen „unerlaubten Hand- 

nung du ben wer einen Erfüllung der De mit deſſen ECinmwillt- $ S23 
 Vertümmelung zur Erfüllung der fliht untauglid mad, 

rg Aräter (8 142 Str68.), aber dem nicht jhadens:- 

erfagpflidtig. 


B. „Unerlaubte Handlungen“ een der —— der Schadenserſatz⸗ 
pflicht „außerhalb eines bereits eben gältnifles (Bertrags; 
verhäliniffes)“, andere Fälle diefer Art re 3. 8. Die in 88 122, 179 Abſ. 2, 
228 am Ende, 231, 867 Satz 2, 904 De ndelten. — Unter den Begriff „uner: 
laubte Handlungen“ fallen —88 ubte Unterlaſſungen“, 5 8. fahrläſſi ige 
Richtbeſeitigung“ eines maulgen, Dune Umfturz den verurlacdhe 
Baumes an einer öffentlichen 


C. Unerlaubte sen bezw. Unterlofjungen im Sinne des BGB. 
find die in den . bezeichneten Tatbeitä Regelmäkig, wird din 
„Berkhulden“ (Bor — — keit, kn 27) ordern aber nicht immer. 
Ein —* tihulden” en Me e der unerlaubten Handlung. vgl. . 
weiter bin unter E. Es liegt j o n B. eine, unerlaubte Handlung” des 

A im Sinne des BGB. vor ($ $ 833) wenn, ohne daß ihn das geringite 
Verfhulden tri en und —2RX toll wird and den B beißt. A ift 
nah 8 833 dem B serlaßpitichtig, 

Kür Klagen aus „uner aubten Handlungen“ iſt außer dem „allge . 
meinen“ Geriditsitande des Bellagten (Woh nt i tz) auch das Gericht zu⸗ 
at hl Bezirte die Handlung (Unterlaffung) begangen 
i 

Ob und welde an außer den in 823853 bebandelten als 
„unerlaubte Handlungen“ anzufehen ,‚ und ob daher auf fie der voritehend 
angeführte $ 32 * D. (Beri tsitand) jowie die von „unerlaubten 
HSandlun prechende 840, 842, 848, 852 (Berjährung!), 1415", 
1463 2 ujw. nipendung finden, im einzelnen e zu prüfen Das Reidhs- 
gericht erachtet de etriebe einer Eiſenbahn erfol: te Berlegung 
einer Berfon ( — tores von 1871) für eine „unerlaubte“ Hand⸗ 
lung im Sinne des 8 


Der Überfiht halber tann man folgende Gruppen „unerlaubter Hand: 
Lungen“ nad BGB. unteriheiden: ie 
a) aus Borlah oder Fahrläſſigkeit pri de, widerrechtliche Verletzung 
des Lebens, des Körpers, der ——— eiheit, des Eigentums oder 
eines „ionftigen Rechts“ eines anderen. * dab man allgemein 
ir (abrtaflim verurkuhten Vermögens! Haden“ Fisch ift Dem 
fremd. Es ilt daher die vorftehende in & 823 Abi. 1 te Be 
grenzung zu beachten. — Berlegung ber gEhre“ Sines anderen Ba 
Verleumdung) fällt nicht unter $ 823 Abſ. 1, fondern unter 
(Beritoh en ein „Shußgetes“, vgl. weiterhin unter b), der F 
unter 
nter „| (on em Recht“ im Sinne des 8 823 Abi. 1 find zu ver 
in erjter Linie Ahr „Dinglichen Rechte“ (Dienitbarkeiten, Sopoiket,lanbreö echt 
; vgl. die Aufzählung Seite 850 unter A. b), ferner 3. B. die Rechte Des 
fißers“ einer Sache (38 854 ff.), Zamilienr te (3. „oerletung ſolcher 
durch Zindegunterqiebung) Namen- und Kirmen- Rechte, Ur: 
heber-, Batent-, Marten: Redhte uw. (fogen. „Immaterial: 
rechte“), alle überhaupt die fogen. abjoluten NRedte „(os Geite 851 
oben). n fallen unter den Begriff „[onjtiges echt“ nidt: 
— Be ugnifje, Erwerbsausfidten, nicht das fogen. 
et auf Leis ——— —— nahe die ——— — 
annna adenserſatzpflichtig machen; vg reife rei 
Kent Yusiperrung, [dwarze Lilten ujw. Anbang i 13 zu 8 826. 
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Anhang Unerlaubte Handlungen (d 823 Abſ. I: „Tonftiges Recht“) 


No Unter den Begriff „ionftige Rechte” jallen namentlich nit die „Kor= 
2. derungsrechte“. Die RA * ‚ngorberungszenite” durch Den 

8 &23 „Dritten“ wird nurin gewilten Satl en als „unerlaubte Handb- 

lung“ behandelt. 3. B. wer die Forderung des A gegen jeinen Vater auf 
Gewährung des „, lichen Unterhalts“ Dach Tötung des Vaters zeritört, 

ift dem A Ikhadenser lichtig (SS 844, 845). — Sm übrigen gilt die 
„Verlegung jrember orderungen“ nicht a ‚unerlaubte 
ndlung“. die Forderung des Kä iu er s eines P Pferdes gegen den 

rkäufer auf „Übergabe“ des Pferdes dadurch zeritört, daß er das noch 

beim Ber äufer befindliche Pferd tötet, haftet notürli dem 
aerte ufer“ wegen —— feines nes Gigentums u 9 S 823 Abi. 1, 
ihtaberaudhdem „Räufe ‚unerlaubter Handlung“. Der 

R äufer ift hier durch 281 1. 908 Hiht 2 gt, indem er vom 
VBerläufer Abtretung des —* ——— 5 2 gegen den Töter des 
Pferdes verlangen kann. Umgefehrt Tann ber äufer, der für 

einen hohen Preis jein Pierd verfauft hatte und defien Ford erun g auf 

Dielen Preis von einem Dritten durh Tötung bes Pierdes vor der 
Übergabe zerjtört wird, bei Geltendmachung feines Erſatzanſpruchs 

gegen den Töter des Pferdes auch die Differenz zwiſchen Dem wahren 

tt des Pferdes und dem höheren Raufpreis, den er von dem 

Käufer zu fordern ha nt in re Nelten, denn er fann vollen © cha⸗ 


denserſatz fordern ( —— 1, 25 Wenn der Mieter einer 
Wohnung durd fahr alige, m ihren Hiche Verlegung feiner For de⸗ 
rung“ auf Gewährung raudes der Wohnung ($ 535) igt 


wirb (3. ®. ber en ner Gera die Wailerleitung ofien, die Wohnung 
des Mieters wird vollftändig überichwemmt und letterer muß während der 
14 tägigen ee bemger ins Hotel ziehen), jo hat er eg n den Über⸗ 
wohner einen „Soden Denserlaganiprudg” nicht — „ tegung ki ß feiner 
Forderung“ a Vietvertrage — denn „S orderungst 
durch $ 823 ion it fondern wegen ee Feines Miet & Be 
fies (= = „lonftiges eg im Simmei des 8 823 Ubi. 1, vgl. oben), 
au erdem aber auch auf Grund des 8 823 Abi. 2 wegen Verlegung des 
858 enthaltenen »Schutzgeſetzes“. 
Die Berlegung Fe A des Gläubigers jeitens Des 
uldners“ jelbit, 3. B. durch Nihterfüllung, verjpätete Er- 
Ki fung ufw,, A ebenfalls feine zunerlaubte andlung“ im 
inne der 823 ff. Die Folgen der sum der, auf Grund eines 
„bereits bejtehenden — ſes“ dem Schuldner 
—ã den Gläubiger obli n Pflichten find Ri allgemeinen Teile des 
der Schuldverhältnilje 241—432) in of 286 ff., 325 und bei 
den N emeinen Shuldverhä en! en ee iete um ) ‚eftimmt. Der 
Schuldner, der am Fälligkei Is age Darlehen Ieinem 
Gläubiger vorfählid oder ———— nicht zurückzahlt, aber ni 
zwardas „Forderun steht” Des ubigers; er haftet aber nit 
wegen , unerlaubter lung, jonbern wegen „Berzugs“. Wen 
jedoch ein — chul dner durch die Ber ung Des „Korberun — 
Gläubigers zugleich einen der Tatbeſtän 823 ff. Ba üllt 
Beau weile eignet ſich das Geld feinen uft un 
u, oder er verfügt über Vermögensſtücke des ee abfihtli zum 
achteile beffefben (88 246, 26 Str63.), jo haftet er auf „Shadens- 
erjat“ ſo wohl wegen Verlegung iner , ertragspflidten” 
gemäß 88 667, 668, 276, gis au — abgejeben von Ieiner „Dertrags 
Ha gemäß 8 823 Abi. 1 wegen Det a ungdes „E — — 
ſeines Auftr eis, ie au nen dt 2 wegen Berletung 
der in den 5 m Itenen „Schutzgeſe tze (Straf: 
barfeit der „ teefelonenge hr der „Untreue“) 


b li d lã V den de 
Beinen Geil $ sub Yıbı. & Bad) Ben Geiegesmaieritten And Damit 
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Unerlaubte SandInngen (8 823 Abi. 2: „Schutzgeſetze“) Anhang 


gemeint: er töße allgemeine, vorwi nit notwendi . Noch 
er ur; 268) dem Gebiete des Tratrehte angehöre au 
orten. welde zum Shuße des einen eine Handlung $ 823 
des anderen verbieten oder gebieten“ (Denkigrift). Und an 
anderer Stelle: „..... Dabei können jedoch nur joldde Gebote und Ber: 
bote in Betracht kommen, weldhe Darauf absielen. d die Sntereilen des ein en n 
vor der Beeinträdjtigung durch den anderen zu an, 1 Deide, mat 
die im Intereſſe der Gejamtheit auferlegten Pfl Dei fie 
den Intere en aller förderlich find, auch jedem irgendwie Beteiligten ugute 
tommer“ Rommilfiong-rotofolle), nis Beilpiele von „ ußgeieken“ 
im Sinne des $ 823 Abf. 2, deren ſhul dhafte Übertretung [hadens- 
erfagpfli tig madjt — gleichviel ob dadurch eines der in 8 823 Abi. 1 
Dei neten Rechtsgüter oder ein anderes verlegt ift — gelten folgende 
iften des SirGB.: die Vorfchriften betr. Diebſtahl, Unter Lagung, 
Be, ferner betr. Beleibi ung —A— Vergehen sogen Mi 
185—187 StrGB., wobei 13 beachten iſt, der Straf: 
ofigfeit, alſo aud) Freiheit von Hadenseriaspfligt“ 
gewährt, wenn Die Beleidigung „zur Wahrnehmung bereätig:- 
ter ntereffen“ ulw. erfolgt ji und die jonitigen gen ungen des 
193 vorliegen. „Schadenserſatz“ bei „Beleidigungen“ ühren au Ber 
823 Abi. 2 au die 826 BOB. „Shußge [es find ferner 
das in $ 299 Str®2. ent ee erhal, einen verlhlof enen Brief 
unbefugt — ‚8184 5i.4 (Shabenszufügung du fahr- 
Tälligen Beil — Ser 3691 StGB. (Verbot an Schloſſer, 
ehm igung vr Hausbeliger, Wo nungsinbaber ulw. Hausg- 
Zhmmer: bare hlüffelanzufertigen), 366 ? (Aufitellen 
2iegenlajfen uw. von Saden au öf entliden Wegen 
ujw., wodurd der freie Verkehr gehindert wird), — 8 367° (wer ohne 
olizeilihe Erlaubnis an bewohnten oder von Menſchen be: 
en ten Drten Selbſtgeſchoſſe ujm. FE ſchießt, Feuer— 
meristürper abbrennt), — $ 367 12 —6 hrliches Unnerbedt- 
Sn ulw. von Brunnen, Kellern, Gruben, elerungen 
ängen), — 8 367 (wer Bauten oder Ausbejjerungen 
von Gebäuden, Brunnen ujw. vornimmt, ohne die von der Bolizei 
eordnneten oder ſonfi erforderlichen Siherungsmaßregeln zu 
tre en), — ferner die Abertrekung von „PBolizeiverordnungen“ (au dies 


jind Schutz⸗ Ge Ieße e“ Ginne des 8 823 Abſ. 2, vol. E. per * „us 
g° tung u treuen der Bürgerfteige, re 
eleudtun 


Hierbei iſt jedoch + Untertaffung 
Des Fegens, B treuens, Beleuchtens mat nit nur an FR 

erſatzpflichtig“, wenn darin ein Veritoß gegen eine — oli- 
zeivor niit ift“ vorliegt (in —5 Falle folgt ——— 


aus $ 823 Abſ. 2), ſondern auch dann, nie Shuß-Bor- 
\hriften“ nicht beitehen (die z. ®. in Heinen Stäbten und auf dem 
Lande ana wenn aber na allgemeinen Ki tagru üben 
eine „sahrlä 


teit“ (8 276) vorliegt; 3. 2. 

au en Grundit Ne einen Verkehr eröffnet Sek fi 
Laden⸗ ujw. Beliger), begeht ohne weiteres eine „ 
keit“ ($ 276), wenn er nit die Wege gangbar, die en And Br 
beleuchtet Ban, und haftet Alay den aus der Unterlaffun entitehenden 
Schaden 9 smä 823 Abi. 1. Aus dem Gejagten ergibt ſich, daß bei den 
unter 88 2 fallenden Verſtößen gegen ‚Shusgelese: in der 
Negel eine Schabenserjugpflicht, a uch nah 8 828 Abſ. 1 begründet fein 
wird. vgl. hierzu Note 30 zu 8 83 

Auch das BGB. ſelb eu eine Anzahl „Saugvorihriften. im 
Sinne des $ 823 Abi. 2, 3 B ie ttaneverbot), 456, 457, 858 (Be - 
ſitz Ian K dgl. yes s Beipiel ite —— itte, betr. den Schuß des Mieters 
einer nung) 909 (Nahbarregit). Als „SH 
wird ferner —R kein Die Vorſchrift betr. die Verpflichtung der Arbeit: 
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Anhang Unerlaubte Handlungen (Berfchulden — Schadenserſatz) 


Noch 


zu 





eber zum Markenkleben auf Grund des Alters: und Invaliditäts⸗Ver⸗ 
Fiperungsnefehes (vgl. Note 3 zu $ 611). 


c) vorjäglicher Verſtoß „gegen die guten Sitten“, 8 826. 


d) einzelne gälle: S 824 (Rreditgefährdung m te Nadyrede), 
825 erführung einer anensper on), 827 Sab 2 
(run enheit), Er 833—-835 Seihäbigung durd Tiere, 
ondere Wild| aden), 836-838 (Einjturz eines Ge: 

bäu es oder anderen * es), 8 839 (Schadenserſatzpflicht Der 


Beamten). 


——— der Schadenserſatzpflicht wegen „unerlaubter Hand⸗ 
2 : it nad} dem em & “on aufbau, Kläger zu AA 
erichulden äters (jogen erihuldungsprinzip“, im Gegenſatze 

—— — ‚ wonad derjenige, Der einen Schaden „verurſa ea 


pie iel ob „verſchuldet“ „unverfchuldet“ ſchadenserſatzpflichtig 


Dieter grundfäglidhe Standpunft des na Folieht indejien nicht aus, 
daß unter bejonderen VBorausfegun aub an eine unver: 
Ihuldete Schadenszufügung eine Erjaspflicht fich —* 3. B. Die s⸗ 
erſatzpflich ſinnlos Betrunkener, — die Schadenserſatzpfli von 
Kindern und Ggitestranten (88 827, 89), — die Haftpflicht 
für Tiere ($$ 833835). 

Eine Abſchwächung des Berjhuldungsprinzips_ enthalten einige Bor- 
ſchriften injofern, als fie in „gewilien Fällen dem auf Schadenserfat Bertlagten 
den „Beweis“ auferlegen, da ß er einen von Im „nerurjadten“ Schaden 
nit el Iduldet“ — ſo — dem Kläger A lid der Nachweis 
obliegt, Bellagter ha Schaden a ak L. 827 am 

nde, 831 Sb}. 1.Sah 2, 832 ai. 1 5a —* 
Abſ. 2. Kann in dielen Fällen ber — it eine „Shuldb- 
Io fett“ beweijen, or haftet er für den Schaden, jelbjt wenn er 
wir lich „unfhuldi iſt es wird alſo in den vorbegeichneten Fällen 
gewi ſſermaßen das eri@ut en des Bellagten bis zu dem ihm obliegenden 
genbeweije vermutet. 


F. Die allgemeinen Boririften über „Shabenserja “ins 
beionbene über die Art und den Umfang des „Schabenserjages”, ü das 
Mitwirten eines Berichuldens des Beſchädigten jind — in den 249 
bis 255, vgl. au 8 3 „nautäligteit bei ber „ Aufreamung ); Befondere 
Borihriiten eithe enthalten die 88 842 mftänden kann auf 
Unterlajjung der anr bereits Gegungener —5 — Handlungen bei 
—— von Geldſtrafe bis 1500 bis zu 6 Monaten 
— er Zuwi andlung, io Senn Sabre Heft, 

eflagt Derden (vet. 8 890 3 D.), 3 8. auf Unterlallung weiterer ebrver: 
legenber. teditgefäh rdender Außerungen, auf Unterlaffung 
Iloyaler Konturrenghandlungen. 


er nihabenseriagpfticht aus „im Auslande“ begangenen uner- 
lauten Handlungen vgl. E 


H. Neben den Vorſchriften des BGB. über die „Söpabenseriagnfticht aus 
unerlaubten Handlungen“ find gemäß E. 32 in Kraft geblieben die diesbe ig: 
lichen reichsgeſetzlichen Borichriften, rn das Geſetz betr. Die Berbindli 

zum Schadenserſatze für die beim riebe vn Eifenbahnen, Berg 
werfen uſw. ber eigeführten Tötungen und Rörperverleiun en vom 
7. Zuni 1871, das | Haftpflichtgeſez (E. 42), die Vorſ n über 
CSchadenserjat und Buße "bei We Verlegung von Patents, Urheber: en u nn 
die Borkhriften des Strafgeſetzbuchs (58 188, 231) über die vom Strafri 
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Unerlaubte Haudlungen (Daftpflichtgefeu — Unfallverſicherung) Anhang 


bei Beleidigungen 1 und Körperverlegungen auf Antrag des Berlegten zu er- eo 
tennende, die Geltendmadhung eines weiteren niihäbigungsanipruces 
a usjhließende u its 6000 Mt. Es find ferner in Kraft geblieben 8 — 
%; B. die in E. 69-72, 77—79, 89, 95, 105—109 bezeichneten Iandesgejehlichen 
oririften über „Schadenserjaß“. 


J. über die Haftpflit der Beamten: a) im allgemeinen, — b) wenn 
mehrere Beamte für denſelben Schaden — — c) über gewille 
prozeilunle Beſchränkungen in der Verfolgung von hadenserfatan] „a 

gegen Beamte, — d) über die en De Shaates, ber Gemeinden uſw. für 
ihre Beamten, insbejondere ü Haftpflicht der Srundbußbeamten und 
des Staates für fie — vgl. 88 839841 nebit Noten und den Anhängen 55 
bis 61 zu $ 839, wofelbjt (Anhang 57) 8 12 Grundbudordnung abgedrudt iſt. 


Anhang 2 zu $ 823; Beſondere Vorſchriften betr. die Haftung für Zu 
Schaden, der durd) nfrperneriehung oder Tötung eines Menſchen entiteht, ent: 8 823 

—* das Ge et betr. die Verbindlichkeit zum Schadenserlage für die beim 

etriebe von Eiſenbahnen, Bergwerken uſw. herbeigeführten Tötun und 
Körperverlegungen vom 7. Juni 1871 (vgl. E. 42) und die Unfallverſicherungs⸗ 
Gelege Nah 5 135 Gewerbe- Unfallyerfierungsgeie innen die „nad 
Maßgabe diejes Geſetzes verjiherten“ Perlonen inter: 
bliebenen, aud wenn fie einen Anfprud) auf Rente“ ni YY; t ba ‚ einen 
Anſpruch auf Erſatz des infolge eines „Unfalls“ erlittenen Schadens g egen- 
den Betriebsunternehmer, deffen en oder 
Repräjentanten, Betriebs- oder Arbeitsauf er nur 
dann geltend maden, wenn durd ſtrafgerichtliches er feit eient 
het ilt, daß der in Anſpruch ommene den Unfall vorjäßlich herbei- 

v 1 R t —* 3" oder (aheläfge Gernailäjigung Ihrer alm., Die Be 

nfall dur orſatz o äſſige Vernachläſſigung ihrer Berufsp en 
herbeigeflibrt haben haften nn & 136 dafelbit den Rrantentajjen, 

Unfellverjiderungs:Genofsjenihaften ujw. für die von diefen 

madten Aufwendungen. Ahbnlides beitimmen 5 146, 147 Unfallver: 
—— — für Land: und Forſtwirtſchaft 8 45, 46 Bau- 
Unfallverliderungsgefet, 88 133, 134 © ee: Unfallver icherungsgeiet. 


Anhang 12 zu $ 825: Der Dienitherr Nirbeitgeber, deren Bertreter, die Zu 
eine ihnen untergebene Srauensperjon (Dienitmagd), — der Theater: Intendant, 8 825 
der eine Sängerin unter Mikbraud des beftehenden a es 
verführt, muß den Schaden erſetzen, den die Betreffenden uft 
des ienftes, des Engagements erleiden. — oe dolienbeit det 
rauen tion iſt nicht Vorausſetzung des Sönbenserfabanpuße Per 15 5825 
ane 1 Ielgoliene Srauensperjon wird aber im alle des 8 einen 
chaden“ Haben oder einen ingeren als eine —— — MAR: 
1 3u 8 823 unter F und 8 847 Ab]. 2. — mochängie von der Der- 
bi des Verführers aus een „58 825, 847 Abi. 2 find die im Falle der 
urt eines unebelide en Rind und Mutter gemäß 
1705 ff. für ihn enifiebenben bies owie die aus $ 1300 ſich ergebenden 
nſprüche einer Br a at „ss 825 jett n 191 voraus, daß £ es zu einer ‚Shwän: 
gerung" gelomm Wird zugleich ein — reigelss verlegt 
(Hotzuä), I 5 haftet er tſchulehir m gemäß $ 823 Abf. 2 tlegung eines 
chutgeſetzes). 


ne 13 zu 8 26: Nur vorſätzlicher, nit auch fahrläſſi- Zu 
aer Verſtoß gegen die guten Sitten (vgl. $ 138 nebſt Anhang 72 dazu) ma 8 826 
Ihebenserjog pt ichtig. — Ein Verf N geR gegen das Schitaneverbot kann ſowohl 
J. 2 als nad 8 826 j benserlanpftihtig maden. — $ 826 be: 
Det” namentlih auch Schuß ge gegen die | oyalen Handlungen in Fällen, 
in denen Die Borausickungen de 588 823 (Verlegung eines „Rechts“ — ob 
gegen ein „Schutzgeſez‘) nicht vorliegen. vgl. auch das ejeb zur Be: 
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Anhang Uuerlanbte Handlungen (Gute Sitten — Tierſchaden) 
Noch kämpfung des unlauteren Wettbewerbs vom 27. 5. 1896. — Nadh ale 826 ift ins- 


zu 


ses bes Schadenserfa 


’ 


8 826 Handlungen (Steel (Streit, t, Bontott, Musiperrung, Kömenze Eiien, 


verübten 


D) N S: 
te guten Sitten“ fei, meift 
zu —— ſein. —E kann natürlich weder allein die An- 
tbeitgeber-Kreife, nod allein die he 1. "Itenn 
tbeiter- Are Iein, die fi meilt unvereinbar entgegen] 
ich, fein rgebnis findet, Tann eine Schadenserfahpflidt aus 
nicht ausge rohen werden. — nn Beilpiele zu 8 826 jind ferner: 


beiondere zu beurteilen, ob die in den gewerblichen Rohntäm 


indet Anwendung, wenn A einen ihm von feinem Schuldner B hen 
el an einen Dritten begibt zu dem Zwede, um auf Diele dem 

nie onet —— Einwendungen, die er Wechſelrecht dem „Dr t in N“ 

tann, „abzufchneiden“. — Die Ausnutzung eines rer 

gchermaiffe es "dur einen teüberen © An eitellten, der ein eigenes Ge 

gründet fann — die gu itten“ ſein und einen es 

anipr tünden gemäß $ 826, a beitimmt tit, die Lüden des bewerb- 

geſetzes“ auszufüllen. 


Anhang 36 zu 8 833: Beſchädigung dur Tiere: 833 gilt für Tiere 


8 V. jeder Art, —*— ob za hme (Haustiere) oder wilde. — Bon einer 


—— fugu dur * ein Tier fann m em Rede fein, wenn das Tier 
led — ** als —— Hand eines M nen ngeri ; 
ein Kutider „Tent rg ——— ‚ober jahr rain in Suhrwert in die 

FAR einem Marktplatze ausgeitell Seht tung des „Tierhalters“ 
gemäß $ 833 kann vielmehr nur a angenommen. —** wenn es I um 
ein felbitändiges, wiltärlihes Tun der Tiere, um einen ‚Au sflu ter 
tieri Sen Natur“ Ha ; 3. 3. das von einem Kutſcher gelentte ferd 
Zird p In deu und Prtrit bie auf dem Marktplatze ausgeitellten Waren. 
Bon einem „Jelbitändigen willtürliden Yun“ des Tieres kann 
nicht die Rede fein, wenn ein aäußeres Ereignis auf den Körper oder 
die Sinne des Tieres mit einer Gewalt eingewirtt hat, der Tiere der in 
Stage kommenden Art „nah phyſiologiſchen Gejeken“ nidt 
wi eritehen tönnen und wenn es im Zujtande eines An olden 
Zwanges“ © anrichtet. Sn einem Iolihen lle iſt 7 ung des 
Tierhalters ausge chloſſen; denn der Schaden it nit „Durd s Tier, 
ondern „Durd s mit unmiderfehliher ewalt über das Tier 
zei —* äußere Ereignis, —A— Dieſer Fall liegt 
ah Inden vor, wenn 3 ein Pferd infolge des Lärms eines vor: 

I ahre iienbahn Infoige plöglih durch eimen Windftoß_ auf: 
flatternder hängenber re infol Fe Vorüberziehens einer Zigeunerbande 

mit Kamelen, Affen uſw. ſcheu wird. 


Anhang 37 zu 8 838: Shhabensertaspitihtig ift ber Fat Pe ai ſelbſt 


8 2, wenn er eine Aufſichtsp Licht nit ei fe pat u be nd ihn überhaupt feinerlei 
an 


Verſchulden trifft, m nur ein pises, willftürlides 
Tun des Tieres“ im Sinne des Anhang 36 833 Gefagten vorliegt. 
„Halter des Tieres“ ijt, wer im eigenen Intereſſe ur Gewährung von Obdach 
und Unterhalt die Sorge für das Tier übernommen bat, und zwar nit 
se ae einem vorübergehenden Zwecke auf ganz fung Zeit: Der 
ber (ih ch Sonntags auf goal Stunden ein Pferd mietet, iſt nit „Tier: 
hole ierhalte x En d der Eigentümer, Pächter Mieter des Tieres, 
der Gutseigentämer oder Gutspächter bezüglid) & der auf dem Gute gehaltenen 
Ztere, jelbit wenn er in der Stadt wohnt und einen ganz felbftändigern Der: 
walter beitellt hat, jofern die Gutsverwaltung Pa feine ne nung“ 
erfolgt. — Mehrere Halter eines Tieres haften nad 8 840 Abi. 


Anhang 38 zu 8 03: über die Art und Weife jowie über den Umfang 
88 5 249253, 255, ferner 8 847 (Schmerzensgeld). 
Über mitwirtendes —AX en des Beihädigten, 3.8. wenn er das Tier gereizt 
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Unerlaubte Handluugen (Haftpflicht der Beamten) Anhang 


der pol. 8 254. Bes Werben Be ie : Nah 2 833 Lönnen auch 3. B. der Kutſcher, Noch 


beim ee tie beim Melken der Kuh, von 

» ier baltern“ d. 5. ihren Denfiteren 
Fre * —— ei t a tenbes Verſchuld 
je bes nie pri $ 254 verlujtig: macht. — Über Tierfhaden vgl. auch 


nen 55 zu & 838: Scoabenseriakpiliät ber Beamten wegen Ber: 
legung einer miopfiht. Wer „Beamter“ kei, beitimmt, 1% nach dem im 
einzelnen alle in Betrank fommenden ‚allenttinen ehte (Reichs⸗ 
ober Landes:Reht; vgl. au S 359 © tsanwalte find 

ht Beante; —*8 ind Notare Beam. Shöffen wer Ge— 
— find nicht Beamte, wohl aber die Handelsriähter. Auf 
ie ſogen „Brivatbeamten“ bezieht ſich 8 839 ſelbſtverſtändlich nicht. 


" Anhang 56 u 839: Die Beamten find Igohenser ehr tie in bloß 
wie — re (insbejondere Na ne 8 823 Abſ. 1 und Abi jondern 
d gemäß 8 839, Denn fie vorſätzlich r me ( ‚®@ 27 u. ihnen 
2 en“ gegenüber obliegenden Amispflichten verieh Ibjt wenn Diele 
Amtspflidten nit auf einem —E eſe tz“ m ie des & 823 Abi. 2 
beru ondern aus Dienitvor gr en oder aud nur aus dem Weien 
des Amtes fi ergeben. s Reihsgerit Hat 3. B. in einem Falle, in dem 
en, Hauptzollamt einem Getreide: —— au deilen Anfrage aus Ber: 
ben eine untidtige Austunft erteilt Hatte, die betreffenden 
mten für ſchadenserſatzpflichtig erklärt, obgleid) fie (das een, an 
fi zur Erteilung der ieten, arnicht verpflichtet waren, weil, 
wenn fie die Auskunft erteilten e richtig erteilen mußten. — Die „Amtss 
pflihten“ der Beamten ten beitimmen ih nad) den im \ gingelnen alle in Betracht 
fommenden Reichs- und Landes⸗Geſetzen und den eſen ergangenen 
Ausfühbrungs-Bejtimmungen, z. 3. für die eriihtsvoflgieher nad 
den für fie erlafienen Selhättsenm eifungen“. zetaments- 
rihter, Notare, —— haften bei der Aufnahme 
von Teitamenten nicht bIoß dem „Teitator“, jondern aub denjeni- 
en, Die der Te Lator. „bedenten woll te“, für Verlegung ihrer 
mispfli Wenn aljo 3. 8. ein Tejtament lediglid wegen eines von dem 
Beamten gangenen Formfehlers midtig ift, muß der Beamte dem ein: 
gelegten Erben, der es nun infolge der „Ric eit“ des Teltaments 
nihtwird, den Schaden erfegen. — Zu unter| den von den „Amts 
pflichten Dritien gegenüber“, von denen 8 839 ſpri * find die den Beamten 
gegenüber dem Staate (Gemeinde u 7 * rem Dienftheren (rer vorge 
festen Behörde), obliegenden Amtspflichten, 3. B. betreffend die Me tdnu nn 
im Kaſſenweſen, überhaupt „im Dien ft e“. Für die Verlegung die 
le Bit teren mtspflichten it ni ht $ 839, fondern das im einzelnen alle 
ing Betracht kommende eichs- oder Landes Beamfenrecht“', 
‚inPreupßen $$ 88 ff. II. 10 Allg. Dandı. 8 13 Reihsbeamten- 
Ki, vom 31. März 1873 bejtimmt: „Seder Neihsbeamte iſt für die Ge- 
üßigfeit jeiner amtliden Handlungen verantwortlich“. vgl. auch E. 80. 


Anhang 57 zu 5 839: Wenn mehrere Beamte erfakpflichtig find, gilt 
840 und das in den Noten dazu Gefagte. Für Pilihtverlegungen bei Amts: 
Handlungen einer Kollegialbehörde haften die ſchuldigen Mitglieder, 
cht aud die überifimmte Minorität. — fiber die Haftpflicht des Bormund- 
— vgl. 88 1674, 1848, auch 841 nebſt Note 65, daſelbſt auch über 
aftung des Kontursrichters, — Aber die die Haftpflicht ber Beamten für 

= reter und Gehilfen“ vgl. E. 78. — 

8 12 GBO. beftimmt: Verletzt ein teofticht, fo mefft vorjäglid 
ober fahrläjfig bie ihm obliegende Amtspflicht, jo trifft den Betei- 
ligten gegenub er die im $ 839 BGB. beitimmte Verantwortlichteit an 
StelledesBeamten den Staat oder Die Körperſchaft, in deren Dienfte 
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Noch der Beamte Steht. Das Recht des Staates oder der Körperihaft, von 
zu dem Beamten Erjaß zu verlangen, bleibt unberührt.“ — Aus dieſer 

s 839 Vorſchrift folgt: Der Grundbuhbeamte felbit fann von der geld: 
digten Partei nidt in Anſpruch genommen werden, ſondern nur der 
Staat uw. Der Staat haftet aber der Partei nur, wenn anſich, d. h. 

ohne die Vorſchrift des $ 12 Grundbuchordnung, ein mGzundbun eamter 
ihadenserfagpflidtig ware. areraus folgt, daß bei bloßer „Fahrläſſig- 
teit“ (im Be zu, 840 des —— in * An: au 

lubfidiär“ haftet gem is 530 a6). 1 Sa 2; ool. 4 u 8 839 

Huberdem gilt natürli ce die eligem eine Vorſ rift de dr; ". mitdir endes 

Der hulden“ bes Beſchü isten); Sat. 8 839 Abi. 3 und Anhang 61 zu $ 839. 
Bezüglih des Kechts des Staates, vondem Grundbudbeamten 
Erſatz gi verlangen, beitimmt 3. B. für Breußen Xrt. 8 Yusführ.- 

Ge]. zur rundbuchordnung vom 26. Se tember 1899: tlegt ein Grundbud- 
beamter A je seite ih oder aus gro brtäjfigteit die aoie am obliegende 
Amtspflicht, jo trifft ihn dem Staate gegen rt diein$ BGB. beitimmte 
Berantwortliäteit ... .. . “ Hieraus ul dak der Grundbn amte, der fi 
reiner „groben“ ateit er en hat, in reußen von 
serſatzpflicht“ Trei iſt. — aftpilicht Des Staates, der 

Peer ujw. für ihre Beamten —— "7 89 nebit Noten und E. 


Zu Anhan 58 zu 8 839: Eine Milderung der Haftpflicht der Beamten ent: 
< 539 —— — Abſ. 1 Satz 2, —F der Beamte bei „ „gabe gkeit“ (nicht auch 
orjag“) nur „lubfidiär haftet. Wenn 3. B. bei der Zwangsperiteige- 
zung eines Grunditüds der Rühber eine dem A aus dem Kaufgelde ebührende 
Sublung Tadrkälfiger Mei e an B leitet, jo muß A zunädit den B 
auf Derausgabe (wegen un ler igter Berei zung 88 812 ff.) verkla en, 
und nur, joweit er von ag nit errangt, ann er vom Ri 
Schadenser fordern. Dem ——2 liegt der Beweis ob, daß er ni ht 
von anderer Seite Erfaß erlan fönne- — Auf die bloß „ubfidiäre“ Haft: 
viticht können ſich, wie hervorgehoben ki nicht berufen } erihtsnotzleer 
Notare, wenn fie ihren Auftraggebern durd) Fahr äffigteit Schaden 3 
füge baden: denn diefen haften fie auf Grund des Yuftrags- (Dien t=, 
erk⸗ ) Vertrags emäß 611 ff. 631 ff., 675, was natürlid) nicht aus: 
a, aß lie den gie aggebern zugleid wegen Verlegung einer „A m t s⸗ 
t“ aus 8 839 haften. vgl. Noten und Anhang zu $ 675. 


Zu Unbang 59 zu 8 839: 8 839 Abſ. 2 handelt von der Haftpflicht der Be⸗ 
s 839 amten bei "Ueteilen in Rechtsſachen“. Auch die Urteile ver Berwaltungs- 
rihte, Kaufmanns: Gewerbe-Geridte men ji hierher. 
6 das Wort „Urteil“ in 8 839 Abi. 2 wörtlid Bed nehmen kei, oder ob 
Darunter aud) andere Entjcheidungen, 3. B. die durch, erlallenen 
Arrejtbefehle und einitweilige Verfügungen, —— üſſe, Haft⸗ 
befehle uſw. mit begriffen ſeien, iſt ſtreitig. 


Zu Anhang 60 zu 8 839: Vorausſetzung der Haftpflicht ber Beamten bei 
8 839 Urteilen in Hehtsiahen iſt, dab der Beamte eine „Pilichtverlegung“ begangen 
t, die mit einer im Mege bes ge rihtliden (nicht bloß: disziplinaren) 
Strafverfahrens zu verhangenden öfjfentliden Stra 8 „De: 
droht“ if. Es kommen namentlid) in Betracht SS 334, 336, 339 Str6B. (Be- 
Itejung, vorjüßfighe Re — Nötigung durch Mißbrauch der Amtsge- 
wal DaB de ee un lid) beit zart it, iſt n i ch t Vorausfegung 
Der denserj ee 839 Ab). 2 geiten aljo die Richter bei „Ur: 
teilen“ nur i oriaß, Hal ht au für ae ſelbſt —— für 
„grobes“ ben; aber —- wie hervorzuheben — Diele Beh chränkung ihrer 
Haftung besicht No nur auf ihre Tätigfeit bei „Urtei [ en“, nicht aud auf 
„pilihtwidrige Verweigerung Ver 28 ögerung ihrer Amtsaus⸗ 
übung“. Die Beihräntung der Daftofict de „urteilenden“ Ridters 
ift gewährt im Interejje der Unabhängigkeit der Gerichte und in Berüdfidti- 
gung der Vorſchriften —* Die „Rechtskraft“ der Urteile. 
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Anhang 61 zu 8 839: Für Die Ei ae Beamten gilt 
jeibitverftändlich durchweg aud Die allgemeine Vorſchrift 8 254 betr. mits 
wirtendes Berihulden des Verletzten. 8 839 Abi. 3 ijt eine Yolgerung aus 
jener allgemeinen Borkhrift. 

Gewille Beſchränkungen, zwar nit der ‚Shadenserjagpflidt“ 
der Beamten, aber doch Ein chtlich der „Brogeliualen Berfolgung“ von Scha⸗ 
benserjaganiprüchen gegen mte enthalten die Landesgeſetze. So beitimmt 


rt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, dur welche die Verfolgung 


Zu 
g 839 


ns inführungsgefeg zum en un sgelah: „Un . 
ü 
der 


mten entweder im Falle des Verlangens einer vorgeſetzten Behörde 

oder unbedingt an die Borentjiheidung einer bejonderen Be- 
EN gebunden iit, mit der Maßgabe: 1) daß die Vorentfheidung auf die 

eftftellung beſchränkt ift, ob der Beamte fi einer UÜUberſchrei— 
ihm® \einer Amtebein nille oder Fr an Aus: 
ibm obliegenden Amtshandlungihuldig gema e 
in den Bundesitaaten, in welchen ein oberiter Verwaltu 38 (3. h in 
Preußen das Oberverwaltungsgeridt) behebt. tie Vorent- 
Iheidung dielem, m den anderen Bundesitaaten dem Reichsgerichte zuſteht.“ 
Landesgeſetzlhiche Vorſchriften Iolihen Inhalts beftehen 3. B. in Seen en 
(2 1 Gel. betreffend die „Konflikte“ bei gerichtlichen ! erfolgungen wegen 

miss und Dienſthandlungen vom 13. Yebruar 1854), auch in ern, Baden 
uſw. — Bei den Keihsbeamten gibt es ſolche Beſchränkungen des Rechtswe 
nicht. — Ferner EN . in Breußen noch in Giltigfeit $ 6 des Gel. vom 11. Mai 
1842 über die Zuläffigleit des Nehtsmweges ulw, wo gegen einen 
Polizeibeamten, der durch eine „Boli 2 eiverfügung“ einem anderen 
Schaden zugefügt hat, eine Klage auf „Schadenserjag“ nur dann ftattfindet, 
wenn die polizeilide Verfügung im Belhwerdewege als gejeß- 
widrig oder unzuläjfig aufgehoben ift. 


Anhang 75 zu 8 844: Beilpiele zu 8 844: Cine Werft li am 9. Mai 
1904 dem Lloyd einen ihr in ine — Dampfer Am 13. No— 


vember 1905 platzte der Keſſel und Kapitän A fam dabei ums Leben. Dieſer 
hatte zu die Egg: tlegung) einen a te n, der bereits 
als Techniker einen Lebensunterhalt vollitändig erwarb. ie Annahme 


an Kindesitatt im Dezember 1904 ftattgefunden. ‚Sm März 1913 wird 
der Sohn durch Krankheit erwerbsunfäbig. Angenommen, die Exrplofion wäre 
die Fo ® eines groben Kunitfehlers bein Bau des Dampfers geweken; dann 
it die betr. Werft verpflichtet, dem Sohne jo lange Unterhalt zu gewähren, 
als der Kapitän nad) den Sterblidhleitstafeln wahrkcheinlich gelebt hätte (88 
1601, 1757). Wäre der Kapitän am 13. November 1905 nur verlegt worden, 
hätte er den Son erſt im genuan 106 an Kindesitatt angenommen, und 
wäre er an den Kol der Verlegung im ‚Degember 1906 gejtorben, jo hätte 
der Sohn feinen nfpruch auf denserjaß; denn „zur t der Verlegung“ 
tand er zum Kapitan no nicht in dem (AUdoptiv-)Berhältnis, vermöge 

lien ihm dieſer kraft Geſetzes wdertaut⸗opftichtia werden „konnte“. Aber 
euch im erften Falle ilt die Werft dem Sohne nicht unterhaltspflichtig, wenn 
3. B. der Sohn ein zu feinem Unterhalte Hinreichendes Vermögen vom Kapitän 
geerbt hat und beitgt (8 1602 Ab}. 1). 


Anhang 1 zu 8 854: Zur Einführung in das Sachenrecht: 

I. über den Begriff „Sache“ und die verjiedenen Cinteilungen 
der Sachen vgl. 8 90 und Seite 814 ff. Bejonders widtig für das BGB. iſt die 
Unterjdeidung zwiſchen „Brundftüden“ und „bewegliden Sahen“. Gemein- 
Ihaftlich beiden find eigentlih nur die SS 854-872 mit den in 88 859, 
867 gemachten Unterkheidungen, ferner die 88 903, 904, 985—1011, 1030 bis 
1089 mit den in 88 1037, 1038, 1043, 1044, 1047, 1048, 1056, 1062 gemachten 
Unterfheidungen. Im übrigen ift die Trennung der Borläriften über 
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„Grundſtüche“ und „bewegliche Sachen“ durchgeführt. vgl. 88 873 ff., 925 ff., 
929 ff. 1012 ff., 1018 ff. 1094 ff. 1105 ff., 1113 ff, 1204 ff. Man könnte daher 
fait jagen: es gibt nad BGB. ein befonderes Sachenrecht“ für „Grundftüde“ 
und ein bejonderes für „bewegliche Sachen“. 

Über die Begriffe: Sahenreht — Rechte „an“ einer Sache oder ding⸗ 
lies Recht (es find dies gleichbedeutende Begriffe), — dingliche Rechtsgeſchüfte 
(dinglide Verträge) — und über die Abgrenzung zwilhen dem Sachenrecht 
(drittes Bud) und dem Recht der Schuldverhältniffe (zweites Buch) vgl. 
Seite 850 ff. 

II. Das BGB. regelt folgende dinglichen Rechte: 

A. das Eigentum, d. t. das feinem Weien nah „unbegrenzte“ dinglidye 
Recht (vgl. 5 903), 

B. nachbezeichnete „begrenzte“ dinglide Rechte: 
1. Erbbaureit an Grundſtücken. — 2. Dienitbarleiten (nämlih: Grund- 
bienftbarleiten an Grunditüden, Niekbrauh an Grunditüden und 
bewegliden Sachen, beihräntte perfönlide Dienftbarleiten an 
Grundftüden). — 3. Vorkaufsrecht an Grundftüden. — 4. Real⸗ 
laften an Grundjtüden. — 5. Hypothel, Grundihuld, Rentenihuld an 
Grundftüden. — 6. Pfandrecht an „beweglichen Sahen“. 

Cs gibt alfo nah BGB. an „bewegliden Sachen“ nur 3 dingliche Rechte: 
Eigentum, Nießbrauch, Pfandredit. 

Der in 88 854 ff. behandelte „Beſitz“ iſt fein dingliches Recht 
(„an“ der Sache), fondern nur die in gewiſſem Umfange geſchützte tatſüchliche 
Gewalt über eine Sache, ohne Rücſicht darauf, ob fie rechtlich begründet iſt 
(vgl. Note 4 zu 8 854). — Auch der „Niekbrauh an Rechten“ [owie das 
„Pfandrecht an Rechten“, wovon die SS 1068 ff,. 1273 ff. handeln, find, ob- 
gleich im Dritten Buh vom „Sachenrecht“ geordnet, feine dinglichen 
Rechte (Rechte an „Sahen“), weil ihr Gegenftand nit körperlich, 
alfo feine „Sache“ im Rechtsfinne (8 90) iſt. Praktiſche Erwägungen beſtimm⸗ 
ten den Geſetzgeber, jene Vorſchriften im „Sachenrecht“ aufzuftellen (vgl. 
Geite 815 drittlegter Abſatz). 

III. Die vorftehend unter II aufgezählten „dinglichen Rechte“ bilden 
eine geichlofiene Zahl, die durch Parteiwillktür nicht vermehrt werden 
kann (Gegenjaß: „Recht der Schuldverhältnilfe“ mit feiner Vertrags: 
freiheit, vgl. Seite 853 unter II). Es fann allo 3. B. nit ein „Ding: 
liches Vorkaufsrecht“ (d.h. mit Rechtswirkung gegen jeden Dritten) 
an einer beweglihen Sade, 3. B. einem Pianino, begründet werden, 
jondern nur ein unter den Vertragſchließenden perjönlid 
wirtendes (vgl. 88 504, 1094 nebit Noten). Cine fernere Folge ijt, daß nur 
die unter II aufgeführten „Dinglihen Rechte an Grunditüden“ in die zum 
Nachweiſe der Rechtsverhältniſſe der Grundftüde beitimmten Grundbüder ein- 
getragen werden können (vgl. Anhang 1 zu 8 873). Dagegen kann 3. 3. nicht 
das „Miet: oder Pacht⸗Recht“ an einem Grunditüde in das Grundbuch einge- 
tragen werden, ſelbſt nicht wenn Vermieter (Berpädter) und Mieter (Pächter) 
es übereinftinmend zur befonderen Sicherung des Mieters (Pächters) bean- 
tragen, weil nad BGB. „Miete und Baht“ nur ein (perfönlides) 
„Shuldverhältnis“ zwilden den Bertragichließenden begründen. Es 
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können jedoch nicht blog bereits „beſtehende“ dingliche Rechte, ſondern auch 

ſchon die bloß perſönlichen Anſprüche aus einem „Schuldverhältnis“ auf „zus 

fünftige Einräumung“ (bezw. Aufhebung) eines „Dinglidden Rechtes“ an einem 

Grundftäde durch Eintragung einer „Vormerkung“ im Grundbuche gefichert 

werben und dadur gewiljermaßen „DBinglide Kraft“ erlangen 

(vgl. Seite 852, 853 und $ 883 nebit Anhang 40-42). 

Auber der unter II aufgeführten, dur das „BGB.“ feſtgeſetzten ge: 
ſchloſſenen Zahl „Dingliher Rechte“ gibt es aber infolge ver im Einführungse 
geieke zum BGB. gemachten Vorbehalte für Die Landesgejeke noch zahlreiche 
„dingliche Rechte“ der „Landesgeiehe”, die Dur das BEB. „unberührt 
bleiben“ und die au in Zukunft durch die verfhiedenen Landes- 
geſe tze verſchieden geregelt werden können, insbejondere auf dem Gebiete 
des Agrarrechts, Bergrechts, Jagd⸗ und Fiſchereirechts, Forſtrechts, Waſſerrechts, 
Deichrechts uſw. vgl. z. B. E. 59, 60, 62—69, 73, 74, 80 Abſ. 2, 83, 89, 91, 94, 
96, 109, 111—133. 

IV. Die Übergangsvoriäriften (vgl. Seite 732 unter d) zum „Sachen: 
recht" find enthalten in E. 180-197. 

V. Das „Sachenrecht“ des BGB. beruht auf vier Grundlagen: Cs 
find dies: 

1. Die Grundbucheinrichtung für die „Dinglihen Rechte‘ an Grunditüden, vgl. 
88 873902, insbejondere Anhang 1 zu 8 873 nebit dem dort mitgeteilten 
preußiſchen Formular eines Grundbuchblattes. 

2. Die Lehre vom „Pinglihen Bertrage”, vgl. Seite 855 ff. 

3. Der Grundjaß, daß zur Begründung von „dinglichen Rechten“, ſoweit fie 
durch „Rechtsgeſchäft“ („vinglihen Vertrag“) erfolgt — der Gegenſatz 
ft: Begründung „dinglicher Rechte“ infolge Erbrehts, Zwangspver 
teigerung, Enteignung ulw, — das „Rechtsgeſchäft“ (der 
„Dinglihe Vertrag“) in der Regel niht genügt, jondern dag zu dem 
in dem „Rechtsgeſchäfte“ zum Ausdrucke gelangenden „Willen“ der Be- 
teiligten, ein „dingliches Recht“ zubegründen, in der Regel noch eine 
dieſen Willen „äußerlich erkennbar“ machende Tatſache hinzukommen muß, 
und zwar gilt dieſer Grundſatz: 

a) für „Grundſtücke' unbedingt, indem zur Begründung des „Eigen- 
tums“ und der anderen (oben unter II. B. genannten) „Ding: 
liden Rechte“ an Grundftüden durch „Rehtsgeihäft“ (ding 
lihen Vertrag) überall die Eintragung im Grundbuch erforderlich, iſt, 

vgk. 8 873; 

b) für „bewegliche Sachen“ in der Regel, indem zur Begründung des 

Eigentums, Nießbrauchs und Pfandrechts (dies find die 

Drei im BGB. geregelten „dingliden Nechte“ an bewegliden 

Saden) durch „KKRechtsgeſchäft“ (dingliden Vertrag) die körper⸗ 

liche fibergabe der Sache erforderlich it. vgl. SS 929, 1032, 1205. Dies 

ift Die Regel; die „törperlidhe Übergabe“ kann jedod) auf die in 88 930, 

931, 1206 angegebene Weile „erfett“ werden. 

4. Die weitgehende Wirkung, die dem „guten Glauben“ im ſachenrechtlichen 
Geihäftsverfehre beigelegt ift, im Gegenfaße zum „Recht der 
Schuldverhältniſſe“; vgl. hierüber Anhang 16 zu 8 404 Seite 880. 
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Noch Es tommen hier Hauptjähli in Betracht 88 892, 893 betr. Grundftüde und 
In 88 932936 betr. bewegliche Sachen; vgl. dieſe SS und die Noten dazu. Es 
8 gehören fermer hierher 3. B. die 88 955-957, 10832, 1138, 1155, 1207, 
1208, 1244, 2866 (1507). Alle vorbezeichneten Vorfchriften gehören zu den⸗ 
jenigen, die das BGB. unter der Häufig wiederfehrenden formel zufammen - 
faßt: „Borjchriften zu Gunften derjenigen, welche Rechte von einem Nicht⸗ 
berechtigten herleiten“; vgl. 3. B. 88 135 Abi. 2, 161 Abi. 3, 2113 Abi. 3. 
Nah der Rechtslogik gilt der Grundjat: „Niemand Tann auf einen 
anderen mehr Rechte übertragen als er ſelbſt befitt“, woraus folgt, daB 
man ein „dinglides Recht“ an einer Sache (3. B. Eigentum, Hypothek, 
Pfandrecht, Niekbraud, Dienitbarkeiten uſw.) dur „Redhtsgeihäft" nur 
erwerben fann, wenn demjenigen, von dem man es erwirbt, 
dieſes Recht (oder die „Befugnis“ zu feiner „Begründung“‘) a uch wirk— 
li zu ſt eht. Bon diefem Grundjahe macht das BGB. im Interefle der Ver⸗ 
kehrsſicherheit die in den oben bezeichneten Vorſchriften (insbeſondere 88 892, 
932 ff.) feſtgeſetzten Ausnahmen, indem es denjenigen, der durch „Rehtss 
geihäft in gutem Glauben“ ein „Necht an einer Sache” erwirbt, ſchützt und 
ihn das „Eigentum“ oder Jonjtige „dinglide Rechte“ an der Sade 
rtehtswirtjam erwerben läßt, ſelbſt wenn demjenigen, von 
dem er das Recht durch Nechtsgeihäft erwarb, Das Recht (oder die „Be: 
fugnis“ zu feiner „Begründung“) gar nit zuftand. Das Nähere vgl. die 
Erläuterungen zu den oben bezeicyneten SS. Jedoch jet ſchon Hier darauf hin: 
gewielen, daß der Begriff „guter Glaube“ ein anderer iſt im Grundftüdsvertehr 
als tm Bertehr mit bewegliden Sachen. Im Grundſtücksverkehr jchadet nämlich 
dem Erwerber eines Redts nur die wirllide Kenntnis der Unrichtigkeit 
des Grundbuchs; im Verkehr mit bewegliden Sachen jchadet Dagegen dem 
Erwerber nicht bloß die wirllide Kenntnis, daß dem Ber: 
äußerer die Sache nicht gehört, jondern es ſchadet ihm aud ſchon die auf 
feiner „groben Sahrläffigleit“ beruhende Untenntnis. Das Nähere vgl. 

in den Erläuterungen zu 88 892, 932. 

Zur Ausgleigung des durch den Schub des „guten Glaubens“ bes 
Erwerbers eines „dinglihen Rechtes“ dem „wahren Berechtigten” zuge 
fügten materiellen Redtsverluftes dienen die Vorichriften über ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung SS 812 ff., insbeijondere SS 816 Abi. 1, 822. vgl. Das 
Geite 859, 860 Gejagte. 


Zn Anhang 2 zu 8 854: „Beſitzſchutz“. — „Rechtsſchutz“ auf Grund des 
8 854 „Befiges“. 

I. Das Geſetz gewährt dem „Bejiger“ einer Sade lediglih auf Grund 
der bloßen Tatjache feines „Beſitzes“, d. — ‚tatſächlichen Gewalt“ über 
die (vgl. 8 854 nebit Note 4), „Befigihuß“ ohne Rüdfiht darauf, ob fein 
Bes ein rechtmäßiger oder unrerhtmäßiger iſt; au der „Dieb“ genießt 
„Beisihug“ Mord und Totihlag würden bereichen, wenn es dem A, der 
leine mit jeinem Monogramm gezeichnete, ihm bei einem Brande abhanden 
gefommenen Saden im Beſitze des B findet, erlaubt wäre, dieſe Saden ohne 
weiteres dem B wegzunehbmen. Das verlangt die Ordnung im 
Staate, das verlangt die Achtung vor der Perjönlidleit. „Dem Hund nehme 
ih die Sache mit Gewalt weg; nehme id) jie dem Menſchen, jo behandle ih 
un wie einen Hund und nit als Perjon; das iſt der Ausgang des gangen 
Befisihußes“. Unter gewilien Borausjegungen verlangt allerdings Die 
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„Befitzſchutz“ — „Rechtsſchutz auf Grund Befites Anhang 
„Achtung et der Perfon“ des im Beſitz Verlebten oder Bedrohten, daß das Noch 


ihn nicht auf den umftändlichen „, bogehwe “ verweife, jondern ihm das 
Seit der Kohlen gewährte. IR. unter II. B 

II. — ährt Dem „Beliger“ einer Sache —A auf 
Grund der Tatſache ſeines Beſitzes en „Beſitz⸗Entzi ung“ oder tz⸗ 


— “ Dur „verbotene Cigenmagt‘ (8 — eſitzſchutz: 
elbſihilfe e gemäß 55 859, 860 (vgl. auch $ 229), 
5 ihtlihe Klage gemä —* 862 ff. binnen Jahresfriſt (8 m 
n Dies die fogen. „ — ‚Kia en, für die (im Gegenia 
rügeren Redhte) ‚prose e“ eſonderheiten ni * 
tehen. ben und, was —2 beſonders pichtig a, vor Der förmfichen 
erditihen R Klage ehe in Einen demje ni der Befit feines 
—— — ee h Le Sage era gen Sn der Bi 
eitört i ã s u, 
Gericht —— en rom Seitweiligen Seragen zu gem 


„gum Zweite der lung eines ein tweiligen andes“ Fis 
sur SEE gen de Kla ur —2* des Antrags iſt 
8 266 3PO laubha — u ma B. durch eidesitattliche 
nen von unter Umftä durch eigene eides⸗ 


alle Ver icherung), dem Ant heller fein dur „verbotene 
genmacht ht IR Be — Rs daß er du —E Eigen⸗ 
mache“ in n jinen * geit t fei. 


II. gewährt dem Befiger einer „beweglichen“ 
7 au; eine Vet ferner, » lediglid u Grund der 

Tat lage ei Bent es“ nit nur den zu 11 berhrieben —— 
(„ —ã— und „Beſitzſchutzklage“), —* unter Vorausſetzungen 
und in gernillem Umfange ud „Redisichuk“, —— 8 des jenigen 
ehtes“, Grund befien er Den „ Dei 8“ der betr. glichen 
— in Anfpru nimmt, ohne den „Beweis“ dieſes Rechtes von ihm zu 
fordern. Das Ge geht hierbei davon aus, daß Re der Erfahrung vn 9 
lichen — Tiner einer Sade in der el aud ein „Neht“ 


I, Die „Dbeligen“. „Sei im Bei u wohnit im R 

5 DEE hr bat bieken Erfahrungsiag tm den wi igen er 1006, 1007 anerfannt 

und verwertet. Danach können: 

a) der Eigentümer, ——— Pfandbeſitzer, Mieter, 
Pächter, Entleiher inder einer „beweglichen“ Sale, 
oder wer 3. B. als „Beauftragter“ oder auf Grund eines fonftigen 
„Shuldverhältniffes“ ein Recht zum „Beſitze“ Bat, wenn fie 
eine beweglide Sade „im Beſitze ehabt“ aben, ledig- 
lid auf Grund dieſer (von ihnen zu iſenden) Tatfade und 
Er ne ihr Eigentums», Nießbraudss, —2 Miets⸗, Pacht⸗ oder ſonſtiges 

echt“ beweifen zu miſſen von dem gegenwärtigen De 
figer Die ed e“ der Sache nebit Mugungen und 
etwaigem „Shadenserjat“ nah Maßgabe des 8 1007 in Verbindung 
mit den dort in bezug genommenen 88 986-1003 fordern Anſpruch aus 


früherem Beſitze); 

b) der Cigentümer, ehe Pfandgläubiger, die 
eine „bewegli es“ ea Beſitz Haben“, die a ung 
oder Unterlajju j —— ihres — 
auch wenn ſolche n ihr in der „Entziehun Gran —E Be: 
tißes der Sache beiteht, lediglig auf Kar der (von ihnen zu be 

a ihres Beſitzes“ und ohne ihr Eigentums-, 
Niekbrau Pland-, Recht“ beweilen zu müſſen, gemäß 38 1004, 
1065, 1227 in Verbindung mit $ 1006 fordern. 

Diele, zu a und b bezeichneten Klagen nennt man, weil ſie 8 eines 
„Nehtes“ verlangen (im Gegenſatze, zu den bloßen Beſitzſchutz⸗ ober 
dofiejocilchen Klagen), Rechtsſchutz⸗ oder pefiteriie Klagen. Sie ind nt 

bloß, wie die „Belibihuß‘-Rlagen binnen Jahresfrijt zuläj N 
ſondern ſie verjähren erſt in 30 Jahren. 
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zu 


Anhang Beſitzſchutze nnd Rechtoſchutz⸗Klagen 


Die „Beſitzichug“⸗Klagen aus 861, 862 gemäß II. B. tönnen mit den 
u III a und . — „Reh Ichugꝰ· Kiagen ga derfelben Klage vers 


8 854 unden In werden; 8 


Das hier unter III Gelagte gilt, wie nochmals herporgehoben werde, 
nm für Den Beliher einer Sewegligen Sache. Für das Grunditädsredt liegt 
Grund 2 er Grun budeinei ung ein Bedürftis des „Nehts“-  ohußes auf 


der Tat 6 nidt vor. Was beweg: 
hen“ Saden Beth‘ Grund — vi „Eintra- 
n vr ng im Grunbbude Et Grande wird Rechtsſchut en jenigen ge 


tt, — im Grundbud eingetragen ift, ledig li 
Grund der Tatfade ver ET EBUN obne Daß er zu beweijen 
braudt, feine „Eintragung“ jet „zu u Redt“ erjofgt. vgl. Hierzu An- 
Bang 57 8 881, jedoch auch 8 1029 nebit Note 


im vorliegenden A um die Lehre 

vom —* 3 Ka Hört das en III er —A 
ſtreng genommen nicht hierher. Es wird Chu der Einze n 
germieen Em die 8 a ff. 1004, 1006, 1007 (Schu igentums:Redhts), 
chutz des iekbraudhs - Nehts) | 8 1a ( ei Pland-R echt — 


eh en insbejondere Note 1. gu Hinweis darauf, ba 
das Gele — die Res] ——* über er, „de ide Sa 
lediglid auf die Tat ſache Des „Beſintz e s“ zu ſtützen, mußte ſchon hier 
bei der 53 vom ‚, erjolgen weil vielfad) Unftarheit über den Unter: 
Ichied zwilden Beſi ae und „Rechts ſchutz'⸗Klagen herziät. Dieje 
Unklar und —Se— kommt ‚daß, wie wir 
a) bie VBorausjegung der Belt öug-Rlagen (zu iu B) und der 
Ned is lagen Cu IIla und b) die gleiche Ne nämlid: die Tat- 


b) der Antrag der Befigi lagen (zu 1! B) und ver Redtsj * 
Klagen (u! III aundb) in Regel der gleiche tit, nämlich: auf 
ausgabe“ der Sache oder auf „Beleitigung oder Unterlajlung einer 
rung . 
Unterſchi ied der —— agen (zu II B) und der — 
Klagen 7* Sy: teht, wie ih aus dem bisher Gelagten ae a 
si ßz⸗Klagen vertritt der Klä Standpunft: ig ve 
fange Schuß meines „Be Tiß ie s“ (meiner tatſächlichen Gewalt über Die adhe) 
egen Beliß-, ‚Entztehung“ ober —* Störung“ ledi lich auf Grund der Tat⸗ 
meines „Belises“; ob id) aud) ein , Recht“ die Sache zu befiten, 
fie ungeturt ou beſen —— 
—2* n zu III vertritt der Kläger den Standpunft: 
4 veran nge sun —— ——— als Eigentümer, Nießbraucher, Pfand⸗ 
Larbiner, Mieter, Pächter, Entleiher ur einer ‚bewegliden Sade“. 
Dak B mir das Cigentumss, Njeßbrauch⸗ fandrecht, ein Miet⸗, Pacht⸗ uſw. 
Recht nalen praudei nicht zu beweijen“: denn da meinen 
Befik“ beweglichen © bewielen habe, ſteht mir bis sum Gegen- 
bemeile die Dermutung ur Seite ($ 1006), daß ih auch das von mir in 
Anſpruc genommene m Recht“ 
ie Sol des vorſtehend beichriebenen Unterſchiedes zwikhen Beſitz⸗ 
—* und ——— i: ſind: 
enüber den „ he lagen aus 88 861, 862 (zu IT B) fann ber 
u: lagte nidt, wiele den „Rechtsſchu 8 Klagen“ ei III), einwenden, 
daß er felbit ein „Recht“ zum 8 F end De ba (3 8. weil er Ei 
tümer der Sache, weil fie ihm zum P nd gegebe n ur weil er fie gemietet 
babe ujw.), oder er ein de a Der Kläger Körenden andlung 
3. zum Spielen auf dem im Beſitze des Klä indlichen 
Klaviet. Nur im des $ 863 kann „gegenüber einer „ isfpug"-RRlage 
oder e auf ein „Net“ Bezug genommen werden. ehe bel 
u 8 863: Der Hauswirt nimmt feinem aus der Wo ung sus 
eikter eint ilder weg. Der Dieter erhebt die „ sus: 
Klage“ aus 8 861 auf Herausgabe der Bilder. Der Hausmwirt kann 


342 





a 


Dad en Anhang 


dig Beat ich habe m rnidt, werbotener Gigenma 
jondern > atte ein , + zur Wegnahme“ 
Bilder Fmäh Rn er —* bſ. 1 ne te isenmeät), —* 
einer mir noch zu ee en nd von 200 
Mieter muß ui Kine Kl bgewielen werden. 
Yus —— von „Rechts“⸗Ein— 
—— —* N Die » lagen‘) ergibt ſich daß die Beſitz⸗ 


—ã agen möglicherweiſe Bat einen vorläufigen Erfolg haben, während 
bie Rechtsſchutz⸗Klagen immer einen endgültigen Erfolg haben. enn 
A auf die „Bejig)dhug"-Rlage des B am 1. April verurteilt wird, dem 
B die diefem gewaltiam weggenommene Sache herausz eben, o ann dem 
B widerfahren, daß er am 3. April anf die Recht s ſch u z“Klage des A 
verurteilt wird, dieſem die Sache zur üdzu eben, weil A den —* 
geführt rat dak ihm das Ci entums-, tan der Sache zuſ 
daß er fie nur verloren gehabt und B fie "etun habe, weshalk, er 
dem B gewaltjam weggenommen habe, was er nicht durfte und weshalb er 
auf die „Belik “Klage Des B zwei Tage vorher verurteilt a en 
2. Die „oehiäub „Sa aus 88 861, 862 (zu II B) geben 
und Zwecke nach —— auf —— bes | Beſitzſtandes — Gemusgeb 
der Sache, Beſeitigung oder Unterlaſſung Störung, vg 
8861). Pit den „Rechtsſchutz“⸗Klagen zu III: kann wie Dies aus 
dem ſen und Zwei des Recht s-Schutzes als bitverftändlich 5* * 
ibt, der Kläger vom Beklagten außer der Herausgabe der beweglichen 
ae, der Beleitigung oder Unterlefjung ner Beeinträchtigung 


Rechtes Des Klägers auch Die Her Der Erſatz der Dem Kläger * 
enen Nutzungen der em und R dem Kläger entſtandenen 
Enden fordern. Umgelehrt m r Betlagte in dem P 


über die he HisiHus -Rlage Erjag der jeinerjeits auf die von i 
FT Sache etwa gemachten Verwendungen beanſpruchen. vgl. 


Anhang 1 zu 8 873: Das „Liegenſchaftsrecht“ des BEE. 

8 873 ift Die grundlegende Borihrift des „Liegenſchaftsrechts“ des BGB. 
— Die Hier in Betracht fommenden „Rechte an Grundftüden“ find: Eigen: 
tum, — Erbbauredt, — Dienftbarfteiten (Grunddienit- 
barteiten, Nießbraud, beſchränkte perjüönlide Dienſt— 
barfeiten), — Borftaufsredt, — NReallaften, — Hypothefl, 
Grundihuld, Rentenjhuld. ogl. eg 850 und 938. 


Schon vor dem BGB. n die „Rechte an Grundftüden“ (das [ogen. 
—— aftsrecht) im größten Teile Deutf s auf der Grundlage „öffent- 
“ geordnet. s üt dis eine deutſche em dem 
cm milden 5 I gar 7 nm Berteh Die —— a Ken ür den 
3 t gine ver rundlage ,‚ in- 
dem fie die „Erfennbarteit He tsltandes der Grund- 
ſt ücke“ fichern Demjenigen, ber in au —* rwerbung eines „Rechtes an 
einem Grundſtücke“ gerichtetes „Rechtsgeſchäft“ im Bertrauen auf den Inhalt 
des Buches vornimmt, wird diefer Inhalt als rihtig und eek m 
ewährleiſtet; dem Buche wird „öffentlider Glaube“ Deigelegt 
— 891, 892. — fiber die —* ng — Staates für Verjehen der —e 
amten bei ung Der Grundbücher vgl. Seite 935 unten. 
Die früheren Landesgejete ſchieden fi ‚en In meer Gruppen: 
Die eine verwertete die Bucheinrichtung nur für die des Di y Po 
thetenvertehrs‘, folgte mithin dem anne „Pfan 
Initeme“, während die andere au) die Crwerbung des Eigentums "und 
\onftiger Rechte an Grundftüden auf der Grundlage der Bud: 
einrichtung ordnete und demgemäß zur Annahme des fogenannten „Grund: 
budiyitems“ gelangte. 
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Auhang Die Grundbucheinrichtung 


Noch 


s 873 





Das BGB. folgt dem Grundbuchſyſteme. Nach dieſem beſteht: 


die erite Aufgabe der Bucheinxichtung in dem Nach weiſe der 
einzelnen Grundſtücke, 
die zweite in der Siqherung des Eigentums, 
die dritte in der a AA LER des Eigen: 
tums, insbefondere der Hypotheken. 
nd BGB. hängt die übertragun s Eigentums an einem Grunds 
ſtück auf Erund eines „Rechtsgeſchäfts“ —* die „rechtsgeſchäftliche“ Neu⸗ 
Degt ründung alien 3 Supoibe ‚ einer un Kentenihuld oder eines 
echts an einem Grunditüd (Crbbau Grunddienit: 
barkeit. en —— perſönliche Dienſtbarkeit, Vor aufstedit, Real- 
fait) von ber Eintragung im Grundbud ab; ohne „Eintvogung“ fein Eigen: 
fumserwerb duch „Ne ents9 geſchäft“, tein "Erwerb der aufgeführten 
dingtid e dur) „ A| — iermit iſt der gr orteil 
ein Gegenſan zwiſchen, eigentum“ und „wirk— 
lien — Pl, in damen 3 ällen eintritt, in denen der amt: 
rüfung ein „un ee Übertragungs:- 
Sen t zur Eintragu ung er heichint iſt ie in Fallen, in denen das 
ur niat * echtsgeſchäft“, ſ konnen Kt anderem Wege 
folge, Smangsver teige rung, Enteignung) ge- 
en ven Sällen tveifen aber die Bee teignung 
Bee Bmangsoefiigen sgeſetz) rſorge, daß das undbuch mög 
fonel mi — wah ten  ehislage in Übereinftimmung gebracht wer 
vgl. a 
über die Bedeutung der Grundbudeinrihtung insbejondere für den 
Grundkredit⸗Verkehr vgl. Anhang 1 zu $ 1113, insbejondere unter II—IV. 
Die Vorſchriften über die Einrichtung der Grundbücher und das Ber- 
en in gBrunbbuchjadhen ind in der Grundbuhorbuung vom 24. März 1897 
owie in den zu ihrer Ausführung ergangenen Lan Dengeiehen und Juſtizver⸗ 


waltungs-Anorbnungen enthalten. Bezüglid) der er u rer 2 aus dem 


Sur Zero in u neue echt „oe. PER Se u 188 —E 
ur g des ns rundbucheinrichtu e man 
das im nach den eines Grundbuch⸗ 


abgedruckte preußiſche Formular 
blattes, zu pa olgendes zu bemerfen i Pi 

Die Grundbücher werden von den zundbuchämtern geführt. Die Amts⸗ 

erichte find end augleic) Die Grundbuchämter, aus enom men in Württem- 

den beiden Medlenburg, wo a grundbuuhamtliche 

Se ae ve den Amtsgeriten übertragen werben fönnen. te Einrichtung der 

‚ insbejondere das Kormular eines Grundbudblatts, beitimmt ſich nad) 

ben Anordnungen der ng perl Die 0 joweit jene Einrichtung nicht 







in der Grundbuchordnung geregelt ft. Die yundbücer find für Bezirke ein- 
zurichten. Grundſtück ba im Grundbudh_ eine ndere Gtelle 
(Grunbbu ae ya) Erbbaurechte erhalten ein Grundbuchblatt (8 1017 
und GBD Landesrecht & B. in Breußen können auch Bergwerte, 
jelbftändige —E — u:6 tigfeiten und „ubere jelbitändige Gerechtig⸗ 
keiten ein Grundbuchblatt erhalten, vgl. E 68, 74 und Br 6. 40 ſowie 
—* Ausführ.⸗Geſ. — GBD. 22, 27, B. Das "Grundbuchblett“ ift für Das 
ftüd als das „Grundbuch“ im Sinne des BEL. en ($ 3 630D.). 
Die En des Grundbudjs ift jedem geitattet, der ein igtes — 
darlegt. Das gleiche gilt von Urkunden, auf die im Grundbude ur Äänzung 
einer Eintragung Bezug genommen. it, Towte von ennodnidterledig- 
ten Cintragungsanträgen. Soweit die Einfiht des „Grundbuchs“, der vor- 
bezeichneten „Urbunden‘ und der Hal nicht erledigten „Eintragungsanträ one” 
tattet IR fann eine Abſchrift gefordert werden; Die Abihrift it auf 
langen zu beglaubigen (8 11 daſelbſt). Die Landesjuft altung kann an: 
ordnen, daB Grundalten gehalten werden. (Für Breußen it beftimmt, daß 
für jedes Grundbuhblatt bejondere Grondatten gehalten 
werden. Bei Dielen Grundalten iſt eine Tabelle zu Halten, die mit dem 
Grundbudhblatte wörtlih übereinftimmen muß. Infolge⸗ 
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Die Grundbucheinrichtung Anhang 
deſſen beichränft man fi in der Regel auf die Einfiht der Tabelle, da die Noch 


Einfiht des Grundbuds feibit umftändlicher if. Wenn aber die Tabelle nicht 


mit dem Grundbud übereinitiimmt, fann man fi nit auf die Tabelle be: $ 


rufen. Zu den Grundaften werden alle Urkunden genommen, auf Die 
eine Eintragung fi gründet oder bezug nimmt. Die Herausgabe einer 
ſolchen Urkunde darf nur erfolgen, men fait der Urkunde eine beglau- 
bigte Abſchrift aufbewahrt wird.) Cine Sintragung in das Grundbud 
jofl, joweit nicht das Gejet ein anderes vorſchreibt (3. B. gewille Eintragungen 
eihehen von Amtswegen, vgl. $ 54 GBO.) nur auf Antrag erjolgen (Antrag- 
rinzip). Der Zeitpuntt, ın weldem ein Antrag bei dem Grundbuchemt 
eingeht, fol auf dem Antrage genau nad) Stunde und Minute vermertt 
werden ($136BD.). Werden mebrereCintragungen beantragt, durd) 
die Dasjelbe Recht betroffen wird, Jo darf Die päter (z. B. um 11 Uhr 
vormittags) beantragte Eintragung nicht vor Erledigung des früher 
6 B. um 10 Uhr 55 Min. vormittags) geſtellten Antrags erfolgen (8 17 
BO.). Sind danach die Anträge unvereinbar, jo iſt der pätere 
ueüdgumeiis n. Antragsberechtigt iſt jeder, dejjen Recht von der 
intragungbetroffenmwird, — 3. B. bei der Eintragung einer Hypo⸗ 
thek oder Grundſchuld der Grunditüdseigentümer, bei der Eintragung Der 
„Abtretung“ oder Derpfänbung” einer Hypothek oder Grundihuld der Hypo: 
theten-(Grunidihuld-)G äubiger, — jowie jeder, gu deſſen Gunlten 
die Kintragung 
Hypothet oder Grun 
eingetrageft werben foll ($ 13 GBO.). Dem „Eintragungs-Untrage” muß in 
der Regel die „Eintragungs » Bewilligung“ Ddesjenigen zu Grunde Tiegen, 
defjen Recht von der Eintragung betroffen wird; vgl. vor- 
ſtehende Beifptel. (8 19 GBO., Koniens-Brinzip.) Soll die „Übertragung“ 
einer Hypothek, Grundichuld oder Rentenihuld, über die ein Brief erteilt H 
einget werden, jo genügt es, wenn an Stelleder „Cintragungs- 
bewilligung“ die „Abtretungserftlärung“ des bisherigen Gläu: 
bigers vorgelegt wird & 26 GBO.). Cine Eintragung in das Grundbuch ſoll 
nur erfolgen, wenn die Inteagungsbewilligung oder die Jonitigen zu der Ein- 
tragung erforderlihen Erklärungen vor dem Grundbuchamte zu Protokoll ge- 
geben oder durch öffentliche oder öffentli beglaubigte Urkunden nachgewieſen 
werden. Andere Borausiekungen der Eintragung (3. B. ob jemand Bor: 
mund ift, ob jemand geitorben in bedürfen, ſoweit fie nit bei dem Grund: 
buchamt offenkundig find, des Nachweiſes durh öffentlide Urkunden; 
vol. $ 29 GBD,, edrudt Note 13 zu 8 873, Seite 280. Jede Eintragung 
joll ven Tag, an welchem fie erfolgt üt, angeben und mit der Unterjhrift 
Des [der] Grundbudhbeamten verjehen werden ($ 45 GBO.). Jede Eintragung 
ſoll Antragſteller und dem eingetragenen Eigentümer, * 
im übrihgen allen aus dem Grundbuch er chtlichen Perſonen von Amtswegen 
befannt gemadht werden, zu deren Guniten die Eintragung erfolgt ift 
oder deren 2 durch jie betroffen wird; vgl. obige Beilpiele. 
g 55 GBO.), — Formulare für Eintragungsanträge uſw. vgl. Anhang 1 zu 
er * — ſche Formul Grundbuchblatts umfaßt (lediglich 
s preußiſche Formular eines Grundbuchblatts umfaßt (ledigli 
beiſpielsweiſe) 11 Seiten. Dazu iſt der Überſichtlichbeit —— 
deß Vermerke und Eintragungen, die ihre Bedeutung verloren Haben oder 
gelöſcht find, rot unterftrihen werden. 


rfolgen ſoll, 5. 8. derjenige, Tür den eine 


Amtsgericht Koban. 


Grundbuch 


bon 


Buchhain, Kreis Seefeld. 
Band I Blatt Nr. 12. 
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Ihuld, die Abtretung oder VBerpfändung einer ſolchen 


zu 


373 


Grundbuchhformular 
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„Einigung” im Sachenrecht Anhang 


Anhang 6 zu 8 878: „Einigung“ der Beteiligten und „Eintragung“ im Zu 

Grundbude jind die in $ 873 dhriebenen Dorauießungen Tür jede „Rechts: 3 873 
änderung“ an einem Grunditüd durch „Nechtsgeihäft”" (den Gegen os 6 bil- 
den die „nit tehtsgeigättligen‘ 9 ehtsä enden 3 B. 
Erbfolge, Dmwangs- »Berfjteigerung, Enteignung Wäh ent 
die igung“ der Beteiligten A Gebiete Des „NR ver Sch u — 
niff kt echtweg „Bertrag“ genannt wird, —* BGB. dafür im Ge: 
biete des —— —— den Ausdruck „Ein “als techniſchen 
eingefü Die „Einigung“ ift aljo der jahhente rehtlihe Vertrag“. 
Der willen ftliche Sprachgebrauch hat dafür d die Bezeichnung dinglicher Ver⸗ 
trag. Das Nähere hierüber it Seite 855—860 unter III und IV gejagt. 

Die „Einigung“ der Beteiligten iſt erforderlich, damit „maieriel“ eine 
— ct einem Grunditüd 2 Bele Rechtsgeſchäft“ entite | 

h, Sin des Eigen tums von A auf B en ung giner a at und. 
Bu mtbartei u „ulm. für C auf dem 6 tretung einer 
ypo Grun ae itens Fan G, nung ober Beitellung des 
ie Brauch 5 an einer 9 Dypot des H für S ujw. Für das formelle Net d. h. 
jür Berfahren des runbbuceichters iit es — abgejehen von den Fällen ber 
etaflung, (85 925, 1015) — umerheblid, ob die „Einigung“ ftattgefunben 
rundbugdri ter hat dies daher aud nit F prüfen. 
ür 2: Eintragung einer echtsänderung“ im Grundbude genügt immer — 
abgejehen von De ällen der „Auflallung“ (88 925, 1015) — Dr Bewilli: 
gung besjenigen, deflen echte Davon betroffen wer en „819 68 D.) vgl. das 
Seite 945 über „Antrag“: und „KRonfens = Prinzip igte und Note 2 zu 
— 1113). — Beiſpiel: Der — fseinentümer" A. reiht beim Grund: 
uchrichter „jeinen Antrag und jeine Bewilligung” auf Ein- 
tragung einer ——— Buben 10000 ME. für P ein, obne vorher mit 
P davon beionders geſprochen zu ‚jondern lediglih in der Hoffnun 8 
P, der fein Freund ijt und An Tel frü :t einmal allgemein verjprochen hat, 
werde ihn im Notfalle nicht mit Gelb in Verlegenheit talien, werde ihm das 
Geld geben, wenn erit die Hypothek für ihn eingetragen kei. Der Grundbud): 
richter trägt nun die Hypothek von 10000 BE. für P ein und muß fie ein: 
. tragen, weil für ihn nur die „Bewillt ung“ des Grundſtücks— 
eigentümers in Betradt fommt, und es ihn on s angeht, ob die zur Be- _ 
gründung des Hnpothelenrechts ür P nah 8 873 materielltehtlid) 
erforderliche , Spot gung zwiſchen A und P erfolgt it. Nachdem die Ein- 
kogung der Sapotbe —— kit, lehnt P aus irgend einem Grunde die Her- 
der 10.000 Da hiernad; die „Einigung“ nicht zuftande 
me jo entiteht nah r 873 au) feine Hypothet für P, o ei fie für ihn 
bereits eingetragen it. Das Grundbud iſt alſo un ti ig („mit der 
wirklichen Redtslage nicht im — und A fann nur (nörgenfalle im 
ge der Klage) be daß P (auf Koſten des A) die Löſchung der 
jur ihn eigettogenen Hypothe t ‚min B 894 bewillige.e. Wenn P dies nit 
ofort tut, kann A im der Iehleunigen , initmweiligen VBerfü- 
gun gemäß 8 899 die Eintra vagung eines „Widerjpruds“ gegen 
die Nihtigleit des Grundbuchs beantragen, um zu verhindern, 
daß P die für ihn im Grundbud eingetragene, materiel nicht ent: 
ftandene Hypothet zum Schaden des A verwerte (3. B. durch Abtretung an 
C); denn vermöge — „öffentlichen Glaubens“ des Grundbuchs gilt 
Dritten gegenüber, die die Unrichtigkeit“ des Grundbuds nicht 
fennen, P als % zur Verfügung ‚Über die Hypothek) beredhtigter Hypo: 
thefen fäubiger, obgleich er es, wie gezeigt, mangels „Einigung“ tat- 
ſächli niemals geworden int (vgl. auf 8 1139). 


Anhang 7 zu 8 873: Da der „Berehtigte” bereits als jolher im Grund: Zu 
buch „eingetragen“ jei, tft für ie Gültigteit der zwilhen ihm und der anderen 8 873 
Partei erfolgten „Einigung“ nit Vorausſetzung (vgl. 8 185). Aber eine 
„Eintragung“ im Grundbude |oll nad $ 40 GBD. nur erfolgen, wenn der: 
jenige, deſſen Recht durch fie betroffen wird, bereits im Grund u als der 
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rn 


Anhang „Bindung“ an die „Einigung” — VBormerfung, Wideripruch 


Noch 
zu 
8 873 


Zu 
8 873 


Berechtigte" eingetragen il. Bei einer Hypothel, Grund- 
\huld, Rentenfhuld, über die ein Brief erteilt it, jieht es der 
Eintragung des Gläubigers glei, wenn dieſer fih im Belike des 
es befindet und fein GIäubigerrecht nah 8 1155 BGB. nad 
weilt. 


Anhang 10 zu & 873: „Bindung“ der en an Die „Einigung : 
$ 873 Abſ. 2 bezieht ſich (trof feiner allgemeinen Faſſung) nit auf die 
‚Einigung“ betreffend die „Übertragung des Eigentums“ an einem Grund- 
tüd („Auflaffung“, 8 925) und auch nicht auf die in 8 1015 (Erdbau 
tet) bezeichnete „Einigung“; denn in Dielen beiden Fällen bedarf die „Eini- 
gung zu ihrer Gültigkeit (um: die Beteiligten zu binden) jtets der „Er: 

Tärung vor dem Grundbudhamte" Der Grunditüdstaufverirag 


iſt noch feine „Einigung“ im Sinne des 8 873, er ordnet lediglid das 


Zu 
g 883 


„Shuldverhältnis“ zwiſchen den Beteiligten. 8 873 Abſ. 2 bezieht fih 
alfo nur auf die übrigen Fälle der gung für die eine „beiondere“ 
Form I Be vorgeihrieben if, 3. B. die „Einigung“ betr. Beitellung 
einer gupot ef, einer Grunddienitbarteit (W echt ujw.); ngl. Seite 856. — 
$ 873 Abſ. 2 ſpricht aus, daß, jobald die „Eintragung“ im Grundbude 
erfolgt ilt, aud) die vorher erfolgte „Einigung. bindenb it, felbit 
wenn nicht eine der in $ 873 Abi. 2 nepeiäeten 5 oz men ge t iſt. 
„Gintrag erjegt die Yorm.“ „Eintrag heilt“ (C). — Aus $ 873 Abſ. 2 ergibt 
ih der Nat, zur Vermeidung aller iterungen und Zweifel Rechtsgekkhäfte 
über „Grundſtücke“ oder „Rechte an Grunditüden“ gerihtlich oder nota-= 
riell „beur£unden“ zu lafien. — Hervorgehoben fei: $ 873 Abi. 2 be- 
jtimmt die Borausjegungen, unter denen die Beteiligten an die „Eini- 
ung“ (den „ningliden Vertrag“) gebunden find. Hiervon zu unter- 
neiden ift der meiſt vorau nde „obligatorijche Vertrag“; 3. B. 
wenn ji) A dem B obligatorild) verpflichtet, ihm für ein empfangenes Dar- 
leben eine Hypothet, ihm ein erecht ujw. an jeinem Grunditüde demnächſt 
zu beitellen, jo bedarf diefer „obligatorijche Vertrag“ zur Bindung“ 
der Beteiligten feiner gorm, es genügt mündlider ubſchluß. Au s⸗ 
nahmen 3. 8. 88 311, 313, 518, 761, 780, 781, 1017. 


Anhang 40 zu 8 883: Der Unterfhiebd zwikhen „Vormerkung“ 883) 
und „Wideripruch“ (a8 899, 894) ijt folgender: (5 


a) Die „Bormerkung“ iſt bie Sicherung für „künftige“ Rechte „an“ einem 
Grundftüd oder „an“ einem das Grun a üd belajtenden Rechte. ngl. 
Seite 850, 852, 853, 938, 939. Borgeme werden können aljo nur foldhe 
Rechte, die auch „endgültig eingetragen” werden Tönnen. z. B.: „Eine Bor: 
merfung zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung des „ECigen:- 
tum s“ an dem Grunditüde (ur Erbaltung des Anſpruchs auf Auf laf ung 
des Grunditüds) auf Grund des notariellen Grunditüdstaufvertrags vom 
14. Januar 1906, eingetragen für den Käufer A am 16. Januar 1906.” Oder: 
„Eine Vormerkung zur Sicherung des Anipruds auf Eihnräumung einer 
9 ypothekt von 500 Mt. uſw.“ wie im Grundbuchformular in Abteilung III 
Nr. 3 auf Seite 949. Die „Bormerkung“ geht aljo immer der ‚Nedtsände- 
rung“ an dem Grunditüde voraus, jiejihert (als vorläufige Mahregel) 
die künftige ‚Rehtsänderung“, indem ſie bewirkt, daß eine „Verfü⸗ 
ng über das Grundjtüd (über ein Recht an einem Grunditüde), die „nach“ 

intragung der Bormerfung getrojjen wird, injomweit unwirkjam it (nicht: 
unbedingt und allgemein unwirkjam!), als fie den durd) die Vormerkung“ ge: 
ficherten Anſpruch vereiteln oder beeinträchtigen würde. Der eingetragene 
Eigentümer A wird aljo 3. B. dadurd), dag für B eine „Bormerfung“ zur 
Cıhaltung des Aniprudes auf „Auflafjjung“ des Grunditüds eingetragen 
it, niht gehindert, das Grundftüd an C aufzulaſſen. Die Auflallung 
an C ift jedem Dritten gegenüber wirfjam; nur dem B jeht das Recht 
zu, von C und allen jpäteren Erwerbern des Grunditüds die „Auflajlung“ zu 
verlangen. — Anderes Beilpiel: Der höchſt verſchuldete D veräußert 


— 952 — 














Vormerkung — Wideripruch Anhaug 


„zum Nachteile ſeiner Gläubiger“ ſein Grundſtück an ſeine 
Tochter S. Die Gläubiger F und G fehten dieſe Veräußerung 


Noch 
zu 


an und erwirfen für 19 im Wege der „einftoieiligen Derfügung. die Eintra- $ 883 
un niprudis des F 


gung einer „Bormer g zur Sicherung des und G auf 
urbebung des Eigentumsbder Sbehufs Befriedigung des 
F und G wegen ihrer For zungen von 500 und 900 Mi. aus dem Grunditüde“. 
Dur) die Eintragung diefer „Bormerfun g ift Die eingetragene Eigen: 
 tümerin Sniht gehindert, das Grunditüd an N weiter aufzulaffen oder 
für P eine Hypothek von 1000 ME. eintragen zu lajien. Dritten gegenüber 
find diefe „, ügungen“ der S wirtjom, nurnidt dem F und G gegen: 
über; diefe können, wenn fie mit ihrer Anjehtung duchdringen, 
Befriedigung aus dem Grundftüde mit dem „Range“ ihrer Vormerkung im 
. Wege der nel eigern wegen ihrer Forderungen von 500 und 900 Mt. 
ver augen. Ein häufiges Beilpiel ift Die Eintragung einer „VWormertung 
für Baubandwerfer“ gemäß $ 648 (vgl. auch Seite 913). 
by) Der „Widerſpruch“ dient (im Gegenjate zur „Bormerfung“) zur 
Sicherung bereits „beitehender“ Rechte (Eigentum, Hypothel ujw.) an einem 
Grundfitüde (ujw., wie $ 894 vorkhreibt), denen, um „vehtswirtjam“ Kr 
fein, eben nur die „Eintragung“ im Grundbude mangelt, 3. 8. 8 1287 
Sat 2. Der im Grundbuch eingetragene „Widerſpruch“ bewirkt feine Rechts⸗ 
änderung, jondern nur die Si ng dafür, dab die künftige Cintragung ber 
beitehenden „wirklichen“ Rechtslage des Grundftüds nit in der Zwiſchen— 
gert durch ———— vesjeninen vereitelt werde, der nad dem 
ortlaute des Grundbudes (der Wahrheit zuwider) als Bere- 
tigter gilt. 3. B. der Eigentümer A Täßt eine im Grundbude feines Grund- 
ſtücks für B ohne gunpothelenbrief ur eriten Stelle eingetragene Hypothek von 
10000 ME. auf Grund einer gefälſchten notariellen Quittung 
löſchen. Fier kann B, ſobald er davon erfährt, im Wege der ſchleunigen „einft- 
weiligen Berfügung“ veranlajien, daß zur Sicherung keiner noch beijteben: 
den, zu Unsebt gelöjhten Hypothek von 10000 Mt. ein „Wider: 
peu “gegen die (infolge der unberedtigten Löſchung der 10000 
t. aufgehobene) agleit des Grundbuchs eingetragen werde, 
damit nit A in der Diſchenzeit für den von der unberechtigten Löſchung 
nichts wiſſenden redlichen C eine Hypothek von 12000 ME. zur eriten 
Stelle eintragen laſſe, wodurd B jeine ganze Sicherheit für die 10000 Mt. 
verlieren würde, da das Grundftüd nit mehr als 12000 Mi. wert dt. Nad 
Eintragung des Widerſpruchs kann B gegen A Elagen, dab er die Wieder: 
eintragung der zu Unrecht gelöſchten 10000 Mt. an erfter Stelle 
bewillige, und wenn er ein redhtsträftiges Urteil darauf erjtreitet, wird feine 
u Unredt gelölddte Hypothel von 10000 ME. wieder an der durch den ‚Wider: 
—** vorläufig) Teficherten eriten Stelle endgültig eingetragen. 


Anhang 41 zu 8 883: Über die „Unwirkſamkeit“ der „nah“ Eintragung 
der Bormerkung über das Grunditüd oder über das betreffende „Net an dem 
Grundſtücke“ getroffenen „Berfügungen“ vgl. das in Anhang 40 zu 8 883 unter 
a Geſagte. — Daraus, dak die „Bormerkung“ nur den perjönliden 
(obligatorijhen) Anipruh auf ein inueß Recht „an“ 
einem Grundſtück (ufſw. pi 883) ſiche rt, folgt, daß der „Erwerber“ 
eines durch eine „Bormerkung“ gefiherten Anſpruchs nicht auf den „öffent: 
lichen Glauben“ des Grundbuchs (88 891, 892) berufen kann; denn dieſer be- 
giebt an uraufdie bereits „beſtehenden“ Rechte an Grunditüden. 

r 3.8 eine „endgültig“ eingetragene Grundſchuld von 3000 
Mk. durch „Abtretung“ ingutem Glauben erwirbt, hat fie erworben; 
wer aber den im Grundbude nur „vnorgemerftten“ Anſpruch auf 
CinräumungeinerGrundjhußb von 3000 Mk.ingutem Glau— 
ben erwirbt, muß im Beitreitungsfalle immer erſt noch „beweifjen“, daß 
ein folder „Anſpruch“ auch wirklich beſteht. 


Anhang 42 zu 8 883: Wenn nad) Eintragung der Vormerkung — ſei 


Yu 
es auf Grund einer „Bewilligung“ des Grundjtüdseigentümers, jei es auf 8 883 


— 953 — 


Anhang | Vormerkung — „Vermutung der Richtigfeit” des Grundbuchs 


Noch Grund eines n ihn ergangenen „rehtskräftigen Urteils“ — die „Bormer: 
zu tung“ eines s in das „endgültige Recht umgeichrieben wird, jo bat das 
5 883 endgültige Net gegenüber den anderen im Grundbuch eingetragenen Rechten 
denjenigen „Rang“, den es haben würde, wenn es ftatt der „Bormer- 
tung“ jofort an deren Stelle im Grundbud eingetragen worden 

wäre. vgl. 88 879-881. 


Zu Anhang 45 gu 885: Beiſpiel: Der Magiitrat einer Stadt Tauft ein 
8 885 Grunditüd vorbehaltlid) der (geſetzlich oterligen) Genehmigung der Stadt: 
verorbnetenverfammlung. Da die Einholung diefer Genehmigung in der Regel 
‚längere Zeit beaniprudt, pflegt der Magiftrat mit dem — A zu ver⸗ 
einbaren, daß dieſer die Eintragung einer Vormerkung für die Stadtgemeinde 

„zur Sicherung des Anſpruchs der Stadt auf Einräumung des Eigentums 

an dem Grundftüd (auf Auflaſſung)“ bewilligt. Durch di infolgebeifen ein⸗ 
gtragen⸗ „Vormerkung“ iſt die Stadt Dagegen geſichert, daß der äufer A 

ts zur Entichliegung der Stadtverorbnetenverlammlung das Grunditüd an 

einen anderen veräußere oder mit Hypotheken uſw. belalte. Wenn A fi 
niht freiwillig dazu veriteht, die „Vormerkung“ eintragen gu laffen, 
fann der Dogiitet den Erlak einer „einftweiligen Verfügung“ auf Eintragung 
un . 


der „Vormerkung“ bei Gericht beantragen. — Andere Beilpiele vgl. Anhang 40 
zu $ 883 unter a. 
Zu Anhang 53 zu 8 888: Wenn im Beiſpiele des Anhangs 45 zu 8 885 


8 888 nach Eintragung der „ VVormerkung“ für die Stadt ein Gläubiger 
des A für ich im Wege der Zwangsvollitredung eine „Siderungs- 
hypothet von 10.000 Mt. auf bem Grundftüd * eintragen laſſen (woran er 
durch Die „Vormerkung“ für die Stadt an ſich nicht gehindert war und 
was ihm vielleicht zweckmäßig erſchien, weil nad} feinen Erfundigungen die 
Stabtverorbnetenverfammlung den Kauf des Grunditüds wahriheinlih nicht 
gene'mi n würde), jo tft na 8888 piejerGläubigerverpflidtet, 

ie hung“ feiner Hypothel „ver Stadtgemeinde gegen: 
- Über“ zu bemwilligen, jobald Infolge der erteilten Genehmigung der Stadt⸗ 
verordnetenverkammlung der Kauf Grunditüds für die Stadt endgültig 
ſtande gefommen und infolgedeilen die Auflaſſung des Grundftüds an die 
tadt und die Eintragung der Stadtgemeinde als Eigentümerin des Grund: 
jtüds erfolgt iſt. — n der Schloffermeiiter B auf dem Grunditüde des W 
gemä 648, 883 zur Siherung jeiner Aniprüde gegen W wegen für 
s zundftüd geliejerter Shlofferarbeiten eine „Bormer: 
tung“ von 1500 Mt. für fih dat eintragen laflen, und wenn darauf W das 
Grunditüd an P awigelafien hat und P als Eigentümer im Grundbud ein- 
getragen fit, jo bedarf B behufs Umſchreibung jeiner Vormerkung“ in eine 
„endgültige Sicherungshypothet“: a) der Bewilligung des W oder eines 
tn zur Bewilligung verurteilenden rehtsträftigen Urteils, 
b) der Zultimmung des P oder eines ihn zur Zuftimmung ver: 
urteilenden Tehtsträftigen Urteils. Auch wenn W, der Beiteller 
(perjönlide Schuldner) der Schlojjerarbeiten, feine een ge 
erteilt Hat, kann P immer no „Einwendungen“ erheben, 3. B. da 
Bei gorberung des B wegen mangelhafter Arbeit nur in Höhe von 900 Mi. 
eitehe. 


Zu Anhang 57 zu 8 801: 8 891 handelt von der „Vermutung der Richtigkeit“ 
8 891 des Grundbuchs, — 8 892 vom „öffentlichen Glauben“ des Grundbuds. — 
Gegen die „Wermutung“ des ir it jederzeit der Gegenbeweis zuläffig, 

der aber nah 8 892 nichts hHilftgegenüberdemjenigen, der „im 

uten Glauben“ an die Ridtigleit des Grundbuchs ein Recht an einem 
rundftüd (3. B. Eigentum, Hypothek, Dienjtbarkeit ujw.) oder ein Redt an 

einem jolden Rechte (3. B. Nießbrauch oder Pfandrecht an einer Hypothek) 
durh „Rechtsgeſchäft“ erworben hat. — Die Vermutung des $ 891 
bezieht fi, wie es dajelbit ausdrüdlich heißt, lediglich auf die eingetragenen 
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„Vermutung der Richtigkeit“ und „öffentl. Glaube” des Grundbuchs Anhang 


oder geröjäten „Rechte“, nicht auch auf die im Verzeichniſſe der 
Grundfiüde” (ugl Grundbucdforniuler Seite 946) eingetragenen bloß 
„tatſüchlichen“ Ungaben, 5. 3. dab das Grunditüd 20 Heftar „groß“ fei, aus 
ygelraum und Ader“ befiehe drei „Wohngebäude“ enthalte, während es in 

irklichkeit nur 18 tar „groß“ tt, aus „Bald“ befteht und ohne 
„Gebäude“ ift. Hierüber und daß na auch der „öffentliche Glaube“ des Grund- 
buchs auf dieje blok „tatfähligen“ Angaben nicht bezieht, vgl. das Nähere in 
Anhang 58 zu $ 892. — Wenn, was nit felten vorkommt, eine beftimmte 
Sanbpargelle auf zwei —— Grundbuchblättern verſchie- 
dener Eigentümer verzeichnet iſt, ſo ſpricht die Ver mutung“ des $ 891 
zu Gunſten beider Eigentümer, die beiden Vermutungen heben ſich alſo 
gegenjeitig a PR und derjenige von den beiden Cigentümern 
„nehte“ an der rzelle geltend maden will, fann fh nicht auf das 

rundbuc berufen, fondern muß feine an: blichen Rechte anderweitig 
bewejijen. — Die Kolge des $ 891 ilt, daß, wer im Grundbude als Be- 
rehtigtereingetragen üt, ohne weiteres beredtigt ift, das 
eingetragene Recht im Wege der „Klage“ geltend zu machen, und ohne 
weiteres verpflidtet it, ſich auf alle gegen den Eingetragenen „als 
joldhen“ gerichteten Rlageneinzulaffen.. Die Eintragung im- Grund 
buche begründet aljo ohne weiteres die jogen. Aktiv: und Balfiv:Legitimation. 
— ichtige Ausdehnungen der „Vermutung“ des 8 891 und Des „offentlichen 
Glaubens“ gemäß $ 892 enthalten die SS 1138, 1155. 


Anhang 58 zu 8 892: „Offentlicher Glaube“ des Grundbuchs. 


1. 8 892 entnütt den Grundiat: Das Grundbuch hat öffentlihen Glauben 

(v l. 8 891 nebit Anhang 57, ferner Anhang 1 zu $ 873, Seite 943 und ins: 
—* über die Bedeutung dieſes Grundſatzes für den Grundkredit— 
Bertehr“ Anhang 1 zu 8 1113 unter mol — ber die usgeitaltung 
und die Beſchränkungen jenes Grundſatzes vgl. den Wortlaut des $ 892 
nebit Noten. ol: ferner E. 114, 118, 168, 187, 188, 191; ferner 3. B. PrAG. 
22, Bayeriſches Übergangsgele 10 ff. 44 If. — 8 882 bezieht jid nicht eu) den 
dur eine im Grundbud eingetragene Bormerfung ge ten „perlönlichen 
Anſpruch“ (vgl. 88 883, 888 und Geite 953). 8 892 gilt aud) nicht für den- 
jenigen, der ein Grundftüd (eine Wohnung darin) von „eingetragenen“ Eigen: 
tümern mietet oder pachtet, denn Miete und Baht begründen fein 
——16 s) Recht „am“ Grundſtücke, ſondern nur einen „perſön⸗ 
ihen“ Anſpruch (Schuldverhältnis) des Mieters gegen den Vermieter (Ber: 
pädter) auf Gewährung des Gebrauds ujw. Wenn fi) aljo Herausitellt, daß 
der im Grundbud als Eigentümer „eingetragene“ Vermieter gar 
nit Eigentümer ijt, fo muß der Mieter dem wahren Eigentümer 
weichen und kann fi nur perfönlid an feinen Vermieter halten (vgl. 8 541). 


II. Der öffentlihe Glaube des Grundbuds gilt nur zu Gunften_ des- 
jenigen, der ein „Recht an einem Grundftüd“ (Eigentum, Dienitbarfeit, Hypo- 
{het ujw.) oder ein „Recht an einem ſolchen Rechte“ (3. B. Pfandrecht oder 

ießbrauch an einer Dupothet) duch „Nechtsgeihäft“ erwirbt (vgl. Tote 1a 
zu 8 873 und Geite 940), alfo nicht zu Gunſten derjenigen, die Rich Rechte 
z. ©. durch Erbfolge, Enteignung erwerben. Wenn A, der eingetragene Eigen: 
tümer eines Grunditüds, itirbt und von Bbeerbt wird, kann ibftverjtändlich 
Bfihnidt darauf beruen, daß er das Grunditüd in „gutem Glauben“ an die 
Richtigkeit des Grundbuchs erworben (geerbt) Habe, falls ſich herausfteilt, daß 
A nur irrtümlich) als Eigentümer eingetragen war, während es in ae! 
dem N gehört. B muß dem N meiden. Wenn aber in der Zwiſchen— 
3eit B auf dem Grunditüde für S hätte eine Hypothek eintragen laſſen und 
darauf das Grunditüd an W aufgelafien hätte, jo wären S und W, die ihre 
Rechte ducch Rechtsgeſchäft“ von B erworben haben, durch den „öffent: 
lihen Glauben“ des Grundbuds geihügt. — Für den Rechtserwerb an 
einem Grunditüde durch Zwangsverfteigerung gelten die beſonderen Vorſchriften 
des 3VG. — Wenn z. B. A rehtsträftig verurteilt ift, fein Grundftüd dem B 
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Noch 
zu 
8 891 


8 892 


Auhang „Öffentlicher Glaube” des Grundbuchs 


zu 


Noch aufzulaffen, jür C die Eintragung einer Dapothet zu bewilligen, und wenn 
r 


dann unter reichung der rechtskräftigen Urteile gemäß 8 894 ZPO. B ſich 


8 892 als „Eigentümer“ eintragen läßt, C für ji) die „Hypothek“ eintragen läßt, jo 


ind vermöge der ausdrüdlidden Vorſchrift des $ 898 3PO. B und C, obgleid 
ie nidt unmittelbar durch Reggtageä erworben gaben, 
gemäß s 902 Dura ihren , uten lau ö2 Man Die tichtigfeit des „Bund. 
u ützt, wie wenn fie dur , sgeihäft“ erwor ütten. gen 
Ihükt Im übrigen der öffentliche Glaube des Grundbugjs ni denjenigen, der 
im Wege der Smangsuoliftredung (6 ggerie 8 dur tsgeihaft) ein 
„et an einem Grunditüd“ erwirbt. nn 3. 3. A auf Grund eines feinen 

uldner B zur Zahlung von 500 ME. verurteilenden vollitrefbaren Urteils 
sder auf Grund eines Arreitbeiehls gesen B zuf einem im Grundbuche für B 
als „Eigentümer“ na ieſenen Grundjtüde für Nid eine Siherungs- 
’ pothet von 500 DIE. im Wege der Zwangspollitredung eintragen 
übt (vgl. Anhang 1 zu 8 1113 unter X), in dem „guten Glauben“, B Jei, 
wie es das Grundbuch nachweiſt, „Cigentümer“ des Grunditüds, während es 
in Wahrheit dem C gehört und B nur irttümli } als Eigentümer eingetragen 
it, onütt dem A fein „guter Glaube“ nidts, weil er die „Si s⸗ 
hypothek“ nicht du „Re tsgeſchäft“ erworben hat, und er muß feine "Side. 
rungshypothef‘ (516 enlaffen, jobald C feine Eintragung als Eigentümer 
des Grunditüds erlangt und die Löſchung fordert. 

III. Wer dur Reis eihäft ein „Recht an einem Grunditüd“ oder ein 
„weht an einem fol ehe‘ erwirbt, ilt gemäß 8 892 duch den „öffent⸗ 
lihen Glauben“ des Grundbuchs geihükt, gleichviel, ob der Nechtserwerb „ent- 
geltlih“ oder „unentgeltlih”“ erfolgt. Aber: wer une Ha ARE erwirbt, 
haftet, wenn der Inhalt des Grundbuchs unri 1 ig üt, em wahren Be: 
zeit! Ba A „ungereätiertigten ereiderung“ gemäß 88 

IV, Nur der Inhalt des „Grundbuchs“ gilt als richtig, nit der Inhalt 
der fogen. Grundalten, insbejondere nicht der Inhalt der bei den Grundaften 
gelüibrten Tabelle ( I. Seite 944). Wer alfo ſich über den Rechtszuſtand eines 

tunditüds unterr ten und dabei unbedingt ſicher gehen will, darf fi nicht 
auf Einfiht der „Tabelle“ beichränfen, jondern muß das „Grundbuch“ felbit 
einiehen. Aus dem Gejagten folgt, daß der Erwerber einer Hypothek oder 
Grundſchuld ſich nit unbebingt auf die Angaben des ihm etwa vorgelegten 
Hypoihelens oder Grundihuldbriefes verlafien darf. Wenn der Hnpotheten- 
oder Grundihuldbrief über eine Bolt von 5000 ME. einen Kehler enthält, 
3. B. es ilt darin eine im Grundbude zur erften Stelle eingetragene Poit 
von 1000 Mt. irrtümlid als gelöſcht bezeichnet bezw. gar nit 
erwähnt, jo fann ſich derjenige, der die Poit von 5000 ME. im Vertrauen 
auf die Richtigfeit des Hypotheken- oder Grundfhuldbriefes erwirbt, nit 
au feinen „guten Glauben“, er habe eine zur erften Stelle ſtehende 
Boit von 5000 ME. erworben, berufen, jondern bei der Zwangsperftei- 
Has ng geben ihm eben jene 10000 Mk. vor, und er fällt mit feinen 5000 
ME. möglidherweile aus. Cs jtehen ihm dann nur die „Shadenserjaß- 
tlage“ over die Klage aus der „ungerehtfertigten Bereide- 
rung“ zu, falls die Borausjegungen dieſer RI vorliegen. Im 
obigen Xeilpiele würde, falls die Unrictigfeit des Hypothelenbriefes auf dem 
Verſehen eines Grundbudhbeamten beruht, der Deidäibigte rfa feines dens 


vom Staate fordern fönnen (pgl. Seite 935 zu & 839). — AUndererjeits 


ilt, wie bei dieler Gelegenheit bemerkt werde, nicht der Inhalt des Grund: 
buds, fondern der Inhalt des ypotheten- oder Gzundjähufb- 
briefs maßgebend, wenn ih aus dieſen Briefen, 3. B. infolge eines 
a erten, ergibt, daß das Grundbud unridtig 
iſt (vgl. . 

V. Nicht der ganze Inhalt des Grundbudjs hat „öffentlichen Glauben“, 
fondern nur derjenige Inhalt, der fih auf die „Rechts verhältnille“ des 
HR (Eigentum, Hypotheken und ſonſtige dingliche Nehte an dem 
Grunditüd) bezieht. Auf blog tatjählihe Angaben des Grundbuds, 3. B. be- 
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„Lffentlicher Slaube” des Grundburhs Anhaug 


elle die Größe des Grunditüds, Wirtihaftsart und Lage, Be- Ro 
treffend das Borhandenjein von Gebäuden, die möglicherweije i wilchen 
abgebrochen oder abgebrannt find, eritredt ſich der „öffentliche Glaube“ des 8 592 
Grundbuchs nit; denn aud die in S 891 feſt teste 83 mutung der 
Richti teit“ bes Grundbuds Gesieht Eh au t Tolche vein tatjäd- 
Lihen Angaben nidt, vgl. das —8 57 zu * Geſagte. Wichtige 
Ausdehnungen des „öf entlichen Glaubens buchs“ enthalten die 8 
1138, 1155, — —— er, 88 1028 Ubi. 2 und 1104 as Note 
und Anhang 66 satt Se. 2 if nwehants. Verzeich ſe des 
Grundſtücks Buchhain Blatt Nr. 2 iſt unter Nr. 2 die Kataſter⸗Parzelle Karten⸗ 
blatt 2 Nr. 110 „Garten im Dorfe“ mit 34 Ur 86 Quadratmeter, und unter 
Nr. 4 die Ratafter- Parzelle Rartenblatt 5 Nr. 90 „Ader im Mittelfelde“ mit 
2,1880 Heltar als zum Grundfitüde gehöri —E —— das 

ngaben 


ðrundbuchformular itz 946). Nehmen wir an, bie die üglichen 
ſeien Harp i90 (na ormular ſind ſie nicht —— gültig, da fie rot 
unterftri Yo nun der Bauer Heinrih Schmidt das Eigentum 


des —ã E Landwirt Friedrich Gerber durch Aufla lung (d. h. 
Dun mehtsgeihänt ) im „guten Glauben“ an die Richtigkeit 
bes Grundbuchs (8 892) und durd) Eintragung im Grundbud) erworben bat, 
jo hat er damit aud) das „Eigentum“ der genannten Katalter-Bargellen 
Nr. 110 und Nr. 90 erworben, jelbft wenn diefe Parzellen in Wahrheit 
zu einem anderen Grundftüd und dem Eigentümer Lehmann gehören 
und nur durch Irrtum des Katafter-Aimtes oder des Grundbuchamtes (ſtatt 
auj dem anderen Orumbbud late) auf Buchhain Blatt 2 als zum Grunditüd 
gehört ae nu ‘ & en die Eintragung, daß die Rarzellen um 
tievrich Gerber gehören, alfo deilen „Eigentum“ find, 
a die „Ne ts ver ältniſe des Grunzitüds. Lehmann hat folglich fein 
Cigentum“ an den len verloren, ohne eine Ahnung davon zu 
haben, elbſt wenn er ſie tat atſächlich im Beſitze hat: er muß die Patreuen an 
inrich Schmidt herausgeben und kann nur „Sa adenserjag“ gemäß 
823 If. fordern, 3. B. vom Stoate wegen tt der Grundbu beamben 
S 839), oder eine Forderung aus der —A fertigten Berei— 
a ß, gegen den nei ten erheben gemäß 8 ir ., insbefondere 
816, falls die „ Önrausiehungen fol Forderungen 
— Wenn aber z. B. die Parzelle Nr. 110 irrtümlid als 
Garten im Dorfe“ mit 34 Ar 86 Quadratmeter bezeichnet ift, während jie in 
Wahrheit aus 25 Yr ‚„goland. am Walde“ defteht ſo beneht ſich au diefe bloß 
tatſächlichen“ Q ungab buch⸗ „ö —— 
Glaube“ nicht (ſolche bloß * kotjänfiche Ynpaben‘ s Grund buchs 
nur die Bedeutung von „Bemeismitteln‘ ), und der Käufer, der a au ven 
Grundbuch verlajien hat, kann nur gegen den Verkäufer wegen , ängel 
des Grunditüds“ gemäß 88 459 ff. vorgehen. 


VI. Um das Gejagte zufammenzufafjen: Der „öffentliche Glaube“ des 
Grundbuchs hat für den Erwerber eines Rechtes durch, le die Wir: 
tung, daß er das den Gegenitand des Rechtsgeſchäfts bildende t", falls den 
übrigen Erfordernillen genügt it, ebenfo erwirbt, wie wenn * Buchinhalt 
rihtig wäre, Die im Grundbu eingetragenen Rehte „gelten“ 
zu feinen Gunften als „beſtehend“, ale zu deren Ermerb. intra: 

ung erforderlid ift, die aber ht find, als „niht mehr be- 
—* hend“. Beide Folgen treten jed it ein: 1) wenn gegendie Rid: 
tigfeit einer Eintragung oder einer Löſchung nad) der Vorſchrift des 8 899 
ein Widerſpruch in das Grundbuch eingetragen ift, 2) wenn der Erwerber 
die Unrichtigkeit des Buchinhaltes oder b) das re einer nicht aus dem 
Srundbud erſichtlichen „Berfi sungsbeigräntung‘ vgl. Note 66 zu $ 892) 
wirtlid) gefannt hat, was ihm von ber Degenpartei | bewiejen werden muß; 
er jelbit braucht u t den Beweis gu führen, daß er beim Erwerb „in gutem 
Glauben“ war. Bloß ſabzlupe— Unfenntnis, jelbit wenn fie „grob“ fahr: 
Lällig üt, fteht der „Kenntnis“ nit gleih (anders: bei bewegliden 
Saden, ss 932 ff., 1032, 1207, 1208). Wer aljo an der Richtigkeit des ‚Grund: 
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Auhang Tabularerſitzung — „Grenze“ zwiſchen Grundſtücken 


Noch buchs bloß „zweifelt“, iſt dadurch n icht in „böſem Glauben“. Es 
zu kommt auf die Umftände des einzelnen Falles an; die unbewieſene Mitteilung 
8 89% eines Dritten, das Grundbuch fei „unxichtig“, ka nn den „guten Glauben‘ 
au sig ließen, fie kann unter Umftänden als bedeutungslos erſcheinen. 
j ber die Vedeutung des „guten Glaubens“ beim Verkehr mit beweg- 
lichen Saden vgl. 88 932 Tf. und Seite 940. Darüber, da im „Kechte der 
Shuldverhältnifje" beim Erwerb einer Forderung der „gute Glaube“ 

in der Regel nit geihligt ijt, vgl. Anhang 16 zu $ 404, Seite 880. 


33 Anhang 80 & 8 900: Beilpiel: A it in einem nihtigen Teitamente 

$ 900 des veritorbenen Orunditüdseigentümers als Erbe eingefegt und auf Grund 
dieſes Teitaments als Eigentümer tm Grundbud) eingetragen. Infolge Nice 
tigfeit des Teſtaments iſt er in Wahrheit nicht „Eigentümer“ des Grund- 
ltüds geworden. Er fann aber das Eigentum dur Tabular-Erjigung 
gemäß 8 900 erwerben. — A bat von B dejlen Grunditüd durch Auflaſſung er- 
werben, obwohl B im Wugenblide der Auflafiung geiitestranf oder 
minderjähbrig war, ohne dak dies bemerft wurde. Die Auflaffung ift 
nichtig, A it in Wahrheit nit „Eigentümer“ orden; er kann es aber 
dur Tabular-Erjigung gemäß $ 900 werden. — Zur Tabular:Er- 
figung ift „guter Glaube“ des Erwerbers nit erforderlid, 


Zu Anhang 28 zu 8 919: Die Aniprüde aus 88 919, 920, die übrigens na 
s 919 8 924 unverjährbar find, ftehen jowohl dem Grunditüdseigentümer als ie 
1017) dem Erbbauberehtigten gegen den benadybarten Eigentümer oder Erb: 
auberedhtigten au. 


Zu Anhang 29 zu $ 919: Bezüglich der Beitimmung der Grenze zwiſchen 
$ 919 Nachbargrundſtücken iſt zu unter/deiben. . 
A. Die Grenze iſt zwiſchen den Nachbarn unftreitig, aber es fehlen feſte 

Grenzzeihen oder die vorhandenen find verrüdt oder unkenntlich. Bon dieſem 

Halle („Grenzabmarkung“) handelt 8 019. Dana kann jeder Nachbar vom 

anderen (nötigenfalls mittels K Tage) verlangen, daß er zur Erridtu ng 

feſter Grenzzeichen uw. für die unftreitige Grenze „mitwirte”. 
B. Die Grenze iſt zwilchen den Nachbarn ftreitig, jei es, daß feine Grenz- 
ichen vorhanden jind oder die vorhandenen. von den Parteien oder einer 

Kartei nit als richtig anerfannt werden. In diefem alle ſteht jedem Nachbar 

gegen den anderen die Klage auf Ermittlung der Grenze („Grenzſcheidungs⸗ 

lage”) zu, und der Prozeßrichter fett die Grene durh Urteil feit. 

Sobald diefes Urteil rehtsträftig, aljo die Grenze „unftreitig“ ge- 

worden ijt, fann jeder Nachbar vom andern die „Grenzabmartung” 

gemäß $ 919 verlangen; es gilt dann das zu A Gejagte. 

gan n a Grenzprogeß (über die „Brenziheidungstlage”) find nun zwei 
e möglid: 

a) es geli dem Richter auf Grund der Barte behaupkungen und der er- 
hobenen Beweile (Urkunden, Karten, Zeugen ujw.), „vie rihtige Grenze 
gu —ãAA— un ſetzt er ſelbſtverſtändlich Die ermittelte richtige Grenze 

ur rteil feſt; 

b) es gelingt dem Richter nidht „die rihtige Grenze zu ermitteln“, dann 
muß er die Drenge nad den für Dielen Fall der „Grenzverwirrung“ in 

8 920 g en Vorſchriften feitiegen. u 

Der Hergang im Grenzproze Ciber „ſtreitige“ Grenzen) geitaltet fich 
in der Praxis etwa wie folgt: Der Nachbar A klagt gegen den Nachbar B unter 
Darftellung des Sach- und Streititandes, Angabe feiner Beweismittel und 
überreijung einer von einem Feldmeſſer gefertigten Handgeihnung mit dem 











Grenzprozef . | Anhang 


Antrage: „den Beklagten B zu verurteilen, anzuerfennen, daß die Linie gr. Noch 
die, Grenz goil “den Grundjtüden der Parteien bilde, eventuell zu 
(nämlich ür den Fall, daß die Beweisaufnahme die Behauptung des Klägers $ 919 
A, bie Linie gr jei die richtige Grenze, nicht beitätigt) die fid ergebende 
richtige Grenze, oder, falls dieſe nit zu ermitteln ilt, die Grenze gemä 
Be zu beſtimmen“. — Der Betlagte B Beitreitet dann in kiner Klage- 
beantwortung, daß die Linie gr die. Grenze bilde, behauptet‘ vielmehr unter 
Überreichung einer Handzeichnung und Angabe feiner Beweismittel, daß die 
Linie st die richtige Grenze ſei. Er beantragt, „ven Antrag des Klägers auf 
eitiegung der Grenzlinie gr gbguweilen, im übrigen aber zu erfennen, was 
echtens it“. Der Bellagte B fann, wenn er will (er braudt es nidt, 
bat aber möglicherweife ein ntezeffe daran), auch Widerklage erheben 
mit dem Antrage: „den Kläger A zu verurteilen, anzuerfennen, daß die 
‚Linie st die Grenze zwi den Grundſtüchen der Barteien bilde, eventuell 
(vgl. oben) die ſich ergebende richtige Grenze oder falls dieſe nicht 3u ermitteln 
ilt, Die Grenze gemäß Gejete zu beitimmen“. 


Eine ——— a teit bes Grenzprogzeffes iſt (wie fich ſchon 
aus vorftehendem ergibt), daß der Beklagte nicht lediglich beantragen Tann, 
„Die Klage abzuweijen“, und daß der Richter niht auf „UAbwetfung“ 
der Klage ertennen darf (au dann nicht, wenn die vom Kläger be 
hauptete Grenzlinie fih als uUnrichtig beräusitellt),. Der „Grenz: 
rozeß“ muß vielmehr in jedem "alle zu einem pofitiven Ergebnis 
lühren . 5. der Richter mu 8 in jedem Falle die Grenze zwiſchen den 
runditüden der Parteien beftimmen. muß alfo in unferem Beilpiele 
die nom Beklagten behauptete Linie st als Grenze Ieltiehen, jelbft wenn 
der Beklagte einen hierauf gerichteten Antrag (Widerklage) nidt 
geteitt Bat, falls die Beweisaufnahme ergibt, daß st Die richtige Grenze it. 
enn die Ermittlung der rihtigen Grenze niht gelingt, muß 
der Richter (wie oben unter b gejagt) die Grenze nad) den Borfchriften des 
920 feſtſetzen. — Die Kojten des Grenzprozeiles wird der Richter gemäß 8 91 
PO. dem Beklagten B auferlegen, falls die vom Kläger behauptete 
tinie gr fih als die riätige Grenze ergibt, er wird fie dem Kläger A 
auferlegen, falls die vom Betlagten behauptete Linie st fih als die - 
richtige Grenze ergibt; er wird fie gemäß $ 92 3PO. verhältnismäßig Ver: 
teilen, falls eine zwiſchen gr und st fi} ergebende Grenzlinie ſchließlich 
fejtgejtellt wird. 


Zur Bermeidung von Unklarheiten und demzufolge unrid; 
tiger Entiheidungen ift es notwendig, was in der Praris oft nicht beachtet 
wird, daß der Kläger von Anfang an beftimmterftlärt [und daß der 
Richter nötigenfalls auf eine Jolde Erklärung dringt), ob feine Klage die 
im vorftehenden behandelte „Grenzjheidungstlage” (Klage auf 
„Srenzbejtimmung“) fei, oder die „Eigentumstlage“.. Denn 
wenn der Kläger A 5. B. fast: ber Bellagte B beit t die Landfläche sert und 
bat erllärt, daB fie fein „Eigentum“ kei, ih A aber behaupte, daß die 
richtige Grenze zwiſchen unferen Grundftüden die Linie gr fei, und beantrage 
deshalb, „ven Bellagten B zu verurteilen, mein Eigentum an der Land- 
fläde sert anzuerlennen und mir diejes Landitüd herauszugeben“, — fo ijt 
lein praktiſcher Endzweck zwar Derjelbe, wie der bei feinem oben 
erwähnten Antrage der „Grenziheidungstlage" (anzuerlennen, daß 
die Linie gr die Grenze zwiſchen den Grunditüden der Parteien bilde); redt- 
Lich aber ijt ein großer Unterſchied zwiſchen diefen beiden Klagen; denn 
bei der „Eigentumsftlage“ auf Anertennung des Eigentums des Klägers 
A an der Fläche s g r ı muß der Richter die Klage abweifen (was 
er bei der »Grenzſcheidungsklage“ nad dem oben Gefagten nicht 
darf), [alls und Joweit Kläger niht beweijt, daß jein Eigen: 
tum über die Linie st hinaus bis zur Linie gr reidt; es finden aljo 
im Aalle der „Eigentumsflage“ die Vorſchriften des 8 920 feine An— 
wendung. 
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Anhang Grenzverhältnifie — Eigentum an „beweglichen Sachen 


Koh Anhang 30 zu 8 919: Die „Abmarkung“ (vgl. Anhang 29 zu $ 919 
an unter A) bedarf 3. B in Preußen zur Rechtsgültigkeit feiner Form. Die 
8 919 Parteien können fie aljo allein vornehmen; doch empfiehlt ſich im Intereſſe 
der Rechtsſicherheit für alle Zukunft die gerihtlihe wwernotgrielle 
gorm, und zur Vermeidung von nripbigfeiten gegenüber dem Sırhalte des 
rundbudhs und Katafters die Zuziehung des zuſtändigen KAtaſterbeam- 
ten vgl. PrFG. 31. Das Berfahren bei der „Abmarkung“ 1 eorönet in 
den 88 362—371 Tit. 17 Teil I Allg. Landr. (ausdrücklich aufrecht erhalten 
durh PrAG. 89); hervorgehoben fei S 366: „Die Mitte des Grabens 
oder Rains, welder die Drenze beſtimmt, ift (mangels ausdrüdlider an- 
derer Beitimmung) für die eigentliche Grenzlinie 2 erachten.“ — Die Berän- 
derung von Grenzzeichen iſt ſtrafbar nad 8 274? Str6B. vgl. 8 303 Preuß. 

Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetz vom 1. April 1880. 


. Bu Anhang 31 zu 8 920: itber „Brenzverwirrung“ vgl. Anhang 29 zu 8 919. 
® Zu Anhang 32 zu 8 920: Im Falle der „Grenzverwirrung“ und der „Un - 
s 920 möglidteit, Die rihtige Grenze“ zu ermitteln, foll nach 8 920 für die 


„gegenwärtige isitand (SS 854 ff.). Wenn aber, was 
Itreitigfeiten oft vorfommt und gerade ihre Urſache ift, die eine Partei A 
nahweiit, daß die andere B ihr ohne ihren Willen. den bisher 
von ihr gehabten Bejig eines wre ens ohne Recht entjogen bat, jo 
iſt nicht der gegenwärtige „reblerhafte" Be des B (vgl. 8 858), 
—5 — ber frühere Befig des A für die „Grenzbeitimmung“ nad $ 920 
m 


Abgrenzung ber Berpftand maßgebend fein, d. H. grund ap — 


Zu Anhang 33 zu 8 920: Die Bedeutung des Abſ. 2 des 8 90 iſt: Steht 
920 3. 3. (laut Grundbud und ale) feſt, daß das Grundftüd des A zwei 
Settar, das des B drei Hektar groß ilt, jo ver Dietet die „Billigkeit“, Die Grenze 

nah dem „Beſitzſtan de“ oder durh „Halbierung“ der ftreitigen Flä 
u bilden, jondern fie muß (nach der „Billigfeit“) jo gezogen werben, daß A 
Kine reift tebenden zwei Dertar, B feine fjejtftehbenden drei tar 
erhält. erdings bleibt in je alle $ 308 3PO. en wonach der 
Richter in feinem Kalle einer Partei mehr zuſprechen darf, als fie 

jelbit „beantragt“. 


Zu Anhang 1 zu 8 929: Das BGB. kennt 6 Arten des Eigentums-Erwerbs 
8 929 und Berluftes an „ ewegli en Saden“: A) Abertzagung 88 929 ff. b) Er: 
ſitzung 88 937 ff. c) Verbindung, Pre he , arbeitung 88 946 I» 
d) Erwerb von Erzeugnillen und jonjtigen Beltandteilen einer Sache $$ 953 ff., 
e) Aneignung 858 ff., f) Jun 965 ff. — Der Beweis des Eigentums 
an einer bewegliden Sade erübrigt ji) in der Negel infolge der Bermutun 
des $ 1006. — Zu den Mr At Sachen im Sinne dieſes Titels gehören uud 
die in 8 95 bezeichneten, tatjächlich vielleiht „unbeweglichen“ n, die na 
$ 95 „niht als Bejtandteile eines Grundftüds“ gelten vgl. 
die Noten zu $ 95 und Anhang 1 zu $ 90 Ceite 816); es finden alſo auf die dort 
erwähnten Gebäude, Bäume ujw. die Vorfehriften diefes dritten Titels 
bett, „Erwerb und Berluft des Eigentums an bewegliden Saden“ An— 
wendung. 


Zu Anhang 2 zu 5 929: Die ® 929-936 Bandeln von der „Übertragung“ 

8 939 des Eigentums an bewegliden Caden, d. 5. vom Eigentumserwerbe durch 

„Reiiisgeihäft“ (vgl. Note 1 a zu 8 873, audy Note 1 zu $ 925). Das BGB. 
erwähnt vier Arten der „Übertragung“: 

a) Die „Lörperliche Übergabe“ ($ 929, eriter Se). übergibt das ihm ge: 
örige Bud, das er bisher ım Beſitz hatte, B unter beiderjeitigem 
inverjtändnis, daß das Eigentum des Buches von A auf B übergehen SL. 

Es ift dies der im Leben gewöhnlide Fall der Cigentums-Übertragung, 
wie er ih beim Kauf in jedem Laden vollzieht. 
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. &igentumderwerb auf Grund „guten Glaubens” Anhang 


b) Die jogen. vübergabe lurzer Hand“ (brevi manu traditio 8 929 zweiter 
Satz); —5* bat fein Bud dem B geliehen und Lirperf & übergeben; 


einige Darauf vereinbaren fie, daßz B d 08 —* das er isher $ 


lei weile beſaß, von A kauft oder als Gel nt er d. $. das Eigen- 

tum an dem bereits in Ieinem, Befitze befindlichen che erwirbt; B wird 
ierdurch aaagendei ‘(8 872). 

c) Die in bezei ete formloje Vereinbarung (durch bloken „Entſchluh 


des Beſi jogen. constitutum possessorium A B. A verfauft ein ihm 
gehöriges und in jeinem „unmittelbaren de ibe be es Bud an B 
unter der Vereinbarung, daß B auf einige Wochen 
leihmweije“ im (fortan mittelbaren“ ) "Seht bela a ſoll 8 aa 
‚daß da s Buch aber fortan „Sigentum“ des B fein joll. Ein im häu- 
figer a diefer Art von Eigentumsübertragung ijt folgender: Der ‚von 
nen Gläubigern mit Pfändungen verfolgte A verkhafft ſich zur Sortfegung 
ines Geſchäftes und zum Lebensunterhalt von feinem wandten oder 
reunde B 3000 Mi., er „nertauft“ ihm dafür feine jämtliden Möbel, 
ausrat ujw., eine törperlide Übergabe der Saden erfolgt nit, 
fondern es wird vereinbart, daß B die Möbel, Hausrat ujw. dem A 
um ihn im Nahrungszuftande zu erhalten) für die ufunft le ihmetie 
A ‚gegen Zahlung von Entgelt, aljo mietsmweile) im Beſitz b 
ieſe Form der Eigentumsübertragung wird allerdings, wie Bei 
der N eratune des Geleges anerfannt wurde, häufig zu Schwindelgeiciiften 
benugt; fie ijt aber für den Rechtsverkehr unentbehrlich; ein Verbot der 
felben würde überdies leicht durch ürperligies Hingeben und —— 
Zurückgeben der Sachen umgangen werden können. — Über Sicherungskauf 
— und Si erungs-übereignung duziariſche Eigentums⸗ 
bertragung Anhang 1 zu 8 1204 unter IV. 
d) Die im 8 951 Pejeicnete Ci entumsüberteagung durch Abtretun ve An: 
iprudjs auf Herausgabe der Sade, z. A Hat fein Buch dem 
und übergeben, er vertauft se das Bud an C umd Übertgt t hm 
das Eigentum daran durh Abtretung des ihm gegen B zujte 
AUntpruds auf Herausgabe des geliehenen Buches. 


Dieſen im BGB. erwähnten vier Arten der (veditsgeihä tliden) „Über: 


—— des Eigentums an beweglichen en treten nach 
hinzu: Die Übertragung des Eigentums durch übe * des vagı eriöeing 
* 424), * Ladeſcheins (8 450), des Konnoſſements 647). Über die 
entumsübertragung an Seel iffen vgl. 88 474, 475 H6B. und , It. 6 Ein: 


führungs-Gejeg dazu. 


Anhang 13 zu 8 932: Die 88 932—936 gehören zu den wühtigen, oft in 
Bezug Fi enommenen „Boriehriften zu Gunſten derjenigen, welche Nechte von 
einem Nichtberechtigten herleiten“; vgl. hierüber Geite 940. 

Aus dem Grundlage: „Niema kann auf einen anderen mehr Rechte 
übertragen, als er jelbit hat,“ ſolgt zwar als Regel, daß ein Übergan 
igenung von A auf B dur d ie in den 929-981 bezeichneten 4 cn 

„Übertragung“ (vgl. Anhang 2 zu 8 929) nur jtattfindet, wenn A jelbft 
Ciochtiimer war, aus zwingenden Rückſichten auf die Siderheit des 
Bertehrs fieht jedod) das BGB. non dem Erfordernis, daß der räußerer 
„Eigentümer“ der Sache ſein muß, in den Fällen ab, in denen es id 
darum handelt, dem „redlihen Erwerber” der Sache Schub zu gewähren. Es 
folgt hierbei der Auffallung des alten — echtes („Hand muß Hand 
en Wo Du Deinen ra ela halt, da mußt Du ihn wieder 
juchen.“ — Frau paar: wem.“), wie fie namenttih bereits in dem früheren 
Handelsgefegbud tiennung ) unden hatte. Demgemäß werden in den 

932—935 die Borausjegungen feſtgeſetzt, unter denen aud ein „Nidt-Eigen: 
Amer“ Eigentum an „beweglidhen“ Saden —— — vr ‚et. 3 
die Ausnahmen in $ 985 Abi. 1 und dere $ 1404, wona e Glaube” 
eines Dritten, der mit einer „ — ein re adihlieht, 
ben Rechten bes EChemannes namiteht 
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Auhang Eigentumderwerb auf Grund „guten Glaubeus“ 
Noch Hervorgehoben ſei: Der „gute Glaube“ des Erwerbers iſt nad) 8 932 
zu Abſ. 2 ausgefhloffen, nit nur, wenn dem Erwerber belannt, jondern au, 


8 932 wenn ihm nur infolge „grober“ Fahrläſſigkeit (vgl. SS 276, 277, Noten) un= 
befannt it, daß die Sache nicht dem Beräußerer gehört. Ein ‚Rehtsirr- 
tum“ braudt niht immer auf „grober Fahrläſſigkeit“ zu beruhen und 
fann deshalb „guten Glauben“ begründen. 


Hervorgehoben ſei ferner, daß niht derjenige, der eine Sade von 
einem Tict-Eigentümer erworben hat, dem fie von ihm betausfordernden 
wahren Eigentumer gegenüber das Borhandenjein feines „guten Glaubens“ 
bemweijen muß, jondern daß der wahre Eigentümer, der feine Sade bei 
einem Dritten findet und fie von ihm Herausfordert, ihm den Mangel des 
guten Glaubens beweilen muß. 


Derorgehoben ſei endlich, dag der wahre Cigentiimer, der un den 
Vorſchriften der 88 982 ff. feines Eigentumes verluftig gegangen ijt, Erſatz- 
Anſprüche geltend machen tann, fei es gegen den „Bereicherten“ gemäß & 816, 
812 ff., 822 aus dem NRedtsgrunde der „ungerechifertigten Bereiherung“, fei 
es gegen denjenigen, der ji einer „unerlaubten Handlung“ ſchuldig gemacht 
Bat, auf ——— emäß_ 88 823 fi, Tallsdiegejegliden „Bor: 
ausjegungen“ Older Erſatz-Anſprüche vorliegen. 
fiber die Bedeutung des „guten Glaubens” im „Brundftüdsvertehr” vgl. 
892 nebit Noten, insbefondere Anhang 58 Seite 955. Darüber, daß im Recht 
er Shuldverhältniffe“ beim Erwerb einer Forderung der „gute 
Glaube“ in der Regel nit geſchützt ift, vgl. Anhang 16 zu 8 404, Seite 880. 


Fu Anhang 14 zu $ 932: 8 932 handelt vom Schutze des „guten Glaubens“ 

s 932 in den Fällen des s 929, d. h. beim Erwerbe durch Törperlicdde Übergabe oder 

durch ſogen. Übergabe kurzer Hand; vgl. Anhang 2 zu $ 929 unter a und b. -- 

Der Erwerb in „gutem Glauben“ it geſchützt, gleichviel ob er ein „entgeltlicher“ 

oder „unentgeltlicher“ en oder „Schenkung“) if. Aber: wer unent- 

geltlic erwirbt, haftet dem wabten Eigentümer aus der „unge: 
rtehtfertigten Bereiherung“ gemäß 88 816 Abi. 1 Sab 2, 822. 


Zu Anhang 14a au 8 932: Der Erwerber in „gutem Glauben“ wird „uns 
8 932 beſchrünkter“ Eigentiimer, vgl. 8 9386. 


Zu Anhang 14b zu 8 932: Unter den in $ 932 bei Note 14b in bezug ge- 
8 932 nommenen „Vorſchriften“ jind die des 8 929 gemeint. 


zu Anhang 15 zu 8 932: Über „guten Glauben“ vgl. Anhang 13 zu 8 92, 
s 932 ferner $ 932 Abſ. 2 nebſt Anhang 17. Beiſpiele zu 5 932 bj. 1 1: A 
fauft von B eine Uhr und erhält fie unter „Einigfeit“ beider, daß Das „Cigen- 
tum“ auf A übergehen joll, von B übergeben. „Hier erlangt A das Eigentum 
an der Uhr, auch wenn fie nit Eigentum des Verläufers B war, Jondern 
dieſem vom wahren Eigentümer C nur „geliehen“ war. A erlangt nur 
dann n icht Eigentum an ber un und muß fie dem wahren Eigentümer C 
herausgeben, wenn ee cin eweijen fann, da A zur Zeit der 
(unter „Einigung“, es jolle Eigentum übergehen) erfolgten Übergabe der 
Uhr wußte oder aus grober Fahrläſſigkeit (3. 2. ori der 
Name des C auf dem Uhrdedel eingraviert war) nicht w ir e, die Uhr fei 
Eigentum des C. -- D tauft von E ein Spind und bezahlt dafür fofort 50 DEE. 
mit der Bereinbarung, es ſolle nach aht Tagen in die neue Wohnung des 
D geihidt („übergeben“) werden. Rad) 3 Tagen, aljo vor der U , 
erfahrt D, das Spind ki Eigentum des H. Infolgedeſſen iſt D bei der dem: 
nächſt erfolgenden Zulendung (Übergabe) des Spindes niht mehr in 
„gutem Glauben“, er erwirbt infolgedellen nicht das Eigentum daran, 
\ondern muß es an H herausgeben und fann von E nur NRüdzahlung der 

50 ME. und Schadenserjag fordern. 
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Eigentumderwerb auf Grund „guten Glaubens“ Anhang 


Tee 16 zu 8 932: Beiipiele zu 8 932 ab). 1 Sab 2: A findet eine 
Ahr ( auf der Strafe. Cs ſtellt fi heraus, e verloren hat, und B jagt 
ih ſchenke Dir die Uhr, Du —* ie en | ur tuczet 
Ende, Anhang 2 zu S 929 unter b). theit war Gi gar nid: 
Eigentümer der Te ondern beſaß an Lsibweile vom wahren er. 
tümer C. Hier erwirbt A das en der Uhr nicht, ſelbſt wenn er den B 


he den ‚Eigentümer hält, weil er den „Bejig nicht von dem Beräus=. 


erer“ B, jondern dur „und“ erlangt hatte. — D leihbt ih vom E 

Sin un die dem E vom wahren Eigentümer H ud nur geliehen war. 

n Die vereinbaren D und E, daß d br dem D für 30 Mt. 

— nige und D ne Io ortan als fein Eigentum behalten fol. Hier erwirbt 

D das Eigentum der Uhr, lofern er nicht wuhte oder ihm nicht aus grober 

ae it unbefannt blieb, H jei der wahre Eigentümer; denn in diejem 
alle Hatte D den „Belig von dem Beräußerer“ E erlangt. 


Anhan 9 17 zu 8 932: Über guten Glauben vgl. Anhang 13 zu Pr 85 — 
Nach 5 932 Abſ. 2 wird der Erwerber einer beweglichen Sache nid 
tümer, Iobatb er „weiß“ oder „ohnegrobe Fahrläſſigkeit Kite 
muß“, d aß die Sade n it dem Veräußerer ört. Hieran ändert 12 au 
nichts, wenn der Erwerber in dem „, uten Glauben“ ift, der Derüuße ußerer jei 
nit „Eigentümer“ der ‚ aber doch „bejugt“, fie „für 
Kigentümer gu veräußern, z. 3. weil er ht für de en Benoti.- 
Ligten hält, während er es in Wahrheit nicht ilt. Hiervon madt 
iedo 36 abgedruckt Seite 794) für den Sandelsverteßr eine wichtige 
usnahme. allo 3. B. von einem Kommilfionär oder Handlungsagenten 
in deſſen Gewerbebetrieb eine bewegliche Sache fauft und übergeben erhält, 
wird Eigentümer, ſelbſt wenn er weiß, daß Die Sache dem Kommiſſionär oder 


Handlungsagenten niht gehörte, fofern er nur in dem geben Glauben“ . 


ilt, der Kommillionär ODET Hanblungsagent dürfe über bie „Jürden 
igentümer“ verfügen geſegliches Beilpiel von Schlecht⸗ 
gläubigfeit“ im SHandeisvertehr enigält r 367 HB. (abgedrudt Seite 794). 


Unhang 18 zu 8 933: Die in 8 930 bezeichnete, Die libergabe erjegende 
„Bereinbarnng“ (jogen. constitutum possessorium, vgl. Anhang 2 zu 8 929 
unter c) reicht, falls der Deräubere: nicht Eigentümer ber Sarhe ift, zur Über⸗ 
tragung des Eigentums auf den Erwerber wicht bin, felbit dann nicht, wenn 
der Erwerber in dem „guten Glauben“ ijt, der Beräußerer kei Eigentümer. 
Es muß die wirkliche „Lörperliche Übergabe“ Hinzutreten; nur wenn dieſe er- 
folgt und der Erwerber zur Zeit der förperl iden dbergabe nos) 
im guten Glauben ijt, die Sache gehöre dem Beräußerer, erlangt er Ei 
an der Sade, aud wenn fie in an nicht dem räußerer gehört. - — 
Beijpielzu$ 935: A fauft am 2. Januar von B ein Bianino für 400 Mk., 
in dem „guten Glauben“, es es gehöre dem B, bezahlt den Kaufpreis jofort und 
vereinbart mit B, daß diefer as Pianino bis 1. April no als „Mieter“ 
gegen Zahlung eines Monats ines von 8 Mt. im Beſitz behalten 

(constitutum possessorium) und es ihm * am 2. April zul ulenben ſolle. In 
brheit gehört das Pianino nit dem B, jondern von der er 
fer tesnur „mietweije“ bat. Am n März an Dies A. Hier 
erwirbt A nicht das Eigentum an dem Bianino, one er Sau Se it. Der 
die Übergabe erjegenden Bereinbarung” ( „gute 
Glauben“ war, weil die förperlicde Übergabe noch nicht ertol t ih ( 933). 
Hätte B dem A das Bianino bereits am 35. März zugefandt (körperlich über- 
geben), jo würde A das Eigentum daran erlangt haben: denn in dieſem Falle 
wire 1 m Die Ipäter ( am 30. März) erlangte Kenntnis, das PBianino 
dem B gebött, — —z88 


Anhang 18a zu * 594 handelt vom Schube des „guten Blaubens“ 
beim Erwerbe gemah 951 ( 
Anhang 2 zu 8 929 unter d. 
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Fu 
8 932 


Ju 
: 8 932 


8 53 


— des Anſpruchs auf Herausgabe); vgl. sn 


Anhang Erfitzung 
Zu Anhang 19 zu 8 934: Beiſpiel: Ein Vormund hat eine Anzahl (feinem 
.8 934 Mündel gehöriger) —* und Silberſachen eu feinen eigenen Namen bei 
Ä einer Bant in Berwahrung gegeben (er iſt aljo „mittelbarer“, die Bank 
unmittelbarer“ Beliger; vgl. $ 868). Am Tage nad) der Volljährigleit des 
tündels verlauft der (nun nit mehr zur „Verfügung“ über die Sadıen 
bere&tigte) Vormund im eigenen Namen und für eigene Rechnung Die 
Saden an A, und die Übergabe wird „gemäß ; 931 dadurch „eriekt“, daB der 
VBormund den Anſpruch gegen die Bank auf Herausgabe der Sache dem A 
abtritt. Hier erlangt A das Eigentum an den Sachen, wenn er zur Zeit 
der „Abtretung“ in dem „guten Glauben“ it, die Saden gehören 
dem Bormunde Jelbit. 


Zu Anhang 20 zu 8 934: Beiſpiel: B aus Danzig Hat auf einer N in 

8 934 Berlin eine Uhr verloren, C findet fie. Nachdem B dies erfahren hat, Ichentt 

er die Uhr jeinem Kreunde A in Berlin und tritt ihm (zum „Erjaß“ der 

Übergabe gemäf er jeinen Aniprud gegen C auf Herausgabe der Uhr ab. 

In Wahrheit in nit Eigentümer der Uhr, jondern hatte fie nur aus einem 

Ahrengeſchäft geliehen. Hier erwirbt nad) $ 934 (weil Bnidt „mittel- 

barer“ Beliger der Uhr war) A, ſelbſt wenn er in dem „guten Glauben“ iſt, 

die Uhr gehöre dem B, das Eigentum an der Uhr noch nit mit der Ab—⸗ 

tretung des Anſpruchs gegen C auf Herausgabe der Uhr, jondern erit wenn 

C ihm die Uhr wirtlih (förperlih) berausgibt, und wenn er 

noch in dieſem Augenblide in dem „guten Glauben“ ijt, die Uhr ſei 
Eigentum des B gewelen. 


u Anhang 21 zu 8 934: über „guten Glauben” vgl. Anhang 13 zu $ 932, 
8 334 ferner 8 932 dor. 2 nebit Anhang 17. 


Zu Anhang 1 zu 8 937: Allgemeines über Erfigung vgl. Seite 845. — 
8 937 über die am 1. Janker 1900 laufend gewejenen Erfigungen E. 185. 


Zn Anhang 2 zu $ 937: Das BGB. läßt eine „Erfigung” nur an „beweg- 
8 937 lien Sachen“ zu, nicht aud) an Grundftüden, weil dafür infolge der Grund- 
budeinrichtung fein Bedürfnis ift. I. jedod 88 900, 927 (jogen. „Tabular- 
Erſitzung“). o aber die Grundbucheinrichtung verſagt, iſt nad Landesrecht 
noch in gewiſſen Fällen Erſitzung an Grundſtücken mögli A; Bn 5 235, 
257 Tit. 9 Teil 1 Preuß. Allgem. Qandr. (aufret erhalten dur tt. 89 
PrAG.) an Alluvionen (AUnlandungen) und Inſeln. — Auch eine Erfigung 
an Rechten (3. B. Firma, Patentrecht) gibt es nad) BGB. nicht, ausgenommen 

beim Nießbrauch (8 1033). 


zu Unhang 3 zu 8 937:  Borausiegung der Erfikung iſt „Figenbeip” 

8 937 (88 872, 854), au mittelbarer „Eigenbefig“ genügt ($ 941). — Wie 
der Belik erworben iſt (ob durd Übergabe oder jonitwie) iſt gleihgültig. Die 
ne Feen des „Eigenbefiges“ genügt; ein „ Rechtsgrund'“ ift nidt 
erforderlid. 


Zu Anhang 4 zu 937: Bei dem weit n ange des gutgläubi 
8 937 gen Erwerbers“ einer beweglichen Sache durd) die 88 932—936 it die „Er- 
Hung“ von praktiſcher Bedeutung hauptſächlich nur noch dadurch, daß ſie dem 
Beſitzer den oft jehwierigen Beweis eripart, von wem und wie er eine Sade 
erwarb, ferner in den Füllen Des F 935 Abi. 1 (vgl. Note 23 Dazu), ferner bei 
ungültigem BBeligerwerb, 5. B. wenn jemand von einem Minderjährigen, 
Geifiestrn en ufw. in „gutem Glauben“ an ihre „Geidäftsfähigfeit“ Beſitz 
erwarb. 


” 


J 


Zu Anhang 5 zu 8 937: Über guten Glauben vgl. Anhang 13 Fi 8 982, 
8 937 ferner 8 932 Abi. 2 nebit Anhang 17. — Der gute Glaube bei der „ efgum “ 
beiteht darin, daß der Beſitzer der Meinung ift, er fei „Eigentümer“ der ir. 
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| Erwerb von Erzeugniffen und Beftandteilen einer Sache Anhang 


Beilpiel: A Elagt gegen B auf Herausgabe eines Stodes gemäß 55, 085 oder 
1006, 1007. Dagegen kann B einwenden, daß er die Sad feit länger als 


Noch 
‚au 


10 Sahren im Dee allo „erieifen“ habe, wobei ihm die „Ber: 3 937 


mutung‘“ des 8 988 Hilft. Hierauf fann A ermwidern und ir: bemeilen, dab 
vn B beim Beligerwerbe betannt war oder lediglich infolge grober 
Sahrlätligteit unbelannt blieb, der (3. B. mit dem Namen des A ge- 
ichnete) Stod fei Eigentum des A, oder daß er dies wenigitens inner: 
EL 6 der 10 Jahre nad) dem Veſitzerwerb erfahren bat. Nur wenn dem 
A diejer Beweis elingt, fann er mit der Klage auf Herausgabe durchdringen. 
Hervorzuheben iſt: „grobe ehrläigteit * B. unterfaffene Erfundigung 
troß DorBandener Zweifel) | dem Beliger nur, wenn er fie beim Cr: 
werbe des Belikes beging. Hüter Ihadet ihm nur, wenn er wirftlid 


Mr Ban dak ihm das Eigentum bu Sach aufteht, HR r „Zweifel“ und 


unterlajfene Erfundigung nad) ihm alſo nidt. 
Ebenjowenig ſchadet ihm, wenn er Det lauf m 10 Jahre (nad voll: 
endeter Erfigung) erfährt daß ihm das Eigentum nicht zufteht. — Wenn der 
Beliger eine bew de Sad W, Sabre be ien hat, ohne daß fie ihm abge: 
jor 1 wurde, ji % pr durch Verjährung der Klage des Eigentümers (88 985 
geld len Be wenn er nidt im ‚guten Glauben“ war, z. B. 
test, e geito hatte, alio eine "Erfikung“ nicht ftattgefunden hat. 


Anhang 2 zu 8 953: Folgende Überſicht wird das Verftändnis der 

88 83957 erleichtern: 

A. & 958 jtellt den Grundſatz auf betreffend den „Erwerb von Erzeug- 
niffen und \onjtigen Beitandteilen einer Sa 
B. Die 88 954-957 enthalten die Ausnahmen, und zwar handelt: 
a) * vom Frucht⸗ uſw. Erwerb des „dinglich Berechtigten“ an einer 
remden 

b) & 955 vom Fr uw. Erwerb des „reblichen Cigenbefiters“ der Sa 

c) & 956 vom Frucht⸗ uſw. Erwerb des „perſönlich (obligatoriih) zur An: 
eignung Berechti tem. ‚ 

d) 8 957 vom Frucht⸗ ufw. Erwerb desjenigen, der in dem guten Glauben ift, 
es lei ihm „das "perfönlice (obligatoriiche) Recht” zur Aneignung von 
einem zur Einräumung diefes R Hehts „Belugten“ eingeräumt. 

Drei Zeitpuntte find zu unterjcheiden: 

1. Bor der Trennung: Erzeugniſſe und Beitandteile find Eigentum des- 

jenigen, dem das igentum der Sache zufteft. Sonderredte fünnen 

ran nicht beitehen (vgl. —* 93, 94 und oben Dazu, wo au die Aus- 
nahmen erwähnt fi 1, 8 865 u e). 

2. Der eingenblid der —S —E — und „Beſtandteile“ von 


der Sache 
3. Der Augenblid * „Beſitzergreifung“ an den „Erzeugniſſen“ und „Beſtand⸗ 


teilen“ einer Sa 
Die Rechtsverhältniſſe zu 2 und 3 regeln die 88 963957, zu deren Ver: 
ſtändnis bejonders darauf hingewieſen jet, dag jeder fo [ge nde $ die 
rungen und Yusnahmen des vorhergehenden 
enthält 
Die im sr Leben wichtigſte Frage ilt: wem gehören die —— 
einer Sache 99)2 und in welchem Augenblid erwirbt er fie? Der Regel⸗ 
fall im täglüı n Leben ilt, daß A, der ein „Recht“ Hat oder in dem „guten 
Glauben“ ift, ein Recht zu n, „die Früchte einer Sache zu ziehen“, 
„im Beliße“ der fruchttrage n Sade ſelbſt ib und für Dielen * elfatll 
ergibt ih aus den 5 953—957 als Antwort auf o bige Frag agen: A erwirbt Das 
—A m der Früchte a icht aus! Ionitiger ſtandteile“) im Augen: 
blide der „Trennung“. — Im übrigen vgl Noten zu 88 — 


Anhang 52 zu 8 1007: 1007 gibt dem früheren Beſitzer einer „beweg- 
lien Sache“ die öglictteit, ein „Eigentum“ oder jein „jonftiges Necht zum 
Beiig“ unter Umftänden lediglich auf Grund der Tatjache jeines „früheren 
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Anhang, Grunddienſtbarkeiten 
Noch Beſitzes“ KR den jeBigen er zu erfolgen. Diee Erleidterung der 


Rechtsve ung wird a) nach 8 1007 Abſ. 1 jedem früheren Beſitzer, ohne 


zu 
$ 1007 Unterſchied, ob er die Sade als ‚Eigenbeliger ($ 872) oder 3. B. als 


Zu 
$ 1018 


8 


mis 
5 


018 


Mieter vPäqhter, Finder ufmw. bei 
beweijenden Goransiesung gem gewährt, da egenmwürtige Belier bei 
dem Erwer an a ten e6 auben“ war. — b) Die- 
jelbe Erleiddterung der al lgung für den frü Beſitzer einer ⸗ 
ichen Sache gilt nad) $ 1007 Abſ. 2 auch gegenü e= dem eher 
gen“ gegenwärtigen Beljiger, wenn die Sa früheren Beſitzer 
—A verloren gegangen oder jonit ab nben gelommen 
eh (vgl. 8 935 und Noten dazu), was ber klagende A Befiper ger“ be- 
weijen muß. Hierbei tritt Jevoch eine Ausnahme ein eld“ und 
„snhaberpapiere”, da in Anſehung diefer Sachen der ntumsermwerb 
besjenigen, der fih in „gutem Glauben“ befindet, Pe * ausgeſchloſſen 
wird, daf Der frühere ter den Belik obne jein zutun verloren 
hat (vgl. 8 $ 935). Außerdem verjagt der auf den unfreiwilligen. Ber: 
uft der Sache gegründete A u enüber dem wahren Eigen: 
tümer und gegenüber demjenigen eher. dem die Sade „vor“ der Be: 
— des früheren a, ger handen gefommen war. — Der 
prud „aus ARE Beſi tz“ iſt nad 5 1007 Abf. 3 in jedem Falle 
ausgeſchlo en geigotintig iſt der Fe verfiogte 
gegenwärtige Beliter), wenn der früher 
Be al U RA in utem he —— 1, men ‚ex ben 
„aufgegeben“ urch eine ſo ufga s wi 
— zur Sache ge Bit es kann A frfiheren Beliger aud) gegen 
n bösgläubigen Beltter ein beileres Recht zum Beſitze nicht zuerfannt 
Dun n. 


Anhang 2 — 1018. nicht: $ 1080, wie es in Note 2—4 zu $ 1018 ih: 
ce eines Yrude hlers N): Die in den 88 1018-1029 enthaltenen Vor: 
riften über Grunddien bar eiten ind keineswegs gehaöpiend. Gerade bei 

den „Grunddienitbarteiten“ war die Berüdfihtigung der Verhältnille der ein- 
{nen Zanvdesteile oten, und Daraus erlläzen. ih die in Anhang 3 zu 
1018 erwähnten orbehalte gr bie Sandesgeje gebungen. 

Eine viel angefohtene Neuerun von Ki dhneidender Natur bezüglich 
des Rechtes der „Grun ion Irüher in : B. dadurch —— 
abweichend von en allen früher in „Deutfotans geltenden I zur 
gründung von unddienſtbarkeiten“ die Eintragung in Das —— ker: 
dert. Es ergi bt fi das aus den in den 88 873 ff. gegebenen „Allgemeinen 
Vorſchriften ber echte von Grunditüden“”, von wi die 88 1018 Fi. keine 
Ausnahme für „Grunddien tbarkeiten“ m machen. Folge des Exrforderniſſes 
der „Eintragung“ in das Grundbuch für die —— einer Grunddienſt⸗ 
barkeit iſt der Ausſchluß jeder (aud) der unvorden rien) Erfigung einer (nidt 
eingetragenen) Grunddienſtbarkeit (vgl. jedoch 8 900 Abi. 2 betr. die ſogen. 
„zabular-Erjigung“). Eine nad früherem Nedte zuläjjig 8: 
weiene „Erfigung“ einer Grunddienjtbarteit, die am 1. Januar 1900 noch n 
vollendet war, fannaljo auch nit mehr vollendetwerden — Das 
Erfordernis der „Eintragung“ im TR und der „Ausichluß der a 
hat die für den Grundbeli g Ri SR daß Grunddienitbarteiten ortan 
nit mehr dur Iorigeiehten brauch nachbarlicher Duldun ng" erworben 
werden fönnen, und daß Bef teben“ und der „Inhalt“ der Dienit- 
barkeit in ficherer Meile ar it. — Sir Grundpdienitbarfeiten, die bereits am 

1. Januar 1900 Seitanben, iſt uch ie in Anhang 3 $ 1018 bezeichneten 
übergengsvorjäeiften des Einführungsgeſetzes in umfaßfenber Meile Fürſorge 
getroffen 


Anhang 3 zu 8 1018: Betre end Grunddienftbarleiten fommen aus dem 

Cinfüprungsgeih namentlih in Betracht: 

a) die „Vorbehalte“ für die Randesgejeke: E. 113—116, 120, 123, 128, insbe- 
jondere 115; vgl. Anhang 2 zu 8 1018; 


—3— unter der (vom Kläger zu 


66 — 








Supothel, Grundfchuld, Rentenihuld Anhang 


b) die „übergangsuorjhriften“ betr. die am 1. Tanuar 1900 bereits nad) frü- 
herem Rechte bei zänbeten Grunddienitbarfeiten: E. 164, 184, 187, 189, 191. — 


No 


zn 


Dervortulpeben | t: Rad E. 184 gelten die 88 10201038 (nicht aud): SS 8 1018 


1018, — für die bereits vor dem 1. Januar 1900 entſtandenen 
Grundodienftbarfeiten: aljo: Inhalt und Be 8 renzung (88 1018, 1019) 
der por dem 1. Januar 1900 entitandenen Grunddienit atteiten be- 
ſtimmten ih nad) altem Pc im übrigen fommen die 88 1020. 1028 


zur Anmendu Hernorgehoben fei ferner E. 187, aa 3 B. 
größten Teile Sicnpen s die am 1. Tanuar 1900 durch, Vern "Holt: 
endete Crfigung“ bereits begründet geweſenen Grunddient fetten der 


Eintragung in das Grundbuch nicht bedürfen. Anders; B. i 
Bayern; vgl. Note 41 zu E. 187. 


Anhang 4 zu 8 1018: Aus Anhang 2 und 3 zu 8 1018 ergibt fih: Grund- 
dienfibarfeiten können ſeit 1. Januar 1900: 

A. entftehen: durh „Einigung“ zweier verſchiedener Grunditüdseigentümer 

(vgl. Note 11 zu 8 1019 und „Eintragung“ im Grundbude; 8 873; 


B. erlöſchen: 

a) wenn fie im Grundbuch eingetragen find: duch „Erflürung“ des 
Beredhtigten und die Kur (Bung ge Grundbude (88 875, 876) 
oder unter den Vorausiegungen Kar 

b) wenn ſie nicht im Sram: u Angetrgen And, d h. die Grunddienſtbar⸗ 
Seiten „alten Rechtes“ nhang 3 zu 1018 ae b) * den dies⸗ 
bezüglichen Vor] e go Zandesgejeße, vgl. E. 189 Abi. 3 

c) durch Ablöſung nach den Landesgejegen. 


Der in Note 2—4 zu $ 1018 enthaltene Hinweis auf Anhang 24 zu 


gu 
8 1018 


Zu 


9 id 1080 beruht auf einem Druckfehler; es muß dort heißen: vgl. Anhang 2—4 zu $ 1080 


Anhang 1 zu 8 1113: Hypothel, Grundſchuld, Rentenihuld. 


Ä Zu 
Um das Verftändnis für den Inhalt diefes Abſchnitts der dem Verfuh 5 1113 


einer gemeinverftändlidhen Daritellung bejondere Schwierigkeiten ‚bietet, zu 
eröffnen, ift es nötig, etwas weiter auszuholen. 


Il, Das BGB. behandelt — abweihend von dem Spr brauche früherer 
Geſetze und der jrüheren Rechtslehre — Die „Hypothel” n er t unter dem Ab- 
(Omi „Pfandrecht“; es kennt ein „Bfandredht“ nur an „bewegliden 
Saden“ und an Rehte n“. vgL die Überſchrift vor 8 1204 und die Be: 
en ander 1204, 1273. — Man eninehme daraus, daß nad) BGB. 
der ea] Hypothet“ mit "dem früheren Re tsbegriff „Biandrecht an einem 
Grundſtück“ fich nicht dedt, und daß es zur meidung von Verwirrung id) 
überhaupt nicht empfiehlt, noch von einem ——— an Grundſtücken“ zu 
p n. Zwar wird aud) unter der Herr rrichaft des BEB. in der Praxis Des 
erkehrslebens die „Hypothet“ meilt tatſächlich dasſelbe ſein, „Das fie uripräng. 
lid) war, nämlid) das vom Grunditüdseigentümer einem anderen zur ine 
rung einer perjönliden Yorderung beitellte Grundfü 
Pfand; aber eben nur meiſt, nit immer und nicht dem rechtlichen Melen 
nach. Die ‚Hypothef‘‘ Hat nämlid) im Laufe ihrer geſchi chttichen Entwickelung 
die Natur be „Pfandrechts“ d. [ die Abhbängigleit von einer For: 
derung, zu deren ee e dient ber Iogen. „atzeſſoriſche Natur“, zu- 
nächſt teilweike (fo 3. 8. im Preuß et) und Ichließlich ih im BGB. voll: 
tändig abgejtreift. Nah BGB. in die erfolgte „Belajtung“ eines 
Grunditüds mit einer Hypothet“ rehtswirtfam, felbit menn 
Die orberung, für die die Supothet beitellt ii ( 1113), gar nit 
Entitehung ge langt ift, und fie bleibt tswirfjam, ſel Bft 
wenndie Forderung, für die die gpothet Heftellt iſt, erlifiht In 
diejen Fällen jteht nad} 8 1163 die „Hypot dem Eigentümer des damit 
belaiteten Grundftüds zu, Jogenannte "Eigentümer-Hupothet“ (vgl. hierüber 
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Nod unter VI). Wenn.aber dem Eigentümer an feinem „eigenen“ Grunditüd 

zu eine Snpothet zuitehen kann, fo fann die Hypothek unmöglich noch die rechtliche 

8 1113 Natur des „PBfandredts“ Haben; denn ein Pfandrecht jet begrifflich eine da- 

durch pff hern perſönliche Forderung“ voraus; es iſt aber begrifflich un: 

möglid, daß der Grundſtückseigentümer gegen ſich jelbit eine perjön: 

liche $Korderung habe, jein eigener perlönticher Gläubiger, jein eigener 
perfönlichder Schuldner jei. 


II. Begriff und Weien des Grundiredits. 


Gi ‚nie — — — iq —A gen Ph eh ift für den 
igentümer eine zwei ; fie liegt in uben, den gewähren: 
a) die natürliden Eigenihaften des Grunditüds, vermöge deren 


er 5. B. aus den Früchten des Grunditüds Nahrung gewinnen, uf Der 
Fläche des Grunditüds Gebäude erridten, Wege Darauf anlegen kann, 


ulw., ujw.; 
b) ver Delbmert des Grundjtüds, — und damit haben wir bier 
zu tun. 

Die einfachſte Art der Uusnugung des „Geldwerts“ eines Grunditüds 
durch den Eigentümer ii daB er das Eigentum an dem Grunditüd an einen 
anderen überträgt und fi bares Geld dafür zahlen läßt (Bertauf); Cs Hat 
ſich aber noch eine andere Art der Wusttugung des Geldwerts eines Grunditüds 
entwidelt. Der Eigentümer braudt oft nur vorüber gehend Gelb und 
will deshalb das Cigentum des Grundftüds nicht endgültig tortgeben (ver: 
faufen); er braudt oft nur einen Teil des beldwerts des ganzen rundſtücks, 
und es iſt z. B. bei Hausgrundſtücken nicht möglich, einen Teil des Hauſes zu 
verkaufen. Anderer ts Ind die Beliger von Geld nicht immer imftande und 
willens, ein Grunditüd zu erwerben. Was iſt da natürlider, als daß der 
Grunditüds-Eigentümer A zum Geld-Befißer B jagt: „Siehe, mein Grunvitüd 
ift 30 Hektar groß; ich kann es jeden Tag für 30 000 DIE. verfaufen: id brauche 
10 000 Mt. auf 3 re; gib fie mir gegen 4 Proz. Zinfen; ih räume Dir das 
Recht ein, wenn td) die Zinfen nicht halbjährlich pünttlid zahle und das 
Kapital nit nach 8 Jahren zurüdzahle, das Grundſtück ge ih verlaufen 
und Dir aus dem Geldwerte des Grundftüds, der beim Verlauf erzielt wird, 
10 000 DE. zahlen zu laſſen (Zwan verkeigerung), oder das Grunditüd (Itatt 
es zu verlaufen) gerihtlih verwalten und Dir Deine 10000 Mi. allmahlich 
aus den Dabei erzielten Geld:Erträgen (Ernte:, Miet, Pachtzinfen ufm. 
zahlen zu lafien Swangsvermaltung)“ — B würde dem A perfönli 
vielleiht niemals 10000 ME. anvertrauen De fon re); aber zum 

Geldwerte des Grundjtüds, erreihbar dur. „Zwangsperiteigerung“ 
oder „Zwangsperwaltung“ bat er Vertrauen (Kredit); er gibt dem Grund 
Hüd unmittelbar Kredit, er gibt die 10000 Mi. „auf das Grunditüd“ (Grunds 
fredit). vgl. 8 1147. 


III. Rechtseinrihtungen für den Grundkredit⸗Verkehr. 


Wie eine Berjon in der Regel nur dann Kredit erhält (Perſonal⸗ 
Kredit), wenn ihre „Verhältniſſe“ dem Kreditgeber befannt find, jo gibt man 
auch auf ein Grundftücd in der Negel nur dann Kredit, wenn man jeine 
„Berhbältnisfe“ fennt. Borausjekung jedes Grundkredits“ ift Die Erfenn- 
barteit des —— Hanne Des eundhüds, Zu diefem Zwede Hat das 
„veutiche Recht“ die öffentlichen Grundbücher geichaffen. Das Nähere hierüber 
it Anhang 1 zu $ 873, Seite 943 ff. gelagt und dajelbit au ein Formular 
eines Grundbuchblattes“ mitgeteilt. vgl. auch 88 873, 875, 878, 891, 
892 nebit Noten und Anhängen. — Das Formular Seite 945 ff. ergibt in 
anſchaulicher Weile, daß jeder, der auf ein Grundftüd Kredit geben will, durch 
die ihm nad) 811 GBO. zuftehende Einficht des Grundbuchs genau ertennen Tann: 
a) worauf er Kredit gibt (indem er das „Beſtandsverzeichnis“, beitehend: aus 

dem „Berzeichnis der Grundftüde” und „der mit dem Grundftüds-Eigentum 
verbundenen Rechte“ einlieht); 
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b) wie weit der Kredit des Grundftüds bereits ausgenußt iſt, d. h. melde Noch 


. Rechte ihm gemäß $ 879 BGB. im Range vorgehen (indem er die Ein- s 


tragungen in der zweiten und dritten Abteilung einjieht). 
ie genaue Ertennbarteit“ der voritehend zu a und b bezeidh- 


neten Tatjadyen (das Pringip der Spezialität) würde nun aber demjenigen, 


der auf ein Grundſtück Kredit geben will, wenig nützen, wenn dieſe Erkenn⸗ 
barteit nicht zugleih eine „jihere“ wäre, d. h. wenn man ih im „Ge- 
ſchäftsverkehre“ nit auf die ‚Rihtigfeit“ des Inhalts des Grund- 
buchs verlajlen könnte. Infolgedeſſen der Geſetzgeber dem Grundbuche 
„öffentlichen Glauben“ beige It en utung im weſentlichen darin Liegt 
(vgl. 8 892 nebit Noten und Anhängen): , 

‚Be üglich des eh aan tandes eines Grunditüds gilt im „rechts⸗ 
geihäftliden“ erfehre Tür jeden, der nicht das Gegenteil weiß, d. h. 
für jeden „Redlichen“, in der Regel nur das, was ım Grundbuch ein- 
getragen ijt, und andererleits: was im Grundbud) eingetragen ilt, das 
gilt Jo lange, als es nicht gelöſcht iſt. (Prinzip der Publizität.) 


IV, Die Rechtsformen des Grundfredits. 


Der Grundgedante der im BGB. enthaltenen Neuordnung dieler Rechts: 
formen läßt fih dahin zuſammenfaſſen: Durh Eintragung einer beitimmten 
Geldſumme in die Dafür beitimmte (dritte) Abteilung des Grundbuchs wird 
erreicht, bab derjenige, zu deilen Gunften die Fintragung erjelgt ift, Zahlung 
diefer Geldfumme „unmittelbar“ aus dem „Geldmwerte“ des 
Grundftüds beanipruden fann. Das BGB. drüdt dies fo aus: | 

„Ein Grundſtück kann in der Weile belaftet werden, dak an det: 
jenigen, zu deilen Guniten die Beleitung erfolgt, eine beitimmte Geld- 
* aus dem Grundjſtück zu zahlen if.” — vgl. die inſoweit wört— 
id gleihlautenden Begrifisbeitimmungen der „Hypothel” und 
„Grundſchuld“ (Rentenjhuld) in den 1113, 1191 (119). 

Der Aniprud des Gläubigers auf Befriedigung „unmittelbar“ 
aus dem Grundftüd, aus dem Geldwerte des Grunditüds, wird, falls 
weder der „Grunditüdseigentümer“ noch ein „anderer“ die eingetragene Geld- 
jumme freiwillig (x It (vgl. 88 1142, 1150), in der Negel dadurch ver- 
wirklicht, das das Grundftüd im Wege der Zwangsvollitredung nach Wahl des 
GSläubigers entweder verlauft (Zwangsveriteigerung) oder verwaltet 

Zwangsverwaltung) und der hierbei erzielte Gelderlös zur Zahlung der im 
rundbuche eingetragenen Geldfumme verwendet wird (vgl. 8 1147 und Noten 
dazu ſowie oben unter II). Das Berfahren hierfür regelt das Reichsgeſeg über 
die Zwangsverfteigerung und Die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897. 
dieſe as it der „Kern“ der Neuordnung; alles übrige iſt „Ausgeitaltung“ 
iefes Kerns. 

Die „Ausgeitaltung“ it in der Weile erfolgt, daß ein Grundftüd in der 
oben angegebenen Weife „belaftet“ werden fann: 

A. mit einer einmal zu zahlenden Geldfumme, d. h. mit einer „Kapital“: 

one und zwar gewährt das BGB. für diefe Art der Belajtung zwei 
ormen: 

a) Die Hypothet. 8 1113. Man unterjheidet die „gewöhnliche“ oder „Ber: 

tehrs = —8 und die „Sicherungs⸗Hypothet“ (vgl. hierüber 

unter VII). 

b) Die Grundſchuld. 8 1191. 


B. mit einer in regelmäßig wiederltehrenden Terminen zu 
zahlenden Geldjumme, d. 5. mit einer an fi ewigen, aber ablösbaren 
„Renten“:Schuld (88 1199, 1201), für welche Art der Belaftung das BGB. 
nur die eine Rechtsform der „Grundſchuld“ gewährt (vgl. 8 1199, 
wonad) die „Rentenihuld“ eine Unterart der „Grundihuld“ m. — Die 
„Rentenſchuld“ beruht auf dem Gebanten: Der Grunditüdseigentümer 
fann aus feinem Grundftüd in der Regel die „Zinjen“ des Kapitals, 
mitdem es belajtet ift, meilt aber nit das „Rapital“ felbit 
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Noch herauswirtſchaften. „Kündigung“ des Kapitals muß daher den Grundſtücks⸗ 
zu eigentümer ins Verderben bringen, jalls er nit einen anderen 
8 1113 Geldgeber findet. Diefe Gefahr füllt weg, wenn ein Gläubiger fidh 
findet, der kin Rapital Hingibt, nicht mit der Bedingung der 
„Rüdzablung“, jondern zu dem Zwede, um dadurd den Aniprud) auf 
eine Dauernde Rente“ ausdem Grundftüde zu erwerben. Die 
— ſür dieſe Art der „Belaftung des Grunditüds“ iſt die Renten- 

\ u . 


V. Unterjdied zwiſchen „Hupothet“ und „Grundſchuld“. 


Die Begriffbeſtimmungen find enthalten in den 1113, 1191. Bei 
Betrachtung diejer beiden Paragraphen findet man, or ide Begriffbeitim- 
mungen wörtlid gleihlautend find bis auf die in $ 1113 ent: 
haltenen, in $ 1191 fehlenden Worte: 


„zur Befriedigung wegen einer ihm zujtehenden Forderung“. 


„Hypothek“ und „Grundihuld“ jtimmen aljo im Kern der Sache über: 
ein, namlich barin, daß „aus dem Grunditüd“ an den Berechtigten eine 
beitimmte Geldjumme „zu zahlen“ tft (vgl. unter II und IV). Sie unter: 
ſcheiden 19 lediglich Dadurd, daß bei Der Huypothel „ausgeiprodhen“ wird, 

‘ die Zahlung an den Beredhtigten joll erfolgen „zur Befriedigung wegen einer 
ihm zuſtehenden Forderung“, dag aljo die Ur ſaſche (causa) der „Grundſtücks⸗ 
belaftung“ ausgeſprochen wird, während bei ber Grundihuld Dieje 
Urſache (causa) nicht ausgejproden wird, oder, wie $ 1192 es aus- 
drüdt: fie unterſcheiden ſich dadürch, „Da Die Grundichuld nicht eine Forderung 
vorausjegt.“ vgl. unter X1 dieſes A ng5 die Yormulare für Anträge auf 
Eintragung einer Hypothek und einer Grundihuld, ſowie die Eintragungen 
in dem Grundbudformular Seite 949, 950, 3. B. Nr. 1 und 3 (Hypotheken) 
und Nr. 6 (Grundſchuld). 

Hypothek heiſcht Forderung, Grundſchuld nit. — Keine Forderung, 

feine Dupathet, — Grundſchuld —— den Schuldgrund, Hypothek nennt 
ihn. — Grundſchuld ſteht auf eigenen Füßen. - Was die (perſönliche) Schuld 

berührt, iſt für die Grundfhuld nicht da“ (C). 

Setbitweritändtich fann auf jür die Beitellung einer „Grund- 
ſchuld“ das Beltehen einer perjönliden Forderung die (unaus- 
geiprodene) erde fein; ja es wird dies im Leben meiſt der Fall fein; 
denn es ilt naturgemäß kelten, daß jemand auf jeinem Grunditüd für einen 
anderen Geld eintragen äßt, ohne fein perjönlicher Schuldner zu jein. Es 
Da aljo die Beteiligten, wenn bezwedt wird, dem Gläubiger einer „per: 

önlihden Korderung“ mit einem Grundftüd Sicherheit zu beitellen, 
die Wahl zwilden der Redtsform der „H ypothek“, bei der jener Zwed 

„zum Ausdrud“ gelangt, und der „Grundſchuld', bei der er nidt 

„um Ausdrud“ gelangt. Die Rechtsform der Grundſchuld“ wird, 

wenn es fih um die Sicherung einer „perſönlichen Forderung“ handelt, ge- 

wöhnlih nur dann gewählt, wenn die Beteiligten ein Intereje daran n, 

das „perjönlide Shuldverhältnis“ zu verdeden, & . mit 

Rüdfiht auf feinen „Entitehungsgrund“, oder wenn das perjönlide Schuldver- 

hältnis mit „Einwendungen des uldners“ behaftet tft, oder wenn eine be- 
jonders leihte „Verkehrsfähigkeit“ des Kapitals erjtrebt wird, 
weil bei der „Smundfhuld“ alle Verwidelungen und Weiterungen, die bei der 

„Hypothek“ durch Die zu Grunde Tiegende „Forderung“ möglicherweiſe entitehen 
önnen, ausgeſchloſſen nd, Y vorſtehenden Beilpielen, in denen zur Ei 

Des Gläubigers einer „perjönliden Forderung“ eine „Grundſchuld“ beftellt 

wird, ift das Verhältnis zwiſchen den Beteiligten ein ahnlides wie in dem 

Falle, DaB der perlönliche Schuldner eines Darlehns, eines Kaufgeldes ulw. 

von 10000 ME, feinem Gläubiger einen „Wechſel“ über 10000 ME. gibt. 

Der „Wechſel“ hat ebenfalls den Zwed, die ihm etwa au Grunde Tiegende 
orderung ‚nerfehrsfähiger“ zu machen, indem fie von ihrem eigent- 
ichen Huldgrun elosgelöjt wird und ihr etwa aus diefem (durch 
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den lverdeckten) Schuldgrunde anhaftende Einwendungen des uld⸗ 
ners —7— emacht werden. Man könnte hiernach die „Grundſchuld“ 
einen rundwenjjel“ nennen. 
Beijpiele der Beitellung einer „Grundſchuld“ für einen anderen, ohne 
tg: ti ke eine perianliche Forderung zuitebt, jind: Der Grunditüdseigentümer 
rap N Ch trau oder Tochter zu ihrer ünftigen Berforgung 20000 Mt. 
= en ſeinem Grundftüd eintragen, 05 ne Bene —e—— dieſer 
ne verlänlio mit einem Ton igen lichtet zu kein 
ode ‚an ver: en zu wollen. — Der ——— hat an 

k. im iel verloren und läßt auf ſeinem Grundſtück —ES 
— des B 10 000 Mt. Grundſchuld eintragen, Di „Grundſchuld it rechts⸗ 
wtrfiem, obgleih eine zeäjtegüiltige perſönliche "Zahlungsverbindlicfeit 
des A gegen B nad) $ 762 nicht befteht. et bicen 2 Bei > ‚Grund haben die Be- 
teiligten —* die Wahl zwilden Hypothek rundſchuld“, ſondern 
es ſteht ihnen nur die sform der „Grundfhul“ zur tfügung, weil 

eine per\öntiche —— nicht beſteht. 

Beſonders ſcharf tritt der Unterſchied zwiſchen Sypothet und Frundcha 
darin hervor, ‚daß der Srunbitüdseigenfümer an feinem Grundftüde „für fi 
jelbft“ nicht eine „Hypothel“, wohl aber eine „Grundihuld“ beitellen kann 
weil es € begrifflich unmöglid iſt, nd gegen ſich ſelbſt 
eine perſönliche rd, orderung“ hat, DAS n einer Forderung aber die 
Borausjebun Fiir die „Entitehung“ einer „Hupothet“ üt, wahrend die „Grund- 
Ihuld“ eine „Forderung“ nie nt vormustegt (88 1118, 1192, 1196 Ab}. 1). Das 
Nähere hierü r vgl. unter V 

Aus vorftehendem e Egibt ih: Die Hypothek ijt eine „juſammengeſetzte 
ehtsform des et m namlid Die Sedıe form für bi e”Berb bindung von 
u! „(teal) und perlönlichem (Berjonals) Kredit; die Geundjäuß da egen 
ift die Rechtsform für den reinen Grund⸗ (Neal: Kredit. olgendes 
Ipiel mag dies noch klarer maden: Der Gutsbeſitzer A Koiept aus Fahr 
läffigfeit auf der Jagd feinem Speer ein A aus. Sache nit 
ruchbar werben zu Vol, vergleicht er fi mit m dahin, Ye er auf feinem 
Gute zur er ven, an Icheinend ganz fiheren Stelle eine „Grundſchulde 
von 15 000 ür den Snipettor eintragen läßt (alſo, da die „Grundſchuld“ 


icht eine „gorderung“ —— ohne Angabe des 
—— wogegen der J vInect auf jede Schadenserſatz-Forde⸗ 
rung verzichtet. Zur zweiten, alfo ſchlechteren Shene- läßt dann der Guts⸗ 


sefiher fü für den Kaufmann B eine „Hnpothet für eine Darlehens: 
orderung“ von 10000 ME. eintragen. Nach etwa 5 Jahren wird das_am 
t en liegende Grumditüd durd einen — vollſtändig weggeriſſen. 
Der peltor hat ſeine „Grundſchuld“ von k. A tloren, und er 
fann ji für dieſen Berluft nirgends erholen, wenn der Guts- 
ee abgeſehen von dem rilfenen —E noch illionär iſt. Denn 
t wenn der Inſpektor ar Kine Schadenserjagforderung“ nicht verzichtet 
hätte, würde ihr gemäß $ 852 die “Einzede der dreijährigen Derjährung ent: 
gegenitehen. Die Hypothek“ des B von 10000 DIE. ilt zwar infol nter: 
s des Grunditüds au eh geworden, Bat aber 
außerdem noch die per)önlide Dapnlehensforderung“ on 
A, deren Sablung er aus deſſen jonjtigem Bermögen fordern kann. — 
Diefe doppelte Sicherheit, die de „D ypothek“ gewährt, ift die Urjache, daß 
fie im Verkehr die —J gebrauchte Rechtsform ilt, und 
deshalb wird fie au im BGB. an eriter Stelle behandelt, obgleih es ſonſt 
natürlicher gewejen wäre, die Vorkhriften über die einfa he re Rechtsform 
ber „Grund ihulpd“ Doranzuftellen. 


VI. Eigentümer⸗Grundſchuld — Eigentümer: Hypothel. 
A. Entſtehungsgeſchichte. 


a den erſten Blid erſcheint es widerfinnig, daß der Grundftüdseigen- 
tümer auf feinem „eigenen“ Grunditüd „Für jidhfelbft“ eine ‚Grund: 
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ro \ hr eine „Hypothek“ joll haben fönnen, d. hd. das Redt auf 
ng einer Geldj | u m me aus dem Geldmerte feines 
8 1113 Venen rundftüds“ (vgl. unter II, IV, V); denn da er der „Eigen: 
tümer“ des Grunditüds ift, ge ehört ihm ja fon, traftjeines@igen- 
tums“ der „ganze Geldwert, Des Grundftüds, [oweiternidtfür 
andere Perſonen mit — beten“ oder „Stundfhulden“ belaſtet ijt. 
Im — des bloß juriftiichen ogif Denkens hätte man aljo niemals zu 
den Rechtsbegriffen Srundihuld des Eigentümers, Hnpothel des Eigentümers 
gelangen können, wie au die Rechtsgeſchichte beweiſt, Da die Römer, die doch) 
im juriſtiſchen Denten gewik unüberteoffen find, dazu mi — ind. Wie 
fam alſo unfer Gejeggeber dazu? Wenn nicht die. logi che Begriffs⸗Entwick⸗ 
lung, rn fann nur das praktiſche Beblrinish RA 
fein. Und jo ift es in der Tat. Und zwar war, wie wir Teglei werben, 
die Entitehung der ——— „Eigentümer: Grundſchuld —— 
Sypothek· nur mi nd der en unter III gezeigt wurde) ebenfalls 
erit im deutſchen aus dem praftilichen Bebürfnis bervorgegangenen Ein⸗ 
richtung der „öffentliden Grundbüder“ 


Angenommen: A at auf fein etwa 30 000 Mt. wertes Grunditüd zur 
eriten Stelle 10000 ME. für die Bodenkredit-Bank, zur zweiten Stelle 
8000 ME. für B eintragen. en (gleidwiel ob als „Hupothef“ oder „Grund: 
Kerr: t bat dadurch die Summen von 10 000 Mt. und 8000 Mt. als zwei 

bitändige“ nedie des ihm car n Gefamt - ⸗Geldwerts feines 
Bee von 30000 Mt. — als ten“, wie der Sprachgebraud), 
die elbitändigteif” N nnoofl zum usdrud „Beingenn, ſagt — ir andere 

Perjonen ‚„grundbuhmäßig ausgeſchieden“ und als at 
aoertpofte n in den —— ——— gebracht ſin Höhe von 10 000 
Ieinen rundbeſitz „mobi Me) Der Reit des Gefamt-Geldwerts feines 
Grundftüds von etwa 12000 ſteht alſo no zu Jeiner freien Verfügung, 
iſt rundbuchmäßig ae „nicht ausgefhieden“, ge ort 
Y ihm. Es iſt nun kein Bedenken bie x an Das Deieg, dem 
Grunditüds-Eigentümer nicht en et ſoll, Tatſache, daß der bisher 
mit Anſprüchen anderer Perſonen nicht belajtete Teil des Grund: 
tüds-Geldwerts von etwa 12000 Mt. In jr m jelbft“ gehört, nod 
u feiner [reien Verfügung ent, ausdrü in das Grundbud ein: 
reiben zu lafien, mit andern rien: warum —* Grunditüds-Eigentümer, 
wenn er will, Diefe 12 000 Wit. nicht ſoll „Für ji ſelbſt grundbud- 
mäßig ausiheiden“ Jürien, im obi n eifpiel: zur Dritten Gtelle 
auf jeinen eigenen = amen im Lund buch eintragen laſſen. Aller: 
dings bringt dieſe Cintragung der 12.000 ME. „auf den Namen bes Grundftüds- 
eigentümers ſelbſt“ nur die ganz jelbitver ftä ndlide Tatf zum Aus: 
Deud, 08 ihm kraft feines „Eigentums“ am Grundſtücke deſſen Geldwert von 
£., De weit er nicht bereits für die Bant mit 10 000 Mt. und für B mit 
sn Fi slaftet (ausgeſchieden) ift, „ale in Höhe von 3% 000 — 18 000 
— no zuiteht. Die ausd rüdline grunbbusmäpi 
gef Helfung — : telöftnerftänblichen Tattadge hat aber eine große praft 'jöe 
utung. Erjtens wird dadur rundſtückseigentümer A ermö 
B. für den or plötzlich [dbedarfs, die auf die ers egebene ife 
ereitsaei haffene ‚Grund buchpoſt“ von 12 000 ME. zur Thleunigen 
Verwertung, ſei es durch Abtretung oder Verpfändung an einen andern, 
bereit gu haben, während er ſonſt ent unter Feitverluft die Eintragung der 
12000 Mt. für den anderen beim gung erg beantragen und bis gem 
em fang der a dak die Eintragung erfolgt it, bezw. bis zur Aus⸗ 
igung des über Poſt zu bildenden „HY otheten- oder Grundſchuld⸗ 
riefen“ warten müßte, um das Geld zu erhalien. Es it einleudtend, 
welden großen Wert es für einen Geldäftsmann haben muß, wenn er eine 
auf feinem eigenen Grunditüd für ihn Aka: eingetragene Poſt 
ederzeit zur freien Berfügung bat, 3. B., um damit im wech⸗ 
keinden Gange feiner Geſchäfte bald diejem ad ichem Geldgeber, bald dieſer 
bald jener Behörde, für die er Bauten oder Lieferungen übernimmt, Sicherheit 
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zu Deftellen. Zweitens aber wird dem Grunbitüdseigentümer dur die Ein- Noch 
tragung einer Poft auf feinen eigenen Namen ermöglicht, fi} die betreffende zu 
„Rangjtelle“ (locus) im Grundbude für in ferner Zukunft liegende $ 1113 
Zwede vor hellen und inzwijhen über die dahinter fol- 
genden „Ran tellen“ für gegenwärtige Iwede gu verfügen. 
Beijpiel: Der Kittergutsbefiher A bat auf feinem Gute bisher nur 
zur erjten Stelle ein Landihaftsdarlehen von 100 000 Mi. eingetragen. Cr 
raucht gegenwärtig zum Bau einer Brennerei 12000 ME., weiß aber bereits, 
daß er für feine Tochter, die mit einem Leutnant verlobt ilt und in etwa drei 
Jahren heiraten wird, den non der Militärbehörde vorgeichriebenen ‚Bermögens: 
nachweis wird führen müllen. Zu diefem Zwede läßt er „Für ſich ſelbſt“ 
eine zu 4 Progent verginslidge Grundſchuld von 60 000 Mt., und zwar, da die 
Militärbehörde eine fidjere Rangitelle fordert, zur zweiten Stelle eintragen: 
zur dritten Stelle nimmt er gleichze it ig die 12000 ME. für den Brenne⸗ 
rei-Bau auf. auf Diele Weile hat er nad drei Jahren flir feine Torhter eine Poft 
von 60 000 MI. bereit, die er, wenn aus der Heirat nichts wird, natürlich auch 
zu jedem anderen Zwede verwenden fann. , 
Kit nur unbedentlih und einem praftilden Bedürfnis entſprechend 
iſt es, wie vorſtehend gezeigt, Die geſetzliche Möglichkeit zu gewähren, daß ein 
rundjtüdseigentümer auf jeinem eigenen Grunditüd für [id ſelbſt 
Geld eingetragen jtehen hat, jondern es ijt dies jogar eine Forderung der 
Billigfeit. Angenommen: A hat auf feinem Grundjtüd ichviel ob als 
„Hypothek“ oder „Grundihuld”) zur erjten Stelle für die Bodenkredit-Bank 
10 000 Mt. darauf zur zweiten ‚stelle für B 8000 ME. und fpäter zur 
dritten Stelle für C 12000 ME. eintragen laſſen. Hier weit B C und ilt 
damit zufrieden (wie anzunehmen ift, da er ſonſt die 12000 Mt. nicht hätte 
auf das Grunnjtüd zu geben brauchen), DaB ihm die Bank mit 10 000 Mt. und 
B mit 8000 Mt. vorgehen, und daß er aus dem Geldwerte des Grunditüds 
nur 2 weit riedigung erwarten kann, als das Grunditüd beim Ver: 
kauf mehr als 18000 ME. bringt. Angenommen nun weiter: der Grunditüds- 
eigentümer A befriedigt en einiger Zeit den B wegen der für ihn zur zweiten 
Stelle eingetragenen 8000 ME. ducch Zahlung Ww., oder er wird alleiniger 
Erbe des B. Soll in diejen Fällen die zur zweiten Stelle für B einge: 
tragene Bolt von 8000 Mt. er löſchen? In infolgedeſſen der bis dahin mit 
feinen 12000 Mt. zur Dritten Stelle Itebende C ohne weiteres in die 
zweite Stelle aufrüden? Im Yalle der Bejahung diefer Fragen würde 
C unmittelbar nad den 10000 DIE. der Bank feine 12000 ME, fordern dürfen; 
es würde aljo feine urſprüngliche Sicherheit fi um 8000 DIE. verbejlert haben. 
Das wäre doch für C (mangels anderweiter Abmadhung) ein bei ründung 
feiner Bolt (Hinter 18000 ME.) von feiner Seite in Redhnung ge: 
zogener, ja meilt ein ganz unbilliger Vorteil, denn C, der zur 
dritten Stelle (hinter 18000 ME.) 12000 ME. auf das Grundftüd gab, hat 
ſich damals jedenfalls (der Verkehrsgewohnheit folgend) für Die geringere 
Sicherheit feiner Bolt andere Vorteile, namentlih einen höheren Zinsſatz aus- 
bedungen. Er würde, wenn er jeßt in die zweite Stelle hinter 10000 DE. 
Ohr te, die größere Sicherheit der zweiten Stelle und außerdem den 
bö ren Zinsſatz haben, und der Grunditüdseigentümer könnte ein weiteres 
reditbedürfnisnicdt unter den der jreigewordenen zweiten (beſſe⸗ 
ren) Stelle entiprechenden, jondern wiederum nur unter den ungünitigeren 
Bedingungen der dritten Stelle (Binter 10000 Mt. der Bank und binter 
den in die zweite Stelle aufgerüdten 12 000 DE.) befriedigen. Den Grunditüds- 
eigentümer träfe jomit durch das Aufrücken der bis dahin Hinter 18 000 ME. 
jtehenden dritten Poſt non 12000 Mi. in die zweite Stelle hinter 10 000 Mt. 
eine durch nichts gerechtfertigte Schädigung. Die Billigfeit fordert, daß 
dem Grundftüdseigentümer die Möglichkeit gewährt wird, die Sicherheit, die 
die zweite Bolt von 8000 ME. dem Gläubiger B bot, n m er Dielen 
Gläubiger befriedigt oder beerbt Hat, bei einem neuen Gläubiger zu 
verwerten. Diefe Möglidjleit Hat das Gele dadurch geihaffen, daß eine für 
einen anderen im Grundbude eingetragene Hypothel (die 8000 Mi. des B), 
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Noch ſobald der „Eigentümer“ fie „bezahlt“ oder fobald er den anderen „beerbt“, 
zu nidt erlifcht, jondern dem „Eigentümer“ ſelbſt zufällt, fo daß er nunmehr die 
8 1113 Boit auf feinen eigenen Namen im Grundbuche jeines eigenen Grunditüds „um- 
ſchreiben“ 98 oder auch ohne Umſchreibung, z. B. durch Abtretung an F, 
darüber n kann (vgl. S 1163 Abi. 1, Satz 2 und 8 1143 Abſ. 1 in Ber: 
bindung mit 8 1153 Ab). 1). — „Nachhy 4% nit aufrüden.“ — „Wer 
auf zweites Pfand leiht, ſoli nicht erftes Band haben“ (C). 
Auf die vorftehend geihilderte Weile hat die Einrichtung der „öffent: 
er Orinöbüder" ber „BGrunpbud-Mehanismus“) dazu geführt, 
daß das Gele neben allumfallenden“, alſo au den „Geldwert“ bes 
Grundftüds umfallenden, „E igentumsrtedhte" des Grunditüdseigentümers 
($ 903) noch ein bejonderes, jelbftändiges, feine eigenen 
gebenbes Recht des Grundftüdseigentümers „auf beftimmte 
eile des Geldwertes“ jeines Grundjtüds anerlennt in Geitalt 
der „Eigentümer:Srundihuld“, der „Eigentümer: Hnpothel”. 


B. Brottilhe Wirkungen der „Eigentümer⸗Grundſchuld“, 
ber „EigentümersHupothel”. 


a Beilpiel: Der Grunditüdseigentümer A läßt auf feinem Grunditüd 
ur eriten Stelle für die Bodenfredit-Bant 10000 ME., Ipäter für Jid 
r Ubſt“ zur zweiten Stelle eine Grundihuld von 8000 Mt. (um Ne dereinit 
keiner Tochter als Mitgift zu geben) und demnädft zur Dritten Stelle für 
C, der ihm 12000 ME. geliehen hat, eine Darlehns-Hypothel von 12000 Mt. 
eintragen. Seine Geſchäfte gehen nun ſchlecht; er fann dem C die Zinfen oder 
zur Salligfeitsgeit die 12 000 Dt. nicht zurü jehlen, und C bringt infolgedeilen 
das Grundftüd zur Zwangsperiteigerung, wobei ein Erlös von nur 24000 
ME. erzielt wird. Bei der Rauigelber- teilung erhält zuerſt die Bank ihre 
10000 Mk. dann der Grundftüds-Eigentümer A jelbit (der 
Subhaftat) feine Grundihuld von 8000 Mt.; C erhält auf feine 12000 ME. 
den Reit des Erlöjes von 6000 ME. und fällt mit 6000 DE. aus. Es zeigt 
jih bier zugleid in volljter Klarheit, was oben unter II und 
IV als Weien des „Grundkredits“ bezeichnet wurde, daß das Grund- 
tüd felbft unmittelbar die pazaul ein tragenen Geldſummen iſſer⸗ 
maßen „Ihuldet“; Denn wäre der tundftüde Eigentümer A der 
Shuldner, jo wäre es nicht möglich, daß er die für In felbit eingetragene 
Grundihuld von 8000 ME. voll ausgegahlt erhält, fein Gläubiger C aber 
mit 6000 Mt. ausfällt Diefes Ergebnis erjcheint fogar auf den eriten 
Blid unbillig; ift es aber eben nur ſcheinbar; denn indem C zur dritten 
Stelle Hinter 18 000 ME. auf das Grunditüd 12 000 Mt. —53 — wußte er von 
Anfang an, daß bei einer Zwangsverſteigerung ihm 18 000 DE. vorgehen und 
daß er nur auf den Mehrerlös Aniprud hat; er kann da alſo nicht beflagen, 
wenn diejer Fall eintritt. Da der Dnpotheten: läubiger C jedoch im 
vorliegenden iſpiet nicht bloß „ßFrundſtücks-Gläubiger“, ſondern 
auch perſönlicher“ (Dahrlehns)-Gläubiger des Grunditüds- 
eigentümers A iſt, er alſo gewiljermaßen. g® ei Shuldner für feinen 
Aniprud) von 12000 Mt. Hat (das „Grundftüd“ und die „Berfon“ des A), jo 
ſteht ihm a eh wegen des an em „Grundjtüd“ erlittenen Mus: 
[a [Is von 6000 DIE. gegen die „Berjon“ des A vorzugehen und auf deflen 
onftiges Bermögen Sugeiit u nehmen, 3. ®._die 8000 Mi., die A bei 
der Zwangsverjteigerung des runde auf jeine Grundihuld erhalten bat, 
pfänden zu laſſen. — Hätte im vorſtehenden Beilpiel C an der dritten Stelle 
nicht eine „Hypothek“, jondern eine „Grundfhuld“ von 12000 Mt. 
gehabt, die ihm der Grunditüdseigentümer vor Jahren zur Dedung einer in- 
zwiſchen verjährten Bauforderung beitellt hat, jo würde C fidh wegen 
des Ausfalls der 6000 Mt. nirgends erholen können, vielmehr diefen Betrag 
endgültig verloren halten. Er Tönnte ſich hierüber nicht beflagen; denn, indem 
er A ed als eine „Grundjhuld“ zur dritten Stelle eintragen ließ, 
wußte er und war damit zufrieden, daß ihm ausſchließlich derjenige Teil 
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| des „Grundftüds“‘ Wertes hafte, der nad) 10000 Mt. (erite Poſt) und Noch 
— 8000 ME. (zweite Poſt) übrig bleibt. zu 
b) Aus dem bisher über das Welen der „Eigentümer-Grundjhulp“ 5 1113 
— DORT Gefagten und den Beilpielen dazu ergibt ſich ohne 
weiteres, daß die Gläubiger des Grunditüds-Eigentümers die u; rc zu: 
itehende Eigentümer⸗Grundſchuld (Eigentümer-Hnpothel) im ege Der 
re pfänden, IR überweijen und auf ihren Namen umſchreiben 
allen können. 88 829, 80 3PO. 
c) Hervorgehoben kei: Auf die bloße „Bormerfung“ einer Hnpothet finden 
die Beitimmungen über die „Eigentümer-Hnpothef“ feine Anwendung, wie ſich 
aus Dem vorftehend Gejagten und dem Weſen ver „Bormerkung“ (vgl. 
Geite 952, 953 und in den Noten und Anhängen zu $ 883) ergibt. 
d) Aus der Tatjade, dag jemand auf jeinem eigenen Grundftüd für 
jih jelbjt eine (Eigentilmer-) Grundſchuld oder Hypothel haben 
kann, würde logiſch folgen, daß er, wie jeder andere, der auf einem Grunditüd 
Geld ftehen hat, wegen jeiner „Sigentümer-Grundihuld oder Hypothek“ fein 
eigenes Grundjtüd zur Zwangsperjteigerung ober Jwangs: 
verwaltung bringen fönne, um bie (ÜEigentümer-) Grundichuld oder 
Hnpothet zu Gelde zu maden. Dies verbietet jedoch $ 1197 aus dem in 
der Note dazu angegebenen Grunde. 


C. Die verjhiedenen Fälle von „Eigentümer-Grundichuld“, 
„Eigentümer-Hnpothet". 
a) Eigentümer-Grundfhuld. 
Wir jahen (Seite 972), wie es möglich it, daß ber DEREN VEREINE 
an keinem eigenen Grundftüd für fi Jelbit eine Grundihuld „bejtelle“ 
8 1196 Abj. 1). Es bedarf daber feiner weiteren Erörterung, daß der Grund— 
tüdseigentümer auch eine auf feinem Grunditüd für einenanderen (Grund- 
yuldgläubiger) haftende Grundihuld „erwerben“ kann, 3. B. indem er fie 
ch abtreten läßt. 
3 Eigentümer⸗Hypothet. 
ir ſahen (Seite 971), daß und warum es unmöglich iſt, daß ver 
Grunditüdseigentümer an jeinem eigenen Grunditüde für ſich jelbit 
eine Hypothet „beitelle“, nämlich weil die Hypothet nad) 5 1113 zu ihrer Ent- 
er: eine perjönlihe Forderung vorausjegt und weil_niemand gegen ſich 
elbjt eine „perjönlicdhe Yordering“ haben, jein eigener Schuloner ſein fann. 
Er nun das Gele dazu, troßdem in ben 88 1163, 1168, 1170 
auszujprechen: 
„Die — ſteht dem (Grundſtücks--Eigentümer zu”, 
„Der (Grundftüds:) Cigentümer erwirbt die Hypothet“, 
und weldhe Bedeutung haben diefe Ausiprüde? 
Einige Beijpiele werden beweilen, daß die Antwort auf dieſe Fragen 
einfacher ift, als es auf den eriten Blid ſcheinen will.*) 

- 41. Der Grundftüdseigentümer A hat auf fein Grunditüd für B eine 
a ee t von 10000 ME. eintragen lajjen auf Grund der mit 
B getroffenen (im Verkehr üblihen) Vereinbarung, daß B die Darlehns- 
Valuta an A erit dann zahlen joll, wenn die Eintragung der Hypothet im 
Grundbud) — iſt. Es iſt nun ein im Leben nicht ſelten vorkommender 
gell (der in anderer Richtung in $ 1139 behandelt ijt), daß nach erfolgter 

intragung der Hypothek die Hingabe des Darlehnsunterbleibt, 








*) Bemerft fei, daß außer den in den 88 1163, 1168, 1170 bezeichneten 
Haupt-Fällen der EigentümersHnpothel noch in Betracht kommen die 
aus Sin Abſ. 1 in Verbindung mit $ 1153 und aus $ 1171 Ubi. 2 fidh er- 
gebenden Fälle (vgl. die Noten zu diefen SS) und für die Geſamt-Hypo— 
thef“ (vgl. unter IX) die in den 88 1172 Ubi. 1, 1173, 1175 bezeichneten 
Fälle, ferner der Fall des 8 868 ZPO. abgedrudt unter X am Ende. 
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Noch weil B das Geld nit geben will oder fann. Cs jteht dann für B eine Dar: 
zu lebns-Hypothet eingetragen, ohne Dak die nad) 8 1113 zur altenung der Hypo: 
8 1113 thet notwendige Darlehns-Forderung zur Entitehung gelangt it; denn lettere 
entſteht erft durch Empfang des Darlehens Jeitens des Schuldners (8 607). 
Märe die Hypothel ein „Pfandredt“, jo wäre nad) dem unter I über das 
Weſen des „Pfandrechts“ Gejagten die natürliche Folge der Nichtexiſtenz der 
Forderung, daß auch die „Belaſt ung“ des Grundſtücks mit der „Hypo: 
thef“ nicht als exiſtierend anerkannt werden dürfte. Die Hypothek Bat jedoch 
im BGB., wie ebenfalls bereits unter I Seite 967 erwähnt wurde und nad) 
dem unter VI. A (vgl. namentlich Seite 972 ff.) Geſagten klar fein wird, ihre 
„Abhängigkeit“ von der Forderung, für die fie beitellt ift, ihre jogen. 
„atzejlorif atur“ völli abgeltreift 
Wie löft nun in unferem üpiel das Geſetz den Wideriprud, daß 
im Grundbude für B eine Darlehns-Hypothek von 10000 ME. einge: 
tragen ift, während infoige unterbliebener Hingabe des Darlehns in Wahrheit 

ar feine Darlehns-Forderung zur Entſtehung gelangt iſt? 

öfung ift folgende: 


Nach dem Wortlaute des Grundbuchs und ‚rfolgedeiien vermöge feines 
öffentlichen Glaubens (vgl. unter III Seite 968 ff.) für jeden „redlichen 
Dritten“, der fih im Vertrauen auf die Richtigfeit des Grundbudies mit B 
in ein „Rechts ar ſchäft“ über die für Dielen eingetragene Darlehns-Hnpo- 
thef von 10000 DE, einläßt, 3. B. ih Die Hypothet von B abtreten läßt vol 
auch 8 1138), Hat der Grundftüdseigentümer A aus dem ihm zultehenden ⸗ 
werte feines Grundſtücks einen Teil⸗Wert von 10 000 ME. für B als ſelbſtändige 
Poft ausgejhieden. Da jedoh der Grund, aus dem ausgelprochenermaßen 
die „Au Rorre, für B erfolgte (nämlich: eine Darlehns forderung des 
B von 10000 ME.), nit zutrifft, indem die Darlehnsforderung nicht zur 
Entftehung gelangt ift, jo fit im Verhältnis eisen AundB um 
für jeden Dritten, der diejes Verhältnis, nämlich die ben bie chung 
der Darlehnsforderung fennt,d. h. für jeden Nicht-Redlichen die „Ausſchei 
dung“ der Teil-:Wertpoft von 10000 ME. für B aus dem Gejamtwerte bes 
Grundftüds grundlos und infolgeveffen hinfällig. Der Grunditüds: 
eigentümer A hat jenen Teil-Wert feines Grundftüds von 10000 Mi. in 
ahbrheitnidtanBpverloren,er fteht nod ihm jelbit zu, wie wenn er 
die Poſt von 10000 Mt. nicht für B hätte eintragen laſſen. Mit anderen Worten: 
Die für B eingetragene Hypothet von 10000 ME. ſteht, weil die 
Korberung, für dee die Hypothek er iſt, nit zur 

‘ i 


2 
* 


ntitebung“ gelangt iſt, in heit nidyt dem B, jondern 
Grun tüdseigentümer A Jelbjt zu, als jogen. Eigentümer⸗Hypothet 

und dies ſpricht 8 1163 Abi. 1 Sat 1 ausdrücklich aus. 
er bis hierher gefolgt ift, wird nun aber in vorftehend gewonnenem 
Ergebnis ie einen neuen Widerſpruch finten. Nah 8 1113 fekt die 
„entite ung“ der Hypothek das Beitehen einer „Jorderung“ vor: 
aus. te it damit vereinbar, dab 8 1163 Abi. 1 Sag 1 jagt: „Wenn die 
gorberung nicht zur Entitehung gelangt it, fteht die Hypothel dem 
igentümer zu”? Wie kann das eIeh von einer „Hypothef“ ſprechen, 
wenn es an ihrer Borausjegung fehlt? Auch diefen Widerpruch löſt 
das nes: Bon einer „Hypothek“ muß zunädft gelproden werden, weil 
ja nad dem (allerdings wahrheitswidrigen) Wortlaute des 
Grundbudes eine Darlehbns:Hypothef von 10000 Mt. „einge: 
tragen“ ift. Wenn nun die Darlehns:sorderung nit zur Ent: 
tehung gelangt ift, fo fehlt eben die tatſächliche Borausjegung 
ji die nad) ter Begrifisbeitimmung des 8 1113 das unterjheidende 
ertmal des Begriffs „Hypothek“ bildenden Worte: „zur Befriedigung wegen 
einer ihm zuſtehenden order ung. Dan muß ot dieſe Worte aus der 
riffsbeitimmung tes B 1113 fortlajlen, und was dann übrig bleibt, üt 
wortlid die Begrifistefiimmung der Grundſchuld“, wie fie $ 1191 

gibt (vgl. Hierzu das unter V Gefagte Ceite 970 ff.) 
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Das Endergebnis für unſer Beiſpiel it: Wenn A auf feinem 
Gründftüd in Erwartung“ eines ihm von B veriprochenen Darlehns von 
10 000 ME. für B eine Darlehns-Hypothet von 10 000 Mt. eintragen laſſen, 
B aber demnädjft das Darlehen n ht hergibt, jo Liegt zwar nad) dem Wort 
laute des Grundbads und infolgedefjen n: jeden redliden Drit 
ten, der im Vertrauen auf den „offentliden Glauben“ des Grund: 
buchs die Bolt von B fi) Hat abtreten oder verpfänden lajlen, oder der ſonſt 
ein „Rechtsgeihäft“ mit B über die Poſt vorgenommen hat, eine Darlehns: 
„Hypothet“ von 10000 ME. für B vor; im Verhältniſſe zwiſchen 
A und B aber und für jeden Dritten, der dieſes Verhältnis (die Nicht 
entftehbung der Darlehns$orderung) fennt, gilt nidt ver 
Wortlaut des Grundbuds, Jondern liegt, der wahren Redtslage 
entipredhend, eine ‚Grundjhuld“ von 10000 ME, Tür den Grund - 
tüdseigentümer A vor. Diefem in Voritehendem Schritt vor Schritt 
entwidelten Ergebnis. hat das BGB. die allgemeine vechtliche Faſſung gegeben 
in den Süßen: 

8 1163 Abi. 1 Sag 1. Iſt die gorderung, für welde die Hypothet be 
ſtelit it, niht zur Entfjtehung gelangt, jo jteht die Hnpothet 
dem Eigentümer zu. 

8 1177 Abi. 1. Bereinigt id die Hypothek mit dem Eigentum 
in einer Perſon, ad ne da ne entümer aud die ockdena 

zuſteht (allo u yale des 8 1163), jo verwandelt ih die Hypothel in 


eine Grundichu 


Andere el zu 8 1163 Ab. 1 Sat 1 find: Für B ift auf dem 
Grundjtüd des A eine Raufgelder- Hnpothel von 10000 DIE. eingetragen 
auf Grund eines Shein-KRaufes, der nah $ 117 nichtig ilt, oder auf 
Grund eines Wucher-Geſchäftes, das nah S 138 n icht ig it, oder auf 
Grund eines jpäter von A oder B wegen Irrtums oder Betruges mit 
Eriolgangefodtenen und daher nah SS 119, 123, 142 von Anfang an 
niatigen Kaufvertrages. In allen diefen Fällen fteht wenen „Nicht 
Entjtehbung“ der Kaufgelder-Korderung, für die die Hypothet von 
10000 Mt. beitelft iſt, nad S 1163 Abi. 1 Sat 1 in Verbindung mit $ 1177 
Abſ. 1 Sag 1 niht dem B eine „Hypothek“ von 10000 Mt. jondern 
dem Grundftüdseigentümer A eine „Grundjduld" von 10000 
Mart auf jeinem nen Grunditüde zu. Ein weiteres Beiijpiel 
enthält 8 868 ZPO., abgedrudt unter X am Ende. 


Sn allen dichen Fällen beiteht nun die Gefahr, daß B ben Der 
wahren Rechtslage nicht entiprehenden Wortlaut des Grundbuds zum 
Nachteile des A ausbeutet, indem er 3. B. die Hypothet von 10000 ME. dem 
redliden C, der die Mahrheit nit kennt, „abtritt“ oder Sag cha 
wodurh C infolge des „öffentlichen Glaubens“ des Grundbudis die Poſt von 
10000 Mt. erwirbt, obgleid fie nit dem „Abtretenven“ oder ‚Ver— 
pfänder“ B, jondern dem A zujtand. Die Mittel, um gegenüber dem unric 
tigen Wortlaute des Grundbuds die Wahrheit zum Ausdrud zu bringen 
und jene Gefahr zu vermeiden, geben die 894, 897, 899 (Eintragung eines 
„Widerſpruchs“ gegen die Richtigkeit des Grundbuds). 

2. Genau dasſelbe Redtsverhältnis wie bei der ‚Nidht-Eni 
tehbung“ der Korderung, für die eine Hypothel beitellt iſt (vgl. 
unter 1), liegt vor, wenn Die ng für Die die —* beſtellt iſt, zwar 
techtsgültig „entitanden“ ilt, demnächſt erlilcht. 

Beijpiele: Der Grunditüdseigentümer A hat von B ein Darlehen 
von 10 000 Mk. empfangen und dafür mit feinem Grundftüd Hypothek beitellt. 
Später zahlt er das Darlehen zurüd EErlöſchen der Forderung durd) 
Tilgung, a Abi. 1), oder er ftellt gegen die Darlehnsforderung des B 
von 10000 ME. eine ihm gegen B — Kaufgelderforderung von 
12 000 ME. in Höhe von 10000 ME. zur rem Erlöihen der Forderung 
gemäß & 389), oder B „erläßt“ dem A, der fein e it, die Darlehnsichuld 
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Anhaug Eigentümer⸗Grundſchuld — Eigentimer-Hypothet 


Noch ſchenkweiſe (Erlöſchen der Forderung gemäß 8 397), oder A wird Erbe des B 
zu oder B wird Erbe des A (Erlökhen der Forderung durh „Vereinigung“, 

8 1113 vgl. Note 1 au 8 362). 
Sn allen diefen Fallen gilt das unter 1 Gejagte, nämlih: Durd die 
Eintragung der 10000 ht als „Hypothef“ (ie B hatte der Grun Aldeeigen 
tümer A aus dem ihm zuftehbenden Geldwerte feines Grunditüds 
eine DAY von 10000 ME. für B als tändige Poſt aus: 
eihieden „zur Beirtedigung Degen ber dem B 3 tehenpen Derlehns- 
derung“ (8 1113). Da nun der Grund, aus dem die Ausiheidung für 
B geſchah, infolge „Cr 18 ens der Forderung“ durch Zahlung, Aufrechnung 

ufw. nid mehr zutrifft, iſt im Verhältnifje wilde 
und gegenüber jedem Dritten, der diefes Verhältnis tennt, die „Aus: 
Iheidung“ der Teil-Wertpoft von 10 000 Mt. für B aus dem Gefamtwerte des 
Grunditüds grundlos und infolgedefien hinfällig, d. h. der Teil:Wert 
des Grunditüds von 10 000 ME. iſt infolge Erlöſchens der Korderung des B von 
‚10000 ME., für die er ausgeihieden war, an den Grundftüdseigentümer A 
gurüd efallen. Diefem Ergebnis hat das BGB. die allgemeine recht⸗ 

iche ung gegeben in dem Gate: 
& 1163 Abſ. 1 Saß 2. Errifgt Die Korderung, jo erwirbt 
der Eigentümer die Hypothel, 


und zwar verwandelt auch Hier auf die oben unter 1 ausführlich dargelegte 
Meile gemäk $ 1177 Se 1 br ar im Grundbud eingetragene Darlehns: 
Hypothet von 10000 Mk. in eine Grundihuld für den „Grundftüds- 
eigentümer“ A felbit. 

Wie egenüber dem unrichtigen Wortlaute Des 
Grundbuds, das eine Darlehns-Hypothet von 10000 Mi. für B 
nachweilt, die wahre Rechtslage dat eine Grundſchuld für A vor: 
liegt, zur Geltung gebradt werden kann, iſt unter Nr. 1 am Ende gezeigt 
(Eintragung eines „Widerſpruchs“ gegen Die zuntigteit Des Grundbuchs). 

3. Wenn A auf feinem Grunditüde für B 3. B. eine Darlehns-Hypethel 
von 10 000 ME. unter Silung eines Hypothekenbriefes bat eintragen laſſen, 
ſo er wirbt gemäß $ 1117 Abſ. 1 Bdie „Hypothel“ erft, wenn ihm ber 

ypothetenbrief „übergeben“ wird. tiefe Vorſchrift hat den 

wed, im atere e der Siherheit jowohl des Gläubigers wie des Schuld⸗ 
ners, Die äh it zu gewähren, daß B die Hypothet in demfelben 
Augenblid erwirbt, in dem er das Dar hingibt, nämlich durch 
„Zug um Zug“ jtattfindende Hingabe des Darlehns von B an A gegen 
Hingabe des Hypot iefes von A an B. Da aber nah dem Wortlaute 
des Grundbuds der Teil-Wert des Grunditüds von 10000 Mt. 
bereits durch die „Eintragung“ im Grundbuch aus dem an fi 
dem A zuftehbanden Gejamtwerte des Grundftüds für B ‚aus: 

eihieden“ it, ift diefe „Ausijheidung“, jo lange die Poſt nad 
g 1117 Abſ. 1 in Wahrheit noch nit auf B übergegangen ift, 
älſo biszur „Übergabe desHppothefenbriefesan B,grund: 
los, d. h. der „Teilwert“ des Grunditüds non 10000 Mt. fteht bis zur 
{ibergabe des Hnpothelenbriefes an B in Wahrheit nicht dem B, jondern 
nod) dem Grunditüdseigentümer A jelbit zu. Dies ſpricht & 1163 Abſ. 2 aus, 
und zwar ift aud) hier gemäb 8 1177 Abſ. 1, wie unter 1 ausführlich dargelegt 
wurde, die für B im brundbud eingetragene Darlehns-Hupothel von 10 000 
Markt in Wahrheit eine Grundfhuld für ven „Grundftüdseigentümer“ 
A felbit. Auch hier gilt das im letten aa Unter Nr. 1 Gejagte (Eintragung 
eines „Widerſpruchs“ gegen die Richtigkeit Grundbuchs). 

m Anſchluſſe hieran ſei auf folgendes hingewieſen: Bei der Hypothet 
ohne Fa] ef Bud-Snpotbel?) entjteht die Hypothek für B bereits 
im A fi ihrer „Eintragung“ in das Grundbud. Hatte in Diefem 
Yugenblide, wenn 3. 8. die Hypothek ir ein Darlehen beſten war, die Hin: 
abe des Darlehns an A noch nicht Ttattgefunden, jo beiteht für A die 

efahr, daß B die für ihn eingetragene Hypothek an einen redliden 
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„Gewöhnliche” Hypothek — „Sicheruugs“⸗Oypothek Auhang 
Dritten abtritt, der dann einen Anſpruch u 33843 von 10000 Mi. Noch 


„aus dem Grundftüd“ bat, ohne daß der Grundftüdseigentümer auh zu 

nur einen Pfennig erhalten hat. Schub biergegen ewä tt & 1139. 8 1113 
4. Wenn der Hypotheten-Gläub em ie 99 othet von 10000 

Mark ichtet, 3. B. a ihm der s⸗Forderung eine 

andere — (ein wertvolleres Saul ie "si bleibt nad) dem \ 

MWortlaute Des Srumbbuß ür jeden red: 

lihden (auf den —33 ichen —E vertrauenden) 

Dritten aus dem an zen Gleiten“ de 6 Gehomtmerie des Grund: 


tüds ein, Teil:Wert von 10000 ME. für B ,ausgeihieden“; diefe „Aus- 
(geidung it aber une des Verzichtes des B grundlos geworden, 

d. 5. der für B ausget iedene Teilmwert von 10000 ME. iſt infolge des 
Verzi s B an den Grundftüdseigentümer A Pb jejallen. Dies 
Ipricht 8 Abſ. 1 aus, und ua verwandelt fi) au hier auf die oben 


unter 1 ausführlich dargelegte fe ro di. 1 bie für B einge: 
tragene Yarlebnsch zehet in eine ige chuld ——— Grundſtücks— 
eigentümer“ A felbit. Bier gilt das im letzten 3 bernbsuge 1 Sshagte 
(inteegung „ihre egen die Nichtigleit des Grundbu 
alle Des , Ber Zi Sie bes Gläubigers ru die ot et 
ve vgl. unter 8 deht geig wenn Gläubiger B im Wege Des Aufgebots⸗ 
erfahrens mit feinem 


echt auf — für ihn ei rgere —** get Des 
ſchloſſen wird. A iprit 8 1170 Abi. 2 aus. Ingetragen Pppoige: 

B verwandelt ie in eine Grundihul® für den ren en 5 — 
tümer“ A je t (vgl. das unter 4 Gejagte). 


VII, Gewöhnliche Hypothel — Sicherungs⸗Hypothel. 


Mie aus 8 1184 und Insbejondere aus dem Wortlaut des 8 1186 her: 
oe unterſcheidet das BGB 


a —— Sppothet gg 1113—1183), 
—— sHypothet (88 1184—-11%). 

ngs-Merfmale ergeben ſich aus Fl 1185. Der Haupt: 
Untrköih IR Hay 8 1138 nur für die „gewöhnliche“, niht für Die 
„Siherungs“-Hypothet gilt. Dies wird für die Entſchließung der * 
teiligten, ob De einzelnen alle eine eo me ‚oder „St 
rungs ——— belllt werden ſoll, in der maßgebend jein. as 
Weſen nterichieds wird am beiten aus eben eilp le far 


Ada a uf feinem Grundftüd im Abteil III zur erften Stelle für B eine 
gewöhnfi Durlehns: a opt. von 10000 ME. eintragen laſſen. B klagt 
nun gegen A ineiner das Formular Seite 990 unter C. 1): 
a) perfönlid: aus dem Darlehns - Vertrage, d. D- auf Zahlung von 
10 000 Mk. bei Vermeidung der Zwangspollitredung in zu ron 
b) Beumögen 15 der Hppothet, d. 5. auf Zah 
ang i aus der pothe au von 10000 Mt. 
ausdem Grundkid“ mit anderen Worten: auf Dul [dung der 
Zwangsnollftredun in bas Deu ndDitüd” wegen der Abt, III 
Nr. 1 eingetragenen nen Dupo —8 von 10000 ME. 

Hier fann A } ST r perlönligen (Darlehns-) als der ding: 
liden (Hypotheten-) . 8. fo inwendungen“ 
entgegenfegen: es liege ein udjergeje aft vor und die perfönliche „Forderung“ 
daraus 15 ki nach 138 nidtig, infolgedeilen babe B auch feinen Anf ug 
aus der „Hypot — oder: es liege in Wahrheit gar „bein Dar 
jondern eine nad) 8 762 unverbindlide Vie dor, Infofgebefjer 
Re B aud en Anjprud aus der „Hypothe het“, — A babe de m B das 
dert het 10 000 bue 16 Intu age TH und nur seien 

ie 99 im Gru öjhen zu Jaſſen, infolgedellen Habe B 
au — Anſpruch mehr aus der z838 ujw. nn A dieſe Ein: 
wendungen beweijt, muß natürli B ſowohl mit feiner (perfönliden) 
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Anhang „Gewöhnliche“ Sypothet — „Sicherungs“⸗Hypothek 


ro Darlehns- als m ner (Dinalinen) Hypotheten-Klage ab: 
ye wiejen werden. am aber B die in R ee Ntehende gewöhnliche „Dar: 

s 1113 ehns-Dupothet von 10000 ME. an abgetreten bat, der nidts 
Banon weiß, dab ein Wucherg haft "oder eine Spielſchuld vorliegt oder 


daß Das Darlehen bereits urld It ift, jondern als „tedlider 
Dritter“ die als Darlehns- m PAR, eingetragene Poſt „im 
guten Glauben“ an die —— 05 6 Grund erworben bat, jo kann 


zwar A der perfönliden Maziebns) Klage des C ebenfalls obige 
en uns en“ mit dem Erfol nſetzen, daß fie adgemielen 
wird, denn dem (Erwerber einer per snligen n Sorberung, A 
oder mit Anwendungen behaftet it, nüßt fein „guter Glaube“ nit s (net 
Anbang 16 S 404, Seite 880); gegenüher t dingliden (Hypo- 
theten:) Tage auf Zahlung der 10000 Mt. „ausdem Grunditüde“ 
nd aber gemäß 8 1138 obige Finwendu n gegen den C, der die t im 
ertrauen auf das Grund bu erworben hat, unzulä fig; 
C dringt mit der — —— e“ durch und tann die 10 000 Dit. 
„aus dem Grundftüde” mit de der eriten Stelle 3. B. durch 
Smannsberkeigtzung oder Bwangsverwaltung beitreiben. 


dagegen die dyrot nicht, wie im obigen Beiſpiele voraus: 
getest, ne ewöhnli dern ausdrüdlid) als Sicherungs⸗Hypothel 
ee agen, Ir würde gemä 8: 1185 Abf. 2 der $ 118 feine Anwendung 

wäre Ha durch jeinen „guten Glauben“ an das vor Erwerb der 
oe von ihm eingelebene tundbud geſchützt, ſondern müßte ſich obige der 
„gorderun ent enſtehende „Einwendungen“ auch gegen die 
„DU etentlage“ gefallen Iaffen und würde mit dDiejer abge: 
wie en werden. 

Der hier erörterte Haupt Unterjhied zwilden „gewöhnlider“ 
und „Si erungs Hypothek zeigt ſich aljo, wie hervorzuheben, erft, 
wenn die Hypothet „, inmeitet Band. it. So o lange die Hypothet „ion 
er Hand“ ilt, beſtehi in der bier erörterten Richtung fein Unter: 
ſchied 

Aus dem Geſagten To En bei Beitellung einer Hypothef die 
Beteiligten wollen Re cht desjenigen, dem die Hypothet „guiteht, 
nicht bloß — wie dies — und immer der Di 
eriten Inhaber der a othet fi nad) der Horderun beftimmen 
ſoll, für die die Hypothek fett In ondern daß auch in der Sand jedes 
jpäteren Erwerbers —* Hppothet diefe nur injoweit gelten fol, 
als eine „gültige orberun “ Beitebt, o muß die Hypothek im Grund 
buch ausdrüdli s „Siherungs'-Hypothet bezeichnet wer: 

(8 1184 Be 2; Be diefe Bezeichnung, jo gilt fie als „gewöhn: 
he Hypothet 

Da nad Nnehendem die — Hypothek“, wie auch 
ihr Name ſagt, „ausſchließlich“ den Zwed hat, zur „Siherung“ 
uf die afkhteit be en nt — d * feinen em 
auf die Möglichleit des „[eihten Umſatzes“ ihr aljo der Hype 
thekenmarkt verſchloſſen iſt — weshalb es der: Cliberumgsegmpoibet au auch 
teinen Hypothekenbrief gibt (8 1185 Fe —* heilen 38* ja iſt, den Umlauf 


der Hypothek zu erleichtern (vgl. unter VIII) et man in ber 
Nesis|prad die „gewöhnliche Hypothel im —*— —— —— 
Hypothek auch als erkehrs⸗Hypot — Eine „Art“ der et 


iſt die ſogen. Kautions⸗ (Marimal:) Hupothek. vgl. 8 1190 Br or 


*) über Fälle, Me denen ohne Rückſicht auf den „Willen“ der 
Beteiligten eine Hypothek nah) dem Gejete nur als „Siderungs: 
Hypothel“ (nit als a nhntige oder , ——— thet) be⸗ 
gründet werden kann ogl. 1187, 1190 Abſ. 3 und nament h wei ehe 
unter X über die fogen. ollfitredungs: und Wrreft:Hypo: 
thefen“. 
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Hypothefenbrief, Grundichuldbrief | Anhang 


sehen er ni ſchließlich, daß — abgeichen von den in 8 1185 Rad 
nteriheidungsmerfmalen der „ iherungs“- von der „gewöhn- 
üben“ Dypothel ( (insbefondere der ar wendbarteit— des 8 1138" bei der 8 1113 


iberungs“ :Hnpothef) — die bei der ihderungs “ erfolgende 
‚Bel aftung des Grunditüds“ hieielde BAHN Ratur bat, wie 
bei der 886 hnlichen“ Hypothek, d. h. es wird grundhuchmäßig ein der 
eingeit en Gelofumme entipre nder Teil des Grundftüdg-Geldwertes aus 
amt-Geldwerte ausge ieden und bleibt ausgeidhieden, 
1 lange Die Poſt im Grundbude nicht gelöſcht wird, auch wenn die Jorde- 
J für die die „Sicher ungs⸗ -Hypothel“ eingetragen iſt, nit 
ntftehung gelangt oder erlijcht. In diefen Fällen verwandelt 
3 auch die Sicherungs⸗Hypothet in eine Eigentümer⸗Hypothet btise 
Eigentümer⸗Grundſchuld) enau fo, wie Dies oben unter VI 1, 
(Seite 975-978) ausführli jtellt ij. Auch Die „Siterunge-Snpe othet“ 
it alſo, abgeſehen von der Ein chränkung, die aus der Nicht— 
Anwendbarteit des & 1138 ergibt, unabhängig von ae Forderung, für 
die ſie beitellt iſt. 


Deilpiel: Für den Bankier A iſt auf dem Grunditüde des Bau: 
unternehmers B ee 40 000 ME. zur zweiten Gtelle eine „Side: 
rungs-9Y nämlid eine jogen. hu dan hi 
(wegen aller —8 des A aus dem von ihm dem B eröffneten Wechſel⸗ 
ulw. „Rredit“) in Höhe von 20 000 ME. gemäß 5 11% eingetragen. Dahinter 
ſteht zur dritten Gtelle für C eine Darlehnshypothel von 10000 Mi. Das 
Grunditüd fommt zur Zwangsperfteigerung, der Erlös betr t 
63 000 ME. Im Verteilungstermin liquidiert A aus feiner „Kautionshypo 
nur 15000 tt, da feine Border hung, 9% „gegen B nur diefe Summe er gt. 
Bei der Verteilung erhält A 15000 ME n Reit der —— ——— 
von 5000 DIE., da die  eautionshupntbet“ in dieſer Höhe eine 
ee m „Eigentümer- —— 1 joip iſt. C erhält nur 3000 Mt. 
und fällt mit 7000 ME. aus. C Hätte goüsen fönnen, indem er nad) dem 
Geite 975 oben unter B, b Gefagten die gentümer-Grundihulp“ des B für 
fi nen und fi übermweifen taflen ti können. 


VIII. Hypothelenbrief — Grundſchuldbrief. 


über bie a — — ober „Verkehrs⸗5ypothet“ richt auch: über die 
„Sicherungs Re 5 und unter VII) wird ein Sypotheken⸗ 
brief, über ı die eunökhulb ( eiergui) ein Grundichuldbri (Hentenihuld: 
brief) gebildet. Dies iſt die gelegli egel; man |pridt dann von einer 
u : Hupothel, Brief » Grundihuld (Brief - Renten chuld). Durh „Cini: 
ung. des Grunditüdseigentümers und des Gläubigers (über , ‚Eint ung“ 
ite 951) fann jedon die Bildung des Sypothelen⸗ Grundihuld-, 
nenn) Briefes ausgeſchloſſen wer man pri dann von 
einer (bloßen) Buch⸗Hypothek, Buch⸗Grundſchuld —E chuld); vgl. 
88 1116, 1192, 119. 


Der (Hypotheten-, Grundſchuld⸗ Rentenſchuld⸗) Brief „erießt"“ bis 
zueinem gewiſſen, Maße das Srundbud“, er dient dem Gläubiger 
ar ie itimation“ (vgl. namentlid 88 1140, 1160, 1161), und daraus 

dab der Geihäftsverleht mit Brief- Dopathefen an, Gpzumatgutden, 
—5— ih ſchneller abwickeln kann, als 
Sppotheten (Grundihulden, Rentenihulten). Namentli Pi es für die Ei 
teiligten von mb) eit, daß der „Erwerb“ der Brief-Hypothek (Grund— 
ed Renten dur) den Gläubiger und deilen Gegenleiftung dafür 
fung der alte) indemfjfelben Zeitpunftte „Zug um Zug“ 
—5*— werden kann, was bei der Buch-Hypothek (Grundfuld, Renten: 
chuld) nit möglich iſt (vgl. unter VI C. b 3, namentlich das Beiſpiel 
em Seite 978 unten). Während die Bud): Hypothet —— 
Rentenſchuld) bei erfolgender „Abtretung“ auf den neuen Gläubiger erſt 
im Augenblid der Umidreibung im Grundbuch übergeht, alſo der 
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Anhang Supothetenbrief — Grundſchuldbrief 


er 
8 Mis 


Überga ng in der Regel in Abweſenheit der Beteiligten und nach Ablauf einer 
willen Zeit vollzieht (nämlich der von der ‚uinreipung be s Umſchrei⸗ 
ungs-Ant es beim Grundbuchamte bis zur Ausführn rauf ergeben: 
den richterlichen Umſchreibu ügu verge tt), genügt 
Übergang der B rie ie 1: 9npo fundeh ul) von B au 
die ‚grteitung eine n Ghen » pas Biretungs- 
färung“ des B an C 5 —ES bergabedes Briefes“ 
8 1154 nd Noten). Be hä ufigerem Umfas einer Hypothek (Grund- 
u, u) mt als weiterer Borteil des andenjeins eines 
orte Ir: Hinzu, „ab die Koiten für die Häufigen Umſchreibungen 
AAN im Grund buch eripart werden fünnen. Andererſeits hat die Bud- 
—5 — (Grundſchuld, Rentenſchuld) den Vorteil, daß dem Gläubiger die 
gerade (6: des Briefes und die mit deſſen Verluft verbundenen Un uträg- 
{id leiten (Aule gebot, ujw.) eripart bleiben; auch gewährt fie ihm die Si rerheit, 
er, weil ebe fein Name {m Grundbuch ft ‚ von jedem —* l des Ei 
— des —æeã— und namentlich von der Einleitung der Zwangsver- 
et gerung oder Swangsvermaltung des Grundſtücks benachrichtigt wird (8 55 
BD.), während der Erwerber einer Brie = Dupgthet ( seht Sub Renten⸗ 
j uld), der nur Die Abtretu surfunde un Brief be oft ber 
nit auf feinen Ramen im ndbuche hat umffreiten 1 en “a 
Grundbuce n nicht befonnt it, Don jenen widtigen Tatjachen ohne onnente 
bleiben und urch unter Umständen - Schaden erleiden fann, indem er 3. 2. 
der Möglichleit beraubt wird, der Zwangsperfteigerung feine Poſt Heraus: 
zubieten, ſo * er damit gänzli ausfallen fann. 

Das Der ne betr. die Bildung von Hypothelenbriefen ufw. iſt in_ Der 
EBD. und den Au sbeitimmungen Dazu geordnet. Formulare eines 
Hypothekenbriefs, ni Idbriefs, NG entenihuldbrieis ind weiterhin 
unter XI — — Der Hy a} chuld⸗, renchutdeVrief wird 
vom Grund mte ben 6 rund tüdseigentümer (nidht: dem 
Gläubiger! —— falls der Eigentümer nicht ein anderes bean- 
tragt. Im Falle nad) eün ir Silbut wird er bem Gläubiger au = 
händigt. Anträge auf Abmwei r voritehenden Regel bebü 
der öffentlichen Beurfundung oder ubigung (5 0 B6D.). — vgl. ferner 
88 952 Abſ. 2, 1117 7 Güste 6 dazu), 1140, 1144, 1145, 1m 118, 1157, 1100, 
1162, 1168 Net 2, — über die No twendigfeit der , Vorl a inf u 

ypothetenbrieies beim Grundbugamte, wenn bei einer über 

be ein „Brief“ erteilt ift, eine „Eintragung“ im Grundbu ot gen joll, 
v 58 42, 54, 62 680. — über 3 ns eintragungen, 3. B. wenn ein jedstes 
en ent als „beiondere PBoit“ eingetragen wird, wird fein Dypothefen- 
Stier gebildet; vielmehr ift die Zinseintragung auf dem Hnpothelenbrief über 
die Rapitalspoit u vermerfen. — Wenn ber —e— ntümer mit 
dem Antrag auf „Eintragung“ der Hypothek den og auf „Ausichlie- 
uns des Hypoihelenbriefes“ verbindet, fo be es dem. Grund: 

uhamte gegenüber nit des Nachweiſes der ung ilt das 
Note 2 zu 8 1113 Gelagte. Wenn dagegen |püter eine ciet pothef 
in eine bl „Buch“ = Hypothef umgewandelt werden Ar ir 
Grundbuchamte die iſligung des Grunditüdseigentümers und Des Some: 
thefengläubigers vorzulegen. vgl. $ 19 GBD. in Note 2 zu 8 1118. 


IX. Geſamt⸗5ypothekt — Geſamt⸗Grundſchuld — Geſamt⸗Rentenſchuld, 
auch „Korreal⸗Hypothek“ uſw. genannt, 


liegt im Gegenſatze zur Einzel:Hnpothef uſw. vor, wenn entweder von 
vornherein mdernahundnad für „eine und diefelbe“ Horde: 
rung mit mehreren auf verihiedenen Grundbuchblättern eingeiragenen 
Grundftüden „Hypothek“ beſtellt, wenn „eine und dieſelbe“ Grundſchuld 
(Rentenihuld) auf mehreren en eingetragen ilt (SS 1132, 1192, 
119). Es kann aber eine „Geſamt- —8 (Ge \ amt: Grundihuß, 
og amt = Rentenihuld)“ gewilermaben „non jelbft“ Ddadurd ent: 

ttehen, daß das eine Grundftüd, auf dem eine Einzel: Hypothet 
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Gelamt-Hypothet (Grundſchuld uſw.) Anhang 


(Grundſchuld, hebt ai gaftet, in mehrere Grunditüde geteilt per: Ro 
elliert) wird hie es, ſo wird Die auf dem Stamm - Grunditüd 
—288 Poſt auf die eingeinen darin im Grundbudr abgeichriebenen und auf 8 13 
newe Grund lätter als jelbjitändige Grunditüde Ü ragenen Teile 
(Her, ellen) zur „Mit haft“ übertragen (8 — 
on in Der „Geſamt⸗Hypothek (Grundkd —8RE huſd)“ gilt alles, 
die Einzel- —e—A— —æ gilt, joweit nicht 
ein anderes be Te; out. 5 2 nebit t Note 56 
2 — et (Gru Kt, —* — Kr für die | den- 
jelbe n Srundftüden nadjseingetragenen Sypolbeten. uw. eine De (a a, 
lie Einrichkung, weil der Gläuiger en giamt- ‚Dopot Grund] 
Zententäuld) € €5 jedergeit in der Hand —— Hpo- 
Summe aus „einem“ von Ka be Fr ig herausgegriffenen 
rundftüde ganı oder aus mehreren der den Grundftüde zu ihm 
beliebenden Teilen zu verlangen, oder auf die Hypothek an einem 
oder mehreren der belajteten Grundftüde RE guen und fie nur 
gegen eines oder mehrere andere gelte —AA machen uſw. Er iſt hier⸗ 
durch in der Lage, die auf dem einen Grundf h-eingeiragenen 
Hypoiheten- und Grundiduldgläubiger he iug ber auf dem (den) 
anderen Grundftüde (n) n ingetragenen zu begünſti und u Pape 
und ür diefe Begünitigung Vorteile ————— auf die er an age: 
fein Recht hat, Kurz, die „Sejfamt- pothet — Rentenſchuld)“ 
kann unter Umſtänden von einem —— ftsmann zu höchſt un- 
ee leihwohl rechtlich unan baren Pe ausgenust werden. 
Ein einft N dies klar machen: 


Auf dem Grundftüd des A haftet zur er Re n und einzigen Stelle Ve B 
ypothet ( Grundſchuld) von 10 000 ME. A veräußert die Hälfte feines 


Sm ids an C für den Preis von 8000 Mt., erhält 3000 Mt. bar ausgezahlt 
und läßt den Reit jeiner Kaufgelderforderung "mit 5000 Mt. auf dem über das 
verlau 2 waren tüd“ neu angelegten. Grundbuchblatte des C als Hypothet 


eintragen. lajtung ijt dann folgende: Auf dem Stammgru tüde 
A Stehen zur —— und einzigen Stelle die 10000 Mt. des B; auf dem 
Trennftüd C jtehen zur erfiten Stelle ebenfalls die (dorthin zur M 1tbaft 
übertragenen) 10000 ME. des B; es tft alfo aus der dis berigen Einze 
ee (Gr lau) von 10000 Mi. a Grunbfguß) 8 die „Abtrennung“ der 
le C eine Geja mt: Hypothet u von 10000 ME. auf den 
Grundftüden A und C geworden. der Say le C — Heben zur gelten 
Stelle die 5000 IE. — * A zieht nach Berlin; er 
verfauft kein Ne itgrumdiiüd A an D Hi —8* die 5000 Mt. Kauf eider 
Hypothek auf dem De Can Eab. Das Trenngrundftid C 
kommt en Dur Zwangsveriteigerung und bringt einen Erlös von 11 000 
Markt. Hier es B ganz in fei ner Hand, feine 10000 DE. allein 
ons dem TrennjtüdC zu fordern, jo daß E mit der erworbenen Kaufgelder⸗ 
othek von 5000 Mk. nur in Höhe von 1000 ME. zur Hebung fommt und in 
— von 4000 Mk. ausfällt Stam mgrundſtück A dagegen von der 
Hypothet des B von 10.000 Dt, [rei wird; B bat es aber aud) in der Hand, 
zu jagen: ich fordere die 10 000 DE. nur aus dem Stammgrundftüd A und 
mache N gen das Trennftüd Cnidht geltend, in weldem Falle —F 
ſeine — pothet von 5000 DIE. voll erhält und ſogar noch 6000 M 
hir den tler C von dem Zwangsverfteigerungserlöße ur 
heiten Im erſter en Falle hätte ih E vor Dem Verluſte allerdings dadur 
1 n können, daß er von dem ihm gemäß $ 1150 enden „Ablöjungs- 
te (Austaufsrocdhte)“ g egen B Gebraud von B die Abtre— 
tung feiner — vor 10 000 ME. gegen blind dieſer Summe ver: 
langte und dann aus dem Smangsuerjieige unge -Erlöfe von 11 000 ME. zunächſt 
6000 ME. auf die Geſamthypothek von 10 000 ME. und eimete. 1 5000 DIE. auf 


die erworbene Kaufgelder-Hypothet von 5000 Mt. perretmete, o Daß ihm ut 
der Gekamt- Hypothet von 10000 DIE. fortan 4000 ME. als Einzel: Sypotbet 
auf dem nicht zur „Zwangsveriteigerung“ gefommenen Stamm und- 
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Anhang Vollftreckungs⸗ und Arreft-Hypothet 


Noch 
au 
8 1113 


ſtück A verblieben. Aber E (vielletht eine geihäftsuntundige Witwe, ein 
minderjähriges Kind ujw.) ift nicht immer in der Sage, dieles Ablöſungsrecht 
auszuüben und fann dann lediglich infolge der Willfür des ihm vorgehen: 
den Gläubigers B auf die vorgeſchriebene Meile feine Hypothel verlieren. — 
Dieles Beilpiel handelt, wie bemerlt, von einem ganz einfachen Yalle. Die 
denkbaren und möglichen anderweiten „KRomplitationen“ find zahlreid). 
Hieraus ergibt fi folgender Rat für das praftilhe Leben: Man ver: 
meide, eine auf einem Grundftüd A baftende Hypothel oder Grundihuld (Ren- 
tenfhuld) zu erwerben, der eine Gejamt-Hypothet (Grundkhuld, Renten: 
ſchuld) im Range vorgeht, ſofern nidt die au erwerbende Bolt aud 
dannnodjider it, wenn die vorgehende Geſamt-Poſt in ihrem 
„nollen Betrage“ aus dem „einen“ Grunditüd A zur Hebung kommt; 
mit anderen Worten: man vertraue nie, dak die Geſamt-Poſt ganz oder teil- 
weile n eines der „mithaftenden“ Grundftüde werde geltend gemadt 
werden, Jondern ſei gefaßt darauf, daß fie ganz aus dem einen Grundftüd A 
verlangt werden wird. — Andrerjeits: Niemand erwerbe eine Bar: 
elle, auf Die vom Stamm - Grunditüde Hupotheten ujw. zur „Mit: 
aft“ (alfo: als Geſamt-Hypotheken ulw.) übertragen werden, ohne 
Ur zu fichern, daß er wegen der „übertragenen“ Hypotheken ufw. niemals in 
Anſpruch genommen werde (jogen. Bfandentlajjung, Ernerua- 
tton), jofern er nit etwa Die übertragenen Hypotheken ufw. als 
„Selbitihuldner übernommen“ hat. 


X. Bollftredungs: und Arreſt⸗Hypothet. 


Nach BGB. können Hnpotheten, Grundihulden, Rentenſchulden nur durch 
„Einigung“ der geteiligten (dingliden Bertrag) und Hinzutretende 
Eintragung im Grund un entfteben. vgl. Note 2 zu $ 1113 und 8 873 
nebjt Noten und Anhängen. Cine Entitehung 3. 8. unmittelbar durch 
„Geſetz“, wie fie manche frühere Rechte fannten (act lihe Hypotheten“, vgl. 
E, 188), it dem 868. unbelannt. Cs gibt jedoch auch nad) heutigem Keihte 
noch alle, in denen das Gele zwar nit unmittelbar eine Hypothek. 
wohl aber einen „geſetzlichen“ Anipruh auf Eintragung einer „Si unge‘ 
Hypothel (einen früher jogen "SG fandredts- Titel”) gewäht, , 
wenn feine „Einigung“ zwildhen dem fo Berechtigten und dem Grunditüds: 
eigentümer erfolgt, wenn aljo vom Grunditüdseigentümer der Antrag auf Ein- 
tragung der iherungs-Dunofhet nit freiwillig geitellt wird, im Wege 
der Klage und auf Grund des ergebenden Urteils zu betreibender „3 wangs: 
pollftredung“ verwirklicht, oder au ſchon vorher im Wege einer gericht: 
ligden „einftweiligen Berfügung“ durch Fintragun einer „Bor: 
merfung“ gemäß 883, 885 gefichert werden fann. (de gejeglide 
Anſprüche auf Eintragung einer „Sicherungs-Hypothef“ gewähren 3. B. $ 648 
zum Schuß der Bauhandwerfer, ferner E. 91 ujw. 

Snsbefondere gewähren jedes redhtsträftige oder vorläufig vollitredbare 
Endurteil, —- jeder nad) Erhebung der Klage vor einem deutſchen Gerichte zur 
polljtändigen oder teilweilen Beilegung des Rechtsſtreits geſchloſſene Vergleich, 
-- die Eu einem oder notariellen jogen. vollftredbaren Urkunden, — Arreiſi⸗ 
befehle und einitweilige Verfügungen (vgl. nr 704, 794, 932, 336 3PO.), — 
die Konturstabellen bezüglich der darin Peitge tellten Forderungen, der rechts: 
fräftig beitätigte Smangswergleih im Konkurſe (vgl. 164, 194 ROD.), — die 
rechtsträfti ätigten Erbauseinanderjegungen und vorgängigen Bereins 
barungen ⸗ [. SS 98, 91, 93 RFG.) einen Anſpruch auf Eintragung einer 
„Sicherungs-Hypothet“ nad) Mabgabe der = 866—868, 932 ZPO. Man nennt 
diefe Hypotheken: Zwangs⸗Hypotheken, Bollitredungs- und Arreit:Hypothelen, 
aud „notwendige“ Sicherungs-Hypothefen im Gegenjat zu den „rechtsgeſchäft⸗ 
liden“. Für diefe „Sicherungs-Hypothelen“ gelten die 88 1184 ff. und das 
oben unter VII darüber Gelagte. 

Zu vorjtehendem ijt auf Grund.der 88 866, 867 ZPO. noch zu bemerten: 
Auf Grund eines Bollitredungsbefehls (eines im „Mahnverfahren“ erlaflenen, 
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| Formulare (Hypothekenbrief) Anhang 


für vorläufig vollitredbar erklärten Zahlungsbefehls“), obgleid, bielet ont Noch 
einem —— vollſtreckbaren Verlä ee ah (6 a au 
findet die Sintrogung einer „Sicherungs⸗ Syether⸗ Ri * uf Grund 8 1113 
eines anderen der oben be gs neten — titel“ (Endurteil, Bergleich, Arreit: 
efeb! lm.) darf eine „Si zungshnpothet® nur fiir eine den Betrag von 
überfteigende Forderung tragen werden. — Die Sicherungs⸗ 

pol et wird au neuen, — riftlichen (ohne Anwalts⸗Zwang) un⸗ 
mittelbar an das Grundbuchamt len Antrag des Gläubigers, dem der 
„nollitredbare Shuldtitel“ ten Vergleih uw.) beigefügt fein 
muß, eingetragen. — Sollen mehrere Grunditüde des Schuldners mit der 
"Sicherung: ngebopothe‘ belaftet werden, jo iſt der Betrag der Forderung auf die | 
Srunditüde zu verteilen; die Gr öhe t Teile beitimmt der Gläubiger; 9 
die „Vollſtreckun Arteit-) Hypothet“ tann aljo niemals „GejamtsHupothet“ 
jein. — Die Vollitredungs- (Arreſt⸗) Hypothet d. h. die hier behandelte „Siche- 
— ppothet“ entſteht im Augenblicke der Eintragung in das — 

hne der Schuldner einzumwilligen oder zur Einwilligung“ 
Der urteilt zu werden braudt. — Das Grundftüd haftet aud für Die dem 
ee AR KR fallenden Koften der Eintragu — Endlich beitimmt 
— rd durch eine vollſtreckbare —— die zu voll: 
— Entſcheidüng oder ihre porläufige Bollitredbarfeit 
auigeboben. oder die Zwangsvollftredung für unguläjjig 
erflärt oder deren Einjtellungangeordnet, jo erwirbt der Eigen- 
tümer des Grundftüds Die Hypothet. das gleide gilt, wenn durch eine gericht⸗ 
lie Entſcheidung die einitwetli injtellung der Vollitredung und 
zugleih die Aufhebung a erteinten Vollitredungsmaßregein angeordnet 
wird oder wenn Die zur Abwendung der Bollitredung nachgelailene 
Dec Früher — oder a — exfolgt.“ Es iſt dies der 
bereits ug erwähnte, durch 3PO. bene Fall einer Eigentümer⸗ 
ne —— —— —— der Vorſchrift des 8 1163 
1. vg ite 9 


XI. Einige Formulare zum Hypothekenrecht. 


thetenb Teil thefenb — 6 [db — Ren: 
tenföuidbrief (Fir Freuen 8 gubelen la To viel en 


(Adler.) 
Preußiſcher Rupuihekenbrie] 


die in dem Grundbuche von Buäbain ( (Areis Seefeld) Band I Blatt Nr. 12 
Abteilung III Nr. 1 eingetragenen 9000 Marf. 


Inhalt der Eintragung: 1) 
: 9000 (neuntaujend) Mart ae mit fünf vom Hundert jähr: 


2 kit dem 1. April 1896 ver yinslic und jehs Monate nad Kündigung rüd- 
(bar art Shanfwirt Wilheln Peters in Shwarzbadh eingetragen 
am 3. Augu 190 


“me Kerr wi 











Belaftetes Grunditüd: 


Der im ‚Deitanbsperzeihnis unter Nr. 1 verzeichnete, in der Gemarkung 
Buchhain belegene Bauerhof Nr. 8 von 41 ha 67 a 09 qm mit 373,29 Tr. 
Grunoviteuerreinertrag und 136 Marl Gebäudelteuernugungswert; Grunditeuer- 
mutterrolle Art. 3, Gebäudejteuerrolle Nr. 27. 

Kaufpreis im Sahre 1895: 51 500 Mart. 





— ne 


2) vgl. das Jormular des Grundbudblaties Geite 949, 
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Anhang Formulare (Sypothefenbrief) 


Eigentümer: 
Landwirt Kriedrih Gerber in Buchhain. 


Borgehende oder gleichitehende Eintragungen: 
Abteilung II: Nr. 1 ein Altenteil mit gleihem Range; 
Abteilung III: keine. 
Lobau, den 6. Auguft 1901. _ 
KRönigliches Amtsgeridt. 
(Siegel.) (Unteriäriften.) 2) 

Dem jeweiligen Eigentümer des im Beitandsverzeihnis unter Nr. 1 
bezeichneten Grunditüds Steht die auf dem Grunditüde Buchhain Kartenblatt 
10 Parzelle 5 (Band I Blatt Nr. 15) in Abteilung II Nr. 3 eingetragene jähr: 
lie Rente von 200 Mark zu. Diele Rente ift auf dem Blatte des erfigenannten 
Grundftüds am 10. September 1901 vermerkt worden. 

em im Bejtandsvergeichnis unter Nr. 1 verzeichneten belajteten Grund- 

tück iſt am 24. Februar 1903 der ebenda unter Nr. 2 verzeichnete, im Dorfe 
uhhain belegene Garten Kartenblatt 2 Parzelle 110 von 34 a 86 qm mit 
7,68 Ile. Grunditeuerreinertrag als Beitanbteil zugefchrieben und vermerft 
worden, dem jeweiligen Eigentümer des Gartens das auf dem Grunpitüde 
Buchhain Kartenblatt 2 Parzelle 114 en I Blatt Nr. 37) in Abteilung II 
Nr. 1 eingetragene Wegerecht du teht. infolge der Zukhreibung iſt das belaftete 
Grunditüd unter Nr. 3 des tandsverzeihmiffes, wie folgt, neu eingetragen 


worden: 
Der in der Gemarfung Buchhain belegene Bauerhof Nr. 8 von 
42 ha 01 a 95 qm mit 380,97 Tr. Grundfteuermeinertrag und 136 Mart 
Gebäudelteuernugungswert; Grunditeuermutterrolle Art. 3, Gebäude 
iteuerrolle Nr. 27. > 
Lobau, den 3. März 1904. 
Königlies Amtsgericht. 
(Siegel.) (Unterſchriften.) 


uernerficherungsfumme für das Wohnhaus und die Wirtfchaftsgebäude 
im Sahre 1904: 8400 Mark. 
obau, den 5. Mai 14. iches Amtsgericht 
‚ Königli mtsgericht. 
(Siegel.) — — 
Bon den vorſtehenden 9000 Mark ſind 5000 (fünftauſend) Mark mit dem 
Borrange nor dem Reſte nebit den Zinfen feit dem 1. Oftober 1904 abgetreten 
an den Schmied Heinrid Stark in Hannover. Die Abtretung ii im Grund: 
buch eingetragen. Für den abgetretenen Betrag iſt ein Teilhypothelenbrief :) 
bergeftellt worden. 
Zobau, den 24. Ditober 1904. 
Königlidhes Amtsgeridit. 
(Siegel.) (Unterfärijten.) *) 


2) Eine über die Forderung ausgeitellte Urkunde ift mit dem 
Briefe durch Schnur und Siegel zu verbinden. Erſtreckt ſich der In— 
halt der Urkunde au auf andere Angelegenheiten, jo genügt ein öffentlich be- 
glaubigter Auszug. 

3) Diefen Teilhypothetenbrief jtellt das folgende Formular 
dar. — Zugleich wird auf den vorftehenden Stamm=:Brief obenan, liets 
am Rande neben den Worten: „Inhalt der Eintragung: Nr. 1. 8000 Mark uſw.“ 
der Vermerk gejegt: „Noh gültig auf 4000 Markt. Lobau, den 
24. Ottober 1904. Unterſchriften.“ 

4) Wird der Teilhypothekenbrief nicht von dem Grundbuchamte, jondern 
von einem anderen Amtsgerit oder einem Notar hergeftellt, jo ilt der Vermerk 
über die Heritellung des Hypothetenbriefs nur von dem Richter oder dem Notar 
zu unterichreiben. 
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Formulare (Teilhypothelenbrief, Grundſchulbbrief) Anhang 
| (Adler.) Noch 
u 
Preußiſcher Teilhypothekenbrief s 1113 
über 


50060 Mark Teilbetrag der in dem Grundbudhe von Buchhain (Areis Seefeld) 
Band I Blatt Nr. 12 Abteilung III Nr. 1 eingetragenen 9000 Mart. 


Der bisherige Brief?) über die Hypothek von MOD Markt lautet, wie 


folgt: 
(folgt Abſchrift des bisherigen Briefes und der auf dieſem befind- 
lichen Vermerke mit Ausſchluß des Vermerfes über die Teilabtretung). 
Die vorftehende Abſchrift jtimmt mit der Urichrift überein, 
on den 9000 Mark find dem Schmied nrih Starf in Hannover 
5000 (fünftaujend) Mark nebit den Zinfen feit dem 1. Oftober 1904 mit dem 
Vorrange vor dem Weite abgetreten. Die Abtretung iſt im Grundbude 


a aut | 
{ber die 5000 (Fünftaufend) Mark iſt dieſer Teilhnpothelenbrief herge- 
ftellt worden. Die He lum u auf dem bisherigen Briefe vermerkt. 


Lobau, den 26. .- lies — 
| öni m 
(Siegel.) (Untertirifien 97) 
(Adler.) 


Preußiſcher Grundſchuldbrief 
über 


die in dem Grundbuche von Seefeld (Kreis Seefeld) Band VI Blatt Nr. 25 
Abteilung III Nr. 7 eingetragenen 2000 Mart, 


Anhalt der Eintragung: 


Nr. 7: 2000 (zweitaujend) Mari Grundichuld, mit fünf vom Hundert 
jährlich feit dem 1. Öftober 1903 in halbjäbrigen, am 1. April und 1. Oftober 
za Beträgen a ae! drei Monate nad Kündigung, die jedem Teil 
nur zu dem Sclufte eines Kalendervierteljahres zufteht Ibar, für den 
Rentier Wilhelm Korn in Grünbuſch —— am Otlober 1903. Das 
Kapital und die Zinfen find am jeweiligen Wohnlige des Gläubigers zu zahlen. 


(Bon bier ab: „Belaftetes Grunditüd — Eigentümer 
Borgehbende oder gleichſtehende Eintragungen“ entiprechend 
ebenjo wie in obigem Hypothekenbriefe.) 

Lobau, den 13. Oktober 1903. 

Königliches Amtsgeridht. 
(Siegel.) nterkhriften.) 

Die ara von 2000 Mark n mit den Zinfen jeit dem 1. April 1906 
abgetreten an den Kaufmann Hermann Funke in Hannover und umgewandelt 
in eine Hypothet für eine vom 1. April 1906 an jährlich mit fünfeinhalb vom 
Hundert verzinslidhe, ke Wohen nah Kündigung rüdzahlbare Darlehnsjorde- 
tung von 2000 Mark; die Kündigung iſt nur zu dem eriten Tage eines Kalender 
.) Diefen jtellt das vorhergehende Formular dar. 

s) vgl. das Formular es Grundbudhblattes Geite 94. 

:) It mit dem bisherigen Briefe eine Schuldurfunde verbunden, Jo iſt 
eine beglaubigte Abſchrift der Urkunde nit in den Teilhypothetenbrief aufzu- 
nehmen, jondern mit ihm durch Schnur und Siegel zu verbinden. 
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Anhang Formulare (Nentenſchuldbrief — Eintragungdanträge) 


Noch vierteljahres geſtattet. Die Abtretung und die Umwandlung ſind im Grundbuch 
zu eingetragen. 
s 1113 Zobau, den 6. April An afiche Amisgericht 
Sni 5 sgericht. 
(Siegel.) Ainterihriften.) 
(Adler.) 


Preußiſcher Rentenſchuldbrief 
über 


die im Grundbuche von Buchhain (Kreis Seefeld) Band I Blatt Ar. 12 
Abteilung III Nr. 7 eingetragene Rentenihuld von 285 Marf.:) 





Inhalt der Eintragung: °) 


Nr. 7: 285 (gweihundertfünfunbagitzig) Mart vom 1. April 1912 an 
iährlih am 1. April zahlbare Rentenſchuld, ablösbar mit jehstaujfend Bart 
für die Rirhdengemeinde in Hochdorf eingetragen am 4. April 1912. 


(„BelaftetesGrundftüd — Eigentümer — Borgehende 
und gleihftehbende Eintragungen“ entiprehend ebenjo wie in 
obigem Hypothefenbriefe.) 

2obau, den 6. April 1912. 

Königliches Amtsgericht. 
(Siegel.) (Unterichriften.) 


110 a — — Mark jährliche at in mit einer Ablöſungs⸗ 
jumme von 2500 (zweitaujendfünfhundert) Mark ind gelöſcht worden. 
Zobau, den 16. Oktober 1916. 
Königliches Amtsgericht. 
(Siegel.) nterjchriften.) . 
Zugleih wird aus Anlak dieler , ung obenan, lints am Rande 
neben den Worten „Inhalt der Eintragung: Wr. 7: 285 Mt. ujw.“ der Bermert 
fett: „Noch gültig auf 175 Mark Rentenſchuld, ablösbar mit 3500 Marf. — 
obau, den 16. Dftober 1916. (Unterichriften.)“ 


B. Verſchiedene Formulare für Eintragungs-Anträge an das Grundbud: 
amt. Cs find Bierbei die in Breußen eingeführten Sormulare benukt. 
1. Darlehns⸗Hypothet: 


ch befenne, von dem Zimmermeifter Wilhelm Beters in Schwarzbad) 
8000 Mark (neuntaufen Markt) als Darlehen empfangen zu haben. 
oder: 
befenne, dem Zimmermeilter Wilhelm Beters in Schwarzbad) 
9000 Dart (i. W.), die id ihm aus dem Werivertrage vom 15. Januar 1901 
ar: ‚reines Haufes ſchulde, fortan als Darlehen zu jchulden; (vgI. 8 607 
.2 .). 

Dieſes Kapital joll vom 1. April 1901 ab mit a — ier vom Hundert 
in vierteljährlichen, am Erjten jedes Ralendervferteli es fälligen Teilen 
verzinft werden. Die Rüdzablung fol drei Monatenadh Kün: 
biaung erfolgen, die Kündigung aber dem Gläubiger, wenn die Zinfen 
innerhalb vierzehn Tagen nad der Fälligkeit gezahlt worden, nicht Trüher als 
zum 1. Oktober 1905 geitattet jein. 

Für dieſe Forderung beitelle ich an dem mir gehörigen, im Grundbude 
von Buchhein (Kreis Seejel) Band I Blatt Nr. 12 verzeichneten Grundftüd 
Hnpothel. Sugleih bewillige und beantrage ich die Eintragung der Hnpothel 
in das Grundbud). 


8°) vgl. das Formular des Grundbudhblattes Seite 0. 
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Der Hupothetenbrief ſoll dem Gläubiger Be ters ausgehändigt werden 
(menn dies nicht beantragt wird, Mar die Aus andigung an den die Hypothet 
itellenden Srunbitüdseigentümer midt jelbit; vgl. $ 1117 BGB.). 


oder: . 
Die Erteilung eines Hnpothelenbriefes foll ausgeſchloſſen fein. 
Buchhain, den 4. April 1901. 
inri Schmidt. 


folgt: gerichtlicher oder notarieller BeglaubigungscVBermert. 


2. Grundihuld: 

Ich bewillige und beantrage, ob für den Rentier Friedrich Klein in 
Hannover eine mau von 1000 Dark (1. W.), mit 6 vom Hundert jährlich 
oom 1. Zuli 1901 in halbjährlichen Teilen verzinslid, zahlbar ſechs 
Monate nah Kündigung, auf meinem im Grundbude von Buchhain 
(Kreis Seefeld) Band I Blatt Nr. 12 verzeichneten Grundjtüd eingetragen 


werde. 
Der Grundſchuldbrief (ufw. wie im vorjtehenden Formular für eine 
Darlehns-Hypothel). 
Drt. — Datum. — Unterſchrift. — Beglaubigungs-Bermert. 
3. Rentenſchuld: | 
Ich bewillige und beantrage, dab für die Rirdengemeinde in 
ochdorf eine entenihulb von jährlich 285 Mart (1. W.) vom gaben 1901 


* jährlich in halbjährlichen Teilen von 142,50 Mark (i. W.) zu zahlen, mit 
6000 Mark (i. W.) ablöshbar, auf meinem im Grundbude von Buhhain 
(Rreis Seefeld) Band I Blatt Nr. 12 verzeichneten Grunditüd eingetragen 

werde. 
Der Rentenihuldbrief (uw. wie in vorftehendem Formular für eine Dar: 
Iehns-Hupoihel). 
rt. — Datum. — Unterjdrift. — Beglaubigungs-Bermert. 


4. Abtretung einer Hnupothelenforderung oder Grundiduld: 


Sm Grundbude von Buchhain (Kreis Seefeld) Band I Blatt Nr. 12 
ift in Abteilung III unter Nr. 9 eine Darlehns⸗Hypothek (eine Grundſchuld) 
von 5000 Mar (1. W.), zu fünf vom Hundert ührlih verzinslich, für mid) ein: 
getragen. Dieſe Hnpothelenforderung (Grundichuld) trete ich mit den Zinien 
vom 1. April 1901 an den Kaufmann Yriedri Müller in Stettin ab und be 
antrage, die Abtretung in das Grundbud einzutragen und den die Poſt be- 
treffenden, hiermit überreichten Hypotheken- (Grumndichuld) Brief dem 
p. Müller auszuhändigen. 

Drt. — Datum. — Unterkhrift. — Beglaubigungs:Bermerf. 


Menn nur ein Teil der Poft abgetreten werden foll, jo ändert ſich vor: 
jtehendes $ormular dahin: 
Bon dieſer Hypothefenforderung (Grundſchuld) trete ich den Betrag von 
3000 Mark (i. W.) mit dem Range vor (nad) dem Reſte von 2000 Mark 
di 8.) und mit den Zinjen vom 1. April 1901 an den p. Müller ujw. ab und 
eantrage, die Teilabtretung und das Rangverhältnis in das Grundbuch ein- 
zutragen, den zu bildenden TeilsHnpothelen- (Grundihuld) Brief dem 
p. Müller, den bisherigen Brief aber mir auszuhändigen uw. 


5. —— einer Eigentümer⸗Hypothet unter Umwandelung in eine neue 
ypothef: 

Auf dem mir gehörenden, im Grundbuße von Buhhain (Kreis See: 

elb) Band I Blatt Wr. 12 verzeichneten Grunditüd ijt in Wbteilung III unter 

r. 9 eine Saugelber,Dnpot son 7000 Marl (i. W.), zu fünf vom Hundert 

verzinslih, für den Bankier Otto Lehmann in Dies eingetragen. Ich 

be das KaufgeldsKapital von 7000 Markt (i. 8.) nebſt Zinien dem Gläu- 

iger Lehmann am 5. März 1901 zurüdgezahlt und von ihm hierüber die beige: 

fügte notarielle Quittung erhalten. Demgemäß iſt die Hypothek auf mid, als 

en Grundftüdseigentüimer, übergegangen (8 1163 Abſ. 1 Sat 2 BGB.) und 
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Formulare (Eintragungdanträge) Anhang 
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zu 
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ET 
Anhang Formulare ( Eintragungsaniräge — Klagen) 


Noch Hat fid in eine mir zuſtehende Grundſchuld von 7000 Marf (i. W.), verzinslich 
zu zu fünf vom Hundert, verwandelt. (8 1177 Abi. 1 BGB.) 
8 1113 betenne nun, dem Kittenquisbefiger mit Feld in Dornderg an 
| rüditäandigem Pachtzins für das Rittergut nberg 7000 Mark (i. W.) auf die 
Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1901 gu Mniiben. >. babe mit (geld ver⸗ 
einbart, da * ihm —5 Kapital von 7000 Dart (i. W. jorien als lehen 
ſchulden ſoll (8 607 B.) Dieſes Darlehen ſoll vom 1. April 1901 mit fünf 
vom Hundert in vierteljahrliden, am Erſten jedes Kalender-Biertel 
fülligen Teilen verzinjt werden. Die Rüdzahlung fol ſechs ate 
na Die Ole "ultehende f Prozent verzinslide Grund 
ie na igem mir zuſte ‚ rozent verzinsli rund⸗ 
ſchuld trete ich mit Den Zinfen vom 1. — 1901 an den Site ts 
Ernſt gelb in Dornberg ab und wandele fie zugleich in eine gereibet für Die 
angegebene Darlehnsforderung des p. Feld um. ($ 1198 56%.) 
bewillige und beantrage, die Abtretung und Ummwandelung, jowie 
die oben angegebenen Beftimmungen betreffend die Verzinſung und die Nüd- 
zablung in das Grundbuch einzutragen und den an Stelle des bisherigen, 
hiermit überveichten Briefes nen zu erteilenden Hypothelenbrief dem p. Geld, 
die alte Schuldurkunde aber mir auszuhä : 
Drt. — Datum. — Unterfchrift. — Beglatbigungs-Bermerf. 


6. Quittung, Lölhungsbewilligung und Löſchungsantrag beireffend eine Hypo⸗ 
thet oder Grundihuld: 

m Grundbude von Buchhain (Kreis Seefeld) Band I Blatt Nr. 12 ift 
für mid), den unterzeichneten Zimmermeifter Wilhelm Peters in rz⸗ 
bad, in Abteilung III unter Nr. 1 eine Darlehns⸗Hypothelt (eine Grundkhuld) 
»on 9000 Mark (i. W.) eiggetragen. Der eingetragene Grunditüdseigentümer 
Heinrich Schmidt hat diele 9000 Mark (i. W.) nebit den Zinfen his heute an 
mi ‚gezahlt. Ich bewillige die Lölchung der Hypothek (Grundihuld) im Grund- 

uche. 


, der mitunterzeichnete Grundſtückseigentü inrich © idt, 
—* die Bölgung ae eaerhmehn —— (Grucbihm ) ” Grund: 
ude. - 


Mir beantragen übereinftimmend, den hiermit überreichten: Hypotheten- 
un Brief nad Vernichtung jowie_die (zum 9 —— ge⸗ 
örige) Schuldurkunde dem unterzeichneten p. Schmidt aus —38 en 
Drt. — Datum. — Anterſchriften. — Beglaubigungs- tmerf. 


C. Verſchiedene Klagesfformulare zur Veranſchaulichung des Seite 968 ff. 
über ‚Real: und „Perſonal“-Kredit und die „Berbinmdung“ beider 
Gefagten. | 


1. „Hnpothelentlage“ in Berbindung mit „Schuldflage”: 


Klage Danzig, den 16. September 1906. 
des Rentners Eduard Lehmann 
in Danzig Sanggalje 1, , 
Prozekbevollmädtigter: chtsanwalt Juſtus in Danjig, 
\ 


gegen | 
den Hauseigentümer Carl Koerner 
in Danzig, Frauengaſſe 17, 
wegen 3000 Dart. 

Der Beklagte empfing vom Kläger am 13. November 1900 ein Darlehen 
von 3000 Mark mit der von ihm übernommenen Verpflichtung, es mit 4 Brogent 
vom 1. Januar 1901 in halbjährliden Teilen zu verzinſen und nad) dreimona⸗ 
tiger Kündigung zurückzuzahlen. 

Beweis: anliegende Schuldurkunde. 

Kläger hat dem Bellagten das Darlehen am 1. Juni 1906 gekündigt. 

weis: Eidesantrag. 

Zinfen find bis 1. Januar 1906 gezahlt. 
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Für diefe Darlehnsforderung hat der Bellagte mit feinem Grundftüd 
Danzig Band VII Blatt Nr. 645 dem Kläger Hypothet beitellt. Die Hypo: 
thek ift in Abteilung III Nr. 17 des vorbezeihneten Grundbuchblattes für den 
Kläger eingetragen, und zwar ohne Hhypothetenbrief. 


Beweis: das Grundbud). 


Ach lade den Beklagten zur mündlichen Verhandlung des Reditsitreits 
vor die Zivilfammer 2 des Kö ’ . Zandgerits zu Danzig zu dem vom Herrn 
Borjigenden anzuberaumenden Termine mit der Aufforderung, einen 
he onen aeiämeten Gericht zugelaflenen Rechtsanwalt zu feiner Vertretung 
zu beitellen. . 


Ach werde beantragen, 
den Bellagten zu verurteilen: 


a) 3000 Mark nebit 4 Progent Zinfen vom 1. Sanuar 1906 an Kläger 

zu zahlen (dies HH der Antrag der perſönlichen oder einen 
„Schuldtlage"), 

b) wegen zorbezeihneter Summe von 3000 Marl nebit 4 Brogent 

zinten vom 1. Januar 1906 Die — redung für den 

lüger in das Grundſtück Danzig Band VII Blatt Nr. 645 mit 

An ‚„. ven Reiten der Bolt Abtetlung III Nr. 17 zu dulden 

das Königl. Landgericht (Dies iſt der Antrag der dinglichen oder „Hypotheken⸗ 


Zivilkammer 2 lage“ gemäß 8 1147), 
zu dieſes Urteil auß gegen Simerheits- 
Danzig. leitung fük vorläufig vollftredbar 
zu erklären. 


Unterſchrift des Rechtsanwalts. 


2. Reine Hypothekenklage: 

Wenn der Gläubiger fein Intereſſe daran hat, Die perjönliche oder 
„Shuldtlage“ zu erheben (3. B. weil der Schuliner verarmt iſt und infolge: 
deilen feine Ausfiht beiteht, aus anderen Vermögensgegenjtänden als dem 
mit der Hypothek belalteten —— — cke —— u erlangen, oder 
aus anderen, auch bloßen Bequemlidleitsgründen), jo wird er lediglich die 
bingliäe oder „Hpupothetentlage“ erheben, etwa, wie folgt (im 
übt Bey: unter Beadhtung der „Jörmlihfeiten“ wie im Kormu: 

arzu 1): 

Auf dem Grunditüde des Bellagten Danzig Band VII Blatt Nr. 645 
fteht in Abteilung III Nr. 17 für ein Darlehen von 3000 Marl, verzinslich zu 
4 Prozent vom 1. yaruaı 1906, rückzahlbar ohne Kündigung am 1. Juli 1906, 
eine Hypothel für den KU ohne Hypothetenbrief eingetragen. 
Beweis: das Grundbuch. 

Ich werde beantragen: 

den Beklagten zu verurteilen, 

a) wegen der Summe von 3000 Mark nebit A Progent Zinjen vom 
1 Kanuar 1901 die Zwangspolliiredung für den Kläger in das 
Gru d& Danzig Band VII Blatt Nr. 645 mit den Rechten der 
Voft Abteilung III Nr. 17 zu dulden (8 1147), 

b) diefes Urteil gegen Sinerheitsteiftung für vor: 
laufig Dollfitedbar zu erflären. 

3. Grundſchuldklage: 

Auf dem Grunditüd des Bellagten Danzi 8 Band VII Blatt Nr. 645 
fteht in Abteilung III Nr. 18 für den Kläger eine Grundſchuld von 7000 Marl, 
verzinslih zu 5 Prozent vom 1. April 1905, zahlbar ohne Kündigung am 
31. Deyember 1905, eingetragen. 

Beweis: das Grundbuch und der beiliegende Grundſchuldbrief. 
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Klageformulare zum Oypothekenrecht Auhaug 


Noch 
zu 
8 1113 


Anhang Hypothekenrecht (Beiſpiele uſw.) 


Noch 


zu 
s 1113 


Ich werde beantragen: 


den Bellagten zu verurteilen, 

a) wegen diejer Grundſchuld von 7000 Marti nebit 4 Brogent Zinfen 
vom 1. April 1901 die ne ngsvollitredung für den Kläger in das 
Grunditüd Danzig Band VII Blatt Nr. 645 mit den Rechten der 
Poſt Abteilung I Nr. 18 zu dulden (SS 1147, 1192), 

b) diefes Urteil gegen Siherheitsleiltung für vor- 
läufig — zu erklären. 


Anhang 11 zu $ 1114: Aus 88 1114, 1008—1011, 2033 Ab}. 2 folgt: 


8 Kr Ein Miterbe fanıı vor Teilung des Nadlafies an dem zum Nachlaſſe ge örigen 


Grundftüd auch nicht anteilsweife „Dupochel — ſeine Gläu ei 
tönnen vor der Teilung nit im Wege der en. ai ic 
tragung einer Si a I Hypothek auf einem dem Erb 
Eee: entipr runditäds- Anteile beantragen (8 ar Ab}. 2 
ZPO). Daslelbe gilt aud) für alle anderen Fälle, in an . „R s⸗ 
gemeinſchaft zur geſamten Hand“ (Geiamtgut) vorliegt, dB ⸗ 
ſchaft, ver ehelichen Gütergemeinſchaft. Wenn zum PT = güter: 
gemeinſchaftlichen Vermögen ein Grunditüd gehört, können weder ein einzelner 
Gelellihafter oder. einer der Chegatten, noch deren Gläubiger einen Anteil 
des Gejellihafters oder E — mit Hppotheten ee 
SHmpotheten) belaften. vgl. Note 2 zu 8 1008, Note 1 zu 8 705 unter C. 


31 zu 8 1121: Beilpiel: Der Viehhändler B fauft vom Guts- 
befiker A a Vieh und jhafft es vom Gute weg, obgleich zur Zeit der 
ntfernung“ ſchon ein die eg ee oder Awangsnerwaltung Des 
Gutes anorbnender —— ſchluß dem A zugeſtellt, das Gut „mit dem 
ieh“ aljo bereits „beihlagnahmt“ war. Hier ſchadet Die erfolgte 
Belhlagnahme dem äufer Bnidts, wenn fie (bezw. der Antra au 
Be nahme vgl. $ 23 Abi. 2 306. Ps „ohne ne grobe en 
unbe in nt“ geblieben war ($ 932 Abj. 2); er behält t allo da es: 
Beichlagnahme ‚gilt als befannt“ ſobald der uno Ober 
Zwangsverwaltun Se im Grundbuch eingetragen it.) Erfährt 
B die „Beſchla ahm an nad Se iag des „Raufvertrags“ aber nor der 
„Entfernung“ des Biehs, | 0 Mi die Beſchlagnahme ihm über wi Seren m; 
er darf das Vieh nicht fortjie ffien und muß das troß Kenntnis — 
— etwa fortgeſchafft Fe zurüdichaffen Ian, wenne — 
reis an den — Aſchon ech t Bat; es bleibt Pe r en 
Elle nur das Recht der Rüdforderung des Kaufpreiſes gegen A 


Anhang 57 zu 8 1132: Beilpiel: A bat auf den drei Grunditüden 


8 dise Danzig Nr. 14, 40, 50 eine Geſamt⸗Hypothet von 18000 ME. Cr ilt ee 


hieraus drei Einzel otheten 3. 3. von 9000 Mk., 6000 ME. und 3000 Mt. 
maden, indem er auf Nr. 14 den Betrag von 9000 Mi. und die Mit ft son 
Nr. 40 und 50, auf Nr. 40 den Betrag von 12000 ME. und die Mithaft von 
Nr. 14 und 50 und auf Nr. 50 den Betrag von 15 000 Mi. und die Mithaft von 
Nr. 14 und 40 löſchen läßt. Zur Löſchung der Teilbeträge pr den einzelnen 
Grundftüden ilt die Zujtimmung der Grunditüdseigentümer erforderlid); —* — 
GBO. Er erhält dann für jede der jo entſtandenen drei Einzel-Hypot 
einen neuen Hypothefenbrief ($ 64 GBO.). 


Anhang 74 zu 8 1138: Eritredung des „öffentlichen Glaubens“ Lei 


Grundbuchs Glaube dedt die Forderung aud“. „Was nicht di — 


— 138 ————— auf Die — zugrunde liegende „Forderun 


Da ne fann Grundherr 
En b. nicht einwenden demjenigen gegen ‚ der die Hypot 

orderung durch „Redtsgejhäft“ im Vertrauen auf die ih. 

tigfeit (den öffentliden Glauben) des Grundbuds er: 


Grundftüdseigentümer) ni ht einwend N n 
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Der Glaube des Grundbuchs ſchützt auch Die „Forderung“ Anhang 


worben hat (Gegenjat: Erwerb der Hypothefenforderung 3. B. durch Noch 

Erbfolge, durdh Pfändung und Überweilung im Wege der Zwangsvoll: zu 

tredäng, vgl. Seite 955, 956 unter II). Der 8 1138 hat aut Folge, daß $ 1138 
bald die Hypothek durch „Rechtsgekhäft“ in zweiter (teblider) Hand 

iſt, eigentli fein Unterſchied mehr zwiſchen „Hypothek“ und „Grund- 

ihuld“ beiteht. 8 1138 gilt, wie hernorzuheben ift, nit für die „Side: 

Tıngs-Hnpothel“, londern re die gewöhnlidhe (VBerfehrs:) 

Hypotherf“. Cs Liegt hierin der Haupt-Unterjhied zwilden „Siche- 

rungs“- und „gewöhnlidher" (Bertehrs-) opothef (vgl. Anhang 1 zu $ 1113 

unter V, VII; Geite 970, 979). 

Die Bedeutung des $ 1138 läßt fid) mit anderen Worten etwa jo aus: 
drüden: Wenn jemand „im guten Glauben“ an die Ridtigfeit des 
Grundbuds eine Hnpothet durch „Nehtsgeihäft" erwirbt, fo gilt zu 
Gunjten der Hypothek (nur Diele, niht auf: die Forderung 
will S 1138 ſchützen) die im Grundbuche bezeichnete „perfönlide Forderung“ 
als beftehbend, jelbjit wenn fie in Wirklichkeit nicht beiteht, und es gelten 

u Gunften der Hypothel de ausdem Grundbud „nidht er- 

ihtliden Cinreden“ gegen die „sorderung“ als nicht be- 
ſtehend, felbit wenn fie in Wirklichkeit beiteben. Wenn dagegen der Erwerber 
der Hypothek (3. B. unter PR auf die Hnpothel) nurdie „Jorderung“ 
geltend madt, jo muß er fih unter allen Umjtänden gefallen laſſen (ſelbſt 
wenn er die Hypothek „im guten Glauben“ an die Richtigkeit des Grundbuds 
erworben hatke), daß die „sorderung“ als nicht beftehend Beitritten 
oder daß alle möglichen Einreden dagegen geltend gemadt werden. vgl. 
Anbang 16 zu $ 404, Seite 880. 

Beijpiel: Der Grundftüdseigentümer A hat dem B auf Grund eines 
wucheriichen, alſo nad) $ 138 nihtigen Darlehns-Bertrages Hypothek be- 
jtellt und es find demgemäß im Grundbude für B 10000 ME. Darlehen einge- 
tragen. Infolge der Nichtigkeit des Vertrages iſt für B feine Darlehns- 
Torderung von 10000 ME. zur Entjtehung gelangt; A fann der perjönlichen 
Darlehnsktlage des B und auch der Hypothetentlage des B (auf 
Beiriedigung „aus dem Grundſtücke“) den Einwand des Wuchers entgegenfeßen. 
Wenn aber B feine Darlehnsforderung und die dafür beitellte Hypothel an den 
von dem Wuder nichts willenden, tedliden C „abgetreten“ Hat und 
demnacht C wegen der ihm abgetpetenen 10 000 ME. Klage erhebt, jo ijt zu 
unterjheiden: foweit C lediglid die „Hypotheften- Klage", 
d h. Rage auf Zahlung der 10000 Mt. aus dem Grunditüd erhebt 
(vgl. die. Klage-Formulare Seite 980, 991), dringt er durch, und es fann ihm 
gemäß $ 1138 der Einwand des Wuders n icht entgegengeiegt werden; wenn 
er aber bei der Zwangsverjteigerung des Grunditüds mit feinen 10 000 ME. ganz 
oder zum Teil ausfällt, und er nun in Höhe feines Ausfalles gegen A als 

er | önlichen Schuldner aus dem Darlehnsvertrage auf Zahlung aus deilen 

onitigem Bermögen die perjönlidhe Darlehns:Rlage erhebt, jo kann ihm 
troß feiner Untenntnis vom Wuder, troß feiner Redlichkeit bei 
Erwerb der Yorderung, von A ver EinwanddesWuders enigegengelet 
werden. — Ein anderes Beilpiel: Die Darlehnsforderung von 10 000 Mt., fi 
die A dem B Hypothek beitellt hat, iſt vechtsgültig, A zahlt demnächſt dem 
B die 10000 Mt. zurüd, unterläßt es aber, fih von B fofort den 
Hypothekenbrief ausbändigen zu laſſen, oder er unterläßt 
es, falls ein Hypothetenbrief nicht gebildet ijt, Die Hypothet jofort im Grund: 
buche Löjhen oder umschreiben zu laſſen. B, der ein Gauner iſt, benußt 
dies und tritt, obgleich er die 10 000 DIE. ſchon von A empfangen Hat, die Dar: 
tehnsforderung mit der Hypothek an den von der erfolgten „Zahlung“ 
nichts wijjenden, redlihen C ab, der ihm nochmals 10000 Me. 
dafür zahlt. Nunmehr flagt C auf Zahlung der ihm abgetretenen 10 000 DE. 
gegen A. Aud hier gilt das oben Gefagte: Joweit C lediglich die „Hypo: 
theftenflage" auf Zahlung der 10000 ME. aus dem Grunditüd 
erhebt dringt er dur, und es fann ihm gemäß $ 1138 der Einwand der bereits 
geleilteten 2a blung nihtentgegengeleßt werden. Wenn er jedoch 


> 
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8 1184 eigentüine ar uglei 
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en A als nerjönliden Schuldner aus dem Darlehnsverirage auf 
ablung der 10 000 DE. aus dellen jonftigem Vermögen die periönlidhe 
tlehns-Rlage erhebt, 3. B. weil er bei der Zwangsveriteigerung des Grund- 
ſtie⸗ mit der Hnpothet Ganz oder zum Teil ausgeiallen ift, jo jteht ihm troß 
ner Redlicäleit der Einwand der Zahlung entgegen. 
Da nad) dem Gejagten der Grunditüdseigentümer die n icht ausdem 
ru aus ber Hupnlät verliert, Joh —— —— 4. 
pruch aus der Hypo verliert, ſobald die Hypo urch Rechtsge ⸗ 
tretung ujw.) in die Hand eines auf den öffentlichen Glauben des 
vertrauenden, die Einwendungen nicht fennenden, vedlicden Dritten gelangt je 
muß das Gele, um geredjt zu fein, dem Grunpftüdseigentümer ein 
bieten, ſich begründete Einwendungen auch Bene enüber dem redlichen En 
werber einer Hypothek zu erhalten. Diejes Mittel it die Eintragung 
eines „Wide rue im Grundbuche gemäß 8 899 (vgl. & 1139). 


Anhang 123 zu Er 1164: tele a) Wenn 3. B. der Grunditüds- 
rſönliche Schuldner A der Eine Darlehns-HYypothet 
von 10 000 Mt. für B beiteilt — das Grund tüd verfauft und der Käufer 
(neue Orunbftidseigentümer) C die Bolt in Anrechnung auf den Kaufpreis 
übernommen t, ohne dab der Fi othefengläubiger B Dies geneh- 
igt und dadurch den uriprünglicdhen Shuldme [ner A überhaupt frei gibt 
t ‚414—416), je fann A, der urjprünglide Srum tüdseigentümer und 
rſönliche Schu dner (der Deiteller der Dyp a, Dläubiger B jederzeit 
niprud genommen werden und m bezahlen. Yalls nun 
N die 10000 ME. an B bezahlt, jo er Be 10 —— die perſönliche 
„Forderung'“ des B, für die bie Hypothet beſtegt war; die othef 
bt aber nicht, wie dies 8 1163 Abf. 1 2 als Regel bein r — der 
Sorderung® Elche auf den Grun ftüdseigentümer C über, 
jondern (Ausnahme von jener Regel, vgl. Note 119 zu $ 1163) die Hypothe i 
von 10000 Mt. geht auf den die 10000 Dt. an Bgezahlt habenden A 
mäß 8 1164 Ab]. 1 Sat 1 über, we Er A beredtigt ift, von dem neuen Grund- 
füdseigentümer CC „Erfaf“ "der 10.000 DE. zu fordern. Auf Grund der 
„Übernahme“ der Poit von 10000 Mt. im Kaufvertrage mußte nämlich 
eigentlich C die 10000 Mt. an B zahlen, er muß fie deshalb dem A, der 
fie gezahlt Hat, „er ſetze n“. A Tann den hiernach „eraft Geſetzes“ auf 
ihn en Übergang“ g3 Hypothek im Wege der Verichtigung 
des Grundbudjs “ den 899 eintragen lallen. — b) Wenn de: 
gegen im vo iehen Ai C bei Erwerb des Grundftüds die Polt des B 
von 10000 ME. nid ernommen, jondern ( im Leben ak 2 
Sal) der rei Grunpftüdseigentiimer 4 ſich verpflichtet Hätte, die Poſt 
—* Jahresfriſt auf eigene guohen zur ung du bringen, und wenn dem⸗ 
nächſt A in Seht ung feiner Löſchungspflicht („Veſchaffung reiner Hypothet“) 
die 10 000 ME. an B auszahlt, jo fann er von niemandem „Erjak“ fordern, und 
es findet daher nit 8 1164, jondern 8 1163 Abſ. 1 Sag 2 Anwendung, d. 5. 
die perfönlide „ orderung“ des B von 10.000. ME. iſt erloſchen und 
die Hypothek des B von 10000 ME. geht auf den Grundjtüdseigen- 
tümer C über, der fie Löjchen laſſen oder fie an einen andern abtreten 
oder Jonjt darüber verfügen fann. 


Unhang 124 zu 5 1164: Wenn im Beilpiele a des Anhangs 123 

$ 1164 der C nicht die ganze Poſt von 10000 ME, fondern nur 5000 Mt. 
„in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen‘, A dagegen fi ver- 
pflichtet hätte, die anderen 5000 ME. binnen Jahresfriſt auf jein e often zur 
Löſchung zu bringen, und wenn dann A dieganzen 10000 Ma B bezahlt 
hätte, jo mürbe nad dem in Anhang 123 zu $ 1164 unter a und b 

A gegen eine Erjasforderung non 5000 Mt. und die Hypothet von 
10 000 Int in Höhe von 5000 ME. gemäß $ 1164 20 1 Saß 1 erworben 
gaben; dagegen würde bie Hypothek in Höhe der anderen 5000 If. dem 
rundftüdseigentümer C gemäß $ 1163 Abf. 1 Sat 2 zugefallen fein. 
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gür diefen fall der „Teilung“ der Hypothek beitimmt nun 8 1164 Ab). 1 
tz 2, daß die 5000 DIE. Hppothet des A den Vorrang hat vor den 
5000 DIE. Hypothek des C (vgl. auch 8 1176 und Note 119 am Ende zu 8 1163). 
Anhang 125 3 


Wenn im Beilpiel a des Anhangs 123 zu $ 1164 


us 1a j 
der A den B beerbt, jo hat dies Diejelbe rehtlihe Wirkung, als wenn $ 1164 


er die 10000 DIE. an B bezahlt Hätte, d. 5. die perjönlide „Sorde- 
rung“ von 10000 Mt. it er loſchen und die „Hypothef“ von 10000 Mt. 
ſteht dem A. zu. 


Anhang 129 zu 8 1166: Wenn im Beiſpiel a des Anhangs 123 zu 

8 1164 der perjönlide Schuldner A, der das Grunditüd verfauft Bat, nad 
einem anderen Orte sieht, jo würde er kehrt leicht in Untenntnis bleiben, der 
neue Örunditüdseigentümer C die Hnpothetenzinien nicht zahlt, daß infolge: 
deilen das Grundftüd zur Zwangsvderfteigerumng gelommen und die 
— deren perſönlicher Ehulbner er noch immer it, dabei in 
br iſt —— Er würde dann von dem ausgefallenen Gläu— 

biger B ohne weiteres wegen des Ausfalles auf Grund eines perfönliden 
Shuldver ältniſſes in Anſpruch enommen werden Tönnen. Durch die in 
$ 1166 dem Gläubiger B zur R oe gemachte „Benahridhtigung“ des 
perfönliden fdners A erhält dieſer die Möglichkeit, durch eigenes 
Mitbieten oder Herbeilhaffen anderer Bieter den Nusfall der Hnpothel des 
Gläubigers B zu verhindern und auf bie Weile fih kelbitgegenden Rück— 
grif f des Gläubigers B zu jhüßen. 1166 bezwedt aljo, wie 8 1165, den 

Huß des perfönliden Schuldners. 


Anhang 150 zu 8 1172: Beiſpiel: Auf den drei Grunditüden des A, 
des B und des C haftet (und zwar auf jedem) zur weiten Stelle für D 
eine Be fa m t bypothek für ein Darlehen von 18 000 Dit. Auf dem Grundfitüd 
des A (Wert 60 000 Mt.) haftet zur eriten Stelle eine Einzel⸗Hypothek von 
10 000 Mk., auf dem Grunditüd des B rt 90 000 ME.) Haftet zur erſten 
Stelle eine Einzel-HHnpothet von 30 000 ME., auf dem Grundftüd des C ( 
12000 ME.) haftet zur erjten Stelle eine Einzel-Hypothet von 50 000 Mt. 
Angenommen nun: Die Darlehnsforderung von 18000 ME. ijt „nicht zur 
Entftehung“ gelangt oder „erlo Gen“ (3. B. durch Rüdzahlung des Darlehns), 
oder der „Hypothetenbrief über Die Geſamthypothek von 18000 ME. iſt dem 
Gläubiger D „nody nit übergeben“ (es find Dies die 3 Fälle des 8 1163, auf 
die $ 1172 verweilt), jo ſteht na 1172 Ab. 1 Geſamthypothek von 
18000 ME. den A, B, C „gemein ih“ zu. Angenommen nun weiter: 
jeder dieſer drei Grundftü seigentümer madt von dem Recht des 8 1172 
j. 2 Gebraud (es fann dies auch jeder einzelne unabhängig vom anderen), 
jo werden aus der Geſamthypothek von 18000 ME. drei „Einzel-Hypothefen“ 
gebildet, und zwar im Verhältnis der Grundjtüdswerte ab: 
Jzüglich der der Geſamthypothet vorgehenden Belajtungen, nämlih im Ber: 
hälfnis von A (60 000 — 10000 = ‚ „B. (9 000 — 30.000 =) 60.000, 
C (120 000 — 50. 000 =) 70000, d. 5. im Berbältnis von 5:6:7. Es erhält 
mithin: A eine Einzel-Hypothet von 5000 ME., B eine ſolche von 6000 Mt. 
C eine folde von 7000 Mt. (Summa: 18000 Mf.), ein jeder auf feinem 
Grunditüd, und nad) $ 64 GBO. wird über jede diefer 3 Cinzel-Hypothefen 
ein neuer Brief gebildet. 


Anhang 1 zu 8 1204: Pfandraht an „beweglihen Sachen“ und an 
„Rechten“ (vgl. Hierzu SS 90 Fi. und Anhang 1 zu 8 M Seite 814 ff., ferner 
Seite 938 ff., auch Seite 967). 

Il. Das BGB. unterſcheidet: Pfandrecht an „beweglichen Sachen“ (88 1204 
bis 1272), Pfandrecht an „Rechten“ he JPR Das Pfandrecht an „Schiffen 
und Sciffsparten“ it im Titel vom Pfandredt an „beweglichen Sachen‘ ge: 
ordnet (85 1259-1272). Das Pfiandredt an „Wertpapieren“ iſt im Titel 
vom Pfandredt an „Rechten“ geordnet (88 1292—-1296). 
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Noch 
zu 
8 1164 


Zu 


Zu 
8 1166 


Zu 
8 1172 


Zu 
8 1204 





5 Beiipiele zu 8 1164 fi. — Pfandrecht au „beweglichen“ Sachen Anhang 





Auhaug Pfandrecht an „beweglichen“ Sachen 


Noch Über die Aufrechterhaltung landesgeſetzlicher Vorſchriften betrefſend Die 

zu gewerblichen Plandiei er und Pfandleihanitalten vgl. E. 94, und über Die 

8 1204 gewerbepolizei ide Regelung diefer Geichäftsbetriebe 88 34, 38 Ge- 
werbeordnung. 

über das Fortbeſtehen der am 1. Januar 1900 vorhanden een 


„Pfandrechte“ an „beweglidien Sachen“ und an „Reiten“ vgl. die Übergangs 
vorihrift E. 184 


1I. Man unterfgeibe Drei Arten der „Begründung“ des Pfandrechts an 
Da Sachen“ und „Rechten 
Fe (Vertrag), wovon der vorliegende Ablhri itt handelt, 
A vn Pfandr an einer durch „Hinterlegung“ ET 
Gi we, (8 ag s Pfandrecht des Bermieters (i 
des Verpächters (8 585), des Pächters (8 590), des —— 
nehmersbeimWertvertrage (8 647), des Galtwirts (8 704), 
ferner die im Handels iebe une dem Kommifjionär, 
Spediteur, Zagerhalte Sraätführer, BVerjradter 
mährten —— 7, 398, 410, 411, 421, 440, 441, 623 
Sn. 5 Uns fegliche ee echt“ der Sch iffs Läubiger vgl. 
Se , 103 ff. Binnenkhiffahrtegelen in der 
ang am L ai ı 
3. durch Pfändung: 
a) geridtli GAR Pfändung (much Gerichtsvollzieher, Gerichtsbeſchluß) 
nach Maßgabe der 3PO. SS 803 
b) „(at See ua). im Wege geſetzlich erlaubter Selbſthilfe 
vg 
ie Borausiegun n der „Begründung“ Der geieglihen (Nr. 2) und der 
Bländunne (Nr. — ſind lediglich den Br ges. 
lichen —2 — Be BGB. des H5B., der ZPO. uw. zu entnehmen. e 
gliglid) bes „Inhaltes“ find alle Drei Arten von Piandrediten im wejent: 
ihengleidgeitellt (vgl. d 1257 nebſt Note 98, ſowie $ 804 3PO.). 


III. Die in den den Sn GB. —— Seite 794) enthaltenen 
beſonderen aa be Serie ten betreffend Das Pfandrecht find geeig- 
neten Orts erwäh s dem Kan ndredht verwandte nalen len 
eüdbehaltungsredt vgl. urz —⸗* B. (a uckt Seite 794 
Seite 865 ben jogen. Zombar ehr die Reichsban — zins⸗ 
bare Darlehne auf nicht an er als drei Monate sogen gewille bewegliche 
Pfänder erteilen) vgl. t. 3 Ba een vom 14. März 1875, ferner Gei. 


betr. die Pflichten der auffeute in Yu bewahrung fremder Wertpapiere vom 
5. Juli 1896 (jogen. Bankdepot⸗Ge 


IV, über den Begriff und \ Nentit ng des Pfandrechts an 87 
lichen Saden“ 8 1204, 1205 und bie nn — aa. Danach ift die „ 
ſtellung“ eines em chts an einer — ep nur urch Mast 

Da der Verpfänder den „Befig“ der Sache dem —— übertrã * pas 
BOB. erfennt ein Piendr nur an, wenn und ſo lange der Pfandg biger 
N i im Befiß der Sa nahme bezw. in den Formen der Rs 1205 re 2, 1208): 

l. 8 1253. Eine Ausnahme findet allein bei Sch ale tatt EN 3 1260). 
„ hne AN aujt fein Pfand.“ fand an fahrender ber erg“ abe“ 
(C). Wenn aljo, wie dies von R tsunfundigen häufig ge hebt, B Eigen: 
tümer von Sachen (3. B. einer Wohnungseinrichtung, eines Warenta e12), 
keinem Gläubiger A (fei es aud jchriftli oder notariell) erflärt: „ 
einer Darlehnsihuld von 1000 Mk. an A verpfändet B dem A fein * 
ſamtes Mobiliar ulm. Die Übergabe iſt, wie beide Teile aner- 
fennen, erjol t. Der Gläubiger Abeläßtjedod das Mobiliar dem 
ner B3 enugung a gegen en einen monatliden Mietszins von 7 ME“, jo Hit 
Durch Diele „Belig-Uübertragung“ 2 bloßen Entſchluß des Beſitzers 
ſogen. constitutum possessorium (vgl. $ 930 und Anhang 2 zu 8 929 unter c, 
Seite 961) fein Pfandrecht entitanden. 
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Die fogen. „Sicherungskäufe“, „Eicherungsdabtretungen“ Anhang 


Aber dieſer Rechtszuſtand genügt dem Bedürfniſſe des praf- 
tiſchen Lebens nidt. Leute, die Kredit nur gegen „VBerpjändung 


ent ren zu können, 3. B. ein junger Handwerker feine Wohnungs: und 
Werkitatt-Cinritung. Der Berfehr Hilft fi) auf andere Weile. Der Schuldner 
A „nderpfändet“ nit feine Wo nungs: oder Werfitatt-Einrichtung dem 
Gläubiger B, INNEN, Ss Eau fie ihm für 1000 Di. und beide ver- 
einbaten, daß de t, Säulbner A a bis dabin ibm gene rigen 
Sachen auch weiter im eiis behält, jedoch nicht mehr, wie bisher, als 
„Ei ne ſondern 3. ®., gegen einen Monatszins als „Mieter“ 
des Gläubigers B, in en Gigentum die Sachen von nun an ſtehen 
ſollen. Dabei wird ferner vereinbart daß der et A das Recht Des 
Wiedertaufs (Rüdtaufs) haben fol (88 * Ri Dieje Verein: 
barungen find zuläjjig, und fie — daß igentümer“ der 
Saden wird, obgleih A fie im „ ve‘ en (di bergabe durch jogen. 
constitutum possessorium vgl. 8 930 und Anhang 2 zu 8 929 unter c, Seite 


Der rechtliche Unterſchied zwiſchen ſolchem Sicherungskauf (Seturitäts: 
Kauf), ſolcher Sicherungs⸗übereignung (fiduziariſche Eigentumsübertragung) 
und der Beſtellung eines Pfandes (Fauſtpfandes) Liegt auf der Hand. Bei der 
„Berpfändung“ bleibt der Berpfäünder „Eigentümer“ der Sade, 
der Biandgläubiger hat fie eben nur als „Pfand“ und darf nicht ohne weiteres 
darüber en wenn er es doch tut, ko macht er ſich unter Umſtänden ver 

Unterihlagung “Ihuldig. Beim , — iger ungstaufe“ wird ver Gläu: 
bi ger „Eigentümer“ kann damit machen, was er will, und üt 
dem Schulmmer nur „nerfönlid“ verpflichtet, ſie ihm „au rüd: 
ner erde Der „wirtſchaftliche Zwed des , „Siherungstaufes“ 
und der „Pfandbeitellung“ ijt aber trotz ihres „ehtliden nter- 
\hieds derlelbe, namlid: „Siherung einer Korderung“. 

Auf dieſelbe Weiſe wie mit „beweglihen Sachen“ wird auch 
mit „Rechten“ — ftatt durch Verpfändung“ gemäk 

88 1273 ff. 1279 ff. durch Abtretung“ an den —— ($$ 398 ff.) mit 
ER ereinbarung, daß der Gläubiger bei Befriedigung jeiner Forderung 
jr Rück-Abtretung verpfliätet jein joll, „Sicherung beitellt (Sicherungs— 
btretung, Sekuritäts⸗Jeſſion); 5. B. der Bauunternehmer A hat bei dem 
Bantier B einen laufenden Kredit und tritt zur Sicherung des B diejem eine 
DM (A). Be thetenforderung ab mit ver Bereinbarung, daß 
B nad erhaltener B ie edigu n8 aus der gr die Hnpotheten- 
forderung dem A iDieber zurüdabtreten muß 

Die Zuläffigteit der „Übertragung eines Rechtes an Zweite der Side: 
zung“ ee — GSiherungsabtretung) it im BGB. ausprüdlid 
anerfannt ($ 223 Abi. 2). 

Es war ſehr jtreitig, ob die Hier beiprochenen „Sekuritäts-Käuie, 
fiduziariſchen Eigentumsst ertragu en, Seluritäts-Zejlionen“ als „Schein: 

eſchäfte“ zur Umgehung der orfäriften über das ‚Pia ndredt“, ins: 
be) ſondere der Vorſchrift, daß ein Pfandrecht an „beweglichen Sadyen“ nur durch 
rtragung des ,Beſſi tze s“ an den Pfandalaubiger beſtellt werden kann, an— 

n und deshalb gemäß 8 117 „n icht ig“ jeien. Die Rechtiprehung des 
— J— erachtet aber jene Geſchäfte für rechtsgültig, jofern nur 
feftfteht — was im einzelnen Yalle auf Grund ber Tatjadhen zu ent: 
Iheiden iſt — daß wirflid die Übertragung des „Eigentumsrechts“ an der be- 
wegliden Sache die Übertragung des „Forderungsrechts“ ernſtlich gewollt war, 
und daß nicht bloß ein „Scheingelhäft“ ($ 117) vorliegt. vgl. Anhang 4 zu 
8 117, Seite 825. 


Anhang 1 zu 8 1297: Allgemeine Borbemertung zum Familienrecht: 
Mehr und in die Augen fallender als in den anderen Teilen des Geſetzbuches 
iind im „gamilienredt“ „moderne joziale* Anihauungen 


— 


Noch 


zu 
bew — Sachen finden fünnen, find meiſt nicht in der ga u die A s 1204 





Anhaug Familienrecht — Wirkungen der Ehe 


Noch 
zu 
8 1297 


Zu 
81353 


zum Ausdruck gelangt; namentlich die Vorſchriften des helichen Güter- 
rechts“ und betreffend die „elterlihe Gewalt“ (die früheren Rechte 
fannten nur eine „näterlicdhe Gewalt“) geben Zeugnis, in welder Weite 
den heutigen Anſchauungen über die der % ra u gebührende Stellung Rechnung 
getragen ilt. Daß der rechtliche Einfluß des Mannes in den Verhältniſſen 
des Kamtlienredts in manden Beziehungen auch nad) dem BGB. der vor - 


wiegende tft, entiprit nur der Natur des Verhältnifles der Geſchlechter 


zu einander. 

Der leitende Gedante des BGB. bei Ordnung der Rechtsſtellung der Frau 
it: Die rau fteht dem Mannegleid, und dem entiprechend findet fi in 
den eriten drei Büchern des Gejegbuchs (Allgemeiner Teil. Recht der Schuld- 
verhältniffe. Sachenrecht) feine Vorſchrift, die einen Unterſchied zwiijden Dann 
und Frau macht, insbejondere ijt die „Geſchäftsfähigkeit“ beider Geichledhter 
Die gleiche. Nur die SS 825, 847 enthalten bejondere Beltimmungen betreffend 
„grauen“; dDiefe lauten aber zu ihren Gunjten, zum Schutze ihrer Ge- 
ſchlechtsehre. Auf dem Gebiete des „Eherechts“ und des „Elternrechts“ ift da⸗ 
gegen die völlige Gleihftellung zwiiden Mann und Yrau, Bater 
und Mutter nicht durchgeführt. Es wäre Dies wohl ein Ding der Unmöglich— 
feit; denn abgelehen von den durd die Natur und die feit Sahrtaufenden feft- 
gewurzelte Sitte geforderten Unterſchieden ergibt. ſich ſchon aus dem Wejen der 
Ein-Ehe, daß eine völlige Gleichitellung nit durchführbar if. Da es in 
der EineEhe bei Meinungsverfhiedenheiten feine Mehbrheits- Abitim- 
mung gibt, muß eben dem einen Teile, unter Shußbmaßregelngegen 
Mißbrauch, ein Übergewidt eingeräumt werden, und diefes gebührt nad 
den herrſchenden Volksanſchauungen dem Manne. 

Über die Rechtsſtellung der „verheirateten“ Frau in vermögens- 
rehtliher Beziehung, insbefondere über ihre „Geſchäftsfähigkeit“, — „jelbit- 
ftändige Berpflichtungsfähigleit“, — „Prozehfähigteit“, — Fähigkeit zum Be 
triebe eines „jelbftändigen Erwerbsgeihäfts“ vgl. Note 1 und Anhang 1 zu 

1363. 
5 Yus dem Einführungsgefege fommen für das „Familienvecht“ nament: 
fi in Betradht die Artikel 13—23, 34, 36, 40, 41, 46, 50, 103, 134—136, 159, 160 
und die Übergangsvorichriften der Art. 198—212. 

Anhang 1 zu 8 1353: Allgemeines betr. Die Wirkungen der Ehe: In 
diefem Titel End, da BGB. nur das pringteeht ordnet, nur die pri: 
vatrehtliden Wirkungen der Che geordnet. Die öffentlid: 
recht lichen Wirtungen [ind in andern Reichs geſetzen und in den Lan: 
dDestehten bejtimmt; 3. B. eine deutfde ran tape durch Heirat 
eines Ausländers Die deutihe Staatsangehörigfeit, eine ANuslän- 
derin erwirbt durd Heirat eines Deutihen die deutſche Staats: 
angebörigteit. Sffentlichrechtliche Folgen zeigen fi ferner beim Un- 
—ã an der ig, im Gebiete bes Strafrechts Etrafloſigkeit 
des Diebitahls und der Unierfhlagung zwiſchen Ch alten), im Zivil: und 
Strafprozeß (Zeugnisverweigerungstedt), uw. — Vie „privatredt- 
lihen“ Wirtungen der Ehe find teils „perjönliche“, teils „ver: 
mögenstedtl iger Sm vorliegenden Titel find jom l perjönliche wie 
vermögensrehtlihe Wirkungen geordnet, aber, wie die Überſchrift fagt, nur „im 
all Be meinen“; die hauptſächlichſte per mögensrecht liche Wirkung, 
nämlich die ehelichen Güterſtünde, ſind im folgenden Titel 88 1363 ff. georbret. 
Fine rivatrechtliche tung beitimmen auch SS 194 Ab}. 2, 204 (Ausſchluß 

er Verjährung). 
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“oder in einzelnen 


Eheliche Zebendgemeinichaft — Schlüffelgewalt der Fran Anhang 


Anhang 2 1353: „Die Chegatten ſind einander zur ehelichen Lebens- 
gemeinichaft Blicke “ _ Diefer Saß ilt A Anwendung aller einzelnen, 


die Die Che betre veilenden Borf iften von maßgebender Bebeutung. Cs wird $ 1353 


dadurch zum Ausdruck gebradit, daß, wie ım „Recht der Schulbverhältnifje“ 
Treuund Glauben ($ 242), o im ‚Cherecht“ das JittTige MWeien 
der Ehe die Grundlage bildet, von der bei Aus egung des Ge— 
jeges und der Beurteilun der LESER SUN IE der Ehe: 
atten untereinander au geden iſt. Die der aus obigem Sabe 
ch ergebenden Rechte und Pflichten kommt —— bei dem Anſpr Fin: 
2 erheilung desehelihen Lebens“, jowie bei dem Recht au 
Scheidung in Betr vgl. 88 1567, 1568). — Die Begriffe „eheliche Lebens: 
gemeinihafi“ und „häusli emeinihaft“ bedeuten nit dasfelbe. Der Be: 
sei eheliche Lebensgemeinihaft ilt der weitere, er umjaht die „Häus- 
he Gemeinidaft” (das Zu — „jerner Unter Itsgewährung, 
———— de Beten Pf it Beiſtand und Pflege in Not und Krankheit, 
üllu I aller diefer aus der „ehelinen Rebensgemein: 
J die ebenben Pflichten kann au am 8 10 bj. 1 „ geriht- 
lage“ erhoben werben, wofür Fa D. ein Geionderes 
De abren vorſchreiben. Klag € auf „ ftellung znänslinen 
GemeinjKhaft“ ift in * 1567 Nr. E, beionders erwähnt. Das Re richt 
t aud) 3. B. eine Klage des Ehemannes gegen die F mau, , aß ob fe 1a fi) auf keine 
often in eine Heilanjtalt begebe, um Gejundheit und igkeit 
jur Erfüllung ihrer P [ihten als Ehefrau wieder zu etangen, Ir i" äſſig er: 
Härt. ee in ſolchen Prozeſſen ergebende Urteil (aud) ein Urteil Beiftu 
lien. ange “ * ergehen) gibt zwar kein Recht auf —5 — svo 
u BOT: ot ber die Richtbefolgung des Urteils eitens 
Des —— Chep fen ee hinreichen, um eine Klage des andern auf 
Eheſcheidung zu rechtfertigen; vgl. z. 8. der böslichen Verlaſſung“ 
1567 Nr. 1, ferner 8 1568. — Die Klage ne „Heritellung des ehe: 
ichen Lebens“ in den erwähnten verfhiedenen Beziehun en 
fann der beflagte Ehegatte mit dem von ihm zu beweijen 
„Einwande“ zur Abweilung bringen, daß der tlagende Chegatte feibnt 
niat ernfjtlid die ‚Derhellung des ehelichen Lebens“ wolle, jondern 
die Klage nur erhebe . um fi einen „[ormalen“ Sheidungs- 


grundzuf Biller Fall ift ſehr Häufig bei der zur Vorbereitung 
der künftigen Geibungstlag e erhobenen Klage auf ee 
der N wonad) he en Gemeinjihaft“ ($ 1567). — „VBerträ e“ der E 

gatten, wonach Bu —8— 


ne aw A liche bensgemein cha 
ungen (Zufammenwohnen 8 1354, Leiſtung der ehe: 
lichen Pflicht ujw.) ngene ſind nichtig. 


Anhang 11—13 gi 8 1357: een jewalt“ der gran: Lediglid 
— Grund ihrer Stellung als „E heiran und unabhängig davon, 
Ihes „SGüterredht“ (nad) 88 1363 —1563) im einzelnen Falle zwijchen dem 
tten Seh ii, „Die Frau berechtigt, innerhalb ihres häuslichen Wirkungs⸗ 
es die Geihai dhäfte des Mannes für ihn zu bejorgen und ihn zu vertreten“, 
ſogen. Schlüffelgewalt. Gie it eine natürliche Folge des 8 1356, nn alſo weg, 
wenn die Ehegatten tatjählid getrennt leben, d. h. „gemeinfafttides 
Se melen“ ijts eelen Auch die „minderjährige“ oder lonit „ 
der Geid higteit beſchränkte“ rn (58 106 ff add "det 
—* — gemali" ($ 165). Der Mann fan ji nur emüß 
Dann die „eheliden Laſten“ zu ragen ie Den 
ie N elther Aufwand‘) ijt der Frau Dr 9 ignis 
gelegt, innerhalb ihres haus ichen —B s“ nicht mu 
für Rehnung“ des Mannes, fondern auch „in feinem Namen“ Fels 
handeln, dergeſtalt, daß er al lein en Ht aud die grau) aus ſolchen Be 
ſchäften (Eintäufe von Hausbedürfnilien, Beitellung von Handwerferarbeiten, 
Bergebung der äſche zur Waſchanſtalt uſw) ve upilimt et (und bered- 
tigt) wird. Für die notwendigen Hlahrunjomitie und Kleiderihulden ujw., 
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Zu 
8 1357 


un Fe Se 


Anhang Schlüfſſelgewalt der Frau — Eheliches Güterrecht 


Noch Die die Frau eingeht, haftet alſo 
zn der Mann, nicht aud die rau, leibft wenn lie die Käufe ulm. allein abge 

8 1357 Ichlojlen Hat. „Die Frau bejorgt den Markt; der Mann bezahlt ihn“ (C). 
n daher die a ehem Fleiſcher, Bäder, Schneider uſw. 

wegen ihrer Forderungen für Lieferu zum Hausbedarf, wie es oft ge 

ſchieht, beide Eheleute verflagen (3. B. weil der Chemann vermögenslos ilt 

und nur die Ye pfändbares Vermögen —— ſo iſt die Klage gegen die 


wenn nichts anders vereinbart wird, lediglich 


Frauſals nach S 1357 unbegründet abzuweiſen Wer alſo einer Familie 
in mißlichen mögensverhältniſſen Waren zum Hausbedarf auf Kredit Liefert. 
muß ſich dadurch fihern, daß er Die % ra u veranlagt, Jh rift lich die „el ft - 
—— e Haftung“ zu Übernehmen. — Was zum häuslichen Wir- 
ungstreije der Frau gehört, iſt nad) den Umſtänden des einzelnen Falles zu 
beurteilen. „Bantiersfrau fauft mehr als Lehrersfrau“ (C), 3. 8. koſtbare 
Berierteppiihe, Dagegen hört es in Arbeitertreilen, wo der Diann meilt den 
ganzen Tag auf Arbeit iſt, wohl ‚Jum bäusliden Wirtungstreife der rau, die 
„Wohnung“ zu mieten, während das bei der Banfiersfrau nicht anzunehmen 
ein wird. — Über Annahme und Entlafjung von Gefinde (E. 95) vgl. für 

reußen 2—4 der Gelindeordnung von 1810. Danach fann die Frau 
„weibliche“ Dienjtboten unbeſchränkt annehmen; ob fie einen „Diener“ an- 
nehmen kann, ilt nad) $ 1357 zu beurteilen. — Heroorgehoben fei: In Geſchäften, 
die n icht zum „Häuslihden Wirkungskreiſe der rau“ gehören, hat 
die grau ohne bejondere Bollmadt des Mannes in der Kegel nit 
die Befugnis, ihn zu „verpflihten“, zu „vertreten“; fie hat nicht, 
wie man es früher nannte, „vermutete Bollmadt“. vgl. jedoch 3. 8. 
&8 1401, 1450. 

Nah $ 12357 am Ende muß die Beſchränkung oder Ausichliegung der 
Schlüfjelgewalt der Frau in das Güterrechtsregiſter (SS 1558 ff.) eingetragen 
werden, jonft gilt ie Dritten enüber nur, wenn fie ihnen befannt 
war, d. h. wenn We 3. B. die in Dieter Beziehung üblichen „Zeitungs-Inferate“ 
des Mannes gelejen oder durch andere davon erfahren haben. 


Zu Anhang 1 zu 8 1363: Eheliches Güterrecht. 
5 1363 Einer der wertoolliten dur das BGB. gebraten Fortichritte im deut- 


hen Rechtsleben ift die Einführung eines einheitliden „geſetzlichen ehelichen 
Güterrehts“ unter Gewährung freieften Spielraumes für jede Ehe nad) ven 
Bedürfniffen des einzelnen Yalles ein „vertragsmähiges Güterrecht“ einzu- 
führen. Zum Berftändnis diefes für unfer Volksleben fo wichtigen Titels des - 
BOL. ſei folgendes vorausgejhidt: 

I. Gejeglihes Güterrecht it dasjenige Güterreht, das kraft Ge: 
\eges“ zur Anwendung fommt, falls und ſoweit nit die Eheleute 
durch „Ehevertrag“ in zuläffiger Weile ein anderes vereinbart haben, 
oder falls und joweit nicht ein Dritter, der den Eheleuten Vermögen zu: 
wendet, für Diefe Zuwendung in zuläfliger Weile ein anderes beftimmt. 

Bei Beantwortung der Stage, weldes „eheliche Güterredt“ fih am 
beiten aut Einführung als geleglides Güterreht im ganzen Deut- 
[hen Sieh eigene, rangen hauptſächlich zwei Syiteme um den Sieg. Die 
moderne Richtung, in der Frauenbewegung forderte unbedingte „Güter: 
trennung“, d. h. Ordnung des Güterftandes ſo, als ob die Eheleute un: 
verheiratet wären. Dem jtand gegenüber die jogen. „Verwaltungs: 

emeinihaft“. Für das lettere, bereits in einem großen Teile 
Freu ens und des übrigen Deutihlands geltende Syitem Hat fich der viengeber 
des BGB. entihieden und es, neugeregelt, zum „geiegliden Güter 
techte“ für das Deutliche Reich erhoben. 

II. Unter dem Worte Verwaltungsgemeinfdeft fönnte man nad dem 
ewöhnlichen Spradhgebraude verftehen, daß die beiden Ehegatten ihr beider: 
Peitiges Vermögen „gemeinjhaftlih verwalten“. Das ift aber juriſtiſch nicht 
der Sinn des Wortes. Im juriftilden Sinne bedeutet „Berwaltungsgemein: 
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Eheliches Güterrecht (Verwaltungsgemeinſchaft — Ehevertrag) Anhaug 


—A viefmeßr daß die beiden Vermögensmaſſen des Mannes und der Frau 
ten“ nad q etrennte Kermögensmallen find (jeder Ehe⸗ 
Hatte bleibt und wirdalleiniger „Cigentümer“ ber von ihm in 
ve Ehe eingebrachten und während der Ehe erworbenen Sachen er bleibt 
und wird alleiniger „Oläubiger“ der von eingebra ten und 
während der Che erworbenen Gorderungen ujw.), ab aber Bi Diele beiden 
ten“ nad getrennten Bermögensmafien — um ihre „Erträ niffe“ 
den 3 n der Che dienftbar zu machen — in Anjehung ihrer „Berwaltung“ 
als eine „ emeinſchaftliche MWaſſe behandelt werden, und zwar in der Art, 
daß die „Berwaltung” dem Manne zujteht. Alte deutiche ehtsiprid- 
w ß rret drüden das Weſen der „Derwaltungsgemeinicaft” dahin aus: „Wem 
ih meinen Leib vertraue, dem traue ih auch mein Gut“, ann und Weib 
haben fein gezweiet Gut bei ihrem Leib“, — Frauengut fol weder wachſen 
noch ſchwinden“. 

Die weitere Ausführung des auf M Grundſätzen beruhenden 
Syſtems iſt im BGB. in der Art erfolgt, die Bde arbeit Des beider: 
jeitigen Vermögens und der Beiderfeitigen che, d. rbeit des Mannes 
und der Arbeit der Frau in der W rtidaft un im Selhäite „mes „Des 
Mannes“ als deſſen „Gehilfin“ (Gegenjak: die Erträgniſſe ver 
„nelbftändigen“ Arbeit der rau, die ihr „VBorbehaltsgut“ werden, 
vgl. weiterhin unter IV. B. 1) dem Manne zu deſſen Eigentum überlaffen 
werden — „NRubniekung“ Des Mannes —, wogegen der Mann die „ehelidhen 
Raften“ zu tragen hat. 

Die „Berwaltung“ des Vermögens der Frau ilt nit nur das 
„Recht“, jondern aud bie „Pflicht“ des Mannes. Er it der Frau dafür 
verantwortlich und hat bei Beendigung der Verwaltung das Bermögen 
der rau, „wie ein Verwalter fremden Bermögens“, herauszugeben. 


Auf das Vermögen des Mannes übt die Ehe feinen Ein- 
fluß, abgejehen etwa von $ 135 
589, Bariie bende Grundjäße find enthalten in den 88 1363, 1373, 1374, 1883, 
1 1 


Aus dem Gefogten ergibt fi, daß der Ausdrud waltungs- 
gemeininaft, das hier in feinen Grundzügen bejchriebene güterreiptl ie 

rhältnis der Chegatten nicht ehe begeihnet. In BEL. 
jelbitfommtder Ausdruckauch int vor. Cs iſt Daher cihtiger 
wenn aud etwas umjtänblicher, den in der Rechtslehre immer noch be be: 
haltenen und deshalb aud) hier erwähnten Ausdrud fallen zu laſſen und jtatt 
deflen zu er jegliches Güterreht des BGB. iſt der Regel nad (vgl. die 
Ausnahmen in Note 112 zu $ 1426) der „Güterftand der Verwaltung und 
Nubpniekung des Ehemannes am eingebrachten Gute der Frau“ (8 1363 und 
Überichrift vor 8 1373). 

Schon hier ift zu bemerfen: a) das „Verwaltungsrecht“ des Che- 
mannes iſt feineswegs ein unbeidränttes (vgl. unter IV. B. 2a); 
— b) nidt alles Bermögen der Frau ilt „ein ebradtes Gut“, 
ee dem Dianne „Verwaltung und Nußniekung“ aueh, er or gewilles 

ni der eigenen Verwaltung und Nubßniegung der yrau „ge 
PH vorbehalten“, Vorbehaltsgut. vgl. unter IV. B. 


III. Jeder Unbefangene wird zugeben, daß die im Borfießenben fung 
gefenngeiägnete Ordnung des Ei ichen Güterredhts der zurzeit noch i 
deutichen Bolte Derrihenden Auffaſſung entipridht, daß der Mann in erfter 
nie „verpflidtet“ iſt, „für Die Samilie aufzutommen“, und Daß 

daher gewiſſe zur Erfüllung dieſer Pflicht erforderlichen Rechte“ am 
rmögen der rau einzuräumen find. Für alle die Fälle, in denen bejon: 
dere Umftände oder auh nur das Belieben der Üheleute eine 
andere Drdnung des „ehelichen Güterrehts“ angemellen erjheinen Iafjen, 
hat Das BGB. den Settlegungen durch Ehevertrag den freieiten Spielraum 
gelafien (RS (38 1432 ff Dementiprechend zerfällt der Titel vom „ebelichen 
üterrecht" in zwei Wbteilungen (vgl. das Inhaltsverzeichnis): I. „Geſetz⸗ 
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Noch liches“ Güterrecht (88 1363—1431) und II. Vertragsmähiges Güterrecht 
au (88 1a 1063), 

8 1363 IV, Die Nedtslage für die jeit Dem 1. Jannar 1900 geſchloſſenen Ehen 
(wegen vor dem 1. Januar 100 geſchloſſenen Chen vgl. 
unter VII) ift daher folgende: 

A. In eriter Linie gilt der von den Ehegatten nor oder nad) der Ehe 

Ihließung durch gerichtlichen oder notariellen „Ehevertrag“, der jederzeit 

geändert werden kann, „vereinbarte Güterſtand“, ſowie die etwa gemäß 
$& 1369 getroffene Beitimmung eines Dritten. 

Der „Ehevertrag“ kann fih bloß auf das Vermögen ber Frau 
oder blo% auf das Vermögen bes Mannes oder auf das beiderfeitige 
Vermögen beziehen. In dem „Ehevertrage“ Tann zugleih das künftige Erb- 
recht der Ehegatten geregelt werden. In dem Chevertrage kann. der „Güter- 
ſtand“ durch ins einzelne gehende Beitimmungen beltebig geordnet 
werden. Jedoch ilt Die mandmal von Chegatten ünſchte Beurlundung 
einer Vereinbarung, daß „alles, was der Dann während der Che ermwer: 
ben wird, der rau gehören (ihr „Borbehaltsgut“ werden) ſoll“, ge: 
mäß $ 310 n icht ig. — Um den Ehegatten „ins einzelne“ gehende 
Bertragsbeitimmungen möglidjit zu er paren, regelt Das BGB. unter der 
Überjchrift „Vertragsmäßiges Güterrecht“ (SS 1432 ff.) die in den früheren 
Rechten am meilten verbreitet gewejenen „Güterjtände": 
2) „Öütertrennung“ 8 1436 in Verbindung mit 35 1426 ff., b) „allgemeine 

ütergemeinichaft 1437 ff., c) „Errungenſchaf sgemeinf ft 1519 ff. 

d) „ıgahrnisgemeini “88 1549 ff. Der Geſe iſt bierbet m aus: 

gegangen, daB Eheleute, denen der geſetzliche Güteritand der „Verwal: 

tung und Nugniekung des Chemannes am eingebradten Gute der 
rau” aus irgend einem Grunde nicht pakt, wahrſcheinlich einen der 
anderen früher in Deutichland verbreiteten Güterjtände werden einführen 
wollen, und er bietet ihnen daher zu ihrer Bequemlichkeit die von ihm für 
zweckmäßig erachteten Drdnungen diefer Güterltände an, ohne fie in Aände: 
RE m Ergänzungen dazu zu beihränten (vgl. jedoch 
,‚1518). 

Die Eheleute können aljo in dem „Ehevertrage fi darauf be- 
ſchränken, zu fagen: „Für unfere Ehe fol Gütertrennung gelten“, — 
oder „Die Berwaltung und Nubtnießung des Mannes —* ausge: 
ſchloſſen fein“, — oder „vie bisher zwilden uns geltende allgemeine 
Gütergemeinihaft (Errungenihaftsgemeinjihaft, Fahr— 
nisgemeinidhaft) fol aufgehoben jein“, — oder „Das gegenwärtige 
und zukünftige Vermögen der rau“ oder „folgende Bermögensgegenftände 
der rau werden für-Vorbehaltsgut erllärt“. Dann gelten ohne 
weiteres die Vorihriften der SS 1426 ff. über „Gütertrennung“ 
(8 1436, 1368, 1371). vgl. hierzu $ 1430 und Note 120.. 

Dder die Eheleute können fih darauf beichränten, in dem „Ehever: 
trage“ zu jagen: „Für unfere Ehe ſoll die allgemeine Güter- 

emeinihaft — die Errungenidhaftsgemeinihaft — Die 
abrnisgemeinihafst gelten“; dann finden ohne weiteres 
die betreffenden oben unter b—d genannten Anwendung. 

Zum Schutze dritter Berjonen und im Intereſſe der Verkehrsficherheit 
iſt bejtimmt, daß gewiſſe Abweichungen vom „gejekliden Güterrecht“, insbe- 
iondere davon abweichende Cheverträge, 3. B. die „Ausichliegung Der Ber: 
waltung und ung Des Ehemannes (Gütertrennung), tten gegen: 
über nur gelten jollen, wenn fie in ein von den Amtsgerichten geführtes, 
öftentlides Güterrechts⸗Regiſter eingetragen oder ihnen jonft befannt waren 
(vgl. namentlich SS 1431, 1435, 1436, 1558 fi.). 

B. In zweiter Linie, d. h. wenn und joweit „ein Chevertrag" 
geſchloſſen it, tritt der gejeglide Güterjtand ein, und zwar ift Dies der Regel 
nah (vgl. die Ausnahmen in Note 112 a—g zu $ 1426, in denen „Güter: 
trennung“ fraft Gejeßes eintritt) der „Güterjtand der Verwaltu 
und Nusgniegung des Mannes am eingebrachten Gute der frau“, vgl. oben 1 
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und 88 1368—1425 und 1426—1431. Nad) vielen 88 wird non deutſchen Ge— 

richten der „geiehliche ehelihe Güterjtand“ in allen Fällen beurteilt, in denen 

der Ehemann zur Zeit der ——— ein Deutſcher war, wenn 

auch die Eheleute im Auslande ihren ohnſitz nehmen, vgl. E. 15 

mit der aus E. 28 fi ergebenden Einſchränkung 

e — das eheliche Güterrecht ausländiſcher Ehegatten vgl. E. 15, 16, 

Als wichtigſte Punkte des „geiehlihen Güterſtandes“ ſeien folgende 
hervorgehoben: 

1. Wie bereits unter II am Ende bemerkt, wird vom Geſetz nit alles 
Bermögen der er als „eingebradtes Gut“ ber „Berwaltung 
und Nutznießzung“ des Mannes unterworfen, jondern (außer 
den duch „Ehevertrag“ oder „Beitimmung eines Drittem“ 
bezeichneten Gegenitänden vgl. unter A) find fraft Gejeges folgende Ber: 
mögensgegenitände „Borbehaltsgut“ Der ‚grau, über das jie nad) den Grund: 
fägen der „Gütertrennung“ jelbjtändig, wie wenn fie unver: 
heiratet wäre, verfügen kann (nal. 88 1371, 1426 ff.): 

a) die ausichlieklih zum perſönlichen Gebraudhe ber rau beitimmten 

Saden, insbejondere Kleider, Schmudjahen, Arbeitsgeräte (5 1366), 
b) der Erwerb der Zrau Dur Arbeit („für eigene Neihmung“ als Auf— 
wärterin, Waſchfrau, Lehrerin, Rünjtlerin ulw.) oder durch den „jelbit- 
fändigen“ Betrieb eines Erwerbsgeihäits (SS 1367, 1405. vgl. je: 
do 1356 Abi. 2). Es war dies eine der bebeutjamiten Neuerungen 
Des B. auf dem Gebiete des Eherechts. Es find damit in Den minder 
bemittelten Klaſſen, wo die rau genötigt ift, mit auf „Erwerb“ aus— 
zugehen, der Frau alle Vorteile, die jonit nur mit dem Spiteme der 
„Bütertrennung“ für die frau verbunden find, geſichert. Zum 
Shuße des Mannes gegen Erwerbstätigfeit der «Frau, durch Die 
lie nn bäusliden Pflichten verleßt, dient $ 1358. 
c) der Erwerb der rau mit dem Borbehaltsgute ($ 1370). 
2. Alles übrige von der Frau „in die Ehe eingebradyte“ oder „während ber 
Ehe erworbene” Bermögen der Frau, d. h. alles, was nicht „Borbehaltsgut” 
ift, unterliegt, falls nit einer der AUsnahmefälle der Note 112 zu 
5 1426 vorliegt, als „eingebrachtes Gut“ der „Verwaltung und Nup- 
nießung“ des Mannes. Imallgemeinen vgl. hierüber oben II, Im 
einzelnen ſei folgendes bemerft: 
a) Über den Inhalt des Berwaltungsrehts des Mannes (es ijt nur ein 
beſchränktes) und über das Erfordernis der Zuftimmung der Frau 
zu allen erhebliden Berwaltungshandlungen vgl. 88 1375—1379, 
namentlid) Noten 15, 17, 19. 

b) Über den Erwerb der „Nutzungen“ des eingebrachten Gutes durch den 
Dann vgl. $ 1383. 

c) Über Prozeſſe betreffend das eingebrahte Gut vol. 88 1380, 1400, 1407, 
1387, 1412 Abſ. 2, 1416. Danad kann der Dann „allein“ Prozejle 
als „Kläger“ für das „eingebradite Gut“ führen; ob und inwieweit das 
ergebende Urteil au für und gegen die Krau wirkt, vgl. 

1380. Es tann aber aud) die Frau als „Klägerin“ auftreten, jedoch 
in der Negel nur mit „Zultimmung“ des Mannes, S 1400 Abj. 2. — 
Als Bellagter Tann der Mann das „eingebracdte Gut“ in Brozeilen 
nicht allein vertreten, vielmehr müljen beide Eheleute „verklagt“ wer- 
den mit den aus ihrer verihiedenen Rectsitellung zum „eingebradten 
Gute“ ſich ergebenden verjhiedenen Alage: Anträgen, vgl. Note 61 
zu 8 1400. 
über Siherungsmaßregeln zu Gunjten Der frau val. SS 1372, 1374 
Satz 2, 1381, 1382, 1391—1394, 1418, 1419, 1421, 1422.  Bejondere 
Vorrechte (wie in den früheren Gejeten) am Vermögen des Mannes, 
3. B. im Konkurſe, Hat die Frau nicht. 
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e) Die Schulden der gen müflen nad) dem „Grundſatze“ des 8 1411 „ohne 
Rüdfiht auf die Verwaltung und Nutznießung des Mannes“ aus dem 
„eingebradhten Gute“ der Frau befriedigt werden, ausgenommen in den 

ällen der 88 1412-1414 vgl. namentlich Note 80 zu 8 1411 und 
ote 86 zu 8 1414. Die für das praktiſche Leben widtigite Ausnahme 
ift Die des F 1412, wonadh Das „eingebradte Gut“ für ſolche Schulden 
der rau, Die he während der Ehe durch „Rechtsgeſchäft“ (Vertrag) 
ohne Zuftimmung des Mannes gemacht Bat, in der Regel nit haftet, 
für dDiefe Schulden gilt das Note 58 zu $ 1399 und weiterhin unter 
V.2c Geſagte. Da nun die Entitehung von Schulden durch Rechts- 
eihäft“ (Vertrag) im täglichen Leben der en der Ent: 
tehung von Schulden ift (andere Fälle find: ulden aus uner: 
laubten Handlungen, 88 823 ff. aus der ungeredhtfer: 
tigten Bereiherung, 12 ff., auf Grund der gejetliden 
Unterhaltspflidt gegen Verwandte, 88 1601 Ti. ulw.), 
jo ift im tägliden Leben — entgegen dem „Grundfahe" des 
1411 — Die Regel, dak der Mann das „eingebradte Gut“ zur 
ablung der während der Ehe ohne feine Zuftimmung 
entitandenen Shulden der rau nidt een braudt, und 
die Haftung des „Eingebradhten“ für die Schulden der Frau iſt die 
Ausnahme (vgl. Note 80 su 8 1411). 
Dit feinem eigenen Bermögen et der Mann nicht für die 
Schulden der Frau, Verbit dann nidht, wenn fie mit feiner 
Stimmung madt find; vgl. jedoch SS 1357, 1388. 

f) Über die Verpf ihtung des Mannes zur Tragung der Koften Der Ber: 
waltung und der Laften des „eingebradten Gutes“ 88 13341388. 

g) ber die Verpflihtung des Mannes zur Tragung des ehelichen Auf: 
wands 8 1389. 

V. Betrachtet man das vorfjtehend Gejagte vom Standpuntte der rau, 

o läßt ſich die „Rechtsſtellung der verheirateten Frau“ in vermögensrechtlicher 
iehung in den jeit dem 1. Januar 1900 geſchloſſenen Ehen (wegen der vor 

dem. % onuar 1%00 geihlojjenen Ehen vgl. unten VIT) in ihren 

wejentlidhen Zügen, wie folgt kennzeichnen: 

1. Bei der „Gütertrennung“, die insbejondere gilt, wenn fie duch Ehever: 
trag eingeführt worden, ift die volljährige Frau vermögensrechtlich 
völlig felbftändig, wie jede volljährige unverheiratete 
grau vol Note 113 zu 8 1426. Bermöge ihrer „Saläffelgemait” iſt fie 

vaft eſetzes (ohne Vollmadgt des Mannes) echtigt, den 

Mann in gewillem Umfange durch Rechtsgeſchäfte „perjönlich“ 

uverpflidten ($ 1357). . 

2, i der „Berwaltung und Nubniekung des Mannes“ am eingebraditen 
Gute der Frau ijt die Frau rechtlich nur Joweit beihräntt, als das ‚Ver: 
waltungs: und Nutznießungs-Recht des Mannes“ reicht (die 
Erklärung und Regtenauns dieſer Beſchränkung ergibt ſich aus dem 
weiterhin unter c Geſagten). Die volljährige Frau iſt alſo auch hier 
ur im Falle 1) volljtändig „geihäftsfähig“ wie jede volljährige unver: 

eiratete Frau, d. 5. 

a) ie fann ohne hY uftimmu ng des Mannes über ihr „Borbehaltsgut“ 
rei verfügen. Über das „eingebradte Gut“ dagegen fann fie der Regel 
nad nicht frei verfügen. Der Grund hiervon iſt jedoh nicht ein 
Mangel in ver „Geſchäftsfähigkeit“ der Frau, fondern das 
dem Manne am „eingebrahten Gute“ zujtehende „Verwal: 
tungs- und Nugnießungs:Redht“. vgl. 8 1395 und Rote 
in Verbindung mit 88 1396—1398 und die Yusnahmen in SS 1401, 
1402, 1406, auch 1357, 1405. 

b) Vermöge ihrer „Schlüffelgewalt“ iſt fie Zraft Geſetzes (ohne 
Bollmadt des Mannes) beredtigt, ven Mann in gewiflem Um: 
ug Zur Rechtsgeſchäfte „perſönlich‘' zu verpflichten 

1357). 
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——— durch Rechtsgeſchüfte (Verträge) zu Leiſtungen „verpfli 


ich der „Erfüllung“ dieſer Verpflichtungen gilt * 


a " Beyligtie ſolcher Verpflichtungen, die in Pin von der Frau 
„in Berjon“ zu bewirtenden Leiſtung beitehen, bei Dienit- 
verträgen, Iteht Dem Manne das „Kindi ungsrerht“ Des S 1358 zu, Be 
züglih anderer Xeiltungen, 4 B %. Geidigulden, Leiltung von Sachen 
(die frau verfauft Möbel Kar on ie dem Käufer übergeben), fann, jalls 
der Mann der Übernahme ber Verpflichtung jeitens ber Frau nicht 
zugeitimmt bat und falls nicht einer der Ausnahmefälle der 88 1401, 
1402, 1405, 1406 ® porliegt (in denen es ber Zuftimmu des Mannes 
nicht bedarf), der Gläubiger die „Erfüllung“ nicht aus Dem der „Ber: 
waltung und Nußniegung des Mannes“ unterliegenden „eingebraditen 
Gute“ Der frau fordern, —7— nur aus ihrem „Vorbehältsgute“. 
Beſitzt die Frau joldes nicht, jo muß der Gläubiger warten, 
bis ſie „Vorbehaltsgut“ erwir t oder bis die „Verwaltung und 
Nugnieung“ des Mannes an dem ——— — Gute“ der ehe endet 
(d. i. in der Regel bis zur Auflöfung der durch Tod oder Schei: 
dus vol: jedod) 88 1418 ff.), und er fann [eh dannan das Ver 
er Krau halten. Wenn z. B. eine Ehefrau allein (ohne 
— AA des Mannes) im Fahre 1905 vom 1. Juli 1006 
an ein zu ihrem „eingebrahten Gute“ gehöriges ‚Grundjtüd durch 
—334 — auf 12 Jahre TER, IR t dieſer „Pacht 
vertrag“ an ſich ag auf 12 Sabre ve er fann aller: 
dings, \olange * ä —— = Ber nüchterkn die „ waltung und 
Nukniekung“ an Iheent t, nit die „Erfüllung“ des 
Fa tvertrages, d. h. nit ie ibergabe des Grunditüds zum 
ahtbejite fordern; denn hierin würde eine Verfügung“ 
über das zum — Gute“ gehörige Grundſtüd Tiegen, wozu 
nach & 1305 Die inwilligung des Mannes" erforderlich iſt. 
Menn aber z. B. der Mann bereits am 15. April 1906 jtirbt, wodurch 
leine „Verwaltung und mung ds 3 enbigt, kann der Pächter (troß 
"yr trehlens der Zuftimmu Mannes zum „Padhtvertrage‘) am 
Suli 1906 die „Übergabe“ des Grunditiids zum „Badhtbejiß“ 
a überhaupt die vollftänpige „Erfüllung" des Pachtver— 
trags fordern. 

Die nad vorjtehendem beitehende Beihräntung bei der „Er: 
jüllung“ der von der rau „ohne I ujtimmung“ des Mannes über: 
nommenen a ae it aber nicht eine Durd- 
bredung allgemeiner Rechtsgrundſätze zu Gunjten oder zu re 
der Frau ober Mannes, jondern im Gegenteil ein all der An— 
wendun „allgemeiner Retsgrundfäge”. Denn indem eine rau 
eine Ehe Ihre hr Güterjtand durch „Ehevertrag“” zu 
ordnen, unterwirft jie ih freiwillig bem Gelege, das Demi 
Manne am „Eingebrahten“ ber —* die Rechte der „Ver: 
waltung und —— ET, ährt ($ 1363). Daß Dieje 
Re g 3” —— ſpäteren“ anderer Verſonen „Dot: 
In . Da der Dann das „” ingebracdhte“ der rau zur Zah: 
un er (nad der Eheſchließung) er Schulden der Frau 

ht ohne eine Jultimmung jid braucht entziehen zu lajjen, 
it ebenjo jelbjtverjtändlid, wie daß die Rechte des früheren 
mpotheten- oder Piandgläubigers denen des ipäteren vorgeben (val. 
Note 52 zu $ 1395). 

Hat die Frau den Gläubiger durch Betrug, ; durch die 
Boripiegelung, daß Tie „Borbehaltsgut“ beſitze oder ie betrügeriiches 
Verſchwei daß ſie „Ehefrau“ fei, zur Gewährung von Kredit be: 
ſtimmt, üt ie ihadenserjaßpflidhtig, und für Diejen 
Schadenser] as aus „unerlaubter Handlung“ (88 823 ff.) haftet 
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au 
8 1363 
d) 
e) 


Die vermögensrechtliche Stellung der Ehefrau 


auch ihr „eingebradhtes Gut“. vgl. Note 80 zu 8 1411. Außerdem 
haftet das ‚eingebradjte Gut“ jedenfalls in Höhe der „Bereide: 
rung“, die es dur ein ohne Zuftimmung des Mannes von der 
u vorgenommenes Nechtsgefchäft erfahren Hat (vgl. $ 1399 Abi. 2). 
ie Ehefrau iſt unbeichräntt progekfähig, kann allo allein klagen 
und verflagt werden 52 ZRO.: „Die PBrozebfähigleit einer Frau 
wird dadurch, daB fie rau iſt, nit beicgräntt“,). Jedoch wirten die 
von ihr allein ohne Zufimmung bes Mannes geführten Brozefle in der 
Regel nicht gegen den Mann in Anſehung des feiner „Verwaltung und 
Nußniekung“ unterliegenden „eingebrachten Gutes“ der Stau; auch ilt 
die Iren in der Regel nicht berechtigt, ein zu ihrem „eingebraditen Gute 
geh es Recht „ohne Zuſtimmung des Mannes“ im Wege der 
„Klage“ geltend zu! adhen. Es iſt Klar, daß dies feine Beichränfu 
der „PBrozehfähigteit“ der grau find, fondern daß vorjtehende Sätze die 
kelbitverftändlichen Felgen Tatſache find, dab dem Manne am „ein: 
gebraditen Gute“ rau „Berwaltung und Nutznießung“ zuiteht, 
welche Rechte bedeutungsios fein würden, wenn Die Frau ohne Zu: 
timmung des Mannes“ über das „eingebradgte Gut“ progelfieren dürfte. 
1400, 1407 und Noten, auch 1380, 1387, 1401, 1402, 1405, 1412 
j. 2, 1417. vgl. auf) oben IV. B. 2 cc. 
Die Ehefrau bedarf in feinem Falle ber Atpengee des Mannes zum 
Betriebe eines „ſelbſtändigen Erwerbsgeſchäftes“, ſei es ein faufmänni- 
ſches (Handelsfrau), ein Handwert, ein induitrielles, ein landwirtſchaft⸗ 
liches, als Inhaberin einer Schule ufw. (vgl. 88 11, 11a Gewer 
un): Gleihwohl bat das Borhbandenlein oder Fehlen der 
„aultimmung des Mannes“ rechtliche Bedeutung. 
Die Zuftimmung fehlt oder fie ft (was dem Manne jederzeit frei: 
iteht) widerrufen. Die Frau ift dadurch an ſich und „Dritten“ 
gegenüber niht gehindert, das „Erwerbsgeihäft“" zu be- 
reiben. Aber der Mann fann, wenn die Frau ſich dadurd ihren Pilid: 
ten als Ehefrau entzieht, gegen die yrau auf „Heritellung des ehelichen 
Lebens“ (Aufgabe des Erwerbsgeihäfts) kl . Siegt er in 
diefem Prozelle, jo kann die Frau nit durch Zwangsmaß— 
regeln gehindert werden, das „Erwerbsgeihäft“ fortzuſetzen, ſondern 
die Fortſetzung bildet nur einen S Heidungsgrund für den Many 
88 1353, 1354, namentlih Note 2 und Anhang 2 jowie Note 5 dort, 
1358). In vermögensrehtliher Beziehung hat das Fehlen der Zu⸗ 
mmung des Mannes die Wirlung, daß Die ee Bu. 
den“ der Grau zwar für |ie redtsverbindlid find, daß aber bie 
„Geihäfts-Gläubiger“ der Frau ih nit an das „einge: 
brahte Gut“ der Frau halten können, |jolange die „Verwaltung 
und Nubniegung“ des Mannes daran dauert; esgiltindiejer Be 
giehbung ganz das Note 58 zu $ 1399 und vorjtehend unter c 
und d Gejagte, vgl. auch Note 61 Je S 1400. 
Die Zuftimmung ift gegeben Ki es auch nur ſtillſchweigend 
8 1405 Ubi. 2), jo können de Geſchäftsgläubiger“ fh aud 
an das der „Verwaltung und Nußniekung“ des Chemannes unter: 
fiegende „eingebradte Gut“ der Frau Falten, 8 1412. Mit feinem 
eigenen Bermögen haftet der Mann nidt. vgl. Note 59 zu 8 1398 und 
Note 61 zu 8. 1400. j 
Was die Frau dur den „Jelbjitändigen Betriebeines 
Erwerbsgejhäftes” erwirbt, it ihr Vorbehaltsgut (8 1367), 
ſteht aljo dem Zugtitt ihrer Gläubiger offen, auch wenn die 
„Zuſtimmung des Mannes“ zum Geſchäftsbetriebe Fehlt. 
. ferner 88 1414 und für die „allgemeine Güterge- 
infhaft“ 88 1452, 1459, 1460, 1462. 


me 
f) Für die Schulden des Mannes haftet die Frau mit ihrem Vermögen 


nicht, weder mit dem „Vorbehaltsgute“ noch mit dem „eingebrachten 
Gute“; 8 1410. Allerdings können die Gläubiger des Mannes ih an 
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Güterftand in „vor 1. Jannar 1900” geichloffenen Ehen Anhang 


die „Früchte“ des „eingebrachten Gutes“ der Frau halten (& 99); aber 

diefe — find eben nicht Vermögen — rl Ver: 

mögen des Mannes, dem fie frajt Teer * 

8 1383. Dieſe Früchte nd ſogar, obgleich ſie dem anne 

gehören, in gewijjem Umfange dem Zugriffe jeiner 

läubigerentzogen, $ 1408 und Note und 8 861 fo, 

VI. Aus der Zivilprozehordnung kommen für das ehelide Güterrecht 
namentlih in Betradyt die SS 739745, 774, 860, 861, aus der Aonfurs- 
ordnung die SS 1, 2, 45. 

VII. Der Güterftand der bereits „vor dem 1. Januar 1900“ geſchloſſenen 
Ehen — und diefe werben noch auf viele Jahre hinaus naturgemäß die Mehr- 
zahl aller beitehenden Chen bilden — iſt im BGB. ſelbſt nicht georbniet; denn 
das Geſetzbuch gibt grundläglid nur Vorſchriften für ſolche Rechtsnerhältnifie, 
die unter jeiner Herrichaft entftehen. Für den Güteritand diejer Ehen find die 
Artitel 200, 218 des Einführungsgejeges mahgebend. Danadı gilt folgendes: 

A. In eriter Linie jteht es den Chegatten frei, ihren Güterjtand jeder: 
zeit ee jo zu regeln, wie dies nah BGB. zulällig ift. 
88 1432 ff. vgl. oben III und IV A. Es jteht ihnen dies insbejondere aud) 
dann frei, wenn nad) den früheren Gefeßen, unter deren Herrichaft die Ehe ge- 


Eeramt 


\chloffen wurde, ein Chevertrag „während ber Ehe“ unzuläſſig fein würde. 
E. 200 Abi. 2. 


B. In zweiter Linie, d. h. wenn und joweit fein Ehevertrag ge 
ſchloſſen wird, gilt zwar nach E. 200 Abi. 1 der Grundſatz, daß die bis- 
berigen eiene maßgebend bleiben“. Diefer „Grundſaß“ it aber durch die 
von den verſchie deutihen Staaten erlajjenen Iandesgejehlihen Ausfüh— 
zungss und lÜbergangsvorjhriften für den größten Teil Deutichlands derart 
durchbrochen, daß für die bereits „vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſenen 
Chen“ tatſächlich in dem größten Teile Deutichlands meilt nicht die bisherigen 
Landes⸗Geſetge maßgebend find, ſondern die neuen Landes⸗Geſetze. 

Da nun diee neuen Landes s Gejehe im größten Teile Deutichlands 
im weſentlichen darauf gerichtet find, Die trüßesen „Büterftände" 
möglidit ſo zu ordnen, wie dieſe oderähnliche Güteritände im BEL. 

et find — damit nicht ar ein ganze Generation vergehe, bis die güter— 
rechtlichen Vorſchriften des BGB. Leben gewinnen! —, jo in der Rechtszuſtand 
„tatlählich“ Der, dab im geöhten Teile Deutichlands jeit dem 1. Januar 1900 
aud für „die unter dem heren Rechte geſchloſſenen Ehen” im mwejentlichen 
einer der im BGB. geordneten Güterftände gilt. 

« Das vorftehend Delagte ilt insbejondere für Preuken und Bayern und 
im weſentlichen auch für ne. en. Nur Württemberg und urjprünglih auch 
Baden von einer „Überleitung“ ber Güterjtände ber vor bem 
1. Januar 1900 geſchloſſenen Chen in die Güterjtände des BEP. fait ganz 
abgeſehen. Nadträglich hat jedoch Baden eine Überleitung vorgenommen. 

5 gt allo 3. 3. in Preußen für jolde por dem 1. Januar 1900 ge: 
ſchloſſene Chen, in denen der geſetzliche Güteritand der SS 205 N Teil 11 
Tit. 1 Allg. Landr. („Verwaltung und Nießbrauch“ des Mannes) galt, 5. B. in 
Schlefien, Provinz Sachſen, keit em 1. Januar 1900 im weſentlichen 
der in den 1363 ff. BGB. geordnete „Güteritand der Verwaltung und Nutz— 
nießung des Mannes“. Dasjelbe gilt für die Mark Brandenburg, da der 
Güterjtand des „Märkiſchen Provinzialrehts“ im wejentliden audy der der 
Verwaltung und Nubniefung des Mannes“ war. Es gelten ferner 
für fol vor dem i. Januar 1000 gelülofjene Eben, in Denen 
die „allgemeine Gütergemeinſchaft“ galt, 3. B. in Dit- und 
Weitpreußen, Poſen, eitjalen, jeit dem 1. Januar 1900 im 
weſentlichen die Vorſchriften des BGB. über „Allgemeine Güter: 
en, 88 1437 ff. sg. PrAG. 4548 (abgedrudt Seite 446 ff.). 

Mehr als voritehende allgemeine Bemerkungen zu geben, würde 
über Zwed und Rahmen dieſes Buches hinausgehen. Sinfichtlich ber Ein: 

elheiten fei verwielen auf die jehr ausführlichen Vorſchriften der Aus— 
führungs: und Übergangsgejeße der einzelnen Staaten: 
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ußniegung“ zen: 31 
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YAnbang Eheſcheidung 
Noch für Preuhen: Ausführungsgeſetz Art. 44-67 (abgedruckt Seite 446 ff.), wobei 


zu auf Art. 63 (Verl des MWohnliges nad 1. Januar 1900) 
8 1363 belonders Singemielen . vgl. ferner die nah Art. 61 8 2 
erlallene Königl. ordnung betreffend den Güteritand be: 


ftehender Ehen vom 20. Dezember 1899 (Gel.-Sammlung 


Seite 607). 
für Bayern: Gef. betr. libergangsvoriäriften zum BGB. vom 9. Juni 1899 
Art. 19-31, 51, 62—104, 124—140, Gejeh betr. Das Liegen: 
ſchaftsrecht in der Pfalz Hrt. 7—11, und die Verordnung vom 
Sadj Susfübrungsacieg 34 (abgedrudt Geite 606) 
en: Ausführungsge abgedru . 
MBürttembien: Aus ** At 260264 (abgedrudt Geite 664). 
Baden: Ausfü Art. 41 und 42 und nadträglih Gel. vom 
Die ſeh unfangreien ti der erwähnten Preuß. Verordn 
ie ſehr umfa Beitimmungen erwähnten Preuß. ordn. 
von 1899, der Bayeriſchen — und des Badiſchen Geſ. von 1902 abzu⸗ 
drucken geht über den Rahmen dieſes Buchs hinaus. 


Zu Anhang 66 zu 5 1404: Beilpiel: Sm Grundbuch eines Grunditüds iſt 
g 1404 als „Eigentümerin“ die „unverehelidhte” Anna B eingetragen. Sie hei— 
ratet demnächſt den S und das Grunditüd gehört Sun „eingebradten 


zungsge 


Gute“, unterliegt aljo der „Verwaltung und Nubniegung“ des Mannes. In 
Open und von ihrem Manne getrennt lebend, verlauft die Frau darauf — 
ohne Zuftimmung des Chemannes und fi} Anna B nennend — das 
Grunditüd an C und läßt es dieſem auf C „im guten Glauben“, Berfäuferin 
fei, wie auh das Grundbuch angibt, noch „unverheiratet“, nimmt 
die Auflaffung entgegen und zahlt 40 000 Mi. Kaufpreis an die Frau. Nach 
5 1404 n u tzt ihm fein „guter Glaube“ an die Ridtigfeit des Grund: 
uchs nihts, er muß auf die Klage des Ehbemannes das Grunditüd 
an die rau Anna S geborene B zurüd auflafjen. Die 40000 Mt. 
fann er von der Frau zurüdfordern, aus ihrem jeingebranten Gute“ 
jedoch nur, joweit dDiees „bereidhert“ '; ($ 139 am Ende), oder wenn Die 
Ira fi einer „unerlaubten Handlung“ (im obigen Beijpiel: eines Betrugs) 
chuldig, alſo ſchadenserſatzpflichtig gemacht hat. vgl. Note 80 zu $ 1411. 


Anhang 1 zu 8 1564: 


Zu 
8 1564 I. Das Eheſcheidungsrecht Des BGB. berubt auf dem Grundiage, daB 
eben hen Galle der „Geiltesfranfheit“, 8 1) ce 


cheidung nur auf Grund eines Berihuldens eines Ehegatten erfolgen ann. 
Eine Sheivun auf Grund „gegeneikt er Einwilligung“, wie fie früher z. B. 
in Preußen bei finderlofen Ehen ftattfinden fonnte, iſt anzu lälfig- Is Ber: 


Ihuldungen, die die Eheſcheidung rechtfertigen, jind nur fünf za 
in denen die Cheiheidung unbedin 8 gefordert werden fann (fogen. ab 
jolute Cheiheidungsgründe), nämlich Chebrud, Doppelehe, wider: 
nafürlide Unzucht (8 1565), Lebensnadhftellung (8 1566), 
böslide Berlajjung 1567). Die weiteren auf „Verſchulden“ 
beruhenden Scheidungsgründe ſind n icht im einzelnen eitimmt be- 
zeichnet, jondern mit Rüdjiht auf die Vielgeſtaltigkeit des Lebens in der Bor: 
ſchrift des 8 1568 zufammengefaßt, wonach die Entjcheidung, ob die dort nur 
„allgemein“ aufgeitellten Vorausjegungen der Eheideidung 
vorliegen, dem rihterlihen Ermejjen bei Erwägung der beionderen 
Umftände des einzelnen alles überlafjen ift (jogen. relative Cheideidungs: 
gründe). Wenn fein Berihulden“ vorliegt, wenn 3. B. ein Chegatte 
im Fieberwahn Chebrud, Mißhandlung ujw. begangen hat, liegt au fein 
Sheidungsgrund vor. 

II. Eine für viele Rechtsgebiete wichtige Neuerung bradte das BGB. 
dadurd), bafı, ſtait auf Scheidung der Ehe (Trennung dem Bande nad), bloß 
auf Aufhebung der ehelihen Gemeinihaft (Trennung von Tifh und 
Bett) geflagt werden fann (88 1575, 1576). Die Wirtungen des blok 
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anerfannt, 








Eheſcheidung Anhaug 


die „eheliche Gemeinihaft“ aufhebenden Urteils find in den $ 1586, 1587 be: 
Nimmt, demnadı it die Wirkung diejelbe wie die der „Sheidung“ mit 

der wichtigen usnahme, ee Teil ih anderweitig ver- 
heiraten darf, und daß die Eheleute jederzeit Die „ehelihe Gemeinſchaft“ 
ohne Förmlichkeiten wieder hberjitellen fünnen 

III. Eigentümlich geordnet ijt ‚die Eheſcheidung wegen boöslicher Ber: 
lajjung in 8 1567. Tanad) muß der verlaffene Ehegatte in der Regel zu— 
on auf ebene on der häuslichen Gemeinſchaft“ klagen. 
Erſt wenn der dndere tte zu Diefer eritellung rechtskräftig 
verurteilt ft und dem ae Br ahr n9 (gegen den Willen des 
Klägers in böslider Ablicht) nicht Folge Ge eiitet bat, fann Die 
‚Sgeidun s-Klage“ erhoben werden. Nur wenn der ufenthalt 
des beflagten Ehegatten un bekannt ilt und er durch —— Zuſtellung 

laden werden Yu (8 1567 Nr. 2), bedarf es jener nidt. 

ſt Dagegen der Au enthalt des betlagten € atten (vor Erlaß des Urteils) 

efannt, jo find nad) dem Gejagten zur „ dung“ wegen „böslidjer Ver: 
laffung“ zwei förmliche Prozeſſe notwendig. 

IV. Ein Ehegatte, der berecht igt iſt, auf „S a zu Klagen, 
bat, wenn er dies 3. B. aus Rückſicht auf die Kinder nicht tun will, das Recht, 
dem anderen Chegatten die „eheliche Lebensgemeinſchaft“ zu verweigern, d. h. 
die Erfüllung aller der > lichten, die aus dem Re tsbegrili „ehelihe Lebens: 

Deine "eigen. ag! ann m alle. insbejonbere den anderen Ehegatten ver: 

ai fen (= ermeigerung ber licht häuslichen Gemeinidaft) und 
behält gleichwohl den Aniprud 9. —E des Unterhalts Ken 
den anderen Ehegatten (SS 1360, 1361), der in diefem Falle nit das 
Dat, wegen „böslider tlaffung“ auf Scheidung zu tagen gl. AR 
jtehendem ei 85 1353, 1360, 1361 nebit Noten und nhang. Der Ehe- 
atte, Dem ein , naegrund, 1 Tr Geite jteht, Hat alfo gewillermaßer ein 

echt 3 ur Seibkhilfe; er den — zur „ehelichen Lebensgemein⸗ 
—*— wie 8 1353 Abj. 1 ihn It, Sr Freilich übt der betreffende Chegatte die 
Selbithilfe"” auf etgene Gefahr, d. ip wenn der von ihm be aupteke 
Ehekheldungsgrund nicht vorlie gt, fann Die Verweigerung der 
lichen Lebensgemeinſchaft Pads m gegenüber unter Umjtanden als eo 
dungsgrund“ geltend gemadjt 

V. Die Wirkungen einer rehtsträftigen Eheicheidung für die Ehegatten 
find teils perjönlider Natur, d. h. die aus dem Beitehen der Ehe ſich er: 

ebenden „perjönlichen Wirkungen“ hören auf (vgl. SS 1353 ff., 1577, 1590 
bj. 2), teils vermögenstredtlider Natur, insbejondere hört * 
durch die Che begründete „güterredtlide Verhältnis“ auf, 
Note 94 zu 8 1418, Note 37 zu $ 1468, Note 19 zu $ 1542 und $ 1478. —* 
mögenste tli e Wirkungen der Shelheidung find ferner die „Unter: 
haltspflidt“ er “tür Ihuldig erklärten Ehegatten gemäß 88 1578 ff., 
Das Dem unjduldigen Chegatten aultehende echt zum le 
von Shenftungen“ gemäß? „u084, der „Berluit des gelegliden 
Erbredts“ (vgl. $ 1933), HSinfälligfeit leztwilliger 
Be —A ungen”, durch die die eg leute vor der Scheidung fih bedacht 
haben; 5 2077, 2268, en (Eroverträge), vg t. auch S 335 (Entziehbung 
des R icht teils beim orliegen von heidungsgründen). 

Gegenüber den Kindern üubert ih die Wirkung einer sehtsträftigen 
Eheigelnung auf dem Gebiete der „elterliden Gewalt“ vgl. 1635, 

Dag wird Die „gegenleitige Unterhbaltspflid f“ zwilchen 
Eltern und Kindern durd die Eheſcheidung nicht berührt, 88 1601-1603, 
1606; für die Beitragspflidt der Frau trifft 8 1585 eine bejondere 
Beitimmung. 

Die häufig vorfommenden Verträge zwiſchen Eheleuten, die ſchon vor 
der „Scheidung“ im Hinblid a eine „beabjichtigte“ Scheidung bezüglid 
der vermögenstehiti en Zuseimanderjegung, der Un 
terhbaltspfjlidt unter einander und gegenüber den Kindern geichloflen 
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Anhang Eheſcheidung — Berwandtichaft, Schwägerfchaft 


. 
8 oa 


8 en an! ulicht L 


werden, find tehtsgülti Ping fe nicht etwa nad) der Lage des Falles 
„gegen die guten Sitten“ ver toben, 8 
j ‚Über bie Wirkungen der blohen Aufhebung der ehelichen Gemeinkhaft“ 
vgl. oben 
VI. Dos Berfahren in Sheladen, das mandie Bejonderheiten Hat, üt 
n den 88 606 ff. ZPO. Hervorzuheben it: Zuftändi tr die 
Siheibungatloge 5,06 SED Hr der Negel das Sanpgeridt | (alfo: 
Anwaltszwang), dem ber | be mann feinen ———— Geridtsitand“ 
(„Wohnfitz ober. wenn er feinen Wohnfit hat thaltsort im Deut- 
ddr * Dem ein folder nicht befannt it, et t befannter Wohn⸗ 
\ “). ape wi in der Regel erit affen, wenn vor dem 
—** Im ao bne ger te dy“ suligen den Eheleuten ſtatt⸗ 
* Hat ( ides Hiebung über Tat- 
die die Bung 6: en ſollen, iſt HER: zuläſſig (8 617 3PO.). 
In, ‚Wivertlage ten auf Eh dung ilt au ohne 
Sühnetermin zuläffig. iderklage“ vgl. auch Note 20 zu 
a“ 1571 und Note 24 zu Or — Gericht kann, wenn Hoffnung auf „Aus- 
öhnung“ der Parteien beſteht, das Verfahren bis auf die Dauer von 
‚zwei Kahren“ ausfegen gemäß SS 620, 621 ZPO. * Kon va ericht 
onn während der Dauer des Saelöumgspeögelfen, ja | eitim- 
mung des „Sühne-Termins“ por dem A en 
betr. das Getrenntleben der Chegatten Die Den eilig —æ em 
ebegatten mäß 8 1361 BGB. die „Sorge ür die PBerjon‘ und den "Unter: 
halt“ inder gemäß 8 627 "ZRO. erlaiien. — über die Verpflichtung bes 
hause Die Koften des Scheidungsprozelles —3 — „vorzuſchießen“, und 
über die Zuläſſigkeit dahi henber « einkweiliger erfügungen vgl vgl. Note 38 
zu 8 1387 und Note 30 81 Tod eines Ehegatten wäh: 
rend des Cneibungsprogelies‘ en 8 1933. 
VII. Über das jogen. in ernationale Cheiheibungsresht (auslän: 
diſche Ehegatten) vgl. E. 17, 27, 29, IV, 
VIII. ũbergangsvorjchrijten ( ber. "Das vor dem 1. Tanuar 1900 gültig 
geweiene Reit) enthalten E. 201, 202, 206. 


Anhang 1 ji 8 8 1589: Verwandtſchaftstafel. Sol De —E ver⸗ 
nien und G 


rade der Verwandtſchaft u erigaft nad) 
aßgabe der 88 1589, 1590 und ſoll |päter dazu bienen, die —— chen Erb⸗ 
— (88 1924 ff.) zu erflären. 
20 NZ 
ce] Ja e 7 ® N y 
ALL »O De 
J "DO 
2 * 
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Verwandtſchaft, Schwägerſchaft Anhang 


Die „Kreiſe“ bedeuten Männer, die „Quadrate“ Frauen. Die Nod 
durhitrihenen Kreife bezw. Quadrate bedeuten, daß die Betreffenden zu 
bereits tot find, z. B. b, f, y,i,m,n, q. Die durh „Bogen“ verbundenen $ 1589 
Perjonen find bezw. waren Eheleute, z. B.ab,ced,ig,sl,mn. 

Die „geraden Linien“ zeigen die Abltammung (Abkömm— 
linge) an; 3. B. d, e, f ind en die Rinder von a b; r iſt der Sohn von 
h i, der Entel von c d, tentel von a b; a b find väterlicherleits die Ur: 
Urgroßeltern, mütterlidgerjeits die Urgroßeltern von t und u, — d, e, f find 
(waren) vollbürtige (d. h. von demfelben Elternpaar) Geſchwiſter. — 
i, k, 1, m find (waren) die Neffen nr von e, f und die Coufins bezw. 

oulinen von n, p, q. — v, bei dem fein Bater angegeben, ilt (war) das un: 
eheliche Kind der veritorbenen a, der Entel von i g, der Urenfel von a b, 
Neffe von n und p (vgl. 5 1589 Wbf. 2, 1705). w und x find Rinder bes g 
aus einer früheren Ehe mit der verftorbenen (durchſtrichenen) y und in 
die Ehe mit der f „eingebradhte” Kinder; w und x ſind aljo Stieftinder 
der f. Das Berhältnis von Stiefeltern zu Stieffindern üt fein 
„Bermwandtichafts“- Verhältnis im Sinne des $ 1589, jondern „‚Shmwä- 
gerihafts“- Verhältnis im Sinne des 8 1590. Ferner: w und x find bezw, 
waren Stief- (hHalbbürtige) Gejhwilter der (unter ih vollbürti: 
gen) Geihmilter n, p, a. 

a b find (waren) die Shwieger-Eltern von c umd ge. e iſt 
(war) die Shwägerin von e und f, nicht aber aud von g, was hervor: 
zuheben ift, weil im gewöhnlidyen Leben aud) die Ehegatten (c 2) von Ge: 
ſchwiſtern (d 9 als Schwager Ar Schwägerin unter einander bezeichnet 
werden, obgleich fie es nad) dem Geſetz ($ 15%) nicht find, denn die „Schwä- 
gerichaft“ beſchränkt ih auf „Das Verhältnis eines Ehegatten zu Den Bluts: 
verwandten des andern“. g ilt nah dem Spradigebraud des gewöhnlichen 
Lebens der „Ontel“ von k 1, im geſetzlichen Sinne ift er aber als Mann ihrer 
Tante f nur mit ihnen verſchwägert. 

s hat feine Tante I, m Hatte feine Couline n geheiratet. m war mithin 
der Schwiegerfohn und zugleich Neffe von f. z ift jowohl non Waters: als von 
Mutters-Seite die U in von a b, während r s nur von Waters-Seite Die 
Urenkel von a b find, ein Unterſchied, der im Erbrecht jeine Wirkungen äußert. 

Es find rejp. waren verwandt: — 

In gerader Linie: a b mit d, e, f im 1. Grade, mit i, k, I, m,n,p, q im 
2. Grade, mit r, s, z, v im 3. Grade, mit t, u von Mutter-Seite im 3, von 
Bater-Seite im 4. Grade, 

In der Seitenlinie: d mit feinen Geſchwiſtern e, i im 2. Grabe, — 
w und x mit ihren GStieigelchwiltern n, p, q ebenfalls im 2. Grade (halber 
Geburt), — i, k, I, m mit der Tante f im 3. Grade, — s mit dem Großontel e 
im 4. Grade,— i, k, I, m mit dem Eoufin p im 4. Grade, s, r mit p im 
5. Grade, — mit v im 6. Grade. 

Es jind bezw. waren verihwägert: 

n gerader Linie: a b mit ihren Schwiegerfinvern c, & im 1. Grade, — 
mit h, der Frau ihres Entels i, im 2. Grade, — mit o, der Frau ihres Ur- 
entels r, im 3. Grade. — Es find ferner in gerader Linie verſchwägert“ w 
und x mit ihrer Stiefmutter f im 1. Grade. 

In der Seitenlinie: e, f mit der Schwägerin c im 2. Grade, — e, i 
mit h, der rau ihres Neffen i, im 3. Grade, — c, f mit o, der frau ihres 
Großneffen r, im 4. Grade. 


Anhang 1 zu S 1616: Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder. Zu 
I. Die Regelung des Rechtsverhältniſſes zwilhen „den Eltern und den S 1616 
ehelichen Kindern“ im BGB. hat gegen das früher in Deutjchland geltende 
Recht zwei Neuerun von eintchneidender Bedeutung gebracht, nämlich: 
a) Die — er elterlichen Gewalt an Stelle der früheren vüter: 
Lichen Gewalt“, 
b) den Grundſatz, daß nur „minderjährige" Kinder unter elterlicher Gewalt 
ftehen, die „elterlihe Gewalt“ aljo mit der Vollendung des 21. Lebens— 
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- Anhang Nedhtliche Stellung der „ehelichen Kinder” 


Roc 
zu 
8 1616 


2 


vgl. 3 2 ff., während es früher auch ‚noljähri usfinder“ gab. 
wille Nachwirkungen der „elter ichen walt“ gegenüber dem voll: 
jährigen Kinde regeln die 1617—1619. Im übrigen fteht hinfichtlich 
der „Geihäftsfähigfeit” und „BProzekfähigtert“ aud das 
im elterlichen pausitande lebende, tatlählih von den Eltern — ab⸗ 
dargig volljährige Kind jedem anderen Solljährigen gleid. -- 
ber die von der „elterliden Gewalt“ unabhängine Einwilligung 
der Eltern zur Eheiliegung eines Kindes vgl. SS 1304, 13051308, ins: 

er orlienende Tiiel behandelt unter I (88 1616 ff.) das „Recht 
er vorliege i t un 1616 fi. 5 „ super: 
hältnis zwilden Eltern und ehelichen Kindern“ im allgemeinen, alſo 
auch das Verhältnis der volljährtgen Kinder, unter II (88 1626 ff.) die 

„elterlide Gewalt“ über die minderjährigen Kinder. 
Über das Berfahren in Rehtsitreitigfeiten, welche die Yeititellung bes 
ES ae zwiſchen Eltern und Kindern zum itande haben, vgl. 
II. ‚Stern e Gewalt” bedeutet nicht, dag Vater und Mutter, jo: 
lange beide leben, „gleiche“ .  Bielmehr ilt bei 
Lebzeiten des Baters die „elterlihe Gewalt“ im weientli und der 
nope nad eine „väterlidhe Gewalt“. Über die Gründe diefer Regelung 
vgl. Anhang 1 zu 8 1297, Seite 98. „Berträge" unterden Eltern 
betr. die „elterlide Gewalt“ (3, 8. der von der Mutter getrennt 
lebende Bater überläßt ihr vertr mäßig Die Erziehung uſw. der Kinder 
3) find? nicht redtswirtfam. Die Erweiterung der „Mutter: 
echte“ gegenüber dem früheren Rechte liegt: 


jahres des Kindes oder feiner früheren Volljührigfeitserflärung endigt, 


. a) in der Vorſchrift des $ 1617, in der Bater und Mutter gleich ge 


tellt find; 
b) in der ehrt des 8 1634 (fogen. „Nebengemwalt“ der Mutter), 


c) darin, daß ber Mutter im alle des Todes des Baters und ferner in dem 
Yusnahmefalle des 8 1684 Abſ. 1 Nr. 2 die „elterlihe Gewalt“ jo zuiteht, 
wie jie dem Bater zuitand (1 en. „Bollgemwalt“ der Mutter), mit der 
Einihräntung, daß ihre „elterlihde Gewalt” endigt, wenn fie eine neue Ehe 
eingeht, und mit der Mahgabe, daß ihr unter gewillen Vorausſetzungen 
vom Bormundidaftsgeriht ein „Beiltand“ beitellt werden fann oder muß, 
der im allgemeinen die Stellung eines Gegenvormundes einnimmt und 
dem „auf Antrag“ der Mutter die „Bermögensnerwaltung“ ganz oder teil: 
weile übertragen werden fann vgl 1684, 1686—1697. — Es wird aljo, 
wenn der Bater ftirbt, Den Kindern nicht mehr, wie jrüber, 
ein Bormund beitellt, jondern die Mutter tritt ohne weiteres 
(d. h. ohne gerihtlide Anordnung) an die Stelle des Baters, 
wodurdh die Verhältnille weientlich vereinfadht werden, insbejondere das 
amilienleben in weitem Umfange vor dem Eingreifen der Vormund— 
haitsgerichte bewahrt wird. nn aber die Mutter eine neue Ehe 
eingeht, wird den Kindern ein BormunDd beitellt, als welder mit Zu- 
timmungibres neuen Mannes aud die Mutter beitellt wer: 
den fann (SS 1783, 1887). Als „Vormünderin“ unterjteht die Mutter 
der jtändigen Aufjicht und weiter gehender Cinwirtung des Bor: 
mundidaitsgerihts als m ihrer Stellung als „Inhaberin der 
elterliden Gewalt“. 
darin, daß die Mutter in den fällen des $ 1685 die dem Bater „ver: 
bliebene“ elterlide Gewalt an feiner Stelle — traft Geſetzes oder 
fraft Übertragung durch das Bormundidaftsgeridt — ausübt (jogen. 
„Hellvertretende Gewalt“ oder „Berwaltungsper: 
wejung“ der Mutter). 


III. Die elterlihe Gewalt umfaßt: 


d 


— 


1. Die Sorge für die „Perſon“ des Kindes. SS 1627, 1630—1637, 1686, 1687 ii. 


Über die religiöje Erziehung der Kinder vgl. E. 134. Die „Sorge für die 
— 1912 — 





- Das 


Bormundfchaft — Pilesidhaft (Allgemeines) Anhang 


Berion Des Kindes“ untabt nidt, wie man nad dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauche annehmen Jollte, die Berpflihtung, dem Kinde den 
„Unterhalt“ zu gewähren; Diele vermögensredtlide Berpflid- 
tung it vielmehr — unabhängi von der „elterlichen Senat — in 
den 1601 * —S (vgl. insbeſondere 58 1602 Ab}. 2, 1603 Abj. 2, 
1 am Ende 

2. Die Sorge fir. das „Bermögen“ des Kindes, — die Bermögensverwaltung. 
= 1627, 1630, 1638 —1648, 1686, 1687 ff. Den Kindern jteht wegen ihrer 

orderungen gegen den Bater aus deilen „Berwaltungstätigfeit“ im Kon: 
turfe des Baters ein — 861 Nr. 5 KO. 

3. = Bertretung Des Kinde wohl binn rin feiner „Berion“ als feines 

ermögens“. 

4. Die „Nugniehung“ 8 Wermögen des Kindes mit Ausnahme des jogen. 
„Treien Vermögens“ des Kindes. 88 1649-1663, 1686. Hervorzuheben ift: 
Die Dermögensverwaltung” (Nr. 2) alt zwar in ber Regel 
mit ber „Rußnie j; ung“ zulammen, aber nicht immer. Insbeſondere 
unterliegt aud) das „[reie Vermögen“ des Kindes grundläglid) der „Ve r- 
waltung“ des Inhabers der elterlidien Gewalt, während es, wie be- 
merkt, feiner ‚Nußnießung“ nidt unterliegt. vgl. 88 1688, 1639, 
1650, 1651 und Noten 

Zum anne des Kindes ilt überall die Einwirtung bes Dormundiafts- 
gerichts in gemwillen Grenzen (die Stellung des Inha „elterlicdyen 

Gewalt“ ift freier als die des „Vormunds“) vorgefehen. Ihe insbeiondere 
1640, 1643, 1653, 1666, 1667, 1669, 1670, 1687. Diefem Zwede dient außer 
1675 (Gemeindewaijenrat) die Borihrift 8 48 RFG, wonach der Standes» 

eamie den Tod einer Perjon, die ein „minderjähriges Rip“ hinterlaſſen Hat, 
aljo ſowohl den Tod des „Baters“ wie der „Mutter“, und ge: 
wilje andere bei Id angemeldete, für Die Kenntnis des Bormund | hafts- 
gerichts erhebliche Tatſachen dem —— anzuzeigen hat. 
etreffend die Sorge für eine Leibesfrucht 8 1912. 

Betre (end die ea Seron Gewalt“ über die Kinder aus „geidiedenen“ 

Ehen enthalten die 1635, 1636 bejondere en über die rechtliche 

Stellung der Kinder aus „nichtigen“ Ehen B3 1690 

* Anpaſſung älterer in Kraft gebliebener liege (Reichsgeſetze und 
Land ), in denen nur von „päterlicher Gewalt“ die Rede ift, an 
das B (‚elterlide Gewalt“ der Mutter) treffen Beltimmung 3. 8. 

35 II, 36 II, 37, 41 beit. Reihstedht und betr. Landesredt Die 
Sarnen Musführungsgelese zum BGB. 3. B. Preußen Art. 

en 


Anhang 1 zu 8 1773: Bormundihaft — Pflegſchaft. 

I. Unter „Vormundſchaft“ im weiteren Sinne veriteht man die gejebfich 
geregelte ‚Sürlor e für u etsfubiette, die aus irgend einem Grunde einen 
„Schützer“ brauchen. nterabſchnitte des Begriffs „Vormundſchaft im 
weiteren Sinne“ unterſcheidet man dann „Vormundſchaft im engeren Sinne“ 
und „Pflegſchaft“. 3 aa undjhaft (im weiteren Sinne)“ tritt 
zwar in weitaus der M hr zahl der een AR natürlide Perjonen ein, 
das t für lebende, veditstähi vgl. 2 1 —8 Anhang 1 zu 8 21); 

fennt aber — im der —8* Ien „Pfleg t“ -- aud eine Vor: 
mundſchaft für ein ſogenanntes „nwed h ermög 19a 1 1914, und für noch 
"unge orene“: 88 1912, 1913 
II. Der beherrichende Grundſa Des Vormundſchaftsrechts iſt der, dem 
Benormundeten einen Schutz zu gewähren. Die Vormundſchaft iſt ‚evigtig im 
Intereſſe des De mundeien gegeben, niht im Intereſſe dritter 
\onen, aljo nicht 3. B. im Intereſſe der ipäter etwa erbberechtigten Verwandten, 
nicht im Intereſſe der Gläubiger Bepormundeten, u. dgl. Eine Ausnahme 
von dieſem Grundlag macht lediglich die Nachl aß flesihaft“, die aller: 
dings auch im Intereſſe der Gläubiger des Naclnffes angeordnet werden 
tan: 88 1961, 1975 ff., 1981 ff. Das Geſetz behandelt diefen Fall im „Erbredht“. 
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Anhang Vormundſchaft — Pflegſchaft (Allgemeines) 


Noch III. Vormundſchaft * Zertſche⸗ über „Ausländer“. Hierüber vgl. 
zu E. 23 und RFG. 8 47, auf ‚8. 
8 1773 IV. Bormun Biegen), — „Beitellter” Bormund, „geſetzlicher“ Bors 
mund. Diejenige 


Schutzbedürft igen beigegeben 7— hei 
bei der Vormundſchaft im engeren Fer „Vormu bei der ac 
, tr“. Zu beadten ift, da dieſe Berjonen erit vom Staate — Aa 
dem ormundichaf erichte, — keit werden. Sogenannte „gelebt: 


liche“ Vormundf das Gejeß im allgemeinen nit; nur gibt es 
Free: die Kur —— „berufen“ nd: vgl. 88 1776, 1899, 1915 
1, 1916. Diele Vorſchriften bedeuten aber nicht, daß Die ende 


„De 
r — Pexſon von tswegen ohne weiteres Vormund „iſt“, fordern 
daß fie vom icht als Dre ent werden jol!l“. Einen 
„geſetzlichen“ t das Geſe Gere „reidsgejeglid“ überhaupt 
nicht vorgeſehen. t ihn nur anbesgei ie sugeafen, und zwar ir 
wei Fälle: als "unftaltanosmund” und als „Seneralvormund“: vgl. E. 
on diefer Be ugnis De haben verihieyene Bundesi taaten ehren gemadt: ng 
für Preußen $ 1-3 —— 84 —— 
lJ. auch & 2 Fre Before tziehungsgefeg vom 2. 7. 1900. ern: 
AG. 100, Verordnung vom 24. 7 „39 23. Sachſen: SAG. 88 37 
Verorbnun vom 6. 7. 1899 8 37. erh vom 16. 8. 1900 Art. IIL, IV. 
ormunkihaft im engeren eine über „Minderjährige”, über „Boll: 
jährigen. — Bflegihaft: Die Vormundſchaft im engeren Sinne tennt das 
Gelet jomoht fü für ob inderjährige" wie aud) für „oljaprige” (88 1773—18% 
nd 88 1 908). Der Bormund Hat dabei Die Gorge jowohl für das 
Bermögen wie aud für die en des Münvdels, und zwar bei 
„minderjähri en“ ündeln chlecht hin (8 1793), bei „Boll 
jährigen“ die für die „Berfon“ nur injoweit, als es der 
3wed der Bormundikaft erf —e 8 1901 Abſ. 1. Die Pflegſchaft iſt be⸗ 
— beſchränkter als die „Vormundſchaft im engeren Sinne“. Die 
ii: Legj oft umfaßt nur beitimmte ee apelegen eiten” oder einen 
berilenn en „reis von Geſchäften“: 8 Mi Cine Ausnahme bildet jedoch 
die „Gebrechlichteitspflegihaft”, bei 8 das je eine pfe e für „Be Jen n“ 
und „Bermögen“ vorfieht, das heißt allo begri & ich eine 
mund haft“, wennglei das Geſet Die Bezeidhnung „, flegihaft“ für 
dieſes —— gewählt 
VI. Selbitändigleit und Watwortlichteit des Vormundes. — Gegen⸗ 
vormund. — Waiſenrat. — Vormundſchaftsgericht. — Familienrat. Grund: 
ſätzlich liegt die ganze Leitung der Angelegenheiten des Sepor mundeten 
in der Hand des Bormundes nl ers), nidt eine in der Hand 
des Gerihts. Die wictigiten ntihlülle, a 3. bei Diner: 
jähriger n den Entihluß über 3 „Berufswahl“, faßt der Bormund allein. 
Geh gibt zwar N ganze Beibe von Fällen an, in denen der Vormund 
Z⸗ Genehmigung des Vormundſchafisgerichts bedarf: * 1821 ff. Dies find 
aber alles (Io wichtig die Fälle a find) Ausnahmen von der allge: 
meinen Regel, dab der Sörmund die Vormu et unter eigener 
Verantwortung führt (Dat l. au Anhang 1 zu 8 1793). Der Bormund 
haftet dem Mündel Für jebes % erihulden: 8 3 Im Konturje des Bor- 
mundes hat das Münbel ein Vorrecht: Ro 5. Das Bormund 
Ihaftsgeriht hat im allgemeinen nur das Recht Fr ur Pfli ih. der Aufficht 
über den Vormund: 88 1837 ff. Das Gericht hat nicht das t, aus bloßen 
„zwedmähigleitsgründen“ dem Bormunde beitimmte „Uinweifungen“ zu geben. 
Neben dem Bormunde „Tann“ ein Gegenvormund beitellt werben; 
in gemwillen Fällen „[oll“ ein jolder beitellt werden ($ 1792 nebit Note 57). 
Dieſer eaufſichtigt und unterjtügt den Vormund in feiner Tätig- 
keit. "Eine jelbjtändige Tätigteit, wie fie der Vormund bat, hat ber 
Gegennormund nicht auszuüben: 1792, 1799, 1812 u. a. 
Zur Unterjtüßung des ormunbi@aftsgerihts in feiner 
beauflichtigenden Tätigkeit ilt der Gemeindewaijenrat da: 8 1849 mit Er: 
läuterungen. 
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E. 147 mit Note 127) das Amisgericht (ſachliche 3 


Berfahren in Vormundſchaftoſachen (Zuftändigkeit) Anhang 


Unter Umjtänden wird die Auffiht über den Vormund nicht durch das 
Bormundichaftsgeriht ausgeübt, jondern durch einen „Familienrat“, den 
man wohl eine „tollegiale Erweiterung es Vormundſchaftsgerichts“ genannt 
Dat: 88 1858 ff., 1872. 

VII, Bas Berfahren in Bormundichaftsiadhen: 

a) Zuftändigfeit in Vormundſchaftsſachen; Das BGB. regelt im großen 
ganzen nur das Jogenannte „materielle Vormundſchaftsrecht das heikt, 
es gibt die Vorſchriften über die Einſetzung“ des VBormundes, deflen „Befug— 
niſſe“, „Endigung“ der Bormundihaft u. dgl. Das jogenannte „jormelle“ 
Vormundſchaftsrecht dagegen iſt im weſentlichen im RFG. (88 35 fl.) ge- 

elt. Das „formelle“ Vormundicaftsrecht behandelt, furz geſagt, das Ber- 
fahren in Bormundidaftsfahen. Die wichtigſten Beitimmungen des formellen 
Vormundſchafts rechts — 
Vormundſchaftsgericht iſt (vorbehaltlich — er Abweichungen: 
us feit), und zwar Das: 
jenige Amtsgeridt, in le Bezirte das Mündel zu der Zeit, in 
Die Unordnun er Bormundjdaft notwendig wir, 
einen „WohHnjig“ mangels eines inländifhen Wohn: 
ee (d. 5. Wohnfig in Deutichland) feinen „Aufenthalt“ hat (örtliche 
Zuttändigleit); vgl. $ 7 BGB. nebit .. 13 dazu, Seite 805. Die Tätig- 
feit des Bormundihaftsgerihts übt ein Einzelridter (Amätsrichter), 
nicht ein Kollegium aus. Das Verfahren der VBormundihaft wird von Amts- 
wegen eingeleitet. Die Standesbeamten — au e Gemeinde: 
waijenräte, falls fie Kenntnis erlangen — teilen dem Amtsgerichte 
mit, wenn ein unehelidhes Kind geboren wird, oder wenn jemand mit Hinter: 
laſſung minderjähriger Kinder jtirbt. Dann prüft das icht, ob nad) den 
gefeglihen Beitimmungen ein Bormund zu ee it. It dies der Fall, jo 
uno: es ih — unter Beachtung der Vorſchrif 


iften über die zur Wormund- 
Ihaft „berufenen“ Perſonen 88 1776 ff. — bei dem Gemeindewaijenrat 
(88 1849 ff.) nah einem geeigneten Vormund. Wird dieſer benannt, jo 
»erpflichtet es ihn dann als Bormund mittels ae an Eidesitatt. —- 
Kötigenfalls (8 1792) beitellt das Gericht in entip der Weile einen 
Gegenvormund. Der Bormund erhält eine „Beltallung“ (val. 3 1791 nebſt 
en) Diele „Beitallung“ legitimiert ihn namentlih im Verkehr mit 
Behörden (Chule, Grundbuchamt uw.) als Vormund, aljo als den Vertreter 
des Mündels. — Wird eine u ft über „Geihwilter“ notwendig, jo iſt 
ſu die andern Geſchwiſter, wenn für ein Kind ſchon eine Vormundſchaft 
chwebt, das betreffende Gericht zuftändig, tft noch feine Vormundſchaft an 
Rn ig, jo ift das Gericht zuftändig, in deſſen Bezirk das jüngjte Kind den 

oh Pac Beilpiel: Ein unehelihes Kind A wird in Leipzig, dem 
Mohnlig keiner Mutter M, geboren Dann ift nad) der oben angegebenen 
Zauptregel das Amtsgeriht Leipzig als Vormundihaftsgericht zuftändig. Die 

ormundihaft wird dort auch angeordnet. Berlegt |päter die M ihren Mohn- 
ig nad) Berlin und wird ihr dort noch ein anderes unehelicdhes Kind B ge- 
boren, jo iſt 2 Die Vormundſchaft über das zweite Kino B nicht das 
Amtsgeridt Berlin zuitändig, ſon dern das Umtsgeriht Yeipzüo. 
Sollte aber im erwähnten Beiſpiel die Anordnung der Vormundſchaft über 
das Rind A in Leipzig überfehen worden fein, und wird erit in Berlin bei 
Gelegenheit der Geburt des Kindes B entdedt, dag auch über A nod) feine 
Bormundj h eingeleitet worden ijt, jo muß jet das Amtsgeriht Berlin die 
Vormundſchaft über beide Kinder einleiten, und zwar aud dann, wenn 


3. B. das Kind A gar nit bei der Mutter in Berlin ijt, ſondern als Dienft- 


junge in Hamburg lebt. — Das an ſich zuftändige Vormundſchaftsgericht kann 
die Vormundſchaft „aus wichtigen Gründen“ an ein anderes Amtsgericht ab: 
geben, falls diefes damit einverjtanden tjt. it | hon ein Vormund beitellt, jo 
it deilen Zujtimmung erforderlih. Das Gejet jagt nicht, was ein „wichti 
rund“ iſt; Dies hängt eben von den Umitänden ab. Einigen fi die Gerichte 
nicht oder verweigert der Bormund feine HI NINnE. 10 entſcheidet auf An: 
rufen eines der beiden Gerichte das gemeinſchaftliche obere Gericht, in Preußen 
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ie I Ahle Te 
Anhang „Berfahren” in Vormundſchaftsſachen (Beſchwerde ufw.) 


Roc jedoch ftets das Kammergeriht (Oberlandesgericht in Berlin). In Ddiejen 

zu yälten der „übernahme“ der VBormundidaft wird gewöhnlich Der bis: 
8 1773 Herige Bormund entlajjen und an feiner Stelle ein anderer Bor: 
mund bejtellt; gefeglih notwendig it dies jedoh nicht. — Können meh 
rere Gerichte fi nicht einigen, welches zuſtändig it, jo enticheidet Das gemein- 
ichaftliche obere Gericht, in Preußen jedoch ftets das Kammergeridt. 

b),, „Belchwerde” gegen Entiüeibungen Des Vormundſchaftsgerichts. 
Nr te Entieidungen (Berfügungen, ihlüffe) des Vormundſchaftsge⸗ 
richts gibt es für jeden, en Recht duch Die Verfügung beeinträdtigt iſt, 
die „Beſchwerde“. Dieſe ilt in der Regel unbefriftet. Sie fann |tets ohne 
Rechtsanwalt eingelegt werden, und zwar ſowohl Ihriftlih wie auch zu Pro⸗ 
tokoll des Gerichtsihreibers. Sie kann entweder beim Vormundſchaftsgericht 
(Amtsgericht) felbft eingelegt werden oder bei dem „Beichwerdegericht“ (2 
geriht). Hilft das a ne (Amtsgericht) jelbft der Beſchwerde 
ab, jo ift die Sache erledigt. Hilft es nicht ab, ſo entiheidet das Landgericht 
über die Beichwerde. Gegen die Entiheidung des Landgeriäts ilt Die weitere 
Beſchwerde zulällig. Diele it ebenfalls unbefrijtet und geht an den Zivilſenat 
des Oberlandesgericdts, in Preußen aber fteis an das Kammergericht. Gie 
fann zu Protokoll des Gerichtsſchreibers ſowohl beim Amtsgericht wie beim 
Landgericht wie beim Kammergericht (Oberlandesgericht) eingelegt werden. 
Sie kann auch ſchriftlich eingelegt werden, bedarf dann jedoch der Urterzeich⸗ 
nung eines Rechtsanwalts. 

en Recht im einzelnen Falle durch eine Anordnung des Bormund- 
ſchaftsgerichts „beeinträdtigt“ ift, wie das Geſetz jagt, kann oft jehr zweifelhaft 
jein. Zwei jehr wichtige Grundfäße jind bereits in der Rechtſprechung aner- 
kannt: erftens der, daß das Vormundſchaftsgericht Feld. deilen 
Anordnung vom Beichwerdegeriht aufgehoben wird, hi en feine Be— 
ihwerde hat; zweitens: wenn das PVormundidafisgeridt bei einem 
vom Bormunde mit einem „Dritten“ geſchloſſenen, genehmigungsbedürftigen 
Rechtsgeſchäfte (55 1821, 1822) feine Genehmigung verweigert, ſo ſteht gegen 
diejen Beichluß zwar dem Vormunde, nicht aber dem Dritten (dem Vertrags: 
gegner) die Beſchwerde zu. 

n gemwillen Fällen (RFG. $ 60) gibt das Gejet nidyt die „einfache Be- 
ſchwerde“, jondern die „jofortige Beſchwerde“. Dieſe hat lediglich Die Beſonder⸗ 
heit, daß ſie befriftet ig nämlich binnen 2 Wochen eingelegt werden muß; über 
den Beginn dieler Friſt vgl. RFG. 22, 60. Gegen die Entſcheidung des 
Beichwerdeg its gibt es Dann Die „jofortige weitere Beſchwerde“, die eben: 
falls mit 2 Woden befriftet ijt. Ein Mündel kann die „Beichwerde“ felbit- 
tändig einlegen — ohne Mitwirtung des VBormundes; ausgenommen jind nur 
Kinder unter 14 Jahren und entmündigte Geiftestrante. 

Sn den Fällen der gewöhnliden Beihwerde bat dieje „aufſchiebende“ 
Wirkung nur dann, wenn fie gegen eine Straffeitiegung des Gerichts gerichtet 
ift (vgl. 3. B. $ 1788). Doch kann das Geridt, gem deſſen Entiheidung Be: 
\chwerde einge ept iſt, in allen Fällen bis zur Entſcheidung des höheren Ge: 
tits die Vollziehung „jeiner” Anordnung ausjegen. Auch Tann 
das „Beichwerdegeriht“ in allen Fällen dem unteren Geridite die Aus- 
\egung der Vollziehung aufgeben. 

c) Einflug der Gerihisferien auf die Bormundidaftsiahen. In den 
Gerichtsferien (15. Juli einihlichtich bis 15. September einihlieglih) kann 
das Vormundichaftsgeriht von der Bearbeitung der Vormundſchaftsſachen 
Abitand nehmen, joweit fein Bedürfnis einer Beichleunigung vorliegt. Im 
übrigen werden Vormundſchaftsſachen durch die Geriätsferien nit berührt. 

d) Einzelheiten für Pflegihaftsjahen: Für das Verfahren in Pfleg: 
ſchaftsſachen gelten im ganzen die Vorſchriften wie für die VBormundichaft ent: 
Ipreihend: R,6 8 37 Abi. 1 Sat 2. Beſonderheiten find: Bei der Pflegſchaft 

ber einen „Abwejenden“ (8 1911) iſt, falls der Abwetende feinen Wohn: 
\iß im Inlande bat, das Amtsgeridt jeines legten Wohnjiges zu: 
ſtändig, und in Grmangelung deilen ein von der Yandesjuftizverwal: 
tung (Suftizminifter) zu beftimmendes Geridt —, unter Umftänden, wenn 
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Die Falle der Vormundſchaft Über „Minderjährige“ Anhang 


nämlich der Abweſende als Deutſcher feinem Bundesſtaat angehört, ein vom Wod 
Reichskanzler zu beitimmentes Gericht. — Für die Pflegihajt über eine zu 
„Leibesfrucht“ (8 1912) it das Gericht zujtändig, das zuitändig jein würde, 5 1773 
wenn das Kind Icon geboren wäre. Das iſt in der Negel das Gericht bes 
Mohnfikes des ers een) der Mutter. — Für die Pflegſchaft be: 

treffend „ein Du öifentlihde Sammlungen zufammengebradtes — 

(8 1914) iſt das Gericht desjenigen Orts zuſtändig, an dem bisher die Ber: 

waltung geführt wurde. — vgl. weiter befonders Anhang 50 zu 5 1909. 


. Anhang 2 zu 8 1773: Die einzelnen Füälle der Vormundſchaft über 
„Minderjährige: 8 1773 beitimmt drei Gruppen von Fällen, in denen 5 
Minderjährige einen Vormund erhalten: 

A. wenn he nicht unter „elterlider Gewalt“ jtehen; 

B. wenn ſie zwar unter „elterlidder Gewalt“ jtehen, wenn aber die Eltern — 
Vater oder Mutter — weder in den „perſönlichen“ no in den „Bermögens: 
angelegenheiten“ des Kindes zu deſſen „Bertretung“ befugt find; 

C. wenn der „‚zamilienitand“ nit zu ermitteln ift. 
Zu A: Minderjährige ftehen nicht unter „elterlider Gewalt“, erhalten 
aljo einen „Bormund“: 

1. wenn beide Eltern tot oder für tot erklärt find: 88 1679, 1686, 18. 

2. wenn bei bejtehender Ehe ter Bater die „elterlihe Ge: 
walt“ über das Kind „verwirkt“ Hat: $ 1680, vgl. 8 1684 Ziff. 2 — 
oder wenn die Mutter ſchon tot ift und nun der Bater die „elterlidye" 
Gewalt“ verwirft ($ 1680). 

3. wenn die Mutter, der die „elterlide Gewalt“ zuftand — vgl. 
& 1684 Ziff. 1, Ziff. 2, 8 1701 Sak 2 — fie ‚„verwirkt“: 88 1680, 1686, 

4. wenn die Mutter, der nad) Tod beziehentlidh Todeserflärung des Vaters 
oder nad) Cheauflölung — 8 1684 Ziff. 1 und 2 — die „elterlide Gewalt“ 
zuftand, „von neuem heiratet“: & 1697. 

5. wenn fie aus einer nihtigen oder einer anfehtbaren und mit 

—3— angefochtenen Ehe herſtammen und beiden Ehegatten bei 

Che hliekung der Mangelbelannt war: 88 1699, 1323 J- 1343. 

6. wenn nad einer „Annahme an Kindesftatt“ der „Annahmever— 
trag“ wieder aufgehoben wird: 88 1765, 1768 (durch Vertrag), 
8 1771 (dur) Ehe). 

. wenn fie uneheli geboren find — und weder als eheliche „le 
miert“ noch „an Kindesftatt angenommen“ find: 88 
1719, 1736, 1757. 

Zu B: Die „Eltern“ find weder in den „perfönlichen“ noch in den „Ber: 
mögensangelegenheiten“ des minderjährigen Kindes zu deſſen „Bertretung“ 
befugt, „Minderjährige“ erhalten aljo einen „Bormund“: 

8. wenn dem Bater oder, falls der Mutter die elterlide Gewalt zuiteht, der 
Mutter durch das Vormundſchaftsgericht Die Sorge für Perſon „und“ Ber- 
mögen entzogen iſt: 8 1666 Abi. 1 und Abi. 2, 8 1686. 

9. wenn die „elterlide Gewalt“ des Baters „ruht“ (SS 1676-1678), umd 
a) entweder die Mutter tot ift (beziehentlih für tot erklärt), oder b) die 

he aufgelöft iit — im Falle b jedoch mit der AUsnahme, daß hier das 

Bormundichafisgeriht unter Umftänden die „Ausübung“ der elter- 

Iihen Gewalt, alfo aud die „Bertretung“ des Kindes, auf Die 
- Mutterzu „übertragen“ Bat: 8 1685 Abi. 2. 
10.wenn der Mutter die „elterlide Gewalt“ zwar juiteht, aber 

„ruht“: 88 1696, 1676-1678, 1686. 

geht den Eltern nur die Bertretungsmadit für die perjönlichen 
„oder“ die Bermögensangelegenheiten des Kindes, jo erhätt das Kind keinen 
Bormund, wohl aber befommt es nötigenfalls einen Pfleger: S 109. 
3uC: Der „Zamilienitand“ eines Minderjährigen ift nicht zu ermitteln, 
der „Diinderjährige" erhält aljo einen „Vormund“, 
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Anhang Rechte und Pflichten des Vormundes uf. 
Noch 11. wenn er ein jogenanntes Yindellind iſt. Cs iſt natürlich möglich, daß ei 
zu oldyes Kind „ehelih“ geboren iſt und aber unter „elterli —8 
81773 er Da man aber nit ‚ wer Der Ithaber ift und wo er fid 


det, |0 erhält Das Findelkind einen „Vormund“. Gollte der richtige 
le Mutter) nahträgli ermittelt 
erben lo erlangt ve Bormundihaft von Rechtswegen ohne weiteres ihr 


nde: $ 188 


Zu nhang 1 8 1793: WUllgemeines über Rechte und Pflichten des Bor: 
5 1793 munden Ge Antang a zu $ 1773 unter I, Il, IV, VI Seite 1013 f.). Der 
Jormund iden m äün ı ndel gegenüber er hama. 98 10, 1602 Mr an "s 

. der Bater fie dem Kinde gegenü vg ‚au 
1627, 1630. re ad a „it de der Hide 8 r z t R rt" Des „Düne ndels, — nis 
5 Geſetz aud) vie! agt, der i ertreter. In dem Rechtsverhältnis 

der , [te ater dt (5 X g nament 5 Recht und N Pflicht, Rechts 

z. 


ſchäfte all Käufe, Mietsverträge uſw.) für den Mündel a — 
ließen oder den vom Mündel jeibit zu Khließenden NRechtsgeichäften die 
„Einwilligung‘ "oder ‚Genehmigung 8 182 zu erteilen oder zu ver⸗ 
weigern, nach flichtgemahem Come en. lo ff. 5 107 ff. 164 fi. 
ad, rozeſſe der Vormund als „ eiesliher für den Mündel 
* keit wi Mündels vgl. S 2229 


Tre ü ven. — der Teſtierfä ig 
nor mund hat feine Entichliegungen grundfäßlih jeTbitän: 
Di iR EN F en. Insbeſondere iſt es ſeine (nicht: des Vormundſchaftsgerichts) 
Sache die Koſten Se die Erziehung des Mündels zu beitimmen. Nur wenn er 
ich —* eines Mißbrauchs ſchuldig macht, hat das Bormund chaftsgericht 
einzuſchreiten. Nur in gewiſſen Fällen legt das Geſetz ihm S BAAR 
. 8 1812 dreh bes Gegenvormundes), 8 1819 ff. (Genehmi 
des Vormund huftsgeriäts, ae u 8 1837), 1794 An tellung eines ie 
ers). — Bei unehelihen Kindern ie „ örge 1 ir Die merjon des 
indes „Bftege, rziehn ng) in er her Heite mi Bormund ob, jondern 
der ormund hat in bier iehung — unbeſchadet des 
Rechts ber ‚Bertretung (3 FE in einem Prozeſſe auf Herausgabe der 
Perion des Kindes negenüber einem Entführer) — nur die Gtellung eines 
PRPALE ndes der Mutter“; vgl. SS 1707, 1687 fi. Wegen der mütterlichen 
Rechte bei beuormundeten ehelichen Kindern vgl. 88 1773, 1686, 1897, au} & 1688; 
für den Vater vgl. 8 1676 a 2. Die htegeſchat fte (3.8 Kaufoerträge), die 
der Bormund „[ürdas Mündel“ abihließt, bexechtigen verpflichten nur 
Das Mündel, nicht den Bormund. Yürein Berloutben! des Vor: 
mundes“ haftet dem Dritten gegenüber (3. B. dem Käufer einer dem 
Mündel gehörigen Sahe) us Mündel; ol 164, 278. Der Bormund 
wiederum Hat Im Verhbältniffe zum ündel die Pflicht, jorsfättig 
vorzugehen. Er haftet fernerleits dem Mündel, 88 1833, 276. 


3u Anhang 46 zu 8 1807: Wegen des Reichsſchuldbuchs vgl. Reichsgeſetze 
8 1807 vom 31. 5. 1891, 8. 3. 1897, ferner E. 50, RG. 8 188, wegen des Staatsidhuld- 
buchs vgl. Kür Breupen Gefet vom 20. 7. 1883, Gefeß vom 24. Juli 1904, PrAG. 
16, ferner E Durd die „Schuldbücher“ wird den Sn nhabern von „€ o n]o: 
lidierten Reigen und Staatsanleihen“ die Möglichkeit g "Sich 
diefe Anleihen in ,„ Hulden“ zu verwandeln, jo dab aljo die fahr 
von N Berufe Diebftahl, — uſw. der Papiere vermieden wird. 


Zu ‚Anhang 48 zu 8 1807: Inländiihe kommunale Körperichaften find 
8 1807 Stadtgemeinden, Dorigemeinden, Rreisverbände, Provinzialverbände u. dgl 
Forderungen gegen dieſe Körperfchaften gelten nicht Ion an id a 
‚mündelfider“, jondern nur, wenn fie durch den Bundesrat für —* 
deificher“ ertlärt worden find. Rach der Belanntmahung des Reichskanzlers 
vom 7. zu 1901 hat der Bundesrat beichlolien: „Berbrieite Forderungen gegen 
eine inländilche fommunale Körperſchaft oder die Kreditanitalt einer fol 
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Mündel-Hypothefen — Genchmigung des Vormundfchaftsgerichts Anhang 


Körperihaft find zur Anlegung von Mündelgeld geeignet, wenn die Forde Mod) 

zungen von feiten des Gläubigers fündbar find oder einer regelmähigen Til: aut 

gung unterliegen.“ — Es geitalten ferner E. 212, 218, daß die Yandesgejehe 5 1507 

aud in 8 1807 nicht genannte „Wertpapiere“ für „mündelfiher“ erflären. Bon 

diefer Befugnis haben die Landesgeſetze nn gemadt: vgl. Preußen AG. 

74, Bayern ——— vom 9. 6. 1899 Art. 32, Sachſen Geſetz vom 

22. 12. 1899 de ürttemberg AG. 70, Baden AG. 33 Abſ. 4. Es iſt aus den 

preukiichen timmungen des PrAG. Art. 74 namentlih auf folgendes be: 

onders —— zu machen: Als mündelſicher ſind die Rentenbrieſe der 
tenbanken erklärt worden, ferner die Pfandbriefe der ſogenannten „Land— 

Ihajten“ 8. Weſtpreußiſche Landihaft“, „Oftpreußikhe Landidait“), ferner 

die amortiſierbaren Stadi⸗ Kreis:, Brovinzialobligationen, jerner die von 

Hypothelenattienbanten a ebenen jogenannten „Kommunalobligationen“, 

dagegen nicht die „Pfandbriefe” der Hypothelenattienbanten. 


Anhang 87-90 u 8 1821: Für die einem „Mündel“ zujtehenden Zu 
„Hypotheien (Grundihu ‚ Rentenichulden)“ ijt die Rechtslage nad) SS 1821, 3 1821 
1819, 1812 folgende: Will der VBormund die Hypothek fündigen, ein: 
ziehen, abtreten, Löjfcen laſſen, jo bedarf er, falls ein Gegen: 
vormund vorhanden ilt, der une Gegenvormun 
des: 8 1812, nicht der Genehmigung VBormundidhaits- 

' erichts: An bj. 2. it ar fein Gegenvormund vorhanden, 
| a bedarf der Bormund zwar nicht nad) $ 1821, wohl aber nad) $ 1812 (bi. 3) 
der Genehmigung des VBormundfhaftsgeridts Nur beim 
Borhandentein einer ‚„gemeinkhaftliden Mitvormundfhaft“ ohne Gegenvor: 
münder bedarf es der —— * Vormundſchafisgerichts nicht, ondern 
nur des Zuſammenwirkens aller Mitvormünder: 8 1812 Abſ. 3. Iſt der 
Hypothetenbrief, Grundſchuldbrief uſw. aber nach 8 1819 hinterlegt, jo bedarf 
der Vormund in jedem Falle — alſo auch beim Vorhandenſein eines 
Gegenvormundes und bei der ee Vormundſchaft 
— der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 5 1819, 


[e 








Anhang 104 zu 8 1822: 8 1822 Nr. 5 ift fo zu veritehen: die Genehmi- u 

ey er Bormundfichaftsgerichts ift erforderlih: a) zu einem Miet: oder 5 1522 

adıtvertrage (SS 535, 581; vgl. Note 103 zu 8 1822), b) zu einem andern 
das Mündel zu „wiederlehrenden Leiſtungen“ verpflichtenden Bertrage (5. B. 
einem Lebensverfiherungsvertrage), jedoh nur (a und b), falls das 
Vertragsverhältnis länger als bisnad Bollendung bes 22, Ye: 
bensjahres des Mündels fortdauern fol. — Die Vorihrift a it neben 
der MIND, der Ziffer 4 dieſes 8 notwendig, weil in Ziffer 4 nur zum 
Pachtvertrag über ein „Landgut“ oder einen „gewerblidyen Betrieb“ die Ge— 
nebmigung es ee gefordert ift, Hier dagegen in Ziffer 5 
auch zu a m andern Padt: (und Miet:) Vertrag, jofern der Vertrag eine 
gemife wer haben joll. Die Beitimmung gilt allo auch für Mietung und 
tung „beweglider“ Saden. 


Anhang 118 zu $ 1822: Weitere in dieſem Abichnitt des BGB. niht Bu 
—A — echtshandlungen des Vormundes, die der Genehmigung des Bor: 5 1827 
mundidafisgerihts bedürfen, find 5. B.: a) der Antrag auf Entlajjung des 
Mündels aus der Staatsangehörigfeit (8 1da Reichsgeſetz vom 
1. Juni 1870, E. 41 II; vgl. 5 1827 Abſ. 1), — db) der Antrag auf Eintragung 
des Mündels in das Borlenregijter (8 58 Börfengeie vom 22. uni 
1896), — c) Ermädtigung des Mündels zum Betriebe eines Jjelbitändigen 
Erwerbsgeidäafts: $ 112, — } Abſchluß von Cheverträgen: 

8 1437 Abf. 2, 8 1549, —- e) der Abfindungspertrag zwilhen dem Wor: 
mund als eter des unehelihen Kindes und dem Bater bes Kindes: 
$ 1714. Das Unertenntnisder Vaterſchaft durd einen Minder- 
er ($ 1718) bedarf nit der „ormundſchaftsgericht— 
liden Genehmigung“, aber der Einwilligung des Vormun: 
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Anhang Pflegſchaft 


Noch 


des: 8 111, — f) die Einwilligung bei der Ehelichkeitserklärung: 
Abſ. 2, — g) die Annahme an Kindesitatt: 88 17%, 1751, 


zu 81728 
$ 1822 1752, — h) Abſchluß von Erbverträgen zwiden Ehegatten: 8 2275, 


wenn einer minderjahrig ujw. ift. —- vgl. ferner Anhang 119 zu 8 1822. 
Anhang 119 zu 8 1822: Das Bormundihaftsgeriht lann in einer Reihe 


3u 
8 1822 von Fällen die zu gewillen Rechtshandlungen des Mündels erforderliche Ge: 


Zu 
$ 1909 


nehmtgung oder Einwilligung des Bormundes erjehen, 5. B.: a) bei ver Ehe: 
\hliekung des minderjährigen weiblien Mündels: & 1304, — b) bei 
der Genehmigung einer anfehtbaren Che: 1337, 1331, — c) bei der 
Ermä tigung zu Dienfjt- und Arbeitsver rien: 8 113. — 
Diefe Fälle liegen anders als die in 88 1821, 1822 erwähnten. Denn in 
1821, 1822 tritt zu der Willenserklärung des Bormundes die Dasjelbe 
tel verfolgende Willensrihtung des Gerichts. In den hier a bis c erwähn: 
ten Fällen dag tritt das Geriht dem Willen des VBormundes ent ge gen. 
Auch liegen Diet Fälle anders als die in $ 1812 behandelten, da es lid) dort 
um „Erjagder Genehmigung des Gegenvormundes“ handelt. 
hier aber um Erſatz der Genehmigung (oder Einwilligung) des „Bor: 
mundes“, der fie „verweigert“. 


Anhang 50 zu 8 1909: Pflegſchaft. 

I. Die Pflegſchaft jtellt im Degenjuse zur „Bormundihaft“ nicht, wie 
Iehtere, eine allgemeine, jondern nur eine ihränfte Fürſorge jür den Spus- 
be ir n dar. Ausnahme: Gebrehlichleitspflegichaft im Falle 3 10 J. 1. 
Die „ Megihafi“ it Tediglicd dazu beitimmt, den Intereſſen Pfleg— 
lings zu dienen, n icht den Intereſſen Dritter, 3. B. der Gläubiger des 
Pileglings, Yusnahbme: die nit in diefem Abſchnitt, jondern im „Erb: 
recht“ andelte, n icht dem Vormundſchaftsgericht, ſondern dem 
„Nachlaßgericht“ unterſtehende Nachlaßpflegſchaft: SS 1960, 1961, 1962. 
— vgl. auch Anhang 1 zu 8 1773 unter I und II, Seite 1013. 

II. Auf die Pflegihaft Finden geundiästic) die für die Vormundſchaft 
geltenden Vorſchriften entipreende Anwendung: 8 1915 Abi. 1. Es üt 
namentlich zu betonen, daß demnach aud) über die Perſon des ausaumählenben 
Bllegeis der Meijenzat u hören iſt; $ 1779. Sehr widtig ift, daß bei der 

eitellung des Pflegers ** 1915, 1789) fein „Bflidhtentreis“ vom Gericht be⸗ 
Himmt angegeben und aud) in ber ihm zu erteilenden „Beitallung“ (SS 1915, 
1791) klar vermerft wird. Denn während der Wirtungstreis des 
Bormundes „gejeglich“ feftgelegt ilt, ilt dies bei der Pflegſchaft 
nit der Fall. Cs genügt daher, wenn jemand zum „Bormund“ (ohne 
weiteren Zuſatz) beitellt wird; esgenügt aber nidt, wenn jemand zum 
„Bileger“ (ohne weiteren Zujaß) beitellt wird. Cs wird allo 3. 8. 
in der „Beitallung“ zu jagen fein: „Pfleger zweds Erbauseinander- 
ME ng für die Kinder Carl, Anton, Anna Meyer im Nachlaßver— 
fahren nad) deren am 10. März 1905 verftorbenen Mutter Amalie Meyer 
geborenen Karsten“. vgl. auch die folgenden Bemerkungen (TII). 

III. Die Pflegſchaft Hat geſetzlich auf Die Geſchäftsfähigkeit (SS 104 ff.) 
des Mündels keinen lin . Henn 9. 2. ein ge et! 
iäh Liger nad) 8 1910 einen Pl erhält, ſo bleibt die Geſchäftsfähigkeit 
des Volljährigen erhalten; vgl. die Noten zu $ 1910. Das entiprechende gilt 
für den Abwejenden, der Kal 5 1911 einen Pfleger erhält. Es iſt 
daher möglid, daß das Mündelfelbit „NRehtshbandlungen“ vor- 
nimmt, die in die Redtshandlungen des Pflegers ftörend ein: 
greifen. Dadurch können ſchwierige Rechtsfrogen en die indellen 
nad vage der Gejeßgebung unvermeidlih find. Jedenfalls ijt zweifellos und 
feltzubalten, daß neben den Redhtshbandlungen des geihäftsfähigen 
‚Mündels“ die Redtshandlungen des „Bilegers“ — natürlih nur 
innerhalb des diefem zugewiejenen „ irkungstreiies. vgl. 
oben 11 -- auh voll redtswirtjam find. Wie bet Wideritreit der 
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Rechtshandlungen die Löſung zu finden iſt, kann nur nach Lage des einzelnen 
galles beurteilt werden. Eine —e it gilt für den Prozeß: da it das 

tündel, falls ber en den Prozeß fü fuhet nicht prozeßfähig, 
Sn Er nicht in Die Prozeßhandlungen des flegers ftärend eingreifen: 


IV. Die einzelnen Fülle der „Pflegihaft” nah BeB. find: 

1. die fogenannte „Ürgängungspilegiheit" ($ 10; mus iſt — nebe ben 
der beitehenden „elterliden Gewal en beitehender 
Vormundſchaft“ — gleidgültig, ob die —ãe— über einen 

TUR HUN * wird (88 1773 ff.) oder über einen Boll: 
jähri 

—S — legſchaft — nur über Volljährige: S 1910. 

. Ben delt ie ie de haft — nur über Bolljährige: 8 1911. 


I N Leibesfrucht: 8 1912. 

—35 I den unbelannten oder ungewilien Beteiligten: 8 1913. 
je flegichaft: 8 1914. 

Andere ee: in denen eine Pflegichaft a erh werden fann, 

gibt ee — abgelehen von der unter I erwähnten, nicht sh er ſondern in 

örenden » Nadlakpilegihaft tt — nach BOB Cs find 

Idod, ae wu nn vs (ende und 55 in Kraft gebliebener eichsg etze 

— undesgeſete noch beſondere Fälle von Pflegſchaft zu er— 


7. — 5 — bei Wed Te Fü im Strafrecht (bei „J bweſen— 
bei Hod- und Bundesverraf, Strafprozeß⸗ 
nung 3 332 dis > 480, StrGB. 8 93), ferner bei — tlicher 
Saanagn Vermögens eines een gemäß 
Briiöfrafgeriisorämung. 
8. 2* Tür „Reichsbeamte“ bei „zwangsweiſer Penſionierung“ (falls 
mte nicht fähig iſt Ibſt feine Rechte wahrzunehmen, 8 62 Reichs⸗ 
beamtengeſetz vom 3 73). 
9. Beet er if in Kraft "eßtieben (weil dem „öffentliden Recht“ a 
55) die Iandesgejeklihe Pflegſchafi für Sandesheamte 
bie 5. 6 Benfionierung” (entiprediend wie Ziffer 8 für Mei: 
beamte). vgl. Kir reußen: Disgipkinargefet für vichter lid Beamte vom 
7. 5. 1851 8 58, für nic rihterliche Beamte vom 21. 7. 1852 $ 89, Penſions⸗ 
geſetz vom 27. 3. 187 2 8 90, Rommunalbeamtengele vom 30. 7. 1899 8 12. 


DAN 


31. 3. 1882 
Anhan 51 zu 8 1909: 8 1909 ee ben die_jogen. Ergänzungspfleg- 
Welt Allo: n Bällen in denen der J der elterli ewalt (Vater, 
‚vgl. 1626 ff.) oder der ra ſowohl ormundſ über 


Minderjä rige, 88 1773 ff, wie über Bolljähbrige, 88 1896 ff.) 
äh (A weienbeit, Krankheit) oder rechtlich (wegen „wider treitender 
nterefjen“ des Kindes bezw. Mündels enerteits und des Gewalthabers bezw. 
ormundes anbrerjeits, vgl. 5 181, 1690 Abi. 2, 1794 A: an der alorgung 
der zu erledigenden Angel iten verhindert. it, (das 
Mündel) einen Bil amentti ift alſo ein Pfleger — — zu 
beitellen, wenn * ar: t (Bormund Auas, dem Rinde (Mündel) 
einen „Bertrag. abichliegen will, 3. 8. Kaufvertrag, Darlehnsvertrag — 
Will das Vormundſchaftsgericht nad) & 1635, 1666 vorgehen und jtellt zu dem 
Zwede Ermittelungen an, lo it dem Kinde ‚nad den Umjtänden des 
galte s“ ein Pfleger zu — beſtellen, wie das Reichsgericht in einer neuerdings 
annt gewordenen Entſche idung EA während Das Rammergericht 
„unbedingt“ Die Beitelung eines Bllegers verlangt, vgl. Note 39 
zu 8 1635 und Note 91 zu Ein in der Praxis beſonders häufiger Fall der 
Anwendung des 5 1909 ilt die ie Erbauseinanderfehung ‚geilen dem Bater und 
den minderjährigen Kindern beim Tode der Hier (oder zwilden der Mutter 
und ben Kindern beim Tode bes Vaters); 8 1668, 1686. Hierbei ijt den 
Kindern ein Bileger, fogen. Teituntsnflegenh, zu beitellen, und zwar ge: 
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Anhang Pflegſchaft (für Leibesfrucht. unbekannte Beteiligte) 


Noch nügt im allgemeinen ein Pfleger für alle Kinder. Nur wenn die Kinder 
3 egenjeitig Verpflidtungen übernehmen Iollen EB ein Kind 
1909 Ar Das Gruntüg, übernehmen, und den andern Kindern Geld auszahlen), 
Io, m jede Bartei einen beionderen Bileger haben, weil dabei Anterejlen- 
ideritreit zwifchen den einzelnen Kindern beiteht. 


ang 74—78 zu 8 1912: 8 e ‚für eine te ek (vgl. Hierzu 
‘1 Sin nebit An Bang 2, Seite 805): ht“ im t 
inne des $ 1912 „nd nur Neihte, die las Tegıe an a been 
B. 88 844 Abi. 2, 1923 Abſ. 2, 2043 Abi. 1, 2141, 2178 — als jolde an- 
ertennt. Die Leibesfrucht ift fein ‚Rehtsjubjett“ (vgl. $ 1 und 
Noten). Karo enthält eine nicht ausge nende Ausnahmevorſchrift. Es 
iſt daher geſetzlich unzuläſſig, ieker „P den „nt, für das no unge: 
borene — zu beitellen, damit D a Ar N dene 
aus 8 1708 gegen den Erzeuger im em —X alle gie 916) 
Unzutällie ift nah Sas 2 bes 5 1912 eine 8 Ka alt een ein 
Kind, das, falls ſchon geboren, unter „e Derlihger De Sür- 
Kebe, e“ hat dann eben der Bater oder die —* usmnüber, Dede 
Jet Hal aus 8 1912 gelten die Vorkhriften über die „Berufung“ ur 
t (nal. rote 0 zu 8 1916) nit. — und ftändigleit: Zuſtändig üt 
east. das als Vormundſchaftsgeri X 1837) — 
bein würde, falls das Kind IHon geboren wäre: $ 40 RFG. — Die Pflegſchaf 
enDdigt gemäß 8 1918 Ab). 2 


30 | Anhang 79-82 zu 8 1918: Pflegſchaft für einen „unbelaunten“ oder 
8 1913 „ungewillen“ Beteiligten. Beijpie für Sat 1 des 8 1913: In einem 
Grundbuche jteht ein zu 5 Progent ve rzinsliches apital zu Gunſten „bedürf⸗ 
tiger Fräulein von der X| den Kamilier ohne nähere Bezeichnung der a 
fein“ eingetragen. Mit er. Poſt ſoll irgend eine Veränderung vorgeben, 
3. B. es Joll „Vorrang“ vor einer andern 1 oft t eingeräumt werden 
 uslesung der ray! eines ee üt aber jtets, Daß das 
nterejle der Pfleglinge (hier der „Sräulein“) wirtlih Die Be: 
tellung eines Pflegers erheildt, was im vorliegenden Falle aus hier nicht zu 
erörternden Gründen zutrifft. Ein Interelle 3. B. des im Range vortre: 
tenden Gläubigers allein oder bes Grundftüdseigen- 
tümersallein würde An ein Anordnung der „Bilegfhaft niht genügen. 
(Sn jolden Fällen ſtehen ldner von Aa deren Gläu Dige: unbe: 
annt find, andere Rechtsbe a zur Berfü gung, vg l. & 372 Sa 1170, 
1171, aber ET nidt „ — Da diele nur nter: 
eſſen des —— — ſoll.) — Zu 6a ab 2 des 8 13 vgl. 
2100, — nebjt Note 3 (ſogen. DelzendentensPflegihaft), 2105, 2139. 
1913 Sa 2 unterſcheidet F von 8 1912 dadurd), dab in $ 1913 Sat 2 von 
einem „noch nidyt einmal erzeugten” —— die Fade ilt, in $ 1912 von 
einem noch „nicht geborenen“ aber „ſchon erzeugten“. ird ein Pfleger 
für den „VNacher ben“ na & 1913 ein ‚fo Be t der Pfleger insbefondere 
darauf zu achten, daß der „Vorerbe“ feine „oronungsmäßigen Ber: 
waltung des Nadjlaf es“ (8 2130) gehörig AIn — Bon , Berufun 8 ver 
Note 90 zu $ 1916) fann hier der Nat Sade na nicht Die R 
da es ſich in $ 1913 nit um ſchon Tebende aud nur ergeugte Berionen 
handelt. — Zuftändigfeit: Zuſtändig ijt das ih, in deffen Bezirk das Be 
dürfnis der „Fürforge“ Hervortritt (8 41 RFG. 


Bu Anhang 1 zu 8 1922: I. Das „Erbrecht“ a tm fünften Buche des BGB. 
$ 1922 hehandelt. Zur Einführung feien folgende allgemeine Bemerkungen voraus: 


geſchickt 
Das „Erbrecht“ des BGB. befaßt ſich nur mit dem für alle 
Kreije Des Boltes geltenden Rechte. Die bejonderen Vorſchriften für die 
amilien der Zandesherren, des mittelbaren hoben Adels, ferner 
über Zamilienfideitommifje, Lehen: und Stammgüter, 
Rentengüter, Erbpadtredt, ferner über das in manden Landes: 
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Erbredht (Allgemeines) Anhang 


teilen En Anerbenredt in Anfehung ländlidder Grundſtücke (büäuer- Noch 
liches Erbredt), ſowie für gewille ritterIhaftlide Kamilien ber zu 
preußifchen Rheinprovinz find den Landesrechten vorbehalten. E. 57—64, $ 1922 
216. Aud für das Erbredt „juriftifder Perjonen“ und Mitglieder 
„teligiöjer Orden“ gelten bejondere landesrechtliche Vorſchriften. E. 86, 

ih Einen — über das „Erbrecht“ des BGB. ergibt das Inhaltsver⸗ 

zeihnis zum V. 

Auch die Zivilprogeßordnung und die Kontursordnung enthalten zahl: 
reihe das „Erbredt“ un Beltimmungen, von denen die wichtigſten 
bei den betreffenden 58 des BGB. erwähnt werden jollen. 

Über die Beerbung von Deutichen im Auslande und von Yusländern 
in Deutihland handeln E. 2 . | 

B. Bon dem Berfahren in — achen handelt RFG. val. 88 72—08 
in Verbindung mit den allgemeinen orihriften SS 1—34 und den Schlukbe- 
itimmungen, 88 192—-195 daſelbſt. rvorgehoben ſei hier nur, daß nad) 
2,72 für die im BGB. dem „Nachlaßgericht“ obliegenden Verrichtungen die 

mtsgerichte zuständig find, ſoweit nicht in den einzelnen Staaten durch Lan: 
desgeſetz jene ungen anderen Behörden übertragen jind (E. 147, 

ner $ 199-195 FG. ae Breußen vgl. PrFG. Art. 19 ff.). Wo die 

mtsgerihte, wie 5. B. in Breußen, ſachlich zultändig find, ijt im einzelnen 

Ile „örtlich“ zuftännig das Amtsgericht, in deilen Bezirk der Erblaffer zurzeit 

ines Todes feinen Wohnſitz oder in Ermangelung eines joldyen ſeinen 
Aufenthalt hatte. ngl. 8 73 A wo noch weitere Beitimmungen betr. 
In A onhe Zujtändigfeit” gegeben jind. Über „Wohnſitz“ vgl. $ 7 BGB. 
ne nhang. 

C. Das Erbrecht des BGB. gilt für alle nach dem 31. Dezember 1399 
eingetretenen Erbfälle (Todesfälle). Für die erbrechtlichen Verhältnilfe, wenn 
der Erblajfer vor dem 1. Januar 1900 geltorben üt, bleiben die jrü 

eren Geſetze mahgenene. Dieje jowie einige andere Ubergangsvorſchriften 
effend das „Erbrecht“, insbefondere betreffend die vor dem 1. Sanuar 
1900 erridteten Berfügungen von ee (Tefta: 
mente, Erbverträge) einesnad dem 31. Dezember 1599 ver- 
terbenden Erblajjers enthält E. 213—217. 


TI. Das Weien des Erbredts. An der Spike des Erbrechts Des BGB. 
iteht in 8 1922 der Gab: 

Mit dem Tode einer Perſon (Erbfall) geht deren Vermögen 

(erbte) als Ganzes auf eine oder mehrere andere Perjonen (Erben) 

über (unbejhadet des Redts, die „angefallene" Erbihaft 
auszuſchlagen. 88 1942, 1952). | 

= Die „Rechts fähigkeit“ des Menſchen beginnt mit der Geburt ($ 1), 

Ds naturgemäß mit dem Tode; aber die Rechtsverhältniſſe auf 

m Gebiete des Bermögenstedts, in denen der Menſch bei Lebzeiten 

itanden bat, feine „Aktiva“ und „PBalfiva“, bleiben in dem Zuitande, den 

ie bei feinem Tode hatten, beitehen, joweit fie nicht ausnahbmsmweije 

durh den „Tod“ erlöfchen ;*) fie werden vom Geſetz in ihrer „Ein: 





*) Es erlöfhen duch den Tod nah näherer Beitimmung 
der beigelegten 88 nebit Noten: 3. B. Leibrente (8 759), Leibgedinge (PrAG. 
Art. 15 88 2, 10), Unterhaltsaniprüche 1615), Nießbrauch (8 1061), Auf: 
trag ($ 673), Geſellſchaft (8 727). Dien t ($ 613), der Aniprud auf 
„Schmerzensgeld“ a 847), der in 8 1300 bezeichnete denserſatzanſpruch 
einer verlaſſenen Verlobten, die Vereins-Mitgliedſchaft (8 a das Vorkaufs— 
recht (8 514). Herporgehoben Sei: Die Bfliht zur Unterhalts— 
Bench ung an Berwandte auf: oder abjteigender Linie erliicht 
durch den Tod des Verpflidteten (88 1601, 1615); dagegen erlijicht 
nicht durch den Tod des Verpflichteten die Unterhaltspflidtt des geidhie- 
denen Ehegatten (88 1578, 1582), die es. des unehe— 
lihen Baters ($ 1712). Die Shadenserjagpflidht aus „uner 
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a heit“ win ein „Ganzes“ (universitas) unter dem Namen „Erbſchaft“ 
(Nachlaß ) zujammen Iten fe jehen als Ganzes" im Wege der Geſamt⸗ 
s 1922 ober Unser olge über enſatz üt „Sondernadhjolge“ 
ies auf einen. ei es auf mehrere Erben, deren 
—— —— el Bermögen (vgl. 88 2032 ff.) der Nachlaß wird. Det 
die Erben find in bezug au das Vermögens, Ganze“ des Erblaſſe 
deilen „Erfagmänner“; er bezw. fie n die vermögenstedtliche 
fönlichkeit des Erblaſſers gewiffermaßen im fi} fort. 


Die Folge giekr —— —* beim Tode eines Menſchen deſſen ver⸗ 
mögensreihtliche Verhättnil € als 3es“ zufammengehalten werden, il, 
daß jeder Menſch eine , har t“ Hintert akt, auch wenn er „nur S & u 
den“ hat, und einen A en, der, falls fein anderer vorhanden, Der Fis- 
tus iſt (8 1936), und zwar ordnet das BGB. die Sache dahin, dat dem Erben 
die Erbſchaft Re ohne jein Wifien und Wollen d. h. ohne daß es einer An⸗ 
nahme-Erklärung des Erben bedarf, im Augenblide des Todes des Srblaliers 
kraft Geſetzes von jelbit „anfällt“, unbeſchader des Rechtes, ne fo erwor 
Cr jSal „auszuichlagen“, bis fie an den Fiskus oder — iſſe an — 2) 
Fiskus Berechtigte (E. 138, 139 alt, der lie nicht ausihl agen ne (5 1992 
„Der Iote erbt den Lebendigen. “ „Erbſchaft ruht nicht t Ger AN 
nie „perenlos. “(C) Zu unteriheiden von der „Ausiälagung“ de 
ift der „Erbverzicht“ vgl. 8 2346 nebit Note 2 

Aus dem Grundfaße, daß der Erbe der ‚Selena nn“ des Erblaſſers in 
bezug auf jeine mie nste (ice n Berhältnifle üt, —8 ferner, Pa alle 
anderen an der Erbihaft —2— ten Perſonen, insbeſondere die Vermächt⸗ 
nisnehmer und die Pflichtteilsberechtigten, „Gläubiger“ des Erben find (vgl. 
8 1967 und Roten, ferner 2174, 2176, 2303, 2304, 2317). Es gibt alio im 
Keugen Sinne feine Bi ichtteils: „Erben“ ‚ fondern nur Pflichtteils⸗Berech⸗ 


IIT. Wer it Erbe? A. Inerjter Reihe erbt, wer Durch eine vom Erb: 
loiler erriätete „Verfügung von Todeswegen“ berufen iſt. Cs gibt 2 Arten 
Verfügungen von Todeswegen: a) das „Teitament”, d. i. eine einfeitige, 
jederzeit widerruflide ‚Verfügung von Todeswegen“, daher auch „I 
willige „Berfügung“ genannt. 88 1937—1940, 2064—2273. — b) ber „Erb: 
vertrag“, d. i. eine zweiſeitige, bindende „Verfügung von Todes⸗ 
wegen. 88 1941, 2274 ff. 

Mo im Gefeb der Ausdiud „[egtwillige Berfügung“ vorkommt. 

iſt Daher immer die einſeitige, widerrufliche Verfügung von er 
gemeint. Es fönnen jedod) Tolche widerruflide Verfügungen nit 

in einem „Teſtamente“, jondern un in einer „Erbvertrags:Urtunde“ Pi 
troffen werden; dadurch erhalten fie aber nit bindende Qertrags. 
Natur ſondern bleiben „widerruflich“. vgl. SS 2278 Abſ. 2, 2299 
nebjt Noten. 

Ein Vertrag, durd den ji) jemand verpflichtet, ein Teitament 
Erbvertrag) , uerridten“ oder , iht auerrihten", „aufzu: 
eben“ oder „ni j' aufzuheben it nidhtig (8 28302). „Der letzte 

ille weiß von feinem Zwang“ 

Einen vom Festi ff it Funt“ verſchiedenen Begriff Kodizill kennt 


das Geſetz nicht mehr. 
in nicht jeltener Fall ilt, daß durch Teitament oder Erbvertrag mehrere 

Perſonen nicht gleiäigeitig jondern nad einander zu Erben berufen find 
(Borerbe — Nacherbe), ;. %. der Ehegatte ijt Vorerbe — die Kinder find Rad- 
erben. Über Diele togen. „Tibeitommiffarch e Subftitution” SS 2100 ff. 

B. Wenn fein „ZIeitament“ oder „Erbvertrag“ vorliegt, oder wenn der 
Darin Eingejegte nicht Erbe wird, 3. B. weil er den Erbfall nicht erlebt 
laubten Handlungen“ erliiht nit, wie mandmal in Laien: 
freilen a ngenommen wird, Durch den Tod des Täters, jondern geht auf 
deſſen Erben über 
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(8 1923) oder die Erbſchaft ausſchlägt (88 1942 ff., 1963), oder wenn ihm 

die Erb or wegen Unwürdigleit entrillen wird ($ 2344), jo tritt Die 

—— (a Se Fi Berwandten und des Ehegatten, in letzter Qinie des 
sius ein 1 .). 

di C. Zum Ausweiſe des Erben dient der Erbſchein. 2853 ff. - 

D. Es ift vorftehend unter A gejagt, daß in eriter Keihe Die vom Erb: 
laſſer getroffene „Verfügung von Todeswegen“ (Teitament, Erbver: 
trag) Kür die Rechte der Uberle an feinem Nachlaß maßgebend ift, und 
bah Die Beieblinen Erbe Kerr und Ehegatten) erit zur 
Erbſchaft berufen find, wenn fein Teitament oder Erbvertrag fie ausſchließt. 
Das Net des Erblaflers, über jein Vermögen von Todeswegen frei de 
verfügen, it jedoh beſchränkt durch das Fflichtteilsrecht feiner „Ab⸗ 
fömmlinge“, feiner „Eltern“ und feines „Ehegatten“. SHierüber vgl. 8$ 2303 ff. 


IV. Geſetzliche Erben find: 

A. die Berwandten des Erblaſſers in durch Die 1924—1930 be: 
immten Ordnungen. Über Verwandtſchaft“ vgl. $ 1589, 1590 und 
oten, insbefondere die dort gegebene Zeichnung Seite 1010; 

B. der Ehegatte des Erblaljers 1931 1): und zwar: 

a) als Miterbe: neben den tömmlingen (Kindern, Enteln, 
Urenteln ujw.) des Erblaſſers er neben den Eltern des Erblaflers 
und deren Abkömmlingen (Ge iltern, Neffen und Nichten, Großneffen 
und Großnichten ufw. des Erblajiers) ſowie neben den Großeltern 
-des Erblaliers, 

b) als Alleinerbe: wenn der Erblaffer andere Verwandte als die 
unter a chneten hinterläßt; Tanten und Ontel, Coufins und Coufinen 
des Erblaſſers und deren ömmlinge werden aljo durh den Che: 
gatten des Erblaflers von der Erbſchaft gänzlih ausgeihlojlien. 

MWenn fein Ehegatte als gejehlider Erbe vorhanden ijt, erben die 

ass At unbegrenzt bis in die entfernteiten zu ermittelnden 
. Wenn feine Berwandten und fein Ehegatte vorhanden find, iſt der 
Fiskus geielicher Erbe (5 1936). 

Die ım BGB. Feitgejehte „Erbfolgeordnung der Verwandten“ beruht 

auf dem, wie man annimmt, aus dem alten Deutihen Rechte ftammenden 


Berwandte, die mit dem Erblaſſer die näheren Stammes: 
eltern gemeinjam haben, ſchließen ſolche Verwandte aus, 
die Dvurh entferntere Stammeseltern mit dem Erblaſſer ver: 
bunden find (Erbfolgeordnung nad) PBarentelen oder Sippen). 

Die erfte Ordnung veiteht demnach aus den Abkömmlingen des 
Erblaffers, — die zweite Ordnung aus den Eltern des Erblallers und deren 
Abtömmlingen (Geſchwiſtern, Neffen und Nidhten ufw. des 

>); — die dritte Ordnung aus den Großeltern des Erblajlers und 
deren Abfömmlingen (Öntel und Tanten, Coufins und 

Couſinen des Erblajlers), — die vierte Ordnung aus den Urgroß: 

eltern des Erblaillers und Deren abtömmlingen — ulm. So 

lange ein Berwandter einer vorhergehenden Ordnung vorhanden 
ift, find die Verwandten der folgenden Ordnungen nit zur Erbfolge 
berujen ($ 1930). Das Nähere über die Reihenfolge der Berufung zur Erb- 

Ihaft innerhalb der zu „derſelben“ ErbfolgeOrdnung gehörenden Berionen 

vgl. 88 19241929. 


Anhang 9 zu 5 1924: Beilpiele: Nach der Fe (Seite 
1010) würden geleglide Erben eriter Ordnung (ter eriten Parentel) 
von b nad dem Grundjage des $ 1924 Abſ. 1 alle dort verzeichneten 
‚Ablömmlinge“ fein, joweit fie zur Zeit des Todes von b lebten (vgl. $ 1923), 
d. 5. in der Zeichnung nicht durdftriden find; allo: die Söhne d c, bie Entel 
k, 1, p, die Ur= bezw. Ururentel r, s, t, u, z, v (unebelides Kind der Entelin q 


vgl. Note 8 zu 8 1924). 
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8 1924 
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Anhang Geſetzliche Erbfolge | 


Noch Dieſer Grundjſatz wird aber durchbrochen durch die Vorſchrift 
zu des 8S 1924 Abſ. 2, wo die dem Grade nah entjfernteren Abkömm— 

8 1924 linge von der Erbſchaft ausgejhlojjen werden durd den dem Grade nad) 
näheren „lebenden“ Abtömmling, von dem fie felbit abftammen. Es 

wurden aljo nad der Tafel Erben „erſter Ordnung“ von b tatfüädhlid 

nur: die Söhne d, e, der Entel p, der Urenfel v und die Urenkelin z, letztere 

jedoch (fie ift die Tochter von mı n, die 9 als Coufin und Coufine geheiratet 

haben) nur injoweit, als fie durch ihre Mutter n mit b verwandt ift, 

nicht aber injoweit, als fie durd) ihren Vater m mit b verwandt iſt, denn 

in dieſer Richtung wird fie durch ihren noch lebenden Großvater d, der felbit 


Erbe von b ilt, ausgeiählaiten. . 
Wenn 3. 8. d die Erbichaft Ah t ($ 1953) oder für erbun:- 
würdig erllärt ift ($ 2344), oder du Zelameni des Erblaſſers von der 
Erbſchaft MNusgeſchloſſen iſt 5 1938), jo fallt nad) den angeführten Vor— 
Ihriften jein Erbteil an feine Abtömmlinge nad) ben voritehend argelegten 
Grundfäßen. t aber, d durch Vertrag mit der no lebenden Erb 
laſſerin b auf ein Bee Erbredt nad ihr „verzichtet“, jo eritredt 
1 die Wirfung dieſes Berzjidtes, lofern nit ein anderes be- 
timmt ift, auh auf kine Abtömmlinge ($ 2349). 

die Teilungsgreundfäge in der „eriten Ordnung“ trifft 8 1924 
Abſ. 3 und 4 Beitimmung. 

Neben den vorbegeihneten „Ablömmlingen“ der Erblallerin b ift gemäß 
8 1931 deren überlebender Ehegatte a gefeglider Erbe zu 4. 

Nach) der in bezug genommenen Berwandtidafts:-Tafel find alſo geſetz⸗ 
lie Erben der b folgende Berionen: azu %,d zu U, e gu %,z,Pp, v zu je Yır- 
Angenommen nun, d hätte ausgeſchlagen oder wäre ſchon vor b gejtorben, }e 
würden feine Abkömmlinge an feine Stelle treten, und es würden von feinem . 
erheiten: k und 1 je !/ıg, r und s je !/ss und z, die bereits nach obigem (als 

tömmling der vorverltorbenen f und n) !/,, erhielt, würde als ge itiger 
"8 von d außerdem !/ıs erhalten (vgl. 1927, 191), aljo zu: 
ammen 7/g. | 

Ein anderes Beilpiel nad) der Verwandten-Tafel: Angenommen, d wäre 
geitorben und es handelte fih um feine Erbihaft, die von s, jo weit fie ihn 
trifft, ausgeſchlagen wird, jo erben: die Ehefrau c %, k und I je 35, r a 
t und u (an Ötelle des s) je 64, z Pıe- J 

Ein weiteres Beiſpiel: Angenommen, d wäre geſtorben und es handelte 
ih um feine Erbichaft, die von s, ſoweit fie ihn trifft, ausgelchlagen wird, und 
angenommen ferner, | wäre bereits vor dem Erblalier d geitorben, jo erben: 
die Ehefrau c Y, k Io, r 8/32, t und u je ’/,, (nämlih an Gtelle von s und |, 
vgl. 88 1927, 1951), z ıe- 


Zu Anhang 11 zu 8 1925: Beilpiele nad) der Berwanbtihafts - Tafel 
F 1925 (Seite 1010): Angenommen, k wäre geitorben und es handelte fih um feine 
Erbſchaft, jo würden geiestihe Erben der „weiten Ürdnung“ (zweiten 
Parentel) nah dem Grundfage des 5 1925 Ab]. 1 fein: die Elterncd 
und deren Abtömmlinge, foweit fie zur Zeit des Todes Des k nod) 
leben (vgl. 8 1923), d. 5. in der Tafel nit durchſtrichen find, alſo die 
Schwelter !, die Neffen und Nichten r, s, t, u, z. 
Diefer Grundſatz wird aber durchbrochen durg die Vorſchrift 
des 8 1925 Abſ. 2. Es wurden alſo Erben der „zweiten Ordnung“ tat: 
ſächlich nur die Eltern c d. Neben den Eltern und deren Ablömmlingen 
ift der Ehegatte des k (der auf der Tafel nicht verzeichnet ilt) gemäß 8 1931 
Abſ. 1 gejeßlicher Erbe zu %, abgeleben von dem ihm nad 1932 außer: 
dem gebührenden Boraus. Es würden aljo im vorliegenden Beilpiel erben: 
der E tte des k nad) Empfang des „Voraus“ %,, die Eltern des k je 4. 

ngenommen, die Mutter c wäre bereits v or dem Erblafler k geftorben, 
jo würden nad) voritehendem und gemäk 8 1925 Abſ. 3 erben: der Ehegatte 
des k (abgefeben von dem „Boraus“) '., der Vater d 4, r und s je !u 
1 1/o, z Lie 
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Geſetzliche Erbfolge Anhang 


. Angenommen, k wäre unverheiratet gemweien und die Elten cd Nod 
ſowie der Neffe s wären vor ihm geftorben, jo würden erben: r %, t und u gu 
(an Stelle des s) je !s 1 %, z%. Kalls | die Erbichaft ausgeihhlagen hätte $ 1925 
($ 1953), würden erben: r *, t und u (an Stelle von s und | vgl. SS 1927, 

1951) je %, z M. 
Ungenommen, z wäre geitorben und von jeinen Eltern lebte noch Der 
en lo würde nad 8 1925 Abſ. 3 le&ter Sat der Water m Allein— 
t n. 


Angenommen, q wäre kinderlos (aljo nach v geitorben) und es wären 
nicht bloß die Mutter f, jondern aud) der Bater z jowie die Nichte z vor ihm 
geitorben, [jo würden gemäß 8 1925 Abi. 3 eriter - Erben von q fein: der 
vollbürtige Bruder p und die Halbbürtigen (Stief-)Geſchwiſter w, x, und es 
würden erhalten p #',, w und x je 3. Es — alſo Boll: und Halb: 
bürtigleit der Geſchwiſter feinen — ied in Der „Erbfolge, 
ſondern nur im „Erbteil“, weil die Bollbürtigen „an die Stelle“ 
von zwei Erben (Vater und Mutter) treten, während die Halbbür: 
tigen nur.an die Stelle eines Erben (des gemeinichaftliden Vaters oder 
der gemeinjchaftlichen Mutter) treten (vgl. SS 1927, 1951). 


Anhang 13 zu 8 1926: Beilpiele nach ber Berwandtidafts= Tafel Yu 
— 1010): Angenommen, 2 ſtirbt un verheiratet, jo erbt, da ihre z 1926 
ltern m n ohne Hinterlaſſung von weiteren Abkömmlingen bereits vor ihr 
geiioeben find, die „nritte Ordnung” gemäh $S 1926. Es leben die päter- 
iden Großeltern c d und der mütterlidie Großvater &, während die mütter- 
(ide Großmutter f früher veritorben iſt Mürde auch lektere noch leben, jo 
würden erben: c, d, f, gje %. Wäre z verheiratet geweien, jo würden 
im joeben angenommenen galle erhalten: der Ehegatte der z (abgejehen von 
dem „Boraus“) %, die Großeltern c, d, !, g je %. 


Angenommen, # binterließe einen Ehegatten und im übrigen die 
in der Tafel en Verwandten, jo würden erben: ver Ehegatte (abge- 
ſehen von dem „Boraus“) zunächſt die noch lebenden Großeltern väter- 
licherfeits c d je %, der noch lebende Großvater mütterlicherjeits g das 
nah 8 1926 an ſich den Abtömmlingen der verjtorbenen mütter- 
liden Großmutter f zufallende 4 erhält nemäk $ 1931 Abi, 1 Sat 2 der 
Ehegatte der z, da er, wie oben gejagt, die Ubtömmlinge von 
Großeltern ausſchließt; ter Ehegatte der z erbt alio außer dem 
„Boraus’ „4+%k=%. 

Angenommen, z binterließe einen Chegatten und feine Großeltern 
c, d, f, g wären ſämtlich tot, fo erhielte gemäk $ 1931 Abi. 2 der Ehegatte 
die ganze Erbidhaft. 

Angenommen, z ftirbt unverheiratet und hinterläßt im übrigen 
die in der Tafel als noch lebend verzeichneten Nerwandten, von denen d und g 
die Erbſchaft ausichlagen, jo erhalten: die väterliche Großmutter c %, Onkel k 
und Tante | je !/,,, Die Coujins r, s je !/,, Ontel p ®/,,, Coufine v %,, Ontel w 
und Tante x je !/i; Der Unterſchied zwilchen p v einerfeits und w x anderer- 
keits folgt daraus, dag Erblafjerin » mit vo v Durd die mütterlichen Groß— 
eltern f g (vollbürtig) verwandt, dagegen mit w x nur durch den mütter: 
lihen Großvater g (halbbürtig) verwandt ijt (vgl. S$ 1927, 1951). — Menn 
in dem joeben dargelegten Beilpiele der die Erbſchaft ausichlagende väterliche 
Großvater d feine weiteren Ablömmlinge hätte, jo würde die Großmutter c 
feinen Erbteil, alfo im ganzen %, erhalten. 

Angenommen, z ftirbt unverheiratet und die väterlichen 
Großeltern c d wären vor ihm ohne Hinterlafjung von Abkömm— 
Lingen geltorben, jo erbt nicht etwa der noch lebende Urgroßvater a (dieler 
kommt erft in der „vierten Ordnung“), jondern die ganze Erbidhaft fällt 
an die mütterliden Großeltern fi g bezw, beren Abkömmlinge. 
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Anhang NRachlafiichulden („Vor“ Erbſchaftsannahme — liberlegungsfrifi) 


3n Anhang 1 zu 8 1967: Haftung des Erben für die Nachlahverbindlich⸗ 
5 1967 geiten: Die diesbezüglichen Vorfhriften der 88 19672017 find für das 
praktiſche Leben von der allergrökten Wichtigkeit. Yalt jeder Menih kommt 
einmal in die Lage, einen Angehörigen zu beerben und fi) die Frage vorzu: 
legen, ob und inwieweit er für die Shulden kines Erblaſſers mit 
feinem eigenen Vermögen bafte, und was zu tun fei, um durch die Erbſchaft 
nit in Schaden zu fommen. Aber nicht bloß für den Erben, jondern ebenfo 
für die Nahlakgläubiger find jene Borichriften von Bedeutung, damit ihnen 
nit der „aahblungsfühige" Nachlaß Durch einen „überfhulde:- 
ten“ Erben und deffen „igene“ Gläubigerentzogen werde Die 
Erfaſſung des inneren Zujammenhanges und das Berftändnis der zahlreichen 
Einzelheiten der diesbezüglichen, im BGB., der ZPO. und der KO. zerjtreuten 
Gejegesbeitimmungen ift felbjt für den Juriſten feine leichte Aufgabe. Im 
folgenden ſoll eine gedrängte Tarjtellung der Grundzüge der Lehre ge- 
geben werden unter Hernorhebung deilen, was vom Standpunlte des Erben 

und was vom Standpunfte der Nadlakgläubiger zu beachten it. 


Über den Begriff der Nahlakverbindlichleiten vgl. S 1967 Abi. 2 und 
Note 2 zu $ 1967. — Zu folgendem vgl. die Inhalisüberfiht Seite 600 Note 1. 


A. Aus der Auffallung, daß die —— (Aktiva und ‚Pafion) 
als ein einheitliies Ganzes zufammengebalten wird und in diefer Weile 
auf den Erben über (vgl. Seite 1023 Tf.), ergibt fi) als natürliche Folge, daß 
an ſich und zu nächſt u lange der laß „unberührt“, d. 5. fo lange 
ie Erbſchaft vom Er „nit angenommen“ und Dadurh mit feinem 
eigenen Vermö „nermifcht“ ift (vgl. unter C im Anfang), Die 
Fallioa Des Nayla es auf feinen Aktivis ruben, d. h. daß für die Nach— 

aßverbindlidfeiten zunädft nur der Nadhlaß, diefer aber 
au anz und gar, haftet, und daß aus leßterem Grunde die eigenen 
Gläubiger des Erben zunädlt feinen Zugriff auf den Nadılak 
haben. Diejer Gedanke it im 8 1958 BGB. und folgenden Vorſchriften der 
3PO. zum Ausdrude gelangt: 


8 778. So lange der Erbe die Erbihaft nicht angenommen hat, ift eine 
Zwangsvollitredung wegen eines — der ſi en den Nachlaß 
richtet, nur in den Nachlaß zulällig (vgl. 747—149 368. 

Wegen eigener Berbindlichleiten des Erben iſt eine Zwangsvollitrefung 
in den Nachlaß vor der Annahme der Erbichaft nicht zuläſſig. 


s 79. Cine Zwangsvellftredung, welde zur Zeit des Todes des 
Schuldners en dieſen bereits begonnen hatte, wird in den Nachlaß des⸗ 
lelben fortgeiest. 


B. Wenn der Erbe 19 mit den Nachlaßverbindlichkeiten 

gar niht befajjen will, 3. B. weil er von vornherein weiß, daß der 
— überſchuldet it, je ift das siehe Mittel Hierzu, daß er die 
ihm angefallene Erbſchaft ausihlägt (58 1942 ff.). Hierzu gibt ihm das Gejek 
eine Friſt von 6 Wochen nad) erlangter Kenntnis von dem Erbfalle Er kann 
jedoh niht mehr ausjhlagen, wenn er die Erbſchaft bereits „ange: 
nommen“ hat, ſei es ausdrüdlid, fei es dDurd irgend we et: 
tennbare Betätigung des Annahmemwillens; die „Bejorgung von 
Erbimaitsge) äften“ iſt jedoh niht ohne weiteres els ‚An: 
nahme“ der Erbſchaft zu deuten ($ 1959), jondern es iſt dies int einzelnen 
Falle nad den Umjtänden zu entideiden. Mit dem Ablauf der ſechs— 
wödhigen Friſt gilt die Erbichaft, wenn feine Ausſchlagung erfolgt ift, 
ohne weiteres trajt Gejfegesalsangenommen ($$ 1943 ff.). Tum 
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des Erben dienen die Vorſchriften 8 1961 BGB. und $ 779 Abi. 2 3 
jtellung eines Nachlaßpflegers bezw. Vertreters). 


| C. Sobald der Erbe die ihm „angefallene“‘ Erbihaft „angenommen“ 
bezw. n icht innerhalb 6 Wochen ausgeihlagen (88 1942—1944) und 
dadurd kin Vermögen mit dem Nadlak „nermijcht” hat, haftet er für 
die „Nachlakverbindlichleiten“ grundſätzlich unbeſchränkt, d. b.niht nur mit 
dem Nachlaſſe, jondern au mit feinem eigenen Bermögen 
(88 1967 Abſ. 1, 2058). Es ijt dies die naturgemähße Folge der einge: 
tretenen „Bermilhung“ beider Wermögensmalfen zu einem Ganzen. 
Es haben aljo die Nahlakgläubiger Den Zugriff auf Das eigene Dermögen 
bes — und die eigenen Gläubiger des Erben den Zugriff auf den 
achlaß. 
Die ſtreng Durchführung dieſes „Grundjages“ würde jedoch zu 
ofen Härten für den Erben "ihren, . 8. wenn er im Vertrauen auf die 
au anglichteit des Nachlaſſes die Erbſchaft angenommen bezw. wenn er bie 
Yus ungsfrift verſäumt hat (88 1943, 1944). Andererleits bedürfen auch 
die Nadlakgläubiger des Schutzes gegen die „Vermiſchung“ der zahblungs: 
fähigen Erbihaft mit dem ü erihuldeten eigenen Vermögen des 
ben, damit ihnen der Nachlaß nicht durch Die eigenen Gläubiger des Erben 
entzogen werde. 
Das BGB. gewährt daher zum S 
a) fowohl des Erben gegen die „unbeihräntte‘ Haftung (mit feinem 
eigerren Vermögen) E r die Rachlaßrerbindlichteiten. als au 
b) der Nadlakglaubiger gegen die „Bermilihung“ des zahlungs— 
fähigen N Nachlafles “ (auf dem ihre Forderungen ruhen) mit dem 
übe N Huldeten „eigenen Vermögen“ des Erben 
Rechtsbehelfe. deven Anwendung zur Folge hat, dab Die Bermilpung 
der beiden Bermögensmalien rüudgängig gemadt wird und die „Abjon- 
derung des Nachlaſſes“ von dem ührigen Vermögen des Erben 
eintritt. ss 1975, 181 BGB., 214 ff., 217 RO. und 8 784 3P0. 
Die Folge Diefer Ordnung der Haftung des Erben ilt, daß die pr den 
Nachlaß d. h. auf die „ererbten Gegenftände" beihräntte Haftung 


des Erben im praktiſchen Leben die wegel, die unbeihräntte Haftung Die - 
t 


Ausnahme if. Man fann jagen: Der Erbe haftet für die Nachlakverbindlid- 
feiten zwar grundiähnig „unbeihräntt“, aber im einzelnen Falle „beichränt: 
bar“, d. h. mit der Möglichkeit, Dur Anwendung gewiljer Rechts— 
behelfe“ feine Haftung auf den ch ubeihränten. ieje 
—— verliert jedoch der Erbe, und er haftet „unbeſchränkt und unbe 
Ihräntbar“ in den Fällen der Note 83 zu 8 2013, welche Gejehesbeitimmung 
die Folgen der unbeihräntten Haftung Beftte t. . 

Über die bejonderen Vorſchriften betreffend die Haftung des Erben des 
Inhabers eines „Handelsgeihäfts“ Tür die „Beichäftsichulden“ vgl. unter K. 


D. Drei „Rechtsbehelfe“ gibt (unter der zu F zu behandelnden Voraus⸗ 
jegung) das Geje dem Erben, um jeine Haftung für die Nachlakverbinplid 
fetten „auf den Nachlaß“ zu beichränten, und zwar allen Nadlakgläubigern 
gegenüber (vgl. die Wusnahbme in $ 2063 Abi. 2 und 8 2144 Abi. 3): 

1. die Nadjlakverwaltung d. h. die „Nachlaßpflegſchaft zum Zwede der Befrie- 
digung Nachlaßglaͤubiger“ 1975—1988), eine den früheren Rechten 
unbelannte Einrichtung des BOB. 

2. den Nachlaßkonkurs (&s 1975, 1988, 1989 BGB. und 88 214—235 KD.). 
Der „Nachlaßkonkurs“ ericheint als der gegebene Weg, wenn der Nachlaß 
„ü berſchuldet“ ilt. it letzteres zweifelhaft oder ift der Nachlaß zwar zah— 
lungsfähig, feine Berhältnille find aber. jehr verwidelter und ſchwieriger 
Natur oder es liegen jonitige Gründe (3. B. Pietät gegen den Erblafler) 
vor, aus denen der [ofortige Antrag auf Racah- Konkurs nicht ange: 

meſſen ericheint, jo iſt die unier gerichtlicher Leitung ftattfindende „Nachlaß⸗ 
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Anhang Nachlaßſchnlden (3 Rechtöbehelfe des Erben) 


Noch 
au 
8 1967 


Berwaltung“ das geeignete Mittel, eine dem Gejek entiprechende, den Erben 
von feiner Berantwortlidhteit gegenüber den Nadlaß: 
gläubigern beftreiende, die Radlabgläubiger gegen Unredlichkeit 
oder Geichafts- und Gejetesunfenntnis des Erben |[Hü Bende Verwaltung 
und „Bereinigung“ des Nachlaſſes herbeizuführen. Sobald der „Erbe“ 
oder im Falle der bereits eingeleiteten Nadjlagverwaltung der Rachla ßz⸗ 
verwalter“ von einer vorliegenden Überfhuldung des Nadlafies 
Kenntnis erlangen, haben fie zur Vermeidung eigener Berant- 
wortlihleit unverzüglid die Eröffnung des Nachlaß-Kon- 
turfes zu beantragen (88 1980, 1985 Abi. 2). 
3. Wenn die „Nachlaß⸗Verwaltung“ oder der „Nachlaß⸗Konkurs“ mangels die 
Käöſten dedender Maſſe nicht tunlich find, jo bleibt als Hechtsbeheif Des 
Erben zur Geltendmachung der auf den Nachlaß „beidräntten Haf— 
tung“ für die Nahlapverbindlichleiten übrig: J 
Die Herausgabe (Preisgabe) des Nachlaſſes zum Zwede der Befrie⸗ 
Bigung Der Nadhlakgläubiger im Wege der „Zwangspollitredung” äß 
1990, 1991, mit anderen Worten: Erbe verwei ! ert die rie⸗ 
digung der Nachlaßgläubiger inſoweit, als der Nachlaß nicht aus- 
reiht, was der Erbe „beweifen“ mu re der Unzu— 
Tänglidfeit Des ahlafjes, ııhöpfungs-Abzugs- 
CGinrede), und überläßt es den einzelnen Nahlakgläubigern, falls fie 
fi ihre Forderungen nicht ohne weiteres fürzen [allen wollen, im Wege 
der ihnen angemeſſen eriheinenden einzelnen Zwangsvoll- 
tredungsmaßregeln in die einzelnen Nachlaßgegenſtände vor: 
jugehen, die er ihnen zu dieſem Zwede zur Verfügung zu ftellen hat, welches 
Stere in der Regel nad) Maßgabe des vom Erben errichteten „Nahlaß- 
nventars“ (vgl. unter G und Note 16 zu 8 1973) erfolgen wird. Die 
inhaltung einer eihenfolge oder die Sorge für verhältnis: 
mäßige Befriedigung der Nadlakgläubiger liegt dem Erben nicht ob; 
nur darf er VBerbindlichfeiten aus Pflihtteilsredten, Ber- 
mädtnijjen und Auflagen in teinem Jalle vor den üb- 
rigen Nahlakverbindlidhteiten beridtigen und Bermädt- 
niffe und Auflagen wiederum erſt nad) den Pflichtteilsan— 
ſprüchen, vgl. 88 1990, 1991 und Noten. Im übrigen entſcheidet unter 
den Nalakgläubigern der Grundfag: ‚Wer zuerft fommt, mablt 
d uerjt“. Cs liegt daher in ihrem Intereſſe, falls nit die Zuläng- 
ichkeit des Nachlaſſes zweifellos oder menigitens binrei: 
Hende Maſſe für die „Nahlak-Verwaltung“ -oder den en 
furs“ vorhanden ilt, in der Geltendmadung ihrer Forderungen o 
gern vorzugehen. 
Durh die Anwendung der vorjtehend bezeichneten drei Rechtsbehelfe 
wird, wie bemerft, die Haftung des Erben genüber allen Nadhlakgläubigern 
‚auf den Nachlak beichräntt“. Wenn jedo ediglich Gläubiger folgender 
Art porhanden find: 
a) im Aufgebotsverfahren (falls ein ſolches jtattgefunden hat, vgl. 
unter H. und 88 1970 ff.) „ausgejhlofjene‘ Gläubiger ($ 1973), 
b) falls „fein Aufgebot“ der Gläubiger jtattgefunden bat: ep üter als 
5 Sahre nach dem Tode des Erblaffers aufgetretene, dem Erben 
Dis dahin unbelannte Gläubiger (8 1974), 
c) Gläubiger aus „Bermädtni|fen“ oder „Auflagen“ (88 199. 
2147 $f., 2192 ff.), | 
braucht der Erbe, um jeine „Haftungaufden Nachlaß“ zu beſchrän— 
ten, die Rechtsbehelfe zu 1 und 2 (Untrag auf Nachlaßverwal— 
tung“, Antrag auf ‚Nahlapfonkturs“) nicht zur Anwendung zu 
bringen, und zwar jelbjit dann nit, wenn eine „zur Dedung der Koſten 
hinreichende Mafle“ vorhanden ilt, jondern er fann bet unzureihendem 
Nachlaß die erforderlihen „Rür au ngen“ jelbjt vornehmen oder den 
hiermit nit einverlitandenen Gläubigern den Nachlaß nad) Makgabe des vor: 


ne 36: 
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Nachlaßſchulden (2 RNechtsbehelfe der Gläubiger — Worbehalt im Urteil) Anhang 


ſtehend unter 3 Gelagten zum Zwede der JZwangspvollitredung 


herausgeben oder den Wert der Wa PATH zahlen. 


Die Geltendmahung der auf den Nachlaß „be 
durch ung eines der vorſtehend behandelten drei Rechtsbehelfe iſt 
ſelbſtverſtändlich — ausgeſchloſſen in den Fällen der SS 768, 884, 1137, 
1211 (vgl. die Noten dazu). 


E. Zwei Redtsbehelfe gibt das Gejeg den Nahlakgläubigern, um die 
„Vermiſchung“ des za ungB Il BAgEn „Nachlaſſes“ mit dem ver- 
Ihuldeten „eigenen Vermögen des Erben“ rüdgängig zu maden 
und dadurd) zu erreichen, dak der Rachlaß“ 5* zu ihrer Befrie— 
dDigung verwandt werde, und nur der etwaige Uberſchuß dem Erben oder 
deſſen „perfönliden“ Gläubigern zufalle, nämlih diejelben, 
die nah dem unter D 1 und 2 Gelagten aud dem Erben zuitehen: 


1. die yo tureeign: ($ 1981 Abi. 2), 

2. den Radhlapfonturs (S 217 Kontursordnung). 
Die Anwendung diejer beiden — — d. h. ver Antrag auf 
I der „Nahlagverwaltung“, auf Eröfinung des „Nadlaptonturfes“, 


hräntten Haftung“ 


ſteht jedoh — im Gegenjag zum „Erben“ — ben „Nadlahgläubigern“ nur 
binnen 2 Jahren nad) erfolgter „Annahme“ der Erbichaft durch den Erben zu 
(8 1981 Abi. 2 BGB., $ 220 KD.). 


F. Der Erbe — und Dies ilt als bejonders widhtig hervorzuheben — 
die unter D. 1—8 behandelten drei Rechtsbehelſe zur Geltendmachung jeiner 
auf den en beichräntten Haftung bei der genen ihn gerichteten 
„gwangspol ee der Nachlakgläubiger nit, er haftet alſo den 
betreffenden die Bang S DONE ER betreibenden Gläubigern unbejhräntt, 
wenn er fich „als Erbe des Schuldners“ hat verurteilen laſſen, ohne 
durch einen darauf gerichteten „Antrag“ herbeizuführen, Me; ihm im Urteile 
die Beſchränkung feiner Haftung vorbehalten wird (S 780 ZBD.). Diejer Vor: 
behalt im „Urteil“ iſt alfo unter allen Umjtänden die erite Borausjegung der 
auf den Nachlaß beichräntten Haftung für die Nadlakverbindlichkeiten. 

Uber auh wenn diefer Borbehalt gemadt worden, bleibt es 
Sade des Erben, gegen die Zwangsvollitredung der —— die dem 
„Vor It“ entſprechenden Einwendungen zu erheben, da bis zur Erhebung 
dieſer Einwendungen die Beihränlung der Haftung unberüdfichtigt bleibt 
(8$ 781, 767, 769, 770 ZBOD.). 

Es find zwei Fülle zu unterſcheiden: 

a) Der Gläubiger C Hat bereits gegen den Erblajier A einen voll: 
tredbaren Titel (Urteil, — — ger icht liche oder nota⸗ 
rielle vollſtreckbare Urkunde ujw.) erreicht. enn in dieſem Falle Der 
Gläubiger gegen den Erben B vorgehen will, jo muß er zunächſt beim Ge- 
rihtsihreiber beantragen, daß ihm die Volljtredungstlaujel 
gegen den Erben B erteilt werde. Diefe wird ihm ohne weiteres erteilt, 
wenn er den Nachweis führt (durch — des Teſtaments, eines Erb— 
ſcheins ufw.), daß BErbe des A ift. Sobald nun der Schuldtitel mit der 
Bollitredungsklaufel gegen den Erben B dem lekteren zugeitellt it (in der 
— wird der Gläubiger gleichzeitig bei Bpfänden lallen 3. ®. 
deilen Möbel), ift es Sache des Erben B, falls er nicht mit feinem eigenen 
Vermögen, jondern nur mit dem Pachlafle des Ad, h. beſchränkt haften 
will, eine dahin gehende »„Einwendung“ zu erheben. Zu dieſem Zwecke 
muß er, falls der Gläubiger C auf private Mitteilung die „Einwendung“ 
nit a weiteres anertennt, die Jogen. „Wideriprudstlage" ge 
mäß 88 781, 767 3PO. gegen den Gläubiger C erheben mit dem An: 
trage: „ven Beklagten C zu verurteilen, anzuerfennen, daß Kläger B 
für die Nachlaßverbindlichkeiten des nur mit dem Wadlajje des 
A Hafte, und demgemäß die aepfündeten Möbel, als nit zum Nachlaſſe des 
A gehörig, freizugeben.“ Zur Begründung diefes Alageantrags 
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Noch muß B behaupten und unter Beweis ftellen entweder: daß die 
Er j ‚Nahlabvermaltung nad} dem Erblaffer A angeordnet, oder: daß 
8 1967 rt „Ronfturs über den Nadhlak“ des A erölinet, oder: daß die Nad- 
laßverwaltung oder der Nahlaktonkturs „wegen Mangels 
einer den Koften entſprechenden Maſſe“ niht tunlid 
bezw. zwar beantragt, aber vom Geridt abgelehnt, aufge: 
hoben (eingeftellt ſei ($ 1900). Damit bis zur Erledigung, dieſer 
Klage dem Erben B die bei ihm gepfändeten Möbel nicht verfteigert 
werden, farın er beim Pro richt oder in dri den —3 beim Voll⸗ 
ſtreckungsgericht Amts eri beantragen, daß „bis zur Erlafjung des Ur⸗ 
teils“ auf obige Klage die : mangsno Iftredung in ie gepfänbeten 
Möbel einftweilen eingestellt ujw. were. 8 769 ZRO. 

b) Der Gläubiger C Hat gegen den Erblaſſer A no feinen voll: 
tredbaren Titel, jondern Tlagt die Im gegen A zuitehende Forde—⸗ 
rung erſt nah dejjen Tode nden Erben Bein, 3. B. auf Rüd: 
eb ung eines dem A benen Darlehns von 500 MI. Der Erbe B be: 
treitet den Anſpruch an ih nicht, will aber „wegen unzureichen— 
den Nadlafles“ nicht bezahlen. Dann muß B tm Termine in togellen 
vor dem Landgericht: durh einen Redtsanwalt) den Aniprud 
von 500 Mk. anertennen und den Antrag ftellen: „ihm die Be: 
Ihräntung der Haftung im Urteile vorzubehalten“ ($ 780 
3PO.). Wenn dann Urteil mitdiejem „Borbehalte“ ergangen 
tft und der Gläubiger C demnächſt dem Erben B perjönlid (nidt 
um „Nachlaſſe“ des A) gehörige Möbel pfänden läßt, jo iſt das weitere 
Beriähren dasjelbe wie zu a, d. h. der Erbe muß die „Wider: 
Iprudstlage“ erheben und kann bis zur Entiheidung die einſt- 
meilige Einftellung der Zwangsvollitredung in die Möbel bean: 

agen. 
Der Erbe B fann aber auch — und wenn die tatſächlichen Voraus: 

r ungen vorliegen, iſt dies en? — die „Einwendurg“, daß er nur „be: 
ränft“ (mit dem ‚Nadla IE‘) hatte, ſogleich der „Rlage“ des 

Gläubigers C auf Rüdzablung der 500 Mt. entgegenkesen, indem er auf den 

Antrag des C, „ven zur Zahlung von 500 ME. gu verurteilen‘, den 

Gegenantrag jtellt, „ihn (den Bellagten B) jenem Anertenntnifle 

gemäß zur Zahlung von 500 DIE. zu verurteilen mit der Maßgabe, 

hoher (D) dafür nur beſchränkt hafte, und daß demgemäß die Jwangs: 

vollſt ng wegen der 500 ME. nur in Die zum Nachlaſſe des Erblaſſers A 

gehörigen Gegenjtände zulälfig jei“. Zur ründung diefes „Gegenan:- 

trags“ muß Bbehaupten und unter Beweis ftellen entweder: daß 
die , ahlahverwaltung nad) dem Erblafler A angeordnet, oder: 
dak „der Konkurs über den Nachlaß“ des A eröffnet, oder: daß die Nadı: 
laßverwaltung oder der een tonturs „wegen Mangels 
einer den Koſten ent|predenden Maſſe“ nicht tunlid 
bezw. zwar beantragt, aber vom Geridt abgelehnt,aufgehoben 
(eingeteilt) fei (8 1990). 


G, Die durd) die Natur der Sache gebotene — — für 
die Entſchließung, ob einer und welcher der drei vorſtehend aufgeführten 
„Rechtsbehelfe“ zur Anwendung zu bri ei, it eine genaue Yeftftellung 
des Na Galles, d. h. eine Aufzeichnung der beim Eintritt des Erbfalles 
(Zub des Erblallers, 8 1922) vorhandenen Narhlab- ſtände und Berbind- 
ihleiten mit Wertangabe (Nahlap- Inventar ß 2001); denn in der Regel wird 
erjt auf Grund eines volljtändigen Inventars ſowohl der Erbe als ver Nadia 
gläaubiger beurteilen können, ob fie überhaupt eines Schutzes (der Erbe; 
die unbejhränfte RAR 3 der Nadlakgläubiger: gegen die Ser 
mifhung“ des Nachlaſſes mit dem über)huldeten eigenen Ber: 
mögen des Erben) bedürfen. 

Wenn es ganz zweifellos ilt, daß der Erbe und der Nadlak gab: 
lungsfähig jind, wird natürlih niemand etwas bei Gericht veranlafien 
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und der Erbe wird privatim die Nadlakverbindlichleiten in ihm beliebender Noch 
bezw. mit den Gläubigern vereinbarter ife tilgen. Cbenlo wird in den zu 
3weifjellojen en der „überjhuldung“ des Nachlalles der Erbe 8 1967 
entweder die Erbidaft ausihlagen (88 1942—-1944) oder, falls er bies 
nieht will oder wegen Berläumung der Friſt nicht mehr kann, den ‚Nad: 
laßkonkurs“ beantragen, oder die Gläubiger werden lekteres tun. 
In allen Fällen aber, in n auch nur ein Zweifel möglid, it ſowohl 
für den Erben wie für die Nachlaßgläubiger ein gehöriges Anvenigr ie Bor: 
bedingung für die weitere Entjchliekung. 

. Das BGB. macht die Errichtung eines Nadlak-Inventars, d. 5. Die 
„Einreihung“ eines ſolchen zu einer bedeutjamen Rechtseinrich— 
tung, gibt darüber in den 88 1908 ff. eingehende Vorſchriften und nüpft an 
‚deren Beobachtung bezw. Nicht-Beobadhtung wichtige und einſchneidende Rechts⸗ 
folgen. 

MWährend nad) den VBorfchriften der meilten früheren Rechte der Erbe 
binnen einer geje Lich bejtimmten a (6 Monate) ein Inventar errichten 
mußte, wibrigeniells er für die Nachlaßverbindlichkeiten unbeichräntt Haftete, 

Idreibt Das BGB. folgendes vor: 
a) Der Erbe ijt berechtigt, jederzeit (alfo auch noch viele Iehr⸗ nach dem Erb: 

fall) dem Nachlaßgericht ein „Inventar“ einzureiden (3 1993). 

b) Der Erbe ift verpflichtet, auf den jederzeit euläffigen Antrag eines Nachlaß⸗ 

gräubigers binnen einer vom —— — “beſtimmten Friſt von 1—3 

onaten (ausnahmsweiſe länger) nah „Annahme“ der Erbihaft ( 

1943, 1944) dem Nachlaßgericht ein „Inventar“ einzureichen (88 1994, 1995). 

Wenn der Erbe die ihm geitellte Inventarfrift verjäumt oder abſichtlich ein 

unvellitändiges Inventar errichtet, oder ſich weigert, es mit dem Offen» 
barungseide zu befräftigen, ſo peitet er für die Nadhlakverbindlichleiten 
unbeihräntt mit jeinem eigenen Bermögen (85 1994, 2001, 2005, 2006) und 
verliert injolgedeilen alle zur Geltendmachung der beihräntten Haftung om 

Gele gebotenen NRechtsbehelfe. vgl. oben unter D. 1—3 (den — 

konturs“ kann zwar auch der „Uun beſchränkt haftende“ Erbe n⸗ 

t 26 ohne die Wirkung des 8 1989) und 8 2013 mit Note 83, 

a 2016. 

Dagegen der Erbe, fei es freiwillig oder auf Antrag eines Nach- 
laßgläubigers, innerhalb der geitellten Friſt ein vorſchriftsmäßiges Jnventar 
(über Inhalt und Form 88 2001 ff.) einreicht, fo haben die Nachlakgläubiger, 
die jederzeit das Inventar einjehen fünnen, eine fihere Grundlage für ihre 
weitere Entihließung, ob fe ‚Nahlak-Berwaltung“ over Nach— 
laß-Konkurs“ (vgl. oben unter E.) beantragen jollen. 

Denn der von den Nadhlakgläubtgern als „Erbe“ bezeichnete und in- 
folgedelfen vom Nachlaßgerichte zur „Erridtung eines a aufge: 
Torderte B bejtreitet, daß er „Erbe“ geworden ſei, 3. B. weil er die 
Erbſchaft rechtzeitig und vorkhri smähig ausgefhlagen Habe, jo hat B 
nidt das t, zu verlangen, daß die Beitimmung einer „Inventarfrijt“ 
ſolange auspgejeßt bleibe, bis rehtsträfttg feitgeitellt fei, daß er 
„Erbe“ ſei; auch das Nachlaßgericht it nicht befugt, aus Zwed- 
mäßigfeitsgründen bie timmung einer Inventarfrift“ bis zur 
rechtstraftigen tyeititellung‘ der Erbeneigenihaft auszujegen. Gelbitver: 
tändlich bleibt dem als „Erben“ in Anſpruch genommenen B immer das 

echt vorbehalten, tn einem fpäteren Redtsitreite mit den Nachlaf- 
gläubigern einzuwenden und zu beweijen, daß er nicht „Erbe“ 
geworden kei b . die Erbichaft rechtzeitig ausgeichlagen habe. 

Der Er hat durch die Einreichung eines vorihriftsmäßigen Inventars 
allein zwar noch nicht den Vorteil der auf den Nachlaß „beihränt- 
ten Haftung“, er hat fi aber dadurch die Geltendmadhung der zur Er: 
fangung der beſchränkten Haftung dienenden Drei „Rechtsbehelfe“ (vgl. 
D.1—-3) füralle Zeitengejidert. Er fihert ſich durch die Einreichung 
des Inventars überhaupt die in 8 2013 und den dort angeführten Vorſchriften 
bezeichneten Rechtsvorteile, namentlid aber gewinnt er durch die Errichtung 
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Noch des Inventars für fi die in etwaigen Prozeſſen hinfihtli der Beweistlajt 
zn jr ihn fehr vorteilhafte Vermutung, daß zur Zeit des Erbfalles weitere 
s 1967 Nachlaßgegenſtände als die im „Inventar“ angegebenen nit 
vorhanden geweſen ſeien, und den Nahlakgläubigern ſteht nur frei, Diele 
Vermutung du ©e enbeweis zu entfräften 2009), oder wenigitens 

vom Erben die Wahrheit zu erzwingen durch das langen, der Erbe ſolle 

den Dffenbarungseip“ inf fh der Volljtändigteit des In: 
ventars leiten ($ 2006). Cs it aljo, wenn [päter die „Nachlaß-Ver— 
maltung er „Nachlaß-Konkurs“ eröffnet wird, oder wenn 

wegen „Untunlihfeit“ diefer Maßvegeln mangels die Koſten 
dedender Maſſe der Erbe den Nachlaß „zum Zwed der Befriedigung der 
Nachlakgläubiger im Wege der (Einzel) Zwangsvollfjtredung 
peraussugeben hat“ (vgl. D.1-3), das Inventar bis zur Er- 

ringung des Gegenbeweijes maßgebend. 


Diefe Bermutun „a Gunften des Erben“ wird und muß für die 
Nachlaßgläubiger ein Antrieb fein, den Antrag auf „Inventarerrid: 
tung“ mögli Sf bald nah dem Erbfalle (Tode des Erblajlers) zu jtellen 
(die „echswöchige usihlagungsfrift“ des 8 1944 braudt nit abgewartet zu 
werden; die „Inventarfrijt‘ beginnt allerdings erjt mit der „Annahme“ 
der rbicpaft zu laufen vgl. 8 1995), Damit durch möglichſt Frübzeitige Inventar: 
errichtung der Nachlaß vor Verdunkelungen gekhüßt werde A aud der 
Erbe Hat ein dDringendes Interejle, möglichſt 34 nach dem Erbfall ein In— 
ventar zu errichten; denn da es „zu tm Verkehr Ir aha n Sorg: 

alt“ gehören Dürfte (8 276), feine Bermögensverhältnifle möglichſt zu über: 
eben, jo fönnte eine Berzögerung der “Inventarerridtung dem Erben als 

ahläfjigleit ausgelegt werben und den Erben des Borteils des 8 1979 
verluitig ſowie nad $ 1980 \habenserlaspjlihtig m . Auch 
tönnte eine Verzögerung der Inventarerrihtung leich Unvollſtändig- 
feiten des Inventars zur Folge haben, die Dem Erben dann als „abſicht- 
liche“ ausgelegt werden, was ihn der beſchränkten Haftung“ verluitig 
madt (8 2005). 


H. Die „Inventar etti Htung“, die nad) dem oben Gelagten die 
Natur einer Borbereitungsmaßregel bat, verlangt aber jelbit weitere 
Borbereitungsmaßregeln,; denn es muß nicht nur der Altip-Nachlaß feit: 
gelten! werden, jondern es follen im Inventar nad) 8 2001 auch die Naächlaß- 

erbindlidhfeiten“ verzeichnet fein. Es muß daher dem Erben die 
Möglichkeit eben werden, die ‚Nahlakgläu ige rt" binnen einer 
beitimmten Friſt zu „ermitteln“ mit der Maßgabe, daß die erft nad 
Ablaufder Ki jig meldendenGläubigernidtin Betradt 
tommen: weder für die „seititellung der Malle“, noch für die Ent: 
ihließung des Erben, ob er zur ‚Sermeibung feiner „unbeichräntten 
Haftung“ (end) mit dem eigenen Bermögen) die „Nahlakverwaltung“ oder‘ 
den „Na nturs“ zu beantragen, oder ob die „Herausgabe des Nachlaſſes 
en br a zum Zwede der Cinzel- Zwangsvoliitredung“ ſtatt⸗ 
zufinden e (vgl. D. . 

Das Mittel hierzu it das Aufgebot der Nahlakgläubiger (der unbe: 
tannten und aud der „befannten“), worüber das Nähere 88 1970 fi. 
BGB. und SS 989 fi. ZBO. 

Ten im ufgebotsverfahren „ausgeihlofjenen“ Gläubigern 
gegenüber hat der Erbe immer das Recht, feine auf den Nachlaß „be: 
CR änkte Haftung“ geltend zu machen ($ 1973 und oben unter D, vorlekter 

jaß, a). In dem „Aufgebot“ wird ven Nahlakgläubigern, die jid 
niht melden, als „ Rechts nachteil angedroht“, dab fie, unbe: 
ſchädet des Rechts, vor den Verbindlidkeiten aus Bilihtteils- 
rechten, Dermädtnifien und Auflagen“ berüdfitigt gu werden, 
von dem Erben nur injoweit Befriedigung erlangen können, als 
ih nad) Befriedigung der „nit ensselgloflenen Gläubiger 
noch einüiberjhuß ergibt ($ 995 3PO.). Die im Aufgebotsverfahren a u s: 
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Nachlahfchulden (Aufſchiebende Einreden — Handeläfchulden) Anhang 


geihlojjenen Gläubiger werden aljo niht von jeder Beirierigung Noch 
ausgeſchloſſen, fie werden nur in der „Reihbenjolge zurüdgejest vgl. zu 
8 1973 und Note 18. — Schließlich ift zu erwähnen, daß der Erbe durch Stellung $ 1967 
des Antrags auf „Aufgebot der Nachlaßgläubiger“ binnen Jahresfriſt 
nah „Annahme“ der Erbfhaft (im übrigen ilt der Antrag an feine Friſt 

bunden) die in 8 2015 bezeichnete „aufijhiebende Einrede“ gewinnt. 
Sierüber vgl. unter J. 


J. Die Ermittlung des Aktiv-Nachlaſſes und der Nachlaß-Gläubiger, 
aeg Berk es zum „Auf nr letteren fommt, erfordert einen 
längeren Zeitraum. Damit der Erbe in Ruhe das Inventar errichten und ſich 
Ihlujfig machen fann, ob und welde der 3 zur Erlangung der beſchränk— 
ten Haftung“ ihm zujtehenden (unter D. 1—3 bezeichneten) Rechtsbehelfe er 
geltend maden will, gewährt das BGB. dem Erben als „norläufiges Abwehr: 
mittel“ gegen andrängende Nachlakgläubiger die in den 88 2014 Ti. bezeichneten 
aufihiebenden Einreden. Diefe gejtatten ihm, bis zum Ablauf der eriten 
3 Monatenad der „Annahme“ der Erbihaft bezw. bis zur Be- 
ung des innerhalb eines Jahres beantragten „Aufgebots der 
Nahlakgläubiger“ die Berichtigung der Nahlakverbinplichkeiten zu 
verweigern. Wohlgemerkt: die ‚Berihtigung“, d. h. ber Erbe, fann 
nicht die PBrozehführung, auch nit die Zwangspollitredung jeitens der Rach— 
laßgläubiger gegen ihn als Erben abwehren. Dieles Recht hat er, wie 
Ceite 1038 unter A erwähnt, nur bis zur Unnahme der Erbſchaft bezw. 
bis zum AUblaufe der gen Ausihlagungsirift, vgl. SS 1948, 
1944, 1958 BGB. und 5 778 ZPO. Der Erbe erlangt durch die „aufſchiebenden 
Einreden“ vielmehr nur, daß er die Nachlakverbindlichfeiten nicht zu „er: 
füllen“ braucht jowie gegen die Folgen des „Berzugs“ und gegen die „Durd;: 
führung“ der Zwangsvollitredung, insbejondere gegen die Verſtei g« rung 
gepfändeter Sadyen, gefidert iſt. Andererſeits find die Nadhlakgläubiger da 
durch geihükt, daß fe mit Pa vollitredungsmaßkregeln vorgehen Lönnen, 
unter der Beſchränkung auf ſolche Maßregeln, die zur Wollziehung eines 
Arreites, d. 5. zu ihrer „Siherung“, 3 äſſig ind, 8 782 3P0. Da die 

‚aufidiebenden Einreden“ lediglich den Zweck haben, 
dem Erben Zeit zur Überlegung zu verichaffen, ob er von den 3 „‚Rechtsbehelfen“ 
zur Geltendmadung feiner beikränften Haftung Gebrauh machen will (val. 
oben unter D. 5 ſo iſt dieſe Einreden fein Raum, wenn der Erbe 
bereits „unbejihräntt“ Haftet (vgl. Note 83 zu 8 2013), 3. B. weil 
er das auf Antrag eines Nadhlaggläubigers vom Nachlaßgericht geforderte 
Inventar nicht innerhalb der geitellten Friſt eingereicht hat. Hiernon und 
von einem anderen Fall, in dem die „aufidhiebenden Einreden“ nidht Platz 
greifen, handelt $ 2016. Aus dem Gejagten folgt, daß der Erbe gut tun wird, 
die er Darüber, ob und welden der 3 Nechtsbehelie zur Geltend- 
machung feiner auf den Nachlaß „beihräntten a er geltend machen 
will, möglichſt zu bejchleunigen, denn nad Ablauf der für die erwähnten 
‚aufihtebenden Cinreden“ in 88 2014, 2015 gewährten Friſten fann der Erbe 

ie „3 —— ollftredung“ ſeitens der Nachlahgläubiger in ſein 
„eigenes“ Vermögen nicht mehr aufhalten. 


K. Bejondere Borjhriften über die Haftung des (bezw. der) Erben 
für Nadlaßverbindlichleiten enthält $ 27 (in Verbindung mit $ 25) Handels 
geſetzbuch (abgedrudt Ceite 756, 758) hinſichtlich der Geihäftsverbindlicleiten, 
wenn ein zu einem Nadlalle gehörendes Handelsgeihäft von dem oder den 
Erben fortgejeßt wird. 

Über die Haftung des Erben eines Gejellihafters einer offenen Handels: 
geſellſchaft für die Gejellichaftsihulden vgl. SS 131 *, 138, 139 HGB. 


L. Das unter A—K Geſagte gilt an ſich aud, wenn mehrere Erben 
(Miterben) vorhanden find. Die Tatjache aber, dag dann die Nacjlahver 
bindlichkeiten jtatt auf einer Berion (Erblalier bezw. Eingel-Erbe) aui 
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Anhang Nachlaßſchulden (bei einer „Mehrheit“ von Erben) 


Noh mehreren (Miterben) laften, und daß die „Teilung“ des Nadlajies 

zu unter mehrere Berfonen ohne Dothezine Beriatigung der Nadjlaf- 

$ 1967 verbindlichkeiten die Sachlage jowohl für die „Miterben“ als für die 

„Nachlaßgläubiger“ erheblich verändert, Hat einige bejondere Bor: 
Ihriften notwendig gemadit, die in den SS 2058 ff. enthalten find. 

Das Gele geht davon aus, daß die Gläubiger eines Schuldners durch 
deilen Tod nicht er geiteltt werden jollen. ie fie es ih nicht ge: 
fallen zu ul brauchen, der Schuldner bei ſeinen Lebzeiten die 
Schuld von ſich auf mehrere andere Perſonen verteilt (vgl. an 1 zu 
$ 414, Seite 881), jo joll auch der infolge des Todes beim Vorhandenjein 
mehrerer Erben unvermeidlidhe Eintritt einer „Mehrheit“ von 
Schuldnern ihnen fo wenig als möglid die Einziehung ihrer Forderung er: 


ſchweven. 
Das BGB. ſtellt Daher in 8 2058 den Grundſag an die Spitze: 
Die Erben haften für die gemeinihaitlidhen Naclakvorbindlic- 
feiten als Geſamtſchuldner, 

d. 5. die Nahlakgläubiger brauchen die mehreren Erben nit alle Zu: 

jammen zu vert agen, londern ie fönnen nad) den Vorſchriften der 88 421 if. 

jeden einzelnen Erben beliebig auf die ganze oder einen Teil der 

Schuld belangen. Mit dem bier aufgeltellten Grundſatze der „gejamt- 

\Huldnerijhen“ Haftung ift — wie hervorgehoben ſei — nur_die Frage 

entihieden: „Wie“ Haften mehrere Erben? (für die ganze Schuld, im 

Gegenjate zur Haftung für den ihrem Erbteile entiprehenden Teil 

der Schuld!). Eine davon unabhängige tage it: „Womit“ Haften 

die Erben? — „beſchränkt“ (nur mit dem Nachlaſſe)? oder „unbeihräntt“ (aud) 

mit dem eigenen Vermögen)? Hierüber vgl. unten a und b. 

Der orundiah der „gelamtjhuldneriihen” Haftung mehrerer Miterben 

für die Nachlakverbindlichteiten erleidet erheblide Einihränfungen in den 

20592061, wodurd in der Praxis die „Teilhaftung“ beinahe zur Regel 

emadt wird. Da nämlid in 2046, 2047 a it, daß „aus dem 

ahlafe zunädhft die Na er die idfeiten zu beri igen 

find“, und bap erſt „ver ÜUberſchuß unter die Miterben zu verteilen it“, jo 
wird im Anſchluß hieran in 88 2059 ff. unterſchieden: 

a) Bis zur Teilung des Nadlafies iteht es jedem Nadlangläuni er frei. 
fämtlide Miterben zuſammen auf Erfüllung ver achlafverb'nn: 
lichkeiten zu belangen ( 2059). In dDiejem alle ftehen den Miterben 
zur Erlangung der „beihräntten Haftum “und den Radjlakgläubigern 

ur Erlangung der „Abjonderun s Nachlaſſes“ von dem über: 
* uldeten eigenen Vermögen der Miterben die unter C—E er: 
örterten „Rehtsbehelfe" (mit der unter F behandelten Maßgabe) 
ebenjo zu, es gilt ferner au) das unter G—K Geſagte ebenfo, wie wenn 
nur ein „Allein“- Erbe vorhanden it, und es treten nur die befon: 
deren Borjchriften der 88 2062, 2063 Hinzu. _ 

Es kann aber aud jeder Nadiahgläubiger gemäß dem oben ange: 
führten 8 2058 nur einen (oder einige) Miterben belangen. Wenn 
ein Nahlakgläubiger dies tut, jo ilt der belangte „einzelne“ Miterbe P 
niht darauf, angewiejen, ie ee zur Erlangung der „be: 
Ihränften Haftung” gemäß D. 1—8 zuitehenden „‚Rehtsbehelfe" 
geltend zu maden, jondern er fann (falls er nicht wegen Borliegens eines 
der in Note 83 zu $ 2013 bezeichneten Fälle bereits „unbeihräntt“ 
haftet), abgeſehen von jenen „Rechtsbehelfen“, ohne weiteres 
die Berihtigung der Nahlakverbindlidteiten aus feinem „Brinatver:- 
mögen“ verweigern und den Gläubiger auf den Mrahlah 
verweilen, indem er einen dahin gehenden „Einwand“ der (3. B. 
auf Zahlung einer Nachlaßſchuld“ von 2000 Pt. gerichteten) Klage des 
Gläaubigers entgegeniett. Zut er dies, ohne im übrigen die Schuld zu be- 
Itreiten, jo wird er „zur Sahlung von 2000 ME. ausjeinemrbteile" 
verurteilt. Auf Grund dieſes Urteils fann dann der Nadlakgläubiger den 
„Erbteil" des P gemäß $ 859 Ab. 2 ZPO. pfänden und fih über: 
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Nachlafichniden (bei einer „Mehrheit“ von Erben) Anhang 


weiſen laſſen, um daraufhin bei ter „Teilung des Nadlafies neben P Nod 
und den anderen Miterben „wieein Miterbe“ zugezogen und wegen au A 
feiner 2000, . 8 int zu werden. Die Zwangspollitredung in ein- 5 1967 
jelne enftände" (im egenſatze zum „Erb- ; 
teil“ JF Peek Kae ach haläusiger nur betreiben, wenn er ein vollitred- 

bares Ariel gegen „alle“ Miterten erlangt bat. 8 747 ZBO., $ 2059 


Abi. 2 BGB 
Nach der Teilung des Naplafies es haften die Miterben für die (entgegen 
den vorſtehend erwähnte oriar en der 2046, 2047) unberid: 
tigt gebliebenen Nadl rbin eiten gemäß dem obigen 
Grundjaßge als „Geſamtſchuldner“, d. 5. ein Jeder einzelne 
Miterbe kann auf die ganze Chuld belangt werden. erchieht t dies, jo 
fann jeder Miterbe immer noch zur Erlangung der aufden Nadlap 
„beihräntten Haftung“ die unter D. 2 und 3 bezeichneten Rechts⸗ Ri 
behelfe (Nachlaßkonkurs“ um „Derausgabe des Nach— N 
Lajjes zum Zwecke der Singel- a er tredung” an die . 
D. 1 Be geltend machen; dagege ie Befugnis, aud) den unter 
Die lneten Nessie if. („Re ckaeımn tung“ geltend zu 
a A erfolgte „Tei ung des Redlailes genät 2062 ver: ' 
bone ven. ſtwerſtä Lich hat jeder „Miterbe“, esta 
Rede des R ——5 — gegen bie anderen Siierben & 426 
zahlt das Grund daß „nah der Teilung“ des Nachlaſſes jeder 
Miterbe für die Naclakverbindlichleiten als 1 nen ‚befannte 
haftet, Mg war völlig gereht, wenn die Miterben ihnen „betannte“ 
Laßoerb Inplichtei 2 unter gie daten, des 8 2046 u —8* richtigt 
gerallen 1 en und ih den Nacıtoh geteilt en; er iſt a ber Bu ba wenn den 
| bei vr Teilung das Borhandenfein von Kad —— 
| sine ie Chu unbefann; geblieben ilt. De emäß beitimmt 5 2060 
| daß j iterbe nach der Teilung des Nachl nit als ejamt- 
ſchuldner, fondern nur für den feinem Erbteile eniipreihenben Teil einer 
| Nadhlakverbindlichteit haftet, wenn die dort unter Nr. 1—3 bejtimmten 
ein einfädies IR vorliegen. Außerdem gemährt 8 2061 jedem „Miterben“ 
ein einfaches Mittel (vor der Teilung ergehende private Aufforbe ng der 
Nachlaßg — durch Zeitungen), jih davor zu ſchützen, daß er nad 
der eilung Naclalles von Tale Tä igern ür einen 
größeren Teil einer Narhlehversinplicten als jeinem Erbteil 
entiprit in Anſpruch genommen werde. 


Beilpiel: Der Nachlaß beträgt 8000 Mt. A, B und C find Erben zu 
je 14, Gie ‚reiten ih den adıtah A nimmt alfo 3000 Mk. ohne vor- 
her den ihnen bekannten abßgla iubiger D wegen feiner ya 


b 


— 








von 1500 Mk. zu befriedigen und tacı ne das Aufgebot der Nadhlaßgläubiger 
zu beantragen g 2060 !) oder wenigitens die Ötentlie Yufforde- 
rung Gemäß iR 061 zu erlafen. Zwei une nad dem Tode des Erblafjers 
(5 2060 ? n ſich auch noch 30 den Erben bis dahin unbeltannt ge: 
iebene Nachlaßgläubiger mit Forderungen von zufammen 2400 Mt. Der 
Gläubiger D und die 30 weiteren Gläubiger verflagen nun, weil B und C 
inzwikten nad Amerika verzogen find, den Miterben A „allein“ auf 
Ka ihrer Forderungen von zufammen 3900 ME., was ſie fünnen, da er 
8 2058 als „Gejamtjhuldner“ für die ganzen Nachlakforde: 
rungen haftet und feiner ter Ausnahmefälle der 88 2060, 2061 vorliegt. 
A wird zur Zahlung der 3900 ME. verurteilt, obgleich er nur 3000 Mi. als 
Erbteil erhalten Hat. Um nun, wenn er auch an fi für die ganzen 3900 Mt. 
(Antwort auf die Trage: „wie“ Haftet er?), wenigitens nicht mit 
einem eigenen Termögen, fondern nur mit dem Na chlaſſe -- „be: 
hräntt“ au haften (Antwort auf die Yrage: „womit“ haftet er?), 
bat A vor Erlaß des Urteils den Antrag geſtellt, ihm die „Be- 
ſchränkung feiner Haftung“ vorzubebalten, und diefem geſetzlich 
a n Anfrage gemäß ilt der „Borbehalt“ in das Urteil aufgenommen. 
arauf madt A die „Beihränfung feiner Haftung“ geltend, indem er den 
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Anhang „Auseinanderſetzung“ unter Miterben 


Noch „Nachlaßkonkurs“ beantragt (vgl. D. 2) und die aus dem Nachlaſſe 

zu empfangenen 3000 DE. als Ronlursmalle zur Derfügung ftellt, die dann an 

8 1967 die Gläubiger verteilt wird, A Hat alſo, weil , Geſamtſchuldner“, feinen 

ganzen Erbteil hergeben müſſen; es ſteht ihm geh —— 8 426 frei, in Höhe 

von 2000 ME. gegen feine Miterben B und C in Amerila ‚Rüdgriff“ zu 

nehmen, und den mit 900 Mi. ausgefallenen Gläubigern tt natürlich unbe- 

nommen, deshalb gegen B und C in Amerika vorzugehen, falls es dem Konkurs: 

verwalter nicht gelungen ift, den in ihrem Befige befindlichen übrigen Nachlaß 
aus Amerika herbeisußhaften. 


M. fiber die beihräntte Haftung Des N ben für die Nadhlakverbind- 
lichteiten vgl. 8 2144. Über die Haftung des Borerben für die Nachlaßver⸗ 
bindlicleiten im Falle des Eintritts der „Naherbfolge" vgl. 88 2145, 
2146. vgl. auch Anhang 1 zu 8 2100 am Ende. 


Zu Anhang 19 zu 5 2042: Die Auseinanderjegung unter Miterben. 
s 3042 a) Die Auseinanderjegung (Erbteilungsvertrag) kann, wenn die Mit: 
erben einig find, privatim ohne Mitwirkung einer Rachlaßbehörde 
Sahara oder N mündlih oder privatſchriftlich erfolgen. 
it nic Grundftüde und damit 8 313 (gerihtlidhe oder nota- 
rielle Beurkundung) in Frage fommen. Wenn jedoch auf Grund der Aus: 
einanderfegung Eintragungen in das Grundbuch 3. 8. bei Hypotbelen, 
Grundſchulden uſw. oder in das Staatsihuldbuch ufw. erfolgen jollen, iſt die 
Form des 8 19 GBO. (abgedrudt Note 13 zu $ 873, Seite 280) nötig. 
b) Es fteht jedem Miterben frei, bei der zuftändigen Nachlaßbehärde 
Amtsgericht oder Notar, je nad den diesbezüglihen landesgelegliden 
orkhriften betr. die freiwillige Geriätsbarfeit) die amtliche Bermittelung 
der Yuseinanderfegung zu beantragen. Nur wenn der Erblaſſer einen 
Teitamentsvollitreder ernannt hat, hat diefer die „Auseinanderjegung“ zu be: 
wirfen ($ 2204), und die Miterben find nicht berehtigt, die Bermittelung 
der Nachlaßbehörde zu beantragen. Das Berfahren der Nahlapbehörden 
ift ein geregelt in den 88 86-8, 192, 193 RNYG. (hierzu a: 

zeuken Art. 21—28 PrF®.). — gl. ferner im Falle des in $ 2042 Ubi. 2 
in bezug genommenen 8 753 BGB. die 180 fi. 386. betr. die Zwangsver⸗ 
fteigerung von Grundjtüden und im Echiffsregiſter eingetragenen Schiffen 
„zum Zwede der Aufhebung der Gemeinihajt unter den Miterben“. — Zur 

mihreibung von „Nadlak-Hnpothelen, Brundichulden und Rentenſchulden“ 
auf Grund einer „Erbauseinanderjegung“ auf den Namen eines Miterben 
genügt ein Zeugnis der Nadlapbehörde (8 37 GBO.). —- Die Tätigleit der 

achlaßbehörde Ki wie bereits bemerkt, nur eine vermittelnde. über die bei 
der Auseinanderiegung nd ergebenden Streitpuntte unter den Miterben Haben 
die ftreitenden Erben die Entſcheidung des Prozeßgerichts Durch Urteil im Wege 
der „gewöhnlichen Klage“ herbeizuführen. aulänzig für den Prozeh ift das 
Gert des legten obnjißes des Erblajjers 27 En Nur 
wenn ein Miterbe vor der ahlupbehörde gar nicht erſcheint, 
iſt gegen ihn ein Verſäumnisverfahren“ var der Nachlaßbehörde 
gemäß 88 91, 92 RG. zuläffig. | 

c) In allen Yällen der „Auseinanderjegung“ (a und b) find zu beachten: 

2043—2045 betr. Aufihub und Ausſchluß der „Nuseinandirichange, 

749-758 (insbejondere betr. Teilung in Natur % 752, Bertauf eines 

Nadlakgegenftanbes zum Zwede der Teilung des Erlöjes & 753, n: 

eitige Gewährleijtung bezüglid des einem Erben zugeteilten Baden. 

tandes $ 757), 

88 2046—2049 (insbejondere betr. die Berichtigung der Nachlaßzverbindlich⸗ 
teiten, Anordnungen des Erblafiers bezüglich der Yuseinanderfegung, 
namentlich bezüglich eines Landgutes), 

88 2050-2057 betr. die „Ausgleihung“ unter Ablömmlingen wegen gewiller 
„Borempfänge“. 
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Einjesung eines „Nacherben“ Anhang 


d) Wenn mehrere Miterben ſich derart auseinanderfegen, daß einem 
von ihnen der „ganze” Nachlaß übertragen wird und diefer die Erbteile der 
anderen in Geb auszahlt, jo bedarf es für die Umſchreibung des Nachlah⸗ 
geunditüds im Grundbuch auf den einen Miterben feiner „Auflaffung”, es 
enügt die gerichtliche oder. notarielle Beurlundung des Auseinanderjeßungs: 

erirags gemäß g 2033 Ab}. 1, aus dem (vgl. dazu Note 3 unter B) das hier 
melagte folgt. nders iſt es, wenn einem Miterben nit der „ganze“ 
Nachlaß übertragen wird, jondern nur das Nahlakgrundftüd und etwa jonjt 
„einzelne“ Gegenitände; dann iſt Auflafiung (bei beweglichen Suchen: Über: 
gabe, bei Sorberungen: Abtretung) nötig. , 

e) Eine Auseinanderkgung, an der Minderjährige beteiligt find, 
bedarf, falls dieſe durch einen Bormund (Pfleger) vertreten jind, der vormund- 
ichaftsrihterliden Genehmigung (8 1822 2). Falls fie durch Bater oder Mutter 
„kraft elterliher Gewalt“ vertreten find, iſt die vormundichaftsridhterliche Ge⸗ 
nehmigung „ur nötig, wenn ein Grunditüd in Frage kommt, SS 1643, 
1821 ! und °. ' 


Anhang 1 zu 8 2100: Naderbfolge, jogen. fideilommifjariihe Sub: 
on 


ititution. 

1. Nah 8 2100. fann der Erblafler einen Erben (Nacherben, fogen. 
Fideikommiſſar) in der Weile einleben. dak diefer erit Erbe wird, nachdem zu - 
nädft ein anderer Erbe (Borerbe, ſogen. Fiduziar) geworden iſt; vgl. 
35 2103—2105. Die Naderbiolge („Tideilommilfert ubftitution”, vgl. 

ote 12 zu 8 2096) Hat praftilhe Bedeutung namentlid, wenn der Erbtaffer 
eine Rinder over weiteren Berwandten niht ausſchließen, die 
Vorteile der „ganzen“ Erbſchaft aber zu nächſt (oder für beftimmte Zeit) 
einem anderen, insbejondere feinem Ehegatten zuwenden mill, ohne 
ihn den zahlreichen Se rtäntungen zu unterwerfen, die mit der Zumen: 
dung bloß des „Nießbrauds“ an der Erbſchaft ($ 1089) verbunden ind. 
„Borerbe tt wahrer Erbe — Borerbe und Nießbraucher das ift zweierlei“ (C) — 
vgl. & 2112 —, trorg ber vielfachen Ahnlichkeit in ihrer Rechtsitellung. Wer alfo, 
namentlich feinem Ehegatten, die Vorteile der ganzen Erbidhaft zuwenden 
will, muß fih genau klar machen, ob er ihm bloß a) die Rechte eines Nieh⸗ 
braudjers (vgl. 88 1089, 1085 und Noten) oder b) Die Rechte eines Borerben 
einräumen oder x gar eine ganz freie Stellung gemäß 38 2269, 2280 (hierüber 
vgl. weiter unten) einräumen will. 

Beilpiele: ‚Wir (die Cheleute N Ro legen uns gegenjeitig 

Erben ein, und zwar als VBorerben. Nah dem Tode des Letztlebenden 
Oiten unjere Rinder (unjere beiderfeitigen weiteren Verwandten, — unfere 
Bateritadt D) die Erbidaft als Naherben erhalten. Wenn der Über: 
lebende von uns ih wieder verheiratet, fol er nur feinen geſetz⸗ 
lichen Erbteil von 4 nad dem zuerit torbenen ten, die übrigen 4 
des Nachlaſſes des zuerit Verftorbenen joll er alsdann unferen Rindern 
ujw.) als Naherben herausgeben“. vgl. 8 2103 und Note 103 zu 

1669. — Soll der überlebende Ehegatte als „Borerbe“ jo frei als 
irgend möglid geftellt werden, jo ift etwa zu jagen: „Wir ſetzen uns 
gegenfeitig zu Erben ein. Was beim Tode des Letztlebenden übrig lein 
—X —3— unſere Kinder (ujw.) als Nacherben erhalten“. vgl. 

1 2137. 

8 An diejer Stelle muß auf die bereits oben erwähnten OR 2209, 2280, als 
von beſonders praktiſcher Wichtigkeit, Hingewiejen werden. nad ift, wenn 
Ehegatten in einem gemeinihaftliden Teſtamente oder in einem Erbvertrage 
ih gegenjeitig als Erben eingejeßt und Dabei beſtimmt haben, dak 
ach dem Tode des Überlebenden der beiderjeitige Nachlaß un 
einen Drittenfallen fol“, im Zweifel (es iſt alfo Frage der Aus: 
legung) anzunehmen, daß der Dritte (die Kinder, die weiteren Ver: 
wandten uw.) jür den „gejamten Nadlaß‘ als „Erbe des zuleßt ver- 
iterbenden Ehegatten“ eingelegt ilt. Die Folgen diefer Annahme find, daß 
der überlebende Ehegatte niht „Worerbe“, dag die Kinder (weiteren Ber- 


— 1039 —- 


Noch 


zu 
8 2042 


Zu 
8 2100 


—9 








\e Vin ‘ 4 


Auhang Einfegung eines „Nacherben“ 


Noch 
zu 
8 2100 


wandten ulw.) nit „Nacher ben“ find, daß alſo der überlebende Ehegatte 


niht einmal den Beihräntungen des „beireiten Borerben“ 
unteriegk (mal. 2136, 2137, insbejon Note 54 Dazu), jondern völlig 
freiü n Ka 


auch (entgegen dem $ 2115) dem Zugriffe der Gläubiger des 
Überlebenden offen ftebt. Um „Zweifel“ bei der Auslegung Ei ver: 
meiden, werden alſo die Ehegatten beitimmt und flar zum Ausdrud bringen 
müſſen, was fie wollen: ob der Überlebende blog „Niegbrauder" oder „ge: 
wöhnlidger Borerbe“ oder „befreiter Vorerbe“ oder gar „alleiniger, durch 
nichts beſchränkter Erbe‘ gemäk 88 2269, 2280 fein fol. Das Näbere über 
die Bedeutung der 88 2269, 2280 vgl. Anhang 13 zu 8 2268. ! 


Andere Beilpiele der Anordnung einer „Radherbiolge“ find: der in 

2338 behandelte Kal (betr. die fogen. „Enterbung in guter Ab— 
icht“), ferner: „Zu meiner Erbin ernenne id) meine Baterftadt L, Die ver- 
flichtet fein fol, die Hälfte der Einkünfte des Nadjlafles meiner Nichte H, jo 
ange fie Iebt, zu ‚gehlen. Is jedoch meine Nichte heiratet und Kinder hat, 
joll die Stadt « der Erbihaft an diefe Kinder herausgeben“ (vgl. 8 2108). 


1I. Rad) den meilten früheren Rechten tonnte (abgelehen von den jogen. 
gamilien-gibeitemmillen für Die das Landesrecht — bleibt, vgl. E 59) 
die Nacherbfolge nur einmal oder er nur für eine beitimmte Zahl von 
Fällen eintreten. Auch das BGB. geht aus wapirt woſtlichen Gründen 
davon aus, daß der Nahlak nicht auf unabſehbare Zeit durch bie 
Anordnung einer „Nadherbihaft“ gebunden und dem freien Verkehr ent- 

werden darf. Es hat jedoch davon abgejehen, Die Naherbfolge nach der 
hr der Fälle (bierin ift dem Erblalter feine Schrante gezogen) abzu- 
grenzen. Bielmehr hat es beitimmt, daß die Einſetzung eines Nach— 
erben mitdem Ablaufe non dreißig Sahbrennaddem Erb: 
fall unwirffam wird, wenn nidht vorher der Fall der Nach— 
erbfolge“ eingetreten iſt (8 2109 Abſ. 1 Sa 1). Mit Rüdjiht auf die 
Zwede, denen die „Nacherbfolge” zu dienen bat, tjt indejlen der bezeichnete 3 eit; 
raum für einige (im praftilden Leben wohl die Regel bildende) Fälle er: 
weitert (vgl. 8 2109 Nr. 1 und 2). 


III. Tritt der Fall der „Nacherbfolge“ ein (in obigen Beilpielen, wenn 
der überlebente Ehegatte ftirbt oder wieder heiratet, wenn die Ri ein 
Kind Bat), jo hört der „Vorerbe“ von jelbit auf, Erbe zu fein, und es fällt 
die od obne weiteres dem Naderben an ($ 2139). Der „Hard: 
erbe erwirbt jedoh) bereits mitdem Erbialle (d.h. Tode des 
Erblaffers, der die Nacherbfolge angeordnet hat) ein feſtes Recht“ 
auf die ‚Naherbfolge" Tementipredhend geht, wenn er den „Erb- 
falt“, nit aber den „Fall der Naherbfolge“ (Tod des VBorerben 
oder den jonit vom Erblaljer beitimmten Zeitpunft des Eintritts der Nad; 
erbfolge) erlebt, gleichwoh gen Recht auf feine Erben über, jofern 
niht ein anderer ille des Erblafjers anzunehmen iſt 
($ 2108 Abi. 2). 

IV. Da der „VBorerbe“ zunädht „Erbe“ it, jo kommt ihm bis zum 
Eintritte der „Naherbfolge”" grundjägli die Stellung zu, die er 

aben würde, wenn die „Naderbfolge“ nicht angeordnet wäre. Er iſt daher 
igentümer der Nachlaßſachen und aud im übrigen bereditigt und ver- 
lihtet wie jeder Erbe (vgl. $ 2112). Zur Sicherung der Rechte des 
ben iſt jedodh das Recht des Borerben gewillen Beſchränkungen unter: 
worjen worden (vgl. 88 2113-2119). Auf der anderen Seite ift aber Bor: 
ſorge getroffen, dp die Schranten, die dem Verfügungstechte des „Vorerben“ 
De und, nit die ordnungsmäßige Verwaltung der Erbichaft hindern 


Anlangend die PBrozekführung das Gejeß davon aus, daß die Ber: 
tretung des Nachlaſſes nee ktateiten dem. „Borer Be unbe: 
ſchränkt zujteht. vgl. 88 326, 728, auch 242, 246 3PO. 
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Nacherbiolge — Errichtung der Teftamente Auhang 


V. Der Erblaſſer ift befugt, die Begiehungen ilden dem „Borerben“ 
und dem „Naderben“ abweihend von den dargelegten Beitimmungen zu 
ordnen. Jedoch fann er das Recht, über Aadylabgegenitände unentgelt: 
Lich zu verfügen (8 2113 Abj. 2), dem „Borerben“ nicht einräumen. 
Eine —* weiterung des Verfügungsrechts würde dem Wehen der „Vach— 
erbfolge“ wideritreiten, das darin beiteht, den Nachlaß „tunlichſt“ für den Nach— 
erben zu erhalten. Aus demjelben Grunde muß es je (b timdßalleeiner 
anderweiten Unordnung des ECrblafiers dabei bleiben, ah der 
Nachlaß gemäß, 8 2115 gegen den Zu Ei der eigenen Gläu- 
biger des „Borerben” gejidert iR ndlih darf der „Borerbe“ 
Me den Erblafler nit von den auf die Mitteilung eines Verzeich— 
niſſes und Die Feſtſtellung des Zuftandes der rbſchaſt begüg: 
lichen Verpflihtungen (88 2121—2122) entbunden werden, da Jonft dem 
Nacherben die notwendigen Grundlagen für die A des Heraus: 
gabeanipruds fehlen würden. ge" übrigen kann der Erblaſſer den Borerben 
von allen Beihräntungen und Berpflihtungen befreien, die dieſem zu Gunften 
des Nacherben geſetzlich auferlegt find ($ 2136)._ Eine jolde „Befreiung“ 
gilt als angeordnet in den in 8 2137 bezeichneten Fällen. Für Die 
„QBermwaltung der Erbidaft“ ift der Vorerbe in den fraglichen Fällen dem 
VNacher ben lmäßig nicht verantwortlid. Geine Herausgabe: 
pflicht“ beſchränkt fi auf bie bei ihm nah vorhandenen Erbihafts- 
gegenttände (8 2138 Ab). 1 Sa 1). „Zur Erbihaft“ gehört aber au 
sjenige, was der Borerbe durch Rechtsgeſchäft „mit Mitteln der Erbſchaft“ 
erworben bat. Diejer vom BGB. (8 2111 Abi. 1) für alle Fälle der Naderb- 
folge ausgeiprodene Grundſa N Bier von beionderer Bedeutung. en 
einen Mi —* des freien Verfügungsrechts, das dem Vorerben bei der 
„Nacherbſchaft aufden Überreſt“ zuſteht, wird der Nacherbe durch die Be— 
ſtimmung gel ud, daß der Vorerbe zum „Schadenserſatze“ verpflichtet iſt, 
wenn er die Erbidaft in der ariint, den Naderben zu benadteiligen, 
vermindert hat ($ 2138 Ab). 2). Die gleiche Verpflichtung Br ihn, wenn 
er der Vorſchrift des $ 2113 Abf. 2 zuwider unentgeltli 
Erbſchaftsgegenſtand verfügt Bat. | 
v1. Mit dem Eintritte der Nacherbiolge hört, wie oben bereits bemerft, 
der „Vorerbe“ auf, „Erbe“ zu jein (S 2139). Bon da an gelten daher, wie 
2143 bernorhebt, die infolge des Erbjalls durch „Bereinigung“ von 
t und Verbindlichfeit oder von Recht und Belaftung in der Perfon des 
„Borerben“ erlojhenen Rechtsverhältniſſe niht alserlojhen. Durch den 
intritt der Naderbiolge erliiht an ſich auch die Haftung des „Borerben“ für 
die Nadlapverbinnlichleiten. aß 5 2145 Abſ. 1 Saß 1 bleibt jedoch die 
Haftung injoweit bejtehen, als der „Naderbe“ für die Verbindlichkeiten nicht 
haftet. Dahin gehören beiſpielsweiſe Vermächtniſſe“, die den Vor: 
erben allein belajien. Bor allem aber kommt der Fall in Betracht, daß 
der „Rakherbe" gemäß den allgemeinen Vorſchriften der = 1975 fi. nur 
‚beihräntt“ haltet, der „Vorer be“ Dagegen kin Recht auf „be: 
Ihränfte Haftung“ verloren hat. vgl. Note 83 zu 8 2013. 


. Anhang 1 zu 8 2229: Errichtung der Teitamente: Das Gejeh unter: 
icheidet die Errichtung in „erdentlicher gorm und in „außerordentliger Form“. 
—— Ausdruck wird im Geſetz ſelbſt gebraucht (8 2231), der andere Yus- 
dDrud nicht. 

A. „Ordentliche Formen“ gibt es zwei: 
1. das vor dem Richter oder Notar Zyichtete Teſtament (8 2231 Ziff. 1), 
2. das eigenhändige Teſtament (8 2231 Ziff. 2). 

B. Bon Teſtamenten in außerordentlicher Form — vielfach auch „Not: 
teſtamente“ genannt — gibt es drei Arten: 
1. das Teftament vor dem Gemeindevorfteher (vielfach, jedoch nicht ganz zu: 

treffend, auch „Dorfteftament“ genannt): 8 2249, ganz z 

2. das Abſperrungs⸗Teſtament: 8 2250, 
3. das Seeteſtament: 8 2251. 


über einen 
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Noch 


zu 
8 2100 


3u 
8 2229 


\ I eu af Zen. - 


Anhang - &rridtung der Teftamente 
Noch Dazu t treten noch auf Grund anderer NReichsgejehe, die neben dem 
B. gelt 


zu 
8 2229 4. as Militär und Marineteftament: vgl. E. 44, 

5. das Teftament vor den Bundestonfuln: vgl. E. 38, 

6. das 2 ament in den Schußgebieten: vgl. Reichsgefeg vom 10. 9. 1900, 
Kaiſerliche Verordnung vom 9. 11. 1900. 

Fälle 4-6 find hier nur der Bollftändigfeit halber erwähnt, jollen 
aber nit mühe behandelt werben. 
enhändigen Teitament (A. 2) it don mit ber Niederjchrift 

der Pen ber Teitamentserritung vollendet. In allen anderen Fällen (A. 1 

und B. Her — gleichviel ob der Erblafler feinen „legten Willen“ münd- 

Lid oder ſchriftlich erklärt — wird ein Protololl aufgenommen. Die- 

jenigen Perlonen, denen die un des Protofolls obliegt oder die jonit 

in irgend einer Art dabei mitwi nennt das BGB. „mitwirtende Berjonen“. 
Welchen „iahlihen Inhalt“ das Teitament haben kann oder muß, Darüber 
eittumt diejer Abſchnitt (88 2229—2264) nichts. Hierüber beitimmen vielmehr 

Die 88 1937—1940 und Erw fi., und auch jonjt ve jebene, Im, b 

Itreute Stellen ( FAR S a). Bejonders hernorzubeben t hier nur, Das 

nad) 8 2064 der rb affer ein Teltament nur „perſön ich“ erie en fann, nicht 

dur) Bevollmächtigte“, nicht durch „geſetzliche Vertreter, vgl. auch die Noten zu 

8 2229. Da beitimmen die 88 2229 ff. genau, welchen „ormellen Inhalt“ 

das erwähnte Protololl Haben muß (vgl. dazu die einzelnen 88 ſamt Noten). 

Hierzu ift zu bemerfen: 

1. Neben die ne des BGB. über das Protokoll tritt die Vorſchrift 
des 8 176 NY. AU ‚Das Protofoll Toll eine Angabe darüber ent: 
halten, ob der Richter oder der Notar die Beteiligten fennt ober, 
Than n dies nicht der Fall iſt, in welcher Meije er ſich Gewihheit über ihre 

ſönlichkeit verſchafft Hat. geeiligi er“ it bei der Tejtaments- 
errichkn der Erb alle: et. Die —— iſt eine „S oll: ⸗Vorſchrift“, 

d. h. ſie ſoll een chtung bewirkt et jedoch —8 in: 
ti gfeit des Teitaments. * aan Gone er der Urkundsperſon 
Richter oder Notar) nit bekannt, Jondern wird ber then Auch durch 
ander N Perſonen (jogenannte „Relognoszierungs- eugen“) vorgeitellt, 
jo find dieje Perlonen nicht „mitwirtende jonen“ im Ginne 
des Geſetzes, insbejondere nit etwa „Zeugen“ im Sinne der 88 2233 fi. 
Cs bedarf daher ihrer Unter hrift im Protofoll oder ihrer weiteren 
nwelenheit nad ber geiebenen Refognoszierun it, 
ſondern lediglich ihrer Erwä 5, nung im Protokoll; nad gei hebene 
tognoszierung können fie ſich entfernen. 

2. In E. 141 (vgl. $ 200 Abi. ERTG,) I beftimmt, dab die Landesg beogelehe Tür 
die Beurfundung von Redtsgeinäften, die nad) den Bor riften des 
gerichtlicher oder notarieller Beurkundung bedürfen — aljo aud) bei Tefta- 
menten — die Zuftändigteit entweder für Die tee allein oder für Die 
„Notare“ allein anordnen gannen. Htervon hat Preußen nicht Gebraud) 
"rl ‚wohl aber 5. B Bayern, indem es nur die Notare, nicht auch die 

imisg er für zuftändig lärt dat. vgl. Note 12 zu $ 2231, E. 141 und 
151 mi 

3. Den Tandesge chen it ftattet, für die gerichtlichen und notariellen Urkun⸗ 
den noch tere ordernilfe aufauftellen, als dies die Reichsgeſetze 
(BGB. —X RFG.) tun. Indeſſen iſt ein verſtoß gegen derartige „Iandes- 

— egliche“ Vorſchriften * Einfluß auf die Gültigkeit des beurfundeten 
hier des Teitaments: E. 151, RFG. 8 200. Alle derartigen landes- 
ee Sorlaritten ind alſo „SoLl-Borihriiten“, n icht „Muß- 
orſchriften“ (vgl. 1 des Br ür Preußen tommen in dieſer Hinſicht 
folgende Borlchriften, des . in Detrait: Art. 40: „Werden bei der 
Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts von dem Richter oder Notar Wahr: 
nehmungen gemadjt, welde Zweifel Darüber ründen, ob ein Betei- 
ligter die zu dem Kedhtsgel äft erforderliche Geſchä tsfäßigleit ober Ein- 
ſichtt beſitzt, oder beſtehen ſonſtige Zweifel an der Gültigkeit 
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tes Geihäfts, jo follen die Zweifel den Beteiligten mitgeteilt 
und der In hatt t der Mitteilung jowie die von den Beteiligten Dürauf ab: 
gebenen Ertlärungentndem®Protofoll feftgeitellt werden.“ — 5 * 2229 
rt. 41: „Das Protokoll — falls ein Beteiligter taub iſt, ihm zur Durch— 
cht vorgelegt werden, auch wenn * dies nicht verlangt. n dem 
—5* ſoll feſtgeſtellt werden daB dies geicheben tft. I ein tauber Be: 
teiligter nit imftande, Geih hrie ee u lejen, jo joll eine 
VBertrauensperjon zugezogen werden, die A ihm zu _veritän- 
Digen vermag. In dem Brototol joll jeftgefelt we n, daß der Beteiligte 
nad) der Überze eugung des Richters oder Notars die Bertrauensperlon 
veritanden Hat. s Protokoll ſoll auch von der Vertrauensperjon geneh⸗ 
mi mn und unterſchrieben werden. Die auensperſon kann auch der Ge⸗ 
ſchreiber, der zugezogene zweite Notar oder ein zugezogener Zeuge oder 
einer Beteiligten fein.“ — 


Anhang 1a zu 8 2228: Beilpiele von Teftamenten: 


Zu 
1. Bor einem Richter durch Übergabe einer Schrift errichtetes Teſtament 3 2229 
(8 2231 Ziff. 1, ss 2238—2242, 2246). 


„Königli 5 „misgericht Bandsbung.  erhanbelt in ‚Demperfin am 
12. Mai 1005. nwärti misrichter N. 1, Qlame) als Richter, Gerichts⸗ 
efretär P. u ae als Gerichtsſchreiber. Es wurde, im Bett liegend, dom 
nſchein nad offenbar im vollen Bell — der © geiftigen Kräfte, der 


allen F.M. —S— in —— in, in feiner Wohnung angetroffen, Er 
ift dem Richter ni befannt, wurde aber durch den herbeigerufenen, dem Richter 
bekannten Gemein vorfteher von Pemperſin, namens G. S. als derjenige por: 
gefbellt, ſut den er ſich ausgibt. Hierbur bat der Aichker 1 Die ‚Gewißheit über 
ie Perſönlichkeit des F. gewonnen. M. Feen einen mit einem 
Privatfiegel einmal Befötaeen Umſchlag. "Das Siegel zeigt die Buchſtaben 
F. M der Umſchlag enthält die Aufkhrift: „Snlben end mein Teftament. F. M.“ 
F. erflärte: De in in dem Umſchlage befind Dliche Schrift enthält meinen 
Ichten Willen. 

Diefes Protokoll wurde vorgelefen, von dem Erblaſſer genehmigt und 
von ihm eigenhändig unterichrieben, ie 1 folgt: 


N. N., Amtsridter. P. P. „Gerichtsſchreiber. 


Das Beototoll famt der Schrift wird dann in Gegenwart des Erblafiers 
in einen Umſchlag getan ne dem Geriätshegel verſchloſſen, mit einer Auf: 
ichrift veriehen und in Verwahrun mitsgeridts Bandshurg ge enommen: 
8 2246. Über Dielen legteren bſchnitt feiner Tätigleit nimmt Richter 
eine ſogenannte „Regijtratur” auf, feinen Zeil Der Teſtamentserrichtung 
mehr bildet und vom Erblaſſer nicht unterſchrieben wird. 

II. Eigenhändiges Teſtament — Zi —3* 8 2248 

„Lubcze, 5. März 1904 ter C. L. ) wohnha hier, er- 
kläre hiermit als meinen legten illen folgendes: Ich jege meinen Better, 
Amtsrichter F. H. in G., gum Erben ein. — Diele Erklärung babe ich eigen- 
handig geichrieben und unterſchrieben. C. L 

Über Verwahrung dieſes Teſtaments vol. 8 2248. 


III. Mündlich atläries Doriteftament eines ererbunfäbigen (88 2249 
2242 Ab}. 2, vgl. auch PrAG. 80, 81). Worweg fei bemerft, dag namentlid 
folgende untte vom Gemeindevorfteher zu beachten find: a) 
Der Gemeindenvorjtehber und die Zeugen miüllen während der 
ganzen Erridtung zugegen fein ($ 2239), b) der Gemeinde: 
orkeher und die Zeugen dürfen mit dem Erblafler und mit den 
Erben weder nahe verwandt noh nahe verihmwägert kin, der 
Gemeindevorfteher auh niht mit den Zeugen: 88 2234 bis 
2236. c) Die Bejorgnis, daß die Erridtung eines Teitaments vor einem 
Richter oder einem Notar nicht mehr möglid kein werde, muß im Broto: 
toll fejtgeitellt werden: 8 2249 Abf. 2. Erwähnenswert iſt nod), daß es 
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Roh gleihgültig it, wer das Protokoll |hHreibt -- natürlich abgeſehen 
au von den a u ritten, die unbedingt von jedem eigenhändig ge 
$ 2229 leiltet werden müllen. 

„Wi au, 10. März 1906. Auf Antrag des hier wohnhaften Bauern 
F. S. begab ſich der unterzeichnete Hiefige Gemeindenorfteher C. E. unter Zu: 
giehung der ihm befannten Zeugen, des Lehrers F. K. und des Bauern E. L., 
ide von hier, in die Wohnung des S. S, der dem Gemeindevorfieher befannt 
ilt, wurde krank im Bett liegend angetroffen. Nach jeinem Zufitande ift Die 
jorgnis begründet, Daß ihm die Errichtung eines Teitaments vor einem 
Richter wer einem Notarniht mehr möglich fein wird. S. erklärte: 
Ich gebe hiermit meinen letzten Millen zu Protofoll: Als meine alleinige Erbin 
jege ich meine Ehefrau C orene M ein. Wir Haben 3 Kinder, A, C, M. 
Dieſe Kinder jebe ih als Naherben ein, und zwar auf dasjenige, was bei 
dem Tode meiner Ehefrau übri Bin wird. Gollte jedoch meine E beit au 
wieder heiraten, fo hört fie dann auf, meine alleinige Erbin 
zu fein, und es foll dann meine Beerbung nad den gejegliden Regeln 
eintreten. — Ich kann nit |[hreiben. Dem Erblafler wurde befannt 
gegeben, daß dies Teftament feine Gültigteit verliert, wenn ſeit 
der Errihtung 3 Monate verſtrichen find, und er dann noch lebt. Das Proto- 

toll iſt vorgeleſen und von dem Erble] er genehmigt worden. 


Der Gemeindenoriteher legt nun das Teitament in Gegenwart des Erb- 
laſſers und der Zeugen in einen Umſchlag, verichließt es mit dem Amtsfiegel, 
verlieht es mit einer Aufſchrift, etwa: Inliegend das heute vor mir errichtete 
Teſtament des hier wohnhaften Bauern F. S. Wilſchau, 10. März 1906. L, 
Gemeindevorſteher.“ — Br Breußen wird dann nach der Miniiterial-Anweilung 
vom 23. Juni 1900 (Anlage zum Juſtiz-Miniſterialblatt 1900 hinter Seite 555) 
weiter, wie folgt, verfahren: Der Gemeindevoriteher jdidt das Tejtament zum 
Zwede der Berwahrung mit einem Begleitihreiben, und zwar „einge: 

Hhrieben“, an das Amtogericht das für ſeinen Ort zuſtändig iſt. In dem 
leitſchreiben gibt er an, über welchen Wert teſtiert worden iſt (wegen der bei 
Gericht für die „Verwahrung“ erfolgenden ——— und ob er das 
Teſtament auf einem Stempelbogen den 1,50 DE.) geſchrieben hat oder 
nicht. — Der Gemeindevoriteher befommt Gebühren für die Erridtung des 
Teitaments, und zwar 2 Mt. bei einem Nadjlakwert bis zu 3000 ME., 5 Mt. 
bei einem Nachla wert bis zu 10000 ME., 8 ME. bei einem Nachlaßwert über 
10000 Mt. Den Zeugen fönnen Gebühren ge lt werden, und zwar 
bis zu 50 Pf. für jede angefängene Stunde. ußerdem find die Poſt- 
ebühren der Überjendung zu erftatten. Alle diele Gebühren und Auslagen 
Bat der Gemeindevorjteher jelbjit (nicht etwa durch Vermittlung des Gerichts) 
vom Erblaſſer einzuziehen. 

IV. Mündli vor einem Notar erllärtes Teltament mit Dolmeticher 
(88 2231 Ziff. 1, 2244). 

„3empelburg, 8. Juni 1905. Es erſchien vor dem unterzeichneten, 
in Zempelburg, feinem Amtslit, wohnenden Notar M. L., der jeit einigen 
Tagen hier aufhaltiame, feiner Angabe nad) in London SW., Waterforditreet 
Nr. 4, anjällige Kaufmann D. C. Er ijt dem Notar befannt. Es jtellt fid 
heraus, daß er der deutlichen Sprade nit genügend mädtig ift, um feinen 
Millen fund geben zu können. Er ſpricht vielmehr nur engliid ger D ge: 
läufig. Da ein ein- für allemal für das Engliſche beeidet&® Dolmet/ hier 
nicht vorhanden iſt, zog der Notar den biefigen Privatgelehtten W. S. als 
Dolmeticher der englifen Sprade hinzu. Da von den beiden in Zempelburg 
vorhandenen Amtstichtern der eine beurlaubt, der andere heute verreilt ilt, To 
hat der Notar den Fall für dringend erachtet und ſelbſt den Dolmeticher dahin 
vereidigt, dag er treu und gemwillenhaft aus der engliſchen Sprache und in die 
engliihe Sprache übertragen werde. Als Zeugen bei dieler Verhandlung 
wurden zugezogen: der Nentner C. F. hier und der Neferendar M. B. Bier. 
Der Kaufmann C erklärte mit Hilfe des Dolmetſchers: Ich bin der deutſchen 
Sprade nicht mädtig, fondern nur der englilden. Ich gebe Hiermit meinen 
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legten Pillen zu Protokoll und erkläre, daß id als alleinigen Erben meinen Por 


lieben Freund, den Schaufpieler A. A, in Berlin W., Rotspamerplat 115, zu 


einlege. Mein Vermögen rn etwa 70 000 Mk. es it im Bezirk des Amts: 5 222% 


gerihts I Berlin angelegt. Näheres darüber weih der Erbe. — Das Protofoll 
wurde von dem Dolmetſcher ins Engliſche überſetzt. Er Hat die Über: 
ſetzung ſelbſt angefertigt und vorgelejen. Die Überjetung wird dieſem Proto— 
toll als Anlage beigefügt. Der Erblajjer erklärte fie für zutreffend. Diejes 
Vrotofoll ift vorgelefen, von dem Erblaſſer genehmigt und eigenhändig von 
ihm unterſchrieben worden, wie folgt: 

D. C. 

W. S. CF. M. B. 
J L." 


Der Notar verſchließzt nun das Protokoll ſamt der Überſetzung in einen 
Umſchlag, jegt fein Amtsfiegel und eine Aufſchrift auf den Umſchlag und bringt 
das Teſtament in die Verwahrung des Amtsgerihts Zempelburg: $ 2246, 


Anhang 1b zu 8 2228: Einſchränkungen der Teitiermöglichteit, 


I. Minderjährige unter 16 Jahren können nicht tejtieren. Minder- $ 22: 


jährige über 16 Jahre können tejtieren, aber nur mit folgenden Beichräntungen: 
a) ein „eigenhbändiges" Tejtament ($ 231 Nr. 2) können fie 
überhaupt errichten; — b) vor Ridhter oder Notar und in den 
„außerordentlidhen“ Formen ($$ 2249 bis 2251) fünnen fie nur 
„mündlid“ (nit aud dur „libergabe einer Schrift“) teitieren. vgl. 
88 2247, 2238 Ubi. 2. — Minverjährige, die „nicht jprechen können“, fünnen 
demnadh überhaupt nicht teitieren. vgl. unter III. 

II. Leſensunfähige, namentlih Blinde: Für Perjonen, die „Geſchrie— 


benes nihtlejenftönnen“ — jei es wegen Unbildung oder wegen Blind- 


heit oder hochgradiger Shwahjlichtigfeit oder aus jonitigen Gründen — gilt 
genau das entſprechende wie für Minderjährige über 16 Jahre 
(oben I); vgl. 58 2247, 2238 Abj. 2. — Leſensunfähig it aud) derjenige, der 
war jenen Namen leſerlich jchreiben, die Niederichrift aber nicht lejen kann, 
tes kommt bei jehr jhwadjlichtigen und jogar bei gänzlich blinden Perſonen 
zuweilen vor. 

III. Stumme und jonjt Sprechunfähige: Stumme oder jonit (3. ©. 
ee Aa Kehltopftrantheit) am Sprechen verhinderte Perjonen können 
vor Richter oder Notar und inden „aukerordentliden" Formen 

8 2249 bis 2251) nur durdh „Übergabe einer Schrift” teitieren: 
3 Abf. 1 Sat 1. Dabei muk von dem Erblafler noch eine „eigen: 
ändige“ Ertlärung niedergejhrieben werben: $ 2245 Abi. 1 
Sat 2. Die eigenhändige Niederſchrift fann nicht etwa durch Zeichen 
erjegt werden, wie KRopfniden und dergleichen. Stumme oder jonit 
Sprechunfähige, die nicht ſchreiben können, können aljo über- 
haupt nicht teſtieren. 

1V. Taube, Taubſtumme: Für taube Perſonen gelten reichsrechtliche 
Beſchränkungen der um lichkeit nicht. Nur landesredhtlihe Sonder: 
vorſchriften beitehen, 5. B. in Preußen, die jevdoh nur „Soll: Borichriften“ 
find, deren Verlegung alſo audy das Tejtament nit „unwirfjam“ madt; 
vgl. Br. Urt 41 in Anhang 1 zu $ 2220. — Für Taubjtumme gelten natur: 
gemäß ſowohl die für „Taube“ vorhandenen Vorichriften wie Die für 
„Stumme“ gegebenen (vgl. vorjtehend unter 111). 


V. Ehreibunfähige: Schreibunfühigfeit — gleichgültig, ob fie auf Un— 


“bildung oder auf fonjtigen Gründen, 3. B. Krankheit beruht bewirkt für 


tumme und fonft ſprechunfähige WBerjonen den Verluſt der 

eftiermöglidteit: vgl. onzlie end unter III, Im übrigen aber be- 
wirkt die Schreibunfähigkeit des Erblajiers bei Tejtaments-Erridtung vor 
Rihter oder Notar und in den „außerordentliden“ yormen 
(8$ 2249 bis 2251) weder Teſtier-Unmöglichkeit noch audy nur Formerſchwe— 
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No zung: die ſonſt erforderlide Unterſchrift wird bei Schreibunfähigfeit 

durd) die zu Protokoll ietgelteltte E k J rung des Erblaſſers, „nicht en 
8 2220 zu fönnen“, erjest: $ 2242 Abi. 2 
VI, Zufammentreffen m rerer „übel“: Treffen mehrere der zu I—V 

behandelten „Übel“ zujammen, jo treten natürlid) die fämtligen. Redts- 
fo ein, bie für jedes der Übel ein ze In eintreten. It 3. B. ein aüinder: 
j& iger, ‚tumm, jo fann er überhaupt nicht teitieven. n ein 
jähriger“ kann nur mündli qh teileren, ein „Stummer“ nur dur * ü 5 er: 
gabe einer Schrift (vgl. I 


Zu ng 13 zu 8 2231: Beim „eigenhändigen Teitament“ find namentlich 
8 2231 kofgende unfte zu beadten (vgl. die Beifpiele Seite 1043 II, 1052 f. ): 


a) Minderjährige und Perſonen, die Geſchriebenes nicht leſen tönnen nament: 
lich können ein zeige ändiges“ Teitament nit erridten; 


dere [. Anhang 1b ‚S 
b) Eiblaller er muß 2 reidenftönnen“. Pr nung. 5 wegen Unbildung 


wegen anderer Gründe (för perlicher nt Fehlens Der Hände 
u. at) nicht Ichreiben ann, iſt gle ——* ng 1b 1% 8 2229. 
c) Das eigenhändige Teftament fann Fe in m remden 837 (nicht 
deutſch) geſchrieben werden. uch E. 11 nebſt Noten. 


d) „an abe des Ortes“ d. h. des Erlen ortes (nicht des davon vielleicht 
Berihiebenen Deohniiges des Grblaffers) 

e) die Angabe des Ortes und des Tages (d. L des Tages ber Niederihrift) 
muß richtig fein. Cin falſches Datum macht das Teftament nichtig, ebenio 
eine falſche Ortsangabe. 

f) Sees Wort muß vom Erblaſſer eigenhändig geihrieben fein. Bordrud 
4.0 . des Drisnamens macht das Teitament nichtig. 

g) win „Sigenfänbiges Teftament kann aud in Form eines „Briefes errichtet 


h) Es nk eine wiettine „Unterjärift“ vorhanden fein; Namens: 
nennung im „Lerte" (3. B. „Ib, Carl Mayer, beitimme .. .“) 
genügt nidt. — genügt Namenszeihnun nur auf dem 
etwa vorhandenen a nidt erforderlichen), Umſchlage“ nicht. 
i) Wird das eige — tament auf mehreren lojen Blättern 
nieder Arie n, von denen nur das letzte die Namensunter: 
ſchrift trägt, fo ift das Teftament gültig, — vorausgelett, daß der 
innere Zufammenhan dee des > Juhalts der einzelnen Blätter die ganze Nieder: 
ſchrift als ein einheitlides Ganzes ertennen läßt. 


Zu Anhang 14 # 5 2231: Mit der Niederirift ift Das eigenhändige 
g 2231 Teſtament pollend erwahrung bei Gericht iſt geitattet (3 2248). Jedoch 
ein zu Haufe — offen oder verichlojien —- aufbewahrtes „eigenhändiges 
tament“ diefelbe Gültigkeit wie ein bei Gericht verwahrtes eigen ünbiges 
Teltament. — Über die Vernichtung eines zu Haufe aufbewahrten eigenhä 
Te — vgl. Note 103 zu 8 2255, über Ablieferung eines ſolchen Te Be 
ments 


3u Anhang 15 zu & 2231: nes eigenhändige Teftament ilt in Breußen auf 
8 2231 einem Stempelbogen von 1,50 M nieberzulchreiben — das „gemein sin it- 
A eigenhändige Te tament“ (g 2267) auf einem Stempelbogen von 3 Mt. 
Ni beadkunn diefer Vorſchrift madt das Teltament aber nit ungültig; der 
Stempel wird dann [päter von den Erben eingezogen. 


Zu Anhang 16 zu 8 2231. Im Gegenjake zu dem vor „Ger ihr“ oder 
$ 2231 „Notar“ errichteten Tejtament ift das eigenhändige Zeitament — auch wenn 
es etwa gerihtlid verwahrt wird, vgl. 88 2248 — Teine „öffentliche“ Urkunde, 
Ionbern, Aut eine Brivaturltunde. Dies it im Grundbuchrecht von — 

vgl. GBO. 8 36, und bei Erteilung des Erbſcheins: vgl. SS 2360 Abi. 2, 2368 
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Teftament (Brototol — Echreibendunfähige — Dolmeticher) Anhang 


Ab. 2. Auf Grund eines „eigenhbändigen Teitaments“ können alſo 
niemals „Eintragungen im 6run bu ch erfolgen; es iſt ſtets ein 
„Erbfhein“ nötig. 


Anhang 43 Fl Ser In 8 2241 ift unter „PBrotololl“ nur derjeni 
Teil der ganzen 

angeordneten „Unterihrijten“ liegt. Dies it wichtig: denn nach 8 2241 
Nr. 2 muß die Bezeihnung der mitwirtenden Perjonen „im Prototoll” ent: 
halten fein, das Heißt aljo in demjenigen Teile De Protokolls, der räumlich) 
voor“ den —— Seite 1048 f liegt, zum te" des Rrototolls. vgl. 
hierzu die Formulare Seite 1043 I 0 N . ntexſchri i t“ der 
mitwirfenden en (Richter, N Gerihteidreite ohne Erwähnung 
in dem den Unterſchriften räumlich orbergebenden" Teile 
(Texte) des Brote olls ilt t genügend und würde „Nid- 


tigleit“ des Teitaments he ſhn ie n. Als genügende Bezeichnung im 


Poototolle ijt jedoch noch a wenn Fi 1 „Protofole fteht: „Bor den 

‚unterzeihneten Geridtsperionen“ erf erſchi und wenn dann in 
den Unteriäriften Name und Amtsharafter der mitwirkenden 
Perſonen angegeben ijt. 


Anhang 48 zu 8 2242: „Erllärt der Erbla ung » er nicht ſchreiben 
tönne, jo wird feine nter[eift dur die Feſtſt dieſer Erflärung im 
Protokoll erſetzt.“ Cs fommt ni ine darauf an, ob die Ungabe des Seht —7— 

nicht ſrei zu können“, auf Wahrheit beruht. Cs fommt Ch 
darauf am aus welhem Grunde (Krankheit, Unbildung) de bla er 
nicht chreiben kann. Auch braucht der Grund nicht ins — 
aufgenommen zu werden. Der Aufnahme ins Protofoll bedarf nichts weiter, 
als die Exklärung des —— nicht ſchreiben zu können“. Auch 
De die Echreibensunfähigteit F ers keine Erſchwerung der Formen 
ih, es wird nicht etwa noch yreibacuge ugezogen, oder 

bern eichen. Auch iſt fein „Hand ed en (3. B. Kreuze) —* der Unter: 
ſchrift er jorberlig), Merden Ha ndzeichen — ohne daß die Erflärung 
des. FAR ers, mit ſchreiben zu können, im Protokoll enthalten it, jo 
iſt das Te tament nihtig Werden außer der [raglich Grtlärung 

„Handzeichen“ gemadt, jo ſchaden I natürlich nicht, ſind aber über: 
Mi 5: Ein Beilpiel für ein Teitament nad) Abſatz 2 vgl. Seite 1043 unter III. 
— Kann der Erblajier tatjählid nicht Ihreiben, es fehlt jedoch 

eititellung jeiner bezügliden „Erflärung“ im Protokoll, jo ift 

etament niatie Jedoch ſoll es genügen, wenn ſtatt der Er- 
tflärung de5 „Erblajjers“, nit jhreiben zu können, die Feſt- 
keniung b es Ki hters (Rotars) im Brototof enthalten it: „der 
rblajjer fann nicht ſchreiben“. Doch ift das beitritten. 


Anhang 56 zu 8 2244: Der Dolmetſcher muß vereidet Jein, daß er 
treuundgemw Menhait übertragen werde, Iſt der dolmeilier 
ide Übertragungen der betreffenden Art im allgemeinen beeidigt (3. B. die in 
äwe wetipradigen Landesteilen ee als Dolmetſcher angeitellten Gerichts: 

mten in. ‚jo genügt die Re aufden geleifteten Eid“ 
(8191 Geri isver aſſungsgeſetz die „Verzicht“ Des Erblaflers 
auf die Beeidigung ilt ür hi u lat g zu eraditen. — Im übrigen 
it das Dolmeticherweien tanbesgejehl'ch geordnet. Für Preußen vgl. das Ge: 
Kältsipraiengeieh vom 28. Auguſt 1876, ferner PrFG. Art. 86, wonad der 

otar in dringenden Fällen den olmeticher ſelbſt beeidigen tann, in anderen 
Fällen deſſen Beeidigung beim Amtsgericht beantragen ſoll. „Do (met ſche r⸗ 
ordnung“ des Juſtizminiſters vom 18. Dezember 1899. Verfügungen des 
Suftinmimiflers vom 5. Februar 100 und 5. März 1901. Dolmetſcher bei 
„Notteitamenten“ vor dem Gemeinde: oder Gutsvorlieher (8 2249) können 
von lehteren Beamten jelbit beeidigt werden (PrAG. 80). Zu beachten i “ 
ferner für Preußen, daß „allgemein beeidete Dolmetider“, 3. 2. 
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Anhang Teſtament (Verſchluſ; — Verwahrung) 


Noch ein als ruſſiſcher Dolmetſcher allgemein beeidigter Kaufmnann, ohneerneute 
zu Beeidigung für das einzelne Teſtament nur zugezogen werben können, 
8 2244 wenn Jie für den am elenben „Gerichtsbezirk“ beeidigt find, und daß 
der Notar bei Zuziehung eines jolden „allgemein beeibigten 
Dolmetſchers“ ſich zu überzeugen hat, ob er auf für „notarielle“ Ange⸗ 
legenheiten allgemein beeidigt ilt. — Bei Susiehung eines Dolmetſchers erhöht 
kin Preußen die „Gebühr des Gerihts oder Notars um %. — Beiſpiel 

eines Tejtaments mit Dolmeticher vgl. Seite 1044. 


Zu Anhang 66-69 zu 8 2246: Berichlug und Verwahrung des Teftaments: 
8 2246 Das Tejtament jamt den „Anlagen“ (vgl. SB 2238, 2243, 2244, 2245 
wird in einen Umidlag getan. Der Um] er wird dann durd Siegel amtli 
verſchloſſen. Ein Siegel genügt, wenngleid) natürlid) mehrere Abdrüde ge 
ftattet find. Dann befommt der Umſchlag eine Aufſchrift. er dieſe Ichreibt, 
it gleihgültig. Nur die Unterſchrift bat der Richter (Notar) jelbit zu leilten. 
Unberkäiit des „Gerichtsichreibers“ (der Zeugen) auf dem Umidlage iſt nicht 
nötig. Als Auffcrift genügt 3. B.: „Snliegend das am 8. Mai 1905 gerichtlich 
erridiet Teſtament des Altfikers Franz Meyer aus Lubcza. Königl. Amts: 
eriht Karthaus. Müller, Amtsridter.“ — Das Teitament bekommt (in 

zeugen) auf dem Ymialag eine Nummer und wird in einem befonderen 
„VBerwahrungsbud“ und einem „Negifter für Verfügungen 
von Todeswegen“ vereinet und feuerliher verwahrt. — Über die 
Behörden, bei denen die „amtlihe Berwahrung“ ‚Nattaufinben bat, beftimmen 
gemäß RFG. 8 200 die ee vgl. für Breugen AG. Art 81 (AUmts- 
ger iht), Bayern Notariatsgeieg vom 9. 6. 1899 Art. 1 Abi. 2 (Notar), 

achſen Verorönung vom 6. 7. 1899 49, 50 (Umtsgeridht), Württem- 
berg AG. 79 (Amtsgericht und Bezirtsnotar), Baden Rechtspolizei⸗ 
eje& vom 17. 6. 18998 8 52 (Amtsgeriht). — Für Breuken iſt n 
[igenbes hervorzuheben: Wird das Teltament vor einem Amtsrichter erklärt, 
o verwahrt das betreffende Amtsgericht das Teitament. Der Notar hat das 
vor ihm errichtete Teftament an das Amtsgericht feines Amtsfiges abzuliefern, 
alfo niht ſelbſt au verwahren. — Der Erblaljer fann jederzeit verla 
mündlid) zu Protokoll des Gerichtsſchreibers oder ſchriftlich durch einfaden 

tief), daß das Teltament einem anderen Amtsgeridt zur „weiteren 
Berwahrung“ übermittelt wird. — Für eigenhändige Teitamente vgl. 
Anhang 73 zu 8 2248. 


Fu aindan 70 zu 8 2246: gi dem Hinterienungsihein wird Das Teftament 
8 2246 Ver rg uflrift und der Nummer (vgl. Anhang 66-69 voritehend) be- 
zeichnet. Ber einer etwaigen „Zurüdgabe“ des Teftaments ($ 2256) ober bei 
der Ipäteren „Eröffnung“ (8 2260) }oll der Schein für denjenigen, der ihn 
überreicht, als Ausweis dienen. n großer Wichtigkeit ift der Schein nicht. 

Geht er verloren, jo entitehen irgend welde Redtsnadteile nicht. 


Anhang 73 zu $ 2248: Die amtliche Berwahrung eines „ei ändigen 
& Ds Teitaments“ (8 2231 Nr. 2) tritt nur auf Verlangen bes Gebiaflers ein 
Gegenjaß: das „gerichtliche“ oder „notarielle“ Teitament, 3 2246). Der 
rblafier fann (in Preußen) die Verwahru bei jedem beliebigen Amts: 
gerichte verlangen (PrAG. 81 82 Nr. 4). Er tann das Verlangen in einem ein: 
fachen Briefe jtellen. — Während bei dem vor „Richter, Notar, eindevorfteher“ 
errichteten Teitamente die Herausnahme aus der amtlichen Berwahrung geſetzlich 
den Widerruf (aljo die Aufhebung) des Tejtamentes enthält, iſt Dies bei 
„eigenhändigen“ Teitamente nit der Fall: ogl. 2256. — Die amtlide 
Verwahrung es „eigenhändigen“ Teſtaments verleiht dieſem 
nicht den Charakter einer öffentliden Urtunde Auch ein amtlich 
verwahrtes eigenhändiges Teitament behält vielmehr den Charakter als 
PBrivaturfunde; vgl. hierzu Anhang 16 zu 8 2231. 
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Teftament (Bei Abfperrung — Widerruf — Eröffnung) Anhang 


Arnhang 74 zu 8 2248: Auch beim eigenhändigen Teſtamente wird ein Zu 
Sinterlegungsichein erteilt; $ 2246 Ab. 2. Uber das Verfahren des $ 2246 8 2248 
Abſ. 1 findet nit Statt. 


Anhang 84—90 zu 8 2250: Für das Abſperrungs⸗Teſtament find zwei Yu 3 
Formen gegeben: eine vor dem Gemeindes(@uts-)Borfteher nach Maßgabe 8 2250 
des 8 2249 Abſ. 1, eine andere durch Erklärung vor 3 Zeugen — alſo ohne Z: 
Mitwirkung einer Amisperjon. Ein Protokoll ift in beiden Fällen aufzu: 
nehmen. Im erftgedadhten Yalle ift Das Teftament eine öffentlide 
Urkunde, im legtgedahten Falle nur eine BPrivaturfunde; 
vgl. Anhang 16 zu 8 2231. Die Zeugen find „mitwirtende Perjonen“. J 
op. SS 2234-2237, 2239, 2241, 2242, 2245. Sie müllen mindeftens ihren R: 

amen ſchreiben können, um ihre Unterſchriften leiten zu fönnen ($ 2242 Ä 
ae 3). Im übrigen ift es gleihgültig, wer das Protokoll ſchreibt. Das 
Teltament vor 3 Zeugen kann nah 8 2250 Abi. 2 Sa 3 nur dann erridtet 
werden, wenn die 3 Zeugen ſämtlich der „Sprache“ mädtig find, 
in der der Erblafier ih erklärt. -- Zuläffig ift ein jremdipradhlides 
Teſtament in diefer Yorm. Tann müllen aber alle 3 Zeugen der fremden 
Spradie, in der der Erblajier ſich erklärt, mädtig fein. In dieſem Falle gi das 
Protokoll gemäß 8 2245 in der fremden Sprache aufzunehmen. — Amt: 

ide Bermwahrung diefes Zeugen-Tejtaments ijt nicht bejonders vorge: 

ben. 8 2248 wird jedoh entjprehend anwendbar fein. — Die Vorſchrift 
des 8 2249 AU bj. 2 iR in ; 2250 nicht mitangezogen. Lagen aljo die Boraus- 
fegungen des 8 2250 Abi. 1 („Ab —— ag tatſächlich nicht vor, was 
im reitfalle ber Behnuptende ‚jo it das Teftament 
ungültig. 





weilen mu 


Anhang 115 zu $ 2257: Beilpiel: A Hat ein Teitament gemadt (1). Bu 

Nun widerruft er durch ein zweites Tejtament (11) jenes erjte Teitament. 8 2257 
Dann aber widerruft er dur ein drittes Teitament (III) das zweite 
Teltament. In diefem alle tritt das erſte Tejtament (1) in Kraft, als 

wenn es nie widerrufen worden wäre. — Vorausſetzung ilt hierbei jedoch, dak 

nidt ſchon die Teitamentsurftunde (I) „gend 2256 Abi. 1 mit 
„Widerrufstraft“ ausderamtliden Berwahrung genommen 

worden ijt. -- Wenn man dur ein |päteres Teitament ein früheres nur 
„andert“, jo wird nicht das ganze jrübere zeiament unwirffam, fondern . 

nur- die geänderte Beftimmung. 8 Abſ. 1. 


Anhang 119 zu 8 2259: Eröffnung der Teitamente. Die SS 2259 fi. Zu 

ndeln von der Eröffnung der Teſtamente. Jedes TZeftament it amt- 8 2259 
ih zu „eröffnen“, aud ein offen im Nachlaſſe vorgefundenes 

und ofjen dem Gericht abgeliefertes Teitament. Eröffnen im Sinne 

S& 2259 ff. bedeutet Lediglich: „Offenlegung“ des betreffenden Teitaments 

durd das Gericht für die Beteiligten in einem bejonderen Ter- 

mine: vgl. $ 2260. -- Über „Eröffnung“ von Erbverträgen vgl. 85 2300, 2277; 

über „Eröffnung“ eines gemeinſchaftlichen Teſtaments vgl. 8 2273. 


Anhang 124 zu $ 2259: aıblieierung des Teitaments an das Nachlaß- Zu 

iht: Die Ablieferung fann perſönlich geihehen oder durd einen 3 2259 
Boten oder auch durch die Poſt — immer aber unter perlönlidher „Ber- 
antmwortung“ des Ubliejfernden. Liefert der Verpflichtete das 
Teltament nidht ab, jo fann das Nadytahgericht um Ordnungsſtrafen auf- 
legen: Gelditrafen bis zu 300 Mk. in beliebig häufiger Wiederholung; Um- 
wandlung in Haftſtrafen it, aud) bei Nitbeitreibbarteit, unzuläſſig. 
Der Stratteitle ung fol eine „Androhung“ vorhergehen. 
Auch Tann das Nachlaßgericht, — Grund zu der Annahme beſteht, daß 
jemand ein Tejtament im Beſitz hat, zu deilen Ablieferung er nad A: 2259 ver: 
pflichtet ift, ihn zum Offenbarungseid anhalten; vgl. SS 83, 33 RFG. 
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Anhang Teftamente (Gemeinfchaftlicde — „Korreipektive‘) 


Anhan 137 zu 8 2260: Eröffnung der ſchon „jeher lange“ verwahrten 


€ 
8 Do zeilamente. eitamente, die ſchon jehr lange in A er Verwahrung find, 
wer 


3u 
8 2265 


dann von Amtowegen eröffnet, wenn das Geriht feine 
Kenntnis vom Tode des Erblaflers — ſofern nur nit etwa dem 
Geriht geradezu bekannt iſt, dak der Erblaſſer „noch lebt“. sql. Brenben 
AG. Art. 82 (54 Jahre), Bayern AG. Art. 108 (ebenke), Fer erordnung 
vom 24. 7. 1899 8 17 (50 Jahre), Württemberg AG. Art. 80 (54 Fahre). 


Anhang 1 zu 8 2265: A. Gemeinſchaftliches Teſtament“ — zu untericheiden 
vom „Erbvertrage”, dem es Je unter Umftänden nahe sieht, vgl. weiter 
unten über „korreſpektive Teſtamente“ — bebeutet nichts weiter, als Teite- 
ment mehrerer Berjonen „in derſelben Urkunde“. Der Ausprud „gemein: 
Khaftliches Teitament“ hat alſo an fih mit dem „Snhalte“ der Urkunde 
nihts zu tun, jondern nur mit ihrer äußeren Geftaltung. Ein 
gemeinihaftlides Teitament geftattet das BGB. nur „Ehegatten“ — allo 
namentlich nidyt auch Brautleuten. Dieſe können, wenn fie gemeinihaft- 
li von Todeswegen verfü wollen, nur einen Erbverira errichten 
(88 2274 ff.). Während fonft für 3wei Leute, Die „Teitament“ m wollen. 

wei Tejtamentsurtunden hergeitellt werden malen, genügt für Ehe: 
eute eine Urtunde. Begrifflih Tiegen dann alſo zwei „Teitamente“ 
vor, die nur in einer „Urkunde“ vereinigt find. Es iſt nicht nötig, daß die 
beiden in einer Urkunde vereinigten Teſtamente der Eheleute in ihrem tahlichen 
Inhalt auch nur das geringjte miteinander zu tun haben. Cs it 5 8. ein 
gemeinihaftliches Teitament non Cheleuten möglich, in denen ver Ehemann 
einen [fremden A, die Ehefrau einen fremden B als Erben einfekt. 
Dieje Auffaſſung des gemeinſchaftlichen Tejtaments als die lediglich räumliche 
Zulammenfaljung zweier Teliamente in einer „Urkunde“ it der eine 
Grundgedante, der die Beitimmungen des BGB. über das „gemein liche 
Teitament“ beberriht. Der zweite Grundgedanfe ijt folgender: wohl 
es rechtlich möstin ii dab die in dem gemeinfhaftlicden Teitament der 
Chegatten getroffenen ügungen ſachlich von einander ganz unabhängig 
find, fo ijt dies im Lebennicht die Regel. Die Kegel ift viel 
daß die Eheleute fi „gegenjeitig“ und außerdem noch ihre „Kinder“ oder 
\onitigen „Verwandten“ und vielleicht auch „Freunde“ bedenken, fei es durch 
„Erbeinjegung“ ($ 1937) oder Zuwendung eines en ($ 1939) 
oder , Zuwendung einer Auflage“ ($ 1940). Das Gejet ſpricht in diefen Fällen 
von Verfügungen, „von denen anzunehmen ilt, daß Die Verfügung des einen 
nicht ohne die Verfügung des anderen getroffen jein würde” (ngl. $ 2270). 
Die Wi enkhaft nennt derartige Verfügungen „Lorreipeltive Berfügungen“ 
— ein Ausdrud, der zur Erläuterung der 2265 ff. unentbehrlich und in den 
Noten mehrfach benußt iſt — und bezeidnet t Derhättnis zwiſchen derartigen 
Berfügungen als ‚äujammenhang bes Motivs”. Aus den beiden erwähnten 
uptgrundjäben heraus tit das Verftändnis der & 2265 I zu gewinnen. Die 
; 2265 fi. find von den einander vielfah ſich durchkreüzenden Er— 
wägungen beherrſcht, daß es ſich bei dem „gemeinihaftlidden Teitament“ auf 
der einen Seite eben um den riff des „Teftaments“ handelt, und zwar in 
Wahrheit um „„wei Tejtamente”, und mit der Folgerung der bei Teitamenten 
Nets vorhandenen „Freiheit“ des Erblafiers zum „Wi Anß und zur „Änderung“ 
5 Teitaments (er SS 2253 bis 2258, 2302), — auf der andern Seite aber 
um Die bei lorreipeltiven Verfügungen aus Gründen der Sittlichleit durchaus 
ndwendige, an jid dem Xegriff des „Teitamentes“ widerftrebende und 
das „gemeinihaftlidhe Teitament“ dem Erbvertrag (8 2274) an: 
nähernde Bindung des Willens des einen Erblafiers an den Willen des 
andern Erblaſſers. „Was weihielfeitig ſich bedingt, ift halber Erbvertrag“ (C). 
Es ergeben fi) hieraus folgende wichtige Yolgerungen: 

a) Das „gemeinihaftlide Teſtament“ ijt ein „ZTeitament“. Cs ftehen 
daher den Cheleuten alle „Formen“ für das gemeinichaftliche Teitament offen, 
die das Gejeß für das Einzel-Teftament in den SS 2231 ff. gibt. Zwei burd) 
die Natur der Sache gegebenen Ausgeftaltungen zweier Teitamentsformen, 
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nümlic des Zyrſteſraments⸗ und des „eigenhändigen Teſtaments“, behandeln. 


een und „andern“, ohne den 


Zeftamente (Gemeinidhaftlide — Widerruf „Rorreipektiver‘) Anhang 


88 2266 und 22 


a 


Das gemein! ftliche Teftament enthält ſachlich die Teitamente 8 2265 


b 
_meierd Berjonen. Daber kann grun vaklid jeder der Eheleute fein Teitament 
andern Ehegatten um feine Zuftimmung 


zu müffen, und ohne daß das Teitament des andern en in 
u 


ach "Ge ng dadund irgend Einbuße erleidet. Auch berührt grundjäglich 
Die Nuhtigteit des Teitaments ee Ehegatt en die Wirffamfeit des —— 
des andern Ehegeten ni — iſt bei „nicht⸗korreſpeltiven“ 


Verfü ungen @ in voller Krı Kraft. Bei „orreſpektiven Verfügung en“ 
aber iſt dreier —ã ftart eingeleäntt durch folgende Sätze: 1. Nichtigkeit 
iderzuf Der „torzeit peltiven Berfügung” des einen Ehegatten zieht in 
Der —— von jelbit er: ie —— — der entiprehenben Derfügung, bes 

dern Ehegatten nad ih ($ 2270); — 2. einjeitiger Widerruf durch einen 
hegatten bei Lebzeiten des andern Ehegatten tjt für „torzeipeftine Berfügun- 
ke ra unbedingt geitattet, aber nur in einer beiondern m ($ 2271 
. 1), und na dem Fo e des andern Ehegatten in der Regel berhaupt nidt 


mehr: % 2271 Abi. 2 


B. Des beſeren Bertram wegen }ollen die erwähnten, praftilch beſon⸗ 


ders bedveutfamen Vorſchriften über den Widerruf „torzeipeltiver Berfügungen“ 
an dieſer uns im Zuſammenhange näher behandelt werden. Oben iſt aus: 


ührt, emein ee Teitam rifflich „zwei“ 
mente nt und und dak daher grundfäslie auh jedem 


Ehegatten felbjtändig ber a RE keiner Verfügungen zuſteht. 


MWiderruft nun ein Ehegatte feine Berfügungen 
82 2270 


fo würden grundſätz— 

lid“ (opt. oben) die Tügungen des andern Chegatten beitehben bleiben. 
bi. 1 entpält von dieſem Grundiag die ſchon erwähnte Ausnahme, daß 

MWiderruf einer „Lorreipeltiven” Verfügung die Unwirkſamkeit der andern 


eier Verfügung zur Folge hat. Hauptbeilpiel: die Ehe— 


getroffene Erbeinjeg ſetzung € 
ein ordnungsmäßig erfolgter —A torreipeftiver 


tten haben ſich gegenleitig zu Crben eingejegt. Der Mann widerruft die 
rbeiniegung; dann wird nis 2270 Abi. 1 im Regelfalle Die von der Frau 
s unwirkſam. — Das Verhältnis des 8 2270 

zu 8 2271 ijt folgendes: —— 8 2270 die „Wirkun gen. feitlegt, Die 
tfügungen nad) 


fich zieht, beitimmt, 8 2271, in we Ihen „For men“ und unter welden „Bor: 
ausjegungen“ ein Ehegatte Io „torrejpeltiven Verfügungen” bei 
Lebzeiten ($ 2271 Abſ. 1) und nad dem —— bſ. 2 und 3) 


ſonders zu beachten, daß der „Widerruf“ nach den 


1 des 8 2271 be⸗ 


des andern Ehegatten widerrufen kann. Dabei it für Ab d,des 
ür den „ ritt von einem 


Erbvertrage” geltenden Vorſchriften erfolgt, aljo nad 8 2996 durch gerichtlich 
oder notariell beurfundete Erflärung bes iderrufenden. Diefe Erklärung muß 


Erflärung“, vgl. Seite 824). Wird aljo die 


„gegenüber dem anderen Chegatien erfolgen | „einteitige empfangsbebürftige 
r 


des andern Ehegatten abgegeben und ſogleich dieſe Anweſenheit des andern 


Ehegatten mit beur undet, io empfiehlt ſich dringend 





„Erbvertrag“ 
De Ion liegt auf dem Worte „einjeitig“ 


arung niht „in Gegenwart“ 
— der Ertlärung 


gemäß 8 132. — Da für den Widerruf „korre pettiner Verfü ungen” eben nur 
die Se Form des 8 2296 ben it, jo taın ein tte folglich durch ein „neues 
us oder einen mit einer britten Perſon geſchloſſenen 


Tejtament“ IR 2229 
($ 2274) eine ie ‚Verfügung einjeitig nit aufheben. 

ein ferneres 98 emein: 

— Teſtament oder einen zwiſchen den € Hegatten 
offenen „Erbvertrag“ kann natürlic, jede „korreſpektive Verfügung“ 

oben werden. Über Aufhebung durch Rü üdnabıne der Teltaments- 


ur un e aus der Verwahrung vgl. S 2272 mit Note. 


Nach dem Tode des einen Ehegatten gelten folgende Regeln. 
1. Mit dem Tode des Ehegatten erliſcht greundjäglih für den über: 


lebenden Ehegatten das bis dahin frei beitehende Hecht des „Widerrufs“ 
der „torreipeltiven Verfügung“ (S 2271 eriter Halbjat des Abi. 2), — jedoch 
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Anhang Teſtament ( Gemeinſchaftliches — Beiſpiele) 


Noch nur, wenn der überlebende E tte das ihm ugewandte „annimmt“ ( S, 2271 
zu gweiter Halbjat des Abſ. 2). nn er „ausihlägt“, kann er, widerrufen“. 
5 22365 II. Auch bei „Annahme“ des Zugewandten Tann jedoch der überlebende 
—* ie eine „forzeipeitiven Berfügungen“ in zwei beionderen Fällen noch 
„aufh groben Verfehlungen“ des Bedachten (zweiter 
oe n des 2071 ft, 2) und 2. durch jogen. „Enterbung in guter 
Abſicht“ (S 2271 Abſ. 3 in erbinbung | mit 8 2338). — Mit dem Tode des 
er tueriierben n Ehegoiten nähert 1 ie ie Sadıtnge. im mejentlidhen der bei 
—— rägen“ mit demſelben Zeitpunkt eintretenden Sadlage; 
gl. 98. 
Beiſpiel zu I: Die Eheleute haben fi gegenfeitig zu Erben ein: 
gelebt. —2 Saben fie ihre beiderfeitigen len mit 
ermädtnij bedacht. Die Frau ftirbt. Nimmt der Mann die 

Erbſchaft et her u) ſo ap er (abgelehen von den Ausnahme: 
fällen der die von ihm ausgelckten ‚Wermädtnilje‘ niht mehr 
widerrufen. Salägte: aber die Erbidaft aus, jo fann er auf 
nah dem Tode der Ehefrau Die te „widerrufen“ 
(Form: Teftament, $ 2254 — Wirkung: $ 2270 Abi. 1). 


Beifpielzu 11: Beilpiel wie I; der Tea get Die Bet ange: 

nomm en Einer der Bedachten trachtet ihm nad dem Leben (88 2294, 

2333 Ziff. 1). Der Mann kann dem Bedachten das Zugewahdte ee 

Korm und Wirkung wie bei Beiipiel I). — Ferner fann nad) 21 

3noh nahdem Tode eines Ehegatten der überlebende € 

h . ein als Erbe eingefegtes ver[hwenderijhes Kind in er 
bliht nad) DMabgabe der SS 2289 Abi. 2, 2388 (aljo durch Teftament) 

enterben. 

C. uber den Widerruf einer „nicht⸗korreſpektiven“ Verfügung verhält ſich 
$ 2271 ni Diet gelten alfo die aus der Teftamentsnatur des ge: 
meinkhaftli eh ſtaments a note Deitimmungen, Das Heißt: Jegze der 
Ehegatte tann jede von ihm getroff ae tht=-torrejpeftive" 
a0? jederzeit (auh nad dem T oe des andern Ehegatten, Tel. 

en des 8 2271) jo aufheben, wie jede andere Teftaments-Beftimmung auf: 
gehoben werden kann, aljo duch „Widerruf ineinem „Teftamente“ 
($ 2254). Die Form der Rücknahme der Urkunde aus der amtlichen Ber: 
Dahrumg (8 2256) ſteht dem Ehegatten — nicht offen, weil nad) $ 2272 
die Urkunde nur beiden Ehegatten gemeinihaftlih herausgegeben wird. — Der 
Widerruf einer „nichtslorreipeitinen“ Verfügung läht die nicht widerrufenen 
Derfüg ngen in voller Wirkfamteit, Beijpiel: Die Ehegatten baben fidh 
eitig als Erben eingelegt. Außerdem Hat der Mann einem alten Schul: 
nmeraden X — den die Frau gar nicht kennt — in dem Teftament ein Ver— 
mädtnis ausgelegt. Der Mann widerruft nun Dies Bermädtnis: 
dann bleiben alle nicht widerrufenen Verfügungen, namentlich aljo die beiden 
Erbeinjegungen, in voller Wirkjamteit. 


Zu Anhang 5 zu 8 2267: Beijpiele „gemeinichaftlichder Teſtamente“: 
5 2267 „Zempelburg, 10. Mai 1905. 


Wir, die Eheleute Wialermeijter Carl Müller und Auguste geborene 
Augustin in Zempelburg, ſetzen uns gegenfeitig als Erben ein. Carl Müller.“ 


Alles vorftehende muß der Mann eigenhändig ſchreiben. Darunter 
legt die Chefrau eigenhändig folgende Worte 


„Zempelburg, 10. Mai 1905. Vorſtehendes Teſtament ſoll auch mein 
Teſtament kin. Auguste Müller geb. Augustin.“ 

Cs ijt jedoch auch zuläffig (vgl. Noten 4 und 7 zu 8 2267) in folgender 
Art zu teitieren: 


„Ich, der Malermeijter Carl Müller in Zempelburg, ſetze meine Ehefrau 
Auguste geb. Augustin als Erbin ein.“ 
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Erbe des „zuleut” verfterbenden Ehegatten Anhaug 


Dieſen Sat ſchreibt der Mann eigenhändig. Darunter ſchreibt die 
Ehefrau eigenhändig: 


„sh, die Malerfrau Auguste Müller geb. Augustin in Zempelburg, 
fete meinen Ehemann Carl Müller als Erben ein.“ 


Darunter jchreibt der Mann eigenhändig: 
„Zempelburg, den 10. Mai 1905 


Carl Müller“ 


und bierunter [hhreibt die Ehefrau eigenhändig: 
„zempelburg, den 10. Mai 1905 
Auguste Müller geb. Augustin.“ 


Anhang 13 zu & 2269: Die Vorſchrift des $ 2289 Abſ. 1 betr. die „Aus: 
legung” gemeinichaftlicher Teitamente von Ehegatten ijt für Das praftildhe 
Leben von hervorragender Bedeutung, fie enthä % B. gegenüber dem früheren 
Rechtszuſtand in Breußen (na Allgem. Landr.) eine ungemein wichtige 
Neuerun Die in der Praris weitaus häufigiten gemeinkhaftlichen 
Teftamente im en Landrecht: „wehjeljeitige Teftamente“ ge: 
nannt) lauteten 7 daß beide Ehegatten fich gegenfeitig als Erben einſetzten 
und beitimmten, daß nad) dem Tode des Letztverſterbenden „der ganze Nachlaß“ 
an die gemeinihaftliden Kinder fallen }olle oder (bei Kinderlof it) an die 

meinſchaftlichen Verwandten oder ſonſt beitimmte Benannte gen. „Ber: 
iner Zeitament“, vgl. unter III). In Dielen Fällen nahm die altpreugiiche 
Praris an, dab nad) dem Tode des Eritnerjtorbenen der überlebende Ehegatte 
„Borerbe“ des Eritverftorbenen fei, die Kinder (oder die ſonſtigen Be: 
nannten) „Nadherben“ nad dem erſt verſtorbenen Ehegatten. Starb 
dann aub der andere Ehegatte, jo traten die Kinder (oder die ſonſt Be: 
nannten) die Erbihaft nah) dem Letzt verſtorbenen“ nunmehr als 
defien gewöhnlide unmittelbare Erben“ an, die Erbſchaft nad) 
„ en enen“ als deſſen „‚Nadherben“. Cs waren alfo, 
„rechtlich“ betrachtet, bei dem Tode des Lebtverjtiorbenen zwei verjhie: 
dene Erbihaftsmafjen vorhanden. Hierin lag tatſächlich eine 
große Schwierigkeit, weil — namentlich wenn der erite — ſehr viel —33 
geſtorben war, als der Letztlebende — ſich die beiden Erb ten Ken oft gar 
niht mehr „Jondern“ Tiefen. Die praktiſch bedeutſamſten Folgen Der 
erwähnten Re tsanffaflung waren zwei Die erſte Folge war die, daB Die 
„Nnaherben“ die „Berufung“ zur „Nacherbſchaft“ jhon mit dem 
Eintritte des erften Erbfalls, aljo mit dem Tode des früher fterben: 
den Ehegatten erwarben, und daß fie daher über diefen ihren 
„Raherb-Anteil” verfügen fonnten (ihn, verlaufen) und ihn 
auch anihre Erben weiter vererbten (wie dies aud im BGB. für 
den Nacherben beitimmt it: vgl. $ 2108). Die zweite ae war die, DaB 
der überlebende Ehegatte für das Bermögen des eritveritorbenen 
Ehegatten nit „jreier" Erbe war, fondern eben nur „Borerbe“, 
beihränkt dur alle diejenigen Einfhränfungen, denen jeder, auch der 
möglidjjt frei gejtellte „Borerbe“ nad) den Gefeßen unterlag und aud nad) 
BGB. unterliegt (vgl. Seite 1040, 1041 unter IV, V). Mit diefen Grundjägen 
bat 8 2269 Fr 1 gebroden. 

I. Nach der Uuslegungsregel des 8 2269 Ubi. 1 ilt bei Teftamenten der 
vorbeichriebenen Art die Geftaltung jest jo, Daß bei dem Tode des eritver- 
fterbenden Ehegatten „nur“ der üüberlebende Chegatie „Erbe“ wird, und zwar 
„gewöhnlicher alleiniger“ Erbe. Bon — iſt keine Rede; die be— 
nannten Dritten (Kinder uſw.) erlangen beim Tode des „erſten“ Ehegatten 
feine Berufung zur „Nacherbſchaft“, überhaupt noch feine „Erbenberufung“. 
Sie fönnen t irgend ein „Erbrecht“ weder „veräußern“ no „weiter ver: 
erben“. Cs entitehen nicht „zwei getrennte” Bermögensmaflen, jondern der 
überlebende“ Chegatte nimmt, wie jeder andere gewöhnliche Erbe, das er: 
erbte Vermögen des verjtorbenen Ehegatten „ununter|heidbar“ in fein 
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Anhang Erbe des „zuletzt“ verfterbeuden Chegatten 


Noch eigenes Vermögen auf. Er iſt alſo den Beihränfungen des „Borerben“ 
zu ($8 2112 fi.) nicht unterworfen, denn er ilt ja gar niht „VWorerbe“, jon- 
8 2269 dern „gewöhnlidher“ Erbe. Die benannten „Dritten“ (Kinder uw.) 
werden „Erben“ erft dann, wenn der „legtlebende“ Ehegatte ftirbt, und zwar 
dann eben nur Erben an der einen, ungeteilten Verm smafle. Sie werben 
Erben nur nah dem „leßtveriterbenden” Chegatten. müflen fie 
„neifen“ Tod erleben: 8 1923. — Dies alles gilt, wie bereits hervor: 
ben, au dann, wenn die bedachten „Dritten“ die eigenen Kinder Der 
beleute oder eines Chegatten find. Stirbt ein Kind „nad“ dem Tode des 
„eritveriterbenden“ Ehegatten, aber „vor” dem Tode des „Iehtlebenden“ Che- 
gatten, fo fällt es weg und wird nit Erbe. Nur nad) der Auslegungsregel 
8 2069 treten die „Ablömmlinge” Des Kindes — nicht etwa die jonftigen, 
Kr von dem Rinde „tejtamentarijc“ eingefegten Erben — „an bie 
telle” Des verftorbenen Kindes. — Da nah 8 2269 Abſ. 1 der überlebende 
chenaite der Negel nach freier Erbe (nicht bloker „Borerbe“) des eritver- 
jterbenden Ehegatten wird, jo it er grundſätzlich auch nicht gehindert 
Scentungen aus dem ihm nunmehr allein hörigen Vermögen zu machen. 
Indeſſen in ihm, obwohl dies im Gele nit ausdrücklich vorgeſchrieben iſt, 
in entfprehender Anwendung der Vorkhri beim „Erbver:- 
trage“ (vgl. ? 2287) jogen. „[rauduloje" Shentungen verboten, 
das heißt Schentungen, bei denen die Abſicht“ beiteht, die Ipäteren Erben 
(die eingejeßten „Dritten“, 8 2269 Abs. R zu beeinträdtigen. — Zu 
allem tebenden vgl. auch Anhang 1 zu 8 2100 unter I, Geite 1039 unten. 
11. Einfluß des „Bilichtteilsrechts der Kinder“ auf ein Teitament nad 
8 2269 Ubi. 1: Sind die benannten „Dritten“ die Kinder der Cheleute — 
wie dies in ber Praris die Negel ift —, jo wird durch ein Tejtament nad) 
8 2269 ihr —— verletgzt; denn Das „Pflichtteilsrecht“ beiteht eben 
darin, daß der Pflichtteilsberechtigte A beim Tode des Erblaffers 
feinen Pflichtteil Trei von der ahbliden und zettliden Be- 
ſchränkung fordern fann; vgl. Note 13 gu 8 2306 (88 2303 ff.). Verlangt nun 
eins der Kinder dann feinen „Pflichtteil“ nach Dem „erſtverſtorbenen“ Ches 
gatten, jo müßte man eigentlid annehmen, daß ihm dDadurd fein „Erbrecht“ 
nach dem „ipäter verjterbenden‘ Chegatten — das ihm ja teitamentarilch zu⸗ 
ſteht — nit entzogen wird. Auf dieſe Weiſe würde dann alſo 
ein Kind, das beim Tode des „erftverfterbenden“ Ehe: 
gatten fein „Pflidtteilsteht“ geltend gemadt Hat, 
„mebr“ betommen,als diejenigen Kinder, Dieden Willen 
des Verftorbenen ahten und mit ihren Anfprüden bis 
sum Tode des „legtlebenden“ Chegatten warten. 
dDiefes eigentümlichen und zweifellos von den Erblajlern nit gewollten Er- 
ebnilles find auf viele iftiteller der Anfiht, daß in jolden Fällen das 
treftende Kind niht „Erbe“ des „le&tlebenden“ Chegatten 
wird. Indeſſen iſt die Frage ife . Yür die Praris fann man ji 
dmäßig auf folgende Art Ferien. an nimmt in das gemeinidaftliche 
Feftament die Beitimmung auf, daß das betreffende Kind dasjenige, was es 
beim Tode des „erftverfterbenden“ Elternteils durch Geltendmachung 
des Pflichtteilsrechts“ erlangt hat, bei der ſpätet ihm anfallenden 
Erbihaft beim Tode des „letzt verſter benden“ Elternteils fh „an- 
rechnen“ lafien muß (vgl. unten das Beifpiel m Säfer IV). 

III. Die „Auslegungsregel“ des 8 2269 Abſ. 1 gilt nur „im Zweifel“. 
Zweifel tönnen entweder aus dem ortlaute des „gemeinihaftlichen 
Teftaments“ fi) ergeben oder aus dem ganzen inneren Zujammenbange 
ver Beitimmungen (vgl. $ 133). Cs wird Sade des jorgfamen Richters 
(Notars, Gemeindevorftehers) fein, Dafür zu_jorgen, daß foldhe „Zweifel“ nicht 
auftommen tönnen. Cine bejonders große Bedeutung in der Praris Bat das 
flogen. „Berliner Teſtament“ gehabt (vgl. oben unter I), das nicht etwa nur 
in Berlin, ſondern auch jonft, namentlid in den öſtlichen Provinzen Breu: 
kens, fehr Häufig war. Dies Teitament lautete in feiner einfadjiten 
und häufigiten Faſſung dahin, daß „die Eheleute fih gegenfeitig als 
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Eröffnung „gemeinfchnftlicher” Teftamente Anhang 


Erben eintegen“ und gleichzeitig beitimmen, daß „ven gelamten Nach- 
Laß beim Tode des Letztlebenden die Rinder bekommen ſollen“. Cs 
iſt wohl zu beachten, daß ein 19 Teltament jet ganz anders auszulegen 
fein würde wie früher. Nah früherem Rechte (vgl. oben I, Seite 1053) 
wurde bei jolden Teitamenten der überlebende Chegatte Vorerbe“ 
die Rinder ‚Naherben“ Seht aber tritt nach der Aust ngsregel 
des 8 2269 . 1 nicht das Berhältnis von „Borerbe“ und „Nach— 
erbe“ ein, fondern der überlebende Chegute wird „gewöhnlider 
alleiniger Erbe“. Wollen die Chegatten wirklich, N der überlebende 
Chegatte nur „Borerbe“ werden foll — wenn auch vielleiht „befreiter 
Borerbe“, vol. 2136, 2137 —, ſo werden fie Dies wegen der Ich eltenden, 
Die „Vorerbſchaft“ ablehnenden Auslegungstegel des 8 2269 9 1 be— 
ſonbers ausſprechen müſſen. vgl. Anhang 1 zu 8 2100 unter I 
(Seite 1039, 1040). 


IV. Beilpiel einer praktiſch empfehlenswerten Baflung eines Teltaments 
nad 8 2269 Ubi. 1. Aus vorjtehendem iſt fol 5 bnis gewonnen: 
Wollen Chegatten [ih gegenfeitig jo „frei“ wie möglid 
Itellen und den Kindern das Bermögen erſt nah dem Tode des 
Letztlebenden zukommen laflen, jo ift es zwedmä ig, niht das Ber: 
hältnis von „VBorerbihaft“ und ‚Naherbiharft‘ zu wählen (wie 
im früheren „Berliner Tejtament“), fondern den Weg des $ 2269 Abi. 1 zu 
beichreiten. — Ein gemeimidaftlies Teftament nad & 2269 Abi. 1, das ben 
Bedürfnijien der Praxis genügen und „weiiel ausichließen dürfte, würde mit- 
hin etwa folgendermahen zu auten haben: 
Wir bejtimmen als unjern legten Willen, dab wir uns gegenjeitig 
zu Erben einfegen. Nach dem Tode des Überlebenden joll der beiderjeitige 
chlaß an unfere Kinder fallen. Kinder, die etwa nad) dem Tode des Erſt⸗ 
veriterbenden ıhr Bilisgtteilsreht geltend machen, follen bei der ſpäter ein— 
tretenden Beerbung nad dem Lebtlebenden fih dasjenige „anrechnen“ 
lafien, was fie auf Grund der Geltend ung des Bilihtteils- 
recht s erl haben. Wir bemerken, daß uns die it Des 
8 2269 Abſ. 1 des BGB. bekannt it, und daß wir wirklich die dort vorgeſehene 
Regelung wünſchen. nit etwa Borerbihaft und Nadherbihaft.“ 


Anhang 31 zu 8 2273: Eröffnung „gemeinihaftliher Teſtamente“. Bon 
der Eröffnung „gewöhn ge rt" Teitamente handeln die 2259-2264. 
Diefe Vorſchriften gelten auch für die „gemeinjihaftlicdhen“ Teitamente, 
nur mit der Einſchränkung, daß nach dem Tode des „eritveriterbenden“ Che: 
gatten die Verfügungen des „überlebenden“ Ehegatten weder zu verkünden 
noch fonft zur Kenntnis der Beteiligten zu bringen find, „joweit fie firh jondern 
laſſen“. Ob fi die ügungen „jondern“ laſſen, hängt von der „Faſſung“ 
des gemeinihaftliden Teitamentes ab. Die Vorſchrift Hat den Zwed, zu ver- 
hüten, daß die lettwilligen Anorönungen des „überlebenden“ Chegatten 
ſchon vor jeinem Tode befannt werden. Unzuläjjig wäre dagegen 
3. B. eine Beſtimmung der € tten, daB das Teitament überhaupt bis 
um Tode des Letztlebenden gänzlich „uneröffnet“ blei- 
en jolle; vgl. 8 2283. — Die von den „gejonderten“ Verfügungen 
Des „guerfi" verftorbenen Ehegatten gemäß $ 2273 gefertigte „be= 
glaubigte Abſchrift“ ijt dann das „eröffnete Teitament“ des 
uerſt Veritorbenen im Sinne des $ die gemäß Ge wieder ver— 
offene und in die bejondere amtlihde Verwahrung zu— 
rüdgebradte „Urſchrift“ des gemeinkhaftlidden Teſtaments wird dann 
beim Tode des „überlebenden“ € tten „nodmals“ eröff— 
net; es werden dann die Anordnungen des überlebend gewejenen Chegatten 
„verfündet“ und es wird nötigenfalls gemäß 8 2261 verfahren. — Iſt bereits 
beim eriten Todesfalle das ganze Teitament „eröffnet und verfündet“ (weil 
fih die Anordnungen beider Ehegatten nicht „Jondern“ ließen, vgl. 
oben), jo ijt für 8 2273 tein Raum, vielmehr wird die ganze ige 
offen bei den Alten behalten. 
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Anhang Das Pflichtteilsrecht 


u Anhang 1 zu $ 2308: Das Pflichtteilsreht: Das Recht des Erblaflers, 

5 2303 über fein Bermögen „von Todeswegen frei 3u verfügen“, iſt im 
BGB., wie in allen früheren Gefeßen, zu Gunften der nahen Angehörigen Des 
Erblajlers durch das dieſen eingeräumte Pflichtteilsrecht beſchränkt. vgl. An: 
hang 1 zu 8 1922 unter A und D, Geite 1024 f. 


A. Rad} 8 2303 find pflichtteilsberechtigt: 


die Ablömmlinge des Erblaſſers ohne Rückicht auf die 
„Nähe des Grades“, aljo: Kinder, Entel, Urenfel ujw., 

die Eltern des Erblallers, 

der Ehegatte des Erblaliers. 


Es find alſo nidt pilipiteilsberehtigt: 3. B. Geihwiülter, . 
Geſchwiſterkinder, Großeltern des Erblaſſers ujw. 


m einzelnen Erbfalle find unbedingt a en 
der Ehegatte und die „nähjiten“ Ablömmlinge, die beim Yehlen 
einer „Berfügung von Todeswegen“ (Teitament, Erbvertrag) als „gejeß.- 
liche" Erben gemäß 88 1924, 1931 berufen fein würden. en ſteht 
im einzelnen gale „entfernteren Abtömmlingen“ des blallers 
3. B. wenn Kinder vorhanden find, den Enkeln) fowie den „Eltern“ des 
rblallers ein Pflichtteilsrecht injomweit nicht zu, als ein „Ab- 
fömmling“, der fie im Halle der „geſe tzl ichen“ Erbiolge ausihließen 
würde, den „Pilitteil verlangen fann“ oder das ihm „Hinterlaflene an: 
ee vgl. 8 2309 nebſt Anhang 16 und die darin enthaltenen Bei: 
piele. 


Abweichungen vom —— — Des BGB. können ſich aus E. 57, 
58, 59, 64, 139, 216 und den dort bezeichneten Vorſchriften ergeben. 


B. Das Pflichtteilsrecht entiteht, mit dem „Erbfialle“ (dem Tode 
des Erblafiers, $ 2317), es iſt vererblih und übertragbar. Es fann geltend 
gemadt werden: 


a) wenn der Pflichtteilsberedtigte in der vom Erblafier errichteten 


‚Ber: 
fügung von Todeswegen“ ganz „von der Erbfolge ausgeichloflen“, d. 5 


nicht als: „Erbe“ eingejett ilt; vgl. 8 2303. Zu unterſcheiden von der 
„Ausihliegung“ von der Erbfolge ilt die in SS 2079, 2080, 2281 behandelte 
„übergehung“ eines Pflichtteilsberehtigten aus „Untenntnis“. Cin auf 
dDieje Weile „Übergangener“ kann nit bloß den „Pilichtteil“ 
fordern, jondern das ganze Teftament „anfehten“ und jein 
volles ‚gejeglihes" Erbrecht geltend zu machen; 


wenn der Pilichtteilsberechtigte zwar als „Erbe“ eingeſegt iſt, aber zu 
einem geringeren Erbteile als der „Hälfte“ jeines „geieglichen“ Erbteils; 
vgl. $ 2305; 
c) wenn der ‚Bitigtteilsberedhtigte gwar auf die Hälfte feines „geſetzlichen“ 
Erbteils oder ſogar auf einen größeren Erbteil, ja viellei als 
Allein: Erbe eingelegt ift, der zugewendete Erbteil (die ganze Erbichaft) 
aber mit „Beihräntungen“ oder „Beſchwerungen“ belaftet iſt. Hiervon 
handelt 8 2306. 


Der Bitichtteilsbereihtige braudt fih nidı gefallen zu 
Iaffen, daß er ftatt als „Erbe“ berufen zu werden, vom Erblafier mit 
einem ‚Bermädhtnis“ bedacht werde, jelbit wenn dieles größer ft, als 
kein „PBilictteil“. Er kann das „Bermädtnis“ ausihlagen und 
Itatf dejlen den „Bflidtteil“ fordern, was er natürlid in der Regel 
nur tun wird, wenn er glaubt, daß der „Pflichtteil“ fi Höher ftellen werde 
als das Bermädtnis. nn er das „VBermädtnis“ nit ausidlägt, 
fann er den „Pflichtteil“ nur joweit fordern, als diefer nit durch den 
Wert des Vermächtniſſes gededt ijt. vgl. 8 2307. 


b 


— 
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C. Nur aus beſtimmten geſetzlichen Gründen kann der Erblaſſer dem Noch 
Pflichtteilsberechtigten den Pflichtteil — (ion enterben“, wie Der zu 
wöhnlidre Spr u jagt, obg ‚Bin tteil“ fein „Erbteil", 3 2303 
ondern nur rk eld orderung“ gen denErben üt, vgl. unter 
Fe oder den Bild tteil „beihränten“. vol 88 2333—2337 und betr. die jogen. 
as ui r guter Abficht“ 8 2338. Über Pflichtteils⸗,Unwürdigkeit“ val. 


2345 U 
5 D Pflichtteil N in allen Yällen in der Hälfte des Wertes bes 
geieplichen Erbteils; S 2303. Das Nühere über die Berechnung bes Pflicht: 
ils enthalten Sn 2310— 2316. 
E. Das en wie es im ger eordnet worden, ijt jeiner 
tlichen Natur nad) fein „Erbrecht“. ———— der ſein 
Si ichtteils recht geltend ma fann nicht verlangen, die Häljte feines geſetz— 
lichen Erbteils „als Erbe zu erhalten, alſo 3. als „Erbe“ zu We, 4 uſw. 
ats —— rechtlich behandelt zu werden, als „Miterbe“ meben die ein: 
ben zu treten ih den „Reiten“, allerdings auch Pflichten eines 
. Miterben), ſondern es Kann (gewiliermaßen als „Entſchädi— 
J eh r dak er dur — vom Ei er errichtete Verfügung von Todes: 
zn „entgegen Dem bers“ ganz oder —— von der 
= plolge — Sen, on ie jr orderung“ der wirklich 
be“ iſt, auf Zahlung der Hälfte des Wertes des —— Erbteils bezw. 
F — dieſem ibm noch fehlenden Kun ewährt. Der Hort 
teilsberehtigte En „Gläubiger“ des Erben (des Nadylalies), jein Anſpruch 
it eine „Nachlahver indlichleit‘ im Sinne des $ 1967 (vgl. dajelbit Abi. > 
und Note 39 zu $ le Es gibt nur Pflichtteils-Berechtigte“, nicht 
Aa tben“. ie Geldforderung des Prlihtteilsberedhtigten iteht 
allen übrigen „Nachla ver nbhthlenn im Range „nad“, ausgenommen Den 
Verbindlichkeiten des ri aus — vom —— angeordneten „Ber: 
mächtniſſen“ und „Aufla gen ,‚ denen de „Rilichtteilsanipruc“ im 
Range „vorgeht“ ($ 226 KD.). Rech dem Gefägten it es rechtlich irre: 
üb wenn der gewöhnliche Pa braud) von einem Rechte des von der 
ebfolge ee nd ti sberetigten“ zur „Anich- 
tun Teitamentes“ No Die geezuc nicht echffertigle „us: 
uießt ung“ ei eines A bepechtigten von der Erbfolge durch Teitament 
Erbvertrag niemals ‚Nidhtigfteit“ oder „Anfechtbar— 
keit“ des er oder Erbvertrags zur Folge, jondern lediglich die Ent— 
ſtehung der A — eichneten „Geldforderung“ Des Pilichtteilsbererh- 
tigten gegen de entgegen dem „Teſtament“ ober „Erbovertrage". 
F. Die no wie die Bilichtteilslaft von denjenigen au tragen ijt, Die 
aus der Erbſchaft etwas erhalten, ijt in 88 2318—2324 gerenk, It, ng die Ju: 
Karen Dies a „Anordnu net des Crbla l. 8 2324. 
gewährt den Pflichtteilsberechti ee nit nur Schub 
gegen —— von Todeswegen“ (Teſtament —— durch die 
der Erblaſſer ihnen den Pflichtteil entzieht oder ſchmälert, Eile auch 
gegen derartige Schenkungen des Erblaſſers in Lebenden (vgl. hierzu 
2301 nebit Noten). Das Vorhandenſein etwaiger „Pflichtteilsberechtigter" 
it für den N echlaiie) an ih fein ee dur Rehtsgeihäite , unter 
ebenden“ nah Gutdünfen (aud dDurd „ NS unDen über fein Ber- 
mögen zu verfügen. Anderſeits ſchützt aber eſetz Die — 
berecht igten“ gegen Verminderung ihres ee durch „Shenfungen“ 
des Erblajiers in den legten 10 Sahren vor jeinem Tode auf die 
in SA 2325 ff. ‚geordnete Meile. Man nennt das den „aubßerordentlichen 
Pina sanſpruch“. 

H. Betr treffend Verträge über den Pflichtteil aus dem Nachlaß eines noch 
lebenden Dritten vgl. 8 312, betreffend ar auf das „Lünftige“ Pflichtteils- 
recht & 2346 Abi. 2 Betr end den einer Ehefrau, der Eltern 
x ihre Kinder, des Bormun es für fein Hide auf einen bereits „ent- 
——— vflichtieiisanſpruch gilt das Note 6 zu 8 1943 betr. „Ausſchlagung“ 

agte 
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Anhang Rechte des als „Nacherbe” einge ſetzten Pflichtteils berechtigten 


No J. Die Vorſchriften des BGB. betr. „Pflichtteilsrecht“ „geten für alle 
3 ac) dem 31. Dezember 1899 eingetretenen Erbfälle (T (Todesfälle), auf) wenn 
8 8303 das den Beliätiet verlegende Teftament (Erbvertrag) vor dem 1. Tanuar 1900 
errichtet iſt. Wenn der grötafler vor 1. Januar 1900 geftorben ift, gilt das 


frühere Recht. vol. E 


Zn Anhang 13 zu 8 2306: Beilpiel: Wenn der Erblaſſer, deilen Nachlaß 
8 2306 80000 Dit. beträgt, in feinem zeit tamente Beitimmt hat: „Zu meiner Erbin 


— ernenne ich eine € rau Clara N, asbeideren 
ode aM: fein wird, —— u 7 Kinder N nd B als NRaderben er: 
nd A und B, wenn aud Naherben“, doch zu je % eingejegt 


CH Eu. .). Ihr Pflichtteil nad —8 Kater beträgt je den Wert von 2 
8 a itwe it geſetzliche“ Erbin zu %, jedes Kind 
age! gu %; gl. g 1924, ar 2303). Der den Kindern Binterlaflen 
— von je t allo 975 er als ihr „Bflihtteil“. Kacı 
h 2306 Abi. 2 tommt mithin 8 2306 Abt. 1 Sat 2 zur Anwendung. Jedes Kind 
ann daher beim Todedes Baters lofort von der Wutter die Aus⸗ 
plung feines lie tteils” mit 15000 ME. fordern, vorausgelegt, 
es feinen & hrett Kit Naherhigaft, ‚„ausihläg e Diele 
vu uelhlagung wenn —5 — itens beider Kinder diafe Seat Dat zur 9 ofge, daß 
‚ die fie vom Hase It (80 000 weniger 
2 15 00), "maden Yan Fe te will (8 2142 ” J. 2 ort den jonft dem 
„Vorerben“ unſten des „Nacherben“ obliegenden Bejhräntungen 
völlig frei Bi Die Kinder werben natürlich im vorliegenden Beilpiel ihren 
Pflichtteil nur fordern, wenn die Belorgnis vorliegt, dab die Mutter die Erb- 
u verbringen“ werie .B. Du < eine ‚zweite Heirat), denn fie verlieren 
e Gorberun lichtteils jedes 25 000 (40 000—15 000). 
DB nd welde Er et Michtteilscchte fe jedes Aind beim Tode der 
Mutter Fein des mütterlichen —B hat, iſt eine von 
vorſtehend ung bhängi ——— 
Ion für die ir ae en“ N antefs {obere 
PA er „Berpflihtung“, fih ung ot ji 
eginnt nicht vor dern —E Des Huch u der, 
ae? d. h. in unferem Beilpiele nit voor dem Tode der RE 
(8 1944, 2189, vgl. Rote 56 zu 8 2139) und ae dann nit vor erlangter 
„Renntnis" von der Beichränfung (2008 1 Sat 2 am Ende). Hier- 
an ändert nichts, daß be * 2142 Abſ. 1 den ur „Nacherben“ ei ngeießten 
Kindern Das Neht“ zuſteht, Die Nacherbicha ft bereits vor dem Eintritte 
des Falles der Nacherbfolge ,‚ nämlich} bereits beim „Erbfalle“ 
d. b. beim Tode ihres Baters' (des Erblafjers) auszu agen. 
Angenommen alfo: der Vater ift am 27. Oftober 1905 geitorben, am 31. Oftober 
1%5 wird fein Teltament „in Boenmar der beiden volljährigen Kinder ver: 
fündet, und erit am 24. März 1906 fordern die Kinder die uszahlung ihres 


Pilichtteils von Der Mutter unter gleichzeitiger „Auskhl ah le 
Liden „Nacherbſchaft“. Diele "Auskhlagu “ Mr (obgleich) Per als 
6 MW nad) erlangter Kenntnis von den Inhalte des teren elemente 


verfloffen find) recht zeitig und die artiptteitsio rderung ründet, denn 
die Ausichlagungs-, 5 riit“ bezüglich der väterli „Nacherbſchaft“ Hatte, 
da die Mutter noch Iebt, überhaupt no nit begonnen. 


Zu Anhang 16 zu 8 2309: Beilpiele (vgl. Note 16 zu 8 2308): | 
x 2309 Der verwitwete A Hinterläßt eine Tochter, Die mehrere Kinder bat, 
und auf rdem feine Eltern. In —* Teſtamente hat er unter vollitändiger 
hörigen feine Vaterſtadt zur Erbin einge- 


dA jr der „genannten 
ſetzt behu rrichtung einer wohltätigen Anſtalt. In dieſem Falle kann die 
Tochter ihren Pflichtteil verlangen. Tut fie es nicht, 3. B. weil fie ver: 
mögend genug iſt und den wohltätigen 3 Zwed ihres Baters rt, \o können nad) 
8 2309 niit etwa die Rinder der Tochter oder die Eltern des A einen Pflicht⸗ 
teil verlangen. 
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b) Wenn im Beilpiele zu a der er A beitimmt hätte: £ u meiner 
alleinigen Erbin ernenne id) meine ein ge Tochter Falls ge die Erbſchaft aus- 
oll meine Vateritadt meine in kin,“ ſo würde, wenn die Tochter 


1% —— — Ende r Borf ift des 8 2309 der Fall 


ebenſo liegen, wie zu a, d. würde Erbin ſein und weder die 
Enkel des ẽrxblafſers (die Amber der Tode) no die Cliern des Erblaliers 
hätten ein Pflichtteilsrecht. 
c) Wenn im ee el au a der Erblajler A bei Lebzeiten mit feiner 
Tochter einen Be rirag en hätte, inhalts deilen die Tochter auf ihr 
tzliches Erbrecht A ie ter A verzihtet (8 2346), jo find, da 
tefer Verzicht yr ir ut Kinder der r gilt, jofern ni ein anderes 
beittmmt iſt ($ 2349), im alle des Todes des A keine Eltern pflidtteils- 
berechtigt, denn Bao) bkömmling, der den Pilichtteil verlangen kann, iſt nicht 


vorhanden. ($ a Anaer 
mn * Beilpiele zu a der Erblaſſer beitimmt hätte: „Meiner 
T — ich den Pgee weil ſie meine inzwi ver⸗ 
ſtor Kran, ihre Mutter, am 4. Sep tember 1898 an mit einem Beil 
lebensgefä: ũch verlegt hat“ (vgl. 8 339 1 und 2), jo die T er in 
und, ie e einen are R teil nit verlangen tann, die Rinder der 
— s dieſe vor dem Erblaſſer verſtorben find, deilen Eltern pilitteils- 


— 34 zu 8 2315: Beiſpiele 2 das ‚Seilpiel in Note 42 zu 
$ 2055): Gin a En zu 201. 2 iſt fo gendes: A Sintertät 
3 Söhne B, Lebzeiten ein Grunditüd 

mit der Beitimmung, daß er 27 bei en Wert von 20 000 DE. auf ve EU; ichtteil 
„anrechnen“ la en müſſe. at ferner in feinem Teftament, unter Hin 
weis auf jene 3 Zuwendung, den 5 „pon der Erbfolge ausgeihlollen“ und 
lediglich beitimmt: Zu meinen Erben ernenne ih meine Kinder B und C 
Der Nachlaß beträgt 70000 Dil. Hier kann D feinen „Pilictteil“ mehr 
fordern. Denn: der Bilihtteil des D beträgt die Hälfte Kirn ſetz⸗ 
lichen Erbteils d. h. von ; die der eguung des Pflichtteils zu 


Grunde u ! ende Malie ‚beträgt gemäß 8 2315 Abi. 2 70 000 + 20000 = 
30 000 tervon "s Pflichtteil des D = 1500 Mt, D muB fi „an: 
em allen die 20 000 Mk.; er erhält alſo nichts heraus. — Würde der 


HL laß 160 000 Mi. betragen ben, jo würde die der Dereimung des Pflicht⸗ 
teils zu Grunde zu legen afle 160 000 + 20000 = 180000 fein; davon 
% Pflichtteil Des D = 30 000; hierauf muß id D 20000 antechnen laſſen; er 
kann alſo von B und C noch die Zahlung von 10000 DIE. als ‚PBflichtteil“ 
lorbern. — Ein anderes Beiſpiel:,Aaiſt Witwer. Er Binteriäkt 4 Söhne 
B, C, Dem B Er er bei Lebzeiten ein Grundftüd gefauft mit der 
Ge limmung der nrech nung“ des Preifes von 40000 ME. auf den 
„Pflichtteil“ m C hat er zur Erridtung eines häfts 12000 Mt. mit 
derjelben Beltimmung gegeben. In feinem Teitamente jet er den 
Dalsalleinigen Erben ein. Der Wert des Nadjlafies iſt 120 000 ME. 
B,Cund E jorbern von D ihre „Bilichtteile". Cs wird wie folgt ‚gereänet: 
Der Pflichtteil jedes Sohnes beträgt “Avon 4 = % ante ie der Be 
rechnung des Bichtteils für B zu Grunde zu legende 2315 ad! D 
beträgt 120 000 + 40000 = 160 000 Mt. der Pilictteil J— B ee 20 00 
Cr hat bereits a0 00 wit. a den Bilichtteil“ erhalten, kann alſo ——— 
meht fordern. — der Berechnung des Pilichtteils für C gu Grunde zu 
ende Tiefe (, z335 Abſ. 3 beträgt 120 000 -+ 12000 := 132000 Mk., der 
—— ek So 16500 Mk. Er hat bereits 12 000 mi. „auf den Pflicht: 
teil“ erhalten, mithin von D noch zu fordern 4500 Dit. — E hat noch nidts er: 
halten, jein Bflichtteil beträgt mithin % von 120 000 ME. — 15000 ME., die 
D ihm auszahlen muß. 


aus ne s Belen — —— halts des 8 2316 fiehlt ſich, 8 
a) Zur richtigen Beleuchtung des Inhalts des empfiehlt es ſi 
von dem Falle auszugehen, daß Ye Erblafier nur einen „Ablömmling“ 
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Noch 
zu 
5 2309 


Zu 
8 2315 


Zn 
2316 


En 
Anbang ’ Das Pflichtteilsrecht (Beifpiele) 


Noch Hinterlafien hat, während 8 2316 (zu beadten!) nur für den Fall gilt, 
zu aß mehrere „Ablömmlinge“ vorhanden find. Angenommen, A Hinter: 
823316 läßt einen Sohn B und eine in feinem Haufe auferzogene, einer Tochter - 
gleich gehaltene verwailte Nichte C, die thn, nachdem er dem Sohne zur ‘Be: 
ündung einer Lebensitellung (Austattung vgl. 8 1624) ein feines 
ut für 30 000 Mi. gelauft hat, bis an feinen Tod verpflegt. Mit Nüdfiht auf 
diele Sachlage beitimmt er in feinem Teitamente: „Zu meiner Erbin ernenne 
El lediglid meine Nichte C.“ Der Na beträgt 20000 Mt. Rach dem 
ſetz iſt nur der Sohn B, nicht die Nichte C „pflichtteilsberechtigt“. Es 
ragt ih: it der Sohn im Pilichtteil verleßt und kann er ſolches fordern. 
ntwort: Sa. Denn: Falls die gefeglide Erbfolge eingetreten wäre, 
braudte fi der Sohn A als „einziger“ Abkömmling die empfangene Aus: 
Itattung von 30000 Mt. nicht anrechnen zu laſſen (nad 88 2050 ff. beiteht 
Die uspieihungspfli t“ nur unter mebreren Abtömmlingen). 
Der gejeglidhe Erbteil des Sohnes würde aljo der ganze Nadhlak von 
20 000 fein; fein Pflicätteil beträgt 2 Hiervon — 10000; mitkin fann er von 
der zur „Erbin“ eingejegten C die Zahlung von 10000 fordern. 
) Ein dem Reidistagstommilfions-Berichte entnommenes Beilptel zu 
$ 2316 bf. 1 ift: Der Erblaljer A Hinterläßt 2 Söhne B und C, von denen 
8000, C 2000 „Yusitattung“ im Sinne der 88 1624, 2050 vom Erblaller bei 
deſſen Rebzeiten erhalten haben. Der Radılap beträgt 20000. Zum Erben 
it der Frem de F eingelegt. Die Söhne B und C find pflictteilsberedhtigt. 
EB Pflichtteil ift nah 88 2316 Abi. 1, 2055 wie folgt zu berechnen: 20 000 
achlaß) + 8000 (Borausempfang des B) -+ 2000 (Borausempfang des C) 
— 30000. Htervon für Bund C je % RN tzlicher Erbteil) = 15000, worauf 
die genannten Boruusempfänge anzurechnen find, fo daß die geſetzlichen 
Erbteile betragen: für B 15000 -- — 7000 und für C 15000 — 2000 = 
13000. Die Vflihtteile betragen 1% des geſetzlichen Erbteils, aljo: für 
B 3500, für C 6500. Der Erbe F muß mithin von dem Nachlaß von 20 000 
diefe beiden Pflichtteile mit zufammen 10 000 Mt. ausgablen. Ohne 8 316 
würden, da der Vorempfang dann außer Betradht bliebe, B und C ein jeder 
als Pilictteil die Hälfte ihres geieglihen Erbteils b. &, da ber Nadılap 
20 000 beträgt und nur 2 geſetzliche Erben find, die Hälfte von 10000 = 5000, 
aljo beide gleich viel erhalten; B mit feinen 8000 Mt. Ausitattung wäre 
demnach erheblich bevorzugt vor C mit feinen nur 2000 ME. Ausitattung. 
c) Ein zweites dem Reidhstagstommilfions-Beriht entnommenes Bei- 
Ipiel zu 8 2316 Abſ. 1 lautet: Der Erblaffer A Hinterläßt 3 Söhne, von denen 
als Ausitattung erhalten haben B 8000, C 2000, D 12000. Zum Erben ift 
D eingek&t; B und C find ausgeſchloſſen. Der Nahlak beträgt 20 000 Mt. 
Behufs Beredimung der Pflichtteile find nad SS 2050, 2055, 2316 Abf. 1 
dem Nachlaß von 20000 die Vorausempfänge von 8000 + 2000 + 12000 Bin- 
zuzuzählen, die Maſſe beträgt mithin 42000 Mk.; dauon für B,C, D je % 
(gejeglicher Erbteil) — 14000, worauf ſie fih die Vorausempfänge an- 
rechnen lallen müſſen. Die gefegliden Erbteile betragen mithin: 
ür B 14000— 8000 := 6000 
ür C 14000— 2000 = 12000 
ür D 14000—12000 == 2000 


momit der Nachlaß non Sa. 20000 erichöpft ift. 

Die Pflichtteile betragen %% des geſetzlichen Crbteils, alſo * B 
3000, für C 6000, für D 1000. Der zum Allein-Erben eingeſetzte D muß alſo 
an B 3000, an C 6000 auszahlen. 

Ohne den 8 2316 Abi. 1 würden B, C, D, da die Borempfänge dann 
außer Bet blieben, an „Pflichtteil“ jeder die Hälfte ihres geſetzlichen 
Drittels des Nachlaſſes von 20 000 == 3333!3 Mi. erhalten, D mit jenem Bor: 
empfang von 12000 wäre daher erheblich bevorzugt. 

d) Ein Beilpiel zum Abjak 2 Des ee enthalten die Kommiſſions 
Pratokolle: Der lab beträgt 16000. Als Erben find eingelegt der Sohn 
zu 36, Pie zweite Ehefrau zu 13/5. Die Tochter hat 8000 Yusitattung erhalten 
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umd iſt a Sale Hier wird der Bilihtteil des Sohnes wie folgt 
jegliche Erbteil der Ehefrau beträgt 4000, bleiben 12004 
aßbeſtand, dazu (gemäß 8 05 Abſ. 1 am Ende) der Borausempfang det 
Te ter mit 8000 = Der geljeglicde Erbteil jedes der beiden 
Kinder würde mithin  Detnagen 10 000, der —— s Sohnes 5000. 
Da er nur auf ?/ı als Erbe einge t ii, m muß oam gemäß 8 2316 
Abſ. 2 die weite te Chef hefrau ale Miterbin die Tehlenden 2000, auszahlen. 
Dh ne die Vorkhrift des ß 2316 Abj. 2 würde Sohne nah d rilaut 
der 2303, 2305 ein Pf (ntteilsanipzun nicht zuitehen, weil dann die Bor: 
empfänge außer Detroit ni FR biefem ‚Selle wäre die Rechnung 
folgende: Der a Arie davon ab der geſetzliche Erbteil der 
Eheirau mit 4000, bleiben 2 000. 5 hiervon ver ge \eslide Erbteil Der 
2 Kinder je 6000, mithin der Pflichtteil jedes Kin 
iſt aber dem Sohne durch die 3/16, auf die er als Erbe eingejegt it, zugewendet 


jung 8 su $ 2316: Beijpiel au Im 82 2316 Ab]. 4: Hätte in dem Bei- 
viele c De nbangs 35 zu 8 tblaflier bei der Zuwendun 
Ausltattung von 2000 A an den Sohn C deren „Antehnung“ aut 
den Pflichtteil ausdprüdlidh angeordnet, jo würde C gemäß 
2315 ſtatt der oben —* C berechneten 6000 Pflichtteil nur 4000 erhalten. 
33 wäre aber u gegen C, denn der Vorempfang von 2000 * in obiger 
(im ee Sen, ce in Anhan 35 zu 8 2316) bereits N anne 
—— Erbteils des C (14 000-2000 = 12000 
geitel t und der —S— 10 dab be va von diefem N catinen Exbtei mit 
= rechnet, ſo orempfang von 2000 Khon mit % = 1000 
auf den —e —— Der Vorempfang von 2000 kann mithin, 
wenn der Erblalier feine tung“ ousbrüttic) ac angeordnet hat (8 2315), 


nicht noch h einmal im' anzen Bett⸗ von 2000, ſondern nur mit der 
noch nicht berüdjichtigten Hälfte von 1000 a ezogen werden. 
Anhang 41 8 2318: Beiſpiel — 41 zu 8 2318): Der 
Witwer A — einen einzigen er in ſeinem Teſtament 
Da zu 


iner „allein Erbin“ Fi er feine Wirtin ein und 
ermacht“ einem Freunde 4000 Rt. Der Nachlaß betrü t 14000 Mt. Der 
Sohn fordert, behauptend, daß Die Enterbung unberechtigt ſei, von der Wirtin 
einen „Bflichtteil“ und erlangt F Prozeſſe ein obfiegli Urteil. Der 
flichtteil des Sohnes betr a 2305 a des Wertes Nachlaſſes — 
7000 ME. Dieſe, (ichtteils aft“ it aber nad) 5, 2318 Ab]. 1. von der Wirtin 
und dem Freunde j — e von 10: — nn 10 +4 = 14 Kaulend 
Mark) zu tragen: d. h. die Dirtin n bat 50 5000 f. und der freund 2000 M 
von den 7000 M t {u iron. © muß daher auszahlen an * 
Sohn 7000 Mk., jr Freund 2000 at. und behält jelbit 5000 !DE. 


anbang 52 zu 8 2325: Beilpiel: Ein anderes Beilpiel (vgl. Das in 
Note 50 am Ende u 8 2325), das zugleid, die Vorſchrift des 8 2326 Gap 2 
berüdfichtigt, it: Der verwitwete Rentier A hat kurz vor feinem Tode feiner 
MWirtin 20 000 at geihentt. Sein Nachlaß beträgt 40 000 Mi. Er Hinterläßt 
3 Rinder B D, hat diefe in jeinem Tejtamente Fin Erben eingeſetzt, und 
zwar B zu F und D zu je %. Rach 8 2325 in Verbindung mit 88 2308, 
1924 iſt der Pilichtteil jedes der 3 Ainher Sie ogt zu 1 berec en: 40.000 (Rad): 
laß) + 20000 (Echentung) = 60 000; hiervon % ſeßlicher Erbteil eines jeden 
is = 20000, der Pflichtteil beträgt die Hälfte Davon = 10000. Dem B 
find durch das Teitament zugewendet % des Nachlaſſes von 40000 = 24.000, 
er iſt alfo im Pflichtteil nicht verlett. Wohl aber find C und D verletzt, denen 
nur je % des Nachlaſſes von 40 000 — 8000 durch das Teitament zugewenbet 
ind. C und D Tönnen daher ein jeder zur Ergänzung ihres Pfli t- 
teiles von 10000 von B die Zahlung von 2900 Mt. orbern, lo daß Ihlie 
Lich von dem Nachlaß von 40000 Haben: B 20000 und C und D je 10 000. 
Die Wirtin behält ihre 20000 DIE.; vgl. dagegen $ 2329. 
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5 3000. Genau ſoviel 


No 
zu | 
8 2316 | 


Zu 
8 2316 


Zu 


8 2318 


Zu 
8 2325 


Anhang Erbſchein 


Zu 
s 2353 


Anhang 1 zu 8 2353: , 

I. Der „Erbſchein“ dient als amtlicher Yusweis über ein ‚nah An: 
ſicht des Nahlakgeridhts" beftehendes Erbredt. Yür dieſen 
„Ausweis“ gelten im Intereſſe Der ————— den 2365, 2366 
drei Grundjage: a) die Vermutung der Richtigkeit des Erbſcheins, — b) Die 
Vermutung der VBollftändigleit des Erbiheins, — c) der Erbſchein hat öffent: 
lichen Glauben. — Die Wirkung dieler drei Grundjäße iſt, dc ür den Verkehr 
der „Erbihein-Erbe“ als „wirtlider Erbe“ gilt, jelbjt wenn er 
in Wirklichleit nicht „Erbe“ it. Diele Grundläge erleiden jedoch folgende 
Einihräntungen: 1. Auf den „Erbiein“ kann id nicht berufen, wer bie 
Unridtigleit des Erbigeins Tennt; allo nur der „gutigläubige Verkehr“ 
wird geihütt. 2. Die Vermutungen der Ritigfeit und Bollftändigleit des 
Erbſcheins gelten nur für den „rechtsgeſchäftlichen“ Verkehr (vgl. Note 1a zu 
8 873 Ceite 278, ferner Geite 940 und namentlich 955, 956), allo namentlich 
nit für den Erwerb eg! Zwangsvollitredung (Pfändung ulm.) 3. Auf 
den „Erbichein“ kann man ji nicht mehr verlalien, wenn ber Erbſchein vom 
Gericht für „kraftlos“ erflärt it, auh dann nicht, wenn man von der 
„Rraftlosertlärung“” garnidhtsmeih. Es kann vortommen, daß die 
im „Erbidhein“ als „Erbe“ benannte Perſon den „Erbiein“ noh in Han- 
den bat, obglei ch der Erbſchein bereits für „Eraftlos“ erklärt iſt. Auch 
wer „gutgläubig durch Rechtsgeſchäft“ auf Grund eines für 

traftlo s erflärten Erbſcheins“ etwas erwirbt, iſt niht geihüst. 

alſo ge fiher gehen will, wird, namentlich) wein er Grund zu Zweifeln 
hat, bei Gericht anfragen, ob der Erbiein“ nit für fraftlos erflart ift. 

vgl. Hierzu FE 2361, 2365, 2366 nebit Noten. u. 

.. „Die Vermutung der Ridtigleit und Bollftändigleit des Erbſcheins iſt 
widerlegbar. Die Widerlegung erfolgt nötigenfalls im Prozeſſe durch alle 
uläfigen Beweismittel. Beweispflichtig iſt, wer die Unrichtigleit und Unvoll⸗ 
— des Erbſcheins behauptet. 

II. Wer irgend ein „rechtliches Intereſſe“ glaubhaft macht, kann ver: 
langen, daß ihm vom Gericht eine „Ausfertigung des Erblcheins“, der bereits 
auf Antrag des „Erben“ ausgeitellt ift, erteilt werde; 8 85 . Wenn aber 
der „Erbe“ ſelUbſt noch nicht die „Erteilung eines Erbicheins“ bean: 
tragt hat und fie auch nicht beantragen will, jo können namentlich folgende 
Perſonen an Stelle des Erben die „Einleitung des „Erbihein-VBerfahrens“ 
und die „Erteilung eines Erbſcheins“ beantragen: 

1. der „an Die Stelle eines Miterben“ durch Erwerb deſſen „Erbteiles“ 57 
8 2033 Getretene. Wer eine ganze Erbſchaft „kauft“, erlangt dadur 
nicht die Rechte des „Erben“, kann allo aud nit einn „Erb: 
ſche in“ verlangen; wird in diefem falle ein „Erbſchein“ gebraudt, ſo muß 
Ihr der Verkäufer der Erbihaft (der Erbe) beihaffen; vgl. $ 2371 nebit 

ste 1 und $ 2033 nebit Note 3; 


2. der „Gläubiger“ Des Erben. Wenn 3. B. A gegen B ein vollitredbares 
Urteil auf Zahlung von 500 Mi. erwirtt bat, und wenn B darauf ftirbt 
und von C beerbt wird, Dedaz per Gläubiger A, um die 3Zwangsvoll- 
tredung wegen der 500 ME. gegen den Erben C au betreiben, 
einer „pollitredbaren Ausfertigung“ des auf B lautenden Urteils en 
den Erben C (fogen. „Umidreibung der Bollitvedungsflaufel“ auf den 
Erben). Zu diefem Zwede fann -A an Stelle des C die „Einleitu 
des Erbihein-Verfahrens“ und die „Erteilung eines Erbſcheins“ nad 
beantragen (88 727, 792, 86 ZPO. $ 17 3VG.); 

3. der Teftamentsvollitzeder ijt für beiugt zu erachten, außer dem in 8 2365 
bezeichneten Zeugniſſe einen „Er bſchein“ zu verlangen, damit er die 
ihm obliegenden Yutgaben erfüllen kann; 

4. der Ehemann der Erbin (Ehefrau), wenn die Erbſchaft zum „eingebrachten 
Gute“ der rau (woran dem Manne „Verwaltung und Nußniegung“ zu- 
iteht) oder bei „Gütergemeinjhaft“ ulm. zum „Gelamtgute“ gehört, ijt für 
befugt zu erachten, einen „Erbichein“ zu verlangen. 
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III. Beſonders im Grundbuchverkehr iſt der Erbſchein von Bedeutung. 
8 36 EBD, beitimmt: „Der Nahweis der Erbjolge (3. B. wer Er 


Noch 
zu 


des im Grundbuch eingetragenen Eigentümers, des eingetragenen Hypotheken⸗8 2353 


gläubigers iſt) kann nur durd einen Erbſchein geführt werben. Be 
ruht jedoch die Erbfolge auf einer Berfügung von Todeswegen 
(3. 8. Teftament, Erbvertrag), die in einer öfjentliden Urkunde 
enthalten ift (3. B. gerichtliches oder notarielles Tejtament, dorfgerichtliches 
Teitament), jo genügt es, wenn an Gtelle des Erbſcheins die 
Berfügung und das Protokoll über die Eröffnung der Ber: 
fügu 88 2260, 2300) vorgelegt werden; erachtet das Grundbuchamt die 
Erbfolge uch diefe Urkunden nit für nachgewieſen, jo kann es die Vor: 
legung eines Erbſcheins verlangen.“ Hiernad und da die eigenhändigen 
—— 8 2231 Nr. 2) nicht zu den „öffentlichen Urkunden“ 
ören, muß beim Borliegen eines ſolchen Tejtaments für Grundbuchgeihäfte 
eis ein Erbihein beigebracht werden. — Zur Erleichterung beitimmt 8 37 
D.: „Soll bei einer zum Nach laſſe gehörenden Sypothet, Grund- 
ſchuld oder Rentenſchuld einer von mehreren Erben als 
neuer Gläubiger eingetragen werden, jo genügt zum Nachweiſe 
der Erbfolge und der Cintragungsbewilligung der Erben 
ein Zeugnis des Nachlaßgerichts.“ Über die Vorauslegungen für 
die Ausftellung eines ſolchen Zeugniljes vgl. 8 37 Abi. 2 GBO. Die Vorkhrift 
des $ 37 kann durch Landesgefet ausgedehnt werben auf den Nadyweis 
der Übereignung es Grunditüdseigentums und eines Erbbau: 
rechts. vgl. 9 GBO. und z. 8. Preuß. Ausführ.-Gef. zur GBO. Art. 10. 

IV. Über die Erteilung eines Erbicheins nad einer vor dem 1. Januar 
1900 verftorbenen Berfon vgl. E. 213 nebit Noten. 

V. Sormular eines „Erbieins”: „Bon dem unterzeichneten Nadlap- 
gerichte wird beiheinigt, daß fi als gejeglihe Erben des am 7. Februar 
1906 zu Danzig verjtorbenen, dafelbit wohnhaft gewelenen Kaufmanns A. N. 
ausgewiefen haben: 1. feine hinterbliebene Ehefrau B. N. geb. C, zu ein 
Viertel, 2. feine vier Kinder aus der Ehe mit der Vorgenannten: a) feine 
Tochter D. N. geb. .. ., zu Drei hntel, b) ufw. Danzig, den 28. Februar 
1906. Königl. Amtsgeridt. Unterichrift.“ — Falls ein Tejtament vor- 
handen ilt und gleichwohl ein „Erbidein“ ger erforderlich erachtet wird, könnte 
er wie vorltehend lauten mit folgender Underung: „daß fih als Erben auf 
Grund des am 12. Januar 1903 errichteten Teitamentes ausgemieien 
aben: ujw. 3. B. mit folgendem Zuſatze: „As Naherben nad der 

ochter D. N. find die Rinder des Bruders des Erblafiers, des Oberlehrers 
L. N. in Elbing, auf dasjenige eingelegt, was beim Tode der Vorerbin D. N. 
von der Erbihaft no übrig fein wird. Als Teitamentsvollitreder 
ift der Rechtsanwalt S in D ernannt.“ 


Anhang 4 zu E. 7: Die in den Art. 7—31 des Einführungs-Gejeges 
enthaltenen Vorſchriften des jogen. internationalen Privatrechts erichöpfen den 
Gegenftand nit. Folgendes fei zum Berftändnis dieſer Vorfehriften voraus: 
geihidt: 

A, Die Art. 7—31 beihränten d9 im weientliden auf eine Anzahl 
Fragen des Verjonen>, ee und Erbrechts. Sie find von dem Grundſatze 

triht, daß für das Jogen. Berfonal-Statut d. h. für das Perlonen-, Yami- 
lien- und Erbrecht die Stantsangehörigleit (das Nationalitäts:- 
Feinzip) maßgebend fein joll, nicht der Wohnfig der betreffenden Perſon (das 
erritorial- Prinzip). Über die Erwerbung und den Berluft 
der deutſchen Reihs- und Staatsangehörigteit vgl. Geſetz 
vom 1. Juni 1870 (E. 41) und 8 9 Schußgebietsgejeg in der Faſſung vom 
10. September 1900. vgl. ud E. 29. 

B. Die Dorihriften der Art. 7—31 gelten für das Verhältnis des BGB. 
und der übrigen „Reichsgeſetze“ zu den „Geſetzen des Auslandes“, joweit 
niht in einzelnen eichsgeſetzen oder tn Staatsverträgen 
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Noch Des Reichs beiondere Vorſchriften enthalten find. Auf denjenigen 
zu Gebieten dagegen, deren Regelung den Landesgejegen vorbehalten iſt (E. 55 
Art. 7 bis 152) gelten die landesrechtlichen Vorſchriften über „inter: 


Einf.: 


Gef. 


nationales Privatrecht“. Cs jedoch 3. B. Baden in Xrt. 
feines Ausfüßtung eſetzes zum BGB. beitimmt, da die Art. 730 des Einf. 
Geſ. zum BGB. auf badiſche Landes gejeß e privatvedtlihen Inhalts 
entipredjenbe Anwendung finden. 


ür die Gebiete des Neits ber Geutonerhältnifie und des Sehen: 


rechts et Iten die Vorſchriften des Einf.Gel. über internationales 
find im übcigen nur weni I; in Art. 11 und 12. Auf diefen Gebieten 


nd im übri in er R haft und in der z prazis der er Gerichte im 
meinen Tolgende —— an anerfannt: Für das Net der uldver: 
hä tnilfe find maßge 


desjenigen Staates, denen die Parteien 
N ausdrüdl 9 oder —J—— gend nach item aus dem Weſen 
nd Inhalte des betr. Rechtsgeſchäfts „nur gung zu entnehmenden 
Willen unterworfen haben. eine ſolche „Unterwerfung“ nit 
erfennbar ift, find für die „‚Erfüllu n 2 8 BAR icht“ der Parteien die Geſetze 
—— Staates maßgebend, in defien iete der „Erfüllungsort“ 
es fann bei genenleitt en Verträgen” (3. B. Kauf, Miete 
‚ vgl. Dazu jühren, dag Die „Erfüllungspfliit“ der einen 
— n deut, ie ber anderen nah ausländiidem 
Rechte zu beurteilen if "Es it z. B. nad) dem Rechte des in —A 
ſeine Handelsniederlaſſung habenden „ßKäufers“, der mit der Zahlu 
Kaufpreiſes „in Verzug“ iſt, alſo na ch BG V, zu entſcheiden, —ã 
ſeine Leiſt — Lid ih Dur den „Verzug“ ändert oder erweitert, ob er zu 
nserka LER ung He ve epftlchiet iſt. iſt Fir die Ab: 
” ich be Se pi tungen des in m änemarf feine nbelsnieberlaflung 
Berfäufers" das däniſche Recht maßgebend he dieſem 
ei aljo die grage u beantworten, inwiejern die rfüllungs licht des 
— ers‘ —ã des Käufers“ er chränkt oder er anne üt. 
ür die ſachen tlichen "Berättnifle (Eigentum onftige,, dingliche 
—— * 18), ſowohl an „bewegliden“ wie „unbewegl then” Saden, find 
Deck de 5, Staates maßgebend, in dejjen Gebiete fi die ind bie 
efinde 
D. Wie bereits oben bemerkt, find außer in den Art. 7-31 Einf. 
Dei, eine Anzahl Vorſchriften des , internationalen Privatredts“ 
ud enthalben in einzelnen Neiäsaeiehen (3. B. Art. 84, 86 Wechſelordnung, 
s 5, 50, 56, 237, 238 KO. 55 ZPO.) und in den Stantsverträgen Bes 
Deutigen Reichs 3. B. betr. Sa geiltige und pewerklice Urheberreät, 
n Eiſenbahnfrachtverkehr ulm. SHervorgehoben ſei das 
—— zur Regelung von Fragen des internationalen Privatrechts vom 
14. November 1896 (Reihsgefegblatt 189 Geite 285) und insbejondere das 
an 12. Juni 1902 im Haag abgeihlofiene Ablommen über das internationale 
a ur Regelung des Geltungsbereichs der — auf dem Gebiete 
* Cheihliegung, zur Aegelung g des Geltungsbereihs der Geſetze und der Ge: 
richtsbarkeit auß f dem Ge der Eheſcheidung und der Trennung von Tiſch 
und Bett, zur Regelung der Vormundſchaft über Minderjährige Diele Ab- 
fommen jind bisher ratifigiert (in Kraft geiegt) von eutihland, 
Belgien, een Zuremburg, den WKiederlanden, 


Rumänien und Shwede n ie betr. die „Bormundkhaft“ von 
Spanie H „(ost a 0): 
E die Wir eit ausländilher Urteile in Deutihland vgl. 


88 328, Er 723 ZRO. 


- ..-- . 
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Sachregiſter 


Die Zahlen ohne weiteren Zuſatz geben die Paragraphen des 
„Bürgerlichen Geſetzbuchs“ an. 
Die Zahlen, denen ein E voraniteht, beziehen ſich auf die Artikel des 


„Einführungsgeſetzes“ zum Bürgerlidden Geſetzbuch. 


Die Zahlen, denen ein S voraniteht, bezeichnen die Seiten des Buchs. 


ſ. a. = ſiehe aud). 


u 


Abſituduug Dritter bei 
Vermögen?» oder Gut?- 
übernabme 330, — bei 
Körververlegungen 843, 

des geichiedenen Ehe: 
gatten 1580, — d 
neuen Kindes 1712, 


4 
Abgaben 436, 546, 13885, 
2379, E 104, S 76. 
Abh anden gelommene 
Snbaberpapiere 799 F., — 
Hypothekenbrie e1l62, — 
eescen 35, 1006, 


Abkömmlinuge 1589 ff. — 
wenn ſie Unterhalt ge⸗ 
Een we empfangen 

bei der Ebe- 

a 1310, — bei 

er E, Gltergemeinfchaft 


— flicht u. Un⸗ 
on pruch1601 ff 
1606 fi, — Fr AR 
ln Ya 1929, — 
' A ennung imTeftament 


Ablehnung eines Ver⸗ 
tragsſsantrags 
einesAuftrag3663, - — der 
—— 1786 Fi. 

Ablieferung der getauf- 
ten Sadıe 477, — ge: 
Pos Sadıen 7. 

b, 978, — von Tefta- 
menten 969. 





ed un. - 


_ — — — —— 


Ablõoſuug 268, 1160, 1249, 
— von Rentenidulden 
1199—1202, E 114, — 
von Dienitbarteiten und 
Reallaften E113, E 114. 

Abmartuug 919. 

—— einer gekauften 
Sache 433 — eine? 
bestellten Werkes 640 ff. 

Abrechuunug 782. 

rn 208, 


BETTEN aus öffent⸗ 
in nen 1563, 


—— tamenten 2264, 
«ofammnns, eheliche 


wbtratie Retegeigärte 
wor vonFord 
u on erun⸗ 
gen no 413, 1153 f., 
282, — von Anjprächen 
gegen Dritte 255, 9 
von Hypotheken IR fl. 


Abweleude, WWillender- 
en an unter 9. 121, 


eit ei 2 E 
— dat Ele 
1418, 1428, 1 
een lauern | ; 
ablun ſgeſchäfte S 


Adel E 58, S 807, f. Name. 
— ſ. — an 


Kindes 
"Alpen en 


Ärzte, 
rungl 
bübrenforderung 8 368, 
— Ablehnung ärztlicher 
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Behanblung 594, — Ber- 
——— einer Praxis 
148 


Afte vmiete 649, — Witer- 
pacht 596. 

—— — ſ. Unter- 
halt 

Altenteilsvertrag E%. 

Alter bei DEDATHIENB: 
feit 104, 
Schadenerjahpflicht E28 

Alter: nnd YunnBr 
— — 196, 


Alteruativobligation2362 
Amorti AESHEULDE 8 


Aualphabeten 126, 129, 
—— — A.2238, 
S833, 31043, 

„310 1045, 29 1047. 
zn... un Grund- 
— tötu3 


realer‘ beineglicher 
nn —— 


auben X 25 
Anerbenrecht T 64. 
Unerfenutnidö, WAner 

krunung einer Scduld 
518, 762, 781 — 782, 2301, 
i. a. 208, 222, — bei Be 
ſtehens ober ee 
ſtehens eine? Schulb— 
verhältniſſes 371, 397, 
812, — eines Finde als 
ehelihed 1596, 1598 fi, 
— der Ratericaft 1718, 
1720, 1725, E 208, 


= —* 


68 


Anfall von Erbſchaft oder 
Bermäctnis 1942, 2344, 
2160, 2176. 

Anfangstermin 163,308, 
2066, 2162, 2177. 

uniehtbarkeit S #36. 

Anfechtung von Willens» 
erflärungen 119—124, — 
bon Rechtsgeſchäften 142 
bis 144, 318, 770, — Ver—⸗ 
jährung des Anfed- 
tungsrectes 200, — der 
Entmündigung 115, — 
der Ehe 133041 347, 
1348, 1350 f., — der Ebe- 
lichkeit einesftindes1543, 
1599, 1731, — des Kindes— 
annabmevertrag e3 1755, 

der?innahme oder Aus— 
ichlagung einer Erbjchaft 
1954 ff 2308, — lebt- 
milliner Rerfügungen 
2078—2083, — von Erb» 
verträgen 2281— 22 285, — 
des Anfalls einer Erb— 
ſchaft oder eines Ver— 
mächtniſſes wegen Erb— 
unwürdigkeit 2340 ft, 


Anfentnugsgetek H 
*8 AN. 
Angebot, ber Leitung 


203, 

Anacıd. — Draufgabe, _ 

Anaeitellte, Haftung für 
hie 278,831. Dienitver- 
bältnis 611 fi., 622, 627, 
628. 

Anlagen auf Nachbar— 
grundſtücken 907, — zur 
Musübung bon Grunde 
bienitbarfeiten 1020 bi3 
1022, 10285, E 19L, — 
zur Musübung des Nieß— 
braudhes 1037, E 164. 

Anlandungen E 65. 

Anlcannavon Geld 1288, 


1642, 1691, 2119, — ins» 
beiondere von Mündel- 
geld 1806—1811, 1852, 
E 89, E 1123, — bon 


Grunbbüchern E 1886. 
Unuahme su Vertrags⸗ 
anträgen 1 a -- von 
Aufträgen 662 ff. — von 
geiitungen, — * — — 


wer TE — * 


Schentungen u bon 
— 7 784, 792, 
— von Erbichaften und 
Vermächtniſſen 1406, 
1453,1943 ff. 2180, 2320, 
ſ. a. 2302 Annahme: 
verzug ih 322 


nahme an Kiuden- 
att 1741-1772, 1776, 
306, 1899, 2043, E 22, 


E 209, — als BoD nun 
nis 1311, — Wohnſitz 11. 
er uuug bei einer 
uld 301 rn Ar der 
ngszei — 
a ktetin u. 
Abfindungen bei Aus—⸗ 
einander — 1500 
— auf flichtteil 
2315. 


Aniprüde 194, _ aus 

em Eigentum 931 
bi3 1007, 1010 — = 
u 5 Sehilpnerbältnitien 
— au3 un> 


—8 ae | 


23-853, — aus dem 
Erbbaurecht 1017, — aus 
dem Nießbrauch 1065, 
ausb Pfandrecht 1827, — 
Erbidaftsaniprud) 2018 
bi3 2031, — aus dem 
—— des Erblaſſers 

—— 

4 f. ſ. ferner 477 ". 
490. 032,558, 606, 638 
786, 801, 304, 821, 852, 
"64, 977, 1008, "1028, 
1057, 12286, 1302, 1628, 
1716, 2287, 2332, feine 
A. 758, 898, 909, 424, 
fiebe a. E 169, E 174, 
IE IIL Allgemeines 


S 845 fi. 

Auftalten des en 
Rechte? 89, E 91, E 138. 
aukaiiivon 8 — kt 
nfta ormuudſcha 

S 774, S 1014. 
anftand, Erna] auf 


46, 
1641, "180% 2113, 2208, 


2330. 

Anteile Be a. Ge⸗ 
ſamtſchul 
einer en 718, 

— einer 

—— 43 2 —bein 
Miteigentum 1008 ff 
066, 1095, 1106, le 


1258, — einer Grbichait 
1922) 2033. 
Autrag zu einem Ver—⸗ 


trage 145 ff 
enwacjung bei der Ges 
jellichaft 738, — bei der 


Erbichaft oder Bermäd)t- 
nillen 2094 ff, 2099, ]. a. 
2007. 2373, 2158 T. 
Auweiiung 783—792. 
Anzeige von der Wb- 
tretung einer Forderung 
an den Schuldner 409 ff., 
— bon Mängeln der 
Kaufſache an den Ber: 
täufer 478, 481, 4885, 


— 1066 — 


— don der Berpfändung 
1205, — an. dad Bor» 
mundſchaftsgericht 1493, 
167ö, 1894, 1909. 

Auzeigepflidht bei ver» 

ſpäteter Annahmeerklä- 
rung des — 149, 

— bei Ablehnung eines 
Auftrages 663, f. a. 665, 
— in anderen $ en 374, 
384, 610, 545, 681, 692, 
708, 727, 777, 789. 965, 
2, 1128, 1218, 1237, 
13a 1280 1285, 2146, 
2384, bei Män ein 

— Sache S 891, S 914. 
rbeiter, Arbeitgeber 
196 Nr. 8 u 

Arbeitsbud z 26. 

Arbeitöverträge Mins 
derjähriger 112 f., 1822, 
327. 

Aralijt des Verkäufers 
18 460,463, 4767.,— des 
Schenter⸗ 523, 524, — 
des Vermieters oͤder 
Verleihers 540, 600, 
des ünternehmers 637, 
— argliftinge Täuſchung 
ala Anfechtungsgrund 
123, 318, 1334, 1337, 
1599, 2339, 

Arme Arnenkafte 2072, 
E 103, E 139 


Arreit, Arrejtpollzie- 
Jung 135, 136, 161, 184, 
30 (dinglicher und ber» 
jünlicher A.), 353, 499, 
833, 2115, I: a.1984, — 
Arreſthypothet 5 984. 
Arzt ſ. oben ürzte. 
—— — gefun— 
dener Sachen 966, 980. 
Aufgeben deseſibesſos 
‚ 959, — des Eigen- 
tum? 928, 959. 
Aufgebot Berichollener 
behufs Xodeserflärung 
13 fi, — unbelanuter 
verechtig ter 887, 927, 
1104, 112 1170, 1269, 
— — er 


ss Bol 5 260, 808, 

on en 
1162, — vor der Ehe 
Schließung 1316, E46, — 
zur Uinmelpungbon Erb- 
rechten —— — 

Anſlage be enkungen 
af ektmilt i —— 
2192—2196, Ri ferner 
1967, 1972—1974, 1980, 


1 « f., 2081, 4 ’ 
2278 f. 2291, 2318, 3322, 
2372. 


E 149, 
— Form 


a S 856. 
ee bon Vereinen 


Ankafiung 2 925, 


— einer 
Geſellſchaft 126 ff., 
einer®emeinfchaft 7B2Ff., 
— der Che 1564, S. a 
1309, 1338, 1348, 1687, 
2268. 

nung unng 387 —396,— 

nierbrechung, Der 

Re äbrung „ſ. 
Berjäß 367, 406, 417, 
428, — bon Schaden?- 
erfabans rüchen 479,490, 
— von ietögindfarde- 
rungen 554,57 ern 
719, 770, 1125 1142, 
1294, 1376, 1448, 1977. 


Aufidiebeude Ein⸗ 
redeu des Erben 2014 
bis 2017. 


Aufſicht, Pflicht zur N. 
He Berjonen de, — 
über Tiere 834, — ‚der 
a a über die " Sinder 


Rormundichafts ‚geri : 
Ye 3 0 H 


auf uchung von Sachen 
„ renden Grundſtück 


5. 

aa 6623-676, 

"ig Greerät brung ohne 9. 
——— (Ver⸗ 
wendungen), Erſatzan⸗ 
Ira weg. U.256 F.,273, 
392, 304, 347, — des fäus 
ers 450, 500, 501, — des 
— — 558, — 581, 


633 es 
RN 7A 669. # 
683, 


0, 

des Sinbers | 90, N des 
Beſitzers 994 049, 

1057, 1210, Na = 
beim Rüdtritt bom Ber- 
1löbni31298,1302,—13%, 
1429, 1466, 1618, 1648. 
— de Bormundes a j 
w. 1835, 

des eben — 

—— f., 2124 f 2185, 


2 
Anttion, Aultionator 
f. Berfteigerung. 
Ansbefferungen eines 
Gru ne 582, 1041 
i8 1 


b 

Außeinanderfe un 
unter Geſellſcha — 
717, fi, — unter 


Ehegatten und Rindern 
1471 5., 1493, 1497, 1546, 


1669, ſ. a. 1314, 1761, 
1845, — — Erben 
2042-2057 ‚22 

Ausgleichungspflicht 
d ——— —J 
— der Erben 2050 ff. 
2095, 2316, 2372. 


Aust ; it und 
ustunft Pflicht un 


1839, 1 1891, — deg 
Erben 2 500%, 2011, 2012, 
2027, 2028, 2057. 2197, 
231 14, 2362, — Erteilung 


962, S 916. 
fiehe Auf⸗ 


Auslagen, 
wendungen. 
ar —* —— 
— Eheſchließung 
1315 "1890, eb. 
nd 1944, 1060 2309, 
— E 7— ESLE 


Auslegung von Willens⸗ 
erklärungen und Ber: 
trä en 33, 164 157, 

etipilliger * 
gungen 2066 — 

Auslobung 65 861. 

Ausſchlagung der Erb- 
ſchäf are t⸗ 


nifjes 1942 ff 
1453, 2142 IF 5180 
2306 ff., 2321 f 
Anbſchlaßfrift 847. 
Aus Hlußnrteit, ſiehe 
ufge 
un HOOUDETHRASTENE 


— von Ar⸗ 

eite 

Ansfpielvertrag 763. 

.. attun 2 Rinder 

f., 1460, 1477, 1499, 

1821, 1538, Dt 15586, 
1902) 20 

—— eo z „bet Töchter 

ausırit — einem Ver⸗ 


— zuz einer 

Sefelfchaft 73 
———— der a 226 
i8 231, — von Mitglied» 
— — 38, — von 
ienitbarkeiten 1020, 
1023, 1026, 1029, 1092. 
Ainhigzehelicher Beiichlaf 


Außerkursſetzung von 
Bauer chreibungen 


——— 
Auszugsvertrag 197, 
1073, E 96. 


— 1067 —= 


B 


Bahneiuheit E 112. 
Sana ung von Mün⸗ 


Baulaeidäfte, Zinſes⸗ 
zinſ en 248 

Banknoten S 90. 

Barkauf 433 mit 271. 

Baraah Iungbeim Pfanb- 
verk auf 

Vaunrechte E 74. 

BangeldervertragS194. 

Bauhandwerker S 912. 

Banım beim Nachbarrecht 
907, 910, 911, 923, 

181 ild» 


— — Ci 
othek 648, — Erb- 
bauredıt ir 


Bcamte, Abtretung bon 
Sebaltsaniprüchen ‘+11, 
E81, — Kündigung von 
Mieträumen 570, 596, 

Haftung u. Schadens: 
erjabpflicht 839, 841, E77 
bis E 80, bei@ingebung 
der Ehe 1315, — bei Bor: 
mundjchaft 1784, 1888. 

Bedingung 158 — 163, 

- bei unmögl.Xeiftungen 
308, — beilufrechnungen 
388, — beim Kauf auf 
Brobe 495, beim 
Mäflervertrag 668, 
bei der Auflaſſung 935, 

bei der Eheichliegung 
1317, — bei Ane rkennung 
oder Annahme eines 
indes 1598, 1724, 1742 


1768, im Er brecht 1M7, 
2066, 207 4, 2075, 2108, 
2162, 2177, 2179, 3180, 


2202, 2313, 2319, — auf: 
löfende #. 158, 161 ‚2313, 

aufichiebende 8. 158, 
161, 308, 495, 652, 2070, 
2108, 2177, 2313. 

Beerbiaungsfoften j. u. 
Koſten. 

Befreiung vom Ehever 
bot und Aufgebot bei der 
Ehe 1303, 1312, 1313, 
1316, 1328. 

Befreite VBormund—⸗ 
ſchaft 18952 ff. 1909 Fi. 

Bealanbiaunai. u. Form. 

Bearäbnisftätten E 133. 

Bearenzung bes Grund— 
eigentums 903 -923. 

ns Dune su 136, 628, 

zauberehe 


sei — 
+ I, ss — 
— "717. — "swiichen 


68* 


ln. 


Berlobten 1300, — Er⸗ 
jeuoung aus a. 8.1705 


Beiftand für die Mutter 
ur — ihrer 
— — 95, E41, 


Beiträge der Vereins⸗ 
mitglieder — — der Ge⸗ 
ſellſchafter 706, 707, — 
a Gere 18 71. ſieh 
e — achung ſiehe 
Öffentlich ra 


Be ng von Band 
een Sr 89, 
. auch 577, — — Br 


mä tniöge enjtänden 
Sc gg im 
— — 314 


009. 1208, 
——— bei der Aus⸗ 
lobung 657 660. 


Bermadriätigaung beim 
— oder der 
angsverſteigerun 
384, 1 age 1237, 
1241, — ei Abtretung 
einer Horderung 409, — 
bei Einziehung einer 
5 orderung 1285, — der 
iterben von dem Rer- 
tauf eines Anteils 2035, 
— bon der Tejtament?- 
eröffnung 2262, fiebe a. 
Anzeige. 
Bere nung cr rien 
187 


flicht- 
teils Fr 
Bereiderung ungerecht- 
fertigte 812-3233, auch 
323, 327, 516, 527, 531, 
543, 988, 1973, 2987. 
2329, — "bei Geichäfts- 
IL rund un Auftrag 
beim Erſatz 
N — 852, — 
bei Aufhebung des Ver⸗ 
löbniſſes 1301, — des 
Geſamtguts oder des 
— Gutes 1455, 
153 beiechtsverluft 
Berbindung, Ver— 
Doug ‚Verarbeitung 
eim Funde 977, 
— beim Erbichaftsbefit 
1, — bei Unmöglich- 
keit der Vo olsiebung einer 
Auflage 2 
Berarent E 67, E 68, 
Berg ng! beim Niep- 


au zur 
ebidaft gehö 
—— anna bes rung. 


_ —— er i sre iſters 
1263, —* sit 


Berufun 


Beſchlagnahme 
ſchlag ahr 38. 


al? Beiftand, 
Bormund oder Pfleger 
1694, 1776, 1907, 1917, 


ur Erbicaft, 1042. 
Bejgädig 


Saen ur Seröihilfe, 
— ded Gegen: 
She einer — 
ertigten Bereicherung 
18, — von Schuldver⸗ 
— auf den 
Inhaber 798, — rechts⸗ 
widrige B. fremder Sa» 
chen 823, — durch Tiere 
833—835, — dur Ein- 
fturz von Gebäuden 836, 
— von zum Vorbebaltz-, 
Geſam oder sinne: 
bradıten Gut Ge 
Gegenftänden1370, 1473, 
1524, — bon zum Font 
DEUMLUDER ge Gegen Ge⸗ 
genſtänden! — von 
ur Erbſchaft ab zum 
ermächtni3 gehörigen 
Ge —— ra ‚2164. 


einer 
Vorderung 


“ie — in on Ge⸗ 


————— 106, 
6, 206, 682, 


k7 — ————— 


tums 905923, E 109 


bie 111, — des Nieß⸗ 
alle 1030, — per: 
jönlicher Dienitbarteiten 
1090— 0 [27 2, f D, 
E191, Ten 
tigen Unterbalt 1611, 
— der Haftung der Er be i 
1975 ff, 2013, 2200 


gung 854, 856, — er 
or 2 ober Störung 
— Ber: 
erbun a 2169, — 
Befisflagen 861 ff. — 
Eigenbe 16872,937— 940, 
Mitbetib 866, 1081, 
1206, — mittelbarer Be- 
ſitz 868-871, 930, 1006, 
— Teblerhafter, Befit 858, 
861 ff., Eigentumd- 
erwerb durch 
Recht aus dem befjeren 
früheren B. 1007, — Auf: 
gabe des ®, 3037 — Re cht 
Bun 3. 268, 451, 1029, 


Beheer, ——— 868 
bis 871, 930, 934—936, 
941,986, 991, 1006, 1205, 
— Befibdiener 855, — 


— 1068 — 


"ober Aue 
e 


Beweali 


& 


Erbſchaftsbeſitzer 944, — 
Recht 


des B. an feiner 

auf ein fremdes Grund- 
1tüd nelangtenSadhe867, 
— Pflichten und Rechte 
— dem Eigen⸗ 
tümer 985 ff. 1. f. Beſitz. 


Befferungsanftalten 


ur Eratehun 1666, 
1838, E 94, E 38. 


richtiger 

—— 
ee 141, 144, — de3 

en 2984, — 
einer anfechtbaren Ebe 
337,1341, — eined Kin⸗ 
des 8 » Annahmevertrages 
1741, 1753, 1754, 17586. 


Beftainng des Bormun- 


des 1791. 1881, 1893. 


— einer Sadıe 


— ein Srundftüd als B. 
eines anderen 890, — 
ded Grundftüdes beim 
naar — nn 

Aalung p nB. 
fr —5 eken 1120, bi3 


Benrtunbung v. Rechts⸗ 


jwätten and Ber 
ke gen, det u. Form, 
jonenitanbes 


— vonGrund⸗ 


ſtücken B 
e Sachen, Be⸗ 
816, Erwerb und 
a u des Eigentums 
929984, — Belib 
007, = Nieb- 
braud) 1082, 1033, — 
EN, 1204—1272, 
— Beitimmungen 
des ebelihenGüterrechts 
1362, 1386, 1549-1557, 
Erwerb Durch den Bater 
a des Kindes 
pas mietund 196 
— Verkauf 
Au 77, — Ber: 
Ph Be 535 
€ ew a 
343, 345, 368, 


477 5, 542, 636, 831 iH 
012, 2336, 2356, 2358, 
flgemeines S 15. 


Qcweiönrfunden, Her— 


ausgabe 402, 444, 2556, 


Bewuktlojiateit bei 


Willenserklärungen 105, 
— bei unerlaubten Qand- 
lungen 827, 8329, — bei 


. der Ebeichliefung 1335, 
1328, . 
——— 961 bis 


BA ee — — 
u L) ⸗ * er 
* “ 











Bierfieferungsvertran 
A Bayern S 468. 
me Dre 
iliges Ermeilen ei 
—— 315, 317,319, 
— bei der Auslobung 
660, — bei Berwaltung 
einer Gemeinſchaft 745, 
beim Schadengerfat 
829, — beim Pfandver- 
tauf 1 bei der 
Erbaugeinanderjebun 
.. — beim Bermädht- 


156. 
Slinde, Pflegſchaft 1910, 
rer Ned a 
häfte S 833, 5 
ſtamente 81 
Börſe a, 764 
— beim PBfandverkauf 
1221, age 1295. 


38 dalie Berlafiun 
De Beiheibung 1567 
— Irrtum durch B. 
20, — Berjährung ihrer 
been 196 Fr. 3. 
VBoykott S 934. 
Brandihadeuperfidher 


aus der Nießbrauch hr 


1 
Branhans 98, E 164. 
Brantgeieute, Nüd- 
gabe 
BrauttinderE S522. 
Briefhypothet S 981. 
Briefwechſel 127, S 184 
(Mietvertrag). 
Bringihulden S 863. 
u — Vermögen 
310 Dame dat 
nad) 7 741, E 173, 
Miteigentum nah 


181, 
Grunbitlden 1096, 106 
— der Erbichaft 
—2093, — bei einen 
Bermädtnis 2153. 
Bruder al3 Verwandter 
1689, — als Erbe 
od. Bermächtnisnehmer 
2109, 2163. 


genen tan 


Bürge zur Sicherbeits- 
BEN tung 232, 239, f. a 


Bürgihaft 765778, — 
geie® lihe B. bei der 
iete 571, Bürg- 
ſchaftsvertrag 766, 7 
— Umfang der Haftung 


— Einreden de? 
Biroen 768 ff. ſ. a.202 
Birgichaftauf beftimmte 

2 77,-- Kreditauftrag 
übernahme der 

B durch den Bormund 

15 — fbergang der 
9. bei Abtretung der 
orderung 401, — Er- 
löſchen * beiSchuld- 
übernabme 418. 
— Ehe 1297 


Bürger lie Ehre 
re de 1318, 1781, 0997. 


Bürgerlicien Recht, Be- 


Bundes» und Staat 
augehörigkeit E Pr 
VBundeskouſulate E 38. 
Bundedrat, Verleihung 
und CEntziehung der 
Rechtsfähigkeit von Ver- 
einen 23, 33, 44, E10, 
—— eben 
Stiftung 80, außer 

en ‚983, 1807 9 


© 6 


constitutum posses- 
sorium, S 
— in contrahendo 


Im übrigen vol. unter 
0 3. — + 


D 


— 22 — 
nehmung 125. 
Darlehen ee — 
einer Sreditanitalt 1 115, 

—derPfandleibanftalten 


Darlchushnpothet 1139, 


Deichrecht E 66. 
Delittsfähigteit S 822 
Depoiitenänmteri. Hinter 
legungsſtellen. 
Deſßzendentenſ. Abkömm⸗ 
linge. — Deſzendenten⸗ 
Pflegſchaft S 586, S 640. 
Benulae o 1785, E 12 
Deut) Rai 2240, 


Diebitaht 74, 935, 
Bienitbarteiten 1018 bi3 
1093, — Wrunddienjt- 
barteiten 1018— 1029, 
a n 189,4191, 
z 318 beichränfte 
N utihe 1080. 1093, 


— 1069 — 


22 — nal as 
—Beeinträdtigungdur 
überbau 916. 
teufte, Verjährung der 
all — 196 Nr. 
ergütung beim 
— J eleiſtete D. 
5* vr Geſell⸗ 
Fr 733, — de 
a tindes 1617, — de3 
ormundes 18357. a.844. 
Dieneintommen 411, 


— eo 


— 81 
Dien verhättnie zum 
Erblafjer 2 
Di ienfinertras 611-630, 
Rorüber: 
ae Verhinderung 
des Dienstverpflichteten 
S 905, — Minderjäbriger 
113,— der&hefrauldi 5H, 
des Mündels 1832 Wr. 7, 
1827, — Erlöichen des 
er eine Geſchäfts— 
beſorgung zum Inhalte 
bat 675, Vermittelung 
eines D. 655, — Dienit- 
ENT re aejhähte 204. 
erenzge e 5 
HR Th 


s ned eo = 
a — ⸗ 
* Sans nt 


— 5 ſiehe Be⸗ 


freiun 
2 tive Geſetzesvor⸗ 
ge en S 18. 
Doimetiher bei Tefta- 
MLEHNSELLIDENNE 2241f., 


Domizil ſ. Wohnſttz. 
Doppelehe, Ehehindernis 
1300 1326 Scheidunge⸗ 
nach 1565, — Grund 
zur Üntziebung des 
Bflichtteild durch den 
(Ebegatten 2335. 
oritejtament 5 684, 
ranfaabe 336 fr. 
»reiktgiährigeisciit12], 
124, 195, 218, 318, 3 
503, 567, 801, 85 2 1807 
— beim Einenbefib bon 
Grundſtücken 900, 937, 
— bei Kimiebung eines 
Nacherben 2109, 
Dritte, Leiſtung durch D 
207, 3866 Ba, — Geiftung 
an ©. (Verträge au 
Huniten Dritter)328 bi3 
335, 3U2, 2076, — Be 


—— 


ftimmung vonkei tungen 
durh D. 317—319 

Rechte D. 499, 577 
846, 876 f., 936, 9 
949, 1237, 1245, — Ein 
wendungen D.g gegenüber 
ee * Nichtigkeit der 


— Wirkſamkeit 
der —— eines 
Eh aa daR, D. enuper 
ftimmung ®». bei lebt- 
no —— 
2048, 20 2153 5f 
2193, 2 — Richtig ⸗ 


keit — — über 
Ben ne eines leben- 


PR nung bei Willen?- 
erflärungen 123, 318 
bei Eingehun TR der (he 
1335, 1346, 1704, — bei 
Erric tung lettwilliger 
Se gungen 2078, 2339 


Dünger al® Zubehör 98, 


€ 


@he 1297-1588, E 198, 
— 1322. 1847, 8 15 1508, bis 
E 40, 
124 — —— 
1308 — Yuflöfung: nn 
Scheidung 1664—1587, 
1635, E 17, E 206, 
durch Tod 1509, — durch 
Mieberberheiratung 
1348, — Nichtigkeit und 
Anfechtbarkeit 1323 bis 
1347, 1350, 1351 (ſiehe 
—“ Wirkun⸗ 
gend. E. im Ullgemeinen 
1353—1362 Aufbeb- 
ung der ehelichen Ge- 
mn lanıE 157 "1576, 
1586, 1587, E 201, — 
—*8 Lebensgemein⸗ 
ſchaft 1353, S 1 
Ehebend, als Shebinder- 
a: 131 328, — als 
bare geacun 108. 
. En — 
rechtliche Ste — 


Da E 

ei märtsfäbintet 1399, 
— als Vormund 1 1887, 
1900, a. ehelichen 
Güterrecht, 


— Mllg 
meines über die Rechts- 
Fee Daran 8908ff., 


Ehe "Ant kuchs⸗ 
verjährung bei E. 204, 


— = 
——— — — — —— — — —— — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — — 


-- Einwilligung zur Ans | 


nabıne Hindesjtatt 
1746 1, Unterbalt®: 
pflicht 1604, 1608, — ge: 
feßlichesErbrecht 931ff. 

Unwirkſamkeit lebt: 
williger Verfügungen 


an 


2077 Er bvertrag2276 IT. 
gemeinſchafttich Teſta— 
ment 2265 —227, 3,2279], 
- Pflichtteil >37 3 2235, 
(Erb verzicht 2346, — ber: 
ſönliche Beziebungen E 
14, E 199, j. a. eheliches 
iterrecht. 
Ehehinderniſſe 1303 ff. 
Eheliche Abjtammung 
Sin 1600, E1#, 5207, 


eat 


423 . 


eheiines "Güterr echt 
363—1563, E 15, E 16, 
E200, — geje ebliches(Ber: 
waltungd- emeinſchaft) 
1363—1431, Ban den: 
haftung 1410-1417 
— — bis 

—de ie, m 
Güterreät 5a Bes 
en Süten 
rungen: 


—— 
afts⸗ un Sahrnis· 
— Allge⸗ 


gemeinſchaft 
meines 81 
Eheliche Kiuder 1591 ff. 
— Bohnlis 11, — recht⸗ 
liche Stellung 1616 bis 
1698, auch 1305, 1314, 
E 19, E 203, E 807, — 
Annahme an Gindesftatt 
1747 ff, 1757. 
epelicteitä-Ertiärung 
1740, auch 2043. 
epemanm 7% len 
eit E 9, }. Ehe ufw. 
ehemänbigteit, Ehe⸗ 
ließnug ſ. unter Ehe 
Eheſcheidung 1564 
R joe ‚a. unter cf 
— ttelnue 656. 
Ehevertrag 1432 _ big 
657, auch 1368, E 15, 
E — Eintragung 
in das Güterrechts⸗Re⸗ 
gilter 1558—1563, 1435, 
436, — Allgemeines 
S 1000, S 1002 ff. 
Ehreuredte ſ. bürger- 
iche Ehrenrechte. 
Eidesuorm bei Dffen- 
barungßseiden 261, 259 
Ber: 


Eidesftattlidhe 
tung 1789, 1870. 


pfli 
Eidesſtattliche er 


ſicherung 2356, 235 
- 10709 


——— — 


vV3 
Bi 


836, 900, 
, 965, 958. 
‚berbotene 


ergsmbens 572 872, 
ei Een 


init, 
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Eifenbahunufall, mit- 
wirtende3 erichulden 
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Erbbauredt 1012 bis 
1017, E 184, J. a. 410. 
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Erlöſchung ngönrund der 
— e 362 
big einen 
a —— 453. — * 

ug um Zug 

— beim u uf 433, — 

— — 
laßverbind» 

—755 beim 


Erb⸗ 
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Wermieterö 536, des 
Entleihers 601, — des 
Teilhabers bei der Ge⸗ 
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Erlaß der Schuld 397, 
235, — der Vertretung 
Dan Enge Sae 


Eeenbute "dienstliche 
zur Ehejcliekung 1315, 
— zur Übernahme einer 
—— 1784, 
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1325, 1331, 1336 f. 340, 
1364, 1437, 1516; 1596, 
1676, 1729, 1748. 1751, 
der Ehefrauen 139, 
81 — beim Bor- 
Bande 1780, 1865, 
im Erbredt 2201, 2229, | 


2275, 2282, 2290, 2296, 
2347, — S 18. 


Miete Degen’ "Mängel 
| 


eaaftetäheung ohne 
—— ßerung 


Geſchent, ſ. Schenkung. 
Geihwiiter 1310, 1775, 
1786, ſiehe a. Bruder, 
Schweſter. 
Geſellen, Anjoruchäver: 
jabrung 196 Wr. 3. 
— Allgemeines 
I) — 7105—740, 
Fr E 10. 
Geſeilſchafteri innen 522, 
Geſetztiche Erben, ſiehe 
Erben. 

Geſetzliches Güterrecht, 
ſ. eheliches Biüterrecht. 
— Pfandrecht, 

Pfandrecht. 
— 
107, 278, 


2347. 


Geſetzliche Zinſen 246. 
@efiude 2237, E 95. 
@eftohlene oder verlo⸗ 


rene Juhaberpapiere 
no Las en rg 9386, 


„1008, 1002 Seiäbrbung 


“ 


Bertreter 
1336, 1437, 


— 


544, 618, Berlegun 
823, 833 f., 836, 343. 
845—847. 

@ewährfeitten.b beim Ber- 

Bewährte leiftn 
e r ng 
— wegen Rappel im 

Recht 88 434 


beim 


beim Kauf wegen ängel 
der Sache 459-—493, 
bei mer en zm Mängel 
im 


der Sadıe 

beim Werfvertragt — 
Recht 651, 
= = beim, Werk 
ertrag wegen änge 
des Wert 168 633.63 
Unterſuchungs⸗ an An 
eigen icht betr. Mängel 


—— im 


orausſetzung der 
—— 891, 
S 910, — f. ferner 


365, 3 600, 757, 
1624, 2183, "2376, 2385. 
Gewalt t gegen Ei sun 


59, 
701, 199 —8 
G. "beim Belib 85 Pu 
f. a. elterliche (Hemalt 
| Gewerbebetrieb 196, 
269 f ſ. a. 98, 
ı 1822. 


| @ewerbeordnung E 36, 
E 94, E 125, |. a. 44, 62. 


— 1075 — 


0 nn I LE a nm 


Gewiun, ‚entgangener 
252, — bei 


ber Meſell⸗ 
schaft TEL f. 


GERINNENSENS deine 
234, SG1, 804, 305, 
1081. 1083, 1296, 1392. 
1814, 1818, 2116, E 174. 
Gezähmte Tiere 960. 
&laube,öffentliher,beö 
Grundbuhs 89%, 5 065,, 
S 440, nuter j. guter 
Glaube. > 
Gläubiaer 241 fi, 
eines Vereins 49 ij, 
—— des ©, 293 bis 
429, — Rechte 
egen einen Riekbran er 
1088, — eine8&be 
oatten 1410, 1411, 1489, 
— des Erben 2214. 
Sean 1240. 
Gräben 582, 921 f. 
near. der ermandiichaft 


Grenze bei — 
907, 912 fff, 919 fi.. 923, 


E 183, Örenzprozeffe 
8 958 
Grobe Fahrläſſigleit, 
ſ. Fahrläſſigkeit. 
Größe, fehlende 468, 
= BBi. 
Großeltern 685, 1926, 
1776, 1899, 
Srokiähriakeit fiebre 


Minderiäbrigfeit. 
Grundbuch, Grundbud- 
recht 873-908, E 1, 
E 127 if. E 186 iT., _ 
$rundbudh-Einridytung, 
Formular uſw. S 943, 


8 945 fi. Eintra- 
gungsfoften 449,j.a.914, 
927, 1148, 1438, — 


Erklärungen bor dem 
Grundbuchamt 875 fi. 
g25—924, 1015, E 142, 
E 143. 

Grunddienitbarteiteni. 
5 tenitbarfeiten. 


Grundfredit S 968 fi. 

Srundihu11g1- 1198, 
E 53, E 60, E 117 5, 
E 195, 1. ferner 232, 258, 
439, 880, 1080, 1203, 
1291, 1551, 1807, 1 
1821, 2114, 2165 _ 
Grundſchuldbrief "a06, 
952 ‚1195, — Allgemeines 
S 967 ff. — Formulare 
S 987-998. 

Grundſtücke, Beſtand 
teile 94-96, ſ. a. 690. 
946, — Rechte an G. 873 
bis 902, a an & 
303, 859, 867 


Eigentum an br. 405 fr. 


1009, — Erwerb und 
Verluſt bes eigenfüms 
925—928, j. a. re 
E 127, E 129, SE 142 
— Berfauf von Gr. 313. 
416,435 7., 444—4485, 449, 
468, 477, 503, 509 F., — 
Bermietung De Gr. 537, 
‚556, 559 ft. 565 ij. 
571ff. — Radt an land» 
wirtichaftlichen &. 582 ff. 
en and, 1031, 
1043 f. 1048, 
1056, 1082, — Vorkaufs— 
recht an Gr. 1044 Mr — 
Reallajten 1105 ff. 
beim ebelidien Güter» 
recht 1423, 1455, 1551, 
= Berfünung des Vor⸗ 
mundes 1821, — als Ge— 
genitand eines®ermächt- 
nıjjes 2165 fi, 2182, 
. ferner E 0, E 106 — 
110, E 113, E 116, 
E 117 f., E 126 fr, E 131, 
E 189 ff.. E 196. 
Bütergemieiujcait, 
— all 
gemeine G. — 


Güterredt j. eheliches ©, 
Gilterrehtörcaiiter 
— — 

erſtaud, ehelicher, ſ. 
eheliches Guterrecht 
Gütertrennnng 14? bis 


ehe⸗ 


1431, 1436, 1441, 1470, 
1545, 18. — "Allge 
meines 831 

&nte Sitten 138, 817, 
819, 826, E 30. 

Gunter Glaube oulllgemeis 
nes 5 939, 59 9 S 961 


bis 965, audı S 955 ff, 
— 0996, 932—934, 936, 
En Taung), 955, 957, 
990 ff. 1208, 1244, 


Gutsh herrlich :» bäuer: 
ur Sertkaine 


RE Abfin⸗ 
dung Dritter 330. 


H 
— der Vereine und 

gane 31, 42, 53, 
1.0.89, — be3 Rertreters 
179, — beö Schuldners 
976, 278, 287, 300, 419, 
— des Schenters lebe 
Scenfer ujmw,, Bar 
tung für andere 278, 31, 
— perlönlide 9. des 
Eigentümers für die ein- 
zelnen Leiſtungen ber 


| 


— — — —— — 


Reallaſt 1108, — des 
———— für die Hy— 
potbef 111 des 
Pfandes 1510, 1264, — 
Des Ehemannes für 
Schulden der Frau 1388, 
1459, 1530, — der Erben 
für Nachlaßverbindlich- 
feiten: 
1028 ff. — 1967-2 

(unbeidhräntte 1993 bis 
2013, beichräntte 1975 
bis 1502), ſ. a. 20536, 
2058 fi 44, 2145, — 
des Maufers beim Erb- 
ſchaftstauf 2583, — des 
Staates, der Gemeinden 
al rü 3 F Beamten 


safipftichiaciet E 4, 
Halbe Jahr, h. Monat 


— 196 Rr. 9. 
anbelöfauf 5 8834. 
— —— (er 385, 457, 


za eld I ae abe. 
un : 
ei Er 

so. an an Eibesftatt 


en 196 Nr. 1. 
Handzeichen 126, 129. 
Sauptmängel bei Haus⸗ 


tieren 482 
Hau ache 97, 98, 470, 
Haust alt 855, 1361, 


aushaltungs 


Allgemeines 8 


— 


—* 1382, 1932. 


Änslerreiit E 63. 
Knaller 481 ff., S 306. 
Saudwirte, Haftung S 

264, S 931. 


ede 921. 
ebammen 196 Wr. 14. 
— Reine 1318, 
4, 1345, 1699. 


demmungd. Li —3 


der igentumserfipting 
——— Pflicht gu 
H. v chen im 
Snneinen as, 200, 273, 
292, 440, 985 fi. 1007, 
1011, — bon Früdten 
und NWubungen 102, 
302, 993, 987 f., — von 


Srundfticden 303, 692, 
1100, — von Bermögen 


A 


| dekeen r ale 


1421, 1681, 1890, — von | 


Seichenten und Bereiche: 
rungen 516, 528 f., B16, 
1301, — des 


= 1076 — 


Pfande⸗ 


1231, 1296, — von Erb» 
ichaftsjachen 2130, 2374. 
— Sachen 96ff. 
—— Haftung 
für ſie 278, 
——— 
Dinterlegungsvertrag 
685—700, — 9. zur Be: 
friedigung db. $läubigers 
269, — zur Sicherheits: 


leiitung 232—935, 1. fern. 
b2, 422, 432, 489, Ga, 
691, 1077, 1082, 114%, 
1171, 1217, 1219, 1224, 

12#1, 1392, 1667, 17 16, 
1508, E 144, 1814, IS1S, 
1853, 1960, 2039, 2114, 


2116, E 145, E 146. 

Hinterlequmasichein bei 
— Erbbertrag 
2246, 


geäcitegeigente 2. 


Gewalt. 

olihutd 206, 697, E 92, 
onorare der brer 
196 13. 


ot —J 11181190 
Bares, u; E 117, 
E Hr u Berfährung 
der Forderung 223, — 
bei Abtretung der For— 
et te er- 
venat ei fang „288. 

— bei Sch übernabme 
ein Sormular S GB 
ferner 418, 439, 


Bon, ca m 776, 880, 1151, 
hevsietenerung 


bpu> 
tüctenbrief8 062,1116, 
1117 ff.. 1819, E 192, — 
—— S 967 N 
Formular S 985 ff. S 


— S 990. 


J 


70, — 


— 


rift 188 
bon ee 
Sub do A 
Inhaberpe 1204 1.188 r 
nbaber iere i 
Erg 7, — (Eigen: 
ee an J. 
1006 — Nießb 
an g. 1081—1 
ferner 28 on J. 1293, 
1. ferner 234, 1362, 1381, 
1392, In. 1814, 1818, 
1853, 2116 f. E 98. 


braud) 





* 


Satan, rung im 


F ne E 65. 
nitleute S 894, S 898. 
ulerei &, Criab, Sa 3. 


252, 281, 
8 — 
a — ee 


— de — 
37 terhaltung 
Ehe 1337, — ne — 
poſitives 8 52, S 400. 
Iuternatigualeh Bri« 
— 732,8 734 ff. 


Interventionätiage 8 
432, 894,89 


Innatidenverhdierung 
ſ. Altersverſ 

Inventar eines Grund⸗ 
tũckes Badıt 586 bis 
90, — beim Nießbrauch 
1048, 1378, |. ferner2111, 
— a Bermögens > Ber- 


zeichni 
——— g 
— nznen 1993 bis 
u De 

2063, — durch den Bor- 
erben2144 ‚—Beibilfe de3 
Zeitamentsuallitreders 
2215, — beim Erbichafts- 
tauf 2383, 148, — 

Sormular 8610 
Irrtum bei Willend- 
ertlärungen 119, — bei 
—— fe 231, — bei 
&ef äftsführung 
—— rund zur An⸗ 
fechtung der en 1332 ff., 
1346, — bei Annahme 
der Erbſchaft 1949, — 
bei lestwilligen verfü⸗ 
Eee Se 
e erfouen 

Brent E 86, 
E 166, f. 
2044, 2101, 2106 f., 2109, 
2163, Haftung Br 
Beamte, Angeitellte uſw 
Haftung, — Allge⸗ 

meines S fl. 


K 

— beim Ver⸗ 

Ph 284, 296. . 

tal, Abfindung in 
— den Inhaber 
Kaßen öffentliche E 9. 
ka eujne ne SM. 
kant 433-514, — nad 


Probe 494, — auf Brobe 
495 f., Wiederkauf 497 ff. 


’ 


Miterben 





—Vorkauf 504 fi, — Kauf 
bricht nicht Miete 571, — 
Fund Miete 578,8. und 
Merfvertran b5l,— einer 
Erbichaft 2371 bi 2385. 
Kaufleute 196 Nr. 1,5884. 
Kaution, Dienit-, Pacht-⸗, 
Umts-, 5 376, d J. a. 
Sicherheitsleiſtung. 
Kautionshnpothe 1180, 


— müfen 122, 166. 
Kinder, ehe iche 1691 bis 
‚161 698, — au 
nictiger une 1009 0 
1704, neheliche K. 
1708-1718, u a. 1310, 
1589 207, E 136, 
le 1 1593, — deren 
Segitimation 1719 bis 
‚, E22, — Einwillig- 

ung hei aabeici! iegung 
der K. 130 7 f, 
1364 —— ſitz 11, — 
bei Schadenserjah 82 Bi, 
ne. et 


— La. —— * 
Kindesſtatt ſ. Annahme 


an K. 
— —— 

r e un⸗ 
— bei Eh itur 


Klage ſ. Anſprüche, — aus 
—— Mertr e 
e en ET 
— Bene agen 
„. — auf Anfed)- 
tung nr ir eidung der 
Ebe 134 ff.. — auf 
ee ehtuna der Ehelich- 
teit 1596, — der Ehefrau, 
betr. ihr KBermögen: 1418, 
468, — Erhebung der 
@L 209, 211 984, 
E 152, — Ber äbrung 
der RL, 1. Anſpruchs⸗ 
berjäbrung, f.a.E6, — 
Bun are S 
Kleider der Ehefrau 1362, 
es 1477, — de3 Kindes 


Rieinbahnuuter- 
Pt En 
onftätafie 304. 
Röepe ei a Gebrechen 
ebrechen. 
Rörpertice Gegen: 


aörgerjaefe ‚0, 1008 
Körperberlegnngs?: 32öf, 
Kommiine —* ſ. —2 


= 1070 


Kommunalverband395, 
E 77. E 126. 
Kompenjation ſ. Auf: 
rechnung. | 
Konkurrenzverbots778 
Konkurrierendes Ver— 
ſchulden d.Berlebten 254. 
Konfurs bei Bereinen 


und juriſtiſch. Perſonen 
42, 74 f. 86, 89; J. im 


oec 209, 377, —* 
>, 1: 36, 17: 3, 1419 
1543, 1545, 15 547f. 1647. 
1781, 1971, Konkurs— 
verwalter 161, 184, 353, 


4577.,499,883, 1098, 2115. 
Kontursordmung 1984 
| 


Aonſens ſ. Genehmigung, 
Einwilligung. 

Konventionaljtrafe ji. 
Vertragsitrafe. 


at zeal’ ufm., 5. Gejamt: 
Korreipeftine Dear 
mente S 10 


een a "os, 


Koften der Erfüllung von 
erträ 236, 48, — Ya a uk 


2 467, a et. 
748 or, 981, 998 ‘. 
Aufwendungen, — hei 
en 261, 1, 
386, 435, 449, 9, 897, 
919, 981, 1672, 1844. 
1965, 2061, 2121, 
einer Urkunde, eines 
kurs uf zogonye 
ar uſw 
„1085, 1038, aiaı, 
2314 — einer 
— eines 
tsſtreites 767, 1118, 
1 ei Kl 
64, Tise, 1535, 16854, 
— eine8Strafver —— 
und der Verte ng 
7, 1654, — de or⸗ 
legung von Sachen und 
Urkunden 811, Be 
erbig ungS 3Koften 844, 
ap 1615, 238 1968 


E a. 923, 1083, 
1048, 1384, 1450, E10 
Koſtenanſchlag 650, — 
S 908 fi. 
Konpon ſiehe 
anteilsſchein. 
Kraftioserflärung bon 
Urkunden E 102, E 178, 
172, 176, 437, 799 f, 
808, — des Snnotbeten- 
briefes 1 162, des 
Erbhſcheins 


Bewinn⸗ 


361. 





Krantentafien 394,616. 


Arantheit des Dienft- 
verpflichteten 617, — 
eines Ehegatten 1358, 


1379, 1401, 1447, 1450, 
j. a. 1316, 1786. 
firebit 778, 824, 1823, I. 
a. 8 968 ff. 
Areditanitalt E 167,248, 
1115, 1807. 
Kündigung der Vereins— 
mitalıedichaft a, 
jeitens des Gläubigers 


oder Schuldners 199, 
247, 284, 296, 410, 425, 
767, 1077 7. 1283, 1: 2886, 

bei Miete Dar "acht 
542—545, 565365655, 
564 ff., 569, 570 —5 
— der Leihe 605, des 
Darlehns 600. — des 


Dienſtvertrages 620 ff.; 
— ſ. ferner 649 f. 671, 
675, 712, 723 if, 136, 
— der Snvothet 1141 f,, 
1156, 1160, 1118: }. a. 
1195, 1209, 2114, - 
Recht desEſemännes zur 
ſt. 1358, bes Amtes 
des Feftantents poll: 
itreder3 2226 8176. 
Künuftiae Berbindtidy 
kn 765, 1113, 1204, 


Ränftiges Bermögen 
Pr igewerbe 196 Rr. 1. 
Kur 


wert von Wert: 
papieren 234, 236, 244, 


Zandant 98, 682-597, 
1055 1421 1515, 
1663, 18223 Nr. 
2130, 2312, E137, "E164, 
s 817 
Sandivirt — liche Be- 


triebe1 zeu mine 
98, 693, — Srundie e 


f. Ranbaut und S 
en, Tragung dr 3 


103, 448 
1385, 1654, 2126, Zune, 
— ẽrſfaß bon L 


——— öffentliche 


ebensalter 187, _828, 
nn. f. ve 2337, 
— 3 au 


fahr, — —— 


„2, 618 f., — ⸗ge⸗ 
4 
meintchaftder&he1353, 
— enachſtellung 1566, 
2, 34, — Ba 
feguma 823, 833, 836 
845, -bermutung 19, 
:berjicherung 330, 
- :wandel 2333. 
Lebenszeit, Verträge auf 
x 567, o24, 724, 1a. 
750 Tr. 759, 
Leqitimationunchelicer 
inder1719—1740, 1883: 
ſ. a. II. EB E 909, 
Zchen E 59, E 114. 
Zchrer 196 Wr. 13, 411, 
un 596, 622, 637, E 80, 
— Efhrlius 196 
Wr. 9 und 
Lehrvertrag 1828, 1827. 
Leibesfrucht, eſcaft 
1912, 1918, 5 8 
Leibacdinass, Reib⸗ 
zu tövertrag E 90. 
zeibrente 330, 759-761, 


Leichtſinn, 
bes 8. 138, 

Leihe | 598-606, 
Zeiitung des Schuldners 
1 #7,, Unmöglichkeit 


Mus beutung 


ek L. 265, 275, 280 ff, 

rt der “fu Ort. 

Zeit der &. 271 fi. 299, 
Nerjvrecen der & an 


einen Dritten 328 335, 
— ne bei 
der Neallaft ae 
1088, 1386; 
10758, 1281, 1287, sag 
1399, 1813 , 2083. 
geiinngen auf“ auf Nachbar⸗ 
rund 
Le as ſiehe 


ehelich. Pr 1369, 
1 09, 1511-1516, — 
Benennung oder Aus⸗ 
ichliegung eines Bor- 
mundes durch l. V. lt 
1782, 1856, 1868; 
207 7,2088, — 
2078—2083, Aus⸗ 
legung 2084, — bei Ent⸗ 

giebung des Pflichtteils 

2336; ſ. a. Teſtament. 
Liefer ungavertragbi⸗⸗ 
ö. | Stegen] chafts recht 8 


Lignidation .. Ver⸗ 
einen 47 ff. 7 
Löoſchung — echten 
an — Grundſtücke 


— 1078 — 





im nn 435, 875 
7 91, 901, — eines 
fandtedies im Schiffs⸗ 
regiiter 1263. 
ze, Enticheidung durch 


@otterielofe 196 Nr. 5. 
ne 763. 


Luftraum 
Srunditie 90 908. 
M 
—— 652 bis 
Maͤngel ſ. Gewährleiſtung 


dem 


Mahnung desSchuldners 
u 1160 


ah ahren200, 213. 
ern Yuft raQ., 
en se 54, E 49, E51: 
Marten auf den Inhaber 
807, E 102, — Marten: 
Eleben Ri Alteröver- 


ſicher 
Marktpreis g85 453, 764, 
1221, 1246, 1298. 
Meihinen ala Zubehör 


— zwiſchen Grund⸗ 
ſtücken 921 f. 
Biantejel, —— 481 


— et 11 
= eim 
Werkvertr 


g S 206. 

sRehrheli os Schuldnern 
oder Gläubi igern 420 bi 
4323; |. a. 369, 830, 840, 
— von Stimmen bei ber 
Geſellſchaft 712. — von 
Erben 2032 — fiehe 
Erben, — Mehrheit von 
— — desſelben 
läubigers gegen den» 


felben Schuldner 366. 
Meinungäveriäieden- 
beit alien be em Bater 
und Neger ober v2 
treter ded Kindes 1629 
1676, — zwiſchen Eltern 
1008 — Bormündern 


797 f. — Teſtaments⸗ 
vollitredern 2224. 
SRELISTRIIORDDOTIEHEN 


sie ” B. a5 680 I 
1056, 1423, 1663 135, 
E 9, Eirif, E : 188, 

rg eigins 196 f, 55 
— Miet Dh 
tag Dur den Bormund 


Ride &tifiungen ſiehe 


Sti 
en erfonen,®obn- 
ji89,— Dienſteinkommen 


411, — Mietverhältnig 


570,596. — ebeiat tebung 
1316; ie a. E 44 f., 
E 49, E 51 
Minderjährige, Voll⸗ 
Jährinteiter Hörung 3 
bi3 5, — en 
teit 1 — a. 1 
2237. — Zeftamente 2229, 
2238, 2247, S 1045 
— Saftung | bei Delikten 
a Unterbalt 
IJ. fern. 1626 
elterliche Ge⸗ 


17 malt) „Norm Blast 
E 36 V. 


mu. 50, Kauf: 


le — 
ertvertrage 
des Wertes de? 03 


1 
Sineralien, Gewinnung 
E 68. 


Mißbrauch der Rechte 
des Ehemanne? 1353 f., 
1387 f.. — der elterlichen 
Gewali — as 

Mißhaudlung 
Malen atten 1568, ,— 
des Erblafiere 2333, — 
des Geftnbes E95; flehe 


Mitbeſitz 866, 1081, 1206. 
Mitbürgen 769, 774, 776. 
—— 1008 


2172, E13, E tr — 
Rechte am Anteil eines 
Miteigentümer® 1066, 
1095, 1106, 1114, 1258. 
Miter ben 2032—- 2068: 
2088 ff. 2148, 2204, 

3319, 2307, 2372 

Kiteift 1620, 162 
Mit- 


gliederber ammlıı 
bon Vereinen 32—41,4 
Mitte des Monats 19. 
sen Beſitz Siehe 
iber. _ 
Mittäter 830, 840. 
— Art und @üte 
Nitkolikreder 
Teſtaments 2199. 
er mens 1778, 1786, 
1833, 1894. 
WHitwirfendes Ber 
ulden des Berlesten 


Monat, Friſtberechnung 
1888 f., 1911; f. a. 621, 


5665. 
Mühle, Muhleurecht 98, 
E 164, E er = 


n 


eines 


Mündel, jiche Bormund- 


ſchaf 

Wündefacider, Anlemung 
1806—1811, 1834, 1853, 
S 1018, — Anwendung 
Der Heitimmungen über 
die Anlegung non IR. 


>44, 238, 1079, 1288, 
1377, 1642, — 2119, 
E 99, E 144, 

Wünderhnpolheten um. 

MRünziorte bei einer 
Geldſchuld 244, 245, 

——— Kauf nach M. 

TI 

Muh: und Soll: Bor: 
ichriiten 5 14. 

Mutter, elterliche Gewalt 
1684 1694, 1701 f. 
E 204 i., Unterbalts- 


pflicht 1620— 1625, 16.34, 
— ald Bormund 1845, 
1899, bei Benennung 
eines Wormundes 1776, 
1855, als Erbin 1925, 
2534, — Einwilligung 
zur Eheſchliehung 1305, 
1307, — uneheliche M. 
1719 1.5; 1. a. 1705 fl. 
1747, E 20. 


M 
b t 906 bis 
a ER, Beste 
rve acherbfolge 
1 2146, | El 


’ 


2340, 2363, 2373. 


(a Allgemeines 

RM ab en 

Tabs Yi = 887 ff. „1975 

1, fgemer 200 ‚312, 2 , 
— :gläu- 


biger 1970-1974, 6058 
bi 2063, 2146, 2213 
23823, — »tonkurs 1975 
bis 1992, 2060, — pfleg- 

2% 1960 fi., 2012, 
— verbindlich. 


028 if., — 1967-2017, 
2022, 2086, 2058. fi. 
2144 , 2206, 2378 j., 


J. a. — ⸗verwaltung 
—ã 2012, 2017. 
2205 Dion — ‚pergeicinis 
1960, 
— * 
Nachlaß ger 
meines 8 


— 
Baar 83, 1342, 1491. 
1507, 1 597, 1945, 1953, 
1965, 6, 


e e r 


2 2227, 2228, 
— 1079 — 


i, ge 


2259-2262, 2281,2853f. ji 
2368 ff. — 2384, 


E 140, E 147 
Nachlaßgläunubiger ſ. u 
— —— 

aßverbindlich⸗ 

* ten ſ. u. Nachlaß. 
— bermädtnis- 

gg 2338, fiebe a. 


Radncis fiehe Mätler- 

ertra 

Name 15, — eines Rer- 
eins 57, 64, — Familien» 
name 1356, 1577, 1616, 
1706, 1758, 177 72, E 908. 
— ümſchreivung von 
Inhaber een auf 
einen” Namens⸗ 
unterichrift 126 f. 

ment Teilung in N. 


n..H Berfonen 


Mebenabrede S 831. 
Nebenleiftungen 224, 


Rebenfadhe 97 fi, 470, 


Richter Scha⸗ 


Uung, 
denser 8867. 
339 


atz wegen 
(Vertrags⸗ 


—— 
M greit Allgemeines 
S 836, — bon Willens⸗ 
erflärungen . 116 
bis 118, — von R vn 
gekoäften,, 1 125, 
2, — von 
— 310, 
76, 1136,‘ 
1229, 197, — lebt: 
williger Berfügun Ya 
2263, 2270, 2298, — 


ol 1699 43*1 
1899, 2077, 2268, E FAR: 
Rihtigteitöttage 1329, 
Riederiafiungsgrt 269 
1. Ki F, T. 
Riehbraud, en Sadıen 
1030—1067, —anftechten 
1068 —1084, — an Ver 
mögen 1085—1089, — 
er der Erbichaft 1089; 
ferner 310 7, 1242, 
1682, E 185. 
Notare 1% Nr. 15. 
Notariele Beurkun⸗ 
dung ſ. u. Form — 1. 


a. Richter. 
Notlage, Ausbeutung der 


Notweg 917, 918, E 123, 
Notwehr 227, 859. 


Nutznießung a. Ehe⸗ 
maunes 136 8, 
1373 ff. 1394, 123 
des Vaters am —— 
vermö 1649 * 1678. 

— Er f., 292, 

ungen — 
ee, 4” 48 


487, Ah, 818, eh 
2020, 20923, Dis —8 
E 164, — des einge 
brachten Gutes 13 
1525, — bes Kindes⸗ 
vermögens 1652, — de3 
Mündelvermögens 1813. 
Ruennasrent 965, 1024, 


O 


ODberfläche ber Erde 905. 


DE PENENURRERTETITEN 


Obervormundfhait J. 
Vormundſchaftsgericht. 
OAAſthäume E 122, 


Öffentliche Abgaben 
456, 446, 1355, E 104. 
Öfientlihe Anitalten 
45, 89,196 Wr. 11, E 118, 

E12 1, E 138 f. 
Öffentlihe Wuffordes 
rung zuc Anmeldung 


von ecbanfprüchen 1965, 


Ü6l, 23568. 
Öffenttiche Bealandi- 
J. U. 9 Form. 


Öffenttice Behörde 86, 


Öffenttihe Befaunt- 
madung bei Auflöſung 


eines Vereins 50, ber 


Vevollmädhtigung 171; 
ji. a. 176, — ber Ver— 
jteigerung ; 383, — bei ber 
Yuslobun 657 2 — be3 
Fundes 980 ff, beim 
Pfandverkaufe 1237, 


12 244 f.; j. a. 1562, 1965, 
206 Hl. 
—— Glaube des 
rundbuchs ſ. Glaube, 
Dffentliche Laften ſ. 
‚öffentl. Abgaben. 
dentuche Sammlung 
ff zut liche 


Öffentliche Berſteige⸗ 
„rung ). Werfteigerung. 
a Bene 017, 

123 


Ofientliche Zuſtellung 
einer Willenserklärung 
13 


32. 


Stiftung 


ffentli 
*. 


Bfientüigen, ı Bereind- 
ofenbarun A ng 


9067, E a 
Dfnziere f. Militär- 


perfon 
Dberation,ä ärztliche S94 
Orden, religiöje E 87. 
Ordberpapiere 234 
Nießbrauch an O. 1081 
bis 1084, 1362, 1381, 
rer 1646, 1818, 1863, 


Drbnnnga 78, 

1788, 1 an ofen 

Ort des RR HN 71, 
— Gib eines Bereing 
24, 57, — une 


269 9* 
ſ. a. PR sin, 1194, 
1236. 

ODrtsgebrauch 919, E11. 


P 


"ie {8687 f. ferner 
13 ei erner 
1423, 1663, 1822, 
1008 2135, E171, E 172, 
— acht inien 197, 
1123 a 0. Raution. 
arentelen S 1025. 
arteifähie S 18. 
enfon, Angeitellter 


Benfionate 3186, S 228, 


Berfönliche Angelegen⸗ 
beiten der Ehefrau 
1402, 1416, 1451. 

Berjöntiche Dienitbar- 


feiten 1090 — 1093; 7. a. 
Nießbrauch. 

Verſonen, natürliche 1 
bis 20, Juriſtiſche P. 

Peſen⸗ Rand 2 
erſonenſtan rn 
fundung des 
E 46. 

Pfändung E 89, E 107, 


— einge rachter Sadıen 
569 fi., 704, — des An⸗ 
teild® eine®  Gefell- 
j mon oderZeilhabers 
725, einer For⸗ 
derun 304.4 400: f.a. 377. 
and riefe 1805 
audgeld E 89. 
andalänbiger 868, 

u gebot 19%: !. Biand- 


andlei anfitalten E 
je te 


— 1080 — 


nterefie Pfandrecht an beweg⸗ 
en Su ehe den Sament: 204—1272 


— an Schiffen 1258 bis 
1272, - an Rechten (For- 
derungen) 1273-1296; 
ſ. a. 233, — an Grunb- 
tüden 5. Sppotbef, 
Srundichuld, Renten— 
ſchutd. duch 5 12 — E15, 

-nejeßliches Br. des Ver: 
Werpächters u. 

563, 585, 590, 


mietera 
ſ. w. 5} 59 


647, 704 1257, E 188: 
ſ. ferner 224, 233, 41, 
4.34 bei der PBürg- 
schaft 772, Th, — Er 
üſchen des Vf. 1262 bis 
1266; ſ. a ‚— über⸗ 
Ve“ f. 1250. 
wien vertant 1228 


3 Sn Berfauf 481 "1 
anze, Beitanbteil des 
rundſtückes 44. 


nege 1} — 
ai often. 
Teer oı —* 
— 1 11. 
b, 1428; 


ſ. fern er 1418, 14 
. 1676, 1753, 1761, 
1786 2201. 


r. 94, 
ichtteil, AU gmeineß 
ee 
— —2*— = > 
2333—233 a. 1611, 
1621, 2294 a ver⸗ 


Meet erſ. zier. 


921 
olitiſcher Berein 43,61. 
olise ine örde beim 
a e 965 fj., 973 bis 


| bei —— 375. 
eisbewerbnug Dei 
Audlob = 661. 
Breisgabe des Nachlaßes 
an b. Släubiger S1 
Brivatbeamte, »Ichrer 
196 Nr. 8 und 13, 622, 


627 f. 
BrinstgeWäfler 980; f. 
3 rivatrecht S 17. 
r 


obe au au 
nad 94 4 





Brotura, Eeteilungdur 


Bormund 1 
Beau bei Errichtung 
Eröffnung von 


Zeit men au 2240 bi? 
22 50, 2260. 
— 8 18; 5 a. 


treit 
zoreh often, | 1. Koften. 
e eines Bertrages 
154 f. (Punktation). 


O 
Quittuug 368-371. 


R 


Nauch 906. 

Räume bei ber Miete 
544, 580, — für Dienft- 
verpflichtete dar ſ. a. 
au mus gemieteter 
Raum 93. 

Reine bei Grundſtücken 


Nangberhältuniſſe von 
naar en bei@runönden 


1168, ers E 189; f.a: 


914,-— von Vfandrechten 
an beweglichen Sadıen 
Sn) 1209, 1261, 


Raterteilung 876. 
Rauch, Duldung von R. 


Rahongeſetz E 54. 
NRealaemeinde E 164. 
Realgewerbe⸗ 
berechtigungen E 74. 
Nealtaften 1105-1112; 
J. a. 914 63, E 113 
bis E 115, E 120 f. 
Reieniaftäablegung, 
Rechnungslegnn 
über die Verwaltung 
eines Vermögen? 259, — 
de3 Ehemanned 1421, — 
des Vater? 1667, 16 
— des Bormunbes 1840 
big 1844, 1854, RT bi3 
1892; — ſ. a ‚666, 68 
bei der Getellichaft Y13, 
1, 740; ſ. ferner 1214, 


30, 9218. 

Re te als Grundſtücks⸗ 
beſtandteile 96, — über⸗ 
traoung, Verkauf von R. 
413, 433, 435, 437, 441. 
— an Grundftüden 873 
bis 902, — 1821, 

Nießbrauch an 


ag 16 Nr.15 


Neitstähiateit des Men- 
er Vereine 


810 5, — u e R. 
Din erjä 0er 1 J — 
verdeckte 

Ehefrau 1508 A 406, 
. 1524, 32, 


Waters für das Find 
1643, — de3 Mündelgs 
1795, 1822, — von Aus⸗ 


ländern E — — Form 
— * "m el 
e ran an 
eK. B18. 8 19-822. 
Nenishängistelt a: 
tungen 2 


n "18, 987990, 1613, 


Rehtäfräftige Feſtſtel⸗ 
lung von Anſprüchen 
8 — Entideidung 
219 f., — Urteile, Ber: 
—— 219 f. 283, 

376, 425, 2196. 
Rehhismängel, Vertre⸗ 
Kung Von von N. 439, 445, 
— ſ. Ge—⸗ 

—— 

Rechtsmittel bei Ver⸗ 
letzung der Amtspflicht 
— einer RNechtsſache 


Nechtsuachfolge bei der 
rend ,- n 
der Erfibung 9 943 | — 
. Geſamt⸗, 


— — Stillſtand 


Rechtsſtreit des Ehe⸗ 
"gatten: um 8 


1 
1407, 1443, 1d54, — deg 
Mündelg 18, — — Koſten 
des N. ſ. Koiten. 
un ——— der 
keinem taate E35 
börenden Berjonen E29 
— a Reichabeamten 
Alöverwigtun SG 
eha It der R.1 


ee, Zutan Are 


Redlichkeit — uter 
Glaube, Glaube, öffent⸗ 
— aube 
— E73. . 

‚ Forderungen des 


R. oder gegen des RR. 
— 1081 — 


2 795, 1807, 1815 f. 

2117 7. 

Reichsadel E 58. 

— Te 
E7, Ei4 16 f. E37. 

Neihsanzeiaer795,2061. 

Reihsbant,vinterlegung ' 
1082, 1392, 1808, 1814, 
2116. 

Neihöbeamte E43, E48. 

Neihsfisfus 981 f., 1936, 

— — dem 
BOB, E E4 E32 
bis E 5 

Neihösaeridt E 6. 


Reichsheer ſ. "Militär. 
De tionen. 
eihstanzler, Dispen— 
jationen 1322, 1745, 


Ehelichkeits serflärung, 
1123; ſ. ferner 1320, I 
35, E 38. 
Reidhemititäraeiet 


44 j 
Reimsihudbnd 3, 
1807, 1853, E 50; I, a. 
Res heuer 
Reichsſtändiſche Fa⸗ 
milien E 58, E 60. 
Reihswährung 244, 
Reiſende, Rechts zverhält— 
niſſe 8 222 
Relinidies Befenntnis 
der Dienitverpflichteten 
618, —de3 Miündels 1779. 
—— * Erziehung 


Religiöſer Verein 4361. 
Religionsdiener ala 


Vormund 1784, 1858, 
Religionsaejellihaften 
et —— E 84, 


Rente 5 \yeiprente, Leib» 
us Rentenſchuld; ſ. 


Rentengüter E 62. 
Rentenſcheine 234, 3. 
1296, 1392, 1814, 1817 f. 


— an R. 
a 
n ae 1551, 
1819, 1821, 2114, De 
60, E117f. 
Allgemeines S 969. 
ee 896, 


Retorfion E 31. 

Reugeld 336, 359. 

Revennenhhpothet E60. 

Richter beim Teitament 
und Erbvertrag 2231 ff. 
2276, E 149. 


69 















Mudvieh, — 481 ff. 
elkn — 
niiterigahtlinegeenit, 


ur attung eines 
m. ns 609, — öffent- 
ande bgaben E 104. 
abe der geliehenen 
"Sad e 604,— bed Bfandes 


wädeinsigm 


Sy vertrag 
Nück — r un. 
kaufte ache 440 
— bes eur bei 
der Ba 587 ff. 
des —5* 594; eo 


Rr gabe ſ. BWiederkauf. 
Näücknahme hinterlegter 
Sachen 376 eines 
gemeinf on ichen Teita- 
mente 
nadkäne, Verjährung 
des Anſpruch ches auf R. 
197, 2% : — — von 
inſen bei der 
eern 159 1178. 
dtritt, 
redht, 346-361, — bei 
teilweifer umögligteit 
der Xeifi tung 
rd e huld- 
bei gegen» 
feitigen Berträgen 325 
8 327, — dom Kaufe 
den. f. a. 454, — von 
ber. Echentung 527, — 
vom Werkvexrtrage 636 
— dom Berlöbnie 1298 
— dom Erbvertrage 
393-2298. 
NRüdverweifung E 27. 
Runeacheit; ‚Berjäbrung 
Abtretung und 
übertragbarteit 411, 


Nnhen der Verjährung 
f. Hemmung, — ber 
elterlichen Gewalt 1676 
en 1678, 1685, 1694, 


nk 906. 





ungdes 
— des 





























—— 8 


BI, | 


vertretbare ©. 91, 

verbrauchbare S. 

1067, — ae © 0 

bjnäbı ns -. 
ionz 

228 fi Be — 


be⸗ 


weglice, unbewegliche 


Sachenrecht 854—12%, 
— Er a 5 860 ff. 


— cHänbige 196 

Feſt⸗ 

ee burd S. 1034, 

1067, 1372, 1528, 319. 

Samen al3 Grundſtücks— 
beitandteil 94. . 

Semmmiuns, öffentliche 


„| essune,, d <# Vereine 


edaden, gufüsuna — 


Schadenserſatz 249 fi. 
— wegen Nichterfüllung 
= 867, — Pflicht zum Sch. 
ber Vereine 31, bei 
Nichtigkeit oder Anfech 
barkeit von Willens— 
erklärungen 122, — Dei 
Bereitelung von Bedin 
nungen 160, — des Wer: 
treters ohne Vollmacht 
179, — „bei Selbſthilfe 
228 f. 231, — bei Un 
möglichkeit einer Leiſt 
ung 280 ff. 2492, 307 fr. 
32H, 
286 f. 38, 326, — neben 
Prauigabe U, Sm 
Beam 338 ff. 340 
beim Nücktritt 347, — 
ferner in den Fällen 
374, 384, 391, — beim 
Kauf 440, Ft 463, 477, 


479 f, 490 
ferner Er den Fällen 
525 f, 538, 557, 571, 


579, 600, 618, 628, 635, 
671, 676, 678, 682, 694, 


201 fi. 723, 795, — aus 
unerlaubtenganblungen 
823—852, — bei Wild- 


ichaden 836, — —— 
auf Sc. beim Belib 867, 
— beim Eigentum 002, 
904, 951, 989, 992 f. — 
beim Rücktritt bom der, 
löbnis 1298 fi. — 

der Bormundichaft 1787. 
1833; 220, 1 
2138, —*8* E 95, E 105, 


4 


Pr —— 481 fi. 


ungewert 237, 
Ge Tas: In 
Er og 1515, 2049, 

2311 fi, E13 
Schatz 984, I, : "060 
Scheidung ſiehe Ehe: 
ſcheidung 
Sheinaefhäfte 117, 405. 
— 10823 — 


338, — bei Beraug | 


Smeutans Geſchent 316 
8 534, — an oder von 
Ehenntten 1406, 1446, 
1453, 1477, 1521, 1561, 
1658. 1584; — ſ. ferner 
1694. 1641, 1804, 2113, 
23877, 2395,2327 ‚2399, 
einer Erbichaft 565, 
an Religionsgejellichaf- 
ten E87, — Scenfungs: 
verjprecen 518 ff., 2113, 
—auf den Todesfall 2301. 
Scherz, Willenserklärun- 
nen zum Sc. 118. 
Schiedsgericht 220. 
Schiedsvertrag 
1822 Wr. 12. 
en: Schiffspart, 
Schiffsregiſter 435, 1259 
bı3 197. 


220, 


J 


988 (u 


Laftvagen S 222, 
hlüſſelgewalt der Frau 


— Handlungen, 
ſ. Willenserklärung und 
= 819. 
EONETIENRGEN 847. 
Schmiede 98. 
Schmuckſachen der Ehe— 
frau 1362, 1366, 1477, 
— des flindes 1650, 
Edhreibenönnfundige, 
\. Analpbabeten. 
Schriftlihe Form jiebe 
Form. 
Schulbaulaſt E 132. 
Schuldanerfenntnid ij. 
YInerfenntnis. 
Schulden der Gejellichaft 
139, 735, 738 7. 
Schuldenhaftung ber 
Ehegatten 1410—1417. 
 zdulderla 397, 423. 
Schuldner 24 ff, 
Webrbeit 420 fr. 
Schuldſchein 371, 952. 
Schuldübernahme 414 
bis 419; ſ. a. 329, 182: 
Mr. 10. 
— ERBRESHTER 
| Nedit der Sch. 241 bis. 
853. — Wllgemeines S 
| 50 ff, — aus Berträgen 
| 305—361, — Erlöfcden 
ber Sch. 362—397; ſ. a 
E 170, E 179. 
Shninveriäreiiun auf 
| den „Inhaber 7 * 
ſ. ferner 247f. 
1195, 1270, 1822 Wr. N 
| E IV. E_10 f, 
| 


6 


J 


— — — —— — 


22 


E 174, E 176 ff. 
—— 518. 
780, 782, 


ee 





eans von Grundftüden 


107. 
® Awänerfäaft en — 
irkunge 


1397 Ir MEY a 
33, E 40. 


Chwängernng, außer- 
Amwängen Bel Fr 
ber Bedin- 


n 160 ff 
E weine, Bertauf ein 
Schweſter, bin 
— ne 
nehmerin 3109, 2163. 
@eeteftament 2951. 
—— Verwandt⸗ 
ſchaft 1589. 2234, 2349 
— — Zeffion 


— —— 
—231; 


— 9% 
einen 
bürgung ala ©. 773. 
Sequeſtration fiehe 
Zwangsverwaltung. 
Servitnt ſ. Dienitborkeit. 
Sicherheitsarreſt 229. 
Sicherheitsleiſtung 233 
bi3 240; ferner 5%, 25 
208 229, 267 f. 373, 
321, 509, 562, 579, 738, 
775, 811, 843, 867; de3 


Niet — 1051 f, 
1067, 3 Berbfänders 
121 8, De Ehegatten 


1391, 1418, 1580, — be3 
Vater —desVor⸗ 
mundes 1844, 19886, 2128, 
2217, —erBeamten E%W, 
eiderung bed Be —— 


nen 1960, 10. 
— Baeihäft 
eigerun ra 997. 

erung v 
—11%, 238, — für 

— — 648; 

on 1287, E 91, 


eichenich Lebensjahr 
Eicbsiaites Lebensjahr 
eicaet, @iegelnng 1960, 


Pa E 66. 
Silberſachen 1240. 
&immnlation ). Schein. 
Singnlarnachfolge ſ. 
——— e. 534, 


en e 
Tage, 1804 


2113 
eitttiches En 


eis eine8 Vereins 23 j., ! 


b, 57, — einer Stiftung 
Soziatpotitiiche 


834 ‚Kinder 

Eoldaten ji. Militär- 
perſonen. 

Eoll⸗ und Muß⸗ Bor- 
ſchriften 8 14. 

Sondereigentum E 181. 

&ondernahfolager bei 
der Gemeinſchaft 746, 
7061, 75ö, beim Mit» 
5 entum 1010 ſ. a. 

‚ — Begriff S134, 

g 881, S 1024. 

Sonderredite der Ber» 
ner 35. 


Ber: 


Sonnta 

Sorge für Finder 1627 ff. 
1654, 1696 „ 1707, 
1738, 1768, fürmündei 
1793, 1800, 1850, 1901. 

®or afalt, im Berfehr 


erforderliche =. 276 f. 
des Verwahrers 690, 
— des W@eiellichafters 
— — des Eben atten 
135 — Des Waters 
1064, — des Borerben 


Scplaipoiitiiäer Ber- 

Gonveräne Samilien 

Syertenen. 1807 
5 


Epeijewirte 196 Nr. 4. 
Epezififation 950 FF. ſ. a. 
Imbildung, — Spegifi- 
kationskauf S 875. 
Epiel 769764. 
Sprachunkundige 3 833, 
S 1044 j. Dolmetjcher. 
Sprechensunfähige 
Stumme. 
Einst, Ben. für Be 
— . ferner 
— en 
— 305, 118,8 121, 
Zorberungen. gegen 
den 


248, 


236, 1 1807 
2117,E 98; ſ. a 
eisatbenacsörigiei 
E41; |. Auer 


14 ’ 


Staatsbaufk 1808. 
——— ſ. 


Siaatöfntmen 


Be» 


E 97 
a. 232, 1807 Nr. 2, 
Staatöverträge E 56. 
&taatlidhe Verleihung, 
Bewilligung, Ge⸗ 


— 1083 — 








——— | 
7 Nr. 2 


nehmigung 22, 33, 80, 
763, 796, 1322, 17 23, 


174 
Stahtjäränte der Ban⸗ 


Stämme bei der Erbfolge 
1924, 1927. 
Stammaüter E 59. 
Ctanbeäbeamter 1317 
bis 13 E 46. 
—— Un⸗ 
terhalt 519,528 f., 1608, 


1610. { 
&tellvertreter ſ. Ver⸗ 
tr eter, von Beamten 


Stiftungen, 20-5 89: 
ungen 80— 
45 0043, E 86, 


5 51, E 188, — As 
efitiameisen, 
gen 
— 8 —J— 
496, — Ver⸗ 
on ‚stillichweigender 
en ——— einer Ver⸗ 
Base ng an 632, 653, 
9: 625; ſ. a. 
— Ode, oa 
etitkans der Rechts⸗ 
e 203, — des Pro— 
55 — 911. 
Stimmenmehrheit bei 
Mereinen 32 ff, — bei 
ber Gejellichaft 709, 
Stodwerfe 1014, - 
Eigentuman &t. E 182. 


Störung — Beſitzers 
862, * 102% 
Stoff, Rn beim 


Merkvertrage 644 7,651, 
— ni fremden 
al 
Strnibare Handlungen 
ij, unerlaubte 9.; 1. a. 
1565, 1680, 2335. 
Strafgeiegbud, Straf: 
= 2937 Nr. 3, E 34, 
107, E 135. 
Eirafprozehorbnung 


Strafverfahren negen 
einen Ehegatten 15386, 
—* 1415, 1463, 1. a. 


Strän er auf Nachbar⸗ 
Bis 207 N f. 


906,5 188. 
— — 209 
r. 4, 215; ſ. a. 478, 
Sinmme 1910, 2243, — 
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Reib-, Überbau-, Unter: 


altsrenten 760, 913, 

612, 1614 „1710. 
Borausv 

d. Mietzins 
Borandvermä 

2110, 2150, 3373. 
Vorbehalt, ebeimer bei 
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Sacıen ctläpen) BOB 
bi8 811, — von Hypo⸗ 
tbefenbriefen uſw. 896. 
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1687 ff. — Genehmigung 
des N in einzelnen 
er 112 5, 1336 f., 
1437, 1595, 1714, bei 
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Zahlnugsſsſperre 799, 
Zahlungaft # ei Er 
ablunaafta 5 ⸗ 
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971, 284, bei Erbeins 
iebung 2066, beim Ber- 
mächtnis 2162, 2177, — 
Unwirfiamfeit, Unsur 
läjliafeit von 3. 388, 
Er 1317, 1598, 1724, 
742, 1768, 1947, 2130, 
Sr 
Zeitpunft bes Todes; ſ. 
u. Tod, — bei ara 
ftimmungen 187; ). a. 
290, 2103 


Zentralbehörden der 
ea te 795, 982. 
nd re Übertragung, 
emder 


*Eiden ve bei | : 


brauchſache 1042. 
Zeugen, ee 196 
17, — bei der ar 
Schließung 1318, E 40 
7a, — bei der —5 
mentäerrichtung 2333 


4 
Zeugnis über ein —* 
verhältnis 630, E 96; 
a. B — des 
— —— — über 
Fortfeßung der Güter⸗ 
— 1507, — 
ber Ernennung zum 

Teſtamentsvollſtrecker 
BGs. 


Sinfen, 3 Berjäbrung der 
Rüditände von 3. 197, 
223, — Zahlung von 3. 
unterbriht die Ber: 
jöhrung 208, — a 
— Binfezzinien 
348, — bei ‚Sinterlegung 
Br — — 367, — on 
— 

Darlehen 608 f. 
ungerechtfertigter Be 
teicherung 820, — bei 
Sadhbeihädigun 849, 
— Forderung auf 3. ale 
Gegenitand des Nieß⸗ 
brauches 1076, — beim 


— 1091 — 





Nießbrauch am Ver—⸗ 
mögen 1088, einer 
— 


7 v 


Ointerlegung von 


10, — einer 
orderung bei Ber- 
pfändung eines Schiffes 


1 
Exitrestung des vland⸗ 


rechts einer For⸗ 
—— ‚auf deren gi Zinfen 
er Berbind- 


ü Pliten or — 


—— — agigß 
ſ. a. geſetzliche vertra 3: 
mäbipe, ——* en, 


ins eine "799, 801 bis 
3 a —9 


E 774.ginterle 
von 7 4 m Bine 5,11% 
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Grundſtückes 
anderen 890, 1131 
Zujhüfesum&intommen 


eines 





Infinernns, sugeiherte | wang |. Drobung. 
aften Zwangdenteiguung 
aufanniaten des Shan El 
desbeamten 1320 f Swangsersiehung 


— des Berichtes ye 38 
132, 261. 
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2 bis 5 (574) — 6. 7 (576) — 12 bis 14 (596) — 28 (596) — 31 (606) 
‚34 (606) — 35 . 36 1018) — 40 (618) — 42 . 43 (624) — 44 bis 46 
(632) — 47 (636) — 49. 50 (636) — 53 bis 55 (636, 640). 


u erarli Ausführungsgeie zum BGB. 


33 . 34 (640) — 38 (640) — 67 bis 70 (642) — 79 . 80 (646) — 
135 (646) — 137 (646) — 139 (646) — 140 bis 142 (648) — 172 bis 174 (648, 
650) — 188 (650) — 190 bis 204 (650 und die dort angegebenen Fortiegungen) 


— 206 (660) — 213 bis 215 (660, 662) — 217 bis 270 (662 und die dort an: 
gegebenen Fortſetzungen). 
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Badenſches YAusführungsgejek zum BGB. 


1 bis 12 (674 und die dort angegebenen aeg — 13 bis 8 


(696 und die dort angegebenen Forljegungen) — 


04) — 32 bis 36 (710, 
712) — 40 bis 42 (714, 716). 


Sandelsgeſegbuch. 
1 bis 7 (750 und die Dort angegebenen mt Bungen) — 17 bis 19 (754) 
— 21 bis 31 (756 und bie dort angegebenen ortegungen) — 37 bis 41 iu (26a, 


766) — 43 bis 83 (766 und die dort a 


n Fortſetzungen) — 
382 (782 und die dort angegebenen ort Bungen). 


Kaiſerliche Bersrbnung 
betr, sie Hauptmängel und Gewährfriit beim Viehtandel. 
Vom 27. März 1889, 


Adgedrudt Seite 160, 162, 164. 
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BBerichfigungen und Zuſätze 


Seite 50 ift dur eine Zeilen-Verſchiebung beim Satze die 
Fortſetzung der Note 26 Hinter Note 27 gejtellt. 
—*8 muß es in Note 8 zu 8 340 heißen: vgl. Note 5 zu 8 339 
(jtatt: Anhang 5 ujw.). . 
Seite 126 muß es in Note 8a am Ende zu $ 366 heißen: Konto⸗ 
turrentverhältnis (ftatt: Konkurrentverhältnis). 
Seite 158 muß es in Note 51 heißen: $ 3832 56B. (abgedrudt 
Seite 804) Statt: abgedrudt in Anhans 2 zu $ 433. In 
Seite 164 Note 13 zu 8 504 betr. die $orm des ein bloß pexſönliches 
Borlaufsredht begründenden Bertrags ift gemäß dem Geite 885 
(Zeile 22 ff. von oben) Gefagten zu beriätigen. 
Seite 322 Note 2—4 zu 8 1018 muß es heißen: vgl. Anhang 2—4 zu 
8 1018 (Itatt: 2,1080). 
Seite 640 Note 3 zu 8 2101 muß es heißen Dejzendenten- Pfleg- 
ſchaft (hatt: Deigedenten- ulm.) ö 
te 754 Note 13 zu Art. 64: Die dort angeführte Yandgüterordnung 
vom 30. 4. 1882 it aufgehoben dur das ebenfalls dort angeführte Geſeß 
vom 2.7. . 
Seite 934: Während des Drudes diefes Schluß-Bogens bringen die 
Zeitungen vom 28. Februar 1906 die Nachricht, dem Reichstage jei ein Geſetz⸗ 
entwurf betreffend Anderung des 8 833 BGB. (Erſatzyflicht der Tierhalter) 
äugegangen. Es würde damit die Sit Anderung einer Vorſchrift des BOB. 
erfolgen. Welche Faſſung der $ 833 Ichlieklich nad Durdhberatung des —* 
entwurfs im Reichstag erhalten wird, läßt ſich zurzeit natürlich noch nicht 
ogen. Daß aber der 8 838 geändert werden wird, erſcheint nach den früheren 
tatungen des Reichstags greiielles. Nah dem Geleg-:-Entwurfe fol 
8 833 folgenden zweiten Saß erhalten: 

„Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden durch 
ein Haustier verurfadt wird, das dem Berufe, der Er: 
werbstätigfeit oder dem Unterhalte des Tier: 
alien zu dienen beftimmt ift, und entweder der Tier- 

alter bei der Beauffiöth ung des Tieres die im Verkehr erfor: 
derlide Sorgfalt oder der Shaden aud bei 
Anwendung diejer Sorgfalt entftanden fein würde.“ 
Diefer Zuſgt würde eine erheblide Milderung der jegt ſehr ſtrengen 
„Haftpflicht des Tierhalters“ bringen. vgl. hierzu den Wortlaut des 8 833 
und die Erläuterungen in Anhang 36—38 dazu (Geite 934). 
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